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I. Einleitung

Forschungsstand

Im Oktober 1938 erschien in der amerikanischen Zeitschrift »The Library Quar-
terly« eine bemerkenswerte Rezension des an der Sullivan Memorial Library 
(Temple University) tätigen Bibliothekars Hans Muller. Im Mittelpunkt der 
nach den Worten des Generaldirektors der Deutschen Bücherei (DB) »ziemlich 
kritischen« Besprechung stand der Jahresbericht über die Verwaltung der DB, 
der den Zeitraum vom 1. April 1931 bis zum 31. März 1938 umfasste.1 Dieser 
Bericht veranlasste Muller zu einigen grundsätzlichen Überlegungen, die nach 
seiner Auffassung »von besonderer Wichtigkeit für das Bibliotheksleben« wa-
ren. Wie er betonte, könne man das nationalsozialistische Deutschland »als ein 
einzigartiges soziologisches Laboratorium betrachten, in dem alle Einrichtungen 
dem Einfluss außerordentlicher Umwandlungen der politischen und kulturellen 
Gedankenrichtung der Nation ausgesetzt« seien. »Wie ein Meerschweinchen bei 
einem Experiment«, habe sich auch die DB in den letzten Jahren »der Atmo-
sphäre eines immer stärkeren Druckes ausgesetzt« gesehen. Ihr Verhalten unter 
der NS-Diktatur zu analysieren und zu untersuchen, wie sie sich »mit den neuen 
Kräften auseinandergesetzt und sich ihnen angeglichen« habe, sei die Aufgabe, 
welche die Bibliothekswissenschaft zuerst lösen müsse, »bevor sie Hypothesen 
über das Verhältnis zwischen der Regierung und der ›Friedensprovinz‹ des bi-
bliothekarischen Berufs in Deutschland und den anderen totalitären Staaten auf-
stellen« könne.2

1 Vgl. [Review von] Muller, Hans: 19.-25. Jahresbericht über die Verwaltung der Deut-
schen Bücherei: 1. April 1931 bis 31. März 1938. Leipzig: Börsenverein der Deut-
schen Buchhändler, 1938, Pp. 144. Pls. 16, in: The Library Quarterly 8 (1938), No. 
4, October 1938, S.�537-541. Der Hinweis auf den »ziemlich kritischen« Inhalt dieser 
Rezension findet sich im Schreiben von Heinrich Uhlendahl (Direktor der DB) an 
Ernst Leipprand (Universitätsbibliothek Tübingen), 3.11.1938, Archiv der Deutschen 
Nationalbibliothek Leipzig (ADNBL), 182/3, Bl.�321.

2 Muller, Jahresbericht, S.�538�f.
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Erste Reflexionen darüber führten Muller zu der Frage, ob sich die Leitung 
der DB »bloß in das Unvermeidliche ergeben« oder ob sie »echte Begeisterung« 
gezeigt habe, »indem sie die neuen Gedankenformen« aufgenommen und tätig 
unterstützt habe. Wie Muller feststellte, gebe der Verwaltungsbericht gleich auf 
seiner ersten Seite »eine unzweideutige Antwort« auf diese Fragen, denn ihm sei 
zu entnehmen, dass die »Erneuerung Deutschlands« in der DB auf »offene Tü-
ren, freudige Zustimmung und völlige Bereitschaft« gestoßen sei. Von den sech-
zehn dem Bericht beigegebenen Abbildungen zeige die erste eine Plakette des 
›Führers‹, die letzte »die Gefolgschaftsmitglieder der Bibliothek, zum Teil in SA-
Uniform, wie sie mit einer großen Hakenkreuzfahne die Straße entlangmarschie-
ren«. Der Bericht betone »mit Nachdruck die tätige Anteilnahme der Biblio-
theksangehörigen an der allgemeinen Neuordnung der politischen Verhältnisse 
und ihre Mitwirkung bei allen öffentlichen Kundgebungen, Aufmärschen und 
anderen Veranstaltungen der nationalsozialistischen Bewegung«. Um unter Be-
weis zu stellen, dass die Angehörigen der DB »den Ideen des Dritten Reiches 
freudig zustimmten und zu ihrer Verbreitung beitrugen«, verweise der Verwal-
tungsbericht darauf, dass aus der Bibliothek allein fünf Träger des Goldenen Par-
teiabzeichens hervorgegangen und etwa ein Drittel der ›Gefolgschaft‹ in die 
 NSDAP eingetreten sei. Darüber hinaus würde sich der »neue Geist« in der all-
gemeinen Verwaltung und auf verschiedene Arbeitsgebiete auswirken, sei es bei 
der Schmückung des Hauses mit Naziintarsien, sei es bei der Schaffung einer 
»Bibliographie zur nationalsozialistischen Bewegung«. Schließlich verweise der 
Bericht auf die ›Säuberung‹ der Handbibliotheken im Lesesaal von kommunisti-
schen, jüdischen und sonstigen ›unerwünschten‹ Büchern, an deren Stelle NS-
affines Schrifttum, etwa auf dem Gebiet der Rassen-, Sippen- und Volkskunde 
getreten sei. Alle ›unerwünschten‹ Bücher und Zeitschriften, insbesondere sol-
che von ›Emigranten‹, habe man nicht nur der Benutzung entzogen und sekre-
tiert, sondern obendrein dafür gesorgt, dass diese Werke auch nicht in der Deut-
schen Nationalbibliographie (DNBg) angezeigt würden. Diese seit 1933 allgemein 
zu beobachtenden Veränderungen offenbarten nach Mullers Ansicht »das Wesen 
der nationalsozialistischen Revolution mit ihren weitausgreifenden Rückwir-
kungen auf das Kulturleben der Nation«, die ganz offensichtlich auch an der DB 
nicht spurlos vorübergegangen waren.3

Nun könnte man die Verlautbarungen des von Muller zitierten offiziösen DB-
Verwaltungsberichts als rhetorische Standardfloskeln und unvermeidliche poli-
tische Anpassungsnotwendigkeiten abtun, von denen viele der damaligen Behör-
denberichte durchzogen waren. Es lohnt daher, den Blick auszuweiten und um 
eine weitere zeitgenössische Sicht auf die DB zu erweitern. Ein Jahr nach Mullers 
Besprechung legte der polnische Bibliothekar und Historiker Marian Łodyński 
einen instruktiven Aufsatz zum Thema »Bibliothek und Staat« vor, der ausge-

3 Ebd., S.�539�f.
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hend vom Beispiel der DB nach dem »Einfluss des staatlichen Faktors« auf die 
Bibliotheken fragte.4 Auch hier bildete der oben genannte DB-Verwaltungs-
bericht von 1938 eine Grundlage. Allerdings stützte sich Łodyński bei seiner 
Analyse noch auf zwei weitere, die DB betreffende Veröffentlichungen.5 Im Mit-
telpunkt seines Interesses standen »die Bibliothekspolitik des Staates und die Be-
deutung der Bibliotheken in der Kulturpolitik des Staates«. Sein Blick richtete 
sich also nicht nur auf das Verhältnis des Staates zu den Bibliotheken und dessen 
Einfluss auf ihre Entwicklung, sondern gleichzeitig auch auf deren Rolle im 
Staat, etwa als Faktoren, welche »die Bestrebungen und Unternehmungen der 
Staatsgewalt« unterstützten. Wie Łodyński betonte, sei die DB eine der Biblio-
theken, an der man diese Wechselwirkung »besonders deutlich« beobachten 
könne.6 Nach seiner Ansicht besaß die Leipziger Bibliothek zum einen »große 
Bedeutung für die Bedürfnisse des kulturellen und wissenschaftlichen Lebens 
der Gegenwart«, zum anderen hätte sie sich in den fünfundzwanzig Jahren ihres 
Bestehens zu einer »der wichtigsten, wertvollsten und populärsten Stätten wis-
senschaftlicher Arbeit« gemausert. Łodyński zollte aber nicht nur den »unbe-
streitbar imponierenden Erfolgen« der Anstalt seinen Respekt, sondern meinte 
in ihrer Tätigkeit auch »eine Übereinstimmung« ihrer »wissenschaftlich-samm-
lerischen Interessen« mit »den Plänen und Forderungen der Politik der Regie-
rung« ausmachen zu können. Immerhin sei die DB die einzige deutsche Bi -
bliothek, die »Dotationen aus dem zentralen Reichsfonds« sowie »eine Reihe 
weitgehender Erleichterungen und Geldleistungen« erhalte, während alle ande-
ren Bibliotheken  – selbst die renommierten Staatsbibliotheken in Berlin und 
München – lediglich auf die Kassen ihrer jeweiligen Länder angewiesen seien. 

4 Łodyński, Marian: Bibliothek und Staat. (Die ersten 25 Jahre der Deutschen Büche-
rei), Krakau 1939, ADNBL, 182/4, Bl.�107-120. Der Aufsatz erschien 1939 in Kraków 
unter dem Originaltitel: »Biblioteka a państwo. Pierwsze ćwierćwiecze Deutsche 
Bücherei«. Łodyński war Vizedirektor der Biblioteka Narodowa Józefa Piłsudskiego, 
Warschau.

5 Zum einen auf Uhlendahl, Heinrich: 25 Jahre Deutsche Bücherei, Leipzig 1938, zum 
anderen auf Malclès, Louise-Noëlle: La bibliographie nationale allemande dans le 
cadre de la Deutsche Bücherei de Leipzig, in: Revue des bibliothèques, 40 (1934), 
S.�157-189. Wie Łodyński betonte, kamen, abgesehen von dem fast gleichzeitigen Er-
scheinen der drei Schriften, »bei ihnen außer der Identität der Themen vor allem ihr 
autoritärer Charakter in Betracht«. Der Verwaltungsbericht und die Festschrift des 
Direktors der DB würden »die unmittelbaren Anschauungen der Leitung des Insti-
tuts« wiedergeben, während der französische Artikel von einer Person stamme, »die 
die Möglichkeit hatte, lange Zeit die Arbeit der DB zu verfolgen und die besonderen 
Tendenzen des Instituts ›in sich aufzunehmen‹«. Łodyński, Marian: Bibliothek und 
Staat. (Die ersten 25 Jahre der Deutschen Bücherei), Krakau 1939, ADNBL, 182/4, 
Bl.�107-120, hier Bl.�108 (Anm.�1).

6 Hierzu und im Folgenden siehe ebd., Bl.�107-120.
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Die der DB daraus erwachsenen Vorteile hätten natürlich auch ihre Schattensei-
ten, denn das Reich habe aus den »schweren Lasten der Finanzierung der DB« 
seine Konsequenzen gezogen und die einstige Vereins-Bibliothek 1933 seiner 
Aufsicht unterstellt. Damit sei die DB »zu einem Bestandteil der politisch-kul-
turellen Ziele des Reiches« geworden. Mehr noch, aus diesem Umstand leite sich 
ein »politischer Charakter« ihrer Arbeit ab, die in vielen Fällen ganz unmittelbar 
den Interessen des NS-Regimes zugute komme, was die DB und ihr Know how 
zu einer »besonders wertvolle[n] und erwünschte[n] Zentralstelle für die natio-
nalsozialistische Staatspolitik« mache. Aus diesem Grund habe das Reich »seine 
Aufmerksamkeit und Fürsorge nicht nur dem äußerlichen Zustande der DB an-
gedeihen« lassen, sondern auch materiell und organisatorisch die Grundlagen für 
ihre weitere Entwicklung geschaffen, um aus ihr »eine Art Hilfswerkstatt für 
propagandistische Arbeit im Rahmen der kulturellen Aufklärungspolitik zu ma-
chen«. Und das, so Łodyński 1939, sei auch die Besonderheit, die – bei aller An-
erkennung der Leistungen der DB – in ihm »starke Befürchtungen hinsichtlich 
der Gefahr aufkommen« lasse, »dass die Geradlinigkeit der natürlichen Entwick-
lung der DB, und mehr noch ihrer Entwicklung als eines der hervorragendsten 
wissenschaftlichen Institute bedroht« werde.7

Auch hier könnte man einwerfen, dass es sich um Wortmeldungen ›Unwis-
sender‹ handelte, die – zumal aus dem Ausland – nicht mit den unmittelbaren 
Belastungen der NS-Diktatur konfrontiert und mit den Interna des deutschen 
Bibliothekswesens vertraut waren. Gleichwohl werfen diese bemerkenswerten 
Befunde zeitgenössischer, kritischer und unabhängiger Bibliothekare über die 
Entwicklungen im nationalsozialistischen Deutschland und die Verlautbarungen 
aus der DB Fragen auf, denn sie stehen im auffälligen Kontrast zu der nach 1945 
kolportierten Sichtweise, nach welcher der Nationalsozialismus die Arbeit der 
DB für seine Zwecke ›ausgenutzt‹ habe.8 Während Zeitgenossen wie Łodyński 
bereits 1939 auf die geradezu symbiotischen Beziehungen zwischen der DB und 
dem NS-Staat verwiesen, wurde dagegen nach der Zerschlagung des NS-Regimes 
aus einer »Unschulds- und Opferperspektive« heraus das Bild des »Missbrauchs« 
gezeichnet, dem die Bibliothek – wie alle anderen auch – zum Opfer gefallen 
sei.9 Es hat zwar auch nach 1945 insbesondere in Westdeutschland nicht an Stim-

7 Ebd.
8 Autorenkollektiv unter der Leitung von Helmut Rötzsch: Die Deutsche Bücherei – 

Die deutsche Nationalbibliothek, in: Deutsche Bücherei 1912-1962: Festschrift zum 
fünfzigjährigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�1-18, 
hier S.�9.

9 Babendreier, Jürgen: Über moralische Erdbeben und andere Katastrophen, in: Saur, 
Klaus G.�u. Martin Hollender (Hg.): Selbstbehauptung – Anpassung – Gleichschal-
tung – Verstrickung. Die Preußische Staatsbibliothek und das deutsche Bibliotheks-
wesen 1933-1945, Frankfurt am Main 2014, S.�69-96, hier S.�70. Zum Narrativ des 
»Missbrauchs« der DB vgl. etwa Riedel, Hildegard: Die faschistische Kultur und 
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men gefehlt, die sich kritisch mit dem Verhalten der DB in der NS-Zeit ausein-
andersetzten und ihr vorwarfen, im Schulterschluss mit dem Reichsministerium 
für Volksaufklärung und Propaganda (RMVuP) agiert zu haben – solche ›ten-
denziösen Polemiken‹ westdeutscher Bibliothekare wurden aber jenseits des Ei-
sernen Vorhangs als Ausfluss des Klassenkampfes abgetan, und der Gegenseite 
unterstellt, ihre Argumentation weise nicht nur »sachliche Fehler und Verdre-
hungen« auf, sie sei auch dazu angetan, die DB »in einem falschen Lichte erschei-
nen zu lassen« und bestimmte Personen zu diffamieren.10 Mit »bestimmten Per-
sonen« war in erster Linie der von 1924 bis 1954 amtierende Generaldirektor der 
DB, Heinrich Uhlendahl, gemeint, dem von Verlegerseite bereits 1948 vorge-
worfen worden war, »dem zweiten und dritten und nunmehr auch dem vierten 
Reiche ›in Treuen‹« zu dienen.11 Schwerer indes wogen die Vorwürfe, die aus der 
Community der Bibliothekare gegen Uhlendahl erhoben wurden. Der Direktor 
der 1946 gegründeten – im Ostteil Deutschlands als »Spalter-Bibliothek« wahr-
genommenen – Deutschen Bibliothek in Frankfurt am Main, Hanns Wilhelm 
Eppelsheimer, verwies 1959 und erneut 1962 darauf, dass Uhlendahl es während 
der NS-Zeit, »zwischen den Ministern Goebbels und Rust geschickt lavierend, 
ausgerechnet mit Goebbels im Bunde«, verstanden habe, die Interessen der DB 
gegenüber der Preußischen Staatsbibliothek (PSB) in Berlin durchzusetzen.12 

 Wissenschaftspolitik in ihren Auswirkungen auf das Buch- und Bibliothekswesen – 
speziell die Deutsche Nationalbibliothek, Diss. A. Leipzig 1969, S.�III, V, 109, 126, 
157.

10 Ebd., S.�IVf.
11 Hans Kasten (Bremer Schlüssel Verlag, Bremen) an Wolfgang Schmidt (Berlin), 

7.1.1948, Bundesarchiv (BArch) Berlin, ehemaliges Berlin Document Center (ehem. 
BDC), R�9361-V/153279, Bild 208 (ehem. BDC-Film RK D 102).

12 Eppelsheimer, Hanns Wilhelm: In Sachen Deutsche Bibliothek, in: Zeitschrift für 
Bibliothekswesen und Bibliographie 9 (1962), S.�371-374, hier S.�372. Ders.: Die 
Deutsche Bibliothek. Erinnerungen an eine Gründung, in: Bibliographie und Buch-
handel. Festschrift zur Einweihung des Neubaus der Deutschen Bibliothek Frank-
furt am Main, hrsg. vom Ausschuss für Bibliographie und Bibliographiefragen beim 
Börsenverein der Deutschen Buchhändler, Frankfurt am Main 1959, S.�13-19, hier 
S.�15. Das Verhältnis zwischen Eppelsheimer und Uhlendahl war allerdings durch 
die Auseinandersetzungen zwischen beiden wegen der Gründung der Frankfurter 
Deutschen Bibliothek inzwischen sehr getrübt. Einen Einblick in die Kontroverse 
zwischen Uhlendahl (DB) und Eppelsheimer (Deutsche Bibliothek) gab ein Schrei-
ben Uhlendahls an den Präsidenten der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
in Bad Godesberg, Ludwig Raiser, in dem Uhlendahl betonte, das Frankfurter Kon-
kurrenzunternehmen hege die Absicht, »die Arbeit der Deutschen Bücherei als ge-
samtdeutscher Bibliothek lahmzulegen und an ihre Stelle die Deutsche Bibliothek 
in Frankfurt zu setzen«. Uhlendahl (DB) an Ludwig Raiser (DFG, Bad Godesberg), 
31.5.1953, Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz (GStA), Nachlass Fried-
rich Schmidt Ott, Nr.�872, unp. Zur Gründung der Deutschen Bibliothek in Frank-
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Diese »nicht gerade ehrvollen Bemerkungen über den 1954 verstorbenen 
Dr. Uhlen dahl« veranlassten seinen langjährigen Wegbegleiter Curt Fleischhack, 
der von 1954 bis 1961 selbst als Hauptdirektor der DB fungiert hatte, zu einer 
Stellungnahme, welche die ›diffamierenden‹ und »verunglimpfenden Bemerkun-
gen Eppelheimers« zu widerlegen suchte.13 Fleischhack verwies darauf, dass Uh-
lendahl 1933 von den NS-Machthabern inhaftiert, »seines internationalen Anse-
hens wegen aber wieder auf freien Fuß gesetzt und schließlich mit einigen 
Beschränkungen wieder als Leiter der Deutschen Bücherei bestätigt« worden sei. 
Uhlendahl habe »den Hitlerschen Kurs, der während der Nazizeit von etlichen 
anderen führenden Bibliotheksdirektoren eingeschlagen« worden sei, nicht mit-
gemacht, sondern sich vielmehr auf die Erfüllung jener Aufgaben beschränkt, die 
der DB von ihren Gründern gestellt worden seien, »dabei freilich immer auf die 
Festigung und Stärkung der Deutschen Bücherei geachtet«. Es sei vor allem Uh-
lendahl gewesen, der auf die Forderung der Nationalsozialisten, die ›uner-
wünschte‹ Literatur aus der DNBg zu verbannen, dafür gesorgt habe, dass diese 
Titel letztlich doch verzeichnet wurden, nämlich in der »Liste der in der Deut-
schen Bücherei unter Verschluss gestellten Druckschriften«. Aus diesem Grund 
sei es eine durch nichts zu rechtfertigende »Unterstellung, dass ausgerechnet 
Uhlendahl jemals das Ziel einer vollständigen Nationalbibliographie aufgegeben 
habe«.14 Diese Feststellungen Fleischhacks waren Ergebnis und Ausdruck seit 
1945 tradierter Narrative und liebgewonnener Legenden, die ihren Ursprung in 
den Rechtfertigungsdiskursen der Zeitzeugen hatten und vor allem im Osten 
Deutschlands eine spezifische Form der Vergangenheitsbewältigung begründe-
ten, in deren Ergebnis es zu einer »Mythisierung Uhlendahls« und in gewisser 
Weise auch der DB selbst kam.15

Der »Mythos Uhlendahl« geriet im Jahr 1965 erneut kurzzeitig ins Wanken.16 
In diesem Jahr legte der streitbare, inzwischen hochbetagte ehemalige Vorsit-
zende des Vereins Deutscher Bibliothekare (VDB), Georg Leyh, einen gehar-
nischten Artikel vor, in dem er nicht nur mit der DB ›abrechnete‹, sondern auch 

furt am Main und die darüber ausbrechenden Auseinandersetzungen zwischen Uh-
lendahl und Eppelsheimer vgl. Rau, Christian: »Nationalbibliothek« im geteilten 
Land. Eine Geschichte der Deutschen Bücherei 1945 bis 1990, Göttingen 2018, et 
passim, dort auch (S. 259) der Hinweis auf die als »Spalter-Bibliothek« wahrgenom-
mene westdeutsche Einrichtung. 

13 Fleischhack, Curt: Für eine einheitliche Deutsche Nationalbibliographie, in: Zen-
tralblatt für Bibliothekswesen (ZfB), 75 (1961), Heft 6, S.�296-309, hier S.�296�f.

14 Ebd., S.�297�f.
15 Vgl. Rau, Nationalbibliothek, S. 405.
16 Ders., Nationalbibliothek im geteilten Land. Eine Projektskizze zur Erforschung 

der Geschichte der Deutschen Bücherei in der SBZ/DDR�(1945-1989/90), in: Dialog 
mit Bibliotheken 27 (2015), Heft 2, S.�38-43, hier S.�41.
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gegen Uhlendahl polemisierte.17 Leyh, von jeher ein Gegner der DB, behauptete, 
bereits die Gründung der DB habe »große Unordnung und Unfrieden in das 
deutsche Bibliothekswesen hineingetragen«, denn die Profilierungssucht der 
jungen Einrichtung habe neben hohen Kosten auch eine überaus bedauerliche 
»Cliquenbildung« unter den Bibliothekaren verursacht. Besonders unerquick-
lich seien die jahrelangen Spannungen zwischen der DB – von Leyh als »Ge-
schäftsbibliothek des deutschen Buchhandels« abqualifiziert – und der PSB ge-
wesen. Schuld daran habe das »ehrgeizige, übersteigerte Programm« der DB 
gehabt, sich zur Reichs- bzw. Nationalbibliothek zu erheben. Dies sei völlig in-
akzeptabel gewesen, da der DB im Vergleich zu der allein zur Führung bestimm-
ten PSB alle Voraussetzungen für diese Aufgabe gefehlt hätten. Vor allem das 
von der DB Anfang der 1920er Jahre aufgebrachte, nach Leyh unsinnige Thema 
der Titeldrucke – das bis in die NS-Zeit hinein für erbitterte Auseinandersetzun-
gen zwischen Berlin und Leipzig sorgte – sei in erster Linie eine von der DB 
 inszenierte »Kapitalfrage« gewesen, um sich selbst »im deutschen staatlichen Bi-
bliothekssystem […] unentbehrlich zu machen«. Im Hinblick auf die NS-Zeit 
legte auch Leyh eine spezifische Form der Vergangenheitsbewältigung an den 
Tag, indem er das deutsche Bibliothekswesen allein auf das ›fatale‹ Wirken der 
DB und ihres Direktors Uhlendahl reduzierte. Nachdem Hitler die DB dem Pro-
pagandaminister unterstellt habe, so Leyh wider besseren Wissens, sei Goebbels 
zur »Schlüsselfigur für das ganze deutsche Buch- und Bibliothekswesen« gewor-
den. Die wissenschaftlichen Bibliotheken seien durch die Eingriffe des Ministers 
»gewaltsam zu Instrumenten der Politik« gemacht worden. Dies habe auch für 
die DB gegolten, die aber »auf diesem Weg von allen finanziellen Sorgen befreit« 
worden sei. Mehr noch, der Leiter der DB sei nicht nur »der Mithelfer des Pro-
pagandaministers« gewesen, sondern habe sich auch ungefragt »bei der Politisie-
rung der großen Staatsbibliothek in Berlin« eingeschaltet. Uhlendahl habe sich 
zudem »als bibliothekarischer Berater« von Goebbels hervorgetan, denn für den 
»sachwidrigen Aufstieg« seiner DB sei ihm »jedes Mittel« recht gewesen. Da der 
Generaldirektor der PSB »der Partei ganz fern« gestanden habe und für die Pläne 
des RMVuP nicht zu gewinnen gewesen sei, habe der Weg zwangsläufig über die 
DB geführt, die ihre Stellung als ›Nationalbibliothek‹ schließlich »durch einen 
sachlich nicht gerechtfertigten nazistischen Willkürakt erreicht« habe. Dadurch 
sei die PSB »in den Schatten gedrängt« worden, während die DB am Ende »so 
weitgehend politisiert« war, wie keine andere Bibliothek in Deutschland. Da 
Leyh die für seine Behauptungen unentbehrlichen Quellen »für eine wahre his-
torische Darstellung des Endkonfliktes der beiden Bibliotheken« noch ver-
schlossen waren, appellierte er an nachfolgende Generationen, Licht ins Dunkel 

17 Vgl. Leyh, Georg: Zur Geschichte der Deutschen Bücherei in Leipzig, in: Zeit-
schrift für Bibliothekswesen und Bibliographie (ZfBB) 12 (1965), Heft 3, S.�149-167.
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zu bringen, da das Thema »für die Gesamtgeschichte der deutschen wissen-
schaftlichen Bibliotheken von historischer Bedeutung« sei.18

Hatte sich Leyh von seinem Vorstoß wirklich einen Impuls zur Aufarbeitung 
der NS-Vergangenheit der DB erhofft, so ging dieses Ziel nicht auf. Denn in 
einem vor dem Hintergrund der inzwischen stark differierenden Entwicklungen 
beider deutscher Staaten erstaunlichen zunftübergreifenden Schulterschluss ver-
wahrten sich Bibliothekare nicht nur im Osten, sondern auch im Westen 
Deutschlands, ja sogar in Österreich gegen die Verunglimpfungen des verbitter-
ten Tübinger Pensionärs.19 Der VDB bedauerte die in seinem Organ erschiene-
nen »Angriffe gegen verdiente deutsche Bibliothekare und die Abwertung der 
geschichtlichen Rolle bedeutender Einrichtungen des deutschen Buch- und 
Bibliothekswesens«.20 In einer Entgegnung zu »Leyhs Auffassung von der Ge-
schichte der Deutschen Bücherei« machte Erich Zimmermann – 1933 zwischen-
zeitlich SA-und ab 1937 NSDAP-Mitglied, von 1938 bis 1945 selbst an der DB 
tätig und seit 1964 Direktor der Hessischen Landes- und Universitätsbibliothek 
in Darmstadt – »erhebliche Bedenken« gegen die »Darstellungsweise und Ten-
denz« der Ausführungen Leyhs geltend.21 Zimmermann ging es in erster Linie 
»um eine gerechte Würdigung der in Leipzig geleisteten bibliothekarischen Ar-
beit, die plötzlich in grundloser und überflüssiger Weise von Leyh herabgesetzt« 
werde. Es sei unbegreiflich, was Leyh zu dieser »geringschätzigen Charakteri-
sierung« der DB und vor allem zu der Behauptung veranlasse, diese habe »zu-
gunsten des Nationalsozialismus« agiert. Sicher könne nicht bestritten werden, 
dass »in Leipzig unter schwierigen Umständen eine Fülle fachlicher Aufgaben 
organisatorischer, bibliographischer und auch wissenschaft licher Art in oft vor-
bildlicher Weise gelöst worden« seien, hier spreche »das Wirken von Männern 
wie Wahl, Uhlendahl, Frels und A. Luther« für sich selbst und solle, schon im 
Interesse des Stands der Bibliothekare, »nicht nachträglich bekrittelt werden«. 
Die Behauptungen Leyhs seien »geradezu grotesk«, denn wer nur etwas Kennt-

18 Ebd., S.�149-155, 166�f.
19 Vgl. Eich, Ulrike: Der Verein Deutscher Bibliothekare in der Nachkriegszeit, in: 

Plassmann, Engelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 1900-
2000. Festschrift, Wiesbaden 2000, S.�121-148, hier S.�146; Marwinski, Konrad: Der 
VDB und seine Kontakte zum Bibliothekswesen der DDR�zwischen 1953 und 1979, 
in: Plassmann, Engelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 
1900-2000. Festschrift, Wiesbaden 2000, S.�149-167, hier S.�159.

20 [Erklärung von] Liebers, Gerhard, Rolf Kluth u. Gerhard Reincke (Vorstand des 
Vereins Deutscher Bibliothekare), in: ZfBB 12 (1965), S.�257.

21 Hinweise auf die SA- und NSDAP-Mitgliedschaft Zimmermanns finden sich in 
 Angaben Zimmermanns über Dienstzeit und politische Betätigung, 28.6.1938, 
ADNBL, 560/0 (Kladde Erich Zimmermann, geb. 6.4.1912), Bl.�14; Vorschlag zur 
Ernennung [Zimmermanns], ohne Datum (um 1940), ADNBL, Personalakte (PA) 
Erich Zimmermann (geb. 6.4.1912), Bl.�20R.



19

EINLEITUNG

nis von den damaligen Persönlichkeiten und Arbeitsverhältnissen an der DB 
habe, der wisse, »dass dort von einer gelungenen Politisierung und NS-Infiltra-
tion nicht die Rede sein konnte, sondern dass man in zähem Ringen die Eigen-
ständigkeit der fachlichen Arbeit zu behaupten gewusst« habe. So seien auch die 
im Haus der DB angesiedelten von Leyh erwähnten Parteidienststellen »isoliert« 
gewesen, und zwar »beruflich und persönlich«. »Gewisse äußere Konzessionen« 
seien unter der NS-Herrschaft unumgänglich gewesen, »um der Sache weiter 
dienen zu können«, das Recht, sich ein Urteil darüber zu erlauben, besäßen aber 
nur wenige. Wenn nun schon behauptet werde, Uhlendahl habe seine Verbin-
dungen zu NS-Dienststellen benutzt, um der PSB zu schaden, »so müsste das 
schon durch eine entsprechend dokumentierte und ausgewogene Darstellung be-
legt werden«, die es gestatte, sich ein eigenes Urteil zu bilden. Diesen an sich lo-
benswerten Vorschlag schränkte Zimmermann allerdings gleich wieder ein, denn 
mit der »Exhumierung« dieses »überaus unerquicklichen und völlig unfruchtba-
ren Streites zwischen Berlin und Leipzig« sei letztlich niemandem gedient.22

Dies sah man in der DDR�genauso. Dort hatte man zunächst ebenfalls ver-
stört reagiert und Leyhs Invektiven als Ausdruck seiner »Rachegelüste« ab-
getan. Gleichwohl dachte man aber auch hier über eine geeignete Reaktion 
nach, befürchtete aber, »dass eine Auseinandersetzung im einzelnen Leyh ver-
anlassen würde, wieder zu antworten und dass dadurch die Öffentlichkeit noch 
stärker auf die von Leyh erhobenen Vorwürfe hingewiesen« werde. Interessant 
war die in Leipzig bestehende Sorge, eine Zuspitzung der Auseinandersetzung, 
vor allem in »der Angelegenheit Uhlendahl«, könnte Leyh dazu veranlassen, 
einzelne Passagen aus eben jenem Verwaltungsbericht der DB zu zitieren, der 
schon 1938 für Muller und 1939 für Łodyński Anlass zu Kritik geboten hatte!23 
Um etwaigen Weiterungen vorzubeugen, die womöglich geeignet waren, doch 
einige der von Leyh vorgebrachten Behauptungen zu bestätigen, beließ man es 
bei der offiziellen Erwiderung der DB dabei, das Verhalten Leyhs durch »einige 
markante Widersprüche« in seiner »tief unterhalb der Grenzen wissenschaft-
licher Lauterkeit und redlicher Gesinnung« stehenden Argumentation zu dis-
kreditieren.24 Dabei wurde erneut mit der rhetorischen Figur des »Missbrauchs« 
argumentiert und behauptet, Uhlendahl hätte lediglich danach gestrebt, die DB 
über die schmachvolle Zeit der wissenschafts- und kulturfeindlichen NS-Dikta-
tur hinwegzu retten.25 

22 Zimmermann, Erich: Zu Georg Leyhs Auffassung von der Geschichte der Deut-
schen Bücherei, in: ZfBB 12 (1965), Heft, S.�257�f.

23 Vermerk Curt Fleischhacks, 1.9.1965, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ley-Ly), Bl.�23-25, 
hier Bl.�23.

24 Ebd.; Deutsche Bücherei: »Es bedarf der Behandlung im Detail  …«, in: ZfB 79 
(1965), Heft 10, S.�578-580, hier S.�578.

25 Vgl. ebd., S.�579. Zu weiteren Erwiderungen auf Leyh vgl. Stummvoll, Josef: Dira 
Necessitas. Der Fall Leyh-Uhlendahl mit Bemerkungen über Nationalbibliotheken 
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Die von Eppelsheimer und Leyh aufgeworfenen Fragen sorgten zwar vor-
übergehend für Irritationen, da sie einen Tabubruch innerhalb des zunftüber-
greifenden ›Schweigekartells‹ der wissenschaftlichen Bibliothekare markierten. 
Impulse zur historiographischen Beschäftigung mit diesem Thema gingen von 
ihnen jedoch nicht aus, denn wie in anderen gesellschaftlichen Teilbereichen be-
stand auch unter den Bibliothekaren ein über die innerdeutsche Grenze reichen-
der Grundkonsens, der nicht nur eine kritische Aufarbeitung der NS-Vergan-
genheit der DB, sondern des gesamten wissenschaftlichen Bibliothekswesens 
verhinderte. Obwohl die deutsche »Schweigegesellschaft« vor dem Hintergrund 
des Ulmer Einsatzgruppenprozesses (1958) und des Frankfurter Ausschwitz-
prozesses (1963-1965) erste Risse erhielt und sich der öffentliche Diskurs über 
die NS-Vergangenheit im Zuge des Generationswechsels der 1960er Jahre nun 
deutlich intensivierte26, blieben einzelne Bereiche in Ost und West noch lange 
Zeit tabuisierte Themen, da viele der damals beteiligten Protagonisten noch 
selbst im Amt waren oder aber weil deren Schüler sorgsam über den Ruf ihrer 
Mentoren wachten.27 Wie Jürgen Babendreier treffend formuliert, stellte sich mit 
der nach 1945 vielerorts zu beobachtenden »personellen Kontinuität« in Biblio-
theken und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen »zwischen Vergangenheit 
und Gegenwart konfliktlos ein symmetrischer Erinnerungsfrieden ein«, dessen 
Strategien darauf hinausliefen »zu verschweigen, zu verdrängen, zu externalisie-
ren oder zu viktimisieren«.28 

und Nationalbibliographien, Wien 1968; Müller, Anna: Heinrich Uhlendahl und die 
Deutsche Bücherei, in: ZfBB 13 (1966), S.�178; Leyh, Georg: Gegendarstellung, in: 
ZfBB 14 (1967), S.�122.

26 Schildt, Axel u. Detlef Siegfried: Deutsche Kulturgeschichte. Die Bundesrepublik 
1945 bis zur Gegenwart, München 2009, S.�209-212; Conze, Eckart: Die Suche nach 
Sicherheit. Eine Geschichte der Bundesrepublik Deutschland von 1949 bis in die 
Gegenwart, München 2009, S.�250-258.

27 Vgl. Grüttner, Michael u. Rüdiger Hachtmann: Wissenschaften und Wissenschaftler 
unter dem Nationalsozialismus. Selbstbilder, Praxis und Ressourcenmobilisierung, 
in: Grüttner, Michael, Rüdiger Hachtmann, Konrad H. Jarausch, Jürgen John und 
Matthias Middell (Hg.): Gebrochene Wissenschaftskulturen. Universität und Politik 
im 20. Jahrhundert, 2010, 143-147, hier S.�143. Für die Bibliotheken vgl. etwa Ar-
nold, Werner: Bibliothekare und Bibliotheken im Nationalsozialismus, in: Knoche, 
Michael u. Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im National-
sozialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 
2011, S.�13-26, hier S.�13.

28 Babendreier, Jürgen: Ausgraben und Erinnern. Raubgutrecherche im Bibliotheks-
regal, in: Alker, Stefan, Christina Köstner u. Markus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in 
der NS-Zeit. Provenienzforschung und Bibliotheksgeschichte, Göttingen 2008, 
S.�15-41, hier S.�31, 38. Vgl. auch Knoche, Michael: »Es ist doch einfach grotesk, dass 
wir für die Katastrophe mitverantwortlich gemacht werden«. Die Einstellung von 
deutschen wissenschaftlichen Bibliothekaren zu ihrer Vergangenheit im National-
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Im Bereich der Wissenschaftsgeschichte änderte sich dies erst in den 1990er 
Jahren.29 Entgegen den bis dahin bestimmenden, apologetisch gestimmten  älteren 
Interpretationen, die davon ausgingen, dass die Wissenschaft in ihrem Kern ›ge-
sund‹ geblieben sei, machten viele der seitdem erschienenen Untersuchungen 
deutlich, dass die Beziehungen zwischen dem NS-Regime und der Wissenschaft 
wesentlich enger waren, als lange Zeit angenommen. Es stellte sich zudem her-
aus, dass die Nationalsozialisten trotz antiintellektueller Ressentiments keines-
wegs wissenschaftsfeindlich waren, da ihnen die Bedeutung der Wissenschaft für 
die Durchsetzung ihrer politischen Ziele bewusst war.30 Ebenso wurde gezeigt, 
dass das NS-Regime gerade in wissenschaftspolitischer Hinsicht durchaus inno-
vative Impulse setzte und günstige Rahmenbedingungen zur Förderung von 
Wissenschaft und Forschung schuf. Wegbereiter in dieser Hinsicht waren die 
großen Projekte zur Geschichte der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft und der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft im ›Dritten Reich‹.31 Diese Art von ›Behörden-
Geschichte‹ hat in den letzten Jahren erheblich an Bedeutung gewonnen, da sie 
überhaupt erst erlaubt, das Gewicht von Institutionen innerhalb des NS-Herr-
schaftsapparates abzuschätzen.32 In dieser Hinsicht bieten auch die jüngsten 

sozialismus, in: Kempf, Klaus u. Sven Kuttner (Hg.): Das deutsche und italienische 
Bibliothekswesen im Nationalsozialismus und Faschismus. Versuch einer verglei-
chenden Bilanz, Wiesbaden 2013, S.�203-220. 

29 Die neueren Befunde der NS-Wissenschaftsgeschichte dürften sich auch für die Bi-
bliotheksgeschichte als fruchtbar erweisen, denn insbesondere die wissenschaft-
lichen Bibliotheken waren und sind Teil des jeweiligen Wissenschaftssystems. Zum 
Selbstverständnis der Wissenschaftlichen Bibliothekare, »Verwalter von Kulturgut 
und Wissenschaftler zugleich« zu sein, siehe Komorowski, Manfred: Die Tagungs-
protokolle des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten (1937-1943), in: Bi-
bliothek. Forschung und Praxis 16 (1992), S.�66-98, hier S.�73.

30 Vgl. Grüttner/Hachtmann: Wissenschaften, S.�143.
31 Maier, Helmut: Forschung als Waffe. Rüstungsforschung in der Kaiser-Wilhelm-

Gesellschaft und das Kaiser-Wilhelm-Institut für Metallforschung 1900-1945/48, 
Göttingen 2007; Hachtmann, Rüdiger: Wissenschaftsmanagement im »Dritten 
Reich«. Geschichte der Generalverwaltung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, Göt-
tingen 2007; Orth, Karin u. Willi Oberkrome (Hg.): Die Deutsche Forschungsge-
meinschaft 1920-1970. Forschungsförderung im Spannungsfeld von Wissenschaft 
und Politik, Stuttgart 2010.

32 Zu dem für das Bibliothekswesen im NS maßgeblichen Reichserziehungsministe-
rium vgl. etwa Nagel, Anne C.: Hitlers Bildungsreformer: Das Reichsministerium 
für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 1934-1945. Frankfurt am Main 2012. 
Weitere prominente Beispiele für neuere institutionengeschichtliche Untersuchun-
gen sind: Wildt, Michael: Generation des Unbedingten. Das Führungskorps des 
Reichssicherheitshauptamtes, Hamburg 22008; Heinemann, Isabel: »Rasse, Sied-
lung, deutsches Blut«. Das Rasse- & Siedlungshauptamt der SS und die rassenpoli-
tische Neuordnung Europas, Göttingen 2003; Hinz-Wessels, Annette: Das Robert 
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Forschungen zu Herrschaft und Verwaltung im Nationalsozialismus wichtige 
Anknüpfungspunkte, denn ihre unorthodoxen Fragestellungen  – etwa zur 
»Neuen Staatlichkeit« des NS-Regimes – haben die Diskussionen über die Bin-
nenstruktur und Herrschaftsmechanismen der NS-Diktatur neu belebt.33 

Gerade in institutions- und verwaltungsgeschichtlicher Hinsicht zeigen sich 
im Vergleich dazu innerhalb der Bibliotheksgeschichte noch immer viele blinde 
Flecken.34 Dies gilt zunächst für die spannungsgeladenen Jahre der Weimarer 
Republik, die aufgrund der meist auf die NS-Zeit fokussierten Forschungsinter-
essen bisher weitgehend vernachlässigt wurden. Dabei vollzogen sich gerade 
zwischen 1918 und 1933 für das deutsche Bibliothekswesen grundlegende Ent-
wicklungen, die ihre Schatten in die NS-Zeit vorauswarfen, wobei hier nur auf 
die Ausbildungsfrage, die Entstehung der DNBg oder die Kontroversen um die 
Schaffung eines Preußischen bzw. Deutschen Gesamtkatalogs verwiesen sei.35 

Koch-Institut im Nationalsozialismus, Berlin 2008; Conze, Eckart u.�a.: Das Amt 
und die Vergangenheit. Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der Bundes-
republik, München 42010; zuletzt: Abelshauser, Werner, Stefan Fisch, Dierk Hoff-
mann, Carl-Ludwig Holtfrerich u. Albrecht Ritschl (Hg.): Wirtschaftspolitik in 
Deutschland 1917-1990, Berlin 2016. Gegenwärtig befassen sich Forschergruppen 
mit der Aufarbeitung der Geschichte des Reichsarbeits- und des Reichsfinanzminis-
teriums. Eine monographische Gesamtdarstellung über das der DB vorgesetzte RM-
VuP fehlt indes bis heute. Vgl. daher Mühlenfeld, Daniel: Vom Kommissariat zum 
Ministerium. Zur Gründungsgeschichte des Reichsministeriums für Volksaufklä-
rung und Propaganda, in: Hachtmann, Rüdiger u. Winfried Süß (Hg.): Hitlers 
Kommissare. Sondergewalten in der nationalsozialistischen Diktatur, Göttingen 
2006, S.�72-92; Krings, Stefan: Das Propagandaministerium. Joseph Goebbels und 
seine Spezialisten, in: Hachmeister, Lutz u. Michael Kloft (Hg.): Das Goebbels-Ex-
periment. Propaganda und Politik, München 2005, S.�29-48.

33 Vgl. etwa Hachtmann, Rüdiger u. Winfried Süß (Hg.): Hitlers Kommissare. Son-
dergewalten in der nationalsozialistischen Diktatur, Göttingen 2006; Reichardt, 
Sven u. Wolfgang Seibl (Hg.): Der prekäre Staat. Herrschen und Verwalten im Na-
tionalsozialismus, Frankfurt am Main 2011; Werner, Oliver (Hg.): Mobilisierung im 
Nationalsozialismus. Institutionen und Regionen in der Kriegswirtschaft und der 
Verwaltung des »Dritten Reiches« 1936 bis 1945, Paderborn u.�a. 2013.

34 Vgl. Babendreier, Jürgen: Kollektives Schweigen? Die Aufarbeitung der NS-Ge-
schichte im deutschen Bibliothekswesen, in: Kuttner, Sven u. Bernd Reifenberg 
(Hg.): Das bibliothekarische Gedächtnis. Aspekte der Erinnerungskultur an braune 
Zeiten im deutschen Bibliothekswesen, Marburg 2004, S.�23-53; Babendreier, 
 Jürgen: Nationalsozialismus und bibliothekarische Erinnerungskultur, Wiesbaden 
2013.

35 Vgl. etwa Hagenau, Bernd: Der Deutsche Gesamtkatalog. Vergangenheit und 
 Zukunft einer Idee, Wiesbaden 1988. Zum Bibliothekswesen in der Weimarer Re-
publik allgemein und am Beispiel der Bayerischen Staatsbibliothek in München vgl. 
Vodosek, Peter: Das Bibliothekswesen der Weimarer Republik, in: Buchhandelsge-
schichte. Aufsätze, Rezensionen und Berichte zur Geschichte des Buchwesens, 
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Aber auch die Erforschung des deutschen Bibliothekswesens in der NS-Zeit 
weist noch immer Defizite auf.36 So liegt für die größte deutsche Bibliothek – 
die Preußische Staatsbibliothek in Berlin – bis heute keine umfassende Einzel-
studie vor, die ihre Rolle in der NS-Diktatur ausführlich und kritisch in den 
Blick nimmt.37 Dabei ist die Ausgangslage für derartige Untersuchungen keines-

1997, Bd.�3, S. B 142-B 146; Ruppelt, Georg: Anmerkungen zur Öffentlichkeitsar-
beit wissenschaftlicher Bibliotheken in der Weimarer Republik. Mit einer Übersicht 
»Ausstellungen wissenschaftlicher Bibliotheken des Deutschen Reiches 1919-1932«, 
in: Auskunft. Mitteilungsblatt Hamburger Bibliotheken 7 (1987), S.�219-279; Ha-
cker, Rupert: Die Bayerische Staatsbibliothek in der Weimarer Republik, in: Ders. 
(Hg.): Beiträge zur Geschichte der Bayerischen Staatsbibliothek, München 2000, 
S.�265-284; Fligge, Jörg u. Alois Klotzbücher(Hg.): Stadt und Bibliothek. Literatur-
versorgung als kommunale Aufgabe im Kaiserreich und in der Weimarer Republik, 
Wiesbaden 1997; Habermann, Alexandra: Die Rolle von Bibliothekaren und Samm-
lern im wissenschaftlichen Leben der Weimarer Republik. Eine biographische An-
näherung, Hannover 1994.

36 Vgl. Wanninger, Susanne: »Herr Hitler, ich erkläre meine Bereitwilligkeit zur Mit-
arbeit.« Rudolf Buttmann (1885-1947). Politiker und Bibliothekar zwischen bürger-
licher Tradition und Nationalsozialismus, Wiesbaden 2014, S.�19.

37 Vgl. Oesterheld, Christian: Selbstbehauptung, Anpassung, Gleichschaltung, Ver-
strickung: Die Preußische Staatsbibliothek und das deutsche Bibliothekswesen 
1933-1945, in: Saur, Klaus G.� u. Martin Hollender (Hg.): Selbstbehauptung – An-
passung – Gleichschaltung – Verstrickung. Die Preußische Staatsbibliothek und das 
deutsche Bibliothekswesen 1933-1945, Frankfurt am Main 2014, S.�9-34, hier S.�34. 
Die verdienstvolle Studie von Werner Schochow zur PSB gibt eher einen Überblick 
zu ihrer Geschichte. Dieses Desiderat konnte auch der zuletzt erschienene Sammel-
band von Martin Hollender und Klaus G. Saur nicht beseitigen, der auf ein im 
 Frühjahr 2013 in Berlin durchgeführtes Kolloquium zur Geschichte der PSB in der 
NS-Zeit zurückgeht. Vgl. Schochow, Werner: Die Preußische Staatsbibliothek 
1918-1945. Ein geschichtlicher Überblick, Köln u.�a. 1989; Saur, Klaus G.� u. Martin 
Hollender (Hg.): Selbstbehauptung  – Anpassung  – Gleichschaltung  – Verstri-
ckung. Die Preußische Staatsbibliothek und das deutsche Bibliothekswesen 1933-
1945, Frankfurt am Main 2014. Zwar liegen inzwischen mehrere Studien zur Ge-
schichte der PSB vor, diese befassen sich aber meist mit Detailfragen. Vgl. etwa Briel, 
Cornelia: Hugo Andres Krüß  – ein preußischer Beamter im NS-Staat, in: Saur, 
Klaus G.� u. Martin Hollender (Hg.): Selbstbehauptung – Anpassung – Gleichschal-
tung – Verstrickung. Die Preußische Staatsbibliothek und das deutsche Bibliotheks-
wesen 1933-1945, Frankfurt am Main 2014, S.�97-120; Dies.: Zum Verhältnis zwi-
schen Reichstauschstelle und Preußischer Staatsbibliothek in den Jahren 1934 bis 
1945, in: Bödeker, Hans Erich u. Gerd-Josef Bötte (Hg.): NS-Raubgut, Reichs-
tauschstelle und Preußische Staatsbibliothek. Vorträge des Berliner Symposiums am 
3. und 4. Mai 2007, München 2008, S.�45-83; Hollender, Ulrike: »Un havre de paix«. 
Die kriegsgefangenen französischen Offiziere an der Preußischen Staatsbibliothek 
in Berlin 1941-1945, Berlin 2002; Voigt, Gudrun: Die kriegsbedingte Auslagerung 
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wegs ungünstig, denn in den letzten zweieinhalb Jahrzehnten erschienen zahlrei-
che Arbeiten, die unseren Blick für die Strukturen nationalsozialistischer Biblio-
thekspolitik und ihre führenden Protagonisten geschärft haben.38

Maßgebliche Impulse dafür gab die 1982 von Ingo Toussaint vorgelegte Stu-
die über die Universitätsbibliothek (UB) Freiburg im ›Dritten Reich‹, der 1989 
ein Sammelband über die Universitätsbibliotheken in Heidelberg, Jena und Köln 
folgte.39 Ebenfalls 1989 veröffentlichte Hans-Gerd Happel eine wegweisende 
Studie über das wissenschaftliche Bibliothekswesen zwischen 1933 und 1945.40 
Gestützt auf umfangreiches Quellenmaterial zeichnete Happel erstmals ein 
überblicksartiges Gesamtbild der NS-Bibliothekspolitik, das er mit Beispielen 
über das Verhalten der drei großen deutschen Bibliotheken in Berlin, Leipzig 
und München sowie zahlreicher Universitätsbibliotheken untermauerte. Dabei 
wurde deutlich, dass die Bibliotheken und die in ihnen wirkenden Personen 
nicht nur Opfer des Regimes waren, sondern bisweilen auch auf der Seite der 
Täter agierten.41 Etwa zeitgleich machte es sich der im Jahr 1979 gegründete 
Wolfenbütteler Arbeitskreis für Bibliotheksgeschichte 1988 und 1989 zur Auf-
gabe, in zwei Konferenzen einen breiteren Überblick über die Forschungslage 
zu geben, um »zum Nachdenken und zu weiterer Beschäftigung mit diesem 
Thema anzuregen«. Die daraus hervorgegangenen Sammelbände geben fundierte 

von Beständen der Preußischen Staatsbibliothek und ihre Rückführung. Eine histo-
rische Skizze auf der Grundlage von Archivmaterialien, Hannover 1995; Werner 
Schochow: Bücherschicksale. Die Verlagerungsgeschichte der Preußischen Staats-
bibliothek, Berlin u.�a. 2003; Ders.: Die Berliner Staatsbibliothek und ihr Umfeld. 
20 Kapitel preussisch-deutscher Bibliotheksgeschichte, Frankfurt am Main 2005; 
Jammers, Antonius (Hg.): Die Beziehungen der Berliner Staatsbibliothek nach 
Polen. Reflexionen zur Zeit- und Bestandsgeschichte, Berlin 1997; Krause, Fried-
hilde u. Antonius Jammers: »Hier müssen private Kreise mithelfen …«. Das Enga-
gement des Vereins der Freunde für seine Königliche und Preußische Staatsbiblio-
thek von 1914 bis 1944, Berlin 2009.

38 Vgl. Koch, Christine: Das Bibliothekswesen im Nationalsozialismus. Eine For-
schungsstandanalyse, Marburg 2003; Komorowski, Manfred: Wissenschaftliche Bi-
bliotheken in der NS-Zeit. Forschungstendenzen der letzten 15 Jahre, in: Kuttner, 
Sven u. Bernd Reifenberg (Hg.): Das bibliothekarische Gedächtnis. Aspekte der Er-
innerungskultur an braune Zeiten im deutschen Bibliothekswesen, Marburg 2004, 
S.�54-83.

39 Vgl. Toussaint, Ingo: Die Universitätsbibliothek Freiburg im Dritten Reich, Frei-
burg 1982, München 21984; Ders. (Hg.): Die Universitätsbibliotheken Heidelberg, 
Jena und Köln unter dem Nationalsozialismus, München u.�a. 1989.

40 Vgl. Happel, Hans-Gerd: Das wissenschaftliche Bibliothekswesen im National-
sozialismus. Unter besonderer Berücksichtigung der Universitätsbibliotheken, 
München 1989.

41 Vgl. Arnold, Bibliothekare, S.�13.
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Einblicke in nahezu alle Bereiche des wissenschaftlichen und öffentlichen Bi-
bliothekswesens während der NS-Zeit.42

Seither erschien eine große Anzahl bibliothekshistorischer Studien, welche 
die Forschung vor allem durch kleinere, meist in Sammelbänden erschienene 
Untersuchungen zur Geschichte einzelner Universitäts- oder Landesbibliothe-
ken voranbrachten.43 Monographien wie über die Hochschulbibliotheken in Aa-
chen, Freiburg, Berlin, Bonn und Braunschweig, die Reichstagsbibliothek in 
Berlin oder biographisch angelegte Studien wie über Georg Leyh und die UB 
Tübingen blieben dagegen auffällig selten.44 Im Jahr 2006 legten Murray G. Hall 

42 Vodosek, Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken während des Natio-
nalsozialismus (2 Bde.), Wiesbaden 1989 u. 1992. Zu den heftigen Kontroversen im 
Vorfeld der beiden Tagungen, bei denen sich etwa der ehemalige DB-Referendar 
(1942-1945) und spätere Vorsitzende des VDB (1964-1966), Gerhard Liebers, her-
vortat, der die Bearbeitung des Themas »nicht für hinreichend relevant hielt« und 
noch bis 1988 den Standpunkt vertrat, es sei ausgeschlossen, dass Bibliotheken und 
Bibliothekare während der NS-Zeit Unrecht verübt hätten oder Nutznießer des Re-
gimes gewesen seien, vgl. Arnold, Bibliothekare, S.�13-16. Liebers war im Mai 1933 
in die SA und 1937 in die NSDAP eingetreten. Vgl. Lebenslauf von Gerhard Liebers, 
1.12.1942, ADNBL, Personalakte (PA) Gerhard Liebers (geb. 23.5.1914), Bl.�3.

43 Dafür steht beispielsweise der glänzende Sammelband von Knoche, Michael u. 
Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalsozialismus. 
Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2011. Vgl. zu-
dem Kondziella, Verena u. Markus Nadler: Die Universitätsbibliothek München in 
der Zeit des Nationalsozialismus: Aspekte der Personalpolitik, in: Kraus, Elisabeth 
(Hg.): Die Universität München im Dritten Reich. Aufsätze, Teil 1, München 2006, 
S.�431-477; Deinert, Juliane u. Nicole Bartels: Zur Erwerbungspolitik der Georgia 
Auguste während der NS-Zeit, in: Göttinger Jahrbuch, Bd.�75, 2009, S.�127-140; 
Dressler, Fridolin: Die Bayerische Staatsbibliothek im Dritten Reich, in: Hacker, 
Rupert (Hg.): Beiträge zur Geschichte der Bayerischen Staatsbibliothek, München 
2000, S.�285-308; Feldmann, Reinhard, Klaus Heinemann u. Alwin Müller-Jerina: 
Notizen zur Geschichte der Universitäts- und Stadtbibliothek Köln im 20. Jahrhun-
dert, in: Geschichte in Köln (1988), S.�221-246; Staats, Martina: Die Universitäts-
bibliothek Braunschweig während der Zeit des Nationalsozialismus, in: Wolfen-
bütteler Notizen zur Buchgeschichte 18/19 (1993/94), S.�3-31. Für Österreich vgl. 
Enderle-Burcel, Gertrude, Alexandra Neubauer-Czettl u. Edith Stumpf-Fischer 
(Hg.): Brüche und Kontinuitäten 1933 – 1938 – 1945. Fallstudien zu Verwaltung 
und Bibliotheken, Wien 2013.

44 Vgl. Toussaint, Universitätsbibliothek Freiburg; Ders. (Hg.): Die Universitätsbi-
bliotheken; Lohse, Gerhard: Die Bibliothek der Rheinisch-Westfälischen Techni-
schen Hochschule Aachen in der Zeit des Nationalsozialismus und in den ersten 
Jahren des Wiederaufbaus (1933-1950), Aachen 1993; Flachowsky, Sören: Die Bi-
bliothek der Berliner Universität während der Zeit des Nationalsozialismus, Berlin 
2000; Krosta, Frank: Die Universitätsbibliothek Bonn in der Zeit des Nationalsozi-
alismus: Personal, Erwerbung, Benutzung, München 2008; Nagel, Beate: Zur Ge-
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und Christina Köstner eine bemerkenswerte Studie über die Wiener National-
bibliothek während der NS-Zeit vor.45 Diese Untersuchung über die größte wis-
senschaftliche Bibliothek Österreichs und nach dem sogenannten ›Anschluss‹ 
vom März 1938 drittgrößte im Deutschen Reich konzentrierte sich nicht nur auf 
ihre Verbindungen zum NS-Staat, sondern auch auf den Alltag in der Bibliothek. 
Gerade im Hinblick auf die oben erwähnten neueren Arbeiten zur Institutions- 
und Verwaltungsgeschichte im Nationalsozialismus stellt diese Untersuchung 
innerhalb der Bibliotheksgeschichte eine erfreuliche Ausnahme dar, die auch für 
die hier interessierende Geschichte der DB und ihre Beteiligung an der soge-
nannten »Bücherverwertungsstelle Wien« wertvolle Informationen enthält. Dies 
gilt expressis verbis auch für die 2014 von Susanne Wanninger präsentierte Stu-
die zur Geschichte der Bayerischen Staatsbibliothek unter dem NS-Multifunk-
tionär Rudolf Buttmann. Die biographisch angelegte Dissertationsschrift folgt 
Buttmanns Weg von der bayerischen NSDAP in die höheren Ebenen der Berli-
ner Politik, wo Buttmann als Ministerialdirektor im Reichsinnenministerium 
(RMdI) in der Anfangsphase der NS-Diktatur in der Bildungs- und Kirchen-
politik in vorderster Front agierte. Im Jahr 1935 kehrte Buttmann allerdings in 
die bayerische Landeshauptstadt zurück und übernahm die Leitung der renom-
mierten und altehrwürdigen Bayerischen Staatsbibliothek in München (BSB), 
deren NS-Geschichte sich Wanninger im zweiten Teil ihres Buches widmet. Auf 
einer soliden Quellengrundlage folgt sie dabei dem von Ingo Toussaint 1989 an-
geregten »Untersuchungsraster«, wonach sie die Bereiche Personal, Erwerbung, 
Benutzung und Öffentlichkeitsarbeit zu zentralen Referenzpunkten ihrer Ana-
lyse erhebt.46

Der im Buch von Hall und Köstner thematisierte Bücherraub der Wiener 
 Nationalbibliothek stand im Zusammenhang mit der in Deutschland und Öster-
reich in den letzten Jahren forcierten, nicht unproblematischen Provenienz-
forschung zum NS-Raubgut, die unser Wissen über die wissenschaftlichen Bi-
bliotheken im Nationalsozialismus noch einmal gründlich erweiterte.47 Bei 

schichte der Universitätsbibliothek der Technischen Universität Braunschweig 
1748-1972, Braunschweig 1988; Hahn, Gerhard: Die Reichstagsbibliothek zu Ber-
lin – ein Spiegel deutscher Geschichte. Mit einer Darstellung zur Geschichte der 
Bibliotheken der Frankfurter Nationalversammlung, des Deutschen Bundestages 
und der Volkskammer sowie einem Anhang und Dokumenten, Düsseldorf 1997; 
Kowark, Hannsjörg: Georg Leyh und die Universitätsbibliothek Tübingen (1921-
1947), Tübingen 1981; Dosa, Marta L.: Libraries in the Political Scene, Westport u. 
London 1974.

45 Vgl. Hall, Murray G.� u. Köstner, Christina: »… allerlei für die Nationalbibliothek 
zu ergattern …«. Eine österreichische Institution in der NS-Zeit, Wien u.�a. 2006.

46 Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�16.
47 Vgl. etwa Dehnel, Regine (Hg.): NS-Raubgut in Museen, Bibliotheken und Archi-

ven. Viertes Hannoversches Symposium, Frankfurt am Main 2012; Dies. (Hg.): NS-
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diesen Untersuchungen geht es um die Frage, ob und in welchem Umfang sich 
einzelne Bibliotheken rechtswidrig in den Besitz des Eigentums von Juden und 
anderen vom NS-Regime verfolgten Personen, Gruppen oder Institutionen ge-
bracht  haben.48 Die dazu an zahlreichen Bibliotheken durchgeführten 
Provenienz forschungen hatten zur Folge, dass sich der Fokus der bibliothekshis-
torischen Untersuchungen nun auf die auch während der NS-Zeit vorhandenen 
Handlungsspielräume von Bibliothekaren ausdehnte und ihre Beziehungen zum 
NS-Regime kritisch hinterfragte.49 Diese neue biographische Schwerpunktset-
zung zeitigte fruchtbare Forschungsergebnisse, die auch im Hinblick auf die Ge-
schichte der DB und ihre Rolle in der NS-Zeit neue Erkenntnisse hervorbrach-
ten.50 

Über die Geschichte der DB in Leipzig, ihre Entwicklung, Aufgaben und 
 Arbeitsweise, ihre Sammlungen und Bestände gibt es heute eine umfangreiche 
Literatur. Eine 1962 erschienene »Bibliographie zur Geschichte der Deutschen 
Bücherei« zählte bereits 1.180 Titel.51 Während sich die meisten dieser Studien 

Raubgut in Bibliotheken. Suche. Ergebnisse. Perspektiven, Frankfurt am Main 
2008; Briel, Cornelia: Beschlagnahmt, erpresst, erbeutet. NS-Raubgut, Reichs-
tauschstelle und Preußische Staatsbibliothek zwischen 1933 und 1945, Berlin 2013; 
Alker, Stefan, Christina Köstner u. Markus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in der NS-
Zeit. Provenienzforschung und Bibliotheksgeschichte, Göttingen 2008; Bödeker, 
Hans Erich u. Gerd-Josef Bötte (Hg.): NS-Raubgut, Reichstauschstelle und Preu-
ßische Staatsbibliothek. Vorträge des Berliner Symposiums am 3. und 4. Mai 2007, 
München 2008; Bauer, Bruno, Christina Köstner Pemsel u. Markus Stumpf (Hg.): 
NS-Provenienzforschung an österreichischen Bibliotheken. Anspruch und Wirk-
lichkeit, Graz-Feldkirch 2011; Alker-Windbichler, Stefan, Bruno Bauer u. Markus 
Stumpf: NS-Provenienzforschung und Restitution an Bibliotheken, Berlin 2017.

48 Knoche, Michael u. Wolfgang Schmitz: Einführung, in: Dies. (Hg.): Wissenschaft-
liche Bibliothekare im Nationalsozialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, 
Deutungsmuster. Wiesbaden 2011, S.�7-11, hier S.�7.

49 Vgl. Knoche/Schmitz (Hg.), Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalsozialis-
mus; Kuttner, Sven u. Peter Vodosek (Hg.): Volksbibliothekare im Nationalsozia-
lismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2017. In 
diese Richtung zielte auch schon die im Jahr 2000 vorgelegte Untersuchung zur Ge-
schichte des VDB. Vgl. Plassmann, Engelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deut-
scher Bibliothekare 1900-2000. Festschrift. Wiesbaden 2000.

50 Vgl. Poethe, Lothar: Die Deutsche Bücherei, ein »… schlagkräftiges Instrument für 
die Erfüllung ihrer satzungsmässigen Aufgaben und der ihr vom Ministerium erteil-
ten Aufträge …«. Heinrich Uhlendahl in Leipzig, in: Knoche, Michael u. Wolfgang 
Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalsozialismus. Hand-
lungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�243-288.

51 Vgl. Paust, Albert: Bibliographie zur Geschichte der Deutschen Bücherei. Auswahl 
aus fünf Jahrzehnten, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum fünfzigjäh-
rigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�287-367.
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der Gründungsgeschichte der Bücherei und ihrer bibliothekarischen Facharbeit 
widmeten, blieben Untersuchungen zur NS-Zeit aber auffällig selten – ja wurden 
lange Zeit überhaupt ausgeblendet.52 Dies gilt insbesondere für die 1962 vorge-
legte Festschrift anlässlich des 50-jährigen Bestehens der DB, die nur punktuell 
auf die NS-Vergangenheit einging, aber immerhin konstatierte, »dass die Tätig-
keit der Deutschen Bücherei fast ausschließlich faschistischen Interessen« ge-
dient habe.53 Im Jahr 1969 legte Hildegard Riedel eine Dissertation zur »faschis-
tischen Kultur- und Wissenschaftspolitik« und deren »Auswirkungen auf das 
Buch- und Bibliothekswesen« vor, wobei sie sich in erster Linie auf die DB und 
ihren Direktor Uhlendahl konzentrierte.54 Die Auswertung der insgesamt sehr 
ergiebigen und vor allem neuen Quellenfunde Riedels stand allerdings noch 
 immer unter dem Eindruck des seit 1945 dominierenden ›Missbrauchs- und 
Rechtsfertigungsdiskurses‹ und war darüber hinaus politischen Sachzwängen 
unterworfen, die es nicht opportun erscheinen ließen, die in der DB und ihren 
führenden Vertretern angeblich verkörperte Tradition sachlicher Bibliotheks-
arbeit durch die Offenlegung einer allzu eifrigen Selbstmobilisierung für die 
Zwecke des NS-Regimes zu desavouieren. Riedel gelangte zu dem Schluss, dass 
die DB unter dem NS-Regime »in ihrer täglichen Arbeit, in der Erfüllung ihrer 
Funktionen, besonders in bibliographischer Hinsicht, sehr gehemmt« worden 
sei.55 Durch ihre Unterstellung unter das RMVuP und durch die in ihrem Haus 
angesiedelten Partei-Dienststellen sei sie gezwungen gewesen, im NS-Sinne zu 

52 Flachowsky, Sören: Geschichte der Deutschen Bücherei Leipzig in der NS-Zeit. 
Vorstellung des im Auftrag der Deutschen Nationalbibliothek durchgeführten und 
auf drei Jahre angelegten Forschungsprojekts, in: Dialog mit Bibliotheken 27 (2015), 
Heft 1, S.�31-34, hier S.�31.

53 Rötzsch, Helmut: Der Börsenverein der Deutschen Buchhändler zu Leipzig und die 
Deutsche Bücherei, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum fünfzigjähri-
gen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�47-66, hier S.�63. 
In seiner Rezension kritisierte Werner Schochow, dass die Festschrift »gerade die 
mittleren Lebensjahre der Bibliothek (bis 1945), die Hauptwirkungszeit Uhlen-
dahls, über Gebühr« vernachlässige, obwohl gerade Uhlendahl durch sein Wirken 
den Grund für das Ansehen der DB in der nationalen und internationalen Fachwelt 
gelegt habe. Schochow, Werner: [Besprechung von] Deutsche Bücherei 1912-1962. 
Festschrift zum 50jährigen Bestehen der deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 
1962; Rötzsch, Helmut: Der Börsenverein der Deutschen Buchhändler zu Leipzig 
und die Deutsche Bücherei. Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen Nationalbi-
bliothek, Leipzig 1962; Deutsche Bücherei, Deutsche Nationalbibliothek: Neue 
Mitteilungen aus der Deutschen Bücherei. Gesamtausgabe Leipzig 1962, in: Jahr-
buch für die Geschichte Mittel- und Ostdeutschlands 12 (1963), S.�452-455, hier 
S.�453.

54 Riedel, Kultur und Wissenschaftspolitik.
55 Ebd., S.�202.
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agieren, da sie nicht mehr selbständig habe entscheiden können.56 Dazu zählte 
etwa die »erzwungene Mitarbeit an den Literaturverbotslisten«.57 Dass sich die 
DB in den Kriegsjahren bei der Beschaffung von Literatur im westlichen Aus-
land auf die NS-Besatzungsverwaltung habe stützen müssen, sei auch »nicht ihre 
Schuld« gewesen. »Die Zustände im damaligen Deutschland und die Kriegs-
politik« hätten es nicht gestattet, »sich in gewohnter sachlicher und höflicher 
Form an die Verleger mit der Bitte um Abgabe von sammelpflichtigen Objekten 
zu wenden«. Die DB habe sich der NS-Instanzen bedienen müssen, da sie sonst 
nicht in den Besitz der Literatur gelangt sei.58 Den Bibliothekaren der DB sei 
vielmehr zugute zu halten, dass sie sich mit ihrem Verweis auf den Gründungs-
auftrag der DB erfolgreich für eine Sammlung des ›verbotenen und unerwünsch-
ten‹ Schrifttums eingesetzt und damit die Nationalsozialisten »in einen Wider-
spruch zu sich selbst gebracht« hätten, denn nach den Vorstellungen von 
Goebbels und der schrifttumspolitischen Entscheidungsträger sollte diese Lite-
ratur »mit Stumpf und Stiel ausgerottet« werden. Die Arbeit der DB habe somit 
zu einem gewissen Maße dazu beigetragen, dass die Nationalsozialisten von ih-
ren Absichten abrücken mussten.59 Dies sei »objektiv ein positives Moment« in 
der Tätigkeit der DB gewesen, da die Sammlung jüdischer, kommunistischer, 
›fortschrittlich bürgerlicher‹ und sogenannter ›Emigrantenliteratur‹ den Absich-
ten der NS-Machthaber widersprochen habe.60 Dass es der Bibliotheksleitung 
gelungen sei, die Sammlung der ›unerwünschten‹ Literatur fortzusetzen, sei ein 
Beleg dafür, »dass der totale Gleichschaltungsprozess nicht in der voll beabsich-
tigten Weise« funktioniert habe.61 Mehr noch. Die Mitarbeiter mit ihrem Gene-
raldirektor an der Spitze, hätten »im Milieu ihrer eigenen Arbeit das destruktive 
Vorgehen der neuen Machthaber im Verlaufe der Zeit« teilweise erkannt und 
gesehen, »wie jahrelang entwickelte und bewährte bibliothekarische Arbeiten 
zum Schaden« der DB verändert werden sollten. Das habe sie »zwar nicht zum 
aktiven Widerstand gegen das Regime« veranlasst, »aber doch zu einer Form der 
Opposition, die in der täglichen Kleinarbeit ihren Niederschlag« gefunden 
 habe.62 Vor allem Uhlendahl habe eine »beachtliche Zivilcourage« an den Tag 
gelegt, indem er sich in »nicht ganz risikolosen« Verhandlungen gegen die von 
den Nationalsozialisten verfügte Nichtanzeige ›unerwünschter‹ Schriften in der 
DNBg verwandt habe. Indem diese Literatur schließlich in einer »Sonderliste zur 
Nationalbibliographie« verzeichnet worden sei, habe Uhlendahl »seine Absich-

56 Ebd., S.�203.
57 Ebd., S.�157.
58 Ebd., S.�129�f. Dass es sich dabei in vielen Fällen um Raubgut handelte, wurde aus-

geblendet.
59 Ebd., S.�130.
60 Ebd., S.�126�f.
61 Ebd., S.�132.
62 Ebd., S.�202.
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ten« gegen die NS-Schrifttumsbehörden durchgesetzt, eine »Schranke« errichtet 
und damit »etwas Progressives« geleistet.63 

Aus Anlass der Feierlichkeiten zur 75-Jahrfeier der DB veröffentlichten Hel-
mut Rötzsch und Hans-Martin Plesske 1987 einen »Abriss« zu ihrer Geschichte, 
wobei sie aber schon in ihrer Einleitung konstatierten, dass »infolge der Tages-
arbeit noch immer viele ältere Aktenbündel ungesichtet bleiben mussten«.64 
Folglich finden sich in diesem Bändchen lediglich kurze, überblicksartige Skiz-
zen zu einzelnen Etappen der DB-Geschichte, sodass der Blick auf die NS-Zeit 
auch hier weitgehend blass blieb.65 Dieses historiographische Desiderat – auf das 
profunde Kenner der DB-Geschichte verweisen  – konnten auch verschiedene 
seit den 1990er Jahren erschienene Untersuchungen nicht beseitigen, die zwar 
wichtige neue Befunde zutage förderten, sich aber eben nur mit Teilaspekten der 
DB-Geschichte in der NS-Zeit befassten.66 Hervorzuheben ist in dieser Hinsicht 
vor allem Jan-Pieter Barbian, der sich in seiner handbuchartigen Studie über die 
»Literaturpolitik im NS-Staat« den politisch induzierten Umstellungen nach 
1933 widmet, welche die mehr oder weniger demokratisch verfasste Kulturland-
schaft der Weimarer Republik in eine »Mediendiktatur« umwandelten.67 Einen 

63 Ebd., S.�143, 198.
64 Vgl. Rötzsch, Helmut u. Hans-Martin Plesske: Die Deutsche Bücherei in Leipzig. 

Ein Abriss der Geschichte des Gesamtarchivs des deutschsprachigen Schrifttums 
1912 bis 1987, Leipzig 1987, S.�9. Gleiches gilt für den bereits zwei Jahre zuvor er-
schienenen Aufsatz von Matthias, Angela: Das Wirken Heinrich Uhlendahls für die 
Deutsche Bücherei, in: Jahrbuch der Deutschen Bücherei 21 (1985), S.�51-100. Auch 
der Überblick von Gottfried Rost fällt leider knapp aus. Rost, Gottfried: Die Nati-
onalbibliothek als deutscher Problemfall, in: Fabian, Bernhard (Hg.): Buchhandel. 
Bibliothek. Nationalbibliothek. Vorträge eines Symposiums der Arbeitsgemein-
schaft Sammlung Deutscher Drucke, Wiesbaden 1997, S.�159-197, hier S.�173-175.

65 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�47-59. Dies gilt auch für folgende Arbei-
ten: Matthias, Wirken; Olson, Michael P.: The Odyssey of a German National Lib-
rary. A Short History of the Bayerische Staatsbibliothek, the Staatsbibliothek zu Ber-
lin, the Deutsche Bücherei, and the Deutsche Bibliothek, Wiesbaden 1996, S.�53-67.

66 In seinem ›monumentalen‹ Buch »Nationalbibliographie und Nationalbibliothek« 
hielt Rudolf Blum 1990 fest, dass die Periode NS-Zeit in der DB-Geschichte »in ein-
zelnen Punkten noch nicht aufgeklärt« sei. Noch 2011 betonte Lothar Poethe, die 
Geschichte der DB sei zwar »in den Grundzügen« bekannt, allerdings bedürften 
»noch zahlreiche Aspekte einer weiterführenden Betrachtung«. Blum, Rudolf: Na-
tionalbibliographie und Nationalbibliothek. Die Verzeichnung und Sammlung der 
nationalen Buchproduktion, besonders der deutschen, von den Anfängen bis zum 
Zweiten Weltkrieg, Frankfurt am Main 1990, S.�262; Poethe, Instrument, S.�243.

67 Klausnitzer, Ralf: Rezension zu Barbian, Jan-Pieter: Literaturpolitik im NS-Staat. 
Von der »Gleichschaltung« bis zum Ruin, Frankfurt am Main 2010, in: H-Soz-u-
Kult, 26.09.2012, http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/2012-3-186 
(eingesehen am 10.1.2014). Der Begriff »Mediendiktatur« geht zurück auf Schütz, 
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Schwerpunkt seiner Untersuchungen bilden die staatlichen und parteiamtlichen 
Behörden und ihr Kompetenzgerangel um bestimmenden Einfluss auf die Buch-
zensur und die »Schrifttumspflege«.68 Im Fokus stehen dabei vor allem die Me-
chanismen der Kontrolle und Reglementierung aller mit der Herstellung und 
Vermittlung von Printmedien im Zusammenhang stehenden Berufsgruppen 
(Verleger, Buchhändler, Schriftsteller, Bibliothekare). Seine Analyse erstreckt 
sich daher auch auf das Wirken jener staatlichen und parteiamtlichen Behörden, 
die für das Wissenschaftliche Bibliothekswesen und die DB bedeutsam waren. 
Barbian widmete sich darüber hinaus auch der NS-Geschichte des für die DB 
maßgeblichen Börsenvereins der Deutschen Buchhändler, der nach seiner 
›Selbstgleichschaltung‹ und der Entlassung seines Vorstehers Friedrich Olden-
bourg vom Leiter des Eher-Buch-Verlages und engen Vertrauten Max Amanns, 
Wilhelm Baur, geführt wurde.69 

Während Barbian in seinen Arbeiten meist allgemeine Entwicklungen in der 
DB skizziert, widmeten sich andere Autoren speziellen Aspekten ihrer Ge-
schichte. So befasste sich Werner Schroeder mit der Schrifttumspolitik des 
 Sicherheitsdienstes der SS (SD), der sich in der NS-Zeit nicht nur zu einer maß-
geblichen Zensurinstanz entwickelte, sondern im Haus der DB eine eigene 
Dependance unterhielt.70 In ihrem eingangs erwähnten Buch über die Wiener 
Nationalbibliothek beleuchten Murray G. Hall und Christina Köstner mit ihrer 
Darstellung der sogenannten »Bücherverwertungsstelle Wien« ein lange Zeit 
verdrängtes Kapitel der DB-Geschichte. Leiter dieser Einrichtung, die zwischen 

Erhard: Das »Dritte Reich« als Mediendiktatur. Medienpolitik und Modernisierung 
in Deutschland 1933-1945, in: Monatshefte für deutschen Unterricht, deutsche 
Sprache und Literatur 2 (1995), S.�129-150.

68 Barbian, Jan-Pieter: Literaturpolitik im NS-Staat. Von der »Gleichschaltung« bis 
zum Ruin, Frankfurt am Main 2010. Hierbei handelt es um eine Neubearbeitung 
seiner erstmals 1993 erschienenen Arbeit »Literaturpolitik im ›Dritten Reich‹. In-
stitutionen, Kompetenzen, Betätigungsfelder«.

69 Barbian, Jan-Pieter: Von der Selbstanpassung zur nationalsozialistischen »Gleich-
schaltung«. Der Börsenverein der Deutschen Buchhändler in den Jahren 1933-1934, 
in: Buchhandelsgeschichte (1993), Heft 2, S. B41-B55; Ders.: Der Börsenverein der 
Deutschen Buchhändler 1933-1945, in: Füssel, Stephan, Georg Jäger u. Hermann 
Staub (Hg.): Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels 1825-2000. Ein ge-
schichtlicher Aufriß, Frankfurt am Main 2000, S.�91-117; Ders.: Die organisatori-
sche, personelle und rechtliche Neuordnung des deutschen Buchhandels, in: Fi-
scher, Ernst u. Reinhold Wittmann (Hg.): Geschichte des deutschen Buchhandels 
im 19. und 20. Jahrhundert. Drittes Reich, Teil 1, Berlin 2015, S.�73-159.

70 Schroeder, Werner: »… eine Fundgrube der Schrifttumsinformation«. Die Leipzi-
ger Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung beim Sicherheitshauptamt (SD) und die 
»SD-Verbindungsstelle an der Deutschen Bücherei«, in: Gibas, Monika (Hg.): »Ari-
sierung« in Leipzig. Annäherung an ein lange verdrängtes Kapitel der Stadtge-
schichte der Jahre 1933 bis 1945, Leipzig 2007, S.�116-151. 
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September 1938 und Mai 1939 nicht nur die »größte Büchervernichtungsaktion 
in Österreich«, sondern darüber hinaus auch die reichsweite Verteilung der in 
der ›Ostmark‹ beschlagnahmten Bücher organisierte, war der Leipziger Biblio-
thekar Albert Paust, der für diese Aufgabe von der DB nach Wien abgestellt wur-
de.71 Der »Bibliothekspolitik der Deutschen Bücherei« zwischen 1932 und 1935 
widmete sich Claudia Böhm in ihrer 2003 vorgelegten Magisterarbeit. Unter Be-
zugnahme auf die oben erwähnten Arbeiten von Rötzsch, Plesske, Happel und 
Barbian ist jedoch auch sie noch allzu sehr um das Bild einer von den National-
sozialisten »missbrauchten« Bibliothek bemüht.72 Im Gegensatz dazu verweist 
Lothar Poethe in seinem 2011 erschienenen instruktiven Aufsatz auf lange Zeit 
vernachlässigte oder bewusst ausgeblendete Details ihrer NS-Geschichte. Im 
Mittelpunkt seiner Betrachtungen steht der Lebens- und Berufsweg Heinrich 
Uhlendahls. Unter Berücksichtigung der »allgemeinen politischen, kultur- und 
bibliothekspolitischen Rahmenbedingungen« geht es Poethe darum, den Hand-
lungsspielraum des DB-Direktors »innerhalb des NS-Herrschaftsapparates zu 
beschreiben«.73 Dabei gelangt er zu bemerkenswerten Befunden, etwa im Hin-
blick auf die ›NS-Belastung‹ der Gesamtbelegschaft der Bibliothek, stellt aber 
insgesamt fest, dass Uhlendahl als DB-Direktor nur über sehr eingeschränkte 
Handlungsspielräume verfügte, was in erster Linie auf die Machtkämpfe der un-
terschiedlichen Institutionen des NS-Staates mit diversen Parteidienststellen zu-
rückzuführen sei.74 Allerdings verzichtete Poethe bei seiner Untersuchung auf 
die Darstellung der breitgefächerten und komplexen Probleme der bibliotheka-
rischen Alltagsarbeit, die der Bibliothek möglicherweise doch eigene, anders ge-
lagerte Handlungsspielräume im polykratischen Gefüge des NS-Maßnahmen-
staates eröffneten. 

Diese Forschungen blieben nicht ohne Wirkung und veranlassten die Direk-
tion der Bibliothek über ihre Vergangenheit nachzudenken.75 Schon in den 
1990er Jahren waren aus der DB selbst deutliche Signale hervorgegangen, die sich 
für eine gründliche, von einer persönlichen Bindung an das Haus ›unbelastete‹ 
Neubearbeitung ihrer Geschichte jenseits der bis dahin üblichen Festschriften-
kultur aussprachen.76 Dies war möglicherweise der Grund dafür, warum es im 

71 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�89-124.
72 Vgl. Böhm, Claudia: Die Bibliothekspolitik der Deutschen Bücherei in Leipzig in 

den Jahren 1932 und 1935, Magisterarbeit Universität Leipzig 2003.
73 Poethe, Instrument, S.�244.
74 Vgl. ebd., S.�256�f., 273, 285�f.
75 Vgl. Niggemann, Elisabeth: Zukunft gestalten – Vergangenheit verstehen, in: Jah-

resbericht 2016 der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig, Frankfurt am Main 
2017, S.�4-7, hier S.�4.

76 Vgl. Rost, Gottfried: »… was die Mode streng geteilt«. Eine Leipziger Sicht auf die 
Vereinigung von Deutscher Bücherei und Deutscher Bibliothek, in: ZfBB 39 (1992), 
Heft 3, S.�181-195.
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Zuge der Einhundertjahrfeierlichkeiten der DB 2012 unterblieb, sich dem Thema 
im Zuge einer ›klassischen‹ Festschrift zu nähern. Stattdessen wurden der inter-
essierten Öffentlichkeit vier kurzweilige »Jubiläumshefte« vorgelegt, die sich 
aber nur zu einem geringen Teil der eigenen Historie widmeten.77 Da sich da-
durch insbesondere in der Außenwahrnehmung der Bibliothek ein sehr »lücken-
haftes Bild« ergab, wie es Michael Fernau – Direktor der Deutschen National-
bibliothek in Leipzig – »im Rückblick selbstkritisch« formulierte, gelangte die 
Direktion 2014 zu dem Schluss, dieses Thema »einer tiefergehenden, wissen-
schaftlichen Aufbereitung« zu unterziehen. Dies gab den entscheidenden Impuls 
für diese Studie und führt uns zu der anfangs erwähnten kritischen Besprechung 
des amerikanischen Bibliothekars Hans Muller und seiner bereits 1938 formu-
lierten Aufforderung an die Bibliothekswissenschaft zurück, das Verhalten der 
DB in der NS-Diktatur zu analysieren.78 

Methodische Überlegungen

Anders als ursprünglich geplant, konzentriert sich die vorliegende Studie nicht 
allein auf die Zeit der NS-Diktatur, denn viele der in diesem Buch thematisierten 
kultur- und bibliothekspolitischen Entscheidungsprozesse zwischen 1933 und 
1945 – in denen die DB oft eine zentrale Rolle spielte – sind ohne die bis in das 
Kaiserreich zurückreichende ›Vorgeschichte‹ der Bibliothek nicht zu verstehen. 
Der von ihrer Gründung im Jahr 1912 bis zum Ende des NS-Regimes reichende 
Bogen wurde bewusst so weit gespannt, denn eine Fokussierung auf die NS-Zeit 
hätte die »Gefahr einer Verinselung« herbeigeführt und manches vielleicht als 
›NS-spezifisch‹ gekennzeichnet, was sich erst im historischen Längsschnitt als 
langfristige Kontinuitätslinie erweist.79 Die Untersuchung folgt daher einem dia-
chronen Ansatz, der sich von der Gründung der DB im Kaiserreich über die Zeit 
der Weimarer Republik bis in die NS-Diktatur erstreckt. Dabei geht es aber nur 
auf den ersten Blick darum, der DB auf ihrem Weg durch die erste Hälfte des 
20.  Jahrhunderts zu folgen. Die vorliegende Untersuchung versteht sich nicht 
nur als eine ›Hausgeschichte‹ der DB, sondern auch als Beitrag zur allgemeinen 

77 Vgl. Deutsche Nationalbibliothek (Hg.): Hundert. Das Jubiläumsmagazin der Deut-
s chen Nationalbibliothek, Heft 1-4, Frankfurt am Main u. Leipzig 2012. Siehe auch 
Fernau, Michael u. Christian Horn: Hundert Jahre Deutsche Nationalbibliothek 
feiern, in: Dialog mit Bibliotheken 24 (2012), Heft 1, S.�62-65, hier S.�63.

78 Wie war das damals? Die Geschichte der Deutschen Bücherei in den Jahren 1933 
bis 1945 und 1945 bis 1990 wurde ausgiebig wissenschaftlich untersucht. In Kürze 
erscheinen die Ergebnisse, in: Jahresbericht der Deutschen Nationalbibliothek 2016, 
Leipzig u. Frankfurt am Mai 2017, S.�10-13, hier S.�11.

79 Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�73.
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deutschen Bibliotheksgeschichte zwischen 1912 und 1945. Die im Jahr 1912 ge-
gründete DB stellte im Bibliothekswesen Deutschlands eine Besonderheit dar. 
Während alle anderen Bibliotheken das Auswahlprinzip vertraten, d.�h. aus der 
Fülle der erschienenen Druckschriften das auswählten, was ihnen für ihre beson-
deren Zwecke geeignet erschien, sammelte die DB das deutschsprachige Schrift-
tum des In- und Auslands vollständig. Darüber hinaus war sie Eigentum des 
Börsenvereins der Deutschen Buchhändler, wodurch ihr als einziger Bibliothek 
im Reich die deutsche Verlagsproduktion weitgehend kostenlos zuging. Daraus 
leitete sich nicht nur ihr selbstbewusster Anspruch ab, Zentralort der systema-
tischen Erschließung und Aufbewahrung der nationalen Kultur- und Wissens-
bestände zu sein, aufgrund ihres spezifischen Sammelauftrages erhob sie  – in 
heftiger Konkurrenz zur PSB – darüber hinaus den Anspruch, sich zum biblio-
graphischen Zentrum Deutschlands zu erheben, was ihr mit der ab 1931 erschei-
nenden und von ihr bearbeiteten DNBg auch gelang. Ihr Selbstverständnis nicht 
nur ein maßgebliches »Speichersystem des kulturellen Gedächtnisses« der Na-
tion, sondern auch ein Zentrum der Bibliographierung und Katalogisierung zu 
sein, kollidierte mit dem Anspruch der PSB, die »geistige Mitte« Deutschlands 
zu repräsentieren, vor allem ›legitimiert‹ durch ihre Hauptstadtlage und ›histo-
risch verbürgte‹ Vormachtstellung als größte Bibliothek des Reiches. So hob der 
Berliner Generaldirektor noch 1938 mit Blick auf die DB hervor, eine National-
bibliothek könne »nicht aus dem Boden gestampft oder künstlich geschaffen 
werden«, hier gelte »das Gesetz der Jahrhunderte und des natürlichen 
Wachstums«.80 Die hinter diesen  Worten stehende Auseinandersetzung  – die 
einen wesentlichen Unter suchungsgegenstand dieser Studie markiert  – bezog 
sich auf den spezifisch »deutschen Problemfall« einer fehlenden Nationalbiblio-
thek, an der es dem Deutschen Reich im Vergleich zu anderen großen ›Kultur-

80 Der Begriff »Speichersystem des kulturellen Gedächtnisses« geht zurück auf Heber, 
Tanja: Die Bibliothek als Speichersystem des kulturellen Gedächtnisses, Marburg 
2009. Matthias Middell verweist darauf, dass der Börsenverein der Deutschen Buch-
händler der von ihm gegründeten DB »die Funktion eines nationalen Gedächtnis-
ses« zuwies. Middell, Matthias: Wissen und Raum. Zur Stilisierung nationaler 
Werte zentren – Wertezentren und das Spiel mit den Maßstäben, in: Altenburg, Det-
lef, Lothar Ehrlich u. Jürgen John (Hg.): Im Herzen Europas. Nationale Identitäten 
und Erinnerungskulturen, Köln u.�a. 2008, S.�121-149, hier S.�132. Zum Auftrag von 
Nationalbibliotheken, »die geistige Mitte einer Kultur zu markieren« siehe Münk-
ler, Herfried: Eine geistige Mitte. Was hat eine Nationalbibliothek mit einer Natio-
nalgalerie, einem Nationalmuseum und einem Nationaltheater gemein – und was 
unterscheidet sie?, in: Hundert. Das Jubiläumsmagazin der Deutschen Nationalbiblio-
thek, Heft 1, Frankfurt am Main u. Leipzig, S.�20-24, hier S.�21. Das Zitat »des na-
türlichen Wachstums« geht zurück auf Hugo Andres Krüss (PSB) an das Reichsmi-
nisterium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, 5.12.1938, BArch Berlin, 
R�4901/15051, Bl.�56-59, hier Bl.�58.
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nationen‹ mangelte. An diesem vermeintlichen ›institutionellen Defizit‹ rieben 
sich aber vordergründig nur die DB und die PSB, während die übrigen deutschen 
Bibliotheken – auch die ansonsten um Besitzstandswahrung bemühte aber weit-
aus zurückhaltendere Bayerische Staatsbibliothek – die Leipziger und Berliner 
Befindlichkeiten zunehmend mit Kopfschütteln quittierten. Denn wie Gottfried 
Rost zu Recht betonte, konnte das Prädikat ›Nationalbibliothek‹ unter deut-
schen Bibliotheksverhältnissen bis 1945 »nicht oder nur mit Einschränkungen 
vergeben werden«.81 Denn neben der Erstellung einer Nationalbibliographie 
war und ist es Aufgabe einer Nationalbibliothek, nicht nur die ältere und neuere 
Nationalliteratur, sondern die gesamte nationale Buchproduktion möglichst 
vollständig zu sammeln.82 Wie sich zeigen wird, erfüllten weder die DB noch die 
PSB das Kriterium der vollständigen Sammlung. Während die DB seit 1913 Voll-
ständigkeit anstrebte, fehlte ihr die »historische Dimension«. Auf Letztere 
konnte zwar die PSB verweisen, aber sie zeigte sich wiederum an der Vollstän-
digkeit  ihres Bestandes nicht interessiert. Vor diesem Hintergrund sollte der Be-
griff  Nationalbibliothek für deutsche Verhältnisse und für den hier betrachteten 
Zeitraum eher als »Ensembleleistung« oder unter einem eher »virtuellen Ver-
ständnis« betrachtet werden, was den meisten sicher auch damals schon bewusst 
gewesen ist.83 Gleichwohl reklamierten Berlin und Leipzig dieses Label hartnä-
ckig für sich und sprachen der Gegenseite das ›Recht‹ darauf ab. Damit wurde 
der Begriff Nationalbibliothek, der auch als ideelle Ressource mit hoher kultur-
politischer Symbolwirkung nach innen und außen Wirkungsmacht entfaltete, in 
Deutschland zwischenzeitlich zu einem prekären und im wahrsten Sinne biblio-
 theks politischen ›Schlag-Wort‹. Denn aus den Befindlichkeiten der beiden 
Biblio theken resultierten hochbrisante Machtkämpfe, die sich – so viel sei vor-
weggenommen – über die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts erstreckten, Unruhe 
ins weitgehend innovationsindolente deutsche Bibliothekswesen brachten und 
daher für die Bibliotheksgeschichte nicht nur zentrale Bedeutung erlangten, son-
dern bis heute nachwirken. So stellt sich zunächst die Frage, was genau sich hin-
ter dem von Zeitzeugen als »überaus unerquicklichen und völlig unfrucht baren 
Streit zwischen Berlin und Leipzig« verbarg, an den man nach 1945 ganz offen-
sichtlich nicht mehr erinnert werden wollte. Seine lange verhinderte und mit die-
ser Arbeit vollzogene »Exhumierung« soll dazu beitragen, die in Berlin und 
Leipzig vertretenen Standpunkte zu rekonstruieren und den daraus entstehenden 
Machtkampf zwischen dem Leipziger ›Parvenü‹ und der etablierten, altehrwür-

81 Rost, Nationalbibliothek, S.�159.
82 So zumindest die erste Bilanz des 1958 in Wien veranstalteten UNESCO-Symposi-

ums On national libraries in Europe. Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�12.
83 Rost, Nationalbibliothek, S.�190. Middell verweist auf das »virtuelle Verständnis der 

deutschen Nationalbibliothek, deren Schwerpunkte über die ganze Karte des Lan-
des verteilt« waren. Middell, Wissen, S.�133, 138.
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digen Berliner Staatsbibliothek zu verstehen, bei dem es um nichts Geringeres 
als um den von beiden Seiten beanspruchten Führungsanspruch im deutschen 
Bibliothekswesen und um den Rang einer Deutschen Nationalbibliothek ging.84

Dieser alles überwölbende Konflikt, dieser ›Gegensatz Berlin-Leipzig‹, der 
maßgeblichen Einfluss auf zentrale Entwicklungen im deutschen Bibliothekswe-
sen hatte, war von Beginn an politisch konnotiert, denn die DB wie auch die PSB 
suchten und fanden in dieser Frage Unterstützung bei verschiedenen staatlichen 
Behörden. Die auf Interessenwahrung und Einflusserweiterung ausgerichtete In-
teraktion der Bibliotheken mit ›der Politik‹ deutet bereits an, dass das Diktum 
ihrer ›Politisierung‹ nach 1933 in die Irre führt, denn die dahinterstehende An-
nahme eines abrupten Endes eines zuvor bestehenden angeblichen unpolitischen 
Selbstverständnisses der Bibliotheken trifft nicht zu. Gerade diese lange Zeit vor-
herrschende Annahme suggerierte das Bild, die Bibliotheken als Institutionen 
hätten sich bis 1933 in einem politikfreien Raum bewegt. Es wird jedoch deut-
lich, dass diese Ansicht – ebenso wie für die Wissenschaften gezeigt – »grob ir-
reführend« ist.85 Abgesehen davon, dass auch die Bibliothekare der DB be-
stimmte politische Haltungen präferierten, waren bereits ihre Gründung, mit 
ihren dabei zur Schau gestellten »verbalen Verbeugungen« vor der Staatsdoktrin, 
und schließlich die Institution selbst politische Faktoren ersten Ranges.86 

Einen möglichen Zugang zur Analyse der Beziehungen von ›Institution und 
Politik‹ bieten die seit den 1990er Jahren wiederbelebten Untersuchungen zur 
Institutionengeschichte, die auch für die Geschichtswissenschaft neue Perspek-
tiven eröffneten. Dazu gehört etwa der Versuch, Institutionen »durch Fragen, 
nach ihrer Struktur, Funktion und ihrem Sinnverständnis sowie nach ihrer Le-
gitimation und Prozessen ihrer Delegitimation zu erklären«.87 Das Unbehagen 
an der älteren »politischen Institutionengeschichte in Form traditioneller Be-
hördengeschichte« mit »ihrem ›von oben‹ gerichteten Blick«, lenkte das For-
schungsinteresse der ›neuen‹ Institutionengeschichte mehr auf das »Verstehen 
von Innen« und die »kulturelle Innenseite von Institutionen«, hin zu den Men-
schen und ihrer sozialen sowie politischen Praxis, in deren Ergebnis Institutio-
nen überhaupt erst entstehen.88 Denn da Institutionen »zentrale Orte mensch-
lichen Handelns« sind, bedarf ihre Untersuchung einer »kulturhistorischen 

84 Zimmermann, Leyhs Auffassung, S.�258.
85 In Anlehnung an die Befunde von Rüdiger Hachtmann im Hinblick auf die Kaiser-

Wilhelm-Gesellschaft und ihre Generalverwaltung in der NS-Zeit. Vgl. Hachtmann, 
Wissenschaftsmanagement, S.�25.

86 Vgl. ebd.; Rost, Nationalbibliothek, S.�167.
87 Vgl. Blänkner, Reinhard: Überlegungen zum Verhältnis von Geschichtswissen-

schaft und Theorie politischer Institutionen, in: Göhler, Gerhard (Hg.): Die Eigen-
art der Institutionen. Zum Profil politischer Institutionentheorie, Baden-Baden 
1994, S.�85-122, hier S.�88.

88 Ebd., S.�99�f., 102, 104.
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Er wei terung«.89 Darunter versteht der Historiker Bernhard Löffler eine Behör-
den- und Verwaltungsgeschichte, welche »auf die institutionelle Wirklichkeit« 
einer Institution schaut, das heißt auf ihre internen Verständigungsmodalitäten, 
Verfahrensgepflogenheiten und Verwaltungsroutinen, auf die Modifikationen 
normativ-rechtlicher oder verwaltungstechnischer Vorgaben im und durch den 
bürokratisch-politischen Alltag, auf die Wirkung und Wahrnehmung solcher 
Vorgaben, auf die Herausbildung spezieller Eigenarten und Organisationskultu-
ren der Institutionen, auf institutionstypische Mitarbeitermentalitäten sowie auf 
das spezifische Betriebsklima.90 Mit Blick auf die Ergebnisse der Untersuchun-
gen der »modernen Institutionengeschichte« stellt Löffler fest, dass die Relevanz 
und die »spezifische Bedeutung« einer Institution durch »Sitten und Gepflogen-
heiten« konstituiert und bestimmt würden, etwa durch tradierte Rechts- und 
 Politikvorstellungen, weltanschauliche Standpunkte, Kommunikationsprakti-
ken oder durch den »durch politische Codes und Programmsprachen abgesteck-
ten Rahmen der ›politischen Kultur‹ eines Landes«.91 Ausgangspunkt einer jeden 
institutionellen Wirklichkeit sei – und das gilt insbesondere für die erst 1912 ge-
gründete DB – »sich im jeweiligen gesellschaftlich-kulturellen Umfeld als rele-
vanter Einflussfaktor zu inszenieren« und »ein unverwechselbares Profil zu 
gewinnen«.92 Hierzu gehört auch die Betrachtung »institutioneller Konkurren-
zen«, denn daraus ergaben sich – wie bereits angedeutet – mitunter Institutio-
nenkämpfe »um die Reichweite ihrer jeweiligen Geltungsansprüche«.93 Um sich 
dem »Wesen einer Institution« zu nähern, so Löffler, müsse man über die Be-
schreibung formaler Organisationsstrukturen, Funktionsregeln und politischer 
Entscheidungsrichtlinien hinausgehen und die komplexen, jenseits der Normen 
liegenden informellen Bereiche interner Handlungslogik einer Institution aus-
loten. Auf diese Weise komme man nicht nur der ›institutionellen Wirklichkeit‹ 
und letztlich auch der »Wirkung von Institutionen« auf die Spur, die Frage nach 
der spezifischen »Verwaltungskultur« könnte auch dazu beitragen, das Handeln 
der in den Institutionen tätigen Individuen zu beleuchten und festzustellen, wel-
che Erfahrungen und Denkmuster sie ihrem Handeln als Orientierungsstandard 

89 Ebd., S.�85; Löffler, Bernhard: Moderne Institutionengeschichte in kulturhistori-
scher Erweiterung. Thesen und Beispiele aus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Kraus, Hans-Christof u. Thomas Nicklas (Hg.): Geschichte der 
Politik. Alte und neue Wege, München 2007, S.�155-180, hier S.�155.

90 Ebd., S.�157, 168.
91 Ebd., S.�162�f.
92 Ebd., S.�167.
93 Rehberg, Karl-Siegbert: Institutionen als symbolische Ordnungen. Leitfragen und 

Grundkategorien zur Theorie und Analyse institutioneller Mechanismen, in: Göh-
ler, Gerhard (Hg.): Die Eigenart der Institutionen. Zum Profil politischer Institu-
tio nentheorie, Baden-Baden 1994, S 47-84, hier S.�75.
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zugrunde legten.94 Durch diesen Zugriff geraten auch die Bibliothekare der DB 
selbst in den Fokus, die hier nicht allein »als ausführende Organe der Verwal-
tungsmaschinerie« angesehen werden. Vielmehr wird es hier auch um die Frage 
gehen, »wie und wo sie das Verwaltungshandeln prägten«, womit gleichzeitig 
der eingangs erwähnte, von Marian Łodyński bereits 1939 geforderte Blick auf 
die »Tendenzen des Instituts« gerichtet wird.95 Folglich wird die DB in der vor-
liegenden Studie nicht nur in ihrer Struktur, sondern auch in ihren »Außen-
beziehungen« betrachtet, wozu auch ihre Wechselwirkungen mit politischen, 
wirtschaftlichen und öffentlichen Akteuren wie auch ihr Verhältnis zur staat-
lichen Verwaltung gehörten.96 

Wichtig ist zudem, dass ›Politik‹ und ›Wissenschaft‹, zu der auch die Biblio-
theken als Gedächtnisspeicher der Wissensgesellschaft zählen, keine streng von-
einander getrennten ›Teil- oder Subsysteme‹ waren bzw. sind. Zwar impliziert 
der Terminus ›Subsystem‹ eine scheinbare Hermetik, ein Binnenleben des jewei-
ligen ›Subsystems‹, das sich gegenüber anderen gesellschaftlichen Teilbereichen 
abgeschlossen habe  – einen eigenständigen ›wissenschaftlichen‹, oder ›wirt-
schaftlichen Kosmos‹, der sich von der politischen und gesellschaftlichen Au-
ßenwelt empirisch isolieren ließe, existiert jedoch weder in Demokratien noch in 
autoritären Regimen.97 Die gesellschaftlichen Subsysteme stehen vielmehr in en-
gen und steten Wechselbeziehungen und bilden »Ressourcen für einander«.98 In 
Anlehnung an die konzeptionellen Überlegungen von Mitchell G. Ash, der das 
Verhältnis von Wissenschaft und Politik unter dem Blickwinkel einer permanen-
ten Um- bzw. Neugestaltung von Ressourcenensembles betrachtet, ist festzuhal-

94 Löffler, Institutionengeschichte, S.�168; Luttenberger, Julia Alexandra: Verwaltung 
für den Sozialstaat – Sozialstaat durch Verwaltung? Die Arbeits- und Sozialverwal-
tung als politisches Problemlösungsinstrument in der Weimarer Republik, Berlin 
2013, S.�30.

95 Ebd.
96 In Anlehnung an Luttenberger, ebd., S.�29.
97 Vgl. Flachowsky, Sören, Rüdiger Hachtmann und Florian Schmaltz: Editorial. Wis-

senschaftspolitik, Forschungspraxis und Ressourcenmobilisierung im NS-Herr-
 schaftssystem, in: Dies. (Hg.): Ressourcenmobilisierung. Wissenschaftspolitik und 

Forschungspraxis im NS-Herrschaftssystem, Göttingen 2016, S.�7-32, hier S.�15.
98 Vgl. Ash, Mitchell G.: Wissenschaft und Politik als Ressourcen für einander, in: Rü-

diger vom Bruch u. Brigitte Kaderas (Hg.): Wissenschaften und Wissenschaftspoli-
tik. Bestandsaufnahmen zu Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutsch-
land des 20. Jahrhunderts, Stuttgart 2002, S.�32-51; Ders.: Wissenschaft und Politik. 
Eine Beziehungsgeschichte im 20. Jahrhundert, in: Archiv für Sozialgeschichte 50 
(2010), S.�11-46; Ders.: Reflexionen zum Ressourcenansatz, in:  Flachowsky, Sören, 
Rüdiger Hachtmann und Florian Schmaltz (Hg.): Ressourcenmobilisierung. Wis-
senschaftspolitik und Forschungspraxis im NS-Herrschafts system, Göttingen 2016, 
S.�535-553.
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ten, dass derartige Ensembles »gegenseitig mobilisierbar« sind. Bezogen auf die 
Geschichte der DB bis 1945 bedeutet dies, dass die Bibliothekare ebenso gut Res-
sourcen aus der politischen Sphäre für ihre Zwecke mobilisieren konnten, wie 
Staat und Politik die Bibliothek und deren Ressourcen für ihre Zwecke benutz-
ten. Diese Ressourcen konnten finanzieller, kognitiver, personeller, institutio-
neller, ideeller oder rhetorischer Art sein, aber auch »Verbindungen zu oder Al-
lianzen mit amtlichen Instanzen« darstellen. Gerade der letzte Punkt verweist 
erneut auf die enge Interdependenz und Vernetzung von Politik und Wissen-
schaft wie auch auf die »politische Multivalenz wissenschaftlicher Inhalte«, die 
in Diktaturen und in Demokratien gleichermaßen mobilisierbar sind. Gleichzei-
tig wird damit die häufige Rede vom ›Missbrauch‹ der Wissenschaft relativiert 
und davon ausgegangen, »dass es sich aus Sicht der Beteiligten um einen gewoll-
ten Gebrauch von Wissenschaft für politische Zwecke handelt«.99 Damit geraten 
auch zwei verschiedene ›Rhetoriken‹ der Bibliothekare in den Blick, mit deren 
Hilfe sie in der NS-Zeit, wie viele andere Wissenschaftler auch, um »politiksei-
tige ›Ressourcentypen‹« konkurrierten: Zum einen »Rhetoriken ideologischer 
Kohärenz«, die eine inhaltliche Affinität eigener bibliothekarischer Ziele und 
Methoden mit der jeweils herrschenden politisch-ideologischen ›Generallinie‹ 
behaupteten, zum anderen »Rhetoriken der Instrumentalisierung«, mit denen die 
eigenen Vorhaben als Hilfsmittel und Instrumente zur Umsetzung politischer 
Ziele angeboten wurden.100 Wie Ash zu Recht betont, besteht ein wichtiger Vor-
teil dieses Ansatzes darin, dass die handelnden Akteure »dabei nicht nur als Op-
fer der jeweiligen Verhältnisse«, sondern »als bewusst, zuweilen recht selbst-
bewusst handelnde Subjekte verstanden werden«, womit die Bibliothekare der 
DB, ihre Strategien und ihre daraus resultierenden Handlungsspielräume selbst 
in den Blick geraten und damit die Frage, wie diese von der DB genutzt wurden 
und wie sie mit den von außen an sie herangetragenen Forderungen der staat-
lichen, parteiamtlichen und buchhändlerischen Instanzen umging.101 Hinzu tritt 
die Frage, wo genau die ›Ressourcen‹ der DB lagen, welche ihre Sonderstellung 
im nationalsozialistischen Bibliothekswesen erklärten. Bei der historischen Be-
trachtung der DB kann es demnach »nicht um das Ob, sondern nur um das Wie 
gehen, also um die Qualität ihrer Politisierung« und besonders um die Rolle, 
welche sie »als aktives und passives Element in diesem Zusammenhang« spiel-
te.102 

99 Ash, Wissenschaft (2010), S.�17. 
100 Ders., Wissenschaft (2002), S.�40; Hoßfeld, Uwe, Jürgen John u. Rüdiger Stutz: 

»Kämpferische Wissenschaft«: Zum Profilwandel der Jenaer Universität im Natio-
nalsozialismus, in: Hoßfeld, Uwe, Jürgen John, Oliver Lehmuth u. Rüdiger Stutz 
(Hg.): »Kämpferische Wissenschaft«. Studien zur Universität Jena im National-
sozialismus, Köln u.�a. 2003, S.�23-121, hier S.�30.

101 Ash, Wissenschaft (2002), S.�32�f.
102 Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�25�f.
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Trotz der engen Wechselwirkungen zwischen Wissenschaft und Politik ver-
standen sich viele Wissenschaftler und mithin Bibliothekare als ›unpolitische‹ 
Staatsbürger, was heute durchaus ernst zu nehmen ist. Denn dieses Selbstver-
ständnis charakterisierte in der Tat viele der in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts sozialisierten bildungsbürgerlichen Eliten, »die mit der scheinbar un-
ideologischen ›Realpolitik‹ Bismarcks groß geworden waren und ›nationale 
Interessen‹ nicht als Politikum verstanden«.103 Zwar wurde ein »häufig preu-
ßisch gefärbter Nationalismus« als selbstverständlich vorausgesetzt, allerdings 
wurde jener nicht als ›politisch‹ aufgefasst. Der Grund hierfür war ein »sehr en-
ges Verständnis von Politik«, das diese lediglich mit den »Niederungen der Par-
teipolitik«, nicht jedoch mit den großen ›nationalen Fragen‹ in Verbindung 
brachte. Auch bei den in der Regel fernab von ›Parteiengezänk‹ und parlamen-
tarischen Debatten tätigen Bibliothekaren dürfte »dieses Selbstbild des unpoliti-
schen, indes selbstverständlich nationalen und einem ›starken Staat‹ zuneigenden 
Bürgers« stark ausgeprägt gewesen sein, denn waren sie nicht lediglich Hüter der 
»kulturellen Identität der Nation« jenseits und unabhängig von Konjunkturen 
und Moden und diente ihre Tätigkeit als »Sachwalter der langen Dauer« letzten 
Endes nicht gänzlich ›zeitlosen‹ Themen?104

Da Politik immer auch »soziales und kommunikatives Handeln« ist105, spielt 
in der vorliegenden Studie auch die »Öffentlichkeitsarbeit und Imagepolitik« der 
DB eine wichtige Rolle.106 Wie die ›neue‹ Institutionengeschichte zeigt, markiert 
die »gezielte öffentliche Inszenierung« und eine »aktive ›öffentliche Meinungs-
pflege‹« einen wesentlichen Bestandteil kommunikativer Praktiken, Inszenie-
rungsformen und Vermittlungsstrategien von Behörden.107 Dahinter steht das 
Ziel der Institutionen, die Allgemeinheit oder aber »relevante Teilöffentlichkei-
ten« zu ihren Gunsten zu beeinflussen.108 Die Öffentlichkeitsarbeit ist immer 
Teil einer aktiven Imagepflege, um nach außen hin ein positives Bild zu vermit-
teln, etwaige gegen sich bestehende Vorurteile abzubauen oder sich neue Res-
sourcen materieller oder ideeller Art zu erschließen. Wie Rüdiger Hachtmann 
am Beispiel der Generalverwaltung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zeigt, of-
fenbart die Öffentlichkeitsarbeit ein multivalentes Spektrum, das von gezielten 
Beeinflussungsversuchen durch und auf die Presse, über sachlich-nüchterne 
 Rechenschaftsberichte, wie den eingangs von Muller und Łodyński erwähnten 

103 Ebd., S.�54.
104 Ebd., S.�54�f. Die Hinweise auf die »kulturelle Identität der Nation« und die »Sach-

walter der langen Dauer« gehen zurück auf Herfried Münkler, der sich damit al-
lerdings auf die Funktionen einer Nationalbibliothek bezieht. Münkler, Mitte, 
S.�22 u. 24.

105 Löffler, Institutionengeschichte, S.�172�f.
106 Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�49.
107 Löffler, Institutionengeschichte, S.�173.
108 Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�49�f.
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Verwaltungsbericht der DB, bis hin zu Besichtigungen, Mitglieder- und Jubilä-
umsveranstaltungen reichte, für die man prominente Vertreter aus der Politik 
und der Wirtschaft zu gewinnen suchte.109 All diese Facetten der öffentlichkeits-
wirksamen Imagepflege trafen ohne Zweifel auch für die DB zu. Für die vorlie-
gende Untersuchung wird das Spektrum aber noch um die von ihr gezeigten 
Ausstellungen und die bisher noch überhaupt nicht thematisierten Veröffent-
lichungen ihrer »Gesellschaft der Freunde« erweitert, die eine spezifische Form 
der bibliothekarischen Öffentlichkeitsarbeit darstellten und schon vor 1933 
deutliche politische Botschaften transportierten.

Die Studie orientiert sich in ihrer inhaltlichen Schwerpunktlegung zwar auch 
an dem in der Bibliothekshistoriographie üblichen ›Toussaintschen Analyse-
schema‹ – das sich in erster Linie den traditionellen bibliothekarischen Diszipli-
nen Erwerbung, Benutzung, Öffentlichkeitsarbeit und Personalpolitik widmet.110 
Neben diesen die DB in ihrem Innern kennzeichnenden Entwicklungsprozessen 
geht es darüber hinaus um allgemeine Fragen der Bibliothekspolitik, so um das 
Problem einer reichsweiten Ausbildungsordnung, die Auseinandersetzungen auf 
dem Gebiet der Bibliographierung und Zentralkatalogisierung, die eng mit den 
bisher weitgehend unberücksichtigten Rangeleien um die Schaffung des Deut-
schen Gesamtkatalogs zusammenhingen, aber auch um die Etablierung eines 
Reichspflichtexemplars oder einer Reichs- bzw. Nationalbibliothek. Auf all die-
sen Feldern agierte die DB ausgesprochen selbstbewusst und, wie sich zeigen 
wird, weitgehend ›erfolgreich‹. Allerdings setzte bibliothekspolitischer ›Erfolg‹ 
arrivierte Kommunikationsformen mit den jeweils Mächtigen voraus.111 Es stellt 
sich demnach die Frage, welche Beziehungen die DB zu den staatlichen Einrich-
tungen unterhielt und wie sich ihr Verhältnis zu den ihr vorgesetzten Reichs-, 
Staats- und Parteibehörden sowie zum Börsenverein der Deutschen Buchhändler 
gestaltete. Wie stark wurde die DB in die NS-Schrifttumspolitik eingebunden? 
Geschah dies auf Druck der Behörden oder war dies eher das Resultat weitrei-
chender Kooperationsverhältnisse und einer Art ›Selbstmobilisierung‹, wie sie 
auch in den Hochschulen und den außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
zu beobachten war?112

109 Ebd., S.�50�f.
110 Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�16; Toussaint, Ingo: Wissenschaftliche Bibliothe-

ken im Dritten Reich – methodische Probleme ihrer Erforschung, in: Vodosek, 
Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken während des Nationalsozialis-
mus, Bd.�1, Wiesbaden 1989, S.�297-303, hier S.�299; Oesterheld, Selbstbehauptung, 
S.�11.

111 Vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�26.
112 Vgl. ebd., S.�21. Der auf die Rolle der Wissenschaften in der NS-Zeit angewendete 

Begriff der »Selbstmobilisierung« geht zurück auf Mehrtens, Herbert: Kollabora-
tionsverhältnisse: Natur- und Technikwissenschaften im NS-Staat und ihre Histo-
rie, in: Meinel, Christoph u. Peter Voswinckel (Hg.): Medizin, Naturwissenschaft, 
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Aufbauend auf den jüngeren Befunden der NS-Wissenschafts- und Biblio-
theksgeschichte geht die vorliegende Studie davon aus, dass die Beziehungen 
 zwischen dem NS-Regime und der vermeintlichen »Friedensprovinz«113 der Bi-
bliotheken und damit auch der DB wesentlich enger waren als lange Zeit ange-
nommen. Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen die Rolle der DB innerhalb 
der NS-Bibliothekspolitik sowie ihre Beziehungen zu Behörden, Verlagen, Bi-
bliotheken und ihren Nutzern. Gleichzeitig werden die vielschichtigen Wechsel-
wirkungen zwischen Kulturpolitik, Zeit- und Mentalitätsgeschichte in den Blick 
genommen und diese mit institutions- und verwaltungsgeschichtlichen sowie 
historisch-biographischen Ansätzen verknüpft, wobei sich die Frage stellt, ob 
die DB während der NS-Zeit wirklich nur unter »widrigen Umständen« agier-
te.114 Die Arbeit orientiert sich an den Amtszeiten der während des Untersu-
chungszeitraums amtierenden drei Direktoren Gustav Wahl (1912-1916), Georg 
Minde-Pouet (1916-1923) und Heinrich Uhlendahl (1924-1954), unterteilt diese 
jedoch in größere Kapitel, welche der Entwicklung der DB im Kaiserreich, in der 
Weimarer Republik und während des Nationalsozialismus nachgehen. Um die 
für die DB jeweils wichtigen gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen deut-
lich zu machen, ist den einzelnen Kapiteln immer ein entsprechender Überblick 
über die allgemeine politische Entwicklung im Reich, im Land Sachsen und der 
Stadt Leipzig vorangestellt. In ihrer Struktur ist die Arbeit chronologisch, inner-
halb der einzelnen Kapitel systematisch gegliedert, wobei wesentliche Aspekte 
und Themen für einen bestimmten Zeitraum geschlossen behandelt werden. 

Der erste Teil – die Kapitel II und III umfassend – widmet sich der Vorge-
schichte und Gründung der DB sowie ihrer Entwicklung bis zum Ende des Ers-
ten Weltkrieges. Hier werden nicht nur die Wurzeln der Auseinandersetzung 
mit der PSB in Berlin freigelegt, sondern auch deutlich gemacht, unter welch 
schwierigen Bedingungen sich das Leipziger ›Provisorium‹ – immerhin ein Pro-
dukt des vielzitierten ›Systems Althoff‹ – bis 1918 behauptete. Der zweite Teil 
(Kapitel IV) untergliedert sich in zwei Abschnitte. Der erste behandelt das bis 
1923 dauernde Direktorat Georg Minde-Pouets und die nicht immer unproble-
matischen Versuche der DB, sich im Bibliothekswesen Deutschlands durch die 
Übernahme zentraler Aufgaben besonders zu empfehlen. Dabei wird deutlich, 
dass sich die von Leipzig ausgehenden Reformversuche auf verschiedene Berei-
che der bibliothekarischen Praxis erstreckten und den Gedanken der Gemein-
schaftsarbeit postulierten. Diese Bemühungen, die streckenweise mit den Zielen 
einer von Berlin ausgehenden aktiven ›Reichskulturpolitik‹ korrespondierten, 
stießen jedoch nicht nur auf vehement verteidigte Partikularinteressen der Län-

Technik und Nationalsozialismus. Kontinuitäten und Diskontinuitäten, Stuttgart 
1994, S.�13-32.

113 Muller, Jahresbericht, S.�538�f.
114 Rost, Nationalbibliothek, S.�175.
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der, ihnen wurden auch durch die krisenhaften Entwicklungen der Nachkriegs-
zeit und der Inflation enge Grenzen gesetzt, die zwischenzeitlich sogar den Fort-
bestand der DB in Frage stellten. 

Der zweite Teil des Kapitels IV umfasst den Zeitraum von 1924 und 1933 und 
behandelt die mit dem Direktorat Heinrich Uhlendahls einsetzende Konsolidie-
rung der DB. In der Forschung wird dies meist mit der Person Uhlendahls in 
Verbindung gebracht. Dabei wurde übersehen, dass der Amtsantritt des neuen 
Direktors genau in die Phase der Stabilisierung der Weimarer Republik fiel, also 
jene Zeit, die gemeinhin als »die goldenen Zwanziger« beschrieben werden. Das 
rasante Wachstum der DB, ihr damit einhergehender Bedeutungszuwachs als bi-
bliographisches Zentrum Deutschlands und die vor diesem Hintergrund eskalie-
renden Auseinandersetzungen in der Titeldruckfrage hatten jedoch zur Folge, 
dass sich die Fronten zwischen DB und PSB nunmehr so verhärteten, dass eine 
Lösung dieses Konflikts nur noch von außen, und zwar mit Hilfe der Politik 
möglich schien. Worin die Gründe für die nun offen ausbrechenden Feindselig-
keiten bestanden, und welche Wege zu ihrer Lösung beschritten wurden, bildet 
einen Schwerpunkt der Darstellung. Der Blick richtet sich aber auch auf die in-
nere Entwicklung der DB, allgemeine Fragen des deutschen Bibliothekswesens 
und auf die internationalen Beziehungen der DB, etwa im Rahmen bibliotheka-
rischer Fachgremien. 

Der dritte Teil der Studie – das Kapitel V – befasst sich mit der Zeit des Na-
tionalsozialismus und markiert ihren eigentlichen Schwerpunkt. Auch dieser 
Teil untergliedert sich in zwei Abschnitte. Während sich der erste Teil auf den 
Zeitraum von 1933 bis 1939 und die Herausbildung der nationalsozialistischen 
›Mediendiktatur‹ und ihre Rückwirkungen auf die DB konzentriert, befasst sich 
der zweite Teil mit ihrer Entwicklung unter den Bedingungen des Zweiten Welt-
krieges (1939-1945). Im ersten Abschnitt geht es um die ab 1933 forcierte Neu-
ausrichtung eines den Ansprüchen des autoritären NS-Regimes verpflichteten 
Bibliothekswesens, das ebenso Teil der NS-Wissenschafts- wie auch der Kultur-
politik war. Da das »Monopol zur Gestaltung der öffentlichen Meinung und die 
Hoheit über die Kultur […] Pfeiler nationalsozialistischer Macht« waren115, geht 
es um die auch für die DB bedeutsame Herausbildung neuer schrifttumspoliti-
scher Machtzentren – des Propaganda- und des Reichserziehungsministeriums, 
des Sicherheitsdienstes der SS und der parteiamtlichen Schrifttumsstellen um 
Philipp Bouhler und Alfred Rosenberg – und die zwischen ihnen bestehenden 
Kompetenzstreitigkeiten, welche die polykratische Verfasstheit des NS-Staates 
anschaulich machen. Ohne ihre Darstellung würden die bisweilen verworrenen 
Binnenstrukturen der NS-Literaturpolitik unverständlich bleiben. Die DB stellte 

115 Benz, Wolfgang: Verführung und Hingabe. Künstler im Dienst des Nationalsozi-
alismus, in: Ders., Peter Eckel u. Andreas Nachama (Hg.): Kunst im NS-Staat. 
Ideologie, Ästhetik, Protagonisten, Berlin 2015, S.�13-26, hier S.�13.
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im Bibliothekswesen schon allein deshalb eine Ausnahme dar, weil sie als einzige 
größere wissenschaftliche Bibliothek des Reiches nicht dem Reichserziehungs-
ministerium (REM), sondern dem Propagandaapparat von Joseph Goebbels un-
terstellt wurde, in einigen zentralen bibliothekspolitischen Belangen aber trotz-
dem von der Entscheidung des REM abhängig blieb. Darüber hinaus werden die 
strukturellen und personellen Veränderungen innerhalb des für die Belange der 
DB zentralen Börsenvereins der Deutschen Buchhändler thematisiert, die einen 
Bruch mit der bis dahin zwar nicht immer reibungslosen, aber doch weitgehend 
konzilianten Zusammenarbeit mit der DB bedingten. Zudem richtet sich der 
Blick auf allgemeine Entwicklungen des wissenschaftlichen Bibliothekswesens, 
wobei es insbesondere um die bibliothekspolitische Programmatik der NS-Re-
gierung, die ›Selbstgleichschaltung‹ des VDB und die Herausbildung ›neuer‹ 
Strukturen wie des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten geht, in dem 
auch die DB vertreten war. Neben dem politischen Zentrum Berlin, dem in ad-
ministrativer Hinsicht entscheidende Bedeutung zukam, wird gleichzeitig im-
mer auch auf die Rolle regionaler und lokaler Verwaltungsinstanzen und ihre 
Einflussnahme auf die DB geschaut. So werden ihre Verbindungen zu den Mi-
nisterial-, Partei- und Polizeibehörden des Landes Sachsen ebenso berührt, wie 
ihre Beziehungen zur Stadt Leipzig, etwa dem Amt des Oberbürgermeisters, der 
NSDAP-Kreisleitung oder der örtlichen Gestapo- bzw. SD-Dependancen.116

An diesen einführenden Teil schließt sich eine über den bisherigen For-
schungsstand deutlich hinausgehende Analyse der inneren und äußeren Ent-
wicklung der DB an, die sich nicht auf kursorische Überblicke beschränkt, 
 sondern auf einer breiten empirischen Basis versucht, die NS-Geschichte der Bi-
bliothek in ihrer ganzen Komplexität auszuleuchten und die verstreuten For-
schungsergebnisse zur Geschichte der DB in eine Gesamtdarstellung zu inte-
grieren.117 Dabei widmet sie sich den ›klassischen‹ Untersuchungsgegenständen 
Personal, Erwerbung, Benutzung und Öffentlichkeitsarbeit, die in sachthema-
tisch zusammenhängenden Kapiteln betrachtet werden. So geht es um die Ent-
lassung und Vertreibung jüdischer und politischer ›unliebsamer‹ Bibliothekare, 
die öffentliche Imagepflege und ›NS-Symbolik‹ der DB, ihre Zensur am Buch 
und am Benutzer sowie die von ihr beschrittenen Wege der Bücherbeschaffung, 
die zum Teil auf der Grundlage von Raub und Beschlagnahmung erfolgten.118 
Als bibliographisches Zentrum und als ›Gesamtarchiv des deutschen Schrift-

116 Zur Rolle der lokalen NS-Behörden Sachsens vgl. Heydemann, Günther, Jan Erik 
Schulte u. Francesca Weil (Hg.): Sachsen und der Nationalsozialismus, Göttingen 
2014.

117 In Anlehnung an van Linthout, Ine: Das Buch in der nationalsozialistischen Pro-
pagandapolitik, Berlin u. Boston, 2012, S.�8.

118 Gerade der letzte Punkt bietet Anknüpfungspunkte an die jüngsten Untersuchun-
gen der Provenienzforschung, auf die im Rahmen dieser Arbeit allerdings nur am 
Rande angegangen wird.
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tums‹ weckte die DB das Interesse zahlreicher NS-Schrifttumsbehörden, wovon 
sie wiederum selbst in hohem Maß profitierte. Es wird gezeigt, dass sich die DB 
zu einem effektiven Dienstleister und funktionalen Informationspool für die li-
teraturpolitischen Zensur- und Verbotsinstanzen des NS-Maßnahmenstaats ent-
wickelte. Bibliothekare der DB förderten mit ihrer bibliographischen Zu arbeit 
nicht nur die rassistisch grundierte Literaturpolitik der NS-Behörden, sondern 
beteiligten sich auch an der Indizierung und Beschlagnahmung unerwünschter 
Literatur, was etwa am Beispiel der »Schwarzen Listen« von 1933/34, der späte-
ren »Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums« und der »Bücher-
verwertungsstelle« in Wien deutlich gemacht wird.

Anders als bei anderen wissenschaftlichen Bibliotheken, deren Beziehungen 
zu den Exekutivorganen des NS-Regimes wie der Geheimen Staatspolizei (Ge-
stapo), sich meist auf die Übernahme beschlagnahmter Literatur beschränkten, 
bestanden bei der DB viel weitergehende Beziehungen, was sich vor allem in der 
Einrichtung spezieller Dienststellen des Sicherheitsdienstes (SD) der SS, der Par-
teiamtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums (PPK) und 
des RMVuP im Haus der DB niederschlug. Es stellt sich damit die Frage, was den 
Ausschlag für die Einrichtung dieser Dependancen gab, wie sich die DB ihnen 
gegenüber verhielt und ob diese Parteidienststellen tatsächlich »beruflich und 
persönlich« isoliert waren, wie nach dem Krieg behauptet. Damit rückt der 
Machtkomplex der SS und der um Reinhard Heydrichs SD gruppierten ›weltan-
schaulichen Gegnerforschung und -bekämpfung‹ in den Blick und die Frage, 
welchen konkreten Beitrag die DB in dieser Hinsicht leistete. Die Beziehungen 
zwischen der DB und der PPK gingen in erster Linie auf die »Nationalsozialis-
tische Bibliographie« zurück. In der historischen Forschung wird meist darauf 
verwiesen, dass diese ›NS-Bibliographie‹ von der PPK herausgegeben wurde.119 
Im Verlauf der Untersuchung wird jedoch deutlich, dass dieses nationalsozialis-
tische Vorzeige- und Prestigeprojekt auf Bibliothekare der DB zurückzuführen 
und das Ergebnis einer aktiven politischen ›Imagepflege‹ war. 

Bei der Betrachtung der Entwicklung der DB in der NS-Zeit werden auch Er-
zählstränge aus dem ›Weimarer Teil‹ wieder aufgenommen. Dies gilt vor allem 
für die ›alte‹ Auseinandersetzung mit der PSB um die Schaffung einer National-
bibliothek und eines Reichspflichtexemplars, aber auch für das Problem der 
Zentralkatalogisierung und der mit ihr zusammenhängenden Titeldruckfrage. Es 
wird gezeigt, dass mit der 1935 vorgenommenen »Kompetenz- und Arbeitsauf-
teilung« zwischen PSB und DB und der damit verbundenen Schaffung des 
»Deutschen Gesamtkatalogs« nur ein vermeintlicher ›Religionsfrieden‹ zu-
stande kam, der die bestehenden Probleme nur oberflächlich kaschierte, aber 
keineswegs löste. In gewisser Weise galt das auch für die Ausbildungsfrage. Zwar 
kam es 1938 zu einer reichseinheitlichen Ausbildungsordnung, deren Ent stehung 

119 Vgl. etwa Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�52.
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kursorisch dargestellt wird, aber auch hier kamen die Auseinandersetzungen mit 
Berlin deutlich zum Tragen, in deren Folge die DB ihren Status als Ausbildungs-
einrichtung für den höheren Bibliotheksdienst weitgehend einbüßte. Der Kon-
flikt zwischen Berlin und Leipzig hatte schließlich auch Auswirkungen auf die 
internationale Bibliothekspolitik im Rahmen der International Federation of Li-
brary Associations (IFLA), auf deren Entwicklung bis zum Beginn des Zweiten 
Weltkrieges überblicksartig eingegangen wird.

Der zweite Abschnitt des ›NS-Teils‹ behandelt die Zeit des Zweiten Weltkrie-
ges, welcher die Bibliothek mit zahlreichen neuen Problemen konfrontierte. Im 
Jahr 1940 erhielt die DB durch ein in der deutschen Geschichte zum ersten Mal 
erlassenes bibliothekarisches Gesetz den Status einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts, dessen Entstehung und Folgen für die Bibliothek und ihre Belegschaft 
skizziert werden.120 Mit dem Beginn des Krieges war ein deutlicher Rückgang 
der Benutzerzahlen zu verzeichnen, während sich die Inanspruchnahme der 
Auskunftsstelle durch Wissenschaft und Wirtschaft deutlich erhöhte. Gleichzei-
tig büßte die Bibliothek einen großen Teil ihrer Mitarbeiter ein, die zum Kriegs-
dienst ein- oder zu anderen ›kriegswichtigen‹ Verpflichtungen herangezogen 
wurden. Zur Schließung dieser Lücken wurden in der DB französische Kriegs-
gefangene eingesetzt, ein Umstand, der in der Geschichte des Hauses bisher 
kaum thematisiert wurde. 

Ähnlich wie für die deutsche Wissenschaft und ihre Vertreter eröffnete die 
Besetzung weiter Teile Europas durch die Wehrmacht auch für die DB sich rasch 
ausweitende Ermöglichungsräume, etwa im Hinblick auf die Beschaffung von 
Literatur in den besetzten Gebieten. Auf diesen Aspekt wird ebenso eingegan-
gen, wie auf die Arbeiten an der »Jüdischen Bibliographie«, ein lange Zeit 
 vernachlässigtes Kapitel der DB-Geschichte, das im Zusammenhang mit der 
 rassisch grundierten Indizierungspraxis der NS-Schrifttumsbehörden und der 
Ausgrenzung der Juden aus dem Kulturleben stand. 

Am Beispiel der DB lässt sich in sozialgeschichtlicher Hinsicht zeigen, dass 
die von den Nationalsozialisten proklamierte ›Leistungsgemeinschaft‹ an den 
Realitäten des Krieges zerbrach und sich zunehmend zu einer ›Leidensgemein-
schaft‹ entwickelte. So hatten die Auswirkungen der nach dem Kriegsbeginn er-
griffenen arbeitsrechtlichen Verfügungen des Regimes zur Folge, dass die Ar-
beitszeiten ständig stiegen, während die Urlaubs- und Freizeit rigoros gekürzt 
wurde. Die arbeitsrechtlichen Maßnahmen hatten fatale Auswirkungen auf die 
physische Leistungsfähigkeit der Belegschaft, die – wie anhand amtsärztlicher 
Untersuchungsberichte gezeigt wird – an Unterernährung und Erschöpfungs-
zuständen litt. Diese physischen Belastungen wurden durch die psychischen 
Folgen des Bombenkrieges (moral bombing) noch verschärft, der nicht nur zu-
sätzliche Dienstverpflichtungen im Luft- und Wachschutz mit sich brachte, son-

120 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�22.
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dern eine permanente existentielle Bedrohung darstellte. Auf die Folgen des 
Bombenkrieges, die durch ihn verursachten Zerstörungen in der DB, ihre 1944 
verfügte Schließung und Verlagerung ihrer Bestände wird ebenfalls eingegangen.

Mit dem hier skizzierten Zugriff entsteht eine weit über das bisherige Maß 
hinausgehende Darstellung der Geschichte der Deutschen Bücherei von ihrer 
Gründung im Kaiserreich über die Weimarer Republik bis in die Zeit des 
National sozialismus, wobei ihre Stellung im deutschen Bibliothekswesen und 
ihre Wechselwirkungen mit den gesellschaftlichen Teilsystemen Wissenschaft 
(Bibliotheken), Staat und Wirtschaft (Börsenverein) die zentralen Konvergenz-
punkte bilden. Grundlegend hierfür waren umfassende Quellenrecherchen, die 
sich auf Überlieferungen in in- und ausländischen Archiven erstreckten. Den 
Kernbestand machen dabei die im Archiv der Deutschen Nationalbibliothek in 
Leipzig (ADNBL) überlieferten Aktenbestände aus, die einen nahezu umfassen-
den Einblick in das interne und externe Verwaltungshandeln der DB sowie ihre 
bibliothekarische Praxis gewähren.121 Wertvolle Ergänzungen boten die schrift-
lichen Überlieferungen des Landes Sachsen und des Börsenvereins im Sächsi-
schen Staatsarchiv Leipzig (SStAL) und der Stadt Leipzig im Stadtarchiv Leipzig 
(StadtAL). Das Gegenstück zu den Überlieferungen im Archiv der Deutschen 
Nationalbibliothek in Leipzig bilden die im Bundesarchiv (BArch) lagernden 
Akten der Reichsbehörden. Die Recherche erstreckte sich auf alle relevanten 
 Ministerien und Dienststellen, die zum einen für das Wissenschaftliche Biblio-
thekswesen und zum anderen für die DB maßgebliche Bedeutung besaßen. Da-
mit verbunden war auch eine Auswertung der personenbezogenen Unterlagen 
des ehemaligen Berlin Document Center (ehem. BDC). Darüber hinaus wurden 
für die Untersuchung bedeutsame Quellenüberlieferungen folgender Archive 
herangezogen: Archiv der Humboldt-Universität zu Berlin (AHU), Archiv der 
Max-Planck-Gesellschaft Berlin-Dahlem (AMPG), Bundesarchiv Militärarchiv 
(BA-MA) Freiburg, Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz Berlin-
Dahlem (GStA), Institut für Zeitgeschichte München, Landesarchiv Berlin 
(LAB), National Archives London (Kew) (NAL), National Archives Washing-
ton D.�C. (NAW), Sächsisches Hauptstaatsarchiv Dresden, Sonderarchiv Militär-
archiv Moskau (Rossijski Gosudarstwenny Vojenny Archiw – RGVA), Staats-
bibliothek zu Berlin Preußischer Kulturbesitz Berlin (SBB PK), The Leo Baeck 

121 Die für dieses Thema zentralen Bestände sind weitgehend vollständig erhalten und 
umfassen etwa einhundert laufende Meter Akten, die fast vollständig ausgewertet 
wurden. Auffällig waren allerdings einige die NS-Zeit betreffende Bestandslücken, 
die vermutlich auf Säuberungen nach 1945 zurückzuführen sind. So ist der persön-
liche Schriftwechsel des Generaldirektors der DB, Heinrich Uhlendahl, von 1924 
bis 1954 zwar noch vorhanden, weist aber in nahezu allen Fällen Lücken auf, die 
sich auf den Zeitraum von 1933 bis 1945 erstrecken.
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Institute New York, United States Holocaust Memorial Museum Washington 
D.�C. (USHMM) sowie die Yad Vashem Archives in Jerusalem.

Die vorliegende Untersuchung wäre ohne das Engagement der Generaldirek-
tion der Deutschen Nationalbibliothek (DNB) nicht möglich gewesen. Mein 
Dank gilt insbesondere Elisabeth Niggemann und Michael Fernau, die das Pro-
jekt nicht nur initiiert, sondern von Beginn an auch mit Interesse, Zuspruch und 
Vertrauen begleitet haben. Sie ermöglichten nicht nur einen ungehinderten 
 Aktenzugang, sondern sorgten für ideale Arbeitsbedingungen, indem mir eines 
der inzwischen leider nicht mehr verfügbaren Appartements im Haus der Deut-
schen Nationalbibliothek zur Verfügung gestellt wurde. Zu danken habe ich 
auch Michael Wildt, der diese Studie betreut und gefördert hat. Unverzichtbar 
war mir die Hilfe von Helmut Maier, nicht nur wegen unserer intensiven Ge-
spräche über meine Arbeit, sondern vor allem wegen seiner kritischen Über-
arbeitung und Korrektur des Manuskripts. Hajo Gevers vom Wallstein Verlag 
danke ich für sein umsichtiges und freundliches Engagement bei der Gestaltung 
des Buches, Anke Hackenberg und Sonja Mertens für die Erstellung des Regis-
ters. Ein besonders herzlicher Dank gilt Steffi Richter – der guten Seele des Ar-
chivs der Deutschen Nationalbibliothek in Leipzig  –, deren Hilfs bereitschaft 
stets über das Maß dessen hinausging, was man erwarten darf. Trotz meiner pau-
senlosen Fragen und Anrufe verlor sie nie die Fassung und fand immer eine Lö-
sung, was ebenso ursächlich für das angenehme Arbeiten im Archiv der DNB 
war wie ihr legendärer Kaffee.
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II. Vorgeschichte und Gründung  
der Deutschen Bücherei

1. Das unvollendete Reich – Nation ohne Nationalbibliothek

Der Gedanke der lückenlosen Sammlung der deutschen Buchproduktion in 
einer deutschen Nationalbibliothek reicht bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhun-
derts zurück. Er konnte sich jedoch erst nach der Reichsgründung von 1871 
durchsetzen, da nun mit der unter preußischen Vorzeichen vollzogenen Reichs-
einigung der für eine nationale Bibliothek notwendige gesamtstaatliche Rahmen 
entstand.1 Mitbestimmend hierfür waren das kulturpolitische Selbstverständnis 
und ein dringend empfundener Nachholbedarf der »verspäteten Nation« 
 (Helmut Plessner), die »mit Blick auf die europäischen Nachbarn ohne eine Na-
tionalbibliothek nicht vollständig« erschien.2 So betonte Adolf von Harnack, 
einer der »führenden Repräsentanten gouvernementaler Gelehrtenpolitik« und 
in kaiserlicher Gunst stehender Generaldirektor der Berliner Königlichen Bib-
liothek, dass es »einfach wie zur nationalen Existenz so auch zur vollen Ausge-

1 Vgl. etwa den der Preußischen Akademie der Wissenschaften in Berlin im Oktober 
1843 unterbreiteten Vorschlag des Kasseler Bibliothekars Karl Bernhardi, sich beim 
Preußischen König für die Errichtung einer deutschen Nationalbibliothek zu ver-
wenden. Vgl. Rex, Joachim: Karl Bernhardis Gedanken zur Errichtung einer deut-
schen Nationalbibliothek in der Periode des Heranreifens der bürgerlich-demokrati-
schen Revolution (1843), in: Zentralblatt für Bibliothekswesen (ZfB) 81 (1967), 
Heft  9, S.�530-535; Plassmann, Engelbert: Eine »Reichsbibliothek«? Öffentlicher 
Vortrag, 13. Januar 1998, Humboldt-Universität zu Berlin, Philosophische Fakultät 
I, Institut für Bibliothekswissenschaft, Berlin, S.�3-9. Im Jahr 1845 regte der Biblio-
thekar Carl Philipp Schönemann an, die Wolfenbütteler Herzog August Bibliothek 
»zu einer deutschen Nationalbibliothek« zu erheben und »durch freiwillige Ehren-
geschenke zu vermehren«. Blum, Nationalbibliographie, S.�122. 

2 Fernau, Michael u. Lothar Poethe: Die Gründung der Deutschen Bücherei und das 
Jahr 1913, in: Alexandre, Philippe u. Reiner Marcowitz (Hg.): L’Allemagne en 1913: 
culture mémorielle et culture d’avant-guerre, Nancy 2013, S.�289-312, hier S.�292.
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staltung der nationalen Würde« gehöre, »dass das geistige Leben der Nation, wie 
es sich in der Bücherproduktion ausspricht, in einer nationalen Bibliothek ge-
sammelt« werde und auch zugänglich sei.3

Der Schaffung einer Frankreich, England oder den Vereinigten Staaten von 
Amerika vergleichbaren Zentralbibliothek »zur systematischen Dokumentation, 
Erschließung und Sicherung der nationalen Kultur- und Wissensbestände« stan-
den jedoch verschiedene Gründe entgegen.4 Zunächst bot die föderale Struktur 
des neuen Staatswesens, die sich vor allem auf dem Gebiet der Kultur- und Wis-
senschaftspolitik manifestierte, keinen günstigen Nährboden für die Herausbil-
dung einer Nationalbibliothek als »Zentralort der durch Texte imaginierten 
Nation«.5 Die Vielgestaltigkeit der deutschen Staatenwelt des 18. und frühen 
19. Jahrhunderts, die im Kulturföderalismus des Kaiserreichs in abgeschwächter 
Form weiterlebte, hatte sich zwar für die Entwicklung von Literatur, Kunst und 
Wissenschaft als vorteilhaft erwiesen. Aber im Unterschied zur zentralstaat-
lichen Verfasstheit Frankreichs hatten sich dadurch rechts des Rheins eine Viel-
zahl kultureller Zentren herausgebildet, die meist auf fürstliche Residenzen oder 
ehemalige Reichsstädte zurückgingen und sich zu konkurrierenden, aber auch 
gegenseitig befruchtenden kulturellen Mittelpunkten erhoben.6 Die Verfassung 
des Deutschen Reiches von 1871 hatte diese föderalistische Struktur zwar einge-
schränkt, aber nicht aufgehoben. Sie war Ausdruck eines »Kompromisses zwi-
schen den vorwaltenden Kräften der Zeit, zwischen dem Nationalstaat und sei-

3 Von Harnack, Adolf: Die Benutzung der Königlichen Bibliothek und die deutsche 
Nationalbibliothek (1912), in: Ders.: Wissenschaftspolitische Reden und Aufsätze. 
Zusammengestellt und herausgegeben von Bernhard Fabian, Hildesheim u.�a. 2001, 
S.�113-135, hier S.�126�f. Zu Harnacks Tätigkeit an der Königlichen bzw. Staats-Bi-
bliothek in Berlin vgl. Nottmeier, Christian: Adolf von Harnack und die deutsche 
Politik 1890-1930. Eine biographische Studie zum Verhältnis von Protestantismus, 
Wissenschaft und Politik, Tübingen, 2004, S.�233�ff., 264�ff.; Krause, Friedhilde (Hg.): 
»Auswählen, Verwalten, Dienen …«. Dienstprotokolle aus der Amtszeit Adolfs von 
Harnacks an der Königlichen Bibliothek/Preußischen Staatsbibliothek 1905 bis 1921, 
Berlin 2001.

4 Leonhard, Jörn: Bücher der Nation: Die Entstehung europäischer Nationalbiblio-
theken als Orte lokalisierter Erinnerung, in: Buchinger, Kirstin, Claire Gantet u. Ja-
kob Vogel (Hg.): Europäische Erinnerungsräume, Frankfurt am Main u. New York 
2009, S.�72-87, hier S.�76. Die geradezu paradigmatische Vorbildwirkung der British 
Library in London (gegr. 1753), der Bibliothèque Nationale in Paris (1792) oder der 
Library of Congress in Washington (1800) wird im Gründungsdiskurs der Deut-
schen Bücherei immer wieder deutlich. Vgl. etwa Ehlermann, Erich: Eine Reichs-
bibliothek in Leipzig, Dezember 1911, ADNBL, 01C03, S.�2.

5 Leonhard, Bücher, S.�73.
6 Vgl. Mommsen, Wolfgang J.: Bürgerliche Kultur und künstlerische Avantgarde 

1870-1918. Kultur und Politik im deutschen Kaiserreich, Frankfurt am Main u. Ber-
lin, 1994, S.�29�f.
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ner Einheit, den Gliedstaaten und ihrer Vielheit und der Hegemonie Preußens«.7 
Der in der Verfassung fixierte Reichsföderalismus war daher ein Verwaltungs-, 
Finanz-, Verfassungs- und vor allem auch ein Kulturföderalismus, der den Ein-
zelstaaten eigene Hoheitsrechte und autonome Zuständigkeiten einräumte, die 
sie eifersüchtig gegen die preußische Dominanz verteidigten.8 Und wo es keine 
nationale Kultur- und Wissenschaftspolitik gab, konnte auch keine nationale Bi-
bliothekspolitik betrieben werden9, wie Harnack noch 1912 monierte: 

»In unserem geeinten Vaterlande ist nichts schwieriger als die Einheit auch 
dort, wo sie sich durch den Gang der Verhältnisse bereits anbahnt und ganz 
unschuldig ist, d.�h. berechtigte Sonderinteressen nicht berührt, wirklich 
durchzuführen. Wenn es um Kopf und Kragen geht, sind wir einig, sonst nur, 
wenn die höchste Not treibt. Bis dahin geht nicht nur der einzelne, sondern 
auch jeder deutsche Staat am liebsten seine eigenen Wege, zumal wenn in Ber-
lin etwas geschehen soll.«10

Der »Idee einer deutschen Nationalbibliothek«11 standen nicht nur verfassungs-
rechtliche und politische Hindernisse im Weg. Im Ergebnis der unterschiedlich 
verlaufenen Staatsbildungsprozesse entwickelte sich in Deutschland eine ausge-
prägt dezentrale und regional differenzierte Bibliothekslandschaft.12 Tatsächlich 
waren in den fürstlichen Residenzstädten wie Dresden (1556), München (1558), 
Darmstadt (1568), Wolfenbüttel (1572), Kassel (1580), Berlin (1661) oder Stutt-
gart (1765) große Landesbibliotheken entstanden. Zwischen ihnen bildete sich 
im 19. Jahrhundert eine Konkurrenz heraus, vor allem zwischen den prominen-
ten Großbibliotheken in München und Berlin.13 Eine nach den Vorbildern Paris 

7 Nipperdey, Thomas: Deutsche Geschichte 1866-1918, 2. Bd.: Machtstaat vor der 
Demokratie, München 31995, S.�85. Siehe auch Kroll, Frank Lothar: Geburt der Mo-
derne. Politik, Gesellschaft und Kultur vor dem Ersten Weltkrieg, Berlin 2013, 
S.�97-105.

8 Nipperdey, Deutsche Geschichte, S.�86�f.
9 Vgl. Poethe, Lothar: Schwierige Gründungsjahre, in: Hundert. Das Jubiläumsma-

gazin der Deutschen Nationalbibliothek, 2012, Heft 1, S.�40-45, hier S.�41.
10 Von Harnack, Benutzung, S.�129; Schwenke, Paul: Deutsche Nationalbibliothek 

und Königliche Bibliothek, in: ZfB 29 (1912), Heft 12, S.�536-542, hier S.�538�f.
11 Kühne, Peter: Die Idee einer deutschen Nationalbibliothek unter besonderer Be-

rücksichtigung des Staates bei der Realisierung ihrer kulturbewahrenden Funktion. 
Diplomarbeit Humboldt Universität zu Berlin 1993.

12 Vgl. etwa den Hinweis auf die »historische Zersplitterung« des deutschen Biblio-
thekswesens in Schwenke, Paul: Eine »Reichsbibliothek«, in: ZfB 28 (1911), Heft 6, 
S.�263-266, hier S.�264.

13 Vgl. Leonhard, Bücher, S.�76, 81. Auf die »tiefe Kluft« zwischen der Landesbiblio-
thek Stuttgart und der Universitätsbibliothek (UB) Tübingen, die selbst noch in den 
1920er Jahren »nicht recht überbrückt« war, und jede gegenseitige Förderung und 



VORGESCHICHTE UND GRÜNDUNG DER DEUTSCHEN BÜCHEREI 

52

oder London zu errichtende deutsche Reichsbibliothek in der Hauptstadt Berlin 
konnte daher nur bedingt mit der Unterstützung der Bundesstaaten rechnen.14

Aus diesen Gründen scheiterten zunächst alle nach der Reichseinigung ange-
regten Initiativen, die in diese Richtungen zielten. Verleger und Abgeordnete wie 
Eduard Brockhaus und Johann Friedrich von Schulte (1874), Hermann Kropat-
schek (1880 und 1884) und Otto Arendt (1898 und 1901), Bibliothekare wie Otto 
Richter (1879), Julius Petzholdt (1880), Otto Hartwig (1880 und 1886), Karl 
Kehrbach (1880 und 1881), Karl Dziatzko (1881, 1886 und 1901), Christlieb 
Hottinger (1899), Karl Schulz und Nikolaus Graf von Rehbinder (1902), aber 
auch Gelehrte wie Wilhelm Oncken (1874), Eduard Engel (1882) und Heinrich 
von Treitschke (1884) unterbreiteten Vorschläge zur Schaffung einer Reichs- 
bzw. Nationalbibliothek.15 Während einige der Petenten Maßnahmen zur Erhal-
tung des nationalen Schrifttums anmahnten, appellierten andere an das Reich, 
sich seiner Verantwortung gegenüber dem deutschen Bibliothekswesen bewusst 
zu werden. Für die geforderte Sammlung wurde einmal die Gründung einer 
neuen Bibliothek vorgeschlagen, ein anderes Mal sollte sie durch den Ausbau be-
stehender Einrichtungen verwirklicht werden – so etwa der Reichstagsbiblio-
thek, der Bibliothek des Germanischen Museums in Nürnberg oder durch eine 
massive Förderung der Königlichen Bibliothek in Berlin, die in einigen Konzep-
ten vom Reich übernommen werden, in anderen jedoch ihren Charakter als 
preußisches Institut behalten sollte. Neben Berlin wurden Frankfurt am Main, 
Leipzig und Weimar als Sitze der zukünftigen Reichsbibliothek vorgeschlagen. 
Während sich der Allgemeine Deutsche Schriftsteller-Verband 1881 sogar direkt 
an Reichskanzler Bismarck wandte, »die erforderlichen Schritte zur Begründung 
einer Deutschen Reichsbibliothek« einzuleiten, standen die »Organisation der 
Nationalbibliothek« und die Schaffung einer Nationalbibliographie 1902 auch 
auf der Agenda des zwei Jahre zuvor gegründeten Vereins Deutscher Bibliothe-
kare (VDB).16 Alle Vorschläge liefen immer auf ein Ziel hinaus, dem der Biblio-

Zusammenarbeit ausschloss, verwies Geiger, Karl: Unser bibliothekarischer Beruf. 
Ein Rückblick auf die 20 Jahre des VDB, in: ZfB 37 (1920), Heft 9 u. 10, S.�230-241, 
hier S.�231.

14 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�292�f.
15 Vgl. Uhlendahl, Heinrich: Die Deutsche Bücherei im Rahmen der deutschen Bi-

bliotheken, in: Die Deutsche Bücherei nach dem ersten Jahrzehnt ihres Bestehens. 
Rückblicke und Ausblicke, Leipzig 1925, S.�1-35, hier S.�11; Mohrmann, Ernst: 
Deutsche Bücherei, in: Börsenblatt für den deutschen Buchhandel (BBl.) 79 (1912), 
Nr.�256 vom 2.11.1912, S.�13577-13581. Eine detailliertere Darstellung der verschie-
denen Vorschläge findet sich in Uhlendahl, Heinrich: Vorgeschichte und erste Ent-
wicklung der Deutschen Bücherei, Leipzig 1957, S.�15-33; Blum, Nationalbibliogra-
phie, S.�126-142, 199-202.

16 Vgl. Ein neuer Vorschlag, den deutschen Buchhandel zur Abgabe von Pflichtexem-
plaren anzuhalten, in: BBl.���48 (1881), Nr.�89 vom 20.4.1881, S.�1663; Uhlendahl, 
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thekar Otto Böckel 1899 mit bildungsbürgerlich-patriotischem Impetus und un-
ter Hinweis auf die Obliegenheiten einer Kulturnation Ausdruck verlieh: »Wir 
müssen ein Werk großen Stils schaffen, eine große deutsche Nationalbibliothek, 
und das muss ein würdiges Denkmal der deutschen Geisteskultur werden. Wir 
leben ja in der Zeit der Denkmäler […] die mit der Zeit zerfallen; das schönste, 
unvergängliche Denkmal, das wir der großen Vergangenheit unseres Volkes stif-
ten könnten, wäre ein Denkmal, welches alle deutschen Geistesschätze umfasst, 
wäre die Schöpfung einer deutschen Nationalbibliothek.«17

Dieser theoretische Diskurs über eine Reichsbibliothek und ein ihr einzuräu-
mendes Reichspflichtexemplar trug letztlich keine Früchte. Die Aussichten, das 
deutsche Bibliothekswesen durch die Schaffung einer Nationalbibliothek abzu-
runden, waren also auch nach der Reichsgründung keinesfalls günstig, zumal 
von der politischen Führung mit Rücksicht auf die besondere Verfassung des 
Deutschen Reiches keine ernstzunehmenden Versuche unternommen wurden. 
So bekräftigten Bismarck und seine Nachfolger wiederholt, dass das Reich weder 
für eine Reichsbibliothek im Sinne einer Nationalbibliothek noch für eine 
reichsgesetzliche Regelung zur Abgabe von Pflichtexemplaren zuständig sei.18 
Gerade die »leidige Frage« der Pflichtexemplare berührte einen wunden Punkt.19 
Denn die dynamische wirtschaftliche und wissenschaftliche Entwicklung des ge-
einten Nationalstaats und sein keinesfalls kleinlauter, nicht nur kulturpolitisch 
legitimierter Anspruch auf ›Weltgeltung‹ offenbarten, dass dieser Anspruch im 
Hinblick auf die Qualität des deutschen Bibliothekswesens im krassen Gegen-
satz zu den international üblichen Standards der Literaturversorgung stand  – 
etwa im Vergleich zu den großen Modellbibliotheken in Paris, London und 
 Washington. So profitierten diese Zentren nationaler Literaturversorgung davon , 

Deutsche Bücherei (1925), S.�11�f.; Blum, Nationalbibliographie, S.�201. Zur Grün-
dung des VDB vgl. Schmitz, Wolfgang: Das deutsche Bibliothekswesen an der 
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert und die Gründung des VDB, in: Plassmann, 
Engelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 1900-2000. Fest-
schrift, Wiesbaden 2000, S.�17-40.

17 Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags. X. Legislaturpe-
riode. I Session 1898/1900 (Bd.�1), Berlin 1899, S.�400�f. (17. Sitzung vom 24.1.1899). 
Zur Person des antisemitischen Agitators und Politikers Otto Böckel (Pseudonym: 
Dr. Capistrano) vgl. Kimmel, Elke: Böckel, Otto, in: Benz, Wolfgang (Hg.): Hand-
buch des Antisemitismus. Judenfeindschaft in Geschichte und Gegenwart, Bd.�2/1: 
Personen A-K, Berlin 2009, S.�92-93.

18 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�293; Poethe, Gründungsjahre, S.�41�f. Auf die Frag-
würdigkeit dieser Argumentation verweist zu Recht Rudolf Blum am Beispiel des 
1874 vom Reich übernommenen Archäologischen Instituts, als man sich über alle ver-
fassungsrechtlichen Bedenken hinwegsetzte. Vgl. Blum, Nationalbibliographie, 
S.�138. 

19 Harnack, Benutzung, S.�126.
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dass der Buchhandel durch gesetzliche Regelungen zur kostenlosen Ablieferung 
von Pflichtexemplaren aus der laufenden Buchproduktion an sie verpflichtet 
war.20 In Deutschland dagegen fehlte es an einer vergleichbaren gesetzlichen 
Grundlage. Nur einige Bundesstaaten – Preußen, Bayern, Württemberg, Hes-
sen-Darmstadt – verfügten über entsprechende Bestimmungen, welche aber nur 
die in ihrem Territorium angesiedelten Verleger verpflichtete, ihre Produktion 
an die Landesbibliotheken abzuliefern.21 Da sich aber viele Verleger vehement 
gegen diese Form der »Sonderbesteuerung« wehrten, sahen andere Staaten  – 
Sachsen, Baden, Mecklenburg-Schwerin, Oldenburg  – von der Verpflichtung 
zur Lieferung der Verlagsproduktion ab, was beispielsweise in den sächsischen 
Bibliotheken nach 1870 zu einem »Notstand« führte.22 Die uneinheitliche Rege-
lung hatte zur Folge, dass selbst die Pflichtexemplarbestände aller deutschen Bi-
bliotheken zusammen kein vollständiges Archiv der deutschen Buchproduktion 
darstellten, da ein gutes Sechstel der nationalen Verlagserzeugnisse nicht durch 
Pflichtexemplare erfasst wurde.23 Von den Erscheinungen außerhalb des Buch-
handels ganz zu schweigen. In einem Zentralstaat hätte die Einrichtung eines 
Reichspflichtexemplars zum Bestandsaufbau einer Nationalbibliothek eine Al-
ternative dargestellt. Dieser Weg war im Deutschen Reich jedoch unmöglich.24

Erschwerend kam hinzu, dass sich die Zeit zwischen 1820 und 1880 im deut-
schen Bibliothekswesen als »eine Epoche der Stagnation« erwiesen hatte und der 
umfassende Literaturbedarf der sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts dynamisch 
entfaltenden Wissenschaften ein »inadäquates Bibliothekssystem« vorfand.25 Be-
reits 1874 kritisierte der nationalliberale Abgeordnete und Jurist Johann Fried-
rich von Schulte, dass das Bibliothekswesen trotz »unseres ausgezeichneten 
Buchhandels eine partie honteuse« darstelle.26 Mit Blick auf die Verhältnisse in 

20 Vgl. Poethe, Gründungsjahre, S.�42; Fabian, Bernhard: Der Staat als Sammler des 
nationalen Schrifttums, in: Ders. (Hg.): Buchhandel. Bibliothek. Nationalbiblio-
thek. Vorträge eines Symposiums der Arbeitsgemeinschaft Sammlung Deutscher 
Drucke, Wiesbaden 1997, S.�21-52.

21 Vgl. Abschrift eines Schreibens des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler an das 
Reichsministerium des Innern, 21.7.1932, ADNBL, 806/1/1, Bl.�12-17, hier Bl.�13�f.

22 Schwenke, Nationalbibliothek (1912), S.�537. Vgl. auch Blum, Nationalbibliogra-
phie, S.�131.

23 Vgl. ebd., S.�115-120; Uhlendahl, Deutsche Bücherei (1925), S.�4�f.
24 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�297.
25 Fabian, Bernhard: Die Reform des preußisch-deutschen Bibliothekswesens in der 

Ära Althoff: Fortschritt oder Weichenstellung in eine Sackgasse?, in: vom Brocke, 
Bernhard (Hg.): Wissenschaftsgeschichte und Wissenschaftspolitik im Indus-
triezeitalter. Das »System Althoff« in historischer Perspektive, Hildesheim 1991, 
S.�425-441, hier S.�426�f.

26 Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Deutschen Reichstages. 2. Le-
gislatur-Periode. I. Session 1874 (Bd.�1), Berlin 1874, S.�509 (22. Sitzung am 23.3.1874).
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Berlin betonte der Althistoriker Theodor Mommsen im selben Jahr in drasti-
schen Worten, dass sich die Königliche Bibliothek in einem »entsetzlichen Zu-
stand« befinde und mit ihrer unbedingt notwendigen Reorganisation »eine 
Schande von der deutschen Nation« genommen werden müsse.27 Diese Reorga-
nisation wurde jedoch nur halbherzig durchgeführt. Immerhin enthielt das neue 
Statut der Königlichen Bibliothek vom 16.  November 1885 die Aufgabe, »in 
möglichster Vollständigkeit die deutsche und in angemessener Auswahl auch die 
ausländische Literatur zu sammeln«.28 Wie auch immer man die »deutsche Lite-
ratur« definierte, sie zu sammeln, entsprach genau der Aufgabe einer deutschen 
Nationalbibliothek.29 Dennoch wurde die Bibliothek auch in den folgenden 
dreißig Jahren diesem Anspruch nicht gerecht. Ihr gingen zwar die in Preußen 
erschienenen Veröffentlichungen als Pflichtstücke zu, diese machten allerdings 
nur die Hälfte der gesamten deutschen Buchproduktion aus. Da sich zwischen 
1871 und 1911 die jährliche Buchproduktion aber fast verdreifachte und die Er-
werbungsmittel der Bibliothek mit dieser Entwicklung nicht Schritt hielten, er-
gaben sich besorgniserregende Bestandslücken.30 Im Jahr 1906 konstatierte Har-
nack, der die Leitung der Königlichen Bibliothek ein Jahr zuvor übernommen 
hatte, dass diese bei der Sammlung der Neuerscheinungen und Fortsetzungs-
werke hinter ihrer Aufgabe zurückbleibe und »sich in einem von Jahr zu Jahr 
wachsenden Notstande« befinde. Angesichts ihrer »führenden Stellung« sei ein 
Niedergang der Bibliothek jedoch gleichbedeutend mit dem Ruin der deutschen 
Wissenschaft: 

»Die Königliche Bibliothek ist die Preußische und, man darf sagen, auch die 
deutsche Zentralbibliothek, und zwar sowohl für die Wissenschaft als auch für 
die deutsche und die Weltliteratur. Als solche wird sie im In- und Auslande 

27 Fabian, Reform, S.�428. Vgl. auch Schochow, Werner: 325 Jahre Staatsbibliothek in 
Berlin. Das Haus und seine Leute. Buch und Ausstellungskatalog, Wiesbaden 1986, 
S.�102.

28 Beirat für Bibliotheksangelegenheiten (Harnack) an den Minister der geistlichen 
und Unterrichts-Angelegenheiten (Berlin), 26.4.1916, GStA, I. HA Rep. 76, Vd Sekt. 
1, Nr.�54, Bd.�2, unp.

29 Blum, Nationalbibliographie, S.�195. Den Anspruch, die Königliche Bibliothek (KB) 
zur Reichsbibliothek auszubauen, hatte ihr Direktor, der bekannte Ägyptologe 
 Richard Lepsius (1810-1884), in einer Denkschrift 1884 erhoben. Die Konsequen-
zen aus den Überlegungen Lepsius’ zog das Statut von 1885. Vgl. Schmitz, Wolf-
gang: Paul Schwenke als Bibliothekswissenschaftler, in: Knoche, Michael, Elmar 
Mittler, Wolfgang Schmitz u. Hellmut Vogeler (Hg.): Paul Schwenke, Bibliothekar 
und Buchwissenschaftler. Beiträge des Symposiums in der Herzog August Biblio-
thek am 29. und 30. November 2004, Wiesbaden 2005, S.�35-52, hier S.�47.

30 Vgl. Poethe, Gründungsjahre, S.�43. Zur Steigerung der deutschen Buchproduktion 
zwischen 1870 und 1911 vgl. Vincentz, Frank: Die Entwicklung der deutschen Bü-
cherpreise, in: BBl. (Frankfurter Ausgabe) 14 (1958), Nr.�18, S.�253-291, hier S.�259.
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betrachtet, und es wird von ihr erwartet, dass sie in Preußen und Deutschland 
das leistet, was die Bibliothek des Britischen Museums England, was die Na-
tionalbibliothek in Paris Frankreich und was die Kongressbibliothek in Wa-
shington Nordamerika leistet. Ja man erwartet – und mit Recht – von der Kö-
niglichen Bibliothek in Berlin noch mehr. Denn da Deutschland unbestritten 
an der Spitze der wissenschaftlichen Arbeit in den Kulturländern steht, so 
wird vorausgesetzt und muss verlangt werden, dass auch seine Zentralbiblio-
thek in Hinsicht auf die Wissenschaft dieser führenden Stellung entspricht.«31 

Dieser unmissverständlich angemeldete Führungsanspruch der Königlichen Bi-
bliothek bestimmte das Handeln Harnacks und seiner Nachfolger. Schon bei 
seiner Ernennung zu ihrem Leiter drängte Harnack nach einer Stärkung der 
Kompetenzen des Generaldirektors durch eine in seiner Hand liegende Zentra-
lisierung des staatlich-wissenschaftlichen Bibliothekswesens. Im Ergebnis des-
sen entstand 1907 der Preußische Beirat für Bibliotheksangelegenheiten, der 
Harnack »als dessen Vorsitzenden die Oberaufsicht über die preußischen Bi-
bliotheken sicherte«.32 Die Königliche Bibliothek sollte aber nicht nur, so Har-
nack, zu einer »Forschungsbibliothek internationalen Formats«, sondern auch 
zur deutschen Nationalbibliothek aufsteigen.33 Dabei kamen ihr vier Aufgaben 
zu: Zunächst sollte sie »die wertvollen Früchte der fortschreitenden deutschen 
Wissenschaft und Literatur lückenlos und vollständig« darbieten, »die wissen-
schaftlichen Fachzeitschriften des Auslandes sämtlich und aus den wissen-
schaftlichen Werken des Auslandes die hervorragendsten« besitzen, und »eine 
solche Auswahl aus der Literatur der Kulturvölker« umfassen, »dass das geis-
tige Leben, die Entwicklung und die gesetzgeberischen und politischen Her-
vorbringungen dieser Völker wirklich studiert werden können«. Schließlich 
sollte die Bibliothek die großen Lücken in ihren älteren Beständen ausfüllen, 
»die ihr von ihrer Jugendzeit her klaffen«.34 

31 Harnack (Generaldirektor KB) an Friedrich Schmidt[-Ott], 30.7.1906, GStA, VI. 
HA, Nl. Friedrich Schmidt-Ott, Nr.�364, Bl.�9-39, hier Bl.�9-15, 27a. 

32 Nottmeier, Harnack, S.�265; Krüss, Hugo Andres: Adolf von Harnack. Zum fünf-
undsiebzigsten Geburtstage, in: Die Naturwissenschaften 14 (1926), Heft 19 vom 
7.5.1926, S.�403-405, hier S.�403�f. Zur Zusammensetzung des Beirats vgl. Minister 
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten (im Folgenden PK) an 
den Generaldirektor der KB, 23.6.1907, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich Theodor Alt-
hoff, Nr.�237, Bl.�62.

33 Fabian, Reform, S.�429; Nottmeier, Harnack, S.�266.
34 Harnack (Generaldirektor KB) an Friedrich Schmidt[-Ott], 30.7.1906, GStA, VI. 

HA, Nl. Friedrich Schmidt-Ott, Nr.�364, Bl.�9-39, hier Bl.�9-15, 27a.
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Zwischen dem kultur- und bibliothekspolitischen Anspruch Harnacks und 
der Realität klaffte jedoch eine gewaltige Lücke. Denn aufgrund ihres im Ver-
gleich zu den Modellinstituten in London, Paris und Washington35 unzuläng-
lichen Etats war die Bibliothek nicht in der Lage, die deutsche Literatur vollstän-

35 Im Adressbuch der deutschen Bibliotheken verglich der Erste Direktor der Berliner 
Königlichen Bibliothek, Paul Schwenke, 1893 das deutsche Bibliothekswesen in in-
ternationaler Perspektive. Ausgehend von 1.609 in Deutschland bestehenden öffent-
lichen und halböffentlichen Bibliotheken ermittelte er, dass es keine der deutschen 
Bibliotheken hinsichtlich ihrer Bestands- und Benutzerzahlen mit den National-
bibliotheken in London und Paris aufnehmen könne. Während 1892 alle 1.609 deut-
schen Bibliotheken zusammen einen Jahresetat von 2,5 Millionen Mark aufwiesen, 
entfielen allein auf die Bibliothek des Britischen Museums 800.000 Mark, auf die 
Bibliothèque Nationale 660.000 Mark und selbst auf die Public Libraries in Chicago 
oder Boston 450.000 Mark bzw. 670.000 Mark. Vgl. National-Zeitung. Morgen-
Ausgabe, Nr.�396, Zweites Beiblatt, 2.7.1893, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich Theodor 
Althoff, Nr.�238, Bl.�111.

Abb. 1: Der Generaldirektor der Königlichen Bibliothek in Berlin 
 Adolf von Harnack
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dig zu sammeln, ganz abgesehen von der wichtigsten Literatur des Auslandes. 
Vielmehr zeichnete sich die Gefahr ab, dass sich ihre Bestandslücken vergrößer-
ten, da auch die angestrebte retrospektive Ergänzung der älteren Fehlbestände 
nicht vollends gelang. So musste die Generalverwaltung der Bibliothek 1912 ein-
räumen, dass ihr etwa ein Drittel »der Neuerscheinungen und ein leider sehr gro-
ßer Teil der alten Literatur, der dem Umfang nach vielleicht auf die Hälfte alles 
Existierenden geschätzt werden muss«, fehlte.36 

Diese Bestandslücken waren jedoch nicht nur das Ergebnis unzureichender 
finanzieller Ressourcen, sondern auch »grundsätzlichen Vorbehalten gegen eine 
auf Vollständigkeit angelegte nationale Sammelstelle geschuldet«.37 Direktoren 
der Bibliothek wie Richard Lepsius, August Wilmanns, Fritz Milkau und auch 
Harnack verwarfen den Gedanken der Vollständigkeit, der nach ihrem Dafür-
halten einen »Ausfluss nationaler Eitelkeit« darstellte und der »subalternen Sam-
melwut der großen Massen« geschuldet war.38 Im Ergebnis führte dies zu einem 
für die wissenschaftliche Forschung abträglichen Bestandsaufbau, da die Biblio-
thekare nur noch die nach ihrem Dafürhalten ›nützliche‹ Literatur anschafften 
und alles vermeintlich Ephemere ausschlossen.39 Welche Folgen dies für die Kö-
nigliche Bibliothek in Berlin zeitigte, schildete Harnack dem Preußischen Kul-
tusministerium 1906:

»Bei unseren bisherigen Mitteln mussten wir fast ganz darauf verzichten, Bücher 
aus dem großen, immer wichtiger werdenden Gebiet der Technik anzuschaffen, 
mussten uns in der Medizin (der deutschen Medizin!) mit den spärlichsten Er-
werbungen begnügen und konnten überhaupt für die Naturwissenschaften nicht 
mehr tun als was jede kleine Lehrbibliothek in diesen Disziplinen tun muss. Mit 
Erstaunen und Befremden werden spätere Generationen sehen, dass das große 
Zeitalter der deutschen Technik an der Königlichen Bibliothek fast spurlos vor-
übergegangen ist, und schon jetzt vermögen unsere Bibliothekare dem berech-

36 Schwenke, Nationalbibliothek (1912), S.�538.
37 Poethe, Gründungsjahre, S.�43.
38 Anlage zum Schreiben Albert Brockhaus’ an den Oberbürgermeister Leipzigs, Ru-

dolf Dittrich, vom 18.6.1912: Vertrauliche Niederschrift von Brockhaus über die 
»Konferenz über die Deutsche Zentral-Bibliothek im Reichsamt des Innern«, 
12.6.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�3-13. Der Hinweis auf das von Fritz 
Milkau (Direktor 1921-1925) kritisierte »subalterne Vollständigkeitsbedürfnis« von 
Bibliothekaren findet sich in Hans Paalzow [u. Heinrich Krause]: Denkschrift, be-
treffend die Begründung einer Sammlung von allen Erscheinungen des deutschen 
Buchhandels, 1906, ADNBL, 01C03, S.�10. Zur Auffassung von Lepsius (Direktor 
1874-1884) und Wilmanns (Direktor 1886-1905), dass »viele preußische und andere 
deutsche Neuerscheinungen gar nicht wert seien«, von der Königlichen Bibliothek 
in Berlin archiviert zu werden, siehe Blum, Nationalbibliographie, S.�135, 142.

39 Vgl. Fabian, Reform, S.�431; Jochum, Uwe: Kleine Bibliotheksgeschichte, Stuttgart 
1993, S.�132�f.
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tigten Ärger der Techniker und Naturforscher, die sich vergebens an die König-
liche Bibliothek wenden, nur ein Achselzucken entgegenzubringen. Ähnliches 
gilt von der militärwissenschaftlichen Fachliteratur, in der wir, ein paar Zweige 
ausgenommen, sehr ärmlich sind.«40 

Dieser Notschrei Harnacks signalisierte Handlungsbedarf, denn nicht nur in 
Berlin drängten Bibliothekare inzwischen »zu einer durchgreifenden Verein-
fachung und Verbesserung unserer so schwerfälligen Bibliotheksverwaltung«.41 
Die Notwendigkeit zu umfassenden Reformen des preußisch-deutschen Biblio-
thekswesens hatte auch der einflussreiche Kultusbeamte Friedrich Althoff er-
kannt, der zwischen 1882 und 1907 als der für die wissenschaftlichen Bibliothe-
ken Preußens zuständige Referent im Preußischen Kultusministerium wirkte 
und nach dem heute eine ganze »Ära« erfolgreicher Wissenschaftsförderung in 
Preußen benannt ist.42 Das inzwischen vielzitierte »System Althoff« bahnte 
einer ordnenden und steuernden staatlichen Wissenschaftspolitik unter Einbe-
ziehung privaten Förderungswillens den Weg, was zahlreiche Modernisierungs-
impulse im Wissenschafts- und Bildungswesen Preußens auslöste.43 Althoffs bo-
russisch grundierte Wissenschaftspolitik verfolgte das ambitionierte Ziel, 
Preußen auch bei der Bewältigung übergreifender kultureller Aufgaben stellver-
tretend für Deutschland handeln zu lassen.44 Damit trug seine politische Strate-
gie Züge einer Reichswissenschaftspolitik45, was sich etwa bei der Gründung der 

40 Harnack (KB) an Friedrich Schmidt[-Ott], 30.7.1906, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich 
Schmidt-Ott, Nr.�364, Bl.�9-39, hier Bl.�9-15, 27a. Daran änderte sich aber auch nach 
der Gründung der Deutschen Bücherei nichts, denn in der Königlichen Bibliothek 
hielt man an »einer gewissen Auswahl« der Bücher fest. Protokoll der 15. Sitzung 
des Geschäftsführenden Ausschusses (GA) der DB vom 23.2.1915, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4, Bl.�47-62, hier Bl.�54.

41 Wilhelm Ermann (Direktor der Königlichen und Universitätsbibliothek Breslau) an 
Ministerialdirektor Friedrich Theodor Althoff, 9.9.1905, GStA, VI. HA, Nl. Fried-
rich Theodor Althoff, Nr.�238, Bl.�86.

42 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�137; Habermann, Alexandra: Der wissen-
schaftliche Bibliothekar. Zur Professionalisierung eines Berufes, in: Plassmann, En-
gelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 1900-2000. Fest-
schrift, Wiesbaden 2000, S.�41-58, hier S.�50�f.

43 Vgl. vom Brocke, Bernhard (Hg.): Wissenschaftsgeschichte und Wissenschaftspoli-
tik im Industriezeitalter. Das »System Althoff« in historischer Perspektive, Hildes-
heim 1991; Trischler, Helmuth u. Rüdiger vom Bruch: Forschung für den Markt. 
Geschichte der Fraunhofer-Gesellschaft, München 1999, S.�21.

44 Vgl. Schochow, 325 Jahre Staatsbibliothek, S.�103; Ders., Preußische Staatsbiblio-
thek, S.�28.

45 Zur Führungsrolle des Preußischen Kultusministeriums, das bereits im Kaiserreich 
die Rolle eines ›Reichswissenschaftsministeriums‹ wahrnahm, vgl. vom Brocke, 
Bernhard: Kultusministerien und Wissenschaftsverwaltungen in Deutschland und 
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Physikalisch-Technischen Reichsanstalt (1887) und vor allem bei der Entste-
hung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft (1911) und der Notgemeinschaft der 
deutschen Wissenschaft (1920) – beide ebenfalls späte Produkte der »Ära Alt-
hoff« – zeigte.46 Diese überaus bedeutsamen Neugründungen waren Ausdruck 
einer rasanten institutionellen Ausdifferenzierung des deutschen Wissenschafts-
systems, in dem in zunehmendem Maße Einrichtungen mit länderübergreifen-
den, zentralen Aufgaben entstanden, welche die hemmenden föderalen Struktu-
ren aushebelten, die Kosten bündelten und »politisch gewünschte Forschung« 
im Interesse des Staates in Angriff nahmen.47

Da diese »großbetriebliche« Entwicklung der Wissenschaft das Fehlen eines 
Gesamtarchivs des nationalen Schrifttums immer deutlicher offenbarte, zielten 
die von Althoff ab 1883 forcierten bibliothekspolitischen Reformen darauf ab, 
die Königliche Bibliothek in Berlin »schnell und mit geringem Aufwand« zu 
einem großen »National-Institut« und zur führenden Bibliothek des Reiches 
auszubauen.48 Hierfür ließ ihm die rigide Sparpolitik des Preußischen Finanz-
ministers jedoch nur geringen Spielraum. Da es auf dieser Grundlage unmöglich 
war, die Königliche Bibliothek und die morbiden preußischen Universitätsbi-
bliotheken gleichermaßen zu fördern, versuchte Althoff dieses Problem durch 
die Einrichtung zentraler Dienste an der Königlichen Bibliothek zu lösen.49 Dies 
führte etwa zu einer Vereinheitlichung der alphabetischen Katalogisierung durch 
die Einführung der »Preußischen Instruktionen« (1892/99).50 Darüber hinaus 

Österreich: Systembrüche und Kontinuitäten 1918/19-1933/38-1945/46, in: Rüdi-
ger vom Bruch u. Brigitte Kaderas (Hg.): Wissenschaften und Wissenschaftspolitik. 
Bestandsaufnahmen zu Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutschland 
des 20. Jahrhunderts, Stuttgart 2002, S.�193-214.

46 Vgl. Flachowsky, Sören: Von der Notgemeinschaft zum Reichsforschungsrat. Wis-
senschaftspolitik im Kontext von Autarkie, Aufrüstung und Krieg, Stuttgart 2008, 
S.�72�f., 476.

47 Vgl. etwa Szöllösi-Janze, Margit: Die institutionelle Umgestaltung der Wissen-
schafts landschaft im Übergang vom späten Kaiserreich zur Weimarer Republik, in: 
Rüdiger vom Bruch u. Brigitte Kaderas: Wissenschaften und Wissenschaftspolitik. 
Bestandsaufnahmen zu Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutschland 
des 20. Jahrhunderts, Stuttgart 2002, S.�60-74.

48 Fabian, Reform, S.�429�f.; Sachse, Arnold: Friedrich Althoff und sein Werk, Berlin 
1928, S.�290. Zum 1905 geprägten berühmten Diktum Harnacks vom »Großbetrieb 
der Wissenschaft« vgl. von Harnack, Adolf: Vom Großbetrieb der Wissenschaft, in: 
Ders.: Wissenschaftspolitische Reden und Aufsätze. Zusammengestellt und heraus-
gegeben von Bernhard Fabian, Hildesheim u.�a. 2001, S.�3-9.

49 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�142.
50 Vgl. Uhlendahl an Galina Snimschtschikowa (Abteilung Volksbildung der Sowje-

tischen Militär-Administration in Deutschland, Gruppe: Wissenschaftliche Bi-
bliotheken, Berlin-Karlshorst) mit beigefügtem Manuskript eines Vortrages »Ent-
wicklung des deutschen wissenschaftlichen Bibliothekswesens unter besonderer 
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kam es zu einer Rationalisierung der Katalogisierung durch die Einführung der 
»Berliner Titeldrucke« (1892) – einer zentralen Vervielfältigung der von der Kö-
niglichen Bibliothek und den preußischen Universitätsbibliotheken angefertig-
ten Titelaufnahmen der erworbenen Neuerscheinungen.51 Außerdem führten die 
Bemühungen Althoffs zu ersten Ansätzen eines Gesamtkatalogs  – des wohl 
 ehrgeizigsten Projekts der preußischen Kultusverwaltung und der Königlichen 
Bibliothek –, der die Altbestände der wissenschaftlichen Bibliotheken Preußens 
verzeichnete.52 Den Abschluss dieser Zentralisierungsbestrebungen markierte 
die Einrichtung eines »interbibliothekarischen Leihverkehrs in Preußen« 
(1892/93), der ab 1905 von dem bei der Königlichen Bibliothek eingerichteten 
Auskunftsbüro der deutschen Bibliotheken gesteuert wurde.53 Im Hinblick auf 
die im Statut der Königlichen Bibliothek von 1885 angestrebte möglichst voll-
ständige Sammlung der deutschen Verlagsproduktion lief Althoffs Plan jedoch 
ins Leere. Denn der Generalverwaltung der Bibliothek schien die Versorgung 
der preußischen Gelehrten mit neuer, vor allem ausländischer Fachliteratur 
wichtiger, als die möglichst lückenlose Sammlung des deutschen Schrifttums. 
Vielmehr wurde die Königliche Bibliothek – unter Vernachlässigung der ihr im 
Statut von 1885 gestellten nationalen Aufgabe – weiterhin zu einer keineswegs 
alle Disziplinen gleichermaßen pflegenden wissenschaftlichen Universalbiblio-
thek ausgebaut.54 Die laufende Verzeichnung der deutschen Neuerscheinungen 
in einer periodisch erscheinenden Nationalbibliographie war auf dieser Grund-
lage keinesfalls möglich und im Statut daher auch gar nicht erst intendiert.55

Berücksichtigung der Bibliotheken der sowjetischen Zone«, 20.1.1947, ADNBL 
806/0, Bl.�13-41, hier Bl.�22; Plassmann, Engelbert: Hundert Jahre »Preußische In-
struktionen«. Öffentlicher Vortrag in der Humboldt-Universität zu Berlin im 
Rahmen des Berliner Bibliothekswissenschaftlichen Kolloquiums am 11.  Mai 
1999, Berlin 1999, S.�7-12.

51 Ab 1912 erschienen die Titel- und Zetteldrucke der Königlichen Bibliothek – in den 
Abteilungen A (Deutsche Bücher), B (Ausländische Bücher) und C (Orientalische 
Bücher). Vgl. Ankündigung der KB betr. Titel- und Zetteldrucke, Nov. 1911, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�17, Bl.�1-2. Vgl. auch Schwenke, Paul: Zu den Zetteldrucken 
der Königlichen Bibliothek, in: ZfB 28 (1911), Heft 11, Nov. 1911, S.�485-486.

52 Vgl. Plassmann, Hundert Jahre, S.�8; Blum, Nationalbibliographie, S.�142. Zur Ent-
stehung des Preußischen Gesamtkataloges vgl. Hagenau, Gesamtkatalog, S.�5-45.

53 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�142, 195�f. Zum Auskunftsbüro der deutschen 
Bibliotheken und seiner Aufgabe, Standortnachweise für im Rahmen des Leihver-
kehrs gesuchte Bücher zu liefern, vgl. Hagenau, Gesamtkatalog, S.�22-25; Hahn, 
Reichstagsbibliothek, S.�154�f.; Hugo Andres Krüss (Ge ne ral direktor der PSB) an 
RMdI (mit Anlage: Das  Auskunftsbüro der Deutschen Bibliotheken), 28.4.1927, 
BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�20-26.

54 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�142; Fabian, Reform, S.�428-437.
55 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�195.
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Gleichwohl ergaben sich durch die Arbeiten am Gesamtkatalog neue Pers-
pektiven, die den Blick Althoffs erstmals auf die »Hauptstadt des Buches« – die 
Verlags- und Messestadt Leipzig – lenkten.56 Da die Königliche Bibliothek als 
preußische Landesbibliothek auch das Gros der von den preußischen Universi-
tätsbibliotheken gekauften Bücher anschaffte, entsprach der Druck ihrer Titel-
aufnahmen durchaus einer Zentralkatalogisierung der von den preußischen Bi-
bliotheken erworbenen Bücher.57 Bis 1897 gelang es, auch die Erwerbungen aller 
preußischen Universitätsbibliotheken in das Unternehmen zu integrieren. Die 
wöchentlich gedruckten Titelaufnahmen (»Berliner Titeldrucke«) wurden in 
einer einseitig bedruckten Ausgabe geliefert, von den Bibliotheken für ihre Ka-
taloge ausgeschnitten und auf Kartons geklebt. Zudem stellte man ab 1909 soge-
nannte »Zetteldrucke« her. Hierbei handelte es sich um Abdrucke der Titelauf-
nahmen auf international standardisierten Karteikarten, die den Bibliotheken 
gegen eine geringe Gebühr zugingen.58 

Diese Neuerung gab Anlass zu mancherlei Kritik. So kam es immer wieder 
vor, dass Titelaufnahmen vieler von den Universitätsbibliotheken bei ihrem Er-
scheinen gekaufter Bücher sehr lange auf sich warten ließen, womit sich ihre 
 Katalogisierung und Bereitstellung arg verzögerten. Dies war darauf zurückzu-
führen, dass die Verleger ihre Pflichtexemplare nicht fristgerecht ablieferten. Da-
her wandte sich Althoff an die Hinrichs’sche Buchhandlung in Leipzig, die mit 
ihrem »Wöchentlichen Verzeichnis« der deutschen Buchhandelsneuigkeiten die 
wichtigste buchhändlerische Bibliographie herausgab. Diese Bibliographie 
stellte eine Besonderheit dar, denn sie zeigte die deutschen Verlagserzeugnisse 
fast vollständig und bald nach ihrem Erscheinen an. Da die Firma Hinrichs je-
doch nur solche Werke anzeigte, die ihr auch wirklich vorgelegen hatten (Autop-
sieprinzip), waren fast alle deutschen Verleger schon aus verkaufstaktischen 
Gründen bemüht, der Buchhandlung ihre Neuigkeiten so schnell wie möglich 
zuzusenden.59 Die weitgehende Vollständigkeit der Hinrichs’schen Verzeich-

56 Jacobs, Stephanie (Hg.): Zeichen. Bücher. Wissensnetze. 125 Jahre Deutsches Buch- 
und Schriftmuseum der Deutschen Nationalbibliothek, Göttingen 2009, S.�241.

57 Hierzu und im Folgenden Blum, Nationalbibliographie, S.�196-199.
58 Uhlendahl an Dr. Galina Snimschtschikowa (Abteilung Volksbildung der Sowjeti-

schen Militär-Administration in Deutschland, Gruppe: Wissenschaftliche Biblio-
theken, Berlin-Karlshorst) mit beigefügtem Manuskript eines Vortrages »Ent-
wicklung des deutschen wissenschaftlichen Bibliothekswesens unter besonderer 
Berücksichtigung der Bibliotheken der sowjetischen Zone«, 20.1.1947, ADNBL 
806/0, Bl.�13-41, hier Bl.�22

59 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�196. Die Verzeichnung der nationalen Buch-
produktion wurde in den meisten Ländern bis ins 19. Jahrhundert hinein von Buch-
händlern und Buchhändlerorganisationen besorgt. Ihren Ursprung hatten diese bi-
bliographischen Verzeichnisse in Deutschland im 15. und 16.  Jahrhundert, wo 
Buchhändler auf den Frühjahrs- und Herbstmessen in Frankfurt am Main und Leip-
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nisse und die Schnelligkeit ihrer Erstellung veranlassten Althoff nun zu der 
Überlegung, anstelle der zentralen Katalogisierung in Berlin das Know-how der 
Leipziger Firma zu nutzen. Die daraufhin angebahnten Verhandlungen versan-
deten jedoch 1904, da sich herausstellte, dass eine auf bibliothekarische Interes-
sen abgestellte Bibliographie ganz andere Voraussetzungen erfüllen musste, als 
eine dem Buchhandel dienende.60 Die Besprechungen hatten Althoff jedoch für 
die in Leipzig geleisteten bibliographischen Arbeiten sensibilisiert und sein 
Blickfeld erweitert, zumal der von ihm mit den Verhandlungen betraute Biblio-
thekar Fritz Milkau 1898 daraus eine für die Schaffung einer ja ebenfalls noch 
fehlenden Nationalbibliographie interessante Perspektive entwickelte.61 Milkau 
regte an, in Leipzig ein »Katalogisierungs-Bureau« einzurichten, das von Biblio-
thekaren geleitet werden und mit der Hinrichs’schen Buchhandlung kooperieren 

zig – den damals größten internationalen Büchermärkten – ihre Neuigkeiten in so-
genannten Messkatalogen anzeigten. Aus diesen Katalogen entwickelten sich immer 
differenzierte Neuigkeitenverzeichnisse, die in zum Teil heftiger Konkurrenz zuei-
nander standen. Bei diesen Auseinandersetzungen war letztlich nur der in Leipzig 
angesiedelten J.�C. Hinrichs’schen Buchhandlung ein dauerhafter Erfolg beschieden, 
da es ihr bis zum Ende des 19. Jahrhunderts gelang, sich eine markbeherrschende 
Position zu sichern. Dabei erwies es sich für die Buchhandlung als besonders för-
derlich, dass ihre Titellisten seit 1837 im »Börsenblatt für den Deutschen Buchhan-
del« erschienen, was ihr die Unterstützung des 1825 gegründeten Vereins Deutscher 
Buchhändler sicherte. Die Mitglieder des Vereins und die übrigen Abonnenten des 
Börsenblatts wurden somit durch die täglich und monatlich erscheinenden Ver-
zeichnisse laufend über die deutschen Buchhandelsneuigkeiten informiert. Da das 
Börsenblatt das amtliche Organ des Börsenvereins darstellte, entwickelten sich die 
Hinrichs’schen Novitätenlisten schließlich zur offiziellen Bibliographie des deut-
schen Buchhandels. Die Titelaufnahmen wurden im sechsmal wöchentlich erschei-
nenden Börsenblatt angezeigt und gingen dann in das von Hinrichs ebenfalls her-
ausgegebene Wöchentliche Verzeichnis der Neuigkeiten des deutschen Buchhandels, 
den Halbjahres- und den Fünfjahreskatalog über. So erlangte die Firma eine Mono-
polstellung auf dem Gebiet der bibliographischen Verzeichnung in Deutschland. 
Versuche des Börsenvereins, die Hinrichs’sche Bibliographie zu übernehmen, 
schlugen bis zur Gründung der Deutschen Bücherei fehl. Vgl. ebd., S.�11, 15-41, 65-
80, 104-115. Siehe auch Hans Paalzow [u. Heinrich Krause]: Denkschrift betreffend 
die Begründung einer Sammlung von allen Erscheinungen des deutschen Buchhan-
dels, ADNBL, 01C03, S.�24�f. Zum Börsenblatt, dem Zentralorgan des deutschen 
Buchhandels vgl. Altenheim, Hans: Das »Börsenblatt für den Deutschen Buchhan-
del«, in: Füssel, Stephan, Georg Jäger u. Hermann Staub (Hg.): Der Börsenverein 
des Deutschen Buchhandels 1825-2000. Ein geschichtlicher Aufriss, Frankfurt am 
Main 2000, S.�273-282.

60 Vgl. Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�35.
61 Zur Person Milkaus (1859-1934) vgl. Uhlendahl, Heinrich: Fritz Milkau. Zu seinem 

70. Geburtstag am 28. September 1929, in BBl.�96 (1929), Nr.�226 vom 28.9.1929, 
S.�1045-1047.
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sollte. Die Firma Hinrichs sollte diesem Büro die ihr von den Verlegern zuge-
sandten Neuerscheinungen kurzzeitig überlassen, in dem dann eine für Katalo-
gisierungszwecke verwendbare Bibliographie entstehen sollte. Milkau ging zwar 
nicht so weit, aus seinen Vorschlägen die Errichtung einer Bibliothek abzuleiten, 
da das Büro die Bücher nach der Verzeichnung wieder zurückgeben sollte, aber 
im Hinblick auf die Geschichte der Deutschen Bücherei, bei deren Gründung 
Hinrichs und die Frage der Bibliographie erneut eine maßgebliche Rolle spielen 
sollten, verdienen die Vorschläge des weitblickenden Milkau durchaus Beach-
tung.62

Der Gedanke, eine Nationalbibliothek zu schaffen, die alle deutschen Neuer-
scheinungen innerhalb und außerhalb des Buchhandels sammelte, und diese auch 
mit der Bearbeitung einer Nationalbibliographie zu betrauen, hatte eine beste-
chende Logik, der sich auch Althoff nicht zu entziehen vermochte.63 Die Frage 
war nur, auf welcher Grundlage der Bibliothek die Bücher zugehen sollten. Eine 
wegweisende Alternative bot daher ein Vorschlag der Verlagsfirma Breitkopf & 
Härtel in Leipzig, die aufbauend auf einer Anregung des Leiters der Musik-Ab-
teilung der Königlichen Bibliothek in Berlin, Wilhelm Altmann, Anfang 1904 die 
Schaffung einer »Reichs-Musikbibliothek« vorschlug. Anders als Altmann, der 
die Sammlung aller Veröffentlichungen der deutschen Musikverleger auf der Ba-
sis eines Pflichtexemplars empfahl, rief die Firma Breitkopf & Härtel den Musi-
kalienhandel zu einer freiwilligen und kostenlosen Lieferung seiner Verlagser-
zeugnisse auf.64 Da sich »die große Mehrheit« der im Verein der Deutschen 
Musikalienhändler organisierten Verlage wider Erwarten einverstanden erklärte, 
wandte sich der Vereinsvorstand im Januar 1905 an Reichskanzler Bernhard von 
Bülow mit der Bitte, die Spende der Musikalienverleger anzunehmen und »als 
Grundstock für eine Reichsmusikbibliothek« zu verwenden. Während die Mu-
sikverleger signalisierten, auch ihre künftigen Druckwerke zu stiften, sollte das 
Reich als Träger der Bibliothek für deren Unterhalt und ihre Verwaltung auf-
kommen.65 Der Reichskanzler lehnte den Vorschlag jedoch »aus grundsätz-
lichen Erwägungen« ab. Wie er betonte, zählte die Förderung wissenschaftlicher 
Unternehmungen »nicht zu den dem Reiche verfassungsmäßig obliegenden Auf-
gaben«. Daher verwies er die Musikverleger an die Bundesstaaten, die allein für 

62 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�198�f.
63 Die Verbindung von Nationalbibliothek und Nationalbibliographie proklamierte 

1902 auch der Leiter der Bibliothek des Reichsgerichts in Leipzig, Karl Schulz. Vgl. 
ebd., S.�201�f.; Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�28.

64 Vgl. Sonderdruck der Firma Breitkopf & Härtel (Leipzig): »Reichs-Musikbiblio-
thek« aus »Musikhandel und Musikpflege«, VI. Jahrgang, Nr.�16 vom 1.1.1904, 
BArch Berlin, R�43/2363, unp. Siehe auch Blum, Nationalbibliographie, S.�202.

65 Vgl. ebd. Eingabe des Vereins der Deutschen Musikalienhändler zu Leipzig betr. die 
Begründung einer Reichsmusikbibliothek an den Kanzler des Deutschen Reiches 
Herrn Grafen von Bülow, 22.1.1905, BArch Berlin, R�43/2363, Bl.�12-14.
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die Errichtung und Pflege von Museen, Bibliotheken und ähnlichen Sammlun-
gen verantwortlich seien.66 Daraufhin wandten sich die Musikverleger an das 
Preußische Kultusministerium, das ihrem Plan, »die für die Reichs-Musikbiblio-
thek zur Verfügung stehenden Notenschätze als Eigentum in seine Verwaltung 
zu nehmen« und mit der Musiksammlung der Königlichen Bibliothek zu verei-
nigen, begeistert zustimmte.67 Althoff kam die Eingabe der Musikverleger sehr 
gelegen, da sie mit seinem Wunsch korrespondierte, Exemplare aller deutschen 
Neuerscheinungen in Berlin sammeln zu lassen.68 Da dies nach seiner Auffas-
sung aber nicht durch ein Reichspflichtexemplar zu bewerkstelligen war, brachte 
ihn das Angebot der deutschen Musikalienhändler auf eine Idee, die einen maß-
geblichen Impuls zur Gründung der Deutschen Bücherei freisetzte.69

2. Entscheidung für Leipzig –  
Die Gründung der Deutschen Bücherei

Mitten in den Verhandlungen mit dem Börsenverein der Deutschen Buchhändler 
über die Höhe des den Bibliotheken zu gewährenden Rabatts äußerte Althoff 
Ende Mai 1906 gegenüber dem Ersten Schriftführer des Vereins, Karl Siegis-
mund70, plötzlich den Gedanken, ob sich die Buchhändler nicht bereitfinden 

66 Reichskanzler v. Bülow an den Verein deutscher Musikalienhändler (z.Hd. Felix 
Siegel), 25.2.1905, ebd., Bl.�16.

67 Altmann, Wilhelm: Die Deutsche Musiksammlung, in: Die schönen Künste. Beilage 
der Nationalzeitung vom 1.2.1906, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich Theodor Althoff, 
Nr.�237, Bl.�144.

68 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�203.
69 Der Hinweis auf die »Althoff’schen Ideen« findet sich in einem Aktenvermerk Karl 

Siegismunds über eine Unterredung mit Althoff, Harnack und Friedrich Schmidt  
[-Ott], 21.6.1906, SStAL, 21765/720, unp.

70 Karl Siegismund (1861-1932) hatte als Erster (1910-1916) und Zweiter Vorsteher des 
Börsenvereins (1916-1921) maßgeblichen Einfluss auf die Entstehung der Deutschen 
Bücherei. Der Berliner Verleger verfügte über exzellente Beziehungen zur preußi-
schen Ministerialbürokratie und stand in einem freundschaftlichen Verhältnis zum 
Althoffvertrauten und letzten königlich-preußischen Kultusminister Friedrich 
Schmidt-Ott. Seine engen Beziehungen zu Schmidt-Ott gaben den Ausschlag dafür, 
dass Siegismund 1920 zum Geschäftsführer des Verlagsausschusses der Notgemein-
schaft der deutschen Wissenschaft avancierte. Vgl. Poethe, Lothar: Siegismund, Karl 
Hermann, in: Neue Deutsche Biographie 24 (2010), S.�354-355 (Onlinefassung URL: 
http://www.deutsche-biographie.de/pnd117364541.html, eingesehen am 29.2.2016). 
Ein Hinweis auf das freundschaftliche Verhältnis zwischen Siegismund und 
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könnten, auf freiwilliger Basis ein kostenloses Exemplar ihrer Verlagswerke für 
eine zentrale Sammlung sämtlicher deutschen Neuerscheinungen zur Verfügung 
zu stellen.71 Eine solche »Börsenvereinsbibliothek«, so Althoff, sei am besten 
mit der Berliner Königlichen Bibliothek zu verbinden, sie könne aber auch in 
Nürnberg, München oder Leipzig entstehen, vorausgesetzt natürlich, dass Bay-
ern oder Sachsen die hierfür erforderlichen, zweifellos gewaltigen Kosten auf-
bringen würden.72 Es ist nicht mehr festzustellen, ob Althoffs Angebot an Bay-
ern und Sachsen nur ein Täuschungsmanöver darstellte und er davon ausging, 
dass sich andere Staaten außer Preußen nicht auf ein so kostenintensives Projekt 
einlassen würden.73 Bemerkenswert erscheint, dass er diese Option in den Raum 
stellte, obwohl er »damit in Kauf nehmen musste, dass die Absichten, die König-
liche Bibliothek in Berlin in die Funktion einer Nationalbibliothek einrücken zu 
lassen, zumindest behindert und erschwert wurden, falls doch einer der beiden 
Staaten auf eine solche Variante« einging.74

Die ›Althoff’schen Ideen‹ liefen also auf eine »nichtstaatliche, aber doch zent-
rale Regelung« hinaus.75 In Analogie zur »Deutschen Musiksammlung« an der 
Königlichen Bibliothek sollte durch die kostenlose Lieferung der deutschen Buch-
händler dort nun eine Zentralbibliothek der aktuellen deutschen Verlagsproduk-

Schmidt-Ott findet sich im Protokoll über die Verhandlungen des Vorstandes des 
Börsenvereins am 3.9.1912 betr. Deutsche Bücherei, 3.9.1912, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�2, Bl.�218-226. 

71 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�297. Zu der um 1900 einsetzenden Reform des 
den Bibliotheken vom Buchhandel gewährten Rabatts vgl. Keiderling, Thomas: 
Aufstieg und Niedergang der Buchstadt Leipzig, Markleeberg 2012, S.�89-91; Jäger, 
Georg: Der wissenschaftliche Verlag, in: Ders. (Hg.): Geschichte des Deutschen 
Buchhandels im 19. u. 20. Jahrhundert. Das Kaiserreich 1870-1918, Teil 1, Frankfurt 
am Main 2001, S.�423-472, hier S.�464-467.

72 Vgl. Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�35; Rötzsch, Helmut: Der Börsenverein der 
Deutschen Buchhändler zu Leipzig und die Deutsche Bücherei, in: Deutsche Bü-
cherei 1912-1962. Festschrift zum fünfzigjährigen Bestehen der Deutschen Natio-
nalbibliothek, Leipzig 1962, S.�47-66, hier S.�48.

73 Auf diesen »Hintergedanken« Althoffs verwies bspw. Paalzow, Hans: Die Deut-
sche Bücherei in Leipzig. Vortrag gehalten auf dem Deutschen Bibliothekartage in 
Mainz am 16. Mai 1913, in: Deutsche Bücherei des Börsenvereins der Deutschen 
Buchhändler zu Leipzig. Urkunden und Beiträge zu ihrer Begründung und Ent-
wicklung (10. Ausgabe), Leipzig 1915, S.�62-67, hier S.�62. Erich Ehlermann behaup-
tete 1925 rückblickend, dass Althoff »nichts anderes anstrebte, als eine Erweiterung 
der Königlichen Bibliothek in Berlin auf Kosten des Börsenvereins und durch eine 
versteckte Einführung von Pflichtexemplaren auch für Sachsen«. [Autobiographie] 
Erich Ehlermanns, in: Menz, Gerhard: (Hg.): Der deutsche Buchhandel der Gegen-
wart in Selbstdarstellungen, Leipzig 1925, S.�1-31, hier S.�24.

74 Fernau/Poethe, Gründung, S.�298.
75 Ebd.
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tion entstehen. Die avisierte freiwillige Lieferung der Verlage hätte das umstrittene 
Thema der Pflichtexemplare mit ein Schlag vom Tisch gefegt.76 Die ebenfalls ge-
plante kostenlose Abgabe der Bücher hätte zudem den Erwerbungsetat der Bib-
liothek entlastet, dessen defizitären Stand Harnack gerade in seiner jüngsten Haus-
haltsanmeldung 1906 bemängelt hatte.77 Über die Details der geplanten Sammlung 
informierte eine von Hans Paalzow und Heinrich Krause – Oberbibliothekare an 
der Königlichen Bibliothek – erstellte Denkschrift, die Harnack dem Vorsitzen-
den des Börsenvereins Albert Brockhaus am 20. September 1906 zugehen ließ.78 

76 Der Hinweis auf die »durch freien Willen des Börsenvereins« zu begründende »Bör-
senvereinsbibliothek« an der Königlichen Bibliothek findet sich in Votum des Mi-
nisters der geistlichen usw. Angelegenheiten, betreffend den Antrag der Vereinigung 
der Berliner Mitglieder des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler auf Herab-
setzung des Bibliotheksrabatts an das Königliche Staatsministerium, 11.7.1906, 
GStA, VI. HA, Nl. Friedrich Theodor Althoff, Nr.�237, Bl.�53-55, hier Bl.�54.

77 Vgl. Harnack (Generaldirektor KB) an Schmidt[-Ott] betr. Anmeldung der Mehr-
bedürfnisse der Königlichen Bibliothek, 30.7.1906, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich 
Schmidt-Ott, Nr.�364, Bl.�9-39, hier Bl.�9-15, 27a.

78 Diese Denkschrift hat in der Forschung einige Verwirrung ausgelöst, denn ihre Ur-
heberschaft wurde bisher nicht zweifelsfrei belegt. So erwähnte Heinrich Uhlen-
dahl in seiner 1957 postum erschienenen Darstellung »Vorgeschichte und erste 
Entwicklung der Deutschen Bücherei«, dass 1906 zwei Denkschriften mit dem 
identischen Titel »Denkschrift betreffend Begründung einer Sammlung von allen 
Erscheinungen des deutschen Buchhandels« erschienen seien. Eine von Uhlendahl 
nicht näher erläuterte Denkschrift sei auf Paalzow zurückgegangen, die andere auf 
den Ersten Vorsteher des Börsenvereins Albert Brockhaus. Als Beleg für die Paal-
zow-Denkschrift führte Uhlendahl »eine Denkschrift in der Handschrift von 
Oberbibliothekar Dr. Krause«, für die Brockhaus-Denkschrift eine mit dem Stem-
pel vom 13.9.1906 versehene »maschinengeschriebene Denkschrift« an. Vgl. Uhlen-
dahl, Vorgeschichte, S.�35�f. Rudolf Blum hat die Ansicht Uhlendahls, 1906 seien 
zwei Denkschriften erschienen, übernommen, wobei er betont, dass das von Uh-
lendahl seinerzeit zitierte handschriftliche Exemplar Krauses inzwischen verschol-
len sei. Wie Uhlendahl geht Blum davon aus, dass die mit dem Datumsstempel vom 
13.9.1906 versehene Denkschrift von Brockhaus stammte. Aber zumindest fällt 
Blum bei der Auswertung dieser Denkschrift auf, dass der von ihm vermutete Au-
tor Brockhaus – Vorsteher des Börsenvereins – im Hinblick auf die Behandlung 
der Hinrichs’schen Bibliographie eine andere Auffassung als Karl Siegismund  – 
Schriftführer des Börsenvereins – vertrat, die er jedoch fehlinterpretiert. Vgl. Blum, 
Nationalbibliographie, S.�205. Tatsächlich wurde im September 1906 nur eine 
Denkschrift geschrieben. Sie stammte aus der Feder der beiden Berliner Bibliothe-
kare Paalzow und Krause. Diese Denkschrift sandte Harnack am 20.9.1906 an 
Brockhaus mit der Bemerkung, diese sei »von zwei Ober-Bibliothekaren ausgear-
beitet« worden. Vgl. Harnack (KB) an Verlagsbuchhändler Albert Brockhaus, 
20.9.1906, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�78-81. Die Denkschrift selbst findet 
sich ebd., Bl.�82-140. Auch der gleich noch zu erwähnende Erich Ehlermann wies 
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Diese »Denkschrift, betreffend die Begründung einer Sammlung von allen Er-
scheinungen des deutschen Buchhandels« ging davon aus, dass sich angesichts der 
ablehnenden Haltung der Regierung die Gründung einer Reichsbibliothek als un-
durchführbar erwiesen habe. Darauf könne man aber getrost verzichten, wenn alle 
laufenden Verlagsveröffentlichungen der Königlichen Bibliothek vom Buchhandel 
kostenlos zur Verfügung  gestellt würden. Denn so entstehe nicht nur ein Gesamt-
archiv des deutschen Verlagsbuchhandels, sondern erfülle sich auch der langer-
sehnte Traum einer deutschen Nationalbibliothek. Nach den Vorstellungen Paal-
zows und Krauses sollte die bibliographische Bearbeitung wie bisher durch die 
Hinrich’sche Buchhandlung in Leipzig erfolgen.79 Gerade in dieser Frage verfolgte 
der Vorstand des Börsenvereins jedoch ganz andere Interessen. Zwar hatte auch 
Siegismund deutlich gemacht, dass die Ablieferung von Freistücken seitens der 

1911 darauf hin, dass die von Althoff initiierte Denkschrift »von zwei Beamten der 
Kgl. Bibliothek in Berlin« ausgearbeitet worden sei. Vgl. Ehlermann, Erich: Eine 
Reichsbibliothek in Leipzig (Sonderdruck), Dez. 1911, S.�19, ADNBL, Blaue Ak-
ten, Nr.�133b, Bl.�1-14, hier Bl.�10. Hinweise auf die Miturheberschaft Krauses fin-
den sich in Schreiben von Albert Paust (DB) an den Antiquar Martin Breslauer, 
24.9.1929, ADNBL, 187/1, Bl.�21; Uhlendahl an Siegismund, 11.10.1929, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�172. Die ganze Verwirrung entstand, weil Uhlendahl der im 
Archiv der DB überlieferten Denkschrift nachträglich ein »ergänzendes Titelblatt« 
beifügen ließ. Da die Denkschrift die Stempelaufdrucke »Brockhaus« und »13. Sep. 
1906« trug, ging Uhlendahl von der Urheberschaft Brockhaus’ aus und datierte 
diese Schrift auf eben jenen 13. September. Die handschriftlichen Bemerkungen an 
dieser Denkschrift wurden kurzerhand Karl Siegismund zugeschrieben. Der Sohn 
Albert Brockhaus’, Hans Brockhaus, stellte jedoch 1962 bei der Lektüre der im Ar-
chiv der DB überlieferten Denkschrift fest, dass es sich bei diesen handschriftlichen 
Anmerkungen um die Handschrift seines Vaters handelte, die Denkschrift also 
nicht auf Brockhaus zurückging und Uhlendahl sich »also erheblich geirrt« hatte. 
Damit löst sich auch der von Blum fälschlicherweise angenommene Widerspruch 
zwischen Brockhaus und Siegismund betr. Hinrichs auf. Zudem stellte Hans Brock-
haus fest, dass es sich bei dem 13.9. um das Eingangsdatum der Denkschrift handelte, 
das sein Vater seinerzeit vermerkt habe. Da Harnack die Denkschrift aber, wie er-
wähnt, erst am 20.9. versandte, muss Brockhaus die Denkschrift früher erhalten ha-
ben. Auch hierfür lieferte Hans Brockhaus 1962 eine plausible Erklärung: »Mein Va-
ter war 1906 noch I. Vorsteher des Börsenvereins […]. Als solcher dürfte er die 
Denkschrift von Berlin erhalten haben. Der zweite Abdruck dürfte an ein anderes 
Vorstandsmitglied, vielleicht an Herrn Siegismund, gerichtet worden sein.« Hans 
Brockhaus (Wiesbaden) an Gerhard Hesse (Stellvertretender Hauptdirektor der DB), 
26.11.1962 u. 30.11.1962, in: Hans Paalzow [u. Heinrich Krause]: Denkschrift betref-
fend die Begründung einer Sammlung von allen Erscheinungen des deutschen Buch-
handels, ADNBL, 01C03. Die Denkschrift findet sich auch im SStAL, 21765/721, unp. 
und im GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�30, Bd.�7, Bl.�150-202.

79 Vgl. Harnack (KB) an Verlagsbuchhändler Albert Brockhaus, 20.9.1906, StadtAL, 
Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�78-81. 
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Verleger an die Zentralbibliothek nur dann erfolge, wenn diese auch die Grundlage 
der künftigen deutschen Bibliographie bilde. Der Börsenverein schickte sich aber 
an, die inzwischen als Konkurrentin wahrgenommene Firma Hinrichs auszuschal-
ten und die deutsche Buchhandelsbibliographie zukünftig selbst auf der Basis der 
bei der Zentralbibliothek eingehenden Werke herauszugeben. Um die Anzeige ih-
rer Neuerscheinungen in der Bibliographie sicherzustellen, so die Überlegung im 
Vorstand des Börsenvereins, wären die Verleger gezwungen, ihre Druckschriften 
an die Bibliothek zu senden. Auf diese Weise schien durch die Bibliographie genau 
das erreichbar, was man bis dahin nur durch ein Reichspflichtexemplar für mög-
lich gehalten hatte: die vollständige Sammlung der deutschen Buchhandelserschei-
nungen.80 

Während der Börsenverein unter diesen Bedingungen die Gründung einer 
Zentralbibliothek für erstrebenswert hielt, zeigte sich Harnack erstaunlicher-
weise keineswegs erfreut, da er in dem Plan Althoffs »eine erneute Last, als auch 
vermehrte Geldausgaben« für die Königliche Bibliothek erblickte, was dem von 
ihm favorisierten Selektionsprinzip beim Bestandsaufbau geschuldet war.81 Aber 
auch im Börsenverein wurden kritische Stimmen laut. Süddeutsche und sächsi-
sche Verleger weigerten sich, den Standort Berlin zu stärken und der König-
lichen Bibliothek ihre Erzeugnisse kostenlos zu überlassen.82 Auch war ein Teil 
der Verleger nicht damit einverstanden, dem Börsenverein auf Kosten der Firma 
Hinrichs die Herausgabe der Buchhändlerbibliographie zu übertragen. Überdies 
gerieten die Verhandlungen zwischen dem Börsenverein und dem Preußischen 
Kultusministerium ins Stocken, da Althoff 1907 zurücktrat und sein Plan letzt-
lich keine unmittelbaren Ergebnisse zeitigte.83 

Der Gedanke blieb dennoch virulent. So unterbreitete der an der Universitäts-
bibliothek Greifswald tätige Edmund Lange 1908 den Vorschlag, die »schönwis-
senschaftliche deutsche Literatur« in einer Nationalbibliothek zu sammeln, was 
mittels eines Reichspflichtexemplars oder, dem Beispiel der Musikverleger fol-

80 Blum, Nationalbibliographie, S.�204�f.
81 Aktenvermerk Siegismunds über eine Unterredung mit Althoff, Harnack und Fried-

rich Schmidt[-Ott], 21.6.1906, SStAL, 21765/720, unp. Diese »Überspannung des 
›wissenschaftlichen‹ Charakters unserer staatlichen Bibliotheken«, die sich etwa in 
der stiefmütterlichen Behandlung der »schönen Literatur Deutschlands« offenbarte, 
kritisierte der Greifswalder Bibliothekar Edmund Lange. Lange, Edmund: Eine 
Reichsbibliothek für schöne Literatur. Sonderdruck aus der Halbmonatsschrift Das 
literarische Echo, 10 (1908), Heft 17, BArch Berlin, R�43/2363, Bl.�18-19.

82 Vgl. Abschrift eines Schreibens des Deutschen Verlegervereins (Leipzig) an den 
Vorstand des Börsenvereins, 18.1.1907, ADNBL, 01C03, unp.; vermutlich von Sie-
gismund stammender Vermerk ohne Datum und Betr. aber die »Errichtung einer 
Reichs-Bibliothek oder einer deutschen Central-Bibliothek mit dem Sitz in Leip-
zig« behandelnd, um 1911, SStAL, 21765/720, unp.

83 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�299; Blum, Nationalbibliographie, S.�206.
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gend, auf der Grundlage einer freiwilligen kostenlosen Abgabe erfolgen sollte. 
Angesichts der vor allem in den süddeutschen Staaten existierenden Vorbehalte, 
»die Lösung einer solchen Aufgabe Preußen allein zu überlassen«, schlug Lange 
vor, die Bibliothek nicht in Berlin, sondern in Frankfurt am Main, Stuttgart oder 
Leipzig, als Hauptsitz des deutschen Buchhandels, zu errichten.84 Harnack, vom 
Preußischen Kultusministerium um eine Stellungnahme gebeten, betonte, dass 
der Plan in der von Lange vorgeschlagenen Form nicht durchführbar sei. Allein 
schon der Begriff »schöne Literatur« sei sehr vage, und es erscheine eine ganz 
andere Herangehensweise notwendig:

»Was wir bedürfen, ist eine Nationalbibliothek, in der alle deutschen Publikati-
onen zu finden sind, und m.�E. ist eine solche leichter zu erreichen als eine par-
tikularische Bibliothek für schöne Literatur. Patriotismus und wohlverstande-
nes Interesse müssen die Buchhändler allmählich dazu führen, der Mitarbeit an 
der Schaffung einer allgemeinen deutschen Nationalbibliothek sich nicht zu ent-
ziehen. […] Natürlich kann eine solche Reichs- und Nationalbibliothek nur in 
Berlin geschaffen werden und es ist mir sehr befremdlich, dass Dr. Lange an 
Frankfurt, Leipzig oder Stuttgart denkt. Noch neulich sagte mir ein hervorra-
gender Leipziger Verleger: ›verwandeln Sie Ihre Königliche Bibliothek in eine 
Reichsbibliothek und Sie erhalten alle deutschen Publikationen gratis.‹ Es wird 
also darauf ankommen, die Königliche Bibliothek unbeschadet dieses ihres Cha-
rakters mit einer neu zu gründenden Nationalbibliothek zu verschmelzen.«85

Die Fokussierung Harnacks auf den universal-wissenschaftlichen Charakter der 
Königlichen Bibliothek und seine Abneigung »gegen ein kritikloses Sammeln alles 
Erscheinenden ohne jede Ausnahme« fand bei den Verlegern keinen ungeteilten 
Beifall. Sie veranlasste den Dresdener Verlagsbuchhändler Erich Ehlermann, die 
Initiative zu ergreifen und der bis dahin ergebnislosen Entwicklung eine andere, 
wegweisende Richtung zu geben.86 Ehlermann war als Zweiter Vorsteher des Bör-

84 Lange, Edmund: Eine Reichsbibliothek für schöne Literatur. Sonderdruck aus der 
Halbmonatsschrift Das literarische Echo, 10 (1908), Heft 17, BArch Berlin, 
R�43/2363, Bl.�18-19.

85 Harnack (KB) an den PK, 13.7.1908, ebd., Bl.�22. Lange wurde von der Reichskanz-
lei schließlich beschieden, dass die Finanzlage des Reiches die Verwirklichung seiner 
Pläne nicht zulasse. Vgl. Schreiben des Unterstaatssekretärs in der Reichskanzlei an 
Lange, 4.12.1908, ebd., Bl.�23.

86 Ehlermann, Erich: Eine Reichsbibliothek in Leipzig (1910), Leipzig 1927, S.�5. Zur 
Person Ehlermanns (1857-1937), Dresdener Buchhändler und Zweiter Vorsteher 
des Börsenvereins, vgl. Lülfing, Hans: Ehlermann, Erich Friedrich Theodor Gün-
ther, in: Neue Deutsche Biographie 4 (1959), S.�345�f. (Onlinefassung, URL: http://
www.deutsche-biographie.de/pnd101587538.html, eingesehen am 29.2.2016); [Au-
tobiographie] Erich Ehlermanns, in: Menz, Buchhandel, S.�1-31; Erich Ehlermann 
30.5.1857-1.2.1937, in: BBl.�104 (1937), Nr.�28 vom 4.2.1937, S.�106.
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senvereins in die Verhandlungen mit der preußischen Kultusverwaltung von 1906 
involviert und kannte die in Berlin vertretenen Standpunkte. Auch ihm schwebte 
die Idee einer Zentralbibliothek vor, deren »wesentlichster Zweck die Vollständig-
keit« sein sollte.87 Da eben dies in Berlin nicht gewünscht war, schlug er Anfang 
1910 in einer Denkschrift vor, eine eigenständige Reichsbibliothek in Leipzig zu 
errichten und deren Bau vom sächsischen Staat und der Stadt Leipzig kofinanzie-
ren zu lassen.88 Zur Beschaffung der Erzeugnisse des gesamten Buchhandels in 
Deutschland schlug Ehlermann vor, dass die Staaten, die über eine Ablieferungs-
pflicht verfügten, eines ihrer zwei Pflichtexemplare nach Leipzig abgeben sollten. 
Für die anderen Staaten erachtete es Ehlermann als »Ehrenpflicht« der Verleger, 
sich zu einer freiwilligen kostenlosen oder zumindest vergünstigten Lieferung an 
die Reichsbibliothek zu verpflichten.89 Im Vorfeld hatte sich Ehlermann über diese 
Frage bereits mit der Sächsischen Regierung und dem Leipziger Oberbürgermeis-
ter Rudolf Dittrich verständigt, die angesichts der für Sachsen daraus erwachsen-
den wirtschaftlichen und kulturpolitischen Vorteile reges Interesse für den Leip-
ziger Plan bekundeten und wirksame Unterstützung in Aussicht stellten.90

Der Vorschlag Ehlermanns, die Sammlung in Leipzig zu errichten, kam nicht 
von ungefähr. Der nach der Reichsgründung noch als »kleine Stadt mit dem gro-
ßen Namen« belächelte Handels- und Messestandort hatte sich bis zur Jahrhun-
dertwende zu einer europäischen Metropole und drittgrößten Stadt des deut-
schen Kaiserreichs gewandelt, deren »starkes Arbeitsleben« auch den Chronisten 
Victor Klemperer 1916 beeindruckte.91 Diese rasante Entwicklung hing mit ih-

87 Ehlermann, Reichsbibliothek, S.�6.
88 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�300. Zum Inhalt der Denkschrift vgl. Blum, Na-

tionalbibliographie, S.�207-209. Ein Vorbild für das Modell der Kofinanzierung er-
blickte Ehlermann im Münchener Deutschen Museum, das u.�a. Mittel vom bayeri-
schen Staat und von der Stadt München erhielt. Letzterer hatte das Museum auch 
sein Gebäude zu verdanken. Wie im Fall der Deutschen Bücherei war auch beim 
Deutschen Museum sein Träger ein Verein. Vgl. ebd., S.�207 (Anm.�71).

89 Vgl. Ehlermann, Reichsbibliothek, S.�6, 17.
90 Ehlermann hatte schon im Frühjahr 1909 mit dem Leipziger Oberbürgermeister 

(OBM) Dittrich über den Gedanken der Schaffung einer Reichsbibliothek in der 
Messestadt verhandelt und diesem Anfang 1910 seine Denkschrift überreicht. Im 
März 1910 stellte der Rat der Stadt Leipzig in Aussicht, 10.000 m2 Bauland unent-
geltlich zur Verfügung zu stellen. Vgl. Streng vertrauliches Schreiben Ehlermanns 
an OBM Leipzigs, 18.2.1910, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�5 (Denkschrift 
Bl.�6-14); Schreiben des OBM (Rat der Stadt Leipzig) an Ehlermann (Dresden), 
11.3.1910, ebd., Bl.�15. Vgl. auch Dittrich, Rudolf: Über die Gründung der Deut-
schen Bücherei. Persönliche Erinnerungen (Manuskript), Leipzig 1928�f., ADNBL, 
01C02, S.�2�f. Zur Person Dittrichs (1855-1929) vgl. Schulze, Friedrich: Rudolf Dit-
trich, in: BBl.�96 (1929), Nr.�54 vom 5.3.1929, S.�247.

91 Witkowski, Georg: Von Menschen und Büchern. Erinnerungen 1863-1933, Leipzig 
2003, S.�45; Blecher, Jens: Landesuniversität mit Weltgeltung. Die Alma mater Lip-
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rem enormen wirtschaftlichen Aufschwung zusammen, denn Sachsen zählte ne-
ben dem Rheinland zu den wichtigsten deutschen Industriezentren. Allein zwi-
schen 1875 und 1895 wuchs hier die Zahl der Betriebe mit über fünf 
Beschäftigten um 200 Prozent. Dabei dominierten die Textil- und Konfektions-
industrie, der Maschinenbau und die metallverarbeitende Industrie, wobei in und 
um Leipzig  – als Zentrum der mitteldeutschen Industrieregion  – neben der 
Rauchwarenwirtschaft die Metallindustrie maßgebende Bedeutung erlangte.92 
Leipzig galt zudem als bedeutendste »Drehscheibe des Handels in Sachsen«. Ihre 
berühmten alljährlichen Warenmessen nahmen im Verlauf der Industrialisierung 
immer mehr den Charakter von Mustermessen an.93 Darüber hinaus war Leipzig 
ein zentraler Wissenschaftsstandort Sachsens, denn seine 1409 gegründete re-
nommierte Universität führte lange Zeit einen »weitgehenden Alleinauftrag« für 
die Hochschulbildung im Königreich Sachsen aus.94 Für Ehlermann kam Leip-
zig noch aus einem anderen Grund als Standort für die Reichsbibliothek in 
Frage. Während Deutschland in der Buchproduktion weltweit an erster Stelle 
stand, galt Leipzig als deutsches Zentrum des Buch- und Druckereigewerbes.95 
Ende des 19.  Jahrhunderts hatten hier annähernd 700 Verlage ihren Sitz, und 
Leipzig fungierte auch in diesem Gewerbezweig als »Drehscheibe überregional 

siensis zwischen Reichsgründung und Fünfhundertjahrfeier 1871-1901, in: Zwahr, 
Hartmut u. Jens Blecher (Hg.): Geschichte der Universität Leipzig 1409-2009, 
Bd.�2: Das neunzehnte Jahrhundert 1830/31-1909, Leipzig 2010, S.�553-838, hier 
S.�553; Kroll, Frank-Lothar: Geschichte Sachsens, München 2014, S.�98; Klemperer, 
Victor: Curriculum Vitae. Erinnerungen 1881-1918 (Bd.�2), hrsg. von Walter No-
wojski, Berlin 1996, S.�494; Ahrens, Wilhelm: Die »Deutsche Bücherei« in Leipzig 
und die deutsche Nationalbibliothek, in: Preußische Jahrbücher 1913, Bd.�151, Heft 
1 (Januar), S.�43-49, hier S.�43. 

92 Vgl. Gross, Reiner: Geschichte Sachsens, Dresden u. Leipzig 52012, 243�f.; Karlsch, 
Rainer u. Michael Schäfer: Wirtschaftsgeschichte Sachsens im Industriezeitalter, 
Dresden u. Leipzig 2006, S.�70-136; Blecher, Landesuniversität, S.�555�f.; Bramke, 
Werner u. Silvio Reisinger: Leipzig in der Revolution von 1918/1919, Leipzig 2009, 
S.�27�f.; Stoll, Kerstin: Das Deutsche Buchhändlerhaus zu Leipzig (1888-1943). Kul-
turverständnis und Selbstbild des Buchhändlerstandes im Spiegel seiner öffentlichen 
Repräsentation, in: Leipziger Jahrbuch zur Buchgeschichte Bd.�16 (2006), S.�189-
244, hier S.�191.

93 Vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�113-115.
94 Vgl. Blecher, Landesuniversität, S.�558.
95 Hesse, Gerhard: Gesellschaftliche Faktoren bei der Gründung und in der Entwick-

lung der Deutschen Bücherei bis zum Jahre 1923. Ein Beitrag zur Geschichte der 
Deutschen Nationalbibliothek, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum 
fünfzigjährigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�19-46, 
hier S.�20, 24; Ehlermann, Erich: Eine Reichsbibliothek in Leipzig, Dezember 1911, 
ADNBL, 01C03, S.�1. Zur Bedeutung der Buchstadt Leipzig bereits vor dem Ersten 
Weltkrieg vgl. Keiderling, Aufstieg, S.�96-106.
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ausgerichteter Handelsbeziehungen«.96 Im System des deutschen Buchhandels 
kam dem in Leipzig konzentrierten Kommissionsbuchhandel eine entscheidende 
Bedeutung zu, da er den Waren- und Zahlungsverkehr zwischen den Verlagen 
und den Sortimentsbuchhandlungen vermittelte. Die um 1914 existierenden 144 
Leipziger Kommissionäre nahmen die Bestellungen der deutschen und zum gro-
ßen Teil auch deutschsprachigen ausländischen Buchhandlungen entgegen, or-
derten die bestellten Bücher und leiteten diese dann an die Sortimenter weiter. 
Im Jahr 1914 wickelten auf diese Weise etwa 11.000 Firmen ihre Geschäfte über 
die Stadt an der Pleiße ab.97 Diese »zentrale Vermittlungsfunktion des Leipziger 
Buchhandels« zog ein multiplexes »Spektrum buchgewerblicher Unternehmen 
in die Stadt«.98 Die wirtschaftlichen Vorteile für die Verleger lagen auf der Hand, 
denn durch ihre Nähe zum Kommissionsbuchhandel konnten sie ihre Versand-
kosten minimieren. Zu diesem Zweck unterhielten einige Verlage große Buchla-
ger (Barsortimente), was die Lieferungen an die Buchhandlungen enorm be-
schleunigte. Darüber hinaus hatten sich in Leipzig eine ganze Reihe 
buchhändlerischer Spezialbranchen angesiedelt, zu denen Großantiquariate, 
Landkartenverlage, der Kunst- und Musikalienhandel, aber auch Großbuchbin-
dereien und über 200 polygraphische Unternehmen zählten.99 Die Folge war ein 
Konzentrationsprozess im Buch- und Druckereigewerbe, in dem um die Jahr-
hundertwende jeder zehnte Erwerbstätige in Leipzig sein Einkommen fand.100 
Aufgrund seiner herausragenden Stellung als buchhändlerischer »Verkehrsmit-
telpunkt« hatten hier auch die zentralen Organisationen des Buchhandels ihren 
Sitz. Hierzu zählten der Deutsche Verlegerverein, der Verein Deutscher Musi-
kalienhändler, der Verein Leipziger Kommissionäre und der 1825 gegründete 
Börsenverein der Deutschen Buchhändler zu Leipzig, der Spitzenverband der 
Branche, dessen Geschäftsstelle seit 1888 im Buchhändlerhaus im »Graphischen 
Viertel« im Osten der Stadt residierte.101 Die alljährlich zusammen mit der Früh-

96 Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�116. Vgl. zudem Stoll, Buchhändler-
haus, S.�191.

97 Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�116�f.; Hess, Albert: Die weltwirtschaft-
liche Bedeutung Leipzigs als Zentrale des deutschen Buchhandels (Abschrift eines 
Sonderdrucks aus dem Jahrbuch Sachsen 1925), SStAL, 21765/819, Bl.�10-15, hier 
Bl.�11R; Paul Runge (Geschäftsstelle des BV) an OBM Dittrich, 23.6.1911, StadtAL, 
Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�117 (Anlage: Die Bedeutung Leipzigs als Buchhandels-
stadt findet sich auf Bl.�118-120).

98 Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�116�f.
99 Ebd., S.�117; Stoll, Buchhändlerhaus, S.�191. Vgl. auch Gränitz, Frauke: Daten und 

Fakten zur Leipziger Stadtgeschichte, Leipzig 2013, S.�187�f.
100 Vgl. Blecher, Landesuniversität, S.�555.
101 Vgl. Hess, Albert: Die weltwirtschaftliche Bedeutung Leipzigs als Zentrale des 

deutschen Buchhandels (Abschrift eines Sonderdrucks aus dem Jahrbuch Sachsen 
1925), SStAL, 21765/819, Bl.�10-15, hier Bl.�13R-14R. Zum Buchhändlerhaus vgl. 
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jahrsmesse stattfindende »Kantatewoche« des Börsenvereins spielte im Leipziger 
Festkalender eine prominente Rolle, da sie die wichtigste Zusammenkunft des 
deutschsprachigen Buchhandels darstellte.102

Dem »Leipziger Platz« erwuchs jedoch ernsthafte Konkurrenz durch die 
Reichshauptstadt Berlin, die ihm die Führungsposition auf dem Gebiet des 
Buchhandels und -gewerbes streitig machte. Damit verbanden sich auch hand-
feste wirtschaftliche Interessen. So beobachteten die Regierung in Dresden und 
die Stadtväter Leipzigs mit Sorge, dass die buchhändlerische Bedeutung Berlins 
seit 1871 exponentiell gestiegen war. Die Attraktivität Berlins hatte viele Auto-
ren, Verleger und Buchhändler an die Spree gelockt, sodass Leipzig 1913 hin-
sichtlich der Verlagsproduktion und der in der Stadt angesiedelten Verleger nach 
Berlin nur noch an zweiter Stelle rangierte.

Verlagsort 1908 1913 1920 1922 1927

Berlin 5.622 6.787 6.066 4.483 7.540

Leipzig 5.238 5.725 4.969 3.990 4.570

München 1.146 1.692 1.761 1.638 1.667

Stuttgart 1.403 1.627 1.734 1.722 1.602

Wien 1.975 1.780 ? 1.501 1.277

Tabelle 1: Gesamtzahl der in den Jahren 1908, 1913, 1920, 1922 und 1927 in den 
»Verlagshauptstädten« Berlin, Leipzig, München, Stuttgart und Wien 
erschienenen Verlagsveröffentlichungen (Bücher)103

Stoll, Buchhändlerhaus, S.�197-244; Kahlefeldt, Nils: Ein Haus des Buches, in: 
Herzog, Andreas (Hg.): Das Literarische Leipzig. Kulturhistorisches Mosaik einer 
Buchstadt, Leipzig 1995, S.�230-231; Keiderling, Aufstieg, S.�85-89. Zum Börsen-
verein vgl. Schulze, Friedrich: Der deutsche Buchhandel und die geistigen Strö-
mungen der letzten hundert Jahre. Reprint der Originalausgabe von 1925, Leipzig 
1990; Manuskript: Die Organisation des deutschen Buchhandels, ohne Datum 
(aber etwa Mitte 1945), SStAL, 21766/835, Bl.�31-36; Manuskript: Börsenverein der 
Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Seine Gründung im Jahre 1825, sein Name, 
sein Zweck, seine Bedeutung und Entwicklung, ohne Datum, SStAL, 21765/834, 
Bl.�1-7 (unvollständig); Titel, Volker: Das Wort erwuchs zur Tat. Aus der Frühge-
schichte des Börsenvereins der deutschen Buchhändler, Beucha 1995; Füssel, Ste-
phan, Georg Jäger u. Hermann Staub (Hg.): Der Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels 1825-2000. Ein geschichtlicher Aufriss, Frankfurt am Main 2000. 

102 Vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�117.
103 Schönrock, Ludwig: Statistische Zahlen über den deutschen Verlags-Buchhandel. 

III: Berlin, Leipzig, München, Stuttgart und Wien, in: BBl.�96 (1929), Nr.�246 u. 
250 vom 22.10. u. 26.10.1929 (Sonderdruck), ADNBL, 838, unp.
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Verlagsort 1920 1922 1927

Berlin 625 665 929

Leipzig 337 333 401

München 161 177 171

Stuttgart 94 115 137

Wien ? 175 203

Tabelle 2: Anzahl der in den Jahren 1920, 1922 und 1927 in Berlin,  
Leipzig, München, Stuttgart und Wien ansässigen Verleger104

Offenbar war angesichts dieser Entwicklung nicht auszuschließen, dass der 
Börsenverein seinen Sitz nach Berlin verlegte.105 Die Gründung einer Reichs-
bibliothek in Leipzig sollte dieser Gefahr vorbeugen. Auf diese »hochwichtige 
Frage« machte Oberbürgermeister Dittrich die sächsische Regierung im Mai 
1911 aufmerksam:

»Es ist der Königlichen Staatsregierung bekannt, dass fortdauernd seitens Ber-
lins der Versuch gemacht wird, den Vorrang, den heute noch Leipzig im 
Buchhandel wie Buchdruck und überhaupt den graphischen Gewerben be-
hauptet, streitig zu machen, den Schwerpunkt nach Berlin zu verlegen. […] 
Wenn nun die Zentralbibliothek nach Berlin gelegt würde, so würde damit die 
Stellung Berlins gegenüber dem deutschen Buchhandel sehr wesentlich ge-
stärkt. Jedenfalls würde dem Ansehen Leipzigs als Zentrale des deutschen 
Buchhandels beträchtlicher Eintrag geschehen. Es würde von Berlin aus eine 
solche Wendung wiederum benutzt werden, um diese Stadt als geeigneter für 
das deutsche Buchgewerbe hinzustellen als Leipzig. […] Wenn einmal die 
Waagschale in dem Kampfe Berlins und Leipzigs um den Vorrang im deut-
schen Buchgewerbe sich zugunsten Berlins senken sollte, so würde das einen 
Abzug großer Unternehmungen aus Sachsen bedeuten, damit aber unserer 
Volkswirtschaft schwerer Schaden zugefügt werden.«106

104 Ebd. 
105 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�209�f.; Hess, Albert: Die weltwirtschaftliche 

Bedeutung Leipzigs als Zentrale des deutschen Buchhandels (Abschrift eines Son-
derdrucks aus dem Jahrbuch Sachsen 1925), SStAL, 21765/819, Bl.�10-15. Auf ähn-
liche Bestrebungen Berlins, die Leipziger Messe in die Reichshauptstadt zu ziehen, 
verweisen Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�114.

106 Entwurf eines Schreibens des Rats der Stadt Leipzig an das Königliche Ministerium 
des Innern (Dresden), 29.5.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�48-53.
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Das Buch und der Buchhandel stellten demnach sowohl für Berlin als auch für 
Leipzig nicht zu unterschätzende wirtschaftliche Faktoren dar.107 In der Haupt-
stadt erblickte man hierin sogar das wesentliche Motiv für die engagierte Förde-
rung des Ehlermannschen Projekts seitens der sächsischen Behörden und der 
Stadt Leipzig.108 Im Berliner Regierungsviertel regte sich daher Widerstand ge-
gen diesen Plan. Denn anders als bei Langes Alleingang nahm man Ehlermanns 
Vorstoß diesmal sehr erst, da jener den potenten Börsenverein repräsentierte.109 
Paalzow hegte angesichts des »Leipziger Projekts« ernste Befürchtungen für das 
künftige Standing der Königlichen Bibliothek, die auch Generaldirektor Har-
nack »im vollen Umfange« teilte: 

»Wenn die Leipziger Bibliothek aber die buchhändlerischen Erscheinungen 
aus ganz Deutschland erhält, so muss sie notwendig über kurz oder lang die 
Königliche Bibliothek in Berlin an Bändezahl sowie hinsichtlich der neueren 
deutschen Bestände überflügeln und tatsächlich mit der Zeit die deutsche Na-
tionalbibliothek werden. Die Königliche Bibliothek in Berlin würde dann auf-
hören, die erste Bibliothek in Deutschland zu sein. Diese Perspektive ist für 
Preußen so wenig erfreulich, dass es wohl als ausgeschlossen gelten darf, dass 
der Preußische Staat zugunsten einer in Leipzig zu begründenden Börsenver-
eins-Bibliothek […] einen Beitrag leistet.«110

Diese durchaus trüben Aussichten veranlassten Harnack zu einer geharnischten 
Kritik der Denkschrift Ehlermanns. Sein Stellvertreter Paul Schwenke trug die 
bis dahin vertrauliche Diskussion in die Öffentlichkeit, indem er im Zentralblatt 

107 Zur Förderung des Buchhandels und der Buchherstellung in Sachsen und speziell 
in Leipzig seitens der sächsischen Behörden und der Stadt, etwa des Buchmuseums 
(1884), des Buchgewerbevereins (1900) oder der unter der Schirmherrschaft des 
sächsischen Königs durchgeführten Internationalen Ausstellung für Buchgewerbe 
und Graphik in Leipzig (1914), vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�301�f.

108 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�210. Der Verleger Fritz Springer, der dem 
Projekt der DB sehr skeptisch gegenüberstand, führte 1922 aus: »Ich erblickte in 
dem Plan nichts weniger als das, was er wirklich war, das Bemühen gewisser Her-
ren, sich an gewissen Stellen ›lieb Kind‹ zu machen und mit Hilfe von Staat und 
Stadt zu helfen, den verblassenden Glanz des Zentralpunktes des Deutschen Buch-
handels etwas aufzufrischen.« Fritz Springer (Berlin) an den Syndikus des Börsen-
vereins, Eduard Ackermann, 20.12.1922, SStAL, 21765/42, unp.

109 Ehlermann war zwar Vorstandsmitglied des BV, verfasste seine Denkschrift aber 
nicht in dessen Auftrag. Wie er 1916 betonte, war diese erste von ihm verfasste An-
regung einer Reichsbibliothek »durchaus privater Natur« und im Vorfeld lediglich 
mit Vertretern der Stadt Leipzig besprochen worden. Ehlermann an Artur See-
mann (Leipzig), 20.7.1916, SStAL, 21765/20, unp.

110 Harnack (KB) an den PK, 23.9.1910, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, 
Bl.�1 mit Anlage: Schreiben Paalzows an den Generaldirektor der KB (Harnack), 
19.9.1910, ebd., Bl.�2-3.
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für Bibliothekswesen auf »das Verfehlte dieses Plans« verwies und klar Stellung 
gegen eine Reichsbibliothek in Leipzig bezog. Dabei äußerte er auch grundsätz-
liche Zweifel an der Gebefreudigkeit der deutschen Verleger, denn die von Eh-
lermann erhoffte »Freiwilligkeit der Leistung« werde »nie eine Vollständigkeit 
zuwege bringen«.111 Nach Ansicht der Berliner Bibliothekare kam nach wie vor 
nur die Königliche Bibliothek für eine derartig zentrale Aufgabe in Betracht. 
Eine neue Bibliothek würde die Zersplitterung im deutschen Bibliothekswesen 
nur vermehren und mit ihrer Fokussierung auf die aktuellen Buchhandels-
erscheinungen einen weiteren »unvollständigen Sammelschwerpunkt« schaffen, 
dem die ältere und die ausländische Literatur fehle. In der Königlichen Biblio-
thek dagegen wäre die deutsche Literatur schon weitgehend vollständig vertre-
ten, sodass der fehlende Rest nur einen geringen jährlichen Anschaffungsauf-
wand und unbedeutende Verwaltungsmehrkosten erfordere. Das Preußische 
Kultusministerium schloss sich dieser Auffassung an.112

In Leipzig nahm man diese Kampfansagen allerdings gelassen entgegen.113 
Denn der Börsenverein hatte inzwischen signalisiert, im Fall einer Unterstüt-

111 Abschrift eines Schreibens Harnacks (KB) an den PK, 23.11.1910, BArch Berlin, 
R�901/38036, unp.; Schwenke, Reichsbibliothek, S.�263-266. Bereits am 10.5.1911 
hatte die Königsberger Hartungsche Zeitung eine kurze Notiz lanciert, in der auf die 
Absicht der Errichtung einer Reichsbibliothek in Leipzig verwiesen wurde. Da die 
Verhandlungen bis dahin vertraulich waren, löste diese Nachricht in der Presse »nicht 
unerhebliches Aufsehen« aus, was in Leipzig die Vermutung aufkommen ließ, dass es 
sich »hier um einen Vorstoß Berlins gegen Leipzig« handelte. Entwurf eines Schrei-
bens des Rats der Stadt Leipzig an das Königliche Ministerium des Innern (Dresden), 
29.5.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�48-53. Die betr. Notiz der Königsberger 
Hartungschen Zeitung vom 10.5.1911 findet sich in GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, 
Nr.�54, Bd.�1, Bl.�24. Wolfgang Schmitz verweist darauf, dass Schwenke »in vorderster 
Front« gegen die Leipziger Gründung gekämpft habe. Vgl. Schmitz, Schwenke, S.�48�f. 
Zur Person Paul Schwenkes (1853-1921) vgl. Knoche, Michael, Elmar Mittler, Wolf-
gang Schmitz u. Hellmut Vogeler (Hg.): Paul Schwenke, Bibliothekar und Buchwis-
senschaftler. Beiträge des Symposiums in der Herzog August Bibliothek am 29. und 
30. November 2004, Wiesbaden 2005; Schochow, Werner: Paul Schwenke – Erster 
Direktor von 1905 bis 1921. Bibliothekar, Bibliothekspolitiker und Buchwissen-
schaftler, in: Ders.: Die Berliner Staatsbib liothek und ihr Umfeld. 20 Kapitel 
preussisch- deutscher Bibliotheksgeschichte, Frankfurt am Main 2005, S.�219-231. 

112 Vgl. Schwenke (1. Direktor der KB, Zentralblatt für Bibliothekswesen) an »sehr 
geehrter Herr« [vermutlich OBM Dittrich], 6.6.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�1, Bl.�59. Die Stellungnahme der preußischen Kultusverwaltung findet sich in 
Schreiben des PK an den Minister der auswärtigen Angelegenheiten, 2.8.1911, 
BArch Berlin, R�901/38036, unp.

113 Gegenüber Siegismund nannte Dittrich den Beitrag Schwenkes im ZfB »einen 
Kampfartikel«, der nicht gerade durch Sachkenntnis beeinflusst sei. Dittrich an Sie-
gismund, 22.6.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�107.
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zung des Projekts durch die Sächsische Staatsregierung und den Rat der Stadt 
Leipzig, »sofort mit den in Frage kommenden maßgebenden Kreisen des deut-
schen Buchhandels in Verbindung zu treten« und alles in seiner Macht Stehende 
für die Errichtung »einer Central-Bibliothek in Leipzig« zu tun.114 Leipzigs 
Oberbürgermeister Dittrich war sogar bereit, »für die Durchführung dieser Idee 
auch Opfer zu bringen«.115 Und da auch Dresden der Sache »hohe Bedeutung« 
beimaß und rasches Handeln anmahnte, stellte der Sächsische Landtag am 
28. November 1911 in einem Nachtragsetat eine »erste Baurate für eine deutsche 
Zentralbibliothek in Leipzig« in Aussicht, die ein halbes Jahr später bewilligt 
wurde.116 

Unterdessen präzisierte Ehlermann seine Gedanken in einer zweiten Denk-
schrift, die auch eine Erwiderung auf den Artikel Schwenkes enthielt und an die 
bedeutendsten Verleger Deutschlands sowie Berliner Regierungsstellen versandt 
wurde.117 Ende Dezember 1911 überreichte Albert Brockhaus Oberbürgermeis-
ter Dittrich ebenfalls eine Denkschrift, in der dieser seine Gedanken über die 

114 Vermutlich von Siegismund stammender Vermerk ohne Datum und Betr. aber die 
»Errichtung einer Reichs-Bibliothek oder einer deutschen Central-Bibliothek mit 
dem Sitz in Leipzig« behandelnd, um 1911, SStAL, 21765/720, unp. Allerdings 
 trafen Ehlermann und Siegismund unter ihren Berufsgenossen nicht überall auf 
Zustimmung. So holten sie sich etwa bei ihren Verhandlungen mit den Berliner 
Verlegern Walter de Gruyter und Fritz Springer »einen Korb«. Arthur Meiner 
(Leipzig) an OBM Dittrich, 17.11.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�169; 
Fritz Springer (Verlagsbuchhandlung Julius Springer, Berlin) an Ehlermann (Dres-
den), 21.11.1911, ebd., Bl.�173-177. Vgl. zudem Stenographischer Bericht über die 
Verhandlungen der Hauptversammlung des Börsenvereins der Deutschen Buch-
händler zu Leipzig am Sonntag Kantate, den 5.5.1912, Sonderdruck aus dem BBl.�79 
(1912), Nr.�120 vom 25.5.1912, SStAL, 21765/2, Bl.�129-131.

115 OBM Dittrich (Leipzig) an Ministerialdirektor Geheimen Rat Dr. Schroeder 
(Dresden), 15.5.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�35-36; Schroeder an Dit-
trich, 16.5.1911, ebd., Bl.�40-41; Entwurf eines Schreibens des Rats der Stadt Leip-
zig an das Königliche Ministerium des Innern (Dresden), 29.5.1911, ebd., Bl.�48-53.

116 Vgl. Graf Vitzthum von Eckstädt (Königlich Sächsischer Minister des Innern) an 
das Sächsische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, 6.11.1911, Sächsi-
sches Hauptstaatsarchiv Dresden, 10717/8819, Bl.�7. Vgl. zudem Mitteilungen über 
die Verhandlungen des ordentlichen Landtags im Königreiche Sachsen während 
der Jahre 1911-1912. Zweite Kammer (Bd.�1), Dresden 1911, S.�351 (12. Sitzung am 
28.11.1911); Freiherr Johannes von Welczeck (Königlich Preußische Gesandt-
schaft, Dresden) an Bethmann Hollweg, 5.6.1912, BArch Berlin, R�901/38036, unp.

117 Vgl. Ehlermann, Erich: Eine Reichsbibliothek in Leipzig, Dezember 1911, 
ADNBL, 01C03. Zum Inhalt der Denkschrift vgl. Blum, Nationalbibliographie, 
S.�212. Zur zeitgenössischen Kritik an der Denkschrift vgl. Schwenke, Paul: Von 
dem Plan, eine ›Reichsbibliothek‹ in Leipzig zu begründen, in: ZfB, 29 (1912), Heft 
1, S.�33-35.
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Gestaltung einer »Deutschen Bibliothek« niedergelegt hatte. Brockhaus schlug 
vor, den Börsenverein zum Träger der Bibliothek zu machen und diese zu einem 
Archiv aller zukünftigen Erscheinungen des deutschen Buchhandels auszu-
bauen, was sich auch auf die von deutschen Verlegern herausgegebene fremd-
sprachige Literatur bezog. Über Ehlermann hinausgehend trat Brockhaus zu-
dem dafür ein, auch die in Österreich-Ungarn, in der Schweiz und in anderen 
Ländern erscheinenden Druckschriften in deutscher Sprache sammeln zu lassen. 
Die Bibliothek sollte der wissenschaftlichen Forschung offenstehen und die 
Grundlage für den Ausbau der deutschen Bibliographie bilden. Anders als Eh-
lermann hegte Brockhaus Zweifel, dass sich die deutschen Verleger bereitfinden 
würden, ihre Veröffentlichungen freiwillig und weitgehend kostenlos abzuge-
ben, scheute aber auch die unpopuläre Einführung eines Pflichtexemplars. Die 
»Deutsche Bibliothek« sollte vielmehr in die Lage versetzt werden, die betref-
fenden Werke rabattiert zu kaufen.118

Auf der Grundlage dieser beiden Denkschriften fand am 26. Januar 1912 in 
Dresden eine wegweisende Besprechung statt, an der neben Ehlermann und 
Brockhaus der Vorsitzende des Deutschen Verlegervereins, Arthur Meiner, und 
Oberbürgermeister Dittrich teilnahmen. Dabei ging es vordergründig um die 
Ausarbeitung praktischer »sofort in die Wirklichkeit« umzusetzender Vor-
schläge, die der Sächsischen Regierung für ihre Verhandlungen mit der Reichs-
regierung in die Hand gegeben werden sollten. Die »Deutsche Zentralbiblio-
thek«  – auf diesen Namen hatte man sich in Anlehnung an das Deutsche 
Museum in München vorläufig verständigt – sollte nur jene Bücher sammeln, 
welche vom 1. Januar 1913 ab erschienen, Präsenzcharakter tragen und hinsicht-
lich ihrer Katalogisierung den Preußischen Instruktionen folgen. Die angestrebte 
lückenlose Sammlung – von Zeitungen, Musikalien, Fotografien und Erzeugnis-
sen der bildenden Künste wurde abgesehen – sollte auf der Basis eines Reichsge-
setzes erfolgen, das jeden deutschen Buchhändler verpflichtete, ein Exemplar sei-
ner Produktion abzuliefern, wofür ihm die Hälfte des Ladenpreises erstattet 
werden sollte.119 Diese Entscheidung stellte eine Kompromisslösung dar. Denn 
die bis dahin angestellten Überlegungen enthielten vor allem für Preußen die Ge-
fahr, eines der beiden ihm zustehenden Pflichtexemplare an die Leipziger Ein-
richtung zu verlieren. Mit dem nun angedachten »Zwangskaufrecht« für die 
»Deutsche Zentralbibliothek« wurde diese Gefahr gebannt und Berlin gleichzei-

118 Vgl. Brockhaus, Albert: Deutsche Bibliothek, 29.12.1911, ADNBL, 01C03. Zum 
Inhalt der Denkschrift vgl. auch Dittrich, Rudolf: Über die Gründung der Deut-
schen Bücherei. Persönliche Erinnerungen (Manuskript), Leipzig 1928�f., ADNBL, 
01C0, S.�10�f.

119 Vgl. Vermerk OBM Dittrichs, 27.1.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�238-
239. Siegismund fehlte krankheitsbedingt.
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tig Entgegenkommen signalisiert.120 Die Vorschläge wurden in einer dritten 
Denkschrift von Ehlermann zusammengefasst und als offizielle Verlautbarung 
der Stadt Leipzig von Dittrich der Sächsischen Regierung vorgelegt.121

Die Hoffnungen Sachsens auf eine Unterstützung durch das Reich und Preu-
ßen zerschlugen sich jedoch. Zunächst hatte Reichskanzler Bethmann Hollweg 
eine diesbezügliche Anfrage des mit ihm befreundeten Brockhaus ausweichend-
dilatorisch behandelt und diesen an seinen Stellvertreter, den Staatssekretär des 
Innern, Clemens von Delbrück, verwiesen.122 Delbrück lud Brockhaus zwar zu 
einer Besprechung nach Berlin, diese erwies sich jedoch als Farce, da man im In-
nenressort bereits über die ablehnende Haltung des Preußischen Kultusministe-
riums unterrichtet war und sich diese Auffassung zu eigen machte.123 Obwohl 
Brockhaus davon ausgegangen war, gemäß seiner Eingabe allein mit Delbrück 
zu verhandeln, hatte dieser Vertreter des Preußischen Kultusministeriums sowie 

120 Vgl. Freiherr von Biedermann (Königlich Sächsische Gesandtschaft, Berlin) an 
Staatssekretär Alfred von Kiderlen-Waechter (Auswärtiges Amt, Berlin – im Fol-
genden AA), 25.3.1912, BArch Berlin, R�901/38036, unp.

121 Brockhaus schrieb am 5.3.1912 an Dittrich: »Anbei beehre ich mich, Ihnen bespro-
chenermaßen die beiden Exemplare der nunmehr unsererseits endgültigen Denk-
schrift zu überreichen […]. [Dittrich solle ruhig das ändern, was ihm beliebe.] Es 
wird ja auch nunmehr eine Denkschrift des Herrn Oberbürgermeisters von Leip-
zig, die in dieser Eigenschaft zweifellos mehr Eindruck machen wird, als wenn sie 
von einzelnen Vereinsvorständen oder gar nur Vereinsvorsitzenden überreicht 
werden würde.« Brockhaus an OBM Dittrich, 5.3.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�1, Bl.�301 (in der Anlage Denkschrift, Bl.�302-326); OBM Dittrich an Staatsmi-
nister von Seydewitz, Staatsminister D. Dr. Beck, Staatsminister Graf Vitzthum 
(alle Dresden), März 1912, ebd., Bl.�327-328. Zur Denkschrift selbst vgl. Hesse, 
Gerhard: Eine unbekannte Quelle zur Geschichte der Gründung der Deutschen 
Bücherei. Die dritte Denkschrift von Dr. Erich Ehlermann über eine Deutsche 
Zentralbibliothek aus dem Jahre 1912, in: BBl. (Leipzig), Nr.�39 vom 25.9.1962, 
S.�581-588. Das sächsische Ministerium des Innern hatte sich bei seiner Entschei-
dung auch auf die Expertise von Bibliothekaren gestützt. Vgl. Karl Boysen (UB 
Leipzig) an OBM Dittrich, 14.7.1911, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1, Bl.�125 (mit 
anliegendem Gutachten Boysens über das Projekt einer deutschen Zentralbiblio-
thek zu Leipzig, 27.6.1911, Bl.�126-139).

122 Vgl. Entwurf eines Schreibens Bethmann Hollwegs an Brockhaus, 26.4.1912, 
BArch Berlin, R�43/2363, Bl.�53; Dittrich, Rudolf: Über die Gründung der Deut-
schen Bücherei. Persönliche Erinnerungen (Manuskript), Leipzig 1928�f., ADNBL, 
01C02, S.�12�f.

123 Vgl. PK an Reichskanzler (Reichskanzlei), 15.4.1912, BArch Berlin, R�43/2363, 
Bl.�45�f. Auch Harnack hatte Bethmann Hollweg darüber unterrichtet, dass mit 
dem »Plan der Gründung einer deutschen Reichs-Bibliothek in Leipzig […] vitale 
preußische Interessen auf dem Spiele stehen«. Harnack an Reichskanzler, 23.4.1912, 
ebd., Bl.�47�f. Vgl. auch Schwenke an PK, 12.4.1912, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 
1, Nr.�54, Bd.�1, Bl.�148-154.
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Harnack und Schwenke hinzugezogen, ohne Brockhaus vorher darüber zu un-
terrichten. In der Besprechung äußerten sich Delbrück und Harnack »derart un-
freundlich und abfällig« über den Leipziger Plan, dass Brockhaus die Überzeu-
gung gewann, es sei ausgeschlossen, beim Reich irgendwelche Förderung hierfür 
zu erhalten. Immer wieder wurde von Delbrück und Harnack betont, die Bi-
bliothek gehöre nach Berlin, und nur dann werde auch das Reich zu einer Bei-
hilfe bereit sein. Eine Reichsgesetzgebung in dieser Angelegenheit sei ohnehin 
unmöglich, da sie gegen die Verfassung des Deutschen Reiches verstoße. Dass 
gerade dieses Argument mit der von Delbrück geäußerten Absicht, die preußi-
sche Königliche Bibliothek zu fördern, kollidierte, übersah er geflissentlich. Del-
brück bezweifelte auch, dass es Sinn mache, die Bücher erst ab 1913 zu sammeln 
und auf eine rückwärtsgerichtete Bestandserweiterung zu verzichten. Schon aus 
diesem Grund sei es »zwecklos für das Reich, etwas für die Torso-Bibliothek 
und etwas für Leipzig zu gewähren«. Vielmehr solle der Börsenverein seinen 
Mitgliedern die Verpflichtung auferlegen, ihre Werke zu 50 Prozent an die Kö-
nigliche Bibliothek in Berlin abzugeben.124 Enttäuscht führte Brockhaus nach 
seiner Rückkehr gegenüber Dittrich aus: 

»Ich bin von Berlin zurück und leider mit einem vollständigen Misserfolg. Die 
Leipziger Bibliothek ist vom Reich a limine abgelehnt worden […]. Ich wäre 
gern bereit, meiner ungeschickten Vertretung dieses ungünstige Resultat zu-
zuschreiben. Aus der Fadenscheinigkeit der Gründe aber, die man gegen Leip-
zig anführte, werden Sie unschwer erkennen, dass es zwischen Preußen und 
dem Reich vom Auftauchen der Idee an ausgemachte Sache war, die Verwirk-
lichung unmöglich zu machen und daraus Nutzen für die Berliner Königliche 
Bibliothek zu ziehen.«125

Die ablehnende Haltung Berlins und der dabei ostentativ zur Schau gestellte 
Schulterschluss der Reichs- und preußischen Behörden hatten zur Folge, dass 
sich Sachsen, Leipzig und der Börsenverein nun zügig darauf verständigten, die 
Bibliothek, die fortan den Namen »Deutsche Bücherei« tragen sollte, auch ohne 
Reichsunterstützung zu errichten.126 Während die Stadt den Bauplatz stiftete, er-

124 Vgl. Brockhaus an OBM Dittrich (mit Anlage: Vertrauliche Niederschrift Brock-
haus’ über die »Konferenz über die Deutsche Zentral-Bibliothek im Reichsamt des 
Innern« am 12.6.1912), 18.6.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�3-13; Dittrich, 
Rudolf: Über die Gründung der Deutschen Bücherei. Persönliche Erinnerungen 
(Manuskript), Leipzig 1928�f., ADNBL, 01C02, S.�14; Delbrück (Staatssekretär des 
Innern, Berlin) an Staatssekretär des AA (mit Anlage: Protokoll der Besprechung 
[…] am 12.6.1912 im Reichsamt des Innern), 26.6.1912, BArch Berlin, R�901/38036, 
unp.

125 Brockhaus an OBM Dittrich, 18.6.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�1-2.
126 Vgl. Königlich Sächsische Gesandtschaft (Berlin) an Unterstaatssekretär Zimmer-

mann (AA), 20.7.1912, BArch Berlin, R�901/38036, unp. Zu den Gründen, die 
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klärte sich der sächsische Staat bereit, die mit drei Millionen Mark veranschlagten 
Kosten für die Errichtung des Neubaus zu übernehmen. Nach Auffassung aller 
Beteiligten sollte es sich um einen Maßstäbe setzenden »Musterbau« handeln.127 
Gelände und Gebäude sollten dem Börsenverein überantwortet werden, die lau-
fenden Kosten von Stadt und Staat gemeinsam getragen werden. Besonders her-
vorzuheben ist, dass der Börsenverein die Trägerschaft der Bücherei nur unter 
der Voraussetzung übernahm, dass ihm dadurch keine vermehrten Ausgaben 
entstanden. Bei der Bücherbeschaffung versprach der Börsenverein, sich für eine 
Gratislieferung oder eine Lieferung mit maximal 50 Prozent Rabatt beim Buch-
handel einzusetzen.128 Gleichwohl hegte man im Stillen weiterhin die Hoffnung, 
dass sich eine reichsgesetzliche Lösung finden und sich auch das Reich einst an 
der Deutschen Bücherei beteiligen werde. Immerhin bewiesen die Beispiele des 
Germanischen Museums in Nürnberg und des Deutschen Museums in München, 
»dass deutsche Sammlungen im Falle ihres Gelingens doch Aussicht auf Reichs-
beihilfe« hatten.129 Darüber hinaus verständigte man sich darauf, die Bearbeitung 
der deutschen Bibliographie auf die Deutsche Bücherei zu übertragen, sobald der 
mit der Hinrichs’schen Buchhandlung bestehende Vertrag 1916 auslaufe. Der 
Zuschussbedarf für die nächsten zehn Jahre wurde auf mindestens 200.000 Mark 
jährlich veranschlagt, wobei die jährlichen Unterhaltskosten sich zu 4/7 
(115.000��Mk) auf die Stadt und zu 3/7 (85.000 Mk) auf den Staat verteilten. Die 
Bücherei sollte zum 1. Januar 1913 ins Leben treten und so lange im Buchhänd-
lerhaus des Börsenvereins unterkommen, bis ihr Neubau fertiggestellt war.130

Leipziger Sammlung »Deutsche Bücherei« zu nennen, vgl. Uhlendahl, Heinrich: 
Woher kommt der Name »Deutsche Bücherei«?, in: Leipziger Neueste Nachrich-
ten vom 17.8.1932, ADNBL, 187/1, Bl.�32.

127 Vgl. Brockhaus, Albert: Bauprogramm für die Deutsche Bücherei, 24.10.1912, 
ADNBL, Abt. I., Nr.�5 (Akten betr. Bau der DB im Allgemeinen), Bl.�132-150, hier 
Bl.�132.

128 Allerdings betonte Siegismund in diesem Zusammenhang, dass der Börsenverein 
im Hinblick auf die Frage der Bücherbeschaffung ohne Reichsgesetz kein Macht-
mittel besitze, einen höheren Rabattsatz als 50�% zu beanspruchen. Denn von etwa 
10.000 deutschen Buchhändlern seien nur etwa 3.400 Mitglieder des Börsenvereins, 
was seinen Einflussbereich einschränke. Siegismund nahm daher 50�% Rabatt »als 
erreichbaren Durchschnittssatz« an. Niederschrift des Sächsischen Ministeriums 
des Innern über die vertrauliche Besprechung wegen der Deutschen Bücherei, 
2.8.1912, ADNBL, Abt. I, Nr.�2 (Akte Grundsteinlegung, E. Mohrmann), unp. Sie-
gismund hatte sich in dieser Frage mit einigen Buchhändlern beraten.

129 Ebd.
130 Vgl. Vertrauliches Schreiben von Dr. Roscher (Königlich Sächsisches Ministerium 

des Innern) an OBM Dittrich, 18.7.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�31; Nie-
derschrift des OBM Dittrich, 20.7.1912, ebd., Bl.�35-39; Niederschrift des OBM 
Dittrich, 3.8.1912, ebd., Bl.�150-153; Siegismund an die Vorstandskollegen des BV, 
25.7.1912, SStAL, 21765/2, Bl.�164; Niederschrift des Sächsischen Ministeriums des 
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Während die Leipziger Stadtverordneten diesen Plänen Anfang September 
ihr einstimmiges Plazet gaben, kam man im Börsenverein auf Druck Siegis-
munds überein, die Entscheidung über die Organisation der Deutschen Büche-
rei ohne ein Votum der Hauptversammlung herbeizuführen.131 Nachdem sich 
Stadt, Staat und Börsenvereinsvorstand über die Satzung und die Vertragskon-
ditionen verständigt hatten132, gab der Börsenverein am 25. September 1912 die 
Pläne offiziell bekannt.133 Unter dem Namen Deutsche Bücherei werde der 
Börsenverein ein »Archiv des deutschen Schrifttums und des deutschen Buch-
handels, eine öffentliche, unentgeltlich an Ort und Stelle zur Benutzung freiste-
hende Bibliothek« errichten. Diese Bücherei habe »den Zweck, die gesamte, 
vom 1. Januar 1913 an erscheinende deutsche und fremdsprachige Literatur des 
Inlands und die deutsche Literatur des Auslands zu sammeln, aufzubewahren, 
zur Verfügung zu halten und nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu 
verzeichnen«.134 Dass die Deutsche Bücherei auf eine rückwärtsgerichtete Er-
gänzung ihrer Bestände verzichtete, stellte zweifellos einen Kompromiss dar, 
der den Interessen der etablierten Großbibliotheken in Berlin und München ge-
schuldet war.135 Damit nahm man bewusst in Kauf, »dass ein Überblick über 
die ältere und internationale Literatur nur aus den Beständen der anderen gro-

Innern über die vertrauliche Besprechung wegen der Deutschen Bücherei, 2.8.1912, 
ADNBL, Abt. I, Nr.�2 (Akte Grundsteinlegung, E. Mohrmann), unp.

131 Anlage zum Protokoll über die Plenarsitzung der Stadtverordneten (Punkt 3 unter 
»Nichtöffentlich« der Tagesordnung«), 11.9.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, 
Bl.�209�f.; Protokoll über die Verhandlungen des Vorstandes des Börsenvereins am 
3.9.1912 betr. Deutsche Bücherei, 3.9.1912, ebd. Bl.�218-226; Dittrich, Rudolf: 
Über die Gründung der Deutschen Bücherei. Persönliche Erinnerungen (Manu-
skript), Leipzig 1928�f., ADNBL, 01C02, S.�21. Dieser Alleingang Siegismunds löste 
unter den Verlegern »eine gewisse Animosität« gegen die DB aus. Aber auch wenn 
Siegismund in Buchhändlerkreisen dafür eine Abfuhr erteilt wurde, stimmte die 
Hauptversammlung der Übernahme der DB am 20.4.1913 nachträglich zu. Proto-
koll der 5. Sitzung des GA der DB vom 30.4.1913, S.�17-19, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, unp.

132 Vgl. Abschrift des Protokolls der Sitzung im Buchhändlerhaus (Leipzig) betr. Er-
richtung der Deutschen Bücherei, 19.9.1912, ADNBL, Abt. I, Nr.�2 (Akte Grund-
steinlegung, E. Mohrmann), unp.

133 Bekanntmachung des Börsenvereins über die Gründung der Deutschen Bücherei, 
in: BBl.�79 (1912), Nr.�224, vom 25.9.1912, S.�11269-11272. Der Tag der Bekannt-
machung fiel auf den 25.9.1912, da genau 25 Jahre zuvor die Satzung des Börsen-
vereins beschlossen worden war. Vgl. Dittrich, Rudolf: Über die Gründung der 
Deutschen Bücherei. Persönliche Erinnerungen (Manuskript), Leipzig 1928�f., 
ADNBL, 01C02, S.�22.

134 Bekanntmachung des Börsenvereins über die Gründung der Deutschen Bücherei, 
in: BBl.�79 (1912), Nr.�224, vom 25.9.1912, S.�11269-11272, hier S.�11296.

135 Vgl. Poethe, Gründungsjahre, S.�44.
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ßen Bibliotheken gewonnen werden konnte«, was der »Idee einer ›verteilten 
Nationalbibliothek‹« entsprach, wie sie heute etwa die Sammlung deutscher 
Drucke darstellt.136 Darüber hinaus sollte die Bücherei die »Zentralstelle für die 
bibliographischen Arbeiten des Börsenvereins« werden, denn der Verein hatte 
sein Ziel, die Bearbeitung der buchhändlerischen Bibliographie von Hinrichs zu 
übernehmen, nicht aufgegeben.137 Im Hinblick auf die Erwerbungsfrage nahm 
der Börsenverein nicht zu Unrecht an, dass man die Verleger zu einer kostenlo-
sen und freiwilligen Abgabe ihrer Veröffentlichungen bewegen könne. Immer-
hin sollte ja der Bestand der Bücherei die Plattform für die buchhändlerische 
Bibliographie bilden.138 

Gerade in der Frage der Bücherbeschaffung waren die Verpflichtungen des 
Börsenvereins aber alles andere als präzise definiert. Denn im Grunde basierte 
sie lediglich auf der mündlichen Zusage Siegismunds, die er den Vertragspart-
nern auf ihre Frage, ob der Börsenverein für die Beschaffung der von der Deut-
schen Bücherei zu sammelnden Bücher sorgen wolle, kurzerhand gegeben hat-
te.139 Auch wenn Siegismund diese »kühne« Zusicherung als verantwortlicher 
Vertreter des Börsenvereins gab, war er nicht dazu berechtigt, dessen Mitglieder 
zur Lieferung ihrer Verlagswerke an die Deutsche Bücherei zu verpflichten.140 
Die einzige Möglichkeit hierzu hätte eine diesbezügliche Satzungsänderung ge-
boten, die Siegismund den Mitgliedern aber (noch) nicht zumuten wollte. So 
konnten einige Verleger ihre Sorgen über die sich aus dieser Zusage für den Bör-
senverein ergebenden Gefahren nicht unterdrücken. Walter de Gruyter stellte im 
Hinblick auf die von Siegismund gegebene Zusage, dahin zu wirken, dass die 

136 Fernau/Poethe, Gründung, S.�309.
137 Albert Brockhaus (Leipzig) an Staatssekretär des Innern (Dr. Delbrück, Reichsamt 

des Innern, Berlin), 25.9.1912, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, 
Bl.�220-221. Vgl. zudem Bekanntmachung des Börsenvereins über die Gründung 
der Deutschen Bücherei, in: BBl.�79 (1912), Nr.�224, vom 25.9.1912, S.�11269-
11272, hier S.�11270.

138 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung. S.�305; Blum, Nationalbibliographie, S.�224-226.
139 Vgl. Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�42; Blum, Nationalbibliographie, S.�221.
140 Ebd., S.�221�f.; Uhlendahl, Deutsche Bücherei (1925), S.�17�f.; Ehlermann warf Sie-

gismund 1917 diesen Alleingang mit den Worten vor: »Trotz der Energie und dem 
Geschick, womit Sie die Althoffschen Pläne vertraten, haben alle damals im Buch-
handel maßgebenden Männer, bei allem Wohlwollen für den Gedanken einer Na-
tionalbibliothek, in der Verquickung der Rabatt- mit der Pflichtexemplarfrage eine 
schwere Gefahr für den Börsenverein erblickt und deshalb jene Vorschläge rund-
weg für unannehmbar erklärt, mit alleiniger Ausnahme von Ihnen, der sie bereit 
waren, aus der Haut der Verleger Riemen für das Sortiment zu schneiden und für 
die Abschaffung des Bibliotheksrabatts die verschleierte Einführung der Pflichtex-
emplare einzutauschen.« Ehlermann an Siegismund, 13.1.1917, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�7, Bl.�201-211.
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Druckwerke für die Deutsche Bücherei von den Verlegern kostenlos bzw. mit 
50 Prozent Rabatt geliefert würden, weitblickend fest, er zweifle: 

»nicht daran, dass damit nur der ernste Wille des Börsenvereins zum Ausdruck 
gebracht werden soll, bei seinen Mitgliedern und Nichtmitgliedern auf eine 
möglichst billige Lieferung ihrer Bücher im Wege der Bitte hinzuwirken. Im-
merhin aber könnte von anderer Seite daraus gelesen werden, als ob der Bör-
senverein bald oder später den Versuch zu machen verpflichtet wäre oder Nei-
gung trüge, etwa durch das Mittel einer Satzungsrevision oder durch einen 
sonstigen Druck seine Mitglieder zu einer Lieferung ohne Entgelt oder mit 
einem bestimmten Rabatt zu zwingen.«141

Diese Absicht wollte de Gruyter dem Kreis um Siegismund keineswegs unter-
stellen, brachte aber zum Ausdruck, »dass in dieser Beziehung die Stiftungsur-
kunde und der zwischen dem sächsischen Staate und der Stadt Leipzig einerseits 
und dem Börsenverein andererseits zu schließende Vertrag mit keinerlei Zu-
kunftsservitut belastet« werden dürfe.142 Die Zusage Siegismunds barg also Kon-
fliktpotential und sollte später tatsächlich zu einer Zerreißprobe im Börsenver-
ein und in den Verwaltungsgremien der Deutschen Bücherei führen. 

Der Bekanntmachung des Börsenvereins über die Gründung der Deutschen 
Bücherei folgte am 3.  Oktober 1912 die Unterzeichnung des Vertrages zwi-
schen dem sächsischen Staat, der Stadt Leipzig und dem Börsenverein, der die 
im Vorfeld getroffenen Vereinbarungen in Bezug auf den Unterhalt und die 
Verwaltung bis zum Jahr 1923 regelte. Dieser Vertrag wurde Mitte Dezember 
1912 von beiden Kammern des sächsischen Landtages genehmigt.143 Träger der 
Neuschöpfung, die »als eine vereinseigene, nichtstaatliche Institution ins Le-
ben« trat, war der Börsenverein. Er verpflichtete sich, die Deutsche Bücherei 
»einzurichten, fortzubetreiben und zu verwalten«.144 Sachsen und die Stadt 

141 Walter de Gruyter (Verlagsbuchhandlung Georg Reimer, Berlin) an Siegismund, 
27.8.1912, SStAL, 21765/720, unp.

142 Ebd. Walter de Gruyter stand einem Komitee vor, das sich für die Schaffung einer 
Reichsbibliothek in Berlin einsetzte, aber nach den Gesprächen mit Siegismund 
befürwortete er den Leipziger Plan. Vgl. Protokoll über die Verhandlungen des 
Vorstandes des Börsenvereins am 3.9.1912 betr. DB, 3.9.1912, ebd., Bl.�218-226.

143 Vgl. Verhandlungen im Sächsischen Landtage über die Deutsche Bücherei, in: 
Deutsche Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Ur-
kunden und Beiträge zu ihrer Begründung und Entwicklung (10. Ausgabe), Leip-
zig 1915, S.�34-45; Protokoll der 2. Sitzung des GA der DB vom 14.1.1913, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�20-31R, hier Bl.�20R; Deutsche Bücherei in 
Leipzig, in: ZfB 30 (1913), Heft 1, S.�33-36.

144 Deutsche Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Ur-
kunden und Beiträge zu ihrer Begründung und Entwicklung (10. Ausgabe), Leip-
zig 1915, S.�30.
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Leipzig als ›Garanten‹ waren für die Bereitstellung der laufenden Kosten und 
des Bauplatzes verantwortlich. Das Sammelgebiet, das Tageszeitungen und Mu-
sikalien ausschloss, »ergab sich nicht nach politisch-territorialen Kriterien, son-
dern folgte dem Sprachprinzip«, denn es richtete sich auch auf die in Öster-
reich-Ungarn, in der Schweiz, in Luxemburg und im übrigen Ausland 
erscheinenden deutschsprachigen Neuerscheinungen.145 Die Sammelaufgabe 
entsprach damit dem Impetus einer Kulturnation, dem der Historiker Friedrich 
Meinecke zuvor mit seiner Auffassung über das Wesen einer Nation Ausdruck 
verliehen hatte.146 Meinecke ging idealtypisch von unterschiedlichen Erschei-
nungsformen im Wesen von Nationen aus, wobei er die »Kulturnationen« von 
den »Staatsnationen« trennte. Während Letztere »vorzugsweise auf der vereini-
genden Kraft einer gemeinsamen politischen Geschichte und Verfassung« be-
ruhten, gründeten »Kulturnationen« auf einem »gemeinsam erlebten Kulturbe-
sitz«. Dabei seien eine gemeinsame Sprache, Literatur und Religion die 
wichtigsten Merkmale einer Kulturnation.147 Diese kulturnationale Perspektive 
trat im Sprachprinzip deutlich zum Vorschein, das den Sammelgrundsätzen der 
Deutschen Bücherei zugrunde lag. Auch Ehlermann hatte bereits in seiner drit-
ten Denkschrift von 1912 hervorgehoben, dass sich die Leipziger Sammlung 
nicht nur auf die im Reichsgebiet erscheinende Literatur erstrecken, sondern 
»vielmehr ein Spiegelbild deutschen Geisteslebens« werden müsse.148

Wenn man in Leipzig davon ausging, mit der Gründung der Deutschen Bü-
cherei hätten sich die Wogen der Berliner Entrüstung geglättet, so sah man sich 
bald getäuscht. Vor allem Schwenke, den Siegismund intern »als einen verknö-
cherten über seine vier Wände nicht hinaussehenden Bürokraten« bezeichnete, 
konnte es nicht lassen, immer wieder »kleine Bosheiten« über die Deutsche Bü-
cherei zu verbreiten, was ihr Verhältnis zur Königlichen Bibliothek mehr als 
problematisch gestaltete.149 Angeheizt wurde dies durch eine von Harnack Ende 

145 Fernau/Poethe, Gründung, S.�308�f. Zu den Interessen der drei Vertragspartner vgl. 
ebd., S.�306-308. Zum Vertrag vom 3.10.1912 vgl. Deutsche Bücherei des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Urkunden und Beiträge zu ihrer 
Begründung und Entwicklung (10. Ausgabe), Leipzig 1915, S.�30�f.

146 Meinecke, Friedrich: Weltbürgertum und Nationalstaat, hrsg. von Hans Herzfeld, 
München 1962 [1907], S.�10.

147 Möbius, Ben: Die liberale Nation. Deutschland zwischen nationaler Identität und 
multikultureller Gesellschaft, Wiesbaden 2003, S.�47-49; Metzler, Gabriele: Inter-
nationale Wissenschaft und nationale Kultur. Deutsche Physiker in der internatio-
nalen Community 1900-1960, Göttingen 2000, S.�61.

148 Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�18. Vgl. zudem Dube, Werner: Zur Kon-
zeption einer Nationalbibliothek der Deutschen Demokratischen Republik (Ma-
nuskript), 1978, S.�35-37, ADNBL, 849/3.

149 Die Bezeichnung Schwenkes als verknöcherter Bürokrat geht zurück auf einen 
streng vertraulichen Vermerk Siegismunds, 10.10.1912, SStAL, 21765/38, Bl.�126�f. 
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1912 veröffentlichte aufsehenerregende Broschüre, »die von der Presse als 
Kampfansage an die Leipziger Gründung interpretiert« wurde und im Biblio-
thekswesen und selbst im Preußischen Kultusministerium »einen heillosen 
Schrecken« auslöste.150 Dies führte in Leipziger Buchhändlerkreisen zu erheb-
licher Verärgerung:

»Die Broschüre ist der ganze Harnack, wie er uns aus den theologischen 
Kämpfen der letzten Jahre bekannt ist, aus dem Fall Jatho, dem Bekenntniseid 
der Professoren, dem Fall Baumgarten usw. Harnack stellt sich in Hemds-
ärmeln auf einen Hügel mitten zwischen die kämpfenden Parteien und haut 
dermaßen um sich, auf Freund und Feind, dass er schließlich allein steht. Eine 
unbegreifliche Taktik und Strategie! In unserem Falle greift er das Preußische 
Kultusministerium und das Reich, das Sächsische Ministerium und die Stadt 
Leipzig, den Börsenverein und alle deutschen Staatsbibliotheken an, zu dem 
Zwecke, um zu zeigen, dass die Königlich Preußische Bibliothek die er-
träumte Nationalbibliothek bereits ist, sein wird und jedenfalls werden muss. 
Soweit der Börsenverein und die ›Deutsche Bücherei‹ in Betracht kommen, 
kann dies nicht unwidersprochen bleiben, und ich hoffe, dass Sie eine scharfe 
Erwiderung beabsichtigen und ungesäumt in die Wege leiten, bevor Harnacks 
Broschüre uns tatsächlich den beabsichtigten Schaden macht […]. Ein Teil sei-

Vgl. zudem Streng vertraulicher Vermerk von Siegismund, 11.10.1912, ebd., 
Bl.�134-135. Bei dem im letzten Vermerk erwähnten Artikel handelt es sich um 
Schwenke, Paul: [Ausführungen betr.] die Frage der »Reichs-« oder »Zentralbi-
bliothek«, in: ZfB, 29 (1912), Heft 10, S.�449�f. Vgl. zudem Ders.: Über die Frage 
der Reichs- oder Zentralbibliothek, in: ZfB 29 (1912), Heft 9, S.�427; Ders.: [Be-
merkung zur] Begründung der Deutschen Bücherei in Leipzig, in: ZfB 29 (1912), 
Heft 10, S.�449�f.

150 Fernau/Poethe, Gründung, S.�308. Bei der Broschüre handelte es sich um von Har-
nack, Adolf: Die Benutzung der Königlichen Bibliothek und die deutsche Natio-
nalbibliothek, Berlin 1912. Zur Reaktion im Preußischen Kultusministerium vgl. 
Vermerk Siegismunds, 6.12.1912, SStAL, 21765/64, Bl.�136�f. Zu den Reaktionen in 
der Presse vgl. bspw. Generaldirektor Professor Dr. Adolf Harnack gegen Leipzig. 
Die Bibliotheksfrequenz, in: Berliner Tageblatt vom 22.11.1912; Adolf Harnack 
über die deutsche Nationalbibliothek, in: Vossische Zeitung, Nr.�596 vom 
22.11.1912. Vgl. zudem auch den äußerst polemischen, für Berlin Stellung nehmen-
den Artikel von Ahrens, Deutsche Bücherei, S.�43-49. Da Harnack in seiner Bro-
schüre auch gegenüber der Münchener Hofbibliothek einen Führungsanspruch 
reklamierte, sah sich ihr Direktor zu einer Erwiderung veranlasst, in der er betonte, 
der Kgl. Hof- und Staatsbibliothek sei unter allen Umständen eine Stellung zuzu-
billigen, »die zum mindesten nicht hinter der irgend einer anderen deutschen 
Schwesteranstalt« zurückbleibe. Schnorr von Carolsfeld, Hans: Deutsche Natio-
nalbibliothek, Königliche Bibliothek und Königliche Hof- und Staatsbibliothek 
München, in: ZfB 30 (1913), Heft 2, S.�58-62, hier S.�62.
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ner Anschuldigungen sind so schwerwiegender Natur, das Gemisch von Gön-
nerhaftigkeit und offener Feindschaft so verletzend, dass es meiner Ansicht 
nach keinem Zweifel unterliegen kann, dass die Sorge für die Zukunft der 
›Deutschen Bücherei‹ und unsere eigene Würde es verbieten, Exzellenz Har-
nack in den Verwaltungsrat zu wählen. Denn es ist ausgeschlossen, jemand zur 
Mitbestimmung zuzulassen, der die Deutsche Bücherei als eine überflüssige 
und sogar schädliche Einrichtung öffentlich bezeichnet. […] Ich erinnere in 
dieser Beziehung nur an die noch zu lösende Frage der Bibliographie der 
Deutschen Bücherei, welche unter Umständen die Bibliographie der König-
lichen Bibliothek überflüssig macht, unter allen Umständen aber mit ihr kon-
kurrieren muss. Ob Harnack auf dem Wege dieser ›Nötigung‹ zu einer we-
sentlichen Erhöhung seines preußischen Budgets gelangt und dann durch die 
erreichte ›subalterne‹ Lückenlosigkeit der deutschen Literatur von 1913 an der 
Deutschen Bücherei Konkurrenz macht, kann uns schließlich gleichgültig 
sein. Aber weder Sachsen noch Leipzig noch der Börsenverein können sich die 
offenen Angriffe und die versteckten Beleidigungen der Harnackschen Bro-
schüre gefallen lassen.«151

Zwar machte Harnack in einem im Börsenblatt veröffentlichten Schriftwechsel 
mit Siegismund deutlich, seine polemischen Ausführungen hätten in erster Linie 
dem Zweck gedient, seinen Haushaushaltsforderungen gegenüber dem preußi-
schen Kultusministerium mehr Nachdruck zu verleihen.152 Trotz aller Be-
schwichtigungsversuche machte die ›Harnack-Affäre‹ aber deutlich, dass die 
Gründung der Deutschen Bücherei »den Plänen der Berliner Bibliothek einen 

151 Brockhaus an Siegismund, 27.11.1912, SStAL, 21765/64, Bl.�127-131.
152 Wenn dies wirklich das Ziel Harnacks war, so hatte er damit Erfolg, denn der Preu-

ßische Kultusminister, August von Trott zu Solz, verwandte sich wiederholt für 
die Erhöhung des Erwerbungsetats der KB. Wie er dabei betonte, sei es eine »Eh-
renpflicht des Preußischen Staates«, das Ansehen der KB zu wahren, denn diese 
laufe durch die Deutsche Bücherei »Gefahr, aus der Stellung der ersten wissen-
schaftlichen Bibliothek Deutschlands herausgedrängt zu werden«. In den Haus-
haltsentwurf der KB für 1913 wurden schließlich 83.000 Mk für die Büchervermeh-
rung eingesetzt. Vgl. Trott zu Solz an den Preußischen Finanzminister, 4.10.1912 
u. 15.11.1912, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, Bl.�209, 215-218; 
Schmidt[-Ott] an den Reichskanzler (Reichsamt des Innern), 4.12.1912, ebd., 
Bl.�222; Harnack an PK, 9.11.1912, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich Schmidt-Ott, 
Nr.�363, unp.; Protokoll der 15. Sitzung des GA der DB vom 23.2.1915, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4, Bl.�47-62, hier Bl.�54. Der vom Ministerialdirektor im PK, Friedrich 
Schmidt-Ott, vermittelte aufklärende Schriftwechsel zwischen Siegismund und 
Harnack findet sich in Mohrmann, Ernst: Exzellenz Harnack und die Deutsche 
Bücherei, in: BBl.�79 (1912), Nr.�294, vom 18.12.1912, S.�16182-16188, hier S.�16186-
16188.
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herben Rückschlag versetzt hatte«.153 Diese seit 1906 anhaltenden Auseinander-
setzungen und Invektiven zwischen Berlin und Leipzig, in denen sich keine Seite 
nachstand, waren ursächlich für das fortan spannungsgeladene Verhältnis beider 
Häuser. Der sowohl von der Königlichen Bibliothek als auch von der Deutschen 
Bücherei immer selbstbewusster vertretene Führungsanspruch bildete die Ur-
sache für zahlreiche Misshelligkeiten und Konflikte zwischen beiden Bibliothe-
ken, die in den folgenden Jahrzehnten offen und verdeckt ausgetragen wurden 
und sich an zentralen Projekten bibliothekarischer Gemeinschaftsarbeit entzün-
den sollten.154 Die neue Bibliothek erwies sich vorerst noch als »schonende In-
novation«, denn mit ihrem spezifischen Sammelauftrag ergänzte sie die beste-
henden Bibliotheken und schickte sich an, »Aufgaben einer Nationalbibliothek 
zu übernehmen, die vor ihr keine der vorhandenen Bibliotheken auszufüllen in 
der Lage war«.155 Aber auch wenn Brockhaus Ende September 1912 mit Genug-
tuung feststellte, dass das Deutsche Reich mit der Gründung der von Berlin lange 
bekämpften Deutschen Bücherei »nun ebenbürtig, vielleicht überlegen, in die 
Reihe der Staaten« trete, »die seit Jahrzehnten und Jahrhunderten eine National-
bibliothek besitzen«, konnte auch diese die für Deutschlands Bibliothekswesen 
so charakteristische Dezentralisation nicht aufheben.156

153 Fernau/Poethe, Gründung, S.�308. Zu den Beschwichtigungsversuchen vgl. Ver-
merk Siegismunds, 16.11.1912, SStAL, 21765/64, Bl.�113�f. Die Bezeichnung »Har-
nack-Affäre« findet sich in Schreiben des Vorstands des BV an Ministerialdirektor 
Dr. Schroeder (Dresden), 23.12.1912, SStAL, 21765/66, Bl.�77�f.

154 Vgl. Rötzsch/Plesske: Deutsche Bücherei, S.�17. In diese Auseinandersetzungen 
schaltete sich, wenn auch in eingeschränktem Maße, später auch noch die Bayeri-
sche Staatsbibliothek in München (BSB) ein. 1924 hielt der Direktor der UB Göt-
tingen, Richard Fick, im Hinblick auf die Broschüre Harnacks fest: »Harnack hat 
damals, getrieben von dem Schwenke’schen Hass gegen die Deutsche Bücherei und 
irrgeführt durch eine Überschätzung der kulturellen Bedeutung Berlins, Dinge ge-
schrieben, die vom vaterländischen und bibliotheksgeschichtlichen Standpunkt aus 
gleich bedauerlich waren. Nicht umsonst hat damals Schnorr v. Carolsfeld [Mün-
chen] […] gegen den Berliner Größenwahn im Zentralblatt […] Einspruch erho-
ben.« Fick an den stellvertretenden Direktor der DB, Otto Erich Ebert, 3.1.1924, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�234�f.

155 Fernau/Poethe, Gründung, S.�309. Zur Bezeichnung »schonende Innovation« vgl. 
Laitko, Hubert: Berlin-Brandenburg – historisch gewachsener einheitlicher Wis-
senschaftsraum. Eine geschichtliche Betrachtung bis 1945, in: Ders., Heinrich Par-
they u. Jutta Petersdorf (Hg.): Wissenschaftsforschung. Jahrbuch 1994/95, S.�17-44.

156 Albert Brockhaus (Leipzig) an Staatssekretär des Innern (Dr. Delbrück, Reichsamt 
des Innern, Berlin), 25.9.1912, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, 
Bl.�220�f.; Leonhard, Bücher, S.�83. Wie Schmidt-Ott rückblickend ausführte, war 
mit der Gründung der DB, der Plan einer alle Erscheinungen des Buchhandels um-
fassenden Reichsbibliothek »für Preußen verloren«. Schmidt-Ott, Friedrich: Er-
lebtes und Erstrebtes 1860-1950, Wiesbaden 1952, S.�116.
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III. Eine »Großtat deutscher 
Kulturgesinnung«1 

 Die Deutsche Bücherei bis zum Ende  
des Ersten Weltkrieges

1. Ein Novum – Satzung, Struktur und Organisation

Schon vor der offiziellen Bekanntgabe der Gründung der Deutschen Bücherei 
arbeitete Siegismund fieberhaft an ihrer Satzung. Zu diesem Zweck führte er mit 
den leitenden Persönlichkeiten des Römisch-Germanischen Museums in Mainz, 
des Germanischen Museums in Nürnberg, des Bayerischen Gewerbemuseums 
und des Deutschen Museums in München einen regen Gedankenaustausch, um 
die Vor- und Nachteile der dortigen Satzungen kennenzulernen.2 Die schließlich 
am 25. September 1912 vorgelegte Satzung für die DB wiederholte, was der Bör-
senverein in seiner Bekanntmachung ihrer Gründung hinsichtlich ihrer Sammel-
tätigkeit, ihres Präsenzcharakters, ihrer Unterhaltung und Verwaltung bereits 
verkündet hatte. Ein bemerkenswerter Zusatz offenbarte, dass man in Sachsen 
immer noch auf die Unterstützung seitens der Reichsregierung hoffte. So sollten 
die Mittel zur Unterhaltung, Verwaltung und zum Ausbau der Sammlungen aus 
den Beiträgen der Sächsischen Regierung und der Stadtgemeinde Leipzig, jedoch 
auch »aus etwaigen Beiträgen an Geld und Sammlungsgegenständen vom Deut-

1 Kranold, Hermann, Rundschau, in: Münchener Akademische Rundschau. Nachrich-
tendienst über die Münchner Universität, Technische und Handels-Hochschule, 
Akademie der bildenden Künste und der Tonkunst, Heft 4 vom 21.12.1914, S.�27-28, 
hier S.�28.

2 Vgl. Siegismund an OBM Dittrich, 28.8.1912, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�2, Bl.�175. 
In diesem Zusammenhang verdient Beachtung, dass der Syndikus des BV, Alexander 
Orth, im August 1912 einen Entwurf für die Organisation der DB als einer selbstän-
digen, rechtsfähigen Stiftung vorlegte, was von Siegismund aber nicht weiterverfolgt 
wurde. Vgl. Vermerk Orths, 30.10.1917, SStAL, 21765/30, unp.
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schen Reich und von anderen Staaten, Gemeinden, sonstigen Körperschaften 
und Privatpersonen« bestehen.3 

Im wissenschaftlichen Bibliothekswesen Deutschlands stellte die Deutsche 
Bücherei ein Novum dar, denn als Anstalt und Eigentum des Börsenvereins be-
saß sie keine Rechtsfähigkeit. Sie unterstand dem Börsenverein, der als eingetra-
gener Verein eine juristische Person darstellte. In der Satzung der DB kam diese 
Dominanz des Börsenvereins deutlich zum Ausdruck. So erwies es sich für die 
Verwaltungspraxis der Bibliothek als sehr hinderlich, dass sie die Befugnisse des 
Direktors – der in der Satzung überhaupt nicht erwähnt wurde – erheblich ein-
schränkte.4 Den Paragraphen 6 bis 12, die sich den Verwaltungsorganen widme-
ten, kam besondere Bedeutung zu.5 Der Zusammensetzung dieser Gremien hatte 
Siegismund besondere Aufmerksamkeit geschenkt, denn offenbar wollte er dem 
Börsenverein als Träger der Bibliothek weitreichende Befugnisse einräumen. Der 
Berliner Verleger Walter de Gruyter, mit dem Siegismund im Vorfeld vertraulich 
gesprochen hatte, stellte fest, dass der im Satzungsentwurf vorgesehene Einfluss 
des sächsischen Staates und der Stadt Leipzig an der Verwaltung der DB durch-
aus »ein stärkerer sein könnte«. Die von Siegismund im §�10 vorgesehene Kon troll-
funktion der Hauptversammlung des Börsenvereins eröffnete, so de Gruyter, 
»für Staat und Stadt unter Umständen nur eine relativ einflusslose Mitwirkung«.6

Dies erkannten auch die Vertreter der sächsischen Behörden und der Kom-
mune Leipzig, die in den abschließenden Verhandlungen darauf bestanden, drei 
(Staat) bzw. zwei (Stadt) Mitglieder in den Verwaltungsrat der Deutschen Bü-
cherei zu entsenden, während Siegismund nur je einen Vertreter vorgesehen 
 hatte.7 Besonders kontrovers wurde Siegismunds Entwurf des §�10 diskutiert, 
welcher der Hauptversammlung des Börsenvereins weitgehende Befugnisse ein-
räumte.8 Demnach sollte die Hauptversammlung nicht nur die Prüfung und Ge-

3 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�220.
4 Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�20.
5 Die Satzung findet sich im Anschluss an die Bekanntmachung des Börsenvereins über 

die Gründung der Deutschen Bücherei, in: BBl.�79 (1912), Nr.�224, vom 25.9.1912, 
S.�11269-11272, hier S.�11270-11272. Siehe auch: Die Gründung der Deutschen Bü-
cherei in Leipzig, in: ZfB 29(1912), Heft 10, S.�444-449.

6 Walter de Gruyter (Verlagsbuchhandlung Georg Reimer, Berlin) an Siegismund, 
27.8.1912, SStAL, 21765/720, unp.

7 Abschrift des Protokolls der Sitzung im Buchhändlerhaus (Leipzig) betr. Errichtung 
der DB, 19.9.1912, ADNBL, Abt. I, Nr.�2 (Akte Grundsteinlegung, E. Mohrmann), 
unp.

8 Zur Bedeutung der Hauptversammlung des Börsenvereins vgl. Satzung des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Angenommen in der außerordent-
lichen Hauptversammlung des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Frank-
furt a.�M. am 25.  September 1887, Leipzig 1906, S.�16-19 (§§�14-18), BArch Berlin, 
R�1501/107303, unp.
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nehmigung des Verwaltungsberichts, des Jahresabschlusses und des Etats der DB 
übernehmen, sondern auch Satzungsänderungen vornehmen können. Dagegen 
erhob die Sächsische Regierung Einspruch und forderte hinzuzufügen, dass jede 
Änderung der Satzung einer Genehmigung seitens des Staates und des Leipziger 
Stadtrats bedürfe, denn immerhin kämen diese ja auch für die Mittel auf. Siegis-
mund betonte jedoch, er habe sich für die besondere Hervorhebung der Haupt-
versammlung entschieden, »weil die Deutsche Bücherei eine Einrichtung des 
Börsenvereins« sei und die Satzung der DB mit der des Börsenvereins in Über-
einstimmung gebracht werden müsse. Die Aufnahme einer Vorschrift, nach der 
die Satzung nicht ohne Zustimmung der Garanten geändert werden dürfe, sei 
nicht angebracht, weil der Börsenverein jetzt mit seinen Plänen an die Öffent-
lichkeit gehe, um weitere Förderer zu werben. Eine Aufnahme der Vorschrift in 
die Satzung berge aber die Gefahr, dass in Verlegerkreisen die Auffassung ent-
stehe, der Hauptversammlung des Börsenvereins »sei doch alles Recht genom-
men«, was der ohnehin schwierigen Werbearbeit jeglichen Boden entziehe. 
Während sich Oberbürgermeister Dittrich damit einverstanden erklärte, die 
Vorschrift nicht in die Satzung, sondern in den Vertrag zwischen dem Staat, der 
Stadt und dem Börsenverein aufzunehmen, verwiesen die Ministerialvertreter 
beharrlich auf ihre »Sorge für die Zukunft«, denn es sei nicht auszuschließen, 
dass sich die Hauptversammlung mit Blick auf den §�10 einst zu einer eigenmäch-
tigen Satzungsänderung hinreißen lasse. Eine Einigung in dieser Frage wurde 
schließlich nicht erzielt. Aber offenbar ließen sich die Vertreter der Regierung 
von der Zusicherung des Börsenvereins, Verträge würden »beim ihm nicht in 
Vergessenheit geraten«, beruhigen, womit Siegismund sich also letztlich durch-
setzte.9

Der §�5 der Satzung legte fest, dass die Deutsche Bücherei durch einen Ge-
schäftsführenden Ausschuss, einen Verwaltungsrat und die Hauptversammlung 
des Börsenvereins verwaltet werden sollte. Während die Hauptversammlung oh-
nehin nur von Buchhändlern bestimmt wurde, verstand es Siegismund, dem Bör-
senverein auch im Geschäftsführenden Ausschuss (GA) und im Verwaltungsrat 
(VR) die Majorität zu sichern.10 Sowohl im GA als auch im VR�führte der Erste 
Vorsteher des Börsenvereins den Vorsitz, und seine Stimme gab bei Stimmen-
gleichheit den Ausschlag. Der Geschäftsführende Ausschuss bestand aus acht 
Mitgliedern: dem Vorsteher des Börsenvereins, dem Vorsteher des Deutschen 

9 Gleichwohl wurde die Vorschrift im Punkt 2 des Vertrages vom 3.10.1912 fixiert. 
Vgl. Abschrift des Protokolls der Sitzung im Buchhändlerhaus (Leipzig) betr. Er-
richtung der DB, 19.9.1912, ADNBL, Abt. I, Nr.�2 (Akte Grundsteinlegung, E. 
Mohrmann), unp. Zum Vertrag vom 3.10.1912 vgl. Deutsche Bücherei des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Urkunden und Beiträge zu ihrer 
Begründung und Entwicklung (10. Ausgabe), Leipzig 1915, S.�30�f.

10 Carl Heymanns Verlag (Berlin) an J. Hess (Buchhandlung, Stuttgart), 30.12.1912, 
BArch Berlin, R�1501/107304, unp.
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Verlegervereins, einem Vertreter der Sächsischen Regierung, einem Vertreter der 
Stadt Leipzig sowie vier Mitgliedern des Verwaltungsrates, von denen zwei Mit-
glieder des Börsenvereins sein mussten (§�6).11 Der Direktor der Deutschen Bü-
cherei gehörte nicht zum Mitgliederkreis des Geschäftsführenden Ausschusses, 
sondern nahm lediglich als Gast an seinen Sitzungen teil.12 Dieses dem Direktor 
der DB verweigerte Mitspracherecht stieß in Bibliothekskreisen auf Unverständ-
nis. Dem verlieh der Verein Deutscher Bibliothekare Mitte 1914 Ausdruck, in-
dem er den GA in einer Resolution aufforderte, die Selbständigkeit des Direktors 
zu wahren und ihm wie auch den Bibliothekaren der DB die in anderen Biblio-
theken üblichen Befugnisse einzuräumen.13 Dies änderte aber nichts an der Auf-
fassung Siegismunds, dass der Direktor dem GA »selbstredend untergeordnet« 
sei.14 Dem Geschäftsführenden Ausschuss kam für die Verwaltung der Deut-
schen Bücherei maßgebliche Bedeutung zu, denn er war im wahrsten Sinne des 
Wortes für die »Überwachung der laufenden Geschäfte« verantwortlich. Ihm 
oblag die Anstellung und Entlassung der Beamten, die Regelung der Anstel-
lungsverhältnisse sowie die Erstellung einer Dienstordnung für die Beamten 
(§�7).15 Darüber hinaus befasste er sich mit allen Details im Hinblick auf den Bau 
und die künstlerische Gestaltung der Deutschen Bücherei.

11 Der erste GA, dem neben Siegismund und Ehlermann, der Zweite Vorsteher des BV, 
Artur Seemann (1861-1925), der Erste Vorsteher des Deutschen Verlegervereins, 
Arthur Meiner (1865-1952), Oberbürgermeister Dittrich, der Ministerialdirektor im 
Sächsischen Finanzministerium, Max Otto Schroeder (1859-1926), der Direktor der 
UB Leipzig, Karl Boysen (1852-1922), und der Abteilungsleiter an der KB, Hans 
Paalzow (1862-1945) angehörten, wurde von dem seinerzeit bekannten Berliner 
Historien- und Portraitmaler Hindenburgs, Hugo Vogel verewigt. Dieses von Arthur 
Meiner gestiftete Ölgemälde hängt heute im Foyer der ersten Etage der Deutschen 
Nationalbibliothek in Leipzig. Vgl. Bunke, Horst: Künstlerische Schönheit und 
vollendete Zweckmäßigkeit. Architektur und Kunst der Deutschen Bücherei, in: 
Leipziger Blätter 11 (1987), S.�14-19, hier S.�17; Langer, Alfred: Deutsche Bücherei 
Leipzig, 1991, S.�12.

12 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�21. Diese Festlegung ging offenbar auf 
Fritz Milkau zurück. Vgl. Protokoll der Vorbesprechung zu einer ersten Sitzung des 
GA der DB am 28.10.1912, S.�5, SStAL, 21765/61, unp.

13 Vgl. Protokoll der 13. Sitzung des GA der DB vom 21.7.1914, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�46-72, hier Bl.�67.

14 »Über das Verhältnis des Direktors oder Oberbibliothekars zur Geschäftsstelle des 
Börsenvereins, denkt sich Herr Kommerzienrat Siegismund, dass derselbe, da er den 
ersten Vorsteher natürlich unterstellt sein müsse, sich auch unter dessen Stellvertre-
ter in der Geschäftsstelle zu Leipzig, den Syndikus unterzuordnen habe.« Protokoll 
der Vorbesprechung zu einer ersten Sitzung des GA der DB am 28.10.1912, S.�5, 
SStAL, 21765/61, unp.

15 Die Wissenschaftlichen Bibliothekare und höheren Mitarbeiter der Verwaltung der 
DB waren zwar Angestellte des Börsenvereins, sollten seiner Ansicht nach aber wie 
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Im Vergleich dazu kam dem Verwaltungsrat nur untergeordnete Bedeutung 
zu, was bereits 1917 zu deutlichen Unmutsäußerungen seiner Mitglieder führ-
te.16 Im VR�saßen die Mitglieder des Vorstands des Börsenvereins, der erste Vor-
steher des Deutschen Verlegervereins, drei Vertreter Sachsens und zwei Vertre-
ter Leipzigs. Hinzu kamen neun durch die Hauptversammlung des Börsenvereins 
zu wählende Mitglieder des Börsenvereins sowie zehn durch den Verwaltungsrat 
zu wählende im Buch- oder im Bibliothekswesen »erfahrene Männer« (§�8). 
Nach den Worten Siegismunds kam in der Zusammensetzung des Verwaltungs-
rates »der über die politischen Grenzen des Vaterlandes hinausgreifende allge-
meine deutsche Charakter der Deutschen Bücherei zum Ausdruck«. So seien 
neben einer Anzahl hoher Staatsbeamter Vertreter aus Nord- und Süddeutsch-
land, Österreichs und der Schweiz berufen, die diese ehrenamtliche Tätigkeit 
»im Dienste der nationalen Sache freudig übernommen« hätten. Darüber hinaus 
hätten die Staatsregierungen Preußens, Bayerns, Württembergs, Badens und 
Hessens Direktoren ihrer ersten Landesbibliotheken in den Verwaltungsrat ent-

sächsische Staatsbeamte behandelt und besoldet werden. Sie wurden zwar aus öf-
fentlichen Mitteln bezahlt, für sie trafen aber weder die Bestimmungen des »mate-
riellen Beamtenrechts« noch das Dienststrafrecht zu. Die Beamten der DB waren 
nach der Dienstordnung der Bücherei Beamte des Börsenvereins, also »Privatbeamte« 
und keine »öffentlichen Beamte«. Für sie galten demnach die Bestimmungen des 
Bürgerlichen Rechts. Der Dienstordnung der DB zufolge sollten sie lebenslänglich 
angestellt und bei ihrer Versetzung in den Ruhestand und ihrer Hinterbliebenenver-
sorgung die für die »sächsischen Staatsdiener« geltenden Bestimmungen angewen-
det werden. In diesen Punkten unterschied sich ihr Rechtsverhältnis zwar von dem 
der über Privatdienstverträge Staatsangestellten, änderte aber nichts an der »bürger-
lich rechtlichen Natur dieses Verhältnisses« und der Geltung des Bürger lichen Ge-
setzbuches (BGB). Die Regelung der Versorgungsansprüche der DB-Beamten in der 
Dienstordnung der DB – etwa im Fall einer disziplinarischen Kündigung – schien 
auch dem sächsischen Staat erwünscht, da Staatsbeamte über das Dienststrafrecht 
des Staates abgesichert waren, was aber auf die Beamten der DB keine Anwendung 
fand. Dieses Problem wurde erst mit dem Gesetz über die DB vom 18. April 1940 
gelöst. Vgl. Streng vertrauliches Protokoll einer Sitzung des GA der DB vom 
16.10.1923, ADNBL, PA Georg Minde-Pouet, unp.; Sächsisches Ministerium des 
Innern an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 6.2.1925, SStAL, 21765/22, unp.; 
Heinrich Uhlendahl an Schroeder (Dresden), 18.3.1926, ADNBL 154/5 (Hefter 
Scho-Schw), Bl.�60�f.  Zur Dienstordnung der DB und der Zuständigkeit des BV für 
Personalfragen der DB vgl. Bemerkungen Martin Lippmanns (DB), 16.9.1926, 
ADNBL, 100/1, Bl.�1-7.

16 Vgl. etwa den Hinweis von Artur Seemann, dass im VR�»eine gewisse Unzufrieden-
heit« herrsche, »wegen des geringen Einflusses, den der Verwaltungsrat der Deut-
schen Bücherei ausüben« könne. 37. Protokoll der Sitzung des GA der DB vom 
24.7.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�192-207R, hier Bl.�204.
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sandt.17 Immer wieder zeigte man sich bemüht, auch Politiker in die Verhand-
lungen des Verwaltungsrates einzubinden, die der Deutschen Bücherei bei der 
Vertretung ihrer Interessen nützlich sein konnten. Hierbei kam ein in der deut-
schen Wissenschaftsorganisation essentielles Politikprinzip zum Tragen, denn 
wie in den Verwaltungsgremien anderer Wissenschaftseinrichtungen – etwa der 
renommierten Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft  – verhandelte man durch diese 
Form elitärer Vernetzung in gewisser Weise »mit sich selbst«, was der Durch-
setzung eigener Interessen förderlich war.18

Die Tätigkeit des Verwaltungsrates erstreckte sich auf haushaltstechnische 
Belange, etwa die Aufstellung und Überwachung des Haushaltsplans, und auf 
bibliotheksrelevante Fragen. In seinen turnusmäßigen jährlichen Sitzungen sollte 
er die Grundsätze für die Umgrenzung des Sammelgebiets, für die Verwaltung 
der Bücherei, ihre bibliographischen Arbeiten und die Katalogisierung aufstellen 
(§�9). Diese Aufgaben waren aber bis 1916 bereits weitgehend erledigt, sodass die 
Bedeutung des Verwaltungsrates schnell sank und man bald ganz auf ihn ver-
zichtete.19 Während der Geschäftsführende Ausschuss bis zu seiner Auflösung 

17 Siegismund an Wilhelm II., 8.5.1913, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, 
Bl.�375�f.

18 Für diese Beispiele standen Überlegungen, Mitglieder der sächsischen Ständevertre-
tung, den Präsidenten der Weimarer Nationalversammlung Constantin Fehrenbach 
und den in der Wissenschaftspolitik der Weimarer Republik hocheinflussreichen 
Reichstagsabgeordneten Georg Schreiber (Zentrum) für den VR�zu gewinnen. Vgl. 
Bemerkungen von Artur Seemann zu dem Entwurf des Herrn Schulrats Dr. Seyfert 
in Zschopau betr. die innere Organisation der DB, 11.7.1916, ADNBL, Blaue Akten, 
Nr.�24, Bl.�15; Protokoll der 48. Sitzung des GA der DB vom 17.4.1919, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4, Bd.�4, Bl.�252-258, hier Bl.�254; Vermerk von OBM Rothe (Rat der 
Stadt Leipzig) für das Finanzamt Leipzig, 30.4.1920, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, 
Bl.�122; Siebenter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1919, Leipzig 1920, S.�10; 
Hesse, Faktoren, S.�42. Für die beabsichtigte, aber letztlich erfolglose Wahl Georg 
Schreibers in den VR�der DB vgl. Protokoll der 63. Sitzung des GA der DB vom 
11.5.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�5, Bl.�277-284, hier Bl.�278. Dass dieser Ge-
danke schon früh aufkam belegt ein Hinweis im Protokoll der 1. Sitzung des GA der 
DB vom 4.11.1912, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�1-19, hier Bl.�18R-19. Zum 
Prinzip, des mit sich selbst Verhandelns vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanage-
ment, S.�140-145.

19 Bereits Mitte Juni 1913 lagen erste Grundsätze für die Sammeltätigkeit, die Katalo-
gisierung und die Verwaltung der DB vor, die im September im Börsenblatt veröf-
fentlicht wurden. Vgl. Protokoll der 1. Sitzung des VR�der DB, 9.6.1913, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�2I, unp.; Bekanntmachung des Börsenvereins, in: BBl.�80 (1913), 
Nr.�209 vom 9.9.1913, S.�8945-8950. Im Frühjahr 1916 legten Karl Boysen und Hans 
Paalzow dem GA Entwürfe einer Dienstordnung, einer Geschäftsordnung für den 
GA und einer Geschäftsordnung für den VR�vor. Vgl. 23. Protokoll der Sitzung des 
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im Jahr 1938 insgesamt 85-mal zusammentrat, fanden sich die Mitglieder des 
Verwaltungsrates zu ihrer letzten Sitzung – es war die fünfzehnte – im März 
1930 zusammen.20

2. Die Reichsbibliothek von 1848 –  
»Schaffung einer Tradition«

Als der Geschäftsführende Ausschuss der DB am 14. Januar 1913 zu seiner zwei-
ten Sitzung zusammentrat, verwies Siegismund eher beiläufig auf einen interes-
santen Fund, der nicht nur für ihn erstaunliche Neuigkeiten enthielt und im Hin-
blick auf die historische Legitimation der eben gegründeten Deutschen Bücherei 
frappierende Perspektiven bot. Der mit der Protokollführung betraute Ernst 
Mohrmann hielt in diesem Zusammenhang fest:

»Von einem Börsenblattartikel aus dem Jahre 1848, der über die Gründung 
einer Reichsbibliothek berichtet, die durch schenkungsweises Angebot ihres 
Verlags von deutschen Buchhändlern beim Frankfurter Parlament angeregt 
worden war, nehmen die Herren mit Interesse Kenntnis. Die Anfänger [!] die-
ser Reichsbibliothek sollen später dem Nationalmuseum in Nürnberg über-
wiesen worden sein. Darüber werden noch Nachforschungen anzustellen sein, 
über die evtl. im Börsenblatt berichtet werden wird. Daraus dürfte doch her-
vorgehen, dass die Gründung einer Reichsbibliothek erstmals von deutschen 
Buchhändlern in die Tat umzusetzen versucht wurde.«21

Von dieser Reichsbibliothek in Frankfurt am Main, die tatsächlich auf eine An-
regung aus Buchhändlerkreisen zurückging, hatte der Börsenverein bis dahin of-
fenbar keine Ahnung. Das würde auch erklären, warum diese 1848 ins Leben 
gerufene nationale Sammlung im ideengeschichtlichen Gründungsdiskurs der 

GA der DB vom 8.4.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�290-308, hier Bl.�301R. 
Zur zunehmenden Bedeutungslosigkeit des sich immer mehr zu einem dekorativen 
Repräsentanzgremium entwickelnden VR�vgl. Heinrich Uhlendahl an den General-
direktor der Nationalbibliothek Wien, 28.3.1930, ADNBL, 153/0, Bl.�81; Uhlendahl 
an den Verlagsbuchhändler Eduard Hüffer (Aschendorffsche Verlagsbuchhand-
lung, Münster), 23.2.1932, ADNBL, 153/2/1, Bl.�94; Bericht über die 79. Sitzung des 
GA der DB vom 18.1.1933, ADNBL, 153/1/1-79, Bl.�71-88, hier Bl.�74.

20 Zu den Mitgliedern des GA und des VR�vgl. ADNBL, 152/2 (brauner Hefter: Ver-
zeichnis der Mitglieder des Verwaltungsrates seit 1913).

21 Protokoll der 2. Sitzung des GA der DB vom 14.1.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�1, Bl.�20-31R, hier Bl.�31. 
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Deutschen Bücherei bis 1913 überhaupt keine Rolle spielte, obwohl sie sich als 
wirkungsmächtige Legitimationsgrundlage geradezu ideal in das vom Börsen-
verein seit 1910 verfolgte Konzept einer vom Buchhandel zu errichtenden 
Reichsbibliothek eingefügt hätte. Der vom Vorstand des Börsenvereins mit der 
Aufarbeitung der Entstehungsgeschichte der Deutschen Bücherei betraute 
Buchhändler Ernst Mohrmann hatte anlässlich der Gründung der Leipziger An-
stalt in einem am 2. November 1912 im Börsenblatt veröffentlichten Artikel auf 
die vielfältigen seit 1871 unternommenen Versuche zur Schaffung einer Reichs-
bibliothek verwiesen, aus denen schließlich die Deutsche Bücherei hervorgegan-
gen sei. Darin betonte er ausdrücklich, dass die Entstehung dieses »großen Ge-
dankens, sein erster Lebensquell, […] in der großen Zeit der Gründung des 
Deutschen Reiches zu finden« sei – auf die Reichsbibliothek von 1848 und ihre 
Rolle als mögliche Vorläuferin der Deutschen Bücherei ging Mohrmann mit kei-
nem Wort ein.22

Im Vorstand des Börsenvereins aber löste eben dieser Gedanke helle Auf-
regung aus, denn er schien historisch zu belegen, dass die mit der Schaffung der 
DB verwirklichte Idee einer Sammlung des nationalen Schrifttums lange vor der 
Reichsgründung erstmals von deutschen Buchhändlern proklamiert worden 
war. Eine Bestätigung dieser diachronen Traditionslinie hätte einen enormen 
Prestigegewinn für die Deutsche Bücherei und den Börsenverein bedeutet. 
Kurzer hand beauftragte Siegismund Mohrmann Anfang 1913 daher mit einer 
eingehenden Recherche über die Geschichte dieser Reichsbibliothek von 1848, 
deren erste Ergebnisse im Juni 1914 im Börsenblatt erschienen.23 Geschickt 
wurde darin die von Harnack in seiner umstrittenen Broschüre festgestellte Be-
hauptung, dass niemand als Vater des Gedankens einer Reichsbibliothek angese-
hen werden könne, widerlegt und anhand historischer Dokumente ›bewiesen‹, 
dass bereits 23 Jahre vor der Gründung des Deutschen Reiches ein deutscher 
Buchhändler den Gedanken einer Reichsbibliothek ausgesprochen und seiner 
Verwirklichung zugeführt habe.24 Als »Vater des Gedankens« wurde der aus 

22 Mohrmann, Deutsche Bücherei, S.�13577. Zu Ernst Mohrmann (1852-1942), von 
1887 bis 1910 Inhaber des A. Zimmer’s Verlags in Stuttgart vgl. Rötzsch/Plesske, 
Deutsche Bücherei, S.�22.

23 Mohrmann, Ernst: Der Vater des Gedankens einer Deutschen Nationalbibliothek, 
in: BBl.�81 (1914), Nr.�145 vom 26.6.1914, S.�1033-1036. Im Oktober 1913 verwies 
der Leiter der Druckschriftenabteilung und spätere Direktor der Badischen Hof- 
und Landesbibliothek in Karlsruhe, das Mitglied des Verwaltungsrates der DB 
Theodor Längin, in einem Beitrag in der Karlsruher Zeitung auf die Vorbildwirkung 
der Reichsbibliothek von 1848, was Mohrmanns These stützte. Vgl. Längin, Theo-
dor: Deutsche Bücherei und deutsche Nationalbibliothek, Sonderabdruck aus der 
Karlsruher Zeitung (Staatsanzeiger), Nr.�284 vom 17.10.1913, ADNBL, 180/6 (Hef-
ter: Artikel über die Deutsche Bücherei).

24 Vgl. Mohrmann, Vater, S.�1033.
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Hannover stammende Buchhändler Heinrich Wilhelm Hahn präsentiert, der der 
deutschen Nationalversammlung im Juli 1848 angeboten hatte, die von ihm ver-
legten Werke für den Aufbau einer Handbibliothek des Parlaments kostenlos 
zur Verfügung zu stellen.25 Hahns Beispiel seien weitere Verleger gefolgt, unter 
anderem die dem Frankfurter Paulskirchenparlament angehörenden Buchhänd-
ler Carl Gustav Schwetschke und Moritz Veit, deren großzügige Stiftungen den 
Grundstock der ersten deutschen Reichsbibliothek gebildet hätten. Die Idee 
einer derart nationalen Sammlung und der »erste Versuch« zu ihrer Verwirk-
lichung seien demnach – genau wie im Fall der Deutschen Bücherei – gleichsam 
aus der Mitte des deutschen Buchhandels hervorgegangen, der dieses historische 
Verdienst für sich allein reklamieren könne. Hieraus leitete Mohrmann aber 
auch eine »Ehrenpflicht« für den Buchhandel ab, sich ähnlich wie »die hoch-
gesinnten Männer« von 1848 nun auch für die uneigennützige Förderung der 
Deutschen Bücherei einzusetzen.26 

Dieser von Mohrmann mehr als ein Jahr nach der Gründung der DB kon-
struierte ideengeschichtliche Nexus, wonach die Reichsbibliothek von 1848 die 
»Vorläuferin der Deutschen Bücherei« gewesen sei, wurde vom Börsenverein 
sofort kanonisiert und fehlte seither in keiner Darstellung zur Entstehung der 
DB.27 Wie neuere Untersuchungen jedoch zeigen, sollte diese durchaus beacht-
liche Büchersammlung in erster Linie den Frankfurter Abgeordneten die für ihre 
Arbeiten relevante Literatur bereitstellen und lediglich nach der Auffassung ih-
res Verwalters, des Bibliothekars Johann Heinrich Plath, darüber hinaus den 
Grundstock einer letztlich nicht verwirklichten National- bzw. Reichsbiblio-

25 Vgl. Fernau/Poethe, Gründung, S.�310. Zur Geschichte der Reichsbibliothek von 
1848 vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�123-126; Hahn, Reichstagsbibliothek, 
S.�29-40; Jacobi, Johannes: Vater des Gedankens, in: Dialog mit Bibliotheken 7 
(1995), Heft 3, S.�33-37; Ders.: Anmerkungen zur Bibliothek der Deutschen Reichs-
versammlung von 1848/49, in: Ders. u. Erika Tröger (Hg.): Bibliothek als Lebens-
elixier. Festschrift für Gottfried Rost zum 65. Geburtstag, Leipzig u.�a. 1996, S.�47-
77; Ders.: Vorwort, in: Bibliothek der Deutschen Nationalversammlung 1848/49 
(Reichsbibliothek). Bestandverzeichnis. Bearb. von Johannes Jacobi unter Mitarbeit 
von Steffi Richter, Leipzig u.�a. 1999, S.�7-12, hier S.�7-11; Engehausen, Frank: Die 
Bibliothek der Frankfurter Nationalversammlung 1848/49, in: Hoffmann, Annette, 
Frank Martin u. Gerhard Wolf (Hg.): BücherGänge. Miszellen zu Buchkunst, Lese-
lust und Bibliotheksgeschichte. Hommage an Dieter Klein, Heidelberg 2006, S.�335-
343.

26 Mohrmann, Vater, S.�1036. Vgl. auch Jacobi, Anmerkungen, S.�49.
27 Auf die Vorläuferfunktion der Reichsbibliothek von 1848 wurde erstmals verwiesen 

in der Denkschrift zur Einweihungsfeier der Deutschen Bücherei des Börsenvereins 
der Deutschen Buchhändler zu Leipzig am 2. September 1916, Leipzig 1916, S.�11-
13. Vgl. auch Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�7.
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thek bilden.28 Ideengeschichtlich hatte die Sammlung des Frankfurter Paulskir-
chenparlaments jedoch nichts mit der Gründung der Deutschen Bücherei zu 
tun.29 

Dass Hahn und Plath bis heute dennoch zu den vermeintlichen »Wegberei-
tern der Deutschen Bücherei« zählen, hängt damit zusammen, dass sich der 1924 
zum Direktor der Deutschen Bücherei ernannte Heinrich Uhlendahl intensiv 
um eine Aufarbeitung der Geschichte der Reichsbibliothek von 1848 bemühte 
und sie in den Kontext der Entwicklung der Deutschen Bücherei stellte.30 Genau 
wie 1913 beim Börsenverein resultierte dies aus einem in Leipzig schmerzlich 
empfundenen historischen Legitimationsdefizit, vor allem gegenüber den tradi-
tionsreichen, jahrhundertealten Staatsbibliotheken in Berlin und München. Uh-
len dahl war 1924 von der renommierten Preußischen Staatsbibliothek in Berlin 
an die ›geschichtslose‹ Deutsche Bücherei gekommen und hatte sich von Beginn 
an um die »Schaffung einer Tradition« für die junge Leipziger Anstalt bemüht.31 
Ein Weg, dieses Ziel zu erreichen wies in die Zukunft und erstreckte sich – wie 
noch zu zeigen sein wird – auf die heftig umkämpfte Übernahme zentraler Auf-
gaben auf dem Gebiet der Bibliographie und der Katalogisierung. Ein anderer 
Weg wies jedoch auch in die Vergangenheit, um den für das Selbstverständnis 

28 Plath bemühte sich neben der Beschaffung der für die parlamentarische Arbeit er-
forderlichen Werke auch um die »vollständige Sammlung der deutschen Verlagspro-
duktion«, also um die »Errichtung einer mit einer Parlamentsbibliothek kombinier-
ten Archivbibliothek des deutschen Verlagsbuchhandels«, als Grundlage für eine 
Reichsbibliothek. Er hielt auch nach der Auflösung der Nationalversammlung im 
Mai 1849 an diesem Plan fest, musste ihn aber 1851 aufgeben, nachdem die Bundes-
versammlung verkündet hatte, dass der Deutsche Bund weder eine Verpflichtung 
noch ein Bedürfnis für die Gründung und Unterhaltung einer deutschen National-
bibliothek anerkennen könne. Blum, Nationalbibliographie, S.�123-126. Dass es 
zwischen 1848 und 1851 nie zur Gründung einer Reichs- bzw. Nationalbibliothek 
kam belegt Jacobi, Anmerkungen, S.�47�f.

29 Blum, Nationalbibliographie, S.�126. Helmut Rötzsch ging sogar soweit, in ihr »die 
wahre Geburtsstunde« der DB zu erblicken. Rötzsch, Börsenverein, S.�47. 

30 Vgl. etwa Uhlendahl, Heinrich: Aus der Vorgeschichte der Deutschen Bücherei, in: 
Leipziger Neueste Nachrichten vom 30.5.1927, ADNBL, 153/2/1, Bl.�75.

31 Die Formulierung »Schaffung einer Tradition« bezog Uhlendahl hier zwar auf die 
Einführung von Dienstrichtlinien an der DB, über die jene als »junge Anstalt« ge-
genüber den »alten Bibliotheken« noch nicht verfügte, brachte aber seinen An-
spruch, der DB mehr ›historisches Gewicht‹ zu verleihen, deutlich zum Ausdruck. 
Vgl. Jahresbericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins 
der Deutschen Buchhändler zu Leipzig 1.  April 1925 bis 31.  März 1926, Leipzig 
1927, S.�6.
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der Deutschen Bücherei ›legitimen‹ Anspruch, in direkter Verbindung zur ersten 
deutschen Nationalbibliothek zu stehen, historisch zu untermauern.32

Uhlendahl war bekannt, dass die nach dem Ende der Nationalversammlung 
heimatlos gewordenen Bücher der Reichsbibliothek 1855 in das Germanische 
Nationalmuseum in Nürnberg gelangt waren und offenbar vehement darum be-
müht, diese Sammlung für die DB zu erhalten.33 Um diesem Anspruch Nach-
druck zu verleihen, trat er die »Flucht in die Vergangenheit« an und beauftragte 
seinen Mitarbeiter Albert Paust 1927, sich eingehender mit der Geschichte der 
Reichsbibliothek von 1848 auseinanderzusetzen.34 Uhlendahls Bemühungen, für 
sein Ziel die Unterstützung des Reichs, Sachsens, Leipzigs und des Börsenver-
eins zu gewinnen, unterfütterte Paust mit zahllosen Abhandlungen, die das 
Thema in das Blickfeld der Öffentlichkeit rückten und dort die Auffassung er-
zeugten, wonach die Sammlung in den Schoß der Deutschen Bücherei gehöre.35 
Die geradezu obsessive Beschäftigung mit dieser Frage, die sich in den folgenden 
knapp dreißig Jahren in zahlreichen Aufsätzen niederschlug, prägte nicht nur das 
historiographisch gezeichnete Bild der ›Paulskirchenbibliothek‹, sondern auch 
das der Vorgeschichte der Deutschen Bücherei bis heute.36 Sie war letztlich aus-
schlaggebend dafür, dass die Sammlung aus Anlass der 25-Jahrfeier der Deut-
schen Bücherei dieser im Zuge eines Tauschs vom Germanischen National-
museum übereignet wurde. Im Rahmen eines vom Propagandaministerium 1938 

32 Neben der »Geschichtslosigkeit« der DB spielte möglicherweise auch die Absicht 
Uhlendahls eine Rolle, das für das Überleben der DB notwendige Interesse des Rei-
ches »an einer ›Nachfolgerin‹ der ehem. ›Reichsbibliothek‹ wachzuhalten«. Dube, 
Werner: Zur Konzeption einer Nationalbibliothek der Deutschen Demokratischen 
Republik (Manuskript), 1978, S.�31, ADNBL, 849/3.

33 Vgl. Jacobi, Anmerkungen, S.�50�f.
34 Vgl. Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�7 (Anm.�1); Jacobi, Anmerkungen, S.�49; Kunze, 

Horst: Buchgefährten. Aufsätze aus sechs Jahrzehnten über Buchgestalter, Verleger, 
Buchhändler und Bibliothekare, Berlin 1999, S.�169�f. Wie Uhlendahl im September 
1927 festhielt, hatte er Paust veranlasst, einen ihm durch die Gesellschaft der 
Freunde der DB ermöglichten Studienaufenthalt in Nürnberg zur Erforschung der 
Parlamentsbibliothek von 1848 zu nutzen. Uhlendahl an Max Röder, 6.9.1927, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�25II, Bl.�48-49.

35 Jacobi verweist zudem darauf, dass Paust dabei durchaus fragwürdige Wege be-
schritt, indem er Tatsachen verschleiert, beschönigt und auch unterschlagen habe. 
Vgl. Jacobi, Anmerkungen, S.�47, 49, 51, 69-72. Blum meint, dass Paust in einem 
1938 erschienenen Aufsatz über die Reichsbibliothek von 1948 den Anteil des Ver-
legers Moritz Veit unterschlug und diesen noch nicht einmal erwähnte, weil dieser 
Jude gewesen sei. Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�125 (Anm.�68). Zur Kritik an 
dieser Auffassung vgl. Jacobi, Anmerkungen, S.�57. 

36 Einen Überblick über die Literatur zu diesem Thema bietet Paust: Bibliographie, 
S.�287-400, hier S.�296, 298�f.; Uhlendahl, Vorgeschichte, S.�7 (Anm.�1).
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inszenierten Festakts wurde die Sammlung schließlich von Uhlendahl als Jubilä-
umsgabe offiziell in den Bestand der DB übernommen, womit nun auch die ver-
meintlich bis 1848 »zurückreichende Traditionslinie in einem realen Sinne auf 
die Deutsche Bücherei« überging und sie ihre langersehnte »Kontinuität in der 
Geschichte« erhielt.37

3. Autokratie vs. Selbstbestimmung –  
Das Provisorium Wahl

Bereits einen Tag nach Unterzeichnung des Vertrages über die Gründung der 
Deutschen Bücherei richtete der Börsenverein im Leipziger Buchhändlerhaus 
eine Geschäftsstelle der DB ein, die von Ernst Mohrmann geleitet wurde.38 Eine 
der ersten Aufgaben bestand darin, einen Direktor für die neue Anstalt zu ge-
winnen.39 Wie Siegismund Ende 1912 deutlich machte, müsse der »betreffende 
Herr […] reiche Gaben des Geistes und Charakters vereinen, er muss Ent-
schlussfähigkeit, Leistungs- und Organisations-Talent besitzen, von ehrenhaf-
tester Gesinnung, von guten äußeren Formen und von hingebendem Eifer und 

37 Jacobi, Vater, S.�33. Vgl. auch Hahn, Reichstagsbibliothek, S.�39; Paust, Albert: Die 
Übertragung der Reichsbibliothek von 1848 an die Deutsche Bücherei, in: BBl.�105 
(1938), Nr.�131 vom 9.6.1938, S.�463�f. Auf den »historischen Nimbus« der Reichs-
bibliothek von 1848 verwies auch Kunze, Buchgefährten, S.�169. Georg Leyh hielt 
in diesem Zusammenhang fest: »Vergebens bemühte man sich später, eine Brücke 
zu schlagen von der Deutschen Bücherei von 1913 zurück zu dem ohnmächtigen 
Versuch des Jahres 1848. Es fehlte jeder innere Zusammenhang.« Leyh, Geschichte, 
S.�164. Auf einem anlässlich der 25-Jahr-Feier der DB 1938 im Vestibül der Bücherei 
aufgestellten Gedenkstein für die »Wegbereiter und die Gründer« der DB wurden 
Hahn und Plath zusammen mit Althoff, Ehlermann, Siegismund, Albert Brockhaus, 
Arthur Meiner, Max Otto Schroeder und Rudolf Dittrich aufgeführt. Vgl. Die 
25-Jahr-Feier in der Deutschen Bücherei, in: Neue Leipziger Zeitung, Nr.�136 vom 
16.5.1938, S.�2.

38 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�229; Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, 
S.�22; Ausschnitt aus dem Protokoll der Vorstandssitzung des BV, 29.1.1913, SStAL, 
21765/66, Bl.�391-393, hier Bl.�392; Protokoll der 4. Sitzung des GA der DB vom 
18.3.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�23-47, hier Bl.�41.

39 Vgl. »Die Stelle des Direktors der neuen Deutschen Bücherei […]«, in: ZfB 29 
(1912), Heft 11, S.�522.
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Begeisterung für das neue Unternehmen sein«.40 Von den insgesamt zwölf Be-
werbern entschied sich der Geschäftsführende Ausschuss am 25. Januar 1913 für 
den erst 35-jährigen Gustav Wahl, der bis dahin an der Senckenbergischen Bi-
bliothek in Frankfurt am Main gewirkt hatte.41 Siegismund gefiel an Wahl, dass 
dieser »offenherzig bemängelt habe, dass dem Direktor im Geschäftsführenden 
Ausschuss und Verwaltungsrat kein vollberechtigter Sitz mit entscheidender 
Stimme eingeräumt sei«. Siegismund habe Wahl jedoch beruhigt und einge-
räumt, »dass der Direktor als erster Beamter der Bücherei selbstverständlich zu 
allen Sitzungen mit beratender Stimme zugezogen werden müsse und als solcher 
seinen Einfluss auf die Entscheidungen geltend machen könne«.42 Ein vor dem 
Hintergrund der nun folgenden Ausführungen recht pikantes Detail.

Wahl, der seine Tätigkeit am 15. Mai 1913 aufnahm, trat unter den denkbar 
ungünstigsten Bedingungen an. Er verfügte praktisch über kein Personal, jeg liche 
Ordnungen und Grundsätze für die von ihm neu aufzubauende Sammlung fehl-

40 Siegismund an Fritz Milkau (Direktor der Königlichen UB Breslau), 17.12.1912, 
StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�3, Bl.�107-108. Vgl. auch Protokoll der 1. Sitzung des 
GA der DB vom 4.11.1912, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�1-19, hier Bl.�15R.

41 Hinweise auf die insgesamt zwölf Bewerber für das Direktorenamt finden sich in 
Schreiben von Paalzow an den Syndikus des BV (Alexander Orth, Leipzig), 
17.12.1912, SStAL, 21765/65, Bl.�172; Orth an Paalzow, 19.12.1912, ebd., Bl.�173. 
Gustav Wahl (1877-1947) studierte Philologie, Philosophie und Rechtswissenschaf-
ten in Freiburg, Berlin und Heidelberg und absolvierte von 1902 bis 1904 ein Vo-
lontariat an der UB Heidelberg. Von 1907 bis 1913 war er Vorstand der Sencken-
bergischen Bibliothek in Frankfurt am Main, von wo er im Mai 1913 an die DB 
wechselte. Nach heftigen Auseinandersetzungen mit Siegismund legte Wahl sein 
Amt Ende 1916 nieder und wechselte an die Bibliothek des Reichsgerichts in Leip-
zig. Im Oktober 1917 wurde er nach Hamburg berufen, wo er die Leitung der Ham-
burgischen Stadtbibliothek, die 1921 in die Staats- und Universitätsbibliothek um-
gewandelt wurde, übernahm, der er bis Ende 1942 vorstand. Vgl. Voigt, Helmut: 
Leipzig – Hamburg – Dresden. Zum Rücktritt Gustav Wahls von der Leitung der 
Deutschen Bücherei Leipzig 1916 und zu seiner beabsichtigten Berufung an die 
Spitze der Sächsischen Landesbibliothek Dresden 1920, in: Weigel, Harald (Hg.): 
Festschrift für Horst Gronemeyer zum 60. Geburtstag, Herzberg 1993, S.�775-800; 
Deutsche Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig. Ur-
kunden und Beiträge zu ihrer Begründung und Entwicklung (10. Ausgabe), Leipzig 
1915, S.�48; Habermann, Alexandra, Rainer Klemmt u. Frauke Siefkes: Lexikon 
deutscher wissenschaftlicher Bibliothekare 1925-1980, Frankfurt am Main 1985, 
S.�368�f.; Kesting, Maria: »Im Ganzen  … Sehr erwünscht«. NS-Raubgut in der 
Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky, Vortrag Ham-
burg 2012, S.�1-16, hier S.�2�f. (https://opus4.kobv.de/opus4-bib-info/frontdoor/in-
dex/index/docId/1181, eingesehen am 2.1.2014).

42 Vgl. Protokoll die 3. Sitzung des GA der DB vom 25.1.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bl.�5-17, hier Bl.�7, 10�f. Vgl. auch Fleischhack, Jahresberichten, S.�573.
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ten ebenso wie ein Bibliotheksgebäude. 
In einer internen Besprechung des Bör-
senvereins war daher bereits im Okto-
ber 1912 festgelegt worden, dass sich die 
Tätigkeit im Buchhändlerhaus vorerst 
nur auf das Sammeln erstrecken sollte 
und eine Benutzung durch das Publi-
kum bis zur Vollendung des Neubaus 
ausgeschlossen sei. Ebenso wie sich 
Wahl und seine Mitarbeiter vorerst jeg-
licher bibliographischen Arbeit zu ent-
halten hatten, sollte die Frage der Kata-
logisierung erst in Angriff genommen 
werden, wenn die beiden Bibliothekare 
des Geschäftsführenden Ausschusses 
den richtigen Zeitpunkt hierfür gekom-
men hielten.43 Wahls Möglichkeiten 
waren also weitgehend eingeschränkt, 
was ihn schnell verdross. In seinen Be-
richten kam das Provisorische seiner 
Tätigkeit und der ihm im Buchhändler-
haus zur Verfügung gestellten Räum-
lichkeiten daher bald immer deutlicher 
zum Ausdruck.44 Die »Zerstückelung« 

der Bibliothek über drei Häuser, mit drei verschiedenen Zugängen ohne Telefon-
verbindung untereinander, offenbarte das grundlegende Dilemma.45 Diese Ar-
beitsbedingungen stellten für Wahl eine enorme psychische Belastung dar, zumal 
er von Siegismund »immer und immer wieder getrieben« wurde, sein organisa-
torisches Geschick unter Beweis zu stellen.46 Allein der Umstand, dass die Kata-
loge infolge des Fehlens geeigneter Schränke zunächst in Pappschachteln unter-
gebracht wurden, und die Büchereingänge bald derartige Ausmaße annahmen, 
dass man gezwungen war, diese im Haus aufzustapeln, deutet an, unter welchen 

43 Vgl. Protokoll der Vorbesprechung zu einer ersten Sitzung des GA der DB am 
28.10.1912, S.�6�f., SStAL, 21765/61, unp.

44 Vgl. etwa Dritter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1915, Leipzig 1916, S.�6; 
Vierter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1916, Leipzig 1917, S.�6�f.

45 Vgl. Wahl an OBM Dittrich, 26.4.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�6, Bl.�48-79. 
Siehe auch Erster Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1913, Leipzig 1914, S.�30�f.

46 Siegismund an OBM Dittrich, 13.6.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�3, Bl.�285�f.

Abb. 2: Der erste Direktor der Deut-
schen Bücherei Gustav Wahl 
(1877-1947)
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Bedingungen Wahl und seine Kollegen arbeiteten.47 Hinzu kam, dass sich Wahls 
Vorstellungen über das für die DB notwendig anzustellende Bibliothekspersonal 
grundsätzlich von denen Siegismunds unterschieden, der sich dabei in erster Li-
nie vom Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit leiten ließ.48 Während Wahl wie-
derholt auf die Einstellung von neuem Personal drängte, beharrte Siegismund auf 
einer Senkung der Kosten, was durch die »Anstellung von möglichst wenig Per-
sonal und Ausnutzung der Arbeitskraft der vorhandenen Beamten bis an die 
Grenze des Mög lichen« erreicht werden sollte.49 

Dies hatte zur Folge, dass die Mitarbeiter der DB binnen kurzem unter »der 
Überlast der Arbeit und dem gesteigerten Tempo ihrer Bewältigung« litten und 
an sie »große, oft über die vorgesehene Arbeitszeit hinausgehende Anforderun-
gen gestellt« wurden.50 Der Bibliothekar Otto Lerche wies im September 1916 
darauf hin, dass er allein in den letzten drei Monaten mehr als 195 Überstunden 
geleistet habe.51 Hinzu kam eine Dienstzeit von 48 Wochenstunden im Vergleich 
zu den bei anderen Bibliotheken üblichen 39 bzw. 42 Wochenstunden.52 Dies 

47 Vgl. Protokoll der 4. Sitzung des GA der DB vom 18.3.1913, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�23-47, hier Bl.�43. Bei etwa 800 in der Woche eingehenden Büchern, die 
infolge Regalmangels auch im Dachgeschoss des Buchhändlerhauses in großen Mas-
sen aufgestapelt wurden, ergaben sich sogar ernsthafte Bedenken hinsichtlich der 
Tragfähigkeit der Decken. Vgl. Alexander Orth (Geschäftsstelle des BV, Leipzig) an 
die DB, 25.8.1915, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�54, Bl.�20; Abschrift eines Schreibens 
der Architekten Schmidt & Johlige (Leipzig) an die Geschäftsstelle des BV, 24.8.1915, 
ebd., Bl.�21. Der Hinweis auf den Eingang von etwa 800 Büchern pro Woche findet 
sich im Protokoll der 12. Sitzung des GA der DB vom 25.6.1914, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�58-92, hier Bl.�60, 68.

48 Stellenausschreibungen für die DB wurden u.�a. im ZfB und im Literarischen Zen-
tralblatt veröffentlicht. Vgl. Vermerk von Wahl, 20.8.1914, ADNBL, Abt. IV, Nr.�8, 
Bl.�11-19.

49 Schreiben von Paalzow an PK, 15.5.1915, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, 
Bd.�2, unp.

50 Eingabe der Büchereigehilfen (Rudolf Baumstark, Otto Biehler, Arno Franke, Rein-
hard Friedrichs, Hugo Gamradt, Karl Goschup, Carl Schmidt, Eduard Strehling ?, 
Eduard Taubmann, G. Wolfshagen, Bruno Witt, Martin Zumpe, Berthold Kauf-
mann, Erich Scheithauer, Hermann Pfahl) an OBM Dittrich, 12.8.1916, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�161-167. Vgl. zudem Protokoll der 14. Sitzung 
des GA der DB vom 26.9.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�8-25, hier Bl.�20.

51 Vgl. Vermerk Lerches, 22.9.1916, ADNBL, PA Otto Lerche (geb. 16.12.1885), 
Bl.�69R.

52 So kündigte bspw. die seit Februar 1914 als Hilfssekretärin in der DB beschäftigte 
Margarethe Fasquel ihre Stelle im August 1915, »da die hohe Zahl von 48 Wochen-
stunden für sie zu anstrengend« war. Wahl an Boysen, Paalzow und Siegismund, 
4.6.1915, ADNBL, Abt. IV, Nr.�6, Bl.�26-27. Der am 8.2.1916 eingestellte Hilfsarbei-
ter Dr. Emil Schöbel, gab seine Arbeit bereits nach einer Woche wieder auf, »da er 
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sprach sich in Bibliothekskreisen herum und führte dazu, dass stellungssuchende 
Bibliotheksanwärterinnen wenig Neigung verspürten, nach Leipzig zu wech-
seln. Im September 1916 appellierte Wahl daher an Siegismund, die Anforderun-
gen zu reduzieren, da man sonst nicht mehr mit qualifizierten Kräften rechnen 
könne. »Die Deutsche Bücherei sei schon geradezu auf die schwarze Liste der 
Vereinigung der bibliothekarisch arbeitenden Frauen gesetzt.«53 Wie das Mit-
glied des Geschäftsführenden Ausschusses Paalzow 1917 zum Ausdruck brachte, 
war unter den in Berlin diplomierten Damen »ziemlich allgemein die Ansicht 
verbreitet, dass die Sekretärinnen und Hilfsarbeiterinnen der Deutschen Büche-
rei mit Arbeit überbürdet« und »die Verhältnisse im allgemeinen so« seien, dass 
die meisten der dort Beschäftigten froh wären, »wenn sie mit gutem Winde wie-
der fort« kämen.54 Obwohl das Verhältnis der Beamtenzahl und der geleisteten 
Arbeit an der DB im Vergleich zur Königlichen Bibliothek klar zu Ungunsten 
der Leipziger Anstalt ausfiel, änderte sich in den folgenden Jahren nur wenig.55 
Der fortwährende Personalmangel und die daraus resultierenden hohen Anfor-
derungen an die Belegschaft der Deutschen Bücherei sollten daher wiederholt 
Anlass für Querelen geben, worauf noch zurückzukommen ist.56 

Die Grundlage für die Erwerbungspolitik der Deutschen Bücherei markierten 
sogenannte Sammlungsgrundsätze, die vom Mitglied ihres Geschäftsführenden 
Ausschusses Hans Paalzow unter Mitarbeit von Wahl ausgearbeitet und am 
9. September 1913 im Börsenblatt veröffentlicht wurden.57 Die Sammlung er-

unter der Wucht der auf ihn einstürmenden Arbeit sich den Anforderungen nicht 
gewachsen fühlte, und seine Nerven völlig versagten«. Wahl an den GA (Siegis-
mund), 21.2.1916, ADNBL, PA Gustav Wahl (geb. 25.7.1877), unp.

53 Protokoll der 27. Sitzung des GA der DB vom 23.9.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�2, Bl.�13-23, hier Bl.�15.

54 Paalzow an Otto Lerche (DB), 12.10.1917, ADNBL, Abt. IV, Nr.�6, Bl.�8. Dies war 
auch der Grund, warum mit dem Tag der Einweihung des neuen Bibliotheksgebäu-
des der DB die Dienstzeit der Sekretärinnen von 48 auf 42 Wochenstunden reduziert 
wurde. Vgl. Lerche an Paalzow, 16.10.1917, ebd., Bl.�10; Seemann an die Mitglieder 
des GA und OBM Dittrich, 29.6.1916, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, 
Bl.�155-156; Wahl an OBM Dittrich, 11.7.1916, ebd., Bl.�160.

55 Zu diesem Vergleich zwischen der KB und der DB vgl. Vermerk vermutlich von 
Otto Lerche, 13.2.1917, ADNBL, Abt. IV, Nr.�14, Bl.�7�f.

56 Vgl. Schreiben von Wahl an Seemann, 5.9.1916, ADNBL, Abt. IV, Nr.�14, Bl.�5�f.
57 Vgl. Bekanntmachung [des Börsenvereins über die Sammelgrundsätze der Deut-

schen Bücherei], in: BBl.�80 (1913), Nr.�209 vom 9. September 1913, S.�8945-8950. 
Zur Diskussion der von Paalzow und Boysen entworfenen Sammel- und Katalogi-
sierungsgrundsätze im VR�vgl. Protokoll der 1. Sitzung des VR�der DB vom 9.6.1913, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�2I, unp. Hans Paalzow (1862-1945) studierte von 1880 bis 
1883 Rechts- und Staatswissenschaften in Berlin und Tübingen und wirkte zunächst 
im Justizdienst. Anfang 1889, dem Jahr seiner Promotion, trat er in den Dienst der 
KB in Berlin. Von 1900 bis 1902 wurde er als stellvertretender Direktor an die UB 
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streckte sich auf alle Erscheinungen des deutschen Buchhandels und sämtliche 
Druckschriften, die im Handel erhältlich waren. Die Grundsätze für die Samm-
lung amtlicher Drucksachen legten fest, neben reichsdeutschen auch die in deut-
scher Sprache erschienenen Amtsschriften Liechtensteins, Luxemburgs, Öster-
reichs und der Schweiz vollständig zu erwerben. Neu war die gezielte Sammlung 
von Privatdrucken, also jenen Veröffentlichungen, die außerhalb des Buchhan-
dels erschienen. Sie erstreckte sich auf Publikationen von Erwerbs-, Aktien-, 
Versicherungs- und Verkehrsgesellschaften, Manuskriptdrucke sowie Vereins-
schriften. Die Leitsätze für die Katalogisierung wurden vom zweiten Biblio-
theksvertreter im Geschäftsführenden Ausschuss Karl Boysen entworfen. Sie 
legten fest, die Kataloge in Zettelform anzulegen und gingen davon aus, dass die 
Herstellung der Deutschen Bibliographie künftig durch die Deutsche Bücherei 
erfolgen würde.58

Um die Sammeltätigkeit in Gang zu bringen, konzentrierten sich die Verwal-
tung und der Börsenverein in den ersten Jahren auf großangelegte Werbemaß-
nahmen. In wochenlangen Werbereisen durch Deutschland, Österreich und die 
Schweiz versuchten Siegismund und Meiner in persönlichen Gesprächen mit 
Verlegern und Buchhändlern Zusagen für eine kostenlose und freiwillige Ablie-
ferung der gesamten deutschsprachigen Verlagsproduktion ab dem 1.  Januar 
1913 zu erhalten.59 Flankiert wurden diese Reisen durch einen enormen verwal-
tungstechnischen Aufwand. So wurden allein bis Mai 1914 annähernd 30.000 
Werbeschreiben an einzelne Verleger versandt, welche über die Aufgaben der 
DB informierten und um eine Lieferung der fehlenden Bücher baten.60 Dies  

Marburg versetzt, kehrte jedoch auf eigenen Wunsch an die KB zurück, wo er bis 
1907 zum Abteilungsdirektor aufstieg. In den Jahren 1893, 1898 und 1904 wirkte 
Paalzow auf Betreiben Althoffs zwischenzeitlich im PK und erhielt 1905 den Pro-
fessorentitel. Vgl. undatierter Lebenslauf Paalzows, um 1923, ADNBL, Abt.��V, 
Nr.�16a, unp., lose in Akte liegend; Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�242.

58 Vgl. Bekanntmachung [des Börsenvereins über die Sammelgrundsätze der Deut-
schen Bücherei], in: BBl.�80 (1913), Nr.�209 vom 9. September 1913, S.�8945-8950. 
Zum Aufbau eines Verlegerkatalogs, der im Mai 1913 bereits 15.000 Titel nachwies, 
vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�23�f.

59 Vgl. ebd., S.�22�f.; Paust, Albert: Sammelgebiet und Werbung, in: Die Deutsche Bü-
cherei nach dem ersten Jahrzehnt ihres Bestehens. Rückblicke und Ausblicke, Leip-
zig 1925, S.�58-74, hier S.�65�f. Dabei ging es um »alle mit der Jahreszahl 1913 erschie-
nenen Drucke […] sowie bei mehrbändigen und Lieferungswerken auch [um] die 
früher erschienenen Bände«. Undatiertes Schreiben des BV an die Verleger (»Hoch-
geehrter Herr Kollege!«), SStAL, 21765/59, Bl.�220�f.

60 Vgl. Protokoll der 2. Sitzung des VR�der DB vom 7.5.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I 
(1), Bl.�261-176, hier Bl.�266. Als Beispiel vgl. Monatsbericht der DB für März 1914, 
6.4.1914, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�132-136; Monatsbericht der DB für 
 April 1914, 12.5.1914, ebd., Bl.�137-143.
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zeitigte durchaus Erfolge, denn bis zum Oktober 1913 hatten sich bereits 1.770 
Buchverleger, 1.350 Zeitschriftenverleger, 1.200 Behörden und Körperschaften 
und über 2.000 private Buchdrucker bereit erklärt, der DB ihre Druckschriften 
zuzusenden.61 Ein halbes Jahr später hielt Siegismund befriedigt fest, dass der DB 
inzwischen schätzungsweise 80 Prozent der deutschen Verlagsproduktion zu-
gesagt seien.62 

Auf diese Zusagen konnte man sich allerdings nicht in jedem Fall verlassen. 
So musste Siegismund 1915 einräumen, dass die Freigebigkeit der Verleger letzt-
lich doch nicht den Umfang erreichte, der ursprünglich erhofft worden war. 
Nicht wenige Verleger, die sich zur unentgeltlichen Abgabe ihrer gesamten Pro-
duktion schriftlich verpflichtet hatten, lieferten ihre Verlagserzeugnisse nicht 
mehr ab und einige von ihnen sandten ihre Werke – trotz Mahnung – gar nicht 
erst ein. Allerdings weigerte sich Siegismund vehement, die so entstandenen  

61 Vgl. Schreiben Siegismunds (BV) an Roscher (Sächsisches Innenministerium, Dres-
den), 2.10.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�112-114. Auf 5.000 stiftende Ver-
leger von Büchern und Zeitschriften verweist ein undatiertes Rundschreiben des BV 
mit dem handschriftlichen Vermerk »Schreiben an Verlage, die im Börsenblatt ein 
neues Werk ankündigen«, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�47, Bl.�60.

62 Vgl. Protokoll der 2. Sitzung des VR�der DB vom 7.5.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I 
(1), Bl.�261-176, hier Bl.�266.

Abb. 3: Die ersten Bücher der Deutschen Bücherei (1913)
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Lücken durch Kauf zu schließen. Würde erst publik, dass die DB Bücher kaufe, 
so Siegismund, würden auch die bisher stiftenden Buchhändler nicht mehr kos-
tenlos liefern.63 Daraus ergab sich jedoch ein grundsätzliches Problem, denn da 
die Mittel des Staates und der Stadt Leipzig nicht für Bücherankäufe verwendet 
werden konnten, geriet nun der Börsenverein in die Pflicht, der ja durch Siegis-
munds Zusage mehr als eine nur moralische Verpflichtung übernommen hatte, 
für die kostenlose Lieferung der Bücher zu sorgen.64 Zwar hatte sich inzwischen 
ein beachtlicher Teil der deutschen Verleger als »Schenker« oder doch immerhin 
als »Rabattstifter« erwiesen. Es gab jedoch auch viele Verleger, die als »Schwei-
ger« und »Ablehner« auf die Avancen des Börsenvereins nicht eingingen oder 
ablehnend reagierten.65 Im Ergebnis dessen fehlten Mitte 1915 bereits Bücher im 
Wert von ca. 32.000 Mark, für die der Börsenverein hätte aufkommen müssen.66 
Eine Belastung des Vereinskontos war aber gegenüber seinen Mitgliedern eben 
so wenig zu rechtfertigen, wie die Aussicht, auch zukünftig für die Fehlbeträge 
aufkommen zu müssen. Nach Auffassung Siegismunds musste demnach alles 
versucht werden, um den Ankauf hinauszuschieben, der für ihn den »allerletzten 
Schritt« darstellte.67 Zur Intensivierung der Werbetätigkeit wurde daher ein 
eigenes Werbeamt unter der Leitung des Buchhändlers Eckard Klostermann ein-
gerichtet, der die Verhandlungen mit den säumigen Verlegern forcieren sollte.68 

63 Von den Mitgliedern des VR�wurde im April 1915 die »Undurchsichtigkeit des 
Etats« der DB bemängelt, aus dem einzelne Positionen und ihr Verwendungszweck 
nicht klar ersichtlich seien. Siegismund erklärte daraufhin, dass dies beabsichtigt sei, 
um »die Buchhändler im unklaren darüber [zu] lassen, wieviel Geld zum Ankauf 
von Büchern verwendet würde«. Wenn bekannt werde, wie hoch dieser Betrag sei, 
sei zu befürchten, dass die Buchhändler ihre Produktion nicht mehr kostenlos lie-
fern würden. Schreiben von Paalzow an PK, 15.5.1915, GStA, I. HA Rep. 76 Vd 
Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp.; Protokoll der 3. Sitzung des VR�der DB vom 30.4.1915, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�1, Bl.�1-11, hier Bl.�9R.

64 Ein Hinweis darauf, dass Mittel des Staates und der Stadt nicht für Bücherkäufe Ver-
wendung finden sollten, findet sich in Bericht Artur Seemanns über »Die Bücher-
käufe für die Deutsche Bücherei«, 15.8.1917 (S.�14), SStAL, 21765/30, unp.

65 Protokoll der 20. Sitzung des GA der DB vom 21.10.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�1, Bl.�265-277, hier Bl.�274; Protokoll der 15. Sitzung des GA der DB vom 
23.2.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�47-62, hier Bl.�52R-53R.

66 Vgl. Protokoll der 18. Sitzung des GA der DB vom 7.6.1915, ebd., Bl.�41-67, hier 
Bl.�56.

67 Vgl. Protokoll der 12. Sitzung des GA der DB vom 25.6.1914, ebd., Bl.�58-92, hier 
Bl.�72.

68 Vgl. Protokoll der 18. Sitzung des GA der DB vom 7.6.1915, ebd., Bl.�41-67, hier 
Bl.�56-64. Ein erster Ergebnisbericht Klostermanns findet sich im Protokoll der 20. 
Sitzung des GA der DB vom 21.10.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�265-277, 
hier Bl.�274.
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Immerhin erhöhte sich dadurch zwischen 1913 und 1918 die Zahl der Stifter von 
1.811 auf 2.822.69

Wie Wahl im Herbst 1915 berichtete, ergaben sich jedoch nicht nur bei der 
Beschaffung der im Handel erhältlichen Buch- und Zeitschriftenliteratur Pro-
bleme. Die Sammeltätigkeit der Deutschen Bücherei erstreckte sich darüber 
 hinaus auf Privatdrucke, die deutschsprachige Auslandsliteratur, Schul- und 
Hochschulschriften, amtliches Schriftgut und beschlagnahmte Literatur. Wie im 
Fall der Auslandliteratur hatte die Beschaffung der Privatdrucke anfangs nur mi-
nimalen Erfolg, weil man sich erst einen Überblick über die in Frage kommen-
den Produzenten verschaffen musste.70 Auch die von der DB anfangs an ver-
schiedenen Orten eingerichteten »Sammelstellen für Privatdrucke«, die durch 
Werbung und lokale Rundfragen Literatur sammelten bzw. deren Lieferungen 
an die Bücherei vermittelten, zeitigten bescheidene Erfolge.71 Solche Probleme 
zeigten sich etwa bei der Sammlung freimaurerischer Schriften. Insbesondere 
hier ergaben sich vielfältige Schwierigkeiten, diese Literatur vollständig zusam-
menzubringen, da viele Logen ihre Veröffentlichungen grundsätzlich »nicht an 
Profane« abgaben.72 Obwohl man sich im Geschäftsführenden Ausschuss da-
rüber im klaren war, dass diese Literatur aufgrund ihres geheimen Charakters 
unter Verschluss zu stellen war, erhielt die DB nur einen sehr beschränkten 
 Zugriff.73 In »Maurer-Kreisen« bestanden erhebliche Bedenken gegen die Ablie-
ferung ihrer Drucksachen an Bibliotheken, weil man dort eine nur mangelhafte 

69 Vgl. Erster Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins 
der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1913, Leipzig 1914, S.�24; Sechster 
Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins der Deut-
schen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1918, Leipzig 1919, S.�11.

70 Vgl. Wahl an Schroeder (Sächsisches Finanzministerium, Dresden), 2.4.1916, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4a, Bl.�30-31, mit anliegendem Bericht auf Bl.�32-36. Siehe 
auch die Ausführungen von Georg Minde-Pouet vor der Hauptversammlung des 
BV. Vgl. Stenographischer Bericht über die ordentliche Hauptversammlung des 
Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig am Sonntag Kantate, den 
18.  Mai 1919, in: Sonderdruck aus BBl. Nr.�143 u. 145, vom 10. u. 12.7.1919, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�164-169, hier Bl.�167.

71 Vgl. Wahl an Rabbiner Josef Nobel (Schneidemühl), 12.11.1914, ADNBL, 151/1 
(Hefter: Freunde der DB, Sammler, etc.), unp.; Schriftwechsel zwischen dem 
Schriftsteller Friedrich Wilhelm Brepohl (Wiesbaden) und der DB, 1914-1916, ebd.

72 Otto Lerche (DB) an Herrn Willing (Braunschweig), 3.1.1917, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�8, Bl.�28; Georg Minde-Pouet an Kommerzienrat Bruno Müller (Bayreuth), 
20.1.1919, ebd., Bl.�57

73 Vgl. Ehlermann an Artur Seemann, 12.12.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, 
Bl.�101; Minde-Pouet vermutlich an Richard Möckel (Leipzig), 20.1.1919, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�8, Bl.�58.
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Geheimhaltung dieser Literatur befürchtete.74 Siegismund, seit langem selbst in 
»höchsten Ordensämtern« wirkend, betonte, er habe mit dem Großmeister der 
Großen Landesloge von Deutschland, Stanislaus Graf Dohna, über dieses Prob-
lem gesprochen, aber keinen Erfolg gehabt. Auch seine Bemühungen in der 
Schweiz seien erfolglos geblieben. Selbst in den Logen würden Druckschriften 
erscheinen, die nicht für alle Mitglieder, sondern nur für bestimmte Grade be-
stimmt seien und nur gegen Revers herausgegeben würden. Siegismund selbst 
verfüge über eine große Freimaurerbibliothek, die er der DB eigentlich testamen-
tarisch übereignen wollte, der genannte Revers verbiete ihm dies jedoch.75 Im 
Hinblick auf die »Sondersammlung freimaurerischer Schriften« blieb die Deut-
sche Bücherei – wie alle übrigen Bibliotheken – also auf Zufälle angewiesen, was 
ihrem Anspruch auf Vollständigkeit widersprach.76

Dem ambitionierten Ziel, die DB zur ersten und einzigen Stelle in Deutsch-
land auszubauen, die alle amtlichen Druckschriften sämtlicher deutschen Bun-
desstaaten, der Schweiz, Österreichs, Luxemburgs und Liechtensteins sammelte, 
stellten sich ebenfalls Hindernisse entgegen.77 So erklärte sich nur ein Teil der 
Reichs- und Länderbehörden bereit, der Deutschen Bücherei die von ihnen he-
rausgegebenen Geschäftsberichte, Verordnungen, Parlamentsdrucksachen sowie 
Amts- und Verordnungsblätter zuzustellen.78 Um die »Sammlung konfiszierter 

74 Otto Lerche (DB) an Bernhard Beyer (Freimaurer-Museum, Großloge »Zur Sonne«, 
Bayreuth), 11.12.1916, ADNBL, Abt. V, Nr.�8, Bl.�26.

75 Vgl. Protokoll der 33. Sitzung des GA der DB vom 20.2.1917, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�2, Bl.�58-63, hier Bl.�58R-59R.

76 Protokoll der 40. Sitzung des GA der DB vom 30.11.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�3, Bl.�110-117, hier Bl.�110R. Auch Wahls Nachfolger als Direktor der DB,  
Georg Minde-Pouet, war Freimaurer. Vgl. ebd. 1925 scheiterte auch der Versuch 
der Gründung einer Freimaurerischen Zentral-Bibliothek in An lehnung an die DB. 
Vgl. Vorschläge des Büchereibeamten Max Romanowski (DB) für den Anschluss 
der geplanten Freimaurerischen Zentral-Bücherei an die DB, 4.8.1925, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�8, Bl.�72-76; Vorschläge der DB bezüglich der Gründung einer freimau-
rerischen Zentralbibliothek in enger Anlehnung an die DB, 9.9.1925, ebd. Bl.�77-79; 
Verein Deutscher Freimaurer (Leipzig) an Heinrich Uhlendahl, 18.12.1925, ebd., 
Bl.�80-81.

77 Vgl. Protokoll der 1. Sitzung des VR�der DB vom 9.6.1913 (S.�10), ADNBL, Abt. III, 
Nr.�2I, unp.

78 Vgl. Freiherr von Salza und Lichtenau (Königlich Sächsische Gesandtschaft, Berlin) 
an Unterstaatssekretär Zimmermann (Ministerium der auswärtigen Angelegenhei-
ten, Berlin), 4.1.1913, BArch Berlin, R�901/38036, unp. Ähnliche Schreiben richtete 
Sachsen auch an Bayern und in die Schweiz. Vgl. Königlich Bayerische Gesandt-
schaft (Berlin) an den Staatssekretär des AA, 30.1.1913, ebd., unp.; Königlich Säch-
sisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten (Dresden) an die Kaiserliche 
Gesandtschaft in Bern, 13.1.1913, ebd., unp. Beispiele für Zusagen finden sich bspw. 
in Preußisches Herrenhaus an den Minister der auswärtigen Angelegenheiten in 
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Bücher« zu gewährleisten, verhandelte Siegismund mit Ministerialbehörden und 
der »Zentralstelle zur Bekämpfung der Schundliteratur« in Berlin, deren Vor-
stand er angehörte.79 Hierbei ging es um solche Werke »anarchischer, sozialer 
oder unzüchtiger Natur«, die nach Paragraph 41 des Strafgesetzbuches der Un-
brauchbarmachung oder Vernichtung anheimfielen.80 Wie man versicherte, 
sollte diese Literatur nur mit Genehmigung des Geschäftsführenden Ausschus-
ses herausgegeben werden.81 Gleichwohl musste man im August 1913 konstatie-
ren, dass sich nur wenige Behörden zu einer Lieferung der von ihnen verbotenen 
Schriften bereit erklärten.82 Die ablehnende Haltung der preußischen Behörden 
ging zum Teil auf ein Gutachten Harnacks zurück, der davon abriet, der Bitte 
der DB zu entsprechen, zumal auch die Königliche Bibliothek keine derartigen 
Schriften erhielt. Zwar bestehe in wissenschaftlicher, politischer und kulturhis-
torischer Hinsicht Interesse, diese Schriften nicht untergehen zu lassen. Da sie 
aber der Öffentlichkeit zu entziehen seien, kämen lediglich die staatlichen Lan-
desbibliotheken für ihre Aufbewahrung in Betracht, so etwa die Königliche Bi-
bliothek. Im Gegensatz zu ihr könne die unter privater Aufsicht stehende Deut-
sche Bücherei nicht die Garantien bieten, die bei der Behandlung der verbotenen 

Berlin, 11.1.1913, ebd., unp.; PK an den Minister der auswärtigen Angelegenheiten 
in Berlin, 23.1.1913, ebd., unp.; Reichskanzler Bethmann Hollweg an den Chef des 
Reichsamtes für die Verwaltung der Reichseisenbahnen, 2.4.1913, R�4201/97, unp. 
Als Beispiel für eine Ablehnung vgl. Königlich Württembergische Gesandtschaft an 
den Staatssekretär des AA, 22.2.1913, BArch Berlin, R�43/2363, Bl.�131�f. Die König-
liche Hof- und Staatsbibliothek in München erklärte sich ebenfalls bereit, die amt-
lichen Drucke, die ihr doppelt zugingen, der DB zu überlassen. Vgl. Protokoll der 
4. Sitzung des GA der DB vom 18.3.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�23-47, hier 
Bl.�36.

79 Vgl. Protokoll der 4. Sitzung des GA der DB vom 18.3.1913, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�23-47, hier Bl.�39; BV an das Ministerium des Kultus und Unterrichts, 
Karlsruhe, 18.6.1913, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, Bl.�382�f.

80 Vgl. Poethe, Lothar: Deutsche Bücherei und Militärzensur im I. Weltkrieg. Das 
Buchprüfungsamt Ober Ost Leipzig 1916-1918, in: Leipziger Jahrbuch zur Buch-
geschichte Bd.�19, Wiesbaden 2010, S.�173-193, hier S.�174�f.; Siegismund an das Kö-
niglich Sächsische Justizministerium, Dresden, 24.4.1913, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, 
Bl.�26; Königliches Staatsministerium des Königlichen Hauses und des Äußern an 
die DB, 20.6.1913, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�6.

81 Protokoll der 5. Sitzung des GA der DB vom 30.4.1913 (S.�20�f.), ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, unp.

82 Vgl. Königlich Sächsisches Justizministerium, Dresden, an BV, 16.6.1913, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�6, Bl.�36�f.; Übersicht über die Entscheidungen auf das Ersuchen um 
Überweisung je eines Exemplars aller nach §�41 des StGB unbrauchbar zu machen-
den Schriften, 13.8.1913, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�1�f.; Justizminister (Berlin) an 
PK, 18.8.1913, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, Bl.�377; Protokoll der 
7. Sitzung des GA der DB, 12.12.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�9-29, hier Bl.�12�f.
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Literatur gefordert werden müssten. Zwar strebe die DB nach ihrem Sammelplan 
auf »wirkliche Vollständigkeit«, aber es würde »die ihr gesetzten Grenzen über-
schreiten«, wenn sie auch die verbotenen Schriften aufnehme. Die DB sei ein 
 Archiv des deutschen Buchhandels, also jener Schriften, »die dem deutschen Pu-
blikum oder mindestens einem Teil desselben wirklich zugänglich gemacht wor-
den« seien.83 

Allerdings machten sich nicht alle Vertreter der preußischen Ministerialver-
waltung diese Auffassung Harnacks zu eigen. Es gab Justizbehörden, die dem 
Vorstand des Börsenvereins schon seit längerem Urteile gegen literarische Werke 
übermittelten, um feststellen zu können, ob es sich bei den betreffenden Verle-
gern um Mitglieder des Börsenvereins handelte und entsprechende Maßnahmen 
zu treffen waren. Wie Siegismund 1914 vertraulich mitteilte, gingen dabei auch 
immer wieder Exemplare der betreffenden verbotenen Druckschriften beim 
Börsenverein ein, welche dieser ›stillschweigend‹ in den Bestand der DB über-
führte.84 Im Jahr 1916 erklärte sich zudem auch die österreichische Regierung 
bereit, der Deutschen Bücherei konfiszierte und verbotene Schriften zu überwei-
sen.85 Während des Kriegs gewann diese Sammlung besondere Bedeutung, da die 
Militär- und Polizeibehörden angesichts der ›Bedrohung der Sicherheit des Rei-
ches‹ zahlreiche Verbote unliebsamer Druckschriften erließen, die in Listen so-

83 Beirat für Bibliotheksangelegenheiten (Harnack) an PK, 29.7.1913, GStA, I. HA 
Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, Bl.�378�f. Der ablehnenden Meinung des Justizmi-
nisters und des Bibliotheksrates schloss sich schließlich auch der PK an. Vgl. 
Schreiben des PK an den Minister der auswärtigen Angelegenheiten, 3.9.1913, ebd., 
Bl.�384. Dass auch die KB keine verbotenen Schriften erhielt, geht hervor aus Pro-
tokoll der 7. Sitzung des GA der DB, 12.12.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�9-29, 
hier Bl.�12.

84 Vgl. Protokoll der 9. Sitzung des GA der DB vom 28.2.1914, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�9-32, hier Bl.�30�f.; Protokoll der 2. Sitzung des VR�der DB vom 7.5.1914, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�2I (1), Bl.�261-276, hier Bl.�266R-267. Da im Börsenblatt im-
mer wieder verstreute Notizen über Bücher- und Zeitschriftenverbote erschien, gab 
der Börsenverein 1914 ein Verzeichnis heraus, das den Buchhändlern eine »Orien-
tierung auf diesem Gebiete und damit eine gewisse Sicherung sowohl gegenüber sei-
nen Kunden, als auch gegenüber dem Gesetz« geben sollte. Verzeichnis der verbo-
tenen Bücher und Zeitschriften 1903 bis Ende März 1914 (als Manuskript gedruckt), 
Leipzig 1914, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, unp.

85 Vgl. Protokoll der 23. Sitzung des GA der DB vom 8.4.1916, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�1, Bl.�290-308, hier Bl.�305R; Fünfter Bericht über die Verwaltung der 
Deutschen Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im 
Jahre 1917, Leipzig 1918, S.�8. Gleichwohl gab es vor allem während des Krieges im-
mer wieder Probleme bei der Zusendung geheim zu haltender Schriften. Vgl. etwa 
Schreiben der Königlich Sächsischen Gesandtschaft (Berlin) an den Königlichen 
Staatsminister für die auswärtigen Angelegenheiten (Dresden), 22.2.1918 u. 12.5.1918, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�94R, 95.
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genannter ›Schundliteratur‹ im Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel ver-
öffentlicht wurden.86 Auf diese Weise entstand bereits unter dem Direktorat 
Wahls in der Deutschen Bücherei eine »Sammlung der verbotenen Bücher«, was 
nicht nur in der Königlichen Bibliothek in Berlin, sondern auch in der Presse 
aufmerksam zur Kenntnis genommen wurde.87

Neben dem Bestandaufbau spielte in den ersten Jahren die Errichtung des  
Bibliotheks- und Verwaltungsgebäudes die entscheidende Rolle. Alle Beteiligten 
waren von dem Bewusstsein durchdrungen, dass mit dem Neubau etwas »Mus-
tergültiges« geschaffen werden sollte. Im Südosten Leipzigs, zwischen dem 
neuen Johannisfriedhof (heute Friedenspark) und der Reitzenhainer Straße 
(heute Prager Straße), in unmittelbarer Nähe zur damaligen Taubstummenan-
stalt (heute Sächsische Landesschule für Hörgeschädigte), hatte der Rat der Stadt 
unentgeltlich ein Areal von 12.500 qm zur Verfügung gestellt.88 Der Börsenver-
ein legte angesichts der nationalen Bedeutung und des »deutschvölkischen Cha-
rakters« der DB besonderen Wert darauf, die Grundsteinlegung für ihren Neu-
bau unmittelbar im Anschluss an die für 18.  Oktober 1913 vorgesehene 
Einweihung des Völkerschlachtdenkmals durchzuführen.89 Denn die Teilnahme 
Kaiser Wilhelms II. an der Einweihung eröffnete die Möglichkeit, diesen auch 
für eine Teilnahme an der Grundsteinlegung zu gewinnen. Diese kaiserliche 
Gunstbezeugung hätte einen enormen Prestigegewinn für die DB bedeutet und 
den noch in Berlin bestehenden »Gegenströmungen« einen herben Dämpfer ver-
setzt.90 Darüber hinaus versprach man sich von einer »Bezeigung des Kaiser -
lichen Interesses« positive Wirkungen auf jene patriotisch gesinnten Verleger, 

86 Verbotene Druckschriften, in: BBl.�83 (1916), Nr.�80 vom. 6.4.1916, S.�397-401. Vgl. 
zudem Schreiben des Polizeiamts der Stadt Leipzig (Presseabteilung) vermutlich an 
die DB, 22.6.1917, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�89�f. Die Sekretierung von Druck-
schriften, die während des Ersten Weltkrieges aus politischen Gründen beschlag-
nahmt wurden und daher der Geheimhaltung unterlagen, wurde mit dem Ende des 
Krieges im November 1918 aufgehoben. Vgl. Georg Minde-Pouet an den Vorstand 
der Bibliothek des AA, Johannes Sass, 28.11.1918, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�97; 
Sass an Minde-Pouet, 11.12.1918, ebd., Bl.�98.

87 Eine Sammlung der verbotenen Bücher. Ausschnitt aus der Vossischen Zeitung 
Nr.�86 vom 16.2.1916, SStAL, 21765/20, Bl.�31. 

88 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�25; Krieger, Waldemar u. Gottfried 
Rost: Das Gebäude der Deutschen Bücherei und seine technischen Einrichtungen, 
in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum fünfzigjährigen Bestehen der 
Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�259-270, hier S.�260.

89 Immediatschreiben des BV (gez. Karl Siegismund) an Wilhelm II. (»Allerdurch-
lauchtigster Grossmächtigster Kaiser und König, Allergnädigster Kaiser, König und 
Herr!«), 8.5.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�3, Bl.�222�f.

90 Vgl. OBM Dittrich an Siegismund, 5.5.1913, ADNBL, Abt. I, Nr.�2 (Akte Grund-
steinlegung, E. Mohrmann), unp.
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die sich einer kostenlosen Lieferung ihrer Verlagsproduktion noch enthielten.91 
Die offizielle Einbindung der Grundsteinlegung in die Säkularfeierlichkeiten der 
Völkerschlacht bot obendrein die Möglichkeit, der DB eine weitere historische 
Legitimation zu verschaffen, indem man »eine direkte Entwicklungslinie« von 
den Freiheitskämpfen 1813 über die Reichsgründung von 1871 bis zu der am 
3. Oktober 1912 gegründeten Deutschen Bücherei zog.92 Dabei postulierte man 
eine den Deutschen innewohnende »›Übereinstimmung zwischen dem Leben 
des deutschen Volkes und seiner Literatur‹«, der es bisher immer noch an einer 
nationalen Heimstatt fehlte. Aus Anlass der Weihe des Völkerschlachtdenkmals 
wolle sich daher auch der deutsche Buchhandel opferbereit zeigen und seinem 
Dank an jene Zeit Ausdruck verleihen, indem er dem »Erinnerungszeichen« an 
die Befreiungskriege mit der Deutschen Bücherei »ein Denkmal deutscher Geis-
tesmacht und deutschen Gelehrtenfleißes« an die Seite stelle:93

»Und als dann in nie geahnter Herrlichkeit das Deutsche Reich entstand, da 
hoffte man, dass auch die Zeit gekommen, um mit Werken des Friedens die 
Errungenschaften des Krieges zu krönen. Ein solches Werk des Friedens, dass 
dem deutschen Gedanken von 1813 den Sieg über alle Uneinigkeit und Unent-
schlossenheit der deutschen Stämme und ihrer Fürsten errang, lebendigen und 
sichtbaren Ausdruck geben soll, ist auch die Deutsche Bücherei.«94

Der Wunsch, »Allerhöchst Denselben« für die Grundsteinlegung zu gewinnen, 
schlug jedoch fehl. Vermutlich auf Anregung Reichskanzlers v. Bethmann 
Hollweg erklärte Wilhelm II. »auf das Bestimmteste, an dieser Feierlichkeit 
nicht teilnehmen zu wollen«.95 Im Börsenverein verständigte man sich daher 
darauf, der Feier ein genuin sächsisches Gepräge zu geben und warb intensiv 
um die Gunst des Sächsischen Königs Friedrich August III., auf dessen Wunsch 

91 Graf Vitzthum von Eckstädt (Königlich Sächsisches Ministerium der auswärtigen 
Angelegenheiten, Dresden) an Bethmann Hollweg (»Lieber Theobald!«), 24.5.1913, 
R�43/2363, Bl.�139�f.

92 Fernau/Poethe, Gründung, S.�291.
93 Ebd., S.�291�f. Vgl. zudem Erster Bericht über die Verwaltung der DB, S.�14.
94 Die Grundsteinlegung zur Deutschen Bücherei, in: BBl.�80 (1913), Nr.�246 vom 

22.10.1913, S.�11061-11064, 11133.
95 Königliches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten (Berlin) an den PK, 

24.5.1913, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�1, Bl.�349; Schreiben des Kö-
niglich Sächsischen Ministeriums des Innern (Minister Vitzthum) an Siegismund, 
26.8.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�39. Zur ablehnenden Haltung Beth-
mann Hollwegs vgl. OBM Dittrich an Siegismund, 16.7.1913, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�3, Bl.�305�f.; OBM Dittrich an Siegismund, 24.7.1913, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�4, Bl.�34�f.
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die Grundsteinlegung sogar auf den 19. Oktober 1913 verschoben wurde.96 Die 
glanzvolle Feier stand der »pompösen Deutschtümelei« der Einweihung des 
Völkerschlachtdenkmals in nichts nach.97 An ihr nahmen neben Friedrich Au-
gust Minister und Vertreter der Königlich Sächsischen Regierung, der beiden 
Kammern des Sächsischen Landtags, der Reichs- und Bundesregierungen, der 
Stadt Leipzig, des deutschen Buchhandels, des Bibliothekswesens und zahlrei-
che Ehrengäste und Förderer der Deutschen Bücherei teil.98 Die illustre Liste 
der Teilnehmer macht deutlich, dass die Geschicke der Deutschen Bücherei – 
ebenso wie die Wissenschaftspolitik im Kaiserreich – von einem »Netzwerk 
geheimrätlicher Exzellenzen« aus Wissenschaft, Staat und Wirtschaft gesteuert 
wurde, das unter dem »Signum gemeinsamer nationaler Verantwortung« ko-
operierte und über die Weimarer Republik hinaus lange Schatten bis in die 
frühe NS-Zeit warf.99

Das Bauprogramm für die DB lag zunächst in den Händen des renommierten 
Dresdener Architekten und Leiters der sächsischen Hochbauverwaltung Ed-
mund Waldow. Der Baustil des inzwischen Siebzigjährigen stieß jedoch nicht 
überall auf Gegenliebe. So erregte man sich nicht nur im Geschäftsführenden 
Ausschuss über die »unmöglichen und etwas sehr antiquierten Pläne«, die Wal-
dow vorlegte.100 Der Leipziger Verlagsbuchhändler Felix Meiner unterrichtete 
Wahl darüber, dass das »einmütige Urteil« über den von Waldow zuletzt ent-
worfenen Neubau des Landesgerichts in Dresden »geradezu vernichtend« aus-
gefallen sei. Der Bau sei »unpraktisch, dunkel und unakustisch«, und daher täte 
man unbedingt gut daran, »noch eine deutsche Konkurrenz« für den Bau der 

96 Vermerk Siegismunds, 5.9.1913, SStAL, 21765/59, Bl.�242; Königlich Sächsische 
Kreishauptmannschaft, Leipzig (Kreishauptmann von Burgsdorff) an OBM Ditt-
rich, 13.9.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�96.

97 Illies, Florian: 1913. Der Sommer des Jahrhunderts, Frankfurt am Main 2012, 
S.�239. Vgl. allgemein Schuhmann, Klaus (Hg.): Literaten kontra Patrioten. Das 
kulturelle Leipzig im Gedenkjahr 1913. Ein dokumentarisches Memorial, Leipzig 
2013, S.�302-339. 

98 Korrespondenzblatt des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig, 
23.9.1913, ADNBL, Abt. I, Nr.�2, unp. (Akte Einladungen, Zusagen, Absagen). 
Eine Liste der Anwesenden bei der Feier der Grundsteinlegung der DB findet sich 
ebd. Zum Verlauf der Feier vgl. Die Grundsteinlegung zur Deutschen Bücherei, in: 
BBl.�80 (1913), Nr.�246 vom 22.10.1913, S.�11061-11064, 11133. Vgl. auch [Grund-
steinlegung der Deutschen Bücherei] Leipzig, in: ZfB 30 (1913), Heft 11, S.�516.

99 Vom Bruch, Rüdiger: Von der »Not« zur »Allianz«. Die DFG als Forschungsge-
genstand und Institution, in: Orth, Karin u. Willi Oberkrome (Hg.): Die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft 1920-1970. Forschungsförderung im Spannungsfeld von 
Wissenschaft und Politik, Stuttgart 2010, S.�41-52, hier S.�47.

100 Arthur Meiner an Ehlermann, 13.12.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4 (Akte Ge-
schäftsführender Ausschuss, allg. Schriftwechsel Meiner-Ehlermann), Bl.�178-180.
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Deutschen Bücherei zu gewinnen.101 Zudem zeigte sich, dass der ursprünglich 
vorgesehene Bauplatz keineswegs den Anforderungen an das neue Gebäude ent-
sprach. Im Kreis der Stadtverordneten Leipzigs mehrten sich Stimmen, die sich 
für eine Verlegung »an die Straße des 18. Oktober, die zukünftige via triumpha-
lis« der Messestadt aussprachen, um den monumental-repräsentativen Charakter 
des Baues besser zur Geltung zu bringen.102 Auch wenn die Verlegung des Bau-
platzes an den ovalen Platz der Straße des 18. Oktober – den heutigen Deutschen 
Platz – für die Stadt »ein um das Doppelte erhöhtes [finanzielles] Opfer« bedeu-
tete und sich der Baubeginn dadurch um sechs Monate verzögerte, erklärten sich 
die Stadtverordneten einverstanden.103 Für die finanzstarke Kommune waren die 

101 Felix Meiner (Verlagsbuchhandlung, Leipzig) an Gustav Wahl (DB), 4.6.1913, 
SStAL, 21765/58, Bl.�93. 

102 BV (Siegismund) an den Rat der Stadt Leipzig, 27.1.1914, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�4, Bl.�303; Schroeder (Königlich Sächsisches Finanzministerium, Dresden) an 
OBM Dittrich, 10.2.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�4 (Akte Geschäftsführender Aus-
schuss, Schriftwechsel Meiner-Ehlerman), Bl.�265. Besorgten Stimmen wegen des 
unlängst unter des Königs Augen verlegten Grundsteins wurde entgegengehalten, 
dass »wandernde Grundsteine« in Leipzig nichts Ungewöhnliches seien. »So sei 
für die Lutherkirche der Grundstein dreimal verlegt worden, ebenso der zum Völ-
kerschlachtdenkmal zweimal, einer sogar so, dass man ihn s. Zt. nicht wiederge-
funden habe«. Protokoll der 2. Sitzung des VR�der DB vom 7.5.1914, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�2I (1), Bl.�261-276, hier Bl.�263R. Vgl. auch Krieger/Rost, Gebäude, S.�60.

103 OBM Dittrich an die Stadtverordneten und den Hochbau- und Tiefbauausschuss 
(Dr. Rothe) betr. Änderung des Bebauungsplanes Leipzig-Reudnitz-Südwest, 
Neureudnitz usw., 6.9.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�242; Auszug aus der 
Plenarsitzung der Stadtverordneten zu Leipzig, 1.10.1913, ebd., Bl.�245�f.; OBM 
Dittrich an Siegismund, 22.10.1913, ebd., Bl.�141�f.; Sitzungsniederschrift OBM 

Abb. 4: Entwurf Edmund Waldows für den Bau der Deutschen Bücherei 1913
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Zusatzkosten allerdings nicht zu unterschätzen, denn abgesehen davon, dass sich 
ihre Aufwendungen für den Bau um 250.000 Mark deutlich erhöhten, musste die 
Stadt das neue Flurstück erst für 356.240 Mark vom Leipziger St. Johannishos-
pital käuflich erwerben.104 Der mit knapp 17.000 qm deutlich größere Bauplatz 
erforderte zudem eine völlig neue Planung, mit der sich Waldow nur schwer an-
freunden konnte, woraufhin er schließlich frustriert zurücktrat.105 

Dittrichs, Stellungnahme des Stadterweiterungsamtes Leipzig (gez. Strobel), 
27.10.1913, ebd., Bl.�250-252; 28.10.1913, ebd., Bl.�144-146; Niederschrift über die 
Sitzung der Deputation für Bebauungs- und Aufteilungspläne betr. DB, 22.12.1913, 
ebd., Bl.�259�f. Eingabe der Stadtverordneten, Januar 1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�4 
(Akte Geschäftsführender Ausschuss, allg. Schriftwechsel Meiner-Ehlermann), 
Bl.�502-505; Eingabe des Stadterweiterungsamtes (Leipzig), 27.10.1913, ebd., 
Bl.�507-511; Eingabe OMB Dittrichs an die Stadtverordneten betr. Verlegung der 
DB an die Straße des 18. Oktober und Gewährung einer Baubeihilfe, 28.1.1914, 
ebd., Bl.�506; Mitteilungen über die Verhandlungen des ordentlichen Landtags im 
Königreiche Sachsen während der Jahre 1913-1914. Erste Kammer Nr.�I und II und 
1-48 umfassend die Sitzungen vom 14. November 1914 bis mit 19. Mai 1914, Dres-
den 1914, S.�882-886 (46. Sitzung, am 16.5.1914); Deutsche Bücherei. Bericht der 
Finanzdeputation A der Zweiten (Sächsischen) Kammer über Kap.�60 des ordent-
lichen Staatshaushalts-Etats für 1914/15, Landwirtschaft, Handel und Gewerbe im 
allgemeinen (Nr.�452), in: BBl.�81 (1914), Nr.�121 vom 28.5.1914, S.�861-863. – Der 
Platz vor der DB erhielt 1929 die Bezeichnung »Deutscher Platz«. Vgl. Amtliche 
Bekanntmachung, in: Leipziger Neueste Nachrichten, 27.2.1929, ADNBL, Abt. I, 
Nr.�1, Bl.�21R.

104 Vgl. Auszug aus der Plenarsitzung der Stadtverordneten zu Leipzig, 1.7.1914, 
StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�450-551; Vertrag zwischen dem St. Johannishos-
pital zu Leipzig, vertreten durch seinen Aktor, Herrn Bürgermeister Ernst Fried-
rich Roth in Leipzig, der Stadtgemeinde Leipzig, vertreten durch den Rat der Stadt 
Leipzig und dem Börsenverein (beglaubigt durch das Königliche Amtsgericht 
Leipzig, 3.7.1915/13.11.1915, ebd., Bl.�8-11. Vgl. zudem Auszug aus der Öffentli-
chen Sitzung der Stadtverordneten zu Leipzig, 11.2.1914, ebd., Bl.�385; Rat der 
Stadt Leipzig an das Königlich Sächsische Finanzministerium und an den GA der 
DB, 21.2.1914, ebd., Bl.�323. Die Stadtverordneten Leipzigs erklärten sich auch da-
mit einverstanden. Gleichwohl betonte der Sozialdemokrat Otto Kressin, dass es 
seine Fraktion, »herzlich satt habe, immer wieder derartig umfangreiche Summen 
zu bewilligen, denn es würden auch Mittel mit verwendet, die von den am wenigs-
ten Bemittelten aufgebracht werden müssten, und denen von der Bücherei kein 
Nutzen komme«. Auszug aus einem Protokoll der Plenarsitzung der Stadtverord-
neten zu Leipzig am 11.2.1914, ebd., Bl.�321�f.

105 Vgl. Krieger/Rost: Gebäude, S.�260. Siehe auch OBM Dittrich an Waldow (Dres-
den-Neustadt), 3.11.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�147-148; Arthur Mei-
ner an Ehlermann (Dresden), 31.12.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4 (Akte Geschäfts-
führender Ausschuss, allg. SW Meiner-Ehlermann), Bl.�175-176.



119

AUTOKRATIE VS. SELBSTBESTIMMUNG – DAS PROVISORIUM WAHL 

Abb. 5 und 6: Die Erbauer der Deutschen Bücherei Oskar Pusch (Architekt) und  
Karl Julius Baer (Leiter des Neubauamtes Leipzig)

Für die Bauplanung zeichnete fortan der Mitarbeiter Waldows, der 36-jährige 
Oskar Pusch, verantwortlich, dessen moderne Entwürfe wiederholt zu Kompli-
kationen mit seinem Chef geführt, aber im Geschäftsführenden Ausschuss und 
der Community der sächsischen Architekten Gefallen gefunden hatten.106 Zum 
Leiter des Neubauamtes Leipzig avancierte Baurat Karl Julius Baer, dem die bau-
liche Ausführung oblag.107 Die Gesamtplanung auf dem neuen Baugrund war 
für 200 Jahre projektiert und ging von einem jährlichen Zuwachs von etwa 

106 Vgl. Protokoll der 10. Sitzung des GA der DB, 6.3.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bl.�16-23. Trotz seines jungen Alters war Pusch (1877-1970) kein unbeschriebenes 
Blatt. So hatte er beispielsweise Pläne für Schloss Colmar Berg in Luxemburg ent-
worfen. Vgl. Oskar Pusch an Waldemar Krieger (DB) (mit anliegender Darstellung 
Puschs: Wie ich über Herrn Dr. Just zum Baumeister der Deutschen Bücherei 
Leipzig wurde), 10.12.1966, ADNBL, 154/5 (Hefter: Oskar Pusch, Architekt), 
Bl.�263, 258-260. Vgl. auch Langer, Alfred: Künstlerische Schönheit und vollendete 
Zweckmässigkeit: Architektur und künstlerischer Schmuck der Deutschen Büche-
rei, Leipzig 1986, S.�9�f. Im Jahr 1949 äußerte sich Pusch rückblickend allerdings 
kritisch über den von ihm geschaffenen Bau. Vgl. Erinnerungen des Oskar Pusch. 
Wie er zum Architekten der Deutschen Bücherei Leipzig berufen wurde, 4.8.1949, 
ebd., Bl.�326-329.

107 Vgl. Krieger/Rost, Gebäude, S.�260.
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50.000 Bänden aus. Zunächst sollte ein Hauptbau entstehen, dessen Raumbedarf 
für etwa 20 Jahre berechnet war. Die Konzeption der Gesamtanlage erfolgte 
nach den Grundsätzen der Königlichen Bibliothek in Berlin. Es gruppierten sich 
Verwaltungsgebäude und Magazine derartig um einen vom großen Lesesaal ge-
bildeten Mittelpunkt, dass dieser von allen Seiten auf kürzestem Wege erreicht 
werden konnte.108 Der große Lesesaal wurde nach dem Vorbild der im Mai 1911 
eingeweihten Public Library in New York gestaltet.109 Wie realistisch die Pla-
nungen Puschs waren, zeigte sich an seiner Rentabilitätsberechnung, welcher er 
den Besuch von täglich 1.000 Nutzern zugrunde legte. Tatsächlich zählte die 
Deutsche Bücherei im Januar 1930 erstmals über 1.000 Besucher am Tag.110 An-
fang der dreißiger Jahre sollte, so Pusch, ein erster Erweiterungsbau neue Kapa-
zitäten schaffen.111

Die Bauarbeiten begannen nach der am 21. Juli 1914 ohne viel Aufsehen er-
folgten Umbettung des Grundsteins.112 Der Beginn des Ersten Weltkrieges we-
nige Wochen später verzögerte ihre Ausführung jedoch, da Handwerker und 
Arbeiter eingezogen wurden und Baumaterialien fehlten.113 Die kriegsbedingten 

108 Vgl. Neubauamt Deutsche Bücherei: Kostenanschlag mit Baubeschreibung für den 
Bau eines Sammlungs- und Verwaltungsgebäudes für die Deutsche Bücherei in 
Leipzig an der Straße des 18. Oktober, 15.12.1914, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�112, 
Bl.�1-20; 19.-25. Jahresbericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei 1. April  
1931 bis 31. März 1938, Leipzig 1938, S.�140. Baer hatte gemeinsam mit Wahl im 
Frühjahr 1915 eine Studienreise zur Besichtigung verschiedener deutscher und aus-
ländischer Bibliotheken durchgeführt, um Erkenntnisse für die innere Ausstattung 
und Gestaltung des Büchereibetriebes zu gewinnen. Vgl. Baer an Heinrich Uhlen-
dahl betr. Baugeschichte der DB, 26.11.1931, ADNBL, 300/0, Bl.�2-3; Bericht von 
Baer über eine gemeinsam mit Direktor Georg Wahl durchgeführte Studienreise 
zur Besichtigung von Bibliotheken in der Zeit vom 14.2. bis 21.2.1915, 15.3.1915, 
ADNBL, Blaue Akten, Nr.�44, Bl.�7-27; Erinnerungen des Oskar Pusch. Wie er 
zum Architekten der Deutschen Bücherei Leipzig berufen wurde, 4.8.1949, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Oskar Pusch, Architekt), Bl.�326-329.

109 Vgl. Krieger/Rost, Gebäude, S.�262.
110 Vgl. Protokoll der 13. Sitzung des GA der DB vom 21.7.1914, ADNBL, Abt. III, 

Nr.�4, Bl.�46-72, hier Bl.�51; Bericht über die Verwaltung der DB 1929, S.�6.
111 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�140. 
112 Protokoll über die im Anschluss an die Sitzung des GA der DB vollzogenen Ver-

legung des Grundsteins, 21.7.1914, ADNBL, Abt. I, Nr.�2, unp. Vgl. dazu auch 
Fleischhack, Curt: Was nicht in den Jahresberichten der Deutschen Bücherei steht, 
in: BBl.�129 (1962), Nr.�39 vom 25.9.1962, S.�572-576, hier S.�572.

113 Vgl. Protokoll der 14. Sitzung des GA der DB vom 26.9.1914, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�8-25, hier Bl.�11; Bericht von Baurat Baer (Neubauamt, DB) über den 
Neubau der DB im Jahre 1914, 29.12.1914, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�208�f.; 
Bericht über den Neubau der Deutschen Bücherei im Jahre 1914, in: BBl.�82 (1915), 
Nr.�4 vom 7.1.1915, S.�17�f.
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Versorgungsengpässe hatten immer wieder zur Folge, dass auf minderwertige 
Bau- und Ersatzstoffe zurückgegriffen werden musste, was sich langfristig als 
schwere Hypothek erwies und sich noch in den dreißiger Jahren im Bibliotheks-
betrieb störend bemerkbar machte.114 Der im Stil einer »modern entwickelten 
Renaissance« gehaltene, »straff und wuchtig durchgebildete« Bau war nach et-
was mehr als zwei Jahren fertiggestellt.115 Der künstlerischen Gestaltung des Ge-

114 Vgl. Protokoll der 15. Sitzung des GA der DB vom 23.2.1915, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�47-62, hier Bl.�50R-51. Vgl. auch Berichte über die Verwaltung der DB 
1926 (S.�9); 1924 (S.�10); 1929 (S.�19); 1930 (S.�21); Baer, Karl Julius: Das Gebäude 
und sein künstlerischer Schmuck, in: Die Deutsche Bücherei nach dem ersten Jahr-
zehnt ihres Bestehens. Rückblicke und Ausblicke, Leipzig 1925, S.�36-57, hier 
S.�48-50. Zur Beschlagnahmung des kriegswichtigen Kupfers bei den Leipziger 
Elektrizitätswerken durch das Kriegsministerium während des Ersten Weltkrieges 
vgl. Schwarz, Peter: Das tausendjährige Leipzig. Bd.�3: Vom Beginn des 20. Jahr-
hunderts bis zur Gegenwart, Leipzig 2015, S.�12; Rat der Stadt Leipzig an Baulei-
tung der DB, 12.5.1915, SStAL, 21765/20, Bl.�102. Mitte 1918 musste die DB im 
Zuge einer von den Behörden verfügten Metallbeschlagnahmung alle Türklinken 
abliefern, die durch solche aus Horn ersetzt wurden. Vgl. Protokoll der 45. Sitzung 
des GA der DB vom 14.7.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�3, Bl.�385-388, hier 
Bl.�387.

115 Neubauamt DB: Kostenanschlag mit Baubeschreibung für den Bau eines Samm-
lungs- und Verwaltungsgebäudes für die Deutsche Bücherei in Leipzig an der 
Straße des 18. Oktober, 15.12.1914, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�112, Bl.�1-20. Zur 
am 30.4.1915 vollzogenen Schlusssteinlegung vgl. Mohrmann, Ernst: Die Schluss-

Abb. 7: Der Neubau der Deutschen Bücherei 1915
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bäudes wurde besondere Beachtung geschenkt.116 So sollte nicht nur der Außen-
schmuck Bezug auf das gesamte deutsche Geistesleben nehmen, auch für den 
Innenbereich erhob man höchste Ansprüche: Mit der Deutschen Bücherei sollte 
nichts Geringeres als ein »Pantheon der deutschen Dichter und Schriftsteller«, 
eine »Art Walhalla der Geistes-Heroen des deutschen Schrifttums« entstehen.117 
Die heute noch sichtbaren Figuren und Ornamente an den Außenseiten wurden 
nach den Modellen namhafter Künstler geschaffen. Die drei Köpfe über den Ein-
gangstüren stellen Bismarck, Gutenberg und Goethe dar, die sechs auf dem Vor-
bau platzierten Figuren verkörpern die Bereiche Wissenschaft und Kultur, wie 
Theologie, Philosophie, Justiz, Medizin, Technik und Kunst. Der seitliche Ab-
schluss der Portalgestaltung verweist auf die Förderer des Baues: Er versinnbild-
licht auf der linken Seite Handel und Wissenschaft mit dem Wappen der Stadt 
Leipzig, auf der rechten Schriftsteller und Leser mit dem Wappen des Börsen-
vereins. Den westlichen Rundturm des Hauptgebäudes ziert das sächsische 
Wappen, das von einem Krieger und Bauern flankiert wird, die »Wehrstand und 
Nährstand« symbolisieren. Am östlichen Rundturm wurde das Reichswappen 
angebracht, eingerahmt von Pallas Athene und Merkur.118 

Bei ihrer Inneneinrichtung profitierte die Deutsche Bücherei von der starken 
Werbekraft, die der Börsenverein, der sächsische Staat und die Stadt Leipzig für 
sie entfalteten. So gingen der DB für ihre künstlerische Gestaltung Geschenke 

steinlegung zum Neubau der Deutschen Bücherei, in: BBl.�82 (1915), Nr.�106 vom 
10.5.1915, S.�725-727. Zum Bau allgemein vgl. Wahl, Gustav: Der Bau der Deut-
schen Bücherei in Leipzig, in: ZfB 33 (1916), Heft 11/12, S.�327-344.

116 Vgl. etwa Fritz Milkau (Königliche und UB Breslau) an Artur Seemann, 30.10.1914, 
SStAL, 21765/19, Bl.�22�f.; Baurat Baer an den Vorsitzenden des BV, 4.11.1914, ebd., 
Bl.�25-27. Vgl. weiterhin die Protokolle des Bau-Ausschusses der DB, 1914-1915, 
ADNBL, Abt. I, Nr.�1 und 5.

117 Artur Seemann an Arthur Meiner, 22.6.1915, SStAL, 21765/17, Bl.�154�f.; Seemann 
an Kommerzienrat Wilhelm Müller (Wien), 30.6.1915, ebd., Bl.�181-183.

118 Vgl. Neubauamt DB: Kostenanschlag mit Baubeschreibung für den Bau eines 
Sammlungs- und Verwaltungsgebäudes für die Deutsche Bücherei in Leipzig an 
der Straße des 18. Oktober, 15.12.1914, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�112, Bl.�1-20. 
Vgl. auch Baer, Gebäude, S.�50�f.; Langer, Schönheit, S.�18-27; Ders., Deutsche Bü-
cherei, S.�4�f. Eine im Börsenblatt veröffentlichte Umfrage zur Auswahl von In-
schriften für das Gebäude der DB verlief ergebnislos, sodass sich der GA und das 
Sächsische Innenministerium im Alleingang auf die heute noch sichtbaren Inschrif-
ten an der Fassade und im Lesesaal verständigten. Vgl. Seemann, Artur: Inschriften 
für die Deutsche Bücherei. Eine Umfrage, in; BBl.�82 (1915), Nr.�98 vom 30.4.1915, 
S.�661-664; Seemann an Königlich Sächsisches Innenministerium, Dresden, SStAL, 
2165/20, Bl.�88a-89; Sächsisches Ministerium des Innern an den Vorstand des BV, 
20.5.1915, ebd., Bl.�94; Protokoll der 23. Sitzung des GA der DB vom 8.4.1916, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�290-308, hier Bl.�291R-292. Zum Neubau der 
DB vgl. Denkschrift 1916, S.�41-81.
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im Wert von etwa 250.000 Mark zu, die von Sachsen, der Kommune und aus 
Buchhändlerkreisen gestiftet wurden.119 Hierbei taten sich Buchhändler und 
Verlegervereine hervor, die Büsten, Skulpturen, Marmorreliefs, Gemälde und 
eine Vielzahl heute nicht mehr erhaltener Kunstglasfenster beisteuerten.120 Be-
sonders augenfällig waren die Büsten »deutscher Geisteshelden«, die noch heute 
überall im Haus der Deutschen Nationalbibliothek in Leipzig zu finden sind.121 
Die Büsten wurden ausschließlich von Verlegern gestiftet. Sie würdigten Schrift-
steller und Gelehrte, »die zum Schrifttum in engsten Beziehungen« standen, wo-
bei »keine Fakultät« und »keine Konfession« ausgeschlossen wurde.122 Aller-
dings unterließ man es, in irgendeiner Form politisch Stellung zu beziehen. So 
beabsichtigte der Verlagsbuchhändler Julius F. Lehmann für Ernst Hasse, den 
Begründer des Alldeutschen Verbands, eine Büste zu stiften, woran er jedoch 
»leider parteipolitische, zu weitgehende Bedingungen« knüpfte, was den Ge-
schäftsführenden Ausschuss veranlasste, diese Stiftung abzulehnen.123

119 Vgl. Protokoll der 4. Sitzung des VR�der DB vom 19.5.1916, ADNBL, Abt III, 
Nr.�1 (Akte Verhandlungsberichte des VR), Bl.�36-56, hier Bl.�54. Für die »Aus-
schmückung des großen Lesesaals« gingen der DB vom Sächsischen Finanzminis-
terium allein 50.000 Mark aus der Wilhelm und Bertha von Baensch-Stiftung zu. 
Vgl. SStAL, 21765/29, Bl.�180. Zur Innenausstattung der DB vgl. maßgeblich Lan-
ger, Schönheit, 28-49. Zum »gemeinbürgerlichen Phänomen« des Stiftungswesens, 
hier am Beispiel Leipzigs, vgl. Stein, Thomas: Städtische Eliten und Mäzenatentum 
im Leipzig der Weimarer Republik, in: Döring, Detlef (Hg.): Leipzigs Bedeutung 
für die Geschichte Sachsens. Politik, Wirtschaft und Kultur in sechs Jahrhunder-
ten, Leipzig 2014, S.�413-432.

120 Siegismund an das Königlich Sächsische Ministerium des Innern, Dresden, 
28.4.1915, SStAL, 21765/17, Bl.�18-21; Liste von Baurat Baer: Vorschläge für Stif-
tungen zur Ausgestaltung des Neubaus der DB, ohne Datum (etwa Mai 1915), ebd., 
Bl.�52. Beispiele für Stiftungen finden sich im Schreiben der Geschäftsstelle des BV 
an Herrn Schmorl, 10.7.1915, SStAL, 21765/18, Bl.�208�f. Zu den Stiftern der Kunst-
gegenstände vgl. Denkschrift 1916, S.�86-91; Langer, Schönheit, S.�54-56.

121 Arthur Meiner an Seemann, 11.6.1915, SStAL, 21765/17, Bl.�107. Eine Liste der 
»fest zugesagten« Büsten findet sich im Anhang eines Schreibens Arthur Meiners 
an Seemann, 27.8.1915, SStAL, 21765/18, Bl.�283a-283b.

122 Vermerk ohne Namen und Datum, etwa August 1916, SStAL, 21765/27, unp. So 
wurde auch eine Gabe des Anhaltinischen Landesrabbinats in Dessau und der jü-
dischen Gemeinde Leipzigs angenommen, die eine Büste des Philosophen Moses 
Mendelssohn stiftete. Vgl. Protokoll der 44. Sitzung des GA der DB vom 29.4.1918, 
ADNBL, III Abt., Nr.�4, Bd.�3, Bl.�314-317, hier Bl.�316R. Vgl. zudem Verzeichnis 
der in der DB aufgestellten Marmorbüsten, ohne Datum (um 1930), ADNBL, 
307/1, Bl.�6�f., hier Bl.�7.

123 Protokoll der 23. Sitzung des GA der DB vom 8.4.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�1, Bl.�290-308, hier Bl.�293R. Zu weiteren Stiftungen, etwa die deutschen und 
österreichischen Wappenadler im Foyer vgl. Langer, Deutsche Bücherei, S.�7; See-
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Während die Stadt Leipzig die kunstvoll geschmiedeten Tore am Portal der 
Bücherei stiftete, übernahm der Sächsische Staat die Gestaltung der beiden 
Wandgemälde im großen Lesesaal.124 Nach Auffassung der Dresdener Behörden 
sollten die Wandgemälde »möglichst das Bedeutendste an Monumentalkunst 
bieten […], was die gegenwärtige Zeit« zu leisten im Stande war. Da die sächsi-
schen Maler Max Klinger und Otto Greiner absagten, wurde Ludwig von Hof-
mann mit zwei monumentalen Gemälden für die Stirnseiten des Lessesaals be-
auftragt.125 Die 1918 bzw. 1920 fertiggestellten Wandgemälde stellten die wohl 
bedeutendsten Kunstwerke im Haus der Deutschen Bücherei dar. Heute exis-

mann an den Vorstand des Vereins der österreichisch-ungarischen Buchhändler, 
24.7.1915, SStAL, 21765/18, Bl.�236-238.

124 Vgl. Entwurf eines Schreibens von Arthur Meiner an die Verleger (Anhang zu 
einem Schreiben Meiners an Seemann vom 19.6.1915), ohne Datum, SStAL, 
21765/17, Bl.�145-147; Königlich Sächsisches Ministerium des Innern an den BV, 
31.5.1915, ebd., Bl.�71; Protokoll der 4. Sitzung des VR�der DB vom 19.5.1916, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�1, Bl.�36-56, hier Bl.�40.

125 Referat [vermutlich des BV] in Sachen der Stiftungen des Königlichen Ministeri-
ums des Innern für die Deutsche Bücherei, 9.6.1915, SStAL, 21765/17, Bl.�91-95. 
Greiner 1916 verstarb während der Vorarbeiten für die Wandgemälde. Schreiben 

Abb. 8: Eingangshalle mit Zierbrunnen und Reliefs Wilhelms II. und des Sächsischen 
Königs Friedrich August III., 1916
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tiert allerdings nur noch das an der Südwand befestigte Gemälde »Brunnen des 
Lebens«, sein Pendant »Quelle der Kraft« wurde im Dezember 1943 durch Bom-
beneinwirkung zerstört.126

Im Mai 1916 konnte mit dem Umzug aus dem Buchhändlerhaus begonnen 
werden.127 Bereits am 24. Juni 1916 hielt der Geschäftsführende Ausschuss der 
Deutschen Bücherei seine erste Sitzung im neuen Gebäude ab.128 Der feierlichen 
Einweihung des Neubaus am 2. September 1916 – dem Sedantag – wurde durch 
die Teilnahme des sächsischen Königs besonderes Gepräge verliehen.129 Die vom 
Börsenverein mit großer Akribie und mit deutlichem Bezug auf Heer und Flotte, 
Krone und Vaterland vorbereitete Inszenierung machte erneut deutlich, dass die 
»hohe Idee« der Deutschen Bücherei dem bildungsbürgerlichen Impetus eines 
hochselektiven Kreises mit Honoratiorengepräge entsprang, der einem poli-
tisch-gouvernementalen Konsens-Milieu angehörte.130 Von keineswegs man-

von Klinger an Seemann, 27.7.1915, SStAL, 21765/18, Bl.�248; Seemann an König-
lich Sächsisches Ministerium des Innern, 18.10.1916, SStAL, 21765/27, unp.

126 Vgl. Langer, Deutsche Bücherei, S.�9�f.; Baer, Gebäude, S.�55. Der spätere Erz-
bischof von Köln, Joseph Frings, ein Jugend- und Schulfreund Heinrich Uhlen-
dahls, kritisierte 1925, dass Ludwig von Hofmann bei der Herstellung der Bilder 
»christliches Schamgefühl völlig beiseite« gelassen habe und er, Frings, »rot wer-
den« würde, wenn er »in Gegenwart von Damen vor diesen Bildern sitzen müsste«. 
Wie er Frings unverblümt mitteilte, erschien Uhlendahl diese Kritik allerdings wie 
ein »Widerhall aus längst verklungener Zeit«. Zwar könne man »vom rein künst-
lerischen Standpunkte vielleicht dieses und jenes, vom rein menschlichen aber 
nichts gegen die Bilder vorbringen«. Sie erschienen Uhlendahl »als die edle Ver-
körperung eines bis in die Wurzeln menschlichen Wesens hinabreichenden Gedan-
kens, des stürmenden männlichen und des ruhenden weiblichen Prinzips, die sich 
zur Gestaltung unseres irdischen Lebens nun einmal gegenseitig bedingen, ergän-
zen und ausgleichen«. Joseph Frings (Köln-Braunsfeld) an Heinrich Uhlendahl, 
14.4.1925 ADNBL, 154/5 (Hefter Fa-Fu), Bl.�287�f.; Uhlendahl an Pfarrer Dr. Jo-
seph Frings, 8.10.1925, ebd., Bl.�289�f.

127 Vgl. Wahl, Gustav: Der Umzug der Deutschen Bücherei, in: BBl.�83 (1916), 
Nr.�150 vom 1.7.1916, S.�866.

128 Vgl. Protokoll der 25. Sitzung des GA der DB vom 24.6.1916, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�1, Bl.�324-341, hier Bl.�324.

129 Die feierliche Einweihung der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Abendzeitung, 
Nr.�243 vom 2.9.1916. Der Sedantag war ein im deutschen Kaiserreich jährlich be-
gangener Feiertag, der an die Niederlage Napoleons III. im Deutsch-Französi-
schen Krieg von 1870/71 erinnerte. Zur Einweihung vgl. Die Einweihung der 
Deutschen Bücherei, in: ZfB 33 (1916), Heft 9/10, S.�309-314.

130 Vgl. vom Bruch, Rüdiger, Gelehrtes und geselliges Berlin. Urban-elitäre Zirkel als 
kommunikative Schnittpunkte für Akademiemitglieder und Universitätsprofesso-
ren, in: Kocka, Jürgen (Hg.): Die Königlich Preußische Akademie der Wissen-
schaften zu Berlin im Kaiserreich, Berlin 1999, S.�85-100, hier S.�89, 94. Vgl. zudem 
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gelndem Selbstbewusstsein der im Vergleich zu ihren großen Schwestern in Ber-
lin und München noch jungen Bücherei zeugten die Reden anlässlich der 
Einweihungsfeier, die belegten, welche zentralen bibliothekspolitischen Aufga-
ben ihre Gründer mit dem Standort Leipzig verbanden: 

»Den Angelegenheiten, die die Gesamtheit der Bibliotheken berühren, wird 
die Deutsche Bücherei ihre an ihren eigensten, nächsten Aufgaben mehr und 
mehr wachsende Kraft zur Verfügung stellen und sich an der Lösung betei-
ligen der wichtigen Fragen des Titeldrucks für alle deutschen Druckwerke, 
einer Vereinheitlichung der deutschen Katalogisierungsvorschriften, eines 
Einheitssystems für die Sachkataloge, einer Sammelstelle für die zum Aus-
tausch innerhalb Deutschlands und mit dem Ausland bestimmten Schriften 
der Akademien, Hochschulen und gelehrten Gesellschaften, der Aus- und 
Fortbildung des bibliothekarischen Personals, der Schaffung von literarischen 
Hilfsmitteln zum Studium der bibliothekarischen Wissenszweige. […] Wie 
sich auf den Beständen der Deutschen Bücherei die immer mehr vervoll-
ständigte Bibliographie des deutschen Buchhandels aufbaut, so bieten sie die 

Ansprachen bei der Eröffnungsfeier der Deutschen Bücherei des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler zu Leipzig am 2. September 1916, Leipzig 1916.

Abb. 9: Der Lesesaal der Deutschen Bücherei mit dem Gemälde »Brunnen des Lebens« 
Ludwig von Hoffmanns
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Grundlagen für eine schon oft geforderte lückenlose Verzeichnung der amt-
lichen Drucksachen, der Privat- und Manuskriptdrucke, der Vereinsschriften, 
der ganzen reichen Gelegenheits- und Flugblattliteratur […]. So bereitet die 
Deutsche Bücherei der deutschen Gesamtbibliographie den Weg. Auswahl-
kataloge bestimmter Literaturgruppen, ein Gesamtverzeichnis aller deutschen 
Zeitschriften, die Sammlung und Verzeichnung der bisher wie ein Stiefkind 
behandelten deutschen Auslandsliteratur und -Presse, die Statistik der deut-
schen Literatur werden uns des ganzen Reichtums unseres literarischen Schaf-
fens inne werden lassen; sie vorzubereiten und auszuführen, wird der Deut-
schen Bücherei ein im Dienste des gesamtdeutschen Geisteslebens freudig 
erfüllte Pflicht sein.«131

Die von der Presse als »schlichtes Zusammenkommen« apostrophierte Ein-
weihungsfeier stand übrigens in einem merkwürdig realitätsfernen Gegensatz zu 
der durch den Krieg ausgelösten Ernährungssituation der deutschen Bevölke-
rung.132 Während der »vornehme Kreise geladener Gäste«  – etwa 220 Perso-
nen  – bei einem Imbiss im Buchhändleraus Fleischbrühe, Rheinlachs, Gänse-
braten, Apfelkuchen und Kaffee genoss, war es nur wenige Wochen zuvor in 
Leipzig und Umgebung zu Hungerkrawallen gekommen, die auf einen dramati-
schen Lebensmittelnotstand zurückgingen, der für die weniger wohlhabende 
Stadtbevölkerung spätestens seit dem Winter 1915/16 nicht mehr zu kaschieren 
war.133 Die vom Kriegsernährungsamt festgelegten Lebensmittelrationen von 
rund 1.000 Kalorien deckten kaum die Hälfte des täglichen Bedarfs. Erschwe-
rend kam hinzu, dass das durchschnittliche Einkommen mit der rasanten Preis-
steigerung nicht Schritt hielt. Deren Folgen machte der Büchereigehilfe Wilhelm 
Seele deutlich, der den Geschäftsführenden Ausschuss im April 1916 um eine 
Erhöhung seines bescheidenen Gehalts bat:

131 Ansprachen bei der Eröffnungsfeier der DB, S.�30.
132 Vgl. Die Deutsche Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten und Handels-Zei-

tung, Nr.�243 vom 2.9.1916.
133 Vgl. Die Einweihung der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Tageblatt. Abend-

Ausgabe (Beilage), Nr.�447 vom 2.9.1916, S.�5. Zur Speisekarte des anlässlich der 
Einweihungsfeier des DB-Neubaus vom BV gegebenen Frühstücks im Buchhänd-
lerhaus vgl. Protokoll der 26. Sitzung des GA der DB vom 16.8.1916, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�1-12, hier Bl.�4. Zu den Leipziger Hungerunruhen vgl. 
Schwarz, Leipzig (Bd.�3), S.�13; Thiem, Sebastian: »… Der Oberbürgermeister 
blieb aber weiter auf seinem Posten.« Das Leipziger Oberbürgermeisteramt vom 
Vorabend des Ersten Weltkriegs bis zum Ende der zwanziger Jahre, in: Bramke, 
Werner u. Ulrich Heß (Hg.): Wirtschaft und Gesellschaft in Sachsen im 20. Jahr-
hundert, Leipzig 1998, S.�293-325, hier S.�303�f. Zur Ernährungssituation der deut-
schen Zivilbevölkerung während des Ersten Weltkrieges vgl. Eckart, Wolfgang 
Uwe: Medizin und Krieg. Deutschland 1914-1924, Paderborn 2014, S.�273-300.
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»Nach Abzug der Gebühren für verschiedene Kassen beträgt mein Einkom-
men monatlich 139 M, wovon 5 Personen ernährt werden müssen, auf die ein-
zelne entfällt der tägliche Betrag von 92 Pf. Wenn es schon in Friedenszeiten 
nur unter Verzicht auf jede Annehmlichkeit des Lebens möglich ist, unter die-
sen Umständen eine Familie zu erhalten, so ist es jetzt, bei der ungeheuren 
Steigerung aller Preise unmöglich, auch nur die einfachsten Lebensmittel in 
genügender Menge zu beschaffen, ebenso ist es ausgeschlossen, dass ein Ersatz 
an Wäsche, Kleidung und sonstiger Lebensbedürfnisse stattfinden kann, viel-
mehr tritt nach und nach eine vollständige Erschöpfung ein, die ein Weiterar-
beiten unmöglich machen würde.«134

Da sich der GA einer Gehaltserhöhung versagte, war seine Familie schließlich 
gezwungen, die Volksküche der öffentlichen Wohlfahrtseinrichtung Oetzsch bei 
Leipzig in Anspruch zu nehmen.135 Die Hungerunruhen nahmen schließlich 
solche Ausmaße an, dass sie in einigen Regionen von Armee-Einheiten unter-
drückt werden mussten. In Leipzig und anderen großen Städten kam es im April 
1917 aufgrund der Reduzierung der täglichen Brotrationen von 200 auf 170 
Gramm zu Massenstreiks, »denn nichts zermürbte die Menschen während des 
Krieges so sehr wie der Hunger«.136

Doch auch die Einweihungsfeier der Deutschen Bücherei verlief nicht ohne 
Missstimmung. Bereits kurz danach bat ihr Direktor – der völlig ausgebrannte 
Gustav Wahl – darum, seines Amtes möglichst bald enthoben zu werden, da ihn 
nichts mehr an der DB hielte.137 In der Verwaltung hatte sich ein unüberbrück-
barer Konflikt zwischen ihm und dem Autokraten Siegismund herausgebildet, 
der auch den Vorstand des Börsenvereins und den Geschäftsführenden Aus-
schuss vor eine schwere Zerreißprobe stellte und Wahl vollkommen zermürbte. 
Den Beginn dieser Auseinandersetzung markierte ein Arbeitsprogramm Wahls, 
das er im September 1913 vorlegt hatte. Hierin sprach er sich für die Einstellung 
bibliothekarisch geschulter Fachkräfte aus, dem sich Siegismund aber wider-

134 Wilhelm Seele an den GA, 26.4.1916, ADNBL, PA Wilhelm Seele (geb. 17.12.1862), 
Bl.�26.

135 Vgl. Wilhelm Seele an den GA, 15.3.1917, ebd., Bl.�31.
136 Herbert, Ulrich: Geschichte Deutschlands im 20.  Jahrhundert, München 2014, 

S.�143�f. Vgl. auch Wildt, Michael: Volksgemeinschaft als Selbstermächtigung. Ge-
walt gegen Juden in der deutschen Provinz 1919 bis 1939, Hamburg 2007, S.�33�f.; 
Schwarz, Leipzig, S.�17; Büttner, Ursula: Weimar. Die überforderte Republik 
1918-1933. Leistung und Versagen in Staat, Gesellschaft , Wirtschaft und Kultur, 
Bonn 2010, S.�24. Der von »Essvorstellungen« geplagte Victor Klemperer berich-
tete von der »brutalen Not« und dem Mangel an Lebensmitteln in Leipzig. Klem-
perer, Curriculum Vitae, S.�512, 534�f.

137 Wahl hatte sich bereits am 6.9.1916, also vier Tage nach der Einweihungsfeier um 
eine Stelle an der Bibliothek des Reichsgerichts in Leipzig beworben. Vgl. Voigt, 
Rücktritt, S.�780.
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setzte. Er plädierte vielmehr dafür, junge Buchhandlungsgehilfen »im Interesse 
der dadurch möglichen Gehaltsersparnisse« heranzuziehen, »damit auch frischer 
kaufmännischer Geist in die Organisation und den Betrieb der Deutschen Bü-
cherei hereingebracht werde«. Wie Siegismund deutlich machte, erblickte er »in 
den ganz unentbehrlichen wissenschaftlichen und bibliothekarisch geschulten 
Kräften des Direktors und der Bibliothekare ein ausgleichendes Gegengewicht 
gegen [die] Besetzung möglichst vieler Gehilfen- und Sekretärstellen durch junge 
Buchhändler«.138 Obwohl die im Geschäftsführenden Ausschuss vertretenen Bi-
bliothekare darauf hinwiesen, dass für die spezifischen Aufgaben »nicht die Tra-
ditionen im Buchhandel, sondern die in den Bibliotheken maßgebend« seien, und 
diese die Einstellung bibliothekarischer Fachkräfte verlangen würden, setzte sich 
Siegismund darüber hinweg.139 Hinzu kam, dass sich der Vorsteher des Börsen-
vereins vehement gegen die Forderung Wahls verwahrte, den Bibliothekaren 
mehr Einfluss auf die Arbeiten an der deutschen Bibliographie einzuräumen, was 
im April 1914 zum Eklat führte.140 

Paalzow machte diesen »Konflikt in der Deutschen Bücherei« öffentlich, in 
dem er im Berliner Tageblatt über das den Satzungen der DB zuwiderlaufende 
selbstherrliche Regiment Siegismunds berichtete, der »die Erledigung der laufen-
den Geschäfte« allein beanspruche und »das Amt des Direktors zur Unselbstän-
digkeit« herabdrücke. Dieser »unerträgliche Zustand« habe nun dazu geführt, 
dass der Direktor und drei wissenschaftliche Bibliothekare ihre Kündigung ein-
gereicht hätten. Paalzow drohte:

»Wenn es nicht gelingt, für die wissenschaftlichen Bibliothekare an der Deut-
schen Bücherei erträgliche Verhältnisse zu schaffen, so wird der jetzige Kon-

138 Protokoll der 6. Sitzung des GA der DB vom 18.9.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bl.�12-35, hier Bl.�14R-15. Im Juni 1914 verwies Siegismund darauf, dass wissen-
schaftliche Beamte doppelt so teuer seien wie buchhändlerische Kräfte, man für 
niedere Tätigkeiten also Buchhändler verwenden solle: »Der Vorsitzende erklärt es 
für notwendig, dass man sich aus Sparsamkeitsrücksichten immer vorzuhalten 
habe, dass ein Büchereigehilfe mit 1.800 Mk. Gehalt wöchentlich für 53 Arbeits-
stunden zur Verfügung stehe, während ein Bibliothekssekretär mit 3.300 Mk. Ge-
halt und wöchentlich 48 Arbeitsstunden mehr als den doppelten Aufwand verur-
sache.« Protokoll der 12. Sitzung des GA der DB vom 25.6.1914, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�58-92, hier Bl.�68-70.

139 Protokoll der 6. Sitzung des GA der DB vom 18.9.1913, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bl.�12-35, hier Bl.�17�f.

140 Vgl. etwa die Auseinandersetzungen zwischen Siegismund und Wahl im Protokoll 
der 11. Sitzung des GA der DB vom 18.4.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�58-67. 
Vgl. auch Siegismund, Karl: Deutsche Bücherei, in: BBl.�81 (1914), Nr.�96 vom 
28.4.1914, S.�645�f., hier S.�646. Siehe auch Blum, Nationalbibliothek, S.�234.



EINE »GROSSTAT DEUTSCHER KULTURGESINNUNG« 

130

flikt141 noch weitere Folgen nach sich ziehen. Die beiden bibliothekarischen 
Mitglieder des geschäftsführenden Ausschusses, Herr Geheimrat Boysen in 
Leipzig und ich, werden dann auf eine weitere Teilnahme an der Verwaltung 
der Deutschen Bücherei verzichten, und es ist zu erwarten, dass die fünf an-
deren Bibliotheksdirektoren, die dem Verwaltungsrat der Deutschen Bücherei 
angehören, ihre Ämter dann ebenfalls niederlegen werden.«142

141 Karl Theodor Schmidt (1884-1969) übernahm im Juli 1916 die Leitung der Biblio-
thek der Technischen Hochschule (TH) Karlsruhe, Franz Grein (1886-1938) die 
Leitung der Studienbibliothek Salzburg. Vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexi-
kon, S.�297�f.

142 Der Konflikt in der Deutschen Bücherei, in: Berliner Tageblatt vom 21.4.1914, 
ADNBL, Zeitungsausschnitte (1874-1966), unp. Vgl. auch Fleischhack, Jahres-
berichten, S.�573. Diese Probleme publik gemacht zu haben, bewertete Siegismund 
als »Vertrauensbruch« Paalzows, worauf sich das Verhältnis zwischen beiden deut-
lich abkühlte. Vgl. Telegramm von Siegismund an OBM Dittrich, 27.4.1914, 
StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�72. Darüber hinaus zeigte sich Siegis-
mund bemüht, die von Paalzow angedrohte offene Behandlung der Frage durch den 
VDB und eine von ihm befürchtete Hetze gegen den Buchhandel zu verhindern. 
Vgl. Niederschrift Siegismunds über eine Besprechung mit Geheimrat Schwenke 

Abb. 10: Die ersten wissenschaftlichen Bibliothekare der DB (1916), v. l.: Johannes 
Thummerer, Wilhelm Frels, Gustav Wahl, Karl Theodor Schmidt, Otto 
Lerche und Franz Grein141
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Wie Paalzow gegenüber dem Ministerialdirektor im Sächsischen Finanzministe-
rium und Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses, Max Otto Schroeder 
ausführte, seien die schweren Mängel an der Deutschen Bücherei allein auf das 
Verschulden Siegismunds zurückzuführen, dessen »kränkende und herabset-
zende Äußerungen« den Frieden gebrochen hätten. Daher müsse sich auch der 
Verein Deutscher Bibliothekare mit der Sache befassen. Ob sich dann aber noch 
ein ordentlicher Bibliothekar finde, der die Leitung der Deutschen Bücherei 
übernehmen wolle, sei zu bezweifeln.143 Diese für den Börsenverein und die bei-
den Garanten peinliche Situation konnte durch die Vermittlung der übrigen Mit-
glieder des Geschäftsführenden Ausschusses zwar fürs Erste entschärft und die 
Bibliothekare von ihrem Rücktritt abgebracht werden.144 Innerhalb des Ge-
schäftsführenden Ausschusses betrachtete man die Situation jedoch aus ganz un-
terschiedlichen Perspektiven. So teilten Arthur Meiner, Oberbürgermeister Dit-
trich und der Ministerialbeamte Schroeder den Standpunkt, dass der etwas »zu 
peinlich und umständlich« agierende Wahl mit »dem Wesen des zielbewussten, 
energischen und arbeitsfreudigen« und letztlich unentbehrlichen Siegismund 
nicht harmoniere. Für das Börsenvereinsmitglied Artur Seemann war dagegen die 
Ansicht der Bibliothekare maßgebend.145 Er schlug vor, Siegismund – den »gym-
notus electricus« – von der Bücherei »eine Zeit lang fern zu halten«, damit er mit 
seiner »Vibrationsmassage« aufhöre, die Wahl offenbar nicht bekomme.146

Wenn die Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses hofften, nach der 
Beilegung der Affäre würde sich zwischen Wahl und Siegismund ein harmoni-

[Königliche Bibliothek, Berlin] in Sachen der DB, 25.4.1914, ebd., Bl.�74�f.; Vertrau-
liche Niederschrift Siegismunds über die Besprechung mit Direktor Schnorr von 
Carolsfeld [Königliche Hof- und Staatsbibliothek, München], 30.4.1914, ebd., 
Bl.�92-97; Niederschrift Siegismunds über die Verhandlungen mit den Geheimräten 
Boysen und Milkau, 8.5.1914, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�53-59.

143 Abschrift des Schreibens von Paalzow an Schroeder, 14.4.1914, StadtAL, Kap.�33, 
Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�18-20.

144 Zu der Auseinandersetzung im April/Mai 1914 vgl. den als Manuskript zur ver-
traulichen Verwendung erschienenen Abdruck der Akten betr. Kündigung der Bi-
bliothekare der Deutschen Bücherei. Geschlossen am 5. Mai 1915, Leipzig 1914 
(ich danke Steffi Richter für den Hinweis auf diese Quelle).

145 Protokoll der 15. Sitzung des GA der DB vom 23.2.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bl.�47-62, hier Bl.�58.

146 Arthur Meiner (Dresden) an Exzellenz Schroeder, 14.4.1914, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4 (Akte Geschäftsführender Ausschuss, allg. SW Meiner-Ehlermann), Bl.�258; 
Schreiben vermutlich von Schroeder (Dresden) an Meiner, 16.4.1914, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�16�f.; OBM Dittrich an Siegismund, 15.4.1914, 
ebd., Bl.�21�f.; Schreiben von Artur Seemann an »Ew. Exzellenz« [Schroeder], 
19.4.1914, ebd., Bl.�38; Schroeder an OBM Dittrich, 21.4.1914, ebd., Bl.�44�f.; Boy-
sen vermutlich an Schroeder, 23.4.1914, ebd., Bl.�58�f. »Gymnotus electricus« lautet 
die lateinische Bezeichnung für Zitteraal.
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sches Arbeitsverhältnis einstellen, sahen sie sich getäuscht. Das Tischtuch war 
zerschnitten. Siegismund machte bei jeder sich bietenden Gelegenheit deutlich, 
dass Wahl in seinen Augen »so schnell wie möglich […] zu beseitigen« sei. Er 
bezeichnete Wahl wiederholt als den »Krebsschaden« der Deutschen Bücherei, 
dessen »engbegrenzte Bibliothekarhaut« nicht imstande sei, »etwas mehr buch-
händlerischen Geist in sich aufzunehmen«. Wahl wolle den Börsenverein aus der 
Verwaltung der Bücherei herausdrängen, habe die Organisation völlig falsch auf-
gezogen, vergeude die ohnehin begrenzten Mittel und werde die Deutsche Bü-
cherei ruinieren.147 

Gleichwohl sah sich Siegismund durch die Bibliothekare Milkau und Boysen 
vorerst gezwungen, mit Wahl weiterzuarbeiten.148 Aber auch ihnen war klar, 
dass dieser Frieden nicht von langer Dauer sein werde, da der »vorwärts drän-
gende, rücksichtslos sein Ziel verfolgende« Siegismund  – »diese verkörperte 
Energie« – die »mimosenhafte Zartheit und Empfindlichkeit« Wahls in den Hin-
tergrund drängen würde.149 Und dies versuchte Siegismund unentwegt. Anfang 
1916 beauftragte er den in Bibliothekskreisen umstrittenen Bibliothekar Paul  
Ladewig mit einem Gutachten über den Betrieb der Deutschen Bücherei, was 
einen klaren Affront gegen Wahl darstellte und bei den im Verwaltungsrat und 
im Geschäftsführenden Ausschuss vertretenen Bibliothekaren erneut zu erheb-
licher Verstimmung führte. Boysen betonte, dass das von Siegismund als Be-
gründung für die Notwendigkeit einer Revision der DB zusammengetragene 
»Anklagematerial« einzig dem Zweck diente, den Ausschuss zu täuschen:150 

147 Siegismund vermutlich an Exzellenz Schroeder (Dresden), 20.4.1914, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�46-49. Die Bezeichnung Wahls als »Krebsscha-
den« findet sich in Schroeder (Königlich-Sächsisches Finanzministerium, Dresden) 
an OBM von Leipzig, 24.11.1915, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�382-385; Ver-
traulicher Brief Siegismunds an OBM Dittrich, 24.8.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�6, Bl.�153-156.

148 Niederschrift Siegismunds über die Verhandlungen mit den Herren Geheimräten 
Boysen und Milkau, 8.5.1914,  StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�53-59.

149 Milkau an seinen »hochverehrten Freund« vermutlich Schmidt[-Ott], 8.5.1914, 
GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp. Milkau hatte Siegismund zu-
gesagt, sich in Berlin dafür zu einzusetzen, dass Wahl von Preußen übernommen 
und »in irgend einer Stellung« untergebracht werde. Vgl. Milkau an Schmidt[-Ott], 
30.7.1916, GStA, VI. HA, Nl. Friedrich Schmidt-Ott, Nr.�364, Bl.�177�f.; Nieder-
schrift Siegismunds über die Verhandlungen mit den Herren Geheimräten Boysen 
und Milkau, 8.5.1914,  StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�53-59. Vgl. auch Protokoll 
der 18. Sitzung des GA der DB vom 7.6.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�41-67, 
hier Bl.�58.

150 Vgl. Schroeder (Königlich Sächsisches Finanzministerium, Dresden) an OBM 
Leipzigs, 15.12.1915, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�388�f.; Boysen (UB Leipzig) 
an OBM Leipzigs, 21.1.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�428-430. Paul Lade-
wig (1858-1940) studierte Geschichte und Germanistik in Berlin (Promotion 
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»Herr Geheimrat Siegismund legte ein umfangreiches Material angeblich 
mangelhafter Geschäftsführung in der Deutschen Bücherei vor, unter dessen 
Eindruck, da ich es als zuverlässig annahm, ich schließlich, wenn auch wider-
willig, der Revision [durch Ladewig] zustimmte. […] Das erschreckende Re-
sultat war, dass das Belastungsmaterial in keinem einzigen Falle das bewies, 
was es beweisen sollte, nämlich, dass die Verwaltung der DB umständlich, un-
sachlich und zeitraubend arbeite, der Direktor in Kleinigkeiten aufgehe und 
die Beamten unzweckmäßig beschäftige. […] Nach Herrn Ss Darstellung 
musste, wie ja auch sein Erfolg bei Ihnen lehrte, Herrn Dr. Wahl’s Verwaltung 
geradezu kindisch und lächerlich erscheinen, in Wahrheit war sie durchaus 
sachgemäß, wohlüberlegt und konzentriert, auch in den angefochtenen Fällen. 
Seitens des Herrn Ss liegt eine tendenziöse Ausnutzung von Einzelfällen vor, 
Einzelfällen, die manchmal auf Missverständnissen, höchstens auf Unterlas-
sungen einzelner untergeordneter Beamten beruhen, in keinem Fall aber dem 
Direktor oder seinem System in die Schuhe geschoben werden können. Das 
ganze macht den Eindruck, als ob die Absicht vorgelegen hätte, Herrn Dr. 
Wahl bei dem Geschäftsführenden Ausschuss zu diskreditieren […].«

Und über das Gutachten Ladewigs führte Boysen anschließend aus:

»Es ist ein übles, niedriges Machwerk, alles andere als eine unbefangene Prü-
fung der Verwaltung der DB, sondern vielmehr entweder bestellte Arbeit oder 
gefällige Liebesdienerei. Die Übereinstimmung zwischen den Ausstellungen 
Herrn Ss und den Befunden Ladewigs ist eine geradezu überraschende und 
derartig vollkommene, auch dem blödesten Auge erkennbare, dass eine zufäl-
lige Übereinstimmung der Anschauungen schwer anzunehmen ist. […] Dafür, 
dass Herr Dr. Wahl unter den ungünstigsten Umständen, durch unzulängliche 
Räume, wenig qualifiziertes Personal, sachunkundige oder dilettantische Ein-

1882), wirkte anschließend als Wissenschaftlicher Hilfsarbeiter bei der Badischen 
Historischen Kommission und am Generallandesarchiv Karlsruhe. 1889 wechselte 
er an die Landesbibliothek Karlsruhe, richtete ab 1898 für die Firma Krupp in Es-
sen eine Bibliothek ein und avancierte zum Gründer der dortigen Stadtbibliothek. 
1909 wechselte Ladewig zum August Scherl Verlag in Berlin und bewarb sich 1912 
vergeblich um das Amt des Direktors der Deutschen Bücherei. 1915 wurde er 
 Leiter der Zentrale für Volksbüchereien und zählte zu den Begründern der ein Jahr 
später eingerichteten Bibliothekskurse für die Ausbildung zum gehobenen Biblio-
theksdienst. Vgl. Morzé, Adolf von: Ladewig, Paul, in: Neue Deutsche Biographie 
13 (1982), S.�392�f. (Onlinefassung, URL: http://www.deutsche-biographie.de/
pnd116643854.html, eingesehen am 16.3.2016). Die Stellungnahme Paul Ladewigs: 
Die Deutsche Bücherei. Ein Gutachten aus Auftrag ihres Geschäftsausschusses 
vom 10.3.1916 findet sich in StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�6, Bl.�10-21. Zur Bewer-
bung Ladewigs bei der DB vgl. Protokoll der 1. Sitzung des GA der DB vom 
4.11.1912, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, Bl.�1-19, hier Bl.�13.
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griffe des Herrn Vorsitzenden behindert, täglich mit neuen Aufgaben über-
schüttet, Kolossales geleistet hat, sodass jetzt trotz des Krieges der Betrieb 
ohne Reste läuft, dafür findet sich in Ladewigs überwollenden Opus kein 
Wort der Anerkennung.«151

Darüber hinaus sorgte Siegismund dafür, dass die Bearbeitung der 1915 von Hin-
richs auf den Börsenverein übergegangenen Bibliographie in einer eigens ge-
schaffenen bibliographischen Abteilung des Börsenvereins erfolgte und die Bi-
bliothekare der Deutschen Bücherei vorerst keinen Einfluss auf die Bibliographie 
und die Gestaltung der Titelaufnahme erhielten.152 Der von Siegismund als Ver-
waltungschef der Bücherei installierte Mohrmann geriet andauernd mit Wahl 
und dessen Stellvertreter Otto Lerche aneinander, was darauf zurückzuführen 
war, dass Mohrmann als Vertreter des Börsenvereins Wahl nicht als Vorgesetz-
ten ansah.153 Diese Spannungen erzeugten ein offenbar dissonantes Arbeitsklima 
in der Deutschen Bücherei, was auch auf Wahl und Lerche selbst zurückging. 
Während Wahl hinter Problemen immer wieder neue Invektiven Siegismunds 
vermutete, legte Lerche gegenüber den Angestellten eine überhebliche Attitüde 
an den Tag, was Unmut unter den Mitarbeitern hervorrief.154

Im Frühjahr 1916 eskalierte die Situation erneut und sorgte für einen Riss im 
Geschäftsführenden Ausschuss. Am 8. April 1916 legten Boysen und Paalzow 
dem Ausschuss von ihnen ausgearbeitete Dienstordnungen für die Deutsche Bü-
cherei, Grundsätze für ihre Verwaltung sowie Richtlinien für den Geschäftsfüh-
renden Ausschuss und den Verwaltungsrat vor. Gleichzeitig erklärte Paalzow, 
dass er sich aus gesundheitlichen und arbeitstechnischen Gründen aus dem GA 
der Bücherei zurückziehen wolle. Sein Schritt hinge jedoch auch mit der nach 
seiner Auffassung satzungswidrigen Behandlung der Verwaltung der Deutschen 
Bücherei durch den Vorstand des Börsenvereins zusammen, der er nicht zustim-

151 Boysen an OBM Dittrich, 18.4.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�6, Bl.�42-47. Eine 
Stellungnahme Wahls zum Gutachten Ladewigs findet sich im Schreiben Wahls an 
OBM Dittrich, 26.4.1916, ebd., Bl.�48-79. Das Gutachten Ladewigs wurde von Sie-
gismund an die Sächsischen Behörden gesandt, ohne jedoch die Widerlegung 
Wahls beizufügen. Darüber hinaus wurde Wahl von der Sitzung des GA ausge-
schlossen, auf der das Gutachten besprochen wurde. Vgl. Schreiben Wahls an Mar-
tin Bollert in Voigt, Rücktritt, S.�786.

152 Vgl. Wahl an den Oberbibliothekar der Großherzoglichen UB Gießen, Emil Heu-
ser, 27.3.1916, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�133a, Bl.�19.

153 Vgl. Wahl an Siegismund, 5.4.1916, ADNBL, PA Gustav Wahl (geb. 25.7.1877), 
unp.

154 Vgl. die, freilich denunziatorischen Charakter tragende, Darstellung des seit dem 
1.12.1913 an der DB tätigen Bibliothekssekretärs Max Romanowski an Siegismund, 
26.12.1915, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�5, Bl.�405-414. In der DB arbeiteten im 
September 1916 inzwischen vier Bibliothekare und 60 Angestellte. Vgl. Schreiben 
Boysens an Martin Bollert in Voigt, Rücktritt, S.�782.
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men könne.155 Die Vertreter des Staates und der Stadt im GA wollten die Kodi-
fizierung der Dienstordnungen bis nach Kriegsende zurückstellen, doch Boysen 
und Paalzow hatten die Entwürfe bereits an die Mitglieder des Verwaltungsrats 
gesandt. Über diesen Alleingang brachten die übrigen Vertreter des Geschäfts-
führenden Ausschuss ihr lebhaftes Befremden zum Ausdruck, da es allein die 
Aufgabe des Ausschusses sei, derartige Vorlagen für den Verwaltungsrat vorzu-
bereiten. Diese »Überrumpelung« sorgte für heftige Dissonanzen, zumal Paal-
zow und Boysen an der Rechtmäßigkeit ihres Vorgehens keinen Zweifel heg-
ten.156 Im Gegenteil. Boysen, eben zum Vorsitzenden des Vereins Deutscher 
Bibliothekare ernannt, sah sich in der Pflicht, »für die Verwaltungsgrundsätze 
unserer großen Bibliotheken einzutreten« und übte deutliche Kritik an dem »sat-
zungswidrigen rein persönlichen diktatorischen Regiment« Siegismunds. Ob-
wohl dieser nichts von bibliothekarischen Dingen verstehe, greife er immer wie-
der in bibliothekstechnische Belange ein, höre Bibliothekare nur, wenn es ihm 
passe und behandle sie ansonsten wie Prokuristen. Es dränge sich der Eindruck 
auf, dass Paalzow und er im Geschäftsführenden Ausschuss lediglich »für die 
Außenwelt als Aushängeschild der Wissenschaftlichkeit« dienen würden, an-
sonsten jedoch Siegismund »als Diktator in der DB« regiere. Unter diesen Um-
ständen erscheine auch für ihn eine Mitarbeit im Geschäftsführenden Ausschuss 
nicht mehr opportun.157 Auch die im Verwaltungsrat der DB versammelten Bi-
bliothekare sprachen sich mit Blick auf die »persönlichen und sachlichen Un-
stimmigkeiten« im Haus für einen »Erlass bestimmter Ordnungen« aus, »welche 
die Zuständigkeiten aller an der Verwaltung der Deutschen Bücherei Beteiligten 
im Einklang mit der Satzung« festlegte.158

155 Vgl. Protokoll der 23. Sitzung des GA der DB vom 8.4.1916, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�1, Bl.�290-308, hier Bl.�301R, 302R.

156 OBM Dittrich meinte, dieser willkürliche Alleingang der beiden Bibliothekare sei 
doch dasselbe, »als wenn ein Staatssekretär über den Kopf des Reichskanzlers hin-
weg eine Vorlage an den Reichstag bringen wollte«. Dadurch sei einer geoordneten 
Geschäftsführung jede Grundlage entzogen. Ebd., Bl.�303-304R.

157 Boysen an OBM Dittrich, 18.4.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�6, Bl.�42-47. 
Während Wahl berichtete, dass er auf Weisung Siegismunds diesem alle Rund-
schreiben der DB zur »Zensierung« vorlegen musste, verwies Mohrmann darauf, 
dass auch der BV keine Notiz über die DB veröffentlichen durfte, wenn diese nicht 
vorher Siegismund vorgelegen hatte. Vgl. Wahl an OBM Dittrich, 26.4.1916, ebd., 
Bl.�48-79; Ernst Mohrmann (BV) an Emil Thomas (Leipzig), 12.12.1912, SStAL, 
21765/66, Bl.�239. In einem Brief an Martin Bollert schrieb Boysen 1916, Siegis-
mund sei »ein brutaler Autokrat« und »das böse Prinzip« der DB. Voigt, Rücktritt, 
S.�784.

158 Protokoll der 4. Sitzung des VR�der DB vom 19.5.1916, ADNBL, Abt III, Nr.�1 
(Akte Verhandlungsberichte des VR), Bl.�36-56, hier Bl.�43.
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Auch wenn eine Entscheidung im 
GA vertagt wurde, machte Siegismund 
eine Woche später im Vorstand des Bör-
senvereins deutlich, dass er sich »mit 
 allen Mitteln gegen die zur Vorlage ge-
stellten Ordnungen« wenden werde, 
denn sie würden gegen die Satzung der 
Deutschen Bücherei verstoßen. Zum 
einen sei der Börsenverein der »Eigen-
tümer der Deutschen Bücherei«, zum 
anderen sei allein die Hauptversamm-
lung des Börsenvereins »die endgültige 
Instanz« für die Genehmigung des Ge-
schäftsberichts und der Jahresrechnung 
der DB.159 Die Fronten waren also ver-
härtet.160 

Dies schien sich jedoch zu ändern, 
nachdem Artur Seemann im Mai 1916 
zum Vorsteher des Börsenvereins er-
nannt wurde und damit gleichzeitig den 
Vorsitz in den Verwaltungsgremien der 

159 Ausschnitt aus dem Protokoll der Vor-
standssitzung des BV, 15.4.1916, SStAL, 

21765/20, Bl.�73. Der von Siegismund mit einer Stellungnahme zu den vier Entwür-
fen beauftragte Syndikus des BV, Alexander Orth, stellte Ende Oktober 1916 fest, 
dass diese Ordnungen den Interessen des BV und des Buchhandels nicht gerecht, 
seinen Einfluss einschränken und die bibliothekarischen Interessen in den Vorder-
grund stellen würden. Vgl. Stellungnahme Orths, 26.10.1916, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�6, Bl.�380-394.

160 Hinzu kam, dass sich auch zwischen Siegismund und Ehlermann ein schwerer 
Konflikt anbahnte, der beide Männer entzweite und Ehlermanns Rückzug aus dem 
GA zur Folge hatte. Darin ging es u.�a. um die Gewichtung des Anteils beider am 
Zustandekommen der DB. Bei diesem Streit stand ein Großteil der Verleger offen-
bar auf der Seite Ehlermanns. Vgl. Ehlermann an OBM Dittrich (mit anliegendem 
Schreiben an Siegismund), 15.5.1916, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�6, Bl.�91-104; Eh-
lermann an Seemann, 20.7.1916, SStAL, 21765/20, unp.; Ehlermann an Siegismund, 
13.1.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, Bl.�201-211; Siegismund an Ehlermann, 
31.3.1917, ebd., Bl.�216-221. Ehlermann an Georg Minde-Pouet, 30.9.1918, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�1, Bl.�29 (Blattzählung in gebundener Akte). Vgl. Stellungnahme 
von Arthur Meiner über die Meinungsverschiedenheit zwischen Siegismund und 
Ehlermann, 24.5.1929, ADNBL, 187/2, Bl.�10�f.; Friedrich Oldenbourg (BV) an Uh-
lendahl, 27.9.1932, ADNBL, 153/1/2, Bl.�64�f.

Abb. 11: Karl Siegismund, Vorsteher 
des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler  
von 1910 bis 1916
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Deutschen Bücherei übernahm.161 Er teilte die Auffassungen seines Vorgängers 
nicht. So machte er im Mai 1916 gegenüber dem Königlich Sächsischen Finanz-
ministerium deutlich:

»Die fortgesetzte Angst wegen der Überhandnahme des Einflusses der Biblio-
thekare teile ich nicht. Sie war schon bei der Bibliographie fühlbar; dort habe 
ich das Phantom stets zurückgewiesen; es schwand, sobald es Licht bekam. 
Hoffentlich wird es dem Nachfolger des Herrn Geheimen Hofrats Siegis-
mund gelingen, den Aberglauben an die Herrschsucht der Bibliothekare zu 
beseitigen und die gröbsten Mängel der Deutschen Bücherei abzustellen. 
Dazu ist allerdings nötig, dass die angewandte Heilmethode unterbrochen 
wird, die meiner Ansicht nach eine Pferdekur ist. Ein fanatischer Naturheil-
kundiger, der den Herren von der Schulmedizin zeigen will, wie man Kranke 
gesund macht, sollte seine Versuche nur solange fortsetzen dürfen, als es die 
Kräfte des Patienten aushalten.«162

Wie Siegismund rückblickend festhielt, hatte Seemann das Amt des Ersten Vor-
stehers des Börsenvereins und Vorsitzenden des Geschäftsführenden Ausschus-
ses mit den Worten übernommen, dass er »die Geschäfte ganz anders führen« 
werde als sein Vorgänger.163 Dieser »Systemwechsel« offenbarte sich darin, dass 
Seemann den in seinen Augen für die Funktion eines Verwaltungsleiters der DB 
ungeeigneten Mohrmann von dort abzog.164 Im Unterschied zu Boysen hielt 
Paalzow dennoch an seinem Entschluss fest, und zog sich aus dem Geschäfts-
führenden Ausschuss zurück. An seine Stelle trat der Abteilungsvorsteher an der 
Königlichen Bibliothek in Berlin, Richard Fick.165

161 Zur Person Seemanns (1861-1925) vgl. Poethe, Lothar: Seemann, Artur, in: Neue 
Deutsche Biographie 24 (2010), S.�154�f. (Onlinefassung URL: http://www.deut 
sche-biographie.de/pnd107458055.html, eingesehen am 17.3.2016).

162 Schroeder (Königlich Sächsisches Finanzministerium) an OBM Dittrich, 2.5.1916, 
StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�6, Bl.�84�f.

163 Protokoll der 38. Sitzung des GA der DB vom 7.9.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�2, Bl.�331-340 (mit anliegender Denkschrift Siegismunds »Der Buchhandel und 
die Deutschen Bücherei«), Bl.�341-350, hier Bl.�347.

164 Ebd., Bl.�334. Wie Seemann festhielt, arbeitete Mohrmann »ganz im Sinne« Siegis-
munds. Seemann an Schroeder (Dresden), 25.9.1916, SStAL, 21765/20, unp. Der 
Hinweis auf den unter Seemann vollzogenen »Systemwechsel« findet sich in einem 
vertraulichen Brief Siegismunds an OBM Dittrich, 24.8.1916, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�6, Bl.�153-156. Mohrmann wurde im März 1917 durch Martin Lipp-
mann ersetzt und sollte nur noch halbtags in der DB und ansonsten im Archiv des 
BV arbeiten. Vgl. Seemann an die Mitglieder des GA, 26.3.1917, StadtAL, Kap.�33, 
Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�294�f.

165 Fick an Wahl, 15.6.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/2, Bl.�14.
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Während man die »gerechte und vornehme Persönlichkeit Seemanns« in Bi-
bliothekskreisen schätzte, konnte man sich in Dresden mit dessen Kurs jedoch 
nicht recht anfreunden. Man warf ihm sogar vor, die Regierung zu vernachläs-
sigen, was Seemann darauf zurückführte, dass im Ministerium eine »vorgefasste 
Meinung« gegen ihn bestehe.166 Dies war nicht von der Hand zu weisen, denn 
die Vertreter der Regierung und der Oberbürgermeister Leipzigs waren mit dem 
Vorgehen Siegismunds, der ja nach wie vor Sitz und Stimme im Geschäftsfüh-
renden Ausschuss hatte, einverstanden.167 Und dass »die Buchhändler im Ge-
schäftsführenden Ausschuss den anderen nichtbuchhändlerischen Mitgliedern 
immer und immer wieder das Bild der Uneinigkeit« gaben, lag nicht zuletzt an 
Siegismund.168 Denn dieser gab den Behördenvertretern zu verstehen, den von 
Seemann beschrittenen Weg für falsch zu halten. Seemann sei »bequem«, seine 
Geschäftsführung »systemlos« und er befinde sich in der Hand Wahls, was ihn, 
Siegismund, mit Sorge in die Zukunft blicken lasse. Man müsse den Beschluss, 
welcher Wahl von einer ausführlichen Berichterstattung entbunden habe, wieder 
aufheben, um somit die Kontrolle über die Deutsche Bücherei wiederzuerlan-
gen. Denn, so Siegismund, Wahls und Lerches Wunsch sei ganz klar, »die Ge-
schäftsführung des BV bankerott zu machen«.169 Es kehrte also keine Ruhe ein. 
Hinzu kam, dass Seemann dem Sächsischen Finanzministerium Ende September 
1916 mitteilte, dass er wegen des Militärdienstes seines Prokuristen fortan ver-
stärkt an sein Geschäft gefesselt werde und demnach sein Stellvertreter Siegis-
mund die Führung der Geschäfte des Börsenvereins und der Deutschen Bücherei 
übernehmen solle.170 Dieser bemühte sich im Hintergrund bereits eifrig darum, 
Wahl an eine andere Bibliothek abzuschieben: 

»Ganz vertraulich bitte ich Kenntnis zu nehmen, dass die Reichsgerichtsbibl. 
Schulz II loswerden will, Preußen ihn übernehmen will und Wahl als Ersatz 

166 Seemann an Schroeder (Dresden), 25.9.1916, SStAL, 21765/20, unp.; Seemann an 
Schroeder, 28.9.1916, ebd. Der Hinweis auf die unter Bibliothekaren geschätzte 
Person Seemanns findet sich im Schreiben von Boysen an Martin Bollert in Voigt, 
Rücktritt, S.�782.

167 Vgl. Dittrich, Rudolf: Über die Gründung der Deutschen Bücherei. Persönliche 
Erinnerungen (Manuskript), Leipzig 1928�f., ADNBL, 01C02, S.�36-38.

168 In diesem Fall bezog Siegismund diese Aussage auf seine Differenzen mit Ehler-
mann. Siegismund an Seemann, 31.1.1917, SStAL, 21765/24, unp.

169 Vertraulicher Brief Siegismunds an OBM Dittrich, 24.8.1916, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�6, Bl.�153-156.

170 Vgl. Seemann an Schroeder, 28.9.1916, SStAL, 21765/20, Bl.�246-250, hier Bl.�250. 
Seemann nahm zwar an den Sitzungen des GA weiterhin als Vorsitzender teil, ob 
er sich sonst jedoch wirklich vermehrt seinem Verlagsgeschäft zuwandte und Sie-
gismund die Vereins- und DB-Führung überließ, ist unklar.
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vorgeschlagen hat. Möglich sei auch die Kombination, Paalzow an Stelle von 
Schultz I und Wahl an Paalzows Stelle in der Kgl. Bibl.«171

Wahl allerdings trug sich selbst schon seit längerem mit dem Gedanken, die 
Deutsche Bücherei zu verlassen. Bereits im Frühjahr 1916 hatte er Siegismund 
mitgeteilt, dass er unter der »dauernden Überlastung« und den mit dem Dienst-
betrieb verbundenen »starken seelischen Erregungen« leide. Dies habe bei ihm 
zu »gesundheitlichen Störungen, wie Schwindelanfällen, Appetit- und Schlaflo-
sigkeit« sowie zu »schweren seelischen Depressionen geführt« – ein klassischer 
Fall von Neurasthenie.172 Die endlosen Konflikte veranlassten den »viel gequäl-
ten, überwacht[en] und dirigierten« Wahl schließlich im September 1916, sich 
nach einer anderen Stelle umzusehen.173 Als ihn das Angebot erreichte, an die 
Reichsgerichtsbibliothek in Leipzig übertreten zu können, griff er beherzt zu. 
Er schied am 22. Oktober 1916 aus der Deutschen Bücherei aus, womit das von 
allen Beteiligten als Provisorium wahrgenommene Direktorat Wahls etwas ab-
rupt endete.174

171 Vertraulicher Brief Siegismunds an OBM Dittrich, 24.8.1916, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�6, Bl.�153-156.

172 Wahl an GA (Siegismund), 21.2.1916, ADNBL, PA Gustav Wahl (geb. 25.7.1877), 
unp. Zur »Neurasthenie« (heute als Burnout bezeichnet), einer der schnelllebigen 
Moderne geschuldeten Erschöpfung der Nerven, die in jener Zeit in einer Welle 
über die großen Städte Europas schwappte, und viel weniger vermeintlich »über-
spannte Frauenzimmer« als männliche Vertreter der bildungsbürgerlichen Eliten 
betraf, vgl. Blom, Philipp: Der taumelnde Kontinent. Europa 1900-1914, München 
2009, S.�305-309. Noch 1940 erinnerte sich Wahl mit Verdruss an die »schweren 
Kampfjahre und die tausendfachen Widerwärtigkeiten und Herabsetzungen«, die 
seinen Weg an der DB »fast bis zur Unerträglichkeit« erfüllt hätten. Georg Wahl 
(Bibliothek der Hansestadt Hamburg) an Heinrich Uhlendahl, 11.6.1940, ADNBL, 
100/2, Bl.�77�f.

173 Deutsche Bücherei. Ausführlicher Auszug aus den Akten des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler über die Deutsche Bücherei und aus den Protokollen ihres 
Geschäftsführenden Ausschusses. Umfasst die Zeit von Ende 1911 bis Ende 1926 
(Manuskript), Leipzig 1927, ADNBL, 01C02, S.�29�f.

174 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�29; Schreiben von Boysen an Martin 
Bollert in Voigt, Rücktritt, S.�782. Wie Heinrich Uhlendahl noch 1932 vermerkte, 
habe er mit Wahl wiederholt über die DB gesprochen. Immer wenn dabei der 
Name Siegismund gefallen sei, sei Wahl »heftig« geworden. Uhlendahl an Paalzow, 
22.11.1932, ADNBL, 153/0, Bl.�89.
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Die DB in der Endphase des Ersten Weltkrieges

Bereits eine Woche nach dem Rücktritt Wahls präsentierte der Börsenverein den 
Garanten eine Liste von Bewerbern für das Amt des Direktors der Deutschen 
Bücherei, die mit Aloys Bömer, Georg Leyh, Martin Bollert, Theodor Locke-
mann und Albert Preedek für die deutsche Bibliotheksgeschichte illustre Namen 
verzeichnete.175 Unter ihnen befand sich auch Otto Lerche, der die Geschäfte der 
DB nach dem Weggang Wahls interimistisch leitete, seine Ernennung wurde aber 
niemals ernsthaft in Erwägung gezogen.176 Die Suche nach einem Nachfolger 

175 Diese Liste enthielt noch weitere Kandidaten, vgl. Alexander Orth (Syndikus des 
BV) an OBM Dittrich, 30.10.1916, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, 
Bl.�172 mit Anhang: Deutsche Bücherei. Vorschläge zur Direktor-Wahl, 3.11.1916, 
ebd., Bl.�173-175. Der Hinweis auf die Bewerbung Predeeks findet sich im Schreiben 
Seemanns an Dittmann, 13.12.1916, ebd., Bl.�198�f. Aloys Bömer (1868-1944) 
machte sich später vor allem als Direktor der UB Münster einen Namen, der streit-
bare Georg Leyh (1877-1968) als Direktor der UB Tübingen, Herausgeber des 
Zentralblatts für Bibliothekswesen (1922-1944) und Vorsitzender des VDB (1935-
1937). Martin Bollert (1876-1968) leitete von 1917 bis 1937 die Sächsische Landes-
bibliothek in Dresden. Theodor Lockemann (1885-1945), der von 1913 bis 1914 als 
Hilfsbibliothekar an der DB gewirkt hatte, avancierte 1926 zum Direktor der UB 
Jena, während Albert Predeek (1883-1956) von 1929 bis 1947 die Bibliothek der 
Technischen Hochschule in Berlin leitete. Vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Le-
xikon, S.�28 (Bömer), 29�f. (Bollert), 193�f. (Leyh), 197�f. (Lockemann), 254�f. (Pre-
deek); Kirchner, Joachim: Bömer, Aloys Wilhelm Joseph, in: NDB 2 (1955), S.�401 
(Onlinefassung, URL: http://www.deutsche-biographie.de/pnd119541424.html, 
eingesehen am 22.3.2016); Nitzschke, Katrin: Bollert, Martin, in: Sächsische Bio-
grafie, hrsg. vom Institut für Sächsische Geschichte und Volkskunde e.�V., wissen-
schaftliche Leitung: Martina Schattkowsky (Online-Ausgabe: http://www.isgv.
de/saebi, eingesehen am 22.03.2016); Buder, Johannes: Predeek, Albert, in:  
NDB 20 (2001), S.�681�f. (Onlinefassung, URL: http://www.deutsche-biographie.
de/pnd116281391.html, eingesehen am 22.3.2016). Zu Lockemann vgl. von Rabe-
nau, Konrad: Bibliotheksleitung und persönliche Orientierung. Anmerkungen zu 
Otto Glauning (Leipzig), Theodor Lockemann (Jena) und Hermann Blumenthal 
(Weimar), in: Knoche, Michael u. Wolfang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bi-
bliothekare im Nationalsozialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deu-
tungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�113-141. Zu Leyh vgl. Kowark, Georg Leyh; 
Dosa, Libraries.

176 Vgl. Seemann an Lerche, 17.10.1916, ADNBL, PA Otto Lerche, unp. (vorn im ein-
geklebten Umschlag liegend); Sonderbericht über Punkt 1 (Personalia) der 27. Sit-
zung des GA der DB am 23.9.1916, 25.9.1916, ebd., Bl.�72�f. Otto Lerche (1885-
1954) studierte von 1906 bis 1911 Geschichte, Deutsche Philologie und Evangelische 
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Wahls wurde nicht überstürzt, denn es erschien besser, »den Geeigneten lieber 
später, als einen weniger Passenden früher einzusetzen«.177 Für den geordneten 
Ablauf der Dienstgeschäfte war die zügige Ernennung eines neuen Direktors je-
doch unabdingbar, denn immerhin hatte die Deutsche Bücherei am 4. September 
1916 ihren Benutzungsdienst aufgenommen. Die Benutzung erstreckte sich zwar 
vorerst auf den Zeitschriftenlesesaal, aber in den ersten beiden Wochen zählte 
man bereits 583 Leser. Die mit der Eröffnung gleichzeitig gezeigte »Kriegsaus-
stellung« der DB vermeldete im selben Zeitraum beachtliche 1.000 Besucher.178 

Theologie in Heidelberg, Berlin, München und Göttingen. Von 1909 bis 1911 fand 
er eine Anstellung im Bibliotheksdienst (Göttingen, Wolfenbüttel) und wechselte 
1911 zur Historischen Kommission für Hannover. Im Oktober 1914 trat Lerche 
in den Dienst der DB und wurde zum 1.10.1916 zum Ersten Bibliothekar ernannt, 
was faktisch der Stellvertretung des Direktors entsprach. Anfang 1917 wurde er für 
den GA jedoch zur Persona non grata, da im Zuge einer Beleidigungsklage gegen 
ihn der Vorwurf erhoben wurde, homosexuell zu sein. Im GA war man fortan be-
müht, »die überaus bedauerliche und peinliche Angelegenheit ohne öffentliches 
Ärgernis aus der Welt zu schaffen« und Lerche »unter einem schicklichen Vor-
wande« loszuwerden. Lerches Stellung wurde schließlich zum 1.9.1918 gekündigt, 
er aber bereits mit Wirkung vom 11.2.1918 von seiner Tätigkeit entbunden. Er 
wechselte daraufhin an die Königliche und Provinzialbibliothek in Hannover. Im 
Januar 1921 übernahm er die Leitung der Herzog August Bibliothek in Wolfen-
büttel, die er jedoch bereits nach zwei Jahren wieder aufgeben musste, da er sich 
»finanzielle Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit Bücherankäufen und 
-verkäufen« zuschulden hatte kommen lassen. Dieses Intermezzo in Wolfenbüttel 
endete für Lerche mit einem Dienststrafverfahren und dem Verlust seiner Ruhe-
standsbezüge. Ein erneuter Bewerbungsversuch an der DB schlug 1934 fehl. Vgl. 
Stellungnahme des Rechtsanwalts Johannes Wegand (Leipzig) für das Polizeiamt 
der Stadt Leipzig (Kriminalabteilung), 23.1.1917, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, 
Beiheft 1, Bl.�224-232; Stellungnahme des Rechtsanwalts Otto Lerches (Leipzig) 
für das Polizeiamt der Stadt Leipzig (Kriminalabteilung), 23.1.1917, ebd., Bl.�233-
241; Schroeder (Königlich Sächsisches Finanzministerium, Dresden) an ?, 
16.1.1917, ebd., Bl.�222�f.; Seemann an Lerche, 9.2.1918, ADNBL, PA Otto Lerche 
(geb. 16.12.1885), Bl.�96; Lerche an Uhlendahl, 11.12.1934, ebd., Bl.�117; Uhlendahl 
an Lerche, 18.12.1934, ebd., Bl. 117R; Protokoll der 42. Sitzung des GA der DB vom 
8.2.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�3, Bl.�244-247R, hier Bl.�246; Siegismund an 
Meiner, 23.3.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a, Bd.�4, Bl.�266�f.; Protokoll der 44. Sit-
zung des GA der DB vom 29.4.1918, ebd., Bl.�314-317, hier Bl.�316; Vermerk 
von Wahl, 20.8.1914, ADNBL, Abt. IV, Nr.�8, Bl.�11-19, hier Bl.�15�f. Vgl. zudem  
Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�191�f.; Ruppelt, Georg: Ein Bibliotheks-
skandal vor 90 Jahren, in: B.�I.T. online 14 (2011), Nr.�1, S.�29 (http://www.b-i-t- 
online.de/heft/2011-01/glosse.pdf, eingesehen am 22.3.2016).

177 Seemann an Lerche, 1.1.1917, ADNBL, PA Otto Lerche (geb. 16.12.1885), Bl.�76.
178 Vgl. Protokoll der 27. Sitzung des GA der DB vom 23.9.1916, ADNBL, Abt. III, 

Nr.�4, Bd.�2, Bl.�13-23R, hier Bl.�16R.
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Der Große Lesesaal wurde am 20. No-
vember 1916 seiner Bestimmung über-
geben.179 Der Euphorie der Eröffnung 
folgte kurze Zeit später die Ernüchte-
rung, denn die Benutzung musste für 
lange Zeit wieder eingestellt werden, da 
beide Lesesäle infolge Kohlenmangels 
nicht beheizt werden konnten.180

Die Entscheidung über den neuen 
Direktor fiel im Januar 1917. Georg 
Minde-Pouet hatte von Beginn an zum 
engeren Favoritenkreis gehört. Da er je-
doch im Heeresdienst stand, schien 
seine Freistellung für die DB zunächst 
ungewiss.181 Minde-Pouet wurde am 
5.  Juni 1871 in Berlin geboren. Er stu-
dierte germanische und romanische Phi-
lologie, Literatur, Kunstgeschichte und 
Philosophie an der Friedrich Wilhelms-
Universität in Berlin, wo er 1896 mit 

einer Arbeit über »Sprache und Stil Heinrich von Kleists« promoviert wurde. 
Nach einem Volontariat an der Königlichen Gemäldegalerie in Berlin wurde er 
1898 nach Posen versetzt, um dort »durch Stärkung des deutschen Elementes 
einen Wall gegen das Vorschreiten der Polonisation aufzurichten«.182 In Posen 
war er an der Doppelanstalt der Landesbibliothek und des Provinzialmuseums 
tätig. 1903 übernahm er die Leitung der Stadtbibliothek Bromberg und erhielt 
im Zuge seiner Lehrtätigkeit an der dortigen Kunst- und Handwerkerschule 

179 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�28. Die Benutzung ließ bald nach, 
denn im November 1916 zählte man im Großen Lesesaal täglich etwa zehn und im 
Zeitschriftenlesesaal ca. 30 Personen. Vgl. Protokoll der 31. Sitzung des GA der DB 
vom 5.12.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�49-53R, hier Bl.�52.

180 Seemann an die Mitglieder des GA, 8.2.1917, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Bei-
heft 1, Bl.�265-267. Vgl. auch Uhlendahl, Deutsche Bücherei (1925), S.�30. Die DB 
wurde erst 1921 wieder eröffnet. Vgl. Paust, Albert: Die Kriegssammlung der 
Deutschen Bücherei, in: Mitteilungen des Verbandes deutscher Kriegssammlungen 
3 (1921), S.�140-47, hier S.�145.

181 Alexander Orth (Syndikus des BV) an OBM Dittrich, 30.10.1916, StadtAL, Kap.�33, 
Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�172, mit Anhang: Deutsche Bücherei. Vorschläge zur 
Direktor-Wahl, 3.11.1916, ebd., Bl.�173-175.

182 Minde-Pouet, Georg: Von der Ostdeutschen Kulturpolitik in der Provinz Posen 
1898-1914, in: Waldenburger Schriften, 1927, Heft 6 (Privatdruck), S.�114-128, hier 
S.�116.

Abb. 12: Georg Minde-Pouet. Direktor 
der Deutschen Bücherei von 
1917 bis 1923
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1911 den Professorentitel verliehen. Im Sommer 1913 avancierte er zum Direk-
tor der Städtischen Sammlungen in Dresden, wo er in Personalunion das Rats-
archiv, die Stadtbibliothek und das Stadtmuseum leitete. Die von Minde-Pouet 
vorgenommene Revision und Neuordnung der Sammlungen stieß jedoch auf den 
Widerstand seines Amtsvorgängers, der darin eine Herabsetzung seiner jahrelan-
gen Tätigkeit erblickte. Es war bezeichnend für das aufbrausende Temperament 
Minde-Pouets, dass er seinen Widersacher im Frühjahr 1914 zum Duell auffor-
derte. Da das Duellieren im Deutschen Reich aber seit 1871 verboten war, wurde 
Minde-Pouet zu einer Woche Festungshaft auf dem Königsstein verurteilt. Nach 
dem Beginn des Ersten Weltkrieges wurde er dem zweiten Aufgebot des Land-
sturms zugeteilt und im Herbst 1916 als Offizier in die Archivverwaltung des 
»General-Gouvernements« nach Warschau kommandiert, um die dortigen Ar-
chive auf Quellenmaterial zur sächsisch-polnischen Geschichte zu prüfen. Hier 
erreichte ihn Anfang 1917 der Ruf an die Deutsche Bücherei.183

Der selbstbewusste Minde-Pouet hatte bereits während seiner Vertragsver-
handlungen deutlich gemacht, dass ihm als Direktor der DB nach Möglichkeit 
Sitz und Stimme im Geschäftsführenden Ausschuss, auf jeden Fall jedoch mehr 
Einfluss als seinem Vorgänger eingeräumt werden müsse.184 Es erwies sich für 

183 Seemann an Staatsminister Georg Graf von Metzsch-Reichenbach (Minister des 
Königlichen Hauses, Dresden), 29.1.1917, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 
1, Bl.�243-245. Der Hinweis, dass Minde-Pouet »in Warschau Offiziersuniform ge-
tragen habe«, findet sich im Schreiben Minde-Pouets an Adolf Warschauer (Dan-
zig), 23.8.1919, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 27/19, Bl.�16�f. Zur Biographie Minde-
Pouets (1871-1950) vgl. Geißler, Daniel u. Christel Hermann: Minde-Pouet, Adolf 
Julius Georg, in: Sächsische Biografie, hrsg. vom Institut für Sächsische Geschichte 
und Volkskunde e.�V., bearb. von Martina Schattkowsky (Online-Ausgabe: http://
www.isgv.de/saebi/, eingesehen am 22.3.2016). Vgl. zudem Personalnachrichten. 
Der neue Direktor der Deutschen Bücherei, in: BBl.�84 (1917), Nr.�71 vom 26.3.1917, 
S.�296; Buder, Johannes: Minde-Pouet, Georg, in: NDB 17 (1994), S.�534-535 (On-
linefassung URL: http://www.deutsche-biographie.de/pnd118784099.html, einge-
sehen am 22.3.2016); Warschauer, Adolf: Georg Minde-Pouet, Lissa 1913; Götze, 
Robby Joachim: Günther Fürst von Schönburg-Waldenburg. Eine Bildbiographie, 
Oberwiera 2015, S.�72�f., 103, 115, 189�f.

184 Vgl. Vermerk von Ehlermann betr. Besetzung des Direktorenpostens, 2.1.1917, 
StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Beiheft 1, Bd.�1, Bl.�212-215. Minde-Pouet forderte dar-
über hinaus, seinen bisherigen Dresdener Verwaltungschef, Martin Lippmann, als 
Bürodirektor in der DB installieren zu können, was den Ausschluss Mohrmanns 
aus der DB zur Folge hatte. Vgl. Seemann an die Mitglieder des GA, 26.3.1917, ebd., 
Bl.�294�f. Der 1887 geborene Lippmann wirkte nach dem Besuch der Realschule mit 
Progymnasium im sächsischen Frankenberg von 1904 bis 1917 in verschiedenen 
Gemeindeverwaltungen, zuletzt als Ratsassistent und Kanzleivorsteher der von 
Minde-Pouet geleiteten Städtischen Sammlungen in Dresden. Am 16.4.1917 über-
nahm er das Amt des Verwaltungsleiters der DB, das er über dreißig Jahre beklei-
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ihn als Glücksfall, dass Boysen dem vom GA gebildeten kleinen Ausschuss am 
7. Januar 1917 neue Entwürfe für Geschäfts- und Dienstordnungen vorlegte.185 
Wie Boysen betonte, bedurfte die durch die Satzung vom 31. Oktober 1912 fest-
gelegte Verfassungsorganisation der DB angesichts der »Anschauungsverschie-
denheiten« und »lebhaften Konflikte« der letzten Zeit dringend einiger Verän-
derungen. Ihm ging es vor allem um die Klärung des Verhältnisses zwischen dem 
Börsenverein und der Verwaltung der DB, die Kompetenzverteilung der einzel-
nen Verwaltungsorgane zueinander und um das Verhältnis des Geschäftsführen-
den Ausschusses zur Bibliotheksleitung. Die Verwaltung der DB, so Boysen, sei 
keine bloße Geschäftsstelle des Börsenvereins, sondern müsse weitgehend selb-
ständig agieren: 

»Diese Praxis des früheren Vorsitzenden hat uns ja gerade veranlasst, auf die 
endliche Fertigstellung von Grundsätzen der Verwaltung und Geschäfts- und 
Dienstordnungen zu dringen, und die Rechtsauffassung von der Stellung der 
Deutschen Bücherei und ihrer Verwaltungsorgane, sowie die Fixierung der 
Rechte und Pflichten der Bücherei-Beamten nach Art anderer großer Biblio-
theken halten wir sämtliche Bibliothekare des G.�A. und des V.�R. für das Wohl 
und das zukünftige Gedeihen der DB für so wichtig, dass wir unter anderen 
Umständen die Verantwortung, die durch unsere Mitwirkung in diesen Kör-
perschafen uns erwächst nicht glauben tragen zu können.«186

Die »Ordnungen für die Deutsche Bücherei« wurden im März 1917 durch den 
Geschäftsführenden Ausschuss »zum vorläufigen Abdruck genehmigt«.187 Die 

dete. Im Jahr 1947 musste er seine Tätigkeit aufgrund seiner Mitgliedschaft in der 
NSDAP niederlegen, fand jedoch im ostfriesischen Hesel, Kreis Leer, als Helfer in 
der Kinder- und Altenversorgung eine neue Anstellung. Vgl. Formular zur Ernen-
nung Lippmanns zum Bürodirektor, 25.7.1940, BArch Berlin, R�55/22603, Bl.�2�f.; 
Seemann an Lippmann, 27.3.1917, ADNBL, PA Martin Lippmann (geb. 5.11.1887), 
Bl.�13-15; Lebenslauf Lippmanns, 26.7.1945, ADNBL, ebd., Bl.�134; Lippmann an 
den Generaldirektor der DB, 15.7.1947, ebd., Bl.�141.

185 Einleitung von Geheimrat Boysen zur Sitzung des kleinen Ausschusses für die Be-
ratung der Ordnungen und Grundsätze der DB, 7.1.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�7, Bl.�36-41. Dieser Ausschuss, bestehend aus Siegismund, Ehlermann, 
Schroeder  und Boysen, war auf Druck von Boysen und gegen den Willen von Sie-
gismund und Dittrich vom GA Ende April 1916 berufen worden. Vgl. Protokoll 
der 24. Sitzung des GA der DB vom 29.4.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�1, 
Bl.�309-323, hier Bl.�321-322.

186 Einleitung von Geheimrat Boysen zur Sitzung des kleinen Ausschusses für die Be-
ratung der Ordnungen und Grundsätze der DB, 7.1.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�7, Bl.�36-41.

187 Diese Ordnungen enthielten Grundsätze für die Verwaltung, je eine Geschäftsord-
nung für den VR�und den GA sowie eine Dienstordnung für die DB. Vgl. Ordnun-
gen für die Deutsche Bücherei. Festgestellt in der Sitzung des kleinen Ausschusses 
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»Grundsätze für die Verwaltung« räumten dem Direktor nun weit mehr Rechte 
ein als bisher. So wurde festgehalten, dass die Stellung des Direktors »im Rah-
men der Satzung der Deutschen Bücherei eine selbständige und in ihrer Berufs-
tätigkeit unabhängige [sei], wie es der Überlieferung der großen deutschen Bi-
bliotheken« entspreche. Er nehme an den Sitzungen des GA und des VR�mit 
beratender Stimme teil und habe das Recht, Anträge zu stellen. Er sei zwar 
 weiterhin gegenüber dem GA verantwortlich, jedoch habe er als Dienstvor-
gesetzter der übrigen Beamten den gesamten Betrieb der Bücherei zu leiten.188 
Die »Dienstordnung für die Deutsche Bücherei« legte fest, dass sämtliche wis-
senschaftlichen Beamten das Studium an einer Hochschule des deutschen Sprach-
gebiets durch die Promotion oder eine Staatsprüfung abgeschlossen haben 
 mussten. Zur Ausbildung konnten wissenschaftlich ausgebildete Volontäre an-
genommen werden, was einerseits die Entwicklung der Deutschen Bücherei zur 
Ausbildungseinrichtung förderte und andererseits der Auffassung Siegismunds, 
anstelle von Bibliothekaren Buchhandelsgehilfen einzusetzen, einen Riegel vor-
schob.189

Minde-Pouets Direktorat begann demnach unter anderen Voraussetzungen 
als das seines Vorgängers.190 Der neue Direktor erwies sich, anders als Wahl, als 
sehr selbstbewusst und zupackend. Er war für sein strenges Urteil bekannt und 
verlangte sich und seinen Mitarbeitern viel ab.191 Minde-Pouet besaß einen 
»scharfen Blick und viel praktischen Sinn«.192 Er sprach Probleme offen an und 
scheute Konfrontationen keineswegs.193 Bei der Durchsetzung seiner Vorstel-
lungen agierte Minde-Pouet jedoch bisweilen »allzu regsam und unterneh-
mungsfreudig«, was auf der Gegenseite nicht immer auf Verständnis stieß.194 So 

am 7.1.1917 und zum vorläufigen Abdruck genehmigt vom GA am 21.3.1917, Leip-
zig 1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I, Bl.�183.

188 Vgl. Vorgeschlagener Wortlaut der Grundsätze für die Verwaltung der Deutschen 
Bücherei zu Leipzig (§�8 »Der Direktor«), ebd.

189 Vgl. Vorgeschlagener Wortlaut der Dienstordnung für die Deutsche Bücherei (§�5 
»Wissenschaftliche Beamte«), ebd. Im Jahr 1917 traten beispielsweise 6 Schülerin-
nen der Deutschen Bibliothekarschule zu Leipzig für die Dauer eines Jahres als 
Volontäre in die DB ein. Vgl. Fünfter Bericht über die Verwaltung der DB, S.�15.

190 Demnach war Minde-Pouet keineswegs »in der gleichen schwierigen Situation wie 
sein Vorgänger«. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�31. Minde-Pouet über-
nahm das Amt des Direktors offiziell zum 1.5.1917. Vgl. Uhlendahl, Deutsche Bü-
cherei (1925), S.�21. Vgl. auch Vermerk von Lippmann, 1.5.1917, ADNBL, Abt. IV, 
Nr.�35, Bl.�3.

191 Vgl. Minde-Pouet an Erich Klien (Wirtschaftsministerium, Dresden), 26.4.1923, 
ADNBL, Abt. IV, Nr.�13II, Bl.�39�f.

192 Artur Seemann an OBM Dittrich, 24.4.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, Bl.�222.
193 Vgl. etwa Minde-Pouet an Schroeder, 28.3.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I, Bl.�224.
194 Uhlendahl, Deutsche Bücherei (1925), S.�21.
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zog er 1917 vor dem GA beispielsweise eine kritische Bilanz über die 1914 ins 
Leben gerufene »Kriegssammlung« der DB, die nach seinem Dafürhalten ein un-
nützes Zuschussprojekt darstellte und »erheblich hinter anderen Kriegssamm-
lungen in Deutschland« zurückstand. Minde-Pouet schlug kurzerhand vor, diese 
Sammlung abzubrechen und die dafür aufgewendeten Mittel dem eigentlichen 
Zweck der DB zuzuführen. Er dachte sogar an den Verkauf der Kriegsmemora-
bilien, während Siegismund dagegenhielt, es würde eine Blamage für die DB dar-
stellen, würde man diese Sammlung während des Krieges offiziell zu Grabe tra-
gen. Minde-Pouet hatte aber insofern Erfolg, als die Sammlung fortan nur noch 
solche Stücke umfasste, die tatsächlich in das Sammelgebiet der Deutschen Bü-
cherei gehörten.195

195 37. Protokoll der Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�2, Bl.�192-207, hier Bl.�194-196. Die im September 1914 eingerichtete Kriegs-
sammlung der DB ging auf einen Vorschlag Wahls zurück, der »eine umfassende 
Sammlung aller auf den Krieg seine Vorgeschichte und seinen Verlauf bezüglichen 
Druckwerke« schaffen wollte. In verschiedenen öffentlichen Bekanntmachungen 
und Rundschreiben an militärische und staatliche Behörden, Privatpersonen, Ver-
eine, Burschenschaften, Unternehmen, Kirchen, Bibliotheken, Archive und Mu-
seen bat die DB um Unterstützung beim Aufbau der neuen Sammlung. Über den 
eigentlichen Sammelauftrag der DB hinausgehend erstreckte sich die Kriegssamm-
lung auf nahezu alle Formen von durch den Krieg veranlassten Drucken (z.�B. Ein-
blattdrucke, Flugblätter, Maueranschläge, Merkblätter, Proklamationen, amtliche 
Bekanntmachungen, Kriegszeitungen, Predigten, Aufrufe, Gedichte, Karikaturen, 
Karten, Pläne, Festprogramme, Denkschriften sowie Notgeld, Postkarten, Fotos 
und Lebensmittelmarken). Im Unterschied zu den Kriegssammlungen der KB, der 
UB Jena oder der Stadtbibliothek Frankfurt am Main reüssierte die Leipziger 
Kriegssammlung aber nicht recht, sodass man sich im Mai 1917 entschloss, sie 
nicht in der bisherigen umfassenden Weise fortzuführen. Zwar wurde Ende 1918, 
genau wie in Berlin, mit der Sammlung von Revolutionsschriften begonnen, ab 
1920 jedoch wurde die »Kriegsstelle« der DB« abgewickelt und 1922 aufgegeben. 
Daran änderte auch die Tatsache nichts, dass Minde-Pouet 1919 zum Vorsitzenden 
des Verbands deutscher Kriegssammlungen avancierte. Vgl. Bekanntmachung des 
Vorstands des Börsenvereins der deutschen Buchhändler vom 30.9.1934 betr. 
Kriegssammlung der DB, in: BBl.�81 (1914), Nr.�280 vom 3.10.1914, S.�1477; Rund-
schreiben des Ersten Vorstehers des BV an 160 deutsche Buchhändler, Okt. 1914, 
ADNBL, Blaue Akten, Nr.�47, Bl.�47; Rundschreiben Wahls, 19.2.1915, ebd., 
Bl.�35�f.; 14. Protokoll der Sitzung des GA der DB vom 26.9.1914, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4, Bl.�8-25, hier Bl.�16-18. Noch im Dezember 1918 bat die DB die Militär-
behörden, ihr Schriften für ihre »Kriegsliteratur-Sammlung« zu überlassen. Vgl. 
Edith Jansen (DB) an den Admiralstab der Marine (Berlin), 6.12.1918, Bundes-
archiv-Militärarchiv Freiburg (BA-MA), RM 5/3132, Bl.�292. Zur Kriegssammlung 
der DB vgl. Paust, Kriegssammlung, S.�140-147; Jahns, Yvonne: Die Leipziger  
Sondersammlung zum Ersten Weltkrieg, in: Dialog mit Bibliotheken 26 (2014), 
Heft 1, S.�56-63; Jacobi, Johannes: Den Krieg sammeln. Die Weltkriegssammlung 
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Minde-Pouets Courage offenbarte sich bereits bei seiner ersten Teilnahme an 
einer Sitzung des Geschäftsführenden Ausschusses im April 1917, auf der er 
deutlich machte, dass er eine Umgestaltung der Personalverhältnisse und der 
Verwaltungsorganisation der DB für notwendig erachte. Ihre Beamten müssten 
hinsichtlich ihrer Vorbildung, Bezüge und Dienstzeit jenen der Universitätsbib-
liotheken gleichgestellt werden. Die Benachteiligung der DB-Mitarbeiter habe 
ungünstige Folgen für die Bücherei, schade ihrem Ansehen und erschwere die 
Besetzung freier Stellen. So habe er feststellen müssen, dass man den mittleren 
Beamten der DB den in anderen Bibliotheken üblichen Wohnungsgeldzuschuss, 
wie auch die Aussicht auf lebenslängliche und pensionsberechtigte Anstellung 
vorenthalte. Dies sei bei den im Vergleich zu anderen Bibliotheken »wesentlich 
höheren Ansprüchen an die Arbeitskraft ihrer Beamten« nicht zumutbar und 
ursächlich für fortwährende Personalwechsel. In den letzten Monaten seien 
nicht weniger als zehn mittlere Beamte aus der DB ausgeschieden und in günsti-
gere Stellungen an anderen Bibliotheken übergetreten, sodass inzwischen 19 
Stellen zu besetzten seien. Unter den noch in der Deutschen Bücherei arbeiten-
den Sekretärinnen befinde sich »nicht eine, die nicht ohne Bedenken ihre Stel-
lung mit einer günstigeren anderwärts« vertauschen würde. Den besten Beweis 
hierfür liefere die Tatsache, dass sich auf eine von der Reichsgerichtsbibliothek 

1914/18 der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig u. Frankfurt am Main 2014 
(http://d-nb.info/1050012623/34, eingesehen am 5.4.2016). Vgl. hier auch das Lite-
raturverzeichnis mit den zahlreichen Beiträgen der DB-Mitarbeiter Otto Lerche, 
Franz Grein und Johannes Thummer über die Kriegssammlung der DB. Vgl.  
zudem Tobegen, Michael: Ein Trommelfeuer von bedrucktem Papier. Flieger-
abwürfe in der Deutschen Nationalbibliothek in: Hiller von Gaertringen, Julia 
Freifrau: Kriegssammlungen 1914-1918, Frankfurt am Main 2014, S.�313-334. 
Einen gelungenen Einblick in die Kriegssammlung der DB vermittelt die von der 
Deutschen Nationalbibliothek initiierte virtuelle Ausstellung »100 Jahre Erster 
Weltkrieg. Krieg sammeln« (http://erster-weltkrieg.dnb.de/WKI/Web/DE/Navi 
gation/Krieg-sammeln/krieg-sammeln.html, eingesehen am 5.4.2016). Zu den in 
Deutschland weit über einhundert Kriegssammlungen allgemein vgl. Schultze, 
Walter: Kriegssammlungen, in: ZfB 35 (1918), Heft 1/2, 15-26; Hiller von Gaer-
tringen, Julia Freifrau: Kriegssammlungen 1914-1918, Frankfurt am Main 2014; 
Gerdes, Aibe-Marlene: Ein Abbild der gewaltigen Ereignisse. Die Kriegssamm-
lungen zum Ersten Weltkrieg 1914-1922, Essen 2016. Zur Sammlung der Revolu-
tionsschriften vgl. Aufruf Minde-Pouets an die Arbeiter- und Soldatenräte des 
Deutschen Reiches, 1918, ADNBL, Abt. V, Nr.�36, Bl.�23; Vorläufige Richtlinien 
über die Behandlung der Revolutions-Drucksachen, 17.12.1918, ebd., Bl.�29; Ver-
merk von Elisabeth Pfaehler (DB), 12.1.1919, ebd., Bl.�31; Schwidetzky, Georg: Die 
Revolutions-Drucksachen und ihr wissenschaftlicher Wert. Zur Ausstellung in der 
Deutschen Bücherei, in: BBl.�86 (1919), Nr.�111 vom 2.6.1919, S.�445-448. Ein Hin-
weis auf die Revolutionssammlung an der KB findet sich in Schreiben der PSB an 
die Reichskanzlei, 12.4.1919, BArch Berlin, R�43-I/814, Bl.�3.
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Leipzig ausgeschriebene Stelle sämtliche Sekretärinnen der DB beworben hätten. 
Eine Bibliothek, so Minde-Pouet, »die vermöge ihrer Sonderheit und großzügi-
gen Organisation einen Vorrang vor den anderen Bibliotheken Deutschlands« 
beanspruche und stärker als diese das öffentliche Interesse auf sich lenke, dürfe 
jedoch »hinsichtlich der Gehaltsfrage und wirtschaftlichen Stellung ihrer Beam-
ten nicht hinter ihnen zurückbleiben«.196 

Siegismund räumte ein, dass man für die Gehälter mehr Mittel in den Haus-
halt einstellen müsse, verwies jedoch auf ein grundsätzliches Dilemma. Denn es 
stelle sich die Frage, woher diese Mittel kommen sollten. Der Vertrag, der die 
Zuschüsse des Staates und der Stadt gewährleiste, laufe 1923 aus. Ein neuer Ver-
trag mit dem Staat sei während des Krieges völlig ausgeschlossen. Daraus folge 
eine für den Börsenverein nicht zu unterschätzende Gefahr, denn er müsse in die 
Bresche springen. Seine Ersparnisse würden dann jedoch in zwei Jahren aufge-
braucht seien. Bewillige man lebenslange Anstellungen, bürde man dem Börsen-
verein eine »ungeheure Verantwortung« auf, die er nicht tragen könne, zumal 
auch die Kosten für die Verwaltung permanent steigen würden. Hatte sich Sie-
gismund mit diesen Ausführungen möglicherweise Hoffnung auf die Hilfe des 
Staates gemacht, so wurde ihm diese jedoch gleich wieder genommen. Denn Max 
Otto Schroeder, der Vertreter des Sächsischen Finanzministeriums, machte un-
missverständlich deutlich, dass die zwei Garanten, welche die DB mit ins Leben 
gerufen hätten, zwar für ihr Überleben sorgen würden, dass dem Vertrag zufolge 
jedoch »primär der Börsenverein verpflichtet« sei.197 

Mit dem Amtsantritt Minde-Pouets deutete sich eine Entwicklung an, die den 
Börsenverein stärker in die Pflicht nahm und sein Verhältnis zur DB dauerhaft 
belasten sollte. Dies hing zum Teil mit der zupackenden Art des neuen Direk-
tors, aber auch mit einer vom Staat und der Stadt Leipzig nun mit mehr Nach-
druck verfolgten Einhaltung der Verpflichtungen des Börsenvereins gegenüber 
der DB zusammen. Denn nicht nur durch die stetig steigenden Personal- und 
Verwaltungskosten der DB, sondern vor allem hinsichtlich der Bücherbeschaf-
fung ergaben sich bedenkliche Defizite, wofür in zunehmendem Maße der Bör-
senverein verantwortlich gemacht wurde. Den Stein ins Rollen brachte der Vor-
steher der Leipziger Stadtverordnetenversammlung, Oberjustizrat Karl Rothe, 

196 Denkschrift Minde-Pouets »Über die Notwendigkeit einer wirtschaftlichen und 
wissenschaftlichen Gleichstellung der wissenschaftlichen und mittleren Beamten 
der DB mit den Beamten gleichen Dienstgrades an den deutschen staatlichen Bib-
liotheken, ohne Datum (Juli 1917), ADNBL, Abt. III, 4, Bd.�2, Bl.�217-224; Proto-
koll der 36. Sitzung des GA der DB vom 21.4.1917, ebd., Bl.�105-108, hier Bl.�105R-
106.

197 Protokoll der 37. Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ebd., Bl.�192-207, hier 
Bl.�199R-200. Zur Person Schroeders (1859-1926) vgl. Ehlermann, Erich: Max 
Otto Schroeder zum Gedächtnis, in: BBl.�94 (1927), Nr.�54 vom 5.2.1927, S.�253-
255.
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der nach dem Rücktritt Dittrichs im November 1917 das Amt des Oberbürger-
meisters übernehmen sollte.198 In der Sitzung des Verwaltungsrates der DB am 
4. Mai 1917 forderte Rothe eine Auskunft über die Höhe der Summe, welche 
bisher für die Beschaffung von Büchern, die nicht unentgeltlich eingingen, auf-
gewendet würde. Zudem sprach er den Wunsch aus, dem Verwaltungsrat ein 
Verzeichnis derjenigen Verlagsfirmen vorzulegen, die sich immer noch weiger-
ten, kostenlos zu liefern. Wichtiger indes war jedoch der Antrag Rothes, der Ver-
waltungsrat solle den Börsenverein ersuchen, sämtliche Ausgaben zu überneh-
men, die für die Beschaffung der im deutschen Buchhandel erscheinenden 
Werke, die nicht unentgeltlich eingingen, nötig seien und »weiter diejenigen 
Ausgaben zu tragen, die für das Grundstück, Heizung und Beleuchtung« benö-
tigt würden.199 Der Vorsitzende des Börsenvereins, Seemann, musste daraufhin 
konzedieren, dass der DB trotz jährlich gesteigerter Erwerbungsausgaben für 
den Zeitraum von 1913 bis 1916 Bücher und Zeitschriften im Wert von 109.500 
Mark fehlten. Diese Zahl, so Seemann, sei »eher zu niedrig also zu hoch 
bemessen«.200 Der Börsenverein sei sicher gern bereit, Zuschüsse für die DB zu 
leisten, nur setzte ihm die kriegsbedingte Preissteigerung Grenzen. Hinzu käme 
die finanzielle Belastung durch die kürzlich erfolgte Übernahme der buchhänd-
lerischen Bibliographien, die den Börsenverein 300.000 Mark gekostet habe.201 
Sei diese Schuld erst be glichen, werde der Börsenverein »besser für die Deutsche 
Bücherei sorgen können«. Rothe ließ aber nicht locker und hielt dagegen, dass 
die Zuschüsse von Staat und Stadt nicht für Bücherkäufe Verwendung finden 
sollten, sondern »es vielmehr eine Ehrensache des deutschen Buchhandels« sei, 
dafür zu sorgen, dass die Produktion der Verlage lückenlos zur Verfügung ge-
stellt werde. Der Ankauf sollte dem Börsenverein überlassen werden. Auf An-
trag Rothes wurde vom Verwaltungsrat schließlich beschlossen, ab 1918 im 
Haushaltsplan der DB Mittel für Bücherankäufe aus dem Buchhandel nicht mehr 
vorzusehen.202 Auch für Schroeder stellte die Bücherbeschaffung eine »Funda-
mentalfrage« dar. Für den Börsenverein bestehe die »moralische Verpflichtung«, 

198 Zur Person Rothes (1865-1953) vgl. Schwarz, Leipzig, S.�17�f.
199 Protokoll der 5. Sitzung des VR�der DB vom 4.5.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I, 

Bl.�170-177, hier Bl.�172-172R. Vgl. auch Seemann an Minde-Pouet, 2.5.1917, ebd., 
Bl.�78-81.

200 Protokoll der 5. Sitzung des VR�der DB vom 4.5.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I, 
Bl.�170-177, hier Bl.�172R-173. Eine Übersicht über die Ausgaben für Bücherkauf 
und Bucheinbände für den Zeitraum von 1913 bis 1916 findet sich in Schreiben von 
Minde-Pouet an Seemann, 13.6.1917, ebd., Bl.�188-190.

201 Zum Kauf der buchhändlerischen Bibliographien durch den BV vgl. Protokoll der 
3. Sitzung des VR�der DB vom 30.4.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�1, Bl.�1-11, hier 
Bl.�5. 

202 Vgl. Protokoll der 5. Sitzung des VR�der DB vom 4.5.1917, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�2I, Bl.�170-177, hier Bl.�173-175R. Diese Forderung bezog sich nur auf die Ver-
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sich um die kostenlose Lieferung der gesamten Buchhandelsproduktion zu sor-
gen. Der Börsenverein müsse in seine Satzung eine Bestimmung aufnehmen, die 
jedes Mitglied verpflichte, seine Produktion der Deutschen Bücherei zur Verfü-
gung zu stellen.203

Der Börsenverein nahm diese Forderungen mit Befremden zur Kenntnis. Man 
bestritt eine rechtliche Verpflichtung zum Kauf der fehlenden Bücher und plä-
dierte für eine Aufhebung des von Rothe initiierten Beschlusses. Dieser gehe von 
»irrigen Voraussetzungen« aus. Niemals habe der Börsenverein die Verpflich-
tung übernommen, die gesamte deutsche Verlagsproduktion kostenlos zu lie-
fern. Man sei immer davon ausgegangen, dass der größere Teil der Verleger ra-
battiert liefere. Dass der Betrieb der Bücherei wesentlich kostspieliger geworden 
sei, als vorher angenommen, hänge weniger mit den Bücherkäufen zusammen, 
sondern mit ihren ständig steigenden Verwaltungs- und Personalkosten. In den 
Vorverhandlungen zur Gründung der DB hätten sich Staat und Stadt zur Über-
nahme der Verwaltungskosten bereit erklärt, zu denen »auch die Bücherankäufe 
gehören« würden. Der Antrag Rothes sei also nicht nur unberechtigt, für den 
Börsenverein sei es schlichtweg unmöglich, für die Bücherkäufe aufzukommen, 
weil dies seine Existenz gefährde. Die Zukunft der DB, so Seemann, sehe »nach 
der gegenwärtigen Lage nicht rosig aus«.204 

Allerdings musste sich der Börsenverein auch eingestehen, sich in seinen Er-
wartungen hinsichtlich der Geberfreundlichkeit der Verleger getäuscht zu ha-
ben. Minde-Pouet verwies im Juli 1917 auf die erschreckend großen Bestands-

öffentlichungen des Buchhandels, nicht jedoch auf Privatdrucke, als die Erschei-
nungen, die außerhalb des Buchhandels verlegt wurden.

203 Vgl. Protokoll der 37. Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�2, Bl.�192-207, hier Bl.�204-204R. Dies wiederholte Schroeder auf der 
nächsten Sitzung des GA, wobei er von OBM Dittrich unterstützt wurde. Vgl. Pro-
tokoll der 38. Sitzung des GA der DB vom 7.9.1917, ebd., Bl.�331-340, hier Bl.�333-
335.

204 Seemann an die Mitglieder des GA, 18.8.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, 
Bl.�335 und in der Anlage: Ausarbeitung Seemanns über »Die Bücherkäufe für die 
DB. Bericht aus den Akten«, 15.8.1917, ebd., Bl.�336-352. Vgl. auch Protokoll der 
37. Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�192-
207, hier Bl.�203R-204; Vermerk Seemanns für die Vorstandssitzung des BV am 
4.8.1917 betr. Bücherankäufe der DB, ohne Datum (etwa Juli/Aug. 1917), SStAL, 
21765/30, unp.; Vermerk Seemanns betr. Bücherankäufe für die Deutsche Büche-
rei, 9.8.1917, ebd. Siegismund musste sich von Seiten Ehlermanns den Vorwurf ge-
fallen lassen, 1912 »über den Kopf des GA hinweg« die freiwillige Lieferung durch-
gesetzt zu haben, obwohl man im BV für die Lieferung eines Pflichtexemplars 
gegen Entschädigung von 50 Prozent plädiert habe. Darauf seien die Bestands-
lücken der DB zurückzuführen. Vgl. Protokoll der 38. Sitzung des GA der DB vom 
7.9.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�192-207, hier, Bl.�334R.
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lücken der DB, der etwa 37 Prozent der seit 1913 erschienenen Werke fehlten.205 
Er forderte, diese Lücken, die sich vor allem bei den Zeitschriften zeigten, nun 
systematisch zu schließen. Allerdings dürfe man nicht wie bisher auf die Schen-
kung der fehlenden Bücher warten, sondern müsse diese kaufen. Es sei ihm 
gleichgültig, ob eine moralische oder eine rechtliche Verpflichtung für den Bör-
senverein vorliege, Hauptsache sei, dass die in der DB vorhandenen Lücken ge-
füllt würden. Auf das von Siegismund erneut vorgebrachte Ansinnen, weiterhin 
alles zu versuchen, die fehlenden Schriften durch Werbung und persönliche Ge-
spräche kostenlos zu erhalten, reagierte Minde-Pouet unwirsch.206 Er habe fest-
gestellt, dass seit dem nun vierjährigen Bestehen der DB »in der gewünschten 
bescheidenen, liebenswürdigen, in keiner Weise verletzenden Form an die Ver-
leger herangegangen werde«. Dennoch sei es nicht gelungen, alle fehlenden 
Werke kostenfrei zu erhalten. Bis jetzt wisse die Öffentlichkeit nicht, wie es um 
die DB bestellt sei, nach ihrer Eröffnung aber würden sich ihre Schwächen sofort 
offenbaren. Deutliche Kritik übte Minde-Pouet an der verzerrten »Darstellung 
vergangener Missverhältnisse« durch Siegismund.207 Mit einer gegen die Direk-
tion der DB gerichteten Schuldzuweisung wolle dieser beweisen, dass die ganze 
Art des inneren Dienstbetriebes, vor allem die Zurücksetzung buchhändlerischer 
Elemente, viele Verleger zu Gegnern der DB gemacht und zu säumigen Liefe-
rungen veranlasst habe. Nach Minde-Pouets Auffassung traf dies nicht zu, weil 
in der DB schon vom ersten Tage ihres Betriebes an Lücken bestanden hätten. 
Man müsse endlich kaufen und habe in dieser Frage viel zu spät reagiert. Minde-
Pouet schlug vor, der Deutschen Bücherei die Bibliographische Abteilung des 

205 Deutsche Bücherei. Ausführlicher Auszug aus den Akten des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler über die Deutsche Bücherei und aus den Protokollen ihres 
Geschäftsführenden Ausschusses. Umfasst die Zeit von Ende 1911 bis Ende 1926 
(Manuskript), Leipzig 1927, ADNBL, 01C02, S.�24. Vgl. zudem die Dar stellung 
Otto Lerches über »Die Unvollständigkeit der Deutschen Bücherei«, 22.6.1917, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�1; Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�31; Poethe, 
Militärzensur, S.�186.

206 Vgl. Protokoll der 38. Sitzung des GA der DB vom 7.9.1917, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�2, Bl.�331-340, hier Bl.�332.

207 In einer Denkschrift »Der Buchhandel und die Deutsche Bücherei« rechnete Sie-
gismund mit Wahl und Lerche schonungslos ab, denen er Standesdünkel und Ver-
sagen vorwarf. Die Schuldzuweisung gipfelte in der Behauptung, Wahl und Lerche 
hätten den Einfluss der Buchhändler in der DB ausgeschaltet, was die Ursache für 
die ausgebliebenen Bücherlieferungen gewesen sei. Vgl. Denkschrift Siegismunds 
»Der Buchhandel und die Deutsche Bücherei«, 4.9.1917, ebd., Bl.�341-350. Gegen 
diese Auffassung verwahrte sich auch Seemann, der es für bedenklich hielt, Buch-
händler mit den Aufgaben von Bibliothekaren zu betrauen. Vgl. Protokoll der 38. 
Sitzung des GA der DB vom 7.9.1917, ebd., Bl.�331-340, hier Bl.�334; Ausschnitt 
aus dem Protokoll der Vorstandssitzung des BV, 7.9.1917, SStAL, 21765/30, unp.; 
Seemann an Ehlermann, 19.9.1917, ebd.
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Börsenvereins »einzuverleiben«, denn wenn die Verleger ihre Bücher erst einmal 
an die DB schicken müssten, sei es eher möglich, diese in ihre Bestände einzu-
fügen.208 

Mit seinem Hinweis auf die Bibliographische Abteilung des Börsenvereins 
zielte Minde-Pouet auf die Lösung eines weiteren Problems: Die Schaffung einer 
›Deutschen Bibliographie‹ war eine der wesentlichen Triebfedern zur Gründung 
der Deutschen Bücherei gewesen.209 Der Börsenverein hatte bereits 1912 be-
schlossen, die damals noch von der Hinrichs’schen Verlagsbuchhandlung herge-
stellte buchhändlerische Bibliographie – das im Börsenblatt erscheinende »Täg-
liche Verzeichnis« und das »Wöchentliche Verzeichnis der erschienenen und der 
vorbereiteten Neuigkeiten des deutschen Buchhandels« – in enger Verbindung 
mit der DB durch den Börsenverein zu übernehmen und diese zugleich für die 
Katalogisierung der deutschen Bibliotheken nutzbar zu machen.210 Da keines 
der bisherigen Buchhandelsverzeichnisse jemals Vollständigkeit erreichte, suchte 
man nach neuen Wegen. Auf der Grundlage der Autopsie sollte nicht nur eine 
»vollständige nationale Bibliographie« entstehen, sondern die DB zur bibliogra-
phischen Zentrale Deutschlands aufsteigen. Mittelfristig strebte man sogar da-
nach, die bei weitem nicht alle deutschsprachigen Erscheinungen abdeckenden 
Titeldrucke der Königlichen Bibliothek in Berlin zu übernehmen und von der 
DB herstellen zu lassen.211 Die Übernahme der Bibliographie bot überdies die 
Gewähr, der Deutschen Bücherei wirklich alle Erscheinungen des Buchhandels 

208 Protokoll der 37. Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�2, Bl.�192-207, hier Bl.�202.

209 Vgl. Siegismund, Deutsche Bücherei (1914), S.�645; Ansprachen bei der Eröff-
nungsfeier der DB, S.�36.

210 Vgl. Fleischhack, Curt: Deutsche Bücherei und Zentralkatalogisierung (Sonder-
druck), Leipzig 1954, S.�1�f. Zu den von Hinrichs herausgegebenen Verzeichnissen – 
der werktäglich im Börsenblatt erscheinenden Liste »Erschienene Neuig keiten des 
deutschen Buchhandels«, dem Wöchentlichen Verzeichnis, dem Halb jahrs- und 
dem Fünfjahrskatalog – sowie dem ebenfalls vom BV übernommenen Mehrjahres-
verzeichnis des im Verlag Tauchnitz erscheinenden Werkes »Christian Gottlob 
Kayser: Vollständiges Bücherlexikon«, vgl. Ders.: Die Bibliographische Tätigkeit 
der Deutschen Bücherei, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum fünf-
zigjährigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�105-140, 
hier S.�106; Blum, Nationalbibliographie, S.�234-248.

211 Protokoll der 2. Sitzung des VR�der DB vom 7.5.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I (1), 
Bl.�261-176, hier Bl.�267R-271. Vgl. auch Koestler, Ludwig: Von J.�C. Hinrichs zur 
Deutschen Bücherei, in: Verbands-Organ des Central-Vereins Deutscher Buch- 
und Zeitschriftenhändler 34 (1913), Nr.�44 vom 2.11.1913, S.��581-584. Ein Ver-
gleich der Berliner Titeldrucke mit der in der DB vorhandenen Literatur ergab 
1914, dass nur etwa 40 Prozent davon durch die Titeldrucke abgedeckt wurden. 
Dieser niedrige Prozentsatz eröffnete »Ausblicke auf die etwaige Herstellung von 
Titeldrucken der gesamten deutschen Produktion« durch die DB. Protokoll der 
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zuzuführen.212 Die Übernahmeverhandlungen mit der Firma Hinrichs erwiesen 
sich jedoch als sehr schwierig, da sich Hinrichs nicht von seinem Prestigeprojekt 
trennen wollte und eine zu hohe Ablösesumme forderte.213 Im Frühjahr 1915 
gelang es dem Börsenverein jedoch, nicht ohne Druck, Hinrichs zum Verkauf 
zu bewegen.214 Darüber hinaus gingen zeitgleich weitere wichtige Bibliogra-
phien anderer Firmen auf den Börsenverein über, womit dieser über das erstrebte 
Monopol auf dem Gebiet der Bibliographie verfügte, sich dabei finanziell aber 
auch enorm verausgabte.215 Vom Börsenverein wurde daraufhin eine Bibliogra-
phische Kommission berufen, um eine Neubearbeitung der Bibliographie in die 
Wege zu leiten, die sowohl den Interessen der 6.000 buchhändlerischen Firmen 
als auch denen der Bibliotheken entsprechen sollte.216 Zudem drängte sich der 
Gedanke auf, den Satz des Täglichen bzw. des Wöchentlichen Verzeichnisses 
unmittelbar für die Titeldrucke der Bibliothekskataloge zu verwenden. Aber ge-
rade hier ergaben sich vor allem hinsichtlich der Vereinheitlichung der Titelauf-
nahmen erhebliche Schwierigkeiten. Denn zwischen den Aufnahmen in den 
buchhändlerischen Bibliographien und den von bibliothekarischer Seite heraus-
gegebenen Katalogen und Titeldrucken bestanden erhebliche Abweichungen. 

15.��Sitzung des GA der DB vom 23.2.1915, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�47-62, hier 
Bl.�54R.

212 Vgl. Paalzow, Deutsche Bücherei (1913), S.�63; Siegismund, Karl: Welches Inter-
esse haben die Verleger an Gründung und Erhaltung einer nationalen Bücherei? 
Referat erstattet dem Internationalen Verleger-Kongress in Budapest am 3.  Juni 
1913, in: BBl.�80 (1913), Nr.�131 vom 10.6.1913, S.�6161�f., 1699.

213 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�235-248; Die deutsche Bibliographie und die 
Deutsche Bücherei, in: BBl.�81 (1914), Nr.�106 vom 9.5.1914, S.�762-764. Vgl. zu-
dem u.�a. Protokoll der 4. Sitzung des GA der DB vom 18.3.1913, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4, Bl.�23-47, hier Bl.�42�f.; Protokoll der 9. Sitzung des GA der DB vom 
28.2.1914, ebd., Bl.�9-32, hier Bl.�11-16; Protokoll der 11. Sitzung des GA der DB 
vom 18.4.1914, ebd., Bl.�58-67; Protokoll der 12. Sitzung des GA der DB vom 
25.6.1914, ebd., Bl.�58-92, hier Bl.�87-90; Protokoll der 16. Sitzung des GA der DB 
vom 26.3.1915, ebd., Bl.�45-53, hier Bl.�52-53; Vermerk des BV, 18.3.1914, SStAL, 
21765/10, Bl.�38-41.

214 Vgl. Protokoll der 17. Sitzung des GA der DB vom 20.4.1915, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bl.�26-40, hier Bl.�28-30.

215 Siegismund (BV) an das PK, 6.12.1915, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, 
Bd.�2, unp. Allein für die von Hinrichs herausgegebene Bibliographie musste der 
BV 265.000 Mark aufwenden. Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�244. Zum 
Wunsch des BV die bestehenden bibliographischen Unternehmungen in seine 
Hand zu bekommen vgl. Vorwort, in: Deutsches Bücherverzeichnis. Eine Zusam-
menstellung der im deutschen Buchhandel erschienenen Bücher, Zeitschriften und 
Landkarten, Bd.�1: 1911-1914 A-K, Leipzig 1916.

216 Vgl. Boysen an Siegismund, 9.8.1915, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�133a, Bl.�5-10. 
Siehe zudem auch Blum, Nationalbibliographie, S.�235, 242�f., 245.
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Bis dahin war es noch nicht einmal gelungen, innerhalb der deutschen Biblio-
theken zu einem einheitlichen System zu gelangen, denn die für Preußen ver-
bindlichen Katalogisierungsregeln wurden in den übrigen Bundesstaaten nicht 
oder nur in abgeänderter Form verwendet.217 In Preußen war eine deutliche Ab-
wehrhaltung gegen den Plan vorhanden, die Deutsche Bücherei zur bibliogra-
phischen Zentrale zu erheben und dabei die Titeldrucke der Königlichen Biblio-
thek zu übernehmen. So machte Harnack 1915 deutlich: 

»Die Königliche Bibliothek hat sich gerade durch die Titeldrucke seit 1892 in 
den Mittelpunkt der deutschen Bibliotheken gestellt und diese Stellung ist 
durch die Ausgabe der Zetteldrucke noch befestigt worden, die eine große 
Verbreitung und Bedeutung erlangt haben. Es ist zu erwägen, ob nicht diese 
Stellung durch ein Paktieren mit dem Börsenverein und mit der Deutschen 
Bücherei […] beeinträchtigt werden und ob sich nicht der Buchhandel für die 
Gefälligkeiten, die er angeblich oder wirklich erweisen würde, an einer ande-
ren Stelle bezahlt machen würde. Dieser Gesichtspunkt kann gewiss nicht 
ausschlaggebend sein; aber Preußen hat doch Grund, in der inneren Verwal-
tung Deutschlands seine führende Stelle zu behaupten, die sie aus Bundes-
freundlichkeit und im Interesse, die kleineren Staaten bei guter Laune zu er-
halten, schon so oft beschränkt hat.«218

Die eigentliche bibliographische Verzeichnung, also die Aufnahme der Neuig-
keiten des Buchhandels in das Tägliche und das Wöchentliche Verzeichnis er-
folgte seit dem 1. Januar 1916 durch die Bibliographische Abteilung des Börsen-

217 Während sich bspw. Preußen seit 1899 auf die »Preußischen Instruktionen« stützte, 
herrschte in Bayern seit 1911 die »Katalogisierungsordnung der Bayerischen 
Staatsbibliothek München«. Vgl. Balcke, Curt: Der gegenwärtige Stand der wis-
senschaftlichen Bibliotheken Deutschlands, in: Minerva-Zeitschrift 4 (1928), Heft 
3, S.�45-55, hier S.�50. Vgl. zudem Abschrift einer Anmerkung Wahls auf einen in 
der Rubrik »Sprechsaal« des BBl. (Nr.�137, vom 17.6.1915, S.�892) erschienenen 
Beitrags betr. »Titeldrucke«, in: ADNBL, Blaue Akten, Nr.�133a, Bl.�27-28; Wahl 
an Richard Brunn (Direktor der Städtischen Zentralbibliothek, Dresden), 6.7.1915, 
ebd., Bl.�30�f.; Herrn Geheimrat Dr. Milkaus Ansicht über die Deutsche Bibliogra-
phie. [Auszug] aus einem Schreiben an Boysen, 25.7.1915, ebd., Bl.�11�f.; Wahl an 
Adolf Hilsenbeck (Königliche Hof- und Staatsbibliothek, München), 2.8.1915, 
ADNBL, Blaue Akten, Nr.�42, Bl.�1�f. Vgl. zu diesem Problem allgemein Frels, Wil-
helm: Die Titelaufnahme der buchhändlerischen Bibliographie, in: ZfB 33 (1916), 
Heft 7/8, S.�233-248.

218 Stellungnahme Harnacks (Beirat für Bibliotheksangelegenheiten) an PK, 1.9.1915, 
GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp. Vgl. auch die kritische Ausar-
beitung Schwenkes (KB) betr. Aufwendungen für die Titel- und Zetteldrucke, 
ohne Datum (etwa Januar 1916), ebd.
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vereins.219 Diese Abteilung wurde jedoch nicht in die Hände der Bibliothekare 
der Deutschen Bücherei gelegt. Dies hing vor allem mit Vorurteilen im Börsen-
verein zusammen, der große Zweifel hegte, die Bibliothekare mit der Erstellung 
buchhändlerischer Bibliographien zu betrauen.220 Daher wurden für dieses Büro 
»in erster Linie buchhändlerische Kräfte« gewonnen, wogegen Wahl und die 
 Bibliothekare vergeblich protestierten.221 Dies führte dazu, dass die Bibliogra-
phische Abteilung getrennt von der DB agierte und alle Schriften tatsächlich 
 zweimal aufgenommen wurden. Während Erstere die Verzeichnisse für den 
Buchhandel erstellte, fertigte die Deutsche Bücherei unabhängig davon die bi-
bliothekarischen Titelaufnahmen für ihre Kataloge an. Zwar erfüllte sich die 
Hoffnung, dass das Wöchentliche Verzeichnis nun wesentlich mehr Neuigkeiten 
anzeigte als jemals zuvor. Die mit der Übernahme der Buchhandelsbibliographie 
erhoffte Kostensenkung trat jedoch nicht ein. Schuld daran waren der nun grö-
ßere Umfang der Verzeichnisse, die kriegsbedingte Teuerung, vor allem jedoch 
die völlig unnötige Doppelarbeit bei der Verzeichnung der Bücher.222

Nach dem der Leipziger Stadtverordnete Rothe seinen für die Finanzen des 
Börsenvereins folgenschweren Antrag im Verwaltungsrat eingebracht hatte, än-

219 Vgl. Rundschreiben der Geschäftsstelle des BV (Alexander Orth), 27.1.1916, SStAL, 
21765/20, Bl.�23. 

220 Vgl. Frels, Wilhelm: Die Bibliographischen Arbeiten und Aufgaben, in: Die Deut-
sche Bücherei nach dem ersten Jahrzehnt ihres Bestehens. Rückblicke und Ausbli-
cke, Leipzig 1925, S.�120-136, hier S.�124; Fleischhack, Bibliographische Tätigkeit, 
S.�108; Blum, Nationalbibliographie, S.�242.

221 Vgl. etwa die Auseinandersetzungen zwischen Siegismund und Wahl im Protokoll 
der 11. Sitzung des GA der DB vom 18.4.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bl.�58-67. 
Die Bibliographische Abteilung des BV – die ab Oktober 1916 im Haus der DB 
untergebracht war – stand zunächst unter der Leitung von Heinrich Conrad, der 
bis dahin der Redaktion von Kaysers Bücher-Lexikon vorgestanden hatte, bevor 
diese Bibliographie im Frühjahr 1914 vom BV übernommen worden war. Vgl. 
Blum, Nationalbibliographie, S.�237�f. Eine Übersicht über die Mitarbeiter der Bi-
bliographischen Abteilung des BV und ihr Eintrittsdatum in die Abteilung (Stand 
1.2.1931) findet sich in: Personal der Bibliograph. Abteilung des BV, 7.2.1931, 
ADNBL, 417 (Hefter 1930-1944), Bl.�4.

222 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�246; Frels, Arbeiten, S.�125. Siehe auch Proto-
koll über einleitende Verhandlungen betreffend Übergang der Berliner Titeldrucke 
auf den BV zwischen Vertretern des Vorstandes des BV, der Kgl. Preuß. Regierung 
und der Kgl. Bibliothek im Beratungszimmer der Kgl. Bibliothek zu Berlin, 
2.2.1916, ADNBL, 649/0 (Bd.�1, ab 1916), Bl.�1-7. Aus einer Denkschrift Siegis-
munds vom September 1917 geht hervor, dass zwischen der Führung der DB (Ler-
che) und dem Leiter der Bibliographischen Abteilung (Heinrich Conrad) eine 
 »bittere Feindschaft« bestand. Denkschrift Siegismunds »Der Buchhandel und die 
Deutsche Bücherei«, 4.9.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�341-350, hier 
Bl.�348.
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derte sich die Situation jedoch. Denn der von Minde-Pouet im Juli 1917 unter-
breitete Vorschlag, die Bibliographische Abteilung des Börsenvereins in die DB 
zu überführen, stieß im Geschäftsführenden Ausschuss nun auf Entgegenkom-
men, denn auf diese Weise war es möglich, diese doppelte Verzeichnung der Bü-
cher aufzuheben und Kosten zu sparen. Um die Verleger zur vollständigen Ab-
gabe zu bringen, wurde sogar vorgeschlagen, der Bücherei auch gleich die 
Bearbeitung der Wochen- und Mehrjahresverzeichnisse zu übertragen.223 

Der Vorstand des Börsenvereins wurde von dieser Entwicklung gewisserma-
ßen überrollt, konnte sich jedoch mit der ihm von Staat und Stadt zugewiesenen 
Alleinverantwortung für die Bücherbeschaffung der DB keineswegs anfreunden. 
Immerhin äußerte Siegismund den in die Zukunft weisenden Gedanken, er hoffe, 
dass einmal die Zeit kommen werde, wo jedes Mitglied des Börsenvereins bei sei-
nem Eintritt in den Verein die Verpflichtung übernehmen müsse, der Deutschen 
Bücherei ein Exemplar seiner Produktion zur Verfügung zu stellen.224 Die Lie-
ferungspflicht müsse in die Satzungen des Börsenvereins aufgenommen werden. 
Denn es gehe auf die Dauer nicht an, dass immer nur ein Teil seiner Mitglieder 
die Opfer trage, der andere Teil aber »nur mit teilnehme an der Ehre und dem 
Ansehen, das dem Börsenverein der Besitz der Deutschen Bücherei« einbrin-
ge.225 Diesen Vorschlag vor die Hauptversammlung des Börsenvereins zu brin-
gen, erschien zu diesem Zeitpunkt jedoch illusorisch, aber selbst im Hinblick auf 
die von Rothe geforderte Bücherbeschaffung durch den Börsenverein befürch-
tete man im Vorstand ernste Auseinandersetzungen mit der Hauptversammlung. 
Die Vereinsführung war zudem der Ansicht, dass die beiden Garanten die Sat-
zung der DB falsch auslegten, was zu einem »Konstruktionsfehler der Bücherei« 

223 Vgl. Protokoll der 37. Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�2 , Bl.�192-207, hier Bl.�202R-203. Seemann hob hervor, dass die vom 
Börsenverein erwarteten Einkünfte aus den bibliographischen Verzeichnissen auch 
der DB zu Gute kommen sollen. Die Übernahme der im Börsenblatt erscheinenden 
täglichen Bibliographie und des Wöchentlichen Verzeichnisses durch die DB sollte 
erst im Jahr 1921 erfolgen.

224 Protokoll der 37. Sitzung des GA der DB vom 24.7.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�2 , Bl.�192-207, hier Bl.�203.

225 Protokoll der 38. Sitzung des GA der DB vom 7.9.1917, ebd., Bl.�331-340, hier 
Bl.�336. Wie Siegismund im März 1918 zum Ausdruck brachte, war man sich im 
BV darüber einig, dass man Mittel und Wege finden müsse, »die Freiwilligkeit in 
eine Verpflichtung umzuwandeln, die in die Satzung des Börsenvereins« aufzuneh-
men sei. Die Vorarbeiten für diese Satzungsänderung sollten auf der Kantateveran-
staltung des BV 1918 in Angriff genommen werden. Bericht über die Besprechung 
eines Vertreters des Reichsamtes des Innern und eines bibliothekarischen Sachver-
ständigen mit den Mitgliedern des GA der DB wegen Gewährung einer Reichsbei-
hilfe für die DB am 9.3.1918, 13.3.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�131-138, hier 
Bl.�132R.
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geführt habe, weshalb diese finanziell auf tönernden Füßen stehe.226 Der Ge-
schäftsführer des Börsenvereins meinte, die Organisation der DB sei keineswegs 
sturmsicher, vielmehr »auf gut Wetter zugeschnitten und reichlich von der Hoff-
nung getragen, dass alles sich glatt und ohne Reibungen vollziehen werde, sei es 
was die Verwaltung und die Verwaltungsorgane, sei es was die Beschaffung der 
Verwaltungsmittel« betreffe. Aus der »etwas übereilt« verfassten Satzung der DB 
gehe aber zweifelsfrei hervor, dass alle drei Vertragsschließenden das Risiko zu 
tragen hätten und somit auch die Mittel von Staat und Stadt für die Verwaltung 
und die Bücherbeschaffung Verwendung finden müssten.227 Um sich Gewissheit 
zu verschaffen, beauftragte der Börsenverein den am Reichsgericht wirkenden 
Justizrat Johannes Mittelstaedt um ein streng vertrauliches Rechtsgutachten. Da-
bei ging es um die Frage, ob der Börsenverein verpflichtet sei, für die Bücherein-
käufe der DB aufzukommen. Es sollte aber auch erörtert werden, ob der Börsen-
verein rechtlich gebunden sei, die DB zu erhalten und fortzuführen, wenn sich 
Staat und Stadt ab 1923 entschlössen, ihre Zuschüsse zu streichen.228 Mittelstaedt 
machte in seinem Gutachten deutlich, dass ihm »die ganze Konstruktion der 
Deutschen Bücherei […] sehr bedenklich« erscheine. Zwar wurde bestätigt, dass 
auch die Zuschüsse von Staat und Stadt für den Ankauf von Büchern zu verwen-
den seien, andererseits war der Börsenverein verpflichtet, für alle Ausgaben auf-
zukommen, die nicht durch Mittel Leipzigs und der sächsischen Regierung ge-
deckt wurden, was insbesondere für die Zeit ab 1923 galt. Aus diesem Grund 
schlug Mittelstaedt dem Börsenverein vor, schon frühzeitig Vorsorge für die Zu-
kunft zu treffen und auf die beiden Garanten zuzugehen.229 Auf eine Konfron-
tation mit Sachsen und Leipzig sollte es der Börsenverein demnach nicht ankom-

226 Seemann an Ehlermann, 19.9.1917, SStAL, 21765/30, unp.
227 Nach Auffassung des Geschäftsführers des BV hatten sich Staat und Stadt nur bis 

1923 zur Zahlung ihrer Zuschüsse verpflichtet. Beide hätten zwar keine rechtliche, 
aber mindestens »eine starke moralische Verpflichtung«, auch über 1923 hinaus 
wirksam zu werden. Die Verpflichtung, ab 1923 für die DB aufzukommen, liege 
aber allein beim BV. Dies beziehe sich jedoch nicht auf den Kauf von Büchern, da 
dies 1912 nicht im Vertrag festgehalten worden sei. Gleichwohl bestehe auch für 
den BV eine Anstandspflicht, Bücher nach Maßgabe seiner Mittel anzuschaffen. 
Ausarbeitung des Syndikus des BV, Alexander Orth: Die Beitragspflicht des Bör-
senvereins gegenüber der Deutschen Bücherei, 4.10.1917, SStAL, 21765/30, unp.; 
Vermerk von Orth, 30.10.1917, ebd.

228 Seemann an Justizrat Dr. Mittelstaedt (Leipzig), 18.10.1917, ebd.
229 Justizrat Dr. Mittelstaedt (Reichsgericht, Leipzig) an Seemann (Vertraulich), 

10.11.1917, ebd. Mittelstaedt zählte später zu den Mitgliedern der Gesellschaft der 
Freunde der DB (GdF), deren Vorstand er als Schriftführer angehörte. Vgl. Ent-
wurf des Jahresberichts 1931 der GdF der DB (vorzulegen auf der Mitgliederver-
sammlung am 22.2.1932, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitgliederver-
sammlungen der GdF), unp.
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men lassen. In dieser Erkenntnis hielt Seemann gegenüber dem Mitglied des 
Verwaltungsrates der DB und des Vorstands des Börsenvereins, Oscar Schmorl, 
Ende 1917 fest: 

»Auch mich und die übrigen Herren des Vorstandes hatte die Entdeckung, dass 
die Satzung der Deutschen Bücherei den Börsenverein verpflichtet, alles zu 
leisten, was außerhalb des Zuschusses liegt, sehr stark bedrückt. Es stellte sich 
heraus, dass durch die Fassung der Satzung dem Börsenverein eine solche Ver-
pflichtung erwachsen ist […]. Es wäre wohl richtiger gewesen, diese wichtige 
Frage eingehend und sorgfältig nicht nur im Vorstand, sondern auch im Ge-
schäftsführenden Ausschuss zu behandeln. Herr Geheimrat Siegismund war 
der Ansicht, dass die beiden Herren Exzellenz Dr. Schroeder und Oberbürger-
meister Dr. Dittrich sich in Bezug auf die Bedeutung der Satzung im Irrtum 
befänden, durch das Gutachten des Herrn Justizrat Mittelstaedt ist aber nun 
festgestellt, dass sich Herr Geheimrat Siegismund über die Tragweite der Be-
stimmungen der Satzung seinerseits im Irrtum befunden hat. Wir alle, auch die 
Buchhändler des Geschäftsführenden Ausschusses und die des Verwaltungsra-
tes waren der Meinung, dass den Börsenverein eine rechtliche Verpflichtung in 
dem Sinne, wie sie sich jetzt herausstellt, nicht erwachsen könne. Nachdem wir 
aber nun die Satzung durch die Hauptversammlung angenommen haben, müs-
sen wir uns mit den Tatsachen abfinden und ihnen fest ins Gesicht sehen.«230

Mit diesen Tatsachen wollten sich jedoch nicht alle Vereinsmitglieder abfinden. 
So erhoben sich Stimmen, welche den Börsenverein vor den ständig steigenden 
Ausgaben der DB schützen wollten und nach einer »grundlegenden Änderung« 
seines Verhältnisses zur DB strebten. Der als Schatzmeister für die Finanzen des 
Börsenvereins zuständige Hans Volckmar schlug vor, die DB in eine selbständige 
Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit umzuwandeln, um den Börsen-
verein von seinen bedrückenden finanziellen Verpflichtungen zu entlasten und 
die »Nachteile« zu beseitigen, »die durch eine allzu innige Angliederung der DB 
an den BV entstanden« seien. 

»Sobald die DB eine als selbständige juristische Person vom BV losgelöste Stif-
tung wird, fällt aber nicht nur die Beunruhigung fort, die die Mitglieder des 
BV ständig aus der finanziellen Lage der DB schöpfen, sondern es verschwin-
den auch die unangenehmen fast in jeder Sitzung des GA und des Vorstandes 
des BV empfundenen Rückwirkungen, die alle Verwaltungs- und Personal-
fragen in der DB auf die Geschäftsstelle des BV auslösen.«231

Volckmar plädierte dafür, den Vertrag zwischen Staat, Stadt und Börsenverein 
vom 3. Oktober 1912 durch einen neuen Stiftungsvertrag zu ersetzen. Als Stif-

230 Seemann an Oscar Schmorl (Hannover), SStAL, 21765/30, unp.
231 Hans Volckmar (BV) an Arthur Meiner (Leipzig), 4.5.1918, SStAL, 21765/31, unp.
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tungsbedingung sollte der Börsenverein in seine Satzung eine Bestimmung 
 aufnehmen, die alle seine Mitglieder verpflichtete, der DB ihre Verlagswerke zu 
stiften bzw. zu verkaufen. Habe sich dieser Stiftungs-Paragraph erst einmal 
durchgesetzt, könne man noch einen Schritt weiter gehen und durch ein Reichs-
gesetz das Pflichtexemplar für die DB einführen.232 Auch Ehlermann war über-
zeugt, dass man in der DB erst dann »zu einigermaßen erträglichen Zuständen« 
gelange, »wenn die Loslösung vom Börsenverein vollzogen« sei.233 Der Vertrag 
vom 3. Oktober 1912, nach dem die DB Eigentum des Börsenvereins sei, bürde 
diesem ungeheure finanzielle Lasten auf, da er verpflichtet sei, alle Mittel aufzu-
bringen, die nicht vom Staat und der Stadt gezahlt würden. Der Verein sei durch 
diesen Vertrag noch nicht einmal in der Lage, auf die DB zu verzichten, selbst 
wenn ihm die Sache zu teuer werde. Man müsse dahin streben, »auf gütlichem 
Wege diese Kugel am Bein, die wir uns angebunden haben, wieder los zu wer-
den, wenn wir nicht die finanzielle Grundlage des Börsenvereins gefährden 
wollen«.234

Diese als »zersetzend und zerstörend« empfundenen Vorschläge Volckmars 
sorgten bei der Regierung Sachsens, aber auch im Börsenverein für Irritationen. 
Wie Schroeder deutlich machte, gehörten Deutsche Bücherei und Börsenverein 
»up ewig ungedeelt« zusammen.235 Im Vorstand des Börsenvereins ging man 
ganz richtig davon aus, dass sich Staat und Stadt keineswegs auf die von Volck-
mar vorgeschlagene Beschränkung der Haftung des Börsenvereins einlassen 
würden. Abgesehen davon habe der Verein durch die Deutsche Bücherei wesent-
lich an Einfluss und Ansehen gewonnen und schon allein dadurch erscheine eine 
Änderung des Vertrages nicht opportun. Zweifellos befinde man sich in einer 
schwierigen Situation, aber in Anbetracht der Vorteile, die der Börsenverein von 
der DB habe, müsse auch er Opfer bringen, womit die Vorlage Volckmars vom 
Tisch war.236

Im Börsenverein zeigte man sich also um Verständigung bemüht und nahm 
vielmehr einen anderen Gedanken auf, den Oberbürgermeister Dittrich wieder-
holt im Geschäftsführenden Ausschuss vorgebracht hatte. Der Haushaltsvoran-
schlag für 1918 hatte Dittrich alarmiert und zu der Auffassung gebracht, dass es 
nunmehr an der Zeit sei, der DB andere Finanzierungsquellen zu erschließen. Da 

232 Ebd.
233 Ehlermann an Volckmar, 7.5.1918, ebd.
234 Ehlermann an Herrn B. Hartmann (Elberfeld), 7.10.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a, 

Bd.�1, Bl.�86.
235 Schroeder hielt die Eingabe Volckmars auch deshalb für »unzeitgemäß«, da man 

zu diesem Zeitpunkt mit dem Reich um eine finanzielle Beihilfe verhandelte. Eine 
Änderung der Organisation der DB hätte den positiven Ausgang dieser Verhand-
lungen gefährdet. Schroeder an Ehlermann, 9.5.1918, SStAL, 21765/31, unp.

236 Auszug aus dem Protokoll der Vorstandssitzung des BV vom 24./25.6.1918 (Punkt 
22: Trennung der Deutschen Bücherei vom Börsenverein), 24./25.6.1918, ebd.



EINE »GROSSTAT DEUTSCHER KULTURGESINNUNG« 

160

ihr Wachstum ohne eine Beihilfe des Reiches für ihn ausgeschlossen schien, 
schlug er vor, »ein energisch« von der Königlich Sächsischen Regierung befür-
wortetes Gesuch um Unterstützung der Deutschen Bücherei an die Reichs-
regierung zu richten und dabei die gesamtnationale Bedeutung der Anstalt zu 
 betonen.237 Die daraufhin vorbereitete Eingabe wurde im Namen des Geschäfts-
führenden Ausschusses der DB am 27. November 1917 an das Reichsamt des In-
nern gesandt.238 

Die Eingabe griff geschickt auf die schon von Althoff gehegte »Lieblingsidee« 
der Schaffung einer deutschen Nationalbibliothek zurück, die unter dem Schutz 
der Königlich Sächsischen Regierung auf dem Boden der Stadt Leipzig und un-
ter maßgeblicher Förderung des Börsenvereins verwirklicht worden sei. Die 
Deutsche Bücherei sei eine ähnlich gemeinnützige Anstalt wie etwa das Rö-
misch-Germanische Museum in Mainz oder das Deutsche Museum in München, 
denn die von ihr angestrebte Sammlung aller deutschen Geisteswerke sei eine 
»gemeinsame Angelegenheit der Nation« und solle nicht nur der deutschen Wis-
senschaft, sondern dem »gesamten deutschen Volkstum« zugute kommen. Die 
Bücherei sei auch »für militärische Stellen aller Art« wissenschaftlich tätig, leiste 
wichtige Arbeiten für die Kriegsführung und die obersten Heeresbehörden. 
Selbst für das deutsche Bibliothekswesen komme der DB inzwischen zentrale 
Bedeutung zu. So würde das auf Vollständigkeit angelegte Sammelprofil der Bü-
cherei die Landesbibliotheken erheblich entlasten, denn sie könnten auf die Be-
schaffung großer Teile der deutschen Literatur verzichten und die dadurch frei-
werdenden Mittel anderweitig verwenden. Darüber hinaus bilde allein die DB 
die Grundlage für eine umfassende deutsche Bibliographie, woran das Verspre-
chen geknüpft wurde, künftig »das Vollkommenste« zu schaffen, was sich auf 
dem Gebiet der Bibliographie herstellen lasse. Allerdings mache sich die »Not 
der Zeit« gegenwärtig stärker bemerkbar als bei Anstalten, die bereits vor dem 

237 Protokoll der 38. Sitzung des GA der DB vom 7.9.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�2, Bl.�331-340, hier Bl.�339R; OBM Dittrich an Schroeder, 20.11.1917, StadtAL, 
Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, Bl.�391�f. Auch Siegismund bemühte sich unentwegt, durch 
persönliche Fühlungnahme maßgebliche Persönlichkeiten des Reiches, Preußens, 
der Bundesstaaten und der Wissenschaft für die DB zu gewinnen. Diesen hielt Sie-
gismund immer wieder vor Augen, dass kein Geringerer als Althoff »der Anreger 
der Zentralbibliothek« gewesen sei. Wie Siegismund gegenüber Dittrich zugab, 
würde man »Althoff noch oft vorschieben müssen«, um der DB zu helfen. Siegis-
mund an OBM Dittrich, 12.4.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, Bl.�199�f.

238 Zur Vorbereitung der Denkschrift vgl. Protokoll der 39. Sitzung des GA der DB 
vom 28.9.1917, ADNBL, Abt. III, 4, Bd.�3, Bl.�66-73, hier Bl.�67R-68R; Entwurf 
eines Schreibens des GA der DB an das Reichsamt des Innern (Berlin), ohne Datum 
(November 1917), StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, Bl.�369-385; Schroeder (Dresden) 
an die Direktion der DB, 17.11.1917, ebd., Bl.�387-390; Seemann an Siegismund, 
9.11.1917, SStAL, 21765/30, unp.
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Kriege bestanden. Zwar seien sich die Gründer von Beginn an über die Bedeu-
tung dieser »gewaltigen nationalen Schöpfung« bewusst gewesen, hätten aber nie 
geahnt, welch gewaltiges Potential im deutschen Verlagswesen schlummerte. 
Erst jetzt lasse diese »Hauptsammelstelle« mit ihren jährlichen Zugängen von 
etwa 60.000 Bänden das gesamte deutsche Schrifttum überblicken. Allein an 
Zeitschriften und periodischen Veröffentlichungen würden bereits über 18.000 
eingehen, während man bei der Gründung nicht mal mit der Hälfte gerechnet 
habe. Dieser gewaltige Zustrom habe einen enormen personellen und verwal-
tungstechnischen Mehraufwand zur Folge, der von den Garanten nicht mehr zu 
bewältigen sei. Zwar erhalte die DB vom Sächsischen Staat und der Stadt Leipzig 
einen jährlichen Zuschuss von zusammen 200.000 Mark, dieser reiche jedoch 
nicht mehr aus, um den inzwischen auf über 300.000 Mark angestiegenen Jahres-
aufwand zu decken. Daher wurde das Reichsamt des Innern ersucht, den Ausbau 
der DB durch eine fortlaufende Reichsbeihilfe in Höhe von 100.000 Mark sicher-
zustellen.239

Neben seinem Gesuch an die Reichsregierung wandte sich der Geschäftsfüh-
rende Ausschuss gezielt an einflussreiche Reichstagsabgeordnete verschiedener 
Parteien, um diese bei einer möglichen Haushaltsdebatte für seine Zwecke zu 
gewinnen.240 Darüber hinaus wurde Siegismund gebeten, seinen »mächtigen 
Freund«, den inzwischen zum Preußischen Kultusminister ernannten Friedrich 
Schmidt[-Ott], zu veranlassen, etwaige Einwendungen des nach wie vor einfluss-
reichen Harnack zu entkräften.241 Diese Vermutung kam nicht von ungefähr, 

239 Eingabe des GA der DB (gez. Seemann) an das Reichsamt des Innern (Berlin), 
27.11.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�235-237. Zum Problem der unterschätz-
ten Menge an laufenden Zeitschriften vgl. auch Fünfter Bericht über die Verwal-
tung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu 
Leipzig im Jahr 1917, Leipzig 1918, S.�10.

240 Vgl. Seemann (Erster Vorsteher des BV und Vorsitzender des GA der DB) an den 
Schriftsteller Matthias Erzberger (Zentrum, Mitglied des Reichstages, MdR) und 
an Gustav Stresemann (Nationalliberale Partei, Syndikus des Verbandes Sächsi-
scher Industrieller, MdR), 3.12.1917, SStAL, 21765/30, unp.; Seemann an Johannes 
Junck (Nationalliberale Partei, Justizrat und Rechtsanwalt beim Reichsgericht, 
MdR), an Adolf Neumann-Hofer (Freisinnige Volkspartei, MdR), an Hermann 
Paasche (Nationalliberale Partei, Erster Vizepräsident des Reichstages (RT)), an 
Heinrich W. Dove (Fortschrittliche Volkspartei, Vizepräsident des RT), an Johan-
nes Giesberts (Zentrum, Redakteur und Arbeitersekretar, MdR), an Oberver-
waltungsgerichtsrat Kuno Friedrich Graf Westarp (Deutschkonservative Partei, 
MdR), an den Redakteur Philipp Scheidemann (SPD, MdR), an den Schriftsteller 
[Heinrich ?] Schulz (SPD, MdR), an Oberlandgerichtsrat Ernst H. Müller-Meinin-
gen (Freisinnige Volkspartei, MdR), 4.12.1917, ebd.

241 Seemann an Siegismund, 29.12.1917, SStAL, 21765/30, unp. Zum freundschaft-
lichen Verhältnis von Schmidt-Ott und Siegismund vgl. Schmidt-Ott, Erlebtes, 
S.�140, 155; Zierold, Kurt: Forschungsförderung in drei Epochen. Deutsche For-
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denn auch nach der Gründung der DB hatte der Generaldirektor der König-
lichen Bibliothek seine kritische, von »Gereiztheiten« geprägte Haltung gegen-
über der Leipziger Konkurrenz nicht abgelegt und sorgsam darüber gewacht, 
hinsichtlich der staatlichen Förderung nicht hinter der DB zurückzubleiben.242 
So hatte er sich 1915 erfolgreich gegen eine Förderung der Kriegssammlung der 
DB durch die Regierung verwahrt und dabei für die Königliche Bibliothek in 
Berlin gegenüber der DB angeblich »größere Rechte geltend« gemacht. In Er-
mangelung einer öffentlichen Reichsbibliothek hätten die großen Landesbiblio-
theken in Berlin und München die bibliothekarischen Aufgaben übernommen, 
die in Einheitsstaaten den Zentralbibliotheken zukämen. Aus diesem Grund 
müsse in erster Linie diesen Bibliotheken eine Förderung zuteil werden, da deren 
Sammlungen umfassendere Ziele verfolgen und sie ihren Besitz über das ganze 
Reichsgebiet ausleihen würden.243 Ein Jahr später insistierte Harnack erneut, 
dass die Königliche Bibliothek »als die ältere und als Landesbibliothek des ersten 
Bundesstaates« nicht hinter die Deutsche Bücherei zurückgestellt werden dürfe, 
ihre Sammelzwecke durch das Reich mindestens genauso zu fördern seien wie 
jene der DB.244 

Und genau so argumentierte Harnack nun wieder, als er vom Preußischen 
Kultusminister zu einer Stellungnahme über die Eingabe der Deutschen Büche-
rei vom 27. November 1917 aufgefordert wurde.245 Rhetorisch geschickt stellte 
er die Frage, ob das Reich wirklich Interesse an der DB haben könne, deren »als 
ungeheuerlich« zu bezeichnender Sammelauftrag »schlechthin alles, was in deut-

schungsgemeinschaft. Geschichte, Arbeitsweise, Kommentar, Wiesbaden 1968, 
S.�43, 82.

242 Auf die »Gereiztheiten« von Seiten der beiden Bibliotheken in Berlin und Mün-
chen gegen die DB sprach Minde-Pouet in einem Schreiben an Schroeder, 7.3.1918, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�84.

243 Beirat für Bibliotheksangelegenheiten (Harnack) an PK, 28.7.1915, GStA, I. HA 
Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp. Der Reichskanzler hatte nach dem Votum 
Harnacks eine Befürwortung des vom BV eingereichten Gesuchs, der DB durch 
Vermittlung der Kaiserlichen Vertretungen im Auslande deutsche Auslands- und 
Kriegsliteratur zuzuweisen, abgelehnt. Reichskanzler (i.�A. gez. Kriege) an das  
Königlich Sächsische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, Dresden, 
31.10.1915, ebd.

244 Beirat für Bibliotheksangelegenheiten (Harnack) an PK, 26.4.1916, ebd. Auslöser 
für dieses Schreiben Harnacks war ein erneutes Gesuch, der DB auslandsdeutsches 
Schrifttum und Kriegsschriften über die Kaiserlichen Vertretungen zukommen zu 
lassen. Vgl. Königlich Sächsisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten 
an das AA (Berlin), 17.12.1915, ebd.

245 Siegismund an OBM Dittrich, 10.12.1917, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�7, Bl.�428�f. 
Das Reichsamt des Innern hatte den PK im Januar 1918 um eine Stellungnahme 
zum Gesuch der DB gebeten. Vgl. Der Reichskanzler (Reichsamt des Innern) an 
PK, 14.1.1918, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp.
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scher Sprache gedruckt wird, bis zum letzten Blatt zu sammeln« eine Kostenfalle 
darstelle. Darüber hinaus handele es sich bei der DB um keine wissenschaftliche 
Bibliothek und schon gar nicht um ›die‹ deutsche Bibliothek, da ihr die vor 1913 
erschienene Literatur und die gesamte ausländische wissenschaftliche Literatur 
fehle. Die Deutsche Bücherei, so Harnack, sei »nur auf die Befriedigung der Be-
dürfnisse des Tages und auf partikulare Zwecke beschränkt«, als Archiv des 
deutschen Buchhandels käme ihr bestenfalls journalistische Bedeutung zu. Eine 
Gewährung von Reichsmitteln für die DB in Leipzig erscheine daher »als eine 
unverständliche Bevorzugung« und würde die Reichsverwaltung deutlicher Kri-
tik aussetzen. Einer Förderung der DB könne Harnack nur unter der Bedingung 
zustimmen, wenn auch die großen alten Hauptbibliotheken zu Berlin und Mün-
chen eine jährliche Reichsunterstützung von je 100.000 Mark erhielten, um die-
sen die Anschaffung der alten deutschen Schriften zu ermöglichen.246

Diese angesichts klammer Kriegskassen ungeheure Forderung, die darauf ab-
zielte, dem Gesuch Leipzigs das Wasser abzugraben, wurde im Reichsamt des 
Innern abgelehnt. Der Staatssekretär des Reichsamts, Max Wallraf, gab zu ver-
stehen, dass die Frage der Unterstützung der DB nichts mit der Förderung der 
Bibliotheken in Berlin und München zu tun habe und getrennt zu behandeln 
sei.247 Zwar gehöre die Unterstützung wissenschaftlicher Unternehmungen 
grundsätzlich nicht zu den verfassungsmäßigen Aufgaben des Reiches, aber aus-
nahmsweise könne das Reich unterstützend eingreifen, wenn es um Projekte 
gehe, die mit den Aufgaben des Reiches wenigstens mittelbar in Berührung stün-
den und eine über den Rahmen der Einzelstaaten hinausreichende Bedeutung 
besäßen. Für Wallraf war dies bei der DB der Fall, und daher befürwortete er 
unter Auflagen bei der Reichsfinanzverwaltung die Unterstützung des Leipziger 
Gesuchs.248 Um zu verhindern, dass dem Reich aus einer Bewilligung Verpflich-
tungen entstünden, deren Tragweite nicht zu übersehen sei, sei die Reichsver-
waltung genau über die Aufgaben der DB, die Zweckmäßigkeit ihres Sammel-
auftrages und ihrer Verwaltung ins Bild zu setzen. Ebenso müsse die Frage 

246 Bezeichnend war, dass Harnack in seiner Stellungnahme den Namen Deutsche 
 Bücherei immer in Anführungszeichen setzte. Harnack (Generalverwaltung KB, 
Beirat für Bibliotheksangelegenheiten) an PK, 19.1.1918, ebd. Der PK machte dar-
aufhin deutlich, dass er der Bewilligung eines Reichszuschusses an die DB »wohl-
wollend« gegenüberstehe, erachte aber den im Gutachten Harnacks vertretenen 
Standpunkt »nicht für unbegründet«. PK an Herrn Reichskanzler (Reichsamt des 
Innern), 20.1.1918, ebd. In diesem Sinne auch Harnack (Generalverwaltung KB) an 
PK, 21.5.1918, ebd.; PK an Reichskanzler (Reichsamt des Innern), 26.6.1918, ebd.; 
Schroeder an Minde-Pouet, 6.3.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�83; Schroeder 
an Seemann, 6.3.1918, SStAL, 21765/31, unp.

247 Vgl. Harnack (Generalverwaltung KB) an PK, 21.5.1918, GStA, I. HA Rep. 76 Vd 
Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp.

248 Vgl. Reichskanzler (Reichsamt des Innern) an PK, 14.1.1918, ebd.
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geklärt werden, inwieweit eine unentgeltliche Lieferung der Druckschriften ge-
währleistet, inwiefern der Plan, alle deutschsprachigen Druckschriften zu sam-
meln, durchführbar sei und ob sich die Anschaffungskosten bei einer sich stei-
gernden Verlagsproduktion überhaupt in erträglichen Grenzen halten ließen. 
Schließlich wurde gefordert, dem Reich im Falle einer Beihilfe, ebenso wie der 
Sächsischen Regierung und der Stadt Leipzig, Einfluss auf die Verwaltung der 
DB einzuräumen.249 

Da die Beschlussfassung des Bundesrats über den Reichshaushalt für 1918 un-
mittelbar bevorstand, konnte die Klärung dieser Fragen jedoch nicht mehr recht-
zeitig herbeigeführt werden. Mit einem Beitrag aus den Haushaltsmitteln des  
Reiches für 1918 war demnach nicht mehr zu rechnen. Wie Wallraf aber betonte, 
bestand die Möglichkeit, Mittel aus dem Kriegsfonds bereitzustellen, womit er 
auf die Tätigkeit der DB für verschiedene militärische Stellen anspielte, die sich 
nun bezahlt machen sollte.250 Auf Veranlassung Wallrafs stellte die Deutsche 
Bücherei daraufhin eine Übersicht über die von ihr für militärische Stellen 
durchgeführten Arbeiten bzw. den finanziellen Wert der hierfür aufgebrachten 
Leistungen zusammen.251 In einem Schreiben des Geschäftsführenden Aus-
schusses an das Reichsamt des Innern vom 1. Juli 1918 wurde die Tragweite die-
ser kriegsrelevanten Zuarbeit offensichtlich, die für nicht weniger als neun Stel-
len durchgeführt wurde.252 

Seit 1916 bestand in der Deutschen Bücherei eine Militärzensurstelle.253 Die-
ses »Buchprüfungsamt OberOst Leipzig« war ein Ergebnis der bei Kriegsbeginn 

249 Vgl. Reichskanzler (Reichsamt des Innern) an den Königlich Sächsischen Gesand-
ten und bevollmächtigten Minister Gottfried von Nostiz-Drzewiecki (Berlin), 
8.2.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�63-65. Diese Fragen wurden zwischen  
Vertretern des Reichsamts des Innern, Paul Schwenke (KB), Minde-Pouet und 
Mitgliedern des GA der DB am 9.3.1918 in Leipzig besprochen. Bericht über die 
 Besprechung eines Vertreters des Reichsamtes des Innern und eines bibliothekari-
schen Sachverständigen mit den Mitgliedern des GA der DB wegen Gewährung 
einer Reichsbeihilfe für die DB am 9.3.1918, 13.3.1918, ebd., Bl.�131-138.

250 Vgl. Reichskanzler (Reichsamt des Innern) an den Königlich Sächsischen Gesand-
ten und bevollmächtigten Minister Gottfried von Nostiz-Drzewiecki (Berlin), 
8.2.1918, ebd., Bl.�63-65.

251 Vgl. Minde-Pouet an Schroeder, 15.6.1918, ebd., Bl.�142-144; Minde-Pouet an  
Arthur Meiner (mit anliegender Ergänzung zu seinem Bericht vom 15.6.1918 über 
die Benutzung der Deutschen Bücherei durch militärische Stellen), 17.6. 1918, ebd., 
Bl.�147, 149-152.

252 Eingabe des GA über die Tätigkeit der DB für militärische und kriegswichtige Stel-
len an das Reichsamt des Innern, 1.7.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�18-23.

253 Vgl. Poethe, Militärzensur, S.�173-193; Siemann, Wolfram in Verbindung mit An-
dreas Graf: Verbote, Normierungen und Normierungsversuche, in: Jäger, Georg 
(Hg.): Geschichte des Deutschen Buchhandels im 19. u. 20. Jahrhundert. Das Kai-
serreich 1870-1918, Teil 1, Frankfurt am Main 2001, S.�87-121, hier S.�117�f.
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aufgehobenen Pressefreiheit und der Einführung der Militärzensur. Vor dem 
Hintergrund der Bedrohung der nationalen Sicherheit war mit der am 31.  Juli 
1914 erfolgten Erklärung des Kriegszustandes die vollziehende Gewalt auf die 
Militärbehörden übergegangen, womit sie das Recht erhielten, im Interesse der 
öffentlichen Ordnung Verbote jeglicher Art zu erlassen.254 Die Richtlinienkom-
petenz der hierfür zuständigen Generalkommandos erstreckte sich auch auf die 
Verbreitung von Druckschriften und ihre Indizierung. Die Einrichtung der Zen-
surstelle hing mit den Bemühungen der Militärverwaltung zusammen, die Struk-
tur der Militärzensur im Kommandobereich des Oberbefehlshabers der deut-
schen Streitkräfte im Osten (OberOst) zu optimieren.255 Als Befehlshaber im 
»Land OberOst«, umfassend die vier Verwaltungsbezirke Kurland, Litauen, 
Wilna-Suwalki und Bialystok-Grodno (heute Lettland, Litauen, Polen), stützte 
sich Feldmarschall Paul von Hindenburg auf eine effiziente Militärverwaltung, 
zu der auch eine professionell betriebene Presseabteilung gehörte.256 Im Fokus 
dieser in Kowno angesiedelten Abteilung, der mit Richard Dehmel, Arnold 
Zweig, Herbert Eulenburg, Karl Schmidt-Ruttloff, Magnus Zeller und Hermann 
Struck bedeutende Literaten und Künstler angehörten, stand auch die Vor- und 
Nachzensur der in OberOst erscheinenden Zeitungen und Bücher.257 Sie ord-
nete sich damit in eine spezifische Form militärischer Herrschaftsausübung in 
den besetzten Gebieten ein, indem sie die öffentliche Meinung der einheimischen 
Bevölkerung gezielt manipulierte. Diese im Zuge von Kolonisierungsmaßnah-
men durchgeführten Bemühungen waren Teil eines Kulturprogramms, mit dem 
man die autochthone Bevölkerung zu kontrollieren und von den Segnungen 
deutscher »Hochkultur« zu überzeugen suchte.258 Im Rahmen der Presseabtei-
lung kam es im Juli 1916 zur Bildung eines Buchprüfungsamtes (Sektion V der 
Presseabteilung), das für die Herstellung, Über wachung und die Ausfuhr von 
Druckerzeugnissen im Gebiet von OberOst verantwortlich zeichnete. Als Pen-
dant der in Kowno angesiedelten Sektion V fungierte die ebenfalls im Juli 1916 
mietfrei in der DB in Leipzig errichtete Sektion VI der Presseabteilung, welche 

254 Verbotene Druckschriften, in: BBl.�83 (1916), Nr.�80 vom 6.4.1916, S.�397-401, hier 
S.�397.

255 Vgl. Poethe, Militärzensur, S.�177�f.
256 Vgl. Pyta, Wolfram: Hindenburg. Herrschaft zwischen Hohenzollern und Hitler, 

München 2009, S.�184; Liulevicius, Vejas Gabriel: Die deutsche Besatzung im 
»Land Ober Ost« im Ersten Weltkrieg, in: Kronenbitter, Günter, Markus Pöhl-
mann u. Dierk Walter (Hg.): Besatzung. Funktion und Gestalt militärischer 
Fremdherrschaft von der Antike bis zum 20. Jahrhundert, Paderborn 2006, S.�93-
104, hier S.�93.

257 Pyta, Hindenburg, S.�185-187.
258 Poethe, Militärzensur, S.�178; Liulevicius, Besatzung, S.�99. Zum Kulturprogramm 

vgl. Liulevicius, Vejas Gabriel: Kriegsland im Osten. Eroberung, Kolonisierung 
und Militärherrschaft im Ersten Weltkrieg, Hamburg 2002, S.�143-188.
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für die Kontrolle und Genehmigung der Einfuhr von Druckwerken nach 
OberOst zuständig war. Auf Grund ihres spezifischen Sammelauftrages bot die 
DB den Militärzensoren ideale Bedingungen, denn sie erhielten ohne eigenen Be-
schaffungsaufwand unbegrenzten Zugriff auf die aktuellsten Neuerscheinun-
gen.259 Auf der Grundlage der Buchprüfung wurden Bücherlisten aufgestellt, 
welche jene »inhaltlich unbedenklichen« Veröffentlichungen enthielten, die im 
Gebiet des Armeeoberkommandos Ost verbreitet werden durften. Die Bücher- 
und Zeitschriftenwerke wurden nach ihrer Aufnahme in der bibliographischen 
Abteilung dem Buchprüfungsamt zur Verfügung gestellt, das dann Listen der 
freizugebenden Bücher erstellte, die im Börsenblatt veröffentlicht bzw. an die 
Einfuhrstellen im Osten verteilt wurden.260

Das Buchprüfungsamt in Leipzig stützte sich auf Militärangehörige, zu denen 
beispielsweise der aus Kowno an die DB abkommandierte Romanist Victor 
Klemperer gehörte, der in seinen Lebenserinnerungen über seine Tätigkeit als 
Zensor berichtete.261 Darüber hinaus griff das Amt auf Mitarbeiter der DB zu-
rück, die damit dem eigentlichen Dienstbetrieb der Bibliothek entzogen wurden, 
was mitunter zu Problemen führte.262 Umgekehrt diente die Zuarbeit der Bi-
bliothekare für das Prüfungsamt aber auch als Legitimation, um Mitarbeiter der 
DB von der Front zurückzuholen.263 Wegen des akuten Personalmangels stellte 

259 Vgl. ebd., S.�151, Poethe, Militärzensur, S.�179. Das »Buchprüfungsamt Leipzig 
beim Oberbefehlshaber Ost« war im Ostflügel des zweiten Obergeschosses der 
DB untergebracht. Vgl. Vierter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Büche-
rei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1916, Leip-
zig 1917, S.�23.

260 Vgl. Protokoll der 25. Sitzung des GA der DB vom 24.6.1916, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�1, Bl.�324-341, hier Bl.�336.

261 Poethe, Militärzensur, S.�182; Klemperer, Curriculum Vitae, S.�463-472, 488, 498-
509, 515-520, 544-548, 658-662; Liulevicius, Kriegsland, S.�151.

262 So verwies Siegismund im August 1916 auf »Schwierigkeiten, die anfangs zwischen 
der Deutschen Bücherei und der Prüfungsstelle Obost insbesondere wegen ab-
kommandierter Büchereigehilfen bestanden hätten«. Protokoll der 26. Sitzung des 
GA der DB vom 16.8.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�1-12, hier Bl.�12. 
Zum Einsatz der beiden DB-Mitarbeiter Friedrich Gerischer und Max Ton beim 
Buchprüfungsamt vgl. Poethe, Militärzensur, S.�184; Klemperer, Curriculum Vi-
tae, S.�500�f.

263 Vgl. Poethe, Militärzensur, S.�189�f. Siehe die erfolgreichen Bemühungen, den für 
die Katalogisierung der DB unentbehrlichen Wilhelm Frels »vom Waffendienste 
zu befreien«, da die Kataloge der DB für die Arbeiten des Buchprüfungsamts eine 
wichtige Grundlage bildeten. Otto Lerche an das Stellvertretende General-
kommando des 19. Armeekorps (Leipzig), 7.12.1916, ADNBL, PA Wilhelm Frels 
(geb. 12.6.1886), Bl.�104�f. Ähnliche Beispiele finden sich für den Leiter der Zeit-
schriftenstelle der DB, Hermann Lipke, und den Hilfsbibliothekar Johannes 
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die Einziehung von wehrpflichtigen Männern ein ernstzunehmendes Problem 
dar. Im Vergleich zur Königlichen Bibliothek in Berlin mit 288 Mitarbeitern ver-
fügte die DB Anfang 1917 nur über 66 Beamte und Angestellte.264 Bis Oktober 
1917 waren 17 ihrer Mitarbeiter zum Heeresdienst einberufen worden, für die 
sich geeignete Ersatzkräfte nur schwer finden ließen. Von den im Stellenplan 
vorgesehenen 32 männlichen Arbeitskräften standen der DB im Oktober 1917 
lediglich 20 Kräfte zur Verfügung, darunter acht Kriegsinvaliden.265 Bemerkens-
wert erscheint, dass die Verwaltung der DB offenbar nicht alle Möglichkeiten 
ausnutzte, um brauchbares Personal zu gewinnen, was etwa im Fall von jüdi-
schen Bewerbern mit ganz offenbar bestehenden antisemitischen Ressentiments 
zusammenhing. So wurde im November 1917 im Geschäftsführenden Ausschuss 
auf eine Anfrage Minde-Pouets festgestellt, »dass eine grundsätzliche Meinung, 
Bewerber um Beamtenstellen an der Deutschen Bücherei jüdischer Abstammung 
zurückzuweisen«, zwar nicht bestehe, man aber »in dieser Beziehung nur etwas 
zurückhaltend und vorsichtig« vorgehen solle.266

Dem Leipziger Buchprüfungsamt, das bis zum 30. September 1918 bestand, 
kam in der vom Geschäftsführenden Ausschuss für das Innenressort erstellten 
Eingabe über die kriegsrelevanten Arbeiten der Deutschen Bücherei eine promi-
nente Rolle zu. Im Hinblick auf die später noch zu untersuchenden Koopera-
tionsverhältnisse der DB mit verschiedenen nationalsozialistischen Zensur- und 
Kontrollbehörden – wie etwa dem Erkundungsreferat des Propagandaministeri-
ums, der Schrifttumsstelle des Sicherheitsdienstes der SS oder der ebenfalls in der 
DB untergebrachten Dienststelle der Parteiamtlichen Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums – stellte das Buchprüfungsamt einen Präzedenzfall 

Thummerer. Vgl. Schreiben Seemanns an das Stellvertretende Generalkommando 
[des XIX. (2.��K.�S.) Armeekorps] (Volkswirtschaftliche Abteilung, Leipzig), 3.2.1917, 
StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�250; Wahl an OBM Dittrich, 
24.11.1916, ADNBL, Abt. IV, Nr.�6, Bl.�15; Minde-Pouet an den Kommandieren-
den General der Luftstreitkräfte (Presseabteilung, Berlin), 6.9.1917, ADNBL, Abt. 
VI, Aktenheft Nr.�1, Bl.�25.

264 Vgl. vermutlich von Otto Lerche zusammengestellte Übersicht, 13.2.1917, ADNBL, 
Abt. IV, Nr.�14, Bl.�7�f.

265 Vgl. Minde-Pouet an den Feststellungsausschuss (Leipzig), 16.10.1917, ADNBL, 
Abt. IV, Nr 17a, Bl.�5-7; Liste: Zum Heeresdienst sind eingezogen worden, 
11.10.1917, ebd., Bl.�4; Liste: Zum Heeresdienst einberufene Beamte [der DB], 
5.12.1916, ADNBL, Abt. IV, Nr.�17, Bl.�6; Zusammenstellung der an die zum Mi-
litärdienst einberufenen Angestellten der DB gezahlten Unterstützungen und Bei-
hilfen, 1917, ebd., Bl.�7�f. An die Stelle der eingezogenen männlichen Kräfte traten 
nun vermehrt Frauen. Vgl. Wahl an den Oberbibliothekar Emil Heuser (Großher-
zogliche UB Gießen), 27.3.1916, ADNBL, Blaue Akten, Nr.�133a, Bl.�19.

266 Protokoll der 40. Sitzung des GA der DB vom 30.11.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�3, Bl.�110-117, hier Bl.�115. Vgl. auch Poethe, Instrument, S.�252�f.
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dar, in dem die DB als Dienstleister für Militär und Regierung und somit system-
stabilisierend in Erscheinung trat. Dies galt auch für die enge Zusammenarbeit 
mit dem Stellvertretenden Generalkommando des XIX. Armeekorps, dessen 
Presseabteilung die Bestände der DB täglich für ihre »Aufklärungsarbeiten« 
nutzte und ebenfalls über eigene Räumlichkeiten im Haus der DB verfügte. Für 
den Kommandierenden General der Luftstreitkräfte und die »Prüf- und Lehr-
abteilung für Flak« erarbeitete die DB umfangreiche bibliographische Hilfsmit-
tel über alle die Heeresluftfahrt und die Flugabwehr betreffenden Veröffent-
lichungen, von denen bis Juli 1918 bereits 17 Listen vorlagen. Der Chef des 
Nachrichtenwesens im Großen Hauptquartier profitierte von bibliographischen 
Verzeichnissen, die sich dem Problem der Telephonie und Telegraphie, dem 
 optischen Signalwesen, Verzifferungsverfahren und Geheimschriften, aber auch 
Brieftauben und Meldehunden widmeten. Von derartigen Bibliographien pro-
fitierte auch die Industrie. So stützten sich die Deutschen Flugzeugwerke in 
Leipzig-Lindenthal »im Interesse der Landesverteidigung« auf die Luftfahrtlis-
ten der DB, die »ihre Konstruktionsbüros mit Lehrstoff« versorgten. Besondere 
Bedeutung erlangten regelmäßig von der DB erstellte Schriftenverzeichnisse 
über die »wirtschaftlichen Verhältnisse der besetzten östlichen Gebiete Russ-
lands und Rumäniens«, an denen die Deutsche Hauptstelle für Rohstofferhe-
bung der im Kriegsministerium angesiedelten Kriegsrohstoffabteilung interes-
siert war und damit im Kontext des Hindenburgprogramms sehr wahrscheinlich 
auf eine Ausbeutung der Ressourcen der besetzten Gebiete abzielte.267

Diese wissenschaftlichen »Kriegsleistungen der Deutschen Bücherei« über-
zeugten in Berlin, denn das Reich erklärte sich im September 1918 bereit, einen 
einmaligen Betrag von 30.000 Mark aus dem Kriegsfonds bereitzustellen, der drei 
Monate später durch einen weiteren Zuschuss von 50.000 Mark aus dem »Kai-
serlichen Dispositionsfonds« ergänzt wurde.268 Obwohl es aber noch immer 

267 Diese und weitere Beispiele finden sich in Eingabe des GA über die Tätigkeit der 
DB für militärische und kriegswichtige Stellen an das Reichsamt des Innern, 
1.7.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�18-23. Vgl. zudem Kriegsministerium 
(Kriegsrohstoffabteilung. Deutsche Hauptstelle für Rohstofferhebung, Berlin) an 
die DB, 30.8.1917, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft Nr.�4, Bl.�1; Schreiben der DB an 
das Kriegsministerium, 15.9.1917 (Bl.�4), 4.10.1917 (Bl.�6), 20.11.1917 (Bl.�13), 
17.1.1918 (Bl.�19), 11.7.1918 (Bl.�25), 18.11.1918 (Bl.�28), ebd.; Der Kommandie-
rende General der Luftstreitkräfte (Presse-Abteilung, Berlin) an die DB, 25.1.1917, 
ADNBL, Abt. VI, Aktenheft Nr.�1, Bl.�1; Schreiben der DB an den Kommandieren 
General der Luftstreitkräfte (Presse-Abteilung), 15.2.1917 (Bl.�5), 14.3.1917 (Bl.�7), 
3.5.1917 (Bl.�16), 6.9.1917 (Bl.�25), ebd. Fünfter Bericht über die Verwaltung der 
DB, S.�19.

268 Reichsamt des Innern (Geheimer Oberregierungsrat Alfred Schulze, Berlin) an 
Schroeder (Sächsisches Finanzministerium, Dresden), 16.9.1918, SStAL, 21765/31, 
unp.; Staatssekretär des Innern (gez. Lewald) an den GA der DB, 3.12.1918, ebd.; 
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nicht zu einer Entscheidung über einen laufenden Reichsbeitrag ab 1919 gekom-
men war, verständigte sich der Vorstand des Börsenvereins im Oktober 1918 auf 
eine Satzungsänderung der Deutschen Bücherei, um den Vertretern des Reiches 
den Eintritt in die Verwaltung der Anstalt zu ermöglichen.269 Bevor man hier-
über mit der Reichsregierung in Verhandlungen treten konnte, brach jedoch im 
November 1918 die Revolution aus, die in Sachsen wie im gesamten Deutschen 
Reich das überkommene konstitutionell-monarchische System beseitigte und 
eine Neuordnung der Reichs- und Landesverfassungen in die Wege leitete.270

Staatssekretär des Innern (gez. Lewald) an den GA der DB, 24.9.1918, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�19I, Bl.�171; Uhlendahl an Georg Leyh (Direktor der UB Tübingen), 
8.5.1943, ADNBL, 183/2/2, Bl.�38R-39; Sechster Bericht über die Verwaltung der 
DB, S.�5. In diesem Zusammenhang wurde in Berlin der Gedanke geäußert, die vom 
Reichsamt des Innern herausgegebene »Bibliographie der Sozialwissenschaften« 
mit der DB zu verbinden, was den Bemühungen um eine laufende Reichsbeihilfe 
förderlich war. Ebd. Der Gedanke, mit der von Georg Maas herausgegebenen  
sozialwissenschaftlichen Bibliographie zu kooperieren, um auf diese Weise »in en-
gere Beziehung mit Vertretern der Reichsregierung zu kommen«, hatte den GA bis 
dahin wiederholt beschäftigt. Er erklärte sich im September 1918 zur Übernahme 
der Bibliographie zum 1.1.1919 unter der Voraussetzung bereit, dass die DB einen 
Reichszuschuss in Höhe von 150.000 Mark erhielt. Vgl. Protokoll der 32. Sitzung 
des GA der DB vom 25.1.1917, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�2, Bl.�54-57, hier Bl.�55; 
Protokoll der 33. Sitzung des GA der DB vom 20.2.1917, ebd., Bl.�58-63, hier 
Bl.�60R-61; Protokoll der 46. Sitzung des GA der DB vom 20.9.1918, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4, Bd.�4, Bl.�110-114, hier Bl.�112. 

269 Vgl. Abschrift aus dem Protokoll der Vorstands-Sitzung des Börsenvereins, 
5.10.1918, SStAL, 21765/31, unp.

270 Vgl. Frackowiak, Johannes: Verfassungsdiskussionen in Sachen nach 1918 und 
1945, Köln 2005, S.�26.
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IV. Krisenmanagement und prekäre 
Konsolidierung

 Die Deutsche Bücherei in der Weimarer 
Republik 1918 bis 1933

A. Unbehagen und Reformstau –  
Das Direktorat Minde-Pouet 1918 – 1923

1. Die permanente Krise – Zwischen Revolution und 
Inflation

Am 11. November 1918 unterzeichnete der Zentrumspolitiker und Staatssekre-
tär Matthias Erzberger den Waffenstillstandsvertrag von Compiègne, der die 
Kampfhandlungen des Ersten Weltkriegs beendete. Zu diesem Zeitpunkt war 
von dem nationalen Hochgefühl des »Augusterlebnisses« von 1914 nichts mehr 
zu spüren, denn die lange Kriegsdauer und die gravierenden Versorgungseng-
pässe hatten in der deutschen Gesellschaft zu einer mit Händen zu greifenden 
Kriegsmüdigkeit geführt.1 Die sozialen und politischen Spannungen bewirkten 
eine Radikalisierung der Arbeiterschaft und eine Auflösung des innerpolitischen 
»Burgfriedens«.2 Die Konflikte entzündeten sich an der heftig umstrittenen Be-
willigung der Kriegskredite, was 1917 zur Gründung der Unabhängigen Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands (USPD) führte, in welcher sich Kriegsgeg-

1 Vgl. von Hehl, Ulrich: In den Umbrüchen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die 
Universität Leipzig vom Vorabend des Ersten bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges 
1909 bis 1945, in: von Hehl, Ulrich u.�a. (Hg.): Geschichte der Universität Leipzig 
1409-2009, Bd.�3: Das zwanzigste Jahrhundert 1909-2009, Leipzig 2009, S.�13-329, 
hier S.�66.

2 Vgl. Büttner, Weimar, S.�28.
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ner und radikale Linke versammelten.3 Der Sturz des Reichskanzlers Bethmann 
Hollweg und die daraufhin etablierte und von der radikalen Rechten unterstützte 
Militärdiktatur unter Ludendorff und Hindenburg sorgten für eine Verschär-
fung der Situation. Die folgende Konfrontation zwischen den von Sozialdemo-
kraten, Katholiken und Liberalen getragenen Mehrheitsparteien im Reichstag 
und der Obersten Heeresleitung sowie der mit ihr verbündeten Rechten prägten 
seit Sommer 1917 die innenpolitischen Auseinandersetzungen bis zum Ende des 
Krieges.4 Als weiterer Akteur trat in zunehmendem Maße die »spontane Arbei-
terbewegung« in Erscheinung, die durch die Umwälzungen der Oktoberrevolu-
tion in Russland enormen Auftrieb erfuhr. Wurden die von linken Zellen und 
»Revolutionären Obleuten« ausgehenden Unruhen und Massenstreiks von der 
Regierung zunächst noch brutal unterdrückt, so setzte die Kriegsniederlage die 
angestauten Spannungen im November 1918 schließlich frei.5

Wie Minde-Pouet bemerkte, überstürzten sich in den folgenden Wochen und 
Monaten die Ereignisse.6 Am 28. Oktober hatte der Reichstag durch ein die Ver-
fassung änderndes Gesetz den Übergang zum parlamentarischen Regierungssys-
tem beschlossen, womit die Regierung von nun an dem Reichstag verantwortlich 
war. Zu diesem Zugeständnis hatten sich die herrschenden Kreise jedoch ledig-
lich aus politischem Kalkül durchgerungen, denn weder der Kaiser noch die mi-
litärischen Führungseliten waren wirklich bereit, sich den parlamentarisch-de-
mokratischen Organen unterzuordnen.7 Dies offenbarte der Alleingang der 
Obersten Seekriegsleitung, die der deutschen Hochseeflotte bereits einen Tag 
später den militärisch sinnlosen Befehl zum Auslaufen gab, um sich der Royal 
Navy in einer letzten »Todesfahrt« entgegenzuwerfen.8 Dies löste in Wilhelms-
haven und Kiel Meutereien und revolutionäre Unruhen aus, die sich innerhalb 
kurzer Zeit fast überall in Deutschland ausbreiteten. Es konstituierten sich Ar-
beiter- und Soldatenräte, die nach einer neuen Form der »sozialen Demokratie«, 
keineswegs jedoch nach einer »Diktatur des Proletariats« strebten.9 

3 Vgl. Herbert, Geschichte. S.�150�f.
4 Vgl. ebd., S.�151-155.
5 Ebd., S.�160. Zu den Unruhen und Streiks in Leipzig im Frühjahr 1918 vgl. Schwarz, 

Leipzig, S.�19.
6 Vgl. Rundschreiben der DB an die Arbeiter- und Soldatenräte des Deutschen Rei-

ches, ohne Datum, ADNBL, Abt. V, Nr.�36, Bl.�23.
7 Vgl. Büttner, Weimar, S.�31�f.
8 Vgl. Winkler, Heinrich August: Revolution als Konkursverwaltung. 9. November 

1918: Der vorbelastete Neubeginn, in: Willms, Johannes (Hg.): Der 9. November. 
Fünf Essays zur deutschen Geschichte, München 1994, S.�11-32, hier S.�12.

9 Vgl. Düsterberg, Rolf: Hanns Johst: »Der Barde der SS«. Karrieren eines deutschen 
Dichters, Paderborn u.�a. 2004, S.�62.



173

DIE PERMANENTE KRISE – ZWISCHEN REVOLUTION UND INFLATION

Die Wucht der spontan aufwallenden revolutionären Bewegung führte binnen 
weniger Tage zur Abdankung aller regierenden deutschen Fürsten.10 Nur die 
Wilhelms II. blieb aus. Um die Führung der Massenbewegung nicht an die USPD 
um Karl Liebknecht zu verlieren, forderte die SPD am 7. November ultimativ 
den Rücktritt des Kaisers und ihre stärkere Beteiligung an der Regierung. Dar-
aufhin verkündete Reichskanzler Prinz Max von Baden zwei Tage später die Ab-
dankung Wilhelms II. und übertrug dem Vorsitzenden der SPD, Friedrich Ebert, 
das Amt des Kanzlers. Durch diese verfassungsrechtlich »etwas kuriose« Wei-
tergabe der Regierungsgewalt vom letzten Kanzler des Kaiserreichs an den Füh-
rer der größten deutschen Partei, sollte ein Mindestmaß an Legitimität gewahrt 
werden.11 Ebert versprach, die Frage »Republik oder Monarchie?« einer Verfas-
sunggebenden Nationalversammlung zu überlassen.12 Aber auch er konnte die 
revolutionäre Dynamik nur schwer kanalisieren. So rief der Fraktionsvorsit-
zende der SPD, Philipp Scheidemann, ohne Rücksprache mit Ebert am Nach-
mittag des 9. November von einem Balkon des Reichstages die »Deutsche Repu-
blik« aus. Am Spätnachmittag desselben Tages proklamierte der Führer des 
Spartakusbundes, Karl Liebknecht, vom Balkon des Berliner Stadtschlosses die 
»freie sozialistische Republik Deutschland«.13 In der Auseinandersetzung um 
die Frage »Rätestaat oder parlamentarische Demokratie«, die zwischen den ra-
dikalen Spartakisten und Teilen der USPD auf der einen und den um die SPD 
gruppierten gemäßigten Mehrheitssozialisten auf der anderen Seite ausgetragen 
wurde, setzte sich schließlich die Politik der durch die Mehrheit der Arbeiter-
schaft und der Arbeiter- und Soldatenräte gestützten SPD durch.14 Ebert und der 
SPD gelang es, »die Revolution in relativ kurzer Zeit an die Zielsetzungen der 
konstitutionellen Bewegung rückzubinden, die Demobilmachung erfolgreich 
abzuschließen, einen Großteil der Soldaten wieder in den Produktionsprozess zu 
integrieren und den Übergang von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft erfolg-
reich in Gang zu setzen. Frauenwahlrecht, Achtstundentag und Tarifvertrags-
recht markierten politische Reformen von außerordentlicher Tragweite.«15 Mit 
den Wahlen zur Nationalversammlung am 19. Januar 1919 und der Ernennung 
Eberts zum Reichspräsidenten wurde schließlich eine parlamentarische Reichs-
regierung aus SPD, Zentrum und der Deutschen Demokratischen Partei (DDP) 

10 Belege für die geräuschlose Abdankung der deutschen Fürsten, denen in Deutsch-
land »kein Hahn« nachkrähte, finden sich in Bruhns, Wibke: Meines Vaters Land. 
Geschichte einer deutschen Familie, Berlin 2005, S.�117; Erman, Wilhelm: Erinne-
rungen, bearb. u. hrsg. von Hartwig Lohse, Köln. u.�a. 1994, S.�293.

11 Vgl. Büttner, Weimar, S.�35; Herbert, Geschichte, S.�179.
12 Vgl. Winkler, Revolution, S.�15.
13 Vgl. Büttner, Weimar, S.�35; Winkler, Heinrich August: Weimar 1918-1933. Die 

Geschichte der ersten deutschen Demokratie, München 21994, S.�33.
14 Vgl. Düsterberg, Hanns Johst, S.�62.
15 Herbert, Geschichte, S.�182.
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gebildet, der Scheidemann als Regierungschef vorstand. Die Konstituante nahm 
am 2. Februar 1919 ihre Arbeit auf, allerdings nicht in Berlin, wo man Übergriffe 
revolutionärer Kräfte befürchtete, sondern im abgelegenen Weimar.16

Auch Sachsen wurde von der Revolution erfasst.17 Am 9. November 1918 
hissten plündernde Soldaten auf dem Turm des Residenzschlosses in Dresden 
eine rote Fahne und erklärten die Monarchie für abgeschafft. Daraufhin verließ 
König Friedrich August III. die sächsische Hauptstadt, wobei er den ihn erge-
benen regulären Militärverbänden jegliche Anwendung von Waffengewalt ge-
gen die Aufrührer untersagte. Vier Tage später verkündete Friedrich August 
seinen Thronverzicht, womit die Herrschaft der Wettiner unblutig endete. 
Gleichzeitig erlosch das königliche Patronat über die DB in Leipzig.18 Formal-
rechtlich änderte sich für die DB dadurch allerdings nichts. Dies galt auch für 
die anderen wissenschaftlichen Hof-, Landes-, Staats- und Universitätsbiblio-
theken im Reich, die ihr nominell fürstliches Gewand abstreiften. So nannte 
sich die Königliche Bibliothek in Berlin ab 1919 Preußische Staatsbibliothek 
(PSB), die ehemalige Hofbibliothek in München nun Bayerische Staatsbiblio-
thek (BSB), während die bisherigen Königlichen- und Universitätsbibliotheken 
in Breslau und Königsberg zu Staats- und Universitätsbibliotheken avancier-
ten.19

Mit dem Umsturz in Sachsen übernahm eine Revolutionsregierung aus SPD 
und USPD die Regierungsgewalt in Dresden.20 Wie auf Reichsebene zerbrach 
auch dieses Bündnis an ideologischen Differenzen über die Frage »Rätediktatur 
oder repräsentative Demokratie«. Die Wahlen zur sächsischen Volkskammer, 
wie das Landesparlament bis Ende 1920 hieß, ergaben zwar eine deutliche Mehr-
heit für die Linksparteien. Diese fanden sich jedoch nicht zu einer Koalition zu-
sammen. Es bildete sich vielmehr eine SPD-Minderheitsregierung, die später 
durch Vertreter aus dem linksliberalen Lager erweitert wurde.21 Zum ersten 

16 Ebd., S.�183�f.
17 Vgl. Gross, Geschichte, S.�254�f.
18 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�102�f. Zum Erlöschen der Königlich-Sächsischen Schirm-

herrschaft über die DB vgl. Arthur Meiner (BV) an Minde-Pouet, 17.7.1919, 
ADNBL, Abt. VI, Nr.�6, Bl.�32; Minde-Pouet an Meiner, 22.7.1919, ebd., Bl.�32R. In 
der Satzung der DB äußerte sich dies lediglich darin, dass in allen in Frage kommen-
den Paragraphen das Wort »Königlich« gestrichen wurde. Vgl. Satzung der DB mit 
I. Nachtrag vom 20.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�35, Bl.�65.

19 Vgl. Vodosek: Das Bibliothekswesen, S. B 143; Ders.: Bibliotheken als Institutionen 
der Literaturvermittlung, in: Fischer, Ernst u. Stephan Füssel (Hg.): Geschichte des 
deutschen Buchhandels im 19. und 20. Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-
1933, Teil 1, München 2007, S.�197-222, hier S.�215. Der Hinweis auf Breslau und 
Königsberg findet sich in ZfB 36 (1919), Heft 5 u. 6, S.�137.

20 Vgl. Frackowiak, Verfassungsdiskussionen, S.�34.
21 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�103�f. 
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sächsischen Ministerpräsidenten wurde im März 1919 der Sozialdemokrat Georg 
Gradnauer ernannt, der bis April 1920 amtierte.22 Gradnauer und sein bis März 
1923 regierender Nachfolger Wilhelm Buck (SPD) setzten auf eine enge Koope-
ration mit bürgerlich-liberalen Kräften.23 Die am 1. November 1920 in Kraft ge-
tretene neue Verfassung des Freistaates Sachsen wies dem Ministerpräsidenten 
die Richtlinienkompetenz innerhalb der Regierung zu, machte ihn jedoch vom 
Vertrauen des Landesparlaments abhängig. Diese auf parlamentarisch-demokra-
tischer Grundlage fußenden verfassungsrechtlichen Veränderungen stießen je-
doch nicht nur im linken Lager auf Widerstand. Auch und besonders im national-
konservativ geprägten bürgerlichen Milieu stießen die Revolution und ihre 
Träger auf Ablehnung. Hier hegte man überhaupt eine starke innere Reserve ge-
genüber der Weimarer Republik und ihrer demokratischen Staatsform.24 Dies 
lag zum Teil darin begründet, dass die bürgerlichen Eliten die privilegierte Stel-
lung, die sie im Kaiserreich genossen hatten, bedroht sahen. Denn die Steuerung 
gesellschaftlicher, wirtschaftlicher, wissenschaftlicher und kultureller Belange, 
deren Alleinvertreter und Interpreten sie im Kaiserreich gewesen waren, war 
plötzlich Thema breiter politischer Diskussionen. Vor allem wissenschafts- und 
kulturpolitische Entscheidungen waren nun das Resultat von Auseinanderset-
zungen verschiedener parlamentarischer Interessengruppen und nicht mehr das 
Ergebnis der vermeintlich »objektiven und unparteiischen Urteile« einer autori-
tativen obrigkeitsstaatlichen Bürokratie.25 Der Geschäftsführer des Börsenver-
eins, Eduard Ackermann, beispielsweise bedauerte, dass der sächsische Staat in-
folge dieser Veränderungen nun »absolut nicht mehr Herr im eigenen Hause« 

22 Zur Person Georg Gradnauers (1866-1946) vgl. Schmeitzner, Mike: Georg Grad-
nauer. Der Begründer des Freistaates Sachsen (1918-20), in: Ders. u. Andreas Wag-
ner (Hg.): Von Macht und Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter 
der Extreme 1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�52-88.

23 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�104. Zur Person Wilhelm Bucks (1869-1945) vgl. Schmeitz-
ner, Mike: Wilhelm Buck. Der Moderator des »linksrepublikanischen Projekts«, in: 
Ders. u. Andreas Wagner (Hg.): Von Macht und Ohnmacht. Sächsische Minister-
präsidenten im Zeitalter der Extreme 1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�89-124.

24 Vgl. Mommsen, Wolfgang, J.: Wissenschaft, Krieg und die Berliner Akademie der 
Wissenschaften. Die Preußische Akademie der Wissenschaften in den beiden Welt-
kriegen, in: Wolfram Fischer (Hg.): Die Preußische Akademie der Wissenschaften 
zu Berlin 1914-1945, Berlin 2000, S.�3-23, hier S.�12�f.; Blessing, Werner K.: Univer-
sität im Krieg. Erlanger Schlüsseljahre im 19. und 20. Jahrhundert, in: Karl Strobel 
(Hg.): Die deutsche Universität im 20. Jahrhundert. Die Entwicklung einer Institu-
tion zwischen Tradition, Autonomie, historischen und sozialen Rahmenbedingun-
gen, Greifswald 1994, S.�47-68, hier S.�58�f.

25 Hashagen, Ulf: Walther von Dyck (1856-1934). Mathematik, Technik und Wissen-
schaftsorganisation an der TH München, Stuttgart 2003, S.�624.
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war, sondern in seinen Entscheidungen »letzten Endes von seinem Landtage« 
abhing.26 

Hinzu kam, dass »alle landesstaatlichen Verfassungsbestimmungen an jene 
eng bemessenen Grenzen« stießen, welche die 1919 verabschiedete, »tendenziell 
unitarisch orientierte Weimarer Reichsverfassung den erheblich verringerten 
Kompetenzen der Länder generell zubilligte«.27 So verlor Sachsen einen großen 
Teil der Rechte in der Außen-, Militär-, Finanz-, Steuer- und Kulturpolitik an 
die Berliner Zentralgewalten.28 Ganz ähnliche Kompetenzeinbußen erlebten die 
Kommunen. Die neue Steuergesetzgebung des Reiches beschnitt nicht nur den 
Einzelstaaten, sondern auch den Städten und Gemeinden das finanzielle Rück-
grat, denn sie verfügten nun über keine eigenen Steuereinnahmen mehr, sondern 
erhielten ihre Mittel aus der Reichseinkommensteuer.29 Dies schränkte ihren fi-
nanziellen Spielraum erheblich ein.30 So waren Sachsen und die Stadt Leipzig 
zwischen 1919 und 1923 nur unter großen Opfern in der Lage, die für die DB 
notwendigen Mittel aufzubringen. Wie beide immer wieder betonten, war das 
»große Werk« der DB inzwischen »weit über die Grenzen des Staates und der 
Stadt hinausgewachsen«, woraus sie eine finanzielle Verpflichtung für das Reich 
ableiteten.31 Das Reich hielt sich angesichts der durch die Inflation ausgelösten 
Finanzkrise jedoch lange bedeckt, was für erhebliche Verstimmung bei der säch-
sischen Regierung und der Stadt Leipzig sorgte. 

In Leipzig, das durch ein selbstbewusstes Bürgertum geprägt war, wurden die 
im November 1918 ausbrechenden politischen Gegensätze anfangs »mit beson-
derer Heftigkeit ausgetragen«.32 Der an der Universität Leipzig lehrende Litera-

26 Ackermann (Syndikus des BV) an Minde-Pouet, 2.8.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, 
Bl.�105.

27 Kroll, Geschichte, S.�105; Schmeitzner, Mike u. Andreas Wagner: Ministerpräsident 
und Staatskanzlei in Freistaat, Gau und Land, in: Dies. (Hg.): Von Macht und Ohn-
macht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter der Extreme 1919-1952, Beucha 
u. Dresden 2006, S.�9-50, hier S.�12. Zu den Debatten um sächsische Landesverfas-
sung zwischen 1918 und 1920 vgl. Frackowiak, Verfassungsdiskussionen, S.�78-148.

28 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�105.
29 Vgl. Protokoll der 8. Sitzung des VR�der DB vom 30.4.1920, ADNBL, Abt. III, 

Nr.�2II, Bl.�270-283, hier Bl.�277. Der Wortlaut des Deutschen Reichseinkom men-
steuergesetzes vom 29.3.1920 (mit Berücksichtigung der Abänderungen durch 
 Gesetz vom 31.3.1920 und 21.7.1920) sowie die Begründung zum Reichseinkom-
mensteuergesetzentwurf vom 29.11.1919 finden sich in Schanz, Georg (Hg.): Fi-
nanz-Archiv. Zeitschrift für das gesamte Finanzwesen 37 (1920), Bd.�2, S.�217-275.

30 Vgl. Keil, Wilhelm: Finanzen, in: Noack, Victor (Hg.): Taschenbuch für den Kom-
munalpolitiker, Stuttgart u. Berlin, 1922, S.�27-33, hier S.�32�f.

31 Protokoll der 61. Sitzung des GA der DB vom 4.10.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�5, Bl.�169-181, hier Bl.�176�f.

32 Von Hehl, Umbrüchen, S.�66�f. Vgl. allgemein Bramke/Reisinger, Leipzig.
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turwissenschaftler Georg Witkowski berichtete, dass es in den ersten Novem-
bertagen wiederholt zu Schießereien auf dem Augustusplatz kam, und es ihm 
deshalb nicht möglich war, in die Universität zu gelangen.33 Leipzig, »eine 
Hochburg der organisierten Arbeiterschaft«, wurde bereits während des Kriegs 
von linken Kräften dominiert. Da in dem auch hier gebildeten Arbeiter- und Sol-
datenrat vor allem die USPD und der Spartakusbund den Ton angaben, zeichnete 
sich dessen Vorgehen durch eine besondere Radikalität aus.34 Der Rat übernahm 
die Kontrolle über die Stadtverwaltung, die Polizei und die Truppen der Leip-
ziger Garnison, allerdings blieb Oberbürgermeister Rothe im Amt und konnte 
daher »die Geschäfte und Geschicke der Stadt mit dem alten Personal in seinem 
Sinne fortsetzen«.35 Als »Gemeinschaft der Abwehr« etablierte sich Mitte No-
vember 1918 ein selbstbewusster Leipziger Bürgerausschuss, der als Gegenleis-
tung für die Hinnahme des Umsturzes eine Teilhabe an der politischen Macht 
beanspruchte.36 Zum Kreis der Mitglieder des Bürgerausschusses zählte der Ver-
leger Arthur Meiner, der zu Kantate 1918 die Leitung des Börsenvereins und so-
mit auch der Verwaltungsorgane der Deutschen Bücherei übernommen hatte.37 
Meiner sah sich um die Jahreswende 1918/19 heftigen Attacken der linksgerich-
teten, USPD-nahen Leipziger Volkszeitung ausgesetzt, weil er die Mitarbeiter 
der DB über die Tätigkeit des Bürgerausschusses aufgeklärt hatte und diese für 
den Ausschuss zu gewinnen suchte.38

In dieser Zeit radikalisierte sich die gesamtpolitische Lage in Deutschland, die 
auch in Sachsen und Leipzig deutliche Rückwirkungen zeitigte. Nach der Nie-
derlage der linken Opposition auf dem Berliner Rätekongress im Dezember 1918 

33 Vgl. Witkowski, Menschen, S.�190. Zu den Schießereien in der Windmühlenstraße – 
also unweit der Deutschen Bücherei – vgl. Schwarz, Leipzig, S.�19.

34 Von Hehl, Umbrüchen, S.�70.
35 Schwarz, Leipzig, S.�20.
36 Vgl. von Hehl, Umbrüchen, S.�72; Bramke/Reisinger, Leipzig, S.�76�f.; Hoyer, Sieg-

fried: Der Leipziger Bürgerausschuß. Messestädtisches Bürgertum und revolutio-
näre Krise 1918/19, in: Leipziger Kalender 1999, Leipzig 1999, S.�235-254.

37 Auf der 44. Sitzung des GA teilte Seemann den Anwesenden seinen bevorstehenden 
Rücktritt als Vorstand des BV mit. Auf der nächsten Sitzung des GA führte bereits 
Arthur Meiner die Geschäfte des BV. Vgl. Protokoll der 44. Sitzung des GA der DB 
vom 29.4.1918, ADNBL, III Abt., Nr.�4, Bd.�3, Bl.�314-317, hier Bl.�314R; Protokoll 
der 45. Sitzung des GA der DB vom 14.7.1918, ebd., Bl.�385-388, hier Bl.�385R. Vgl. 
Hoyer, Bürgerausschuß, S.�250 (Anm.�36). Zur Biographie Arthur Meiners (1865-
1952) vgl. Bähr, Marion: Meiner, Emil Arthur, in: Sächsische Biografie, hrsg. vom 
Institut für Sächsische Geschichte und Volkskunde e.�V., bearb. von Martina Schatt-
kowsky (Online-Ausgabe: http://www.isgv.de/saebi/, eingesehen am 19.12.2016).

38 Vgl. vertraulicher Vermerk Minde-Pouets, 10.1.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�6, 
Bl.�27. Siehe auch: Das wahre Gesicht des Leipziger Bürgerausschusses, in: Leip-
ziger Volkszeitung, Nr.�6 vom 9.1.1919. Hierin wurde der Bürgerausschuss als »Ein-
richtung zu Sammlung der Gegenrevolution« bezeichnet.
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und den Wahlen zur Nationalversammlung am 19. Januar 1919 hatten sich die 
Befürworter der konstitutionellen Bewegung zwar endgültig durchgesetzt, aber 
die von ihnen angestrebte Beendigung der Revolution und die Stabilisierung der 
Republik gelang ihnen nicht. Vielmehr musste sich die Regierung in den folgen-
den vier Jahren wiederholter Angriffe radikaler Kräfte des linken und des rechten 
Spektrums erwehren, die auf eine gewaltsame Änderung der Machtverhältnisse 
abzielten.39 Im Zuge dieser Konflikte kamen zwischen 1918 und 1923, dem Jahr 
der auch für die Deutsche Bücherei beinahe verhängnisvollen Hyperinflation, 
mehr als 5.000 Menschen durch politische Gewalt ums Leben.40 Die blutigen 
Auseinandersetzungen des Januaraufstandes in Berlin, den der Amtsnachfolger 
Minde-Pouets an der DB, Heinrich Uhlendahl, auf Seiten der Freikorpsverbände 
1919 niederschlagen half, sorgten für eine Eruption der Gewalt, welche die Re-
publik nicht zur Ruhe kommen ließ.41 Nach der Ermordung des bayerischen 
Ministerpräsidenten Kurt Eisner Ende Februar 1919 rief der Leipziger Arbeiter- 
und Soldatenrat einen Generalstreik aus, um die Münchener Räterepublik zu un-
terstützen und die Reichsregierung zum Rücktritt zu veranlassen. Daraufhin or-
ganisierte der Leipziger Bürgerausschuss einen Gegenstreik, an dem sich auch 
Beamte der DB beteiligten, was durch den Geschäftsführenden Ausschuss tole-
riert wurde.42 Da sich überall im Reich abzeichnete, dass der Versuch den Aus-
bau des Rätesystems mit Gewalt zu erzwingen keinen Rückhalt in der Bevölke-
rung fand, brach der Leipziger Generalstreik im März 1919 zusammen. Der 
Einmarsch von Reichswehrtruppen in die Messestadt im Mai und die Verhän-
gung des Standrechts markierten schließlich das Ende der »Leipziger  Republik« 
und den Sieg der bürgerlich-liberalen Kräfte.43

In Analogie zur politisch prekären Lage im Reich kam auch Leipzig bis 1923 
nur sehr langsam zur Ruhe. Dies galt auch für die Deutsche Bücherei. Die Ver-
waltungsgremien der DB standen vor neuen Herausforderungen, die sich aus der 
Einführung basisdemokratischer Elemente in den Reichs- und Landesverfassun-
gen ergaben. So musste der Geschäftsführende Ausschuss bei seinen Verhand-

39 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�183, 186. 
40 Vgl. Blom, Philipp: Die zerrissenen Jahre 1918-1938, München 2016, S.�26. Vgl. 

auch die von der DB 1950 auf der Grundlage kommunistischer Literatur angefer-
tigte Aufstellung über die zwischen 1918 und 1921 zu beklagenden Opfer der poli-
tischen Unruhen. Curt Fleischhack an Ernst Adler (Zentralinstitut für Bibliotheks-
wesen, Berlin-Ost), 25.11.1950, ADNBL, 703/0, Bl.�48-51.

41 Vgl. dazu zuletzt Jones, Mark: Am Anfang war Gewalt. Die deutsche Revolution 
1918/19 und der Beginn der Weimarer Republik, Berlin 2017. 

42 Vgl. von Hehl, Umbrüchen, S.�77. Zur »Teilnahme der Beamten der DB am Bürger-
streik« vgl. Protokoll der 48. Sitzung des GA der DB vom 17.4.1919, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4, Bd.�4, Bl.�252-258, hier Bl.�257.

43 Vgl. Büttner, Weimar, S.�54-60; von Hehl, Umbrüchen, S.�79; Hoyer, Bürgeraus-
schuß, S.�245�f.
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lungen über die Teuerungszulagen für die Beamten und Angestellten der 
 Deutschen Bücherei nun nicht nur berücksichtigen, dass ihm mit dem Angestell-
ten-Ausschuss eine Interessenvertretung der Arbeitnehmer gegenüberstand, 
sondern bei einer Nichtbeachtung der für die geforderten Teuerungszulagen 
staat lichen Grundsätze mit einem Streik der Belegschaft zu rechnen war.44 Wie 
Georg Witkowski in seinen Lebenserinnerungen festhielt, störten in Leipzig 
»immer wieder Putschversuche und Streiks die Ruhe«, allmählich jedoch  
»gewöhnte man sich an die Schießereien und die damit verbundenen Unbe-
quemlichkeiten«.45 Die ständige Gewalt und die »stark angewachsene Krimina-
lität« in der Stadt – im November 1919 hatte die DB nach einen Einbruch einen 
Schaden von etwa 6.000 Mark zu beklagen – waren einer gedeihlichen Entwick-
lung abträglich.46 Wie die Beschaffungsabteilung vermeldete, erlitt die gesamte 
Werbe- und Sammeltätigkeit durch die »allgemeinen Unruhen im Reich und die 
Auflösung der österreichisch-ungarischen Monarchie« eine »sehr empfindliche 
Störung«.47 Der gegenrevolutionäre Kapp-Putsch vom März 1920 scheiterte 
zwar, weil er auf den geschlossenen Widerstand von SPD, USPD und KPD stieß. 
In Leipzig kam es jedoch zu schweren Auseinandersetzungen mit den Rechts-
putschisten, die zahlreiche Tote forderten.48 Die Arbeit der DB stockte während 
dieser Märzunruhen »erheblich, weil die Beamten nicht ohne persönliche Ge-

44 Vgl. Protokoll der 49. Sitzung des GA der DB vom 15.5.1919, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�4, Bl.�327-329, hier Bl.�328; Bericht über die Verwaltung der DB 1919, 
S.�12. Hier auch der Hinweis auf den ebenfalls gebildeten »Beamtenverein Deutsche 
Bücherei«, der alle in der DB Beschäftigten umfasste und sich folgende Aufgaben 
stellte: »Anschluss an die wirtschaftlichen Verbände gleicher Art, Vertiefung der 
allgemeinen Bildung durch Vorträge, Besichtigungen, Konzerte, fachliche Fortbil-
dung durch Vorträge und Lehrgänge, Sorge für die wirtschaftliche Wohlfahrt der 
Mitglieder (Spar-, Darlehns- und Unterstützungskasse, gemeinsamer Warenbe-
zug).« Ebd. Die Bildung des Angestellten-Ausschusses ging auf die Verordnung 
über Tarifverträge, Arbeiter- und Angestelltenausschüsse und Schlichtung von Ar-
beitsstreitigkeiten vom 23.12.1918 zurück. Vgl. Protokoll der 7. Sitzung des VR�der 
DB vom 16.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, Bl.�191-204, hier Bl.�200R. Zum Inhalt 
der Verordnung vgl. Reichsgesetzblatt (RGBl.) 1918, Teil I, Nr.�6605, S.�1456-1467. 

45 Witkowski, Menschen, S.�193.
46 Zur wachsenden Kriminalitätsrate in Leipzig vgl. Hoyer, Siegfried: Leipzig in den 

Tagen des Kapp-Putsches, in: Döring, Detlef (Hg.): Leipzigs Bedeutung für die Ge-
schichte Sachsens. Politik, Wirtschaft und Kultur in sechs Jahrhunderten, Leipzig 
2014, S.�181-201, hier S.�184. Zum Einbruch in der DB vgl. Bericht über die Verwal-
tung der DB 1919, S.�27; Hans Praesent (DB) an Artur Seemann, 4.10.1920, ADNBL, 
Abt. I, Nr.�3, Bl.�55.

47 Bericht über die Verwaltung der DB 1918, S.�13.
48 Vgl. Keiderling, Aufstieg, S.�118.
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fährdung in die Anstalt gelangen konnten«.49 In einem anderen Fall sorgte der 
Streik der Reichsbahnbeamten im Januar 1922 dafür, dass eine für das finanzielle 
Überleben der Deutschen Bücherei geplante wichtige Sitzung des Geschäftsfüh-
renden Ausschusses nicht zustande kam, weil die auswärtigen Ausschussmit-
glieder nicht anreisen konnten.50 Im November 1922 etablierte sich in Leipzig 
»die erste Zelle des Nationalsozialismus«, die im Dezember im »Blauen Saal des 
Krystallpalastes« ihre erste öffentliche Versammlung abhielt.51 Als politischer 
Faktor trat diese zahlenmäßig kleine Gruppierung in Leipzig vorerst nicht in  
Erscheinung, weil die politischen Machtkämpfe allmählich abflauten und von 
einem zwischenzeitlich viel schwerwiegenderen Krisensymptom überlagert 
wurden – der Inflation.52

2. In den Niederungen der Politik –  
Finanzkrise und indignierte Garanten

Die für die Geschicke der Deutschen Bücherei während der Weimarer Republik 
verantwortlichen Persönlichkeiten entstammten überwiegend dem reichsdeut-
schen Honoratiorenmilieu. Sie verfügten zudem über exzellente Verbindungen 
in die Reichstags- und sächsischen Landtagsfraktionen, von den Deutschnatio-
nalen über das Zentrum bis zur Sozialdemokratie, zu etlichen Ministerialbeam-
ten in Berlin und Dresden sowie einflussreichen Persönlichkeiten aus der Wirt-
schaft, insbesondere aus der Verlagsbranche. Dieses Netzwerk rekrutierte sich 
aus »›einem beschränkten erlesenen Kreis des Bildungsbürgertums‹, der gleiche 

49 Achter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1920, Leipzig 1921, S.�9. Zum Kapp-
Putsch und zum »Leipziger Blutsonntag« vom 14.3.1920 vgl. von Hehl, Umbrü-
chen, S.�80; Hoyer, Leipzig, S.�181-201; Schwarz, Leipzig, S.�35-37. Dass sich ähn-
liche Ereignisse auch andernorts abspielten, so etwa in Berlin, wo die PSB sogar 
»Einschüsse« abbekam, zeigt Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�77.

50 Vgl. Minde-Pouet an Arthur Meiner, 10.2.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�212R. 
Zum Eisenbahnerstreik, dem einzigen Lohnstreik von Beamten in der deutschen 
Geschichte, vgl. Büttner, Weimar, S.�248�f.

51 Vortrags- bzw. Artikelentwurf von Bürgermeister Rudolf Haake: Vom Kampf um 
Leipzig, 13.2.1934, StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�117-119. Siehe auch 
Schwarz, Leipzig, S.�38.

52 Im Februar 1923 besaß die Leipziger Ortsgruppe der NSDAP 212 zumeist jugend-
liche Mitglieder, die zum größten Teil dem Kleinbürgertum entstammten. Vgl. 
Wagner, Andreas: »Machtergreifung« in Sachsen. NSDAP und staatliche Verwal-
tung 1930-1935, Köln u.�a. 2004, S.�52.
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oder stark verwandte habituelle Grundmuster« und ein gleichgerichtetes Politik-
verständnis aufwies.53 Das in Deutschland politisch und kulturell sehr einfluss-
reiche Bildungsbürgertum umfasste ein Ensemble von Industriellen, reform-
konservativen, staatlichen Funktionseliten in der Verwaltung, der Justiz sowie 
des Schul- und Wissenschaftsbetriebs, zu dem auch die wissenschaftlichen Bi-
bliotheken gehörten.54 Hieraus leitete das bürgerliche Establishment ein enor-
mes Sozialprestige und ein elitäres Selbstverständnis ab. Denn es vermittelte ein 
fachübergreifendes »Bildungswissen« und hatte an der Definition und Weiter-
gabe einer »geistig-kulturellen Weltanschauung« maßgeblichen Anteil.55 Histo-
riker, Nationalökonomen, Theologen, Philosophen und Juristen, aber auch Bi-
bliothekare als Verwalter des national-kulturellen Gedächtnisses, verstanden 
sich als »Sinnproduzenten innerhalb der deutschen politischen Kultur« und als 
Ver mittler politisch-kultureller Einstellungen.56 Ihre für das deutsche Wissen-
schafts system charakteristische Staatsnähe und ihr politisch-gesellschaftlicher 
Bildungs- und Führungsanspruch erwiesen sich daher als folgenreich. Im Bil-
dungsbürgertum tief verwurzelte nationalistische, antiliberale und autoritäre 
Prägungen verbanden sich mit starken Affekten gegenüber Demokratie und So-
zialismus, was wiederum die zum Teil radikalen politischen Grundüberzeugun-
gen des akademischen Nachwuchses förderte, ohne die der Nationalsozialismus 
nicht hätte Fuß fassen können.57 

Im wilhelminischen Honoratiorenmilieu sorgte der Zusammenbruch des Kai-
serreiches für erhebliche Desorientierung.58 Der daraus resultierende »antirepu-
blikanische Grundkonsens« im bildungsbürgerlichen Lager hatte zur Folge, dass 

53 Diese für die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft getroffene Feststellung, galt ohne weite-
res auch für das um die DB geknüpfte Netzwerk von Funktionseliten. Hachtmann, 
Wissenschaftsmanagement, S.�146-148, hier S.�148.

54 Vgl. ebd., S.�149; Jansen, Christian: Professoren und Politik. Politisches Denken und 
Handeln der Heidelberger Hochschullehrer 1914-1935, Göttingen 1992, S.�11; 
Wehler, Hans-Ulrich: Umbruch und Kontinuität. Essays zum 20.  Jahrhundert, 
München 2000, S.�176; Habermann, Bibliothekar, S.�43.

55 Jessen, Ralph: Akademische Eliten und kommunistische Diktatur. Die ostdeutsche 
Hochschullehrerschaft in der Ulbricht-Ära, Göttingen, 1999, S.�28; Jansen, Profes-
soren, S.�11.

56 Vgl. Jessen, Eliten, S.�29.
57 Vgl. Jansen, Professoren, S.�12, 25, 119; Reimann, Bruno W.: Zum politischen 

 Bewusstsein von Hochschullehrern in der Weimarer Republik und 1933, in: Siegele-
Wenschkewitz, Leonore u. Gerda Stuchlik (Hg.): Hochschule und Nationalsozia-
lismus. Wissenschaftsgeschichte und Wissenschaftsbetrieb als Thema der Zeitge-
schichte, Frankfurt am Main 1990, S.�22-48, hier S.�33; Hardtwig, Wolfgang: Die 
Preußische Akademie der Wissenschaften in der Weimarer Republik, in: Fischer, 
Wolfram (Hg.): Die Preußische Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1914-1945, 
Berlin 2000, S.�25-51, hier S.�42.

58 Vgl. Schmidt-Ott, Erlebtes, S.�166; Hashagen, Walther von Dyck, S.�539�f.
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viele Vertreter der bürgerlichen Mitte lediglich eine nüchterne »Arbeits beziehung 
zur Republik« eingingen, aber keine emotionale Bindung an den neuen Staat fan-
den.59 Sie »erkannten die geschichtliche Notwendigkeit der Umwälzung, sie re-
spektierten die Grundlagen der neuen Verfassungsordnung, aber das Ethos der 
Demokratie als einer freien, auf der geregelten Austragung von Gruppenkonflik-
ten basierenden Staatsform war ihnen fast ebenso fremd wie ihren verfassungs-
feindlichen Gegnern«. Das politische Weltbild dieser Vernunft- oder Interessen-
republikaner blieb konservativ. Man fand sich mit den neuen Verhältnissen ab, 
deutete sie aber lediglich als Übergangsphase. Man bewahrte »im Herzen der 
Monarchie ein treues Andenken« und richtete seine Hoffnungen auf eine Revi-
sion des Weimarer Parlamentarismus in Richtung auf ein »Ersatzkaisertum« in 
Form des Vorkriegsregimes oder einer autoritären, nicht parlamentarisch kont-
rollierten Regierung.60 

Der Patriotismus, der seinen Stolz »in der Größe und Einheit der Nation 
suchte«, verband die bürgerlichen Eliten auch in ihrer einhelligen Ablehnung des 
Versailler Vertrages.61 Der Kampf gegen diesen »Schmachfrieden« und die For-
derung nach seiner Revision gehörten zum gesamtgesellschaftlichen Grundkon-
sens der Weimarer Republik.62 Dieser Konsens umfasste darüber hinaus rassis-
tische und antisemitische Ressentiments. Dem »akademischen Antisemitismus«, 
der während der späten siebziger Jahre des 19.  Jahrhunderts entstanden und 
durch völkische Vertreter wie Julius Langbehn und Paul Anton Lagarde »lang-
sam in einen biologischen Rassismus« verwandelt worden war, stellte sich das 
bürgerliche Honoratiorenmilieu keineswegs entgegen.63 Vielmehr bildete das 

59 Jansen, Professoren, S.�143; Ders.: Antiliberalismus und Antiparlamentarismus in 
der bürgerlich-demokratischen Elite der Weimarer Republik. Willy Hellpachs Pu-
blizistik der Jahre 1925-1933, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 49, 2001, 
S.�773-795, hier S.�778; Ders.: Politischer Opportunismus und moralische Indiffe-
renz. Der Verfall liberaler Gelehrtenpolitik und seine Hintergründe am Beispiel der 
Universität Heidelberg, in: Bialas, Wolfgang u. Georg G. Iggers (Hg.): Intellektuelle 
in der Weimarer Republik, Frankfurt am Main 1996, S.�215-232, hier S.�220.

60 Vogel, Barbara: Anpassung und Widerstand. Das Verhältnis Hamburger Hoch-
schullehrer zum Staat 1919 bis 1945, in: Krause, Eckart, Ludwig Huber u. Holger 
Fischer (Hg.): Hochschulalltag im »Dritten Reich«. Die Hamburger Universität 
1933-1945, Teil I: Einleitung, Allgemeine Aspekte, Berlin u. Hamburg 1991, S.�3-83, 
hier S.�6, 18. Vgl. auch Jansen, Professoren, S.�168.

61 Vogel, Anpassung, S.�21.
62 Vgl. ebd., S.�20�f.; Jansen, Professoren, S.�150-155. Im Januar 1920 sprach der kurz 

darauf an die DB gewechselte Otto Ebert von der »Vaterländischen Schmach, die 
uns das Herz abdrücken will«. Ebert an Minde-Pouet, 3.1.1920, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�16c, Bl.�2�f., hier Bl.�3R.

63 Jarausch, Konrad H.: Die Vertreibung der jüdischen Studenten und Professoren von 
der Berliner Universität unter dem NS-Regime, in: Jahrbuch für Universitätsge-
schichte 1, 1998, S.�112-133, hier S.�114.
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Bildungsbürgertum mehr noch als im Kaiserreich »die soziale Vorhut des Anti-
semitismus«, wobei »die Abneigung gegen die jüdische Konkurrenz im eigenen 
Milieu« ein wesentliches Motiv darstellte.64 Hinzu kam, dass der hier vertretene 
Begriff der Nation auch die Idee der Einheit umfasste, womit jegliche politische 
Minderheitsposition der Exklusion anheimfiel und sich die Einbruchstellen für 
den Antisemitismus in dem Maße vergrößerten, wie sich die nationalistische 
Aufladung nach dem verlorenen Krieg immer aggressiver einfärbte.65 »Allem 
Fremden grundsätzlich misstrauisch gegenüberstehendes, segregierendes poli-
tisch-soziales Denken« war im Bildungsbürgertum weit verbreitet.66 Davon be-
troffen waren nicht nur die schon im Kaiserreich stigmatisierten »vaterlands-
losen Gesellen« der Sozialdemokratie, sondern auch die Juden.67 Zwar fehlte 
dem Antisemitismus der politischen Mitte die »aggressive Komponente, aber er 
operierte mit den gleichen Klischees und Topoi wie die Deutschnationalen und  
Völkischen« des bürgerlichen Lagers.68 Die spätestens seit Mitte der zwanziger 
Jahre insgesamt zu beobachtende »politische Radikalisierung der bürgerlichen 
Mitte« – die sich in vorherrschenden national-konservativen, antiparlamentari-
schen, antiliberalistischen, antirepublikanischen und antisemitischen Grund-
überzeugungen widerspiegelte  – bildete schließlich eine der Voraussetzungen 
für die Machtübernahme der Nationalsozialisten und die Stabilisierung ihrer 
Herrschaft.69

Der Zusammenbruch des Wilhelminischen Kaiserreichs traf die bildungsbür-
gerlichen Eliten genauso unvermittelt wie die gesamte deutsche Gesellschaft. 
Durch Krieg, Niederlage und Revolution war nicht nur die politisch-gesell-
schaftliche Ordnung zerstört, »sondern auch die festen Orientierungspunkte des 
privaten Lebens, in dem die bisher festgefügten Normen und Werte ihrer Bedeu-
tung beraubt wurden«.70 Dies galt insbesondere für den durch die Inflation her-
vorgerufenen Verfall der Währung und die dadurch ausgelösten Vermögensver-
luste, die nicht nur die Ersparnisse der Bevölkerung auffraßen, sondern auch die 
Existenz zahlloser Institutionen der Kultur-, Bildungs- und Wissenschaftspflege 

64 Winkler, Heinrich August: Die deutsche Gesellschaft der Weimarer Republik und 
der Antisemitismus – Juden als »Blitzableiter«, in: Benz, Wolfgang u. Werner Berg-
mann (Hg.): Vorurteil und Völkermord. Entwicklungslinien des Antisemitismus, 
Freiburg 1997, S.�341-362, hier S.�357�f.

65 Vogel, Anpassung, S.�24. Vgl. auch Wehler, Gesellschaftsgeschichte (Bd.�IV), S.�495–
511.

66 Jansen, Professoren, S.�178, 289.
67 Vogel, Anpassung, S.�24.
68 Jansen, Professoren, S.�180.
69 Vgl. Jansen, Antiliberalismus, S.�773, 794�f.
70 Herbert, Geschichte, S.�203.
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bedrohten.71 So hatten auch die Bibliotheken angesichts der rapiden Geldent-
wertung mit einer »verhängnisvollen Unterernährung« zu kämpfen.72 Ihre Etats 
waren meist auf dem Vorkriegsstand verblieben und reichten daher nicht mehr 
aus, um mit der rasanten Preisentwicklung Schritt zu halten und die Literatur-
versorgung aufrechtzuerhalten. 

Der Verlust der Weltmachtstellung Deutschlands, seine politische Isolation, 
seine durch die Inflation und die Reparationen geschwächte Wirtschaft ließen 
bei führenden Repräsentanten aus Politik und Wirtschaft, aber auch im Bil-
dungsbürgertum die Überzeugung aufkommen, dass die Wissenschaft – neben 
der Kultur – die letzte verbliebene Grundfeste nationaler Macht bildete.73 Die 
Formel von der »Wissenschaft als Machtersatz« wurde rasch Konsens innerhalb 
des bürgerlichen Milieus.74 Aufbauend auf der Weltgeltung deutscher Wissen-
schaft sollte die Wiedergeburt der deutschen Nation vor allem auf »geistigem 
Wege« erfolgen. In einer Eingabe an die Nationalversammlung in Weimar im 
Februar 1920 betonte der Generaldirektor der Preußischen Staatsbibliothek und 
Präsident der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, Adolf von Harnack, dass es zu den 
»vitalen Notwendigkeiten des Staates« gehöre, die ihm verbliebenen »Aktiv-
posten« zu erhalten. Unter diesen Aktivposten käme der deutschen Wissenschaft 
eine hervorragende Stellung zu, denn sie sei nicht nur die wichtigste Vorausset-
zung für die »Erhaltung der Bildung im Lande sowie für die Technik und Indus-
trie Deutschlands«, sondern auch für »sein Ansehen und seine Weltstellung, von 
der wiederum Geltung und Kredit« abhingen. Vor dem Krieg, so Harnack, hätte 
sich Deutschlands Ansehen in erster Linie auf seine Militärmacht, seine Indust-
rie und seine Wissenschaft begründet. Nun aber, wo die Militärmacht vernichtet, 
Industrie und Handel »aufs äußerste geschwächt« seien, stehe einzig »die Wis-
senschaft […] noch immer aufrecht«. Allerdings drohe auch ihr nun »der Unter-
gang«, was Harnack zu der Forderung veranlasste, das Reich müsse sich ange-

71 Anschaulich hierzu vom Brocke, Bernhard: Die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft in der 
Weimarer Republik. Ausbau zu einer gesamtdeutschen Forschungsorganisation 
(1918-1933), in: Vierhaus, Rudolf u. Bernhard vom Brocke (Hg.): Forschung im 
Spannungsfeld von Politik und Gesellschaft. Geschichte und Struktur der Kaiser-
Wilhelm-/Max-Planck-Gesellschaft, Stuttgart 1990, S.�197-355, hier S.�198�f.

72 Glauning, Otto: Die gegenwärtige Lage der deutschen wissenschaftlichen Biblio-
theken, München 1926, S.�5.

73 So hob Max Planck im November 1918 hervor: »Wenn die Feinde unserem Vater-
land Wehr und Macht genommen haben, wenn im Inneren schwere Krisen herein-
gebrochen sind und vielleicht noch schwerere bevorstehen, eins hat uns noch kein 
äußerer und innerer Feind genommen: das ist die Stellung, welche die deutsche Wis-
senschaft in der Welt einnimmt.« Vom Brocke, Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft in der 
Weimarer Republik, 203. Vgl. auch Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�103.

74 Vgl. Hardtwig, Akademie, S.�43.
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sichts der finanziellen Probleme der Länder verstärkt in wissenschaftspolitische 
Fragen einschalten und die hierfür erforderlichen Mittel bereitstellen.75

Hatten sich die Länder bis dahin der Ausdehnung der kulturpolitischen Kom-
petenzen des Reiches widersetzt, so zwangen sie die Folgen der Inflation und der 
neuen Steuergesetzgebung, vor der zunehmenden Finanzgewalt des Reiches zu-
rückzuweichen. »Die große Verschiebung der Finanzwirtschaft, die das Reich 
zum Träger der Steuerhoheit macht und den Ländern bedeutende Einnahme-
quellen verschließt, legt dem Reich zugleich auch die Verpflichtung auf, die Län-
der von Ausgaben, denen sie bei der neuen Regelung nicht mehr gewachsen sind, 
zu entlasten und Reichsmittel für Kulturzwecke bereitzustellen.«76 Diese Forde-
rung war durchaus berechtigt, da dem Reich in der Weimarer Verfassung auch 
eine erweiterte Zuständigkeit in der Kultur- und Wissenschaftspolitik zugewie-
sen worden war.77 Während nach der alten Reichsverfassung von 1871 die Pflege 
künstlerischer und wissenschaftlicher Belange noch Sache der Bundesstaaten 
war, räumte die neue Verfassung vom 11. August 1919 dem Reich nun die Mög-
lichkeit ein, auf dem Wege der Gesetzgebung Grundsätze für das Schul- und 
Hochschulwesen sowie das wissenschaftliche Büchereiwesen aufzustellen.78 
Dass die wissenschaftlichen Bibliotheken in die Bestimmungen der Verfassung 
Eingang fanden, war auf den Direktor der Universitätsbibliothek Bonn, Wilhelm 
Erman, zurückzuführen, der sich davon eine Überwindung der staatlichen Zer-
splitterung des deutschen Bibliothekswesens versprach. Überdies ging es Erman 
um die Schaffung einer Nationalbibliothek beziehungsweise um Wege, diese 
durch die Förderung vorhandener großer Bibliotheken – der Deutschen Büche-

75 Zierold, Forschungsförderung, S.�4-8. Vgl. vom Brocke, Kaiser-Wilhelm-Gesell-
schaft in der Weimarer Republik, S.�206; Schmidt[-Ott], Friedrich: Die Kulturauf-
gaben und das Reich, in: Internationale Monatsschrift für Wissenschaft Kunst und 
Technik 13, 1919, Heft 5, S.�449-464, hier S.�459.

76 Matz, Elsa: Kulturaufgaben des Reiches, vermutlich erschienen in: Der Tag. Sonder-
ausgabe des Berliner Lokalanzeigers, März 1921, BArch Berlin, R�1501/108960/1, 
Bl.�83.

77 Und dieser Anspruch auf Mitbestimmung wurde vom Reich auch ostentativ formu-
liert. So hielt der Kulturreferent im Reichstag bei den Haushaltsverhandlungen 1927 
fest, dass es nicht angebracht erscheine, dass die Länder »die deutsche Kulturpolitik 
in die Hand« bekämen, denn das Reich habe »doch an der deutschen Kulturpolitik 
mitzuwirken, um kulturelle Grundbedürfnisse der deutschen Nation und des deut-
schen Volkstums zu entwickeln«. Abschrift aus der 288. Sitzung des Reichstages 
betr. Fortsetzung der zweiten Beratung des Reichshaushaltsplans 1927, 17.3.927, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, Bl.�217.

78 Vgl. Mosler, Hermann (Hg.): Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11.8.1919, 
Stuttgart 1988, S.�6 (Artikel 10, Ziffer 2). Vgl. auch vom Brocke, Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft in der Weimarer Republik, S.�205. 
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rei und der beiden Staatsbibliotheken in Berlin und München – »zumindest als 
eine virtuelle Nationalbibliothek zu ersetzen«.79 

Allen Bemühungen zum Trotz kam es jedoch nicht zur Bildung eines Reichs-
kultusministeriums. Vielmehr wurde im Reichsministerium des Innern (RMdI) 
eine kulturpolitische »Abteilung III für Bildung und Schule« eingerichtet, die 
von 1921 bis 1934 von Maximilian Donnevert geleitet wurde, der unter 16 In-
nenministern in 18 Kabinetten ein unerschütterliches, der DB gewogenes Ele-
ment der Stabilität verkörperte.80 Die Abteilung zeichnete für alle kultur- und 
wissenschaftspolitischen Fragen und somit auch für die finanziellen Belange der 
DB verantwortlich.81 Vor dem Hintergrund der »schweren Notlage, in der sich 
nahezu alle Unternehmungen auf dem Gebiete von Kunst und Wissenschaft« be-
fanden, erwies es sich auch für die DB als überaus bedeutsam, dass das RMdI 
Zugriff auf den früheren Kaiserlichen Dispositionsfonds erhielt, um »in ge -
eigneten Fällen auch für kulturelle Zwecke Zuschüsse zu gewähren«.82 Da sich 
Reichs innenminister Erich Koch-Weser (DDP) bereits bei den Verhandlungen 
der Deutschen Nationalversammlung am 16.  Oktober 1919 für die Erhaltung 
und Förderung der DB ausgesprochen hatte, schien es für die Bücherei geboten, 

79 Vgl. Erman, Erinnerungen, S.�300-302, hier S.�301 (Anm.�771). 
80 Vgl. RMdI an sämtliche Landesregierungen und PK, 22.9.1919, BArch Berlin, 

R�1501/108960/1, Bl.�6�f.; Fischer, Wolfram, Rainer Hohlfeld u. Peter Nötzoldt: Die 
Berliner Akademie in Republik und Diktatur, in: Wolfram Fischer (Hg.): Die Preu-
ßische Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1914-1945, Berlin 2000, S.�517-566, 
hier S.�542; Szöllösi-Janze, Margit: Fritz Haber 1868-1934. Eine Biographie, Mün-
chen 1998, S.�502. Max Donnevert (1872-1936) kümmerte sich als zuständiger Refe-
rent vor allem um die Belange der großen wissenschaftlichen Institutionen, etwa der 
Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder des 
Deutschen Museums in München. Im Mai 1934 wurde er in das neu gegründete 
Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung (REM) über-
nommen. Vgl. Krause/Jammers, Engagement, S.�56; Vermerk der DB, 28.2.1921, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�268; Vermerk des REM, Ende Mai 1934, BArch Ber-
lin, R�4901/181, Bl.�195; Wilhelm Stuckart (REM) an RMdI, 19.6.1934, ebd., Bl.�202. 
Vgl. weiter Todesanzeige Donneverts, 1936, AMPG, I. Abt., Rep. 1 A, Nr.�1954, 
Bl.�126. Vgl. auch Brocke, Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft in der Weimarer Republik, 
S.�215; Ministerialrat Dr. Max Donnevert †, in: Kölnische Volkszeitung und Han-
delsblatt vom 8.2.1936, ADNBL, 153/0, Bl.�142.

81 Als zuständiger Referent für die DB innerhalb der Kulturabteilung der RMdI wirkte 
zwischenzeitlich auch Hugo Andres Krüss, der 1925 zum Generaldirektor der PSB 
ernannt wurde. Vgl. Dringende Depesche Siegismunds an die Sächsische Gesandt-
schaft, Berlin, 26.6.1920, SStAL, 21765/32, unp.

82 Denkschrift des RMdI, ohne Datum (etwa Juli 1920), BArch Berlin, R�1501/108960/1, 
Bl.�50-53.
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ein einvernehmliches Verhältnis zu den Berliner Behörden aufzubauen.83 Einen 
ersten Schritt in diese Richtung hatte man bereits im Frühjahr 1919 unternom-
men, als man in der Satzung einen »Nachtrag« einführte, welcher der Reichs-
regierung Sitz und Stimme im Geschäftsführenden Ausschuss und im Verwal-
tungsrat der DB einräumte.84

Neben den finanziellen Problemen hatte bereits die unruhige, zum Teil anar-
chische und keineswegs absehbare politische Entwicklung des revolutionären 
Umbruchs von 1918/19 die Direktion der Deutschen Bücherei gezwungen, sich 
in die Niederungen der Politik zu begeben, um sich etwaig für sie anbahnende 
abträgliche Tendenzen abzuwenden. Auf der einen Seite gab man sich in der DB 
daher betont überparteilich, etwa bei der Ende 1918 begonnenen Sammlung von 
»Revolutions-Drucksachen«, suchte auf der anderen Seite aber auch gezielt 
Kontakte zu Vertretern der Politik, um diese für die Deutsche Bücherei einzu-
nehmen.85

83 Vgl. Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, 
Bd.�330: Stenographische Berichte von der 91. Sitzung am 4. Oktober 1919 bis zur 
112. Sitzung am 29.  Oktober 1919, Berlin 1920, S.�3161-3192, hier S.�3177, 3182, 
3189 (100. Sitzung, Donnerstag, den 16.10.1919); Deutsche Nationalversammlung. 
100. Sitzung. Donnerstag, den 16.10., in: Leipziger Neueste Nachrichten, Nr.�275 
vom 17.10.1919.

84 Vgl. Entwurf für einen »I. Nachtrag« zur Satzung der DB, 18.1.1919, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�2II, Bl.�213; Zustimmungen zu diesem Nachtrag vom Sächsischen Wirt-
schaftsministerium, des Rats der Stadt Leipzig (12.3.1919) und des Reichsamts des 
Innern (7.2.1919), ebd., Bl.�214. Der I. Nachtrag wurde mit dem 20.5.1919 wirksam. 
Vgl. Satzung der DB mit I. Nachtrag vom 20.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�35, 
Bl.�65.

85 Zur Sammlung der Revolutions-Drucksachen vgl. den Aufruf der DB »Jede deut-
sche Schrift und jede Schrift eines Deutschen in die Deutsche Bücherei!«, ohne Da-
tum (1918/19), ADNBL, Abt. V, Nr.�36, Bl.�40. Am 29.11.1918 hatte die DB an 714 
Arbeiter- und Soldatenräte einen Sammelaufruf versandt, der aber nur auf wenig 
Resonanz stieß. Vgl. Vermerk von Elisabeth Pfaehler (DB), 7.1.1919, ebd., Bl.�31. Zu 
der von der DB veranstalteten Ausstellung der Revolutionsschriften vgl. Schwidetzky, 
Revolutions-Drucksachen, S.�445-448. Beispiele für die Sammlung von Parteischrif-
ten finden sich im Entwurf eines Schreibens von Georg Schwidetzky (DB) an den 
Reichstagsabgeordneten Gustav Stresemann (DDP), 13.12.1918, ebd., Bl.�27�f., und 
im Bericht Schwidetzkys über seine Werbereise nach Weimar [zu Verhandlungen 
mit Mitgliedern der Nationalversammlung], 21.2.1919, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 
Nr.�23/19, Bl.�1-7. Im Dezember 1918 riet der Buchhändler Karl W. Hiersemann, 
den Leipziger Stadtrat Heinrich Lange (SPD), der auch »in Dresden bei der sozial-
demokratischen Regierung einigen Einfluss« besaß, für die DB zu interessieren. Da-
raufhin beschloss der GA, »Lange und die anderen Leipziger Vertreter in der Nati-
onalversammlung«  – wie Richard Lipinski (USPD), Eduard Burlage (Zentrum), 
Gustav Schneider (DDP), Johann Pinkau (SPD), Curt Geyer (SPD), Friedrich Geyer 
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Da sich im Haushaltsplan von 1919 ein für die DB Besorgnis erregender Fehl-
betrag von etwa 210.000 Mark einstellte, erstreckten sich die Verhandlungen mit 
den Vertretern Leipzigs, Sachsens und der Reichsregierung in den folgenden vier 
Jahren meist auf die Frage, wie die Garanten, der Börsenverein und vor allem das 
Reich für die Deckung des stetig wachsenden Bedarfs der Bücherei zu gewinnen 
seien.86 Die sich rasant verschärfende Inflation schränkte aber den Handlungs-
spielraum der verantwortlichen Politiker erheblich ein. Daher führten die kon-
troversen Haushaltsverhandlungen bei allen Beteiligten in zunehmendem Maße 
zu »Überlastung und Nervosität«.87 Diese Debatten gestalteten sich in der Regel 
sehr schwierig, da auch für die Reichs- und Landesbehörden keine sicheren Pla-
nungsgrundlagen bestanden. Dies zeigte sich schon bei den ersten Gesprächen 
Meiners und Minde-Pouets mit Mitgliedern des Haushaltsausschusses der Natio-
nalversammlung – wie etwa Gustav Hoch, Adolf Braun und Hugo Heimann von 
der SPD, Gustav Stresemann (DVP), Gustav Roesicke (DNVP) und Eduard Bur-
lage (Zentrum) –, die zu einem »denkbar ungünstigen Zeitpunkt« aufgenommen 
wurden, denn sie kollidierten mit der im Parlament Anfang Mai 1919 zur De-
batte stehenden »Besprechung der Friedensbedingungen«, die vorerst »alle Be-
ratungen auch über einen Reichshaushaltsplan illusorisch« machten.88

Über die finanziellen Nöte des Jahres 1918 hatten der Deutschen Bücherei die 
außerordentlichen Zuschüsse des Reiches in Höhe von 80.000 Mark, eine Spende 
der Stilke-Stiftung in Höhe von 40.000 Mark sowie Mittel der Gesellschaft der 

(SPD), Emil Nitzschke (DDP) und Albrecht Philipp (DNVP) – zu einer Besichti-
gung der DB einzuladen. Vgl. Karl W. Hiersemann (Leipzig) an Minde-Pouet, 
12.12.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�192; Protokoll der 47. Sitzung des GA der 
DB vom 29.1.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�4, Bl.�175-178, hier Bl.�177R-178; 
Minde-Pouet und Arthur Meiner an Richard Lipinski, Reichsgerichtsrat Eduard 
Burlage, Direktor Gustav Schneider, Fotograf Johann Pinkau, Dr. Curt Geyer, 
Friedrich Geyer, Staatsminister a.�D. Emil Nitzschke und Dr. Albrecht Philipp, 
4.6.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�31. Bei all diesen Bemühungen zeigte man 
sich bemüht, am »Grundsatze, stets über den Parteien zu stehen« festzuhalten. Nur 
dadurch, dass sich die DB »von allen parteilichen Interessen« fernhalte, so Minde-
Pouet 1920, gelinge es ihr, »sich die Mitwirkung aller Parteien bei der Lösung ihrer 
Aufgaben zu sichern«. Minde-Pouet an Hofrat [Arthur Meiner], 5.4.1920, ADNBL, 
Abt. VI, Nr.�6, Bl.�56.

86 Zum Fehlbetrag von 210.000 Mk für 1919 vgl. Protokoll der 47. Sitzung des GA der 
DB vom 29.1.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�4, Bl.�175-178, hier Bl.�176.

87 Max Donnevert (RMdI) an Minde-Pouet, 10.2.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, 
Bl.�54.

88 Bericht Minde-Pouets über die Dienstreise nach Berlin am 11. und 12.5.1919 ge-
meinsam mit Herrn Hofrat Dr. Meiner zur Besprechung mit Mitgliedern des Aus-
schusses für den Reichshaushalt in Angelegenheiten der Reichsbeihilfe, Mai 1919, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�278�f.
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Freunde der DB (GdF) hinweggeholfen.89 Die GdF war am 19. Oktober 1913 
anlässlich der Grundsteinlegung der DB gegründet worden.90 Durch diese Ver-
einigung sollten die »Bestrebungen der Deutschen Bücherei« in weite Kreise ge-
tragen und ihre Interessen großzügig gefördert werden.91 Dazu zählte nicht nur 
die Bereitstellung von Mitteln zur Herausgabe wissenschaftlicher Veröffent-
lichungen und Bibliographien, sondern auch für den Ausbau der Bibliothek.92 
Ihre finanziellen Mittel gingen der Gesellschaft durch private Spenden zu. So 
führte der Verleger Artur Seemann 1916 in erstaunlicher Offenheit aus, dass der 
Zweck des Vereins im Grunde darin bestehe, »geeigneten Freunden zum Besten 
der DB Geld zu entziehen«.93 Die opferbereiten Helfer suchte man zunächst bei 
den großen Aktiengesellschaften, die während des Krieges riesige Gewinne er-
zielt hatten.94 Zu den Förderern (Ehrenförderer, Stifter, Mitglieder) der GdF 
zählten Industrielle wie Carl Duisberg, Walther Rathenau oder Wilhelm von 
Siemens, aber auch Firmen, Verleger, Schriftsteller wie Thomas Mann oder Ger-
hart Hauptmann und Politiker wie Theobald von Bethmann Hollweg, Gustav 
Stresemann oder Paul von Hindenburg.95 Ende 1922 zählte die Gesellschaft be-

89 Zur Stiftung des Buchhändlers Hermann Stilke vgl. Protokoll der 44. Sitzung des 
GA der DB vom 29.4.1918, ADNBL, III Abt., Nr.�4, Bd.�3, Bl.�314-317, hier Bl.�315R; 
Protokoll der 46. Sitzung des GA der DB vom 20.9.1918, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�4, Bl.�110-114, hier Bl.�111�f.

90 Vgl. Bekanntmachung der DB, 30.9.1913, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Dokumente 
und Drucksachen der GdF), unp. Die GdF stand bis 1918 unter dem Protektorat des 
Sächsischen Königs und konzipierte ihre Statuten u.�a. nach dem Vorbild ähnlicher 
Vereinigungen der Königlichen Bibliothek in Berlin und des Germanischen Muse-
ums in Nürnberg. Vgl. Vermerk Siegismunds, 7.10.1913, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�4, Bl.�108; Siegismund an Roscher, 2.10.1913, ebd., Bl.�112-114; Protokoll der 2. 
Sitzung des VR�der DB vom 7.5.1914, ADNBL, Abt. III, Nr.�2I (1), Bl.�261-176, hier 
Bl.�271; Protokoll der 29. Sitzung des GA der DB vom 3.11.1916, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�2, Bl.�34-39R, hier Bl.�35-39R.

91 Rundschreiben von Artur Seemann (Vorsitzender der GdF), 15.12.1916, BArch Ber-
lin, R�43/2363, Bl.�190R-191.

92 Vgl. Zur Hundertjahrfeier der Gesellschaft Deutscher Naturforscher und Ärzte 
überreicht von der GdF, Leipzig 1922, ADNBL, Archiv II, Werbehefte und Aufrufe 
(unsortierte Akten, hier Sammlung betr. GdF), unp. 

93 Protokoll der 24. Sitzung des GA der DB vom 29.4.1916, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�1, Bl.�309-323, hier Bl.�319-321.

94 Vgl. Protokoll der 31. Sitzung des GA der DB vom 5.12.1916, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�2, Bl.�49-53R, hier Bl.�50; Max Otto Schroeder an Minde-Pouet, 3.4.1918, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�2I, Bl.�250�f.

95 Ehrenförderer waren Personen, die einen einmaligen Betrag von wenigstens 5.000 
Mark, Stifter Personen, die einen einmaligen Geldbetrag von wenigstens 1.000 Mark 
gespendet hatten. Mitglieder der GdF hatten einen jährlichen Beitrag von wenigstens 
20 Mark zu entrichten. Mitglieder, die einen einmaligen Betrag von 500 Mark ge-
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reits über 3.600 Mitglieder.96 Als Dank überreichte ihnen die GdF literarisch 
oder künstlerisch wertvolle Jahresgaben, die lediglich zu diesem Zweck in limi-
tierter Auflage hergestellt und nicht im Buchhandel vertrieben wurden.97 Auf-
grund der Mittel der GdF verfügte die Bibliothek über die Möglichkeit, eine grö-
ßere Anzahl ihr noch fehlender Werke und Zeitschriften zu kaufen. Dabei ging 
es meist um die Druckschriften von Privatpersonen und jenen Verlegern, die 
nicht dem Börsenverein angehörten.98 Die nicht unerheblichen Mittel der GdF 
stellten demnach eine willkommene Ergänzung zum jährlichen Haushalt der 
Deutschen Bücherei dar. 

Die durch das System der Kriegskredite angeheizte Inflation hatte eine schlei-
chende Entwertung des Geldes, aber auch eine permanente Steigerung der Preise 

währten, erwarben eine lebenslange Mitgliedschaft und waren von weiteren Bei-
trägen befreit. Sie wurden auf in der DB aufgehängten Tafeln hervorgehoben. Vgl. 
Satzung der Gesellschaft der Freunde der DB e.�V. vom 4.5.1917, ADNBL, Archiv 
II, Werbehefte und Aufrufe (unsortierte Akten, hier Sammlung betr. GdF), unp. Zur 
Satzungsanmeldung der GdF am 4.5.1917 beim Vereinsregister Leipzig vgl. SStAL, 
20031, PP.-V-692, unp. Zu den Förderern vgl. Werbeheft der GdF, ohne Datum 
(1917), ADNBL, Archiv II, Werbehefte und Aufrufe (unsortierte Akten, hier 
Sammlung betr. GdF), unp.; Ehrenförderer und Stifter der GdF, Stand vom 
31.12.1920, ADNBL, 151/1/4, unp. Bezeichnenderweise hatte sich Harnack gewei-
gert, dem Ehrenausschuss der GdF beizutreten und 1917 auch dem preußischen  
Königshaus nahegelegt, etwaigen Avancen Leipzigs eine Abfuhr zu erteilen. Etwa 
zeitgleich mit der Leipziger GdF war eine Gesellschaft der Freunde der Königlichen 
Bibliothek Berlin gebildet worden, die ebenfalls über Beiträge und Stiftungen ihrer 
Mitglieder finanzielle Mittel für die Berliner Bibliothek zusammentrug und ihre 
Mitglieder mit Jahresgaben entschädigte. Vgl. Schreiben des Vorstands der GdF 
(Meiner  – Erster Vorsteher des Deutschen Verlegervereins, Linnemann  – Erster 
Vorsteher des Vereins der Buchhändler zu Leipzig) an Harnack, 26.5.1917, GStA, I. 
HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp.; Harnack an die GdF, 2.6.1917, ebd.; 
Harnack (Beirat für Bibliotheksangelegenheiten) an PK, 11.12.1917, ebd.; Jahres-
bericht für 1930 des Vereins der Freunde der Staatsbibliothek, ADNBL, 811/1 
(1920-1939), Bl.�144R-145. Zum Berliner Verein vgl. Krause/Jammers, Engagement. 
Dass in Leipzig bereits ähnliche Einrichtungen existierten und Ausdruck eines hier 
ausgeprägten Stiftungs- und Mäzenatentums waren, zeigt Thomas Stein am Beispiel 
der 1909 gegründeten Gesellschaft der Freunde des Kunstgewerbemuseums zu 
Leipzig. Vgl. Stein, Städtische Eliten, S.�427�f.

96 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1922, S.�30.
97 Eine Übersicht aller Jahresgaben von 1916 bis 1942 (Stand 20.8.1949) findet sich in 

ADNBL, 151/1/3, unp. Neben diesen Jahresgaben für die Mitglieder erschienen 
auch »Sondergaben«, die ebenfalls nur für die Mitglieder der GdF hergestellt wur-
den. Vgl. Uhlendahl an Dr. Hanns Heinz Ewers (Berlin), 21.4.1927, ADNBL, 154/5 
(Hefter: Eb-Ew), Bl.�124.

98 Vgl. Bericht über eine Besprechung betr. eine Verschmelzung der Nothilfe der DB 
mit der GdF, 22.5.1924, SStAL, 21765/13, unp.
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zur Folge.99 Hinzu kam, dass die Erhöhung der Gehälter und die Gewährung 
von Teuerungszulagen an die Beamten und Angestellten die Ausgaben der DB 
gegenüber den gleichen Aufwendungen von 1914 mehr als verdoppelten. Hatte 
der Geschäftsführende Ausschuss in seinem Gesuch vom 27. November 1917 das 
Reichsamt des Innern noch gebeten, der DB eine jährliche Beihilfe in Höhe von 
100.000 Mark zur Verfügung zu stellen, so bat er mit Rücksicht auf die inzwi-
schen eingetretenen Veränderungen nun, die Beihilfe auf 200.000 Mark zu erhö-
hen und diese von 1919 ab zu gewähren.100 Die Reichsfinanzverwaltung lehnte 
den Antrag im April 1919 aber nicht nur ab, sondern strich auch kurzerhand die 
im Haushalt des Innenressorts bereits vorgesehene Jahresbeihilfe von 100.000 
Mark.101 

Diese völlig unerwartete Ablehnung schreckte Leipzig gehörig auf. Wie man 
von der sächsischen Gesandtschaft in Berlin erfuhr, war das Reichsfinanzminis-
terium (RFM) der Auffassung, »dass die DB das Reich gar nichts« angehe. 
Schlimmer noch: Im Ministerium bekundeten gewisse Kreise sogar »eine Geg-
nerschaft« gegen die DB, die angeblich »auf einer ungünstigen Einwirkung der 
Preußischen Staatsbibliothek in Berlin und der Staatsbibliothek in München« 
beruhte. Tatsächlich sah sich das Reichsfinanzministerium gezwungen, »allen 
Kulturunternehmungen ohne Ausnahme die Mittel zu kürzen«, da im Haus-
haltsplan des Reiches »noch ungezählte Milliarden ungedeckt« waren. Zwar 
sagte Reichsfinanzminister Bernhard Dernburg zu, die Anstalt wie im Vorjahr 
wieder mit 50.000 Mark aus dem ehemaligen kaiserlichen Dispositionsfonds zu 
unterstützen, wie Minde-Pouet jedoch konsterniert festhielt, war mit diesem ge-
ringen Betrag den großen Bedürfnissen der DB »nicht entfernt gedient«.102 Er-
schwerend kam hinzu, dass just in diesem Moment auch der mit Sozialleistungen 
überlastete Rat der Stadt Leipzig den Antrag der DB auf Erhöhung des städti-
schen Zuschusses um 50.000 Mark ablehnte.103 

99 Vgl. Büttner, Weimar, S.�25, 166-181.
100 Vgl. Eingabe des GA der DB (gez. Arthur Meiner) an das Reichsamt des Innern 

(Berlin), 25.2.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�239.
101 Aktennotiz Siegismunds, 4.4.1919, ebd., Bl.�229-230.
102 Reichsinnenminister Hugo Preuß (DDP) hob hervor, dass PSB und BSB »aus-

drücklich erklärt hätten, dass, wenn das Reich der DB eine Beihilfe gewährte, auch 
sie auf eine solche Anspruch erheben müssten«. Reichsfinanzminister Dernburg 
(DDP), wollte »daher unter allen Umständen vermeiden, dass die Beihilfe für die 
DB in den Etat eingesetzt« werde. Vermerk Minde-Pouets über eine Besprechung 
mit den Reichsministern Preuß und Dernburg in Sachen der erbetenen Reichs-
beihilfe, 6.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�19I, Bl.�246R-248. Vgl. zudem Minde-
Pouet an den Stadtverordnetenvorsteher in Leipzig, Friedrich Seger, 9.5.1919, ebd., 
Bl.�271.

103 Ebd. Aus einer Eingabe an die Nationalversammlung geht hervor, dass die DB, ne-
ben dem Antrag auf Bewilligung einer Reichsbeihilfe von 200.000 Mark, auch an 
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Die Weigerung der Stadt barg die Gefahr, dass nun auch der Staat seine Zu-
schüsse verweigerte, zumal der Nachtragsetat Sachsens ein Defizit von mehreren 
hundert Millionen Mark aufwies. Um Leipzig zum Einlenken zu bewegen, wur-
den verschiedene Sparmaßnahmen diskutiert. Für Siegismund war es notwendig, 
dass sich die wissenschaftlichen Institute und Bibliotheken den neuen Bedingun-
gen anpassten und entbehrlicher Aufgaben entledigten. Dem wurde von Minde-
Pouet jedoch vehement widersprochen. In den sechs Jahren ihres Bestehens sei 
die Bücherei noch nicht mit nach außen erkennbaren Leistungen hervorgetreten. 
Ihre Tätigkeit habe sich eigentlich nur auf das Sammeln erstreckt. Wenn sie rich-
tige arbeite, würden ihre Aufgaben, ihre Arbeiten und ihre Arbeitskräfte und 
damit auch ihre Kosten Jahr für Jahr steigen. Es sei daher nicht nur notwendig, 
der Bücherei die beantragten Beihilfen zu gewähren, vielmehr müssten die Ga-
ranten mit dem Wachsen der Anstalt und der Vermehrung ihrer Aufgaben ihre 
finanzielle Unterstützung kontinuierlich erhöhen. Dieser Ansicht war auch 
Hans Volckmar, der Schatzmeister des Börsenvereins, der meinte, dass es ohne 
erhöhte Zuschüsse keinen Zweck habe, die DB weiterzuführen. Es käme aber 
zunächst einmal darauf an, die Bücherei wieder für die Benutzung zu öffnen. Der 
dem Verwaltungsrat der DB angehörende Fritz Milkau – der Doyen des deut-
schen Bibliothekswesens104 – versuchte die Wogen zu glätten und verwies auf 
verschiedene Möglichkeiten, den Etat der Bücherei besser zu bilanzieren, ohne 
ihre Ausgaben besonders einzuschränken. Besonders geeignet erschienen ihm 
hierfür die Übernahme der Bibliographischen Abteilung des Börsenvereins 
durch die DB und ihr Ausbau zur »Zentralstelle für die Katalogisierungsarbeiten 
aller deutschen Bibliotheken«.105

Sachsen und Leipzig die Bitte richtete, ihre laufenden Beihilfen um je 50.000 Mark 
jährlich zu erhöhen, da die neuen Teuerungszulagen für die Beamten und Ange-
stellten den Etat zusätzlich belasteten. Der Gesamtetat der DB hätte 1919 demnach 
300.000 Mark umfasst. Vgl. Eingabe Max Otto Schroeders an die Nationalver-
sammlung: Die Deutsche Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler 
zu Leipzig, 1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�14, Bl.�9-16, hier Bl.�14. Vgl. auch Proto-
koll der 7. Sitzung des VR�der DB vom 16.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, 
Bl.�191-204, hier Bl.�194.

104 Vgl. Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�7-9. Heinrich Uhlendahl bezeich-
nete Milkau 1929 als »die Autorität auf dem Gebiet des Bibliothekswesens« und 
im Jahr darauf sogar als den »führenden Bibliothekar des Kontinents«. Uhlendahl, 
Fritz Milkau, S.�1046; Uhlendahl an die Mitglieder des GA (hier an Siegismund), 
9.7.1930, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�91.

105 Protokoll der 7. Sitzung des VR�der DB vom 16.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, 
Bl.�191-204. Wie Minde-Pouet festhielt, waren die DB-Ausschusssitzungen »nur 
durch Finanzfragen ausgefüllt«, während über »die großen Aufgaben, die die 
Deutsche Bücherei zu erfüllen« habe, »nie ein Wort gesprochen« wurde. In den 
maßgebenden Kreisen würden die daraus für die DB erwachsenden »ernsten Ge-
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Die Reformande Minde-Pouets zeigte Wirkung, denn die Stadt Leipzig und 
der sächsische Staat erklärten sich bereit, ihren jährlichen Zuschuss um je 50.000 
Mark zu erhöhen.106 Darüber hinaus wurden der DB im Juni 1919 50.000 Mark 
aus dem Dispositionsfonds des Reichspräsidenten bewilligt, womit sich ihre fi-
nanzielle Situation etwas entspannte.107 Es bestand aber immer noch ein Defizit 
von 150.000 Mark, das Meiner und Minde-Pouet durch erneute Verhandlungen 
mit Mitgliedern der Nationalversammlung zu beseitigen suchten.108 Dieser 
»Weimarer Bußbesuch« zeitigte jedoch nur Teilerfolge.109 Zwar bewilligte 
Reichsfinanzminister Erzberger aus dem Dispositionsfonds des Reichspräsiden-
ten eine weitere Beihilfe in Höhe von 50.000 Mark, war aber nicht imstande, hie-
raus die nun noch fehlenden 100.000 Mark aufzubringen, da dieser Fonds »in 
Wahrheit für gänzlich andere Zwecke bestimmt« war.110 Erzberger zeigte sich 
mit dieser ›Zweckentfremdung‹ der Mittel also mehr als entgegenkommend. Auf 
seinen Vorschlag hin sollte die DB versuchen, die fehlenden restlichen Mittel 
noch in den kurz vor seiner Beschlussfassung stehenden Nachtrag zum Reichs-
haushalt für 1919 einzubringen. Der im »Notetat« des Reiches schließlich zum 
Ausdruck kommende Gesichtspunkt der »unerbittlichen Sparsamkeit« machte 
allerdings jegliche Hoffnung auf die dringend benötigten Mittel zunichte, denn 
der Antrag der DB wurde abgelehnt.111 Immerhin kam in den Verhandlungen 
des Haushaltsausschusses der Nationalversammlung »viel Sympathie für die 

fahren« nicht erkannt. Die DB werde, wenn sie ihre Krise nicht bald überwinde, 
»nicht mehr zu retten« sein. Da sich die ganze Tätigkeit der DB in Finanz- und 
Verwaltungs fragen erschöpfe, sei sie unfähig, an die Erfüllung ihrer wahren Auf-
gaben zu gehen, sodass kein Außenstehender ihren Nutzen begreifen könne. 
Minde-Pouet an Staatsminister a.�D. Schroeder (Dresden), 14.5.1919, ADNBL, Abt. 
VI, Einzelaktenheft Nr.�22/19, unp. (vorn im eingeklebten Umschlag liegend).

106 Vgl. Sächsisches Wirtschaftsministerium (Dresden) an GA, 26.5.1919, StadtAL, 
Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, Bl.�65; Rat der Stadt Leipzig (OBM Rothe) an die Stadtver-
ordneten Leipzigs, 27.6.1919, ebd., Bl.�70.

107 Vgl. Schreiben des RMdI an den Vorsitzenden des GA, 20.6.1919, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�19II, Bl.�4.

108 Bericht Minde-Pouets über die Verhandlungen von Hofrat Dr. Arthur Meiner und 
Professor Dr. Minde-Pouet in Weimar mit Mitgliedern der Nationalversammlung 
vom 1.-3.7.1919, ebd., Bl.�6-9.

109 Abschrift aus dem Protokoll über die Sitzung des Vorstands des BV am 3.-5.7.1919, 
SStAL, 21765/32, unp.

110 Streng vertraulicher Vermerk Minde-Pouets, 12.7.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, 
Bl.�16�f.; Meiner an die Vorstandsmitglieder des BV, 15.7.1919, SStAL, 21765/32, 
unp.

111 Einstimmige Annahme des Reichsnotetats, in: Leipziger Tageblatt, Nr.�468 vom 
28.9.1919, S.�3, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�41. Zum Antrag der DB zum  
Reichsnachtragsetat und dessen Scheitern vgl. Minde-Pouet an den Präsidenten der 
Deutschen Nationalversammlung, Constantin Fehrenbach, 4.10.1919, ebd., Bl.�43; 
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Deutsche Bücherei« zum Ausdruck, was im Hinblick auf die sich immer schnel-
ler drehende Spirale der Geldentwertung aber nur wenig Trost bedeutete.112 
Denn wie man mit Besorgnis feststellte, schloss der neue Haushaltsplan für 1920 
bereits mit einem Soll von 985.000 Mark ab, ohne dass ein Posten von irgendei-
ner Bedeutung neu hinzugekommen war. Daher stellte sich nun auch für den 
Börsenverein die Frage, »ob die Anstalt noch weiter zu halten« sei.113 

Die Krise der Deutschen Bücherei veranlasste den Börsenverein, helfend ein-
zuspringen, womit er sich und seine Finanzen jedoch der Gefahr einer fortdau-
ernden Belastung aussetzte. Der Schatzmeister des Vereins betonte im Dezember 
1919, es sei »leider jetzt der Augenblick gekommen, von welchem ab die Deut-
sche Bücherei den Kredit des Börsenvereins wohl fast dauernd in Anspruch neh-
men« werde, wodurch dieser »in eine sehr üble Lage geraten könnte«, wenn die 
Zuschüsse an die DB einmal nicht in der Höhe fließen sollten, wie erhofft. Daher 
müsse der Börsenverein den Geldverhältnissen der Bücherei fortan besondere 
Aufmerksamkeit zuwenden, damit der Vorstand »nicht plötzlich einmal von 
einem hohen Schuldensaldo überrascht« werde.114

Und diese Gefahr zeichnete sich immer deutlicher ab. Die stetig steigenden 
Gehälter und die wachsende Verteuerung der Materialien – so erhob der Bund 
der deutschen Buchbinderinnungen auf seine Preise von 1914 inzwischen einen 

Minde-Pouet an Ministerialdirektor Erich Klien (Dresden), 11.10.1919, ebd., 
Bl.�48�f.

112 Ebd. Bei den Verhandlungen der Deutschen Nationalversammlung am 16.10.1919 
verwandten sich die Abgeordneten Adolf Braun (SPD), Otto Nuschke (DDP) und 
Reichsinnenminister Erich Koch-Weser (DDP) für die DB. Vgl. Verhandlungen 
der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd.�330: Stenographi-
sche Berichte von der 91. Sitzung am 4.  Oktober 1919 bis zur 112. Sitzung am 
29. Oktober 1919, Berlin 1920, S.�3161-3192, hier S.�3177, 3182, 3189 (100. Sitzung, 
Donnerstag, den 16.10.1919); Deutsche Nationalversammlung. 100. Sitzung. Don-
nerstag, den 16.10., in: Leipziger Neueste Nachrichten, Nr.�275 vom 17.10.1919; 
Adolf Braun (Verfassunggebende Deutsche Nationalversammlung) an Arthur 
Meiner, 18.10.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�57.

113 Minde-Pouet an Staatsminister a.�D. Dr. Schroeder (Dresden), 9.2.1920, ebd., 
Bl.�88. Darauf verwies Minde-Pouet auch anlässlich eines Besuchs des sächsischen 
Ministerpräsidenten Gradnauer und zahlreicher Regierungs- und Volkskammer-
vertreter am 10.1.1920 in der DB. Dabei unterließ er es nicht, auf die inzwischen 
gestiegenen Etats der PSB und der BSB hinzuweisen, hinter denen die DB zurück-
blieb. Vgl. Regierung und Volkskammer in der Deutschen Bücherei, in: Stadt-Zei-
tung. Beilage der Leipziger Neuesten Nachrichten vom 11.1.1290; Regierung und 
Volkskammer in der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Tageblatt vom 11.1.1920.

114 Hans Volckmar an die Geschäftsstelle des BV, 23.12.1919, SStAL, 21765/40, unp. 
Ein Hinweis auf die Vorschüsse des BV für die DB findet sich im Protokoll der 
8.��Sitzung des VR�der DB vom 30.4.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, Bl.�270-283, 
hier Bl.�274. 
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Zuschlag von 500 Prozent – machten alle Planungen illusorisch.115 Der Fehl-
betrag der DB betrug Anfang 1920 bereits 800.000 Mark.116 Zur Schließung die-
ser Lücke beantragte die Führung der DB eine Reichsbeihilfe von 300.000 Mark, 
während Leipzig und Sachsen paritätisch für den Restbetrag von 500.000 Mark 
aufkommen sollten.117 Die Kommune sah sich jedoch außer Stande, diese Summe 
aufzubringen.118 Zu allem Überfluss musste kurze Zeit später auch das Reich 
seinen Bankrott erklären und seinen Zuschuss von 300.000 Mark streichen.119 
Die finanzielle Lage der DB gestaltete sich infolge dessen so kritisch, dass sie ge-
zwungen war, einen nicht unerheblichen Bankkredit des Börsenvereins in An-
spruch zu nehmen.120 

115 Zur Angleichung der Gehälter und Löhne an die Sätze des sächsischen Staates und 
an den Teiltarif für die Angestellten bei der Reichs- und preußischen Staatsverwal-
tung vgl. Entwurf eines Schreibens Minde-Pouets an das Büro des Reichspräsiden-
ten (z. Hd. von Ministerialdirektor Otto Meissner), 20.8.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�19II, Bl.�156-159. Zum Steigen der Buchbinderpreise vgl. PK an das Reichswirt-
schaftsministerium (RWM), 22.2.1922, SStAL, 21765/40, unp.; Hesse, Faktoren, 
S.�42; Schreiber, Georg: Die Not der deutschen Wissenschaft und der geistigen Ar-
beiter. Geschehnisse und Gedanken zur Kulturpolitik des Deutschen Reiches, 
Leipzig 1920, S.�26. Vgl. allgemein Praesent, Hans: Der Daseinskampf der Deut-
schen Bücherei im deutschen Bibliothekswesen, in: Die Grenzboten. Zeitschrift 
für Politik, Literatur und Kunst 79 (1920), S.�117-125, hier S.�118�f.

116 Anders als bei allen anderen deutschen Bibliotheken handelte es sich bei diesen 
Mitteln allerdings nur um Verwaltungs- und Personalkosten, während die für den 
Erwerb der Bücher notwendigen Ausgaben kaum ins Gewicht fielen. Der DB wa-
ren 1919 Bücher im Wert von etwa 172.000 Mark zugegangen, wofür aber sie le-
diglich 8.800 Mark selbst aufbringen musste. Vgl. Protokoll der 8. Sitzung des 
VR�der DB vom 30.4.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, Bl.�270-283, hier Bl.�281.

117 (Abschrift) Sächsisches Wirtschaftsministerium an das RFM, 5.3.1920, ADNBL, 
Abt. III, 17, Bl.�83; Sächsisches Wirtschaftsministerium an das Sächsische Finanz-
ministerium, 10.3.1920, ebd., Bl.�84; Arthur Meiner an den Rat der Stadt Leipzig, 
22.3.1920, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, Bl.�113.

118 Die Stadt lehnte eine Erhöhung ihres Beitrages ab und stellte nur die im Vertrag 
von 1912 vorgesehenen 115.000 Mark in ihren Haushalt ein. Vgl. OBM Rothe an 
Minde-Pouet, 5.6.1920, ebd., Bl.�125R.

119 Vgl. Vermerk des Rats der Stadt Leipzig, 21.7.1920, ebd., Bl.�152�f.; Protokoll der 
55. Sitzung des GA der DB vom 17.6.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�5, Bl.�30-
36, hier Bl.�32.

120 Vgl. Sächsisches Wirtschaftsministerium an das sächsische Ministerium der aus-
wärtigen Angelegenheiten, 18.6.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�107-109. Die 
Schuldenlast der DB beim BV betrug zu diesem Zeitpunkt 300.000 Mk. Vgl. Ver-
merk des Rats der Stadt Leipzig, 21.7.1920, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, Bl.�152�f. 
Minde-Pouet betonte, die DB stehe kurz vor dem Zusammenbruch. Man sei kaum 
noch in der Lage, die notwendigsten Arbeiten zu bewältigen. Die DB mache »nur 
noch Pfuscharbeit«, und der Arbeitswille sämtlicher Beamten sei durch die »uner-
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In dieser Situation brachte Hans Theodor von Sichart – Ministerialdirektor 
im Sächsischen Finanzministerium und in der Sächsischen Gesandtschaft in Ber-
lin sowie sächsisches stellvertretendes Mitglied des Reichsrats – den Gedanken 
auf, die DB mit der UB Leipzig zu »verschmelzen«, um den Finanzbedarf der 
DB zu minimieren und die bedrohlichen Folgen der Finanzkrise abzuwenden.121 
Erstaunlicherweise zeigte sich Minde-Pouet diesem Vorschlag gegenüber auf-
geschlossen, ja ging noch darüber hinaus, indem er sogar eine Zusammenlegung 
der DB mit der UB Leipzig und der Sächsischen Landesbibliothek in Dresden 
vorschlug und überdies den Gedanken äußerte, die DB mit der Preußischen 
Staatsbibliothek in Berlin zu verschmelzen.122 In Berliner und Dresdener Regie-
rungskreisen stand man derartigen Plänen angesichts der zu erwartenden Kosten-
ersparnis wohlwollend gegenüber. Auch im Vorstand des Börsenvereins war 
man der Ansicht, die DB nicht mehr halten zu können, wenn sich die Behörden 
weiterhin weigerten, sie zu finanzieren. Der Verein hatte bereits über 1,1 Mil-
lionen Mark Schulden angehäuft, »die durch die Vorschüsse an die DB in 
erschrecken der Weise« zunahmen, zumal die Bücherei inzwischen einen Kos-
tenaufwand von rund 120.000 Mark monatlich erforderte. Dieser Entwicklung 
konnte man nach Auffassung des Börsenvereins nur entgegensteuern, indem 
man das Personal der Bücherei entließ und diese selbst auflöste. Eine Rettung 
erschien daher auch für den Börsenverein vorläufig nur durch eine Verschmel-
zung mit der UB Leipzig und der Landesbibliothek in Dresden möglich.123

träglichen Zustände unter denen sie arbeiten müssen«, geschwunden. Minde-Pouet 
an Dr. Walter Hünefeld [Sächsisches Wirtschaftsministerium], Dresden, 17.7.1920, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�14-16, hier Bl.�15.

121 Vgl. Vermerk von Siegismund, 24.6.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�137�f.  
Solche Tendenzen waren offenbar überall im Reich vorhanden. So plante man, die 
UB’s an solchen Orten eingehen zu lassen, an denen sich auch eine Staats- bzw. 
Landesbibliothek befand, so etwa in Berlin und München. In Frankfurt am Main 
sollte die Stadtbibliothek mit der Rothschild’schen Bibliothek zusammengelegt 
werden. So zumindest ein Auszug aus dem Protokoll über die Sitzung des Vor-
stands des BV, 15.7.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�17-24, hier Bl.�18.

122 Vgl. Minde-Pouet an Paul Schwenke (PSB), 16.7.1920 u. 27.7.1920, ebd., Bl.�12 u. 
57-59; Vermerk des Rats der Stadt Leipzig, 21.7.1920, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�8, Bl.�152�f.; Streng vertrauliches Schreiben des Vorstands des Landbauamtes, 
Karl Julius Baer, an die Direktion der DB, 13.7.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�40, 
Bl.�3-7; Entwurf einer Denkschrift von Richard Wolff betr. die Verschmelzung der 
UB in Leipzig (ev. auch der Sächsischen Landesbibliothek in Dresden) mit der DB 
in Leipzig, 13.7.1920, ebd., Bl.�8-11. Zur ablehnenden Haltung der PSB vgl. Hesse, 
Faktoren, S.�38.

123 Auszug aus dem Protokoll über die Sitzung des Vorstands des BV, 15.7.1920, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�17-24, hier Bl.�21. Der Vorstand war der Auffassung, 
dass der BV nicht verpflichtet war, »auf seine Kosten die Deutsche Bücherei fort-
zubetreiben«, zumal die Kraft des Vereins »im gegenwärtigen Augenblick er-
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Gegen derartige Pläne regte sich auf Seiten der in den Verwaltungsgremien der 
DB vertretenen Bibliothekare erheblicher Widerstand. Vor allem der Direktor 
der UB Leipzig, Karl Boysen, nahm kopfschüttelnd zu Kenntnis, dass sich auch 
Minde-Pouet für diese aus Sicht der Bibliothekare abenteuerlichen Vorschläge 
verwandte.124 Darauf jedoch hatte Minde-Pouet nur gewartet, denn nun offen-
barte er in einem bemerkenswerten Kurswechsel, angeblich immer schon gegen 
eine Verschmelzung gewesen zu sein. Er habe

»es in Wahrheit immer für gut gehalten, wenn die Krisis sich aufs Höchste 
steigert, damit die Wurstelei einmal ein Ende nimmt und die Deutsche Bü-
cherei endlich auffliegt oder die Grundlage und Organisation erhält, die sie 
braucht, um den Nutzen zu stiften, den sie in höchstem Grade zu stiften ge-
eignet ist. Der abenteuerliche Plan einer Verschmelzung mit der Universitäts-
Bibliothek Leipzig, der dadurch entstanden ist, dass man heute aus allen Kul-
turfragen Finanzfragen macht, ist von mir bisher nur deshalb bis ins Kleinste 
bearbeitet worden, um den maßgebenden Behörden nachzuweisen, dass er in 
Wahrheit undurchführbar ist. Diese Politik von mir hat leider eine Reihe von 
Dummköpfen nicht verstanden […].«125

In der Tat schien Minde-Pouets Kalkül aufzugehen, denn wie man im Rat der 
Stadt Leipzig vermerkte, hätte eine Zusammenlegung der DB mit der Preußi-
schen Staatsbibliothek für die Zentralisierung des Buchhandels in Leipzig einen 
»schweren Schlag« bedeutet, was »auf alle Fälle« verhindert werden sollte.126 

schöpft« war. Niederschrift über eine vom Vorstand des BV einberufene unver-
bindliche Vorbesprechung über den Gedanken der Verschmelzung der DB mit der 
UB Leipzig, 21.7.1920, ebd., Bl.�29-48, hier Bl.�30�f. Vgl. auch Niederschrift über 
eine vom Vorstand des BV einberufene unverbindliche Vorbesprechung über den 
Gedanken der Verschmelzung der DB mit der UB Leipzig, 30.7.1920, ebd., Bl.�69-
107. Zum monatlichen Bedarf der DB in Höhe von 120.000 Mark und den Gedan-
ken ihrer Auflösung vgl. das Schreiben des Sächsischen Wirtschaftsministeriums 
an das RMdI, 5.8.1920, ebd., Bl.�144�f. Vgl. auch Hesse, Faktoren, S.�37.

124 Vgl. Vermerk Minde-Pouets, 26.7.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�56. Der sich 
daraus entwickelnde »hässliche Streit« führte zu einer Trübung des Verhältnisses 
zwischen Boysen und Minde-Pouet. Minde-Pouet an Boysen, 10.8.1920, ebd., 
Bl.�133�f. Auch der Direktor der UB Freiburg bezeichnete den Plan der Ver-
schmelzung als »eine Ungeheuerlichkeit«. Emil Jacobs (Freiburg) an Minde-Pouet, 
16.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, Bl.�349.

125 Minde-Pouet an Fritz Milkau (Direktor UB Breslau), 10.8.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�40, Bl.�139. Auf das durchaus widersprüchliche Vorgehen der Direktion der 
DB verweist auch Hesse, Faktoren, S.�39.

126 Vermerk des Rats der Stadt Leipzig, 21.7.1920, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, 
Bl.�152�f. Dass auch die sächsische Regierung gegen eine Fusion mit der PSB vo-
tierte, belegt Hesse, Faktoren, S.�38.
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Auf Veranlassung Minde-Pouets wurde am 24. August 1920 eine außerordent-
liche Sitzung des Verwaltungsrats der Deutschen Bücherei anberaumt, zu der 
neben Vertretern des Börsenvereins, der Reichs- und Landesbehörden und der 
Stadt Leipzig auch Mitglieder des Preußischen Beirats für Bibliotheksangelegen-
heiten, der PSB und des Vereins Deutscher Bibliothekare geladen wurden. Im 
Mittelpunkt stand die Verhandlung der Optionen, nach denen die DB aufgelöst, 
mit einer anderen Bibliothek verschmolzen oder als selbständige Anstalt weiter 
fortgeführt werden sollte.127

Die Sitzung erbrachte das von Minde-Pouet intendierte Ergebnis. Die Biblio-
theksvertreter erklärten übereinstimmend, dass die notleidende Deutsche Bü-
cherei »in voller Würdigung ihrer bisherigen Leistungen und der ihr künftig zur 
Förderung des ganzen deutschen Bibliothekswesens zuzuwendenden Aufgaben 
als selbständige Anstalt unbedingt erhalten werden« müsse und eine Verschmel-
zung abzulehnen sei.128 In einem Telegramm an den Reichskanzler und den 
Reichspräsidenten, der die DB kurz zuvor besichtigt hatte, sprachen sich die ver-
sammelten Bibliothekare im Interesse sämtlicher deutschen Bibliotheken zudem 
für eine Förderung der DB durch das Reich, Sachsen und die Stadt Leipzig aus, 
was kurze Zeit später in einer Denkschrift an die Reichsregierung nochmals aus-
führlich begründet wurde.129 Durch das Eintreten der prominenten Bibliothe-
kare für die DB wurde dieser »eine unschätzbare moralische Hilfe erwiesen«, die 
sich für ihre weitere Entwicklung als überaus bedeutsam erweisen sollte.130 Um 
die Unterstützung des Reiches zu gewinnen und die der beiden anderen Garan-

127 Vgl. Minde-Pouet an Boysen, 7.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�125�f.; Ein-
ladung von Minde-Pouet (DB) und Siegismund (Stellvertretener Vorsitzender des 
VR), 10.8.1920, ebd., Bl.�121 (Teilnehmer auf der Rückseite des Schreibens).

128 Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�33. Vgl. Protokoll der 9. (außerordent-
lichen) Sitzung des VR�der DB vom 24.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2III, Bl.�118-
134; Bericht von OBM Rothe über die Sitzung des VW-Rates der Deutsche Büche-
rei, 24.8.1920, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, Bl.�176�f.

129 Vgl. Minde-Pouet an Emil Jacobs (Direktor UB Freiburg), 25.8.1920, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�40, Bl.�162. Erklärung und Telegramm vom 24.8.1920 vgl. ebd., 
Bl.�168�f. Für den VR�der DB unterzeichneten Karl Boysen (UB Leipzig), Richard 
Fick (PSB), Fritz Milkau (UB Breslau), Hans Schnorr von Carolsfeld (BSB), Adolf 
Schmidt (LB Darmstadt), Theodor Längin (LB Karlsruhe), für den Preußischen 
Beirat für Bibliotheksangelegenheiten Paul Schwenke (PSB), für den VDB Hans 
Paalzow (PSB), Gotthold Naetebus (UB Berlin) und Erich von Rath (UB Bonn). 
Vgl. Umlauf Minde-Pouets an die betreffenden Bibliothekare, 28.8.1920 (mit bei-
liegender Erklärung), ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�24-28. Vgl. zudem Ein berufe-
nes Urteil über die Deutsche Bücherei, in: Deutsche Verlegerzeitung 1 (1920), 
Nr.�18 vom 15.9.1920. Vgl. auch Blum, Nationalbibliographie, S.�249�f. Zur Denk-
schrift vgl. Fick, Richard: Das Weiterbestehen der Deutschen Bücherei – eine For-
derung der Wissenschaft, in: BBl.�87 (1920), Nr.�229 vom 9.10.1920, S.�1225-1229.

130 Hesse, Faktoren, S.�40. 
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ten aufrechtzuerhalten, schlugen die Bibliothekare allerdings auch einschnei-
dende Sparmaßnahmen vor. So verzichtete die DB fortan auf die uneinge-
schränkte Sammlung der amtlichen Druckschriften, die nun dezentralisiert und 
auf die deutschen Bibliotheken verteilt werden sollte. Gleiches galt für die »deut-
sche Auslandliteratur«, deren Sammlung nur noch »nach mit den großen Biblio-
theken« zu vereinbarenden Grundsätzen erfolgen sollte. Besonders schmerzlich 
war der Entschluss, die Sammlung der Hochschulschriften einzustellen. Zudem 
verzichtete man fortan auf den Erwerb der Patentschriften. Ebenso wurde die 
Sammlung von Vereinsschriften eingestellt, soweit es sich nicht um wissen-
schaftlich bedeutende Veröffentlichungen handelte, die nicht im Buchhandel er-
schienen. Schließlich sollte sich die DB von ihrem Präsenzprinzip verabschieden 
und sich dem deutschen Leihverkehr anschließen, um den Bibliotheken zu er-
möglichen, Bücher, die andernorts nicht zu erhalten waren, von ihr zu bezie-
hen.131

Die Eingabe der Bibliothekare an den Reichspräsidenten verfehlte ihre Wir-
kung nicht.132 Auf Veranlassung Eberts stellte der Reichsfinanzminister der DB 
im September 1920 einen Betrag von 200.000 Mark zur Verfügung, die jedoch 
erneut nur dem Dispositionsfonds entstammten, also wieder nicht in den ordent-
lichen Reichshaushalt eingestellt wurden.133 Das Reichsfinanzministerium war 
demnach immer noch nicht bereit, dauernde Verpflichtungen einzugehen und 
der DB langfristige Planungssicherheit zu geben.134 Für den mit Verwaltungs-

131 Zu weiteren Forderungen, etwa dem Abbruch des alphabetischen Publikumskata-
logs und der größtmöglichen Sparsamkeit beim Bucheinband, vgl. Ergebnis der 
Besprechung der Bibliothekare am 23.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�180c-
180g; Verfügung Minde-Pouets, 23.10.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�5, Bl.�41; Be-
richt über die Verwaltung der DB 1920, S.�7�f.; Hesse, Faktoren, S, 41�f.

132 Darüber hinaus hatte Minde-Pouet das Büro des Reichspräsidenten über die finan-
zielle Notlage der DB unterrichtet. Vgl. Entwurf eines Schreibens Minde-Pouets 
an das Büro des Reichspräsidenten (z. Hd. von Ministerialdirektor Otto Meissner), 
20.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�156-159; Meissner (Büro des Reichsprä-
sidenten) an den RMdI, 23.8.1920, BArch Berlin, R�601/720, Bl.�2.

133 Anfang August 1920 hatte das Sächsische Wirtschaftsministerium um die Einstel-
lung einer Reichsbeihilfe in Höhe von 550.000 Mark in den Haushalt des für die 
DB zuständigen RMdI gebeten. Diesem Antrag widersprach das RFM jedoch »aus 
grundsätzlichen Erwägungen« und bewilligte lediglich eine einmalige Beihilfe von 
200.000 Mark aus dem Dispositionsfonds. RMdI an das Büro des Reichspräsiden-
ten, 28.8.1920, ebd., Bl.�5; RFM an den Reichspräsidenten, 7.9.1920, ebd., Bl.�7; 
Zahlungsanweisung des Reichspräsidenten an den RFM, 10.9.1920, ebd., Bl.�8; 
Sächsische Gesandtschaft (Berlin) an das Ministerium für die auswärtigen Angele-
genheiten (Dresden), 22.9.1920; SStAL, 21765/32, unp.

134 Während verschiedene Reichsbehörden für die Interessen der DB eintraten, war 
»nur der Reichsfinanzminister […] bisher noch nicht von der Notwendigkeit der 
Deutschen Bücherei zu überzeugen gewesen«. Protokoll der 9. (außerordentlichen) 



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

200

fragen »unmäßig« belasteten Minde-Pouet bedeutete dies einen erneuten 
 Rückschlag. Wie er im September 1920 betonte, ließ ihm die leidige Frage der 
Finanzen »nicht die kleinste Atempause«.135 Seinen Pflichten als Bibliotheks-
direktor  – ganz zu schweigen von seinen wissenschaftlichen Ambitionen  – 
konnte Minde-Pouet kaum noch nachkommen, »weil er immer im Reiche her-
umreisen« müsse, »um Geld aufzutreiben«.136 Die Rastlosigkeit des DB-Direktors 
hatte zur Folge, dass Minde-Pouet bereits im Frühjahr 1920 wegen »völliger 
Überarbeitung« seinen Dienst zwischenzeitlich einstellen musste.137 Dies än-
derte zwar nichts an seinem Arbeitseifer, ließ ihn jedoch zunehmend pessimisti-
scher in die Zukunft blicken. Die erneute Weigerung des Reichsfinanzministeri-
ums, die DB fortlaufend zu finanzieren, brachte in ihm Zweifel auf, ob es sich 
überhaupt noch lohne, für die DB zu kämpfen. Die Bibliothek komme ihm vor, 
wie »ein Sterbender […], dem man noch durch Kampfereinspritzungen unnötig 
das Leben« zu verlängern suche.138 Dieses kräftezehrende Krisenmanagement 
ging an Minde-Pouet nicht spurlos vorüber, wie er in einem für ihn bemerkens-
wert offenherzigen Moment Ende 1921 deutlich machte:

»Allmählich fange ich an zu bezweifeln, dass ich das nächste Jahrzehnt […] 
noch mit der Frische werde durchhalten können, deren ich mich bisher rüh-
men konnte. 23 Jahre lang habe ich immer auf Posten gestanden, die einen zä-
hen Kampf erforderten, und so fühle ich, dass mich allmählich eine Müdigkeit 
überkommt, oder, um es anders auszudrücken, dass ich an dem ewigen Kämp-
fen und Vorwärtsdrängen nicht mehr die Freude habe wie früher und mich 
nach Ruhe sehne; nicht zum mindesten deshalb, um einmal wieder eine große 
wissenschaftliche Leistung zu vollbringen. Mein Schreibtisch liegt voll von 
angefangenen großen Arbeiten und von Entwürfen aller Art, und ich sehe 
noch immer keine Möglichkeit, sie zur Vollendung zu bringen. Ist eine Auf-

Sitzung des VR�der DB vom 24.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2III, Bl.�118-134, hier 
Bl.�130R.

135 Minde-Pouet an Richard Fick (PSB), 2.9.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�35�f.
136 Protokoll der 10. Sitzung des VR�der DB vom 22.4.1921, ADNBL, Abt. III, 

Nr.�2III, Bl.�191-201, hier Bl.�199.
137 Wilhelm Frels (DB) an Hofrat Richard Linnemann (Leipzig), 26.2.1920, ADNBL, 

151/1/3-4, Bl.�6; Kanzlei der DB an Ministerialdirektor Erich Klien (Abteilung für 
Handel und Gewerbe im Sächsischen Wirtschaftsministerium, Dresden), 24.2.1920, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�101. Der Hinweis auf die »rastlose Tätigkeit der  
Direktion« findet sich im Protokoll der 10. Sitzung des VR�der DB vom 22.4.1921, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�2III, Bl.�191-201, hier Bl.�192. Im September 1921 hob 
Minde-Pouet gegenüber einem Kollegen hervor, seit fünf Jahren auf seinen Urlaub 
verzichtet zu haben. Minde-Pouet an Prof. Dr. Erich Petzet (Oberenzenau bei Bad 
Heilbrunn) [Oberbibliothekar BSB], 1.9.1921, ADNBL, 151/1/3/0, unp.

138 Minde-Pouet an Richard Fick (PSB), 13.9.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�69-
72, hier Bl.�72.
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gabe glücklich bewältigt, dann wachsen schon wieder neue empor. Manchmal 
kann ich es selbst nicht mehr verstehen, wie mein Körper diese Anstrengun-
gen überwindet.«139

Gut drei Monate später schrieb er an den Direktor der UB Wien, Salomon 
Frankfurter: 

»Die Arbeit wächst hier immer mehr. Gerade in den letzten Wochen habe ich 
doch wiederholt bedauert, den Ruf nach Breslau abgelehnt zu haben. Wenn 
ich jetzt in gemächlichen Tempo, ohne jede Hetze durch die alten Kloster-
räume gehen könnte und nach getaner Arbeit – was man in Breslau so Arbeit 
nennt – auf meiner Klosterinsel sitzen könnte, dann wäre das doch ein viel er-
freulicheres Leben, als das was ich hier führe, und ich brauchte nicht immer 
wieder meine wissenschaftlichen Arbeiten in das unterste Fach meines Schreib-
tisches zu stecken.«140

Minde-Pouet und die sächsischen Instanzen ließen nichts unversucht. Im Sep-
tember 1920 legte die Regierung Sachsens dem Reichsrat den Antrag vor, eine 
Beihilfe in Höhe von 500.000 Mark in den Nachtrag zum Reichshaushaltsplan 
für 1920 einzustellen. Wie dabei hervorgehoben wurde, stehe die Deutsche  
Bücherei – die »nach der vom Herrn Reichspräsident Ebert und Herrn Reichs-
kanzler Fehrenbach geäußerten Meinung Reichssache« sei  – unmittelbar vor 
dem finanziellen Zusammenbruch. Ihr Bedarf erstrecke sich nunmehr auf 
1,5��Millionen Mark, von denen ganze 1,2 Millionen Mark ungedeckt seien. Wäh-
rend Sachsen und die Stadt Leipzig bereit wären, ihren eigenen finanziellen Mög-
lichkeiten entsprechend einzuspringen, komme es nun auf das Reich an, von  
dessen Hilfe allein die Existenz der DB abhinge.141 Mit diesem Gesuch wurden 
gleichzeitig die Verhandlungen wieder aufgenommen, die auf die Einstellung 
einer Beihilfe in den ordentlichen Reichsetat ab 1921 abzielten.142 Die Aussich-
ten, dieses Ziel zu erreichen, waren aber alles andere als günstig, denn am 
22. September 1920 hatte eine der Finanzlage des Reiches gewidmete Kabinetts-
sitzung in Berlin zu dem Ergebnis geführt, in den ordentlichen Haushalt für 1921 

139 Minde-Pouet an Ernst Schulte Strathaus (Verlag von Horst Stobbe, München  
Herausgeber der Zeitschrift »Die Bücherstube. Blätter für Freunde des Buches und 
der zeichnenden Künste«), 7.12.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40III, Bl.�75g-75i.

140 Minde-Pouet an Frankfurter (UB Wien), 27.2.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�16c, 
Bl.�44.

141 Antrag Sachsens. Der Reichsrat wolle beschließen, eine Beihilfe von 500.000 Mark 
für die Deutsche Bücherei in Leipzig in den Nachtrag zum Reichshaushaltsplan 
auf das Rechnungsjahr 1920 einzusetzen, ohne Datum (Sept. 1920), ADNBL, Abt. 
III, Nr.�19II, Bl.�182�f.

142 Vgl. Protokoll der 57. Sitzung des GA der DB vom 24.9.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�5, Bl.�60-62, hier Bl.�60R. 
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»keine neuen Ausgaben« einzusetzen, sondern vielmehr »eine systematische 
Einschränkung« aller bisherigen Verpflichtungen herbeizuführen.143

Nachdem der Reichsrat dennoch beschloss, die von der DB beantragten 
500.000 Mk in den Reichshaushaltsplan einzustellen, setzten Minde-Pouet und 
die sächsische Regierung »alle Hebel in Bewegung«, um nun auch die Zustim-
mung der Budgetkommission des Reichstags zu erwirken.144 Als für die DB 
überaus wertvoll erwies sich Hans Theodor von Sichart, der Minde-Pouet am 
12.  Januar 1921 – 30 Minuten vor der entscheidenden Sitzung des Haushalts-
ausschusses des Reichstags  – nicht nur ein Gespräch mit dem Abgeordneten  
Clemens von Delbrück (DNVP) vermittelte, sondern dem Direktor der DB auch 
ermöglichte, selbst vor dem Plenum zu sprechen.145 Dessen Ausführungen hin-
terließen offenbar Eindruck, denn in der »lebhaften Debatte« machte sich vor 
allem von Delbrück zum Fürsprecher der DB, woraufhin die 500.000 Mark tat-
sächlich bewilligt wurden.146 Diesem Vorgang kam grundsätzliche Bedeutung 

143 Amtlicher Bericht über die Kabinettssitzung in Berlin. Keine Milderung der Steu-
ergesetze, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 24.9.1920. 

144 Vgl. Wirtschaftsministerium (Abt. für Handel und Gewerbe), Dresden an die DB, 
15.10.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�201; Die Förderung der Deutschen Bü-
cherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 31.10.1920, ebd., Bl.�201R; Minde-
Pouet an Ehlermann, 25.11.1920, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, Bl.�80. Bereits die Ver-
handlungen im Reichsrat erwiesen sich als äußerst schwierig, da hier »sehr starke 
Bedenken und Widerstände« gegen den DB-Antrag bestanden. Wie Hans Theodor 
von Sichart betonte, sei es ihm jedoch »gelungen, den sächsischen Wunsch durch-
zusetzen«. Dabei fügte er den bemerkenswerten Hinweis an, dass er den Antrag 
mündlich noch insofern ergänzt habe, als er »vor das Wort ›Beihilfe‹ noch das ›lau-
fende‹ eingeschoben habe«. Teilabschrift eines Schreibens von v. Sicharts an das 
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten (Dresden), 19.10.1920, ebd., Bl.�203. 
Bei der Budgetkommission handelt es sich um den Haushaltsausschuss des Reichs-
tages. Vgl. Zierold, Forschungsförderung, S.�21.

145 Vgl. Hans Theodor von Sichart an Minde-Pouet, 11.1.1921, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�19II, Bl.�236�f.; Telegramm Siegismunds an Minde-Pouet, 10.1.1921, ebd., 
Bl.�234. Zu den von Minde-Pouet im Vorfeld geplanten Verhandlungen mit »Par-
teiführern« in Berlin vgl. Minde-Pouet an Ministerialdirektor Erich Klien (Dres-
den), 30.11.1920, ebd., Bl.�220�f.; Minde-Pouet an Ehlermann, 25.11.1920, ADNBL, 
Abt. VI, Nr.�25, Bl.�80. Die Teilnahme Minde-Pouets an der Haushaltssitzung im 
Reichstag ging auf einen Wunsch des sächsischen Wirtschaftsministeriums zurück. 
Vgl. Minde-Pouet an Max Donnevert (RMdI), 6.2.1923, ADNBL, Abt. VI, Akten-
heft Nr.�24 (Hefter: Katholische Zentralbibliothek), Bl.�24�f.

146 Vgl. Reichstag. I. Wahlperiode 1920/21. Ausschuss für den Reichshaushalt: 56. Sit-
zung betr. Haushalt des Reichsministeriums des Innern. Verhandelt Berlin, den 
12.1.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�265-267; Ausschnitt aus dem Bericht 
über die Verhandlungen des Haushaltsausschusses des Reichstages, in: Leipziger 
Neueste Nachrichten vom 13.1.1921, ebd., Bl.�238.
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zu, denn die Mittel wurden nun erstmalig in den ordentlichen Reichshaushalt 
eingestellt. Darüber hinaus handelte es sich um eine »laufende jährliche Reichs-
beihilfe«, die fortan im Haushaltsplan des für Kultur- und Wissenschaftsfragen 
zuständigen RMdI verankert wurde. Wie man im sächsischen Wirtschaftsminis-
terium mit Genugtuung feststellte, wurde die DB durch diese Entscheidung der 
Budgetkommission offiziell »als Anstalt, an deren Erhaltung das Reich interes-
siert« sei, anerkannt.147

In den Verhandlungen der Budgetkommission engagierte sich vor allem der 
in Kultur- und Wissenschaftsfragen außerordentlich einflussreiche Zentrums-
politiker Georg Schreiber. Der an der Universität Münster lehrende Kirchenhis-
toriker zählte zu den profiliertesten Wissenschaftspolitikern der Weimarer Re-
publik und wirkte für das RMdI und damit auch für die DB als Berichterstatter 
des Haushaltsausschusses des Reichstags.148 Schreiber verfolgte das Ziel, das 
durch die Kriegsniederlage geschwächte und innerlich zerrissene Reich »als 
Großmacht des Geistes und des Wissens« zu erhalten und dessen Isolierung zu 
überwinden. Im Fokus seiner Bemühungen stand die Beseitigung der »Not der 
deutschen Wissenschaft und der geistigen Arbeiter«. Zudem erwies sich der 
»Reichsprälat« als vehementer Befürworter einer engen Zusammenarbeit von 
Kirche und Staat und war maßgeblich an der »Rückkehr des deutschen Katho-
lizismus aus dem Exil« beteiligt.149 Schreiber stand der DB und ihrem ständig 
steigenden Finanzbedarf skeptisch gegenüber. Er monierte, dass es die DB un-
terlasse, die katholische Literatur planmäßig und großzügig zu sammeln.150 Er 
ging sogar so weit, bei der Bewilligung des Reichszuschusses im Namen des Zen-

147 Vertraulicher Vermerk des Sächsischen Wirtschaftsministers Alfred Fellisch, 
27.6.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�145�f.

148 Vgl. Zierold, Forschungsförderung, S.�21.
149 Zur Person Schreibers (1882-1964) vgl. Morsey, Rudolf: Schreiber, Georg, in: 

Neue Deutsche Biographie (Bd.�23), Berlin 2007, S.�529�f.; Ders.: Georg Schreiber, 
in: Treue, Wolfgang u. Karlfried Gründer (Hg.): Berlinische Lebensbilder. Wissen-
schaftspolitik in Berlin. Minister, Beamte, Ratgeber, Berlin (West) 1987, S.�269-
284; Ders.: Der Wissenschaftler Georg Schreiber als Kulturpolitiker und Wissen-
schaftsorganisator in der Weimarer Republik, in: Grunewald, Michael u. Uwe 
Puschner (Hg.): Das katholische Intellektuellenmilieu in Deutschland, seine Presse 
und seine Netzwerke (1871-1963), Bern u.�a. 2006, S.�211-229. Vgl. auch Schreiber, 
Not. Zu den zahlreichen Ämtern Schreibers vgl. Büro des Reichspräsidenten an 
den Generaldirektor der Deutschen Schillerstiftung, Heinrich Lilienstein (Wei-
mar), 4.5.1925, BArch Berlin, R�601/720, Bl.�261.

150 Vgl. Verhandlungen des Reichstags. I. Wahlperiode 1920, Bd.�348: Stenographische 
Berichte. Von der 74. Sitzung am 3. März 1921 bis zur 89. Sitzung am 19. März 
1921, Berlin 1921, 79. Sitzung (9.3.1921), S.�2753-2789, hier S.�2773 und 80. Sitzung 
(10.3.1921), S.�2791-2810, hier S.�2795. Vgl. auch Vermerk Minde-Pouets, 11.4.1921, 
ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 24 (Hefter: Katholische Zentralbibliothek), Bl.�10-12.
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trums anzuregen, »einen katholischen Fachmann in die Bücherei aufzunehmen, 
dem die Sammlung der wissenschaftlichen katholischen Erzeugnisse obliegen« 
sollte.151 Der von Schreiber vorgeschlagene Studienprofessor Ernst Maximilian 
Roloff erfüllte jedoch keineswegs die dafür notwendigen Voraussetzungen. Zwar 
hatte Roloff einige Monate am Vatikanischen Geheimarchiv in Rom gewirkt, 
seinen Lebensunterhalt bis dahin jedoch als Pädagoge verdient.152 Zweifellos 
sollte der stellungslose Roloff aus Gefälligkeit und unter fragwürdigen Vorwän-
den auf eine gut dotierte Stelle gehievt werden. Schreiber forderte sogar, Roloff 
zum Oberbibliothekar und damit zum stellvertretenden Direktor der DB zu er-
nennen.153 Während die sächsische Regierung politische Bedenken gegen diese 
Ämterpatronage beiseitewischte, regte sich im Kreis der Mitarbeiter der DB er-
heblicher Widerstand gegen Roloff.154 Auch der VDB sah sich veranlasst, gegen 

151 Vermerk von Walter Hünefeld (Dresden) über eine Besprechung von Ministerial-
direktor Erich Klien und Minde-Pouet, 7.2.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�123.

152 Ernst Maximilian Roloff (1867-1935) hatte Philologie, Geschichte und Theologie 
studiert, von 1890 bis 1903 meist als Lehrer gewirkt. Von Ostern 1899 bis Ostern 
1900 war er am Vatikanischen Geheimarchiv in Rom tätig, was ihn in den Augen 
Schreibers vermutlich für die Tätigkeit in der DB empfahl. Von 1903 bis 1919 war 
er für die Herausgabe des im Verlag Herder erscheinenden Konversationslexikons 
verantwortlich. Seit Beginn 1920 wirkte Roloff als Privatgelehrter und Dozent bei 
pädagogischen Kursen, war demnach ohne festes Einkommen. Vgl. Hauptlebens-
daten Professor Ernst M. Roloffs [Stichpunktartiger Lebenslauf Roloffs], 22.2.1921, 
ADNBL, Abt. VI, Aktenheft Nr.�24 (Hefter: Professor Ernst M. Roloff), Bl.�2. 

153 Vgl. auch Vermerk Minde-Pouets, 11.4.1921, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 24 
(Hefter: Katholische Zentralbibliothek), Bl.�10-12. Wie der an der PSB wirkende 
Erich Hildebrandt 1927 vermerkte, hatte das Zentrum auch im Hinblick auf die 
Besetzung der Stellen des Ersten Direktors und des Leiters der Erwerbungsabtei-
lung der PSB »Ansprüche angemeldet«. Möglicherweise war die 1927 erfolgte Er-
nennung Alexander Schnütgens zum Direktor der Erwerbungsabteilung der PSB 
dem Einfluss des Zentrums zuzuschreiben. Der Historiker Schnütgen befasste sich 
besonders mit der katholischen Kirchengeschichte des Rheinlandes im frühen 
19. Jahrhundert. Vgl. Erich Hildebrandt an Heinrich Uhlendahl, 3.3.1927, ADNBL, 
154/5, Bl.�344; Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�305�f. In Bibliothekskrei-
sen wurden darüber hinaus Bedenken erhoben, ob der von 1921-1924 die Erwer-
bungsabteilung der PSB leitende Christoph Weber »seine rasche Beförderung« 
nicht »zum Teile seiner politischen Zugehörigkeit (Zentrum) zu verdanken habe«. 
Arthur Meiner an Emil Jacobs (Direktor der UB Freiburg), 8.4.1924, SStAL, 
21765/808, unp. Zu Weber siehe Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�372�f.

154 Vor allem wurde kritisiert, dass Roloff die bibliothekarische Fachausbildung fehlte 
und er dennoch in eine der zehn für wissenschaftliche Beamte vorgesehene Stellen 
an der DB einrücken sollte. Vgl. Vermerk von Georg Schwidetzky (DB), 28.2.1923, 
ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 24 (Hefter: Prof. Ernst M. Roloff), Bl.�18; Eingabe 
der Wissenschaftlichen Beamten der DB, 6.3.1923, ebd., Bl.�19; Eingabe der wissen-
schaftlichen Beamten an den Vertreter der sächsischen Bibliothekare beim Verein 
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die Ernennung Roloffs zu protestieren.155 Minde-Pouet befand sich in einer 
misslichen Lage, denn Schreiber hatte ihm unmissverständlich zu verstehen 
 gegeben, dass es der DB in den Haushaltsverhandlungen »nur zum Vorteil ge-
reichen« würde, wenn sie sich der Person Roloffs nicht verweigere. Dies, so 
Schreiber, »würde das ganze Zentrum zur Unterstützung der Deutschen Büche-
rei geneigt machen«.156

Da der Druck Schreibers im ›Fall Roloff‹ nicht nachließ, sahen sich sogar die 
Reichsbehörden »mit Rücksicht auf die unbedingt erforderliche Unterstützung 
des Zentrums« gezwungen, diesem entgegenzukommen.157 Diesen rein poli-
tisch-taktischen Erwägungen standen jedoch eine Reihe sachlicher Gründe ent-
gegen, welche die Berufung Roloffs in keiner Weise rechtfertigten.158 Daher 
suchte man nach Auswegen – etwa einer Sonderstelle für Roloff in der DB, ohne 
ihn direkt anzustellen  – behandelte die Sache aber weitgehend dilatorisch.159 
Spätestens nachdem der Vorstand des Vereins Deutscher Bibliothekare auf sei-
ner Jahrestagung im Juni 1923 entschlossen gegen eine Einstellung Roloffs ge-
stimmt hatte und die Sache somit öffentlich machte, bahnte sich eine Wende 
an.160 Roloff hatte vermutlich von dem in Bibliothekskreisen anhaltenden Wi-

Deutscher Bibliothekare (Ausschuss zur Förderung der Standesinteressen), Jakob 
Jatzwauk (LB Dresden), März 1923, ebd., Bl.�24; Eingabe der wissenschaftlichen 
Beamten der DB an den GA, März 1923, ebd., Bl.�25.

155 Gotthold Naetebus (VDB) an Arthur Meiner (GA), 17.4.1923, ebd., Bl.�29-35.
156 Vermerk Minde-Pouets, 11.4.1921, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 24 (Hefter: Ka-

tholische Zentralbibliothek), Bl.�10-12.
157 Vermerk Walter Hünefelds [Sächsisches Wirtschaftsministerium, Dresden], 

16.3.1923, ADNBL, ebd., Bl.�26.
158 Auf die »rein politischen oder taktischen Erwägungen« verwies Max Donnevert 

(RMdI) an Minde-Pouet, 10.2.1923, ebd., Bl.�25R. Die gegen eine Ernennung Ro-
loffs sprechenden »sachlichen Bedenken« bestanden zunächst in der ablehnenden 
Haltung des VDB. Darüber hinaus hätte die umfassende Sammlung des katholi-
schen Schrifttums eine Wiederausdehnung des Sammelgebiets der DB auf die amt-
lichen Druckschriften mit sich gebracht, die man im Zuge der Sparmaßnahmen erst 
wenige Monate zuvor eingestellt hatte. Schließlich hätte die lebenslängliche Anstel-
lung Roloffs für den sächsischen Staat eine außerordentliche finanzielle Belastung 
dargestellt, da man dem bereits 56-Jährigen schon nach neun Jahren eine hohe Pen-
sion hätte zahlen müssen. Vgl. Vermerk Walter Hünefelds [Sächsisches Wirt-
schaftsministerium, Dresden], 16.3.1923, ADNBL, ebd., Bl.�26.

159 Ebd. Vgl. auch Protokoll der 64. Sitzung des GA der DB vom 22.12.1922, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�18-27, hier Bl.�20�f.; Protokoll der 66. Sitzung des GA der 
DB vom 16.10.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, B. 6, Bl.�81-91, hier Bl.�90R.

160 Zur »Regensburger Entschließung« des VDB siehe Rundschreiben des VDB, 30.8.1923, 
ebd., Bl.�253�f. Zu den Auseinandersetzungen im VDB  – insbesondere wegen der 
für  Schreiber Partei ergreifenden Rolle Milkaus  – vgl. ebd.; Vermerk: »Zu 1) des 
Rundschreibens des VDB vom 30.8.1923 betreffen die Regensburger Entschließung, 
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derstand Wind bekommen und offenbar selbst das Handtuch geworfen.161 Das 
gezwungenermaßen kompromissbereite Vorgehen der DB hatte jedoch zur 
Folge, dass Schreiber fortan regen Anteil an ihrer Arbeit nahm und sich wieder-
holt erfolgreich für ihre Belange im Reichstag einsetzte.162

Die Bewilligung der 500.000 Mark durch den Haushaltsausschuss des Reichs-
tags setzte die Direktion im Juli 1921 in die Lage, die DB wieder für die Benut-
zung zu öffnen.163 Die rasch um sich greifende Geldentwertung hatte jedoch zur 
Folge, dass auch diese zusätzlichen Mittel kaum eine finanzielle Entlastung 
brachten und die Haushaltslöcher immer größer wurden. Dies zwang die Direk-
tion der DB, das Reich, Sachsen und Leipzig wiederholt um eine Erhöhung ihrer 
laufenden Zuschüsse zu bitten.164 Angesichts ihrer eigenen finanziellen Notla-
gen – Leipzig hatte im April 1921 ein Haushaltsdefizit von 50 Millionen Mark 
und Sachsen sogar eines von 700 Millionen Mark zu beklagen – stießen die For-
derungen der DB verständlicherweise auf zuweilen indignierte Reaktionen.165 Es 
kam nun immer häufiger vor, dass sich die Garanten untereinander zum Teil hef-
tig befehdeten und sogar mit Feststellungsklagen drohten, um die Einhaltung des 
Vertragsverhältnisses zu wahren und ihre Vertragspartner zu höheren Beitrags-
zahlungen an die DB zu verpflichten.166 Um an die dringend benötigten Mittel 

5.9.1923, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 24 (Hefter: Prof. Ernst M. Roloff), Bl.�48�f.; 
Minde-Pouet an den Direktor der UB Berlin (Naetebus), 25.9.1923, ebd., Bl.�51R.

161 Vgl. Minde-Pouet an Max Donnevert (RMdI), 6.2.1923, ADNBL, Abt. VI, Akten-
heft 24 (Hefter: Katholische Zentralbibliothek), Bl.�24�f.

162 So verwies beispielsweise Heinrich Uhlendahl Mitte 1925 darauf, dass der Reichs-
tag auf Antrag Schreibers den Reichsanteil im Etat der DB eben »um eine beträcht-
liche Summe erhöht« habe. Uhlendahl an Herrn Meiß, 7.7.1925, ADNBL, Abt. VI, 
Aktenheft 24 (Hefter: Katholische Zentralbibliothek), Bl.�27R-28.

163 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�34. Im Juli 1921 lag auch erstmals eine 
Benutzungsordnung für die DB vor. Vgl. Benutzungsordnung für die DB in Leip-
zig, 1.7.1921, ADNBL, 721, Bl.�6-9.

164 Vgl. Minde-Pouet an den Rat der Stadt Leipzig, 23.3.1921, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�8, Bl.�218.

165 Protokoll der 10. Sitzung des VR�der DB vom 22.4.1921, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�2III, Bl.�191-201, hier Bl.�197R.

166 So drohte der für die DB im sächsischen Wirtschaftsministerium verantwortliche 
Referent, Erich Klien, Oberbürgermeister Rothe damit, der Staat werde andere Be-
träge für Leipzig kürzen, wenn dieses sich nicht zu einer Erhöhung seines Zu-
schusses für die DB bereitfinde. Vgl. Vermerk von OBM Rothe, 20.1.1922, StadtAL, 
Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, Bl.�307�f. Vgl. auch Schreiben von Klien an OBM Rothe, 
18.1.1922, ebd., Bl.�305�f. In einem anderen Fall machte Klien die Entscheidung über 
einen von der Stadt erbetenen erhöhten Zuschuss für die Leipziger Messe von der 
Erhöhung der DB-Beiträge seitens der Kommune abhängig. Vgl. Klien an OBM 
Rothe, 20.2.1922, ebd., Bl.�312�f. Im Dezember drohte Klien Leipzig mit einer Fest-
stellungsklage, woraufhin Leipzig den Vertrag vom Oktober 1912 zwischenzeit-
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zu gelangen, wurde sogar eine Hypothek auf das Grundstück und das Gebäude 
der DB aufgenommen, wofür eine Satzungsänderung akzeptiert wurde.167 

Auch der Börsenverein und die Buchhändler gerieten wiederholt in die Kritik, 
da diese nach Auffassung Sachsens, Leipzigs und auch Minde-Pouets »bei wei-
tem nicht genügend für die Deutsche Bücherei« unternahmen, »der Regierung 
immer nur die ›kalte Schulter‹« zeigten, »die im Kriege verdienten Millionen in 
der Tasche« behielten und »anderen die Beschaffung der Gelder für die Deutsche 
Bücherei« überließen.168 Darauf entgegnete der Börsenverein, seinen Mitglie-

lich aufkündigte. Vgl. Klien an Stadtrat Leipzig, 21.12.1923, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�82, Bd.�9, Bl.�161; OBM Dr. Rothe (Rat der Stadt Leipzig) an das Sächsische 
Wirtschaftsministerium, 28.12.1923, ebd., Bl.�394. Ein Beispiel für die erregt ge-
führten Verhandlungen bietet die Kritik Minde-Pouets an der sächsischen Staats-
regierung in der Besoldungsfrage, Minde-Pouet an Staatsminister a.�D. Max Otto 
Schroeder, 11.2.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�258-261. Zur Weigerung der 
Stadt Leipzig, ihren Zuschuss zu erhöhen vgl. GA an die Stadtverordneten zu  
Leipzig, 10.9.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�18, Bl.�153�f.; Auszug aus der Sitzung des 
Finanzausschusses der Stadt Leipzig, 9.2.1922, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, 
Bl.�317�f.

167 Vgl. Vermerk von OBM Rothe, 25.4.1920, ebd., Bl.�244; Arthur Meiner an Rat der 
Stadt Leipzig, 3.6.1921, ebd., Bl.�260; Vertraulicher Vermerk des Sächsischen Wirt-
schaftsministers Alfred Fellisch, 27.6.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, Bl.�145�f.; 
Protokoll der 60. Sitzung des GA der DB vom 22.4.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�5, Bl.�139-146, hier Bl.�142; Protokoll der 61. Sitzung des GA der DB vom 
4.10.1921, ebd., Bl.�169-181, hier Bl.�171. Der wegen der Hypothek aufgenommene 
II. Nachtrag in der Satzung der DB vom 21.7.1921 findet sich in ADNBL, Karton 
100/0 – 11 (lose im Karton liegend), unp. Nachdem die Hypothek zurückgezahlt 
war, erwog man Ende 1923, eine weitere aufzunehmen. Vgl. Vermerk OBM Rothe, 
17.12.1923, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�9, Bl.�156; Erich Klien (Sächsisches Wirt-
schaftsministerium, Dresden) an Stadtrat Leipzig, 21.12.1923, ebd., Bl.�161. Weitere 
Maßnahmen zur Geldbeschaffung bildeten der Verkauf von Dubletten und Teilen 
der Kriegssammlung sowie die Vermietung von Räumen für Lagerzwecke. Darü-
ber hinaus führte man eine Gebühr für Auskünfte sowie eine Leihgebühr ein. Vgl. 
Protokoll der 59. Sitzung des GA der DB vom 21.2.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�5, Bl.�94-98, hier Bl.�96�f.; Protokoll der 62. Sitzung des GA der DB vom 
22.3.1922, ebd., Bl.�227-237, hier Bl.�230, 232; Protokoll der 63. Sitzung des GA der 
DB vom 11.5.1922, ebd., Bl.�277-284, hier Bl.�279-284.

168 Vermerk Minde-Pouets, 11.7.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�17, unp.; Auszug aus der 
Sitzung des Finanzausschusses der Stadt Leipzig, 9.2.1922, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�8, Bl.�317�f.; Vermerk OBM Rothe, 11.5.1922, ebd., Bl.�350�f.; Minde-Pouet an 
Staatsminister a.�D. Max Otto Schroeder (Dresden), 26.10.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�19II, Bl.�205-208. Siehe auch Protokoll der 9. (außerordentlichen) Sitzung des 
VR�der DB vom 24.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2III, Bl.�118-134, hier Bl.�131R-
132; Minde-Pouet an Arthur Meiner, 15.2.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�213R-
214.
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dern gegenüber die Verantwortung für die Fortführung der DB nicht mehr über-
nehmen zu können und den Mitarbeitern der Bibliothek daher zum 31. Dezem-
ber 1922 zu kündigen. Man habe sich für die DB finanziell völlig verausgabt, 
obwohl im Gründungsvertrag von 1912 festgelegt worden sei, dass dem Verein 
nennenswerte finanzielle Opfer nicht erwachsen sollten.169 Die Androhung der 
Kündigung war allerdings überzogen, denn die am Börsenverein geübte Kritik 
war nicht völlig unangebracht, was auch sein um Ausgleich bemühter Geschäfts-
führer, Eduard Ackermann einräumte: 

»Und es bedarf der Berücksichtigung, dass der Börsenverein seine Verdienste 
um die DB nicht überschätzen darf und dass sein Vorstand m.�E. taktisch und 
psychologisch nicht ganz klug handelt, wenn er sie gern unterstreicht. Der 
über den Parteien Stehende will immer berücksichtigen: Die Leistungen des 
Buchhandels verteilen sich auf Hunderte von Verlegern, für viele ist die Ein-
verleibung der Bücher in die Bücherei wirtschaftlich zweckmäßig; der Verle-
ger kann die abzugebenden Exemplare in seine Preise hineinkalkulieren und 
derselbe Staat, der dem Verleger weitgehende Monopolrechte einräumt, kann 
eigentlich mit Fug von jedem Verleger ein Buch für sich fordern und sei es 
auch nur, weil ein Buch als Träger der nach Nietzsche die Welt bewegenden 
Gedanken sein eigenes Staatsinteresse wie keine andere Ware berührt, und so 
löst der Verlag nur das Pflichtexemplar ab, das andere Staaten über den Um-
fang unserer Einzelstaaten hinaus längst eingeführt haben. […] mich dünkt, 
der damalige Vorstand hat die Interessen des Börsenvereins meisterhaft wahr-
genommen, und das sollte man offen anerkennen, man sollte ehrlich zugeben, 
dass der Staat und die Stadt mit ihrer Schenkung von Gebäude und Grund und 
Boden (heute ganz phantastische Werte) und den dauernden Beiträgen weitaus 
den Löwenanteil tragen. […] Man muss doch ohne weiteres zugeben, dass die 
Bewilligung größerer Geldmittel für ein einem Verein gehörendes Institut et-
was Außergewöhnliches ist und dass der Einwand naheliegt, der Börsenverein 
möge sein Schmuckkästchen selbst am Leben erhalten.«170

Und an anderer Stelle führte Ackermann aus:

»Man kann wirklich diese Dinge nicht rein unter dem kaufmännischen Ge-
sichtspunkt, dass man nur ja nicht einen Pfennig verliere und keine finanziel-

169 Arthur Meiner an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 8.8.1922, SStAL, 21765/34, 
unp. Wie ein interner Vermerk des BV festhielt, diente die Kündigung auch dazu, 
»einen verstärkten Druck auf die Regierungsstellen auszuüben«. Diese würden 
dann »eher geneigt sein, möglichst rasch entlastende Entschließungen herbeizufüh-
ren«, wenn sie sähen, »dass der Börsenverein unverzüglich ernst« mache, »weil ihm 
der Atem« ausgehe. Schreiben von Herrn ? an Hans Volckmar, 20.9.1922, ebd.

170 Eduard Ackermann (BV) an die Vorstandsmitglieder des BV, 30.9.1922, SStAL, 
21765/35, unp.
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len Schwierigkeiten habe, betrachten und lösen. Wenn sich auf Seiten des Rei-
ches und Staates wie der Stadt Persönlichkeiten die Köpfe zerbrechen, wie zu 
helfen sei und für weitere Hilfe wertvolle Winke gegeben haben […], so steht 
hier für den Börsenverein so unendlich viel auf dem Spiel, dass eine kleinliche 
Politik, die doch auf den Wunsch hinausliefe, nur ja keine Schwierigkeiten und 
kein Obligo zu übernehmen völlig unangebracht gewesen wäre. […] Ich be-
merke noch, dass der Vertreter des Reichsfinanzministeriums auch bezüglich 
eines zur Verfügung stehenden Fonds allerhand Angaben gemacht hat, die 
zwar nichts direkt Bindendes, aber so viel guten Willen der Reichsregierung 
enthielten, dass demgegenüber ein Bestehen auf dem Schein nicht viel anders 
als der Standpunkt Shylocks gewirkt hätte.«171

Es war nicht von der Hand zu weisen, dass ein großer Teil der Verleger der DB 
noch immer sehr distanziert, ja »feindlich« gegenüberstand und es unterließ, ihr 
seine Verlagserzeugnisse kostenlos oder überhaupt zu liefern.172 Das Vorstands-
mitglied des Börsenvereins Ernst Reinhardt gab im Dezember 1922 unverblümt 
zu, er habe »nie gehofft, dass wir unser Sorgenkind, die Deutsche Bücherei so 
einfach loswerden würden«. Man müsse eben in den sauren Apfel beißen »und 
diesen Fußball an unserer Uhrkette weitertragen« und die mit der DB verbunde-
nen »unangenehmen« Entwicklungen in Kauf nehmen.173 Diese Vorbehalte wa-
ren nicht gänzlich unbegründet. Die finanziellen Ressourcen des Börsenver-
eins – die DB schuldete ihm inzwischen zwei Millionen Mark – waren wirklich 
so erschöpft, dass er sogar einen Kredit in Anspruch nehmen musste, um hand-
lungsfähig zu bleiben.174 Genau zu diesem Zeitpunkt – Ende August 1922 – si-

171 Ackermann an die Vorstandsmitglieder des BV, 22.12.1922, ebd. Mit »Shylock« 
spielte Ackermann auf die Figur des ›gierigen Juden‹ in der Komödie William 
Shakespeares, »Der Kaufmann von Venedig«, an. Ackermann, der von 1920 bis 
1923 als Geschäftsführer des Börsenvereins amtierte, musste aufgrund interner 
Differenzen mit dem Vorstand – er hatte Beschlüsse des Vorstandes kritisiert – sei-
nen Hut nehmen. Seine Stelle übernahm Albert Hess, der die Geschäfte des Bör-
senvereins bis 1945 führte. Vgl. Titel, Volker: Vereine und Verbände, in: Fischer, 
Ernst u. Stephan Füssel (Hg.): Geschichte der deutschen Buchhandels im 19. und 
20. Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-1933, Teil 1, München 2007, S.�233-
264, hier S.�226.

172 Vgl. Minde-Pouet an Arthur Meiner, 3.4.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�222�f.
173 Reinhardt an Ackermann (Geschäftsstelle des BV), 27.12.1922, SStAL, 21765/35, 

unp. Das Bild, das die DB für den BV einem »Fußball als Berlock an der Uhrkette« 
gleiche, bemühte auch Arthur Meiner in einem Brief an Ehlermann, 27.12.1922, 
ebd.

174 Vgl. Hans Volckmar an die Vorstandsmitglieder des BV, 30.8.1922, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�41, Bl.�119-124; Antrag des BV an die Sächsische Staatsbank, 29.9.1922, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, Bl.�322-324. Zur finanziellen Belastung der DB für den 
BV vgl. auch Protokoll der 65. Sitzung des GA der DB vom 26.4.1923, ADNBL, 
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ckerte in Leipzig plötzlich die Nachricht durch, »dass beim Reich die Absicht 
bestehe eine Liste derjenigen Institute aufzustellen, die unter allen Umständen 
erhalten werden müssten«. Es kam demnach alles darauf an, die DB auf diese 
Liste zu bringen, denn damit hätte man die Gewissheit, dass sich auch die 
Reichszuschüsse für die DB automatisch der Geldentwertung anpassten.175 

In Dresden ergriff man nun die Initiative und strebte nach einer Neuregelung 
des Vertragsverhältnisses der Garanten. Man kam überein, dass das Reich und 
Sachsen ab 1923 je zwei Fünftel und die Stadt Leipzig ein Fünftel der Verwal-
tungskosten tragen sollten.176 Nun kam es darauf an, auch Berlin vertraglich zu 
binden, wobei Sachsen geschickt die »Notlage der Deutschen Bücherei als 
Druckmittel« gegenüber dem Reich verwendete.177 Hierbei erwies es sich als 
Glücksfall, dass eine im Oktober 1922 unabhängig davon einbrachte »Interpel-
lation« der Abgeordneten »Marx und Genossen« auf die schwere Krise der deut-
schen Wissenschaft verwies und die Regierung zum Handeln zwang. In der vom 
Krisendiskurs geprägten Eingabe wurde auf »große Kulturinstitute des Gesamt-
volkes, wie das Germanische Museum in Nürnberg, die Deutsche Bücherei in 
Leipzig [und] das werdende Deutsche Museum in München« verwiesen, die aus 
Mangel an Mitteln kaum in der Lage seien, den auf sie gesetzten Erwartungen zu 

Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�58-68, hier Bl.�62-65. Dabei sollte nicht außer Acht blei-
ben, dass der Buchhandel den deutschen Bibliotheken aufgrund ihrer katastropha-
len Lage entgegenkam. So verzichteten die Bibliotheken mit mehr als 10.000 Mark 
Vermehrungsetat auf den 7,5 Prozentrabatt, während der Buchhandel im Gegen-
zug den Sortimenteraufschlag von 10 Prozent abschaffte. Vgl. Vodosek, Bibliothe-
ken, S.�216.

175 Hans Volckmar an die Vorstandsmitglieder des BV, 30.8.1922, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�41, Bl.�119-124.

176 Vermerk von OBM Dr. Rothe betr. Besprechung über das Schicksal der DB unter 
Vorsitz von Min.-Direktor Klien in Dresden, 29.9.1922, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, 
Bd.�8, Bl.�389�f.; Auszug aus Sitzung des Finanzausschusses der Stadt Leipzig, 
4.10.1922, ebd., Bl.�394�f. Zur Zustimmung des sächsischen Landtages vgl. Ab-
schrift aus der Landtagsbeilage zur Sächsischen Staatszeitung, 17.1.1923, Nr.�13, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, Bl.�38-40. Da sich die Stadt zur Übernahme von einem 
Fünftel der Verwaltungskosten ab 1923 bereit erklärte, wurde festgelegt, dass das 
Reich und Sachsen für 1922 je ein Drittel der DB-Kosten übernahmen. Im Gegen-
zug war der BV bereit, seinen der DB gewährten Vorschuss in Höhe von 2 Mil-
lionen Mk sowie einen weiteren Betrag in Höhe von einer Million Mk zu stiften, 
um den Fehlbetrag der Stadt Leipzig für 1922 zu decken. Vgl. ebd.; Vereinbarung 
zwischen dem BV (gez. Meiner, Volckmar, Linhardt) und dem Sächsischen Wirt-
schaftsministerium (gez. Klien), 28.9.1922, SStAL, 21765/34, unp.; Ackermann an 
die Vorstandsmitglieder des BV, 7.10.1922, SStAL, 21765/35, unp.; Vermerk 
Minde-Pouets, 16.10.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�162�f.

177 Bericht über die Verhandlungen mit dem Wirtschafts- und Finanzministerium in 
Dresden, 21.9.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�136.
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entsprechen.178 Die Begründung für die Interpellation gab Georg Schreiber, der 
darauf hinwies, dass das Schwinden der wissenschaftlichen Leistungskraft eine 
geistige Verarmung und in ihrem Gefolge eine Zerrüttung der deutschen Wirt-
schaft und Kultur zur Folge habe. In der sich anschließenden Debatte waren sich 
alle Parteien darin einig, dass für die Förderung der deutschen Wissenschaft – zu 
der auch die Bibliotheken zählten – besondere Anstrengungen nötig seien. »In 
keiner Debatte zuvor war im Reichstag so einmütig zum Ausdruck gekommen, 
dass die politischen Parteien die Wissenschaft als eine der wichtigsten Grundla-
gen des gesellschaftlichen und staatlichen Lebens ansahen.«179 Wie der Verwal-
tungschef der DB, Martin Lippmann, festhielt, wurde in der Stellungnahme der 
Reichsregierung zu dieser Interpellation »das hohe Interesse des Reiches an der 
Deutschen Bücherei« deutlich, womit eine Beseitigung der »letzten Hindernisse, 
die dem Abschluss des neuen Vertrages noch entgegenstehen« in greifbare Nähe 
rückte.180 

Die Entwicklung der folgenden Wochen schien Lippmann recht zu geben. 
Zunächst wurde die Deutsche Bücherei unter die ständig vom Reich zu unter-
stützenden wissenschaftlichen Anstalten eingereiht, »die aus dem großen Aus-
gleichsfonds nach Bedarf zu unterstützen« waren, ungeachtet der Höhe der im 
Etat selbst festgelegten Summe.181 Folgerichtig erhöhte sich auch der Reichszu-
schuss für die Anstalt, der im Jahr 1922 sechs Millionen Mark umfasste und sich 
für 1923 auf zehn Millionen Mark belief.182 Eine juristisch bindende Erklärung 

178 Reichstag. 1. Wahlperiode 1920/22: Interpellation Marx und Genossen, 16.10.1922, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�14. Zu Inhalt der Interpellation vgl. Abelein, Man-
fred: Die Kulturpolitik des Deutschen Reiches und der Bundesrepublik Deutsch-
land, Wiesbaden 1968, S.�28�f. Bei »Marx« handelte es sich vermutlich um den Zen-
trumspolitiker und späteren Reichskanzler Wilhelm Marx (1863-1946).

179 Abelein, Kulturpolitik, S.�28�f. Auszüge aus der Reichstagsdebatte über die Inter-
pellation Marx und Genossen am 15./16.11.1922, in der wiederholt auch die DB er-
wähnt wurde, finden sich im Vermerk Lippmanns (DB), 8.12.1922, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�19III, Bl.�15-17.

180 Ebd.
181 Max Donnevert an Minde-Pouet, 10.2.1923, ebd., Bl.�54. Ein weiterer Hinweis da-

rauf, dass die DB »auf die Liste der vom Reiche als unbedingt erhaltungsnotwen-
digen Anstalten gesetzt worden« sei, findet sich in Abschrift eines Vermerks 
Minde-Pouets über den Haushaltsplan der DB für 1922, 18.9.1922, ebd., Bl.�8-13, 
hier Bl.�11; Vermerk von E. Brühl (BV), 15.2.1923, SStAL, 21765/43, unp.

182 Vgl. Hesse, Fakoren, S.�43; Vermerk Lippmanns (DB), ohne Datum (Dez. 1922), 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, Bl.�18-21; Vermerk von Dr. Fritz Poetzsch [Sächsi-
scher Gesandter am Reichsrat, Berlin], 5.12.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�195. 
In der Debatte des Haushaltsausschusses, die zur Bewilligung der 6 Millionen 
Mark für die DB führte, hob Georg Schreiber hervor, dass vor weiteren Erhöhun-
gen der Zuschüsse dem Haushaltsausschuss mehr Einblick in die Arbeit der DB 
und ihm zudem die Gewissheit gegeben werden müsse, dass bei der Zusammenset-
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der Reichsregierung, wonach sie sich neben Sachsen und Leipzig vertraglich ver-
pflichtete, die DB fortlaufend zu finanzieren, blieb jedoch aus.183 Dies hatte zur 
Folge, dass es auch weiterhin zu keiner Regelung der Finanzierung der DB kam, 
deren Fehlbeträge nun ins Bodenlose stürzten. Allein in den ersten beiden Mo-
naten des Jahres 1923 hatte der Börsenverein bereits 27 Millionen Mark für die 
DB vorgeschossen, womit er sich so übernahm, dass er im März nicht einmal in 
der Lage war, für die noch fehlenden Restmittel bei den Gehältern der DB-Mit-
arbeiter einzuspringen.184 Eine vom Betriebsrat der Bücherei daraufhin ange-
drohte Klage gegen den Börsenverein veranlasste seinen Vorsitzenden Arthur 
Meiner sogar, einen Privatkredit für die DB aufzunehmen, um die Wogen zu 
glätten.185 Als die Gesellschaft der Freunde der DB Anfang 1923 signalisierte, 
ihre Mittel seien so erschöpft, dass sie nicht mehr in der Lage sei, die Produktion 
der Nichtmitglieder des Börsenvereins zu erwerben, sprang der Verein ebenfalls 
in die Bresche. Da man im Buchhändlerhaus natürlich vermeiden musste, als 
Käufer dieser Werke in Erscheinung zu treten, stellte der Börsenverein der Ge-
sellschaft der Freunde im Juni 1923 30 Millio nen Mark für Büchereinkäufe zur 
Verfügung.186 Darüber hinaus erklärte sich der Börsenverein bereit, fortan einen 

zung der Beamtenschaft der DB nicht einseitig nach lokalen Gesichtspunkten ver-
fahren werde. Die Hilfskräfte der DB müssten aus allen Teilen Deutschlands her-
angezogen werden, womit Schreiber für alle Eingeweihten direkt auf den Fall 
Roloff verwies. Vgl. Vermerk von Poetzsch, 11.12.1922, ebd., Bl.�203.

183 Vgl. Ackermann an die Vorstandsmitglieder des BV, 22.12.1922, SStAL, 21765/35, 
unp.

184 Vgl. Ackermann an Arthur Meiner und Hans Volckmar, 6.2.1923, SStAL, 21765/11, 
unp.

185 Vgl. Martin Zumpe (Vorsitzender des Betriebsrats der DB) an den Vorstand des 
Börsenvereins, 3.4.1923, SStAL, 21765/12, unp.; Ackermann an die Vorstandsmit-
glieder des BV, 7.4.1923, ebd.; Aktennotiz über eine Besprechung mit Herrn Lipp-
mann und den Vertretern des Betriebsrates der DB: Stadtrat Schwidetzky und 
Herrn Zumpe, ohne Datum (April 1923), ebd. (hier auch der Hinweis auf den Pri-
vatkredit Meiners); Minde-Pouet an Hünefeld (Dresden), 12.4.1923, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4a/4, Bl.�256. Der Betriebsrat nahm von der Klage Abstand, nachdem es 
ihm gelungen war, mit Hilfe eines Vorschusses der Stadt Leipzig und weiterer Mit-
tel aus Privathand die Gehälter auszuzahlen. Darüber hinaus erklärten sich einige 
Beamte der DB bereit, vorläufig auf ihre Gehälter zu verzichten. Vgl. Minde-Pouet 
an Hünefeld (Dresden), 3.3.1923, ebd., Bl.�257.

186 Vgl. Vermerk von E. Brühl (BV), 15.2.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�259-262; 
Minde-Pouet an Arthur Meiner, 9.6.1923, SStAL, 21765/43, unp.; Artur Seemann 
an den Vorstand des BV, 19.6.1923, ebd.; Bericht über eine Besprechung im Vor-
standszimmer des BV, 15.6.1923, ebd.; Rechnungsanweisung des BV an die GdF, 
27.6.1923, ebd. Dass es sich dabei aber nur um punktuelle Förderungen handelte, 
machte der BV unmissverständlich deutlich, da er sich nicht verpflichtet fühlte, für 
die Produktion der ihm nicht angehörenden Verleger aufzukommen. Vgl. Bericht 
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Teil der Werbungskosten der DB zu übernehmen, womit er der Forderung 
Rechnung trug, nicht nur für die Stiftung, sondern auch für die Beschaffung der 
nicht gestifteten Bücher verantwortlich zu sein. Aufgrund dieser Erklärung 
wurde ab 1923 in den Haushaltsplänen der DB ein entsprechender Betrag des 
Börsenvereins unter den Einnahmen verbucht.187 Inzwischen hatte sich aber 
auch das Reich zu einer Entscheidung durchgerungen. Zwar wollte es sich nicht 
vertraglich binden188, aber wie Georg Schreiber im April 1923 im Verwaltungs-
rat der DB zum Ausdruck brachte, habe sich das Reich aufgrund der Erklärun-
gen der zuständigen Reichsressorts bereit erklärt, jährlich einen Betrag zu zah-
len, der dem des sächsischen Staates entsprach. Wie Schreiber betonte, war die 
»Sicherstellung der Deutschen Bücherei« damit »also gewährleistet«.189 Bedin-
gung war jedoch, dass sich die Anstalt den rigiden Auflagen des Sparausschusses 
des Reichstags unterzog, der in jener Zeit zum »Schrecken« aller Ministerien 
avancierte.190 Die Folge war ein dramatischer Personalabbau der DB von 80 auf 
50 Mitarbeiter, der in den folgenden Jahren nur sehr langsam wieder ausgegli-

von Albert Paust betr. Mitteilung zu dem Punkte »Übernahme der Produktion der 
Nichtmitglieder auf die Kasse des Börsenvereins«, 27.5.1924, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�25, Bl.�275; Bericht über eine Besprechung betr. eine Verschmelzung der Not-
hilfe der DB mit der GdF, 22.5.1924, SStAL, 21765/13, unp.

187 Vgl. Minde-Pouet an den BV, 9.4.1923, SStAL, 21765/43, unp.; Protokoll der 12. 
Sitzung des VR�der DB vom 26.4.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�2IV, Bl.�38-56, hier 
Bl.�41�f.

188 Dies erfolgte »insbesondere auch wegen der Entente-Kontrollkommission und den 
Reparationsleistungen« Deutschlands. Vgl. Die rechtlich ungesicherte Lage der DB 
und ihrer Beamtenschaft, ohne Datum (um 1933), ADNBL, 232/3, Bl.�24-26.

189 Protokoll der 12. Sitzung des VR�der DB vom 26.4.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�2IV, 
Bl.�38-56, hier Bl.�42.

190 Ebd., Bl.�45�f. Die Sparmaßnahmen des Ausschusses liefen u.�a. auf die Zusammen-
legung »doppelter wissenschaftlicher Institute« hinaus, was Schreiber u.�a. zu der 
Überlegung veranlasste, die UB Leipzig und die DB zu einer Arbeitsgemeinschaft 
zusammenzufassen. Dabei sollte sich die UB bei der Beschaffung deutscher Neu-
erscheinungen gewisse Beschränkungen auferlegen. Dies löste auf Seiten der Uni-
versität erneut heftige Kritik aus und war auch der Grund, warum der Direktor der 
UB Leipzig, Otto Glauning, sich Anfang 1924 aus dem GA der DB zurückzog, für 
den dann Direktor der UB Göttingen, Richard Fick, in den GA nachrückte. Vgl. 
ebd., Bl.�46�f.; Ebert (DB) an Arthur Meiner, 14.1.1924, SStAL, 21765/13, unp.; 
Glauning an den Vorsitzenden des GA, 16.1.1924, ADNBL, Abt. III, Nr.�1 (Akte 
betr. Verwaltungsrat), Bl.�145; Eingabe der Professoren Eduard Sievers Karl Sud-
hoff und Heinrich Boehmer, 15.1.1924, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�9, Bl.�205-207. 
Zur Vermutung, dass möglicherweise Glauning mit der Eingabe der drei Professo-
ren im Zusammenhang stand, vgl. Vermerk vermutlich von Lippmann (DB), 
24.1.1924, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft Nr.�71, Bl.�7-10.
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chen werden konnte.191 Dies war allerdings die Voraussetzung dafür, dass das 
Reich, der Staat Sachsen und die Stadt Leipzig im September 1923 übereinkamen, 
die im Frühjahr desselben Jahres getroffene »Vereinbarung über die Tragung der 
Unterhaltskosten der Deutschen Bücherei über das Jahr 1923 hinaus stillschwei-
gend« aufrechtzuerhalten, was eine Neu regelung des Vertrages von 1912 über-
flüssig machte.192 Die Einführung der Rentenmark Ende 1923 und die damit ein-
hergehende Währungsstabilisierung sorgten dafür, dass das »Währungschaos« 
der vergangenen drei Jahre relativ schnell überwunden wurde und »zugleich den 
Beginn besserer Ordnung auf allen Gebieten« einläutete.193 Auch wenn dem 
neuen Goldmarketat des Deutschen Reichs ein enges Korsett angelegt worden 

191 Zu den Sparmaßnahmen, etwa dem Personalabbau an der DB vgl. Vermerk Minde-
Pouets, 29.9.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�41a, Bl.�6�f.; Ebert (DB) an das RMdI, das 
Sächsische Wirtschaftsministerium und den Rat der Stadt Leipzig betr. Vorschläge 
zu Sparmassnahmen der DB, 13.10.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, Bl.�162-167; 
Ebert (DB) an den GA betr. weiteren Personalabbau, 3.12.1923, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, B. 6, Bl.�103�f.; Vorschläge für den weiteren Abbau an Personal der DB und 
an sächlichen Aufwendungen im Anschluss an die Übersicht vom 3.12.1923 von 
Lippmann und Schwidetzky, 6.12.1923 ebd., Bl.�116. Zwischenzeitlich wurde er-
neut eine Kündigung aller DB-Mitarbeiter ausgesprochen, die im März 1924 je-
doch zurückgezogen wurde. Vgl. Entwürfe verschiedener Schreiben Arthur Mei-
ners (Vorsteher des BV und Vorsitzender des GA) an die Mitarbeiter der DB, 
29.12.1923, ADNBL, Abt. IV, Nr.�33, Bl.�28�f.; Schreiben Meiners an die Mitarbei-
ter der DB, 31.3.1924, ebd., Bl.�61. Siehe allgemein auch Elfter Bericht über die Ver-
waltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu 
Leipzig im Jahre 1923, Leipzig 1924, S.�5�f.

192 Vgl. Auszug aus einem Bericht des Geschäftsführers des BV (Albert Hess), ohne 
Datum (Sept. 1923), ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, Bl.�135; Albert Hess an die Vor-
standsmitglieder des BV, 21.9.1923, SStAL, 21765/43, unp. Siehe auch Blum, Natio-
nalbibliographie, S.�250 (hier Anm.�109). Zur zwischenzeitlichen Kündigung des 
Vertrages durch die Stadt und ihren kurz darauf erfolgten Rückzieher vgl. Ab-
schrift eines Schreibens des Rats der Stadt Leipzig an das Sächsische Wirtschafts-
ministerium (Dresden), 28.12.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, Bl.�113; Vermerk 
von OBM Dr. Rothe, 16.1.1924, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�9, Bl.�217. Noch im 
Frühjahr 1925 brachte das Sächsische Wirtschaftsministerium zum Ausdruck, dass 
eine Erneuerung des Vertrages vom 3.10.1912 nicht zweckmäßig erscheine, da das 
Reich eine vertragliche Verpflichtung seinerseits immer noch ablehne. Vgl. Sächsi-
sches Wirtschaftsministerium an den BV, 12.2.1925, SStAL, 21765/44, unp. Im Juni 
1931 ergab eine von OBM Goerdeler geforderte Stellungnahme des Verfassungs-
amtes des Rats der Stadt Leipzig, dass eine vertragliche Bindung der Stadt, ein 
Fünftel zum Haushalt der DB beizusteuern, nicht bestehe. Vgl. Stellungnahme des 
Verfassungsamts des Rats der Stadt Leipzig, 27.6.1931, StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, 
Bd.�1, Bl.�285�f.; Stellungnahme von Dr. ?? [unleserlich] über die »unsichere und 
unbefriedigende Rechtsstellung der DB«, 16.11.11931, ADNBL, 100/2, Bl.�5-9.

193 Vgl. Büttner, Weimar, S.�180�f.; Wittkowski, Menschen, S.�191.
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war und dem RMdI zur Förderung kultureller und wissenschaftlicher Belange 
vorerst nur 300.000 Mark zur Verfügung standen, zählte die DB zum exklusiven 
Kreis der zu fördernden Institutionen.194 Hatte sie bis Ende März 1924 noch mit 
25.000 Goldmark auszukommen, so erhöhte das Reich seinen Zuschuss bereits 
im April 1924 auf 52.000 Mark.195 Darüber hinaus sorgte eine von der DB orga-
nisierte Nothilfeaktion für eine zwischenzeitliche Linderung der finanziellen 
Nöte.196 In der Tendenz bahnte sich also eine schrittweise finanzielle Konsoli-
dierung der DB an. Der Preis dafür, dass man sich in den Krisenjahren von 1919 
bis 1923 in die zuweilen ›dunklen‹ Niederungen der Politik begeben hatte, war 
also nicht zu unterschätzen, denn zu diesem Zeitpunkt war die DB die einzige 
wissenschaftliche Allgemeinbibliothek Deutschlands, die regelmäßige Zuwen-
dungen vom Reich erhielt.197

3. Gratislieferzwang für die Verleger? –  
Zerreißprobe im Börsenverein

Am 29. Januar 1919 trat die Führungsspitze des Börsenvereins zu einer vertrau-
lichen Besprechung zusammen, in der es um ein für ihn sehr sensibles Thema 
ging. Wie Arthur Meiner ausführte, machte es der stetig wachsende Fehlbetrag 
im Haushaltsplan der DB notwendig, bei Reich, Staat und Stadt erhöhte Beträge 
zu erbitten. Diese Zuwendungen seien ohne Zweifel leichter zu erhalten, »wenn 
der Börsenverein zur Deutschen Bücherei auch etwas Positives beitrüge und sich 
für die Lieferung der Bücher, soweit sie von seinen Mitgliedern verlegt würden, 
verpflichte«.198 Dies sei durch eine Änderung der Satzung des Börsenvereins 

194 Vgl. Vertraulicher Vermerk Lippmanns, 22.11.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�41a, 
Bl.�25.

195 Vgl. ebd.; RMdI an den stellvertretenden Direktor der DB, Ebert, 1.5.1924, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�19III, Bl.�167.

196 Zu der von der DB Ende 1923 organisierten Selbsthilfeaktion »Nothilfe der Deut-
schen Bücherei«, die einen Erlös von 12.650 Mark erbrachte, vgl. Schaaf, Fritz: Die 
Existenzkrise der Deutschen Bücherei 1923 bis 24 und ihre Überwindung, in: Jahr-
buch der Deutschen Bücherei 2 (1966), S.�37-51. 

197 Vgl. Hesse, Faktoren, S.�43.
198 Wie man im BV »mit Befremden« feststellte, hatte »die Zahl derjenigen Verleger, 

die ihre Produktion nicht gratis« lieferten, »schon recht erheblich« zugenommen. 
Während Verlage wie August Scherl und Aschendorff auf die Zuschriften der DB 
und des BV überhaupt nicht reagierten und ihre Produktion nicht oder nur gegen 
Bezahlung abgaben, verweigerte der Verlag Ernst Letsch (Hannover) die Gratislie-
ferung, da ihm die Aufnahme in den BV verwehrt wurde. Vgl. Vermerk von E. 
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oder »eine besondere Ordnung« zu erreichen, wonach die Bücher von den Ver-
legern kostenlos geliefert oder ihnen gegen Zahlung von 50 Prozent abgekauft 
würden. Dieser für den Börsenverein nicht unerhebliche Betrag sei am besten 
durch eine Erhöhung des Mitgliedsbeitrages aufzubringen. Eine Verpflichtung, 
die Bücher zu beschaffen, bestehe für den Börsenverein zwar nicht, aber Meiner 
erinnerte an die Ausführungen des Leipziger Oberbürgermeisters Rothe, der 
dem Verein zwei Jahre zuvor die »moralische Verpflichtung« auferlegt hatte, für 
die Beschaffung der Bücher zu sorgen. Wie der Vorsitzende des Börsenvereins 
offen erwähnte, könne bei dieser Gelegenheit auch gleich der Paragraph 2 des 
Staatsvertrages von 1912, der den Verein verpflichtete, die DB zu erhalten, so 
verändert werden, dass er nur in Verbindung mit dem Paragraphen 4 der Satzung 
der DB Gültigkeit erhielt.199 Auch wenn Siegismund nach wie vor vehement be-
stritt, dass seitens des Börsenvereins jemals die Zusicherung gegeben worden sei, 
alle Bücher zu stiften, war auch er der Meinung, dass die Verleger ihre Vorbe-
halte gegenüber der DB ablegen müssten. Den Buchhändlern müsse klargemacht 
werden, welche großen Vorteile ihnen die DB als Archiv und bibliographisches 
Zentrum biete. Um die kostenlose Lieferung sicherzustellen, schlug Siegismund 
vor, den Satzungsänderungs-Ausschuss des Börsenvereins einzuberufen und bis 
Kantate 1919 eine Entscheidung herbeizuführen.200

Der im April 1918 eingerichtete außerordentliche Ausschuss zur Revision der 
Vereinssatzung unterbreitete daraufhin Vorschläge für die Abänderung der Bör-
senvereinsstatuten. Für die Frage der Bücherbeschaffung der DB spielte dabei 
der Paragraph 3 eine zentrale Rolle, der in seiner neuen Fassung vorsah, jeden 
Verleger zu verpflichten, »ein Stück seiner gesamten Verlagserzeugnisse sofort 

Brühl (BV), 15.2.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�259-262. Durch die Inflation 
(»Preisbildung der Bücher«) sah sich der Verlag Georg W. Dietrich nicht mehr in 
der Lage, kostenlos zu liefern. Er weigerte sich, die Unternehmungen des BV zu 
unterstützen, »solange der BV mit seiner Preispolitik in Sachen Börsenblatt-Anzei-
gen in unerhörter Weise den Verlag einseitig belastet und ihn direkt als Melkkuh 
betrachtet«. Die Gebefreudigkeit der Verleger werde durch solche Maßnahmen 
nicht gerade gefördert. Georg W. Dietrich (München) an die DB, 26.2.1923, SStAL, 
21765/33, unp. Eine Übersicht über die BV-Mitglieder, die ihre Produktion der DB 
nur zu bestimmten Rabattsätzen lieferten, findet sich im Anhang eines Schreibens 
Minde-Pouets an Eduard Ackermann (Geschäftsstelle des BV), 19.1.1923, SStAL, 
21765/43, unp.

199 Auch der Schatzmeister des Börsenvereins, Hans Volckmar, war dafür, den §�2 des 
Vertrages »zu Fall zu bringen«, da die Gefahr bestand, »dass eine radikale Regie-
rung den Börsenverein zwingen könnte, bis zur Erschöpfung zu bluten«. Ihm war 
sogar »die Preisgabe« der DB »lieber, als das Damokles-Schwert von §�2«. Nieder-
schrift Arthur Meiners über die Besprechung in der Wohnung von Herrn Prof. Dr. 
Minde-Pouet am 29.1.1919, 31.1.1919, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�112-115. 

200 Vgl. ebd.
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bei Erscheinen unverlangt und unentgeltlich an die Bibliographische Abteilung 
des Börsenvereins« zur Aufnahme in das Verzeichnis der Neuigkeiten des deut-
schen Buchhandels zu schicken. Die gelieferten Werke sollten dann in den Besitz 
des Börsenvereins übergehen, der sie der DB zu Aufbewahrung überließ.201 Der 
Ausschuss legitimierte die von ihm vorgesehene Neufassung der Satzung damit, 
dass der Börsenverein und seine Mitglieder an einer funktionalen Bibliographie 
und der als Archiv des Buchhandels fungierenden DB »großes Interesse« hätten. 
Aus diesem Grund habe jeder dem Börsenverein angehörende Buchhändler »die 
Verpflichtung, für die Erhaltung und gesunde Entwicklung der beiden dem Bör-
senverein gehörenden« Einrichtungen besorgt zu sein und dafür entsprechende 
»Opfer zu bringen«. Um der Hauptversammlung die Satzungsänderung zu er-
leichtern, empfahl ihr der Ausschuss jedoch, seine Entscheidung davon abhängig 
zu machen, dass sich die Reichsregierung bereit erklärte, die DB durch einen Zu-
schuss zu unterstützen, und dass sich Sachsen und Leipzig bereitfanden, den 
1923 auslaufenden Vertrag durch einen neuen Vertrag zu ersetzen. Auf diese 
Weise sollte »die Weiterführung der Deutschen Bücherei auch unter den neuen 
Zeitverhältnissen auf Kosten des Reiches, des Staates und der Stadt gewährleis-
tet« werden.202 Wie der Börsenverein intern vermerkte, sollte durch den neuen 
Vertrag auch gleich »die Unklarheit beseitigt werden, zu der der Wortlaut des 
§�2 des bisherigen Vertrages« wiederholt Veranlassung gegeben hatte.203

Um der geplanten Satzungsänderung den Weg zu ebnen, bemühte sich Minde-
Pouet, die noch skeptischen Buchhändler und Verleger über die Arbeit der DB 
aufzuklären und die in diesen Kreisen herrschende »erschreckend große Un-
kenntnis« über die Anstalt zu beseitigen. In verschiedenen Vorträgen legte er alle 
»Mängel und Übelstände in der Stellung des Verlagsbuchhandels zur DB« offen 
dar. Mit Rücksicht auf die mit der Satzungsänderung zu erwartenden kontrover-
sen Diskussionen im Börsenverein präsentierte sich der Direktor der DB den 
Verlegern dabei als ›ehrlicher Makler‹. Da »die Gegnerschaft gegen die DB«, 
nach Auffassung Minde-Pouets, größtenteils durch persönliche Animositäten 
gegen einzelne Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses hervorgerufen 
werde, sei er ein viel »wirksamerer Vermittler« zwischen der Bücherei und den 
Verlegern, als die Vorstandsmitglieder des Börsenvereins. Zudem lasse er sich als 

201 Die nicht in das Sammelgebiet der DB fallenden Werke sollten nach der bibliogra-
phischen Verzeichnung an die Einsender zurückgesandt werden. Bekanntma-
chung, in: BBl.�86 (1919), Nr.�38 vom 18.2.1919, S.�125. Vgl. auch Arthur Meiner 
an Minde-Pouet, 4.2.1919, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�117.

202 Bekanntmachung, in: BBl.�86 (1919), Nr.�75 vom 16.4.1919, S.�269-272. Die Gunst 
der Garanten versuchte Meiner durch die Ankündigung der geplanten Satzungsän-
derung des BV zu erhalten. Vgl. Arthur Meiner (GA) an den Rat der Stadt Leipzig, 
26.4.1919, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�8, Bl.�56-58.

203 Arthur Meiner an die Vorstandsmitglieder des BV, 22.3.1919, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�25, Bl.�127�f.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

218

Direktor der DB »niemals« durch den Geschäftsführenden Ausschuss gegen 
seine Überzeugung beeinflussen, sondern tue immer nur das, was er im Interesse 
der DB für richtig halte.204 Gleichwohl übte er Kritik an den Verlegern, deren 
»Gebefreundlichkeit« nach wie vor zu wünschen übrig ließ.205 

Die Vorbehalte in Buchhändlerkreisen wurden durch eine Pressefehde zwi-
schen dem Weimarer Verleger Emil Felber und dem Redakteur des Börsenblatts, 
Emil Thomas, bestätigt, die sich an der beantragten Satzungsänderung des Bör-
senvereins entzündete.206 Felber bezeichnete die DB als »das überflüssigste« Un-
ternehmen der Welt, das dem Börsenverein aufgrund seiner Kostspieligkeit »ein-
mal das Rückgrat brechen« werde. Der Vorstand des Vereins habe nun vor, die 
»Last«, die er sich mit der DB aufgeladen habe, auf einen Teil seiner Mitglieder 
abzuwälzen. Die Satzungsänderung komme einem Pflichtexemplar gleich, was 
die großen Verlage gegenüber den kleineren, aber auch die Börsenvereinsmitglie-
der gegenüber seinen Nichtmitgliedern benachteilige. Es sei daher »ganz unmög-
lich« die Satzungsänderung anzunehmen.207 Dass Felbers Kritik nicht wirkungs-

204 Vermerk Minde-Pouets über seinen vor der Vereinigung der Berliner Mitglieder 
des Börsenvereins gehaltenen Vortrag, 6.5.1919, ebd., Bl.�142; Mehr Mitarbeit der 
Verleger am Werke der Deutschen Bücherei! Ansprache des Direktors der DB in 
der Hauptversammlung des Deutschen Verleger-Vereins, 17.5.1919, ebd., Bl.�179. 
Zur kritischen Haltung der Verleger gegenüber der DB vgl. auch Bericht über 
die Verwaltung der DB 1918, S.�12; Vermerk Minde-Pouets, 26.7.1920, ADNBL, 
Abt.��III, Nr.�40, Bl.�56. An anderer Stelle hielt Minde-Pouet fest, er sei der Meinung 
die DB werde dem BV bald »über den Kopf wachsen«, sodass er nicht mehr im-
stande sei, sie zu halten. Daher sei es sein Bestreben, die DB vom BV »fort zum 
Säch sischen Staate hin zu bringen«. Niederschrift von Hans Paalzow über die Be-
sprechung mit Herrn Minde-Pouet [am 22.12.1919 in Berlin], 5.1.1920, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�16a, Bl.�33-35, hier Bl.�35.

205 Vgl. Minde-Pouet an Arthur Meiner, 14.5.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�40, Bl.�148. 
Gleichzeitig verwies er auf das Problem, dass von der geplanten Satzungsänderung 
des BV nur dessen Mitglieder betroffen seien und die DB weiterhin um die Werke 
all jener Verleger kämpfen müsse, die nicht zum Kreis der Mitglieder des BV ge-
hörten. Die einzige Lösung sei, sämtliche Bücher aller Verleger, ob sie nun Mit-
glieder des BV seien oder nicht, mit einem bestimmten Rabatt zu kaufen. Vgl. 
Minde-Pouet an Arthur Meiner, 25.3.1919, ebd., Bl.�127.

206 Die Redaktion des Börsenblatts war in der Geschäftsstelle des BV im Buchhänd-
lerhaus in Leipzig untergebracht und somit eng mit dem Vereinsvorstand verbun-
den. Vgl. Titel, Vereine, S.�225�f.

207 Felber, Emil: Zur beantragten Satzungsänderung des Börsenvereins, in: BBl.�86 
(1919), Nr.�85 vom 30.4.1919, S.�313�f. Wie Felber (1874-1947) betonte, hatte der 
Vorstand des BV versucht, die Veröffentlichung seiner Kritik zu verhindern, wo-
gegen Felber Beschwerde beim Ausschuss für das Börsenblatt erhob, der ebenfalls 
versuchte, die Sache dilatorisch zu behandeln, letztlich aber dem Druck Felbers 
nachgeben musste. Vgl. ebd. Einer Erwiderung des Redakteurs des Börsenblatts, 
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los verpuffte hing damit zusammen, dass sich auch eine Gruppe einflussreicher 
Verleger, zu denen u.�a. Fritz Springer und sein Sohn Julius, dessen Vetter Ferdi-
nand Springer sowie Walter de Gruyter und Gustav Fischer zählten, offen gegen 
den »beabsichtigten Zwang« zum Pflichtexemplar aussprachen. Gestützt auf 
Gutachten angesehener Juristen machten sie rechtliche Bedenken geltend und 
kündigten an, den Rechtsweg zu beschreiten, wenn sich die Hauptversammlung 
des Börsenvereins für die Annahme der Änderungen ausspreche.208

Die Gegenwehr der Verleger hatte zur Folge, dass der Vorstand von seiner 
Absicht, ein Stiftungsexemplar satzungsgemäß festzulegen, Abstand nahm.209 
Allerdings genehmigte die Hauptversammlung im Mai 1919, dass diejenigen Bü-
cher und Zeitschriften, die der DB von Mitgliedern des Börsenvereins nicht kos-
tenlos überlassen wurden, aus Mitteln des Vereins angekauft werden sollten.210 
Parallel dazu richtete der Deutsche Verlegerverein – »die Gesamtvertretung des 
Verlagsbuchhandels in Deutschland«211 – an seine Mitglieder die Aufforderung, 
ihre Veröffentlichungen sofort nach Erscheinen an die DB oder an die Bibliogra-
phische Abteilung des Börsenvereins zur Weitergabe an die DB zu senden. Diese 
beiden Beschlüsse bedeuteten eine enorme finanzielle Entlastung für die DB, die 

Emil Thomas (1869-1929), welche die Bedeutung der DB als Archiv und für die 
Bibliographie hervorhob (vgl. ebd., S.�314-316), blieb Felber keine Antwort schul-
dig: Felber, Emil: Zu der Satzungsänderung des Börsenvereins und der Erwiderung 
der Schriftleitung des Börsenblatts, in: BBl.�86 (1919), Nr.�92 vom 9.5.1919, S.�370-
372. Zur Reaktion der Redaktion des Börsenblatts darauf vgl. ebd., Bl.�371-373. 
Minde-Pouet kritisierte die zum Teil irreführende Darstellung der Börsenblattre-
daktion, da die DB noch immer »ohne jeden Einfluss auf die Tätigkeit der Biblio-
graphischen Abteilung« des BV und demnach nicht an der Bibliographie beteiligt 
war. Minde-Pouet an Arthur Meiner, 9.5.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�17.

208 Zu dieser Gruppe gehörten weiterhin die Verleger Konrad Toeche-Mittler, Georg 
Ernst, Curt Thesing, Wilhelm von Crayen und Oscar Schuchardt. Vgl. Zu Punkt 
4a der Tagesordnung der diesjährigen Hauptversammlung des Börsenvereins der 
Deutschen Buchhändler zu Leipzig, Sonderabdruck aus dem BBl.�86 (1919), Nr.�91 
vom 8.5.1919, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�145.

209 Vgl. Stenographischer Bericht über die ordentliche Hauptversammlung des Börsen-
vereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig am Sonntag Kantate, den 18. Mai 
1919, Sonderdruck aus: BBl.�86 (1919), Nr.�143 vom 10.7.1919 und Nr.�145 vom 
12.7.1919, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�164-169; Hinweis auf Zurücknahme des 
Antrags auf Satzungsänderung in: ZfB 36 (1919), Heft 5 u. 6, S.�137. Vgl. Blum, 
Nationalbibliographie, S.�251.

210 Dies galt sowohl für die Veröffentlichungen, für die der ganze Betrag aufgebracht 
werden musste, als auch für die Bücher, für die nur ein Teilbetrag zu entrichten 
war. Vgl. BV an die DB, 17.6.1919, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�156; Rötzsch/
Plesske, Deutsche Bücherei, S.�31.

211 Zum 1886 gegründeten Deutschen Verlegerverein, der korporativen Interessenver-
tretung der Verlagsfirmen im Börsenverein, vgl. Titel, Vereine, S.�240-242.
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dadurch für die Erwerbung von Büchern und Zeitschriften mit einem Ladenpreis 
von 171.964 Mark im Jahr 1919 lediglich 8.848 Mark aus eigenen Mitteln aufzu-
wenden brauchte.212 Der Deutsche Verlegerverein beließ es jedoch nicht bei sei-
ner Aufforderung, sondern führte im Dezember 1920 in seine Satzung eine Be-
stimmung ein, wonach jeder Verleger »sofort nach Erscheinen eines neuen 
Werkes oder einer neuen Auflage eines solchen ein Exemplar […] ohne Berech-
nung oder mit mindestens 50�%, bei Kommissionsartikeln mit möglichst hohem 
Rabatt an die Bibliographische Abteilung des Börsenvereins zur Aufnahme in 
die Bibliographie und Weitergabe an die Deutsche Bücherei zu senden« hatte.213

War der Vorstand des Börsenvereins im Mai 1919 noch gezwungen, die Ent-
scheidung über die Satzungsänderung zu vertagen, so hielt er dennoch konse-
quent an seinem Ziel fest. Vor dem Hintergrund der Vertragsverhandlungen 
zwischen dem Reich, Sachsen und der Stadt Leipzig über die Finanzierung der 
DB beschloss er im September 1921 erneut, seiner Hauptversammlung auf der 
nächsten Kantate-Versammlung im Mai 1922 eine Satzungsänderung vorzu-
schlagen. Diese sollte seine Mitglieder verpflichten, sofort nach dem Erscheinen 
eines in ihrem Verlag erscheinenden neuen Werkes oder einer Neuauflage ein 
Exemplar mit den für die Aufnahme in die Bibliographie erforderlichen Angaben 
der DB kostenlos zu überlassen. Wie er dabei betonte, hätte auch der Deutsche 
Verlegerverein in Aussicht gestellt, seinen Mitgliedern eine gleichgeartete Ver-
pflichtung aufzutragen.214 

212 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1919, S.�6. Die in der Zeit von 1913 bis 
1919 für Bücherankäufe aus Mitteln der DB aufgebrachten Geldmittel in Höhe von 
59.615 Mark erstattete der BV ebenfalls. Vgl. Protokoll der 64. Sitzung des GA der 
DB vom 22.12.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�18-27, hier Bl.�22.

213 Satzung des Deutschen Verlegervereins gegründet am 22.  November 1886 in 
Frankfurt am Main. Angenommen in der außerordentlichen Hauptversammlung 
vom 6. Dezember 1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�200-210, hier Bl.�203 (betr. §�5 
Absatz 10). Vgl. auch Teilabschrift aus der der Deutschen Verlegerzeitung 1 (1920), 
Nr.�24 vom 15.12.1920: Der 6. Dezember 1920. Ein Markstein in der Geschichte 
des deutschen Buchhandels, ebd., Bl.�188c. Vgl. Redaktionelle Notiz für die Deut-
sche Verlegerzeitung, ohne Datum (Juni 1921), ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�142; 
Neunter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenvereins 
der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1921, Leipzig 1922, S.�8�f. Zu den 
Emanzipationsbestrebungen des Deutschen Verlegervereins gegenüber dem BV 
vgl. Titel, Vereine, S.�241�f. 

214 Vgl. Notiz über eine Besprechung von Ministerialdirektor Klien (Sächsisches 
Wirtschaftsministerium), Ministerialdirektor Hedrich (Sächsisches Finanzministe-
rium) sowie Meiner, Siegismund, Volckmar (BV) und Minde-Pouet (DB), 24.9.1921, 
Anlage A zum Protokoll der 61. Sitzung des GA der DB vom 4.10.1921, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4, Bd.�5, Bl.�182�f. Der Antrag, die Gratislieferung der Verlagswerke in 
die Satzung des Verlegervereins aufzunehmen, wurde aufgrund der ablehnenden 
Haltung eines »nicht geringen Teils der anwesenden Verleger« auf der Hauptver-
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Obwohl sich in Verlegerkreisen erneut Bedenken gegen diese verdeckte Form 
des Pflichtexemplars erhoben215, brachte der Börsenverein den Antrag zur Sat-
zungsänderung zu Kantate 1922 vor die Hauptversammlung, die mit großer 
Mehrheit zustimmte.216 Die Verpflichtung hatte jedoch zur Voraussetzung, dass 
der Verein mit den ihm gemäß Paragraph 4 der Satzung der DB oder von ande-
ren Stellen zufließenden Mitteln imstande war, die DB »fortzubetreiben«. Die 
Bestimmung sollte also erst in Kraft treten, wenn der Vorstand des Vereins öf-
fentlich erklärte, dass diese Voraussetzung erfüllt sei.217 

Die Rechtsgültigkeit der neuen Satzungsbestimmung wurde von Fritz Sprin-
ger und der einflussreichen Vereinigung wissenschaftlicher Verleger um Walter 
de Gruyter nicht anerkannt, die sogar dagegen klagte.218 Unabhängig davon ver-
wahrten sich weitere Verleger und Buchhändler beim Amtsgericht in Leipzig 

sammlung des Deutschen Verlegervereins 1922 zurückgezogen. Vgl. Georg W. 
Dietrich (München) an Arthur Meiner (BV), 7.4.1923, SStAL, 21765/33, unp.

215 Vgl. Druckenmüller, Alfred: Die Deutsche Bücherei und der Buchhändler-Börsen-
verein, in: Deutsche Verlegerzeitung 2 (1921), Nr.�21 vom 15.11.1921, S.�403-406. 
In einer Erwiderung auf Druckenmüller (1882-1967), Inhaber der Metzlerschen 
Verlagsbuchhandlung in Stuttgart und des Verlags. C.�E. Poeschel, verwies Erich 
Ehlermann auf die Gegenleistungen des BV für diese Pflichtexemplare, die in der 
bibliographischen Verzeichnung der eingegangenen Werke und ihrer Archivierung 
bestanden. Zudem baue der BV mit den von den Verlegern gelieferten Büchern den 
Grundstock einer Nationalbibliothek auf. Vgl. Ehlermann, Erich: Deutsche Bü-
cherei – Börsenverein – Pflichtexemplare, in: Deutsche Verlegerzeitung 2 (1921), 
Nr.�24 vom 15.12.1921, S.�433-436. Vgl. auch Rötzsch, Börsenverein, S.�60-62; 
Blum, Nationalbibliographie, S.�251.

216 Vgl. Abschrift eines Auszugs aus dem Protokoll über die Verhandlungen der or-
dentlichen Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, dem 14. Mai 1922 aus 
dem BBl. vom 18.5.1922 S.�716, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�232. Bei dem betr. Pa-
ragraphen handelte es sich nun um §�3 Ziffer 5. Vgl. Ausschnitt aus dem BBl. vom 
29.4.1922, ebd., Bl.�231R. 

217 Vgl. Protokoll der 64. Sitzung des GA der DB vom 22.12.1922, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�6, Bl.�18-27, hier Bl.�22; Eduard Ackermann (Syndikus des BV) an die 
Direktion der DB, 28.7.1922, ebd., Bl.�233.

218 Vgl. Abschrift eines Schreibens der Vereinigung wissenschaftlicher Verleger Wal-
ter de Gruyter & Co. an die Verwaltung der DB, 16.5.1922, ebd., Bl.�323R. In einer 
ausführlichen Begründung für seine Entscheidung bemühte sich der Vorstand des 
BV beim Amtsgericht in Leipzig darum, den Einspruch Springers und de Gruyters 
»als unbegründet zurückzuweisen« und die Eintragung der veränderten Satzung in 
das Vereinsregister zu verfügen. Vorstand des BV an das Genossenschaftsregister 
des Amtsgerichts in Leipzig, 19.6.1922, ebd., Bl.�235-241. Zur »Vereinigung wis-
senschaftlicher Verleger Walter de Gruyter in Berlin« vgl. Schneider, Ute: Der  
wissenschaftliche Verlag, in: Fischer, Ernst u. Stephan Füssel (Hg.): Geschichte des 
deutschen Buchhandels im 19. und 20. Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-
1933, Teil 1, München 2007, S.�389-394.
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gegen die Pflichtabgabe, was den Vorstand des Börsenvereins zwischenzeitlich 
zu der Überlegung veranlasste, die Gratislieferung nun auch seinerseits auf dem 
Klageweg durchzusetzen.219 Von diesem Ansinnen rückte man jedoch ab, da 
man sich im Vorstand selbst über das Rechtswidrige seines Vorgehens im klaren 
war220 und die Direktion der DB berichtet hatte, dass der Widerspruch der Ver-
leger gegen die Pflichtabgabe bisher keine Änderung in ihrem Verhalten gegen-
über der DB zur Folge gehabt habe. Nach wie vor würden die Lieferungen ein-
gehen. Es sei zu erkennen, dass für die Firmen in erster Linie theoretische, rein 
rechtliche Aspekte im Vordergrund stünden. Sie würden sich lediglich »gegen 
jeden Zwang« verwahren, »im Übrigen aber der Deutschen Bücherei bis auf 
 wenige Ausnahmen« die Unterstützung in der bisher gültigen Form nicht ent-
ziehen.221 Gleichwohl war das Verhältnis zwischen dem Vorstand des Börsen-
vereins und den gegen ihn frondierenden Verlegern gespannt, wie der Geschäfts-
führer des Vereins, Eduard Ackermann, gegenüber dem Direktor der DB zum 
Ausdruck brachte:

»Ich […] glaube übrigens, dass man, wenn nur erst einmal die finanzielle Basis 
der Deutschen Bücherei gesichert ist, dann vielleicht doch auch der unverbes-
serlichen Exemplare Herr wird, schlimmstenfalls indem man ihnen eine Meute 
von Bibliotheken, Gelehrten und Behörden auf den Hals hetzt, denen ein auf 
den Schein einer Kulturförderung angewiesener Verleger auf die Dauer erlie-
gen muss. Wir müssen uns dann, wenn unsere Satzungen unter Dach und Fach 
sind und die Deutsche Bücherei finanziert ist, über die zweckmäßigsten Me-
thoden der Bekämpfung Eigensinniger noch unterhalten. Ich fürchte, es ist bei 
einigen nicht nur Prestigefrage, sondern auch kleinliche Geldgier. Aber auch 
in diesem Punkte werden ja die Buchhändler zu treffen sein, wenn man ihnen 
die Einwirkung einer Einbuße an wissenschaftlichem Ansehen auf ihren Geld-

219 Vgl. Eduard Ackermann (Syndikus des BV) an die Direktion der DB, 28.7.1922, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�233. Hier auch eine Aufzählung der der Sat-
zungsänderung widersprechenden Verlage und Buchhandlungen. Vgl. zudem 
Hans von Weber (Verlag des Zwiebelfisch, München) an den Vorstand des BV, 
10.8.1922, SStAL, 21765/33, unp. Als Beispiel für Verleger die vorbehaltlos liefer-
ten vgl. Abschrift aus BBl. Nr.�172 vom 26.7.1922: Stenographischer Bericht über 
die ordentliche Hauptversammlung des BV (hier Beispiel Georg Schmidt, Hanno-
ver), ADNBL, Abt. V, Nr.�40IV, Bl.�98b.

220 So hielt Ackermann im Januar 1923 fest: »Ein Verleger vom Range Springers hat 
einen gewissen Anspruch darauf, dass nicht über seinen Kopf hinweg so einschnei-
dende Vorschriften erlassen werden. Sind diese Vorschriften sogar rechtswidrig – 
und das sind sie ohne Zweifel – so kann man es dem Mitgliede nicht verargen, wenn 
es den Rechtsstandpunkt einnimmt und Schwierigkeiten macht.« Ackermann an 
Arthur Meiner, 6.1.1923, SStAL, 21765/42, unp.

221 Otto Erich Ebert (DB) an Syndikus Ackermann (BV), 29.7.1922, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�25, Bl.�243.
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beutel, geschickt darlegt. Die Frage wird nur eben sein, wie man, ohne gleich 
das schwerste Geschütz aufzufahren und ohne sich tödlichen Hass der Verle-
ger zuzuziehen, die einzelnen mürbe macht und ob man nicht durch irgend-
eine Mittelsperson die Hartnäckigsten darauf hinweist, welches Schicksal ih-
nen bei beharrlicher Weigerung droht. Ich würde jedenfalls auch vor solchen 
Erpressungsversuchen nicht zurückschrecken, weil es sich, wenn jetzt die Bü-
cherei von den Staatsstellen am Leben erhalten wird, um eine Prestigefrage 
handelt, dass der Börsenverein die Bücher beschafft.«222

Nach der Eintragung der Satzungsänderung in das Genossenschaftsregister des 
Amtsgerichts Leipzig erklärte der Börsenverein die neue Satzung mit Wirkung 
vom 15. Dezember 1922 für verbindlich.223 Dies veranlasste nun auch den Ver-
leger Fritz Springer, dagegen zu klagen und seinen Austritt aus dem Börsenver-
ein zu erwägen.224 Wie bereits in der Frage der Kündigung der DB-Mitarbeiter 
zeigte sich der Geschäftsführer des Börsenvereins, Eduard Ackermann, auch in 
dieser Frage um Konsens bemüht, indem er versuchte, Springer so weit wie mög-
lich entgegenzukommen und von seiner Entscheidung abzubringen. Er unter-
richtete Springer über die Entwicklung der Vertragsverhandlungen zwischen 
dem Reich, Sachsen und der Stadt Leipzig, die dem Börsenverein gewisse Ver-
pflichtungen auferlegten. Die drei Garanten hätten sich inzwischen auf eine 
Übernahme der Verwaltungskosten der DB verständigt, wonach je 2/5 auf das 
Reich und Sachsen sowie 1/5 der Kosten auf die Messestadt entfielen. Zwar 
könne das Reich »aus bestimmten Gründen eine juristisch bindende Verpflich-
tung nicht eingehen«, doch lägen in dieser Hinsicht so befriedigende Erklärun-
gen vor, dass der Börsenverein nicht in der Lage gewesen sei, »sich etwa auf die-
sen Mangel zu berufen und damit die Deutsche Bücherei zur Liquidation zu 
bringen«. Zwar sei der Börsenverein eine juristische Verpflichtung zur Beschaf-
fung der Bücher nicht eingegangen, der Sinn aller Absprachen bestehe jedoch 
darin, »dass der Börsenverein wenigstens die Verlagserscheinungen aller ihm an-
geschlossenen Buchhändler unentgeltlich« gebe und sich kein Verleger dieser 

222 Eduard Ackermann (Syndikus des BV) an Minde-Pouet, 23.10.1922, ebd., Bl.�249.
223 Vgl. Bekanntmachung, in: BBl.�89 (1922), Nr.�287 vom 11.12.1922, in: ADNBL, 

Abt. V, Nr.�25, Bl.�257; Vgl. Protokoll der 64. Sitzung des GA der DB vom 
22.12.1922, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�18-27, hier Bl.�21�f.

224 Vgl. Fritz Springer (Berlin) an den Syndikus des BV, Eduard Ackermann, 
20.12.1922, SStAL, 21765/42, unp. »Springer plant schon mit Rücksicht auf die 
neuen Differenzen mit dem Vereinsausschuss seinen Austritt aus dem Börsenver-
ein und andere Verleger sind im Begriff, die Lieferungspflicht gerichtlich anzufech-
ten.« Ackermann an die Vorstandsmitglieder des BV, 22.12.1922, SStAL, 21765/35, 
unp.
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Pflicht etwa durch einen Austritt aus dem Verein entziehe.225 Während er Sprin-
ger diese »freundschaftliche Belehrung« zuteil werden ließ, appellierte Acker-
mann an den Vorsitzenden des Börsenvereins Meiner, in einem persönlichen Ge-
spräch auf Springer zuzugehen und diesen so zur »Kapitulation« zu bewegen. 
Dies scheine schon aufgrund des rechtswidrigen Vorgehens des Vorstands und 
aus Loyalität gegenüber Springer geboten. Wenn die Angelegenheit »mit einer 
gewissen Liebenswürdigkeit und einem gewissen Humor behandelt« werde, so 
Ackermann, werde der Erfolg nicht ausbleiben, »zumal die Herren Springer ih-
rer Tradition nach einen gewissen Anspruch haben, auch einmal gestreichelt zu 
werden und kraft der allzu menschlichen Eitelkeit hierauf mit sichtlichem Wohl-
gefallen reagieren« würden.226

Meiner geriet aber unter Druck, denn im Vorstand des Börsenvereins mehrten 
sich die Forderungen, die in der Satzung fixierte Gratislieferung an die DB nun-
mehr öffentlich bekannt zu geben. Während sich die drei Garanten über die Fi-
nanzierung der DB pausenlos den Kopf zerbrechen würden, müsse sich der Bör-
senverein von ihnen den Vorwurf gefallen lassen, sich seiner Verantwortung zu 
entziehen, indem er die ihn zur Beschaffung von Freiexemplaren verpflichtende 
Bekanntmachung hinauszögere.227 Je länger der Vorstand mit der Bekanntma-
chung warte, desto mehr Mitglieder würden vom Verein ›abbröckeln‹ und sich 
den gegen die Gültigkeit der Satzungsänderung angekündigten Klagen anschlie-
ßen. Sei die Bekanntmachung aber erst einmal erlassen, müssten die widerspens-
tigen Mitglieder persönlich belehrt und »auf das Unzweckmäßige und Unwür-
dige« ihres Tuns hingewiesen werden. Gelinge das nicht, müsse »eben die Klage 
riskiert werden«.228 Angesichts der permanenten Reibereien in dieser Frage ging 
das Vorstandsmitglied des Börsenvereins, Hans Volckmar, sogar so weit, mit 

225 Eduard Ackermann (Syndikus des BV) an Fritz Springer (Berlin), 28.12.1922, 
SStAL, 21765/42, unp.

226 Vgl. Eduard Ackermann an Arthur Meiner, 6.1.1923, ebd. Das Mitglied des Vor-
stands des BV, Schatzmeister Hans Volckmar, war von dem Vorschlag Acker-
manns überhaupt nicht angetan und äußerte »ziemlich erregt, dass der Kerl [Fritz 
Springer A.�d.V] rausgeschmissen werden müsse«. Eduard Ackermann am Arthur 
Meiner, 13.1.1923, ebd.

227 Wie bereits erwähnt, hatte die in der Satzungsänderung für die Verleger vorgese-
hene Verpflichtung zur Gratislieferung zur Voraussetzung, dass der BV mit den 
ihm gemäß §�4 der Satzung der DB oder von anderen Stellen zufließenden Mitteln 
imstande war, die DB fort zu betreiben. Die im §�3 Ziffer 5 vorgesehene Verpflich-
tung zur Gratislieferung sollte also erst in Kraft treten, wenn der Vorstand des BV 
bekannt gab, dass die dem BV zufließenden Mittel zum Weiterbetrieb der DB aus-
reichten. Vgl. Ausschnitt aus dem Protokoll über die Verhandlungen der ordentli-
chen Hauptversammlung des BV am 29.4.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�258.

228 Herr ?? an die Vorstandsmitglieder des BV: »Zu den einzelnen Punkten der Tages-
ordnung der Vorstandssitzung schlage ich folgende Beschlüsse vor: zu A. 6 und 7: 



225

GRATISLIEFERZWANG FÜR DIE VERLEGER? – ZERREISSPROBE IM BÖRSENVEREIN 

einem Grundsatz des Börsenvereins zu brechen und das von den meisten Ver-
legern strikt bekämpfte Pflichtexemplar für die DB zu fordern. Er werde »den 
Tag segnen, wo wir den B.�V. auch von diesem Elend der Beschaffung des Gratis-
exemplars befreit hätten und dafür ein reinliches Pflichtexemplar eingeführt 
würde«.229

Meiner übernahm den Vorschlag des Geschäftsführers und klärte Fritz Sprin-
ger persönlich über die Zwangslage des Börsenvereins gegenüber den Garanten 
auf. Um ihn und die klagebereiten Verleger zum Einlenken zu bewegen, kamen 
beide überein, eine besondere, auf die ›Springer-Gruppe‹ beschränkte vertrau-
liche Abmachung zu treffen, nach der jeder ihrer insgesamt vierzehn Verleger 
zum Schutz seiner Rechte an die Belieferung der DB die Bedingung knüpfen 
konnte, bei Einstellung des Betriebes oder der Änderung des Zwecks der DB die 
unberechnet gelieferten Werke zurückzuerhalten.230 Dieser Vorschlag hatte zur 
Folge, dass sämtliche Verleger der »Springer-Gruppe« ihre Klage zurückzogen 
und erklärten, unter Wahrung ihres Rechtstandpunktes ein Exemplar ihrer Pro-
duktion unberechnet an die DB zu liefern.231 Der Börsenverein nahm die Erklä-

Bekanntmachung betr. Gratislieferung an die DB laut Satzung. Behandlung der 
Klagen bezüglich der DB (Springer)«, 16.1.1923, ebd.

229 Hans Volckmar (Kommissionsbuchhandlung F. Volckmar, Leipzig) an die Ge-
schäftsstelle des BV, 10.4.1923, SStAL, 21765/33, unp.

230 Vgl. Fritz Springer (Verlagsbuchhandlung Julius Springer, Berlin) an Arthur Mei-
ner, 18.1.1923, SStAL, 21765/42, unp. Die Frage, ob die Satzungsbestimmung betr. 
DB-Freiexemplare rechtsgültig sei, sollte offenbleiben. Den liefernden Verlegern 
sollten alle Rechte vorbehalten bleiben. Ein Einwand, dass in der kostenlosen Lie-
ferung eine Art Anerkennung der Satzungspflicht oder ein Verzicht auf Geltend-
machung von Einsprüchen und Klagen liegen könne, sollte vom BV in keinem Fall 
erhoben werden. Vgl. Arthur Meiner an Fritz Springer, 20.1.1923, ebd. Auf das 
dieser Vereinbarung zugrunde liegende »besondere Vertragsrecht« der 14 Mitglie-
der der ›Springer-Gruppe‹ verweist Albert Hess (BV) an die Vorstandsmitglieder 
des BV, 13.5.1924, SStAL, 21765/43, unp. Hans Volckmar war gegen die Einfüh-
rung der Rückgewährklausel für die ›Springer-Gruppe‹ und hielt auch eine recht-
liche Klärung der Satzungsänderung für unbedingt nötig. Nach seiner Auffassung 
sollte der BV die Gratislieferung »mit allen Mitteln – auch dem der Ausschließung« 
einzelner Mitglieder durchsetzen. Erleide er damit Schiffbruch, müssten die Ga-
ranten für die Lieferung der Bücher aufkommen. Vermerk Volckmars betr. Gra-
tislieferung der Springer’schen Gruppe an die DB, 23.4.1923, SStAL, 21765/42, 
unp.

231 Vgl. Fritz Springer an Arthur Meiner, 16.3.1923, ebd. Die einzelnen zwischen  April 
und Juni 1923 eingereichten Erklärungen der Verleger finden sich ebd. Die Zustim-
mung der ›Springer-Gruppe‹ sollte vom Vorstand des BV auch dazu verwendet 
werden, andere, der Gratislieferung abgeneigte Verleger zum Einlenken zu bewe-
gen. Vgl. etwa Hans Volckmar an die Geschäftsstelle des BV, 10.4.1923, SStAL, 
21765/33, unp. Ein Beleg für die vom BV garantierte Wahrung der Interessen der 
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rung der »Herren Springer und Genossen« mit Genugtuung zur Kenntnis, be-
schloss allerdings, von der Inkraftsetzung des die Gratislieferung einführenden 
Paragraphen noch abzusehen. Denn der Hinweis auf diesen Paragraphen sollte 
gegenüber dem Reich, Sachsen und Leipzig als »Druckmittel für den Eingang 
der Zahlungen verwendet werden«.232 Dies wurde von den Garanten mit Kopf-
schütteln quittiert. So machte das Sächsische Wirtschaftsministerium im Septem-
ber 1923 unmissverständlich deutlich, dass es den Börsenverein für verpflichtet 
halte, seinerseits die Anschaffung der Verlagsproduktion seiner Mitglieder 
 sicher zustellen und die Beträge für solche Werke, die nicht gratis geliefert wür-
den, aufzubringen.233

Gleichwohl änderte sich nichts an dem bestehenden Zustand. Erst als der 
Deutsche Verlegerverein 1924 etwas überraschend eine Satzungsänderung über 
die Lieferungspflicht an die DB erneut auf die Tagesordnung seiner Hauptver-
sammlung setzte, kam wieder Bewegung in die Sache.234 Der erst 1920 einge-
führte Paragraph 5, Ziffer 10, der Satzung des Verlegervereins verpflichtete seine 
Mitglieder, sofort nach dem Erscheinen eines Werks ein Exemplar »ohne Be-
rechnung oder mit mindestens 50�%, bei Kommissionsartikeln mit möglichst  
hohem Rabatt« an die Bibliographische Abteilung des Börsenvereins zur Auf-
nahme in die Bibliographie und Weitergabe an die DB zu senden.235 Die 
Neufassung des Paragraphen sah nun jedoch nur noch eine unentgeltliche Lie-
ferpflicht vor, entsprach also inhaltlich der auch vom Börsenverein avisierten, 

Mitglieder der ›Springer-Gruppe‹ findet sich in Schreiben des Ersten Vorstehers 
des BV an Herrn Georg Ernst (Berlin), 13.4.1923, SStAL, 21765/42, unp.

232 Auszug aus dem Protokoll der Sitzung des Vorstands des BV vom 26.-28.3.1923, 
ebd. Bereits im Januar hatte Ackermann empfohlen, die Gratislieferung noch nicht 
bekanntzugeben und abzuwarten, bis die Gelder von Stadt, Staat und Reich eine 
Zeit lang pünktlich eingegangen seien. Vgl. Bericht über die Sitzung des Vorstands 
des BV, 22. u. 23.1.1923, ebd.

233 Vgl. Abschrift aus einem Bericht des BV-Syndikus Albert Hess, ohne Datum (Sep. 
1923), ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�266.

234 Die Angelegenheit wurde als »Initiativ-Antrag« des scheidenden Ersten Vorstehers 
des Deutschen Verlegervereins, Georg Paetel (1871-1936), vorgebracht, soll aber 
auf Veranlassung des Börsenvereins in die Wege geleitet worden sein. Vgl. Bericht 
von Albert Paust (DB) zu der in der Hauptversammlung des Deutschen Verleger-
vereins am 17.5.1924 beschlossenen Gratislieferung an die DB, 27.5.1924, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�25II, Bl.�1.

235 Diese Fassung des §�5 Ziffer 10 war auf Walter de Gruyter zurückgegangen, der am 
6.9.1923 gestorben war. Ob der Vorstoß der Führung des Verlegervereins damit 
zusammenhing, dass einer der maßgeblichen Gegner der Einführung der Gratislie-
ferung in die Satzungen des BV und des Verlegervereins verschwunden war, muss 
offenbleiben. Vgl. Schreiben von Albert Hess an die Vorstandsmitglieder des BV 
betr. Satzungsänderung des Deutschen Verlegervereins über Lieferungspflicht an 
die DB, 6.5.1924, SStAL, 21765/43, unp.
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aber noch nicht in Kraft gesetzten Neufassung seiner Satzung (§�3, Ziffer 5). Der 
Börsenverein sah der Entwicklung im Verlegerverein daher mit großem Interesse 
entgegen, denn setzte sich die neue Fassung durch und scheiterte nicht erneut an 
der ›Springer-Gruppe‹, waren die Verleger nun zur Lieferung eines Freiexem-
plars an die DB verpflichtet. Unter der Voraussetzung, dass die drei Garanten die 
finanzielle Sicherstellung der DB gewährleisteten, hätte sich daraus für den Bör-
senverein damit ergeben, nun auch seine seit langem geplante Satzungsänderung 
durchzusetzen, »denn es hätte für Springer kaum noch Zweck [gehabt], nach 
Annahme der Änderung im Verlegerverein nun derjenigen im Börsenverein zu 
widersprechen«.236 

In der Hauptversammlung des Deutschen Verlegervereins am 17. Mai 1924 
fand die Satzungsänderung zwar »fast allgemeine Zustimmung«.237 Da er aber 
bei der Umsetzung der neuen Bestimmung Schwierigkeiten befürchtete, ent-
schloss sich der Vorstand des Verlegervereins zunächst zu einem behutsamen 
Vorgehen, um seine Mitglieder nicht zu verprellen. So wurde die Gratislieferung 
an die DB zunächst als »Ehrenpflicht des deutschen Verlages« deklariert, was 
den Bibliothekaren der DB aber nicht weit genug ging, denn in derartig milden 
Formulierungen erblickten sie die Gefahr, dass dieser für die DB zentrale Punkt 
der Satzung seine Rechtskraft verlor. Wie Albert Paust enttäuscht erklärte, hätte 
der Verlegerverein viel resoluter durchgreifen und nötigenfalls auch den Aus-
schluss eines Mitgliedes in Erwägung ziehen müssen, wenn es sich der neuen 
Satzung nicht füge.238 

Dem Gedanken resoluten Durchgreifens stand der Deutsche Verlegerverein 
keineswegs ablehnend gegenüber. Während sich das Gros der Verleger zur  
kostenlosen Lieferung ihrer Werke bereit erklärte, gab es einige, die den Be-
schluss bekämpften. Der Vorstand sah sich daher veranlasst, sich »durch scharfes 
Vorgehen gegen die sich ablehnend verhaltenden Mitglieder« Geltung zu ver-

236 Ebd. Im Vorstand des BV kam sogar die Forderung auf, im Zuge der im Verleger-
verein geplanten Satzungsänderung auch die auf die Mitglieder der ›Springer-
Gruppe‹ beschränkte Rückgabeklausel aus der Welt zu schaffen bzw. geheim zu 
halten, damit sich die davon nicht berührten Verleger nicht benachteiligt fühlten. 
Vgl. Paul Nitschmann (BV) an die Geschäftsstelle des BV, 9.5.1924, ebd.

237 Vgl. Rötzsch, Börsenverein, S.�62.
238 Bericht von Albert Paust (DB) zu der in der Hauptversammlung des Deutschen 

Verlegervereins am 17.5.1924 beschlossenen Gratislieferung an die DB, 27.5.1924, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�25II, Bl.�1. Vgl. auch Deutscher Verlegerverein. Beschlüsse 
der Hauptversammlung am 17. Mai 1924, in: BBl.�91 (1924), Nr.�123 vom 26.5.1924, 
S.�7491. Paust schlug auch vor, auf »schwierige Verleger« zuzugehen, und um eine 
Änderung ihrer Einstellung gegenüber der DB zu bitten. Vgl. Albert Paust an 
 Detlef Hudemann (Geschäftsstelle des Deutschen Verlegervereins), 27.5.1924, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�25II, Bl.�4.
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schaffen, wobei er auf die Unterstützung des Börsenvereins hoffte.239 Sowohl 
vom Verleger- als auch vom Börsenverein sollten gleichzeitig Mahnschreiben 
ausgehen, die den renitenten Verlegern »mit dem Ausschluss aus beiden Verei-
nen drohten«, falls sie die Satzungsbestimmungen nicht erfüllen würden. Im 
Ver legerverein wusste man allerdings nicht, dass die vom Börsenverein ver-
meintlich bereits sanktionierte Gratislieferung »noch gar nicht rechtskräftig« 
war, sondern erst durch eine Veröffentlichung im Börsenblatt wirksam werden 
sollte, nachdem die drei Garanten bindende Verträge eingegangen waren. Über-
dies offenbarte der Börsenverein dem völlig überraschten Verlegerverein nun, 
dass man inzwischen wegen rechtlicher Bedenken gar kein Interesse mehr daran 
habe, die vor kurzem noch vehement verfolgte Satzungsänderung in Kraft zu 
setzen.240 In der Satzung des Börsenvereins wurde die für seine Mitglieder vor-
gesehene Verpflichtung zur unentgeltlichen Lieferung ihrer Verlagsproduktion 
demnach nicht sanktioniert. Dies war möglicherweise auf ein gewisses Taktieren 
seines Vorstandes zurückzuführen, der einen erneuten Widerstand der ›Sprin-
ger-Gruppe‹ oder anderer Verleger befürchtete. Bei einer Satzungsänderung 
drohte die Gefahr, dass sich der mühsam ausgehandelte Kompromiss – mit sei-
ner vertraulichen Rückgabeklausel für die Mitglieder der ›Springer-Gruppe‹ – 
auflöste und sein Bekanntwerden erneut zu einer Zerreißprobe im Börsenverein 
führte, der bereits auf anderen Gebieten mit »Partikularinteressen« zu kämpfen 
hatte und daher das Aufbrechen neuer Konfliktfelder zu verhindern suchte.241 
Dass aber dennoch eine Entscheidung zugunsten der DB fiel, war darauf zurück-
zuführen, dass der Deutsche Verlegerverein nach einem Entschluss seiner Haupt-
versammlung 1925 die Bestimmung in seine Satzung aufnahm, wonach seinen 
Mitgliedern die Verpflichtung oblag, der DB neue Werke oder Neuauflagen nach 
ihrem Erscheinen ohne Berechnung zuzusenden. Damit war letztlich über den 
›Umweg‹ des Verlegervereins die kostenfreie Lieferung der sammelpflichtigen 
Literatur gesichert, ohne dass der Börsenverein als Zentralverband den Interes-
senausgleich mit der ›Springer-Gruppe‹ preisgeben und den Zwang zur Gratis-
lieferung in seinen Statuten sanktionieren musste.242

239 Vgl. Auszug aus einem Bericht der Vorstandssitzung des Deutschen Verlegerver-
eins am 20.9.1924 in Stuttgart, ebd., Bl.�28-30; Ausschnitt aus dem Bericht über die 
Sitzung des Vorstandes des BV am 18., 19. und 20.9.1924 in Stuttgart, SStAL, 
21765/44, unp.

240 Ausschnitt aus dem Protokoll über die Sitzung des Vorstandes des BV, 10.-
13.11.1924, ebd.; Vermerk Albert Pausts, 18.10.1924, ADNBL, Abt. V, Nr.�25II, 
Bl.�22.

241 Zu anderen Konfliktfeldern, welche die Gesamtorganisation des Buchhandels in 
dieser Zeit zu »sprengen« drohten, vgl. Titel, Vereine, S.�229-238.

242 Vgl. Rötzsch, Börsenverein, S.�62; Blum, Nationalbibliographie, S.�253. Immerhin 
legte der BV ab Ende 1924 jenen Verlegern, die neu in das Adressbuch des deut-
schen Buchhandels aufgenommen werden wollten »die Verpflichtung zur Gratis-
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4. Geltungsdrang und Reformstau –  
Bibliothekspolitische Konfliktlagen

In einer bemerkenswerten Eingabe an das Reichswirtschaftsministerium (RWM) 
führte das Preußische Kultusministerium im Februar 1920 aus, dass angesichts 
der finanziellen Notlage alle deutschen Bibliotheken »zu verkümmern« drohten. 
Dies sei mehr als bedenklich. Indem die Volksbüchereien breitesten Bevölke-
rungsschichten »Belehrung und edle Unterhaltung« zuteil werden ließen, wür-
den sie »weite Kreise von übertriebenen Wirtshausbesuch und unedlen Unter-
haltungen« abhalten. Als »wahrhaft volkstümliche Einrichtung« würden sie den 
»demokratischen Gedanken« fördern und den sozialen Frieden sichern. Im Ge-
gensatz dazu hätten die wissenschaftlichen Bibliotheken der allgemeinen Wohl-
fahrt des Landes zu dienen, da ihnen die Förderung wissenschaftlicher Arbeit, 
geschichtlicher Erkenntnis und allgemeiner sowie fachspezifischer Bildung ob-
liege. Gerade für die »Bildung der Nation« komme ihnen die gleiche Bedeutung 
zu wie der Schule. So wie sie für die Entwicklung von Handel, Technik und 
Wirtschaft unentbehrlich seien, könne auch die Politik keineswegs auf sie ver-
zichten, denn von ihrem Gedeihen hänge es ab, ob für die Massen Arbeit ge-
schaffen und Deutschland in der Welt wieder zur Geltung gebracht werden 
könne. In den »glücklichen Zeiten« sei man sich des Werts der Bibliotheken viel-
fach nicht bewusst geworden, erst jetzt, wo sie zu verkümmern drohten, trete ihr 
Nutzen für die Nation offen zutage. Der Niedergang der Bibliotheken »wäre ein 
namenloses Unglück« und nur durch eine umfassende Erhöhung ihrer Vermeh-
rungsfonds zu verhindern.243

Die Eingabe macht deutlich, dass sich die Berliner Regierungsstellen durchaus 
über die Bedeutung der ihnen in der Weimarer Verfassung eingeräumten erwei-
terten Zuständigkeit für die Kultur- und Wissenschaftspolitik im klaren waren, 

lieferung an die DB« auf. Albert Hess (Geschäftsführer des BV) an die Mitglieder 
des Vorstands des BV, 24.12.1924, SStAL, 21765/44, unp. Im Februar 1926 stellte 
der Leiter der Erwerbungsabteilung, Albert Paust, fest, dass sich immer noch einige 
Verleger den Satzungsbestimmungen widersetzten und nicht kostenlos lieferten. 
Für die dadurch entstehenden Kosten musste u.�a. die Gesellschaft der Freunde der 
DB aufkommen. Vgl. Aktennotiz Pausts, 2.2.1926, ADNBL 151/1 (Hefter: Rund-
schreiben, Gutachten und Vorstands-Sonder-Korrespondenz), unp.

243 Mit dieser Eingabe sollte das RWM dazu bewogen werden, fünf Prozent des Erlö-
ses aus dem deutschen Buchexport an die deutschen Bibliotheken zu verteilen. Das 
Sächsische Wirtschaftsministerium zeigte sich in diesem Zusammenhang bestrebt, 
»aus dieser Abgabe die Deutsche Bücherei bevorzugt zu bedenken«. PK an RWM, 
22.2.1920, SStAL, 21765/40, unp.; Ministerialdirektor Klien (Dresden) an Siegis-
mund, 24.2.1920, ebd.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

230

die sich auch auf das »wissenschaftliche Büchereiwesen« erstreckte.244 Dass dem 
Reich durch die Verfassung das Recht eingeräumt wurde, »im Wege der Gesetz-
gebung« Grundsätze für das wissenschaftliche Bibliothekswesen aufzustellen, 
war erst nach der mühevollen Beilegung des »alten Streits zwischen Unitariern 
und Partikularisten« im Zuge der Beratungen der Reichsverfassung in Weimar 
möglich geworden.245 Die Aufnahme der wissenschaftlichen Bibliotheken in die 
Bestimmungen des Artikels 10 der Verfassung war auf den Direktor der UB 
Bonn, Wilhelm Erman, zurückzuführen. Danach hatte die staatliche Zersplitte-
rung einer rationellen Organisation des deutschen Bibliothekswesens oft im 
Wege gestanden. Vermisst wurde eine einheitliche, für das ganze Reich verbind-
liche Ausbildungsordnung für die Bibliothekare, ebenso wie eine den Bedürfnis-
sen entsprechende gleichmäßige Verteilung der Büchersammlungen über das ge-
samte Reichsgebiet. Da die für diese Fragen in erster Linie verantwortlichen 
Stellen – der Verein Deutscher Bibliothekare und der Preußische Beirat für Bi-
bliotheksangelegenheiten –, so Erman, »in gewohnter Untätigkeit« verharrten, 
entschloss er sich zu einem Alleingang, indem er sich direkt an Abgeordnete der 
Nationalversammlung wandte.246

Ermans Vorstoß hing noch mit einem weiteren Grundsatzproblem des deut-
schen Bibliothekswesens zusammen, das auf den seit 1913 schwelenden Grund-
konflikt zwischen der DB und der Preußischen Staatsbibliothek verwies – dem 
Fehlen einer deutschen Nationalbibliothek. Im April 1919 bemängelte Erman, 
dass bei den Beratungen über die Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung, welche 
eben im Verfassungsausschuss der Nationalversammlung stattgefunden hätten, 
das wissenschaftliche Bibliothekswesen nicht berücksichtigt worden sei. Aber 
gerade hier sei ein »wenn nicht unmittelbares, so doch regelndes und förderndes 
Eingreifen des Reiches unentbehrlich«, denn Deutschland besitze noch immer 
keine Nationalbibliothek wie sie in anderen großen »Kulturländern« längst vor-
handen seien. Die DB könne diese Aufgabe niemals voll erfüllen, denn ihr fehle 
die ältere, vor 1913 erschienene Literatur. Sie verfüge nicht über das Recht auf 
ein Reichspflichtexemplar, was »eine wirklich erschöpfende Erfassung der lite-
rarischen Produktion der Gegenwart und der Zukunft« illusorisch mache.247 

244 Vgl. Mosler, Verfassung, S.�6 (Art. 10 Ziffer 2).
245 Vgl. Erman, Erinnerungen, S.�300. Zu Recht verweist Peter Vodosek jedoch darauf, 

dass trotz der neuen Bestimmungen der Verfassung der Kulturföderalismus des 
Kaiserreichs bezüglich der Alleinzuständigkeit der Länder für das Bibliothekswe-
sen beibehalten wurde und diese Partikularinteressen eine zentrale Planung oder 
gar Steuerung durch das Reich nicht oder nur schwer zuließen. Vgl. Vodosek, Bi-
bliothekswesen S. B 142.

246 Vgl. Erman, Erinnerungen, S.�300-303.
247 Im Zentralblatt für Bibliothekswesen begründete Erman seine Auffassung mit den 

Worten: »Wie wenig die Leipziger Deutsche Bücherei die uns fehlende National-
bibliothek zu ersetzen imstande ist, haben übrigens die letzten Tage von neuem 



231

GELTUNGSDRANG UND REFORMSTAU – BIBLIOTHEKSPOLITISCHE KONFLIKTLAGEN 

Eine »wahre Nationalbibliothek« könne nur durch den Ausbau einer der weni-
gen an alten Beständen reichen Bibliotheken »ersten Ranges« erfolgen, womit 
Erman auf die Staatsbibliotheken in Berlin und München abzielte. Eine dieser 
Bibliotheken – von denen Erman die Preußische Staatsbibliothek favorisierte – 
müsse mit den dafür erforderlichen Mitteln und einem sich über ganz Deutsch-
land erstreckenden Pflichtexemplarrecht ausgestattet werden. Der Preußische 
Gesamtkatalog stelle nur einen »schwachen Ersatz« für die fehlende National-
bibliothek dar, denn da bisher »kein Zwang auf das übrige Deutschland ausgeübt 
werden« könne, beschränke er sich auf die preußischen Staats- und Universitäts-
bibliotheken. Daraus leitete Erman die Notwendigkeit ab, die »Regelung des  
Bibliothekswesens wenigstens in seinen Grundzügen dem Reich« zuzuweisen, 
um damit die Begründung der »so lange vergeblich ersehnten Nationalbiblio-
thek« möglich zu machen.248

In Bibliothekskreisen sorgte Ermans Vorstoß für einige Aufregung.249 Wäh-
rend Paul Schwenke in Berlin die Anregungen verständlicherweise »dankbar« 
begrüßte, erachtete es Siegismund für notwendig, dem »in geeigneter Weise« 
 entgegenzutreten.250 Minde-Pouet hatte zunächst gar nicht vor, auf »Ermans 
Geschreibsel« einzugehen und in dieser Frage sogar den zu »Gegenzügen« drän-
genden ehemaligen Sächsischen Finanzminister Max Otto Schroeder zur Beson-
nenheit gemahnt.251 Nachdem sich Schwenke aber in dem von ihm herausge-

gezeigt. Der Vorstand des Börsenvereins hat seinen für die diesjährige Kantatever-
sammlung vorbereiteten Antrag, die Abgabe eines Freiexemplars an die Bücherei 
allen seinen Mitgliedern zur Pflicht zu machen, im letzten Augenblick infolge des 
Widerstandes mehrerer großer Verleger wieder zurückgezogen. Damit ist von 
neuem der Beweis geliefert, dass auf diesem Gebiet nur gesetzlicher Zwang den Er-
folg verbürgt.« Erman, Wilhelm: Das Bibliothekswesen und die Reichsverfassung, 
in: ZfB 36 (1919), Heft 5 u. 6, S.�135�f., hier S.�136.

248 Erman, Wilhelm: Eine deutsche Nationalbibliothek, in: Kölnische Zeitung. Erste 
Morgenausgabe, Nr.�326 vom 26.4.1919. Vgl. zudem Ders.: Die wissenschaftlichen 
Bibliotheken und die Reichsgesetzgebung, in: Die Hilfe, Nr.�18 vom 1.5.1919, 
S.�219�f.

249 Der Direktor der Staats- und Universitätsbibliothek in Königsberg, Alfred Schulze, 
konnte »weder eine wissenschaftliche noch eine nationale Ehrenpflicht« für eine 
allumfassende Sammlung des deutschen Schrifttums in einer Nationalbibliothek 
erkennen, sondern plädierte für eine »rationelle Abgrenzung der Sammelgebiete«, 
den Ausbau des Leihverkehrs, des Gesamtkatalogs und des Auskunftswesens. 
Schulze, Alfred: Zur Frage der deutschen Nationalbibliothek, in: ZfB 37 (1920), 
Heft 1 u. 2, S.�31-37, hier S.�34, 37.

250 Karl Siegismund an Arthur Meiner, 12.6.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�18. 
Meiner bat Minde-Pouet daraufhin, »das Nötige zu veranlassen«. Handschriftli-
cher Vermerk Meiners, 13.6.1919, ebd. 

251 Der Hinweis auf »Ermans Geschreibsel« findet sich im Schreiben Minde-Pouets 
an Fritz Milkau (Direktor der UB Breslau), 8.7.1919, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 
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gebenen Zentralblatt für Bibliothekswesen für Ermans Pläne ausgesprach, 
entschloss sich Minde-Pouet, »nun doch nicht mehr zu allen diesen Auslassun-
gen zu schweigen«. Wie er gegenüber Schroeder zum Ausdruck brachte, habe 
die Ausdehnung der Reichszuständigkeit auf das Bibliothekswesen »zwei Sei-
ten« und Berlin werde alles daran setzen, »zum Nachteil der Deutschen Büche-
rei Vorteile daraus zu ziehen«.252 Gerade weil sich »jetzt wieder die Herren 
Schwenke und Erman […] über die Deutsche Bücherei aufregen und ihr mit der 
Idee der Nationalbibliothek und anderen an den Haaren herbeigezogenen Argu-
menten […] das Wasser abgraben wollen«, erscheine ein energisches Vorgehen 
gegen Berlin angebracht, das nur so unruhig reagiere, weil die DB immer näher 
an das Reich heranrücke. Dies gelte im übrigen auch für München, denn »ebenso 
wie Schwenke« sorge sich »auch Schnorr«, nur würde dieser »mehr hinter den 
Kulissen arbeiten«. Um diesen »Machenschaften von Berlin und München« zu 
begegnen, plante Minde-Pouet, mit Schwenke persönlich zu verhandeln, sich 
aber auch über die Stellung der DB zu Berlin und München »in einem ruhigen, 
durchaus sachlichen Aufsatz auszusprechen«.253

Die etwas überzogene Reaktion Minde-Pouets hing damit zusammen, dass 
ihm neben den Querelen mit Berlin zeitgleich Bestrebungen zur Schaffung fach-
spezifischer Zentralbibliotheken Kopfzerbrechen bereiteten.254 So verfolgte bei-
spielsweise kein Geringerer als Otto Lerche den »abenteuerlichen Plan« zur 
Schaffung einer »Katholischen Zentralbibliothek«, für die er die UB Bonn oder 
die Kölner Stadtbibliothek ins Auge fasste.255 Der Kölner Direktor, Klemens 

Nr.�27/19, Bl.�4-7, hier Bl.�6. Zu Schroeder vgl. Schroeder an Hofrat [Arthur 
 Meiner], 11.6.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�19�f.; Vermerk Minde-Pouets, 
14.6.1919, ebd., Bl.�21. Es sei notwendig, so Schroeder im Juli 1919, »die Entwick-
lung der DB als dem besten dafür gegebenen Fundament zur Deutschen National-
bibliothek zu sichern« und in dieser Frage nicht »wieder locker zu lassen«, bis man 
»am Ziel« sei. Schroeder an Professor [Minde-Pouet], 14.7.1919, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�19II, Bl.�21�f.

252 Minde-Pouet an Schroeder, 10.7.1919, ebd., Bl.�23.
253 Bei »Schnorr« handelte es sich um den Generaldirektor der BSB, Hans Schnorr von 

Carolsfeld. Minde-Pouet an Fritz Milkau (UB Breslau), 8.7.1919, ADNBL, Abt. 
VI, Aktenheft Nr.�27/19, Bl.�4-7, hier Bl.�5�f. Vgl. auch Minde-Pouet an Schroeder, 
10.7.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�23. Wie Milkau Minde-Pouet versicherte, 
fehlte ihm »für die Richtung der Herrn Schwenke, Erman und Schnorr […] jedes 
Verständnis«. Milkau an Minde-Pouet, 23.7.1919, ADNBL, Abt. VI, Einzelakten-
heft Nr.�27/19, Bl.�12�f. Vgl. auch Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�27�f.

254 Ein Beispiel dafür, wie sensibel Minde-Pouet auf kritische, die DB betreffende Äu-
ßerungen reagierte, zeigte seine kurze Stellungnahme zu einem Artikel von Drahn, 
Ernst: Einiges von der Deutschen Bücherei, in: Der Buch- und Zeitschriftenhandel 
40 (1919), Nr.�37/38 vom 14.9.1919, S.�446-448. Vgl. Minde-Pouet an Ernst Drahn 
(Vorstand des Archivs der SPD), 6.10.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�27.

255 Minde-Pouet an Schroeder, 10.7.1919, ebd., Bl.�23.
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Löffler, widersprach jedoch der Notwendigkeit einer derartigen Einrichtung. 
Aber auch er plädierte für die Schaffung einer deutschen Zentralbibliothek, für 
die seiner Meinung nach die PSB »am besten« geeignet war, da der DB die ältere 
und ausländische Literatur fehle.256 Darüber hinaus unterbreitete der Leiter der 
Bibliothek des Reichspatentamtes, Paul Otto, zeitgleich den Vorschlag, seine  
Bibliothek zur »technischen Zentralbibliothek« auszubauen.257 Insbesondere in 
diesem Vorschlag, der in der Industrie und den technisch-wissenschaftlichen 
Vereinen auf rege Zustimmung stieß, erblickte Minde-Pouet »einen neuen Be-
weis dafür«, dass man sich in der Reichshauptstadt noch immer nicht mit dem 
Gedanken habe abfinden können, dass die DB nicht nach Berlin gekommen sei. 
»Da dieser Aufsatz nicht der einzige der Art« sei, »sondern in letzter Zeit auch 
Vorstöße anderer Art gegen die Deutsche Bücherei von Berlin aus unternommen 
worden« seien, unterliege »es kaum noch einem Zweifel, dass Berlin gerade jetzt, 
da die Deutsche Bücherei Aussicht habe, einen Reichszuschuss zu erhalten, von 
neuem« versuche, dies zu hintertreiben.258

Dass sich die Gemüter nicht noch mehr hochschaukelten hing vermutlich da-
mit zusammen, dass die Nationalversammlung im Juli 1919 entschied, Ermans 
Vorschlag, die Reichsregierung in die Lage zu versetzen, auch Grundsätze für 
die wissenschaftlichen Bibliotheken aufzustellen, anzunehmen. Als Wortführer 

256 Vgl. Lerche, Otto: Der Plan einer katholischen Zentralbibliothek, in: Kölnische 
Volkszeitung, 60 (1919), Nr.�367 vom 11.5.1919; Löffler, Klemens: Der Plan einer 
katholischen Zentralbibliothek, in: ZfB 36 (1919), Heft 11 u. 12, S.�264-266.

257 Dies ging auf eine Eingabe des Deutschen Verbands technisch-wissenschaftlicher 
Vereine an die Reichsregierung zurück, dem sich auch große Industrie-Verbände 
angeschlossen hatten. Vgl. Otto, Paul: Eine technische Zentralbibliothek, in: Der 
Tag, Nr.�101 (Ausgabe A) vom 13.5.1919; Ders.: Eine technische Bibliothek, in: 
Deutsche Literaturzeitung 40 (1919), Nr.�35 vom 30.8.1919, Sp. 659-665; Praesent, 
Hans: Organisation der technischen Bibliotheken – eine Forderung der Zeit!, in: 
Technik für Alle 11 (1920/21), S.�235-238, hier S.�236�f. Auch für die Befürworter 
dieser Neugründung kam die DB nicht in Frage, da ihr die ausländische Literatur 
fehlte und ihr Präsenzcharakter als benutzerunfreundlich angesehen wurde. Vgl. 
Baader, J. von: Eine technische Reichsbibliothek!, in: Leipziger Tageblatt (Mor-
genausgabe) vom 28.5.1919; Technische Zentralbücherei, in: Werkstattstechnik 13 
(1919), Heft 12 vom 15.6.1919, S.�185. Zu den Hintergründen dieses Plans, der bis 
in die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg zurückreichte, vgl. Behrends, Elke: Tech-
nisch-wissenschaftliche Dokumentation in Deutschland von 1900 bis 1945 unter 
besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses von Bibliothek und Dokumenta-
tion, Wiesbaden 1995, S.�54-59, 95-107. Aufgrund der angespannten Finanzlage des 
Reiches wurde der Antrag zum Ausbau der Patentamtsbibliothek zu einer techni-
schen Hauptbücherei im Januar 1921 abgelehnt. Vgl. Reichsministerium der Justiz 
(Berlin) an den Präsidenten des Reichspatentamtes, 5.1.1921, ADNBL, Abt. VI, 
Aktenheft Nr.�22/19, Bl.�20.

258 Minde-Pouet an Prof. Dr. Ing. A. Freund (Leipzig), 28.6.1919, ebd., Bl.�7
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in dieser Frage erwies sich der Posener Akademieprofessor und Abgeordnete  
Alfred Herrmann (DDP), der ebenfalls auf die Deutschland immer noch feh-
lende Nationalbibliothek verwies, in seiner Argumentation aber über Erman  
hinausging.259 Herrmann betonte, dass die beiden Staatsbibliotheken in Berlin 
und München über die umfassendsten Bestände an »alter deutscher Literatur« 
verfügen würden. Daneben sei die DB seit 1913 »jene deutsche Bibliothek, die 
das deutsche Schrifttum seit diesem Jahre am vollkommensten« umfasse. Da es 
unmöglich sei, für Leipzig »eine absolute Vollständigkeit rückwirkend« zu-
stande zu bringen, und es ebenso überflüssig erscheine, Berlin und München für 
das nach 1913 erschienene Schrifttum »auch noch die absolute Vollständigkeit 
zu sichern«, erscheine es vielleicht angebracht

»dass, wenn sich ein Ausbau einer der großen vorhandenen Bibliotheken, viel-
leicht Münchens oder Berlins, zur Nationalbibliothek nicht ermöglichen lässt, 
man dann den Mittelweg einschlägt, eine Trennung eintreten zu lassen und 
mögliche Vollständigkeit einer der beiden großen Bibliotheken für das Schrift-
tum vor 1913 zu sichern und für die Pflege der Literatur nach 1913 Leipzig 
seinen Platz zu belassen«.260

Diese Idee der ›verteilten‹ oder ›virtuellen Nationalbibliothek‹ und der dahinter-
stehende Gedanke der bibliothekarischen Zusammenarbeit hatte etwas Beste-
chendes, dem sich auch Minde-Pouet nicht entziehen konnte. Als dann noch der 
Leiter der Katalogabteilung an der Preußischen Staatsbibliothek, Richard Fick, 
im Oktober 1919 zu bedenken gab, ob nicht »eine Arbeitsteilung, eine Abgren-
zung der Interessensphären zwischen der Deutschen Bücherei und der Staatsbi-
bliothek« lohnenswert erscheine, reagierte Minde-Pouet sehr aufgeschlossen.261 
Um in Erfahrung zu bringen, »ob eine engere Zusammenarbeit zwischen den 
deutschen Bibliotheken und im Besonderen zwischen Berlin, München und 
Leipzig erwünscht und möglich« sei, nahm Minde-Pouet zunächst Kontakt mit 
der Bayerischen Staatsbibliothek auf.262 Dabei stellte er auch Ermans Gedanken 

259 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�251�f.
260 Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd.�327: 

Stenographische Berichte. Von der 27. Sitzung am 13. März 1919 bis zur 52. Sitzung 
am 9. Juli 1919, Berlin 1920, 1237-1278, hier. S.�1248 (45. Sitzung am 3.7.1919).

261 Fick schlug eine Arbeitsteilung bei der Sammlung von Zeitschriften, amtlichen 
Druckschriften, Vereinsschriften und auslandsdeutschen Schriften vor. Richard 
Fick (Auskunftsbüro der Deutschen Bibliotheken, Berlin) an Minde-Pouet, 
14.10.1919, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�1�f. Über die Perspektiven dieser Arbeits-
teilung verständigte sich Minde-Pouet intern zunächst mit den wissenschaftlichen 
Bibliothekaren der DB. Vgl. Vermerk Georg Schwidetzkys für Minde-Pouet, 
29.10.1919, ebd., Bl.�3�f.

262 Niederschrift über die Besprechung in der BSB in München am 26.11.1919, 
1.12.1919, ebd., Bl.�14-18.
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einer »Reichsbibliothek« zur Diskussion. Man stellte übereinstimmend fest, dass 
es unbestreitbar notwendig sei, das deutsche Schrifttum lückenlos zu sammeln, 
für München und Berlin aber noch die Erwerbung der ausländischen Literatur 
hinzukäme, die es zu intensivieren gelte. Dieses »doppelte Ziel« sei allerdings nur 
durch eine »geregelte Arbeitsteilung« zu erreichen. Eine einzelne Bibliothek 
könne diese einer Reichsbibliothek zufallenden Aufgaben aber nicht allein leis-
ten, womit weder Berlin, noch München, noch Leipzig als Reichsbibliothek in 
Frage kämen. Vielmehr komme es auf eine Kooperation der drei Häuser an.  
Daher müsse auch den einer Zentralbibliothek das Wort redenden »Auslassun-
gen« – etwa denen Ermans – durch aufklärende Darlegungen entgegengetreten 
werden.

Im Mittelpunkt der Verhandlungen standen die von Fick ausgehenden Anre-
gungen zur Abgrenzung der Sammelgebiete der drei Bibliotheken. Als »uner-
lässliche Vorbedingung« wurde konstatiert, dass die DB ihren Präsenzcharakter 
»in gewissem Grade« aufgeben und sich am Deutschen Leihverkehr beteiligen 
solle. Damit konnten sich die Bibliotheken beim Ankauf deutscher Bücher und 
Zeitschriften eine wesentliche Beschränkung auferlegen, weil diese Werke im 
Bestand der DB enthalten waren und ausgeliehen werden konnten. Die dadurch 
frei werdenden Mittel konnten von den Bibliotheken dann in erhöhtem Maße 
zum Ankauf ausländischer Literatur verwendet werden. Während man in Mün-
chen erwog, beim Sammeln der ausländischen Literatur mit Berlin eine Abgren-
zung der Interessensphären anzustreben, wurde dies bei den Dissertationen ab-
gelehnt, da die Sammlung und Katalogisierung dieser Druckschriften »keine 
besondere Mühe« verursachten. Über die Organisation der Sammlung auslands-
deutscher Schriften bestanden indes unterschiedliche Auffassungen. Während 
Minde-Pouet eine Arbeitsteilung zwischen mehreren Bibliotheken (Berlin, 
München, Leipzig und Hamburg) ins Auge fasste, plädierte die Bayerische 
Staatsbibliothek für eine zentralisierte Sammlung im Hamburger Kolonialinsti-
tut oder im Deutschen Ausland-Institut in Stuttgart. Einigkeit hingegen herrschte 
in der Frage der vollständigen Sammlung der amtlichen Druckschriften, für die 
allein die DB in Betracht kam. Im Gegensatz dazu sollten sich die Staatsbiblio-
theken in Berlin und München auf besonders wertvolle Serien und umfang-
reichere Veröffentlichungen mit Buchcharakter beschränken. Einen besonderen 
Punkt der Münchener Besprechungen markierte die Frage der »einheitlichen Ka-
talogisierung«. Die DB plane, so Minde-Pouet, die Herstellung des Deutschen 
Bücherverzeichnisses – der zentralen Buchhandelsbibliographie – zu überneh-
men. Abgesehen davon, dass auch über die Verzeichnung der nicht im Buchhan-
del erscheinenden Druckschriften zu entscheiden sei, vertrat er die Ansicht, dass 
die von der DB geleistete Katalogisierung des gesamten neuen deutschen Schrift-
tums allen deutschen Bibliotheken zugute kommen müsse, womit er für Leipzig 
den Anspruch reklamierte, zur Katalogisierungszentrale für das deutsch sprachige 
Schrifttum aufzusteigen und damit auch die Berliner Titeldrucke zu überneh-
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men. In München war man mit diesem Vorschlag nicht nur einverstanden, son-
dern bezeichnete es als »dringend notwendig«, auch die bibliographischen Ar-
beiten zu vereinheitlichen. Da sich die bibliographische Praxis noch immer den 
Bedürfnissen der einzelnen Bibliotheken anpasse, sei ein einheitliches Vorgehen 
unbedingt notwendig. Zu diesem Zweck wurde die Schaffung einer instituts-
übergreifenden Kommission ins Auge gefasst, die sich über die in Zukunft zu 
schaffenden Bibliographien verständigen und die entsprechenden Arbeiten ko-
ordinieren sollte. Diese vielversprechenden Ansätze bibliothekarischer Gemein-
schaftsarbeit sollte Minde-Pouet auch im Namen Münchens in der Preußischen 
Staatsbibliothek zur Diskussion bringen, woran sich die Hoffnung knüpfte, alle 
drei Bibliotheken zu einer gemeinsamen Besprechung an einen Tisch zu bringen. 
Über die Ergebnisse dieser Erörterungen hoffte Minde-Pouet auf dem nächsten 
Bibliothekartag 1920 in Weimar berichten zu können.263

Bei ihren Besprechungen mit Minde-Pouet signalisierte die Preußische Staats-
bibliothek ihre Bereitschaft zu einer gemeinsamen Verhandlung zwischen Mün-
chen, Leipzig und Berlin.264 Die Hoffnung, »dass aus dem Zusammenwirken der 
drei großen Anstalten recht Ersprießliches« hervorgehe, verwirklichte sich je-
doch nicht.265 Wie Minde-Pouet festhielt, habe er in Berlin nur über seine Ver-
handlungen in München berichtet, während sich Harnack und seine Abteilungs-
direktoren »lediglich anhörend« verhielten und »Beschlüsse nicht gefasst« 
wurden.266 In Berlin war man der Auffassung, dass es sich bei dem von Leipzig 
und München ins Auge gefassten Dreiergespräch lediglich um einen unverbind-
lichen Gedankenaustausch handeln und man in diesem Rahmen auch keine bin-
denden Beschlüsse treffen könne. Interesse signalisierte man lediglich an der 
Frage, »welche die event. Funktion der drei Bibliotheken als Ersatz für die ›Na-
tionalbibliothek‹« betraf.267 Die Zurückhaltung der Preußischen Staatsbiblio-

263 Vgl. ebd.; Minde-Pouet an Schnorr von Carolsfeld, 27.12.1919, ebd., Bl.�12.; Minde-
Pouet an Schwenke, 10.12.1919, ebd., Bl.�7. Dass München den Vorschlag Ermans 
zur Schaffung einer Reichsbibliothek verwarf, geht hervor aus dem Schreiben von 
Hans Schnorr von Carolsfeld an Minde-Pouet, 28.11.1919, ebd., Bl.�6. 

264 Die Besprechung Minde-Pouets mit den Vertretern der PSB (Adolf von Harnack, 
Paul Schwenke, Richard Fick, Hans Paalzow, Konrad Haebler, Heinrich Meisner, 
Gotthold Weil) fand am 22.12.1919 statt. Vgl. Minde-Pouet an Schnorr von Ca-
rolsfeld, 27.12.1919, ebd., Bl.�12. Siehe auch Bericht über die Verwaltung der DB 
1919, S.�7.

265 Schnorr von Carolsfeld an Minde-Pouet, 2.1.1920, ebd., Bl.�19�f. Der Generaldirek-
tor der BSB hatte sogar einen 12-Punkteplan für die Besprechungen entworfen. 
Vgl. Vorschläge Schnorr von Carolsfelds für die Besprechung Berlin-München-
Leipzig, 21.1.1920, ebd., Bl.�21.

266 Minde-Pouet an Schnorr von Carolsfeld, 10.1.1920, ebd., Bl.�22.
267 Schwenke an Schnorr von Carolsfeld, 24.1.1920, ebd., Bl.�25. Berlin machte aller-

dings klar, dass es sich nur ungern von einen Titelrucken trennen werde. Vgl. Nie-
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thek zu den Avancen Leipzigs und Münchens hatte allerdings einen Grund, denn 
sie war vom Reichsinnen- und vom Preußischen Kultusministerium mit der 
Ausarbeitung eines Programms für das wissenschaftliche Bibliothekswesen be-
traut worden, worüber Harnack Minde-Pouet in der Besprechung am 22. De-
zember 1919 jedoch nicht ins Bild gesetzt hatte. Dieses Programm sollte die 
Grundlage für eine Konferenz im RMdI bilden, das offenbar plante, in Reaktion 
auf die in der Verfassung verankerte Kompetenzzuweisung an das Reich einen 
Ausschuss für Bibliotheksfragen ins Leben zu rufen.268 

Da sich Berlin demnach nicht binden konnte, hielt es der Generaldirektor der 
Bayerischen Staatsbibliothek für geboten, »für den Augenblick von Besprechun-
gen abzusehen«.269 Minde-Pouet war von dem schnellen Rückzieher Münchens 
sehr überrascht, da er gerade vor dem Hintergrund des ihm noch gänzlich un-
bekannten Programms der PSB umso mehr von der Notwendigkeit einer Vor-
besprechung der drei Bibliotheken überzeugt war.270 Über »Schnorrs Umfall« 
gegenüber Berlin zeigte er sich enttäuscht: 

»Er hat vor Berlin eine tiefe Verbeugung gemacht und musste doch merken, 
dass Berlin bereits wieder Sonderpolitik betreibt, gegen die gerade auch Mün-
chen kämpfen musste. Hier in Leipzig hätten wir Berlin auf den Zahn fühlen 
können, Schnorr hat es ihm ermöglicht, zu entwischen. Die Gründe, die er 
angegeben hat, leuchten mir nicht ein, wie ich ihm offen gesagt habe, es müs-
sen noch andere Ursachen vorliegen, die er nicht nennen will. Schade! Unsere 
Hoffnung auf allerlei gute Ergebnisse ist dahin. Ich werde nun die Wege, die 
ich für die richtigen halte, allein gehen.«271

Schwenke versuchte, Minde-Pouet zu beruhigen und teilte mit, dass es sich bei 
dem vermeintlichen Programm lediglich um eine unverbindliche Auflistung 
möglicher Themen handele, die für die Verhandlungen mit dem Reichsinnenmi-
nisterium in Betracht kämen. Allerdings bestehe beim Innenressort gegenwärtig 
keine Neigung mehr, diese Fragen näher zu erläutern, weshalb eine Vorbespre-
chung der drei Bibliotheken überflüssig erscheine.272 Minde-Pouet reagierte 
 jedoch höchst ungehalten. Er hatte im RMdI erfahren, dass diesem die Hände 
gebunden seien, die Etatforderungen der DB beim Reichsfinanzminister zu be-

derschrift von Hans Paalzow über die Besprechung mit Herrn Minde-Pouet [am 
22.12.1919 in Berlin], 5.1.1920, ebd., Bl.�33-35, hier Bl.�35.

268 Vgl. ebd., Bl.�34R; Minde-Pouet an Ministerialdirektor von Sichart (Sächsisches 
stellvertretendes Mitglied des Reichsrats, Berlin), 23.2.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�19II, Bl.�95-100.

269 Vgl. Schnorr von Carolsfeld an Schwenke, 31.1.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, 
Bl.�26.

270 Vgl. Minde-Pouet an Schnorr von Carolsfeld, 12.2.1920, ebd., Bl.�27-29.
271 Minde-Pouet an Otto Glauning (München), 13.2.1920, ebd., Bl.�31.
272 Vgl. Schwenke an Minde-Pouet, 13.2.1920, ebd., Bl.�32.
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gründen, weil diese noch keine positive Arbeit nachweisen könne und ihrer För-
derung zudem der Widerstand der Preußischen Staatsbibliothek entgegenstehe, 
die auch München in dieser Hinsicht treibe. Wie Minde-Pouet dem Ministerium 
mitteilte, würde die Deutsche Bücherei »ohne weiteres« in den Reichsetat aufge-
nommen, wenn die Berliner Staatsbibliothek erkläre, die DB werde gebraucht 
und leiste Aufgaben, die nur sie kraft ihrer Organisation und Bestände leisten 
könne.273 Wie Minde-Pouet den Mitgliedern des Geschäftsführenden Ausschus-
ses mitteilte, bestehe der Grund für die Abneigung der PSB gegen die DB darin, 
dass Letztere »zu viel Initiative« entfalte und dadurch Berlin und München die 
Führung aus der Hand genommen habe. Laut Schwenke gehe es »doch nicht an, 
dass die DB sich an die Spitze der Bibliotheken stelle«.274 

Minde-Pouet war jedoch zu allem entschlossen und schreckte auch vor Er-
pressungsversuchen gegenüber der PSB nicht zurück. Dem Staatssekretär des 
RMdI, Theodor Lewald, gab er am 19. Februar 1920 zu verstehen, dass der »alte 
Gegner« der DB, die Preußische Staatsbibliothek, »schon wieder seine Minen 
gelegt« habe, was ihn, Minde-Pouet, bestärke, »die Machtmittel anzuwenden«, 
über welche die DB verfüge, um die PSB »zu zwingen«, sich für die DB beim 
Reich einzusetzen. Das Reich könne der DB eine Beihilfe nur bewilligen, wenn 
sich die Preußische Staatsbibliothek im Gegensatz zu ihrer bisherigen, die DB 
»bekämpfenden Politik«, zu ihrer Fürsprecherin mache. Aus diesem Grund bat 
er Lewald, in der geplanten Konferenz des RMdI die Frage zu stellen, »ob die 
deutschen Bibliotheken die Deutsche Bücherei für ein völlig unentbehrliches In-
stitut, gleichsam als die Stütze der deutschen Bibliotheken ansähen, oder ob sie 
sie für völlig überflüssig hielten«.275

Am selben Tag hielt Minde-Pouet dem Ersten Direktor der PSB, Paul 
Schwenke, in einem Gespräch »unter vier Augen« schonungslos vor, »in welcher 
gehässigen und unsachlichen Weise er und Exzellenz von Harnack bisher die 
Deutsche Bücherei trotz innerster Überzeugung von ihrer Unentbehrlichkeit, 
lediglich aus Angst und Neid, verfolgt« hätten und schob ihnen die Entschei-
dung darüber zu, »selbst beim Reiche auf die Unterstützung der Deutschen Bü-

273 Bericht über die [vertrauliche] Sitzung des GA der DB [unter Ausschluss der Bi-
bliotheks-Mitglieder des GA] am 21.2.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�4, 
Bl.�389c-389v, hier Bl.�389c-389e.

274 Ebd. Wie Richard Fick Minde-Pouet mitteilte, herrschte in der PSB die Ansicht 
vor, dass die DB, »an einem Zuviel von Aufgaben, die sie sich gestellt habe« kranke. 
Es würde der PSB »ein Eintreten für die DB wesentlich erleichtert werden, wenn 
sie DB ihre Ziele enger begrenzte und z.�B. auf die Sammlung der amtlichen Druck-
sachen« verzichte. Fick an Minde-Pouet, 26.2.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, 
Bl.�39�f.

275 Minde-Pouet an Ministerialdirektor von Sichart (Sächsisches stellvertretendes Mit-
glied des Reichsrats, Berlin), 23.2.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�95-100.



239

GELTUNGSDRANG UND REFORMSTAU – BIBLIOTHEKSPOLITISCHE KONFLIKTLAGEN 

cherei zu dringen, oder sie als ein unnützes Institut zu erklären«. Um dem Nach-
druck zu verleihen, führte Minde-Pouet gegenüber Schwenke aus, dass die DB 
ein »Machtmittel« besitze, »dessen Anwendung, wenn es bis zum äußersten« 
komme, »vor allem die preußischen Bibliotheken auf das allerempfindlichste« 
schädige.276

Über dieses von Minde-Pouet erwähnte »Machtmittel« kann nur gemutmaßt 
werden. Es bestand möglicherweise in der Androhung, dass sich der Börsen-
verein »durch das Verhalten von Harnack und Schwenke veranlasst« sehen 
könnte, »sich an die Spitze einer Agitation gegen die Pflichtexemplare in Preu-
ßen« zu stellen und diese somit zu Fall zu bringen. Auf diese der PSB und den 
preußischen Universitätsbibliotheken drohende Gefahr sollte der Preußische 
Kultusminister jedenfalls aufmerksam gemacht werden.277 Die Drohung Minde-
Pouets schreckte die Direktion der Berliner Staatsbibliothek offenbar gehörig 
auf, denn noch am selben Tag berief Harnack seine Abteilungsdirektoren zu 
einer Besprechung dieser Angelegenheit zusammen.278 In der Sitzung, die sich 
dem Verhältnis der PSB zur DB und zur Bayerischen Staatsbibliothek widmete, 

276 Der einseitige Bericht Minde-Pouets über seine Besprechung mit Schwenke endete 
damit, dass Schwenke angesichts der Drohung Minde-Pouets sofort eingelenkt und 
die »Unmöglichkeit […], den Kampf gegen die Deutsche Bücherei« noch fortzu-
führen, eingesehen habe. »Ich ging von ihm mit der Bitte, diese Dinge mit Exzel-
lenz Harnack durchzusprechen und sich über die Stellungnahme zur Deutschen 
Bücherei fortan klar zu werden. Schon beim Abschied ließ er mich nicht im Zwei-
fel darüber, welche Entschließung von Seiten der Preußischen Staatsbibliothek 
nunmehr zu fassen wäre. Welch ein Maß von kleinlicher Eifersüchtelei in dieser 
Unterredung zutage trat, welche eine Furcht die Preußische Staatsbibliothek be-
drückt, dass die Deutsche Bücherei die Führung im deutschen Bibliothekswesen 
an sich reißen könnte, wie mir schließlich offen gebeichtet wurde, dass ich eine 
Berlin gefährlich werdende ›zu große Initiative‹ entfaltete, möchte ich nur neben-
bei noch bemerken.« Ebd.

277 Bericht über die [vertrauliche] Sitzung des GA der DB [unter Ausschluss der Bi-
bliotheks-Mitglieder des GA] am 21.2.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�4, 
Bl.�389c-389v, hier Bl.�389l. Minde-Pouet war bemüht, die Frage der Pflichtexem-
plare nur in dem kleinen Kreis der an der »geheimen Sitzung« des GA teilnehmen-
den BV-Mitglieder, sonst aber mit keinem, auch nicht mit den Vorstandsmitglie-
dern des BV zu besprechen. Es sei besser, niemanden in diese »geheimsten 
Verhandlungen« hineinblicken zu lassen, da zu befürchten sei, dass die Gegner der 
Pflichtexemplare nunmehr Oberwasser gewinnen würden. Das berge große Gefah-
ren für die DB, weil dann ihr »wichtigstes Machtmittel« gegenüber der PSB gefähr-
det werde und man – nachdem man die PSB »zum Frieden gezwungen« habe – da-
rauf achten müsse, dass die Pflichtexemplare in Preußen auch weiter geliefert 
würden. Minde-Pouet an Hofrat [Arthur Meiner], 1.3.1920, SStAL, 21765/32, unp.

278 Minde-Pouet an Ministerialdirektor von Sichart (Sächsisches stellvertretendes Mit-
glied des Reichsrats, Berlin), 23.2.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�95-100.
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kam man überein, dass Berlin »eine Unterstützung der Deutschen Bücherei 
durch das Reich empfehlen könne«, wenn sich diese am Leihverkehr beteiligen 
und ihre »eigentliche Aufgabe, die deutsche literarische Produktion laufend zu 
sammeln, eng halten würde«. Auf diese Weise könne die DB die großen wissen-
schaftlichen Bibliotheken wirksam entlasten. Zugleich wurde festgehalten, dass 
durch eine solche offizielle Empfehlung »jedoch kein Urteil über die Bedeutung 
der Deutschen Bücherei neben oder über den anderen deutschen Bibliotheken 
und vor allem keine Anerkennung der Deutschen Bücherei als der Deutschen 
Reichsbibliothek ausgesprochen« sei.279 Einen Tag später erklärte Richard Fick 
im Geschäftsführenden Ausschuss der DB:

»Ich bin durch Exzellenz von Harnack ermächtigt zu erklären, dass die Preu-
ßische Staatsbibliothek von jetzt an die Forderungen der Deutschen Bücherei 
beim Reiche unterstützen wird. […] Die Bibliotheken sind heute mehr denn 
je auf einander angewiesen, wir wollen die Deutsche Bücherei als eine Anstalt 
ansehen, die uns entlastet, die uns aber auch helfen muss. Die Staatsbibliothek 
beansprucht nach wie vor als erste wissenschaftliche Anstalt Deutschlands zu 
gelten, eine vollständige Sammlung des deutschen Schrifttums strebt sie nicht 
mehr an. Eine solche ist nur in Verbindung mit Leipzig und München mög-
lich. Die Staatsbibliothek wird, wenn die Deutsche Bücherei vom Reiche un-
terstützt wird, auch Anspruch auf Reichsunterstützung erheben. Bedingung 
für Unterstützung der Deutschen Bücherei durch die Staatsbibliothek beim 
Reiche wäre allerdings die Aufgabe der Bestimmung, dass kein Buch außer-
halb der Räume der Deutschen Bücherei benutzt werden darf. Die Deutsche 
Bücherei muss sich am Leihverkehr der Bibliotheken beteiligen.«280

Da die Preußische Staatsbibliothek signalisierte, sich auch dann für eine Bei-
hilfe für die DB zu verwenden, wenn Berlin und München keine höheren 
Reichszuschüsse erhielten, veranlasste der Geschäftsführende Ausschuss eine 

279 Krause, Dienstprotokolle, S.�212 (Sitzung vom 19.2.1920). Wie Minde-Pouet fest-
stellte, hatten Schwenke und Fick betont, dass die DB die PSB und die BSB seit 
Jahren »ungeheuer« entlastete und ohne die DB »wesentliche Aufgaben des deut-
schen Bibliothekswesens überhaupt nicht zu lösen« seien und auch nicht von 
der PSB übernommen werden könnten. Minde-Pouet an Ministerialdirektor von  
Sichart (Sächsisches stellvertretendes Mitglied des Reichsrats, Berlin), 23.2.1920, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�95-100.

280 Bericht über die Sitzung des GA der DB am 21.2.1920, Abt. III, Nr.�4, Bd.�4, 
Bl.�405-408, hier Bl.�407. Auf der Grundlage dieser Erklärung reichte die DB die 
oben erwähnte Eingabe zur Bereitstellung von 300.000 Mark beim Reich ein. Vgl. 
Kap.�IV.A.2. In der BSB erregte der in der Erklärung Ficks zum Ausdruck kom-
mende Vormachtanspruch der PSB »Missfallen unter der ganzen Kollegenschaft«. 
Otto Glauning (BSB) an Minde-Pouet, 13.3.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�51.



241

GELTUNGSDRANG UND REFORMSTAU – BIBLIOTHEKSPOLITISCHE KONFLIKTLAGEN 

Änderung der DB-Satzung, die ihre Einbindung in den deutschen Leihverkehr 
ermöglichte.281

Um die Beteiligung der DB am Leihverkehr und andere gemeinsam von den 
deutschen Bibliotheken zu lösende Aufgaben zu regeln, wollte Minde-Pouet die 
vom RMdI geplante Bibliothekskonferenz nun so schnell wie möglich einberu-
fen. Auf Wunsch der PSB sollte Minde-Pouet eine Denkschrift ausarbeiten, wel-
che die Grundlage für die Besprechung bilden sollte.282 Obwohl der Direktor 
der DB dieses Ansinnen ablehnte, da er auf dem bevorstehenden Bibliothekartag 
in Weimar ausführlich über die in Aussicht zu nehmenden Gemeinschaftsarbei-
ten berichten wollte283, bahnten sich in den folgenden Wochen erste zaghafte 
Versuche einer vom Reich ausgehenden Steuerung und bibliotheksübergreifen-
den Arbeitsteilung an. Das RMdI gelangte zu der Ansicht, dass als beratendes 
Organ des Ministeriums ein Reichsbibliotheksrat gebildet werden müsse.284 Im 
März 1920 wurde der Anschluss der DB an das Auskunftsbüro der Deutschen 
Bibliotheken vollzogen.285 Im April legte das RMdI in Absprache mit dem Preu-
ßischen Kultusministerium und dem Verein Deutscher Bibliothekare ein vorläu-
figes Programm zur Aufstellung von gesetzgebenden Grundsätzen für das wis-
senschaftliche Bibliothekswesen vor, das sich auf die Aufgaben der Bibliotheken 
und die Abgrenzung ihrer Sammelgebiete, die Frage der Pflichtexemplare, den 
Schriftentausch, den Gesamtkatalog, die Titeldrucke und einheitliche Katalogi-

281 Minde-Pouet an Ministerialdirektor von Sichart (Sächsisches stellvertretendes Mit-
glied des Reichsrats, Berlin), 23.2.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�95-100; 
Minde-Pouet an Siegismund, 22.2.1920, ebd., Bl.�94. Der Entwurf für die Bestim-
mungen über den deutschen Leihverkehr findet sich in Schreiben des PK an den 
RMdI, 5.2.1923, BArch Berlin, R�1501/108998, Bl.�57-59. Die Leihverkehrsord-
nung für die Deutschen Bibliotheken vom Frühjahr 1924 findet sich in ADNBL, 
721, Bl.�86. Vgl. auch Balcke, Lage, S.�52. Dass sich die DB nur langsam in den Leih-
verkehr einfügte, hing vermutlich damit zusammen, dass die Sächsische Landesbi-
bliothek in Dresden als für Sachsen zuständige Leihverkehrs-Bibliothek bestimmt 
wurde. Vgl. Abschrift aus dem Verordnungsblatt des Sächsischen Ministeriums für 
Volksbildung vom 3.4.1924, 6. Jg., Nr.�7, Bl.�87.

282 Vgl. Fick (PSB) an Minde-Pouet, 26.2.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�39�f.
283 Der Vorsitzende des VDB, Karl Boysen, hatte Minde-Pouet gebeten, auf dem Bi-

bliothekartag in Weimar über die Zusammenarbeit der großen Bibliotheken zu 
sprechen. Boysen an Minde-Pouet, 17.3.1920, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, Bl.�5; 
Minde-Pouet an Boysen, 25.3.1920, Bl.�6-7.

284 Vgl. Klien (Abteilung für Handel und Gewerbe, Sächsisches Wirtschaftsministe-
rium) an die DB, 11.3.1920, ADNBL, 806/2 (1920-1945), Bl.�1.

285 Vgl. Abschrift eines Schreiben Ficks (Auskunftsbüro der deutschen Bibliotheken) 
an Minde-Pouet, 30.3.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�63; Bericht über die Ver-
waltung der DB 1920, S.�10.
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sierungsregeln, Benutzungsordnungen, den Leihverkehr sowie Ausbildungs-
fragen erstreckte.286 

Während Minde-Pouet dieses Programm nicht weit genug ging, zeigte sich 
der Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek wenig interessiert und 
schlug sogar vor, die geplante Bibliothekskonferenz des RMdI hinauszuschie-
ben.287 Dies hielt den Direktor der DB jedoch nicht davon ab, seinen Vorstellun-
gen besonderen Nachdruck zu verleihen. Unter der Überschrift »Getrennt mar-
schieren und vereint schlagen« entwickelten Minde-Pouet und Fick am 30. April 
1920 vor dem Verwaltungsrat der DB ihre Vorstellungen über die zukünftige 
Arbeitsteilung der deutschen Bibliotheken. Da deren Erwerbungsetats nicht 
mehr ausreichten, seien die Staatsbibliotheken in München und in Berlin mit der 
DB übereingekommen, dass die deutschen Bibliotheken ihre Mittel vor allem für 
die Beschaffung der ausländischen Literatur verwenden und vom deutschen 
Schrifttum nur das erwerben sollten, was unbedingt nötig sei. In allen übrigen 
Fällen solle die DB mit ihren Beständen aushelfen, in dem sie sich dem Deut-
schen Leihverkehr anschließe und von ihrem satzungsgemäßen Grundsatz, eine 
Präsenzbibliothek zu sein, abgehe. Zudem sei eine Einschränkung der Sammel-
aufgaben der DB anzustreben, vor allem im Hinblick auf die amtlichen Druck-
schriften, die ohnehin niemals vollständig eingehen würden und fortan dezentral, 
also auf verschiedene Bibliotheken verteilt, zu sammeln seien. Die Sammlung des 
deutschsprachigen Auslandsschrifttums sei einzuschränken und ebenfalls zu de-
zentralisieren. »Das Sammelgebiet der Deutschen Bücherei, das heute jede deut-
sche Druckschrift umfassen soll, muss also dahin beschränkt werden: amtliche 
Druckschriften und das deutsche Auslandsschrifttum sind nur in dem Umfange 
zu sammeln, den ein von den deutschen Bibliotheken aufzustellender Sammel-
plan ihr zuweist.« Diese Fragen, so Minde-Pouet, würden im Fokus des be-
vorstehenden Bibliothekartags in Weimar stehen und die Grundlage für die 

286 Vgl. RMdI an die Landesregierungen (außer Preußen), 7.4.1920, ADNBL, 806/2 
(1920-1945), Bl.�2; Minde-Pouet an das Wirtschaftsministerium (Dresden), 
19.4.1920, ebd., Bl.�3�f.

287 So vermisste Minde-Pouet in dem Programm die Frage der Reichsbibliothek, der 
bibliographischen Unternehmungen, des Austauschs von Bibliothekaren, des 
Reichs bibliotheksrats sowie der Sammlung von Privatdrucken, Zeitungen und aus-
landsdeutschen Schriften. Vgl. handschriftliche Bemerkungen Minde-Pouets, 
17.4.1920 auf dem Schreiben des RMdI an die Landesregierungen (außer Preußen), 
7.4.1920, ebd. Vgl. auch Minde-Pouet an das Wirtschaftsministerium (Dresden), 
19.4.1920, ebd., Bl.�3�f. Zum Bestreben der BSB-Spitze, die RMdI-Konferenz  
hinauszuzögern vgl. Schnorr von Carolsfeld (BSB) an Minde-Pouet, 25.2.1920, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�45; Otto Glauning (BSB) an Minde-Pouet, 13.3.1920, 
ebd., Bl.�51.
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Konferenz im RMdI bilden, die auf die Festlegung von »Grundsätzen für die 
Neuregelung des deutschen Bibliothekswesens« abziele.288

Die großen Hoffnungen, welche die ›Reformer‹ um Minde-Pouet und Fick in 
den Weimarer Bibliothekartag gesteckt hatten, erfüllten sich nicht.289 Im Mittel-
punkt standen die Vorträge von Otto Glauning (München) und Minde-Pouet. 
Glauning widmete sich dem in Bibliothekskreisen angeblich überall »als uner-
freulich empfundenen« Artikel 10 der Reichsverfassung, der eine »durchgrei-
fende Vereinheitlichung des wissenschaftlichen Bibliothekswesens« durch das 
Reich anzubahnen suche. Er verwies auf die dem vorläufigen Programm des 
RMdI vermeintlich innewohnenden Gefahren und unterstellte dem Reich, die fi-
nanzielle Notlage der Bibliotheken auszunutzen, die sich ihre Reichszuschüsse 
mit dem Verzicht auf ihre Selbständigkeit erkaufen müssten. In den Ausführun-
gen Glaunings kam das reform-konservative Beharrungsvermögen des Berufs-
stands der Bibliothekare deutlich zum Tragen, der geradezu dogmatisch an dem 
in langer Praxis Bewährten festhielt und gegen die »zweifelhaften Vorteile der 
Vereinheitlichung« mobil machte.290 So widersprach er auch dem von Minde-
Pouet postulierten Gedanken der Zentralkatalogisierung, da es doch nur äußer-

288 Protokoll der 8. Sitzung des VR�der DB vom 30.4.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2II, 
Bl.�270-283, hier Bl.�278-280. Einen ersten Versuch, diese Dezentralisation durch-
zusetzen, markierten die Überlegungen, die Sammlung des auslandsdeutschen 
Schrifttums im Deutschen Ausland-Institut (DAI) in Stuttgart zu forcieren, um die 
DB und die PSB zu entlasten. Vgl. Rudolf Fick (PSB, Vorsteher des Gesamtkata-
logs) an Minde-Pouet, 10.5.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�22II, Bl.�28; Dr. phil. h.�c. 
Kommerzienrat Konsul Theodor Wanner (Vorsitzender des Vorstands des DAI) 
an Minde-Pouet, 21.5.1920, ebd. Bl.�30; Protokoll über die Sitzung des Wissen-
schaftlichen Beirats des DAI, 14.5.1920, ebd., Bl.�63-67.

289 Der VDB hatte Ende Mai 1920 zu seiner ersten Versammlung seit 1914 geladen. 
Vgl. Sechzehnte Versammlung Deutscher Bibliothekare in Weimar am 26. u. 
27. Mai 1920, in: ZfB 37 (1920), Heft 9 u. 10, S.�193-242, hier S.�193.

290 In einem anderen Zusammenhang verwies der Leiter der Katalogabteilung der DB 
auf den »konservativen Sinn der Bibliothekare, der ohne oder mit Grund am Ur-
väterhaushalt alter Einrichtungen« hänge. Frels, Wilhelm: Buchhändlerische und 
bibliothekarische Bibliographie. Drei Aufsätze, Leipzig 1920, S.�22. Der Direktor 
der UB Freiburg, Emil Jacobs, führte 1924 aus: »[…] wer endlich weiß, dass das 
notwendige Festhalten an einer Tradition in vielen Bibliotheken in krankhafter 
Weise oft gehandhabt wird, wer sich erinnert an den berühmten Ausspruch von 
Otto Hartwig, dass im bibliothekarischen Leben mehr als sonst wo die Gewöh-
nung bis zu neunzig Prozent eine Rolle spielt, der wundert sich nicht, dass einer 
so vorzüglichen Sache wie der Bibliotheksausgabe [der DB] bei ihrer Einführung 
so große Schwierigkeiten bereitet werden.« Emil Jacobs (UB Freiburg) an den  
Vorstand des BV, 26.7.1924, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI; Bl.�324�f. Selbst Glauning 
verwies 1926 auf den in der Öffentlichkeit angenommenen »verknöcherten Kon-
servatismus« der Bibliothekare. Siehe Glauning, Lage, S.�20.
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lich einen Gewinn bedeute, »wenn die Titelaufnahmen, womöglich mit Signatu-
ren, alle in einer Zentrale hergestellt würden, so dass in den angeschlossenen 
Bibliotheken nur noch das richtige Einreihen der Titelkarten in die verschiede-
nen Kataloge zu erfolgen hätte«. In unzeitgemäßem Beharren auf althergebrach-
ten Strukturen sprach sich Glauning gegen eine derartige Mechanisierung des 
Berufs der Bibliothekare aus, die durch eine zentrale Katalogisierung von den 
Büchern getrennt würden. Er reklamierte einen für die Bibliotheken »berechtig-
ten Partikularismus« und sprach sich gegen Ermans Plan einer alles deutsche 
Schrifttum in sich vereinigenden Nationalbibliothek aus.291 

Minde-Pouet widmete sich in seinem Referat den »gemeinsamen Aufgaben 
der deutschen Bibliotheken«. Auch er verwahrte sich gegen Zentralisierungs-
ideen Unberufener wie Erman, betonte jedoch, dass es Aufgaben gebe, die durch 
Zentralisierung besser zu lösen seien. Diese müsse aber auf eine »geregelte Ar-
beitsteilung« abzielen, ohne die Selbständigkeit der Bibliotheken zu gefährden. 
Es bedürfe also einer festen Zentrale, die nicht bevormunde, sondern leite und 
ausgleiche, womit Minde-Pouet auf einen aus Fachmännern zusammengesetzten 
Reichsbibliotheksrat abzielte, der als beratendes Organ des RMdI in allen Biblio-
theksangelegenheiten wirksam werden sollte. Auch Minde-Pouet verwarf den 
Gedanken einer Reichs- oder Nationalbibliothek, denn keine der bestehenden 
Bibliotheken sei imstande, das gesamte deutsche Schrifttum zu erfassen und zu-
gleich alles für die Wissenschaft Unentbehrliche aus dem Ausland zu sammeln. 
Das Ziel sei nur durch Arbeitsteilung zwischen den großen Bibliotheken unter 
Hinzuziehung auch der kleineren Bibliotheken für gewisse Sonderaufgaben zu 
erreichen. Minde-Pouet informierte über die Verhandlungen der Staatsbibliothe-
ken München und Berlin mit der DB, die bereits »zu beachtenswerten Ergebnis-
sen« geführt hätten. Während Leipzig nach wie vor die Sammlung aller im deut-
schen Verlagsbuchhandel neu erscheinenden Schriften obliegen sollte, sollten die 
Staatsbibliotheken die wichtigsten Werke des Auslandes und die vor 1913 er-
schienenen deutschen Titel sammeln. Besondere Bedeutung maß er der zukünf-
tigen Organisation der bibliographischen Arbeiten und der Neugestaltung des 
Deutschen Bücherverzeichnisses bei, das nicht nur den Bedürfnissen der Biblio-
theken und der Buchhändler genügen, sondern auch sämtliche Privatdrucke ent-
halten müsse. Die DB müsse in diesem Zusammenhang auch die zentrale Her-
stellung der Titeldrucke für Katalogisierungszwecke übernehmen, womit sich 
Minde-Pouet von den Ausführungen seines Vorredners distanzierte. Während 

291 Glauning, Otto: Der Artikel 10 der Reichsverfassung und die deutschen Biblio-
theken, in: ZfB 37 (1920), Heft 9 u. 10, S.�195-202. Vgl. auch Bericht von Arthur 
Luther (DB): Deutscher Bibliothekartag in Weimar, ohne Datum, ADNBL, Abt. 
VI, Nr.�25, Bl.�50-54. Einen weiteren Beleg für Zweifel an der vom Reich geplanten 
einheitlichen Gestaltung des deutschen Bibliothekswesens liefert Geiger, Beruf, 
S.�232.
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der DB die Katalogisierung der gesamten deutschen Literatur seit 1913 für alle 
deutschen Bibliotheken zufalle, solle der PSB nur noch die Verzeichnung der 
ausländischen Literatur und der deutschen Literatur vor 1913 verbleiben. Vor-
aussetzung hierfür sei jedoch eine Einigung der deutschen Bibliotheken über die 
Hauptgrundsätze der Katalogisierung, damit die Titeldrucke für alle Bibliothe-
ken verbindliche Normen enthielten.292

Anders als von Minde-Pouet erwartet, verlor sich die anschließende Diskus-
sion in allgemeinen Erörterungen, »in denen der leider auch bei den Bibliotheken 
nur zu deutlich wahrnehmbare Gegensatz zwischen Nord und Süd oft mit un-
nötiger Schärfe zum Ausdruck gelangte«.293 So hielt die Versammlung lediglich 
die Schaffung eines Reichsbibliotheksrates für erforderlich. Die dilatorische Be-
handlung der Reformvorschläge Minde-Pouets hing mit Vorbehalten auf Seiten 
der Bibliotheken zusammen, vermutlich aber auch damit, dass sich der turnus-
mäßig scheidende Vorstand des VDB nicht mehr mit so einschneidenden Maß-
nahmen befassen wollte und die Entscheidung kurzerhand einer eigens gewähl-
ten Kommission zur Beschlussfassung überwies.294 Während sich der Göttinger 
Johannes Füchsel enttäuscht über den »unerfreulichen Verlauf« des Bibliothe-
kartages zeigte und erwog, beim neuen Vorstand des VDB förmlich gegen die in 
Weimar geübte ausweichende Tagungsführung Protest zu erheben, bedauerte 
auch Minde-Pouet, dass die Diskussion nicht in feste Bahnen gelenkt, sondern 
auf völlig Nebensächliches abgeschoben und der Reformstau nicht aufgelöst 
worden sei.295 Überdies stellte der neue Vorsitzende des VDB fest, dass es das 
RMdI mit den Bibliotheksangelegenheiten inzwischen nicht mehr »so eilig« habe 
und daher auch der geplante Reichsbibliotheksrat »nur ein frommer Wunsch des 

292 Minde-Pouet, Georg: Gemeinsame Aufgaben der deutschen Bibliotheken, in: ZfB 
37 (1920), Heft 9 u. 10, S.�203-209. Vgl. auch Praesent, Daseinskampf, S.�119�f.

293 Bericht von Arthur Luther (DB): Deutscher Bibliothekartag in Weimar, ohne Da-
tum, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, Bl.�50-54. Auch die Diskussionsbeiträge im An-
schluss an die Ausführungen Glaunings und Minde-Pouets verwiesen auf die un-
terschiedlichen Auffassungen der Bibliothekare, die sich zum Teil für und teilweise 
gegen die Vorschläge Minde-Pouets aussprachen. Die BSB ließ eine Stellungnahme 
zum Artikel 10 der Verfassung verlesen, die zentrale Aspekte der von Minde-Pouet 
vorgebrachten Forderungen (z.�B. Einheitskatalogisierung, Titeldrucke) ablehnte. 
Vgl. ZfB 37 (1920), Heft 9 u. 10, S.�209-214.

294 Auf dem Bibliothekartag in Weimar wurde der Vorstand VDB neu gewählt, dessen 
Vorsitz der Direktor der UB Berlin, Gotthold Naetebus, übernahm. Minde-Pouet 
wurde in den Vereinsausschuss gewählt. Vgl. ebd., S.�242.

295 Johannes Füchsel (Göttingen) an Minde-Pouet, 8.6.1920, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, 
Bl.�55�f.; Minde-Pouet an Füchsel, 14.6.1920, ebd., Bl.�57. Milkau schrieb er, »so un-
erfreulich, ja man möchte sagen beschämend ist noch keine Tagung verlaufen«. 
Minde-Pouet an Milkau, 16.7.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�74-76.
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Weimarer Bibliothekstages« sei.296 Da infolgedessen die geplante Konferenz im 
RMdI nicht zustande kam, zeigten sich bei Minde-Pouet erste Anzeichen der 
Resignation. Er hätte nie geglaubt, dass es so schwer sei, die Bibliotheken zu 
einer straffen Organisation zu bringen. Trotz allem arbeite nach wie vor jede 
 Bibliothek für sich oder aber überhaupt nicht.297 Im Oktober 1920 schrieb er 
Richard Fick:

»Ich bedaure es jeden Tag, dass die Anregungen für eine Organisation der Zu-
sammenarbeit der großen Bibliotheken, die doch auf der Tagung in Weimar 
bei jedem Einzelnen Zustimmung fanden, nicht weiter verfolgt werden, dass 
der Reichsbibliotheksrat nicht gebildet wird und zu arbeiten beginnt, und dass 
wir daher nicht von der Stelle kommen.«298

Auch Fick stellte fest, dass er sich bei seinen Reformbemühungen »auf Schritt 
und Tritt« gehemmt fühlte. Seine Versuche, zumindest den Zusammentritt des 
Reichsbibliotheksrats zu erwirken, seien am Desinteresse Münchens und Berlins 
gescheitert.299 Erschwerend kam hinzu, dass die Bibliothekare in ihrem Zentral-
organ nicht umfassend über den Verlauf des Weimarer Bibliothekstags infor-
miert wurden. So unterließ es der Herausgeber des Zentralblatts für Bibliotheks-
wesen (ZfB)  – Paul Schwenke  – »den Versammlungsbericht in der bisher 
üblichen Form d.�h. mit vollständigem Abdruck der Vorträge und möglichst ein-
gehender Wiedergabe der Diskussion« zu veröffentlichen. Dass man in dieser 
Frage »von Schwenke persönlich abhängig« war, sorgte selbst in München für 
Verärgerung und führte zu der Überlegung, das Zentralblatt nach dem Abtritt 
Schwenkes in die Obhut des VDB zu überführen und von einem unbefangenen 
Redakteur herausgeben zu lassen, um Konflikte zwischen persönlicher Neigung 
und allgemeinem Interesse aus der Welt zu schaffen.300 Gegen das ZfB hegte 
Minde-Pouet schon lange Vorbehalte, denn es habe unter Schwenke »eine un-

296 Naetebus (VDB, Berlin) an Minde-Pouet, 11.6.1920, ADNBL, 806/2 (1920-1945), 
Bl.�12; Minde-Pouet an Naetebus, 16.6.1920, ebd., Bl.�13�f. Der Direktor der LB 
Darmstadt, Adolf Schmidt, teilte Minde-Pouet im Mai 1920 mit, dass man in Mün-
chen die Empfindung habe, dass das Interesse der PSB an einer Verhandlung über 
die PSB, die BSB und die DB gemeinsam betreffende Fragen »plötzlich nachgelas-
sen habe«. Adolf Schmidt an Minde-Pouet, 12.5.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, 
Bl.�71.

297 Vgl. Minde-Pouet an Christoph Weber (PSB), 27.4.1921, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, 
Bl.�107�f.

298 Minde-Pouet an Fick (PSB), 25.10.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�90-92, hier 
Bl.�91.

299 Vgl. Fick an Minde-Pouet, 28.10.1920, ebd., Bl.�93�f.
300 Otto Glauning (BSB) an Minde-Pouet, 2.7.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�78.
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freundliche Haltung« gegenüber der DB eingenommen.301 Da sich nach seiner 
Auffassung im ZfB »nur Ungünstiges« über die DB niederschlug, bildete das Or-
gan immer wieder den Ausgangspunkt von Konflikten. Allerdings reagierte 
Minde-Pouet bisweilen übertrieben empfindlich auf kritische Kommentare, in 
denen er gezielte Angriffe der Preußischen Staatsbibliothek vermutete, die »von 
Anfang an unsachlich und mit System und ohne jeden Weitblick für die notwen-
dige Entwicklung der Deutschen Bücherei gegen sie gearbeitet« habe.302 Aber 
nicht nur in Leipzig stieß die Redaktion des ZfB auf Kritiker. Diese fanden aber 
erst nach dem Tod Schwenkes am 19. Dezember 1921 den Mut, ihre Meinung 
offen kundzutun.303 So bemängelte Willy Pieth, Direktor der Stadtbibliothek 
Lübeck, im Januar 1922 einen unter Schwenke herrschenden Cliquengeist in der 
Redaktion des ZfB, die eine »durchsichtige Missgunst gegen neue Kräfte« gehegt 
habe und daher »frisches Blut« benötige.304 Auch der Direktor der Stadtbücherei 
Chemnitz, Hans-Rudolf Heimbach, betonte, dass das Steuer in der Leitung des 
ZfB »auf einen beträchtlich abweichenden Kurs gestellt werden« müsse.305 
Minde-Pouets Wunsch, dass das ZfB einen Herausgeber erhielt, der mehr Ob-
jektivität besaß, erfüllte sich nur bedingt, denn mit dem selbstbewusst-streitba-
ren Direktor der UB Tübingen, Georg Leyh, erhielt das ZfB einen Herausgeber, 
der der Preußischen Staatsbibliothek gewogen, der DB aber mindestens reser-
viert, wenn nicht distanziert-kritisch gegenüber stand. Dass diese Vorbehalte 
nicht sofort zum Vorschein kamen, hing vermutlich damit zusammen, dass Leyh 

301 Vgl. Minde-Pouet an Ministerialdirektor Werner Richter (PK), 14.11.1921, 
ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�82-84. Vgl. auch Minde-Pouet an Fick (PSB), 2.9.1920, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�35�f.; Minde-Pouet an Paul Schwenke (PSB), ADNBL, 
Abt. V, Nr.�16a, Bl.�50.

302 Vgl. Minde-Pouets Reaktion auf eine Besprechung eines Artikels des DB-Mitar-
beiters Hans Praesent, in der dieser ironisiert und persönlich angegriffen worden 
sei. Minde-Pouet an Paul Schwenke, 5.11.1921, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�39-43. 
Die von Minde-Pouet kritisierte Rezension stammte vom Direktor der Karten-
abteilung der PSB, Karl Pretzsch (1863-1942), der sich mit den von Praesent 1921 
herausgegebenen »Beiträgen zur deutschen Kartographie« auseinandersetzte. Vgl. 
ZfB 38 (1921), Heft 9 u. 10, S.�251-253. Eine Entgegnung Praesents und Minde-
Pouets findet sich in ZfB 38 (1921), Heft 11 u. 12, S.�303-307.

303 Minde-Pouet betonte, dass er nicht er Einzige gewesen sei, der Schwenke distan-
ziert gegenübergestanden habe. Auch führende Vertreter der preußischen Biblio-
theksverwaltung, ja selbst Kollegen aus der PSB hätten im Gegensatz zu diesem 
gestanden. Aber man habe es doch immer für geboten gehalten, es nicht zu einem 
offenen Konflikt mit Schwenke kommen zu lassen, da dieser auch große Verdienste 
vorzuweisen hatte. Vgl. Minde-Pouet an Hans Heimbach (Stadtbücherei Chem-
nitz), 30.1.1922, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16a, Bl.�3-6.

304 Vgl. Willy Pieth (Lübeckische Stadtbibliothek) an Minde-Pouet, 23.1.1922, ebd., 
Bl.�7�f. 

305 Hans Heimbach (Chemnitz) an Minde-Pouet, 11.1.1922, ebd., Bl.�1�f.
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bei der Übernahme der Redaktion vom Generaldirektor der PSB darauf hin-
gewiesen wurde, die Berichterstattung über Bibliotheksangelegenheiten nicht 
mehr von persönlichen Ansichten abhängig zu machen und den »geheimen 
Kampf« gegen die DB für alle sichtbar einzustellen.306 

Obwohl weder in der Berliner noch in der Münchener Staatsbibliothek Nei-
gungen zu umfassenden Reformen bestanden, ließ Minde-Pouet in seinen Be-
mühungen nicht nach. So schlug er für den Bibliothekartag 1921 in Wernigerode 
vor, alle Vorträge geschichtlicher Art zu streichen und nur noch Fragen zu 
 behandeln, welche »die gegenwärtige Bibliothekspolitik und Bibliotheksorgani-
sation« betrafen.307 Der virulente Aktivismus der DB, in der »dauernd neue Or-
ganisationsformen« erwogen wurden und das impulsiv-fordernde »Indenvorder-
grundtreten« ihres Direktors, schreckten aber einen Großteil der Bibliotheken 
ab und führten dort zu »einer gewissen Voreingenommenheit und Verärgerung«, 
die dem Ansehen der DB abträglich waren.308 Der übereifrige Neuerungsdrang 
Minde-Pouets, der im reform-konservativen Kreis der deutschen Bibliothekare 
auf wenig Gegenliebe stieß, erstreckte sich auch auf den Verein Deutscher  
Bibliothekare, der nach Meinung des Leipziger Direktors behäbig agierte und 
allzu stark von Berlin beeinflusst wurde:

»Ein Vorstandswechsel wird erfolgen, aber doch um Gotteswillen kein Wech-
sel, der das System ändern könnte! Es werden nur immer die Bibliotheken 

306 Vgl. Minde-Pouet an Hans Heimbach (Stadtbücherei Chemnitz), 30.1.1922, ebd., 
Bl.�3-6; Vermerk Minde-Pouets über seine Besprechung mit Geheimrat Milkau, 
15.3.1922, ebd., Bl.�11. Einen Beleg dafür, dass Minde-Pouet weiterhin sehr sensibel 
auf gegen die DB gerichtete Tendenzen im ZfB reagierte, findet sich im Schreiben 
Minde-Pouets an Milkau, 2.11.1922, ebd., Bl.�13�f. Das Amt des Generaldirektors 
der PSB hatte Anfang 1921 Fritz Milkau übernommen. Der im Bibliothekswesen 
vor allem in der Zwischenkriegszeit hocheinflussreiche Georg Leyh hatte während 
seiner Militärzeit im Ersten Weltkrieg eine Berufung als Direktor an die DB abge-
lehnt, da diese in seinen Augen nicht den Rang einer wissenschaftlichen Bibliothek 
besaß. Obwohl ihm wiederholt die Stelle des Ersten Direktors der PSB zugesagt 
worden war, erfüllte sich diese Hoffnung nicht. Von 1921 bis 1947 fungierte er als 
Direktor der UB Tübingen. Zu Georg Leyh (1877-1968) vgl. Dosa, Libraries; 
 Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�193�f.; Schochow, Preußische Staatsbi-
bliothek, S.�9. Neben Leyh (bis 1943/44) fungierten ab 1922 noch Aloys Bömer (bis 
1933) und Walther Schultze (bis 1936) als Herausgeber des ZfB. Vgl. Richter, Kor-
nelia: Der VDB und das Zentralblatt für Bibliothekswesen, in: Plassmann, Engel-
bert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 1900-2000. Festschrift, 
Wiesbaden 2000, S.�282-301, hier S.�294.

307 Vgl. Minde-Pouet an Naetebus (UB Berlin), 10.11.1920, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, 
Bl.�74�f.

308 So Heinrich Uhlendahl an Arthur Meiner (Leipzig), 14.7.1925, ADNBL, 154/5 
(Hefter Ma-Me), Bl.�165.
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ausgewählt, die im Vorstande vertreten sein sollen, und nicht die geeigneten 
Kollegen; und die Mitglieder des Vorstandes müssen immer Direktoren sein 
und möglichst hohes Alter haben. Bloß Bibliothekare und gar junge Biblio-
thekare wär ein gar zu gefährliches Unternehmen und könnte die behäbige 
Ruhe des Vereins stören. Sollte es doch einmal anders kommen, und sollte ein-
mal an der Spitze des Vereins ein Mann stehen, der das tut, was den Bibliothe-
ken notwendig ist, und nicht das, was Berlin und die Ministerien wollen, dann 
könnte man ja allerdings noch einmal hoffen, dass das deutsche Bibliotheks-
wesen Fortschritte macht.«309

Den maßgebenden Regierungsstellen warf Minde-Pouet »Tatenlosigkeit« und 
»mangelnde Entschlussfähigkeit« vor, etwa im Hinblick auf die von ihm vorge-
schlagene Arbeitsteilung durch die Dezentralisation der Sammelgebiete.310 Dass 
solche von Verbissen- und Verdrossenheit genährten Äußerungen aber mehr als 
nur Kopfschütteln, ja eine Abwehrhaltung vor allem der großen Bibliotheken 
hervorriefen, war verständlich, zumal es Minde-Pouet an diplomatischem Fein-
gefühl vermissen ließ und seine Adressaten verärgerte.311 Trotz des offiziellen 
Eintretens der Preußischen Staatsbibliothek für die DB hatte sich nichts an den 
grundsätzlichen Differenzen zwischen beiden Häusern geändert. So reüssierte 
auch die von Minde-Pouet angestrebte Übernahme der deutschen Titeldrucke 
der PSB auf die DB nicht, denn in Berlin war man nicht geneigt, dieses biblio-
thekarische Prestigeprojekt und seine damit verbundene »Vormachtstellung« 
aufzugeben.312 Die Vorwürfe Minde-Pouets waren aber nicht grundsätzlich von 
der Hand zu weisen, denn selbst in der Preußischen Staatsbibliothek mehrten 
sich Stimmen, die nach Veränderung drängten.313 Als Richard Fick als Leiter der 
Katalogabteilung der PSB 1919 durchgreifende Reformen auf dem Gebiet der 
Sachkatalogisierung vorschlug, scheiterte er an den Berliner Kollegen, die dem 
Abgehen von der Tradition »reserviert bis schroff ablehnend« gegenüberstan-

309 Minde-Pouet an Johannes Füchsel (UB Göttingen), 31.5.1922, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�17bI, Bl.�27-29.

310 Minde-Pouet an Gustav Wahl (Stadtbibliothek Hamburg), 21.2.1921, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�22II, Bl.�156-159; Minde-Pouet an Fritz Wertheimer (Generalsekretär, 
Deutsches Ausland-Institut), 11.2.1921, ebd., Bl.�150.

311 Vgl. etwa Minde-Pouet an Staatsminister a.�D. Max Otto Schroeder (Dresden), 
26.10.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�205-208. Siehe auch Protokoll der 9. 
(außerordentlichen) Sitzung des VR�der DB vom 24.8.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�2III, Bl.�118-134, hier Bl.�131R-132.

312 Vgl. Wilhelm Frels (DB) an Christoph Weber (PSB), 21.2.1922, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�40III, Bl.�134; Minde-Pouet an Weber, 27.4.1921, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, 
Bl.�107�f.; Minde-Pouet an Johannes Füchsel (UB Göttingen), 31.5.1922, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�27-29.

313 Vgl. etwa Carl Diesch (PSB) an Minde-Pouet, 16.11.1921, ADNBL, Abt. VI, 
Nr.�16, Bl.�85.
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den.314 Dies blieb kein Einzelfall, denn auch nach seinem Wechsel an die UB 
Göttingen musste Fick feststellen, dass seine Mitarbeiter Neuerungen skeptisch 
gegenüberstanden, sodass er auch hier mit seinen Bestrebungen zur Katalogre-
form nicht zum Erfolg gelangte.315 Auf den mangelnden Reformwillen seiner 
Fachkollegen verwies auch Heinrich Uhlendahl, der den Bibliothekartag in Kas-
sel 1922 mit folgenden Worten umschrieb: »Dreitägige Redeschlacht […] ermü-
dende Diskussionen – uferlose Debatten und in die graue Theorie verloren«.316 
Auch zur Bildung des Reichsbibliotheksrates kam es nicht, obwohl Minde-
Pouet, der Direktor der PSB und der Vorsitzende des VDB vom RMdI Mitte 
1922 zur Berichterstattung über den Stand der Verhandlungen aufgefordert wur-
den.317 Der Staatssekretär im Preußischen Kultusministerium, Carl Heinrich Be-
cker, brachte der Schaffung eines solchen Rates »schwerwiegende Bedenken« 
entgegen. Bibliotheksfragen seien Ländersache, und gehörten vor das Forum der 
Hochschulkonferenz, weshalb kein Bedarf für eine beim Reich angesiedelte Be-
ratungsinstanz bestehe. Wie sehr für Becker in dieser Frage preußische Belange 
eine Rolle spielten, geht aus seiner Bemerkung hervor, dass vor allem die DB in 
der geplanten Neuorganisation des Bibliothekswesens ein willkommenes Instru-
ment für ihre vom Reich abhängenden Bestrebungen erblicke.318 Angesichts 

314 Bezeichnenderweise war Carl Diesch (siehe vorherige Anm.) einer der wenigen, 
die Ficks Überlegungen positiv aufnahmen. Schochow, Preußische Staatsbiblio-
thek, S.�15�f. 

315 Vgl. ebd., S.�16�f.
316 Handschriftliche Notizen Uhlendahls betr. Versammlung Deutscher Bibliothe-

kare (Bibliothekartag des VDB), 7.-9.6.1922, ADNBL, 187/0 (Hefter 34: Sammlung 
betr. Bibliothekartag vom 7.-9.6.1922 in Kassel), unp.

317 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 16.6.1922, ADNBL, 806/2 (1920-1945), 
Bl.�19; Abschrift eines Schreibens des RMdI an den PK, 25.7.1922, BArch Berlin, 
R�1501/108998, Bl.�46-48. Der Hinweis, dass es trotz beträchtlichen Reformbe-
darfs nicht zu Gründung des Reichsbibliotheksrats kam, findet sich in Vodosek, 
Bibliotheken, S.�198.

318 Die Schaffung eines Reichsbibliotheksrats wurde vom PK daher abgelehnt. Hein-
rich Becker (PK) an das RMdI, 31.5.1922, BArch Berlin, R�1501/108998, Bl.�43�f. Im 
Oktober 1920 war die Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft gebildet wor-
den, die einen eigenen Bibliotheksausschuss einrichtete. Im Rahmen dieses Aus-
schusses wurde auch über die Frage des Reichsbibliotheksrates gesprochen. Vom 
RMdI wurde in diesem Zusammenhang geltend gemacht, dass die Einrichtung 
eines solchen Rates nur auf dem Weg der Gesetzgebung möglich sei, was mit Blick 
auf die Finanzlage des Reiches jedoch wenig Aussicht auf Erfolg hatte. Auch der 
Gedanke einer Sachverständigenkommission wurde aus Kostengründen verwor-
fen, sodass letztlich der Bibliotheksausschuss Notgemeinschaft (NG) »bis auf wei-
teres« die Funktion dieses Sachverständigengremiums beim RMdI übernahm. Sieb-
zehnte Versammlung Deutscher Bibliothekare in Wernigerode am 18. und 19. Mai 
1921, in: ZfB 38 (1921), Heft 7 u. 8, S.�143-212 hier S.�146�f. Adolf Hilsenbeck be-
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 solcher Vorbehalte und Partikularinteressen war es verständlich, dass Minde-
Pouets Bemühungen zur bibliotheksübergreifenden Gemeinschaftsarbeit  – in 
denen die DB eine zentrale Rolle spielen sollte – weitgehend wirkungslos blie-
ben. Wie man ihm im Preußischen Kultusministerium zu verstehen gab, herrschte 
in der Berliner Staatsbibliothek die Auffassung vor, dass Minde-Pouet den Ber-
linern »den Wind aus den Segeln« nehme und man aus diesem Grund dort »einen 
Kampf gegen die Deutsche Bücherei für gerechtfertigt« hielte.319 Einem Kolle-
gen vertraute Minde-Pouet an, es sei unmöglich, dass »immer missgünstig und 
neidisch beurteilt« werde, »wenn andere als nichtpreußische Bibliotheken Taten 
aufweisen« würden. Berlin wolle »immer alles für sich beanspruchen, will, dass 
alles Neue von ihm ausgeht und ermangelt doch in Wahrheit jeder Initiative und 
Entschlusskraft, und deshalb ist es verärgert, wenn andere Gedanken haben und 
ausführen«.320 Die 1919 so verheißungsvoll begonnenen Bemühungen zur Neu-
organisation des deutschen Bibliothekswesens und einer kooperativen Arbeits-
teilung zwischen den Bibliotheken kamen unter solchen Bedingungen, in denen 
Missgunst, Beharrungsvermögen und bedingungsloser Reformeifer aufeinander-
prallten, daher bis 1923 über erste zaghafte Ansätze nicht hinaus.

tonte 1925, dass es zwar zur Bildung eines Reichsbibliotheksrats gekommen, dieser 
aber bald darauf ›zu Grabe‹ getragen worden sei. Auch er verwies auf die Ersatz-
funktion des Bibliotheksausschusses der NG. Vgl. Hilsenbeck, Adolf: 25 Jahre 
Verein Deutscher Bibliothekare, in ZfB 42 (1925), Heft September-Oktober, 
S.�419-426, hier S.�423�f. Zur Tätigkeit des Bibliotheksausschusses der NG, der auch 
den Büchertausch mit dem Ausland organisierte, vgl. Ausführungen von Adolf 
Jürgens in »Discussion of International Library Cooperation in Atlantic City, 
N.�J., and Washington, D.�C., Oktober 1926, S.�14-16, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25b, 
unp.; Briel, Beschlagnahmt, S.�29-33; Balcke, Stand, S.�48�f.; Mälzer, Gottfried: 
Notgemeinschaft und Literaturbeschaffung. Wissenschaftsförderung nach dem 
Ersten Weltkrieg, in: Aus dem Antiquariat. Beilage zum Börsenblatt für den Deut-
schen Buchhandel 160 (1993), Heft 9, S. A329-A341.

319 Vermerk Minde-Pouets über eine Besprechung mit Ministerialrat Werner Richter 
(PK), 21.11.1921, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�88. In einem sehr deutlichen 
Schreiben an Milkau berichtete Minde-Pouet über die systematischen »Quertrei-
bereien« der PSB gegen die DB, die persönlichen Angriffe auf seine Mitarbeiter und 
die »gehässige« Arbeit der Berliner hinter den Kulissen, die nur dazu geeignet sei, 
ihm »Knüppel zwischen die Beine« zu werfen. Minde-Pouet an Milkau, 3.11.1921, 
ebd., B. 44-46.

320 Minde-Pouet an Hans Heimbach (Stadtbücherei Chemnitz), 30.1.1922, ADNBL, 
Abt. VI, Nr.�16a, Bl.�3-6.
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4.1. Ausbildungsordnungen – Die gescheiterte Reichslösung

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Ausdifferenzierung des Arbeitsmark-
tes, der gesteigerten Nachfrage nach höheren Qualifikationen und der Heraus-
bildung neuer Ausbildungseinrichtungen erhielten Fragen der Berufsberatung 
und -analyse in Deutschland um die Jahrhundertwende einen immer höheren 
Stellenwert.321 Die Erkenntnis der Landesarbeitsämter, dass es bei der Voraus-
schau der Berufsentwicklung vor allem darauf ankomme, die optimalen Unter-
lagen für die »qualitative Berufsanalyse und Berufsprognostik« zu erhalten, also 
bei der Bewertung auch die durch Rationalisierung, technischen Fortschritt und 
die Strukturwandlung der Gesellschaft veränderten beruflichen Aufgaben, Tä-
tigkeiten und Anforderungen zu berücksichtigen, fand sich in dem Mitte der 
1920er Jahre erschienenen, nicht nur in Deutschland Aufsehen erregenden 
»Handbuch der Berufe«.322 Unter den Berufsbeschreibungen findet sich auch die 
Beschreibung des Arbeitsfelds der wissenschaftlichen Bibliothekare:

»Der Bibliothekar ist zugleich (Verwaltungs-)Beamter und Glied des Gelehr-
tenstandes. Bei hohen – körperlichen und geistigen – Anforderungen fehlt sei-
nem Beruf äußerer Glanz und Ruhm, denn seine anhaltende, stille, oft entsa-
gungsvolle Kleinarbeit bleibt dem großen Publikum verborgen. Dafür ist die 
Beschäftigung wechselnd, anregend, vielseitig: Der echte Bibliothekar ist bei 
seinem Arbeitsfeld nie um Arbeit verlegen. Starke Inanspruchnahme der Au-
gen […], anhaltendes Stehen, aber ebenso anhaltendes Sitzen, stets in geschlos-
senen Räumen.«323

Die Unterlagen für die Bearbeitung der im Handbuch verzeichneten Berufsbil-
der wurden von Berufsvertretern und -organisationen geliefert. Auf Bitte des 
Sächsischen Akademischen Auskunftsamtes für Studien- und Berufsfragen über-
nahmen der VDB und die DB die kritische Durchsicht der von externen Fach-
leuten erstellten Konvolute für die Berufsgruppe der wissenschaftlichen Biblio-

321 Für das Bibliothekswesen vgl. etwa Abb, Gustav: Psychotechnische Eignungsprü-
fung im Bibliothekswesen. Eine Anregung, in: ZfB 38 (1921), Heft 5 u. 6, S.�115-
118.

322 Molle, Fritz: Berufsanalyse und Berufsprognostik in der Berufsberatung, in: Wis-
senschaft und Praxis. Festschrift zum Zwanzigjährigen Bestehen des Westdeut-
schen Verlages 1967, Wiesbaden 1967, S.�154, 161. Vgl. ferner Emrich, Eike, 
 Christian Pierdzioch u. Michael Fröhlich: Arbeitsmärkte für Absolventen sport-
wissenschaftlicher Studiengänge, in: Güllich, Arne u. Michael Krüger (Hg.): Sport. 
Das Lehrbuch für das Sportstudium, Berlin 2013, S.�47-64, hier S.�51; Papendieck, 
Axel Joachim: Praktische Organisation. Wie wird die Arbeit richtig geteilt?, Berlin 
2010, S.�159.

323 Handbuch der Berufe. Teil 2: Akademische Berufe, Leipzig 1927, S.�104.
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thekare.324 Im Hinblick auf die »körperlichen und seelischen Anforderungen« 
bestätigten sie, dass Bibliothekare nicht nur Verständnis für das Buchwesen und 
Liebe zum Buch, sondern auch ein »diszipliniertes Gedächtnis«, geistige Beweg-
lichkeit, peinliche Gewissenhaftigkeit sowie wissenschaftliche Interessen auf-
weisen müssten. Ein ausgeprägter »Lesetrieb« wurde stillschweigend vorausge-
setzt, nur müsse der Betreffende über so viel Selbstbeherrschung verfügen, dass 
er sich nicht »über Gebühr an das Lesen der Bücher« verliere. Als besonders 
förderlich galten Organisationstalent, Kombinationsgabe, ein »zuvorkommen-
des Wesen und Gewandtheit im Umgang mit jedermann« und ein ausgeprägter 
»historische(r) Sinn«. Niemals jedoch solle der Bibliothekar Anhänger extremer 
oder revolutionärer Parteien sein. Für nervöse und zur Flüchtigkeit neigende 
Personen sei der Beruf des wissenschaftlichen Bibliothekars nicht geeignet. Auch 
ein starker Ehrgeiz sei hinderlich, da die eigentliche Berufsarbeit keine Entwick-
lungsmöglichkeiten biete. Hypochondern wurde abgeraten, den Beruf zu ergrei-
fen, da sie gern in medizinischen Werke herumstöbern und somit ihre Aufgaben 
vernachlässigen würden. Auf welcher Grundlage man zu der Feststellung ge-
langte, dass die Bibliotheksarbeit auch für »Neuro- und Psychopaten (bzw. mit 
Defekt geheilte Psychotische)« geeignet sei, da die im allgemeinen friedlich-be-
schaulichen Arbeitsbedingungen in diesem Berufsfeld sehr vorteilhaft wirken 
würden, blieb den – zu Recht – verärgerten Bibliothekaren ein Rätsel.325

Dieses im »Handbuch der Berufe« fixierte Berufsbild mit seinen Zugangs-
voraussetzungen und spezifischen Anforderungen stellte Mitte der 1920er Jahre 
einen allgemeinen Konsens unter den Bibliothekaren dar. Gleichwohl waren sie 
sich bewusst, einem »jungen Berufsstand« anzugehören, der sich erst relativ spät 
emanzipiert hatte.326 In dem Maße wie sich die Bibliotheken im Verlauf des 
19. Jahrhunderts immer mehr zu Verwaltungs- und Dienstleistungseinrichtun-
gen wandelten und die fachinterne »Reflexion bibliothekarischer Praxis« mit der 
»Kodifizierung bibliothekarischer Regeln« einherging, hatte sich auch der Be-
rufsstand der Bibliothekare herausgebildet, die in zunehmendem Maße in den 
staatlichen Beamtenapparat eingebunden wurden. So wie der Beamtenapparat 

324 Vgl. Arthur Köhler (Leiter der Amtlichen Akademische Auskunftsstelle, Abtei-
lung Berufsberatung, Leipzig) an Heinrich Uhlendahl (DB), 25.3.1926, ADNBL, 
450, Bl.�1; Arthur Köhler (Sächsisches Akademisches Auskunftsamt für Studien 
und Berufsfragen, Leipzig) an den Richard Fick (VDB), 8.9.1928, ebd., Bl.�38�f. 
Auch eine am Psychologischen Institut der Universität Würzburg 1932 angefer-
tigte Promotionsarbeit zur Berufsanalyse des Bibliothekars stützte sich auf die Ex-
pertise der DB. Vgl. Wirth, Josef: Berufsanalyse des Bibliothekars, Würzburg 1933, 
ADNBL, 450, Bl.�49.

325 Handbuch der Berufe, S.�105�f. Zur Reaktion vgl. Arthur Köhler (Sächsisches Aka-
demisches Auskunftsamt für Studien und Berufsfragen, Leipzig) an Richard Fick 
(VDB), 8.9.1928, ADNBL, 450, Bl.�38�f.

326 Habermann, Bibliothekar, S.�42; Geiger, Beruf, S.�233.
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durch eine strenge Reglementierung der Zugangsvoraussetzungen  – Abitur, 
 Studium, Staatsexamen, Referendariat – geformt wurde, meldeten sich auch im 
Bibliothekswesen im 19. Jahrhundert immer mehr Stimmen, die ebensolche Ein-
gangsvoraussetzungen für den Bibliotheksdienst forderten. Dahinter stand das 
Ziel, Außenseiter auszuschließen und einen nach außen hin abgeschotteten 
 Berufsstand zu bilden, der sich selbst durch die Kenntnis spezifisch bibliotheka-
rischer Regeln und Verfahrensweisen legitimierte.327 Die Grundlage hierfür 
 bildete eine sich zunehmend differenzierende Bibliothekslehre, die den wer-
denden Bibliothekaren einen abprüfbaren Lehrstoff vermittelte und maßgeblich 
zur Professionalisierung des Berufsstands beitrug. Die Prüfungen wurden vom 
Staat eingerichtet und waren Teil der von ihm forcierten »Normierung des 
Bibliothekarberufes«.328 Einen Meilenstein in dieser Hinsicht markierte der im 
Dezember 1893 in Preußen veröffentlichte »Erlass, betreffend die Befähigung 
zum wissenschaftlichen Bibliotheksdienst«, der erstmalig für ein deutsches Land 
die Bedingungen für die Zulassung zum Volontärdienst – dem heutigen Referen-
dariat – und für die die Ausbildung abschließende Prüfung verbindlich festleg-
te.329 Bayern folgte 1905 mit einer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
wissenschaftlichen Bibliotheksdienst.330 Die Vorbildung der Beamten des mitt-

327 Vgl. Jochum, Bibliotheksgeschichte, S.�118. Zu verschiedenen Kriterien, die zur 
Professionalisierung des Berufsstands der Bibliothekare beitragen, vgl. Haber-
mann, Bibliothekar, S.�45-48. Als Beispiel für das Ziel der Gleichstellung des Berufs 
der Bibliothekare mit anderen Staatsdienstzweigen vgl. Umlauf Otto Glaunings im 
VDB, 3.10. und 10.10.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Va-Vo), Bl.�7.

328 Vgl. Jochum, Bibliotheksgeschichte, S.�120.
329 Vgl. ebd., S.�123�f. Nach Fritz Milkau stellte die preußische Ausbildungs- und Prü-

fungsordnung »die Geburtsurkunde des deutschen Bibliothekars« und »das wich-
tigste Dokument der ganzen deutschen Bibliotheksgeschichte« dar. Habermann, 
Bibliothekar, S.�54�f. Die Voraussetzung des Abiturs an einem deutschen Gymna-
sium schloss Frauen zunächst von der Bibliothekslaufbahn aus. Zu weiteren Hür-
den, die etwa Söhne der Mittelschicht benachteiligten vgl. Jochum, Bibliotheksge-
schichte, S.�124�f. Der Erlass wurde 1912 modifiziert. Vgl. Erlass des PK betreffend 
die Befähigung zum wissenschaftlichen Bibliotheksdienst bei der Königlichen Bi-
bliothek zu Berlin und den Königlichen Universitäts-Bibliotheken vom 13.1.1912, 
in: ZfB 29 (1912), Heft 2, S.�75-78. Wie Heinrich Uhlendahl 1929 ausführte, waren 
für den Eintritt in die höhere preußische Bibliothekslaufbahn neben einer Promo-
tion, ein Staatsexamen und eine bibliothekarische Fachprüfung unabdingbar. Dass 
von 50 Bewerbern dann nur durchschnittlich fünf berücksichtigt wurden, machte 
diesen »schwer zugänglichen Beruf« für viele unattraktiv. Uhlendahl, Heinrich: 
»Wie ich Bibliothekar wurde«. Eine friedliche Kriegserinnerung, in: Nachrichten-
blatt der Regiments-Vereinigung F.�A.K. 225, Nr.�21 vom März 1929, S.�1-4, hier 
S.�2.

330 In Bayern war man nicht Volontär, sondern Praktikant. Vgl. Jochum, Uwe: Bil-
dungsgrenzen – Die Ausbildung des höheren Bibliotheksdienstes in Deutschland, 
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leren Bibliotheksdienstes in Preußen regelte ein 1909 vorgelegter Erlass, der ein 
Diplomexamen einrichtete, das von einer bei der Königlichen Bibliothek in Ber-
lin bestehenden Prüfungskommission abgenommen wurde. Im Gegensatz zum 
höheren bzw. wissenschaftlichen Bibliotheksdienst waren Frauen für diesen 
dreijährigen Ausbildungsgang zugelassen, der an verschiedenen preußischen  
Bibliotheken durchgeführt werden konnte.331 Da in Sachsen vergleichbare Be-
stimmungen fehlten332, forderte der Direktor der DB, Gustav Wahl, im Juli 1913, 
beim Preußischen Kultusministerium die Befugnis zur Annahme von Praktikan-
ten für die mittlere Bibliothekslaufbahn Preußens »nebst Anerkennung eines 
von der Deutschen Bücherei auszustellenden Zeugnisses über die vorgeschrie-
bene einjährige praktische Ausbildung im Bibliotheksdienst zu erwirken«. Zu 
diesem Zweck sollte die DB in die vom Preußischen Kultusministerium auf-
gestellte Liste der zur Ausbildung berechtigten Bibliotheken aufgenommen 
 werden, was für die noch junge Einrichtung eine Gleichstellung mit anderen wis-
senschaftlichen Bibliotheken bedeutet hätte.333 Zwar bestand im Geschäftsfüh-
renden Ausschuss »ein allseitiges prinzipielles Einverständnis«, doch verstän-
digte man sich darauf, mit einer Entscheidung so lange zu warten, bis die DB »im 
richtigen Gleis« sitze.334 In den folgenden Jahren tat sich in dieser Frage aller-
dings nichts. Erst Anfang 1916 wagte Wahl erneut den Versuch, für die DB die 
Berechtigung zur Ausbildung mittlerer Bibliotheksbeamter für preußische Bi-
bliotheken zu erhalten.335 Inzwischen hatten sich in Leipzig allerdings zwei In-
stitutionen zur Ausbildung von Bibliotheksbeamten etabliert: Zum einen die 
»Zentralstelle für volkstümliches Büchereiwesen«, die seit 1914 in einer Fach-
schule für Bibliothekstechnik und -verwaltung Anwärter für den Dienst an 
Volksbüchereien heranzog. Zum anderen beabsichtigte der Deutsche Buch-
gewerbeverein an der von ihm gegründeten Bibliothekar- und Museumsbeam-
tenschule, ab 1915 akademische Hilfskräfte für wissenschaftliche Bibliotheken 

in: Plassmann, Engelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 
1900-2000. Festschrift, Wiesbaden 2000, S.�231-253, hier S.�233.

331 Vgl. Referat Gustav Wahls über Punkt I der Tagesordnung der Sitzung des GA der 
DB vom 18.9.1913 betr. Erwirkung der Berechtigung zur Ausbildung von Prak-
tikanten für den mittleren Bibliotheksdienst in Preußen der DB, ADNBL, Abt. IV, 
Nr.�11aI, Bl.�19-21.

332 Vgl. Gustav Wahl an Erich Richter (Bankkassierer in Leisnig), 18.5.1916, ADNBL, 
Abt. IV, Nr.�13I, Bl.�7.

333 Wahl an Siegismund, 15.7.1913, ADNBL, Abt. IV, Nr.�11aI, Bl.�1; Entwurf Wahls 
für eine Eingabe des Vorstands des BV an den Vorsitzenden des Beirats für Biblio-
theksangelegenheiten in Preußen, 28.7.1913, ebd., Bl.�3�f.

334 Vgl. Protokoll der 6. Sitzung des GA der DB vom 18.9.1913, ADNBL, Abt. II, 
Nr.�4, Bl.�12-35, hier Bl.�28�f.

335 Vgl. Protokoll der 22. Sitzung des GA der DB vom 14.1.1916, ADNBL, Abt. II, 
Nr.�4, Bd.�1, Bl.�284-289, hier Bl.�287�f.
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theoretisch auszubilden.336 Da bereits zwei Lehreinrichtungen existierten, waren 
die sächsischen Behörden der Meinung, dass sich eine dritte Ausbildungsmög-
lichkeit durch die DB erübrige.337 Zwischen der Bibliothekarschule und der DB 
bestanden von Beginn an enge Verbindungen, da das Mitglied des Geschäftsfüh-
renden Ausschusses, Karl Boysen, und der Direktor der DB dem Lehrkörper der 
Schule angehörten.338 Nach dem Ausscheiden Wahls wurde Minde-Pouet im 
Wintersemester 1917 in das Kollegium der Deutschen Bibliothekarschule auf-
genommen.339

Da bei den sächsischen Behörden seit längerem die Absicht bestand, die Aus-
bildung der Bibliotheksbeamten »staatlicherseits« in Angriff zu nehmen und das 
gesamte bibliothekarische Prüfungswesen einheitlich zu organisieren, gab das 
sächsische Kultusministerium am 24. September 1917 die »Errichtung eines Prü-
fungsamts für Bibliothekswesen in Leipzig und die Prüfungen für den mittleren 
Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken sowie für den Dienst an volkstüm-

336 Vgl. Kummer, Dietmar: Zu den Ursprüngen und Inhalten der Diplombibliothe-
kar-Ausbildung in Leipzig, in: Plassmann, Engelbert u. Dietmar Kummer (Hg.): 
Bibliothekarisches Studium in Vergangenheit und Gegenwart. Festschrift aus An-
lass des 80jährigen Bestehens der bibliothekarischen Ausbildung in Leipzig im Ok-
tober 1994, Frankfurt am Main 1995, S.�121-135.

337 Vgl. Max Otto Schroeder (Sächsisches Finanzministerium) an Wahl, 15.1.1916, 
ADNBL, Abt. IV, Nr.�11a, Bl.�24 (mit dem zwischen Bl.�24 und 25 der Akte liegen-
den undatierten, ohne Unterschrift versehenen und unpaginierten Blatt). Vgl. auch 
Richter, Kornelia: Chronik zur bibliothekarischen Ausbildung in Leipzig, in: 
Plassmann, Engelbert u. Dietmar Kummer (Hg.): Bibliothekarisches Studium in 
Vergangenheit und Gegenwart. Festschrift aus Anlass des 80jährigen Bestehens der 
Bibliothekarischen Ausbildung in Leipzig im Oktober 1994, Frankfurt am Main 
1995, S.�15-67, hier S.�17. Zur Gründung der Deutschen Bibliothekarschule in Leip-
zig 1915 vgl. Jung, Susanne: Die Deutsche Bibliothekarschule in Leipzig (1915-
1938), Diplomarbeit Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig, 
Leipzig 1995, S.�15-25, ADNBL, 09A05.

338 Anlage zum Schreiben [vermutlich Wahls] an Schroeder, 17.1.1916, ADNBL, Abt. 
IV, Nr.�11aI, Bl.�26-31.

339 Albert Schramm (Deutsches Buchgewerbemuseum, Leipzig) an Minde-Pouet, 
11.6.1917, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25a, Bl.�3. Eine Übersicht über die von Minde-
Pouet zwischen 1917 und 1923 an der Bibliothekarschule abgehaltenen Lehrveran-
staltungen findet sich in ADNBL, 464/2 (1929-1943), 15.10.1930, Bl.�27. Es bür-
gerte sich ein, dass neben dem Direktor der DB weitere Mitarbeiter der Bücherei 
an der Bibliothekarschule dozierten. Vgl. Übersicht über das Winter-Semester 
1930/31, ebd., Bl.�29; Übersicht über die Vorlesungen der Deutschen Bibliothekar-
schule zu Leipzig 1917 bis 1919, Nov. 1917, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25a, Bl.�29; Jung, 
Bibliothekarschule, Anlage 1: Verzeichnis der Dozenten der Deutschen Biblio-
thekarschule; Deutsche Bibliothekarschule zu Leipzig: Bericht über den ersten 
Kursus für mittlere Beamte 1915-1917, Leipzig 1917.
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lichen Büchereien« bekannt. Dieses Amt nahm am 1. Oktober seine Tätigkeit auf 
und untergliederte sich in je eine Abteilung für wissenschaftliche Bibliotheken 
und volkstümliche Büchereien.340 Mit der Errichtung des Amtes erfolgte die 
Festlegung von Prüfungsordnungen für den mittleren Dienst an wissenschaft-
lichen Bibliotheken und Volksbüchereien, womit sich Sachsen in die Reihe jener 
Bundesstaaten einreihte, die in Deutschland für den bibliothekarischen Beruf 
einen Befähigungsnachweis durch eine staatliche Prüfung verlangten.341

Die Leitung des Prüfungsamtes oblag dem Direktor der UB Leipzig. Die bei-
den Abteilungen setzten sich aus je fünf Mitgliedern zusammen, zu denen jeweils 
der Vorsitzende des Prüfungsamtes gehörte. Der Abteilung für wissenschaftliche 
Bibliotheken sollte stets der Direktor der Sächsischen Landesbibliothek angehö-
ren. Im Oktober 1917 wurde beschlossen, dass dem Prüfungsamt für die wissen-
schaftlichen Bibliotheken auch ein Vertreter der DB (Minde-Pouet) und des 
Buchgewerbemuseums (Albert Schramm) angehören sollten. Als Ausbildungs-
orte wurden die UB, die Reichsgerichtsbibliothek, das Buchgewerbemuseum 
und die DB in Aussicht genommen. In der DB sollten auch die Prüfungen ab-
gehalten werden.342

340 Vgl. Bekanntmachung des Sächsischen Ministeriums des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts über die Errichtung eines Prüfungsamtes für Bibliothekswesen in 
Leipzig und die Prüfungen für den mittleren Dienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken sowie für den Dienst an volkstümlichen Büchereien (Nr.�54), 24.9.1917, in: 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen. 15. Stück vom Jahre 
1917, S.�92-93. Zu den Hintergründen dieser Verordnung vgl. Boysen, Karl: Die 
Sächsischen Prüfungsordnungen für Bibliothekswesen, in: ZfB 35 (1918), Heft 3 u. 
4, S.�73-83, hier S.�78�f.

341 Vgl. Prüfungsordnung für den mittleren Dienst an wissenschaftlichen Bibliothe-
ken, in: Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen. 15. Stück vom 
Jahre 1917, S.�93-96. Auf S.�96-100 ebd., findet sich die Prüfungsordnung für den 
Dienst an volkstümlichen Büchereien; Boysen, Prüfungsordnungen, S.�78, 80. In 
Sachsen wurde demnach erstmalig die Ausbildung für den mittleren Dienst vor der 
für den höheren Dienst geregelt. Vgl. Jochum, Bildungsgrenzen, S.�234 (Anm.�12). 
Ausbildungsordnungen für den mittleren Dienst in Preußen erschienen erst 1920 
und in Bayern erst 1922. Vgl. Preußische Praktikantenordnung vom 19.8.1920, in: 
ZfB 37 (1920), Heft 11 u. 12, S.�278-281; Prüfungsordnung für den mittleren Bi-
bliotheksdienst [in Bayern vom 16.1.1922], ADNBL 452/2, Bl.�38-42; Kaiser, Ru-
dolf: Die neue bayerische Prüfungsordnung für den mittleren Bibliotheksdienst, 
in: ZfB 40 (1923), Heft 4, S.�151-156.

342 Vgl. Bericht über die Besprechung der Dozenten der Bibliothekarschule, 12.10.1917, 
ADNBL, Abt. IV, Nr.�25a (unp., in der Akte vorn im eingeklebten Umschlag  
liegend). Zu den ersten sechs Volontärinnen, die ihren Dienst am 1.11.1917 in der 
DB antreten sollten, vgl. das Schreiben von Albert Schramm an Minde-Pouet, 
19.10.1917, ebd., Bl.�32R. Zur Aufnahme Minde-Pouets in das Prüfungsamt vgl. 
Schreiben des Sächsischen Kultusministeriums an Minde-Pouet, 15.10.1917, ebd., 
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Zeitgleich mit der Neugestaltung des bibliothekarischen Prüfungswesens für 
den mittleren Dienst befasste man sich in Sachsen auch mit der Ausarbeitung von 
Prüfungsordnungen für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken, 
für deren Betreuung das Leipziger Prüfungsamt zuständig zeichnen sollte. Der 
Erste Weltkrieg verzögerte eine Entscheidung in dieser Frage jedoch.343 So kam 
es erst im August 1919 zur Bekanntmachung einer sächsischen Prüfungsordnung 
für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken, die sich an den  
preußischen und bayerischen Ordnungen orientierte.344 Anders als in Preußen 
und Bayern legte die sächsische Verordnung jedoch nur Richtlinien über die 
Prüfungen fest, während Festlegungen über die Zulassung zur Ausbildung und 
ihre Gestaltung fehlten.345 Bis zur Bekanntgabe der Prüfungsordnung wurden 
die wissenschaftlichen Bibliotheksbeamten in Sachsen lediglich durch den prak-
tischen Volontärdienst an den Bibliotheken selbst ausgebildet, ohne dass im Ge-

Bl.�15; Minde-Pouet an das Sächsische Kultusministerium, 20.10.1917, ebd., Bl.�16. 
Zur Tätigkeit der Volontärinnen an der DB, deren Dienstzeit 30 Stunden in der 
Woche betrug, vgl. den Vermerk Minde-Pouets, 4.11.1918, ADNBL, Abt. IV, 
Nr.�11aI, Bl.�58-59.

343 Vgl. Schreiben des Sächsischen Kultusministeriums an Minde-Pouet, 15.10.1917, 
ebd., Bl.�15. Neben Sachsen entwickelte man auch in Bayern ein Ausbildungspro-
gramm für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken, vgl. Bericht 
über die Besprechung der Dozenten der Bibliothekarschule, 12.10.1917, ADNBL, 
Abt. IV, Nr.�25a, unp. (in der Akte vorn im eingeklebten Umschlag liegend).

344 Vgl. Bekanntmachung des Sächsischen Ministeriums des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts über die Prüfungen für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Bi-
bliotheken (Nr.�112), 20.8.1919, in: Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat 
Sachsen. 20. Stück vom Jahre 1919, S.�226�f. Im Anschluss daran (S.�227-230) findet 
sich die Prüfungsordnung für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Bibliothe-
ken. Siehe auch Sächsische Bekanntmachung über die Prüfungen für den höheren 
Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken vom 20.8.1919, in: ZfB 36 (1919), Heft 
11 u. 12, S.�261-263. Zur Entstehung der Prüfungsordnung, die hauptsächlich auf 
das Betreiben von Boysen und Minde-Pouet zurückging, vgl. Gutachten von Karl 
Boysen über die Einrichtung eines Ausbildungskurses und einer Staatsprüfung für 
Anwärter des wissenschaftlichen Bibliotheksdienstes in Sachsen an das Sächsische 
Kultusministerium (Dresden), 15.3.1919, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25b, Bl.�2-49; Nie-
derschrift über die Sitzung des Prüfungsamtes für Bibliothekswesen, Abt. A, 
11.4.1919, ebd., Bl.�54-64; Niederschrift über die Sitzung des Prüfungsamtes für  
Bibliothekswesen, Abt. A, 28.4.1919, ebd., Bl.�66-76; Minde-Pouet an Karl Wäch-
ter (Jena), 30.7.1919, ADNBL, Abt. IV, Nr.�13I, Bl.�98�f.

345 Eine in Bibliothekskreisen angedachte Ausbildungsverordnung für den höheren 
Bibliotheksdienst in Sachsen wurde vom Sächsischen Staat abgelehnt. Vgl. Säch-
sisches Kultusministerium an das Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Leipzig, 
23.12.1921, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25b, Bl.�123; Minde-Pouet an den Vorsitzenden 
des Prüfungsamtes für Bibliothekswesen, Otto Glauning, 30.1.1922, ebd., Bl.�125-
127.
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gensatz zu den Beamten anderer Berufe eine Prüfung gefordert wurde.346 Die 
wissenschaftlichen Bibliotheken Sachsens  – in Dresden die Landesbibliothek 
und die Stadtbibliothek, in Leipzig die UB, die Bibliothek des Reichsgerichts, die 
Stadtbibliothek und die DB – besetzten bis Ende 1919 ihre Bibliothekarstellen 
oft mit Akademikern ohne fachliche Ausbildung, nicht selten auch ohne abge-
schlossenes Hochschulstudium. Ein Andrang nach diesen Stellen war kaum zu 
verzeichnen, sodass derjenige, der diesen Beruf wählte, unschwer eine Stelle fand 
und schnell befördert wurde. Mit der Einführung des Fachexamens für den wis-
senschaftlichen Bibliotheksdienst änderte sich dies. Die Bibliotheken gingen 
dazu über, ihre Stellen nur noch mit Akademikern zu besetzen, welche die durch 
die Prüfungsordnung vorgeschriebene bibliothekarische Fachausbildung auf-
wiesen.347 Mit der Einführung der Prüfungsordnung kam es zudem zu einem re-
gelrechten »Andrang zu diesem neu geregelten akademischen Beruf«, der nach 
Auffassung Minde-Pouets den Bedarf an Bibliothekaren für die nächsten Jahre 
deckte. Das sich auf zwei Jahre erstreckende unentgeltliche Volontariat – zu dem 
auch Frauen zugelassen waren348  – gliederte sich in einen einjährigen prakti-
schen Teil, der an einer größeren sächsischen wissenschaftlichen Bibliothek 
durchgeführt werden musste. Den zweiten Teil markierte eine einjährige theo-
retische Ausbildung an der Universität Leipzig in Verbindung mit der UB. Hier 
wurden die für den höheren Bibliotheksdienst notwendigen Kenntnisse vermit-
telt, die für die Ableistung der staatlichen Diplomprüfung notwendig waren.349

346 Gutachten von Karl Boysen über die Einrichtung eines Ausbildungskurses und 
einer Staatsprüfung für Anwärter des wissenschaftlichen Bibliotheksdienstes in 
Sachsen an das Sächsische Kultusministerium (Dresden), 15.3.1919, ebd., Bl.�2-49, 
hier Bl.�3.

347 Vgl. etwa Minde-Pouet an den Vorsitzenden des Fachausschusses für Bücherei-
wesen in Polen, Pirmin Biedermann (Bromberg), 25.3.1922, ADNBL, Abt. IV, 
Nr.�13I, Bl.�236.

348 Während die sächsische Prüfungsordnung von 1919 Frauen den Zugang zum  
höheren Bibliotheksdienst ermöglichte, genehmigte dies in Preußen erst ein Erlass 
vom 27.4.1921. Vgl. Jank, Dagmar: Frauen im Höheren Bibliotheksdienst vor dem 
Zweiten Weltkrieg, in: Plassmann, Engelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deut-
scher Bibliothekare 1900-2000. Festschrift, Wiesbaden 2000, S.�302-313, hier 
S.�302�f.; Minde-Pouet an Geheimrat Radermacher (Eilenburg), 26.8.1921, ebd., 
Bl.�172�f. Hier auch der Hinweis, dass die Ausbildung für den mittleren Dienst an 
wissenschaftlichen Bibliotheken in Sachsen zwei Jahre dauerte.

349 Vgl. Minde-Pouet an den Vorstand des VDB, Gotthold Naetebus, 2.9.1920, 
ADNBL, Abt. VI, Nr.�25, Bl.�67�f.; Boysen, Karl: Die Lehrgänge für den höheren 
Bibliotheksdienst in Sachsen, in: ZfB 36 (1919), Heft 9 u. 10, S.�230�f. Mit diesem 
Modell folgte Sachsen einem in Deutschland gängigen Ausbildungsschema: Auf 
ein mit Examen (Promotion) abzuschließendes Studium folgte in der Regel eine 
zweijährige Ausbildung, deren erster Abschnitt in der Vermittlung bibliothekari-
schen Praxiswissens an einer großen wissenschaftlichen Bibliothek und deren 



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

260

Auch wenn sich Sachsen bei der Gestaltung seiner Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen bei der Zulassung von Frauen liberaler gab als etwa Preußen, 
mussten Bewerberinnen auch hier mit ähnlichen frauenfeindlichen Vorurteilen 
kämpfen, wie an anderen deutschen Bibliotheken.350 Im April 1922 bemängelte 
der Leiter des Buch- und Schriftmuseums in Leipzig, das Mitglied des Sächsi-
schen Prüfungsamtes für Bibliothekswesen, Albert Schramm, dass »die Volon-
täre, besonders die weiblichen […] meist eine furchtbare Handschrift hätten«. 
Hinzu käme das »furchtbare Schwänzen der Lateinstunden«, hätten »doch ein-
zelne der Damen mehr als ein Semester die Tanzstunde der Lateinstunde vorge-
zogen«. Dem weiblichen Personal fehle überhaupt die richtige Einstellung zu 
ihrem Beruf, denn »manche Dame« fühle sich gar nicht als Beamtin, ja wisse 
überhaupt nicht, »was ein guter Beamter« sei. Diese Einschätzung gipfelte in der 
Bemerkung Schramms:

»Bei dieser Gelegenheit möchte ich meinem Bedauern darüber Ausdruck ge-
ben, dass so wenig männliche Bewerber unter den mittleren Beamten sind. Ich 
bedaure lebhaft, dass Söhne von Beamten, denen vielfach das Beamtengefühl 
schon im Blute liegt, sich nicht in größerer Zahl dem mittleren Dienst an un-
seren Bibliotheken zuwenden. Sie wären ein viel stabileres Element, was für 
kleinere Anstalten von größter Bedeutung ist. Die Damen wechseln ihre Stel-
lung gar vielfach nach Gefühl; sie möchten Abwechslung haben. Der männ-
liche mittlere Beamte ist in dieser Beziehung sicherer und zuverlässiger.«351

Minde-Pouet beurteilte die Qualifikation des weiblichen Personals anders, legi-
timierte ihren Einsatz aber mit rein pragmatischen Überlegungen, da Frauen bei 
gleicher oder besserer Qualifikation deutlich weniger verdienten als die Männer. 
So strebte er zur Senkung der Personalausgaben danach, die Büchereigehilfen 
durch Damen mit Diplomexamen zu ersetzen. Neben dieser finanziellen Erspar-
nis böten »die Damen den Vorteil einer besseren Vorbildung (durchweg bessere 
Schulbildung, besondere Fachausbildung)« und seien »in ihrer Mehrzahl be-
scheidener und verträglicher, als der Durchschnitt der Büchereigehilfen«.352

zweiter Teil in der theoretischen Schulung bestand. Vgl. Jochum, Bildungsgrenzen, 
S.�234�f. Ein gute Zusammenfassung der Zulassungsvoraussetzungen zur Ausbil-
dung an der DB bietet Heinrich Uhlendahl an Heinrich Kunze (Lauban in Schle-
sien), 19.10.1926, ADNBL, Abt. IV, Nr.�13II, Bl.�102.

350 Vgl. dazu etwa Jank, Frauen, 309-311.
351 Albert Schramm an die Mitglieder des Sächsischen Prüfungsamtes für Bibliotheks-

wesen, 25.4.1922, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25a, Bl.�168-173, hier Bl.�169-171.
352 Vorlage Minde-Pouets an den GA, 28.10.1919, ADNBL, Abt. IV, Nr.�6, Bl.�24. Zur 

Frauenerwerbstätigkeit und ihrer Alltagswirklichkeit in der Weimarer Republik 
vgl. Herbert, Geschichte, S.�236-239; Büttner, Weimar, S.�253-257; Wehler, Hans 
Ulrich: Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Bd.�4: Vom Beginn des Ersten Welt-
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Während in Preußen, Bayern und Sachsen Anfang der 1920er Jahre verbind-
liche Ausbildungs- und Prüfungsordnungen bestanden, kristallisierten sich auch 
in den übrigen deutschen Ländern vergleichbare Bestimmungen langsam her-
aus.353 Es mehrten sich daher die Rufe, die für eine »einheitliche Gestaltung der 
bibliothekarischen Berufsverhältnisse im Reich und in den Ländern« eintraten.354 
Der als Hilfsbibliothekar an der Preußischen Staatsbibliothek tätige Heinrich 
Uhlendahl, der sich auf dem Bibliothekartag 1921 in Wernigerode mit innova-
tiven Ansätzen zur Neuregelung der Anwärterfrage im wissenschaftlichen Bi-
bliotheksdienst hervorgetan hatte355, sprach sich ein Jahr später für eine reichs-
einheitliche Regelung der Zulassungsbedingungen und der bibliothekarischen 
Fachprüfung aus. Ein »enger Partikularismus« sei nicht mehr zeitgemäß, daher 
komme es darauf an, nicht einen bayerischen, einen preußischen oder einen säch-
sischen, sondern »den deutschen Bibliothekar« zu schaffen.356 Die Anregungen 
Uhlendahls fanden die einmütige Zustimmung der Bibliothekare. Schon im Vor-
feld des Bibliothekartages in Kassel 1922 war im Sächsischen Prüfungsamt für 
Bibliothekswesen im Hinblick auf eine Abänderung der Ausbildung und Prüfung 
für den mittleren Dienst überlegt worden, bei der Neuausrichtung zumindest in 
Einzelfragen eine »Einheitlichkeit für das ganze Reich herbeizuführen«.357 In  

krieges bis zur Gründung der beiden deutschen Staaten 1914-1949, München 2003, 
S.�237�f.

353 Vgl. etwa: Kaiser, Rudolf: Die hessische Prüfungsordnung für den mittleren Bi-
bliotheksdienst, in: ZfB 40 (1923), Heft 7, S.�278-280; Leyh, Georg: Die Neuord-
nung des höheren Dienstes an den Württembergischen staatlichen Bibliotheken, 
in: ZfB 42 (1925), Heft November, S.�564-567; Balcke, Lage, S.�54�f.

354 Uhlendahl, Heinrich: Die einheitliche Gestaltung der bibliothekarischen Berufs-
verhältnisse im Reich und in den Ländern, in: ZfB 39 (1922), Heft 7 u. 8, S.�303-
319.

355 Zur Schaffung eines »zufriedenen, selbstbewussten und berufsstolzen Nach-
wuchses« hatte Uhlendahl »Leitsätze« formuliert, welche die Gewährung von Un-
terhaltszuschüssen für ungeprüfte Bibliotheksanwärter (Volontäre) und eine aus-
reichende Vergütung für geprüfte Anwärter (Assistenten) forderten. Weitere 
Forderungen Uhlendahls waren u.�a.: die Verkürzung der Vorbereitungszeit für 
Kriegsteilnehmer, die Anrechnung der Kriegsdienstzeit, die Besetzung frei wer-
dender Stellen nur durch Bibliotheksanwärter und nicht durch Quereinsteiger so-
wie die zeitgemäße Erneuerung der Amtsbezeichnungen Volontär, Assistent und 
Hilfsbibliothekar in Referendar, Assessor und Bibliothekar. Vgl. Uhlendahl, Hein-
rich: Die Neuregelung der Anwärterfrage im wissenschaftlichen Bibliotheksdienst, 
in: ZfB 38 (1921), Heft, S.�183-193, hier S.�192�f. Vgl. auch Abschrift eines Schrei-
bens des VDB an den PK, 16.2.1922, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25b, Bl.�132�f.

356 Vgl. Uhlendahl, Gestaltung, S.�304-306, 319.
357 Albert Schramm an die Mitglieder des Sächsischen Prüfungsamtes für Bibliotheks-

wesen, 25.4.1922, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25a, Bl.�168-173, hier Bl.�168. Auch der 
Vorsitzende des Prüfungsamtes, Otto Glauning, erwog, Richtlinien für ein ge-
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Reaktion auf den Vortrag Uhlendahls unterbreitete der Verein Deutscher Biblio-
thekare dem RMdI Anfang 1923 den Vorschlag, »alle bibliothekarischen Berufs- 
und Standesfragen innerhalb Deutschlands und, wenn möglich, auch unter Ein-
schluss Deutsch-Österreichs in einheitlicher Weise zu regeln«. Dabei kam es dem 
VDB vor allem auf die »gleichmäßige Ausbildung des Nachwuchses« und die 
»allgemeine Einführung der bibliothekarischen Fachprüfung« an.358 Allerdings 
bremste das RMdI den Reformeifer, denn in den folgenden Monaten tat sich 
praktisch nichts. Erst im Oktober 1925 setzte das Ministerium die Frage einer 
einheitlichen Ausbildungsvorschrift wieder auf die Agenda, bezog sich hierbei  
jedoch lediglich auf die Behördenbibliotheken des Reichs.359 Auf Seiten der  
Bibliotheken schien der Enthusiasmus angesichts des Desinteresses des Reiches 
nachzulassen. Anfang 1927 teilte die DB einem Bewerber mit, dass es in einzelnen 
deutschen Staaten verschiedene Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für den 
Bibliotheksdienst gebe, doch Bestrebungen im Gange seien, diese einheitlich zu 
gestalten. Es müsse damit gerechnet werden, dass die von der Bibliothekarschule 
in Leipzig herausgegebenen Prüfungsbestimmungen in nächster Zeit abgeändert 
würden.360 Diese Einschätzung erwies sich jedoch als trügerisch, denn ähnlich 
wie auf dem Gebiet der bibliothekarischen Gemeinschaftsarbeiten scheiterten 
notwendige Reformbemühungen am Desinteresse des Reiches und am mangeln-
den Kooperationswillen der auf Partikularinteressen fixierten Länder.

4.2. Bibliographie und Titeldrucke – »Der Gegensatz Berlin-Leipzig«361

Wie Rudolf Blum treffend bemerkte, ging in Deutschland die bibliographische 
Verzeichnung der nationalen Buchproduktion ihrer bibliothekarischen Samm-

meinsames Vorgehen der größeren deutschen Bundesstaaten bei der Ausbildung 
von Bibliothekaren vorzuschlagen. Vgl. Glauning an die Mitglieder des Prüfungs-
amtes für Bibliothekswesen, Abteilung A, 4.5.1922, ebd., Bl.�175. Einen weiteren 
Beleg für das Streben nach einer reichseinheitlichen Ausbildung lieferte der Direk-
tor der Stadtbibliothek in Dresden, Georg Hermann Müller. Vgl. Müller, Georg 
Hermann: Die Einheit des bibliothekarischen Berufs, in: ZfB 38 (1921), Heft 1 u. 
2, S.�1-20, hier S.�17.

358 Naetebus (Vorsitzender des VDB) an das RMdI, 8.1.1923, BArch Berlin, R�1501/ 
108998, Bl.�28.

359 Vgl. Donnevert (RMdI) an die obersten Reichsbehörden, 27.10.1925, BArch Berlin, 
R�43 I/2484, Bl.�213.

360 In diesem Fall bezog es sich auf die preußischen und die sächsischen Ordnungen. 
Curt Fleischhack (DB) an die Buchhandlung Opitz & Co., Güstrow, 27.1.1927, 
ADNBL, Abt. IV, Nr.�13II, Bl.�116-117.

361 Rudolf Fick (UB Göttingen) an Wilhelm Frels (DB), 24.7.1923, ADNBL, Ab. V, 
Nr.�17bI, Bl.�153-156, hier Bl.�153.
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lung voraus, während es in Frankreich genau umgekehrt war.362 Wie oben be-
schrieben, verfolgte der Börsenverein mit der Gründung der DB das Ziel, die von 
der Hinrichs’schen Verlagsbuchhandlung hergestellte buchhändlerische Biblio-
graphie – das im Börsenblatt erscheinende »Tägliche Verzeichnis« und das »Wö-
chentliche Verzeichnis der erschienenen und der vorbereiteten Neuigkeiten des 
deutschen Buchhandels« – zu übernehmen und diese zugleich für die Katalogi-
sierung der deutschen Bibliotheken nutzbar zu machen. Die DB sollte auf die-
sem Weg nicht nur zum bibliographischen Zentrum heranwachsen, sondern, so 
zumindest das ambitionierte Ziel des Börsenvereins, auch die Herstellung der das 
deutschsprachige Schrifttum betreffenden Titeldrucke der Preußischen Staatsbi-
bliothek übernehmen. 

Nach der Übernahme der Hinrichs’schen Verzeichnisse tat man sich im Bör-
senverein jedoch schwer loszulassen und der DB die Bearbeitung der Biblio-
graphie zu überantworten. Im Buchhändlerhaus hegte man Befürchtungen, eine 
alleinige Verzeichnung durch Bibliothekare würde ihrem buchhändlerischen 
Charakter Abbruch tun.363 Vor diesem Hintergrund hatte der Börsenverein eine 
Bibliographische Kommission berufen, die eine Neubearbeitung der Bibliogra-
phie in die Wege leiten sollte, welche den Interessen des Buchhandels, aber auch 
denen der Bibliotheken entgegenkommen sollte.364 Die bibliographische Ver-
zeichnung der Neuigkeiten des Buchhandels im Täglichen und im Wöchentli-
chen Verzeichnis erfolgte ab 1916 durch eine eigene Bibliographische Abteilung 
des Börsenvereins. Sehr zum Ärger Wahls und Minde-Pouets agierte diese Ab-
teilung aber weitgehend unabhängig von der DB, was zu der völlig unnötigen 
»Doppelkatalogisierung« der Bücher führte, indem die Neuerscheinungen für 
das Tägliche Verzeichnis in der Bibliographischen Abteilung des Börsenvereins 
bearbeitet wurden, während »eine Treppe darüber« in der DB dieselben Bücher 
der bibliothekarischen Titelaufnahme unterzogen wurden.365

362 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�52.
363 Nach Minde-Pouet hatte der BV »eine krankhafte Scheu« vor der Wissenschaft-

lichkeit der Bibliothekare und »sähe es lieber«, wenn diese sich in bibliographi-
schen Fragen weniger wissenschaftlich gebärdeten. Abschrift eines Schreibens von 
Minde-Pouet an Ehlermann, 8.3.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�25, Bl.�211.

364 Vgl. Rost, Gottfried: Bibliographien, in: Füssel, Stephan, Georg Jäger u. Hermann 
Staub (Hg.): Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels 1825-2000. Ein ge-
schichtlicher Aufriss, Frankfurt am Main 2000, S.�291-302, hier S.�292. Zu den un-
terschiedlichen bibliographischen Interessen der Buchhändler und Bibliothekare 
vgl. Luther, Arthur: Der dritte Band des Deutschen Bücherverzeichnisses, in: 
BBl.�88 (1921), Nr.�170 vom 23.6.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�244.

365 Wilhelm Frels (DB) an Artur Seemann, 11.10.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, 
Bl.�33-37. Die DB sei, so Minde-Pouet, »bis jetzt noch ohne jeden Einfluss auf die 
Tätigkeit der Bibliographischen Abteilung« des BV. Minde-Pouet an Arthur Mei-
ner, 9.5.1919, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�17.
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Die Kritik der Bibliothekare blieb nicht folgenlos, denn im Frühjahr 1920 
zeigte sich der Börsenverein bereit, sich einen kleinen Kreis von Sachverständi-
gen für alle die Bibliographie betreffenden Angelegenheiten zu schaffen. Da der 
mit diesen Fragen bis dahin betraute Verlagsausschuss des Börsenvereins »mit 
Arbeiten überlastet« war, wurde ein kleiner bibliographischer Ausschuss gebil-
det, in den neben drei Buchhändlern auch der Leiter der Katalogabteilung der 
DB, Wilhelm Frels, gewählt wurde.366 Insbesondere Frels erwies sich für diesen 
Ausschuss als Gewinn, da er den Reformprozess der Buchhandelsbibliographie 
forcierte und dabei auch nicht vor Innovationen zurückwich, die »konservative 
Benutzer erschrecken« konnten.367 Frels ging davon aus, dass der DB aufgrund 
ihres spezifischen Sammelauftrages die Funktion der zentralen Verzeichnung des 
deutschsprachigen Schrifttums gleichsam natürlich zufiel. Daher votierte er für 
eine Trennung der Berliner Zetteldrucke, wonach die Preußische Staatsbiblio-

366 Abschrift eines Blankoschreibens von Arthur Meiner (BV) an ??, 14.2.1920, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�2. Vgl. auch Bericht über die Verwaltung der DB 
1920, S.�14. Zu den Mitgliedern dieses Ausschusses gehörten neben Frels die Buch-
händler und Verleger Artur Seemann, Paul Eger und David Rost. Vgl. Protokoll 
über die Sitzung des Ausschusses für Bibliographie, 20.10.1920, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�40I, Bl.�60-69. 1924 schieden Seemann und Eger aus und wurden durch Felix 
Meiner und Friedrich Meyer ersetzt. Vgl. Titel, Vereine, S.�264.

367 Frels an Artur Seemann (Leipzig), 21.4.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�5�f. Wil-
helm Frels (1886-1942) studierte von 1906 bis 1910 Deutsch, Geschichte und Phi-
losophie und promovierte 1912 in Rostock mit einer Arbeit über »Bettina von Ar-
nims Königsbuch«. Nach einem Volontariat an der Landesbibliothek in Schwerin 
wechselte er 1914 an die DB, an der er bis zu seinem Tod wirkte. Nachdem die Bi-
bliographische Abteilung des BV von der DB übernommen wurde, avancierte er zu 
ihrem eigentlichen Organisator. Er setzte sich für die einheitliche Katalogisierung 
von Buchhandel und deutschen Bibliotheken, also für die Übernahme der buch-
händlerischen Titeldrucke in die Bibliothekskataloge ein, die, lebhaft umstritten, 
erst ab 1936 möglich wurde. 1938 wurde Frels zum Abteilungs-Direktor ernannt. 
Als einer der führenden deutschen Bibliographen gab Frels von 1924 bis 1926 das 
»Literarische Zentralblatt« heraus, begründete dessen »Jahresberichte« und wirkte 
als bibliographischer Bearbeiter für das »Goethe-Jahrbuch«. Seine bibliogra-
phische Tätigkeit gipfelte in dem 1934 erschienenen Verzeichnis »Deutsche 
 Dichterhandschriften von 1400 bis 1900«, das die in deutschen, österreichischen, 
schweizerischen und tschechoslowakischen Bibliotheken befindlichen Dichter-
Autographen erfasste. Vgl. Semrau, Eberhard: Frels, Wilhelm Gustav Adolf, in: 
Neue Deutsche Biographie 5 (1961), S.�400 (Onlinefassung URL: http://www.
deutsche-biographie.de/pnd116750723.html, eingesehen am 14.6.2016); Haber-
mann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�84; Formular betr. Vorschlag zur Ernennung 
Frels’ zum Abteilungsdirektor, 25.7.1940, BArch Berlin, R�55/22141, Bl.�2�f.; Von 
Frels ausgefüllter Personalfragebogen, 20.4.1915, ADNBL, Personalakte Wilhelm 
Frels (geb. 12.6.1886), Bl.�1�f.; Lebenslauf von Frels, 1915, ebd., Bl.�8.
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thek fortan nur noch für die Aufnahme der ausländischen Werke und die DB für 
die deutschen Erscheinungen verantwortlich zeichnen sollte. Nach Frels sollte 
die PSB der DB ihre »deutsche Reihe« der Zetteldrucke übergeben und mit den 
preußischen Universitätsbibliotheken selbst Bezieherin der nunmehr Leipziger 
Zetteldrucke werden. Grundlegend hierfür, so Frels 1920, sei die Schaffung einer 
Einheitskatalogisierung, die für alle Bibliotheken des Reiches verbindlich sei, 
wobei es darauf ankomme, die preußischen und bayerischen Instruktionen ein-
ander anzunähern.368 Auf dieser Basis könne dann eine Verständigung zwischen 
Buchhändlern und Bibliotheken über eine den Bedürfnissen beider Seiten ange-
passte Ausgestaltung der Titelaufnahmen herbeigeführt werden. Der besondere 
Wert der Bibliographie und der damit verbundenen Ausgabe der Zetteldrucke 
bestand für Frels darin, dass diese gleichzeitig oder unmittelbar nach dem Er-
scheinen des Buches herauskämen. Die Garantie hierfür könne die DB allerdings 
erst übernehmen, wenn ihr die Bibliographische Abteilung des Börsenvereins 
angegliedert werde.369

Diese Forderungen des Leiters der Katalogabteilung der DB passten genau in 
das Reformprogramm bibliothekarischer Gemeinschaftsarbeiten, das Minde-
Pouet auf dem VDB-Tag in Weimar 1920 vorstellte und in dem die zentrale Ka-
talogisierung eine wichtige Rolle spielte. Minde-Pouet konstatierte, dass sich – 
abgesehen von der Doppelverzeichnung durch Börsenverein und DB – »noch 
immer in allen Bibliotheken so und so viele Federn in Bewegung setzen« wür-
den, um dieselben Titel zu katalogisieren. Dies sei ein offenkundiger Beleg für 
eine »Verschwendung von Kräften und Mitteln« und für die mangelhafte 
 Organisation des deutschen Bibliothekswesens. Es komme demnach auf eine Ar-
beitsteilung zwischen Berlin und Leipzig an, zumal die DB »jetzt ernsthaft die 
Übernahme der Bibliographischen Abteilung des Börsenvereins und damit die 
Herstellung des Deutschen Bücherverzeichnisses« betreibe.370 Aber gerade in 

368 Die Forderung nach einer »deutschen Instruktion« legitimierte Frels durch ein an-
schauliches Beispiel: Im Jahr 1916 wurden 139 größere deutsche Bibliotheken von 
mindestens je 30.000 Bänden mit einem Gesamtbestand von 25 Millionen Bänden 
gezählt. Von diesen verfuhren 65 Bibliotheken mit rund 11 Millionen Bänden nach 
der Preußischen Instruktion, dagegen sieben Bibliotheken mit 3,25 Millionen Bän-
den nach der Münchener Katalogisierungsordnung. 40 Bibliotheken mit rund 7 
Millionen Bänden arbeiteten nach mündlicher Tradition und der Rest nach eigenen 
Regeln. Vgl. Frels, Buchhändlerische und bibliothekarische Bibliographie, S.�14, 19.

369 Vgl. Handschriftliche Bemerkungen von Frels, 19.4.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.��40I, 
Bl.�9-11; Vermerk von Frels über »die Titeldrucke der Zukunft«, 7.5.1920, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�17, Bl.�134-136.

370 Auszug aus einem Vortrag von Professor Dr. Minde-Pouet auf dem Bibliothekar-
tage 1920 in Weimar, ohne Datum (Mai 1920), ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�31. Wie 
er dem Direktor der UB Berlin, Gotthold Naetebus, im Juni 1920 anvertraute,  
bemühte sich Minde-Pouet darum, »den wundervollen bibliographischen Apparat 
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dieser für sein Reformprogramm zentralen Frage stieß Minde-Pouet auf den Wi-
derstand des Börsenvereins, der nach wie vor seine Hände über seine Bibliogra-
phische Abteilung hielt. Zwar konnte sich der Börsenverein den verständlichen 
Kritiken der Bibliothekare schon allein aus Kostengründen nicht verschließen, 
dennoch erklärte sich der Geschäftsführende Ausschuss im September 1920 le-
diglich dazu bereit, die von Minde-Pouet beantragte Angliederung der Biblio-
graphischen Abteilung des Börsenvereins an die DB einer näheren Prüfung zu 
unterziehen.371 Dies veranlasste den Direktor der DB zu einer geharnischten 
Kritik an seinem Arbeitgeber:

»Ich rede mir die Kehle wund, und meine Herren schreiben sich die Finger 
wund. Der Geschäftsführende Ausschuss dagegen erweist sich immer mehr 
durch das Übergewicht der Buchhändler als eine hemmende Kraft. […] Wir 
alle – und ich gehöre dazu – sind an der Grenze dessen angelangt, was uns 
vom Börsenverein zugemutet werden durfte. Wir haben jetzt endlich Be-
weise in der Hand, dass für den Börsenverein immer und immer nur ge-
schäftliche Rücksichten maßgebend sind, ob er der Deutschen Bücherei hel-
fen soll oder nicht. Mit allen möglichen Mitteln wird jetzt von ihm dagegen 
gearbeitet, dass der bibliographische Apparat seiner Bibliothek im Buch-
händlerhaus der Deutschen Bücherei als Leihgabe überwiesen wird, und dass 
die Bibliographische Abteilung der Deutschen Bücherei einverleibt wird, da-
mit diese nun ihre größte Aufgabe die deutsche Bücherverzeichnung über-
nehmen kann; jene Tat, auf die die Welt der Bibliotheken noch immer wartet. 
Dieses aus nackten Geldrücksichten und rein persönlichen Gründen er-
zeugte Sträuben bezeugt eine verderbliche Kurzsichtigkeit des Börsenver-
eins; denn er hindert die Deutsche Bücherei, die Aufgabe zu lösen, die ihr 
eine so unerschütterlich feste Stellung gibt, dass das Reich fast automatisch 
in Zukunft Schritt für Schritt mit der Entwicklung der Deutschen Bücherei 
mitgehen müsste. Der Börsenvereinsvorstand bekämpft aber die Deutsche 
Bücherei nicht offen, sondern schiebt andere Personen, seine Ausschüsse 
und allerlei Bedenken vor. Jetzt zeigt es sich deutlich, dass es ein Fehler war, 
den Vorsitzenden des Börsenvereins zugleich zum Vorsitzenden des Ge-
schäftsführenden Ausschusses zu machen; denn er schützt immer mehr die 
Interessen des Börsenvereins, als die der Deutschen Bücherei, und ein Kauf-
mann kann niemals ein wissenschaftliches Institut führen […]. Der Börsen-
verein hat nicht das Recht, überall in der Welt um Hilfe für die Deutsche 

des Börsenvereins für die Deutsche Bücherei zu erhalten«. Minde-Pouet an Nae-
tebus, 16.6.1920, ADNBL, 806/2 (1920-1945), Bl.�14.

371 Vgl. Protokoll der 57. Sitzung des GA der DB vom 24.9.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�5, Bl.�60-62, hier Bl.�61R.
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Bücherei zu rufen, so lange er selbst noch nicht das Letzte für seine eigene 
Anstalt getan hat […].«372

In Bibliothekskreisen stieß die Forderung der DB nach einer Vereinheitlichung 
der Katalogisierung auf ein durchaus positives Echo. So arbeitete die Staatsbi-
bliothek in München Mitte 1920 an einer Revision ihrer Katalogordnung und 
ermunterte Berlin bei dieser Gelegenheit zur Aufnahme von Verhandlungen 
über eine mögliche Zusammenfassung der bayerischen und der preußischen 
Ordnungen.373 Dies wiederum veranlasste Frels und Minde-Pouet, ihren Druck 
auf den Börsenverein zu erhöhen. Vor allem Frels plädierte nun selbstbewusst 
und offen für eine »Verschmelzung« der Bibliographischen Abteilung des Bör-
senvereins mit der DB, von der »die gesamte bibliothekarische Welt« die Zent-
ralkatalogisierung und die Herausgabe der Zetteldrucke erwarte. Es sei Eile ge-
boten, denn gelinge die Fusion, könne die DB bereits im kommenden Jahr mit 
der Herstellung des Täglichen Verzeichnisses und der Zetteldrucke beginnen.374 
Im Börsenblatt unterbreitete Frels verschiedene Vorschläge zur Verwendung der 
buchhändlerischen Bibliographien für die Zwecke der Bibliotheken, wobei das 
Tägliche Verzeichnis im Fokus stand. So solle nicht nur dessen Bearbeitung von 
der DB übernommen werden, Frels regte auch an, den Drucksatz des Täglichen 
Verzeichnisses zur Herstellung der Leipziger Zetteldrucke zu verwenden.375 

Frels Vorschläge veranlassten den Börsenverein, die Möglichkeiten einer Zu-
sammenarbeit zwischen seiner Bibliographischen Abteilung und der DB nun 
ernsthaft auszuloten. Während sich der Verein dabei von rein sachlichen Erwä-

372 Minde-Pouet an Staatsminister a.�D. Max Otto Schroeder (Dresden), 26.10.1920, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�19II, Bl.�205-208. Siehe auch Protokoll der 9. (außerordent-
lichen) Sitzung des VR�der DB vom 24.8.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�2III, Bl.�118-
134, hier Bl.�131R-132.

373 Abschrift eines Schreibens von Adolf Hilsenbeck (BSB) an Rudolf Kaiser (PSB), 
2.6.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�80e-80g.

374 Wilhelm Frels (DB) an Artur Seemann, 11.10.1920, ebd., Bl.�33-37. Vgl. auch Blum, 
Nationalbibliographie, S.�253.

375 Vgl. Frels an Paul Schwenke (PSB), 25.10.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.��40I, Bl.�75; 
Minde-Pouet an Staatsminister a.�D. Schroeder, 1.11.1920, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�19II, Bl.�209�f. Am Beispiel der Berliner Zetteldrucke machte Frels deutlich, 
dass diese für die PSB ein Verlustprojekt darstellen würden, da sie nicht kosten-
deckend arbeiteten. Allein 55�% der deutschen wissenschaftlichen Bibliotheken 
würden sich nicht nach den preußischen Katalogisierungsregeln richten, sodass die 
Berliner Zetteldrucke für sie nicht in Betracht kämen. Die von Frels vorgeschla-
gene Form der Zetteldrucke der DB würde dagegen »gleichmäßig für alle Biblio-
theken benutzbar« sein. Vgl. Frels: Buchhändlerische und bibliothekarische Biblio-
graphie, S.�14�f., 20-23. Vgl. zudem Ders.: Einheitskatalogisierung, in: BBl.�87 
(1920), Nr.�275 vom 6.12.1920, S.�1457-1459; Ders.: Die Zukunft der buchhänd-
lerischen Bibliographie, ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�132�f.
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gungen leiten ließ, brachten vor allem die Mitarbeiter der Bibliographischen Ab-
teilung um ihren Leiter Heinrich Conrad der Verschmelzung »gewisse Beden-
ken« entgegen. Gleichwohl führten die Verhandlungen des Bibliographischen 
Ausschusses im Oktober 1920 zu einer so weitgehenden Klärung, dass er dem 
Börsenverein die Zusammenlegung seiner Bibliographischen Abteilung mit der 
DB nahelegte.376 Vor dem Eintritt in die Verhandlungen legte Minde-Pouet je-
doch Wert darauf, mit den beiden Staatsbibliotheken in Berlin und München 
über die schwebenden bibliographischen Fragen ins Gespräch zu kommen. Da-
bei ging es ihm um Frels’ Vorschlag, den Satz des Täglichen Verzeichnisses künf-
tig für die Herstellung von Zetteldrucken zu verwenden, was die DB ihrem Ziel 
der Zentralkatalogisierung einen großen Schritt nähergebracht hätte.377 In Mün-
chen jedoch war man von diesem Plan überhaupt nicht angetan. Angesichts der 
schwierigen wirtschaftlichen Lage der deutschen Bibliotheken und der DB, so 
Schnorr von Carolsfeld, erscheine es nicht angebracht, dass sich der Börsen-
verein in neue, riskante Unternehmungen stürze, deren Rentabilität keineswegs 
sicher sei. Viel dringender als die Frage der Zetteldrucke erscheine die Verbes-
serung der Bibliographie, deren Qualität seit der Übernahme durch den Börsen-
verein deutlich nachgelassen habe.378 In Berlin machte man Frels und Minde-
Pouet gegenüber unmissverständlich deutlich, dass man nicht daran denke, seine 
Titeldrucke aufzugeben, bezeichnete es jedoch als wünschenswert, ein einseitig 
gedrucktes Zugangsverzeichnis der DB erscheinen zu lassen, das von den übri-
gen Bibliotheken als Grundlage für ihre Kataloge benutzt werden könne. Für 
diese Leipziger Titeldrucke könne der Satz des Täglichen Verzeichnisses durch-
aus Verwendung finden.379

376 Vgl. Protokoll über die Sitzung des Ausschusses für Bibliographie, 20.10.1920, 
ebd., Bl.�60-69; Frels: Eine gemeinsame Grundaufnahme für buchhändlerische  
Bibliographie und DB, ohne Datum (Okt. 1920), ebd., Bl.�86-88.

377 Vgl. Frels an Paul Schwenke (PSB), 25.10.1920, ebd., Bl.�75; Minde-Pouet an Fick 
(PSB), 25.10.1920, ADNBL, Abt. III, Nr.�41, Bl.�90-92, hier Bl.�91.

378 Vgl. Schnorr von Carolsfeld (BSB) an Frels, 7.10.1920, ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, 
Bl.�76c-77.

379 Vgl. Vermerk von Frels über eine Besprechung in der PSB, 5.11.1920, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�16a, unp. (zwischen Bl.�81 und 82). Um einer Verwechslung bzw. 
Gleichsetzung der Begriffe »Titeldrucke« und »Zetteldrucke« vorzubeugen, sei auf 
ihren wesentlichen Unterschied verwiesen: Bei den »Titeldrucken« handelte es sich 
um einseitig bedruckte Ausgaben von Bibliographien oder Akzessions- bzw. Neu-
erwerbungslisten einzelner Bibliotheken (z.�B. PSB), die an interessierte Bibliothe-
ken verschickt, von diesen ausgeschnitten, auf Katalogkarten geklebt und in ihre 
Kataloge eingeordnet wurden. »Zetteldrucke« waren gedruckte Katalogkarten, die 
ebenfalls von den Bibliotheken bezogen werden konnten und lediglich mit der Si-
gnatur des betreffenden Buches versehen werden mussten. Vgl. Franz, Rudi: Die 
Titeldrucke der Deutschen Bücherei. Beiträge zur Terminologie, Entwicklung und 
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Der Vorschlag zur Schaffung eines Zugangsverzeichnisses der DB löste in 
Leipzig hektische Aktivitäten aus. Gegenüber München signalisierte man, vor-
erst von der Herausgabe von Zetteldrucken abzusehen, jedoch den Plan eines 
Zugangsverzeichnisses »aufs eifrigste« zu betreiben. Man hoffe auf die Zustim-
mung der Bayerischen Staatsbibliothek, zumal ihre Berliner Schwester angeblich 
»größten Wert auf ein möglichst baldiges Zustandekommen der Leipziger Titel-
drucke« lege. Zu diesem Zweck sei man bereits an den Börsenverein wegen des 
Übergangs des Täglichen Verzeichnisses an die DB herangetreten.380 In Mün-
chen brachte man zum Ausdruck, man habe »allerstärkstes Interesse« daran, dass 
die DB die Herstellung der gesamten buchhändlerischen Bibliographie, also nicht 
nur des Täglichen Verzeichnisses, übernehme.381 Auf maßgebliche Initiative 
Frels’ kam daraufhin zwischen Vertretern des Buchhandels und der DB unter 
Zustimmung der Preußischen und Bayerischen Staatsbibliothek im Dezember 
1920 eine Einigung über die gemeinsame Grund- bzw. Titelaufnahme zustande, 
die sowohl für die buchhändlerischen Bibliographien als auch für Bibliotheks-
zwecke praktikabel schien.382 Schließlich erklärte sich auch der Bibliographische 
Ausschuss des Börsenvereins am 28. Dezember 1920 bereit, dem Übergang des 
Täglichen und des Wöchentlichen Verzeichnisses auf die DB zuzustimmen383 – 

gegenwärtigen Lage, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum fünfzig-
jährigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�157-173, 
hier S.�159.

380 Vgl. Frels an Generaldirektor Schnorr von Carolsfeld (BSB), 24.11.1920, ADNBL, 
Abt. V, Nr.�40I, Bl.�134-134c.

381 Vermerk von Frels über eine Besprechung in der BSB, 3.12.1920, ebd., Bl.�141-145. 
Zu diesem Zeitpunkt erschienen vier buchhändlerische Bibliographien, die alle 
vom BV herausgegeben wurden: 1. Das Tägliche Verzeichnis (TV), 2. das Wöchent-
liche Verzeichnis (WV), 3. das Halbjahresverzeichnis (HV) und schließlich 4. das 
Mehrjahresverzeichnis (MV). Vgl. Frels, Buchhändlerische und bibliothekarische 
Bibliographie, S.�14. 

382 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1921, S.�5; Fleischhack, Bibliographische 
Tätigkeit, S.�109. Zu den Hintergründen vgl. Frels an Artur Seemann, 17.12.1920, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�162-167; Frels an Emil Gratzl (Oberbibliothekar an 
der BSB), 3.1.1921, ebd., Bl.�176�f.

383 Vgl. Protokoll über die Sitzung des Ausschusses für die Bibliographie, 28.12.1920, 
ebd., Bl.�178-188, hier Bl.�184; Vorschläge von Frels für den Geschäftsgang nach 
Übernahme der Täglichen und Wöchentlichen Bibliographie, 18.3.1921, ebd., 
Bl.�298�f. Bereits im November 1920 hatte der GA die Übernahme des Deutschen 
Bücherverzeichnisses durch die DB befürwortet. Vgl. ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�5, Bl.�76-79R, hier Bl.�78R. Das WV verzeichnete systematisch, was die nach 
Firmen geordneten Täglichen Verzeichnisse der vorhergehenden Woche in sieben 
Nummern des Börsenblattes anzeigten. Allerdings ging der größere Teil der Ru-
brik II (»Fortsetzungen von Zeitschriften mit Jahresbezugspreis«) nicht ins WV 
über. Gelegentlich wurden ins WV auch Einsendungen (z.�B. neue Zeitschriften) 
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in der Tat ein für das deutsche Bibliothekswesen bedeutsamer Entschluss von 
»historischer Tragweite«.384

Vom 1. April 1921 an wurde die Bearbeitung beider Verzeichnisse der DB un-
terstellt, während das Urheber- und Verlagsrecht beim Börsenverein verblieb. 
Die Bibliographische Abteilung blieb zwar als Geschäftsstelle des Börsenvereins 
erhalten, wurde jedoch »disziplinell« der DB unterstellt.385 Während das Täg-
liche Verzeichnis nach wie vor auf die »Tagesbedürfnisse des Buchhandels«  
abgestellt war, stand das Wöchentliche Verzeichnis fortan im Mittelpunkt der 
bibliographischen Arbeiten der DB.386 Es verzeichnete nach wie vor nur die im 
Handel befindlichen Werke. Man dachte aber bereits darüber nach, in einer zu-
sätzlichen Reihe von monatlich erscheinenden Ergänzungsheften eine Übersicht 
über die nicht im Handel befindlichen Druckschriften und Privatdrucke zu ge-
ben.387 Zusätzlich sollte eine einseitig bedruckte Ausgabe des Wöchentlichen 

aufgenommen, die im Börsenblatt nicht verzeichnet werden durften. Die Zahl der 
Titel, die im WV standen, ohne vorher im TV gewesen zu sein, war jedoch gering. 
Die Mehrzahl der zu spät eingehenden Titel wurde erstmalig im HV bibliogra-
phisch verzeichnet. Vgl. Frels an Robert Teichl (Nationalbibliothek Wien), 
28.6.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�194i-194k.

384 Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�34.
385 Der Bibliographische Ausschuss blieb als Beratungsgremium erhalten. Vgl. Ent-

wurf eines Beschlusses des BV betr. Regelung der Bibliographie, März 1921, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�285-287. Zu weiteren Neuerungen beim Täglichen 
und beim Wöchentlichen Verzeichnis vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 
1921, S.�6. Auf Bearbeitung des Halbjahres- und des Mehrjahresverzeichnisses er-
hielt die DB noch keinen Einfluss. Vgl. Minde-Pouet an den Syndikus des BV, Edu-
ard Ackermann, 23.4.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�24-27.

386 Minde-Pouet, Georg: Die bibliographischen Unternehmungen der Deutschen Bü-
cherei, in: ZfB 39 (1922), Heft 7 u. 8, S.�272-282, hier S.�273.

387 Vgl. Vermerk von Frels betr. Übernahme des Wöchentlichen Verzeichnisses durch 
die DB, ohne Datum (Jan. 1921), ADNBL, Abt. V, Nr.��40I, Bl.�198�f. Der Sammlung 
der »Privatschriften« hatte Minde-Pouet von Beginn an besondere Aufmerk-
samkeit geschenkt und Anfang 1919 die Anlage eines Sonderverzeichnisses der  
Privat- und Manuskriptdrucke verfügt. Vgl. Verfügung Minde-Pouets betr. An-
legung eines Sonderverzeichnisses der Privat- und Manuskriptdrucke (P-Katalog), 
7.1.1919, ADNBL, Abt. III, Nr.�5, Bl.�19. Vgl. auch: Frels, Wilhelm: Eine all-
gemeine deutsche Bibliographie, in: BBl.�88 (1921), Nr.�78 vom 5.4.1921 und Nr.�81 
vom 8.4.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�5c-5g. Ab dem 1.1.1922 begann die DB 
versuchsweise mit der Schaffung eines Zentralkataloges der nicht im Handel er-
scheinenden Werke, der in Zusammenarbeit mit den deutschen Bibliotheken ent-
stehen sollte. Seine Grundlage bildeten Meldekarten der DB, auf denen die betei-
ligten Bibliotheken die neuen Privatdrucke verzeichnen und an die DB melden 
sollten. Das Vorhaben zeitigte anfangs nur bescheidene Erfolge, denn von den 210 
angeschriebenen Bibliotheken und Archiven reagierten bis Ende April 1923 45 
nicht. Vgl. Minde-Pouet an Milkau (PSB), 28.12.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40a, 
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Verzeichnisses, eine sogenannte »Bibliotheksausgabe«, herausgegeben werden, 
welche die Titel aller im Buchhandel erschienenen deutschen Bücher allen deut-
schen Bibliotheken »fertig aufgenommen« lieferte.388 Da Minde-Pouet über 
diese Fragen auf dem bevorstehenden Bibliothekartag in Wernigerode einen 
Konsens erzielen wollte, ersuchte er größere deutsche Bibliotheken bereits im 
Vorfeld um ihre Stellungnahme. Dabei unterbreitete er auch den Vorschlag, die 
Katalogisierungsordnungen der preußischen Bibliotheken, der Bayerischen 
Staatsbibliothek und der DB weitgehend anzugleichen und so die Grundlage für 
eine »deutsche Einheitskatalogisierung« zu schaffen.389 Während die geplante 
Bibliotheksausgabe und eine Bibliographie der nicht im Handel erscheinenden 
Drucke allgemeine Zustimmung fanden, ergaben sich in der Frage der Einheits-
katalogisierung allerdings deutliche Differenzen.390 Zum einem waren die Bi-
bliotheken nicht bereit, sich von ihren als »unantastbares Heiligtum« verehrten 
Katalogisierungsregeln zu lösen, da dies einen erheblichen Verwaltungs- und 
Kostenaufwand verursacht hätte.391 Darüber hinaus spielte aber sicher auch eine 

Bl.�14�f.; Richtlinien der DB für die Anmeldung der nicht im Handel erschienenen 
Werke, Ende Dezember 1921, ebd., Bl.�22; Rundschreiben Minde-Pouets, 20.3.1922, 
ebd., Bl.�37; Minde-Pouet an Schnorr von Carolsfeld (BSB), 14.8.1922, ebd., Bl.�10a; 
Vermerk zur Statistik des Zentralkatalogs der Privatdrucke bis Ende April 1923, 
ebd., Bl.�17; Frels, Einheits- und Zentralkatalogisierung, S.�175�f.; Minde-Pouet, Bi-
bliographische Unternehmungen, S.�275-278; Blum, Nationalbibliographie, S.�254.

388 Frels an den Syndikus des BV, Eduard Ackermann, 27.4.1921, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�40II, Bl.�30; Minde-Pouet an den Generaldirektor der PSB, Fritz Milkau, 
11.5.1921, ebd., Bl.�49-52; Entwurf eines Beschlusses des BV betr. Regelung der Bi-
bliographie, März 1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40I, Bl.�285-287.

389 Vgl. Anträge 1-3 der DB betr. Bibliographie, ohne Datum (Mai 1921), ebd., Bl.�53�f.
390 Vgl. Vermerk Minde-Pouets über Besprechungen in der BSB am 3. u. 4.5.1921 und 

in der Landesbibliothek Darmstadt am 8. u. 9.5.1921, ebd., Bl.�54-56. Eine Vorbe-
sprechung führender Bibliotheksvertreter über die Schaffung einer Bibliographie 
der nicht im Handel befindlichen Schriften ergab zwar deren Notwendigkeit, of-
fizielle Schritte in dieser Frage wurden aber auf einen späteren Zeitpunkt verscho-
ben. Vgl. Vorbesprechung über eine Bibliographie der Privatdrucke und der amt-
lichen Druckschriften am 17.5.1921 in Wernigerode, ADNBL, Abt. V, Nr.�40a, 
Bl.�4�f.

391 Frels an Richard Fick (Direktor der UB Göttingen), 27.10.1921, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�40III, Bl.�36c-37. Im November 1921 trat die bis dahin für die Katalogisierung 
der DB verbindliche Preußische Instruktion (PI) außer Kraft, da die Katalog- 
Abteilung nun nur noch nach den Katalogisierungsvorschriften der DB verfuhr. 
Dies galt aber nicht für die bibliographische Arbeit der DB. Vgl. Umlauf des Lei-
ters der Katalog-Abteilung (Frels), 8.11.1921, ADNBL, Abt. III, Nr.�5, Bl.�56. An  
anderer Stelle verwies Frels darauf, dass die DB bis zum April 1921 nach der PI  
arbeitete, ab dann jedoch die Aufnahmen ihrer Bibliographien »ohne Änderungen 
für ihre Kataloge« verwendete. Rechenschaftsbericht [vermutlich von Frels]: Die 
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Rolle, dass man den Leipziger Bemühungen zur Schaffung einer »deutschen Ge-
samtbibliographie« skeptisch gegenüberstand, da sich die DB anschickte, »die 
gesamte deutsche Bibliographie zu übernehmen«.392 Offenbar traute man dem 
von Leipzig immer wieder hervorgehobenen selbstlosen Einsatz im Interesse der 
deutschen Bibliotheken nicht. So sah sich Frels aufgrund von Bedenken der PSB 
gezwungen, zu versichern, dass die DB »an die Übernahme der deutschen Titel-
drucke mit ganz anderen Empfindungen herangehe«, als man in Berlin annehme. 
In Leipzig halte man es für eine »Ehrenpflicht«, im Interesse der deutschen  
Bibliotheken zu handeln, zumal diese die DB immer wieder zur Erfüllung dieser 
Aufgabe gedrängt hätten.393 Auch wenn dies sicher nicht von der Hand zu wei-
sen war, stand hinter dem rastlosen Einsatz der DB immer auch ein virulenter 
Profilierungsdrang, der ihr einen zentralen Platz in der Hierarchie des deutschen 
Bibliothekswesens sichern sollte.

Frels und seine Mitarbeiter bemühten sich, die seit Juli 1921 erscheinende Bi-
bliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses – welche mit ihren Titel-
drucken die Grundlage der Zentralkatalogisierung bilden sollte – auf die Bedürf-
nisse der Bibliotheken zuzuschneiden.394 Durch Inserate im Börsenblatt und in 
der Deutschen Verlegerzeitung wurden die Verleger ersucht, sofort nach dem 
Erscheinen eines neuen Werkes ein Exemplar an die DB zur Aufnahme in die 
Bibliographie zu senden.395 Die Veröffentlichung der Neuerscheinungen im 

Bibliotheks ausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses, 18.5.1923, ADNBL, Abt. 
V, Nr.�17bI, Bl.�74-77.

392 Frels an Martin W. Neufeld (Leiter der Wissenschaftlichen Auskunftei und der Bü-
cherei des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Eisenforschung, Hösel, Bez. Düsseldorf), 
21.4.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�22�f.; Minde-Pouet an Hermann Karl 
Brunn (Direktor der Bibliothek der TH München), 27.7.1922, ADNBL, Abt.��V, 
Nr.�40IV, Bl.�91�f. Vgl. auch den auf dem VDB-Tag in Wernigerode gehaltenen Vor-
trag von Frels, Wilhelm: Einheits- und Zentralkatalogisierung, in: ZfB 38 (1921), 
Heft 7 u 8, S.�169-177.

393 Damit bezog sich Frels auf die Erklärung der deutschen Bibliothekare vom 
24.8.1920 zum Erhalt der DB, bei der Milkau an die DB die Mahnung gerichtet 
hatte, die Zentralkatalogisierung in die Hand zu nehmen. Vgl. Frels an Rudolf Kai-
ser (PSB), ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�129-133. Zur Erklärung vom 24.8.1920 
siehe Kap.�IV. A.2. Frels betonte auf dem Bibliothekartag-Tag in Wernigerode 
auch, dass die DB die Bibliotheksausgabe im Grunde nicht benötige und diese nur 
im »Interesse der Gesamtheit der deutschen Bibliotheken« herausgebe. Frels, Ein-
heits- und Zentralkatalogisierung, S.�174.

394 Zu den immer geringer werdenden Abweichungen zwischen den Berliner Titel-
drucken und der Leipziger Bibliotheksausgabe vgl. Rechenschaftsbericht [vermut-
lich von Frels]: Die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses, 
18.5.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�74-77.

395 Vgl. Redaktionelle Notiz für die Deutsche Verlegerzeitung, ohne Datum (Juni 
1921), ADNBL, Abt. V, Nr.�40II, Bl.�142; Bekanntmachung über das Erscheinen 
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Täglichen Verzeichnis des Börsenblatts erfolgte seit Mitte Juli 1921 innerhalb 
von 36 Stunden nach dem Eingang der Bücher, während die Bibliographische 
Abteilung des Börsenvereins fast dreimal so lange gebraucht hatte. Die Optimie-
rung der Verzeichnung im Zwei-Schichtsystem hatte zur Folge, dass sich das In-
teresse an der Bibliotheksausgabe stetig vergrößerte und die DB im September 
1921 bereits 250 Abonnenten zählte.396 Gleichwohl hatte die DB mit den Titel-
drucken der Bibliotheksausgabe »wenig Freude und vielen Ärger«, was auf die 
Bedenken vieler deutscher Bibliotheken zurückzuführen war.397 Vor allem die 
Preußische Staatsbibliothek wollte ihre deutschen Titeldrucke nicht aus der 
Hand geben.398 Ihr Generaldirektor, Fritz Milkau, vertrat zwar auf dem Biblio-
thekartag in Wernigerode den Standpunkt, ein halbes Jahr abwarten zu wollen, 
wie sich die Titeldrucke der DB entwickeln würden, um dann gegebenenfalls auf 
die Berliner Titeldrucke zu verzichten, im Grunde war man in Berlin aber nicht 
zu diesem Schritt bereit.399 Die Animositäten gegen Leipzig verschärften sich, 
nachdem der zuständige Ministerialrat im Preußischen Kultusministerium, Wer-
ner Richter, der Preußischen Staatsbibliothek nach einer Intervention Minde-
Pouets zu verstehen gab, sich in die Frage der Titeldrucke einzuschalten. Die 
Zersplitterung und das Nebeneinander verschiedener gleichartiger Unterneh-
mungen werfe Kostenfragen auf, die eine Klärung darüber nötig machten, ob die 
Berliner Titeldrucke mit Rücksicht auf das Wöchentliche Verzeichnis der DB 
einzustellen seien.400 Verschärfend kam hinzu, dass auch der Börsenverein – für 

der Bibliotheksausgabe des WV, in: BBl. vom 21.6.1921, ebd., Bl.�163; Frels an 
 Richard Fick (Direktor der UB Göttingen), 27.10.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40III, 
Bl.�36c-37; 5 Bitten an die Leipziger Herren Verleger, ohne Datum (Nov. 1921), 
ebd., Bl.�60i; Rundschreiben des Deutschen Verlegervereins an seine Mitglieder, 
30.11.1921, ebd., Bl.�66t-66v.

396 Vgl. Minde-Pouet an Artur Seemann, 7.9.1921, ebd., Bl.�259c-259e.
397 Frels an Rudolf Kaiser (PSB), 15.6.1921, ebd., Bl.�129-133.
398 Vgl. Rudolf Kaiser an Frels, 11.6.1921, ebd., Bl.�128.
399 Der Hinweis auf den in Wernigerode vertretenen Standpunkt Milkaus findet sich 

im Schreiben von Frels an Rudolf Kaiser (PSB), 15.6.1921, ebd., Bl.�129-133. Zu den 
Bedenken seitens der PSB und ihrer Entkräftung durch die DB vgl. Vermerk 
Minde-Pouets, 19.9.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�82�f.; Minde-Pouet an Mil-
kau, 5.10.1921, ebd., Bl.�84-87. Siehe auch Frels an Richard Fick (Direktor der UB 
Göttingen), 27.10.1921, ADNBL, Abt. V, Nr.�40III, Bl.�36c-37.

400 Vgl. Vermerk Minde-Pouets über eine Besprechung mit Ministerialrat Werner 
Richter (PK), 21.11.1921, ADNBL, Abt. VI, Nr.�16, Bl.�88; Minde-Pouet an Carl 
Diesch (PSB), 21.11.1921, ebd., Bl.�86�f. Wie Frels im Mai 1923 festhielt, arbeitete 
das Wöchentliche Verzeichnis seit der Einführung der Bibliotheksausgabe mit 
Fehlbeträgen. Um die Kosten zu decken, hätte sich die Zahl der Abonnenten der 
Bibliotheksausgabe auf 350 belaufen müssen, im Mai 1923 waren es jedoch nur 230. 
Vgl. Rechenschaftsbericht [vermutlich von Frels]: Die Bibliotheksausgabe des Wö-
chentlichen Verzeichnisses, 18.5.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�74-77.
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den die Bibliotheksausgabe ein Verlustgeschäft darstellte – das Berliner Titel-
druckunternehmen als Konkurrenz betrachtete und auf seinen Abbruch dräng-
te.401 

Minde-Pouet hatte Verständnis für die Position der Preußischen Staatsbiblio-
thek. Abgesehen davon, dass es sich bei den Berliner Titeldrucken um ein pres-
tigeträchtiges Unternehmen handelte, rechtfertigten die noch immer bestehen-
den Schwächen des Leipziger Wöchentlichen Verzeichnisses keineswegs ihre 
Aufgabe. Schuld an seinen Mängeln sei die noch immer ungenügende Unterstüt-
zung durch den Buchhandel. Solange die preußischen Bibliotheken feststellen 
könnten, dass ein großer Prozentsatz der neuen Titel bei ihnen wesentlich eher 
eingehe als bei der DB, könne man nicht verlangen, dass sie das Wöchentliche 
Verzeichnis als ein besseres bibliographisches Hilfsmittel ansähen, als die Ber-
liner Titeldrucke.402 Diese Erfahrung machte auch die Sächsische Landesbiblio-
thek, in der sich zahlreiche Bücher unbearbeitet stauten, da ihre Anzeige im  
Wöchentlichen Verzeichnis unterblieben war.403 Der Tenor über die Leipziger 
Titeldrucke war aber nicht nur negativ, denn für die Bibliotheken erwiesen sie 
sich »als eine sehr nützliche Einrichtung«. Wie der in Dresden tätige Walther 
Frieser hervorhob, erbrachte die Bibliotheksausgabe der DB genau jene Vorteile, 
welche man sich erwartet hatte: »Ersparnis an Zeit und Arbeit, Unabhängigkeit 
von den verschiedenen Handschriften und vor allem auch bibliographische Ge-
nauigkeit und Richtigkeit, wie sie sich bei von Hilfskräften geschriebenen Titel-
aufnahmen manchmal erst nach mehrmaliger Durchsicht und Verbesserung er-
zielen lassen.«404

Angesichts der Drohung des Preußischen Kultusministeriums, der Preußi-
schen Staatsbibliothek gegebenenfalls die Fortführung ihrer Titeldrucke zu un-
tersagen, legte deren Generaldirektor dem Ministerium im Februar 1922 eine 
Denkschrift vor. An eine Aufgabe der Berliner Titeldrucke sei nicht zu denken, 
da diese die Grundlage für den Preußischen Gesamtkatalog bilden würden und 
nicht einfach durch die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses 

401 Frels an Christoph Weber (PSB), 21.2.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�40III, Bl.�134l; 
Arthur Meiner (BV) an Minde-Pouet, 14.2.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�1c-
3; Protokoll über die Sitzung des Ausschusses für die Bibliographie, 22.4.1922, 
ADNBL, Abt. V. Nr.�40IV, Bl.�12-18, hier Bl.�15.

402 Vgl. Minde-Pouet an Arthur Meiner, 15.2.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�4-6; 
Minde-Pouet an Arthur Meiner, 20.7.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�40IV, Bl.�81�f.

403 In Bibliothekskreisen nahm man konsterniert zur Kenntnis, dass 1921 in der DB 
insgesamt 38.019 bibliographische Bände eingingen, dass dazu aber nicht weniger 
als 14.891 Einforderungsschreiben notwendig waren. Vgl. Frieser, Walther: Die 
Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses, in: BBl.�89 (1922), Nr.�94 
vom 22.4.1922, S.�549-550, hier S.�550.

404 Ebd., S.�549.
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ersetzt werden könnten.405 Dies würde nicht nur eine Umgestaltung der Orga-
nisation des Gesamtkataloges verlangen und seinen Fortgang hemmen, diese 
Umgestaltung würde auch »unerschwingliche Mittel« erfordern. Hatte sich Mil-
kau noch 1920 für eine von der DB ausgehende Einheitskatalogisierung ausge-
sprochen, so vertrat er nach seinem Amtsantritt an der PSB nun die entgegenge-
setzte Auffassung.406 Eine Einheitskatalogisierung sei in Wahrheit nicht zu 
erreichen und auch gar nicht Aufgabe der DB. Ihr kämen, neben der Fortführung 
der Bibliotheksausgabe, spezielle Aufgaben auf bibliographischem Gebiet zu, 
etwa die Schaffung einer Bibliographie der Zeitschriften, der verbotenen Drucke 
und der nicht im Handel erscheinenden Druckschriften.407 Diese Auffassung 
machte sich das Preußische Kultusministerium schließlich zu eigen. Es teilte 
Minde-Pouet im Mai 1922 mit, dass »die besonderen Interessen der preußischen 
Bibliotheksverwaltung die Beibehaltung der [Berliner] Titeldrucke notwendig« 
machten und ihre Ersetzung durch das Wöchentliche Verzeichnis nicht oppor-
tun erscheine.408

Für diese Haltung zeigte Minde-Pouet kein Verständnis, da sich auch in preu-
ßischen Bibliotheken Unmut über die Entscheidung des Ministeriums äußerte. 

405 Vgl. Milkau, Fritz: Die Berliner Titeldrucke und das Leipziger Wöchentliche Ver-
zeichnis, in: ZfB 40 (1923), Heft 5, S.�198-207; Blum, Nationalbibliographie, S.�255�f.

406 In diesem Zusammenhang sei auf folgende Begebenheit verwiesen, die im Hinblick 
auf die in den 1930er Jahren erneut ausbrechenden Auseinandersetzungen zwischen 
der DB und der PSB um die Frage der Titeldrucke ihre Schatten vorauswarf: Bei 
einer Unterredung zwischen Minde-Pouet und Werner Richter im Preußischen 
Kultusministerium war auch der für Bibliotheksfragen zuständige Sachbearbeiter 
des PK, Hugo Andres Krüss, zugegen, dem nach Ansicht Minde-Pouets anzumer-
ken war, »dass er die innersten Motive von Milkaus Opposition gegen das Wö-
chentliche Verzeichnis« erkenne. Krüss habe Minde-Pouet »verständnisinnig lä-
chelnd« gefragt, »ob es nicht begreiflich wäre, dass Milkau seine Anschauung 
geändert hätte, seitdem er Generaldirektor geworden wäre, und ob sich ein anderer 
Generaldirektor so ohne weiteres zum Aufgeben seines Unternehmens zu Gunsten 
eines Unternehmens der Deutschen Bücherei bereitfände«. Minde-Pouet habe ge-
antwortet, dass dies die Pflicht eines Generaldirektors sei, wenn sachliche Gründe 
es erforderten, es aber auch Generaldirektoren gebe, die von sachlichen Gründen 
nichts wissen wollten. Krüss sollte 1925 die Nachfolge von Milkau antreten und 
übernahm damit auch die gegenüber Leipzig kritische Position des um die Vor-
machtstellung der PSB im deutschen Bibliothekswesen besorgten Generaldirektors, 
der sich, nach Auffassung der DB, dabei nicht immer von sachlichen Gesichtspunk-
ten leiten ließ. Minde-Pouet an Fick, 7.6.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�112�f.

407 Vermerk Minde-Pouets über eine Besprechung mit Geheimrat Milkau, 15.3.1922, 
ebd., Bl.�18�f. Zu diesem Widerspruch in der Argumentation Milkaus vgl. Minde-
Pouet, Bibliographische Unternehmungen, S.�278-281.

408 Werner Richter (PK) an den Direktor der DB, 5.5.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.��17bI, 
Bl.�20.
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Er unterstellte der PSB, sachliche Einwände gegen die Berliner Titeldrucke zu 
unterdrücken, um ihre alte »Machtstellung« zu bewahren.409 Um ein Urteil 
 darüber zu gewinnen, ob die bibliographischen Unternehmungen der DB »wert 
sind fortgeführt zu werden«, stellte er sich auf dem Bibliothekartag in Kassel der 
Kritik seiner Kollegen. Er werde die zentralen bibliographischen Dienste der DB 
einstellen, wenn sie von den Bibliothekaren als entbehrlich bezeichnet wür-
den.410 Der Bibliothekartag erkannte das Wöchentliche Verzeichnis jedoch »als 
wertvolles Hilfsmittel für Buchbestellung und Katalogisierung der Bibliothe-
ken« an und bat die DB, sich beim Börsenverein für den Erhalt der Bibliotheks-
ausgabe und ihre Abgabe an die Bibliotheken zu einem Vorzugspreis einzuset-
zen.411 Allerdings verweigerte Milkau eine »bedingungslose Zustimmung der 
preußischen Bibliotheken«, was durch eine Veröffentlichung seiner Denkschrift 
unterstrichen werden sollte.412 

Es war erneut dem inzwischen an die UB Göttingen gewechselten Richard 
Fick zu verdanken, dass die Verhandlungen Anfang 1923 nicht abbrachen. Fick 
arbeitete an einer Denkschrift über die Verwendung der Berliner Titeldrucke 
und ihren Ersatz durch die Titeldrucke des Wöchentlichen Verzeichnisses. Er 
regte an, die Bibliotheksausgabe in äußerer Form an die Berliner Titeldrucke an-

409 Minde-Pouet an Johannes Füchsel (UB Göttingen), 31.5.1922, ebd., Bl.�27-29; 
Minde-Pouet an Werner Richter (PK), 3.6.1922, ebd., Bl.�21. Zur Kritik der UB 
Göttingen vgl. Füchsel an Minde-Pouet, 22.5.1922, ebd., Bl.�24-26.

410 Für den Fall, dass sich die Bibliothekare für die Fortführung der Bibliotheksaus-
gabe des WV aussprachen, erwog Minde-Pouet, auch zur Herstellung von Zettel-
drucken überzugehen und sich darüber hinaus dafür einzusetzen, den Bibliotheken 
die recht teure Bibliotheksausgabe, unentgeltlich, also auf Kosten des BV, zugehen 
zu lassen. Minde-Pouet, Die bibliographischen Unternehmungen, S.�271, 280.

411 Frels an Arthur Meiner, 28.6.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�40IV, Bl.�64; Rechen-
schaftsbericht [vermutlich von Frels]: Die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen 
Verzeichnisses, 18.5.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�74-77.

412 Minde-Pouet an Klemens Löffler (Direktor der Universitäts- und Stadtbibliothek 
Köln), 17.7.1922, ebd., Bl.�31�f. Auf den sich an den Vortrag Minde-Pouets anschlie-
ßenden »Streit der Meinungen« und die Auffassung Milkaus, eine »bedingungslose 
Zustimmung der preußischen Bibliotheken« zum WV »nicht in Aussicht stellen zu 
können«, verweist Leyh, Georg: Die 18. Bibliotheksversammlung in Cassel vom 
7.-9. Juni 1922, in: ZfB 39 (1922), Heft 3, S.�194-198, hier S.�195�f. Dies führte dazu, 
dass Minde-Pouet der preußischen UB Köln die kostenlose Lieferung eines Exem-
plars der Bibliotheksausgabe des WV verweigerte, nachdem die Direktoren der 
preußischen Bibliotheken auf dem VDB-Tag in Kassel Milkau nicht widerspro-
chen hatten. Minde-Pouet war erst zu einer Lieferung bereit, wenn sich die preu-
ßischen Bibliotheken positiv über den Nutzen des WV geäußert hätten. Vgl. 
Minde-Pouet an Klemens Löffler (Direktor der Universitäts- und Stadtbibliothek 
Köln), 17.7.1922 u. 11.8.1922, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�31-32 u. 34. 



277

GELTUNGSDRANG UND REFORMSTAU – BIBLIOTHEKSPOLITISCHE KONFLIKTLAGEN 

zupassen, um die gegnerischen Argumente zu entkräften.413 Wie festgefahren die 
Situation inzwischen war, geht aus einer Bemerkung Frels’ hervor. So wäre der 
Vorstand des Börsenvereins hierfür nur »durch wirkliche Zugeständnisse Ber-
lins« zu gewinnen, etwa durch eine offizielle Anerkennung der Bibliotheksaus-
gabe, ihre Einführung an den preußischen Bibliotheken und eine Zurückziehung 
der Berliner Titeldrucke aus dem Buchhandel.414 Um zu einer Entscheidung zu 
kommen, entwickelte Fick »Leitsätze über das Wöchentliche Verzeichnis und 
seine Nutzbarmachung für die deutschen Bibliotheken«, die auf dem Bibliothe-
kartag in Regensburg diskutiert werden sollten.415 Im Vorfeld des VDB-Tages 
deutete sich jedoch an, dass es nicht ohne weiteres zu einer Lösung kommen 
würde, denn die Auseinandersetzung hatte die Bibliothekare in zwei Lager ge-
spalten.416 Zusätzliche Brisanz erhielt der Konflikt dadurch, dass neben Mil-
kau – dessen Denkschrift kurz vor dem VDB-Tag 1923 im Zentralblatt für Bi-
bliothekswesen erschienen war – auch der Redakteur des ZfB und Direktor der 
UB Tübingen, Georg Leyh, zwei Gutachten anfertigen ließ, die sich gegen die 
Verwendung der Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses aus-
sprachen.417 Minde-Pouet indes zeigte sich wie immer kampfeslustig, denn die 
PSB mache »aus der Sache eine Prestigefrage«. Daher kam es ihm darauf an, dass 
»auch noch andere führende Kollegen der preußischen Bibliotheken einmal den 
Mut« fanden, ihre von Milkau abweichenden Auffassungen kundzutun. Glau-
ning (Leipzig) und Bollert (Dresden) würden dies ohne Zweifel tun, stünden 
aber eben nicht in preußischen Diensten. Minde-Pouet drohte, er sei »fest ent-
schlossen, die Bibliotheksausgabe eingehen zu lassen und auch die zweiseitige 
Ausgabe wieder ganz auf die Bedürfnisse des Buchhandels einzustellen, falls sich 
nicht die Majorität für das Wöchentliche Verzeichnis« ausspreche.418

413 Vgl. Richard Fick (UB Göttingen) an Minde-Pouet, 4.10.1922, ebd., Bl.�36�f.
414 Handschriftlicher Vermerk von Frels vom 27.10.1922 auf dem Schreiben von Ri-

chard Fick (UB Göttingen) an Minde-Pouet, 4.10.1922, ebd., Bl.�37. Vgl. auch 
Minde-Pouet an Fick, 1.11.1922, ebd., Bl.�37R-38. Während Milkau in seiner Denk-
schrift betonte, dass es sich bei den Berliner Titeldrucken keineswegs um ein un-
wirtschaftliches Unternehmen handelte, hielt Frels dagegen, dass er diese für »das 
unwirtschaftlichste bibliographische Unternehmen« halte, das ihm bekannt sei. 
Stellungnahme von Frels zu der Denkschrift Milkaus, 7.5.1923, ebd., Bl.�73.

415 Vgl. Fick an Minde-Pouet, 9.5.1923, ebd., Bl.�49�f., 52.
416 Vgl. Minde-Pouet an Werner Richter (PK), 14.5.1923, ebd., Bl.�56. Auch Blum ver-

weist auf den »Wettkampf zwischen Berlin und Leipzig«. Blum, Nationalbiblio-
graphie, S.�255.

417 Vgl. Leyh an Minde-Pouet, 30.4.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�40�f.; Minde-
Pouet an Leyh, 11.5.1923, ebd., Bl.�42�f.

418 Minde-Pouet an Fick, 16.5.1923, ebd., Bl.�54�f. In diesem Sinne auch Frels an Fick, 
12.5.1923, ebd., Bl.�53. Der Hinweis auf die »Prestigefrage« findet sich u.�a. in 
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Die Regensburger Tagung nahm einen turbulenten Verlauf. Wie Heinrich 
Uhlendahl berichtete, nahmen die zunächst ruhigen Erörterungen »bewegtere 
Formen« an, als man sich der Frage der Titeldrucke zuwandte. »Die bereits im 
Vorjahre in Kassel behandelte Frage der Titeldrucke trennte die Geister in zwei 
Lager, die ihren Standpunkt mit Nachdruck vertraten.«419 Fick sprach sich aus 
wirtschaftlichen Gründen gegen die Berliner Titeldrucke aus, die durch die bil-
ligeren aufgeklebten Titelstreifen der Leipziger Bibliotheksausgabe in ausrei-
chender Weise zu ersetzen seien.420 Zur Vermeidung von Doppelarbeit sei es 
unerlässlich, eine Arbeitsteilung anzustreben, bei der Leipzig die deutschen und 
Berlin die ausländischen Titel drucke, »und zwar für sämtliche deutschen Bi-
bliotheken«. Zur Prüfung dieser Fragen schlug Fick die Bildung einer vom VDB 
zu wählenden Kommission vor. Nachdem Frels das im Maiheft des ZfB erschie-
nene Gutachten Milkaus einer eingehenden Kritik unterzogen und nachgewiesen 
hatte, dass die darin getroffenen Ausführungen für das inzwischen weiterent-
wickelte Wöchentliche Verzeichnis nicht mehr zuträfen, entbrannte eine hitzige 
Diskussion.421 Milkau warf der DB vor, »sich unter allen Umständen den  
Bibliotheken unentbehrlich machen« zu wollen. Da die PSB nicht daran denke, 
ihre Titeldrucke aufzugeben, rufe die DB den Bibliothekartag an, der aber für 
diese Frage nicht das richtige Forum bilde. Die Berliner Titeldrucke seien eine  
preußische Angelegenheit, die er als »Schwenkesches Vermächtnis empfangen« 
habe. Ihre Behandlung sei demnach Aufgabe des Preußischen Kultusministe-
riums. Als preußischer Beamter hätte Fick gut daran getan, die Sache »nicht aus 
dem Haus« zu tragen. Während sich der Direktor der Berliner UB, Naetebus, 
auf die Seite Milkaus stellte und die Berliner Zetteldrucke »in Schutz« nahm, 
sprach sich Georg Leyh gegen jede Form der Zentralkatalogisierung, egal ob sie 
aus Berlin oder Leipzig komme, aus. Das Gros der Diskussionsteilnehmer bezog 
jedoch klar Stellung für die Leipziger Bibliotheksausgabe und deren Fort-
führung. Der Direktor der UB Halle, Bernhard Weissenborn, betonte, dass das 
Wöchentliche Verzeichnis »praktisch wertvoll« und es im übrigen an der Zeit 
sei, »die wirklich Sachverständigen« in der Zetteldruckfrage zu Wort kommen 
zu lassen, da bisher immer »von oben her entschieden« werde. Emil Jacobs aus 
Freiburg sprach aus, was sicher viele der Teilnehmer dachten: Das »Schwenke-

Minde-Pouet an Max Donnevert (RMdI), 14.5.1923, BArch Berlin, R�1501/108998, 
Bl.�31.

419 Uhlendahl, Heinrich: Der 19. Bibliothekartag in Regensburg vom 24.-26.  Mai 
1923, in: ZfB 40 (1923), Heft 7, S.�292-298, hier S.�295�f.

420 Fick, Richard: Das Wöchentliche Verzeichnis und seine Nutzbarmachung für die 
deutschen Bibliotheken, in: ZfB 40 (1923), Heft 8 u. 9, S.�388-398.

421 Uhlendahl, 19. Bibliothekartag, S.�295�f. Zum Referat von Frels vgl. Frels, Wilhelm: 
Die Berliner Titeldrucke und das Wöchentliche Verzeichnis, in: ZfB 40 (1923), 
Heft 8 u. 9, S.�398-408. Auf S.�403 bis 408 ebd. findet sich ein Abdruck der im An-
schluss an die Ausführung Ficks und Frels’ geführten Diskussion.
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sche Unternehmen« sei »nicht gelungen«, und es »sei ewig zu bedauern, dass 
Schwenke gegen die DB gekämpft« habe. Die Berliner Titeldrucke seien »nicht 
brauchbar«, das Wöchentliche Verzeichnis aber habe den Bibliotheken »eine 
wahre Erlösung gebracht«.422 

Angesichts des unerfreulichen Verlaufs des VDB-Tages befürchtete man in 
Leipzig, »dass Milkau seine Niederlage alsbald durch lebhafte Tätigkeit in Berlin 
wett« zu machen versuche und »der eigentliche Kampf jetzt erst« beginne.423 
Minde-Pouet und Fick waren aber zum Äußersten entschlossen und kündigten 
an, im Fall eines ausbleibenden Ausgleichs »ohne Rücksicht auf irgendwelche 
Folgen« zu handeln.424 Das Interesse der Bibliothekswelt richtete sich nun auf 
die »Regensburger Kommission«, die auf Vorschlag Ficks vom VDB gebildet 
worden war und sich der brisanten Titeldruckfrage und den von Fick prokla-
mierten Leitsätzen annehmen sollte. Wie das Preußische Kultusministerium ver-
lauten ließ, wolle man dort eine Entscheidung vom Votum dieser Kommission 
abhängig machen.425 Zu ihren Mitgliedern wurden Fick und Frels, Otto Glau-
ning (UB Leipzig), Emil Jacobs (UB Freiburg), Aloys Bömer (UB Münster), Ge-
org Leyh (UB Tübingen), Adolf Hilsenbeck (BSB) sowie Christoph Weber und 
Rudolf Kaiser (beide PSB) ernannt.426 

Auf Wunsch von Fick und Minde-Pouet übernahm Leyh die Leitung der 
Kommission, da sie ihn für neutral hielten und er die »nötige Objektivität« mit-
brachte. Jedes Mitglied sollte zu den Leitsätzen Stellung nehmen und Leyh diese 
Gutachten dann abschließend in einem Gesamtreferat zusammenfassen.427 Nach 
Fick war unbedingt zu vermeiden, »dass der Gegensatz ›Berlin-Leipzig‹ bei der 

422 Vgl. ebd.; Bericht von Frels über die »Discussion auf der Regensburger Tagung im 
Anschluss an Prof. Ficks und mein Referat, 3.6.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, 
Bl.�109�f.; Blum, Nationalbibliographie, S.�256.

423 Frels unterstellte Milkau sogar, dass jener sich bemühen werde, das Preußische 
Kultusministerium »einseitig zu informieren« und sich auf diese Weise viele »nach-
haltige Vorurteile erzeugen« ließen. Frels an Minde-Pouet, 3.6.1923, ebd., Bl.�108. 
Zu den »peinlichen Regensburger Vorfällen« vgl. Minde-Pouet an Georg Leyh, 
27.5.1923, ebd., Bl.�100; Minde-Pouet an Werner Richter (PK), 27.5.1923, ebd., 
Bl.�102.

424 Minde-Pouet an Georg Leyh, 27.5.1923, ebd., Bl.�100. Auch Fick war entschlossen, 
»den auf das persönliche Gebiet hinübergetragenen Kampf unter allen Umständen 
durchzufechten«. Fick an Minde-Pouet, 12.6.1923, ebd., Bl.�118�f.

425 Vgl. Minde-Pouet an Fick, 7.6.1923, ebd., Bl.�112�f.; Minde-Pouet an Christoph 
Weber (PSB), 8.6.1923, ebd., Bl.�114.

426 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�256.
427 Vgl. Minde-Pouet an Fick, 18.6.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�119R-120; 

Fick an Minde-Pouet, 20.6.1923, ebd., Bl.�139. Wichtigster Punkt der fünf Leitsätze 
Ficks war die Forderung, die Titel für deutsche Bücher nur in Leipzig und für aus-
ländische Titel in Berlin drucken zu lassen. Vgl. Blum, Nationalbibliographie, 
S.�256.
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Arbeit der Kommission« in den Vordergrund rücke. Von vornherein müsse auf 
eine Teilung der Arbeit und ein Zusammenwirken beider Bibliotheken hinge-
wirkt werden. Es erscheine unangebracht, mit Gewalt auf die Einstellung der 
Berliner Titeldrucke zu drängen, auch wenn die bisherige Zentralkatalogisierung 
ein »Fiasko« dargestellt habe.428 Grundlage für die Kommissionsarbeit bildete 
ein von Fick und Frels ausgearbeiteter Fragebogen, der aber in seiner suggestiven 
Form eher den Befürwortern Leipzigs in die Hände spielte. So wurde die grund-
sätzliche Frage vorangestellt: »Muss die Versorgung der Bibliotheken mit kata-
logfertigen Titeln von einer Zentrale aus als wirtschaftlich und demgemäß als 
erwünscht und notwendig betrachtet werden?« Im ersten Leitsatz wurde festge-
halten, dass sich das Aufkleben der auszuschneidenden Titelstreifen technisch so 
vervollkommnen lasse, dass die Herstellung von Zetteldrucken entfallen kön-
ne.429 Der zweite Leitsatz legte fest, dass minderwichtige Literatur aus Sparsam-
keitsgründen nicht durch Titeldrucke, sondern durch eine hand- bzw. schreib-
maschinenschriftliche Aufnahme zu erfassen sei. In einem Zusatz wurde aber 
indirekt auf die Vorteile des Leipziger Unternehmens verwiesen und betont, dass 
das Wöchentliche Verzeichnis mit Rücksicht auf den Buchhandel nicht auf den 
Druck der minderwichtigen Literatur verzichten könne. Die Kosten würden al-
lerdings zu Lasten des Börsenvereins gehen, was die Bibliotheksausgabe für die 
Bibliotheken natürlich aufwertete. Ein wesentlicher Kritikpunkt am Berliner 
 Titeldruck war, dass sich die PSB nur ungern auf eine Auswahlbestellung ihrer 
Titeldrucke einließ und die Bibliotheken die kompletten Ausgaben erwerben 
mussten, auch wenn sie selbst einen großen Teil der dort verzeichneten Werke 
gar nicht besaßen. Um diesem teuren Ballast vorzubeugen, wurde zur Diskus-
sion gestellt, ob eine Auswahlbestellung, die den Bibliotheken den Bezug von 
unnötigen Katalogzetteln ersparte, wünschenswert und durchführbar erscheine. 
Auch dies spielte den Leipzigern in die Karten, da ihre Bibliotheksausgabe oh-
nehin vollständig war, aber den Vorteil besaß, dass die Bibliotheken nach Belie-
ben auswählen konnten. Im letzten Leitsatz wurde die Frage aufgeworfen, ob 
sich der Nutzen des Wöchentlichen Verzeichnisses für die Bibliotheken durch 
die Einführung eines Schlagwortes steigern ließe, um diese beispielsweise auch 
für die Systematischen bzw. Schlagwortkataloge verwenden zu können.430

Die Gutachten spiegelten die Vor- und Nachteile beider Verfahren wider. 
Fick und Frels sprachen sich für den Erhalt des Wöchentlichen Verzeichnisses 
und eine Arbeitsteilung zwischen PSB und DB aus, ähnlich auch Jacobs und Kai-

428 Fick an Frels, 24.7.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�153-156.
429 Vgl. hierzu: Schellenberg, Kurt: Ist es wirtschaftlicher, Titelzettel durch Druck 

oder durch Aufkleben von Titelstreifen herzustellen?, in: ZfB 41 (1924), Heft Ja-
nuar/Februar 1924, S.�40-43.

430 Frels an Fick, Bömer, Glauning, Hilsenbeck, Jacobs, Kaiser und Weber, 28.7.1923, 
ADNBL, Abt. V, Nr.��17bI, Bl.�168-171.
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ser. Kaiser wies darauf hin, dass die Fragen des Fragebogens so geschickt for-
muliert waren, dass man ihnen fast ohne Bedenken zustimmen konnte. Es sei 
aber etwas ganz anderes, ob er mit seiner Zustimmung sagen wolle, die DB solle 
zukünftig das übernehmen, was bisher die PSB geleistet habe. Dem könne er 
nur unter besonderen Voraussetzungen zustimmen, die aber unerfüllbar seien. 
Ganz klar zugunsten der Berliner Titeldrucke äußerten sich Bömer und Hilsen-
beck. Glauning kam aufgrund einer statistischen Analyse zu dem Ergebnis, dass 
der Einsatz des Wöchentlichen Verzeichnisses unwirtschaftlich sei, ohne sich 
für eines der Verfahren zu entscheiden. Er war allerdings der Meinung, dass es 
bei dem Disput eigentlich gar nicht um das Problem der Ersparnis gehe, son-
dern dass hier »die lebenswichtige Frage der Selbstbehauptung für die Preu-
ßische Staats-Bibliothek sehr wesentlich mit hereinspielt, während von der 
Deutschen Bücherei mutatis mutandis wohl das Wort aus Goethes Hermann 
und Dorothea gesagt werden darf: ›denn durch dienen allen gelangt sie endlich 
zum Herrschen‹«.431

Leyh gelangte in seinem Gesamtreferat zu einem überraschend klaren Ergeb-
nis. Indem man auf gewisse Mängel der Berliner Titeldrucke hinweise, würde das 
Leipziger Verzeichnis keineswegs besser. Im Gegenteil, die vielfältigen Nach-
teile des Letzteren hätten seine Brauchbarkeit für Katalogzwecke widerlegt. Da-
mit sei nicht nur über die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses 
ein Urteil gesprochen, auch die Beantwortung der übrigen Fragen werde damit 
hinfällig.432 Die Mitglieder der Kommission zeigten sich über Leyhs Urteil sehr 
erstaunt.433 Nach Auffassung von Fick, Frels und Jacobs erwies sich das Gutach-

431 Die Gutachten finden sich in ebd.: Bömer vom 11.9.1923 (Bl.�198-200), Glauning 
vom 14.9.1923 (Bl.�200e-200i), Frels ohne Datum (Bl.�201-201c), Jacobs vom 
22.9.1923 (Bl.�202c-202e), Kaiser vom 27.9.1923 (Bl.�204c), Hilsenbeck vom 
1.10.1923 (Bl.�204e), Fick ohne Datum (Bl.�231-231g). Weber hatte kein Gutachten 
vorgelegt, denn vermutlich auf Veranlassung Milkaus war er aus der Kommission 
ausgeschieden. Leyh stützte sich in seinem Gesamtgutachten demnach auf sieben 
Stellungnahmen. Vgl. Gesamtreferat Leyhs, 16.10.1923, ebd., Bl.�207-212. Der 
Hinweis auf das Ausscheiden Webers findet sich in Frels an Weber, 7.11.1923, ebd., 
Bl.�229�f.; Fick an Frels 26.11.1923, ebd., Bl.�250.

432 Leyh konzentrierte sich bei seiner Betrachtung nur auf die Bibliotheksausgabe und 
ließ die Berliner Titeldrucke bewusst außen vor. Er verwies zudem darauf, dass 
auch er der Meinung sei, dass es niemals Sache einer vom VDB eingesetzten Kom-
mission sein könne, über das rein preußische Unternehmen der Berliner Titel-
drucke zu befinden. Den Abschluss seines Gutachtens bildete die Bemerkung, dass 
»die rascheste, einfachste und billigste Form der Katalogisierung […] stets die 
handschriftliche Titelaufnahme« oder die mit der Schreibmaschine sei. Gesamtre-
ferat Leyhs, 16.10.1923, ebd., Bl.�207-212.

433 Vgl. etwa Kaiser an Frels, 27.10.1923, ebd., Bl.�222.; Jacobs an Frels, 2.11.1923, ebd., 
Bl.�228; Fick an Frels, 27.12.1923, ebd., Bl.�273�f.
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ten als eine ausschließlich gegen die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Ver-
zeichnisses gerichtete Kritik und diene allein dem Zweck, die Behörden »in ein-
seitiger und unzureichender Weise« zu unterrichten. Durch die Ablehnung einer 
Diskussion der Vorschläge entstehe die Gefahr, dass die Frage der Zentralkata-
logisierung unerledigt bleibe. Frels drängte daher auf ein neues Gutachten, was 
Leyh jedoch unter Androhung seines Austritts aus der Kommission ablehnte.434 
Eine Einigung schien demnach kaum möglich.435 Zwar stand Fick nach wie vor 
auf dem Standpunkt, dass die Berliner Titeldrucke, soweit sie die deutsche Lite-
ratur betrafen, durch das Wöchentliche Verzeichnis zu ersetzen seien. Hier sei 
aber in den nächsten Jahren kaum etwas zu erreichen. Er gab seinen Leipziger 
Kollegen zu bedenken, ob es für die DB nicht lohnender erscheine, »den Weg 
des Zetteldrucks« zu verfolgen und die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen 
Verzeichnisses fallen zu lassen.436 Seien Glaunings Berechnungen richtig, hätte 
die Bibliotheksausgabe ohnehin ihren Todesstoß erhalten. Da es in dieser Frage 
auch um die Stellung der DB im deutschen Bibliothekswesen überhaupt gehe, 
dürfe diese jetzt nicht verzagen, sondern müsse nach neuen Wegen suchen, wo-
bei die Zetteldrucke eine Richtung weisen würden.437 

Dies hatte zur Folge, dass sich die DB nun verstärkt dem Gedanken der Her-
stellung von Zetteldrucken auf der Basis des Täglichen Verzeichnisses zuwandte 
und erwog, die Bibliotheksausgabe des Wöchentlichen Verzeichnisses einzustel-
len.438 Tatsächlich ergab eine statistische Erhebung der DB, dass nur ein kleiner 

434 Frels an Jacobs, Bömer und Hilsenbeck, 24.10.1923, ebd., Bl.�216; Fick an Leyh, 
22.10.1923, ebd., Bl.�225; Frels an Leyh, 23.10.1923, ebd., Bl.�214; Leyh an Frels, 
26.10.1923, ebd., Bl.�220.

435 Wie Heinrich Uhlendahl 1925 feststellte, hatten »einige Beamte der Deutschen Bü-
cherei wegen Direktor Leyhs Stellung zur Titeldruckfrage seinerzeit eine gewisse 
Animosität gegen ihn geschürt« und wollten »ihn dieserhalb sogar aus dem Ver-
waltungsrat herausdrücken«. Das habe Leyh dermaßen verletzt, dass dieser aus der 
Gesellschaft der Freunde der DB ausgeschieden sei. Uhlendahl an Siegismund 
(Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft, Berlin), 8.9.1925, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4a/3, Bl.�100�f.

436 Fick an Frels, 8.10.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�205.
437 Fick an Frels, 26.11.1923, ebd., Bl.�250.
438 Vgl. Entwurf eines Korreferates von Frels zur Kommission zur Bearbeitung der 

von Herrn Direktor Dr. Professor Fick aufgestellten Leitsätze zum Referat »Das 
Wöchentliche Verzeichnis und seine Nutzbarmachung für die deutschen Biblio-
theken«, 14.11.1923, ebd., Bl.�233-235; Fick an Frels, 20.11.1923, ebd., Bl.�242�f. Wie 
Frels Ende Dezember 1923 zu bedenken gab, war angesichts der finanziellen Not-
lage der DB nicht daran zu denken, neue Aufgaben – wie etwa die Zetteldrucke – 
zu übernehmen, zumal gerade ein weitgehender Beamtenabbau verfügt worden sei. 
Allerdings hoffte er, die Frage der Zetteldrucke in Angriff zu nehmen, sobald sich 
die finanzielle Situation der DB entspannt habe. Vgl. Frels an Fick, 21.12.1923, ebd., 
Bl.�268�f.
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Kreis der deutschen Bibliotheken zu den Beziehern der Berliner Zetteldrucke 
bzw. der Leipziger Bibliotheksausgabe zählte, das Gros der Bibliotheken dem-
nach auf die Dienstleistung der Zentralkatalogisierung verzichtete.439 Das Er-
gebnis dieser Umfrage fasste Frels in einem Korreferat zum Gutachten Leyhs 
zusammen. Darin verwies er auf das Desinteresse der Bibliotheken an den glei-
chermaßen defizitären Katalogisierungsunternehmen Berlins und Leipzigs und 
schlug vor, beide nach einem einheitlichen Plan zusammenzufassen und somit 
Doppelarbeit und Herstellungskosten zu minimieren. Während über das Wie 
dieser Zusammenfassung, etwa die Frage, ob die Herstellung der deutschen Zet-
teldrucke fortan in Leipzig, die der ausländischen in Berlin erfolgen sollte, noch 
Unklarheit herrschte, bestand zwischen allen Kommissionsmitgliedern Über-
einstimmung darüber, die Berliner Titeldrucke zu einem Zugangsverzeichnis der 
von den deutschen Bibliotheken angeschafften ausländischen Literatur aus-
zubauen.440 Dieses Ergebnis der Regensburger Kommission teilte Frels dem 
Preußischen Kultusministerium Ende Januar 1924 mit.441 

Fick war der Meinung, in der Frage der Zentralkatalogisierung keinen Schritt 
vorwärtszukommen, solange Milkau an seinem Standpunkt festhalte, hoffte 
aber, ihn mit Hilfe des Preußischen Kultusministeriums zum Einlenken zu be-
wegen.442 Dazu sollte es aber nicht kommen, denn Leyh präsentierte auf dem 
Bibliothekartag in Erfurt im Juni 1924 seine Sicht der Dinge als das Ergebnis der 
Beratungen der Regensburger Kommission. In seinen polemischen Ausführun-
gen, in denen er die Bibliotheksausgabe als »Geschöpf der Angst und der Not 
der Nachkriegszeit« bezeichnete und mit einem »lahmen Pferd« verglich, gab er 
zu verstehen, dass sich die Kommission gegen die Leipziger Titeldrucke aus-
gesprochen habe, die er im denkbar ungünstigsten Licht erscheinen ließ. Sein 

439 Vgl. Anlage zum Schreiben von Frels an Fick, 21.12.1923, ebd., Bl.�268�f. (Entwurf 
einer Anlage zum Korreferat von Frels, Bl.�270).

440 Vgl. Korreferat von Frels betr. Kommission zur Begutachtung der von Herrn Prof. 
Dr. Fick aufgestellten Leitsätze zum Referat »Das Wöchentliche Verzeichnis und 
seine Nutzbarmachung für die deutschen Bibliotheken«, Januar 1924, ebd., 
Bl.�276c-276g. Während Jacobs dem Korreferat zustimmte, votierte Bömer für die 
»Beibehaltung der Berliner Titel- und Zetteldrucke«. Jacobs an Frels, 8.1.1924, 
ebd., Bl.�279; Bömer an Frels, 8.1.1924, ebd., Bl.�280. Zur Kritik Glaunings vgl. 
Glauning an Frels, 12.1.1924, ebd., Bl.�281c.

441 Vgl. Frels an Werner Richter (PK), 24.1.1924, ebd., Bl.�287, Frels an Milkau (PSB), 
25.1.1924, ebd., Bl.�288. Das endgültige von Bömer, Fick, Frels, Glauning, Kaiser 
und Jacobs gezeichnete Korreferat findet sich ebd., Bl.�289-291.

442 Vgl. Fick an Frels, 1.4.1924, ebd., Bl.�302. Wie verstimmt Fick über die Haltung 
Berlins war, geht aus seinen folgenden Zeilen an Frels hervor: »Ich glaube, dass Sie 
die Psyche der Herren in Berlin verkennen: mit sachlichen Gründen ist denen nicht 
beizukommen, man muss gröberes Geschütz auffahren.« Fick an Frels, 27.12.1923, 
ebd., Bl.�273�f.
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Votum fiel nicht nur klar zugunsten der Berliner Titeldrucke aus, denen er »geis-
tige Disziplin« attestierte, er schlug zudem vor, in den Berliner Titel drucken 
auch die von den nichtpreußischen Bibliotheken erworbenen ausländischen Ver-
öffentlichungen zu verzeichnen. Zu allem Überfluss sparte Leyh auch nicht mit 
Invektiven gegen die DB und den Börsenverein.443 

Dies löste im Börsenverein erhebliche Verärgerung aus, wo man in Reaktion 
auf das »unerfreuliche« Referat Leyhs sogar in Erwägung zog, die Bibliotheks-
ausgabe einzustellen und das Wöchentliche Verzeichnis auf den Stand früherer 
Jahre zurückzuschrauben.444 Aber auch bei den Bibliothekaren hatte der Vor-
trag Leyhs lebhafte Diskussionen zur Folge, zumal die kurz darauf dazu ge-
druckten Berichte »nicht den Tatsachen in allen Stücken« entsprachen und im 
ZfB teilweise »total entstellt wiedergegeben« wurden.445 Der Vorstand der Bi-
bliothek der TH Aachen, Carl Walther, zeigte sich »bitter enttäuscht«:

»Ich kann nur sagen, dass ich dem Kollegen Leyh eine solche Rabulistik mit 
demagogischem Einschlag nicht zugetraut hätte und dass [Christoph] Weber 
mit seiner Charakteristik eines ›Blendwerks der Rhetorik‹ sich nach meinem 
Gefühl noch sehr verbindlich ausgedrückt hat. Es ist geradezu unglaublich, 
wie in einer so ernsten Sache dauernd solche Spiegelfechtereien stattfinden 
können und dass man sich nicht scheut, immer wieder die lächerlichsten Ar-
gumente gegen das Wöchentliche Verzeichnis anzuführen. Es wird mir immer 

443 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�257 (dort in Anm.�149 auch zu den möglichen 
Beweggründen für Leyhs Verhalten); Christoph Weber (UB Kiel) an Frels mit  
anliegenden Stellungnahmen zum Vortrag Leyhs, 19.1.1925, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�17bII, Bl.�30g-39; Leyh, Georg: Zentralkatalogisierung und Titeldrucke, in: ZfB 
41 (1924), Heft September-Oktober 1924, S.�390-414. Wie der über den Erfurter 
Bibliothekstag berichtende Heinrich Uhlendahl festhielt, bedeuteten die Ausfüh-
rungen Leyhs »in ihrem Endergebnis eine scharfe Ablehnung des Wöchentlichen 
Verzeichnisses und eine Apologie der Berliner Titeldrucke, die allein eine biblio-
thekarischen Anforderungen entsprechende Zentralkatalogisierung darstellten, al-
lerdings nur für Preußen«. Obwohl die vorjährigen Hauptvertreter des Gegen-
standpunkts in Erfurt sämtlich gefehlt hätten, sei die Diskussion über diese Fragen 
»äußerst lebhaft« verlaufen, wobei auch die Bibliotheksausgabe »wieder warme 
Befürworter« gefunden habe. Uhlendahl, Heinrich: Der 20. Bibliothekartag in Er-
furt vom 11. bis 13. Juni 1924: Bericht über den äußeren Verlauf, in: ZfB 41 (1924), 
Heft Juli 1924, S.�296-301, hier S.�298. Vgl. auch 20. Deutscher Bibliothekartag. Der 
Verhandlungsverlauf der Tagung der Bibliothekare in Erfurt, in: Thüringer Allge-
meine Zeitung, 75 (1924), Nr.�164 vom 17.6.1924.

444 Frels an Jacobs (UB Freiburg), 25.7.1924, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�320.
445 Jacobs (UB Freiburg) an den Vorstand des BV, 26.7.1924, ebd., Bl.�324�f.; Aus-

schnitt aus einem Brief von Christoph Weber (UB Kiel) an Frels, 28.9.1924, ebd., 
Bl.�330; Christoph Weber (UB Kiel) an Frels mit anliegenden Stellungnahmen zum 
Vortrag Leyhs, 19.1.1925, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bII, Bl.�30g-39.



285

GELTUNGSDRANG UND REFORMSTAU – BIBLIOTHEKSPOLITISCHE KONFLIKTLAGEN 

unverständlich bleiben, dass man in einer so bedeutsamen Frage nicht die Sa-
che über die Person stellen kann.«446

Frels brachte den Standpunkt der Befürworter einer arbeitsteiligen Zentralkata-
logisierung nochmals deutlich zum Ausdruck, indem er darauf verwies, dass 
mindestens 60 Prozent der Berliner Titeldrucke eine ganz unzureichende Ver-
wendung fänden, da sie in dem »Dutzend deutscher Bibliotheken« ungenutzt 
herumliegen würden. Die einzige Perspektive biete ein bedarfsorientierter »Aus-
wahlzetteldruck«, der sich auf eine Arbeitsgemeinschaft zwischen Berlin und 
Leipzig erstrecke.447 Die gleiche Auffassung vertrat Fick, der in der Verwirk-
lichung des Auswahlzetteldruckes die Lösung des Problems der Zentralkatalo-
gisierung erblickte.448 Angesichts des anhaltenden Widerstands in Preußen, der 
durch Leyhs Attacke nun neuen Auftrieb erfuhr, tat sich jedoch nichts, denn in-
folge des Referats von Leyh versagte die Mehrheit der in Erfurt versammelten 
Bibliothekare dem Leipziger Titeldruckunternehmen ihre Unterstützung und 
erklärte die Tätigkeit der Regensburger Kommission für beendet – obwohl Fick 
ausdrücklich um ihre Fortführung gebeten hatte.449 Zwar entbrannte im Fe-
bruarheft 1925 des ZfB erneut eine Debatte über die Frage der Zentralkatalogi-
sierung, in die festgefahren Verhandlungen kam aber nur wenig Bewegung, denn 
Leyh hielt an seinem Standpunkt fest, wonach er mit »bestem Willen […] in 
Leipzig z.�Z. einen praktischen Anknüpfungspunkt für eine deutsche Zentral-
katalogisierung nicht erblicken« konnte.450 Wie Uhlendahl nach dem Erfurter 
Bibliothekartag 1924 konstatierte, schien das »große Problem, Buchhändler-
anzeige und Katalogaufnahme miteinander zu verbinden« einer späteren Zeit zur 

446 Frels an den Syndikus des BV (Albert Hess), 1.9.1924, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, 
Bl.�326�f.

447 Frels verwies aber auch auf die Probleme der Leipziger Ausgabe, der eine im Ver-
gleich zu den Berliner Titeldrucken zu kleine Type und vor allem das Fehlen der 
amtlichen und privaten Druckschriften angekreidet wurden. Vgl. Frels zur Frage 
der Zentralkatalogisierung, 21.10.1924, ebd., Bl.�236-238.

448 Vgl. Abschrift eines Schreiben von Fick an Leyh, 10.11.1924, ADNBL, Abt. V, 
Nr.�40V, Bl.�22.

449 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�257. Der Hinweis auf die Bitte Ficks um Fort-
führung der Kommission findet sich in Leyh, Zentralkatalogisierung, S.�393.

450 Vgl. Fick, Richard, Wilhelm Frels, Christoph Weber u. Georg Leyh: Zur Frage der 
Zentralkatalogisierung, in: ZfB 42 (1925), Heft Februar 1925, S.�77-88, hier S.�85. 
Dass die Stellungnahmen von Fick, Frels und Weber zu Leyhs Vortrag im ZfB er-
schienen, hatte Leyh offenbar zu verhindern versucht. Dagegen hatte sich Frels 
verwahrt, der betonte, das »Leyh’sche Referat« müsse »vor den Augen der Fach-
genossen als das gekennzeichnet werden, was es wirklich ist: das Werk eines 
 Mannes, der nicht der Sache diente, sondern seine Stellung und seine Rednergabe 
zu parteipolitischen [d.�h. persönlichen] Zwecken missbrauchte«. Frels an Fick, 
20.11.1924, ADNBL, Abt. V, Nr.�40V, Bl.�21.
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Lösung vorbehalten zu sein. Im Augenblick gehe es vorerst darum, die Frage 
»weniger durch theoretische Erörterungen als durch praktische Versuche« zu 
fördern.451

5. »Kriminelles Material« und »Direktionskrisis«452 –  
Der Fall Minde-Pouet(s)

Hatte sich Minde-Pouet in der Frage Zentralkatalogisierung und Titeldrucke zu-
nächst lauthals hervorgetan, wurde es im Oktober 1923 plötzlich auffällig still 
um den Direktor der DB. Offiziellen Verlautbarungen der DB war zu entneh-
men, Minde-Pouet habe infolge dienstlicher Überanstrengung »einen Urlaub auf 
unbestimmte Zeit« angetreten.453 Abwegig war dieser Gedanke nicht, denn 
schon im Juli 1923 hatte er zu verstehen gegeben, dass es ihm »nicht gut« gehe. 
Wie er Frels eingestand, mache sich bei ihm »der hohe Grad der Überarbeitung« 
nun besonders bemerkbar, sodass er sich in ärztliche Behandlung begeben und 
sich »vollständig von der Gesellschaft« zurückgezogen habe.454 Dass sich Minde-
Pouet aber in einer für die DB so eminent wichtigen Phase – immerhin ging es 
um die grundlegende Klärung ihrer Unterhaltskosten und die Entscheidung in 
der Frage die Zentralkatalogisierung – aus gesundheitlichen Gründen zurück-
zog, passte so gar nicht ins Naturell des streitbaren Direktors.455 Gab es andere 
Gründe? Tatsächlich, es gab sie!

Im September 1923 ließ der »an Lebens- und Dienstjahren älteste Bibliothe-
kar« der DB, Georg Schwidetzky, dem Vorsitzenden des Geschäftsführenden 
Ausschusses einen höchst verstörenden Geheimbericht »über die innere Lage 
der Anstalt und über strafbare Handlungen und Dienstvergehen des Herrn Di-
rektors Professor Minde-Pouet« zukommen.456 In diesem folgenschweren Pa-

451 Uhlendahl, 20. Bibliothekartag, S.�298. Vgl. auch Balcke, Lage, S.�50.
452 Streng vertrauliches Schreiben von Georg Schwidetzky (DB) vermutlich an Ge-

heimrat Arthur Meiner, 15.9.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, Bl.�186�f.
453 Frels an Georg Leyh, 19.10.1923, ADNBL, Abt. V, Nr.�17bI, Bl.�213.
454 Minde-Pouet an Frels, 21.7.1923, ebd., Bl.�151�f.
455 Vgl. etwa die Vorwürfe Minde-Pouets gegenüber seinem Stellvertreter Otto Ebert, 

der krankheitsbedingt ausgefallen war. Minde-Pouet an Ebert, 25.4.1923, ADNBL, 
PA Dr. Otto Erich Ebert (geb. 19.5.1880), Bl.�54�f.

456 Georg Schwidetzky (1875-1952) studierte nach dem Besuch des Realgymnasiums 
von 1894-1897 Rechts- und Staatswissenschaften an der Universität Berlin. Nach 
Referendariat und Staatsprüfung (1904) wirkte er als Zweiter Bürgermeister von 
Lissa und von 1909 bis 1918 als Stadtrat in Bromberg. Im Oktober 1918 trat er als 
wissenschaftlicher Hilfsarbeiter in den Dienst der DB, an der er zwei Jahre später 
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pier stellte Schwidetzky schier ungeheuerliche Behauptungen auf, betonte je-
doch, »dass eine erdrückende Mehrheit des Personals, insbesondere auch der 
wissenschaftlichen Beamten« seine Ausführungen billige. Dem Bericht war zu 
entnehmen, dass in der DB »seit Jahren eine Spannung zwischen dem Direktor 
und dem Personal« bestehe, die in der »Unaufrichtigkeit« Minde-Pouets, seinen 
»brutalen Umgangsformen« und seiner »unsachlichen Behandlung« dienstlicher 
Angelegenheiten begründet liege. Nicht nur, dass er die Beamten gegeneinander 
aufhetze, »die fortgesetzte Nichtachtung von Recht, Ordnung und Sitte« in sei-
nem dienstlichen und privaten Leben und der »dauernde Missbrauch« seines 
Amtes für persönliche Zwecke, habe das Vertrauen des Personals schwer er-
schüttert. Um seine Behauptungen zu stützen, legte Schwidetzky eine »kurze 
Zusammenstellung der Beschuldigungen« vor, die im Personal gegen Minde-
Pouet erhoben worden seien und den Direktor schwer belasteten. So habe dieser 
über Jahre hinweg Dubletten unterschlagen, Eigentum der DB entwendet, Pri-
vatreisen als Dienstreisen deklariert und »unbescholtene Sekretärinnen […] 
 verführt«. Für Schwidetzky, als ehemaligen Polizeidirigenten, stand fest, dass 
bereits ein kleiner Teil der Minde-Pouet zur Last gelegten Vergehen »mit Zucht-
haus bis zu fünf Jahren« bestraft würden. Im Interesse der DB käme es darauf 
an, die Sache möglichst ruhig – also ohne Strafverfahren – über die Bühne zu 
bringen, Minde-Pouet aber auf jeden Fall seines Amtes zu entheben.457

Im Vorstand des Börsenvereins schlug die Nachricht ein wie eine Bombe. Sie-
gismund, »aufs tiefste erschüttert«, äußerte spontan, dass für Minde-Pouet »nur 
die Kugel übrig« bliebe, würden sich die Vorwürfe bestätigen.458 »Die Sache M.-
P.« kam für den Börsenverein zur Unzeit, denn man stand gerade in abschließen-
den Verhandlungen mit den Reichsbehörden über die künftige Finanzierung der 
DB. Um zu verhindern, »dass mit dem Herrn die Deutsche Bücherei begraben 
werden muss«, war der Börsenverein bemüht, die Peinlichkeit eines öffentlichen 
Skandals zu vermeiden. Allerdings ließ sich die Angelegenheit nicht länger hin-
ausschieben, denn wie Siegismund zu berichten wusste, gab es inzwischen »zu-

zum Bibliothekar ernannt wurde. Vgl. Lebenslauf Schwidetzkys, 30.8.1918, 
ADNBL, PA Georg Schwidetzky (geb. 7.2.1875), unp.; Habermann/Klemmt/Sief-
kes, Lexikon, S.�325�f.

457 Georg Schwidetzky: Geheimer Bericht an den Herrn Vorsitzenden des GA der DB 
über die innere Lage der Anstalt und über strafbare Handlungen und Dienstverge-
hen des Direktors Professor Minde-Pouet (mit Anlage: Kurze Zusammenstellung 
der Beschuldigungen), ohne Datum [Sept. 1923], ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 
5.6.1871), unp. Vgl. auch Aktenvermerk Schwidetzkys über die »Durchsicht des 
Direktorzimmers«, 20.10.1923, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871) (Akten 
betr. das Ausscheiden des Direktors Prof. Dr. Minde-Pouet, Geheim), Bl.�21.

458 Siegismund an Arthur Meiner, 28.9.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, ohne Blatt-
zählung (zw. Bl.�180 u. Bl.�181); Siegismund an Minde-Pouet, 31.10.1923, ADNBL, 
PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp.
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viele Wissende«.459 Hinter vorgehaltener Hand munkelte man ohnehin schon 
länger über Minde-Pouet. So vertraute Victor Klemperer bereits im Juli 1921 
seinem Tagebuch an, Minde-Pouet habe »den schlechtesten Ruf. Brutaler Ha-
remsheld u. Verprügler der eigenen Frau«.460 

Um die »Direktionskrisis« der DB auf diskrete Weise zu lösen, erstellte Mei-
ner auf der Grundlage des von Schwidetzky zusammengetragenen »kriminellen 
Materials« Entwürfe für zwei Kündigungsschreiben.461 Eines dieser Schreiben – 
die »scharfe Form« – sprach Minde-Pouet die fristlose Entlassung aus, der an-
dere Entwurf stellte ein Rücktrittsgesuch des Direktors der DB dar. Beide Ent-
würfe enthielten die Bestimmung, dass sich Minde-Pouet im Deutschen Reich 
nicht mehr um ein öffentliches Amt oder eine Stelle im Bibliothekswesen bewer-
ben dürfe. Wie groß die Verärgerung im Börsenverein war, geht daraus hervor, 
dass Minde-Pouet »im eigenen Interesse« geraten wurde, »sich möglichst wenig 
in der Öffentlichkeit zu zeigen, sobald als möglich Leipzig und nach schleuniger 
Regelung« seiner Angelegenheiten auch das Deutsche Reich zu verlassen.462 Da 
Minde-Pouet »moralische« und auch »sittliche Vergehen« einräumen musste 
und einer öffentlichen Diskussion aus dem Weg gehen wollte, unterzeichnete er 
am 9. Oktober 1923 nach einem Gespräch mit Dittrich, Meiner und Siegismund 
sein Rücktrittsgesuch. Gleichzeitig trat er aus dem Vorstand des Vereins Deut-
scher Bibliothekare und der Sächsischen Prüfungskommission für Bibliotheks-
wesen aus.463 Er verzichtete auch auf seine gesamten Pensionsansprüche, unter 
der Bedingung, dass nichts über die ihm vorgeworfenen Verfehlungen in die Öf-
fentlichkeit gelange.464 Der Börsenverein drängte darauf, die »Aufräumungs-
arbeiten« so schnell wie möglich zu beenden, befürchtete jedoch, Minde-Pouet 
werde die Angelegenheit verschleppen und zu seinen Gunsten gestalten. Der 
Vorstand des Börsenvereins war sich einig, die Sache »möglichst still« abzutun 

459 Siegismund an Arthur Meiner, 28.9.1923, ebd.
460 Klemperer, Victor: Leben sammeln, nicht fragen wozu und warum. Tagebücher 

1918-1924, Berlin 1996, S.�471. Als Minde-Pouet 1932 als Geschäftsführer der 
Deutschen Kunstgesellschaft vorgeschlagen wurde, ergaben über ihn eingeholte 
Erkundigungen seitens des AA sehr ungünstige Ergebnisse, die auch auf seine Ver-
fehlungen an der DB zurückgingen. Vgl. Götze, Fürst, S.�115.

461 Georg Schwidetzky vermutlich an Geheimrat Arthur Meiner, 15.9.1923, ADNBL, 
Abt. III, Nr.�4a/4, Bl.�186�f.

462 Entwurf für ein Entlassungsschreiben des Vorstehers des GA der DB an Minde-
Pouet und Entwurf für ein Entlassungsgesuch Minde-Pouets an den Vorsitzenden 
des GA der DB, Oktober 1923, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp. 

463 Vgl. Minde-Pouet vermutlich an Arthur Meiner, 24.10.1923, ebd.
464 Vgl. Siegismund an Arthur Meiner, 12.10.1923, ebd.; Streng vertrauliches Proto-

koll einer Sitzung des GA der DB vom 16.10.1923, ebd.
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und Minde-Pouet entgegenzukommen.465 So kam man überein, ihm im Hinblick 
auf seine »großen Verdienste« um die DB sein Gehalt bis Ende März 1924 wei-
terhin zu gewähren, was aber zur Folge hatte, dass die Direktorstelle infolge der 
knappen Mittel für die Dauer der Gehaltsgewährung unbesetzt blieb.466

Nun teilte der Oberbibliothekar und stellvertretende Direktor Otto Ebert, 
der die Geschäfte vorübergehend leitete, mit, dass Minde-Pouet seiner von ihm 
getrennt lebenden Frau kein Wirtschaftsgeld überlasse und die Familie infolge-
dessen leide.467 Dies veranlasste den Geschäftsführenden Ausschuss dazu, das 
Gehalt Minde-Pouets zu halbieren und eine Hälfte direkt an seine Frau zu über-
weisen.468 Darin erblickte Minde-Pouet eine »schwere Kränkung und Demüti-
gung«. Dies wie auch inzwischen in die Öffentlichkeit gelangte Indiskretionen, 
machten es ihm unmöglich, eine neue Anstellung zu finden. Dies gelinge nur, 
wenn er sein volles Gehalt bekomme und man ihm ein Zeugnis ausstelle, das ihn 
nicht belaste und keine Bedenken über die Gründe seines Ausscheidens erre-
ge.469 Obwohl Siegismund Minde-Pouet die Hand reichte und Hilfe anbot, ihm 

465 Vgl. Siegismund an Arthur Meiner, 12.10.1923, ebd.; Arthur Meiner an Siegis-
mund, 13.10.1923, ebd.

466 Streng vertrauliches Protokoll einer Sitzung des GA der DB vom 16.10.1923, ebd.
467 Arthur Meiner an Siegismund, 13.10.1923, ebd.; Verfügung Eberts (Oberbibliothe-

kar und stellvertr. Direktor der DB), 12.10.1923, ADNBL, Abt. IV, Nr.�27, Bl.�17. 
Der 1880 in Prag geborene Ebert hatte nach seinem Abitur in Prag von 1899 bis 
1905 in Wien Rechtswissenschaften, Geschichte und historische Hilfswissenschaf-
ten studiert. Nach seiner Promotion an der Deutschen Universität Prag (1905) trat 
er 1906 als Praktikant in die UB Wien ein, an der er 1920 zum Oberbibliothekar 
avancierte. Nach einem Studienurlaub an der DB, wechselte Ebert nach Leipzig 
und wurde 1921 zum stellvertretenden Direktor der DB ernannt. Vgl. Fragebogen 
betr. Festsetzung des Besoldungsdienstalters für Ebert, ohne Datum [1921] und 
Kopie eines Gesuchs Eberts um Austritt aus dem deutsch-österreichischen Staats-
verhältnis an die Direktion der UB Wien, 11.5.1921, beide ADNBL, PA Dr. Otto 
Erich Ebert (geb. 19.5.1880), unp. (vorn im eingeklebten Umschlag liegend); Per-
sonalbogen Eberts, ohne Datum [1922], ebd., Bl.�I; Habermann/Klemmt/Siefkes, 
Lexikon, S.�64�f.

468 Arthur Meiner an Siegismund, 13.10.1923, ADNBL, PA Minde-Pouet, (geb. 
5.6.1871), unp.; Streng vertrauliches Protokoll einer Sitzung des GA der DB vom 
16.10.1923, ebd.

469 Vgl. Minde-Pouet vermutlich an Arthur Meiner, 24.10.1923, ebd. Zu verschiede-
nen »Redereien von Angestellten« der DB in der Öffentlichkeit vgl. Minde-Pouet 
an Ebert, 1.11.1923, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871) (Akten betr. das 
Ausscheiden des Direktors Prof. Dr. Minde-Pouet, Geheim), Bl.�38. Minde-Pouet 
bemühte sich beispielsweise darum, »im Kreise der Stinnes-Unternehmungen eine 
Tätigkeit zu finden«, wofür er ein »unbedenkliches Zeugnis« benötigte. Vgl. 
Minde-Pouet an Siegismund, 11.11.1923 u. 14.11.1923, ADNBL, PA Minde-Pouet 
(geb. 5.6.1871), unp.
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allerdings auch nahelegte, die Sachlage nicht zu verschärfen und sich mit der Ge-
haltsteilung abzufinden, gab Minde-Pouet nicht nach und gerierte sich als das 
»unschuldige Opfer einer Beamtenverschwörung«.470 Im Börsenverein sorgte 
dieses Verhalten für Verstimmung, denn allmählich wuchs sich der Fall »doch 
zu einem Ereignis aus, das in der Öffentlichkeit diskutiert« wurde. Der Vorstand 
drängte daher auf eine Beilegung der Affäre, »damit Prof. Minde-Pouet dann 
vielleicht aus Leipzig verschwinde«.471 Allerdings war der Vorstand auch nicht 
mit dem Vorgehen der Bibliothekare der DB – allen voran Eberts und Schwidetz-
kys – einverstanden, die ein Kesseltreiben gegen den »zur Strecke gebrachten 
Direktor« entfachten.472 Die »Blutgier« ging so weit, dass eine anonyme Anzeige 
gegen Minde-Pouet erstattet wurde, woraufhin die Staatsanwaltschaft Leipzig 
eingeschaltet wurde.473 

Dies widersprach den Intentionen des Börsenvereins, der – in Sorge um den 
Bestand der DB – alles daran setzte, das Verfahren schnell und geräuschlos zum 
Abschluss zu bringen und die Bibliothekare anwies, die Sache nicht weiter zu 
verschärfen.474 Nicht zuletzt aufgrund der Aussagen Siegismunds vor der Staats-
anwaltschaft wurde das Verfahren gegen Minde-Pouet eingestellt.475 Aber statt 
sich ruhig zu verhalten, spielte dieser nun »die gekränkte Unschuld«, pikierte 
sich über kritische Äußerungen Arthur Meiners und Richard Linnemanns und 
forderte allen Ernstes, ihm »öffentlich im Börsenblatt ein Abschiedswort« zu 

470 Vgl. Siegismund an Minde-Pouet, 31.10.1923, ebd.; Ebert an Max Otto Schroeder, 
2.11.1923, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871) (Akten betr. das Ausscheiden 
des Direktors Prof. Dr. Minde-Pouet, Geheim), Bl.�40�f.

471 In diesem Schreiben wurde auch bemerkt, dass Minde-Pouet »seine Frau schon be-
einflusst« habe, was sich wohl auf die Gehaltsfrage bezog. »Über die von ihm zu 
dieser Beeinflussung angewandten Mittel hat sich Herr Oberbürgermeister Dr. 
Dittrich Herrn Hofrat Meiner gegenüber in sehr drastischer Weise ausgespro-
chen.« Albert Hess (Syndikus des BV) an Siegismund, 5.11.1923, ADNBL, PA 
Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp. 

472 Siegismund an Richard Linnemann, 23.11.1923, ebd.; Linnemann an Siegismund, 
29.11.1923, ebd.; Linnemann an Ebert, 29.11.1923, ebd. Zu Ebert als einer der »trei-
benden Kräfte« vgl. Ausschnitt aus dem Bericht über die Sitzung des Vorstandes 
des Börsenvereins am 10.11.1923, SStAL, 21765/34, unp.

473 Der Ausspruch »Blutgier« geht zurück auf Minde-Pouet an Siegismund, 31.1.1924, 
ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp.; Minde-Pouet an Arthur Meiner, 
23.1.1924, ebd.; Minde-Pouet an Siegismund, 23.1.1924, ebd.

474 Vgl. Siegismund an Arthur Meiner, 24.1.1924, ebd.
475 Vgl. Siegismund an Arthur Meiner, 14.3.1924, ebd.; Siegismund an Minde-Pouet, 

14.3.1924, ebd.; Albert Hess (Geschäftsstelle des BV) an Siegismund (mit an-
liegendem Einstellungsbeschluss der Staatsanwaltschaft Leipzig vom 15.3.1924), 
29.3.1924, ebd. 
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widmen, das er sich durch sein Wirken für die DB immerhin »verdient« habe.476 
Wie Meiner betonte, fiel ihm die Abfassung des von Minde-Pouet geforderten 
Zeugnisses »außerordentlich schwer«, denn immer wieder stoße man darauf, 
»dass der Grund seines Ausscheidens doch nicht weggelassen oder irgendwie 
verschleiert werden« dürfe. Aber genau hieraus, so Meiner, würden sich erneute 
Kontroversen mit Minde-Pouet ergeben, denn seit der Einstellung des Verfah-
rens habe dieser »wieder Oberwasser gewonnen« und trete allen »beleidigenden 
Gerüchten mit voller Schärfe entgegen«. Ein Zeugnis des Vorstands des Börsen-
vereins »würde vermutlich zu einer sehr schneidigen Waffe« in der Hand Minde-
Pouets, der sich damit allmählich »so weiß waschen« würde, »dass er schließlich 
als völlig unschuldiger weißer Engel dastünde«. Demnach solle sich der Börsen-
verein davor hüten, »zu einem solchen Reinigungsprozess Beistand zu leisten«, 
denn über kurz oder lang könne eine solche Veränderung der Sachlage auch ge-
gen ihn ausgenutzt werden.477 Schließlich wurde etwas versteckt im Jahres-
bericht der DB für 1923 auf die Amtsniederlegung Minde-Pouets verwiesen und 
ihm für seine Verdienste um die DB gedankt.478

Damit war das Kapitel Minde-Pouet für die DB zwar beendet, dem Börsen-
verein bereitete der fortan mittellose Akademiker aber noch über Jahre hinweg 
Kopfzerbrechen. Denn Minde-Pouet gelang es in den folgenden Jahren nicht 
mehr, ein geregeltes Einkommen zu erzielen.479 Schon im Herbst 1924 stellte der 
Börsenverein fest, der ehemalige Direktor der DB liege »vollständig auf der 
Straße« und sei fast mittellos.480 Daher bat Minde-Pouet den Börsenverein um 
Unterstützung, der fürchtete, etwaige Übergangszahlungen könnten sich zu 

476 Minde-Pouet an Siegismund, 20.3.1924, ebd.; Meiner an Siegismund, 22.3.1924, 
ebd.; Minde-Pouet an Arthur Meiner, 17.4.1924, ebd.

477 Arthur Meiner an Erich Klien (Dresden), 5.5.1924, SStAL, 21765/808, unp. Auch 
Richard Linnemann hatte im November 1923 Bedenken gegen einen allzu seichten 
Entwurf Siegismunds für Minde-Pouet erhoben, da »dieses Zeugnis der tatsächli-
chen Sachlage nicht« entsprach. Siegismund an Linnemann, 19.11.1923, ADNBL, 
PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp.; Linnemann an Siegismund, 22.11.1923, ebd. 

478 Vgl. Zehnter Bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenver-
eins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig im Jahre 1923, Leipzig 1924, S.�12. 
Dieser Bericht erschien am 14.5.1924 auch im Börsenblatt (S.�6849). Damit gab sich 
Minde-Pouet offenbar zufrieden. Vgl. Minde-Pouet an Siegismund, 27.5.1924, 
ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp.

479 Noch 1942 äußerten »verschiedene Seiten starke Bedenken über die Würdigkeit« 
Minde-Pouets im Hinblick auf die diesem angetragene Leitung der »Kleist-Gesell-
schaft«. NSDAP-Gauleitung Berlin (NSD-Dozentenbund) an die DB, 2.4.1942, 
ebd.

480 Donnevert (RMdI) an Siegismund, 23.10.1924, ebd. Vermutlich von Siegismund bei 
der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft vermittelte monatliche Zu-
wendungen liefern im Herbst 1925 aus. Vgl. Uhlendahl an Siegismund (Berlin), 
3.11.1925, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/3, Bl.�108.
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einer dauernden Belastung für den Börsenverein entwickeln.481 Allerdings er-
klärte sich der Geschäftsführende Ausschuss im Frühjahr 1925 bereit, der Frau 
Minde-Pouets während dessen Arbeitslosigkeit eine Unterstützung zu gewäh-
ren.482 Da sich seine berufliche Situation aber keineswegs besserte und Minde-
Pouet nach eigenen Worten nur noch »vegetierte«, stand die Frage der finan-
ziellen Unterstützung seiner Familie bis in die 1930er Jahre immer wieder auf 
der Tagungsordnung des Börsenvereins und des Geschäftsführenden Ausschus-
ses der DB.483 Daran änderte sich auch wenig, nachdem die Preußische Staats-
bibliothek Minde-Pouet 1928 als Hilfsarbeiter übernommen hatte, an der er die 
»Bibliographie der deutschen Universitäten« bearbeitete.484 Darüber hinaus 
wirkte er zwischenzeitlich als Geschäftsführer des Vereins der Freunde der 
PSB.485 Zwischen 1930 und 1931 fand er eine Anstellung als Leiter der Bibliothek 
des Deutschen Museums in München, von der er sich aber bald ebenso in Un-
frieden trennte.486 Minde-Pouet wechselte wieder an die PSB, aus der er mit dem 
Erreichen der Altersgrenze am 31. März 1937 ausschied und eine kümmerliche 
»Gnadenpension« erhielt. Minde-Pouet und seine Frau standen 1937 daher vor 

481 Vgl. Siegismund an Meiner, 5.3.1925, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), 
unp.; Max Röder (Vorsteher des BV) an Siegismund, 14.3.1925, ebd. Um den BV 
nicht in Erscheinung treten zu lassen, wurde Minde-Pouet über Siegismund im 
Frühjahr 1925 ein rückzahlbares Darlehen vermittelt. Vgl. Albert Hess (Geschäfts-
stelle des BV) an Siegismund, 25.3.1925, ebd.

482 Vgl. Protokoll der 70. Sitzung des GA der DB vom 20.4.1925, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�7, Bl.�122-155, hier Bl.�131-136; Minde-Pouet (Berlin-Tempelhof) an 
Uhlendahl, 21.10.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Mic-Mly), Bl.�132.

483 Der Hinweis Minde-Pouets, dass er nur noch »vegetiere«, findet sich in Minde-
Pouet an Siegismund, 23.5.1932, ADNBL, unverzeichnete Akte »Reichswirt-
schaftsrat« (grüner Hefter), Bl.�33�f. Zu den Überlegungen, Minde-Pouet und seine 
Familie finanziell zu unterstützen, vgl. Max Röder an Ministerialdirektor Klien 
(Dresden), 20.3.1928, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 5.6.1871), unp.; Uhlendahl 
an den Generaldirektor der PSB, 26.3.1930, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 
5.6.1871) (Akte Prof. Dr. Minde-Pouet und Ehefrau), unp.; Abschrift aus einer 
Niederschrift über die Vorbesprechung des Haushaltsplans der DB für 1936 am 
21./22.11.1935, ebd.; Wilhelm Poewe (PSB) an Uhlendahl, 25.2.1937, ebd.

484 Vgl. Geißler/Hermann: Minde-Pouet (Online-Ausgabe: http://www.isgv.de/saebi/, 
eingesehen am 22.3.2016).

485 Vgl. Krause/Jammers, Engagement, S.�55.
486 Vgl. Friedrich Oldenbourg an Uhlendahl, 11.7.1931, ADNBL, 153/1/2, Bl.�39-41; 

Wilhelm Baur (GA der DB) an die Mitglieder des GA, 10.4.1934, ADNBL, PA 
Minde-Pouet (geb. 5.6.1871) (Akte Prof. Dr. Minde-Pouet und Ehefrau); Julius Pe-
tersen (Berlin) an Hofrat Arthur Meiner, 27.2.1937, ebd; Jonathan Zenneck (Deut-
sches Museum, München) an Uhlendahl, 11.3.1941, ADNBL, 154/5 (Hefter: Mo-
Mu), Bl.�438. 
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der »wirtschaftlichen Katastrophe«.487 Infolgedessen gewährten das Propaganda-
ministerium und das Sächsische Wirtschaftsministerium der Frau Minde-Pouets 
auf Veranlassung des Geschäftsführenden Ausschusses der DB eine weitere 
 Unterstützung.488 Für eine geringe Entlastung sorgte zudem eine Stelle an der 
Preußischen Akademie der Wissenschaften in Berlin, an der Minde-Pouet die 
Be arbeitung der Neuen Folge von Goedekes »Grundriss zur Geschichte der 
deutschen Dichtung« übernahm. Hierfür erhielt er eine monatliche Beihilfe von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG).489 

Bereits im April 1933 war Minde-Pouet in die NSDAP eingetreten und in den 
folgenden Jahren immer wieder durch »Äußerungen und Handlungen durchaus 
antisemitischer Tendenz« aufgefallen. So richtete er die von ihm ›geführte‹ 
Kleist-Gesellschaft nach der NS-Machtübernahme konsequent an den Vorgaben 
des neuen Regimes aus, indem er »bewährte Parteimänner« in den Beirat der Ge-
sellschaft berief, die er – wie er 1934 berichtete – vorher »natürlich judenrein 
gemacht« hatte.490 Als »Führer« der Kleist-Gesellschaft ließ sich Minde-Pouet 
erneut eine Unterschlagung großen Stils zuschulden kommen, indem er Hand-
schriften aus dem Bestand der Kleist-Bücherei in Frankfurt (Oder) entlieh und 
an die Preußische Staatsbibliothek verkaufte. Zu diesem Schritt war Minde-
Pouet keineswegs berechtigt, denn die Schriften waren Eigentum der Familie 
Kleist und der Stadt Frankfurt. Nachdem der Verkauf der Schriften erfolgt war 
und Minde-Pouet dafür 4.225 RM erhalten hatte, entlieh er die soeben veräußer-
ten Handschriften aus der PSB und bewahrte sie bei sich zu Hause auf. Für diese 
Unterschlagung wurde er nie zur Rechenschaft gezogen, denn erst nach 1945 

487 Wilhelm Poewe (PSB) an Uhlendahl, 25.2.1937, ADNBL, PA Minde-Pouet (geb. 
5.6.1871) (Akte Prof. Dr. Minde-Pouet und Ehefrau), unp.

488 Vgl. Wilhelm Baur an Ministerialrat Rudolf Kummer, Arthur Meiner und Anton 
Hiersemann, 21.7.1937, ebd.

489 Als Bearbeiter von Goedekes Grundriss erhielt Minde-Pouet von 1938 bis 1944 
monatliche Zuwendungen der DFG. Der die Förderung von »Goedekes Grundriss 
der Deutschen Literatur« betreffende Schriftwechsel findet sich in BArch Berlin, 
R�73/11268. Holger Dainat verweist darauf, dass Minde-Pouet Ende November 
1938 bei der Akademie den Antrag stellte, die bei Goedeke beschäftigten »Juden 
auszubooten«. Dainat, Holger: Die paradigmatische Rolle der Germanistik im  
Bereich der Philologien. Die Deutsche Kommission im disziplinären Kontext, in: 
Fischer, Wolfram (Hg.): Die Preußische Akademie der Wissenschaften zu Berlin 
1914-1945, Berlin 2000, S.�169-196, hier S.�189�f.

490 Scholz, Kai-Uwe: »Deshalb machte ich von meinem Führerrecht Gebrauch, ganz 
allein zu bestimmen.«  – Georg Minde-Pouet und die Kleist-Gesellschaft 1934-
1945, in: Beiträge zur Kleist-Forschung 10 (1996), S.�86-99, hier 88, 96. Vgl. auch 
Maurach, Martin: Vom Kosmopolitismus zum Nationalismus. Der Freimaurer 
und Vorsitzende der Kleist-Gesellschaft 1933-1945, Georg Minde-Pouet, und das 
Kleist-Bild des Nationalsozialismus, in: Kleist-Jahrbuch 2008/2009, S.�373-389.
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wurde man auf diesen Fall aufmerksam.491 Wie Minde-Pouet im August 1940 
mitteilte, befand er sich »seit Beginn des Krieges im Heeresdienst« und führte 
diverse »Sonderaufträge in den besetzten Gebieten« durch.492 Bis 1945 arbeitete 
er jedoch hauptsächlich in der Schriftleitung von »Goedekes Grundriss zur Ge-
schichte der Deutschen Dichtung«. Der Kleistforscher starb im Januar 1950 in 
Berlin.

491 Vgl. dazu Schernus, Claudia: Entliehen und verkauft. Georg Minde-Pouet, die 
Kleist-Gesellschaft und das Schicksal einiger Kleisthandschriften, in: Brandenbur-
ger Kleist-Blätter 8 (1995), Bd.�I/3, S.�87-97.

492 Minde-Pouet an Uhlendahl, 8.8.1940, ADNBL, 151/1/1-3 (Hefter: Korrespondenz 
mit Mitgliedern, I-M, 1940-1946), unp. Worin diese vermeintlichen »Sonderauf-
träge« bestanden, ist unklar.
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B. Prekäre Konsolidierung –  
Das Direktorat Uhlendahl 1924 bis 1933

1. Scheinbare Stabilisierung – Zwischen Prosperität und 
Depression

Nach der Währungsreform und der temporären Überwindung der politischen 
Unruhen im Reich setzte im Sommer 1924 jene kurze Phase relativer Prosperität 
ein, die der Weimarer Republik zwischen den Wirren der Inflation und dem De-
saster der Weltwirtschaftskrise vergönnt war. Grundlegend war, dass die poli-
tischen Verhältnisse vorübergehend an »Ruhe und Stetigkeit« gewannen.1 
Gleichwohl änderte dies nichts an der latenten Instabilität des politischen Sys-
tems, da sich die gesellschaftlichen Kräfte in strittigen innen-, außen- und finanz-
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen oft gegenseitig blockierten und 
die dabei zur Schau gestellte »ideologische Militanz« die Handlungsfähigkeit der 
meist kurzlebigen Regierungen erheblich einschränkte.2 Das am Sturz des Kai-
serreichs beteiligte Mehrheitsbündnis aus SPD, katholischem Zentrum und 
linksliberalem Bürgertum war zwar bereits 1920 zerfallen, bis 1930 jedoch 
 verfügten die prorepublikanischen Parteien von SPD bis DVP auf Reichsebene 
immer über die absolute Mehrheit. Die durch den Ersten Weltkrieg und die Re-
volution verschärften ideologischen Gegensätze machten es aber beinahe un-
möglich, zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Lagern und Parteien 
tragfähige Regierungsbündnisse zu formen, die über ein ausreichendes Maß an 
Übereinstimmungen verfügten und damit auch in der Lage waren, diese in die 
politische Praxis umzusetzen.3

Seit Mitte der 1920er Jahre war ein Rechtstrend bei den Reichstagswahlen zu 
beobachten, der eine »Weichenstellung in Richtung konservative Republik« 
markierte.4 Vor allem die Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten im Jahr 

1 Vgl. Hentschel, Volker: Wirtschaft und Politik in der Weimarer Republik. Ein Über-
blick, in: Fischer, Ernst u. Stephan Füssel (Hg.): Geschichte des deutschen Buchhan-
dels im 19. und 20. Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-1933, Teil 1, München 
2007, S.�29-70, hier S.�50.

2 Beispiele für innenpolitische Auseinandersetzungen waren der Hochverratsprozess 
gegen Reichspräsident Friedrich Ebert (1925), der Volksentscheid zur Fürstenenteig-
nung (1926) oder die Auseinandersetzungen um den Panzerkreuzer A (1928). Vgl. 
Mai, Gunther: Die Weimarer Republik, München 2009, S.�54.

3 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�219.
4 Büttner, Weimar, S.�337; Winkler, S. Weimar, S.�306.
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1925 bedeutete in dieser Hinsicht eine nicht zu unterschätzende Zäsur.5 Hinden-
burg galt als Vertreter des alten Regimes und der ostelbischen Gutsbesitzer und 
stand für »agrarischen Protektionismus, protestantischen Nationalismus und 
militärfixierten Antirepublikanismus«.6 Der betagte General unterhielt ein am-
bivalentes Verhältnis zu den demokratischen Institutionen des Weimarer Staats-
wesens, und für die krisengeschüttelte Republik erwies es sich schließlich als 
verhängnisvoll, dass der Sieger von Tannenberg »innerlich nie auf dem Boden 
des demokratischen Verfassungsstaates« stand.7 Denn als Reichspräsident und 
»Garant des überparteilichen Staats« verfügte er über weitreichende Machtbe-
fugnisse und war in der Lage, die parlamentarische Demokratie im Falle ihres 
Versagens zu ersetzen.8 Er war Oberbefehlshaber der Reichswehr, konnte den 
Reichskanzler nach eigenem Gutdünken ernennen und abberufen, den Reichstag 
auflösen und »aus eigener diktatorischer Machtvollkommenheit« Notverord-
nungen erlassen, wenn es die Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit geboten erscheinen ließ. Aufgrund dieser Machtbefugnisse bestand immer 
die Gefahr, dass seine Stellung »zum Fluchtpunkt autoritärer Ambitionen« ge-
riet.9

Die Wahl Hindenburgs machte deutlich, dass die national-konservativen 
Kräfte – Exponenten der Reichswehr, der Schwerindustrie und des ostelbischen 
Landadels – nach der Revolution von 1918 mehr Macht behalten hatten, als der 
Republik guttat.10 Aber um das Jahr 1926 herum war die Zukunft der Weimarer 
Republik offen.11 Hierbei spielte vor allem eine Rolle, dass sich die krisen-
geschüttelte deutsche Wirtschaft durch Währungsunion, Dawes-Plan und aus-
ländische Kredite erholt hatte und in einer Konjunkturphase befand, die – ledig-
lich durch ein kurzes rezessives Zwischentief 1925/26 und einen unvermittelten 
Kurssturz an der Berliner Börse 1927 unterbrochen – bis 1929 anhielt.12 Mit den 
Zuwachsraten in der Industrie stiegen Volkseinkommen und Konsum an, was 
wiederum positive Impulse auf das allgemeine Investitionsklima freisetzte, die 

5 Vgl. Pyta, Hindenburg, S.�461.
6 Herbert, Geschichte S.�221.
7 Pyta, Hindenburg, S.�461. Vgl. auch Büttner, Weimar, S.�501.
8 Hentschel, Wirtschaft, S.�51.
9 Ebd.

10 Vgl. Büttner, Weimar, S.�498.
11 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�256.
12 Vgl. Wehler, Gesellschaftsgeschichte (Bd.�4), S.�252. Gleichwohl wuchs die Indus-

trieproduktion langsamer als vor 1914 und auch der Export reichte an die Vor-
kriegswerte nicht heran. Die Folgen der Reparationen, die hohen Arbeitslosen-
zahlen, die im Vergleich zur Vorkriegszeit niedrigen, die Binnennachfrage 
begrenzenden Realeinkommen und die infolge der Inflationserfahrung gesunkene 
Sparquote wirkten hemmend auf das deutsche Wirtschaftswachstum. Vgl. Mai, 
Weimarer Republik, S.�63�f.
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sich bis auf die Ebene der Kommunen erstreckten und somit letztlich auch der 
DB zugute kamen.13 Gleichzeitig schienen sich auch die Voraussetzungen für 
eine europäische Entspannung zu verbessern, was nicht nur stimulierend auf die 
zwischenstaatlichen Wirtschafts- und Kulturbeziehungen wirkte, sondern auch 
half, die außenpolitische Isolation Deutschlands zu durchbrechen. So wurde das 
Reich im Ergebnis des Vertrags von Locarno 1926 in den Völkerbund aufgenom-
men.14 

Allerdings blieben die sozialen Verhältnisse für einen großen Teil der Bevöl-
kerung schwierig. Viele Deutsche verharrten in einer unverhohlenen Skepsis ge-
genüber der Republik.15 Daran änderte sich auch nichts, als die republikanischen 
Kräfte bei den Reichstagswahlen vom 20. Mai 1928 deutliche Zugewinne ver-
zeichneten. Die Große Koalition unter Hermann Müller (SPD) kam aufgrund 
divergierender Parteiinteressen nur unter großen Schwierigkeiten zustande.16 
Gerade die Probleme der Regierungsbildung ließen »die Schwäche des Weimarer 
Parlamentarismus« deutlich hervortreten.17 Denn im politischen Alltag machte 
sich »ein gewisser Überdruss an Kooperation und Kompromissbildung bemerk-
bar, und die Klagen über die Aporien des parlamentarischen Systems nahmen 
zu«.18 Dies hing damit zusammen, »dass eine politische Kultur, die auf der öf-
fentlichen Auseinandersetzung und dem Ausgleich von Interessen basierte, in 
Deutschland keine langen Traditionen besaß und zudem auch weithin als unef-
fektiv wahrgenommen wurde«.19 Wie tief diese Ressentiments gegenüber basis-
demokratischen Entscheidungsprozessen verwurzelt waren, offenbarte ein ums 
andere Mal der Börsenverein als Standesvertretung der deutschen Buchhändler. 
Während beispielsweise der Geschäftsbericht des Vereins für 1928 gegen die 
»durch einen arbeitsunfähigen Parlamentarismus« gehemmte Reichsregierung 
stichelte, offenbarte auch eine Sitzung des Vorstandes des Börsenvereins im Ok-
tober 1930 deutliche Vorbehalte gegen eine pluralistische und parlamentarische 
Entscheidungsfindung.20 Im Zuge jener Sitzung wurde zur Lösung eines anste-

13 Für die Kreditaufnahme Leipzigs im Zuge des Dawes-Plans vgl. Schwarz, Leipzig, 
S.�56, 64.

14 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�256; Michalka, Wolfgang: Deutsche Außenpolitik 
1920-1933, in: Bracher, Karl Dietrich, Manfred Funke u. Hans-Adolf Jacobsen 
(Hg.): Die Weimarer Republik 1918-1933. Politik. Wirtschaft. Gesellschaft, 21988, 
S.�303-326, hier S.�315�f.

15 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�256�f.
16 Vgl. ebd., S.�259.
17 Büttner, Weimar, S.�384.
18 Herbert, Geschichte, S.�259.
19 Ebd. Vgl. auch Büttner, Weimar, S.�343, 500�f.
20 Geschäftsbericht des Vorstands des BV über das Vereinsjahr 1928/1929. Zu erstatten 

in der Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, 28.4.1929, ADNBL, 181/2, 
Bl.�8 (S.�1-16, hier S.�1).
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henden Problems die Bildung eines Ausschusses vorgeschlagen, dessen Entschei-
dung von der Hauptversammlung des Börsenvereins abhängig sein sollte. Dage-
gen verwahrte sich jedoch der Vorsitzende des Vereins, der dem Stahlhelm und 
der DNVP angehörende Friedrich Oldenbourg.21 Er hielt es für bedenklich, dass 
ein Ausschuss ihm notwendig erscheinende Veränderungen unterlasse, weil sich 
die Hauptversammlung gegen sie aussprechen könne. Wenn solche Ausschuss-
fragen der Hauptversammlung vorbehalten seien, »werde man in ein hoffnungs-
loses demokratisch-parlamentarisches System hineingeraten, mit dem nichts zu 
erreichen sei«. Die Ausschüsse seien dazu da, um eine »endlose Debatte« in der 
Hauptversammlung zu verhindern.22 

Einen Beleg für die auch im Vorstand des Vereins Deutscher Bibliothekare 
vertretene rechtskonservative Auffassung boten dessen Planungen zum Biblio-
thekartag in Göttingen im Jahr 1928.23 So war man von der Notwendigkeit über-
zeugt, den recht drögen und von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommenen 
 alljährlichen Bibliothekartagen neues Leben einzuhauchen, diese »nach der stan-
despolitischen, gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Seite hin« zu öffnen 
und so für die Arbeit der Bibliothekare auch in der Bevölkerung Zuspruch und 
Interesse zu wecken.24 Dazu sahen die Organisatoren vor, den bevorstehenden 
VDB-Tag »repräsentativ mit einem Festredner aufzuziehen«. Hierfür wurden 
mit Adolf von Harnack, Eduard Spranger und Thomas Mann prominente Zeit-
genossen in Vorschlag gebracht. Während der Vorsitzende des VDB, Adolf 
 Hilsenbeck, und seine Münchener Umgebung mit Harnack und Spranger kein 
Problem hatten, erhoben sie gegen Thomas Mann »wegen seines politischen 
Standpunktes gewisse Bedenken«.25 Der Autor des 1924 erschienenen Erfolgs-

21 Zur Mitgliedschaft Oldenbourgs im Stahlhelm und in der DNVP vgl. Uhlendahl 
(DB) an RMVuP, 26.9.1933, mit anliegendem Personalfragebogen betr. Oldenbourg, 
ADNBL, 152/1/2, Bl.�391�f.

22 Bericht über die Sitzung vom Vorstand [des BV] und vom Ausschuss für die Biblio-
graphie, 29.10.1930, ADNBL, 555/0/1-2, Bl.�56-86, hier Bl.�63. Im Mai 1933 führte 
Oldenbourg vor der Hauptversammlung des BV aus, er habe »keine Lust, Kleinig-
keiten zerquatschen zu lassen auf die Gefahr hin, dass dadurch das Wichtige ganz 
und gar im Wust« untergehe und sprach sich für eine »Form der Autokratie« aus. 
Stenographischer Bericht über die Hauptversammlung des Börsenvereins der Deut-
schen Buchhändler zu Leipzig am Sonntag Kantate, dem 14. Mai 1933, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�136 vom 15.6.1933, S.�434-440, hier S.�439.

23 Dem VDB, der 1928 rund 600 Mitglieder zählte, gehörten seit 1921 auch die öster-
reichischen Bibliothekare an, da sich ihr Verband 1919 aufgelöst hatte. Vgl. Balcke, 
Stand, S.�54.

24 Georg Reismüller (Direktor Pfälzische LB, Speyer) an Uhlendahl, 24.1.1928, ADNBL, 
818/3 (1928-1934), Bl.�7.

25 Wie der Stellvertreter Hilsenbecks im VDB, Heinrich Uhlendahl, betonte, teilte er 
die Bedenken gegen Mann nicht. Uhlendahl an Hugo Andres Krüss, 14.1.1928, ebd., 
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romans »Der Zauberberg« galt als Befürworter der Weimarer Republik und ih-
rer demokratischen Staatsform, was man im VDB aber offenbar nicht goutierte. 
Hilsenbeck sah daher von Mann ab und unterrichtete seinen Stellvertreter da-
rüber, dass auf der Eröffnungssitzung kein Geringerer als Hans Grimm sprechen 
solle, der mit seinem 1926 erschienenen Aufsehen erregenden Roman »Volk 
ohne Raum« dem deutschen Kolonialrevisionismus neues Leben eingehaucht 
hatte. In seinem Werk, das zum meistverkauften Buch der Weimarer Republik 
avancierte, offenbarte Grimm seine antiliberale und extrem nationalistische 
Weltanschauung, die er mit rassistischen, antisemitischen und geopolitischen 
Forderungen verband.26 Damit leistete er »einen wichtigen Beitrag zum anti-
demokratischen Denken in den zwanziger und dreißiger Jahren« und lieferte 
»die propagandistische Formel und Rechtfertigung für die zukünftige Erobe-
rungs- und Vernichtungspolitik der Nationalsozialisten«.27 Wie Hilsenbecks 
Stellvertreter im VDB, der Direktor der DB, Heinrich Uhlendahl, daraufhin fest-
hielt, wisse man in der breiten Öffentlichkeit von Grimm zwar bisher nicht allzu 
viel, aber mit ihm werde vom VDB ein »Anfang nach der ins Auge gefassten 
Richtung gemacht«.28 Dass man für diesen neuen Kurs aus politischen Er-
wägungen bewusst auf einen prominenten Befürworter der Weimarer Republik 
 verzichtete und dafür einen NS-Sympathisanten und Apologeten deutscher Ko-
lonialforderungen als Festredner in Aussicht nahm, stellte ein deutliches poli-
tisches Bekenntnis des VDB dar.29

Bl.�1�f. Es erscheint erwähnenswert, dass Thomas Mann im Januar 1926 auf Ein-
ladung des Börsenvereins in Leipzig weilte und dort seine Novelle »Unordnung und 
frühes Leid« las. Vgl. Lahme, Tilmann, Holger Pils u. Kerstin Klein (Hg.): Die 
Briefe der Manns. Ein Familienporträt, Frankfurt am Main 2016, S.�57, 473. Zu Tho-
mas Manns »Weg zur Demokratie« vgl. Lahme, Tilmann. Die Manns. Geschichte 
einer Familie, Frankfurt am Main 42015, S.�17, 19, 32�f., 73.

26 Vgl. Wenzel, Mario: Grimm, Hans, in: Benz, Wolfgang (Hg.): Handbuch des  
Antisemitismus. Judenfeindschaft in Geschichte und Gegenwart. Personen, Bd.�2/1 
(A-K), Berlin 2009, S.�312-313, hier S.�312.

27 Ebd., S.�313; Gümbel, Annette: Instrumentalisierte Erinnerung an den Ersten Welt-
krieg: Hans Grimms »Volk ohne Raum«, in: Berding, Helmut, Klaus Heller u. Win-
fried Speitkamp (Hg.): Krieg und Erinnerung. Fallstudien zum 19. und 20. Jahrhun-
dert, Göttingen 2000, S.�93-111, hier S.�102, 109; Füssel, Stephan: Belletristische 
Verlage, in: Fischer, Ernst u. Stephan Füssel (Hg.): Geschichte des deutschen Buch-
handels im 19. und 20. Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-1933, Teil 2, Ber-
lin u. Boston 2012, S.�1-90, hier S.�77. Vgl. Hilsenbeck an Heinrich Uhlendahl, Mai 
1928, ADNBL, 154/5 (Hefter: Hes-Hjel), Bl.�411R.

28 Heinrich Uhlendahl an Adolf Hilsenbeck, 9.5.1928, ebd., Bl.�412.
29 Der Hinweis darauf, Hans Grimm seit 1923 zu den NS-Sympathisanten zählte, fin-

det sich in Klee, Ernst: Das Kulturlexikon zum Dritten Reich. Wer war was vor und 
nach 1945, Frankfurt am Main 2007, S.�198; Büttner, Weimar, S.�313. Grimm sprach 
schließlich doch nicht auf dem VDB-Tag in Göttingen. Vgl. Hoecker, Rudolf: Der 
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Das neue Kabinett Müller war in sich vielfach gespalten und verfügte dadurch 
über wenig Spielraum für politische Kompromisse. Zugleich sah es sich schwer-
wiegenden wirtschaftlichen, finanzpolitischen und sozialen Problemen gegen-
über. Neben den in Deutschland besonders spürbaren Auswirkungen einer in-
ternationalen Agrarkrise deutete sich eine erneute Abschwächung der 
Konjunktur an, welche die Investitionen für industrielle Neuanlagen schrump-
fen, die Erzeugung stagnieren und die Zahl der Konkurse in die Höhe schnellen 
ließ. Das steigende Haushaltsdefizit schränkte die Regierung zusätzlich ein.30 
Hinzu kam, dass die Schwerindustrie nun den »offenen Konflikt mit der Staats-
autorität« erwog und die 1918/19 beschlossenen sozialen und politischen Kom-
promisse aufkündigte.31 Vor allem die Debatte um den »Ruhreisenstreit« vom 
Herbst 1928 markierte »den Übergang zur Offensive gegen die Sozialstaatsprin-
zipien der Weimarer Verfassung« und zielte darauf ab, eine »parlamentarisch un-
gebundene Regierungsform zu installieren«.32 

In ihrer Ablehnung der sozialdemokratisch geführten Regierung wussten 
sich die Industrievertreter in Übereinstimmung mit der erzkonservativen En-
tourage um den Reichpräsidenten, die ebenfalls danach strebte, die SPD aus der 
Regierung zu verdrängen und notfalls auch ohne parlamentarische Mehrheiten 
zu regieren, was durch den Notverordnungsartikel 48 der Reichsverfassung 
möglich war.33 Dass die Große Koalition der Regierung Müller unter diesem 
Druck nicht sofort auseinanderbrach, war auf die von ihr geführten Neuver-
handlungen der Reparationsbedingungen in Paris zurückzuführen, die Anfang 
1930 in die Unterzeichnung des Youngplans mündeten und zu einer Neuvertei-
lung der Annuitäten führten.34 In seinem Ergebnis brachte der Youngplan für 
Deutschland zwar einige Verbesserungen, aber die von der Regierung Müller 
gehegte Hoffnung auf eine Kürzung der Reparationsleistungen wurde ent-
täuscht, was sie erneut zur Zielscheibe bösartiger Agitationen des rechten La-
gers machte.35 War es schon 1929 nur mit Mühe und Not gelungen, den durch 

24. Bibliothekartag in Göttingen vom 29. Mai bis 2. Juni 1928, in: ZfB 45 (1928), 
Heft Juli, S.�366-370.

30 Vgl. Büttner, Weimar, S.�387-389.
31 Blaich, Fritz: Staatsverständnis und politische Haltung der deutschen Unternehmer 

1918-1930, in: Bracher, Karl Dietrich, Manfred Funke u. Hans-Adolf Jacobsen 
(Hg.): Die Weimarer Republik 1918-1933. Politik. Wirtschaft. Gesellschaft, 21988, 
S.�158-178, hier S.�173; Herbert, Geschichte, S.�260.

32 Ebd.
33 Vgl. ebd., S.�261. Zum Streben der Parteien der rechten Mitte, die Regierungskom-

petenzen auf die Präsidialgewalt zu übertragen, vgl. Pyta, Hindenburg, S.�555-575.
34 Vgl. Büttner, Weimar, S.�350-357; Heiber, Helmut: Die Republik von Weimar, 

München 211994, S.�198-205.
35 Vgl. Tooze, Adam: Ökonomie der Zerstörung. Die Geschichte der Wirtschaft im 

Nationalsozialismus, München 2008, S.�34; Herbert, Geschichte, S.�262.
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Reparationen und wachsende Sozialleistungen belasteten Reichshaushalt auszu-
gleichen, so kam nun erschwerend hinzu, dass die Auswirkungen der nach dem 
New Yorker Börsencrash vom Oktober 1929 ausgelösten Weltwirtschaftskrise 
Deutschland in einer bis dahin völlig unbekannten Größenordnung und Radi-
kalität trafen.36 Zwar waren von der Krise alle großen Industrienationen betrof-
fen, aufgrund seiner engen finanz- und außenwirtschaftlichen Verbindungen zu 
den Vereinigten Staaten machten sich die Auswirkungen der Depression in 
Deutschland jedoch schneller und umfassender bemerkbar. So ging das Volks-
einkommen von 1928 bis 1932 um 39 Prozent und die Industrieproduktion so-
gar um 54 Prozent zurück.37 Die steigende Arbeitslosigkeit und die dadurch 
sinkende Kaufkraft verschärften die sozialen Gegensätze und führten zu einer 
Radikalisierung des politischen Klimas. Die Krisensymptome zeichneten sich in 
nahezu allen Wirtschaftsbereichen ab. So auch im Buchhandel, dessen Standes-
vertretung – der Börsenverein – das Jahr 1931 in seinem Geschäftsbericht als 
»Katastrophenjahr« bezeichnete. Wie der Vorsteher des Vereins ernüchtert fest-
stellte, waren die Neuerscheinungen des Buchhandels seit 1929 um elf Prozent 
zurückgegangen. Der Deutsche Verlegerverein verwies ein Jahr später darauf, 
dass man im Hinblick auf den wert- und mengenmäßigen Umsatz »auf fast allen 
Verlagsgebieten« auf den Stand von 1924 zurückgeworfen sei.38 Die rückläufige 
Tendenz der deutschen Verlagsproduktion wurde daher mit großer Sorge im 
Leipziger Buchhändlerhaus beobachtet.39

36 Vgl. Heiber, Republik, S.�212; Herbert, Geschichte, S.�262.
37 Vgl. ebd., S.�263�f.; Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�180�f.
38 Vgl. Seifert, Otto: Die große Säuberung des Schrifttums. Der Börsenverein der 

Deutschen Buchhändler zu Leipzig 1933 bis 1945, Schkeuditz 2000, S.�11�f. Bereits 
das Jahr 1929 bezeichnete der BV »als besonders schweres Notjahr«, was auf den 
Rückgang des Betriebskapitals sowie die problematischen Absatzverhältnisse des 
Buchhandels infolge des Rückgangs der Kaufkraft und der öffentlichen Mittel für 
Bibliotheken zurückgeführt wurde. Vgl. Geschäftsbericht des Vorstandes des BV 
über das Vereinsjahr 1929. Zu erstatten in der Hauptversammlung des BV am Sonn-
tag Kantate, 18.5.1930, ADNBL, 181/2, Bl.�14 (S.�1-15, hier S.�1); Geschäftsbericht 
des Vorstandes des BV über das Vereinsjahr 1931. Zu erstatten in der Hauptver-
sammlung des BV am Sonntag, 1.5.1932, in: BBl.�99 (1932), Nr.�84 vom 1.4.1932, 
S.�285-300, hier S.�285�f.

39 Vgl. etwa Kliemann, Horst: Zur Statistik des deutschen Buchmarktes, in: BBl.�97 
(1930), Nr.�167 vom 22.7.1930, S.�692�f.
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Jahr Bücher 
Deutschland

Zeitschriften 
Deutschland

Bücher
USA

Bücher
Groß-
britannien

Bücher 
Frankreich

1918 14.743 2.207 9.237 7.716 4.284

1919 22.308 3.886 8.594 8.622 5.171

1920 27.793 4.552 8.422 11.004 5.942

1921 29.285 4.967 8.329 11.026 7.683

1922 30.804 4.802 8.638 10.842 9.403

1923 26.399 3.734 8.873 12.247 9.159

1924 23.082 5.061 9.012 12.706 9.403

1925 31.595 6.127 9.574 13.202 14.048

1926 30.064 6.739 9.925 12.799 11.095

1927 31.026 6.860 10.153 13.810 11.922

1928 27.794 7.116 10.354 14.399 11.548

1929 27.002 7.303 10.187 14.086 11.096

1930 26.961 7.303 10.027 15.393 9.176

1931 24.074 7.469 10.307 14.688 14.055

1932 21.452 7.652 10.035 14.834 15.852

Tabelle 3: Buchproduktion in Deutschland, den Vereinigten Staaten, Großbritannien 
und Frankreich zwischen 1918 und 193240

40 Die Spalte »Bücher Deutschland« umfasst auch die deutschsprachigen Erscheinun-
gen des Auslandes. Davon entfielen etwa 83 Prozent auf das Reichsgebiet, während 
sich 12 Prozent »auf das übrige zusammenhängende deutsche Sprachgebiet (Öster-
reich, Schweiz, Tschechoslowakei) und der Rest auf das Auslandsdeutschtum« ver-
teilten. Uhlendahl (DB) an Staatsminister Friedrich Moritz Saemisch (Präsident des 
Rechnungshofs des Deutschen Reiches), 4.4.1936, ADNBL, 700/1 (Einzelne Aus-
künfte 1928-1936), Bl.�124�f. Dass der Anteil der nicht im Reichsgebiet erschienenen 
Werke zwischen 10 und 30 Prozent schwankte, bestätigt auch Frank Vincentz in 
seiner 1958 durchgeführten Untersuchung zur Entwicklung der deutschen Bücher-
preise. Die von ihm erhobenen statistischen Daten über die jährliche deutsche Bü-
cherproduktion zwischen 1870 und 1956 wurden hier herangezogen. Vgl. Vincentz, 
Entwicklung, S.�258�f. Vgl. zudem Umlauff, Ernst: Beiträge zur Statistik des Deut-
schen Buchhandels, Leipzig 1934, S.�62; Schönrock, Ludwig: Der deutsche Bücher-
markt im Jahre 1930 (Sonderdruck aus dem BBl. vom 10.3. u. 14.3.1931), ADNBL, 
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Wie bedenklich dieser gesamtwirtschaftliche Rückgang war, zeigt das Ge-
wicht, das das »Buch als Ware und Wirtschaftsfaktor« besaß.41 So stand das 
Deutsche Reich bei der Buchproduktion in Europa sowohl bei der jährlichen 
Gesamtproduktion als auch bei den Neuerscheinungen an erster Stelle. Der Ge-
samtwert der deutschen Buchproduktion 1930 belief sich auf ca. 600 Millionen 
RM, der sich unter Hinzuziehung der Zeitschriftenproduktion auf eine Milliarde 
Reichsmark erhöhte.42 Noch Mitte der 1930er Jahre flossen ca. 200 Millionen 
RM aus der Buchbranche in die deutsche Volkswirtschaft, die für Honorare, Pa-
pier, Klischees sowie Druck- und Buchbinderarbeiten Verwendung fanden. Der 
durchschnittliche Verkaufswert der produzierten Bücher lag zu diesem Zeit-
punkt mit 650 Millionen RM in der Warenstatistik nach Steinkohle und Weizen 
an dritter Stelle. Die rund 10.000 deutschen Sortimentsbuchhandlungen und der 
in Leipzig konzentrierte Zwischenbuchhandel erzielten durch den Buchverkauf 
einen Jahresumsatz von 483 Millionen RM, nach Zigaretten und Damenbeklei-
dung das drittbeste Ergebnis im deutschen Einzelhandel.43 Das Leistungsvermö-
gen des deutschen Buchhandels war also ein wirtschaftspolitisch nicht zu unter-
schätzender Faktor. Wie schwer die Folgen der Weltwirtschaftskrise für ihn 
wogen, offenbarte allein schon seine Außenhandelsbilanz, die sich zwischen 
1931 (61,5 Millionen RM) und 1934 (27,1 Millionen RM) mehr als halbierte.44 
Hinzu kam, dass der Buchhandel zwischen 1927 und 1932 ca. 8.700 Konkurs- 
und 4.300 Vergleichsverfahren registrierte, zu denen noch ca. 3.100 Konkurs-

150/2/9/0, Bl.�15-20, hier Bl.�17; Statistik der in den Jahren 1926 und 1927 erschie-
nenen Bücher insbesondere auf dem Gebiete der Technik, ohne Datum, ADNBL, 
700/1 (Einzelne Auskünfte 1928-1936), Bl.�9; Ernst Rückert (DB) an Stadtbaurat H. 
Ritter (Leipzig), 8.5.1931, ebd., Bl.�57; Übersicht: Deutsche Buchproduktion 1901-
1931, 17.6.1932, ebd., Bl.�75. Zu den Zahlen für die USA, Großbritannien und Frank-
reich vgl. die damals alljährlich im Börsenblatt erscheinende Rubrik »Internationale 
Statistik der Geistesarbeit«, z.�B. in: BBl.�90 (1923), S.�342, 351; BBl.�93 (1926), S.�137-
143; BBl.�96 (1929), S.�39-41; BBl.�98 (1931), S.�18�f., 27, 38; BBl.�99 (1932), S.�27�f., 
301�f. Vgl. zudem Auskunftsstelle der DB an Rudolf Erckmann (RMVuP) mit anlie-
gender Statistik der im deutschen Buchhandel zwischen 1910 und 1939 erschienenen 
Schriften, 29.3.1940, ADNBL, 700/1, Bl.�102-103R; Auskunftsstelle der DB an die 
Volkslesehalle Steyr (Oberösterreich), 29.1.1934, ADNBL, 700/1 (Einzelne Aus-
künfte 1928-1936), Bl.�102.

41 Vgl. Menz, Gerhard: Das Buch als Ware und Wirtschaftsfaktor, in: Archiv für 
Buchgewerbe und Gebrauchsgraphik, 67 (1930), Heft 8, S.�445-459.

42 Vgl. ebd., S.�457. Vgl. zudem Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�19; Uhlendahl (DB) 
an Staatsminister Saemisch (Präsident des Rechnungshofs des Deutschen Reiches), 
4.4.1936, ADNBL, 700/1 (Einzelne Auskünfte 1928-1936), Bl.�124�f.

43 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�19�f.
44 Vgl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich, hrsg. vom Statistischen Reichs-

amt 50 (1931), Berlin 1932, S.�179; desgl. 54 (1935), Berlin 1936, S.�207.
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anträge kamen.45 Im Jahr 1932 war die Produktion von Erst- und Neuauflagen 
gegenüber dem Vorjahr um 10,9 Prozent von 24.074 auf 21.452 gesunken, die 
Gesamtladenpreise von 141.256,05 RM auf 103.451,25 RM gefallen. Die infolge 
der Massenarbeitslosigkeit gesunkene Kaufkraft begünstigte ein rasantes Auf-
leben der Leihbüchereien, während die von Staat, Ländern und Kommunen un-
terhaltenen Öffentlichen und Wissenschaftlichen Bibliotheken aufgrund von 
Etatkürzungen Neuanschaffungen zurückstellten oder über Einkaufsstellen der 
öffentlichen Hand direkt bei den Verlagen und damit unter Umgehung des 
Buchhandels tätigten.46

Die psychologischen Folgen der Weltwirtschaftskrise erwiesen sich für die 
Republik als katastrophal, denn die Inflationserfahrung verschärfte die vom lin-
ken und vom rechten Spektrum getragene Fundamentalopposition gegen den 
Staat. Hiervon profitierte vor allem die NSDAP, die ihren Aufstieg zur Massen-
partei vollzog und sich auf Landes- und Reichsebene immer stärkeren Einfluss 
im rechten Parteienspektrum verschaffte.47 Die Wirtschaftskrise eröffnete den 
traditionalen Eliten die langersehnte »Chance zur Revision der Revolution«.48 
Der Untergang der Republik setzte ein, nachdem die Regierung Müller Anfang 
1930 zurücktrat und der konservative Zentrumspolitiker Heinrich Brüning zum 
Reichskanzler ernannt wurde. Da die neue Regierung keine parlamentarische 
Mehrheit besaß, bildete Brüning mit Unterstützung des Reichspräsidenten ein 
»Notverordnungskabinett«, mit dem er die Sanierung des Staates ohne Rück-
sicht auf Parteien und Länder durchzuführen beabsichtigte.49 Die äußerst um-
strittene rigorose Spar- und Deflationspolitik Brünings – mit der eine Streichung 
der Reparationsverpflichtungen erreicht werden sollte – verschärfte die Krise. 
Der strikt deflationistische Kurs Brünings resultierte vornehmlich aus der Be-
sorgnis vor einer erneuten Inflation, was eine Ausweitung der Geldmenge und 
größere Haushaltsdefizite unmöglich machte. Darüber hinaus ergriff die Regie-
rung äußerst unpopuläre wirtschaftspolitische Maßnahmen, indem neue Steuern 
eingeführt, Löhne und Gehälter herabgesetzt und drastische Kürzungen der 
staatlichen Investitionen verfügt wurden.50 Dies führte zu wachsender Verbitte-
rung und politischer Radikalisierung großer Teile der Bevölkerung. Hiervon 
profitierten in erster Linie die KPD und die NSDAP, die die Auseinandersetzun-

45 Barbian, Jan-Pieter: Der Buchmarkt: Marktordnung und statistische Marktdaten, 
in: Fischer, Ernst u. Reinhold Wittmann (Hg.): Geschichte des deutschen Buch-
handels im 19. und 20. Jahrhundert. Drittes Reich, Teil 1, Berlin 2015, S.�161-196, 
hier S.�161; Umlauff, Statistik, S.�124-129.

46 Vgl. Barbian, Buchmarkt, S.�161.
47 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�266, 284.
48 Vgl. Mai, Weimarer Republik, S.�91.
49 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�284�f. Auf den »verfassungspolitischen Wendepunkt« 

unter Brüning verweist Büttner, Weimar, S.�399. 
50 Vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�185.
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gen auf die Straße trugen und die Gewalt durch ihre uniformierten Verbände 
(Roter Frontkämpfer-Bund, SA) eskalieren ließen.51 

War Brünings Politik von der Reichswehrführung, den Industrieeliten und 
der Ministerialbürokratie zunächst goutiert worden, so mehrten sich angesichts 
seines krisenverschärfenden Kurses auch in diesem Kreis zunehmend Stimmen, 
die nicht nur ein Erstarken der kommunistischen Bewegung befürchteten, son-
dern auch Übergriffe des Staates in die Wirtschaft kritisierten.52 Im Mai 1932 sah 
sich Brüning daher zum Rücktritt gezwungen. Die nach seinen Sturz folgenden 
Regierungen v. Papens und v. Schleichers erwiesen sich jedoch als »aussichtslose 
Versuche politischer Dilettanten«.53 Auch sie strebten nach einer stabilen auto-
ritären Herrschaft, aber während Brüning für den »Versuch eines parlamenta-
risch tolerierten« Regimes stand, regierte von Papen »gegen das Parlament und 
ohne populistische Legitimation«, während sich von Schleicher für einen »auf 
außerparlamentarische Legitimation« gestützten Kurs entschied.54 Ihre Versu-
che, eine autoritäre, nicht durch das Parlament gebundene »Elitendiktatur« zu 
installieren, scheiterten, »da sie letztlich zu verfassungsnah blieben, vergeblich 
auf die Selbstauflösung des handlungsunfähigen Reichstages setzten und vor al-
lem infolge der Verweigerung Hitlers eine Massenbasis nicht gewannen«.55 Ein 
Machterhalt der Vertreter der »Konservativen Revolution« schien daher ohne 
die Einbindung der »ungeliebten«, aber als Bundesgenossen akzeptierten NS-
DAP in die Regierungsverantwortung aussichtslos.56 So gaben sie sich schließ-
lich der naiven Hoffnung hin, ihr Ziel eines autoritär-zentralistischen Staates 
über ein Kabinett Hitler zu erreichen, das durch eine Gruppe großbürgerlich-
adliger, rechtskonservativer Eliten »sicher eingerahmt« werden sollte.57

Nach der Aufsehen erregenden Reichsexekution gegen Sachsen im Oktober 
1923, bei der die von dem Linkssozialisten Erich Zeigner geführte Koalitions-
regierung zwischen SPD und KPD abgesetzt und durch ein SPD-Minderheits-
kabinett unter Alfred Fellisch ersetzt wurde, erlebte auch der sächsische Frei-

51 Vgl. Mai, Weimarer Republik, S.�54; Herbert, Geschichte, S.�171�f. Zu Brünings 
Kanzlerschaft vom 30.3.1930 bis 30.5.1932 vgl. Büttner, Weimar, S.�399-463, 508.

52 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�287, 289. Zu Eingriffen des Staates am Beispiel Sachsens 
vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�187-191.

53 Büttner, Weimar, S.�509. Vgl. zudem Herbert, Geschichte, S.�290-301.
54 Mai, Weimarer Republik, S.�91.
55 Ebd.; Herbert, Geschichte, S.�290, 292, 299.
56 Ebd., S.�299.
57 Rüdiger Hachtmann, Eine Erfolgsgeschichte? Schlaglichter auf die Geschichte der 

Generalverwaltung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im »Dritten Reich« (For-
schungsprogramm »Geschichte der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im Nationalsozi-
alismus, Ergebnisse 19), Berlin 2004, S.�14. 
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staat eine Phase der politischen und wirtschaftlichen Konsolidierung.58 Im 
Januar 1924 kam es in Dresden zur Bildung einer Großen Koalition zwischen 
SPD, DDP und DVP unter dem Sozialdemokraten Max Heldt, der bis Juni 1929 
als sächsischer Ministerpräsident amtierte, dessen Handlungsfähigkeit aber auch 
durch die zunehmende parteipolitische Heterogenität immer stärker einge-
schränkt wurde.59 In der Buch- und Messestadt Leipzig hatte es Oberbürger-
meister Karl Rothe (DVP), der bereits 1921 auf Lebenszeit wiedergewählt wor-
den war, mit wechselnden Mehrheiten in der Stadtverordnetenversammlung zu 
tun. Während bis 1923 SPD und USPD die meisten Angeordneten stellten, ge-
wannen im Januar 1924 zwischenzeitlich die bürgerlichen Parteien die Mehrheit, 
die sie zwei Jahre später wieder verloren, nachdem eine »Listenverbindung von 
SPD und KPD« 41 der insgesamt 75 Sitze im Leipziger Stadtparlament gewann.60

Ähnlich wie auf Reichsebene setzte auch in Sachsen nach der Währungsre-
form und der Annahme des Dawes-Planes ein konjunktureller Aufschwung ein, 
der bis 1929 anhielt, jedoch keineswegs alle Unternehmenszweige mit gleicher 
Intensität erfasste. Während in der Textilindustrie – der traditionellen Leitbran-
che – Absatz und Produktion stagnierten, erlebten der Automobil- und der Mo-
torradbau einen kräftigen Wachstumsschub.61 Dagegen trugen ausgesprochene 
Boombranchen wie die chemische oder die elektrotechnische Industrie in Sach-
sen meist mittelständischen Charakter.62 Bedeutung für den gesamtdeutschen 
Handel spielte die Leipziger Messe, die in dieser Zeit »Weltgeltung« erlangte und 

58 Vgl. Frackowiak, Verfassungsdiskussionen, S.�150�f. Zur sächsischen Landesregie-
rung unter Erich Zeigner (1886-1949) und der Reichsexekution gegen Sachsen vgl. 
Büttner, Weimar, S.�201-203; Gross, Geschichte, S.�259�f.; Schmeitzner, Mike: Erich 
Zeigner. Der Linkssozialist und die Einheitsfront (1923), in: Ders. u. Andreas Wag-
ner (Hg.): Von Macht und Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter 
der Extreme 1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�125-158. Zu Alfred Fellisch 
(1884-1973) vgl. Schmeitzner, Mike: Alfred Fellisch. Ein Minderheitskabinett unter 
Ausnahmezustand (1923/24), in: Ders. u. Andreas Wagner (Hg.): Von Macht und 
Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter der Extreme 1919-1952, 
Beucha u. Dresden 2006, S.�159-181.

59 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�106; Frackowiak, Verfassungsdiskussionen, S.�153. Zur 
Regierung Max Heldts (1872-1933) vgl. Fischer, Thomas: Max Heldt. Große Koa-
lition und SPD-Spaltung (1924-29), in: Schmeitzner, Mike u. Andreas Wagner 
(Hg.): Von Macht und Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter der 
Extreme 1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�182-219.

60 Schwarz, Leipzig, S.�63; Mannschatz, Hans-Christian: Stadt und Bibliothek. Topo-
graphie einer Bibliothekslandschaft im Kaiserreich und in der Weimarer Republik. 
Das Beispiel Leipzig, in: Fligge, Jörg u. Alois Klotzbücher (Hg.): Stadt und Biblio-
thek. Literaturversorgung als kommunale Aufgabe im Kaiserreich und in der Wei-
marer Republik, Wiesbaden 1997, S.�31-60, hier S.�48.

61 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�106�f.; Gross, Geschichte, S.�263.
62 Vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�163�f.
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einen ungeahnten Aufschwung nahm.63 Auf dem vor dem Ersten Weltkrieg 
durch die Internationale Ausstellung für Buchgewerbe und Graphik (Bugra) ge-
nutzten Gelände zwischen dem Völkerschlachtdenkmal und der DB entstand ein 
großzügiges Ausstellungsareal, das der sachkundigen Leitung des 1916 gebilde-
ten Messeamtes für die Leipziger Mustermessen unterstellt war und über ein 
weitgespanntes Netz von Geschäftsstellen in über 90 Ländern für den Leipziger 
Standort warb.64 Der Erfolg blieb nicht aus, denn über die Leipziger Messe 
wurde Mitte der 1920er Jahre rund ein Sechstel der gesamten deutschen Waren-
produktion abgesetzt.65

Deuteten sich im Verlauf des Jahres 1928 erste Krisensymptome an, etwa in 
der Zunahme der Erwerbslosenzahlen, so trafen die Folgen der Weltwirtschafts-
krise Sachsens Wirtschaft besonders hart. Mit Besorgnis nahm die Regierung 
Heldt zur Kenntnis, dass der Freistaat die höchsten Umsatzeinbrüche zu ver-
zeichnen hatte, die mit durchschnittlich minus 55 Prozent erheblich über dem 
Reichsdurchschnitt lagen.66 Die starke Exportabhängigkeit der sächsischen Re-
gion ließ die heimische Wirtschaft auf die Absatzschwankungen des Weltmark-
tes besonders sensibel reagieren, und so erlebte die Ausfuhrquote zwischen 1928 
und 1931 einen erheblichen Einbruch.67 Allein die Ausfuhr sächsischer Textil-
produkte und -maschinen ging um mehr als 80 Prozent zurück.68 Die Folge wa-
ren Preisverfall, Produktionseinbrüche, Konkurse und eine stetig steigende Zahl 
von Arbeitslosen, die bereits 1929 die höchste in allen deutschen Ländern dar-
stellte.69 In dieser Situation endete die Ära der sozialdemokratisch geführten Re-
gierungen in Sachsen, denn im Juni 1929 übernahm eine von der NSDAP tole-
rierte bürgerliche Koalition unter Wilhelm Bünger (DVP) das Amt des 
Ministerpräsidenten, der jedoch nur wenige Monate im Amt blieb. Dies war auf 
die brüchige parlamentarische Basis seiner Regierung zurückzuführen, deren 
Schicksal nach seiner Zustimmung zum Youngplan im Reichsrat besiegelt war.70 

63 Ebd., S.�159.
64 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�107; Schwarz, Leipzig, S.�53.
65 Vgl. Karsch/Schäfter, Wirtschaftsgeschichte, S.�179.
66 Vgl. Gross, Geschichte, S.�265.
67 Vgl. Wagner, »Machtergreifung«, S.�105.
68 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�107. Zu den Folgen der Wirtschaftskrise in Sachsen vgl. 

Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�181-195.
69 Vgl. ebd. 181�f.; Kroll, Geschichte, S.�108; Wagner, »Machtergreifung«, S.�105; 

Schneider, Michael C.: Die Wirtschaftsentwicklung von der Wirtschaftskrise bis 
zum Kriegsende, in: Vollnhals, Clemens (Hg.): Sachsen in der NS-Zeit, Leipzig 
2002, S.�72-84, hier S.�72-75.

70 Vgl. Thieme, André: Wilhelm Bünger. Regierung auf tönernen Füßen (1929/30), in: 
Schmeitzner, Mike u. Andreas Wagner (Hg.): Von Macht und Ohnmacht. Sächsi-
sche Ministerpräsidenten im Zeitalter der Extreme 1919-1952, Beucha u. Dresden 
2006, S.�220-240, hier S.�220; Wagner, Andreas: Walther Schieck. Der Ministerprä-
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Zu seinem Nachfolger und letzten demokratisch legitimierten sächsischen Mi-
nisterpräsident avancierte im Mai 1930 der Finanzfachmann und Präsident des 
Sächsischen Landesrechnungshofes Walther Schieck (DVP).71 Der auf partei-
politische Neutralität gerichtete Kurs seines Kabinetts  – der zur Lösung der 
wirtschaftlichen Krise, in Anlehnung an die in Berlin verfolgte Spar- und De-
flationspolitik Brünings, auf eine drakonische Senkung der Staatsausgaben ab-
zielte72 – war jedoch das Ziel ständiger Attacken von KPD und NSDAP. Insbe-
sondere Letzterer hatten die Landtagswahlen deutliche Zugewinne gebracht. Im 
Jahr 1930 stieg die NSDAP zur zweitstärksten Fraktion im Sächsischen Landtag 
auf.73 Gleichwohl gelang es ihr angesichts des strikten Neutralitätskurses 
Schiecks, der bis 1933 lediglich geschäftsführend im Amt blieb, nicht, an der Re-
gierung beteiligt zu werden.74

Im »roten Leipzig« fand die NSDAP einen »sehr schwierigen Boden« vor und 
erlebte einen »mühsamen« Aufstieg.75 Die nach dem Verbot der NSDAP in Sach-
sen im März 1925 neugegründete Ortsgruppe Leipzig war im Innern durch »hef-
tige Krisen« gekennzeichnet und entfaltete bis 1929 nur wenig Wirksamkeit.76 
Im Schatten der Weltwirtschaftskrise entwickelte sie sich in Leipzig aber zuneh-
mend zu einem politischen Faktor. Dies zeigte sich bereits bei den Wahlen zur 
Stadtverordnetenversammlung am 17. November 1929, die zwar einem knappen 

sident der Krise (1930-33), in: Schmeitzner, Mike u. Andreas Wagner (Hg.): Von 
Macht und Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter der Extreme 
1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�241-256, hier S.�247.

71 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�108; Wagner, Walther Schieck, S.�243.
72 Vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftspolitik, S.�186.
73 Vgl. Gross, Geschichte, S.�267; Dehn, Stefan: Die Propaganda der sächsischen NS-

DAP im »Expansions-Jahr« 1931. Eine Massenpartei mit Massenreichweite?, in: 
Heydemann, Günther, Jan Erik Schulte und Francesca Weil (Hg.): Sachsen und der 
Nationalsozialismus, Göttingen 2014, S.�77-90, hier S.�78. Zur Entwicklung der NS-
DAP in Sachsen vgl. Vollnhals, Clemens: Der gespaltene Freistaat. Der Aufstieg der 
NSDAP in Sachsen, in: Ders. (Hg.): Sachsen in der NS-Zeit, Leipzig 2002, S.�9-40.

74 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�109; Frackowiak, Verfassungsdiskussionen, S.�154�f.; 
Schmeitzner, Mike: Dresden: Landtag und Staatskanzlei, in: Hermann, Konstantin 
(Hg.): Führerschule, Thingplatz, »Judenhaus«. Topografien der NS-Herrschaft in 
Sachsen, Dresden 2014, S.�58-61, hier S.�58.

75 Von Hehl, Ulrich: Hitler in Leipzig. »Führerbesuche« in der Messestadt – Anlässe, 
öffentliche Wahrnehmung, Wirkung, in: Döring, Detlef (Hg.): Leipzigs Bedeutung 
für die Geschichte Sachsens. Politik, Wirtschaft und Kultur in sechs Jahrhunderten, 
Leipzig 2014, S.�233-253, hier S.�235�f., 243; Dehn, Propaganda, S.�78.

76 Vortrags- bzw. Artikelentwurf von Bürgermeister Rudolf Haake: Vom Kampf um 
Leipzig, 13.2.1934, StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�117-119. Vgl. auch Wag-
ner, »Machtergreifung«, S.�38�f.; Giesel, Robert: Leipzigs nationalsozialistische 
Oberbürgermeister (1937-1945), in: Leipziger Stadtgeschichte. Jahrbuch 2011, 
Markkleeberg 2012, S.�171-232, hier S.�173 (Anm.�13).
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Sieg der Vereinigten Bürgerliste brachten, aber auch den Nationalsozia listen erst-
mals Sitze im Stadtparlament sicherten.77 Insbesondere in dieser Phase erfuhr die 
NSDAP in Leipzig wachsende Zustimmung.78 Hieran hatte Hitlers Auftritt als 
Zeuge im sogenannten Ulmer Reichswehrprozess vor dem Reichsgericht in 
Leipzig am 25. September 1930 einigen Anteil, der vor allem in der Presse große 
Resonanz fand.79 An der Universität Leipzig stieg der National sozialistische 
Deutsche Studentenbund (NSDStB) im Wintersemester 1930/31 zur zahlen-
mäßig stärksten Studentenvereinigung auf.80 Ihren Höhepunkt erreichte diese 
Entwicklung bei der Reichstagswahl am 31. Juli 1932, als die NSDAP in Leipzig 
mit 36,1 Prozent ihre Stimmen innerhalb von zwei Jahren verdoppelte. Bei der 
Gemeindewahl am 13. November 1932 musste die NSDAP zwar Verluste hin-
nehmen, avancierte jedoch zur zweitstärksten Fraktion hinter der SPD.81 

An der Spitze der Leipziger Stadtverwaltung hatte sich bereits Anfang 1930 
ein auch für die DB bedeutsamer politischer Wechsel vollzogen. Da sich Ober-
bürgermeister Karl Rothe zu stark für das bürgerliche Lager verwandt hatte, sah 
er sich Anfang 1930 zum Rücktritt gezwungen. Zu seinem Nachfolger wurde im 
Mai 1930 Carl Friedrich Goerdeler (DNVP bis 1930) gewählt, der kurze Zeit 
später auch in den Geschäftsführenden Ausschuss der DB aufgenommen wur-
de.82 Entsprechend der auf Reichsebene verfolgten Strategie, die Parteien und 
parlamentarischen Gremien auszuschalten, strebte Goerdeler nach einer Aus-
dehnung der Machtbefugnisse des Oberbürgermeisters, einer Beschneidung der 
Kompetenzen der Stadtverordneten und einer Verringerung der Zahl der besol-
deten Ratsmitglieder.83 Angesichts des riesigen Haushaltsdefizits der Stadt Leip-
zig wurde unter Goerdeler ein umfassendes Sparprogramm in die Wege geleitet, 
das drastische Kürzungen in der Verwaltung, der Sozialfürsorge und im Kultur-
bereich vorsah.84 Hiervon betroffen waren neben der DB auch die übrigen städ-
tischen Bibliotheken Leipzigs.85 »Goerdelers autoritäre Machtpolitik« hinterließ 

77 Vgl. ebd., S.�175.
78 Vgl. von Hehl, »Führerbesuche«, S.�240�f.
79 Vgl. ebd., S.�238-240.
80 Vgl. Schwarz, Leipzig, S.�109; von Hehl, Umbrüchen, S.�176. Zur politischen Hal-

tung der Leipziger Professorenschaft vgl. ebd., S.�165�f., 175�f.
81 Vgl. Giesel, Oberbürgermeister, S.�176; Schwarz, Leipzig, S.�112; Vortrags- bzw. 

Artikelentwurf von Bürgermeister Rudolf Haake: Vom Kampf um Leipzig, 
13.2.1934, StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�117-119.

82 Vgl. Reich, Ines: Carl Friedrich Goerdeler. Ein Oberbürgermeister gegen den NS-
Staat, Köln 1997, S.�97-101; Schwarz, Leipzig, S.�107.

83 Vgl. Reich, Goerdeler, S.�98�f.; Gillmann, Sabine u. Hans Mommsen (Hg.): Politische 
Schriften und Briefe Carl Friedrich Goerdelers (Bd.�1), München 2003, S.�48-50.

84 Vgl. ebd., S.�50-68.
85 Vgl. ebd., S.�107�f.; Goerdeler an Bürgermeister Dr. Löser, 27.12.1930, StadtAL, 

Kap.�33, Nr.�38, Bd.�1, Bl.�224; Mannschatz, Stadt, S.�54�f.
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in Berlin offenbar Eindruck, denn er wurde von Brüning zur Unterstützung sei-
ner Deflationspolitik im Dezember 1931 zum Reichskommissar für die Preis-
überwachung ernannt. Damit dehnte sich sein Einfluss auch auf die Reichsebene 
aus, was sich für DB bei ihrem im Folgenden zu schildernden »Kampf« gegen 
die Preußische Staatsbibliothek in Berlin als bedeutsam erweisen sollte.86

2. »Der deutsche Bücherchef« – Heinrich Uhlendahl87

Nach dem Ausscheiden Minde-Pouets im Oktober 1923 verzögerte sich die Be-
rufung eines neuen Direktors, da der sächsische Ministerpräsident, Alfred Fel-
lisch, angesichts der Finanzlage der DB kurzerhand festlegte, dass »eine Beset-
zung der Stelle jetzt nicht in Frage komme«.88 Die Dienstgeschäfte wurden 
daraufhin kommissarisch vom Stellvertreter Minde-Pouets, Otto Ebert, ge-
führt.89 Im Vorstand des Börsenvereins wurde die Neubesetzung des Direkto-
renpostens aber schon seit längerem diskutiert, wobei man übereinkam, keinen 
reinen Verwaltungsfachmann, sondern wieder einen wissenschaftlichen Biblio-
thekar zu berufen.90 Für die Neuwahl wurde eine Berufungskommission gebil-
det, die sich aus Vertretern des Börsenvereins, der Reichs- und Staatsregierun-

86 Vgl. Reich, Goerdeler, S.�99, 221; Gillmann/Mommsen, Politische Schriften, S.�214-
259; Sassin, Horst: Carl Goerdeler. Hitlers Widersacher in der Solinger Kommunal-
politik 1911 bis 1920, Göttingen 2013, S.�136; Finger, Jürgen, Sven Keller u. Andreas 
Wirsching: Dr. Oetker und der Nationalsozialismus. Geschichte eines Familienun-
ternehmens 1933-1945, München 2013, S.�269.

87 »Der deutsche Bücherchef. Dr. Heinrich Uhlendahl, bisher an der preußischen 
Staatsbibliothek, wurde zum Leiter der Deutschen Bücherei in Leipzig ernannt«, in: 
8 Uhr-Abendblatt. National-Zeitung, 77 (1924), Nr.�211 vom 8.9.1924, ADNDL, 
180/6, Hefte »Artikel Deutsche Bücherei«, unp.

88 Vgl. Erich Klien (Dresden) an Richard Linnemann (BV), 5.12.1923, SStAL, 21765/34, 
unp.

89 Ebert selbst hielt sich zwar für eine Berufung zum Direktor bereit, bewarb sich aber 
nicht um den Posten, damit er nicht unter den Verdacht geriet, als ob er »die An-
gelegenheit M.-P. deshalb in Fluss gebracht« hätte. Karl W. Hiersemann (Leipzig) 
an Siegismund, 10.11.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, Bl.�146-148.

90 Der Schatzmeister des BV hatte vorgeschlagen, dem Direktor der DB einen Verwal-
tungsdirektor an die Seite zu stellen, der die DB vor allem nach innen steuern, wäh-
rend dem wissenschaftlichen Direktor eher die Repräsentation nach außen obliegen 
sollte. Damit verband Volckmar die Hoffnung, der nach seiner Ansicht »viel zu 
teuer arbeitenden« DB finanzielle Zügel anzulegen. Vgl. Ausschnitt aus dem Bericht 
über die Sitzung des Vorstandes des Börsenvereins am 10.11.1923, SStAL, 21765/34, 
unp.
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gen, der Stadt Leipzig und der DB zusammensetzte.91 Die Kommission hatte die 
Aufgabe, aus den eingehenden Berufungsvorschlägen einen geeigneten Kandida-
ten auszuwählen. Dies gestaltete sich jedoch schwieriger als erwartet, denn mit 
Richard Fick (UB Göttingen), Georg Leyh (UB Tübingen), Erich von Rath (UB 
Bonn), Erwin Ackerknecht (Stadtbibliothek Stettin), Aloys Bömer (UB Müns-
ter), Emil Jacobs (UB Freiburg), Christoph Weber (PSB), Georg Reismüller 
(Landesbibliothek Speyer), Adolf Hilsenbeck (BSB), Martin Bollert (Landes-
bibliothek Dresden) und Paul Trommsdorff (Bibliothek der TH Hannover) 
wurden zum Teil äußerst prominente Kandidaten vorgeschlagen.92 Während 
Leyh, Hilsenbeck, Reismüller und Ackerknecht keine Berücksichtigung fanden, 
signalisierten Fick, Bollert, Jacobs und Böhmer bald, für das Amt nicht zur Ver-
fügung zu stehen. Gegen Weber wurden Bedenken wegen seiner engen Bezie-
hungen zur Zentrumspartei laut, der er angeblich seine »rasche Beförderung an 
der Preußischen Staatsbibliothek« zu verdanken hatte.93 Von den verbliebenen 
Kandidaten wurde der Direktor der UB Bonn, Erich von Rath, als »glänzendste 
Lösung« vorgeschlagen, der nach Auffassung externer Gutachter, »das beste« 
darstellte, »das Preußen in der jüngeren Generation seiner Bibliothekare« besit-
ze.94 Von Rath bezweifelte allerdings, der geeignete Mann zu sein. Der Direktor 
der DB, so von Rath, stehe vor solch einer Fülle von Aufgaben, »dass er allein 
für dieses Amt leben« müsse und »anderen Interessen nicht nachgehen« könne.95 
Daher schlug er vor, sich an »Dr. Uhlendahl von der Staatsbibliothek in Berlin« 

91 Ihr gehörten Arthur Meiner (Vorsteher des BV), Karl W. Hiersemann (BV), Max 
Donnevert (RMdI), Erich Klien (Sächsisches Wirtschaftsministerium), Reichsge-
richtsrat Franz Hettner (vermutlich als Vertreter der Stadt Leipzig) und Otto Ebert 
(DB) an. Vgl. Deckblatt der Akte »Deutsche Bücherei. Neubesetzung des Direkto-
renpostens«, SStAL, 21765/808, unp.

92 Vgl. etwa Karl W. Hiersemann (Leipzig) an Siegismund, 10.11.1923, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4a/4, Bl.�146-148; Erich Klien an Linnemann, 26.11.1923, SStAL, 21765/34, 
unp.; Vermerk Arthur Meiners, ohne Datum (März 1924), SStAL, 211765/808, 
unp.; Ebert (DB) an Arthur Meiner, 19.3.1924, ebd.; Arthur Meiner an Emil Jacobs 
(UB Freiburg), 8.4.1924, ebd.

93 Ebd.; Vermerk Arthur Meiners, ohne Datum (März 1924), ebd.; Arthur Meiner an 
Siegismund, 5.5.1924, ADNBL, Abt. IV, Nr.�35, Bl.�7.

94 Emil Jacobs (UB Freiburg) an Arthur Meiner, 13.4.1924, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/4, 
Bl.�67-69. Zur Person Erich von Raths (1881-1948), der 1921 von der Reichs-
gerichtsbibliothek in Leipzig an die UB Bonn gewechselt war und sich vor allem als 
Leiter der Kommission für den Gesamtkatalog der Wiegendrucke einen Namen 
machte, vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�263-265; Krosta, Universi-
tätsbibliothek Bonn S.�40-43.

95 Seine Ablehnung begründete von Rath vor allem damit, dass ihm seine Verpflich-
tungen am Gesamtkatalog der Wiegendrucke keine andere Möglichkeit ließen, als 
eine Berufung an die DB abzulehnen. Erich von Rath (UB Bonn) an Arthur Meiner, 
20.5.1924, SStAL, 21765/808, unp.
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zu wenden, der mit 38 Jahren sicher noch recht jung sei und nur eine kurze bi-
bliothekarische Laufbahn hinter sich habe, aber in den Augen von Raths offen-
bar geeignet schien, sich den Herausforderungen an der DB zu stellen.96 

Der Börsenverein stand diesem Gedanken positiv gegenüber, auch wenn es 
den Bibliothekaren an der DB vielleicht nicht gefalle, »einen jüngeren Vorgesetz-
ten zu erhalten«. So wurde Siegismund gebeten, sich in Berlin über Uhlendahl 
näher zu erkundigen.97 Um mehrere Eisen im Feuer zu haben, fragte Arthur 
Meiner auch bei dem Vorsteher der Bibliothek der TH Hannover, Paul Tromms-
dorff, nach, der daraufhin reges Interesse bekundete.98 Im Börsenverein schien 
man die Berliner Lösung jedoch von Beginn an zu bevorzugen, denn im RMdI 
und selbst im Preußischen Kultusministerium begrüßte man die Option Uhlen-
dahl und betonte, dass durch dessen Wahl zum Direktor »wohl auch mancherlei 
Bedenken über die Deutsche Bücherei« in der Reichshauptstadt zerstreut wür-
den. Wie Siegismund gegenüber dem Börsenverein betonte, sei dies gerade jetzt, 
wo man auf die Gunst des Reiches angewiesen sei, keineswegs zu vernachlässi-
gen. Zudem teilte Siegismund mit, dass Uhlendahls ausgeprägte, einen eigenstän-
digen Kurs der DB möglicherweise gefährdende, »Milkau-Freundlichkeit« nicht 

96 Arthur Meiner an Siegismund, 5.6.1924, ADNBL, Abt. IV, Nr.�35, Bl.�10�f. An der 
Stelle dieses Schreibens, in der auf Uhlendahl verwiesen wird, findet sich die, ver-
mutlich von Siegismund stammende, handschriftliche Bemerkung »sehr empfoh-
len!«. Ebd., Bl.�10R. 

97 Arthur Meiner an Siegismund, 5.6.1924, ebd., Bl.�10�f.; Arthur Meiner an F. Walter 
Hünefeld [Sächsisches Wirtschaftsministerium], 28.5.1924, SStAL, 21765/808, unp.; 
Arthur Meiner an Emil Jacobs (UB Freiburg), 3.6.1924, ebd. Dass man »eine  
möglichst junge Kraft« für die DB gewinnen wollte, machte man auch gegenüber 
dem inzwischen in den Ruhestand versetzten Paalzow deutlich, der sich ebenfalls 
für das Amt des Direktors der DB beworben hatte. Arthur Meiner an Hans Paal-
zow, 2.5.1924, ebd. Neben Uhlendahl wurde erneut Albert Predeek (Bibliothek der 
TH Danzig) in die Erwägungen mit einbezogen. Allerdings wurde er von einer Seite 
»als ehrgeizig und streberhaft« bezeichnet und zudem vor seiner möglichen starken 
katholischen Einstellung gewarnt, da Predeeks Schwiegervater der Besitzer des 
Aloysius-Verlages in Münster war. Vgl. Arthur Meiner an Siegismund, 5.6.1924, 
ebd.

98 Vgl. Arthur Meiner an Paul Trommsdorff (Hannover), 5.6.1924, ebd. Trommsdorff 
hatte dem Börsenverein kurz darauf auch seine Anstellungsbedingungen zugesandt. 
Vgl. Trommsdorff an Arthur Meiner, 17.6.1924, ebd. Gleichwohl hatte Meiner ge-
genüber der Sächsischen Regierung deutlich gemacht, dass auch Trommsdorff für 
den BV »zu alt« und von einem der Gutachter sogar als »Tapperich« bezeichnet 
worden sei. Arthur Meiner an F. Walter Hünefeld (Dresden), 28.5.1924, ebd. Zur 
Person von Paul Trommsdorff (1870-1940) vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexi-
kon, S.�354�f.
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ins Gewicht falle, da in Berlin bereits über Milkaus Nachfolge als Generaldirek-
tor der PSB spekuliert werde.99 

Die Entscheidung für Uhlendahl fiel daher relativ schnell, nachdem sich auch 
der Vorsteher des Börsenvereins nach persönlichen Gesprächen mit Uhlendahl 
von ihm beeindruckt zeigte. Dass dieser bereits im Vorfeld mit den Beamten der 
DB gesprochen hatte, um mehr über deren Probleme und Wünsche zu erfahren, 
hatte dort und im Börsenverein gewiss Eindruck hinterlassen, zumal es Uhlen-
dahl bei seinen Vertragsverhandlungen nicht unterließ, auf diese Wünsche auch 
wirklich einzugehen.100 Da das RMdI nun darauf drängte, Uhlendahl so schnell 
wie möglich einzuführen, damit er bereits bei der Aufstellung des neuen Etats 
für 1925 mitwirken könne, unterbreitete der Börsenverein dem Geschäftsfüh-
renden Ausschuss der DB Anfang August 1924 die Empfehlung, Uhlendahl an-
zustellen.101 Kurz darauf stimmte der GA dem Vorschlag zu.102

99 Siegismund an Arthur Meiner, 19.7.1924, ADNBL, Abt. III, Nr.�14II, Bl.�300-302. 
Als Mitglied des GA hatte Richard Fick Bedenken gegen Uhlendahl erhoben, da er 
diesen »für zu jung« und »Milkaufreundlich« hielt. Vgl. Arthur Meiner (Bad Tölz) 
an Siegismund, 17.7.1924, ADNBL, Abt. IV, Nr.�35, Bl.�26.

100 Vgl. Uhlendahl an Arthur Meiner, 26.6.1924, ebd., Bl.�16�f.; Vermutlich Arthur 
Meiner an Albert Hess (BV), 5.7.1924, ebd., Bl.�25. Meiner führte gegenüber Siegis-
mund aus: »An U[hlendahl] wollen u. müssen wir wohl jetzt festhalten, auch Ebert 
ist dieser Meinung.« Arthur Meiner an Siegismund, 17.7.1924, ebd., Bl.�26.

101 Vgl. Siegismund an Albert Hess (BV), 12.7.1924, ebd.; Arthur Meiner an die Mit-
glieder des GA, 4.8.1924, ebd., Bl.�29-32; Arthur Meiner vermutlich an Albert 
Hess, 2.8.1924, SStAL, 21765/808, unp. In der Tagespresse war bereits Mitte Juli 
1924 gemeldet worden, dass Uhlendahl als Direktor der DB in Aussicht genommen 
sei, was den noch in Verhandlungen mit Arthur Meiner stehenden, darüber nicht 
informierten Paul Trommsdorff zu Recht verärgerte. Nach einem scharfen 
Schreiben des Hannoveraner Bibliothekars an Meiner, teilte dieser Trommsdorff 
am 4.8.1924 mit, dass für seine Kandidatur kaum noch Erfolgsaussichten bestün-
den. Vgl. Trommsdorff an Arthur Meiner, 18.7.1924, ebd.; Albert Hess (BV) an 
Arthur Meiner, 21.7.1924, ebd.; Arthur Meiner an Trommsdorff, 4.8.1924, ebd.

102 Vgl. Arthur Meiner an Uhlendahl, 14.8.1924, ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl 
(Blauer Hefter »Berufung an die Deutsche Bücherei«), unp. Aufgrund der Erfah-
rungen mit dem Vorgänger Uhlendahls legte das Sächsische Finanzministerium 
Wert drauf, in den Vertrag mit Uhlendahl eine »Sicherung bezüglich etwaiger Dis-
ziplinarvergehen des Direktors« einzufügen. Ebd. Uhlendahl zeigte Verständnis 
für diese »Vorsichtsklausel«, hielt es aber für angebracht, diese Regelung auf sämt-
liche wissenschaftlichen Beamten der DB auszudehnen, woraufhin überlegt wurde, 
im GA eine Kommission zu bilden, die als »Disziplinarkammer« fungieren sollte. 
Vgl. Arthur Meiner an Siegismund, 14.8.1924, ADNBL, Abt. IV, Nr.�35, Bl.�39; Sie-
gismund an Arthur Meiner, 20.8.1924, ebd., Bl.�40�f. Zum Vertrag zwischen dem 
BV und Uhlendahl vom 25./28.8.1924 vgl. BArch Berlin, R�55/24660, Bl.�1180-
1184.
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Doch wer war dieser junge Bibliothekar, der die Geschicke der DB in den fol-
genden dreißig Jahren bestimmen sollte? Heinrich Uhlendahl wurde am 4. März 
1886 in Essen-Vogelheim (Borbeck) geboren und entstammte einem katho-
lischen Elternhaus.103 Sein Vater, ein Eisenbahnstationsassistent, starb 1891 im 
Alter von 34 Jahren, kurz vor Uhlendahls fünftem Geburtstag.104 Die Witwe zog 
mit ihren Söhnen Heinrich und Max nach Immekeppel im Kreis Mülheim an der 
Ruhr und heiratete dort den Bahnhofsvorsteher Franz Tannewitz, der Uhlen-
dahls Stiefschwester Anna mit in die Ehe brachte.105 Nach dem Besuch der 
Volksschule erhielt Uhlendahl Privatunterricht durch den Landpfarrer Johann 
Josef Esser, der sich, wie sich Uhlendahl später erinnerte, seiner »manchmal mit 

103 Aus der Vielzahl der biographischen Veröffentlichungen über Uhlendahl vgl. v.�a. 
Poethe, Instrument, S.�243-288; Simon, Gerd: Chronologie Uhlendahl, Heinrich 
(Letztfassung Oktober 2006, https://hompages.uni-tuebingen.de/gerd.simon/
pfad.htm, eingesehen am 2.1.2014); Pleßke, Hans-Martin: Heinrich Uhlendahl, in: 
Römer, Christof (Hg.): Mitteldeutsches Jahrbuch für Kultur und Geschichte, 
Bd.�11, Bonn u.�a. 2004, S.�281-283; Kunze, Buchgefährten, S.�161-180; Matthias, 
Wirken.

104 Vgl. von Heinrich Uhlendahl ausgefüllter Fragebogen zur Durchführung des Ge-
setzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933, 23.6.1933, 
BArch Berlin, R�55/24660, Bl.�1194-1196.

105 Vgl. Poethe, Instrument, S.�246�f. Anna Tannewitz (1899-1988) wirkte zunächst als 
Bibliothekarin in Berlin und studierte während des Zweiten Weltkrieges Literatur-
geschichte, Völkerkunde und Zeitungswissenschaft. Nach 1945 avancierte sie zu 
einer bekannten Jugendbuchautorin, veröffentlichte aber viele ihrer Werke unter 
Pseudonym (z.�B. Anna Jürgen). Im Jahr 1936 heiratete sie den Ethnologen und 
 Indianerforscher Werner Müller (1907-1990), der der NSDAP und der SS ange-
hörte und einen Teil seiner wissenschaftlichen Arbeiten auch in der Schriftenreihe 
der SS-eigenen Lehr- und Forschungsgemeinschaft »Deutsches Ahnenerbe« veröf-
fentlichte. Vgl. Müller, Werner: Kreis und Kreuz. Untersuchungen zur sakralen 
Siedlung bei Italikern und Germanen, Berlin-Lichterfelde 1938; Uhlendahl an 
Günther Lutz (Stettin-Glambecksee), 10.2.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter Ley-Ly), 
Bl.�321. Zu Anna Müller-Tannewitz alias Anna Jürgen vgl. Wild, Reiner (Hg.): 
 Geschichte der deutschen Kinder- und Jugendliteratur, Stuttgart 32008, S.�416; 
Wilcke, Gudrun: Vergessene Jugendschriftsteller der Erich-Kästner-Generation, 
Frankfurt am Main 1999, S.�95-117; Kunze, Buchgefährten, S.�176. Zu Werner 
Müller vgl. Riese, Berthold: Müller, Werner, in: Neue Deutsche Biographie 18 
(1997), S.�482-484 (Onlinefassung, URL: https://www.deutsche-biographie.de/
gnd119375796.html#ndbcontent, eingesehen am 27.9.2016); Simon, Gerd (unter 
Mitwirkung von Ulrich Schermaul): Der >Kreis- und Kreuz<-Müller. Zum 
100. Geburtstag des Tübinger Sinnbildforschers und Ethnologen Werner Müller 
(22.5.1907-7.3.1990) (https://homepages.uni-tuebingen.de/gerd.simon/ChrMuel-
lerWerner.pdf, eingesehen am 27.9.2016).
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strenger Hand […] annahm«.106 Im Frühjahr 1905 legte Uhlendahl am König-
lichen Gymnasium in Neuss sein Abitur ab107 und studierte Philosophie, Ger-
manistik und Geschichte in Berlin und Münster.108 Im August 1912 promovierte 
er in Münster mit einer Dissertation über Heinrich Heine und E.�T.A. Hoffmann 
und legte im Oktober des folgenden Jahres dort auch das philologische Staats-
examen für das Lehramt an höheren Schulen ab, das er »mit mäßigem Erfolg« 
bestand.109

Wie sich Uhlendahl 1929 erinnerte, hatte er über seine berufliche Zukunft 
»von jeher« klare Vorstellungen, denn sein Bestreben, sich »ausschließlich der 
Beschäftigung mit literarischen Dingen zu widmen«, ließ in ihm früh den 
Wunsch reifen, Bibliothekar zu werden.110 Seine negativen Erfahrungen als 
Nutzer der Königlichen Bibliothek während seines Studiums sorgten jedoch für 
Ernüchterung. Die strengen Zulassungsvoraussetzungen für die bibliothekari-
sche Ausbildung hätten sein »Interesse an diesem schwer zugänglichen Beruf« 

106 Poethe, Instrument, S.�246. Vgl. auch Uhlendahl an Rechtsanwalt Dr. A. Burghartz 
(Aachen), 16.10.1929, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), Bl.�84; Stein, Robert: Dr. 
Heinrich Uhlendahl. Direktor der Deutschen Bücherei in Leipzig. Zu seinem 
50.  Geburtstag am 4.  März 1936, in: Kölnische Zeitung, Nr.�63 vom 3.3.1936, 
BArch Berlin, NS 5-VI/17746, Bl.�78.

107 Vgl. Auszug aus den Personalakten (Vorakte) Generaldirektor Dr. phil. Heinrich 
Uhlendahl, ohne Datum (April 1940), BArch Berlin, R�55/22931, Bl.�1. Das Reife-
zeugnis Uhlendahls vom 16.3.1905, das u.�a. auch Benotungen in den Fächern La-
tein, Griechisch, Französisch, Englisch und Hebräisch umfasste, findet sich in 
ADNBL, 187/0 (Hefter 16: Persönliche Schriftstücke), Bl.�17-19.

108 In Berlin studierte er von 1905 bis 1908 und in Münster von 1910 bis 1912. Vgl. 
Abgangszeugnis Uhlendahls der Berliner Universität, 30.6.1909, ebd., Bl.�1-3; Ab-
gangszeugnis Uhlendahls der Universität Münster, 12.8.1912, ebd., Bl.�9.

109 Vgl. Curriculum vitae Uhlendahls (Abschrift), 15.4.1916, Staatsbibliothek zu Ber-
lin Preußischer Kulturbesitz (SBB PK), Historische Akten, I.9153, Bd.�1, Bl.�12. Das 
Thema seiner Staatsexamensarbeit lautete »Die Entwicklung des Begriffs der deter-
minierenden Tendenzen in der neueren Experimentalpsychologie«. Vgl. Prüfungs-
nachweis für das Staatsexamen, 12.10.1914, ADNBL, 187/0 (Hefter 16: Persönliche 
Schriftstücke), Bl.�23. Der Hinweis, auf das mit »mäßigem Erfolg« abgelegte Staats-
examen findet sich im Schreiben Uhlendahls an den Generaldirektor der PSB, 
2.1.1929, SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�49.

110 Uhlendahl, Heinrich: »Wie ich Bibliothekar wurde«, S.�1. Diese autobiographische 
Darstellung Uhlendahls erschien zuerst in den Leipziger Neuesten Nachrichten 
vom 1.1.1929 und unter dem Titel: Heinrich Uhlendahl: Wie ich meinen Beruf fand 
in der Beilage zur Neuss-Grevenbroicher Zeitung 57 (1930), Nr.�301 vom 
31.12.1930, ADNBL, 184 (Hefter: Uhlendahl. Vorträge, Aufsätze, Artikel), Bl.�11. 
In der Akte findet sich auch eine leicht veränderte Fassung des Originalmanu-
skripts (Bl.�8-10).
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vorübergehend schwinden lassen.111 »Ohne ein rechtes Ziel vor Augen« trat 
Uhlendahl nach seinem Staatsexamen im Oktober 1914 ins Militär ein und kam 
als Feldartillerist zum Einsatz.112 Seine Militärzeit während des Ersten Welt-
krieges, die er nach eigenen Worten »mit Lust und Liebe« absolvierte, hatte 
 prägenden Einfluss.113 Er arbeitete sich nicht nur vom einfachen Soldaten zum 
Offizier (Leutnant) empor, das Fronterlebnis  – die verheerenden Material-
schlachten, seine dreimaligen Verwundungen, das Führen einer eigenen Batterie 
und das in den Gräben des Stellungskrieges gefundene soldatische Gemein-
schaftserlebnis – gingen nicht spurlos an ihm vorüber. So betonte er, sich »oft 
und gern« an seine »Kriegserlebnisse« zu erinnern.114 Noch Jahre nach dem 
Krieg verrieten seine Kontakte zu alten Kameraden, seine Teilnahmen an Regi-
mentstagen, Spenden für seine Offiziersvereinigung und ein Ehrenmal für die 
Gefallenen seines Regiments, aber vor allem der soldatische Duktus seiner Spra-
che eine nostalgisch verklärte Affinität zum Militär.115 Dass sie Zeit seines Le-
bens anhielt, verdeutlichte ein Schreiben an den Kompanieführer Johannes 

111 Vgl. Uhlendahl, Wie ich Bibliothekar wurde, S.�2. Vgl. auch Poethe, Instrument, 
S.�247.

112 Vgl. ebd. 
113 Uhlendahl an Bibliotheksrat Dr. Walter Transfeldt (Berlin), 24.11.1927, ADNBL, 

154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�109.
114 Uhlendahl an Wilhelm Thönes (Atlanta, Georgia, USA), 29.6.1925, ebd., Bl.�57.
115 Vgl. etwa Focken, W.: Zusammenkünfte alter 225er, in: Nachrichtenblatt Regi-

mentsvereinigung F.�A.R. 225 (1926), Nr.�10, S.�12�f.; Focken, W.: Aus Briefen von 
Kameraden, in: Nachrichtenblatt Regiments-Vereinigung F.�A.R. 225 (1928), 
Nr.�19, S.�10-15, hier S.�12; Bericht über das bisherige Ergebnis der Sammlung für 
das Ehrenmal 225, in: Nachrichtenblatt Regiments-Vereinigung F.�A.R. 225 (1930), 
Nr.�27, S.�7. Vgl. zudem Uhlendahls Urlaubsgesuch zur Teilnahme einer Zusam-
menkunft ehemaliger Regimentskameraden in Hannover, 18.3.1921, SBB PK, His-
torische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�22; A. Metzger (Kassenwart) vermutlich der Regi-
mentsvereinigung (Hannover) an Uhlendahl, ohne Datum (um 1927), ADNBL, 
154/5 (Hefter Ma-Me), Bl.�321. Im Nachlass Uhlendahls im ADNBL finden 
sich zahlreiche Schriftwechsel Uhlendahls mit ehemaligen Kriegskameraden. Vgl. 
bspw. Max Dieckmann (Tempelhof) an Uhlendahl, 5.7.1925, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter Da-Dy), Bl.�263; Helmut Erythropel (Offiziers-Vereinigung ehem. Feld-Art. 
Regts. 225, Hannover) an Uhlendahl, 25.10.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter: Eb-Ew), 
Bl.�110; Uhlendahl an Rudolf Kern (Wangen am Bodensee), 25.6.1947, ADNBL, 
154/5 (Hefter Ka-Klei), Bl.�90R. – Hermann Meyer, der Uhlendahl »im Felde ein 
lieber Kamerad gewesen« und nach dem Krieg erwerbslos war, hatte Uhlendahl 
nicht nur Geld geliehen, sondern diesem im August 1925 auch eine Anstellung an 
der DB verschafft. Dort lieh sich Meyer aber auch von anderen Mitarbeitern Geld, 
das er nicht zurückzahlte. Da er zudem der Arbeit fernblieb, entließ ihn Uhlendahl 
nach zwei Monaten wieder. Vgl. Uhlendahl an Frau Meyer (Ehefrau Hermann 
Meyers), 4.11.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Ma-Me), Bl.�417�f.; Eintrag »Hermann 
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Hohlfeld, dem Uhlendahl wenige Wochen nach Beginn des Zweiten Weltkrie-
ges mitteilte, er hätte »mehr Lust, an der Spitze einer Batterie die Kriegszeit zu 
verbringen«, aber seine vorgesetzte Behörde habe dem nicht entsprochen. »Als 
alter Soldat« sei man eben »dazu erzogen, seinen Posten dort auszufüllen, wo-
hin man gestellt« werde.116 

Über seine Einsätze im Ersten Weltkrieg und die von ihm »mitgemachten Ge-
fechte« führte Uhlendahl peinlich genau Buch.117 Schien ihm der »Einheitsberuf 
des Soldaten« also zwischenzeitlich eine mögliche Perspektive zu bieten118, so 
wurde er im Frühjahr 1916 – mitten in der Schlacht von Verdun – jedoch unver-
sehens an seinen früheren Berufswusch erinnert. Diese »Wendung« erläuterte 
Uhlendahl 1929:

»An einem der ersten Märztage des Jahres 1916 hielt meine Abteilung befehls-
gemäß um Mitternacht am Eingang von Azannes, einem Flecken 15 km nörd-
lich von Verdun. Hier meldete sich auf hohem Roß ein Leutnant von einem 
anderen Feldartillerieregiment, um uns in Stellung zu führen. Ich hatte ihn nie 
gesehen, aber sein Name war mir aus dem Minerva-Handbuch längst vertraut; 
denn er war – Bibliothekar an der Kgl. Bibliothek. […] diese flüchtige Begeg-
nung gab den Anstoß zu einer abermaligen Wendung in meinem Leben. Wie 
es kam, weiß ich nicht. Es war gewiss völlig unbegründet und vielleicht tö-
richt, aber plötzlich erwachte trotz oder, wenn man will, wegen der Erinne-
rung an die Kgl. Bibliothek wieder meine Liebe zum bibliothekarischen Beruf. 
Während wir unter der sicheren Führung des bibliothekarischen Kampf-
genossen durch metertiefen Morast unsere Geschütze zogen und in der Nähe 
der Chambrette-Ferme in Stellung brachten, schweiften meine Gedanken un-
aufhörlich nach der gewaltigen Bücherfeste Unter den Linden, und je schlech-
ter es uns in der ›Hölle von Verdun‹ während der sechs Wochen, die wir dort 
aushalten mussten und die für uns die furchtbarsten des ganzen Krieges waren, 
erging, umso deutlicher gestaltete sich in meinem Innern ein ganz neues Bild 
des Bibliothekars. Schließlich stand mein Entschluss fest. Ich kauerte mich in 
eine Ecke unseres Unterstandes und schrieb kurzerhand auf einer Meldekarte 

Meyer«, in: Alphabetische Personalliste abgeschlossen 31.12.1950, ADNBL, Per-
sonallisten (Zu- und Abgänge, 1913-1969).

116 Uhlendahl an Oberleutnant und Kompanieführer Johannes Hohlfeld [2. Kompa-
nie Landesschützen-Bataillon XXIII/IV] (Feldpostnummer 17144, Postleitstelle 
Prag), 4.11.1939, ADNBL, 541/2 (1939-1959), Bl.�368.

117 Ein Überblick über Uhlendahls Einsätze und Verwundungen während des Ersten 
Weltkrieges findet sich in Auszug aus der Kriegsrangliste des Leutnants d.�R. Hein-
rich Uhlendahl 1914-1920, SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�23�f.

118 Der Verweis auf den »Einheitsberuf des Soldaten« findet sich in Uhlendahl, Wie 
ich Bibliothekar wurde, S.�3.
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mit Tintenstift an die Kgl. Bibliothek, dass ich den Wunsch hätte, nach Been-
digung des Krieges als Volontär bei ihr einzutreten.«119

Uhlendahls »etwas eigenartige Bewerbung« aus einer »Feuerstellung bei Douau-
mont« stieß in Berlin auf keinerlei Hindernisse. Als er kurz darauf bei einem 
Fronturlaub in der Königlichen Bibliothek und im Preußischen Kultusministe-
rium vorsprach, wurde ihm vom zuständigen Ministerialreferenten, Friedrich 
Schmidt[-Ott], mitgeteilt, dass er nach seiner Rückkehr aus dem Felde in die  
Königliche Bibliothek als Volontär eintreten könne.120 Eine zunächst erhoffte 
Einstellung Uhlendahls zum 1. Oktober 1916 ergab sich infolge des Krieges al-
lerdings nicht.121 Er konnte erst nach seiner Entlassung am 23. Dezember 1918 
um seine Aufnahme an der PSB ersuchen.122 Obwohl sich Generaldirektor Adolf 
von Harnack für Uhlendahls Einstellung besonders verwandte, verschob dieser 

119 Ebd. Vgl. auch Poethe, Instrument, S.�247�f. Aus einem Schreiben Uhlendahls an 
Wilhelm Krabbe (PSB) vom Januar 1927 geht hervor, dass es Uhlendahl im März 
1916, »als sich der Krieg mehr und mehr in die Länge zog«, für angebracht hielt, 
sich »aus dem Felde« an der Königlichen Bibliothek zu bewerben, um nicht »hin-
sichtlich der Anciennität allzusehr ins Hintertreffen zu geraten«. Uhlendahl an 
Wilhelm Krabbe, 18.1.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Klem-Kur), Bl.�195. – Bei dem 
von Uhlendahl genannten Artillerieoffizier handelte es ich vermutlich um Carl 
Hermann (Kaulfuss-)Diesch, der seit 1912 an der KB in Berlin wirkte. Im Frühjahr 
1926 unterrichtete Uhlendahl diesen darüber, dass die Teilnehmer des letzten Re-
gimentstages in Hannover wieder seiner »als unseres Führers gegen Verdun« ge-
dacht hätten. Uhlendahl an Carl Diesch (Vorstand der Bibliothek der TH Berlin), 
24.3.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Da-Dy), Bl.�373. Zwanzig Jahre später verwies 
Uhlendahl darauf, dass sich seine und Dieschs Wege in der »Hölle von Verdun […] 
zum ersten Male kreuzten«. Uhlendahl an Carl Diesch (Kellinghusen, Mittel-
holstein), 5.1.1946, ebd., Bl.�352-353. Vgl. auch Poethe, Instrument, S.�248, Anm.�20. 
Zur Person Dieschs (1880-1957) vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, 
S.�58�f.; Rau, Christian: Die Deutsche Bücherei und der Fall Carl Diesch. Über die 
politischen Hintergründe der Entlassung des stellvertretenden Generaldirektors 
Carl Diesch 1946/47 in der Sowjetischen Besatzungszone, in: Dialog mit Biblio-
theken 28 (2016), Heft 2, S.�45-49.

120 Vgl. Uhlendahl an den Generaldirektor der PSB, 2.1.1929, SBB PK, Historische 
Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�49. Eine Abschrift des Bewerbungsschreibens Uhlendahls 
aus einer »Feuerstellung bei Douaumont (Unterstand)« an den Generaldirektor der 
KB vom 15.4.1916 findet sich in SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�1, Bl.�10. 
Vgl. zudem Uhlendahl an Wilhelm Krabbe, 18.1.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter 
Klem-Kur), Bl.�197; Entwurf eines Schreibens Uhlendahls an Schmidt-Ott, 
2.9.1920, ADNBL, 187/0 (Hefter 16: Persönliche Schriftstücke), unp.

121 Vgl. Paul Schwenke an Vizewachtmeister Uhlendahl, 3.5.1916, SBB PK, Histori-
sche Akten, I.9153, Bd.�1, Bl.�14; Franz Tannewitz an den Generaldirektor der Kö-
niglichen Bibliothek in Berlin, 18.8.1916, ebd., Bl.�18.

122 Vgl. Poethe, Instrument, S.�248.
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sein Volontariat noch einmal und trat am 6. Januar 1919 als Freikorpskämpfer in 
eine Artillerieabteilung der Garde-Kavallerie-Schützendivision ein, in der er sich 
an der Bekämpfung der Berliner Unruhen im Januar 1919 beteiligte. Zwar nahm 
er dann am 23. Januar 1919 seine bibliothekarische Ausbildung an der PSB auf, 
stellte sich aber schon wenige Wochen später erneut einer Geschützabteilung 
zur »Niederwerfung des Märzaufstandes« zur Verfügung und schied erst im 
März 1920 endgültig aus der Reichswehr aus.123

Über die Motive Uhlendahls für sein Engagement in einem der zahllosen Frei-
korpsverbände kann man nur mutmaßen. Dem durch sein Fronterlebnis stark 
geprägten Mann blieben die Ursachen der politischen und sozialen Konflikte 
vermutlich verborgen.124 Im Wilhelminischen Kaiserreich sozialisiert, dürfte 
Uhlendahl zu der großen Gruppe jener vaterländisch gesinnten Frontsoldaten 
gezählt werden, die von den Ereignissen in Deutschland, mit denen sie nach ih-
rer Heimkehr konfrontiert wurden, »tief verunsichert« waren und sich daher 
spontan bereit erklärten, das Reich gegen die »inneren Feinde« der Rätebewe-
gung zu verteidigen.125 Ob es dem aus dem national-konservativen Milieu stam-
menden Uhlendahl dabei wirklich um den »Schutz der Wahlen zur Nationalver-
sammlung« oder doch eher um die gewaltsame Niederwerfung der radikalen 
Linken ging, muss dahingestellt bleiben.126 Dass es bei seinen freiwilligen Mili-
täreinsätzen im Januar und März 1919 aber um die »nebenamtlich« betriebene 
Einrichtung von Mannschaftsbibliotheken gegangen sei, wie Uhlendahl nach 
1945 immer wieder behauptete, ist eher unwahrscheinlich.127 

123 Vgl. Harnack an den PK, 7.1.1919, SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�2; 
Gesuch des Volontärs Uhlendahl um Zulassung zur Bibliothekarischen Fach-
prüfung an den Generaldirektor der PSB, 1.3.1920, ebd., Bl.�10; Uhlendahl an SS-
Obersturmbannführer Hauptmann a.�D. Manfred von Knobelsdorff, 15.2.1940, 
ADNBL, 337 (Hefter 1940-1956), Bl.�2R; Rodenberg an die Schriftleitung des Jahr-
buchs der Deutschen Bibliotheken (z.Hd. von Bibliotheksrat Wilhelm Krabbe, 
Berlin), 5.12.1933, ADNBL, 183/3/1 (Hefter Allgemeines 1930-1965), Bl.�74 (Fra-
gebogen B, Verzeichnis der wissenschaftlichen Beamten); Uhlendahl an Wilhelm 
Thönes (Atlanta, Georgia, USA), 29.6.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Ta-Tw), 
Bl.�57. Unterlagen zu Uhlendahls Freikorpstätigkeit finden sich auch in BArch 
Berlin, R�55/24660, Bl.�1210R, 1214. Zu den einzelnen Stationen Uhlendahls in den 
Freikorps- bzw. Reichswehrverbänden zwischen dem 6.1.1919 und dem 22.3.1920 
vgl. Auszug aus der Kriegsrangliste des Leutnants d.�R. Heinrich Uhlendahl 1914-
1920, SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�41-43.

124 Vgl. Poethe, Instrument, S.�249.
125 Ebd.; Wehler, Gesellschaftsgeschichte (Bd.�IV), S.�385.
126 So zumindest ein Vermerk im Personalfragebogen zur Person Uhlendahls, ohne 

Datum (um 1921), SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�1, Bl.�III.
127 Vgl. etwa Matthias, Wirken, S.�54. Heinrich Uhlendahl trat im Zuge der »Berliner 

Januar-Märzunruhen« 1919 der 7. (Freiwilligen) Batterie des 3. Garde-Feld-Artil-
lerie-Regiments in der Garde-Kavallerie-Schützendivision bei, die von Oberleut-
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Gleichwohl ist es heute schwer, Uhlendahl politisch zu verorten. Im Jahr 
1951 bemerkte der Personalleiter und spätere Generaldirektor der DB, Helmut 
Rötzsch, dass Uhlendahls »politische Anschauungen […] sehr undurchsichtig« 

nant Manfred von Knobelsdorff geführt wurde. Vgl. Uhlendahl an SS-Obersturm-
bannführer Hauptmann a.�D. Manfred von Knobelsdorff, 15.2.1940, ADNBL, 337 
(Hefter 1940-1956), Bl.�2R. Bei der Garde-Kavallerie-Schützendivision handelte es 
sich um das Freikorps, aus dessen Reihen jene Männer stammten, die Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht während der Niederschlagung der Unruhen ermorde-
ten. Vgl. Gietinger, Klaus: Der Konterrevolutionär. Waldemar Pabst – eine deut-
sche Karriere, Hamburg 2008, S.�120-137; Ders.: Eine Leiche im Landwehrkanal. 
Die Ermordung Rosa Luxemburgs, Hamburg 2009. Zu Manfred von Knobels-
dorff, von 1935 bis 1938 erster »SS-Burghauptmann« der Wewelsburg, vgl. Moors, 
Markus: »Die SS als geistiger Stosstrupp«? Dr. Hans-Peter des Coudres, Schu-
lungsleiter der »SS-Schule Haus Wewelsburg« 1935-1939, in: Schulte, Jan Erik 
(Hg.): Die SS, Himmler und die Wewelsburg, Paderborn u.�a. 2009, S.�180-195, hier 
S.�186�f.; Brebeck, Wulff E.�u.a. (Hg.): Endzeitkämpfer. Ideologie und Terror der 
SS. Begleitband zur ständigen Ausstellung »Ideologie und Terror der SS« in der 
»Erinnerungs- und Gedenkstätte Wewelsburg 1933-1945 im Kreismuseum We-
welsburg, Berlin u. München 2011, S.�61-63. In den von Uhlendahl nach 1945 aus-
gefüllten Personalfragebogen wird, neben dem Hinweis auf den vermeintlichen 
Aufbau von Truppenbibliotheken, immer wieder behauptet, er habe während der 
Unruhen im Frühjahr 1919 lediglich im 3. Garde-Feld-Artillerieregiment gedient. 
Sein freiwilliger Einsatz in der Garde-Kavallerie-Schützendivision, wurde von Uh-
lendahl konsequent verschwiegen. Allerdings hatte er in einem von ihm selbst ver-
fassten Beitrag im 1934 erschienenen »Führerlexikon« seine Zugehörigkeit zu jener 
Schützendivision erwähnt und angedeutet, bei der »Bekämpfung der Spartakisten-
unruhen« beteiligt gewesen zu sein. Dies nahmen »die politisch bewussten Mit-
arbeiter« der DB Anfang 1954 zum Anlass, eine Abberufung Uhlendahls als 
 Direktor zu fordern. Vgl. von Uhlendahl ausgefüllter Fragebogen der Military 
Government of Germany, 17.6.1945, StadtAL, StVuR, Nr.�9286, Bl.�147-151, hier 
Bl.�151; von Uhlendahl ausgefüllter Personalfragebogen der DB, 7.1.1952, ADNBL, 
PA Heinrich Uhlendahl (Blauer Klarsichthefter: Dr. Uhlendahl 1945-1954), unp. 
Hinweise auf Uhlendahls Tätigkeit in einer Batterieabteilung der Garde-Kavalle-
rie-Schützendivision finden sich u.�a. in Uhlendahl an Wilhelm Thönes (Atlanta, 
Georgia, USA), 29.6.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�57; Uhlendahl an 
SS-Obersturmbannführer Hauptmann a.�D. Manfred von Knobelsdorff, 15.2.1940, 
ADNBL, 337 (Hefter 1940-1956), Bl.�2R. Vgl. zudem Uhlendahl, Heinrich, in: Das 
deutsche Führerlexikon 1934/35, Berlin 1934, S.�500. Ein Entwurf Uhlendahls zum 
Ausfüllen des Fragenbogens für »Das deutsche Führerlexikon« 1939 findet sich in 
ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl (Gelber Hefter »Dr. Uhlendahl 1933/45«), unp. 
Zu der Forderung der SED-Nomenklatur an der DB, Uhlendahl abzusetzen, vgl. 
Schreiben von Krauße (Kaderleiter der DB) an das Staatssekretariat für Hochschul-
wesen (Kaderabteilung), 4.1.1954, ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl (Blauer Klar-
sichthefter: Dr. Uhlendahl 1945-1954), unp.
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seien. Dieser betrachte »alle Sachen nur vom fachlichen Standpunkt« und zeige 
sich an politischen Fragen eher uninteressiert.128 Ein Jahr später wurde allerdings 
auf »ideologische Unklarheiten« und ein »reaktionäres Verhalten« Uhlendahls 
verwiesen.129 Zweifellos zählte dieser aus Sicht der SED-Parteiorganisation zu 
jener Gruppe bürgerlicher Gelehrter, die in kritischer Distanz zum Arbeiter- 
und Bauern-Staat verharrten.130 Wie sich sein Verhältnis zum NS-Regime gestal-
tete, wird noch zu zeigen sein, doch es kann bereits vorweggenommen werden, 
dass sich in der schriftlichen Überlieferung Uhlendahls kaum Äußerungen fin-
den, die konkreten Aufschluss über seine politische Einstellung geben.131 Als 
ihm der an der Universität Edinburgh lehrende Otto Schlapp im Mai 1933 mit-
teilte, dass man die sich seit dem Machtantritt der Nationalsozialisten voll-
ziehende »deutsche Wandlung« im Ausland »mit etwas geteilter Sympathie« be-
trachte, räumte Uhlendahl zwar ein, dass sich »die politischen Verhältnisse in 
den letzten Monaten stark geändert« hätten, »das Leben in der Bücherei [aber] 
im großen und ganzen unverändert geblieben« sei, da man hier »ja mit Politik 
[angeblich] wenig oder nichts zu tun« habe.132 Ob Uhlendahl gegenüber der 
Weimarer Republik eine ähnlich distanzierte Haltung einnahm wie das Gros der 
bildungsbürgerlichen Eliten, kann nur vermutet werden.133 Gleichwohl finden 
sich Belege dafür, dass er möglicherweise zu jenen Vernunftrepublikanern zählte, 
die sich mit dem Weimarer Staat arrangierten. Als er im Frühjahr 1929 in einer 

128 Beurteilung Helmut Rötzschs über Herrn Dr. Heinrich Uhlendahl, 22.12.1951, 
ADNBL, ebd., Bl.�17.

129 Bericht der SED-Parteiorganisation der DB über die Berichterstattung des Gene-
raldirektors Dr. Uhlendahl über seine Reise nach Westdeutschland, 6.8.1952, ebd., 
Bl.�19-22, hier Bl.�20.

130 Vgl. Schreiben des. I. Sekretärs der DB an die Kaderabteilung des Staatssekretariats 
für Hochschulwesen (mit angefügter Charakteristik des Generaldirektors Dr. Uh-
lendahl), 20.2.1954, ebd., unp.

131 Dies mag zu einem großen Teil auch damit zusammenhängen, dass der im Archiv 
der DNB überlieferte Bestand »Korrespondenz von Generaldirektor Dr. Uhlen-
dahl A-Z (1924-1954)« für die Zeit von 1933 bis 1945 erhebliche Lücken aufweist, 
was auf eine gezielte Entnahme oder Vernichtung von Unterlagen schließen lässt.

132 Otto Schlapp (Edinburgh University) an Uhlendahl, 8.5.1933, ADNBL, 154/5 
(Hefter Sa-Schn), Bl.�213�f.; Uhlendahl an Otto Schlapp (Edinburgh University), 
11.5.1933, ebd., Bl.�212. Vgl. auch Poethe, Instrument, S.�244.

133 Vgl. etwa Herbert, Geschichte, S 234. Zur »Denkungsart einer weitgehend konser-
vativ gebliebenen, immer noch recht homogen zusammengesetzten preußischen 
Beamtenschaft«, die sich an der Staatsbibliothek in Berlin offenbarte und sich etwa 
in der Person ihres Generaldirektors Milkau auch offen gegen die Weimarer Repu-
blik richtete, vgl. Schochow, Werner: Fritz Milkau – Generaldirektor von 1921 bis 
1925. Eine Studie über Führungsstil und Persönlichkeit, in: Ders.: Die Berliner 
Staatsbibliothek und ihr Umfeld. 20 Kapitel preussisch-deutscher Bibliotheks-
geschichte, Frankfurt am Main 2005, S.�171-190, hier S.�176�f.
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Ausstellung der »Deutschen Kunstgemeinschaft« im Berliner Schloss, ein »re-
präsentatives Bild des ersten Reichspräsidenten Ebert« von Hans Baluschek 
 erblickte, bemühte er sich, dieses Bild für den Sitzungssaal der DB zu erwerben. 
Wie er gegenüber Siegismund ausführte, verkenne er »gewisse persönliche 
Schwierigkeiten«, die einer Erwerbung dieses Bildes entgegenstünden nicht. 
Man müsse »aber die Sache über das Persönliche stellen, und es stände gegebe-
nenfalls ja nichts im Wege, in gleicher Weise auch ein Bild des zweiten Reichs-
präsidenten Hindenburgs zu erwerben«.134 Als Letzterer Leipzig im März 1926 
besuchte, stellte sich für die Direktion der DB die Frage, welche Beflaggung die-
sem Anlass wohl angemessen Rechnung trage. Auch in diesem Fall bekannte 
Uhlendahl Farbe:

»Hofrat Linnemann rief heute an um mitzuteilen, dass wir auf Kosten des 
Börsenvereins uns eine Flagge mit den Buchhändlerfarben bestellen könnten, 
und ich habe diesem Wunsch auch gleich entsprochen. Wir haben dann 3 Flag-
gen, aber nur 2 Flaggenmaste, und für den Besuch des Reichspräsidenten wür-
den mir die Reichsflagge und die Buchhändlerflagge angebracht erscheinen. 
Ich weiß, dass die Reichsfarben sich vielfach in Buchhändlerkreisen keiner be-
sonderen Beliebtheit erfreuen. Es würde mir aber in diesem Falle unkorrekt 
erscheinen, und gewiss auch in manchen Kreisen Anstoß erregen (ich erinnere 
an den Reichskriegertag), wenn wir sie unterdrücken würden.«135

Kennzeichnend für die Jahre der Weimarer Republik war ein verbreiteter, aber 
»eher passiver Antisemitismus, der durch die Entwicklung des Ersten Weltkrie-
ges und der Nachkriegszeit neue Nahrung erhalten hatte«.136 Dieser gerierte sich 
»nicht fanatisch und aggressiv«, stand in Distanz zum »Radauantisemitismus« 
der radikalen Rechten und war auch nicht auf eine wie auch immer geartete 
›Endlösung‹ gerichtet. »Aber er reichte allemal aus, um  – bei aller Kritik an 
›Übertreibungen‹ – selbst ein scharfes Vorgehen gegen die Juden zu akzeptieren, 
wenn solches nicht von grölenden Radau-Antisemiten, sondern von der Regie-
rung und auf ›gesetzlichem Wege‹ besorgt wurde.«137 Hierfür stand der »Bäder-
Antisemitismus«, der sich bereits im Kaiserreich ausgebreitet hatte, in den 
1920er Jahren jedoch zunehmend radikalisierte, indem Juden der Aufenthalt in 
Kur- und Badeorten unerträglich gemacht wurde.138 Dies galt für die Nordseein-
sel Borkum, auf der es bereits vor dem Ersten Weltkrieg Übergriffe auf jüdische 

134 Uhlendahl an Siegismund, 9.3.1929, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�86.
135 Uhlendahl an Walter Hünefeld (Dresden), 22.2.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Ho-

Hys), Bl.�592.
136 Herbert, Geschichte, S.�278.
137 Ebd., S.�278�f.
138 Vgl. Bajohr, Frank: »Unser Hotel ist judenfrei«. Bäder-Antisemitismus im 19. und 

20. Jahrhundert, Frankfurt am Main 2003.
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Badegäste gegeben hatte. Die Insel entwickelte sich in der Weimarer Republik 
jedoch »zeitweise zum antisemitischen Tollhaus« und sorgte reichsweit für Auf-
sehen.139 Hierbei kam nicht nur die Konkurrenz Borkums zum toleranteren und 
deshalb als vermeintliche »Judeninsel« bezeichneten Norderney zum Tragen, 
sondern auch der wirtschaftlich motivierte Anspruch Borkums, sein »Aschen-
puttel-Image« abzustreifen.140 Uhlendahl hatte im Sommer 1927 einige Wochen 
auf den ostfriesischen Inseln verbracht und die dort obwaltenden Zustände ken-
nengelernt. Er schien aber kein Problem mit der auf Borkum offen zur Schau 
gestellten Judenfeindschaft zu haben, sondern sie vielmehr zu begrüßen. So 
führte er im September 1927 über die Inseln aus:

»Sie fragen, ob mir Borkum besser gefallen hat als Norderney? Das ist nicht 
leicht zu beantworten. Norderney ist mit seinen Anlagen zweifellos hübscher, 
aber in Borkum ist das Publikum besser, nicht eleganter, aber germanischer, 
deutscher, weil – wie Sie wohl wissen –, jüdische Badegäste dort keinen Zu-
tritt haben. Und dieses reine Germanentum, das natürlich keineswegs frei von 
Fehlern und Auswüchsen ist, wirkte wenigstens auf mich nach dem mehr-
wöchigen Aufenthalt in Norderney recht erfrischend und Geist und Herz 
stärkend.«141

Diese Aussage bildet eines der seltenen offenen Bekenntnisse des auf verbind-
liche Umgangsformen, Beherrschung und Unterlassung politischer Stellungnah-
men bedachten Uhlendahl. Seine offenbar latenten, aber keineswegs radikalen 
Vorbehalte gegen Juden standen für den »gewöhnlichen Antisemitismus« dieser 
Jahre und unterschieden ihn nicht von zahlreichen anderen Akademikern. Als 
sich der jüdische Bibliothekar Werner Kraft nach seinem bestandenen Examen 
1926 erkundigte, ob für ihn Aussichten an der DB bestünden, soll Uhlendahl im 
ruhigen Ton geantwortet haben: »Wissen Sie, Herr Doktor, ich würde Ihnen 
 raten, sich an diejenigen Bibliotheken zu wenden, die von jüdischem Gelde  
finanziert werden!«142 Noch 1947, zwei Jahre nach dem Ende des »Dritten Rei-
ches«, berichtete Uhlendahl über Hanns Wilhelm Eppelsheimer, dieser sei 1933 
als Direktor der Landesbibliothek Darmstadt entlassen worden, weil seine Frau 
»Nichtarierin« gewesen sei.143 

139 Ebd., S.�73-88, hier S.�73.
140 Vgl. ebd., S.�75, 77. Zur Insel Norderney vgl. ebd., S.�88-93.
141 Uhlendahl an Brian Kelly, 2.9.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Ka-Klei), Bl.�55.
142 Labach, Michael: Der VDB während des Nationalsozialismus, in: Plassmann, En-

gelbert u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 1900-2000. Fest-
schrift, Wiesbaden 2000, S.�59-80, hier S.�65. Vgl. auch Babendreier, Erdbeben, 
S.�92.

143 Uhlendahl an Dr. Carl Mones (Deutsche Verwaltung für Volksbildung, Berlin), 
27.3.1947, ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-Mu), Bl.�32.
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Dieser unterschwellige Antisemitismus hinderte Uhlendahl nicht, freund-
schaftlich-kollegiale Beziehungen zu Juden im Leipziger Intellektuellen- und 
Honoratiorenmilieu zu pflegen.144 Dies galt insbesondere für die »Eierkiste«, 
einen Leipziger Intellektuellentreff, der sich jeden zweiten Mittwoch »in einem 
abgesonderten Zimmer« des Restaurants »Zum Kaffeebaum« zusammenfand.145 
Die in dieser Runde gepflegte geistige Geselligkeit, die sich zwischen 1925 und 
1933 zu einer »Auslese des geistigen und künstlerischen Leipzigs« entwickelte, 
lag Uhlendahl sehr am Herzen.146 Ihrem kleinen, elitären Kreis gehörten Wis-
senschaftler, Künstler, Verleger und Schriftsteller an, zu denen der an der Uni-
versität Leipzig lehrende Literaturwissenschaftler Georg Witkowksi, der Ver-
lagsbuchhändler Gustav Kirstein, der an der Akademie für graphische Künste 
lehrende Graphiker und Buchkünstler Hugo Steiner-Prag und der Direktor des 
Alten Theaters, Alwin Kronacher, gehörten, die nach 1933 infolge der NS-Ras-
senpolitik ihre Stellung verloren und in die Emigration getrieben wurden.147

Aufgrund seines katholischen Elternhauses und seiner rheinischen Herkunft 
wurde immer wieder auf Uhlendahls starke kirchliche Bindungen, insbesondere 

144 Vgl. Poethe, Instrument, S 252. Zudem zeigte er sich gegenüber den »religiösen 
Pflichten« seiner Mitarbeiter durchaus tolerant. So gewährte er seinem jüdischen 
Mitarbeiter Bertold Altmann nach dem Tod seines Vaters 1929 Urlaub für eine 
»Trauerwoche« (Schiv’a). Vgl. Bertold Altmann an Uhlendahl, 8.3.1929, ADNBL, 
PA Bertold Altmann (geb. 16.4.1902), Bl.�18; Uhlendahl an Altmann, 9.3.1929, 
ebd., Bl.�18R.

145 Vgl. Uhlendahl an Kurt Hielscher (Berlin-Friedenau), 14.11.1932, ADNBL, 154/5 
(Hefter Hes-Hjel), Bl.�246; Uhlendahl an Gustav Kirstein (i.�H.�Verlagsbuchhand-
lung E.�A. Seemann, Leipzig), 7.10.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Ka-Klei), Bl.�263.

146 Witkowski, Menschen, S.�261. Vgl. auch Lange, Bernd-Lutz: Das Leben ist ein 
Purzelbaum. Von der Heiterkeit des Seins, Berlin 2014, S.�78�f. Uhlendahls Begeis-
terung für diese literarische Gemeinschaft ging sogar so weit, dass er auch Treffen 
in die DB verlegte, wo man zu vorgerückter Stunde (»nächtens«) die »Zuwächse 
der grünen Schränke« inspizierte, in denen sich vermutlich die sekretierte Literatur 
befand. Vgl. Uhlendahl an Georg Witkowski (Leipzig), 4.11.1926, ADNBL, 154/5 
(Hefter Wa-Wu), Bl.�264; Witkowski an Uhlendahl, 27.10.1927, ebd., Bl.�261. Zu 
Uhlendahls Hang zu geistiger Geselligkeit vgl. Uhlendahl, Heinrich: Geistige Ge-
selligkeit, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 1.1.1941, ADNBL, 184 (Hefter: 
Uhlendahl. Vorträge, Aufsätze, Artikel), Bl.�7. In einem Schreiben von 1926 ver-
wies Uhlendahl auf das bevorstehende »einjährige Stiftungsfest« der Eierkiste, 
während Witkowski in seinen Lebenserinnerungen vermerkte, das Jahr 1933 habe 
auch das Ende der Runde gebracht. Vgl. Uhlendahl an Witkowski, 4.11.1926, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Wa-Wu), Bl.�264 und in Witkowski, Menschen, S.�261.

147 Zu den Mitgliedern der »Eierkiste« vgl. ebd.; Uhlendahl an die Mitglieder der Eier-
kiste, 28.11.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Wa-Wu), Bl.�259. Im August 1928 gehör-
ten der Runde 18 Mitglieder an. Vgl. Uhlendahl an Erich Gruner, 31.8.1928, 
ADNBL, 151/1/3-10, Bl.�58R.



325

»DER DEUTSCHE BÜCHERCHEF« – HEINRICH UHLENDAHL

zu katholischen Kreisen verwiesen. Die nach 1945 aufgestellte Behauptung, Uh-
lendahl hätte seine Ernennung zum Direktor der DB nur seinen katholischen 
Verbindungen zu verdanken, war allerdings aus der Luft gegriffen, zumal die 
1924 ebenfalls als Kandidaten in Aussicht genommenen Bibliothekare Weber 
und Predeek gerade wegen ihrer Nähe zum katholischen Milieu unberücksich-
tigt blieben.148 Auch der von seinen Gegnern in den dreißiger Jahren gegen Uh-
lendahl erhobene Vorwurf, er würde Katholiken in der DB »zusammenballen«, 
erwies sich als haltlos.149 Trotz seines katholischen Bekenntnisses finden sich in 
den Akten kaum Belege dafür, dass sich Uhlendahl davon sein Handeln diktieren 
ließ. Genau wie sein protestantischer Vorgänger Minde-Pouet unterhielt er ein 
sachlich-pragmatisches Verhältnis zu den Exponenten des politischen Katho-
lizismus. Dass er dabei  – wie etwa im Fall des Prälaten Georg Schreiber  – 
manchmal mehr Entgegenkommen zeigte als vielleicht angebracht erschien, ist 
wohl auf den Umstand zurückzuführen, dass Schreiber als Kulturreferent des 
RMdI im Reichstag saß und so als »Nothelfer der deutschen Wissenschaft«150 
maßgeblichen Einfluss auf das kulturpolitische Finanzgebaren des Reiches als 
Garant der DB hatte.151 Für Uhlendahls nüchternes Verhältnis zur Religion wa-

148 Die Behauptung, Uhlendahl habe seine Berufung zum Direktor der DB seinen ka-
tholischen Bindungen zu verdanken, findet sich in Schreiben des I. Sekretärs der 
DB an die Kaderabteilung des Staatssekretariats für Hochschulwesen (mit angefüg-
ter Charakteristik des Generaldirektors Dr. Uhlendahl), 20.2.1954, ADNBL, PA 
Heinrich Uhlendahl (Blauer Klarsichthefter: Dr. Uhlendahl 1945-1954), unp.

149 Vgl. Uhlendahl an den Geheimen Legationsrat Terdenge (Berlin), 22.11.1932, 
ADNBL, 339, Bl.�4.

150 Richter, Reinhold: Nationales Denken im Katholizismus der Weimarer Republik, 
Münster u.�a. 2000, S.�305. Vgl. auch Morsey, Wissenschaftler, S.�219.

151 Hierfür könnte beispielsweise eine im Januar 1926 anlässlich des 150. Geburtstages 
von Josef Görres durchgeführte Görres-Ausstellung stehen, die im Haus der DB 
gezeigt und durch eine »Görres-Feier« umrahmt wurde. Vgl. Mitteilungen aus der 
DB, Nr.�17 vom 26.1.1926, ADNBL, Abt. VI, Nr.�31, Bl.�4. Uhlendahl zeigte sich 
gegenüber Schreiber erfreut, dass diesem die Feier nicht entgangen war und sie so-
gar in einer Reichstagssitzung erwähnte. Vgl. Uhlendahl an Schreiber, 25.3.1926, 
ebd., Bl.�8. Als eine spezifische Form der Lobbyarbeit könnte man die Tauschbe-
ziehungen der DB mit dem von Schreiber 1927 in Münster eröffneten Deutschen 
Institut für Auslandskunde ansehen, das, im Vergleich zu anderen mit der DB in 
Tauschbeziehungen stehenden Institutionen, deutlich bevorzugt wurde. So ist dem 
Bericht der Dublettenstelle der DB für 1931 zu entnehmen, dass sie in diesem Jahr 
2.415 Bände an Bibliotheken und Einzelpersonen abgegeben hatte, von denen allein 
1.234 Bände (also 51,1�%) auf Schreibers Institut in Münster entfielen. Auch im Jahr 
1932 fand sich das Münsteraner Institut wieder auf der Liste, eine Zahl über die 
gelieferten Dubletten fehlt jedoch. Vgl. Bericht der Dublettenstelle der DB für den 
1.4.1931-31.3.1932, ADNBL, 541/2 (1931/32), Bl.�118; Bericht der Dublettenstelle 
der DB für den 1.4.1932-31.3.1933, ADNBL, 541/1 (Akte Allgemein), Bl.�103a; Uh-
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ren möglicherweise seine Erfahrungen als Student in der Großstadt Berlin und 
während des Krieges ausschlaggebend, die seine in der Jugend geprägten katho-
lischen Konventionen aufgelockert hatten. Als sich sein ehemaliger Mitschüler 
am Gymnasium in Neuss, der spätere Erzbischof von Köln, Joseph Frings, 1925 
über die »christliches Schamgefühl völlig beiseite« lassenden Wandgemälde im 
großen Lesesaal der DB brüskierte, da diese Frauenakte abbildeten, antwortete 
Uhlendahl dem Jugendfreund, dass dessen Urteil ihm »mit einem Schlag die ge-
waltige Kluft vor Augen geführt« habe, welche »die räumliche und geistige Tren-
nung und eine Spanne von 20 langen Jahren« zwischen seine Jugendanschauun-
gen und seine jetzigen Ansichten gesetzt hätten.152

Am 23. Januar 1919 trat Uhlendahl als Volontär in die Preußische Staatsbi-
bliothek ein, wo er von Hans Paalzow »durch Handschlag an Eides statt in 
Pflicht genommen« wurde.153 Zwei Jahre später legte er seine bibliothekarische 
Fachprüfung ab, die er mit dem Prädikat »ausreichend« bestand, und erhielt im 
Mai 1920 eine Assistentenstelle an der PSB. Im Oktober desselben Jahres wurde 
er zum Hilfsbibliothekar, zwölf Monate später zum Bibliothekar und 1922 zum 
Bibliotheksrat ernannt, bevor er im Oktober 1923 schließlich zum persönlichen 
Referenten des Generaldirektors der PSB, Fritz Milkau, avancierte.154 Gerade 
den jüngeren Bibliothekaren galt Milkau als die »Personifikation altpreußischen 
Beamtentums«.155 Die Pflichtauffassung und die Führungsprinzipien des Gene-
raldirektors, den Uhlendahl als »den größten Bibliothekar Deutschlands«, ja als 
den »größten jetzt lebenden Fachkollegen überhaupt« bezeichnete, übten starke 

lendahl an die Forschungsstelle für Auslanddeutschtum und Auslandkunde, Müns-
ter, 7.4.1931, ADNBL, 541/2 (Akte: SW mit dem Deutschen Institut für Ausland-
kunde, Münster), Bl.�1; Uhlendahl an das Deutsche Institut für Auslandkunde, 
Münster, 11.6.1931, ebd., Bl.�6; Dr. Seele (Dublettenstelle der DB) an das Deutsche 
Institut für Auslandkunde e.�V., Münster, 15.11.1932, ebd., Bl.�11. Schließlich sei 
auch darauf verwiesen, dass der am 1.10.1931 in die DB eingetretene Josef Monte-
baur (1895-1937) auf eine Empfehlung Schreibers hin aufgenommen wurde, der 
von der Vaticana in Rom an die DB wechselte. Vgl. Uhlendahl an Siegismund, 
11.6.1931, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�1�f. Zu Montebaur vgl. Habermann/
Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�224.

152 Joseph Frings (Köln-Braunsfeld) an Heinrich Uhlendahl, 14.4.1925 ADNBL, 
154/5 (Hefter Fa-Fu), Bl.�287-288; Uhlendahl an Pfarrer Dr. Joseph Frings, 
8.10.1925, ebd., Bl.�289-290.

153 Von Uhlendahl, Paalzow und August Wendegaß unterzeichneter Vermerk über 
die Indienstnahme Uhlendahls, 2.4.1919, SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2, 
Bl.�5.

154 Vgl. Matthias, Wirken, S.�54. Lothar Poethe verweist zu Recht auf den bemerkens-
werten Umstand, dass Uhlendahl in dieser kurzen Zeit bis in die Leitungsebene der 
PSB aufstieg. Vgl. Poethe, Instrument, S.�249.

155 Vgl. Uhlendahl, Fritz Milkau, S.�1047.
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Wirkung auf den jungen Bibliotheksrat aus.156 Der von Milkau vertretene Füh-
rungsstil, »der sich eher an militärischen Usancen des Befehlens und Gehorchens 
als an kollegialen Prinzipen« orientierte, fand sich auch in der Leitung Uhlen-
dahls an der DB.157 Während aber »Milkaus autokratische Anwandlungen« in 
der PSB zum Teil heftigen Unwillen erregten, zeichnete sich zwar auch Uhlen-
dahl durch einen autoritären Führungsstil aus, ohne jedoch die Meinungen seiner 
engsten Mitarbeiter zu übergehen oder sich sachlicher Kritik zu verschließen.158 

Während seiner Tätigkeit an der PSB lernte Uhlendahl den komplexen Ge-
schäftsgang der größten deutschen wissenschaftlichen Bibliothek kennen und 
erwarb in der Leihstelle der PSB, die er zwei Jahre lang leitete, praktische Erfah-
rungen in der Bibliotheksverwaltung und Personalführung.159 Darüber hinaus 
widmete er sich den im deutschen Bibliothekswesen lange Zeit vernachlässigten 
Berufs- und Standesfragen. Auf den Bibliothekstagen von 1921 bis 1923 verwies 
er auf die wirtschaftlichen Probleme seines Berufsstandes und beschäftigte sich 
mit der einheitlichen Gestaltung des Bibliothekarberufs. Er verwandte sich für 
die Neuregelung der Anwärterfrage im wissenschaftlichen Bibliotheksdienst, die 
auf günstigere Entwicklungsmöglichkeiten des Nachwuchses abzielte.160 Sein 

156 Vgl. ebd., S.�1045-1047; Uhlendahl an Adolf Hilsenbeck, 14.9.1925, ADNBL, 154/5 
(Hefter Hes-Hjel), Bl.�461�f. 

157 Poethe, Instrument, S.�250. 1954 kritisierte der I. Sekretär der DB, dass Uhlendahl 
am überkommenen Prinzip des »Betriebsführertums« festhalte und den Stand-
punkt vertrete, dass er »alleiniger Herr im Hause« sei. Schreiben des I. Sekretärs 
der DB an die Kaderabteilung des Staatssekretariats für Hochschulwesen (mit an-
gefügter Charakteristik des Generaldirektors Dr. Uhlendahl), 20.2.1954, ADNBL, 
PA Heinrich Uhlendahl (Blauer Klarsichthefter: Dr. Uhlendahl 1945-1954), unp.

158 Vgl. Poethe, Instrument, S.�251; Matthias, Wirken, S.�92�f. Zum Führungsstil Mil-
kaus, der die Meinung vertrat, »in der Bibliothek wie in jedem öffentlichen  
Betrieb« könne nur einer herrschen, vgl. Schochow, Fritz Milkau S.�178; Knoche/
Schmitz: Einführung, S.�9; Hans von Müller (PSB) an Uhlendahl, 14.2.1933, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-Mu), Bl.�246. Zur Kritik an Milkaus Führungsstil vgl. 
Eingabe der Bibliothekare Hans Paalzow, Wilhelm Altmann, Gotthold Weil, Wil-
helm Doegen, Christoph Weber, Walther Schultze, Karl Pretzsch, E. Hermann 
Hülle und Hermann Julius August Degering (alle PSB) an Generaldirektor Milkau, 
18.3.1924, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a unp. (vorn lose in Akte liegend); Eingabe der 
eben genannten PSB-Bibliothekare an den PK, 16.4.1924, ebd.; Milkau an Paalzow, 
22.3.1924, ebd.; Uhlendahl an Adolf Hilsenbeck, 14.9.1925, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter Hes-Hjel), Bl.�461�f.

159 Vgl. Matthias, Wirken, S.�54; Der neue Direktor der Deutschen Bücherei, in: Leip-
ziger Neueste Nachrichten vom 2.9.1924, ADNBL, Abt. IV, Nr.�35, Bl.�4; Der neue 
Direktor der Deutschen Bücherei, in: BBl.�91 (1924), Nr.�205 vom 1.9.1924, 
S.�11397.

160 Vgl. Matthias, Wirken, S.�54; Uhlendahl, Gestaltung, S.�303-319; Ders., Neurege-
lung, S.�183-193; Ders.: Die augenblickliche wirtschaftliche Lage und die Beförde-
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Engagement hatte zur Folge, dass er frühzeitig in eine Reihe von Ehrenämtern 
aufrückte. So gehörte er den Vorständen der »Berliner Bibliothekarischen 
 Vereinigung«, des »Landesverbandes der Preußischen Bibliothekare« und des 
 »Vereins Deutscher Bibliothekare« an. Seit dem Bibliothekartag in Erfurt 1924 
fungierte er auch als stellvertretender Vorsitzender des VDB.161 Bereits 1922 
wurde er zum Vorstandsmitglied des »Wissenschaftlichen Berufsverbandes« im 
»Reichsbund der Höheren Beamten« ernannt, in welchem er die Interessen der 
wissenschaftlichen Bibliotheks-, Archiv- und Museumsbeamten wahrnahm.162

Am 1. Oktober 1924 trat Uhlendahl sein Amt als Direktor der DB an. Wie er 
Milkau und dem Preußischen Kultusministerium mitteilte, fiel es ihm nicht 
leicht, »die erste und vornehmste Bibliothek Deutschlands, die Hüterin altehr-
würdiger Bibliothekstraditionen, die bewährte Lehrmeisterin auf allen Gebieten 
bibliothekarischen Lebens« zu verlassen. Allerdings bot ihm das neue Amt 
»durch die Eröffnung eines selbständigen, bedeutenden Wirkungskreises so viel 

rungsaussichten der Anwärter für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst in 
Preußen, in: ZfB 40 (1923), Heft 6, S.�251-257.

161 Der neue Direktor der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten 
vom 2.9.1924, ADNBL, Abt. IV, Nr.�35, Bl.�4.

162 Der neue Direktor der Deutschen Bücherei, in: BBl.�91 (1924), Nr.�205 vom 
1.9.1924, S.�11397.

Abb. 13: Heinrich Uhlendahl. Direktor der Deutschen Bücherei 1924-1954
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Verlockendes«, dass er sich dem Ruf nach Leipzig nicht verschließen konnte.163 
Wegen der »Unsicherheit der Lage der Deutschen Bücherei und der Schwierig-
keiten ihrer Personalverhältnisse« hatte ihm das Preußische Kultusministerium 
zwar eine Frist von sechs Monaten eingeräumt, um nach Berlin zurückzukeh-
ren164, aber schon Anfang Februar 1925 ersuchte Uhlendahl um seine endgültige 
Entlassung aus dem preußischen Staatsdienst:

»Wenn auch die Deutsche Bücherei zur Zeit noch einer festen Fundierung 
entbehrt, noch keineswegs über genügende Etatmittel zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben verfügt und Personalverhältnisse aufweist, die nach verschiedener 
Richtung hin schwierige zu nennen sind, so erscheint auf der anderen Seite der 
dem jungen Unternehmen zugrunde liegende Gedanke doch von so hoher na-
tionaler und kultureller Bedeutung und so zukunftverheissend, dass ich in sei-
ner Durchführung eine bedeutende und trotz aller Schwierigkeiten auch be-
friedigende Aufgabe erblicke, für die ich alle meine Kräfte einzusetzen bereit 
bin.«165

3. »Intra muros« – Dienstleister für die Wissenschaft166 

Bei der feierlichen Einführung Heinrich Uhlendahls als Direktor der DB gab 
ihm der ehemalige Vorsitzende des Börsenvereins Arthur Meiner mit auf den 
Weg, dass seine »vornehmste Aufgabe« darin bestehe, den Aufgabenkreis der DB 
als »Nationalbibliothek und Nationalarchiv« des gesamten deutschen Schrift-
tums »zu vollster Blüte« zu bringen.167 Das »dienstliche Bestreben« des neuen 

163 Uhlendahl an den PK (durch den Generaldirektor der PSB), 10.9.1924, SBB PK, 
Historische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�37.

164 Milkau an den PK, 17.9.1924, ebd., Bl.�65; PK an den Generaldirektor der PSB, 
1.10.1924, ebd., Bl.�69.

165 Poethe, Instrument, S.�250�f.
166 In Anlehnung an Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�43.
167 Ansprachen, gehalten bei der am 30. September 1924 stattgefundenen Einführung 

des neugewählten Direktors der Deutschen Bücherei zu Leipzig, in: BBl.�91 (1924), 
Nr.�243 vom 15.10.1924, S.�13915-13917, hier S.�13916. Die Ernennung des Preußen 
Uhlendahl fand in »echt sächsisch« gesinnten Kreisen keine ungeteilte Freude. So 
kritisierte ein »Freund«, dass es in sächsischen Gelehrtenkreisen »größtes Befrem-
den« errege, dass bei der Besetzung von Direktorenstellen an den großen sächsi-
schen Bibliotheken keine Sachsen berücksichtigt würden. An der UB Leipzig hätte 
man an die Stelle des Preußen Bollert den Bayern Glauning, an der LB Dresden den 
Preußen Ermisch durch den Preußen Bollert und nun an der DB den Preußen 
Minde-Pouet durch den Preußen Uhlendahl ersetzt. Diese sächsische Personal-
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Direktors ziele aber auch darauf ab, der DB »eine geachtete Stellung im deut-
schen und internationalen Bibliothekswesen zu verschaffen«.168 Diesen An-
spruch verfolgte Uhlendahl von Beginn an konsequent, wobei er einen im 
 Vergleich zu Minde-Pouet neuen Führungsstil verkörperte. So führte er – ver-
mutlich in Anlehnung an die Direktorenkonferenzen der PSB – auch an der DB 
wöchentliche Besprechungen mit den wissenschaftlichen Beamten ein.169 Ähn-
lich wie Milkau an der Staatsbibliothek in Berlin stützte sich Uhlendahl auf so-
genannte Direktorialverfügungen, in denen er seine Mitarbeiter über von ihm 
getroffene Entscheidungen informierte.170 Da Uhlendahl die Ansicht vertrat, 
dass jeder seiner Mitarbeiter flexibel und universell einsetzbar sein müsse, wur-
den in diesen Verfügungen nicht selten kurzfristige Personalverschiebungen an-
geordnet oder ganze Abteilungen umstrukturiert, um den Betrieb der DB zu op-
timieren. Dabei kam es mitunter vor, dass auch die zuständigen leitenden 
Bibliothekare vor vollendete Tatsachen gestellt wurden, was in der Belegschaft 
nicht immer auf Verständnis stieß und hin und wieder für »tränenreiche Diskus-
sionen« sorgte.171

politik, so der anonyme Kritiker, gebe doch sehr zu denken und sei »einzigartig in 
Deutschland«. Amicus veritatis: Echt Sächsisch!, in: Dresdener Nachrichten vom 
3.10.1924, ADNBL, 180/6 (Hefter: Sammlung Zeitungsausschnitte, Nachlass Al-
bert Paust), Bl.�45.

168 Lebenslauf Uhlendahls, ohne Datum (1954), ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl 
(Blauer Klarsichthefter: Dr. Uhlendahl 1945-1954), unp.

169 Vgl. Umlauf der Direktion an die wissenschaftlichen Beamten der DB, 8.10.1924, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�5, Bl.�95. Da er häufig von einzelnen Beamten zu ganz ver-
schiedenen Tageszeiten um eine Besprechung gebeten wurde, führte er für diese 
Zwecke zudem eine Sprechstunde ein. Verfügung Uhlendahls (gez. Ebert, Stellver-
tretender Direktor), 28.10.1925, ebd., Bl.�152. Zu den Direktorenkonferenzen an 
der PSB vgl. Krause, Dienstprotokolle.

170 Vgl. Schochow, Fritz Milkau, S.�176. Beispiele für derartige Verfügungen Milkaus 
an der PSB finden sich unter dem 20.3.1922 (Bl.�47), 28.3.1922 (Bl.�49), 5.5.1922 
(Bl.�51) oder 1.2.1923 (Bl.�57), SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2. Zu den 
zahllosen Direktorialverfügungen Uhlendahls vgl. ADNBL, 154/1 (Hefter 1-6); 
ADNBL, 374/2, Hefter 1-12.

171 Vgl. Kunze, Buchgefährten, S.�167; Matthias, Wirken, S.�93; Poethe, Instrument, 
S.�250. Über eine dieser Personalrochaden, die von den Mitarbeitern der DB augen-
zwinkernd als üblicher »Frühlingssturm« bezeichnet wurden, unterrichtete Oskar 
Kupfer seinen Kollegen Albert Paust: »Ich weiss nicht, ob Sie bereits […] über die 
diesjährige Truppenverschiebung innerhalb der Deutschen Bücherei unterrichtet 
sind (sie betrifft nur 59 Personen) und dass auch ich den Wanderstab wieder in die 
Hand nehmen muss, es ist dies – nebenbei gesagt – meine 33. Versetzung während 
meiner Zugehörigkeit zur Deutschen Bücherei. […] Es ist zu natürlich, dass die 
letzte Versetzungsliste bei vielen keine besondere Freude auslöste, aber was hilft 
das alles, der Marschbefehl ist gegeben und nun heisst es marschieren.« Oskar 
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Dies bedeutet jedoch nicht, dass sich Uhlendahl nicht für die Probleme und 
Sorgen seiner Mitarbeiter interessierte. Ihm war vielmehr ein ausgeprägt kolle-
giales Wesen zu eigen, das ihn im Urteil der DB-Belegschaft als freundlichen und 
geduldigen Chef erscheinen ließ.172 Beim Lesen der überlieferten Korrespon-
denz Uhlendahls entsteht der Eindruck, dass er jeden seiner Mitarbeiter persön-
lich kannte. Volontäre und neue Kräfte stellte er grundsätzlich nur nach einem 
persönlichen Gespräch ein, das er sich stets vorbehielt.173 Welche Bedeutung er 
der ›richtigen‹ Auswahl neuer Mitarbeiter zumaß, geht daraus hervor, dass er die 
eingereichten Unterlagen auch durch Berufspsychologen einer graphologischen 
Schriftanalyse unterziehen ließ, um mehr über die Persönlichkeit und den ›Cha-
rakter‹ der Betreffenden in Erfahrung zu bringen.174 Unter Uhlendahls Leitung 
schien sich in der DB erstmals ein weitgehend harmonisches Betriebsklima ein-
zustellen, wovon zahllose Postkarten und Urlaubsgrüße seiner Mitarbeiter wie 
auch Schreiben ehemaliger DB-Bibliothekare zeugen. Sein diplomatisches Ge-
schick und sein einnehmendes Wesen garantierten ein einträchtiges Zusammen-
wirken mit dem Geschäftsführenden Ausschuss und dem Börsenverein, die ihm 
weitgehende Freiheiten in seiner Amtsführung gewährten.175 Dies war sicher 
auch darauf zurückzuführen, dass Uhlendahl an sich selbst und seine Mitarbeiter 

Kupfer (DB) an Albert Paust (DB), 31.3.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), 
Bl.�85. Der Hinweis auf den üblichen Frühlingssturm findet sich in Schreiben von 
Olga Siebe (DB) an Albert Paust, 28.3.1939, ebd., Bl.�84.

172 Vgl. Poethe, Instrument, S.�251.
173 Vgl. Uhlendahl an Friedrich Jaksch (Direktor der Bücherei der Deutschen, Rei-

chenberg), 18.8.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Ja-Ju), Bl.�51; Schreiben von Fleisch-
hack an Gerhard Metzmacher (Düsseldorf), 14.7.1928, ADNBL, Abt. IV, Nr.�13II, 
Bl.�148.

174 Vgl. etwa das Gutachten des Berufs- und Reklamepsychologen Karl Fleischhack 
(Leipzig) für die Bewerberin Gertrud Arendt, 27.6.1927, ADNBL, Abt. IV, Nr.�6 
(blauer Hefter), Bl.�3; Gutachten Karl Fleischhacks über die Bewerberin Selma 
Lippold, 27.6.1927, ebd., Bl.�28; Charakterbild über Elisabeth Harper, ohne Datum 
(Januar 1927), ADNBL, 154/5 (Hefter Haa-Her), Bl.�216. Wie die Graphologen aus 
dem Schriftbild der Bewerber ›charakteristische Eigenschaften‹ – etwa Egoismus, 
Machtstreben, Unbescheidenheit und Intriganz – ableiteten, sei dahingestellt, aber 
mit dieser damals offenbar boomenden »klugen Methode« wähnte sich offensicht-
lich auch Uhlendahl am Puls der Zeit. Der Hinweis auf die »klugen Methoden« der 
Graphologie findet sich im zu jener Zeit entstehenden und 1930 erschienenen Ro-
man Lion Feuchtwangers »Erfolg«, dessen Heldin einen solchen »graphologischen 
Betrieb« führt. Vgl. Feuchtwanger, Lion: Erfolg. Drei Jahre Geschichte einer Pro-
vinz, Berlin 2008, S.�84, 107�f.

175 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�44�f. Zum »geradezu freundschaft-
lichen« Verhältnis Uhlendahls zu den Vorstehern des BV, Max Röder (1924-1930) 
und Friedrich Oldenbourg (1930-1934), vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�258. 
Uhlendahl bezeichnete Oldenbourg als einen ›prächtigen Menschen‹. Vgl. Uhlen-
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fachlich die höchsten Ansprüche erhob. Der im Oktober 1931 in die DB einge-
tretene Josef Montebaur stellte nach wenigen Tagen fest, »dass der Schwung der 
Arbeit in der DB ein ganz anderer« sei als bei anderen Bibliotheken.176 Ein Jahr 
später hob der als Austauschbibliothekar an der DB tätige Norweger Hans Jens-
sen hervor, dass an der DB ein Arbeitstempo herrsche, wie er es »bisher noch 
kaum an einer Bibliothek gefunden habe«.177 Da sich Uhlendahl mit seiner gan-
zen Person für »seine« Bibliothek verwandte und ihr Gedeihen zu seinem per-
sönlichen Anliegen machte, wurde augenzwinkernd kolportiert, der ewige Jung-
geselle  – der täglich von 10 Uhr morgens bis 22 Uhr abends in der DB 
arbeitete – sei mit dieser »verheiratet« gewesen.178

Uhlendahl besaß ein ausgeprägtes Organisationstalent und erwies sich als mo-
derner Bibliothekar, der vor neuen, innovativen Schritten nicht zurückschreckte. 
Sein Credo bestand darin, die Kräfte nicht zu verzetteln und stets in den dring-
lichen Arbeiten weiterzukommen.179 Dabei ließ er sich auch von den Erfahrun-
gen des Auslandes, insbesondere den Vereinigten Staaten, leiten. So forderte er, 
die den deutschen Bibliotheken immer noch eigenen »Arbeitsmethoden eines 

dahl an Isak Collijn (Stockholm), 22.6.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter Bu-Cz), 
Bl.�249.

176 Niederschrift über eine Besprechung der vom GA der DB auf Grund des Beschlus-
ses vom 10.12.1931 eingesetzten Sparkommission am 14.1.1932, ADNBL, 231/4 
(Hefter: Sparkommission), Bl.�17-33, hier B. 19.

177 Jenssen, Hans: Meine Eindrücke an der Deutschen Bücherei, in: BBl.�101 (1934), 
Nr.�3 vom 16.1.1934, S.�44-46, hier S.�46.

178 Vgl. Poethe, Instrument, S.�251; Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�38. An an-
derer Stelle findet sich der Hinweis, Uhlendahl habe nicht nur in der DB gearbeitet, 
sondern dort sein Leben verbracht (»Das Immerdasein für die Bücherei ist Ihr Da-
sein«). Richard Lehmann (Mitglied des Vorstandes der Leipziger Verlagsdruckerei 
AG vorm. Fischer & Kürsten und Hauptschriftleiter der Neuen Leipziger Zeitung) 
an Uhlendahl, 13.5.1938, ADNBL, 187/3/3 (Hefter: Jubiläum 25 Jahre DB  – 
Glückwunschschreiben A-L, 1938), Bl.�189�f. Der Hinweis auf den mit der DB 
»verheirateten« Uhlendahl findet sich in Schochow, Werner: Eine Stimme aus Ber-
lin: Wieland Schmidt  – Bibliothekar zwischen Tagwerk und Wissenschaft, in: 
Ders.: Die Berliner Staatsbibliothek und ihr Umfeld. 20 Kapitel preussisch-deut-
scher Bibliotheksgeschichte, Frankfurt am Main 2005, S.�281-300, hier S.�289. Diese 
Bemerkung geht vermutlich zurück auf ein Schreiben von Uhlendahls Jugend-
freund Joseph Frings, der die DB als Uhlendahls »Braut« bezeichnet hatte. Vgl. Jo-
seph Frings (Köln-Braunsfeld) an Heinrich Uhlendahl, 14.4.1925 ADNBL, 154/5 
(Hefter Fa-Fu), Bl.�287�f. Hinweise darauf, dass Uhlendahl täglich von 10 bis 21 
bzw. 22 Uhr in der DB arbeitete, finden sich in Uhlendahl an Kurt Schreiber (Leip-
zig), 29.7.1930, ADNBL, 151/1/0, Bl.�95. Siehe auch Uhlendahl an Isak Collijn, 
7.5.1929, ADNBL, 819/1/2 (Hefter: IFLA 1929), Bl.�41-43.

179 Vgl. Uhlendahl (Trondhjem) an Martin Lippmann, 28.8.1930, ADNBL, 154/2, 
Bl.�44.
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kleinen Ladens« abzulegen, und ihnen den Charakter »eines großen Warenhau-
ses« zu verleihen.180 Er zerbrach sich pausenlos darüber den Kopf, den Gang des 
Buches durch die DB zu optimieren, um es so schnell wie möglich der Benut-
zung zuzuführen. Bereits im Herbst 1926 hatte Uhlendahl den Geschäftsgang so 
straff organisiert, dass neue Bücher innerhalb einer Woche nach ihrem Eingang 
»magazinreif«, also akzessioniert, katalogisiert und mit Signaturen versehen für 
die Benutzung bereit waren.181 Noch schneller gestaltete sich die Bereitstellung 
der Zeitschriften, deren täglicher Eingang sich um 1930 auf durchschnittlich 
1.300 Hefte belief. Ihre Aufnahme wurde so gestaltet, dass die neuen Hefte der 
wissenschaftlich wichtigsten Zeitschriften (etwa 4.000 von insgesamt 25.000 
Zeitschriften) bereits am nächsten Tag im Zeitschriftensaal der Benutzung zu-
gänglich gemacht wurden.182 Nach einer Reorganisation der Leihstelle konnten 
sich die Bibliothekare zugute halten, dass ihre Benutzer nun bereits zwei Stun-
den nach einer Bestellung ihre Bücher in Händen hielten, womit die DB die Bü-
cherbestellungen »von allen deutschen Bibliotheken« am schnellsten erledigte.183 

Da Buchhandel und Bibliotheken ein besonderes Interesse daran hatten, mög-
lichst schnell über die Neuerscheinungen informiert zu werden, zeigte sich 
 Uhlendahl darum bemüht, die Bearbeitung der täglichen und wöchentlichen 
Buchhandelsbibliographien zu perfektionieren. Nach seiner Auffassung waren 
»Schnelligkeit und Zuverlässigkeit […] die beiden Pole, um die sich bei der Bi-
bliographie der Neuerscheinungen alles« drehe.184 Die Bearbeitung des Täg-
lichen Verzeichnisses wurde durch die Einführung eines Abenddienstes ab No-
vember 1925 erheblich beschleunigt. Dauerte es bis dahin vom Eingang des 
Buches etwa drei Tage, bis der Titel im Börsenblatt angezeigt wurde, gelangten 

180 Die Forderungen gingen auf Ernst Kuhnert (PSB) zurück. Vgl. Uhlendahl an Ernst 
Kuhnert [PSB], 25.11.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Klem-Kur), Bl.�376�f.

181 Ebd.
182 Vgl. Praesent, Hans: Die neue Zeitschriftenkartei der Deutschen Bücherei in Leip-

zig, in: Zeitschrift für Organisation. Zentralblatt für die Praxis der rationellen Ge-
schäfts- und Wirtschaftsgestaltung 4 (1930), Heft 10, S.�259-261.

183 Auf dieses stolze Selbstverständnis der DB verwies die als Gast an der DB wirkende 
US-amerikanische Austauschbibliothekarin Carolyn A. Walker, unterließ es aber 
nicht zu betonen, dass derartig »lange« Wartezeiten in den USA undenkbar wären. 
So genügsam wie die Deutschen wäre kein Benutzer einer amerikanischen Biblio-
thek, denn eine »so langsame Erledigung würde sich kein Amerikaner gefallen las-
sen«. In der New Yorker Public Library beispielsweise würde man sein Buch be-
reits acht Minuten nach seiner Bestellung erhalten. Walker, Carolyn A.: Meine 
Tätigkeit an der Deutschen Bücherei, in: BBl.�97 (1930), Nr.�113 vom 17.5.1930, 
S.�10�f. Vgl. auch Bericht über die Verwaltung der DB 1925, S.�46.

184 Bericht über die Verwaltung der DB 1926, S.�36.
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neue Titel nun bereits 48 Stunden nach ihrem Eingang zur Anzeige.185 Zur Er-
mittlung der der DB fehlenden Druckschriften wurde ein sogenannter Feststel-
lungsdienst eingerichtet, der sich der Durchsicht zahlreicher internationaler Bi-
bliographien, gedruckter Bestandverzeichnisse großer Bibliotheken aber auch 
wichtiger Neuerscheinungslisten des Buchhandels annahm.186 Besonderes Au-
genmerk erfuhr die Auskunftserteilung.187 Der Auswertung und Nutzung der 
Büchereibestände maß Uhlendahl so große Bedeutung bei, dass er 1927 die Ein-
richtung einer »Bibliographischen Auskunftsstelle« verfügte, deren Leitung 
Otto Ebert übernahm.188 Sie hatte die Aufgabe, die an die Anstalt gerichteten 
Fragen bibliographischer, literarischer oder wissenschaftlicher Art innerhalb 
kürzester Zeit zu bearbeiten.189 Einfache Anfragen, insbesondere die üblichen 
Fragezettel der Buchhändler, sollten »grundsätzlich noch am gleichen Tage be-
arbeitet und zur Post gegeben werden«.190 Für die Außenwirkung der DB kam 
der Auskunfts abteilung maßgebliche Bedeutung zu, denn sie stellte auch das ge-
samte deutsche bibliothekarische Auskunftswesen auf eine neue Grundlage. 
Während das in Berlin ansässige Auskunftsbüro der deutschen Bibliotheken in 
erster Linie den Standort bestimmter gesuchter Schriften nachwies, erteilte die 
Auskunfts- und Beratungsstelle der DB bibliographische Auskünfte über den 

185 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1925, S.�31�f.; Rötzsch/Plesske, Deutsche 
Bücherei, S.�40. Die Forderung einer möglichst schnellen Anzeige führte infolge 
Personalmangels anfangs allerdings zu Problemen, da die Arbeit an den Korrektur-
fahnen »nur im Hetztempo erledigt« werden konnte. Dem steuerte Uhlendahl 
durch Zuteilung weiterer Kräfte entgegen. Vgl. Otto Eggert (DB): Vorschläge für 
eine Dienstzeit- und Arbeits-Einteilung im Täglichen Verzeichnis (TV), 23.4.1927, 
ADNBL, 556/0, Bl.�1; Verfügung Uhlendahls über die Neuregelung des Dienstes 
beim TV, 20.5.1927, ebd., Bl.�3�f. Wie bereits erwähnt, hatte Minde-Pouet 1921 
 darauf verwiesen, dass die Veröffentlichung der Neuerscheinungen im Börsenblatt 
innerhalb 36 Stunden nach dem Eingang des Buches in der DB erfolge. Angesichts 
der von Uhlendahl immer wieder besonders hervorgehobenen Tatsache, dass die 
Verzeichnung der Bücher unter seinem Direktorat auf 48 Stunden verringert 
wurde, ist davon auszugehen, dass Minde-Pouet übertrieb oder Einzelfälle zur 
Norm erhob. Vgl. Minde-Pouet an Artur Seemann, 7.9.1921, ebd., Bl.�259c-259e.

186 Vgl. Matthias, Wirken, S.�58�f. 
187 Vgl. Uhlendahl, Heinrich: Auskunftserteilung, in: Gustav Abb (Bearb.): Hand-

buch der Bibliothekswissenschaft. Bd.�2: Bibliotheksverwaltung, Leipzig 1933, 
S.�438-463, hier S.�446�f.

188 Vgl. Uhlendahl an Georg Fröschel (Redaktion der Berliner Illustrierten Zeitung, 
Berlin), 4.12.1929, ADNBL, 182/3, Bd.�I (1928-1944), Bl.�10.

189 Vgl. 15. Jahresbericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei des Börsenver-
eins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig 1. April 1927 bis 31. März 1928, Leip-
zig 1929, S.�64.

190 Verfügung Uhlendahls, 29.12.1929, ADNBL, 154/1 (Hefter: Direktorialverfügung 
1929-1932), Bl.�76.
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Inhalt und die Form des Schrifttums, nahm Titelergänzungen vor und erstellte 
umfangreiche Literaturverzeichnisse.191 Im Jahr 1927 erteilte die DB 4.910 
schriftliche und mündliche Auskünfte, zwei Jahre später waren es bereits 8.568. 
Dieser Trend setzte sich in den folgenden Jahren exponentiell fort. Meldete die 
Abteilung 1931 15.433 Erledigungen, so konnte sie zwei Jahre später schon auf 
22.524 positiv beantwortete Auskunftsersuchen verweisen.192 

Um die alljährlichen Werbungskosten des Börsenvereins zu senken, die zum 
Ankauf jener Werke aufgebracht wurden, die von seinen Mitgliedern nicht kos-
tenlos geliefert wurden, entfaltete die DB unter Uhlendahl eine rege Werbetätig-
keit. Im Anschluss an die jährlichen Bibliothekartage des VDB unternahmen 
DB-Mitarbeiter ausgedehnte Reisen, die sie zu »Höflichkeitsbesuchen« im 
Buchhandel, bei Verlegern sowie privaten und wissenschaftlichen Einrichtungen 
nutzten, um neue Stifter zu gewinnen.193 Zu den Stellen, die im Zuge des VDB-
Tages in Erlangen 1931 im süddeutschen Raum aufgesucht wurden, zählten das 
der NS-Bewegung nahestehende Verlagshaus Bruckmann, der Zentralverlag der 
NSDAP, Franz-Eher Nachf., und die Hauptgeschäftsstelle der NSDAP in Mün-
chen. Bei den dort geführten Gesprächen kam man überein, dass die DB »auch 
für nicht im Verlag Eher erscheinende Schriften vorgemerkt« sei.194 Darüber  
hinaus wurden Beziehungen zum Kyffhäuser-Bund und zum Stahlhelm aufge-
nommen.195 Die Reisen erstreckten sich auch auf das Ausland, so etwa Budapest, 
Kronstadt, Bukarest und Konstantinopel (1926), Reval, Dorpat und Riga (1929) 
oder Eupen, Malmedy und St. Vith. (1931).196 Im Ergebnis dieser Reisen ver-
pflichteten sich immer wieder neue Stellen zur kostenlosen Lieferung ihrer Titel, 

191 Vgl. Matthias, Wirken, S.�59; Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�42. 1929 ging 
Uhlendahl sogar so weit, zu behaupten, dass das Auskunftsbüro der Deutschen  
Bibliotheken in Berlin »eine Ergänzung zu unserer Einrichtung« darstelle. Uhlen-
dahl an Georg Fröschel (Redaktion der Berliner Illustrierten Zeitung, Berlin), 
4.12.1929, ADNBL, 182/3, Bd.�I (1928-1944), Bl.�10. Zum Auskunftsbüro der 
Deutschen Bibliotheken, das 1926 Auskünfte über 10.206 Titel gab, vgl. Hugo 
Andres Krüss (Generaldirektor der PSB) an den RMdI, 28.4.1927, BArch Berlin, 
R�1501/126842, Bl.�20-26.

192 Vgl. Berichte über die Verwaltung der DB 1927 (S.�64), 1929 (S.�46) und 1931-1937 
(S.�107).

193 Vgl. etwa Mitteilungen aus der DB, Nr.�3 (April-Juni 1926), ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4a/4, Bl.�24-30, hier Bl.�24; Mitteilungen aus der DB, Nr.�4 (Juli bis September 
1926), ebd., Bl.�1-5, hier Bl.�1.

194 Besuche bei Verlegern im Anschluß an den Erlanger Bibliothekartag Pfingsten 
1931, ADNBL, 507/5 (1929-1938), Bl.�26-28. 

195 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1930, S.�26.
196 Bericht von Wilhelm Luig (DB) über die im Auftrag der DB in Estland und Lett-

land ausgeführten Besuche, ohne Datum (Nov. 1929), ADNBL, 507/5 (1929-1938), 
Bl.�7-12; Bericht von Luig über die Werbereise nach Aachen, Eupen, Malmedy und 
St. Vith 28.5.-1.6.1931, ohne Datum, ebd., Bl.�24.
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woraufhin der Börsenverein einen »erfreulichen Rückgang« seiner Ausgaben für 
die DB verzeichnen konnte.197

Grundlegend für alle geschilderten Verbesserungen des Geschäftsganges und 
der innerbetrieblichen Abläufe waren »Consuetudines«  – »feste Dienstanwei-
sungen« für alle Abteilungen der DB – deren Ausarbeitung Uhlendahl gemein-
sam mit seinen Abteilungsleitern 1925 in Angriff nahm.198 Im Fokus stand der 
»Dienst am Kunden«, in dem Uhlendahl eine der zentralen Aufgaben erblickte.199 
Dieser Dienstleistungscharakter offenbarte sich auf vielerlei Art. Die im Juli 1921 
auf acht Stunden bemessene Öffnungszeit, die während der Inflation 1923 auf sie-
ben Stunden verkürzt werden musste, wurde nach der Wiedereröffnung der DB 
im Januar 1925 auf zwölf erhöht.200 Der folgende Benutzerandrang – im Ver-
gleich zum Vorjahr eine Steigerung um 107 Prozent – veranlasste die Direktion 
im April 1927, die Lesesäle für 14 Stunden zu öffnen.201 Auf die »peinlich« genaue 
Einhaltung der Öffnungszeiten legte Uhlendahl größten Wert. So sollte »unter 
allen Umständen« vermieden werden, »den Eindruck zu erwecken, als ob die 

197 Vgl. etwa Auszug aus dem Protokoll über die Vorstandssitzung des BV vom 28.4. 
bis 4.5.1926 (Punkt: Kostenüberschüsse des BV zur DB), SStAL, 21765/41, unp.

198 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 18.1.1926, ADNBL, Abt. III, Nr.�5, Bl.�192; Bericht 
über die Verwaltung der DB 1926, S.�10; Anlage 3 zum Lebenslauf Uhlendahls vom 
7.1.1952: Die Entwicklung der Deutschen Bücherei unter Leitung Dr. Uhlendahls, 
1924-1952, ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl (Blauer Klarsichthefter: Dr. Uhlen-
dahl 1945-1954), unp. Diese »Consuetudines« wurden 1927 »in Geltung gesetzt«. 
Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1927, S.�9. Als Beispiele für solche Dienst-
anweisungen vgl. die Ausarbeitung: Die Werbeabteilung. Aufgaben und Richt-
linien, ohne Datum (um 1926/27), ADNBL, Abt. III, Nr.�7, unp. (vorn lose in Akte 
liegend);  Vorschriften für die Inventarisierung der in die Hauptkataloge der DB 
aufzunehmenden Bücher, ohne Datum (um 1929/30), ADNBL, 538/1, Bl.�1-12. 
Zur »Vereinfachung und Verbesserung des inneren Betriebes« der DB vgl. Bericht 
über die Verwaltung der DB 1926, S.�5�f. Vgl. zudem Matthias, Wirken, S.�58-60; 
Kunze, Buchgefährten, S.�166�f.

199 Herrmann, Gustav: Die Lesesäle der »Deutschen Bücherei« 10 Jahre geöffnet. Ein 
Jubiläum Deutscher Geisteskultur, in: Das Neue Leipzig. Monatshefte für die Kul-
turinteressen der Grosstadt (1931), Juliheft, S.�291-292.

200 Vgl. Herrmann, Lesesäle, S.�292. Am 23.12.1923 war der Benutzungsdienst der DB 
infolge der inflationsbedingten Sparmaßnahmen eingestellt worden. Nachdem die 
Lesesäle am 1.6.1924 für die zweite Tageshälfte geöffnet wurden, wurden sie ab  
Januar 1925 wieder ganztätig zugänglich gemacht. Vgl. Schurig, Hans: Zeittafel zur 
Geschichte der Deutschen Bücherei, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift 
zum fünfzigjährigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, 
S.�271-286, hier S.�275.

201 Zur Steigerung der Benutzerzahlen 1925 vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 
1925, S.�42. Zu den Öffnungszeiten (8-22 Uhr) vgl. Herrmann, Lesesäle, S.�292, 
Schurig, Zeittafel, S.�276.
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diensttuenden Beamten ein Interesse daran hätten, die Lesesäle um die eine oder 
andere Minute früher zu schließen, als es nach den Bestimmungen notwendig« 
sei.202 In der Leipziger Innenstadt wurden Bestellkästen zum Einwurf von Leih-
scheinen angebracht, über deren Lage mit besonderen Flyern informiert wur-
de.203 Den Professoren der Universität und der Handelshochschule Leipzig 
stellte die Direktion gebührenfreie Dauerkarten zur Verfügung.204 Um den  
Nutzern den Zugang zu der etwas außerhalb der Innenstadt gelegenen DB zu ver-
einfachen, bemühte sich die Direktion um möglichst gute Straßenbahnver-
bindungen. Wie man 1928 zufrieden vermerkte, war die DB »jetzt auf sieben ver-
schiedenen Linien zu erreichen«.205 Dieser Service wurde honoriert. Zwischen 
1925 und 1931 stiegen die Benutzerzahlen kontinuierlich. Zählte die DB 1925 
noch 92.451 Benutzer, waren es sechs Jahre später 401.900.206 Im Jahr 1930 kamen 
täglich durchschnittlich 1.143 Nutzer.207 Trotz der Vermehrung der Plätze in bei-

202 Verfügung Uhlendahls, 30.10.1929, ADNBL, 154/1 (Hefter: Direktorialverfügung 
1929-1932), Bl.�57.

203 Vgl. Handzettel »Zur Benutzung der Deutschen Bücherei«, ohne Datum (um 
1928), ADNBL, Abt. V, Nr.�30c, Bl.�29-31.

204 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1925, S.�49.
205 Vgl. Herrmann, Lesesäle, S.�292; Berichte über die Verwaltung der DB 1926 (S.�46), 

1927 (11); 16. Jahresbericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei 1. April 
1928 bis 31. März 1929, Leipzig 1930, S.�18.

206 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1925 (S.�40); Manuskript für den Jahres-
bericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei 1. April 1932 bis 31. März 
1933, ADNBL, 181/1-1932-1941, Bl.�6. Im Januar 1930 verfügte Uhlendahl die 
Zählung der Benutzer und die Führung einer entsprechenden Statistik. Allerdings 
legte er dabei merkwürdige, die Statistik verzerrende Richtlinien fest. So sollten 
Benutzer, die den Lesesaal für eine kurze Unterbrechung ihrer Arbeiten, etwa zum 
Essen oder für Spaziergänge, verließen, als neue Benutzer gezählt werden. Dabei 
ließ sich Uhlendahl offenbar von dem Bestreben leiten, »eine recht hohe Besucher-
zahl nachweisen zu können«. Da diese Zählung »ein völlig falsches Bild« ergab und 
der »guten Sitte und der menschlichen Vernunft« widersprach, sorgte der 1934 als 
Stellvertreter Uhlendahls an der DB installierte Werner Rust dafür, dass diese Be-
stimmung wieder aufgehoben und zu einer »möglichst genau den wahren Zustand« 
wiedergebenden Zählweise übergegangen wurde. Verfügung Uhlendahls, 23.1.1930, 
ADNBL, 154/1 (Hefter: Direktorialverfügungen 1929-1932), Bl.�82; Aktennotiz 
Werner Rusts, 16.11.1934, ADNBL, 154/1 (Heft II: Direktorialverfügungen 1933-
1936), Bl.�247.

207 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB, S.�50. Eine statistische Erhebung über die 
DB führte im Juli 1931 sogar einen Tagesdurchschnitt von 1.500 Benutzern auf. 
Vgl. Die neuesten Daten über die Deutsche Bücherei, ohne Datum (Juli 1931), 
ADNBL, 180/5, Bd.�I, Bl.�26a-27. Im Vergleich dazu konnten die PSB auf durch-
schnittlich 2.148, die BSB auf 387, die UB Berlin auf 1.087, die UB Göttingen auf 
512 und die UB München auf 1.302 Nutzer verweisen. Vgl. Jahrbuch der Deut-
schen Bibliotheken 23/24 (1930), Leipzig 1933, S.�348-351. Die Deutsche National-
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den Lesesälen von 170 im Jahr 1921 auf nunmehr 376, kam es immer wieder vor, 
dass »ab 18 Uhr […] meist kein Stuhl« mehr frei war und man »Notplätze« in 
Nebenräumen einrichten musste. Manchmal waren die Lesesäle so überfüllt, dass 
ein Teil der Besucher gezwungen war, »stehend zu lesen«. Wie eine statistische 
Erhebung der DB ergab, hielten sich kurz vor Schließung um 22 Uhr noch durch-
schnittlich 140 Benutzer in den Lesesälen und Katalogräumen auf.208 In der Zeit 
von 1925 bis 1931 entwickelte sich die DB zu einer der am stärksten frequentier-
ten Bibliotheken im Reich, was ein Vergleich mit ihren beiden Schwesteranstalten 
in Berlin und München und den drei am häufigsten benutzten deutschen Univer-
sitätsbibliotheken in Berlin, Göttingen und München belegt:

Jahr Preußische 
Staats-
bibliothek

Bayerische 
Staats-
bibliothek

Deutsche 
Bücherei

UB 
Berlin

UB 
Göttingen

UB 
München

1918 145.747 87.798 geschlossen 22.483 12.373 179.693

1919 geschlossen

1920 256.885 137.671 geschlossen 58.678 20.938 368.450

bibliothek Frankfurt am Main/Leipzig verweist in ihrem Jahresbericht für 2015 auf 
einen Tagesdurchschnitt von 666 Benutzern in beiden Häusern zusammen. Im Jahr 
2013 waren es noch 741. Vgl. Jahresbericht 2015 der Deutschen Nationalbiblio-
thek, Frankfurt am Main 2016, S.�52. Der sprunghafte Anstieg der Nutzerzahlen 
der DB zwischen 1929 und 1932 hing zu einem großen Teil auch damit zusammen, 
dass während der durch die Weltwirtschaftskrise ausgelösten großen Arbeitslosig-
keit viele Personen die DB aufsuchten, »um sich durch Lektüre irgendwie nützlich 
zu beschäftigen«. Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�113. Erstmalig 
wurden am 25.1.1930 mehr als 1.000 Benutzer in der DB gezählt. Der tausendste 
Benutzer, Felix Siegel aus Leipzig, erhielt von der DB eine Ehrenkarte, die ihn  
zeitlebens zum gebührenfreien Besuch der DB berechtigte und wurde zudem von 
der Gesellschaft der Freunde der DB »zum Immerwährenden Mitglied« ernannt. 
Bericht über die 76. Sitzung des GA der DB am 8.2.1930, ADNBL, 153/1/1-76, 
Bl.�42-54, hier Bl.�54; Uhlendahl an Felix Siegel, 4.2.1930, ADNBL, 151/1/0, Bl.�28.

208 Herrmann, Lesesäle, S.�292; Bericht über die Verwaltung der DB 1930, 59. Vgl. zu-
dem 15. Sitzung des VR�der DB am 22.3.1930, ADNBL, 153/2/2, Bl.�80-92, hier 
Bl.�91. Belletristik wurde im Lesesaal der DB allerdings nicht ausgegeben, um »allzu 
große Menschenansammlungen« zu vermeiden. Dr. C.�F.: Das Buch im Glücksrad. 
Zweihunderttausend Bücherlose – Ziehung in der Deutschen Bücherei, in: Leipzi-
ger Tageblatt vom 30.4.1925, ADNBL, 180/6, Hefter: Sammlung Zeitungsaus-
schnitte, Nachlass Albert Paust, Bl.�56. Im Zuge einer Statistischen Erhebung gab 
die DB 1930 an, dass etwa 2/5 ihrer Benutzer Frauen seien. Vgl. Uhlendahl an das 
Statistische Amt der Stadt Leipzig (mit anliegendem Fragebogen über Bibliothe-
ken, Büchereien, Lesehallen und Volkshochschulen), 30.9.1930, ADNBL, 183/0, 
Bl.�80R-82.
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Jahr Preußische 
Staats-
bibliothek

Bayerische 
Staats-
bibliothek

Deutsche 
Bücherei

UB 
Berlin

UB 
Göttingen

UB 
München

1921 317.994 141.398 19.558 58.195 53.116 332.809

1922 362.628 144.512 52.766 101.330 105.432 264.410

1923 488.086 162.046 49.009 114.206 140.176 276.121

1924 478.309 167.746 48.496 121.465 83.267 303.961

1925 449.619 162.174 92.451 136.545 94.013 324.125

1926 502.143 162.354 131.247 159.322 124.363 380.500

1927 510.646 145.833 134.251 191.032 152.126 356.013

1928 525.758 140.243 146.356 204.182 162.356 385.748

1929 500.917 134.516 195.025 290.900 168.161 354.285

1930 642.225 112.090 341.661 323.835 147.570 364.583

1931 683.264 105.402 401.900 349.422 147.655 356.658

1932 728.404 101.315 388.745 403.576 144.765 357.285

Tabelle 4: Entwicklung der Benutzerzahlen 1918-1932 an der PSB, der BSB, der DB 
und den Universitätsbibliotheken Berlin, Göttingen und München209

Der ›neue Stil‹ unter Uhlendahl offenbarte sich noch in anderer Hinsicht. 
Stärker als unter Minde-Pouet entfaltete die Anstalt nun eine rege und gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit.210 Um sichtbare Transparenz bemüht, führte Uhlendahl 
Anfang 1925 zwanglos erscheinende »Mitteilungen« ein, die über die neuesten 

209 Für Berlin, Göttingen und München vgl. Statistik C2 »Benutzung vor Ort« im 
Jahrbuch der Deutschen Bibliotheken 14 (1920) bis 25 (1934), Leipzig 1920�ff. Für 
die Deutsche Bücherei vgl. die Berichte über die Verwaltung der DB 1921 (S.�26), 
1922 (S.�27), 1923 (S.�25), 1924 (S.�31), 1925 (S.�40), 1926 (S.�45), 1927 (S.�51), 1928 
(S.�57), 1929 (S.�49), 1930 (S.�49). Für 1931 und 1932 vgl. Manuskript für den Jah-
resbericht über die Verwaltung der Deutschen Bücherei 1. April 1932 bis 31. März 
1933, ADNBL, 181/1-1932-1941, Bl.�6.

210 Daher ist die von Georg Ruppelt vertretene Auffassung, die reichsdeutschen wis-
senschaftlichen Bibliotheken hätten in der Weimarer Republik Fragen der Öffent-
lichkeitsarbeit »nur sehr verhalten genutzt«, zumindest für die DB zu revidieren. 
Das gilt auch für den Befund Ruppelts, lediglich die PSB habe in größerem Umfang 
»gezielte Pressearbeit« betrieben, denn auch die DB unterhielt enge Kontakte zur 
Presse und nutzte sie für ihre Zwecke. Vgl. Ruppelt, Anmerkungen, S.�233, 235.
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Entwicklungen und besondere Anlässe der DB berichteten und als Handrei-
chung für die Tages- und Zeitschriftenpresse dienten.211 Die gleiche Funktion 
erfüllten die zu Tausenden versandten jährlichen DB-Verwaltungsberichte, die 
im Unterschied zu früher wesentlich ausführlicher gehalten waren und genauen 
Aufschluss über die Entwicklung der einzelnen Abteilungen gaben.212 Dahinter 
stand der Gedanke einer gezielten Aufklärung über die DB, um die Öffentlich-
keit, die angeblich »so gut wie überhaupt nichts von der DB« wusste, über ihren 
Zweck zu informieren.213 Wie Max Otto Schroeder 1925 einräumte, hätte man 
»aus allzu großer Bescheidenheit die Vorzüge der DB bisher nicht genügend auf 
den Leuchter gestellt«. Daher müsse man »immer wieder aufs Neue den Gedan-
ken der DB hinaustragen und den Gemütern einhämmern«.214 Die »Pressestelle« 
der DB versorgte daher Redaktionen im ganzen Reich mit Nachrichten von all-
gemeinem Interesse, lancierte in zunehmendem Maße jedoch auch bibliotheks-
politisch brisante Artikel, um etwa im Konflikt mit der Preußischen Staatsbi-
bliothek eigene Auffassungen zu streuen und gegen die Berliner Konkurrenz zu 
sticheln.215 Dabei musste sich die DB gelegentlich den Vorwurf gefallen lassen, 

211 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1929, S.�11. Eine Übersicht über alle 
»Mitteilungen aus der Deutschen Bücherei an die Presse« von 1925 bis 1943 findet 
sich in ADNBL, 182/1 (Verwaltung, Allgemeine Verwaltung, Nachrichtenwesen. 
Mitteilungen aus der DB).

212 Hinweise darauf, dass bspw. der Verwaltungsbericht der DB für 1931 in einer Auf-
lage von über 4.000 Exemplaren gedruckt und an Reichs- und Staatsbehörden, den 
Börsenverein, den Sächsischen Landtag, den Rat der Stadt und die Stadtverordne-
ten Leipzigs sowie an die Presse gesandt wurde, finden sich in einem von Uhlen-
dahl unterzeichneten Beschluss vom 6.5.1931, ADNBL, 181/1-1929, Bl.�33 sowie 
im Schreiben Uhlendahls an Bernhard Poll (Reichsarchiv Potsdam), 17.4.1931, 
ebd., Bl.�30. Für den auf Außenwirkung bedachten Uhlendahl waren ausgiebige 
Statistiken und Tabellen ein probates Mittel, um den Aufschwung ›seiner‹ Bi-
bliothek anschaulich zu machen. Diese Vorliebe ihres Direktors nahmen die Mit-
arbeiter der DB gern aufs Korn. Vgl. etwa Entwurf eines Drehbuchs für ein Thea-
terstück der DB anläßlich des Kameradschaftsabends zur Feier des 25jährigen 
Bestehens der DB am 16.5.1938, ohne Datum, ADNBL, 439/5, Bl.�73-89, hier 
Bl.�79.

213 Vgl. Protokoll der 70. Sitzung des GA der DB vom 20.4.1925, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�7, Bl.�122-155, hier Bl.�147.

214 Bericht über die 13. Sitzung des VR�der DB vom 8.5.1925, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�2IV, Bl.�131-166, hier Bl.�149.

215 Der Hinweis auf die »Presseabteilung« der DB findet sich in Uhlendahl an die Re-
daktion des Berliner Tageblattes (Berlin), 28.11.1929, ADNBL, 182/1, Bl.�18. Für 
allgemeine Informationsartikel über die DB vgl. etwa: Die deutsche Bücherei in 
Leipzig, in: Werkszeitung des Ammoniakwerks Merseburg. Leunawerke, 15 
(1927), Nr.�2 vom Februar 1927, S.�27-29; Völkel, Bruno: Das Haus der 900.000 
Bücher!, in: Schmetterling. Die bunte Kinderzeitung 7 (1932), 2. Septemberheft, 
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dass ihr etwas Zurückhaltung bei der Herausstellung ihrer Leistungen im Ver-
hältnis zu den anderen deutschen Bibliotheken ganz gut getan hätte. Wie Milkau 
1930 betonte, sei die DB über ihre Anfänge weit hinaus und bedürfe solcher Her-
vorhebungen nicht mehr.216 Wie ernst Uhlendahl die Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit nahm und wie geschickt er sie nutzte, offenbarte sein Schreiben an 
den Leipziger Journalisten Ludwig Stettenheim, den er vor dem Hintergrund der 
rigiden Sparmaßnahmen im Zuge der Weltwirtschaftskrise auf die Bedeutung 
der besonderes billig wirtschaftenden DB hinwies und gleichsam in die Feder 
diktierte:

»Ich nehme wohl mit Recht an, dass das von Herrn Fleischhack für Sie vor-
bereitete Material inzwischen in Ihre Hände gelangt und bereits bearbeitet ist. 
Sehr lieb wäre es mir, wenn Sie in Ihren Ausführungen für die Berliner Presse 
noch auf folgende Gesichtspunkte kurz hinweisen würden: 1. dass die Deut-
sche Bücherei dadurch, dass die das gesamte Buch- und Zeitschriftenmaterial 
sich kostenlos verschafft (jährlicher Wert 300 bis 350.000 RM), unter den  
Bibliotheken zweifellos die am billigsten arbeitende Organisation darstellt, 
2. dass in der gegenwärtigen Zeit, wo die Anschaffungsfonds der Bibliotheken 
immer mehr beschnitten werden (bis zu 50, ja bis zu 75�%), die Bestände der 
Deutschen Bücherei, die dem Deutschen Leihverkehr angeschlossen ist, von 
auswärtigen Bibliotheken und Benutzern sehr stark in Anspruch genommen 
werden, die ultima ratio für die wissenschaftliche Forschung bedeuten, 3. dass 
die öffentlichen Körperschaften, Reich, Staat und Stadt, die die Verwaltungs-
kosten (Etat zur Zeit alles in allem 505.000 RM) aufbringen  – der Etat der 
Preußischen Staatsbibliothek beträgt vergleichsweise über 2 Millionen RM –, 
die moralische Pflicht haben, alles aufzubieten, im Interesse der übrigen  
Bibliotheken und der wissenschaftlichen Forschung die Deutsche Bücherei 
intaktzuhalten.«217

S.�3; Apitzsch, Friedrich: Die Deutsche Bücherei kann zaubern. Was eine Aus-
kunftsstelle alles wissen muss. Telegrammwechsel mit Dichtern. Bibliographischer 
Ausflug ins Unliterarische, in: Neue Leipziger Zeitung, Nr.�61 vom 2.3.1930; 
Schneider-Winter, J.: Die Bücherei die alles weiß. Die Deutsche Bücherei in Leip-
zig, die die gesamte deutsche Literatur des In- und Auslandes sammelt, in: Münch-
ner Illustrierte Presse 7 (1930), Nr.�43, S.�1484-1485, 1488. Vgl. auch die Bibliogra-
phie zur Geschichte der Deutschen Bücherei, in: Deutsche Bücherei 1912-1962. 
Festschrift zum fünfzigjährigen Bestehen der Deutschen Nationalbibliothek, Leip-
zig 1962, S.�295-379, hier S.�303-305.

216 Vgl. Milkau (Berlin) an Uhlendahl 24.1.1930, ADNBL, 181/1-1928, Bl.�12.
217 Uhlendahl an Ludwig Stettenheim (z.Zt. Wiesbaden), 22.9.1932, ADNBL, 187/3/2, 

Bl.�66. Ein ähnliches Beispiel für die Einflussnahme auf die Presse findet sich in 
Schreiben von Curt Fleischhack an den Schriftsteller Herrmann, 17.9.1932, 
ADNBL, 187/3/2, Bl.�20.
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Uhlendahl stellte sicher, dass Berichte und Besprechungen über die DB neben 
lokalen und regionalen Zeitschriften auch in der politisch einflussreichen »Ber-
liner oder der westdeutschen Zentrumspresse« zum Abdruck gelangten. So bat 
er den der Bücherei gewogenen Historiker Bernhard Poll im März 1932, sich der 
Besprechung des neuen DB-Jahresberichts anzunehmen, was am besten »in der 
›Kölnischen Volkszeitung‹ und einigen anderen katholischen Blättern des Wes-
tens« geschehe. Im übrigen werde »in der Berliner ›Germania‹ […] voraussicht-
lich Herr Dr. Mai« berichten.218 Seinem ehemaligen Kollegen an der DB und nun 
beim Mitteldeutschen Rundfunk für Buchbesprechungen verantwortlichen Re-
ferenten, Arnold Schirokauer, legte Uhlendahl für die Besprechung des Verwal-
tungsberichts der DB 1931 ans Herz:

»Gleichzeitig übersende ich Ihnen eine Zusammenstellung, die die neuesten 
Daten über die Entwicklung der DB enthält. Zur Ergänzung derselben füge 
ich noch hinzu, dass die Situation heute […] die ist, dass die DB sowohl hin-
sichtlich der Bestände wie der Zahl der Besucher und der Zahl der Bücherbe-
stellungen unter den deutschen Bibliotheken an dritter Stelle steht; an erster 
steht Berlin Preußische Staatsbibliothek, an zweiter München Bayerische 
Staatsbibliothek. Und dahin dürfte wohl auch die Entwicklung für die Zu-
kunft gehen, dass wir drei große Bibliotheks- und Kulturzentren in Deutsch-
land haben: Berlin, Leipzig, München. Sollten Sie aus dem Bericht den Ein-
druck gewinnen, dass die Verwaltung in gleicher Weise bemüht war, den 
inneren Betrieb zu verbessen und gleichzeitig die Entwicklung nach außen zu 
fördern, so würde ich mich freuen, wenn Sie diesem Gesichtspunkt ein paar 
Worte widmen würden.«219

218 Uhlendahl an Bernhard Poll (Reichsarchiv Potsdam), 24.3.1932, ADNBL, 181/1-
1930, Bl.�23; Uhlendahl an Bernhard Poll, 17.4.1931, ADNBL, 181/1-1929, Bl.�30. 
Zu Bernhard Poll (1901-1981) vgl. Lepper, Herbert (Hg.): Archivdirektor Dr. phil. 
Bernhard Poll. Ein Lebensbild, in: Zeitschrift des Aachener Geschichtsvereins 
Bd.�84/85 (1977/78). Freundesgabe für Bernhard Poll dargeboten von seinen Kol-
legen und Freunden, Teil I, Aachen 1978, S.�5-9; Bernhard Poll (Nachruf), in: Zeit-
schrift des Aachener Geschichtsvereins 88/89 (1981/82), S.�269�f. – Bei dem in der 
Zeitschrift »Germania« veröffentlichenden »Herrn Dr. Mai« handelte es sich um 
den Privatsekretär des Reichstagsabgeordneten Georg Schreiber, Richard Mai. Mai 
hatte im Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen um den Deutschen Ge-
samtkatalog am 26.5.1931 einen Leitartikel in der »Germania« veröffentlicht, der 
auf Informationen der DB zurückging und deutlich gegen die PSB gerichtet war. 
Auf diesen Beitrag wird noch näher einzugehen sein. Der Hinweis auf Mai’s Funk-
tion als Privatsekretär Schreibers findet sich im Schreiben Uhlendahls an Siegis-
mund, Richard Fick und Arthur Meiner, 25.7.1931, ADNBL, 153/0, Bl.�16.

219 Uhlendahl an Arno Schirokauer (Oetzsch bei Leipzig), 17.4.1931, ADNBL, 181/1-
1929, Bl.�29. Der jüdische Philologe Arnold Schirokauer (1899-1954) war von Juli 
1925 bis April 1926 wissenschaftlicher Hilfsarbeiter an der DB und danach als freier 
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Im Ergebnis dieser energischen Öffentlichkeitsarbeit war »die Presse voll von 
Aufsätzen über die Deutsche Bücherei«, die »dem deutschen Volke und dem 
Auslande« die kulturellen Ziele der Leipziger Anstalt immer wieder vor Augen 
führten.220 In die gleiche Richtung zielten Radiovorträge von DB-Mitarbeitern 
und sogenannte phonetische »Schauberichte«, die mit dem Zuhörer am Rund-
funkempfänger einen »Gang durch die Deutsche Bücherei in Leipzig« unternah-
men oder über außergewöhnliche Events der Anstalt – wie etwa die von ihr 1925 

Autor tätig. Von 1929 bis 1933 war er beim Mitteldeutschen Rundfunk in Leipzig 
für Buchbesprechungen verantwortlich und wirkte dort zudem in der literarischen 
Abteilung. Nach der NS-Machtübernahme verlor Schirokauer seine Anstellung 
und emigrierte 1935 nach Italien. Nach seiner kurzzeitigen Rückkehr nach Deutsch-
land 1937 wurde er verhaftet und bis Ende 1938 in den Konzentrationslagern Da-
chau und Buchenwald inhaftiert. 1939 emigrierte er in die Vereinigten Staaten. Hier 
war er als Germanist an verschiedenen Colleges und an der John Hopkins Univer-
sity in Baltimore tätig, wo er 1954 verstarb. Vgl. Wittenbrink, Theresia: Arnold 
Schirokauer, in: Spalek, John M. (Hg.): Deutschsprachige Exilliteratur seit 1933, 
Bd.�3/II, München 2001, S.�415-439; Harrecker, Stefanie: Degradierte Doktoren. 
Die Aberkennung der Doktorwürde an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München während der Zeit des Nationalsozialismus, München 2007, S.�102�f.; 
Strauss, Herbert Arthur u. Werner Röder (Hg.): International Biographical Dictio-
nary of Central European Emigrés 1933-1945, Vol. II/2 (L-Z): The Arts, Sciences 
and Literature, München u.�a. 1983, S.�1033; Hohoff, Ulrich: Wissenschaftliche Bi-
bliothekarinnen und Bibliothekare als Opfer der NS-Diktatur. Eine Übersicht über 
250 Lebensläufe seit dem Jahr 1933. Teil 2: Emigration, Widerstand, Deportation 
und Gefangenschaft, in: o-bib. Das offene Bibliotheksjournal, Bd.�3, Nr.�2 (2016), 
S.�1-41, hier S.�13, 18, 32 (https://www.o-bib.de/article/view/2016H2S1-41/5361, 
eingesehen am 16.3.2017); Uhlendahl an Rudolf Schick (Publishing Company, 
New York), 22.11.1949, ADNBL, 187/3/3 (Hefter: Jubiläum Uhlendahl: 25 Jahre 
Generaldirektor der DB. Glückwünsche), Bl.�215R.

220 Der Vorsteher der Abteilung für Hochschulschriften der DB an die Schriftleitung 
von »Hochschule und Ausland« (Herrn Dr. K. Goepel, Berlin), 3.9.1932, ADNBL, 
182/3, Bd.�I (1928-1944), Bl.�109. Insbesondere im Oktober 1932, anlässlich des 
20jährigen Bestehens der DB überschlugen sich die Meldungen geradezu. So er-
schienen reichsweit allein 230 Artikel. Vgl. Entwurf eines Schreibens von  Friedrich 
Oldenbourg an Ministerialdirektor Rörig (Sächs. Finanzministerium), 26.11.1932, 
ADNBL, 153/1/2, Bl.�86�f. Unter den zahllosen Beiträgen über die DB fanden sich 
auch solche, die von ihren Mitarbeitern stammten oder auf »Stichpunkten« ba-
sierten, die den Redaktionen von ihnen zugestellt wurden. Vgl. Schreiben von Curt 
Fleischhack an den Sächs. Esperanto-Landesverband (z.Hd. Herrn Gewerbe-
Oberlehrer Neumann, Grossenhain), 11.10.1932, ADNBL, 187/3/2, Bl.�152 (mit 
anliegendem Manuskript Fleischhacks »Die Deutsche Bücherei in Leipzig«, 
Bl.�153-155).
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ausgerichtete Bücherlotterie – berichteten.221 Darüber hinaus entfaltete die DB 
unter Uhlendahl eine außerordentlich rege Ausstellungstätigkeit, über die in der 
Presse ebenfalls ausführlich berichtet wurde.222 Von über 500 zwischen 1919 
und 1932 an deutschen wissenschaftlichen Bibliotheken durchgeführten Wech-
selausstellungen fanden allein an der DB 60 statt, womit sie nach der Stadtbi-
bliothek Lübeck reichsweit an zweiter Stelle rangierte. Während in den Krisen-
jahren von 1919 bis 1924 in der DB nur zehn Ausstellungen zu sehen waren, 
erlebte diese spezifische Form der Öffentlichkeitsarbeit unter Uhlendahl einen 
enormen Aufschwung. So wurden von 1925 bis 1932 knapp 50 Ausstellungen 
gezeigt.223

Diese weitgehend positive Entwicklung der DB war auf den sich mit dem An-
tritt Uhlendahls zeitgleich anbahnenden allgemeinen wirtschaftlichen Auf-
schwung Deutschlands und der zeitweisen Konsolidierung der politischen Ver-
hältnisse im Reich und in Sachsen zurückzuführen. Das erhöhte Uhlendahls 
Handlungsspielraum erheblich, während die Amtszeiten seiner Vorgänger ganz 
im Zeichen permanenter Krisenbewältigung standen.224 Aber es gab auch für 
Uhlendahl Schattenseiten und Probleme. So stand er vor dem Scherbenhaufen 
der inflationsbedingten Sparmaßnahmen. Während die Arbeiten am Sachkatalog 
nach dem Personalabbau von 1923 so weit eingestellt wurden, dass er nominell 
gar nicht mehr bestand, ergaben sich infolge Regalmangels in den Magazinen 
mannigfache Sorgen, da das Sammelgut zum Teil auf dem Boden gestapelt wer-
den musste.225 Nun rächten sich auch die Fehler der Vergangenheit. Die infolge 
von Lieferproblemen während des Ersten Weltkrieges eingesetzten kupferlosen 

221 Vgl. Wesen und Aufgaben der Deutschen Bücherei von Direktor Dr. Heinrich Uh-
lendahl. Leipziger Rundfunkvortrag am »Tag des Buches«, 22.3.1929, ADNBL, 
187/0 (Hefter 4: Manuskript »Wesen und Aufgaben der Deutschen Bücherei«), 
unp.; Berichte über die Verwaltung der DB 1928 (S.�14�f.), 1929 (S.�11).

222 Zu den Presseempfängen anlässlich der Ausstellungen der DB vgl. etwa 
Schwidetzky, Georg: »Durch das Buch zum Erfolg«. Die Meßausstellung der 
Deutschen Bücherei, in: BBl.�91 (1924), Nr.�107 vom 7.5.1924, S.�6358�f., hier 
S.�6359; Ders.: Das Buch als Wirtschaftsfaktor. Ein Nachwort zur Ausstellung in 
der Deutschen Bücherei: »Zurück zum Weltmarkt durch das Buch«, in: BBl.�91 
(1924), Nr.�257 vom 1.11.1924, S.�15173�f., hier S.�15174.

223 Vgl. Ruppelt, Anmerkungen, S.�229, 235-258, 269-271; Happel, Bibliothekswesen, 
S.�107�f. Eine Übersicht über alle Ausstellungen in der DB von 1925 bis 1951 findet 
sich ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp. Im Vergleich dazu wurden an der BSB zwi-
schen 1900 und 1932 nur 30 »thematische Ausstellungen« durchgeführt. Wannin-
ger, »Herr Hitler«, S.�432.

224 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�258.
225 Vgl. Vermerk von Abteilungsleiter Arthur Luther (DB), 10.3.1925, ADNBL, Abt. 

III, Nr.�14II (Zwischenaktenheft), Bl.�2�f.; Vermerk der Benutzungsabteilung (Ma-
gazine) an die Direktion, 24.5.1924, ADNBL, Abt. I, Nr.�3 (Akten betr. Innenein-
richtung).



345

»INTRA MUROS« – DIENSTLEISTER FÜR DIE WISSENSCHAFT 

»Notkabel« in der DB hatten zur Folge, dass noch Mitte der zwanziger Jahre der 
Strom in den Wintermonaten kaum zur Beleuchtung ausreichte, was sich in den 
Lesesälen »durch fortwährende Schwankungen der Lichtstärke bemerkbar 
machte«. Die Fahrstühle konnten, sobald die Beleuchtung einsetzte, überhaupt 
nicht benutzt werden, was den Transport der Bücher empfindlich störte. Es war 
auch nicht möglich, die elektrischen Lüftungsanlagen in ausreichender Weise zu 
betreiben, was in den Lesesälen schlechte Luft erzeugte und Anlass zu Benutzer-
klagen gab. Infolge des Fehlens einer Notbeleuchtungsanlage musste man sich in 
der DB noch 1927 »mit einer einfachen Kerzenbeleuchtung« aushelfen. Der Ein-
bau eines neuen »Lichtkabels« erfolgte erst 1928.226 Die 1916 »provisorisch aus 
Kriegsmaterial« vor dem Gebäude der DB für repräsentative Anlässe errichteten 
Fahnenmasten waren 1925 so morsch, dass sie »eine Gefahr bedeuteten und ent-
fernt werden mussten«.227 Zwei neue Masten wurden durch Vermittlung des seit 
1924 amtierenden Vorstehers des Börsenvereins, Max Röder, von der Firma Au-
gust Thyssen-Hütte in Dinslaken gestiftet und im Frühjahr 1926 aufgestellt.228

Diese Beispiele verweisen auf das grundsätzliche Problem unzureichender 
Haushaltsmittel, mit dem die DB wie andere wissenschaftliche Bibliotheken so-
wie Forschungs- und Kultureinrichtungen überall zu kämpfen hatten.229 So 

226 Die Zinkbestandteile in den Kabeln wurden erst zu Beginn der dreißiger Jahre 
durch Kupfer ersetzt. Vgl. Berichte über die Verwaltung der DB 1924 (S.�10), 1926 
(S.�9), 1927 (S.�11), 1928 (S.�17), 1929 (S.�19), 1930 (S.�21).

227 Landbauamt der Stadt Leipzig (Karl Julius Baer) an die Direktion der DB (mit an-
liegender Übersicht über die Einrichtungsgegenstände die von der DB im Rech-
nungsjahr 1926 gebraucht werden), 27.7.1925, ADNBL, Abt. I, Nr.�3 (Akten betr. 
Inneneinrichtung der DB), Bl.�133�f.; Vermerk für Uhlendahl, 21.10.1925, ADNBL, 
Abt. VI, Einzelaktenheft Nr.�95, Bl.�1b.

228 Auszug aus Schreiben von Max Röder (Mülheim-Ruhr) an Uhlendahl, 24.12.1925, 
ebd., Bl.�2r und 4; Röder an die August-Thyssen-Hütte, Gewerkschaft Walzwerk 
Dinslaken, 8.3.1926, ebd., Bl.�11. An seine Stiftung hatte Hans Thyssen die Bedin-
gung geknüpft, beide Masten mit einem Schildchen seiner Firma zu versehen. Dies 
führte 1968 zu einem Eklat, denn ein Leipziger Genosse zeigte sich darüber ent-
rüstet, dass den Kollegen beim »Hissen unserer Staatsflagge und der Fahne der Ar-
beiterschaft noch nicht aufgefallen« sei, dass im Bereich der DB »Reklame für den 
Kriegsverbrecher Thyssen gemacht« werde. Der Entrüstete insistierte auf eine Ent-
fernung der Täfelchen, was die Direktion der DB umgehend veranlasste. H. Beni-
cke (Studentenwohnheim, Leipzig) an die »werte[n] Genossen« der DB, 4.8.1968, 
ADNBL, 161, Bl.�248; Verwaltungsdirektor Krieger (DB) an Herrn H. Benicke, 
12.8.1968, ebd. Zur Person des von 1924 bis 1930 als Vorsteher des BV amtieren-
den Max Röder (1863-1936) vgl. Max Röder †, in: BBl.�103 (1936), Nr.�215 vom 
15.9.1936, S.�798.

229 Die finanzielle Notlage der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft und die 
daraus resultierende Gefahr ihrer Auflösung führten 1924/25 zu einer Neuausrich-
tung ihrer Förderungspolitik, um sich insbesondere durch die Unterstützung »na-
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teilte der Generaldirektor der Preußischen Staatsbibliothek seiner vorgesetzten 
Behörde im Oktober 1924 mit, dass die Verwaltung der PSB durch den Beam-
tenabbau in ernste Schwierigkeiten geraten sei, »die fast jeden Tag neue Sorgen 
hervorrufen« würden. Die Streichung zahlreicher Hilfskraftstellen würde die 
Durchführung der vier »außerordentlichen Unternehmungen (Gesamtkatalog 
der Preußischen Bibliotheken, Gesamtkatalog der Wiegendrucke, Gesamtzeit-
schriften-Verzeichnis und Umschrift der Kataloge)« nicht nur in Frage stellen, 
Milkau sähe sich demnächst auch dazu gezwungen, die Öffnungszeiten einzu-
schränken.230 Als Adolf Hilsenbeck im Frühherbst 1925 die Leitung der UB 
München übernahm, sah er sich Personalengpässen, katastrophalem Platzman-
gel, einer akuten Unterfinanzierung sowie Katalogisierungsrückständen und 
einer »präkären [sic] Nachweissituation« gegenüber.231

tionalwichtiger« Forschungen neue Bestätigungsfelder zu erschließen. Vgl. Fla-
chowsky, Reichsforschungsrat, S.�75-81.

230 Milkau an PK, 7.10.1924, SBB PK, Historische Akten, I.9153, Bd.�2, Bl.�39.
231 Kuttner, Sven: »Heil Hitler, unser deutscher Gruss, bei uns man ihn erweitern 

muss …«. Adolf Hilsenbeck und die Universitätsbibliothek München 1933-1938, 
in: Knoche, Michael und Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothe-
kare im Nationalsozialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungs-
muster, Wiesbaden 2011, S.�143-163, hier S.�145.

Abb. 14 u. 15: Werbeplakate für die Bücherlotterie der Deutschen Bücherei 1925
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Diese Not machte erfinderisch und führte zu originellen Plänen der Geld-
beschaffung.232 Nach dem Achtungserfolg der »Nothilfeaktion« vom Januar 
1924, die bereits 12.650 Mark eingebracht hatte233, unterbreiteten der Verwal-
tungschef der DB, Martin Lippmann, und der Bibliothekar Curt Fleischhack ih-
rem neuen Direktor den Vorschlag, eine Bücherlotterie durchzuführen, deren 
Reingewinn der DB zugute kommen sollte. Dieser Plan löste in Buchhändler-
kreisen »ziemliche Begeisterung« aus.234 Auch Uhlendahl zeigte sich davon sehr 
angetan und verhandelte mit Behörden und Landesregierungen, um die Geneh-
migung für eine reichsweite Durchführung der Lotterie zu erwirken.235 Der 
Verkauf der Lose, der ausschließlich über Sortimentsbuchhandlungen erfolgte, 
gestaltete sich anfangs allerdings sehr schleppend, da insbesondere die Kund-
schaft in West- und Süddeutschland kaum etwas über die DB im fernen Leipzig 
wusste.236 Durch eine »keine Mittel« scheuende Werbekampagne in Form spe-
zieller Rubriken im Börsenblatt, auf Werbeplakaten, in Rundfunkvorträgen und 
zahllosen Presseartikeln wurde der Verkauf jedoch kräftig angekurbelt, sodass 
im Frühjahr 1925 fast sämtliche Lose verkauft waren, die der DB neben wach-
sender Bekanntheit einen Reingewinn von etwa 100.000 RM einbrachten.237

232 Da sich eine finanzielle Erholung der DB nur schrittweise einstellte, kam man auf 
abenteuerliche Gedanken, um Mittel zu akquirieren. So wurde vorgeschlagen, den 
Bau der DB für Zwecke der Messe zu vermieten beziehungsweise der Bücherei 
einen weiteren Flügel anzubauen, der als »Messhaus« Verwendung finden sollte. 
Im BV war man allerdings gegen derartige Pläne, weil darunter der »vornehme 
Charakter« der DB sowie »ihre Stille und Sauberkeit« leiden würden. Albert Hess 
(BV) an Otto Ebert (DB), 3.6.1924, SStAL, 21765/21, Bl.�273a; 69. Sitzung des GA 
der DB vom 30.9.1924, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�213-234, hier Bl.�216�f.

233 Vgl. Schaaf, Existenzkrise, S.�37-51; Matthias, Wirken, S.�56; Rötzsch/Plesske, 
Deutsche Bücherei, S.�37.

234 69. Sitzung des GA der DB vom 30.9.1924, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�6, Bl.�213-
234, hier Bl.�222.

235 Vgl. Rückert, Ernst: Die Bücherlotterie der Deutschen Bücherei, Leipzig 1927 
(Manuskript), ADNBL, 01E01, S.�6. Die 200.000 Lose kosteten je 1,50 RM. Ein ge-
nau kalkulierter Gewinnplan sah 25.878 Büchergewinne im Wert von insgesamt 
116.500 RM vor, sodass der Rest der Einnahmen  – abzüglich der Kosten für 
 Lotteriesteuern, Personal und Werbung  – der DB als Reingewinn zufloss. Vgl. 
 Ministerium des Innern (I. Abteilung, Dresden, gez. Dr. Böhme) an die Deutsche 
Bücherei, 4.11.1924, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�9, Bl.�292; Bericht über die 13. Sit-
zung des VR�der DB vom 8.5.1925, ADNBL, Abt. III, Nr.�2IV, Bl.�131-166, hier 
Bl.�160�f.; Bericht über die Verwaltung der DB 1924, S.�47�f.

236 Vgl. Bericht über die 70. Sitzung des GA der DB vom 20.4.1925, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�7, Bl.�122-155, hier Bl.�147.

237 Vgl. Rückert, Bücherlotterie, S.�9�f., 11, 15. Vgl. auch die Zeitungsausschnittsamm-
lung zur Bücherlotterie in ADNBL, 180/6 (Hefter: Sammlung-Zeitungsaus-
schnitte, Nachlass Albert Paust), Bl.�51-95.
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Im Oktober 1925 nutzte Uhlendahl den ersten ›Reichskriegertag‹ in Leipzig 
zur Einnahme von Geldmitteln für die DB. Der vom »Kyffhäuser-Bund« aus-
gerichtete Kriegertag führte seinen Zuschauern in Form einer mehrstündigen 
Militärparade und einer abschließenden patriotisch aufgeladenen Weihefeier vor 
dem Völkerschlachtdenkmal am 18. Oktober 1925 die »deutsche Vergangenheit« 
und den »Werdegang der deutschen Wehrmacht« vor Augen. Neben zahlreichen 
historischen und künstlerischen Gruppen nahmen an diesem Umzug auch Vete-
ranen des Deutsch-Französischen und des Ersten Weltkrieges sowie Angehörige 
der Reichswehr, des Stahlhelms und anderer rechter Wehrverbände teil. Dahin-
ter stand ein klares politisches Bekenntnis der Initiatoren, denn der Reichs-
kriegertag »stellte mit über 100.000 Teilnehmern den Höhepunkt der Mobilisie-
rung von Rechts im Sachsen der zwanziger Jahre dar« und »versinnbildlichte 
den  Leipzigern […] dass sich die republikanischen Kräfte in der Defensive 
befanden«.238 

238 Voigt, Carsten: Kampfbünde der Arbeiterbewegung. Das Reichsbanner Schwarz-
Rot-Gold und der Rote Frontkämpferbund in Sachsen 1924-1933, Köln u.�a. 2009, 
S.�368. Zum Reichskriegertag von 1925 vgl. Wittrisch, Max: Erinnerungsschrift an 
den ersten Deutschen Reichskriegertag zu Leipzig 17. bis 19. Oktober 1925, Leip-
zig 1925; Bramke, Werner: Wanderer ins Nichts. Zum 1. Reichskriegertag 1825 in 

Abb. 16: Los der Bücherlotterie der Deutschen Bücherei
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Da der Umzug an der DB vorbeiführte, kam der Kyffhäuser-Bund auf den 
Gedanken, ihre repräsentative Freitreppe als Plattform für die die Parade abneh-
menden Generäle zu nutzen und Fensterplätze der Bücherei gegen Bezahlung an 
Zuschauer zu vermieten. Uhlendahl schien damit kein Problem zu haben, zumal 
er die fragwürdige Auffassung vertrat, »dass die Kundgebung durchaus keinen 
politischen Charakter« trage, da »die Gruppen von Hitler und Ludendorff sich 
nicht mit beteiligen« würden.239 Auch das RMdI hatte kein Problem damit, er-
hob jedoch gegen eine Überlassung von Fensterplätzen aus technischen Grün-
den Bedenken, da etwaige Schäden an Inventar und Ausstattung höher ausfallen 
würden als der Erlös aus dem Kartenverkauf.240 Uhlendahl bat den Kyffhäuser-
Bund daher von einer öffentlichen Vermietung der Fenster abzusehen, stellte 
aber dafür den Mitgliedern der Gesellschaft der Freunde der DB sowie den 
nächsten Angehörigen seiner Beamten und Angestellten Fensterplätze gegen Be-
zahlung zur Verfügung.241 

Über die Planungen des Festausschusses, insbesondere den Vorbeimarsch an 
der DB, erschienen bereits im Vorfeld Pressemeldungen, die Uhlendahl spätes-
tens jetzt vor Augen führten, dass es sich bei diesem Reichskriegertag um eine 
hochpolitische Veranstaltung handelte und seine Bibliothek keine »Insel inmit-
ten einer politisierten Umwelt« darstellte, sondern im Fokus einer kritischen Öf-
fentlichkeit stand.242 Zwei Tage vor den Feierlichkeiten erschien in der links-
gerichteten »Leipziger Volkszeitung« eine kurze Notiz unter der Überschrift 
»Drei Dutzend Generäle«, in der darauf verwiesen wurde, dass Militärs in der 
DB – die »im Mittelpunkt des kulturwidrigen chauvinistischen Treibens« stehe – 
ein Frühstück einnehmen würden. Die DB dementierte dies zwar, räumte aber 
ein, als »neutrale Einrichtung« einigen Offizieren die Einnahme von »Er-
frischungen« zu gestatten.243 Auch wenn Uhlendahl dem Kyffhäuser-Bund offi-

Leipzig, in: Sächsische Heimatblätter 24 (1978), Heft 3, S.�131-134; Poser, Steffen: 
Zur Rezeptionsgeschichte des Völkerschlachtdenkmals zwischen 1914 und 1989, 
in: Keller, Kathrin u. Hans-Dieter Schmid (Hg.): Vom Kult zur Kulisse. Das Völ-
kerschlachtdenkmal als Gegenstand der Geschichtskultur, Leipzig 1995, S.�78-104, 
hier S.�84�f.

239 Uhlendahl an Oberregierungsrat F. Walter Hünefeld, 29.9.1925, ADNBL, Abt. VI, 
Aktenheft 91, Bl.�1. 

240 Vgl. Max Donnevert (RMdI) an den Direktor der DB, 7.10.1925, ebd., Bl.�2.
241 Vgl. Uhlendahl an den Vorsitzenden der Bezirksgruppe Leipzig des Kyffhäuser-

Bundes, Reinhold Pohl, 10.10.1925, ebd., Bl.�5; Eiliger Umlauf an alle Beamten und 
Angestellten der DB, 14.10.1925, ebd., Bl.�6.

242 So 1998 ein ehemaliger Mitarbeiter der UB Berlin in einem Rückblick auf die NS-
Zeit. Vgl. Flachowsky, Bibliothek, S.�169.

243 Drei Dutzend Generäle in: Leipziger Volkszeitung vom 15.10.1925, ADNBL, Abt. 
VI, Aktenheft 91, Bl.�10; Handschriftlicher Vermerk Otto Eberts, 20.10.192, ebd.; 
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ziell mitteilte, von einer Inanspruchnahme der DB zur Abnahme der Parade 
 abzusehen244, stand sie letztlich doch im Mittelpunkt des Geschehens. So berich-
teten die Leipziger Neuesten Nachrichten am 19. Oktober 1925:

»Man sieht hier schwarze Massen die Straße des 18. Oktobers säumen bis zum 
fernen Rand der Stadt hin, sieht sie das gewaltige Massiv der Bücherei eng flan-
kieren, weit drüben den gegenüberliegenden Straßenbogen dicht besetzt hal-
ten und dunkelgedrängt gegen die Umzäunung des friedlich leer daliegenden 
Ausstellungsgeländes stehen. In der Bücherei selbst schaut Kopf an Kopf aus 
jedem Fenster der gewaltig geschwungenen Front. Denn hier soll sich das 
größte Bild an diesem Festtag aufrollen: das Zusammentreffen der beiden bis 
dahin getrennt marschierenden Festzüge, der gleichzeitige Parademarsch hü-
ben und drüben an den beiden Führer-Gruppen vorbei und der gemeinsame 
Anmarsch zum Denkmal. Das glänzende militärische Schauspiel bereitet sich 
bereits an der großen Freitreppe der Bücherei vor. Die Generalität beginnt 
sich hierzu zu versammeln, blitzende Helme funkeln, breite rote Aufschläge 
leuchten weithin […]. Doch ehe sie an der Bücherei angelangt sind, halten dort 

Kein Frühstück in der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Volkszeitung vom 
21.10.1925, ebd., Bl.�10R.

244 Vgl. Uhlendahl an den Vorsitzenden der Bezirksgruppe Leipzig des Kyffhäuser-
Bundes, Reinhold Pohl, 10.10.1925, ebd., Bl.�5.

Abb. 17: Reichskriegertag 1925 in Leipzig: »Vorbeimarsch der Offiziere vor General-
oberst von Heeringen an der ›Deutschen Bücherei‹«
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blumengeschmückte Wagen, denen Generaloberst von Heeringen und der Sie-
ger der Skagerrakschlacht, Admiral Scheer, in glänzender Uniform entsteigen. 
An der Spitze der Generalität nehmen diese beiden Träger klangvoller deut-
scher Militärnamen dann den Vorbeimarsch der Kriegervereine aus allen 
Gauen Deutschlands entgegen.«245

Genau zu dem Zeitpunkt also, als Gustav Stresemann in Locarno über die Auf-
nahme Deutschlands in den Völkerbund verhandelte und einen Sicherheitspakt 
mit den Westmächten schloss, trug der Reichskriegerbund »Kyffhäuser« sein auf 
die Revision von Versailles ausgerichtetes Bekenntnis in Leipzig offen zur Schau. 
Wie pathetische Zeitungsmeldungen berichteten, symbolisierte dieser Umzug 
die Verbindung der ›ruhmreichen‹ deutschen Vergangenheit mit der Gegenwart, 
die fest entschlossen sei, ihre »offenen, schmerzenden Wunden« zu heilen.246 Für 
diese Gegenwart, die »Jugend Deutschlands«, standen die rechtsgerichteten 
»Wehrwölfe und Stahlhelmer«, die »mit Liedern gegen die Juden und gegen die 
Franzosen auf den Lippen« durch die Straßen der Messestadt zogen, aber auch 
»Hakenkreuzler« und Kommunisten, die sich abseits der Festlichkeiten Straßen-
schlachten lieferten.247 Von alldem nahm man in der DB aber nichts wahr oder 
verschloss davor die Augen. Wichtig erschien hier nur die Frage, welche Einnah-
men durch die Fenstervermietung erzielt und welche neuen zahlungskräftigen 
Mitglieder für die Gesellschaft der Freunde der DB gewonnen wurden.248

Grundlegend hierfür waren permanente Finanzsorgen der DB. Uhlendahl war 
bereits kurz nach seinem Dienstantritt mit den unzureichenden Mitteln kon-
frontiert worden, als ihm Berlin signalisierte, das Reichsfinanzministerium habe 
den für 1925 erbetenen Reichszuschuss »zunächst nicht voll bewilligt«.249 Wie 
immer bestand damit die Gefahr, dass auch die übrigen Garanten – Sachsen und 
die Stadt Leipzig – ihre Beiträge kürzten, wenn einer der drei Geldgeber seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkam. Um die Zusage des Reiches zu erhal-

245 Der Zug der Hunderttausend, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 19.10.1925, 
ebd., Bl.�25d.

246 Ebd.; Reichskriegertag, in: Leipziger Volkszeitung. Beilage zu Nr.�244 vom 
19.10.1925, ebd., Bl.�25k.

247 Ebd.; Der Reichskriegertag in Leipzig. Der »Kyffhäuser-Festzug«. Ruhiger Ver-
lauf auch am Sonntag, in: Neue Leipziger Zeitung vom 19.10.1925, ebd., Bl.�25�f.

248 Die Einnahmen beliefen sich auf 1.745 RM, die für die DB aber offenbar keinen 
Reingewinn darstellten, denn bezeichnenderweise endet die den Reichskriegertag 
betreffende Akte im Hausarchiv der DNB mit dem Hinweis auf eine notwendige 
kostenpflichtige Instandsetzung von Stühlen. Vgl. Nachweis der Gesellschaft 
der  Freunde der DB über die durch Fenstervermietung am 1. Reichskriegertag 
(18.10.1925) erzielten Einnahmen, ohne Datum, ebd., Bl.�27-28R; Martin Lipp-
mann (DB) an die Möbelfabrik Wilhelm Hertlein, Leipzig, 21.11.1925, ebd., Bl.�43.

249 Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB), 21.10.1924, ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, 
Bl.�177R.
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ten, wandte sich Uhlendahl an eine Reihe von Reichstagsabgeordneten, die er für 
die DB zu gewinnen hoffte.250 Er bemühte sich auch, den Reichspräsidenten Paul 
von Hindenburg zu einem Besuch der DB zu bewegen, was für die Außenwirkung 
»von größter Bedeutung« gewesen wäre und ihre Stellung im Kampf um ihre 
Haushaltsmittel wesentlich gefestigt hätte.251 In der Haushaltsfrage wurde der 
DB allerdings unerwartete Hilfe zuteil, denn der »bekannte Reichstagsabgeord-
nete Professor Dr. Schreiber« hatte sich in einem persönlichen Gespräch mit Sie-
gismund bereit erklärt, sich für Wünsche der DB, die über ihren Etat hinausgin-
gen, vor dem Reichstag besonders einzusetzen.252 Daraufhin arbeitete Uhlendahl 
eine Denkschrift aus, in der er die »dringenden Bedürfnisse der Deutschen Bü-
cherei« umriss.253 Schon einleitend verwies er auf das größte Problem mit dem 
die Bibliothek zu kämpfen hatte, den dramatischen Personalabbau im Zuge der 
Inflation. Ende 1923 hatte sich die DB aufgrund weitreichender Sparauflagen ge-
zwungen gesehen, ihr etatmäßiges Personal von 80 auf 50 Personen, also um 37 
Prozent, zu reduzieren. Im Vergleich dazu hatten die staatlichen Bibliotheken 
Preußens lediglich zehn Prozent abbauen müssen, was sich aber auch dort sehr 
störend bemerkbar machte. Der Abbau von 30 Kräften war selbst bei Schließung 
»nicht lebenswichtiger« Abteilungen für die DB daher keineswegs tragbar.254 

250 Vgl. Entwurf eines Schreibens an die Leipziger Abgeordneten Albrecht Philipp 
(DNVP), Johannes Wunderlich (DVP) und Gerhart Seger (SPD), 7.21925, ebd., 
Bl.�189; Aktennotiz Uhlendahls, 20.2.1925, ebd., Bl.�195.

251 Der Besuch Hindenburgs in der DB kam jedoch nicht zustande. Uhlendahl an Sie-
gismund, 4.2.1926, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/3, Bl.�112; Siegismund an Uhlendahl, 
9.2.1926, ADNBL, Abt. III, Nr.�19III, Bl.�210; Messamt für die Mustermessen in 
Leipzig an Uhlendahl, 14.2.1926, ebd., Bl.�211; Bericht über die 72. Sitzung des GA 
der DB vom 18.2.1926, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�7, Bl.�389-435, hier Bl.�432�f.

252 Uhlendahl an F. Walter Hünefeld, 16.3.1925, ADNBL, Abt. III, Nr. 14II (Zwi-
schenaktenheft), Bl.�16.

253 Die Denkschrift »Dringende Bedürfnisse der Deutschen Bücherei über den Haus-
haltsplan 1925/26 hinaus« vom 11.3.1925 findet sich in ADNBL, Abt. III, Nr.�4, 
Bd.�7, Bl.�70-77. Neben den alles bestimmenden Personalsorgen der DB verwies die 
Denkschrift auf folgende vier Problemfelder: 1. ihren darniederliegenden Systema-
tischen Katalog, 2. die reibungslose Durchführung des Benutzungsdienstes, 3. die 
Sammlung des auslandsdeutschen Schrifttums und 4. die Aufarbeitung der unge-
bundenen Schriften (Bucheinband), für die allein 80.000 RM veranschlagt wurden.

254 Für dieses Problem hatte der Verwaltungschef des BV, Albert Hess, offenbar we-
nig Verständnis. Als ihm die DB die Bitte, die Abschlussarbeiten für Sperlings Zeit-
schriften-Adressbuch zu übernehmen, abschlägig beschied, und dies mit der Über-
lastung ihrer Mitarbeiter begründete, erblickte Hess darin eine »ganz unerhörte 
Stellungnahme« der DB-Direktion und witterte Arbeitsverweigerung. Der »lang-
same Beamtentrott der DB« veranlasste den BV, die Redaktionsarbeiten selbst zu 
übernehmen, was Hess damit kommentierte, die DB habe versagt. Albert Hess an 
die Mitglieder des Vorstands des BV, 9.10.1924, SStAL, 21765/21, unp.



353

»INTRA MUROS« – DIENSTLEISTER FÜR DIE WISSENSCHAFT 

Deshalb hatte man die Erträge der »Nothilfeaktion« dazu benutzt, die zur Auf-
rechterhaltung der Anstalt unbedingt erforderlichen Kräfte weiter zu finanzie-
ren.255 Nach der Erschöpfung dieser Mittel sprangen dann die Gesellschaft der 
Freunde der DB (GdF) und der »Lotteriefonds« ein, wodurch es gelang, außer-
halb des Etats noch laufend 20 Kräfte zu erhalten. Diese eigentlich als vorüber-
gehende Notlösung gedachte Maßnahme entwickelte sich zu einer längerfristi-
gen Einrichtung. Denn auch in den Haushaltsanmeldungen der folgenden Jahre 
wurden von der Direktion der DB zwar immer wieder neue Stellen gefordert, 
von denen aber stets nur ein Teil bewilligt wurde.256 

Aufgrund der Fürsprache Schreibers vor dem Reichstag gewährten das Reich, 
der sächsische Staat und die Stadt Leipzig der DB 1925 eine einmalige Zuwen-
dung in Höhe von 100.000 RM.257 Ein ähnliches Entgegenkommen erwarteten 
die Garanten auch vom Börsenverein, der sich aber erst auf Druck der sächsi-
schen Regierung zu einem Zuschuss von 30.000 Mark durchringen konnte.258 
Diese Mittel stellten für die DB zwar erfreuliche Zugewinne und eine zwischen-
zeitliche Entlastung dar, lösten aber ihr grundsätzliches Personalproblem nicht. 
Denn wie Uhlendahl betonte, durften »in dieser Zeit des Abbaus und der Durch-
führung des Dawesplans« neue Stellen einfach nicht geschaffen werden.259 Durch 
die Verdopplung ihrer Benutzerzahlen, die alle »bisherigen Organisationsfor-
men« völlig sprengte, war die DB nach Uhlendahls Worten »besonders übel 

255 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�37.
256 Finanzierte die GdF im Jahr 1924 20 Kräfte, waren es 1925, 1926 und 1927 immer-

hin noch zehn. Bericht über die 71. Sitzung des GA der DB vom 18.8.1925, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�7, Bl.�190-212, hier Bl.�191; Bericht über die 74. Sit-
zung des GA der DB vom 12.5.1927, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�47-57, hier 
Bl.�50. Eine Übersicht über die Finanzierung aus Mitteln der Nothilfe, der GdF und 
des Lotteriefonds findet sich in Statistik über das Personal der DB in den letzten 
Jahren, ohne Datum (Okt. 19298), ADNBL, 231/1-29, Bl.�43-44.

257 Den Hintergrund für die Zuwendungen Sachsens und Leipzigs an die DB bildete 
das 100-jährige Jubiläum des Börsenvereins im Mai 1925. Vgl. Uhlendahl an RMdI, 
15.7.1925, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�9, Bl.�331; OBM Leipzigs an den BV, 
13.5.1925, SStAL, 21765/22, unp.; Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�39.

258 Bericht über die 13. Sitzung des VR�der DB vom 8.5.1925, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�2IV, Bl.�131-166, hier Bl.�145�f., 157-160; Schreiben des Ersten Schatzmeisters 
des BV an die Direktion der DB, 19.5.1925, SStAL, 21765/22, unp.; Matthias, Wir-
ken, S.�57. Im Jahr 1928 stellte der BV der DB aus dem ihm aus der Einkaufsgesell-
schaft für die Wiederherstellung der UB Löwen zugeflossenen Gewinnanteil zu-
dem 32.000 RM zur Verfügung, die für besondere Ausgaben Verwendung finden 
sollten, die nicht aus Etatmitteln gedeckt werden konnten. Vgl. Bericht über die 75. 
Sitzung des GA der DB vom 26.1.1928, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�108-126, 
hier Bl.�114.

259 Uhlendahl an den Bibliothekar Richard Jahn (Berlin), 15.9.1925, ADNBL, 154/5 
(Hefter Ja-Ju), Bl.�47�f.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

354

dran«. Auch die stetige Erhöhung ihrer Bücherbestände machte die Einstellung 
zusätzlichen Personals unbedingt erforderlich. Erschwerend kam hinzu, dass die 
ungünstige Ruhestandsregelung für die mittleren Beamten der DB zur Folge 
hatte, dass viele Bewerber ihre Gesuche zurückzogen oder Mitarbeiter die DB 
bei der ersten sich bietenden Gelegenheit verließen.260 Um den Personalmangel 
zu kompensieren, zog Uhlendahl verstärkt Praktikanten und Volontäre für 
dienstliche Verpflichtungen heran, was für diese mit gewissen Unzuträglichkei-
ten verbunden war und zur Folge hatte, »dass der Zufluss von Praktikantinnen« 
im Vergleich zu anderen Bibliotheken abnahm.261 So notierte die amerikanische 
Austauschbibliothekarin, Carolyn A. Walker, im Jahr 1930:

»Die Arbeit war sehr interessant, aber die lange Arbeitszeit war für mich viel 
zu anstrengend. Sicher ist es zu viel verlangt, von 2 Uhr nachmittags bis 10 
Uhr abends an der Ausleihe durchgehend zu arbeiten. In einer amerikanischen 
Bibliothek würde diese Arbeitszeit nicht einmal einem Mann zugeteilt wer-
den, während hier sogar aus Mangel an Arbeitskräften die jungen Praktikan-
tinnen so lange arbeiten müssen.«262

Der Direktion bereitete die seit 1923 schwebende Frage des Tarifvertrages für 
die Angestellten der DB Kopfzerbrechen, denn die Angestelltenvertretung hatte 
wiederholt auf den »tariflosen Zustand« hingewiesen und dabei der Befürchtung 
Ausdruck verliehen, dass viele Mitarbeiter durch die Verzögerung des Vertrags-
abschlusses Gefahr liefen, finanzielle Einbußen zu erleiden.263 Die verzögerten 

260 Ebd. Durch die Bestimmung, »die mittleren Bibliotheksbeamten können nach 
4jähriger Dienstzeit lebenslänglich und mit Pensionsberechtigung angestellt wer-
den«, war die DB hinsichtlich ihrer Personalergänzung anderen Bibliotheken ge-
genüber benachteiligt. Bericht über die 73. Sitzung des GA der DB vom 11.11.1926, 
ADNBL, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�9-20, hier Bl.�10�f., 18. Erst im Februar 1930 bildete der 
GA einen Ausschuss zur Regelung der Ruhegehaltsverhältnisse der mittleren Be-
amten. Vgl. Bericht über die 76. Sitzung des GA der DB vom 8.2.1930, ADNBL, 
153/1/1-76, Bl.�42-54, hier Bl.�51-53.

261 Vgl. Bericht über die 73. Sitzung des GA der DB vom 11.11.1926, ADNBL, Nr.�4, 
Bd.�8, Bl.�9-20, hier Bl.�11; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 
Dresden, 12.11.1929, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�177; Vermerk von F. Walter 
Hünefeld (Dresden), 25.7.1928, ADNBL, 231/1-29, Bl.�17.

262 Walker, Tätigkeit, S.�10. Zur Verpflichtung von Volontären und Praktikanten auf 
eine achtstündige Arbeitszeit vgl. Bericht über eine Vorbesprechung des Haus-
haltsplans der DB, 10.12.1931, ADNBL, 153/1/1-78, Bl.�56-60, hier Bl.�56.

263 Die Beamten der DB waren zwar keine unmittelbaren sächsischen Staatsbeamten, 
wurden aber auf der Grundlage des sächsischen Besoldungsgesetzes vom 28.12.1927 
bezahlt. Eine vorläufige Lösung für die Angestellten ergab sich durch zwei Ver-
ordnungen des sächsischen Innenministeriums vom Februar 1928. Vgl. Uhlendahl 
an das Sächsische Wirtschaftsministerium, Dresden, 1.12.1927, ADNBL, Abt. IV, 
Nr.�30aII, Bl.�26; Abschrift eines Schreibens des RMdI an den PK, 18.8.1928, 
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Tarifverhandlungen und die ungeklärten Ruhestandsregelungen verschärften 
den Personalmangel zusätzlich, der bis in die 1930er Jahre hinein akut blieb. Da 
die Bewilligung von Etatmitteln mit der raschen Entwicklung der DB nicht 
Schritt hielt, war Uhlendahl immer wieder gezwungen, »durch fortwährende 
Umorganisation des Dienstbetriebes und Veränderungen in der Besetzung der 
einzelnen Dienststellen den Versuch zu machen, den [sic] Personalschwierigkei-
ten Herr zu werden«.264

Da eine Erhöhung des Etats »für absehbare Zeit […] völlig ausgeschlossen« 
schien, schlug die sächsische Regierung Ende 1925 vor, den Aufgabenkreis der 
DB zu beschränken und einige Sondergebiete ihrer Sammlung auszuscheiden.265 
Der Chef der DB-Erwerbungsabteilung, Albert Paust, hielt dem entgegen, dass 
bereits das Notprogramm von 1920/21, das die Einstellung bzw. Einschränkung 
der Sammlung von Dissertationen, Patentschriften sowie amtlicher und privater 
Druckschriften verfügt habe, viel zu weit gegangen sei. Weitergehende Begren-
zungen seien daher kaum möglich. Vielmehr sei zu prüfen, ob die Einschränkun-
gen von 1920/21  – insbesondere bei den Hochschulschriften  – nicht wieder 
rückgängig zu machen seien.266 Letztlich beschloss der Geschäftsführende Aus-
schuss Ende 1926, die Sammlung der Dissertationen wieder aufzunehmen und 
sich ab 1927 auch wieder den amtlichen Druckschriften zuzuwenden.267 Diese 
Entscheidung hing damit zusammen, dass sich im Jahr 1926 die laufenden Be-

ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�215-217. Zu den von Uhlendahl zwischen 1927 und 
1930 geführten Verhandlungen mit der sächsischen Regierung und den vom Be-
triebsrat der DB eingeschalteten Gewerkschaften, die letztlich zu einer vorläufigen 
Lösung der Tariffrage führten, vgl. Uhlendahl an Sächsisches Wirtschaftsministe-
rium, 17.9.1927, ebd., Bl.�21; Sächsisches Ministerium des Innern an Sächsisches 
Wirtschaftsministerium, 5.3.1928, ebd., Bl.�52-58; Schreiben des Betriebsrates der 
DB (Hans Schurig) an die Direktion der DB, 15.10.1928, ebd., Bl.�60; Bericht über 
die 76. Sitzung des GA der DB vom 8.2.1930, ADNBL, 153/1/1-76, Bl.�42-54, hier 
Bl.�50�f.; Die rechtlich ungesicherte Lage der DB und ihrer Beamtenschaft, ohne 
Datum (um 1933), ADNBL, 232/3, Bl.�24-26.

264 Bericht über eine Vorbesprechung des Haushaltsplans der DB, 10.12.1931, ADNBL, 
153/1/1-78, Bl.�56-60, hier Bl.�56.

265 F. Walter Hünefeld (Dresden) an den BV, 8.12.1925, SStAL, 21765/21, unp.
266 Vgl. Albert Paust: Das Sammelgebiet der DB (anlässlich des Schreibens des sächsi-

schen Wirtschaftsministeriums vom 8.12.1925), ohne Datum (um 1927), ADNBL, 
Abt. V, Nr.�29, Bl.�73-80.

267 Die Zeit, in der die Sammlung der Dissertationen unterblieb, deckte sich übrigens 
mit der Phase, für die auch der allgemeine Druckzwang der Dissertationen seitens 
der Universitäten aufgehoben war, sodass der DB auf diesem Sammelgebiet kaum 
Lücken entstanden. Vgl. Bericht der vom GA der DB eingesetzten Sparkommis-
sion, 30.1.1932, BArch Berlin, R�2/4784, Bl.�209-235, hier Bl.�218; Entwurf eines 
Schreibens an F. Walter Hünefeld (Sächsisches Wirtschaftsministerium), ohne Da-
tum (Juni 1927), ADNBL, Abt. V, Nr.�29, Bl.�71�f.
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träge von Reich, Staat und Stadt gegenüber dem Vorjahr von 241.000 RM auf 
344.000 RM erhöhten.

Daraus ist jedoch nicht abzuleiten, dass sich die Haushaltssituation der DB 
wesentlich entspannte. Auch wenn die jährlichen Zuschüsse der drei Garanten 
ab 1924 stiegen, trugen sie damit nur dem besonderen Charakter der Anstalt 
Rechnung, der sie, vor allem hinsichtlich der Personalverhältnisse, von anderen 
Bibliotheken unterschied. An den übrigen Bibliotheken ließen sich durch Kür-
zungen an verschiedenen Stellen – etwa bei den Anschaffungsfonds – wesent-
liche Einsparungen erzielen. Bei der DB, bei der die Schriften nicht nach Maß-
gabe der vorhandenen Mittel gekauft wurden, sondern der die gesamte deutsche 
Buchproduktion unentgeltlich und automatisch zuging, war dies nicht ohne wei-
teres möglich. Bei ihr bedingte das stetige Anwachsen ihrer Bestände eine ent-
sprechende Zunahme der Arbeiten an ihren Katalogen, in der Ausleihe und al-
lem, was damit zusammenhing, also letzten Endes an allen Stellen. Uhlendahl 
betonte, dass die DB eine »außergewöhnlich rasche Entwicklung« nehme, die 
sich in »völlig anderen Bahnen« bewege, als an anderen Bibliotheken, und »bei 
dem Charakter der Anstalt von einer gewissen Zwangsläufigkeit sei«. Zwischen 
1923 und 1929 seien die Bestände um 42,3 Prozent gestiegen, während die zwölf 
größten deutschen Bibliotheken im Vergleich dazu eine Vermehrung von durch-
schnittlich 10,5 Prozent aufwiesen. Die Zahl der Benutzer der DB sei um 174 
Prozent, die der übrigen Bibliotheken dagegen nur um durchschnittlich 15,8 
Prozent gestiegen. Bei den Bücherbestellungen komme die DB sogar auf eine Zu-
nahme von  324 Prozent, während der Durchschnitt der übrigen Bibliotheken bei 
23,4 Prozent liege. Belief sich der Zuwachs der DB bis 1927 auf durchschnittlich 
55.000 Bände im Jahr, so stieg er 1928 auf über 60.000 und 1929 sogar auf 70.600 
Bände.268 Diese kontinuierliche Arbeitszunahme erforderte folglich auch eine 
»Sonderbehandlung der Deutschen Bücherei« in Form einer progressiven Haus-
haltsentwicklung.269 Denn allein schon ein gleichbleibender Personaletat bedeu-
tete für die Anstalt in Wirklichkeit eine Einsparung und damit eine stärkere Per-
sonalbelastung.270 Dem versuchten die Garanten Rechnung zu tragen, indem 
sich der Etat dem Wachstum und der Erweiterung des Arbeitskreises der DB 

268 Vgl. Bericht über die 76. Sitzung des GA der DB vom 8.2.1930, ADNBL, 153/1/1-
76, Bl.�42-54, hier Bl.�46�f.; Niederschrift über eine Vorbesprechung über den Etat 
der DB vor der Sitzung des GA der DB vom 8.1.1931, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, 
Bl.�19-23, hier Bl.�20; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 
15.8.1930, ADNBL, 231/1-31, Bl.�49-52; Bericht über eine Vorbesprechung des 
Haushaltsplanes der DB am 10.12.1931, ADNBL, 153/1/1-78, Bl.�56-60.

269 Uhlendahl an Siegismund, 8.8.1930, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�90.
270 Vgl. Bericht über die 79. Sitzung des GA der DB vom 18.1.1933, ADNBL, 153/1/1-

79, Bl.�71-88, hier Bl.�80.



357

»INTRA MUROS« – DIENSTLEISTER FÜR DIE WISSENSCHAFT 

nach Möglichkeit anpasste und sich jährlich im Durchschnitt um etwa 30 Pro-
zent erhöhte.271 

Dies ist umso bemerkenswerter, als das Reich, der sächsische Staat und der 
Rat der Stadt Leipzig selbst schwerwiegenden Finanzproblemen gegenüber stan-
den. Während die Stadt Leipzig schon 1926 gezwungen war, mindestens 13 Mil-
lionen RM in ihrem Budget zu kürzen, klagte die sächsische Regierung ein Jahr 
später über einen Fehlbetrag von 26 Millionen RM, der sich voraussichtlich auf 
40 Millionen RM erhöhen werde. Auch das Reich geriet in akute Finanznöte, 
weshalb das Reichsfinanzministerium alle Behörden anwies, ihre Sachkosten im 
Rechnungsjahr 1928 um ein Viertel zu reduzieren.272 Wie der Vorstand der Ge-
sellschaft der Freunde, Richard Linnemann, 1926 einräumen musste, hatte auch 
die GdF »kein Geld mehr« für Bücherkäufe, da ihre Mittel für die Bezahlung von 
Arbeitskräften und Verwaltungsaufgaben Verwendung fanden. Man habe sich 
dabei so verausgabt, dass sich ein Defizit von 17.000 RM eingestellt habe. Solange 
die Gesellschaft in so starkem Maße zur Deckung von Verwaltungs kosten her-
angezogen werde, könne sie der ihr zugedachten Aufgabe, bei der Beschaffung 
der von Nichtmitgliedern des Börsenvereins herausgegebenen Bücher behilflich 
zu sein, nicht mehr gerecht werden.273 

Die gleiche Tonart schlug der Börsenverein an, der der DB sogar vorwarf, aus 
ihm »herauszuquetschen, was er überhaupt nur hergeben« könne.274 Der Vor-
stand des BV gab Uhlendahl zu verstehen, »dass er nicht immer nur auf die Re-
gierungsstellen Rücksicht zu nehmen habe, sondern dass der Börsenverein als 
Eigentümer der Bücherei der Verantwortliche sei«.275 Sein Vorsteher Max Röder 
gab 1926 zu, dass sich der Vorstand des Börsenvereins gefragt habe, ob man an-
gesichts der Finanzlage des Vereins an den alljährlichen Werbungskostenbeiträ-
gen für die DB festhalten solle. Diese Mittel waren für die Beschaffung jener 
Werke gedacht, die von Mitgliedern des Börsenvereins stammten und bezahlt 
werden mussten. Der Börsenverein betonte wiederholt, die Inflation habe seine 
Mittel aufgefressen. Da er bei den Werbungskosten keine Bindung auf längere 
Zeit eingehen wollte, und dafür sogar Lücken in den Sammlungen der DB in 
Kauf nahm, kam in dieser Zeit der Gedanke des Lieferzwangs für die Verleger 

271 Vgl. Bericht über die 76. Sitzung des GA der DB vom 8.2.1930, ADNBL, 153/1/1-
76, Bl.�42-54, hier Bl.�45.

272 Vgl. Bericht über die 72. Sitzung des GA der DB vom 18.2.1926, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�7, Bl.�389-435, hier Bl.�412; Bericht über die 74. Sitzung des GA der DB 
vom 12.5.1927, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�47-57, hier Bl.�52�f.

273 Vgl. Bericht über die 72. Sitzung des GA der DB vom 18.2.1926, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�7, Bl.�389-435, hier Bl.�417.

274 Albert Hess (Syndikus des BV) an Richard Linnemann, 27.2.1926, SStAL, 21765/41, 
unp.

275 Auszug aus dem Protokoll über die Vorstandssitzung des BV vom 28.4. bis 
4.5.1926, ebd.
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wieder auf, und damit die Frage, wie das Pflichtexemplar für die DB in der  
Satzung des Börsenvereins zu verankern sei.276 Da es aber nach Auffassung des 
Vereins immer noch an einer Klärung des Rechtszustandes hinsichtlich der 
Betei ligung von Reich, Staat und Stadt an der Erhaltung der DB fehlte, konnte 
sich der Börsenverein auf den für ihn bequemen Standpunkt zurückziehen, den 
Satzungs-Paragraph über das Pflichtexemplar noch nicht in Kraft setzen zu kön-
nen.277

Diese rechtliche Unklarheit ließ immer häufiger den Gedanken aufkommen, 
die DB aus der Abhängigkeit des Börsenvereins zu lösen und ihr die Rechte einer 
juristischen Person zu verleihen. Wie Verwaltungschef Martin Lippmann 1929 
festhielt, erschwerte die fehlende Rechtsfähigkeit den Geschäftsbetrieb, denn 
selbst bei einfachsten Rechtsgeschäften blieb immer die Mitwirkung des Börsen-
vereins erforderlich. Die Bindung an den Verein sei für die ersten Entwicklungs-
jahre der DB zweifellos nötig gewesen und habe sich während der Inflation »als 
ein Segen« erwiesen. Nachdem die DB nun aber in ein neues Stadium der Ent-
wicklung getreten sei, wirke diese Abhängigkeit hemmend. Die Verleihung einer 
unmittelbaren Rechtsfähigkeit an die DB, die auch einen neuen Vertrag zwischen 
Reich, Sachsen, Stadt und Börsenverein mit sich bringe, würde auch zur Lösung 
schwieriger Personalfragen – der Befreiung der Beamten von Sozialversicherun-
gen, der Ruhegehaltsregelung und der Tarifangelegenheiten – beitragen.278 Zu 
einer Entscheidung kam es vorerst nicht, aber auch in den folgenden Jahren stand 
der Gedanke, der DB die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zu 
verleihen, wiederholt auf der Tagesordnung.279

276 Bericht über die 72. Sitzung des GA der DB vom 18.2.1926, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�7, Bl.�389-435, hier, Bl.�417-420; Bericht über die 73. Sitzung des GA der 
DB vom 11.11.1926, ADNBL, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�9-20, hier Bl.�11�f.; Albert Hess (Syn-
dikus des BV) an Richard Linnemann, 31.3.1926, SStAL, 21765/41, unp.; General-
direktor Dr. Albert Hess (Geschäftsstelle BV) an Uhlendahl, 26.9.1930, ADNBL, 
233/3, Bl.�3.

277 Ebd.; Bericht über die 72. Sitzung des GA der DB vom 18.2.1926, ADNBL, Abt. 
III, Nr.�4, Bd.�7, Bl.�389-435, hier, Bl.�429. Noch 1933 bestand kein rechtsgültiger 
Vertrag, in dem sich die an der DB beteiligten Faktoren (Reich, Staat, Stadt und Bör-
senverein) zur Fortführung unter Unterhaltung der Bibliothek verpflichteten. Ein 
solcher hatte lediglich von der Gründung der DB bis 1919 zwischen Sachsen, Leip-
zig und dem BV bestanden. Seit dem Eintreten des Reiches in die Finanzierung der 
DB war keine neue rechtsgültige Vereinbarung zwischen den nunmehr vier Betei-
ligten getroffen worden. Vgl. Die rechtliche ungesicherte Lage der Deutschen Bü-
cherei und ihrer Beamtenschaft, ohne Datum (um 1933), ADNBL, 232/3, Bl.�24-26.

278 Vermerk von Bürodirektor Martin Lippmann (DB), 7.9.1929, ADNBL, 100/2, 
Bl.�1.

279 Vgl. Vermerk von Lippmann, 21.9.1931, ebd., Bl.�12; Gutachten über die Rechts-
form der DB, 16.11.1931, ebd., Bl.�5-9; Vermerk Lippmanns, 18.11.1931, ebd., 
Bl.�10�f.
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Abgesehen von den finanziellen Kalamitäten kam für die DB erschwerend 
hinzu, dass sich im Zuge der Weltwirtschaftskrise ab 1929 auch zunehmend die 
Behörde des Reichssparkommissars in ihre Belange einmischte und ihr direkte 
Auflagen erteilte. Der vom Kommissar Moritz Saemisch eigens berufene Gut-
achter für Bibliotheksangelegenheiten, Georg Maas, sprach sich 1929 gegen die 
Einstellung höherer Verwaltungsbeamter an der DB aus. Um Kosten zu sparen, 
seien Beamte niedrigerer Gehaltsstufen heranzuziehen. Der DB wurde die Ein-
stellung eines Assistenten für die Bücherausgabe untersagt, da diese Tätigkeit 
auch von Praktikanten erledigt werden könne, von denen die DB immerhin 35 
besitze. Auch bei den von der DB geforderten Sachmitteln erhob die Behörde 
Einwände, indem sie nur sechs der zehn geplanten Katalogschränke befürwor-
tete.280 Im Jahr darauf wurden die Kosten so weit reduziert, dass selbst Saemisch 
zu dem Schluss kam, dass weitere Ersparnisse nicht mehr möglich seien.281 

Die durch die Weltwirtschaftskrise ausgelöste »Etatsdiktatur« erzwang in den 
folgenden Jahren Maßnahmen, die an die Schreckensszenarien der Inflation er-
innerten.282 Max Donnevert vom RMdI gab zu verstehen, dass die »Lage außer-
ordentlich ernst« sei. »Es seien bereits Einrichtungen einfach wegrasiert und an-
dere in einem Masse eingeschränkt worden, wie man es noch vor kurzen nicht 
für möglich gehalten hätte.«283 Unter Brüning auf Reichsebene und unter Preis-
kommissar Goerdeler auf kommunaler Ebene wurde darauf hingearbeitet, »im 
Haushaltsplan Ersparnisse zu erzielen und Abstriche vorzunehmen«.284 Wie das 

280 Vgl. etwa Abschrift eines Schreibens des Reichssparkommissars (Berlin) an den 
RFM betr. den Haushaltsplan der DB [für 1930], 10.11.1929, StadtAL, Kap.�33, 
Nr.�38, Bd.�1, Bl.�175-177. Als Reichssparkommissar fungierte seit Dezember 1921 
Moritz Saemisch (1869-1945). Er hatte die Aufgabe, den gesamten Reichshaushalt 
auf mögliche Einsparungen hin zu prüfen und Vorschläge für die Verbilligung und 
Vereinfachung der Reichsverwaltung zu unterbreiten. Vgl. Dommach, Hermann: 
Der Reichssparkommissar Moritz Saemisch in der Weimarer Republik, Frankfurt 
am Main u.�a. 2012, S.�1�f.

281 Vgl. Bericht über die 76. Sitzung des GA der DB vom 8.2.1930, ADNBL, 153/1/1-
76, Bl.�42-54, hier Bl.�46.

282 Leipzig unter Etatsdiktatur. Zwangsvollzug der Sparmaßnahmen durch die Kreis-
hauptmannschaft, in: Neue Leipziger Zeitung vom 10.9.1931, S.�3.

283 Bericht über eine Vorbesprechung des Haushaltsplanes der DB am 10.12.1931, 
ADNBL, 153/1/1-78, Bl.�56-60.

284 Das Ergebnis der Fraktionsführerbesprechung beim Reichskanzler, in: Leipziger 
Neueste Nachrichten vom 9.5.1930, S.�3; Goerdeler an Uhlendahl, 12.9.1930, 
ADNBL, 231/1-31, Bl.�69; Goerdeler an Bürgermeister Dr. Löser, 27.12.1930, 
StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�1, Bl.�224. – Im Zuge der Haushaltsverhandlungen im 
Reichstag wurde im Frühjahr 1930 bei der Beratung über den Beitrag des Reiches 
für die DB von der SPD die Forderung erhoben, die Bewilligung von der in der 
Satzung der DB zu verankernden Bestimmung abhängig zu machen: »Der Reichs-
minister des Innern hat das Bestätigungsrecht für die Anstellung der wissenschaft-
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für Wissenschafts- und Kulturfragen verantwortliche RMdI festhielt, habe die 
schwierige Finanzlage allen Ministerien auferlegt, bei sämtlichen Ausgaben zu 
sparen. Es sei zu einer »6�%igen Gehaltskürzung« gekommen, und die Sachaus-
gaben hätten Abstriche von zehn und mehr Prozent erfahren. Sämtliche Fonds 
seien »um 30, 40 und mehr Prozent« gekürzt worden. Nur unter großen Schwie-
rigkeiten sei es gelungen, die Kürzungen bei der DB, dem Deutschen Museum 
und beim Germanischen Museum auf die Gehaltskürzung zu beschränken. An 
eine Erhöhung des Etats der DB sei nicht zu denken.285 Im Zuge der Notverord-
nung des Reichspräsidenten zur Sicherung der Wirtschaft und Finanzen vom 
1. Dezember 1930 wurde der DB in einer Verordnung über die Ausgabenbegren-
zung im Mai 1931 vorgeschrieben, dass ihr Haushaltsplan in den Jahren 1932 und 
1933 die Summe ihres Etats von 1930 nicht übersteigen dürfe.286 Die Folge wa-
ren drakonische Sparmaßnahmen, die tief in den Dienstbetrieb der DB eingrif-
fen.287 Wie bitter ernst die Lage war, geht daraus hervor, dass sich die Direktion 

lichen Kräfte an der DB.« Dieser »Einbruchsversuch in die Selbstverwaltung der 
Deutschen Bücherei« wurde jedoch gegen die Stimmen der SPD und der KPD ab-
gelehnt. Im Jahr 1931 forderte das Zentrum, dem Reich entsprechend seinen finan-
ziellen Aufwendungen für die DB ein Mitbestimmungsrecht bei der Besetzung 
der Stellen einzuräumen, was vom Reichstag angenommen wurde. Vgl. Vermerke 
von Kurt Landgraf (DB) und Uhlendahl, 20.5.1930, ADNBL, 231/1-30, Bl.�118; 
Hofmann, [Hermann]: Innenetat und Parteien. Die sozialistisch-kommunistisch-
liberale Kulturfront. Wichtige Anträge des Zentrums, in: Germania vom 28.5.1930, 
ebd., Bl.�120; Strathmann, [Hermann]: Gegensätze! Aus den Beratungen des 
Reichshaushalts, in: Fränkischer Kurier vom 4.6.1930, ebd., Bl.�121; Auszugsweise 
Abschrift betr. Sitzung des 5. Reichstagsausschusses (Reichshaushalt) mit der Ein-
zelberatung des Haushaltsplans des RMdI, 23.2.1931, ADNBL, 231/1-31, Bl.�131�f.; 
RMdI an das Sächsische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, Dresden, 
9.12.1931, ADNBL, 100/1, Bl.�17. Derartige Einflussversuche des Reiches erstreck-
ten sich auch auf andere Wissenschafts- und Kultureinrichtungen, wie etwa die 
Notgemeinschaft. Vgl. Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�94-102.

285 Vgl. Niederschrift über eine Vorbesprechung über den Etat der DB vor der Sitzung 
des GA der DB vom 8.1.1931, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�19-23, hier Bl.�21. 

286 Vgl. Verordnung des Sächsischen Finanzministeriums über Ausgabenbegrenzung 
bei Körperschaften des öffentlichen Rechts vom 21.5.1931, in: Sächsisches Gesetz-
blatt 1931 vom 30.5.1931, ADNBL, 100/2, Bl.�4.

287 So wurden alle Fahrstühle für den Personenverkehr gesperrt, der Strom-, Wasser- 
und Heizverbrauch drastisch reduziert, die Temperatur in den Dienst- und Benut-
zungsräumen während der späten Abendstunden auf 18 Grad gesenkt. Die An-
forderungen von Schreib- und Sachmaterialien wurden von der Kasse auf ihre 
Notwendigkeit hin überprüft, besonders »wertvolle Materialien«, wie Katalog-
karten unter Verschluss gehalten. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 24.9.1931, ADNBL, 
150/2/3, Bl.�1; Martin Lippmann (DB) an Uhlendahl, 5.9.1931, ADNBL, 154/2, 
Bl.�71; Bericht der vom GA der DB eingesetzten Sparkommission (Friedrich Ol-
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zum Personalabbau gezwungen sah. Diese Kündigungen erstreckten sich auf 
Dauerkranke, Bedienstete, welche die normale Altersgrenze erreicht hatten und 
solche Kräfte, deren Leistungen zu wünschen übrig ließen.288 Um dem Rück-
gang der Mittel etwas entgegenzusteuern, erhöhte die DB im April 1932 ihre Be-
nutzungsgebühren in Angleichung an die Gebühren der Staatsbibliotheken in 
Berlin und München von 2 auf 5 RM im Jahr, was von den Benutzern ver-
ständlicherweise »mit Unwillen und teilweise […] heftigem Protest« quittiert 
 wurde.289 Zudem hob die DB ihre Gebühren für Leihscheine sowie für die Ver-
mietung von Schreibzimmern und Tischkästen an und führte im April 1932 
obendrein eine Gebühr für bibliographische Auskünfte ein.290 

Auch wenn von den Behörden immer wieder drakonische Kürzungen ver-
langt wurden, bestand im Geschäftsführenden Ausschuss und auf Seiten der Ga-
ranten Konsens, dass eine Verbesserung der »mustergültigen« Organisation der 
DB »kaum möglich« war. Der Abbau infolge der Inflation sei weit über das da-
mals übliche Maß hinausgegangen. Auch die maßgebenden Stellen sahen ein, 
dass man damals »zu weit gegangen« war. Um jedoch alle Möglichkeiten zum 
Sparen auszuschöpfen, wurde eine Sparkommission berufen, der neben Uhlen-
dahl der neue Vorsteher des Börsenvereins, Friedrich Oldenbourg, angehörte.291 
Sie sollten prüfen, in welchem Umfang durch organisatorische Maßnahmen oder 
eine Änderung der Sammelgrundsätze weitere Ersparnisse erzielt werden konn-
ten.292 Ihr Bericht vom 30. Januar 1932 bestätigte, dass der Sachetat der DB keine 
weiteren Kürzungen mehr vertrage. Zudem sei das der Bibliothek zur Verfügung 

denbourg und Heinrich Uhlendahl), 30.1.1932, BArch Berlin, R�2/4784, Bl.�209-
233, hier Bl.�210.

288 Vgl. Martin Lippmann (DB) an Uhlendahl, 23.11.1931, ADNBL, 359, Bl.�8; Streng 
vertraulicher Vermerk von Martin Lippmann (DB) über eine Besprechung Uhlen-
dahls mit dem Vorsitzenden des GA, Friedrich Oldenbourg, 14.1.1932, ebd., Bl.�10. 
So wurden im Zuge dieser Maßnahmen zum 31.12.1931 der Hilfssekretär Josef 
Kalff und die Kanzleigehilfin Liselotte Schein wegen Krankheit und die Bücherei- 
bzw. Magazingehilfen Wilhelm Seele und Albert Petri am 31.3.1933 wegen des Er-
reichens der Altersgrenze entlassen. Vgl. z.�B. Uhlendahl an Wilhelm Seele, 1.9.1932, 
ADNBL, PA Wilhelm Seele (geb. 17.12.1862), Bl.�68.

289 Uhlendahl an das Finanzamt des Rates der Stadt Leipzig, 27.6.1932, StadtAL, 
Kap.�33, Nr.�38, Bd.�2, Bl.�75; Bericht über eine Vorbesprechung des Haushaltspla-
nes der DB am 10.12.1931, ADNBL, 153/1/1-78, Bl.�56-60.

290 Vgl. Bericht über die 78. Sitzung des GA der DB vom 10.12.1931, ADNBL, 
153/1/1-78, Bl.�38-55, hier Bl.�39; Verfügung Eberts, 1.4.1932, ADNBL, 154/1 
(Hefter: Direktorialverfügung 1929-1932), Bl.�350.

291 Vgl. Bericht über die 78. Sitzung des GA der DB vom 10.12.1931, ADNBL, 
153/1/1-78, Bl.�38-55.

292 Vgl. Bericht der vom GA der DB eingesetzten Sparkommission (Friedrich Olden-
bourg und Heinrich Uhlendahl), 30.1.1932, BArch Berlin, R�2/4784, Bl.�209-233, 
hier Bl.�209.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

362

stehende Personal gerade im Vergleich zu anderen großen wissenschaftlichen  
Bibliotheken »durchweg knapp« bemessen. Neben den regulären Mitarbeitern 
beschäftige man nicht weniger als 21 Kräfte, die nicht aus ordentlichen Haus-
haltsmitteln, sondern vom Börsenverein und über Sonderfonds finanziert wür-
den. Eine Einschränkung der Sammelgrundsätze erschien Uhlendahl und Olden-
bourg nicht opportun, denn mit der fortschreitenden Verarmung der Biblio-
theken im Zuge der Weltwirtschaftskrise wachse die Bedeutung der DB als 
zentrale Sammelstätte des deutschen Schrifttums. Als Präsenzbibliothek und 
durch ihren Anschluss an den Deutschen Leihverkehr bilde sie, »wenn die übri-
gen Bibliotheken versagen, »die letzte Zuflucht für alle wissenschaftlich 
Arbeitenden«.293 Welchen »Anziehungspunkt« die DB gerade für auswärtige 
Studenten darstellte, machte Siegismund im Dezember 1931 deutlich. So gehe 
eine Freundin seiner Tochter für die nächsten Semester nach Leipzig, um dort 
ihre Doktorarbeit zu schreiben. Dies »sei eben nur in Leipzig in der DB mög-
lich«. So würden inzwischen viele urteilen. Durch die DB sei »Leipzig ein her-
vorragender Platz für wissenschaftliche Arbeit geworden«.294 Unrecht hatte Sie-
gismund damit nicht, denn zum Beginn der dreißiger Jahre stellten Studenten 
noch etwa die Hälfte aller Benutzer.295 Für sie war die Anstalt inzwischen auch 
zu »ihrer Bücherei« geworden.296 Auch unter Gelehrten und Bibliothekaren des 
In- und Auslands stießen die DB und der ihr von Uhlendahl verliehene Charak-
ter eines Dienstleisters für die Wissenschaft auf außerordentliche Resonanz. Der 
Posener Literaturhisto riker Thaddaeus Grabowski formulierte im Oktober 
1932: 

»Zur wissenschaftlichen Arbeit eignet sich Leipzig großartig. Ich habe schon 
überall gearbeitet, von Petersburg bis Madrid, aber eine solche Organisation, 
ein solches Entgegenkommen, wie es die Bibliothekare der berühmten ›Deut-
schen Bücherei‹ zeigen, habe ich nirgends gefunden. Möglichst wenig Forma-
litäten, möglichst viel Hilfe – ist die Losung des Instituts, das man allen pol-
nischen Gelehrten empfehlen kann.«297

293 Vgl. ebd., Bl.�209-233.
294 Bericht über die 78. Sitzung des GA der DB vom 10.12.1931, ADNBL, 153/1/1-78, 

Bl.�38-55, hier Bl.�46.
295 Vgl. Berichte über die Verwaltung der DB 1928 (S.�60), 1929 (S.�52), 1930 (S.�52), 

1931-1937 (S.�115).
296 Vgl. Anteilnahme der Öffentlichkeit am zwanzigjährigen Bestehen der Deutschen 

Bücherei. Sonderdruck aus dem BBl.�99 (1932) Nr.�282 vom 3.12.1932, ADNBL, 
Unterlagen zur geplanten Festschrift für H. Uhlendahl, 1949 im Schrank »Doku-
mente Diverses«, unp.

297 Abschrift der Übersetzung des Artikels des polnischen Gelehrten Thaddäus Gra-
bowski »Aus Leipzig«, in: Kurjer Poznański, Nr.�482 vom 21.10.1932, ADNBL, 
182/4, Bl.�36a. In diesem Sinne auch schon die vor dem Hintergrund der Sparmaß-
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Die »Herren der DB« standen also »auf der Höhe der Zeit«.298 Anlässlich des 
20-jährigen Bestehens der DB – die im Mai 1932 den Eingang ihres »millionsten 
Bandes« verzeichnete – kam in zahlreichen Grußadressen ihre gewachsene Be-
deutung für die Wissenschaft, die Wirtschaft und das gesamte öffentliche Leben 
zum Ausdruck.299 In Anerkennung seiner Verdienste um die Förderung der 
deutschen Wissenschaft wurde Uhlendahl am 30. Oktober 1932 vom Reichsprä-
sidenten mit der »Goethe-Medaille« ausgezeichnet, womit auch ein Dank für 
seinen rastlosen Einsatz für das deutsche Bibliothekswesen verbunden war, das 
er als Vorstandmitglied des VDB in dieser Zeit maßgeblich mitbestimmte.300

3.1. Opferbereite Helfer und politisches Bekenntnis.  
Die Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bücherei

Da der Gesellschaft der Freunde der DB (GdF) auf dem Höhepunkt der Inflation 
keine Mittel mehr für die Bücherbeschaffung zur Verfügung standen, hatte sie 
ihre Geschäftsstelle im September 1923 kurzerhand aufgelöst und ihre Werbear-
beit eingestellt.301 Ihre Geschäfte wurden aber schon wenige Wochen später von 
der DB selbst übernommen. Von der Direktion beauftragt, sollte der wissen-
schaftliche Bibliothekar Hans Praesent durch eine »neu einsetzende verstärkte 
Werbetätigkeit« der Gesellschaft neue Mitglieder zuführen und der Bücherei da-
durch »Geldreserven« verschaffen.302 Diese Mittel sollten wie bisher in erster 
Linie zur Bezahlung besonders teurer Werke und aller nicht kostenlos eingehen-
den Veröffentlichungen von Nichtmitgliedern des Börsenvereins verwendet 
werden. Ein Teil der Mittel wurde zur Beschaffung jener Neuerscheinungen ge-

nahmen der Inflationszeit erschienene Broschüre Die Deutsche Bücherei und das 
deutsche Geistesleben, Leipzig 1924. Der Schriftsteller Josef Ponten, der offenbar 
eine ›Sonderbehandlung‹ erhielt, schwärmte 1932: »Ich denke mit Vergnügen an 
die schlaraffische Bücherei zurück, in der der Leser schöne Faulenzersessel vorfin-
det, ein Telefon hat, nur zu klingeln braucht, damit ein schönes Fräulein ihm Kaf-
fee und belegte Brote bringe, und die Zigarren à discretion bereitstehen. Wenn Sie 
Ihre Leser so schlaraffisch behandeln, dann beklagen Sie sich, dass es mit den Fi-
nanzen der DB schlecht stehe?« Josef Ponten (München) an Uhlendahl, 29.2.1932, 
ADNBL, 744 (1927-1974), Bl.�16.

298 Salomon Frankfurter (Wien) an Uhlendahl, 15.2.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter  
Fa-Fu), Bl.�259.

299 Uhlendahl an Hofrat Kell (Leipzig), 22.10.1934, ADNBL, 193/2/1, Bl.�37.
300 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�46; Matthias, Wirken, S.�65. Der Vor-

schlag zur Ehrung Uhlendahls ging auf Max Donnevert vom RMdI zurück. Vgl. 
Donnevert an Uhlendahl, 30.9.1932, ADNBL, 187/3/2, Bl.�120.

301 Vgl. Vermerk Minde-Pouets, 8.8.1923, SStAL, 21765/12, unp.
302 Umlauf der Direktion (gez. Ebert), 24.10.1923, ADNBL, Abt. III, Nr.�5, Bl.�77b.
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nutzt, die von Verlegerseite nicht ohne weiteres und unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt wurden.303 Die Voraussetzungen hierfür waren nicht schlecht, denn mit 
Genugtuung stellte der Vorsitzende der GdF, der Verleger Richard Linnemann, 
im April 1925 fest, dass der GdF trotz der Inflation fast alle Mitglieder treu ge-
blieben waren.304 Dabei handelte es sich um 3.400 Personen, Firmen und Kör-
perschaften, die der DB 1924 36.000 RM zugute kommen ließen, ein für die da-
maligen Verhältnisse außerordentlich umfangreicher Betrag.305 Diese Mittel 
wurden jedoch in zunehmendem Maße zweckentfremdet und zur Finanzierung 
der vom Personalabbau betroffenen Kräfte verwendet.306 Da der Zweck der GdF 
jedoch darin bestand, so »zu wirtschaften«, dass für die DB möglichst hohe Ge-
winne erzielt wurden, beschloss der Geschäftsführende Ausschuss im Frühjahr 
1925, den bisherigen Beitrag von zehn RM für jährlich zahlende GdF-Mitglieder 
wieder auf den früheren Betrag von 20 RM zu erhöhen.307

Diese drastische Beitragserhöhung wurde den Mitgliedern dadurch schmack-
haft gemacht, dass ihnen statt der bisherigen künstlerischen Jahresgabe künftig 
zwei verschiedene Gaben als Geschenk zugehen sollten. Allerdings erhielten 
diese nur diejenigen Mitglieder, die mit der Einsendung ihrer Beiträge nicht in 
Rückstand geraten waren. Der Auswahl der Jahresgaben  – die seit 1924 un-
veröffentlichte oder schwer zugängliche Werke zeitgenössischer Dichter oder 
Schriftsteller darboten – widmeten die GdF und die Direktion der DB besondere 

303 Vgl. Reinhold Hagen (Schriftführer der GdF) an Albert Paust (DB), 14.7.1931, 
ADNBL, 234, Bl.�1.

304 Vgl. Rundschreiben der GdF an ihre Mitglieder, 15.4.1925, ADNBL, 151/1/4, unp. 
Der Hinweis auf die Leitung der GdF durch Linnemann findet sich im Bericht über 
eine Besprechung der Herren Hofrat Meiner, Hofrat Linnemann und Syndikus Dr. 
Hess mit den Bibliothekaren der DB, 22.5.1924, SStAL, 21765/13, unp. Zur Person 
Richard Linnemanns (1874-1932) vgl. Menz, [Gerhard]: Richard Linnemann 
5. November 1874�–�6. April 1932, in: BBl.�99 (1932), Nr.�82 vom 9.4.1932, S.�277-
279.

305 Vgl. Protokoll über die Jahresversammlung der GdF, 8.5.1925, ADNBL, 151/1/0 
(Hefter: Jahres- und Mitgliederversammlungen der GdF), unp. Nach Uhlendahl 
zählte die GdF 1925 »bereits rund 4.000 Mitglieder«. Uhlendahl an Kreisfürsorge-
arzt Dr. Enke (Düsseldorf), 4.3.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter: Eb-Ew), Bl.�71; Be-
richt über die 13. Sitzung des VR�der DB vom 8.5.1925, ADNBL, Abt. III, Nr.�2IV, 
Bl.�131-166, hier Bl.�149.

306 Vgl. Uhlendahl an den RMdI, 25.7.1925, ADNBL, Abt. III, Nr.�143, Bl.�4-5.
307 Entsprechend der Erhöhung der Beiträge für einfache Mitglieder wurden auch die 

einmaligen Beiträge für immerwährende Mitglieder auf 500 RM, für Stifter auf 
1.000 RM und für Ehrenförderer auf 5.000 RM erhöht. Vgl. Bericht über die 70. 
Sitzung des GA der DB vom 20.4.1925, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�7, Bl.�122-155, 
hier Bl.�127�f.; Rundschreiben der GdF an ihre Mitglieder, 1.8.1925, ADNBL, 
151/1/4, unp.
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Aufmerksamkeit.308 Da diese Werke nicht in den Buchhandel gelangten, kam  
ihnen der Charakter von Liebhaberdrucken zu und sollte für ihre Besitzer den 
Grundstock »einer auserlesenen bibliophilen Büchersammlung« bilden.309 Auf-
grund der begrenzten Auflage der Jahresgaben kam es sogar vor, dass Literatur-
freunde die Mitgliedschaft der GdF erwarben, nur um deren Drucke zu erhalten, 
was natürlich dem Kalkül der DB, möglichst viele finanzkräftige Förderer zu 
finden, entsprach.310 Während drei der ersten vier zwischen 1916 und 1922 er-
schienenen Gaben sich mit Belangen der DB und der Geschichte des Deutschen 
Buchhandels befassten, standen ab 1924 Novellen, Dichtungen und erzählende 
Prosawerke lebender, populärer deutscher Schriftsteller im Vordergrund.311 Da-
bei erhob die GdF den selbstbewussten Anspruch, »künstlerisch wertvolle Sa-
chen zu bringen«, um ihren Stiftern das Gefühl zu geben, für ihren Mitglieds-
beitrag auch einen entsprechenden Gegenwert zu erhalten.312 Hierfür standen 
Werke von Börries von Münchhausen (1924), Arno Holz (1925), Hugo von 
Hofmannsthal (1926), Rudolf G. Binding (1931) oder Ina Seidel (1932).313 In 

308 Vgl. ebd.; Rundschreiben der GdF an ihre Mitglieder, Anfang Februar 1924, ebd.; 
Rundschreiben der GdF an ihre Mitglieder, Februar 1926, ADNBL (lose auf den 
Ordnern bzw. Kisten betr. GdF liegend), unp.

309 Vgl. Mitteilungen aus der Deutschen Bücherei Nr.�15, 22.9.1925, ADNBL, 151/1/3-
6, unp. Neben den Jahresgaben für alle Mitglieder erschienen in loser Folge auch 
sogenannte Sondergaben der GdF, die jedoch nur den Stiftern und Ehrenförderern 
vorbehalten waren. Vgl. Uhlendahl an Dr. Hanns Heinz Ewers (Berlin), 21.4.1927, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Eb-Ew), Bl.�124.

310 Vgl. Uhlendahl an Hans Reimer (i. Fa. Weidmannsche Buchhandlung, Berlin), 
ADNBL, 151/1/0, Bl.�18.

311 Bei den drei erwähnten Jahresgaben der GdF handelt es sich um die 1916 erschie-
nene erste Jahresgabe Denkschrift zur Einweihungsfeier der Deutschen Bücherei 
des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig am 2. September 1916, 
Leipzig 1916, die 1918 veröffentlichte dritte Jahresgabe von Johann Goldfriedrich 
(Hg.): Aus den Briefen der Göschensammlung des Börsenvereins der Deutschen 
Buchhändler zu Leipzig, Leipzig 1918 und um die 1918 verlegte vierte Jahresgabe 
von Minde-Pouet, Georg: Ludwig von Hofmanns Wandgemälde im großen Lese-
saal der Deutschen Bücherei, Leipzig 1922.

312 Richard Linnemann (Fr. Kistner & C.�F.W. Siegel Buch- und Musikverlag, Leip-
zig) an Uhlendahl, 6.2.1928, ADNBL, 151/1/-10, Bl.�2; Rundschreiben der GdF an 
ihre Mitglieder, Anfang Februar 1924, ADNBL, 151/1/4, unp.; Rundschreiben der 
GdF an ihre Mitglieder, Februar 1926, ADNBL (lose auf den Ordnern bzw. Kisten 
betr. GdF liegend).

313 Vgl. die Gedichtsammlung von Börries von Münchhausen: Drei Idyllen, Leipzig 
1924 (fünfte Jahresgabe), den Auszug aus dem Lyrikzyklus »Phantasus« von Arno 
Holz: Neun Liebesgedichte, Leipzig 1925 (sechste Jahresgabe), den Rückblick auf 
zwei Prosastücke aus der Jugendzeit des österreichischen Dramatikers Hugo von 
Hoffmannsthal: Früheste Prosastücke, Leipzig 1926 (achte Jahresgabe), die Auf-
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einigen Fällen dienten die Jahresgaben der Gesellschaft der Freunde auch als per-
sönliche Reminiszenzen und Ehrungen. So wurde die 1925 erschienene sechste 
Jahresgabe der GdF  – eine Novelle aus der Feder von Ricarda Huch  – dem 
Huchverehrer Fritz Milkau für dessen Verdienste um die DB und das deutsche 
Bibliothekswesen gewidmet. Die Jahresgabe 1929 erinnerte an das Vermächtnis 
des langjährigen Mitglieds des Geschäftsführenden Ausschusses der DB und ehe-
maligen Oberbürgermeisters von Leipzig, Rudolf Dittrich, der Anfang 1929 ver-
storben war.314

Während sich die Absicht, Thomas Mann für eine Jahresgabe zu gewinnen, 
nicht erfüllte, ergaben sich bei dem für 1927 vorgesehenen Manuskript von Max 
Halbe gewisse Differenzen zwischen Uhlendahl und Linnemann.315 Wie Linne-
mann offen gestand, hinterließ die Vorlage Halbes auf ihn »keinen nachhaltigen 
Eindruck« und er tat sich etwas schwer, diese »nette« Arbeit, die in seinen Au-
gen keine hohe literarische Anforderung darstellte, in die Reihe der Jahresgaben 
aufzunehmen. Uhlendahl, der mit Halbe befreundet war und diesen auch in den 
Kreis der »Eierkiste« eingeführt hatte, legte jedoch Wert darauf, »die kleine No-
velle zu bringen«, zumal er den ebenfalls zur »Eierkiste« gehörenden Graphiker 
Erich Gruner für die Herstellung einiger Illustrationen zu Halbes Erzählung ge-
wonnen hatte.316 Während sich Uhlendahl in diesem Fall durchsetzen konnte, 
hatte er im Fall des skandalträchtigen Bestsellerautors Hanns Heinz Ewers we-
niger Glück.317 Dieser hatte Uhlendahl zwei Manuskripte vorgelegt und an-
heimgestellt, diese als Privatdrucke der GdF zu veröffentlichen. Eine der drama-

satzsammlung von Rudolf G. Binding: Grösse der Natur. Ruf freien Landes. Vom 
Inhalt des Lebens, Leipzig 1931 (13. Jahresgabe) und die Erzählung der 1932 in die 
Preußische Akademie der Künste in Berlin aufgenommenen Schriftstellerin Ina 
Seidel: Die tröstliche Begegnung. Dichtungen, Leipzig 1932 (14. Jahresgabe).

314 Vgl. Ricarda Huch: Graf Mark und die Prinzessin von Naussau-Usingen. Eine tra-
gische Biographie, Leipzig 1925 (siebte Jahresgabe); Rainer Maria Rilke: Verse und 
Prosa aus dem Nachlass, Leipzig 1929 (elfte Jahresgabe).

315 Zur Absicht einer »Gabe Thomas Manns« vgl. Protokoll der Jahreshauptversamm-
lung 1927 der GdF, 12.5.1927, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitglieder-
versammlungen der GdF), unp.

316 Vgl. Richard Linnemann (Fr. Kistner & C.�F.W. Siegel Buch- und Musikverlag, 
Leipzig) an Uhlendahl, 6.2.1928, ADNBL, 151/1/-10, Bl.�2; Uhlendahl an Max 
Halbe (München), 28.3.1928, ebd., Bl.�4; Uhlendahl an Halbe, 8.6.1928, ebd., Bl.�24. 
Die Novelle erschien 1928 als zehnte Jahresgabe der GdF. Vgl. Max Halbe: Die 
Auferstehungsnacht des Doktors Adalbert. Osternovelle, Leipzig 1928.

317 Zum »skandalträchtigen Profil« von Hanns Heinrich Ewers siehe Delabar, Walter: 
Was tun? Romane am Ende der Weimarer Republik, Opladen u. Wiesbaden 1999, 
hier S.�200; Helming, Michael: Leichen treppauf. Die Schriftsteller Hanns Heinz 
Ewers, Kurt Münzer, Alexander Moritz Frey und Hermann Rauschning, Hage 
2011, S.�9-21; Gmachl, Klaus: Zauberlehrling, Alraune und Vampir. Die Frank 
Braun-Romane von Hanns Heinz Ewers, Norderstedt 2005, S.�11-14, 37-57.
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tischen Dichtungen  – »Das Rosenfest der Rheinischen Nonnen«  – stieß bei 
Linnemann jedoch auf ernste Bedenken, weil er befürchtete, »ein katholisches 
Gemüt könne daran Anstoß nehmen«. Da ein Teil der Mitglieder der GdF der 
katholischen Bevölkerung angehöre, so Linnemann, könnten »Vorwürfe und 
Austrittserklärungen die Folge sein«, was unbedingt zu vermeiden sei. Auch 
wenn Uhlendahl »diese Befürchtungen nicht« teilte, pflichtete er Linnemann 
»mit Rücksicht auf unser Publikum« bei.318 Über die Intransigenz Linnemanns 
war Ewers außer sich. Er zeigte kein Verständnis für »den saublöden Standpunkt 
des Vorsitzenden« der GdF, »ein katholisches Gemüt« könne vielleicht austre-
ten. Dies sei »geradezu haarsträubend blöd« und Ewers empfahl, »solch einen 
Menschen mit einem alten Klosettdeckel« totzuschlagen. Gleichwohl änderte die 
GdF ihre Auffassung nicht.319 Dies lag möglicherweise auch darin begründet, 
dass auch in Wirtschaftskreisen  – die zu den wichtigsten Förderern der GdF 
zählten – Bedenken gegen Ewers laut wurden.320

Ähnliche Zurückhaltung übte man auch in politischen Fragen. Über ein ihm 
vorgelegtes Manuskript über »Bismarck, Fontane und Sienkiewicz« von Adolf 
Warschauer hielt Linnemann 1923 fest, es enthalte »gänzlich unbekannte« Tat-
sachen und es sei daher leicht möglich, »dass das Endurteil [über Bismarck] ein-
mal ganz anders ausfallen« werde, »als dasjenige, das wir als Zeitgenossen noch 
erlebt« hätten. Allerdings würde man mit dieser Sondergabe bei einer Reihe von 
GdF-Mitgliedern Widerspruch finden und solle die »Gesellschaft nicht mit poli-
tischen Dingen […] belasten«.321 Ganz gelang dies freilich nicht, denn auch 
einige der zwischen 1918 und 1932 erschienenen Jahresgaben der GdF spiegelten 
in zum Teil erstaunlicher Klarheit ihren Zeitgeist wider. Der 1919 vor dem Hin-
tergrund der Kriegsniederlage von Minde-Pouet herausgegebene Faksimiledruck 
»Germania an ihre Kinder« von Heinrich Kleist bediente mit seiner Rückbesin-
nung auf die Kleistschen Schlachtenhymnen der Befreiungskriege und dessen 
Hassgesänge gegen die Feinde Deutschlands klare antifranzösische Ressenti-

318 Uhlendahl an Dr. Hanns Heinz Ewers (Berlin), 21.4.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter 
Eb-Ew), Bl.�124; Ewers an Uhlendahl, 29.11.1925, ebd., Bl.�136; Uhlendahl an 
Ewers, 31.1.1927, ebd., Bl.�122.

319 Hanns Heinz Ewers (Berlin) an Uhlendahl, 25.4.1927, ebd., Bl.�125.
320 So unterrichtete Uhlendahl den Leipziger Graphiker Paul Horst-Schulze 1926 

 darüber, dass Ewers vor Leipziger Industriellen einen Vortrag über das Thema 
»Die üble Wirkung der Prohibition in den Vereinigten Staaten« halten sollte, aus 
der Sache jedoch nichts geworden sei, »da die Herren in letzter Sekunde Bedenken 
gegen ihn hatten«. Uhlendahl an Paul Horst-Schulze, 25.3.1926, ADNBL, 154/5 
(Hefter Ho-Hys), Bl.�336.

321 Linnemann an Minde-Pouet, 23.2.1923, ADNBL, 151/1/3/0, Bl.�30. Anstelle der 
Bismarckstudie erschien letztlich die Sondergabe Die Deutsche Bücherei nach dem 
ersten Jahrzehnt ihres Bestehens. Rückblicke und Ausblicke, Leipzig 1925.
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ments, die ihre Wirkung nicht verfehlten.322 Die von Kleist als »publizistische 
Munition für die antinapoleonische Mobilisierung« Deutsch-Österreichs im 
Jahr 1809 gedichtete Ode323 diente Minde-Pouet knapp einhundert Jahre später 
als Stilmittel, um an den »national-politischen Willen« Deutschlands zu appel-
lieren und »alle deutschen Stämme zur Einigkeit gegen den gemeinsamen Tod-
feind« aufzurufen:

»In einer Zeit, die wieder das gewaltige Aufstehen des deutschen Volkes das 
Aufwachen des unsterblichen deutschen Geistes erlebte, in einer Zeit, in der 
der Deutsche die Idee des Vaterlandes wieder erarbeitete und das Bewusstsein 
seines Volkstums auffrischte, in einer Zeit in der der Deutsche schwer und 
heldenhaft um sein Dasein ringt, unter den gleichen Nöten und Drangsalen 
leidet, die Kleist durchlitt und dichterisch gestaltete, konnten keine Dichtun-
gen der Vergangenheit zeitgemäßer wirken als die seinen, musste mit selbst-
verständlicher Notwendigkeit die Erinnerung an die vaterländischen Dichtun-
gen dieses Herolds des deutschen Gedankens wieder rege werden, der den 
gleichen Befreiungs- und Verteidigungskrieg vor 100 Jahren mit Flammen-
zungen gepredigt hatte, mussten vor allem die hinreißenden und aufreizenden 
Verse der Ode ›Germania an ihre Kinder‹, die den Höhepunkt seiner poli-
tischen Lyrik darstellt, wieder zünden wie damals, als sie zum ersten Male an 
das Ohr unseres Volkes drangen.«324

Minde-Pouets Rabulistik ließ Kleists Forderungen, »jeden deutschen Mann zu 
den Waffen« zu rufen und zur »schonungslosen Vernichtung des Feindes« zu 
schreiten, neu aufleben. Gleichzeitig sparte er nicht mit Invektiven gegen »den 
verlogenen französischen Journalismus« und die Zertrümmerungspolitik Napo-
leons. Er postulierte die »Befreiung Deutschlands vom französischen Joche«, 
was Kleists Ode in den Augen Minde-Pouets so zeitgemäß machte und auch in 
der Öffentlichkeit so wahrgenommen wurde.325 So ließ sich das Börsenblatt im 
Oktober 1919 zu folgenden Worten hinreißen:

»Nun ist das Toben der Schlachten vorüber, Deutschland liegt wieder am Bo-
den wie damals, als sich der ganze schrankenlose Hass des Dichters in diese 

322 Vgl. die als zweite Jahresgabe der GdF erschienene Schrift von Georg Minde-Pouet 
(Hg.): Germania an ihre Kinder. Heinrich Kleists eigenhändige Niederschrift, 
Leipzig 1918, S.�8. Das von Minde-Pouet geschriebene Vorwort zu Kleists Ode 
entstand im November 1917, war also noch deutlich von der Gegenwart des Krie-
ges bestimmt. Die Veröffentlichung erfolgte jedoch erst nach dem Ende des Ersten 
Weltkrieges.

323 Brandt, Bettina: Germania und ihre Söhne. Repräsentationen von Nation, Ge-
schlecht und Politik in der Moderne, Göttingen 2010, S.�148.

324 Minde-Pouet, Ode, S.�9�f.
325 Ebd., S.�10-12. 
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Ode ergoss. Noch sind die schmachvollen Bedingungen des Friedens nicht 
voll in Erscheinung getreten; aber es kommt wohl die Zeit, wo Deutschland 
die Ketten rasseln hört und der Gluthauch des Kleistschen Rachegesangs wie-
der in das Blut eines gequälten Volkes schlägt, den Hass entzündend, der viel-
leicht nötig ist, wenn es gilt, die Fesseln zu sprengen.«326

Die ›Schmach‹ des Versailler Vertrages spielte auch in der neunten Jahresgabe 
1927 eine wichtige Rolle. In ihr legte der Schriftsteller Josef Ponten eine An-
thologie vor, die in einem Akkord »Grenzdeutschtum, Deutschtum und Aus-
landsdeutschtum« zusammenführte.327 Ihre »Idee und Entstehung« verdankte 
die unter dem Titel »Aus deutschen Dörfern« erschienene Erzählung Heinrich 
Uhlendahl. Sie bestand aus drei Stücken, von denen das erste eigens für die 
Jahres gabe geschrieben wurde. Während das zweite Stück ein für eine private 
Familienfeier Pontens geschriebenes Gedicht enthielt, umfasste der dritte Teil 
das Eingangskapitel des Romans Pontens »Wolga Wolga«, der den ersten Teil 
des schließlich sechs Bände umfassenden Werks »Volk auf dem Wege, Roman 
der deutschen Unruhe« darstellen sollte.328 In der Jahresgabe der GdF schilderte 
Ponten seine Kindheitserlebnisse im »Eupener Lande«, das Deutschland infolge 
des Versailler Vertrages an Belgien hatte abtreten müssen und daher schon im 

326 Die Jahresgaben der Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bücherei für die Jahre 
1917 und 1918, in: BBl.�86 (1919), Nr.�238 vom 29.10.1919, ADNBL, 151/1/3-3, 
Bl.�1. In seiner Besprechung der Jahresgabe führte Fedor von Zobeltitz in der Vos-
sischen Zeitung aus: »Dankbar aber wollen wir gerade in diesen Tagen Minde-
Pouet für jene Gabe sein, hoffend dass die gewaltige Umpflügung im Leben des 
deutschen Volkes auch zu einem Wiederaufwachen des unsterblichen deutschen 
Geistes und zu einer Neubearbeitung der Idee vom Vaterland führen möge. Es ist 
begreiflich, dass der hinreißendste deutsche Schlachtgesang während des Weltkrie-
ges Forschung und Empfinden mehr als zuvor der vaterländischen Dichtung 
Kleists zuwandte. Und wer sich dem Genuss der Ode durch ihren schrankenlos 
aufreizenden Ton verkümmern lässt, der möge an jenes Wort Treitschkes denken, 
an das Minde-Pouet erinnert; dass wir uns an Kleist und seiner Dichtkunst versün-
digen würden, wollten wir dies Vermächtnis einer Heldenzeit nur mit ästhetischen 
Blicken betrachten«. Von Zobeltitz, Fedor: Germania an ihre Kinder, in: Vossische 
Zeitung vom 12.5.1919, ADNBL, 151/1/3-2, Bl.�2. – Die Kleist-Gabe der GdF ver-
anlasste Arthur Meiner, für die folgende Jahresgabe einen Auszug aus Fichtes Re-
den an die deutsche Nation vorzuschlagen, was von Minde-Pouet jedoch abgelehnt 
wurde, da »eine gewisse Ähnlichkeit mit der Kleistschen Germania« bestand. Ver-
merk von Linnemann, 3.11.1919, ADNBL, 151/1/3-4, Bl.�1; Minde-Pouet an Linne-
mann, 16.12.1919, ebd., Bl.�2.

327 Ein neues Buch von Josef Ponten, in: Rheinisch-Westfälische Zeitung 191 (1928), 
Nr.�170 vom 1.4.1928, ADNBL, 151/1/3-9, Bl.�2.

328 Vgl. Vorwort, in: Ponten, Josef: Aus deutschen Dörfern. Zwischen Maas und 
Rhein und an der Wolga. Erlebnisse, Leipzig 1927.
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Vorwort als das »heutige Zwangsbelgien« umschrieben wird. Die Ponten eigene 
»anheimelnd gut-deutsche Ofenwärme« seiner Kindheits- und Landschafts-
beschreibungen sparte nicht mit Sticheleien gegen die belgischen Nachbarn:329

»Und ich fühlte wohl einigen Stolz, wenn ich den diesseits der scheidenden 
Brücke, auf der der preußische Adler angemalt war, liegenden deutschen blitz-
sauberen Bahnhof und seine üppigen Gebäude mit dem jenseits der Brücke, 
wo der belgische Löwe im Wappenschilde sprang, unmittelbar anschließenden 
Bahnhofe Welkenraedt verglich, der von Öl und Ruß schmutzig war, auf dem 
kümmerliche Fachwerkbauten standen und liederlich gekleidete Eisenbahn-
beamte hantierten.«330

Um das historisch verbürgte ›Recht‹ Deutschlands auf dieses Gebiet zu unter-
streichen, bediente sich Ponten einer bildhaften Sprache. So hätten seine Ver-
wandten zum Teil in einer der vielen kleinen wehrhaften Burgen gewohnt, die 
sich überall im Eupener Lande finden. Ponten ging davon aus, dass es sich dabei 
um »die alten festen Sitze« handelte, »welche die germanischen Ankömmlinge, 
als sie über den Rhein hergebraust waren, inmitten der wohl keltischen besiegten 
Urbevölkerung des Landes« eingenommen hatten. Dies mündete in eine pathe-
tische, aber in ihrer politischen Stoßrichtung deutliche Mahnung Pontens:

»Und dieses deutsche Land, das so selbstverständlich deutsch war, dass es uns 
nie in den Sinn gekommen wäre, seine Deutschheit beweisen zu wollen und 
in dem wir außer etwa einem über die Grenze kommenden belgischen Vieh-
händler nie einen Belgier sahen, wurde als angeblich undeutsch im Versailler 
Frieden zu Belgien geschlagen. Aber das letzte Wort in Sachen des Landes Eu-
pen ist noch nicht gesprochen …«.331

Im Fokus des mit »Wolga Wolga« überschriebenen Teils stand der »Volkstums-
kampf unserer Auslandsbrüder« in einem fiktiven deutschen Wolgadorf.332 Der 
Held der Erzählung, ein Schulmeister – Repräsentant der Bildung und des Geis-
tigen in einer Welt der Ungeistigen –, der in der fünften Generation deutscher 
Auswanderer an der Wolga lebte, wurde von einer grenzenlos überzeichneten 
»wollüstigen Sehnsucht« nach Deutschland getrieben, in dem angeblich »der 
Himmel zur Erde herunter geöffnet« war. Dieser Schulmeister strebte danach, 
die »trockene Ordnung« seines schmalen Lebens und die »schwunglose Arm-
seligkeit seines Kolonistendorfes« zu verlassen, obwohl er eigentlich ein ausge-

329 Vgl. ebd.; Bing, Siegmund: Aus deutschen Dörfern, in: Literaturblatt. Beilage zur 
Frankfurter Zeitung 61 (1928), Nr.�17 vom 22.4.1928, ADNBL, 151/1/3-9, Bl.�2.

330 Ponten, Aus deutschen Dörfern, S.��18.
331 Ebd., S.�27-29.
332 Vgl. Grenzdeutsches Schrifttum, in: Allensteiner Zeitung 89 (1930), Nr.�81 vom 

5.4.1930, ADNBL, 151/1/3-9, Bl.�1.
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fülltes Leben führte. Denn allein ihm als Schulmeister war es zu verdanken, dass 
»wenigstens die Deutschen unter den Russen lesen und schreiben konnten« und 
die Jugend an seinen Lippen hing. Unterschwellig spöttelnde Bemerkungen über 
›die Russen‹ ziehen sich durch die gesamte Erzählung, etwa wenn Ponten über 
die »liederliche Russenpost« schreibt, die Unpünktlichkeit der Russen kritisiert 
oder behauptet, man könne sich auf deren Wort nicht verlassen:

»Die Russen taten so etwas, die guten Russen, die lustigen und leichtlebigen 
Russen, die tausend Dinge versprechen und sie alle vergessen. Aber ein Deut-
scher vergisst nichts. Das gibt es nicht! Die Russen ja, sie sind viel gutmütiger 
als die Deutschen, und sie tun alles für einen, aber nur solange sie einem in die 
Augen sehen – sind sie fort, dann haben sie einen auch schon vergessen. Sie 
sind wie die Kinder. Aber die Deutschen sind Männer und genau und wahr-
haftig – ehrlich wie ein Deutscher, sagten die Russen; sie sagten freilich auch: 
genau und pedantisch wie ein Deutscher.«333

Die Romanserie Pontens »Volk auf dem Wege« widmete sich zwar dem Schick-
sal der Wolgadeutschen in der Zeit von 1812 bis 1904. Ihre vom Autor stilisierte 
Sehnsucht nach Deutschland bildete jedoch eine Chiffre für eine intendierte 
›Heimkehr ins Reich‹ – gleichsam in den Schoß der deutschen ›Volksgemein-
schaft‹  –, konnte aber auch als Plädoyer für die Idee eines »kleinen Wolga-
Deutschland« interpretiert werden.334 Gerade der Gedanke der deutschen 
›Volksgemeinschaft‹ wurde von Ponten bewusst überzeichnet, wenn er schrieb:

»Deutschland war das Land der gerechten Menschen. Der Guten und Klugen, 
der Besten und Gerechtesten! In Deutschland war das Leben diktiert von Ver-
nunft und Güte, in Deutschland halfen die Menschen einander, die Reichen 
halfen den Armen, und ein Armer half dem anderen Armen. In Deutschland 
kamen keine Diebstähle vor wie unter den Russen, wo einem das Pferd vom 
Wagen ausgespannt wurde, wenn man nur einmal nach hinten gegangen war, 
um die Bremse anzuziehen, keine Diebstähle, […] keine Morde, oder doch nur 
aus Versehen. In Deutschland betrog man nicht, oder nur in höchster Not, in 
Deutschland waren alle Kinder gesund und hatten Schiefertafeln so viele sie 

333 Ponten, Aus deutschen Dörfern, S.�46, 54, 56, 62, 67.
334 Schiller, Dieter: Der Traum von Hitlers Sturz. Studien zur deutschen Exilliteratur 

1933-1945, Frankfurt am Main 2010, S.�562. Aus der Bibliothek des Volkskommis-
sariats für Bildungswesen in der Wolgastadt Engels, der Hauptstadt der Wolga-
deutschen Republik, wurden Teile der Romanserie Pontens in den 1930er Jahren 
entfernt, da sie nach Auffassung der Behörden »die Idee eines ›kleinen Wolga-
Deutschlands‹« entwickelten. Chaustov, Vladimir N.: Repressionen gegen Sowjet-
deutsche bis zum Beginn der Massenverhaftungen von 1937, in: Eisfeld, Alfred, 
Victor Herdt u. Boris Meissner (Hg.): Deutsche in Rußland und in der Sowjet-
union 1914-1941, Berlin 2007, S.�263-270, hier S.�268.
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brauchten und Spielzeug so viel sie wollten. In Deutschland gab es keine Be-
trunkenen von dem elenden Wudki wie in Russland oder doch nur himmlische 
Räusche von köstlichem Bier oder dem goldenen Wein von Bingen oder Gei-
senheim. In Deutschland starben die Alten nicht vorzeitig, denn man sorgte 
für sie. Und wenn sie kein Geld hatten, so machte ein Reicher es sich zur Ehre, 
die gichtische Waschfrau oder den krummen Fuhrmann ins Bad zu schicken. 
In Deutschland wurden auch Kranke behandelt, die keinen Arzt bezahlen 
konnten, und in Deutschland gab es in jedem Dorfe einen Arzt. In Russland 
aber musste man tageweit reisen zum Arzte in die Gouvernementsstadt, und 
wenn man ankam, wurde oft genug eine Leiche aus dem Wolgaschiffe aus-
gebootet.«335

Das in seiner Kernaussage durch und durch politische Genre der »Grenzlan d-
romane«, das in der Jahresgabe der GdF der DB 1927 zum Ausdruck gelangte, 
sollte in der Zeit des »Dritten Reiches« eine starke Konjunktur erleben. Denn 
zwischen der NS-Führung und einer Reihe national-konservativer Autoren be-
stand Übereinstimmung darin, dass Deutschland als Volk ohne Raum (Hans 
Grimm) auf die Besiedlung und landwirtschaftliche Erschließung von Lebens-
raum im Osten angewiesen sei.336 

Zu den Autoren, die sich für eine Jahresgabe bereit erklärten, zählte auch der 
Literaturnobelpreisträger Gerhart Hauptmann, der 1929 drei von ihm 1921 ge-
haltene »vaterländische Reden« veröffentlichte.337 Uhlendahl zeigte sich von den 
»Drei Deutschen Reden« Hauptmanns äußerst angetan und meinte, der GdF und 
der DB gelinge damit »ein großer Wurf«.338 Linnemann teilte die Euphorie Uh-
lendahls allerdings nicht. Er rieb sich daran, dass die aufmerksame Leipziger 
Presse die Tatsache des Erscheinens der Reden Hauptmanns in der Öffentlich-
keit bereits verbreitet hatte, sodass der GdF nicht anderes mehr übrig blieb, als 
sie zu drucken, denn immerhin könne »man ja einem Gerhart Hauptmann […] 
ein Geschenk nicht ablehnen«. Der Grund für Linnemanns Reserviertheit ge-
genüber dem Manuskript des Nobelpreisträgers bestand darin, dass Hauptmann 
kein »rein literarisches Werk […], sondern eine politische Arbeit« vorgelegt 
habe, die »natürlich ganz und gar nach seiner politischen Einstellung ausgefal-
len« sei:339

335 Ponten, Aus deutschen Dörfern, S.�61�f.
336 Vgl. Reif, Wolfgang: Kalter Zweifrontenkrieg. Der Grenzlandroman konservativer 

und (prä-)faschistischer Autoren der Zwischenkriegszeit, in: Faber, Richard u. 
Barbara Naumann (Hg.): Literatur der Grenze – Theorie der Grenze, Würzburg 
1995, S.�115-135, hier S.�125.

337 Von Hülsen, Hans: Vorwort, in: Hauptmann, Gerhart: Drei deutsche Reden, 
Leipzig 1931, S.�9-14, hier S.�9.

338 Uhlendahl an Linnemann, 2.3.1929, ADNBL, 151/1/3-12, Bl.�6.
339 Linnemann an Uhlendahl, 5.3.1929, ebd., Bl.�7.
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»Ich stimme keineswegs mit seinen Anschauungen überein. Der Künstler 
steht schon an und für sich im politischen Leben auf einem anderen Stand-
punkt als der Kaufmann, aber Hauptmann bringt seine Gedanken manchmal 
doch in recht herausfordernder Form zum Ausdruck. Ich fürchte, dass sich 
eine ganze Reihe unserer Mitglieder durch die Reden verletzt fühlt. Aller-
dings können wir diesen entgegenhalten, dass wir ja auch Kleist’s ›Hymne an 
Germania‹ gebracht haben und uns eben nur literarisch und nicht politisch 
gebärden. Vielleicht könnte der Herr Herausgeber noch in irgendeiner Form 
in seinem Vorwort darauf hinweisen, dass diese Reden mehr vom literarisch, 
künstlerischen Standpunkt, als vom politischen aus betrachtet werden möch-
ten. Andernteils bin ich aber überzeugt, dass unsere Geldgeber, namentlich 
der Sächs. Staat und auch das Reich sehr zufrieden sind, wenn wir uns so 
schwarz-rot-golden gebärden. So sehr ich mich darüber freue, dass wir den 
Namen Hauptmann unter den Autoren unserer Veröffentlichungen haben, so 
sehr bedaure ich den politischen Einschlag der Veröffentlichung und ich frage 
mich eigentlich immer noch, ob ich die Verantwortung für die Veröffent-
lichung allein tragen kann, oder nicht die Verpflichtung habe, besonders den 
übrigen Herren des Vorstands unserer Gesellschaft, die Rede vorzulegen, 

Abb. 18: Josef Ponten (mit Zigarre) anlässlich eines Besuchs der Deutschen Bücherei 
im April 1930, die Hände in den Taschen Uhlendahl
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vielleicht auch noch dem geschäftsführenden Vorstand der Deutschen 
Bücherei.«340

Obwohl Uhlendahl den Herausgeber Hans von Hülsen bat auszuloten, »ob 
Hauptmann noch etwas anderes« habe, »das für eine Veröffentlichung der Ge-
sellschaft der Freunde in Frage« komme, bestand Hauptmann auf der Veröffent-
lichung seiner drei Reden.341 Allerdings gelang es Uhlendahl, von Hülsen davon 
zu überzeugen, in seinem Vorwort den »Wünschen von Herrn Hofrat Linne-
mann auf Entkräftung einiger Stellen, die vielleicht missverstanden werden 
könnten, Rechnung zu tragen«.342 Die Reden Hauptmanns – in denen dieser als 
»Bürger des neuen Staats« in Erscheinung trat – schienen an Deutlichkeit aber 
nichts verloren zu haben.343 Allen drei Reden war »ein Bekenntnis zum deut-
schen Staat und Volk, das Vertrauen in Deutschlands Willen zum Frieden und 
der Aufruf zur deutschen Einigkeit und Selbstachtung« gemeinsam.344 Auch 
wenn von Hülsen im Vorwort betonte, der Dichter spreche in seinen Reden 
nicht als Politiker, sondern als »civis germanus«, bildeten sie ein Bekenntnis zum 
Weimarer Staat und erteilten dem Militarismus und dem Wilhelminischen Sys-
tem eine deutliche Abfuhr. So betonte Hauptmann, es sei an der Zeit »jedwede 
Überheblichkeit« abzustreifen und »die Welt auf sich beruhen zu lassen«, denn 
es komme »zunächst darauf an, dass wir selber und nicht die Welt am deutschen 
Wesen genesen«.345 Da seine künstlerische Laufbahn von Wilhelm II. wiederholt 
behindert worden war, wies Hauptmann darauf hin, dass er »im wilhelminischen 
Deutschland in mancher Beziehung als Spielverderber verschrien« gewesen 
sei.346 Diese Aussage wurde in der Presse ebenso moniert, wie seine Auffassung, 
im Gegensatz zur wilhelminischen Phase sei die gegenwärtige Zeit eine »Phase 
der Verinnerlichung«. Diese neue Phase stelle »an unser Deutschtum eine weit 
höhere Anforderung als die wilhelminische«, da diese »noch durchaus mit dem 
beschränkten Untertanenverstand« gerechnet habe.

340 Ebd.
341 Uhlendahl an Linnemann, 15.7.1929, ebd., Bl.�11; Uhlendahl an Gerhart Haupt-

mann, 16.11.1929, ebd., Bl.�19.
342 Uhlendahl an Hans von Hülsen (Mittel-Schreiberhau, Schwarze Hütte), 11.3.1930, 

ebd., Bl.�27.
343 Verlag Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bücherei, Leipzig, in: Zeitschrift 

des Oberösterreichischen Landeslehrervereins, 62 (1930), Nr.�15 vom 20.9.1930, 
ebd., Bl.�76.

344 Drei deutsche Reden von Gerhart Hauptmann, in: Berliner Tageblatt vom 
14.8.1930, ebd.

345 Hauptmann, Gerhart: Drei deutsche Reden, Leipzig 1931, S.�35�f.
346 Ebd., S.�33. Der Hinweis darauf, dass Hauptmanns Karriere vom deutschen Kaiser 

wiederholt obstruiert wurde, findet sich in Scharfen, Klaus: Gerhart Hauptmann 
im Spannungsfeld von Kultur und Politik 1880 bis 1919, Berlin 2005, S.�10, 25, 27, 
39.
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»Ob für Zeit oder Dauer, im Augenblick ist nur, ganz auf sich selbst gestellt 
der ›civis germanus‹ übrig geblieben. Der nackte, auf sich selbst gestellte, sei 
es für Zeit oder Dauer mündig gemachte Deutsche trägt heute die Verantwor-
tung, die man ihm 1914 ganz gewiss nicht zuschreiben konnte. Was damals 
beschlossen, ausgeführt und gründlich verfehlt wurde, geschah ohne ihn. Auf-
gerufen und zu ungeheurem, tätigem, aufopferungsfähigem Idealismus hinge-
rissen, war doch dafür gesorgt, dass er letzten Endes gezwungen, gebunden 
und automatisch handeln musste. Sein Idealismus wurde nicht höher gewertet, 
als eine durch den Generalstab auszunützende, von ihm jedoch lange nicht ge-
nug ausgenützte Äußerlichkeit, die übrigens nach und nach zum Schaden der 
Machthaber, gänzlich ausgeschaltet, systematisch vernichtet wurde. Heute 
nun, bis auf weiteres, haben wir nur mehr das nationale Ideal. Der Deutsche 
sieht über sich im Augenblick keinen anderen als Gottes Thron.«347

Auch wenn sich Hauptmann mit der von ihm kritisierten »Groteske von Ver-
sailles […] und dem dort gepflegten Pharisäertum« in Übereinstimmung mit 
einem großen Teil der deutschen Bevölkerung wusste, waren es insbesondere 
seine kritischen Äußerungen über das untergegangene Kaiserreich und seine 
Forderung nun »ein besseres Anwesen aufzubauen«, welche den Unmut vor al-
lem auf national-konservativer Seite hervorriefen, wofür etwa die eingangs er-
wähnten Ausführungen des Vorstehers der GdF, Richard Linnemann standen, 
der selbst dem Alldeutschen Verband angehörte.348

Da ein großer Teil der Förderer der GdF dem rechts-konservativen Milieu 
entstammte, schien es für ihren Vorstand geboten, sich nicht politisch zu positio-
nieren, um einen Rückgang ihrer Mitgliederzahlen und ein Ausbleiben der finan-
ziellen Zuwendungen zu verhindern. Für Linnemann war es vor allem wichtig, 
die einflussreichen und spendablen Vertreter der Industrie nicht zu verprellen, 

347 Hauptmann, Drei deutsche Reden, S.�34.
348 Ebd., S.�33, 35. Zur Kritik in der Presse vgl. etwa Hauptmann, Gerhart: Drei deut-

sche Reden, in: Mitteilungen aus der historischen Literatur, Heft 1/2 1932, ADNBL, 
151/1/3-12, Bl.�75; Gerhart Hauptmann: Drei deutsche Reden, in: Der Deutsche 
12 (1932), Nr.�7 vom 9.1.1932, ebd. Der Hinweis auf die Mitgliedschaft Linne-
manns im Alldeutschen Verband findet sich in Lobenstein-Reichmann, Anja: Von 
Wagner bis Hitler  – ein deutscher Diskurs, in: Kämpfer, Heidrun u. Ingo H. 
Warnke (Hg.): Diskurs  – interdisziplinär. Zugänge, Gegenstände, Perspektiven, 
Berlin u. Boston 2015, S.�391-416, hier S.�410. Der Musikverleger Linnemann 
wirkte übrigens auch als Vorstand des Allgemeinen Richard-Wagner-Vereins in 
Leipzig. Zur Wiederaufnahme der Wagner-Festspiele in Bayreuth konstituierte 
sich 1921 eine »Deutsche Festspiel-Stiftung Bayreuth«, die Geldmittel für die Fest-
spiele auftreiben sollte. Für die zu diesem Zweck geschaffenen »Patronatsscheine« 
warb Linnemann damit, »dass diese kein Jude erwerben durfte, nicht einmal Juden-
stämmlinge«. Ebd.; Hamann, Brigitte: Winifred Wagner oder Hitlers Bayreuth, 
München u. Zürich 2003, S.�67.
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die seit langem zu den Förderern der DB gehörten. Hierzu zählten die I.�G. Far-
ben-Industrie A.�G., die Chemische Fabrik E. Merck in Darmstadt, das Verlags-
unternehmen Mosse, der Vorstandsvorsitzende der Vereinigten Stahlwerke 
A.�G., Albert Vögler, und der Direktor der Vulcan-Werke in Hamburg, Paul 
Stahl.349 Hinzu kam, dass die Jahresgaben die Kasse der GdF ohnehin stark be-
lasteten. So kritisierte Hans Reimer d.�J., Inhaber der Weidmannschen Buch-
handlung in Berlin, dass die GdF etwa ein Drittel ihrer durch Mitgliedsbeiträge 
aufgebrachten Mittel für ihre Jahresgaben verwende. Er sei nicht Mitglied der 
Gesellschaft geworden, »um bibliophile Sonderdrucke zu erhalten, sondern um 
die Deutsche Bücherei zu unterstützen«. Unter der Androhung, aus der GdF 
auszutreten, stellte Reimer den Antrag, die GdF möge ihre gesamten Einnahmen 
fortan allein der DB zur Verfügung stellen.350 Derartige Kritik war nicht von der 
Hand zu weisen, denn die Mittel der GdF, die zur Beschaffung von Büchern be-
stimmt waren, wurden zu einem großen Teil tatsächlich für die Jahresgaben ver-
wendet. Hinzu kamen aber auch Ausgaben für andere Belange. So finanzierte die 
GdF 1928 die Drucklegung der von der DB herausgegebenen Bibliographie 
»Zehn Jahre Reichsverfassung«, verwandte Mittel für die Renovierung und Aus-
schmückung des Institutsgebäudes und übernahm Reisekosten von Mitarbei-
tern, die als Austauschbibliothekare in Europa und Übersee weilten.351

Dabei wurde der finanzielle Spielraum der GdF immer enger, denn seit Mitte 
der zwanziger Jahre gingen ihre Mitgliederzahlen stetig zurück. Hatte Uhlen-
dahl im April 1925 noch auf die stattliche Zahl von etwa 3.400 verweisen können, 
zählte man fünf Jahre später nur noch rund 1.811 Mitglieder.352 Dadurch verrin-

349 Johanna Richard (DB) an Linnemann, 5.10.1928, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- 
und Mitgliederversammlungen der GdF), unp.; Jahresbericht der GdF 1931, ohne 
Datum (etwa Februar 1932), ebd.

350 Hans Reimer (Weidmannsche Buchhandlung, Berlin) an Linnemann, 27.12.1929, 
ADNBL, 151/1/0, Bl.�17. Linnemann verwies Reimer darauf, dass es zu den sat-
zungsgemäßen Aufgaben der GdF gehörte, ihre Mitglieder durch Jahresgaben ge-
wissermaßen zu entschädigen. Gleichwohl müssten die Kosten für die Jahresgaben 
im Verhältnis zu den Einnahmen gehalten werden. Linnemann erinnerte Reimer 
daran, dass er seine Spende von 1923, die ihn zum immerwährenden Mitglied der 
GdF gemacht hatte, zu einem Zeitpunkt getätigt habe, »wo die Geldentwertung 
schon stark vorgeschritten war«. Linnemann an Reimer, 2.1.1930, ebd., Bl.�18.

351 Vgl. Uhlendahl an Linnemann, 15.7.1929, ADNBL, 151/1/3-11, Bl.�25; Haushalts-
plan der GdF für das Jahr 1930, 18.1.1930, ADNBL, 151/1/0, Bl.�20; Linnemann an 
Johanna Richter (DB), 4.12.1928, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitglie-
derversammlungen der GdF), unp.

352 Vgl. Mitgliederstand der GdF, 30.10.1930, ebd. Eine Statistik vom Oktober 1928 
wies noch eine Gesamtzahl von 2.162 Mitgliedern auf. Vgl. Mitgliederstand der 
GdF, Oktober 1928, ebd. Vergleichszahlen für 1919 (1.131), 1920 (1.219), 1922 
(3.627), 1923 (3.900), 1931 (1.671) und 1933 (1.391) finden sich in statistischen 



377

»INTRA MUROS« – DIENSTLEISTER FÜR DIE WISSENSCHAFT 

gerte sich das Vermögen der GdF erheblich, sodass bereits ihr Haushaltsplan für 
1930 mit einem Defizit abschloss.353 Diese trüben Aussichten veranlassten die 
DB, nach einem hauptamtlichen Geschäftsführer Ausschau zu halten, da die von 
Beamten der DB nebenamtlich durchgeführte Verwaltung der GdF-Geschäfte 
keine optimale Lösung darstellte.354 Am 15. März 1930 wurde in der DB eine 
eigene Geschäftsstelle der GdF eingerichtet, deren Leitung Bernhard Payr über-
nahm. Obwohl dieser »umfangreiche Ordnungsarbeiten« in der Registratur der 
GdF vornahm sowie eine rege Werbetätigkeit entfaltete, konnte auch er nicht 
verhindern, dass infolge der Weltwirtschaftskrise die Zahl der Austrittserklärun-
gen weiter zunahm.355 Wie Uhlendahl resigniert bemerkte, hatte die Gesellschaft 
»alle Mühe, sich notdürftig auf dem alten Niveau zu halten«.356 Ihre finanziellen 
Kalamitäten hatten zur Folge, dass die GdF sogar von der Veröffentlichung ihrer 
Jahresgabe für 1930 absah und zu allerlei Tricks griff, um ihre Mitglieder bei 
Laune zu halten und die Einnahmen der Gesellschaft zu erhöhen.357 Diese Maß-
nahmen und wiederholten Appelle an die »Opferwilligkeit um ideeller Zwecke 
willen« verfingen angesichts der drückenden Lasten der Weltwirtschaftskrise 
aber nicht.358 Den Vorstand der GdF erreichten immer häufiger Gesuche von 

Übersichten über den Stand der GdF, ADNBL, 151/1 (Hefter: Mitglieder-Listen, 
Mitgliederbewegung der GdF), unp.

353 Vgl. Haushaltsplan der GdF für das Jahr 1930, 18.1.1930, ADNBL, 151/1/0, Bl.�20; 
Linnemann an Uhlendahl, 30.1.1930, ADNBL, 181/1-1928, Bl.�9�f.

354 Vgl. ebd.
355 Bericht über die Tätigkeit der GdF vom 15.3.1930 bis zur Jahresversammlung 1930, 

der am 30.10.1930 vorzulegen ist, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitglie-
derversammlungen der GdF), unp.

356 Uhlendahl an Börries Freiherrn von Münchhausen, 16.3.1931, ADNBL, 151/1/3/0, 
unp.

357 GdF-Mitgliedern wurde ab 1930 ein Ausweis der DB ausgestellt, der zur kosten-
losen Benutzung berechtigte. Vgl. Die Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bü-
cherei, in: BBl.�97 (1930), Nr.�260 vom 8.11.1930, S.�1063. Die Sondergabe von 1931 
»Deutsche Bibliophilie in drei Jahrzehnten« wurde angesichts der Wirtschaftslage 
ausnahmeweise gegen Entgelt einem weiteren Publikum zugänglich gemacht. Vgl. 
Bericht über die Tätigkeit der Gesellschaft vom 1.1.1931 bis 30.9.1931 der bei der 
Mitgliederversammlung am 21.10.1931 vorzulegen ist, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: 
Jahres- und Mitgliederversammlungen der GdF), unp. Bei dieser Sondergabe han-
delte es sich um Rodenberg, Julius: Deutsche Bibliophilie in drei Jahrzehnten. Ver-
zeichnis der Veröffentlichungen der Deutschen Bibliophilen Gesellschaften und 
der ihnen gewidmeten Gaben, 1898-1930 (Fedor von Zobeltitz zum 70. Geburts-
tag), Leipzig 1931.

358 Rundschreiben des Generalsekretärs der GdF, Bernhard Payr, an die Mitglieder der 
GdF, 2.3.1932, ADNBL, 151/1 (Hefter: Rundschreiben, Gutachten und Vorstands-
Sonderkorrespondenz, betr. Schirmherrschaft, allgemeine Korrespondenz), unp.
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Mitgliedern, die um eine vorübergehende Herabsetzung des Mitgliedsbeitrages 
baten.359

Um den Mitgliederrückgang aufzuhalten, versuchten Uhlendahl und der 
GdF-Vorstand 1931, den Reichspräsidenten für eine Schirmherrschaft der GdF 
zu gewinnen.360 Ihr Vorstand hatte bereits 1913 den sächsischen König, Fried-
rich August III. für ein Protektorat begeistert.361 Der Direktor der DB machte 
sich berechtigte Hoffnungen auf ein wohlwollendes Entgegenkommen Hinden-
burgs. Immerhin gehörte der Feldmarschall schon 1917 zum exklusiven Kreis 
des Ehren-Ausschusses der GdF.362 Überdies hatte die DB für das Büro des 
Reichspräsidenten wenige Wochen zuvor eine »umfassende Bibliographie aller 
Veröffentlichungen« über Hindenburg angefertigt, und war bei der Beschaffung 
der zum Teil längst vergriffenen Schriften über den Feldmarschall behilflich. 

Uhlendahl hatte bei einem Besuch in der Kanzlei des Reichspräsidenten die 
Frage der Schirmherrschaft direkt angesprochen. Staatssekretär Otto Meissner 
und Ministerialrat Oswald Theodor von Hoyningen-Huene gaben ihm zu ver-
stehen, angesichts des reichs- und volksdeutschen Charakters der DB gegenüber 
den anderen Bibliotheken keine Schwierigkeiten für eine Genehmigung zu er-
blicken.363 Die Hoffnung wurde jedoch enttäuscht, denn von Hoyningen-Huene 
teilte am 5. November 1931 mit, dass Hindenburgs Entscheidung negativ ausge-
fallen sei. Als Grund wurden eher fadenscheinige Gründe angegeben. So habe 
der ehemalige König von Sachsen sein Ehrenamt als Schirmherr der GdF 1918 
nicht niedergelegt, sei also formell noch immer ihr Protektor. Dass Friedrich 
August III. seit seinem Thronverzicht das Ehrenamt gar nicht mehr ausübte, 
spielte in den Augen Hindenburgs keine Rolle.364 Nachdem Friedrich August 
III. im Februar 1932 verstarb, waren die Bedenken Hindenburgs in den Augen 
Uhlendahls jedoch obsolet, woraufhin er den Reichspräsidenten erneut bat, das 
Ehrenamt eines Schirmherren der GdF zu übernehmen.365 Darauf entspann sich 
zwischen der Direktion der DB und dem Büro des Reichspräsidenten eine »er-

359 Vgl. Linnemann an den Vorstand der GdF, 17.3.1932, ebd.
360 Vgl. Uhlendahl an RMdI, 19.4.1931, ADNBL, 100/5/2, Bl.�3. 
361 Vgl. ebd.; Siegismund an Roscher (Sächsisches Ministerium des Innern) (§�4), 

2.10.1913, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Dokumente und Drucksachen der GdF), 
unp.

362 Vgl. Vorstand der GdF (Arthur Meiner – Erster Vorsteher des Deutschen Verle-
gervereins, Richard Linnemann – Erster Vorsteher des Vereins der Buchhändler zu 
Leipzig) an Harnack, 26.5.1917, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�2, unp.

363 Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 28.7.1931, ADNBL, 
100/5/2, Bl.�7.

364 Oswald Theodor von Hoyningen-Huene (Büro des Reichspräsidenten) an Uhlen-
dahl, 5.11.1931, ebd., Bl.�11.

365 Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 7.12.1932, ebd., 
Bl.�18.
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freuliche Korrespondenz«.366 Uhlendahl war überzeugt, dass »nunmehr die 
Wege genügend vorbereitet« seien, um den »alten Wunsch bezüglich der Über-
nahme des Protektorats« der GdF durch den Reichspräsidenten zu verwirk-
lichen.367 Wenige Tage später teilte ihm jedoch der einflussreiche Ministerial-
dirigent Richard Heinrich Doehle mit, Hindenburg sei »nicht sehr geneigt« die 
Schirmherrschaft zu übernehmen. Die Schirmherrschaft sei dadurch, dass sie der 
frühere König von Sachsen innegehabt habe, nunmehr eine sächsische Angele-
genheit. Daher trage er »gewisse Hemmungen«, dieses Ehrenamt als Reichsober-
haupt zu übernehmen. »Hierzu komme noch sein bekanntes Festhalten an der 
Tradition, welche bei ihm eine gewisse Abneigung zu Folge habe, anstelle des 
früheren sächsischen Königs die Schirmherrschaft zu übernehmen.«368 Darüber 
konnte Uhlendahl nur mit dem Kopf schütteln. Wie er Arthur Meiner – der nach 
dem Tod Linnemanns im April 1932 den Vorsitz der GdF einnahm – mitteilte, 
wich die Stellungnahme Doehles »auffallend ab« von dem freundlichen Ent-
gegenkommen, dass seinerzeit Meissner und von Hoyningen-Huene ihm gegen-
über gezeigt hätten. Wie Uhlendahl vermutete, fand diese veränderte Stellung-
nahme des Büros des Reichspräsidenten

»eine Erklärung vielleicht in dem Umstand, dass eine Schwester des genannten 
Herrn Doehle die Sekretärin […] [des Generaldirektors der PSB] Herrn 
G[eheim]R[at] Krüss ist. Ich vermute stark, dass Herr Krüss auch hier sein 
Spiel hinter den Kulissen treibt. Die Gründe die vorgeschützt werden, sind 
auch recht fadenscheinig.«369

Diese keineswegs abwegige Vermutung äußerte Uhlendahl auf dem Höhepunkt 
einer mit heftigen Bandagen geführten Auseinandersetzung zwischen der DB 
und der Preußischen Staatsbibliothek, die elementare Bedeutung für das gesamte 
deutsche Bibliothekswesen hatte und im Folgenden geschildert wird. Dieser 
Konflikt war – folgt man Uhlendahl – letztlich auch dafür verantwortlich, dass 
das von der GdF avisierte Ziel, den Reichspräsidenten zu ihrem Schirmherrn zu 
küren, auf ganzer Linie scheiterte.

366 Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg, 9.1.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�95.
367 Ebd.
368 Vermerk von Dr. Clauss (Berlin), 20.1.1933, ADNBL, 100/5/2, Bl.�21.
369 Uhlendahl an Arthur Meiner, 27.1.1933, ebd., Bl.�17. Bei der von Uhlendahl er-

wähnten Schwester handelte es sich um Elisabeth Doehle, die tatsächlich als »Se-
kretärin des Herrn Generaldirektors« der PSB, Hugo Andres Krüss, tätig war. Vgl. 
etwa Elisabeth Doehle (PSB) an Uhlendahl, 18.3.1930, ADNBL, 153/2/1, Bl.�51; 
Elisabeth Doehle (PSB) an Uhlendahl, 14.4.1930, ebd., Bl.�55.
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Nach seiner Ernennung zum Direktor der DB bemühte sich Uhlendahl um einen 
»neuen Kurs«, da die »frühere Politik« der Leipziger Anstalt an vielen Stellen auf 
eine gewisse »Voreingenommenheit und Verärgerung« gestoßen war. So hatte das 
»allzu starke Indenvordergrundtreten Minde-Pouets« dem Ansehen der DB im 
deutschen Bibliothekswesen »doch mehr und nachhaltiger geschadet, als man im 
allgemeinen« dachte, sodass es noch einige Zeit dauern werde, bis die DB »wieder 
mit ruhigen und sachlichen Augen von der Mitwelt angesehen« werde.371 Milkau, 
der »tiefen Respekt« vor der »gewaltigen Arbeit« und der Bedeutung der Anstalt 
hatte, gab offen zu, dass er »zuweilen die Taktik der Deutschen Bücherei nicht 
ganz« habe verstehen können.372 Auf solche Äußerungen reagierte Uhlendahl an-
fangs sehr sensibel. Er betonte, die »Pflege der freundschaftlichen Beziehungen« 
der DB zur Staatsbibliothek in Berlin und den anderen großen deutschen Biblio-
theken, sei »ja eben das«, worum er sich »auch weiterhin in erster Linie« bemühen 
wolle.373 Dies zeigte sich im Fall Georg Leyhs, gegen den einige Beamte der DB 
aufgrund seiner Stellung in der Titeldruckfrage »seinerzeit eine gewisse Animosi-
tät« geschürt hatten und »sogar aus dem Verwaltungsrat herausdrücken wollten«. 
Uhlendahl zeigte sich über »das Törichte und Kurzsichtige einer solchen Politik« 
verärgert und bot bei einem persönlichen Besuch bei Leyh in Tübingen alles auf, 
»um zwischen ihm und der Bücherei wieder gute Beziehungen herzustellen«.374

370 »Extra muros« in Anlehnung an Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�46. 
»Sogar das Leben des Bibliothekars ist heutzutage ein Kampf!« in Uhlendahl an 
Egon Mühlbach (UB Leipzig), 9.8.1930, ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-Mu), Bl.�168.

371 Uhlendahl an Arthur Meiner, 14.7.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Ma-Me), Bl.�165. 
In einem anderen Zusammenhang verwies Uhlendahl im September 1925 auf die 
»durch den Titeldruckstreit« eingetretene »Animosität weiter Kreise gegen die 
Deutsche Bücherei«. Dies habe aber nicht nur an Minde-Pouet gelegen. So sei auch 
Wilhelm Frels in diesen Streit verwickelt. Weite Kreise der Bibliothekswelt hätten 
»an der unangemessenen Art und Weise, mit der er auf der Regensburger Tagung 
(1923) als junger Bibliothekar dem alten und hochverdienten Generaldirektor der 
Preußischen Staatsbibliothek öffentlich« entgegengetreten sei, »sehr Anstoß ge-
nommen und ihm dieses Benehmen sehr verübelt«. Bericht des BV: Literarisches 
Zentralblatt, ohne Datum (um 1940), S.�24�f., SStAL, 21765/781, unp.

372 Milkau an den Stellvertretenden Direktor der DB (Otto Ebert), 18.10.1924, 
ADNBL, Abt. VI, Nr.�24, Bl.�17.

373 Uhlendahl an Albert Hess (BV), 6.10.1925, ADNBL, Abt. V, Nr.�40V, Bl.�63.
374 Gleichwohl konnte Uhlendahl nicht verhindern, dass der nach wie vor verärgerte 

Leyh seinen Austritt aus der GdF erklärte. Uhlendahl an Siegismund, 8.9.1925, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/3, Bl.�100�f.
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Einen weiteren Weg, einen Ausgleich herbeizuführen, bildete Uhlendahls Ar-
beit im Verein Deutscher Bibliothekare, in dem er seit 1924 das Amt des Stell-
vertretenden Vorsitzenden bekleidete. Als der Generaldirektor der PSB, Fritz 
Milkau, 1925 vom Preußischen Kultusministerium »kaltgestellt« wurde, ging 
nicht nur ein Aufschrei der Empörung durch die community der deutschen  
Bibliothekare, sondern hielt es auch Uhlendahl für seine Pflicht, mit zu beantra-
gen, dass der VDB »in energischer Weise Protest« dagegen erhebe, »dass der 
wichtigste Posten im deutschen Bibliothekswesen von einem Nichtfachmann 
besetzt« werde.375 Bei diesem »Nichtfachmann« handelte es sich um den bishe-
rigen Leiter der Hochschulabteilung im Preußischen Kultusministerium Hugo 
Andres Krüss.376 Dieser war weder Bibliothekar noch Gelehrter oder gar biblio-
phil veranlagt, sondern ein »praxisorientierter Naturwissenschaftler«. Im Preu-
ßischen Kultusministerium schätzte man den Wissenschaftsorganisator aber als 
ausgesprochen durchsetzungsstarken, politisch und strategisch denkenden Ver-
waltungsfachmann, der nicht nur ehrgeizig, sondern auch hochgradig vernetzt 
war und es verstand, »mit Eleganz zu repräsentieren«.377 Im VDB begegnete man 
Krüss mit einer gewissen Reserve, denn dessen Ernennung erfolgte aus »keiner-
lei sachlichen, sondern rein zufälligen und mehr politischen Gründen«.378 Die 
»Affäre Milkau« sorgte aber weniger in der PSB, als in der übrigen Bibliotheks-
welt für Aufregung. Während sich die PSB-Abteilungsdirektoren Hermann 
Hülle und Walther Schultze um eine sachliche Bewertung der »Designation von 
Krüss« bemühten379, versuchte der Direktor der UB Leipzig, Otto Glauning, 

375 Der Hinweis auf die »Kaltstellung« Milkaus für einen »übergangenen« Ministe-
rialdirektor findet sich im Schreiben von Erich Hildebrandt [PSB] an Uhlendahl, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�358�f. Der Hinweis auf Uhlendahls Protest 
findet sich in Uhlendahl an Abteilungsdirektor Dr. Adolf Hilsenberck (BSB), 
15.8.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�475.

376 Zur Person von Krüss vgl. Schochow, Werner: Hugo Andres Krüss – General-
direktor von 1925 bis 1945, in: Ders.: Die Berliner Staatsbibliothek und ihr Um-
feld. 20 Kapitel preussisch-deutscher Bibliotheksgeschichte, Frankfurt am Main 
2005, S.�191-218; Briel, Krüß, S.�110-113.

377 Vgl. Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�8; Krause/Jammers, Hier müssen 
private Kreise mithelfen, S.�52�f.

378 Uhlendahl an Ernst Kuhnert (PSB), 25.7.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Klem-Kur), 
Bl.�411. Nach der Ernennung von Carl Heinrich Becker zum PK sollte die dadurch 
freigewordene Staatssekretariatsstelle im PK im Interesse der Parität durch einen 
Zentrumsmann besetzt werden. Dafür hatte der Protestant Becker Ministerialrat 
Aloys Lammers vom katholischen Zentrum vorgesehen. Weil dieser jedoch seinen 
bisherigen Vorgesetzten in der Hochschulabteilung des PK, Krüss, nicht einfach 
überspringen konnte, sollte dieser kurzerhand das Generaldirektoriat der PSB 
übernehmen, womit der Weg für Lammers frei war, der schließlich zum Staatsse-
kretär im PK avancierte. Vgl. Schochow, Hugo Andres Krüss, S.�200.

379 Vgl. ebd., S.�202�f.
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»eine Reihe einflussreicher Persönlichkeiten mobil« zu machen, um die Nach-
folge Milkaus doch noch einem Bibliotheksfachmann zu eröffnen.380 Die Emo-
tionen schaukelten sich so hoch, dass sich selbst der Vorstand des VDB nicht si-
cher war, wie man sich im Falle eines Aufnahmegesuchs von Krüss verhalten 
sollte.381 

Uhlendahl befürwortete den Protest aus grundsätzlichen Erwägungen, was 
ihn jedoch nicht davon abhielt, nach guten Beziehungen zum neuen Leiter der 
PSB zu streben. Nachdem Krüss am 2. Oktober 1925 das Amt des Generaldirek-
tors der PSB übernommen hatte382, bemühte sich Uhlendahl um ein offen 
freundschaftliches Verhältnis zum Haus unter den Linden. Bereits wenige Wo-
chen nach Krüss’ Amtseinführung machte Uhlendahl seine Aufwartung in Ber-
lin, wobei sich beide »über eine Reihe bibliothekarischer und wissenschaftli-
cher« Fragen verständigten.383 Krüss revanchierte sich, indem er im Frühjahr 
1926 die DB besuchte.384 Das Verhältnis zwischen den beiden Direktoren schien 
eine gute Grundlage für den von Uhlendahl angestrebten Ausgleich mit der PSB 
zu bieten. Krüss sei »ein sehr feiner, liebenswürdiger und großzügiger Mensch«.385 
Nach dem Bibliothekartag in Wien 1926 verbrachten Krüss und Uhlendahl zwei 
Tage zusammen Urlaub auf dem Semmering, wo sie gemeinsam »die Maxalpe 
[…] bestiegen und eine Tagestour durch Felsen und Schneefelder« machten.386 

380 Vgl. Carl Diesch (Vorstand der Bibliothek der TH Berlin) an Uhlendahl, 20.7.1925, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Da-Dy), Bl.�376; Uhlendahl an Abteilungsdirektor 
Dr.��Adolf Hilsenbeck (BSB), 15.8.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�475; 
Hilsenbeck an Uhlendahl, 17.8.1925, ebd., Bl.�466. Zu den Reaktionen im Biblio-
thekswesen und zum Protest des VDB auf Krüss’ Wahl, vgl. Schochow, Hugo 
Andres Krüss, S.�200-204.

381 Der Vorsitzende des VDB, Adolf Hilsenbeck, unterließ es allerdings nicht, seinen 
Standpunkt darzulegen, dass der Protest des VDB sich nicht gegen die Person, son-
dern gegen die Sache richte. Hilsenbeck an die Mitglieder des Vorstands des VDB, 
9.11.1925, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�459. Krüss war trotz des Protestes 
des VDB gewillt, in den Verein einzutreten. Uhlendahl an Hilsenbeck, 1.2.1926, 
ebd., Bl.�543. Uhlendahl machte deutlich, dass er einem Antrag Krüss’ auf Aufnahme 
in den VDB zustimmen würde. Uhlendahl an Hilsenbeck, 10.11.1925, ebd. Bl.�458.

382 Vgl. Krüss (PSB) an RMdI, 2.10.1925, BArch Berlin, R�1501/108998, Bl.�185.
383 Dabei fällt auf, dass Krüss und Uhlendahl konfliktträchtige bibliothekspolitische 

Themen vermieden und lediglich Kooperationsvereinbarungen auf Nebengebieten, 
wie etwa dem Literarischen Zentralblatt (LZ), in den Blick nahmen. Aktennotiz 
Uhlendahls, 30.12.1925, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a, Bl.�91-95. 

384 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1926), S.�13.
385 Uhlendahl an Erich Hildebrandt (PSB), 7.5.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-

Hjel), Bl.�351.
386 Uhlendahl an Walter Hünefeld (Dresden), 14.6.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Ho-

Hys), Bl.�588; Uhlendahl an Albert Hess (BV), 10.6.1926, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4a/6, Bl.�88�f.
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Krüss ließ es sich nicht nehmen, seinem Leipziger Kollegen »zur persönlichen 
und vertraulichen Kenntnisnahme« Abdrucke von Protokollen der Sitzungen 
des Preußischen Beirats für Bibliotheksangelegenheiten zu übersenden, oder Bi-
bliothekaren der DB Einblick in den inneren Betrieb der PSB zu gewähren.387

Wo Licht war, war aber auch Schatten. Denn Krüss war nicht frei von Ehrgeiz, 
der »aufs Große, auf ausgreifende, eindrucksvolle Vorhaben gerichtet« war.388 
Diese richteten sich zum einen auf die internationale geistige Zusammenarbeit, 
die dem Berliner Generaldirektor besonders am Herzen lag. Die souveräne Be-
herrschung westlicher Sprachen bildete die Grundlage für seine diplomatische 
Gewandtheit, die ihm auf internationalen Kongressen und in wissenschaftlichen 
Gremien des In- und Auslandes maßgeblichen Einfluss verschaffte. Als Leiter 
der größten deutschen Bibliothek lag ihm daran, den Wirkungsbereich der PSB 
und ihre Aufgaben auszudehnen und sie zur Zentralinstanz, zur Reichs- bzw. 
Nationalbibliothek auszubauen. Im Gegensatz dazu widmete Krüss innerbe-
trieblichen Geschäften des Bibliotheksalltages weniger Aufmerksamkeit und 
verließ sich in diesen Fragen gern auf seinen Stellvertreter und seine Abteilungs-
direktoren. Dabei folgte er »dem Urteil erfahrener, zumeist konservativ-retar-
dierend argumentierender Bibliothekare«, was »nicht immer zum Vorteil der Sa-
che« gereichte.389 Der von den Bibliothekaren zur Schau gestellte Korpsgeist – der 
sich in erster Linie auf die Interessen des eigenen Hauses fokussierte – war ur-
sächlich für einen sich zwischen 1927 und 1933 radikal verschärfenden Konflikt 
zwischen der PSB und der DB, der von beiden Seiten mit harten Bandagen und 
offenem Visier geführte wurde und in dem die DB ihrer großen Schwester in 
Berlin in nichts nachstand. Über diesen für das gesamte deutsche Bibliothekswe-
sen grundsätzlichen Konflikt, der sich auf das Gebiet der Bibliographie und der 
Zentralkatalogisierung und das damit verbundene Großprojekt des Deutschen 
Gesamtkatalogs erstreckte, wird gleich zu berichten sein. 

Zuvor erscheint ein kurzer Blick auf die allgemeine Entwicklung des deut-
schen wissenschaftlichen Bibliothekswesens jener Jahre angebracht. Die deut-
schen Bibliotheken hatten sich von der Inflation nur langsam erholt und litten 
1926 noch immer unter den Folgen einer »verhängnisvollen Unterernährung«. 
Nicht nur die Bücherpreise hatten sich seit 1914 um etwa 50 Prozent erhöht, 
auch die Forderungen der Buchbinder blieben dahinter nicht weit zurück. Einer 
nach wie vor lebhaften Verlagstätigkeit standen weitgehend unzureichende Be-
schaffungsmittel gegenüber, denen, wie etwa den sächsischen, badischen, thürin-
gischen, mecklenburgischen, lippischen oder oldenburgischen Bibliotheken, an-

387 Vgl. Uhlendahl an Krüss, 22.6.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Klem-Kur), Bl.�340; 
Uhlendahl an Erich Hildebrandt, (PSB) 9.6.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-
Hjel), Bl.�346; Uhlendahl an Erich Hildebrandt, 18.8.1926, ebd., Bl.�345.

388 Vgl. Schochow, Hugo Andres Krüss, S.�209.
389 Vgl. ebd., S.�208-210.
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gesichts fehlender Pflichtexemplarregelungen auch nach dieser Seite hin jede 
Entlastung fehlte.390 Anders dagegen die PSB, der alle in Preußen erschienenen 
Veröffentlichungen zugingen.391 In Preußen wurden Anfang der 1920er Jahre 
aber nur 41 Prozent aller deutschen Schriften verlegt, weshalb auch die PSB  
ihrem Anspruch auf eine möglichst vollständige Sammlung der deutschsprachi-
gen Schriften immer noch nicht gerecht wurde.392 Dies wie auch die Tatsache, 
dass sich der der Lückenergänzung der deutschen Bibliotheken verpflichtete Bi-
bliotheksausschuss der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft (NDW) 
nur der Beschaffung ausländischer Literatur annahm, unterstrich den besonde-
ren Wert der DB für die Wissenschaft, da ihr weitgehend alle deutschsprachigen 
Neuerscheinungen kostenlos zugingen.393 Erschwerend kam für die übrigen  
Bibliotheken ein Mitte der 1920er Jahre erneut aufflammender Streit um die Ge-
währung des Bücherrabatts hinzu, dem sich der Börsenverein aufgrund eigener 
Finanzsorgen, sehr zum Ärger der Bibliotheken, wieder einmal verweigerte.394 
Georg Leyh kritisierte 1932, dass zahlreiche Bibliotheken infolge unzureichen-
der Finanzen ihre dringend notwendigen Neu- und Erweiterungsbauten immer 
wieder hatten zurückstellen müssen. Gleiches galt für die Aufstockung ihrer Ma-
gazine. Wie Leyh berichtete, waren die Büchersäle der Bayerischen Staatsbiblio-

390 Glauning, Lage, S.�5. Gerade im Hinblick auf die neuesten, für die wissenschaft-
liche Forschung unentbehrlichen Verlagsveröffentlichungen, stellte dies ein grund-
sätzliches Problem dar, denn wie statistische Erhebungen ergaben, gehörten die in 
den Bibliotheken am meisten verlangten Werke jeweils dem letzten Jahrzehnt an. 
Vgl. ebd., S.�6.

391 Vgl. Balcke, Stand, S.�48.
392 Vgl. Uhlendahl an Siegismund, 16.6.1927, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�350.
393 Der Bibliotheksausschuss der NDW, der seine Arbeit 1920 aufgenommen hatte, 

bemühte sich, durch die Beschaffung von Literatur den Bibliotheken bei der 
Schließung ihrer Bestandlücken zu helfen, die durch den Krieg entstanden waren, 
als das feindliche Ausland seine Lieferungen eingestellt hatte. Die Beschaffung 
deutscher Literatur wurde von vornherein ausgeschlossen, obwohl sich die NDW 
bewusst war, dass die Mittel der Bibliotheken auch für deren Beschaffung nicht 
ausreichten. Der Bibliotheksausschuss konzentrierte sich nur auf die Beschaffung 
ausländischer Literatur der letzten zehn Jahre, und hier zunächst auf die Beschaf-
fung von Zeitschriften. Später kamen auch Monographien hinzu. Diese wurden 
vom Börsenverein gekauft, der dabei nur seine Selbstkosten und geringe Spesen in 
Rechnung stellte. Demnach wurden den Bibliotheken von der NDW keine Geld-
mittel zu Verfügung gestellt, sondern ihnen die vom Börsenverein gekauften 
 Bücher geliefert. Vgl. Bericht der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft 
über ihre Tätigkeit bis zum 31.  März 1922, Wittenberg 1922, S.�25�f.; Vodosek, 
 Bibliotheken, S.�216�f.

394 Vgl. Weinreich, Wilhelm: »Bücherbettel« und Bibliotheksrabatt, in: ZfB 43 (1926), 
Heft Januar, S.�22-25.
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thek inzwischen so überlastet, dass sogar deren Decken gefährdet waren.395 
Diese pekuniären Schwierigkeiten verschärften sich im Zuge der Weltwirt-
schaftskrise dramatisch, da die Krise den Bibliotheken »das Rückgrat des festen 
Etats« brach und zu einem besorgniserregenden »Kulturabbau« führte.396

Wenige Jahre zuvor hatte die neue Besoldungsordnung unter den Biblio-
theksbeamten großen Unwillen hervorgerufen, da sie im Vergleich zu anderen 
akademischen Berufsgruppen nun deutlich ungünstiger abschnitten. Diese 
»Minderbewertung« ihrer Arbeit nahmen die Bibliothekare aber nicht hin und 
ver abschiedeten auf dem Bibliothekartag in Göttingen 1928 eine an die Reichs-
regierung gerichtete Resolution, in der sie sich gegen die »unverdiente Zurück-
setzung« aussprachen und forderten, ihnen wieder die Stellung zuzuerkennen, 
die man den übrigen akademischen Berufen zubilligte.397

Zu den finanziellen gesellten sich schwerwiegende sachliche Probleme. Das 
bereits vor dem Ersten Weltkrieg in Angriff genommene Projekt eines Preußi-
schen Gesamtkataloges war bis dahin, so Otto Glauning 1926, nur ansatzweise 
verwirklicht worden, was die Hoffnung auf die Schaffung eines Deutschen Ge-
samtkatalogs kaum realisierbar erscheinen ließ. Damit zusammen hing die Frage 
der Zentralkatalogisierung, die nach wie vor unbeantwortet war und, nach Auf-
fassung Glaunings – eines Gegners der zentralen Titelaufnahme –, »wohl auch 
niemals« befriedigend beantwortet werden könne. Die Sachkataloge der Biblio-
theken waren vielfach »veraltet und kaum mehr brauchbar«, was der »Rückstän-
digkeit der Bibliothekare« angelastet wurde, aber auch damit zusammenhing, 
dass das geeignete Personal zur Anpassung der Kataloge an die wissenschaft-
liche, politische und gesellschaftliche Entwicklung schlichtweg fehlte.398 Ange-
sichts dieser trostlosen Lage forderte der VDB 1926, die Kaufkraft der Bibliothe-
ken nicht nur wieder auf den Vorkriegsstand anzuheben, sondern um mindestens 
50 Prozent darüber hinaus zu erhöhen. Im Hinblick auf die Beschaffung des 
Auslandsschrifttums sollte die Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft in 
die Lage versetzt werden, die deutschen Bibliotheken mehr als bisher und vor 

395 Vgl. Leyh, Georg: Kulturabbau und wissenschaftliche Bibliotheken, in: ZfB 49 
(1932), Heft August, S.�379-402, hier S.�387. Zur allgemeinen Verfassung der BSB, 
ihren »schlafenden Bau«, der von einer »bedenklichen Atropie« befallen sei, vgl. 
die kritisch-süffisante Parabel von Annemarie Meiner, die ihr Material hierfür u.�a. 
Uhlendahl verdankte: Meiner, Annemarie: Nachtgespräch vor der Staatsbiblio-
thek, in: Münchener Post vom 21.1.1931, ADNBL, 154/5 (Hefter Ma-Me), Bl.�146.

396 Leyh, Kulturabbau, S.�379.
397 Vgl. Hoecker, 24. Bibliothekartag, S.�369�f. Beispiele für die Besoldung von Biblio-

thekaren an der DB finden sich im Schreiben des Bürodirektors der DB an den Ver-
lagsbuchhändler Hermann Schwanecke (Quedlinburg), 29.6.1928, ADNBL, Abt. 
IV, Nr.�13II, Bl.�144.

398 Vgl. Glauning, Lage, S.�8-10; Balcke, Stand, S.�49�f.
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allem langfristig zu unterstützen. Schließlich sollten auch beim Personal die  
Lücken durch eine Stellenerweiterung wieder geschlossen werden.399 

Dem finanziellen Spielraum des Bibliotheksausschusses der Notgemeinschaft– 
die sich seit 1929 Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) nannte  – wurden 
durch die restriktiven Sparauflagen des Reichsfinanzministeriums immer wieder 
enge Grenzen gesetzt.400 Gleiches galt auch für die Wissenschafts- und Kultur-
fonds des RMdI. Um sich daraus ergebende Probleme für das gesamtdeutsche 
Bibliothekswesen abzuwenden, versuchte das RMdI in Kooperation mit der 
NDW, »durch die Ausbildung einer ›bibliothekarischen Planwirtschaft‹ der 
gröbsten Schwierigkeiten Herr zu werden«.401 Bereits 1921 wurde ein Sonder-
sammelgebietsplan inauguriert, der verschiedenen Universitätsbibliotheken be-
sondere Sammelschwerpunkte zuwies.402 Dieser Plan wurde 1924 durch die für 
das ganze Reich eingeführte Leihverkehrsordnung für die deutschen Bibliothe-
ken ergänzt. Der auch international Maßstäbe setzende deutsche Leihverkehr, in 
den sich sukzessive auch die DB integrierte, bildete den erfolgreichen Versuch 
»einer möglichst umfassenden Vernetzung der wissenschaftlichen Bibliotheken 
Deutschlands«.403 Zur Zentralisierung des Dublettentauschs wurde 1926 bei der 
PSB zudem eine Reichstauschstelle eingerichtet, die in erster Linie Beziehungen 
zu amtlichen Stellen im Ausland pflegte.404 Das RMdI befasste sich 1932 mit 
der Überarbeitung des Reichspressegesetzes, wobei auch beabsichtigt war, den 
»Pflicht exemplarzwang einheitlich für das Reichsgebiet neu zu ordnen«.405

399 Adolf Hilsenbeck (Vorsitzender des VDB) an das RMdI (mit anliegendem Beschluss 
des Bibliothekartages 1926), 8.7.1926, BArch Berlin, R�1501/108998, Bl.�255�f.

400 Vgl. Leyh, Kulturabbau.
401 Vodosek, Bibliothekswesen, S. B 143.
402 Dieser Plan legte für folgende Universitätsbibliotheken folgende Sammelgebiete 

fest: Bonn (romanische und holländische Literatur), Göttingen (englische und 
amerikanische Literatur), Kiel (nordische Literatur), Breslau (slawische Literatur), 
Heidelberg (Archäologie und Kunstgeschichte), Königsberg (Philosophie), Leip-
zig (italienische und orientalische Literatur), Tübingen (theologische und orienta-
lische Literatur), Berlin (in- und ausländische Universitäts- und Schulschriften), 
Greifswald (niederdeutsche Literatur). Vgl. Balcke, Stand, S.�47.

403 Vgl. Vodosek, Bibliothekswesen, S. B 143; Ders., Bibliotheken, S.�217.
404 Vgl. Vodosek, Bibliothekswesen, S. B 143; Briel, Beschlagnahmt, S.�33-38.
405 Georg Florey (Sächsisches Wirtschaftsministerium, Dresden) an das Sächsische 

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, Dresden, 7.5.1932, ADNBL, 
153/1/2, Bl.�57; Vermerk von Clauss (vermutlich Vertretung Berlin des Sächsischen 
Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten), 26.5.1932, ebd., Bl.�56. Der Ent-
wurf für dieses Reichspressegesetz, der im §�77 vorsah, dass von jedem im  Deutschen 
Reich erscheinenden Druckwerk ein Exemplar an die DB unentgeltlich abzuliefern 
sei, findet sich in Sösemann, Bernd: Propaganda. Medien und Öffentlichkeit in der 
NS-Diktatur. Eine Dokumentation und Edition von Gesetzen, Führerbefehlen 
und sonstigen Anordnungen sowie propagandistischen Bild- und Textüberliefe-
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Alle diese aus der Not der Zeit geborenen Ansätze wiesen den Weg zu einer 
»Zentralisierung der Gesamtorganisation des deutschen Bibliothekswesens«,406 
was jedoch nicht für alle Bereiche galt. So mangelte es nach wie vor an einer 
reichseinheitlichen Ausbildungsordnung.407 Während einige Länder diese Frage 
dilatorisch behandelten, zeigte Uhlendahl an einer für das ganze Reich verbind-
lichen Einheitslösung größtes Interesse. Mit seiner Ernennung zum Direktor der 
DB war er zugleich zum Mitglied des sächsischen Prüfungsamtes für Biblio-
thekswesen ernannt worden und wirkte als Dozent an der Deutschen Bibliothe-
karschule in Leipzig.408 Wie er 1926 äußerte, waren an den sächsischen Biblio-
theken nicht weniger als 21 Volontäre (höherer Dienst) und 61 Praktikanten 
(mittlerer Dienst) beschäftigt.409 Dabei nahm die DB den größten Teil der säch-
sischen Auszubildenden auf. Allein im Oktober 1930 wirkten an der DB sechs 
Volontäre und 39 Praktikanten.410 Dass sich dieser fast »allzu reiche Nach-
wuchs« einstellte, war angesichts der ungünstigen Berufsaussichten erstaun-
lich.411 Denn freie bibliothekarische Stellen, so Uhlendahl, waren kaum vorhan-
den und die wenigen verfügbaren »von so geringem Ansehen und so schlecht 

rungen im kommunikationshistorischen Kontext und in der Wahrnehmung des 
Publikums, Bd.�1, Stuttgart 2011, S.�64-77, hier S.�77.

406 Balcke, Stand, S.�49.
407 Wie Curt Balcke 1928 betonte, befand sich diese Frage immer »noch im Fluss«. 

Ebd., S.�55.
408 Otto Glauning (Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Leipzig) an Uhlendahl, 7.9.1924, 

ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl (Blauer Hefter »Berufung an die Deutsche Bü-
cherei«), unp.; Otto Glauning (Schulausschuss der Deutschen Bibliothekarschule, 
Leipzig) an Uhlendahl, 31.5.1929, ADNBL, 454/1, Bl.�1; Übersicht der Deutschen 
Bibliothekarschule, Leipzig: Vorlesungen im Wintersemester 1929/30, ADNBL, 
464/2 (1929-1943), Bl.�3; Übersicht: Vorlesungen der Herren Otto und Direktor 
Dr. Uhlendahl vom Sommer-Semester 1924 bis Sommersemester 1930, 14.10.1930, 
ebd., Bl.�28. Dass diese Verpflichtung Uhlendahl nicht immer leichtfiel, verdeut-
lichte er 1932, als er gegenüber dem Vorsteher des BV eingestand, dass die Ab-
nahme der mündlichen Prüfungen eine »Schinderei« sei. Uhlendahl an Friedrich 
Oldenbourg, 28.9.1932, ADNBL, 153/1/2, Bl.�66.

409 Uhlendahl an Dr. Max Weisweiler (UB Tübingen), 28.9.1926, ADNBL, 154/5 
(Hefter Wa-Wu), Bl.�136. In einem anderen Zusammenhang verwies Uhlendahl auf 
einen »starken Andrang zur bibliothekarischen Laufbahn«. Uhlendahl an Walter 
Müller, Hannover, ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-Mu), 13.4.1927, Bl.�365�f.

410 Vgl. Otto Glauning (Vorsitzender des Sächsischen Prüfungsamtes für Bibliotheks-
wesen, Abt. A/C) an die DB, 17.9.1929, ADNBL, 455/0 (1929-1935), Bl.�5; Auf-
stellung über die an der DB beschäftigten Volontäre und Praktikanten (Stand 
1.10.1930), ebd., Bl.�37�f.; Aufstellung über die an der DB beschäftigten Volontäre 
und Praktikanten (Stand 1.10.1931), ebd., Bl.�143�f.

411 Uhlendahl an Albert Predeek (Bücherei der TH Danzig), 28.9.1928, ADNBL, 337 
(Hefter 1928-1933), Bl.�7R.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

388

fundiert«, dass man es eigentlich nicht verantworten könne, einen Akademiker 
darauf hinzuweisen.412 Dabei hatten männliche Bewerber für den mittleren 
Dienst bessere Aussichten als ihre weiblichen Mitbewerber, da im mittleren 
Dienst meist Frauen arbeiteten und Männer bevorzugt behandelt wurden.413

Da sich die sächsische Ausbildung von der preußischen noch in Teilen unter-
schied, versuchte Uhlendahl das Sächsische Prüfungsamt zu überzeugen, »in der 
gleichen Richtung« wie Preußen zu marschieren.414 Als man sich in Sachsen tat-
sächlich mit dem Gedanken anfreundete, die mittlere und höhere Bibliotheks-
laufbahn umzugestalten, setzte Uhlendahl Krüss Anfang Januar 1927 darüber 
vertraulich ins Bild, zumal man auch in Berlin über eine Neuregelung der preu-
ßischen Ausbildungsordnung nachdachte.415 Gegenüber dem Direktor der Lan-
desbibliothek Dresden, Martin Bollert, machte Uhlendahl deutlich, dass vor dem 
Hintergrund der Überlegungen in Preußen und Sachsen der Zeitpunkt günstig 
sei, endlich »einheitliche Prüfungsbestimmungen für das ganze Reich« zu errei-
chen.416

Dazu plante Uhlendahl, Berlin und Dresden an einen Tisch zu bringen.417 Im 
Ergebnis der Besprechungen übersandte Krüss, Vorsitzender des Preußischen 
Beirats für Bibliotheksangelegenheiten, den Entwurf von Leitsätzen für die Neu-
ordnung der Prüfungen für den mittleren Dienst an preußischen Bibliotheken, 
mit denen sich das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen weitgehend 
einverstanden erklärte.418 Als Preußen Ende Juni 1928 seine neue Ausbildungs-
ordnung offiziell verkündete, suchte das Sächsische Prüfungsamt den Schulter-
schluss mit Berlin und legte kurze Zeit später selbst den Entwurf für eine neue 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung vor, die sich stark an die preußische Ord-
nung anlehnte.419 Die Arbeiten an der neuen sächsischen Ordnung zogen sich 

412 Uhlendahl an Josef Schleuter, Herbern i.�W., 24.4.1928, ADNBL, 154/5 (Hefter Sa-
Schn), Bl.�246.

413 Vgl. Schreiben des Bürodirektors der DB an den Edmund Schulze, Bremen, 
22.12.1928, ADNBL, Abt. IV, Nr.�13II, Bl.�156; Der Leiter der Auskunftsstelle der 
DB an Hans Bott, München, 27.7.1931, ADNBL, 456, Bd.�Ib (1931-1942), Bl.�78. 

414 Uhlendahl an Krüss, 22.6.1926, ADNBL, 154/5 (Hefter Klem-Kur), Bl.�340.
415 Uhlendahl an Krüss, 4.1.1927, ebd. Bl.�332.
416 Uhlendahl an Martin Bollert, Dresden, 17.1.1927, ADNBL, Abt. IV, Nr.�25a, 

Bl.�243.
417 Uhlendahl an Adolf Hilsenbeck, München, 10.3.1927, ebd., Bl.�250.
418 Krüss an Uhlendahl (mit Anlage: Leitsätze für die Neuordnung der preußischen 

Prüfung für den mittleren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken und den 
Dienst an Volksbibliotheken), 24.3.1928, ebd., Bl.�261-268; Uhlendahl an Krüss, 
8.4.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Klem-Kur), Bl.�330.

419 Die am 30.7.1928 vorgelegte preußische Ordnung für die Annahme, Ausbildung 
und Prüfung der Anwärter für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst findet sich 
in ADNBL, 452/1, Bl.�27-32. Glauning an Uhlendahl (mit angefügtem Entwurf 
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jedoch bis März 1932 hin.420 Sie enthielt Modifika tionen im Vergleich zur alten 
sächsischen Ordnung und wies deutliche Über einstimmungen mit den preußi-
schen Bestimmungen von 1928 auf. Von einer reichseinheitlichen Lösung war 
man aber immer noch weit entfernt, da ja auch in den übrigen deutschen Ländern 
nach wie vor eigene Ordnungen existierten. Selbst in Sachsen und Preußen 
herrschten 1932 noch immer unterschiedliche Auffassungen über die Zulassung 
zur bibliothekarischen Ausbildung. Während in Preußen und Bayern ein nume-
rus clausus bestand, existierte ein solcher in Sachsen nicht. Infolgedessen wurden 
in Leipzig und Dresden immer mehr Bibliothekare ausgebildet, als die sächsi-
schen Bibliotheken eigentlich benötigten. Dies rechtfertigte man damit, dass 
auch der Bedarf der kleineren deutschen Länder sowie der Stadt-, Provinzial- 
und Spezialbibliotheken aus dem ganzen Reich befriedigt werden musste.421 Der 
auf diese Weise erzeugte Überhang an Bibliothekaren rief jedoch neue Probleme 
hervor, da viele der Absolventen stellungslos blieben. Der Staats- und Univer-
sitätsbibliothek Königsberg teilte Uhlendahl im Oktober 1931 mit:

einer sächsischen Verordnung über die Annahme, Ausbildung und Prüfung der 
Volontäre für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst), 13.12.1928, ADNBL, 
Abt. IV, Nr.�25b, Bl.�190c-200. Vgl. zudem Sächsisches Ministerium für Volksbil-
dung an das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Leipzig, 24.5.1928, 
ebd., Bl.�186. Unter anderem wurde in Sachsen überlegt, ob die Ausbildung für den 
mittleren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken und für den an volkstüm-
lichen Bibliotheken weiterhin getrennt oder wie in Preußen gemeinsam durchge-
führt werden sollte. Vgl. Glauning an Uhlendahl, 20.2.1929, ADNBL, Abt. IV, 
Nr.�25aII, Bl.�50-54. Vgl. hierzu die Resolution des VDB auf dem Bibliothekartag in 
Dortmund 1927 betr. die Ausbildung des mittleren Bibliothekspersonals. Der Vor-
sitzende des Beirats für Bibliotheksangelegenheiten (Krüss) an den PK, 22.6.1927, 
GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�19, Bd.�II, Bl.�58-61. Einen weiteren Hinweis 
auf die Bestrebungen zu einer ›Reichslösung‹ bieten die vom dritten niedersäch-
sischen Bibliothekartag im Oktober 1928 vorgelegten Ausbildungs- und Prü-
fungsrichtlinien für den mittleren Bibliotheksdienst, die zunächst ein preußisches 
Prüfungsamt für Bibliothekswesen vorsahen, dem jedoch ein »deutsches Reichs-
prüfungsamt« folgen konnte. Vgl. Richtlinien für die Annahme, Ausbildung und 
Prüfung der Anwärter für den mittleren Bibliotheksdienst«, 21.10.1928, ebd., 
Bl.�45. Zur Preußischen Prüfungsordnung für den mittleren Dienst an Wissen-
schaftlichen Bibliotheken und an volkstümlichen Büchereien vgl. ZfB 47 (1930), 
Heft 12, S.�642-652.

420 Vgl. Verordnung über die Annahme, Ausbildung und Prüfung der Volontäre für 
den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst vom 21.3.1932 (Sonderdruck aus dem 
Sächsischen Gesetzblatt 1932, Nr.�10), ADNBL, 452/1, Bl.�62-65. 

421 Vgl. Uhlendahl an Generalsekretär Fritz Wertheimer (Generalsekretär des Deut-
schen Ausland-Instituts, Stuttgart), 25.6.1932, ADNBL, 337 (Hefter 1928-1933), 
Bl.�32.
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»Sämtliche Stellen sind besetzt, neue werden nicht geschaffen, alte nicht frei 
und, wenn sie frei werden, dürfen sie meist nicht wieder besetzt werden. Au-
ßerdem haben wir zur Zeit noch mehrere Dutzend geprüfte Praktikantinnen, 
die bei uns ihre Ausbildung genossen und sich bewährt haben, vorgemerkt, 
darunter einige mit geradezu glänzenden Zeugnissen, und eben erst haben wir 
wieder 30 Praktikantinnen geprüft, die sich jetzt sämtlich um eine Stellung be-
werben. Sie sehen, dass die Verhältnisse bei uns nicht günstig liegen.«422

Aber nicht nur in Sachsen herrschten für den Nachwuchs ungünstige Verhält-
nisse. Im Sächsischen Prüfungsamt für Bibliothekswesen musste man sich ein-
gestehen, dass es den eigenen Absolventen auch schwerfiel, in anderen deutschen 
Ländern eine Anstellung zu finden, da den regionalen Kultusverwaltungen genü-
gend Personal mit ländereigenem Examen zur Verfügung stand.423 Einmal mehr 
erwiesen sich also die kulturpolitischen, von regionalen Sonderinteressen be-
stimmten Länderpartikularismen als Hemmnis, die eine für das ganze Reich ver-
bindliche, einheitlich reglementierte Fachausbildung und aufeinander abgestimmte 
personelle Bedarfsplanung unmöglich machten.424 Eine Lösung in dieser Frage 
sollte sich erst nach der Machtübergabe an die Nationalsozialisten anbahnen.

4.1. »Bibliothekarische Differenzen« und »bibliographischer 
Skandal« – Die Bibliographie der amtlichen Druckschriften425

Der Sammlung und Verzeichnung der amtlichen Druckschriften, die 1929 im-
merhin über ein Zehntel der gesamten deutschen Bucherzeugung ausmachten, 
wurde von den Reichs- und Staatsverwaltungen lange Zeit wenig Bedeutung bei-
gemessen.426 Nach der Reichsgründung von 1871 bestand kaum Interesse, das 

422 Uhlendahl an Otto Vanselow (Staats- und Universitätsbibliothek, Königsberg), 
27.10.1931, ADNBL, 154/5 (Hefter Va-Vo), Bl.�43.

423 Curt Fleischhack an Gerhard Metzmacher, Düsseldorf, 14.7.1928, ADNBL, Abt. 
IV, Nr.�13II, Bl.�148.

424 Auf »diese verfl… Kleinstaaterei mit ihrem subalternen Hubersinn«, der sich auch 
auf die Frage des Nachwuchses erstreckte, verwies der Direktor der UB Freiburg, 
Emil Jacobs, im Jahr 1926. Schochow, Werner: Der Berufsbibliothekar. Die Be-
gründung und Sicherung des bibliothekarischen Berufsstandes in der Ära Althoff-
Milkau, in: Ders.: Die Berliner Staatsbibliothek und ihr Umfeld. 20 Kapitel preus-
sisch-deutscher Bibliotheksgeschichte, Frankfurt am Main 2005, S.�15-46, hier 
S.�33.

425 Zu den »bibliothekarischen Differenzen« vgl. Uhlendahl an Krüss, 22.12.1928, 
ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�59. Zum »bibliographischen Skandal« vgl. Georg 
Maas an Uhlendahl, 20.12.1928, ADNBL, 573/0 (1927-1928), Bl.�135.

426 Rundschreiben des RMdI, 13.3.1930, ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�II, Bl.�12.
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amtliche Schrifttum der staatlichen Verwaltungen, Behörden und Parlamente an 
einer Stelle zusammenzufassen und zu verzeichnen. Den großen Landesbiblio-
theken, vor allem Bayerns und Preußens, gingen zwar die wichtigsten Amts-
druckschriften ihres Landes und in Auswahl auch die anderer deutscher Staaten 
zu, es fehlte jedoch an einer lückenlosen Sammlung aller amtlichen Druckschrif-
ten und ihrer einheitlichen Verzeichnung, um diese Schriften den Reichs- und 
Staatsregierungen, Behörden, Bibliotheken und der Wissenschaft zugänglich zu 
machen.427 Nachdem der am Reichsgericht wirkende Bibliothekar Georg Maas 
wiederholt auf dieses Defizit hingewiesen hatte, rief der VDB 1906 einen »Aus-
schuss für die amtlichen Druckschriften« ins Leben, der dem Bamberger Biblio-
thekartag ein Jahr später Grundsätze für die geschäftliche Behandlung der amt-
lichen Druckschriften vorlegte. Dabei stand die Frage im Raum, ob man »die 
Bestrebungen zur einheitlichen Ordnung des Aufzeichnens und Verteilens der 
amtlichen Drucksachen mit der Herausgabe eines in bestimmten Zeiträumen zu 
veröffentlichenden Verzeichnisses aller Neuerscheinungen dieser Literaturgat-
tung« verbinden sollte.428 Zwar reagierten daraufhin einige Staaten, wie Preußen 
(1907), Baden (1907/08), Bayern und Württemberg (1911), und regelten die 
Sammlung ihrer amtlichen Druckschriften, diese Bestimmungen bezogen sich 
jedoch nur auf die jeweiligen Territorien und ihre Landesbibliotheken, während 
die Verhandlungen mit den Reichsbehörden scheiterten.429 Die Gründung der 
DB und ihr auf das gesamte deutschsprachige Schrifttum bezogener Sammel-
auftrag boten nun die Möglichkeit, einer zentralen Lösung näher zu kommen. 
Die Sammlung der Amtsdruckschriften bildete von Beginn an ein Hauptanliegen 
der DB, deren Geschäftsführender Ausschuss 1913 entsprechende Grundsätze 
vorlegte. Schon nach kurzer Zeit lagen Zusagen der Reichsregierung und sämt-
licher deutscher Bundesstaaten vor, der DB ihre amtlichen Druckschriften zu-
zusenden. Über die Reichs- und Staatsbehörden hinaus wurden die Veröffent-
lichungen der Kommunen in die Sammlung einbezogen. Es lag daher auf der 
Hand, auf dieser Grundlage auch ihre bibliographische Verzeichnung in Angriff 
zu nehmen. Infolge des Ersten Weltkrieges blieb es jedoch bei theoretischen Er-
örterungen.430 

427 Vgl. Childs, James Bennett: Government Publications (Documents). Reprinted 
from Encyclopedia of Library and Information Science, Vol. 10, New York 1973, 
S.�38-140, hier S.�78.

428 Vgl. Bericht der Kommission für die amtlichen Drucksachen, in: ZfB 24 (1907), 
Heft 8 u. 9, S.�460-465, hier S.�461.

429 Vgl. Maas, Georg: Bericht der Kommission für amtliche Drucksachen, in: ZfB 39 
(1922), Heft 7 u. 8, S.�284-291, hier S.�285.

430 Diese Grundsätze hatte Hans Paalzow ausgearbeitet. Vgl. Uhlendahl an RMdI, 
30.7.1928, ADNBL, 573/0 (1928-1929), unp.
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Die Frage rückte Anfang der 1920er Jahre wieder ins Blickfeld.431 In Werni-
gerode brachten die Leiter der wichtigsten deutschen Bibliotheken 1922 über-
einstimmend zum Ausdruck, »dass eine Bibliographie der amtlichen Druck-
schriften und der Privatdrucke erwünscht und notwendig sei«. Dafür sollte von 
der DB ein Zentralkatalog aufgebaut werden.432 Gleichwohl mangelte es noch 
immer an einer allgemeinen, einheitlichen Vorschrift über die Sammlung, Auf-
bewahrung, Verzeichnung, Benutzung und Veröffentlichung der Amtsdruck-
schriften sowie über ihre Abgabe an die Sammelstellen. Ein Entwurf des VDB, 
der das Interesse der Reichsverwaltung weckte, wurde dem RMdI 1922 vorge-
legt.433

Das RMdI stand dieser Frage sehr aufgeschlossen gegenüber. Von Beginn an 
stand fest, dass nur die DB mit der zentralen Sammlung und der »Herausgabe 
eines Reichskatalogs« der amtlichen Druckschriften beauftragt werden sollte. 
Angedacht war eine laufende Bibliographie als Ergänzung zum Täglichen und 
Wöchentlichen Verzeichnis der Neuerscheinungen des Buchhandels.434 Im In-
nenressort sah man mit Sorge, »dass die amtlichen Drucksachen Deutschlands in 

431 Vgl. Frels, Buchhändlerische und bibliothekarische Bibliographie, S.�37-40; Ders., 
Berliner Titeldrucke, S.�405; Maas, Bericht, S.�284-291; Schwidetzky, Georg: Stand 
der Bibliographie der amtlichen Druckschriften, in: ZfB 39 (1922), Heft 7 u. 8, 
S.�302-303; Ders.: Deutsche Amtsdrucksachenkunde. Ein methodisches Handbuch 
für Parlamentarier, Verwaltungsbeamte, Bibliothekare, Archivare und Lehrer der 
Staatsbürgerkunde, Leipzig 1927; Sass, Johann: Bericht der Kommission für amt-
liche Drucksachen in: ZfB 40 (1923), Heft 8 u. 9, S.�408�f.

432 Vgl. Uhlendahl an RMdI, 30.7.1928, ADNBL, 573/0 (1928-1929), unp.; Maas, Be-
richt, S.�284-291. Vgl. zudem Georg Schwidetzky (DB) an Fritz Milkau (General-
direktor der PSB) (mit anliegendem Entwurf zu einem Plan für die Zusam  men-
arbeit der deutschen Bibliotheken auf dem Gebiete der amtlichen u.�ä. Drucksachen), 
17.1.1922, SBB PK, Historische Akten, VII, 22, Bd.�2, Bl.�1-13.

433 Hugo Müller (Bibliothek des Reichsverkehrsministeriums und der Deutschen 
Reichsbahngesellschaft, Berlin) und Reichstagsoberbibliothekar Paul Kirschner an 
Max Donnevert (Vorsitzender des Arbeitsausschusses der Arbeitsgemeinschaft der 
Reichsbibliotheken, Berlin) und Bemerkungen zu dem Vorentwurf einer Verord-
nung über die Behandlung der amtlichen Drucksachen, 12.6.1928, BArch Berlin, 
R�1501/126838, Bl.�98, 103�f. Zur 1923 gebildeten »Arbeitsgemeinschaft der Reichs-
behördenbibliotheken« vgl. Hahn, Reichstagsbibliothek, S.�217�f. Zum Hinweis, 
dass eine VDB-Eingabe die Reichsregierung veranlasste, sich der Frage der amt-
lichen Druckschriften anzunehmen, vgl. Maas, Georg: Die Bibliographie der 
reichsdeutschen amtlichen Druckschriften, in: BBl.�95 (1928), Nr.�285 vom 
8.12.1928, S.�1337�f., hier S.�1337.

434 Die Staatsbibliotheken in Berlin und München indes sollten lediglich eine Auswahl 
dieser Schriften erhalten. Vgl. RMdI an die obersten Reichsbehörden und den 
Herrn Reichssparkommissar, 21.9.1925, BArch Berlin R�43 I/2484, Bl.�193�f.; Max 
Donnevert (RMdI) an die obersten Reichsbehörden, den Herrn Reichssparkom-
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der Öffentlichkeit wenig oder kaum bekannt« seien. Trotz ihrer zentralen Be-
deutung »für die Unterrichtung und Aufklärung des eigenen Staatsvolkes« wür-
den sie keine angemessene Verbreitung finden. Daher habe man sich im Zuge der 
angestrebten Verwaltungsreform und der Neuordnung der Abgabe amtlicher 
Druckschriften an die öffentlichen Bibliotheken auch der Frage der Herausgabe 
einer laufenden Bibliographie der amtlichen Druckschriften zugewandt, für de-
ren Bearbeitung die DB in Aussicht genommen sei.435 Am 16.  April 1927 er-
schien im Reichsministerialblatt eine Verordnung des RMdI über die »Abgabe 
amtlicher Druckschriften des Reichs an die öffentlichen Büchereien der Länder«, 
nach der alle Reichsbehörden und Reichsstellen ab 1. Januar 1927 ein Exemplar 
ihrer Schriften an die DB abzuliefern hätten. Süddeutsche Reichsbehörden, die 
ihren Sitz in Württemberg, Baden und Hessen hatten, sollten ein Stück an die 
Bayerische Staatsbibliothek, die außerhalb Preußens und Bayerns angesiedelten 
Behörden ein Exemplar an die PSB abgeben.436 In Bayern und Preußen löste 
diese Verordnung großes Befremden aus. Der Direktor der BSB monierte, dass 
die DB durch diese Verordnung zu einer »Hauptsammelstelle« für das amtliche 
Schrifttum aufsteige, während Berlin und München nur der Charakter von »Ne-
bensammelstellen« zukomme. Es sei »nicht unbedenklich, für eine so wichtige 
Aufgabe die Zentralstelle an einem Institut zu schaffen, das nicht einmal Organ 
der Reichsverwaltung« sei. Zudem berge die Verordnung die Gefahr, dass gerade 
die wichtigen Druckschriften der Reichsbehörden nicht in die BSB gelangten, 
was für sie einen schweren Nachteil bedeute. Daran schloss sich die Forderung, 
die Verordnung dahingehend abzuändern, alle Reichsbehörden, oder wenigstens 
alle Berliner Zentralstellen anzuweisen, außer an die DB auch an Staatsbiblio-
theken in Berlin und München zu liefern.437

missar, den Rechnungshof des Deutschen Reichs (Abteilung I), 23.6.1926, ebd., 
Bl.�302�f.; Uhlendahl an Siegismund, 30.9.1926, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/3, Bl.�113.

435 RMdI an RFM, Reichssparkommissar, Reichstauschstelle im RMdI, 24.2.1927, 
BArch Berlin, R�1501/126839, Bl.�5-6. Vgl. zudem RMdI an den Staatssekretär in 
der Reichskanzlei betr. Entwurf einer Verordnung über die Abgabe amtlicher 
Druckschriften des Reichs an die öffentlichen Büchereien der Länder, 10.3.1927, 
BArch Berlin, R�601/721, Bl.�40�f.

436 Außerdem sollten die Reichsbehörden ein Stück an die Bibliothek des Landes sen-
den, in dem sie ihren Sitz hatten. Verordnung über Abgabe amtlicher Druckschrif-
ten des Reichs an die öffentlichen Büchereien der Länder, in: Reichsministerial-
blatt. Zentralblatt für das Deutsche Reich, 55 (1927), Nr.�17 vom 16.4.1927, S.�129. 
Vgl. zudem Bericht über die Verwaltung der DB 1927, S.�43-46.

437 Schnorr von Carolsfeld (BSB) an das Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
München, 5.7.1927, BArch Berlin, R�1501/126839, Bl.�72-74. Zu den gleichlauten-
den Wünschen Preußens vgl. Vermerk Donneverts (RMdI), 26.9.1927, ebd., 80. 
Eine Änderung der Verordnung kam für das RMdI »nicht in Betracht«. Man trug 
dem Wunsch der Bayerischen Regierung aber Rechnung und übersandte ihr Ab-
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Den eigentlichen Grund für seine Verordnung vom 16. April 1927 offenbarte 
das RMdI sieben Monate später. Die obersten Reichs- und Landesbehörden wur-
den informiert, dass die DB in Kooperation mit dem RMdI ab Januar 1928 ein 
»Monatliches Verzeichnis der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften« her-
ausgeben werde.438 Das RMdI ging davon aus, dass sich das neue Unternehmen 
nach einer entsprechenden Einführungszeit selbst tragen, ja aller Voraussicht 
nach sogar zu einem »Gewinnunternehmen« entwickeln werde. Allerdings seien 
Zuschüsse zunächst nicht zu umgehen. Wie man im Ministerium zufrieden zur 
Kenntnis nahm, erklärte sich die NDW bereit, für die Vorarbeiten an der neuen 
Bibliographie 3.000 RM bereitzustellen. Um sich selbst tragen zu können, hätte 
man für die Bibliographie einen jährlichen Bezugspreis von 34 RM erheben müs-
sen, was ihrem Absatz jedoch enorm erschwert hätte. Man entschied sich daher 
für einen Preis von 24 RM im Jahr, was aber nur möglich war, weil das RMdI dem 
Gesamtunternehmen einen Zuschuss in Höhe von 10.000 RM zur Verfügung 
stellte.439 In einem Verlags-Vertrag zwischen dem RMdI und der Reichs- und 
Staatsverlag GmbH, Berlin, wurde schließlich festgelegt, dass die DB die Schrift-
leitungsarbeiten gegen eine Jahresvergütung bis zu 12.000 RM übernahm, wobei 
Uhlendahl hoffte, die Kosten in den folgenden Jahren reduzieren zu können. Im 
Rahmen des bis Ende 1930 wirksamen Vertrages wurde festgelegt, dass das RMdI 
solange für die Herstellung der Bibliographie aufkomme, bis die zur Deckung der 
Herstellungskosten erforderliche Zahl von 1.250 Beziehern erreicht sei.440 Wie 

drucke der Druckschriften der obersten Reichsbehörden. Vgl. Walter von Keudell 
(RMdI) an die obersten Reichsbehörden, 9.9.1927, ebd., Bl.�79.

438 Dem Rundschreiben wurde ein Probeheft der Bibliographie beigefügt und um An-
regungen zu seiner Gestaltung gebeten. Vgl. Walter von Keudell (RMdI) an die 
obersten Reichsbehörden, den Reichssparkommissar, die Hauptverwaltung der 
Deutschen Reichsbahngesellschaft, die Landesregierungen, den Deutschen Städte-
tag und die Reichsorganisation der öffentlichen Berufsverbände, 17.11.1927, ebd., 
Bl.�128-131. Vgl. auch Uhlendahl an Krüss (PSB), 12.12.1927, SBB PK, Historische 
Akten, VII, 22, Bd.�2, Bl.�21. Angesichts des daraufhin ausbrechenden Streits zwi-
schen Berlin und Leipzig sei darauf verwiesen, dass das PK darauf nicht reagierte, 
womit der spätere Vorwurf, Preußen sei in die Vorverhandlungen zur Schaffung 
des Monatlichen Verzeichnisses der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften 
(MVAD) nicht einbezogen worden, vom RMdI leicht widerlegt werden konnte. 
Vgl. dazu RMdI an PK, 18.8.1928, ADNBL, 573/0 (1928-1929), unp. Zum Aufbau 
des MVAD vgl. Fleischhack, Bibliographische Tätigkeit, S.�113.

439 Von diesen 10.000 RM wurden anfangs 800 RM vom Gesetzsammlungsamt über-
nommen, sodass das RMdI zunächst nur 9.200 RM aufbringen musste. Vgl. von 
Kameke (Abt. I, RMdI) an Abt. III des RMdI, 2.12.1927, ebd., Bl.�126.

440 Vgl. RMdI an die Direktion der DB, 23.12.1927, ADNBL, 573/0 (1927-1928), Bl.�2; 
Uhlendahl an RMdI, 30.12.1927, ebd., Bl.�2R. Eine Abschrift des Vertrages findet 
sich ebd., Bl.�7�f.
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sich zeigen sollte, erwies sich gerade diese Bestimmung für das Ministerium als 
schwere Hypothek.

Während das neue »Monatliche Verzeichnis der reichsdeutschen amtlichen 
Druckschriften« in Bibliothekskreisen auf Zustimmung traf, regte sich in der 
PSB erheblicher Widerstand.441 Generaldirektor Krüss betonte, die Abgabe-Ver-
ordnung des RMdI vom April 1927 stelle zwar einen erheblichen Fortschritt im 
Hinblick auf die Sammlung der amtlichen Druckschriften dar, es gehe aber nicht 
an, allein die DB damit zu betrauen. Zum einen liege die DB nicht zentral und 
zum anderen sei sie eine Präsenzbibliothek. Anders die PSB, weshalb die Nutz-
barkeit ihres Bestandes an Reichsdruckschriften gewährleistet sei. Abgesehen 
davon liege doch ohnehin klar auf der Hand, dass der PSB als deutscher »Zen-
tralbibliothek«, ja als der »zentrale[n] Stelle des deutschen Bibliothekswesens« 
auch die vollständige Sammlung der amtlichen Druckschriften zustehe. Nur sie 
allein komme für die zentrale Sammlung sämtlicher Reichsdrucksachen in Frage, 
und selbst ihre Schwester in München müsse angesichts der »singulären Stellung 
der Preußischen Staatsbibliothek« in dieser Frage zurückstecken.442 Parallel 
dazu wartete die PSB mit einer Überraschung auf, denn wie Krüss’ Stellvertreter, 
Ernst Kuhnert, Anfang 1928 andeutete, befinde sich »ein seit längerer Zeit« vor-
bereitetes Verzeichnis der an der PSB eingehenden amtlichen Schriften im 
Druck.443

Im RMdI war man keineswegs gewillt, den Forderungen der PSB, denen sich 
auch das Preußische Kultusministerium anschloss, nachzugeben.444 Max Don-
nevert machte deutlich, dass der Plan zur Schaffung einer Bibliographie der amt-

441 Zu den positiven Reaktionen vgl. Emil Jacobs (Direktor UB Freiburg) an Uhlen-
dahl, 21.12.1927, ADNBL, 573/0 (1945-1952), Bl.�70; Niederschrift über die Sit-
zung des Arbeitsausschusses der Arbeitsgemeinschaft der Reichsbibliotheken am 
5.1.1928, 7.1.1928, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�297-299; Hans von Müller (PSB, 
Titeldruckstelle) an Uhlendahl, 13.3.1928, ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-Mu), Bl.�277.

442 Abschrift eines Schreibens von Krüss (PSB) an den PK, 17.1.1928, BArch Berlin, 
R�1501/126839, Bl.�111-115. 

443 Dabei brachte Kuhnert auch sein Bedauern darüber zum Ausdruck, dass die PSB 
bei der Vorbereitung der DB-Bibliographie nicht beteiligt worden sei, was ange-
sichts der eigenen, ebenfalls vertraulich behandelten Arbeiten an einem PSB-Ver-
zeichnis kaum ernst zu nehmen war. Ernst Kuhnert (PSB) an den Direktor der DB, 
3.1.1928, ADNBL, 573/0 (1928-1929), unp. Dass die DB über ihren »amtlichen 
Auftrag nicht schon vorher geredet« hatte, räumte Uhlendahl gegenüber Kuhnert 
im GA der DB ein. Vgl. Bericht über die 75. Sitzung des GA der DB vom 26.1.1928, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�108-126, hier Bl.�119�f.

444 Im PK ließ man sich sogar dazu herab, auf »die für die Wissenschaft bedenklichen 
Folgen« zu verweisen, indem man eine »nichtstaatliche Bibliothek« mit dieser Auf-
gabe betraut habe. Werner Richter (PK) an RMdI, 25.4.1928, ADNBL, 573/0 (1928-
1929), unp. Vgl. auch Werner Richter (PK) an RMdI, 25.4.1928, BArch Berlin, 
R�1501/126839, Bl.�110. Zur Auffassung des RMdI vgl. RMdI an Uhlendahl, 
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lichen Druckschriften schon seit langem feststehe. Es sei darüber im VDB ver-
handelt worden, welcher die DB schließlich mit dieser Aufgabe betraut habe. Die 
neue Bibliographie sei daher »nur das Ende einer selbstverständlichen Ent-
wicklung«.445 Der Reichssparkommissar wolle mit der PSB über den Verzicht 
der Herausgabe ihres geplanten Jahresverzeichnisses verhandeln.446 Dahinter 
stand das Bemühen, das unnötige Nebeneinander zweier gleichartiger, kostenin-
tensiver Bibliographien zu verhindern. Wie der Reichssparkommissar dem RMdI 
aber kurz darauf mitteilen musste, war die PSB nicht gewillt, auf ihr Verzeichnis 
zu verzichten.447 Im Gegenteil, so Uhlendahl, erhob die PSB »Ansprüche […] 
auf die Bibliographierung der amtlichen Druckschriften« und übersandte der DB 
im Oktober 1928 die Druckfahnen ihres Verzeichnisses.448 In der PSB hatte man 
offenbar erkannt, dass hinter dem Leipziger Monatlichen Verzeichnis weit mehr 
stand, als die Schaffung einer weiteren Sonderbibliographie. Hatte Uhlendahl 
nicht deutlich zu erkennen gegeben, dass das neue Verzeichnis der DB als eine 
Ergänzung zu den buchhändlerischen Neuigkeitsverzeichnissen und damit als 
»weiterer Baustein zur deutschen Gesamtbibliographie« zu verstehen sei?449 Da 
sich die DB nun offenbar anschickte, sich breiter aufzustellen und sich zum  
bibliographischen Zentrum Deutschlands zu erheben, erblickte die PSB Hand-
lungsbedarf, wofür das von Berlin »nicht recht überlegt in Gang gesetzte« Ver-
zeichnis stand.450

Auch der stellvertretende Vorsteher des Börsenvereins, Friedrich Olden-
bourg, zeigte sich erstaunt, »mit welcher Beharrlichkeit Krüss seinem Ziel« zu-
strebte. Ein anderer würde »ja wohl nach dem bisherigen Schriftwechsel zwi-
schen dem Reichsministerium des Innern und dem Preuß. Kultusministerium« 
zurückstecken. Nicht so Krüss. Daher versuchte Oldenbourg, »das Gefühl auf 
bayerische Eigenstaatlichkeit« anzustacheln und seinen Vetter Schnorr von Ca-
rolsfeld, den Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek, mit ins Boot zu 
holen.451 Da Leipzig in dem von der PSB heraufbeschworenen Streit – so zumin-

11.5.1928, ADNBL, 573/0 (1945-1952), Bl.�81; RMdI an PK, 18.8.1928, ADNBL, 
573/0 (1928-1929), unp.

445 Bericht über die 75. Sitzung des GA der DB vom 26.1.1928, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�8, Bl.�108-126, hier Bl.�120.

446 Vgl. Auszugsweise Abschrift eines Schreibens des Büros des Reichssparkommis-
sars an Donnevert, 21.2.1928, ADNBL, 573/0 (1927-1928), Bl.�62.

447 Vgl. Abschrift eines Schreibens des Büros des Reichssparkommissars an RMdI, 
10.4.1928, ebd., Bl.�72.

448 Uhlendahl an Siegismund, 10.7.1928, ADNBL, 509/0, Bl.�4; Heinrich Feldkamp 
(PSB) an Uhlendahl, 15.10.1928, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�39a.

449 Bericht über die Verwaltung der DB 1927, S.�43.
450 Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�20.
451 Oldenbourg an Uhlendahl, 8.10.1928, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�40; Martin 

Lippmann (DB) an das Sächsische Wirtschaftsministerium, Dresden, 8.10.1928, 
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dest Uhlendahl – »einflussreiche und tatkräftige Helfer« benötigte, wurde die 
sächsische Gesandtschaft gebeten, neben Bayern auch in Württemberg und Ba-
den zu antichambrieren.452 

Wie sehr sich die Bibliographie der amtlichen Druckschriften inzwischen zu 
einem »sachlichen Streitobjekt« zwischen DB und PSB entwickelt hatte, offen-
barte eine Sitzung im Oktober 1928 im RMdI, an der neben Krüss und Uhlendahl 
auch Vertreter des Preußischen Kultusministeriums und des Reichssparkommis-
sars teilnahmen.453 Krüss und Werner Richter unterstrichen erneut, dass die 
RMdI-Verordnung vom April 1927 eine nicht tragbare Beeinträchtigung der In-
teressen der PSB darstelle und ein Projekt wie die Bibliographie der amtlichen 
Druckschriften nicht ohne die PSB als zentraler Bibliothek Deutschlands durch-
geführt werden könne. Uhlendahl hielt dem entgegen, die PSB sei kein Zentral-
institut, da sie nicht auf allen Gebieten des bibliothekarischen Lebens die erste 
Stelle beanspruchen könne. Nur die DB, die BSB und die PSB zusammen würden 
»die deutsche Zentralbibliothek« ergeben. Uhlendahl und die Reichsvertreter 
machten deutlich, dass bei der Entwicklung des Gedankens einer Bibliographie 
der amtlichen Druckschriften immer nur daran gedacht war, die DB damit zu be-
trauen. Das Monatliche Verzeichnis der DB unterscheide sich ganz wesentlich 
von der gerade erschienenen Veröffentlichung der PSB.454 Während es sich bei 
dem Leipziger Verzeichnis um eine aktuelle laufende Bibliographie handle, die 
der Allgemeinheit die wichtigsten reichsdeutschen amtlichen Druckschriften in-
nerhalb kürzester Frist anzeige, sei das Verzeichnis der PSB ein Bibliotheks-
katalog bzw. ein Zugangsverzeichnis, das über einen längeren Zeitraum sämtliche 
Erwerbungen der Staatsbibliothek enthalte. Die preußische Seite lenkte jedoch 
nicht ein. Werde die Bibliographie der DB fortgeführt, so Richter, werde auch die 
PSB an ihrem Verzeichnis festhalten. Richter bestand darauf, Verhandlungen 
über die Vereinigung beider Verzeichnisse einzuleiten, andernfalls werde Preu-
ßen der DB die Lieferungen der amtlichen preußischen Druckschriften verwei-
gern. Nun war es an Krüss und Uhlendahl, zu einem Ausgleich zu gelangen.455

ebd., Bl.�39. Der Hinweis auf die bayerische Eigenstaatlichkeit bezog sich auf die 
Verhandlungen Oldenbourgs mit den bayerischen Behörden, die er ebenfalls ver-
suchte, im Sinne der DB zu beeinflussen. Oldenbourg an Uhlendahl, 29.10.1928, 
ebd., Bl.�46-47.

452 Vgl. Auszug aus einem Schreiben Uhlendahls an Röder, 30.10.1928, ebd., Bl.�44c; 
Uhlendahl an Sächsischen Gesandten in München, 30.10.1928, ebd., Bl.�42.

453 Heinrich Feldkamp (PSB) an Uhlendahl, 15.10.1928, ADNBL, 573/1 (1928-1932), 
Bl.�39a.

454 Der Titel des Verzeichnisses der PSB lautete: Deutsche amtliche Druckschriften. 
Zugänge der Preußischen Staatsbibliothek in der Zeit vom Januar bis Juni 1927, Ber-
lin 1928.

455 Aktennotiz der DB über die Besprechung am 17.10.1928 im RMdI, ADNBL, 811/1 
(1920-1939), Bl.�48-53; RMdI (Abt. I) an Abt. III (RMdI) mit anliegendem Ver-
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Die Zeichen für einen Kompromiss standen keineswegs günstig. Laut Uhlen-
dahl ging es der PSB »nur um das Prestige«. Unter »Mitbeteiligung« verstehe 
diese, dass auf dem Titelblatt der Leipziger Bibliographie zum Ausdruck komme, 
die Bearbeitung erfolge unter Mitwirkung der PSB.456 Überdies war Uhlendahl 
hochgradig verärgert über den ›unseriösen‹ Kurs der PSB, der stark an die Zeit 
unter Harnack und Schwenke erinnerte. Krüss hatte 1928 einen Aufsatz veröf-
fentlicht, in dem er die DB überging und wiederholt auf den Charakter Berlins 
als »nationale Zentralbibliothek« verwies.457 Durch die konsequente Weglassung 
des Namenszusatzes »Preußische« erweckte der Text den Eindruck, es handele 
sich bei der »Berliner Staatsbibliothek« tatsächlich um die Nationalbibliothek 
Deutschlands. »Welcher normale Mensch«, so Uhlendahl Anfang 1932, »ist in 
Deutschland oder gar im Ausland in der deutschen Behördenorganisation so zu 
Hause, dass er bei dieser Aufmachung die Staatsbibliothek nicht als die Reichs-
bibliothek Berlin ansähe!«458 Dies ging so weit, dass Krüss seinen Mitarbeitern 
zur Pflicht machte, nur noch von der Staatsbibliothek in Berlin zu sprechen. So 
teilte Uhlendahl dem Vorsteher des Börsenvereins im September 1932 mit:

»Ein angehender Bibliothekar der Preußischen Staatsbibliothek, der mich 
heute besuchte, erzählte mir, dass Herr Geheimrat Krüss allen Beamten und 
Angestellten zur Pflicht gemacht habe, immer nur von der ›Staatsbibliothek 
zu Berlin‹ zu sprechen und dass ihm (dem Volontär) in einer Prüfungsarbeit, 
die er geschrieben habe, das Adjektiv ›Preußisch‹ vor dem Wort ›Staatsbiblio-
thek‹ energisch ausgestrichen worden sei.«459

merk über das Ergebnis der Besprechung vom 17.10.1928, 26.11.1928, BArch Ber-
lin, R�1501/126839, Bl.�153-156. 

456 Vermerk der Sächsischen Gesandtschaft, Berlin an das Ministerium der Auswärti-
gen Angelegenheiten, Dresden, 18.10.1928, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�41.

457 Krüss, Hugo Andres: Die Staatsbibliothek zu Berlin als Zentralbibliothek, Berlin 
1928, S.�5. Zur Kritik von Uhlendahl vgl. Uhlendahl an Krüss, 21.11.1928, ADNBL, 
573/0 (1928-1929), unp. Als weiterere Belege hierfür stehen ein Flyer der PSB von 
1929, auf dem sie als »deutsche Zentralbibliothek« bezeichnet wird und ein Rund-
schreiben des »Vereins der Freunde der Staatsbibliothek«, in dem die PSB als  
»Bibliothek der deutschen Nation« bezeichnet wird. Vgl. Faltblatt »Die Preussische 
Staatsbibliothek Berlin 1929«, ADNBL, 811/1 (1906-1933), Bl.�22; Hans Fürstenberg 
(Vorstand des Vereins der Freunde der Staatsbibliothek, Februar 1931, ADNBL, 
811/1 (1920-1939), Bl.�132. Vgl. zudem: Eine deutsche Zentralbibliothek?, in: 
8-Uhr-Abendblatt vom 19.3.1929; Die Staatsbibliothek zu Berlin als Zentralbiblio-
thek, in: Rheinisch-Westfälische Zeitung vom 18.4.1929; Die Staatsbibliothek in 
Berlin als Zentralbibliothek, in: Germania vom 24.5.1929, alle in ebd., Bl.�81-83.

458 Auszug aus einem Schreiben Uhlendahls an Friedrich Oldenbourg, München, 
20.1.1932, ADNBL, 460/0 (1930/32), Bl.�148R.

459 Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg, 29.9.1932, ADNBL, 811/1 (1920-1939), 
Bl.�157.



399

»EXTRA MUROS« – »SOGAR DAS LEBEN DES BIBLIOTHEKARS IST HEUTZUTAGE EIN KAMPF!« 

Im März 1929 erhielt Uhlendahl einen Briefbogen, der im Klischee den Zusatz 
»Generaldirektor Dr. Krüss, Staatsbibliothek zu Berlin« enthielt. Gegenüber 
Krüss machte er deutlich, sich mit dieser inoffiziellen Namensänderung nicht 
einverstanden erklären zu können, da sie »im Einklang mit bestimmten Bestre-
bungen zu stehen« scheine, »die sich bisher in erster Linie gegen die Deutsche 
Bücherei gerichtet« hätten.460 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass die Gespräche zwi-
schen Krüss und Uhlendahl die Kluft nicht zu überbrücken vermochten und zu 
dem Ergebnis führten, dass beide Verzeichnisse infolge ihres gänzlich verschie-
denen Charakters nicht zu vereinigen seien. Allerdings offenbarte Krüss’ »über-
scharfes Auftreten« sehr ambivalente Standpunkte, die auf einen keineswegs 
schlüssigen Kurs des Berliner Generaldirektors hindeuteten.461 So erklärte er, 
»dass die Angelegenheit der Bibliographierung der amtlichen Druckschriften für 
ihn nur von untergeordneter Bedeutung sei, ihm komme es vielmehr darauf an, 
dass grundsätzlich die Preußische Staatsbibliothek bei der Behandlung aller 
biblio thekarischen Fragen mitbeteiligt werde«. Wenn man sich über das Grund-
sätzliche erst einmal verständigt habe und die DB diesen Anspruch anerkenne, 
werde man auch in der Frage der Bibliographie der amtlichen Druckschriften 
leicht zu einer Einigung gelangen. Uhlendahl kritisierte, die PSB habe »in letzter 
Zeit eine Politik eingeschlagen«, die in Bibliothekskreisen, namentlich der DB, 
»eine gewisse Unruhe« hervorrufe. Sie knüpfe scheinbar an die Bestrebungen 
Harnacks wieder an, der in den Jahren 1912/13 für die damalige Königliche  
Bibliothek den Anspruch erhoben habe, »die deutsche Nationalbibliothek« zu 
sein. Diesmal werde allerdings statt von einer Nationalbibliothek vorsichtiger 

460 Uhlendahl an Krüss, 9.3.1929, SBB PK, Historische Akten, Generaldirektion: 
Hugo Andres Krüss, Nr.�259, Mappe 2, unp. Im Juli 1929 bat die Direktion der DB 
ihre wissenschaftlichen Beamten um die »Abfassung einer Niederschrift, welche 
die Aufgaben der Deutschen Bücherei als der führenden Bibliothek auf dem Gebiet 
des Gegenwartsschrifttums behandelt, gesehen von einem geeignet erscheinenden 
Gesichtspunkte«. Diese Niederschriften wollte die Direktion »als Unterlage bei 
einer sich künftig bietenden Gelegenheit verwenden«, um geeignetes Material in 
der Auseinandersetzung mit der PSB sofort in der Hand zu haben. Vertraulicher 
Vermerk Otto Eberts, 16.7.1929, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�106. Ein weiteres 
Beispiel dafür, dass in der DB Material für Aktionen gegen die PSB gesammelt 
wurde, findet sich in Albert Paust (DB) an Verlagsbuchhändler August Bonneß 
(Potsdam), ADNBL, 811/1 (1920-1939), Bl.�78R-80.

461 Zum Folgenden vgl. Niederschrift Uhlendahls über die Verhandlungen der DB mit 
der PSB bezüglich einer etwaigen Vereinigung der beiderseitigen Verzeichnisse der 
amtlichen Druckschriften am 24.11 und 26.11.1928 in der PSB, 15.12.1928, BArch 
Berlin, R�1501/126839, Bl.�165-171. Zum »überscharfen Auftreten der Herren« der 
PSB in dieser Sitzung vgl. Georg Maas an Uhlendahl, 20.12.1928, ADNBL, 573/0 
(1927-1928), Bl.�135.
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von einer Zen tralbibliothek gesprochen, doch meine man im Grunde dasselbe. 
Überdies hätten sich in der letzten Zeit auch erhebliche Differenzen bei der »In-
ternationalen Bibliographie der Geschichtswissenschaften« und den »Jahres-
berichten für deutsche Geschichte« ergeben, deren Bearbeitung der DB vom 
RMdI ebenfalls übertragen worden sei.462 Dass das Preußische Kultusministe-
rium im Hinblick auf die amtlichen Druckschriften sogar eine Drohkulisse auf-
baue, um die DB zum Einlenken zu bewegen, sei überaus bedauerlich. Mit sol-
chen Mitteln könne man unmöglich Kulturpolitik betreiben. Krüss indes zeigte 
sich völlig unbeeindruckt. Die PSB habe allen Grund, nicht nur als preußisches, 
sondern als deutsches Institut wahrgenommen zu werden. Demnach sei sie »bei 
allen bibliothekarischen Fragen allgemeiner Art – ganz gleichgültig, um welche 
Materie es sich handele – grundsätzlich« mit zu beteiligen, was Uhlendahl mit 
Kopfschütteln quittierte. Er machte unmissverständlich deutlich, dass er diese 

462 Der Ausschuss für Bibliographie der Internationalen Historischen Vereinigung be-
schloss im Oktober 1926, eine jährliche Internationale Bibliographie der Ge-
schichtswissenschaft (IBG) herauszugeben, an der sich die »hauptsächlichsten Kul-
turländer« beteiligen sollten. Für Deutschland lag die Betreuung der IBG beim 
RMdI, das die DB mit der Herstellung des deutschen und des österreichischen Teils 
betraute. Die Arbeiten standen unter der Leitung des Breslauer Historikers Her-
mann Reincke-Bloch (1867-1929). Vgl. Bericht über die 75. Sitzung des GA der DB 
vom 26.1.1928, ADNBL, Abt. III, Nr.�4, Bd.�8, Bl.�108-126, hier Bl.�102�f. Uhlen-
dahl an die Mitgieder des GA der DB (mit anliegendem Auszug eines Schreibens 
von Hermann Reincke-Bloch (Breslau) an Uhlendahl, 7.5.1928), 9.5.1928, SBB PK, 
Historische Akten, VII, 22, Bd.�2, Bl.�31. Zum Ziel der IBG vgl. Uhlendahl, Hein-
rich: Neue bibliographische Arbeiten der Deutschen Bücherei, in: ZfB 45 (1928), 
Heft September/Oktober, S.�639-643. Vgl. zudem: Dietrich, Dieter: Der Beitrag 
der Deutschen Bücherei zur Erarbeitung historischer Fachbibliographien seit 
1929, in: Jahrbuch der Deutschen Bücherei 25 (1989), S.�50-68, hier S.�51-55. Wäh-
rend der DB die bibliothekstechnische und wissenschaftliche Betreuung der IBG, 
die Sammlung der Titel, deren Ordnung und Eingliederung oblag, wurde die PSB 
als Durchgangsstelle zur Weiterleitung des gesamten Titelmaterials an die Zentrale 
in Paris eingesetzt. Als zuständiger Bearbeiter fungierte der PSB-Bibliothekar und 
Intimfeind Uhlendahls, Gustav Abb. Der Hinweis darauf, dass Abb der »erbit-
tertste und unversöhnlichste Gegner« Uhlendahls war, findet sich im Schreiben 
von Erich Hildebrandt [PSB] an Uhlendahl, 3.3.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-
Hjel), Bl.�344. Nach Uhlendahl erhob Abb im Zuge der Arbeiten an der IBG den 
Anspruch, »eine gewisse übergeordnete Stellung in diesen bibliographischen Din-
gen« der DB gegenüber zu erlangen, was der DB-Direktor »empört« zurückwies. 
Uhlendahl an Robert Holtzmann (Halle), 19.3.1929, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, 
Bl.�197; Uhlendahl an Siegismund, 25.4.1929, ebd., Bl.�190; Uhlendahl an Abb, 
25.4.1929, ebd., Bl.�198�f. Die von beiden Seiten in ruppigem Ton geführte Ausein-
andersetzung sorgte für eine weitere Verhärtung der Fronten zwischen PSB und 
DB. Vgl. Uhlendahl an Donnevert, 30.8.1929, ebd., Bl.�183; Abb an Uhlendahl, 
12.8.1929, ebd., Bl.�184; Robert Holtzmann an Uhlendahl, 12.6.1929, ebd., Bl.�185�f.
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Ansprüche, soweit sie sich auf den der DB zugewiesenen Aufgabenkreis der 
Sammlung und Bibliographierung des deutschsprachigen Schrifttums bezögen, 
keineswegs akzeptiere und »die Oberhoheit einer anderen Bibliothek« nicht an-
erkenne. Krüss bemerkte daraufhin, er hoffe nicht, dass dies Uhlendahls letztes 
Wort sei, »da es für ihn sonst die Fortführung des Kampfes bedeute«, womit die 
Verhandlungen endgültig gescheitert und der »bibliographische Skandal« per-
fekt waren.463

Um in dieser Auseinandersetzung nicht den Kürzeren zu ziehen, zog Uhlen-
dahl alle Register, indem er dem Vorstand des Börsenvereins »vertrauliche Mit-
teilungen« über das Verhältnis zur PSB zukommen ließ, die er mit folgenden 
Worten einleitete:

»Aus dem Schriftwechsel wie aus dem sonstigen Verhalten des Herrn General-
direktors der Preußischen Staatsbibliothek geht hervor, dass er sich das Ziel ge-
setzt hat, die Preußische Staatsbibliothek zur Deutschen Nationalbibliothek zu 
machen und zu diesem Zweck die Deutsche Bücherei aus ihrem Aufgabenkreis 
der Sammlung und Bibliographierung des deutschen Schrifttums – ohne den 
man sich eine Nationalbibliothek nicht gut denken kann –, herauszudrängen 
und die Preußische Staatsbibliothek an deren Stelle zu setzen. Sollte es ihm ge-
lingen, diese seine Absicht zu verwirklichen, so würde die Deutsche Bücherei 
von ihrer stolzen Sonderstellung zu einem Institut zweiten Ranges herabsin-
ken. Wie ich die Sache sehe, bilden die bisherigen Auseinandersetzungen nur 
den Auftakt zu einem Kampfe, der uns noch bevorsteht und der bei der ziel-
bewussten und zähen Persönlichkeit von Herrn Krüss sowie seinen zahlreichen 
aus seiner früheren Tätigkeit im Preußischen Kultusministerium  herrührenden 
Beziehungen zu amtlichen Berliner Stellen nicht unterschätzt werden darf. Für 
diesen Kampf braucht die Deutsche Bücherei viele und einflussreiche Helfer!«464

Die Sorgen Uhlendahls waren keineswegs unberechtigt, denn was er im Zuge der 
Auseinandersetzungen um die Bibliographie der amtlichen Druckschriften un-
erwähnt ließ war, dass sich die Leipziger Bibliographie zu einem regelrechten 
Sorgenkind entwickelte. Die Vorteile der »gelben Hefte« der DB wogen ihre 
Nachteile gegenüber den »blauen Heften« der PSB keineswegs auf. Zwar hatte 
der Münchener Bibliothekar Max Stois in einer Besprechung über beide Ver-
zeichnisse lobende Worte für das »Monatliche Verzeichnis« der DB gefunden, 

463 Niederschrift Uhlendahls über die Verhandlungen der DB mit der PSB bezüglich 
einer etwaigen Vereinigung der beiderseitigen Verzeichnisse der amtlichen Druck-
schriften am 24.11 und 26.11.1928 in der PSB, 15.12.1928, BArch Berlin, 
R�1501/126839, Bl.�165-171. Zum »bibliographischen Skandal« vgl. Georg Maas an 
Uhlendahl, 20.12.1928, ADNBL, 573/0 (1927-1928), Bl.�135.

464 Uhlendahl an Max Röder, Arthur Meiner, Richard Linnemann, Albert Diederich 
und Albert Hess, 2.4.1929, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�91.
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aber auch darauf verwiesen, dass das Erwerbungsverzeichnis der PSB Nachweise 
enthalte, die im Leipziger Verzeichnis fehlen würden. Dabei unterließ er es nicht, 
auch auf die »unnötige, aus finanziellen Gründen unbedingt zu vermeidende 
Energie- und Kapitalvergeudung« hinzuweisen, »wenn zwei Veröffentlichun-
gen, die beide dem gleichen Ziele zustreben und an den gleichen Interessenten-
kreis sich wenden, dauernd nebeneinander erscheinen«.465

Auf die im Grunde wohlgesinnte Rezension reagierte die DB erstaunlich dünn-
häutig. Curt Fleischhack kritisierte, dass die Besprechung dem DB-Verzeichnis 
gegenüber »ungerecht« erscheine und Lob und Tadel auf beide Veröffentlichun-
gen »etwas zu gleichmäßig« verteile.466 Gerade die DB hatte aber keinen Grund, 
sich allzu weit aus dem Fenster zu lehnen. Stois hatte kritisiert, dass beide Ver-
zeichnisse viel zu teuer seien, aber positiv darauf verwiesen, dass zumindest das 
Unternehmen der DB »ohne Reichs- und Staatszuschüsse« arbeite.467 Woher er 
diese Information hatte, ist unklar, aber diese Behauptung war problematisch, 
denn ohne die laufende Finanzierung des RMdI wäre die Bibliographie der DB gar 
nicht denkbar gewesen.468 Zudem hatte sich das Ministerium bis Ende 1930 ver-
traglich verpflichtet, die Herstellungskosten zu decken, bis die Zahl von 1.250 Be-

465 Stois, Max: [Besprechung von] Monatliches Verzeichnis der reichsdeutschen amt-
lichen Druckschriften. Bearbeitet von der Deutschen Bücherei. Hrsg. vom Reichs-
ministerium des Innern. I. Jahrg., 1.-6. Heft (Januar-Juni) 1928. Reichs- und Staats-
verlag GmbH Berlin [und] Deutsche amtliche Druckschriften. Erwerbungen der 
Staatsbibliothek zu Berlin. 1927 Januar-Juni. Berlin, Staatsbibliothek, in: ZfB 45 
(1928), Heft Januar/Februar, S.�79-86. Auf die Anregung Stois’, beide Verzeich-
nisse zusammenzulegen, antwortete die Redaktion des ZfB im Anschluss an die 
Rezension, dass nach ihr zugegangenen Informationen beide Publikationen »in ge-
genseitiger Ergänzung bis auf weiteres weiter selbständig nebeneinander erschei-
nen« würden. Ebd., S.�86.

466 Stellungnahme von Curt Fleischhack (DB) zu dem Referat des Herrn Dr. Stois 
über das »Monatliche Verzeichnis« und die »Deutschen amtlichen Druckschrif-
ten«, 29.2.1929, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�80�f. Vgl. Fleischhack: Zur Kritik 
des Verzeichnisses »Deutsche amtliche Druckschriften« (Entwurf), 7.11.1928, 
ebd., Bl.�47a. Vgl. Selbstbeweihräucherung durch DB-Bibliothekar Frels, Wilhelm: 
Das deutsche amtliche Schrifttum des Jahres 1928, in: BBl.�96 (1929), Nr.�97 vom 
27.4.1929, ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�I, Bl.�73�f.

467 Stois, Monatliches Verzeichnis, S.�81.
468 Da sich im Vorwort zur ersten Ausgabe des Monatlichen Verzeichnisses kein Hin-

weis darauf findet, dass sich das Verzeichnis selbst getragen habe, ging diese Infor-
mation Stois’ möglicherweise auf Uhlendahl zurück. Einem Vermerk des RMdI ist 
zu entnehmen, dass der Rezensent Gedankengänge aufgenommen habe, die ihm 
gegenüber von Uhlendahl erwähnt worden seien. Vgl. Georg Kaisenberg (RMdI) 
an die Abt. III (RMdI), 13.2.1929, BArch Berlin, R�1501/126839, Bl.�117.
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ziehern erreicht war.469 Und gerade hierin bestand die Krux der Bibliographie, 
denn sie arbeitete keineswegs kostendeckend, sondern erzielte ein immer größeres 
Defizit, da sie die geplante Zahl der Bezieher nicht ansatzweise erreichte. Bis Ok-
tober 1928 hatten sich lediglich 485 zahlende Abonnenten gefunden.470

Da sich daran in den folgenden Jahren nichts änderte, sah sich das RMdI ver-
anlasst, den Verlagsvertrag nicht über 1930 hinaus zu verlängern. Es regte an, 
einen Teil der Kosten auf den DB-Etat zu übernehmen, um den Zuschuss des 
Reiches zu reduzieren und die Kosten auf Sachsen und die Stadt Leipzig abzu-
wälzen.471 Um den abrupten Rückgang der Reichsmittel abzufedern, bemühte 
sich Uhlendahl beim Börsenverein um eine finanzielle Zuwendung und sugge-
rierte dem Vorstand, mit seinen Mitteln werde die »Gefahr« abgewendet, dass 
die PSB an die Stelle der DB trete.472 Der neue Verlagsvertrag sorgte für eine 
deutliche Senkung der Reichsausgaben, die sich aber immer noch auf ca. 8.000 
RM beliefen. Trotz der Herabsetzung des Bezugspreises des Monatlichen Ver-
zeichnisses hielt der Rückgang seiner Abonnenten aber auch 1930 an.473 Der un-

469 Vgl. Abschrift aus dem Reichshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1929, Bd.�1, 
S.�112/113: Kap. F. 18 Titel 15 Beitrag zur Herausgabe des Monatlichen Verzeich-
nisses der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften 19.200 RM, ohne Datum 
(etwa April 1929), ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�I, Bl.�66.

470 Carl Heymanns Verlag, Berlin an Ministerialrat Georg Kaisenberg (RMdI), 
7.11.1928, ADNBL, 573/0 (1927-1928), Bl.�121. Vom Sommer 1928 bis Mai 1929 
wurden über 4.000 Werbeschreiben für die Bibliographie der amtlichen Druck-
schriften der DB versandt. Ein Aufwand, der in keinem Verhältnis zum Nutzen 
stand. Vgl. Übersicht: Werbung der DB für das Monatliche Verzeichnis der reichs-
deutschen amtlichen Druckschriften, ohne Datum (Mitte 1929), ADNBL, 753/2 
(1928-1929), Bl.�205�f.

471 Vgl. Georg Kaisenberg (RMdI) an Uhlendahl, 14.9.1929, ADNBL, 573/0 (1929-
1930), Bd.�I, Bl.�99; Vermerk von Georg Maas und Hermann Nieders (beide Büro 
des Reichssparkommissars), 29.10.1929, ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�II, Bl.�62. 

472 Uhlendahl an Max Röder, 17.9.1929, ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�I, Bl.�100. 
Der Börsenverein erklärte sich daraufhin bereit, für 1930 einen Teil der Kosten 
(2.000 RM) zu übernehmen. Zudem wurden durch Verminderung des Personals 
und Kürzungen am Verzeichnis sowie durch eine Herabsetzung des Bezugspreises 
weitere Einsparungen erzielt, womit sich der Zuschuss des RMdI für 1930 deutlich 
reduzierte. Vgl. BV an Uhlendahl, 24.9.1929, ebd., Bl.�101; Uhlendahl an Georg 
Kaisenberg (RMdI), 23.9.1929, ebd., Bl.�102; Kaisenberg (RMdI) an Uhlendahl, 
19.11.1929, ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�II, Bl.�60; Reichssparkommissar Sae-
misch an RMdI, 14.11.1929, ebd., Bl.�61.; Vorwort zum dritten Jahrgang, in: Mo-
natliches Verzeichnis der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften 3 (1930), Heft 
1, Berlin 1930, S.�1�f.

473 Vgl. Carl Heymanns Verlag, Berlin an Uhlendahl, 19.3.1929, ADNBL, 573/0 
(1929-1930), Bd.�I, Bl.�61; Carl Heymanns Verlag, Berlin an Franz Albrecht Medi-
cus (RMdI), 20.12.1929, ebd., Bl.�123. Im Februar 1930 meldete der Verlag, dass in-
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sichere Finanzierungsplan drohte schließlich vollends zu kollabieren, als das 
RFM ablehnte, die Kosten ab 1931 auf den DB-Etat zu übernehmen, und die 
hierfür im Haushaltsplan vorgesehenen Mittel strich. Da aber auch der Etat des 
RMdI infolge der Weltwirtschaftskrise erhebliche Abstriche erfuhr, war schließ-
lich auch dieses nicht mehr in der Lage, für das Monatliche Verzeichnis auf-
zukommen. Der Vertrag wurde daher gekündigt und der DB anheimgestellt, das 
Unternehmen nun auf eine Grundlage ohne Reichszuschuss zu stellen.474 Erneut 
musste der Börsenverein einspringen, um die Bibliographie am Leben und ge-
genüber der PSB konkurrenzfähig zu halten.475

Von diesen Problemen ließ die DB nichts nach außen dringen. Die Leipziger 
Direktion hielt konsequent an ihrem Monatlichen Verzeichnis fest und stritt sich 
weiter mit der PSB. Ihr kam zugute, dass sich auch die bayerische Kultusverwal-
tung gegen die Führungsansprüche Preußens verwahrte. Der bayerische Kultus-
minister, Franz Xaver Goldenberger, sprach sich gegen alle Bestrebungen aus, »die 
unmittelbar oder mittelbar darauf abziel[t]en, der Preußischen Staatbibliothek die 
Stellung einer Deutschen Zentralbibliothek zu verschaffen«. Allerdings war Gol-
denberger entschieden gegen die von Leipzig und Berlin betriebene Doppelarbeit, 
die nicht nur in Bayern auf herbe Kritik stieß.476 Dieses Problem wurde verstärkt, 
als das RMdI dem Druck der preußischen Kultusverwaltung nachgab, im Mai 1929 
seine Abgabe-Verordnung von 1927 modifizierte und die Reichsbehörden anwies, 
neben der DB nun auch ein Exemplar ihrer Schriften an die PSB abzuliefern.477 

zwischen 40 weitere Abbestellungen erfolgt seien. Vgl. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin an DB, 11.2.1930, ADNBL, 573/0 (1929-1930), Bd.�II, Bl.�6; Carl Heymanns 
Verlag, Berlin an RMdI, 13.8.1930, ebd., Bl.�42�f.; Georg Kaisenberg (Abt. I, RMdI) 
an Abt. III des RMdI, 4.8.1930, BArch Berlin 1501/126839, Bl.�237.

474 Für das Rechnungsjahr 1931 hatte man 6.000 RM in den Entwurf des Haushalts-
plans der DB eingesetzt. Vgl. DB an RMdI (Abt. III), 8.8.1930, ebd., Bl.�239. Zur 
Streichung dieser Mittel vgl. Vermerk der Abt. I (RMdI) an Abt. III (RMdI), 
10.9.1930, ebd., Bl.�241; RMdI an Direktor der DB, 20.9.1930, ADNBL, 573/0 
(1929-1930), Bd.�II, Bl.�41.

475 Der Entwurf eines neuen Verlagsvertrages, in dem das RMdI für das erste Viertel-
jahr 1931 einen letztmaligen Zuschuss in Höhe von 500 RM vorsah, findet sich in 
RMdI an DB (mit anliegendem Vertragsentwurf), 26.11.1930, ebd., Bl.�44-46. Zur 
Verpflichtung des BV, der für 1931 erneut 1.500 RM zur Verfügung stellte, vgl. Uh-
lendahl an Georg Kaisenberg (RMdI), 28.11.1930, ebd., Bl.�47; Uhlendahl an den 
geschäftsführenden Vorstand des BV, 28.11.1930, ebd., Bl.�48; Albert Hess (BV) an 
Uhlendahl, 5.12.1930, ebd., Bl.�49.

476 Abschrift eines Schreibens von Goldenberger (Bayerisches Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus, München) an die Sächsische Gesandtschaft, München, 
8.2.1929, ADNBL, 573/0 (1928-1929), unp.

477 Vgl. Werner Richter an RMdI, 3.4.1929, BArch Berlin, R�1501/126839, Bl.�173; 
Carl Severing (RMdI) an den Staatssekretär in der Reichskanzlei, 3.5.1929, ebd., 
Bl.�192�f. Die »Zweite Verordnung über die Abgabe amtlicher Druckschriften des 
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Das »gespannte Verhältnis« zwischen der PSB und der DB und der von bei-
den ostentativ zur Schau gestellte Anspruch, die offizielle deutsche Bibliographie 
der amtlichen Druckschriften herauszugeben, rückte schließlich ins Blickfeld 
der Öffentlichkeit, die sich kritisch mit der von den Anstalten betriebenen Dop-
pelarbeit auseinandersetzte.478 Das Mitglied des Preußischen Landtages, der Ver-
leger Hermann Hillger (DNVP), wollte nicht nur die unproduktive Vergeudung 
von Staatsmitteln, sondern auch den »eigentümlichen Wettbewerb« zur Sprache 
bringen, »den die Staatsbibliothek in Berlin gegen die Deutsche Bücherei« be-
trieb.479 In die Auseinandersetzung wurde zunehmend auch der Börsenverein 
hineingezogen, der sich in der Person seines Vorstehers Friedrich Oldenbourg 
klar auf die Seite der DB stellte und bereit war, auf die PSB »mit dem größten 
Kaliber« zu schießen.480 Sowohl die PSB als auch die DB und der Börsenverein 
lancierten gezielt Artikel in der Presse, in denen sie ihre eigenen Verzeichnisse 

Reichs an die öffentlichen Büchereien der Länder« vom 31.5.1929 findet sich in: 
Reichsministerialblatt. Zentralblatt für das Deutsche Reich 57 (1929), Nr.�22 vom 
7.6.1929, S.�363.

478 Der Hinweis auf das »gespannte Verhältnis« zwischen Berlin und Leipzig findet 
sich in Emil Jacobs (PSB) an Uhlendahl, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�100. Zur 
kritischen Kommentierung der Doppelarbeit in der Presse vgl. die Zeitungsaus-
schnitte in ADNBL, 573/0 (1945-1952), Bl.�53-57, 63-68. Zu den Reaktionen in der 
DB vgl. Georg Schwidetzky an Universitätsprofessor Dr. Georg Brodnitz (Halle), 
12.3.1930, ADNBL, 573/1 (1928-1932), Bl.�145; Uhlendahl an die Schriftleitung der 
Königsberger Allgemeinen Zeitung, 31.3.1930, ebd., Bl.�146; Uhlendahl an die 
Schriftleitung des Vorwärts, Berlin, 31.3.1930, ebd., Bl.�149; Emil Jacobs (PSB) an 
den Redakteur des Berliner Tageblatts, Gotthold Mamlock, 13.3.1930, ebd., 
Bl.�120�f.; Georg Schwidetzky (DB) an Mamlock (Berliner Tageblatt), 5.4.1930, 
ebd., Bl.�122�f.

479 Hermann Hillger (Mitglied des Preußischen Landtags) an den Leiter der DB, 
2.7.1931, ADNBL, 640/2, Bl.�1. Diese Unterstützung »in der Abwehr der Riva-
litätsbestrebungen« der PSB nahm man in der DB gern zur Kenntnis und versorgte 
Hillger mit entsprechendem Material, etwa in Form einer Ausarbeitung über die 
»Doppelarbeit bei der Preußischen Staatsbibliothek«. Uhlendahl an Hillger, 
7.7.1931, ebd., Bl.�2; Doppelarbeit bei der Preußischen Staatsbibliothek, ohne Da-
tum (Juli 1931), ebd., Bl.�4-10. Wie man in der PSB erfuhr, leitete Hillger die Denk-
schrift an den Staatssekretär im Preußischen Finanzministerium weiter. Vgl. Notiz 
von Krüss, 8.1.[1932], SBB PK, Historische Akten, Generaldirektion: Hugo An-
dres Krüss, Nr.�259, Mappe 2, unp. Zur Reaktion auf diese Denkschrift in der PSB, 
die dort als »agitatorisch« gewertet wurde, vgl. die Stellungnahme von Wolfgang 
Roedinger (PSB) für Krüss, 27.1.1932, ebd., unp.

480 Vgl. etwa Friedrich Oldenbourg an Uhlendahl, 9.4.1930, ADNBL, 153/1/2, Bl.�24; 
Oldenbourg an Uhlendahl, 27.7.1931, ADNBL, 640/2, Bl.�13�f.; Uhlendahl an Sie-
gismund, 8.5.1929, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, Bl.�188.
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hervorhoben und denen der Gegenseite jegliche Legitimation absprachen.481 
Auffällig war, dass die PSB erst mehrere Monate nach dem Erscheinen der Leip-
ziger Bibliographie mit ihrem Zugangsverzeichnis hervorgetreten war. Zu Recht 
wurde kritisiert, dass das Verzeichnis der PSB aufgrund seiner halbjährlichen Er-
scheinungsweise die gleichen Titel enthielt, welche bereits von der DB monatlich 
verzeichnet wurden.482 Andererseits musste sich die DB den Vorwurf gefallen 
lassen, mit ihrer »lebensschwachen« Bibliographie ebenfalls Doppelarbeit zu be-
treiben, denn in der von ihr seit Anfang 1931 neu herausgegebenen Deutschen 
Nationalbibliographie wurde auch ein großer Teil der amtlichen Druckschriften 
verzeichnet. So fühlte sich der Deutsche Ständetag durch die Nationalbibliogra-
phie über sämtliche Neuerscheinungen im Schrifttum des Deutschen Reiches so 
umfassend informiert, dass er vom weiteren Bezug des Monatlichen Verzeich-
nisses absah.483 Der Reichssparkommissar gab daher zu bedenken, ob sich die 
weitere Herausgabe des Monatlichen Verzeichnisses damit nicht erübrige, wo-
gegen sich Uhlendahl jedoch vehement sträubte.484 Tatsächlich hatte er erfahren, 
dass die PSB ihr Verzeichnis amtlicher Druckschriften einstellen wolle, was kurz 
darauf auch wirklich geschah.485 Für die DB bildete dies nach der Schlappe von 

481 Vgl. Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg, 25.7.1931, ebd., Bl.�12.
482 Vgl. Bericht über die 77. Sitzung des GA der DB vom 8.1.1931, ADNBL, 153/1/1-

77, Bl.�77-93, hier Bl.�81-83. Curt Fleischhack (DB) bezeichnete das Vorgehen der 
PSB in der Frage der amtlichen Druckschriften als »vermessen« und das Berliner 
Verzeichnis infolge seines verspäteten Erscheinens als »wertlos«. Die dadurch 
 produzierte Doppelarbeit stelle eine »Vergeudung von Staatsmitteln« dar. Curt 
Fleischhack an Willy Rothenfelder, Leipzig, 16.9.1930, ADNBL, 573/1 (1928-
1932), Bl.�172�f. Vgl. auch Martin Lippmann (DB) an Friedrich Wilhelm Pollin, 
Aschersleben, 30.6.1930, ADNBL, 182/3, Bd.�I (1928-1944), Bl.�47.

483 Vgl. Deutscher Ständetag an RMdI, 23.12.1931, ADNBL, 573/0 (1931-1933), 
Bl.�88R.

484 Vgl. RMdI an den Direktor der DB, 12.1.1931, ADNBL, 573/0 (1931-1933), Bl.�7. 
Der treffende Hinweis auf das »lebensschwache« MV der DB geht zurück auf den 
beim Reichssparkommissar wirkenden Georg Maas. Maas an Uhlendahl, 4.1.1931, 
ebd., Bl.�9; Reichssparkommissar an RMdI, 23.6.1931, ebd., Bl.�52. Zu Uhlendahls 
Gegenargumenten zum Erhalt des Monatlichen Verzeichnisses vgl. Uhlendahl an 
RMdI, 30.1.1931, ebd., Bl.�8; Uhlendahl an Georg Maas, 9.1.1931, ebd., Bl.�10�f.; Uh-
lendahl an RMdI, 3.10.1931, BArch Berlin, R�1501/126839, Bl.�257�f. Auch die von 
der DB ab 1930 herausgegebene Bibliographie »Deutsches Rundfunkschrifttum« 
wies ein Defizit auf, das allerdings von der Reichs-Rundfunk-Gesellschaft getragen 
wurde. Vgl. Bericht über die 77. Sitzung des GA der DB vom 8.1.1931, ADNBL, 
153/1/1-77, Bl.�77-93, hier Bl.�82. Zu dieser Bibliographie vgl. Fleischhack, Biblio-
graphische Tätigkeit, S.��114.

485 Vgl. Uhlendahl an Georg Kaisenberg (RMdI), 6.2.1931, ADNBL, 573/0 (1931-
1933), Bl.�13; Schochow, Preußische Staatsbibliothek, S.�20. Von dem Verzeichnis 
der PSB »Deutsche amtliche Druckschriften« erschienen zwischen 1928 und 1930 
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1924 in der Frage der Zentralkatalogisierung den ersten Prestigeerfolg im Kampf 
mit der PSB.486 Uhlendahl konnte sich zugute halten, dass das RMdI seine An-
schauungen teilte und ihm den Rücken stärkte.487 Nachdem sich das Innenres-
sort gegenüber Preußen in der Frage der amtlichen Druckschriften stets ent-
schlossen gezeigt hatte, hätte ein Aufgeben der amtlichen Bibliographie des 
RMdI einen Reputationsverlust bedeutet. Obwohl das Ministerium über die  
defizitäre Entwicklung des Monatlichen Verzeichnisses genau im Bilde war, und 
selbst im Geschäftsführenden Ausschuss der DB Bedenken laut wurden, ob es 
nicht angebracht sei, die Bibliographie fallen zu lassen, versuchte das RMdI alles, 
um sie »über die nächste schwierige Zeit hinüber zu retten«.488 Die Aussichten 
hierfür waren aber alles andere als günstig. Der Carl Heymanns Verlag teilte im 
November 1931 mit, dass die Bibliographie inzwischen kaum mehr als 300 
Abonnenten habe und nur noch durch Subventionen des Börsenvereins zu er-
halten sei.489 Auch wenn die Fortführung der Bibliographie angesichts ihrer 
 unsicheren Finanzierung, ihrer permanenten Unterbilanz und der auch von ihr 
erzeugten Doppelarbeit (Nationalbibliographie) zu Zeiten der Weltwirtschafts-
krise fragwürdig war, erklärte sich der Börsenverein bereit, sie weiterhin zu stüt-

letztlich zwei Halbjahresbände für 1927, ein Halbjahresband und ein Jahresband 
für 1929. Dann wurde ihr Erscheinen eingestellt. Vgl. Doppelarbeit bei der Preu-
ßischen Staatsbibliothek, ohne Datum (etwa Juli 1931), ADNBL, 640/2, Bl.�4-10, 
hier Bl.�5.

486 Vgl. Blum, Nationalbibliographie, S.�259.
487 Das RMdI betonte, es werde permanent an der Vervollkommnung und Vereinfa-

chung des Monatlichen Verzeichnisses gearbeitet, der Gesamtbetrag des Reiches 
betrage jährlich lediglich 1.600 RM und zudem hätten sich inzwischen auch Sach-
sen und Leipzig für die Bereitstellung von Mitteln ausgesprochen. Vgl. RMdI an 
RFM und den Reichssparkommissar, 13.10.1931, BArch Berlin, R�1501/126839, 
Bl.�259; Bericht über eine Vorbesprechung des Haushaltsplans der DB [für 1932], 
10.12.1931, ADNBL, 231/1-32, Bl.�23-32, hier Bl.�26. Zur weiterhin ablehnenden 
Haltung des RFM vgl. Johann Ludwig Graf Schwerin von Krosigk (RFM) an 
RMdI, 13.11.1931, ADNBL, 573/0 (1931-1933), Bl.�54R-55. 

488 Der Vorschlag, die Bibliographie fallen zu lassen, ging auf den Leipziger Bürger-
meister Ewald Löser zurück. Vgl. Bericht über eine Vorbesprechung des Haus-
haltsplans der DB [für 1932], 10.12.1931, ADNBL, 231/1-32, Bl.�23-32, hier Bl.�25�f. 
Zur Auffassung des RMdI vgl. Vermerk Georg Kaisenbergs (RMdI) betr. Mo-
natliches Verzeichnis der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften, 9.11.1931, 
ADNBL, 573/0 (1931-1933), Bl.�73�f.

489 Vgl. Carl Heymanns Verlag, Berlin an Uhlendahl, 14.11.1931, ebd., Bl.�75. Uhlen-
dahl bat den BV Ende 1932 erneut einzuspringen, wobei er betonte, dass die PSB 
ihr eingeschlafenes Verzeichnis sofort wieder aufleben lasse, sobald das Monatliche 
Verzeichnis der DB nicht mehr erscheine. Vgl. Uhlendahl an den Geschäftsführen-
den Vorstand des BV, 12.12.1932, ebd., Bl.�103.
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zen.490 Dass er dabei die finanziellen Risiken außer Acht ließ, hing mit grund-
sätzlichen Erwägungen zusammen, wie sein Vorsteher im Dezember 1931 aus-
führte: 

»Hinsichtlich der bibliographischen Tätigkeit ist es noch sehr wesentlich, dass 
wir dabei das Bewusstsein haben sollten, dass unsere Arbeit nicht tangiert 
wird durch dieselbe Arbeit einer anderen Stelle. Ich halte es für einen ausge-
sprochenen Wahnsinn, wenn in einer Zeit wie der jetzigen die Bibliographie 
des amtlichen Schrifttums, die wir monatlich herausgeben, von anderer Seite 
noch mal besorgt und gar noch mit der vorher von uns geleisteten Arbeit auf-
gebaut wird. Diese Art und Weise erscheint mir unverantwortlich. Das Reich 
sollte, soweit es in seinen Kräften steht, dagegen einschreiten, zumal eine 
 solche Doppelarbeit seit Jahren in noch größerem Umfang bezüglich der 
deutschsprachigen Titel in den ›Titeldrucken‹ geleistet wird […]. Wir als 
Buchhändler haben unsere Bibliographie unter dem Gesichtspunkt herausge-
geben, damit der Allgemeinheit zu dienen, nicht um in eine Konkurrenz ein-
zutreten und etwa durch andere, mit staatlichen Mitteln unterhaltene Unter-
nehmen geschlagen zu werden.«491

Diese Worte fielen vor dem Hintergrund des inzwischen offen ausgebrochenen 
Konflikts zwischen der PSB auf der einen und der DB und dem Börsenverein auf 
der anderen Seite. Der Konflikt erstreckte sich auf zentrale Belange des deutschen 
Bibliothekswesens und war Ausdruck eines mit allen Finessen geführten Macht-
kampfes zwischen Berlin und Leipzig, der die Frage nach der Bibliographie der 
amtlichen Druckschriften inzwischen völlig überlagerte. Dabei spielte es für den 
Börsenverein keine Rolle, dass er sein Geld in ein Verzeichnis investierte, das nur 
noch klägliche 278 Abonnenten zählte.492 Hier ging es um viel mehr!

4.2. »Eine große Tat« und Krieg der Denkschriften –  
Deutsche Nationalbibliographie und Deutscher 
Gesamtkatalog493

Im Februar 1925 unterrichtete der Börsenverein die DB darüber, dass im Buch-
händlerhaus immer wieder Beschwerden darüber eingehen würden, dass der 

490 Vgl. Hellmuth von Hase (Erster Schatzmeister des BV) an Uhlendahl, 17.12.1932 
u. 29.9.1933, ebd., Bl.�104 u. Bl.�116.

491 Bericht über die 78. Sitzung des GA der DB am 10.12.1931, ADNBL, 153/1/1-78, 
Bl.�38-55, hier Bl.�53.

492 Vgl. Carl Heymanns Verlag, Berlin, an Uhlendahl, 23.12.1932, ADNBL, 573/0 
(1931-1933), Bl.�106.

493 Georg Maas an Heinrich Uhlendahl, 4.1.1931, ebd., Bl.�9.
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Übergang der Bearbeitung der buchhändlerischen Bibliographien auf die DB für 
den Buchhandel Nachteile mit sich gebracht habe. Vor allem müsse die Auf-
nahme von Neuanzeigen im Täglichen bzw. Wöchentlichen Verzeichnis be-
schleunigt werden, da sie in ihrer jetzigen Form, bei der die Bücher zum Teil erst 
nach Wochen zur Anzeige gelangten, »in keiner Weise den Bedürfnissen des Sor-
timents« entspreche. Außerdem würden »manchmal auch wahllos Bücher auf-
genommen«. So sei die vom Verlag Rudolf Braune verlegte Zeitschrift »Mob« im 
Börsenblatt angezeigt worden. Bei Braune handle es sich um einen Lehrling, »der 
zusammen mit einigen anderen Buchhändlerlehrlingen diese stark kommunis-
tisch gefärbte Zeitschrift« herausgebe. Dieses »Machwerk« hätte »auf keinen 
Fall aufgenommen werden dürfen, weil es weder im Sinne des Buchhandels, 
noch im Sinne der Bibliotheken, noch im Sinne der deutschen Kultur« Beach-
tung verdiene.494 Mit seiner Kritik berührte der Börsenverein zwei elementare 
Forderungen an die laufenden Bibliographien der DB: erstens die möglichst 
schnelle Verzeichnung der Druckschriften und ihre daraus resultierende Aktua-
lität, die gerade für den Buchhandel von entscheidender Bedeutung war, und 
zweitens ihre Vollständigkeit, die allein schon wegen des umfassenden Sammel-
auftrags der DB, der sich auf die gesamte nationale Buchproduktion seit 1913 
erstreckte, geboten erschien. Dass die Erfüllung dieser Forderungen für die DB 
selbstverständlich war, machte der Leiter ihrer Bibliographischen Abteilung, 
Wilhelm Frels, umgehend deutlich und betonte, dass man seit der Übernahme 
der buchhändlerischen Verzeichnisse mit Hochdruck daran gearbeitet habe, die 
Fristen zur Verarbeitung der Neuerscheinungen »auf das geringste Mindestmaß 
herabzudrücken«. Man habe den Geschäftsgang inzwischen so weit rationali-
siert, dass die Bücher noch am selben, spätestens jedoch am darauffolgenden Tag 
bearbeitet würden. Die Herstellungsfristen der Bibliographien seien dadurch 
»ganz erheblich« verkürzt worden, beim Wöchentlichen Verzeichnis zum Bei-
spiel um ganze vier Tage, was man im Börsenverein vorher für undenkbar gehal-
ten habe. Komme es zu Verspätungen bei der Anzeige liege die Schuld allein 
beim deutschen Verlag, der seine Neuerscheinungen aus Gleichgültigkeit oft im-
mer noch viel zu spät einreiche und damit eine »prompte Bibliographierung« 
verhindere. Auch im Hinblick auf die »wahllose« Aufnahme widersprach Frels 
dem Gedanken der vom Börsenverein angedeuteten Zensur. Die vermeintliche 
Wahllosigkeit der DB resultiere allein aus ihrer umfassenden Sammelpflicht, die 

494 Bei seiner Kritik an der kommunistischen Zeitschrift bezog sich der Geschäftsfüh-
rer des BV, Albert Hess, auf die Ausführungen eines Mitglieds des Vorstandes des 
BV. Albert Hess (Geschäftsstelle des BV) an die Direktion der DB, 7.2.1925, 
ADNBL, Abt. V Nr.�40V, Bl.�44�f. Zu Rudolf Braune (1907-1932), dessen antibür-
gerlicher Zeitschrift »MOB« und seiner Tätigkeit als Schriftsteller, Dichter und 
Redakteur der kommunistischen Tageszeitung »Freiheit«, vgl. Weidermann, Vol-
ker: Das Buch der verbrannten Bücher, München 2009, S.�68�f.
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nicht danach schaue, ob der Herausgeber einer Zeitschrift Hochschullehrer oder 
Lehrling sei. Schriften seien nicht immer »sonderlich wichtig und würdig«, im 
Interesse der erforderlichen Vollständigkeit der Bibliographie müsse man in die-
sen Fällen jedoch seine private Meinung zurückstellen.495

Dass die Bearbeitung der 1921 von der DB übernommenen buchhändleri-
schen Bibliographien – des Täglichen und Wöchentlichen Verzeichnisses – in-
zwischen »sicher und regelmäßig wie ein Uhrwerk« lief, war darauf zurückzu-
führen, dass die bibliographische Tätigkeit mittlerweile die wohl »wichtigste 
Arbeit der Anstalt überhaupt« darstellte. Sie bildete die Basis für ihre verschie-
denen Kataloge und die Auskunftserteilung. Die tägliche Titelaufnahme der 
Neuerscheinungen, die im Börsenblatt erschienen und jede Woche im »Wö-
chentlichen Verzeichnis« kulminierten, bildeten zudem die Basis aller übrigen 
bibliographischen Unternehmungen des Börsenvereins, wie seinem Halb- und 
Mehrjahresverzeichnis oder dem von ihm 1924 erworbenen Literarischen Zen-
tralblatt. Das Tägliche und das Wöchentliche Verzeichnis bildeten demnach die 
»Zentralquelle« aller Börsenvereinsbibliographien und daher auch den Aus-
gangspunkt der Bemühungen, die DB zum bibliographischen Zentrum Deutsch-
lands auszubauen.496

Nachdem die DB im Zuge der Kontroverse um die Frage der Zentralkatalo-
gisierung 1924/25 einen Rückschlag hatte hinnehmen müssen, bemühte sie sich 
in Kooperation mit dem Börsenverein um eine Umgestaltung der Buchhandels-
bibliographien und ihre noch weitergehende Anpassung an die Bedürfnisse des 

495 Wilhelm Frels (DB) an Albert Hess (Syndikus des BV), 23.2.1925, ADNB, Abt. V, 
Nr.�40V, Bl.�46�f.; Handschriftlicher Vermerk von Frels, 10.2.1925, ebd., Bl.�45R. Im 
März 1926 betonte Uhlendahl, die DB habe im Vorjahr 21.000 Reklamationsschrei-
ben an die Verleger versandt, um Lücken im Bestand und in der Bibliographie zu 
ergänzen. Überdies habe die DB die Bibliographierung der Neuerscheinungen so 
beschleunigt, dass diese nach 48 Stunden im Börsenblatt veröffentlicht würden. 
Vgl. Hartmann, Paul: Bitte an die Deutsche Bücherei und Uhlendahl, Heinrich: 
Entgegnung der Deutschen Bücherei, in: BBl.�93 (1926), Nr.�69 vom 23.3.1926, 
S.�379. Dass die DB bei der Katalogisierung auch jegliche politische  Positionierung 
vermied und sich allein an allgemeinen bibliothekarischen Grundsätzen orientierte, 
machte der Leiter der Katalogabteilung Ernst Rückert deutlich, der den Vorwurf 
des rechtsgerichteten Verlags »Germanische Welt« zurückwies, die DB würde 
»slawische Onomatologie« betreiben. Verlag Germanische Welt (Berlin) an Ernst 
Rückert, 12.10.1926, ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�122; Rückert an den Verlag Ger-
manische Welt, 26.10.1926, ebd., Bl.�122R-123.

496 Praesent, Hans: Was leistet die Deutsche Bücherei für den Buchhandel?, in: BBl. 
Sonderausgabe Kantate 1925, S.�38-40, ADNBL, Unterlagen zur geplanten Fest-
schrift für H. Uhlendahl (1949) [im Schrank »Dokumente Diverses«], unp. Der 
Hinweis auf den Erwerb des Literarischen Zentralblattes durch den BV findet sich 
im Bericht über die 69. Sitzung des GA der DB vom 30.9.1924, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�6, Bl.�213-234, hier Bl.�225.
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Buchhandels und der Bibliotheken.497 Ausgangspunkt hierfür waren Klagen der 
Bibliotheken, welche die infolge von Sparmaßnahmen des Börsenvereins vor-
genommenen Änderungen im Wöchentlichen Verzeichnis kritisierten.498 Die 
Buchhändler dagegen beklagten die Verteuerung der Bibliographien, da sie zu 
sehr auf die bibliothekarischen Interessen abgestellt worden seien. Infolge dessen 
wurden vom Bibliographischen Ausschuss des BV und der DB verschiedene Sze-
narien durchgespielt, um allen Seiten entgegenzukommen. Uhlendahl schlug 
vor, nur noch das TV nach bibliothekarischen Gesichtspunkten zu bearbeiten 
und die übrigen Verzeichnisse (WV, Halb- und Mehrjahresverzeichnis) auf den 
Buchhandel auszurichten, was im Börsenverein auf großes Interesse stieß.499 In 
der DB ging man dazu über, statt des Wöchentlichen Verzeichnisses nun das 
Tägliche Verzeichnis für die Katalogisierung zu nutzen und ermunterte ver-
schiedene Bibliotheken, es ihr gleich zu tun und die einseitig bedruckte Ausgabe 
des TV versuchsweise für ihre Kataloge zu verwenden.500 Als Richard Fick im 
Januar 1928 schließlich im Geschäftsführenden Ausschuss anregte, die DB solle 
sich wieder mit der Frage der Zentralkatalogisierung befassen, nahm die Neu-
ordnung der Buchhandelsverzeichnisse endgültig Fahrt auf.501 Im Börsenblatt 
wurde nun auf die Vorzüge der »Einheitsbibliographie« verwiesen, da die bi-
bliothekswissenschaftliche Titelaufnahme auch große Vorteile für die Buchhan-

497 So kam die Überlegung auf, bei der Gestaltung der Bibliographien »eine einheit-
liche Linie« über das TV, das WV bis hin zu den noch vom BV bearbeiteten Ver-
zeichnissen (Halb- und Mehrjahresband) zu ziehen. Bericht über die Sitzung des 
Ausschusses für die Bibliographie, 22.4.1926, ADNBL, 555/0/1-2, Bl.�26-28.

498 Vgl. Emil Gratzl (BSB) an Wilhelm Frels (DB), 5.8.1926, ADNBL, 557, Bl.�32�f.; 
Wilhelm Frels an David Rost (Vorsitzender des Bibliographischen Ausschusses des 
BV), 4.2.1927, ebd., Bl.�46.

499 Vgl. Albert Hess (Geschäftsstelle des BV) an Uhlendahl, 30.9.1926, ADNBL, 
555/0/2-1 (1926-1929), Bl.�1�f.; Albert Hess an Hans Schulz (Direktor der Biblio-
thek des Reichsgerichts, Leipzig), 16.11.1926, ebd., Bl.�4; Albert Hess an Uhlen-
dahl, 6.12.1926, ebd., Bl.�6; Albert Hess an Uhlendahl, 27.12.1926, ebd., Bl.�7.

500 Vgl. Uhlendahl an Gustav Wahl (Hamburg), 20.6.1927, ADNBL, 556/1, Bl.�6. Zu 
Reaktionen über die Verwendungsmöglichkeit des TV für Katalogisierungszwecke 
vgl. Martin Bollert (Sächsische LB, Dresden) an Uhlendahl, 20.7.1927, ebd., Bl.�10; 
Adolf Hilsenbeck (UB München) an Uhlendahl, 21.12.1928, ebd., Bl.�16. Zur Erin-
nerung: Das TV verarbeitete die Aufnahmen des täglichen Eingangs der DB, das 
WV ordnete das in der DB wöchentlich eingelaufene Titelmaterial nach sachlichen 
Gruppen. Diese Aufnahmen kulminierten schließlich in den vom BV herausgege-
benen Halbjahres- bzw. Fünfjahresverzeichnissen. Vgl. Uhlendahl an Kamil Ag-
gházy (Budapest), 9.6.1928, ADNBL, 154/5 (Hefter Abb-An), Bl.�27; Uhlendahl an 
P. Bausch (Nieuwsblad voor den Boekhandel, Amsterdam), 17.2.1930, ADNBL, 
556/0, Bl.�37.

501 Bericht über die 75. Sitzung des GA der DB vom 26.1.1928, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4, Bd.�8, Bl.�108-126, hier Bl.�122.
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delsverzeichnisse mit sich bringe.502 Gleichzeitig legte die DB dem Börsenverein 
Empfehlungen zur »Rationalisierung der Bibliographie« vor, die darauf abziel-
ten, die noch immer getrennte Bearbeitung des TV/WV (DB) und des Halb- bzw. 
Fünfjahresverzeichnisses (Bibliographische Abteilung des BV) aufzuheben und 
alle vier Bibliographien einer zentralen Leitung zu unterstellen.503 Der Biblio-
graphische Ausschuss gelangte daraufhin zu der Überzeugung, dass die Biblio-
graphien des Börsenvereins spätestens bis Anfang 1931 umzugestalten seien. 
 Uhlendahl regte zudem an, die buchhändlerischen Bibliographien durch eine Bi-
bliographie der nicht im Handel befindlichen Drucke zu ergänzen. Zusammen 
mit dem TV/WV erhalte man damit endlich eine vollständige Bibliographie des 
gesamten deutschen Schrifttums.504 Der Börsenverein begrüßte diesen Vorschlag 
lebhaft. Es wurden verschiedene Möglichkeiten für die Gestaltung der »Deut-
schen Bibliographie« erwogen, wobei ein Entwurf – der eine »Reihe A« für Ver-
öffentlichungen des Buchhandels und eine »Reihe B« für Veröffentlichungen au-
ßerhalb des Buchhandels vorsah  – besonderes Interesse weckte.505 Uhlendahl 
wurde vom Börsenverein nun regelrecht gedrängt, die Umstellung – auch im In-
teresse der Kosteneinsparung – so schnell wie möglich in die Wege zu leiten. Er 
sprach sich jedoch gegen übereilte Aktionen aus, da die Durchführung der  
Arbeiten sorgfältiger Vorbereitung bedürfe und einige Zeit in Anspruch neh-
me.506 

502 Schwab, Georg: Bibliographische Arbeit. Zum Erscheinen des Deutschen Bücher-
verzeichnisses 1921/1925, in: BBl.�95 (1928), Nr.�42 vom 18.2.1928, ADNBL, 
560/0, Bl.�1�f.

503 Dazu und zu weiteren Vorschlägen vgl. [Frels, Wilhelm:] Rationalisierung der Bi-
bliographie, 26.5.1928, ADNBL, 555/0/1-0, Bl.�16-20. Auch im Buchhandel wur-
den Stimmen laut, die dem Börsenverein »dringend« rieten, sich der Vorschläge der 
DB anzunehmen. Nicht nur die Leitung der Bibliographischen Abteilung müsse in 
eine Hand gelegt werden, der BV dürfe sich auch nicht der Rationalisierung seiner 
Bibliographien verschließen. Vgl. Vorschläge von Friedrich Meyer (Friedrich 
Meyers’s Buchhandlung, Leipzig), 27.12.1928, ebd., Bl.�22.

504 Vgl. Bericht zur Sitzung des Ausschusses für die Bibliographie, 5.12.1928, ADNBL, 
555/0/1-2, Bl.�47-50. Seit dem Bibliothekartag in Wernigerode 1921 arbeitete die 
DB an einem Katalog der nicht im Handel erscheinenden Veröffentlichungen, der 
die Grundlage für die neue Bibliographie bildete. Vgl. Fleischhack, Bibliographi-
sche Tätigkeit, S.�115.

505 Vgl. Pläne für die Gestaltung einer »Deutschen Bibliographie«, ohne Datum (aber 
vermutlich Dez. 1928), ADNBL, 555/0/2-1 (1928-1930), Bl.�6-11. Wie Curt Fleisch-
hack 1961 festhielt, ging der Plan für die Reihen A und B auf ihn zurück. Vgl. 
Fleischhack, Bibliographische Tätigkeit, S.�115.

506 Vgl. Bericht zur Sitzung des Ausschusses für die Bibliographie, 5.12.1928, ADNBL, 
555/0/1-2, Bl.�47-50; Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 1.3.1929, ADNBL, 555/0/2-1 
(1926-1929), Bl.�16; Uhlendahl an »Herr Doktor [Albert Hess]«, 2.4.1929, ebd., 
Bl.�17; Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 5.4.1929, ebd., Bl.�24. Vgl. auch Frels an 
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Das von der DB und vom Börsenverein angestrebte bibliographische Reform-
werk stieß aber auf unerwartete Probleme. Die Leipziger Pläne zur Schaffung 
einer »Deutschen Bibliographie« wurden natürlich auch in anderen Bibliotheken 
wahrgenommen und diskutiert, zumal die DB sich damit erneut anschickte, ihre 
Bibliographien zur Grundlage für eine deutsche Zentralkatalogisierung zu ma-
chen. Die Pläne gelangten genau zu jenem Zeitpunkt an die Öffentlichkeit, als 
sich das Verhältnis zwischen DB und PSB infolge des Konfliktes um die Biblio-
graphie der amtlichen Druckschriften deutlich abgekühlt hatte.507 Genau in die-
ser Situation legte nun der Generaldirektor der PSB unvermittelt eine Denk-
schrift zur Erweiterung des Preußischen Gesamtkataloges zu einem Deutschen 
Gesamtkatalog vor, die ein Erdbeben im Bibliothekswesen auslöste und die 
Kluft zwischen Leipzig und Berlin ein für alle Mal vertiefte. Der nun ausbre-
chende Konflikt  – ein mit allen erdenklichen Raffinessen geführter Krieg der 
Denkschriften  – entwickelte sich zu dem »Zentralproblem des deutschen Bi-
bliothekswesens«, das bis in die NS-Zeit hinein nachwirkte und dessen Aus-
wirkungen in nahezu allen Bereichen der bibliothekarischen Praxis zu spüren 
waren.508 

 Albert Hess (mit anliegenden Berichten Frels’ über die Sitzungen des kleinen 
 Ausschusses für Bibliographie am 29.1.1929 und 17.4.1929), 24.4.1929, ADNBL, 
555/0/1-2, Bl.�51-55. Um ein Signal zu setzen, wurde Uhlendahl vom BV mit der 
Überprüfung seiner Bibliographischen Abteilung betraut. Vgl. Albert Hess (BV) 
an Uhlendahl, 2.2.1929, 555/0/2-1 (1928-1930), Bl.�23.

507 Ein deutliches Indiz für den offenen Konflikt boten die Neuwahlen zum GA der 
DB im Frühjahr 1930. Als Vertreter der PSB hatte bis dahin ihr Erster Direktor 
Ernst Kuhnert im GA gesessen. Da Kuhnert 1929 in den Ruhestand getreten war, 
sollte für ihn ein neuer Kandidat berufen werden. »Unter den in Betracht kommen-
den Mitgliedern« des GA – unter ihnen auch Uhlendahl – bestand jedoch Einstim-
migkeit darüber, »dass man die Preußische Staatsbibliothek nicht wieder in den GA 
wählen solle«, zumal die preußischen Bibliotheken durch den Direktor der UB 
Göttingen, Richard Fick, im GA vertreten seien. Man dachte zunächst daran, den 
neuen Generaldirektor der BSB, Georg Reismüller, zu wählen, sah aber aus takti-
schen Gründen davon ab, um der Sache »nicht noch eine Spitze« zu geben, indem 
man gerade Bayern vor Preußen bevorzugte. Die Wahl fiel schließlich auf den 
»neutralen« Generaldirektor der Wiener Nationalbibliothek, Josef Bick, der somit 
die österreichischen Bibliotheken im GA der DB repräsentierte. Krüss wurde in 
den bedeutungslosen Verwaltungsrat der DB aufgenommen. Uhlendahl an Max 
Röder (Mülheim a.�d. Ruhr), 18.3.1930, ADNBL, 153/1/2, Bl.�20; Krüss an Uhlen-
dahl, 14.5.1930, ADNBL, 153/2/1, Bl.�54.

508 Dass es sich bei der im Folgenden skizzierten Auseinandersetzung um das »Zen-
tralproblem des deutschen Bibliothekswesens« handelte, geht auf den Ersten Bi-
bliotheksrat an der Staats- und Universitätsbibliothek Königsberg Ernst Wermke 
zurück. Wermke an Uhlendahl, 4.7.1931, ADNBL, 460/0 (1930/32), Bd.�III, Bl.�29.
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Um den Hintergrund dieses Konflikts zu verstehen, muss man sich die Ge-
schichte des Preußischen Gesamtkataloges (PGK) – des ehrgeizigsten Projekts 
der preußischen Kultusverwaltung und der PSB – kurz ins Gedächtnis rufen.509 
Angesichts des Fehlens einer deutschen Nationalbibliothek und des unbefriedi-
genden Zustands der alphabetischen Kataloge der preußischen staatlichen Bi-
bliotheken war man in Berlin am Ende des 19. Jahrhunderts auf den Gedanken 
gekommen, einen zentralen Katalog aufzubauen, wobei auch schon Über-
legungen zur Schaffung einer Nationalbibliographie angestellt wurden.510 Ur-
sprünglich war vorgesehen, sämtliche großen deutschen Bibliotheken für diesen 
Gesamtkatalog zu gewinnen, man ließ diesen Plan jedoch wieder fallen, nach-
dem die wichtigsten nichtpreußischen Bibliotheken Bedenken erhoben.511 Das 
Projekt wurde von Preußen daher seit 1895 allein vorangetrieben, wobei der 
Zettelkatalog der Berliner Staatsbibliothek hierfür die Grundlage bildete. Der 
Katalog wurde abgeschrieben und das Manuskript bei den übrigen am Gesamt-
katalog beteiligten zehn preußischen Universitätsbibliotheken in Umlauf ge-
bracht, damit diese ihre Bestände bzw. Besitzvermerke hinzufügen konnten. Als 
gemeinsame Plattform hierfür dienten die oben bereits erwähnten »Berliner Ti-
teldrucke«, die auf alle am Gesamtkatalog beteiligten Bibliotheken ausgedehnt 
wurden und somit deren gemeinsame Zugangslisten bildeten. Hinter diesen Ti-
teldrucken stand der bestechende Gedanke der Zentralkatalogisierung, also der 
zentralen Herstellung und Verbreitung der von der PSB und den zehn preußi-
schen Universitätsbibliotheken angefertigten Titelaufnahmen. Aus den bei-
gefügten Besitzvermerken wurde die Verteilung des Bestandes auf die einzelnen 
Bibliotheken ersichtlich. Beabsichtigt war, den Gesamtkatalog in Buchform und 
auf Zetteln zu drucken. Nach erfolgter Drucklegung brauchte dann nur jede der 
beteiligten Bibliotheken den Titelaufnahmen ihrer Bestände ihre Signaturen hin-
zuzufügen und erhielt auf diese Weise als Ersatz für ihren alten Katalog einen 
neuen nach einheitlichen Richtlinien erstellten gedruckten Katalog.512 Zu die-
sem Zweck erfolgte eine Revision der Kataloge aller beteiligten Bibliotheken, die 
nach einheitlichen Grundsätzen den für alle Bibliotheken verbindlichen neuen 

509 Vgl. Plassmann, Hundert Jahre, S.�8.
510 Vgl. Dziatzko, Karl: Die Centralisierung der Kataloge deutscher Bibliotheken, in: 

ZfB 1 (1884), Heft 7, S.�261-267, hier S.�266; Blum, Nationalbibliographie, S.�195-
199; Hagenau, Gesamtkatalog, S.�9, 14; Denkschrift betreffend die Kataloge der 
Preussischen Bibliotheken und ihre Reform durch den Druck des Gesamtkatalogs, 
Leipzig 1925.

511 Noch 1906 äußerte man in Bayern Vorbehalte gegen die von Preußen im Zusam-
menhang mit dem PGK-Projekt ausgehenden Zentralisierungsbestrebungen. Vgl. 
ebd., S.�28�f.; Richard Fick (UB Göttingen) an Uhlendahl (mit anliegender Skizze 
betr. »Die Drucklegung des deutschen Gesamtkatalogs«), 12.12.1930, ADNBL, 
640/0 (1930/31), Bd.�II, Bl.�96-106, hier Bl.�97�f.

512 Vgl. Balcke, Stand, S.�51; Glauning, Lage, S.�7�f.
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Preußischen Instruktionen unterworfen wurden. Die auf dieser Basis durch-
geführten zeitaufwendigen Vergleichsarbeiten  – für die man etwa 20 Jahre in 
Aussicht nahm – wurden durch den Ersten Weltkrieg und die Nachkriegswirren 
unterbrochen, sodass das Manuskript des Preußischen Gesamtkataloges erst 
1926 fertiggestellt war. Nachträglich wurden nun noch die Bibliotheksbestände 
der vier Technischen Hochschulen Aachen, Berlin, Breslau und Hannover so-
wie Standortnachweise der Staatsbibliothek München und der Nationalbiblio-
thek Wien ein gearbeitet. Nach dem Abschluss der Redaktionsarbeiten setzte der 
Berliner Generaldirektor Krüss alles daran, dieses prestigeträchtige Werk nun 
auch drucken zu lassen und es mit dem in der Bibliothekswelt seit langem ge-
forderten ambitionierten Projekt eines Deutschen Gesamtkatalogs (DGK) zu 
verbinden.513

Am 9.  März 1930 legte die PSB dem Preußischen Kultusministerium eine 
Denkschrift zur Frage der Erweiterung des Preußischen Gesamtkatalogs zu 
einem Deutschen Gesamtkatalog vor.514 Von Beginn an, so die Denkschrift, 
habe dem Vorhaben des PGK der Gedanke eines die Bestände aller wichtigen 
deutschen Bibliotheken umfassenden Deutschen Gesamtkatalogs zugrunde ge-
legen. Dieser sei nicht nur eine »sinngemäße Erweiterung« des Preußischen Ge-
samtkatalogs, sondern habe »vermöge seines umfassenden Charakters [auch] 
den Wert einer deutschen Nationalbibliographie«. Über den DGK, der jedes in 
einer der wichtigsten deutschen Bibliotheken vorhandene Buch nachweisen 
solle, hätten bereits mit Baden und Württemberg, der Bayerischen Staatsbiblio-
thek sowie mit der Nationalbibliothek in Wien Vorbesprechungen stattgefun-
den, die deren Einverständnis zur Beteiligung an dem Unternehmen ergeben 
hätten. Dieses lief auf folgende Zielsetzungen hinaus: In einem ersten Schritt 
sollte ein »Gesamt katalog der Preußischen Bibliotheken« geschaffen werden, 
der den Besitz der PSB, der zehn preußischen UB’s und der vier Technischen 
Hochschulen bis zum 31. Dezember 1929 umfassen sollte. Den zweiten Schritt 
markierte dann der Ausbau des PGK zu einem Deutschen Gesamtkatalog, der 
sich nach zwei Richtungen erstrecken sollte. Zum einen auf die Erfassung des 
am 31. Dezember 1929 in den bisher nicht beteiligten Bibliotheken schon vor-
handenen Altbesitzes und zum anderen auf die Schaffung eines Verzeichnisses 

513 Vgl. Krabbe, Wilhelm: 25.  Jahre Preußischer Gesamtkatalog, in: BBl.�94 (1927), 
Nr.�144 vom 23.6.1927, S.�769-771. Zu Vorgeschichte und Entstehung des Preußi-
schen Gesamtkatalogs vgl. Hagenau, Gesamtkatalog, S.�5-45. Hier auch die poin-
tierte Zusammenfassung, was die Initiatoren des PGK mit ihrem Plan bezweckten. 
Demnach sollte der PGK ein »Nachweisinstrument für die Benutzer« sein, einheit-
liche Titelaufnahmen enthalten, »ein Reservoir zur Erstellung von Allgemein- und 
Fachbibliographien« darstellen und sich zur zentralen Stelle zur Herstellung von 
Titeldrucken entwickeln. Ebd., S.�10.

514 Vgl. Emil Jacobs (PSB) an PK, 9.3.1930, GStA, I. HA, Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�17, 
Bd.�4, Bl.�427-437.
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der Neuerwerbungen aller beteiligten Bibliotheken ab dem 1. Januar 1930. Zur 
Erfassung des identischen Altbesitzes der nichtpreußischen Bibliotheken ge-
nügte es nach Auffassung der PSB, nur den Besitz der Bayerischen Staatsbiblio-
thek und der Wiener Nationalbibliothek aufzunehmen, da diese die größten Bi-
bliotheken außerhalb Preußens seien. Für die Altbestände der nichtpreußischen 
Bibliotheken, die nicht im PGK vertreten seien, sei ein »Deutscher Ergänzungs-
katalog« zu schaffen.515

Der PGK und der »Ergänzungskatalog« bildeten somit den Teil des »Deut-
schen Gesamtkatalogs«, der den Altbesitz bis zum 31. Dezember 1929 umfasste. 
Der zweite Teil des DGK sollte ab dem 1. Januar 1930 die Zugänge aller 52 be-
teiligten Bibliotheken verzeichnen. Organisatorisch bestünden keine Schwierig-
keiten, denn die PSB stelle ja für sich und die Bibliotheken der preußischen 
Hochschulen seit Jahren ihre »Berliner Titeldrucke« her, »die in ihrer Gesamt-
heit den Gesamtkatalog« aufbauen. Die nichtpreußischen Bibliotheken bräuch-
ten sich also nur am Bezug dieser Titeldrucke zu beteiligen, und dem automati-
schen Entstehen des Deutschen Gesamtkatalogs stehe somit nichts mehr im 
Wege. Die Kosten eines in dieser Weise aufzubauenden DGK würden sich als 
Mehrkosten gegenüber den bisher von Preußen für seine Titeldrucke und seinen 
Gesamtkatalog aufgewandten Ausgaben auf ca. 106.000 RM belaufen, die auf-
grund des allgemeindeutschen Charakters des Unternehmens allerdings vom 
Reich einzufordern seien.516

515 Die DB kritisierte an der Denkschrift der PSB, dass es sich angesichts der vorge-
sehenen Beschränkung auf die BSB und die Wiener Nationonalbibliothek nur um 
einen »wenig erweiterten Preußischen Gesamtkatalog« und nicht um einen Deut-
schen Gesamtkatalog handle. Hinzu komme, dass selbst die Bezeichnung Preußi-
scher Gesamtkatalog nur mit Vorbehalten gelte, da wichtige preußische Stadt-, 
Landes- und Provinzialbibliotheken nicht erfasst seien. Um zu einem wirklichen 
DGK zu kommen, müssten die Besitzvermerke aller beteiligten Bibliotheken über 
München und Wien hinaus in den PGK einfließen. Zusammen mit dem Ergän-
zungskatalog, der den Mehrbesitz der nichtpreußischen Bibliotheken erfasste, 
hätte man dann einen DGK, der seinen Namen zu Recht trage. Stellungnahme der 
DB zur Denkschrift der PSB über den ›Ausbau des Preußischen zu einem Deut-
schen Gesamtkatalog‹, 25.7.1930, ADNBL, 640/0 (1930/31), Bd.�II, Bl.�1-8, hier 
Bl.�3.

516 Ebd. Uhlendahl verwandte sich u.�a. gegen die Absicht der PSB, Reichsmittel zu 
erhalten: »Die Gewährung eines, wenn auch zunächst kleinen Reichszuschusses, 
an dessen Erhöhung natürlich ständig gerarbeitet würde«, so Uhlendahl, »würde 
den bisherigen Charakter der Staatsbibliothek als eines ausschließlich preußischen 
Instituts im Sinne ihrer bisher mehr oder weniger offen verfolgten Ziele verändern 
und erweitern. Der Reichszuschuss muss deshalb, wenn nicht die Deutsche Büche-
rei in ihrer Entwicklung und ihrer Geltung insbesondere für die Zukunft auf das 
Empfindlichste geschädigt werden soll, mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
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Die Denkschrift der PSB schlug in der DB ein wie eine Bombe.517 Uhlendahl 
war gerade im Begriff, einen Erholungsurlaub anzutreten, als ihn die Denkschrift 
erreichte.518 Hochgradig erregt instruierte er seine Mitarbeiter, ihn über alles, 
was in der DB geschehe, auf dem Laufenden zu halten.519 Auf seinem Weg in den 
Urlaub machte Uhlendahl noch einen kurzen Abstecher nach München, um den 
neuen Generaldirektor der BSB, Georg Reismüller, über den »Streit mit der 
PSB« ins Bild zu setzen.520 Wie sehr dem für seine Besonnenheit bekannten Uh-
lendahl die Auseinandersetzung mit Berlin zu schaffen machte, verdeutlichte 
eine kurze Notiz für seinen Mitarbeiter Martin Lippmann:

»Es ist doch eine Schwefelbande, die Pr.St.B. Man kann ihnen gar nicht genug 
auf die Finger klopfen. München war von ihnen schon ziemlich eingefangen, 
es war allerhöchste Zeit, dass ich hinkam, ich habe einmal 3 und einmal 2 Stun-
den mit dem neuen Generaldirektor verhandelt, bis ich ihn einigermaßen auf-
geklärt und dahin gebracht hatte, wohin ich ihn haben wollte.«521

Uhlendahl zeigte sich über den in der Denkschrift der PSB hervortretenden »Di-
lettantismus« regelrecht erschrocken. Hinsichtlich der fremdsprachigen Titel 
mochte der vorgeschlagene Weg möglich sein, aber bezüglich der deutschspra-
chigen Titel sei die von Berlin vorgeschlagene Praxis »entschieden ein Unfug«. 
Alle für den DGK vorgesehenen Bibliotheken zusammen würden niemals die 
Vollständigkeit erreichen, welche die DB bereits habe.

»Warum eine neue Organisation schaffen, wenn man bereits eine bewährte 
und bessere hat! Mein Vorschlag wird somit dahin gehen, dass das Zurück-
liegende (also alles deutschsprach. u. fremdsprachige Schrifttum vor 1930) 
meinetwegen von der Pr. St. B. bearbeitet werden soll, bezügl. der laufenden 
Literaturzugänge aber müsste eine Arbeitsteilung stattfinden: die deutschspra-

verhindert werden.« Uhlendahl an Albert Hess (BV), 15.2.1931, ADNBL, 811/1 
(1920-1939), B. 134�f.

517 Die DB hatte die Denkschrift Anfang April vom RMdI erhalten. Vgl. Max Donne-
vert (RMdI) an Uhlendahl, 2.4.1930, ADNBL, 640/0 (ab 1916), Bd.�I, Bl.�21-27.

518 Vgl. Uhlendahl an Max Röder (Mülheim a.�d. Ruhr), 15.4.1930, ADNBL, 153/1/2, 
Bl.�26. Uhlendahl hatte »wegen des Kampfes mit der Staatsbibliothek« schon in den 
beiden Jahren zuvor auf seinen Urlaub verzichtet, sodass ihm sein Arzt dringend 
zur Erholung riet. Uhlendahl an Siegismund, 8.5.1929, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/5, 
Bl.�188; Uhlendahl an Erich Gruner, 31.8.1928, ADNBL, 151/1/3-10, Bl.�58R.

519 Vgl. Uhlendahl (Berlin-Johannisthal) an Martin Lippmann (DB), 20.4.1930, ADNBL, 
154/2, Bl.�9-10; Uhlendahl (Hotel Deutscher Kaiser, München) an Kurt Landgraf 
(DB), 24.4.1930, ebd., Bl.�12�f.

520 Hans Schnorr von Carolsfeld war Ende September 1929 in den Ruhestand getreten. 
Vgl. Schnorr von Carolsfeld an Uhlendahl, 24.9.1929, ADNBL, 153/1/2, Bl.�10.

521 Uhlendahl an Martin Lippmann (DB), 29.4.1930, ADNBL, 154/2, Bl.�22�f.
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chigen Titel durch die DB und die fremdsprachigen Titel meinetwegen durch 
die Pr.St.B. bearbeitet werden.«522

Er werde in einer eigenen Denkschrift Stellung nehmen, um die Bibliothekswelt 
auf die mit dem Berliner Vorstoß verbundenen »Zentralisationsabsichten« der 
PSB aufmerksam zu machen.523

Dass der Konflikt zwischen Berlin und Leipzig auf dem wenige Wochen spä-
ter stattfindenden Bibliothekartag in Lübeck nicht gleich eskalierte, hing damit 
zusammen, dass eine Direktorenbesprechung am Vorabend zu dem Entschluss 
kam, zumindest nach außen hin Geschlossenheit zu signalisieren.524 Obwohl 
»sehr ernste Bedenken gegen den Plan geltend gemacht wurden«, wie die PSB 
den Deutschen Gesamtkatalog umzusetzen gedachte, kam man überein, sich of-
fiziell für die Verwirklichung des Gedankens des DGK einzusetzen, um den an 
sich begrüßenswerten Plan nicht von vornherein zum Scheitern zu verurteilen. 
Demnach sollten kritische Äußerungen auf dem VDB-Tag unterbleiben und le-
diglich der einmütige Wille der deutschen Bibliothekswelt zum Ausdruck kom-
men.525 Die daraufhin in Lübeck ostentativ zur Schau gestellte »Einheitsfront 
gesamtdeutschen Bibliothekswesens« konnte jedoch nicht darüber hinweg täu-
schen, dass es unter der Oberfläche mächtig brodelte. Es war nicht übertrieben, 
wenn die Teilnehmer des Bibliothekartages rückblickend meinten, in Lübeck 
einer »Schicksalsstunde des deutschen Bibliothekswesens« beigewohnt zu ha-
ben. Denn neben der offiziellen Verkündung des Berliner Plans zur Schaffung 
eines DGK wies Uhlendahl seine Kollegen darauf hin, dass die DB in Kürze die 
von ihr bearbeitete Deutsche Nationalbibliographie mit ihren Reihen A und B 
herausgeben werde, die ein wertvoller Baustein für den Bau des DGK zu werden 
verspreche.526

522 Uhlendahl (Insel Rab, [Dalmatien]) an Siegismund, 28.4.1930, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4a/5, Bl.�98�f.

523 Ebd.; Siegismund an Uhlendahl, 8.5.1930, ADNBL, 640/0 (ab 1916), Bd.�I, Bl.�31. 
524 Wie Uhlendahl später betonte, habe Krüss auf einer internen Regelung der Ange-

legenheit bestanden. Nachdem beide Seiten diesen Weg verlassen hatten, meinte 
Uhlendahl: »Die Taktik von Herrn GR�Krüss scheine dahin zu gehen, den anderen 
Stellen Schweigen aufzuerlegen, um sich selbst freies Feld für die Durchführung 
seiner Absichten zu schaffen.« Aktennotiz Uhlendahls, 3.6.1931, ADNBL, 640/0 
(1930/1932), Bd.�III, Bl.�98-102.

525 An der Direktorenbesprechung nahmen u.�a. teil: Krüss und Emil Jacobs (PSB), 
Uhlendahl (DB), Reismüller (BSB), Bick (Nationalbibliothek Wien), Hilsenbeck 
(UB München), Fick (UB Göttingen) und Glauning (UB Leipzig). Uhlendahl an 
Franz Schmid (Direktor der Württembergischen LB, Stuttgart), 19.7.1930, ebd., 
Bl.�69.

526 Vgl. Praesent, Hans: Der 26. Deutsche Bibliothekartag in Lübeck, in: BBl.�97 
(1930), Nr.�169 vom 24.7.1930, S.�698-701; Hoecker, Rudolf: 26. Versammlung des 
Vereins Deutscher Bibliothekare in Lübeck vom 10. bis 14. Juni 1930, in: ZfB 47 
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Intern wurde in der DB bereits fieberhaft an einer Gegendenkschrift gearbei-
tet. Die Schaffung eines Deutschen Gesamtkataloges wurde auch in Leipzig 
grundsätzlich begrüßt, allerdings war man mit der von der PSB vorgesehenen 
kostenintensiven Doppelarbeit überhaupt nicht einverstanden. So wurde kriti-
siert, dass die PSB das Mehr an Titeln, das der DGK gegenüber dem PGK auf-
weisen würde, auf 30 Prozent schätzte. Statistische Erhebungen hätten vielmehr 
ergeben, dass die preußischen Bibliotheken zusammen nur etwa 60 Prozent der 
gesamten deutschsprachigen Werke besäßen, die von der DB gesammelt würden. 
Dem von der PSB postulierten Anspruch, dem DGK komme wegen seines um-
fassenden Charakters der Wert einer Nationalbibliographie zu, wurde entgegen-
gehalten, dass man mit den von der DB bearbeiteten Buchhandelsverzeichnissen 
bereits über eine nationale Bibliographie verfüge. Es leuchte demnach nicht ein, 
dass die gesamten deutschen Neuerscheinungen nochmals im DGK verzeichnet 
werden sollten, nachdem sie bereits in der DB lückenlos vereinigt und zum größ-
ten Teil in ihren Bibliographien veröffentlicht seien. Allergrößte Kritik jedoch 
erntete die von der PSB angestrebte Zentralkatalogisierung über ihre Berliner Ti-
teldrucke. Uhlendahl drängte sich der Gedanke auf, dass es der PSB, während sie 
zwar vom Deutschen Gesamtkatalog spreche, im Grunde doch weniger um die-
sen selbst, als um die Erweiterung ihrer Berliner Titeldrucke gehe. Hierin sehe 
die PSB offenbar ein geeignetes Mittel, die Ansprüche auf ihre zentrale Stellung 
zu festigen.527 Auf keinen Fall sei zu verantworten, so die einhellige Auffassung 
in der DB, dass die Berliner Titeldrucke zum großen Teil das gleiche Material 
enthielten, das in den Bibliographien der DB bereits veröffentlicht worden sei. 
Diese Doppelarbeit sei durch nichts zu rechtfertigen. Ein laufender deutscher 
Gesamtkatalog ab dem 1. Janaur 1930 müsse vielmehr durch Arbeitsteilung ent-
stehen. Während der Gesamtkatalog der ausländischen Schriften von der PSB zu 
bearbeiten sei, müsse der Gesamtkatalog des deutschen Schrifttums (Deutsche 
Nationalbibliographie) von der DB aufgebaut werden.528 Eine ähnliche Auffas-

(1930), Heft August-September, S.�377-379. Zu dem auf dem VDB-Tag verkünde-
ten Plan des DGK vgl. Fuchs, Hermann: Die Drucklegung des Preußischen Ge-
samtkatalogs, in: ZfB 47 (1930), Heft August-September, S.�486-496; Juchhoff, Ru-
dolf: Vom Preußischen zum Deutschen Gesamtkatalog, in: ZfB 47 (1930), Heft 
August-September, S.�497-509. Dort auch auf S.�508�f. die Ankündigung Uhlen-
dahls betr. Deutsche Nationalbibliographie.

527 Uhlendahl an Georg Reismüller (BSB), 3.7.1930, ADNBL, 640/0 (ab 1916), Bd.�I, 
Bl.�43; Uhlendahl an Reismüller, 1.11.1930, ADNBL, 640/0 (1930/31), Bd.�II, Bl.�30

528 Die von der PSB vorgeschlagenen Maßnahmen hinsichtlich der Altbestände bis 
Ende 1929 (PGK und Deutscher Ergänzungskatalog) wurden in der DB weitge-
hend positiv aufgenommen. Man rieb sich hier vor allem an den Berliner Plänen 
für den DGK ab 1930. Vgl. Stellungnahmen von Ernst Rückert (10.5.1930), Albert 
Paust (10.5.1930) und Wilhelm Frels (Mai 1930), ADNBL, 640/0 (ab 1916), Bd.�I, 
Bl.�13-20. Zur grundsätzlich positiven Stellungnahme Badens zum Plan der PSB 
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sung vertrat man auch in München. Wie Georg Reismüller hervorhob, hatte die 
BSB »allen Anlass […] zur Wachsamkeit gegenüber den neuerdings wieder stär-
ker hervortretenden Bemühungen der Preußischen Staatsbibliothek, sich zur 
Deutschen National- und Zentralbibliothek« zu erheben. Im Interesse der Ge-
rechtigkeit und der öffentlichen Sparsamkeit sei der Standpunkt der DB zu be-
grüßen, und daher habe er nichts gegen eine »Teilung der Gewalten zwischen 
Berlin und Leipzig« einzuwenden.529 

Die von den Bibliotheksdirektoren in Lübeck hervorgebrachten Bedenken 
gegen den Berliner Plan fasste Uhlendahl schließlich in einer eigenen Denk-
schrift zusammen, die er dem RMdI am 26. Juli 1930 vorlegte. Im Mittelpunkt 
der Argumentation stand die kurz vor ihrem Erscheinen stehende »Deutsche 
Nationalbibliographie«, die »hinsichtlich der deutschsprachigen Titel ein ein-
facheres, zweckentsprechenderes, vor allem auch wesentlich billigeres Mittel zur 
Fortsetzung des ›Deutschen Gesamtkataloges‹« darstelle.530 Diesen Standpunkt 
vertrat Uhlendahl auch gegenüber dem Börsenverein. Die Denkschrift der PSB 
sei nicht nur »eine starke Zumutung«, sondern verweise auch auf weit ausgrei-
fende, letztlich gegen die DB gerichtete Bestrebungen der Berliner Staatsbiblio-
thek, »ihre zentrale Stellung im deutschen Bibliothekswesen« auszubauen.531 

Die Reaktion Berlins auf die Stellungnahmen der DB und der Bayerischen 
Staatsbibliothek ließ nicht lange auf sich warten und fiel erwartungsgemäß ne-
gativ aus. Zunächst wurde dem Vorschlag der DB widersprochen, in den zu  
druckenden Preußischen Gesamtkatalog über München und Wien hinaus auch 
die Besitzvermerke aller übrigen beteiligten Bibliotheken aufzunehmen. Dies 
wäre kostenintensiv und würde den Druck ungebührlich verzögern. Auch die 

vgl. Badischer Beirat für Bibliotheksangelegenheiten an das Badische Kultusminis-
terium, Karlsruhe, 5.6.1930, ebd., Bl.�81.

529 BSB an das Staatsministerium für Unterricht und Kultus, München, 7.7.1930, ebd., 
Bl.�16-18.

530 Im Vorfeld hatte Uhlendahl eine Reihe von Kollegen um ihre Meinungen zu seiner 
Denkschrift gebeten. Vgl. Uhlendahl an Martin Bollert (Direktor der Sächsischen 
LB, Dresden), 17.7.1930, ebd., Bl.�67; Uhlendahl an Franz Schmid (Direktor der 
Württembergischen LB, Stuttgart) u. an Richard Fick (Direktor der UB Göttin-
gen), 19.7.1930, ebd., Bl.�69 u. 75; Uhlendahl an Georg Reismüller (Generaldirektor 
der BSB), 21.7.1930, ebd., Bl.�59. Antworten auf Uhlendahls Umfrage finden sich 
bspw. in Fick an Uhlendahl, 22.7.1930, ebd., Bl.�76-77; Hans Wilhelm Eppelshei-
mer (Direktor der Hessischen LB, Darmstadt) an Uhlendahl, 23.7.1930, ebd., Bl.�73. 
Zur Denkschrift der DB vgl. Uhlendahl an RMdI, 26.7.1930, ebd., Bl.�87. Die da-
zugehörige »Stellungnahme der DB zur Denkschrift der PSB über den ›Ausbau des 
Preußischen zu einem Deutschen Gesamtkatalog‹« vom 25.7.1930 findet sich in 
ADNBL, 640/0 (1930/31), Bd.�II, Bl.�1-8, hier Bl.�7.

531 Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg, Ernst Reinhardt, Albert Diederich u. Albert 
Hess, 31.7.1930, ADNBL, 640/0 (ab 1916), Bd.�I, Bl.�91.
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alleinige Bearbeitung der deutschen Literatur durch die DB wurde rundweg ab-
gelehnt. Eine örtliche Trennung in zwei Sammelstellen würde eine volle Ausnüt-
zung verhindern. Überdies werde bei der DB das deutsche Schrifttum in erster 
Linie unter bibliographischen und nicht unter katalogmäßigen Gesichtspunkten 
bearbeitet, es sei aber unbedingt nötig, die »scharfe Trennung zwischen biblio-
graphischen und katalogmäßigen Aufgaben aufrechtzuerhalten«. Diese haar-
sträubend unsachliche Entgegnung verwies letztlich auf den eigentlichen Kern 
der Auseinandersetzung, die Frage der Zentralkatalogisierung. Die PSB arbeite 
seit jeher mit eigenen Titeldrucken, die man keinswegs aufgeben werde, denn 
Gesamtkatalog und Titeldrucke seien »die Grundpfeiler der preußischen Bi-
bliotheken«, seien »verkörperte Tradition«. Die DB wolle mit ihrer in Planung 
befindlichen Deutschen Nationalbibliographie eine völlig neue Organisation 
 begründen. Ihr Vorschlag, für die Verzeichnung der deutschen Literatur die Ber-
liner Titeldrucke durch die Titelaufnahmen aus der Nationalbibliographie zu er-
setzen, sei »nicht annehmbar«, da die in Berlin und Leipzig angewendeten Ver-
zeichnungsweisen nicht kompatibel seien und man somit die anzustrebende Ein-
heitlichkeit der Titelverzeichnung des DGK nicht erreichen könne.532

In der Gesamtkatalogfrage stießen also zwei unversöhnliche Positionen auf-
einander: die der PSB in Berlin, die ihre Titeldrucke auf alle deutschen Biblio-
theken ausdehnen wollte, um damit ihre zentrale Stellung im deutschen Biblio-
thekswesen endgültig unter Beweis zu stellen, und die Position der DB, die mit 
ihrer Nationalbibliographie »wenigstens für das deutschsprachige Schrifttum« 
ihre Bedeutung »als einer Zentrale unter den deutschen Bibliotheken« unter-
streichen wollte.533 Während die DB vordergründig mit Kosten-Nutzen-Rela-

532 Vgl. Stellungnahme von Krüss (Generaldirektor der PSB) zum Gutachten der DB, 
12.9.1930, ADNBL, 640/0 (1930/31), Bd.�II, Bl.�9-13. In diesem Zusammenhang 
vgl. auch die Sticheleien von Joris Vorstius (PSB) gegen das Wöchentliche Ver-
zeichnis in Vorstius, Joris: Zur Theorie der primären Nationalbibliographie, in: 
ZfB 47 (1930), Heft Juli, S.�323-343, hier S.�342.

533 Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg (München), 1.11.1930, ADNBL, 640/0 
(1930/31), Bd.�II, Bl.�30. In diesem Sinne vgl. die internen Stellungnahmen der DB 
zur Replik der PSB vom 12.9.1930: Stellungnahme von Ernst Rückert zum 
Schreiben des Generaldirektors der PSB, 26.9.1930, u. Stellungnahme von Wilhelm 
Frels, 27.9.1930, beide in ebd., Bl.�26-29. Die Spannung zwischen beiden Häusern 
belegt folgendes Beispiel. Ein Mitarbeiter der PSB wurde Zeuge einer Unterredung 
höherer Beamter seines Hauses, über die er Uhlendahl vertraulich ins Bild setzte. 
Dabei kam ein ZfB-Artikel von Georg Leyh zur Sprache, der – so zumindest die 
Auffassung eines jener Beamten – einen »wirklich herzerfrischenden Hieb gegen 
die Deutsche Bücherei« enthalten und auf deren »Mangel an Einsicht« und ihre 
»unzureichende Sachkenntnis« verwiesen habe. Bei diesem Artikel handelte es sich 
um eine Besprechung des Jahresberichts der PSB, die Leyh »zum lebendigen Mit-
telpunkt des preußischen und deutschen Bibliothekswesens« erklärte. Aus diesem 
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tionen argumentierte, verwies die PSB auf ihr historisch gewachsenes ›Recht‹. 
Aus ihrer Perspektive war die DB der eigentliche Störenfried. So hätten die Ber-
liner Titeldrucke niemals den Anspruch erhoben, an die Stelle der buchhändle-
rischen Bibliographien zu treten, während gerade ihre jüngere Geschichte dieser 
Verzeichnisse »zum mindesten seit 1922 die offenkundige Tendenz« aufweise, 
»über ihre bibliographische Bestimmung hinaus auch für Katalogzwecke ver-
wendet zu werden«. Hiergegen sei von Seiten der Berliner Titeldrucke niemals 
Einspruch erhoben worden. Von der DB werde gegenüber den Berliner Titel-
drucken jedoch »mit der ausgesprochenen Absicht vorgegangen, die Berliner Ti-
teldrucke aus einem Teil ihres bisherigen Aufgabenkreises zu verdrängen«.534

Im Vorstand des Börsenvereins war man sich über die Brisanz dieser Ausein-
andersetzung bewusst. So ist dem Sitzungsprotokoll vom Oktober 1930 zu ent-
nehmen:

»Herr Dr. Hess bemerkt, es sei bereits im geschäftsführenden Vorstand 
 eingehend besprochen worden, wie wichtig die Schaffung der Deutschen  
Nationalbibliographie für die Deutsche Bücherei sei. Die Preußische Staats-
bibliothek sei bestrebt, sich zur Reichsbibliothek zu entwickeln und den 
sogenannten Deutschen Gesamtkatalog herauszugeben. Sollte es nicht mög-
lich sein, dies durch die Schaffung der Deutschen Nationalbibliographie zu 
verhindern, so würde das eine schwere Einbusse für die Deutsche Bücherei 
bedeuten. […] Herr Dr. Oldenbourg kann die Schaffung einer Deutschen  
Nationalbibliographie nur befürworten Er ist überzeugt, dass auch die ganze 
Frage der Pflichtexemplare an die Bibliotheken eine Regelung finden müsse; 
letzten Endes müsse sie vom Reichssparkommissar aufgegriffen werden. Die 
Frage ›wer erhält das Reichspflichtexemplar‹, werde zweifellos einmal auf-
tauchen. Durch [die] Schaffung der Deutschen Nationalbibliographie, die buch  
händlerische wie nichtbuchhändlerische Pflichtexemplare umfasse, werde der 
Deutschen Bücherei ein wesentlicher Machtstandpunkt verschafft.«535

Grund, so Leyh, könne »nur Mangel an Einsicht und Verkennung aller tatsäch-
lichen Verhältnisse heute noch den ohnmächtigen Versuch machen, der Staats-
bibliothek von ihrer zentralen Stellung etwas abzumarkten«. Dieser deut liche Hieb 
gegen die DB, der zumindest bei einem Teil der PSB-Beamten offenbar hämische 
Freude auslöste, war ein Beleg für die Konkurrenz zwischen beiden Häusern und 
für Leyhs distanziertes Verhältnis zur DB, bei dem er jegliches Gefühl für Kol-
legialität vermissen ließ. Vgl. Vertrauliches Schreiben von Unbekannt (PSB) an 
Uhlendahl, 20.10.1930, ADNBL, 811/1 (1920-1939), Bl.�127�f. Bei dem Artikel han-
delt es sich um Leyh, Georg: Berlin, Preußische Staatsbibliothek, in: ZfB 47 (1930), 
Heft 10 (Oktober), S.�571�f., hier 572.

534 Krüss an Friedrich Oldenbourg, 1.3.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�I, 
Bl.�57�f.

535 Bericht über die Sitzung vom Vorstand [des BV] und vom Ausschuss für die Bi-
bliographie, 29.10.1930, ADNBL, 555/0/1-2, Bl.�56-86, hier Bl.�73.
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Um ihren Standpunkt durchzusetzen, arbeiteten Uhlendahl und seine Umge-
bung fieberhaft an der Verbesserung und Umgestaltung der buchhändlerischen 
Bibliographien. Dabei ging es vor allem um ihre typographische Gestaltung536, 
ihre Anpassung an die preußischen Katalogisierungsregeln (Preußische Instruk-
tionen) und die Verbilligung der Halb- und Mehrjahresverzeichnisse. Um die 
Kosten zu senken, regte Uhlendahl an, fortan auf das Tägliche Verzeichnis zu 
verzichten und das Wöchentliche Verzeichnis zur Grundlage der Deutschen Na-
tionalbibliographie (DNBg) zu machen. Dazu sollte die Herstellung des WV um 
mehrere Tage beschleunigt werden, um auch weiterhin eine rasche Ankündigung 
der Neuerscheinungen zu gewährleisten. Dies mache das WV auch für die Kata-
loge der Bibliotheken interessant, weil es weit früher erscheine als die Titel-
drucke der PSB. Während das WV zukünftig als »Reihe A« der Nationalbiblio-
graphie die Neuerscheinungen des Buchhandels anzeige, solle nun zudem eine 
»Reihe B« auch die außerhalb des Buchhandels erscheinenden Neuigkeiten  
verzeichnen.537 Dies wie auch die Forderung einer einheitlichen Leitung aller Bi-

536 Vor allem der Vorschlag, den Druck der DNBg nun künftig in Antiqua zu setzen, 
anstatt wie bisher in Fraktur, wurde in Buchhandelskreisen als geradezu ketzerisch 
empfunden und auf das Entschiedendste bekämpft. Während sich Uhlendahl mit 
der Antiquatype ein einheitlicheres Satzbild und eine erheblich stärkere Verbrei-
tung der Leipziger Titelaufnahmen in den Bibliotheken versprach, wetterten Ver-
leger und der Buchhändlerische Fraktur-Bund gegen die »geist- und kulturlose« 
Lateinschrift, die Ausdruck des obwaltenden »kranken Zeitgeistes« sei. Fritz 
Brückner (i. Fa. L.�A. Kittler, Leipzig) an die DB, 6.1.1931, ADNBL, 556/3, Bl.�18; 
Bekanntmachung betr. Buchhändlerischer Fraktur-Bund (Göttingen) an den Vor-
stand des BV, in: BBl.�98 (1931), Nr.�83 vom 11.4.1931, S.�338-341. Vgl. allgemein 
dazu Antiqua oder Fraktur, SStAL, 21765/838, unp. Andere Stellen ereiferten sich 
gegen die Verwendung des Begriffs »Nationalbibliographie«, eines »über die Mas-
sen hässlichen Fremdwortes für die ein deutsches Unternehmen dieser Art gera-
dezu eine Versündigung gegen den Geist« begehe. Vorsitzender der Altherren-
schaft der Sektion Bayernland e.�V. des Deutsch-Österreichischen Alpenvereins 
(München) an die DB, 29.4.1932, ADNBL, 555/0/2-2, Bl.�11; Deutscher Sprachver-
ein (Zweig Leipzig) an Uhlendahl, 20.1.1931, ebd., Bl.�3. Der BV verwandte sich 
nicht nur für den Namen der DNBg, sondern auch für die Antiquatype. Vgl.  
Uhlendahl an Emil Gratzl (München), Martin Bollert (Dresden), Hanns Wilhelm 
Eppelsheimer (Darmstadt), Erich Schulz (Dortmund), Paul (?) Otto (Berlin), Egon 
Mühlbach (Leipzig), 12.11.1930, ADNBL, 555/0/2-1 (1928-1930), Bl.�210. Wilhelm 
Frels (DB) räumte zwar ein, dass es sich bei dem Wort »Deutsche National-
bibliographie« um ein Fremdwort handle, man sich aber dennoch dafür entschie-
den habe, weil diese Fassung für die DB »mehr Wert« sei »als 100.000 Taler«. Frels 
an Friedrich Labes (StUB Hamburg), 23.5.1931, ADNBL, 558/0 (1930-1936), 
Bl.�41.

537 Vgl. Uhlendahl an Albert Hess (BV) mit anliegender Denkschrift der DB: Vor-
schläge zur Umgestaltung der buchhändlerischen Bibliographie, 21.10.1930; Über-
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bliographien durch die DB waren Gegenstand einer Sitzung des Börsenvereins 
und seines Bibliographischen Ausschusses am 29. Oktober 1930, in deren Ergeb-
nis sich Uhlendahl mit seinen Vorschlägen weitgehend durchsetzen konnte.538 
Nachdem er sich noch mit einigen Bibliotheksvertretern über wichtige De-
tailfragen verständigt hatte, wurden die Umgestaltung der Buchhandelsverzeich-
nisse und die Schaffung einer »Deutschen Nationalbibliographie« am 23.��De-
zember 1930 im Börsenblatt offiziell verkündet.539 Gleichzeitig wurden die 15 
Angestellten der Bibliographischen Abteilung des Börsenvereins dem Direktor 
der DB disziplinarisch unterstellt, womit die DB die Bearbeitung aller vom Bör-
senverein herausgegebenen buchhändlerischen Bibliographien übernahm.540 

Wie der an der DNBg maßgeblich beteiligte Curt Fleischhack 1961 festhielt, 
war der »Widerhall, den das Erscheinen der Nationalbibliographie in der Biblio-

sicht von Wilhelm Frels über Verschiedenheiten der Preuß. Instruktionen und 
buchhändlerischen Bibliographie (TV und WV), 22.10.1930; Ergebnis der Sitzung 
des Geschäftsführenden Vorstandes des BV, 7.10.1930, alles in ADNBL, 555/0/2-1 
(1928-1930), Bl.�108-115, 84-86, 74; Bericht über die Sitzung vom Vorstand [des 
BV] und vom Ausschuss für die Bibliographie, 29.10.1930, ADNBL, 555/0/1-2, 
Bl.�56-86, hier Bl.�57.

538 Auf Wunsch der Verleger sollte das TV doch nicht abgeschafft werden, aber fortan 
als einspaltige Beilage des Börsenblatts erscheinen. Für das WV – die zukünftige 
Reihe A der Deutschen Natinalbibliographie – sollte der Stehsatz des TV verwen-
det werden. Getrennt von der DNBg sollten das Halb- und das Fünfjahresverzeich-
nis rein buchhändlerisch aufgezogen werden. Vgl. ebd., Bl.�74; Fleischhack, Biblio-
graphische Tätigkeit, S.�116.

539 Vgl. Bekanntmachung des Börsenvereins der deutschen Buchhändler vom 
20.12.1930 über die Umgestaltung der buchhändlerischen Bibliographien und die 
Schaffung einer »Deutschen Nationalbibliographie«, in: BBl.�97 (1930), Nr.�297 
vom 23.12.1930, S.�1189�f. Die Reihen »A« und »B« erschienen in einer normalen 
und in einer einseitig bedruckten Bibliotheksausgabe, die den Bibliotheken bei der 
Katalogisierung helfen sollte. Während die »Reihe A« alle Neuerscheinungen des 
Buchhandels anzeigte, wurden in der »Reihe B« (Erscheinungen außerhalb des 
Buchhandels) amtliche Druckschriften der reichsdeutschen, österreichischen und 
sonstigen Behörden des deutschen Sprachgebiets, deutschsprachige Schul- und 
Hochschulschriften, deutschsprachige Schriften von Vereinen, Gesellschaften, 
Ver bänden sowie Industrie- und Handelsunternehmen, ferner familien- und per-
sonengeschichtliche Werke und Privatdrucke verzeichnet. Vgl. ebd., S.�1190.

540 Vgl. Dienstanweisung von Albert Hess (BV) für die Bibliographische Abteilung 
des BV, 23.12.1930, ADNBL, 555/0/1-0, Bl.�33; Uhlendahl an Theodor Längin (Di-
rektor der Badischen LB, Karlsruhe), 10.1.1931, ADNBL, 555/0/2-1 (1931-1932), 
Bl.�15. Zu den Neuerungen in der DNBg vgl. Uhlendahl an Isak Collijn (König liche 
Bibliothek, Stockholm), 3.7.1931, ebd., Bl.�49-52. Ein Überblick über die 15 Mit-
arbeiter der Bibliographischen Abteilung des BV vom 7.2.1931 findet sich in 
ADNBL, 417 (Hefter 1930-1944), Bl.�4.
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theks- und in der Fachpresse« hervorrief, »einmütig stark und bejahend«.541  
Georg Maas, Referent für Bibliotheksfragen beim Reichssparkommissar, gratu-
lierte Uhlendahl spontan zur Schaffung der DNBg, die nicht nur »eine große 
Tat« darstelle, sondern auch einen »großen Schlag« gegen die PSB bedeute.542 
Dass die Schaffung der DNBg in der Öffentlichkeit überhaupt wahrgenommen 
wurde, hing mit der DB selbst zusammen. Denn sie leitete nun eine regelrechte 
Pressekampagne in die Wege und versorgte einschlägige Tageszeitungen und 
Fachzeitschriften mit entsprechendem Material, wobei man die Angelegenheit 
geschickt mit der Frage der Zentralkatalogisierung verknüpfte, der man mit der 
DNBg, deren erste Hefte Anfang Januar 1931 erschienen waren, nun ein ganzes 
Stück näher gekommen sei.543 

In der DB gab man sich mit dem Faustpfand der DNBg sehr selbstbewusst. Am 
25. November 1930 hatte Uhlendahl auf die Ausführungen der PSB vom 12. Sep-
tember geantwortet und erneut unterstrichen, dass es zunächst darauf ankomme, 
den Deutschen Gesamtkatalog bis 1930 in Angriff zu nehmen. Dieser dürfe je-
doch nicht nur den Besitz der preußischen Bibliotheken sowie den der BSB und 
der Wiener Nationalbibliothek enthalten, sondern müsse auch die Bestände der 

541 Fleischhack, Bibliographische Tätigkeit, S.�118. Dort auch das Vorwort bzw. Ge-
leit der ersten Nummer der DNBg. Vgl. S.�117�f. Vgl. zudem Ebert, Otto Erich: Die 
Neugestaltung der allgemeinen deutschen Bibliographie, in: ZfB 49 (1931), Heft 
August/September, S.�522-526.

542 Georg Maas an Uhlendahl, 4.1.1931, ADNBL, 555/0/2-1 (1931-1932), Bl.�16.
543 Vgl. Uhlendahl an Georg Maas, 9.1.1931 und 12.1.1931, mit Anlage: Stichpunkte 

zu einem Aufsatz über die Nationalbibliographie, ebd., Bl.�16, 19�f.; Uhlendahl an 
Christian Bouchholtz (Verlag Ullstein, Berlin), 15.1.1931, ebd., Bl.�26; Julius Ro-
denberg (DB) an Paul Alfred Merbach (Berlin) mit Anlage: Stichpunkte zu einem 
Aufsatz über die Deutsche Nationalbibliographie, 16.1.1931, ebd., Bl.�27, 30-32; 
Uhlendahl an Arno Schirokauer (Leipzig), 19.1.1931, ebd., Bl.�33. Zur Reaktion in 
der Presse vgl. Maas, Georg: Die Deutsche Nationalbibliographie, in: Unterhal-
tungsblatt der Deutschen Allgemeinen Zeitung vom 22.3.1931; Ders.: Die Bedeu-
tung der Deutschen Nationalbibliographie für die Bibliotheksarbeit, in: Minerva-
Zeitschrift. Zentralblatt für die gelehrte Welt 8 (1931), Heft 3/4 (März/April), 
S.�38-40. Das »Geleit« zur DNBg erschien bereits am 4.1.1931 in der Leipziger Lo-
kalpresse. Vgl. Die Deutsche Nationalbibliographie. Zum Geleit!, in: Leipziger 
Neueste Nachrichten, Nr.�4 vom 4.1.1931. Vgl. zudem Die Deutsche National-
bibliographie, in: Deutsche Allgemeine Zeitung. Beiblatt, Nr.�5 vom 4.1.1931; 
Schirokauer, Arno: Biographie einer Bibliographie. Bemerkungen zur Umgestal-
tung des ›Wöchentlichen Verzeichnisses‹ zur ›Deutschen Nationalbibliographie‹. 
Rundfunkvortrag gehalten am 22. Januar 1931 im Mitteldeutschen Rundfunk, in: 
BBl.�98 (131), Nr.�24 vom 29.1.1931, S.�83�f. Siegismund riet, die ersten beiden 
Nummern der Reihen A und B an sämtliche Mitglieder des Reichstages zu schicken, 
um dort Interesse für sie zu wecken. Siegismund an Uhlendahl, 9.1.1931, ADNBL, 
558/6, Bl.�1.
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nichtpreußischen Bibliotheken nachweisen, wenn er seine Bezeichnung mit Recht 
führen wolle. Neben dem Preußischen Gesamtkatalog sei daher umgehend auch 
mit den Arbeiten am Ergänzungskatalog zu beginnen. Aber auch der Plan der PSB 
für den Deutschen Gesamtkatalog ab 1930 müsse anders aufgezogen werden, 
denn die DNBg diene keineswegs nur bibliographischen Zwecken, sondern be-
rücksichtige auch bibliothekarische Interessen. So würden die Reihen A und B 
auch in einer Bibliotheksausgabe erscheinen, die zumindest für die Verzeichnung 
der deutschsprachigen Titel neue Perspketiven biete – womit nicht nur der Vor-
schlag einer Arbeitsteilung zwischen Berlin und Leipzig verknüpft, sondern auch 
die Fortführung der Berliner Titeldrucke zur Disposition gestellt wurden. Da in 
der DB und ihrer Nationalbibliographie bereits alle deutschsprachigen Titel ver-
zeichnet seien, sei die von Berlin avisierte Organisation naiv, umständlich und 
kostspielig. Die zweimalige Verzeichnung und Drucklegung der deutschsprachi-
gen Titel, erst durch die DB, die dies für die Zwecke des Buchhandels ohnehin 
machen müsse, und dann durch die PSB, die es für den DGK zu tun beabsichtige, 
wäre eine vollkommen unnütze Doppel arbeit, die schon vor dem Hintergrund 
der Finanznot der Weltwirtschaftskrise keineswegs zu rechtfertigen sei.544 Olden-
bourg, Vorsitzender des Börsenvereins, unterstützte Uhlendahl. Es sei zu bekla-
gen, dass Berlin bisher keinen Versuch unternommen habe, die Arbeiten der DB 
in seine Pläne einzubeziehen. Zwar sei der Börsenverein nicht unmittelbar am 
DGK interessiert, was er aber nicht dulde, sei die Taktik der PSB, die DB in den 
Hintergrund zu drängen. Es sei notwendig, zu einer friedlichen Lösung zu gelan-
gen. Mache Berlin der DB weiterhin Schwierigkeiten, könne das Interesse des 
Buchhandels »dann aber auch für andere Dinge erwachen, zum Beispiel für die 
Pflichtexemplare der Bibliotheken«, eine Drohung, die man in der PSB sicher auf-
merksam zur Kenntnis nahm.545 Um den Absatz der DNBg zu fördern, griff der 
Börsenverein tief in die Trickkiste und versprach allen teilnehmenden Bibliothe-
ken, ihnen die Bibliotheksausgabe ein Jahr lang gratis zu liefern.546

544 Vgl. Uhlendahl an RMdI, mit anliegender Stellungnahme der DB zu den Aus-
führungen der PSB vom 12.9.1930 den Deutschen Gesamtkatalog betreffend, 
25.11.1930, ADNBL, 640/0 (1930/1931), Bd.�II, Bl.�64-74. Zur Aufassung der BSB, 
die mit der von der DB angestrebten Arbeitsteilung zwischen Berlin und Leipzig 
übereinstimmte, vgl. Georg Reismüller (BSB) an Uhlendahl, 24.11.1930, ebd., 
Bd.�II, Bl.�76. Zur Auffassung des Vorsitzenden des VDB, Richard Fick, zum Aus-
bau des PGK zu einem DGK vgl. Fick an Uhlendahl, mit Anlage »Die Druckle-
gung des deutschen Gesamtkatalogs«, ebd., Bl.�96-106; Johannes Füchsel (UB Göt-
tingen) an Uhlendahl, mit Anlage »Der Preussische Gesamtkatalog (PGK) und sein 
Ausbau zu einem Deutschen Gesamtkatalog (DGK)«, 8.12.1930, ebd., Bl.�84-94.

545 Bericht über die 77. Sitzung des GA der DB vom 8.1.1931, ADNBL, 153/1/1-77, 
Bl.�77-93, hier Bl.�89.

546 Als »Gegenleistung« sollten die Bibliotheken über ihre Erfahrungen mit der Bi-
bliotheksausgabe der DNBg berichten, so zumindest die offizielle Version des BV. 
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Die voluntaristische Rhetorik Leipzigs hinterließ offenbar Spuren, denn 
 Anfang Januar trafen Krüss und Uhlendahl in Berlin zusammen, um ihre Diffe-
renzen zu beseitigen und ihr getrübtes persönliches Verhältnis wieder aufzu-
frischen. Auch wenn die Besprechung »trotz gelegentlicher Heftigkeiten auf bei-
den Seiten in höflichen Formen« verlief, wurde schnell deutlich, wie verhärtet 
die Fronten waren. Die DB habe sich, so Uhlendahl, bisher meist defensiv ver-
halten, stehe aber jetzt »Gewehr bei Fuß« und weise »jeden gegen sie gerichteten 
Vorstoss« zurück. Krüss betonte, bisher nur »die berechtigten Interessen« der 
PSB vertreten zu haben. Da beide Bibliotheken »gewisse gleiche Gebiete« für 
sich beanspruchten, so Krüss, müssten sie ihre Kompetenzen gegenseitig abgren-
zen. »Bezüglich des deutschsprachigen Schrifttums habe die Deutsche Bücherei 
die bibliographischen Aufgaben für sich in Anspruch genommen, er möchte die 
Katalogaufgaben beanspruchen.« Uhlendahl hielt entgegen, dass Bibliographie 

Vgl. Geschäftsführender Vorstand des BV an Carl Diesch (StUB), 19.1.1931, 
ADNBL, 558/4 Bl.�8. Hinter diesem vermeintlichen Entgegenkommen stand der 
Gedanke, dass sich die Bibliotheken so an die Arbeit mit der DNBg gewöhnen 
würden, dass sie die Bibliotheksausgabe auch nach dem Gratisjahr gegen Rechnung 
weiterbeziehen würden. Dieses Vorgehen entsprach dem gewinnorientierten 
Grundverständnis des BV, denn wie hätte sein Vorstand die kostspielige Gratislie-
ferung für 1931 sonst vor seiner Mitgliederversammlung rechtfertigen sollen. Der 
Vorschlag ging auf Paul Nitschmann zurück. Vgl. Bericht über die Sitzung vom 
Vorstand [des BV] und vom Ausschuss für die Bibliographie, 29.10.1930, ADNBL, 
555/0/1-2, Bl.�56-86, hier Bl.�80. Mit dem zweiten Jahrgang der DNBg (1932) 
wurde der Gratisversand eingestellt. Vgl. Entwurf für ein Rundschreiben des Ver-
lags des BV an die Bibliotheken, ohne Datum (Anfang 1932), ebd., Bl.�51-52. – Im 
übrigen griff auch die PSB auf verschiedene Tricks zurück: Anfang 1931 nahm sie 
»Veränderungen bei den Berliner Titeldrucken« vor, die zwar erst im Februar an-
gekündigt wurden, aber rückwirkend das Datum vom 2.1.1931 erhielten, um den 
Anschein zu erwecken, zeitgleich mit der DNBg erschienen zu sein. Darüber hin-
aus wurde die Erscheinungsweise der Berliner Titeldrucke verändert, die nun in 
vier verschiedenen Ausgaben erschienen und somit frappierende Ähnlichkeit zur 
vierteiligen Gliederung der buchhändlerischen Bibliographien aufwiesen. Uhlen-
dahl war über die »Nachbildung unseres bibliographischen Unternehmens« sehr 
verärgert. Vgl. Ankündigung von Krüss (Generaldirektion der PSB) über Ver-
änderungen bei den Berliner Titeldrucken, 2.1.1931 [Eingangsvermerk der DB vom 
3.2.1931], ADNBL, 640/0 (1930/1931), Bd.�II, Bl.�112. Zur Reaktion Uhlendahls 
vgl. Uhlendahl an Albert Hess (BV), 15.2.1931, ADNBL, 811/1 (1920-1939), 
Bl.�134�f. In einem anderen Fall wurde die DB von der PSB offenbar nicht darüber 
informiert, dass man in Berlin, gemeinsam mit Wien, an einer Revision der Preußi-
schen Instruktionen arbeitete, an die sich die DNBg gerade angepasst hatte. Vgl. 
Wilhelm Frels an Wilhelm Knappich (Kammer für Handel, Gewerbe und Indust-
rie, Wien), 19.2.1931, ADNBL, 558/0 (1930-1936), Bl.�20; Knappich an Frels, 
2.3.1931, ebd., Bl.�21.
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und Katalog nicht zwei unbedingt verschiedene Dinge seien, wie Krüss be-
haupte, denn in der DB würden sich Bibliographie und Katalog durchaus 
 decken. Die von Berlin vorgeschlagene Trennung trage den tatsächlichen Ver-
hältnissen also nicht Rechnung. Als Uhlendahl auf die Kostenfrage und die Dop-
pelarbeit verwies, lenkte Krüss die Besprechung auf das persönliche Gebiet und 
meinte, Uhlendahl »sei durch die Deutsche Nationalbibliographie saturiert«, 
nun solle er Krüss den DGK lassen. Im Hinblick auf eine vom RMdI geplante 
Direktorenbesprechung mit den Leitern von PSB, BSB, DB und Wiener Natio-
nalbibliothek meinte Krüss, der von Uhlendahl vorgeschlagene Richard Fick 
solle dieser Besprechung fernbleiben. Wenn Fick als Vorsitzender des Vereins 
Deutscher Bibliothekare seinen Plänen widerspreche, so sei Krüss vielleicht ge-
nötigt, aus dem VDB auszutreten. Dem verdutzten Uhlendahl drängte sich an-
gesichts solcher Einlassungen des Berliner Generaldirektors der Eindruck auf, 
»dass keine sachlichen Gründe, sondern rein persönliche, insbesondere Gel-
tungsbedürfnis und Ehrsucht, das Vorgehen von Geheimrat Krüss« hervorriefen 
und einen Ausgleich nahezu aussichtlos machten.547

In dieser Situation suchte Uhlendahl Hilfe in der Politik und informierte den 
einflussreichen Leipziger Oberbürgermeister Goerdeler über die »Bestrebun-
gen« der PSB, der DB die Durchführung der ihr übertragenen Reichsaufgaben 
auf dem Gebiet des deutschen Schrifttums streitig zu machen. Ein Erfolg Berlins, 
so Uhlendahl, werde nachteilige Auswirkungen auf »Leipzig in seiner Eigen-
schaft als Buch- und Bibliotheksstadt« zeitigen.548 Der Preußische Landtagsab-
geordnete Hermann Hillger, der bereits im Zuge der Auseinandersetzungen um 
die Bibliographie der amtlichen Druckschriften auf den Staatsmittel verschleu-
dernden »eigentümlichen Wettbewerb« der PSB gegen die DB verwiesen hatte, 
wurde nun von Uhlendahl mit Material versorgt, um auch die preußischen Be-
hörden ins Bild zu setzen und eine öffentlichkeitswirksame »parlamentarische 

547 Niederschrift Uhlendahls über eine Aussrache mit dem Generaldirektor der PSB 
am 14.1.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1931), Bd.�II, Bl.�113-115. Gegenüber Richard 
Fick führte Uhlendahl an anderer Stelle aus: »Warum immer und ewig diese Pres-
tigehaschereien, die bei den einsichtigen Kollegen in Preussen ein Lächeln hervor-
rufen und ausserhalb Preussenes böses Blut machen! Herr Geheimrat Krüss hat 
mit seiner Politik eine starke Unruhe in das deutsche Bibliothekswesen getragen 
und die ruhige Arbeit und harmonische Entwicklung aufs empfindlichste beein-
trächtigt.« Uhlendahl an Fick, 25.2.1931, ADNBL, 811/1 (1920-1939), Bl.�142�f.

548 Uhlendahl wies den für eine rigorose Sparpolitik bekannten Goerdeler auf den 
eben deutlich erhöhten Haushaltsplan der PSB für 1931 hin, der nur auf Kosten der 
zehn preußischen Universitätsbibliotheken zustande gekommen sei. Im Gegensatz 
zur PSB habe das Ordinarium der DB keine Erhöhung erfahren, was aber ange-
sichts der Angriffe aus Berlin dringend notwendig sei. Vgl. Uhlendahl an OBM 
Karl Goerdeler, 21.2.1931, ebd., Bl.�124�f.
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Debatte« auszulösen.549 Außerdem nahm Uhlendahl erneut Kontakt zum Um-
feld des Zentrumspolitikers Georg Schreiber auf. Wie er Siegismund wissen ließ, 
hätten sich gerade diese Beziehungen »als recht fruchtbar erwiesen«. So seien 
nicht nur in westdeutschen Zeitungen längere Artikel erschienen, die sich zu-
gunsten der DB ausgesprochen hätten. Schreibers Assistent, Richard Mai, habe 
zudem kurz vor dem Bibliothekartag in Erlangen einen Leitartikel in der »Ger-
mania« veröffentlicht, der auf Material aus der DB zurückgehe, in der PSB »star-
ken Eindruck« hinterlassen und Krüss angeblich zu »weitgehenden Zugeständ-

549 Hermann Hillger (Mitglied des Preußischen Landtags) an Uhlendahl, 2.7.1931, 
28.8.1931, 15.10.1931, 17.2.1932, alles ADNBL, 640/2, Bl.�1, 19, 21, 27�f.; Uhlendahl 
an Hillger, 7.7.1931, 14.1.1932, ebd., Bl.�2, 22; Doppelarbeit bei der Preußischen 
Staatsbibliothek, ohne Datum (Juli 1931), ebd., Bl.�4-10. 

Abb. 19: Hauptausschuss-Sitzung der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Okto-
ber 1929. An der linken Tischseite v. vorn nach hinten: Nr. 4 Hugo Andres 
Krüss, Nr. 7 Max Donnevert (RMdI), Nr. 9 Friedrich Schmidt-Ott (Präsident der 
DFG), Nr. 11 (mit Brille) Georg Schreiber. An der rechten Tischseite sitzend v. 
vorn nach hinten: Nr. 5 Karl Siegismund, Nr. 9 Werner Richter (Preußisches 
Kultusministerium). Stehend von links nach rechts: Nr. 1 Adolf Jürgens (Lei-
ter der Reichstauschstelle)
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nissen« veranlasst habe.550 Auch der Schriftsteller Valerian Tornius wurde von 
Uhlendahl mit Material versorgt, der in der Frankfurter Zeitung über den DGK 
berichtete. Wie Uhlendahl Oldenbourg zufrieden mitteilte, werde Krüss »von 
dem Artikel gewiss nicht erbaut sein«. Da die Frankfurter Zeitung »schon 
einiges Gewicht« habe und »gewiss auch in die politischen und Regierungs-
kreise« dringe, werde der Sache der DB sicher geholfen.551 

Der VDB-Vorsitzende Richard Fick befürchtete, dass die allmählich über-
hand nehmenden Auseinandersetzungen »zu einem Zusammenbruch des deut-
schen Gesamtkatalogs« führten, wenn es nicht zu einem Ausgleich zwischen 
Leipzig und Berlin komme.552 Diesen herbeizuführen machte er sich zur Auf-

550 Uhlendahl an Siegismund, 11.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�13�f.; 
Uhlendahl an Richard Fick, 6.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1931), Bd.�II, Bl.�164. 
Bei dem Artikel handelt es sich um Mai, Richard: Der deutsche Gesamtkatalog. 
Zum Deutschen Bibliothekartag in Erlangen, in: Germania (Abendausgabe), Nr.�239 
vom 26.5.1931. Uhlendahl gab die Denkschriften und Stellungnahmen der PSB, der 
DB und der BSB sogar an die Presse und verschiedene Bibliotheken weiter, um die 
Auseinandersetzung öffentlich zu machen. Vgl. Uhlendahl an den Schriftleiter 
Fritz Mack (Leipzig), 13.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�17; Uh-
lendahl an Ernst Wermke (Königsberg), 15.6.1931, ebd., Bl.�28. Sich der Brisanz 
dieses Materials bewusst, ließ der Feuilletonredaktuer der Leipziger Neuesten 
Nachrichten, Fritz Mack, seinen Beitrag unter dem Psydonym Friedrich Winkler 
erscheinen, damit die Herkunft des Artikel nicht sofort auf Leipzig verwies. Vgl. 
Uhlendahl an Ernst Reinhardt (München), 18.7.1931, ebd., Bl.�52; Ernst Reinhardt 
an Uhlendahl, 23.10.1931, ebd., Bl.�136; Uhlendahl an Donnevert (RMdI), 6.11.1931, 
ebd., Bl.�139. Zum Artikel selbst vgl. Winkler, Friedrich [alias Fritz Mack]: Weg 
zum Deutschen Gesamtkatalog, in: Münchener Zeitung, Nr.�284 vom 15.10.1931, 
S.�2. Vgl. auch W[inkler], F[riedrich]: Wege zum deutschen Gesamtkatalog. Die 
Mitarbeit der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 
16.1.1932, ebd., Bl.�145; Mack, Fritz: Was leistet die Deutsche Nationalbibliogra-
phie, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 28.2.1932, ADNBL, 558/0 (1930-
1936), Bl.�87.

551 Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg, 25.1.1932, ebd., Bl.�154. Zur Reaktion der PSB 
auf den Artikel vgl. Krüss an Valerian Tornius (Leipzig), 23.1.1932, ebd., Bl.�162. 
Zum Artikel selbst vgl. T[ornius], V[alerian]: Kulturverwaltung und Reichsreform. 
Zur Organisation eines Gesamtkatalogs der deutschen Bibliotheksbestände, in: 
Frankfurter Zeitung (Reichsausgabe), Nr.�59-61 vom 23.1.1932, S.�9. Vgl. auch 
T[ornius], V[alerian]: 70.500 Neuerscheinungen. Die deutsche Nationalbibliogra-
phie der Deutschen Bücherei, in: Neue Leipziger Zeitung vom 20.2.1932, ADNBL, 
558/0 (1930-1936), Bl.�86. Dass auch die PSB den Weg über die Presse beschritt, 
verdeutlichte ein Schreiben Uhlendahls an Oldenburg, in dem er einen in der »Wo-
che« erschienenen Beitrag monierte. Uhlendahl an Oldenbourg, 25.7.1931, ADNBL, 
640/2, Bl.�12.

552 Richard Fick (Göttingen) an Uhlendahl, 9.4.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1931), 
Bd.�II, Bl.�138R. Vgl. auch Fick an Uhlendahl, 23.2.1931, ADNBL, 153/1/1-77, 
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gabe.553 Er schien auch Erfolg zu haben, denn der VDB, die DB und die Bayeri-
sche Staatsbibliothek verständigten sich Ende April 1931 auf ein gemeinsames 
Vorgehen.554 Wie notwendig dies war, offenbarte ein erneuter schriftlicher 
Schlagabtausch zwischen der PSB und der DB, der inzwischen zu einem regel-
rechten Krieg der Denkschriften ausartete.555 In einem erneuten Gespräch zwi-
schen Uhlendahl und Krüss im Anschluss an den Bibliothekartag in Erlangen 
wurde nun auch deutlich, dass es Letzterem gar nicht auf die Schaffung eines 
Deutschen Gesamtkatalogs ankam. Nachdem Uhlendahl wieder einmal darauf 
verwiesen hatte, dass die Verzeichnung der deutschsprachigen Werke in den Ber-
liner Titeldrucken eine kostspielige und unnötige Doppelarbeit darstelle und 
sich die PSB stattdessen auf die fremdsprachigen Titel aller deutschen Bibliothe-
ken beschränken solle, erwiderte Krüss, dass er auf die deutschsprachigen Titel 
nicht verzichten könne:

»Es seien neben sachlichen vor allem auch persönliche und menschliche 
Gründe, die hier mitsprächen. Herr Bibliotheksrat Roediger habe sich mit 
einem solchen Eifer der Durchsetzung des neuen Planes angenommen, dass 
man unmöglich wesentliche Abänderungen treffen könne, ohne ihm zu nahe 
zu treten. Auch habe er sich selbst in dieser Angelegenheit stark engagiert. 
Sollte ich [Uhlendahl] auf meinem Standpunkt bestehen, so würde er die not-
wendigen Konsequenzen ziehen müssen: Unsere persönlichen Beziehungen 
würden sich anders gestalten, er würde aus dem Verwaltungsrat der Deut-
schen Bücherei austreten und mit seiner ganzen Persönlichkeit für die 10 bis 
12 Jahre, die er voraussichtlich noch an der Spitze der Staatsbibliothek stehe, 
sich gegen die Deutsche Bücherei und, das dürfe ich auch Herrn Dr. Olden-

Bl.�64. Friedrich Oldenbourg, unterrichtete Uhlendahl Ende März über eine 
»hochdramatische« Sitzung mit Krüss und seinem Stellvertreter Emil Jacobs – an-
geblich »eine ganz böse Nummer« –, in der die Berliner Seite »taktisch eine Un-
geschicklichkeit nach der anderen begangen« habe. Oldenbourg (BV) an Uhlen-
dahl, 28.3.1931, ADNBL, 153/1/2, Bl.�30. Der Hinweis auf Jacobs findet sich in 
Oldenbourg an Uhlendahl, 7.4.1931, ebd., Bl.�32. 

553 Vgl. Fick, Richard: Maßgebliches und Unmaßgebliches zum Problem des Deut-
schen Gesamtkatalogs, in: Minerva-Zeitschrift 8 (1932), Heft 5/6 und 7/8, S.�69-73 
u. 109-116, hier S.�69.

554 Vgl. Uhlendahl an Fick, 30.4.1931, ADNBL, 640/0 (1930/31), Bd.�II, Bl.�143�f.; Fick 
an Uhlendahl, 6.5.1931, ebd., Bl.�145; Uhlendahl an Georg Reismüller (BSB), 
8.5.1931, ebd., Bl.�153.

555 Am 9.2.1931 hatte die PSB auf die Stellungnahme der DB vom 25.11.1930 geant-
wortet, was wiederum die DB zu einem erneuten Kommentar veranlasste. Vgl. 
Stellungnahme der DB zu den Ausführungen der PSB vom 9.2.1931 den DGK be-
treffend, 30.5.1931, ebd., Bl.�169-184.
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bourg sagen, gegen den Börsenverein und den Buchhandel einstellen, ferner 
würde er aus dem Verein Deutscher Bibliothekare austreten müssen.«556

Als Uhlendahl Krüss daraufhin den Vorschlag unterbreitete, das fünf Jahrgänge 
zusammenfassende Deutsche Bücherverzeichnis der DB, das alle deutschspra-
chigen Neuerscheinungen des Buchhandels enthalte, durch die Einfügung von 
Besitzvermerken für den Plan einer laufenden Fortsetzung des DGK ohne erheb-
liche Kosten nutzbar zu machen, ging Krüss darauf gar nicht ein, sondern 
machte plötzlich den Vorschlag, Uhlendahl

»solle ihm nur noch den Anschluss der Münchener Staatsbibliothek an die 
Berliner Titeldrucke zugestehen, er [Krüss] wolle mir [Uhlendahl] dann die 
bindende Zusicherung geben, dass er auf die übrigen Bibliotheken bis auf wei-
teres verzichten wolle. Ich hätte dann völlig freie Hand für die Durchführung 
meines Planes, den er in diesem Falle bereit sei zu unterstützen. Ich war über 
diesen Vorschlag, der im Grunde den Verzicht auf einen Deutschen Gesamt-
katalog bedeutet, sehr überrascht.«557

Wie Uhlendahl vermutete, war die plötzliche Änderung des Berliner Stand-
punkts auf den kurz vor dem Bibliothekartag erschienenen Leitartikel in der 
Germania zurückzuführen. Krüss, so hatte es zumindest den Eindruck, schien 
nun zu weitgehenden Zugeständnissen bereit, »um nach Möglichkeit wenigstens 
das Prinzip seines ursprünglichen Planes zu retten«.558 Sein Angebot lief nur 
noch darauf hinaus, dass sich Wien und München mit ihren fremd- und deutsch-
sprachigen Titeln den Berliner Titeldrucken anschließen sollten.559 Krüss ging es 
also im Grunde gar nicht um die Schaffung eines Deutschen, sondern nur um die 
Herausgabe des Preußischen Gesamtkatalogs.560 Uhlendahl war sogar der ket-

556 Vermerk Uhlendahls, 3.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�98-102. 
Wolfgang Roediger (1888-1961) war an der PSB zwischen 1926 und 1929 für die 
Herausgabe der Berliner Titeldrucke und ab 1930 des DGK (1930�ff.) verantwort-
lich. Vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�280.

557 Vermerk Uhlendahls, 3.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�98-102. In 
seinem Vermerk berichtete Uhlendahl auch über ein Gespräch mit Krüss’ Stellver-
treter, Emil Jacobs, am Rande des VDB-Tages in Erlangen. Im Hinblick auf den Ge-
samtkatalog habe Jacobs erklärt, dass er und Uhlendahl »geschiedene Leute« seien 
und er ihn »nicht mehr grüßen« würde, wenn Uhlendahl seine Ankündigung wahr 
mache, und den Reichssparkommissar in die Angelegenheit mit hineinziehe. Ebd.

558 Ebd. Vgl. Vermerk von Wilhelm Frels zur Erwiderung der PSB vom 9.2.1931, 
16.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1931), Bd.�II, Bl.�165-168. 

559 Vgl. Uhlendahl an Fick, 6.6.1931, ebd., Bl.�164.
560 In einer weiteren Besprechung zwischen Krüss und Uhlendahl betonte Krüss er-

neut, er wolle die Berliner Titeldrucke nur um München und Wien erweitern. 
 Daraufhin erwiderte Uhlendahl, dass Krüss »damit ja den Plan eines Gesamtkata-
logs aufgebe, was er [Krüss] bestätigte«. Vgl. Aktennotiz Uhlendahls über eine Be-
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zerischen Auffassung, dass der DGK der PSB von Beginn an lediglich als Vor-
wand diente, um ihr eigentliches Ziel, die Erweiterung ihrer Berliner Titel-
drucke, voranzutreiben.561 Das heißt, auch die Drucklegung des Deutschen 
Ergänzungskataloges, der die Besitzvermerke der nichtpreußischen Bibliothe-
ken bis 1930 enthielt, war Krüss im Grunde egal! So wurde dessen Inangriff-
nahme unter Hinweis auf den Kostenaufwand immer wieder hinausgeschoben, 
während die PSB bei der Erweiterung ihrer Titeldrucke jede Rücksicht auf die 
Kosten vermissen ließ.562

Auch wenn Krüss nun wiederholt betonte, die Streitaxt begraben zu wollen, 
stieß sein Vorschlag nicht auf ungeteilte Freude, denn bei Licht besehen diente 
er den Interessen der PSB und weniger denen der Allgemeinheit.563 Der VDB-
Vorsitzende Fick, der den Preußischen Gesamtkatalog über 17 Jahre geleitet 
hatte, empfand den Vorschlag der PSB als geradezu »ungeheuerlich«, eben weil 
er die Aufgabe des Deutschen Gesamtkataolgs bedeutete.564 Uhlendahl machte 
Krüss zudem darauf aufmerksam, dass selbst der von der PSB nun vorgeschla-
gene Weg des Preußischen Gesamtkatalogs kostspielige Doppelarbeit darstel-

sprechung mit Krüss in der Angelegenheit des DGK am 20.6.1931 in der PSB, 
26.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�21-24. 

561 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Riedner (Direktor der Bibliothek der TH München), 
14.7.1931, ebd., Bl.�46; Uhlendahl an Hillger, 7.7.1931, ebd., Bl.�2; Doppelarbeit bei 
der Preußischen Staatsbibliothek, ohne Datum (Juli 1931), ebd., Bl.�4-10, hier 
Bl.�9�f. Bezeichnenderweise lud die PSB die deutschen Bibliotheken kurze Zeit spä-
ter offiziell »zum Bezug der Berliner Titeldrucke« ein, die konsequenterweise auch 
die Aufnahmen der deutschsprachgen Werke enthielten. Vgl. Krüss (Generaldirek-
tor der PSB): Einladung zum Bezug der Berliner Titeldrucke, 10.2.1932, ADNBL, 
811/1 (1920-1939), Bl.�168R-169.

562 Am 15.5.1931 hatte die PSB die deutschen Bibliotheken zur Subskription auf den 
Gesamtkatalog der Preußischen Bibliotheken mit Nachweisen des identischen Be-
sitzes der BSB und der Nationalbibliothek Wien eingeladen. Abgesehen davon, 
dass der geplante Ergänzungskatalog in dieser Ankündigung mit keinem Wort er-
wähnt wurde, enthielt die Ankündigung von Krüss auch den Hinweis, dass dieser 
PGK »zugleich ein neues bibliographisches Instrument von höchstem Wert« sei. 
Krüss (Generaldirektor der PSB): Einladung zur Subscription auf den Gesamtka-
talog der Preußischen Bibliotheken, 15.5.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1931), Bd.�II, 
Bl.�148-150. In einer wortgleichen Einladung vom 1.6.1931 wurde der später zu 
schaffende Deutsche Ergänzungskatalog allerdings erwähnt. Vgl. Krüss (General-
direktor der PSB): Einladung zur Subscription auf den Gesamtkatalog der Preußi-
schen Bibliotheken, 1.6.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�4.

563 Krüss an Uhlendahl, 1.6.1931, 2.6.1931, 11.6.1931, ebd., Bl.�2, 3, 8. Vgl. auch 
 Aktennotiz Uhlendahls über eine Besprechung mit Krüss in der Angelegenheit des 
DGK am 20.6.1931 in der PSB, 26.6.1931, ebd., Bl.�21-24.

564 Fick (VDB) an Uhlendahl, 16.6.1931, ebd., Bl.�1.
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le.565 Es komme darauf an, einen DGK zu schaffen, der nur in Gemeinschafts-
arbeit zwischen der PSB (fremdsprachige Titel) und der DB (deutschsprachige 
Titel) auf die Beine zu stellen sei. Darauf bekam Uhlendahl zu hören, warum er 
eigentlich die Kreise der PSB störe, schließlich habe man ihn doch auch bei der 
Schaffung seiner Nationalbibliographie nicht gestört. Emil Jacobs räumte zwar 
ein, dass der einfachere Plan der DB den Ministerien, die diesen bibliotheksinter-
nen Dingen ferner stünden, sicher einleuchte, würde Leipzig aber »in dem Streit 
siegen und die Staatsbibliothek unterliegen«, würde der Gesamtkatalog gar nicht 
zustande kommen. Krüss fügte hinzu, dass es sich doch nur »um ein paar lum-
pige Tausend Mark« handle und es »lächerlich« sei, dass Bayern diese nicht 
selbst aufbringe. Würde Bayern sich finanziell beteiligen, bräuchte man gar nicht 
an das Reich heranzutreten. Man drehte sich also nach wie vor im Kreis und ge-
langte zu keiner Einigung. Uhlendahl hielt fest,

»dass, so sehr die eingeschlagene Expansionspolitik im Sinne von GR�Krüss 
liegt, er doch bis zu einem gewissen Grade unter dem Einfluss seiner Mit-
arbeiter, in dieser Angelegenheit von Professor Jacobs und Dr. Roediger, 
steht. Er scheint nicht gut beraten zu sein. Da er selbst weniger in den biblio-
thekarischen Dingen steckt, hätte man ihn unterrichten müssen, ob und gege-
benenfalls wie weit die hier in Frage stehenden Gedanken und Pläne, die 
zweifllos von ihm ausgegangen sind, sich mit Rücksicht auf bereits bestehende 
Einrichtungen durchführen lassen. Weiterhin stelle ich seine Taktik fest, dass, 
wenn eine Verhandlung nicht das gewünschte Ergebnis hat, in geschickter 
Weise die Brücke zu einer neuen Verhandlung gesucht und gefunden wird. Es 
soll eben so lange verhandelt werden, bis der Gegner seinen Widerspruch 
aufgibt.«566

Die Auseinandersetzung war angesichts der Lobby- und Pressearbeit beider Sei-
ten schon längst kein Geheimnis mehr und wurde in Bibliothekskreisen disku-
tiert. Während der Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek angesichts 
der Avancen Berlins gegenüber der DB »etwas wankend geworden« war, meinte 

565 Es bedeute Doppelarbeit, wenn die PSB München und Wien in ihre Titeldrucke 
aufnehme, denn dann würde sie von den bereits im Deutschen Bücherverzeichnis 
der DB verzeichneten Titeln etwa 65�% nochmals drucken. Damit würden die Bü-
cherverzeichnisse und die Berliner Titeldrucke zu einem Großteil die gleichen Ti-
tel und die gleichen Besitzvermerke enthalten. Besonders interessant war der Hin-
weis Uhlendahls, dass die PSB der Wiener Nationalbibliothek ihre Zetteldrucke für 
je einen Pfennig lieferte, obwohl der Karton allein bereits mehr als einen Pfennig 
kostete! Vgl. Aktennotiz Uhlendahls über eine Besprechung mit Krüss in der An-
gelegenheit des DGK am 20.6.1931 in der PSB, 26.6.1931, ebd., Bl.�21-24.

566 Vgl. auch Aktennotiz Uhlendahls über eine Besprechung in der Frage des Gesamt-
katalogs mit Krüss, Jacobs und Roediger am 1.7.1931 in der PSB, 4.7.1931, ebd., 
Bl.�39-42.
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Ernst Wermke, stellvertretender Direk-
tor der Staats- und Universitätsbiblio-
thek Königsberg, dass die DB »am län-
geren Hebel« sitze. Wilhelm Riedner, 
Direktor der Bibliothek der TH Mün-
chen, meinte sogar, Krüss leide »unter 
einer fachlichen Oberflächlichkeit«, die 
noch durch seine streitlustigen Ratgeber 
im eigenen Hause verschlimmert würde. 
Der »sachliche Standpunkt« Leipzigs 
sei richtig und müsse nun auch »durch-
gedrückt« werden.567 Ein deutliches 
Zeichen setzte Richard Fick, der sich für 
die von ihm geleitete UB Göttingen er-
folgreich darum bemühte, »von der Be-
teiligung an den Berliner Titeldrucken 
befreit zu werden«, weil man in Göttin-
gen »nicht den mindesten Wert auf die 
deutschen Titeldrucke der Staatsbiblio-
thek« lege.568

Diesen Standpunkt vertrat auch der 
Vorsteher des Börsenvereins Oldenbourg, der sich nun zum deutlichsten Für-
sprecher des Leipzigs-Plans entwickelte. Hinter Oldenbourgs Engagement 
steckten nicht zuletzt für den Börsenverein elementare wirtschaftliche Gründe. 
So war die PSB Anfang 1931 dazu übergegangen, die vierteilige Veröffent-
lichungsweise der buchhändlerischen Bibliographien (Tägliches Verzeichnis, 
Wöchentliches Verzeichnis, Halb- und Fünfjahresverzeichnis) zu kopieren, in-
dem sie ankündigte, ihre Berliner Titeldrucke nun ebenfalls in vier Teilen (Heft-
ausgabe, Vierteljahres-, Jahres- und Fünfjahresausgabe) herausgeben zu wollen. 
Diese Zusammenfassungen bedrohten die wirtschaftlichen Interessen des Bör-

567 Vgl. Uhlendahl an Oldenbourg, 14.7.1931, ADNBL, 153/1/2, Bl.�42�f.; Ernst 
Wermke (Königsberg) an Uhlendahl, 4.7.1931, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, 
Bl.�29; Wilhelm Riedner (München) an Uhlendahl, 10.7.1932, ebd., Bl.�45. Riedner 
regte sogar an, Uhlendahl solle die Initiative ergreifen und eine Zusammenkunft 
der süddeutschen Bibliotheken veranlassen, um diesen den Plan des Gesamt-
katalogs »vom Leipziger Standpunkte aus« zu erläutern. Eine einheitliche Stellung-
nahme der süddeutschen Bibliothekare würde ihren Eindruck in Berlin nicht ver-
fehlen. Riedner an Uhlendahl, 22.7.1931, ebd., Bl.�55.

568 Uhlendahl an Fick, 6.2.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�I, Bl.�23; Fick an 
Uhlendahl, 12.2.1932, ebd., Bl.�24. Zur Göttinger Kritik am ›Zwangssystem‹ der 
Berliner Titeldrucke vgl. auch Johannes Füchsel (UB Göttingen) an Wilhelm Frels, 
26.4.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�II, Bl.�3.

Abb. 20 Friedrich Oldenbourg, 
Vor steher des Börsenvereins 
1930 bis 1934 
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senvereins erheblich. Die Berliner Titeldrucke verzeichneten nahezu zwei Drit-
tel des deutschsprachigen Titelmaterials der buchhändlerischen Bibliographien. 
In Anbetracht der krisenbedingten Etatkürzungen war abzusehen, dass die Bi-
bliotheken, die bisher die Bibliographien des Börsenvereins gehalten hatten, 
nicht in der Lage sein würden, beide Verzeichnisse nebeneinander zu beziehen. 
Würden nun zwei konkurrierende Verzeichnisse erscheinen, müssten sich die 
Bibliotheken aus finanziellen Gründen für eines der beiden entscheiden, womit 
die reelle Gefahr bestand, dass deren Wahl auf das Verzeichnis der PSB fiel, das 
zwar ein Drittel deutschsprachiger Titel weniger als das Leipziger enthielt, dafür 
aber auch fremdsprachige Titel brachte und zudem Besitzvermerke der Biblio-
theken aufwies. Dieser Gedanke war keineswegs abwegig, denn »auf Grund un-
gewöhnlich günstiger Bedingungen« seitens der PSB hatte sich ja bereits die Na-
tionalbibliothek Wien dem Berliner Unternehmen angeschlossen. Das dabei von 
der PSB praktizierte Preisdumping mit Hilfe öffentlicher Mittel – zum Beispiel 
Sonderkonditionen beim Bezug der Titeldrucke und Unterbieten des Preises der 
DB-Bibliographien – zielte auf die BSB und ca. 50 weitere Bibliotheken ab, was 
für den Absatz der privatwirtschaftlich finanzierten Börsenvereins-Bibliogra-
phien gravierende Probleme aufwerfen konnte.569 Für den Börsenverein kam es 
also darauf an, die von der PSB avisierten vierteiligen Titelzusammenfassungen, 
soweit sie sich auf das deutschsprachige Schrifttum bezogen, »unter allen Um-
ständen« zu verhindern.570 Hinzu kam, dass die von der DB inzwischen bearbei-
teten neun verschiedenen Bibliographien für den Börsenverein eine zum Teil ex-
treme finanzielle Belastung darstellten.571 Dies galt auch für die DNBg. Mitte 
1931 gestaltete sich Absatz zwar recht erfreulich, denn immerhin wurde die all-
gemeine Ausgabe in rund 5.000 und die Bibliotheksausgabe in 1.130 Exemplaren 
bezogen. Mit der Einstellung des Gratisversands ab 1932 war jedoch mit einem 
deutlichen Rückgang der Abonnements zu rechnen.572 Der Börsenverein stieß 
sich zudem an den Herstellungskosten für die Bibliographie, welche den Verein 

569 Die Leipziger Bibliographien kosteten rund 600 RM. Zur »Preisunterbietung« der 
Berliner Titeldrucke vgl. die von Oldenbourg unterschriebene »Denkschrift be-
treffend Schädigung der buchhändlerischen Bibliographie durch Ausbau der Ber-
liner Titeldrucke«, 14.7.1932, ebd., Bl.�98-120, hier Bl.�102-104.

570 Vgl. Uhlendahl an Siegismund, mit Anlage: [Entwurf] einer Denkschrift betreffend 
Berliner Titeldrucke und buchhändlerische Bibliographie, 1.4.1932, ADNBL, un-
verzeichnete Akte »Reichswirtschaftsrat« (grüner Hefter), Bl.�36-53. Dies galt 
umso mehr, nach dem die PSB im Frühjahr 1932 den Jahrgang 1931 tatsächlich in 
zwei Bänden herausbrachte. Vgl. Uhlendahl an Fick, 8.4.1932, ADNBL, 640/0 
(1932/1933), Bd.�I, Bl.�121�f.

571 Vgl. Uhlendahl an Isak Collijn (Kgl. Bibliothek, Stockholm), 24.5.1930, ADNBL, 
154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�93.

572 Vgl. Uhlendahl an Isak Collijn (Kgl. Bibliothek, Stockholm), 3.7.1931, ADNBL, 
555/0/2-1 (1931-1932), Bl.�49.
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belasteten.573 Ein Scheitern des Leipziger Standpunktes hätte für das prestige-
trächtige, aber teure Unternehmen der DNBg daher möglicherweise fatale Kon-
sequenzen nach sich gezogen.574

Oldenbourg ging das ganze Problem daher offensiv an und riet Uhlendahl, 
mit dem er jetzt fast täglich Briefe wechselte, nicht nur, die Angriffe der PSB ab-
zuwehren, sondern selbst mit »positiven Vorschlägen« für die Herstellung des 
Gesamtkataloges hervorzutreten.575 Doch alle in der Folgezeit entwickelten Ge-
dankenspiele scheiterten am Widerstand der PSB.576 Wie unsachlich Krüss und 
sein Umfeld dabei argumentierten, geht aus einer Aktennotiz hervor, nach der 
eine Aufteilung der Arbeiten zwischen Berlin und Leipzig »nicht diskutabel« sei. 
Abgesehen davon, dass Bibliographie und Katalog zu trennen und die Leipziger 
Titeldrucke (Bibliotheksausgabe der DNBg) für den Gesamtkatalog nicht ver-
wendbar seien, nehme die PSB »für sich in Anspruch, Träger des GK-Gedankens 
zu sein«. Überdies sei die von Leipzig hervorgehobene »Kostenfrage, insonder-
heit unter dem Gesichtspunkt der Rentabilität […] auszuschalten«.577 Krüss be-

573 Vgl. Geschäftsstelle des BV (Abteilung Verlag) an die DB, 12.12.1931, ADNBL, 
558/0 (1930-1936), Bl.�56-58; Vorschläge Curt Fleischhacks an den Verlag des 
Börsenvereins betr. Verbilligung der buchhändlerischen Bibliographie, 10.10. 
1932, ADNBL, 555/0/2-1 (1931-1932), Bl.�60-65. Laut Jahresbericht für 1930 be-
zahlte der BV 15 bibliographische Kräfte, die für die DB-Bibliographien benötigt 
wurden. Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1930, S.�5. Dort auch der Hin-
weis, dass der BV »in einer wirtschaftlich schwierigen Zeit den Mut« aufbrachte, 
die DNBg »ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel, zu verwirklichen«. Ebd., 
S.�6.

574 Dies erklärt auch, warum Uhlendahl die Schriftleitung des Börsenblatts Mitte 1932 
bat, lobende Worte über den Nutzen der DNBg-Bibliotheksausgabe für Katalog-
zwecke zu verlieren. Hiervon versprach man sich in der DB »eine Belebung des 
Interesses für die Bibliotheksausgabe […] in Bibliothekskreisen und vielleicht auch 
eine Vermehrung« des Absatzes. Uhlendahl an die Schriftleitung des Börsenblatts, 
1.7.1932, ADNBL 558/4, Bl.�53.

575 Oldenbourg an Uhlendahl, 11.9.1931, ADNBL, 640/2, Bl.�20. Zum Hinweis auf 
den beinahe täglichen Schriftwechsel vgl. Uhlendahl an Oldenbourg, 26.1.1932, 
ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�165. In mehreren Gesprächen mit Krüss 
hatte sich Oldenburg selbst ein Bild vom Berliner Generaldirektor gemacht und 
auch festgestellt, dass Krüss den Gedanken des DGK aufgegeben hatte und nur 
noch nach einer Erweiterung der Berliner Titeldrucke strebte. Vgl. Uhlendahl an 
Fick, 6.2.1932 und 23.2.1932, alles in ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�I, Bl.�23, 52.

576 Vgl. Uhlendahl an Krüss, mit Anlage: Vorschlag zur Verschmelzung der Berliner 
Titeldrucke mit der Bibliotheksausgabe der Deutschen Nationalbibliographie, 
15.2.1932, ebd., Bl.�27, 36�f.

577 Wolfgang Roediger (Katalog-Abteilung, PSB) an Uhlendahl, 5.2.1932, ebd., Bl.�2�f. 
Zur Reaktion der DB darauf vgl. die Stellungnahme der Schriftleiter der DNBg 
Frels (Reihe A) und Ruppert (Reihe B) zu den Ausführungen des Abt.-Direktors 
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tonte sogar, dass »ein gesunder Wettstreit zwischen den bibliographischen Ver-
zeichnissen des deutschen Buchhandels und den katalogmässigen Verzeichnissen 
der Berliner Titeldrucke« viel förderlicher sei.578

Da für Oldenbourg mit Krüss auf dem Wege der Verständigung kaum noch 
etwas zu erreichen war, schlug er vor, »zu schärferen Maßnahmen« zu greifen.579 
So sollte nun auch das Preußische Kultusministerium durch eine Denkschrift des 
Börsenvereins bzw. der DB ins Bild gesetzt und damit gleichzeitig auch der 
Haushaltsplan der PSB – der ja zusätzliche Mittel für die Berliner Titeldrucke 
vorsah – zur Disposition gestellt werden.580 Nach einer Besprechung mit Olden-
bourg schlug der Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek eine Bespre-
chung zwischen ihm, Krüss, Uhlendahl und Bick (Wien) vor. Diese »Konferenz 
der Generäle« sollte im Interesse des gesamtdeutschen Bibliothekswesens zu 
einer »Entgiftung der Atmosphäre« und einer »Lösung der Gegensätzlichkei-
ten« beitragen.581

Während Leipzig und Berlin ihre Unternehmen in den Himmel hoben, gingen 
die Bibliothekare mit beiden Verzeichnissen recht nüchtern um, und beurteilten 
sie allein nach ihrem Wert für die Praxis. Wie die UB Göttingen mitteilte, konn-
ten weder die Berliner Titeldrucke noch die Bibliotheksausgabe der DNBg voll-
ends überzeugen, da sie eben nicht auf die besonderen Bedürfnisse der Bibliothe-
ken zugeschnitten waren. Aus diesem Grund behalf sich die UB Göttingen 
durch einen eigenen Hausdruck, da sie nur auf diese Weise Titelaufnahmen jedes 
beliebigen Werkes in jeder gewünschten Zahl erhielt, was über die nur in ein 
oder zwei Exemplaren bezogene Bibliotheksausgabe der DNBg nicht möglich 
war.582 Aus diesem Grund kam in Leipzig nun wieder der Gedanke auf, auf der 

Dr. Roediger vom 5.2.1932, 15.2.1932, ADNBL, 640/0 (1930/1932), Bd.�III, Bl.�173-
177. Aber nicht alle Bedenken der PSB waren von der Hand zu weisen. So ergaben 
die Besprechungen, dass die Benutzung der DNBg für die deutschen Titel für das 
Berliner Katalogisierungsgeschäft in einigen Fällen »eine er hebliche Erschwerung« 
bedeutete. Vgl. Vermerk von Wilhelm Frels über eine Besprechung mit Roediger 
am 18.2.1932, 22.2.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�I, Bl.�46-48. 

578 Krüss an Oldenbourg, 1.3.1932, ebd., Bl.�57�f.
579 Uhlendahl an den Landtagsabgeordneten Hermann Hillger (Berlin), 11.3.1932, 

ADNBL, 640/2, Bl.�31.
580 Vgl. Oldenbourg an Hillger, 12.3.1932, ebd., Bl.�32�f. Da der Preußische Landtag 

am 17.3.1932 auseinanderging, konnte eine Beratung des PSB-Etats nicht stattfin-
den, bis der neue Landtag zusammentrat. Vgl. Hillger an Uhlendahl, 15.3.1932, 
ebd., Bl.�38.

581 Vgl. Oldenbourg an Uhlendahl, 5.4.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�I, 
Bl.�111�f.; Oldenbourg an Josef Bick (Direktor der Nationalbibliothek Wien), 
5.4.1932, ebd., Bl.�114�f. 

582 Vgl. Johannes Füchsel (UB Göttingen) an Wilhelm Frels (DB), 11.4.1932, ADNBL, 
640/0 (1932/1933), Bd.�II, Bl.�1; Zentralbibliothek Zürich an BV, 8.9.1932; Arthur 
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Basis der DNBg und in Analogie zu Berlin, sogenannte Leipziger Titeldrucke – 
also gedruckte Katalogkarten – herauszugeben, um den Bibliotheken das müh-
selige Ausschneiden und Aufkleben der Titel aus der Bibliotheksausgabe zu er-
sparen.583 Diese Gedanken waren Gegenstand einer vertraulichen Sitzung 
ausgewählter Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses der DB, die sich 
Mitte April 1932 über die künftige Strategie in der Auseinandersetzung mit Ber-
lin verständigten. Im Mittelpunkt stand eine von Uhlendahl ausgearbeitete 
Denkschrift, die an die Reichsbehörden gerichtet werden und diese rücksichtslos 
über die »im höchsten Maße unwirtschaftliche, ja verschwenderische« Hand-
lungsweise der PSB aufklären sollte. In diesem Kreis regte man erneut an, den 
Reichssparkommissar sowie den eben zum Preiskommissar ernannten Goerde-
ler für sich zu gewinnen. Man kam überein, den Konflikt nun nicht mehr als 
Stellvertreterkrieg – etwa über den preußischen Landtagsabgeordneten Hillger – 
sondern offen über den Börsenverein und die DB zu führen. Hierfür trat vor 
 allem Uhlendahl ein, der die Zeit für gekommen hielt, ›größtes Kaliber‹ aufzu-
fahren.584

Unter diesen Voraussetzungen war es wenig verwunderlich, dass die von 
Reismüller vorgeschlagene Direktorenbesprechung, die den letzten Versuch 
einer Verständigung darstellen sollte, ergebnislos abgebrochen wurde.585 Nach-

Biber (Stadtbibliothek Breslau) an BV, 27.9.1932; Heinrich Knittermeyer (Staats-
bibliothek Bremen) an BV, 15.9.1932; Herderinstitut zu Riga (Private deutsche 
Hochschule) an BV, 2.11.1932; Eugen Sulz (Direktor der Stadtbücherei Essen) an 
BV, 22.9.1932; Bibliothek des Reichsgerichts Leipzig an BV, ohne Datum (etwa 
Sept. 1932), alles in ADNBL, 558/4, unp. (hinten lose im Umschlag liegend). Zu 
den Problemen der Berliner Titeldrucke vgl. Friedrich Oldenbourg (Vorsitzender 
des GA und Erster Vorsteher des BV): »Denkschrift betreffend Schädigung der 
buchhändlerischen Bibliographie durch Ausbau der Berliner Titeldrucke«, 
14.7.1932, ebd., Bl.�98-120, hier Bl.�104�f. Zu den Defiziten des im Rahmen des PGK 
anlässlich des 100. Todestages Goethes von der PSB extra herausgegebenen Ab-
schnittes »Goethe«, vgl. Frels, Wilhelm: Goethe im Preußischen Gesamtkatalog, 
in: BBl.�99 (1932), Nr.�208 vom 6.9.1932, S.�655-657. Zu von Krüss veranlassten, 
weitgehend positiven Stellungnahmen US-amerikanischer Bibliotheken zum PGK 
vgl. Rundschreiben Krüss’ (mit anliegenden Äußerungen amerikanischer Biblio-
thekare), 3.10.1932, ADNBL, 640/0 (1933/34), Bl.�7-29.

583 Vgl. Bericht über eine Besprechung der von der DB und dem BV geplanten Maß-
nahmen gegenüber dem Ausbau der Berliner Titeldrucke, 14.4.1932, ebd., Bl.�72-
84, hier Bl.�83.

584 Ebd.
585 Die Direktorenbesprechung fand am 2.5.1932 statt. Der Hinweis auf den Abbruch 

der »schroff« geführten Verhandlungen findet sich im Schreiben von Fick an 
 Uhlendahl, 7.12.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�III, Bl.�105. Bereits am 
16.4.1932 hatte Fleischhack Uhlendahl mit den Worten »die Schlacht ist aus« über 
das Scheitern der Vorbesprechung unterrichtet, in der Fachexperten die Direkto-
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dem sich dann auch noch die Wiener Nationalbibliothek im Namen der öster-
reichischen Bibliotheken offen auf die Seite der PSB stellte, und sich auch die 
Münchener Reismüller (BSB) und Hilsenbeck (UB) zu Berlin bekannten, waren 
die Würfel gefallen.586 Am 14. Juli 1932 überreichte der Geschäftsführende Aus-
schuss der DB dem RMdI, dem Reichswirtschaftsministerium und dem Reichs-
sparkommissar seine sorgfältig vorbereitete Denkschrift über die »Schädigung 
der buchhändlerischen Bibliographie durch Ausbau der Berliner Titeldrucke«, 
womit nun auch der Börsenverein offiziell in den Ring stieg und die gesamte An-
gelegenheit in die Hände des Reiches gelegt wurde.587 In der Denkschrift wurden 
alle Monita am Berliner Unternehmen wiederholt und gebeten, dieses einzustel-
len oder im Sinne Leipzigs umzugestalten.588 Uhlendahl ging noch weiter, indem 
er intern behauptete, sogar das von der PSB seit 1885 herausgegebene »Jahres-
verzeichnis der deutschen Hochschulschriften« sei durch die Deutsche Natio-
nalbibliographie« obsolet geworden. Da die »Reihe B« der DNBg alle Hoch-
schulschriften laufend verzeichne, sei »eine Notwendigkeit für das weitere 
Erscheinen des Jahresverzeichnisses nicht recht einzusehen«.589

rensitzung vorbereiten sollten. Curt Fleischhack an Uhlendahl, ADNBL, 640/0 
(1932/1933), Bd.�I, Bl.�136; Bericht von Fleischhack und Wilhelm Frels über die 
Besprechung zwischen Vertretern der PSB, der BSB, der Wiener Nationalbiblio-
thek und der DB unter Vorsitz von Georg Reismüller (BSB), 15.4.1932, ebd., 
Bl.�137-145.

586 Vgl. Josef Bick (Generaldirektor, Nationalbibliothek Wien) an Uhlendahl, 
25.6.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�II, Bl.�59; Oldenbourg an Uhlendahl, 
ebd., 20.4.1932, Bl.�2. Zu den Reaktionen Oldenbourgs (»Hetzerei«, »Brunnenver-
giftung«) und Uhlendahls (»bestellte Arbeit«) auf die Stellungnahme Wiens und die 
sich in der Folge auch zwischen Leipzig und Wien verhärtenden Fronten, vgl. Ol-
denbourg an Uhlendahl, 4.7.1932, ebd., Bl.�58; Uhlendahl an Oldenbourg, 4.7.1932, 
ebd., Bl.�54; Oldenbourg an Bick, 4.7.1932, ebd., Bl.�63�f.; Bick an Oldenbourg, 
6.7.1932, ebd., Bl.�65�f.; Oldenbourg an Bick, 11.7.1932, ebd., Bl.�67-70.

587 Oldenbourg (Vorsitzender des GA und Erster Vorsteher des BV) an RMdI, 
14.7.1932, ebd., Bl.�121�f. Die von Oldenbourg unterschriebene »Denkschrift be-
treffend Schädigung der buchhändlerischen Bibliographie durch Ausbau der Ber-
liner Titeldrucke« vom 14.7.1932 findet sich ebd., Bl.�98-120.

588 Sie wandte sich gegen die von der PSB in Angriff genommene Herausgabe der Vier-
tel-, Jahres- und Fünfjahreszusammenfassungen der Berliner Titeldrucke, soweit 
sie das deutschsprachige Schrifttum betrafen, trat für die Arbeitsteilung zwischen 
Berlin (fremdsprachige Werke) und Leipzig (deutschsprache Titel) und für ein ge-
meinsames »Titeldruckgeschäft« beider Bibliotheken sowie für die Schaffung eines 
laufenden DGK u.�a. auf der Basis des Deutschen Büchereiverzeichnisses (Fünfjah-
resverzeichnis) der DB ein. Vgl. ebd.

589 Freilich unterließ es Uhlendahl »aus taktischen Gründen« noch, die Angelegenheit 
der Hochschulschriften offen zur Sprache zu bringen, um die PSB »nicht zu noch 
stärkerem Widerstand zu reizen«. Aber hier wird bereits deutlich, welche Begehr-
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Die Reaktionen aus Berlin ließen nicht lange auf sich warten. Das Preußische 
Finanzministerium signalisierte seine Absicht, die von der PSB praktizierte Dop-
pelarbeit bei den deutschen Titeln abzustellen.590 Der Reichssparkommissar ver-
anlasste seinen bibliothekarischen Sachverständigen Maas zu einer »gutacht-
lichen Äußerung«, welche die in der Leipziger Denkschrift dargelegten Gründe 
»als berechtigt« anerkannte.591 Diese Auffassung machte sich der Reichsspar-
kommissar schließlich zu eigen und riet dem RMdI, den Plan der DB umzuset-
zen und eine Arbeitsteilung zwischen Berlin und Leipzig herbeizuführen.592 Um 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, hegte Uhlendahl sogar den Wunsch, den 
Reichskommissar für Preußen, Franz von Papen, mit der Angelegenheit zu be-
fassen.593 In der PSB reagierte man auf die Denkschrift sehr nervös. Wie Uhlen-
dahl von einem Insider erfuhr, wurde »das Thema DB« in der Staatsbibliothek 
»alltäglich […] besonders lebhaft diskutiert«.594 Hierzu bestand in Berlin, vor 
allem nach den Anfang Oktober 1932 in der deutschen Presse zahlreich erschie-
nenen Würdigungen zum 20-jährigen Bestehen der DB besonderer Anlass: 

»Über den Tag der Deutschen Bücherei brachte die DAZ am Abend des 3.10. 
einen Artikel, der einige für die PrStB wenig schmeichelhafte Bemerkungen 
enthielt. Darauf wurde hier gleich am Mittwoch eine Direktorenkonferenz 
einberufen, die unter Vorsitz des Herrn Generals über drei Stunden lang zu 
diesem DAZ-Artikel Rats gepflogen haben soll. Erst Freitag folgte dann die 
zum Quartalsbeginn übliche normale Direktorenkonferenz mit Beratungen 
der sonstigen Interna. Das Thema DB wird hier alltäglich seit dem 3.10. be-
sonders lebhaft diskutiert. Erst heute noch hatte ich Gelegenheit, die Herren 
[Gustav] Abb und [Wilhelm] Poewe ca. 20 Minuten lang bei diesem Unterhal-

lichkeiten das bibliographische Engagement der DB weckte, das in Berlin auf nur 
allzu verständliche Gegenwehr stieß. Uhlendahl an Gerhard Stäglich (beim Reichs-
sparkommissar), 13.10.1932, ADNBL, 640 (1932/1933), Bd.�III, Bl.�83�f. Zum Jah-
resverzeichnis der deutschen Hochschulschriften der PSB vgl. Vorstius, Joris u. 
Siegfried Joost: Grundzüge der Bibliotheksgeschichte, Wiesbaden 81980, S.�78.

590 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls über eine Besprechung mit dem Referenten für Kul-
turangelegenheiten im Preußischen Finanzministerium, Walther (?) Wüllenweber, 
29.7.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�III, Bl.�30�f.

591 Georg Maas an Uhlendahl, 4.10.1932, ebd., Bl.�82.
592 Vgl. Reichssparkommissar an RMdI, 26.10.1932, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, 

Nr.�17, Bd.�5, Bl.�75�f.
593 Vgl. Arthur Meiner an Uhlendahl, 21.11.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�III, 

Bl.�88. Seit dem sogenannten »Preußenschlag« vom 20.7.1932, dem staatsstreichar-
tigen Sturz der geschäftsführenden preußischen Regierung unter Otto Braun, fun-
gierte Reichskanzler Franz von Papen als Reichskommissar für Preußen. Vgl. 
Büttner, Weimar, S.�471-473.

594 Abschrift aus einem Schreiben von [Franz ?] Fammler (Berlin) an Uhlendahl, ohne 
Datum aber vermutlich 10.10.1932, ADNBL, 187/3/1, Bl.�33.
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tungsstoff zu beobachten, und für die Herren [Wolfgang] Roedinger und 
[Hans] Sveistrup war es ebenfalls das ausgiebige Frühstücksthema heute 
früh.«595

Wie Krüss dem Verlagsbuchhändler Ernst Reinhardt zu verstehen gab, hatte ihn 
die Beschwerde des Börsenvereins über die PSB angeblich sehr betrübt.596 Ge-
genüber dem Preußischen Kultusministerium gab er sich jedoch betont kämpfe-
risch. Der »Vorstoß des Buchhandels und der Deutschen Bücherei gegen die 
Berliner Titeldrucke« berühre eine der grundlegenden Einrichtungen des preu-
ßischen Bibliothekswesens. Die Leipziger »Vorschläge bezwecken eine Zerstö-
rung des seit 40 Jahren […] bewährten Katalogsystems der Berliner Titeldrucke 
in dem Bestreben, das Monopol, das der Börsenverein in der Buchhandelsbiblio-
graphie bereits besitzt, nunmehr auch auf das Berliner Katalogunternehmen zu 
erweitern«. Er sei nicht bereit, diesen Angriff Leipzigs hinzunehmen, sondern 
werde diesen in einer »großen Gegenaktion« beantworten.597 

In diese Richtung zielte ein von Joris Vorstius gehaltener Vortrag vor der Ver-
einigung der Berliner Bibliothekare, der sich der besonderen Verdienste der PSB 
auf dem Gebiet der Bibliographie annahm.598 Nach einer Aufzählung ihrer »bi-
bliographischen Leistungen« – die auch Meriten um die »Deutsche National-
Bibliographie« beinhalteten – hob er die Bedeutung der PSB als deutsches Zen-
tralinstitut hervor, die ihr jene »Ehrenpflichten« auferlege, wie sie in anderen 
Ländern Nationalbibliotheken zu erfüllen hätten. Die abschließende Passage des 
Vortrags spiegelte die tiefe Kluft zwischen Berlin und Leipzig:

»Hier noch ein Wort über die Deutsche Bücherei, deren Leitung, wie es 
scheint, bibliographische Betätigung auf dem Felde des deutschen Schrifttums 
sich selbst vorbehalten möchte. Wenn sie in den eben erwähnten bibliographi-
schen Leistungen der Staatsbibliothek Übergriffe in ihre Domäne sieht, so 
vergißt sie völlig die Geschichte ihrer Entstehung (wonach sie als Sammelstelle 
des deutschsprachigen Schrifttums, nicht als wissenschaftliche Bibliothek be-
gründet wurde), das Recht der Priorität (das auf unserer Seite ist) und die 
 Tatsache, daß ihr selbst noch gar zu viel fehlt, als daß sie sich mit Recht als 
›Deutsche Nationalbibliothek‹ gerieren könnte. Ihre bibliothekarische wie bi-
bliographische Bedeutung sind doch zu sehr geschmälert durch die Tatsache, 

595 Ebd.; Uhlendahl an Oldenbourg, 21.10.1932, ADNBL, 153/1/2, Bl.�74.
596 Vgl. Krüss an Ernst Reinhardt (München), 16.12.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), 

Bd.�III, Bl.�110.
597 Krüss (Vorsitzender des Beirats für Bibliotheksangelegenheiten) an den PK, 

29.11.1932, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�17, Bd.�5, Bl.�83; Vermerk von 
Wolf Meinhard von Staa (PK) für Wolfgang Windelband (PK), 9.2.1933, ebd., 
Bl.�81; Krüss (Vorsitzender des Beirats für Bibliotheksangelegenheiten) an den PK, 
16.1.1933, ebd., Bl.�84.

598 Vgl. Vorstius, Joris: Unsere Staatsbibliothek und die Bibliographie, Berlin 1932.
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daß wissenschaftliche Arbeiten auf Grund ihrer Bestände nur dann ausgeführt 
werden können, wenn man auf die in diesem Institut fehlende deutsche Lite-
ratur vor 1913 und die ebenfalls so gut wie fehlende ausländische Literatur 
verzichten kann. Die Deutsche Bücherei ist also nur mehr ein Archiv des deut-
schen Schrifttums als eine Bibliothek. Umso schärfer müssen Eingriffe in die 
inneren Verhältnisse des preußischen Bibliothekswesens verurteilt werden, 
die die Deutsche Bücherei mehrfach in der Nachkriegszeit, und teilweise im 
vollen Lichte der Öffentlichkeit, versuchte und die darauf hinausliefen, die ge-
schlossene Einheitlichkeit und Integrität unserer altbewährten Berliner Titel-
drucke zu zerstören. Denn daß die von der Deutschen Bücherei herausgege-
bene Wochenbibliographie der deutschen Neuerscheinungen [!] keinen Ersatz 
für unsere Berliner Titeldrucke und Zetteldrucke darstellen können [!], dürfte 
jetzt wohl eine unbezweifelbare Erkenntnis sein. Angesichts aller Angriffe ge-
gen uns können wir nur eins tun; umso fester jeden Zoll bibliographischen 
Bodens behaupten, der durch Tradition und Schicksal uns zugewiesen ist. 
Wenn zwischen Leipzig und Berlin der Anspruch, deutsche Nationalbiblio-
thek zu sein, entschieden werden müßte, so könnte auch vom Standpunkte der 
wissenschaftlichen Bibliographie aus nur unser Institut für diesen Ehrentitel 
in Betracht kommen.«599

Mit der Broschüre von Vorstius wurde der Streit erstmals in die »breite Öffent-
lichkeit getragen«.600 Allerdings griff man auch auf viel subtilere Methoden zu-
rück, um der Gegenseite eins auszuwischen. So gelang es der Generaldirektion 
der PSB, die Ernennung Hindenburgs zum Schirmherrn der Gesellschaft der 
Freunde der DB zu hintertreiben. Schwerwiegender und im Hinblick auf die be-
vorstehenden politischen Weichenstellungen gefählicher war der von Krüss und 
seinem Umfeld gestreute Vorwurf, Uhlendahl würde Katholiken in der DB zu-
sammenballen. Der Leipziger Direktor war lebhaft bemüht, diese Unterstellung 
sofort aus der Welt zu schaffen. Denn derartige Bemerkungen würden »leicht im 

599 Ebd., S.�14�f. Die Broschüre sorgte natürlich für Aufregung. Während Oldenbourg 
meinte, »der Quatsch« von Vorstius berühre ihn in keiner Weise, nahm Uhlendahl 
dessen »törichte[…] Bemerkungen« nicht ganz so gelassen hin. Oldenbourg an Uh-
lendahl, 11.11.1932, ADNBL, 153/1/2, Bl.�81; Uhlendahl an Oldenbourg, 9.1.1933, 
ebd., Bl.�95. Eine Besprechung der Vorstius-Broschüre in der Zeitschrift »Schweize-
risches Gutenbergmuseum« betonte, beim Lesen würde man den »Pfeffer« in der 
Auseinandersetzung deutlich verspüren. Die »Polemik« dieses »einseitig ›rosa‹ ge-
färbten« Vortrags, zeige, dass genau »wie in der hohen Politik zwischen Preußen und 
dem Reich« auch Gegegsätze zwischen der PSB und der DB bestünden. [Rezension 
von] Unsere Staatsbibliothek und die Bibliographie. Vortrag gehalten in der Verei-
nigung Berliner Bibliothekare von Dr. Joris Vorstius, in: Schweizerisches Guten-
bergmuseum 18 (1932), Nr.�4, S.�266, ADNBL, 811/1 (1906-1933), Bl.�21.

600 Uhlendahl an Oldenbourg, 9.1.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�95.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

444

Gedächtnis haften« bleiben und seien »unter Umständen geeignet, gegen be-
stimmte Einrichtungen oder Personen Stimmung zu machen«.601 Im Hinblick 
auf die Uhlendahl nur wenige Monate später bevorstehene dramatische Erfah-
rung mit den NS-Machthabern erwies sich dies als eine nur allzu realistische Ein-
schätzung. 

Aber auch von Seiten der DB und des Börsenvereins ließ man nichts unver-
sucht. Im Juni 1932 teilte Siegismund Uhlendahl vertraulich mit, die DFG, in der 
Siegismund den Verlagsausschuss leitete, müsse »jetzt gewisse Beziehungen mit 
einzelnen Herren« der NSDAP aufnehmen. Er wäre dankbar, wenn ihm Uhlen-
dahl etwas Näheres über die Verbindungen der DB zu nationalsozialistischen 
Kreisen mitteilen könne.602 Uhlendahl schrieb Siegismund daraufhin, dass die 
Beziehungen der DB zu den Nationalsozialisten bisher »mehr indirekter Art« 
seien. So sei die Bücherei wegen des bei ihr angestellten NSDAP-Mitgliedes 
Friedrich August Hauptmann – immerhin Kulturreferent und stellvertretender 
Ortsgruppenleiter der NSDAP in Leipzig – im RMdI »angeschwärzt worden, 
und zwar ganz zu Unrecht«. Nach einer mündlichen Erklärung Uhlendahls habe 
man die Sache im RMdI daraufhin unter den Tisch fallen lassen.603 Für den 

601 Uhlendahl, der hinter der Behauptung Krüss vermutete, bemühte sich nachzuwei-
sen, dass der Vorwurf unhaltbar war. Von den insgesamt 154 Kräften an der DB 
seien lediglich acht katholischen Bekenntnisses. Der Prozentsatz der Katholiken 
betrage somit für die DB fünf Prozent, während er für das Deutsche Reich bei 32 
Prozent liege. Uhlendahl an Legationsrat Hermann Terdenge [Leiter der Kultur-
abteilung im Auswärtigen Amt, Berlin], 22.11.1932, ADNBL, 339, Bl.�4. Auch 
wenn Uhlendahl den ihm von Georg Schreiber warm empfohlenen Josef Monte-
baur von der Vaticana in Rom nach Leipzig holte, war der Vorwurf einer Kon-
zentration von Katholiken in der DB wenig überzeugend. So hatte Uhlendahl 
 beispielsweise wiederholte Ersuchen katholischer Verleger, auch katholische 
Buchhändler in den VR�der DB aufzunehmen, zu deren Ärger dilatorisch behan-
delt. Vgl. Uhlendahl an den Verlagsbuchhänder Eduard Hüffer (Aschendorffsche 
Verlagsbuchhandlung, Münster), 23.2.1932, ADNBL, 153/2/1, Bl.�94; Eduard Hüf-
fer (Vorsitzender der Vereinigung des katholischen Buchhandels Münster) an Uh-
lendahl, 4.5.1932, ebd., Bl.�103; Uhlendahl an Hüffer, 1.5.1932, ebd., Bl.�104.

602 Siegismund an Uhlendahl, 20.6.1932, ADNBL, 153/0, Bl.�22.
603 Uhlendahl an Siegismund, 22.6.1932, ebd., Bl.�23. Friedrich August Hauptmann 

(1893-1949), der seit 1925 an der DB wirkte, war 1926 in die SA und die NSDAP 
eingetreten und erwies sich als aktiver Nationalsozialist, der in der DB unter den 
Mitarbeitern und Benutzern »fanatische Propaganda für die NSDAP (Nazis)« be-
trieb. So zumindest der an das RMdI gerichtete anonyme Vorwurf, der Uhlendahl 
unterstellte, »aus Konjunkturpolitik« nichts dagegen zu unternehmen. Vom RMdI 
(Donnevert) zu einer Stellungnahme aufgefordert, meinte Uhlendahl, Hauptmann, 
»Inhaber einer untergeordneten Hilfsarbeiterstelle«, sei den Beamten und Ange-
stellten der DB »als erklärter Nationalsozialist bekannt« und habe sich in den letz-
ten Monaten »gelegentlich während der Dienststunden länger, als es sonst üblich« 
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Machtkampf mit Berlin aufschlussreicher war der Hinweis Uhlendahls, der Völ-
kische Beobachter habe »ohne irgend ein Zutun von unserer Seite« unlängst eine 
Notiz über die Kürzung des Reichszuschusses für die DB gebracht, in der »die 
Zeitung in erfreulicher Weise für unsere Interessen« eingetreten sei. Aus diesem 
Grund riet er Siegismund, die nationalsozialistischen Abgeordneten über diese 
Pressenotiz zu unterrichten. Vielleicht, so Uhlendahl, könne man sie »auch über 
die Frage Berliner Titeldrucke und Deutsche Nationalbibliographie ein wenig 
unterrichten«.604

Auch Oldenbourg suchte nun Unterstützung im nationalsozialistischen La-
ger. Wie er im Januar 1933 mitteilte, hatte er mit dem Verleger Hugo Bruckmann 
gesprochen, »der insofern in der nationalsozialistischen Partei (er ist Reichstags-
abgeordneter) eine wichtige Rolle« spielte, als er Hitler persönlich nahestand. 
Oldenbourg habe Bruckmann »auf unseren Kampf« mit der PSB aufmerksam 
gemacht und seine Darlegungen damit begründet, dass er wisse, »wie sehr Krüss 
unter der Decke gerade auch bei Parlamentarischen Bundesgenossen« suche. 
Bruckmann habe seine Darlegungen »sehr freundlich« aufgenommen und in 
Aussicht gestellt, von Seiten der NSDAP »in diesen Dingen einen Vorstoß« zu 
veranlassen. Uhlendahl wurde daraufhin gebeten, Oldenbourg umgehend einen 
Abdruck der Denkschrift für Bruckmann zuzusenden, denn es sei »sehr wichtig, 
daß wir diese Gelegenheit wahrnehmen. Dies umso mehr, als ja doch sehr stark 
damit gerechnet werden« müsse, »dass die Preußische Regierung unter national-

sei »und für die Besprechung dienstlicher Angelegenheiten notwendig« erscheine, 
mit anderen Angestellten und fremden Personen unterhalten. Daraufhin habe ihm 
sein Vorgesetzter, Albert Paust, wegen dieser Unterhaltungen zur Rede gestellt 
und ihn aufgefordet, diese zu unterlassen. Seitdem habe Hauptmann keinen erneu-
ten Anlass zur Klage mehr gegeben. Was Uhlendahl interessanterweise nicht er-
wähnte war, dass ihn Paust darüber unterrichtet hatte, Hauptmann habe »auch in 
der Beamtenschaft der DB erhöhte Propaganda getrieben« und »während der 
Dienstzeit längere Unterredungen mit Gesinnungsgenossen unter den Beamten 
(wissenschaftlichen wie mittleren) und Angestellten« gepflegt. Paust habe Haupt-
mann, der vor allem bei anstehenden Wahlen besonders aktiv werde, mehrfach er-
sucht, »den Dienst von jeder politischen Betätigung zu trennen«. Die Stellung-
nahme Uhlendahls genügte Donnevert, in der Sache nichts weiter zu unternehmen. 
Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten verließ Hauptmann die DB 
und machte Karriere als Stadtrat und Leiter des Kulturpolitischen Amtes der NS-
DAP in Leipzig. Vgl. Anonyme Anzeige an Donnevert (RMdI), 8.5.1932, ADNBL, 
PA Friedrich Hauptmann (geb. 14.2.1893), Bl.�28; Uhlendahl an Donnevert, 
23.5.1932, ebd., Bl.�29; Vertraulicher Sonderbericht von Albert Paust betr. dienst-
liche unzulässige politische Betätigung des Hilfsarbeiters F.�A. Hauptmann, ohne 
Datum, ebd., Bl.�30. Zum politischen Werdegang Hauptmanns vgl. Ergänzung des 
Lebenslaufs von Stadtrat Friedrich August Hauptmann, 10.2.1943, StadtAL, 
Kap.�6, Nr.�125, Bd.�2, Bl.�171�f.

604 Uhlendahl an Siegismund, 22.6.1932, ADNBL, 153/0, Bl.�23
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sozialistische Führung« komme und man der Denkschrift schon jetzt »einen 
parlamentarischen Rückhalt« sichern könne.605

Obwohl Georg Schreiber Oldenbourg dringend riet, die Denkschrift zurück-
zuziehen – denn in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Notlage, in der die Fi-
nanzbehörden den Kulturinstituten größte Probleme bereiteten, komme es auf 
»volle Solidarität« an –, hielt Leipzig an seinem Kurs fest.606 Krüss’ Bemühun-
gen, Verbündete im Buchhandel zu finden, nahm Oldenbourg gereizt zur Kennt-
nis. Er sei »fest entschlossen, den Versuch von Krüss, nun mit Hilfe von persön-
lichen Beziehungen seine taktische Lage zu verbessern, unter allen Umständen 
zu vereiteln«.607 Als der »Pascha« in Berlin seine angekündigte »große Gegen-
aktion« wahr machte und Mitte Januar 1933 durch eine Erwiderung auf die 
Denkschrift des Börsenvereins wieder Öl ins Feuer schüttete, war auch Uhlen-
dahl davon überzeugt, dass sich gegen Krüss »nur mit brutaler Gewalt etwas er-
reichen« lasse.608 Wenige Tage später entfesselten die an die Macht gelangten 
Nationalsozialisten dann eine ganz eigene »Dynamik der Gewalt«, die in der 
Frage des Konflikts zwischen Leipzig und Berlin – in dem inzwischen nicht we-
niger als 13 mündliche Verhandlungen stattgefunden hatten und acht umfang-
reiche Denkschriften ausgetauscht worden waren  – zu einer (vermeintlichen) 
Entscheidung führen sollte.609

605 Oldenbourg an Uhlendahl, 25.1.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�99. Uhlendahl dankte 
Oldenbourg dafür, »Herrn Bruckmann für unsere Beziehungen mit der Preußi-
schen Staatsbibliothek interessiert« zu haben. Uhlendahl an Oldenbourg, 26.1.1933, 
ebd., Bl.�100. Zu Hugo Bruckmann (1863-1941), der zu den einflussreichsten För-
derern Hitlers zählte und ihn über den mit seiner Frau Elsa Bruckmann betriebe-
nen »Salon Bruckmann« – einen Zirkel von Charismatikern, Visionären und Geis-
tesaristokraten – in die »besseren Kreise« der Münchener Gesellschaft einführte, 
vgl. Martynkewicz, Wolfgang: Salon Deutschland. Geist und Macht 1900-1945, 
Berlin 2009; Kershaw, Ian: Hitler 1889-1945, München 2009, S.�135�f., 197, 208�f.

606 Schreiber an den Vorstand der DB, 15.12.1932, ADNBL, 640/0 (1932/1933), Bd.�III, 
Bl.�108; Oldenbourg an Schreiber, 21.12.1932, ebd., Bl.�117-119.

607 Oldenbourg an Ernst Reinhardt (München), 2.1.1933, ADNBL, 640/0 (1932/1933), 
Bd.�IV, Bl.�3. Dabei bezog er sich auf ein Schreiben von Krüss an Reinhardt, das 
Oldenbourg als »dummen Brief« abqualifizierte. Ebd.; Krüss an Reinhardt, 
27.12.1932, ebd., Bl.�2.

608 Die Bezeichnung Krüss’ als »Pascha« findet sich im Schreiben von Oldenbourg an 
Uhlendahl, 5.1.1933, ebd., Bl.�7. Der Hinweis auf die vermeintliche Notwendigkeit 
»brutaler Gewalt« gegen Krüss findet sich im Schreiben von Uhlendahl an Olden-
bourg, 3.1.1933, ebd., Bl.�6. Zur neuen Stellungnahme der PSB vgl.: Erwiderung auf 
die Denkschrift betreffend Schädigung der buchhändlerischen Bibliographie durch 
Ausbau der Berliner Titeldrucke vom 14. Juli 1932, 16.1.1933, ebd., Bl.�10-50.

609 Herbert, Geschichte, S.�305.
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5. »Wahre Wissenschaft ist international« – 
Grenzüberschreitende bibliothekarische 
Zusammenarbeit610

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges befand sich der wissenschaftliche Inter-
nationalismus in der einer tiefen Krise.611 Sicher war schon im langen 19. Jahr-
hundert eine zunehmende »Tendenz zur Nationalisierung wissenschaftlicher 
Forschung« auszumachen, die deutsche scientific community blieb den Konven-
tionen des Internationalismus jedoch bis 1914 verpflichtet und beteiligte sich am 
Aufbau und der Pflege bi- und multilateraler Wissenschaftsbeziehungen.612 Mit 
Kriegsbeginn und der nun aufkommenden militanten deutschen Gelehrtenprosa, 
vor allem dem »rechthaberischen Auftrumpfen des ›Aufrufs an die Kulturwelt‹« 
vom Oktober 1914, zerbrach die internationale Gemeinschaft und wandelte sich 
bis 1918 in eine Isolation und einen regelrechten »Boykott der deutschen Wis-
senschaft« um.613 In dem Bestreben, die deutsche Vormachtstellung auf jedwe-
dem Gebiet durch alliierte Alternativen abzulösen, sollte eine neue, von den Ver-
einigten Staaten geleitete und der englischen Sprache dominierte internationale 
Wissenschaftsordnung entstehen.614 Bis dahin in erster Linie von Deutschland 
bestimmte internationale Wissenschaftseinrichtungen  – wie etwa die 1899 in 
Wiesbaden gegründete Internationale Assoziation der Akademien (IAA) – wur-

610 »True science is international in its scope, its means and working.« Diese Ausfüh-
rungen stammen von Adolf Jürgens und finden sich in American Library Associ-
ation (Chicago): Discussion of International Library Cooperation in Atlantic City, 
N.�J. and Washington, D.�C., October, 1926, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25b, unp. (hin-
ten lose in Akte liegend), S.�14.

611 Vgl. MacLeod, Roy: Der wissenschaftliche Internationalismus in der Krise. Die 
Akademie der Alliierten und ihre Reaktionen auf den Ersten Weltkrieg, in: Fischer, 
Wolfram (Hg.): Die Preußische Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1914-
1945, Berlin 2000, 317-349, bes. S.�321�f., 337-340.

612 Schulze, Winfried: Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 1920-1995. 
Berlin 1995, S.�43; vom Bruch, Rüdiger: Krieg und Frieden. Zur Frage der Milita-
risierung deutscher Hochschullehrer und Universitäten im späten Kaiserreich, in: 
Dülffer, Jost u. Karl Holl (Hg.): Bereit zum Krieg. Kriegsmentalität im wilhelmi-
nischen Deutschland 1890-1914, Göttingen 1986, S.�74-98, hier S.�79.

613 Vgl. Schroeder-Gudehus, Brigitte: Internationale Wissenschaftsbeziehungen und 
auswärtige Kulturpolitik 1919-1933. Vom Boykott und Gegen-Boykott zu ihrer 
Wiederaufnahme, in: Vierhaus, Rudolf u. Bernhard vom Brocke (Hg.): Forschung 
im Spannungsfeld von Politik und Gesellschaft. Geschichte und Struktur der Kai-
ser-Wilhelm-/Max-Planck-Gesellschaft, Stuttgart 1990, S.�858-885, hier S.�859; 
MacLeod, Internationalismus, S.�326-330.

614 Vgl. ebd., S.�318.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

448

den von den Alliierten aufgelöst und stattdessen im Juli 1919 ein Internationaler 
Forschungsrat für die Naturwissenschaften und eine Internationale Union der 
Akademien für die Geisteswissenschaften ins Leben gerufen.615 Während beide 
Gremien als wissenschaftliche Dachorganisationen maßgeblich von den En-
tentemächten bestimmt wurden, sollten Deutschland und seine Verbündeten für 
mindestens zwölf Jahre ausgeschlossen bleiben.616 Erschwerend kam für die 
Mittelmächte hinzu, dass auch der Friedensvertrag von Versailles diese Isolation 
verschärfte. So lösten dessen Artikel u.�a. auch »alle bisherigen internationalen 
Konventionen«, die auf wissenschaftlichem Gebiet bis dahin mit Deutschland 
geschlossen wurden auf, und auch zukünftig sollte auf eine Zusammenarbeit mit 
deutschen Vertretern verzichtet werden.617

Aufgrund der auch auf deutscher Seite bestehenden Vorbehalte gegen eine 
Zusammenarbeit mit den ehemaligen Kriegsgegnern zeichneten sich erst ab 
Mitte der 1920er Jahre wieder versöhnlichere Tendenzen ab, die eine Wiederauf-
nahme grenzüberschreitender Wissenschaftsbeziehungen ermöglichten. Dies 
galt auch für das wissenschaftliche Bibliothekswesen, bei dem es allerdings bis 
dahin zu keiner nennenswerten internationalen Zusammenarbeit gekommen 
war.618 Am 15. Juli 1925 wurde durch ein Abkommen zwischen Frankreich und 
Deutschland der durch den Krieg unterbrochene Schriftentausch wieder aufge-
nommen. Für dessen Organisation bildete das RMdI eine »Reichstauschstelle«, 
die sich danach zu einer zentralen Dienststelle der Literaturversorgung ent-

615 Vgl. Cochrane, Rexmond C.: The National Academy of Science. The first hundred 
Years 1863-1963, Washington 1978, S.�240; MacLeod, Internationalismus, S.�337�ff. 
Zur IAA vgl. Grau, Conrad: Die Wissenschaftsakademien in der deutschen Gesell-
schaft: Das »Kartell« von 1893 bis 1940, in: Scriba, Christoph J. (Hg.): Die Elite 
der Nation im Dritten Reich. Das Verhältnis von Akademien und ihrem wissen-
schaftlichen Umfeld zum Nationalsozialismus, Halle 1995, S.�31-53; Ders.: Die 
Preußische Akademie der Wissenschaften und die Wiederanknüpfung internatio-
naler Wissenschaftskontakte nach 1918, in: Fischer, Wolfram (Hg.): Die Preußi-
sche Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1914-1945, Berlin 2000, S.�279-315, 
hier S.�280-293. MacLeod, Internationalismus, S.�323�f.

616 Dazu und zur »Ächtung der deutschen Wissenschaft« vgl. Schroeder-Gudehus, 
Wissenschaftsbeziehungen, S.�859�f.; Szöllösi-Janze, Haber, S.�581�f.

617 Vgl. Marsch, Ulrich: Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft. Gründung 
und frühe Geschichte 1920-1925, Frankfurt am Main 1994, S.�37�f.

618 Praesent, Hans: Internationale Zusammenarbeit der Bibliotheken, in: Forschungen 
und Fortschritte 7 (1931), Nr.�25/26 vom 1. u. 10.9.1931, S.�348�f. Ein Hinweis auf 
die wenigen zwischen 1900 und 1923 gehaltenen internationalen Bibliothekskon-
gresse in Paris (1900), St. Louis (1904), Brüssel (1910) und Paris (1923) findet sich 
in Müller, Hans: Die Internationale Tagung der Bibliothekare und Bücherfreunde 
in Prag vom 28. Juni – 3. Juli 1926, in: ZfB 43 (1926), Heft Dezember, S.�587-592, 
hier S.�587.
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wickeln sollte.619 Das Internationale Institut für geistige Zusammenarbeit in Pa-
ris wurde vom Völkerbund beauftragt, »die internationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wissenschaft, der Literatur und der Künste vorzubereiten und 
zu verwirklichen«.620 Die zu diesem Zweck gebildete und in Genf angesiedelte 
Völkerbunds-Kommission für die geistige Zusammenarbeit befasste sich auch 
mit bibliographischen Fragen. Zur Behandlung der in diesem Zusammenhang 
aufkommenden Sachthemen wurde eine besondere Unterkommission für Bi-
bliographie gebildet, während das Internationale Institut für geistige Zusammen-
arbeit in Paris als ausführendes Organ fungierte.621 Im Fokus dieser Unterkom-
mission standen Fragen der bibliographischen Auskunftserteilung durch die 
Bibliotheken. Durch eine internationale Fragebogenaktion bei über 2.000 Bib-
liotheken sollte festgestellt werden, inwieweit eine Auskunfts erteilung durch die 
einzelnen Häuser über ihre eigenen Bestände und diejenigen anderer Bibliothe-
ken bereits erfolgte und ob es ratsam erschiene, bestimmte Bibliotheken zu Zen-
tralstellen der Auskunftserteilung über bestimmte Zweige der Wissenschaft aus-
zubauen. Seit 1927 wurde Deutschland in die Fragebogen aktion mit einbezogen 
und der Generaldirektor der PSB Krüss von der Kommission für die geistige Zu-
sammenarbeit zur Auswertung der Umfrageaktion herangezogen.622

619 Vgl. Briel, Beschlagnahmt, S.�33�f. Um »wieder engste Fühlung mit der Entwick-
lung der auswärtigen Politik und Wirtschaft und Wissenschaft zu gewinnen«, war 
vom RMdI bereits 1923 eine Anregung des Völkerbundes durchdacht worden, 
Deutschland möge sich den bestehenden internationalen Vereinbarungen über den 
Tausch amtlicher Druckschriften anschließen. In diesen Überlegungen sind 
 möglicherweise die Vorläufer der deutsch-französischen Übereinkunft von 1925 
zu erblicken. Vgl. Notiz des RMdI, ohne Datum (um 1923), BArch Berlin, 
R�1501/108998, Bl.�5-11.

620 So zumindest Julian Luchaire (Internationales Institut für geistige Zusammenar-
beit, Paris) vermutlich an Krüss, 20.1.1927, BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�28�f.

621 Vgl. Krüss, Hugo Andres: Die internationale Zusammenarbeit der Bibliotheken, 
in: ZfB 44 (1927), Heft Mai, S.�245-249, hier S.�245. Ein Einblick in die Verhand-
lungen der Völkerbunds-Kommission für geistige Zusammenarbeit findet sich in 
Vermerk des RMdI an das AA betr. Kongress der Unterausschüsse [für Bibliogra-
phie und Universitätsbildung] der Völkerbundskommission für intellektuelle Zu-
sammenarbeit, 26.3.1923, BArch Berlin, R�1501/108998, Bl.�23-25.

622 Diese Zusammenkunft zur Auswertung der Umfrage und der Weiterbehandlung 
der Frage fand Anfang 1927 in Paris statt. Vgl. dazu und zu den vorläufigen Ergeb-
nissen Krüss, Internationale Zusammenarbeit, S.�246. Krüss war 1927 auf Vor-
schlag Albert Einsteins dessen Vertreter in der Kommission geworden, bevor sich 
beide überwarfen und sich Einstein aus der Kommission zurückzog. Vgl. Briel, 
Krüß, S.�113-115. Zur Kommissionsarbeit vgl. weiterhin Krüss (PSB) an den RMdI, 
6.3.1927, BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�2; Krüss an RMdI, mit anliegendem Be-
richt über Krüss’ Teilnahme an der Konferenz der bibliothekarischen Sachverstän-
digen beim Internationalen Institut für die geistige Zusammenarbeit in Paris am 4. 
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Der Gedanke, Fragen der Bibliotheken in internationaler Zusammenarbeit ge-
meinsam zu lösen, nahm erstmals 1926 konkrete Formen an. Auf dem im Juni in 
Prag tagenden »Congrès international des bibliothécaires et des amis du livre« 
machte Gabriel Henriot, Vorsitzender der »Vereinigung der französischen Bi-
bliothekare«, den Vorschlag, einen Internationalen Bibliothekarverband ins Le-
ben zu rufen.623 Die Initiative wäre möglicherweise im Sand verlaufen, wenn ihm 
nicht zwei glückliche Umstände zu Hilfe gekommen wären. Im Oktober 1926 
feierten die »American Library Association« in Atlantic City und im September 
1927 die »British Library Association« in Edinburgh ihr jeweils 50-jähriges Be-
stehen. Zwar trugen beide Veranstaltungen nationalen Charakter, er hielten aber 
durch die Einladungen von Bibliothekaren aus der ganzen Welt  einschließlich 
Deutschlands ein internationales Gepräge.624 Am Ende der Verhandlungen in 
Atlantic City über einen internationalen Zusammenschluss stand eine Resolu-
tion, in der die Anwesenden ihre diesbezügliche Bereitwilligkeit signalisierten 
und ihrer Erwartung Ausdruck verliehen, dass zu der im Herbst 1927 in Aus-
sicht genommenen Fünfzig-Jahrfeier der Britisch Library Association in Edin-
burgh bevollmächtigte Vertreter der Bibliothekarvereine der einzelnen Länder 
er scheinen sollten, um die Gründung der internationalen Vereinigung zu voll-
ziehen.625

u. 5. April 1927, 11.4.1927, ebd., Bl.�3-13; Ernst Kuhnert (PSB) an RMdI, mit anlie-
gendem Bericht über die Verhandlungen der Unterkommission für Bibliographie 
der Kommission des Völkerbundes für die geistige Zusammenarbeit in Genf vom 
11. bis 13.  Juli 1927, 28.7.1927, ebd., Bl.�34-49; Wilhelm Krabbe und Hermann 
Fuchs (PSB): Einige Vorschläge für die internationale Zusammenarbeit zwischen 
Bibliotheken durch Vermittlung nationaler Auskunftsbureaus (Nach den Erfah-
rungen des Auskunftsbureaus der Deutschen Bibliotheken in Berlin), 31.12.1927, 
BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�69-78; Krüss an RMdI, mit anliegendem Bericht 
von Krüss und Fuchs über die am 27. und 28. Januar 1928 in Paris beim Institut für 
die geistige Zusammenarbeit abgehaltene Sachverständigenkonferenz für die inter-
nationale Zusammenarbeit der Bibliotheken, 1.3.1928, ebd., Bl.�51-68.

623 Vgl. Wilhite, Jeffrey M.: 85 Years IFLA: A History and Chronology of Sessions 
1927-2012, Berlin u. Boston, S.�27; Müller, Internationale Tagung, hier S.�590�f. 

624 Vgl. Praesent, Internationale Zusammenarbeit, S.�348.
625 Uhlendahl, Heinrich: Die internationalen Bibliothekskonferenzen in Edinburgh 

und Rom, in: ZfB 45 (1928), Heft September/Oktober, S.�645-652, hier S.�646; 
Krüss, Hugo Andres: Bericht über den allgemeinen Verlauf der 50-Jahrfeier der 
»American Library Association« [ALA] in Atlantic City vom 4. bis 8. Oktober und 
der von der Association für die ausländischen Delegierten veranstalteten Studien-
reise vom 9. bis 22. Oktober 1926, in: ZfB 44 (1927), Heft März, S.�118-126. Zur 
Resolution vgl. Carl H. Milam (Generalsekretär der ALA, Chicago) an Adolf  
Hilsenbeck (München), 2.1.1927, ADNBL, 819/1/1 (IFLA 1927), Bl.�1�f. Zu den 
Verhandlungen in Atlantic City vgl. ALA (Chicago): Discussion of International 
Library Cooperation in Atlantic City, N.�J. and Washington, D.�C., October, 1926, 



451

»WAHRE WISSENSCHAFT IST INTERNATIONAL«

Unter den deutschen Bibliothekaren stieß dieser Plan auf wohlwollendes Ent-
gegenkommen. Auf seinem Dortmunder Bibliothekartag verabschiedete der 
VDB im Juni 1927 ebenfalls eine Resolution, in der er »jede zwischenstaatliche 
Zusammenarbeit« begrüßte und sich für die »von der Commission des Völker-
bundes für die geistige Zusammenarbeit eingeleiteten Schritte aussprach, die Bi-
bliothekssysteme der verschiedenen Kulturnationen in nähere Beziehung zuein-
ander zu bringen, um die internationale Zugänglichkeit der in den einzelnen 
Bibliotheken vorhandenen Bestände zu erleichtern«. Darüber hinaus begrüßte 
der VDB auch die zur Herbeiführung eines Zusammenschlusses der nationalen 
Bibliothekarvereinigungen begonnenen Verhandlungen von Prag und Atlantic 
City und signalisierte seine grundsätzliche Bereitschaft, dieser internationalen 
Vereinigung beizutreten.626 

An der Tagung in Edinburgh nahmen ca. 800 Vertreter aus 17 verschiedenen 
Staaten und des Völkerbundes teil.627 Deutschland war u.�a. durch Krüss und 

ADNBL, Abt. VI, Nr.�25b, unp. (hinten lose in Akte liegend). Eine handschriftli-
che, auszugsweise Übersetzung dieses Verhandlungsberichts findet sich in ADNBL, 
819/0 (1927-1970), Bl.�9-33. Als Vertreter Deutschlands nahmen Adolf Hilsenbeck 
(Vorsitzender des VDB), Krüss (PSB), Adolf Jürgens (Reichstauschstelle), Karl  
Oscar Bertling (Direktor des Amerika-Instituts, Berlin) und Susanne Neukircher 
(Städtische Volksbücherei, Frankfurt am Main) teil. Uhlendahl war als stellver-
tretender Vorsitzender des VDB von der ALA nach Atlantic City eingeladen wor-
den, musste aber infolge der »derzeitigen ungüstigen Wirtschaftsverhältnisse in 
Deutschland« absagen. Charles Belden (President, ALA, Chicago) an Uhlendahl 
(Stellvertretender Vorsteher des VDB), 20.5.1926, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25b Bl.�8; 
Uhlendahl an Carl H. Milam (Generalsekretär der ALA, Chicago), 19.7.1926, ebd., 
Bl.�9. Zu den deutschen Teilnehmern in Atlantic City vgl. Visting Delegates from, 
and Representatives of, Foreign Countries and Libraries, ADNBL, 819/1/1 (IFLA 
1927), Bl.�5�f.

626 Resolution des VDB, ohne Datum (Juni 1927), BArch Berlin, R�1501/126834, 
Bl.�123. Uhlendahl und Hilsenbeck hatten sich »im Interesse einer internationalen 
Verständigung und Zusammenarbeit« schon im April 1927 darauf verständigt, dass 
in den auf den deutschen Bibliothekartagen zu haltenden Vorträgen »alle Angriffe, 
Ausfälle und Andeutungen politischer Art unterbleiben« sollten. Adolf Hilsenbeck 
an Uhlendahl, 20.4.1927, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�422; Uhlendahl 
an Hilsenbeck, 23.4.1927, ebd., Bl.�421. Zu den Resolutionen der schweizerischen 
und schwedischen Bibliothekare vgl. Vereinigung Schweizerischer Bibliothekare: 
Entwurf eines Antrages des Vorstandes an die Generalversammlung, Juli 1927, 
ADNBL, 819/9 (1927-1970), Bl.�4; Vermerk von Isak Collijn (Stockholm), 
10.9.1927, ebd., Bl.�5.

627 Vgl. Krüss, Hugo Andres: Die 50Jahrfeier der British Library Association in Edin-
burgh vom 26. September bis 1. Oktober 1927, in: ZfB 45 (1928), Heft Januar u. 
Februar, S.�33-41; Bericht von Hugo Andres Krüss über die 50Jahrfeier der British 
Library Association in Edinburgh vom 26. September bis 1. Oktober 1927, BArch 
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Uhlendahl vertreten, der anstelle des verhinderten Vorsitzenden des VDB, Adolf 
Hilsenbeck, teilnahm.628 Im Ergebnis der Verhandlungen, in denen sich Krüss 
und der US-Amerikaner Carl. H. Milam hervortaten, verabschiedete die Ver-
sammlung am 30. September 1927 eine neue Resolution, der sich zunächst 14 
Länder anschlossen, darunter Deutschland und Österreich, für die Uhlendahl als 
Vertreter des VDB unterzeichnete.629 Im Mittelpunkt der Resolution stand die 
Schaffung des neuen »International Library and Bibliographical Committee«, zu 
deren Vorsitzendem (später Präsident) der Direktor der Königlichen Bibliothek 
in Stockholm, Isak Collijn, ernannt wurde.630 Die Aufgabe des Komitees bestand 
darin, Zeit und Ort internationaler Bibliothekskonferenzen zu bestimmen und 
in Zusammenarbeit mit den örtlichen Ausschüssen das jeweilige Programm vor-
zubereiten. Darüber hinaus sollte das Komitee die internationalen Beziehungen 
zwischen Bibliotheken sowie bibliothekarischen und bibliographischen Organi-
sationen intensivieren. Internationale Bibliothekskonferenzen sollten mindes-
tens einmal in fünf Jahren stattfinden, die erste im Jahr 1929 oder 1930. Die erste 
Vollsitzung des Komitees sollte binnen Jahresfrist anberaumt werden. Wichtig 
war der Entschluss, dass das Komitee zur Besprechung und Lösung bibliothe-

Berlin, R�1501/126834, Bl.�157-172. Krüss hob gerade im Hinblick auf die deut-
schen Entwicklungen auch die im britischen Bibliothekswesen zu beobachtenden 
Konzentrations- und Zentralisierungsbestrebungen hervor. So plante man, die 
Central Library for Students zur nationalen Ausleihbibliothek zu machen. Sie 
sollte zudem zum nationalen Auskunftsbüro aufsteigen, Spezialbibliographien  
herausgeben und eine zentrale Katalogisierungs- und Titeldruckstelle aufbauen. 
Vgl. ebd., Bl.�161�f.

628 Außerdem nahmen noch Gottlieb Fritz (Direktor der Berliner Stadtbibliothek) 
und Susanne Neukircher (Städtische Volksbücherei, Frankfurt am Main) teil. Vgl. 
Uhlendahl, Bibliothekskonferenzen, S.�646; Bericht von Krüss über die 50-Jahr-
feier der British Library Association in Edinburgh vom 26. September bis 1. Ok-
tober 1927, BArch Berlin, R�1501/126834, Bl.�157-172, hier Bl.�158. Zur Bitte 
 Hilsenbecks an Uhlendahl, ihn in Edinburgh zu vertreten vgl. Uhlendahl an Hil-
senbeck (Vorsitzender des VDB), 22.8.1927, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25b (1927), 
Bl.�12; Hilsenbeck an Uhlendahl, 24.8.1927, ebd., Bl.�13. Uhlendahl war autorisiert, 
im Namen der deutschen und österreichischen Bibliotheken zu verhandeln. Hil-
senbeck warnte Uhlendahl im Hinblick auf die bevorstehenden Verhandlungen 
vor der Gefahr einer französich-slawischen »Majorisierung«. Ebd.; Hilsenbeck an 
Uhlendahl, 3.9.1927, ADNBL, 819/1/1 (IFLA 1927), Bl.�22�f.

629 Vgl. Praesent, Internationale Zusammenarbeit, S.�348.
630 Vgl. Wilhite, 85 Years IFLA, S.�23, 27�f. Gleichwohl hielt es die Versammlung für 

zweckmäßig, die vertretenen nationalen Bibliothekarvereine nicht sofort zu bin-
den, sondern ihnen noch Gelegenheit zur Prüfung der neuen Resolution zu geben 
und erst dann eine bindende Erklärung entgegenzunehmen. Die Resolution wurde 
vom VDB am 19.1.1928 ratifiziert, womit er der Internationalen Vereinigung bei-
trat. Vgl. Uhlendahl, Bibliothekskonferenzen, S.�646�f.
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karischer Sachfragen Unterausschüsse bilden konnte. Es wurde festgelegt, einen 
Geschäftsführenden Ausschuss aus acht Mitgliedern zu bilden, in dem auch 
Deutschland eine Stimme erhalten sollte.631

Die erste größere Aufgabe des Komitees bildete die Vorbereitung der ersten 
Vollsitzung der Internationalen Vereinigung für den 31. März 1928 in Rom.632 
Im Mittelpunkt stand die in der Resolution von Edinburgh vorgesehene Bildung 
von Ausschüssen. In Rom erklärte sich die Vereinigung als endgültig konstitu-
iert und wählte die Mitglieder ihres Geschäftsführenden Ausschusses. Neben 
Collijn als Präsident fungierten der Italiener Vincenzo Fago, Direktor des Inter-
nationalen Austauschbüros im Ministerium des Öffentlichen Unterrichts in 
Rom, und der Amerikaner William Warner Bishop, Direktor der Universitäts-
bibliothek in Ann Arbor (Michigan), als stellvertretende Vorsitzende. Uhlen-
dahl, der als alleiniger Vertreter Deutschlands teilnahm, übernahm für den Ver-
lauf der Versammlung die Aufgabe des ständigen Sekretärs.633 Als Ort für den 
nächsten Kongress, der bereits 1929 stattfinden sollte, wurde erneut Rom vorge-
schlagen. Im Hinblick auf die Bildung der Ausschüsse verständigten sich die 
Teilnehmer auf sieben Expertengruppen:

1. Ausschuss für Klassifikations-Systeme zu internationalem Gebrauch (Vor-
sitzender: William Charles Berwick Sayers, Großbritannien),

2. Ausschuss für internationale Katalogregeln (Vorsitzender: Zdeněk Václav 
To  bolka, Tschechoslowakei),

3. Ausschuss für laufende Bibliographien und für ein internationales Ver-
zeichnis bibliographischer Abkürzungen (Vorsitzender: Heinrich Uhlendahl, 
Deutsch land),

4. Ausschuss für internationale Stipendien und Mitgliedschaften sowie für den 

631 Vgl. Bericht von Hugo Andres Krüss über die 50Jahrfeier der British Library As-
sociation in Edinburgh vom 26.  September bis 1.  Oktober 1927, BArch Berlin, 
R�1501/126834, Bl.�157-172, hier Bl.�163-166. Krüss wies darauf hin, dass mit dieser 
Resolution der von Frankreich 1926 offenbar avisierte Plan einer permanenten Ge-
schäftsstelle in Paris und einer engen Anlehnung der internationalen Vereinigung 
der Bibliothekarvereine an den französischen Bibliothekarverband und das in Paris 
ansässige Institut für die geistige Zusammenarbeit vereitelt worden sei. Vgl. ebd., 
Bl.�166�f., 168.

632 Vgl. dazu Uhlendahl, Bibliothekskonferenzen, S.�647-651; Wilhite, 85 Years IFLA, 
S.�29�f.; Uhlendahl an Isak Collijn, mit anliegendem Bericht von Collijn (Präsident) 
und Uhlendahl (Sekretär) über die erste Vollsitzung des International Library and 
Bibliographical Committee am 31.3.1928 in Rom, 3.4.1928, ADNBL, Abt. VI, 
Nr.�25b, Bl.�22-28.

633 Das Amt des ständigen Sekretärs übernahm 1929 der Direktor der Bibliothek des 
Völkerbundes in Genf, Tietse Pieter Sevensma. Vgl. ebd., Bl.�25; Wilhite, 85 Years 
IFLA, S.�30.
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internationalen Austausch von Bibliothekaren und bibliothekarischen Hilfs-
kräften (Vorsitzender: William Warner Bishop, Vereinigte Staaten),

5. Ausschuss für die bibliothekarische Ausbildung (Vorsitzender: Gabriel 
Henriot, Frankreich),

6. Satzungsausschuss für die Bearbeitung von Ergänzungsbestimmungen der 
Resolution von Edinburgh (Vorsitzender: Isak Collijn, Schweden).634

Die Aufgabenkreise der Ausschüsse wurden nicht näher konkretisiert, da es sich 
um eine völlig neue Organisation handelte. Es oblag den zukünftigen Internatio-
nalen Bibliothekskongressen sowie den nationalen Bibliothekarvereinigungen, 
diesen Ausschüssen Leben einzuhauchen.635 Während der Verhandlungen lernte 
Uhlendahl erstmals führende europäische und amerikanische Bibliothekare per-
sönlich kennen, woraus sich langjährige kollegial-freundschaftliche Beziehun-
gen entwickelten.636 Zu diesem Kreis zählten neben dem Schweden Isak Collijn 
vor allem der Direktor der Schweizerischen Landesbibliothek in Bern, Marcel 
Godet, und der Direktor der Bibliothek des Völkerbunds in Genf, Tietse Pieter 
Sevensma.637 Diesen exklusiven Kreis einte ein persönliches Verhältnis und ge-
genseitiges Vertrauen. Collijn, der als Präsident des Internationalen Komitees 
den für 1929 geplanten Bibliothekskongress in Rom vorbereiten musste, be-

634 In den Ausschuss 4 wurde kurze Zeit später Krüss aufgenommen. In den Aus-
schuss 5 sollte u.�a. auch ein Mitglied aus Deutschland entsendet werden, für den 
der VDB 1928 Otto Glauning namhaft machte. Vgl. Uhlendahl, Bibliothekskonfe-
renzen, S.�650.

635 So zeigte sich Uhlendahl als Vorsitzender des Ausschusses 3 bemüht, dessen Ar-
beiten mit denen des VDB zu verbinden und appellierte an seine deutschen Kolle-
gen, in der Frage der Titelkürzungen auf der Basis der deutschen Erfahrungen und 
denen des Auslandes zu einem Ausgleich und zu einer internationalen Regelung zu 
gelangen. Vgl. Johannes Füchsel (Schriftführer des VDB, Göttingen) an Uhlendahl, 
mit anliegenden Ausführungen Uhlendahls auf dem Göttinger VDB-Tag von 1928, 
6.7.1928, ADNBL, Abt. V, Nr.��25, Bl.�284-286.

636 Wie Uhlendahl 1934 festhielt, unterhielt und pflegte er »persönliche Beziehungen 
zu den führenden Bibliothekaren fast aller europäischen und vieler außereuropäi-
scher Länder«. Uhlendahl an den Vizepräsidenten der Union Nationaler Schrift-
steller e.�V. Gottfried Benn (Berlin-Friedenau), 22.6.1934, ADNBL, 154/5 (Hefter 
1930-1940 von Goethe-Gesellschaft bis Verein …), Bl.�349.

637 Vgl. etwa Uhlendahl an Johann Samuel Theissen (Direktor der UB Groningen), 
18.4.1928, ADNBL, Abt. VI, Nr.�25b, Bl.�30R; Uhlendahl an Sevensma, 27.5.1938, 
ADNBL, 416 (Hefter 1938-1954), Bl.�117; Uhlendahl an Collijn, 24.5.1930, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�93. In Collijn erblickte Uhlendahl nach dem 
Tod Milkaus den bedeutendsten Bibliothekar Europas. Vgl. Uhlendahl an den 
Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda, 5.7.1935, ADNBL, 192/2 
(Hefter: Ehrung des Reichsbibliothekars I. Collijn, Stockkholm zum 60. Geburts-
tag), Bl.�3.
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klagte sich bei Uhlendahl unverblümt über den affektierten Stil der faschisti-
schen Regierung. Über den Leiter des italienischen Organisationsbüros und sei-
nen Stellvertreter im Internationalen Komitee, Vincenzo Fago, teilte Collijn 
Uhlendahl vertraulich mit:

»Fago ist ein gefährlicher Bursche, manchmal furchtbar lächerlich. Aber seine 
Stellung als hoher Faschist macht, dass wir nicht ohne ihn etwas erreichen 
können. Die übrigen italienischen Bibliothekare, von denen ich eine grosse 
Anzahl tüchtiger und gelehrter Männer in Florenz traf, können nichts tun, 
müssen nur den Befehlen der Partei folgen, wollen sie, oder wollen sie nicht. 
Es ist wirklich schade, dass wir mit diesem Räuberhauptmann zu tun haben 
müssen. Vor 14 Tagen bekam ich ein Telegramm von ihm, in dem er mir mit-
teilte, dass der Kongress beschlossen war und dass ein Brief sofort folgen solle. 
Dieser Brief ist bis jetzt nicht eingetroffen. […] Vielleicht ist er jetzt mit 
Schweden weniger zufrieden, da unsere Zeitungen offen gesagt haben, was wir 
über die Italia-Expedition und die Italiener denken. Und seine Herren à la 
Fago wollen das erste Volk Europas werden!«638

Der erste Weltkongress für Bibliothekswesen und Bibliographie tagte vom 15. 
bis 30. Juni 1929 in Rom und Venedig. An ihm nahmen etwa 1.300 Deligierte aus 
etwa 30 Ländern teil.639 Aus Deutschland waren etwa 50 Vertreter angereist, 
daunter Richard Fick und Adolf Hilsenbeck als Vertreter des VDB sowie Otto 
Glauning, Georg Leyh, Krüss und Uhlendahl.640 Der Tagungsplan – der auch 

638 Isak Collijn an Uhlendahl, 7.8.1928, ADNBL, 154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�101�f. Vgl. 
auch Collijn an Uhlendahl, 29.4.1929, ADNBL, 819/1/2 (IFLA 1929), Bl.�39. Auch 
Uhlendahl sah der Zusammenarbeit mit Fago »nicht eben mit besonderer Freude 
entgegen«. Uhlendahl an Collijn, 7.5.1929, ebd., Bl.�41-43. Bei der »Italia-Expedi-
tion« handelte es sich vermutlich um die Aufsehen erregende Expedition des Luft-
schiffes »Italia« unter seinem Kapitän Umberto Nobile, die im Mai 1928 startete 
und in einem Fiasko endete.

639 Vgl. Praesent, Internationale Zusammenarbeit, S.�348; Fuchs, Hermann u. Hugo 
Andres Krüss: Bericht über den Verlauf des ersten Weltkongresses für Bibliotheks-
wesen und Bibliographie in Rom-Venedig vom 15.-30. Juni 1929, in: ZfB 46 (1929), 
Heft Oktober, S.�465-480; Praesent, Hans: Der 1. Weltkongreß für Bibliotheks-
wesen und Bibliographie in Rom und Venedig, Juni 1929, in: BBl.�96 (1929), 
Nr.�174 vom 30.7.1929, S.�821-824 und Nr.�176 vom 1.8.1929, S.�829-832; Erster 
Weltkongreß der Bibliothekare, in: Die Kunstauktion 3 (1929), Nr.�27 vom 7.7.1929; 
Stummvoll, Josef: IFLATION. Erinnerungen an die IFLA und an markante Bi-
bliothekare seit 1929, in: Biblos. Österreichische Zeitschrift für Buch- und Biblio-
thekswesen, Dokumentation, Bibliographie und Bibliophilie 26 (1977), Heft 3, 
257-272, hier S.�258�f.

640 In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass neben anderen Kollegen auch Uhlen-
dahl der Meinung war, dass für die Vertretung Deutschlands im Ausland »kein 
Besserer als Krüss« gefunden werden könne, da er sich durch eine exzellente Be-
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eine feierliche Eröffnungsrede Mussolinis und einen Empfang bei Papst Pius XI. 
vorsah – enthielt 18 Vorträge deutscher Teilnehmer, darunter Friedrich Olden-
bourg vom Börsenverein, der über die Organisation des deutschen und des in-
ternationalen Buchhandels referierte, und die DB-Bibliothekare Hans Praesent 
und Julius Rodenberg, die sich den internationalen Bibliothekenführern bzw. 
den nationalen und internationalen Tendenzen in der Buchkunst der Gegenwart 
widmeten.641 Da der von ihm geleitete Komitee-Ausschuss für Bibliographien 
bis dahin nur wenig Wirksamkeit entfaltet hatte, versuchte Uhlendahl, ihn be-
reits im Vorfeld des Kongresses zu beleben. So bemühte er sich um eine Reihe 
von Referenten und die Erstellung eines Tagungsprogramms.642 Um einen Über-
blick über die laufenden Bibliographien der verschiedenen Staaten zu gewinnen, 
 veranlasste Uhlendahl eine Rundfrage in 25 europäischen Ländern. Ihr Ergebnis 
stand im Fokus der von ihm geleiteten Sektion »Laufende Bibliographien«.643 
Die Verhandlungen ›seiner‹ Sektion führten zu einer der zahlreichen Resolutio-
nen des Kongresses, in der auf die große Bedeutung rasch erscheinender, laufen-

herrschung der englischen Sprache auszeichnete und sich als geschickter Verhand-
lungsführer erwies. Darüber hinaus verfügte auch Krüss über ausgezeichnete Ver-
bindungen in die internationale community der Bibliothekare. Vgl. Uhlendahl an 
Collijn, 22.2.1928, ADNBL, 819/0 (1927-1970), Bl.�60. Als Beispiel für die über das 
Internationale Komitee hinausgehenden Beziehungen von Krüss vgl. seinen Be-
richt an den RMdI über seine Teilnahme an der zweiten Tagung des Organisations-
komitees für die Völkerbundbibliothek in Genf am 4. und 5. Juni 1928, 14.6.1928, 
BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�79-82.

641 Vgl. Liste betr. Vorträge deutscher Bibliothekare auf dem Weltkongress für Bi-
bliotheken und Bibliographie in Rom und Venedig, ohne Datum, ADNBL, 819/1/2 
(IFLA 1929), Bl.�53; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium und an 
den Rat der Stadt Leipzig, 7.7.1929, ADNBL, 232/2, Bl.�5. Zum Inhalt der Reden 
Oldenbourgs und Rodenbergs vgl. Praesent, Weltkongreß, S.�823. Über Mussolini 
hielt Uhlendahl fest, dieser habe sich »durchaus nicht so martialisch« dargestellt, 
wie »gemeinhin erwartet« wurde. Die Begegnung mit ihm sei »für viele ein Ereig-
nis« gewesen. Wochenbericht des Rotary Clubs Leipzig betr. Zusammenkunft am 
27.5.1930, 1 (1930), Nr.�50 vom 30.5.1930, ADNBL, P 02.01 (Sammlung Heinrich 
Uhlendahl).

642 Vgl. Uhlendahl an Auguste Vincent (Bibliothèque Royale, Brüssel), 1.12.1928, 
ADNBL, 819/1/2 (IFLA 1929), Bl.�17; Uhlendahl an Fritz Prinzhorn (Direktor der 
Bibliothek der TH Danzig), 20.12.1928, ebd., Bl.�18.

643 Ein Überblick über die 16 Sektionen, von denen auch Krüss eine leitete, findet sich 
in: Ier Congrès mondial des Bibliothèques et de Bibliographie Rome – Venise, 15.-
30. June 1929, Programme des Travaux arrêté par le Comité international en date 
du 13-2-29, Sections du Congrès, ebd., Bl.�37. Vgl. zudem I. Congresso Mondiale 
delle Biblioteche e di Bibliografia, ebd., Bl.�6-30 (hinten lose in Akte liegend); 
Fuchs/Krüss, Bericht, S.�468�f.
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der Bibliographien des gesamten nationalen Schrifttums hingewiesen wurde.644 
Im Hinblick auf die vielfach noch unzureichende Regelung der bibliographi-
schen Frage sollte der Kongress die einzelnen Nationen bitten, sich dieses Pro-
blems besonders anzunehmen. Als Vorsitzender des entsprechenden Komitee-
Ausschusses wirkte Uhlendahl in dieser Frage selbst wegweisend, denn zwei 
Jahre später legte die von ihm geleitete DB bekanntlich die erste Ausgabe der 
Deutschen Nationalbibliographie vor.645

Im Zuge der Verhandlungen in Rom und Venedig wandelte sich das Komitee 
schließlich in die noch heute bestehende International Federation of Library 
 Associations (IFLA) um und gab sich ein Statut.646 Ihr Zweck bestand darin, die 
internationalen Beziehungen zwischen Bibliotheken und Bibliothekaren zu 
 fördern und so zu einer »Verständigung der Völker auf geistigem Gebiet 
beizutragen«.647 Allerdings handelte es sich bei der IFLA noch um einen lose or-
ganisierten Verbund nationaler Bibliothekarvereine mit einem Präsidenten und 
einem Generalsekretär, einem Kreis fachspezifischer Ausschüsse, aber ohne feste 
Geschäftsstelle und finanziellen Grundstock.648 Die Geschäfte wurden fortan 
von einem Internationalen Bibliotheksausschuss (International Library Com-
mittee) geleitet, dem Deligierte der der IFLA beigetretenden nationalen Vereine 
angehörten. Zwar hatte der Kongress erste wirksame Impulse gesetzt, es kam 
aber nun auf das Engagement der IFLA an, die in Rom gefassten Beschlüsse – 
etwa auf dem Gebiet der Bibliographie, des internationalen Leihverkehrs oder 
der Einheitsklassifikation – in die Tat umzusetzen. So verwies Hans Praesent 
darauf, dass die »überaus kostspieligen Kommissionen, die der Völkerbund und 
das Institut für geistige Zusammenarbeit in Paris auf bibliothekarischen und 
ähnlichen Gebieten« unterhielten, im Vergleich zu dem dort betriebenen Auf-
wand »bisher herzlich wenig geleistet« hätten, und der eigentliche Fortschritt 
nur von einzelnen tatkräftigen und arbeitslustigen Fachleuten aus verschiedenen 
Ländern zu erwarten sei. So werde auch weiterhin jede Nation für sich selbst 
sorgen müssen und solchen Kongressen nur Anregungen entnehmen können.649

Obwohl in Rom perspektivisch erfolgversprechende Grundlagen für die 
künftige internationale bibliothekarische Gemeinschaftsarbeit geschaffen wur-
den, dachte Uhlendahl rückblickend nicht gern an die »nach mancher Richtung 

644 Zu den Resolutionen des Kongresses vgl. ebd., S.�474-476.
645 Zum Inhalt der Besprechungen der Sektionen Uhlendahls vgl. Verhandlungs-

bericht der 3. und 6. Sektion des Internationalen Verbandes der Bibliothekarvereine 
auf dem I. Internationalen Bibliothekarkongress Rom, 19.6.1929, ADNBL, 819/1/2 
(IFLA 1929), Bl.�90-93.

646 Das Statut findet sich in Fuchs/Krüss, Weltkongress, S.�477�f.
647 Internationale Konferenz der Bibliothekare, in: Leipziger Neueste Nachrichten 

vom 22.8.1930, ADNBL, 819/1/3 (IFLA 1930), Bl.�9.
648 Vgl. Wilhite, 85 Years IFLA, S.�30�f.
649 Praesent, Weltkongreß, S.�824.



KRISENMANAGEMENT UND PREKÄRE KONSOLIDIERUNG

458

unangenehmen Tage des römischen Kongresses« zurück.650 Abgesehen von sei-
ner mangelhaften Organisation hing dies möglicherweise damit zusammen, dass 
der Konflikt zwischen Leipzig und Berlin selbst hier zum Tragen kam.651 So 
wusste der Korrespondent der Leipziger Neuesten Nachrichten zu berichten, 
dass durch das Fehlen der Vertreter der Bayerischen Staatsbibliothek und der 
Hamburger öffentlichen Büchereien in Rom besonders die Berliner Staatsbiblio-
thek »für den Ausländer zu einer alles andere in Deutschland überragende[n] 
Größe emporwuchs, die bei aller Achtung vor diesem Rieseninstitut denn doch 
nicht als Tatsache anerkannt werden« könne.652 Im Kongress-Bericht im Zen-
tralblatt für Bibliothekswesen stichelten Krüss und Fuchs gegen die DB, die im 
Rahmen der in Rom gezeigten internationalen Bibliotheksausstellung mit 
»einigen ansehnlichen Aufnahmen ihres Gebäudes« aufgefallen sei und »ver-
sucht« habe, ein Bild ihrer Leistungen auf bibliographischem Gebiet zu geben.653

Im August 1930 fand eine erste Konferenz des Internationalen Bibliotheks-
ausschusses der IFLA, der sich inzwischen 27 Ländern angeschlossen hatten, in 
Stockholm und Upsala statt.654 An ihr nahmen Vertreter aus zwanzig Staaten 
teil, unter ihnen Richard Fick als Vorsitzender des VDB und Heinrich Uhlen-
dahl. Die in Rom beschlossenen Arbeiten wurden in Stockholm fortgeführt. 
Erstmals berichteten einzelne Unterkommissionen über ihre Arbeiten, aber auch 
neue Probleme wurden aufgegriffen.655 So wurde nun ein Unterausschuss für Bi-
bliotheksstatistik ins Leben gerufen, der eine internationale Regelung herbeifüh-
ren sollte. Zum Leiter dieses Ausschusses wurde der Direktor der UB Tübingen, 
Georg Leyh ernannt, der in der Redaktion des Zentralblatts für Bibliotheks-
wesen und des Jahrbuchs der Deutschen Bibliotheken für statistische Fragen 
verantwortlich zeichnete.656 Im Jahr 1930 wurden auch die lange Zeit unabhän-
gig laufenden Bestrebungen des Völkerbundes in nähere Beziehung zur IFLA 

650 Uhlendahl an Isak Collijn (Stockholm, Königliche Bibliothek), 24.5.1930, ADNBL, 
154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�93.

651 Zur »mangelhaften Organisation« des Kongresses, über die »lebhaft Klage ge-
führt« wurde, vgl. Praesent, Weltkongreß, S.�821�f., 829, 831�f.; Fuch/Krüss, Be-
richt, S.�467�f.

652 Weltkongreß für Bibliothekswesen in Rom, in: Leipziger Neueste Nachrichten 
vom 25.6.1929, ADNBL, 811/1 (1920-1939), Bl.�75.

653 Fuchs/Krüss, Bericht, S.�471. Im Vergleich dazu fiel der im Börsenblatt erschienene 
Bericht von Hans Praesent über die in Rom gezeigte Ausstellung der PSB positiv 
aus. Vgl. Praesent, Weltkongreß, S.�830�f.

654 Vgl. Fuchs, Hermann: Die dritte Tagung des Internationalen Bibliotheksausschus-
ses, Stockholm, 20.-21. August 1930, in: ZfB 48 (1931), Heft 3, S.�143-145.

655 Vgl. Internationale Konferenz der Bibliothekare, in: Leipziger Neueste Nachrich-
ten vom 22.8.1930, ADNBL, 819/1/3 (IFLA 1930), Bl.�9.

656 Vgl. Leyh an Uhlendahl, 19.6.1931, ADNBL, 819/0/1 (IFLA), Bl.�2



459

»WAHRE WISSENSCHAFT IST INTERNATIONAL«

gebracht.657 Das Institut für geistige Zusammenarbeit in Paris hatte 1928 und 
1930 ebenfalls internationale Bibliothekskonferenzen ausgerichtet. Ebenso aktiv 
war seine Kommission für geistige Zusammenarbeit in Genf, in der Krüss die 
Unterkommission für Bibliographie leitete. Allein diese Unterkommission tagte 
zwischen 1928 und 1930 dreimal. Da auf den Tagungen in Paris und Genf ebenso 
wichtige Fragen internationaler Bibliotheksarbeit erörtert wurden, nahm an ih-
nen auch der Präsident der IFLA teil, während Vertreter der Völkerbundskom-
mission umgekehrt zu den Tagungen des Internationalen Bibliotheksausschusses 
der IFLA eingeladen wurden.658

Auch in den folgenden Jahren gehörte Uhlendahl zu den Teilnehmern der Sit-
zungen des Internationalen Bibliotheksausschusses, so 1932 in Bern, wo man 
sich der Buch- und Bibliotheksstatistik, der Preisgestaltung der wissenschaft-
lichen Zeitschriften und dem internationalen Austausch der Bibliothekare wid-
mete.659 Dem Austausch maß auch Uhlendahl zentrale Bedeutung bei. So be-
mühte er sich nicht nur um die Gewinnung von Austauschbibliothekaren, 
sondern bot Ausländern auch die Möglichkeit einer Ausbildung an der DB an.660 
Uhlendahl vertrat die Ansicht, dass dem Bibliothekar unter den Vertretern der 
verschiedenen akademischen Berufe, die für den Austausch in Frage kämen, be-
sondere Bedeutung beizumessen sei, »da er, wie kein anderer, für die Verbrei-

657 Seit 1930 erhielt die DB auch alle Schriften des Völkerbundes. Die Erwerbung der 
älteren Veröffentlichungen sollte über den Dublettentausch erfolgen. Vgl. Vermerk 
über eine Besprechung zwischen Fritz ? Schnabel (Völkerbund) und Uhlendahl, 
19.5.1930, ADNBL, 541/2 (1928-1930), Bl.�29; Tietse Pieter Sevensma (Société des 
Nations, Service des Publications – League of Nations, Publications Department, 
Genf), 17.1.1931 an Uhlendahl (»Lieber Freund und Kollege!«), ADNBL, 541/1 
(Akte Allgemein), Bl.�50.

658 Vgl. Praesent, Internationale Zusammenarbeit, S.�349; Fuchs, Dritte Tagung, S.�144.
659 Vgl. Leyh, Georg: Bericht über den Verlauf der 5. Sitzung des Internationalen Ko-

mitees der Bibliotheken in Bern vom 9. und 10. Juni 1931, in: ZfB 49 (1932), Heft 
10, S.�497-503; Internationale Bibliothekarkonferenz, in: Leipziger Neueste Nach-
richten vom 17.6.1932, ADNBL, 819/1/5 (IFLA 1932), Bl.�31. Zur Teilnahme  
Uhlendahls an den IFLA-Tagungen und der Leitung von zwei IFLA-Unteraus-
schüssen vgl. von Uhlendahl ausgefüllter Fragebogen der Military Government of 
Germany, 17.6.1945, StadtAL, StVuR, Nr.�9286, Bl.�147-151, hier Bl.�151R; von 
Uhlendahl ausgefüllter Personalfragebogen der DB, 7.1.1952, ADNBL, PA Hein-
rich Uhlendahl (Blauer Klarsichthefter: Dr. Uhlendahl 1945-1954), unp.

660 Uhlendahl an den Deutschen Akademischen Austauschdienst e.�V. (DAAD) (Fräu-
lein Dr. [Helga] Boustedt, Berlin), 19.9.1931, ADNBL, 349/0, Bl.�5R. Ein Über-
blick über die Austausch- und Gastbibliothekare, ausländischen Volontäre und 
Praktikanten, Angestellten und Akademiker an der DB sowie die Austauschbiblio-
theken findet sich im Auszug aus einem Schreiben Uhlendahls an Legationssekre-
tär Paulus von Stolzmann (AA Berlin), 9.4.1936, ADNBL, 349/0, Bl.�36 (mit an-
liegenden Übersichten, Bl.�38-43).
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tung des deutschen Buches im Ausland wirken« könne. Zudem sei Leipzig als 
Stadt des Buches mit seinen vielen Buchhandelshäusern von Weltruf, mit dem 
Sitz des Börsenvereins, des Deutschen Buchgewerbevereins und mit der DB als 
zentraler Sammelstätte des deutschsprachigen Schrifttums des In- und Auslan-
des, als Bearbeiterin der Deutschen Nationalbibliographie und zahlreicher ande-
rer Bibliographien, besonders geeignet, »den fremden Bibliothekar mit dem 
deutschen Buch vertraut zu machen«.661 Vor diesem Hintergrund hatte sich an 
der DB zwar ein Austausch mit dem Ausland angebahnt. In Bern musste Uhlen-
dahl 1932 aber einräumen, dass der Austausch infolge der Wirtschaftskrise »nur 
wenige Erfolge« aufweise.662

Uhlendahl begrüsste die Bestrebungen des Internationalen Verbandes der Bi-
bliothekarvereine lebhaft und arbeitete in seinen Ausschüssen aktiv mit. Über 
seine engen persönlichen Kontakte zu Collijn, Sevensma und Godet wurde er 
Teil eines internationalen Netzwerkes führender Bibliothekare, ohne die eine ef-
fektive internationale Zusammenarbeit undenkbar war. Wurde die IFLA anfangs 
als »gentleman’s Club« mit bescheidener Reichweite belächelt, so sollten sich 
gerade die 1930er Jahre als Zeit des Wachstums erweisen, in denen die Grund-
lagen für den Erfolg der IFLA nach 1945 gelegt wurden.663 

Das Bekenntnis zu Internationalität und grenzüberschreitender Zusammen-
arbeit kam im Fall Uhlendahls noch in einem anderen Zusammenhang zum Tra-
gen, der ebenfalls für die DB Bedeutung gewann, denn Uhlendahl gehörte zu den 
Gründungsmitgliedern des Rotary Clubs Leipzig. Die Rotary-Bewegung 
stammte ursprünglich aus den USA und ging aus einem Zusammenschluss vier 
Gleichgesinnter hervor, die 1905 beschlossen hatten, ihre Gedanken in regel-
mäßigen Zusammenkünften auszutauschen. Die ›rotierenden‹, d.�h. anfangs ab-
wechselnd in den Geschäftsräumen der Mitglieder stattfindenden Treffen, bilde-
ten den Ausgangspunkt für die Bezeichnung »Rotary« und für das Rad als 
Symbol des Vereins.664 Das ursprüngliche Ziel bestand darin, einen »business 
circle« zum Zweck gegenseitiger Information zu schaffen. Die Möglichkeit, 
durch den Rotary Club Informationen zu erhalten, veranlasste viele Honoratio-
ren, ihm beizutreten. Dies hatte einen raschen Aufschwung der Bewegung zur 
Folge, die in zunehmendem Maße ihren Charakter als Plattform der Informati-
onsvermittlung abstreifte und sich selbst ethischen Grundsätzen verpflichtete.665 
Der der Rotary-Bewegung innewohnende »Ideen-Komplex der bürgerlichen 
Humanität« (Thomas Mann)  – der im Credo »Dienen geht über den eigenen 

661 Uhlendahl an Adolf Morsbach (Leiter des DAAD, Berlin), 27.10.1931, ebd., Bl.�7.
662 Leyh, Bericht, S.�498.
663 Vgl. Wilhite, 85 Years IFLA, S.�23�f.
664 Vgl. Marx, Werner: Der Rotary Club Leipzig 1929-1937, Beucha 2004, S.�9.
665 Vgl. ebd.; Bericht des Sicherheitsdienstes der SS (SD) über den internationalen Ro-

tary-Klub, ohne Datum (um 1935), BArch Berlin, R�58/6168g, Teil 1, Bl.�354-363.
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Vorteil« seinen Ausdruck fand – sorgte für ihre schnelle Verbreitung auch in der 
angelsächsischen Welt, womit Rotary einen internationalen Charakter erwarb.666 
Nachdem sich die Bewegung auf den britischen Inseln 1911 ausgebreitet hatte, 
trat sie ihren Siegeszug nach dem Ersten Weltkrieg auch auf dem europäischen 
Festland an. Die ersten Clubs in Deutschland entstanden 1927 in Hamburg und 
Frankfurt am Main. Wie in anderen Städten auch vereinigten die Rotary Clubs 
Eliten der Wirtschaft und des Geisteslebens. Ihr Anspruch, »internationale Be-
ziehungen im Sinne der Völkerverständigung und der Friedenserhaltung zu för-
dern« und das Selbstverständnis der Clubmitglieder, zur gesellschaftlichen Elite 
zu gehören, hatten zur Folge, dass in Deutschland in kurzer Zeit weitere Clubs 
entstanden, so auch 1929 in Leipzig.667 Mitte der 1930er Jahre bestanden welt-
weit etwa 3.850 Clubs mit etwa 161.000 Mitgliedern. Der Internationale Rotary 
Club (»Rotary International«) war eine überstaatliche Vereinigung führender 
Vertreter aus Wirtschaft, Handel, Wissenschaft und Politik. Die unterste Ebene 
der Organisation bildeten die in den Städten angesiedelten Clubs, an deren Spitze 
ein Club-Präsident stand. Eine größere Anzahl von Clubs wurde in sogenannten 
Distrikten zusammengefasst, denen Gouvernore vorstanden. Deutschland und 
Österreich bildeten zusammen den 73. Distrikt. Die Rotary Clubs unterlagen 
verbindlichen Regeln. Ihre Mitglieder wurden nach ihrer Berufszugehörigkeit 
aufgenommen, wobei der Grundsatz galt, dass für einen lokalen Club nur je ein 
Vertreter einer Berufsgruppe gewählt werden durfte. Dabei war der Gedanke 
tragend, dass die Mitglieder »jeden anständigen Broterwerb als gleichberechtigt« 
anerkannten und »auf Grund hoher sittlicher Anforderungen die Tätigkeit im 
Geschäft oder Beruf als Dienst an der Allgemeinheit« auffassten.668 Vorbedin-
gung für die Aufnahme waren eine »gesicherte Lebensstellung und äußere Acht-
barkeit«. Rotarier, die nicht regelmäßig an den wöchentlichen Klubtagungen 
 teilnahmen, wurden ausgeschlossen. Auf den Tagungen wurden Kurzvorträge 
wissenschaftlichen, wirtschaftlichen oder kulturpolitischen Inhalts gehalten.669 

Der internationale Gedanke bildete einen Eckpfeiler des rotarischen Ideen-
kreises. Wie der Präsident des Rotary Clubs Frankfurt am Main, Louis R. Grote, 
1929 hervorhob, sei die »Anerkennung der Dienstleistung als eine schaffende 
und schöpferische Moral« immer »der Ausgangspunkt rotarischen Denkens und 

666 Der Rotary zugewiesene »Ideen-Komplex der bürgerlichen Humanität« geht zu-
rück auf Thomas Mann, der zu den prominentesten Mitgliedern des Rotary Clubs 
München zählte. Dazu, zum Grundatz der Rotary-Bewegung und ihrer Verbrei-
tung nach Europa vgl. Marx, Rotary Club, S.�9�f., 13.

667 Vgl. ebd., S.�6, 10�f.
668 Henning von Meibom (Hamburg-Amerika Linie, Berlin) an Staatssekretär Hans 

Pfundtner (RMdI), mit anliegender Darstellung: Rotary Klubs in Deutschland, 
22.6.1933, R�1501/5348, Bl.�111-117, 125.

669 Vgl. Bericht des Sicherheitsdienstes der SS (SD) über den internationalen Rotary-
Klub, ohne Datum (um 1935), BArch Berlin, R�58/6168g, Teil 1, Bl.�354-363.
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Handelns«. Im Sinne des Humanismus habe sich die Rotary-Bewegung selbst 
eine erzieherische Aufgabe zugewiesen, indem sie bestehende nationale Vorur-
teile durch die »Verbreitung der Kenntnis der wirklichen Verhältnisse bei frem-
den Nationen« beseitige und die »Achtung vor den Menschen fremder Völker«, 
ihrer Sitten, Meinungen und Erfahrungen herbeiführe. Aus diesen Zielsetzungen 
leiteten sich vier zentrale Leitsätze ab, die dem Ideal der Dienstleistung ver-
pflichtet waren.670

Der Rotary Club Leipzig wurde am 11. Juni 1929 ins Leben gerufen. Zu sei-
nen Gründungsmitgliedern zählte auch Heinrich Uhlendahl, der alle Teilnehmer 
der Gründungsfeierlichkeiten am Tag danach in die DB einlud.671 Er selbst nahm 
regen Anteil an der Arbeit des Leipziger Clubs und referierte im Mai 1930 über 
den Ersten Weltkongress für Bibliothekswesen und Bibliographie in Rom.672 Er 
nahm an Treffen anderer Clubs teil, unterhielt Kontakte zu ausländischen 
 Conrotariern und fungierte später als Sekretär des Leipziger Clubs.673 Besondere 
Bedeutung gewann das von Uhlendahl seit 1931 an der DB aufgebaute Rotary-
Archiv. Die Idee dafür ging auf den Schriftsteller Karl Wolfskehl, selbst Mitglied 

670 Marx, Rotary Club, S.�16�f. Die Leitsätze finden sich in Bericht des Sicherheits-
dienstes der SS (SD) über den internationalen Rotary-Klub, ohne Datum (um 
1935), BArch Berlin, R�58/6168g, Teil 1, Bl.�354-363, hier Bl.�356�f.

671 Vgl. Uhlendahl an Oldenbourg, 6.6.1929, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�23. Zur 
Gründung vgl. Marx, Rotary Club, S.�19. Zu den Mitgliedern des Rotary Clubs 
Leipzig vgl. ebd., S.�24�f.; Mitglieder-Verzeichnis des Rotaryklubs [des 73. Dis-
triks], 4. Ausgabe 1932, BArch Berlin, R�58/6168i, Teil 1, Bl.�695-764, hier Bl.�751�f. 
Offenbar gehörte auch Friedrich Oldenbourg der Rotary-Bewegung an. Dies lässt 
zumindest ein Brief an Uhlendahl vermuten, in dem sich Oldenbourg um ein Zim-
mer im Grand Hotel Hotel in Nürnberg bemühte, zumal dieses »auch Rotary-Ho-
tel« sei. Oldenbourg an Uhlendahl, 15.5.1931, ADNBL, 153/1/2, Bl.�36.

672 Vgl. Wochenbericht des Rotary Clubs Leipzig betr. Zusammenkunft am 27.5.1930, 
1 (1930), Nr.�50 vom 30.5.1930, ADNBL, P 02.01 (Sammlung Heinrich Uhlendahl).

673 Vgl. Bericht von 5001 (SD) an Abt. 1 des SD betr. Rotary-Klub Erfurt (mit Liste 
der Teilnehmer der Charterfeier am 20./21.10.1934, an der auch Uhlendahl teil-
nahm), 6.4.1934, BArch Berlin, R�58/6168d, Teil 2, Bl.�342-346. Zu Uhlendahls 
Funktion als Sekretär vgl. Wochenbericht 4 (1935), Nr.�37 vom 5.4.1935 betr. die 
Zusammenkunft der Rotary Clubs Leipzig am 2.4.1935, BArch Berlin, R�58/6168d, 
Bl.�219�f. Im April 1931 ließ Uhlendahl dem Rotarier Kurt Walter, Generaldirektor 
der Deutschen Vereins-Druckerei A.�G. in Graz Material für einen Vortrag über 
die DB in den Rotary Clubs Graz und Salzburg zukommen. Vgl. Uhlendahl an 
Kurt Walter, 23.4.1931, ADNBL, 184/1, Bl.�12-20; Walter an Uhlendahl, 30.4.1931, 
ebd., Bl.�21. Vgl. zudem Uhlendahl an Hauptmann a.�D. Carl Weber (Bad Schachen 
Lindau, Bodensee), 12.10.1934, ADNBL, 180/5, Bd.�I, Bl.�149; Uhlendahl an Hof-
rat Hermann Rauch (Wiesbaden), 16.11.1934, ebd., Bl.�147.
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des Rotary Clubs München, aus dem Frühjahr 1930 zurück.674 Der Sekretär des 
Rotary Clubs Dresden, Karl von Frenckell, der schon bald nach der Entstehung 
der ersten deutschen Clubs damit begonnen hatte, alle für ihn erreichbaren Wo-
chenberichte systematisch zu sammeln, schlug vor, die DB mit dem Aufbau des 
Archivs zu betrauen. Uhlendahl nahm diesen Gedanken begeistert auf, sodass 
auf der Jahresversammlung des 73. Distrikts Ende September 1931 in Frankfurt 
am Main die Gründung des Deutschen Rotary-Archivs beschlossen wurde, das 
durch regelmäßige Zuwendungen aus dem Governorfonds auf eine sichere 
Grundlage gestellt werden sollte.675 Mit seinem Aufbau wurde der Leiter der Er-
werbungsabteilung der DB, Albert Paust, beauftragt.676 Die Aufgaben des Ar-
chivs bestanden in der Sammlung alles einschlägigen, gedruckten oder vervielfäl-
tigten Materials, wozu in erster Linie die Wochenberichte aller einzelnen Clubs 
zählten. Den wertvollen Grundstock des Archivs bildete eine Sammlung u.�a. 
von 4.800 Wochenberichten, die von Frenckell dem Archiv überließ. Entspre-
chend den Sammelgrundsätzen der DB beschränkte sich das Archiv nicht nur auf 
den Bereich des 73. Distrikts, sondern bezog auch die Clubs der übrigen Länder 
mit deutschsprachigen Berichten, besonders der Schweiz, Luxemburgs und der 
Tschechoslowakei mit ein. Das Archiv war in einem geschlossenen Raum unter-
gebracht und wurde durch Sonderkataloge erschlossen. Zudem gab die DB ab 
1931 eine laufende »Rotary-Bibliographie« heraus, die »alle selbständigen Schrif-
ten sowie die wesentlichen Zeitschriftenaufsätze, die umfangreicheren Beiträge 
aus den Wochenberichten der einzelnen Rotary Clubs und die Presseartikel über 
die Rotary-Bewegung« verzeichnete.677 Aufgrund dieser einzigartigen Samm-
lung gingen einige Rotary Clubs dazu über, ihre eigenen alten Bestände zu ver-
nichten, wodurch die Bedeutung des Rotary-Archivs an der DB stetig stieg.678 

Die Rotary-Bewegung stieß in Deutschland nicht überall auf Gegenliebe. In 
der nationalsozialistischen Presse erschienen 1932 erste Angriffe auf die Organi-
sation, die als Geheimbund bezeichnet und mit dem Freimaurertum in Verbin-
dung gebracht wurde.679 Das seit 1927 bestehende geheime Meldesystem der SS 

674 Vgl. Deckart, Gerald: Die fast vergessene Chronik, in: Der Rotarier. Hamburg, 42 
(1992), Heft 9, S.�59-63, hier S.�59.

675 Vgl. Paust, Albert: Das Deutsche Rotary-Archiv, Leipzig 1933, [S.�1f.]; Ders.: Die 
Entwicklung des Deutschen Rotary-Archivs bei der Deutschen Bücherei in Leip-
zig, Leipzig 1935, S.�3; Marx, Rotary Club, S.�12, 45.

676 Vgl. Deckart, Chronik, S.�59.
677 Deckart verweist darauf, dass sich die Sammung über deutschsprachige Werke  

hinaus auch auf das »Rotary Schrifttum aus aller Welt« erstreckt habe. Ebd., S.�60. 
Vgl. zudem Paust, Das Deutsche Rotary-Archiv, [S.�2f]. Zur Sammlung vgl. Ders., 
Entwicklung, S.�5-9; Uhlendahl an Oldenbourg, 24.9.1931, ADNBL, 153/1/2, 
Bl.�46.

678 Vgl. Paust, Entwicklung, S.�4; Deckart, Chronik, S.�60.
679 Vgl. Marx, Rotary Club, S.�67.
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und ihr 1931 gebildeter Sicherheitsdienst (SD) sammelten vertrauliche Doku-
mente vermeintlicher und realer politischer Gegner der NS-Bewegung, zu denen 
sie auch die Rotary Clubs und ihre Mitglieder zählten.680 Im September 1932 
legte ein Informant dem SD die Abschrift eines Mitgliederverzeichnisses aller 
deutschen und österreichischen Rotary Clubs vor:

»Den Wert dieses Heftes erkennt man erst, wenn man die Namen der Mit-
glieder liest. Es tauchen sehr prominente Namen auf, hohe Politiker und 
 Wirtschaftsführer. Auch die ihren Nationalismus sonst sehr betonenden 
Deutschnationalen sind in diesem internationalen Klub durch bekannte Per-
sönlichkeiten vertreten. Weiter finden sich führende Mitglieder von Freimau-
rerlogen sowie Juden unter den Mitgliedern, so auch der Jude Dr. Sollmsen 
(sprich: Salomonsohn), der Führer des Deutschen Herrenklubs.«681

Der SD-Informant betonte, dieses Heft solle »dazu beitragen, die geheimen Geg-
ner des Nationalsozialismus zu erkennen und den sogenannten ›Auch-Nationa-
len‹ die Maske herunterzureissen«.682 Unter den einzeln aufgeführten Mitglie-
dern fanden sich auch die 37 Angehörigen des Rotary Clubs Leipzig, darunter 
Heinrich Uhlendahl.683 In den Augen des Chefs des SD, Reinhard Heydrich, 
gehörte Uhlendahl somit zu einer internationalen, den Völkerbundsgedanken 
fördernden Vereinigung, der Heydrichs Männer aus »politisch-polizeilicher« 
Sicht »mit grösster Vorsicht« begegnen sollten.684 Wie gefährlich dies für die 
Verdächtigten war, sollte Uhlendahl wenige Monate später zu spüren bekom-
men.685

680 Vgl. Rudolph, Jörg: »Sämtliche Sendungen sind zu richten an: …«. Das RSHA-
Amt VII »Weltanschauliche Forschung und Auswertung« als Sammelstelle erbeu-
teter Archive und Bibliotheken, in: Wildt, Michael (Hg.): Nachrichtendienst, poli-
tische Elite und Mordeinheit. Der Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, Hamburg 
2003, S.�204-240, hier S.�206.

681 Vorwort aus einer [SD-]Abschrift eines Mitgliederverzeichnisses von Rotary In-
ternational 73. Distrikt Deutschland vom September 1932, BArch Berlin, NS 
26/1282, unp. Ich danke Ralf Engel (BArch Berlin) für den Hinweis auf diese Akte. 
Ein weiteres Exemplar (Mitgliederverzeichnis der Rotaryklubs des 73.��Distrikts, 
September 1932) findet sich in BArch Berlin, R�58/6168i, Teil 1, Bl.�695-764. Der 
Hinweis darauf, dass es sich bei dem Berichterstatter um einen SD-Mann gehandelt 
habe, findet sich in Rudolph, Das RSHA-Amt VII, S.�206 (Anm.�9).

682 Vorwort aus einer [SD-]Abschrift eines Mitgliederverzeichnisses von Rotary In-
ternational 73. Distrikt Deutschland vom September 1932, BArch Berlin, NS 
26/1282, unp.

683 Vgl. ebd., S.�69�f.
684 Vermerk Reinhard Heydrichs (Geheimes Staatspolizeiamt, Berlin) betr. Rotary-

Club, 5.10.1934, BArch Berlin, R�58/6169g, Teil 1, Bl.�162.
685 Vgl. Kunze, Buchgefährten, S.�163�f.
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V. »Wohlbestellt und Wohlgerüstet«1

 Die Deutsche Bücherei im Nationalsozialismus 
1933 bis 1945

A. »Die Erneuerung Deutschlands […] fand in der DB 
offene Türen, freudige Zustimmung und volle 
Bereitschaft«2 – Die Deutsche Bücherei zwischen 
1933 und 1939

1. Terror und »Falsifikat der Erneuerung«3 –  
Zwischen »nationaler Revolution« und Krieg

Dem neuen Regime unter Hitler gelang es in knapp 18 Monaten, einen vollstän-
digen politischen Wechsel herbeizuführen und ein Ordnungssystem zu errich-
ten, das die ideologischen und politischen Zielsetzungen der radikalen Rechten 
erfüllte, die seit etwa 1917 auf ihrer Agenda gestanden hatten.4 Dass Hitlers »Ka-
binett der nationalen Konzentration« die Grundsätze von Liberalismus, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit so schnell und rigoros über Bord werfen konnte, 
hing damit zusammen, dass seine Politik von einer »ebenso radikalen wie taten-
durstigen Massenbewegung getragen« und das parlamentarische System der 

1 Uhlendahl, Heinrich: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Festvortrag zur 
Feier des 25jährigen Bestehens 15. Mai 1938, Leipzig 1938, S.�36.

2 Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�5.
3 Aus dem Appell Thomas Manns vom April 1932 für den »Sieg deutscher Besonnen-

heit«. Lahme, Die Manns, S.�79.
4 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�305, 308.
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Weimarer Republik im Januar 1933 weitgehend unterhöhlt war.5 Der neue 
›Volkskanzler‹ empfahl sich den konservativen Eliten durch die Abschaffung des 
parlamentarischen Systems und die Errichtung eines autoritären Führerstaats.6 
Wie dies geschehen sollte, machte Hitler am 3.  Februar 1933 vor der Reichs-
wehrführung deutlich: »Völlige Umkehr der gegenwärt. innenpol. Zustände in 
D. Keine Duldung der Betätigung irgendeiner Gesinnung, die dem Ziel entge-
gensteht (Pazifismus!). Wer sich nicht bekehren lässt, muss gebeugt werden. 
Ausrottung des Marxismus mit Stumpf und Stiel […] Stärkung des Wehrwillens 
mit allen Mitteln. Todesstrafe für Landes- u. Volksverrat. Straffste autoritäre 
Staatsführung. Beseitigung des Krebsschadens der Demokratie!«7

Um diese Ziele zu erreichen, nutzten Hitler und sein Umfeld die Möglichkeit, 
die Macht der Regierung mit Hilfe der Kompetenzen des Reichspräsidenten aus-
zudehnen und kombinierten diese neu gewonnene staatliche Macht mit dem 
»Druck der Straße«, den SA- und SS-Verbände im Zuge gelenkter und spontaner 
Aktionen allerorten entfesselten. Erste grundlegende Maßnahmen erwirkte Hit-
ler mit der Auflösung des Reichstags am 1. Februar und der Ansetzung von Neu-
wahlen durch den Reichspräsidenten. Dies bot Hitler und der NSDAP die 
Chance, mit Hilfe ihrer staatlichen Machtmittel jene Mehrheit im Reichstag zu 
erlangen, die sie in den Stand setzte, die Verfassung in ihrem Sinne zu ändern. 
Bereits am 4. Februar erließ Reichspräsident Hindenburg eine Verordnung »zum 
Schutze des deutschen Volkes«, die der NS-Regierung massive Eingriffe in die 
Presse- und Versammlungsfreiheit ermöglichte.8 In dieser Notverordnung spiel-
ten Druckschriften eine wichtige Rolle, denn sie erstreckte sich nicht nur auf pe-
riodische Veröffentlichungen, sondern auf sämtliche »Druckschriften, deren In-
halt geeignet« war, »die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden« (§�7). 
Diese bewusst gewählte unpräzise Formulierung ließ einen »außerordentlich 
dehnbaren« Interpretationsspielraum zu und ermöglichte es den Polizeibehör-
den, nun unabhängig oder auf Weisung der obersten Landesbehörden Schriften 
jeglicher Art zu verbieten und zu beschlagnahmen.9 Den zweiten Schritt zur un-
gehemmten Machtausweitung der NS-Führung markierte die am 28. Februar er-

5 Ebd., S.�307�f.; Herbst, Ludolf: Das nationalsozialistische Deutschland 1933-1945. 
Die Entfesselung der Gewalt: Rassismus und Krieg, Frankfurt am Main 1996, S.�59.

6 Vgl. ebd.
7 Rede Hitlers vor den Befehlshabern des Heeres und der Marine über seine politischen 

Ziele (»Liebmann-Aufzeichnung«), 3.2.1933, in Michalka, Wolfgang (Hg.): Deutsche 
Geschichte 1933-1945. Dokumente zur Innen- und Außenpolitik, Frankfurt am 
Main 1994, S.�17.

8 Vgl. Plum, Günter: Übernahme und Sicherung der Macht 1933/34, in: Broszat, Mar-
tin u. Norbert Frei (Hg.): Das Dritte Reich im Überblick. Chronik. Ereignisse. Zu-
sammenhänge, München 51996, S.�34-47, hier S.�35. 

9 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�27; Herbst, Das nationalsozialistische Deutsch-
land, S.�63.
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lassene Notverordnung »zum Schutz von Volk und Staat« (»Reichstagsbrand-
verordnung«), die »eine Art von permanentem Ausnahmezustand« begründete, 
den Rechtsstaat beseitigte und zum »Ausgangspunkt der Gegnerbekämpfung« 
wurde.10 Die Verordnung setzte die individuellen Grundrechte außer Kraft – so 
etwa die Meinungs-, Presse-, Versammlungs- und Vereinsfreiheit  –, bot die 
Grundlage für die Einrichtung der »polizeilichen Schutzhaft« und daraus her-
vorgehend der Konzentrationslager, für die willkürliche Verhaftung politischer 
Gegner und für Verbote missliebiger Parteien und Gruppierungen. Innerhalb 
kurzer Zeit wurden Tausende Kommunisten und Regimegegner verhaftet, die 
Büros der KPD geschlossen und deren Zeitungen verboten.11 Die der Politischen 
Polizei in den Notverordnungen eingeräumten »praktisch unbegrenzten Be-
schlagnahmekompetenzen« äußerten sich beispielsweise darin, dass im Mai 1933 
allein in Berlin 10.000 Zentner »›marxistischer‹, d.�h. linksgerichteter Literatur 
von Marx bis Tucholsky« konfisziert wurden.12

Nach ihrem Sieg bei den Reichstagswahlen vom 5. März forcierte die Regie-
rung ihre Bemühungen, die verfassungsmäßige Grundordnung der Weimarer 
Republik zu zerstören. In den noch nicht von Nationalsozialisten geführten 
Ländern, Städten und Gemeinden wurden die Regierungen kurzerhand abge-
setzt oder zum Rücktritt gezwungen und durch linientreue, der NSDAP erge-
bene Kader ersetzt. Die Verabschiedung des »Gesetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Reich« (»Ermächtigungsgesetz«) am 23. März 1933 markierte das 
Ende der Weimarer Republik und bildete den Grundstein für die Errichtung der 
nationalsozialistischen Diktatur. Das Gesetz gab der Regierung das Recht, los-
gelöst von den Bestimmungen der Verfassung, nach eigenem Ermessen Gesetze 
zu erlassen oder Verträge mit auswärtigen Mächten zu schließen. Mit diesem Ge-
setz, das zunächst für vier Jahre galt, aber immer wieder verlängert wurde und 
so bis zum Ende des ›Dritten Reiches‹ in Kraft blieb, wurde die Weimarer Ver-
fassung praktisch wirkungslos.13 Bis Anfang August 1934, als Hitler nach dem 
Tod Hindenburgs auch das Amt des Reichspräsidenten übernahm, wurde die im 
Ermächtigungsgesetz konzipierte nationale Diktatur sukzessive ausgebaut. So 
wurden der Reichstag entmachtet, die Länderparlamente und Kommunalverwal-
tungen aufgehoben und »als Akklamationsorgane« neu eröffnet, bis auf die NS-
DAP alle Parteien aufgelöst, die Gewerkschaften zerschlagen, alle wichtigen In-
teressenverbände nach nationalsozialistischen Grundsätzen neu aufgestellt und 

10 Herbert, Geschichte, S.�310; Plum, Übernahme, S.�38�f.; Herbst, Das nationalsozia-
listische Deutschland, S.�64.

11 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�310. 
12 Dahm, Volker: Die nationalsozialistische Schrifttumspolitik nach dem 10. Mai 1933, 

in: Walberer, Ulrich (Hg.): 10. Mai 1933. Bücherverbrennung in Deutschland und 
die Folgen, Frankfurt am Main 1983, S.�36-83, hier S.�42. 

13 Vgl. Herbert, Ulrich: Das Dritte Reich. Geschichte einer Diktatur, München 22016, 
S.�312-315; Herbst, Das nationalsozialistische Deutschland, S.�65. 
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die einflussreichsten Institutionen bis auf wenige Ausnahmen »auf die Ziele und 
Methoden der ›nationalen Revolution‹ verpflichtet«.14 Grundlegend hierfür war 
nicht nur der sprichwörtliche Terror der SS- und SA-Verbände und die daraus 
resultierende »lähmende Angst, die unter den Gegnern und potentiellen Opfern« 
der Nationalsozialisten rasch um sich griff15, sondern auch eine weit verbreitete 
Ablehnung der Weimarer Republik, eine »nostalgisch aufgeladene Sehnsucht 
nach einem autoritären Staat«, »der Mythos der nationalen Wiedergeburt« wie 
auch die das Parteiensystem überwindende »Verheißung der ersehnten Einheit 
des Volkes«.16 Sie bewirkten eine vielfach euphorische Zustimmung zur Macht-
übernahme der Nationalsozialisten und »eine kollektive Selbstgleichschaltung 
eines Großteils der gesellschaftlichen Institutionen des Landes«, die auch die 
durchaus nicht negierten negativen Folgen der NS-Herrschaft als angesichts der 
großen Ziele gerechtfertigte und unvermeidliche Begleiterscheinungen hinnah-
men.17 

Mit dem Übergang des Reichspräsidentenamtes auf Hitler im Sommer 1934 
und dem durch den ›Führer‹ proklamierten Ende der nationalsozialistischen Re-
volution war die Phase der Durchsetzung des NS-Regimes im wesentlichen ab-
geschlossen. Die folgenden Jahre standen im Zeichen der Konsolidierung sowie 
innen- und außenpolitischen Stabilisierung der NS-Herrschaft. Wesentlich hier-
für war ein seit 1934/35 einsetzender wirtschaftlicher Aufschwung, mit dem ein 
deutlicher Rückgang der Zahl der Arbeitslosen verbunden war. Bis 1938 war in 
fast allen Branchen die Vollbeschäftigung erreicht, in einigen Bereichen stellte 
sich sogar ein Arbeitskräftemangel ein.18 Der Konjunkturaufschwung stand 
 jedoch ganz klar im Zeichen »der Wiederwehrhaftmachung des deutschen 
Volkes«.19 Diesem Ziel folgend wurde der Rüstung und allen an ihr beteiligten 
Sektoren absoluter Vorrang eingeräumt und verschiedene Maßnahmen zur Len-
kung der Wirtschaft ergriffen.20 Zwar stand der von Reichswirtschaftsminister 
Hjalmar Schacht im September 1934 verkündete »Neue Plan« bereits im Zeichen 

14 Herbert, Geschichte, S.�316.
15 Ebd.; Plum, Übernahme, S.�41-47.
16 Hachtmann, Erfolgsgeschichte, S.�14�f.; Jansen, Professoren, S.�277.
17 Herbert, Geschichte, S.�316.
18 Vgl. Benz, Wolfgang: Konsolidierung und Konsens 1934-1939, in: Broszat, Martin 

u. Norbert Frei (Hg.): Das Dritte Reich im Überblick. Chronik. Ereignisse. Zusam-
menhänge, München 51996, S.�48-64, hier S.�48�f.

19 Herbst, Ludolf: Die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik im internationalen 
Vergleich, in: Benz, Wolfgang, Hans Buchheim u. Hans Mommsen (Hg.): Der Na-
tionalsozialismus. Studien zur Ideologie und Herrschaft, Frankfurt am Main 1993, 
S.�153-176, hier S.�157.

20 Schon am 1.2.1933 hatte Hitler ein ›Vierjahresplan-Programm‹ verkündet, das Ar-
beitsbeschaffungs- und Rüstungsmaßnahmen umfasste, wobei Letztere für Hitler 
Vorrang besaßen. Vgl. Tooze, Ökonomie, S.�59�f.
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einer gebremsten Aufrüstung, Hitler und die Wehrmacht drängten jedoch auf 
eine Intensivierung der Autarkie- und Rüstungsbemühungen. Im August 1936 
erhob der Diktator in einer Denkschrift daher die Forderung, die deutsche Wirt-
schaft müsse in vier Jahren »kriegsfähig« und die Wehrmacht »einsatzfähig« 
sein.21 Diese Denkschrift bildete die Grundlage für den im September 1936 ver-
kündeten Vierjahresplan, der den entscheidenden Schritt zur »wirtschaftlichen 
Kriegsvorbereitung« Deutschlands markierte.22 

Der konjunkturelle Aufschwung wurde von außenpolitischen Erfolgen des 
NS-Regimes flankiert, welche seiner Akzeptanz und Popularität in der Bevölke-
rung deutlichen Auftrieb verliehen. Hierzu zählten die Rückgliederung des Saar-
gebietes und die Wiederherstellung der deutschen Wehrhoheit im Jahr 1935 so-
wie die Besetzung der entmilitarisierten Zone des Rheinlandes im Frühjahr 
1936.23 Nach der Phase der revolutionären ›Machtergreifung‹, in welcher Gewalt 
gegen mögliche Opponenten und zur Beseitigung administrativer Hindernisse 
auf der Tagesordnung gestanden hatten, schienen nun auch der Terror an Um-
fang abzunehmen und Gesetz und Ordnung wieder stärker zur Geltung zu kom-
men.24 Doch dieser Schein trog, denn Gewalt war ein konstitutiver Bestandteil 
der nationalsozialistischen Ordnungsvorstellungen und der politischen Praxis 
des Regimes. Nichts zeigte dies deutlicher als die zwischen 1933 und 1935 erlas-
senen antisemitischen Gesetze, die die Juden aus dem öffentlichen Dienst ver-
drängten, ihre Tätigkeit auf wissenschaftlichem, kulturellem, künstlerischem, 
medizinischem und juristischem Gebiet einschränkten, ihnen den Zugang zu den 
Hochschulen erschwerten und schließlich ihre staatsbürgerlichen Rechte nah-
men.25 Dieser gezielten Exklusion der Juden aus der deutschen Gesellschaft und 
der Unterdrückungspolitik gegen politische Gegner standen »symbolische In-
klusionsangebote an alle nichtjüdischen Deutschen« gegenüber, die wenigstens 
zu einem neutralen Wohlwollen gegenüber dem NS-Regime gewonnen werden 
sollten.26 Die hinter der nationalsozialistischen ›Volksgemeinschaft‹ stehende 
Idee der »rassistischen Homogenisierung der deutschen Gesellschaft« funk-
tionierte durch ein Amalgam von »Überwachungs-, Mobilisations- und Ver-
lockungsangeboten«, mit denen die Fassade des vermeintlichen Ordnungsstaates 
aufrechterhalten und die brutalen Aktionen des außernormativen Maßnahmen-

21 Treue, Wilhelm: Hitlers Denkschrift zum Vierjahresplan 1936, in: Vierteljahrshefte 
für Zeitgeschichte 3 (1955), Heft 2, S.�184-210, hier S.�210. 

22 Thomas, Georg: Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft (1918-
1943/45), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard 1966, S.�113.

23 Vgl. Benz, Konsolidierung, S.�51; Herbert, Geschichte, S.�354�f.
24 Benz, Konsolidierung, S.�51�f.; Wildt, Volksgemeinschaft, S.�133.
25 Dazu und zur Gewalt gegen Juden vgl. ebd. et passim; Herbert, Geschichte, S.�326-

330.
26 Wildt, Volksgemeinschaft, S.�137.
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staates verdeckt werden sollten, für die vor allem der Terrorapparat des mit der 
politischen Polizei verschmolzenen SS-Imperiums stand.27

Im Jahr 1938 trat das NS-Regime erneut in eine dynamische Phase ein, die im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der Mobilisierung der kriegsrelevanten Wirt-
schaftssektoren stand und auf alle Gesellschaftsbereiche ausstrahlte. Im Novem-
ber 1937 hatte Hitler vor den Befehlshabern der drei Waffengattungen und dem 
Außenminister das vermeintliche deutsche »Anrecht auf größeren Lebensraum« 
postuliert und betont, dass dieses Ziel nur auf dem »Weg der Gewalt« zu errei-
chen sei.28 Der gleichzeitige Rücktritt Schachts als Reichswirtschaftsminister, 
der sich infolge der von Hitler und Göring verfolgten finanzdefizitären Aufrüs-
tungs- und Autarkiepolitik mit beiden überworfen hatte, leitete eine Revision 
der Wirtschaftspolitik ein, die nun eindeutig auf den Kriegs- und Expansions-
kurs ausgerichtet wurde.29 Im Ergebnis der »Blomberg-Fritsch-Krise« kam es 
im Frühjahr 1938 zu einem personellen Revirement, in dessen Ergebnis die 
Wehrmacht und das Auswärtige Amt ›gleichgeschaltet‹ wurden und Hitler sich 
zum obersten Befehlshaber ernannte.30 Der kurz drauf vollzogene ›Anschluss‹ 
Österreichs und der sudetendeutschen Gebiete, der Einmarsch in die ›Rest-
Tschechei‹ und in das litauische Memelgebiet im Frühjahr 1939 offenbarten nun 
für jedermann das kriegerische Expansionsstreben der NS-Führung und das 
Ende ihrer außenpolitischen Beschwichtigungspolitik.31 Die von den NS-Behör-
den in Österreich praktizierte Gewalt gegen Opponenten, Arbeiter und Juden 
und die von Goebbels im November 1938 inszenierte »Reichskristallnacht« si-
gnalisierten gleichzeitig, dass der offene Terror nach wie vor essentieller Be-
standteil der NS-Herrschaftspraxis war.32 Dieses ideologisch grundierte Gewalt-
potential entlud sich im Herbst 1939 mit dem Überfall auf Polen auf schreckliche 
Weise.

Hitlers Machtübernahme am 30. Januar 1933 leitete auch das Ende des demo-
kratisch verfassten Freistaates Sachsen ein, der im März 1933 ›gleichgeschaltet‹ 
wurde. Im Ergebnis entstand mit dem ›Gau Sachsen‹ eine der Reichsverwaltung 
direkt untergeordnete Verwaltungseinheit ohne eigenes Parlament und ohne 

27 Bajohr, Frank u. Michael Wildt: Einleitung, in: Dies. (Hg.): Volksgemeinschaft. 
Neue Forschungen zur Gesellschaft des Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 
22012, S.�7-23, hier S.�12; Benz, Konsolidierung, S.�52, 54.

28 Michalka, Deutsche Geschichte, S.�140-142 (Niederschrift über die Besprechung in 
der Reichskanzlei – »Hoßbach-Protokoll«, 5.11.1937).

29 Vgl. Tooze, Ökonomie, S.�282-284, 297-300.
30 Vgl. Herbst, Das nationalsozialistische Deutschland, S.�185�f.
31 Zur Beschwichtigungspolitik Hitlers vgl. Herbert, Geschichte, S.�350, 353.
32 Vgl. Benz, Konsolidierung, S.�63�f. Zum Novemberpogrom 1938 vgl. Wildt, Volks-

gemeinschaft, S.�301-335; Longerich, Peter: Joseph Goebbels. Biographie, München 
2010, S.�393-399.
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eigene Ministerien.33 Den Beginn dieser Entwicklung markierte die Auflösung 
des geschäftsführenden Ministeriums unter Walther Schieck am 10. März und 
die Berufung des obersten SA-Führers Sachsens, Manfred von Killinger, zum 
›Reichskommissar‹ und sächsischen Ministerpräsidenten.34 Dem von Killinger 
geführten NS-Kabinett erwuchs jedoch eine unerwartete und unerwünschte 
Konkurrenz, denn nur zwei Monate später berief Hitler den in Plauen ansässigen 
NSDAP-Gauleiter Martin Mutschmann in das neu geschaffene Amt eines 
Reichsstatthalters für Sachsen.35 Abgesehen von dem zwischen Mutschmann 
und Killinger bestehenden persönlichen Konflikt sorgte dieser »staatlich ange-
legte Dualismus« für erhebliche Dissonanzen.36 Denn während Killinger seine 
Befugnisse aus dem Landesrecht ableitete, stützte sich Mutschmann in seiner 
Funktion als Reichsstatthalter auf das Reichsrecht und den von Berlin avisierten 
»zentralisierten Führerstaat«.37 Trotz weitgehender Vollmachten Mutsch-
manns – so etwa dem Recht der Ernennung und Entlassung des Ministerpräsi-
denten und der höheren Staatsbeamten –, konnte sich sein Widersacher Killinger 
zunächst gegenüber den wachsenden Kontrollansprüchen des ihm formell über-
geordneten Gauleiters behaupten.38 Eine Änderung im sächsischen Machtgefüge 
ergab sich erst im Zuge des sogenannten ›Röhm-Putsches‹, dem auch ein Teil der 
SA-Führungsriege zum Opfer fiel. Als SA-Führer wurde Killinger im Juni 1934 
zwischenzeitlich verhaftet und von seinem Amt als Ministerpräsident entbun-
den.39 Dies ebnete Mutschmann im Februar 1935 den Weg an die Spitze der 

33 Vgl. Schmeitzner/Wagner, Ministerpräsident, S.�16; Frackowiak, Verfassungsdiskus-
sionen, S.�155�f.

34 Zu von Killinger (1886-1944) vgl. Wagner, Andreas: Manfred von Killinger. Put-
schist und SA-Führer (1933-35), in: Schmeitzner, Mike u. Andreas Wagner (Hg.): 
Von Macht und Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im Zeitalter der Ex-
treme 1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�257-278.

35 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�109�f. Zu Mutschmann (1879-1947) vgl. Wagner, Andreas: 
Martin Mutschmann. Der braune Gaufürst (1935-45), in: Schmeitzner, Mike u. An-
dreas Wagner (Hg.): Von Macht und Ohnmacht. Sächsische Ministerpräsidenten im 
Zeitalter der Extreme 1919-1952, Beucha u. Dresden 2006, S.�279-308.

36 Vgl. Wagner, »Machtergreifung«, S.�272-287. Vgl. auch Schmeitzner, Mike: Martin 
Mutschmann und Manfred von Killinger. Die »Führer der Provinz«, in: Pieper, 
Christine, Mike Schmeitzner u. Gerhard Naser (Hg.): Braune Karrieren. NS-Pro-
tagonisten in Sachsen am Beispiel Dresdens, Dresden 2012, S.�22-31.

37 Vgl. Schmeitzner/Wagner, Ministerpräsident, S.�17.
38 Vgl. ebd., S.�17�f.; Wagner, Killinger, S.�274�f.; Kroll, Geschichte, S.�110. Zu den 

Gründen der Reichsregierung, den Landesregierungen die neugeschaffene Institu-
tion des Reichsstatthalters an die Seite zu stellen und den daraus entstandenen Fol-
gen für Sachsen, vgl. Wagner, Andreas: Partei und Staat. Das Verhältnis von NSDAP 
und innerer Verwaltung im Freistaat Sachsen 1933-1945, in: Vollnhals, Clemens 
(Hg.): Sachsen in der NS-Zeit, Leipzig 2002, S.�41-56, hier S.�45�f.

39 Vgl. Ders., Killinger, S.�275�f.
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sächsischen Regierung, der nun als Ministerpräsident, Reichsstatthalter und 
Gauleiter amtierte und seinem Selbstverständnis als »Führer Sachsens« folgend 
eine »nahezu grenzenlose Alleinherrschaft« über Partei und Staat auf Landes-
ebene etablierte.40

Genau wie auf Reichsebene strebten auch die neuen Machthaber in Sachsen 
auf eine möglichst rasche Demontage der parlamentarischen Strukturen und 
einer zentralistischen Umgestaltung der föderativen deutschen Staatsstruktur. 
Das »Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich« vom 31. März 1933 
bot ihnen die Handhabe zur Auflösung der Länderparlamente und deren Neu-
bildung gemäß den Ergebnissen der Reichstagswahl vom 5. März, wodurch sich 
nach der auch in Sachsen erfolgten massenhaften Inhaftierung politischer Geg-
ner das Stimmenverhältnis im neuen Landtag klar zugunsten der neuen Macht-
haber verschob.41 Ein vom Landesparlament zwei Monate später erlassenes »Er-
mächtigungsgesetz für den Freistaat Sachsen« räumte der Landesregierung 
umfassende Vollmachten ein und schaltete den Landtag praktisch aus, bevor er 
im Oktober 1933 ganz aufgelöst wurde.42 Die endgültige Abkehr vom föderati-
ven System markierte das »Gesetz über den Neuaufbau des Reiches« vom 30. Ja-
nuar 1934, durch das die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich übergingen und 
die Landesregierungen fortan in allen Belangen den Weisungen der Reichsregie-
rung unterstanden. »Ihre Befugnisse waren nur mehr übertragene Angelegenhei-
ten, die im Auftrag des Reiches auszuführen waren.«43 Zwar markierte diese 
Entwicklung einen in verwaltungsrechtlicher Hinsicht tiefen Einschnitt, in der 
Verwaltungspraxis änderte sich jedoch nur wenig, da die Aufgabenverteilung 
zwischen Reich und Ländern keine Neugestaltung erfuhr und die sächsischen 
Behörden auch weiterhin für die innere Verwaltung Sachsens zuständig blie-
ben.44

Eine der ersten Aufgaben der Verwaltungsinstanzen bildete die nationalsozia-
listische Ausrichtung der Personalpolitik. Bereits im März 1933 lief – wie über-
all im Reich – eine Entlassungswelle durch die staatlichen Behörden Sachsens, 
durch die jüdische, kommunistische, sozialdemokratische und politisch unlieb-
same Beamte, Angestellte und Arbeiter ihre Stellungen verloren und vielfach so-
genannten ›Alten Kämpfern‹ und Mitgliedern der NSDAP Platz machen muss-
ten.45 Darüber hinaus wurden auch in Sachsen jene für das ›Dritte Reich‹ cha-

40 Vgl. Ders., Mutschmann, S.�298; Kroll, Geschichte, S.�110.
41 Vgl. ebd.; Gross, Geschichte, S.�268�f.
42 Vgl. Kroll, Geschichte, S.�110.
43 Wagner, Partei, S.�49.
44 Vgl. ebd.; Ders., »Machtergreifung«, S.�287-290.
45 Vgl. Gross, Geschichte, S.�271. Zu den Entlassungen und neuen Stellenbesetzungen 

im Bereich der staatlichen Verwaltung Sachsens vgl. Wagner, »Machtergreifung«, 
S.�204-265; Ders., Partei, S.�46-48. In Leipzig wurden von den ca. 15.800 städtischen 
Dienstkräften bis 1934 ca. 1.600 aus politischen Gründen entlassen und durch etwa 
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rakteristischen Verfolgungs- und Überwachungsstrukturen installiert.46 Im Juli 
1933 entstand das Geheime Staatspolizeiamt Dresden, das für die Koordination 
und Steuerung der Politischen Polizei in Sachsen verantwortlich zeichnete. Im 
Januar 1934 übernahm der Reichsführer-SS, Heinrich Himmler, die Leitung des 
Geheimen Staatspolizeiamtes Dresden, das infolge des Machtanspruchs Mutsch-
manns zunächst keine Befehlsgewalt in Sachsen erhielt, jedoch im Zuge der Re-
organisation der deutschen Staatspolizeistellen 1936/37 der Gestapozentrale in 
Berlin unterstellt und somit aus dem sächsischen Staatsapparat herausgelöst 
wurde.47 Aus dem Gestapoamt Dresden wurde nun die Gestapoleitstelle Dres-
den, mit Außenstellen in Dresden, Leipzig, Chemnitz und Zwickau/Plauen. Bei 
der Überwachung und Verfolgung politischer Gegner arbeitete die sächsische 
Gestapo mit dem in der Region wesentlich tiefer verankerten Sicherheitsdienst 
der SS (SD) eng zusammen, der allein in Sachsen ein über 2.500 Köpfe umfassen-
des Verfolgungsnetzwerk aufgebaut hatte – ein Umstand, der auch für die DB 
zentrale Bedeutung gewinnen sollte.48

Parallel zur ›Gleichschaltung‹ kam es in Sachsen zu einer »›Neuordnung‹ der 
Wirtschaft«, so zu einer personellen Veränderung im Verband Sächsischer In-
dustrieller und zur Implementierung umfassender Mechanismen zur Lenkung 
der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes sowie zur Kontrolle des Verbrauchs und 

1.150 Nationalsozialisten ersetzt. Von Januar 1933 bis Mitte 1936 wurden insgesamt 
1.417 Beamte, Angestellte und Arbeiter aus dem Kreis der ›Alten Kämpfer‹ und des 
Stahlhelms in den Dienst der Stadt Leipzig übernommen. Vgl. Wasserloos, Yvonne: 
Damnatio memoriae. Die städtische Kulturpolitik und die Demontage des Mendels-
sohn-Denkmals in Leipzig, in: Mecking, Sabine u. Andreas Wirsching (Hg.): Stadt-
verwaltung im Nationalsozialismus. Systemstabilisierende Dimensionen kommuna-
ler Herrschaft, Paderborn u.�a. 2005, S.�139-179, hier S.�143.

46 Vgl. dazu Schreiber, Carsten: Täter und Opfer: Der Verfolgungsapparat im NS-
Staat, in: Vollnhals, Clemens (Hg.): Sachsen in der NS-Zeit, Leipzig 2002, S.�170-
182.

47 Vgl. Gross, Geschichte, S.�274; Schreiber, Täter, S.�175�f. Zur Reorganisation der Ge-
stapo vgl. Dams, Carsten u. Michael Stolle: Die Gestapo. Herrschaft und Terror im 
Dritten Reich, München 2008, S.�28�f.; Herbert, Ulrich: Best. Biographische Studien 
über Radikalismus, Weltanschauung und Vernunft 1903-1989, Bonn 2001, S.�168-
170; Wildt, Generation, S.�225-227, 251-257.

48 Vgl. Schreiber, Carsten: »Eine verschworene Gemeinschaft«. Regionale Verfol-
gungsnetzwerke des SD in Sachsen, in: Wildt, Michael (Hg.): Nachrichtendienst, 
politische Elite und Mordeinheit. Der Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, Ham-
burg 2003, S.�57-85, hier S.�57, 62; Gross, Geschichte, S.�274; Kurzbericht von SS-
Oberscharführer Hößelbarth (SD-Oberabschnitt Elbe), 16.4.1937, BArch Berlin, 
R�58/7398, Bl.�36. Zur Tätigkeit des SD in Sachsen allgemein vgl. Schreiber, Carsten: 
Elite im Verborgenen. Ideologie und regionale Herrschaftspraxis des Sicherheits-
dienstes der SS und seines Netzwerks am Beispiel Sachsens, München 2008.
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der Investitionen.49 Dabei erwies es sich als förderlich, dass nun die zum Teil 
noch aus der Zeit vor 1933 stammenden Arbeitsbeschaffungsprogramme und 
staatlich sanktionierten Steuererleichterungen langsam griffen, was nicht nur 
einen konjunkturellen Aufschwung, sondern auch einen deutlichen Rückgang 
der Arbeitslosenzahlen zur Folge hatte.50 In Leipzig beispielsweise konnte man 
1938 bis auf wenige Ausnahmen von Vollbeschäftigung sprechen.51 Hatte sich 
die wirtschaftliche Situation bis 1936 stabilisiert, so erlebte die sächsische Wirt-
schaft mit dem Vierjahresplan eine zunehmende Einbindung in die Rüstungs-
wirtschaft. In der Stahlindustrie, im Maschinen- und Fahrzeugbau stiegen die 
Beschäftigungszahlen bis 1939 um 21 Prozent, in der Hütten- und Gießereiin-
dustrie um 24,6 Prozent und in der chemischen und feinmechanisch-optischen 
Industrie sogar um 37,3 Prozent.52 Darüber hinaus profitierte mit dem Maschi-
nenbau und der Automobilindustrie zumindest ein Teil der exportorientierten 
sächsischen Industrie. Wie die Bezirksgruppe Sachsen der Reichsgruppe Indus-
trie im Herbst 1935 festhielt, entfiel schon fast wieder ein Viertel der gesamten 
deutschen Warenausfuhr auf sächsische Produkte.53 Mit dem Rüstungsboom 
zeichnete sich auch eine zunehmende Differenzierung innerhalb der sächsischen 
Wirtschaft ab. Während sich die Lage der Textilindustrie nur langsam ent-
spannte, profitierten vor allem die im Leipziger Raum angesiedelten traditionel-
len Standorte des Maschinenbaues von der Rüstungsnachfrage. Der Anteil der 
metallverarbeitenden Industrie in Leipzig erhöhte sich so stark, dass diese Bran-
che bis 1939 die in der »Buch- und Messestadt« traditionell starke polygraphi-
sche Industrie von der Spitze der Beschäftigungsstatistik verdrängte.54

In Leipzig hielt zum Zeitpunkt der Machtübergabe an die Nationalsozialisten 
Oberbürgermeister Carl Goerdeler die Zügel in der Hand. Goerdeler stand mit 
dem Reichskommissar für Sachsen von Killinger »in direkter Verbindung«. Die-
ser sicherte dem OBM am 10. März 1933 zu, nicht in die Angelegenheiten der 
Leipziger Stadtverwaltung einzugreifen.55 Dagegen war Goerdelers Verhältnis 

49 Vgl. dazu Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsgeschichte, S.�197-200.
50 Vgl. ebd., S.�200�f. Auf den im Verhältnis zur Reichsentwicklung deutlich langsame-

ren Rückgang der Arbeitslosenzahlen verweist Schneider, Wirtschaftsentwicklung, 
S.�74.

51 Vgl. Schwarz, Leipzig, S.�131.
52 Vgl. Gross, Geschichte, S.�272.
53 Vgl. Schneider, Wirtschaftsentwicklung, S.�76, Gross, Geschichte, S.�113. Zum säch-

sischen Export und seinen Problemen vgl. Karlsch/Schäfer, Wirtschaftsentwick-
lung, S.�205-207.

54 Vgl. ebd., S.�205. Beispiele für die sächsische Rüstungsproduktion finden sich ebd., 
S.�201-205.

55 Vgl. Held, Steffen: Leipzig, in: Schoeps, Julius H.�u. Werner Treß (Hg.): Orte der 
Bücherverbrennungen in Deutschland 1933, Hildesheim u.�a. 2008, S.�574-578, hier 
S.�576.
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zu Mutschmann äußerst angespannt. Der sächsische Gauleiter strebte danach, 
Leipzigs Sonderstellung auf energiewirtschaftlichem Gebiet unter seine Kon-
trolle zu bringen. Mit diversen Landkraft- und Elektrizitätswerken und der 
Energie AG als Dachverband der energiewirtschaftlichen Versorgungsbetriebe 
bildete Leipzig den Mittelpunkt der nordwestsächsischen Energieversorgung. 
Mutschmann versuchte, durch personalpolitische Manipulationsversuche seinen 
Einfluss auf die Energie AG durchzusetzen, die Sonderstellung Leipzigs zu be-
seitigen und eine ihm gefügige Zentralverwaltung in der Gauhauptstadt Dresden 
zu installieren. Dies stieß jedoch auf den Widerstand Goerdelers, der Mutsch-
mann in einen Rechtsstreit verwickelte, der 1936 zugunsten des Leipziger OBM 
ausfiel. Nach diesem Rückschlag trachtete Mutschmann danach, Goerdelers 
Stellung in Leipzig mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln zu schwächen.56

Der deutschnationale Goerdeler gab sich »der damals in bürgerlich-konserva-
tiven Kreisen verbreiteten Illusion hin, ›die revolutionäre Dynamik der NSDAP 
durch eine Einbindung in das Regierungslager zähmen und für die konservativ-
autoritäre Stabilisierung des Staates nutzen zu können‹«.57 Daher galt es für ihn 
im Frühjahr 1933 zunächst, »die Autorität in der Hand zu behalten«, um zu ver-
hindern, dass der Machtmissbrauch und das »ganz primitive Geltungsbedürfnis« 
der Nationalsozialisten »zum Schaden des deutschen Volkes« gereichte.58 Zu-
sammen mit seinem Stellvertreter, dem Zweiten Bürgermeister Ewald Löser, 
verhinderte er die Besetzung des Leipziger Rathauses durch die SA, weigerte 
sich, die Hakenkreuzfahne zu hissen »bis die Anordnung der Regierung dazu 
kam«, stellte sich am 1. April 1933 den im Zuge des ›Judenboykotts‹ drohenden 
antisemitischen Ausschreitungen und Plünderungen in Leipzig entgegen und 
unterband die für Leipzig geplante Bücherverbrennung.59 Gleichwohl gehörte 
Goerdeler zu jenen, die zu Beginn der NS-Herrschaft von einer »zumindest teil-
weisen Interessenidentität von konservativen und nationalsozialistischen Vor-

56 Vgl. Gillmann/Mommsen (Hg.): Politische Schriften Goerdelers (Bd.�1), S.�97 (Anm.�1) 
und S.�493 (Anm.�9); Noakes, Jeremy: Oberbürgermeister and Gauleiter. City 
Government between Party and State, in: Hirschfeld, Gerhard u. Lothar Ket-
tenacker (Hg.): Der »Führerstaat«. Mythos und Realität. Studien zur Struktur und 
Politik des Dritten Reiches, Stuttgart 1981, S.�194-227, hier S.�213.

57 Rembold, Elfie: Die Geburt der »deutschen Volksseele« aus dem Geiste deutscher 
Barockmusik. Das Reichsbachfest in der Musikstadt Leipzig 1935, in: Adelheid von 
Saldern (Hg.): Inszenierter Stolz. Stadtrepräsentation in drei deutschen Gesellschaf-
ten (1935-1975), Stuttgart 2005, S.�115-146, hier S.�123.

58 Rückblick Goerdelers auf seine Mitarbeit in der Reichspolitik zwischen 1931 und 
1935 (handschriftliches Manuskript vom 9.7.1937), in: Gillmann/Mommsen (Hg.): 
Politische Schriften Goerdelers (Bd.�1)., S.�240-259, hier S.�254.

59 Vgl. ebd., S.�254�f.; Held, Leipzig, S.�575�f.; Reich, Goerdeler, S.�125-134.
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stellungen ausgingen«.60 Daher führte auch seine Administration die »Gesetze 
des Reiches« durch, selbst da, wo sie ihr falsch, unklug oder zu hart erschienen.61 
So verloren im Zuge des berüchtigten Berufsbeamtengesetzes vom 7. April 1933 
allein in Leipzig zehn Prozent der Kommunalbeamten ihre Stellung, was einen 
im Vergleich zu anderen Städten extrem hohen Wert darstellte.62 Bereits im 
März 1933 kam es zu ersten Verhaftungswellen, die sich in den folgenden Jahren 
fortsetzten.63 Bis 1945 verzeichnete das Gefangenenbuch des Leipziger Polizei-
präsidiums über 20.000 Namen politischer Gefangener, unter denen sich auch 
der des Direktors der DB befand.64

Mit der 1935 eingeführten »Deutschen Gemeindeordnung« wurde das von 
den Nationalsozialisten propagierte, schon seit 1933 praktizierte ›Führerprinzip‹ 
nun auch auf kommunaler Ebene offiziell verankert.65 Nach der neuen »Haupt-
satzung« der Stadt Leipzig avancierte der Oberbürgermeister 1935 zwar zum 
»Führer der Stadt«, in der Praxis besaß Goerdeler jedoch nur begrenzte Hand-

60 Schmeitzner, Mike: Ausschaltung – Verfolgung – Widerstand. Die politischen Geg-
ner des NS-Systems in Sachsen 1933-1945, in: Vollnhals, Clemens (Hg.): Sachsen in 
der NS-Zeit, Leipzig 2002, S.�183-199, hier S.�196.

61 Vgl. Rückblick Goerdelers auf seine Mitarbeit in der Reichspolitik zwischen 1931 
und 1935 (handschriftliches Manuskript vom 9.7.1937), in Gillmann/Mommsen 
(Hg.): Politische Schriften Goerdelers (Bd.�1), S.�240-259, hier S.�255.

62 Im Vergleich dazu verloren Münster, Augsburg, Bielefeld, Dortmund und Heidel-
berg und in der NSDAP-Hochburg München ein bis zwei Prozent, in Frankfurt am 
Main weniger als drei Prozent und in Köln und Hannover unter vier Prozent der 
städtischen Beamten ihre Arbeit. Lediglich Hamburg entsprach mit zehn Prozent 
dem Vorgehen Leipzigs. Vgl. Gruner, Wolf: Die Kommunen im Nationalsozialis-
mus: Innenpolitische Akteure und ihre wirkungsmächtige Vernetzung, in: Rei-
chardt, Sven u. Wolfgang Seibel (Hg.): Der prekäre Staat. Herrschen und Verwalten 
im Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 2011, S.�167-211, hier S.�176. Vgl. auch 
Wasserloos, Damnatio memoriae, S.�143�f.

63 Vgl. Reich, Goerdeler, S.�125.
64 Vgl. Schwarz, Leipzig, S.�125.
65 In schonungsloser Offenheit erklärte Goebbels 1941, dass es ein Grundsatz des NS-

Staats sei, »dass alle Körperschaften öffentlicher oder privater Natur, vor allem aber 
die von Reichsstellen ins Leben gerufenen oder ihnen irgendwie nahestehenden Ver-
bände, Vereine, Stiftungen usw. nach dem Führerprinzip aufgebaut« würden. Um 
diesem Grundsatz Geltung zu verschaffen, sei »jeder Anlass« auszunutzen. Der 
Vorsitzende eines Kuratoriums, Vorstandes, Aufsichtsrates und dergleichen dürfe 
nicht an Abstimmungen gebunden werden, sondern müsse »kraft eigener Autorität 
entscheiden können, nachdem er die Meinung des ihm beigeordneten Gremiums ge-
hört« habe. Aus diesem Grund müssten »aus allen Satzungen der Geschäftsordnun-
gen alle demokratischen Reste, alle Abstimmungen, Mehrheitsbeschlüsse usw. […] 
verschwinden«. Goebbels (RMVuP) an die Abteilungsleiter und die nachgeordneten 
Dienststellen, 28.10.1941, ADNBL, 152/1/2, Bl.�50.
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lungsspielräume, denn in zunehmendem Maße griffen die Funktionseliten der 
NSDAP in die politischen Belange der Stadtverwaltung ein.66 Entgegen seiner 
Zustimmung hatte Killinger schon im März 1933 den Leipziger NSDAP-Kreis-
leiter Walter Dönicke zum Staatskommissar z.�b.V. der sächsischen Regierung in 
der Kreishauptmannschaft Leipzig bestellt und die Ersetzung des sozialdemo-
kratischen Polizeipräsidenten Heinrich Fleißner durch Oskar Knofe geduldet.67 
Dönicke wiederum setzte noch im gleichen Monat den Geschäftsführer der 
 NSDAP-Stadtverordnetenfraktion im Leipziger Rathaus, Rudolf Haake, in die 
Leipziger Stadtverwaltung ein. Nachdem die Stadtverordnetenversammlung 
›gleichgeschaltet‹ worden war, wurde Haake zum ehrenamtlichen Bürgermeister 
gewählt, provozierte im September 1934 das Ausscheiden des Stadtkämmerers 
und Goerdeler-Vertrauten Löser und stieg dadurch zum hauptamtlichen Bür-
germeister der Messestadt auf. Damit wurde der »fanatische Nationalsozialist«68 
Stellvertreter Goerdelers und somit zweiter Mann in der Leipziger Stadtver-
waltung. Bis zum Sommer 1935 wurden dann sukzessive alle Stadträte durch 
Nationalsozialisten und »Alte Kämpfer« ersetzt.69 Dieser ›Säuberungsprozess‹ 
erstreckte sich neben der städtischen Verwaltung auch auf kommunale Einrich-

66 Vgl. Schwarz, Leipzig, S.�138. Zur Deutschen Gemeindeordnung vom 30.1.1935 vgl. 
Gruner, Kommunen. S.�178-180.

67 Vgl. Held, Steffen: Eigentum und Besitz von jüdischen Einrichtungen und Bürgern 
im Visier der Leipziger Stadtverwaltung, in: Gibas, Monika (Hg.): »Arisierung« in 
Leipzig. Annäherung an ein lange verdrängtes Kapitel der Stadtgeschichte der Jahre 
1933 bis 1945, Leipzig 2007, S.�34-50, hier S.�36; Schwarz, Leipzig, S.�121. Oskar 
Knofe (1888-1978?) trat erst 1933 der NSDAP und 1939 der SS bei. Nach dem Über-
fall auf Polen und der Errichtung der Zivilverwaltung übernahm er den Oberbefehl 
über die Ordnungspolizei im gesamten ›Warthegau‹. Vgl. Albertini, Michael: Die 
Verfolgung und Vernichtung der Juden im Reichsgau Wartheland 1939-1945, Wies-
baden 2006, S.�75�f.

68 Hehl, Führerbesuche, S.�235. Löser schied Ende 1934 aus der Leipziger Stadtverwal-
tung aus und wechselte auf Vermittlung Goerdelers 1937 ins Direktorium der Fried. 
Krupp AG. Vgl. Abelshauser, Werner: Rüstungsschmiede der Nation? Der Krupp-
konzern im Dritten Reich und in der Nachkriegszeit, in: Gall, Lothar (Hg.): Krupp 
im 20. Jahrhundert. Die Geschichte des Unternehmens vom Ersten Weltkrieg bis 
zur Gründung der Stiftung, Berlin 2002, S.�267-472, hier S.�305-309, et passim.

69 Vgl. Held, Eigentum S.�36. Zu Rudolf Haake (1903-1945) vgl. Peschel, Andreas: Ru-
dolf Haake und die Leipziger NSDAP, in: Stadtgeschichte. Mitteilungen des Leip-
ziger Geschichtsvereins e.�V., Jahrbuch 2009, Beucha 2010, S.�133-152. Zu Haake 
und Kurt Walter Dönicke (1899-1945) vgl. Giesel, Oberbürgermeister, S.�171-232. 
Zur Gliederung der NSDAP-Kreisleitung im Jahr 1935 vgl. Dienststellen-Verzeich-
nis der ›Kreisleitung Leipzig‹ der NSDAP, ohne Datum (um 1935), StadtAL, Kap.�3, 
Nr.�70, Bd.�2, Bl.�11-22. Ein weiteres Verzeichnis für 1941/42 findet sich in StadtAL, 
Kap.�3, Nr.�70, Bd.�3, Bl.�227-258.
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tungen, das Messamt und die Leipziger Universität.70 An der Hochschule wur-
den knapp 13 Prozent aller Lehrkräfte entfernt, unter ihnen der Uhlendahl aus 
der »Eierkiste« vertraute Georg Witkowski.71 

Das Herausdrängen konservativer und parteiloser Kräfte aus der städtischen 
Verwaltung, die faktische Vernichtung der Gemeindeselbstverwaltung, die sich 
stetig verschärfende Judenpolitik des NS-Regimes und seine energiepolitischen 
Auseinandersetzungen mit Mutschmann bildeten die Gründe für den Bruch  
Goerdelers mit dem NS-Regime.72 Hinzu kam, dass er die von Hitler und  
Göring forcierte Autarkiepolitik in einer Denkschrift im August 1936 kritisiert 
hatte, womit auch seine Tage als Wirtschaftsberater der NS-Regierung gezählt 
waren.73 Den äußeren Anlass für seinen Rücktritt 1936 markierte die hinter sei-
nem Rücken von seinem Stellvertreter Haake verfügte Beseitigung des Mendels-
sohn-Denkmals vor dem Leipziger Gewandhaus.74 Während sich Goerdeler nun 
mehr und mehr der Opposition zuwandte, erwiesen sich seine Nachfolger  
Rudolf Haake (1937, 1938/39), Kurt Walter Dönicke (1937-1938) und Alfred 
Freyberg (1939-1942) als überzeugte Anhänger der NSDAP und ihrer Ideologie. 
Unter Haake und Dönicke kam es zu einer Verschärfung der Judenpolitik, mit 
der ›Arisierungen‹ von Immobilien, Firmen und Buchhandlungen und eine weit-
gehende Vernichtung jüdischer Existenzgrundlagen in der Messestadt einher-
gingen.75 Bis 1938 wurden in Leipzig 28 jüdische Buchhandlungen ›arisiert‹ oder 
stillgelegt. Dies waren etwa drei Prozent aller Leipziger Buchunternehmen. Dar-
über hinaus waren jüdische Verlagsbuchhändler »Diskriminierungen, Ausgren-
zungen und Verfolgungen ausgesetzt«. Der berühmte Leipziger Musikverlag 
C.�F. Peters beispielsweise, seit 1900 im Besitz des Förderers der Gesellschaft der 
Freunde der DB, Henri Hinrichsen, wurde in der »Reichspogromnacht« vom 
9. November 1938 durch SA-Horden verwüstet und kurz darauf einem Treu-
händer übergeben. Hinrichsen gelang es zwar, nach Belgien auszureisen, 1942 

70 Vgl. Schwarz, Leipzig, S.�123, 135
71 Vgl. von Hehl, »Kämpferische Wissenschaft«, S.�185, 192-204. Zur NS-Hochschul-

politik in Sachsen vgl. Parak, Michael: Hochschule und Wissenschaft: National-
sozialistische Hochschul- und Wissenschaftspolitik in Sachsen 1933-1945, in: 
Vollnhals, Clemens (Hg.): Sachsen in der NS-Zeit, Leipzig 2002, S.�118-132. Zur 
Radikalität der antisemitischen Kulturpolitik in Leipzig vgl. Wasserloos, Damnatio 
memoriae, S.�148�f.

72 Vgl. Schmeitzner, Ausschaltung, S.�196; Gruner, Kommunen, S.�182.
73 Vgl. Tooze, Ökonomie, S.�256-261.
74 Vgl. Reich, Goerdeler, S.�257-267; Giesel, Oberbürgermeister, S.�182-187; Wasser-

loos, Damnatio memoriae, S.�150-179.
75 Allerdings kam es auch schon unter der Amtszeit Goerdelers zu einer Verschärfung 

antisemitischer Maßnahmen in Leipzig. Vgl. Unger, Manfred: Zu Antisemitismus 
und Judenverfolgung in Leipzig: Das Jahr 1935, in: Leipziger Kalender 1999, Leip-
zig 1999, S.�291-312.
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wurde er jedoch von den deutschen Besatzern verhaftet, in das Konzentrations-
lager Auschwitz deportiert und ermordet.76 In jenem Jahr erreichte die staatlich 
sanktionierte Gewalt mit der Deportation der Leipziger Juden auch in der Buch- 
und Messestadt ihren traurigen Höhepunkt.77

76 Vgl. Keiderling, Aufstieg, S.�129�f.; Bucholtz, Erika: Henri Hinrichsen und der Mu-
sikverlag C.�F. Peters. Deutsch-jüdisches Bürgertum in Leipzig von 1891 bis 1938, 
Tübingen 2001, S.�284-313, hier S.�310.

77 Vgl. Giesel, Oberbürgermeister, S.�188, 209�f., 214�f., 228�f. Zu den ›Arisierungen‹ in 
der Messestadt vgl. Gibas, Monika (Hg.): »Arisierung« in Leipzig. Annäherung an 
ein lange verdrängtes Kapitel der Stadtgeschichte der Jahre 1933 bis 1945, Leipzig 
2007; Lorz, Andrea: »Arisierung« in Leipzig, in ausgewählten Aspekten dargestellt 
am Tuchhandels unternehmen der Gebrüder Heine, in: Hermann, Konstantin (Hg.): 
Führerschule, Thingplatz, »Judenhaus«. Topographien der NS-Herrschaft in Sach-
sen, Dresden 2014, S.�264-267. Wie Leipzigs Bürgermeister Rudolf Haake im Sep-
tember 1942 ausführte, lebten zu diesem Zeitpunkt »an Stelle der einstigen 15.000 
Juden nur noch etwa 1.000« in der Messestadt. Bürgermeister Rudolf Haake (Leip-
zig) an Hauptmann Werner Dietze, 14.9.1942, StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, 
Bl.�67. Zur Deportation der Leipziger Juden vgl. Schmid, Hans-Dieter: Gestapo 
Leipzig. Politische Abteilung des Polizeipräsidiums und Staatspolizeistelle Leipzig 
1933-1935, Beucha 1997, S.�49-55.
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2. »Arbeit, Ärger, Krach, Intrigen« – Institutionalisierung 
der NS-Mediendiktatur1

In der literaturwissenschaftlichen und historischen Forschung zur Kulturpolitik 
des ›Dritten Reiches‹ wurde das Buch lange Zeit stiefmütterlich behandelt. Es 
bestand zwar allgemeiner Konsens darüber, dass das Buch – wie alle Medien – 
im Zuge der von den Nationalsozialisten ins Werk gesetzten Beseitigung demo-
kratischer Strukturen seine Freiheiten verlor, indem es verboten, verbrannt oder 
reglementiert wurde.2 Dennoch stand es im »Schatten der modernen Massen-
medien«, die zwischen 1933 und 1945 einen rasanten Aufstieg erlebten und für 
die NS-Propaganda von kaum zu überschätzender Bedeutung waren. Die For-
schung ging dabei von einer »Hierarchie der Propagandamittel« aus, in der Film, 
Rundfunk und Presse an erster Stelle erscheinen. Dagegen traten das Buch und 
die Literatur weitgehend in den Hintergrund.3 Der Aufwand, den das NS-Re-
gime in die technischen Massenmedien investierte, war enorm, und so erscheint 
es angebracht, das NS-System als »Mediendiktatur« zu umschreiben.4 Den Na-
tionalsozialisten waren die Vorteile des Buchmediums für ihre totalitäre Propa-
ganda aber durchaus bewusst.5 Im Jahresbericht für 1933 notierte der Börsen-
verein, dass das Buch »im neuen Staat zu einem wesentlichen kulturpolitischen 
Faktor geworden« sei.6 Dies zeigte sich darin, dass Bücher nach dem 30. Januar 
1933 in zunehmendem Maße zum Gegenstand von Indizierungsmaßnahmen, 
zum Vermittler der NS-Ideologie und zum »Objekt staatlicher ›Fürsorge‹« wur-
den.7 Die Grundlage hierfür bildete der Auf- und Ausbau neuer staatlicher 
Strukturen und Kontrollinstanzen, um »das gesamte Schrifttumswesen vom Au-
tor über den Verleger, den Kommissionär und Buchhändler, das gesamte Biblio-
thekswesen, die Leihbüchereien, alle ständischen Vereine und Verbände, die sich 
mit Schrifttum in irgend einer Form befass[t]en, radikal aus dem Bereich ihrer 

1 Fröhlich, Elke (Hg.): Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Sämtliche Fragmente, 
Teil I: Aufzeichnungen 1924-1941, Bd.�2: 1.1.1931-31.12.1936, München u.�a. 1987, 
S.�419 (Eintrag vom 12.5.1933). Zum Folgenden vgl. Flachowsky, Wissenschafts- und 
Bibliothekspolitik, S.��35�f.

2 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�16.
3 Van Linthout, Buch, S.�9.
4 Ebd., S.�39; Schütz, Mediendiktatur. 
5 Vgl. van Linthout, Buch, S.�41.
6 Geschäftsbericht des Vorstandes des BV über das Vereinsjahr 1933. Zu erstatten in 

der Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, 29.4.1934, ADNBL, 181/2, 
Bl.�46 (S.�1-17, hier S.�1).

7 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�18.
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wirtschaftlichen Interessenpolitik herauszureißen und sie verantwortlich [in die] 
Kultursphäre des Dritten Reiches einzubeziehen«.8

2.1. Kompetenzgerangel und Divergenzen –  
Staatliche Behörden und Ministerialbürokratie

Der Machtübernahme seines ›Führers‹ hatte der Reichspropagandaleiter der NS-
DAP und Gauleiter von Berlin, Joseph Goebbels, händeringend entgegengefie-
bert, denn Hitler hatte ihm ein umfassend angelegtes Ministerium für Volksbil-
dung, einschließlich der Zuständigkeiten für Schulen und Universitäten in 
Aussicht gestellt.9 Der »zu klein geratene Machiavelli mit Klumpfuß« zeigte 
sich maßlos enttäuscht, als er bei der Verteilung der Regierungsämter leer aus-
ging und der von ihm verabscheute Studienrat und Gauleiter von Südhannover-
Braunschweig, Bernhard Rust, »den Kultus« bekam.10 Nach dem Sieg bei den 
Reichstagswahlen vom 5. März 1933 wich Goebbels’ Ernüchterung jedoch freu-
diger Erregung. Schon einen Tag später erhielt er von Hitler die persönliche Zu-
sage zum Aufbau eines Ministeriums, in dem Presse, Rundfunk, Film, Theater 
und Propaganda »in einer einzigen großzügigen Organisation« zusammengefasst 
werden sollten.11 In einer vermutlich auf Goebbels zurückgehenden Denkschrift 
wurde die Notwendigkeit zur »Errichtung eines Reichskommissariats für 

8 So zumindest die Forderung des SD des Reichsführers SS. Leitheft »Schrifttums-
wesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, R�58/1106, Bl.�1-81, hier 
Bl.�36.

9 Longerich, Goebbels, S.�205, 211; Krings, Propagandaministerium, S.�29. Zur Per-
son von Goebbels (1897-1945, Studium der Germanistik, Geschichte und Alt-
philologie in Bonn, Freiburg, Würzburg, München und Heidelberg, 1922 Promo-
tion, 1925 NSDAP, 1926 Gauleiter des Gaus Berlin, 1933-1945 Reichsminister für 
Volksaufklärung und Propaganda) vgl. Longerich, Goebbels; Lilla, Joachim (Be-
arb.): Statisten in Uniform. Die Mitglieder des Reichstages 1933-1945. Ein biogra-
phisches Handbuch. Unter Einbeziehung der völkischen nationalistischen Reichs-
tagsabgeordneten ab Mai 1924, Düsseldorf 2004, S.�178�f.

10 Bussemer, Thymian: »Über Propaganda zu diskutieren, hat wenig Zweck«. Zur 
 Medien-und Propagandapolitik von Joseph Goebbels, in: Hachmeister, Lutz u. 
 Michael Kloft (Hg.): Das Goebbels-Experiment. Propaganda und Politik, München 
2005, S.�49-63, hier S.�51; Longerich, Goebbels, S.�211�f.; Barbian, Literaturpolitik 
(2010), S.�81.

11 Ders., Literaturpolitik (1995), S.�155; Longerich, Goebbels, S.�217; Mühlenfeld, Da-
niel: Vom Kommissariat zum Ministerium. Zur Gründungsgeschichte des Reichs-
ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda, in: Hachtmann, Rüdiger u. 
Winfried Süß (Hg.): Hitlers Kommissare. Sondergewalten in der nationalsozialisti-
schen Diktatur, Göttingen 2006, S.�72-92, hier S.�76�f.
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Volksaufklärung und Propaganda« unterstrichen, das für den »völligen Neubau 
der staats- und volkspolitischen Aufklärungs- und Werbearbeit« unabdingbar 
sei.12 Nachdem auf der Kabinettsitzung vom 11. März die Entscheidung über das 
neue Ressort von Hitler im Eilverfahren durchgedrückt wurde, ernannte Reichs-
präsident Hindenburg den 35-jährigen Goebbels zwei Tage später zum Reichs-
minister.13 

Da der »Erlass über die Errichtung des Reichsministeriums für Volksauf-
klärung und Propaganda« (RMVuP) lediglich den Zweck des neuen Ministeri-
ums umschrieb, ihm ansonsten aber keine konkreten Aufgaben zuwies, machte 
Goebbels wenige Tage später deutlich, dass es ihm zunächst darauf ankomme, 
»alle propagandistischen Unternehmungen und alle volksaufklärenden Institu-
tio nen des Reichs und der Länder zentral in einer Hand« zusammenzufassen. 
Um »alle Möglichkeiten und Methoden der Massenbeeinflussung« auszuschöp-
fen, werde sein Ministerium mehrere große Abteilungen umfassen, über deren 
Aufgaben er erste Instruktionen gab.14 Den Rohbau seines »großen Projekts« 
präsentierte Goebbels einen Monat später.15 Danach setze sich sein Ministerium 
aus sieben Abteilungen zusammen, nämlich Haushalt und Verwaltung (I), Pro-
paganda (II), Rundfunk (III), Presse (IV), Film (V), Theater (VI) und Volksbil-
dung (VII).16 Ein großer Teil der in diesen Abteilungen vorgesehenen Aufgaben 
wurde aber bis dahin von anderen Reichsministerien wahrgenommen, die eifer-
süchtig über ihren Zuständigkeitsbereich wachten und keineswegs bereit waren, 

12 Vgl. Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�111-113. Ein Original der vermutlich auf 
Goebbels, seinen designierten Staatssekretär Walther Funk oder beide gemeinsam 
zurückgehenden Denkschrift findet sich in BArch Berlin, R�43-II/1149, ohne Da-
tum, Bl.�10-15.

13 Vgl. Erlass über die Errichtung des RMVuP, in: Reichsgesetzblatt (RGBl.), Teil I, 
Nr.�21 vom 17.3.1933, S.�104. Zu der Kabinettsbesprechung vom 11.3.1933 vgl. 
 Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�113�f.; Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�157�f.; 
Mühlenfeld, Kommissariat, S.�78-80.

14 In seiner Rede umschrieb Goebbels die Aufgabengebiete der neuen Abteilungen, 
wobei er ganz offen auf eine staatliche Lenkung im Interesse des NS-Regimes be-
stand und deutliche Drohungen gegen Zuwiderhandlungen aussprach. Vgl. Reichs-
minister Goebbels über die Aufgaben seines Ministeriums, in: Wolff’s Telegraphi-
sches Büro (W.�T.B), 84 (1933), Erste Früh-Ausgabe Nr.�596 vom 16.3.1933, BArch 
Berlin, R�43-II/1149, Bl.�25-29. Ein Auszug dieser Rede findet sich auch in Mi-
chalka, Deutsche Geschichte, S.�78�f.

15 Der Hinweis auf das »ganz große Projekt« Goebbels’ findet sich bei Krings, Propa-
gandaministerium, S.�29.

16 Vgl. Das Ministerium für Volksaufklärung und Propaganda nimmt seine Arbeit auf, 
in: Wolff’s Telegraphisches Büro (W.�T.B), 84 (1933), Erste Nachmittags-Ausgabe 
Nr.�818 vom 8.4.1933, BArch Berlin, R�43-II/1149, Bl.�43. Siehe auch Barbian, Lite-
raturpolitik (2010), S.�82.
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ihre Kompetenzen an Goebbels abzutreten.17 Auch die über ihre Hoheitsrechte 
wachenden Landesregierungen legten, so Goebbels, den »blödesten Partikularis-
mus« an den Tag.18 Es bedurfte daher zäher Verhandlungen und der Einfluss-
nahme Hitlers, bevor Goebbels den Aufbau seines Ministeriums in die Wege lei-
ten konnte.19 Am 30.  Juni 1933 legte Hitler in einer »Verordnung über die 
Aufgaben« des RMVuP fest, dass das Ministerium »für alle Aufgaben der geisti-
gen Einwirkung auf die Nation, der Werbung für Staat, Kultur und Wirtschaft, 
der Unterrichtung der in- und ausländischen Öffentlichkeit über sie und der 
Verwaltung aller diesen Zwecken dienenden Einrichtungen« zuständig sei.20 In-
folgedessen verloren verschiedene Ministerien einen Teil ihrer Kompetenzen an 
Goebbels. Zu ihnen zählte auch das RMdI, das neben dem »Urheberrechtsschutz 
für Werke der Literatur und Kunst« und der schrifttumspolitischen »Bekämp-
fung von Schund und Schmutz« auch die Aufsicht über die DB an das Propagan-
daministerium abtreten musste.21 

Dass die DB dem Geschäftsbereich von Goebbels unterstellt wurde, war kei-
neswegs selbstverständlich, denn sie hatte in seinen Planungen bis dahin keine 
Rolle gespielt. Allerdings ließ Staatssekretär Hans Pfundtner (RMdI) gegenüber 
dem Leipziger Oberbürgermeister schon Ende Mai 1933 durchblicken, dass 
Goebbels »ein ganz besonderes Interesse an der Deutschen Bücherei nähme«.22 
In seiner programmatischen Denkschrift vom März 1933 hatte Goebbels zwar 
auch beträchtlichen Einfluss auf den Wissenschaftsbereich gefordert23, bei  seinen 
wissenschafts- und kulturpolitischen Zielsetzungen fällt aber auf, dass Fragen 

17 Vgl. Longerich, Goebbels, S.�227.
18 Vgl. Fröhlich, Tagebücher Goebbels, Teil I, Bd.�2, S.�435 (Eintrag vom 17.6.1933).
19 Vgl. Longerich, Goebbels, S.�227, 230; Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�159.
20 Verordnung über die Aufgaben des RMVuP vom 30.6.1933, in: RGBl., Teil I, Nr.�75 

vom 5.7.1933, S.�449.
21 Neben dem RMdI mussten das AA, Reichswirtschafts-, Reichsverkehrs-, Reichs-

post- und Reichsernährungsministerium Teile ihres bisherigen Geschäftsbereichs an 
das RMVuP abtreten. Vgl. ebd. 

22 Aktennotiz Goerdelers, 31.5.1933, StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�3, Bl.�10. Im August 
1933 führte der für Schrifttumsfragen im RMVuP zuständige Heinz Wismann ge-
genüber Uhlendahl aus, dass sein Ministerium den Wunsch habe, die DB »in An-
spruch zu nehmen«. Dabei bezog er sich etwa auf solche Fälle, in denen das Minis-
terium Bücher benötigte, die es sich auf anderem Wege nicht beschaffen konnte. 
Heinz Wismann (RMVuP, Abt. II) an Uhlendahl, 9.8.1933, ADNBL, 843/3 (Hefter: 
1933-1944), Bl.�1.

23 Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�111-113. Im April 1933 arbeitete der Bonner Phi-
losoph und Kulturanthropologe Erich Rothacker im Auftrag von Staatssekretär 
Walther Funk, der offenbar den Aufbau einer »Reichshochschulverwaltung« im 
Propagandaministerium anstrebte, kurze Zeit an dem Plan der Gründung sogenann-
ter Reichsuniversitäten. Da die Universitäten aber in der Zuständigkeit der Länder 
verblieben, scheiterte dieser Plan jedoch. Vgl. Tilitzki, Christian: Die deutsche Uni-
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der Schrifttums- und Literaturpolitik eine eher untergeordnete Rolle  spielten.24 
Die stiefmütterliche Behandlung schrifttumsrelevanter Aufgaben offenbarte 
auch der erste Geschäftsverteilungsplan des RMVuP vom Oktober 1933, in dem 
eine eigenständige Abteilung für Schrifttum fehlt.25 Wie unkoordiniert, ja plan-
los die Behandlung literaturpolitischer Fragen im Propagandaministerium zu-
nächst erfolgte, zeigt sich darin, dass alle damit im Zusammenhang stehenden 
Bereiche scheinbar wahllos auf die sieben Ministerialabteilungen  verteilt waren. 
Die Belange des Verlagswesens und der »Deutschen Bücherei« wurden in der 
Abteilung II »Propaganda« im Referat für »Judenfragen« unter dem Referenten 
Heinz Wismann zusammengefasst.26 Während die Abteilung V »Film« für die 
»Bekämpfung von Schund- und Schmutzschriften« verant wortlich zeichnete, 

versitätsphilosophie in der Weimarer Republik und im Dritten Reich (Bd.�2), Berlin 
2002, S.�931�f.

24 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�84; Adam, Christian: Lesen unter Hitler. 
Autoren, Bestseller, Leser im Dritten Reich, Frankfurt am Main 2013, S.�20. Goeb-
bels ließ über seine Vorstellungen zur NS-Schrifttumspolitik keine Zweifel aufkom-
men. So begrüßte er anlässlich der am 10. Mai 1933 in Berlin inszenierten Bücher-
verbrennung die ›Säuberung‹ der öffentlichen Büchereien von »Schmutz- und 
Schundliteratur« und erklärte »das ›Zeitalter eines überspitzten jüdischen Intellek-
tualismus‹ für beendet«. Longerich, Goebbels, S.�228. Vgl. zudem Reichs minister 
Dr. Goebbels vor den deutschen Buchhändlern, Wolff’s Telegraphisches Büro. Vor-
mittags-Ausgabe 84 (1933), Nr.�1152 vom 15.5.1933, BArch Berlin, R�43-II/479, 
Bl.�4�f.

25 Das RMVuP setzte sich aus folgenden Abteilungen zusammen: I. Verwaltung und 
Recht, II. Propaganda, III. Rundfunk; IV. Presse, V. Film; VI. Theater, Musik und 
Kunst, VII. Abwehr (Lügenabwehr im In- und Ausland). Vgl. Ministerial- Büro-
direktor Schwebel (Hauptbüro, RMVuP) an das Hauptbüro der Reichskanzlei (mit 
anliegendem Geschäftsverteilungsplan des RMVuP vom 1.10.1933), 17.10.1933, 
BArch Berlin, R�43-II/1149, Bl.�125-133.

26 Heinz (Heinrich) Wismann (1897-1945, Studium der Kunstgeschichte, Archäolo-
gie, Philosophie und Zeitungskunde in Heidelberg und Berlin, Promotion 16.2.1933, 
NSDAP 1.5.1932) war für folgende Bereiche verantwortlich: »Förderung der natio-
nalen Literatur, Verlagswesen, Autoren, Buchgemeinschaften, Volks- und Leih-
büchereien, Zeitschriften, Deutsche Bücherei in Leipzig, Reichsstelle zur Förde-
rung des deutschen Schrifttums«. Ebd., Bl.�128R. Zu Wismann vgl. Lebenslauf 
Wismanns, 11.4.1933, BArch Berlin, R�55/24744, Bl.�6-8. Über die Betreuung der DB 
schien man sich im RMVuP zunächst nicht recht klar zu sein. Denn bevor sie im 
Oktober 1933 der Abteilung II »Propaganda« zugewiesen wurde, gehörte sie noch 
einen Monat zuvor zum Aufgabengebiet der Abteilung VI »Theater, Musik und 
Kunst«. Vgl. Vermerk von Verwaltungsdirektor Martin Lippmann (DB), 2.9.1933, 
ADNBL, 152/1/2, Bl.�399.
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oblag die »Pflege des Berufsstandes der Schriftsteller und des literarisch wertvol-
len Schrifttums« der Abteilung VI »Theater, Musik und Kunst«.27 

Dessen ungeachtet war man sich im RMVuP der Bedeutung des Schrifttums 
für die »große Umformungsarbeit des NS-Staates« natürlich bewusst.28 Um den 
»deutschen Menschen durch eine grundlegende seelisch-geistige Umformung 
zur Gewinnung und Erhaltung einer Lebensführung zu bringen«, die den 
»Grundgesetzen der nationalsozialistischen Weltanschauung« entspreche, müsse 
sich der Staat »aller Mittel« bedienen, um »auf den einzelnen und damit auf die 
Gesamtheit« einzuwirken. Im Rahmen dieser »Schulungs- und Menschenfor-
mungsarbeit« kam neben Film, Rundfunk, Theater, Presse und Propaganda auch 
dem Schrifttum eine zentrale Bedeutung zu, »denn alles was Theater, Film und 
Rundfunk, alles was Beruf, Schule, Volkshochschule oder Einzelvorträge dem 
einzelnen im flüchtig gesprochenen Wort an Erkenntnissen und Anregungen« 
vermitteln würden, erfahre »erst durch das Buch, also durch das Schrifttum, eine 
Vertiefung und Befestigung«. Nach Auffassung des RMVuP kam es daher darauf 
an, das Schrifttum mit den Bedürfnissen des Staates in Einklang zu bringen und 
das »Lesebedürfnis der breiten Massen in die richtigen Bahnen zu lenken«. Dem-
nach strebte das Ministerium nicht nur danach, Schriftsteller, Verleger und 
Buchhändler zu kontrollieren, sondern auch Einfluss auf die Bibliotheken zu ge-
winnen, denn sie hätten das »menschenformende« Schrifttum nach ganz be-
stimmten Gesichtspunkten »in angemessener Auswahl und Gliederung« der Öf-
fentlichkeit zu vermitteln.29 

Der Anspruch, das gesamte in Deutschland erscheinende Schrifttum sowie 
seine Produzenten, Vermittler und Konsumenten zu kontrollieren, hatte zur 
Folge, dass Goebbels seinem Ministerium im Oktober 1934 eine neue Abteilung 
VIII »Schrifttum« (oder »S«) angliederte.30 In ihr waren alle für die Literatur- 
und Schrifttumspolitik relevanten Bereiche zusammengefasst oder wurden ihr in 

27 Ministerial-Bürodirektor Schwebel (Hauptbüro, RMVuP) an das Hauptbüro der 
Reichskanzlei (mit anliegendem Geschäftsverteilungsplan des RMVuP vom 
1.10.1933), 17.10.1933, BArch Berlin, R�43-II/1149, Bl.�125-133, hier Bl.�132 und 
Bl.�132R.

28 Denkschrift von Karl Heinl (Reichsschrifttumskammer): »Für die zuständige Ein-
gliederung des Volksbüchereiwesens« in das RMVuP, ohne Datum (etwa Mai 1934), 
BArch Berlin, R�56-V/166, Bl.�11-15, hier Bl.�13.

29 Ebd. Diese Ausführungen standen im Zusammenhang mit dem vom RMVuP ausge-
henden, letztlich gescheiterten Versuch, im Zuge des Gesetzes über den Neuaufbau 
des Reiches das gesamte Kunstwesen auf das Reich zu übernehmen und dabei 
gleichzeitig auch das Volksbüchereiwesen zu vereinnahmen. Vgl. dazu Vermerk von 
Otto von Keudell (RMVuP), 9.6.1934, ebd., Bl.�1-10; Vermerk von Heinz Wismann 
(Abt. II, RMVuP) an von Keudell, 22.6.1934, ebd., Bl.�16.

30 Der Hinweis, dass das RMVuP »für die Kontrolle des gesamten in Deutschland er-
scheinenden Schrifttums« zuständig sei, findet sich im Schreiben der Personalabtei-
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den folgenden Jahren zugewiesen. Neben »grundsätzlichen Fragen der Pflege 
und Förderung des deutschen Schrifttums«, war die Abteilung VIII für die Or-
ganisation von Buchausstellungen, die Aufsicht über den Buchexport sowie für 
die Betreuung von Schriftstellern, Verlegern und Buchhändlern verantwortlich, 
zielte also auf eine umfassende Überwachung des Buchmarktes und des Verlags-
wesens ab. In die gleiche Richtung wiesen die der Abteilung zugewiesenen Auf-
gaben »Buchverbote« und »unerwünschte Literatur«. Darüber hinaus war die 
Abteilung VIII fortan auch für alle Belange der DB zuständig.31 Ihre Abtei-
lungsleiter Heinz Wismann (1933-1937), Karl Heinz Hederich (1937-1938), Al-
fred-Ingemar Berndt (1938-1939), Hans Hinkel (1939), Wilhelm Haegert (1940-
1944) und Wilfrid Bade (1945) erlangten daher für die Geschicke der DB 
während der Zeit des Nationalsozialismus zentrale Bedeutung.32 

lung des RMVuP betr. Uk-Stellung von Paul Hövel (Abt. VIII, RMVuP) an das 
Wehrbezirkskommando Berlin, 3.5.1940, R�55/22260, Bl.�205.

31 Zum Aufbau der Abteilung vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�87�f.; Stroth-
mann, Dietrich: Nationalsozialistische Literaturpolitik. Ein Beitrag zur Publizistik 
im Dritten Reich, Bonn 1985, S.�23�f.; Müller, Georg Wilhelm: Das Reichsministe-
rium für Volksaufklärung und Propaganda, Berlin 1940, S.�25-27, 39�f. Vgl. auch Ge-
schäftsverteilungsplan des RMVuP, 10.2.1936, BArch Berlin, R�56-V/53, Bl.�10-20, 
hier Bl.�19.

32 Vgl. Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�48. Zur Entwicklung der Abteilung 
VIII des RMVuP vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�89-97. Die meisten Leiter 
und Referenten der Schrifttumsabteilung waren ausgesprochen jung und wiesen eine 
akademische Ausbildung auf, entsprachen also »in Bezug auf Lebensalter und Sozi-
alisation« dem Befund von Stefan Krings über die »führenden NS-Propagandisten« 
im Hause Goebbels’. Krings, Propagandaministerium, S.�34. Vgl. auch Härtel, 
Christian: Stromlinien. Wilfrid Bade – Eine Karriere im Dritten Reich, Berlin 2004, 
S.�44. Zu Wismann vgl. Anm.�102. Zu Hederich (1902-1976, Studium des Bauinge-
nieurwesens Danzig und München, 1922 NSDAP) vgl. Lebenslauf Hederichs, 
26.8.1938, R�55/24198, Bl.�33-41; zu Berndt (1905-1945, 1925 NSDAP, Mitglied der 
SS) vgl. Schreiben von Berndt an die Reichsleitung der NSDAP, München, 18.9.1933, 
BArch Berlin, R�9361-II/68594, unp.; zu Hinkel (1901-1960, Studium der Staatswis-
senschaften und der Zeitungskunde in Bonn und München, 1930 MdR, 1920 NS-
DAP, 1921 SA, 1931 SS) vgl. Lebenslauf Hinkels, ohne Datum, BArch Berlin, BDC, 
SSO, 99A (Hans Hinkel, geb. 22.6.1901), unp.; zu Haegert (1907-1994, Studium der 
Rechts- und Staatswissenschaften in Berlin und Greifswald, 1929 NSDAP, Mitglied 
der SA) vgl. von Haegert ausgefüllter Personalfragebogen, 24.8.1937, BArch Berlin, 
ehem. BDC, SA 201 (Wilhelm Haegert, geb. 14.3.1907), unp.; zu Bade (1906-1945, 
Studium der Geschichte, Germanistik und Kunstgeschichte in Berlin und Leipzig, 
1930 NSDAP) vgl. Personalaufstellung zu Bade, 25.2.1938, BArch Berlin, R�55/24060 
Bl.�5; Härtel, Stromlinien. Auf die für die DB wichtigen Referenten der Abteilung 
Schrifttum wird im Verlauf der Darstellung noch eingegangen.
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Die Vielzahl ihrer Leiter verweist auf ein grundsätzliches Problem der »Ab-
teilung Schrifttum«, denn obwohl sie sich sukzessive zur »mächtigsten Kontroll-
instanz« der NS-Literaturpolitik entwickelte, erwies sie sich gleichzeitig als die 
wohl »am meisten vernachlässigte Abteilung des Ministeriums«.33 So beklagten 
ihre Leiter immer wieder, dass die Abteilung völlig überlastet sei.34 Wilhelm 
Haegert stellte im Mai 1942 ernüchtert fest, dass die Schrifttumsabteilung im Mi-
nisterium »merkwürdigerweise […] noch in dem Ruf [stehe], nicht zu den poli-
tischen Abteilungen zu gehören, obwohl sie wichtigste politische Aufgaben zu 
erfüllen« habe. Jährlich würden bis zu 4.000 Manuskripte zu Zensurzwecken 
durch die Abteilung laufen, für deren Arbeit aber nur zwei Referenten zur Ver-
fügung stünden.35 Im Referat Buchverbotswesen, dem »Rückgrat der Abteilung 
Schrifttum«, hatte die unzureichende Personalzuweisung im Februar 1939 zur 
Folge, dass »bereits 400 Vorgänge unerledigt« liegen blieben.36 Hinzu kam, dass 
die Abteilung VIII durch Intrigen und Machtkämpfe in ihrer literaturpolitischen 
Steuerungsfunktion erheblich gehemmt wurde.37 Die Auseinandersetzungen 
waren so heftig, dass durch sie einflussreiche Leiter der »Abteilung Schrifttum« 
wie Wismann und Hederich zu Fall kamen.38 Innerhalb des komplexen poly-
kratischen Gefüges der NS-Kulturpolitik  – einer wahren Schlangengrube  – 
 beargwöhnten sich das Propagandaministerium, die Parteiamtliche Prüfungs-
kommission zum Schutze des NS-Schrifttums, die Schrifttumsstellen des 

33 So der Tenor ihres Abteilungsleiters Alfred-Ingemar Berndt. Siehe Personaletat der 
Abteilung VIII für das Rechnungsjahr 1939/40, 6.1.1939, BArch Berlin, R�55/407, 
Bl.�279-286, hier Bl.�279. Der Hinweis auf die im Schrifttumsbereich »mächtigste 
Kontrollinstanz« findet sich bei Strothmann, Literaturpolitik, S.�23.

34 Vgl. Karl Heinz Hederich (Leiter VIII, RMVuP) an die Personalabteilung des RM-
VuP, 11.7.1938 u. 20.7.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�256-261.

35 Wilhelm Haegert (Leiter S, RMVuP) an Goebbels, 11.5.1942, BArch Berlin, R�55/302, 
Bl.�26-28.

36 Johannes Schlecht (Stellvertretender Leiter der Abt. S, RMVuP) an die Personal-
abteilung des RMVuP, 2.11.1939, BArch Berlin, R�55/14, Bl.�266-268, hier Bl.�266�f.; 
Alfred-Ingemar Berndt (Leiter VIII, RMVuP) an die Personalabteilung des RMVuP, 
27.2.1939, BArch Berlin, R�55/407, Bl.�157-158. Schon im November 1938 hatte der 
stellvertretende Leiter der Abt. VIII darauf hingewiesen, dass das »Buch-Verbots-
Referat« infolge Personalmangels schon »seit längerem nicht mehr in der Lage« war, 
»die Buchverbote laufend zu bearbeiten«. Johannes Schlecht (Stellvertretender Lei-
ter der Abt. S, RMVuP) an den Staatssekretär des RMVuP, 22.11.1938, BArch Berlin, 
R�55/2, Bl.�458.

37 Zu den Querelen innerhalb der Abteilung Schrifttum vgl. bspw. Karl Heinz Hede-
rich (Leiter VIII, RMVuP) an die Personalabteilung des RMVuP, 15.9.1938, BArch 
Berlin, R�55/2, Bl.�346-349; Johannes Schlecht (Stellvertretender Leiter der Abt. S, 
RMVuP) an die Personalabteilung des RMVuP, 17.9.1938, ebd., Bl.�350.

38 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�88�f., 92�f.; Düsterberg, Hanns Johst, S.�232-
235.
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Parteiideologen Alfred Rosenberg und der Sicherheitsdienst des Reichsführers 
SS und nutzten jede sich nur bietende Gelegenheit, die Gegenseite zu desavouie-
ren und zentrale Aufgaben an sich zu reißen.39 Dies bezog sich auch auf die DB, 
an der jede der genannten Instanzen eine Außenstelle errichten wollte, um sich 
den Dienstleistungspool der Bücherei zunutze zu machen.

Erschwerend hinzu kam noch ein innerhalb des Geschäftsbereichs des RM-
VuP bestehender Dualismus zwischen der Reichsschrifttumskammer und der 
Abteilung VIII, der erst nach einem Revirement im Jahr 1938 aufgehoben wurde. 

39 Diese Konkurrenzsituation wurde dadurch verschärft, dass zudem noch die für Li-
teraturpolitik zuständigen Stellen des Reichserziehungsministeriums, der Gestapo 
und des SD sowie zum Teil auch Dienststellen der NSDAP-Reichsleitung Einfluss 
geltend machten. Vgl. Düsterberg, Hanns Johst, S.�216�f. Im November 1939 hielt 
der Leiter der Abt. VIII bspw. fest, dass seine Abteilung »einem konzentrischen An-
griff« der PPK und der Schrifttumsstelle Rosenbergs ausgesetzt sei und er befürchte, 
»dass die Schrifttumsabteilung allmählich« zerbreche. Alfred-Ingemar Berndt (Lei-
ter VIII, RMVuP) an Ministerialrat Müller (RMVuP), 1.11.1939, BArch Berlin, 
ehem. BDC, RK B 10 (Alfred-Ingemar Berndt, geb. 22.4.1905), Bild 792.

Abb. 21: Das Propagandaministerium und der Gesamtaufbau der staatlichen Welt 
des Buches
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Als Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda hatte Goebbels 1933 
danach gestrebt, das durch zahlreiche unkoordinierte »Säuberungsaktionen« 
verursachte Durcheinander im deutschen Kulturleben unter seiner Kontrolle zu 
ordnen und die »kulturelle Revolution« des NS-Regimes im eigenen Ministe-
rium zu institutionalisieren.40 Zu diesem Zweck hatte er am 22. September 1933 
die Reichskulturkammer (RKK) ins Leben gerufen, die seine kulturpolitische 
Monopolstellung gegen die Einflussnahme rivalisierender Interessengruppen 
(RMdI, Kampfbund für deutsche Kultur, Deutsche Arbeitsfront) absichern und 

40 Vgl. Kühnert, Jürgen: Die Reichsschrifttumskammer. Zur Geschichte einer berufs-
ständischen Zwangsorganisation unter besonderer Berücksichtigung des Buchhan-
dels, in: Leipziger Jahrbuch zur Buchgeschichte 17 (2008), S.�255-363, hier S.�258.

Abb. 22: Der Aufbau der Reichsschrifttumskammer (1937)
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als »Unterbau« des RMVuP fungieren sollte.41 Die RKK setzte sich aus sieben 
Einzelkammern (Schrifttums-, Presse-, Rundfunk-, Theater-, Film-, Musikkam-
mer sowie Reichskammer der bildenden Künste) zusammen. Sie unterstand der 
Aufsicht des Propagandaministers, der zugleich auch ihr Präsident war. Da alle 
»Kulturschaffenden« – also all jene, die »bei der Erzeugung, der Wiedergabe, der 
geistigen oder technischen Verarbeitung, der Verbreitung, der Erhaltung, dem 
Absatz oder der Vermittlung des Absatzes von Kulturgut« mitwirkten  – zur 
Mitgliedschaft in der RKK verpflichtet waren und sie sich auch das Recht nahm, 
Berufsverbote auszusprechen und somit missliebige Personen aus der RKK und 
damit aus dem deutschen Kulturleben auszuschließen, übte sie eine weitgehende 
Kontrolle über ihre Mitglieder aus.42

Unter den sieben Einzelkammern spielte die Reichsschrifttumskammer (RSK) 
im Bereich der Literaturpolitik und somit für die DB eine wichtige Rolle. Zu ih-
rem ersten Präsidenten wurde der national-völkische Schriftsteller Hans Fried-
rich Blunck ernannt. Ihrem Präsidialrat gehörten die Schriftsteller Hans Grimm 
und Hanns Johst, der der DB gewogene Verleger Friedrich Oldenbourg, der 
Buchhändler Theodor Fritsch und der für Schrifttumsfragen zuständige Referent 
des RMVuP, Heinz Wismann, an, der gleichzeitig als Stellvertreter des RSK-Prä-
sidenten fungierte.43 Die Position der RSK war im Hinblick auf ihre Kompeten-
zen nie unangefochten, denn abgesehen von den außerhalb ihres Geschäftsbe-
reichs bestehenden mit dem Propagandaministerium konkurrierenden 
Institutionen der NS-Literaturpolitik gestaltete sich die Kompetenzabgrenzung 
auch innerhalb der RKK nicht immer einfach.44 So erstreckte sich der »Schrift-

41 Vgl. ebd., S.�258�f., Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�101�f.; Reichskulturkammer-
gesetz vom 22.9.1933, in: Schrieber, Karl-Friedrich: Die Reichskulturkammer. Or-
ganisation und Ziele der deutschen Kulturpolitik, Berlin 1934, S.�42�f. Vgl. zudem 
Schreiben Hitlers an die Reichsstatthalter in den Ländern betr. Aufgabenverteilung 
zwischen Reich und Ländern auf dem Gebiete der Volksaufklärung und Propa-
ganda, 15.7.1933, BArch Berlin, R�43-II/1149, Bl.�88-92, hier Bl.�92. 

42 Erste Verordnung zur Durchführung des Reichskulturkammergesetzes vom 1.11.1933 
(§�4), in: Schrieber, Reichskulturkammer, S.�43-49, hier S.�44; Düsterberg, Hanns 
Johst, S.�217�f.; Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�265-267; Fleige, Gabriela: 
Die Reichsschrifttumskammer als Zensurinstrument im Dritten Reich, in: DFW. 
Dokumentation. Information. Zeitschrift für Bibliotheks- und Dokumentations-
wesen, Organisations- und Einrichtungstechnik sowie Bürowirtschaftsinformation 
30 (1982), Heft 4/6 Oktober/Dezember, S.�113-124, hier S.�113-115. Zum Aufbau 
der RKK vgl. Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�147.

43 Dazu und zur Arbeitsgliederung der RSK, zu der u.�a. die Beobachtung des Schrift-
tums, des Verlagswesens und des Buchhandels gehörten, vgl. Kühnert, Reichs-
schrifttumskammer, S.�268-270; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�104�f.

44 Düsterberg, Hanns Johst, S.�217. Zu den Mitgliedern der Reichsschrifttumskammer 
zählten Schriftsteller, Verleger, Buchhändler und Bibliothekare, woraus sich Ab-
grenzungsprobleme zur Reichspresse- und zur Reichsmusikkammer sowie zur 



491

»ARBEIT, ÄRGER, KRACH, INTRIGEN« – INSTITUTIONALISIERUNG DER NS-MEDIENDIKTATUR

tumsbegriff« der RSK zwar auf Literatur jeglicher Art, bezog aus Rücksicht-
nahme auf die Interessen des für Wissenschaftsfragen zuständigen Reichministe-
riums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung rein wissenschaftliche 
Schriften aber nicht mit ein.45 Die Mitgliedschaft in der RSK erfolgte über die 
in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Berufsverbände, die kurzerhand in die 
Kammer eingegliedert wurden.46 Aber auch das verlief nicht immer reibungslos. 
So rief die von der RSK vollzogene Aufnahme des Verbands Deutscher Volks-
bibliothekare (VDV) und des Vereins Deutscher Bibliothekare die entschiedene 
Gegenwehr des Preußischen Kultus- und designierten Reichserziehungsminis-
ters (REM), Bernhard Rust, hervor, der die Fachaufsicht auf den Gebieten des 
Volksbüchereiwesens und des Wissenschaftlichen Bibliothekswesens für sich re-
klamierte.47 Da es Rust tatsächlich gelang, zentrale Zuständigkeiten für das wis-
senschaftliche Bibliothekswesen an sich zu ziehen, wurde der VDB im Juni 1935 
wieder aus der RSK ausgegliedert und führte seine Tätigkeit als selbständiger 
Fachverein fort.48 Beim VDV indes entwickelte sich zwischen dem Propaganda- 
und dem Reichserziehungsministerium ein länger andauernder Kompetenzstreit, 
der 1938 mit einer Pattsituation endete, indem der Verband aufgelöst und fortan 
als »Gruppe Büchereiwesen« innerhalb der RSK »berufsständisch betreut« 
wurde, während dem REM die Fachaufsicht über die Volksbüchereiwesen ob-
lag.49 

Probleme ergaben sich auch beim Börsenverein der Deutschen Buchhändler, 
der 1933 ebenfalls recht überhastet in die RSK eingegliedert worden war. Da dem 
Börsenverein jedoch auch ausländische Mitglieder angehörten, die nicht kam-

Reichskammer der bildenden Künste ergaben. Zur Abgrenzung zwischen den ge-
nannten Kammern vgl. Fleige, Reichsschrifttumskammer, S.�115; Leitheft des SD 
des Reichsführers SS (Chef des Sicherheitshauptamtes) betr. Buchhandel, März 
1937, BArch Berlin, R�58/1108, Bl.�1-32, hier Bl.�2a.

45 Vgl. Fleige, Reichsschrifttumskammer; Düsterberg, Rolf: Die Reichsschrifttums-
kammer. Struktur und Aufgaben, Führungspersonal, Konkurrenten, in: Benz, 
Wolfgang, Peter Eckel u. Andreas Nachama (Hg.): Kunst im NS-Staat. Ideologie, 
Ästhetik, Protagonisten, Berlin 2015, S.�117-130, hier S.�117�f.

46 Die in der RSK zusammengefassten Verbände hatten zwar alle noch eine eigene 
Rechtspersönlichkeit, waren aber an die Entscheidungen des Präsidenten gebunden. 
Im Zuge der Durchsetzung des ›Führerprinzips‹ wurden die Verbände dann jedoch 
in Fachschaften umgewandelt, wodurch sie fortan nur noch Verwaltungsstellen der 
RSK waren. Vgl. dazu Fleige, Reichsschrifttumskammer, S.�115; Kühnert, Reichs-
kulturkammer, S.�270-278.

47 Zur Eingliederung des VDB in die RSK vgl. Mitteilung des Vorsitzenden des VDB, 
Adolf Hilsenbeck, Ende Dezember 1933, ADNBL, 378/13 (Hefter 1930-1939), 
Bl.�149.

48 Vgl. Labach, VDB, S.�73�f.; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�77, 105.
49 Vgl. ebd., S.�69-72; Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�271�f.
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merpflichtig waren – so etwa die Mitglieder der Auslandsvereine Polens, Öster-
reichs, der Schweiz, der Niederlande, der Tschechoslowakei und der baltischen 
Staaten –, wurde auch der Börsenverein im Oktober 1934 wieder aus der RSK 
ausgegliedert und seine kammerpflichtigen deutschen Mitglieder im gleichzeitig 
ins Leben gerufenen »Bund Reichsdeutscher Buchhändler e.�V.« (BRB) zusam-
mengefasst, der an Stelle des Börsenvereins als berufsständische Gliederung in 
die Kammer überführt wurde.50

Angesichts solcher Schwierigkeiten erwies sich der Prozess des organisatori-
schen Aufbaus der RSK als langwierig und zog sich bis 1937 hin.51 Da sich ihr 
Präsident Blunck als »nicht hinreichend gefügig« und zuverlässig erwies, wurde 
er im Oktober 1935 von seinem Dichterkollegen Hanns Johst abgelöst, dem als 
Vizepräsidenten zunächst der jeweilige Leiter der Abteilung VIII des RMVuP 
und ab 1937 der »Leiter des deutschen Buchhandels«, Wilhelm Baur, zur Seite 
standen.52 Die in jedem Gau Deutschlands bestehenden 31 Landesleitungen bil-
deten den regionalen Unterbau der Kammer und waren für die Überwachung 
der einschlägigen Verbände, Fachschaften und ihre Einzelmitglieder verantwort-
lich.53 Durch diese Struktur und die im September 1934 verankerte Satzung der 
RSK gelang es dem Propagandaministerium Schritt für Schritt, »das gesamte 

50 Zudem waren die einzelnen im BV zusammengefassten Fachverbände auf vier Ein-
zelkammern der RKK verteilt. Daher wurde der »gesamte Stand des reichsdeutschen 
Buchhandels« im BRB vereinigt. Thulke, Karl: Vom »Börsenverein« zur »Gruppe 
Buchhandel«, in: Warmuth, Ludwig (Hg.): RSK-Taschenbuch für den deutschen 
Buchhandel, Berlin 1937, S.�67-74, hier S.�69. Allerdings wurde der BRB zwei Jahre 
später wieder aufgelöst und seine Mitglieder fortan in der »Gruppe Buchhandel« der 
RSK betreut. Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�114-118; Kühnert, Reichs-
schrifttumskammer, S.�275-278, 282-284, 288, 300-304. Vgl. zudem Leitheft des SD 
des Reichsführers SS (Chef des Sicherheitshauptamtes) betr. Buchhandel, März 
1937, BArch Berlin, R�58/1108, Bl.�1-32, hier Bl.�2a; Leitheft des SD des Reichsfüh-
rers SS (Chef des Sicherheitshauptamtes) betr. Schrifttumswesen und Schrifttums-
politik, März 1937, BArch Berlin, R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�46�f.

51 Ein Verzeichnis über die Besetzung der Planstellen im Bereich der RSK für das 
Rechnungsjahr 1937, ohne Datum, findet sich in BArch Berlin R�55/981, Bl.�2-11. 
Vgl. zudem Geschäftsverteilungsplan der RSK vom 1.4.1938, ebd., B. 146-151.

52 Düsterberg, Reichsschrifttumskammer, S.�121. Zu den Hintergründen der Ernen-
nung Johsts vgl. Ders., Hanns Johst, S.�219-227. Zu Wilhelm Baur als »Leiter des 
deutschen Buchhandels« vgl. Warmuth, Ludwig: Die Organisation der Reichs-
schrifttumskammer, in: Ders. (Hg.): RSK-Taschenbuch für den deutschen Buch-
handel, Berlin 1937, S.�75-82, hier S.�78. Zur Ernennung Baurs zum Vizepräsidenten 
der RSK vgl. Vermerk des BV: »Zu dem Bericht Börsenverein – Bund – Reichs-
schrifttumskammer, ohne Datum, SStAL, 21765/789, Bl.�1.

53 Vgl. Düsterberg, Reichsschrifttumskammer, S.�119; Fleige, Reichsschrifttumskam-
mer, S.�116. Zur weiteren institutionellen Entwicklung des RSK bis 1945 vgl. Küh-
nert, Reichsschrifttumskammer, et passim.
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deutsche Schrifttum unter seine Führung zu stellen« und den nationalsozialisti-
schen Selektionskriterien zu unterwerfen.54 

So zählte es zu den Aufgaben der RSK, »den Berufsstand von ›unerwünschten 
Elementen‹ und den Büchermarkt von ›undeutschem Gut‹ rein zu halten«.55 
Dazu gehörte die »persönlichkeitsbezogene Mitgliederauslese«, die im Kern auf 
eine »›Entjudung‹ der kulturwirtschaftlichen Berufsstände« hinauslief.56 Waren 
Juden während der Aufbauphase der Einzelkammern zunächst uneingeschränkt 
aufgenommen worden, so »wurden bereits im Frühjahr 1934 restriktive Aufnah-
mebestimmungen in Kraft gesetzt«, nachdem Goebbels erklärt hatte, dass Juden 
»im allgemeinen ungeeignet« seien, »Deutschlands Kulturgut zu verwalten«.57 
Infolgedessen wurden bis März 1937 mehr als 1.200 ›nichtarische‹ Schriftsteller 
aus der RSK ausgeschlossen oder jüdischen Antragstellern die Aufnahme verwei-
gert.58 Neben dieser personellen ›Säuberung‹, die sich auch auf politisch miss-
liebige Autoren, Verleger und Buchhändler erstreckte, bestand eine wesentliche 
Aufgabe der RSK in der Literaturkontrolle. Die »Ausrichtung« des Schrifttums 
erfolgte auf verschiedenen Wegen, so etwa durch eine »Präventivzensur über die 
Mitgliedschaft«, also dem »Berufsverbot durch Nichtaufnahme«, durch die 
Kontrolle der Verleger, den Aufbau diverser Filter zur Überprüfung der Litera-
turproduktion vor der Drucklegung und durch die Überwachung des Buch-
marktes und der Bibliotheken.59 Bei der ›Säuberung‹ spielte das RSK-eigene Re-
ferat zur »Überwachung des Schrifttums« eine zentrale Rolle, denn seit der 
»Anordnung über schädliches und unerwünschtes Schrifttum« vom 25.  April 
1935 oblag ihm die Führung zweier geheimer Verbotslisten, an deren Erstellung 
die DB später maßgeblich beteiligt war.60 Die Verantwortung für diese Listen lag 
bei der RSK, die Entscheidung über die Verbote oblag dem Propagandaministe-

54 Ebd., S.�280. Die Satzung der RSK vom 15.9.1934 findet sich im Sonderdruck aus 
dem BBl.�101 (1934), Nr.�248 vom 23.10.1934, SStAL, 21765/709, unp.

55 Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�218.
56 Düsterberg, Hanns Johst, S.�218, 220.
57 Düsterberg, Reichsschrifttumskammer, S.�120. Zum Antisemitismus des RMVuP, 

der in all seinen Abteilungen als »Handlungsmaxime« galt, vgl. Barbian, Jan-Pieter: 
Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda, in: Benz, Wolfgang (Hg.): 
Handbuch des Antisemitismus. Judenfeindschaft in Geschichte und Gegenwart, 
Bd.�5: Organisationen, Institutionen, Bewegungen, Berlin u. Boston 2012, S.�525-
528, hier S.�526.

58 Ders., Schrifttumspolitik (2010), S.�199.
59 Fleige, Reichsschrifttumskammer, S.�117-120, hier S.�117; Kühnert, Reichsschrift-

tumskammer, S.�280�f. Der Hinweis auf die »Ausrichtung« des Schrifttums über die 
RSK findet sich bei Warmuth, Organisation, S.�76.

60 Anordnung der RSK über schädliches und unerwünschtes Schrifttum vom 25. April 
1935, in: Warmuth, Ludwig (Hg.): RSK-Taschenbuch für den deutschen Buchhan-
del, Berlin 1937, S.�133�f.
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rium.61 Gerade dieses Beispiel verweist auf den Dualismus zwischen der Kam-
mer und der ihr übergeordneten Schrifttumsabteilung des RMVuP.62 Solange 
Multifunktionsträger Wismann seine Aufgaben als Leiter der Abteilung Schrift-
tum über sein Amt als Vizepräsident der RSK abwickelte, fiel dies weniger ins 
Gewicht, hatte aber zur Folge, dass der Einfluss der Schrifttumsabteilung des 
Ministeriums weitgehend gering blieb.63 

Nach Wismanns Sturz leitete sein Nachfolger Hederich mit Goebbels’ 
Rückendeckung eine klare Abgrenzung zwischen der RSK und der Abteilung 
VIII in die Wege, wobei die Kompetenzen der Schrifttumsabteilung deutlich 
ausgeweitet wurden und die Kammer einen einschneidenden Bedeutungsverlust 
erfuhr.64 So wies der Geschäftsverteilungsplan der Abteilung VIII nun eine deut-
lich differenziertere Gliederung und eine Zunahme ihrer Fachreferate auf.65 
Dahinter stand die Absicht Hederichs, »alle Dienststellen in Partei und Staat, die 
sich mit Fragen des Schrifttums befassen, entweder in seiner Hand zu vereinigen 
oder aufzulösen«.66 Da dem Ministerium nun die »politische und kulturpoliti-
sche Führung« zufiel, blieb der Kammer nur noch die »berufsständische Betreu-

61 Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�286, 338�f.; Düsterberg, Hanns Johst, S.�218; 
Warmuth, Organisation, S.�82.

62 Die Kompetenzanmaßung der RSK-Führung ging sogar so weit, dass Blunck 1934 
forderte, die Abteilung VIII aufzulösen und auf die RSK zu übertragen. Vgl. Fleige, 
Reichsschrifttumskammer, S.�116. Im Gegensatz dazu verweist Kühnert auf den be-
reits seit 1935 zu beobachtenden schleichenden Einflussverlust der RSK gegenüber 
der Abteilung Schrifttum des RMVuP. Vgl. Kühnert, Reichsschrifttumskammer, 
S.�312�f.

63 Vgl. dazu und im Folgenden ebd., S.�311-316, hier S.�311.
64 Vgl. bspw. Schreiben des Geschäftsführers der RSK, Wilhelm Ihde, an den Präsiden-

ten der RKK, 30.11.1937, BArch Berlin, R�55/981, Bl.�252-257; Aktennotiz über die 
Referentenbesprechung vom 4.4.1938 betr. Überleitung der verschiedenen Aufga-
bengebiete der Kammer auf das Ministerium, ohne Datum, BArch Berlin, R�56-
V/53, Bl.�25-31; Präsident der RSK an die Abteilungen der RSK, 4.6.1938, ebd., 
Bl.�1-3.

65 Zum Geschäftsverteilungsplan der Abt. VIII für das Rechnungsjahr 1939/40 vgl. 
Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�90�f.

66 Dies stieß nicht nur in der RSK, sondern auch bei der außerhalb des RMVuP an-
gesiedelten Konkurrenz, etwa dem »Amt Schrifttumspflege« beim »Beauftragten 
des Führers für die gesamte geistige und weltanschauliche Erziehung der NSDAP«, 
Alfred Rosenberg, auf erhebliches Missfallen. Vgl. Bericht von Gerhard Utikal über 
den Presseempfang zur Woche des deutschen Buches im Kaiserhof am 26.10.1937, 
27.10.1937, BArch Berlin, NS 8/178, Bl.�53�f.; Hans Hagemeyer (Amt Schrifttums-
pflege beim Beauftragten des Führers für die gesamte geistige und weltanschauliche 
Erziehung der NSDAP) an Reichsleiter Alfred Rosenberg, 12.11.1937, BArch Ber-
lin, NS 8/246, Bl.�125�f.
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ung ihrer Mitglieder«.67 Im Zuge dieser Reorganisation der Schrifttumspolitik 
im RMVuP gingen im April 1938 alle Aufgaben, welche die Überwachung des 
Buchmarktes betrafen – unter ihnen auch die Buchverbote – von der RSK auf 
die Schrifttumsabteilung des Ministeriums über, die sich damit endgültig als zen-
trale Schaltstelle der NS-Literaturpolitik etablierte.68

Während die DB in verwaltungstechnischen Belangen der Aufsicht der Schrift-
tumsabteilung des RMVuP unterstand, musste sie in bibliothekspolitischen und 
fachinternen Belangen Rücksicht auf die Entscheidungen des Reichsministe-
riums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung nehmen, das aus dem 
Preußischen Kultusministerium hervorgegangen war. Das Preußische Kultusmi-
nisterium blickte bereits im November 1917 als das weltweit älteste Ministerium 
seiner Art auf eine 100-jährige Geschichte zurück. Aufgrund dieser Tradition 
und seiner »überragenden Stellung« im föderalen deutschen Bildungswesen 
nahm es schon vor 1933 »die Rolle eines Reichswissenschafts- oder Reichserzie-
hungsministeriums wahr«.69 Die Durchsetzung dieses preußischen Anspruchs 
scheiterte bis dahin aber am Veto der Länder, die sorgsam über ihre Kultur hoheit 
wachten. So kam es erst im Zuge der ›Verreichlichung‹ unter den National-
sozialisten zur Realisierung derartiger Pläne.

Maßgeblichen Anteil daran hatte der neue Reichsinnenminister Wilhelm 
Frick, dem seit der Machtübernahme auch die »Kulturpolitische Abteilung« des 
RMdI unterstand.70 Auch im Innenressort war es 1933 zu zahlreichen Personal-
veränderungen gekommen. Als neuer Staatssekretär fungierte Hans Pfundtner, 
der mit Frick ins RMdI eingezogen war.71 Ebenso wurde der überzeugte Natio-
nalsozialist Rudolf Buttmann als Ministerialdirektor berufen und übernahm die 

67 Organisatorische und personelle Veränderung im Geschäftsbereich des Reichsmi-
nisteriums für Volksaufklärung und Propaganda, in: Völkischer Beobachter vom 
6.4.1938, ebd., Bl.�8. Vgl. auch Jahresbericht 1938 des Sicherheitshauptamtes (Bd.�2), 
ohne Datum, BArch Berlin, R�58/1095, Bl.�1-139, hier Bl.�135.

68 Zur Schwächung der Position der RSK, die nach weiteren Kompetenzverlusten 1939 
»nur noch für die Berufszulassung, die fachliche, rechtliche und soziale Betreuung des 
Berufsstandes sowie für die Marktregulierung […], die Berufserziehung« und die Ver-
waltung der »Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums« zuständig war, 
Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�314�f.; Fleige, Reichsschrifttumskammer, S.�117. 

69 Vgl. vom Brocke, Kultusministerien, S.�193-196.
70 Zur Rolle Fricks, dem insbesondere in der Frühphase des NS-Regimes eine Schlüs-

selrolle bei der Schaffung der gesetzgeberischen Grundlagen für die Machtkonsoli-
dierung der Nationalsozialisten wie auch für die Durchführung des allgemeinen 
Gleichschaltungsprozesses zukam, vgl. Neliba, Günter: Wilhelm Frick. Der Lega-
list des Unrechtsstaates. Eine politische Biographie, Paderborn u.�a. 1992, S.�73�ff. 

71 Vgl. Rebentisch, Dieter: Führerstaat und Verwaltung im Zweiten Weltkrieg. Ver-
fassungsentwicklung und Verwaltungspolitik 1939-1945, Stuttgart 1989, S.�94. Zur 
Person Pfundtners (1881-1945) vgl. ebd., S.�102-104.
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Leitung der »Kulturpolitischen Abteilung«.72 Ihm als Referent untergeordnet 
amtierte weiterhin Max Donnevert, der seit 1921 für die Belange der DB verant-
wortlich zeichnete. Es waren insbesondere Pfundtner, Buttmann und Donne-
vert, die in den ersten Wochen nach dem Regierungswechsel bei der Neuord-
nung des deutschen Wissenschaftssystems eine Schlüsselrolle einnahmen.73

Hinter den von Frick forcierten Bemühungen stand der Gedanke einer vom 
Reich ausgehenden »starken Zentralgewalt« und der »Entstaatlichung im Zuge 
der nationalsozialistischen Gleichschaltungsaktionen«.74 Dem Ziel eines »auto-
ritären Verwaltungsstaates« und der »Zusammenfassung gleichartiger und be-
nachbarter Verwaltungsgebiete« stand die verfassungsmäßig fixierte Eigenstaat-
lichkeit der Länder entgegen.75 Zwar wurden die Schlüsselfunktionen innerhalb 
der Länderkultusministerien nach der ›Machtergreifung‹ mit Nationalsozialisten 
wie Hans Schemm (Bayern), Christian Mergenthaler (Württemberg), Otto Wa-
cker (Baden), Wilhelm Hartnacke (Sachsen) oder Bernhard Rust (Preußen) be-
setzt, doch konnten die Länder in Kultur- und Wissenschaftsfragen weiterhin 
eigenständig agieren.76 Da es zur Schaffung des nationalsozialistischen Einheits-
staates also grundlegender Veränderungen innerhalb der Verwaltung bedurfte, 
wurden im RMdI schon 1933 gesetzgeberische Maßnahmen diskutiert, die im 
Zuge einer allgemeinen »Reichsreform« verwirklicht werden sollten.77 Sicht-
barer Ausdruck dieser Bestrebungen war das »Gesetz über den Neuaufbau des 
Reiches« vom 30.  Januar 1934, mit dem die Hoheitsrechte der Länder auf das 
Reich übergingen und die einzelnen Landesregierungen der Reichsregierung di-
rekt  unterstellt wurden.78 Obwohl es sich hierbei mehr um eine »politische 
Willens erklärung, als um eine gesetzgeberische Tat« handelte, hatte dies weit-
reichende Folgen für den weiteren verfassungsmäßigen Aufbau des Reiches, 
denn in der Folgezeit kam es zur Bildung zahlreicher Reichsministerien und 
Oberster Reichsbehörden, die der staatlichen Verwaltung und den einzelnen 
Landesregierungen nach und nach wichtige Kompetenzen entzogen.79 Von  

72 Vgl. Broszat, Martin: Der Staat Hitlers. Grundlegung und Entwicklung seiner in-
neren Verfassung, München 141995, S.�76. Zur Person Buttmanns vgl. Wanninger, 
»Herr Hitler«.

73 Vgl. Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�116-128.
74 Rebentisch, Führerstaat, S.�91. Zu den Zielen Fricks vgl. auch Mommsen, Hans: Be-

amtentum im Dritten Reich. Mit ausgewählten Quellen zur nationalsozialistischen 
Beamtenpolitik, Stuttgart 1966, S.�91�f.

75 Rebentisch, Führerstaat, S.�91; Broszat, Staat Hitlers, S.�329.
76 Vgl. vom Brocke, Kultusministerien, S.�202�f.; Beyerchen, Alan D.: Wissenschaftler 

unter Hitler. Physiker im Dritten Reich, Frankfurt am Main 1982, S.�80, 84.
77 Vgl. Rebentisch, Führerstaat, S.�232-245; Broszat, Staat Hitlers, S.�151-161.
78 Vgl. Gesetz über den Neuaufbau des Reiches, in: RGBl.�1934, Teil I (Nr.�11), S.�75.
79 Zu Folgen, Kritik und Abbruch der Reichsreform vgl. Broszat, Staat Hitlers, S.�151-

161, hier S.�151; Rebentisch, Führerstaat, S.�93, 233-245.
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dieser Ent wicklung waren auch die Volksbildungs- und Kultusministerien der 
Länder betroffen, die in Durchführung des ›Neuaufbau-Gesetzes‹ dem am 
1.  Mai 1934 gebildeten »Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung« unterstellt wurden.80 Dadurch gingen auch die Aufgaben der 
»Kulturpolitischen Abteilung« des RMdI auf das neugebildete Ministerium über. 
Frick, der Denktradition einer autoritären Staatsordnung verhaftet, begrüßte 
diese Entwicklung trotz des eigenen Machtverlustes »als entscheidende Maß-
nahme zur Verwirk lichung des Prinzips der Einheit. Jetzt sei auch auf wissen-
schaftlichem und kulturellem Gebiet sowie auf dem Gebiet der Erziehung und 
Volksbildung das Ziel der Vereinheitlichung erreicht.«81

Zum neuen Reichserziehungsminister (REM) avancierte Bernhard Rust, der 
vier Tage nach Hitlers Machtantritt zum Preußischen Kultusminister ernannt 
wurde.82 Durch seine Ernennung zum Reichsminister unterstanden dem um-
triebigen »Bildungsreformer« die meisten öffentlichen Kultur- und Wissen-
schaftseinrichtungen wie die DFG, die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, sämtliche 
Hochschulen, Universitäts- und Landesbibliotheken, unter ihnen auch die Preu-
ßische und die Bayerische Staatsbibliothek.83 Der selbstbewusste Anspruch 
Rusts auf die Zusammenfassung der gesamten Wissenschaft im Reich provo-
zierte den Widerspruch selbsternannter Hohepriester der Kultur- und Wissen-
schaftspflege – wie etwa Goebbels und Rosenberg –, die unablässig in seinen 
Kompetenzbereich hineinregierten. So sah sich Rust im Hinblick auf die von 
ihm angestrebte kulturpolitische Gleichschaltung der Länder, die ›Verreich-
lichung‹ der Hochschulen, aber auch in den Bereichen Kunst, Erziehung und 
Volksbildung bis 1945 immer wieder zu Konzessionen gezwungen. Daraus je-
doch ein Scheitern des Ministeriums abzuleiten, geht an den Realitäten vorbei, 

80 Der »Erlass über die Errichtung des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erzie-
hung und Volksbildung« findet sich in RGBl 1934, Teil I (Nr.�49), S.�365. Vgl. auch 
Kasper, Gerhard u.�a. (Hg.): Die Deutsche Hochschulverwaltung. Sammlung der 
das Hochschulwesen betreffenden Gesetze, Verordnungen und Erlasse (Bd.�1), Ber-
lin 1942, S.�6. 

81 Vgl. Neliba, Frick, S.�127; Rebentisch, Führerstaat, S.�94, 100. Rebentisch erblickt in 
der Abgabe zahlreicher Zuständigkeitsbereiche an andere Ressorts eine »Schwäche« 
des RMdI unter Frick. Vgl. ebd., S.�95�f. 

82 Vgl. Nagel, Bildungsreformer, S.�40. Zur Person Rusts (1883-1945, Studium der 
Kunstgeschichte, Literatur, Germanistik, Philosophie und Klassischen Philologie in 
München, Berlin, Göttingen und Halle, 1922 Deutschvölkische Freiheitspartei, 
1924-1940 Gauleiter im Gau Hannover, 1925 NSDAP, 1933 Preußischer Kultusmi-
nister, 1934-1945 Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung) 
vgl. Lilla, Statisten, 532�f.; Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�134�f.

83 Ein Überblick über die vom RMdI an das REM abgetretenen Sachgebiete findet sich 
in RGBl.�1934, Teil I (Nr.�51), S.�375; Meier-Benneckenstein, Paul (Hg.): Staat und 
Verwaltung. Der organisatorische Aufbau (Teil III), Berlin 1939, S.�71�ff.
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denn das REM verstand es, sich eine reichsweite Fachaufsicht und Richtlinien-
kompetenz in wissenschaftspolitischen Belangen zu sichern, die auch – und das 
war für die DB maßgebend  – das gesamte staatliche wissenschaftliche Biblio-
thekswesen umfasste.84 

Rust umgab sich mit einer Gruppe junger, ehrgeiziger und gut ausgebildeter 
Kräfte, die am Ende der etwa zweijährigen Aufbauphase des Ministeriums zen-
trale Schlüsselstellungen im deutschen Wissenschaftsbetrieb besetzten.85 Diese 
hochgradig vernetzten völkischen Intellektuellen einte das Pathos radikaler 
Sachlichkeit, ein ebenso radikaler Nationalismus sowie meist enge Verbindun-
gen zur SS.86 Zu ihnen gehörte auch Rudolf Kummer, geboren 1896, frühes Mit-
glied der NSDAP, der SS und stolzer Träger des »Blutordens«.87 Kummer war 
seit 1923 als Bibliothekar an der BSB beschäftigt gewesen. Er tat sich als Autor 
antisemitischer Schriften hervor und empfahl sich den neuen Machthabern be-
sonders durch seine Zusammenarbeit mit dem Sachverständigen für Rassen-
forschung im RMdI. Kummer fungierte hier als Leiter der »Abteilung für bi-
bliothekarische und archivalische Fragen«, die sich der »Erfassung des gesamten 
völkischen und jüdischen Schrifttums in den wichtigsten deutschen Biblio-
theken« widmete.88 Auf der Grundlage dieser von ihm maßgeblich mitgestalte-
ten »Juden-Kartei« konnten die NS-Behörden jüdische Schriftsteller, Journalis-
ten und Wissenschaftler identifizieren, gezielt verfolgen und, so Kummer 1938, 
»ausmerzen«.89 

84 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�21; Barbian, Jan-Pieter: Die Bibliotheks-Büro-
kratie. Politische Kontrolle und Steuerung des wissenschaftlichen Bibliothekswe-
sens durch das Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 
in den Jahren 1934 bis 1945, in: Bödeker, Hans Erich u. Gerd-Josef Bötte (Hg.): 
NS-Raubgut, Reichstauschstelle und Preußische Staatsbibliothek. Vorträge des Ber-
liner Symposiums am 3. und 4. Mai 2007, München u.�a. 2008, S.�11-33; Flachowsky, 
Sören: Wissenschafts- und Bibliothekspolitik 1933 bis 1945, in: Saur, Klaus G.  
u. Martin Hollender (Hg.): Selbstbehauptung  – Anpassung – Gleichschaltung  – 
Verstrickung. Die Preussische Staatsbibliothek und das Deutsche Bibliothekswesen 
1933-1945, Frankfurt am Main, 2014, S.�35-68, hier S.�37-43.

85 Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�134-154; Nagel, Bildungsreformer, S.�101-123.
86 Vgl. vom Bruch, Rüdiger, Not, S.�49.
87 Vgl. den von Kummer ausgefüllten Fragebogen zur Ergänzung bzw. Berichtigung 

der Führerkartei und der Dienstalterliste, 10.8.1937, BArch Berlin, ehem. BDC, SSO 
230 A (Rudolf Kummer, geb. 28.4.1896), Bl.�543�f. Zur Biographie Kummers vgl. 
Happel, Bibliothekswesen, S.�45-47.

88 Abschrift eines Schreibens des Sachverständigen für Rasseforschung beim RMdI, 
30.5.1933, BArch Berlin, ehem. BDC, DS A 41 (Rudolf Kummer, geb. 28.4.1896), 
Bild 1306.

89 Vgl. Kummer, Rudolf: Das wissenschaftliche Bibliothekswesen im nationalsozialis-
tischen Deutschland, in: ZfB, 55 (1938), Heft 9/10, S.�399-413, hier S.�407; Barbian, 
Literaturpolitik (2010), S.�445; Labach, VDB, S.�62; Jammers, Antonius: Hugo An-
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Dem REM war Kummer von keinem Geringeren als Hugo Andres Krüss, Ge-
neraldirektor der PSB, empfohlen worden, der sich damit offenbar selbst ins 
rechte Licht rücken wollte.90 Dass Kummer 1935 von Rust zum Hauptreferen-
ten für Bibliothekswesen im REM ernannt wurde, hing vermutlich damit zu-
sammen, dass dieser dem reformfreudigen Minister seine Auffassungen über die 
angeblich notwendige »Neuordnung des deutschen wissenschaftlichen Biblio-
thekswesens« präsentiert hatte, die auf eine Gleichschaltung und Zentralisierung 
dieses kulturpolitisch zentralen Sektors hinausliefen. Kummer hob hervor, dass 
die Bedeutung der Bibliotheken für die Beeinflussung des Volkes im national-
sozialistischen Sinne noch immer viel zu gering bewertet werde: Das Buch übe 
auf den Leser eine »große Wirkung« aus, daher sei es wichtig, eine Auslese unter 
den Bibliothekaren zu treffen, denen man die Verantwortung für die »Durchfüh-
rung nationalsozialistischer Grundsätze im deutschen Bibliothekswesen« über-
tragen könne. Da gerade in dieser Hinsicht »noch schlimme« Zustände herrsch-
ten, komme es darauf an, »fachkundige Nationalsozialisten an die geeigneten 
Führungsstellen zu bringen«. Wie Kummer betonte, sollte an der Spitze des »an 
Haupt und Gliedern« zu reformierenden deutschen Bibliothekswesens ein 
»Reichsausschuss« stehen, in den höchstens fünf Mitglieder zu entsenden waren. 
Die Leitung sollte »ein bewährter Nationalsozialist« und zugleich ausgewiesener 
Fachmann übernehmen, wobei Kummer vermutlich an sich selbst dachte. Dem 
Ausschuss sollten »wenn irgend möglich Parteigenossen« und auch der jeweilige 
Generaldirektor der PSB angehören. Eine wesentliche Forderung der Denk-
schrift Kummers bestand darin, die PSB zur »Nationalbibliothek« zu erklären. 
Das eigentliche Reformprogramm Kummers sah eine reichseinheitliche Ausbil-
dung des höheren und mittleren Bibliothekspersonals vor, was Bibliothekskreise 
und auch Uhlendahl schon seit langem abgestrebt hatten. Die Anstellung und 
Beförderung des höheren und mittleren Bibliothekspersonals sollte vom REM 

dres Krüss und der Verein der Freunde der Preußischen Staatsbibliothek in der Zeit 
des Nationalsozialismus, in: Knoche, Michael u. Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissen-
schaftliche Bibliothekare im Nationalsozialismus. Handlungsspielräume, Kontinu-
itäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�309-323, hier S.�313. Der Begriff »Ju-
den-Kartei« findet sich in einem Gutachten Kummers über diese Kartei für den 
RMdI, 2.7.1935, BArch Berlin, ehem. BDC, DS A 41 (Rudolf Kummer, geb. 
28.4.1896), Bild 1444-1452, hier Bild 1444. Der Vorschlag, auch Juden in die Kartei 
aufzunehmen, ging auf Kummer zurück. Vgl. Schreiben von Achim Gercke an 
Kummer, 19.12.1933, BArch Berlin, R�1509/40, Bl.�2�f. Zu dieser Literaturzusam-
menstellung vgl. auch Richter, Hans: Bestandsaufnahmen nationalsozialistischen 
Schrifttums, in: Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel 101 (1934), Nr.�172 vom 
26.7.1934, S.�672-674, hier S.�673.

90 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�45�f.; Jammers, Krüss, S.�312�f.; Krüss an Theodor 
Vahlen (REM), 25.8.1934, BArch Berlin, ehem. BDC, DS A 41 (Rudolf Kummer, 
geb. 28.4.1896), Bild 1370-1372.
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überwacht werden, um »Eigenmächtigkeiten nichtnationalsozialistischer Behör-
denvorstände unmöglich« zu machen. Neben einer »Änderung der überholten 
Prüfungsordnungen« forderte Kummer eine »Schulung der Beamten in national-
sozialistischer Weltanschauung und Staatspolitik« sowie die »Durchführung 
 nationalsozialistischer Grundsätze« in den Verwaltungen und den Benutzungs-
ordnungen der Bibliotheken. Diese Denkschrift wurde zur Grundlage der 
ministeriellen Politik auf dem Gebiet des wissenschaftlichen Bibliothekswesens 
und unter maßgeblicher Führung Kummers bis 1945 in Teilen verwirklicht. Für 
die DB gewannen die von Kummer avisierte Schaffung »eines wirklichen deut-
schen Gesamtkatalogs«, »einer für ganz Deutschland gültigen Katalogisierungs-
ordnung« und »eines Gesetzes über den Reichspflichtverlag« besondere Bedeu-
tung, denn an diesen Kernpunkten hielt Kummer konsequent fest.91 Der in der 
Tradition der preußischen Wissenschaftsverwaltung stehende, den Interessen 
der PSB gewogene Hauptreferent für Bibliothekswesen im REM sollte daher ne-
ben den Referenten der Schrifttumsabteilung des Propagandaministeriums für 
die Belange der DB zentrale Bedeutung erlangen.92 

2.2. Gegnerforschung und -bekämpfung –  
Der Sicherheitsdienst der SS und die Geheime Staatspolizei

Die Geheime Staatspolizei (Gestapo) ging institutionell und personell aus der 
Politischen Polizei der Weimarer Republik hervor, zu deren Aufgabe die Beob-
achtung und Bekämpfung republikfeindlicher Gruppierungen wie der KPD und 

91 Rudolf Kummer (Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums, Landesre-
ferat Südbayern) an Theodor Vahlen [REM], 22.1.1935, ebd., Bild 1460-1466. Vgl. 
auch Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�128�f.; Happel, Bibliothekswesen, S.�46�f. 
Zentrale Punkte dieses Reformpakts hatte Joachim Kirchner schon auf dem 29. Bi-
bliothekartag in Darmstadt formuliert. Vgl. Kirchner, Joachim: Schrifttum und wis-
senschaftliche Bibliotheken im nationalsozialistischen Deutschland, in: ZfB 50 
(1933), Heft 8/9, S.�514-525. Vgl. auch Wanninger, Herr Hitler, S.�324�f.

92 Als Referent des REM war Kummer für folgende Fragen verantwortlich: Sämtliche 
Angelegenheiten der Staats- und Hochschulbibliotheken einschließlich der Perso-
nalien der Beamten, beamteten und nichtbeamteten Hilfskräfte, Reichstauschstelle 
und Beschaffungsamt, wissenschaftliche deutsche Literatur im Ausland, wissen-
schaftliches Büchereiwesen im In- und Ausland Bibliotheken der Institute und  
Seminare. Vgl. Geschäftsverteilung des »Amtes Wissenschaft« des REM, Januar 
1937, BArch Berlin, R�4901/12209, Bl.�10-70. Der Bereich der Öffentlichen Biblio-
theken wurde im »Amt Volksbildung« des REM bearbeitet. Als zuständiger Refe-
rent wirkte hier Heinz Dähnhardt (1897-1968), Mitglied der NSDAP seit 1.5.1933. 
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der NSDAP gehört hatte.93 Nach der Machtübernahme bildete die Kontrolle des 
Polizeiapparates eines der Primärziele der Nationalsozialisten.94 In Preußen 
schuf Hermann Göring, zunächst kommissarischer Chef des Innenressorts, 
dann Preußischer Ministerpräsident, mit dem »Gesetz über die Errichtung eines 
Geheimen Staatspolizeiamtes« (Gestapa) am 26. April 1933 die Geheime Staats-
polizei, die er als Landespolizeibehörde dem preußischen Innenministerium un-
terstellte. Bald folgten die anderen Länder dem Beispiel Preußens. Allerdings 
wurde die Gestapo im November 1933 der Zuständigkeit des RMdI entzogen 
und Göring unterstellt, der im April 1934 Heinrich Himmler zu ihrem stellver-
tretenden Leiter ernannte. Der Reichsführer SS war zunächst Politischer Polizei-
kommandeur in Bayern gewesen, hatte es jedoch verstanden, innerhalb eines 
Jahres die Kontrolle über die gesamte Politische Polizei im Reich an sich zu zie-
hen. Als »Inspekteur der Gestapo« in Preußen setzte Himmler im April 1934 
den ihm aus seiner Münchener Zeit vertrauten Chef des Sicherheitsdienstes der 
SS, Reinhard Heydrich, als Leiter des Geheimen Staatspolizeiamtes ein.95 

Die Notverordnungen vom 4. und 28. Februar 1933 lieferten Heydrich eine 
staatliche sanktionierte Handhabe für die Ausübung einer literaturpolitischen 
Kontrollfunktion. So befasste sich das Gestapa mit der Auswertung von Druck-
schriften, der Überwachung von Redakteuren, Schriftstellern, Buchhändlern, 
Verlegern, Bibliothekaren und Bibliotheksbenutzern sowie mit dem Verbot und 
der Beschlagnahme von Büchern und Zeitschriften.96 Im Zuge der Durch-
führungsverordnung zum »Reichskulturkammer-Gesetz« wurden die Polizei-
behörden zum Vollzugsorgan der RSK. Besondere Bedeutung erlangte die »An-
ordnung über schädliches und unerwünschtes Schrifttum« vom 25. April 1935, 
da die Gestapo die Sicherstellung und Beschlagnahmung der indizierten Bücher 
zu gewährleisten hatte. Darüber hinaus oblag der Polizei auch die Durchsetzung 

93 Vgl. Wenzel, Mario: Geheime Staatspolizei, in: Benz, Wolfgang (Hg.): Handbuch 
des Antisemitismus. Judenfeindschaft in Geschichte und Gegenwart, Bd.�5: Organi-
sationen, Institutionen, Bewegungen, Berlin u. Boston 2012, S.�274-275, hier S.�274; 
Dams/Stolle, Gestapo, S.�13-16.

94 Vgl. ebd., S.�16.
95 Wenzel, Geheime Staatspolizei, S.�274; Rürup, Reinhard (Hg.): Topographie des 

Terrors. Gestapo, SS und Reichssicherheitshauptamt auf dem »Prinz-Albrecht-Ge-
lände«. Eine Dokumentation, Berlin 101995, S.�55; Gerwarth, Robert: Reinhard 
Heydrich. Biographie, München 2011, S.�100-103.

96 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�141�f. Als Beleg für Spitzelberichte über Biblio-
thekare und das Leseverhalten von Bibliotheksbenutzern vgl. Vermerk der Stelle 
III/2/H an 101 betr. KA [Katholische Aktion] und Staatsbibliothek München, 
11.12.1934, BArch Berlin, R�58/6507, Bl.�94; Vermerk betr. KA und Staatsbiblio-
thek, München (mit anliegendem Verzeichnis von Lesern und Benutzern der aus-
ländischen Zeitungen im Zeitschriftensaal der Staatsbibliothek), ohne Datum, ebd., 
Bl.�97-99.
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der Buchverbote des RMVuP und der Parteiamtlichen Prüfungskommission 
zum Schutze des NS-Schrifttums. Neben der Überwachung der Einfuhr ver-
botener Druckschriften waren die örtlichen Staatspolizeistellen aufgrund ihrer 
Exekutivrechte auch für die Schließung und Räumung der von der RSK aus-
geschlossenen Verlage, Buchhandlungen und Leihbüchereien verantwortlich.97

Die von Himmler angestrebte Zentralisierung und Institutionalisierung der 
Polizei fand im Juni 1936 ihren Abschluss, nachdem er zum »Chef der deutschen 
Polizei« ernannt wurde. Die Organisation der gesamten Polizei wurde nun neu 
geregelt, indem im »Hauptamt Sicherheitspolizei« Gestapo und Kriminalpolizei, 
im »Hauptamt Ordnungspolizei« dagegen Schutzpolizei, Gendarmerie und 
 Gemeindepolizei zusammengefasst wurden.98 Aus dem Hauptamt Sicherheits-
polizei ging am 27.  September 1939 schließlich das Reichssicherheitshaupt 
(RSHA) hervor, in dem die staatlichen Behörden der Sicherheitspolizei (Gestapo 
und Kriminalpolizei) mit dem Sicherheitsdienst der SS (SD) zusammengefasst 
und Heydrich unterstellt wurden.99 Das RSHA stellte das »wichtigste Organ 
der nationalsozialistischen Unterdrückungs- und Terrorherrschaft« dar, das »in 
einer perversen Mischung von bürokratischer Handlungsweise und hemmungs-
loser Willkür« die gesamte Verfolgungs- und Vernichtungspraxis des NS-Regi-
mes steuerte.100 Dem RSHA oblagen aber auch weitreichende literaturpolitische 
Kompetenzen, die sich zum einen auf die Exekutivbefugnisse der Gestapo, zum 
anderen auf die »systematische, die gesamte Gesellschaft umfassende Berichter-
stattung« des SD stützten.101

Der SD war von Himmler 1931 als Nachrichtendienst innerhalb der SS ge-
bildet worden.102 Er unterstand der Leitung Heydrichs, dem es »durch akribi-
sches Sammeln und Systematisieren von Informationen« über NS-Gegner und 
Parteimitglieder bis 1934 gelang, »einen wirksamen Überwachungsapparat auf-
zubauen«.103 Im Unterschied zur Gestapo verfügte der SD, der sich »als das eli-
täre Gegenstück zur ›proletarischen‹ SA« und als »intellektuelle Speerspitze in 
Himmlers ›Prätorianergarde‹« verstand, zwar über keine gesetzlichen Exekutiv-
befugnisse, er wurde im Juni 1934 jedoch »zum alleinigen Nachrichtendienst der 

97 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�143�f.
98 Vgl. Rürup, Topographie, S.�55. Zum Prozess der Übernahme der Deutschen Po-

lizei durch Himmler vgl. Wildt, Generation, S.�214-230; Herbert, Best, S.�147-180; 
Longerich, Peter: Heinrich Himmler. Biographie, München 2008, S.�189-210.

99 Dazu und zur Struktur des RSHA vgl. Wildt, Generation, S.�276-415.
100 Rürup, Topographie, S.�70.
101 Longerich, Himmler, S.�196. 
102 Zum SD vgl. Wildt, Generation, S.�239-251, et passim.
103 Hördler, Stefan: Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, in: Benz, Wolfgang (Hg.): 

Handbuch des Antisemitismus. Judenfeindschaft in Geschichte und Gegenwart, 
Bd.�5: Organisationen, Institutionen, Bewegungen, Berlin u. Boston 2012, S.�561-
565, hier S.�561.
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NSDAP« erklärt und die inzwischen nach Berlin verlegte SD-Zentrale Anfang 
1935 zum SD-Hauptamt erhoben.104

Hatte der SD zunächst dazu gedient, den Machtausbau Himmlers »durch in-
nerparteiliche Spitzelarbeit und das Herstellen von Querverbindungen abzu-
sichern«, wuchs er »neben der Gestapo in eine komplementäre geheimpolizei-
liche Aufgabenstellung hinein«.105 Zwar zielten Himmler und Heydrich auf »eine 
enge Verklammerung von Gestapo und SD«, bestanden jedoch auf einer klaren 
Trennung ihrer Arbeitsgebiete.106 Während die Gestapo für die Verhaftung und 
Vernehmung der Regimegegner verantwortlich war, oblag es dem »im Verborge-
nen« agierenden SD, »diese zu definieren, zu orten, zu beobachten und politische 
Strategien zu ihrer Ausschaltung zu entwerfen«.107 Im Mittelpunkt dieser welt-
anschaulichen Gegnerforschung standen nach der Ausschaltung der Kommunis-
ten und Sozialdemokraten nun vor allem Freimaurer, Juden und politische Geist-
liche.108 Die SD-Arbeit erstreckte sich jedoch nicht nur auf die Über wachung 
politischer Gegner. Durch eine »methodische Observation aller ge sellschaftlichen 
›Lebensgebiete‹« analysierten Heydrichs Wächter zudem die Stimmungslage in 
der Bevölkerung, über die sie dann die SS- und die NS-Führung in Form regel-
mäßiger »Berichte zur innenpolitischen Lage« ins Bild setzten.109 

Im Rahmen der von Heydrich 1935 entwickelten Programmatik der künfti-
gen SD-Arbeit (»Wandlungen unseres Kampfes«) wurde auch »das Konzept 
einer soziologisch und historisch untermauerten Gegnerforschung« definiert.110 

104 Von Hehl, »Kämpferische Wissenschaft«, S.�286; Barbian, Literaturpolitik (2010), 
S.�144�f.

105 Longerich, Himmler, S.�196.
106 Ebd., S.�197.
107 Schreiber, Carsten: Die Führer des Sicherheitsdienstes (SD) in Dresden, in: Pieper, 

Christine, Mike Schmeitzner u. Gerhard Naser (Hg.): Braune Karrieren. NS-Pro-
tagonisten in Sachsen am Beispiel Dresdens, Dresden 2012, S.�78-83, hier S.�78.

108 Vgl. allgemein dazu Wildt, Generation, S.�230-239; Longerich, Himmler, S.�221-
235; Gerwarth, Heydrich, S.�117-134. Exemplarisch Klausnitzer, Ralf: Geheim-
gesellschaften im Visier. Geisteswissenschaftliche »Gegnerforschung« 1933-1945 
zwischen Verschwörungsparanoia und Versachlichung, in: Kaiser, Gerhard u. 
Matthias Krell (Hg.): Zwischen Resonanz und Eigensinn. Studien zur Geschichte 
der Sprach- und Literaturwissenschaften im 20.  Jahrhundert, Heidelberg 2005, 
S.�71-112; Dierker, Wolfgang: »Niemals Jesuiten, niemals Sektierer«. Die Reli-
gionspolitik des SD 1933-1941, in: Wildt, Michael (Hg.): Nachrichtendienst, poli-
tische Elite und Mordeinheit. Der Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, Ham-
burg 2003, S.�86-117; Rudolph, Sendungen, S.�204-240.

109 Ab 1939 erschienen diese Berichte unter dem Titel »Meldungen aus dem Reich«. 
Vgl. Hördeler, Sicherheitsdienst, S.�562; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�149.

110 Hachmeister, Lutz: Der Gegnerforscher. Die Karriere des SS-Führers Franz- 
Alfred Six, München 1998, S.�144-156, hier S.�144, 151. Vgl. auch Wildt, Genera-
tion, S.�230-239.
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Zwar seien die gegnerischen Parteien und Organisationen nach dem Machtwech-
sel zerschlagen worden, ihre »geistig-weltanschauliche Macht« sei aber »noch 
längst nicht gebrochen« und durch die NS-Weltanschauung überwunden. In die-
ser Auseinandersetzung komme dem »kulturpolitischen Schrifttum« eine zen-
trale Rolle zu, denn die »Wühl- und Zersetzungsarbeit« des Gegners spiele sich 
zu einem wesentlichen Teil im Schrifttum ab, das sich zu einem »wirklichen 
Kampfplatz« entwickelt habe.111 Es gehe hier also, so Heydrich, auch um einen 
»Kampf der Geister«, der eben »nicht mehr nur mit technischen Mitteln« geführt 
werden könne.112 Um den Gegner erkennen und ausschalten zu können, mar-
kierte die wissenschaftsbasierte, nachrichtendienstliche Auswertung des Schrift-
tums daher einen zentralen Schwerpunkt der SD-Arbeit. 

Die »Gedruckte Publizistik« hatte als Material- und Informationsgrundlage 
über politische Gegner für den SD seit seiner Gründung eine wichtige Rolle ge-
spielt. Nach der Machtübergabe wurde dieser Zweig konsequent ausgebaut. 
Während sich das Pressereferat des Gestapa in Verbindung mit den staatlichen 
Instanzen an den Verboten, Beschlagnahmungen und Gleichschaltungen publi-
zistischer Institutionen beteiligte, konzentrierte sich die Presseabteilung des SD 
im Zuge ihrer Schrifttumsauswertung auf die Berichterstattung und Katalogisie-
rung der Gegnergruppen.113 Zudem entstand 1934 in Leipzig eine SD-eigene 
Schrifttumsstelle, die auf den Germanisten Wilhelm Spengler zurückging.114 Ins-
besondere Spengler und seine vorwiegend aus dem Leipziger Hochschulmilieu 
stammenden Mitstreiter standen für jene ehrgeizigen und befähigten »studenti-
schen Aktivisten«, die der Erforschung der weltanschaulichen Lebensgebiete in-
nerhalb des SD zum Durchbruch verhelfen und diesem so »ein klares ideologi-
sches Fundament« verleihen sollten.115 Ihre Aufgabe bestand darin, die bei der 
DB eingehenden Publikationen zu sichten, auszuwerten und zu zensieren. Auf-
grund ihrer zunehmenden Bedeutung für den SD wurde die Leipziger Schrift-

111 Anlage zu Monatsbericht IV September 1935 Presse und Schrifttum: Das kul-
turpolitische Schrifttum unter SD-Gesichtspunkten, Sept. 1935, BArch Berlin, 
R�58/8044, Bl.�344-396, hier Bl.�345�f.

112 Heydrich, Reinhard: Wandlungen unseres Kampfes, München 1935, S.�5�f.
113 Vgl. Hachmeister, Gegnerforscher, S.�157�f.
114 Zu Wilhelm Spengler (1907-1961, Studium der Fächer Deutsch, Geschichte und 

Philologie in München und Leipzig, Promotion und Staatsexamen 1932, SS 1933, 
NSDAP 1937) vgl. Wildt, Generation, S.�174�f.; von Hehl, »Kämpferische Wissen-
schaft«, S.�286�f.; Schroeder, Fundgrube, S.�117�f. Die Schrifttumsstelle war in der 
Leipziger Privatwohnung Spenglers in der Seeburger Straße 100 untergebracht und 
trug die SD-Geheim-Kennung »65001«. Vgl. Wilhelm Spengler (Beauftragter für 
Schrifttumsbearbeitung der Gestapo) an die DB, 31.1.1935, ADNBL, 515/0, Bl.�42�f. 

115 Hachmeister, Gegnerforscher, S.�151.
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tumsstelle zum April 1936 nach Berlin verlegt.116 Zeitgleich wurde im Haus der 
DB eine SD-Verbindungsstelle eingerichtet, die aufgrund ihres privilegierten Zu-
griffs auf den Bibliotheksbestand dem Überwachungsapparat des SD-Haupt-
amtes nachrichtendienstlich wertvolle Materialquellen erschloss. Wie noch zu 
zeigen ist, spielte der Grundgedanke der Sichtbarmachung des ›Gegners‹ und der 
daraus resultierenden Möglichkeit seiner Bekämpfung auch im Selbstverständnis 
der in der SD-Verbindungsstelle an der DB wirkenden Zensurbeamten eine zen-
trale Rolle. Ihren Schrifttumsberichten waren oft konkrete Observierungsemp-
fehlungen beigefügt, die eine mehr als nur potentielle Gefahr für die betroffenen 
Autoren darstellten, denn »zwischen der Erstellung eines Dossiers und dem Auf-
trag zur Liquidierung lag beim SD nur ein schmaler Grat«.117 So hielt Spengler 
in einem Bericht über die »Zeitschriftenauswertung auf dem Gebiet der poli-
tischen Kirchen« im April 1937 fest, dass der Sinn dieser Aktion darin bestehe, 
das »nachrichtendienstlich wesentliche Material in den Zeitschriften der poli-
tischen Kirchen laufend zu erfassen, die Unterlagen zu erhalten, um jeden Über-
griff dieser Zeitschriften in die kulturelle, wirtschaftliche und staatliche Sphäre 
zurückzudrängen und schließlich eine Handhabe zu finden, um gegen die da-
hinter stehenden Personenkreise vorgehen zu können«.118 Was das konkret  
be deuten konnte, offenbarte der Jahresbericht des SD für 1938, in dem für das 
Sachgebiet »Presse und Schrifttum« lakonisch festgehalten wurde: »Der seit 
1933 ständig opponierende Ernst Wiechert wurde gewaltsam zu Besinnung« 
 gebracht. Wiechert war 1938 im Konzentrationslager Buchenwald interniert 
worden.119

Im Berliner SD-Hauptamt übernahm Franz Alfred Six 1936 die Leitung der 
Hauptabteilung »Presse und Schrifttum«.120 Nach der Errichtung des RSHA 

116 Zur Leipziger Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung vgl. Schroeder, Fundgrube; 
Wildt, Generation, S.�174-176; Hachmeister, Gegnerforscher, S.�144-238; Simon, 
Gerd: Germanistik und Sicherheitsdienst, in: Wildt, Michael (Hg.): Nachrichten-
dienst, politische Elite und Mordeinheit. Der Sicherheitsdienst des Reichsführers 
SS, Hamburg 2003, S.�190-203; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�145-148.

117 Hachmeister, Gegnerforscher, S.�162.
118 SS-Obersturmführer Wilhelm Spengler (I 32) an SS-Sturmbannführer Alfred Six 

(Leiter der Zentralabteilung II 1), 30.  April 1937, BArch Berlin, R�58/5693a, 
Bl.�150-152.

119 Jahresbericht 1938 des Sicherheitshauptamtes (Bd.�2), ohne Datum, BArch Berlin, 
R�58/1095, Bl.�1-139, hier Bl.�137. Zur Inhaftierung Wiecherts siehe Barbian, 
Literatur politik (2010), S.�214�f.

120 Zu Six (1906-1975, Studium der Staatswissenschaften, Geschichte und Zeitungs-
wissenschaft in Heidelberg, Promotion 1934, NSDAP 1930, SA 1932, 1937 Leiter 
der Zentralabteilung II 1 im SD-Hauptamt, 1939 Leiter des Amtes VII »Weltan-
schauliche Forschung« im RSHA, 1941 Führer des sogenannten »Vorkommandos 
Moskau« und 1943 Leiter der Kulturpolitischen Abteilung des AA) vgl. Wildt, Mi-
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wechselte die Zuständigkeit der Abteilungen für die Überwachung des Schrift-
tums wiederholt. So waren bis 1945 die Ämter II, III und VII für schrifttums-
politische Überwachungsaufgaben verantwortlich.121 Sie spielten auch für die 
DB eine zentrale Rolle. Denn die in ihrem Haus angesiedelte, dem RSHA unter-
stellte SD-Verbindungsstelle, entwickelte sich zu einer von verschiedenen Kon-
trollstellen im Netz SS-eigener Überwachungsinstanzen, deren Informationen 
im RSHA gebündelt wurden und die Grundlage für die ›Gegnerbekämpfung‹ 
bildeten.122

2.3. Der lange Arm der NSDAP –  
Die parteiamtlichen Schrifttumsstellen

Das Fiasko des ›Hitler-Putsches‹ von 1923 veranlasste die NSDAP Mitte der 
1920er Jahre, ihren putschistischen Kurs zu verlassen und den legalistischen Weg 
zur ›Machtergreifung‹ zu beschreiten. Grundlegend hierfür waren der Ausbau 
zentraler Organisationsstrukturen in der Partei, die Verbreiterung ihrer Massen-
basis und der Versuch, die verschiedenen sozialen und beruflichen Gesellschafts-
gruppen korporativ zu erfassen.123 So entstanden zwischen 1926 und 1929 stän-
dische NS-Organisationen für Studenten, Juristen, Lehrer und Ärzte. Auf dem 
dritten Parteitag der NSDAP im August 1927 in Nürnberg wurden »kulturelle 
Richtlinien zur Gewinnung der geistig Schaffenden« verabschiedet. Sie zielten 
darauf ab, die NS-Weltanschauung in bildungsbürgerliche Kreise zu tragen, die 
von den Massenveranstaltungen der Partei nicht erfasst wurden.124 Mit dem Auf-
bau der neuen Kulturorganisation beauftragte Hitler den Chefredakteur des 
»Völkischen Beobachters«, Alfred Rosenberg.125 Gemeinsam mit Franz Xaver 

chael (Hg.): Die Judenpolitik des SD 1935 bis 1938. Eine Dokumentation, Mün-
chen 1995, S.�26 (Anm.�92); Hachmeister, Gegnerforscher; Simon, Gerd: Ger-
manistik in den Planspielen des Sicherheitsdienstes der SS, Tübingen 1998, 
S.�XLIII-XLVII.

121 Zu den Ämtern vgl. Wildt, Generation 364-391.
122 Vgl. ebd., S.�176. 
123 Vgl. Piper, Ernst: Alfred Rosenberg. Hitlers Chefideologe, München 2007, S.�259; 

Gimmel, Jürgen: Die politische Organisation kulturellen Ressentiments. Der 
»Kampfbund für deutsche Kultur« und das bildungsbürgerliche Unbehagen an der 
Moderne, Münster u.�a. 1999, S.�17. Flachowsky, Kampfbund, S.��350-352.

124 Piper, Rosenberg, S.�259; Bollmus, Reinhard: Das Amt Rosenberg und seine 
 Gegner. Studien zum Machtkampf im nationalsozialistischen Herrschaftssystem, 
München 22006, S.�27; Martynkewicz, Salon, S.�440.

125 Zur Person Rosenbergs (1893-1946, Studium der Architektur in Riga und Moskau, 
1919 Deutsche Arbeiterpartei, 1921 SA, 1921-1945 Chefredakteur des Völkischen 
Beobachters, 1923 Teilnahme am Hitler-Putsch, 1927-1934 Leiter der NS Gesell-
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Schwarz, Philipp Bouhler, Gregor Strasser, Wilhelm Weiß und Himmler unter-
zeichnete Rosenberg am 4. Januar 1928 das Gründungsprotokoll der »National-
sozialistischen Gesellschaft für deutsche Kultur«, deren Vorsitz er selbst über-
nahm. Die Satzung der in München ansässigen Gesellschaft offenbarte ihre 
völkische, antisemitische und rassistische Stoßrichtung. Daran änderte sich auch 
nichts, nachdem sie im Dezember 1928 in »Kampfbund für deutsche Kultur« 
(KfdK) umbenannt wurde. Der mit dieser Bezeichnung verbundene scheinbar 
überparteiliche Charakter des Kampfbundes verwies auf die Absicht der NS-
DAP, Zulauf aus dem ihr reserviert gegenüberstehenden national-konservativen 
Lager zu erhalten.126 

Die Mitglieder des Kampfbundes wähnten sich inmitten eines von ihnen dia-
gnostizierten »Kulturverfalls« und fühlten sich berufen, die »Werte des deut-
schen Wesens zu verteidigen und jede arteigene Äußerung kulturellen deutschen 
Lebens zu fördern«.127 Sie einte eine antimodernistische »Kunstabwehrgesin-
nung«, die mit rassistischen und antisemitischen Ressentiments verknüpft war. 
Gegen die vermeintlich volksfeindliche, »krankhafte« und »rassisch entartete« 
»Weimarer Kultur« – repräsentiert durch die ›Neue Musik‹, das ›Neue Bauen‹, 
die Künstler der Avantgarde und das Theater  – stellten sie einen völkischen 
 Kulturbegriff, dem ein »nordisch-heldisches« Leitbild zugrunde lag.128 Zu den 
Förderern und Mitgliedern des Kampfbundes zählten daher in erster Linie Bil-
dungsbürger der radikalen Rechten und der völkischen Bewegung, darunter An-
gehörige des Bayreuther Richard-Wagner-Kreises, die Münchener Verleger und 
Hitler-Förderer Hugo Bruckmann und Julius F. Lehmann, der Nobelpreisträger 
und Exponent der »Deutschen Physik« Philipp Lenard, der Architekt Paul 
Schultze-Naumburg, der völkische Literaturhistoriker Adolf Bartels und der 
Philosoph und Austrofaschist Othmar Spann.129 Letzterer stand im Mittelpunkt 
der ersten öffentlichen Veranstaltung des KfdK am 23. Februar 1929, als er in der 
Münchener Universität über die »Kulturkrise der Gegenwart« herzog.130 Dieser 
Vortrag, dem auch Hitler beiwohnte, bildete den Auftakt einer Reihe öffentlich-
keitswirksamer Veranstaltungen, die der Kampfbund bis 1932 in München ab-

schaft für Kultur und Wissenschaft – ab 1929 Kampfbund für deutsche Kultur, 
1933-1945 Leiter des Außenpolitischen Amtes der NSDAP, 1933-1945 Reichsleiter 
der NSDAP, 1934-1945 Beauftragter des Führers für die Überwachung der gesam-
ten geistigen und weltanschaulichen Erziehung der NSDAP  – Amt Rosenberg, 
1941-1945 Reichsminister für die besetzten Ostgebiete) vgl. Piper, Rosenberg;  
Lilla, Statisten, S.�525�f.

126 Vgl. Bollmus, Amt, S.�27-31.
127 Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�57; Piper, Rosenberg, S.�260.
128 Reichel, Peter: Der schöne Schein des Dritten Reiches. Faszination und Gewalt des 

Faschismus, Frankfurt am Main, 1994, S.�86.
129 Vgl. Piper, Rosenberg, S.�261�f.
130 Vgl. Martynkewicz, Salon, S.�439, 445�f.
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hielt. Über seine Aktivitäten in der bayerischen Hauptstadt hinaus erlangte der 
KfdK in einigen Fällen überregionale Bedeutung. Nachdem es der NSDAP bei 
den thüringischen Landtagswahlen im Dezember 1929 erstmals gelungen war, in 
eine Landesregierung einzuziehen, entfachten die vom nationalsozialistischen 
Innen- und Volksbildungsminister Wilhelm Frick bevollmächtigten KfdK-
Funktionäre Hans Severus Ziegler und Paul Schultze-Naumburg in Weimar 
einen radikalen Bildersturm gegen die in ihren Augen ›entarteten‹ Künstler der 
Moderne, der zur Schließung des Dessauer Bauhauses führte und Thüringen 
zum Modellfall natio nalsozialistischer Kulturpolitik machte.131

Als Frick das Amt des Reichsinnenministers übernahm, war zu befürchten, 
»dass bald überall in Deutschland thüringische Verhältnisse herrschen würden«. 
Tatsächlich wurden an vielen Orten sogenannte »Kunstkommissare« aktiv, 
meist Funktionäre des Kampfbundes, die ein Kesseltreiben gegen »das kulturelle 
Erbe der Weimarer Republik« entfachten.132 Der damit einhergehende ›Säube-
rungsprozess‹ war breit angelegt und erstreckte sich nicht nur auf Film und 
Thea ter, sondern auch auf den Buchmarkt und die Bibliotheken. Die vom »Ak-
tionsausschuss für Schmutz und Schund« nun eilig zusammengestellten ›Schwar-
zen Listen‹ entstanden unter maßgeblicher Beteiligung des Kampfbundes und 
bildeten die Grundlage für die im Rahmen der »Aktion wider den undeutschen 
Geist« durchgeführten Bücherverbrennungen vom 10. Mai 1933, die vom KfdK 
gefördert und von der RSK im Nachgang bezeichnenderweise zum »Symbol« 
der nationalen Revolution verklärt wurden.133

131 Vgl. dazu vor allem Gimmel, Organisation, S. 47-57, 333�f.; Bollmus, Amt, S.�32-
34; Reichel, Schein, S.�86�f.

132 Ebd., S.�87�f.
133 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�39�f.; Dahm, Schrifttumspolitik, S.�36. Zur Be-

teiligung des KfdK an den Bücherverbrennungen vgl. Wulf, Joseph: Kultur im 
Dritten Reich. Literatur und Dichtung, Frankfurt am Main u. Berlin 1989, S.�60�f. 
Für das Jahr 1933 sind in Deutschland bisher 102 Bücherverbrennungen in über 90 
Städten nachgewiesen worden, welche sich in drei Phasen einteilen lassen. Die 
während der zweiten Phase im Mai inszenierten Autodafés, die am 10.5.1933 in 
Berlin ihren Höhepunkt erreichten, standen im Zusammenhang mit der »Aktion 
wider den undeutschen Geist«, die nicht, wie oft angenommen, auf Goebbels 
und  das RMVuP, sondern auf die »Deutsche Studentenschaft« zu rückging. Vgl. 
Treß, Werner: Phasen und Akteure der Bücherverbrennungen in Deutschland, 
in:  Schoeps, Julius H.�u. Werner Treß (Hg.): Orte der Bücherverbrennungen in 
Deutschland 1933, Hildesheim u.�a. 2008, S.�9-28 hier S.�10-24; Weidermann, Buch, 
S.�13; Strätz, Hans-Wolfgang: Die geistige SA rückt ein. Die studentische »Aktion 
wider den undeutschen Geist« im Frühjahr 1933, in: Walberer, Ulrich (Hg.): 
10. Mai 1933. Bücherverbrennung in Deutschland und die Folgen, Frankfurt am 
Main 1983, S.�84-115; Bibliothek verbrannter Bücher http://www.verbrannte-buecher. 
de/, eingesehen am 27.4.2018.
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Obwohl sich der Kampfbund im Jahr der Machtübernahme auf einen be-
trächtlichen Mitgliederstamm stützen konnte und sich viele seiner Aktivisten bei 
den nun reichsweiten ›Säuberungsaktionen‹ hervortaten, gelang es Rosenberg 
nicht, den KfdK zu der von ihm avisierten zentralen NS-Kulturorganisation aus-
zubauen.134 Zweifellos hatten die vom Kampfbund vorgetragenen Ressentiments 
gegen die Moderne vor 1933 mit dazu beigetragen, die Kultur für die politischen 
Zwecke der Nationalsozialisten zu instrumentalisieren. Aber trotz dieser ›Ver-
dienste‹ blieben Rosenberg als Exponenten der »völkischen Antimoderne« selbst 
innerhalb der NSDAP durchschlagende Erfolge zunächst verwehrt.135 So unter-
lag der ambitionierte, aber durchsetzungsschwache Kampfbündler 1933/34 im 
Ringen um kulturpolitischen Einfluss dem neuernannten Propagandaminister 
Goebbels und dem Chef der Deutschen Arbeitsfront (DAF), Robert Ley.136

Der Aktionismus und die »konfuse Betriebsamkeit« Rosenbergs erstreckten 
sich auch auf die Schrifttumspolitik.137 Bereits 1931 war im KfdK eine Sonder-
abteilung entstanden, die einen wesentlichen Grundstock für die spätere Haus-
macht der »Dienststelle Rosenberg« bildete. Es handelte sich dabei um die vom 
KfdK-Landesleiter für Franken, Hans Hagemeyer, aufgebaute »Buchberatungs-
stelle«, aus der 1933 die »Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums« 
(RFdS) hervorging.138 Die Reichsstelle widmete sich der »Ausschaltung der  
Literatur der sogenannten Weimarer ›Systemzeit‹« und der Förderung des »völ-
kisch-nationalen Schrifttums im NS-Staat«.139 Im April 1933 hatte der Vorsteher 

134 Vgl. Bollmus, Amt, S.�29. Hinzu kam, dass der chronisch klamme KfdK im März 
1933 keine Geldmittel mehr hatte und vor dem finanziellen »Zusammenbruch« 
stand. Vgl. Reichsleitung des KfdK (München) an Rosenberg (Berlin), 4.3.1933, 
BArch Berlin, NS 8/122, Bl.�150.

135 Reichel, Schein, S.�92. Auf die Rosenberg bis 1941 zukommende »Randstellung« in 
der NS-Führungsriege verweisen Matthäus, Jürgen u. Frank Bajohr (Hg.): Alfred 
Rosenberg. Die Tagebücher von 1934 bis 1944, Frankfurt am Main 2015, S.�13.

136 Zwar war es Rosenberg im Zuge der ›Gleichschaltung‹ gelungen, mit dem »Büh-
nenvolksbund« und dem »Verband der freien Volksbühnen« die beiden wichtigs-
ten deutschen Theaterbesucher-Organisationen in der »Deutschen Bühne e.�V.« 
zusammenzufassen und dem KfdK zu unterstellen. Aber am 6.  Juni 1934 wur-
den  der Kampfbund und die Deutsche Bühne e.�V. zur »Nationalsozialistischen 
 Kulturgemeinde« zusammengefasst und Leys Freizeitorganisation »Kraft durch 
Freude« unterstellt. Vgl. Martynkewicz, Salon, S.�455; Reichel, Schein, S.�88-100; 
Hachtmann, Rüdiger: Das Wirtschaftsimperium der Deutschen Arbeitsfront 1933-
1945, Göttingen 2012, S.�272�f.

137 Piper, Rosenberg, S.�273.
138 Bollmus, Amt, S.�37�f.
139 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�44�f., 151. Die Buchberatungsstelle sollte in 

 Zusammenarbeit mit den Fachgruppen Schrifttum der über das Reich verteilten 
240 KfdK-Ortsgruppen »wertvolles deutsches Schrifttum« in Zusammenarbeit mit 
den örtlich vorhandenen Buchhandlungen fördern. Vgl. Bericht über die Ent-
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des Börsenvereins, Friedrich Oldenbourg, im Bemühen um eine Anpassung 
des Buchhandels an die neuen Verhältnisse Kontakt zum KfdK aufgenommen, 
um die Möglichkeiten einer »Arbeitsgemeinschaft zwischen Börsenverein und 
Kampfbund« auszuloten, woraus sich eine vorübergehende »strategische Alli-
anz« entwickelte.140 Dabei entstand der Gedanke einer gemeinsamen »Reichs-
stelle«. Als Zeichen des Entgegenkommens des Börsenvereins übernahm das 
Kampfbund- und NSDAP-Mitglied, der bisherige Leiter der Presse-Abteilung 
des Langen Müller Verlags in München, Hellmuth Langenbucher, die Chefre-
daktion des »Börsenblatts«.141 Im Rahmen der noch näher zu erläuternden Aus-
schusssitzungen zur Erstellung der »Schwarzen Listen« auf dem Gebiet des 
Schrifttums kam es gleichzeitig zu einer ersten zaghaften Annäherung zwischen 
dem KfdK und dem Propagandaministerium, das seinerseits nach einer seiner 
Aufsicht unterstehenden Schrifttumsstelle strebte. Um zu verhindern, dass die 
vom Kampfbund und dem Börsenverein ins Leben gerufene Schrifttums- bzw. 
Reichsstelle der Kontrolle des RMVuP unterstellt wurde, rief Rosenberg im Juni 
1933 kurzerhand die »Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums« ins 
Leben, in der Vertreter des Kampfbundes den Ton angaben.

Zum Leiter der Reichsstelle avancierte Hans Hagemeyer.142 Zu ihren Grün-
dungsmitgliedern zählte auch der Schrifttumsreferent im RMVuP Heinz Wis-
mann, denn sein Ministerium kam neben dem RMdI und dem Börsenverein an-
fangs für die Finanzierung der Reichsstelle auf.143 Daraus ergaben sich jedoch 
Friktionen, denn dem ehrgeizigen Wismann, der seit November 1933 auch als 
Vizepräsident der RSK fungierte, waren die allzu eigenständigen Aktivitäten der 
Rosenberg’schen Schrifttumsstelle, die auch auf eine Einflussnahme auf das »un-
geheuer wichtige Gebiet« des Bibliothekswesens abzielten, ein Dorn im Auge. 

wicklungsgeschichte der Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums, 
22.6.1933, BArch Berlin, R�56-I/67, Bl.�187-192, hier Bl.�187. Der Hinweis auf die 
im Januar 1933 bestehenden 240 Ortsgruppen des KfdK findet sich bei Bollmus, 
Amt, S.�29.

140 Piper, Rosenberg, S.�340; Bericht über die Entwicklungsgeschichte der RFdS 
22.6.1933, BArch Berlin, R�56-I/67, Bl.�187-192, hier Bl.�187.

141 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�44�f. Siehe auch Rosenberg an Goebbels, 
5.3.1934, BArch Berlin, NS 8/171, Bl.�236-242, hier Bl.�238.

142 Zu Hans Hagemeyer (1899-1993, bis 1931 Prokurist in der väterlichen Firma, 1931 
NSDAP und Mitarbeiter in der Wirtschaftspolitischen Abteilung der NS-Reichs-
leitung, 1932 Landesleiter des KfdK Nordbayern-Franken und Gauwirtschaftsbe-
rater von Julius Streicher) vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�270 (Anm.�1); 
Klee, Ernst: Das Personenlexikon zum Dritten Reich. Wer war was vor und nach 
1945, Frankfurt am Main 22003, S.�218.

143 Vgl. Vermerk von Oberpostinspektor Baron (RMVuP) über die Einnahmen und 
Ausgaben der RFdS vom 1.7.1933 bis 31.3.1934, 2.7.1934, BArch Berlin, R�55/322, 
Bl.�5.
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Sein Streben nach einer in seiner Hand liegenden Steuerung der Literaturpolitik 
ging schließlich so weit, dass er »die Reichsstelle als geistiges Eigentum« und als 
eine Stelle seines Ministeriums beanspruchte.144 Aus diesem Dualismus ent-
wickelte sich einer jener zentralen Kompetenzkonflikte, welche für die polykra-
tische Verfasstheit der NS-Literaturpolitik charakteristisch waren und die grund-
sätzliche zwischen 1933 und 1945 bestehende Frontstellung zwischen Hitlers 
»Chef-Propagandisten« Goebbels und Hitlers »Chef-Ideologen« Rosenberg of-
fenbarten.145 Während Rosenberg in diesem kulturpolitischen Machtkampf ge-
gen den von ihm als »Eiterbeule« verachteten eitlen »kleinen Doktor« meist das 
Nachsehen hatte, konnte er im Fall der Reichsstelle einen Erfolg verbuchen.146 
Ihm gelang es nicht nur, die Ernennung Wismanns zum Leiter der Reichsstelle 
abzuwenden, sondern auch, diese im März 1934 seinem neuen Amt als »Be-
auftragter des Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und welt-
anschaulichen Schulung der NSDAP« zu unterstellen.147

Die Reichsstelle war im Juli 1933 nach Berlin verlegt worden und trat als erste 
nationalsozialistische Instanz mit konkreten schrifttumspolitischen Steuerungs-
ansprüchen in Erscheinung.148 So schickte sie sich an, die Neuerscheinungen der 
deutschen Verlage einer weltanschaulichen und künstlerischen Überprüfung zu 
unterziehen und »darüber zu entscheiden, welche Werke eine Bereicherung für 
das Gedankengut des nationalsozialistischen Staates« darstellten.149 Dazu baute 
sie sich »aus den Beständen verschiedener gleichgeschalteter Bibliotheken« eine 

144 Vgl. ebd.; Bericht über die Entwicklungsgeschichte der RFdS 22.6.1933, BArch 
Berlin, R�56-I/67, Bl.�187-192, hier Bl.�189, 191. Vgl. auch Kühnert, Reichsschrift-
tumskammer, S.�290�f.

145 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�85. Der Hinweis auf Goebbels als »Hitlers 
Chefpropagandist« findet sich bei Longerich, Goebbels, Einband (Rückseite), der 
Hinweis auf Rosenberg als »Chefideologen der NSDAP« findet sich bei Piper, Ro-
senberg (Einband, Klappentext).

146 Die Invektiven gegen Goebbels gehen auf Rosenbergs Tagebuchaufzeichnungen 
zurück. Siehe Matthäus/Bajohr (Hg.): Rosenberg Tagebücher, S.�145, 271.

147 Vgl. Anordnung 1/34 Rosenbergs, 10.4.1934, ADNBL, 460/1 (Personalbogen Jean-
Pierre des Coudres, geb. 27.9.1905), Bl.�46�f. Als Reaktion auf diesen Erfolg Rosen-
bergs kam es im RMVuP zur Bildung einer »Reichsschrifttumsstelle«, die der 
»Pflege und Förderung des deutschen Schrifttums« dienen sollte, was im Kern der 
Aufgabenstellung der RFdS Rosenbergs entsprach. Ab April 1939 erhielt die 
Reichsschrifttumsstelle des RMVuP den Namen »Werbe- und Beratungsamt für 
das deutsche Schrifttum«. Vgl. dazu Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�85-87.

148 Vgl. etwa Hagemeyer: Bedeutung und Aufgaben der RFdS, ohne Datum (Ende 
1933), BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�151-154.

149 Hagemeyer: Sinn und Ziel der RFdS, ohne Datum (Ende 1933), ebd., Bl.�155-157. 
Vgl. zudem Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�174 vom 29.7.1922, S.�564; Wichtige Mitteilung für die Verleger, in: 
BBl.�100 (1933) vom 11.7.1933, ADNBL, 840/3, unp.
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eigene Büchersammlung auf. Zugleich trat sie an die Verlage mit der Bitte heran, 
ihr fortan zwei Exemplare ihrer Neuerscheinungen zu überlassen.150 Sie ver-
suchte zudem, an der DB einen Verbindungsmann – »eine Kraft der mittleren 
Bibliothekskarriere« – zu installieren, »der in erster Linie das einlaufende Schrift-
tum mitprüfen und die Reichsstelle sowohl im negativen, wie im positiven Sinne 
auf zu förderndes oder abzulehnendes […] Schrifttum aufmerksam machen« 
sollte.151 Im August 1933 erhob die Reichsstelle den Anspruch, dass ihr Lekto-
renstab künftig in Verbindung mit dem Propagandaministerium für die »Prü-
fung des gesamten deutschen Schrifttums« zuständig sei, was sich auf Verlags-
neu erscheinungen und Manuskripte gleichermaßen bezog.152 Mit seiner Aussage, 

150 Der Hinweis auf die »gleichgeschalteten Bibliotheken« findet sich im von Bern-
hard Payr erstellten Monatsbericht [Januar] über die Tätigkeit innerhalb des Buch-
archivs der RFdS, ohne Datum, BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�165�f. Vgl. zudem Ha-
gemeyer (Reichsleitung, KfdK, Berlin) an Uhlendahl (DB), 18.7.1933, ADNBL, 
840/3, unp. In gewisser Hinsicht machte die RFdS damit der DB ihr Verlagspflicht-
exemplar streitig. Aber seitens der Verleger ließ man sich nicht auf das Ersuchen 
der RFdS ein, da ihr jegliche rechtliche Handhabe fehlte. So teilte ihr der in Bern 
ansässige Verlag Lang & Co 1935 mit, dass er ein Exemplar seiner Neuerscheinun-
gen nur an die DB liefere und »sich zu weiteren Gratislieferungen nicht verpflich-
tet« fühle. Eberhard Hasper [RSK] an Wismann (Abt. VIII, RMVuP), 21.3.1935, 
BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�50�f.

151 Hagemeyer hatte die DB am 17.7.1933 aufgesucht und Uhlendahl seine Wünsche 
unterbreitet. Der Direktor der DB erkläre sich bereit, unter seinem Personal eine 
geeignete Kraft zu suchen, welche die weltanschaulichen und fachlichen Voraus-
setzungen für die Aufgabe dieses »Verbindungsmannes« mitbrachte. Er schlug den 
Bibliothekar Erich Stietz (geb. 1900, Studium der Sozial- und Rechtswissenschaf-
ten in Berlin, Münster und Gießen, bibliothekarische Ausbildung an der UB Leip-
zig, 1933 Staatsprüfung für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Bib liotheken, 
1933 NSDAP) vor, der zu diesem Zeitpunkt im wissenschaftlichen Arbeitsdienst 
an der DB an der Erstellung der »Gesamtbibliographie des nationalsozialistischen 
Schrifttums« beteiligt war. Vgl. Uhlendahl an Hagemeyer (RFdS), 19.7.1933, 
ADNBL, 840/3, unp. Zu Stietz vgl. auch Uhlendahl an Dr. Adolf Hilsenbeck (Di-
rektor der UB München), 2.3.1934, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�402; 
Verzeichnis wissenschaftlicher Arbeitsdienst an der DB aus Mitteln des Notopfers 
des Landesverbandes der höheren Beamten Sachsens, ohne Datum (um 1934), 
ADNBL, 419/0, Bl.�166; Übersicht: Deutsche Forschungsgemeinschaft (Akademi-
kerhilfe. 2.��Notarbeit 7: Gesamtbibliographie des nationalsozialistischen Schrift-
tums), ohne Datum, um 1936, ebd., Bl.�161.

152 Vgl. Die Aufgaben der Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums, in: 
Neue Leipziger Zeitung vom 6.8.1933 und Für deutsches Schrifttum, in: Münche-
ner Neueste Nachrichten vom 10.8.1933, beide in ADNBL, 840/3, unp. Elisabeth 
Waldmann: Arbeitsbericht des Vorlektorats der Reichsstelle, Januar 1934, BArch 
Berlin, NS 8/153, Bl.�158-164. Darüber hinaus arbeitete die RFdS an einer »Jugend-
schriftenliste«, an einer »Liste des Schrifttums über die Führer« der NS-Bewegung 
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dass Ende 1933 bereits drei Viertel der gesamten deutschen Verlagsproduktion 
»über die Reichsstelle« liefen, gab sich Hagemeyer zwar einer Illusion hin, deu-
tete aber die ambitionierte Zielsetzung der Schrifttumsexperten Rosenbergs 
an.153

Dieser virulente Aktivismus stieß auf Gegenwehr. Da die Reichsstelle »weder 
als privatrechtlicher Verein registriert noch als parteiamtliche oder staatliche 
Dienststelle anerkannt« war, hatte sie letztlich nur eine sehr begrenzte Reichwei-
te.154 So monierte Hagemeyer im November 1933, dass die Berliner Behörden 
der Reichsstelle bisher allerlei Schwierigkeiten bereiteten und ihre Bestätigung 
als eingetragener Verein hinauszögern würden.155 Aber selbst der als Dachver-
band aller kulturpolitischen Bestrebungen Rosenbergs konzipierte parteioffizi-
öse, aber nie parteiamtliche Kampfbund reüssierte nicht.156 Hatte die KfdK-
Spitze im August 1933 noch selbstbewusst gefordert, den Kampfbund zur 
»alleinigen Kultur-Organisation der NSDAP« zu erheben und ihm sogar die 
Reichskulturkammer einzuverleiben, musste sie vier Monate später resigniert 
anerkennen, dass der KfdK keine Rückendeckung durch die NSDAP erhielt und 
obendrein ein immer stärker in Erscheinung tretender »offener Widerstand der 
Parteiamtswalter gegen den KfdK« zu konstatieren war.157 

Als größter Widersacher Rosenbergs erwies sich einmal mehr der Propagan-
daminister, der mit dem Aufbau der Reichsschrifttumskammer die in der RFdS 
und im Kampfbund »vorhandenen Ambitionen auf einen bestimmenden Ein-

und einem »Zwischenkatalog des zu fördernden Schrifttums«. Arbeitsbericht Ha-
gemeyers (Reichsstelle) für Oktober 1933, 3.11.1933, ebd., Bl.�141-143. Im Dezem-
ber 1933 übernahm die Reichsstelle nach Rücksprache mit der Reichsjugend-
führung und der Reichsleitung des NS-Lehrerbundes auch die Prüfung der 
Jugendschriften. Vgl. Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums. Prü-
fung der Jugendschriften, in: BBl.�100 (1933), Nr.�280 vom 2.12.1933, S.�929.

153 Vgl. Hagemeyer an Rosenberg (mit anliegender Denkschrift: Bedeutung und Auf-
gaben der RFdS), 8.1.1934, BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�149-154.

154 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�151�f.
155 Vgl. Arbeitsbericht Hagemeyers (Reichsstelle) für Oktober 1933, 3.11.1933, BArch 

Berlin, NS 8/153, Bl.�141-143.
156 Vgl. Dahm, Schrifttumspolitik, S.�71.
157 Zu den konzeptionellen Überlegungen, den KfdK zur alleinigen NSDAP-Kultur-

organisation zu erheben siehe undatierte Bemerkung, etwa Aug. 1933, BArch Ber-
lin, NS 8/122, Bl.�58. Zum Stand der Organisation des KfdK, dem u.�a. eine Fach-
gruppe Schrifttum und als eine Sonderorganisation auch die RFdS unterstand, vgl. 
Stand der Organisation des KfdK, 24.8.1933, ebd., Bl.�50-55. Zur Konkurrenz des 
KfdK (RKK, DAF, Kulturabteilung der NSDAP) und seinem fehlenden Rückhalt 
in der NSDAP vgl. Bericht der Landesleitung Berlin-Brandenburg-Grenzmark des 
KfdK, Monat Januar 1934, BArch Berlin, R�56-I/67, Bl.�26-38. Zum Verhältnis Ro-
senbergs zu Robert Ley und der DAF vgl. Piper, Rosenberg, 391�f.; Hachtmann, 
Wirtschaftsimperium, S.�272�f.
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fluss in der Literaturpolitik völlig zunichte« machte.158 Nach Wismanns geschei-
tertem Versuch, die Reichsstelle zu übernehmen, stellte das RMVuP ab April 
1934 die Finanzierung der Reichsstelle ein, die dadurch in enorme Schwierigkei-
ten geriet.159 Rosenberg konnte ihre Liquidation nach seiner im Frühjahr 1934 
erfolgten Ernennung zum »Beauftragten des Führers für die gesamte geistige und 
weltanschauliche Erziehung der NSDAP« und der Schaffung eines gleichnami-
gen Amtes (auch »Amt Rosenberg« oder »Reichsüberwachungsamt« genannt) 
aber noch einmal abwenden. Innerhalb des neuen Amtes wurde Hagemeyer zum 
Leiter einer gleichfalls neuen »Abteilung Schrifttumspflege« ernannt, als deren 
»Ausführungsinstanz« nun die Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrift-
tums fungierte.160 Die Abteilung wurde im April 1936 zum »Amt« und Ende 
1941 zum »Hauptamt Schrifttumspflege« erhoben.161 Wie Rosenberg Mitte 1935 
betonte, hatte die Reichsstelle die Aufgabe, »das gesamte deutsche Schrifttum, 
soweit es eine weltanschauliche, politische, kulturelle oder erzieherische Aus-
richtung« hatte, zu prüfen. Im Ergebnis dieser gebührenpflichtigen Prüfungen 
erteilte die Abteilung Schrifttumspflege entweder sogenannte »Förderungs-
vermerke«, die Druckschriften »zur Anschaffung und Förderung« besonders 
empfahlen oder riet von ihrer Beschaffung ab, wenn sie »den Interessen von Volk 
und Bewegung« zuwiderliefen.162 Die Abteilung Schrifttumspflege hatte einen 
Stamm fester Mitarbeiter, die mehrheitlich eine akademische Ausbildung auf-
wiesen und frühzeitig zur NSDAP gestoßen waren.163 Die eigentliche Prüfungs-
arbeit leistete jedoch ein Heer von über 1.000 Lektoren im Reich, die alle Gebiete 
des Schrifttums – »vom schöngeistigen bis zum wissenschaftlichen« – ›betreu-

158 Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�165.
159 Vgl. Vermerk von Oberpostinspektor Baron (RMVuP) über die Einnahmen und 

Ausgaben der RFdS vom 1.7.1933 bis 31.3.1934, 2.7.1934, BArch Berlin, R�55/322, 
Bl.�5; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�152.

160 Vgl. Bekanntmachung Rosenbergs, 18.7.1935, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�86-88; 
Piper, Rosenberg, S.�326, 340.

161 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�152�f.; Sösemann, Propaganda (Bd.�2), 
S.�1151; Hagemeyer, Hans: Aufgaben und Ziele des Amtes Schrifttumspflege, in: 
Warmuth, Ludwig (Hg.): Taschen-Jahrbuch für den großdeutschen Buchhandel 
1939/40, Berlin u.�a. 1939, S.�74-81.

162 Bekanntmachung Rosenbergs, 18.7.1935, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�86-88. Ein 
Hinweis auf die Gebühren, die die RFdS für die Prüfung von Manuskripten und 
verlegten Büchern erhob, findet sich in Bernhard Payr (RFdS) an Rosenberg, 
26.3.1934, BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�133-135. Ein Beispiel für von der RFdS ge-
förderte, d.�h. empfohlene Literatur findet sich im Schreiben von Hans-Peter des 
Coudres (Landesleitung Sachsen der RFdS) an Uhlendahl, 23.3.1934, ADNBL, 
840/3, unp.

163 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�154.
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ten‹, also im Grunde einer Zensur unterwarfen.164 Bei der Reichsstelle handelte 
es sich demnach weniger um eine Instanz zur Förderung, als zur Kontrolle des 
Schrifttums.165 Die Prüfungsergebnisse schlugen sich zum Teil in dem vom Amt 
Rosenberg seit 1934 herausgegebenen Organ »Bücherkunde« nieder, dem ein 
wöchentlicher »Gutachtenanzeiger« beigefügt war, der die positiv bewerteten 
Bücher und die mit einem negativen Prüfvermerk versehenen Manuskripte ver-
zeichnete.166

Auch wenn die Lektoren der Reichsstelle Rosenbergs in erster Linie »als Zen-
soren« agierten, waren sie nicht in der Lage, selbst Verbote zu erteilen, da sie im 
Gegensatz zur Bürokratie seines Widersachers Goebbels über keinerlei Exeku-
tivbefugnisse oder Interventionsinstrumente verfügten.167 Selbst Hagemeyer be-
saß lange Zeit noch nicht einmal einen vollgültigen Amtsausweis und kam sich 
deswegen wie »ein Parteigenosse zweiter Klasse« vor.168 Allerdings sollte der 
Einfluss des Amtes Rosenberg nicht unterschätzt werden, denn oft genug führ-
ten auch seine Expertisen zu Buchverboten und gaben den Behörden »brauch-
bare Hinweise für die Weiterverfolgung negativen Schrifttums«.169 Letztlich 

164 Rosenberg an Goebbels (mit anliegendem Kommentar zum Kultursenat der NS-
DAP), 31.3.1936, BArch Berlin, NS 8/171, Bl.�117-121, hier Bl.�120. Vgl. auch 
Rundschreiben Nr.�24 der Reichsstelle: Rückfragen und Anordnungen der RFdS, 
20.6.1934, ADNBL, 840/3, unp. Bis 1940/41 sollte sich die Zahl der Hauptlektoren 
auf 50, die der Lektoren sogar auf 1.400 erhöhen. Vgl. Dahm, Schrifttumspolitik, 
S.�72; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�154. Nach Auffassung des SD verfügte die 
Reichsstelle 1937 über den wohl »ausgedehntesten Organisationsapparat« auf dem 
Gebiet der NS-Literaturpolitik. Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspoli-
tik«, März 1937, BArch Berlin, R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�61. Dort (Bl.�62-65) 
auch eine Übersicht über die Hauptlektoren der RFdS und ihre Fachgebiete.

165 Vgl. Leiter der Abt. VIII (RMVuP) an Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP), 
9.1.1935, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl 46-48, hier Bl.�46R.

166 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�155; Dahm, Schrifttumspolitik, S.�71. Die-
ser »Gutachten-Anzeiger« der RFdS erschien darüber hinaus in der Tagespresse 
und im Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel. Vgl. Dienst am Schrifttum. 
Gutachten-Anzeiger der Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums, in: 
BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�838. Beispiele für Gutachten der »Bü-
cherkunde« finden sich BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�170, 172-189.

167 Schneider, Ute: Der unsichtbare Zweite. Die Berufsgeschichte des Lektors im lite-
rarischen Verlag, Göttingen 2005, S.�158; Piper, Rosenberg, S.�339; Barbian Litera-
turpolitik (2010), S.�156. 

168 Hagemeyer (Amt Schrifttumspflege) an Rosenberg, 4.6.1936, BArch Berlin, NS 
8/246, Bl.�23�f.

169 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�72. Als Beispiel für die Gutachten der RFdS vgl. Gut-
achten für Verleger der RFdS betr. Hans Wilhelm Scheidt: Arbeitsdienst. Eine Wil-
lensäusserung der deutschen Jugend, Propaganda-Verlag Paul Hochmuth, Berlin, 
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blieben Rosenbergs Überwacher bei der Durchsetzung ihrer Verbotsanträge 
aber auf die staatliche Schrifttumsbürokratie angewiesen, und auch ihre Einfluss-
möglichkeiten auf Fragen der Berufszulassung, der Steuerung des Buchhandels 
und des Verlagswesens, der Buchpropaganda und des Bibliothekswesens waren 
begrenzt.170 Dies zeigte sich bei dem Versuch Rosenbergs, innerhalb seiner Ab-
teilung Schrifttumspflege eine »Abteilung Büchereiwesen« einzurichten, welche 
sich der »Überwachung und Überprüfung der Bestände vorhandener Büche-
reien« und der Beratung beim Aufbau neuer Sammlungen annehmen sollte. Mit 
der Leitung dieses Amtes betraute Rosenberg ausgerechnet Rudolf Kummer, 
den designierten Bibliotheksreferenten seines Konkurrenten Bernhard Rust, 
der im Interesse der bibliothekspolitischen Lenkungsansprüche des Reichserzie-
hungsministeriums dafür sorgte, dass Rosenbergs Bäume nicht in den Himmel 
wuchsen.171 Darüber hinaus schlug der Versuch Rosenbergs fehl, eine Verbin-
dungsstelle an der DB einzurichten. Wie bereits erwähnt, hatte Hagemeyer nach 
dem Joint Venture zwischen Kampfbund und Börsenverein im Juli 1933 ver-
sucht, einen Verbindungsmann an der DB installieren, womit die Reichsstelle 
Rosenbergs zwar die erste NS-Instanz war, die in der DB Fuß zu fassen ver-
suchte, aber auch die einzige blieb, der es nicht gelang. So sah die Direktion der 
DB mit dem Verweis auf ihr Unterstellungsverhältnis zum RMVuP davon ab, 
»irgendwelche Abmachungen mit der Reichsstelle« einzugehen.172 Auch bei der 
von Hagemeyer geplanten Neugestaltung des Literarischen Zentralblattes zeigte 
Uhlendahl dem Amt Rosenberg die kalte Schulter, nachdem sich das RMVuP 
dieser Frage angenommen hatte.173 In solchen Fällen half es Hagemeyer wenig, 
dass er sich bei seinen Bemühungen, einen Mitarbeiter zur Auswertung der  

14.8.1935, BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�74; Bernhard Payr (RFdS) an Gotthard Ur-
ban (Amt Rosenberg) betr. Gutachten über den Roman von J. Kronika: Der gefes-
selte Fenriswolf, 22.2.1935, ebd., Bl.�98-104.

170 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�295.
171 Vgl. Überwachung der Büchereien, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 

10.3.1935, ADNBL, 840/3, unp. Hinzu kam, dass Kummer auch mit der zur ärgs-
ten Konkurrentin Rosenbergs aufsteigenden Parteiamtlichen Prüfungskommission 
zum Schutze des NS-Schrifttums kooperierte. Vgl. Referent für wissenschaftliches 
Büchereiwesen in der Parteiamtlichen Prüfungskommission, in: Leipziger Tages-
zeitung vom 1.6.1935, ADNBL, 152/1/2, Bl.�263. Zur Konkurrenz zwischen Ro-
senberg und Rust vgl. Bollmus, Amt; Heiber, Helmut: Walter Frank und sein 
Reichsinstitut für Geschichte des neuen Deutschlands, Stuttgart 1966; Kater, Mi-
chael H.: Das »Ahnenerbe« der SS 1935-1945. Ein Beitrag zur Kulturpolitik des 
Dritten Reiches, München 32001, S.�139-144; Flachowsky, Reichsforschungsrat, 
S.�185�f.

172 Vgl. Werner Rust (DB) an Hagemeyer (RFdS), 19.6.1934, ADNBL, 840/3, unp.
173 Vgl. Hagemeyer an Rosenberg, 13.5.1938, BArch Berlin, NS 8/246, Bl.�209-212, 

hier Bl.�211.
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Nationalbibliographie in die DB zu entsenden, auf Zusagen berief, die dem 
Kampfbund 1933 von »verschiedenen Herren des Börsenvereins gemacht« wor-
den waren. Die Direktion der DB reichte diese und ähnliche Ersuchen der 
Reichsstelle stets an das RMVuP weiter, wo sie in der Regel abschlägig beschie-
den wurden.174 Auch wenn Rosenberg und Hagemeyer in den folgenden Jahren 
immer wieder versuchten, ihre Kontrollansprüche über eine »Zweigdienststelle 
an der Deutschen Bücherei« auszudehnen, scheiterten sie damit nicht zuletzt an 
der Resistenz der DB-Direktion, die auf ihre außerordentliche Inanspruchnahme 
durch andere Schrifttumsbehörden verwies und dem Amt Rosenberg empfahl, 
die Möglichkeiten bei den großen Berliner Bibliotheken zu nutzen.175 

Diese Beispiele belegen, wie schwer es der Schrifttumsstelle Rosenbergs fiel, 
»sich substanziell in die nationalsozialistische Literaturpolitik« einzubringen.176 
Ihr Aktionsfeld blieb auf randständige Gebiete der NS-Schrifttumspolitik be-
schränkt. Daran änderte sich auch nach dem Beginn des Zweiten Weltkrieges 
nichts Wesentliches, auch nicht, als der strebsame, aber ineffektive Hagemeyer 
Anfang Februar 1942 durch Bernhard Payr ausgetauscht wurde, der seit 1936 das 
Zentrallektorat der Schrifttumsstelle leitete.177 Es gab aber noch einen weiteren 
Grund für die insgesamt geringe Durchschlagskraft des Amtes Rosenberg, denn 
abgesehen von seinen Konkurrenten Goebbels und Rust auf staatlicher Seite er-

174 Vgl. Abteilung Schrifttumspflege des Amtes Rosenberg an DB, 21.12.1935, 
ADNBL, 840/3, unp.; Uhlendahl an RMVuP, 28.12.1935, ebd.; Werner Rust (DB) 
an RFdS (Abt. Schrifttumspflege), 28.12.1935, ebd.; Hagemeyer an DB, 4.1.1936, 
ebd.

175 Hagemeyer (Amt Schrifttumspflege) an Abt. VIII Schrifttum (RMVuP), 21.10.1938, 
ADNBL, 840/2, unp.; Uhlendahl an RMVuP, 29.10.1938, ebd.; Bericht über die 85. 
Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�14-
16. 1940 trat Hagemeyer mit dem Plan hervor, das in Leipzig ansässige »Institut 
für Leser- und Schrifttumskunde« zu einer Forschungsstelle der von Rosenberg 
projektierten »Hohen Schule« zu machen. Dieses Forschungsinstitut sollte »eine 
Auskunftsstelle« in der DB einrichten und das von der Bücherei bearbeitete »Lite-
rarische Zentralblatt« weiter ausbauen, das zum »Publikationsorgan der wissen-
schaftlichen Arbeiten aller Forschungsinstitute« werden sollte. Hagemeyer an Ro-
senberg, 21.8.1940, BArch Berlin, NS 8/247, Bl.�141-143.

176 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�158.
177 Vgl. ebd., S.�157-159, hier S.�159; Bollmus, Amt, S.�68, 122�f. Allerdings erhielt  

Rosenberg durch die Schaffung des »Einsatzstabes Reichsleiter Rosenberg« seit 
1940 weitreichende Kompetenzen, die die Grundlage für einen beispiellosen Raub-
zug in den von Deutschland besetzten Gebieten bildeten, denen bis 1945 zahlreiche 
Bibliotheken, Archive, Museen sowie Kunstwerke und Musikalien aus Privatbesitz 
zum Opfer fielen. Im Juli 1941 avancierte Rosenberg zum Reichsminister für die 
besetzten Ostgebiete und war maßgeblich an der wirtschaftlichen Ausbeutung der 
»Ostgebiete« und der »Endlösung der Judenfrage« beteiligt. Vgl. Piper, Rosenberg, 
S.�486-508, 531-611; Matthäus/Bajohr (Hg.), Tagebücher, S.�59-90, et passim.
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wuchs Rosenberg auch innerhalb der NSDAP Konkurrenz. Hierbei tat sich vor 
allem die Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums 
(PPK) unter der Leitung Philipp Bouhlers hervor, der Rosenberg Hitlers Auf-
trag, »für die NSDAP […] zu bestimmen, was als nationalsozialistisch« zu gelten 
habe und was nicht, streitig machte.178 

Bouhler, ein in der Wolle gefärbter Nationalsozialist, amtierte seit Januar 1934 
als »Beauftragter für Kulturaufgaben« im Stab des Stellvertreters des »Führers«, 
Rudolf Heß, und baute sich ebenfalls ein eigenes Schrifttumsreferat auf.179 Im 
März 1934 wurde er von Heß zum Leiter der neu gegründeten PPK ernannt.180 
Die Kommission sollte ursprünglich das nach dem 30. Januar 1933 massiv an-
wachsende, sich nationalsozialistisch gebärdende »Konjunkturschrifttum« be-
kämpfen und eine »Zensur gegen unerwünschte Interpretationen von NS-Ge-
schichte und NS-Realität ausüben«.181 Überdies sollte sie dem von Max Amann 
geleiteten Zentralverlag der NSDAP »Franz Eher Nachf.« das Monopol bei der 
gewinnträchtigen Herausgabe von NS-Schrifttum sichern.182 Daraus leitete sich 
eine amtliche Prüfungskompetenz der Dienststelle Bouhlers ab, denn die Ver-
leger nationalsozialistischen Schrifttums waren zur Vorlage ihrer Manuskripte 
bei der PPK verpflichtet. Bestanden keine Bedenken gegen die Herausgabe einer 
NS-Schrift, so wurde ihr Titel in die von der Prüfungskommission herausgege-
bene »Nationalsozialistische Bibliographie« aufgenommen und den Behörden 

178 Denkschrift Rosenbergs über nationalsozialistische Schrifttumspflege, ohne Da-
tum (um 1937), BArch Berlin, NS 8/178, Bl.�68-72, hier Bl.�69.

179 Vgl. Noakes, Jeremy: Philipp Bouhler und die Kanzlei des Führers der NSDAP. 
Beispiel einer Sonderverwaltung im Dritten Reich, in: Rebentisch, Dieter u. Karl 
Teppe (Hg.): Verwaltung contra Menschenführung im Staat Hitlers. Studien zum 
politisch-administrativen System, Göttingen 1986, S.�208-236, hier S.�209; Barbian, 
Literaturpolitik (2010), S.�162�f., 179. Zur Person Philipp Bouhlers (1899-1945, 
1922 NSDAP, 1923 Teilnahme am »Hitler-Putsch«, 1925-1934 Reichsgeschäfts-
führer der NSDAP, 1933 Reichsleiter und SS-Gruppenführer, 1934-1945 Chef der 
Kanzlei des Führers, seit 1939 beteiligt am »Euthanasie«-Mordprogramm im 
 Rahmen der Aktion »T4«) vgl. ebd.; Matthäus/Bajohr (Hg.), Tagebücher, S.�288 
(Anm.�417); Lilla, Statisten, S.�58�f.; Schmidt, Ulf: Hitlers Arzt Karl Brandt. Medi-
zin und Macht im Dritten Reich, Berlin 2009.

180 Vgl. Verfügung von Rudolf Heß betr. Schutz des nationalsozialistischen Schrift-
tums, 21.4.1934, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�8�f.

181 Bollmus, Reinhard: Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze des natio-
nal sozialistischen Schrifttums (PPK), in: Benz, Wolfgang, Hermann Graml u. Her-
mann Weiß (Hg.): Enzyklopädie des Nationalsozialismus, München 21998, S.�634�f. 
Max Amann nahm Ende 1938 für sich in Anspruch, die Gründung der PPK sei auf 
ihn zurückzuführen gewesen. Vgl. Max Amann an Philipp Bouhler, 10.12.1938, 
BArch Berlin, NS 8/215, Bl.�84-89.

182 Vgl. Dahm, Schrifttumspolitik, S.�75; Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�299.
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und Bibliotheken zur Anschaffung besonders empfohlen.183 Es gab aber auch 
Fälle, in denen die PPK-Nomenklatur ihren »Unbedenklichkeitsvermerk« ver-
weigerte. Dies hatte ganz unterschiedliche Konsequenzen. So konnten einige 
Druckschriften weiterhin erscheinen, erfuhren jedoch keine parteiamtliche För-
derung. In anderen Fällen wurde die Veröffentlichung eines Manuskripts oder 
das Erscheinen eines Buches von der Umarbeitung kritisierter Textpassagen ab-
hängig gemacht. Im schlimmsten Fall konnten von der PPK beanstandete Werke 
auch verboten werden.184 Die der Prüfungskommission zustehende Befugnis 
Vertriebsverbote auszusprechen wurde am 16.  April 1935 durch eine Anord-
nung der Reichsschrifttumskammer bestätigt und ein allgemeines »Verbrei-
tungsverbot« aller von der PPK beanstandeten Schriften verfügt.185 

Bis auf ihre Zensurkompetenz deckte sich das Arbeitsfeld der PPK mit den 
Aufgaben der Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums Rosen-

183 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�164; Dahm, Schrifttumspolitik, S.�73�f.; 
 Hederich, Karl-Heinz: »Gegen die Herausgabe dieser Schrift werden seitens der 
NSDAP keine Bedenken erhoben«, in: BBl.�101 (1934), Nr.�226 vom 27.9.1934, 
S.�845-846; Ders.: Die schrifttumspolitischen Aufgaben der Parteiamtlichen Prü-
fungskommission. Vortrag in der Hauptversammlung des Bundes Reichsdeutscher 
Buchhändler in Weimar, in: BBl.�103 (1936), Nr.�256 vom 3.11.1936, S.�959-961 und 
Nr.�258 vom 5.11.1936, S.�965-967; Ders.: Fragen zum Nationalsozialistischen 
Schrifttum, Sonderdruck der Kantate-Ausgabe 1935 des Börsenblatts, S.�19-23, 
ADNBL, 611, Bl.�77-79; Patutschnick, Helmut: Die rechtliche Stellung der Partei-
amtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums, in: Deutsches 
Recht 5 (1935), Heft 17/18 vom 15.9.1935, S.�444-446; Sommer, Kurt A.: 10 Jahre 
Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums. Zur Ent-
wicklung der NS.-Bibliographie, in: ZfB 60 (1943/44), Heft 8, S.�354-356.

184 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�165; Patutschnick, Stellung, S.�446; Ankün-
digung Bouhlers vom 11.4.1935 betr. »Die Arbeit der Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums. Die Prüfung und Wertung des NS-Schrifttums«, in: 
Leipziger Neueste Nachrichten, Nr.�103 vom 13.4.1935, S.�6; Haase, Hans Gerd: 
Die Beanstandung eines Schriftwerks durch die Parteiamtliche Prüfungskommis-
sion und ihre Auswirkung auf das Verlagsverhältnis, in: BBl.�105 (1938), Nr.�249 
vom 25.10.1938, S.�829-833.

185 Die Zensurvollmacht der PPK beinhaltete schließlich die »Nachzensur«, also das 
Verbot bereits erschienener Schriften, und die »Präventivzensur«, also die Prüfung 
von Manuskripten vor ihrer Drucklegung. Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), 
S.�165, 176�f.; Patutschnick, Stellung, S.�445�f. Ein Beispiel für eine auf Veranlassung 
der PPK erfolgte Beschlagnahmung eines Werkes durch die Gestapo findet sich in 
Scherl-Verlag (Berlin) an die RSK, 29.7.1938, BArch Berlin, R�56-V/69, Bl.�14; Dr. 
Rang (Gestapa) an RSK, 25.8.1938, ebd., Bl.�13; RSK an PPK, 31.8.1938, ebd., Bl.�12; 
PPK an RSK, 29.9.1938, ebd., Bl.�10. Vgl. zudem Auswertungsvorschlag der PPK 
für das Buch von Hanns Haller: Der Flieger von Rottenburg, Bayreuth 1939, 
21.3.1939, BArch Berlin, ehem. BDC, PK T 165 (Günter Wissmann, geb. 10.1.1905), 
Bild 2002, 2006, 2008.
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bergs.186 Dieser hatte im März 1934 versucht, das Arbeitsfeld Bouhlers in sein 
Amt einzugliedern.187 Der ehrgeizige Bouhler, seit November 1934 auch Leiter 
der »Kanzlei des Führers«, zeigte sich von den Avancen Rosenbergs jedoch we-
nig beeindruckt und dehnte seine Kompetenzen kontinuierlich aus, indem er 
sich 1936 durch Verfügung des Stabes Heß’ die Befugnis zur selbständigen Auf-
tragsvergabe an Parteiinstanzen sicherte.188 Rosenberg beschlich angesichts des-
sen das ungute Gefühl, die PPK wolle »weit über den ihr gesteckten Rahmen 
hinweg das ganze Schrifttum bewerten«. Es gebe inzwischen »nahezu kein Ge-
biet mehr«, so Rosenberg 1936, zu dem sich die Prüfungskommission nicht be-
rechtigt fühle, ihren Unbedenklichkeitsvermerk beizutragen.189 Bereits im Jahr 
zuvor war der PPK mit der Errichtung einer eigenen Dependance an der DB 
obendrein das gelungen, worum sich Rosenberg seit 1933 vergeblich bemüht 
hatte.190 Dem Aufstieg solcher »Inferioren wie Bouhler« hatte Hitlers Chefideo-
logie also wenig entgegenzusetzen.191 Bouhler machte vielmehr klar, dass »das 
Reinigungs- und Säuberungswerk« der PPK »völlig unabhängig von allen ande-
ren Dienststellen der Partei und des Staates« erfolge und ließ sich auf keinerlei 
bindende Vereinbarungen mit seinem Widersacher Rosenberg ein.192 Zwar griff 
der Pragmatiker zunächst auch auf den Lektorenstab Rosenbergs zurück, baute 
sich aber Schritt für Schritt einen eigenen Zensurapparat auf, der im Jahr 1942 
fast 700 »Außenlektoren« umfasste.193 Maßgeblichen Anteil am zunehmenden 

186 Dahm verweist darauf, dass die PPK zwar eine »faktische Zensurgewalt« besaß 
aber nicht autonom handeln konnte, denn jedes von ihr verfügte Verbot bedurfte 
einer Beglaubigung durch die RSK bzw. das RMVuP. Vgl. Dahm, Schrifttums-
politik, S.�73�f.

187 Vgl. Rosenberg an Bouhler, 24.3.1934, BArch Berlin, NS 8/208, Bl.�186.
188 Vgl. Anordnung von Rudolf Heß, 6.1.1936, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�33.
189 Rosenberg an Martin Bormann, 31.1.1936, BArch Berlin, NS 8/178, Bl.�293-297. Im 

Jahr 1937 machte Bouhler deutlich, dass die »Lenkung des deutschen Schrifttums« 
im Sinne der NS-Weltanschauung »zu den schönsten Aufgaben« der PPK gehöre. 
Philipp Bouhler: Rede über die schrifttumspolitische Arbeit der PPK auf der 
 Woche des deutschen Buches in Weimar am 31.10.1937; Sösemann, Propaganda 
(Bd.�2), S.�1144-1149, hier S.�1146. Zur Aufgabe und Organisation der PPK vgl. 
ebd., S.�1162.

190 Vgl. Ankündigung Bouhlers vom 26.2.1935 betr. Auskunftsstelle über NS-Schrift-
tum bei der Deutschen Bücherei, in: Völkischer Beobachter vom 27.2.1935, ADNBL, 
840/1, unp.

191 So Rosenberg am 2.1.1940 in seinem Tagebuch über Bouhler. Matthäus/Bajohr 
(Hg.), Tagebücher, S.�308.

192 Patutschnick, Stellung, S.�445; Verfügung Bouhlers über die Arbeit der PPK, 
11.5.1935, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�19-21. 

193 Vgl. Jedlitschka, Karsten: Die »Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze 
des nationalsozialistischen Schrifttums«. Zensurfelder und Arbeitsweise am Bei-
spiel des Münchner Lektors Ulrich Crämer, in: Archiv für Geschichte des Buch-
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Einflussgewinn der PPK hatte ihr stellvertretender Leiter, Karl Heinz Hederich, 
der 1937 auch zum Leiter der Abteilung Schrifttum im Propagandaministerium 
ernannt wurde. Hederich versprach Goebbels, die Schrifttumsabteilung des RM-
VuP zu einem »starken Instrument der politischen Arbeit des Ministeriums« 
auszubauen.194 Er legte ihm dazu ein Programm über »eine sinnvolle Zusam-
menfassung des gesamten schrifttumspolitischen Arbeitsbereichs« vor, das dar-
auf hinauslief, alle Sektoren »des öffentlichen Lebens, die für die Schrifttums-
politik von Bedeutung« seien, in einer zentralen Reichsstelle zusammenzufassen, 
in der letztlich auch alle staatlichen und parteiamtlichen Schrifttumsstellen auf-
gehen sollten.195 Allerdings spielte Hederich nicht mit offenen Karten, denn was 
er Goebbels nicht wissen ließ war, dass sein Bestreben darauf hinauslief, der PPK 
die Führung in der NS-Literaturpolitik zu verschaffen.196 So hatte er nicht nur 
versucht, PPK-Leute im RMVuP zu installieren und einzelne Aufgaben des RM-
VuP auf die Bouhler-Kommission zu verlagern, sondern auch die Reichsschrift-
tumskammer, den Börsenverein und das gesamte Bibliothekswesen ihrer Kon-
trolle zu unterstellen.197 

Dagegen regte sich natürlich Widerstand im Propagandaministerium. Da sich 
Hederich außerdem mit Rosenberg und dem Präsidenten der Reichspressekam-
mer Amann anlegte, war es nur eine Frage der Zeit, bis er seinen Posten im RM-
VuP verlor.198 Auch wenn sich die Stimmen gegen die PPK nun mehrten und 
selbst der Chef des DAF-Imperiums, Robert Ley, ihre Auflösung forderte,  
zeigten sich Bouhler und Hederich davon unbeeindruckt.199 Im Gegenteil, mit 
Rückendeckung von Heß und mittels individueller Absprachen, so mit Hans 

wesens Bd.�62 (2008), 213-226, hier S.�216; Dahm, Schrifttumspolitik, S.�76. Zum 
Ausbau der PPK, die 1937 zum Hauptamt innerhalb der NS-Reichsleitung aufstieg 
und 1938 in Wien und 1940 in Prag Außenstellen errichtete, vgl. Barbian, Litera-
turpolitik (2010), S.�167-169.

194 Hederich (Abt. VIII, RMVuP) an den Leiter der Personalabteilung des RMVuP, 
3.3.1938, BArch Berlin, R�55/166, Bl.�351. 

195 Vgl. Etatbemerkungen Hederichs zur Reichsschrifttumsstelle, 22.11.1937, ebd., 
Bl.�339-341, hier Bl.�340; Bemerkungen Hederichs zum anliegenden Etat, 20.11. 
1937, ebd., Bl.�317-319, hier Bl.�317; [Hederich]: Voranschlag 1938/39: Personelle 
Neugestaltung der Abteilung VIII des Ministeriums, 20.11.1937, ebd., Bl.�320-337; 
Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�90.

196 Vgl. ebd., S.�92, 169.
197 Vgl. ebd., S.�93, 169�f.; Piper, Rosenberg, S.�341; Düsterberg, Hanns Johst, S.�234�f.; 

Vermerk der Abteilung I B des RMVuP für den Staatssekretär des RMVuP, 
23.12.1937, BArch Berlin, R�55/886, Bl.�202�f.

198 Düsterberg, Hanns Johst, S.�234. Zu den Hintergründen der Entlassung Hederichs 
im RMVuP vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�92�f.

199 Vgl. bspw. Max Amann an Martin Bormann, 13.6.1939, BArch Berlin, NS 8/215, 
Bl.�119-121, hier Bl.�119.
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Frank, Göring, Rust, Himmler, Joachim von Ribbentrop und der Wehrmachts-
führung, gelang es ihnen, ihre Kontroll- und Überprüfungsansprüche über die 
parteinahe Literatur hinaus auch auf juristische, wissenschaftliche, erzieherische 
und volksbildnerische Schriften, das Wehrschrifttum und das Schrifttum der SS 
auszudehnen.200 Die »Tendenz« der PPK, so ein Vermerk des Propagandaminis-
teriums vom November 1939, lief also darauf hinaus, »das gesamte deutsche 
Schrifttum für nationalsozialistisch zu erklären und zum Zwecke der Ausrich-
tung und nationalsozialistischen Umformung durch die Zensur der Partei zu 
pressen«.201 Schon hieraus musste sich eine Frontstellung zwischen der PPK und 
dem RMVuP ergeben. Aber auch in dieser Auseinandersetzung bewiesen Bouh-
ler und Hederich Durchsetzungsvermögen. So verhinderten sie, dass die vom 
Propagandaministerium verfügte Ausweisung der PPK aus dem Haus der DB ins 
Leere lief. Die fruchtlosen Machtkämpfe zwischen Bouhler und Rosenberg – der 
seine Dienststellen zwischenzeitlich sogar anwies, jeglichen Verkehr mit der 
PPK einzustellen – zogen sich bis zum Ende des Krieges hin.202 Zwar erhielt der 
PPK-Chef von Hitler 1943 den Auftrag, ein »Hauptschrifttumsamt der NS-
DAP« zu errichten, scheiterte mit seiner Realisierung jedoch am »beharrlichen 
Eigensinn Rosenbergs«, der selbst nach der 1944 von Martin Bormann verfügten 
Schließung seines eigenen »Hauptamtes Schrifttum« unbeirrt an seinem ›Mit-
spracherecht‹ innerhalb der NS-Literaturpolitik festhielt.203

200 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�171-176; Bollmus, Prüfungskommission, 
S.�635. Zum Abkommen der PPK mit dem REM vgl. Politische Ausrichtung des 
wissenschaftlichen Schrifttums. Arbeitsabkommen zwischen Reichserziehungs-
minister und Parteiamtlicher Prüfungskommission, in: BBl.�104 (1937), Nr.�162 
vom 17.7.1937, ADNBL, 840/1, unp. Zur Reaktion Rosenbergs auf dieses Abkom-
men und seiner Feststellung, dass die PPK »die Wertung, Sichtung und Ordnung 
des ganzen Schrifttums« beanspruche, siehe Rosenberg an Rudolf Heß, 13.8.1937, 
BArch Berlin, NS 8/178, Bl.�62�f., hier Bl.�62. Zu einem ganz ähnlichen Ergebnis 
über die Ziele der PPK gelangte auch der SD. Vgl. Jahresbericht 1938 des Sicher-
heitshauptamtes (Bd.�2), ohne Datum, BArch Berlin, R�58/1095, Bl.�1-139, hier 
Bl.�135.

201 Vermerk von Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), Nov. 1939, BArch Berlin, 
R�56-V/17, Bl.�34-37, hier Bl.�34.

202 Schreiben Hagemeyers, 9.12.1938, BArch Berlin, NS 8/246, Bl.�284; Hagemeyer 
(Amt Schrifttumspflege) an Werner Koeppen (Kanzlei Rosenbergs), 13.12.1938, 
ebd., Bl.�288.

203 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�160-162, 179, hier S.�179. Dass Hitler dem 
Treiben Bouhlers auf dem Gebiet der Schrifttumspolitik keine Grenzen setzte und 
diesem 1943 auch das »Hauptschrifttumsamt der NSDAP« antrug, hing, wie Jan-
Pieter Barbian vermutet, damit zusammen, dass Bouhler sich insbesondere bei der 
»Ausführung des Euthanasiebefehls« besonders ›verdient‹ gemacht hatte. Ebd., 
S.�179. Wie Rosenberg zudem vermutete, hatte Bormann ein reges Interesse daran, 
ihm die Schrifttumsarbeit »sacht zu nehmen u. Bouhler zuzuschanzen«. Denn 
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Die NS-Schrifttumspolitik blieb bis zu ihrem Ende von Zuständigkeitskon-
flikten und Kompetenzgerangel gekennzeichnet. Diese Grabenkämpfe spielten 
auch für die DB eine wichtige Rolle, denn jede der beteiligten Institutionen war 
bemüht, diese »Fundgrube der Schrifttumsinformation« für ihre Zwecke nutz-
bar zu machen.204 Zweifellos spielte das Propagandaministerium in dieser Frage 
die erfolgreichsten Karten, allerdings stellte seine Schrifttumsabteilung im No-
vember 1939 fest, dass ihr Einfluss auf den Buchhandel und das Verlagswesen 
von einer bestimmten Person bewusst gestört werde. So hielt ein Mitarbeiter der 
Abteilung fest, dass einer der Vizepräsidenten der Reichsschrifttumskammer 
eine »völlig selbständige Schrifttumspolitik« betreibe. Als Leiter der Gruppe 
Buchhandel in der RSK strebe der Betreffende sogar nach einer »Verselbstän-
digung des deutschen Buchhandels«. An den allgemeinen Entscheidungen der 
Gruppe Buchhandel werde das Ministerium von ihm »nur noch aus formalen 
und arbeitsmäßigen Gründen und post festum beteiligt«. Bei seinen Bestrebun-
gen wahre der renitente RSK-Vize überdies »in erster Linie die Interessen des 
Zentral Parteiverlages, der Deutschen Arbeitsfront und des Amtes Schrifttums-
pflege« Rosenbergs und torpediere jede »kulturpolitische Maßnahme« der Ab-
teilung Schrifttum des RMVuP, die seiner Meinung nicht entspreche. Aufgrund 
seines »ungeheuren Einflusses« gebärde sich der Kritisierte sogar als Vorgesetz-
ter der Schrifttumsabteilung, und es sei »schlechthin unmöglich, auf Grund sei-
ner starken Position gegen seine diktatorischen Maßnahmen anzugehen«. Bei 
diesem Mann handelte es sich um den »Leiter des deutschen Buchhandels« und 
Vorsteher des Börsenvereins – Wilhelm Baur.205

nachdem er diesem »die Arbeit der ›Kanzlei des Führers‹ abgenommen« hatte, 
wollte er Bouhler »jetzt irgendwie beruhigen«. Ebd.; Eintrag Rosenbergs in sein 
Tagebuch (7.8.1943), in: Matthäus/Bajohr (Hg.): Tagebücher, S.�485.

204 Schroeder, Fundgrube, S.�116. Mit dem RMVuP, der RSK, dem REM, der Gestapo 
und dem SD, dem Amt Rosenberg und der PPK wurden hier nur die wichtigsten 
und für die DB unmittelbar relevanten literaturpolitischen Instanzen beleuchtet. 
Die NS-Mediendiktatur war jedoch noch disparater, denn neben dem Auswärtigen 
Amt und der Wehrmacht traten hier auch verschiedene Stellen der NSDAP Reichs-
leitung, wie der Stab des Stellvertreters des ›Führers‹ und die Deutsche Arbeits-
front in Erscheinung. Vgl. dazu Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�56-66, 133-140, 
179-192; Dahm, Schrifttumspolitik, S.�71.

205 Vermerk von Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), Nov. 1939, BArch Berlin, 
R�56-V/17, Bl.�34-37, hier Bl.�34-36.
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3. »Sofortprogramm«, Selbstgleichschaltung und  
»Treue zum Führer« – Der Börsenverein der  
Deutschen Buchhändler1

Vier Tage nach dem Sieg der NSDAP bei den Reichstagswahlen vom 5. März 
1933 brachte der Vorsteher des Börsenvereins, Friedrich Oldenbourg, gegenüber 
der NS-Regierung zum Ausdruck, der von jeher »großdeutsch« denkende Bör-
senverein habe es »in seiner inneren Ausgestaltung« immer schon verstanden, 
sich »den Zeiterfordernissen jeweils anzupassen«. Gleichzeitig gab Oldenbourg 
deutlich zu verstehen, dass der deutsche Buchhandel bereit sei, am Aufbau-
programm der neuen Machthaber »unter Einsatz seiner ganzen Kraft mit-
zuwirken«.2 Diese zaghaften Annäherungsversuche standen im Zusammenhang 
mit den Bemühungen des Börsenvereins, den Buchhandel und das Verlagswesen 
mit Hilfe des Staates aus ihrer Struktur- und Absatzkrise zu führen, sich selbst 
aber auch eine günstige Position im neuen politischen Machtgefüge zu verschaf-
fen.3 Die rechtskonservative, deutschnationale Führungsriege um Oldenbourg 
zeigte keinerlei Berührungsängste gegenüber den neuen Machthabern.4 Im Leip-
ziger Buchhändlerhaus gab man sich allerdings der Illusion hin, sich diese »poli-
tische Anpassungsbereitschaft« nicht nur durch ein staatliches Entgegenkom-
men auf wirtschaftlichem Gebiet vergüten zu lassen, sondern gleichzeitig den 
Börsenverein als Selbstverwaltungsorganisation und Interessenvertretung der 

1 Das vom Geschäftsführer des Börsenvereins, Albert Hess, formulierte »Gelöbnis der 
Gefolgschaft und Treue zum Führer und Kanzler des Deutschen Volkes« findet sich 
in Albert Hess (BV) an die Reichskanzlei, BArch Berlin, R�43-II/476, Bl.�179.

2 Aus zwei Schreiben des Vorstands des BV an den RMdI und den RWM vom 9.3.1933, 
Zur Kenntnis der Mitglieder, in: BBl.�100 (1933), Nr.�66 vom 18.3.1933, S.�195-196.

3 Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�98, 100; Keiderling, Aufstieg, S.�126. Zur krisen-
haften Entwicklung des Buchhandels infolge der Weltwirtschaftskrise (u.�a. Sinken 
von Buchproduktion, Buchpreisen und »Rohgewinnquoten bei Sortiment und Ver-
lag«, der Abwanderung der Kundschaft zum billigen Buch, durch Sinken der Kauf-
kraft infolge von Arbeitslosigkeit oder aufgrund gekürzter Gehälter, dem Aufblühen 
des »gewerbsmäßigen Leihbüchereiwesens«) und der dadurch bedingten Sparpolitik 
von Reich, Ländern und Gemeinden (»Abbau der Kulturetats«) vgl. Geschäftsbericht 
des Vorstandes des BV über das Vereinsjahr 1932, in: BBl.�100 (1933), Nr.�99 vom 
29.4.1933, S.�297-313; Seifert, Säuberung, S.�11-14.

4 Vgl. Krämer-Prein, Gabriele: Der Buchhandel war immer deutsch. Das »Börsenblatt 
für den deutschen Buchhandel« vor und nach der Machtergreifung, in: Walberer,  
Ulrich (Hg.): 10.  Mai 1933. Bücherverbrennung in Deutschland und die Folgen, 
Frankfurt am Main 1983, S.�285-302, hier S.�286. Wie bereits gezeigt, hatte Olden-
bourg auch kein Problem damit, Vertreter der NSDAP für die Auseinandersetzungen 
mit der PSB zu instrumentalisieren. Vgl. Kap.�VI. B 4.2.
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deutschen Buchhändler vor Eingriffen von außen bewahren zu können.5 Diesen 
Konformismus offenbarte das am 12. April 1933 aufgestellte »Sofortprogramm« 
des deutschen Buchhandels, in dem der Vorstand des Börsenvereins die »natio-
nale Erhebung« begrüßte und den ostentativen Schulterschluss mit der neuen 
Regierung vollzog.6 

Das »Sofortprogramm« enthielt eine Reihe wirtschaftlicher Forderungen, de-
ren Umsetzung im liberalen Weimarer Wirtschaftssystem nicht möglich gewe-
sen war, dem Buchhandel nun aber mittels »staatlicher Intervention den Schutz 
vor branchenexterner Konkurrenz sichern« sollten.7 Durch die Erhebung des 
Börsenvereins »zur Zwangsorganisation für alle Buchhändler«, durch eine 
»staat liche Konzessionierung der buchhändlerischen Gewerbebetriebe«, durch 
die Einstellung jedweder buchhändlerischen Betätigung der öffentlichen Hand, 
der Gewerkschaften, Vereine und politischen Parteien, durch den »Abbau der 
Buchgemeinschaften«, durch die »sofortige und restlose Beseitigung des Bücher-
verlags und -vertriebs von Warenhäusern« und durch »Maßnahmen gegen die 
ungesunde und volksschädigende Ausbreitung der sogenannten modernen Leih-
bibliotheken« sollten der »Markt bereinigt und die Position der traditionellen 
Buchhandelsunternehmen gestärkt werden«.8 Dieses Wirtschaftsprogramm ver-
band der Börsenverein mit eilfertigen Loyalitätsbekundungen gegenüber dem 
NS-Regime. So signalisierte man nicht nur erneut seine »Bereitwilligkeit zur 
Mitarbeit«, sondern hob hervor, dass die Arbeitsauffassung des Gesamtbuch-
handels »von jeher zur Besetzung seiner Vorstandsämter mit nationalgesinnten 
Männern« geführt habe. »Rassenfremde« würden dem Vorstand schon »seit 
einem halben Jahrhundert« nicht mehr angehören. Und »in der Judenfrage«, so 
ließ der Vorstand die NS-Regierung wissen, werde man sich nicht nur ihrer Füh-
rung anvertrauen, sondern ihre Anordnungen im Einflussbereich des Börsen-
vereins »ohne Vorbehalt durchführen«.9 

5 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�99.
6 Dahm, Schrifttumspolitik, S.�40�f.; Das Sofortprogramm des deutschen Buchhandels, 

in: BBl.�100 (1933), Nr.�101 vom 3.5.1933, S.�321�f. 
7 Keiderling, Thomas: »Der deutsche Buchhandel begrüßt die nationale Erhebung«. 

Die Reaktion des organisierten Buchhandels in Sachsen auf die NS-Machtergreifung, 
in: Heydemann, Günther, Jan Erik Schulte und Francesca Weil (Hg.): Sachsen und 
der Nationalsozialismus, Göttingen 2014, S.�237-250, hier S.�241; Dahm, Schrifttum-
spolitik, S.�41.

8 Sofortprogramm, S.�321�f.; Heß, Albert: Zum Sofortprogramm des deutschen Buch-
handels, in: BBl.�100 (1933), Nr.�110 vom 13.5.1933, S.�1�f. Siehe auch Barbian, Bör-
senverein, S.�93.

9 Sofortprogramm, S.�321�f. Vgl. zudem Dahm, Schrifttumspolitik, S.�41; Barbian,  
Börsenverein, S.�93; Ders., Literaturpolitik (1995), S.�100; Keiderling, Buchhandel, 
S.�241�f.; Seifert, Säuberung, S.�17. Einer Statistik der RSK von 1935 zufolge betrug der 
Anteil der Juden im deutschen Buchhandel insgesamt 619 Personen. In Bezug auf die
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Diese Selbstgleichschaltung, diese »schamlose Mixtur aus wirtschaftlichem 
Opportunismus und politischer Anbiederung«, war von konkreten Maßnahmen 
des Börsenvereins begleitet, mit denen er sein politisches Bekenntnis auch 
 praktisch unter Beweis stellte.10 Er suchte nicht nur Kontakt zu den national-
sozialistischen Bilderstürmern in Rosenbergs Kampfbund, sondern beteiligte 
sich sogar an der Finanzierung seiner Aktivitäten beziehungsweise denen der 
Buchberatungsstelle Hans Hagemeyers. Auf Wunsch des KfdK ersetzte der Bör-
senverein den langjährigen Chefredakteur des Börsenblatts, Gerhard Menz, 
durch den Kampfbundaktivisten und ›Alten Kämpfer‹ Hellmuth Langenbucher, 
der dies nutzte, auch seinen Bruder Erich, Mitglied der NSDAP und der SS, in 
der Redaktion des Börsenblatts zu installieren.11 Einer der acht Unterzeichner 
des »Sofortprogramms«, der Berliner Verleger Paul Nitschmann, nahm Anfang 
Mai 1933 einen Vorschlag der Reichsleitung des Kampfbundes auf und bat die 
DB, den in Preußen eingesetzten Ausschuss »zur Reinigung der Stadt- und 
Volksbüchereien von anfechtbarer Literatur« zu unterstützen. Wie Nitschmann 
die DB wissen ließ, sollten die »Schwarzen Listen« nicht nur jüdische, sondern 
auch solche Autoren enthalten, »die als antideutsch, pazifistisch oder als Sexual-
autoren zu betrachten« seien. Die DB wurde vom Börsenverein angehalten, 
»diese nicht nur für die wissenschaftlichen und die Volksbüchereien, sondern 
auch für den Buchhandel außerordentlich wichtige und notwendige Arbeit 
freundlichst übernehmen zu wollen«. Immerhin sei sie aufgrund ihrer qualifi-
zierten Mitarbeiter und ihrer vollständigen Bücherbestände »zweifellos am bes-
ten in der Lage«, derartige Indizes aufzustellen.12 Wie ernst es dem Börsenver-
ein damit war, offenbarte er bereits wenige Tage später, als sein Vorstand im 
Börsenblatt zwölf Schriftsteller – es handelte sich um Lion Feuchtwanger, Ernst 
Glaeser, Arthur Holitscher, Alfred Kerr, Egon Erwin Kisch, Emil Ludwig, 

  25.000 Mitglieder des Bundes Reichsdeutscher Buchhändler entsprach dies einem 
Anteil von 2,5 Prozent. Vgl. Keiderling, Aufstieg, S.�130, Dahm, Volker: Das jüdi-
sche Buch im Dritten Reich, München 21993, S.�22�f.

10 Dahm, Schrifttumspolitik, S.�40�f.
11 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�104, 168�f. Aus diesem Grund wurde der BV 

vom KfdK zwischenzeitlich auch zu den »dem Kampfbund korporativ angeschlos-
sen, bzw. durch Arbeitsgemeinschaften verbundenen Organisationen« gezählt. Vgl. 
Stand der Organisation des KfdK, 24.8.1933, BArch Berlin, NS 8/122, Bl.�50-55, hier 
Bl.�51. Vgl. zudem Vermerk von Oberpostinspektor Baron (RMVuP) über die Ein-
nahmen und Ausgaben der RFdS vom 1.7.1933 bis 31.3.1934, 2.7.1934, BArch Berlin, 
R�55/322, Bl.�5.

12 Paul Nitschmann an Uhlendahl, 4.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�1. Vgl. auch Seifert, 
Otto: Aspekte des geistigen Klimas für die »Arisierung« und die Folgen für die 
Buchstadt Leipzig, in: Gibas, Monika (Hg.): »Arisierung« in Leipzig. Annäherung 
an ein lange verdrängtes Kapitel der Stadtgeschichte der Jahre 1933 bis 1945, Leipzig 
2007, S.�72-96, hier S.�84�f.
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Heinrich Mann, Ernst Ottwalt, Theodor Plivier, Erich Maria Remarque, Kurt 
Tucholsky und Arnold Zweig – als das deutsche Ansehen »schädigend« diffa-
mierte und seiner Erwartung Ausdruck verlieh, »dass der Buchhandel die Werke 
dieser Schriftsteller nicht weiter« verbreite.13 Mit der Veröffentlichung dieser 
Liste machte sich der Vorstand des Börsenvereins in schonungslos offener Weise 
das »Werturteil der studentischen ›Aktion wider den undeutschen Geist‹« zu 
 eigen, die nur drei Tage zuvor ihren Höhepunkt mit den an zahlreichen Orten 
im Reich durchgeführten Bücherverbrennungen gefunden hatte.14

Auch die traditionelle Kantate-Veranstaltung des Börsenvereins am 14. Mai 
1933 stand ganz im Zeichen des ›Neuaufbruchs‹. Ihr wohnten der national-
sozialistische Kultusminister Sachsens, Wilhelm Hartnacke, und mit Heinz Wis-
mann und Gotthard Urban auch Vertreter des Propagandaministeriums und des 
Kampfbunds für deutsche Kultur bei.15 Um ihrer »Gesinnung« besonderen 
Ausdruck zu verleihen, stimmten die versammelten Buchhändler unter begeis-
terten ›Sieg-Heil-Rufen‹ und stürmischem Händeklatschen gleich zu Beginn 
dem Vorschlag Oldenbourgs zu, dem Reichspräsidenten Hindenburg und dem 
»zielbewussten Führer der nationalen Erhebung« und »Baumeister des neuen 
Deutschlands«, Hitler, in Telegrammen ihre rückhaltlose Mitarbeit »bei der Er-
neuerung der Nation« zuzusichern. Mit besonderer Genugtuung nahm der Ver-
treter des KfdK zur Kenntnis, dass sich der Vorstand des Börsenvereins mit dem 
Gedanken eines »korporativen Beitritts« zum KfdK trage. Wie Oldenbourg ver-
sicherte, seien die Reihen im Börsenverein geschlossen, um mit dem Kampfbund 
»zu marschieren«. Zum Hauptredner der Veranstaltung avancierte kein Gerin-
gerer als Reichsminister Goebbels, der den Buchhändlern klarmachte, dass der 
»geistige Umbruch« vom 30.  Januar 1933 auch an ihnen und ihrem Gewerbe 
nicht spurlos vorübergehen werde. »Nach den vierzehn Jahren des liberalen In-
dividualismus« könne kein Zweifel mehr daran bestehen, dass das »deutsche 
Buch« entweder die Zeichen der neuen Zeit verstehen müsse oder »in Zukunft 
weder in ideeller noch in materieller Hinsicht existenzfähig« sei. »Wenn in den 
vergangenen Wochen in den Universitätsstädten die Studenten sich zusammen-
gefunden hätten, um den Unrat der letzten Jahre den Flammen anzuvertrauen, 
so sei das eine starke und symbolische Handlung gewesen, um einem neuen deut-
schen Geist die Wege frei zu machen.« Die Aufgabe der Buchhändler bestehe 
darin zu beseitigen, was »schädlich« sei und zu fördern »was für die kommende 

13 Redaktioneller Teil mit Bekanntgabe des Gesamtvorstands des BV vom 11.5.1933 
betr. »schädliche« Schriftsteller, in: BBl.�100 (1933), Nr.�110 vom 13.5.1933, S.�1.

14 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�101.
15 Dazu und für das Folgende vgl. Stenographischer Bericht über die Verhandlungen 

der Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, dem 14. Mai 1933, im Deut-
schen Buchhändlerhaus zu Leipzig, in: BBl.�100 (1933), Nr.�136 vom 15.6.1933, 
S.�434-440.
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Zeit nützlich zu werden« verspreche. Worin dieses ›Nützliche‹ bestand, darüber 
ließ Goebbels keinen Zweifel aufkommen. Die »Ideen, die mit dem 30. Januar 
1933 zum Durchbruch« gekommen seien, so Hitlers »Chefdemagoge«, seien 
»ihrem Wesen nach anti-international, anti-pazifistisch und anti-demokratisch« 
und dazu bestimmt, »das deutsche Volk und sein Denken« auf »Rasse, Religion 
und Volkstum« sowie »auf den Gedanken der autoritativen Persönlichkeit« zu-
rückzuführen. Dies, so Goebbels, »sei der Sinn der Weltanschauung, auf der 
Deutschlands Schicksal« beruhe und den es umzusetzen gelte.16

Der Propagandaminister forderte in seiner mit »stürmischem Beifall« quit-
tierten Rede, dass es für den Buchhandel nun darauf ankomme, »Beziehungen 
zum Staate selbst« und zu den ihn »tragenden nationalen Kräften zu gewinnen«.17 
Diese Forderung kam nicht von ungefähr, denn im Vorstand des Börsenvereins 
befanden sich noch keine Nationalsozialisten.18 Allerdings war man sich darüber 
im klaren, »dass auch der Buchhandel aus der Umwandlung in Deutschland seine 
Folgerungen für den Börsenverein« zu ziehen habe und in seiner Leitung »ge-
wisse Änderungen« eintreten mussten. »Um der neuen Zeit die Bahn freizuma-
chen«, wurde noch während der Kantate-Versammlung ein fünfköpfiger Akti-
onsausschuss eingesetzt, der »alle Maßnahmen« vornehmen sollte, »welche zur 
Anpassung des Börsenvereins und der ihm angeschlossenen Vereine an die be-
rufsständische Wirtschaftsverfassung notwendig« waren, so etwa im Hinblick 
auf die Satzung und die buchhändlerischen Ordnungen.19 Neben dem Vorste-
her des Börsenvereins, dem deutschnationalen ›Stahlhelmer‹ Oldenbourg, gehör-
ten mit Karl Baur, dem Leiter des Münchener Callwey Verlages, dem Hambur-
ger Buchhändler Martin Riegel und dem Leipziger Sortimenter Theodor Fritsch 

16 Reichsminister Dr. Goebbels vor den deutschen Buchhändlern, Wolff’s Telegraphi-
sches Büro. Vormittags-Ausgabe 84 (1933), Nr.�1152 vom 15.5.1933, BArch Berlin, 
R�43-II/479, Bl.�4�f. Vgl. zudem Rede Goebbels’ unter der Überschrift »Kantate 
1933«, in: BBl.�100 (1933), Nr.�112 vom 16.5.1933, S.�353-356. Die Bezeichnung 
Goebbels’ als »Chefdemagoge« findet sich in Bussemer, Propaganda, S.�49.

17 Rede Goebbels’ unter der Überschrift »Kantate 1933«, in: BBl.�100 (1933), Nr.�112 
vom 16.5.1933, S.�353-356, hier S.�354.

18 Vgl. Barbian, Börsenverein, S.�96.
19 Stenographischer Bericht über die Verhandlungen der Hauptversammlung des BV 

am Sonntag Kantate, dem 14. Mai 1933, im Deutschen Buchhändlerhaus zu Leipzig, 
in: BBl.�100 (1933), Nr.�136 vom 15.6.1933, S.�434-440, hier S.�439; Protokoll über 
die Verhandlungen der ordentlichen Hauptversammlung des BV am Sonntag Kan-
tate, dem 14.  Mai 1933, im Deutschen Buchhändlerhaus zu Leipzig, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�112 vom 16.5.1933, S.�349-352, hier S.�352. Möglicherweise entstanden in 
Analogie zu diesem zentralen »Aktionsausschuss« auch regionale »Aktionsaus-
schüsse«, so findet sich im Börsenblatt der Hinweis auf den »Aktionsausschuss für 
den Berliner Buchhandel«. Vgl. Bekanntmachung des Geschäftsführers des BV, Al-
bert Hess, in: BBl.�101 (1934) vom 9.6.1934, ADNBL, 153/0, Bl.�109.
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jun. drei Personen an, die im Buchhandel zwar »weitgehend unbedeutend«, je-
doch »aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur NSDAP politisch von Wert waren«.20 
Der Fünfte war Heinz Wismann, der auf Wunsch des Propagandaministers in 
den Aktionsausschuss aufgenommen wurde und diesem damit »amtliche Auto-
rität« verlieh.21

Der »Aktionsausschuss« zeigte sich in den folgenden Wochen besonders be-
flissen und leitete eine umgehende »Überprüfung der Gleichschaltung« der dem 
Börsenverein angeschlossenen Fach-, Kreis- und Ortsvereine ein, die im Juni 
1933 weitgehend abgeschlossen war. Er bemühte sich um die Konkretisierung 
einiger im »Sofortprogramm« des Börsenvereins genannter Forderungen, um die 
Eingliederung des Gesamtbuchhandels in den berufsständischen Aufbau und ap-
pellierte an seine Berufsgenossen, sich der vom Reichsverband der Deutschen 
Industrie veranstalteten »Adolf-Hitler-Spende der deutschen Wirtschaft« nicht 
zu verschließen.22 Trotz seiner Anpassungsleistungen blieb der Börsenverein 
aber nicht von äußeren Eingriffen verschont. Im November 1933 wurde der pri-
vatrechtlich organisierte Verein im Zuge des RKK-Gesetzes als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts in die Reichsschrifttumskammer überführt und sein Vorste-
her Oldenbourg in deren Präsidialrat berufen. Am 1. Dezember 1933 gab der 
»Aktionsausschuss« des Börsenvereins unter Verweis auf eine Anordnung des 
RSK-Präsidenten Blunck bekannt, dass fortan »für alle Gewerbetreibenden, die 
Bücher herstellen, verteilen oder verleihen« allein der Börsenverein die zustän-
dige Standesvertretung sei. Demnach hatten sich bis Mitte Dezember 1933 all 
jene bei seiner Geschäftsstelle anzumelden, die Buchhandel betrieben und noch 
nicht Mitglieder des Vereins oder im Adressbuch des deutschen Buchhandels 

20 Barbian, Börsenverein, S.�96. Zur Mitgliedschaft Oldenbourgs im ›Stahlhelm‹ und in 
der DNVP vgl. Seifert, Säuberung, S.�35. In den 1933 erschienen BBl.-Berichten über 
den Aktionsausschuss wird immer erwähnt, zum Mitglied dieses Ausschusses sei 
der Leipziger Buchhändler Herbert Fritsch bestimmt worden. Im Geschäfts bericht 
des BV für 1933 wird indes auf Theodor Fritsch den Jüngeren als Mitglied des Aus-
schusses verwiesen. Vgl. Geschäftsbericht des Vorstandes des BV über das Vereins-
jahr 1933. Zu erstatten in der Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, 
29.4.1934, ADNBL, 181/2, Bl.�46 (S.�1-17, hier S.�13).

21 Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�103. Vgl. auch Stenographischer Bericht über die 
Verhandlungen der Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, dem 14. Mai 
1933, im Deutschen Buchhändlerhaus zu Leipzig, in: BBl.�100 (1933), Nr.�136 vom 
15.6.1933, S.�434-440, hier S.�439. Zur Umgestaltung des BV 1933/34 vgl. auch 
die  gleichnamige Zusammenstellung von Weißenborn (BV), 6.10.1944, SStAL, 
21765/812, Bl.�63-68.

22 Kleine Mitteilungen: Der Aktionsausschuss des Börsenvereins […], in: BBl.�100 
(1933), Nr.�136 vom 15.6.1933, S.�440; Bekanntmachung des Aktionsausschusses des 
BV vom 8.6.1933 betr. »Adolf-Hitler-Spende der deutschen Wirtschaft«, ebd., 
S.�433.
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aufgeführt waren. Damit erhob die RSK den Börsenverein zur staatlich legiti-
mierten Standes- und Interessenvertretung mit Zwangsmitgliedschaft für alle auf 
buchhändlerischem Gebiet tätigen Berufsgruppen, die immerhin rund 2.500 
Verlage, etwa 6.000 Buchhandlungen und weitere 10.000 buchhändlerische Ne-
benbetriebe umfassten.23 

Um den Börsenverein an diese neuen Bedingungen anzupassen, erwies sich 
eine Änderung seiner Satzung notwendig, in der es ganz zeitgemäß zur »Veran-
kerung des Führergedankens« kam, welcher die Position des Autokraten Olden-
bourg vorerst festigte.24 Die durch die Anpassung des Börsenvereins an das 
Reichskulturkammergesetz ausgelöste Revision der Satzung hatte auch für die 
DB wichtige Folgen, denn die Verleger waren nun offiziell verpflichtet, jedes in 
ihrem Verlag erscheinende neue Werk an die DB abzuliefern. Um diese seit lan-
gem geforderte »direkte und vorbehaltlose Ablieferung« sicherzustellen, nahm 
Uhlendahl regen Anteil an der Diskussion und übte wiederholt Kritik an der in 
seinen Augen unbefriedigenden Formulierung des die Lieferung betreffenden 
neuen Paragraphen.25 Er machte auch darauf aufmerksam, dass eine entspre-

23 Vgl. Barbian, Börsenverein, S.�98, 102; Die Gliederung der Reichsschrifttumskam-
mer, in: Wolff’s Telegraphisches Büro (W.�T.B), 84 (1933), Erste Nachmittags-Aus-
gabe Nr.�3262 vom 21.12.1933, BArch Berlin, R�43-II/479, Bl.�9�f.

24 Protokoll über die Verhandlungen der außerordentlichen Hauptversammlung des 
BV am Sonntag, dem 28. Januar 1934, vormittags 10 Uhr im Deutschen Buchhänd-
lerhaus zu Leipzig, in: BBl.�101 (1934), Nr.�25 vom 30.1.1933, S.�82�f., hier S.�83. Zum 
autokratischen Führungsstil Oldenbourgs vgl. Stenographischer Bericht über die 
Verhandlungen der Hauptversammlung des BV am Sonntag Kantate, dem 14. Mai 
1933, im Deutschen Buchhändlerhaus zu Leipzig, in: BBl.�100 (1933), Nr.�136 vom 
15.6.1933, S.�434-440, hier 439.

25 Uhlendahl an Kurt Vowinckel (Erster Vorsteher des BV), 8.8.1934, ADNBL, 507/0, 
Bl.�9�f. Im ersten Entwurf der neuen Satzung des BV vom 17.3.1934 wurde im Para-
graph 5, der die Pflichten der Mitglieder definierte, festgelegt, jedes Mitglied müsse 
»jedes in seinem Verlage erscheinende neue Werk und jede neue Auflage mit Aus-
nahme von Musikalien sofort in einem Stück mit den erforderlichen Angaben zur 
kostenlosen Aufnahme in die Bibliographie an die mit ihrer Bearbeitung betreute 
Stelle […] senden«. Diese Stücke seien der DB des BV »unberechnet zu überlassen«. 
Entwurf einer neuen Satzung des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler, in: 
BBl.�101 (1934), Nr.�65 vom 17.3.1934, S.�244-248, hier S.�245. Die Entscheidung über 
die Satzungsänderung des BV wurde wiederholt zurückgestellt. Vgl. bspw. Proto-
koll über die Verhandlungen der ordentlichen Hauptversammlung des BV am Sonn-
tag, Kantate, dem 29. April 1934, im Deutschen Buchhändlerhaus zu Leipzig, in: 
BBl.�101 (1934), Nr.�100/101 vom 2.5.1934, S.�401-403, hier S.�403; Bekanntmachung 
des Vorstehers des BV vom 16.6.1934 betr. »Umbau des Börsenvereins« und neuer 
Satzungsentwurf, in: BBl.�101 (1934), Nr.�139 vom 18.6.1934, S.�360; Bekanntma-
chung des BV vom 11.7.1934 betr. Entwurf einer neuen Satzung des BV, in: BBl.�101 
(1934), Nr.�161 vom 13.7.1934, S.�625-630.
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chende Verpflichtung in der Satzung des neuen »Bundes Reichsdeutscher Buch-
händler« fehlte, die daraufhin nachträglich eingeführt wurde.26 Obwohl die neue 
Satzung des Börsenvereins am 16. November 1934 in Kraft trat, sah er sich be-
reits im Juni des folgenden Jahres gezwungen, ihrer erneuten Änderung zuzu-
stimmen, und nun die von der DB geforderte direkte und sofortige Lieferung 
konkret festzulegen.27 Der Druck auf die Verleger wurde aber noch verstärkt. 
Um sie an ihre Abgabepflicht zu erinnern, wurden sie 1937 gemahnt, dass die 
Aufnahme der Schriften in die Deutsche Nationalbibliographie die Vorausset-
zung für den vom Börsenverein übernommenen Ladenpreisschutz darstelle und 
dass ferner bei Schriften, die in der Nationalbibliographie oder den anderen  
Bücherverzeichnissen der DB nicht nachgewiesen werden könnten, der Export-
ausgleich für Lieferungen in das Ausland nicht gewährt werde.28

So fest Oldenbourg Ende 1933 im Sattel zu sitzen schien, er musste bald er-
kennen, dass er von externen Machtfaktoren abhängig war, die er nicht beein-
flussen konnte.29 Im Frühjahr 1934 beging er mehrere taktische Fehler, die ihn 
in Auseinandersetzungen mit der NSDAP und Funktionären der RSK verwickel-
ten. Zum einen hatte er sich bei der Einrichtung der PPK gegen die klare Bevor-
zugung des Zentralparteiverlages Eher bei der Herausgabe von NS-Schrifttum 
beklagt, und sich zum anderen gegen die Pläne des RSK-Präsidenten Blunck und 
seines Vize Wismann zur staatlichen Reglementierung des Buch exports aus-
gesprochen.30 Bei dem gegen Oldenbourg daraufhin entfachten Kesseltreiben tat 
sich neben Wismann vor allem Wilhelm Baur, der Leiter des Eher-Verlages in 
Berlin – Adlatus des einflussreichen Parteiverlegers und Hitlervertrauten Max 
Amann – hervor, der mit maliziösen Unterstellungen gegen den Vorsteher des 

26 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Baur (Vorsitzender des GA der DB und Erster Vorste-
her des BV), 10.11.1934, ADNBL, 507/0, Bl.�17; Bekanntmachung des BV vom 
22.12.1934 betr. Satzung des BRB, in: BBl.�101 (1934), Nr.�301 vom 29.12.1934, 
S.�1113; Satzung des Bundes Reichsdeutscher Buchhändler e.�V., in Kraft seit 5.9.1935, 
Leipzig 1935, S.�6 (§�3 Abs. 6), ADNBL, 100/4, Bl.�16.

27 Bekanntmachung des BV vom 12.11.1934 betr. Satzungsänderung (mit anliegender 
Satzung des BV), in: BBl.�101 (1934), Nr.�269 vom 17.11.34, S.�1005-1009; Bekannt-
machung des BV vom 17.7.1935 betr. Änderung der Satzung des BV, in: BBl.�102 
(1935), Nr.�166 vom 20.7.1935, S.�593�f.; Satzung des BV, angenommen in der außer-
ordentlichen Hauptversammlung des BV an 11.11.1934, in Kraft seit 16.11.1934, 
Leipzig 1934, S.�7 (§�4 Abs. 6), ADNBL, 507/0, Bl.�16; Satzung des BV, Neue Fas-
sung in Kraft seit 24.6.1935, Leipzig 1935, S.�7 (§�4 Abs. 6), ebd., Bl.�33.

28 Verfügung Uhlendahls, 25.10.1937, ADNBL, 558/0 (Hefter 1937-1944), Bl.�12.
29 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�106.
30 Vgl. Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�277; Barbian, Börsenverein, S.�99-101; 

Ders., Literaturpolitik (1995), S.�106-110.
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Börsenvereins polemisierte und dessen Rücktritt forderte.31 Nachdem ihm auch 
die Führungsriege der RSK ihr Vertrauen entzogen hatte, trat Oldenbourg am 
12. Mai 1934 frustriert zurück.32 Wismann nutzte die Vakanz, forderte die De-
mission des gesamten Vorstands und strebte nach einer umfassenden Neustruk-
turierung der Buchhändlerorganisation. Am 11.  Juni 1934 wurde der Verleger 
Kurt Vowinckel zum neuen Vorsteher des Börsenvereins ernannt. Auch er gab 
sich aktiv, indem er den unter seinem Vorgänger geschaffenen »Aktions aus-
schuss« durch einen exklusiven Kreis von »Beratern« ersetzte, der ihm zu-
arbeiten und den zum größten Teil aus ehemaligen Mitstreitern Oldenbourgs 
bestehenden Vorstand auf Distanz halten sollte.33 Dem vorwiegend aus NSDAP-
Mitgliedern zusammengesetzten »Beratergremium« gehörte auch Wilhelm Baur 
an, der somit in den inneren Führungszirkel des Börsenvereins aufrückte.34

Zu diesem Zeitpunkt stand der Börsenverein vor dem Problem, den ihm 
durch das RKK-Gesetz diktierten Auftrag, sämtliche buchhändlerischen Berufe 
in die RSK einzugliedern, organisatorisch zu bewältigen. So hatten sich im Zuge 
»der überstürzten und weitgehend improvisierten Gründung der Reichskultur-
kammer« mannigfache Probleme für den Börsenverein ergeben, der sich als »In-

31 Vgl. Barbian, Börsenverein, S.�99�f. Zu Wilhelm Baur (1905-1945, 1920 NSDAP 
(Mitgliedsnummer 51), 1922 SA, nach Schulausbildung 1920 Volontär beim Völ-
kischen Beobachter, dort 1922 Abteilungsleiter, während des Verbots der NSDAP 
1923-1925 Mitarbeiter des Reichsleiters Max Amann beim Zentralverlag der NS-
DAP Eher, 1925 Übernahme des Berliner Eher Partei-Buchverlages, 1934 Haupt-
amtsleiter beim Reichsleiter für die Presse der NSDAP, 1934-1945 Vorsteher des 
Börsenvereins und Vorsitzender des Bundes Reichsdeutscher Buchhändler  – ab 
1.10.1936 Leiter der »Gruppe Buchhandel« in der RSK, 1938 SS, 1945 Suizid) vgl. 
Düsterberg, Hanns Johst, S.�235�f.; Keiderling, Buchhandel, S.�245.

32 Vgl. Oldenbourg an Uhlendahl, 12.5.1934, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�8; Be-
kanntmachung des Präsidenten der RSK vom 30.5.1934 betr. Amtsniederlegung  
Oldenbourgs, in: BBl.�101 (1934), Nr.�124 vom 31.5.1934, ADNBL, 153/0, Bl.�108. 
Oldenburg widmete sich in den folgenden Jahren wieder seinem Verlagsgeschäft. Im 
Zweiten Weltkrieg eingezogen, kam er 1941 als Major und Kommandeur einer Pan-
zerjäger-Abteilung infolge eines Dienstunfalls ums Leben. Er starb an den Folgen 
dieses Unfalls. Vgl. Todesanzeige vom 31.5.1941, ADNBL, 154/5 (Hefter Ob-Ox), 
Bl.�82; Friedrich Oldenbourg 18. Juli 1888 – 30.5.1941, in: BBl.�108 (1941), Nr.�128 
vom 5.6.1941, S.�229.

33 Vgl. Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�277; Barbian, Börsenverein, S.�101�f. 
Fünf der acht Mitglieder des neuen Vorstands hatten bereits dem Vorstand unter 
Oldenbourg angehört. Vgl. dazu Bekanntmachung des Gesamtvorstands des BV 
vom 11.6.1934 betr. Neugestaltung des Gesamtvorstands des BV, in: BBl.�101 (1934), 
Nr.�134 vom 12.6.1934, ADNBL, 153/0, Bl.�111.

34 Vgl. Bekanntmachung des Vorstehers des Börsenvereins der deutschen Buchhändler 
vom 16.6.1934 betr. »Umbau des Börsenvereins« und neuer Satzungsentwurf, in: 
BBl.�101 (1934), Nr.�139 vom 18.6.1934, S.�360.
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strument der berufsständischen Kontrolle« nicht eignete.35 Dies führte zu der 
Überlegung, ihn wieder aus der RSK auszugliedern und ihm seine »alte Selbstän-
digkeit außerhalb der Kulturkammergesetzgebung« wiederzugeben.36 Dieser 
Gedanke bildete einen Kernpunkt der Verhandlungen über die Änderung der 
Börsenvereins-Satzung, die »den Gedanken des Nationalsozialismus rein« ver-
wirklichen sollte, »ohne das großdeutsche Gefüge des Börsenvereins zu zer-
stören«.37 Am Ende wurde der Börsenverein aus der RSK wieder herausgenom-
men. Er sollte in seiner alten Form bestehen bleiben, als »wirtschaftliches 
Kartell« und buchhändlerische Standesvertretung jedoch keine Zwangsmitglied-
schaft mehr verlangen. Zudem nahm er wieder alle Fachvereine in sich auf, die 
er ursprünglich in sich vereinigt hatte, die nun aber in verschiedenen Kammern 
untergebracht waren. Die bis dahin in der RSK geführten Mitglieder des Börsen-
vereins – abgesehen von den ausländischen – wurden im neu gegründeten, »na-
tionalsozialistischem Geist« unterworfenen »Bund Reichsdeutscher Buchhänd-
ler« zusammengefasst, der als ständische Zwangsorganisation nun zum einzig 
zuständigen Fachverband innerhalb der RSK wurde und 1935 ca. 25.000 Mitglie-
der umfasste.38

Von diesen Veränderungen erfuhr die Basis des Börsenvereins aus der Zei-
tung, denn die eigentlich zur Beschlussfassung angesetzte außerordentliche 
Haupt versammlung wurde kurzfristig vertagt und die Entscheidung im engen 
Kreis des Vorstands in Absprache mit den Vorsitzenden der gleichgeschalteten 

35 Barbian, Börsenverein, S.�102.
36 Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�277.
37 Mit dem Hinweis auf das »großdeutsche Gefüge« des BV spielte Vowinckel auf das 

Problem seiner ausländischen Mitglieder an, die nicht kammerpflichtig waren, was 
eine Ausgliederung des BV aus der RSK notwendig machte. Brief Vowinckels an den 
Präsidenten der RSK, 20.9.1934, in: BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�837�f., 
hier S.�837.

38 Vgl. Protokoll über die Verhandlungen der außerordentlichen Hauptversammlung 
des BV am Sonntag, dem 11. November 1934 im Deutschen Buchhändlerhaus zu 
Leipzig, in: BBl.�101 (1934), Nr.�265 vom 13.11.1934, S.�989-993, hier S.�990. Vgl. zu-
dem die Ausführungen Wismanns in der Sitzung des Gesamtvorstandes am 21. Sep-
tember 1934 in der Zweigstelle des Börsenvereins in Berlin, in: BBl.�101 (1934), 
Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�833�f., hier S.�834; Bekanntmachung des Börsenvereins der 
deutschen Buchhändler vom 11.7.1934 betr. Entwurf einer neuen Satzung des Bör-
senvereins, in: BBl.�101 (1934), Nr.�161 vom 13.7.1934, S.�625-630. Vgl. zudem Küh-
nert, Reichsschrifttumskammer, S.�277�f.; Barbian, Börsenverein, S.�102. Der Hin-
weis auf die 1935 im BRB zusammengefassten 25.000 Mitglieder findet sich in 
Keiderling, Aufstieg, S.�130. Diese hohe Zahl ergab sich aus dem Umstand, dass der 
BRB neben Buchhändlern und ihren leitenden Angestellten auch alle Arbeitnehmer, 
die im Verlag und im Sortiment tätig waren, umfasste. Vgl. Ansprache des Herrn 
Wilhelm Baur an den Gesamtvorstand in der Sitzung vom 21. September 1934, in: 
BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�835-837, hier S.�835.
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buchhändlerischen Kreis- und Fachvereine 
getroffen.39 Der eigentliche Clou bestand 
jedoch darin, dass die Mitglieder des Bör-
senvereins am 25. September 1934 ebenfalls 
aus dem Börsenblatt erfuhren, dass der erst 
drei Monate zuvor ernannte Vowinckel sein 
Amt nieder gelegt habe und durch Wilhelm 
Baur ersetzt worden sei.40 Dass dieser 
Wechsel auf Druck des Chefs des Eher-
Verlages Max Amann erfolgte, war allen Be-
teiligten klar, aber immerhin, so die Selbst-
rechtfertigung der Vorstandsmitglieder, 
verfügte Baur aufgrund seiner exzel lenten 
politischen Beziehungen über genau jene 
Hausmacht, die nötig war, um den deut-
schen Buchhandel aus seiner Rezession zu 
führen.41 Dass im Buchhandel etwaige Be-
denken gegen seine Berufung bestanden, 
focht den pragmatischen Baur nicht an.42 
Schon in seiner Ansprache anlässlich seiner 
Amtseinführung am 21.  September 1934 
gab  sich der 29-jährige keineswegs klein-

laut, sondern ließ gleich erkennen, dass unter ihm ein neuer Wind im Börsenver-
ein wehe. So machte er deutlich, dass die 1933 durchgeführte »sogenannte 
Gleichschaltung« des Vereins keine gewesen sei, da es innerhalb des Börsenver-

39 Vgl. Barbian, Börsenverein, S.�102�f.
40 Vgl. Bekanntmachung des BV vom 22.9.1934 betr. Ernennung Wilhelm Baurs zum 

Vorsteher des BV, in: BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�833. 
41 Diese Entwicklung hatte sich schon länger angebahnt. So führte Vowinckel in der 

Sitzung, die zur »Wahl« Baurs führte, aus, es habe sich seit einiger Zeit angedeutet, 
»dass die Leitung des Börsenvereins auf einen Vertreter des Parteiverlags übergehen 
sollte« und dass er, Vowinckel, dagegen »zunächst gewisse sachliche Bedenken« ge-
habt habe. Sitzung des Gesamtvorstandes am 21. September 1934 in der Zweigstelle 
des Börsenvereins in Berlin, in: BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�833�f., hier 
S.�833. Vgl. auch Barbian, Börsenverein, S.�103, Ders., Literaturpolitik (1995), S.�110, 
112�f.; Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�278. 

42 Vgl. Sitzung des Gesamtvorstandes am 21. September 1934 in der Zweigstelle des 
Börsenvereins in Berlin, in: BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�833�f., hier 
S.�834. Dass Baur »so nüchtern wie nur möglich« dachte, machte er etwa gegenüber 
Uhlendahl deutlich. Auszug aus einem Schreiben Baurs (BV) an Uhlendahl, 
15.2.1937, ADNBL, 193/2/2 (Hefter: 25jähriges Bestehen der DB. Allgemeines), 
Bl.�3.

Abb. 23: Wilhelm Baur, Vorsteher des 
Börsenvereins von 1934 bis 
1945 
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eins kaum Veränderungen gegeben habe, die den Grundsätzen des NS-Staates 
entsprächen. Die inzwischen veränderte Satzung des »nach dem Führerprinzip 
umgestalteten Börsenvereins« trage nun aber »den Geist des Neuen« und mache 
mit dem Überkommenen »radikal Schluss«. Dem Vorstand gegenüber machte 
Baur zudem klar, dass er ihn nicht um seine Stimme bitte, denn immerhin sei der 
Posten des Vorstehers von ihm und seiner Entourage im Eher-Verlag »bereits 
wiederholt verlangt« worden.43

Den Abschluss der langwierigen Gleichschaltung des Börsenvereins mar-
kierte seine Ausgliederung aus RSK. Gleichzeitig wurde der Bund Reichsdeut-
scher Buchhändler (BRB) am 3. November 1934 in die RSK eingegliedert.44 Die 
Satzung des Bundes sah eine Personalunion in den Spitzenpositionen von BRB 
und Börsenverein vor, um ein »Gegeneinanderarbeiten« der Verbände zu verhin-
dern. Damit avancierte Baur endgültig zum ›Führer‹ des deutschen Buchhandels. 
Am 11.  November 1934 verabschiedete der Börsenverein seine neue Satzung, 
womit er »das Ende seines berufsständischen Vertretungsanspruches« besiegel-
te.45 Die Doppelorganisation hatte jedoch nur zwei Jahre Bestand, denn im Ok-

43 Ansprache des Herrn Wilhelm Baur an den Gesamtvorstand in der Sitzung vom 
21. September 1934, in: BBl.�101 (1934), Nr.�224 vom 25.9.1934, S.�835-837. Als Uh-
lendahl Baur vorschlug, Oldenbourg in einem formell-höflichen Akt für seine Ver-
dienste um die DB zu danken, lehnte Baur dies kategorisch ab. Das Dankschreiben 
an den ehemaligen Vorsitzenden des GA und des VR�der DB wurde schließlich von 
Arthur Meiner unterzeichnet. Vgl. Uhlendahl an Baur, 4.1.1935, ADNBL, 153/1/2, 
Bl.�169; Baur an Uhlendahl, 7.1.1935 u. 23.1.1935, ebd., Bl.�171, 173�f.; Arthur Meiner 
an Oldenbourg, 30.1.1935, ADNBL, 153/0, Bl.�129.

44 Vgl. Bekanntmachung über das Schreiben des Präsidenten der RSK an Wismann 
vom 19.10.1934 betr. Ausgliederung des BV aus der und Eingliederung des BRB in 
die RSK, in: BBl.�101 (1934), Nr.�257 vom 3.11.1934, S.�957. Zu diesem Revirement 
und der dahinterstehenden Absicht der »Trennung in einen ständischen [BRB] und 
einen wirtschaftlichen [BV] Aufgabenkreis«, vgl. Hess, Albert: Börsenverein und 
Bund, in: BBl.�101 (1934), Nr.�257 vom 3.11.1934, S.�958.

45 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�114�f.; Kühnert, Reichsschrifttumskammer, 
S.�278; Protokoll über die Verhandlungen der außerordentlichen Hauptversamm-
lung des BV am Sonntag, dem 11. November 1934 im Deutschen Buchhändlerhaus 
zu Leipzig, in: BBl.�101 (1934), Nr.�265 vom 13.11.1934, S.�989-993. Im Zuge des in 
der neuen BV-Satzung verankerten »Führergrundsatzes«, fiel auch der bisherige 
Vorstand des BV weg. Als Beratungsgremium des Vorstehers fungierte nun ein 
»Kleiner Rat«, in den zum Teil auch Mitglieder des alten Vorstands berufen wurden. 
Dazu, zu den neuen Ausschüssen (»Großer Rat«) und zur Geschäftsstelle des BV, 
vgl. Bekanntmachung des BV vom 5.12.1934 betr. Besetzung der Ämter im BV und 
im BRB, in: BBl.�101 (1934), Nr.�288 vom 11.12.1934, S.�1077-1079; Geschäftsbericht 
des BV über das Vereinsjahr 1934, in: BBl.�102 (1935), Nr.�108 vom 11.5.1935, S.�369-
381, hier S.�377. Im Juli 1936 trat Albert Hess als Geschäftsführer des BRB zurück 
und widmete sich fortan nur noch der Geschäftsführung des BV. Die Geschäftsfüh-
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tober 1936 wurde beschlossen, seine Rechtsfähigkeit aufzuheben, den Bund auf-
zulösen und in die »Gruppe Buchhandel« in der RSK umzuwandeln.46 Dem 
›Führerprinzip‹ folgend, stand auch an ihrer Spitze Wilhelm Baur, der darüber 
hinaus seit April 1935 zum exklusiven Kreis der Mitglieder des Präsidialrats der 
RSK gehörte.47 Aber nicht nur in den Führungsgremien des Börsenvereins, son-
dern auch an seiner Basis hatte sich seit 1933 ein »politischer Wandel« vollzogen. 
Denn wie Baur, inzwischen auch Vizepräsident der RSK, 1938 anlässlich der 
»Kantate-Kundgebung des deutschen Buchhandels« selbstzufrieden hervorhob, 
habe der Berufsstand der Buchhändler bereits 1936 »4.300 Parteigenossen und 
Parteigenossinnen« umfasst, und inzwischen sei sogar »jeder vierte Buchhändler 
Mitglied der Bewegung«.48 Wie im Bericht über die Kantate-Feier hervorgeho-
ben wurde, habe sich der deutsche Buchhandel somit »seit dem Umschwung zu 
einem politischen Stand« entwickelt und »seine Arbeit unter den beherrschen-
den politischen Gesichtspunkt gestellt«.49 Es war bezeichnend, dass der »Leiter 
des deutschen Buchhandels« in seiner Rückschau auf die Jahre seit der »Macht-
ergreifung« besonders stolz verkünden konnte, dass auch der deutsche Buchhan-
del Anteil an der Durchführung des NS-Parteiprogramms habe, denn seit 1933 
seien »alle 474 jüdischen Buchhandelsbetriebe und 186 ehemals jüdischen 
 Leihbüchereien in Deutschland verschwunden«, womit man den »ganze[n] 
jüdische[n] und marxistisch-liberale[n] Geist ausgerottet« habe.50

rung des BRB wurde nun in die Hände des Buchhändlers Karl Thulke gelegt. Vgl. 
Abschrift einer Bekanntmachung des Vorstehers des BV vom 16.7.1936 betr. BRB, 
in: BBl.�103 (1936), Nr.�167 vom 21.7.1936, SStAL, 21765/812, Bl.�59.

46 Abschrift einer Bekanntmachung des Vorstehers des BV vom 3.11.1936 betr. BRB, 
in: BBl.�103 (1936), Nr.�258 vom 5.11.1936, ebd., Bl.�60. Vgl. dazu Barbian, Litera-
turpolitik (2010), S.�117�f.; Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�300-304.

47 Dazu und zur Betreuung des Arbeitsgebietes »Buchhandel, Büchereien, Überwa-
chung des Buchmarktes« in der RSK vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�116-
120, hier S.�117.

48 Kantate-Kundgebung des deutschen Buchhandels. Fünfundzwanzig Jahre Deutsche 
Bücherei  – Die Entwicklung des Buchhandels im Rahmen der nationalsozialisti-
schen Wirtschaftsentwicklung. Reden auf der Kundgebung des deutschen Buchhan-
dels im Neuen Theater, in: BBl.�105 (1938), Nr.�113 vom 17.5.1938, S.�395-397.

49 Kantate-Kundgebung des deutschen Buchhandels. Leipzig grüßt die Südostmark – 
Jubiläum der Deutschen Bücherei. Staatssekretär Hanke spricht zum Buchhandel, 
in: BBl.�105 (1938), Nr.�113 vom 17.5.1938, S.�393�f.

50 Kantate-Kundgebung des deutschen Buchhandels. Fünfundzwanzig Jahre Deutsche 
Bücherei  – Die Entwicklung des Buchhandels im Rahmen der nationalsozialisti-
schen Wirtschaftsentwicklung. Reden auf der Kundgebung des deutschen Buchhan-
dels im Neuen Theater, in: BBl.�105 (1938), Nr.�113 vom 17.5.1938, S.�395-397.
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4. »Das Regiment ist angetreten, bitte befehlen Sie!« –  
Der Verein Deutscher Bibliothekare und das 
wissenschaftliche Bibliothekswesen1

Im Frühjahr 1933 erschien in der renommierten »Minerva-Zeitschrift« unter der 
Überschrift »Die nationale Revolution und die Bibliotheken« ein bemerkens-
werter Artikel.2 Sein Autor war der ehemalige Vorsitzende des Vereins Deut-
scher Bibliothekare Richard Fick, dessen Wort unter Bibliothekaren noch  immer 
Gewicht besaß. Sein Beitrag war ein Appell an die neue »kraftvolle autoritäre 
Regierung«, sich der notleidenden Bibliotheken anzunehmen, denn nun sei 
»glücklicherweise« die Zeit vorüber, »wo man das Gewissen der Parlamentarier 
mit der Sorge um kulturelle Dinge zu beschweren genötigt war«.3 Der Göttin-
ger Bibliothekar breitete in der Folge eine Reihe von Forderungen aus, deren 
Lösung für ihn zu den »vordringlichsten Aufgaben der neuen nationalen Regie-
rung« auf dem Gebiet des Bibliothekswesens zählte. Da in den zwölf Jahren der 
Weimarer Republik »eine Mobilmachung aller in den Bibliotheken steckenden 
geistigen Kräfte« ausgeblieben sei, hielt Fick »den jetzigen Zeitpunkt des natio-
nalen Erwachens für günstig«, um lang erstrebte, aber bisher vernachlässigte 
Forderungen der deutschen Bibliothekare in die Tat umzusetzen. So betonte 
Fick die Notwendigkeit, die auslandsdeutsche Literatur im Zuge weitgehender 
Dezentralisation von allen Bibliotheken sammeln zu lassen. Im Hinblick auf die 
Vermehrungsetats der Büchereien beklagte der Preuße Fick die zwischen der 
Berliner Staatsbibliothek und den preußischen Universitätsbibliotheken beste-
hende Kluft, die sich in der Nachkriegszeit deutlich vergrößert habe. Es müssten 
die Mittel aller Bibliotheken erhöht und eine »Dezentralisierung in der Anschaf-
fungspolitik« zum Grundsatz erhoben werden. Gerade die Förderung der Uni-
versitätsbibliotheken sei ein Gebot der Stunde, denn sie würden nicht nur der 
Forschung dienen, sondern seien die Bildungsstätten des akademischen Nach-
wuchses, die »Pflanzstätten für die künftigen Führer der Nation«. Vor allem die 
an der deutschen Ostgrenze liegenden großen Bibliotheken seien »zu geistigen 
Waffenplätzen, zu Arsenalen geworden«, die das Rüstzeug zum Kampf für die 
Verteidigung der deutschen Kultur liefern müssten.4

Im Mittelpunkt der Ausführungen Ficks standen zwei »Unternehmungen«, 
auf deren »sofortige Verwirklichung« er seine Hoffnungen setzte. Dies war zum 

1 Werner Rust (DB) an Theodor Vahlen (REM), 14.5.1934, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1933/34), Bl. 164-166, hier Bl. 166.

2 Vgl. Fick, Richard: Die nationale Revolution und die Bibliotheken, in: Minerva-Zeit-
schrift 9 (1933), Heft 3/4 (März/April), S.�33-40.

3 Ebd., S.�33.
4 Ebd., S.�37�f.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

538

einen die Beteiligung der Bibliotheken an der »Werbung für das gute Buch« und 
an der Tätigkeit »des Richtens und Ausmerzens oberflächlicher und unwahrer 
Bücher«. Eine Möglichkeit der Werbung erblickte Fick in der Herstellung von 
Titeldrucken, die vor dem Erscheinen eines ›guten Buches‹ in Tausenden von 
Exemplaren gedruckt an alle deutschen öffentlichen Bibliotheken und Büche-
reien des In- und Auslandes verschickt werden sollten. Diese »Werbung durch 
Titelzettel«, so Fick, könne über den Sortimentsbuchhandel, aber auch über den 
zentralen Titeldruck der DB erfolgen. Sei man sich über den ›Wert‹ eines Buches 
einmal nicht im klaren, könne man diese Entscheidung getrost den Bibliotheken 
überlassen, denn man habe »in Deutschland genug kenntnisreiche, gebildete und 
durch Erfahrung geschulte Bibliothekare, denen die Entscheidung, ob eine Wer-
bung für ein Buch vom nationalen Standpunkt aus gerechtfertigt sei oder nicht, 
wohl anvertraut werden« könne. Wie Fick betonte, seien von der Werbung »alle 
undeutschen, unsere Geschichte und die Taten unserer Väter, das eigene Volk 
und seine jetzige Regierung herabsetzenden Schriften, ferner alle reinen Par-
teischriften und die ganze unter dem Begriff der Schund- und Schmutzliteratur 
fallende Bücherproduktion« auszuschließen. Dagegen seien »alle Regimentsge-
schichten«, ferner »alle Schriften, die sich die Bekämpfung der Kriegsschuldlüge, 
der Kolonialschuldlüge und anderer Verleumdungen zum Ziel gesetzt« hätten, 
ohne Prüfung als für die Werbung in Betracht kommende ›gute Bücher‹ zu be-
zeichnen.5

Neben der den Bibliothekaren einzuräumenden Richterfunktion über die Bü-
cher forderte Fick die Schaffung des Deutschen Gesamtkatalogs. Angesichts der 
finanziellen Dimension dieses »Riesenunternehmens« hätten sich in Bibliotheks-
kreisen immer größere Zweifel hinsichtlich seiner Durchführbarkeit breitge-
macht. Der Nutzen des DGK für die Wissenschaft mache es jedoch notwendig, 
neben dem im Druck befindlichen Preußischen Gesamtkatalog nun auch den die 
nichtpreußischen Bibliotheken betreffenden Ergänzungskatalog in Angriff zu 
nehmen. »Bei dem Gedanken, dass die herrliche nationale Aufgabe des großen 
deutschen Gesamtkatalogs vielleicht scheitern könnte an falschen Arbeitsmetho-
den oder an der Uneinigkeit der deutschen Bibliothekare«, ergreife ihn »ein Ge-
fühl der Bitterkeit und des leidenschaftlichen Zornes, nicht über den Mangel an 
Einsicht, sondern über den fehlenden guten Willen zur Zusammenarbeit. Der 
Sieg der nationalen Bewegung« werde aber »alle Hindernisse, die bisher noch 
einer Einigung der deutschen Bibliothekare in der Gesamtkatalogfrage im Wege 
standen, mit einem Schlage beseitigen«.6 

Fick war von der ›neuen Zeit‹ offenbar angetan und versprach sich die Förde-
rung bibliothekarischer Interessen. Aus seinen Ausführungen »spricht ein ge-
wichtiger Teil dessen, was die Grundlage der Übereinstimmung der deutschen 

5 Ebd., S.�35-37.
6 Ebd., S.�39�f.
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beamteten wissenschaftlichen Bibliothekare mit dem Nationalsozialismus aus-
macht: die Vorstellung und das Bewusstsein, einer geistigen Elite anzugehören, 
die zu allen Fragen des Lebens die richtige Meinung besitzt, und vor allem die 
Erwartung, in dieser Phantasie von den neuen Machthabern endlich unterstützt 
zu werden«.7 Die zwischen »Revolutions-« und »Anpassungsrhetorik« char-
gierenden, »durch die Wogen hochgehender nationaler Begeisterung getrage-
nen« Ausführungen Ficks waren keine Ausnahme.8 Auch der wenige Wochen 
später in Darmstadt stattfindende Bibliothekartag stand ganz unter dem Ein-
druck der NS-Machtübernahme. Wie Georg Leyh betonte, hatte »der Sieg der 
nationalen Revolution, der eine Gleichordnung aller Verbände nach sich« gezo-
gen hatte, »auch eine Tagung des Vereins Deutscher Bibliothekare erforderlich« 
gemacht.9 Der 1900 gegründete VDB, dem inzwischen 621 deutsche und öster-
reichische Bibliothekare angehörten, war die zentrale Standes- und Interessen-
vertretung der höheren Beamten an den wissenschaftlichen Bibliotheken.10 Da 
sich der VDB nicht nur als wissenschaftlicher, sondern auch als berufsständi-
scher Verein verstand, fiel er unter die Bestimmungen eines Rundschreibens des 
RMdI vom 27. April 1933, das die ›Gleichschaltung‹ solcher Vereinigungen vor-
schrieb. Demnach sollte die Leitung des VDB nach dem »Führerprinzip« umge-
staltet und »die gesamte Vorstandschaft in beachtlicher Anzahl« mit Mitgliedern 
der NSDAP versehen werden.11 

In dieser Situation gründete Friedrich Smend, Bibliotheksrat an der PSB, mit 
Unterstützung weiterer Berliner Kollegen am 6. Mai 1933 eine »Nationalsozia-
listische Vereinigung Deutscher Bibliothekare« und appellierte an alle Mitglieder 
des VDB, ihr beizutreten.12 Der neue Berufsverband verstand sich als Gegen-
organisation zum VDB und postulierte das Ziel, »in treuer Gefolgschaft Adolf 
Hitlers die Bibliotheken und ihre Arbeit in die große nationalsozialistische 
Kampffront einzureihen und auf dem ihnen eigentümlichen Arbeitsgebiet der 
Verwirklichung der Ziele der nationalsozialistischen Erhebung mit allen Kräften 

7 Labach, VDB, S.�64.
8 Babendreier, Erdbeben, S.�71, 76; Fick, Revolution, S.�34�f.
9 Leyh, Georg: 29. Versammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Darmstadt 

am 8. und 9. Juni 1933, in: ZfB 50 (1933), Heft 8/9 (August/September), S.�501-504, 
hier S.�501.

10 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�21. Die mittleren Beamten und Volksbiblio-
thekare hatten jeweils eigene Organisationen. Vgl. Begrüssungsansprachen [der 29. 
Versammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Darmstadt am 8. und 9. Juni 
1933], in: ZfB 50 (1933), Heft 8/9 (August/September), S.�509-513, hier S.�509.

11 Vgl. Preis, Anton: Mitgliederversammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in 
Darmstadt am 8.  Juni 1933 um 9 Uhr, in: Zentralblatt für Bibliothekswesen 50 
(1933), Heft 8/9, S.�505-509, hier S.�506.

12 Ebd.; Labach, VDB, S.�62.
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zu dienen«.13 Auch Uhlendahl hatte eine Beitrittsaufforderung erhalten, war da-
von jedoch nicht angetan. Uhlendahl teilte dem Vorsitzenden des VDB, Adolf 
Hilsenbeck, mit, er wisse nicht, was in Berlin vor sich gegangen sei oder was von 
dort aus beabsichtigt werde, aber bei den anderen Verbänden gehe man doch in 
der Weise vor, keine neue Organisationen zu gründen, sondern »die alten, soweit 
das notwendig erscheint, ›gleichzuschalten‹«. So sei der Börsenverein »eben jetzt 
auch mit dieser Gleichschaltung beschäftigt«.14 Hilsenbeck teilte Uhlendahls 
Bedenken, hatte sich dem Aufruf Smends aber aus taktischen Erwägungen ange-
schlossen, und, um eine Spaltung des VDB zu verhindern, den erst im Vorjahr 
gewählten Vorstand bewogen, seine Ämter zur Verfügung zu stellen.15

Da sich Smend und Hilsenbeck im Vorfeld »in loyalster Weise« abgesprochen 
hatten, verlief die auf dem Bibliothekartag in Darmstadt vollzogene Neuwahl 
des Vorstandes ohne Überraschungen.16 Während der Vorsitzende in seinem 
Amt bestätigt wurde, avancierte Smend zu seinem Stellvertreter. Im elfköpfigen 
Vorstand des VDB saßen, der Forderung des RMdI entsprechend, nun sechs Mit-
glieder der NSDAP.17 Und dieses Vorgehen machte Schule. So teilte der Lan-
desverband der Wissenschaftlichen Bibliothekare an den Staatlichen Bibliothe-
ken Preußens dem Kultusminister mit, dass auch die bei der Tagung des VDB in 
Darmstadt versammelten Mitglieder des Landesverbandes »ihren Vorstand aus 
Mitgliedern der NSDAP und der NSBA-Organisationen neu gebildet« hätten. 
Sie würden damit »ihren festen Willen« bekunden, »die Aufbauarbeit der natio-
nalen Regierung entschlossen zu unterstützen und auf ihrem bibliothekarischen 

13 Happel, Bibliothekswesen, S.�21�f. Zur Person Friedrich Smends (1893-1980) vgl.  
Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�330�f.

14 Uhlendahl an Adolf Hilsenbeck (Direktor UB München), 12.5.1933, ADNBL, 
154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�407. Zur Person Hilsenbecks (1873-1947, 1924-1928 u. 
1932-1935 Vorsitzender des VDB, 1925-1938 Direktor der UB München), vgl. Ha-
bermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�126�f.; Kuttner, Heil Hitler, S.�143-163.

15 Labach, VDB, S.�62�f.; Krosta, Universitätsbibliothek, S.�35.
16 Preis, Mitgliederversammlung, S.�506. 
17 Vgl. ebd., S.�506�f.; Labach, VDB, S.�63, Krosta, Universitätsbibliothek, S.�35�f.; Fla-

chowsky, Bibliothek, S.�27�f. Im April 1934 trat Smend von seinem Stellvertreteramt 
zurück, nachdem er wegen seiner ablehnenden Haltung gegenüber den Deutschen 
Christen aus der NSDAP ausgeschlossen worden war. Vgl. Haase, Yorck Alexander : 
Die Bibliothekartage in der Zeit des Nationalsozialismus, in: Plassmann, Engel bert 
u. Ludger Syré (Hg.): Verein Deutscher Bibliothekare 1900-2000. Festschrift, Wies-
baden 2000, S.�81-100, hier S.�86. Darüber hinaus gelang es der Vereinigung Smends 
nicht, wirksam in Konkurrenz zum VDB zu treten, sodass sie nach recht kurzer Zeit 
an Bedeutung verlor. Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�22; Labach, VDB, S.�66-71.
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Arbeitsgebiet alle Maßnahmen zu fördern, die den Neubau eines neuen nationa-
len Geisteslebens zum Ziele« hätten.18

Abgesehen von »dieser vereinsrechtlichen Pflichtübung lag dem VDB aber 
auch an einer inhaltlichen Klarstellung seines Verhältnisses zum nationalsozia-
listischen Staat«.19 Daher erklärte der alte und neue Vereinsvorsitzende Hilsen-
beck in seiner Darmstädter Eröffnungsrede, »dass für den VDB nicht eine Um-
stellung, sondern nur ein Einreihen in die neue Arbeitsfront nötig gewesen sei«, 
zumal man schon seit Jahren »gegenüber dem Unwesen der Parteien die berufs-
ständische Gliederung als die bessere Grundlage für Politik und Leben« ange-
sehen habe.20 Zum »keynote speaker« des Bibliothekartages avancierte das NS-
DAP-, SA- und Kampfbundmitglied Joachim Kirchner, »ausgerechnet Direktor 
einer jüdischen Stiftungsbibliothek«, der zum Thema »Schrifttum und wissen-
schaftliche Bibliotheken im nationalsozialistischen Deutschland« sprach.21 Der 
im Braunhemd erschienene und »temperamentvoll« auftretende Kirchner ent-
wickelte gegenüber seinen Fachgenossen Ansätze eines »Kulturprogramms«, 
wobei er betonte, dass auch auf dem Gebiet des deutschen Bibliothekswesens 
»einschneidende Veränderungen eintreten« müssten, »Veränderungen, die mit 
jener völkischen Geistesrichtung in Zusammenhang« stünden, »die das neue 
Staatswesen« von den Bibliothekaren fordere. Eine der wesentlichsten Aufgaben 
bestehe darin, im deutschen Schrifttum ›aufzuräumen‹. So müsse man alle dem 
»deutschen Volksempfinden« zuwiderlaufenden und als zersetzend empfunde-
nen Schriften aus dem Verkehr ziehen, wobei Kirchner neben der erotischen und 
sogenannten »Asphaltliteratur« vor allem auf den Ausschluss jüdischer, kommu-
nistischer und marxistischer Schriften drängte.22 Gleichzeitig bedürfe es einer 
»Erneuerung des wissenschaftlichen Schrifttums im Geiste der Bewegung Adolf 
Hitlers«. Kirchner plädierte dafür, den gesamten Wissenschaftsbetrieb »unter 
völkischen Gesichtspunkten« neu zu organisieren, wovon er sich ein Ende der 

18 Rudolf Juchhoff (Landesverband der Wissenschaftlichen Bibliothekare an den 
Staatlichen Bibliotheken Preußens) an den PK, 28.7.1933, GStA, I. HA Rep. 76 Vd 
Sekt.1, Nr.�19, Bd.�II, Bl.�348.

19 Labach, VDB, S.�63.
20 Leyh, 29. Versammlung, S.�501.
21 Babendreier, Erdbeben, S.�77, Labach, VDB, S.�63, 65; Kirchner, Schrifttum, S.�514-

525. Zur Person Joachim Kirchners (1890-1978, 1928 Direktor der Freiherrlichen 
Carl von Rothschildschen Bibliothek in Frankfurt am Main, 1941 Direktor der UB 
München), vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�47-49; Habermann/Klemmt/Siefkes, 
Lexikon, S.�159�f.; Kuttner, Sven: Der Bibliothekar, die Universität und die Vergan-
genheit: Joachim Kirchner und die Universitätsbibliothek München, in: Ders. u. 
Bernd Reifenberg (Hg.): Das bibliothekarische Gedächtnis. Aspekte der Erinne-
rungskultur an braune Zeiten im deutschen Bibliothekswesen, Marburg 2004, S.�84-
96.

22 Kirchner, Schrifttum, S.�514�f.
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»Überproduktion an Büchern« versprach. Gerade das »Übermaß an Gedruck-
tem«, stelle die Bibliothekare vor ernste Probleme und fordere eine neue, an die 
NS-Grundsätze angepasste Erwerbungspraxis. Während all jene Werke, welche 
der Verbreitung der NS-Weltanschauung förderlich seien, gleich in mehreren 
Exemplaren anzuschaffen seien, sollten »unnötige Bücher« nicht mehr oder nur 
noch in vereinzelten Fällen Eingang in den Bibliotheken finden. Dazu zählte er 
Werke »jüdischer Autoren« und »alle politische Literatur kommunistischer und 
marxistischer Tendenz«. Abschließend gab Kirchner den Bibliotheken mit auf 
den Weg, sie sollten sich hinsichtlich ihrer Erwerbungspolitik untereinander ab-
stimmen. Außerdem forderte er, die Bibliothekare von Verwaltungsaufgaben zu 
entlasten und sich bei der Ausbildung des bibliothekarischen Nachwuchses 
fortan von ideologischen Prämissen leiten zu lassen.23

Wie der Leipziger Bibliothekar Hans Praesent über den Darmstädter Biblio-
thekartag festhielt, ging die »Gleichschaltung« des VDB »glatt und selbstver-
ständlich vor sich« und »diejenigen Vorträge, die auf die neue Zeit Bezug nah-
men« – wie etwa Kirchners Ausführungen oder Uhlendahls Kurzbericht über 
den Stand der Herstellung der »Schwarzen Listen« – seien »mit einstimmigem 
Beifall quittiert« worden.24 Auf diese Weise signalisierte der VDB seine Bereit-
schaft, »auch unter der neuen staatlichen Autorität loyal tätig sein zu wollen« 
und sich ähnlich wie die Buchhändler in die »Arbeitsfront am Buche« einzurei-
hen.25 Auf dem Bibliothekartag 1934 schlug der gastgebende Direktor der Bi-
bliothek der TH Danzig, Fritz Prinzhorn, seit 1933 in der NSDAP und Fördern-
des Mitglied der SS, ebenfalls »starke nationalistische Töne« an.26 Er widmete 

23 Ebd., S.�516, 519-524; Wanninger, Herr Hitler, S.�324�f.; Krosta, Universitätsbiblio-
thek, S.�29�f.; Labach, VDB, S.�66.

24 Praesent, Hans: Der 29. Deutsche Bibliothekartag. Gleichschaltung des Vereins 
Deutscher Bibliothekare, in: BBl.�100 (1933), Nr.�168 vom 22.7.1933, S.�536�f., hier 
S.�536. Der Hinweis darauf, dass Uhlendahl in Darmstadt »über die in Vorbereitung 
befindlichen schwarzen und weißen Bücherlisten offizieller Art« berichtete, findet 
sich in Leyh, 29. Versammlung, S.�503.

25 Labach, VDB, S.�66; Sauter, Hermann: Büchereien und Buchhandel, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�218 vom 19.9.1933, S.�703-707, hier S.�706. Ein weiteres Beispiel hierfür 
boten die Ausführungen des neuen Direktors der BSB, Rudolf Buttmann, anlässlich 
einer Pressekonferenz der Reichspressestelle der NSDAP in München am 19.2.1936. 
Vgl. dazu Maier-Hartmann, [Fritz]: Nationalsozialistische Bibliothekspolitik, in: 
BBl.�103 (1936), Nr.�49 vom 27.2.1936, S.�181-183.

26 Krosta, Universitätsbibliothek, S.�30. Zur Person Fritz Prinzhorns (1893-1967, 1929 
Direktor der Bibliothek der TH Danzig, 1939-1945 Direktor der UB Leipzig, ab 
1951 Leiter der Bibliothek des Auswärtigen Amtes in Bonn), vgl. Stöcken, Malte: 
Dokumentation der Chemie in Krieg und Frieden. Maximilian Pflücke, Erich 
Pietsch und die Deutsche Chemische Gesellschaft von den 1920er bis in die 1970er 
Jahre, Essen 2016, S.�110 (Anm.�24) – hier auch der Hinweis auf die NSDAP- und 
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sich in seinem öffentlichen Vortrag den »Aufgaben der Bibliotheken im natio-
nalsozialistischen Deutschland« und betonte, die deutschen Bibliothekare wür-
den »als Vermittler der Geistesschätze, als Erzieher und als Diener im Reich der 
Wissenschaft, […] mitten in der Arbeitsfront des ganzen deutschen Volkes« ste-
hen. »Wie jeder deutsche Volksgenosse« seien auch sie »von ganzem Herzen 
Adolf Hitler, dem Führer, dem Erretter aus tiefster Volkesnot, dem Kämpfer 
und glühenden Idealisten für ein einiges deutsches Volk, ergeben« und würden 
»ihm unwandelbare Treue und Hingabe als Mitstreiter für ein gesundes, kraft-
volles Deutschland« geloben.27 Prinzhorn machte sich zum Fürsprecher der 
NS-Rassengesetzgebung, »die einen in sittlicher, rassischer, ethischer und cha-
rakterlicher Hinsicht reinen Volksstaat« zu schaffen verspreche. Auf dem päda-
gogischen Weg zu diesem Ziel identifizierte Prinzhorn allerdings ein Hindernis: 
die Biologie. Diese habe »unwiderleglich bewiesen, dass bestimmte wesens-
eigentümliche Elemente durch keinerlei Erziehung zu ändern« seien. »Daher die 
Rassengesetzgebung, durch die erreicht« werde, »dass fremdes Rasse gut […] aus 
dem Volk ausgemerzt« werde, und zwar mit »Härte und Rücksichtslosigkeit«.28 
Neben diesem wortgewaltigen Kotau vor den NS-Machthabern umriss Prinz-
horn die für ihn wichtigsten Aufgaben der Bibliotheken. Während er den Bi-
bliothekaren der Volksbüchereien in erster Linie Er ziehungsaufgaben zuschrieb 
und ihnen mit auf den Weg gab, dabei maßgeblich mit dem »Ideengut des Na-
tionalsozialismus« zu arbeiten, wies er den wissenschaftlichen Bibliothekaren 
die »Hauptaufgabe« zu, die wertvollsten »Geistesschätze des deutschen Volkes« 
zu bewahren und sich rückhaltlos in den Dienst der Wissenschaft zu stellen.29 
Auch er betonte, dass durch die disziplinäre Ausdifferenzierung des deutschen 
Wissenschaftssystems ein unermessliches Wachstum der Schrifttumsproduktion 
eingetreten sei, was die Bibliotheken zur Arbeitsteilung gezwungen habe, indem 
sie sich jeweils speziellen Sammelgebieten zugewandt hätten.30 Durch diese  
Arbeitsteilung werde zwar eine »zweckmäßige Ausnutzung der den Biblio-
theken zur Verfügung stehenden Mittel erreicht«, gleichwohl müssten alle 
Univer sitäts-, Landes- und Stadtbibliotheken auch die wichtigsten deutschen 
Neu erscheinungen erwerben.31 Darüber hinaus, so Prinzhorn, sollten die Biblio-

fördernde SS-Mitgliedschaft Prinzhorns; Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, 
S.�258�f.

27 Prinzhorn, Fritz: Die Aufgaben der Bibliotheken im nationalsozialistischen 
Deutschland, in: ZfB 51 (1934), Heft 8/9 (August/September), S.�465-471, hier 
S.�470�f.

28 Babendreier, Erdbeben, S.�89.
29 Prinzhorn, Aufgaben, S.�466, 470. Siehe auch Wanninger, Herr Hitler, S.�325.
30 Zu den Sondersammelgebieten der deutschen Bibliotheken auf dem Gebiet des aus-

landsdeutschen Schrifttums vgl. Praesent, Hans: Der 30. Deutsche Bibliothekartag 
in Danzig, in: BBl.�101 (1934), Nr.�146, vom 26.6.1934, S.�573-575, hier S.�573�f.

31 Prinzhorn, Aufgaben, S.�468.
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theken »in engster Zusammenarbeit mit dem Buchhandel und den Kampf-
organisationen des Nationalsozialismus« Ausstellungen veranstalten, um den 
»Volksgenossen« die in den Büchern niedergelegten geistigen Werte zu vermit-
teln. Ähnlich wie Kirchner im Jahr zuvor, betrachtete auch Prinzhorn die 
»Grenzbibliotheken« als »geistige Arsenale für die Behauptung und Verteidi-
gung der deutschen Kultur«. Für die DB bedeutsam war, dass Prinzhorn seine 
Fachkollegen schließlich auch an die Erweiterung des Preußischen zu einem 
Deutschen Gesamtkatalog und damit an ein »Desiderat staat licher Bibliotheks-
politik« erinnerte.32

Es ist sicher nicht von der Hand zu weisen, dass die jährlichen Versammlun-
gen des VDB während der NS-Zeit in erster Linie ein Forum des fachwissen-
schaftlichen Diskurses blieben und seine Vorsitzenden offenbar versuchten, 
politisch relevante Fragestellungen und Vorträge von den Bibliothekartagen fern 
zu halten.33 Gleichwohl ist auch für den VDB und den durch ihn repräsentier-
ten Berufsstand der wissenschaftlichen Bibliothekare ein hohes Maß an Anpas-
sungsbereitschaft an das neue autoritäre Regime und eine zum Teil euphorische 
Zustimmung zur NS-Machtübernahme zu konstatieren, die zur reibungslosen 
Selbstgleichschaltung des Vereins führte.34 So gaben die 1934 in Danzig versam-
melten Mitglieder ihrem Vorsitzenden Hilsenbeck nun auch »die Ermächti-
gung«, die Statuten des Vereins »im Sinne des Führerprinzips umzuändern«.35 
Dies geschah jedoch erst, nachdem der VDB im Juni 1935 aus der Reichsschrift-
tumskammer wieder ausgegliedert und der Fachaufsicht des Reichserziehungs-
ministeriums unterstellt worden war.36 Die Umgestaltung der Vereins-Satzung 

32 Ebd., S.�469�f. Der Hinweis auf das »Desiderat staatlicher Bibliothekspolitik« findet 
sich bei Labach, VDB, 73.

33 Vgl. Krosta, Universitätsbibliothek, S.�30 (Anm.�61); Haase, Bibliothekartage, S.�83�f., 
90-93, 100. Das gelang freilich nur bedingt, denn die Bibliothekare beschäftigten 
sich auf ihren Jahrestreffen und in ihrem Organ, dem Zentralblatt für Bibliotheks-
wesen, immer wieder mit unmittelbaren Problemen ihres Berufsalltags, zu denen 
eben auch der Umgang mit verbotener Literatur oder dem »Schrifttum zur Juden-
frage« gehörte. Demnach erweisen sich auch die Bibliotheken keineswegs als poli-
tikfreie Räume. Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�325; Des Coudres, Hans- Peter: Das 
verbotene Schrifttum und die wissenschaftlichen Bibliotheken, in: ZfB 52 (1935), 
Heft 9/10, S.�459-471; Eichstädt, Volkmar: Das Schrifttum zur Judenfrage in den 
deutschen Bibliotheken, in: ZfB 57 (1940), Heft 1/2, S.�60-73.

34 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�316.
35 Mitglieder-Versammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Danzig am 24. Mai 

1934 um 12 Uhr, ZfB 51 (1934), Heft 8/9 (August/September), S.�460�f., hier S.�461. 
Ein Entwurf der Satzung des VDB e.�V. (ohne Datum) findet sich in ADNBL, 378/13 
(Hefter 1930-1939), Bl.�143-148.

36 Vgl. dazu Abschrift eines Schreibens von Siegmund Kunisch (REM) an die Länder-
regierungen (außer Preußen), 22.5.1935, ADNBL, 818/0 (1928-1972), Bl.�9; Notiz 
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zog sich allerdings bis Oktober 1935 hin.37 In der Zwischenzeit stellte Hilsen-
beck sein Amt zur Verfügung. Zu seinem Nachfolger avancierte auf Druck 
Kummers zunächst Georg Leyh.38 Das Verhältnis des Tübinger Bibliotheks-
direktors zum Reichserziehungsministerium trübte sich jedoch zusehends. Als 
sich Leyh dann noch ›erlaubte‹, seinem jüdischen Wiener Fachkollegen Salomon 
Frankfurter, ehemaliges Mitglied des DB-Verwaltungsrats, im Namen des VDB 
zu dessen achtzigstem Geburtstag zu gratulieren, sah er sich massiven Anfein-
dungen der Dienststelle des Parteiideologen Rosenberg ausgesetzt. Leyh trat da-
her auf dem 33. Bibliothekartag in Köln 1937 von seinem Vorsitz zurück und 
überließ die Geschäfte Gustav Abb und Rudolf Buttmann als Stellvertreter, wo-
mit erstmals zwei NSDAP-Mitglieder an die Spitze des VDB traten.39 

Buttmann war kurz zuvor zum Mitglied des neuen Reichsbeirats für Biblio-
theksangelegenheiten ernannt worden, mit dessen Bildung eine zentrale Forde-
rung des von Rudolf Kummer entwickelten bibliothekspolitischen Reformpro-
gramms umgesetzt wurde. Das Reichserziehungsministerium strebte nach einer 
umfassenden Aufsicht über den gesamten deutschen Wissenschaftsbereich.40 

der DB betr. die Stellung der Bibliothekare an wissenschaftlichen Bibliotheken zur 
RSK, ohne Datum (um 1939), ADNBL, 378/13 (Hefter 1930-1939), Bl.�209�f.

37 Die neue Satzung des VDB wurde am 19.10.1935 auf einer außerordentlichen Mit-
gliederversammlung verabschiedet. Vgl. Haase, Bibliothekartage, S.�90.

38 Wie Oldenbourg gegenüber Uhlendahl ausführte, war die Ernennung Leyhs zum 
VDB-Vorsitzenden nach seiner Ansicht »nicht gerade günstig für die Deutsche Bü-
cherei«, womit Oldenbourg auf das in der Vergangenheit mehrfach zutage getretene 
distanzierte Verhältnis Leyhs zur DB anspielte. Oldenbourg an Uhlendahl, 21.6.1935, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�15. Dies sah auch Uhlendahl so, sicherte Oldenbourg 
aber zu, mit Leyh »Fühlung« zu halten, so »dass von Seiten der DB nichts verab-
säumt« werde, »was zur Besserung der Beziehungen beitragen« könne. Uhlendahl 
an Oldenbourg, 22.6.1935, ebd., Bl.�16.

39 Vgl. dazu Labach, VDB, S.�73-80; Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�77�f. Zu Gustav 
Abb (1886-1945, 1933 NSDAP, 1934 Direktor der UB Berlin, 1937-1942 Vorsitzen-
der des VDB), vgl. Flachowsky, Bibliothek, S.�53-56. Zu Rudolf Buttmann (1885-
1947, 1925 NSDAP, 1933 Ministerialdirektor im RMdI, 1935 Generaldirektor der 
BSB), vgl. Wanninger, Herr Hitler; Dies.: Die Bayerische Staatsbibliothek unter 
Rudolf Buttmann, in: Knoche, Michael u. Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissenschaft-
liche Bibliothekare im Nationalsozialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, 
Deutungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�165-177; Dies., Rudolf Buttmann im Spiegel 
von Selbst- und Fremdbeschreibungen, in: Alker, Stefan, Christina Köstner u. Mar-
kus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in der NS-Zeit. Provenienz forschung und Biblio-
theksgeschichte, Göttingen 2008, S.�161-173; Dies., Nationalsozialistische Pläne zur 
Regierungsbildung in Bayern. Eine Denkschrift von Rudolf  Buttmann vom März 
1933, in: Wirsching, Andreas (Hg.): Das Jahr 1933. Die natio nalsozialistische 
Macht eroberung und die deutsche Gesellschaft, Göttingen 2009, S.�92-109.

40 Vgl. Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�174-188.
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Dieser Anspruch erstreckte sich auch auf die Bibliotheken. Ein erstes Anzeichen 
für die vom REM betriebene »bibliothekarische Planwirtschaft« bot die schritt-
weise Umgestaltung des Preußischen Beirats für Bibliotheksangelegenheiten.41 
Seiner landes spezifischen Aufgabenstellung folgend gehörten dem Beirat aus-
schließlich preußische  Bibliotheksvertreter und Wissenschaftler an, die zu prak-
tisch allen bibliothekarischen Fragen Preußens Stellung genommen hatten.42 Al-
lerdings wurde der Beirat vom Ministerium Rusts bereits Ende 1933 um einige 
nichtpreußische Mitglieder erweitert, so um den Direktor der Bayerischen 
Staatsbib liothek, Georg Reismüller, den Direktor der UB Tübingen, Georg 
Leyh, und den Direktor der Bibliothek der TH Danzig, Fritz Prinzhorn.43 Da-
mit deutete Rust seinen Führungsanspruch im Bibliothekswesen unmissver-
ständlich an und hoffte vermutlich auch, das Verhältnis zwischen den Staatsbi-
bliotheken in Berlin und München harmonischer zu gestalten.

Kummer strebte nun danach, den der Aufsicht seines Ministeriums unter-
stehenden Preußischen Beirat zu einem »Reichsbeirat« auszubauen. Ihm sollten 
neben einem Beamten des REM auch je ein Vertreter der PSB, der DB, der Baye-
rischen Staatsbibliothek (gleichzeitig als Vertreterin Süddeutschlands) und der 
Universitätsbibliotheken angehören. Der Beirat sollte Richtlinien für eine reichs-
einheitliche Ausbildung der höheren und mittleren Beamten des wissenschaft-
lichen Bibliotheksdienstes ausarbeiten und gleichzeitig die nach Kummers 
 Ansicht »überholten Prüfungsordnungen« erneuern. Auch sollte er sich der Be-
arbeitung einer für ganz Deutschland gültigen Katalogisierungsordnung anneh-
men, »Spezialaufträge« an sämtliche deutschen wissenschaftlichen Bibliotheken 
erteilen, um »unnütze Ausgaben« zu vermeiden, und »sonstige, das gesamt-deut-
sche wissenschaftliche Bibliothekswesen« betreffende Angelegenheiten bearbei-
ten.44 Der Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten, mit Sitz in der PSB in 
Berlin, wurde am 7. Dezember 1936 offiziell eingesetzt. Wie von Kummer vor-
gesehen, sollte das unter der Leitung des Generaldirektors der PSB stehende 
Gremium die ministeriellen Gesetze und Verordnungen »gutachtlich« vorberei-

41 Der Hinweis auf die »bibliothekarische Planwirtschaft« findet sich in Schreiber, 
Heinrich: Bibliotheken und Buchhandel  – gemeinsame Aufgaben, in: BBl.�102 
(1935), Nr.�172 vom 27.7.1935, S.�613�f. und Nr.�174 vom 30.7.1935, S.�622�f., hier 
S.�613.

42 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�21. Zu den Aufgaben des 1907 gebildeten Beirats 
für Bibliotheksangelegenheiten vgl. Jahrbuch der Deutschen Bibliotheken 7 (1908), 
S.�135-137; Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�66�f.

43 Vgl. Uhlendahl an Oldenbourg, 20.1.1934, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�6; Sieg-
mund Kunisch (REM) an die Ministerpräsidenten, den RFM und die übrigen preu-
ßischen Staatsminister, 2.1.1935, BArch Berlin, R�4901/15046, Bl.�6�f.

44 Vgl. Bericht Kummers über seine Besprechung mit Generaldirektor Rudolf Butt-
mann (BSB) betr. Reform des wissenschaftlichen Bibliothekswesens, 17.3.1936, 
BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�303�f.
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ten, das Ausbildungs- und Prüfungswesen für den wissenschaftlichen und mitt-
leren Bibliotheksdienst im Reichsgebiet leiten und die internationalen Beziehun-
gen der wissenschaftlichen Bibliotheken koordinieren.45 Bei der Berufung der 
zunächst sieben Mitglieder spielten neben fachlichen auch weltanschauliche 
 Aspekte eine Rolle, denn allein fünf von ihnen gehörten der NSDAP an – unter 
ihnen der neue Stellvertreter Uhlendahls an der DB, Werner Rust.46 Der vor 
 allem von Kummer und Krüss dominierte Reichsbeirat wurde in allen biblio-
thekarischen Fachfragen konsultiert und war »auf dem besten Wege, sich als 
zentrales Beratungs- und Planungsgremium zu etablieren«, bevor durch den Be-
ginn des Zweiten Weltkrieges eine kontinuierliche Arbeit unmöglich wurde und 
sich seine Tätigkeit in erster Linie auf kriegsbedingtes Krisenmanagement be-
schränkte.47 Die Gründung des Reichsbeirats macht deutlich, dass das Reichs-
erziehungsministerium auf eine »straffe Zusammenfassung des Bibliothekswe-
sens« abzielte und der PSB »eine über die bisherigen Verhältnisse hinausgehende 
führende Stellung« sichern wollte.48 Das REM schlug im April 1938 sogar vor, 
die PSB zur »Deutschen Reichs- und Preußischen Staats-Bibliothek« zu er-
heben. Dass dies nicht geeignet war, den nach wie vor brodelnden Konflikt mit 
der DB beizulegen, liegt auf der Hand.49 

Der VDB, gleichgeschaltet und inzwischen »fest im nationalsozialistischen 
Staat verankerter Berufsstand, feierte sich und seinen Staat noch einmal in seiner 
ganzen Überheblichkeit auf dem Bibliothekartag in Passau 1938« nach der als 

45 Vgl. Deutsche Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. Amtsblatt des Reichs-
ministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung und der Unterrichts-
verwaltungen der Länder 2 (1936), Heft 24 vom 20.12.1936, S.�532�f. Vgl. zudem 
Werner Zschintzsch (REM) an sämtliche Universitätskuratoren, die Rektoren der 
Technischen Hochschulen in Berlin, Aachen und Hannover, den Oberpräsidenten 
in Königsberg als Kurator der Staatlichen Akademie in Braunsberg, den General-
direktor der PSB und den Vorsitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegen-
heiten, 4.2.1937, BArch Berlin, R�4901/15046, Bl.�79.

46 Als Beleg für die Mitgliedschaft Werner Rusts im Reichsbeirat vgl. Verlängerung 
seiner Mitgliedschaft für den Zeitraum 1.12.1938 bis Ende November 1940, durch 
Schreiben von Otto Wacker (REM) an RMVuP, 18.1.1939, BArch Berlin, R�55/182, 
Bl.�1.

47 Zu den Mitgliedern, der Geschäftsordnung und den sechs Tagungen des Beirats vgl. 
Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�66-98; Flachowsky, Bibliothek, S.�26 (Anm.�26); 
Ders., Wissenschafts- und Bibliothekspolitik, S.�45. Zur Vormachtstellung von 
Kum  mer und Krüss im Reichsbeirat vgl. Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�76.

48 Der Präsident des Rechnungshofs des Deutschen Reiches an den REM, 9.2.1938, 
BArch Berlin, R�4901/15051, Bl.�21.

49 Vgl. Wilhelm Groh (REM) an RFM und den Preußischen Finanzminister, 5.4.1938, 
BArch Berlin, R�2/12419, Bl.�266.
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»Großtat des Führers« verklärten Annexion Österreichs.50 Hier hielt Kummer 
»eine richtungsweisende Rede«, in der er sein Reformprogramm darlegte und das 
Bild einer stringenten Bibliothekspolitik des REM zeichnete.51 Als besondere 
Leistung hob er die erst unter der NS-Regierung verwirklichte Vereinheit-
lichung des deutschen Bibliothekswesens hervor, für die neben dem REM vor 
allem der Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten stehe.52 Zudem sei man 
kurz davor, die Verwaltungsverfahren der einzelnen wissenschaftlichen Biblio-
theken in eine einheitliche Form zu gießen.53 Auch habe erst das »Dritte Reich« 
den deutschen wissenschaftlichen Bibliotheken die vermeintliche »Erfüllung 
eines langersehnten Traumes« gebracht, denn erst nach dem »Sieg des National-
sozialismus« sei der bisher an Partikularinteressen gescheiterte Deutsche Ge-
samtkatalog verwirklicht worden. Dabei erweckte Kummer den Eindruck einer 
angeblich reibungslosen Zusammenarbeit zwischen PSB und DB in der Frage der 
Zentralkatalogisierung, obwohl er es eigentlich besser wusste.54 Wie Kummer 
betonte, sei der Berufsstand des wissenschaftlichen Bibliothekars ein durch und 
durch politischer. Er sei verpflichtet, Forschung und Lehre zu unterstützen, 
dürfe an der notwendigen völligen inneren Umgestaltung des wissenschaftlichen 
Lebens aber nur teilnehmen, wenn er sich den Zielen der NS-Weltanschauung 
unterordne. Denn gerade er sei dafür verantwortlich, dass »staatsfeindliches 
Schrifttum« nicht in die falschen Hände gerate. Die »zersetzende« Literatur solle 
jedoch keinesfalls vernichtet werden, sondern sei ›nur‹ der allgemeinen Benut-
zung zu entziehen. In Anlehnung an die von den Weltanschauungskriegern des 
SD identifizierten Gegnergruppen führte SS- und SD-Mitglied Kummer aus, 
dass »zur Bekämpfung des Weltjudentums, der Weltfreimaurerei und des Welt-
bolschewismus« der Politiker und der Wissenschaftler »gerade dieses Schrifttum 
zu seiner Unterrichtung und Forschung« benötige. Daher habe der wissen-
schaftliche Bibliothekar die Aufgabe, dieses Schrifttum zu sammeln und sicher 
zu verwahren.55 Der Bibliothekar habe sich mit der Ideologie und dem NS-
Schrifttum vertraut zu machen und auch die Ausbildung des Nachwuchses auf 
eine den NS-Grundsätzen entsprechende Grundlage zu stellen.56 Schließlich 

50 Labach, VDB, S.�80. Zur »Großtat des Führers« vgl. Hoedt, Georg: Der 34. Deut-
sche Bibliothekartag in Passau vom 7.-11. Juni 1938, in: ZfB 55 (1938), Heft 8 (Au-
gust), S.�368-374, hier S.�368.

51 Kummer, Bibliothekswesen (ZfB), S.�399-413. Der Hinweis auf die »richtungs-
weisende Rede« Kummers findet sich in Kummer, Rudolf: Das wissenschaftliche 
Bibliothekswesen im nationalsozialistischen Deutschland, in: BBl.�105 (1938), 
Nr.�131 vom 9.6.1938, S.�461-463.

52 Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�323.
53 Vgl. Kummer, Bibliothekswesen (ZfB), S.�402.
54 Vgl. ebd., S.�403. Zum DGK vgl. Kap.�V.�A. 5.7.
55 Kummer, Bibliothekswesen (ZfB), S.�405.
56 Ebd., S.�407, 411.
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machte Kummer – wie schon Kirchner und Prinzhorn vor ihm – die Bibliothe-
ken zu »politischen Räumen«, indem er sie dazu anhielt, NS-Mustersammlungen 
anzulegen und politische Ausstellungen zu organisieren.57 Nach der Auffassung 
eines Teilnehmers stellten Kummers Ausführungen in Passau lediglich eine 
»oberflächliche Wiederholung von Gemeinplätzen« dar, die zwar ihren »obliga-
torischen Beifall« erhalten, in Bibliothekskreisen »aber keinen Widerhall« erregt 
hätten.58 Aber anders als Kirchner in Darmstadt und Prinzhorn in Danzig sprach 
mit Kummer in Passau erstmals ein Vertreter der staatlichen Bibliotheksverwal-
tung und definierte jene Axiome nationalsozialistischer Bibliothekspolitik, die 
fortan Allgemeingültigkeit besaßen und daher auch für die DB verbindlich wur-
den.

57 Ebd., S.�405�f.; Wanninger, Herr Hitler, S.�324.
58 So zumindest der Bericht von Helmut Heß (?) von der Dienststelle Rosenberg über 

den 34. Bibliothekartag in Passau 1938, 13.6.1938, BArch Berlin, NS 8/246, Bl.�224�f. 
Vgl. zudem Bericht Uhlendahls über den Bibliothekartag in Passau für die Leipziger 
Neuesten Nachrichten, ohne Datum (Juni 1938), ADNBL, 154/5 (Hefter La-Lem), 
Bl.�147 (Umschlag); Praesent, Hans: Der 34. Deutsche Bibliothekartag, in: BBl.�105 
(1938), Nr.�148 vom 28.6.1938, S.�505�f.
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5. »Jedenfalls ist auch hier der neue Geist, der jetzt in 
Deutschland herrscht, zu spüren« – Die Deutsche 
Bücherei und die NS-Schrifttumspolitik1

5.1. Berufsbeamtentum, Doppelverdiener und »Alte Kämpfer« –  
Das Bibliothekspersonal

Am 8. April 1933 schrieb Heinrich Uhlendahl an den Vorsteher des Börsenver-
eins, Friedrich Oldenbourg, er sei sich im klaren darüber, dass dieser »mit Sehn-
sucht« auf seine Denkschrift warte, mit welcher der letzte Vorstoß der PSB in 
der Frage Berliner Titeldrucke und Deutsche Nationalbibliographie abgewehrt 
werden sollte. Hatte sich Uhlendahl in dieser Angelegenheit immer besonders 
hervorgetan, so musste er gegenüber Oldenbourg nun einräumen, dass er »in-
folge der politischen Verhältnisse in den letzten Tagen« kaum dazu gekommen 
sei, sich mit dieser für die DB und den Börsenverein elementaren Frage ausein-
anderzusetzen. Wie er Oldenbourg berichtete, seien »die Wellen der Bewegung« 
auch an die DB gedrungen und hätten dort »bei den männlichen, noch mehr aber 
bei den weiblichen Kräften allerhand Nervosität hervorgerufen«. Daher habe er 
»keine Stunde vom Dienst fortbleiben« können und sei »ständig in Atem gehal-
ten« worden.2 

Tatsächlich rumorte es in den ersten Wochen nach der Machtübergabe an die 
Nationalsozialisten in der Belegschaft der DB, die mit einem Durchschnittsalter 
von 31 Jahren im Verhältnis zu anderen Bibliotheken »als jung« anzusehen 
war.3 So wurde Uhlendahl von Bürgermeister Ewald Löser Ende März 1933 

1 Kurt Landgraf (DB) an Werner Mann (Rom, Austauschbibliothekar der DB in Ita-
lien), 27.7.1933, ADNBL, 349/1/4 (Hefter 1940-1956), unp. (hinten lose in Akte lie-
gend).

2 Uhlendahl an Oldenbourg, 8.4.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�109. Im selben Monat 
schrieb Uhlendahl an Georg Leyh, er hoffe, dass dieser sich »auch unter den neuen 
Verhältnissen, die in den letzten Wochen über Deutschland gekommen« seien, wohl-
befinde. Diese Formulierung lässt eine gewisse Distanz Uhlendahls zu diesen »Ver-
hältnissen« vermuten. Uhlendahl an Georg Leyh, 23.4.33, ADNBL, 640/0 (Hefter 
1933/34), Bl.�47.

3 Der Hinweis auf die junge Belegschaft der DB findet sich in Abschrift des Artikels: 
Amtseinführung in der Deutschen Bücherei. Der neue Abteilungsleiter und stellver-
tretende Direktor, Pg. Rust, eingewiesen, in: Leipziger Tageszeitung vom 13.4.1934, 
ADNBL, PA Werner Rust (geb. 9.7.1893), Bl.�27. Im Jahr 1934 betrug das Durch-
schnittsalter der Belegschaft der DB 33 Jahre, während das des Börsenvereins 44 Jahre 
betrug. Vgl. Durchschnittsalter der Bediensteten der DB, 1.4.1934, ADNBL, 339, 
Bl.�11.
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darüber unterrichtet, dass eine Mitarbeiterin der DB, die selbst seit Mai 1932 der 
NSDAP angehörte, eine DB-Kollegin beim Stadtverordneten und Geschäftsfüh-
rer der NSDAP-Fraktion im Rathaus, Rudolf Haake, denunziert habe, weil diese 
»gegen die nationalsozialistische Bewegung« gerichtete Artikel in der DB in 
Umlauf gebracht habe.4 In einem anderen Fall erhob eine Mitarbeiterin gegen 
einen ihrer männlichen Kollegen Beschwerde beim Betriebsrat, da dieser sich an-
geblich zu abfälligen Bemerkungen über Hitler und die NS-Bewegung habe hin-
reißen lassen.5 Es gab auch Fälle, in denen Angehörige der DB gegenüber an-
deren Kollegen Zweifel über deren »Zugehörigkeit zur arischen Rasse« oder 
hinsichtlich ihrer »nationalen Zuverlässigkeit« äußerten.6 Derartige Auseinan-

4 Vgl. Poethe, Instrument, S.�254; Auszugsweise Abschrift aus einer Notiz von Ewald 
Löser über eine Besprechung mit Herrn StV [Stadtverordneten] Haake, 29.3.1933, 
StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�339; Vermerk Uhlendahls, 30.3.1933, 
ebd., Bl.�341. Die Anschuldigung ging von der in der Zeitschriftenstelle der DB 
 tätigen Ingeborg Opelt aus, die seit dem 1.5.1932 der NSDAP angehörte, und richtete 
sich gegen die ebenfalls in der Zeitschriftenstelle arbeitende Charlotte Voigt. 
 Uhlendahl löste den Konflikt, indem er beide Damen in unterschiedliche Arbeits-
bereiche versetzte. Zur NSDAP-Mitgliedschaft von Ingeborg Opelt vgl. von Opelt 
ausgefüllter  Fragebogen über Nebentätigkeiten, 18.12.1937, ADNBL, PA Ingeborg 
Opelt (geb. 2.6.1903), Bl.�41.

5 Hier ging der Vorwurf von der in der Bibliographischen Abteilung des BV arbeiten-
den Käthe Jacob aus, die ihren Kollegen, den Bibliographen Willy Huhle, der üblen 
Nachrede bezichtigte. Käthe Jacob war bereits seit Januar 1929 Mitglied der NSDAP 
und wirkte seit diesem Jahr zudem als »Zellenleiterin« in Leipzig. Wie bereits er-
wähnt, unterstand die Bibliographische Abteilung des BV seit 1930 der Dienstauf-
sicht des Direktors der DB. Auch in diesem Fall löste Uhlendahl den Konflikt unbü-
rokratisch und ohne viel Aufsehen, indem er Käthe Jacob in die Zeitschriftenstelle 
versetzte. Vgl. Aktennotiz von Georg Schwab (Bibliographische Abteilung des BV), 
30.3.1933, ADNBL, 417 (Hefter 1930-1944), Bl.�13; Vermerk Uhlendahls, 8.5.1933, 
ebd., Bl.�14 (darauf auch Vermerk des Bürodirektors Martin Lippmann vom 8.5.1933). 
Zur NSDAP-Mitgliedschaft Käthe Jacobs und ihrer Versetzung in die Zeitschriften-
stelle vgl. Undatierter Lebenslauf von Käthe Jacob (um 1934), ADNBL, PA Käthe 
Jacob (geb. 17.1.1906), Bl.�6; Zeugnis des BV über Käthe Jacob, 30.3.1935, ebd., Bl.�17.

6 So etwa im Fall des seit 1925 in der DB wirkenden Bibliotheksobersekretärs und Lei-
ters der Zugangsstelle, Hans Schurig (1895-1966), wobei alle gegen ihn erhobenen 
Vorwürfe offenbar ins Leere liefen. Schurig wirkte bis 1965 in der DB, allerdings feh-
len in seiner Personalakte alle den Zeitraum von 1925 bis 1945 betreffenden Überlie-
ferungen. In einem Lebenslauf gab Schurig 1950 an, von 1925 bis 1939 dem Bund der 
Freunde sozialistischer Studenten angehört zu haben, was einerseits dem nun walten-
den politischen Umständen geschuldet sein konnte, aber möglicherweise auch ein In-
diz dafür war, dass die 1933 gegen ihn erhobenen Vorwürfe hinsichtlich seiner »na-
tionalen Zuverlässigkeit« in den Augen der NS-Vertreter an der DB nicht 
unbegründet waren. Während der NS-Zeit war Schurig ›lediglich‹ Mitglied im 
Reichsbund der deutschen Beamten (1934-1945) und in der Nationalsozialistischen 
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dersetzungen sorgten für eine gespannte 
Atmosphäre im Haus. Dass sie nicht es-
kalierten und nicht von außenstehenden 
Entscheidungsträgern beeinflusst wur-
den, hing vor allem damit zusammen, 
dass Uhlendahl die Fälle bewusst nicht 
im Alleingang entschied, sondern stets 
den Vorsitzenden des Betriebsrates,  
Bibliotheksinspektor Otto Eggert, hin-
zuzog, der als »altes Mitglied der NS-
DAP« aus Sicht der neuen Machthaber 
über jeden politischen Zweifel erhaben 
erschien.7 

Im Einvernehmen mit dem Betriebs-
rat erinnerte Uhlendahl seine Mitarbei-
ter in einer hausinternen Verfügung am 

Volkswohlfahrt (1934-1945). Nach 1945 
betätigte sich Schurig aktiv im »antifaschis-
tisch-demokratischen Sinne«, u.�a. als Haus-
beauftragter und Betriebsrat in der Be-
triebs-Gewerkschaftsleitung, in der 
SED-Betriebsgruppe und als Mitglied einer 
Kommission zur Säuberung der Bibliothe-
ken der Stadt Leipzig von »nazistischem 
Schrifttum«. Vgl. Vermerk von Bürodirek-

tor Martin Lippmann, 6.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�31; Vermerk Lipp-
manns betr. Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums vom 7.4.1933, 26.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�35-42, hier Bl.�37; 
Lebenslauf von Hans Schurig, 23.7.1950, ADNBL, PA Hans Schurig (geb. 7.8.1895), 
Bl.�3; Entnazifizierungsbögen von Hans Schurig, 30.6.1945 und 15.6.1945, StadtAL, 
StVuR, Nr.�9286, Bl.�107-109.

7 Vermerk Uhlendahls, 30.3.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�341. 
Eggert gehörte der NSDAP seit Mitte 1926 an. Im übrigen galt Eggert zu 90 Prozent 
als schwerkriegsbeschädigt, nachdem ihm im Ersten Weltkrieg beide Beine erfroren 
waren und daraufhin amputiert werden mussten. Vgl. von Eggert ausgefüllter Frage-
bogen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP, 15.12.1937, ADNBL, PA Otto Eggert (geb. 
28.9.1894), Bl.�99; Uhlendahl an Erich Hildebrandt, (PSB) 18.8.1926, ADNBL, 154/5 
(Hefter Hes-Hjel), Bl.�345; Zählliste für die Abteilung für Schwerbeschädigtenfür-
sorge (Hauptfürsorgestelle für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene im Säch-
sischen Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Dresden), 3.8.1936, ADNBL, 334/1, 
Bl.�2. Auch Lothar Poethe verweist darauf, dass Uhlendahl Eggert bei Angelegenhei-
ten hinzuzog, »die das besondere Interesse der neuen Machthaber hervorrufen konn-
ten«. Poethe, Instrument, S.�255.

Abb. 24: Otto Eggert, Vorsitzender  
des Betriebsrates der DB und 
der Fachgruppe Deutsche 
Bücherei im NS-Beamten-
bund (1936)



553

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

31. März 1933 daran, dass es in der Arbeitszeit nur um die Erledigung der Dienst-
geschäfte gehe und politische Auseinandersetzungen »im Interesse des Dienstes 
zu unterbleiben« hätten. Immerhin sei die DB eine Anstalt, »die in besonderer 
Weise den kulturellen Interessen« des deutschen Volkes diene. Die an ihr zu leis-
tende Arbeit sei »nationale Arbeit im besten Sinne des Wortes«. Wer den Posten, 
auf den er gestellt sei, nach bestem Können ausfülle, arbeite »für den Wiederauf-
stieg unserer Nation und für ihre kulturelle Zukunft«. Wer jedoch »den ruhigen 
und ordnungsgemäßen Ablauf der Arbeiten« störe, handele »gegen die nationa-
len Interessen«.8

Gleichwohl schlug sich der politische Umschwung auch im alltäglichen 
Dienstbetrieb der DB nieder. So übertrug Uhlendahl dem Hilfsarbeiter Friedrich 
August Hauptmann bereits am 3. April 1933 die »Sonderaufgabe, die vollstän-
dige Erfassung des nationalsozialistischen Schrifttums seitens der DB in geeigne-
ter Weise sicher zustellen«.9 Dass ausgerechnet Hauptmann mit dieser Aufgabe 
betraut wurde, war sicher kein Zufall, denn der seit 1925 in der DB Tätige war 
nicht nur als begeisterter Anhänger Hitlers bekannt, sondern wirkte neuerdings 
auch als Stadtrat der NSDAP-Fraktion im Rathaus sowie als Ortsgruppenleiter 
des Kampfbundes für deutsche Kultur in Leipzig.10 Es war auch kein Zufall, dass 
die Direktion der DB ihr Augenmerk nun ausgerechnet auf die Sammlung des 
NS-Schrifttums legte. Nur wenige Wochen zuvor, im November 1932, hatte 
Carl Oehler, der Bücherwart der NSDAP-Ortsgruppe Leipzig, gegenüber Uh-
lendahl betont, die DB müsse dem NS-Schrifttum »eine pfleglichere Behand-
lung« zuteil werden lassen. Da der Schlagwortkatalog der DB, so Oehler, »all-
zuwenig Vertrautheit« mit dem NS-Schrifttum erkennen ließ, hatte er Uhlendahl 
angeboten, der DB zu einer »einwandfreien Darstellung« der NS-Literatur in 
ihrer Schlagwortkartei zu verhelfen. Darüber gelangte man mit Oehler bereits 
im November 1932 zu einem »grundsätzlichen Einvernehmen«. So sollte dieser 
nicht nur Überprüfungen am Katalog der DB vornehmen, man vereinbarte dar-
über hinaus auch eine »gegenseitige Unterstützung bei der Beschaffung des ein-
schlägigen Schrifttums«11.

8 Verfügung Uhlendahls, 31.3.1933, ADNBL, 154/2 (Hefter: Direktorialverfügung 
1933-1936), Bl.�30.

9 Vermerk von Bürodirektor Martin Lippmann (DB), 3.4.1933, ADNBL, PA Fried-
rich August Hauptmann (geb. 14.2.1893), Bl.�9.

10 Vgl. Friedrich August Hauptmann an die Direktion der DB, 28.1.1933, ebd. Bl.�7; 
Ergänzung des Lebenslaufs von Stadtrat Friedrich August Hauptmann, 10.2.1943, 
StadtAL, Kap.�6, Nr.�125, Bd.�2, Bl.�171�f. Ein Hinweis auf Hauptmanns Funktion als 
Ortsgruppenleiter des KfdK in Leipzig findet sich in Reichsleitung des KfdK an 
Staatskommissar Hans Hinkel (PK), 28.12.1933, BArch Berlin, R�56-I/44, Bl.�2-16, 
hier Bl.�10. Vgl. auch Wasserloos, Damnatio memoriae, S.�146�f.

11 Carl Oehler (NSDAP Ortsgruppe Leipzig, Bücherwart) an Uhlendahl, 4.11.1932, 
ADNBL, 543/2, Bl.�7 (sowie handschriftliche Bemerkungen von Albert Paust über 
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Zur alljährlichen Kantate-Ausstellung der DB hatte für 1933 eigentlich die 
Vor- und Ausstellung der 50 schönsten Bücher des Vorjahres auf dem Plan ge-
standen.12 Da man im Sächsischen Wirtschaftsministerium und in der DB mög-
liche politische Schwierigkeiten »wegen dieses oder jenen Titels« befürchtete, 
sah Uhlendahl von der Ausstellung ab und entschloss sich, statt dessen »das 
Schrifttum der nationalen Bewegung« zu präsentieren.13 Wie er Oldenbourg am 
8. April 1933 wissen ließ, hatte er deswegen bereits Verbindung mit Oehler auf-
genommen, der sich ja »vor einiger Zeit freundlicherweise angeboten« hatte, die 
NS-Literatur des DB-Schlagwortkatalogs neu zu ordnen.14 Die Anregung zu 
dieser Ausstellung ging auf Bernhard Payr zurück, der seit 1930 als Geschäfts-
führer der Gesellschaft der Freunde der DB amtierte und ein ebenso überzeugter 
wie radikaler NS-Anhänger war.15 Uhlendahl überließ bei der Vorbereitung der 
Ausstellung nichts dem Zufall. So wandte er sich nicht nur an den Verleger 
Bruckmann, sondern auch an den Hitler-Vertrauten Max Amann, das »Rehse ’sche 
Archiv« und das »Braune Haus« in München, um »geeignete Leihgaben« für die 

eine Besprechung mit Oehler am 8.11.1932, ebd.). Vgl. auch Vermerk Uhlendahls, 
30.3.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�341. Hinweise auf die von 
Oehler seit 1931 in Leipzig aufgebaute »Bücherei der NSDAP« finden sich in: Die 
vollständigste Sammlung des nationalsozialistischen Schrifttums. Die Bücherei der 
NSDAP in Leipzig, in: Völkischer Beobachter, Nr.�136 vom 18.5.1934, S.�4, StadtAL, 
Kap.�3, Nr.�70, Bd.�1, Bl.�120.

12 Die Würdigung der 50 schönsten Bücher des Jahres ging auf die Deutsche Buch-
kunststiftung zurück. Die Deutsche Buchkunststiftung wurde 1929 vom Säch-
sischen Wirtschaftsministerium in Auswirkung der »Internationalen Buchkunst-
ausstellung Leipzig 1927« errichtet. Ihr von den Garanten beigesteuertes 
Stammvermögen betrug 30.000 RM. Die Zinserträge der Stiftung waren zur Ergän-
zung und Vervollständigung der Sammlung und gegebenenfalls zur Unterstützung 
besonders würdiger und bedürftiger Buchkünstler zu verwenden. Die Sammlung 
wurde der DB übergeben, welche die deutsche Buchkunst in ihrer Abteilung für 
künstlerische Drucke pflegte. Eine besondere Tätigkeit der Deutschen Buchkunst-
stiftung bestand darin, dass jährlich durch ein Preisrichterkollegium die 50 best-
gedruckten Bücher des Jahres ausgewählt und in Wanderausstellungen der Öffent-
lichkeit präsentiert wurden. Diese Auswahl- und Ausstellungstätigkeit wurde 1933 
eingestellt. Vgl. Bericht Uhlendahls über die Vermögenslage der DB (Anlage 1 zur 
Niederschrift über die 2. Sitzung des Verwaltungsrates der DB), 27.3.1941, ADNBL, 
153/4/1, Bl.�13-16, hier Bl.�16.

13 Vgl. Poethe, Instrument, S.�262.
14 Uhlendahl an Oldenbourg, 8.4.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�109; Uhlendahl an Carl 

Oehler (Leipzig), 8.4.1933, ADNBL, 896 (Hefter: 1931-1933), Bl.�1.
15 Auf die Anregung Payrs verwies Uhlendahl in seiner Ansprache anlässlich der Er-

öffnung der Ausstellung. Vgl. Ausstellung in der DB »Das Schrifttum der nationalen 
Bewegung«. Ansprache von Dr. H. Uhlendahl, Direktor der Deutschen Bücherei, 
in: BBl.�100 (1933), Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�369.
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geplante NS-Bücherschau zu erhalten.16 Die Ausstellung wurde am 15. Mai 1933 
medienwirksam eröffnet, einen Tag nachdem der Börsenverein in seiner ›denk-
würdigen‹ Hauptversammlung seine Selbstgleichschaltung offiziell in die Wege 
geleitet hatte. Die Begrüßungsansprache Uhlendahls, der neben Heinz Wismann 
vom Propagandaministerium auch Friedrich Oldenbourg und der Vorsitzende 
des VDB, Adolf Hilsenbeck, beiwohnten, wurde aufgrund ihres deutschtümeln-
den Charakters zuweilen als »Ergebenheitsadresse an die nationalsozialistische 
Regierung« interpretiert.17 Es ist jedoch – wie Lothar Poethe treffend bemerkt – 
durchaus ratsam, den Text der Rede Uhlendahls differenzierter zu betrachten.18 
Anders als sein Kollege Kirchner auf dem Bibliothekartag in Darmstadt sprach 
der Direktor der DB nicht über die »nationalsozialis tische Bewegung« oder ihre 
Revo lution, sondern über die »nationale Bewegung« ganz im Verständnis rechts-
konser vativer Kreise.19 Als »Hauptträger« dieser nationalen Bewegung identi-
fizierte  Uhlendahl die Reichswehr, den Stahlhelm und »vor allem« die NSDAP. 
Nach anderthalb jahrzehntelangem Ringen sei diesen »nationalen Kräften« nun-
mehr der »elementare Durchbruch« gelungen.20 »Dass Uhlendahl Reichswehr 
und Stahlhelm vor der NSDAP nannte, hatte sicher auch damit zu tun, dass er 
diese – und damit sich selbst – als Teil der nationalen Bewegung betrachtete und 
von dieser Prämisse aus die Absicht verfolgte, an ihr teilzuhaben und Entschei-
dungen der neuen Machthaber beeinflussen und mitbestimmen zu wollen.«21 
Zudem schien Uhlendahl mit Blick auf das NS-Regime der im bürgerlich-kon-
servativen Millieu verbreiteten Meinung nahegestanden zu haben, »die nach dem 
Abebben der ›natio nalen Revolution‹ entweder auf ein ›Abwirtschaften‹ der NS-
Machthaber oder aber auf eine gebührende Macht beteiligung hofften und in der 
Reichswehr einen Garanten für ihre Ansprüche erblickten«.22 Der deutschnatio-

16 Uhlendahl an Oldenbourg, 4.5.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�110.
17 Barbian, Literaturpolitk (1995), S.�794. Zu den Teilnehmern der Eröffnung der DB-

Ausstellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung« vgl. ADNBL, Zeitschrif-
tenausschnittsammlung Bd.�10 (1932/33), Bl.�151.

18 Vgl. Poethe, Instrument, S.�263.
19 Ebd.; Kirchner, Schrifttum, S.�514; Ausstellung in der Deutschen Bücherei »Das 

Schrifttum der nationalen Bewegung«. Ansprache von Dr. H. Uhlendahl, Direktor 
der Deutschen Bücherei, in: BBl.�100 (1933), Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier 
S.�369.

20 Vgl. Poethe, Instrument, S.�263. Zum Stahlhelm vgl. Hoffstadt, Anke: Eine Frage der 
Ehre – Zur ›Beziehungsgeschichte‹ von »Stahlhelm. Bund der Frontsoldaten« und 
SA, in: Müller, Yves u. Reiner Zilkenat (Hg.): Bürgerkriegsarmee. Forschungen zur 
nationalsozialistischen Sturmabteilung (SA), Frankfurt am Main 2013, S.�267-296, 
hier S.�270-291.

21 Poethe, Instrument, S.�263.
22 Ebd.
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nale Impetus seiner Rede trat auch deutlich hervor, als er sich auf die Regierung 
bezog:

»Auf Grund ihres Charakters, ihres Aufgabenkreises und ihrer bisherigen 
Tätigkeit weiß sich die Deutsche Bücherei völlig eins mit den auf das Volk 
gerichteten Kulturbestrebungen unserer Regierung, wie sie Herr Reichs-
minister Dr. Goebbels gestern Abend im Buchhändlerhaus in so eindring-
lichen Worten dargelegt hat und wie sie im Sinne unserer großen Volkserzie-
her Herder und Fichte liegen, im Sinne des unvergleichlichen Staatsmannes 
Freiherrn vom Stein und im Sinne der wundervollen Brüder Grimm, die ich 
als die deutschesten unter den Vertretern der Wissenschaft bezeichnen 
möchte. Die Deutsche Bücherei dient zugleich dem Volke und dem Staate. 
[…] So darf ich als das Ziel des Ganzen wie als das Ziel jedes einzelnen die 
Worte bezeichnen, die Herr Minister Dr. Frick, der Leiter des der Deutschen 
Bücherei vorgesetzten Reichsministeriums des Innern, letzthin in einer An-
sprache gebrauchte und zu denen ich mich mit allen meinen Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen freudig bekenne: Deutschland, nichts als Deutschland! Ich 
bitte Sie, meine Damen und Herren, sich von den Plätzen zu erheben und mit 
mir in den Ruf einzustimmen: Unser Reichspräsident und unser Reichskanz-
ler! Sieg Heil!«23

Für den mit politischen Äußerungen grundsätzlich sehr zurückhaltenden Uh-
lendahl waren das ungewöhnlich deutliche Worte. Sie waren ein Bekenntnis zum 
nationalen Staat konservativer Prägung, ließen aber auch erkennen, dass es der 
DB-Direktor vermied, die ›nationalsozialistische Revolution‹ und ihre Vertreter 
besonders hervorzuheben. Diese Aufgabe übernahm der DB-Mitarbeiter und 
Ausstellungsmacher Hans Praesent, der in seiner Rede den noch fälligen rheto-
rischen Schulterschluss mit dem NS-Regime vollzog.24 Mit ihrer Ausstellung 
über das »Schrifttum der nationalen Bewegung«  – der ersten ihrer Art in 
Deutschland – passte sich die DB nicht nur erstaunlich schnell an die gewandel-
ten politischen Verhältnisse an, sondern signalisierte auch ihre Kooperations-

23 Ausstellung in der Deutschen Bücherei »Das Schrifttum der nationalen Bewegung«. 
Ansprache von Dr. H. Uhlendahl, Direktor der Deutschen Bücherei, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�370.

24 Vgl. Ausstellung in der Deutschen Bücherei »Das Schrifttum der nationalen Bewe-
gung«. Ansprache von Bibliothekar Dr. Hans Praesent, in: BBl.�100 (1933), Nr.�116 
vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�370, 372. Zum Inhalt der Ausstellung vgl. auch 
Payr, Bernhard: Das Schrifttum der nationalen Bewegung. Ausstellung in der Deut-
schen Bücherei zu Leipzig, in: BBl.�100 (1933), Nr.�121 vom 27.5.1933, S.�385�f.
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bereitschaft gegenüber den neuen Machthabern.25 Es ist aber zu vermuten, dass 
man die Rede Uhlendahls in Parteikreisen eher kritisch bewertete.26

5.1.1. Ein »böses Intermezzo« – Die Verhaftung Uhlendahls
Am 20. Juni 1933 erschien in der nationalsozialistischen Leipziger Tageszeitung 
folgende kleine, aber sensationsheischende Meldung:

»Einer der gefährlichsten System-Bonzen gefasst! Wegen dunkler politischer 
Machenschaften wurde am vergangenen Sonnabend Herr Dr. Heinrich Uh-
lendahl in Schutzhaft genommen. Nähere Einzelheiten über die Entlarvung 
dieses scheinheiligen Machthabers werden demnächst bekanntgegeben.«27

Was war geschehen? Am 17. Juni 1933, genau jenem Tag, als das RMdI die Ga-
ranten darüber unterrichtete, dass die Federführung der Angelegenheiten der DB 
auf das Propagandaministerium übergegangen sei, wurde ihr Direktor in seinem 
Dienstzimmer verhaftet und in das Leipziger Polizeigefängnis eingeliefert.28 Als 
Haftgrund wurde lediglich »politisch« vermerkt, wer die Inhaftierung angeord-
net hatte, wurde nicht angegeben.29 1945 gab Uhlendahl zu Protokoll, er sei im 

25 Vgl. Ausstellung in der Deutschen Bücherei »Das Schrifttum der nationalen Be-
wegung«, in: BBl.�100 (1933), Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�369, 371. 

26 Vgl. Poethe, Instrument, S.�264.
27 Ausschnitt aus der Leipziger Tageszeitung, Nr.�141 vom 20.6.1933, ADNBL, PA 

Heinrich Uhlendahl (gelber Hefter: »Dr. Uhlendahl 1933/45«), unp. Der Hinweis 
auf die nationalsozialistische Leipziger Tageszeitung findet sich bei von Hehl, 
»Führerbesuche«, S.�234.

28 Vgl. Rudolf Buttmann (RMdI) an das Sächsische Ministerium der auswärtigen An-
gelegenheiten, das Sächsische Wirtschaftsministerium, den Rat der Stadt Leipzig 
und die DB, 17.6.1933, ADNBL, 151/1/2, Bl.�417.

29 Poethe, Instrument, S.�265; Matthias, Wirken, S.�66�f. Dem Gefangenenbuch ist zu 
entnehmen, dass Uhlendahl am 17.6.1933 um 19.50 Uhr ins Polizeigefängnis einge-
liefert und am 19.6.1933 um 11 Uhr wieder entlassen wurde. Hier findet sich auch 
der Hinweis auf den »politischen« Haftgrund und den »einliefernden Beamten«, den 
SS-Mann Spillert. Gefangenenbuch, Laufende Nummer 5466, 17.6.1933, SStAL, 
20031/8503, unp. Hinweise darauf, dass es sich bei Spillert um ein Mitglied der SS 
handelte, finden sich ebd., Laufende Nummern 5228 (13.6.1933), 6639 (3.7.1933), 
7182 (11.7.1933), 8011 und 8012 (26.7.1933). Während in der Presse immer wieder 
von einer »Schutzhaft« Uhlendahls die Rede war, fehlte ein entsprechender Ver-
merk im Gefangenenbuch. Dies fällt zumindest auf, denn bei dem nur zwanzig Mi-
nuten vor Uhlendahl ins Gefängnis eingelieferten Kellner Herbert Heinrich Bruhn 
(Laufende Nummer 5465) wurde als Haftgrund »Schutzhaft« angegeben. Vgl. ebd., 
Laufende Nummer 5465, 17.6.1933; Poethe, Instrument, S.�265 (Anm.�85).
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»Juni 1933 von der Kreisleitung [der] NSDAP Leipzig wegen politischer An-
schuldigungen drei Tage in Haft genommen« worden.30

Mit der Untersuchung des Falls wurde die Politische Abteilung der Leipziger 
Polizei betraut. Uhlendahl wurde am Montag, dem 19. Juni wieder aus der Haft 
entlassen und erschien bereits nachmittags in der DB, ohne jedoch die Dienst-
geschäfte zu übernehmen.31 Wie Polizeipräsident Oskar Knofe dem stellvertre-
tenden Bürgermeister Leipzigs, Ewald Löser, mitteilte, lag für irgendwelche 
Verfehlungen straf- oder zivilrechtlicher Art zwar kein Anhalt vor, man käme 
aber nicht umhin zu prüfen, »inwieweit Herr Dr. U. national-politisch als zu-
verlässig zu gelten hätte«. Die politische Überprüfung Uhlendahls sollte auf der 
Grundlage des beim Polizeipräsidenten »eingegangenen Materials« erfolgen, 
wobei sich die Frage stellt, woher dieses eigentlich stammte.32 Es deutet alles da-
rauf hin, dass Uhlendahl einer Denunziation aus dem Kreis seiner Belegschaft 
zum Opfer fiel. Im Mittelpunkt standen dabei Uhlendahls Direktionssekretärin 
Johanna Adam und der bereits erwähnte Geschäftsführer der Gesellschaft der 
Freunde der DB, Bernhard Payr. Adam, seit 1929 an der DB tätig, war am 1. Sep-
tember 1932 in die NSDAP eingetreten und offenbar auch in der ›NS-Frauen-
schaft‹ aktiv.33 Uhlendahl war mit den Leistungen und dem Verhalten seiner 
Vorzimmerdame nicht immer einverstanden gewesen, woraus sich ein mög-
licherweise gespanntes Verhältnis ergeben hatte.34 Wie der Personalakte Adams 

30 Von Uhlendahl ausgefüllter Fragebogen der Military Government of Germany, 
17.6.1945, StadtAL, StVuR, Nr.�9286, Bl.�147-151, hier Bl.�151R.

31 Vgl. Stummvoll, Dira Necessitas, S.�5. Stummvoll verweist in diesem Zusammen-
hang zu Recht darauf, dass die in der Festschrift der DB von 1962 aufgestellte Be-
hauptung, wonach Uhlendahl auf »Intervention von Persönlichkeiten des ausländi-
schen Bibliothekswesens« nach acht Tagen aus der Haft entlassen worden sei, nicht 
zustimme. Vgl. ebd., S.�5 (Anm.�7); Schurig, Zeittafel, S.�278.

32 Vermerk von Bürgermeister Löser, 19.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Bei-
heft 1, Bl.�345.

33 Vgl. von Adam ausgefüllten Fragebogen zur Durchführung des Gesetzes zur Wie-
derherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933, 23.6.1933, ADNBL, PA 
Johanna Adam (geb.30.8.1909), unp.

34 In einem Vermerk hielt der Verwaltungsobersekretär der DB, Erich Nitzschke (seit 
1927 in der DB, NSDAP-Mitglied ab 1937 und Förderndes Mitglied der SS 1933-
1938) über Johanna Adam fest, dass ihr Verhalten gegenüber Vorgesetzten »häufig 
nicht korrekt« gewesen sei und sich der Stellvertreter Uhlendahls, Otto Ebert,  
darüber beschwert habe, dass sich Adam »unangemessen verhalte«. Darüber hinaus 
hätten auch ihre Leistungen »nicht den Erfordernissen« genügt, die »an eine Steno-
typistin des Direktionsvorzimmers« zu stellen seien. Vermerk von Erich Nitzschke 
zum Schreiben des Fräulein Adam vom 3.8.1933, 15.8.1933, ebd., Bl.�21. Dies könnte 
auch erklären, warum Johanna Adam die Direktion der DB am Tag der Entlassung 
Uhlendahls aus dem Gefängnis um eine Versetzung in eine andere Abteilung er-
suchte und dabei bat, ihr eine Begründung ihres Gesuchs »zu ersparen«. Johanna 
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zu entnehmen ist, hatte sie sich einen »groben Vertrauensbruch« zuschulden 
kommen lassen, indem sie die persönlichen Akten Uhlendahls durchsucht und 
»einem Außenstehenden« zugänglich gemacht hatte. Und dieser Außenstehende 
war Bernhard Payr.35 Payr, geboren 1903, war Sohn des bekannten Chirurgen 
Erwin Payr, der im Jahr 1911 die Nachfolge Friedrich Trendelenburgs an der 
Universität Leipzig übernommen hatte.36 Bernhard Payr hatte deutsche Litera-
tur, Kunstgeschichte und Philosophie in Leipzig, Marburg und München stu-
diert und 1927 mit einer Arbeit über »E.�T.A. Hoffmann und Théophile Gautier« 
promoviert. Danach absolvierte er eine buchhändlerische Fachausbildung. Da 
seine beruflichen Ziele »aus finanziellen Gründen nicht zu verwirklichen wa-
ren«, übernahm er im März 1930 die Leitung der Geschäftsstelle der Gesellschaft 
der Freunde der DB. Bereits zu diesem Zeitpunkt setzte sich Payr »durch eine 
Reihe von Aufsätzen in nat.-soz. Zeitungen und in Zeitschriften« für die NSDAP 
ein, in die er im August 1932 schließlich auch eintrat. Hier betätigte er sich »ak-

Adam an die Direktion der DB, 19.6.1933, ebd., Bl.�15. Adam schied am 30.7.1933 
aus der DB aus, da sich ihr »eine bessere Stellung geboten« hatte. Johanna Adam an 
die Direktion der DB, 21.7.1933, ebd., Bl.�16. Der Hinweis auf die NSDAP-Mitglied-
schaft Erich Nitzschkes und seinen Status als Förderndes Mitglied der SS findet sich 
im Auszug aus den Personalakten des Verwaltungsinspektors Erich Nitzschke (geb. 
26.4.1903) als Anlage zum Personalfragebogen betr. Vorschlag zur Ernennung zum 
Verwaltungsinspektor, 25.7.1940, BArch Berlin, R�55/22675, Bl.�2�f.

35 Vermerk von Erich Nitzschke zum Schreiben des Fräulein Adam vom 3.8.1933, 
15.8.1933, ADNBL, PA Johanna Adam (geb.30.8.1909), Bl.�21. Dies wurde von Josef 
Stummvoll, damals selbst an der DB tätig, nach 1945 bestätigt, der gestützt auf seine 
Tagebuchaufzeichnungen festhielt, Uhlendahl sei durch den »untüchtigen Sohn 
eines berühmten Leipziger Chirurgen« und einer der persönlichen Sekretärinnen 
denunziert wurden. Vgl. Poethe, Instrument, S.�266 (Anm.�89); Stummvoll, IFLA-
TION, S.�260; Ders., Dira Necessitas, S.�4-6.

36 Erwin Payr (1871-1946) wurde im Oktober 1911 Ordinarius für Chirurgie und Di-
rektor der Chirurgischen Universitätsklinik in Leipzig. Einen Schwerpunkt seiner 
Arbeiten erblickte er »auf dem Gebiet der Wiederbeweglichkeit versteifter Gelenke, 
worüber er 1931 ein umfangreiches Werk herausgab«. Auszug aus dem Archiv für 
publizistische Arbeit (Internationales Biographisches Archiv), 6.2.1941, S.�3497, 
BArch Berlin, NS 5-VI/17693, Bl.�92. Zu Erwin Payr vgl. auch Wormer, Eberhard 
J.: Payr, Erwin, in: Neue Deutsche Biographie, Bd.�20 (2001), S.�148�f. (Online-Ver-
sion, URL: https://www.deutsche-biographie.de/gnd119150751.html#ndbcontent, 
eingesehen am 15.3.2017); Riha, Ortrun: Medizin, in: von Hehl, Ulrich, Uwe John 
u. Manfred Rudersdorf (Hg.): Geschichte der Universität Leipzig 1409-2009, Bd.�4: 
Fakultäten, Institute, Zentrale Einrichtungen, 2. Halbband, Leipzig 2009, S.�951-
1046, hier S.�1003�f., 1038.
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tiv als Blockwart in der Ortsgruppe Leipzig Süden-D« und versah »das Amt des 
Pressewartes«.37 

Wie Payr unverblümt zugab, schreckte er vor Denunziationen nicht zurück, 
wenn es um die Ausschaltung politischer Gegner ging. So widmete er sich 1935 
in einem im Völkischen Beobachter unter dem Titel »Politische Halbwelt« er-
schienenen Beitrag »talmihaft« und »hochstaplerisch veranlagten Naturen«, die 
auf dem »Gebiet des Politischen« anzufinden seien, und zeigte – für den ›Fall 
Uhlendahl‹ wichtig – den Weg auf, wie solchen Leuten das Handwerk zu legen 
sei: »Dazu gehören vor allem aufmerksame Augen und Ohren und ein unermüd-
liches Zusammentragen von Material. Wie so oft im politischen Leben kann auch 
in derartigen Fällen ein gut gefülltes Archiv den Ausschlag für eine Unschädlich-
machung des Gegners geben. […].«38 Im ›Fall Uhlendahl‹ zeigte sich Payr er-
staunlich gut unterrichtet. So wusste er dem noch weitgehend ratlosen Vorstand 
des Börsenvereins schon am 20. Juni 1933 zu berichten, dass die Angelegenheit 
in den Händen der NSDAP-Kreisleitung bei deren Chef Walter Dönicke liege, 
und Uhlendahl »wahrscheinlich sehr bald wieder in Haft genommen würde«. 
Payr äußerte sich nicht nur »abfällig« über Uhlendahl, sondern hatte bereits vor 
dem Erscheinen der eingangs zitierten Meldung der Leipziger Tageszeitung »in 
der Bücherei an verschiedenen Tischen erzählt […], heute würde was in der Ta-
geszeitung zu lesen sein und ein ausführlicher Bericht würde folgen«.39

37 Lebenslauf Berhard Payrs, 12.1.1938, BArch Berlin, ehem. BDC, RK B 148, Bern-
hard Payr (geb. 3.10.1903), Bild 2788-2790.

38 Payr, Bernhard: Politische Halbwelt, in: Völkischer Beobachter, Nr.�227 vom 
15.8.1935, BArch Berlin, NS 5-VI/17693, Bl.�91. Zu weiteren Denunziationen Payrs 
vgl. Poethe, Instrument, S.�264 (Anm.�82).

39 Aktenzettel von »WM/He« betr. Direktor Uhlendahl, 22.6.1933, ADNBL, PA 
Heinrich Uhlendahl (gelber Hefter: »Dr. Uhlendahl 1933/45«), unp. Payr schied am 
15.9.1933 aus der Geschäftsstelle der GdF aus und betätigte sich als Kulturwart, als 
Schulungsredner im Kreis und als Fachberater für Schrifttum und Verlagswesen in 
der kulturpolitischen Abteilung der NSDAP in Leipzig. Darüber hinaus arbeitete er 
ehrenamtlich als Lektor, dann als stellvertretender Landesreferent für Sachsen bei 
der Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums Rosenbergs. Kurze Zeit 
später wurde er als Archivleiter der Reichsstelle nach Berlin gerufen, wo er sich dem 
Aufbau der Bibliothek der Reichsstelle widmete, die sich auch »aus den Beständen 
verschiedener gleichgeschalteter Bibliotheken« zusammensetzte. Als bibliothekari-
sche Hilfskraft Payrs in Berlin arbeitete übrigens Lilli Zartmann, die von 1930 bis 
1932 als Praktikantin in der DB gelernt und dort auch ihr Bibliotheksexamen abge-
legt hatte. Im Frühjahr 1935 wurde Payr als »Stellenleiter der Reichsleitung im Auf-
gabenbereich« Rosenbergs bestätigt und Ende August 1937 zum Hauptstellenleiter 
befördert. Zudem wirkte er im »Amt Schrifttumspflege« der Dienststelle Rosen-
bergs, wo er die Hauptabteilung »Zentrallektorat« leitete. Während des Zweiten 
Weltkrieges war Payr »auf einige Monate im Rahmen des Einsatzstabes des Reichs-
leiters Rosenberg in Paris tätig«, wurde auf Anordnung Rosenbergs im Februar 
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Die Angelegenheit löste in der Stadtverwaltung Leipzigs einigen Wirbel aus, 
denn schon am 19. Juni hatte sich Wismann von Seiten des Propagandaministe-
riums eingeschaltet. Löser, der Wismann und Oberbürgermeister Goerdeler 
über den Fortgang der Affäre ständig informierte, riet, den Eingang des Uhlen-
dahl betreffenden Materials abzuwarten und dann in einer gemeinsamen Be-
sprechung zwischen den Garanten der DB zu einem Entschluss zu gelangen.40 
Am Tag darauf setzte Uhlendahl den Börsenverein selbst ins Bild und gab auch 
Löser eine »ausführliche Schilderung seiner Inschutzhaftnahme, der gegen ihn 
erhobenen Vorwürfe und seiner Rechtfertigung«.41 Wie Uhlendahl angab, sei es 
bei seinen »Vernehmungen« um seine »Beziehungen zu Professor Schreiber und 
Dr. Richter«, seine »Stellung zum Zentrum« und zur »nationalen Bewegung« 
wie zur NSDAP gegangen. Darüber hinaus musste er sich über eine angebliche 
Äußerung über die Möglichkeit eines Generalstreiks beim Wahlsieg der NS-
DAP vom März 1933 verantworten.42 Offenbar war man auf Seiten der Leipzi-

1943 zum Nachfolger des Reichsamtsleiters Hans Hagemeyer berufen und über-
nahm zwei Monate später auch das Cheflektorat des Eher-Konzerns. Im Februar 
1945 erhielt Payr eine Einberufung zum Volkssturm und kam bei den darauffolgen-
den Kampfhandlungen vermutlich ums Leben, denn er wurde Ende 1945 vom 
Amtsgericht Berlin-Wedding offiziell für tot erklärt. Vgl. Lebenslauf Berhard Payrs, 
12.1.1938, BArch Berlin, ehem. BDC, RK B 148, Bernhard Payr (geb. 3.10.1903), 
Bild 2788-2790; Monatsbericht Bernhard Payrs über die Tätigkeit innerhalb des 
Bucharchivs der RFdS, ohne Datum (etwa Januar 1934), BArch Berlin, NS 8/153, 
Bl.�165�f.; Lebenslauf Bernhard Payrs, 3.6.1942, BArch Berlin, R�55/23705, Bl.�9; 
Verwaltungsamt der Dienststellen des Reichsleiters Rosenberg an den Reichsschatz-
meister (Hauptamt IV, Zentral-Personalamt) betr. Einberufung zum Volkssturm, 
9.2.1945, BArch Berlin, ehem. BDC, RK J 12, Bernhard Payr (geb. 3.10.1903), Bild 
2840; Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�280, 698�f.; Klee, Kulturlexikon, S.�451�f.

40 Vgl. Vermerk von Bürgermeister Löser, 19.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, 
Beiheft 1, Bl.�345.

41 Aktenzettel von »WM/He« betr. Direktor Uhlendahl, 22.6.1933, ADNBL, PA 
Heinrich Uhlendahl (gelber Hefter: »Dr. Uhlendahl 1933/45«), unp.; Vermerk von 
Bürgermeister Löser, 20.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�346.

42 Außerdem ging es bei der Vernehmung um folgende Punkte: »Umhängung eines 
Fensterbildes«, »Karte eines Herrn Wilh. Zimmermann vom Mai 1932« und einen 
»Brief Seemanns über Gleichschaltung«. Ebd. Wie sich der erst 1936 in die DB ge-
kommene Horst Kunze erinnerte, waltete zu diesem Zeitpunkt »bereits ein gewisses 
Tabu über der Verhaftung Uhlendahls im Juni 1933«. Wie er von Ernst Rückert er-
fuhr, habe »es sich um eine in solchen Wendezeiten übliche Denunziation ge-
handelt«, wobei der Anlass für die gegen Uhlendahl gerichtete Maßnahme dessen 
Mitgliedschaft im Rotary Club gebildet habe. Kunze, Buchgefährten, S.�163�f.; Wey-
rauch, Erdmann: Heinrich Uhlendahl, in: Dialog mit Bibliotheken, 17 (2005), Heft 
1, S.�14-17, hier S.�16. Zwar hegte Goebbels »eine bizarre Abneigung gegen den 
Club« und auch dem SD war seit 1932 bekannt, dass Uhlendahl als Rotarier aktiv 
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ger NSDAP bemüht, dem Katholiken Uhlendahl irgendwelche politischen Ver-
bindungen zur Zentrumspartei nachzuweisen.43 Vor allem der Hinweis auf die 
Person des Prälaten Georg Schreiber, der sich wiederholt für die Belange der DB 
eingesetzt hatte, nach dem Regierungswechsel von 1933 selbst ins Visier der NS-
Behörden geraten sowie »politisch denunziert und bedroht worden war«, schien 
geeignet, Uhlendahl zu ›kompromittieren‹.44 Ob sich die Polizeibeamten bei ih-
rer Vernehmung auch auf den erst wenige Monate zurückliegenden, vermutlich 
auf die Umgebung von Krüss zurückgehenden Vorwurf stützten, Uhlendahl 
hätte in der DB Katholiken ›zusammengeballt‹, konnte nicht festgestellt werden, 
aber Uhlendahl hatte sicher nicht unrecht, als er feststellte, derartige Bemerkun-
gen würden »leicht im Gedächtnis haften« bleiben und seien »unter Umständen 
geeignet, gegen bestimmte Einrichtungen oder Personen Stimmung zu 
machen«.45

Angesichts der gegen Uhlendahl erhobenen Vorwürfe schien es Löser »zur 
Wahrung insbesondere auch des Ansehens der Deutschen Bücherei« geboten, 
dass Wismann als Vertreter der Reichsregierung sofort nach Leipzig komme, 

war, doch geht aus den Akten nicht hervor, dass dies einen Grund für seine Verhaf-
tung darstellte. [SD-]Abschrift eines Mitgliederverzeichnisses von Rotary Interna-
tional 73. Distrikt Deutschland vom September 1932 (S.�69�f.), BArch Berlin, NS 
26/1282, unp. Zur Abneigung Goebbels gegen den Rotary Club vgl. Jeffreys, Diar-
muid: Hell’s Cartel. IG Farben and the Making of Hitler’s War Machine, London 
u.�a. 2008, S.�155.

43 Vgl. Poethe, Instrument, S.�266.
44 Morsey, Rudolf: Görres-Gesellschaft und NS-Diktatur. Die Geschichte der Gör-

res-Gesellschaft 1932/33 bis zum Verbot 1941, Paderborn u.�a. 2002, S.�33. Bei »Dr. 
Richter« handelte es sich vermutlich um den von 1920 bis 1932 im Preußischen Kul-
tusministerium wirkenden und dort seit 1925 die Hochschulabteilung leitenden 
Werner Richter (1887-1960). Richter, der im Zuge der Streitfragen zwischen der 
PSB und der DB wiederholt mit Uhlendahl verhandelt hatte, wurde 1933 wegen sei-
ner jüdischen Abstammung entlassen. Er wandte sich der Theologie zu, die er ab 
1936 in Basel auch studierte. Im Jahr 1939 emigrierte er in die USA, wo er verschie-
dene Lehraufträge wahrnahm. Nach der Übernahme einiger Gastprofessuren 1948 
in Marburg und München, kehrte Richter 1949 nach Deutschland zurück und folgte 
einem Ruf an die Universität Bonn (Professur für ältere Germanistik), an der er von 
1951 bis 1953 auch als Rektor wirkte. Von 1954 bis 1959 war Richter Präsident des 
Deutschen Akademischen Austauschdienstes. Vgl. Reinermann, Lothar: Richter, 
Werner, in: Neue Deutsche Biographie 21 (2003), S.�539-540 (Online-Version, 
URL: https://www.deutsche-biographie.de/gnd 132563894.html#ndb content, ein-
gesehen am 17.3.2017).

45 Uhlendahl an Legationsrat Hermann Terdenge [Leiter der Kulturabteilung im AA, 
Berlin], 22.11.1932, ADNBL, 339, Bl.�4. 
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»um selbst die ganze Angelegenheit zu untersuchen«.46 Inzwischen hatte der 
Börsenverein mit den NSDAP-Spitzen Leipzigs Dönicke und Haake verhandelt 
und ihnen im Hinblick auf die »Würde der Deutschen Bücherei« das Verspre-
chen abgerungen, dass in der Presse zunächst nichts weiter veröffentlicht wer-
de.47 Daraufhin erschien in der Neuen Leipziger Zeitung am 21. Juni eine kurze 
Notiz, dass die Inhaftierung Uhlendahls nur vorübergehend gewesen und dieser 
bereits wieder auf freiem Fuße sei.48 Wismann erhielt die Materialsammlung 
über Uhlendahl am 22. Juni und verständigte sich mit dem Vertreter des Sächsi-
schen Wirtschaftsministeriums, Walter Protze, dass er nun die Prüfung des Fal-
les von Berlin aus übernehme. Protze teilte Löser daraufhin mit, »dass im Hin-
blick auf die von den zuständigen Stellen eingeleitete Untersuchung und auf die 
beschleunigt zu erwartende Entscheidung irgendwelche Eingriffe bei der Deut-
schen Bücherei zu unterbleiben« hätten.49 

Aber genau darauf wollte die Leipziger NSDAP offenbar hinaus, denn noch 
am selben Tag beauftragte der Staatskommissar bei der Kreishauptmannschaft 
Leipzig, Dönicke, den Bücherwart der Ortsgruppe Leipzig der NSDAP, Carl 
Oehler, mit der kommissarischen Leitung der DB, der tags darauf tatsächlich in 
der Bücherei erschien.50 Am 24. Juni teilte Wismann Löser allerdings mit, dass 
er die Prüfung des ›Falls Uhlendahl‹ abgeschlossen und sich kein Grund für des-
sen Entfernung ergeben habe. Er werde in dieser Hinsicht auch Minister Goeb-

46 Vermerk von Bürgermeister Löser, 20.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Bei-
heft 1, Bl.�346.

47 Vgl. Aktenzettel von »WM/He« betr. Direktor Uhlendahl, 22.6.1933, ADNBL, PA 
Heinrich Uhlendahl (gelber Hefter: »Dr. Uhlendahl 1933/45«), unp.

48 Poethe, Instrument, S.�266.
49 Ebd.; Vermerk von Bürgermeister Löser, 21.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, 

Beiheft 1, Bl.�349; Vermerk von Stadtrechtsrat Dr. Seidel, 22.6.1933, ebd., Bl.�348R.
50 Vgl. Vollmacht des Staatskommissars bei der Kreishauptmannschaft Leipzig  

Dönicke (NSDAP, Kreis Leipzig-Stadt) an Dr. Carl Oehler (Leipzig), 22.6.1933, 
ADNBL, 100/9, Bl.�1; Telegramm des Sächsischen Wirtschaftsministers Georg Lenk 
(Dresden) an die DB, 23.6.1933, ebd., Bl.�2; Stummvoll, Dira Necessitas, S.�5. Oehler 
war für die DB kein Unbekannter, denn er hatte sich ihr im Hinblick auf die Neu-
ordnung der NS-Literatur bereits Ende 1932 aufgedrängt. 1890 in Leipzig als Sohn 
des Kaufmanns und nachmaligen Stadtrats David Heinrich Alfred Oehler (1861-
1923) geboren, studierte Oehler von 1910 bis 1914 Geschichte, Germanistik, Klas-
sische Philologie in München und Leipzig. Nach seiner Teilnahme am Ersten Welt-
krieg bestand er 1920 das Staatsexamen für das höhere Schulamt und promovierte 
ein Jahr später. Danach widmete er sich von 1921 bis 1933 kaufmännisch-buchhänd-
lerischen Tätigkeiten. Im Juli 1928 war Oehler der NSDAP beigetreten. Vgl. Carl 
Oehler (Ortsgruppe Leipzig der NSDAP) an Bürgermeister Löser (mit anliegendem 
Lebenslauf), 29.3.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�343�f.; Per-
sonal-Fragebogen zur Person Oehlers, ohne Datum (um 1936), BArch Berlin, ehem. 
BDC, PK I 410, Carl Oehler (geb. 4.9.1890), Bild 1626.
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bels berichten und vorschlagen, Uhlendahl wieder in sein Amt einzusetzen. »Um 
Beruhigung zu schaffen«, werde er jedoch gleichzeitig den Vorschlag unterbrei-
ten, die Stelle des stellvertretenden Direktors mit einem Nationalsozialisten zu 
besetzen. Zwar habe man seitens der Leipziger NSDAP dafür Oehler in Aussicht 
genommen, doch sei es zweckmäßig, sich über dessen fachliche Eignung zu-
nächst ein Bild zu machen. Das Propagandaministerium werde sich in diese Per-
sonalfragen vorerst nicht einmischen und überlasse es dem Sächsischen Wirt-
schaftsministerium, über die Eignung Oehlers oder über die Auswahl eines 
anderen »für eine derartige Stelle geeigneten, im Bibliothekswesen erfahrenen 
Nationalsozialisten« zu befinden. Das Sächsische Wirtschaftsministerium war 
einverstanden und sicherte zu, auch in der Frage, »ob der derzeitige 2. Direktor 
der Deutschen Bücherei, Herr Ebert, auf Grund des Gesetzes zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums auszuscheiden« habe, eine schnelle Entscheidung 
herbeizuführen.51

Am 30.  Juni 1933 fand die im ›Fall Uhlendahl‹ entscheidende Besprechung 
statt. Ihr wohnten neben Wismann, Löser, Haake, Dönicke und den DB-Biblio-
thekaren Otto Eggert, Johannes Ruppert und Hans Wender auch der Vorsteher 
des Börsenvereins Oldenbourg bei.52 Während Wismann erneut betonte, dass 
Uhlendahl nichts vorzuwerfen sei, bestätigte Oldenbourg die sachkundige Füh-
rung des DB-Direktors und hob hervor, dass auch er niemals Veranlassung ge-
habt habe, dessen »nationale Einstellung« zu bezweifeln. Während man schnell 
zu der Entscheidung gelangte, dass Uhlendahl seinen Dienst in der DB wieder 
aufnehmen könne, konnte man sich nicht darüber einigen, »ob aus allgemeinen 
politischen und kulturpolitischen Erwägungen über kurz oder lang die Beset-
zung der Direktorenstelle der Deutschen Bücherei durch einen Nationalsozia-
listen erforderlich« sei. Die Beantwortung dieser Frage blieb einer Stellung-
nahme des RMVuP vorenthalten und sollte abschließend im Geschäftsführenden 
Ausschuss der DB diskutiert werden. Der von der Leipziger NSDAP-Führung 
um Dönicke vorgeschlagene Oehler kam als Buchhändler nach Prüfung seiner 
Unterlagen jedenfalls nicht mehr in Frage und legte sein Kommissariat an der DB 
nieder.53 Oldenbourg teilte Uhlendahl noch am Abend des 30. Juni mit, dass er 

51 Vgl. Vermerk von Bürgermeister Löser, 24.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, 
Beiheft 1, Bl.�351.

52 Poethe, Instrument, S.�266�f.
53 Vgl. Poethe, Instrument, S.�268; Oehler (NSDAP, Ortsgruppe Leipzig) an Büro-

direktor Lippmann (DB), 30.6.1933, ADNBL, 154/0, Bl.�2. Der weitere Weg Oeh-
lers verlief problematisch, denn »durch persönliche Unglücksumstände« geriet er 
»auf die schiefe Bahn« und ergab sich dem Trunk. Dies führte dazu, dass Oehler 
»mehr oder weniger zwangsweise« in eine Heilanstalt überführt wurde und man so-
gar erwog, »ob er nicht besser in ein Konzentrationslager« eingeliefert werden solle. 
Im März 1936 wurde er als geheilt entlassen, nachdem sich mehrere NSDAP-Mit-
glieder für den Träger des Goldenen Parteiabzeichens verwendet hatten. Am 1.4.1936 
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seinen Dienst in der DB am Montag, den 3. Juli wieder aufnehmen könne.54 Uh-
lendahl, noch wenige Tage zuvor »niedergeschlagen und wenig optimistisch«, 
wartete jedoch nicht bis Montag ab, sondern erschien bereits am 1. Juli wieder in 
›seiner‹ Bibliothek.55 

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass der »Ausgang der personalpoliti-
schen Auseinandersetzung eine machtpolitisch motivierte Entscheidung des 
frisch installierten Propagandaministers Joseph Goebbels« darstellte. Hinzu 
kam, dass Goebbels die Aufsicht über die DB nur wenige Tage zuvor übernom-
men hatte und »seine Autorität als Reichsminister gegenüber der sächsischen 
NSDAP-Gauleitung um Mutschmann«, den Goebbels offenbar nicht besonders 
schätzte, und auch gegenüber der lokalen NSDAP-Kreisleitung um Dönicke in 
Leipzig nun auch demonstrieren wollte.56 Hinzu kommt, dass der pragmatische 
Goebbels aus Gründen der Außenwahrnehmung der NS-Kulturpolitik und im 
Sinne der von ihm seit 1933 verstärkt betriebenen »Integrationspropaganda« bei 
der Besetzung von Leitungspositionen in seinem Einflussbereich durchaus Wert 
auf die Gewinnung renommierter Kräfte legte, auch wenn sie keine Mitglieder 
der NSDAP waren.57 Im Fall Uhlendahls traf sicher zu, dass sein Name auch 
bei ausländischen Verlegern und Bibliothekaren »einen guten Klang« hatte.58 
Zudem fällt auf, dass der den ›Fall‹ prüfende Schrifttumsreferent im RMVuP, 

erhielt Oehler eine Anstellung in der PPK, eckte hier aber nach kurzer Zeit so sehr 
an, dass er bereits drei Monate später wieder entlassen wurde. Oehler übernahm in 
der Folgezeit einen Posten bei der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt in Berlin. 
Vgl. Bericht über den »Tatbestand« Oehler, ohne Datum (etwa Juli 1936), BArch 
Berlin, ehem. BDC, PK I 410, Carl Oehler (geb. 4.9.1890), Bild 1642-1644; Akten-
notiz der PPK, 27.6.1936, ebd., Bild 1688; Unbekannt an Werner Best (Preußische 
Geheime Staatspolizei), 15.8.1936, ebd., Bild 1866-1868; Gestapa Berlin an die PPK, 
21.9.1936, ebd., Bild 1712-1714.

54 Vermerk Lösers, 30.6.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�353.
55 Vgl. Stummvoll, Dira Nessecitas, S.�5; Poethe, Instrument, S.�268.
56 Ebd.
57 Ebd., S.�269. Dass neben die überwiegend »hetzerische Agitationspropaganda« der 

Zeit vor 1933 mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten eine »stärker  
hoheitliche Integrationspropaganda« immer deutlicher in Erscheinung trat, zeigt 
Bussemer, Medien- und Propagandapolitik, S.�53.

58 Rötzsch/Plesske, Deutsche Bücherei, S.�49. Der bis 1931 amtierende Präsident der 
IFLA und Direktor der schwedischen Nationalbibliothek, Isak Collijn, signa lisierte 
mit seinem Besuch in der Kulturabteilung des AA in Berlin und seiner Nachfrage 
zum ›Fall Uhlendahl‹, dass man die Angelegenheit im Ausland aufmerksam ver-
folgte. Wie Collijn seinem »lieben Freund« Uhlendahl mitteilte, habe man ihm sei-
tens der Kulturabteilung mitgeteilt, »dass hier ein Fall von völlig haltloser Denucia-
tion« vorliege und es in keiner Weise beabsichtigt sei, irgendetwas gegen den 
Betreffenden zu unternehmen«. Isak Collijn an Uhlendahl, 7.8.1933, ADNBL, 
154/0, Bl.�4. Vgl. auch Poethe, Instrument, S.�269.
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Heinz Wismann, zumindest nach außen nie Zweifel an Uhlendahl äußerte und 
trotz der in der Leipziger NSDAP vorhandenen Bedenken in sehr kurzer Zeit zu 
einer Uhlendahl politisch entlastenden Entscheidung gelangte. Ob dies mög-
licherweise damit zusammenhing, dass Wismann seinen ehemaligen Freikorps-
kameraden aus der Garde-Kavallerie-Schützendivision unterstützen wollte, 
muss dahingestellt bleiben.59 Mindestens ebenso wichtig war die Fürsprache des 
zu diesem Zeitpunkt noch einflussreichen Oldenbourgs, der als eben bestätigter 
Leiter des deutschen Buchhandels und als Kopf des Aktionsausschusses des Bör-
senvereins sein politisches Gewicht in die Waagschale warf, um den ihm seit Jah-
ren kollegial-freundschaftlich verbundenen Direktor der DB zu helfen. Schließ-
lich trug auch Leipzigs Oberbürgermeister Goerdeler seinen Teil bei. Zwar war 
er nicht unmittelbar in die Verhandlungen involviert, ließ sich aber von seinem 
Stellvertreter Löser stets genau unterrichten.60 Vermutlich agierte Goerdeler in 
dieser Angelegenheit mehr im Hintergrund, setzte aber offenbar »alle Hebel in 
Bewegung«, um Uhlendahl aus der misslichen Lage zu befreien.61

Obwohl er sein Amt am 1. Juli 1933 wieder antrat, hatte Uhlendahl noch län-
gere Zeit mit den Nachwirkungen der Affäre zu kämpfen.62 Dafür sorgte zum 
einen die NSDAP-Kreisleitung Leipzig, die ihre Einschüchterungsversuche ge-
gen den DB-Direktor unentwegt fortsetzte. Am 4. Juli 1933 ließ sie in der Leip-
ziger Tageszeitung folgende Erklärung abdrucken:

»In dem Kampf um die echt deutsche Verwaltung unseres Kulturgutes hat sich 
die NSDAP genötigt gesehen, der Tätigkeit des Direktors der Deutschen Bü-
cherei Dr. Heinrich Uhlendahl ihre Aufmerksamkeit zu widmen. Wenn sich 
auch die gegen ihn vorgebrachten Anschuldigungen nicht in vollem Umfange 
bewahrheiteten, so hat andererseits der Verlauf der Untersuchung für die NS-
DAP nicht die geringste Veranlassung gegeben, Dr. Uhlendahl irgendwelches 
Vertrauen entgegenzubringen. Wir lehnen ihn nach wie vor als im Sinne der 
nationalsozialistischen Revolution unzuverlässig ab und werden unentwegt 

59 Vgl. ebd. Ein Hinweis darauf, dass Wismann – wie Uhlendahl – Anfang 1919 im 
Verband der Garde-Kavallerie-Schützendivision an den Januarkämpfen in Berlin 
teilgenommen hatte, findet sich in Lebenslauf Heinz Wismanns, 11.4.1933, BArch 
Berlin, R�55/24744, Bl.�6-8, hier Bl.�6.

60 Vgl. etwa Vermerk von Bürgermeister Dr. Löser, 21.6.1933, StadtAL, Kap.�33, 
Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�349.

61 So zumindest der Tenor des Artikels Leipziger Brief, in: Eilenburger Neueste Nach-
richten, Nr.�59 vom 10.  März 1934, ADNBL, 184 (Hefter: Uhlendahl. Vorträge, 
Aufsätze, Artikel), Bl.�51.

62 Josef Stummvoll schrieb unter dem 1.7.1933 (Tagebuch): »Samstag, 1.7. Uhlendahl 
trat sein Amt wieder an, aber die ganze Angelegenheit scheint noch immer nicht in 
ruhiges Fahrwasser zu kommen. Es heißt, dass die Partei in Leipzig den Kampf um 
die Deutsche Bücherei weiterführen wird.« Stummvoll, Dira Nessecitas, S.�5.
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darauf hinarbeiten, den in der Deutschen Bücherei niedergelegten Kultur-
schatz des deutschen Volkes einwandfrei ihrer alleinigen Obhut zu unter-
stellen.«63

Eine Woche später erschien in dem berüchtigten NSDAP-Organ »Der Angriff« 
eine weitere Notiz, die auf die ›Zustände‹ im Leipziger Bibliothekswesen ver-
wies:

»Mit den Männern, die an der Spitze der großen geistigen Schatzkammern ste-
hen, als welche die öffentlichen Büchereien doch gelten wollen, ist auch nicht 
viel Staat zu machen. Der Direktor der Deutschen Bücherei, Dr. Uhlendahl 
musste sogar vorübergehend in Schutzhaft genommen werden. Für sein Jahre 
hindurch an den Tag gelegtes Verhalten gegen die nationalsozialistische Welt-
anschauung und ihre Vertreter gewiss eine sehr gelinde Strafe.«64

Die Unruhe legte sich also nur sehr langsam und hinterließ bei Uhlendahl zwei-
fellos Spuren. Daher war es für ihn sicher eine Genugtuung, dass sich seine Kol-
legen und Weggefährten nicht von ihm abwandten, sondern ihm ihre Wertschät-
zung signalisierten.65 Um seiner Entscheidung im ›Fall Uhlendahl‹ Nachdruck 
zu verleihen, machte das RMVuP gegenüber dem Leiter der Oberprüfstelle für 
Schmutz- und Schundschriften in Leipzig deutlich, dass die gegen den DB-Di-
rektor erhobenen Vorwürfe unbegründet und daher auch gegen seine weitere 
Tätigkeit in der Oberprüfstelle keine Bedenken zu erheben seien.66 Und für die 
Eilenburger Neuesten Nachrichten schien Uhlendahl 1934 voll rehabilitiert:

»Im Hotel Hauffe wohnt als Dauermieter Dr. Uhlendahl, der Direktor der 
Deutschen Bücherei, ein eingefleischter Junggeselle und unerschütterlicher 
Arbeiter für sein einzigartiges Institut. Ein Bibliothekar und Leiter der Büche-
rei von besten Qualitäten, zweifellos der rechte Mann an diesem Platz, aber – 
kein Politiker. Das hat ihm einmal böse mitgespielt und ist zugleich auch eine 
Lehre, wie sehr manchmal übers Ziel hinausgeschossen wird. Im Sommer 

63 Erklärung [der Kreisleitung Leipzig der NSDAP], in: Leipziger Tageszeitung 
Nr.�153 vom 4.7.1933, ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl (gelber Hefter: »Dr. Uh-
lendahl 1933/45«), unp. (Hervorh. i.�O.).

64 Die öffentlichen Büchereien, in: Der Angriff, Nr.�160 vom 11.7.1933, ebd. (Hervorh. 
i.�O.).

65 Vgl. Annemarie Meiner (München) an Uhlendahl, 25.6.1933, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter Ma-Me), Bl.�145; Paul Trommsdorff (Direktor der Bibliothek der TH Hannover) 
an Uhlendahl, 16.8.1933, ADNBL, 154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�163.

66 Beglaubigte Abschrift eines Schreibens von Erich Greiner (RMVuP) an den Leiter 
der Oberprüfstelle für Schmutz- und Schundschriften, Leipzig, 28.8.1933, ADNBL, 
405/3, Bl.�53. Wie Uhlendahl gegenüber Oldenbourg ausführte, hatte er mit diesem 
Schreiben des RMVuP »wenigstens etwas Authentisches in der Hand«. Uhlendahl 
an Oldenbourg, 6.9.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�115.
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1933, als hier und da mit Recht in führenden Stellen gesäubert wurde, hieß es 
plötzlich: Dr. Uhlendahl ist verhaftet! Tatsächlich hat er einen Tag in Haft 
gesessen, aber man machte in Erzählungen Wochen daraus, weil Dr. Uhlen-
dahl das Ergebnis des gegen sich beantragten Disziplinarverfahrens abwartete, 
bevor er seine Tätigkeit in der Bücherei wieder aufnahm. Das Verfahren unter 
dem Vorsitz von Dr. Oldenbourg, dem Vorsteher des Buchhändler-Börsen-
vereins, stellte dann die erhobenen Vorwürfe als haltlos fest, da sie zum  
größten Teil auf unbestimmten Erzählungen und Klatschereien beruhten. 
Man wollte die politische Gesinnung dieses Mannes als fragwürdig hinstellen, 
aber es ging nicht. Er war in dieser Hinsicht vielleicht ungeschickt und miss-
verständlich, weil er überhaupt ein unpolitischer Mensch ist, aber niemals war 
er einflussnehmend. Seine Tüchtigkeit, sein Fleiß, seine makellose Geschäfts-
führung und seine Erfolge konnten ihm in dem Verfahren bescheinigt werden 
und damit hat er das böse Intermezzo überwunden. Der eifrige Denunziant 
aber, ein Angestellter der Bücherei musste das Feld räumen.«67

Gleichwohl blieben Zweifel. Als sich das Sächsische Kultusministerium im Sep-
tember 1934 dagegen aussprach, Uhlendahl an den Prüfungen am Sächsischen 
Prüfungsamt für Bibliothekswesen zu beteiligen, vermutete er »Nachwirkun-
gen« der Ereignisse von 1933.68 Ähnlich verhielt es sich mit seiner Nichtberück-
sichtigung bei der Wahl der Mitglieder des 1936 gebildeten Reichsbeirats für  
Bibliotheksangelegenheiten, dem meist nur Bibliotheksdirektoren angehörten. 
Die DB war in diesem Gremium ›lediglich‹ durch den neuen Stellvertreter Uh-
lendahls, einen ausgewiesenen Nationalsozialisten, vertreten.69 Diese Zurück-
stellungen hinterließen offenbar Eindruck. Vermutlich trat Uhlendahl deshalb 
im September 1933 der NS-Kulturgemeinde und zwei Monate später auch dem 

67 Leipziger Brief, in: Eilenburger Neueste Nachrichten, Nr.�59 vom 10.3.1934, 
ADNBL, 184 (Hefter: Uhlendahl. Vorträge, Aufsätze, Artikel), Bl.�51. Uhlendahl 
schrieb Oldenbourg über den Artikel: »Am Sonntag ist in den Zeitungen von 
Grimma, Borna, Eilenburg, Wurzen und einer Reihe anderer Orte um Leipzig ein 
›Leipziger Brief‹ erschienen, der sich mit den hiesigen Verhältnissen befasst und 
auch meinen Fall behandelt. Wenngleich man mich als ›eingefleischten‹ Junggesellen 
hinstellt – wogegen ich Protest anmelde – und auch sonst mich als ein wenig rück-
ständig behandelt, so ist die Notiz doch alles in allem recht wohlwollend und der 
Verfasser, dessen Namen wir noch nicht haben eruieren können, offenbar ganz gut 
unterrichtet. Hoffentlich wird die andere Seite hierdurch nicht aufs neue mobil.« 
Uhlendahl an Oldenbourg, 16.3.1934, ADNBL, PA Werner Rust (geb. 9.7.1893), 
Bl.�11.

68 Vgl. Poethe, Instrument, S.�271; Von Uhlendahl ausgefüllter Fragebogen der Mili-
tary Government of Germany, 17.6.1945, StadtAL, StVuR, Nr.�9286, Bl.�147-151, 
hier Bl.�147R.

69 Vgl. ebd.; Flachowsky, Wissenschafts- und Bibliothekspolitik, S.�45.
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Stahlhelm bei, um dem auf ihn ausgeübten politischen Druck zu entgehen.70 An 
den Vorbehalten gegenüber seiner Person änderte dies jedoch nichts. Nachdem 
der Stahlhelm 1934 in die SA überführt und Uhlendahl zunächst als Mitglied der 
»SA-Reserve« registriert wurde, musste er auf Druck der NSDAP-Kreisleitung 
Leipzig im Jahr 1937 austreten.71 Etwa zur selben Zeit zog der inzwischen selbst 
unter Druck geratene Leiter der Schrifttumsabteilung des Propagandaministeri-
ums Wismann in Erwägung, den Bibliothekar und Geschäftsführer der Reichs-
schrifttumskammer, Karl Heinl, den Posten des DB-Direktors anzutragen.72 Im 
April 1937 trat auch das Sicherheitshauptamt an den Präsidenten der RSK Hanns 
Johst heran, ihm »einen Mann als Leiter für die Deutsche Bücherei namhaft zu 
machen«. Wie der SD deutlich machte, legte er Wert darauf, die Stelle mit einem 
Mann zu besetzen, der mit ihm zusammenarbeite. Es stehe zu befürchten, dass 
Wismann einen neuen Leiter der DB benenne, der jede Kooperation mit dem SD 
ablehne. Aber immerhin bestehe beim SD die Auffassung, »dass Wismann aus 
lauter Angst vor der SS jeden Vorschlag« akzeptiere.73 Johst schlug daraufhin 
seinen »SS-Kameraden Will Spengler« vor74, was in der Prinz-Albrecht Straße in 
Berlin aber auf wenig Gegenliebe stieß, wie der persönliche Adjutant Johsts und 
für das Buchverbotswesen in der RSK zuständige SS-Führer, Herbert Menz, zu 
berichten wusste:

»Wegen des neuen Mannes für die Deutsche Bücherei habe ich soeben mit 
dem SD telefoniert und dabei herausgehört, dass Spengler Lust hat, nach Leip-
zig zu gehen. Das SD-Hauptamt hat allerdings gar kein Interesse daran, 
Spengler gehen zu lassen. Es dürfte sich also kaum jemand im SD-Hauptamt 
finden, der bei Gruppenführer Heydrich die Versetzung Spengler’s an die 
Deutsche Bücherei beantragt oder gar befürwortet.«75

70 Vgl. Übersicht über die Mitgliedschaften Uhlendahls in Verbänden, Gesellschaften 
und Vereinen, ohne Datum, ADNBL, PA Heinrich Uhlendahl (geb. 4.3.1886), unp.; 
Uhlendahl, Heinrich, in: Das deutsche Führerlexikon 1934/35, Berlin 1934, S.�500.

71 Ebd.; Von Uhlendahl ausgefüllter Fragebogen der Military Government of Ger-
many, 17.6.1945, StadtAL, StVuR, Nr.�9286, Bl.�147-151, hier Bl.�147R; Poethe, In-
strument, S.�272. Zu der zwischen 1933 und 1935 erfolgten Überführung der Mit-
glieder des Stahlhelm in die SA bzw. in die eigens dafür geschaffene »SA Reserve I« 
vgl. Hoffstadt, Ehre, S.�271 (Anm.�13).

72 Vgl. Herbert Menz an Staatsrat Hanns Johst, 6.2.1937, BArch Berlin, R�56-V/27, 
Bl.�209-211, hier Bl.�210. Zu Karl Heinl vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�207.

73 Herbert Menz an Staatsrat Hanns Johst, 3.4.1937, BArch Berlin, R�56-V/27, Bl.�154-
157, hier Bl.�156.

74 Hanns Johst an Herbert Menz, 5.4.1937, ebd., Bl.�150.
75 Herbert Menz an Staatsrat Hanns Johst, 9.4.1937, ebd., Bl.�144-146, hier Bl.�144. Zu 

Herbert Menz vgl. Düsterberg, Hanns Johst, S.�244-246; Barbian, Literaturpolitik 
(1995), S.�266�f.
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Diese internen Vorgänge blieben Uhlendahl vermutlich verborgen, machen  
jedoch deutlich, dass sein Posten über lange Zeit zur Disposition stand und er 
also immer wieder veranlasst war, »sein Verhalten zu kontrollieren und auf der 
Hut zu sein«.76 Für die DB leitete sich daraus ab, sich schnell an die neuen 
 politischen ›Spielregeln‹ anzupassen und sich in den Dienst des NS-Regimes zu 
stellen.77

5.1.2. Das »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums«
Die personalpolitische Überwachung der NS-Regierung erstreckte sich auf alle 
Beamten, Angestellten und Arbeiter. Durch das am 7. April 1933 erlassene »Ge-
setz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« wurden alle 125 Mitarbei-
ter der DB – vom Direktor bis zum Laufburschen – einer politischen Überprü-
fung unterzogen, was die ohnehin schon angespannte Atmosphäre im Haus am 
Deutschen Platz nur noch erhöhte.78 Mit dem Gesetz schuf sich die Regierung 
eine rechtliche Grundlage, »um offene oder potentielle Gegner aus der öffentli-
chen Verwaltung auszuschalten und Stellen für die Unterbringung bewährter 
Nationalsozialisten frei zu machen«.79 Dieser in erster Linie rassistisch moti-

76 Der ehemalige Präsident der RSK, Hans Friedrich Blunck, stellte rückblickend fest, 
dass Uhlendahl 1938 »für sich und sein Werk« Sorge hatte. Blunck, Hans Friedrich: 
Unwegsame Zeiten. Lebensbericht, Bd.�2, Mannheim 1952, S.�346. Dem Fotokünst-
ler Kurt Hielscher teilte Uhlendahl 1946 mit, er habe »es nie so weit gebracht, Pg. 
zu sein oder sein zu müssen«, denn »die schlechte Behandlung«, die er anfangs von 
der NSDAP erfahren habe, habe ihm »späterhin willkommene Gelegenheit« gege-
ben, »allen ›Bekehrungs‹versuchen standhaft zu widerstehen«. Uhlendahl an Kurt 
Hielscher, 4.1.1946, ADNBL, 154/5 (Hefter Hes-Hjel), Bl.�173.

77 Poethe, Instrument, S.�272.
78 Vgl. Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, in: RGBl 

1933, Teil 1, Nr.�34, S.�175-177. Der Hinweis auf die insgesamt 125 eingereichten 
Fragebögen der Mitarbeiter der DB findet sich in Uhlendahl an das Sächsische Wirt-
schaftsministerium, 19.7.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�72; Uhlendahl an 
RMVuP, 13.9.1933, ebd., Bl.�102. Aus dem Verwaltungsbericht der DB für 1932 geht 
hervor, dass am Ende des Rechnungsjahres 1932/33 insgesamt 149 Personen an der 
DB tätig waren, darunter 126 planmäßige und 23 außerplanmäßige Kräfte. Vgl. Be-
richt über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�46.

79 Mommsen, Beamtentum, S.�39. Bis heute ist unklar, wie viele Bibliothekare während 
der NS-Diktatur aus ihrem Beruf gedrängt oder auf andere Weise verfolgt wurden. 
Daher sind all jene Studien sehr verdienstvoll, die sich der meist schwierigen Suche 
nach den Opfern der NS-Diktatur annehmen. Hier sei exemplarisch auf folgende 
neuere Arbeiten verwiesen: Hohoff, Ulrich: Wissenschaftliche Bibliothekarinnen 
und Bibliothekare als Opfer der NS-Diktatur. Eine Übersicht über 250 Lebensläufe 
seit dem Jahr 1933. Teil 1: Die Entlassungen, in: o-bib. Das offene Bibliotheksjour-
nal, hrsg. vom Verein Deutscher Bibliothekarinnen und Bibliothekare (VDB), Bd.�2, 



571

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

vierten Maßnahme fielen Beamte »nicht arischer Abstammung« (§�3, Abs. 1) zum 
Opfer, es sei denn, der Betroffene konnte nachweisen, dass er »bereits seit dem 
1. August 1914 Beamter gewesen« war, »im Weltkrieg an der Front für das Deut-
sche Reich oder seine Verbündeten gekämpft« hatte oder sein Vater oder Sohn 
im Weltkrieg gefallen waren (§�3, Abs. 2). In solchen Fällen wurde der Beamte 
von der Entlassung vorerst verschont. Diese sogenannte ›Frontkämpferklausel‹ 
griff jedoch nur in wenigen Fällen, sodass ein Großteil der jüdischen Beamten in 
der Folgezeit stellungslos wurde. Allerdings war das Gesetz nicht nur gegen jü-
dische Personen gerichtet, denn im §�4 hieß es: »Beamte, die nach ihrer bisheri-
gen politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit rück-
haltlos für den nationalen Staat eintreten, können aus dem Dienst entlassen 
werden.«80 Diese unpräzise Formulierung erlaubte eine willkürliche Auslegung 
des Gesetzes, sodass schließlich auch zahlreiche politisch ›unliebsame‹ Personen 
entlassen wurden.81

Wie der Verwaltungschef der DB, Martin Lippmann, am 22. April 1933 fest-
stellte, war das Berufsbeamtengesetz auch für die DB verbindlich, da sie zu den 
Einrichtungen zählte, deren Einkünfte um mehr als 50 Prozent von Körper-
schaften des öffentlichen Rechts stammten. Die Handhabung der Paragraphen 3 
und 4 des Gesetzes bedürfe allerdings besonderer Ermittlungen. Da diese Fest-
stellungen, etwa die Einholung der notwendigen Urkunden und Bescheinigun-
gen, voraussichtlich längere Zeit in Anspruch nehme, solle in der DB möglichst 

Nr.�2/2015, S.�1-32, hier S.�1�f. (https://www.o-bib.de/article/view/2015H2S1-32/2422, 
eingesehen am 16.3.2017); Ders.: Wissenschaftliche Bibliothekarinnen und Bibliothe-
kare als Opfer der Teil 2: Emigration, Widerstand, Deportation und Gefangenschaft, 
S.�1-41; Saur, Klaus G.: Diskriminierung, Verfolgung und Exil unter den Bibliothe-
karinnen und Bibliothekaren der Preußischen Staatsbibliothek, in: Ders. u. Martin 
Hollender (Hg.): Selbstbehauptung – Anpassung – Gleichschaltung – Verstrickung. 
Die Preussische Staatsbibliothek und das Deutsche Bibliothekswesen 1933-1945, 
Frankfurt am Main 2014, S.�151-158; Ders.: Bibliothekare im Exil 1933-1945, in: 
Knoche, Michael u. Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im 
Nationalsozialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wies-
baden 2011, S.�325-351.

80 Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, in: RGBl 1933, 
Teil 1, Nr.�34, S.�175.

81 Die Grundlage für die Entlassungen bildete eine Fragebogenaktion, in der die DB-
Mitarbeiter Angaben zu früherer Partei- und Religionszugehörigkeit  – auch der 
Ehepartner – machen mussten. Zudem musste ein sogenannter »Ariernachweis« er-
bracht werden, wobei der »arische Stammbaum« mindestens bis zur Großelternge-
neration zurückreichen musste. Vgl. Eggestein, Michael u. Lothar Schirmer (Hg.): 
Verwaltung im Nationalsozialismus. Materialien zu einer Ausstellung der Fach-
hochschule für Verwaltung und Rechtspflege Berlin, Berlin 1987, S.�20, 41�ff. Zur 
»Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« vgl. auch Mommsen, Beamtentum, 
S.�39-61.
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bald damit begonnen werden.82 In einem Fall, so Lippmann, stehe die Ent-
scheidung jedoch bereits fest, wobei er sich auf den Hilfsbibliothekar Bertold 
Altmann bezog. Der 1902 geborene Altmann war 1926 als Volontär in die DB 
eingetreten. Er hatte in Breslau, Freiburg und Leipzig Geschichte, Nationalöko-
nomie und orientalische Sprachwissenschaft studiert und 1923 in Freiburg mit 
einer Arbeit über »Die Juden im ehemaligen Hochstift Paderborn zur Zeit des 
17. und 18. Jahrhunderts« promoviert, bevor er drei Jahre später in Breslau auch 
sein Staatsexamen für das Lehramt an höheren Schulen ablegte.83 Nach seinem 
Volontariat an der DB wurde Altmann 1928 zum wissenschaftlichen Hilfsarbei-
ter und 1932 zum Hilfsbibliothekar ernannt. Hier verwaltete er die Leihstelle 
und die Bibliographische Abteilung der DB, widmete sich aber in erster Linie 
der Verzettelung der deutschsprachigen Literatur für die Internationale Biblio-
graphie der Geschichtswissenschaften und die Jahresberichte für deutsche Ge-
schichte. Darüber hinaus arbeitete er im Auftrag der Historischen Kommission 
des Volksstaates Hessen an der Edition des Mainzer Urkundenbuches und 
wurde Ende 1932 von Uhlendahl mit der Erstellung einer »Politischen Biblio-
graphie« betraut.84 Uhlendahl war von den wissenschaftlichen und bibliotheka-
rischen Qualitäten Altmanns überzeugt und hatte dessen Arbeitsauffassung 
 wiederholt gelobt. Gleichwohl sah er sich nach Rücksprache mit dem Geschäfts-
führenden Ausschuss der DB gezwungen, Altmann aufgrund des Berufsbeam-
tengesetzes am 6. Mai 1933 über seine Entlassung aus dem Dienst der Bibliothek 
zu informieren, denn Altmann war Jude. Auch wenn es für Altmann sicher nur 
ein schwacher Trost war, ließ es sich Uhlendahl nicht nehmen, ihm für seine 
»wertvolle und treue Arbeit« zu danken, womit der DB-Direktor seiner Wert-

82 Vermerk von Martin Lippmann (DB), 22.4.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�9. 
Lippmann, seit 1917 Verwaltungschef der DB, war von Oktober 1933 bis September 
1939 Förderndes Mitglied der SS und trat 1937 in die NSDAP ein. Vgl. Auszug aus 
den Personalakten des Bürodirektors Martin Lippmann (geb. 5.11.887) als Anlage 
zum Personalfragebogen betr. Vorschlag zur Ernennung zum Verwaltungsinspek-
tor, 25.7.1940, BArch Berlin, R�55/22603, Bl.�2�f.; Von Lippmann ausgefüllter Frage-
bogen zur Mitgliedschaft in der NSDAP, 20.12.1937, ADNBL, PA Martin Lipp-
mann (geb. 5.11.1887), Bl.�90.

83 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1926), S.�20.
84 Vgl. Zeugnisse Uhlendahls für Altmann, 8.6.1929 u. 7.2.1931, ADNBL, PA Bertold 

Altmann (geb. 16.4.1902), Bl.�19, 25; Prof. Dr. Theodor Mayer (Gießen) an die Di-
rektion der DB, ebd., Bl.�22; Dr. Peter Acht (Wiesbaden) an Uhlendahl, 12.2.1935, 
ebd., unp. (vorn lose in Akte liegend). Die »Politische Bibliographie« sollte auf 
Grundlage der im Monat Januar 1933 in der DB eingehenden Schriften und Zeit-
schriften entstehen. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 31.12.1932, ADNBL, 154/1 (Hef-
ter: Direktorialverfügung 1929-1932), Bl.�416.
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schätzung für Altmann Ausdruck verlieh.85 Altmann wurde daraufhin zum 
8. Mai beurlaubt und schließlich zum 30. Juni 1933 gekündigt.86

Gleiches galt für die im Jahr 1905 geborene Eleonore Feisenberger, die seit 
1925 als Hilfsarbeiterin bzw. -sekretärin an der DB wirkte und der Uhlendahl 
»ausgezeichnete Leistungen« sowie ein frisches, arbeitsfreudiges und liebens-
würdiges Wesen attestierte.87 Feisenberger hatte bis dahin in den Dienststellen 
des Alphabetischen Katalogs, des Täglichen Verzeichnisses und der Bibliogra-
phie der amtlichen Druckschriften gearbeitet. Dass auch sie unter die Bestim-
mungen des Berufsbeamtengesetzes fiel, sorgte in der Direktion offenbar für eine 
Überraschung, denn man erfuhr erst »nach mündlichen Mitteilungen aus dem 
Kreise der Beamten der Deutschen Bücherei«, dass ihr Vater, der Reichsanwalt 
Dr. Albert Feisenberger, »getaufter Jude« war.88 Wie Lippmann vermerkte, war 
darüber in den Akten kein Nachweis vorhanden, sodass man die zum 8. Mai ver-
fügte Beurlaubung Feisenbergers gewissermaßen auf Verdacht erteilte. Von der 
Einforderung eines entsprechenden Nachweises wurde aber abgesehen, da  

85 Vermerk von Bürodirektor Martin Lippmann, 6.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hef-
ter 1), Bl.�31.

86 Seine Bezüge wurden Altmann zwar bis zum 31. März 1934 fortgewährt, er erhielt 
jedoch ab Oktober 1933 nur noch drei Viertel seines Gehalts. Vgl. Uhlendahl an 
Bertold Altmann, 27.5.1933, ADNBL, PA Bertold Altmann (geb. 16.4.1902), Bl.�35. 
Vgl. auch Riedel, Kultur- und Wissenschaftspolitik, S.�33; Hohoff, Wissenschaft-
liche Bibliothekarinnen, Teil 1 (2015), S.�6. Altmann (1902-1977?) emigrierte 1939 
in die USA und wurde dort Bibliothekar an der University of Chicago Library. 
Überdies arbeitete er wieder als Historiker und veröffentlichte Arbeiten zur Ge-
schichte der Juden und der Freimaurer. Josef Stummvoll berichtete Uhlendahl 1949 
darüber, dass er Altmann bei seiner USA-Reise getroffen habe, dieser an der »Army 
Library« tätig sei und in Washington D.�C. lebe. Er hätte sich mit ihm »sehr ange-
freundet« und so erfahren, dass Altmann »alles überwunden und keine bitteren Ge-
fühle« hätte. Gleichwohl wären sein Schwiegervater und sein Schwager ermordet 
worden. Vermerk der DB über die Entlassung Altmanns auf Grund des §�3 des Be-
rufsbeamtengesetzes, ohne Datum, ADNBL, PA Bertold Altmann (geb. 16.4.1902), 
Bl.�40; Joseph Stummvoll (Generaldirektor der Österreichischen National-Biblio-
thek, Wien) an Uhlendahl, 1.4.1949, ADNBL, 154/5 (Hefter Sm-Sn), Bl.�309�f.; Ho-
hoff, Wissenschaftliche Bibliothekarinnen, Teil 2 (2016), S.�15�f.; Walk, Joseph: 
Kurzbiographien zur Geschichte der Juden 1918-1945, München 1988, S.�8.

87 Zeugnis Uhlendahls für Eleonore Feisenberger, 6.5.1933, ADNBL, PA Eleonore 
Feisenberger (geb. 10.4.1905), Bl.�27.

88 Zu Albert Feisenberger (1873-1935), ab 1921 Reichsanwalt in Leipzig und u.�a. He-
rausgeber der »Höchstrichterlichen Rechtsprechung auf dem Gebiete des Straf-
rechts« und der »Juristischen Rundschau« vgl. Kurzbiographien. Leipziger Juristen 
Anfang der 30er Jahre, in: Journal Juden in Sachsen (JJIS), hrsg. vom Deutsch-Rus-
sischen Zentrum Sachsen e.�V., Leipzig, November 2008, S.�29-37, hier S.�31�f. 
(http://d-nb.info/1020562021/34, eingesehen am 17.3.2017).
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Eleonore Feisenberger gegen ihre Kündigung – die zum 30. Juni 1933 erfolgte – 
keinen Widerspruch einlegte.89

Während nach Auffassung der DB-Direktion und des Geschäftsführenden 
Ausschusses Altmann und Feisenberger »ohne weiteres« zu entlassen waren, be-
durfte »die Angelegenheit des Oberbibliothekars«, Otto Erich Ebert, »besonde-
rer Prüfung«.90 Der 1880 geborene Österreicher Ebert hatte in Prag und Wien 
Rechtswissenschaften und Geschichte studiert, war 1906 an der UB Wien in den 
Bibliotheksdienst getreten und 1920 an die DB gekommen, an der er bereits ein 
Jahr später zum Stellvertretenden Direktor ernannt wurde.91 Zwar gab er an, 
römisch-katholischen Glaubens zu sein, erklärte jedoch gegenüber Uhlendahl, 

89 Vermerk Lippmanns betr. Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, 26.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�35-42, 
hier Bl.�35�f.; Uhlendahl an Eleonore Feisenberger, 27.5.1933, ADNBL, PA Eleonore 
Feisenberger (geb. 10.4.1905), Bl.�29. In einem Vermerk der DB über die Entlassung 
Feisenbergers wurde sie als »Halbjüdin« bezeichnet. Vermerk betr. Entlassung auf 
Grund des §�3 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
7.4.1933, ohne Datum, ebd., Bl.�34. Eleonore Feisenberger (1905-1994) wechselte 
noch im Jahr 1933 nach Paris und fand eine Beschäftigung an der dortigen Natio-
nalbibliothek. 1934 ging sie als Sekretärin mit dem 1933 aufgrund seiner jüdischen 
Abstammung an der Staatlichen Akademie für graphische Künste und Buchgewerbe 
zu Leipzig entlassenen Professor Hugo Steiner-Prag nach Prag, um die dort durch-
geführte Internationale Sammlung zeitgenössischer Buchkunst vorzubereiten. 
Nachdem sie Steiner-Prag geheiratet hatte, emigrierte sie mit ihm 1939 nach Schwe-
den und 1940/41 über die Sowjetunion und Japan in die USA, wo sie fortan in New 
York lebte. Vgl. Uhlendahl an Goerdeler, 28.8.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, 
Beiheft 1, Bl.�368; Uhlendahl an Carolyn Collins (Washington D.�C., ehemalige US-
amerikanische Austauschbibliothekarin an der DB), 14.7.1947, ADNBL, 154/5 
(Hefter Bu-Cz), Bl.�277�f.; Uhlendahl an Rudolf Schick (Publishing Company, New 
York), 22.11.1949, ADNBL. 187/3/3 (Hefter: Jubiläum Uhlendahl, 25 Jahre Gene-
raldirektor der DB, Glückwünsche), Bl.�215r; Beatrix van Tijn (New York City) an 
Uhlendahl, 29.10.1946, ADNBL, 154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�95; Collection Interna-
tionale du Livre d’ Art Contemporain au Musée des Arts décoratifs de la Chambre 
de Commerce et d’ Industrie à Prague, Prag 1938, S.�16. Vgl. zudem The Leo Baeck 
Institute New York, Hugo and Eleanor Steiner-Prag Collection, 1899-1933, Series 
II: Correspondence, 1901-1947: Box 1, folder 11: Steiner-Prag, Eleanor undated, 
1941-1945, Bild 165-173 und Series III: Writings by Hugo Steiner-Prag, 1912-1955: 
Box 1, Folder 12: Autobiography (outline) undated, 1941, Bild 176-224 (http:// 
archive.org/stream/hugoeleanorstein01stei#page/n163/mode/1up, eingesehen am 
17.3.2017).

90 Vermerk Lippmanns betr. Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, 26.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�35-42, 
hier Bl.�35�f.

91 Kurze Notiz (Todesanzeige) Eberts, ohne Datum (September 1933), ADNBL, PA 
Otto Erich Ebert (Ruhegeldakten), Bl.�19.
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dass er »jüdischer Abstammung« sei.92 Den Personalunterlagen war zu entneh-
men, dass er im Ersten Weltkrieg »am Feldzug gegen Italien« teilgenommen 
hatte. Da Ebert dafür aber keinen Nachweis erbringen konnte, war es fraglich, 
ob die im Berufsbeamtengesetz fixierte ›Frontkämpferklausel‹ für ihn überhaupt 
Gültigkeit besaß. In seinem Fall galt es darüber hinaus zu klären, ob auch die 
»Österreicher, die in deutschen Diensten« standen, unter das Berufsbeamten-
gesetz fielen. Da Ebert vor seinem Wechsel nach Leipzig an der UB Wien ge-
arbeitet hatte, stellte sich im Hinblick auf seine Ruhestandsbezüge zudem die 
Frage, ob der österreichische Staatsdienst dem Dienst eines reichsdeutschen Be-
amten im Sinne des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
gleichzustellen war.93 

Wie das Sächsische Wirtschaftsministerium der DB mitteilte, spielte die Staats-
angehörigkeit bei der Anwendung des Gesetzes keine Rolle. Dagegen wurde 
ausdrücklich betont, dass der österreichische Staatsdienst dem deutschen Beam-
tendienst nicht gleichzustellen sei, womit eine Anrechnung der im österreichi-
schen Staatsdienst geleisteten Dienstjahre nicht in Betracht kam. Daher wurde 
nun für Ebert »die Frage des Frontdienstes von ausschlaggebender Bedeutung«.94 
Da es ihm aber auch jetzt nicht gelang, entsprechende Nachweise zu erbringen, 
schaltete er einen Anwalt ein, um den Paragraph 3, Absatz 2, des Berufsbeam-
tengesetzes für sich in Anspruch zu nehmen, der bestimmte, dass Beamte, die 
bereits vor dem 1. August 1914 Beamte gewesen waren, nicht zu entlassen sei-
en.95 Immerhin war Ebert bereits 1906 verbeamtet worden. Der Klärung dieser 
Frage nahm sich der Vorsitzende des Geschäftsführenden Ausschusses Olden-
bourg persönlich an, der den Geschäftsführer des Börsenvereins anwies, den 

92 Vermerk Lippmanns betr. Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, 26.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�35-42, 
hier Bl.�36.

93 Vgl. ebd.
94 Vgl. Walter Protze (Sächsisches Wirtschaftsministerium) an Uhlendahl, 19.6.1933, 

ADNBL, PA Otto Erich Ebert (geb. 19.5.1880), Bl.�96; Uhlendahl an das Sächsische 
Wirtschaftsministerium, 19.7.1933, ebd., Bl.�98.

95 Ebert versuchte zu erreichen, dass wenigstens seine österreichische Dienstzeit auf 
sein Pensionsalter angerechnet wurde. Für den Fall, dass er aber dennoch in den Ru-
hestand versetzt werden sollte, gab er zu bedenken, ob für ihn dann nicht Paragraph 
16 des Gesetzes greife, wonach denjenigen, denen in Durchführung des Gestzes 
»unbillige Härten« drohten, höhere Bezüge oder Übergangsgelder gewährt werden 
könnten. Vgl. Ebert an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 14.8.1933, ADNBL, 
353/1/2 (Hefter 2), Bl.�76; Rechtsanwalt Dr. Rudolf Franz (Leipzig), an Olden-
bourg, 5.7.1933, SStAL, 21765/798, Bl.�2. Zum Rechtsantwalt und Notar Rudolf 
Franz vgl. Leipziger Adress-Buch, Erster Band, Teil I: Einwohner und Firmen nach 
Namen geordnet, Leipzig 1933, S.�236, http://digital.slub-dresden.de/werkansicht/
dlf/93350/252/, eingesehen am 20.3.2017).
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›Fall Ebert‹ »ohne Zuziehung des Herrn Dr. Uhlendahl« zu lösen, den er nach 
seiner gerade überwundenen Verhaftung offenbar nicht erneut der Kritik der 
NS-Behörden aussetzen wollte.96 Wie Oldenbourg dem Rechtsbeistand Eberts 
vertraulich zu verstehen gab, stellte sich der ›Fall Ebert‹ besonders schwierig dar, 
da dieser in den letzten Jahren »gesundheitlich so schlimm auf dem Damm war, 
dass seine Leistung innerhalb der Bücherei nicht als genügend bezeichnet wer-
den« könne. Die Leistung Eberts war angeblich so problematisch, dass dessen 
Belassung als stellvertretender Direktor der DB »rein sachlich schwer verant-
wortet werden« könne. Daher sähe er, Oldenbourg, »es am liebsten«, wenn Herr 
Dr. Ebert sein Augenmerk weniger auf die Erhaltung seiner Stelle, als auf die 
Erhaltung seiner Pensionsberechtigung richten würde. »Ich glaube, dass es für 
ihn wie für mich, der ich hier eine sehr schwere Verantwortung zu übernehmen 
habe, weitaus die günstigste Lösung wäre, wenn Herr Dr. Ebert aus Gesund-
heitsrücksichten sich in den Ruhestand versetzen ließe.« Oldenbourg sei »durch-
aus gewillt«, alles zu tun, um Ebert vor jeder unberechtigten Schädigung zu 
schützen, doch könne er nicht verschweigen, dass er »schon vor der nationalen 
Revolution den Zustand einer ungenügenden Besetzung des Oberbibliothekar-
postens als untragbar bezeichnet habe«.97 

Dass Ebert unter solchen Umständen in seiner Stellung verblieb, war natür-
lich ausgeschlossen. Der Börsenverein sah in der Folge davon ab, sich in »diese 
Angelegenheit« einzumischen und überließ die Entscheidung dem Sächsischen 
Wirtschaftsministerium. Man stellte dem Rechtsanwalt Eberts anheim, sich 
selbst mit dem Ministerium in Verbindung zu setzen und dort zu versuchen, 
Ebert vor der Anwendung des Gesetzes auszunehmen und diesen »krankheits-
halber mit voller Pension zu entlassen«. Der Börsenverein würde in dieser Frage 
keine Schwierigkeiten machen, »vorausgesetzt, dass sich aus einer solchen Rege-
lung keine finanzielle Belastung für ihn« ergebe.98 Nach Rücksprache mit Ol-
denbourg beurlaubte Uhlendahl Ebert im August 1933 »in schonender Weise« – 
wie er sich zugutehielt – bis zur endgültigen Regelung der Angelegenheit.99 Am 
26.  September 1933 wurde Ebert schließlich darüber unterrichtet, dass er auf 
Veranlassung des Reichsstatthalters für das Land Sachsen zum 31.  Dezember 
1933 in den Ruhestand versetzt und seine Beurlaubung bis dahin verlängert wor-

96 Oldenburg an Albert Hess (Geschäftsführer des BV), 13.7.1933, SStAL, 21765/798, 
Bl.�1.

97 Oldenbourg an Rechtsanwalt Dr. Franz (Leipzig), 7.7.1933, ebd., Bl.�3.
98 Aktennotiz von Albert Hess (BV), 20.7.1933, ebd., Bl.�1-3 (falsche Paginierung in 

der Akte!).
99 Uhlendahl an Oldenbourg, 18.8.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�112. Die Ehefrau Eberts 

dankte Uhlendahl für sein ihr und ihrem Mann gegenüber »bewiesenes mensch-
liches Mitfühlen anlässlich der traurigen Pensionierung«. Hedda Ebert (Prag), ohne 
Datum (September 1934), ADNBL, PA Otto Erich Ebert (Ruhestandsakten), 
Bl.�17c.



577

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

den sei.100 Die Entpflichtung des verdienstvollen Ebert erregte »in den Fachkrei-
sen des In- und Auslandes berechtigtes Aufsehen«, zumal er sich als Chef des 
bibliographischen Auskunftsdienstes der DB und als Herausgeber der Minerva-
Zeitschrift »eines weitgehenden ausgezeichneten Rufes erfreute«.101 Für den erst 
53-jährigen stellte die Entlassung vermutlich eine schwere seelische Erschütte-
rung dar, von der er sich nicht wieder erholte. Als er sich im September 1934 zu 
einem Besuch in Prag aufhielt, erlitt er einen Schlaganfall, an dessen Folgen er 
am 3. September 1934 verstarb.102

Wie der Verwaltungschef der DB im Mai 1933 festhielt, bot das Berufsbeam-
tengesetz »für die Entlassung von Praktikanten nicht arischer Abstammung«, 
soweit sie keine Unterhaltsbeihilfen erhielten, keine Handhabe, denn sie waren 
nicht als Beamtenanwärter im Sinne des Gesetzes anzusehen. Zwar nahm Lipp-
mann an, dass das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen jüdische Be-
werber künftig nicht mehr zur Ausbildung zulassen werde. Gegen das Verblei-
ben der zu diesem Zeitpunkt an der DB ausgebildeten Praktikantinnen Beatrix 
Breslauer und Käte Löwenstein waren nach seiner Auffassung »kaum Beden-
ken« zu erheben.103 Die 1910 in Leipzig geborene Beatrix Breslauer war am 
1. Juni 1931 als Praktikantin in den Dienst der DB getreten und absolvierte eine 
Ausbildung für den mittleren Bibliotheksdienst.104 Sie zählte zu jenen Prakti-
kantinnen, die nach ihrer zweijährigen Ausbildungszeit beabsichtigten, sich zur 
Herbstprüfung 1933 zu melden.105 Die 1909 geborene Käte Löwenstein, Tochter 
des Leipziger Rechtsanwalts und Justizrats Berthold Löwenstein, war dagegen 

100 Vgl. Oldenbourg an Ebert, 26.9.1933, ADNBL, PA Otto Erich Ebert (geb. 
19.5.1880), Bl.�108. Eberts Besoldungsdienstalter, das die Grundlage für seine 
Ruhe standbezüge bildete, wurde vom Sächsischen Wirtschaftsministerium auf den 
1.4.1922 festgesetzt, womit sich seine Pension reduzierte. Vgl. Schreiben vermut-
lich vom Sächsischen Wirtschaftsministerium an die DB, 21.11.1933, ADNBL, PA 
Otto Erich Ebert (Ruhegeldakten), Bl.�4�f.

101 So zumindest die Reaktion auf Eberts Entlassung in dem Artikel Pensionierung des 
Oberbibliothekars Dr. Ebert von der Deutschen Bücherei, in: Neue Freie Presse 
[Wien]. Morgen-Ausgabe vom 9.11.1933, ADNBL, PA Otto Erich Ebert (geb. 
19.5.1880), Bl.�121.

102 Vgl. Bericht über die 81. Sitzung des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 153/1/1-
81, Bl.�19-33, hier Bl.�29.

103 Vermerk Lippmanns betr. Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, 26.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�35-
42, hier Bl.�38.

104 Vgl. Ebd. Im ADNBL liegt die Personalakte von Beatrix Breslauer nicht vor.
105 Lippmann an das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig) (mit bei-

liegender Liste der Praktikanten der DB, die beabsichtigten sich zur Herbstprü-
fung 1933 zu melden, 16.5.1933, ADNBL, 455/ (1929-1935), Bl.�159r-160; Über-
sicht über die Volontäre und Praktikanten der DB nach dem Stand vom 15.5.1933, 
ebd.
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erst im August 1932 in die DB eingetreten und befand sich im ersten Ausbil-
dungsjahr für den mittleren Dienst. Im August 1933 informierte das Sächsische 
Ministerium für Volksbildung das Leipziger Prüfungsamt für Bibliothekswesen 
darüber, dass Volontäre für den wissenschaftlichen Dienst und Praktikanten für 
den mittleren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken und Volksbüchereien, 
die im Sinne der Ersten Verordnung zur Durchführung des Berufsbeamtengeset-
zes »als nicht arisch« galten, nicht mehr zur praktischen Ausbildung zugelassen 
seien. Diejenigen, die ihren Vorbereitungsdienst bereits aufgenommen hätten, 
hätten diesen also sofort aufzugeben.106 Daraufhin eröffnete Uhlendahl Käte 
 Löwenstein am 6.  September 1933, dass sie mit sofortiger Wirkung entlassen 
sei.107 Mit den Volontären und Praktikanten, die sich im Herbst 1933 der Prü-
fung unterziehen mussten, wollte das Prüfungsamt selbst in Verbindung treten 
»und damit auch den Fall der Praktikantin Breslauer […] erledigen«.108 Aller-
dings konnte Beatrix Breslauer ihre Prüfungen im Oktober 1933 doch noch ab-
schließen und erhielt von allen geprüften Anwärtern das beste Zeugnis. Unmit-
telbar danach emigrierte sie nach Holland.109

106 Vgl. Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an das Sächsische Prü-
fungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig), 23.8.1933, ADNBL, 455/0 (1929-1935), 
Bl.�191�f.

107 Vgl. Vermerk von Lippmann (DB), 6.9.1933, ebd., Bl.�206; Zeugnis Uhlendahls für 
Käte Löwenstein, 5.9.1933, ADNBL, PA Käte Löwenstein (geb. 27.8.1909), Bl.�21a. 
Über das weitere Schicksal von Käte Löwenstein konnte bisher nicht viel in Erfah-
rung gebracht werden. Ihr Vater, der als Jude 1933 ebenfalls seine Stelle als Richter 
in Leipzig verloren hatte, hielt am 26.1.1945 fest, er sei von dem mit ihm befreun-
deten Abteilungsleiter in der Leipziger Devisenstelle, Reichsbahnoberinspektor 
Engelke, im Oktober 1938 gewarnt worden, dass »gegen die Juden in Deutschland 
die Ausführung schrecklicher Dinge beabsichtigt sei«. Engelke hatte Löwenstein 
schon im Vorfeld geraten, Deutschland zu verlassen, was für ihn dadurch erleich-
tert werde, dass seine Kinder bereits in Palästina wohnten. Demnach war Käte Lö-
wenstein schon vor 1938 nach Palästina emigriert. Ihre Eltern verließen Deutsch-
land in der Nacht vom 4. zum 5.  November 1938, also vier Tage vor dem 
Novemberpogrom und emigrierten ebenfalls nach Palästina. Berthold Löwenstein 
(Tel Aviv): Sammlung. Was nicht in den Archiven steht. Zur Vorgeschichte des 
Pogroms und der Judenvermögensabgabe im November 1938, 26.1.1945, Yad Vas-
hem Archives, Jerusalem, Record Group O.1.  – K.�J. Ball-Kaduri-Collection of 
Testimonies and Reports of German Jewry, File 9, Title: Testimony of Dr. Bert-
hold Loewenstein, born in Hannover, Germany, 1863, regarding his experiences in 
Germany before the November pogrom, 1938, page 1-3 (http://viewer.yadvashem.
org/viewer/Show.aspx, eingesehen am 20.3.2017).

108 Vgl. Vermerk von Lippmann (DB), 6.9.1933, ADNBL, 455/0 (1929-1935), Bl.�206.
109 Ein Kündigungsschreiben für Beatrix Breslauer liegt nicht vor, aus einer Aufstel-

lung über alle Mitarbeiter der DB von 1913 bis 1950 geht aber hervor, dass sie die 
DB zum 30.9.1933 verließ. Vgl. ADNBL, Alphabetische Personalliste [der DB], 
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Im Zuge der Erhebungen zum Berufsbeamtengesetz mussten sich auch jene 
Mitarbeiter der DB ›verantworten‹, die einer linksgerichteten Partei angehört 
oder sich in von den Nationalsozialisten bekämpften Bewegungen engagiert hat-
ten. Zu ihnen zählte der 1903 geborene Magazingehilfe Karl Friedrich Tauscher, 
der mehrfach denunziert wurde. So gab der Magazingehilfe Kurt Dietze an, Tau-
scher hätte sich 1931 abfällig über die Reichswehr geäußert. Allerdings war in 
der DB bekannt, dass zwischen Tauscher und Dietze »kein gutes Einvernehmen« 
herrschte, womit leicht der Eindruck entstand, dass hier ›alte Rechnungen‹ be-
glichen werden sollten.110 Schwerwiegender war, dass gleich mehrere Kollegen 
aussagten, Tauscher habe aus seiner »Sympathie für den Kommunismus keinen 
Hehl gemacht« und dem der kommunistischen Bewegung nahestehenden Arbei-
tersportverein »Fichte« angehört.111 Während Tauscher in einem anderen Fall 

abgeschlossen 31.12.1950, Eintrag unter Breslauer, Beatrix, unp. Aus einer von Uh-
lendahl 1946 ausgestellten Bescheinigung geht hervor, dass Breslauer die mündli-
che Prüfung Ende September und die schriftliche Prüfung Mitte Oktober 1933 be-
stand. Vgl. Bescheinigung von Uhlendahl für Beatrix van Tijn, geb. Breslauer über 
ihre 1933 abgelegte Prüfung, 27.8.1946, ADNBL, 154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�96. 
Nach ihrem Weggang aus der DB ging Beatrix Breslauer (1910-1997) noch 1933 
nach Amsterdam, arbeitete dort zunächst einige Jahre in einer wissenschaftlichen 
Buchhandlung und emigrierte nach der Besetzung Hollands durch die Deutschen 
mit ihrem holländischen Ehemann, Jacques van Tijn, 1940 über Großbritannien 
und Kanada in die USA. Hier arbeitete sie als Privatsekretärin »bei einem hollän-
dischen Großindustriellen« in New York, erhielt dann aber eine Stelle als Biblio-
thekarin beim National Bureau of Economic Research. Von 1956 bis 1980 arbeitete 
sie an der Bibliothek der Columbia University und von 1980 bis 1990 an der Bi-
bliothek des Metropolitan Museum of Art. Ab 1990 lebte sie im Seniorenheim 
»Willamett Manor« in Portland (Oregon), wo sie 1997 verstarb. Beatrix van Tijn 
(New York City) an Uhlendahl, 22.7.1946 u. 29.10.1946, ebd., Bl.�95, 97; Uhlen-
dahl an Rudolf Schick (Publishing Company, New York), 22.11.1949, ADNBL. 
187/3/3 (Hefter: Jubiläum Uhlendahl, 25 Jahre Generaldirektor der DB, Glück-
wünsche), Bl.�215R; Deaths Van Tijn, Beatrix, in: The New York Times vom 
15.6.1997 (http://www.nytimes.com/1997/06/15/classified/paid-notice-deaths-
van-tijn-beatrix.html, eingesehen am 20.3.2017).

110 Vgl. Aussage von Kurt Dietze, 9.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�60; Ver-
merk Lippmanns auf der Aussage Dietzes, 9.5.1933 ebd., Bl.�60-62. Kurt Dietze 
wirkte seit 1916 als Magazingehilfe in der DB und trat am 1.5.1937 der NSDAP bei. 
Vgl. von Dietze ausgefüllter Fragebogen der Landesverwaltung Sachsen, Personal-
amt [betr. Entnazifizierung], 13.10.1945, ADNBL, PA Kurt Dietze (geb. 7.2.1892), 
unp.

111 Vermerk Lippmanns auf der Aussage Dietzes, 9.5.1933 ADNBL, 353/1/2 (Hefter 
1), Bl.�60-62. Zum Arbeitersportverein »Fichte« vgl. Tödt, Helga: Der Mann im 
Hintergrund. Arno Tanski – ein Kommunist und Gentleman, Berlin 2015, S.�40-
43; Dierker, Herbert: »Größter Roter Sportverein der Welt«. Der Berliner Arbei-
tersportverein Fichte in der Weimarer Republik, in: Teichler, Hans Joachim u. 



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

580

vorgeworfen wurde, sich abfällig über Hitler geäußert zu haben, wies Uhlendahl 
ihn merkwürdigerweise »auf seine 1931 [!] aus Anlass des Weihnachtsfestes der 
DB geäußerte ablehnende Haltung gegenüber dem Weihnachtsfest überhaupt 
hin«, was Uhlendahl »als undeutsch empfunden habe«. Tauscher wurde darauf-
hin am 6. Mai 1933 beurlaubt und aufgefordert, sich schriftlich zu äußern.112

Während Tauscher sich zu rechtfertigen suchte, gelangte der Betriebsrat der 
DB zu weiteren belastenden Informationen.113 Wie dessen erster Vorsitzender 
Toelle festhielt, sei Tauscher bis Mitte 1927 bei der »Landsassen-Werkgemein-
schaft GmbH, Leipzig« beschäftigt gewesen, die »als rein kommunistisches Un-
ternehmen« anzusehen sei. Das Betriebsratsmitglied Ernst Rückert bestätigte 
dies auf der Basis der in der DB vorhandenen Druckschriften in einem eigens 
angefertigten Kurzgutachten über die Werkgemeinschaft. Toelle gelangte zu 
dem Ergebnis, dass Tauscher »seine kommunistische Gesinnung nicht geändert« 
habe, seine Rechtfertigungsversuche daher unglaubwürdig seien und der Be-
triebsrat »keinerlei Bedenken gegen die Anwendung des §�4 des Gesetzes zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« habe.114 Daher wurde Tauscher 

Gerhard Hauk (Hg.): Illustrierte Geschichte des Arbeitersports, Berlin u. Bonn 
1987, S.�93-104; Dierker, Herbert u. Lothar Skorning: »Gleich sei alles was 
Menschen antlitz trägt«. Zum 100. Jahrestag der Gründung des Turnvereins Fichte, 
in: Sozial- und Zeitgeschichte des Sports 1990, Heft 2, S.�7-41.

112 Vgl. Aussage von Martha Thon (DB), 6.6.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�66. 
Die Bibliotheksobersekretärin Martha Thon wirkte seit 1917 an der DB und war 
bereits im August 1932 in die NSDAP eingetreten. Vgl. von Martha Thon ausge-
füllter Fragebogen zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Be-
rufsbeamtentums vom 7.4.1944, 19.6.1933, ADNBL, PA Martha Thon (geb. 
15.10.1894), Bl.�45�f., hier Bl.�46R. Zur Aussage Uhlendahls, dass Tauschers Verhal-
ten als »undeutsch« zu bezeichnen sei, siehe Vermerk Lippmanns, 6.5.1933, 
ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�31.

113 Vgl. Tauscher an den GA der DB, 8.5.1933, ebd., Bl.�56�f. Uhlendahl hielt in einem 
Schreiben an das Sächsische Wirtschaftsministerium fest, dass die von Tauscher in 
seiner Rechtfertigung gegen seinen Schwiegervater – einen ehemaligen DB-Mitar-
beiter – vorgebrachten Einwendungen nichts ergeben hätten, was Tauschers Kla-
gen hätte rechtfertigen können. Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministe-
rium, 20.6.1933, ebd., Bl.�55.

114 Willy Toelle (1. Vorsitzender des Betriebsrates der DB) an die Direktion der DB, 
2.6.1933, ebd., Bl.�64; Gutachten von Ernst Rückert betr. die »Landsassen-Werk-
gemeinschaft«, Leipzig, 2.6.1933, ebd., Bl.�65. Der Hilfsarbeiter und Büchereiassis-
tent Willy Toelle war 1925 in die DB eingetreten. In dem von ihm ausgefüllten Fra-
gebogen zur Durchführung des Berufsbeamtengesetzes gab er an, der NSDAP in 
den Jahren 1925 bis 1927 angehört zu haben. Im Mai 1937 stellte er einen erneuten 
Antrag um Aufnahme in die NSDAP, der aber nicht komplikationslos verlief, da 
die in der Leipziger NSDAP und ab 1938 im Rassenpolitischen Amt der NSDAP-
Kreisleitung aktive DB-Mitarbeiterin Käthe Jacob gegen seine Aufnahme Wider-
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zum 27. Mai 1933 »ordnungsmäßig gekündigt«, weil er nach Auffassung der Be-
hörden – und auch der Direktion der DB – »keine Gewähr dafür« bot, »jederzeit 
rückhaltlos für den nationalen Staat einzutreten«.115

Ein gleiches Schicksal ereilte den 1899 geborenen und seit 1924 in der DB wir-
kenden Buchbinder und Magazingehilfen Johannes Krötzsch, gegen den Beden-
ken bezüglich seiner »nationalen Zuverlässigkeit (§�4 d. Ges.)« geäußert wurden. 
Als Krötzsch von Uhlendahl zur Rede gestellt angab, von 1929 bis Februar 1933 
Mitglied der SPD und der Eisernen Front gewesen zu sein, wurde er mit Wir-
kung vom 8. Mai 1933 von seinem gehobenen Posten in der Zugangsstelle zur 

spruch erhob. Der Konflikt zwischen Jacob und Toelle wurde beigelegt und 
 Letzterer zum 1.5.1937 in die NSDAP aufgenommen, in der er dann als Organisa-
tionsleiter seiner Ortsgruppe fungierte. Vgl. von Toelle ausgefüllter Fragebogen 
zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 7.4.1933, 15.6.1933, ADNBL, PA Willy Toelle (geb. 15.12.1898), Bl.�26�f.; von 
Toelle ausgefüllter Fragebogen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP 10.12.1937, 
ebd., Bl.�24; Käthe Jacob an Werner Rust (DB), 14.2.1938, ebd., Bl.�29; Toelle an 
die Leitung der DB, 17.2.1938, ebd., Bl.�30; Vermerk von Martin Lippmann (DB), 
23.10.1945, ebd., Bl.�51; Vermerk von Lippmann, 9.5.1933, ADNBL, PA Karl 
Friedrich Tauscher (geb. 20.11.1903), Bl.�21. Zu Käthe Jacob vgl. von Jacob aus-
gefüllter Fragebogen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP 18.12.1937, ADNBL, PA 
Käthe Jacob (geb. 17.1.1906), Bl.�37. Zur Landsassen-Werkgemeinschaft vgl. Conti, 
Christoph: Abschied vom Bürgertum. Alternative Bewegungen in Deutschland 
von 1890 bis heute, Reinbek bei Hamburg 1984, S.�132�f.

115 Sächsisches Wirtschaftsministerium (Dresden) an die DB, 30.6.1933, ADNBL, 
353/1/2 (Hefter 1), Bl.�68; Sächsisches Wirtschaftsministerium an Tauscher, 
22.7.1933, ebd., Bl.�70; Entlassungsschreiben Uhlendahls an Tauscher, 27.5.1933, 
ADNBL, PA Karl Friedrich Tauscher (geb. 20.11.1903), Bl.�24. Über den weiteren 
Lebensweg Tauschers konnte nicht viel in Erfahrung gebracht werden. So ist 
 bisher nur bekannt, dass er sich 1938 als Portier und Markthelfer in der Zweig-
niederlassung Leipzig der Firma Knoop & Co. GmbH bewarb, die die DB um eine 
Auskunft über die Person Tauschers ersuchte. Vgl. Knoop & Co. GmbH, Zweig-
niederlassung Leipzig an die DB, 14.11.1938, ebd., Bl.�47. Im Adressbuch der Stadt 
Leipzig von 1940 wird Tauscher als Lagerverwalter (Wohnung in der Jöcherstr. 10) 
aufgeführt. Vgl. Adreßbuch der Reichsmessestadt Leipzig mit Markkleeberg, 
Böhlitz-Ehrenberg, Mölkau 119 (1940), Erster Band, Teil I, Leipzig 1940, 
S.�940  (http://digital.slub-dresden.de/werkansicht/dlf/94572/960/, eingesehen am 
21.3.2017). Im Adressbuch Leipzigs für 1943 wird Tauscher als Buchhalter (Jö-
cherstr. 10) aufgeführt. Vgl. Adreßbuch der Reichsmessestadt Leipzig mit Mark-
kleeberg, Böhlitz-Ehrenberg, Engelsdorf, Mölkau 122 (1943), Erster Band, Teil I, 
Leipzig 1943, S.�988 (http://digital.slub-dresden.de/werkansicht/dlf/84290/1014/, 
eingesehen am 21.3.2017). In den Leipziger Adressbüchern für 1948 und 1949 fin-
det sich kein Hinweis auf Friedrich Tauscher in der Jöcherstraße 10.
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Hausbuchbinderei zurückversetzt.116 Damit schien sich die Sache vorerst er-
ledigt zu haben. Allerdings brachte ein Erlass des RMdI vom August 1933 seinen 
Fall wieder auf die Tagesordnung. Wie Staatssekretär Pfundtner den Obersten 
Reichsbehörden in Erinnerung rief, war die SPD infolge ihres »landesverräteri-
schen Charakters« ebenso »staatsfeindlich« wie die Kommunistische Partei. Be-
amten, Angestellten und Arbeitern wurde daher jede auch noch so lose Verbin-
dung zu diesen Parteien untersagt. All jene, die diesen Parteien früher angehört 
hatten, wurden aufgefordert, schriftlich zu bestätigen, dass sie keine Beziehun-
gen zu beiden Parteien, ihren Hilfs- und Ersatzorganisationen und ihren Vertre-
tern im Ausland mehr unterhielten.117 Im Januar 1934 forderte das Sächsische 
Wirtschaftsministerium die NSDAP-Gauleitung in Dresden auf, einen ausführ-
lichen Bericht über die politische Betätigung des Buchbinders Krötzsch zu er-
statten. Wie das Ministerium angab, eilte die Angelegenheit ganz besonders, weil 
der Bericht zu Entschließungen aufgrund des Berufsbeamtengesetzes benötigt 
wurde und die Frist des Gesetzes bald ablief.118 Den Bericht erstattete Biblio-
theksinspektor Otto Eggert, Leiter der NS-Fachgruppe DB im Reichsbund der 
Deutschen Beamten, der über seinen Kollegen Krötzsch schrieb, dieser sei bis 
1933 »erklärter Sozialdemokrat« gewesen und »wegen der Bedenken bezüglich 
seiner nationalen Zuverlässigkeit« in der DB auf einen niederen Posten versetzt 
worden. Überdies sei Krötzsch Anhänger der Nacktkulturbewegung und gelte 
in der DB als »Schürzenjäger«. Wie Eggert zu berichten wusste, hätte Krötzschs 
»moralisches Verhalten« bereits früher Anlass zum Tadel gegeben, was die Fach-
gruppenleitung der DB zu dem Schluss führte, dass »die nationale Zuverlässig-
keit bei K. verneint werden« müsse.119 Das Sächsische Wirtschaftsministerium 
teilte der DB daraufhin Ende Januar 1934 mit, dass »Krötzsch nach seiner bis-
herigen politischen Betätigung keine Gewähr« dafür biete, jederzeit rückhaltlos 
für den nationalen Staat einzutreten. Sein Dienstverhältnis sei daher fristlos zu 

116 Vermerk von Bürodirektor Martin Lippmann, 6.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hef-
ter  1), Bl.�31; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 
19.7.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�72; von Krötzsch ausgefüllter Frage-
bogen zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums vom 7.4.1933, 22.6.1933, ADNBL, PA Johannes Krötzsch (geb. 4.4.1899), 
unp.

117 Hans Pfundtner (RMdI) an die Obersten Reichsbehörden, 11.8.1933, BArch Berlin, 
R�55/897, Bl.�2.

118 Sächsisches Wirtschaftsministerium (Dresden) an die Gauleitung der NSDAP 
(Dresden), 4.1.1934, ADNBL, PA Johannes Krötzsch (geb. 4.4.1899), unp.

119 Otto Eggert (Leiter der Fachgruppe Deutsche Bücherei im Reichsbund der 
 Deutschen Beamten) an das Organisationsamt der NSDAP, Kreis Leipzig Land, 
10.1.1934, ebd., unp. Dieses Gutachten sandte die NSDAP-Gauleitung Sachsen am 
13.1.1934 an das Sächsische Wirtschaftsministerium, ebd., unp.
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kündigen, was Uhlendahl mit Wirkung vom 6. Februar 1934 umgehend veran-
lasste.120

Zu jenen, an deren politischer Zuverlässigkeit gezweifelt wurde, gehörte auch 
der 1898 geborene und seit 1927 in der DB tätige Bibliothekssekretär Ernst Ad-
ler. Adler hatte der KPD von 1920 bis 1923 angehört und nicht nur »des Öfteren 
Linksparteien in Schutz genommen«, sondern auch »Angehörige der DB, insbe-
sondere Damen, gewarnt, nationalsozialistisch zu wählen«.121 Laut Uhlendahl 
hatte sich der Weltkriegsveteran Adler, abgesehen von wahlkampfbedingten 
»marxistischen Äußerungen«, während seiner Zugehörigkeit zur DB parteipoli-
tisch nicht betätigt und erhob »sich in seinen Leistungen beträchtlich über den 
Durchschnitt«.122 Darüber ging man in Dresden jedoch hinweg und verwies Uh-
lendahl auf das am 20. Juli 1933 erlassene Gesetz zur Ergänzung des Berufsbe-
amtengesetzes, das unter dem neuen Paragraph 2a vorschrieb, dass Beamte, die 
der KPD oder einer ihrer Hilfs- oder Ersatzorganisationen angehört oder sich 
sonst im kommunistischen Sinne betätigt hatten, aus dem Dienst zu entlassen 
seien. Von der Entlassung konnte nur bei solchen Beamten abgesehen werden, 
die sich schon vor dem 30. Januar 1933 einer Partei oder einem Verband ange-
schlossen hatten, die hinter der »Regierung der nationalen Erhebung« stan-
den.123 Dazu gab Adler an, dass er 1920 in die KPD eingetreten, dort aber »le-

120 Entwurf für ein Schreiben des Sächsischen Wirtschaftsministeriums (Dresden) an 
die DB, 31.1.1934, ebd., unp.; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium 
(Dresden), 9.2.1934, ebd., unp.; Uhlendahl an Johannes Krötzsch, 9.2.1934 ebd., 
Bl.�21. Johannes Krötzsch (1899-1963) gelang es nach seiner Entlassung erst nach 
einigen Jahren, eine Stelle als Lehrmeister und Betriebsleiter der Buchbinderei im 
Einkaufshaus für Büchereien in Leipzig zu finden. Im Jahr 1943 legte er seine  
Meisterprüfung als Buchbinder ab, bevor er zur Wehrmacht eingezogen wurde. 
Von 1947 bis 1954 arbeitete er als Leiter der Planungsabteilung im Verlag Volk und 
Wissen in Leipzig und danach als Buchbinderleiter im Dietz Verlag in Leipzig. 
1955 wurde der als technischer Oberassistent für Buchbinden an die Hochschule 
für Grafik und Buchkunst verpflichtet. Gleichzeitig leitete er die Werkstatt für 
künstlerisches Handbuchbinden von Professor Otto Dorfner in Weimar, die dem 
Institut für Buchgestaltung angegliedert worden war. Vgl. Kapr, Albert: Buchbin-
dermeister Johannes Krötzsch verstorben, in: Papier und Druck 12 (1963), Heft 3, 
S.�23.

121 Vermerk Lippmanns betr. Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 7.4.1933, 26.5.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 1), Bl.�35-
42, hier Bl.�39�f.

122 Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 19.7.1933, ADNBL, 353/1/2 
(Hefter 2), Bl.�72.

123 Sächsisches Wirtschaftsministerium (Dresden) an DB, 26.8.1933, ebd., Bl.�84; Uh-
lendahl an Ernst Adler, 29.8.1933, ebd., Bl.�85. Vgl. zudem Gesetz zur Ergänzung 
des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 20.7.1933, in: 
RGBl., Teil I, S.�518. Wie Uhlendahl dem Sächsischen Wirtschaftsministerium mit-
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diglich zahlendes Mitglied« gewesen sei. Als ihm »der antideutsche nur von 
Russland abhängige Charakter dieser Bewegung« klar geworden sei, sei er 1923 
wieder ausgetreten. Gleichzeitig hob er hervor, sich mit 16 Jahren 1914 als 
Kriegsfreiwilliger gemeldet und sich 1919 ebenfalls freiwillig in den Dienst des 
Grenzschutzes nach Osten gestellt zu haben. So wie damals sei er auch nun »je-
derzeit rückhaltlos bereit, im Sinne der nationalen Bewegung zu arbeiten«.124 Im 
Sächsischen Wirtschaftsministerium zeigte man sich davon allerdings wenig be-
eindruckt und schlug dem Reichsstatthalter für Sachsen vor, Adler aufgrund des 
Paragraphen 2a des Berufsbeamtengesetzes mit sofortiger Wirkung zu kündigen, 
was Mutschmann auch verfügte.125 Adler wurde am 26. September 1933 aus der 
DB entlassen.126

teilte war der seit 1924 in der DB wirkende Magazingehilfe Helmut Ulrich von 
1926 bis 1927 »in noch jugendlichem Alter Mitglied des Reichsbanners« gewesen, 
aber im April 1933 in die NSDAP eingetreten und inzwischen auch SA-Anwärter. 
Für Ulrich kam eine Anwendung des Paragraphen 2a des Berufsbeamtengesetzes 
daher offenbar nicht in Betracht. Gleichwohl wurde er am 28.10.1933 mit soforti-
ger Wirkung aus der DB entlassen, nachdem festgestellt worden war, dass er neben 
dem Delikt der Urkundenfälschung auch Bücher der DB gestohlen und verkauft 
hatte. Vgl. Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 
19.7.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�72; von Ulrich ausgefüllter Fragebogen 
zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 7.4.1933, 19.6.1933, ADNBL, PA Helmut Ulrich (geb. 11.3.1910), unp. (lose 
in Akte liegend); Bericht Martin Lippmanns (DB) über die Verfehlungen Ulrichs, 
18.10.1933, ebd., Bl.�12.

124 Ernst Adler an die Direktion der DB, 31.8.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), 
Bl.�86.

125 Vgl. Sächsisches Wirtschaftsministerium (Dresden) an die DB, 25.9.1933, ebd., Bl.�108.
126 Vgl. Oldenbourg (Vorsitzender des GA der DB) an Ernst Adler, 26.9.1933, ADNBL, 

PA Ernst Adler (geb. 30.10.1898), Bl.�26. Es war für Adler vermutlich kein Trost, 
dass die am 18.9.1933 verfügte Entlassung nach Paragraph 2a des Berufsbeamten-
gesetzes mit Wirkung vom 1.1.1935 in seine Versetzung in den dauernden Ruhe-
stand nach Paragraph 6 umgewandelt wurde, denn Adler hatte keinen Anspruch 
auf ein Ruhegehalt. Vgl. Sächsisches Wirtschaftsministerium an Uhlendahl, 
11.1.1935, ebd., Bl.�32. Nach seiner Entlassung fand Adler (1898-1982) 1935 eine 
Anstellung im Einkaufshaus für Büchereien. Als einer der wenigen Bibliothekare 
wandte er sich dem Widerstand zu. Er wurde offenbar Mitglied der kommunis-
tischen Widerstandsgruppe um Georg Schumann und Karl Jungbluth und 1943 
zusammen mit Letzterem verhaftet. Nach dem Zweiten Weltkrieg leitete er die 
Stadtbücherei Leipzig, baute später in Ostberlin das Zentralinstitut für Biblio-
thekswesen mit auf und war danach an der UB Jena tätig. Vgl. Hohoff, Wissen-
schaftliche Bibliothekarinnen, Teil 2, S.�21, 24�f.; Rötzsch/Plesske, Deutsche Bü-
cherei, S.�48; Ernst Adler zum 70. Geburtstag, in: Der Bibliothekar. Zeitschrift für 
das Bibliothekswesen, 22 (1968), Heft 10, S.�1043�f.; Marks, Erwin: Dem Andenken 
deutscher antifaschistischer Bibliothekare, in: Buch und Bibliothek 27 (1975), 



585

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

Name Eintritt Dienststellung Entlassung § BBG Weiterer  
Lebensweg

Bertold 
Altmann

1928 Hilfsbibliothekar 06.05.1933 §�3 Emigration 
USA

Eleonore 
Feisenberger

1925 Hilfssekretärin 06.05.1933 §�3 Emigration 
USA

Otto Erich 
Ebert

1920 Oberbibliothekar 31.12.1933 §�3 1934 
verstorben

Beatrix 
Breslauer 

1932 Praktikantin – §�3 Emigration 
USA

Käte 
Löwenstein

1931 Praktikantin 05.09.1933 §�3 Emigration 
Palästina

Friedrich 
Tauscher

1927 Magazingehilfe 06.05.1933 §�4 Buchhalter 
in Leipzig

Johannes 
Krötzsch

1924 Buchbinder 06.02.1934 §�4 Buchbinder 
in Leipzig

Ernst Adler 1927 Bibliotheks-
sekretär

28.09.1933 §�2a Widerstand; 
Haft 1943

Tabelle 5: Aufgrund des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 an der Deutschen Bücherei entlassene Mitarbeiter127

Wie Oldenbourg Adler im November 1933 mitteilte, hatten die »in der 
 Deutschen Bücherei durchgeführten Abbaumaßnahmen« für ihn angeblich eine 
»schwere innere Belastung« dargestellt.128 Angesichts seines offensiven Vorge-
hens im Fall von Uhlendahls Vertreter Otto Erich Ebert erscheint dies jedoch 
fragwürdig. Insgesamt fällt auf, dass in der DB und ihren Führungsgremien 
kaum Anzeichen zu erkennen waren, die Betroffenen zu schützen oder sich für 
sie zu verwenden. In der Regel beschränkte sich das Handeln der DB-Direktion 
auf die »pflichtgemäße Ausführung der ministeriellen Vorgaben«.129 In gleich 

S.�807-816, hier S.�810�f.; Günnel, Peter: Ereignisse und Wahrnehmungen von den 
Anfängen eines deutschen Bibliotheksinstituts, in: Göhler, Helmut (Hg.): Alltag 
in öffentlichen Bibliotheken der DDR. Erinnerungen und Analysen, Bad Honnef 
1998, S.�17-35, hier S.�18. Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�444

127 Die Entlassungsunterlagen finden sich im Anhang des Schreibens von Uhlendahl 
an den RMVuP, 17.3.1934, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�133-139.

128 Oldenbourg an Ernst Adler, 22.11.1933, ADNBL, PA Ernst Adler (geb. 30.10.1898), 
Bl.�29.

129 Poethe, Instrument, S.�272.
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mehreren Fällen gingen die Entlassungen sogar auf Denunziationen aus der ›Ge-
folgschaft‹ der DB zurück.130 

Auch Uhlendahl legte nicht in allen Fällen die gleiche Empathie für die Be-
troffenen an den Tag, wie der Fall Tauscher offenbart. Hinzu kommt, dass er 
sich bei der Vollzugsmeldung im Hinblick auf die Durchführung des Berufsbe-
amtengesetzes einer für ihn ungewöhnlich sachlichen-distanzierten, geradezu 
verwaltungstechnischen Sprache bediente, was vermutlich mit seinen eigenen 
Erfahrungen vom Juni 1933 zusammenhing und er jeden Vorwurf einer etwaigen 
Parteinahme für die von den Bestimmungen des Gesetzes Betroffenen vermeiden 
wollte.131 Wie er dem Propagandaministerium im September 1933 mitteilte, 

130 Im Jahr 1945 sagte Uhlendahl über die seit 1929 in der DB wirkende Marie Ehlert, 
NSDAP-Mitglied seit 1930 und als Propagandaleiterin in der Kreisfrauenschaft ak-
tiv, aus, sie habe die NSDAP »laufend über alle Vorgänge« in der DB unterrichtet, 
wobei sie, »vielleicht weniger aus Absicht als aus Unkenntnis der Zusammenhänge, 
die Verhältnisse nicht selten falsch dargestellt und der Leitung manche Unannehm-
lichkeit« verursacht habe. Sie sei eine »ausgesprochene Aktivistin« gewesen, die das 
Personal in ständiger Unruhe gehalten habe. Uhlendahl an die SED, Kreis Leipzig, 
8.8.1946, ADNBL, PA Marie Ehlert (geb. 5.4.1905), Bl.�81. Dies betraf jedoch nicht 
nur die DB. So berichtete eine in der Sächsischen Landesbibliothek Dresden tätige 
Bibliothekarin Victor Klemperer im Februar 1934 darüber, dass überall »äußerste 
Spionen- und Denunziantenangst« herrschte. Klemperer, Victor: Ich will Zeugnis 
ablegen bis zum letzten. Tagebücher 1933-1941, Berlin 81996, S.�89. Daher spra-
chen auch DB-Mitarbeiter über ihre Gegnerschaft oder ihre Unzufriedenheit mit 
dem NS-Regime nur hinter vorgehaltener Hand bzw. im privaten Kreis. Vgl. ebd., 
S.�146, 164, 217, 302�f.

131 Auch im Verwaltungsbericht der DB für 1933 fehlen Hinweise auf die Entlassun-
gen. Zwar wurde angedeutet, die DB sei durch »neue Gesetze und Verordnungen, 
wie die Bestimmungen zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« und »die 
verschärften Bestimmungen für die Aufnahme von Personal« vor neue Aufgaben 
gestellt worden, aber bis auf den Hinweis, dass Otto Erich Ebert »infolge Verset-
zung in den Ruhestand« ausgeschieden sei, finden sich keine Anhaltspunkte auf die 
entlassenen DB-Mitarbeiter. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), 
S.�41, 50. Im Jahr 1938 kritisierte Uhlendahl die Veröffentlichung eines österreichi-
schen Verlags, der eine Abbildung der DB mit einem erläuternden Text enthielt: 
»So sehr ich die Erwähnung der Deutschen Bücherei begrüsse, so kann ich doch 
die Art, in der dies geschieht, nicht gutheissen. Die Abbildung des Gebäudes ist 
schlecht wiedergegeben, der kurze Text ist gänzlich veraltet und zum Teil unrich-
tig. Dazu kommt, dass der Verfasser des Textes, dessen Namen Sie anführen, nicht-
arischer Herkunft ist und bereits seit 1933 nicht mehr an der Anstalt tätig ist. Sollte 
das Buch eine neue Auflage erfahren oder sollten Sie in einer anderen Veröffentli-
chung die Deutsche Bücherei erwähnen, so bitte ich höflichst, sich vorher mit der 
Leitung der Anstalt in Verbindung zu setzen.« Uhlendahl an die Oesterreichische 
Verlagsgesellschaft M.�O. Groh u. Comp. (Wien), 13.10.1938, ADNBL, 182/3, Bd.�I 
(1928-1944), Bl.�319.
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seien das Berufsbeamtengesetz und seine Durchführungsbestimmungen auf das 
gesamte Personal der DB angewandt worden. Soweit »nichtarische Abstammung 
(§�3 des Gesetzes) und nationale Unzuverlässigkeit (§�4 des Gesetzes) von vorn-
herein« festgestanden hätten, seien die betreffenden Entlassungen bereits am 
6. Mai vorgenommen worden. Über das Verbot der Zugehörigkeit zur KPD und 
zur SPD seien die Mitarbeiter im Bilde. Von denjenigen, die früher diesen Par-
teien angehört hätten, sei die geforderte Erklärung, dass sie keinerlei Beziehun-
gen mehr zu diesen Parteien und ihren Ersatzorganisationen unterhalten dürften, 
fristgemäß abgegeben worden. Man habe die Betreffenden darauf hingewiesen, 
»dass falsche Angaben mit Dienstentlassung bestraft« würden.132 Von den ins-
gesamt 125 Fragebogen bedürften nur noch sechs einer näheren Prüfung. Dabei 
handle es sich in einem Fall um einen Beamten »nichtarischer Herkunft«, bei 
dem aufgrund von Rückfragen beim Sächsischen Wirtschaftsministerium mit der 
Versetzung in den Ruhestand zu rechnen sei (Ebert). In vier Fällen liege eine ehe-
malige Zugehörigkeit zur SPD und in einem Fall zur Kommunistischen Partei 
(Adler) vor. Es sei aber damit zu rechnen, dass die Entscheidungen in der vorge-
schriebenen Frist getroffen würden, »so dass die etwa erforderlich werdenden 
Kündigungen noch rechtzeitig ausgesprochen werden können«.133

132 Uhlendahl an den RMVuP, 9.9.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�99. Im Fe-
bruar 1937 teilte Uhlendahl dem RMVuP mit, dass an der DB »Juden, jüdische 
Mischlinge, jüdisch Versippte und nichtjüdische Fremdblütige« nicht beschäftigt 
seien. Uhlendahl an RMVuP, 12.2.1937, BArch Berlin, R�55/902, Bl.�48.

133 Uhlendahl an den RMVuP, 13.9.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�102. Bei den 
vier Fällen, in denen eine Zugehörigkeit zur SPD vorlag, handelte es sich um  
Johannes Krötzsch und Helmut Ulrich sowie um den Bibliotheksinspektor Curt 
Fleischhack und den Magazingehilfen Richard Beyer. Fleischhack (1892-1972) 
hatte von 1907 bis 1915 eine buchhändlerische Ausbildung durchlaufen und war 
1915 in den Dienst der DB getreten. Hier stieg er bis 1930 zum Bibliotheksoberin-
spektor auf und zählte zu den engsten Mitarbeitern Uhlendahls. Fleischhack hatte 
der SPD 1923 etwa sechs Monate angehört und war von 1924 bis 1935 Mitglied der 
Mazdaznan-Bewegung. Dass Fleischhack nicht entlassen wurde, hing vermutlich 
damit zusammen, dass er Frontkämpfer des Ersten Weltkriegs war und Uhlendahl 
ihn als einen der »tüchtigsten Beamten der DB« bezeichnete. Zudem trat Fleisch-
hack 1934 in die SA ein, in der er den Rang eines Rottenführers bekleidete. 1937 
bemühte er sich zudem um eine Aufnahme in die NSDAP. Dies wurde jedoch nicht 
nur verweigert, Fleischhack wurde 1939 zum Austritt aus der SA aufgefordert, was 
vermutlich damit zusammenhing, dass die Mazdaznan-Bewegung, der er bis 1935 
angehört hatte, vom RMdI 1936 zu einer »freimaurerlogenähnlichen Organisation« 
erklärt worden war und ihre Mitglieder für jegliche Beförderung oder Anstellung 
nicht mehr in Betracht kamen. Nach 1945 wurde er zum Leiter der Bibliographi-
schen Abteilung der DB ernannt, bevor er 1954 als Nachfolger des verstorbenen 
Uhlendahl zum Hauptdirektor der DB ernannt wurde. Er schied 1961 aus dem  
Bibliotheksdienst aus. Auszug aus den Personalakten des Bibliotheks(ober)inspek-
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Das Berufsbeamtengesetz wirkte in der DB lange nach und verhinderte noch 
1942 die Einstellung einer qualifizierten Bewerberin, obwohl bereits ein akuter 
Personalnotstand herrschte. Im Oktober 1942 hatte sich die Bibliothekarin Ma-
ria Seeger (geb. 1892) um eine Stelle beworben.134 Aus ihrer Bewerbung ging 
hervor, dass sie im gehobenen Bibliotheksdienst über zehn Jahre lang in der Mi-
nisterialbücherei in Dresden gearbeitet und zuvor drei Jahre in der Literarischen 
Abteilung eines wissenschaftlichen Forschungsinstituts gewirkt hatte. Zwar hatte 
sie die Prüfung für den gehobenen Bibliotheksdienst nicht abgelegt, war jedoch 
von der Staatskanzlei für mehrere Monate in die Sächsische Landesbibliothek in 
Dresden abgestellt worden, um in alle Gebiete des mittleren Dienstes Einblick 
zu gewinnen. Daraufhin war sie als »gleichwertige Kraft« eingestuft worden. Im 
Jahr 1933 wurde sie aber aufgrund des Paragraphen 4 des Berufsbeamtengesetzes 
entlassen, denn sie hatte von 1923 bis 1933 der SPD angehört und war auch der 
Gruppe »Religiöser Sozialisten« beigetreten. Sie fand daraufhin eine Anstellung 
im Buchhandel, lernte zwei Jahre im Verlag Otto Harrassowitz, legte 1940 die 
Prüfung als Buchhändlergehilfin ab und arbeitete ab Januar 1941 im Presserefe-
rat des Verlages Philipp Reclam. Der kriegsbedingte Rückgang der Buch-
produktion hatte jedoch zur Folge, dass es auch in der Firma Reclam zu Perso-
naleinschränkungen kam. Daher bewarb sich Seeger schließlich bei der DB.

Aus den akribischen Notizen der DB-Beamten geht hervor, dass sie Seeger 
aufgrund ihrer sozialdemokratischen Vergangenheit skeptisch gegenüberstan-
den. So wurde nicht nur vermerkt, dass sie Vorträge für Sozialpolitik vor Frauen-
gruppen der SPD gehalten hatte, sondern auch, wie oft sie zwischen 1919 und 

tors Curt Fleischhack, um 1940, BArch Berlin, R�55/22119, Bl.�3; von Fleischhack 
ausgefüllter Frage bogen zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung 
des Berufs beamtentums vom 7.4.1933, 21.6.1933, ADNBL, PA Curt Fleischhack 
(geb. 7.12.1892), Bl.�91�f.; Umlauf Uhlendahls, 27.1.1937, ebd., Bl.�108; von Fleisch-
hack ausgefüllter Fragebogen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP, 20.12.1937, ebd., 
Bl.�109; NSDAP (Kreis Leipzig, Ortsgruppe Süden E) an Fleischhack, 20.2.1939, 
ebd., Bl.�111; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 
19.7.1933, ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�72; Erklärung Fleischhacks, 31.8.1933, 
ebd., Bl.�92; Rau, Nationalbibliothek (2015), S.�38. Der Magazingehilfe Richard 
Beyer war 1921 in die DB eingetreten und von 1919 bis 1920 Mitglied der SPD. 
Auch für ihn hatten die Auflagen des Berufsbeamtengesetzes letztlich keine Fol-
gen. Er schied erst 1952 aus der DB aus. Vgl. von Beyer ausgefüllter Fragebogen 
zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 7.4.1933, 17.6.1933, ADNBL, PA Richard Beyer (geb. 12.7.1888), Bl.�29�f.; Be-
urteilung Beyers von Wolfgang Proksch für das erste Halbjahr 1952, 8.9.1952, ebd., 
Bl.�67; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 19.7.1933, 
ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�72; Erklärung Beyers, 31.8.1933, ebd., Bl.�94.

134 Vgl. Bewerbungsschreiben von Maria Seeger an die DB (mit beigefügtem »Frage-
bogen für Bewerber« vom 2.10.1942), 1.10.1942, ADNBL, 335/1 (Hefter 1: 1939-
1943), Bl.�92�f.; Seeger an DB, 5.10.1942, ebd., Bl.�94.
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1942 umgezogen war. Lippmann legte fest, dass eine »politische Beurteilung« 
einzuholen sei. Die DB wandte sich daraufhin an die NSDAP-Kreisleitung Leip-
zig mit der Frage, ob Bedenken gegen die Einstellung bestünden. Obwohl die 
Antwort der Kreisleitung positiv ausfiel, hatte das Sächsische Wirtschaftsminis-
terium der DB inzwischen mitgeteilt, dass Seeger nicht nur dem linken, ›unab-
hängigen‹ Flügel der SPD angehört habe, auch mit ihrer Arbeit in der Ministeri-
albücherei sei man angeblich nicht zufrieden gewesen. Nach ihrer 1933 erfolgten 
Entlassung aus dem Staatsdienst könne sie von der DB aber ohnehin nicht ein-
gestellt werden. Bei der Behandlung der Bewerbung sei »jedenfalls Vorsicht ge-
boten«. Nachdem sich der DB-Personalbeauftragte gegen Seeger ausgesprochen 
hatte, lehnte Uhlendahl ihre Bewerbung schließlich ab, da angeblich sämtliche 
Stellen besetzt seien.135

Bei dem Personalbeauftragten handelte es sich um Werner Rust, der 1934 als 
Nachfolger des entlassenen Ebert in die DB gekommen war. Seine Einstellung 
verweist auf das zwischenzeitliche Vorgehen des Geschäftsführenden Ausschus-
ses und der DB-Direktion, bei der Wiederbesetzung vor allem auf Nationalsozia-
listen zurückzugreifen. Als Vorsitzender des Geschäftsführenden Ausschusses 
hatte Oldenbourg bereits während der Verhandlungen über die Zukunft Eberts 
durchblicken lassen, dass er diesen durch einen geeigneteren Kandidaten ersetzen 
wollte. Der Betreffende sollte tüchtiger Bibliothekar, erprobter Verwaltungsbe-
amter und Nationalsozialist sein, denn es stand von Beginn an fest, dass dem 
neuen Mann als Arbeitsgebiet die Personalangelegenheiten zugewiesen werden 
sollten.136 Während Uhlendahl dabei Ernst Wermke  – seit 1933 Direktor der 

135 Vermerk Lippmanns, 6.10.1942, ebd., Bl.�94; Verwaltungsamtmann der DB an die 
NSDAP-Kreisleitung Leipzig, 8.10.1942, ebd., Bl.�94R; NSDAP-Kreisleitung an 
die DB, 4.12.1942, ebd., Bl.�97; Vermerk der Verwaltung der DB vom 14.10.1942, 
ebd.; Uhlendahl an Seeger, 22.10.1942, ebd., Bl.�96.

136 Vgl. Redevorlage Oldenbourgs für die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, 
ohne Datum, ADNBL, 153/1/1-80, Bl.�35 (im Umschlag); Aktennotiz vermutlich 
von Bürgermeister Löser betr. Sitzung des GA der DB unter Teilnahme aller, d.�h. 
auch der an der Vorbesprechung nicht beteiligten Mitglieder am 29.1.1934, ohne 
Datum, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�3, Bl.�57. Nach der dritten Durchführungsverordnung 
des Berufsbeamtengesetzes sollten die Personalfragen von im NS-Sinne »unbedingt 
zuverlässigen Beamten bearbeitet werden«. Als für das gesamte Reich zuständiger 
»Beamtenminister« hatte Wilhelm Frick gefordert, dass sich alle Personalreferen-
tenstellen nur in den Händen alter Kämpfer der NSDAP befinden dürften, denn 
nur sie allein seien in der Lage, die Leistungen eines Nationalsozialisten ein-
zuschätzen. Für eine Personalreferentenstelle bedürfe es keiner Vorbildung. Es  
genüge »allein Menschenkenntnis, die sich die Nationalsozialisten im Ringen um 
die Seele eines jeden einzelnen Menschen besser erworben« hätten, »als sie es jemals 
durch irgendein Studium hätten erreichen können«. Während Uhlendahl dem  
RMVuP daraufhin mitteilte, dass der Bürodirektor der DB, Martin Lippmann, als 
Sachbearbeiter für Personalangelegenheiten fungiere, teilte ihm das Ministerium 
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Breslauer Stadtbibliothek – im Blick hatte, wurden im Geschäftsführenden Aus-
schuss Josef Kindervater (UB Göttingen), Werner Rust (UB Berlin) und Richard 
Sander (UB Bonn) in die nähere Auswahl gezogen.137 Die Entscheidung fiel zu-
gunsten Rusts. Werner Rust, entfernter Verwandter des gleichnamigen Preußi-
schen Kultus- und designierten Reichserziehungsministers, wurde 1893 geboren. 
Er studierte deutsche und romanische Philologie, Geschichte und Philosophie in 
Berlin und Greifswald und promovierte 1917 mit einer Arbeit über den mittel-
hochdeutschen Minnesänger Ulrich von Lichtenstein. Im August 1914 trat er als 
Kriegsfreiwilliger in den Heeresdienst ein und wurde drei Monate später so 
schwer verwundet (Gewehrschuss durch Nase und linkes Auge), dass er 1917 als 
»dauernd kriegsuntauglich« entlassen wurde. Er trat 1918 als Volontär in die UB 
Greifswald ein, wechselte ein Jahr später an die UB Göttingen und erhielt nach 
der bibliothekarischen Fachprüfung eine Anstellung an seiner alten Wirkungs-
stätte in Greifswald. 1923 wechselte er an die UB Berlin. Im Jahr 1918 war Rust 
der DNVP beigetreten, schied 1928 aus der Partei wieder aus und wandte sich 
der NSDAP zu, der er im September 1932 auch beitrat. In der Ortsgruppe Berlin 
Berlin-Dahlem bekleidete Rust vorübergehend das Amt eines Zellen- und Pro-
pagandawartes, bevor er im März 1933 zum Obmann der neugegründeten Zelle 
Universitäts-Bibliothek der NS-Beamtenschaft an der Friedrich-Wilhelms-Uni-
versität Berlin avancierte.138

mit, Lippmann entspreche nicht den Anforderungen, die nach dem Berufsbeam-
tengesetz an einen Personalreferenten zu stellen seien. Dieser sei in seiner Eigen-
schaft als Personalreferent durch einen älteren Angehörigen der NSDAP abzu-
lösen, der die Gewähr dafür biete, dass alle Personalangelegenheiten im Sinne des 
NS-Staates bearbeitet würden. Hans Rüdiger (RMVuP) an DB, 26.2.1934, ADNBL, 
331, Bl.�1; Besetzung der Personalreferentenstellen durch Nationalsozialisten, in: 
Das Dritte Reich, Nr.�8 von 1934, ebd., Bl.�1R; Uhlendahl an RMVuP, 2.3.1934, 
ebd., Bl.�2; RMVuP an die Direktion der DB, 20.3.1934, ebd., Bl.�3.

137 Vgl. ebd.; Uhlendahl an Otto Vanselow (Erster Bibliotheksrat der StUB Königs-
berg), 28.2.1934, ADNBL, 154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�40. Wie dem Protokoll der 
Sitzung des GA zu entnehmen ist, wurde die Angelegenheit der Nachfolge Eberts 
»in Abwesenheit des Dir. Uhlendahl und des mitunterzeichneten Berichtsführers« 
Lippmann verhandelt. Bericht über die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, 
ADNBL, 153/1/1-80, Bl.�20-34, hier Bl.�27.

138 Vgl. Bogen: Personalnachrichten über den Hilfsbibliothekar an der UB zu Berlin, 
Dr. Werner Rust, 25.2.1925, Archiv der Humboldt-Universität zu Berlin (im Fol-
genden AHU), UB 01 459 (Personalia Dr. phil. Werner Rust, geb. 9.7.1893), unp.; 
Vermerk: Neuer Stellvertretender Direktor der Deutschen Bücherei, ohne Datum 
(1934), ADNBL, 347/1, Bl.�13; Bewerbungsschreiben Rusts an den Vorsitzenden 
des GA der DB, 20.11.1933, ADNBL, PA Werner Rust (geb. 9.7.1893), Bl.�2-6; von 
Rust aufgefüllter Fragebogen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP, 8.2.1938, ebd., 
Bl.�39.
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Rust schied »schweren Herzens« von Berlin, nahm die Stelle des Oberbiblio-
thekars und Stellvertretenden Direktors an der DB jedoch dankend an, da sie ihm 
»einen bedeutend größeren dienstlichen Wirkenskreis« verschaffte, seinen bi-
bliotheksorganisatorischen und bibliographischen Interessen entgegenkam und 
eine deutliche wirtschaftliche Verbesserung darstellte. Wie er dem Preußischen 
Kultusminister in seinem Gesuch um Ausschied aus dem preußischen Biblio-
theksdienst aber auch versicherte, sollte es Rusts 

»Bestreben sein, in der Beurteilung und Behandlung gegenwärtiger und zu-
künftiger bibliotheksorganisatorischer Streitfragen meinen schon immer ver-
tretenen Standpunkt aufrecht zu erhalten, dass der Bibliothekar als überzeug-
ter Nationalsozialist keine eigensüchtige Institutspolitik treiben darf, sondern 
sein Amt in jedem Lande und in jeder Bibliothek als Dienst an deutscher 
 Wissenschaft und deutscher Bildung auffassen muss. Bei dieser geistigen Ein-
stellung glaube ich auch in Leipzig dem Interesse der preußischen Biblio-
theksverwaltung nach den vom Herrn Minister für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung bestimmten Grundsätzen stets dienen zu können.«139

139 Rust an PK, 19.2.1934, AHU, UK R�279, PA des Bibliothekars Dr. Werner Rust 
(geb. 7.9.1893), Bl.�36.

Abb. 25: Werner Rust, Stellvertretender Direktor  
der Deutschen Bücherei 1934 bis 1945
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Der selbstbewusste und wortgewandte Rust trat seinen Dienst in Leipzig zum 
1. April 1934 an und identifizierte sich sofort mit seiner neuen Wirkungsstätte.140 
Aufgrund seines »Drangs zu politischer Mitarbeit«, verfügte er über gute Bezie-
hungen ins Preußische Kultusministerium, was ihm im ›Kampf‹ der DB mit der 
PSB ein ums andere Mal zugute kommen sollte.141 Darüber hinaus wurde Rust 
zum Mitglied des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten ernannt und war 
damit über alle anstehenden Fragen auf dem Gebiet des Bibliothekswesens bes-
tens informiert.142 Zweifellos war Rust ein überzeugter Nationalsozialist, erwies 
sich jedoch auch als pragmatischer Bibliotheksfachmann im Dienste seines Hau-
ses. Zwischen Uhlendahl und seinem neuen Stellvertreter spielte sich daher recht 
bald eine weitgehend harmonische Zusammenarbeit ein, zumal Rust in politisch 
relevanten Fragen und auch in durchaus problematischen Situationen bereitwil-
lig als ›Blitzableiter‹ fungierte, sich wiederholt vor Uhlendahl und seine Kollegen 
stellte und die DB auf diese Weise aus der Schusslinie übereifriger NS-Aktivisten 
hielt.143

Bei der Besetzung der durch das Berufsbeamtengesetz an der DB freigewor-
denen Stellen wurde darauf geachtet, Nationalsozialisten nachrücken zu lassen. 
So wurde für den entlassenen Magazingehilfen Friedrich Tauscher der SA-Mann 
Kurt Petersen eingestellt. Gleiches galt für das SA-Mitglied Karl Röhrborn, der 

140 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937) S.�48; Oldenbourg an Wer-
ner Rust, 16.3.1934, ADNBL, PA Werner Rust (geb. 7.9.1893), Bl.�13.

141 Vermerk: Neuer Stellvertretender Direktor der Deutschen Bücherei, ohne Datum 
(1934), ADNBL, 347/1, Bl.�13; Vermerk von Theodor Vahlen (PK), 21.11.1933, 
ADNBL, PA Werner Rust (geb. 7.9.1893), Bl.�8.

142 Vgl. Bernhard Rust (REM) an Werner Rust (DB), 7.12.1936, ebd., Bl.�36.
143 In einem Entwurf für ein Schreiben an Hederich (PPK) bezeichnete sich Rust als 

den »für politische Dinge in erster Linie zuständigen Beamten« der DB. Rust an 
Hederich (Entwurf), ohne Datum (um 1937), ADNBL, 843/0 (1938-1944), Bl.�177�f. 
Bei seinem Ausscheiden als Vorsteher des BV und Vorsitzender des GA der DB 
dankte Oldenbourg Rust dafür, dass er durch seinen Übertritt in die DB ihm, Ol-
denbourg, »die beruhigende Gewissheit verschafft« habe, dass »dort nun die Wo-
gen mit der Zeit doch geglättet« würden. Oldenbourg an Uhlendahl, 12.5.1934, 
ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�8. Rust bearbeitete den gesamten Briefwechsel der 
DB mit Uhlendahl gemeinsam. Vgl. Werner Rust an Wilhelm Baur (BV), 26.9.1936, 
ADNBL, PA Werner Rust (geb. 7.9.1893), Bl.�43-45. Für Beispiele, in denen sich 
Rust schützend vor die DB stellte, vgl. Rust an Hederich (Abt. VIII, RMVuP), 
6.11.1937, ADNBL, 199 (Hefter 1929-1947), Bl.�21�f.; Rust an die Geschäftsstelle 
der NSDAP Kreis Leipzig-Stadt, 6.9.1935, ADNBL, PA Käthe Jacob (geb. 
17.1.1906), Bl.�27R; Rust an die RFdS, 4.6.1936, ADNBL, 897/0, Bl.�36R-37. Zur 
Bearbeitung sämtlicher Personalangelegenheiten wurde Rust der NS-Fachgrup-
penleiter Eggert als Referent beigeordnet. Die vorbereitenden Arbeiten erledigte 
weiterhin Lippmann. Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 10.4.1934, ADNBL, 331, Bl.�4; 
Verfügung Uhlendahls, 10.4.1943, ebd., Bl.�7.
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die Stelle von Eleonore Feisenberger übernahm.144 Die Wiederbesetzung der 
Stelle Ernst Adlers erfolgte durch das Nachrücken der seit 1924 an der DB täti-
gen Ingeborg Opelt (NSDAP seit 1932). An ihre Stelle sollte ein geprüfter An-
wärter, ein »Zellenleiter der NSDAP« treten.145

5.1.3. ›Doppelverdiener‹ und ›Alte Kämpfer‹
Im Sommer 1933 prüfte die DB auf Veranlassung der Stadtverwaltung Leipzig 
die wirtschaftlichen Verhältnisse ihrer weiblichen Kräfte, um festzustellen, wel-
che von ihnen sozial so gestellt waren, dass sie männlichen Arbeitskräften Platz 
machen konnten.146 Den Hintergrund bildeten die von der NS-Regierung for-
cierten Aktionen gegen sogenannte ›Doppelverdiener‹. Als ›Doppelverdiener‹ 
wurden bereits in zwanziger Jahren jene Personen bezeichnet, die von mehr als 
einem Verdienst lebten.147 Dies bezog sich jedoch in erster Linie auf berufstätige 
Ehefrauen, deren Männer ein ausreichendes Einkommen hatten.148 Derartige 
Forderungen entstammten dem bürgerlichen Familienmodell und einer bei der 
Rechten und dem katholischen Zentrum vorherrschenden prinzipiellen Ableh-
nung gegen Frauenarbeit. Verheiratete Frauen sollten grundsätzlich keinen Be-

144 Röhrborn war von 1929 bis 1930 Praktikant an der DB und stand seit 1931 in ih-
rem Dienst, wurde jedoch aus Mitteln bezahlt, die der DB aus bibliographischen 
Sonderarbeiten zuflossen. Infolge des Rückgangs dieser Einnahmen war eine Be-
zahlung Röhrborns nicht mehr möglich, wodurch er in die Stelle Feisenbergers 
einrückte. Er blieb bis zum Juli 1945 im Dienst der DB. ADNBL, Alphabetische 
Personalliste [der DB], abgeschlossen 31.12.1950, Eintrag unter Röhrborn, Karl, 
unp. Der Magazingehilfe Kurt Petersen trat am 1.10.1933 in die DB ein, verließ sie 
jedoch im Mai 1935 wieder. Vgl. ebd., Eintrag unter Petersen, Kurt, unp. Vgl. zu-
dem Uhlendahl an Bürgermeister Löser (Leipzig) (mit anliegender Übersicht über 
die Entlassung von Bediensteten der DB im Zuge des Berufsbeamtengesetzes und 
den Stand der Wiederbesetzung der dadurch frei gewordenen Stellen, 1.2.1934, 
ADNBL, 353/1/2 (Hefter 2), Bl.�119-121. 

145 Ebd.; Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium, 22.11.1934, ADNBL, 
PA Ernst Adler (geb. 30.10.1898), Bl.�31.

146 Vgl. Bericht über die 81. Sitzung des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 153/1/1-
81, Bl.�19-33, hier Bl.�30.

147 Wie der Bürodirektor der DB im September 1933 festhielt, wurde ein Doppelver-
dienst angenommen, wenn einer der Ehegatten ein Monatseinkommen von mehr 
als 125 RM bezog. Vgl. Vermerk Lippmanns, 2.9.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�25.

148 Vgl. Schumann, Silke: »Die Frau aus dem Erwerbsleben wieder herausnehmen«. 
NS-Propaganda und Arbeitsmarktpolitik in Sachsen 1933-1939, Dresden 2000, 
S.�18. So war es auch an der DB Usus, dass weibliche Kräfte aus dem Dienst der DB 
ausschieden, wenn sie sich verheirateten und ihr Ehegatte ein Einkommen hatte. 
Vgl. etwa Uhlendahl an Frau Ldeuke [!] Münzer-Tausig, 28.8.1927, ADNBL, 
154/5 (Hefter Ta-Tw), Bl.�2.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

594

ruf ausüben, »ledigen Frauen waren Tätigkeiten im Erziehungs- und Wohlfahrt-
wesen oder in der Krankenpflege zugedacht«.149 Die schon in den Jahren der 
Weimarer Republik durchgeführten Kampagnen und gesetzlichen Verordnun-
gen gegen das ›Doppelverdienertum‹ gingen davon aus, es sei unmoralisch und 
unsozial, wenn in einem Haushalt mehr als eine Person einem Beschäftigungs-
verhältnis nachgehe, weil auf diese Weise anderen Arbeitslosen die Erwerbsmög-
lichkeit genommen werde.150 Allerdings wurde dabei geflissentlich übersehen, 
dass viele männliche Niedriglöhner, Teilzeitbeschäftigte oder Kurzarbeiter ihren 
Unterhalt oder den ihrer Familie gar nicht mit einer einzigen Stelle bestreiten 
konnten. »Dennoch war die Denkfigur vom gemeinschaftsschädigenden Dop-
pelverdienst verbreitet, weil der Ruf nach ausgleichender Gerechtigkeit in Not-
zeiten auf besondere Empfänglichkeit traf.«151 

Die Bekämpfung des ›Doppelverdiensts‹ war nicht nur bei den Nationalsozia-
listen populär.152 Denn die von ihnen sanktionierten Maßnahmen knüpften an 
ältere Traditionen an, vor allem an die von gewerkschaftlicher Seite getragenen 
Demobilisierungskampagnen von 1919/20, um die heimkehrenden Soldaten wie-
der in die Wirtschaft zu integrieren.153 Vor dem Hintergrund der durch die In-
flation ausgelösten katastrophalen Finanzlage hatte ein Reichsgesetz 1923 Reich, 
Ländern und Kommunen ermöglicht, verheiratete Beamtinnen – anders als ver-
heiratete Beamte – zu entlassen, weil ihr Mann für ihren Lebensunterhalt auf-
kommen sollte.154 Während der Weltwirtschaftskrise mit ihrem ständig wach-
senden Heer von Arbeitslosen erschienen Kampagnen gegen ›Doppelverdiener‹ 
als probates Mittel der Krisenbewältigung. So scheute man sich nicht, verheira-
tete Frauen »moralisch unter Druck« zu setzen, ihren Arbeitsplatz zugunsten 
männlicher Arbeitsloser aufzugeben.155 Im Mai 1932 verabschiedete die Regie-
rung Brüning auf Vorschlag der Zentrumspartei mit den Stimmen von NSDAP, 
DNVP und SPD das »Gesetz zur Rechtsstellung weiblicher Beamter«, das es er-

149 Humann, Detlev: »Arbeitsschlacht«. Arbeitsbeschaffung und Propaganda in der 
NS-Zeit 1933-1939, Göttingen 2011, S.�152; Wehler, Gesellschaftsgeschichte, S.�238.

150 Vgl. Humann, Arbeitsschlacht (2011), S.�152.
151 Humann, Detlev: Die »Arbeitsschlacht« als Krisenüberwindung, in: Buggeln, 

Marc u. Michael Wildt (Hg.): Arbeit im Nationalsozialismus, München 2014, 
S.�71-86, hier S.�75.

152 Vgl. ebd., S.�75�f.
153 Vgl. Hachtmann, Rüdiger: Reichsarbeitsministerium und Deutsche Arbeitsfront. 

Dauerkonflikt und informelle Kooperation, in: Nützenadel, Alexander: Das 
Reichsarbeitsministerium im Nationalsozialismus. Verwaltung – Politik – Verbre-
chen, Wallstein 2017, S.�136-173, hier S.�154.

154 Dazu und zu den in Sachsen zudem ergriffenen Maßnahmen zur Kündigung ver-
heirateter weiblicher Angestellter, deren Männer »ausreichend« verdienten, vgl. 
Schumann, Frau, S.�18.

155 Ebd.
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laubte, Reichsbeamtinnen zwangsweise zu entlassen, sofern ihre Versorgung 
»nach der Höhe des Familieneinkommens dauernd gesichert« erschien.156 

Da das Gesetz am Arbeitsmarkt nicht die gewünschte Wirkung zeigte, sah 
sich die NS-Regierung 1933 zu einer Verschärfung veranlasst. Dies äußerte sich 
in einer »größeren Novelle des Beamten-, Besoldungs- und Versorgungsrechts«, 
das nun nicht mehr nur für die Beamtinnen des Reiches, sondern auch für die der 
Länder, Kommunen und sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts ver-
bindlich wurde. »Die Verschärfung bestand vor allem darin, dass der Rechtsweg 
nach Entlassungen faktisch aussichtslos wurde, weil die Gerichte […] an die 
E ntlassungsentscheidung der obersten Behörde gebunden waren.« Darüber 
 hinaus unterlagen die Leistungen an die entlassenen Beamtinnen fortan einer 
 Kürzung.157 Damit jedoch erschöpfte sich die »legislatorische Kraft« der NS-
Regierung auf dem Gebiet des ›Doppelverdienertums‹, denn es gestaltete sich 
schwierig, ein für die Behörden, öffentlichen Körperschaften und für die Privat-
wirtschaft gleichermaßen verbindliches Gesetzeswerk zu kreieren, sodass sie 
spätestens im Herbst 1933 zurückruderte.158

Doch einmal losgelassen, ließen sich der Kampfeseifer und die Verfolgungs-
wut lokaler NS-Aktivisten nur noch schwer eindämmen, denn »für enttäuschte 
Erwerbslose, rachsüchtige Denunzianten und übermotivierte Parteisoldaten« 
bot sich im Zuge der ›Doppelverdienerkampagne‹ »eine Arena, in der sie Frust 
abbauen, Nachbarn anschwärzen oder sich in brauner Uniform bewähren konn-
ten«, und das alles »im Gewand der Gemeinnützigkeit« und ganz im Sinne der 
›Volksgemeinschaft‹.159 Wie überall begleitete die Presse die Initiative auch in 
Sachsen mit einer publizistisch-propagandistischen Kampagne, in der die For-
derung erhoben wurde, Arbeitsplätze für arbeitslose Männer freizumachen.160 
So wurde behauptet, dass an Stelle von ›Doppelverdienern‹ und nicht auf Erwerb 
angewiesenen Frauen »noch Tausende zur Untätigkeit verurteilte Jünglinge und 
Männer untergebracht werden« könnten. Diese Männer müssten herunter von 
der Straße, müssten »Möglichkeiten zur Bewährung, zur Unterhaltung ihrer  
Familie, zur Gründung eines eigenen Hausstandes bekommen«, denn damit 
sei  nicht nur der Nation, sondern angeblich auch den Frauen »am besten 

156 Humann, Arbeitsschlacht (2011), S.�152�f.
157 Ebd., S.�153.
158 Ebd., S.�154�f., 163-172. Dazu und zu den weiteren Gründen, etwa, dass die Löhne 

der entlassenen Frauen in vielen Branchen so niedrig waren, dass Familienväter mit 
ihnen keine Familie hätten ernähren können, vgl. Schumann, Silke: Die soziale 
Lage der Bevölkerung und die NS-Sozialpolitik in Sachsen, in: Vollnhals, Clemens 
(Hg.): Sachsen in der NS-Zeit, Leipzig 2002, S.�57-71, hier S.�62.

159 Humann, Arbeitsschlacht (2014), S.�76
160 Vgl. Schumann, Frau, S.�23.
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gedient«.161 Das Sächsische Justizministerium legte den Vorständen der Justiz-
behörden im Juli 1933 nahe, dauernd darüber zu wachen, nur solche weiblichen 
Angestellten zu beschäftigen, die darauf angewiesen seien, für sich oder ihre An-
gehörigen einem Erwerb nachzugehen. Dagegen sollten Töchter von noch im 
Dienst befindlichen Beamten keine Verwendung finden, wenn der Verdienst ih-
res Vaters einen ausreichenden Lebensunterhalt gewährleistete.162 Die Folge die-
ser Kampagne war, dass bereits im Juli 1933 eine Reihe von Leipziger Betrieben 
ihren ›Doppelverdienern‹ »ausnahmslos« gekündigt hatte.163 Und dabei leistete 
man sich vermutlich auch hier »viele Fehlgriffe«.164

Auch die DB leitete eine Überprüfung ihrer Beamten und Angestellten auf 
›Doppelverdiener‹ ein.165 Damit beugte sie sich dem Druck der Stadtverordneten 
Leipzigs, die forderten, die Personalverhältnisse einer beschleunigten und gründ-
lichen Nachprüfung zu unterziehen, um festzustellen, »inwieweit etwa dort 
noch Angestellte beschäftigt« seien, »die aus sozialen Gründen zweckmäßiger-
weise anderen Platz machen müssten«. Wie der Vorsteher der Stadtverordneten, 
Otto Wolf (NSDAP 1929) hervorhob, sei festgestellt worden, dass sich die Eltern 
verschiedener, in der DB beschäftigter Damen in Vermögensverhältnissen befän-
den, »die es bei der heutigen Lage nicht vertretbar erscheinen lassen, dass diese 
Damen von der Deutschen Bücherei beschäftigt« würden.166 Uhlendahl erwi-

161 Macht Arbeitsplätze frei für Arbeitslose Männer!, in: Leipziger Tageszeitung vom 
7.6.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�1; Beseitigt Doppelverdienertum! Aufruf an die säch-
sischen Arbeitgeber, in: Leipziger Tageszeitung vom 16.6.1933, ebd., Bl.�1R; Weg 
mit den Doppelverdienern!, in: Leipziger Tageszeitung vom 17.6.1933, ebd., Bl.�2.

162 Vgl. Verordnung gegen Doppelverdiener, in: Neue Leipziger Zeitung vom 9.7.1933, 
ebd., Bl.�2R.

163 Schumann, Frau, S.�23�f. Beispielsweise wurde Elise Hofmann-Busse, die Ehefrau 
des Leiters der Städtischen Bücherhallen Leipzigs, Walter Hofmann, infolge des 
»Doppelverdienererlasses«, nach 27-jähriger Berufstätigkeit entlassen. Vgl. Rich-
ter, Chronik, S.�20.

164 So wies der Preußische Innenminister im November 1933 darauf hin, dass auf dem 
Gebiet des ›Doppelverdienertums‹ »viele Fehlgriffe« vorkämen. Abschrift einer 
Notiz aus der Münchener Medizinischen Wochenschrift, 80 (1933), Nr.�46 vom 
17.11.1933, S.�1840, Spalte 1, ADNBL, 334/5, Bl.�31.

165 Vermerk von Lippmann (DB), 21.6.1933, ebd., Bl.�3.
166 Bürgermeister Löser an Oldenbourg, 4.8.1933, ebd., Bl.�6. So wusste Wolf zu be-

richten, dass der Vater der in der DB tätigen Helene Krug Jurist und der Vater der 
ebenfalls in der DB beschäftigten Hildegard Steinbock sogar »Kommerzienrat und 
Besitzer eines Autos« sei. Der Stadtverordneten-Vorsteher zu Leipzig, Otto Wolf, 
an OBM Goerdeler, 14.7.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�358; 
Wolf an Löser, 2.8.1933, ebd., Bl.�359R. Zu Otto Wolf vgl. Biographien/Stadtver-
ordnete (Konzeptdruck, Objekt 1353), [Karl Gottlob] Otto Wolf, geb. 1.1.1886, 
nach Quelle: StadtAL, StvAkt Nr.�133, Bd.�2 und StadtAL, Kap.�6, Nr.�45, Bd.�2, 
Bl.�68-72.
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derte, dass er zu teilweise anderen Ergebnissen gekommen sei. So seien die wirt-
schaftlichen Verhältnisse einiger der von der Stadt genannten Damen so ungüns-
tig, dass ihre Entlassung nicht in Frage komme. In einigen Fällen seien »neben 
der rein wirtschaftlichen Frage auch dienstliche Interessen zu berücksichtigen«, 
»die ohne Schaden für die Anstalt nicht außer Acht gelassen werden« dürften. 
Inzwischen habe er aber drei weiblichen Angestellten gekündigt, für die bald ar-
beitslose männliche Kräfte einrücken würden.167

In der Leipziger Stadtverwaltung wurde die dilatorische Behandlung der 
 Angelegenheit seitens der DB keineswegs goutiert.168 Bürgermeister Löser, der 
unnötigen Druck von Seiten des Stadtverordnetenvorstehers Wolf vermeiden 
wollte, teilte Goerdeler mit, dass niemand von Uhlendahl verlange, »dass er  
innerhalb 5 Minuten eine Liste, die so und so viel Beamte und Angestellte« 
e nthalte, in diesem oder jenem Sinne entscheide. Wohl aber werde »von ihm 
 verlangt, dass er nicht die ganze Arbeit zurückstelle, indem er erklärt, eine Ent-
scheidung erst treffen zu können, wenn alle Prüfungen beendet« seien. Löser 
verlangte, nunmehr jene Fälle, die geklärt seien, sofort zu entscheiden und die 
Kündigungen auszusprechen, denn dies könne dann dem Stadtverordnetenvor-
steher mitgeteilt werden. Löser im August 1933: 

»Die Bücherei zeigt dadurch, dass sie in die Sache hineingegangen ist und be-
arbeitet dann einen Fall nach dem anderen genauso, wie das bei uns das Per-
sonalamt tut. Wenn dieses Verfahren sich einspielt etwa wie hier beim Perso-
nalamt, dann kommt Ruhe in die Kolonne auch bei der Deutschen Bücherei. 
Wenn dagegen weiterhin nichts geschieht, so besteht selbstverständlich auch 
für uns gar keine Möglichkeit, die Unruhe aus der Deutschen Bücherei 
herauszubringen.«169

Uhlendahl ließ nun die Personalverhältnisse von 15 weiblichen Bibliothekskräf-
ten und die des Hausreinigungspersonals umgehend prüfen, wobei er einen »zu 
strengen Maßstab« anlegte.170 Daher wurde außer den drei von ihm bereits ge-
kündigten Damen noch einer weiteren Angestellten gekündigt. Bei den übrigen 

167 Uhlendahl an Bürgermeister Löser, 10.8.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�7; Oldenbourg 
an RMVuP, 23.3.1934, ADNBL, PA Annelore Franke (geb. 29.12.1905), Bl.�30.

168 Dass sich die Direktion in der Frage der Entlassung ihrer Mitarbeiterinnen schwer-
tat, war verständlich und auch kein Einzelfall. So zeigt Silke Schumann am Beispiel 
sächsischer Arbeitgeber, dass sie auf die Forderungen der Arbeitsämter im Hin-
blick auf die Entlassung von ›Doppelverdienern‹ »hinhaltend bis ungehalten« re-
agierten. Schumann, Frau, S.�27.

169 Vermerk von Löser für OBM Goerdeler, 11.8.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, 
Beiheft 1, Bl.�364.

170 Wie der GA der DB feststellte, hatte die DB nach den im November 1933 vom 
Reichsarbeitsministerium (RAM) vorgelegten Richtlinien über das ›Doppelverdie-
nertum‹ »zweifellos [einen] zu strengen Maßstab angelegt«. Redevorlage Olden-
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Kräften kam eine Entlassung aus sozialen Gründen nicht in Frage.171 Bei den vier 
Damen handelte es sich um die Hilfssekretärinnen Hildegard Steinbock, Erika 
Otto, Annelore Franke und Charlotte Möbius. Während die seit 1930 in der DB 
tätige Hildegard Steinbock, Tochter eines Papierfabrikanten, sich ihrem Schick-
sal fügte, ergaben sich bei der seit 1931 in der DB wirkenden Annelore Franke 
Probleme.172 Denn obwohl die Prüfung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse er-
geben hatte, dass ihr Vater, der Oberstudienrat Professor Dr. Alfred Franke, 
noch 1933 pensioniert werden sollte, ihre Mutter »seit langem kränklich« war 
und zudem noch »in Not geratene Verwandte laufend« unterstützt werden 
mussten, wurde ihr gekündigt.173 Dies war zweifellos eine »unsoziale Maß-
nahme«, aber die DB vermochte dadurch gleich zwei Probleme zu lösen.174 So 
entsprach sie den personalpolitischen Vorgaben der Stadtverwaltung und entle-
digte sich unter dem Deckmantel der Arbeitslosenunterstützung zugleich einer 
Angestellten, mit deren fachlichen Leistungen sie nicht zufrieden war.175

bourgs für die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, ohne Datum, ADNBL, 
153/1/1-80, Bl.�35 (im Umschlag).

171 Vgl. Uhlendahl an Goerdeler, 24.8.1933, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, 
Bl.�366; Vermerk der DB betr. Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse einer 
Reihe von Damen der DB, 9.8.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�8�f.; Vermerk von Lipp-
mann, 14.8.1933, ebd., Bl.�11; Vermerk Uhlendahls vom 23.8.1933, ebd., Bl.�14�f.

172 Vgl. Personalbogen Hildegard Steinbock, ohne Datum (etwa 1929), ADNBL, PA 
Hildegard Steinbock (geb. 22.9.1904), unp.; Steinbock an Uhlendahl, 20.7.1929, 
ebd., Bl.�1; Uhlendahl an Steinbock, 24.5.1930, ebd., Bl.�11; Uhlendahl an Stein-
bock, 11.8.1933, ebd., Bl.�19. Hildegard Steinbock fand daraufhin offenbar eine An-
stellung als freiwillige Hilfsarbeiterin am Deutschen Archäologischen Institut in 
Rom. Vgl. Bericht über die 81. Sitzung des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 
153/1/1-81, Bl.�19-33, hier Bl.�30.

173 Vermerk der DB betr. Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse einer Reihe von 
Damen der DB, 9.8.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�8�f.; Uhlendahl an Annelore Franke, 
11.8.1933, ADNBL, PA Annelore Franke (geb. 29.12.1905), Bl.�17.

174 Der Vorwurf, dass die Entlassung der Franke eine »unsoziale Maßnahme« darge-
stellt habe, ging auf ihren Vater zurück, der sich beim Vorsitzenden des GA und 
beim RMVuP beschwert hatte. Vgl. RMVuP an den GA der DB, 12.6.1934, ebd., 
Bl.�32; Alfred Franke (Leipzig) an Oldenbourg, 3.1.1934, ebd., Bl.�24.

175 Annelore Franke war nicht nur mit dem ihr von der DB-Direktion ausgestellten 
Zeugnis unzufrieden, sondern kritisierte auch, »dass sie mit Rücksicht auf die wirt-
schaftlichen Verhältnisse ihrer Eltern und nach dem, was sie von anderen Behörden 
erfahren habe, nicht hätte abgebaut werden können«. Uhlendahl hielt dem entge-
gen, dass verschiedene Abteilungsleiter »gelegentlich über sie Klage geführt hät-
ten«. Überdies müsse man »ihr geringes Dienstalter« berücksichtigen, immerhin 
sei sie »die jüngste von den betroffenen weiblichen Kräften«. Aktennotizen Uhlen-
dahls, 3.10.1933 u. 16.11.1933, ebd., Bl.�19, 21. Der Fall beschäftigte die DB noch 
einige Zeit, denn Annelore Franke kämpfte um die Wiederherstellung ihrer »ange-
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In den Fällen Otto und Möbius indes schuf die DB-Direktion ihren gekün-
digten Mitarbeiterinnen Ausweichmöglichkeiten. Für die seit 1930 an der DB 
tätige Erika Otto stellte ihre Kündigung ebenfalls eine soziale Härte dar, da ihr 
Vater bereits 1929 verstorben war, und das Familiengeschäft, eine Kolonial-
warenhandlung, so schlecht lief, dass ihre Mutter nicht in der Lage war, ihre 
Tochter zu unterhalten.176 Allerdings hatte eine Denkschrift des Reichsarbeits-
ministeriums vom November 1933 inzwischen allen Bestrebungen ein Ende be-
reitet, die Berufstätigkeit verheirateter weiblicher Kräfte gesetzlich einzuschrän-
ken. Darin wurde festgelegt, dass Kinder verdienender Väter, deren Zukunft 
nicht gesichert war, nicht als ›Doppelverdiener‹ anzusehen seien. Außerdem 
wurde das Recht der Arbeitgeber bestätigt, selbst darüber zu entscheiden, ob bei 
einem seiner ›Gefolgschaftsmitglieder‹ ein »ungerechtfertigter Doppelverdienst« 
vorlag.177 Vor diesem Hintergrund bat Erika Otto erfolgreich darum, wieder in 
den Dienst der DB aufgenommen zu werden.178 Etwas anders gelagert war der 

griffenen Berufsehre«, worauf sich die Direktion der DB und der GA jedoch nicht 
einließen. Vgl. Annelore Franke an das RMVuP, 27.5.1934, ebd., Bl.�33; DB an An-
nelore Franke, 29.6.1934, ebd. Bl.�34.

176 Wie Erika Otto zudem hervorhob, sei sie mit dem Wissenschaftlichen Hilfsarbei-
ter an der DB, Otto Drope, verlobt und wolle im nächsten Jahr heiraten. Seine mo-
natlichen Einkünfte würden jedoch nicht ausreichen, um die gemeinsame Aus-
steuer zu erarbeiten. Vgl. Erika Otto an den Vorsitzenden des GA, 21.1.1934, 
ADNBL, PA Erika Otto (geb. 16.7.1909), Bl.�21�f. Zu der Empörung und zu den 
Ohnmachtsgefühlen, welche die Doppelverdienerkampagne bei vielen berufstäti-
gen Frauen auslöste, weil sie als »ungerechte Diffamierung empfunden wurde« und 
zum Beispiel eine Hausstandsgründung ohne das Einkommen der Ehefrau häufig 
unmöglich war, vgl. Schumann, Frau, S.�31.

177 Ebd., S.�34; Alfred Franke (Leipzig) an Oldenbourg, 3.1.1934, PA Annelore Franke 
(geb. 29.12.1905), Bl.�24. Vgl. Denkschrift des RAM, 20.11.1933, Sonderdruck aus 
dem Reichsarbeitsblatt 1933, Nr.�33 und 36, Teil I (Amtlicher Teil), ADNBL, 
334/5, Bl.�31. Zum Inhalt dieser Denkschrift vgl. ausführlich, Humann, Arbeits-
schlacht (2011), S.�163-167.

178 Allerdings war von vornherein klar, dass sie wegen ihrer bevorstehenden Heirat 
ohnehin vor Ablauf des Jahres endgültig aus der DB ausschied. Bis Anfang April 
führte Erika Otto Registerarbeiten für die beim Verlag E.�A. Seemann erscheinende 
»Zeitschrift der Bücherfreunde« und das im Verlag des BV erscheinende »Literari-
sche Zentralblatt« durch, wofür sie von den Verlagen vergütet wurde. Im April 
1934 wurde Otto wieder in der DB angestellt, wo sie vorwiegend in der Werbe-
abteilung eingesetzt wurde. Sie schied zum 1.8.1934 aus dem Dienst der DB, da sie 
sich »demnächst« verheiraten wollte. Vgl. Erika Otto an den Vorsitzenden des GA, 
21.1.1934, ADNBL, PA Erika Otto (geb. 16.7.1909), Bl.�21�f.; Vermerk von Erich 
Nitzschke (DB), 11.4.1934, ebd., Bl.�23; Verfügung Uhlendahls, 11.4.1934, ebd., 
Bl.�24; Erika Otto an die Direktion der DB, 27.6.1934, ebd., Bl.�25; Uhlendahl an 
Goerdeler, 18.1.1934, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�375; Akten-
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Fall der Charlotte Möbius, Tochter eines Architekten und Baumeisters, die be-
reits seit 1927 an der DB angestellt und der zum 31. Dezember 1933 gekündigt 
worden war.179 Obwohl sie über die inzwischen geänderte Auffassung der 
Reichsregierung im Hinblick auf die »Doppelverdiener« unterrichtet war und 
deutlich zu verstehen gab, dass eine Entlassung »nach den Grundsätzen des 
Reichskabinetts […] völlig ungerechtfertigt und der Kampf gegen das Doppel-
verdienertum insofern unsozial« sei, da »er den erhöhten Leistungswillen eines 
Menschen oder einer Familie« bestrafe und Hindernisse in den Weg lege, nahm 
sie ihre Entlassung hin. Allerdings bat sie darum, sie vorläufig unentgeltlich in 
der ihr »lieb gewordenen Stellung« weiterzubeschäftigen. Sie wolle »damit eine 
gewisse Opferbereitschaft beweisen«, machte aber auch deutlich, dass sie stets 
auf eine Wiederanstellung an der DB hoffte.180 Angesichts des an der DB herr-
schenden Personalmangels stimmte der Geschäftsführende Ausschuss zu und 
verwandte die auf diese Weise frei werdenden Mittel für die Einstellung einer 
anderen Kraft.181 In der Tat arbeitete Charlotte Möbius in der Folgezeit ganze 
15 Monate ohne Gehalt »und zwar in vollem Umfang wie die anderen« Mit-
arbeiter der DB.182 Allerdings ließen dies ihre wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
ohne weiteres zu, sodass sie Ende 1934 um ihre Wiedereinstellung in ihr früheres 
dienstliches Verhältnis ersuchte.183 Wie man gegenüber der Leipziger Stadtver-
waltung deutlich machte, sei die Entlassung der Möbius erfolgt, ehe feste Richt-

notiz vermutlich von Bürgermeister Löser betr. Sitzung des GA der DB unter Teil-
nahme aller, d.�h. auch der an der Vorbesprechung nicht beteiligten Mitglieder am 
29.1.1934, ohne Datum, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�3, Bl.�57.

179 Vgl. Personalbogen für Charlotte Möbius, ohne Datum (um 1927), ADNBL, PA 
Charlotte Möbius (geb. 31.1.1907), unp.; Uhlendahl an Charlotte Möbius, 25.8.1933, 
ebd., Bl.�20.

180 Charlotte Möbius an die Direktion der DB, 13.12.1933, ebd., Bl.�21; Möbius an den 
GA der DB, 26.11.1934, ebd., Bl.�24�f.

181 Vermerk Uhlendahls, 1.2.1934, ebd., Bl.�22R. Auch der Leiter der NS-Fachgruppe 
der DB begrüßte den Vorschlag. Fräulein Möbius sei eine »fleißige tüchtige Ar-
beitskraft«. Als Mitglied der Fachgruppe Deutsche Bücherei im NS-Beamtenbund 
sei auch ihre nationalsozialistische Weltanschauung »über allen Zweifel erhaben«. 
Vermerk Otto Eggerts (DB), 13.12.1933, ebd., Bl.�21R.

182 Vgl. Bericht über die 81. Sitzung des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 153/1/1-
81, Bl.�19-33, hier Bl.�30. Uhlendahl betonte in diesem Zusammenhang: »Wenn 
man an anderen Bibliotheken aus sozialen Gründen weibliche geprüfte Kräfte 
durch männliche ersetzt habe, so sei dies wohl nur in Ausnahmefällen geschehen. 
Ihm persönlich wie auch den Beamten der DB, mit denen er die Angelegenheit be-
sprochen habe, seien übrigens Entlassungen aus diesen Gründen nicht bekannt ge-
worden.« Ebd., Bl.�31.

183 Vgl. Möbius an den GA der DB, 26.11.1934, ADNBL, PA Charlotte Möbius (geb. 
31.1.1907), Bl.�24�f.



601

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

linien über das vorgelegen hätten, was als ›Doppelverdienertum‹ eigentlich zu 
gelten habe. Diese Richtlinien seien aber inzwischen vom Reichsarbeitsministe-
rium festgelegt worden. Aus ihnen ergebe sich, »dass die seinerzeit von der DB 
für die Entlassungen zugrunde gelegten Gesichtspunkte zu streng waren und 
sich nicht aufrecht erhalten« ließen.184 Der Geschäftsführende Ausschuss er-
klärte sich aber trotzdem nur bereit, Möbius ab 1. April 1935 die Hälfte ihrer 
Bezüge zu gewähren und die andere Hälfte »im Sinne der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit« zu verwenden.185 Allerdings hatten sich die Einkommensverhält-
nisse ihres Vaters inzwischen dermaßen verschlechtert, dass sie auf der Zahlung 
ihrer vollen Bezüge bestand, die ihr mit Wirkung zum 1. Mai 1935 schließlich 
gewährt wurden.186

Da der Stadtverordnete Wolf unentwegt insistierte und die Personalpolitik der 
DB kritisch hinterfragte, hatte Uhlendahl den Rat der Stadt im Februar 1934 
über die Wiederbesetzung der frei gewordenen Stellen unterrichtet.187 Dabei 
wurde deutlich, dass für die entlassenen vier Mitarbeiterinnen Kräfte eingestellt 
wurden, die aus sozialen Gründen tatsächlich auf einen Broterwerb angewiesen 
waren. Alle Neuen waren an der DB ausgebildet worden oder bereits an ihr be-
schäftigt gewesen.188 Zwei von ihnen – die »Kriegswaisen« Johanna Deutrich 
und Johanne Fischer – erfüllten die ursprünglichen Auflagen der ›Doppelverdie-
nerkampagne‹ aber nur bedingt, da es sich um weibliche Kräfte handelte, ihre 
Väter waren aber ›immerhin‹ im Ersten Weltkrieg bzw. während der Freikorps-
kämpfe von 1919 gefallen.189 Bei den beiden anderen neuen ›Gefolgschaftsmit-

184 Goerdeler an Uhlendahl, 15.1.1934, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, 
Bl.�374; Uhlendahl an Goerdeler, 18.1.1934, ebd., Bl.�375.

185 Vgl. Bericht über die 81. Sitzung des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 153/1/1-
81, Bl.�19-33, hier Bl.�31�f.

186 Vgl. Charlotte Möbius an die Leitung der DB, 2.4.1935, ADNBL, PA Charlotte 
Möbius (geb. 31.1.1907), Bl.�29; Werner Rust an Möbius, 18.4.1933, ebd., Bl.�30.

187 Vgl. Goerdeler an Bürgermeister Löser und den Stadtverordneten-Vorsteher Wolf, 
19.1.1934, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�376; Wolf an Löser, 
22.1.1934, ebd., Bl.�377r; Vermerk Goerdelers, 23.1.1934, ebd., Bl.�378; Wolf an Lö-
ser, 5.2.1934, ebd., Bl.�386; Uhlendahl an Löser, 9.2.1934, ebd., Bl.�388-389.

188 Wie die DB dem Arbeitsamt Leipzig mitteilte, lagen ihr im Juni 1933 bereits 64 Be-
werbungen von in Betracht kommenden Kräften vor, von denen »eine große An-
zahl« bereits an der DB gearbeitet hatte. Carl Oehler (Kommissarischer Leiter der 
DB) an das Arbeitsamt Leipzig, 24.6.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�20R. Vgl. Uhlendahl 
an Bürgermeister Löser (mit beigefügten Listen: a. die Durchführung des Berufs-
beamtengesetzes und b. die Entlastung des Arbeitsmarktes), 1.2.1934, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�380-384. 

189 Ebd.; Uhlendahl an Goerdeler, 18.1.1934, ADNBL, 334/5, Bl.�33. Johanna Deutrich 
blieb über 1945 hinaus an der DB, während Johanne Fischer sie 1939 verließ. Vgl. 
ADNBL, Alphabetische Personalliste [der DB], abgeschlossen 31.12.1950, Einträge 
unter Deutrich, Johanna und Fischer, Johanne, unp.
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gliedern‹ – Fritz Kupfer und Arthur Scharschmidt – konnte die DB darauf ver-
weisen, aktive Nationalsozialisten in Dienst genommen zu haben. Während 
Kupfer seit November 1933 der SA angehörte, war Scharschmidt bereits seit 
1932 Mitglied der NSDAP und hatte sich als Führer in der ›Hitlerjugend‹ her-
vorgetan.190 

Wie andere Arbeitgeber war auch die DB angehalten, offene Stellen »vorzugs-
weise mit bewährten Kämpfern für die nationale Erhebung« zu besetzen.191 
 Rudolf Heß hatte im Sommer 1933 verfügt, Sorge dafür zu tragen, arbeitslose 
NSDAP-Mitglieder mit Eintrittsdatum vor dem 30. Januar 1933 bevorzugt un-
terzubringen. Diese Bevorzugung sollte »ein Ausgleich« für jene National-
sozialisten sein, die sich vor der ›Machtergreifung‹ öffentlich zur NSDAP be-
kannt und deswegen unter dem »alten System« angeblich schwere Drangsal er-
litten hatten. Daher seien bei Bewerbern gleicher Befähigung »grundsätzlich 
Altparteigenossen« zu bevorzugen. Dabei sei davon auszugehen, »dass selbst 
etwa geringste Befähigung bei den Altparteigenossen« durch erhöhten Arbeits- 
und Aufbauwillen zugunsten des NS-Staates ausgeglichen werde.192 Das Sächsi-
sche Gesamtministerium gab im August 1933 bekannt, bei allen Einstellungen 
im öffentlichen Dienst sei grundsätzlich Bewerbern der Vorzug zu geben, »die 
sich in den nationalen Wehrverbänden […] im Kampfe um die nationale Erhe-
bung verdient gemacht« hätten. Die Unterbringung dieser ›verdienten Kämpfer‹ 
sei dadurch zu fördern, »dass ledige weibliche Kräfte, soweit ihre Dienstposten 
zweckmäßig auch von männlichen Kräften wahrgenommen werden« könnten, 

190 Vgl. Uhlendahl an Bürgermeister Löser (mit beigefügten Listen: a. die Durch-
führung des Berufsbeamtengesetzes und b. die Entlastung des Arbeitsmarktes), 
1.2.1934, ebd., Bl.�384; Angestellte und Arbeiter der DB nach dem Stand vom 
1.10.1934, ADNBL 152/1/2, Bl.�239-242; Uhlendahl an das Arbeitsamt Leipzig, 
13.9.1933, ADNBL, 334/5, Bl.�23. Während Fritz Kupfer bis 1947 an der DB blieb, 
verließ sie Scharschmidt schon 1936. Vgl. ADNBL, Alphabetische Personalliste 
[der DB], abgeschlossen 31.12.1950, Einträge unter Kupfer, Fritz und Schar-
schmidt, Arthur, unp.

191 Das RMdI legte im Juli 1933 fest, dass frei werdende Angestelltenstellen zunächst 
statt der bis dahin üblichen 90 Prozent nur noch zu 50 Prozent mit Versorgungs-
anwärtern besetzt werden sollten, während die restlichen 50 Prozent der neu zu 
besetzenden Stellen nun vorzugsweise für bewährte Kämpen der NS-Bewegung 
vorbehalten wurden. Dieser sogenannte »Stellenvorbehalt für Versorgungsanwär-
ter« wurde immer wieder verlängert. Vgl. etwa RMdI an die Obersten Reichs-
behörden und sämtliche Landesregierungen, 12.7.1933, BArch Berlin, R�55/20, 
Bl.�34; RMdI an die Obersten Reichsbehörden und sämtliche Landesregierungen, 
12.10.1933, 22.3.1934, 25.9.1934, 18.3.1935, BArch Berlin, R�55/50, Bl.�13, 14, 15, 22. 

192 Altparteigenossen bevorzugt in Arbeit. Neue Verfügung des Braunen Hauses, in 
unbekannter Zeitschrift (etwa Juli/August 1933), ADNBL, 152/1/2, Bl.�406R. Vgl. 
auch Kellerhoff, Sven Felix: Die NSDAP. Eine Partei und ihre Mitglieder, Stuttgart 
2017, S.�284.
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durch solche ersetzt würden, wenn das ohne Härten möglich sei. Denn es sei 
durch nichts zu rechtfertigen, »dass Dienstposten, die einem Familienernährer 
ein ausreichendes Einkommen gewähren könnten, durch ledige weibliche Kräfte 
versehen« würden, »während zahlreiche Volksgenossen, die für den Wiederauf-
bau des nationalen Staates gekämpft und die Familie« hätten, erwerbslos seien.193 
Diese Auffassung korrespondierte mit der im ›Dritten Reich‹ verbreiteten Über-
legung einer geschlechterspezifischen Aufteilung des Arbeitsmarktes in einen 
»qualifiziert-männlichen und einen unqualifiziert-weiblichen Bereich«.194 So 
zielte die NS-Führung mit ihren beruflichen Beschränkungen vor allem auf Aka-
demikerinnen im Staatsdienst. Nach einer Weisung Hitlers vom August 1936 
sollten Frauen nicht mehr als Richterinnen, Staats- oder Rechtsanwältinnen zu-
gelassen werden. Zwar konnten sie weiterhin am Vorbereitungsdienst teilneh-
men, nach ihrer Ausbildung stand ihnen aber nur noch der Weg in die Verwal-
tung offen.195 Dies zeigte sich auch im wissenschaftlichen Bibliothekswesen, 
denn auch hier wurde es nach dem 30. Januar 1933 für Frauen immer schwieri-
ger, im höheren Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken eingesetzt zu wer-
den. Wie noch gezeigt wird, wurden Frauen nicht nur bei der Vergabe von Vo-
lontariaten zunehmend übergangen, sondern anfangs auch im mittleren Dienst 
an wissenschaftlichen Bibliotheken benachteiligt.196 So teilte Uhlendahl einer 
Bewerberin im Oktober 1933 mit, dass es unmöglich sei, ihrem Wunsch zu ent-
sprechen, »da grundsätzlich nur arbeitslose Kräfte und in erster Linie männliche 
unter Bevorzugung der Verheirateten in frei werdende Posten bei großen Biblio-
theken eingestellt« würden.197

Im Rahmen der »Frühjahrsoffensive der Arbeitsschlacht« forderte die Gau-
leitung Sachsen, dass es am 1. Mai 1934 keinen arbeitslosen ›alten Kämpfer‹ mehr 
geben dürfe.198 Im Zuge der daraufhin eingeleiteten »Sonderaktion für bewährte 
Kämpfer der Bewegung« wurden bei den Arbeitsämtern besondere Stellen mit 
der Aufgabe eingerichtet, ›alte Kämpfer‹ »bevorzugt in Arbeit und Brot zu 

193 Besetzung von Arbeitsplätzen, Anordnung des Gesamtministeriums [Dresden], 
18.8.1933, aus: Verordnungsblatt vom 22.8.1933, S.�561, ADNBL, 334/5, Bl.�12.

194 Kramer, Nicole: Haushalt, Betrieb, Ehrenamt. Zu den verschiedenen Dimensionen 
der Frauenarbeit im Dritten Reich, in: Buggeln, Marc u. Michael Wildt (Hg.): Ar-
beit im Nationalsozialismus, München 2014, S.�33-50, hier S.�39�f.

195 Vgl. ebd., S.�36.
196 Die Folge war, dass die Zahl der Volksbibliothekarinnen nun erheblich anstieg, da 

dieser Zweig während der NS-Zeit ausgebaut wurde und man der verbreiteten Auf-
fassung nachhing, Frauen seien besonders für die Arbeit in einer Volksbibliothek 
geeignet. Vgl. ebd., S.�36�f. 

197 Uhlendahl an Elisabeth Schmidt (Stuttgart), 10.10.1933, ADNBL, 154/5 (Hefter 
Sa-Schn), Bl.�317.

198 Zeitungsartikel vom 22.3.1934: Schafft Arbeit für die alten Kämpfer! (unklar aus 
welcher Zeitung), ADNBL, 334/3, Bl.�28.
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bringen«.199 Wie das Arbeitsamt Leipzig im April 1934 mitteilte, zählten zu den 
›alten Kämpfern‹ Angehörige der SA und der SS, soweit sie diesen Verbänden 
bereits vor dem 30.  Januar 1933 angehört hatten, Parteigenossen mit der Mit-
gliedsnummer 1 bis 500.000 und schließlich Amtswalter, die diese Aufgabe eben-
falls schon vor der ›Machtübernahme‹ wahrgenommen hatten.200 Wie Uhlendahl 
erfuhr, seien im Arbeitsamtsbezirk Leipzig Ende 1933 noch rund 1.200 ›alte 
Kämpfer‹ arbeitslos gewesen, von denen man inzwischen aber zwei Drittel un-
tergebracht habe. Allerdings seien diese »Sonderaktionler« fast ausschließlich in 
der freien Wirtschaft untergekommen, während sich bei den Angestelltenberu-
fen besondere Schwierigkeiten ergeben hätten. Da es aber der »Wille des Füh-
rers« sei, die ›alten Kämpfer‹ restlos unterzubringen, könne nicht gewartet wer-
den, bis eine Stelle frei werde. Vielmehr habe jede Behörde und öffentliche 
Einrichtung die »unbedingte Pflicht, 2�% von den gesamten Arbeitsplätzen für 
die alten Kämpfer freizumachen oder zusätzlich zu beschaffen«. Dies sei etwa 
durch eine Auswechselung ehemaliger Marxisten, die Freimachung jugendlicher 
Arbeitskräfte – denen der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienst nahezulegen 
wäre – und die Entlassung älterer Arbeitnehmer zu erreichen. »Kleinliche Be-
denken« seien dabei zurückzustellen. Auch etatrechtliche Schwierigkeiten müss-
ten überwunden werden, denn »nur der Wunsch und Wille des Führers, die alten 
Kämpfer vollzählig bis zum 30. April in den Arbeitsprozess einzureihen«, sei 
»allein ausschlaggebend«.201 In der DB gab man daraufhin an, man habe im letz-
ten Jahr drei alte Parteigenossen eingestellt.202 Als im Monat darauf in der Haus-

199 Vortrag/Artikel ? von Bürgermeister Rudolf Haake: Sonderaktion, 4.6.1934, 
StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�145-147.

200 Arbeitsamt Leipzig, Kreisleitung der NSDAP Leipzig, der Kreissachbearbeiter für 
die Arbeitsschlacht, der Führer der [SA-]Brigade 35 Leipzig sowie die Kreis-
betriebszellenabteilung und die Deutsche Arbeitsfront an Uhlendahl, 10.4.1934, 
ADNBL, 334/3, Bl.�29. Die Angaben darüber, wer als ›alter Kämpfer‹ zu gelten 
hatte, variieren. Die Leipziger Tageszeitung meldete im Mai 1934, unter »alten 
Kämpfern verstehe die Bewegung Männer, die vor Dezember 1931 im Kampfe 
für Adolf Hitler gestanden hätten«. Abschrift eines Artikels über eine Versamm-
lung der Stadtverordneten Leipzigs am 9.5.1934, in: Leipziger Tageszeitung vom 
10.5.1934, ADNBL, 334/3, Bl.�31. Während Robert Giesel darauf verweist, dass zu 
den »alten Kämpfern« zunächst jene zählten, die vor den Reichstagswahlen vom 
14.9.1930 in die NSDAP eingetreten waren, gehörte man nach Wolfgang Dierker 
zu diesem Kreis, wenn man der Partei vor dem 1.10.1928 beigetreten war. Vgl. Gie-
sel, Oberbürgermeister, S.�178, Anm.�41; Dierker, Jesuiten, S.�99.

201 Arbeitsamt Leipzig, Kreisleitung der NSDAP Leipzig, der Kreissachbearbeiter für 
die Arbeitsschlacht, der Führer der [SA-]Brigade 35 Leipzig sowie die Kreis-
betriebszellenabteilung und die Deutsche Arbeitsfront an Uhlendahl, 10.4.1934, 
ADNBL, 334/3, Bl.�29.

202 Diese drei alten Parteigenossen waren Werner Rust, Arthur Scharschmidt und 
Theodor Straub. Straub war von 1930 bis 1933 als Praktikant und Volontär an der 
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buchbinderei eine Arbeitsgruppe zum schnellstmöglichen »Aufbinden der Reste 
aus der Inflationszeit« gebildet wurde, legte Uhlendahl fest, dass für einen dieser 
Arbeitsgruppe angehörenden Buchbinder »eine neue Kraft, möglichst ein alter 
Kämpfer, eingestellt« werden solle.203 

Dem Propagandaministerium teilte Uhlendahl Ende 1935 mit, dass Bewerber 
die nach den allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften erforderlichen An-
stellungsfähigkeiten besitzen müssten. So könne nur eingestellt werden, wer die 
für seine Laufbahn vorgeschriebene oder übliche Vorbildung oder sonstige be-
sondere Eignung für die ihm zu übertragene Stelle besitze, die Gewähr dafür 
biete, »jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat« einzutreten, »arischer Ab-
stammung« und »nicht mit einer Person nichtarischer Abstammung verwandt« 
sei sowie keiner Freimaurerloge angehört habe.204 Es gab jedoch Fälle, in denen 
die fachlichen Voraussetzungen mit Blick auf die Parteimitgliedschaft beiseite 
gefegt wurden. Als Uhlendahl erfuhr, dass eine in der Bibliographischen Abtei-
lung frei gewordene Stelle durch einen älteren Buchhändler besetzt werden 
sollte, bat er darum zu berücksichtigen, dass für diese Stelle nur ausgebildetes 
Personal in Frage komme. In den letzten Jahren habe er die Erfahrung gemacht, 
dass Buchhändler für die eminent wichtige Frage der Titelaufnahme nicht geeig-
net seien. Obwohl Uhlendahl daraufhin riet, eine regelrecht ausgebildete und ge-
prüfte männlichen Kraft, die gleichzeitig SA-Mitglied sei, einzustellen, zeigte 
sich der Vorsitzende des Börsenvereins, Wilhelm Baur, davon unbeeindruckt. 
Zum einen, so Baur, könne auch ein Buchhändler die Stelle in der Bibliographi-
schen Abteilung ausfüllen, zum anderen sei der von Baur in Betracht gezogene 

DB ausgebildet worden und hatte im Februar 1934 eine Stelle als Hilfssekretär er-
halten. Er war seit April 1932 Mitglied der NSDAP und als Politischer Leiter aktiv. 
Er schied Ende März 1936 aus und avancierte vermutlich zum Leiter der Abteilung 
Leipzig der PPK. Vgl. Handschriftliche Notizen Uhlendahls auf dem Schreiben des 
Arbeitsamts Leipzig an die Behörden, Körperschaften des öffentlichen Rechts und 
die öffentlichen Einrichtungen, 16.4.1934, ebd., Bl.�30. Zu Theodor Straub vgl. Eg-
gert an die Direktion der DB, 24.3.1936, ADNBL, 440/3, Bl.�12; Angestellte und 
Arbeiter der DB nach dem Stand vom 1.10.1934, ADNBL 152/1/2, Bl.�239-242; 
ADNBL, Alphabetische Personalliste [der DB], abgeschlossen 31.12.1950, Eintrag 
unter Dr. phil. Straub, Theodor, unp.; PPK an Wilhelm Frels (DB), 25.6.1940, 
ADNBL, 555/0/6, Bl.�56. 

203 Verfügung Uhlendahls, 12.5.1934, ADNBL, 154/2 (Hefter: Direktorialverfügung 
1933-1936), Bl.�174.

204 Darüber hinaus wurden von allen Bewerbern »körperliche Gesundheit und Rüs-
tigkeit, Nüchternheit, Zuverlässigkeit, gute Führung, geordnete Lebensverhält-
nisse und der für die Stelle erforderliche Bildungsgrad verlangt«. Darüber hinaus 
durften die Bewerber nicht älter als 35 Jahre sein. Uhlendahl an RMVuP (mit  
anliegendem Verzeichnis der den Versorgungsanwärtern vorbehaltenen Angestell-
ten-Stellen bei der Deutschen Bücherei), 14.12.1935, BArch Berlin, R�55/50, 
Bl.�126-128, hier Bl.�127.
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Kandidat Parteigenosse und gehöre »schon lange der Bewegung an«. Uhlendahl 
zog den Kürzeren, denn der betreffende Buchhändler wurde eingestellt.205 

Uhlendahls Ablehnung bedeutete jedoch keineswegs, dass sich die DB per se 
gegen die Unterbringung sogenannter ›Alter Kämpfer‹ oder aktiver National-
sozialisten zur Wehr setzte. Er und seine Umgebung ließen sich in Personalfra-
gen aber in der Regel von fachlichen Gesichtspunkten leiten und schauten erst 
danach auf das Parteibuch. Dies zeigte sich auch im Fall von Ernst Koch – NS-
DAP-Mitgliedsnummer 130  –, den die Kanzlei des ›Führers‹ und das Reichs-
erziehungsministerium 1935 an die DB abschieben wollten. Am Deutschen Platz 
wollte man sich Koch aber nicht aufzwingen lassen.206 Dieser hatte nämlich 
1927/28 als Volontär an der DB gearbeitet, jedoch keinen guten Eindruck hin-
terlassen. Wie Rust gegenüber dem RMVuP deutlich machte, reichte Kochs 
»dienstliche Leistungsfähigkeit« für die wissenschaftliche Tätigkeit als Biblio-
thekar an der DB nicht aus. Es sei nicht zu verantworten, »den Beamten und An-
gestellten einen für die Dienstverrichtungen sehr wenig geeigneten Mitarbeiter 
beizugesellen, dessen Leistungen […] mangels der notwendigen Veranlagung 
nicht dem zu fordernden Mindestmaß« entsprächen. Koch komme bestenfalls 
für den normalen wissenschaftlichen Dienst an einer Universitätsbibliothek in 
Frage.207 Die negative Auffassung der DB teilten andere Stellen allerdings nicht, 
sodass es Koch vor allem aufgrund der Fürsprache einflussreicher NS-Vertre-
ter – u.�a. Hermann Görings – gelang, zum Nachfolger des im Februar 1935 frei-
willig aus dem Leben geschiedenen Direktors der Bibliothek der TH Dresden, 
Hans Trebst, ernannt zu werden.208

205 Uhlendahl an Baur (BV), 25.10.1935, ADNBL, 417 (Hefter 1930-1944), Bl.�30; Baur 
an Uhlendahl, 29.10.1935, ebd., Bl.�32; Vermerk des Leiters der Bibliographischen 
 Abteilung des BV, Georg Schwab, 15.1.1936, ebd., Bl.�34. Bei dem Betreffenden 
handelte es sich um Alfred Simon. Wie einer Notiz Schwabs zu entnehmen war, 
schienen sich Uhlendahls Befürchtungen zu bewahrheiten, denn wie Schwab fest-
hielt, sah er sich zu einer gesonderten Kontrolle der Arbeiten Simons veranlasst, 
die zahlreiche Fehler des Letztgenannten offenbarten. Vgl. Meldung von Georg 
Schwab, 6.3.1937, ebd., Bl.�40.

206 Vgl. Kanzlei des »Führers« der NSDAP an das RMVuP, 7.6.1935, BArch Berlin, 
R�55/182, Bl.�187. Ende August 1935 hatte sich der wissenschaftliche Bibliothekar 
an der DB, Johannes Ruppert, offenbar ohne Wissen der DB-Direktion um die Stelle 
des Leiters der Bibliothek der TH Dresden beworben. Das REM wollte die auf diese 
Weise an der DB frei werdende Stelle mit Koch besetzen, wogegen sich deren Di-
rektion massiv zur Wehr setzte. Vgl. REM an RMVuP, 8.10.1935, ebd., Bl.�191.

207 Werner Rust an RMVuP, 10.7.1935, ebd., Bl.�189; Werner Rust an Wismann (RM-
VuP), 22.10.1935, ebd., Bl.�188; Rust an RMVuP, 22.10.1935, ebd., Bl.�199.

208 Vgl. etwa Werner Studentkowski (Sächsisches Ministerium für Volksbildung, 
Dresden) an Hans Rüdiger (RMVuP), 24.10.1935 u. 25.11.1935, ebd., Bl.�206�f. u. 
221; Walter Dönicke (Kreisleiter der NSDAP, Stadt Leipzig), 24.10.1935, ebd., 
Bl.�208; Preußisches Staatsministerium an RMVuP, 25.10.1935, ebd., Bl.�211; Otto 
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Der »Gefolgschaft« der DB gehörten Anfang März 1936 inzwischen 156 Mit-
glieder an, davon 32 Beamte, 94 Angestellte und 30 Arbeiter. Seit dem Regie-
rungsantritt der Nationalsozialisten waren 59 neue Kräfte eingestellt worden, 
darunter elf ›Alte Kämpfer‹.209 Demnach waren 18,6 Prozent aller bis März 1936 
Neuangestellten ›Alte Kämpfer‹. Damit lag die DB allerdings deutlich unter dem 
Durchschnitt der Leipziger Behörden, bei denen etwa 33 Prozent aller Neuein-
stellungen auf ›Alte Kämpfer‹ entfielen.210 Da die »vom Führer und Reichskanz-
ler gestellte Aufgabe« aber noch immer nicht restlos erfüllt war, sah sich die DB 
immer wieder mit Auflagen des Arbeitsamtes Leipzig konfrontiert, alte Kämpen 
der NS-Bewegung »restlos in Dauerarbeit unterzubringen«.211 Daher fand sich 
die DB sogar dazu bereit, den angeblich »ältesten SA-Mann Deutschlands« an-
zustellen, einen 75-jährigen Schieferdecker, der sich für die Bibliotheksarbeit als 
völlig ungeeignet erwies, aber schon 1929 in die NSDAP eingetreten war.212 

Glauning (UB Leipzig) an Hans Rüdiger (RMVuP), 28.10.1935, ebd., Bl.�212�f.; 
Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an Hans Rüdiger (RMVuP), 
10.3.1936, ebd., Bl.�223.

209 Zusammenstellung der Gefolgschaft unter Berücksichtigung der Neueinstellungen 
nach dem 31.1.1933, 5.3.1936, ADNBL, 334/3, Bl.�34.

210 Vgl. Vermerk von Lippmann (DB) über eine Besprechung mit dem Vorsitzenden 
des Arbeitsamtes Leipzig, 20.3.1936, ebd., Bl.�36R.

211 Vgl. Arbeitsamt Leipzig an die Behördenvorstände im Bezirke des Arbeitsamtes 
Leipzig, 2.3.1936, ebd., Bl.�23; Vorsitzender des Arbeitsamts Leipzig an die Behör-
denvorstände der Reichs- und Landesbehörden, der Verwaltungsstellen und öf-
fentlich-rechtlichen Körperschaften, die Vertrauensleute für die Unterbringung 
der alten Kämpfer, die Betriebsführer, 13.3.1936, ebd., Bl.�35; Arbeitsamt Leipzig 
an DB, 9.4.1936, ebd., Bl.�37; Vorsitzender des Arbeitsamts Leipzig an die Ver-
trauensmänner für die Unterbringung der alten Kämpfer, 15.4.1936, ebd., Bl.�38; 
Uhlendahl an den Vorsitzenden des Arbeitsamts Leipzig, 27.4.1936, ebd., Bl.�39.

212 Dabei handelte es sich um Bruno Keil (1861-1939), der zur Aufstockung seiner 
kargen Rente im Frühjahr 1937 nur knapp zwei Monate in der DB arbeiten sollte. 
Auf Wunsch der NSDAP-Kreisleitung wurde Keils Dienst verlängert. Es zeigte 
sich bald, dass er den »körperlichen und geistigen Anforderungen« des Magazin-
dienstes nicht gewachsen war und falsche Angaben über seinen Familienstand ge-
macht hatte, was Ende Juni 1938 zu seiner Entlassung führte. Vgl. von Bruno Keil 
ausgefüllter Personalbogen, 9.2.1937, ADNBL, PA Bruno Keil (geb. 4.7.1861), 
Bl.�I-II; Sturm 11/R�107 der SA, Leipzig, an Uhlendahl, 4.2.1937, ebd., Bl.�1; 
 Werner Rust an Bruno Keil, 5.2.1937, 30.4.1937, 7.5.1938, ebd., Bl.�1R, 12R, 23; 
Diensteid Bruno Keils, 9.2.1937, ebd., Bl.�6; Werner Rust an Kreisleiter Dönicke, 
30.3.1937, ebd., Bl.�8; Bruno Keil an die Direktion der DB, 19.3.1937, ebd., Bl.�10; 
Werner Rust an den Kreisbeauftragten Pg. Friedemann (Kreisgeschäftsstelle der 
NSDAP, Leipzig), 3.2.1938, ebd., Bl.�20. In einem anderen Fall hatte sich der beim 
OBM Leipzigs angestellte Stadtdirektor für den notleidenden Mathematiker Kurt 
Peters eingesetzt, der zwar kein NSDAP-Mitglied war, sich aber in den Nach-
kriegsjahren »bei der Bekämpfung marxistischer Bestrebungen […] Verdienste er-
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Die Bestimmungen zur Förderung ›Alter Kämpfer‹ griffen auch bei der Zu-
lassung zum Vorbereitungsdienst. Dies zeigte sich im Fall von Jean-Pierre (alias 
Hans-Peter) des Coudres, der sich im Frühjahr 1933 um eine Zulassung zum 
Vorbereitungsdienst bei der DB bewarb. Der 1905 geborene des Coudres hatte 
1931 sein erstes juristisches Staatsexamen bestanden. Nach einem Referendariat 
im preußischen Justizdienst hatte er im Januar 1933 an der Universität Leipzig 
promoviert und wollte nun eine Laufbahn im wissenschaftlichen Bibliotheks-
dienst einschlagen.213 Allerdings fehlte ihm der für die Aufnahme notwendige 
Nachweis des Graecums, den er während des Vorbereitungsdienstes nachzu-
holen gedachte. Uhlendahl sah sich jedoch nicht in der Lage, von den Zugangs-
bestimmungen abzugehen, »da hierdurch ein Präzedenzfall geschaffen würde, 
der nicht ohne Folgen bliebe«. Er lehnte eine Aufnahme des Coudres’ ab und 
stellte ihm anheim, sich nach der Erlangung des Graecums zum 1. Oktober 1933 
erneut zu bewerben.214 Dieser Entscheidung wollte sich des Coudres aber nicht 
beugen und wandte sich offenbar an das Sächsische Ministerium für Volks-
bildung, das kurze Zeit später im Hinblick auf seine »mehrjährige Betätigung 
innerhalb der deutschen Freiheitsbewegung« ausnahmsweise beschloss, des 
Coudres die Beibringung des Nachweises der erforderlichen griechischen 
Sprachkenntnisse zu stunden und ihn rückwirkend vom 1. April 1933 an zum 
Vorbereitungsdienst zuzulassen.215 Denn des Coudres hatte sich während seiner 
Schulzeit in völkischen Jugendbünden engagiert, war im November 1930 in die 
NSDAP eingetreten und gehörte seit 1932 der SA an.216 

Der der DB solchermaßen aufgezwungene Volontär gab sich in der Folgezeit 
aber keineswegs kleinlaut. So teilte er Uhlendahl im September 1933 mit, dass er 
seitens der Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums und der Reichs-
jugendführung zum Referenten für Jugendschrifttum ernannt worden sei. Um 
diese Tätigkeit ausführen zu können, bat er um Aufschub seines Prüfungster-
mins für das Graecum, eine Verkürzung seiner Arbeitszeit und die Bereitstellung 

worben« hatte. Auch Peters kam kurzzeitig an die DB. Als er sich um eine Weiter-
beschäftigung bemühte, legte die Kreisleitung der NSDAP Leipzig fest, es sei dem 
altbewährten Parteigenossen Keil trotz seines hohen Alters Peters gegenüber der 
Vorrang einzuräumen. OBM Leipzigs (gez. Stadtdirektor Meltzer) an Uhlendahl, 
19.1.1937, ADNBL, PA Kurt Peters (geb. 18.6.1880), Bl.�4; NSDAP-Kreisleitung, 
Leipzig an Werner Rust, 11.5.1937, ebd., Bl.�8.

213 Von des Coudres ausgefüllter Personalbogen für Volontäre und Praktikanten, 
ohne Datum (Januar 1933), ADNBL, 460/1 (Personalbogen Jean-Pierre des Cou-
dres, geb. 27.9.1905), Bl.�1.

214 Vgl. des Coudres an den Vorstand der DB, 10.2.1933, ebd., Bl.�6; Uhlendahl an des 
Coudres, 13.2.1933, ebd., Bl.�7.

215 Abschrift eines Schreibens des Ministeriums für Volksbildung (Dresden) an des 
Coudres 4.5.1933, ebd., Bl.�11.

216 Vgl. Moors, Stosstrupp, S.�182.
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eines eigenen Zimmers in der DB.217 Nachfragen bei der Reichsjugendführung 
ergaben jedoch, dass des Coudres aus seiner ›amtlichen‹ Tätigkeit für sich selbst 
nicht nur weitreichende Folgerungen für Vergünstigungen ableitete, sondern 
sich zur Erlangung seines Referates amtlicher Briefbogen der DB bediente und 
der Reichsjugendführung seine Stellung als Volontär verschwieg, die daher 
fälschlicherweise davon ausging, einen regulären Verbindungsmann zur DB zu 
unterhalten. Die Folge war, dass die Reichsjugendführung fortan auf eine Mitar-
beit des dreisten des Coudres verzichtete.218 Dieser war inzwischen von der Lan-
desleitung Sachsen des Kampfbundes für deutsche Kultur zum Landesreferenten 
für das deutsche Schrifttum ernannt worden.219 Die DB wollte sich aber trotz-
dem nicht auf eine verkürzte Arbeitszeit ihres anmaßenden Volontärs einlassen 
und bestand auf einer umgehenden Erbringung seines Graecums.220 Das Ver-
hältnis zwischen der Direktion und des Coudres blieb in der Folgezeit gespannt, 
denn dieser ließ es wiederholt an der notwendigen Disziplin mangeln, erhielt 
aber dennoch Rückendeckung der Reichsstelle Rosenbergs, die der DB sogar 
drohte, falls sie dem Landesstellenleiter »nicht das nötige Entgegenkommen« 
zeige. Oldenbourg verwahrte sich gegenüber der Reichsstelle gegen das »unver-
antwortliche Geschwätz« und Gebaren von des Coudres. Es stehe der Reichs-
stelle nicht zu, sich in die inneren Angelegenheiten der DB einzumischen. In der 
DB wisse man sehr wohl, »welche Achtung« man den Kämpfern der Bewegung 
entgegenzubringen habe.221 

217 Vgl. des Coudres an Uhlendahl, 8.9.1933, ADNBL, 460/1 (Personalbogen Jean- 
Pierre des Coudres, geb. 27.9.1905), Bl.�13; Vermerk Lippmanns (DB), 11.9.1933, 
ebd., Bl.�15; Uhlendahl an die Reichsjugendführung (Berlin), 16.9.1933, ebd., Bl.�16. 
Uhlendahl sprach des Coudres infolge seines unkorrekten Verhaltens eine Verwar-
nung aus. Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 22.12.1933, ebd., Bl.�35.

218 Vgl. Obergebietsführer Wilhelm Körber (Reichsjugendführer Abt. SP – Schulung, 
Propaganda, Presse – bei der NSDAP-Reichsleitung) an des Coudres, 26.10.1933, 
ebd., Bl.�21; Obergebietsführer Wilhelm Körber an Uhlendahl, 26.10.1933, ebd., 
Bl.�24; Stellungnahme Uhlendahls betr. Antrag des Coudres’ um Fristverlängerung 
für das Graecum bis zum 1.10.1934, 5.12.1933, ebd., Bl.�31.

219 Bestätigung der RFdS, 31.10.1933, ebd., Bl.�29.
220 Allerdings wurde Letzteres, mit Blick auf des Coudres’ Tätigkeit in der RFdS, er-

neut vom Sächsischen Volksbildungsministerium hintertrieben. Vgl. Oldenbourg 
an des Coudres, 27.12.1933, ebd., Bl.�39; Sächsisches Prüfungsamt für Bibliotheks-
wesen (Abteilung C, Leipzig) an des Coudres, 23.1.1934, ebd., Bl.�41; Sächsisches 
Ministerium für Volksbildung (Dresden) an das Sächsische Prüfungsamt für  
Bibliothekswesen (Leipzig), 20.3.1934, ebd., Bl.�45.

221 Vgl. Vermerke Werner Rusts, 12.4.1934, ebd., Bl.�49�f.; Hans Hagemeyer (RFdS) an 
die Direktion der DB, 14.4.1934, ebd. Bl.�53; Oldenbourg an Hagemeyer (RFdS), 
17.4.1934, ebd., Bl.�57; Uhlendahl an Oldenbourg, 19.4.1934, ebd., Bl.�58; Werner 
Rust an Hagemeyer, 28.4.1934, ebd., Bl.�59. Des Coudres wurde ein zweites Mal ver-
warnt. Vgl. Aktennotiz von Werner Rust, 18.5.1934, ebd., Bl.�61. In der Community 
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Wie viele dieser ›Kämpfer‹ letztlich an der DB beschäftigt waren, lässt sich 
nicht mehr genau feststellen. Am Tag der sogenannten ›NS-Machtergreifung‹ 
waren an der DB aber schon mindestens sieben Mitarbeiter beschäftigt, die be-
reits vor dem 30. Januar 1933 in die NSDAP eingetreten waren.222 Da ein Teil 
von ihnen das Haus aber noch 1933 wieder verließ, war ihr Anteil an der Ge-
samtbelegschaft zunächst noch recht gering. Allerdings hatte sich die Zahl der 
NSDAP-Mitglieder im Jahr 1934 schon fast verdoppelt.223 Zudem gehörten im 
Herbst 1934 mindestens 18 DB-Mitarbeiter der SA an.224 Unter ihnen waren 

der deutschen Bibliothekare wurde des Coudres durch eine von ihm durchgeführte 
Fragebogenaktion zum Umgang mit verbotenem Schrifttum in wissenschaftlichen 
Bibliotheken bekannt, deren Ergebnisse er im Juni 1935 auf dem Bibliothekartag in 
Tübingen präsentierte. Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�88�f.; Moors, Stosstrupp, 
S.�183; des Coudres, Hans Peter: Das verbotene Schrifttum und die wissenschaft-
lichen Bibliotheken, in: ZfB 52 (1935), Heft 9/10 (September/Oktober), S.�459-471. 
Das Thema der schriftlichen Facharbeit des Coudres’ lautete »Öffentliche Biblio-
theken und verbotene Literatur«. Dazu und zu den Prüfungsergebnissen von des 
Coudres vgl. Bericht über die Sitzung der Prüfungskommission am 24.11.1934, 
24.11.1934, ADNBL, 468/1 (1929-1944), Bl.�26; Prüfung für den höheren Biblio-
theksdienst, 1.4.1935, ebd., Bl.�29. Nach dem Abschluss seines Volontariats an der 
DB übernahm des Coudres die Leitung der Bibliothek der SS in der Wewelsburg, 
wofür er 1935 auch in die SS eintrat. Hier tat er sich durch ideologische Schriften 
(»Die Schutzstaffel als geistiger Stoßtrupp«, 1936) hervor. 1939 wurde er zum Leiter 
der Landesbibliothek Kassel berufen, im Zweiten Weltkrieg zur Waffen-SS eingezo-
gen und geriet am Kriegsende in amerikanische und britische Kriegsgefangenschaft. 
Seit 1950 arbeitete er wieder als Bibliothekar an der Bundesgerichtsbibliothek in 
Karlsruhe, bevor er von 1953 bis 1971 schließlich die Bibliothek des Max-Planck-
Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht leitete. Er starb 1977. Vgl. 
Moors, Stosstrupp, S.�183-195; Brebeck u.�a. (Hg.): Endzeitkämpfer, S.�68-70.

222 Dies waren Johanna Adam (NSDAP 1932), Otto Eggert (1926), Marie Ehlert 
(1930), Friedrich August Hauptmann (1932), Ingeborg Opelt (1932), Theodor 
Straub (1932) und Martha Thon (1932). Zählt man den Geschäftsführer der GdF, 
Bernhard Payr (1932) noch hinzu, waren es acht.

223 Nach einem Vermerk von Ende September 1934 wirkten in der DB acht Parteige-
nossen, darunter drei Frauen, wobei sich diese Feststellung vermutlich nur auf die 
insgesamt 80 Angestellten und 18 Arbeiter, also ohne die Beamten, bezog. Dies 
wird durch eine weitere Aufstellung bestätigt, die alle Angestellten und Arbeiter 
der DB und ihre NS-Mitgliedschaften aufführt. Vgl. Aufstellung betr. Durchfüh-
rung der Verordnung und Anordnung über die Verteilung von Arbeitskräften vom 
10.8.1934 bzw. 28.8.1934 in der DB, Ende September 1934, ADNBL, 334/6, Bl.�13-
18, hier Bl.�13R; Aufstellung über Angestellte und Arbeiter der DB nach dem Stand 
vom 1.10.1934, ADNBL, 152/1/2, Bl.�239-242; Poethe, Instrument, S.�255�f.

224 Zu ihnen zählten Walter Arnold (SA 1934), Hans Cordes (1934), Gerhard Ehlers 
(1933), Curt Fleischhack (1934), Martin Hahmann (1933), Max Kneidl (1933), Al-
brecht Knoblauch (1933), Horst Kothe (1933), Fritz Kupfer (1933), Walter Nau-
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Heinrich Uhlendahl, Hans Cordes, Curt Fleischhack und Johannes Ruppert, die 
als Mitglieder ›nationaler‹ Verbände wie dem Stahlhelm in die sogenannte SA-
Reserve überführt, 1937 bzw. 1939 jedoch wieder ausgeschlossen wurden.225 Ge-
rade dieses Beispiel zeigt, dass die bloße Mitgliedschaft in der NSDAP oder ihren 
Gliederungen keinen eindeutigen Beleg dafür bietet, dass der Betreffende ein An-
hänger der NS-Bewegung oder gar ›ein Nationalsozialist‹ war, wie umgekehrt 
auch Nichtparteimitglieder als überzeugte Verfechter der NS-Ideologie in Er-
scheinung treten konnten.226 Anders als Uhlendahl bemühten sich Cordes, 
Fleischhack und Ruppert 1937 allerdings um eine Aufnahme in die NSDAP. 
Dies galt auch für Kurt Landgraf, Martin Lippmann und Erich Nitzschke, die 
neben Ruppert schon seit 1933 zum Kreis der Fördernden Mitglieder der SS ge-
hörten.227 Der Anteil der NSDAP-Mitglieder an der Gesamtbelegschaft stieg in 
den folgenden Jahren stetig an. 1937 wurde festgehalten: 

»Dass Mitglieder der Gefolgschaft sich schon früh der NSDAP anschlossen, 
beweist die Tatsache, dass allein fünf Träger des Goldenen Parteiabzeichens 
aus ihren Reihen hervorgegangen sind. Am Ende der Berichtszeit gehören 49 
Gefolgschaftsmitglieder der NSDAP an. Insgesamt sind 73 Angehörige der DB 
als politische Leiter, Amtswalter oder Amtsträger einer Untergliederung, als 
Angehörige der SS, SA oder HJ in der Bewegung tätig; 44 sind Mitglieder des 
Reichsbundes der Deutschen Beamten, 116 gehören der Deutschen Arbeits-
front, 117 der NS-Volkswohlfahrt und 83 dem Reichsluftschutzbund an.«228

mann (1933), Kurt Petersen (1933), Karl Röhrborn (1933), Friedrich Ruhe (1933), 
Johannes Ruppert (1933), Gerhard Schroeter (1933), Erich Schwanecke (1932), 
Heinrich Uhlendahl (1934) und Bernhard Winkelhake (1933).

225 Vgl. Poethe, Instrument, S.�271�f.
226 Wie Klaus G. Saur zeigt, zählte der seit 1933 der NSDAP angehörende Direktor 

der Stadt- und Universitätsbibliothek Köln, Hermann Corsten, »im Grunde ge-
nommen zum Widerstand«, da er »über Jahre hinweg eine Reihe von jüdischen 
Mitarbeitern unterstützt und gerettet« und somit »substantiell gegen die National-
sozialisten gearbeitet« hatte. Saur, Diskriminierung, S.�151. Corstens Eintritt in die 
NSDAP hing vermutlich damit zusammen, dass er im Jahr »1933 der national-
sozialstischen Idee und somit der Hitler-Partei [noch] positiv gegenüber stand«. 
Hoffrath, Christiane: Hermann Corsten in Köln, in: Knoche, Michael und Wolf-
gang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalsozialismus. 
Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�225-
242, hier S.�229, 242.

227 Vgl. die Fragebögen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP in ADNBL, PA Kurt Land-
graf (geb. 30.10.1901), Bl.�39 (15.12.1937); PA Martin Lippmann (geb. 5.11.1887), 
Bl.�90 (20.12.1937); PA Erich Nitzschke (geb. 26.4.1903), Bl.�37 (15.12.1937); PA 
Johannes Ruppert (geb. 16.9.1885), Bl.�66 (16.12.1937).

228 Ausgehend von insgesamt 165 planmäßigen Kräften (36 Beamte, 99 Angestellte, 30 
Lohnempfänger). Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�46, 52.
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Damit gehörten 1937 etwa 30 Prozent der Belegschaft der NSDAP an. Nimmt 
man die Zahl der »politischen Leiter, Amtswalter und Amtsträger« der NSDAP 
und ihrer Gliederungen (SS, SA, HJ) hinzu, waren rund 44 Prozent der ›DB-Ge-
folgschaft‹ »in der Bewegung« tätig. Unter den wissenschaftlichen Bibliotheka-
ren der DB war der Anteil mit 50 Prozent sogar noch höher.229 Dies verweist auf 
weitgehende Affinitäten der akademischen Eliten zum NS-Regime. Dabei ist zu 
beachten, dass die Parteimitgliedschaft für Beamte trotz zum Teil erheblichen 
Drucks keineswegs zwingend war. Wenn man berücksichtigt, dass bis 1937 in 
Preußen 86 Prozent und im übrigen Reich ganze 63 Prozent der Beamten in die 
NSDAP eingetreten waren, verhielten sich die Vertreter des Berufsstands der 
Wissenschaftlichen Bibliothekare also nicht anders als ihre Kollegen in den 
Hochschulen und in der Öffentlichen Verwaltung.230 Nach Ralph Jessen be-
kannten sich zwischen vierzig und sechzig Prozent der deutschen Hochschul-
lehrer zur NSDAP.231 Eine »Sozialstrukturanalyse der sächsischen NSDAP« er-
gibt, dass Anfang 1935 allein in Sachsen 9,4 Prozent aller Parteigenossen lebten, 
was den Höchstwert für alle 32 Parteigaue darstellte und zeigt, »wie bedeutend 
der Gau Sachsen in der NSDAP war«.232 Dies zeigte sich mit Abstrichen auch 
bei den Gliederungen und besonders bei den der Partei angeschlossenen Verbän-
den (z.�B. DAF, NSV, RDB), denn im Durchschnitt wohnten mehr als zehn Pro-
zent aller Angehörigen der angeschlossenen Verbände in Sachsen, womit dieser 

229 Vgl. Poethe, Instrument, S.�256; Riedel, Kultur- und Wissenschaftspolitik, S.�187. 
Legt man das im Verwaltungsbericht für 1931-1937 abgebildete Personalver-
zeichnis (Stand 31.3.1938) zugrunde, waren von den insgesamt 25 wissenschaft-
lichen Bibliothekaren (Direktor, Stellvertretender Direktor, zehn Bibliothekare, 
ein Hilfs bibliothekar, fünf Wissenschaftliche Hilfsarbeiter, fünf Verwaltungs- und 
Kassenbeamte sowie zwei Bibliotheksoberinspektoren) 1938 13 Mitglieder der NS-
DAP bzw. Parteianwärter. Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), 
S.�133. Dabei handelte es sich um Werner Rust (NSDAP 1932, Bl.�39), Hans Prae-
sent (1937, Bl.�44), Johannes Ruppert (1937, Bl.�66), Otto Drope (1937, Bl.�25), 
Hans Cordes (1937 Anwärter, Bl.�21), Günther Robbel (1933, Bl.�32), Kurt Roepke 
(1933, Bl.�26), Heinz Gomoll (1937, Bl.�23), Martin Lippmann (1937, Bl.�90), Erich 
Nitzschke (1937, Bl.�37), Kurt Landgraf (1937, Bl.�39), Curt Fleischhack (Anwärter 
1937, 1939 abgelehnt, Bl.�111), Otto Eggert (1926, Bl.�99). Albert Paust trat erst 
1940 der NSDAP bei (Bl.�67). Die Blattangaben beziehen sich auf die jeweiligen 
Personalakten im ADNBL.

230 Vgl. Kuller, Christiane: »Kämpfende Verwaltung«. Bürokratie im NS-Staat, in: 
Süß, Dietmar u. Winfried Süß (Hg.): Das »Dritte Reich«. Eine Einführung, Mün-
chen 2008, S.�227-245, hier S.�236.

231 Vgl. Jessen, Ralph: Akademische Elite und kommunistische Diktatur. Die ostdeut-
sche Hochschullehrerschaft in der Ulbricht-Ära, Göttingen 1999, S.�33�f.

232 Nolzen, Armin: Die sächsische NSDAP nach 1933. Sozialstrukturen und soziale 
Praktiken, in: Heydemann, Günther, Jan Erik Schulte und Francesca Weil (Hg.): 
Sachsen und der Nationalsozialismus, Göttingen 2014, S.�43-57, hier S.�44-46.
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Gau in der NSDAP »quantitativ das stärkste Gewicht« besaß.233 Wenn der Ver-
waltungsbericht der DB für 1937 festhielt, dass 49 ihrer ›Gefolgschaftsmitglie-
der‹ der NSDAP angehörten, 73 ihrer Angehörigen als Amtsträger einer Gliede-
rung der ›Bewegung‹ und mehr als einhundert Mitarbeiter als Mitglieder des 
RDB, der DAF, der NSV und des RLB Erscheinung traten, stellte die DB in ge-
wisser Weise ein Spiegelbild der sächsischen Verhältnisse dar. Dies hatte zur 
Folge, dass zwischen 1945 und 1947 80 ihrer Mitarbeiter aus »politischen Grün-
den« entlassen wurden.234

5.2. Unter neuen Auspizien –  
Zwischen Propagandaministerium und Börsenverein

Als »zentrale Sammelstelle für das deutschsprachige Schrifttum der Welt«, als 
»Mittelpunkt der deutschen Bibliographie« und als Bibliothek, deren Bestand 
inzwischen mehr als eine Million Bände umfasste, weckte die DB nicht nur das 
Interesse der NS-Machthaber, sondern erfreute sich von Beginn an auch ihrer 
regen Förderung.235 Bereits am 10. Februar 1933 teilte das RMdI mit, dass man 
infolge der schwierigen Finanzlage die Zuschüsse an eine große Anzahl bekann-
ter wissenschaftlicher Einrichtungen habe zurücksetzen müssen, während man 
an der Reichsbeihilfe für die DB keine Abstriche vorgenommen habe.236 Dies 
ging nicht zuletzt auf den Reichsfinanzminister, Johann Ludwig Graf Schwerin 
von Krosigk, zurück, der der DB Anfang März 1933 einen Besuch abstattete.237 
Seinem Beispiel folgten Goebbels, der Leiter des Außenpolitischen Amtes, Hans 
Frank, die Reichsleiter Rosenberg und Bouhler, der sächsische Ministerpräsident 

233 Ebd., S.�46.
234 Vgl. Uhlendahl an Rudolf Flatscher (Direktor der UB Innsbruck), 28.12.1948, 

ADNBL, 154/5 (Hefter Fa-Fu), Bl.�65; Uhlendahl an Anne Cordes (Schienen, über 
Radolfzell, Bodensee), 27.10.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�320; Uhlen-
dahl an Richard Mai (Krailling bei München), 30.8.1946, ADNBL, 154/5 (Hefter 
Ma-Me), Bl.�14; Uhlendahl an Carolyn Collins (Washington D.�C., ehemalige US-
amerikanische Austauschbibliothekarin an der DB), 14.7.1947, ADNBL, 154/5 
(Hefter Bu-Cz), Bl.�277�f. Siehe auch Poethe, Instrument, S.�256�f.

235 Die Hinweise auf die zentralen Aufgaben der DB finden sich in einer Material-
sammlung Martin Lippmanns an den BV (Werbestelle), 10.10.1933, ADNBL, 
180/5, Bd.�1, Bl.�104-111, hier Bl.�105, 107. Wie Uhlendahl im Oktober 1934 fest-
hielt, ging der millionste Band am 29.5.1932 in der DB ein. Es handelte sich um das 
Werk »›Die Entstehung einer internationalen Wissenschaftspolitik‹. Hrsg. von Dr. 
Zoltan Magyary und Dr. Hanns Jobst. Leipzig: F. Meiner 1932«. Uhlendahl an 
Hofrat Kell (Leipzig), 22.10.1934, ADNBL, 193/2/1, Bl.�37.

236 Vgl. Max Donnevert (RMdI) an Uhlendahl, 10.2.1933, ADNBL, 153/1/1-79, Bl.�51.
237 Vgl. Uhlendahl an Oldenbourg, 4.3.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�106.
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Freiherr von Killinger und die Präsidenten der Reichsschrifttumskammer Blunck 
und Johst.238 Zu den Besuchern zählte auch der Präsident des Werberats der 
deutschen Wirtschaft, welcher die DB ab 1935 durch wiederholte Beihilfen fi-
nanziell unterstützte.239 Während der Präsident der Reichspressekammer, Max 
Amann, der DB 1934 »eine Büste des ersten nationalsozialistischen Dichters 
Dietrich Eckart« stiftete, bemühte sich sein Adlatus, der neue Vorsteher des Bör-
senvereins, Wilhelm Baur, sogar um ein »Protektorat des Führers« für die Ge-
sellschaft der Freunde der DB.240 

Die DB war auch nach dem Machtwechsel um einvernehmliche Beziehungen 
zu den Garanten sowie zu den Staats- und Reichsbehörden bemüht.241 Eine neue 
Konstellation bahnte sich an, als die DB nach der Errichtung des Propagandami-
nisteriums der Zuständigkeit des ihr seit langem vertrauten RMdI entrissen und 
dem vor allem für politische Krawalle und Radikalität bekannten Berliner Gau-
leiter Goebbels unterstellt wurde. Hatten die drei Garanten bis 1933 als formal 
gleichberechtigte Partner agiert – obwohl sich die  Entscheidungsgewalt schon 
während der Weimarer Republik immer mehr zuguns ten des Reiches verscho-
ben hatte –, so veränderte sich das Kräfteverhältnis nun in den DB-Gremien und 
noch viel mehr im täglichen Geschäftsbetrieb eindeutig zugunsten des RMVuP, 
was nicht zuletzt auf die Machtkonzentration bei den Reichsbehörden zurück-
zuführen war, die zulasten der Länder und Kommunen ging.242 Weder die DB 
noch der Börsenverein, die Stadt Leipzig oder die sächsische Landesregierung 
waren über das Zuständigkeitsgerangel in Berlin orientiert und sahen sich alle 
vor mehr oder weniger vollendete Tatsachen gestellt. 

Damit wollte sich Leipzigs Oberbürgermeister Goerdeler aber offenbar nicht 
ohne weiteres abfinden, denn er veranlasste Uhlendahl, ein Memorandum über 
die »Zugehörigkeit der Deutschen Bücherei zum Reichsinnen- oder Propagan-

238 Dazu und zu weiteren prominenten Besuchern vgl. Bericht über die Verwaltung 
der DB (1931-1937), S.�25.

239 Die Mittel – 1935 beispielsweise 10.000 RM – versetzten die DB in die Lage, »die 
von der Wirtschaft verlangten zahlreichen Auskünfte in der erwünschten Weise zu 
erteilen«. Ebd., S.�7, 25. Vgl. zudem Uhlendahl an Wismann (RMVuP), 12.12.1934, 
ADNBL, 152/1/2, Bl.�250; Uhlendahl an Baur (BV), 13.12.1934, ebd., Bl.�158.

240 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 16.12.1934, ebd., Bl.�159. Das Protektorat schei-
terte allerdings, da es Hitler ablehnte, irgendeine Schirmherrschaft zu übernehmen. 
Vgl. Baur an Hans Volckmar (Leipzig) 19.12.1934, ADNBL, 100/5/2, Bl.�23�f. Über 
die Büste Eckarts zeigte sich Uhlendahl »hocherfreut« und froh, »dieses schöne 
Kunstwerk« für die DB erhalten zu haben. 

241 Um gute Beziehungen zu Baur bemüht, sandte Uhlendahl dem »eifrigen Briefmar-
kensammler« wiederholt eine Reihe von Briefmarken zur Auswahl zu, die der DB 
auf Postsendungen zugegangen waren. Uhlendahl an Baur, 19.12.1934 u. 19.1.1935, 
ADNBL, 153/1/2, Bl.�161, 172.

242 Vgl. Poethe, Instrument, S.�281.
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daministerium« zu verfassen. Darin betonte Uhlendahl Ende Mai 1933, für die 
DB sei in erster Linie eine »ruhige, ungestörte Arbeit« notwendig, wofür das 
RMdI »besonders geeignet« erscheine. Ähnlich wie die renommierte Kaiser-Wil-
helm-Gesellschaft, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, das Deutsche und das 
Germanische Museum gehöre auch die DB zu jenen wissenschaftlichen Anstal-
ten, »deren Wirkungskreis sich über das Reichsgebiet oder das deutsche Sprach-
gebiet« erstreckten. Wie die genannten Institutionen sei auch die DB bisher dem 
RMdI unterstellt gewesen und sollte dies, »wie verlautet, auch weiterhin sein«. 
Zu beachten sei auch, dass der für die DB zuständige Referent, Max Donnevert, 
seit vielen Jahren mit den Belangen der DB vertraut und der neue Ministerial-
direktor im Innenressort, Rudolf Buttmann, selbst Bibliothekar sei. Im übrigen 
bereite das RMdI in Fühlungnahme mit dem Börsenverein gerade ein neues Pres-
segesetz vor, in dem auch ein Reichspflichtexemplar für die DB vorgesehen sei. 
Allerdings sei zu befürchten, dass der DB dieses Pflichtexemplar von der PSB 
streitig gemacht werde. Daher werde die DB »am besten demjenigen Ministe-
rium unterstellt, das die sicherste Gewähr für die Zuwendung« des Pflichtexem-
plars biete. Ob dies das RMdI oder das RMVuP war, ließ Uhlendahl offen, soll 
aber nach Aussage seines langjähren Vertrauten Curt Fleischhack »die Unter-
stellung der DB unter das Goebbels-Ministerium […] betrieben« haben.243 Da-
mit machte er deutlich, dass es ihm in erster Linie um die Unterstützung seiner 
Bibliothek im ›Kampf‹ gegen die PSB ging und es ihm im Grunde genommen 
gleichgültig war, wer ihm diese Unterstützung gewährte.244 Daher erinnerte er 
Goerdeler an die »noch immer nicht beendigte Auseinandersetzung mit der 
Preußischen Staatsbibliothek bezüglich der Konkurrenz der Berliner Titel-
drucke« und bat ihn, sich bei seinen Verhandlungen mit der Berliner Ministerial-
bürokratie auch in dieser Frage für die DB zu verwenden.245 Als Goerdeler dar-
aufhin im RMdI vorfühlte, wurde ihm mitgeteilt, dass die Entscheidung bereits 

243 Vermerk Curt Fleischhacks, 1.9.1965, ADNBL, 154/5 (Hefter Ley-Ly), Bl.�23-25, 
hier Bl.�23.

244 In einem anderen Zusammenhang führte Uhlendahl im Hinblick auf die Finanzie-
rung der DB aus, dass die Bücherei an der Frage, wer die zur Erledigung ihrer Auf-
gaben notwendigen Mittel zur Verfügung stelle, weniger interessiert sei, für die DB 
sei viel wichtiger, dass diese Mittel ausreichten. Vgl. Niederschrift der Besprechung 
des Gutachtens des Rechnungshofs des Deutschen Reichs über seine Prüfung bei 
der DB vom März 1935, 26.9.1935, ADNBL, 233/1, Bl.�12-22, hier Bl.�21.

245 Uhlendahl an OBM Goerdeler (mit Memorandum: Welchem Reichsministerium 
ist die DB ihrem Charakter entsprechend am besten zuzuteilen?), 29.5.1933, 
StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�3, Bl.�6-8. Vermutlich hätte für Uhlendahl eine fort-
währende Unterstellung unter das ihm vertraute RMdI das kleinere Übel bedeutet, 
zumal man während der Weimarer Republik zu einem einvernehmlichen Arbeits-
verhältnis gefunden hatte. Gleichwohl schien sich Uhlendahl auch die Option des 
RMVuP im Hinblick auf die Unterstützung gegen die PSB offenhalten zu wollen, 
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gefallen sei und die DB dem RMVuP unterstellt werde. Da Goebbels ein offenbar 
»ganz besonderes Interesse an der Deutschen Bücherei« zeigte, klärte ihn Goer-
deler über das Verhältnis zwischen der DB und der PSB auf und plädierte für eine 
»zweckmäßige Abgrenzung der beiderseitigen Arbeitsgebiete«, zumal dies zu 
einer »Verbilligung im Interesse des Reiches und des Staates Preußen« und damit 
auch zu einer Verringerung der gesamten öffentlichen Ausgaben beitrage.246

Nachdem die »Federführung in den Angelegenheiten der Deutschen Büche-
rei« am 17. Juni 1933 auf das RMVuP übergegangen war, war das Ministerium 
zunächst bemüht, sich einen Überblick über die DB zu verschaffen, die ›Affäre 
Uhlendahl‹ und die mit dem Berufsbeamtengesetz verbundenen Probleme zu lö-
sen.247 Dabei wurde schnell deutlich, dass die DB im RMVuP als nachgeordnete 
Dienststelle angesehen und entsprechend behandelt wurde.248 Im Gegensatz 
dazu wurde der Einfluss der beiden anderen Garanten – der Stadt Leipzig und 
des Landes Sachsen – zunehmend in den Hintergrund gedrängt, obwohl sie wei-
terhin ihren Teil zur Finanzierung der DB beitrugen. Diese Machtverschiebung 
zugunsten des RMVuP wurde durch eine Verordnung des Ministeriums vom 
15. November 1935 weiter vorangetrieben, durch die es unter Bezugnahme auf 
das Gesetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 auch das vom 
Sächsischen Wirtschaftsministerium bis dahin geführte Aufsichtsrecht über die 
DB für sich in Anspruch nahm.249 

zumal ihm schon bei der Niederschrift des Memorandums bekannt war, dass die 
Entscheidung zugunsten des RMVuP gefallen war. Vgl. ebd., Bl.�6.

246 Aktennotiz Goerdelers, 31.5.1933, ebd., Bl.�10; Goerdeler an Goebbels, 31.5.1933, 
ebd.

247 So bat Wismann Uhlendahl Anfang August 1933 um die Übersendung eines Ex-
emplars der Satzungen sowie einer Personalliste der DB. Wismann (RMVuP, Abt. 
II) an Uhlendahl, 9.8.1933, ADNBL, 152/1/2, Bl.�410. Zur »Anlegung einer Kartei« 
über die DB ersuchte das RMVuP kurze Zeit später um die Vorlage von Licht-
bildern der Vorstandmitglieder, Geschäftsführer, Abteilungsleiter und sonstigen 
wichtigen Mitarbeitern der DB. Vgl. Hans Rüdiger (RMVuP, Abt. I) an DB, 
12.9.1933, ebd., Bl.�397; Karl Ott (RMVuP) an DB, 25.1.1934, ebd., Bl.�378; Hans 
Rüdiger (RMVuP) an DB, 9.10.1934, ebd., Bl.�367.

248 Vgl. etwa die Anordnungen zur Einführung des »deutschen Grußes« für die Be-
amten, Angestellten und Arbeiter im Dienst- und Schriftverkehr. Vgl. Goebbels an 
die Reichsrundfunkgesellschaft, die DB, die RKK, den Werberat der deutschen 
Wirtschaft, den deutschen Nachrichtendienst, die deutsche Kunstgesellschaft, 
Transozean, den deutschen Lichtspieldienst, den Zentralverlag und die Hoch-
schule für Politik, 18.12.1933, ebd., Bl.�383; Abschrift eines Erlasses des RMVuP 
betr. Deutscher Gruß, in: Nachrichtenblatt des RMVuP, Nr.�2 vom 5.2.1935, ebd., 
Bl.�255.

249 Gleichwohl sollte das Sächsische Wirtschaftsministerium bis zur endgültigen Re-
gelung der Rechtsform der DB »die Aufsicht innerhalb der Befugnisse« des RM-
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Mit dem Regierungswechsel von 1933 und der Überleitung der DB auf das 
Propagandaministerium gingen auch Veränderungen in ihren Verwaltungs- und 
Aufsichtsgremien einher.250 In einigen Fällen waren die Personalwechsel der 
veränderten Machtverteilung geschuldet. So rückte für Max Donnevert als bis-
herigem Vertreter der Reichsregierung nun Heinz Wismann vom RMVuP in den 
Geschäftsführenden Ausschuss ein.251 Zwar blieb Donnevert dem GA vorerst als 
»beratendes Mitglied« erhalten, nach seinem Tod im Frühjahr 1936 trat jedoch 
Rudolf Kummer als Vertreter des Reichserziehungsministeriums an seine Stelle. 
Die Einsetzung Kummers ging auf Uhlendahl zurück, der damit pragmatische 
Ziele verfolgte. Da Kummer als Bibliotheksreferent im REM die Federführung 
in allen das wissenschaftliche Bibliothekswesen betreffenden Fragen innehatte, 
schien er in der Lage, der DB im Konflikt mit der PSB wertvolle Hilfe zu leis-
ten.252 Dies galt auch für den der DB gewogenen Rudolf Buttmann, der in seiner 
neuen Funktion als Direktor der Bayerischen Staatsbibliothek 1936 in den GA 
berufen wurde und den aus bayerischer Sicht unbequemen Machtansprüchen der 
Gruppe um Krüss in Berlin wiederholt entgegentrat.253 Bereits 1934 hatte man 
den Vorsitzenden des VDB, Adolf Hilsenbeck, in den GA kooptiert, um von 
 bibliothekarischer Seite »ein gewisses Gegengewicht« gegen das GA-Mitglied 
Josef Bick zu installieren, der als Direktor der Wiener Nationalbibliothek im 
Fahrwasser der PSB segelte und der DB in der Titeldruckfrage enormes Kopf-
zerbrechen bereitete.254 Im Zuge der oben geschilderten personellen Verände-
rungen im Börsenverein wurde zudem Friedrich Oldenbourg im Juli 1934 als 
Vorsitzender des GA durch Kurt Vowinckel ersetzt, der aber bereits gut zwei 

VuP »einstweilen weiterhin« ausüben. RMVuP an das Sächsische Wirtschafts-
ministerium, 15.11.1935, ADNBL, 151/1/2, Bl.�414R.

250 Vgl. etwa Uhlendahl an Ministerialrat Richard Michael (Dresden), 2.2.1933, ADNBL, 
153/2/1, Bl.�118; Goerdeler (Rat der Stadt Leipzig) an den VR�der DB, 28.2.1933, 
ADNBL, 153/0, Bl.�98.

251 Vgl. Oldenbourg an RMVuP, 15.1.1934, ADNBL, 153/1/2, Bl.�126; RMVuP an GA, 
26.1.1934, ADNBL, 153/0, Bl.�105. 

252 Vgl. Bericht über die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, ADNBL, 153/1/1-
80, Bl.�20-34, hier Bl.�21. Donnevert war im Mai 1934 in das neugegründete REM 
übernommen worden, fungierte daher als Vertreter dieses Ministeriums im GA der 
DB. Die Nachfolge Kummers war daher eine logische Konsequenz. Vgl. Uhlen-
dahl an Wilhelm Baur (BV), 19.2.1936, ADNBL, 153/0, Bl.�143; Baur an Kummer, 
27.5.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�193.

253 Vgl. Baur an Buttmann (BSB), 28.5.1936, ADNBL, 153/0, Bl.�149; Buttmann an 
Baur (GA), 12.6.1936, ebd., Bl.�152.

254 Zur Durchsetzung der Wahl Hilsenbecks griff Uhlendahl sogar auf das ›Führer-
prinzip‹ zurück. Vgl. Uhlendahl an Oldenbourg, 4.1.1934, ebd., Bl.�99; Oldenbourg 
an Hilsenbeck, 5.1.1934, ebd., Bl.�100; Uhlendahl an Oldenbourg, 18.1.1934, ADNBL, 
153/1/2, Bl.�28.
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Monate später Wilhelm Baur Platz machen musste, der die Geschicke der DB 
fortan in diktatorischer Manier lenkte und dabei immer wieder mit dem Steue-
rungsanspruch des Goebbels-Ministeriums kollidierte.255 Mit Baur, Kummer, 
Wismann und Buttmann, zu denen sich 1934 noch die Verlagsbuchhändler Karl 
Baur und Theodor Fritsch sowie 1939 Paul Heigl als Nachfolger Bicks gesellten, 
gehörten von den dreizehn Mitgliedern des GA schließlich mindestens sieben der 
NSDAP an.256

Das Verhältnis der DB zum Börsenverein war unter der Leitung Oldenbourgs 
noch überaus positiv gewesen, obwohl sich auch schon damals hin und wieder 
etwas dunklere Wolken zusammengebraut hatten. So hatte das Vorstandsmit-
glied des Vereins, der Münchener Verleger Ernst Reinhardt, bereits im Dezem-
ber 1932 betont, dass die Beziehung zwischen dem Börsenverein und der DB 
eher einer »Vernunftehe« gleiche. Wegen der »Gemeinsamkeit der Interessen« 
bleibe dem Börsenverein »gar keine andere Wahl«, als dafür einzutreten.257 Der 
Grund für diese kritische Sicht war wirtschaftlicher Natur. Obwohl sich die 
Ausgaben des Börsenvereins für Bücherkäufe von 12.300 RM im Jahr 1925 auf 
3.100 RM im Jahr 1934 stetig reduziert hatten, betrachtete man die DB im Ver-
einsvorstand noch immer als finanzielle Belastung.258 Dies trat unter dem neuen 
Vereinsvorstand Wilhelm Baur nun offen zutage. Als der Reichsrechnungshof in 
einem Gutachten über die DB monierte, der Börsenverein würde sich, insbeson-

255 Vgl. Uhlendahl an die Mitglieder des GA der DB, 18.7.1934, ADNBL, 153/0, 
Bl.�115; Uhlendahl an Vowinckel, 19.7.1934, ADNBL, 153/1/2, Bl.�136; Bericht 
über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�37.

256 Ob es sich bei dem 1935 ebenfalls in den GA gewählten Leipziger Verlagsbuch-
händler und Landesobmann der Gruppe Buchhandel in der RSK, Dr. Conrad 
Witzmann, möglicherweise um den Leipziger NSDAP-Stadtverordneten Konrad 
Witzmann handelte, konnte nicht festgestellt werden. Vgl. ebd., S.�38, 40; Höpel, 
Thomas: Von der Kunst- zur Kulturpolitik. Städtische Kulturpolitik in Deutsch-
land und Frankreich 1918-1939, Stuttgart 2007, S.�168; Gaudienststellen der Partei 
und Reichskulturkammer, in: Warmuth, Ludwig (Hg.): Taschen-Jahrbuch für den 
Grossdeutschen Buchhandel 1939/40, Berlin 1939, S.�201-223, hier S.�215. Zur 
Wahl Heigls vgl. Wilhelm Baur an Paul Heigl (Generaldirektor der Nationalbibli-
othek Wien), 8.8.1939, ebd., Bl.�247. An die Stelle des 1937 aus dem RMVuP aus-
scheidenden Wismann trat sein Nachfolger Karl Heinz Hederich (NSDAP), dem 
1938 Alfred-Ingemar Berndt (NSDAP) und 1939 Wilhelm Haegert (NSDAP) folg-
ten.

257 Abschrift eines Schreibens von Ernst Reinhardt an Krüss, 17.12.1932, ADNBL, 
640/0 (Hefter 1932/33, Bd.�III), Bl.�110R-111.

258 Zum Rückgang der vom BV aufgebrachten Beträge zum Bücherankauf vgl. Uhlen-
dahl an Verlagsbuchhändler Hellmuth von Hase (Leipzig), 16.5.1934, ADNBL, 
507/5 (1929-1938), Bl.�42; Uhlendahl an RMVuP (mit anliegender Stellungnahme 
der DB zur Niederschrift über die Prüfung des Rechnungshofes bei der DB vom 
27.3.1935), 7.8.1935, ADNBL, 283/3a (Hefter 1935), Bl.�86-104, hier Bl.�94.



619

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

dere im Vergleich zu den drei Garanten, nur sehr unzureichend an der Finanzie-
rung beteiligen, aber mit der Herausgabe der von der DB bearbeiteten Bibliogra-
phien erhebliche Gewinne erzielen, zeigte man sich im Vorstand des Vereins 
entrüstet.259 Diese Entrüstung steigerte sich noch, als nun auch noch das RMVuP 
und die beiden anderen Garanten die alte Frage stellten, »ob die Leistungen des 
Börsenvereins der Deutschen Buchhändler […] in einem angemessenen Verhält-
nis zum Nutzen« stünden, »der ihm aus der Arbeitsweise und den Einrichtungen 
der DB« erwachse und daraus schließlich die Forderung nach einem finanziellen 
Mehraufwand des Vereins ableiteten.260 Über diese seit Jahren ungelöste Frage 
brach daraufhin ein heftiger Disput zwischen den Garanten und dem Börsenver-
ein aus, der die ›irrigen‹ Feststellungen des Rechnungshofes »mit Erstaunen« zur 
Kenntnis nahm, und betonte, allein die Garanten hätten für die Einrichtung, den 
Unterhalt, die Verwaltung und für den Ausbau der Sammlungen und des Gebäu-
des der DB aufzukommen. Immerhin leiste der Verein seit 1923 jährlich einen 
nicht unerheblichen Werbungskostenbeitrag, der jedoch als freiwillige Leistung 
anzusehen sei, denn auf keinen Fall sei er dazu verpflichtet. Im übrigen könne es 
nicht der Sinn des Gründungsvertrages sein, dass der Börsenverein, der im we-
sentlichen auf Mitgliedsbeiträge angewiesen sei, grundsätzlich dieses große Un-
ternehmen zu unterhalten habe. Wäre dies der Fall, so Baur, müsste der Verein 
seine Mitgliedsbeiträge erhöhen und seine Mitglieder mit einer besonderen 
Steuer belegen. Eine derartig starke Belastung gleiche jedoch »einer Art Bestra-
fung dafür, dass der BV die DB ins Leben gerufen« habe. Im übrigen habe der 
Buchhandel an einer restlosen Vollständigkeit der Sammlung kein großes Inter-
esse. Er müsse diese Frage auch vom geschäftlichen Standpunkt aus betrachten, 
denn immerhin vermehre die Vollständigkeit den Umfang der Bibliographien 
und treibe deren Kosten in die Höhe. Daher schlug der Börsenverein vor, den 
Betrieb der DB sparsamer zu gestalten und »das Vollständigkeitsbestreben nicht 
zu weit« zu treiben. Dem hielt Uhlendahl entgegen, dass man die Sammlungs-
grundsätze der DB erst 1931 überprüft habe und dabei zu dem Schluss gekom-
men sei, dass eine Änderung nicht möglich erscheine. Die DB sei keine beliebige 
Bibliothek, sondern ein Zentralinstitut, das zentrale Aufgaben für alle Biblio-
theken durchzuführen habe. Der Börsenverein dürfe die Frage nicht nur unter 
geschäftlichen Gesichtspunkten betrachten, sondern »auch vom kulturellen und 
vom nationalen Standpunkt« aus. Die DB habe sich bisher davor gehütet, die 

259 Zur Kritik am BV vgl. Rechnungshof des Deutschen Reiches an den RMVuP (mit 
anliegender Niederschrift über die Prüfung des Rechnungshofes des Deutschen 
Reiches bei der DB in Leipzig vom 27.3.1935), 21.5.1935, ebd., Bl.�25-42, hier Bl.�30-
37.

260 Obendrein fand diese Besprechung nur zwischen den Garanten und der DB, also 
ohne Beteiligung des BV statt. Bericht über die Besprechung des Gutachtens des 
Rechnungshofs des Deutschen Reiches über seine Prüfung bei der DB im März 
1935, 12.9.1935, ADNBL, 233/1, Bl.�7-11.
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Vollständigkeit ad absurdum zu treiben. Sie müsse aber ihre Sammelgrundsätze 
aufrecht erhalten, denn sonst hätten nicht nur die Bibliotheken und die Wissen-
schaft, sondern auch der Buchhandel letztlich das Nachsehen.261

In der Frage der Finanzierung der DB gelangten die Garanten und der Bör-
senverein erneut zu keiner Lösung, da der Verein eine rechtliche Verpflichtung 
zur kostenlosen Beschaffung der gesamten Literatur vehement ablehnte und be-
tonte, auch nicht die Verpflichtung übernommen zu haben, die DB »ohne wei-
teres einzurichten, fortzubetreiben und zu verwalten«. Vielmehr seien die Mittel 
zur Unterhaltung der DB allein von den Garanten aufzubringen.262 In einer 
eigenen Stellungnahme zum Prüfbericht des Rechnungshofes fuhr der Börsen-
verein nun aber zusätzlich schweres Geschütz auf und machte deutlich, wie weit 
er sich inzwischen von der DB entfernt hatte. Darin wurde nicht nur detailliert 
aufgelistet, welche enormen Kosten die DB dem Börsenverein verursachte, son-
dern deutlich ausgesprochen, »dass der Buchhandel der durch Berücksichtigung 
der bibliothekarischen Bedürfnisse bedingten Umfangsvermehrung der Natio-
nalbibliographie Reihe A« nicht bedürfe und »es ihm lieb wäre, wenn der frühere 
Zustand wieder hergestellt werden könnte«. Dies hieß nichts anderes, als die 
Reihe B eingehen zu lassen und die Bibliographie wieder allein auf die Interessen 
des Buchhandels auszurichten. Obendrein wurde – in völliger Um kehrung der 
Strategie des vormaligen Vereinsvorstehers Oldenbourg – vorgeschlagen, die Be-
dürfnisse der Bibliotheken auf andere Weise, »z.�B. durch eine ent sprechende 
Ausgestaltung der Berliner Titeldrucke« zu befriedigen. Ohnehin handle es sich 
bei den vom Börsenverein bezahlten Bibliographen nicht um Personal der DB, 
selbst wenn dieses 1931 disziplinarisch ihrer Leitung unterstellt worden sei. Um 
»die klare Trennung zwischen Bibliographischer Abteilung des Börsenvereins 
und der Deutschen Bücherei zu wahren«, werde man diese Unterstellung wieder 
rückgängig machen. Zudem wurde betont, dass die Bibliographie für den Bör-
senverein kein »Gewinn-Objekt« darstelle. Vielmehr fahre der Verein bei na-
hezu allen bibliographischen Werken Verluste ein, was in erster  Linie auf die DB 
zurückzuführen sei, denn sie habe die buchhändlerische Bibliographie  – vor  
allem die aus Sicht des Börsenvereins unnötige Reihe B der Nationalbibliogra-
phie  – auf die Interessen der Bibliotheken ausgerichtet und somit verteuert. 
Schließlich torpedierte der Börsenverein auch noch den von der Direktion der 
DB hervorgebrachten Gedanken, das Fünfjahresverzeichnis (Deutsches Bücher-
verzeichnis) zur Grundlage des Deutschen Gesamtkatalogs zu  machen. Dadurch 
würden die Kosten dieser Bibliographie explodieren und diese für die kleineren 

261 Niederschrift der Besprechung des Gutachtens des Rechnungshofs des Deutschen 
Reiches über seine Prüfung bei der DB vom März 1935, 26.9.1935, ebd., Bl.�12-22.

262 Stellungnahme des BV zu dem Auszug aus der Niederschrift über die Prüfung des 
Reichsrechnungshofes bei der DB und zu den darüber am 26. September 1935 ge-
führten Verhandlungen, 22.10.1935, ebd., Bl.�190-220, hier Bl.�190.
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Bibliotheken unerschwinglich machen. Merkwürdigerweise machte man sich im 
Vorstand des Börsenvereins dabei nun jene Ansichten zu  eigen, die von den bi-
bliothekarischen Gegnern des DB-Plans ins Feld geführt wurden. Als Beleg da-
für, dass den deutschen Bibliotheken angeblich nicht an der von der DB erstreb-
ten Gestaltung der Bibliographie gelegen sei, wurde vom Börsenverein 
ausgerechnet Georg Leyh zitiert, der sich auf dem Bibliothekartag 1935 in Tü-
bingen wieder einmal gegen die »Pedanterie und den Vollständigkeitswahn« der 
Nationalbibliographie ausgesprochen hatte. Dass der Tübinger Bibliotheks-
direktor schon seit Jahren ein erklärter Gegner der von der DB angestrebten 
Zentralkatalogisierung war und den Interessen der PSB nahestand, wurde dabei 
vom Börsenverein bewusst verschwiegen. Vielmehr wurde in völ liger Umkeh-
rung der bis dahin gleichgerichteten Ziele von DB und Börsenverein abschlie-
ßend betont:

»Hier begegnen sich also die Wünsche des Buchhandels und des Börsenver-
eins in der Bibliographie-Frage durchaus mit denen des Herrn Prof. Dr. Leyh 
und vielleicht der Bibliotheken im allgemeinen. Ihnen stehen aber die von der 
Deutschen Bücherei verfolgten Ziele entgegen, die, wie hier offen und unum-
wunden ausgesprochen werden muss, der Börsenverein als Sachwalter der 
wirtschaftlichen Interessen des gesamtdeutschen Buchhandels nicht mehr als 
die seinigen anerkennen kann«.263

Uhlendahl zeigte sich über den aggressiven, gegen die DB gerichteten Ton der 
Denkschrift »nicht wenig« erschrocken. Wie er gegenüber Baur deutlich machte, 
enthielt die Denkschrift »in wesentlichen Punkten Irrtümer und schiefe Auffas-
sungen«, die geeignet waren, die Stellung der DB gegenüber der PSB erneut zu 
erschweren oder ihr sogar den »nahezu sichere[n] Sieg in dem seit Jahren wäh-
renden Kampf« wieder zu entreißen.264 Uhlendahl wies die vom Börsenverein 
erhobenen Vorwürfe und Behauptungen zurück und machte deutlich, dass die 
dort vorgebrachten Kosten- und Verlustrechnungen falsch bzw. nicht stichhaltig 
seien.265 In einer abschließenden Besprechung zwischen den Garanten, der DB 
und dem Börsenverein näherten sich die Konkurrenten zwar wieder an, infolge 
der zweifelhaften Rechtsgrundlagen, des seinerzeit überhastet zusammengestell-
ten Gründungsvertrages und der in gewissen Widersprüchen dazu stehenden 
Satzung der DB trat jedoch keine grundlegende Änderung der Verhältnisse ein. 
Allerdings erklärte sich der Börsenverein bereit, seinen bisherigen Werbungs-
kostenbeitrag – also die Mittel zur Beschaffung des deutschsprachigen Schrift-

263 Ebd., Bl.�219�f.
264 Uhlendahl an Wilhelm Baur, 28.10.1935, ebd., Bl.�231.
265 Uhlendahl: Bemerkungen der DB zur Stellungnahme des BV vom 22.10.1935 in der 

Prüfungsangelegenheit des Rechnungshofs des Deutschen Reiches, 16.11.1935, 
ebd., Bl.�232-244.
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tums im In- und Ausland – zu erhöhen und fortan für ein Drittel der Werbungs-
kosten aufzukommen.266

Im Zusammenhang mit den Verhandlungen nahm der schon vor 1933 wieder-
holt geäußerte Gedanke der Neuordnung der Rechtsverhältnisse der DB nun 
einen breiteren Raum ein. Dabei ging es um die Frage ihrer Umwandlung in eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Der Reichsrechnungshof hatte hervorge-
hoben, dass angesichts der nationalen Bedeutung der DB »eine klare Regelung 
ihrer Rechtsstellung« geboten erscheine. Die DB sei eine im Privateigentum des 
Börsenvereins stehende Einrichtung, was aber nicht damit in Einklang stehe, 
dass ihr ein starker öffentlicher Charakter innewohne und sie ausschließlich aus 
öffentlichen Mitteln unterhalten werde. Daher sei ihr eine selbständige Rechts-
persönlichkeit zu geben, ähnlich wie dies beim Deutschen Museum in München 
geschehen sei.267 Über diese Frage hatte Oldenbourg schon 1933 mit dem Pro-
pagandaministerium verhandelt und der DB die Aufgabe erteilt, die hierfür er-
forderlichen Vorarbeiten in Angriff zu nehmen. Auch für die DB war die Lösung 
dieser Frage von grundsätzlicher Bedeutung. Aufgrund ihres »Charakters als 
Vereinsbücherei« ohne eigene Rechtspersönlichkeit konnte sie keine rechtsver-
bindlichen Verträge abschließen und musste ihre Interessen immer durch den 
Börsenverein wahrnehmen lassen. Wichtiger indes war die Tatsache, dass die Be-
amten der DB zwar die Bezeichnung »Beamte« führten, aber faktisch Angestellte 
des Börsenvereins waren. Ihre Besoldung erfolgte aus Etatmitteln, ebenso ihre 
Ruhegehaltsversorgung, da der Börsenverein die Übernahme dieser Lasten ab-
lehnte.268 Obwohl die DB keine Körperschaft des öffentlichen Rechts war, 
wurde sie aber wie eine solche behandelt und überwacht. So unterstanden ihre 
allgemeine Geschäftsführung, ihr Haushaltsplan, aber auch die Dienstverhält-

266 Niederschrift über die abschließende Besprechung der Erinnerungen des Rech-
nungshofs des Deutschen Reiches, 21.11.1935, ebd., Bl.�257-278.

267 Rechnungshof des Deutschen Reiches an den RMVuP (mit anliegender Nieder-
schrift über die Prüfung des Rechnungshofes bei der DB in Leipzig vom 27.3.1935), 
21.5.1935, ebd., Bl.�25-42, hier Bl.�39.

268 Uhlendahl an RMVuP (mit anliegender Stellungnahme der DB zur Niederschrift 
über die Prüfung des Rechnungshofes bei der DB vom 27.3.1935), 7.8.1935, 
ADNBL, 283/3a (Hefter 1935), Bl.�86-104, hier Bl.�101�f. Vom RMVuP wurde die 
DB ebenfalls mit der Bearbeitung dieser Frage betraut. Bereits Anfang Juni 1934 
lag dem Ministerium »ein eingehender Plan über die Umwandlung« der DB vor. 
Vgl. ebd.; Reichsbund der Deutschen Beamten (Gau Sachsen, Dresden) an den 
Reichsbund der Deutschen Beamten (Kreis Leipzig), 6.6.1934, ADNBL, 100/2, 
Bl.�16. Darüber hinaus arbeitete man zudem an einem Entwurf für eine neue Sat-
zung der DB. Vgl. Martin Lippmann (DB) an Uhlendahl, 19.9.1934, ADNBL, 
154/2, Bl.�94; Vermerk Lippmanns, 1.10.1934, ADNBL, 100/1, Bl.�24; Werner Rust 
an Uhlendahl, 3.10.1934, ebd., Bl.�46-54; Vermerk Lippmanns, 4.10.1934, ebd., 
Bl.�34-45.
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nisse ihrer Beamten, Angestellten und Arbeiter der Aufsicht des RMVuP.269 Die 
Besoldung erfolgte nach den Grundsätzen der Sächsischen Besoldungsordnun-
gen, in deren Rahmen auch das Versorgungsdienstalter sowie Fragen der Ruhe-
gehalts- und Hinterbliebenenversorgung festgelegt wurden. Daraus ergab sich, 
dass die DB im Grunde den Charakter einer öffentlichen Körperschaft besaß und 
sich nur durch das Fehlen einer juristischen Form von anderen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts unterschied.270 Allerdings waren die DB-Beamten nur 
im Hinblick auf ihr Diensteinkommen, ihre Dienstzeit und ihren Urlaub den 
sächsischen Staatsbeamten gleichgestellt, während ihre Ruhestandsversorgung 
seit langem ungeklärt war. Eigentlich wurden die wissenschaftlichen Beamten 
der DB zwei Jahre nach ihrer Ernennung zum Bibliothekar unkündbar angestellt 
und erhielten einen Anspruch auf Ruhegeld und Hinterbliebenenfürsorge. Diese 
Ruhegehaltsberechtigung war jedoch vom Sächsischen Wirtschaftsministerium 
1931 außer Kraft gesetzt worden, wovon nun zwei Bibliothekare betroffen wa-
ren. Noch problematischer gestaltete sich die Situation für die mittleren Beamten 
der DB, die seit über zwanzig Jahren auf eine Regelung ihrer Ruhestandversor-
gung warteten. So waren von den 21 mittleren Beamten 1934 lediglich zwei mit 
gesicherter Altersversorgung angestellt.271 Dies hatte zur Folge, dass zahlreiche 
Mitarbeiter der DB versuchten, das Haus am Deutschen Platz bei sich bietender 
Gelegenheit zu verlassen.272 Die Ruhestandsversorgung wurde daher zuneh-
mend mit dem Problem des Rechtscharakters der DB verbunden, denn durch 

269 Diesen Standpunkt vertrat zumindest das RMVuP, das der DB im Juli 1935 mit-
teilte, Entscheidungen über Neueinstellungen bei der DB würden von ihm ge-
troffen, woraufhin die DB auf ihr Verhältnis zum BV verwies und hervorhob, 
dass die Dienstverhältnisse ihrer Angehörigen auf dem Privatrecht beruhten. Vgl.  
RMVuP an DB, 5.7.1935, ADNBL, 152/1/2, Bl.�284; Werner Rust (DB) an RMVuP, 
5.10.1935, ebd., Bl.�284R-285.

270 Vgl. Otto Eggert (DB) an den Deutschen Beamtenbund, Kreisleitung Leipzig, 
18.9.1933, ADNBL, 481, Bl.�11�f.; Vermerk Martin Lippmanns (DB), 31.7.1936, 
ADNBL, 100/2, Bl.�25-27.

271 Vgl. Bericht über die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, ADNBL, 153/1/1-
80, Bl.�20-34, hier Bl.�28; Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, 
ADNBL, 153/1/1-84, Bl.�34-45, hier Bl.�41.

272 Der »dauernde Abgang von Angestellten« bereitete der DB ernste Sorgen. Wie man 
im GA 1938 feststellte, waren in den letzten zehn Jahren insgesamt 25, seit Mitte 
1935 allein 15 Kräfte ausgeschieden, während sich weitere Kräfte des höheren und 
mittleren Dienstes um andere Stellen bemühten. Vgl. Bericht über die 81. Sitzung 
des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 153/1/1-81, Bl.�19-33, hier Bl.�24; Bericht 
über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 153/1/1-83, Bl.�15-36, 
hier Bl.�24�f., 29�f.; Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 
153/1/1-84, Bl.�34-45, hier Bl.�41-42; Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB 
am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�21; Uhlendahl an RFM, 
26.4.1939, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�218; Uhlendahl an RMVuP, 15.6.1939, ebd., 
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ihre Umwandlung in eine Körperschaft des öffentlichen Rechts würden ihre Be-
amten zu Reichsbeamten, womit für sie die Reichsbesoldungsordnung bzw. die 
Reichsangestellten- und Reichsarbeitertarife verbindlich wurden.273 So hielt der 
Reichsrechnungshof zur Frage der Ruhestandsversorgung der DB-Beamten 
1935 fest, die Bücherei habe »das Wesen einer fast ausschließlich aus Reichs-, 
Staats- und Gemeindemitteln unterhaltenen Einrichtung, deren Einnahmen dem 
Bedarf angepasst« würden. Daher sei folgerichtig, ihre Ruhestandsversorgung in 
derselben Weise zu regeln, wie es die Unterhaltsträger hinsichtlich ihrer eigenen 
Beamten täten.274

In gewisser Weise spielte dies dem Wirtschaftlichkeitsdenken des Börsenver-
eins in die Karten, denn wie sein Vorsteher 1937 betonte, gehe es nicht an, dass 
ein Institut wie die DB auf Dauer allein auf den Schultern des Börsenvereins 
ruhe, weshalb es in die Hände des Staates gehöre.275 Vor dem Hintergrund der 
›Rechnungshof-Debatte‹ von 1935 ist daher wahrscheinlich, dass Baur die finan-
zielle Belastung des Börsenvereins auf das RMVuP abwälzen wollte.276 Anderer-
seits hatte der Börsenverein aber kein Interesse daran, die Bücherei zu einer rei-
nen Staats- oder Reichsanstalt werden zu lassen. Nach seiner Ansicht sollte sie 
entweder eine Stiftung des bürgerlichen Rechts oder eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts werden. Denn der Börsenverein wollte an der Verwaltung der 
DB beteiligt bleiben, um seine Rechte, insbesondere an der Bibliographie, zu 
wahren.277

Die geplante Änderung der Rechtsform der DB wurde immer wieder verzö-
gert und erst 1940 gelöst. Dies hing damit zusammen, dass man in Berlin den 

unp. (zwischen Bl.�222 u. 223); Uhlendahl an RMVuP, 28.2.1939, ADNBL, 380/1, 
Bl.�120�f.

273 Uhlendahl an RFM, 26.4.1939, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�218; Vermerk Martin 
Lippmanns (DB), 5.8.1935, ADNBL, 341/1, Bl.�17.

274 Vermerk Martin Lippmanns (DB), 31.7.1936, ADNBL, 100/2, Bl.�25-27; Uhlendahl 
an das Sächsische Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, 4.8.1936, ebd., Bl.�28-30.

275 Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, 
Bl.�34-45, hier Bl.�42.

276 Vgl. Poethe, Instrument, S.�283. In ganz ähnlicher Weise stellte Leipzigs Bürger-
meister Haake 1939 die mehr als nur rhetorische Frage, was dagegenspreche, den 
für die Messestadt »erheblich großen Zuschuss« an die DB dadurch einzusparen, 
indem man die Bücherei dem Reich überlasse, wovon der Stadtkämmerer Johannes 
Köhler aber dringend abriet. Vermerk von Bürgermeister Haake für Stadtkämme-
rer Dr. Köhler, 5.4.1939, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�1; Vermerk von Köh-
ler für Haake, 11.4.1939, ebd., Bl.�2.

277 Vgl. Bericht über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 153/1/1-
83, Bl.�15-36, hier 24.
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Abschluss der geplanten Reichsreform abwarten wollte.278 Zudem wich das 
Reichsarbeitsministerium dem vom RMVuP 1936 vorgebrachten Antrag, die DB 
den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben gleichzustellen, mit Blick »auf das 
noch reformbedürftige Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwal-
tungen und Betrieben« aus.279 Im Sommer 1938 setzte das RMVuP die Umwand-
lung der DB erneut auf seine Agenda.280 Angesichts der noch immer ungeklärten 
Ruhestandsversorgung regte Goebbels an, die DB in eine Reichsanstalt umzu-
wandeln und insgesamt 35 Planstellen für Reichsbeamte zu schaffen, um die Mit-
arbeiter in ihren Anstellungsbedingungen denen der übrigen großen deutschen 
Bibliotheken gleichzustellen. Dem widersetzte sich nun allerdings der Reichs-
finanzminister, da das Bestreben, einem Drittel der Angehörigen der DB eine 
beamtenmäßige Pension zu sichern, keineswegs rechtfertige, sämtliche Kosten 
auf das Reich abzuwälzen.281 Auch nachdem das RMVuP signalisierte, dass der 
Börsenverein bereit sei, die Bücherei mit ihrem gesamten beweglichen und un-
beweglichen Eigentum dem Reich unentgeltlich zu übertragen, verhielt sich das 
Reichsfinanzministerium ablehnend.282 Goebbels erhöhte daraufhin den Druck 
und betonte, die Entscheidung des RFM werde der Bedeutung der Bücherei im 
deutschen Geistesleben nicht gerecht. Die Aufgaben, welche die DB zu erfüllen 
habe, seien »in vollem Umfange solche der Staatsführung« und nicht die eines 
Fachverbandes einer berufsständischen Organisation, wie sie der Börsenverein 
darstelle. Es sei dem Ansehen des Reiches wenig dienlich, wenn zwar die großen 
Bibliotheken der Länder und Gemeinden im Besitz der öffentlichen Hand seien, 
»die maßgebende Reichsbücherei aber formell das Institut einer Unternehmer-
vereinigung« sei. Vor allem in personalpolitischer Hinsicht sei die ablehnende 
Haltung des RFM verhängnisvoll, denn werde der gegenwärtige Zustand beibe-
halten, werde die Abwanderung der DB-Bibliothekare anhalten und damit die 
Existenzgrundlage der Anstalt gefährdet, da ein qualifizierter Nachwuchs nicht 
mehr zu erhalten sei. Gerade der vom RFM im Arbeitsrecht immer wieder her-
vorgehobene Grundsatz der einheitlichen Behandlung gleicher Berufsgruppen 
müsse doch geeignet erscheinen, den Forderungen des RMVuP zu entspre-
chen.283 Schwerin von Krosigk beugte sich dem Druck seines Ministerkollegen 

278 Vgl. Niederschrift über die abschließende Besprechung der Erinnerungen des 
Rechnungshofs des Deutschen Reiches, 21.11.1935, ADNBL, 283/3a (Hefter 1935), 
Bl.�257-278, hier Bl.�259.

279 RMVuP an den Sächsischen Minister für Wirtschaft und Arbeit (Dresden), 21.9.1936 
u. 30.10.1936, ADNBL, 100/2, Bl.�31�f. 

280 Vgl. RMVuP an DB, 26.8.1938, ebd., Bl.�45.
281 Vgl. Vermerk der Abt. I des RFM, 21.11.1938, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�208�f.; 

RMVuP an RFM, 14.12.1938, ebd., Bl.�213�f.
282 Vgl. ebd.; RFM an RMVuP, 14.2.1939, ebd., Bl.�216�f.
283 Wie Goebbels zudem ausführte, hatte er sich angesichts der Bedeutung der DB ent-

schlossen, ihren Bibliothekaren und bibliothekarisch vorgebildeten Angestellten 
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aber nur zum Teil. Er weigerte sich, den Bibliothekaren und bibliothekarisch 
vorgebildeten Angestellten der DB eine beamtenähnliche Anstellung im Ver-
tragswege zu geben, erklärte sich im Juli 1939 aber bereit, der Schaffung von 
Planstellen für DB-Beamte zuzustimmen und die Anstalt zu diesem Zweck in 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts umzuwandeln.284 Bevor man aber zu 
einer Entscheidung gelangte, verzögerte der Überfall auf Polen am 1. September 
1939 eine Entscheidung erneut.

Während sich eine Lösung des Problems der Pensionsversorgung und die 
Frage der Umwandlung des Rechtscharakters der DB erst 1940 anbahnten  – 
 worauf noch einzugehen ist –, hatte die Debatte um den Prüfbericht des Reichs-
rechnungshofes von 1935 gezeigt, dass zwischen der DB und dem Börsenverein 
deutliche Spannungen bestanden. Vor allem musste die Direktion der DB zur 
Kenntnis nehmen, dass sie nicht mehr mit der rückhaltlosen Unterstützung des 
Börsenvereins im ›Kampf gegen die PSB‹ rechnen konnte. Dies war möglicher-
weise ein Grund dafür, dass sich Uhlendahl und seine Umgebung nun stärker 
dem RMVuP annäherten, das als vorgesetzte Behörde ohnehin nicht bereit war, 
Baur als »Führer des deutschen Buchhandels« Mitsprache über die DB einzuräu-
men.285 Aber genau darauf bestand Baur nach wie vor. Die vom Börsenverein 
vorgelegte Denkschrift zum Prüfbericht des Rechnungshofes und die darin ent-
haltenen Vorwürfe gegen die DB spiegelten grundsätzliche Überlegungen des 
Vereinsvorstandes wider, sollten aber in erster Linie dazu dienen, etwaige For-
derungen der Garanten wegen erhöhter Mittelzuweisungen an die DB im Keim 
zu ersticken und die Kosten für den Verein so gering wie möglich zu halten. Al-
lein schon im Hinblick auf die für den Buchhandel wichtigen Bibliographien 
konnte es sich der Vorstand des Börsenvereins nicht leisten, auf seinen Einfluss 
auf die DB zu verzichten, denn beide verband in dieser Beziehung eine geradezu 
symbiotische Beziehung. Die Reaktion des Börsenvereins auf den Prüfbericht 
des Rechnungshofes und die Forderungen der Garanten hatten aber deutlich ge-
macht, wie sehr sich die Umgangsformen nach dem Ausscheiden Oldenbourgs 
gewandelt hatten. Da Baur sich als »Führer« des deutschen Buchhandels und der 
DB verstand und auch entsprechend auftrat, hatte dies nachteilige Auswirkungen 
auf das ehemals harmonische Verhältnis zur Spitze der DB, das sich nun zuneh-
mend trübte.

Dies zeigte sich im Frühjahr 1936, als sich die Direktion der DB im Alleingang 
darum bemühte, »das Augenmerk des Herrn Reichsministers [Goebbels] auf 

ab 1.4.1939 die »beamtenähnliche Anstellung« nach dem bis 1931 gültigen Statut 
der DB vertraglich zuzusichern, wozu er den RFM um Zustimmung bat. Goebbels 
an RFM, 22.4.1939, ebd., Bl.�219�f.

284 Vgl. Vermerk des RFM, Juli 1939, ebd., Bl.�224; Entwurf eines Schreibens des RFM 
an RMVuP, ohne Datum (Juli 1939), ebd., Bl.�229�f.

285 Vgl. Poethe, Instrument, S.�283.
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sein schönes Institut« zu lenken und diesen zu einem Besuch der Bibliothek zu 
bewegen.286 Goebbels ließ es sich tatsächlich nicht nehmen, die DB am 1. März 
1936 zu besichtigen. Tatsächlich hatte ihm dieses »gigantische Riesenwerk« sehr 
imponiert, und so versicherte er Uhlendahl, dass der DB fortan »seine besondere 
und auch finanzielle Fürsorge« gelten werde.287 

286 Goebbels weilte Anfang März 1936 anlässlich der Messe in Leipzig, worin man in 
der DB »die Gelegenheit« erblickte, den Aufenthalt des Ministers mit einem Be-
such der Bibliothek zu verbinden. Werner Rust (DB) an Heinrich Salzmann (Leiter 
der Landesstelle Sachsen des RMVuP, Dresden), 26.2.1936, ADNBL, 232/2, Bl.�51.

287 In seinem Tagebuch führte Goebbels über seinen Besuch der DB aus: »Ein gigan-
tisches Riesenwerk. Imposant im Aufbau. So etwas bringt nur deutscher Idealis-
mus zuwege.« Fröhlich, Elke (Hg.): Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I: 
Aufzeichnungen 1923-1941, Bd.�3/II, März 1936-Februar 1937, München 2001, 
S.�30 (Eintrag vom 2.3.1936). Goebbels verewigte sich auch im »Golden Buch« der 
DB. Vgl. Unterschrift von Goebbels, 1.3.1936, ADNBL, Goldenes Buch der DB des 
BV, unp. Der Hinweis auf die der DB von Goebbels zugesicherte »Fürsorge« fin-
det sich in Dr. Goebbels in der Deutschen Bücherei. Der Reichsminister be-
sichtigte die Einrichtungen der Anstalt, in: Leipziger Tageszeitung Nr.�61 vom 
2.3.1936, S.�6.

Abb. 26: Propagandaminister Goebbels in der Deutschen Bücherei 
(1. März 1936), v. l. Uhlendahl, Goebbels, Heinz Wismann, 
NSDAP-Kreisleiter Kurt Walter Dönicke 
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Allerdings hatte der Besuch des Reichsministers für die Direktion der DB ein 
unerwartetes Nachspiel. Am 3. März teilte Baur Uhlendahl mit, dass er »sehr 
unangenehm berührt«, ja regelrecht »verärgert« sei, erst aus der Presse von dem 
Besuch Goebbels’ erfahren zu haben. Wie er Uhlendahl wissen ließ, sei er »als 
Hausherr« der DB in erster Linie berufen, den Minister über die DB zu infor-
mieren. Baur zeigte sich »über die Art und Weise, wie die Herren der Deutschen 
Bücherei um die Gunst der Behörden buhlen« würden, entrüstet. Es dränge sich 
der Eindruck auf, als wolle »man von dem Vorhandensein des Börsenvereins 
nichts mehr wissen«. Damit, so Baur drohend, werde er sich jedoch nicht abfin-
den. Er sei nicht gewillt, sich die Rolle desjenigen zuschieben zu lassen, der für 
die DB in Notlagen die Kastanien aus dem Feuer hole oder der gelegentlich 
einige Anstellungsbriefe unterschreibe, denn schließlich sei er der rechtmäßige 
Leiter der DB.288 Uhlendahl räumte das »Missgeschick« zwar ein, ließ aber auch 
sachte Kritik anklingen, indem er betonte, dass man in der DB nie wisse, wann 
Baur sich in Leipzig aufhalte und sich somit die Möglichkeit biete, Probleme im 
persönlichen Gespräch zu lösen. Die Begegnungen des Direktors mit dem Vor-
sitzenden des Geschäftsführenden Ausschusses der DB seien in den letzten Jah-
ren wesentlich seltener geworden, als es früher der Fall war. Zwar könne man 
diesen Umstand bis zu einem gewissen Grad vielleicht auch als Zeichen des Ver-
trauens ansehen, aber eine solche Entwicklung liege nicht im Interesse der DB. 
Es wäre daher zu begrüßen, wenn Baur mal »eine Viertel- oder eine halbe 
Stunde« für sein »Sorgenkind« erübrigen könne, wenn ihn sein Weg nach Leip-
zig führe.289 

Der von Zweifeln gegenüber der DB ›geplagte‹ Baur ließ es aber damit nicht 
auf sich beruhen, sondern entwickelte den Gedanken, eine »eigene Überwa-
chungsstelle« in der DB einzurichten, zumal man in der RSK und im von Baur 
als Konkurrenz wahrgenommenen RMVuP ganz ähnliche Pläne hegte.290 Diese 
Stelle sollte nicht nur alle in Leipzig einlaufenden Neuerscheinungen durchsehen 
und Baur »das ganze Material […] melden, das entweder staatsfeindlich oder als 
unerwünschte Literatur anzusehen« war, sondern auch nicht näher beschriebene 
besondere Erhebungen anstellen.291 Bei der Installation seines ›Aufpassers‹ 
spielte Baur gegenüber der DB nicht mit offenen Karten, denn der für die Stelle 
vorgesehene »Parteigenosse Böhmler« wurde im Mai 1936 »als neue Kraft der 

288 Wilhelm Baur an Uhlendahl, 3.3.1936, SStAL, 21765/799, Bl.�5�f.; Baur an Uhlen-
dahl, 10.3.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�183�f.

289 Uhlendahl an Wilhelm Baur, 17.3.1936, ebd., Bl.�185.
290 Heinz Wismann (RMVuP) an Uhlendahl, 5.11.1936, ADNBL, 843/0 (Hefter 1933-

1944), unp.; Wilhelm Baur an Hederich (PPK), 12.3.1936, SStAL, 21765/810, unp.
291 Für diese Überwachungsstelle wollte Baur eigentlich den seit 1935 an der DB wir-

kenden Verbindungsmann der PPK, Karl Helmut Patutschnick, gewinnen, der in 
den Dienst des BV übertreten und auch von diesem bezahlt werden sollte. Vgl. Wil-
helm Baur an Hederich (PPK), 12.3.1936, ebd., unp.
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Bibliographischen Abteilung mit besonderem Auftrag zur Deutschen Bücherei« 
versetzt.292 Bald schon wurde jedoch deutlich, dass Böhmler als »Sonderbeauf-
tragter des Herrn Baur« in der DB agierte, »besondere Rechte« für sich in An-
spruch nahm und den Vorsitzenden des Börsenvereins über vermeintliche Miss-
stände in der DB unterrichtete. Vor allem hatte er behauptet, die DB würde ohne 
weiteres verbotene und unerwünschte Literatur ausleihen.293 Über diese poli-
tische »Instinktlosigkeit« der DB-Beamten zeigte sich Baur dermaßen brüskiert, 
dass er das RMVuP darüber informierte und Uhlendahl in rüdem Ton maßregel-
te.294 Dessen Stellvertreter, Werner Rust, wies diesen Vorwurf jedoch vehement 
zurück und führte gegenüber Baur in bemerkenswert offener Weise aus, es sei 
wünschenswert, dass Baur der Leitung der DB nach seinen wiederholten Be-
schwerden »über ein nicht nationalsozialistisches Gebaren in der Geschäftsfüh-
rung reinen Wein über den Aufpasser« einschenke, der sich ihm, Rust, Uhlen-
dahl und dem Vorsteher der Leihstelle, »Pg. Eggert« bisher nicht zu erkennen 
gegeben habe. Gegen das der DB abgesprochene »politische Feingefühl« erhob 
Rust nicht nur »energischsten Einspruch«, sondern hielt Baur vor, einem ›üblen 
Denunzianten‹ aufgesessen zu sein, was nicht passiert wäre, wenn er sich einmal 
durch einen persönlichen Besuch in der DB informiert hätte.295 Auf dieses 
Schreiben regierte Baur seinerseits sehr dünnhäutig. Er entzog Rust nicht nur für 
ein Vierteljahr die Bearbeitung der Personalien der DB, sondern ließ verlautba-
ren, »bis auf weiteres [auch] keine Schriftstücke« mehr von ihm entgegenzuneh-
men.296 Nach gut einem Monat hob Baur seine »über Herrn Dr. Rust verhängte 
Strafe« aber bereits wieder auf, verlieh jedoch seiner Erwartung Ausdruck, dass 
dieser ihm keine Veranlassung mehr gebe, von seinem Aufsichtsrecht erneut Ge-
brauch zu machen.297 Dies focht Rust jedoch nicht an, denn nachdem ihm klar 
geworden war, dass Böhmler als Informant Baurs in der DB agierte, wurde die-
ser von Rust zurechtgewiesen und auch Baur darüber ins Bild gesetzt, dass sein 
Verbindungsmann ihm falsche Angaben über die DB geliefert hatte. Baur ließ 

292 Uhlendahl an Wilhelm Baur, 26.5.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�191. Möglicherweise 
handelte es sich dabei um Robert Böhmler, der im Juli 1941 die Leitung der Lan-
desstelle Berlin der RSK übernahm. Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�228�f. 
(Anm.�179).

293 Wie Rust klarstellte, hatte lediglich Böhmler in seiner Funktion als Beauftragter 
Baurs derartige Literatur erhalten, daraus sei jedoch nicht abzuleiten, dass das Per-
sonal der DB und sein Publikum in der gleichen Weise behandelt werde. Akten-
vermerk Werner Rusts (BV), 5.1.1937, ADNBL, 417 (Hefter 1930-1944), Bl.�51.

294 Vgl. Wilhelm Baur an Heinz Wismann (RMVuP), 22.9.1936, SStAL, 21765/800, 
Bl.�3; Baur an Uhlendahl, 22.9.1936, ebd. Bl.�4�f.

295 Rust beantwortete das Schreiben Baurs, da sich Uhlendahl in Urlaub befand. Wer-
ner Rust an Baur, 26.9.1936, ADNBL, PA Werner Rust (geb. 9.7.1893), Bl.�43-45.

296 Uhlendahl an Werner Rust, 6.10.1936, ebd., Bl.�46.
297 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 13.11.1936, ebd., Bl.�51.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

630

daraufhin zwar durchblicken, dass er von Böhmler fortan »keine Meldungen 
über Angelegenheiten der Deutschen Bücherei« mehr zu erhalten wünsche, sein 
Verhältnis zu Rust war aber seitdem belastet.298 Als Ergebnis dieser Auseinan-
dersetzungen konnte man in der Direktion der DB vermerken, dass Baur sich 
nun offenbar bereit erklärte, sich an den »regelmäßig nach Bedarf in Abständen 
von drei bis vier Wochen« stattfindenden Besprechungen über aktuelle biblio-
thekarische Fragen mit dem Propagandaministerium zu beteiligen.299

Während sich das Verhältnis zwischen DB und Börsenverein unter Wilhelm 
Baur also deutlich verschlechterte, intensivierten sich die Beziehungen zwischen 
dem RMVuP und der Direktion der DB. Dies hing damit zusammen, dass die 
Position des Propagandaministeriums durch sein Aufsichtsrecht dominierend 
geworden war. Gleiches galt für den Schrifttumsbereich, in dem das RMVuP sei-
nen Führungsanspruch unmissverständlich zum Ausdruck brachte.300 Goebbels 
und seine Entourage schreckten nicht davor zurück, die Autonomie des deut-
schen Buchhandels zu beschneiden, was die zum Teil heftige Gegenwehr Baurs 
hervorrief, der sich ein ums andere Mal mit den Vertretern des RMVuP über-
warf.301 Auch wenn es dem Vorsteher des Börsenvereins und Amann-Vertrauten 
wiederholt gelang, hochrangige Referenten des RMVuP durch Intrigen zu Fall 
zu bringen und Goebbels damit gegen sich aufzubringen, änderte dies nichts an 
der Vormachtstellung der Ministeriums in der NS-Schrifttumspolitik und im 
Hinblick auf die DB.302 

Auch die Finanzierung der DB spiegelte diese Entwicklung wider. Musste 
dem Börsenverein die Erhöhung seines Werbungskostenbeitrags für die DB 1935 

298 Vgl. Aktenvermerk Werner Rusts (BV), 5.1.1937, ADNBL, 417 (Hefter 1930-1944), 
Bl.�51.

299 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 17.10.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�205.  
Darüber hinaus schien Uhlendahl Baur bei seinen Besuchen in Berlin immer wie-
der über die Angelegenheiten der DB zu informieren. Vgl. Uhlendahl an Baur, 
22.1.1937, ebd., Bl.�207.

300 »Der Leiter der Reichsschrifttumsabteilung im Propagandaministerium ist somit 
als Beauftragter für die aktive Schrifttumspropaganda und Schrifttumsführung an-
zusehen […].« Schlecht, Hein: Schrifttumsführung und Schrifttumspropaganda, 
in: Warmuth, Ludwig (Hg.): Taschen-Jahrbuch für den großdeutschen Buchhan-
del 1939/40, Berlin u.�a. 1939, S.�65-73, hier S.�65�f., 73.

301 Vgl. etwa die Auseinandersetzungen zwischen Baur und dem RMVuP im Hinblick 
auf die Frage der Buchexportförderung und der Schaffung der »Wirtschaftsstelle 
des deutschen Buchhandels« 1934/35, bei der sich vor allem Wismann und Baur 
überwarfen, in Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�219-226.

302 So sorgten Baur und sein Umfeld dafür, dass die Leiter der Schrifttumsabteilung 
des RMVuP, Heinz Wismann (1937) und sein Nachfolger Karl Heinz Hederich 
(1938), ihre Ämter im Ministerium verloren, was Goebbels nicht nur »unange-
nehm« war, sondern ihm »erheblich zusetzte«. Vgl. ebd., S.�172-188, hier S.�174, 
179.
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erst mühevoll abgerungen werden, so machten seine unmittelbaren Zuwendun-
gen trotzdem nur einen Bruchteil der staatlichen und kommunalen Beiträge aus. 
Demgegenüber stiegen die Ausgaben der drei Garanten kontinuierlich an, was 
sich zwischenzeitlich positiv auf die Personalentwicklung auswirkte. Mit maß-
geblicher Unterstützung des RMVuP erfolgte zum 1. April 1937 eine Erhöhung 
des Personalhaushalts der DB, wodurch sich die Zahl ihrer Mitarbeiter deutlich 
erhöhte.303 So wurden zwanzig bis dahin außerplanmäßige Kräfte in den Haus-
halt übernommen und sieben Kräfte neu bewilligt. Zählte der Stellenplan im Jahr 

303 In der Vorbesprechung des DB-Haushalts für das Rechnungsjahr 1937 brachte 
Erich Greiner (RMVuP) zum Ausdruck, dass es nötig sei, der DB mehr Personal 
zuzugestehen, was jedoch nicht dazu führen dürfe, dafür wesentliche Kürzungen 
bei den Sachausgaben vorzunehmen. Der Äußerung des Vertreters der Stadt Leip-
zig, nichts gegen Bewilligungen für die DB einzuwenden, solange sich daraus keine 
Erhöhung der Verpflichtungen der Garanten ableitete, hielt Greiner entgegen, dass 
sich mit diesem »Beharrungsstandpunkt« auf die Dauer nicht arbeiten lasse. Das 
RMVuP sei der Ansicht, »dass der DB in Bezug auf die Personalanforderungen Zu-
geständnisse gemacht werden« müssten. Der Anstalt müsse das für die zu leisten-
den Arbeiten erforderliche Personal zugestanden werden und »auch in sächlicher 
Hinsicht« etwas geschehen. Vorbesprechung des Haushalts der DB für das Rech-
nungsjahr 1937, 24.11.1936, ADNBL, 231/1-37, Bl.�58-68, hier Bl.�58�f.

Graphik 1: Entwicklung der Zuschüsse der drei Garanten der Deutschen Bücherei 
(Reich, Sachsen, Stadt Leipzig) in den Jahren 1924 bis 1944 (in RM)
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1932 noch 126 Kräfte, so erhöhte sich ihre Zahl nun auf 165.304 Auch in den fol-
genden Jahren ließen die sich stetig bessernden Haushaltsverhältnisse Beförde-
rungen und weitere Neueinstellungen zu, sodass sich die Gesamtbelegschaft bis 
1940 auf 177 Kräfte erhöhte und die DB nach der PSB nun den zweitgrößten 
Personalstand unter den Bibliotheken des ›Großdeutschen Reiches‹ aufwies. Al-
lerdings klagte Uhlendahl angesichts der wachsenden Aufgaben der DB nach wie 
vor über die »Knappheit an Personal«. Überdies hatte sich in der DB im Ver-
gleich zu den anderen drei großen ›deutschen‹ Bibliotheken, den Staatsbibliothe-
ken in Berlin und München und der Nationalbibliothek in Wien, ein deutliches 
Missverhältnis zwischen der Zahl der Angestellten und der wissenschaftlichen 
Bibliothekare (Beamte) eingestellt.305

PSB BSB NBW DB

Planmäßige Beamte 167 83 73 38

Außerplanmäßige Beamte 17 4 – 2

Angestellte und Arbeiter 191 31 73 137

Gesamt 375 118 146 177

Tabelle 6: Die Beamten und sonstigen Gefolgschaftsmitglieder an  
den vier großen Bibliotheken (1940)

304 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�46�f.; Bericht über die 83. 
Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 153/1/1-83, Bl.�15-36, hier 18�f., 26.

305 Vgl. Uhlendahl an Ministerialrat Paul Schmidt-Schwarzenberg (RFM) (mit anlie-
gender vergleichender Zusammenstellung der Beamten und sonstigen Gefolg-
schaftsmitglieder an den vier großen Bibliotheken 1940), 7.1.1941, BArch Berlin, 
R�2/4784, Bl.�13-15; Uhlendahl an Wilhelm Baur, 8.2.1937, ADNBL, 153/1/2, 
Bl.�209�f.; Uhlendahl an Wilhelm Baur, 24.3.1939, ebd., Bl.�240.
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Graphik 2: Entwicklung der Zuschüsse der drei Garanten der Deutschen Bücherei 
(Reich, Sachsen, Stadt Leipzig) im Vergleich zum Wert der der DB insge-
samt zugegangenen Verlagsproduktion und der allein vom Börsenverein 
erbrachten Leistungen in den Jahren 1924 bis 1944 (in RM)306

Aussagen über den Wert des steigenden Etats der DB gewinnen erst durch einen 
Vergleich mit der Haushaltsentwicklung anderer Bibliotheken an Gewicht.307 Da-
bei stößt man bei der DB aber auf Probleme, denn bei ihr fielen als einziger wis-
senschaftlicher Bibliothek kaum Mittel für den Bücherkauf an, da ihr die Produk-
tion der Verlage weitgehend kostenlos zuging. Im Gegensatz dazu machten bei 
den übrigen Bibliotheken gerade die Erwerbungsmittel neben den Personalkosten 
stets das Gros der Ausgaben aus. Demnach muss bei der Betrachtung der Haus-
haltsentwicklung der DB neben den regulären Beiträgen der Garanten immer auch 
der Gegenwert der kostenlos eingegangenen Verlagsproduktion berücksichtigt 
werden. Der Blick auf die der DB gestifteten Verlagsproduktion macht zudem 

306 Hinsichtlich der Zuwendungen der drei Garanten bezieht sich die Graphik auf die 
Tabelle 14 »Haushalt der Deutschen Bücherei 1913-1944« im Anhang. Die Werte 
der Verlagserzeugnisse der Mitglieder des Börsenvereins, der nicht-organisierten 
Verleger und der anderer Stellen finden sich in den Berichten zur Verwaltung der DB 
(1924-1937).

307 Gerade in dieser Frage weisen die Forschungen zur Geschichte der einzelnen Bi-
bliotheken aber noch immer erhebliche Defizite auf, da die Haushaltsentwicklung 
meist unberücksichtigt blieb. Ausnahmen hiervon bieten u.�a. Schochow, Staats-
bibliothek, S.�72; Flachowsky, Bibliothek, S.�183; Krosta, Universitätsbibliothek, 
S.�147.
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deutlich, dass der Beitrag der Mitglieder des Börsenvereins am Erhalt und am Auf-
bau der Bibliothek, trotz der relativ geringen Werbungskostenbeiträge ihres Vor-
stands, nicht zu unterschätzen ist. Wie der Graphik 2 zu entnehmen ist, blieb der 
Wert der allein vom Börsenverein und seinen Mitgliedern gestifteten Verlagswerke 
(gelbe Linie) bis 1939 immer deutlich höher als die von der Stadt Leipzig bereitge-
stellten Mittel (graue Linie). Die Ausgaben des Reiches und des Landes Sachsen 
(blaue bzw. grüne Linie) waren bis 1943 nahezu deckungsgleich, überstiegen je-
doch erst ab 1940 den Wert der gesamten der DB zwischen 1924 bis 1944 zuge-
gangenen Verlagsproduktion – also der Druckwerke der Mitglieder des Börsen-
vereins, der nicht im Börsenverein organisierten Verleger und der nicht im Handel 
erschienenen Schriften (rote Linie).

Vergleicht man den finanziellen Wert (Ladenpreis) der der DB jährlich zuge-
gangenen Druckschriften mit den von einzelnen Bibliotheken aufgebrachten 
Mitteln zum Bücherkauf, wird erst ersichtlich, welche Bedeutung das dem Buch-
handel und den nichtorganisierten Verlegern abgerungene Stiftungsversprechen 
für die DB und das deutsche Bibliothekswesen besaß. Wie die Graphik 3 zeigt, 
entsprach allein der Wert der von den Mitgliedern des Börsenvereins jährlich ge-
stifteten Verlagsproduktion (orange Linie) etwa den Kosten, welche die Bayeri-
sche Staatsbibliothek jährlich für ihre Erwerbungen aufbrachte (grüne Linie). 

Die Erwerbungszahlen der UB Göttingen  – eine der größten deutschen 
Hochschulbibliotheken mit einem im Bibliotheksvergleich überdurchschnitt-

Graphik 3: Ausgaben für Bücherkauf der PSB, der BSB und der UB Göttingen im 
Vergleich zum Gesamtwert (Ladenpreis) der in der DB eingegangenen 
Werke der Verlagsproduktion und dem Anteil des Börsenvereins daran 
1924/29 bis 1941 (in RM)
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lich hohen Erwerbungsetat – blieben hinter dem Wert der der DB gestifteten 
Druckschriften bereits deutlich zurück (blaue Linie). Blickt man auf den Ge-
samtwert der der DB zugegangenen Werke (rote Linie), springt die Diskrepanz 
zu den Erwerbungsmitteln der übrigen wissenschaftlichen Bibliotheken noch 
deutlicher ins Auge. Lediglich die von der Beschaffungsabteilung der PSB auf-
gebrachten Ausgaben für den Bücherkauf übertrafen bis zur Weltwirtschafts-
krise den Gesamtwert der der DB gestifteten Veröffentlichungen (graue Linie). 
In den dreißiger Jahren drehte sich das Verhältnis jedoch um. Während der 
durchschnittliche Wert der in Leipzig jährlich eingegangenen Druckwerke zwi-
schen 1933 und 1941 313.957 RM betrug, belief sich jener der PSB nur noch auf 
245.038 RM.308

Dem Propagandaministerium als vorgesetzter Behörde der DB war daran ge-
legen, ›sein‹ Institut gerade im Vergleich zur PSB zu fördern. Nachdem der 
 Börsenverein in seiner neuen Satzung vom November 1934 seine Mitglieder ver-
pflichtet hatte, jedes erscheinende neue Werk in Leipzig abzuliefern, setzte 
Goebbels als Präsident der Reichskulturkammer nach und legte am 20. Septem-
ber 1935 fest, dass alle der RKK unterstehenden Einzelpersonen, Verbände und 
sonstigen Stellen die von ihnen herausgegebenen Druckschriften spätestens in-
nerhalb einer Woche nach ihrem Erscheinen an die DB abzuliefern hätten.309 
Diese Bestimmung markierte erstmals eine reichseinheitliche Regelung der Ab-
lieferung von Druckschriften an eine Bibliothek und sicherte der DB eine Art 
Reichspflichtexemplar.310 Dadurch wurde die bisherige Bindung der DB an den 
Börsenverein obsolet, denn nun war Leipzig nicht mehr auf das Wohlwollen der 
Verleger angewiesen.311 Zudem machte die Regelung dem Reichserziehungs-
ministerium einen Strich durch die Rechnung, welches für die PSB ebenfalls ein 
reichseinheitliches Pflichtexemplar anstrebte.312 Um die DB auch äußerlich ›auf-
zuwerten‹ und sie »im Hinblick auf ihre immer größer werdende Bedeutung für 
das Reich« den beiden Staatsbibliotheken in München und Berlin »im Range« 
gleichzustellen, wurde Uhlendahl aus Anlass des 25-jährigen DB-Jubiläums im 

309 Bekanntmachung des Präsidenten der RKK über die Sicherstellung der lückenlosen 
Erfassung des gesamten deutschsprachigen Schrifttums durch die Deutsche Büche-
rei vom 20.9.1935, in: Warmuth, Ludwig (Hg.): RSK-Taschenbuch für den deut-
schen Buchhandel, Berlin 1937, S.�154�f.

310 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�799.
311 Wie der Verwaltungsbericht der DB festhielt, wurde den Verlegern die bis dahin 

freiwillig gewährte Förderung der Bibliothek durch die Anweisung der RKK »zur 
Pflicht« gemacht, da sie nun »praktisch das ganze reichsdeutsche Schrifttum« ab-
zuliefern hatten. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�55�f.

312 Dazu und zum Anteil der DB an der Bekanntmachung des Präsidenten der RKK 
vom 20.9.1935 vgl. Kap.�V.�A. 5.6.1.
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Mai 1938 zum Generaldirektor ernannt, womit er nun auf ›Augenhöhe‹ mit 
Buttmann und Krüss stand.313 

Uhlendahls Handlungsspielraum wurde neben dem Propagandaministerium 
aber auch weiterhin von Baur mitbestimmt. Dies zeigte sich nicht nur im täg-
lichen Geschäftsverkehr, sondern auch bei Anlässen wie den Vorbereitungen der 
Feier ihres 25-jährigen Bestehens. Als Baur erfuhr, dass die Direktion an der  
Herausgabe einer Festschrift arbeitete, unterband der Vorsteher des Börsen-
vereins dies mit der Bemerkung, er habe dabei »ein sehr unsicheres Gefühl«, 
denn mit der Überreichung eines Werkes, »in welchem doch noch verhältnis-
mäßig viel Juden aufgeführt« seien, bereite man den Ehrengästen sicher »wenig 
Freude«.314 Bei der Planung des Festprogramms, das mit dem alljährlichen Kan-
tate-Treffen der Buchhändler zusammenfiel, fuhr Baur Uhlendahl ebenfalls in 
die Parade, indem er dessen geplante Rede vor den Buchhändlern im Neuen  
Theater kurzerhand absagte, da es nicht angebracht sei, drei Redner vor Goeb-
bels auftreten zu lassen. Was zum Jubiläum der DB zu sagen sei, behalte sich 
Baur als Vorsitzender des Geschäftsführenden Ausschusses ohnehin selbst vor. 
Uhlendahl wurde lediglich gestattet, den am Nachmittag in der DB vorgesehe-
nen Festvortrag zu halten, sollte Baur aber vorher den Wortlaut seiner Rede 

313 Bei der Ernennung Uhlendahls zum Generaldirektor ging das RMVuP ohne Rück-
sprache mit den beiden anderen Garanten vor, denn wie der Vertreter Sachsens ge-
genüber dem RFM ausführte, sei der bei dem Jubiläum der DB an Uhlendahl 
 verliehene Titel »vom Propagandaministerium ohne Gehör Sachsens« verliehen 
worden. Die Folge war, dass Uhlendahl zwar nun den Titel eines Generaldirektors 
führte, die damit verbundene Gehaltserhöhung aber vorerst nicht in Kraft trat. Be-
richt über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, 
Bl.�12-28, hier Bl.�17; Vermerk des RFM, 12.12.1938, BArch Berlin, R�2/4783, 
Bl.�210. Für Uhlendahl bildeten die zahlreichen Glückwünsche zu seiner Ernen-
nung eine »Genugtuung für mancherlei Widerwärtigkeiten«. Uhlendahl an Hilde 
Oldenbourg (München), ADNBL, 187/3/3 (Hefter: Jubiläum 25 Jahre DB  – 
Glückwunschschreiben M-Z, 1938), Bl.�30. Vgl. zudem Lothar Freiherr von 
Bieder mann (Vorsitzender des Arbeitsamts Görlitz) an Uhlendahl, 16.5.1938, 
ADNBL, 187/3/3, (Hefter: Jubiläum 25 Jahre DB – Glückwunschschreiben A-L, 
1938), Bl.�35; Franz Fammler (Berlin-Mariendorf) an Uhlendahl, 16.5.1938, ebd., 
Bl.�85. Eine Woche nach der Jubiläumsfeier überlebte Uhlendahl bei der Besich-
tigung einer Papierfabrik nur durch Zufall eine Explosion, bei der eine Person ums 
Leben kam. Uhlendahl kam »mit ein paar Hautabschürfungen, einigen blauen  
Flecken und einem ruinierten Anzug« davon. Uhlendahl an Georg Leyh (Direktor 
der UB Tübingen), 27.5.1938, ADNBL, 154/5 (Hefter Ley-Ly), Bl.�132R-133.

314 Baur hielt es für »zweckmäßiger«, ein Geschenkbuch über die DB und ihre Tätig-
keit herzustellen. Baur an Uhlendahl, 15.2.1937, ADNBL, 153/1/2, Bl.�211�f. Am 
Ende erschien die Aufsatzsammlung Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. 
Kantate 1938, in: BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938.
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 sowie die Vortragstexte der Angestellten der DB vorlegen.315 Den Ablauf der 
Kantatefeier und des Jubiläums der DB bestimmte aber letztlich das RMVuP, was 
den inzwischen ›gewachsenen‹ Machtstrukturen in der NS-Schrifttumspolitik 
entsprach.316 Und diesen Machtanspruch brachte Goebbels’ Staatssekretär Karl 
Hanke, der seinen Minister bei den Feierlichkeiten in Leipzig vertrat, auch deut-
lich zum Ausdruck. Denn was mit der Gründung der DB, »auf einem kleinen 
Sektor kulturpolitischer Arbeit« geschaffen worden sei, habe »das nationalsozi-
alistische Deutschland in großzügigster Weise für alle Kulturberufe durch die 
Errichtung« des »nur für diese Aufgaben arbeitenden« Propagandaministeriums 
angefasst. Daher seien auch »die Männer des deutschen Buchhandels« nicht 
mehr wie vor 25 Jahren auf die Selbsthilfe ihres Berufsstandes angewiesen, denn 
hinter ihnen stehe nun »das Reich mit seinen staatlichen Institutionen und seiner 
Macht«.317 Durch diese »Neuordnung« der Verhältnisse wurde schließlich auch 
die DB »enger mit dem Reich verbunden«, was zur Folge hatte, dass »die Anstalt 
von regierungs- und parteiamtlichen Stellen« nun »mit mannigfachen Aufträgen 
bedacht wurde, die in mehreren Fällen zu dauernder Zusammenarbeit führten«.318

5.3. »Volksgemeinschaft um jeden Preis« –  
Bildersturm und NS-Symbolik319

Als Uhlendahl im Mai 1933 Stimmen aus dem Ausland erreichten, die sich kri-
tisch über die nach der NS-Machtübernahme vollzogene »deutsche Wandlung« 
aussprachen, räumte er noch ein, dass sich die politischen Verhältnisse in den 
letzten Monaten zwar »stark geändert« hätten, das Leben in der DB aber »im 

315 Albert Hess (Geschäftsführer des BV) an Uhlendahl, 11.2.1938, ADNBL, 193/2/2 
(Hefter: 25jähriges Bestehen der DB. Allgemeines), Bl.�13. Die Rede Uhlendahls 
erschien als Sondergabe der GdF unter dem Titel: Uhlendahl, Heinrich: Fünfund-
zwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Festvortrag zur Feier des 25jährigen Bestehens 
15. Mai 1938, Leipzig 1938.

316 Zu den Feierlichkeiten vgl. Kantate-Kundgebung des deutschen Buchhandels. 
Leipzig grüßt die Südostmark – Jubiläum der Deutschen Bücherei – Staatssekretär 
Hanke spricht zum Buchhandel, in: BBl.�105 (1938), Nr.�113 vom 17.5.1938, S.�393-
398; Das Jubiläum der Deutschen Bücherei – ein Jubiläum des Buchhandels, in: 
BBl.�105 (1938), Nr.�115 vom 19.5.1938, S.�401-405.

317 Leistung und Aufgabe des Buchhandels. Staatssekretär Hanke spricht auf der Kan-
tate-Kundgebung im Neuen Theater, in: Leipziger Tageszeitung (Ausgabe A), 
Nr.�35 vom 16.5.1938, S.�2.

318 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�5�f.
319 Aus einem Gedicht gehalten anlässlich des Kameradschaftsabends der DB am 

15.1.1938 unter dem Motto »Unsere deutsche Heimat und die Deutsche Bücherei«, 
ADNBL, 439/5, Bl.�6-14, hier Bl.�6, 8.
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großen und ganzen unverändert geblieben« sei, da man hier mit Politik »wenig 
oder nichts zu tun« habe.320 Im Bericht über die Verwaltung der DB wurde al-
lerdings festgehalten, dass ihre »Gefolgschaft […] tätigen Anteil an der Neuge-
staltung der politischen Verhältnisse« genommen habe.321 So war es nur wenige 
Tage nach Uhlendahls Antwortschreiben auf die ausländische Kritik im »festlich 
geschmückten« Vortragssaal der DB – »bei klingender Marschmusik« und »un-
ter dem Bilde des Führers« – zur Gründung der »Fachgruppe Deutsche Büche-
rei« im Nationalsozialistischen Deutschen Beamtenbund gekommen, deren Lei-
tung der ›Alte Kämpfer‹ Otto Eggert übernahm.322 Dieser gab sich äußerst aktiv 
und organisierte zahlreiche Schulungsvorträge, die sich zu »monatlichen Pflicht-
versammlungen« auswuchsen und für alle Fachgruppenmitglieder verbindlich 
wurden.323 Zwar war den übrigen ›Gefolgschaftsmitgliedern‹ eine Teilnahme 
frei gestellt, es gab aber auch Kurse, bei denen »eine geschlossene Beteiligung« 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter der DB erwartet wurde.324 Dies ging so-

320 Otto Schlapp (Edinburgh University) an Uhlendahl, 8.5.1933, ADNBL, 154/5 
(Hefter Sa-Schn), Bl.�213�f.; Uhlendahl an Schlapp, 11.5.1933, ebd., Bl.�212. 

321 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�51.
322 Eggert übernahm die Leitung der Fachgruppe und wurde auch bei politisch rele-

vanten Personalentscheidungen herangezogen. Da er sich den fachlichen Überle-
gungen des Direktors nicht verschloss, kritisierten ihn lokale Parteivertreter, die in 
Eggert »ein Werkzeug in den Händen des Direktor[s] Uhlendahl« erblickten. Uh-
lendahl an RMVuP, 2.3.1934, ADNBL, 331, Bl.�2; Otto Wolf (Stadtverordneten-
Vorsteher, Leipzig) an Bürgermeister Löser, 22.1.1934, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, 
Bd.�1, Beiheft 1, Bl.�377R. Vgl. auch Poethe, Instrument, S.�255. Vgl. zudem Ein-
ladung Eggerts zur Gründungsversammlung der Fachschaft am 18.  Mai 1933, 
13.5.1933, ADNBL, 481, Bl.�1; »Fachschaft Deutsche Bücherei« gegründet, in: 
Leipziger Tageszeitung vom 24./25.5.1933, ebd., Bl.�1R. – Dem Vertrauensrat der 
DB, der aufgrund des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben vom 23.3.1934 gebildet wurde, stand der Büchereias-
sistent Ernst Wauszkun (NSDAP 1937) als Betriebsobmann vor. Vgl. Bericht über 
die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�52. Zur NSDAP-Mitgliedschaft Wauszkuns 
vgl. von Wauszkun ausgefüllter Fragebogen betr. Mitgliedschaft in der NSDAP, 
15.12.1937, ADNBL, PA Ernst Wauszkun (geb. 21.9.1889), Bl.�59.

323 Es bestand sogar »Entschuldigungszwang«. Diese »Schulungskurse«, die von Leip-
ziger und auswärtigen Parteigenossen durchgeführt wurden, hatten u.�a. folgende 
Themen: »Von der Opposition zur Staatserhaltung«, »Die Auswirkung der natio-
nalsozialistischen Revolution auf Kultur und Wirtschaft«, »Parteiprogramm und 
Parteidisziplin«, »Aufgaben und Pflichten eines Nationalsozialisten«, »Staat, Blut, 
Boden« oder »Die drei Reiche der Deutschen, weltanschaulich betrachtet«. An-
kündigungen Eggerts, 28.7.1933, 18.8.1933, 28.8.1933, 15.9.1933, 27.9.1933, 17.11.1933, 
ADNBL, 481, Bl.�6�f., 9�f., 20, 22.

324 Vgl. Einladungen Eggerts, 28.7.1933, 15.9.1933 u. 27.9.1933, ebd., Bl.�6, 10, 20. Wie 
der Verwaltungsbericht der DB festhielt, nahmen an den Schulungsvorträgen »ne-
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gar so weit, dass man auch die Kinder der Fachgruppenmitglieder zu sogenann-
ten »Kinderfilmnachmittagen« einlud, bei denen Filme über die ›Hitler-Jugend‹ 
oder den »Deutschlandflug des Führers« gezeigt wurden.325

Im Oktober 1933 gab Uhlendahl seinen Mitarbeitern bekannt, dass »das Stre-
ben der nationalen Regierung« dahingehe, »das gesamte Volk mit dem national-
sozialistischen Gedankengut zu durchdringen«. Daher habe »jeder Beamte und 
Angestellte die Pflicht, sich nach und nach mit den wichtigsten Schriften, die 
diese Ideenwelt behandeln, bekannt zu machen«.326 DB-Verwaltungssekretär 
Erich Nitzschke betonte, dass die ›neue Zeit‹ »von den Beamten des öffentlichen 
Dienstes« fordere, sich eingehend mit der NS-Staatsauffassung vertraut zu ma-
chen, etwa durch staatspolitische Schulungskurse der Verwaltungs-Akademie in 

ben der Beamtenschaft« auch »die übrigen Gefolgschaftsmitglieder teil«. Bericht 
über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�51.

325 Vgl. Einladung Eggerts, 15.9.1933, ADNBL, 481, Bl.�10.
326 Zu diesem Zweck wurde den Mitarbeitern der DB in einer beigefügten Liste »eine 

Auswahl des wichtigsten nationalsozialistischen Schrifttums zur allgemeinen 
Kenntnisnahme mitgeteilt«. Umlauf Uhlendahls, 10.10.1933, ADNBL, 154/1 (Hef-
ter II, Direktorialverfügungen 1933-1936), Bl.�102a.

Abb. 27 Gründung der »Fachgruppe Deutsche Bücherei« im Nationalsozialistischen 
Deutschen Beamtenbund 1933 
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Leipzig unter NSDAP-Kreishauptmann Walter Dönicke.327 In der Folge er-
hielten aktive Parteigenossen immer wieder Freistunden, um an politischen 
Schulungen, Reichsparteitagen oder Sonderarbeiten der NSDAP-Kreisleitung 
teil zunehmen.328 Die DB bildete dabei keinen Einzelfall, denn die überhand neh-
menden Anträge von Mitarbeitern auf Dienstbefreiung für politische Betätigun-
gen – bei Lohnfortzahlung – stießen auch bei Oberbürgermeister Goerdeler auf 
»lebhafte Bedenken«. Er befürchtete »von zu vielen Seiten her Einbruch in die 
Ordnung der Dienstzeit«.329 In der DB machte man sich ganz ähnliche Sorgen. 
Allein im Jahr 1933 traten 451 Fälle von stundenweisen Beurlaubungen auf, die 
in der Summe 748 Stunden oder 95 Arbeitstagen entsprachen. In den folgenden 
Jahren nahm diese Zahl zwar ab, umfasste zwischen 1934 und 1939 aber noch 
durchschnittlich 425 Stunden oder 52 Tage jährlich.330

327 Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 27.10.1933, ADNBL, 156, Bl.�6�f. In den 
Dienstvorschriften für die Beamten der DB wurde diese Forderung 1934 nochmals 
unterstrichen. Vgl. Auszug aus den Dienstvorschriften, 7.9.1934, ADNBL, 363/1, 
Bl.�1-10, hier Bl.�1.

328 So nahm die »Pgn. Käthe Jacob« im September 1935 am Reichsparteitag in Nürn-
berg teil, weshalb die NSDAP-Kreisleitung Leipzig beantragte, sie dafür vom 
Dienst zu befreien, ohne dies auf ihren Urlaub anzurechnen. Jacob wurde als Mit-
arbeiterin des Rassenpolitischen Amtes der Kreisleitung Leipzig wiederholt in An-
spruch genommen und somit dem Dienstbetrieb der DB entzogen. Vgl. NSDAP 
(Kreis Leipzig-Stadt) an die Direktion der DB, 3.9.1935, ADNBL, PA Käthe Jacob 
(geb. 17.1.1906), Bl.�27; NSDAP-Kreisleitung Leipzig an Werner Rust (DB), 
20.7.1938, ebd., Bl.�42; Urlaubsantrag Käthe Jacobs betr. Teilnahme an der Gauta-
gung des Rassenpolitischen Amtes in Pirna (Gau Sachsen), 2.6.1939, ebd. Bl.�44. 
Die »alte Parteigenossin (Amtswalterin der NS-Frauenschaft)«, Marie Ehlert, 
nahm in ihrer Eigenschaft als Kreisabteilungsleiterin für Presse und Propaganda 
ebenfalls an Reichsparteitagen und Schulungskursen teil. Vgl. Beförderungsvor-
schlag des GA der DB, 14.9.1935, ADNBL, PA Marie Ehlert (geb. 5.4.1905), Bl.�21; 
NSDAP (NS-Frauenschaft, Kreis Leipzig) an die Leitung der DB, 10.2.1938, 
26.8.1938 u. 15.3.1939, ebd., Bl.�28, 36, 39. Vgl. auch Vermerk von Wilhelm Frels 
betr. Dienstbefreiung von 13 DB-Mitarbeitern für SA-Diensteinsatz, 20.7.1934, 
ADNBL, 368/3/1, Bl.�3; Otto Eggert an Direktion der DB, 20.9.1934, ebd., Bl.�6; 
Ernst Wauszkun an die Direktion der DB, 2.11.1934, ebd., Bl.�7.

329 Vermerk OBM Goerdelers für Stadtrechtsrat Dr. Dietze (Leipzig), 8.11.1933, 
StadtAL, Kap.�10, Nr.�638, Bl.�37R.

330 Aus der Akte geht nicht hervor, ob es sich um Beurlaubungen wegen politischer 
Betätigungen oder aber wegen der Erledigung privater Dinge (z.�B. Arztbesuche) 
handelte. Gleichwohl fällt die im Vergleich zu den folgenden Jahren hohe Zahl an 
Freistellungen im Jahr 1933 auf. Im Verwaltungsbericht der DB für 1931-1937 
wurde festgehalten, dass sich der Gesundheitszustand der Belegschaft »im allge-
meinen befriedigend« gestaltet habe und der Ausfall an Arbeitszeit infolge von Er-
krankungen zwischen 1931 und 1937 bei durchschnittlich 2,13 Prozent gelegen 
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Der nationalsozialistische Ungeist hielt aber noch auf andere Weise Einzug in 
die Deutschen Bücherei. So wurde im Verwaltungsbericht für den Zeitraum von 
1931 bis 1937 festgehalten:

»In den Jahren 1933 bis 1937 wurden 14 Gemeinschaftsempfänge und 9 Be-
triebsappelle veranstaltet; für die DAF-Mitglieder fanden 4 Betriebsversamm-
lungen statt, an denen regelmäßig auch die Beamten teilnahmen. Der Pflege 
der Kameradschaft und der Vertiefung der Betriebsgemeinschaft wurde be-
sondere Beachtung geschenkt. Seit 1933 sind insgesamt 7 Kameradschafts-
abende veranstaltet worden: 4 an den Tagen der nationalen Arbeit, 3 aus be-
sonderen Anlässen.«331

Der »laufenden politischen Ausrichtung der Gefolgschaft«332 dienten Betriebs-
appelle, Versammlungen und anfangs auch die Schulungsvorträge der DB-Fach-
gruppe des NS-Beamtenbundes. Hinzu kamen gemeinsame Rundfunkempfänge 
wichtiger Kundgebungen und Reden hochrangiger NS-Funktionäre. Bei diesen 
›Gemeinschaftsempfängen‹, die über die Rundfunkanlage des Großen Lesesaals 
ausgestrahlt wurden, ruhte der gesamte Dienstbetrieb.333 Dies galt auch für ihre 
Benutzer, welche die Reden gemeinsam mit dem DB-Personal anhören und nach 
ihrem Abschluss die »Ehrenbezeigung« durch Erheben des rechten Armes durch-
führen mussten. Die Einhaltung dieser Regel wurde in der DB sehr ernst genom-
men. Als DB-Verwaltungschef Lippmann im November 1933 beobachtete, dass 
ein Nutzer während der Übertragung einer Rede Hitlers an seinem Arbeitsplatz 

habe. Vgl. Beurlaubungen auf Stunden 1933-1940, ADNBL, 368/2/1, unp. (lose im 
Umschlag liegend); Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�51. 

331 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�52. Die im Bericht angegebene 
Zahl der Gemeinschaftsempfänge stimmt allerdings nicht mit der in den Entwürfen 
für die einzelnen Jahre 1933 bis 1937 angegebenen Zahl überein, die auf über 20 
solcher gemeinsamen Rundfunkempfänge im Haus der DB verweisen. Vgl. hier zu-
sammenfassend den Entwurf für den Bericht 1931-1937, ADNBL, 181/1-1932-
1941, Bl.�101-144, hier Bl.�141R-142R.

332 Aus dem Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1943), ADNBL, 
181/1-1943, Bl.�32.

333 Vgl. Werner Rust an die Kreisleitung der NSDAP (Propagandaamt, Leipzig), 
29.5.1936, ADNBL, 440/2, Bl.�26. Richtlinien und Ankündigungen zu »Gemein-
schaftsempfängen« ergingen durch die Presse oder NS-Behörden. Vgl. Ankündi-
gung des Präsidenten der Reichsrundfunkkammer, Horst Dreßler-Andreß: Das 
deutsche Volk hört morgen Adolf Hitler!, in: Leipziger Tageszeitung vom 
12.7.1934, ADNBL, 440/2, Bl.�8; Bekanntmachung von Goebbels: Die Rund-
funkreden im Wahlkampf. Dr. Ley spricht am 15. August über den Leipziger Sen-
der, in: Leipziger Tageszeitung vom 10.8.1934, ebd., Bl.�12; Aufruf des NSDAP-
Kreisleiters der Reichsmessestadt Leipzig, Ernst Wettengel: Jeder hört heute den 
Führer!, in: Leipziger Tagezeitung vom 18.3.1938, ebd., Bl.�39; Verfügung Uhlen-
dahls, 27.1.1937, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), Bl.�7.
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in einem Buch las, blätterte, sich Notizen machte und obendrein »nach Beendi-
gung der Rede die Ehrenbezeigung während des Gesanges des Deutschlandliedes 
und des Horst-Wessel-Liedes« unterließ, veranlasste er, den Betreffenden nicht 
mehr zu Benutzung zuzulassen. Da dieser Vorfall gleich von neun DB-Mitarbei-
tern bestätigt wurde, sah sich Uhlendahl veranlasst, dem Benutzer wegen »unan-
gemessenen Benehmens« die Benutzungskarte zu entziehen.334 In einem anderen 
Fall meldete der Bibliothekar Johannes Ruppert, das ein Nutzer nach dem Ende 
eines Gemeinschaftsempfangs während des »Gesangs der Nationalhymne, zu 
dem sich alles erhoben hatte, sitzen geblieben« sei. Der Betreffende wurde dar-

Tabelle 8: Politische motivierte Veranstaltungen im Haus der DB zwischen 1933 und 
1945335

334 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns, 4.11.1933, ADNBL, 722/0, Bl.�25; Uhlendahl an 
Max Lechert (Leipzig), 14.11.1933 u. 24.11.1933, ebd., Bl.�26, 30.

335 Es handelt sich hierbei um ungefähre Zahlenangaben, da sich die verschiedenen Be-
richte und Übersichten bei der Angabe der Veranstaltungen zum Teil widerspre-
chen bzw. unterschiedliche Angaben liefern. Vgl. Entwürfe der Berichte über die 
Verwaltung der DB für die Zeit 1933 bis 1937, ADNBL, 181/1-1932-1941, Bl.�30-
144, hier Bl.�38-41, 61-65, 82�f., 92�f., 141�f.; Entwürfe für die Verwaltungsberichte 

Jahr Appelle, 
Versamm-
lungen

Schulungen, 
Vorträge, 
Filme

Gemeinschafts-
empfänge

Kamerad-
schafts-
abende

Ausstellun-
gen (davon 
politisch)

1933 6 4 2 1 6 (1)

1934 2 2 7 2 6 (3)

1935 ? ? 5 1 5 (–)

1936 7 1 3 2 3 (1)

1937 4 1 7 2 –

1938 2 1 5 2 3 (1)

1939 2 - 5 1 2 (1)

1940 3 2 6 – 1 (–)

1941 3 2 2 – –

1942 7 – – – 1 (–)

1943 6 – – – 1 (1)

1944 2 – – – –

1945 1 – – – –

Gesamt 45 13 42 11 28 (8)
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aufhin von Werner Rust zur Rede gestellt und ermahnt, »in Zukunft besonders 
auf seine Beteiligung an den Gebräuchen nationaler Gedenkstunden zu achten«.336

Es gab auch Anlässe, bei denen der Dienstbetrieb ganz eingestellt und das 
Haus geschlossen wurde. Als Hitler am 26. März 1936 Leipzig besuchte, legte 

1938-1943, ADNBL, 181/1-1938 bis 181/1-1943, hier Bl.�12�f. (1938), Bl.�9 (1939), 
Bl.�6 (1940), Bl.�4 (1941), Bl.�5 (1942), Bl.�32 (1943); Übersicht Gemeinschaftsemp-
fänge und Appelle, ADNBL, 440/2, Bl.�50-52; Übersicht: Überlassung der Sit-
zungssäle, des Vortragssaales und des Erfrischungsraumes [1921-1950], ohne Da-
tum, ADNBL, 315/0 (Hefter 1921-1944), Bl.�4-7; Übersicht: Ausstellungen in der 
DB [1925-1951], ohne Datum, ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp.; Ankündigungen 
Otto Eggerts, 28.7.1933, 18.8.1933, 28.8.1933, 15.9.1933, 27.9.1933, 12.10.1933, 
17.11.1933, 29.11.1933, ADNBL, 481, Bl.�6-10, 20-23.

336 Vgl. Vermerk von Johannes Ruppert für die Direktion der DB, 19.3.1938, ADNBL, 
440/2, Bl.�40; Vermerk Werner Rusts, 24.3.1939, ebd., Bl.�40R.

Abb. 28 u. 29: Ankündigungen von Gemeinschafts-
empfängen in der DB 1934 und 1936



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

646

Uhlendahl fest, die Bibliothek sei bereits um 14 Uhr zu schließen. Die Anregung 
dazu ging auf die Kreisleitung der NSDAP sowie die Leipziger SA-Brigade 35 
zurück, die ihren Mitgliedern eine Teilnahme am »Führerbesuch« ermöglichen 
wollten.337 Bereits zwei Tage später wurde die DB erneut vorzeitig geschlossen, 
da in der Messestadt eine große Kundgebung stattfand, die vermutlich im Zu-
sammenhang mit der Volksabstimmung am 29. März 1936 über die Wiederbe-

337 Das Urlaubsgesuch der NSDAP-Kreisleitung bzw. der SA-Brigade 35 erstreckte 
sich auf acht an der DB tätige politische Leiter und 21 Mitglieder der SS, SA bzw. 
der HJ. Vgl. Eggert an die Direktion der DB, 24.3.1936, ADNBL, 440/3, Bl.�12. Der 
Hinweis auf die Schließung der DB am 26.3.1936 findet sich in Aushang der DB-
Direktion, 25.3.1936, ADNBL, 730 (Hefter 1934-1944), Bl.�108.

Abb. 30: Programm des Kameradschaftsabends der 
DB vom 16.5.1938
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setzung des entmilitarisierten Rheinlandes stand und die man den Mitarbeitern 
der DB offenbar auch nicht vorenthalten wollte.338 

Mit der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten etablierte sich in 
Deutschland eine neue ›Festkultur‹, wobei der 1.  Mai als »Tag der nationalen 
 Arbeit« einen Höhepunkt ihrer »emotionalen Vergemeinschaftungsversuche« 
darstellte.339 Die Maifeiern bildeten in der DB einen festen Bestandteil des Fest-
kalenders und entwickelten sich »zu einem normativen, selbstverständlich prak-
tizierten Element sozialen Verhaltens«.340 Ihr Verlauf wurde jedes Jahr minutiös 
geplant.341 Dies galt für die für alle Mitarbeiter obligatorischen Aufmärsche, 
denn »um die Volksgemeinschaft in ausdrucksvoller Weise darzutun«, war die 
Direktion der DB angehalten, »für eine restlose Beteiligung der Beamten, Ange-
stellten und Arbeiter« an den Kundgebungen des 1. Mai Sorge zu tragen. Im Fall 
einer Verhinderung an der Teilnahme war dies unter Darlegung der Gründe 
schriftlich mitzuteilen. Die Direktion war verpflichtet, der vorgesetzten Behörde 
zu melden, wer sich nicht an den Kundgebungen beteiligte.342 Bei der Schmü-

338 Vgl. Aushang der DB-Direktion, 27.3.1936, ebd., Bl.�109. Zu Hitlers Besuch in 
Leipzig am 26.3.1936, der im Zusammenhang mit der Volksabstimmung stand vgl. 
von Hehl, »Führerbesuche«, S.�247.

339 Marszolek, Inge: Vom Proletarier zum ›Soldaten der Arbeit‹. Zur Inszenierung der 
Arbeit am 1. Mai 1933, in: Buggeln, Marc u. Michael Wildt (Hg.): Arbeit im Nati-
onalsozialismus, München 2014, S.�215-228, hier S.�226. 

340 Babendreier, Erdbeben, S.�87. Zum NS-Festkalender vgl. Reichel, Schein, S.�210, 
212.

341 Vgl. etwa Befehl von Fachgruppenleiter Otto Eggert und Ernst Wauszkun, 
29.4.1935, ADNBL, 439/3 (Kladde 1935), Bl.�8; Merkblatt für die Feier des 1. Mai 
1936, 29.4.1936, ebd. (Kladde 1936), Bl.�10-11; Ankündigung von Eggert und 
Wauszkun, 29.4.1937, ebd. (Kladde 1937), Bl.�18.

342 Verfügung des Sächsischen Wirtschaftsministers (gez. Lenk), 27.4.1934, ADNBL, 
439/3 (Hefter 1934-1941), Kladde 1934, Bl.�14; Verfügung des Sächsischen Wirt-
schaftsministers, 26.4.1935, ebd. Kladde 1935, Bl.�9. Jüngere Frauen mussten mit-
marschieren, »während Frauen über 40 Jahre und Mütter sowie körperlich Behin-
derte« von der Teilnahme ausgenommen waren. Bekanntmachung von Eggert und 
Wauszkun, 28.4.1936, ebd. Kladde 1936, Bl.�29. Ab 1939 waren Frauen vom 
Marsch ausgenommen. Vgl. Bekanntmachung für sämtliche Angehörigen der DB 
von Eggert und Wauszkun, 27.4.1939, ebd. Kladde 1939, Bl.�91. Beispiele für Be-
richte über die Teilnahme der DB-Angehörigen an den Aufmärschen zum 1. Mai 
finden sich in Aufstellung von Erich Nitzschke, 2.5.1934, ADNBL, 439/3 (Hefter 
1934-1941), Kladde 1934, Bl.�15; Werner Rust an den Sächsischen Wirtschafts-
minister (Dresden), 14.5.1934, ebd. Kladde 1934, Bl.�28; Uhlendahl an den Säch-
sischen Wirtschaftsminister (Dresden), 4.5.1935, ebd. Kladde 1935, Bl.�49. 
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ckung des Gebäudes überließ man nichts dem Zufall.343 Dies galt auch für die 
›Führergeburtstage‹, bei denen man nach außen hin deutlich Flagge zeigte:

»Am Geburtstag des Führers war das Gebäude der DB mit Fahnen und Gir-
landen geschmückt. Sämtliche Fahnen und die Girlanden über dem Haupt-
eingang waren mit goldenen Bändern verziert. Über dem Haupteingang und 
zwar im mittleren Fenster des Vortragssaals sowie in den mittleren Fenstern 
des T[äglichen] V[erzeichnisses] und des Kartensaals befanden sich Transpa-
rente, umrahmt von golddurchwirkten Girlanden. Das Transparent über dem 
Haupteingang war von 20 bis 23 Uhr beleuchtet. Vor dem Haupteingang  
waren vier Lorbeerbäume aufgestellt. Im Innern des Gebäudes waren die Füh-
rerbüste (vor dem Grossen Lesessal) und die Führerplakette (im Kleinen Le-
sesaal) mit Girlanden geschmückt. Am Abend, und zwar beginnend um 20 
Uhr, war die DB illuminiert.«344

Besonderes Gewicht maß man auch der alljährlichen »Gemeinschaftsfeier« zu, 
die für alle DB-Mitarbeiter verbindlich war. Für den 1. Mai 1937 wurde verfügt:

»Die Zeitschriftenregale werden abgedeckt. Ihr oberes Ende erhält eine durchlau-
fende grüne Ranke aus Holzfaser. Die Tür zum Großen Lesesaal wird verschlos-
sen. Uhr und Tür werden mit einer Hakenkreuzfahne verhängt. Die Treppe wird 
abgesperrt. An der Absperrung werden das Hoheitszeichen und darüber das Bild 
des Führers angebracht. Links und rechts vom Hakenkreuz werden je eine Birke 
aufgestellt; Birken stehen auch am Eingang zum Zeitschriftenlesesaal. Auf der Be-
spannung der Zeitschriftenregale werden die von Ausstellungen vorhandenen 
Aussprüche des Führers u.�a. angebracht. […] Die Nordseite wird mit Fahnen und 
dem Spruch: »Ehret die Arbeit und achtet den Arbeiter!« geschmückt.«345

343 Vgl. Merkblatt betr. Feier des 1.  Mai 1935, ohne Datum, ADNBL, 439/3 (Hefter 
1934-1941), Kladde 1935, Bl.�55. Anlässlich des Hitler-Besuchs in Leipzig am 
26.3.1938 ordnete Uhlendahl an, »die Flaggen zu setzen« und »die DB in der üblichen 
Weise (wie am 1. Mai usw.) mit Girlanden zu schmücken«. Außerdem sollten »das 
›Hakenkreuztransparent‹ und der Spruch: ›Jede Stimme dem Führer‹ angebracht 
werden«. Vermerk Erich Nitzschkes (DB) unter dem Artikel: Nationalsozialisten! 
Bürger der Reichsmessestadt!, in: Leipziger Tageszeitung vom 24.3.1938, ADNBL, 
440/3, Bl.�14R. Hierbei bildete DB keine Ausnahme. So verweist bspw. Ingo Tous-
saint auf die »in penetranter Wiederholung verbuchten Beflaggungen des Biblio-
theksgebäudes« der Universität Jena, bei denen sich so etwas wie ein »Automatis-
mus« einstellte. Toussaint, Ingo: Geist und Ungeist. Universitätsbibliotheken unter 
dem Hakenkreuz, in: Ders. (Hg.): Die Universitätsbibliotheken Heidelberg, Jena 
und Köln unter dem Nationalsozialismus, München u.�a. 1989, S.�329-340, hier S.�330.

344 Vermerk des Bürodirektors der DB, 26.4.1939, ADNBL, 194/0 (Hefter: Einzel-
maßnahmen 1929-1940), Bl.�82R.

345 Merkblatt für die Feier des 1. Mai 1937, ohne Datum, ebd. Kladde 1937, Bl.�31�f. Ein 
weiteres Beispiel für die Feier des 1. Mai 1935 findet sich ebd. Kladde 1935, Bl.�55.
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Abb. 31 und 32: 1. Mai »Abmarsch zum Stellplatz«, Bild oben (1934): erste Reihe 
v. l. Heinrich Uhlendahl und Werner Rust, Bild unten (1937): in der 
zweiten Reihe: zweiter v. l. Uhlendahl, dritter v. l. Rust
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Die »Kameradschaftsabende« erstreckten sich nicht nur auf die Angehörigen 
der DB, denn die Direktion lud auch Vertreter des Börsenvereins und Mit-
arbeiter der in der DB angesiedelten Behördenstellen – wie der Parteiamtlichen 

Abb. 33 und 34: »Kameradschaftsabend« der DB und Saalschmuck anlässlich 
des 1. Mai 1936
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Prüfungskommission und des Sicherheitsdienstes der SS – ein.346 Um gute Be-
ziehungen bemüht, lud man die PPK- und SD-Funktionäre auch zu Vortrags-
abenden oder Betriebsfahrten der ›DB-Gefolgschaft‹ ein.347 

Die Betriebsfeiern, bei denen das Programm und der »deutsche Tanz« bei al-
len Beteiligten offenbar stets eine »freudige Stimmung« auslösten, erhielten ein 
deutlich zunehmendes politisches Gepräge. Der ›Betriebswalter‹ der DB berich-
tete der Deutschen Arbeitsfront über die Gemeinschaftsfeier vom 1. Mai 1935, 
dass nach den Grußworten des Direktors »Pg. Eggert« das Wort ergriffen, »in 
kernigen Worten der Aufbauarbeit« des »Führers« gedacht und seine Aus-
führungen mit einem »Sieg Heil auf den Führer und dem ›Horst-Wessel-Lied‹« 
geschlossen habe. Wie der Berichterstatter betonte, habe diese Feierstunde wie-
der einmal auf die funktionierende Gemeinschaft der Arbeiter der Stirn und der 
Faust verwiesen, ganz »im Sinne des Führers zum Wohle des deutschen 
Vaterlandes«.348 Die zunehmende Politisierung der DB-Kameradschaftsabende 
hing nicht zuletzt damit zusammen, dass die für ihre Organisation Verantwort-
lichen nationalsozialistische Inhalte, Symbole und Rituale immer gezielter ein-
banden, aber auch dem »Eindringen nationalsozialistischer Sterotype in die 

346 Vgl. etwa ebd., Bl.�55R; Uhlendahl an Wilhelm Spengler (Geheime Staatspolizei, 
Leipzig), 21.4.1936, ebd., Kladde 1936, Bl.�27; Heinz Lämmel (SD-Verbindungs-
stelle für Schrifttumsbearbeitung, Leipzig) an Uhlendahl, 22.4.1936, ebd., Bl.�28; 
Uhlendahl an Hellmuth Patzschke (SD-Verbindungsstelle), 22.4.1937, ebd., Kladde 
1937, Bl.�9; Patzschke (Verbindungsstelle Deutsche Bücherei), an Uhlendahl, 
28.4.1937, ebd., Bl.�14. Zur Finanzierung der Mai-Feiern der DB durch den BV vgl. 
Uhlendahl an Albert Hess (BV), 20.4.1936, ebd. Kladde 1936, Bl.�3. 

347 Bei der Fahrt von 1938 stand u.�a. ein Preisschießen auf der Tagesordnung, dessen 
Gewinner mit Büchern belohnt wurden. Dazu zählten neben Unterhaltungs-
schrifttum auch »Schriften der Bewegung«. Vgl. Umlauf an alle Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der DB betr. Fahrt ins Blaue, einmal ohne Datum, einmal vom 
27.7.1938 und einmal vom 25.4.1939, ADNBL, 439/5, Bl.�19, 25, 29, 44; Verzeichnis 
der für die »Fahrt ins Blaue« entnommenen Doppelstücke, 30.7.1938, ebd., Bl.�38; 
Handschriftliche Notizen über die Teilnehmer der Betriebsfahrt von 1939, ohne 
Datum, ebd., Bl.�49; Umlauf an die Gefolgschaftsmitglieder der DB, 24.3.1939, 
ADNBL, 154/1 (Hefter III, Direktorialverfügungen), Bl.�275.

348 Bericht von Ernst Wauszkun (Betriebswalter der DB) über die Gemeinschaftsfeier 
am 1. Mai 1935 an die DAF (Osten 3, Leipzig), 9.5.1935, ebd. Kladde 1935, Bl.�56. 
In das Programm des DB-Kameradschaftsabends vom 30.4.1936 wurde neben dem 
NS-Gedicht »Tag der Arbeit« von Friedrich Kuhn der Aufruf »Kameradschafts-
geist« aufgenommen, der mit den Worten endete: »Ein einig Volk, ein Führer und 
ein Vaterland!« Programm des Kameradschaftsabends der DB am 30.4.1936 zum 
Feiertag der nationalen Arbeit, ebd. Kladde 1936, Bl.�12; Vorspruch: Gedicht »Tag 
der Arbeit« von Friedrich Kuhn, ebd., Bl.�13; Aufruf: Kameradschaftsgeist, ebd., 
Bl.�14.
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Alltags sprache« erlagen.349 So dichtete der Bibliothekar Arthur Luther als Vor-
spruch für ein von Mitarbeitern der DB anlässlich der Maifeier von 1937 durch-
geführtes Theaterstück:

»[…] Gleichviel, aus Weimar bin ich erst gekommen.
Dort sprach der Rassenlehre großer Künder,
Professor Dr. Hannes K.�F. Günther.
Das deutsche Volk, sagt er, kann nicht mehr warten,
’s ist höchste Eisenbahn sich aufzuarten.
Ausmerzung der Untauglichen allein.
Tut’s nicht, wer erbgesund und rassenrein,

349 Longerich, Goebbels, S.�278.

Abb. 35 und 36: »Fahrt ins Blaue der Gefolgschaft Deutsche 
Bücherei Leipzig« 1938 und 1939
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der zögre nicht und wähle sich ein Weib
von edler Seele und gesundem Leib,
wie Shakespeare einst und Schiller sie gezeichnet,
die sich zur Ahnfrau nordischer Helden eignet.

Und als ich später dann beim Abendessen
zur Seite des berühmten Manns gesessen,
da fragt er mich, wie’s in der Deutschen Bücherei
mit der Aufartung denn bestellet sei.
Ich sprach: Durchaus nach Ihrem Ideal.
All Ihre Werke stehn im Lesesaal.
Und alle Schädlinge versanken tief
in dem zum Platzen vollen Geheimarchiv […].«350

Konnte man diese Worte möglicherweise auch als ironisiernde Umschreibung 
der NS-Rassenpolitik deuten, ist insgesamt festzuhalten, dass die große Mehrheit 
der Bevölkerung sich daran gewöhnt hatte, »durch ihr alltägliches Verhalten zu 
dokumentieren, dass sie – wie von ihr erwartet – dem Regime grundsätzlich po-
sitiv gegenüberstand«.351 Dies geschah auf vielfältige Weise, etwa durch den 
›Hitler-Gruß‹, durch das Tragen von Uniformen, die Beflaggung der eigenen 
Wohnung, den Besuch von Parteiveranstaltungen und Massenkundgebungen, 
die ostentative Spendenbereitschaft bei Straßensammlungen, durch das gemein-
same Verfolgen von Rundfunkübertragungen, »aber auch durch die schrittweise 
Ausgrenzung der zu Staatsfeinden abgestempelten Juden aus dem alltäglichen 

350 Arthur Luther: Vorspruch zum Theaterstück: Lottchens Geburtstag anlässlich des 
Kameradschaftsabends der DB am Feiertag der nationalen Arbeit am 1.5.1937, 
ADNBL, 439/3, Kladde 1937, Bl.�35. Arthur Luther (1876-1955), Studium der ger-
manischen und slawischen Philologie in Moskau und in Berlin, 1899 Promotion, 
1918 Eintritt in die DB. Luther gehörte zeitlebens keiner politischen Partei an und 
tat sich auch sonst nicht als Fürsprecher des NS hervor. 1944 trat er in den Ruhestand 
und siedelte nach Marburg über, wo er an der dortigen Universität von 1946 bis 1951 
noch einen Lehrauftrag für neuere russische Literatur- und Kunstgeschichte wahr-
nahm. Vgl. Auszug aus den Personalakten betr. Bibliotheksrat Arthur Luther, unp. 
(um 1940), ADNBL, PA Arthur Luther (geb. 3.5.1876) Vorakte, unp.; Uhlendahl an 
RMVuP, 25.4.1944, ebd., Bl.�2; Zunker, Ernst: Luther, Arthur, in: Neue Deutsche 
Biographie 15 (1987), S.�540�f. (Online-Version, URL: https://www.deutsche-bio-
graphie.de/gnd117320943.html#ndbcontent, eingesehen am 3.5.2017). Zu Hans F.�K. 
Günther (1891-1968), dessen Theorien zur Grundlage der NS-Rassenpolitik wurden 
und ihm den Beinamen »Rasse-Günther« einbrachten, vgl. Hoßfeld, Uwe: Ge-
schichte der biologischen Anthropologie in Deutschland. Von den Anfängen bis in 
die Nachkriegszeit, Stuttgart 2005, S.�220-223; Kimmel, Elke: Günther, Hans Fried-
rich Karl, in: Benz, Wolfgang (Hg.): Handbuch des Antisemitismus. Judenfeind-
schaft in Geschichte und Gegenwart, Bd.�2/1: Personen A-K, Berlin 2009, S.�317�f.

351 Longerich, Goebbels, S.�278.
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Umgang«.352 Auf dem Kameradschaftsabend der DB vom 15. Januar 1938 wurde 
nicht nur betont, man strebe »um jeden Preis« nach der »Volksgemeinschaft«, 
sondern unterstrich diese »Gemeinschaftsrhetorik« auch mit dem Singen eines 
sogenannten »Kampfliedes«, das auf die Exklusion der Juden aus eben jener 
»Volksgemeinschaft« abzielte:

»Es steht an der Grenze die eiserne Schar!
Die Kämpfer für Freiheit und Judengefahr.
Das Hakenkreuz es wehet, es weht bei Tag und Nacht
Der Kampfruf erschallet: ›Grossdeutschland erwacht!‹

Herbei nun ihr Kämpfer fürs großdeutsche Reich,
nur ehrliche Menschen, der Stand ist uns gleich.
Ob sie uns schikanieren, das macht und gar nichts aus,
Parole sie lautet: ›Die Juden schmeißt raus!‹

Und sterb ich noch heute auf blutigem Feld
vom Bruder erschossen, für jüdisches Geld.
Dann über unser’n Gräbern stürmt vor das braune Heer
und unsere Seelen zieh’n vor ihnen her.

352 Ebd. In den Archivalien der DB finden sich zahlreiche Belege für verschiedene 
Spendenaktionen wie für den »Tag der nationalen Solidarität« (Winterhilfswerk, 
WHW), zur »Förderung der nationalen Arbeit«, zur Unterstützung hilfsbedürftiger 
deutscher Flüchtlinge aus Spanien, zum »Dankopfer der Nation« oder für die 
Flüchtlinge aus dem Sudetenland. Die Mitarbeiter wurden wiederholt angehalten, 
sich zu monatlichen Gehaltsabzügen bereit zu erklären, die den Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen der NS-Regierung oder dem WHW zugute kommen sollten. Da 
Uhlendahl 1934 aufgrund dienstlicher Verpflichtungen nicht an der öffentlichen 
»Winterhilfssammlung« teilnehmen konnte, führte er bei den Mitgliedern des Ro-
tary Clubs Leipzig eine eigene Sammlung durch, deren Ertrag er dem WHW zu-
kommen ließ. Der Erfolg dieser Sammlung veranlasste ihn zu dem Vorschlag, »eine 
zweite Sammlung mit ungefähr den gleichen Persönlichkeiten« durchzuführen und 
diese Aktion als »Familiensammlung« zu bezeichnen. Vgl. Verfügungen Uhlen-
dahls, 19.3.1937 u. 14.10.1937, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-
1940), Bl.�32, 89; Aufruf des Leiters der Fachschaft Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, Fachgruppe Deutsche Bücherei, Otto Eggert, 8.12.1933, ADNBL, 439/4, 
Bl.�93; Aufruf Eggerts betr. Spende zur Förderung der nationalen Arbeit, 22.7.1933, 
ADNBL, 168 (Kladde: Einzelaktionen. Sammlungen), Bl.�8; NSDAP (Leitung der 
Auslands-Organisation. Hilfsausschuß für die Spanien-Deutschen) an die DB, 
18.9.1936, ebd., Bl.�22; Obersturmführer Pohlmann (NSDAP, SA-Sturm 15/107, 
Leipzig) an die DB, 15.3.1938, ebd., Bl.�27; Zeichnungsliste der Kasse der DB, Sep. 
1938, ebd., Bl.�30. Zur Rotary-Sammlung Uhlendahls 1934 vgl. Uhlendahl an die 
Kreispropagandaleitung der NSDAP, Leipzig, 12.12.1934, ADNBL, 427, Bl.�5; Aus-
zug aus einem Schreiben Uhlendahls an Wismann (RMVuP), 12.12.1934, ebd., Bl.�6.
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Es steht an der Grenze die eiserne Schar!
Die Kämpfer für Freiheit und Judengefahr.
Das Hakenkreuz es wehet, es weht bei Tag und Nacht,
der Kampfruf erschallet: »Großdeutschland erwacht!«353

Das Singen dieses ›Kampfliedes‹ bedeutet aber nicht, dass in der DB eine »Art 
totalitärer Uniformität« geherrscht hätte.354 Wie überall in Deutschland gab es 
auch hier »Unzufriedenheiten, abweichendes Verhalten und oppositionelle Auf-
fassungen«, nur blieben kritische Stimmen auf den privaten oder halböffent-
lichen Bereich beschränkt.355 Der Direktor der Sächsischen Landesbibliothek in 
Dresden, Martin Bollert, bemerkte im Juni 1934 gegenüber Victor Klemperer: 
»Sie glauben nicht, wie wenig Nationalsozialisten es gibt. Es kommen so viele 
Menschen zu mir. Zuerst weit ausgestreckter Arm, Hitlergruß. Dann tasten sie 
sich im Gespräch heran. Dann, wenn sie sicher geworden sind, fällt die Maske. 
Ich selber muß den Arm ausstrecken. Ich sage ›Heil‹ – aber ›Heil Hitler‹ bringe 
ich nicht über die Lippen. […] Aber die nordische Rasse tritt immer deutlicher 
hervor. Alle Gesichter sind deutlich länger geworden […]. Die ›Feier des 1. Mai‹ 
war ein Schlag ins Wasser. Ich hatte hier vierzig Leute versammelt. Zur Radio-
rede des Führers waren noch fünf hier.«356 Auch unter DB-Mitarbeitern bestan-
den solche Vorbehalte. Die mit der Familie Klemperer befreundete Gertrud 
Oehlmann berichtete im September 1936 über Fälle »absoluter Unzufriedenheit 
in allen Kreisen«. Ihr Sohn, Praktikant an der DB, hatte sich Klemperer schon 
zwei Jahre zuvor als »heftiger Gegner« der Nationalsozialisten zu erkennen ge-
geben. Bei aller Sympathie für seine Freunde merkte Klemperer aber kritisch an, 
dass für die »Kleinbürger die Angst vor Russland« und dem Bolschewismus cha-

353 »Kampflied«: »Es steht an der Grenze«. Laut Programm des DB-Kameradschafts-
abends vom 15.1.1938 im Vortragssaal der DB von allen Mitarbeitern »gemeinsam 
gesungen«, ADNBL, 439/5, Bl.�6�f. Ein Hinweis auf dieses Lied findet sich in Kohl-
struck, Michael u. Simone Scheffler: Das »Heckerlied« und seine antisemitische 
Variante. Zu Geschichte und Bedeutungswandel eines Liedes, in: Kohlstruck, Mi-
chael u. Andreas Klärner (Hg.): Ausschluss und Feindschaft. Studien zu Antisemi-
tismus und Rechtsextremismus. Rainer Erb zum 65.  Geburtstag, Berlin 2011, 
S.�135-158, hier S.�144. An den obligatorischen Vortragsteil schloss sich der mit 
»Unterhaltung und Tanz« überschriebene Vergnügungsteil des Gemeinschafts-
abends an, der 1938 unter dem Motto »Unsere deutsche Heimat und die Deutsche 
Bücherei« stand. Ein eigens dafür geschriebener ›Vorspruch‹ begann mit den Wor-
ten: »Du fragst: was wollen wir in diesem Kreis? Die Volksgemeinschaft um jeden 
Preis.« Entwurf eines Vorspruchs »Deutsche Heimat und Deutsche Bücherei«. 
Ebd., Bl.�6, 8-10. Zum Singen als Bestandteil der NS-»Gemeinschaftsrhetorik« vgl. 
Babendreier, Erdbeben, S.�78-81.

354 Longerich, Goebbels, S.�278.
355 Ebd. 
356 Klemperer, Zeugnis (Bd.�1), S.�114 (Eintrag vom 13.6.1934).
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rakteristisch sei. Zwar würden sie die »Judenhetze« durchschauen und nicht  
mögen, aber aus »Angst vor Russland« trotzdem alles in Kauf nehmen.357 
Grundlegend hierfür waren weitverbreitete, unterschwellige antisemitische Res-
sentiments. So hielt Klemperer über eine Begegnung mit der zum Freundeskreis 
der Familien Klemperer und Oehlmann gehörenden Bibliothekarin Johanna Ma-
ria Roth fest: »Am Freitag nachmittag und abend war die Bibliothekarin Roth 
bei uns. Erbitterte Gegnerin der Nazis – aber: ›Wenn sie die Ostjuden ausgebür-
gert oder wenn sie den Juden das Richteramt genommen hätten, das wäre allen-
falls begreiflich gewesen.‹ Also das wäre auch ihr nicht als absolut böse erschie-
nen. Also ist Hitler auch hier nicht ohne Basis.«358 Das selbst auferlegte Singen 
»pogromantisemitischer Lieder«359 auf betriebsinternen Feiern macht deutlich, 
wie weit diese Basis reichte und wie weit der »Umbau von Wertmustern«, 
wie  weit die »Veränderungen von Verhaltensnormen und sozialsemantischen 
Positionierungen«, wie weit die »nationalsozialistische Vergemeinschaftung« 
1938 bereits vorangeschritten waren.360 Über die Wirkmächtigkeit dieser »Ge-
meinschaftsrhetorik« hielt Sebastian Haffner rückblickend fest:

»Ich sang übrigens auch mit. Wir alle sangen. Und darin bestand unsere welt-
anschauliche Schulung. Indem wir uns auf das Spiel einließen, das da mit uns 
gespielt wurde, verwandelten wir uns ganz automatisch – wenn nicht in Na-
zis, so doch in brauchbares Material für die Nazis. Und wir ließen uns darauf 
ein.«361

Der alltägliche, die NS-›Volksgemeinschaft‹ konstituierende Antisemitismus 
zeigte sich in der DB aber noch auf andere Weise.362 Die Bücherei besaß eine 
ganze Reihe Büsten hervorragender Dichter und Gelehrter, die seit 1916 überall 

357 Ebd., S.�146, 164, 302�f.
358 Ebd., S.�319 (Hervorh. i.�O.). Zu Johanna Maria Roth (1885-1945), von 1923 bis 

1945 an der Sächsischen Landesbibliothek in Dresden tätig, vgl. Assmann, Karl: 
Sächsische Landesbibliothek Dresden 1556-1956. Festschrift zum 400-jährigen Be-
stehen, Leipzig 1956, S.�308. Nach Auskunft der Sächsischen Landesbibliothek – 
StUB Dresden vom 10.5.2017 (Mail), »starb die Bibliothekarin (Inspektorin) im 
Alter von 60 Jahren am 24.2.1945 an ihren Verletzungen infolge der Luftangriffe 
auf Dresden (13./14.2.1945)«. (Signatur: SLUB, Bibl.Arch.1.8.1, 1945/46). Ich 
danke Herrn Dr. Thomas Haffner (Abteilung Handschriften, Alte Drucke und 
Landeskunde der SLUB) für den Hinweis.

359 Kohlstruck/Scheffler, »Heckerlied«, S.�146.
360 Babendreier, Erdbeben, S.�81, 88.
361 Hierbei bezog sich Haffner allerdings auf das Singen des »Deutschland- und 

Horst-Wessel-Liedes«. Zitiert nach Haffner, Sebastian: Geschichte eines Deut-
schen. Die Erinnerungen 1914-1933, München 2002, S.�266 in Babendreier, Erd-
beben, S.�81.

362 Vgl. Wildt, Volksgemeinschaft, S.�354�f.
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im Haus verteilt in sehr wirksamer Form Aufstellung gefunden hatten.363 Nach 
1933 kamen weitere hinzu, etwa die von Max Amann gestiftete »Büste des ersten 
nationalsozialistischen Dichters Dietrich Eckart«, eine Büste Hindenburgs und 
eine von dem Leipziger Verlag Otto Wigand gestiftete Büste Hitlers.364 Unter 
der stattlichen Sammlung befanden sich nach Ansicht nationalsozialistischer Bil-
derstürmer aber auch ›nicht mehr zeitgemäße‹ Plastiken. Wilhelm Baur teilte Uh-
lendahl im Juli 1936 mit, er habe von Besuchern der DB erfahren, dass »in einem 
Gang derselben, wenn auch verhüllt, die Büste des Juden [Moses] Mendelssohn« 
stehe. Baur müsse als Vorsitzender des Geschäftsführenden Ausschusses Wert 
darauf legen, dass die DB »vollkommen einwandfrei« dastehe und »man ihr nicht 
das geringste nachsagen« könne. Aus diesem Grund sei nicht nur dafür Sorge zu 
tragen, »dass diese Büse an einem der Allgemeinheit unzugänglichen Ort ver-
wahrt« werde, sondern man außerdem noch weiterhin »aufgestellte Büsten jüdi-
scher Dichter und solche jüdischer Stiftung« entferne.365 Bald meldete Uhlendahl 
Vollzug. Man habe die Mendelssohn-Büste – die der DB 1918 von den Nach-
kommen Mendelssohns und den jüdischen Gemeinden in Leipzig und Dessau 
gestiftet worden war – »inzwischen in einem Kellerraum untergestellt«:

»Wir hatten sie [die Büste] bald nach der Machtergreifung von ihrem ur-
sprünglichen Aufstellungsplatz entfernt und in einer Nische am äußersten 
Ende eines Ganges aufgestellt, der den Benutzern der DB nicht zugänglich ist. 
Auch waren Büste und Name mit Sackleinen umbunden und verhüllt. Weitere 
Büsten jüdischer Personen sind in der DB nicht vorhanden. Ob unter den 
Bildhauern, die die Büsten geschaffen haben, sich Nichtarier befinden, wird 
zur Zeit festgestellt.«366

363 Vgl. Otto Ebert (DB) an die Verlagsanstalt Hermann Klemm Aktiengesellschaft, 
Berlin-Grunewald, 17.7.1930, ADNBL, 307/1, Bl.�4.

364 Auszug eines Schreibens von Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 16.12.1934, 
ADNBL, 307/1, Bl.�39; Franz Eher Nach. GmbH Zentralverlag der NSDAP Mün-
chen-Berlin an die DB, 10.1.1935, ebd., Bl.�40; Uhlendahl an Max Amann (Franz 
Eher Nachf. GmbH, München), 19.1.1935, ebd., Bl.�41. Bis 1930 waren in der DB 
vermutlich 57 Büsten zur Aufstellung gelangt. Vgl. Verzeichnis der in der DB auf-
gestellten Marmorbüsten, ohne Datum (um 1930), ADNBL, 307/1, Bl.�6�f. Im Jahr 
1945 zählte man 62 Büsten, allerdings waren die Büsten Hindenburgs und Hitlers 
»durch Kriegseinwirkung zerstört«. Verzeichnis der in der DB aufgestellten Mar-
morbüsten, ohne Datum (um 1945), ebd., unp. (hinten lose in Akte liegend).

365 Wilhelm Baur an Uhlendahl, 14.7.1936 u. 21.7.1936, ADNBL, 307/1, Bl.�50.
366 Uhlendahl an Wilhelm Baur, 23.7.1936, ebd., Bl.�50. Bei dem Künstler, der die 

Büste Moses Mendelssohns (1729-1786) geschaffen hatte, handelte es sich um Otto 
Illemann aus Harzgerode. Neben dieser Büste hatte er noch vier weitere Büsten 
(Ernst Haeckel, Friedrich Hebbel, Heinrich Pestalozzi, Josef Victor von Scheffel) 
für die DB hergestellt. Dazu und zu den Stiftern der Mendelssohn-Büste vgl. Ver-
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Ganz stimmten Uhlendahls Ausführungen allerdings nicht, denn seit 1916 besaß 
die DB eine Büste des jüdischen Mediziners und Nobelpreisträgers Paul Ehr-
lich.367 Aus einer Aufstellung von Anfang Juni 1938 geht jedoch hervor, dass 
auch diese Büste nicht öffentlich aufgestellt, sondern in einem verschlossenen 
Raum untergebracht war.368 Drei weitere Büsten – welche Friedrich Nietzsche, 
Arthur Schopenhauer und Johann König von Sachsen (Philalethes) darstellten – 
teilten das gleiche Schicksal.369 Denn wie die in der DB durchgeführten Nach-
forschungen ergaben, stammten diese drei Büsten von dem Leipziger Bildhauer 
Rudolf Saudek, »der jüdischer Herkunft« war. Aus diesem Grund wurden die 
Büsten im Zuge »einer Neuregelung der Aufstellung« umgehend entfernt.370 Al-
lerdings verheimlichte Uhlendahl, dass Saudek eine weitere Büste – eine Plastik 
Goethes – geschaffen hatte, die man offenbar nicht verbannte.371 Ihr Schöpfer 
Saudek war bereits 1935 von der Reichskulturkammer mit einem Berufsverbot 
belegt worden und drei Jahre später nach Prag gezogen, wo er nach der Errich-
tung des ›Protektorats Böhmen und Mähren‹ im Februar 1942 von den NS- 
Besatzern in das Konzentrationslager Theresienstadt deportiert wurde.372 Der 

zeichnis der in der DB aufgestellten Marmorbüsten, ohne Datum (um 1930), ebd., 
Bl.�6�f.; Langer, Schönheit, S.�54�f.

367 Vgl. Verzeichnis der Stiftungen für das Haus der Deutschen Bücherei, in: Denk-
schrift zur Einweihungsfeier der Deutschen Bücherei, S.�86-91, hier S.�87.

368 Vgl. Übersicht: Nicht aufgestellte Büsten, 1.6.1938, ADNBL, 307/1, Bl.�51.
369 Vgl. ebd. Eine Abbildung der drei Büsten zusammen mit ihrem Schöpfer Saudek 

findet sich in Zeitler, Julius: Rudolph Saudek, in: Reclams Universum 34 (1918), 
Heft 45 vom 8.8.1918, S.�761-764, hier S.�761, ADNBL, Fotosammlung K (Saudek). 

370 Uhlendahl an Wilhelm Baur, 23.9.1936, ADNBL, 307/1, Bl.�53R. Die Feststellung, 
dass Saudek Jude war, ging auf Ernst Rückert (DB) zurück, der zu diesem Zweck 
Recherchen in einschlägigen Lexika durchgeführt hatte. Vgl. Vermerk von Rück-
ert, 17.8.1936, ebd., Bl.�53.

371 Übersicht: Marmor-Büsten von Rudolf Saudek in der DB, 4.8.1936, ebd., Bl.�52; 
Vgl. Verzeichnis der in der DB aufgestellten Marmorbüsten, ohne Datum (um 
1930), ADNBL, 307/1, Bl.�6�f. (Büste Nr.�13).

372 Saudek überlebte das Martyrium, da er von der Lagerleitung mit der Durchführung 
künstlerischer Arbeiten beauftragt wurde. Im Jahr 1945 kehrte er nach Prag zu-
rück, wo er u.�a. als Professor an der Akademie der Bildenden Künste wirkte. Zu 
Rudolf Saudek vgl. Riedel, Horst: Stadtlexikon Leipzig A-Z, Leipzig 2005, S.�520; 
Saudek, Rudolf, in: Vierhaus, Rudolf (Hg.): Deutsche Biographische Enzyklopä-
die, Bd.�8, München 22007, S.�711; Rudolf Saudek (1880-1965) maakte een Spinoza-
beeld, in: http://spinoza.blogse.nl/log/rudolf-saudek-1880-1965-maakte-een- 
spinozabeeld.html (eingesehen am 4.5.2017); Loh-Kliesch, André: Saudek, Rudolf, 
in: http://www.leipziger-biographie.de/FmZ (eingesehen am 4.5.2017); Sächsi-
sches Tageblatt (Bezirksausgabe Leipzig) an Sigune Mallachow (DB) (mit anliegen-
dem Entwurf eines Artikels: Rudolf Saudek – in diesem Jahr 85), 9.9.1965, ADNBL, 
307/1, Bl.�98-101.
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nationalsozialistische Bildersturm erstreckte also sich nicht nur auf die Kunst-
werke, sondern auch auf die Künstler selbst.373 

Dies galt ebenso für ihre Stifter. Im Dezember 1938 stellte sich den Garanten 
die Frage, wie mit den Stiftertafeln der Gesellschaft der Freunde der DB zu ver-
fahren sei, auf denen sich eine Reihe von Namen jüdischer Spender befand.374 In 
Anerkennung ihrer Schenkungen an die GdF und als Zeichen des Danks der DB 
waren die Namen der Ehrenförderer und Stifter seinerzeit auf 22 besonderen Ta-
feln »an hervorragender Stelle« überall im Haus angebracht worden.375 Nach-
dem der Geschäftsführende Ausschuss am 16. Dezember 1938 auf einer Ände-
rung der Stiftertafeln bestand und zu diesem Zweck sogar 2.500 RM im Haushalt 
umwidmete, wurde der Bibliothekar Johannes Ruppert mit der Überprüfung der 
Tafeln beauftragt um, das Ausmaß der ›notwendigen‹ Veränderungen und die 
damit verbundenen Kosten festzustellen.376 Seine Recherchen erstreckten sich 
auf die einschlägige Literatur und Anfragen bei den Polizeibehörden.377 Über die 
Ergebnisse hielt Ruppert Anfang 1939 fest:

»Im Auftrag von Herrn Generaldirektor Dr. Uhlendahl habe ich zur Aus-
führung des Beschlusses des GA betr. Entfernung der Namen der jüdischen 
Stifter usw. von den Stiftertafeln der Gesellschaft der Freunde der DB seit 
 De zember 1938 die Tafeln auf derartige Namen geprüft. Bei allen Namen, die 
irgendwie Verdacht erregten, wurden Erörterungen angestellt, teils durch 
 Befragen sachkundiger Personen und Stellen (Kapitänleutnant Graeve, Dr. 
Hohl feld, Börsenverein der Deutschen Buchhändler), teils durch Anfragen bei 
Polizeipräsidien, Industrie- und Handelskammern u.�a. Stellen […]. Im einzel-

373 Bereits 1933 erhoben sich Fragen »über die Herkunft des Lessingbildnisses (Öl-
gemälde) im Direktorenzimmer«, das man offenbar ebenfalls verbannen wollte. Da 
aber weder die Akten der DB, noch die des BV und des Landbauamtes Leipzig 
Auskunft geben konnten, blieb das Bild vermutlich hängen. Vermerk von Martin 
Lippmann (DB), 21.12.1933, ADNBL, 307/2, Bl.�18.

374 Vgl. Niederschrift über die Vorbesprechung des Haushalts der DB für das Rech-
nungsjahr 1938, 9.12.1938, ADNBL, 231/1-39, Bl.�50-55, hier Bl.�51.

375 Dies wurde auch in der Satzung der Gdf (§�3) festgelegt. Vgl. Satzung der Gesell-
schaft der Freunde der Deutschen Bücherei e.�V. angenommen in der Mitglieder-
versammlung am 4.5.1917, ADNBL, Archiv II Werbehefte und Aufrufe (unsor-
tierte Akten) [Sammlung betr. GdF], unp.

376 Vgl. Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-
85, Bl.�12-28, hier Bl.�19.

377 Vgl. etwa Johannes Ruppert (GdF) an das Polizeipräsidium (Hauptmeldeamt) 
Chemnitz, 3.2.1939, ADNBL, 307/5, Bl.�90. Als Ruppert zwei Jahre später mit der 
Erstellung einer sogenannten »Judenbibliographie« betraut wurde, ging er genauso 
vor, indem er Polizei- und sonstige Behörden befragte, um Informationen über die 
›jüdische Abstammung‹ einzelner Personen in Erfahrung zu bringen. Vgl. Fla-
chowsky, Stern S.�40.
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nen wurde so verfahren: Personen, die im Sinne des Reichsbürgergesetzes als 
nichtarisch bekannt waren oder festgestellt wurden, wurden gestrichen, also 
auch jüdische Inhaber arisierter Firmen, wenn sie persönlich, nicht als Firma 
Mitglied waren (S. Fischer, Max-Herm. Heine). Firmen, die nur als jüdischer 
Betrieb existiert haben, wurden gestrichen (Kaufhaus Brühl), arisierte dagegen 
waren zu belassen.«378

Rupperts Recherche ergab, dass sich unter den etwa 350 Stifternamen insgesamt 
23 Namen jüdischer Förderer und Firmen befanden, sodass zwölf der 22 Stifter-
tafeln neu beschriftet werden mussten.379 Unter den Persönlichkeiten, die aus 
dem öffentlichen Bewusstsein und der Geschichte der DB verbannt werden soll-
ten, befanden sich der etwa zeitgleich mit seiner Namenstilgung verhaftete Ge-
schäftsführer der Akademischen Verlagsgesellschaft (Leipzig), Leo Jolowicz, der 
1938 ins Konzentrationslager Buchenwald verschleppte Bankier Hans Kroch, 
der 1942 im Konzentrationslager Auschwitz ermordete Verleger Henri Hinrich-
sen, aber auch Unternehmen, die unter dem Druck der nationalsozialistischen 
›Arisierung‹ liquidiert wurden, wie der Verlag S. Fischer, das Bankhaus »J. Drey-
fus & Co.« oder die Leipziger Kaufhäuser »Brühl«, »Gebr. Ury« oder »Gebr. 
Joske«.380 Uhlendahl beauftragte die Leipziger Firma »Petzold & Mrusek«, die 

378 Aktennoitz Johannes Rupperts, ohne Datum (etwa April 1939), ADNBL, 307/5/1, 
Bl.�4R. Bei »Kapitänleutnant Graeve« handelte es sich um den von 1918 bis 1923 
amtierenden Geschäftsführer der GdF, Walter Graeve, bei »Dr. Hohlfeld« um den 
Geschäftsführer der mit der Deutschen Bücherei ebenfalls eng zusammenhängen-
den »Zentralstelle für Deutsche Personen- und Familiengeschichte« in Leipzig, Jo-
hannes Hohlfeld. Vgl. Linnemann, Richard: Die Gesellschaft der Freunde der 
Deutschen Bücherei, in: Die Deutsche Bücherei nach dem ersten Jahrzehnt ihres 
Bestehens. Rückblicke und Ausblicke, Leipzig 1925, S.�188-196, hier S.�192.

379 Vgl. Vorläufige Feststellungen über Nichtarier auf den Stiftertafeln der GdF, ohne 
Datum, ADNBL, 307/5/1, Bl.�5; Vermerk Lippmanns, 22.4.1939, ebd., Bl.�5R. 

380 Lippmann an die Firma Petzold u. Murek, Baumeister und Steinsetzmeister (Leip-
zig), 31.5.1939, ebd., Bl.�8, Liste: Stiftertafeln der GdF [mit den durchgestrichenen 
Namen der jüdischen Stifter], ohne Datum (Mai 1939), ebd., Bl.�14-17. Zur Verhaf-
tung von Leo Jolowicz (1868-1940) am 10.11.1938, der zwar bald wieder entlassen 
wurde, aber im Juni 1940 verstarb, vgl. Königseder, Angelika: Walter de Gruyter. 
Ein Wissenschaftsverlag im Nationalsozialismus, Tübingen 2016, S.�135. Zu Hans 
Kroch (1887-1970) vgl. Köhler, Ingo: Die »Arisierung« der Privatbanken im Drit-
ten Reich. Verdrängung, Ausschaltung und die Frage der Wiedergutmachung, 
München 22008, S.�380-382. Zu Henri Hinrichsen (1868-1942) vgl. Bucholtz, 
Henri Hinrichsen, S.�310. Zu Samuel Fischer (1859-1934) und seinem Verlag vgl. 
Schmitt, Tobias: Die Verlage S. Fischer und Rowohlt im Vergleich. Belletristik und 
Verlegerpersönlichkeiten im Wandel der Zeit, Hamburg 2013, S.�11-16, 46�f. Zum 
Bankhaus »J. Dreyfus & Co.« vgl. Köhler, »Arisierung«, S.�305-312. Zur »Kauf-
haus Brühl GmbH« vgl. Lorz, Andrea: Existenzvernichtung und »Arisierung« im 
Einzelhandel und im Gesundheitswesen, in: Gibas, Monika (Hg.): »Arisierung« in 
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Marmortafeln zu überarbeiten und die auf der beigefügten Liste »rot durchge-
strichenen Namen […] bei der Neubeschriftung wegzulassen«.381 

Der Vernichtung der Spuren ihrer verdienstvollen jüdischen Förderer stand 
gegenüber, dass sich die DB seit 1933 selbst den ›Glanz‹ des Neuen verlieh. An-
lässlich der Vorbereitungen für ihre 1933 geplante »Kantate-Festausstellung« 
über »Das Schrifttum der nationalen Bewegung« trat die DB an verschiedene 
Verlage mit der Bitte heran, ihr Bildnisse Hindenburgs sowie Hitlers und seiner 
Mitarbeiter »zur Ausschmückung der Ausstellung« zur Verfügung zu stellen 
und sie ihr danach »geschenkweise zu überlassen, damit sie später in den Dienst- 
und Publikumsräumen aufgehängt werden« konnten.382 Daraufhin gingen neun 
Stiftungen verschiedener Verlage ein, überdies kaufte die GdF Radierungen und 
Lithographien der Reichsminister Goebbels und Göring, die der DB für Reprä-
sentationszwecke überlassen wurden.383 Obwohl man am Deutschen Platz be-
reits im August 1933 über hinreichend viele größere Hitlerbilder verfügte, 
wandte sich Uhlendahl trotzdem persönlich an den Künstler Karl Holleck-
Weith mann, um weitere seiner Radierungen des ›Führers‹ zu erhalten.384 Auch 

Leipzig. Annäherung an ein lange verdrängtes Kapitel der Stadtgeschichte der Jahre 
1933 bis 1945, Leipzig 2007, S.�52-71, hier S.�53-57. Zu den Kaufhäusern der »Gebr. 
Joske« und der »Gebr. Ury« vgl. Lorz, Andrea: Suchet der Stadt Bestes. Lebens-
bilder jüdischer Unternehmer aus Leipzig, Leipzig, 1996, S.�14-41, 88-109; Riedel, 
Stadtlexikon, S.�275, 615. 

381 Die Arbeiten zogen sich bis in den Januar 1940 hin, da nach dem Kriegsbeginn im 
September 1939 sämtliche Facharbeiter der Firma zum Heeresdienst eingezogen 
worden waren. Lippmann an die Firma Petzold & Mrusek (Leipzig), 31.5.1939, 
ebd., Bl.�8; Firma Petzold & Mrusek (Leipzig), an DB, 15.1.1940, ebd., Bl.�44.

382 Vgl. Hans Praesent (DB) an Richard Keutel (Verlag für Kunst und Volksbildung, 
Lahr/Baden), 20.6.1933, ADNBL, 896 (Hefter 1931-1933), Bl.�16; Praesent an den 
Kunstverlag Ludwig Möller (Lübeck), 29.4.1933, ebd., Bl.�17; Praesent an den  
Pallas-Verlag A.�G. (Berlin), 29.4.1933, ebd., Bl.�21; Praesent an die NS-Buchhand-
lung Hans Schumm (Altona), 29.4.1933, ebd., Bl.�23. Allerdings gibt Ingo Toussaint 
zu Recht zu bedenken, dass das Aufhängen von Hitlerporträts »nicht überbewer-
tet« werden sollte, da man hiermit einer Tradition folgte, die anzeigte, »zu wem 
man als oberstem Dienstherrn auch in der wissenschaftlichen Bibliothek in Beam-
tentreue aufzublicken gewillt war oder aufgefordert blieb«. Toussaint, Geist, 
S.�330.

383 Aktenvermerk der DB, 22.6.1933, ADNBL, 307/2, Bl.�11.
384 Uhlendahl hatte das Bildnis Hitlers in der Bibliothek des AA gesehen und deren 

Oberbibliothekar Fritz Holleck-Weithmann gebeten, den Kontakt zu dessen Bru-
der Karl herzustellen. Uhlendahl an Oberbibliothekar Fritz Holleck-Weithmann 
(Bibliothek des AA, Berlin), 14.8.1933, ebd., Bl. 13; Uhlendahl an Karl Holleck-
Weithmann (Berlin-Lichterfelde) 17.8.1933 u. 19.8.1933, ebd., Bl. 15 u. 16. Weitere 
Beispiele für die Beschaffung von ›Führerbildern‹ finden sich in Martin Lippmann 
(DB) an die Kunsthandlung L. Pernitzsch (Leipzig), 17.4.1935, ebd., Bl.�20R; Uh-
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die ›Gefolgschaft‹ war in dieser Frage aktiv. Wie Otto Eggert im April 1935 ver-
merkte, wurde »von Beamten und Angestellten der DB ein 2. Stück der Gedenk-
tafel mit der Proklamation des Führers vom 24.3.33 ›Wir wollen …‹ erworben« 
und der Bücherei geschenkt, verbunden mit der Bitte, »dieselbe im Erfrischungs-
raum der DB an einer von den Stiftern gewählten Stelle anzubringen«.385 Nach-
dem der Eher-Verlag der DB im September 1939 drei Stücke des Programms der 
NSDAP überlassen hatte, unterbreitete der DB-Verwaltungschef Uhlendahl den 
Vorschlag, eins der Programme im »Erfrischungsraum«, eins im Raum des Sach-

lendahl an die Kunsthandlung Artur Neinert Berlin), 6.11.1937, ebd., Bl.�24; Bernd 
Schuchert (Hamburg) an Uhlendahl, 29.3.1940, ebd., Bl.�27.

385 Uhlendahl war damit einverstanden. Bei dem »Erfrischungsraum« handelte es sich 
um die Kantine der DB. Otto Eggert (DB) an die Leitung der DB, 5.4.1935, ebd., 
Bl.�19 (dort auch handschriftlicher Vermerk Uhlendahls). Bei der Proklamation 
Hitlers handelte es sich vermutlich um seine Rede beim Staatsakt zur Feier der Er-
öffnung des Reichstags in der Garnisionskirche zu Potsdam [›Tag von Potsdam‹] 
am 21.3.1933, in: Verhandlungen des Reichstags VIII. Wahlperiode 1933. Stenogra-
phische Berichte. Anlagen zu den Stenographischen Berichten. Sach- und Sprech-
register, Bd.�457, Berlin 1934, S.�6-10.

Abb. 37: Der Sachkatalog der Deutschen Bücherei mit Hitlerbild (rechts an der 
Säule) (1938)
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katalogs und das dritte in einem der Lesesäle anzubringen, womit sich Uhlendahl 
einverstanden erklärte.386

Die »optische Allgegenwart« Hitlers erfüllte – wie überall – auch in der DB 
eine »doppelte Funktion«. Sie war »Aufforderung und Anlass zu zeremonieller 
Verehrung und gleichzeitig Ausdruck repressiver Kontrolle«, denn das Indivi-
duum blickte auf, der ›Führer‹ hinab.387 Es dürfte kaum eine größere wissen-
schaftliche Bibliothek in Deutschland gegeben haben, in der dieser Umstand 
deutlicher zum Ausdruck kam, als in der DB, denn im Zuge der Arbeiten an ih-
rem Erweiterungsbau leistete man sich hier mehr als einen nur künstlerischen 
Fauxpas.388 Schon lange vor 1933 hatte man Überlegungen über den Ausbau an-
gestellt, um den steigenden Benutzerzahlen und dem ständig wachsenden Raum-
bedarf der Magazine Rechnung zu tragen.389 Hatte der jährliche Zuwachs an Bü-
chern 1923 noch etwa 45.000 Einheiten umfasst, so war er inzwischen auf etwa 
70.000 gestiegen.390 Auf diese Weise hatte es die DB in zwanzig Jahren auf einen 
Bestand von mehr als einer Million Bänden gebracht.391 Berechnungen hatten 
ergeben, dass die neuen Räume bis 1936 benötigt wurden und mit dem Bau spä-
testens im Jahr 1934 begonnen werden musste.392 Dafür wurden Gesamtkosten 
in Höhe von ca. einer Million Reichsmark veranschlagt, wobei man davon aus-
ging, damit den Bedarf an Lesesaalplätzen, Verwaltungs- und Magazinräumen 
für weitere 15 Jahre zu decken.393 Allerdings scheuten die Garanten davor zu-

386 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 15.9.1939, ebd., Bl.�26R�(dort auch hand-
schriftlicher Vermerk Uhlendahls vom 15.9.1939).

387 Babendreier, Erdbeben, S.�86.
388 Zum Folgenden vgl. auch Flachowsky, Sören: »Braune Flecken« unter weißer Pa-

tina. Der erste Erweiterungsbau der Deutschen Bücherei von 1936, in: Dialog mit 
Bibliotheken 29 (2017), Heft 2, S.�25-31.

389 Vgl. Karl Julius Baer (Landbauamt Leipzig) an die Direktion der DB, 6.11.1930, 
ADNBL, 310/4, Bl.�2-3. Die Überlegungen gingen auf die Gesamtplanungen Oskar 
Puschs von 1913 zurück, die auf 200 Jahre projektiert waren. Vgl. Bericht über die 
Verwaltung der DB (1931-1937), S.�140.

390 Vgl. Alle deutschen Bücher der Welt gesammelt, in: Der Montag vom 9.10.1933, 
ADNBL, 182/3, Bl.�138.

391 Dies veranlasste den ehemaligen Direktor der UB Berlin zu der besorgten Frage, 
»ob die Zentralisation des deutschen Schrifttums an einer Stelle nicht doch eine 
Überspannung des Prinzips« darstelle. Gotthold Naetebus (Bibliotheksdirektor 
i.�R., Berlin) an Uhlendahl, 30.1.1933, ADNBL, 154/5 (Hefter Na-No), Bl.�6.

392 Vgl. Vermerk von Bürodirektor Lippmann für Uhlendahl betr. Beschaffung von 
Magazinraum für die DB, 25.6.1931, ADNBL, 310/1, Bl.�4; Uhlendahl an Bürger-
meister Ewald Löser, 31.7.1933, ADNBL, 310/4, Bl.�6.

393 Vgl. Uhlendahl an Goerdeler, 18.8.1933, ebd., Bl. 11-15; Uhlendahl an Walter 
Protze (Dresden), 11.9.1933, ebd., Bl.�18; Karl Julius Baer (Landbauamt Leipzig) an 
die Direktion der DB, 11.9.1933, ebd., Bl.�19. Wie Löser Uhlendahl vertraulich mit-
teilte, spielte Leipzigs Stadtoberhaupt mit dem Gedanken, die Mittel für den Er-
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rück, derartig hohe finanzielle Verpflichtungen einzugehen und drängten darauf, 
die Kosten zu reduzieren und »einen bescheiden gehaltenen Erweiterungsbau« 
auszuführen.394 Daher erklärte sich das Reichsarbeitsministerium Ende 1933 le-
diglich bereit, 600.000 RM aus den Mitteln der »Spende zur Förderung der nati-
onalen Arbeit« zur Verfügung zu stellen.395 Uhlendahl nahm dies konsterniert 
zur Kenntnis, denn mit diesem drastisch gekürzten Betrag ließ sich nur ein Teil 
der Baupläne verwirklichen, die jetzt nur noch Magazinraum für zehn Jahre vor-
sahen.396 Der Erweiterungsbau stellte für Uhlendahl daher nur einen unbefrie-
digenden Kompromiss dar. Zwar konnte er sich damit durchsetzen, den Neubau 
an den bestehenden Großen Lesesaal und das Vordergebäude anzuschließen, da-
für fielen jedoch die geplanten oberen Geschosse des Magazinbaues fort, an de-
ren Stelle ein behelfsmäßiges Flachdach eingezogen wurde. Dadurch wurde die 
architektonische Erscheinung nicht nur »sehr beeinträchtigt«, der gesamte Ge-

weiterungsbau der DB aus den der Messestadt gewährten Zuschüssen des Ar-
beitsbeschaffungsprogramms der Reichsregierung zur Verfügung zu stellen. Vgl. 
Bür ger meister Ewald Löser an Uhlendahl, 28.7.1933, ebd., Bl.�5. Zu den drei ver-
schiedenen Planskizzen des Erweiterungsbaues vgl. Karl Julius Baer (Landbauamt 
Leipzig) an die Hochbaudirektion im Sächsischen Finanzministerium (Dresden), 
15.9.1933, ebd., Bl.�20-24.

394 Goerdeler an den RFM Graf Schwerin von Krosigk, 11.10.1933, BArch Berlin, 
R�2/4783, Bl.�7. Das Sächsische Finanzministerium bat, bei dem Erweiterungsbau 
von rund 600.00 RM auszugehen. Vgl. Rudolf Hörig (Sächsisches Finanzministe-
rium) an die DB, 18.9.1933, ADNBL, 310/4, Bl.�25. Gleichzeitig weigerte sich 
Dresden, wie 1913 allein für den Bau aufzukommen und bat das Reich einzusprin-
gen. Im RFM und im RMVuP vertrat man jedoch die Auffassung, die drei Garanten 
hätten sich, genau wie bei den laufenden Kosten der DB, auch an der Finanzierung 
des Neubaus im Verhältnis 2:2:1 zu beteiligten. Vgl. Sächsisches Wirtschaftsminis-
terium (Dresden) und OBM Goerdeler (Rat der Stadt Leipzig) an RFM, 20.10.1933, 
BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�8�f.; RFM an RMVuP, 7.11.1933, ebd., Bl.�10; RMVuP 
an Sächsisches Wirtschaftsministerium (Dresden) und an den Rat der Stadt Leip-
zig, 11.12.1933, ebd., Bl.�11; RMVuP an RFM, 16.12.1933, ebd., Bl.�12; Auszug aus 
den Verhandlungen der Stadtverordneten zu Leipzig, 10.1.1934, ADNBL, 310/4, 
Bl.�54.

395 Der Betrag wurde als verzinsliches Darlehen von der Deutschen Gesellschaft für 
öffentliche Arbeiten als Treuhänderin des Reiches verwaltet und von den DB- 
Garanten ab 1935 in zehn Halbjahresraten getilgt. Vgl. RAM an die Vertretung 
Sachsens beim Reiche (Berlin), 28.12.1933, ebd., Bl.�16; Deutsche Gesellschaft für 
öffentliche Arbeiten, Aktiengesellschaft (Berlin) an das Sächsische Wirtschafts-
ministerium (Dresden), 4.1.1934, ADNBL, 310/4, Bl.�52-53. Die erste Rate des Dar-
lehns wurde im Juli 1934, die letzte im April 1937 angewiesen. Vgl. RFM an die 
Reichshauptkasse Berlin, 12.7.1934 u. 19.4.1937, BArch Berlin, R�2/18741, unp.

396 Uhlendahl an Oldenbourg, 13.10.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�118.
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bäudekomplex wirkte »nunmehr unsymmetrisch«.397 Das Bauvorhaben war rei-
nen Nützlichkeitszwecken untergeordnet. So legte man zwar besonderen Wert 
auf die Errichtung eines Luft- bzw. Gasschutzraumes, der Neubau erhielt dafür 
aber insgesamt eine nur sehr einfache innere und äußere Gestaltung. Uhlendahl 
hoffte jedoch, den neuen Lesesaal »einmal aus Stiftungsmitteln mit Bildern« 
schmücken zu können.398 Dagegen plante das Landbauamt Leipzig, nach weite-
ren zehn Jahren, also etwa 1944, einen dem östlichen Erweiterungsbau genau 
entsprechenden Anbau auf der Westseite folgen zu lassen, womit eine symmet-
rische Gebäudeanlage entstanden wäre. Im Jahr 1955 hätte sich dann eine Auf-
stockung des Ostflügels und 1965 des Westflügels angeschlossen.399

Am 25. Mai 1934 erfolgte der symbolische, von »einem dreifachen Siegheil auf 
den Führer« und dem »Horst-Wessel-Lied« begleitete erste Spatenstich für den 
Erweiterungsbau, in Erinnerung an den auf den Tag genau vor 20 Jahren begon-
nen Bau der DB.400 Die Planung und der Bau selbst wurden, wie schon von 1914 
bis 1916, von Karl Julius Baer und Oskar Pusch betreut.401 Pusch und Uhlendahl 
beschäftigten sich intensiv mit der Innenausstattung, wobei sie sich von den Bi-
bliotheksneubauten in Bern, Zürich und Prag inspirieren ließen.402 Besonderes 
Augenmerk galt dem neuen Lesesaal, dessen Zweckbestimmung schon früh fest-
stand, wie Uhlendahls Ausführungen auf dem Richtfest am 19. Oktober 1934 
verrieten:

397 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�140. Der Anbau hatte die Form 
eines rechten Winkels, der einerseits an den nach hinten vorspringenden Bautrakt 
des großen Lesesaals, andererseits an das Gebäude der Vorderfront anschloss, wo-
durch ein Innenhof entstand. Ursprünglich sollte der Erweiterungsbau in der 
 vollen Höhe wie das Vordergebäude ausgeführt werden. Vgl. Karl Julius Baer 
(Landbauamt Leipzig) an Uhlendahl (mit anliegendem Entwurf seiner Rede zum 
Richtfest für den Erweiterungsbau der DB), 15.10.1934, ADNBL, 193/2/1, Bl.�17-
22; Eröffnung des Neuen Lesesaals, 30.1.1937, ADNBL, 310/4, Bl.�185�f.

398 Darüber hinaus wurde auch ein Tunnel angelegt, der sich an den bereits unter dem 
großen Lesesaal befindlichen Tunnel anschloss und später eine auomatische Bü-
cherbeförderungsanlage aufnehmen sollte. Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB) 
betr. Erweiterungsbau, 23.10.1933, ebd., Bl.�34�f.; Vermerke von Karl Julius Baer 
(Landbauamt Leipzig), 23.10.1933 u. 7.11.1933, ebd., Bl.�36, 40; Erweiterungsbau 
der DB, ohne Datum (Januar 1934), ebd., Bl.�62-65.

399 Vgl. Landbauamt Leipzig an die Hochbaudirektion im Sächsischen Finanzminis-
terium (Dresden), 19.12.1933, ebd., Bl.�48-51.

400 Vermerk Erich Nitzschkes (DB) über die Feier anlässlich des ersten Spatenstiches 
für den DB-Erweiterungsbau, 25.5.1934, ebd., Bl.�82�f.

401 Vgl. Bericht über die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, ADNBL, 153/1/1-
80, Bl.�20-34, hier Bl.�26.

402 Vermerk Martin Lippmanns (DB), 4.6.1934, ADNBL, 310/4, Bl.�85; Werner Rust 
(DB) an Oskar Pusch, 9.6.1934, ebd., Bl.�89; Uhlendahl an Landbauamt Leipzig, 
28.6.1934, ebd., Bl.�91.
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»[Der Erweiterungsbau] wird […] einen Lesesaal enthalten, der, mit entspre-
chenden Handbibliotheken ausgestattet, vor allem dem Studium der Familien-
kunde und der Rasseforschung, die durch den Nationalsozialismus sehr mit 
Recht [handschriftlich von Uhlendahl eingefügt, Hervh. d.�V.] in den Vorder-
grund des Interesses gerückt worden sind, dienen soll, ferner dem Studium der 
Geschichte und Organisation des Buchhandels, des Buchgewerbes und des Bi-
bliothekswesens, Fachgebieten, zu deren Pflege Leipzig als Stadt des Buches 
eine besondere Verpflichtung hat. […] Zusammenfassend möchte ich der 
Hoffnung […] Ausdruck geben, dass der jetzt fertiggestellte Anbau, der das 
gedruckte Geistesgut der deutschen Nation für ein volles Jahrzehnt aufneh-
men […] wird, seinen Teil mit dazu beiträgt, im Sinne der Bestrebungen un-
seres Führers und Reichskanzlers die kulturelle Gemeinschaft aller Deutschen 
der Erde sicherzustellen, zu pflegen und zu festigen und hierdurch die Wege 
für die Entwicklung des Deutschtums in der Zukunft zu ebnen – zum Wohle 
unseres Vaterlandes und zum Wohle unserer Buchstadt Leipzig!«403

403 Manuskript der von Uhlendahl beim Richtfest gehaltenen Rede, 1934, ADNBL, 
193/2/1, Bl.�23-29. Ein weiterer Hinweis darauf, dass Uhlendahl im neuen Lesesaal 
»eine zentrale Arbeitsstätte für familiengeschichtliche und rassenkundliche For-
schungen« schaffen wollte, findet sich im Schreiben Uhlendahls an Johannes Hohl-

Abb. 38: Erster Spatenstich für den Erweiterungsbau 1934: »Sieg-Heil und Horst-
Wessel-Lied«
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Die künstlerische Gestaltung des neuen Lesesaals, dessen Innenausstattung im 
Stil der Neuen Sachlichkeit der 1920er Jahre gehalten war, übernahmen Baer, 
Pusch und Uhlendahl, die versuchten, die klar gegliederte Anmutung des Haupt-
gebäudes in den Erweiterungsbau zu überführen.404 Da in der Eingangshalle Re-
liefmedaillons des Deutschen Kaisers und des Königs von Sachsen angebracht 
waren, schlugen die Architekten vor, im neuen Lesesaal nun auch ein »Relief des 
Führers« anzubringen. Uhlendahl fand diesen Gedanken nicht nur »richtig«, 
sondern legte Wert darauf, »dass die Darstellung des Führers wie die Gesamt-
darstellung eine würdige« sei. Der Raum unter dem Relief, so Uhlendahl weiter, 
eigne sich zudem »gut für einen kurzen Spruch«.405 Der Vorsitzende des GA, 
Wilhelm Baur, war von diesem Gedanken angetan, und so wurde der Bildhauer 
Felix Pfeifer, der bereits die Fürstenmedaillons in der Eingangshalle geschaffen 
hatte, beauftragt, ein Bronzehochbild des ›Führers‹ herzustellen.406 Dieses wurde 
von dem Verleger und ehemaligen Vorsteher des Börsenvereins, Arthur Meiner, 
gestiftet.407 

Über den Fortschritt und die Einrichtung des Erweiterungsbaues hielt Uh-
lendahl seine Fachkollegen stolz auf dem Laufenden. Er betonte, dass der Lese-
saal »auch den Zeitverhältnissen entsprechend gestaltet werden« solle.408 Über 
das Wie bestanden aber ganz unterschiedliche Auffassungen zwischen Uhlen-
dahl und der Bauleitung. Diese leistete sich nun jenen oben angedeuteten, selbst 

feld (Leipzig), 22.10.1934, ADNBL, 154/0, Bl.�14. Zum Richtfest vom 19.10.1934 
vgl. Bericht über die 81. Sitzung des GA der DB am 4.12.1934, ADNBL, 153/1/1-
81, Bl.�19-33, hier Bl.�32; Bericht von Erich Nitzschke (DB) über den Verlauf des 
Richtfestes des Ersten Erweiterungsbaues der DB am 19.10.1934, 26.10.1934, 
ADNBL193/2/1, Bl.�46-48. Anlässlich der Feier wurde jedem der an den Bauarbei-
ten beteiligten Handwerker und Arbeiter eine gebührenfreie Benutzung der DB für 
das nächste Jahr zugesichert. Vgl. ebd.

404 Vgl. Uhlendahl an Karl Julius Baer (Leipzig), 6.12.1934, ADNBL, 310/4, Bl.�95. 
Zum Stil der Neuen Sachlichkeit im neuen Lesesaal, zur »sachlichen Atmosphäre 
der Eingangszone« und der »nüchternen Sachlichkeit« des großen Lesesaals im 
Hauptgebäude siehe Langer, Schönheit, S.�15, 31�f.

405 Uhlendahl an den Vorsitzenden des GA der DB, 13.4.1935, ebd., Bl.�98; Uhlendahl 
an Karl Julius Baer, 13.4.1935, ebd., Bl.�99. Mit dem Anbringen eines »Reliefs des 
Führers« folgte man einem Erlass des RMVuP über künstlerischen Schmuck in 
Neubauten. Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�142.

406 Vgl. Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 18.4.1935, ADNBL, 310/4, Bl.�100.
407 Vgl. Niederschrift des Landbauamtes Leipzig über eine Besprechung betr. Erwei-

terungsbau der DB am 15.5.1935, 1.6.1935, ebd., Bl.�119.
408 Uhlendahls Hinweis bezog sich auf die Möblierung des neuen Lesesaals, für die er 

Stahlrohrmöbel wie in der Landesbibliothek Bern vorsah. Vgl. Uhlendahl an Mar-
cel Godet (Direktor der Schweizerischen LB, Bern), 22.6.1935, ebd., Bl.�122; Godet 
an Uhlendahl, 28.6.1935, ebd., Bl.�123; Uhlendahl an Angelo Bruschi (Direktor der 
Biblioteca Nazionale Centrale, Florenz), 7.11.1935, ebd., Bl.�134.
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im Propagandaministerium mit Kopfschütteln quittierten, künstlerischen Faux-
pas, der die Freigabe des Lesesaals noch bis 1937 verzögerte, obwohl der größte 
Teil des Neubaus bereits im Januar 1936 seiner Bestimmung übergeben worden 

Abb. 39 und 40: Die Wandgemälde »Volksgemeinschaft« und »Familie einst und 
jetzt« des Malers Clemens Kaufmann im »kleinen Lesesaal« des  
Erweiterungsbaus der DB (1935/36). Auf dem unteren Bild ist auch das 
»Bronzehochbild des Führers« von Felix Pfeifer zu sehen.
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war.409 Als der Geschäftsführende Ausschuss nach seiner Sitzung vom 10. De-
zember 1935 durch den neuen Anbau geführt wurde, nahmen seine Mitglieder 
mit Befremden zur Kenntnis, dass die Stirnseiten des Lesesaals ohne ihr Wissen 
mit Gemälden versehen worden waren, die im Hinblick auf ihren Inhalt zwar 
der Ideenwelt des Nationalsozialismus entsprachen, hinsichtlich ihrer Qualität 
aber keineswegs den Ansprüchen genügten, die man in einem Haus wie der DB 
erhob.410 Die Titel der beiden Gemälde  – »Volksgemeinschaft« und »Familie 
einst und jetzt«, die im Stil des »nationalsozialistischen Realismus« gehalten wa-
ren, verwiesen auf den geplanten Verwendungszweck des neuen Lesesaals, der 
nach Uhlendahl in erster Linie dem Studium der Familiengeschichte, Sippen-
kunde und ›Rassenforschung‹ dienen sollte.411 Es ist daher zu vermuten, dass er 
in die Entscheidung über die Anfertigung der Gemälde involviert war, dabei 
aber ähnlich monumentale und künstlerisch anspruchsvolle Bilder im Blick 
hatte, wie sie der große Lesesaal der DB aufwies.412

Die Bilder, die auf den Maler und SA-Mann Clemens Kaufmann, Studienrat 
an der Kunstgewerbeschule in Leipzig, zurückgingen, wurden zum Stadtge-
spräch, obwohl der neue Lesesaal immer noch geschlossen war, um sie vor neu-
gierigen Blicken zu verbergen.413 Als der Bibliothekar Otto Drope im März 1936 
eine Gruppe ausländischer Akademiker durch die DB führte, wurde die Frage 
gestellt, ob ihnen nicht auch das neue »Freskogemälde« gezeigt werden könne. 
Auf die Frage, welches Bild gemeint sei, habe man erwidert: »das mit dem langen 
Arm«, von dem »in der Stadt gesprochen« werde, woraufhin Drope behauptete, 

409 Zur Übergabe verschiedener Teile des Erweiterungsbaues vgl. Vermerk von 
Karl Julius Baer (Landbauamt Leipzig), 15.1.1936, ebd., Bl.�136; Vermerk Martin 
Lippmanns (DB), 21.1.1936, ebd., Bl.�136b; Vermerk des Landbauamtes Leipzig, 
3.7.1936, ebd., Bl.�166; Vermerk Lippmanns betr. Beschluss vom 28.5.1936, ebd., 
Bl.�193�f.; Landbauamt Leipzig an die Direktion der DB, 28.1.1937, ebd., Bl.�187�f.

410 Vgl. Uhlendahl an RMVuP (Abt. VIII, Schrifttum), 28.1.1936, ebd., Bl.�139.
411 Vgl. Erweiterungsbau der DB in Leipzig, 14.3.1936, ebd., Bl.�156-161, hier Bl.�159; 

Eröffnung des Neuen Lesesaals der DB, 30.1.1937, ebd., Bl.�185�f.; Erweiterungsbau 
der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten (13. Beilage), 
Nr.�152/153 vom 31.5./1.6.1936, S.�53. Zum »nationalsozialistischen Realismus« 
vgl. van Linthout, Buch, S.�318�f.; Ketter, Helena: Zum Bild der Frau in der Malerei 
des Nationalsozialismus. Eine Analyse von Kunstzeitschriften aus der Zeit des Na-
tionalsozialismus, Münster u.�a. 1999, S.�233-238.

412 Zu den Bildern, allerdings mit der irrigen Annahme, sie seien erst 1938 angebracht 
worden, vgl. auch Schottke, Susanne: Die Deutsche Bücherei Leipzig und ihr Ar-
chitekt Oskar Pusch, Magisterarbeit Universität Leipzig 1995, S.�89�f. (im Text-
band) u. Abb.�144�f. (im Bildband).

413 Zum Hinweis auf Kaufmann vgl. Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 
30.3.1936, ADNBL, 310/4, Bl.�150.
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der Neubau sei noch nicht übergeben.414 Inzwischen hatte die Landesstelle Sach-
sen des RMVuP festgestellt, dass gegen die Wandmalerien »Sturm gelaufen« 
wurde, wobei es um die »Darstellung des Führers« ging.415 Um die Gesamt-
wirkung der Bilder zu beurteilen, wurde der Landesleiter der Reichskammer der 
bildenden Künste Sachsens nach Leipzig geschickt, der feststellte, dass die 
Wandbilder »keinen Anlass zu einer absolut ablehnenden Kritik« geben könn-
ten. Zudem würde die »Gestaltung des Führers […] eine durchaus anständige 
Gesinnung des Künstlers« verraten, sodass gegen das Verbleiben der Malereien 
keine Bedenken zu erheben seien.416

Dieses Gutachten überzeugte das RMVuP keineswegs.417 Der Leiter der Ab-
teilung Schrifttum im RMVuP und Stellvertretende Präsident der Reichsschrift-
tumskammer, Heinz Wismann, verschaffte sich im März 1936 daher selbst 
einen Eindruck und legte daraufhin sofort fest, dass die Gemälde zu beseitigen 
und »durch bessere, gekonntere« zu ersetzen seien.418 Uhlendahl bat den durch 
diese ministerielle Ablehnung in seiner Berufsehre verletzten Kaufmann aller-
dings nicht, einen neuen Versuch zu unternehmen. Er legte ihm nahe festzustel-
len, ob seine Bilder »nicht an einer anderen Stelle, wo nicht so hohe ästhetische 
Anforderungen wie im Lesesaal der DB gestellt würden, Verwendung finden 
könnten, vielleicht in einer Schule, einem Heim der Hitler-Jugend [oder] des 
BDM«.419 

Die »Gemälde-Angelegenheit« fand damit noch kein Ende, denn Kaufmann 
legte neue Entwürfe vor. Goebbels bezeichnete diese aber ebenfalls als »unzu-
länglich« und legte im Juli 1936 fest, die Wandgemälde »seien nunmehr zu ent-
fernen«. Da für neue Bilder keine Mittel vorhanden waren, und um Kaufmann 
nicht durch Gemälde anderer Künstler zu brüskieren, schlug das RMVuP vor, 
»an Stelle der Bilder zunächst geeignete Linien und Ornamente anzubringen«.420 

414 Eine Nachfrage ergab, dass man in »Künstlerkreisen« über das Bild sprach. Ver-
merk Otto Dropes, 11.3.1936, ebd., Bl.�148.

415 Landesstelle Sachsen des RMVuP an Uhlendahl, 21.1.1936, ebd., Bl.�141.
416 Prof. Walther (Landesleiter Sachsen der Reichskammer der bildenden Künste, 

Dresden) an den Leiter der Landesstelle Sachsen des RMVuP, 13.1.1936, ebd., 
Bl.�142. Möglicherweise handelte es sich bei »Prof. Walther« um den seit 1933 am-
tierenden Direktor der Staatlichen Akademie für Kunstgewerbe in Dresden, Albert 
Walther. Vgl. Bericht der Staatl. Akademie für Kunstgewerbe Dresden 1931/1934, 
[Dresden, 1934], S.�9.

417 Vgl. Heinz Wismann (RMVuP, Leiter der Abteilung Schrifttum) an Uhlendahl, 
19.2.1936, ADNBL, 310/4, Bl.�144.

418 Heinz Wismann (RMVuP, Abt. VIII) an Uhlendahl, 18.3.1936, ebd., Bl.�149.
419 Uhlendahl an Wismann (RMVuP), 30.3.1936, ebd., Bl.�150.
420 Uhlendahl wurde vom RMVuP gebeten, Kaufmann die Entscheidung möglichst 

schonend beizubringen, denn Berlin sah von einem schriftlichen Bescheid an ihn 
ab, um zu vermeiden, ihm »die ›Unzulänglichkeit‹ schwarz auf weiß« zu beschei-
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Obwohl die Zeit drängte und Uhlendahl den neuen Lesesaal endlich seiner Be-
stimmung übergeben wollte, verzögerte sich dessen Renovierung. Um nicht 
noch mehr Zeit zu verlieren, entschloss man sich, die Gemälde Kaufmanns, für 
die man 3.000 RM bezahlt hatte, einfach zu überstreichen.421 Die Malerarbeiten 
waren im September 1936 abgeschlossen.422 Zur Eröffnung des neuen Lesesaals 
kam es trotzdem erst 1937. Um die Übergabe öffentlichkeitswirksam in Szene 
zu setzen, erkor Uhlendahl den 30. Januar – den »Tag der Machtergreifung« – 
aus.423 Der Verwaltungsbericht notierte:

»Am 30.1.37, dem vierten Jahrestag der Machtergreifung, wurde als letzter 
Raum des Erweiterungsbaues der DB der neue Lesesaal seiner Bestimmung 
übergeben. Im Anschluss an die Rede des Führers und Reichskanzlers, wel-
che die Angehörigen und Besucher der DB im Großen Lesesaal am Lautspre-
cher gemeinsam gehört hatten, wies Direktor Dr. Uhlendahl in einer kurzen 
Ansprache auf die Bedeutung des Tages hin, der für die DB durch die Eröff-
nung des neuen Lesesaals eine besondere Weihe erfahre. Der neue Lesesaal 
diene den Aufgaben des Dritten Reiches insofern in besonderem Maße, als in 
der Handbibliothek außer der wichtigsten NS-Literatur die grundlegenden 
Werke für Volkskunde, Rassenkunde, Sippen- und Familiengeschichte zu-
sammengestellt seien, um Arbeit und Forschung auf diesen Gebieten zu 
fördern.«424

nigen. Uhlendahl an Karl Julius Baer (Vorstand des Landbauamtes Leipzig), 
31.3.1936, ebd., Bl.�162; Uhlendahl an RMVuP (Abt. VIII), 26.6.1936, ebd., Bl.�167; 
Aktennotiz Uhlendahls, 10.7.1936, ebd., Bl.�168. Ein vermutlicher Neuentwurf für 
das Bild »Volksgemeinschaft« findet sich ebd., Bl.�169�f.

421 Der Hinweis darauf, dass die Wandmalerei im Lesesaal 3.000 RM gekostet hat, fin-
det sich in Auszug aus den Schätzungsunterlagen des Staatlichen Brandversiche-
rungsamts Leipzig I, 8.4.1943, ebd., unp.

422 Vermerk Erich Nitzschkes (DB), 8.9.1936, ADNBL, 310/4, Bl.�183. Im Jahr 1962 
wandte sich der inzwischen 85-jährige Pusch an die Direktion der DB und schlug 
vor, die »ausgezeichneten«, von Goebbels seinerzeit verbotenen Bilder zu ›retten‹ 
und wieder freizulegen, was aus naheliegenden Gründen abgelehnt wurde. Oskar 
Pusch an Curt Fleischhack, 5.4.1962, ADNBL, 307/8, Bl.�2; Kohlmann (DB) an 
Pusch, 4.5.1962, ebd., Bl.�4.

423 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 22.1.1937, ADNBL, 153/1/2, Bl.�207; Uh-
lendahl an die Schriftleitungen folgender Tageszeitungen: Leipziger Tageszeitung, 
Leipziger Neueste Nachrichten, Neue Leipziger Zeitung, Börsenblatt der deut-
schen Buchhändler, Leipziger Beobachter, Völkischer Beobachter, Leipzig und die 
Leipziger Abendpost, 20.1.1937, ADNBL, 741/1 (Akte Benutzungsbetrieb), Bl.�5.

424 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�21�f. Zur Zusammensetzung 
der NS-Handbibliothek der DB vgl. Johannes Ruppert (DB) an Adolf Jürgens 
(Deutsch-Ausländischer Buchtausch), Berlin (mit anliegender Übersicht: NS-
Schrifttum im Lesesaal der DB), 22.2.1938, ADNBL, 700/1 (Alter Ordner 7), unp.
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Um die Presse zu informieren, wurden Aufsätze über die Baugeschichte der DB 
und ihren Erweiterungsbau versandt.425 Ihnen war zu entnehmen, dass die DB 
nun über insgesamt 512 Arbeitsplätze verfügte.426 Die Verwaltungsräume, Ar-
beitszimmer und Gänge seien mit »Werken neuer deutscher Graphik« geschmückt, 
insbesondere mit Bildern von Rudolf Schiestl und dem für seine »politisch moti-
vierten« Arbeiten bekannten, seit 1928 der NSDAP angehörenden Künstler Georg 
Sluyterman von Langeweyde.427 Der neue Lesesaal verfügte über eine neue 
»Rundfunkanlage für Gemeinschaftsempfang«, während die neuen Magazine 
gleich »mehrere besonders gesicherte Räume für verbotene und unerwünschte Li-
teratur«, sogenannte »Giftkammern« enthielten.428 In der Öffentlichkeit hinter-
ließ der »in seiner schlichten, aber gediegenen Gestaltung« gehaltene neue Lese-
saal, der nun »als einzigen Schmuck eine Büste des Führers« aufwies, einen 
»äußerst würdigen Eindruck«.429 Der an der DB tätige Arthur Luther hob hervor, 
dass »die alles Grelle [und] Aufdringlichkeit vermeidende Schlichtheit« seiner 
Ausstattung dem Zweck dieses Raumes entspreche, wobei er vermutlich darauf 
anspielte, dass man in der DB mit den noch wenige Wochen zuvor sichtbaren Bil-
dern Kaufmanns ›Führerkult‹ und NS-Symbolik auf die Spitze getrieben hatte.430

Dies galt zu einem gewissen Teil auch für die von der DB zwischen 1933 und 
1943 präsentierten Ausstellungen. Wie bereits gezeigt, stellten Ausstellungen un-
ter Uhlendahl eine wichtigte Form der Öffentlichkeitsarbeit dar. Ab 1933 ge-
wann die Ausstellungstätigkeit überall im deutschen Bibliothekswesen eine zu-
vor nie da gewesene Bedeutung, die in vielen Fällen »eindeutig propagandistische 
Ziele verfolgte« und die Bibliotheken zu »willfährigen Multiplikatoren« der NS-

425 Vgl. etwa Uhlendahl an Schriftleitung des »Leipziger Beobachters«, 8.3.1937, 
ADNBL, 310/4, Bl.�199.

426 Während der neue Lesesaal 112 Arbeitsplätze aufwies, verfügten der große Lesesaal 
über 244, der Zeitschriftenlesesaal über 138 und der Kartenlesesaal über 18 Plätze. 
Vgl. Eröffnung des Neuen Lesesaals der DB, 30.1.1937, ebd., Bl.�185�f.

427 Ebd. Vgl. auch Bericht des Landbauamtes Leipzig über den Erweiterungsbau an 
die Direktion der DB, 28.1.1937, ebd., Bl.�187�f. Der Hinweis auf die »politisch mo-
tivierten« Arbeiten Sluyterman von Langeweydes (1903-1978) findet sich in Ronge, 
Tobias: Das Bild des Herrschers in Malerei und Grafik des Nationalsozialismus. 
Eine Untersuchung zur Ikonografie von Führer- und Funktionärsbildern im Drit-
ten Reich, Berlin 2010, S.�134 (Anm.�182), S.�144, 237, 241. Zu Rudolf Schiestl 
(1878-1931) vgl. Schmidt, Alexander: Kultur in Nürnberg 1918-1933. Die Weima-
rer Moderne in der Provinz, Nürnberg 2005, S.�160-167.

428 Eröffnung des Neuen Lesesaals der DB, 30.1.1937, ADNBL, 310/4, Bl.�185�f.
429 Eröffnung des Neuen Lesesaals der Deutschen Bücherei, in: BBl.�104 (1937), Nr.�34 

vom 11.2.1937, S.�127�f., hier S.�127.
430 Luther, Arthur: Der Erweiterungsbau der Deutschen Bücherei, in: Leipziger 

Beob achter und Wochen-Programm. Wochenschrift für Verkehr, Wirtschaft und 
Kultur 1937, 5. Märzheft, Heft 52, S.�669-671, hier S.�671.
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Weltanschauung und Lebensraumideologie machte.431 Rudolf Buttmann hob 
1936 hervor, dass es zu den Aufgaben der NS-Bibliothekspolitik gehöre, den  
Bibliotheken den »Schein der Volksfremdheit und Lebensferne« zu nehmen. Ein 
wichtiges Hilfsmittel, die Öffentlichkeit zu gewinnen, seien gerade die Ausstel-
lungen. Da der NS-Staat das Volk am »politischen Geschehen der Zeit eifrig An-
teil nehmen lassen« wolle, sei es notwendig, »die Aufmerksamkeit weiter Volks-
kreise auf die Gegenstände zu lenken, die jeweils im Vordergrund« stünden. 
Dafür müssten die Ausstellungen folgende Voraussetzungen erfüllen: »Leichte 
Verständlichkeit durch geeignete Beschriftung oder womöglich durch Führung, 
freier oder ganz billiger Eintritt und Offenhaltung zu Zeiten, wo auch der be-
rufstätige Volksgenosse abkömmlich« sei.432 Verantwortlich für die Ausstellun-
gen waren die Bibliotheken selbst, in einzelnen Fällen ging die Initiative aber 

431 Happel, Bibliothekswesen, S.�106; Toussaint, Geist, S.�336. Vgl. auch Sattler, Paul: 
Ausstellungen als bibliothekarische Aufgabe, in: ZfB 54 (1937), Heft 9/10, S.�498-
511, hier S.�498.

432 Maier-Hartmann, Nationalsozialitische Bibliothekspolitik, S.�183. Paul Sattler von 
der PSB betonte, dass die Ausstellungen als »ein integrierender Bestandteil« der 
praktischen Bibliotheksarbeit aufgefasst werden müssten. Sattler, Ausstellungen, 
S.�510.

Abb. 41: Der vollendete Erweiterungsbau (1935)
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auch von Staats- oder Parteistellen aus.433 Vor diesem Hintergrund zeichnete 
sich im Bereich des wissenschaftlichen Bibliothekswesens zwischen 1933 und 
1942 eine sprunghafte Entwicklung im Ausstellungswesen ab.434 In der DB 
zeigte sich jedoch ein gegenläufiger Trend. Präsentierte man von 1919 bis 1932 
noch 60 Ausstellungen, waren es zwischen 1933 und 1943 nur noch 28 und da-
mit eine weniger als in der Bayerischen Staatsbibliothek.435 

Die Ausstellungsarbeit der DB begann 1933 mit einem Paukenschlag. Als 
erste deutsche Bibliothek zeigte sie anlässlich der Kantate-Verstaltung des Bör-
senvereins im Mai die Ausstellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung«, 
die man in Kooperation mit dem Archiv Rehse für Zeitgeschichte in München, 
dem Stahlhelm-Verlag in Berlin und der Bücherei der NSDAP in Leipzig vor-
bereitet hatte.436 Die Eröffnungsfeier fand vor zahlreichen prominenten Vertre-
tern der Berliner und Leipziger Behörden, der NSDAP und des Stahlhelms, der 
Kunst und Wissenschaft und Mitgliedern des Börsenvereins statt.437 In seiner 
Begrüssungsrede betonte Uhlendahl, warum gerade die DB die geeignete Stelle 
für diese Ausstellung sei: nur sie verfüge über das vollständige deutschsprachige 
Schrifttum der letzten zwanzig Jahre. Der Organisator der Ausstellung, Hans 
Praesent, sprach über die Entwicklung des Schrifttums der »nationalen Bewe-
gung« und verwies auf »die vorhandenen bibliographischen Verzeichnisse, die er 
als unzureichend für die gegenwärtige Propaganda und die spätere Forschung 
bezeichnte«. Er regte an, die DB »mit der Bearbeitung einer laufenden Bibliogra-
phie der Bücher und Zeitschriftenaufsätze zu betrauen«, womit er zum spritus 
rector der bald darauf von der DB mit der Parteiamtlichen Prüfungskommission 
ins Leben gerufenen »Nationalsozialistischen Bibliographie« avancierte.438 

433 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�110.
434 Vgl. ebd., S.�106.
435 Vgl. Übersicht: Ausstellungen in der DB von 1925 bis 1951, ADNBL, 896/0 (All-

gemein), unp.; Wanninger, »Herr Hitler«, S.�432; Bericht über die Verwaltung der 
DB (1931-193), S.�17-19; Riedel, Kultur- und Wissenschaftspolitik, Anlage 27.

436 Der Hinweis darauf, dass es sich bei der DB-Ausstellung des nationalen Schrift-
tums wohl um die erste dieser Art handelte, findet sich sowohl in der Rede Uhlen-
dahls, als auch in der ihres Organisators Hans Praesent. Vgl. Ausstellung in der 
Deutschen Bücherei »Das Schrifttum der nationalen Bewegung, in: BBl.�100 (1933), 
Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�369, 371. Zu den Stellen, die Leihgaben 
zur Verfügung stellten, vgl. Unterlagen für die Presse über die Eröffnungsfeier der 
Ausstellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung« in der DB, 15.5.1933, 
ADNBL, 896 (Hefter: 1931-1933), Bl.�70.

437 Vgl. von der DB ergangene Einladungen zur Eröffnungsfeier der Ausstellung »Das 
Schrifttum der nationalen Bewegung«, ohne Datum (Mai 1933), ebd., B. 54.

438 Ebd. Vgl. auch Ausstellung in der DB »Das Schrifttum der nationalen Bewegung, 
in: BBl.�100 (1933), Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�371. Zur »National-
sozialistischen Bibliographie« siehe Kap.�V.�A. 5.7.1.
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Abb. 42: Blick in die Ausstellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung« der 
Deutschen Bücherei, 1933. Die beiden Bilder wurden der DB vom Verlag 
für Volkskunst und Volksbildung in Lahr (Baden) gestiftet und nach der 
Ausstellung im großen Sitzungssaal der DB aufgehängt.439

Die Ausstellung zeigte, so das Börsenblatt, »in systematischer Anordnung die 
Literatur der nationalen Bewegung von ihren Anfängen, der mutigen Tat des 
Admirals Reuter bei Scapa Flow im Jahre 1919 bis zum Tage von Potsdam« am 
21. März 1933 und war in ihren Hauptgruppen der Reichswehr, dem Stahlhelm 
und der NSDAP gewidmet.440 Praesent hob hervor, die Ausstellung biete »inte-
ressantes Material aus der Gründungszeit der NSDAP, z.�B. die erste Mitglieder-
liste vom Jahre 1919, in der Adolf Hitler unter Nr.�55 als Maler eingetragen« sei, 
»das Manuskript des am 22.  Februar 1920 entworfenen Parteiprogramms mit 

439 Vgl. Hans Praesent an Richard Keutel (Verlag für Volkskunst und Volksbildung, 
Lahr), 20.6.1933, ebd., Bl.�16.

440 Ausstellung der DB: »Das Schrifttum der nationalen Bewegung«, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�112 vom 16.5.1933, S.�359 (Kleine Mitteilungen). Eine Übersicht über 
den Inhalt aller Schaukästen, die gezeigten Abbildungen und Plakate, findet sich 
in: Das Schrifttum der nationalen Bewegung. Ausstellung in der DB, 15.5.-
10.6.1933, Bl.�127-164. Diese Übersicht entsprach etwa einem Ausstellungskatalog 
und wurde an 46 Stellen versandt. Vgl. Versendungsliste »Das Schrifttum der nati-
onalen Bewegung«, ohne Datum (Nov. 1933), ebd., unp.
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dem ersten Abdruck des Programms, das in der Versammlung vom 2. Februar 
1920 im Hofbräu-Saal vom Führer erläutert wurde« sowie »auch eines der ersten 
berühmten roten Versammlungsplakate mit dem Vermerk: Für Juden ver-
boten«.441 Die Ausstellung, die von einer Pressekampagne der DB begleitet 
wurde, erwies sich als Erfolg, denn aufgrund ihres »starken Zuspruchs, wie ihn 
keine andere Ausstellung der letzten Jahre aufzuweisen« hatte, sah sich die DB 
veranlasst, sie zu verlängern.442

Von den 28 von der DB in der NS-Zeit gezeigten Ausstellungen widmeten 
sich die meisten zeitgenössischen Dichtern und Künstlern, bibliophilen Kost-
barkeiten oder fanden anlässlich von Kongressen, Jubiläen und Großveranstal-
tungen statt.443 Aber auch dabei wurden Zeitbezüge hergestellt, wie die zum 
Deutschen Juristentag 1933 veranstaltete Ausstellung »Recht und Rechtspflege 
in Literatur und Kunst« offenbarte, die neben der dichterischen Behandlung von 
Rechtsproblemen von der Antike bis zur Gegenwart auch eine Sektion über den 

441 Ausstellung in der DB »Das Schrifttum der nationalen Bewegung, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�371. Vgl. auch Happel, Biblio-
thekswesen, S.�111.

442 Die Ausstellung sollte vom 15.5. bis 2.6.1933 laufen, wurde jedoch bis Sonnabend, 
den 10. Juni verlängert. In der Zeit vom 15.5. bis 2.6. hatte die Ausstellung bereits 
über 3.000 Besucher gezählt. Vgl. Vermerk der DB für Börsenblatt, Leipziger Neu-
este Nachrichten, Leipziger Abendpost, Leipziger Tageszeitung, Hallische Nach-
richten, Der Kampf (Halle), Freiheitskampf Deutschland, 2.6.1933, ADNBL, 
182/2, Bl.�73. Zur Pressearbeit der DB vgl. Die Ausstellung des Schrifttums der na-
tionalen Bewegung in der Presse, ohne Datum (Juni 1933), ADNBL, 896 (Hefter 
1931-1933), Bl.�171�f.

443 Damit unterschied man sich nicht von der BSB. Vgl. Wanninger, »Herr Hitler«, 
S.�432�f. Zu den ›Künstler-Ausstellungen‹ der DB zählten jene zum 70. Geburtstag 
des Dichters Arno Holz (1933), zum 50.  Geburtstag der Dichter Josef Ponten 
(1933) und Hermann Stehr (1934), zum Gedächtnis an Rudolf Koch (1934) und 
Adolph Menzel (1935) sowie die Ausstellung »Börries Freiherr von Münchhau-
sen« (1935). Bibliophile Bücherschauen waren: »Klaus Wrage und seine Holm-
presse« (1934), »Aus der Frühzeit des deutschen Holzschnitts« (1935), »Bibliophi-
lie und Buchgewerbe in Zeitschriften des Auslands« (1935), »Aus den Schätzen der 
Deutschen Bücherei« (1938), »Deutsche Druckkunst im XX. Jahrhundert« (1940) 
sowie »Goethe in künstlerischen Drucken des 20. Jahrhunderts« (1942). Anlässlich 
von Kongressen, Jubiläen und Großveranstaltungen die Ausstellungen: »Recht 
und Rechtspflege in Literatur in Kunst« (1933), »Luther und die Gegenwart« 
(1933), »Lieblingsdichtungen des Deutschen Volkes« (1935), »Federvieh und Ka-
ninchen in der deutschen Literatur« (1936), »Das deutsche Buch als Kulturträger« 
(1936), »Deutschland und das Schrifttum der Welt« (1938) und die »Paul-Ernst-
Ausstellung« (1939). Vgl. Übersicht: Ausstellungen in der DB von 1925 bis 1951, 
ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp.
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Abb. 43 und 44: Festschmuck der DB anlässlich Kantate, Mai 1933 (Bild 
oben), und Auditorium bei der Rede Uhlendahls zur Eröffnung 
der DB-Ausstellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung«, 
Mai 1933 – 1. Reihe v. l.n.r. Hans Praesent (DB), Adolf Hilsenbeck 
(Vorsitzender des VDB), Friedrich Oldenbourg (Vorsteher des Bör-
senvereins), Börries Freiherr von Münchhausen (Dichter), Johan-
nes Bergs (Präsident der Oberpost-Direktion, Leipzig), Heinz Wis-
mann (RMVuP), Friedrich Stahl (Stadtrat Leipzig); 2. Reihe v. l.n.r. 
Friedrich Alt, Theodor Fritsch jr., Heinrich Boysen, Paul Nitsch-
mann, unbekannt, Herbert Hoffmann, Hellmuth von Hase, unbe-
kannt, Ernst Reinhardt, Albert Diederich (alle Börsenverein)
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»Kampf um das Recht des neuen Deutschland« enthielt.444 In der anlässlich der 
Berliner Olympiade 1936 gezeigten Ausstellung »Das deutsche Buch als Kultur-
träger« sollten »nichtpolitische Dinge« im Vordergrund stehen, doch wurden 
auch »führende Männer des neuen Deutschlands« vorgestellt.445 Im Frühjahr 
1934 schlug der Geschäftsführer des Börsenvereins, Albert Hess, Uhlendahl vor, 
im Zuge der bevorstehenden Kantate-Veranstaltung eine »repräsentative Aus-
stellung« durchzuführen, wobei man unter anderem die Möglichkeit einer Son-
derschau »der Schriften von und über Hitler« erwog. Gegenüber Oldenbourg 
führte Uhlendahl aus, dass eine Prüfung des Materials ergeben habe, »dass es im 
großen und ganzen doch zu mittelmässig« sei, »als dass mit ihm eine würdige 
Ausstellung bestritten werden könnte«. Dazu komme, dass die DB in einer Son-
derschau der großen Berliner Ausstellung »Deutsches Volk – Deutsche Arbeit« 
bereits das NS-Schrifttum zeige. Aus diesem Grund habe er den Gedanken einer 
›Hitler-Ausstellung‹ fallengelassen und plädiere für eine Gedächtnis-Ausstellung 
über den eben verstorbenen Graphiker Rudolf Koch, die zur Kantatefeier des 
Börsenvereins 1934 schließlich gezeigt wurde.446

Einen Fall, bei dem die Themenwahl politisch vorgegeben war, bildete das 
»Koloniale Gedenkjahr« 1934, in dem man daran erinnerte, dass Bismarck vor 
50 Jahren »die kolonialen Erwerbungen des Kaufmanns Lüderitz in SW-Afrika 
unter den Schutz des Reiches« gestellt hatte. Praesent schlug Uhlendahl vor, sich 
»an der Werbung des Kolonialgedankens« mit einer »Ausstellung des Kolonialen 
Schrifttums« zu beteiligen.447 In der Ausstellung wurde »Schrifttum über die 
ehemaligen deutschen Kolonien« gezeigt, aber auch Fahnen, Bilder und Plakate, 

444 Notiz Uhlendahls, 28.9.1933, ADNBL, 182/2, Bl.�76.
445 Vgl. Werner Rust (DB) an Verlagsbuchhändler C. Witzmann (Leipzig), 16.5.1936, 

ADNBL, 896 (Hefter: 1935-1943), unp. (siehe hier vor allem die handschriftliche 
Notiz Uhlendahls vom 25.5.1936). Der Hinweis auf die Darstellung der »führen-
den Männer des neuen Deutschlands« findet sich in Das deutsche Buch als Kultur-
träger. Ausstellung der DB aus Anlass der XI. Olympiade 17.8.-16.9.1936, ohne 
Datum, ebd., unp. Bei der 1938 gezeigten Ausstellung »Aus den Schätzen der 
Deutschen Bücherei«, bildeten »einige Werke aus dem Schrifttum des Neuen 
Deutschland, z.�B. die heute schon selten gewordenen Erstausgaben des ›Kampfes‹ 
und des ›Programmes der NSDAP‹« den Abschluss. Kunze, Horst: »Aus den 
Schätzen der Deutschen Bücherei«, in: BBl.�105 (1938), Nr.�117 vom 21.5.1938, 
S.�417�f., hier S.�418.

446 Uhlendahl an Oldenbourg, 12.4.1934, ADNBL, 896 (Hefter: 1933-1935), Bl.�2; 
[Rodenberg, Julius:] Rudolf Koch-Gedächtnis-Ausstellung in der Deutschen Bü-
cherei, in: BBl.�101 (1934), Nr.�118 vom 24.5.1934, S.�463�f.

447 Vorlage von Hans Praesent für Uhlendahl, 10.6.1934, ADNBL, 896 (Hefter: 1933-
1935), Bl.�2. Damit stand die DB keineswegs allein. So widmete sich auch die UB 
Kiel diesem Thema. Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�112.
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insbesondere solche, die »für die Wiedergewinnung von Kolonien« warben.448 
Die Ausstellung sollte einen Beitrag dazu leisten, das »Gedenken an unsere Ko-
lonien wachzuhalten«. Das »Kolonialproblem«, so Praesent, sei schließlich »ein 
Kampf um die Willensbildung des Volkes«, das davon überzeugt sein müsse, 
»dass es Kolonien als Rohstofflieferanten und Siedlungsraum ebenso notwen-
dig« habe wie andere Staaten.449

Zur erfolgreichsten Schau der DB – gemessen an den Besucherzahlen – avan-
cierte die 1934 anlässlich des Todes des Reichspräsidenten gezeigte »Hinden-
burg-Gedächtnis-Ausstellung«.450 Zu dem Dahingeschiedenen hatte die DB ein 
besonderes Verhältnis, denn 1933 hatte sie ihm aus Anlass seines 86. Geburts-
tages eine »Hindenburg-Bibliographie« überreicht, die in knapp 2.800 Titeln alle 
literarischen Werke von und über »den Volkshelden« und »Befreier Ost-
preußens« verzeichnete.451 Der Gliederung der Bibliographie folgte auch das 
Konzept der Ausstellung, die den Beschauer »geradezu auffordert[e], sich die 
vorbildliche Lebensführung und das kerndeutsche Wesen und Walten des unver-
gesslichen Toten nochmals« ins Gedächtnis zu rufen. Der Pressemitteilung der 
DB war zu entnehmen: »War es vom Geschick dem Feldherrn versagt, den Lohn 
seiner mustergültigen Kriegsführung zu ernten, so durfte er als Reichspräsident 
am Lebensabend sein Werk dadurch zu einem glücklichen Ende gesegnet sehen, 
dass er Adolf Hitler als Verkünder und Gestalter einer gesünderen Volks- und 
Staatsauffassung zum Kanzler ernannte.«452 Der große Erfolg der Leipziger 

448 Vorlage von Hans Praesent für Uhlendahl, 10.6.1934, ADNBL, 896 (Hefter: 1933-
1935), Bl.�2; Praesent an die Deutsche Kolonial-Gesellschaft (Berlin), 22.6.1934, 
ebd., unp.

449 Praesent, Hans: Die Ausstellung des kolonialen Schrifttums in der Deutschen Bü-
cherei, in: BBl.�101 (1934), Nr.�166 vom 19.7.1934, S.�651.

450 Die vom 13.8. bis 15.9.1934 geöffnete Ausstellung zählte insgesamt 4.396 Besucher. 
Vgl. Übersicht: Ausstellungen in der DB von 1925 bis 1951, ADNBL, 896/0 (All-
gemein), unp.

451 Werner Rust (DB) an Erich Neumann (Deutsches Nachrichtenbüro, Berlin) (mit 
anliegendem Entwurf für eine Pressemitteilung über die Hindenburg-Ausstellung 
der DB mit dem Titel »Eine literarische Schau Hindenburg zum Gedächtnis«), 
14.8.1934, ADNBL, 896 (Hefter: 1933-1935), Bl.�17-19. Der Hinweis auf den »Be-
freier Ostpreußens« findet sich im Schreiben Uhlendahls an Baron von Hoynin-
gen-Huene (Büro des Reichspräsidenten), 13.8.1934, ebd., Bl.�10. Bei der 1933 
überreichten »Hindenburg-Bibliographie« handelte es sich um ein Manuskript. 
Die Bibliographie erschien erst 1938 und enthielt ein Geleitwort des Generalfeld-
marschalls August von Mackensen. Vgl. Bericht über die Mitglieder-Versammlung 
der GdF, 13.1.1939, ADNBL, 151/1/0, Bl.�129-135, hier Bl.�129�f.

452 Werner Rust (DB) an Erich Neumann (Deutsches Nachrichtenbüro, Berlin) (mit 
anliegendem Entwurf für eine Pressemitteilung über die Hindenburg-Ausstellung 
der DB mit dem Titel »Eine literarische Schau Hindenburg zum Gedächtnis«), 
14.8.1934, ebd., Bl.�17-19, hier Bl.�18�f. Zur Ausstellung selbst vgl. Cordes, Hans: 



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

680

Ausstellung veranlasste die Reichsamtsleitung der »NS-Kulturgemeinde« im 
Herbst 1934, die Schau im Preußenhaus in Berlin zu wiederholen.453

Nur wenige Wochen nach der Hindenburg-Ausstellung bereitete die DB er-
neut eine »Ausstellung des nationalsozialistischen Schrifttums« vor, wobei sie 
vom RMVuP angewiesen wurde, sich mit der Parteiamtlichen Prüfungskommis-
sion zum Schutze des NS-Schrifttums abzusprechen.454 Die Ausstellung war laut 
Pressemitteilung »in hohem Maße für Führungen geeignet, die der politischen 
und weltanschaulichen Schulung« dienen sollten.455 Das Ausstellungsverzeich-
nis wies allein drei Kästen über den »Führer« aus, darunter dreizehn verschie-
dene Ausgaben von Hitlers »Mein Kampf«, 24 Appelle, Reden und offene Briefe 
sowie zwanzig Lebensbeschreibungen Hitlers. Weitere Sektionen widmeten sich 
u.�a. den »Geistigen Grundlagen«, der »Idee des neuen Staates«, dem »neuen 
Recht«, der »neuen Wirtschaft«, der Sozialpolitik und Arbeitsbeschaffung, der 
Kulturpolitik und der Erziehung, aber auch der »Rasse«, den »Männern der Be-
wegung«, der »SA und SS« sowie der »Geschichte der Partei«.456 Über die Aus-
stellung mokierte sich allerdings Rosenbergs Reichsstelle zur Förderung des 
deutschen Schrifttums, da in ihr Bücher gezeigt wurden, »die in Beziehung zur 
Röhm-Revolte« standen und »noch Bilder der Hochverräter oder Abhandlun-
gen von ihnen« enthielten.457 Der im Unfrieden von der DB geschiedene Jean-
Pierre des Coudres, inzwischen »Landesreferent Sachsen« der Reichsstelle, wies 
die DB-Direktion auf die sofortige Entfernung der beanstandeten Bücher hin, 
denn sonst könne »eine Führung von politischen Leitern der NSDAP, die mit 
den Schulungsämtern vereinbart worden« sei, nicht stattfinden.458 Auf einen 

Die Hindenburg-Gedächtnisausstellung der Deutschen Bücherei 13.���August-
 15. September 1934, in: BBl.�101 (1934), Nr.�210 vom 8.9.1934, S.�787-788; Hinden-
burg-Gedächtnisausstellung in der DB. Verzeichnis der Ausstellungsgegenstände, 
ADNBL, 896 (Hefter: 1933-1935), Bl.�35-52.

453 Vgl. August Friedrich Velmede (Leiter der Reichsjugendbücherei, Berlin) an die 
DB, 5.10.1934, ebd., Bl.�84; Velmede an Reichsleiter Alfred Rosenberg, BArch Ber-
lin, NS 8/148, Bl.�234.

454 Vgl. Werner Rust (DB) an Heinz Wismann (RMVuP), 3.9.1934, ADNBL, 896 
(Hefter: 1933-1935), Bl.�3; Wismann an die Direktion der DB, 14.9.1933, ebd., Bl.�4; 
Wilhelm Frels (DB) an die PPK, 15.9.1934, ebd., Bl.�5.

455 Mitteilungen aus der DB Nr.�57 (Oktober 1934) zum Abdruck in der Presse: Das 
nationalsozialistische Schrifttum im Rahmen der Kulturwoche Leipzig, ebd., Bl.�8.

456 Ausstellung »Nationalsozialistisches Schrifttum« in der DB, Oktober 1934, ebd., 
Bl.�12-37.

457 RFdS an die DB, 9.10.1934, ebd., Bl.�38�f.; Hederich (PPK) an Uhlendahl, 15.10.1934, 
ebd., Bl.�43�f. Zum sogenannten ›Röhm-Putsch‹, der gewaltsamen Beseitigung der 
SA-Führung und diverser politischer Gegner, im Juni 1934, vgl. Longerich, Himm-
ler, S.�180-184; Kershaw, Hitler, S.�325-344.

458 Jean-Pierre des Coudres (RFdS, Landesreferent Sachsen) an die Direktion der DB, 
16.10.1934, ebd., Bl.�45.
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Konflikt mit der Reichsstelle wollte es die DB nicht ankommen lassen, obwohl 
ihr Rust deutlich zu verstehen gab, dass die Ausstellung das Einverständnis des 
RMVuP gefunden habe und auch seitens der PPK keine Einwände erhoben wor-
den seien. Um das »Schlachtschwert« zu begraben, lud Rust Rosenberg und den 
Leiter seiner Reichsstelle Hans Hagemeyer zu einem Besuch der Ausstellung ein 
und überzeugte beide von der »einwandfreien«, ganz im Sinne der NS-Bewegung 
liegenden Haltung der DB.459

Weitere Ausstellungen der DB dienten der NS-Propaganda. Dies galt für die 
1937 gezeigte Ausstellung »Das Volk lebt im Buch«, die aus Anlass der in Leip-
zig durchgeführten »Rassenpolitischen Woche« stattfand.460 Es war sicher kein 
Zufall, dass die DB nach der »Sudeten-Krise« von 1938 eine Ausstellung über 
»Sudetendeutsche Dichter« präsentierte.461 Hatte die DB bereits im Frühjahr 
1938 eine Ausstellung über »das neueste Schrifttum des Heer- und Wehrwesens« 
dargeboten, so legte sie im Dezember 1939 aus gegebenem Anlass Stücke ihrer 
»Kriegssammlung 1914-1939« vor.462 Für die Ausstellungstätigkeit der DB mar-

459 Vgl. Werner Rust (DB) an die RFdS, 4.10.1934, ebd., Bl.�54; Rust an Hederich 
(PPK), 6.10.1934, ebd., Bl.�56. Aus einem Artikel des Völkischen Beobachters vom 
Januar 1935 geht hervor, dass sich im Erdgeschoss der DB eine »Ausstellung für 
nationalsozialistisches Schrifttum« befunden habe. Ob es sich dabei um eine Art 
Dauerausstellung gehandelt hat, konnte nicht festgestellt werden. Die oben ge-
nannte offizielle Sonderschau des NS-Schrifttums wurde jedoch nur vom 2. bis 
13.11.1934 gezeigt. Vgl. Die Deutsche Bücherei in Leipzig. Raum für fünf Millio-
nen Bücher – Auskunft für jeden Volksgenossen, in: Völkischer Beobachter, Folge 
4 (Unterhaltungs-Beilage) vom 27./28.1.1935, ADNBL, 182/3 (Hefter: Veröffent-
lichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�79; Übersicht: Ausstellungen in der 
DB von 1925 bis 1951, ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp.

460 Die »rassenpolitische Woche« ging auf das Rassenpolitische Amt der NSDAP-
Kreisleitung Leipzig zurück. Die DB wurde gebeten, »durch eine knappe Ausstel-
lung des wichtigen rassenkundlichen Schrifttums […] die Aufklärungsarbeit der 
rassenpolitischen Woche zu unterstützen«. Uhlendahl antwortete, dass die DB bei 
der Vorbereitung ihrer Ausstellung »Das Volk lebt im Buch« »in einigen Schau-
kästen die wichtigste rassenpolitische Literatur zusammenstellen« werde. NSDAP, 
Kreis Leipzig an Uhlendahl, 23.1.1937, ADNBL, 896 (Hefter: 1935-1943), unp.; 
Uhlendahl an die NSDAP-Kreisleitung Leipzig, 1.2.1937, ebd., unp. Die Bücher-
schau enthielt zudem Sektionen wie »Partei und Staat«, »Wehr und Waffen«, 
»Feinde des Reiches« und wurde »durch Abbildungen und Sprüche des Führers 
[…] belebt«. Uhlendahl an Wismann (RMVuP), 8.2.1937, ebd., unp.

461 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 13.10.1938, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1937-1940), Bl.�214; Übersicht: Ausstellungen in der DB von 1925 bis 1951, 
ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp. Zur »Wochenend-« bzw. »Sudetenkrise« vgl. 
Tooze, Ökonomie, S.�292-300.

462 Vgl. Werner Rust (DB) an Polizeioberst Basset (Polizeipräsidium Leipzig), 
26.2.1938, ADNBL, 186/2 (Hefter: Besichtigungen Bd.�V, 1937-1938), Bl.�123; Be-



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

682

kierte der Kriegsbeginn einen deutlichen Einschnitt, denn bis 1943 folgten nur 
noch drei Ausstellungen. Die letzte Bücherschau am Deutschen Platz ging auf 
einen Wunsch des Oberkommandos der Kriegsmarine (OKM) zurück, das die 
DB darum bat, anlässlich der im Grassi-Museum in Leipzig gezeigten Marine-
Ausstellung »Schwert über dem Meer« eine eigene Buchausstellung zu veranstal-
ten.463 So zeigte die DB von Mai bis Juni 1943 die Ausstellung »Kriegsmarine 
und Seefahrt«, in der neben »Führerbüste« und »Fahnentuch« »hunderte von 
Werken« zur Geschichte der deutschen Kriegsmarine präsentiert wurden, aber 
auch Reproduktionen von Urkunden, Seebildern und Schiffsplänen aus dem Ar-
chiv des OKM. Ausgehend von den »Zeiten der germanischen Seeherrschaft«, 
der »wehrhaften Hanse«, der preußischen und der deutschen Marine sowie der 
deutschen Flottenbewegung, widmete sich die Ausstellung der Seekriegsge-
schichte von 1914 bis 1918 und der Entwicklung der »neuen Kriegsmarine«. Im 
Fokus standen die »Ruhmestaten der deutschen und österreichischen Kriegs-
flotte« im Ersten Weltkrieg und die »Heldentaten der heutigen Marine im 
Kampfe um Großdeutschland«, etwa »die Siegesfahrten unseres Prien, der 
Kampf um Narvik [oder] die U-Boot-Wacht im Kanal und Mittelmeer«. Über 
die ›Achsenpartner‹ wurden Bücher, Schlachtenpläne, Bilder und Gemälde der 
italienischen und der japanischen »Seekriegswaffe« ausgestellt. Den Schluss bil-
dete die Darstellung der Kriegsmarine in der Schönen Literatur und dem Jugend-
schrifttum, das sich »an den deutschen Jungen« wende, »der Volk und Vaterland 
als Marinemann schützen« wolle – eine unverblümte Aufforderung an die Ju-
gend, es den ›Kriegshelden‹ gleich zu tun.464

Neben ihren eigenen Präsentationen beteiligte sich die DB zwischen 1933 und 
1941 an 21 auswärtigen Ausstellungen, wobei die vom Reichsluftschutzbund 
1933 und 1934 organisierten »Luft- und Gasschutzausstellungen«, die vom 
Volksbund für das Deutschtum im Ausland 1934 gezeigte Exposition »Deutsch-
tum im Kampf«, die vom Bund National-Sozialistischer Deutscher Juristen e.�V. 
anlässlich des Deutschen Juristentages 1936 präsentierte Ausstellung »Buch und 

richt über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�19. Übersicht: Ausstellungen in 
der DB von 1925 bis 1951, ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp. Eine zum 50. Ge-
burtstag Hitlers 1939 ebenfalls geplante Ausstellung »Schriften von und über den 
Führer« wurde nach Rücksprache mit der PPK »bis auf weiteres verschoben«. Uh-
lendahl an Hederich, 11.4.1939, ADNBL, 986 (Hefter: 1935-1943), unp.; Vermerk 
von Uhlendahl für Otto Drope (DB), 24.4.1939, ebd., unp.; Verfügung Uhlendahls, 
11.4.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), Bl.�287.

463 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 8.2.1943, ADNBL, 896 (Hefter: 1935-1943), unp.; 
OKM (Berlin), an Uhlendahl, 16.2.1943, ebd., unp.

464 Werner Rust über den Inhalt der Ausstellung »Kriegsmarine und Seefahrt« der DB, 
12.5.1943, ebd., unp.; Rust an die Leitung der Marineausstellung »Schwert über 
dem Meer« (Grassimuseum, Leipzig), 4.8.1943, ebd., unp. Zur Marineausstellung 
»Schwert über dem Meer« vgl. Ausstellungsverzeichnis, ebd., unp.
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Recht«465 und vor allem die unter Federfühung der Deutschen Arbeitsfront 1934 
durchgeführte Berliner Sonderschau »Deutsches Volk – Deutsche Arbeit« eine 
eindeutige politische Stoßrichtung verfolgten.466 Im Rahmen der Berliner Groß-
ausstellung wurde eine durch die DB organisierte Sonderschau gezeigt. In ihr 
sollten auf Wunsch der Veranstalter das NS-Schrifttum der Gegenwart sowie 
»die Entwicklung der nationalsozialistischen Idee im deutschen Schrifttum« prä-
sentiert werden.467 Über den Aufbau der Schau schrieb Uhlendahl im Ausstel-
lungskatalog:

»Im deutschen Schrifttum der Gegenwart bildet das nationalsozialistische 
einen wesentlichen Bestandteil. Aus kleinen Anfängen entwickelte es sich, wie 
die nationalsozialistische Bewegung selbst, zu einem gewaltigen, alles mit sich 
reissenden Strom. Wie sich diese Entwicklung […] vollzogen hat, wird eine 
›Gesamtbibliographie des Nationalsozialismus‹ zeigen, die zurzeit mit Unter-
stützung der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft von der Deut-
schen Bücherei bearbeitet wird. Einen kleinen Ausschnitt aus dem riesigen 
Material […] bringt die gegenwärtige Sonderschau des nationalsozialistischen 
Schrifttums. […] Im Rahmen einer Jahresschau deutscher Arbeit empfahl es 

465 Wie Werner Rust der Reichsgeschäftsstelle des Bundes Nationalsozialistischer 
Deutscher Juristen (BNSDJ) zu verstehen gab, hatte er »vollstes Verständnis« für 
den Wunsch des BNSDJ, »die jüdischen Verfasser überhaupt aus der Austellung 
fortzulassen«. Werner Rust an Eberhard von Medem Reichsgeschäftsstelle des 
BNSDJ (Berlin), 7.4.1936, ADNBL, 897/0, Bl.�9R. Uhlendahl hatte schon im Januar 
1936 festgehalten, dass vereinbart sei, für den Deutschen Juristentag eine Ausstel-
lung unter dem Titel »Buch und Recht« zu veranstalten, die einen »Querschnitt 
durch die Rechtsliteratur der Gegenwart« ziehen sollte, »unter Ausschluss alles 
dessen, was in die heutigen Bestrebungen nicht« hineingehöre. Vermerk Uhlen-
dahls, 17.1.1936, ebd., Bl.�2. Die Ausstellung selbst widmete sich in einer ihrer 
Gruppen auch der »Rassengesetzgebung und der Judenfrage«. Werner Rust (DB) 
an verschiedene Zeitungen (mit anliegender Pressenotiz über die Ausstellung »Das 
Recht im Schrifttum der Gegenwart«), 16.5.1936, ebd., Bl.�28�f.

466 Vgl. Übersicht über die Beteiligung der DB an auswärtigen Ausstellungen 1925-
1950, ADNBL, 897/1 (Hefter: 1938-1939), unp. Zur Beteiligung der DB an der 
Ausstellung »Deutschtum im Kampf« vgl. Paust an Uhlendahl, 12.1.1934, ADNBL, 
182/2, Bl.�82. Zur Federführung der DAF vgl. Rössler, Patrick: Mediatisierung von 
Alltag im NS-Deutschland. Herbert Bayers Bildsprache für die Propagandaausstel-
lungen des Reiches, in: Hartmann, Maren u. Andreas Hepp (Hg.): Die Mediatisie-
rung der Alltagswelt, Wiesbaden 2010, S.�211-230, hier S.�215.

467 Von der DB wurden dafür die Bearbeiter der NS-Bibliographie, Hans Cordes und 
Ingeborg Opelt, abgestellt. Vgl. Bruno Gebhard (Ausstellung Berlin 1934 »Deut-
sches Volk – Deutsche Arbeit«) an Uhlendahl, 2.10.1933, ADNBL, 897/1 (Bd.�II, 
1933-1934), Bl.�1; Uhlendahl an Gebhard, 7.12.1933, ebd., Bl.�13, Aktennotiz von 
Cordes und Opelt, 12.12.1933, ebd., Bl.�16.
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sich von selbst, […] besonders jene Gebiete hervorzuheben, die die Funda-
mente und Eckpfeiler des neuen Staates bilden. So ergab sich zwanglos eine 
Reihe von Gruppen, von denen die wichtigsten hier angeführt seien: Der Füh-
rer und seine Mitarbeiter; Geschichte, Programm und Organisation der NS-
DAP; SA, SS und HJ; Rassenfrage und Bevölkerungspolitik; Bauerntum; 
 Arbeitsfront und Beamtenschaft; Das neue Recht; Wirtschaft und Arbeits-
beschaffung; Arbeitsdienst; Weltanschauung und Kulturpolitik; National-
sozialismus im Grenz- und Auslandsdeutschtum«.468

Die »Sonderschau«, so ihr Organisator Hans Cordes, sollte die »großen Er-
folge, die der Führer bereits im ersten Jahre« errungen habe, aufzeigen und die 
Wege deutlich machen, auf denen die »deutsche Volksgemeinschaft« verwirk-
licht werden solle. In diesem Sinne mochte die von der DB veranstaltete Schau 
dazu beitragen, »als Wegweiser durch die Fülle des nationalsozialstischen 
Schrifttums zu dienen und so die tragenden Ideen der Bewegung zu vermitteln, 
damit das Wollen unseres Führers unverfälscht weitergetragen werde bis zur 
Vollendung seines Werkes«.469 Das Buch, so das Börsenblatt, offenbare in die-
ser Ausstellung »seine eigentliche Aufgabe«, indem es »als Vermittler der welt-
anschaulichen und praktischen Neugestaltung durch den Nationalsozialismus 
im Dritten Reich« auftrete.470 

468 Uhlendahl an Bruno Gebhard (mit Anlage: Das Schrifttum des Nationalsozialis-
mus. Sonderschau der DB in Leipzig), 24.3.1934, ebd., Bl.�70-73. Zur Ausstellung 
vgl. Deutsches Volk – Deutsche Arbeit Berlin 1934 vom 21. April bis 3. Juni. Die 
erste Jahresschau nationaler Arbeit, in: Nachrichtendienst. Gemeinnützige Berli-
ner Ausstellungs-, Messe- und Fremdenverkehrs-GmbH, Berlin, 1934, ADNBL, 
ebd., unp.; Cordes, Hans: Nationalsozialistisches Schrifttum. Sonderschau der 
Deutschen Bücherei im Rahmen der Ausstellung »Deutsches Volk – Deutsche Ar-
beit«, in: BBl.�101 (1934), Nr.�120 vom 26.5.1934, S.�470-474. Uhlendahl bemühte 
sich darüber hinaus um Orginalauszüge aus Buchmanuskripten Hitlers (»Mein 
Kampf«), Görings (»Aufbau einer Nation«) und Goebbels’ (»Revolution der 
Deutschen«). Vgl. Uhlendahl an Max Amann (Verlag Franz Eher Nachf., Mün-
chen), an Konrad Toeche-Mittler (Verlagsbuchhandlung E.�S. Mittler & Sohn, Ber-
lin), an Heinrich Stalling (Gerhard Stalling A.�G., Oldenburg), 23.3.1934, ebd., 
Bl.�77, 81, 85. 

469 Cordes, Schrifttum, S.�474. Die von der DB organisierte Berliner Ausstellung bil-
dete die Grundlage für die 1934 im Haus der DB gezeigte Ausstellung des NS-
Schrifttums. Vgl. Ingeborg Opelt (DB) an Zentralverlag der NSDAP Franz Eher 
Nachf. GmbH, München, 22.9.1934, ADNBL, 897/1 (Bd.�II, 1933-1934), unp.

470 Könitzer, W[illi]: Das Buch auf der Ausstellung »Deutsches Volk – Deutsche Ar-
beit«, in: BBl.�101 (1934), Nr.�120 vom 26.5.1934, S.�469�f., hier S.�469.
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5.4. »Ein schlagkräftiges Instrument« – Verbotene und 
unerwünschte Literatur471

Das Ende des Ersten Weltkrieges markierte in Deutschland auch das Ende der 
restriktiven Militärzensur. Im November 1918 hatte der ›Rat der Volksbeauf-
tragten‹ den Belagerungszustand aufgehoben, die Zensur abgeschafft und die 
Meinungs- und Pressefreiheit eingeführt.472 Im Artikel 118 der Reichsverfassung 
von 1919 wurde festgeschrieben, dass jeder Deutsche das Recht habe, »innerhalb 
der Schranken der allgemeinen Gesetze seine Meinung durch Wort, Schrift, 
Druck, Bild oder in sonstiger Weise frei zu äußern«. An der Ausübung dieses 
Rechtes durfte ihn kein Arbeits- oder Anstellungsverhältnis hindern, und er 
sollte auch keine Nachteile erfahren, wenn er von diesem Recht Gebrauch mach-
te.473 Dieser Verfassungsartikel ließ sich durchaus »als das Ende einer staatlichen 
Bevormundung im Bereich der öffentlichen Meinungsäußerung interpretieren«, 
zumal in ihm ausdrücklich erwähnt wurde, dass eine Zensur nicht stattfinde. 
Gleichwohl enthielt er gewisse Einschränkungen, die »Hinweise auf die Aufwei-
chung der Zensurfreiheit gaben«, da festgehalten wurde, dass »zur Bekämpfung 
der Schund- und Schmutzliteratur sowie zum Schutze der Jugend« gesetzliche 
Massnahmen zulässig seien.474 

Den Hintergrund dieser Kautelen bildeten die bis ins Kaiserreich zurück-
reichende Kontinuität der ›Schmutz- und Schund-Debatte‹, »eine latente, mit 
volkserzieherischen Aspekten getarnte Zensur einiger Volksbibliothekare« und 
rigorose Ansichten einer wenig liberalen Justiz, welche die Möglichkeiten des 
Strafgesetzbuches geschickt ausnutzte.475 Ihre Kritik richtete sich gegen die  
»sexuell anzügliche (Schmutz)« und gegen die »literarisch und inhaltlich wert-
lose Literatur (Schund)«, worunter die Kolportageliteratur und die massenhaft 
erscheinenden Groschenromane verstanden wurden.476 Die Zahl dieser »Schund-
heftreihen« gehe in die Milliarden. Diese »Riesenmasse« verbrauche unentbehr-
liche Rohstoffe und Arbeitskräfte, ersticke »das keimende geistige Leben« und 
entsittliche und verrohe die Jugend. Gerade die jugendlichen Leser würden sich 

471 Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, 
Bl.�12-28, hier Bl.�15.

472 Vgl. Fischer, Ernst u. Stephan Füssel: Zensur, in: Dies. (Hg.): Geschichte des deut-
schen Buchhandels im 19. und 20.  Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-
1933, Teil 1, München 2007, 71-82, hier S.�71.

473 Ebd., S.�72; Mosler, Hermann (Hg.): Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 
11.8.1919 (§�118), Stuttgart 1988, S.�39.

474 Ebd.; Fischer/Füssel, Zensur, S.�72.
475 Ebd., S.�71.
476 Ebd., S.�74.
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an den »Rausch des Schundlesens« gewöhnen, was eine »vertierende Erhitzung« 
ihrer Instinkte zur Folge habe.477 

Die Front des »Anti-Schund-Bündnisses« war sehr breit. An ihrer Spitze 
standen Pädagogen, Kirchenvertreter und Bibliothekare, die in der Politik ein-
flussreiche Fürsprecher fanden.478 Im Zuge der Verabschiedung des Reichslicht-
spielgesetzes im Mai 1920 ersuchte die Nationalversammlung die Reichsregie-
rung, die Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs zur Bekämpfung der Schund- und 
Schmutzliteratur zu beschleunigen.479 Die Verhandlungen zogen sich jedoch bis 
1926 hin, denn Kritiker des Gesetzes äußerten die Sorge, dass unter dem Vor-
wand des Kampfes gegen Unsittlichkeit und Verrohung auch die Verbreitung 
politisch nicht genehmer Literatur verhindert werden sollte.480 So sahen die vom 
RMdI vorgelegten Entwürfe davon ab, genau zu bestimmen, was unter ›Schund-
literatur‹ zu verstehen war, was die »Dichterakademie« veranlasste, sich gegen 
das »Schutzgesetz« auszusprechen, »von dem eine Bedrohung der Geistesfrei-
heit befürchtet« wurde.481

Trotz kritischer Gegenstimmen wurde das »Gesetz zur Bewahrung der Ju-
gend vor Schund- und Schmutzschriften« am 3. Dezember 1926 vom Reichstag 
beschlossen.482 Daraufhin wurden in Berlin und München Prüfstellen eingerich-
tet, denen die Entscheidung über die Aufnahme von Veröffentlichungen in die 

477 RMdI an den Reichskanzler (mit anliegendem Entwurf eines Gesetzes zur Be-
kämpfung der Schund- und Schmutzliteratur, hier Anlage 1: Schundheftreihen, die 
in Deutschland unter den Schulkindern verbreitet sind), 9.7.1923, BArch Berlin, 
R�43 I/2488, Bl.�30-38, hier Bl.�35.

478 Fischer/Füssel, Zensur, S.�75. »Der Kampf gegen die Schundliteratur ist zu einer 
Volksbewegung geworden.« RMdI an den Reichskanzler (mit anliegendem Ent-
wurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Schund- und Schmutzliteratur), 9.7.1923, 
BArch Berlin, R�43 I/2488, Bl.�30-38, hier Bl.�32R.

479 Vgl. ebd., Bl.�32.
480 Vgl. Fischer/Füssel, Zensur, S.�74�f.
481 Vgl. RMdI an den Reichskanzler (mit anliegendem Entwurf eines Gesetzes zur Be-

kämpfung der Schund- und Schmutzliteratur, hier Anlage 1: Schundheftreihen, die 
in Deutschland unter den Schulkindern verbreitet sind), 9.7.1923, BArch Berlin, 
R�43 I/2488, Bl.�30-38, hier Bl.�33. Zum Entwurf des RMdI von 1926 vgl. RMdI an 
den Ministerpräsidenten und die übrigen Staatsminister, 5.11.1926, ebd., Bl.�75-80. 
Zur Kritik der »Dichterakademie« vgl. Vermerk des RMdI für den Herrn Staats-
sekretär des RMdI betr. Entwurf eines Gesetzes zur Bewahrung der Jugend vor 
Schund- und Schmutzschriften, 15.11.1926, ebd., Bl.�102�f. Bei der »Dichterakade-
mie« handelte es sich vermutlich um die Preußische Akademie der Künste in Ber-
lin. Zur Kritik des Schutzverbandes Deutscher Schriftsteller an dem Gesetzent-
wurf des RMdI von 1926 vgl. Fischer/Füssel, Zensur, S.�75. 

482 Vgl. Gesetz zur Bewahrung der Jugend vor Schund- und Schmutzschriften vom 
18.12.1926, in: RGBl., Teil 1, Nr.�67 vom 24.12.1926, S.�505�f.
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Schund- und Schmutzlisten oblag.483 Ihnen übergeordnet war die Oberprüfstelle 
in Leipzig, die »über die Anträge gegen Aufnahme einer Schrift in die Liste und 
auf Streichung von der Liste sowie über Beschwerden« entschied.484 Auf Wunsch 
des Rats der Stadt Leipzig kam die Oberprüfstelle in der DB unter.485 Dies war 
naheliegend, denn Heinrich Uhlendahl zählte zu den Mitgliedern der Oberprüf-
stelle.486 Von 1926 bis zur NS-Machtübernahme wurden von den drei Prüfstel-
len 188 Schriften auf die Verbotsliste gesetzt. Auf den ersten Blick scheint dies 
nicht besonders viel gewesen zu sein, aber in gewisser Weise machte die Tätigkeit 
der Prüfstellen, in denen auch Buchhändler und Schriftsteller wirkten, das In-
strument der Indizierung und der ›Schwarzen Listen‹ schon vor 1933 gesell-
schaftsfähig.487 Während politische Zeitschriften von der Begutachtung ausge-
nommen waren, standen »sittlich anstößige« und »Schundheftreihen« im Fokus 
der Prüfstellen, über deren Entscheidungen regelmäßig im Börsenblatt berichtet 
wurde.488

483 Vgl. RMdI an die Vertretung der Reichsregierung in München, 18.12.1926, BArch 
Berlin, R�43-I/2488, Bl.�128; Verordnung über Schund- und Schmutzlisten, in: 
Reichsministerialblatt. Zentralblatt für das Deutsche Reich, 54 (1926), Nr.�57 vom 
31.12.1926, S.�1067�f.

484 Zur Oberprüfstelle in Leipzig vgl. ebd. Zu den Prüfstellen in Berlin und München 
vgl. Staatssekretär in der Reichskanzlei an Konrad Adenauer (OBM Köln), 
18.2.1927, BArch Berlin, R�43-I/2488, Bl.�135.

485 Vgl. RMdI (Berlin) an den Rat der Stadt Leipzig, 19.3.1927, StadtAL, Kap.�1, 
Nr.�104, Bl.�1; Rat der Stadt Leipzig an RMdI, 26.4.1927, ebd., Bl.�5R. Allerdings 
berechnete die DB für diese Unterbringung eine jährliche Miete in Höhe von 4.000 
RM. Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 30.5.1927, ADNBL, 315/4, Bl.�6�f.

486 Vgl. RMdI an Uhlendahl, 21.5.1927, ADNBL, Abt. VI, Aktenheft 114, Bl.�2. Der 
Vorsteher des BV konnte Uhlendahl zu dieser Wahl nicht beglückwünschen, denn 
dadurch würde ihm »voraussichtlich eine große und undankbare Aufgabe« zuteil. 
Gerüchten zu Folge seien »schon einige tausend Anträge für Aufnahme in die Liste 
gestellt« worden und die »zur Prüfung dieser Anträge notwendige Lektüre« sei si-
cher »nicht als reine Freude« anzusehen. Max Röder (Mülheim/Ruhr) an Uhlen-
dahl, 13.7.1927, ebd., Bl.�12R.

487 Vgl. Fischer/Füssel, Zensur, S.�76. Im DB Verwaltungsbericht für 1929 wurde dar-
auf verwiesen, dass die »Sondersammlung der Schund- und Schmutzschriften« 
durch die »regelmäßigen Überweisungen der beiden Prüfstellen und der Oberprüf-
stelle auf 174 Nummern in 246 Bänden« angewachsen sei. Bericht über die Verwal-
tung der DB (1929), S.�67. Zu den in den Prüfstellen in Leipzig, München und Ber-
lin wirkenden Buchhändlern vgl. Prüfstellen für Schund- und Schmutzschriften 
errichtet […], in: BBl.�94 (1927), Nr.�254 vom 29.10.1927, S.�1282.

488 Die Protokolle der Sitzungen der Oberprüfstelle Leipzig für den Zeitraum von 
1927 bis 1934 finden sich im ADNBL, 315/4/1 (Hefter 1-6). Vgl. auch ADNBL, 
Abt. VI, Aktenheft 114, Bl.�9�f., 15-19, 26, 29-33; Fischer, Ilse: Versöhnung von 
Nation und Sozialismus? Lothar Erdmann (1888-1939): Ein »leidenschaftlicher 
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Weit einschneidendere Wirkung als das ›Jugendschutzgesetz‹ von 1926 hatten 
jedoch die Eingriffe der konservativen Justiz, die unter Berufung auf Bestim-
mungen des Strafgesetzbuches Bücherverbote aussprach oder von Polizeibehör-
den Beschlagnahmungen durchführen ließ und damit die durch die Verfassung 
garantierte Zensurfreiheit einschränkte.489 Dies bezog sich auf »unzüchtige 
Schriften«, aber immer häufiger auch auf Veröffentlichungen politisch links-
stehender Autoren, die unter dem Deckmantel des »Republikschutzgesetzes« 
und der Notverordnungspolitik der dreißiger Jahre verfolgt wurden.490 Daraus 
ergaben sich für die DB wiederholt Probleme, denn ihre Sammeltätigkeit er-
streckte sich auch auf verbotene und von den Polizeibehörden beschlagnahmte 
Schriften. Allerdings fehlte es in Deutschland an einer reichsgesetzlichen Re-
gelung, die den Behörden die Abgabe der indizierten Bücher an die Bibliotheken 
zur Pflicht machte.491 Die DB war daher beim Bezug dieser Literatur auf das 
Entgegenkommen der Staatsanwaltschaften und Polizeibehörden angewiesen.492 

Individualist« in der Gewerkschaftsspitze. Biographie und Auszüge aus den Tage-
büchern, Bonn 2004, S.�356 (ich danke Christian Rau für den Hinweis). Zum Ver-
such einer Definition der »Schundschrift« vgl. Eine grundsätzliche Entscheidung 
über Schundschriften, in: BBl.�95 (1928), Nr.�22 vom 26.1.1928, S.�93; Carrière, 
Ludwig: »Schundheftreihen« und Prüfverfahren, in: BBl.�95 (1928), Nr.�206 vom 
4.9.1928, S.�981-983; Runge, Kurt: Zum Begriff der Schundschrift, in: BBl.�96 
(1929), Nr.�26 vom 31.1.1929, S.�121�f.; Hoffmann, Willy: Die Rechtsprechung der 
Oberprüfstelle für Schund- und Schmutzschriften im Jahre 1928, in: BBl.�96 (1929), 
Nr.�34 vom 9.2.1929, S.�153-155.

489 Vgl. Fischer/Füssel, Zensur, S.�79.
490 Die Grundlage hierfür boten das »Republikschutzgesetz« von 1922 (Neufassung 

1930) und der Artikel 48 der Weimarer Verfassung, die dem Reichspräsidenten die 
Möglichkeit gaben, durch Notverordnungen vorübergehend Verbote von Druck-
schriften, Versammlungen und Vereinigungen auszusprechen. Vgl. dazu ebd., 
S.�80-82. Als Beispiel hierfür siehe den Beschlagnahmebeschluss des Amtsgerichts 
Berlin-Mitte gegen den Schriftsteller Erich Weinert und den Kaufmann Alfred 
Oelssner, »wegen Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze und wegen Got-
teslästerung«. Es ging dabei um die Beschlagnahmung der vom Versandhaus »Ar-
beiter-Kult« herausgegebenen Broschüre »Unsere neuen Schallplatten«. RMdI an 
den Staatssekretär in der Reichskanzlei (mit anliegendem Beschluss des Amtsge-
richts Berlin-Mitte vom 24.3.1931), 18.5.1931, BArch Berlin, R�43-I/2489, Bl.�8-13.

491 Vgl. Albert Paust (DB) an das Polizeipräsidium Leipzig (Abt. IV), 20.10.1925, 
ADNBL, Abt. V, Nr.�6, Bl.�114-116. Das betreffende Titelmaterial wurde aus »dem 
Fahndungsblatt, dem Börsenblatt, aus Tageszeitungsnotizen, insbesondere aber 
auch aus den vom Berliner Polizeipräsidium regelmäßig übersandten Urteilsab-
schriften gewonnen«. Albert Paust: Bericht über die Aufgaben und Richtlinien der 
Werbeabteilung der DB, ohne Datum (um 1926), ADNBL, Abt. III, Nr.�7, unp. 
(vorn lose in Akte liegend). 

492 Vgl. Uhlendahl an Robert Lutz (Stuttgart), 6.3.1930, ADNBL, 524/0, Bl.�8.
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Den DB-Verwaltungsberichten ist aber zu entnehmen, dass sich bei der »Samm-
lung der geheimzuhaltenden Schriften« bereits vor 1933 eine weitgehend 
 reibungs lose Zusammenarbeit einstellte. So wurde 1928 dankbar vermerkt, dass 
das Polizeipräsidium in Berlin »wieder« Exemplare verbotenen politischen 
Schrifttums zur Verfügung gestellt habe. Die »Sammlung der Erotica« sei durch 
»Überweisungen von Seiten der Staatsanwaltschaften sowie verschiedener Buch-
händler und Privatpersonen vermehrt« worden. Auch die Erwerbung der aus-
schließlich für Mitglieder bestimmten Vereins- und Verbindungsliteratur ge-
stalte sich überaus erfreulich, denn immer mehr Vereinigungen, studentische 
Verbindungen und Logen würden auch ihre internen Veröffentlichungen an die 
DB überweisen. Die Vorbehalte der Geber – etwa die Benutzung nur durch Mit-
glieder, Sekretierung auf bis zu 50 Jahre – habe die DB bereitwillig akzeptiert. 
Zudem sei die »Sondersammlung der Schund- und Schmutzschriften« fortge-
führt worden, die dank der Zusendungen der drei Prüfstellen inzwischen 115 
Nummen umfasse.493 Der solcherart wachsende »Leipziger Orkus« veranlasste 
Egon Erwin Kisch Mitte der 1920er Jahre zu einer kritischen Reportage über die 
»Giftschränke der Deutschen Bücherei«:

»Sie [die DB] wendet sich mit der Bitte um Überlassung derartig abgetriebe-
ner, totgeborener oder umgebrachter Exemplare an alle Regierungen, und 
diese willfahren im allgemeinen dem Wunsch, sei es aus eigenem Verständnis 
für den Wert eines solchen anatomisch-pathologischen Museums der Litera-
tur, sei es auf Grund der Unterstützung, die die Sächsische Staatsregierung 
dem Gesuch auf diplomatischem Wege angedeihen läßt, sei es, weil die Deut-
sche Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung unzüchtiger Bilder, Schriften und 
Inserate in Berlin (Telegrammadresse: ›Polunbi‹) und ihre Filialen froh sind, 
etwas von ihren Beständen loszuwerden. […] ›Nicht verleihbar!‹ steht auf je-
dem der Zettel, deren Gesamtheit den deutschen Index seit 1913 bildet, und 
fast immer auch Namen von Autor und Drucker, obwohl diese nur selten auf 

493 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1928), S.�75. Als Vereinsschriften mit 
vertraulichem Charakter galten Privatdrucke der studentischen, insbesondere der 
dem »Waffenring« angehörenden Korporationen. In diesen Veröffentlichungen 
fanden sich auch Mitteilungen »über Zwistigkeiten mit anderen Corps und deren 
Austragung mit der Waffe, wobei vielfach die Namen der Paukanten genannt« 
wurden. Da die Satisfaktion mit Waffen, »auch die einfache Bestimmungsmensur«, 
nach der Auffassung des Reichsgerichts strafbar war, bestand seitens der Korpora-
tionen wenig Neigung, ihre Privatdrucke Bibliotheken zugänglich zu machen. Um 
dieses für die Universitätsgeschichte wertvolle Schrifttum zu erhalten, erklärte sich 
die DB bereit, diese Schriften unter Verschluss zu stellen und nur solchen Personen 
vorzulegen, die von der betreffenden Korporation eine schriftliche Erlaubnis vor-
weisen konnten. Regierungs- und Ministerialrat Dr. Nieders (Berlin) an Uhlen-
dahl, 13.11.1929, ADNBL, 512, Bl.�1�f.
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dem Exemplar angegeben sind – staatsanwaltschaftliche Recherchen haben es 
an den Tag gebracht und der Deutschen Bücherei gemeldet. Zwei Hauptge-
biete lassen sich in dieser kladestinen Bibliothek unterscheiden: Politik und 
Erotik, und innerhalb jeder der beiden Gruppen zwei Kategorien: Schund-
literatur und wissenschaftliche Forschung.«494

Allerdings haderte man am Deutschen Platz damit, dass es nach wie vor an einer 
Regelung fehlte, welche den Behörden die Abgabe indizierter Bücher an die DB 
zur Pflicht machte. Dies galt umso mehr, als das Preußische Justizministerium 
bereits im Sommer 1926 festgelegt hatte, die Staatsanwaltschaft müsse ein Exem-
plar derjenigen Druckschriften, deren »Unbrauchbarmachung« durch ein preu-
ßisches Gericht verfügt worden sei, an die PSB abliefern.495 Auf Veranlassung 
der DB dehnte der Preußische Justizminister im September 1932 seine Abgabe-
verfügung aber schließlich aus, sodass die Staatsanwaltschaft angewiesen wurde, 
beschlagnahmte Schriften an die »Deutsche Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung 
unzüchtiger Bilder, Schriften und Inserate« zu liefern, die neben der PSB nun 
auch ein Exemplar an die DB weiterleiten sollte.496 Zwischen der DB und den 
für die Beschlagnahme verantwortlichen Polizeibehörden bestanden demnach 
schon vor 1933 Beziehungen. Dabei nahmen die Leipziger Bibliothekare keinen 

494 Kisch, Egon Erwin: Der rasende Reporter. Klassische Reportagen. Mit einem 
Nachwort von Heinz Liepman, Hamburg 1961, S.�217-220, hier S.�217�f., 220. Siehe 
auch Kisch, Egon Erwin: Die Giftschränke der Deutschen Bücherei. Die verbote-
nen Bücher, in: Leipziger Tageblatt vom 24.4.1925, StadtAL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�9, 
unp.

495 Verfügung des Preußischen Justizministers vom 31.7.1926 betr. Abgabe beschlag-
nahmter Schriften an die PSB, Abschrift aus dem Jusitz-Ministerial-Blatt für die 
preußische Gesetzgebung und Rechtspflege, 88 (1926), Nr.�30, S.�289, ADNBL, 
524/0, Bl.�25.

496 Die Bücher sollten an die Deutsche Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung unzüch-
tiger Bilder, Schriften und Inserate gesandt werden, welche deren Verteilung über-
nahm. Vgl. Der Polizeipräsident in Berlin (Deutsche Zentralpolizeistelle zur Be-
kämpfung unzüchtiger Bilder, Schriften und Inserate in Berlin), an die DB, 
23.5.1931, ebd., Bl.�19; Verfügung des Preußischen Justizministers vom 28.9.1932 
betr. Abgabe beschlagnahmter Schriften, in: Justiz-Ministerial-Blatt für die preu-
ßische Gesetzgebung und Rechtspflege, 94 (1932), Nr.�37, S.�229, ebd., Bl.�21; Al-
bert Paust (DB) an die Deutsche Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung unzüchtiger 
Bilder, Schriften und Inserate (Berlin), 8.10.1932, ebd., Bl.�24. Allerdings wartete 
die DB Anfang Januar 1933 immer noch auf die Schriften. Im März 1933 wurde die 
Verfügung erneuert. Vgl. Albert Paust (DB) an die Deutsche Zentral polizeistelle 
zur Bekämpfung unzüchtiger Bilder, Schriften und Inserate (Berlin), 9.1.1933, ebd., 
Bl.�26; Verfügung des Preußischen Justizministers vom 7.3.1933 betr. Bekämpfung 
unzüchtiger Schriften, Abbildungen, Darstellungen usw., in: Justiz-Ministerial-
Blatt für die preußische Gesetzgebung und Rechtspflege, 95 (1933), Nr.�10, S.�63, 
ADNBL, 744 (Hefter: 1927-1944), Bl.�18.
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Anstoß an der Verbotspraxis. Der Leiter der DB-Erwerbungsabteilung, Albert 
Paust, informierte die Gesetzes- und Ordnungshüter über die »Wünsche« seiner 
Bibliothek und verlieh seiner Hoffnung Ausdruck, »mit der laufenden Zusen-
dung je eines Exemplars der beschlagnahmten Schriften« rechnen zu dürfen.497 
Diese Literatur wurde der Benutzung zwar entzogen und sekretiert, in den Ka-
talogen der DB und ihren bibliographischen Verzeichnissen jedoch weiterhin 
angezeigt, denn unter den Bibliothekaren am Deutschen Platz bestand Konsens 
darüber, dass in den Katalogen »jeder großen Bibliothek alles nachweisbar sein« 
müsse, was sich in ihren Beständen befinde. So antwortete Paust einer Nutzerin, 
die im Hinblick auf die Völkerverständigung vorgeschlagen hatte, allzu tempe-
ramentvolle und gehässige Kriegsliteratur aus den öffentlichen Katalogen der DB 
zu verbannen: 

»Mit dem Moment, wo irgendwelche Ausnahmen gemacht würden, könnten 
ja auch soundsoviel andere Organisationen, Parteien usw., die ihre Schriften 
einer Bibliothek überweisen, den Wunsch äußern, dass gewisse Literaturgat-
tungen oder gegnerisches Schrifttum den Benutzern möglichst nicht in den 
Katalogen dargeboten wird. Es liegt hier aber die große Gefahr, dass dann die 
strenge Neutralität, die jede wissenschaftliche Bibliothek und vor allem nach 
ihren Sammelgrundsätzen die Deutsche Bücherei nach jeder Seite hin wahren 
muss, durchbrochen wird. In der gleichen Weise ist ja diese gesamte Literatur 
auch in den auf Grund der Zugänge der Deutschen Bücherei erschienenen  
Bibliographien und im ›Deutschen Bücherverzeichnis‹, die sogar in wohl allen 
Bibliotheken des Auslandes vertreten sind, gedruckt enthalten und damit ihre 
Existenz eben nicht wegzuleugnen.«498

5.4.1. Kampfbund, Schwarze Listen und DB –  
Anfänge der Schrifttumsindizierung

Nach dem Machtwechsel 1933 spielten die auf das Strafgesetzbuch und das 
›Schmutz- und Schundgesetz‹ von 1926 gestützten gerichtlichen Buchverbote als 
»Relikt[e] der demokratischen Kulturverfassung der Weimarer Republik nur 
noch eine bescheidene, von Monat zu Monat geringer werdende Rolle«.499 Ver-
bote und Beschlagnahmungen von Büchern und Zeitschriften erfolgten nun 
durch die Politische Polizei, die sich dabei auf die »Verordnung des Reichsprä-

497 Albert Paust (DB) an die Deutsche Zentralpolizeistelle zur Bekämpfung unzüch-
tiger Bilder, Schriften und Inserate (Berlin), 8.10.1932, ADNBL, 524/0, Bl.�24.

498 Albert Paust (DB) an Lore Liebenam (Deutsch-Englischer Kulturaustausch, 
Halle), 17.6.1931, ADNBL, 543/2, Bl.�5. Vgl. auch Arthur Luther (DB) an Lore Lie-
benam, 3.6.1931, ebd., Bl.�4.

499 Dahm, Das jüdische Buch, S.�165.
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sidenten zum Schutze des deutschen Volkes« vom 4. Februar 1933 stützte, die 
festlegte, dass »Druckschriften, deren Inhalt geeignet« sei, »die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung zu gefährden«, von der Polizei »beschlagnahmt und ein-
gezogen« werden könnten.500 Die sogenannte »Reichstagsbrandverordnung« 
vom 28.  Februar 1933, die den Artikel 118 der Reichsverfassung außer Kraft 
setzte und damit das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung suspendierte, er-
öffnete dem RMdI sowie den Polizei- und Justizbehörden dann praktisch unbe-
grenzte Kompetenzen zur Beschlagnahme unliebsamer Schriften, von denen sie 
ausgiebig Gebrauch machten. So war dem Berliner Tageblatt im Mai 1933 zu 
entnehmen, die Politische Polizei habe allein in der Hauptstadt »Zehntausend 
Zentner Zersetzungsliteratur beschlagnahmt«.501 Allerdings erfolgten derartige 
›Säuberungsaktionen‹ keineswegs koordiniert. Überall im Reich meldeten sich 
nationalsozialistische ›Erneuerer‹ zu Wort, die unter dem Rubrum »nationaler 
und völkischer Aufbauarbeit« eigenverantwortlich Buchhandlungen und Leih-
büchereien durchwühlten, um diese von »Schund und Schmutzschriften« zu 
›befreien‹.502 Im Ergebnis dieser ›Säuberungen‹ entstanden zahlreiche Listen 
»volkstums- und kulturzersetzenden Schrifttums«, das von den Buchhandlun-
gen und Bibliotheken nicht mehr geführt werden durfte oder unter Verschluss 
zu stellen war.503 In der Regel trugen diese Zusammenstellungen keinen amtli-
chen Charakter und riefen dadurch unter Bibliothekaren, Buchhändlern und Le-

500 Ebd., S.�165�f.; Ders., Schrifttumspolitik, S.�42.
501 Vgl. ebd.; Zehntausend Zentner Zersetzungsliteratur beschlagnahmt, in: Berliner 

Tageblatt und Handels-Zeitung, 62 (1933), Nr.�235 Ausgabe A vom 21.5.1933. Der 
Hinweis darauf, dass die »Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von 
Volk und Staat« vom 28.2.1933 Artikel 118 der Reichsverfassung einstweilig außer 
Kraft setzte, findet sich in einer Übersicht der für das Verbot, die Beschlagnahme, 
Einziehung und das Verbreitungsverbot von Druckschriften maßgeblichen Be-
stimmungen. Vgl. Schädliches und unerwünschtes Schrifttum, ohne Datum (um 
1935), BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�143-154, hier Bl.�143.

502 Vgl. etwa Landesleitung Rhein-Saar des KfdK an Hans Hinkel (Kommissar z.�b.V. 
des PK, Berlin), 27.4.1933, BArch Berlin, R�56-I/45, Bl.�240; Ortsgruppe Wupper-
tal des KfdK an RMdI Frick, PK Rust und Reichsminister und Kommissar des Rei-
ches für das Preußische Innenministerium Göring, 10.3.1933, ebd., Bl.�255�f.; Thü-
ringischer Minister für Volksbildung an den Präsidenten der RSK (mit anliegenden 
vorläufigen Richtlinien für die Auslese der Bestände der öffentlichen Büchereien 
nach völkischen Gesichtspunkten vom 28.8.1933, in: Amtsblatt des Thüringischen 
Ministeriums für Volksbildung, 12 (1933), Nr.�15 vom 26.9.1933, S.�145-148), 
30.11.1934, BArch Berlin, R�56-V/72, Bl.�1-5R; Landeskulturkammer der Freien 
Stadt Danzig an die RSK (mit anliegenden »Listen unerwünschter Bücher«), 
21.5.1935, ebd., Bl.�142-160. Zu den Maßnahmen in Thüringen vgl. Barbian, Lite-
raturpolitik (1995), S.�144-148.

503 Vgl. Landesleitung Rhein-Saar des KfdK an Hans Hinkel (Kommissar z.�b.V. des 
PK, Berlin), 27.4.1933, BArch Berlin, R�56-I/45, Bl.�240.
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sern »eine maßlose Verwirrung und Beunruhigung« hervor. Allein bis Anfang 
Dezember 1933 hatten nicht weniger als 21 verschiedene Stellen über 1.000 Bü-
cher im Reich verboten. Nur drei Monate später waren es bereits knapp 40 Stel-
len die nun schon 4.100 Schriften auf den Index gesetzt hatten. Die Folge war ein 
Kompetenzwirrwarr, denn es war kaum noch nachzuprüfen, welche Stelle für 
die Frage der Indizierung von Druckschriften eigentlich zuständig war.504

An der Erstellung ›Schwarzer Listen‹, welche die Grundlage für die schrift-
tumspolitischen ›Säuberungsmaßnahmen‹ bildeten, war auch die DB beteiligt. 
Den Ausgang bildeten hierbei gleichgerichtete Bemühungen des Kampfbundes 
für deutsche Kultur und des Börsenvereins. Anfang April 1933 veranstaltete der 
KfdK unter dem Rubrum »Buch- und Geist-Aktionsausschuss gegen artfremde 
deutschfeindliche Bücher« eine Kundgebung in Berlin, in der »wichtige Forde-
rungen für die Durchsetzung der nationalen Revolution auf literarischem und 
buchhändlerischem Gebiet aufgestellt« wurden. Der diesen Abend leitende 
Staatskommissar im Preußischen Kultusministerium und Vorsitzende des Berliner 
Ablegers des KfdK, Hans Hinkel, teilte mit, »dass ein Aktionsausschuss gegrün-
det worden sei, durch den die NSDAP offene oder versteckte Anpreisungen art-
fremder oder deutschfeidlicher Bücher verhindern werde«.505 Etwa zur selben 
Zeit – am 18. April 1933 – betraute der Magistrat von Berlin einen aus den Bi-
bliothekaren und NSDAP-Mitgliedern Max Wieser (Stadtbücherei Spandau), 
Hans Engelhard (Stadtbibliothek Berlin) und Wolfgang Herrmann (Zentralstelle 
für das deutsche Bibliothekswesen) bestehenden Ausschuss mit der »Neuord-
nung« der Berliner Stadt- und Volksbüchereien, der ihre Büchersammlungen 
»von marxistischen, jüdischen und pazifistischen Schriften reinigen« und deren 

504 Willem Jaspert, Mitglied des Reichsverbandes Deutscher Schriftsteller, des KfdK, 
des BV und des Verlegervereins stellte im Dezember 1933 fest, dass sich »als aus-
führende Organe« bei den Beschlagnahmungen nicht weniger als dreizehn Stellen 
hervorgetan hätten, unter ihnen die Gestapo, die Deutsche Zentralpolizeistelle zur 
Bekämpfung unzüchtiger Bilder, Schriften und Inserate, der Polizeipräsident von 
Berlin, das RMdI, das Reichsgericht sowie diverse lokale Gerichte und Regierungs-
präsidenten. Vgl. Willem Jaspert (Berlin) an ?, 6.12.1933, BArch Berlin, R�56-
V/158, Bl.�4-5; Willem Jaspert (Berlin) an die Zentralstelle für geistigen Aktivismus 
(z. Hd. Herrn Springer, Berlin), 28.2.1934, ebd., Bl.�6. Vgl. auch Dahm, Literatur-
politik, S.�57. Es kam sogar vor, dass Hitler höchstpersönlich zensierte und die Be-
schlagnahmung von Druckschriften forderte. Vgl. RMdI an den Staatssekretär in 
der Reichskanzlei, 13.6.1934, BArch Berlin, R�43-II/476, Bl.�182; SA-Gruppenfüh-
rer Wilhelm Brückner (Persönlicher Adjutant Adolf Hitlers) an RMdI, 20.6.1934 
ebd., Bl.�183.

505 Aus einem Bericht des BV betr. KfdK, ohne Datum (um Mai 1933), SStAL, 
21765/797, unp.
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Bestände durch »völkische und nationale Literatur« ersetzen sollte.506 Über das 
Kampfbundmitglied Wieser unterhielt der Ausschuss auch Beziehungen zum 
KfdK.507 Die »Schwarzen Listen« des unter der Leitung Herrmanns stehenden 
Ausschusses lagen bereits zwei Wochen später vor und wurden vom Preußi-
schen Kultusministerium für ganz Preußen verbindlich erklärt, womit die indi-
zierten Werke für die Ausleihe gesperrt waren.508 

Wie der Beauftragung des ›Herrmann-Ausschusses‹ zu entnehmen war, sollte 
ein Teil der indizierten Bücher »später öffentlich verbrannt werden«, denn die 
›Säuberungsarbeiten‹ der drei Volksbibliothekare standen im Zusammenhang 
mit der von der Deutschen Studentenschaft vorbereiteten »Aktion wider den  
undeutschen Geist«, welche die ›Schwarzen Listen‹ als Grundlage für ihre 
›Sammlungs- und Beschlagnahmungsaktionen‹ in privaten Buchhandlungen und 
Leihbüchereien nutzte.509 Die anmaßende, mit Sachschäden einhergehende 

506 Dieser »Ausschuss zur Neuordnung der Stadt- und Volksbüchereien« war schon 
vorher für den gleichen Zweck für die Stadtbibliothek Berlin in Erscheinung ge-
treten. Wilhelm Hafemann (Staatskommissar zur Wahrnehmung der Geschäfte des 
Bürgermeisters, Berlin) an die Vorsitzenden der Bezirksämter Berlins, 18.4.1933, 
ADNBL, 840/4/1, Bl.�4. Hinweise auf die NSDAP-Mitgliedschaft Wiesers, Herr-
manns und Engelhards und die Arbeit des Ausschusses finden sich in Barbian, Li-
teraturpolitik (1995), S.�119, 142-144.

507 Vgl. ebd., S.�118�f.
508 Vgl. August Friedrich Velmede (Berlin) an Uhlendahl, 4.5.1933, ebd., Bl.�3. Der 

Hinweis, dass Herrmann die »kommissarische Leitung für Preußen zur Reinigung 
der Stadt- und Volksbüchereien von anfechtbarer Literatur erhalten« habe, findet 
sich im Schreiben von Paul Nitschmann (BV) an Uhlendahl, 4.5.1933, ebd., Bl.�1. 
Vgl. auch Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�142. Die »erste amtliche Schwarze 
Liste für Preußen« für das Gebiet der Schönen Literatur findet sich in Herrmann, 
Wolfgang: Prinzipielles zur Säuberung der öffentlichen Büchereien, in: BBl.�100 
(1933), Nr.�112 vom 16.5.1933, S.�356-358, hier S.�357. Siehe auch »Die Aktion Dr. 
Herrmann (Berliner Büchereikommission): Die Vorläufer der Schwarzen Liste, 
ohne Datum (etwa Mai 1933), BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�1-10; Liste Schöne 
Literatur (vollständig) mit dem Vermerk: »Diese Liste ist für sämtliche Volks-
büchereien Preußens durch Minister Rust genehmigt worden!«, ohne Datum (Mai 
1933), ebd., Bl.�12�f.; Amtliche Schwarze Liste für die Volksbüchereien in Preußen 
(Schöne Literatur), ohne Datum (Mai 1933), ebd., Bl.�15-17. Eine revidierte Fas-
sung der »amtlichen Schwarzen Liste für die Volksbüchereien in Preußen«, ohne 
Datum (etwa Juli 1933) findet sich in ADNBL, 840/4/0, unp. Der BV musste den 
amtlichen Charakter der Liste 1935 allerdings widerrufen. Vgl. Dahm, Buch, 
S.�172.

509 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�133�f. Zur geplanten Verbrennung eines 
Teils der in den ›schwarzen Listen‹ enthaltenen Bücher vgl. Wilhelm Hafemann 
(Staatskommissar zur Wahrnehmung der Geschäfte des Bürgermeisters, Berlin) an 
die Vorsitzenden der Bezirksämter Berlins, 18.4.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�4.
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›Reini gungs aktion‹ der Studentenschaft stieß im Buchhandel aber auf Ableh-
nung, der sie zu unterbinden suchte. Gleichwohl stellte sich der Börsenverein 
nicht grundsätzlich gegen die ›Säuberung‹, sondern wollte diese »nicht nur für 
die wissenschaftlichen und die Volksbüchereien, sondern auch für den Buchhan-
del außerordentlich wichtige und notwendige Arbeit« selbst in die Hand neh-
men.510 Dabei fand der Börsenverein tatkräftige Unterstützung des KfdK, dessen 
Vertreter Friedrich August Velmede Anfang Mai 1933 einen ersten Kontakt zwi-
schen dem Börsenverein und dem ›Herrmann-Ausschuss‹ herstellte. Velmede 
unterrichtete den Börsenverein über die Arbeiten des Ausschusses, der ›Schwarze 
Listen‹ für schöngeistige, volkswirtschaftliche, medizinische und insbesondere 
sexualwissenschaft liche Literatur aufgestellt habe. Alle drei Listen würden »jü-
dische Autoren« enthalten und solche, die »als antideutsch, pazifistisch oder als 
Sexualautoren« zu betrachten seien.511 Nachdem die Vorarbeiten für Berlin 
durchgeführt seien, bestehe nun »die zwingende Notwendigkeit«, auch »eine für 
das Sortiment gültige ›Schwarze Liste‹ zusammenzustellen«.512 Im Börsenverein 
reagierte man sofort. Sein Vorstandsmitglied, der Erste Vorsteher der Deutschen 
Buchhändlergilde Paul Nitschmann, verwies Velmede an die DB, die aufgrund 
ihrer qualifizierten Mitarbeiter und ihrer vollständigen Bücherbestände »zwei-
fellos am besten in der Lage« sei, derartige Indizes aufzustellen.513 Gleichzeitig 
teilte Nitschmann Uhlendahl vertraulich mit, dass diese Sache außerordentlich 
eile und er »dankbar« wäre, wenn die DB ihm »die Annahme dieser Arbeit mög-
lichst umgehend bestätigen« würde. Zudem solle im Börsenblatt eine Notiz  
darüber erscheinen, dass ein Berliner Arbeitsausschuss von Buchhändlern und 

510 Vgl. Paul Nitschmann (BV) an Uhlendahl, 4.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�1; Au-
gust Friedrich Velmede (Berlin) an Uhlendahl, 4.5.1933, ebd., Bl.�3. Vgl. auch Bar-
bian, Literaturpolitik (1995), S.�148. Wie Wolfgang Herrmann betonte, kam hinzu, 
dass das PK eine rigorose ›Reinigung‹ für die staat lichen Büchereiberatungsstellen 
verbindlich erklärt habe, die aber »für den freien deutschen Buchhandel nur sehr 
bedingt als Maßstab« tauge. Denn die Arbeiten der Volksbüchereien stünden »un-
ter sehr anderen Gesetzen« als die des Buchhandels. Daher bedürften die für das 
Sortiment zu erstellenden ›Schwarzen Listen‹ einer »Reduktion auf das für den 
Buchhandel erträgliche Maß«. Hoffmann, Säuberung, S.�356-358.

511 Paul Nitschmann (BV) an Uhlendahl, 4.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�1.
512 August Friedrich Velmede (Berlin) an Uhlendahl, 4.5.1933, ebd., Bl.�3. Vgl. auch 

Seifert, Aspekte, S.�84. 
513 Paul Nitschmann (BV) an Uhlendahl, 4.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�1. Zu Nitsch-

mann und der Deutschen Buchhändlergilde, der Dachorganisation aller örtlichen 
Sortimentervereinigungen, vgl. Fischer, Ernst: Der Sortimentsbuchhandel, in: 
Ders. u. Stephan Füssel (Hg.): Geschichte des deutschen Buchhandels im 19. und 
20. Jahrhundert. Die Weimarer Republik 1918-1933, Teil 2, Berlin u. Boston 2012, 
S.�335-412, hier S.�335�f.
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Bibliothekaren unter Nitschmann gemeinsam mit der DB mit der Vorbereitung 
›Schwarzer Listen‹ befasst sei.514 

Uhlendahl antwortete, »dass die Deutsche Bücherei selbstverständlich gern« 
bereit sei, die in Aussicht genommene Arbeit »in jeder Weise« zu unterstüt-
zen.515 Er habe zu diesem Zweck bereits »eine aus mehreren Bibliothekaren der 
Deutschen Bücherei bestehende Kommission« unter dem Vorsitz des Leiters der 
Bibliographischen Abteilung, Wilhelm Frels, gebildet, welche die »Liste der zu 
beanstandenden Sexualliteratur« unverzüglich in Angriff nehmen werde.516 Frels 
teilte Velmede bereits drei Tage später mit, dass er die Bearbeitung der vier Lis-
ten »Sexualliteratur«, »Schöne Literatur«, »Politische Literatur« und »Jugend-
schriften« besprochen und die erste Liste »persönlich in Angriff genommen« 
habe. Da die Listen für das Sortiment bestimmt seien, werde man die Reihe A 
der Deutschen Nationalbibliographie  – welche die für den Buchhandel be-
stimmten Neuerscheinungen anzeige – für die Jahre 1930 bis 1933 »einer syste-
matischen Durchsicht auf antinationale, sittlich anstößige oder in der Gesinnung 
destruktive Werke hin« unterziehen. Bei der Sexualliteratur gehe man bis auf das 
Jahr 1920 zurück. Zudem sei die von Velmede gewünschte Notiz über die Vor-
bereitung der schwarzen Listen an das Börsenblatt abgeschickt worden, man 
habe jedoch darauf verzichtet, die DB darin besonders herorzuheben. Denn da 
die DB kein Recht auf ein Reichspflichtexemplar besitze, sondern zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe, das gesamte deutschsprachige Schrifttum zu sammeln, auf die 
freiwillige Lieferung der Verleger angewiesen sei, sehe sie sich »zu einer gewis-
sen Zurückhaltung bei einer kritischen Auswertung ihrer Bestände genötigt«. 
Daher bat Frels, die Mitarbeit der DB an der Indizierung »in der Öffentlichkeit 
nach Möglichkeit unerwähnt zu lassen«. Es sei »für die ganze Aktion« wichtig, 

514 Wie Uhlendahl daraufhin von Velmede erfuhr, sollte die DB zunächst die »aller-
dringlichste Liste der Sexualliteratur« zusammenstellen. Diese sollte dann von 
einem unter der Leitung von Nitschmann stehenden Arbeitskreis von Buchhänd-
lern und den drei Mitgliedern des ›Herrmann-Ausschusses‹ beraten und schließlich 
vom PK für verbindlich erklärt werden. Paul Nitschmann (BV) an Uhlendahl, 
4.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�1; August Friedrich Velmede (Berlin) an Uhlen-
dahl, 4.5.1933, ebd., Bl.�3. Vgl. auch Seifert, Säuberung, S.�19�f. Darüber hinaus sollte 
sich die DB auch an der Erstellung »weißer Listen« beteiligen, die jene Bücher 
enthielt, die den »Grundstock jeder Bücherei« bilden sollten. August Friedrich 
Velmede (Berlin) an Wilhelm Frels (DB), 15.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�16�f.

515 Uhlendahl an Paul Nitschmann (Berlin), 5.5.1933, ebd., Bl.�2.
516 Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 6.5.1933, ebd., Bl.�6. Diese Kom-

mission hatte Uhlendahl allerdings nicht erst im Ergebnis der Anfragen Nitsch-
manns und Velmedes, sondern schon einen Monat zuvor gebildet, als man in der 
DB überlegte, ob politisch unliebsame und unsittliche Literatur weiterhin in den 
Bibliographien anzeigt werden sollte. Siehe dazu Kap.�V.�A. 5.4.2.
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»nicht nur jetzt« eine ›Schwarze Liste‹ zusammenzustellen und zu veröffentli-
chen, sondern das neuerscheinende Schrifttum fortlaufend zu prüfen und die 
Listen ständig zu aktualisieren. Für diese Aufgabe, so Frels, stehe die DB »selbst-
verständlich« und »sehr gern zur Verfügung«.517

Im Börsenverein und im neuen, dem Geschäftsführer des KfdK, Gotthard Ur-
ban, unterstehenden »Arbeitsausschuss« rannte Frels mit seinen empfehlenden 
›Richtlinien‹ offene Türen ein.518 Wie bereits erwähnt, veröffentlichte der Vor-
stand des Börsenvereins am 13. Mai 1933 im Börsenblatt die Namen von zwölf 
Schriftstellern, die als »Schädlinge« diffamiert wurden und aus dem Buchhandel 
›ausgemerzt‹ werden sollten.519 Das Mitglied des »Arbeitsausschusses«, Wolf-
gang Herrmann, äußerte kurz darauf prinzipielle Überlegungen »zur Säuberung 
der öffentlichen Büchereien« und gab einen Einblick in die Arbeit des Ausschus-
ses, dessen kulturpolitisches Ziel »in der geistigen Wehrhaftmachung [und] der 
totalen Mobilmachung des deutschen Menschen mit Hilfe des echtbürtigen 
Schrifttums« bestehe. Der Ausschuss richte »sich gegen die Zersetzungserschei-
nungen unserer artgebundenen Denk- und Lebensform« und ziele auf die Eta-
blierung »neuer Auswahl- und Wertprinzipien« auf dem Gebiet der Literatur-

517 Wilhelm Frels (DB) an August Friedrich Velmede (Berlin), 9.5.1933, ADNBL, 
840/4/1, Bl.�7. Die erwähnte Börsenblattnotiz enthielt schließlich keinen Hinweis 
auf die Mitarbeit der DB. Vgl. Verzeichnis der politisch oder sittlich anstößigen 
Bücher (Kleine Mitteilungen), in: BBl.�100 (1933), Nr.�108 vom 11.5.1933, S.�348; 
Poethe, Instrument, S.�276. Das hinderte die Buchhändler jedoch nicht daran, sich 
bei der DB »unverbindliche Urteile« darüber zu beschaffen, ob einzelne Werke 
und Autoren den »heutigen staatspolitischen Tendenzen« entsprachen. Denn wie 
der Essener Buchhändler Karl Vamberg feststellte, müsse man »heute […] ja auch 
auf Rassezugehörigkeit und evtl. frühere politische Betätigkung sehen«. Im Fall 
Vambergs fiel die Antwort von Frels sehr nüchtern aus: »Vermutlich dürften von 
[Theodor Hendrick] Van de Velde sämtliche Schriften auf die sogenannte Schwarze 
Liste kommen, von [Heinz] Zikel vielleicht einiges. [Rainer] Fetscher ist zwar un-
bedenklich, ich würde ihn aber doch mit einiger Vorsicht ausgeben. Die übrige von 
Ihnen genannte Literatur ist m.�E. im allgemeinen durchaus harmlos. In der Beur-
teilung der [zu verbietenden] Schriften [Max] Hodanns und [Magnus] Hirschfelds 
stimme ich mit Ihnen überein.« Karl Vamberg (Essen) an die Auskunftsstelle der 
DB, 11.5.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�12; Wilhelm Frels (DB) an Vamberg, 16.5.1933, 
ebd., Bl.�13.

518 Vgl. August Friedrich Velmede (Berlin) an Wilhelm Frels (DB), 15.5.1933, ebd., 
Bl.�16�f. Ein Hinweis auf die unter Leitung Urbans stehende Tätigkeit des »Arbeits-
ausschusses« findet sich im Schreiben Gotthard Urbans (KfdK, Reichsleitung Ber-
lin) an Regierungsrat Dr. Siehr (Polizei-Präsidium, Berlin), 22.7.1933, Landes-
archiv (LA) Berlin, A Pr.Br. Rep. 030, Nr.�16993, Bl.�6.

519 Redaktioneller Teil mit Bekanntgabe des Gesamtvorstands des BV vom 11.5.1933 
betr. »schädliche« Schriftsteller, in: BBl.�100 (1933), Nr.�110 vom 13.5.1933, S.�1; 
Herrmann, Säuberung, S.�358.
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kritik ab, in deren Ergebnis eine »für Verlag und Sortiment gleich verbindliche 
Reichsliste« entstehen solle. Herrmann betonte aber auch, dass es sich nach Auf-
fassung des Preußischen Kultusministeriums grundsätzlich empfehle, nicht alle 
auszusondernden Werke zu vernichten, sondern »von jedem, auch dem gefähr-
lichsten Buch je ein Exemplar in den großen Stadt-, Haupt- und Studienbüche-
reien für die kommende Auseinandersetzung mit den Asphaltliteraten und 
 Marxisten im Giftschrank zu behalten«.520 Über derartige »Giftschränke« soll-
ten aber ausschließlich die wissenschaftlichen Bibliotheken verfügen, während 
die für die Volksbüchereien aufgestellten Indizes »wirkliche Vernichtungslisten« 
sein sollten.521

Die erste von der DB bearbeitete Liste (Sexualliteratur) wurde dem »Arbeits-
ausschuss« am 20.  Mai 1933 zugestellt.522 Die Liste »Schöne Literatur« sollte 
»spätestens Mitte nächster Woche« folgen. Dagegen bereitete die Liste »Ge-
schichte und Politik« einige Schwierigkeiten, doch wie Frels betonte, hoffte man, 
auch diesen Index schnellstmöglich fertigzustellen.523 Die erste Sitzung des »Ar-
beitsausschusses« fand am 24.  Mai 1933 statt. Sie widmete sich der DB-Liste 
»Schöne Literatur« und einer von Wolfgang Herrmann bearbeiteten Liste für 
Volksbüchereien.524 Beide Listen wurden nach Verfassern und Büchern einge-
hend geprüft. Alle fraglichen Fälle wurden einem »Fünfer-Ausschuss« zugewie-

520 Ebd., S.�356. Dabei bezog sich Herrmann auf folgende Ausführungen des PK: 
»Grundsätzliches zur Anfertigung von Schwarzen Listen«, ohne Datum (Mai 
1933), BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�14. Das RMVuP gab in diesem Zusammen-
hang bekannt, dass die bis dahin erstellten ›Schwarzen Listen‹ nur »vorläufigen 
Charakter« besäßen. Der im Einvernehmen mit dem RMVuP gebildete »Arbeits-
ausschuss« werde nun aber »mit der Zusammenstellung endgültiger und vollstän-
diger Listen sowohl für die Bibliotheken und Leihbüchereien wie für den Buch-
handel« beginnen. Zeitungsartikel vom 21.5.1933: Die »schwarzen Listen« nur 
vorläufig. (Zeitung unbekannt), ADNBL, 840/4/0, unp. (hinten lose in Akten lie-
gend).

521 Protokoll der Sitzungen [des »Arbeitsausschusses« in der DB] am 16.6.1933, 
22.6.1933, LA Berlin, A Pr.Br. Rep. 030, Nr.�16993, Bl.�1-5 und BArch Berlin, 
R�56-I/45, Bl.�108-112.

522 Vgl. Wilhelm Frels (DB) an August Friedrich Velmede, 20.5.1933 u. 22.5.1933, 
ADNBL, 840/4/1, Bl.�19 u. 21; Frels an Paul Nitschmann, 20.5.1933, ebd., Bl.�20. 
Ein mutmaßlicher Entwurf dieser »Schwarzen Liste ›Sexualliteratur‹ als Manu-
skript vorbereitet durch August Friedrich Velmede, ohne Datum (etwa Mitte Mai 
1933) findet sich in BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�54-64.

523 Vgl. Wilhelm Frels (DB) an August Friedrich Velmede, 17.5.1933, ADNBL, 
840/4/1, Bl.�18. 

524 Ein mutmaßlicher Entwurf dieser »Schwarzen Liste ›Schöne Literatur‹« als Manu-
skript vorbereitet durch August Friedrich Velmede, ohne Datum (etwa Mitte Mai 
1933) findet sich in BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�33-48. »Der Vorschlag des Herrn 
Velmede« sollte die »Grundlage der Verhandlungen des Kampfbund-Ausschusses« 
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sen, der fortan regelmäßig vor den Sitzungen zusammentreten und Empfehlun-
gen aussprechen sollte.525 Für jede Sitzung war eine neue Liste vorzubereiten, 
»die gemeinsam mit der Deutschen Bücherei aufgestellt« werden sollte. Um die 
enge Verbindung mit der DB sicherzustellen, wurde Uhlendahl für Max Wieser 
in den Ausschuss berufen, für den in seiner Vertretung der jeweilige Sachbe-
arbeiter der DB einspringen sollte. Die Sitzungsteilnehmer erfuhren, dass in-
zwischen auch ein Teil der das Literarische Zentralblatt der DB bearbeitenden 
Fachreferenten mit der Vorbereitung »wissenschaftlicher Listen« befasst sei.526 
Welches Gewicht die Zuarbeit der DB besaß, geht daraus hervor, dass die dem 
»Fünfer-Ausschuss« überwiesenen fraglichen Fälle erst »auf Grund eines Gut-
achtens der Deutschen Bücherei« jeweils von der Liste gestrichen, neu hinzuge-
fügt oder ergänzt wurden.527 Im Ergebnis der Sitzung am 31. Mai, an der Uhlen-
dahl und Arthur Luther für die DB teilnahmen, wurde die Liste »Schöne 
Literatur« (Buchhandel) dem Propagandaministerium zur Stellungnahme vorge-

bilden, mit dem vermutlich der »Arbeitsausschuss« Nitschmanns gemeint war. 
Ebd., Bl.�32. 

525 Dem »Fünfer-Ausschuss« gehörten neben seinem Vorsitzenden Gotthard Urban 
(KfdK), Hans Richter (Schutzverband deutscher Schriftsteller e.V), Karl Heinrich 
Bischoff (Verleger), ein Herr Bunzel und Hermann Stehr (Schriftsteller, KfdK) an. 
Vgl. Protokoll der Sitzung des »Arbeitsausschusses«, 24.5.1933, ebd., Bl.�26.

526 Die für die Bearbeitung der wissenschaftlichen Listen notwendigen Richtlinien 
wurden von Alfred Baeumler, dem wohl wichtigsten »Wissenschaftspolitiker in 
Rosenbergs Entourage«, aufgestellt. Sie finden sich unter der Überschrift »Grund-
sätzliche Vorbermerkungen«, ohne Datum (etwa Juli 1933), ADNBL, 580/0 (Hef-
ter 1938-), Bl.�11-13. Zu Alfred Baeumler vgl. Piper, Rosenberg, S.�358. Um die 
Verbindung zu den Schrifttumsbehörden und zum Buchhandel sicherzustellen, 
wurde festgelegt, alle Listen-Entwürfe auch dem »Aktionsausschuss« des BV, den 
Herren Wilhelm Ziegler und Heinz Wismann (RMVuP), Ernst Bargheer und Hans 
Hinkel (PK), Rudolf Buttmann (RMdI), Julius Lippert (Staatskommissar für Ber-
lin) und Hans Hagemeyer (RFdS) laufend zuzustellen und über die Ergebnisse des 
»Arbeitssschusses« zu unterrichten. Zudem wurde auf den »streng vertraulichen 
Charakter« der ›Schwarzen Listen‹ verwiesen, die »weder veröffentlicht noch ver-
vielfältigt, oder Unberufenenen ausgehändigt werden« durften. Ebd. Als offenbar 
Teile der Listen durch eine Indiskretion in der Presse erschienen, drohte Velmede, 
nicht eher zu ruhen, »bis der Urheber dieses Vertrauensbruches im Konzentra-
tionslager gelandet« sei. August Friedrich Velmede (Reichsleitung KfdK, Berlin) an 
Hans Cordes (DB), 26.8.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�232. 

527 Protokoll [der Sitzung des »Arbeitsausschusses«], 31.5.1933, BArch Berlin, R�56-
I/66, Bl.�18�f. Die Reisekosten für Uhlendahl und seine Mitarbeiter zu den Aus-
schusssitzungen nach Berlin wurden offenbar vom BV übernommen. Vgl. Kurt 
Landgraf (DB) an BV, 25.9.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�236; BV an Uhlendahl, 
7.11.1933, ebd., Bl.�237; Martin Lippmann (DB) an BV, 10.11.1933, ebd., Bl.�237R-
238.
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legt, das sich mit dem RMdI und dem Preußischen Kultusministerium über die 
zu treffende Verordnungsform der Bücherverbote verständigen sollte.528 

Ein weiteres Ergebnis der Indizierungsarbeiten waren erste Richtlinien »für 
die Reinigung und Reinhaltung der Volksbüchereien von unerwünschten Schrif-
ten«. Demnach waren alle Werke zu entfernen, »die im Inlande oder vom Aus-
land her Deutschland, seine nationale Erhebung oder seine Einrichtungen« ver-
höhnten oder ›beschmutzten‹. Hinzu kamen »Schriften zersetzenden Inhalts«, 
wobei als Maßstab zur Beurteilung »der Geschmack eines erwachsenen Men-
schen mit mittlerer Bildung massgebend« war. Als »zersetzende Inhalte« galten 
die »Verhöhnung, Verächtlichmachung oder Verunglimpfung« von Volk, Na-
tion, Heer und Staat, von Gott, Gottesglaube, Religion und Kirche sowie »von 
Einrichtungen, auf denen die Kulturhöhe, Moral und Gesundheit des deutschen 
Volkes« beruhten, »wie Ehe, Familie, Schule, Autoritätsbegriff, Krankenpflege 
[und] Totenverehrung«. Ebenso zu entfernen waren Schriften, »die öffentlich 
bezwecken, das gesunde sexuelle Leben beider Geschlechter durch ungebühr-
lichen Anreiz zu stören« sowie die »Asphaltliteratur« bzw. »Literatur des intel-
lektuellen Nihilismus«, welche »die Beziehungen des deutschen Menschen zu 
Land, Volk und Umwelt« vernichtete.529 Welche Kriterien der »Arbeitsaus-
schuss« bei der Indizierung zugrunde legte, offenbarte der ›Stil‹ seiner ›Schwar-
zen Listen‹. So enthielt die für den Buchhandel erstellte Liste »Schöne Literatur« 
folgende stichwortartige ›Begründungen‹:

– »Asch, Nathan (Berlin: Rowohlt, Frankfurt a.��M.: Rütten u. Loening) Jü-
disch-Kommunistischer Tendenzschriftsteller, […]

528 Für die Liste für Volksbüchereien sollte im »Arbeitsausschuss« ein dem Hamburger 
Volksbibliothekar Wilhelm Schuster unterstehender Ausschuss gebildet werden. 
Die wissenschaftlichen Listen wurden durch eine Gruppe unter Alfred Baeumler 
bearbeitet. Vgl. Protokoll [der Sitzung des »Arbeitsausschusses«], 31.5.1933, BArch 
Berlin, R 56-I/66, Bl. 18�f.; August Friedrich Velmede (Reichsleitung KfdK) an Wil-
helm Schuster (Hamburg), 2.6.1933, LA Berlin, A. Rep. 021-03, Nr.�1359, unp.; 
Einladung Velmedes (KfdK) an die Mitglieder des Arbeitsausschusses, 6.6.1933, 
ebd. In der Akte BArch Berlin, R�56-V/70a finden sich verschiedene Listen (alle 
ohne Datum, etwa Mai 1933), die vermutlich auf den »Arbeitsausschuss« zurück-
gehen. Vgl. »Schwarze Liste für öffentliche Büchereien und gewerbliche Leih-
büchereien. Erzählende Literatur«, Bl.�51-53 (Richtlinien), »Schwarze Liste für 
Volksbüchereien. Schöne Literatur. B. Einzelschriften«, Bl.�85-99; »Schöne Litera-
tur. Schriftsteller, deren sämtliche Werke vom Buchhandel nicht mehr vertrieben 
werden sollen«, Bl.�65-74; »Schöne Literatur. Nach Verlegern geordnet«, Bl.�75-84.

529 Grundsätzliches für die Reinigung und Reinhaltung der Volksbüchereien von uner-
wünschten Schriften, ohne Datum (etwa Juni 1933), ebd., Bl.�111�f. Diese Grundsätze 
wurden von August Friedrich Velmede und dem Bibliothekar Wilhelm Schuster 
überarbeitet. Vgl. handschriftliche Bemerkungen der DB auf dem Entwurf »Grund-
sätzliches für die Reinigung und Reinhaltung […]«, ADNBL, 840/4/1, Bl.�36.
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– Brecht, Berthold (Berlin: Kiepenheuer) Verfasser der ›Dreigroschen-Oper‹, 
›Mahagonny‹ und zahlreicher anderer kommunistisch-hetzerischer Büh-
nenwerke und Gedichte,

– Ehrenburg, Ilja (Berlin: Malik-Verlag) Typischer Vertreter des jüdisch-zer-
setzenden Geistes. Verherrlicht Sowjetrussland und schmäht Deutschland,

– Feuchtwanger, Lion (Berlin: Kiepenheuer; Berlin: Propyläen-Verl.; Mün-
chen: Drei Masken Verl.) Verfasser des gegen die nationale Bewegung ge-
richteten Romans ›Erfolg‹. Lebt jetzt im Auslande und ergeht sich in gehäs-
sigen Schmähungen gegen Deutschland, […],

– Hasek, Jaroslav (Prag: Synek) Verfasser des berüchtigten ›Braven Soldaten 
Schwejk‹,

– Henel, Hans Otto (Hamburg: ›Fackelreiter-Verl.‹; Leipzig: Freidenker-
Verl.; Leipzig: ›Die Wölfe‹ u.�a.) Verfasser kommunistisch-pazifistischer 
Tendenzromane und -Novellen, sowie des widerwärtigen stark erotischen 
Romans ›Die Kellnerin Molly‹ […],

– Kerr, Alfred (Berlin: S. Fischer) Hauptvertreter des zersetzenden ›moder-
nen‹ Geistes,

– Kisch, Egon Erwin (Berlin: E. Reiss; Berlin: Sieben Stäbe Verl. u.�a.) Kom-
munistisch eingestellter Feuilletonist und Reiseschilderer […].«530

Die Charaktisierungen waren in erster Linie für die Referenten des Propaganda-
ministeriums gedacht, um ihnen »im Falle irgendwelcher Rückfragen Anhalts-
punkte zu geben«.531 Über die Grundsätze bei der Aufstellung der Listen und 
ihre ›Begründungen‹ bestanden im »Arbeitsausschuss« aber Differenzen. Daher 
betonte der Rosenberg-Adlatus Alfred Baeumler, durch die Herstellung der Lis-
ten solle »kein Kampf der Meinungen« entstehen. Deshalb seien »klare Begrün-
dungen« für jedes einzelne Werk sehr wichtig, »da sie in die ganze Welt hinaus 
getragen« würden. Baeumler zufolge sollten es Begründungen sein, »die der 
Grösse des Einzelnen keinen Abbruch tun, aber doch den grundsätzlichen 
Standpunkt scharf klarlegen. Überhaupt sei um der Volkspolitik willen eine 

530 »Schöne Literatur. Schriftsteller, deren sämtliche Werke vom Buchhandel nicht 
mehr vertrieben werden sollen«, BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�65-74, hier Bl.�65. 
Hinweise darauf, dass die Begründungen auch auf die DB zurückgingen finden sich 
u.�a. im Schreiben von Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 3.6.1933, 
ADNBL, 840/4/1, Bl.�32. Uhlendahl legte Wert darauf, »dass eine Autorität, etwa 
der Fünferausschuss«, die Begründungen decken sollte, da nicht auszuschließen 
war, dass die DB-Bearbeiter »in dem einen oder anderen Falle in ihrem Eifer zu 
weit« gingen. Ebd.; Uhlendahl an Prof. Dr. Hans Volkelt (Leipzig), 14.6.1933, 
ebd., Bl.�80.

531 August Friedrich Velmede (Reichsleitung KfdK) an Heinz Wismann (RMVuP), 
4.7.1933, BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�123.
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scharfe Liste unbedingt notwendig«.532 Diese Auffassung vertrat auch der Bör-
senverein. Sein »Aktionsausschuss« legte etwa zeitgleich den Entwurf einer Be-
kanntmachung vor, in dem die Namen derjenigen Schriftsteller angekündigt 
wurden, »deren sämtliche Werke vom Buchhandel weder verliehen noch vertrie-
ben werden« sollten. Mitglieder, welche dieser Aufforderung nicht nachkamen, 
mussten mit ihrem Ausschluss aus dem Verein rechnen. Die vom Börsenverein 
anerkannten Kreisvereine wurden angehalten, in Fühlungnahme mit den für ih-
ren Bezirk verantwortlichen Ortsvereinen »Ablieferungsstellen für die in der 
Liste aufgeführte Literatur« einzurichten, die dann »als Makulatur« durch den 
Altpapierhandel eingestampft werden sollte. Auch die dem Börsenverein nicht 
angeschlossenen Firmen waren zur Ablieferung verpflichtet, denen angedroht 
wurde, bei Zuwiderhandlung von der Aufnahme in die »berufsständische Orga-
nisation« des Buchhandels ausgeschlossen zu bleiben.533 

Es ergab sich jedoch das Problem, dass die Listen des »Arbeitsausschusses« 
nur einen Teil des Schrifttums abbildeten. Allerdings legte man gar keinen Wert 
auf Vollständigkeit, denn Buchhändler, Bibliothekare, Autoren und Verleger 
sollten »einem permanenten Straf- und Existenzrisiko und damit dem Zwang« 
ausgesetzt werden, ihre Bestände, Sortimente und ihre Produktion »selbsttätig 
den Erfordernissen der neuen Zeit anzupassen«.534 So wurde im Vorwort der 
›Schwarzen Liste‹ für öffentliche Büchereien und gewerbliche Leihbüchereien 
betont, dieser Index würde den Bibliothekar bei der »notwendigen Reinigungs-
aktion« unterstützen, ihm aber die weitere Verantwortung für die Bücher-
bestände nicht abnehmen. Die Liste beseitige nur »das Schändlichste« und gebe 
durch ihre Beispiele Richtlinien für eine Durcharbeit der Bestände. Die in ihr 
aufgeführten Autoren und Werke stünden »also zugleich als Beispiel für andere, 

532 Protokoll der Sitzungen [des Arbeitsausschusses, hier Unterausschuss für wissen-
schaftliche Listen] vom 16.  Juni 1933, 22.6.1933, Landesarchiv Berlin, A Pr.Br. 
Rep. 030, Nr.�16993, Bl.�1-5. 

533 Wie der »Aktionsausschuss« des BV im Hinblick auf die ›Schwarze Liste‹ für den 
Buchhandel festhielt, sollte alles, was auf der Liste stand, »als Makulatur abgegeben 
werden«, und zwar durch gesetzliche Regelung. Dadurch würden die Verleger vor 
den Rechtsansprüchen der Autoren geschützt. »Giftschränke« kämen lediglich für 
die wissenschaftlichen Bibliotheken, nicht jedoch für die Versandbuchhandlungen 
in Frage. Ebd. Vgl. zudem Bekanntmachung des Aktionsausschusses des BV, Juni 
1933, BArch Berlin, R�56-V/70a, Bl.�109�f. »Gegenüber Mitgliedern, welche dieser 
Verpflichtung zuwiderhandeln, werden wir auf Grund von §�9 Ziffer 1 der Satzung 
vorgehen.« Dieser Paragraph betraf das in der Satzung vorgesehene »Aus-
schließungsverfahren«. Vgl. Satzung des Börsenvereins der Deutschen Buchhänd-
ler zu Leipzig. Angenommen in der außerordentlichen Hauptversammlung des 
Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Frankfurt a.�M. am 25. September 
1887, Leipzig 1906, S.�13 (§�9), BArch Berlin, R�1501/107303, unp.

534 Dahm, Schrifttumspolitik, S.�61�f.
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die in dieser Liste nicht mit aufgenommen« seien und »für die Auswahl der künf-
tig erscheinenden Werke«.535 Jeder Buchhändler, so Wilhelm Baur, müsse »auch 
ohne amtliche Anweisung« wissen, »auf was es heute ankomme«. Wer »volk-
schädliches« Schrifttum vertreibe, verwirke sein Recht auf Berufsausübung.536

Obwohl der »Arbeitsausschuss« vom Propagandaministerium zur Fertigstel-
lung der Listen »dauernd gedrängt« wurde, zog sich die Arbeit über den Sommer 
1933 hinweg.537 Über die gesamte Zeit bildete die Zuarbeit der DB die wesentli-
che Grundlage der Indizierung.538 Am 10.  Juni 1933 übersandte Hans Cordes 
dem »Arbeitsausschuss« je zwei »Exemplare der Listen ›Weltanschauung, Recht, 
Politik, Staatswissenschaften, Geschichte, Bildende Kunst und Theater geschich-
te‹«.539 Drei Tage später folgte die überarbeitete Liste »Sexual literatur«. An ihr 
waren Bibliothekare der DB und medizinische Sachverständige der Universität 
Leipzig beteiligt.540 Am 16. Juni tagten Mitglieder des »Arbeitsausschusses« und 

535 Schwarze Liste, für öffentliche Büchereien und gewerbliche Leihbüchereien. Er-
zählende Literatur, ohne Datum (etwa Mai/Juni 1933), ADNBL, 840/4/1, Bl.�55-
57.

536 Dahm, Schrifttumspolitik, S.�62; Bekanntmachung Wilhelm Baurs, in: BBl.�101 
(1934), Nr.�234 vom 6.10.1934, S.�873. Zur Kritik an diesem ›Auswahl-Grundsatz‹ 
und der Forderung, bei der Indizierung viel weiter zu gehen, vgl. Gustav Pezold 
(Albert Langen/Georg Müller Verlag GmbH) an KfdK, 4.7.1933, ADNBL, 840/4/1, 
Bl.�175-181; Seifert, Säuberung, S.�21�f.

537 Vgl. etwa Einladung August Friedrich Velmedes an die Mitglieder des Arbeitsaus-
schusses (mit anliegendem Entwurf einer Schwarzen Liste »Jugendschriften«), 
6.6.1933, BArch Berlin, R�56-I/66, Bl.�3-7. Die Bewertung dieser Schriften erfolgte 
nach den Kriterien »zersetzend«, »kommunistisch«, »marxistisch«, »wehrfeind-
lich« und »materialistisch«. Vgl. ebd. Zur Sitzung selbst vgl. Protokoll der Sitzung 
in der Reichsgeschäftsstelle des KfdK, 8.6.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�54. Vgl. zu-
dem Protokoll über die Sitzung des Arbeitsausschusses für ›Schwarze Listen‹ [Ju-
gendschriften-Ausschuss] im KfdK, 19.6.1933, LA Berlin, A. Rep. 021-03, Nr.�1359, 
unp.

538 Zu den dabei auftretenden Problemen vgl. Hans Cordes (DB) an August Friedrich 
Velmede (Berlin), 1.7.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�105. Da unter den deutschen  
Bibliothekaren »irreführende und falsche Ansichten« über die in Vorbereitung be-
findlichen ›Schwarzen Listen‹ geäußert wurden, hielt es Uhlendahl für angebracht, 
seine Berufskollegen auf dem Bibliothekartag in Darmstadt »durch ein paar allge-
meine Bemerkungen« ins Bild zu setzen, um »das weitere Umsichgreifen der Le-
gendenbildung zu verhindern«. Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 
13.6.1933, ebd., Bl.�60. Vgl. auch Leyh, 29. Versammlung, S.�503.

539 Hans Cordes (DB) an August Friedrich Velmede (Berlin), 10.6.1933, ADNBL, 
840/4/1, Bl.�58.

540 Vgl. Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin) (mit anliegender Liste: 
Sexual literatur), 13.6.1933, ebd., Bl.�60-77; Seifert, Säuberung, S.�20, 140. Die Listen 
wechselten zur Überarbeitung mehrfach zwischen der DB und der Reichgeschäfts-
führung des KfdK hin und her. So schickte die DB Velmede im Juli 1933 erneut 
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besprachen die Listen »Recht, Politik, und Staatswissenschaften«, »Geschichte«, 
»Pädagogik und Jugendbewegung« sowie »Weltanschau ung«.541 Im Ergebnis 
der ›Säuberungsaktion‹ lagen Mitte Juli 1933 schließlich Entwürfe folgender 
›Schwarzer Listen‹ vor, die in erster Linie für das Sortiment, die Leihbüchereien 
und die Volksbibliotheken bestimmt waren:542

Unterausschuss für den Buchhandel (Leiter: Paul Nitschmann):
– Schöne Literatur. Schriftsteller, deren sämtliche Werke vom Buchhandel nicht 

mehr vertrieben werden sollen.543

– Schöne Literatur. Nach Verlegern geordnet.544

Unterausschuss für die Volks- und (gewerblichen) Leihbüchereien (Leiter: Wil-
helm Schuster):
– Liste für Volksbüchereien. Schöne Literatur. A. Schriftsteller, deren sämt-

liche Werke auszuscheiden sind.545

eine Liste »Sexualliteratur«. Vgl. Hans Cordes (DB) an Velmede, 7.7.1933, ADNBL, 
840/4/1, Bl.�155.

541 Auch auf den Gebieten der Rechtswissenschaften und der Pädagogik sollten Fach-
wissenschaftler »den Herren der Deutschen Bücherei« assistieren. Protokoll der 
Sitzungen vom 16.6.1933, 22.6.1933, LA Berlin, A Pr.Br. Rep. 030, Nr.�16993, 
Bl.�1-5 und BArch Berlin, R�56-I/45, Bl.�108-112.

542 Vgl. Gotthard Urban (KfdK, Reichsleitung Berlin) an Regierungsrat Dr. Siehr 
( Polizei-Präsidium, Berlin), 22.7.1933, LA Berlin, A Pr.Br. Rep. 030, Nr.�16993, 
Bl.�6-180. Es ist unklar, ob es tatsächlich zur offiziellen Bildung von Unterausschüs-
sen innerhalb des »Arbeitsausschusses« kam, aber in der unmittelbaren Praxis stellte 
es sich für die Beteiligten so dar. So verwies Wilhelm Schuster bspw. auf den »Ju-
gendschriften-Ausschuss«, während Velmede vom »Volksbüchereiausschuss« 
sprach. Vgl. Protokoll über die Sitzung des Arbeitsausschusses für ›Schwarze Listen‹ 
im KfdK, 19.6.1933, LA Berlin, A. Rep. 021-03, Nr.�1359, unp.; August Friedrich 
Velmede an Uhlendahl, 13.7.[6.!]1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�78. Dass Alfred Baeum-
ler einen Ausschuss für wissenschaftliches Schrifttum übernehmen sollte, wurde be-
reits erwähnt. Vgl. dazu Anm.�528. Während Gotthard Urban die Sitzung betr. »Ju-
gendschriften« leitete, fungierte Paul Nitschmann als Leiter der Sitzung, welche die 
Buchhandelsliste (Schöne Literatur) betraf. Vgl. Protokoll der Sitzung betr. Jugend-
schriften, 8.6.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�54; Protokoll der Sitzung vom 24.5.1933, 
ebd., Bl.�26; Protokoll der Sitzung am 31.5.1933, BArch Berlin, R�56-I/66, Bl.�18-19.

543 Vgl. Gotthard Urban (KfdK, Reichsleitung Berlin) an Regierungsrat Dr. Siehr (Po-
lizei-Präsidium, Berlin), 22.7.1933, LA Berlin, A Pr.Br. Rep. 030, Nr.�16993, Bl.�6, 
76-85.

544 Vgl. ebd., Bl.�86-95.
545 Vgl. ebd., Bl.�13-33. Die grundsätzlichen Erläuterungen zur »Schwarzen Liste für 

öffentliche und gewerbliche Leihbüchereien. Erzählende Literatur« finden sich 
ebd., Bl.�10-12.
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– Schwarze Liste für Volksbüchereien. Schöne Literatur. B. Einzelschriften.546

Unterausschuss für Jugendschriften betr. Buchhandel und Büchereien (Leiter: 
Gotthard Urban): 
– Jugendschriften.547

Unterausschuss für wissenschaftliche Literatur betr. Buchhandel und Büche-
reien (Leiter: Alfred Baeumler)
– Sexualliteratur,548

– Geschichte,549

– Bildende Kunst, Theatergeschichte,550

– Recht, Politik, Staatswissenschaften,551

– Weltanschauung,552

– Pädagogik und Jugendbewegung,553

– Psychoanalyse und Individualpsychologie.554

Bei der Indizierung schossen die Mitglieder der Ausschüsse nicht selten über das 
Ziel hinaus. So musste bei der Überprüfung der Liste für das »Jugendschrifttum« 
durch die DB »eine ganze Reihe« von Werken wieder gestrichen werden, da ihr 
Erscheinen auf der ›Schwarzen Liste‹, so Uhlendahl, »beim besten Willen nicht 
zu rechtfertigen gewesen wäre«. Dies galt für die Bilderbücher von Johannes 
Thiel und Walter Trier. Sie seien »nach der übereinstimmenden Meinung unserer 
prüfenden Herren so harmlos, dass man sie etwa dem ›Struwwelpeter‹ oder dem 
›Max und Moritz‹ an die Seite stellen« müsse. Erich Kästner könne mit den vier 
Werken des Listenentwurfs für die »Jugendschriften« ganz von der Liste ver-
schwinden. Die Bibliothekare der DB hätten aber sich entschlossen, wenigstens 
zwei seiner Werke zu erfassen. Werke weiterer Autoren seien gestrichen, andere 
hinzugefügt worden.555

546 Vgl. ebd., Bl.�34-48.
547 Vgl. ebd., Bl.�177-180.
548 Vgl. ebd., Bl.�49-65, 66-75.
549 Vgl. ebd., Bl.�134-136, 137�f.
550 Vgl. ebd., Bl.�139-141.
551 Vgl. ebd., Bl.�142-149, 150-154.
552 Vgl. ebd., Bl.�155-159.
553 Vgl. ebd., Bl.�160-167, 168-176.
554 Ein Hinweis auf diese Liste findet sich im Schreiben von Hans Cordes (DB) an 

August Friedrich Velmede (Berlin), 1.7.1933, ADNBL, 840/4/1, Bl.�105. Vgl. zu-
dem Erläuterung zu der Liste: Psychologie und Individualpsychologie, ohne Da-
tum (etwa Juli 1933), ADNBL, 580/0 (Hefter 1938-), Bl.�9�f. 

555 Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 14.7.1933, ADNBL, 840/4/1, 
Bl.�158.
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Die Beispiele zeigen, dass die DB bei der Indizierung auf Augenhöhe mit dem 
Kampfbund für deutsche Kultur agierte und dabei auch selbst aktiv wurde. Für 
das selbstbewusste Auftreten der Leipziger Bibliothekare war ausschlaggebend, 
dass sich im Zuge der Indizierungsarbeiten zwischen der DB und der Reichs-
leitung des Kampfbundes einvernehmliche Beziehungen eingestellt hatten. So 
hatte Uhlendahl den Schriftführer des ›Arbeitsausschusses‹, August Friedrich 
Velmede, »als Dank für die mannigfache Unterstützung« in den vergangenen 
Monaten als Mitglied der Gesellschaft der Freunde der DB angemeldet und ihn 
gebeten, auch den Geschäftsführer des KfdK, Gotthard Urban, für die GdF zu 
gewinnen.556 Im Gegenzug und »mit Rücksicht auf die kulturellen Ziele des 
Kampfbundes« empfahl Uhlendahl sämtlichen Angehörigen der DB, seinem 
Beispiel zu folgen, und der Organisation Rosenbergs beizutreten, wozu sich 33 
Mitarbeiter bereit erklärten.557

Die unter maßgeblicher Mitarbeit der DB entstandenen Einzellisten wurden 
Ende Sommer 1933 von der Reichsleitung des KfdK zur einer ›Gesamtliste der 
unerwünschten Literatur‹ zusammengefasst und dem RMVuP zur Entscheidung 
vorgelegt. Dort war man sich aber noch keineswegs darüber im klaren, in wel-
cher Form diese Liste und die für das ganze Reich verbindliche Anordnung zur 
Indizierung veröffentlicht werden sollte.558 Nach der Errichtung der Reichskul-
turkammer im September 1933 ergriff Goebbels’ oberster Schrifttumsexperte 
Wismann aber die Initiative.559 In seinem Auftrag veranlasste der KfdK die Ge-
schäftsstelle des Börsenvereins, den Verlegern schöngeistiger Literatur in ver-
traulichen »Einschreiben« mitzuteilen, »dass das Angebot und der Vertrieb« der 
in den Einschreiben aufgeführten Werke »aus nationalen und kulturellen Grün-
den nicht erwünscht« sei und deshalb fortan zu unterbleiben habe. Die Grund-
lage für diese Aktion bildete die Liste »Schöne Literatur«, die in der Geschäfts-

556 Uhlendahl an August Freidrich Velmede (Berlin), 18.9.1933, ebd., unp.
557 Umlauf Uhlendahls, 18.9.1933, ebd., unp. Während sich von den Beamten und An-

gestellten der DB 34 zu einer Mitgliedschaft im KfdK bereit erklärten, lehnten im-
merhin 87 von ihnen einen Beitritt ab. Von den Volontären und Praktikanten traten 
zudem drei in KfdK ein, während 28 von ihnen einen Beitritt verweigerten. Vgl. 
Tabelle im Anschluss an den o.�g. Umlauf Uhlendahls vom 18.9.1933 sowie Über-
sicht betr. die Mitgliedschaft beim KfdK »Meldungen liegen vor von«, ebd., unp.; 
Uhlendahl an August Friedrich Velmede (KfdK, Berlin), 29.9.1933 u. 21.10.1933, 
ebd., unp.

558 Vgl. August Friedrich Velmede (Reichsleitung KfdK, Berlin) an Hans Cordes 
(DB), 3.7.1933, ebd., Bl.�106; Gotthard Urban (KfdK) an RMVuP (mit anliegenden 
Listen), 13.7.1933, BArch Berlin, R�56-V/70, Bl.�2-244; Schwarze Listen [Kleine 
Mitteilungen], in: BBl.�100 (1933), Nr.�174 vom 29.7.1933, S.�564.

559 Vgl. Gotthard Urban (KfdK Reichsleitung, Berlin) an Heinz Wismann (RMVuP), 
3.11.1933, BArch Berlin, R�55/684, Bl.�28; KfdK an Albert Hess (BV), 3.11.1933, 
ebd., Bl.�29. Vgl. auch Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�151.
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stelle des Börsenvereins geführt, den Verlegern allerdings nicht zur Kenntnis 
gebracht wurde.560 Wie die betroffenen Verleger erfuhren, hatte es der Börsen-
verein übernommen, »mit den ihm zur Verfügung stehenden Machtmitteln den 
Wünschen der massgebenden Stellen Geltung zu verschaffen«. Sollten die indi-
zierten Werke weiterhin »in den buchhändlerischen Verkehr gebracht werden«, 
hätte der betreffende Verleger mit seinem Ausschluss aus dem Börsenverein zu 
rechnen. Die Verbote betrafen jedoch nur den Verkauf an die »breite Masse«. 
Lagen besondere Gründe für die Anschaffung vor, etwa eine Verwendnung für 
wissenschaftliche Zwecke oder »literarische Studien«, war die Auslieferung an 
das Sortiment zunächst noch erlaubt.561 Der Börsenverein betonte, dass sich der 
Verleger, führe er Bestellungen an das Sortiment aus, »vorher die notwendige Si-
cherheit gegen missbräuchliche Verwendung verschaffen« müsse. Die Einschrei-
ben seien »streng vertraulich« zu behandeln, was vermutlich darauf abzielte, die 
nun allmählich ›amtlichen Charakter‹ annehmenden Indizierungen möglichst 
diskret durchzuführen, um negative Reaktionen des Auslands zu vermeiden.562 

560 Vgl. ebd.; Vermerk Uhlendahls betr. die Behandlung der verbotenen politischen 
Literatur in der buchhändlerischen Bibliographie, 24.11.1933, ADNBL, 555/0/4-1, 
Bl.�10.

561 Einschreiben des BV an die Firma Propyläen-Verlag GmbH (Berlin), 28.11.1933, 
BArch Berlin, R�56-I/89, Bl.�97. Allerdings wurde diese Regelung im März 1934 
vom Berliner Polizeipräsidenten unterlaufen, der festlegte, dass der Verkauf mar-
xistischer Literatur auch für wissenschaftliche Zwecke nicht erlaubt sei, da die Ge-
fahr bestehe, dass diese Bücher zu »staatsfeindlichen Bestrebungen Verwendung 
finden«. Reinke (Polizeipräsident, Berlin) an BV, 2.3.1934, BArch Berlin, R�55/684, 
Bl.�16.

562 Einschreiben des BV an die Firma Propyläen-Verlag GmbH (Berlin), 28.11.1933, 
BArch Berlin, R�56-I/89, Bl.�97. Vgl. auch Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�151�f., 
525. Kopien aller einzelnen »Einschreiben« an die Verlage gingen zudem an Wis-
mann (RMVuP), Buttmann (RMdI), Franz Janich (Gestapa), Urban (KfdK) und 
Reinke (Polizeipräsidium Berlin). Vgl. KfdK an Albert Hess (BV), 3.11.1933, 
BArch Berlin, R�55/684, Bl.�29. In der Akte (Bl.�214-395) finden sich zahlreiche 
Beispiele für derartige »Einschreiben« an die Verleger. Einen Beleg dafür, dass die 
Existenz ›Schwarzer Listen‹ in Deutschland gegenüber dem Ausland »amtlich ge-
leugnet« wurde, liefert Heinz Wismann, der zudem andeutete, dass auch dem Sor-
timentsbuchhandel diese Listen offiziell nicht bekannt seien, sodass dieser nicht 
wisse, welche Literatur er verkaufen könne und welche nicht. Aber mit Blick auf 
das Ausland sei es eben nicht ratsam, dem Buchhandel diese Listen bekannt zu ge-
ben. Heinz Wismann (RMVuP, Abt. II) Bericht über die für die Überwachung des 
Buchimports geleistete Arbeit, ohne Datum, BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�13-16, 
hier Bl.�14. Indem man die Buchhändler über die Verbote im unklaren ließ, sollten 
sie zu einer Kooperation mit der RSK und der Gestapo gezwungen werden. Vgl. 
Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�525. Dass sich aus dieser Nichtkenntnis der Lis-
ten bei den Buchhändlern zwangsläufig »Missverständnisse« bei der Behandlung 
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Aufmerksamen Beobachtern blieben die Veränderungen auf dem Buchmarkt 
aber nicht verborgen. So hielt der Leiter der Zugangsstelle der PSB, Heinrich 
Feldkamp, Ende August 1933 fest, dass der allgemeine Eindruck bestehe, dass 
marxistisches und erotisches Schrifttum in Deutschland nicht mehr hergestellt 
und vertrieben werde. Dies würden auch Bibliographien, Zugangsverzeichnisse 
und Kataloge bestätigen, die »eindeutig einen völligen Stillstand der Produktion 
und eine absolute Leere des Marktes« erkennen ließen. Dies sei ein Indiz dafür, 
dass es der Polizei gelungen sei, die entsprechenden Verlagsfirmen weitgehend 
zu erfassen und vom Markt zu verbannen.563

Dennoch wurde weiterhin fieberhaft an der Fortführung der ›Schwarzen Lis-
ten‹ gearbeitet. In einer Besprechung am 7. Dezember 1933 im Geheimen Staats-
polizeiamt in Berlin, in der das Propaganda- und das Preußische Kultusministe-
rium, die Reichsschrifttumskammer, der KfdK und das Berliner Polizeipräsidium 
vertreten waren, wurde Velmede der Auftrag erteilt, sämtliche ›Schwarzen Lis-
ten‹ für die genannten Behörden nochmals zu redigieren. Wie Velmede Uhlen-
dahl vertraulich mitteilte, hätten das RMVuP die Buchhandelsliste und das Kul-
tusministerium die Volksbüchereiliste inzwischen »vollinhaltlich für verbindlich 
erklärt«. Mit ihrer vertraulichen Weiterleitung habe man den Börsenverein (Ver-
leger) und den Verband Deutscher Volksbibliothekare (Volksbüchereien) beauf-
tragt. Die für die Herstellung und Vervielfältigung der Listen unentbehrlichen 
Rotaprintplatten lagerten in der DB, die Velmede – u.�a. von Gestapo, Polizei-
präsidium und RMVuP mit der Aufstellung neuer Listen beauftragt – um weitere 
Mitarbeit ersuchte.564 Dabei ging es auch um die Schaffung sogenannter ›weißer 
Listen‹, an deren Herstellung die DB ebenfalls beteiligt war.565

von verbotenem Schrifttum ergaben, geht hervor aus einem Schreiben der RSK an 
RMVuP, 29.1.1938, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�308.

563 PK an RMdI (mit anliegendem Bericht Heinrich Feldkamps betr. Auswirkungen 
der Regierungsmaßnahmen auf die Herstellung, Verbreitung und Benutzung der 
marxistischen und erotischen Literatur vom 26.8.1933), 29.11.1933, BArch Berlin, 
R�1501/126832, Bl.�90-97.

564 August Friedrich Velmede (KfdK Reichsleitung, Berlin) an Uhlendahl, 9.12.1933, 
ADNBL, 840/4/1, unp. Am 11.12.1933 übersandte das PK dem VDV die ›Volksbü-
chereiliste‹, die jene Bücher enthielt, »die unter keinen Umständen in den öffentli-
chen Büchereien zu führen« seien. Diese Liste sollte der VDV den Büchereileitern 
Preußens zustellen. PK an VDV, 11.12.1933, BArch Berlin, R�55/684, Bl.�8. Zu die-
sem Zweck sollte die DB 500 Abzüge der Liste herstellen. Aufgrund der Verfügung 
des PK, das die Liste für Preußen zugrunde legte, sollte das RMVuP schließlich die 
übrigen Länderregierungen »zu gleichem Verhalten und Vorgehen veranlassen«. 
August Friedrich Velmede (KfdK Reichsleitung, Berlin) an Uhlendahl, 9.12.1933, 
ADNBL, 840/4/1, unp.

565 Vgl. Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 4.1.1934, ebd., unp.;  Velmede 
(KfdK Reichsleitung, Berlin), an Uhlendahl, 17.1.1934, ebd.; Uhlendahl an Vel-
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Auch wenn Goebbels nach der Bildung der Reichskulturkammer nun immer 
offener dazu überging, die Federfühung in der Kulturpolitik für sich zu rekla-
mieren und lästige Konkurrenten – etwa die völkisch-doktrinären Traditionalis-
ten aus Rosenbergs Kampfbund für deutsche Kultur – aus dem Feld zu schlagen, 
war er in der Frage des Verbots und der Beschlagnahme von Druckschriften von 
einer einheitlichen, in seiner Hand liegenden zentralen Steuerung noch weit ent-
fernt.566 Über die Tatsache, dass nach wie vor verschiedene Instanzen auf dem 
Gebiet der Buchverbote aktiv waren, war aber auch der Börsenverein wenig er-
freut, denn sein Ziel bestand darin, »durch die Erarbeitung einer parteiamtlich 
und ministeriell akzeptierten ›Liste der unerwünschten Literatur‹ die Verbots-
vorgänge eingrenzen und kontrollieren zu können«.567 Um dies zu erreichen, 
schlug der Vorsteher des Börsenvereins im März 1934 vor, die Beschlagnahme 
von Druckwerken im RMVuP zu zentralisieren.568 Dort fanden derartige Über-
legungen regen Beifall, denn in einer Anordnung an die Landesregierungen hatte 
das Ministerium gerade verfügt, polizeiliche Buchverbote fortan »nur noch in 
vorläufiger Form auszusprechen« und vor einer endgültigen Entschließung über 
ein Verbot die Stellungnahme der RSK herbeizuführen.569 Eine Änderung in der 
Verbotspraxis hatte dies jedoch nicht zur Folge. Nach wie vor existierte kein 
reichseinheitlicher Index. Die von verschiedenen Behörden unabhängig von ein-
ander verfügten Druckschriftenverbote wurden im Börsenblatt, im Reichsanzei-
ger, im Deutschen Kriminalpolizeiblatt sowie den Organen der Landespolizeien 
veröffentlicht. Die RSK verfügte zu diesem Zeitpunkt »über keinerlei Indizie-
rungsermächtigung« und war darauf beschränkt, im Auftrag der polizeilichen 
Verbotsinstanzen Prüfgutachten zu erstellen. Bei Beschlagnahmungen, die ledig-
lich aus politisch-polizeilichen Gründen erfolgten, hatte sie auch kein Mit-
spracherecht. Aber auch der Politischen Polizei war es nicht gelungen, ihre 

mede (mit anliegender »Grundliste empfehlenswerter Jugendschriften«), 30.1.1934, 
ebd.

566 Vgl. Longerich, Goebbels, S.�228. Als Beispiel für die Einflussnahme von Rosen-
bergs RFdS auf die Indizierung von Druckschriften vgl. etwa Bücherkunde der 
RFdS (II. Folge), ohne Datum (um 1934), BArch Berlin, NS 8/153, Bl.�170-189. 
Zum Versuch Hagemeyers das RMdI davon zu überzeugen, mit Hilfe der RFdS die 
Schrifttumsangelegenheiten der Landespolizeibehörden einheitlich zu bearbeiten, 
vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�518.

567 Ebd., S.�153.
568 Vgl. Albert Hess (BV) an Heinz Wismann (RMVuP), 3.3.1934 u. 15.3.1934, BArch 

Berlin, R�55/684, Bl.�3�f., 7.
569 RMVuP an die Landesregierungen und an den Preußischen Ministerpräsidenten, 

7.3.1934, BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�9.
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» zer splitterte Verbotspraxis« zu vereinheitlichen und wenigstens einen für alle 
Polizeibehörden verbindlichen Index zu schaffen.570 

Demnach lag das Buchverbotswesen im Reich »noch völlig im Argen«, wie 
der Leiter der Schrifttumsabteilung im RMVuP, Heinz Wismann, seinem Minis-
ter im Dezember 1934 gestehen musste. Die Indizierungspraxis erscheine »stark 
dezentralisiert, weil von keiner Instanz ein Buchverbot direkt für das ganze 
Reichsgebiet verbindlich ausgesprochen werden« könne. Daher mahnte er eine 
»reichsgesetzliche Reform des gesamten Buchverbotswesens« an. Während ihm 
»die Errichtung einer obersten Prüfungsinstanz für Buchverbote« beim RMVuP 
vorschwebte, hielt es das Ministerium aber für zweckmäßiger, »unter weitgehen-
der, wenn möglich sogar vollständiger Ausschaltung der Polizei Buchverbote 
nur noch durch den Präsidenten der RSK aussprechen zu lassen.571 Wismann ar-
rangierte sich mit diesem Vorschlag, betonte aber, man dürfe nicht außer Acht 
lassen, »eine Reichsliste der verbotenen und beschlagnahmten Literatur« zusam-
menzustellen und diese für das gesamte Reichsgebiet als allein verbindliche In-
dizierungsgrundlage zu verwenden. Der Schrifttumsabteilung des RMVuP liege 
bereits eine umfassende »Liste der verbotenen und unerwünschten Literatur« 
vor, die weit umfangreicher sei, als jede andere bisher erschienene Liste. Dabei 
handelte es sich um eine Zusammenfassung der vom KfdK in Kooperation mit 
dem Börsenverein und der DB erstellten Indizes, um die vom Reichsfinanz-
ministerium herausgegebenen periodischen Veröffentlichungen über verbotene 
ausländische Druckschriften sowie laufende Verbotsveröffentlichungen des 
RMdI und der Länderministerien. Wismann schlug vor, diese zusammengefass-
ten Listen als Reichsindex zu drucken, im Einvernehmen mit dem RMdI »als  
alleinverbindlich« zu erklären und sämtlichen Polizeidienststellen und interes-
sierten Ämtern zur Verfügung zu stellen. Gerade die Gestapo, so Wismann, 
warte förmlich auf das Erscheinen eines solchen Index, um die letzten großen 
›Reinigungsaktionen‹ – etwa in den Antiquariaten – durchführen zu können.572

570 Dahm, Schrifttumspolitik, S.�58. Vgl. auch Heinz Wismann (Leiter der Abt. VIII, 
RMVuP) an Hans Schmidt-Leonhard (RMVuP), 9.1.1935, BArch Berlin, R�56-
V/65, Bl.�46-48.

571 Heinz Wismann (Leiter der Abt. VIII, RMVuP) an den Herrn Minister, 17.12.1934, 
BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�23�f. Vgl. auch Barbian, Literaturpolitik (1995), 
S.�519�f.

572 Heinz Wismann (Leiter der Abt. VIII, RMVuP) an den Herrn Minister, 23.1.1935, 
BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�26-29. Zu der zu diesem Zeitpunkt auf Hochtouren 
laufenden und von Wismann koordinierten »Säuberungsaktion in den Leihbüche-
reien« vgl. den Schriftwechsel in BArch Berlin, R�55/682. Vgl. zudem Chef des Si-
cherheitshauptamtes (Leiter der Zentralabteilung I) an den Präsidenten der RSK 
(mit anliegendem Bericht über die vom Oktober 1936 bis Juni 1937 erfolgte 
Durchsuchung [5.000] buchhändlerischer Betriebe nach schädlichem und uner-
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Goebbels und sein Staatssekretär, Walther Funk, stimmten Wismanns Plänen 
zur Drucklegung der »Reichsliste der verbotenen und unerwünschten Literatur« 
zu und ergriffen nun selbst die Initiative.573 Am 4. März 1935 legte Goebbels 
dem Chef der Reichskanzlei den Entwurf eines Gestzes über die Aufhebung des 
›Schund- und Schmutz-Gesetzes‹ von 1926 mit der Begründung vor, die RKK 
und ihre RSK seien nunmehr die geeigneteren Organe, die Verbreitung uner-
wünschter Literatur zu verhindern. Als »Organe des Standes« seien sie nicht nur 
»besser befähigt«, sondern auch in der Lage, die Aufgaben der inzwischen be-
deutungslosen Oberprüfstelle in Leipzig und ihrer Dependancen in Berlin und 
München zu übernehmen.574 Mit dem schließlich am 10. April 1935 verabschie-
deten »Gesetz über die Aufhebung des Gesetzes zur Bewahrung der Jugend vor 
Schund- und Schmutzschriften« wurden die Prüfstellen zum 31. März 1935 auf-
gelöst.575 Der eigentliche Paukenschlag erfolgte jedoch am 25. April 1935, als der 
Präsident der RSK unter Bezugnahme auf die erste Durchführungsverordnung 
zum RKK-Gesetz eine »Anordnung über schädliches und unerwünschtes Schrift-
tum« herausgab, die fortan die Rechtsgrundlage des Verbotswesens darstellte.576 
Durch diese Anordnung wurde die RSK mit der Führung von zwei Verbotslisten 
betraut. Die erste – die »Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums«, 
im Folgenden auch als ›Liste 1‹ bezeichnet577 – sollte alle Bücher und Schriften 

wünschtem Schrifttum [bei der etwa 300.000 Schriften beschlagnahmt wurden], 
5.8.1937, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�309-315.

573 Vgl. Vermerk Heinz Wismanns, 1.3.1935, BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�25.
574 Goebbels an den Herrn Staatssekretär und Chef der Reichskanzlei (mit anliegen-

dem Entwurf für ein Gesetz über die Aufhebung des Gesetzes zur Bewahrung der 
Jugend vor Schund- und Schmutzschriften, nebst Begründung), 4.3.1935, BArch 
Berlin, R�43-II/479, Bl.�66-68. Vgl. zudem Vermerk RMVuP (Abt. V) für RMVuP 
(Abt. I), 11.2.1935, BArch Berlin, R�55/81, Bl.�63. Die Prüfstelle München für 
Schund- und Schmutzschriften war zum 31.12.1934 aufgelöst worden. Vgl. RM-
VuP (Abt. I) an Oberfinanzkasse München, 14.11.1934, ebd., Bl.�46.

575 Vgl. Gesetz über die Aufhebung des Gesetzes zur Bewahrung der Jugend vor 
Schund- und Schmutzschriften vom 10.4.1933, Abschrift aus RGBl., Teil I, Nr.�43 
vom 18.4.1935, S.�341, ADNBL, 315/4, Bl.�27.

576 Vgl. Dahm, Schrifttumspolitik, S.�58. Die »Anordnung der Reichsschrifttumskam-
mer über schädliches und unerwünschtes Schrifttum« findet sich in, Warmuth, 
Ludwig (Hg.): RSK-Taschenbuch für den deutschen Buchhandel, Berlin 1937, 
S.�133�f.

577 Vgl. Dahm, Buch, S.�167. Die Liste erschien unter dem Titel Liste 1 des schädlichen 
und unerwünschten Schrifttums. Gemäß §�1 der Anordnung des Präsidenten der 
Reichsschrifttumskammer vom 25. April 1935 bearbeitet und herausgegeben von 
der Reichsschrifttumskammer. Stand vom Oktober 1935, Berlin [1936]. In sie  
flossen offenbar auch die Verbote anderer Indizes, etwa des von der Bayerischen 
Politischen Polizei herausgegebenen »Verzeichnisses der polizeilich beschlag-
nahmten und eingezogenen, sowie für Leihbüchereien verbotenen Druckschrif-
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enthalten, »die das nationalsozialistische Kulturwollen« gefährdeten und deshalb 
weder durch öffentliche Büchereien verliehen noch über den Buchhandel ver-
trieben werden durften (§�1). Die zweite Liste umfasste Schriften, die Jugend-
lichen nicht zugänglich gemacht und deshalb nicht ausgestellt werden durften 
(§�2). Verstöße gegen die Anordnung wurden mit dem Ausschluss aus der RSK, 
in leichten Fällen mit Ordnungsstrafen bedroht (§�3). Anträge auf eine Einrei-
hung von Schriften in eine der beiden Listen konnten beim Präsidenten der RSK 
gestellt werden, der seine Entscheidung im Einvernehmen mit dem RMVuP fällte 
(§�4). »Rein wissenschaftliches Schrifttum« war ausgenommen, da es in die Zu-
ständigkeit des Reichserziehungsministeriums fiel. Allerdings konnten auch sol-
che Werke in die ›Liste 1‹ aufgenommen werden, wenn der Reichserziehungsmi-
nister damit einverstanden war (§�5).578 Diese Anordnung stellte die bis dahin 
bestehende Rechtslage auf den Kopf, denn Beschlagnahmeaktionen der Polizei 
bedurften nun einer Genehmigung durch die RSK, um rechtskräftig zu wer-
den.579 »Die Politische Polizei – das heißt ab Sommer 1936 das ›Geheime Staats-
polizeiamt‹ (Gestapa) in Berlin und die ihm nachgeordneten Stapoleitstellen in 
den Ländern – fungierten fortan als Hilfs- und Vollzugsorgan« der RSK.580 Ob-
wohl sich der Reichsinnenminister gegen die im Alleingang von Goebbels her-
ausgegebene Anordnung verwahrte, denn sie bedeutete einen Einbruch in seinen 
Kompetenzbereich und den Verlust substanzieller Befugnisse – zog er den Kür-

ten« mit ein. Vgl. Karl Heinl (RSK) an Karl Heinz Hederich (PPK), 2.7.1936, 
BArch Berlin, R�56-V/72, Bl.�217�f. (In der Akte findet sich auf Bl.�220-224 auch ein 
Auszug aus der bayerischen Liste).

578 Vgl. Dahm, Schrifttumspolitik, S.�58�f.; Ders., Buch, S.�167; Barbian, Literatur-
politik (1995), S.�520�f.

579 Im Mai 1935 machte Goebbels deutlich, dass durch die Anordnung vom 25.4.1935 
polizeiliche Buchverbote nun in weitem Umfange entbehrlich würden. Für beson-
dere Fälle erinnerte er daran, dass er im Einvernehmen mit dem RMdI bereits am 
7.3.1934 Richtlinien herausgegeben hatte, nach denen Buchverbote von Polizeibe-
hörden nicht ausgesprochen werden durften, ohne dass der RSK vorher Gelegen-
heit zur gutachtlichen Stellungnahme gegeben worden sei. Vgl. Goebbels an die 
Landesregierungen (für Preußen an den RMdI), 11.5.1935, ADNBL, 744 (Hefter: 
1927-1974), Bl.�38. 

580 Dahm, Schrifttumspolitik, S.�59. Laut Dahm hob die »Anordnung […] über schäd-
liches und unerwünschtes Schrifttum« keine der bisherigen Verbotsbestimmungen 
der landespolizeilichen und landesgerichtlichen Behörden auf (§�6). Dies hing ver-
mutlich damit zusammen, dass das RMVuP nicht in der Lage war, sämtliche bis 
dahin erlassenen Verbote zu erfassen. Wichtiger, so Dahm, sei die Feststellung, 
dass die aufgrund der Anordnung geführte ›Liste 1‹ »stets nur den im Gesamtreich 
geltenden Verbotsstand repräsentierte, niemals aber sämtliche im Reich geltenden 
Verbote erfaßte«. Ihre Zahl, so Dahm, sei bis heute unbekannt. Ebd., S.�59�f.
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zeren.581 Denn nachdem Ausgleichsverhandlungen zwischen dem RMdI und 
dem RMVuP ohne Erfolg blieben, bestätigte Hitler Anfang April 1936 »die ›Fe-
derfühung‹ des Propagandaministeriums auf allen ihm zugewiesenen Arbeitsge-
beiten unter ›Einschluss der polizeilichen Aufaben‹«.582

5.4.2. »Die Arbeiten an der Liste des unerwünschten Schrifttums laufen gut 
weiter« – Verbotene Bücher und Nationalbibliographie

Am 6. April 1933 gab Uhlendahl seinen Mitarbeitern bekannt, er habe eine von 
Frels geleitete Kommission ins Leben gerufen, der die Bibliothekare Johannes 
 Ruppert, Josef Montebaur, Heinrich Kunze und Otto Eggert angehörten. Die 
 Kommission sollte untersuchen, inwieweit »politisch oder moralisch zu bean-
standene Schriften nach den bisherigen Bestimmungen aus der Bibliographie 
ausgeschlossen« würden. Zudem fragte Uhlendahl, ob »eine Änderung dieser 
Bestimmungen angebracht« erscheine und in welcher Form? Bei der Beantwor-
tung der Fragen sei davon auszugehen, »dass Tägliches Verzeichnis, Reihe A der 
Nationalbibliographie, Halbjahresverzeichnis und Deutsches Bücherverzeichnis 
eine Einheit« bildeten.583 Dahinter stand die im Kontext der Reichstagsbrand-
verordnung und des Ermächtigungsgesetzes aufgekommene Überlegung, uner-

581 Vgl. etwa Hans Schmidt-Leonhard (RMVuP) an Minister Goebbels, 2.1.1936, 
BArch Berlin R�43-II/1134, Bl.�37-39. Ein Beispiel für ein Druckschriftenverbot 
des RMdI findet sich in RMdI an die Landesregierungen, 30.11.1935, BArch Berlin, 
R�58/973, Bl.�12. An der Frontstellung zwischen dem RMdI und dem RMVuP än-
derte auch der von beiden am 27.9.1935 erlassene Runderlass nichts, in dem die 
Landesregierungen erneut an die Einhaltung des am 7.3.1934 vom RMVuP ange-
ordneten Verfahrens bei der Durchführung polizeilicher Buchverbote erinnert 
wurden. Vgl. Hans Pfundtner (RMdI) und Erich Greiner (RMVuP) an die Landes-
regierungen (für Preußen an den Herrn Ministerpräsidenten), 27.9.1935, BArch 
Berlin, R�43-II/479, Bl.�80R. Vgl. auch Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�521.

582 Dahm, Buch, S.�167�f. Bereits im Dezember hatte die RSK Überlegungen zu einem 
Reichsgesetz angestellt, um ihre zentrale Befungnis in Verbotsfragen zu sanktio-
nieren. Vgl. Rechtsreferent der RSK an Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP), 
21.12.1935, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�133-138. Vgl. zudem Niederschrift über 
die Besprechung in der Reichskanzlei am 31.1.1936 über die Frage von Buch-, Zei-
tungsveboten etc., 8.2.1936, BArch Berlin, R�43-II/1134, Bl.�40�f.

583 Verfügung Uhlendahls, 6.4.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�1. Zur Erinnerung: Das 
im Börsenblatt erscheinende »Tägliche Verzeichnis« (TV) zeigte die Neuerschei-
nungen des deutschen Buchhandels an, die dann in der Reihe A der National -
bibliographie wöchentlich zusammengefasst wurden. Diese Bibliographien ku-
mulierten dann zusätzlich zu einem Halbjahres- und einem Fünfjahresverzeichnis 
(Deutsches Bücherverzeichnis). Werke, die anstatt sofort nach ihrem Erscheinen 
um mehr als ein Vierteljahr verspätet in der DB eingingen, wurden nicht in der Na-
tionalbibliographie angezeigt, sondern erst in den Zusammenfassungen der einzel-
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wünschtes Schrifttum nicht im Täglichen Verzeichnis oder in der Nationalbi-
bliographie, dafür aber im Halbjahres- bzw. Fünfjahresverzeichnis anzuzeigen. 
Damit wäre die unerwünschte Literatur zwar ›versteckt‹ worden, gleichzeitig 
hätte man jedoch auch die Vollständigkeit der Bibliographie gewahrt.584 

Dies bestätigte die Kommission, die im Hinblick auf Uhlendahls erste Frage 
feststellte, »unzüchtige Schriften« würden im Täglichen Verzeichnis grundsätz-
lich nicht angezeigt. Allerdings nehme die Reihe B der Deutschen Nationalbib-
liographie – welche die Erscheinungen außerhalb des Buchhandels umfasse und 
daher in wesentlich geringerem Maße von der Allgemeinheit wahrgenommen 
werde – im Interesse der Vollständigkeit sämtliche Schriften dieser Art sowie 
beschlagnahmte Werke auf.585 In Bezug auf das »politische Schrifttum« wurde 
betont, dass normalerweise nach den grundsätzlichen Bestimmungen keine 
Schrift wegen ihres politischen Inhalts von der Aufnahme ins Tägliche Verzeich-
nis auszuschließen sei. Allerdings habe der Leiter des Verzeichnisses, Wilhelm 
Frels, seit dem »Eintritt der nationalen Revolution marxistische Propagandalite-
ratur nicht mehr aufgenommen«, sondern »ohne weiteres« an das Halbjahresver-
zeichnis weitergegeben. Im Hinblick auf die zweite Frage Uhlendahls empfahlen 
die DB-Bibliothekare, bei den »unzüchtigen Schriften« wie bisher zu verfahren 
und »marxistische Propagandaliteratur aus Russland« nicht mehr in das Tägliche 
Verzeichnis und in die Nationalbibliographie Reihe B aufzunehmen. Aus angeb-
lichen »Sparsamkeitsrücksichten« sollte sogar auf ihre Aufnahme in das Halb-
jahresverzeichnis verzichtet und die betreffene Literatur nur noch – und zwar 
»lediglich im Interesse der Vollständigkeit der Bibliographie« – im Deutschen 
Bücherverzeichnis und im Alphabetischen Katalog der DB zur Anzeige gelan-
gen.586

nen Nummern dieser Bibliographie, also im Halbjahresverzeichnus oder schließ-
lich im Deutschen Bücherverzeichnis.

584 Bezeichnenderweise sprach der Leiter der Bibliographischen Abteilung der DB, 
Wilhelm Frels, 1937 von der bis dahin praktizierten »versteckten Vollständigkeit 
der Bibliographie«. Handschriftliche Bemerkungen von Wilhelm Frels vom 
22.4.1937 auf einem Aktenvermerk Uhlendahls, 19.4.1937, ADNBL, 555/0/1-0, 
Bl.�55.

585 Wie Johannes Ruppert vermerkte, habe man in der Reihe B in Übereinstimmung 
mit den Berliner Titeldrucken Titel beschlagnahmter Werke mit der Fußnote »Be-
schlagnahmt« versehen. Bemerkungen Johannes Rupperts zu den Fragen Uhlen-
dahls, 16.4.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�3.

586 Die Aufnahme der deutschsprachigen, nichtpolitischen Literatur aus der Sowjet-
union sollte dagegen weiterhin auch im Täglichen Verzeichnis und in der DNBg 
erfolgen. »Marxistische Propagandaliteratur aus Deutschland« indes, so die Kom-
mission, dürfte kaum noch eingehen, da sie sofort nach ihrem Erscheinen der Be-
schlagnahme anheimfalle. Die Aufnahme gleichgerichteter Schriften aus Öster-
reich, der Schweiz und dem Elsass in das Tägliche Verzeichnis und in die Reihe B 
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Die Feststellungen der Kommission sollten eigentlich zu einer Empfehlung 
für die Bibliographische Abteilung des Börsenvereins und seinen Vorstand füh-
ren. Denn auch dort zeigte man sich angesichts der neuen Verhältnisse ver un-
sichert. Der Leiter der Bibliographischen Abteilung, Georg Schwab, teilte Uh-
lendahl am 12.  April 1933 mit, dass in der letzten Zeit aus der Sowjetunion 
verstärkt deutsche kommunistische Literatur eingegangen sei. Davon habe das 
Tägliche Verzeichnis aber »nur eine bestimmte Auswahl aufgenommen«. Dies 
jedoch stehe im Gegensatz zu der von Uhlendahl vertretenen Ansicht, »dass eine 
Unterbindung der bibliographischen Aufnahme wohl zunächst nicht in Frage« 
komme. Nun seien jedoch noch etwa 200 Schriften für die Bibliographie zu be-
arbeiten, die verspätet eingegangen und vom Täglichen Verzeichnis abgelehnt 
worden seien, woraus Schwab die dringende Bitte ableitete, »diese Frage endgül-
tig für die Buchhändler-Bibliographie zu klären«.587 Uhlendahl wurde diese 
durchaus unangehme Entscheidung vom Vorstand des Börsenvereins allerdings 
abgenommen, der entschied, russische kommunistische Literatur in die Biblio-
graphie aufzunehmen. Die Begründung lautete, dass »den an der Kontrolle inte-
ressierten Stellen« dadurch die Titel dieser Werke zur Kenntnis gebracht wür-
den. Die Werke seien aber für die Ausleihe bei der DB zu sperren.588

Diese Festlegung des Börsenvereins und die Empfehlungen der ›Frels-Kom-
mission‹ bildeten die Grundlage der bibliographischen Arbeit der DB, eine 
grundsätzliche Klärung über Aufnahme oder Nichtaufnahme verbotener Schrif-
ten und der »Emigranten-Literatur« stand aber noch aus.589 »Unzüchtige Schrif-
ten« erscheinen demnach nicht im Täglichen Verzeichnis und somit auch nicht 
in der Reihe A der DNBg. Allerdings konnten diese Schriften, soweit es sich um 
Neuerscheinungen handelte, in die Reihe B aufgenommen werden, da sie als Pri-

hielt die Kommission »im allgemeinen für unbedenklich«, schlug jedoch vor, poli-
tische Literatur dieser Art fortan nur noch auszuleihen, wenn der Betreffende den 
Nachweis erbringe, dass er diese Literatur für wissenschaftliche Zwecke benötige. 
Besprechung der von der Direktion [der DB] eingesetzten Kommission zur Be-
ratung über Aufnahme moralisch und politisch anstössiger Schriften in die Biblio-
graphie, 28.4.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�2. Dass man in der Bibliographischen 
Abteilung der DB in der Folgezeit auch so verfuhr, machte Frels im Mai 1934 deut-
lich, als er auf eine Anfrage der Politischen Abteilung des Polizeipräsidiums Leip-
zig antwortete, er habe »rein propagandistische und deutschfeindliche russische 
Schriften von der Aufnahme in das Tägliche Verzeichnis und die Deutsche  
Na tionalbibliographie ausgeschlossen«. Vermerk des Polizeipräsidiums Leipzig, 
25.5.1934, ebd., Bl.�19.

587 Georg Schwab (Bibliographische Abteilung, BV) an Uhlendahl, 12.4.1933, ADNBL, 
558/0 (Hefter: 1930-1936), Bl.�139.

588 Albert Hess (Geschäftsstelle BV) an Uhlendahl, 26.4.1933, ebd., Bl.�139R.
589 Vgl. nicht abgesandtes Schreiben von Wilhelm Frels an den Verlag H. Haessel 

(Leipzig), 14.12.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�11R.
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vatdrucke anzusehen und im öffentlichen Handel nicht erhältlich waren. Be-
schlagnahmte Werke wurden besonders gekennzeichnet. Es war durchaus denk-
bar, so Frels, dass »besonders schlechte Erzeugnisse dieser Gattung« auch in der 
Reihe B keine Aufnahme fanden, doch sei dieser Fall noch nicht aufgetreten.590 
Das von Uhlendahl und seinen Mitarbeitern hochgehaltene Ideal einer möglichst 
vollständigen Bibliographie des deutschen Schrifttums erhielt aber bald erste 
Risse. Denn bei den aus politischen Gründen verbotenen Schriften ergaben sich 
spätestens 1935 deutliche Veränderungen, die zu Lücken in der Reihe A der  
Nationalbibliographie führten, die auch nicht mehr uneingeschränkt von den 
kumulierenden Halb- und Mehrjahresverzeichnissen nachträglich geschlossen 
wurden. So wurde bereits vor ihrem Eingang in die DB verbotene Literatur we-
der im Täglichen Verzeichnis noch in der Nationalbibliographie angezeigt und 
gelangte auch nicht in die Halb- und Mehrjahresverzeichnisse. Solche Werke 
wurden lediglich in einer sogenannten »Geheimkartei« vermerkt und auf kürzes-
tem Weg der von Otto Eggert geleiteten »Geheimabteilung« zugeführt.591 Die 
Titel nicht beschlagnahmter marxistischer und »politischer Emigranten-Litera-

590 Kurt von Kamptz (DB) an die Buchhandlung und Leihbibliothek Ernst Müller 
(Wien), 7.9.1933, ADNBL, 557, Bl.�26; Wilhelm Frels an die Firma Ernst Müller 
(Wien), 17.11.1933, ebd., Bl.�28. Dies änderte sich jedoch in den nächsten Jahren, 
sodass die Reihe B erste Lücken aufwies, so etwa bei den geheim zu haltenden Dis-
sertationen, die nach Auffassung der zuständigen Behörden im »staatspolitischen 
Interesse« weder in der Reihe B noch im »Jahresverzeichnis der Deutschen Hoch-
schulschriften« zur Anzeige gebracht werden durften. Der Vorsteher der Hoch-
schulschriftenabteiung der DB an UB Marburg, 20.10.1937, ADNBL, 555/0/4-1, 
Bl.�106; Verfügung Uhlendahls, 14.2.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialver-
fügung 1937-1940), Bl.�268.

591 Vgl. Werner Rust (DB) an Albert Hess (BV), 29.5.1935, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�28; 
Vermerk von Wilhelm Frels (DB) über derzeit gültige Grundsätze über die Auf-
nahme verbotener und unerwünschter Literatur in die Bibliographien des Börsen-
vereins, 29.5.1935, ebd., Bl.�29. Frels empfahl jedoch im Interesse der »Gleich-
mässigkeit«, auch die verbotene Literatur »mindestens z.�T.« in das Halb- und das 
Mehrjahresverzeichnis aufzunehmen und mit dem Vermerk »beschlagnahmt« zu 
versehen, was Rust offenbar genehmigte. Damit war die Vollständigkeit der Biblio-
graphie wieder indirekt hergestellt. Vgl. ebd. Der Hinweis, dass die Geheimabtei-
lung von Eggert geleitet wurde, findet sich in Aktennotiz von Albert Hess (Ge-
schäftsführer des BV) über die Besprechung mit Rust und Uhlendahl betr. verbotene 
und unerwünschte Bücher, 8.1.1936, ebd., Bl.�41�f. Die Leiterin der Dienststelle des 
»Monatlichen Verzeichnisses der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften«, 
Charlotte Alberti, gab im Juni 1937 an, Veröffentlichungen der noch bestehenden 
jüdischen Körperschaften des öffentlichen Rechts »in den letzten Jahren – auch 
ohne besondere Anordnung  – nicht mehr berücksichtigt« zu haben. Allerdings 
habe dies keinen nach teiligen Einfluss auf ihre Beschaffung gehabt. Handschrift-
licher Vermerk von Charlotte Alberti (DB), 4.6.1937, ADNBL, 555/0/1-0, Bl.�57R.
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tur« wurden nicht in das Tägliche Verzeichnis aufgenommen, in die DNBg nur 
dann, »wenn es sich nicht um ausgesprochen staatsfeindliche Schriften« han-
delte. Allerdings wurden sämtliche Titel in das Halb- und das Mehrjahresver-
zeichnis aufgenommen, soweit sie nicht zu den von vornherein beschlagnahmten 
Werken gehörten. Erfolgte eine nachträgliche Beschlagnahme von Schriften, die 
in der DNBg bereits angezeigt waren, so wurde ihren Titeln im Halb- und Mehr-
jahresverzeichnis der Vermerk »beschlagnahmt« hinzugefügt. Werke von Emi-
granten, die auf der ›Schwarzen Liste‹ des Börsenvereins standen und deren 
Name angeblich »anrüchig« war, wie etwa Magnus Hirschfeld, Lion Feucht-
wanger oder Arnold Zweig, wurden im Täglichen Verzeichnis nicht angezeigt, 
erschienen jedoch in den übrigen Bibliographien, wenn ihr Inhalt »unpolitisch 
bezw. unbedenklich« war.592 

Diese Handhabung stieß jedoch in Buchhandels- und Verlegerkreisen auf 
Kritik. Bereits im Dezember 1933 monierte ein Leipziger Verleger, dass der im 
selben Jahr im Querido-Verlag in Amsterdam erschienene Roman »Die Ge-
schwister Oppenheim« von Lion Feuchtwanger nicht in der DNBg verzeichnet 
sei. Daran knüpfte der Verleger die Frage, »ob in Zukunft die Nationalbibliogra-
phie tatsächlich dadurch entwertet werden« solle, »dass Bücher von Autoren wie 
Feuchtwanger, Heinrich Mann etc. auch bibliographisch nicht mehr angeführt« 
würden. Um nicht mit der Tür ins Haus zu fallen, räumte der Kritiker ein, dass 
es sich in diesem einen Fall aber möglicherweise auch nur »um ein Nachhinken 
der Bibliographierung« handle, weil das Buch vom Verleger nicht eingesandt 
worden sei. Bei der Bibliographierung dürfe es aber keine Rolle spielen, ob der 
Vertrieb des Werkes in Deutschland gestattet oder gewünscht sei.593 Frels teilte 
dem Verleger mit, dass das Buch Feuchtwangers noch nicht in der DB eingegan-

592 Werner Rust (DB) an Albert Hess (BV), 29.5.1935, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�28; 
Handschriftliche Notiz von Wilhelm Frels (DB), 28.6.1934, ADNBL, 555/0/4-1, 
Bl.�22. Einem Schreiben von Georg Schwab ist zu entnehmen, dass es Literatur gab, 
die von den Bibliographien der DB nicht erfasst wurde: »Soweit die jetzt verbotene 
Litertaur überhaupt bibliographiert wurde, findet sie sich auf folgende Verzeich-
nisse verteilt: 1. Nationalbibliographie Reihe A (später Halbjahrskatalog usw.), 2. 
[…] Reihe B (ohne weitere Fortsetzung), 3. Sperlings Zeitschriftenkatalog […]. Ein 
großer Teil der Verbote erstreckt sich ferner auf bibliographisch nicht erfasste Li-
teratur (darunter besonders Flugblätter u.�ä.). So sind z.�B. von rund 1.500 in der 
Zeit vom 1. Februar bis Mitte Oktober angezeigten Verboten nur rund 300 Schrif-
ten […] in der Bibliographie vertreten.« Georg Schwab (Bibliographische Abtei-
lung, BV) an Albert Hess (BV), 10.11.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�9.

593 H. Haessel Verlag (Leipzig) an die DB, 9.12.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�11. Vgl. 
auch Halfmann, Horst: Das Schrifttum der Emigration in der Deutschen Bücherei, 
in: Deutsche Bücherei 1912-1962. Festschrift zum fünfzigjährigen Bestehen der 
Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig 1962, S.�197-217, hier S.�205.
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gen war.594 Dabei verschwieg er, dass das Werk der Erwerbungsabteilung »schon 
bekannt« war, man es aber »wegen der verbotenen Produktion« unterlassen 
hatte, den Querido-Verlag um ein Belegexemplar zu bitten.595 Was Frels aber 
nicht verschwieg war, dass Lion Feuchtwanger zu den »zwölf nicht mehr durch 
den deutschen Buchhandel vertriebenen Autoren« gehörte, deren Werke daher 
auch nicht mehr im Täglichen Verzeichnis zur Anzeige gelangten. Wenn der In-
halt des Buches »zu Bedenken keinen Anlass« gebe, so Frels, »würde im Hin-
blick auf die Vollständigkeit der Bibliographie die Aufnahme des Titels in die 
Deutsche Nationalbibliographie und in das Halbjahresverzeichnis erfolgen«. 
Denn der Börsenverein stehe grundsätzlich auf dem Standpunkt, dass auch die 
unerwünschte und verbotene Literatur bibliographisch nachweisbar sein müsse. 
Im Allgemeinen könne man daher damit rechnen, dass diese Literatur min-
destens im Halbjahresverzeichnis und im Deutschen Bücherverzeichnis zu fin-
den sei.596 

Diese Behandlung der ›unerwünschten und verbotenen Literatur‹ stieß natur-
gemäß bei den davon betroffenen Verlegern auf Widerspruch. Daraus ergaben 
sich für die DB durchaus unliebsame Folgen. So gab sich der von Berlin nach 
Prag emigrierte linksgerichtete Malik-Verlag mit dem Vorgehen der DB und des 
Börsenvereins keineswegs zufrieden und machte die Lieferung seiner Produk-
tion von der Anzeige in den buchhändlerischen Bibliographien abhängig. Ge-
schehe dies nicht, könne die DB ihren Anspruch auf Vollständigkeit nicht mehr 
aufrechterhalten, da der Verlag seine Schriften dann nicht mehr nach Leipzig 
sende.597 Die Genossenschafts-Buchhandlung in Zürich antwortete auf eine Be-
legexemplarforderung der DB, dass es für sie eigentlich selbstverständlich sei, 
diesem Wunsch zu entsprechen. Gleichwohl zögere man, jedes Buch nach Leip-
zig zu schicken, da »bekanntlich […] im heutigen Deutschland nicht jedes Buch 
Verbreitung finden« könne. Man habe festgestellt, »dass eine Emigranten-Lite-
ratur« in der Nationalbibliographie »nicht registriert« werde, woraus zu schluss-

594 Vgl. Wilhelm Frels (DB) an den Verlag H. Haessel (Leipzig), 15.12.1933, ADNBL, 
555/0/4-1, Bl.�13.

595 Handschriftliche Bemerkungen des Leiters der Erwerbungsabteilung der DB, Al-
bert Paust, vom 12.12.1933 auf dem Schreiben des H. Haessel Verlags (Leipzig) an 
die DB, 9.12.1933, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�11. Der Querido-Verlag wurde offenbar 
erst im Ergebnis der kritischen Anfrage von der DB angeschrieben und um eine 
Übersendung des Buches gebeten. Der Verlag erklärte sich »gern bereit«, das ge-
wünschte Belegexemplar zu schicken, »unter der selbstverständlichen Bedingung«, 
dass es von der DB »wie jegliche andere deutsche Produktion« geführt, also auch 
in der Bibliographie angezeigt, werde. Abschrift eines Schreibens des Querido-
Verlags (Amsterdam) an die DB, 2.1.1934, ebd., Bl.�14. 

596 Wilhelm Frels an den Verlag H. Haessel (Leipzig), 15.12.1933, ebd., Bl.�13. 
597 Abschrift eines Schreibens des Malik-Verlages (Prag) an die DB, 10.2.1934, ebd., 

Bl.�15.
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folgern sei, dass die DB diese Literatur »für die Bibliographie überhaupt nicht« 
wünsche oder sie gar nicht erst erhalte, weil sie an der Grenze beschlagnahmt 
werde.598 Auch die Fehr’sche Buchhandlung im schweizerischen St. Gallen 
 verwies auf den hinderlichen Zustand, »dass die deutsche Bibliographie die 
 Aufnahme von gewissen Titeln« unterlasse. Es handle sich dabei »um die sog. 
Emigrantenliteratur in deutscher Sprache und vermutlich auch um grundsätz-
liche Weglassung von Veröffentlichungen jüdischer Autoren, bezw. über jüdi-
sche Persönlichkeiten«. Dies sei ein sehr bedauerlicher Umstand, denn »die 
 Bibliographie sollte den Benutzer nach wie vor in die Lage setzen, sich über alle 
in deutscher Sprache veröffentlichten Druckwerke Auskunft zu verschaffen«. 
Wert urteile hätten an dieser Stelle keinen Platz.599 Auf dieses »falsche und 
schiefe Urteil« reagierte Frels recht unwirsch:

»Die Meinung, dass Veröffentlichungen von jüdischen Autoren oder solche 
über jüdische Persönlichkeiten, ferner dass marxistische Literatur von der  
bibliographischen Verzeichnung ausgeschlossen würden, ist unrichtig. In den 
großen zusammenfassenden Bibliographien, also dem Halbjahresverzeichnis 
und dem Deutschen Bücherverzeichnis, ist bisher in derselben Weise wie frü-
her die gesamte in deutscher Sprache erscheinende Literatur verzeichnet wor-
den. Dagegen haben wir aus dem Täglichen Verzeichnis, das, wie Sie mit Recht 
bemerken, einen Werbecharakter hat, und aus der Deutschen Nationalbiblio-
graphie, der ebenfalls ein solcher Charakter nicht abzusprechen ist, in verein-
zelten Fällen die Titel von würdeloser Emigrantenliteratur und ausgesprochen 
kommunistischer Propaganda herausgelassen, eine Massnahme, für die gewiss 
auch der Ausländer Verständnis aufbringen wird, zumal wenn sie, wie es hier 
geschieht, auf besonders krasse Fälle beschränkt bleibt.«600

Während sich die DB einerseits der Kritik der Verleger und Buchhändler ausge-
setzt sah, verspürte sie andererseits den Druck der Behörden, die ihre bibliogra-
phischen Verzeichnisse ebenfalls genau prüften und schon bei geringen ›Fehltrit-
ten‹ sofort Alarm schlugen.601 So musste sich Frels im Mai 1934 auf Weisung des 

598 Otto Ferber (Geschäftsführer der Genossenschafts-Buchhandlung, Zürich) an die 
DB, 4.7.1935, ebd., Bl.�34.

599 Fehr’sche Buchhandlung (St. Gallen) an die DB, 13.6.1934, ebd., Bl.�21.
600 Wilhelm Frels (DB) an die Fehr’sche Buchhandelung (St. Gallen), 6.7.1934, ebd., 

Bl.�23.
601 Vgl. den Vorwurf der RSK, die im Täglichen Verzeichnis vom 29.2.1936 einen Ti-

tel von Max Brod entdeckt hatte, dessen sämtliche Schriften in der »Liste 1 des 
schädlichen und unerwünschten Schrifttums« stünden. Frels antwortete, dass es 
sich dabei zwar um »kein literarisch wertvolles, aber harmloses Buch« handle. 
Brod gehöre nicht zu den zwölf vom BV geächteten Schriftstellern, und von seinen 
zahlreichen Werken seien bisher nur zwei beschlagnahmt. Zudem sei ihm, Frels, 
nicht bekannt, dass die vom RMVuP am 25.4.1935 eingeführte ›Liste 1‹ für die Bi-
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RMdI und des Geheimen Staatspolizeiamts vor der Politischen Abteilung des 
Polizeipräsidiums Leipzig verantworten, weil im Täglichen Verzeichnis vom 
5. März das 1933 in Leningrad erschienene Buch von Karl Marx »Lohn, Preis 
und Profit« angezeigt worden war.602 Frels verwies darauf, dass er den Weisun-
gen des Börsenvereins entsprechend verfahre, und lediglich propagandistische 
Literatur von der Aufnahme ausschließe, die übrige russische Literatur aber im 
Interesse der Vollständigkeit aufnehme. Dies treffe auch im vorliegenden Fall zu, 
denn bei dem betreffenden Werk handle es sich um ein Schulbuch, das aus-
schließlich für russische Schulen bestimmt sei, jedoch als zum Teil deutschspra-
chig in der deutschen Bibliographie nicht fehlen dürfe.603 Wichtiger indes war 
die Erklärung von Werner Rust, mit der er den Behörden den praktischen Wert 
einer möglichst vollständigen Bibliographie – gerade im Hinblick auf die Ver-
folgungs- und Indizierungspraxis des NS-Maßnahmenstaates  – vor Augen 
führte. So hob er gegenüber dem Geheimen Staatspolizeiamt in Berlin hervor, 
dass die Bibliographien des Börsenvereins, welche die DB bearbeite, »gerade für 
die  Regierung die einzige zuverlässige Quelle« darstellten, »aus der das gesamte 
deutschsprachige Schrifttum aller Länder feststellbar« sei. Erst vor kurzer Zeit 
habe die Auskunftsstelle der DB »wieder einer staatlichen Stelle über sonst nir-
gends vorhandene Schriften eines gerichtlich verfolgten Verfassers erwünschte 

bliographie jemals verbindlich gemacht worden sei. Abgesehen davon sei ihm die 
Liste auch nicht bekannt. Vgl. RSK an die Schriftleitung des Börsenblatts für den 
deutschen Buchhandel, 16.3.1936, ebd., Bl.�53; Handschriftliche Bemerkungen von 
Frels, 21.3.1936, ebd., Bl.�53R. Tatsächlich wurde die »Liste 1« der DB vom Präsi-
denten der RSK erst am 26.3.1936 für dienstliche Zwecke zugesandt. Vgl. Präsident 
der RSK an Uhlendahl, 26.3.1936, ADNBL, 580/0 (Hefter 1936-1939), Bl.�1. Aus 
einer Aufstellung der RSK vom 25.3.1936 geht hervor, dass bis auf eine Schrift 
sämtliche Werke Brods in die ›Liste 1‹ eingereiht waren. Vgl. RSK-Aufstellung der 
Autoren, von denen sämtliche Schriften in die Liste 1 des schädlichen und uner-
wünschten Schrifttums eingereiht worden sind, 25.3.1936, BArch Berlin, R�56-
V/71, Bl.�69-76, hier Bl.�69. In einem anderen Fall mokierte sich die Gestapo Ham-
burg darüber, dass in der DNBg ein 1936 erschienenes Buch von Otto Bernhard 
Wendler verzeichnet sei, der »mit allen Werken auf der schwarzen Liste der uner-
wünschten Literatur« stehe. Wie die RSK der Gestapo berichtete, waren aber nur 
alle bis 1933 erschienenen Werke Wendlers verboten. Geheime Staaatspolizei 
Hamburg an den Politischen Polizeikommandeur (Zentralbüro, Berlin), 2.3.1936, 
BArch Berlin, R�58/973, Bl.�211; RSK an Gestapa (Berlin), 19.3.1936, ebd., Bl.�213. 

602 Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB), 25.5.1934, ebd., Bl.�20; Tägliches Ver-
zeichnis der Neuerscheinungen. Bearbeitet von der Deutschen Bücherei. Beilage 
zum Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel 1934, Nr.�54 vom 5.3.1934, S.�275, 
ebd., Bl.�17.

603 Vermerk des Polizeipräsidiums Leipzig, 25.5.1934, ebd., Bl.�19.



721

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

Nachweise liefern können«.604 Allein diesem Zweck des Literaturnachweises 
diene das Tägliche Verzeichnis. Selbstverständlich werde das darin angezeigte 
Werk von Karl Marx, »wie die gesamte marxistische Literatur, in der Deutschen 
Bücherei sekretiert und nicht ausgeliehen«. Es sei jedoch notwendig, auch alle 
Titel dieser verbotenen Literatur in den »einzigen großen Bibliographien an-
zuzeigen, die Deutschland« besäße, »damit auch die Regierung sich jederzeit 
über den Stand dieser Frage unterrichten und gegebenenfalls aus der Deutschen 
Bücherei das Belegstück entleihen« könne. Daran knüpfte Rust die Hoffnung, 
die bisherige Redaktionsweise des Täglichen Verzeichnisses beibehalten zu 
 können.605 

In einem anderen Fall zog die Parteiamtliche Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums in Erwägung, »ob unter Berücksichtigung der ver-
schiedenen Vorfälle im Auslande, die die feindliche Einstellung des Judentums 
gegen das neue Reich zeigen« würden, »ein Werk wie die Deutsche National-
bibliographie auch fürderhin für die Produkte jüdischen Geistes offen stehen« 
solle, »oder ob nicht entsprechende Maßnahmen für eine klare Scheidung zwi-
schen deutschem und jüdischem Schrifttum getroffen werden müssten«.606 Auch 
damit zeigte sich Rust keineswegs einverstanden. Er gab den Eiferern der PPK 
zu verstehen, dass Veröffentlichungen jüdischer Verfasser in der DB »besonders 
sorgsam auf einen etwa hetzerisch gegen das deutsche Volk gerichteten Inhalt 
geprüft« würden. Würde sich dies nicht bestätigen und sei auch von keiner amt-

604 Werner Rust an den Pressereferenten des Geheimen Staatspolizeiamts (Berlin), 
1.6.1934, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�20. Ein Beispiel für eine solche Zuarbeit der DB 
bot die vom Geschäftsführer der RSK, Gunther Haupt, veranlasste systematische 
Durchsicht aller Neueingänge nach staatsfeindlicher Literatur und »Schriften aus-
gesprochen minderwertiger Art«, die im Januar 1935 vom Leiter der DB-Zugangs-
stelle, Hans Schurig, durchgeführt wurde. Schurig stellte dabei fest, dass ›marxisti-
sche Schriften‹ nicht eingegangen seien, sich »Opposition und Kampfstimmung« 
vielmehr »auf das religös-weltanschauliche Gebiet zurückgezogen« hätten, die sich 
besonders mit Alfred Rosenbergs »Mythus des 20. Jahrhunderts« befassen würden. 
Im Folgenden listete Schurig diese Werke und die Namen der Autoren auf. Uhlen-
dahl an Gunther Haupt (Geschäftsführer der RSK) (mit anliegendem Bericht Schu-
rigs vom 23.3.1935: Beobachtungen an Veröffentlichungen der reichsdeutschen 
Verleger in der Zeit vom 9.1. bis 1.2.1935), 28.3.1935, ADNBL, 841/1, unp.

605 Andernfalls, so Rust, wäre es ebenso unstatthaft, die von den preußischen wissen-
schaftlichen Bibliotheken erworbenen »staatsfeindlichen Werke« in den von der 
PSB herausgegebenen Berliner Titeldrucken anzuzeigen. Immerhin stelle dieses 
Werk nach Ansicht der PSB nicht nur das Zugangsverzeichnis der wissenschaft-
lichen Bibliotheken Preußens dar, sondern solle auch eine wesentliche Grundlage 
für den Deutschen Gesamtkatalog bilden. Werner Rust an den Pressereferenten des 
Geheimen Staatspolizeiamts (Berlin), 1.6.1934, ebd., Bl.�20.

606 Karl Helmut Patutschnick (PPK, Abt. Leipzig, im Haus der DB) an die Direktion 
der DB, 20.2.1936, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�47.
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lichen Stelle ein Verbot gegen sie ausgesprochen, müssten auch sie wie die 
 übrigen Zugänge in die DNBg aufgenommen werden. Immerhin habe dieses 
Nachschlagewerk – das die Grundlage für die Fortsetzung des Deutschen Ge-
samtkataloges bilde – nicht allein für die Bibliotheken, »sondern auch für alle, 
die in Deutschland vorhandene Literatur überwachenden Stellen einen hohen 
Wert« und müsse daher auch sämtliche im Deutschen Reich erschienenen Schrif-
ten erfassen.607

Die von verschiedenen Seiten an den Bibliographien der DB geäußerte Kritik 
und die damit verbundene »grundsätzliche Frage der Aufnahme unerwünschter 
Literatur« veranlasste Uhlendahl im Juni 1934, sich mit dem Schrifttumsreferen-
ten im Propagandaministerium, Heinz Wismann, zu verständigen. Wie Uhlen-
dahl allerdings feststellen musste, erwog auch Wismann, die unerwünschte Lite-
ratur nicht nur aus dem Täglichen Verzeichnis und der DNBg, sondern auch aus 
dem Halb- und dem Mehrjahresverzeichnis zu verbannen. Uhlendahl hielt dem 
entgegen, dass die Bibliographien dadurch unvollständig und an Wert verlieren 
würden. Immerhin seien sie die grundlegenden Nachschlagewerke für das reichs-
deutsche Gebiet und alle außerhalb Deutschlands liegenden deutschsprachigen 
Gebiete. Die Aufnahme in die Bibliographie bilde die Gegenleistung der DB für 
die kostenlose Überweisung der Schriften. Diese kostenlose Lieferung bereite 
schon jetzt viele Schwierigkeiten, die noch größer würden, wenn man bestimmte 
Schriften ausschließe. Dies wiederum hätte zur Folge, dass man wesentlich hö-
here Beträge für die Beschaffung der deutschen Literatur aufwenden müsse. Wis-
mann wollte angesichts der »Kompliziertheit und Wichtigkeit dieser Frage« an-
geblich keine voreilige Entscheidung treffen und meinte, die Angelegenheit mit 
dem Börsenverein zu besprechen, um »feste Richtlinien« zu gewinnen.608 Ob 
und inwieweit Wismann oder das RMVuP in der Folgezeit auf den Börsenverein 
einwirkten ist unklar, aber Ende Mai 1935 teilte dessen Geschäftsführer der DB 
mit:

607 Werner Rust (DB) an Karl Helmut Patutschnick (PPK, Abt. Leipzig), 3.3.1936, 
ebd. Bl.�50. In ganz ähnlicher Hinsicht wie die PPK hatte sich schon wenige Mo-
nate zuvor die F.�G. Speidel’sche Verlagsbuchhandlung (Wien) an die DB gewandt 
und gefragt, ob man die Titel der Neuerscheinungen jüdischer Autoren im Täg-
lichen Verzeichnis nicht in Kursivschrift setzen könne. Auf diese Anfrage hatte 
Wilhelm Frels kurz und bündig geantwortet, »dass eine Kennzeichnung jüdischer 
Autoren in der Bibliographie weder in den Bestimmungen über die Aufnahme 
 vorgesehen noch praktisch möglich« sei. Schon die Feststellung, wer als ›jüdischer 
 Autor‹ zu gelten habe, würde »die größten Schwierigkeiten bereiten«. F.�G. 
Speidel’sche Verlagsbuchhandlung (Wien) an die Schriftleitung des Täglichen Ver-
zeichnisses der Neuerscheinungen (DB), 21.10.1935, ADNBL, 556/3, unp.; Wil-
helm Frels [an F.�G. Speidel’sche Verlagsbuchhandlung, Wien], 30.10.1935, ebd., 
unp.

608 Aktennotiz Uhlendahls, 30.6.1934, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�25.
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»Nach der bisher bestehenden Gepflogenheit werden unpolitische Veröffent-
lichungen der Emigranten, die auf der Liste der Bücher stehen, deren Verbrei-
tung unerwünscht ist, nicht im Täglichen Verzeichnis angezeigt, aber doch in 
den übrigen Bibliographien. Um Weiterungen mit den Behörden, insbeson-
dere der Geheimen Staatspolizei zu vermeiden, bitte ich zu veranlassen, dass 
diese Literatur künftig überhaupt nicht mehr in die Bibliographie aufgenom-
men wird.«609

In der DB wurde dieses Ansinnen  – das den bereits löchrigen Grundsatz der 
Vollständigkeit nun vollends zu durchbrechen drohte  – mit Befremden zur 
Kenntnis genommen. Der Leiter der Bibliographischen Abteilung Frels kriti-
sierte die Inkonsequenz des Börsenvereins, die man gegenüber den Benutzern 
und den Bibliotheken nur schwer vertreten könne. Der Börsenverein habe im 
April 1933 eine Aufnahme kommunistischer Literatur in die Bibliographie ver-
fügt, mache nun aber einen Rückzieher, indem »die doch zweifellos weit harm-
losere unpolitische Literatur von Emigranten« nicht einmal mehr in den Halb- 
und Mehrjahresverzeichnissen, in denen sogar beschlagnahmte Bücher zu finden 
seien, verzeichnet werden dürfe. Entweder, so Frels gegenüber Uhlendahl, 
müsse »die verbotene und unerwünschte Literatur, soweit eine Aufnahme über-
haupt noch vertretbar, ohne Unterschied der Gattung« mindestens in das Mehr-
jahresverzeichnis aufgenommen werden, oder sie müsse restlos entfernt und »in 
gewissen Zeitabständen als Manuskriptdruck herausgebracht werden«.610 

Frels’ Gedanke periodisch erscheinender Ergänzungsverzeichnisse, in denen 
die verbotene Literatur angezeigt werden sollte, fand nicht nur unter den Biblio-
thekaren der DB rege Zustimmung. Der Direktor der Staats- und Universitäts-
bibliothek Königsberg, Carl Diesch, hatte wenige Wochen zuvor darauf hinge-
wiesen, die deutschen Bibliotheken stünden seit der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten »unter dem Druck einer gewissen Unsicherheit in der Be-
handlung beschlagnahmter und verbotener Literatur«. Zwar würde ihnen von 
den Behörden »schärfste Wachsamkeit bei der Behandlung« solcher Werke zu 

609 Albert Hess (Geschäftsstelle BV) an Werner Rust (DB), 31.5.1935, ebd., Bl.�30; 
Halfmann, Schrifttum, S.�207.

610 Vermerk von Wilhelm Frels (DB), 4.6.1935, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�30R. Dort fin-
den sich noch weitere Stellungnahmen der Bibliothekare Albert Paust, Erich 
Scheithauer und Johannes Ruppert, die auf die Gefahr des Vollständigkeits- und 
damit Wert- und Ansehensverlusts der Bibliographie verwiesen. Zudem wurde an-
gemahnt, dass damit eine weiterhin kostenlose Lieferung der Verlagswerke nicht 
mehr gewährleistet sei, was zu einer Kostensteigerung bei der Beschaffung der Bü-
cher führe. Paust wies zudem darauf hin, dass dann die Berliner Titeldrucke an Be-
deutung gewännen, da diese die Literatur »ohne jede Ausnahme« verzeichnen wür-
den, die jetzt aus den buchhändlerischen Bibliographien ausgeschaltet werden 
solle. Vgl. ebd., Bl.�30R-31R.
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Pflicht gemacht, es sei aber »garnicht leicht, im Einzelfall festzustellen, was nun 
wirklich verboten« sei. Bevor nun jede einzelne Bibliothek damit beginne, das 
Börsenblatt systematisch nach Verboten zu durchforsten, erscheine es doch viel 
sinnvoller, die DB mit der Aufgabe zu betrauen, eine solche Liste herzustellen, 
die zwar nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sei, aber allen Bibliotheken zuge-
hen könne. Dieser Liste könnten dann monatliche Ergänzungen und Berichti-
gungen folgen. Wie Diesch betonte, würden die Bibliotheken »sicherlich gern 
eine Kleinigkeit zahlen, um sich auf diese Weise gegen den Vorwurf, verbotene 
Literatur leichtsinnig ausgegeben zu haben, zu sichern«.611 Werner Rust teilte 
Diesch daraufhin mit, für die DB sei es nicht schwierig, einen solchen Index und 
laufende monatliche Ergänzungen herauszubringen, nur müsste diese Arbeit von 
den Empfängerbibliotheken finanziert und in Kooperation mit der Gestapo und 
dem Börsenverein durchgeführt werden.612 Uhlendahl setzte sich mit dem RM-
VuP in Verbindung und erhielt im August 1935 die Zustimmung zur Schaffung 
einer solchen Liste, die aber vorerst nicht zustande kam.613 

611 Carl Diesch (StUB Königsberg) an Uhlendahl, 7.5.1935, ADNBL, 813/3 (Hefter: 
1935-1961), Bl.�17. Vgl. auch des Coudres, Das verbotene Schrifttum, S.�470. Dieses 
Problem verstärkte sich noch, nachdem der Börsenverein etwa Anfang 1936 be-
schloss, die Bekanntgabe beschlagnahmter Literatur nicht mehr durch das Börsen-
blatt vorzunehmen. Dies erfolgte nur noch »vertraulich durch die Fachschaften« 
des Bundes Reichsdeutscher Buchhändler. Zudem überlegte man im BV, auch die 
besondere Kennzeichnung der in Deutschland verbotenen Literatur in der Biblio-
graphie fortzulassen, da jeder Buchhändler auf Anfrage beim BV Auskunft aus der 
geheim geführten ›Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums‹ erhalten 
könne. Die Bibliotheken sollten mitteilen, ob eine besondere Kennzeichnung der 
verbotenen Literatur weiterhin erwünscht war. Georg Schwab (Geschäftsstelle des 
BV) an Uhlendahl, 30.1.1936, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�43�f. Zu den Folgen für die 
Bibliotheken und der Frage, mit welchen Veröffentlichungen nun »die Verbote am 
sichersten zu verfolgen« waren, vgl. Ludwig Klaiber (UB Freiburg) an Werner 
Rust (DB), 5.5.1936, ebd., Bl.�74. Rust erbot sich, auf Anfrage fortan über die poli-
zeilich beschlagnahmte Literatur, die nicht aus den Kriminalblättern ersichtlich 
war, Auskunft zu geben. Werner Rust (DB) an Klaiber (Freiburg), 6.5.1936, ebd., 
Bl.�75.

612 Vgl. Werner Rust (DB) an Carl Diesch (Königsberg), 13.5.1935 u. 23.5.1935, 
ADNBL, 813/3 (Hefter: 1935-1961), Bl.�18, 19R-20.

613 Vgl. Uhlendahl an Carl Diesch (Königsberg), 15.8.1935, ebd., Bl.�22. Der avisierte 
Index, stieß allerdings nicht überall auf Gegenliebe. So sprach sich etwa der 
Schweizerische Buchhändlerverein (Zürich) gegen diese »Sonderbibliographie für 
Emigranten, Nichtarier usw.« aus. Zum einen könne dieses Verzeichnis als »Pro-
pagandaorgan« genutzt werden, zum anderen lege man Wert auf eine Bibliogra-
phie, die alle Werke enthalte, gleichgültig welcher Herkunft sie seien. Fritz Heß 
(Präsident des Schweizerischen Buchhändlervereins, Zürich) an die DB, 6.9.1935, 
ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�35. 
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Die für die DB überraschende Weigerung des Börsenvereins, ›unerwünschte‹ 
Literatur anzuzeigen, hing damit zusammen, dass er über das, was ›unerwünscht‹ 
war, »überhaupt noch nicht unterrichtet« war und er Auseinandersetzungen mit 
der Gestapo befürchtete. Rust konnte den Geschäftsführer des Börsenvereins je-
doch beruhigen, denn die DB wurde bei dieser Arbeit von der Parteiamtlichen 
Prüfungskommission und der Gestapo unterstützt. Die Zusammenarbeit mit 
diesen Stellen »sei bisher durchaus reibungslos verlaufen«. Beide hätten »volles 
Verständnis für die vorhandenen Schwierigkeiten« bei der Bibliographierung ge-
zeigt und ein Interesse daran, dass auch für die beschlagnahmte und uner-
wünschte Literatur ein Nachweis vorhanden sei. Zudem würde die Bibliographi-
sche Abteilung der DB »laufend Bücher zur Durchsicht an beide Stellen« 
schicken, bei denen es sich um »besonders kritische« Fälle handele.614 Dies 
schien im Börsenverein Eindruck zu hinterlassen, denn Wilhelm Baur ruderte 
wieder zurück und gab im Februar 1936 im Hinblick auf das Mehrjahresver-
zeichnis zu verstehen, »dass die verbotene Literatur als solche zu verzeichnen 
sei, da eine Aufnahme in die Bibliographie keine Propaganda, sondern lediglich 
einen Nachweis für die betreffende Schrift bedeute«.615 

Im März 1936 wurde den wissenschaftlichen Bibliotheken Deutschlands und 
somit auch der DB die von der RSK fertiggestellte und »zum streng vertrau lichen 
Dienstgebrauch« herausgegebene »Liste 1 des schädlichen und unerwünschten 
Schrifttums« zugestellt.616 Sie war nur für dienstliche Zwecke der jeweiligen Bi-
bliothek bestimmt, diente allein Auskunftszwecken, durfte keiner Privatperson 
als Ganzes zugänglich gemacht werden und war stets verschlossen aufzubewah-
ren.617 Die Bibliotheken wurden angewiesen, ihre Bücherbestände anhand der 

614 Aktennotiz von Albert Hess (Geschäftsführer des BV) über die Besprechung mit 
Rust und Uhlendahl betr. verbotene und unerwünschte Bücher, 8.1.1936, ebd., 
Bl.�41�f.

615 Aktennotiz Uhlendahls, 19.2.1936, ebd., Bl.�46.
616 Werner Rust hatte die RSK bereits im Mai 1935 um die Zusendung der ›Liste 1‹ ge-

beten, um der DB »eine verschärfte Kontrolle über die durch die Bibliotheken ge-
heim zu behandelnde Literatur« zu ermöglichen. Werner Rust (DB) an Richard Su-
chenwirth (RSK), 16.5.1935, ADNBL, 841/1, unp. Allerdings waren die Listen zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht fertig. Das Gestapa sah noch im November 1935 da-
von ab, eine reichsweite Beschlagnahmeanordnung für ein von der RSK beanstan-
detes Buch zu verfügen, »mit Rücksicht auf das in Kürze erscheinende Verzeichnis 
sämtlicher unerwünschten und verbotenen Bücher«. Bei Erscheinen der ›Liste 1‹ 
würden sämtliche Polizeibehörden dann eine generelle Anweisung erhalten, die da-
rin aufgeführten Bücher einzuziehen. Die Liste wurde offenbar erst im Dezember 
1935 fertiggestellt. Präsident der RSK an das Gestapa, 29.10.1935, BArch Berlin 
R�58/893, Bl.�20�f.; Gestapa an den Präsidenten der RSK, 4.11.1935, ebd., Bl.�22. 

617 Präsident der RSK an Uhlendahl, 26.3.1936, ADNBL, 580/0 (Hefter 1936-1939), 
Bl.�1. Das REM hatte die ›Liste 1‹ den seinem Geschäftsbereich unterstehenden  
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übersandten Listen einer genauen Durchsicht zu unterziehen und die danach zu 
sekretierenden Schriften unter Verschluss zu stellen.618 Da nach wie vor Prob-
leme wegen der bibliographischen Verzeichnung der verbotenen Literatur auf-
traten und sich die DB nun nicht mehr damit rechtfertigen konnte, den Inhalt 
der ›Liste 1‹ nicht zu kennen, bat Uhlendahl nach Rücksprache mit dem Vor-
stand des Börsenvereins Anfang April 1936, die Frage mit der RSK und dem RM-
VuP zu erörtern und auf dieser Grundlage Richtlinien für die Aufnahme in die 
Bibliographie zu erhalten.619 Um selbst Klarheit zu erlangen, besprach sich der 
Vorsteher des Börsenvereins, Wilhelm Baur, aber vorher mit Wismann. Wie er 
Uhlendahl am 24. April 1936 mitteilte, vertrat Wismann – wie auch die Buch-
händler – den Standpunkt, »dass die Bibliographie über die einzelnen Tageser-
eignisse hinwegsehen müsse«. Das treffe auf Fälle zu, die nicht »von ausgespro-
chener politischer Bedeutung« seien. Beim Täglichen Verzeichnis jedoch sei ein 
anderer Maßstab anzulegen, da dieses anders als die Nationalbibliographie einen 
werbenden Charakter habe. Aus diesem Grund hätten die verbotenen und uner-
wünschten Bücher nach wie vor nicht im Täglichen Verzeichnis zu erscheinen. 
Gegen die Veröffentlichung in der DNBg bestünden aber – sofern die RSK oder 
das RMVuP keine besonderen Anweisungen gäben – allgemein keine Bedenken. 
Allerdings sollte Uhlendahl in den Fällen, in denen sich Verleger über die Nicht-
anzeige ihrer Literatur beschwerten, davon absehen, das RMVuP oder die RSK 

Bibliotheken bereits am 21.3.1936 zugesandt. Vgl. Theodor Vahlen (REM) u.�a. an 
die Kultusministerien der Länder, die Landesregierungen, die Kuratoren der Uni-
versitäten und Technischen Hochschulen, den Generaldirektor der PSB, 21.3.1936, 
BArch Berlin, R�4901/15046, Bl.�57. Anders als an der Erstellung der ›Schwarzen 
Listen‹, welche eine Grundlage für die ›Liste 1‹ bildeten, war die DB an der Erstel-
lung der ›Liste 1‹ nicht beteiligt. So erfuhr Uhlendahl im September 1936 erst von 
einer Volksbibliothek, dass die ›Liste 1‹ bereits im Juli einen Nachtrag erhalten 
habe und zudem alle zwei Wochen Fortsetzungsblätter erschienen. Dies ver-
anlasste ihn, die RSK um die Übersendung des Nachtrags und die laufende Zu-
sendung der Fortsetzungsblätter zu bitten. Vgl. Uhlendahl an RSK, 11.9.1936, 
ADNBL, 744 (Hefter: 1927-1974), Bl.�44. Intern wurden von der DB aber vermut-
lich verschiedene Listen geführt, um sich selbst einen Überblick über »Emigran-
ten-Verlage«, »expatrierte Personen« oder »besonders zu beobachtende« Autoren, 
Serienwerke und Zeitschriften zu verschaffen. Vgl. die Aufstellungen von Georg 
Schwab (Bibliographische Abteilung des BV), 10.9.1936, ADNBL, 555/0/4-1, 
Bl.�66-71; Johannes Ruppert (DB): Listen der besonders zu beobachtenden Au-
toren, Serienwerke und Zeitschriften 17.9.1936 u. 2.10.1936, ebd., Bl.�84-92.

618 So zumindest die Weisung des REM für die ihm unterstehenden Bibliotheken. Vgl. 
Theodor Vahlen (REM) u.�a. an die Kultusministerien der Länder, die Landesregie-
rungen, die Kuratoren der Universitäten und Technischen Hochschulen, den Ge-
neraldirektor der PSB, 21.3.1936, BArch Berlin, R�4901/15046, Bl.�57

619 Uhlendahl an den Präsidenten der RSK (Berlin), 7.4.1937, ADNBL, 555/0/4-1, 
Bl.�54.
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als Veranlasser des Verbots bekanntzugeben. Wie Wismann vorschlug, sollte die 
DB zukünftig in solchen Fällen lediglich angeben, dass sie »von der zuständigen 
Stelle […] angewiesen« worden sei, das betreffende Buch im Täglichen Verzeich-
nis nicht zu veröffentlichen, dass aber eine Anzeige in der DNBg »voraussicht-
lich noch möglich« sei.620 Die DB, so Uhlendahl, werde dieser Anweisung fol-
gend ›unerwünschte und verbotene Literatur‹ künftig nicht mehr in das Tägliche 
Verzeichnis aufnehmen und ihre Aufnahme auf die DNBg und die nachfolgen-
den zusammenfassenden Bücherverzeichnisse beschränken.621 

Wenn Uhlendahl glaubte, nun eine sichere Grundlage für die Bibliographie-
rung zu haben, sah er sich getäuscht, denn wenig später warfen Wismann und 
Baur ihre eigenen Richtlinien über den Haufen und sanktionierten das Ende der 
Vollständigkeit der Bibliographie. Anfang Juni 1936 teilte Wismann dem Vor-
steher des Börsenvereins mit, er habe angeblich gerade noch rechtzeitig verhin-
dern können, dass im »Schwarzen Korps« ein Artikel über die DNBg er schienen 
sei. In diesem Artikel sollte »in polemischer Art« darauf hingewiesen werden, 
»dass es nicht gut für eine deutsche National-Bibliographie anginge, beispiels-
weise Werke von Olden noch zu veröffentlichen«.622 Um »die Interessen der 
National-Bibliographie weitestgehend wahrzunehmen« und ihren Ruf im Reich 
nicht zu schädigen, kamen Wismann und Baur zu dem Schluss, »dass für das 
Halbjahres- und 5-Jahres-Verzeichnis jenes Schrifttum nicht aufgenommen wer-
den« solle, »das innerhalb des Reiches unerwünscht und verboten« sei. Nur das 
übrige Schrifttum sei zur restlosen Bibliographierung frei. Abschließend ließ 
Baur den völlig überrumpelten Uhlendahl wissen:

620 Damit ausländische Verleger nicht immer wieder auf die öfter im Täglichen Ver-
zeichnis erscheinende Notiz hinweisen konnten, wonach das erste Exemplar jeder 
Neuerscheinung an die DB zur Aufnahme in das Tägliche Verzeichnis erbeten 
wurde, sollte Uhlendahl zudem den Anzeigentext sinngemäß abändern. Wilhelm 
Baur (BV) an Uhlendahl 24.4.1936, ebd., Bl.�57�f. 

621 Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 28.4.1936, ebd., Bl.�72.
622 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 6.6.1936, ebd., Bl.�76. Bei »Olden« handelte es 

sich entweder um Balder Olden (1882-1949) oder seinen Bruder Rudolf Olden 
(1885-1940), die beide zu den Autoren gehörten, deren sämtliche Werke in die 
›Liste 1‹ aufgenommen worden waren. Vgl. RSK-Aufstellung der Autoren, von de-
nen sämtliche Schriften in die Liste 1 des schädlichen und unerwünschten Schrift-
tums eingereiht worden sind, 25.3.1936, BArch Berlin, R�56-V/71, Bl.�69-76, hier 
Bl.�73; Drews, Richard u. Alfred Kantorowicz (Hg.): Verboten und verbrannt. 
Deutsche Literatur – 12 Jahre unterdrückt, Berlin und München 1947, S.�126-129. 
Zu Balder Olden vgl. Diecks, Thomas: Olden, Balder, in: Neue Deutsche Biogra-
phie 19 (1999), S.�505 (Online-Version, URL: https://www.deutsche-biographie.
de/gnd118589784.html#ndbcontent, eingesehen am 9.6.2017), zu Rudolf Olden 
vgl. Müller, Ingo: Olden, Rudolf, in: Neue Deutsche Biographie 19 (1999), S.�505-
506 (Online-Version, URL: https://www.deutsche-biographie.de/gnd118915363.
html#ndbcontent, eingesehen am 9.6.2017).
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»Wenn wir diese Stellung bezüglich der National-Bibliographie so, wie er-
wähnt, festgelegt haben, so aus dem Bewusstsein heraus, dass wir damit am 
besten der National-Bibliographie dienen. Sie wissen selbst, dass ich persön-
lich grosszügig genug bin, um bezüglich verbotener oder unerwünschter Au-
toren bei manchem Werk ein Auge zuzudrücken. Die Öffentlichkeit hat je-
doch dafür kein Verständnis und es ist zweckmässiger, wenn wir hier auf die 
an sich immer weniger werdenden verbotenen Werke verzichten, als uns am 
Schluss der Gefahr auszusetzen, dass das 5 Jahres-Verzeichnis nicht als ›Natio-
nal-Bibliographie‹, sondern als ein Sammelsurium deutscher und antideut-
scher Werke erscheint.«623

Dass diese Anweisung im Gegensatz zu ihrer Festlegung vom 24. April 1936 
stand, focht Baur und Wismann nicht an. Dieser Widerspruch, so Uhlendahl, 
sei äußerst misslich, da die Bibliographie damit unvollständig werde und den 
Interessen des Buchhandels und der Bibliotheken – vor allem im Hinblick auf 
die Zentralkatalogisierung und die Fortsetzung des Deutschen Gesamtkata-
logs  – damit keineswegs gedient sei. Die bibliographische Verzeichnung be-
deute lediglich eine Inventarisierung und keine Empfehlung. Wismann hielt 
dem entgegen, dass die DNBg mit dem Nachweis von Veröffentlichungen »aus-
gesprochener Emigranten« ständig Gefahr laufe, an den Pranger gestellt zu 
werden. Dies müsse im Interesse der DB und des Börsenvereins unter allen 
Umständen vermieden werden. Wismann werde der DB eine »besondere Liste 
von Autoren und Ver legern« zur Verfügung stellen, deren Schriften überhaupt 
nicht oder erst nach gründlicher Prüfung »als tragbar« anerkannt worden wä-
ren und zur Anzeige gelangen dürften. In Zweifelsfällen seien die PPK und die 
Gestapo heranzuziehen. Sollten sich in der Folge Lücken in den Beständen der 
DB ergeben, so würde man sie »mit Hilfe der Gestapo oder aus Staatsmitteln« 
beschaffen.624

623 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 6.6.1936, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�76. Im Hin-
blick auf die »immer weniger werdenen verbotenen Werke« stellte der Reichsbeirat 
für Bibliotheksangelegenheiten Anfang 1937 fest, dass sich in der DB unter einem 
Jahreszuwachs von 70.000 bibliographischen Einheiten nur ein Prozent ›uner-
wünschtes‹ Schrifttum gefunden hätte, wovon 0,6 Prozent auf erotische und 0,4 
Prozent auf politsche Literatur, »fast ausschließlich Emigrantenliteratur«, entfallen 
seien. Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�70 (Protokoll vom 29.1.1937).

624 Aktenvermerk Uhlendahls, 18.6.1936, 555/0/4-1, Bl.�77. Vgl. auch Uhlendahl an 
Wilhelm Baur (BV), 18.6.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�197. Nach einer Rücksprache 
mit dem SD hielt Wismann die Übersendung der angekündigten »negativen Son-
derliste« allerdings für entbehrlich, da ihm dabei mitgeteilt worden war, dass der 
Kontrolle der DB »eigentlich kein unerwünschtes und deshalb zu sekretierendes 
Buch« entgehe. Wismann (RMVuP, Abt. VIII) an Uhlendahl, 9.7.1936, ADNBL, 
555/0/4-1, Bl.�78.
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Uhlendahl und seine Mitarbeiter wollten sich mit dieser Entscheidung kei-
neswegs abfinden. Mit dem vom RMVuP und vom Börsenverein avisierten 
Vorgehen entstünden weit mehr Probleme, als man dort vielleicht vermutete. 
Mit der Aufgabe der Vollständigkeit der Bibliographie, ginge nicht nur ihr 
»Weltruf« verloren, sie gefährde auch die geplante »Zentalkatalogisierung«. 
Die Nichtanzeige der unerwünschten Schriften gefährde die kostenlose Liefe-
rung der Belegexemplare und erhöhe die Gefahr, dass ausländische Verlage 
auch gegen Bezahlung nicht mehr liefern würden. Der Absatz der DNBg 
würde gerade im Ausland zurückgehen, woraus sich das Risiko ergebe, dass die 
Bibliographien der einzelnen Länder ausgebaut und das deutsche Verzeichnis 
auf diese Weise verdrängt würde. Zudem bestehe die Gefahr, dass das Ausland 
eigene Sonderverzeichnisse aufstelle, welche die Lücken in der DNBg aufzei-
gen und so für »Propagandazwecke« genutzt werden könnten.625 Um die weit-
gehende Vollständigkeit der Bibliographie zu wahren, schlug Uhlendahl vor, 
einen »scharfen Schnitt« zwischen der direkt verbotenen und beschlagnahmten 
Literatur einerseits und der »bloss unerwünschten Literatur« andererseits zu 
machen. Die verbotene Literatur sollte im Täglichen Verzeichnis und in der 
DNBg nicht angezeigt, aber in das Halbjahrs- und Fünfjahrsverzeichnis mit 
dem Vermerk »beschlagn.« aufgenommen werden. Von der unerwünschten Li-
teratur sollten »die besonders unerwünschten« Werke, also jene, »die sich ge-
gen den Führer und den Nationalsozialismus« wandten, aus dem Täglichen 
Verzeichnis fortgelassen werden. Schließlich sollte die DNBg zur »Kennzeich-
nung ihres überstaatlichen Charakters den Untertitel ›Gesamtverzeichnis des 
reichsdeutschen Schrifttums und der deutschsprachigen Schriften des Aus-
lands‹« erhalten.626

Auch die kultur- und außenpolitischen Argumente verfingen nicht und schei-
terten an der ideologischen Intransigenz Wismanns, der darauf bestand, »die 
Auslassungen von Volksfeinden« in der DNBg nicht anzuzeigen. Zu allem Über-
fluss stimmte der Geschäftsführer des Börsenvereins, Albert Hess, Wismann 

625 Vgl. Albert Paust: Gründe für die unbedingte Lückenlosigkeit der ›Deutschen 
 Nationalbibliographie‹, der Halbjahresverzeichnisse und des ›Deutschen Bücher-
verzeichnisses‹, 10.8.1936, ebd., Bl.�59-61; Heinrich Uhlendahl: Vollständigkeit der 
Deutschen Nationalbibliographie, 22.8.1936, ebd., Bl.�62�f. Im März 1937 unter-
richtete Uhlendahl das RMVuP und den BV darüber, dass im Hinblick auf die  
Lücken in der DNBg in Österreich die Herausgabe einer »österreichischen Sonder-
bibliographie« angeregt worden sei. Vgl. Uhlendahl an RMVuP (Abt. VIII) und 
Wilhelm Baur (BV), 20.3.1937, ADNBL, 558/0 (Hefter: 1937-1944), Bl.�4-6.

626 Ebd. Das Deutsche Ausland-Institut Stuttgart (DAI) kritisierte das Fehlen der ›un-
erwünschten und verbotenen Literatur‹ in der DNBg und hoffte, dass es der DB 
gelinge, die zuständigen Stellen im Hinblick auf die Vollständigkeit von ihrem 
Standpunkt zu überzeugen. Vgl. DAI an Uhlendahl, 2.9.1936, ADNBL, 870, unp.
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auch noch zu.627 Auch unter den Verlegern und Buchhändlern gab es solche, die 
die Unvollständigkeit der DNBg gern in Kauf nahmen, um ›staatsfeindliche‹ Li-
teratur totzuschweigen. Im August 1936 verwies die Oldenburger Buchhand-
lung H. Bischoff hocherregt darauf, dass die Bibliographie eine Neuerscheinung 
des Querido-Verlages angezeigt habe. »Dieser Mist«, so die Buchhandlung, sei 
keine »deutsche Nationalliteratur«. Nicht nur habe der Verfasser dieser Schrift 
»gehetzt«, auch der Verlag versuche, Deutschland zu schaden. Es sei besser, 
»dem deutschen Volk den Bezug derartiger Bücher nicht zu ermöglichen«, zu-
mal es diese Bücher auch gar nicht wolle.628 

Am 12. Oktober 1936 schließlich fällte Wismann jene folgenschwere Entschei-
dung, die mit dem von der DB noch weitgehend verfolgten Grundsatz brach, das 
gesamte deutschsprachige Schrifttum ohne Rücksicht auf seinen Inhalt vollstän-
dig zu bibliographieren. Wie der Chef der Schrifttumsabteilung des RMVuP der 
DB mitteilte, gehe es nicht mehr an, »dass Emigrantenbücher und deutschfeind-
liche Machwerke«, nur weil sie sich der deutschen Sprache bedienten, in die 
DNBg und die mit ihr zusammenhängenden Bücherverzeichnisse aufgenommen 
würden. Es sei »fast schon grotesk«, so Wismann, dass »Bücher solchen Schlages 
durch Aufnahme in die auch im Auslande stark verbreiteten Bibliographien deut-
scherseits auch noch in der Welt bekanntgemacht und damit gefördert« würden. 
»Über jedem wissenschaftlichen Interesse an der Vollständigkeit der Sammlung« 
stehe »das Interesse der Nation«, stehe die »deutsche Selbstachtung«, die ver-
pflichtendes Gebot und oberste Richtschnur jeglichen Handelns darstellen müss-
ten. Da also »höhere Interessen auf dem Spiele« standen, fegte Wismann die von 
Uhlendahl und Rust vorgebrachten Gegenargumente beiseite und verfügte:

»Die Deutsche Bücherei hat bisher das gesamte deutschsprachige Schrifttum 
gesammelt und bibliographiert. In Zukunft soll sie die Sammlung des deutsch-
sprachigen Schrifttums fortsetzen, in die Bibliographien jedoch nur noch das 
deutsche Schrifttum aufnehmen. Nicht zum deutschen Schrifttum rechnen

1. in Deutschland verbotene Bücher,
2. Bücher, die von Emigranten geschrieben sind,
3. Bücher deutschfeindlichen Inhaltes,
4.  Bücher, in denen bolschewistische Theorien vorgetragen und vertrieben 

werden.

627 Aktenvermerk von Werner Rust (DB), 3.9.1936, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�82.
628 H. Bischoff (Buch-, Kunst-, Musikalien- und Papierhandlung, Oldenburg-Ostern-

burg) an den BV, 29.8.1936, ebd., Bl.�83. Wie einem Vermerk der Bibliographischen 
Abteilung des BV zu entnehmen war, handelte es sich genau genommen um mehrere 
Veröffentlichungen des Querido-Verlages, darunter Werke von Lion Feuchtwanger, 
Vicki Baum, Klaus Mann und Arnold Zweig, die offenbar am 23.5.1936 angezeigt 
worden waren. Vgl. handschriftliche Bemerkung von Georg Schwab, 5.9.1936, ebd.
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Diese Bücher sind, soweit sie erfasst werden können, zu sammeln und in Son-
derlisten zusammen zu stellen, die nach einer Ihnen noch zugehenden Anwei-
sung lediglich zu dienstlichem Gebrauch abgegeben werden dürfen.«629

Die »Aussonderung der dem deutschen Schrifttum nicht zuzurechnenden Bü-
cher« sollte durch einen Beauftragten der Gestapo erfolgen, der die DB zu die-
sem Zweck täglich aufsuchen und dem der gesamte Neueingang vorgelegt wer-
den sollte. Dabei handelte es sich um SS-Hauptscharführer Heinz Lämmel, den 
Leiter der seit April 1936 an der DB bestehenden Verbindungsstelle des SD.630 
Eine erste hektographierte ›Sonderliste‹ ging der RSK bereits eine Woche nach 
dem ›Wismann-Erlass‹ zu. Sie trug die Bezeichnung »Liste Nr.�1 der in der Deut-
schen Bücherei unter ›Geheim‹ abgestellten Druckschriften«. Ihr folgten bis 
zum 24. Januar 1938 mindestens 18 weitere Listen.631 Allerdings stammten diese 
Listen nicht von der DB! Zwar hatte sich auch Uhlendahl bereits im Oktober 
1936 mit der Gestaltung von Sonderlisten befasst und dabei die Absicht verfolgt, 
ihr »typographisches Bild« und Format so anzulegen, dass es an die DNBg und 
das Tägliche Verzeichnis erinnerte, kam aber über Anfänge nicht hinaus.632 
Denn als das RMVuP im Frühjahr 1937 darauf verwies, die Nummern 1 bis 8 
dieser Geheimlisten immer noch nicht erhalten zu haben, musste Uhlendahl ein-
räumen, dass die Absicht, derartige Listen herzustellen, erwogen, aber noch 

629 Heinz Wismann (RMVuP, Abt. VIII) an die DB, 12.10.1936, ebd., Bl.�64�f. (Her-
vorh. i.�O.). Vgl. auch Halfmann, Schrifttum, S.�208�f. Der im ›Wismann-Erlass‹ 
vom 12.10.1936 verfügte Ausschluss wurde »später allgemein auf alle Schriften der 
Autoren ausgedehnt«, die in einer Sonderliste der RSK als »nicht erwünscht« auf-
geführt waren. Uhlendahl an Albert Hess (BV) (mit anliegender Denkschrift »Voll-
ständigkeit der ›Deutschen Nationalbibliographie‹ und der übrigen Bibliogra-
phien«), 23.10.1937, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�107-117, hier Bl.�109R.

630 Ebd. Der Hinweis auf Lämmels Funktion als vorübergehender Leiter der SD- 
Verbindungsstelle an der DB findet sich im Schreiben Lämmels an Uhlendahl, 
22.4.1936, ADNBL, 439/3 (Kladde 1936), Bl.�28.

631 Zu den Listen, die Titel enthielten, die in den DB-Bibliographien nicht veröffent-
licht wurden, vgl. bspw. Liste Nr.�1 der in der DB unter »Geheim« abgestellten 
Druckschriften, 19.10.1936, ebd., Bl.�213-215; Liste Nr.�2 […], 20.10.1936, ebd., 
Bl.�211�f.; Liste Nr.�19 […], 24.1.1938, ebd., Bl.�165; Chef des Sicherheitshauptamtes 
des RFSS (Zentralverwaltung I 3) an die RSK, 16.1.1937, ebd., Bl.�162.

632 Die ›typographische Anlehnung‹ der Sonderliste an die DB-Bibliographien lässt 
vermuten, dass Uhlendahl von Beginn an danach strebte, diese Sonderlisten als in-
terne Ergänzungen der DNBg zu verwenden, um deren Vollständigkeit gleichsam 
›durch die Hintertür‹ zu wahren. Uhlendahl an die Druckerei Hedrich Nachf. 
(Leipzig), 26.10.1936, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�93; Uhlendahl an die Druckerei He-
drich Nachf. (Leipzig), 27.10.1937, ADNBL, 558/0 (Hefter: 1930-1936), Bl.�189.
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nicht rea lisiert worden sei.633 Es hat auch den Anschein, dass Uhlendahl die vom 
Ministerium geforderten Listen überhaupt nicht bekannt waren.634 Von wem je-
doch stammten sie dann? Aufgrund der »weit unter dem bibliographischen Ni-
veau der Deutschen Bücherei« stehenden Qualität der ›Geheimlisten‹ äußerte 
Volker Dahm die Vermutung, dass sie »ohne Wissen« der DB in der SD-Verbin-
dungsstelle hergestellt wurden und demnach auch »nicht als bibliothekarische, 
sondern als polizeiliche Verzeichnisse zu betrachten« seien.635 Diese Listen wa-
ren nur zum Dienstgebrauch bestimmt und gelangten vermutlich auch nicht in 
den Besitz der wissenschaftlichen Bibliotheken, wodurch diese nicht in der Lage 
waren, die durch die Sekretierung entstehenden Lücken in der DNBg zu schlie-
ßen.636

Dies erschien jedoch notwendiger denn je, nachdem Wismann am 8. Februar 
1937 im Einvernehmen mit dem Reichsführer SS zusätzlich verfügte, nun auch 
noch »Buchtitel, die dem rein jüdischen Schrifttum zuzuzählen« seien, nicht 
mehr in die von der DB bearbeiteten Bibliographien aufzunehmen. Darunter 
verstand Wismann dasjenige Schrifttum, »das sich vom jüdischen Standpunkt 

633 Wie Uhlendahl dem RMVuP mitteilte, sollte erst »in einigen Tagen eine erste Pro-
beliste hergstellt« und dem Ministerium vorgelegt werden. Uhlendahl an RMVuP, 
28.4.1937, ADNBL, 744 (Hefter: 1927-1974), Bl.�55R. 

634 Volker Dahm verweist auf den, auch vom Verfasser bestätigten, bemerkenswerten 
Umstand, dass sich Exemplare dieser Listen bisher nur in den Quellenüberliefe-
rungen der RSK nachweisen lassen und man sie im Archiv der Deutschen Natio-
nalbibliothek vergeblich sucht. Dies legt die Vermutung nahe, dass diese Listen 
nicht von der DB erstellt wurden. Vgl. Dahm, Buch, S.�189. Auf Wunsch des BV, 
der »bei der Prüfung der Aufträge zu Börsenblattanzeigen eine genaue Kontrolle 
ausüben« wollte, sollte die DB der Redaktion des Blattes laufend diejenigen Bücher 
zur Kenntnis bringen, welche von der Aufnahme in die Bibliographie ausgeschlos-
sen« wurden. Am 17.11.1936 sandte Uhlendahl dem BV ein »Verzeichnis der seit 
dem 15.10.1936 in die Nationalbibliographie nicht aufgenommenen Titel«, das aber 
nur 18 Werke enthielt und damit weit weniger Schriften umfasste, als die am 19.10. 
und 20.10.1936 erschienenen Listen Nr.�1 und Nr.�2 der in der DB unter ›Geheim‹ 
abgestellten Druckschriften. Ein möglicher Beleg dafür, dass man die ›Sonder-
listen‹ in der DB nicht kannte. Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 10.11.1936, 
ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�94; Uhlendahl an Albert Hess (BV), 17.11.1936, ADNBL, 
558/0 (Hefter: 1930-1936), Bl.�190-192.

635 Dahm, Buch, S.�189. Dies könnte auch erklären, warum diese Listen der RSK nicht 
von der DB, sondern vom Sicherheitshauptamt des RFSS zugesandt wurden. Vgl. 
etwa Chef des Sicherheitshauptamtes des RFSS an die RSK, 12.12.1936 u. 16.1.1937, 
BArch Berlin, R�56-V/72, Bl.�162�f. Ein Beleg dafür, dass die SD-Verbindungsstelle 
diese Listen (hier Nr.�16) an das SD-Hauptamt sandte findet sich im Schreiben des 
Referats II 2242 [SD-Verbindungsstelle Leipzig] an II/1, I 32 und II/2 [SD-Haupt-
amt], 3.8.1937, BArch Berlin, R�58/6503, Bl.�14.

636 Vgl. Dahm, Buch, S.�189.
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mit spezifischen Fragen des jüdischen Volkes und Volkstum[s]« befasste und 
»durch Themenstellung, Autor oder Verlag nach dieser Richtung gekennzeich-
net« war. Wie in seiner Weisung vom 12. Oktober 1936 legte Wismann fest, dass 
die Entscheidung in dieser Frage, insbesondere »bei Grenzfällen«, bei der in der 
DB angesiedelten SD-Dependance liegen sollte, der somit im Hinblick auf die 
Verbotspraxis und die Steuerung der bibliographischen Anzeige eine Schlüssel-
stellung zukam.637 Darauf verwies auch das im März 1937 vom Sicherheits-
hauptamt des RFSS herausgegebene Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttums-
politik«, wonach die Verbindungsstelle des SD durch den Präsidenten der RSK 
»ermächtigt worden [sei], in der Deutschen Bücherei in die Herausgabe der ge-
samten bibliographischen Hilfsmittel für den deutschen Buchhandel […] exeku-
tiv einzugreifen«. Demnach war nun der SD für die regelmäßige Durchsicht des 
täglichen Schriftenzugangs der DB und des Manuskripts des Täglichen Verzeich-
nisses verantwortlich. Ihm stand die Entscheidung über die bibliographische 
Anzeige der Schriften zu und er bestimmte, »welche Schriften künftig als geheim 
behandelt« werden sollten.638 Der SD reklamierte diese Steuerungsfunktion 
umgehend für sich und gab Uhlendahl zu verstehen, dass sich seine Mitarbeiter 
fortan mit der Verbindungsstelle des SD »ins Benehmen« zu setzen hätten.639 
Die diesbezügliche Zusammenarbeit zwischen den SD-Mitarbeitern und den 
DB-Bibliothekaren gestaltete sich auch in der Folgezeit weitgehend reibungs-
los.640

Die Verfügung Wismanns vom 8. Februar 1937 stand im Zusammenhang mit 
der Verschärfung der NS-Rassenpolitik nach dem Abschluss der Sommerolym-
piade 1936, die bereits im Jahr zuvor mit der gezielten Verdrängung jüdischer 
Künstler aus der Reichskultur- und der Reichsschrifttumskammer eingesetzt 
hatte.641 Der für diese Fragen vom RMVuP eingesetzte ›Sonderbeauftragte für 
die Überwachung der geistig und kulturell tätigen Juden im deutschen Reichs-

637 Heinz Wismann (RMVuP, Abt. VIII) an die DB, 8.2.1937, ADNBL, 558/0 (Hefter: 
1937-1944), Bl.�3. Vgl. auch Fleischhack, Tätigkeit, S.�120.

638 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�70�f.; Uhlendahl an Albert Hess (BV) (mit anliegender 
Denkschrift »Vollständigkeit der ›Deutschen Nationalbibliographie‹ und der übri-
gen Bibliographien«), 23.10.1937, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�107-117, hier Bl.�109R.

639 Dabei betonte der SD-Vertreter, dass die Bestimmungen für die Nationalbibliogra-
phie in gleicher Weise für die übrigen Bibliographien der DB, etwa das »Litera-
rische Zentralblatt« oder das »Jahresverzeichnis der Hochschulschriften« galten. 
Aktenvermerk Uhlendahls, 19.4.1937, ADNBL, 555/0/1-0, Bl.�55.

640 Vgl. etwa Wilhelm Frels (DB) an Hugo Koch (RMVuP), 18.3.1930, ADNBL, 580/0 
(Hefter: 1940-1941), Bl.�181; Frels an Fritz Rang (Gestapa, Berlin), 26.3.1940, ebd., 
Bl.�186; Frels an Hugo Koch zur Entscheidung, 5.9.1941, ADNBL, 580/0 (Hefter: 
Listen 1941-1942), Bl.�71. 

641 Vgl. dazu ausführlich Dahm, Buch, 54-105.
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gebiet‹, Hans Hinkel, gab am 30. Juli 1937 in einem Rundschreiben an die zum 
jüdischen Buchhandel gehörenden Personen und Unternehmen neue »Bestim-
mungen über die Herstellung und den Vertrieb jüdischer Literatur im deutschen 
Reichsgebiet« bekannt. Durch sie wurde festgelegt, dass jüdische Verleger und 
Buchhändler ihr Gewerbe nur noch unter Beschränkung auf jüdische Literatur 
und einen »ausschließlich jüdischen Abnehmerkreis« ausüben dürften. Die »jü-
dischen Buchverlage« wurden verpflichtet, je ein Exemplar beim Erscheinen an 
die DB kostenlos einzusenden.642 Die Produktion jüdischer Verleger sollte 
fortan nicht mehr im Täglichen Verzeichnis, dafür jedoch in der Reihe B der 
DNBg angezeigt werden, womit Hinkel der Weisung Wismanns vom 8. Februar 
widersprach, sie allerdings auch nicht aufhob.643 Uhlendahl versuchte, diesen 
Umstand zu nutzen und verwies auf die gängige Praxis, wonach alle im Buch-
handel erscheinenden Werke in der Reihe A und alle außerhalb des Buchhandels 
erscheinenden Veröffentlichungen in der Reihe B angezeigt würden. Daher sei 
es angebracht, »bezüglich der jüdischen Schriften in sinngemässer Weise zu 
verfahren«.644 Allerdings bestand Hinkel darauf, diese Werke lediglich in die 
Reihe B aufzunehmen, denn die jüdische Literatur erschien nach seiner Auffas-
sung ausnahmslos außerhalb des Buchhandels.645

Die widersprüchlichen Anweisungen aus dem RMVuP und der RSK hatten 
zur Folge, dass auch der Börsenverein im Hinblick auf »die Aufnahme oder 
Nichtaufnahme verbotener Literatur in die Bibliographie« ratlos war. Der Ge-
schäftsführer des Börsenvereins schlug Uhlendahl vor, in einer Denkschrift für 
das RMVuP  – in dem Wismann durch Karl Heinz Hederich ersetzt worden 
war – diese Frage erneut aufzurollen »und den beteiligten Stellen die Bedeutung 
der Gesamtbibliographie vor Augen zu führen«.646 In seiner Denkschrift machte 

642 In dem Rundschreiben wurde u.�a. ausgeführt, welche Schriften zu den Judaica und 
Hebraica gezählt wurden und wer dem »jüdischen Abnehmerkreis« angehörte. 
Darüber hinaus wurde festgelegt, dass die Herstellung und der Vertrieb von der 
Zulassung durch den Sonderbeauftragten Hinkel abhängig waren und jüdische 
Buchverlage und Vertriebsfirmen den Zusatz »jüdisch« in ihrer Firmenbezeich-
nung führen mussten. Hans Hinkel (Sonderreferat Reichskulturwalter Hinkel, 
RMVuP): 1. Rundschreiben an die zum jüdischen Buchhandel gehörenden Perso-
nen und Unternehmen, 30.7.1937, ADNBL, 507/7, Bl.�1�f.

643 Vgl. Vermerk von Werner Rust (DB), 27.8.1937, ebd., Bl.�3; Hans Hinkel (RM-
VuP), 18.9.1937, ebd., Bl.�5.

644 Uhlendahl an Hans Hinkel (RMVuP), 29.9.1937, ebd., Bl.�5R.
645 Hans Hinkel (RMVuP) an Uhlendahl, 23.10.1937, ebd., Bl.�6.
646 Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 19.8.1937 u. 7.10.1937, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�99 

u. 103. Der Grund für diesen Vorschlag des BV war ein Schreiben des in Zürich 
ansässigen Zwingli-Verlages, der sehr deutlich zu verstehen gab, mit der Nichtan-
zeige seiner Werke keineswegs einverstanden zu sein. Vgl. Zwingli-Verlag der 
Evangelischen Gesellschaft, Zürich an die DB, 10.8.1937, ebd., Bl.�101.
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Uhlendahl deutlich, dass der Kreis der in die DB-Bibliographien nicht aufge-
nommenen Schriften insbesondere seit 1936 erweitert worden sei. Diese »einen-
genden Bestimmungen« hätten große Lücken in den Verzeichnissen hinterlas-
sen, die man aber in einer »Kartei der nicht zur bibliographischen Anzeige 
gelangten Schriften« zusammengefasst habe. Diese umfasse allein für den Zeit-
raum von September 1936 bis August 1937 bereits 675 Schriften. Nach der ge-
genwärtigen Handhabung müsse man mit einem Ausfall von über 700 Schriften 
im Jahr rechnen, woraus sich für das nächste Deutsche Bücherverzeichnis, das 
fünf Jahrgänge der Nationalbibliographie zusammenfasste, ein Fehlbestand von 
mehr als 3.000 Titeln ableite. Damit sei »der Vollständigkeitsgrundsatz […] in 
erheblichem Masse durchbrochen«. Uhlendahl verwies erneut auf die vielfältigen 
Folgen für den Ruf der Bibliographie, aber auch für die Kasse des Börsenvereins, 
der beim Ausbleiben der vor allem ausländischen Bücherlieferungen für den 
Kauf der Werke aufkommen müsse.647 Im Börsenverein reagierte man darauf 
mehr als indigniert und stellte wieder einmal die ketzerische Frage, »ob die DB 
bei ihren Anschaffungen die in der Satzung festgelegte Totalität wirklich immer 
einhalten« müsse.648 Der Geschäftsführer des Börsenvereins stellte die »Voll-
ständigkeit der Sammlung erneut« zur Disposition, da es nicht angehe, dass der 
Börsenverein für die Bezahlung der teilweise verbotenen Werke emigrierter Ver-
leger aufkommen müsse, die er nicht einmal in jedem Fall »für sammelwert« 
halte. Dem Börsenverein widerstrebe es, aus politischen Gründen beanstandete 
Werke ausländischer Verlage zu kaufen, deren Inhaber oder Geschäftsführer er 
obendrein ablehne. Solche Literatur könne ja an anderer Stelle gesammelt wer-
den, zumal sie von der DB ohnehin nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen 
herausgegeben werde. Wilhelm Baur stellte daher den Antrag, die »beanstandete 
Literatur« entweder von der DB nicht mehr sammeln zu lassen oder ihr für die 
Beschaffung dieser Werke Haushaltsmittel zur Verfügung zu stellen, um den 
Börsenverein zu entlasten. Dem widersprachen nicht nur Uhlendahl und Butt-
mann, sondern auch der neue Leiter der Schrifttumsabteilung im RMVuP, He-
derich, der betonte, dass es der Sammelauftrag der DB nicht zulasse, die ›uner-
wünschten Schriften‹ auszuschließen. Baur stellte im Ergebnis der Aussprache 
fest, dass auch diese Werke von der DB zu sammeln seien, aber die Frage der 

647 Abschließend unterbreitete Uhlendahl den Vorschlag, nur noch solche Titel aus-
zuschließen, die polizeilich beschlagnahmt seien. Darüber hinaus sollten die Titel 
der reichsdeutschen Schriften von denen des Auslandes getrennt verzeichnet 
 werden. Uhlendahl an Albert Hess (BV) (mit anliegender Denkschrift »Vollstän-
digkeit der ›Deutschen Nationalbibliographie‹ und der übrigen Bibliographien«), 
23.10.1937, ebd., Bl.�107-117, hier Bl.�109-112. Diese Forderungen wurden später 
zum Teil verwirklicht, vgl. etwa Verfügung Uhlendahls, 21.12.1938, ADNBL, 
154/1 (Hefter III Direktorialverfügungen 1937-1940), Bl.�242.

648 Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, 
Bl.�34-45, hier Bl.�35R.
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Bewilligung von Beschaffungsmitteln bei der Beratung des Haushalts für 1939 
behandelt werden solle.649

Ende 1937 durften in Deutschland erschienene Bücher nur noch beschlag-
nahmt werden, wenn sie in der von der RSK geführten ›Liste 1‹ erfasst waren.650 
Die Neuaufnahme beanstandeter Schriften musste beim Präsidenten der RSK be-
antragt werden, bis zur Entscheidung war von Beschlagnahmungen abzusehen. 
Allerdings konnten die Polizeibehörden in dringenden Fällen eine »vorläufige 
Beschlagnahme« durchführen, wobei Goebbels, der sich die Entscheidung über 
Verbote zunehmend persönlich vorbehielt, über die Gründe zu informieren 
war.651 Die mit der Anordnung Wismanns vom 25.  April 1935 angekündigte 
›Liste 1‹ wurde erst Ende Dezember 1935 fertiggestellt und war das Ergebnis 
einer »Kompilationsarbeit« aus den bis dahin vorliegenden verschiedenen In-
dizes.652 Die Liste wurde von der RSK federführend bearbeitet und laufend er-
weitert, wobei sie sich auf die »Sachvorschläge« des SD und der Gestapo, den 
»negativen Gutachtenanzeiger« der Reichsstelle zur Förderung des deutschen 
Schrifttums und weitere Indizes, wie etwa die »Vertraulichen Mitteilungen« der 
Gruppe Buchhandel in der RSK stützte.653 Ab Juli 1936 wurden im RMVuP re-
gelmäßige Verbotskonferenzen abgehalten, an denen Vertreter des Ministeriums 
sowie von RSK, PPK, Gestapo, SD und Reichserziehungsministerium teilnah-
men, in Sonderfällen auch Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes, des Reichskriegs-
ministeriums und der Reichsstelle zur Förderung deutschen Schrifttums. Bei 
diesen Konferenzen wurden die Verbotsanträge besprochen und die einzelnen 
Interessen gegeneinander abgewogen, was zu einer »einigermaßen befriedigen-
den Lösung über die Einheitlichkeit« des Verbotsverfahrens führte. Dabei ver-
einbarte Buchverbote wurden durch den Propagandaminister ausgesprochen 
und die Werke in die ›Liste 1‹ aufgenommen.654

649 Ebd., Bl.�35R-37R.
650 Vgl. hierzu und im folgenden Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�523.
651 Vgl. ebd.; Goebbels an den Präsidenten der RSK, 16.12.1938, BArch Berlin, R�56-

V/158, Bl.�22; Heinrich Schlecht (RMVuP, Abt. VIII) an den Leiter der Personal-
abteilung des RMVuP, 22.5.1939, BArch Berlin, R�55/14, Bl.�97�f.

652 Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�523.
653 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 

R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�72, 80. Vgl. zudem Vertrauliche Mitteilungen der 
Fachschaft Handel der Gruppe Buchhandel in der RSK, Fachgruppe Sortiment, 
Nr.�5 vom 10.7.1937, ADNBL, 507/7, Bl.�8; RSK (Abteilung: Wirtschaftsstelle des 
deutschen Buchhandels) an den Präsidenten der RSK, 30.9.1937, BArch Berlin, 
R�56-V/71, Bl.�1; Dahm, Schrifttumspolitik, S 66�f.

654 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�80�f. Vgl. zudem RMVuP (Abt. VIII) an Gestapa, 
8.11.1938, BArch Berlin, R�58/7333, unp. (zwischen Bl.�94 u. 95).
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Die in der RSK laufend eingehenden Buchverbote wurden in unregelmäßigen 
»Nachträgen« zusammengefasst, die auch der DB zugingen.655 Allerdings wa-
ren diese gedruckten »Nachträge« – wie auch bereits die Grundliste – nicht nur 
fehlerhaft, sondern zu allem Überfluss auch »bibliographisch schlecht recher-
chiert« und eigneten sich somit für die »literaturpolitische Arbeitspraxis« nur 
bedingt.656 Dies war vermutlich der Grund, warum das RMVuP Ende 1937 eine 
Neubearbeitung der ›Liste 1‹ in die Wege leitete und sich dabei nun vor allem auf 
die Fachkompetenz der DB stützte.657 Die Arbeiten wurden im April 1938 durch 
das große Revirement zwischen der RSK und dem RMVuP – in dessen Ergebnis 
die Federführung in schrifttumspolitischen Fragen und damit auch die Zustän-
digkeit für die Bearbeitung von Verbotsanträgen auf die Schrifttumsabteilung 
(Abt. VIII) des RMVuP überging – zwischenzeitlich unterbrochen.658 Im Juli 
1938 jedoch teilte der für Verbotsfragen in der Abteilung VIII des RMVuP zu-
ständige Referent, Hugo Koch, der DB mit, er wolle eine neue Liste herausbrin-
gen, da das alte Verzeichnis »höchst ungenaue Titelaufnahmen« aufweise. Eine 
gleichmäßige und korrekte Aufnahme könne wohl »am besten von der DB ge-
leistet werden«.659 Davon war auch die DB überzeugt, denn Uhlendahl teilte 
Koch am 9. September 1938 mit, man habe »heute mit der Neubearbeitung der 
›Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums‹« begonnen, deren Roh-

655 Vgl. Präsident der RSK an Uhlendahl, 12.10.1936, ADNBL, 744 (Hefter: 1927-
1974), Bl.�44R. Ein Exemplar dieser vom Gestapa herausgegebenen »Nachträge I-
III zur Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums« vom 10.6.1936 fin-
det sich in BArch Berlin, R�56-V/71, Bl.�100-115. Ein Nachtrag IV zur Liste 1 des 
schädlichen und unerwünschten Schrifttums vom 31.10.1936 findet sich ebd., 
Bl.�116-127. Dort sind auch Zusammenstellungen für die Zeit vom 10.6.1936 bis 
14.10.1936 und vom 15.10.1936 bis 15.2.1937 der ›Liste 1‹ überliefert. Vgl. ebd., 
Bl.�77-99, 128-153. Vgl. »In die Liste des schädlichen und unerwünschten Schrift-
tums eingereiht in der Zeit vom 1.5.1937�-�31.10.1937«, ebd., Bl.�154-161. Nach 
Dahm handelte es sich bei dem Nachtrag vom 1.5.-31.10.1937 um den letzten fest-
stellbaren Nachtrag der ›Liste 1‹. Vgl. Dahm, Buch, S.�181�f.

656 So fehlten Angaben zu Verlag, Verlagsort und Erscheinungsjahr der indizierten 
Werke. Dazu und zu weiteren Mängeln der ›Liste 1‹ und ihrer »Nachträge« vgl. 
Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�526�f. Im Reichsbeirat für Bibliotheksangele-
genheiten wurde schon Anfang 1937 auf die »ungewöhnlich großen Mängel« der 
›Liste 1‹ verwiesen, was ein Arbeiten mit ihr erschwerte und zu der Überlegung 
führte, den Bibliothekaren die Verantwortung für die Sekretierung zu überlassen. 
Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�70.

657 Vgl. Hans Cordes (DB) an Hugo Koch (RMVuP), 2.1.1938, ADNBL, 580/0 (Hef-
ter: 1936-1939), Bl.�4.

658 Fortan war die RSK nur noch für die Eintragung der von der Ministerialbürokratie 
angeordneten Buchverbote in die ›Liste 1‹ zuständig. Vgl. Barbian, Literaturpolitik 
(1995), S.�527. 

659 Handschriftlicher Vermerk von Wilhelm Frels, 5.7.1938, ADNBL, 703/1, Bl.�63.
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manuskript im April 1939 vorlag.660 Die Bibliothekare der DB widmeten sich 
aber nicht nur der Aktualisierung der ›Liste 1‹, sondern entwickelten aus dem 
dilettantisch zusammengestellten Index ein ›perfektes, bibliographisch korrektes 
NS-Zensurinstrument‹.661 Uhlendahl schlug sogar vor, ihre neue Auflage an das 
Druckbild der DNBg anzupassen.662 Wichtiger indes war aber, dass die DB in-
zwischen auch an einer »Ergänzungsliste zur Deutschen Nationalbibliographie« 
arbeitete, welche die nicht in der Nationalbibliographie angezeigten Titel ent-
hielt.663 Den Bibliothekaren der DB war es also gelungen, die Behörden von der 
Notwendigkeit einer – wenn auch ›verdeckten‹ – Vollständigkeit der Buchhan-
delsbibliographien zu überzeugen. Aus dem von Uhlendahl im Mai 1939 vorge-
legten Entwurf eines Schreibens an die bezugsberechtigten Behörden, Amtsstel-
len und Bibliotheken geht hervor, dass im Auftrag des RMVuP vom Januar 1939 
an »Listen der in der Deutschen Bücherei unter Verschluss gestellten Druck-
schriften« herausgegeben würden. Diese monatlichen Listen würden die nicht in 
der DNBg angezeigten Titel verzeichnen.664 Dies waren erstens die vom RMVuP 
in die ›Liste 1‹ eingereihten Werke, zweitens die im »Deutschen Kriminalpoli-
zeiblatt« als beschlagnahmt aufgeführten Schriften, sofern diese nicht bereits in 
der ›Liste 1‹ enthalten waren, und schließlich drittens alle neu erscheinenden 
Werke von Verlagen oder Verfassern, deren Gesamtproduktion verboten war. 
Mit dem Zusatz »geheim« wurden alle Werke aufgenommen, die erstens nicht 
für die Öffentlichkeit bestimmt waren, wie vertrauliche Mitteilungen der NS-
DAP und der Behörden, zweitens Schriften, »die aus bestimmten Gründen 
 vertraulich« zu behandeln waren, wie etwa Richtlinien für den Luftschutz, mi-
litärwissenschaftliche Werke oder anthroposophische Schriften, und drittens 

660 Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 9.9.1938, 3.10.1938 u. 14.10.1938, ADNBL, 
580/0 (Hefter: 1936-1939), Bl.�2, 5�f.; Hugo Koch (RMVuP) an Hans Cordes (DB), 
1.4.1939, ebd., Bl.�57-59; Hans Cordes (DB) an Hugo Koch (RMVuP), 5.4.1939, 
ebd., Bl.�67.

661 Vgl. Babendreier, Erdbeben, S.�76 (Anm.�38).
662 Vgl. Uhlendahl an die Druckerei E. Hedrich Nach. (Leipzig), 25.4.1939, ADNBL, 

580/0 (Hefter: 1936-1939), Bl.�75; Entwurf eines Titelblatts der »Liste des schädli-
chen und unerwünschten Schrifttums« nach dem Stand vom 31.12.1938, ebd., 
Bl.�87�f., 101-103; Vermerk Uhlendahls für Hans Cordes (DB), 25.5.1939, ebd., 
Bl.�94; Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 26.5.1939, ebd., Bl.�99.

663 Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 4.5.1939, ebd., Bl.�83. Wie Uhlendahl dem 
RMVuP und dem BV im Juni 1939 deutlich machte, wurden zu diesem Zeitpunkt 
etwa 20-25 Titel in der Deutschen Nationalbibliographie nicht angezeigt, wobei es 
sich meist um schweizerische Schriften handelte. Vgl. Uhlendahl an RMVuP u. 
Wilhelm Baur, 24.6.1939, ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�123�f.

664 Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP) (mit anliegendem Rundschreiben und Ver-
zeichnis der empfangsberechtigten Behörden, Amtsstellen und Bibliotheken), 
27.5.1939, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1936-1939), Bl.�109�f., 112.
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Schriften, die nach Ansicht der SD-Verbindungsstelle zwar »als inhaltlich harm-
los« galten, aber wegen der Persönlichkeit ihrer Verfasser« geheim gestellt wer-
den sollten, oder aber inhaltlich fragwürdig, »aber eines Verbotsantrages nicht 
wert« waren.665 Einige der in den neuen monatlichen Listen aufgeführten Titel 
wurden zudem durch ein »+« gekennzeichnet, was bedeutete, »dass gegen diese 
Schriften ein zusätzliches polizeiliches Verbot des Reichsführers SS und Chefs 
der Deutschen Polizei« erlassen worden war.666

Mit diesem inoffiziell als ›Ergänzungsliste‹ zur DNBg bezeichneten Verzeich-
nis sollte den Bibliotheken und anderen interessierten Stellen die Möglichkeit 
gegeben werden, sich einen Überblick über das gesamte deutsche Schrifttum zu 
verschaffen. Die Monatslisten sollten dann zu Jahreslisten zusammengefasst 
werden und gleichzeitig die laufende Fortsetzung der Neuausgabe der »Liste des 
schädlichen und unerwünschten Schrifttums« bilden.667 Es handelte sich also um 
zwei von der DB nun bearbeitete Indizes. Zum einen arbeitete Hans Cordes an 
der vom RMVuP initiierten Neuauflage der ›Liste 1‹, in die alle bis zum 31. De-
zember 1938 erschienenen Schriften aufgenommen wurden.668 Alle ab 1939 er-
schienenen, sekretierten Bücher wurden zum anderen nur noch in den von Frels 

665 DB (vermutlich Frels) an Hugo Koch (RMVuP), 12.6.1939, ebd., Bl.�115�f.; Richt-
linien für die ›Liste der in der DB unter Verschluss gestellten Druckschriften‹, o.�D. 
(ca. Juni 1941), ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), Bl.�43. 

666 Entwurf der Liste der in der DB unter Verschluss gestellten Druckschriften. Im 
Auftrag des RMVuP bearbeitet von der DB, 1 (1939), 1. Monat, ausgegeben am 
1. Juli 1939, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1936-1939), Bl.�124. Die rechtliche Grundlage 
für die Beschlagnahme- und Verbotskompetenz des RFSS bildete die ›Reichstags-
brandverordnung‹ vom 28.2.1933. Dieses »ergänzende Verbotsrecht« des RFSS war 
für die NS-Behörden insofern von Belang, weil durch die Anordnungen der RSK 
vom 25.4.1935 und vom 15.4.1940 keine vollständige Ausschaltung der ›uner-
wünschten‹ Literataur garantiert wurde. Da die Notverordnung vom 28.2.1933 bis 
zum Ende des ›Dritten Reiches‹ nicht außer Kraft gesetzt wurde, stand es Himmler 
im ›Interesse der Wahrung der öffentlichen Sicherheit‹ zu, bestimmte Schriften 
selbständig aus dem Verkehr zu ziehen. Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), 
S.�533�f.

667 Vgl. Fleischhack, Tätigkeit, S.�120; Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP) (mit anlie-
gendem Rundschreiben und Verzeichnis der empfangsberechtigten Behörden, 
Amtsstellen und Bibliotheken), 27.5.1939, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1936-1939), 
Bl.�109�f., 112. Die Bibliotheken zeigten sich »hocherfreut und dankbar«, da mit 
dieser ergänzenden Bibliographie, von der auch Zetteldrucke für die Kataloge her-
gestellt wurden, die in der Verzeichnung der Neuerscheinungen bestehenden Lücken 
weitgehend geschlossen wurden. Darüber hinaus wurden auch von der überarbei-
teten ›Liste 1‹ Zetteldrucke ausgegeben. Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 
14.6.1939 u. 12.8.1939, ebd., Bl.�117, 169.

668 Aufstellungen über die in die ›Liste 1‹ eingereihten Titel für den Zeitraum vom 
1.11.1936 bis zum 31.12.1938 finden sich in ebd., Bl.�9-37, 50-54.
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bearbeiteten monatlichen »Listen der in der Deutschen Bücherei unter Ver-
schluss gestellten Druckschriften« angezeigt, die zu Jahreslisten zusammenge-
fasst wurden.669 Da beide Listen neben Behörden auch an rund 150 Bibliotheken 
versandt wurden, bildeten sie die seit langem geforderte Ergänzung zur Natio-
nalbibliographie und zugleich zentrale Hilfsmittel für die Verbotspraxis der Be-
hörden und die Sekretierungen in den Bibliotheken.670 

Die neuen ›Monatslisten‹ der in der DB »unter Verschluss gestellten Druck-
schriften« und die von Cordes überarbeitete ›Liste 1‹ wurden im August 1939 
erstmals ausgeliefert.671 Die Grundlagen für ihre Erarbeitung bildeten u.�a. Be-
schlagnahmeanordnungen der Polizeibehörden sowie Verbotsanträge der SD-
Verbindungsstelle, die von den Schrifttumsreferenten des RMVuP sanktioniert 

669 Vgl. Hans Cordes (DB) an Hugo Koch (RMVuP), 24.6.1939, ebd., Bl.�120; Uhlen-
dahl an Hugo Koch (RMVuP), 24.6.1939, ebd., Bl.�122. Die Übernahme der Bear-
beitung der beiden Indizes hatte auch eine Änderung der Organisation der Arbeits-
abläufe in der DB zur Folge. Der Leiter der Bibliographischen Abteilung, Wilhelm 
Frels, verzeichnte nun in einer Kartei sämtliche von der SD-Verbindungsstelle für 
die Nationalbibliographie nicht freigegebenen Schriften. Wurde ein Verbot ausge-
sprochen und Frels mitgeteilt, so wanderte der entsprechende Titel in eine zweite 
Kartei, die nunmehr die Grundlage des Manuskripts für die neuen ›Monatslisten‹ 
bildete. In gewissen Zeitabständen wurden die in der ersten Kartei verbliebenen 
Titel dem RMVuP vorgelegt, das entschied, ob die betreffenden Schriften ›verbo-
ten‹ oder ›geheim‹ gestellt werden sollten. Vgl. Uhlendahl an Hugo Koch (z.Zt. 
Schlitz/Hessen), 28.6.1939, ebd., Bl.�123.

670 Der Wunsch, die ›Ergänzungsliste‹ an 150 wissenschaftliche Bibliotheken zu sen-
den, ging auf Rudolf Kummer vom REM zurück. Auch der Versand der von der 
DB erstellten Monatslisten an die Bibliotheken sollte auf Wunsch Kummers über 
das REM erfolgen. Die Bibliotheken wurden vom REM am 30.6.1939 über die 
neuen Listen informiert. Vgl. Hugo Koch (RMVuP) an Uhlendahl, 9.6.1939, ebd., 
Bl.�114. Vgl. auch Fleischhack, Tätgkeit, S.�120; Rudolf Kummer (REM) u.�a. an die 
Universitätsverwaltungen der Länder, Universitätskuratoren, Rektoren der Tech-
nischen Hochschulen, den Generaldirektor der PSB, 30.6.1939, ADNBL, 580/0 
(Hefter: 1936-1939), Bl.�127. Eine Liste der laufenden Bezieher der Karteiausgabe 
der »Liste der in der DB unter Verschluss gestellten Druckschriften« findet sich im 
Anhang eines Schreibens von Uhlendahl an Hans Hagen (RMVuP), 24.11.1942, 
ADNBL, 580/0 (Hefter: Listen 1941-1942), Bl.�92-94.

671 Vgl. Hans Cordes (DB) an Hugo Koch (RMVuP), 11.7.1939, ADNBL, 580/0  
(Hefter: 1936-1939), Bl.�139; Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 12.8.1939, ebd., 
Bl.�169. Von der überarbeiteten »Hauptliste des schädlichen und unerwünschten 
Schrifttums« (›Liste 1‹) wurde eine Auflage von 15.000 bzw. 12.000 Stück vorgese-
hen, für die ›Monatslisten‹ dagegen nur eine Auflage von 450 Exemplaren. Vgl.  
Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 16.8.1939, ebd., Bl.�184; Uhlendahl an Hugo 
Koch (RMVuP), 27.12.1939, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1939), Bl.�141. Beispiele für 
die »Monatslisten«, hier vom 1.2.1942, 1.6.1942 u. 2.11.1942 finden sich in ADNBL, 
580/0 (Hefter: Listen 1941-1942), Bl.�7�f., 25�f., 83-87.
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wurden.672 Für die Gestaltung der Manuskripte der ›Jahreslisten‹ führte die DB 
zudem umfangreiche Vergleichsarbeiten mit anderen Indizes durch, etwa dem 
»Deutschen Reichsanzeiger« oder der vom Auswärtigen Amt geführten »Liste 
der deutschfeindlichen Autoren«.673 In fraglichen Fällen legte die DB dem RM-
VuP die Bücher zur Entscheidung über die Einreihung in die DNBg oder die 
»Liste der in der DB unter Verschluss gestellten Druckschriften« vor.674 Hier 
kam es nicht selten zu unliebsamen Verzögerungen, da das Verbotsreferat des 
RMVuP völlig überlastet war und sich dort 1939 schon 400 unbearbeitete Fälle 
angehäuft hatten.675 Das Ministerium wurde im Mai 1943 auf folgenden für die 
DB ärgerlichen Umstand aufmerksam gemacht: 

»Es befinden sich noch immer zahlreiche vor längerer Zeit übersandte Bücher 
im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda, die angeblich 
verboten werden sollen, ohne dass jedoch ein Verbot erfolgt ist. Einzelne die-
ser Verbotsanträge gehen bis in das Frühjahr 1941 zurück. Es kann überhaupt 
gesagt werden, dass bei der Mehrzahl der unter Übersendung der Objekte er-
folgten Verbotsanträge weder das Objekt zurückkam noch ein Verbot er-
folgte. So ging der Deutschen Bücherei zwar schwer zu beschaffende und für 

672 Zu den Verbotsanträgen der SD-Verbindungsstelle vgl. etwa Übersicht von Frels: 
Verbotsanträge der Verbindungsstelle aus dem Jahre 1940, 28.1.1941 u. 18.7.1941, 
ebd., Bl.�66, 70. Darüber hinaus gingen der DB immer wieder von unterschiedli-
chen Polizeileitstellen beschlagnahmte Bücher zu, die zum Teil in der ›Liste 1‹ 
nicht enthalten und daher nachzutragen waren. Vgl. Frels an Hugo Koch (RM-
VuP), 6.6.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), Bl.�227.

673 Vgl. Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 2.1.1942, ADNBL, 580/0 (Hefter: Listen 
1941-1942), Bl.�112. Zur »Liste der deutschfeindlichen Autoren« vgl. Wilhelm 
Frels (DB) an Hugo Koch (RMVuP), 29.9.1941, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-
1941), Bl.�35-38.

674 Vgl. etwa Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 19.10.1939, ADNBL, 580 (Hefter: 
1939), Bl.�60. Wie das RMVuP bestimmte, sollten »ausgesprochen gehässige Schrif-
ten« ebenfalls nicht in die DNBg aufgenommen werden. Die Entscheidung hier-
über oblag jedoch der DB. RMVuP an Cäcilie Schmidt (Erkundungsreferat des 
RMVuP an der DB), 15.7.1943, ADNBL, 580/0 (Hefter: A-G), Bl.�73.

675 Vgl. Alfred-Ingemar Berndt (RMVuP, Leiter der Abt. VIII) an die Personalabtei-
lung des RMVuP, 27.2.1939, BArch Berlin, R�55/407, Bl.�157�f. Zu den Problemen 
der »Liste der in der DB unter Verschluss gestellten Druckschriften« für die Bi-
bliotheken, etwa wenn es sich um Verbote aller Veröffentlichungen eines Verlages 
handelte, die für die Bibliotheken nur sehr schwer herauszufinden waren, vgl. Karl 
Schmidt (Bibliothek der TH Karlsruhe) an Wilhelm Frels (DB), 5.7.1941, ADNBL, 
580/0 (Hefter: 1940-1941), Bl.�230; Frels an Schmidt, 16.7.1941, ebd., Bl.�231; Di-
rektion der LB Darmstadt an Frels, 12.8.1941, ebd., Bl.�15; Frels an den Direktor 
der LB Darmstadt, 20.8.1941, ebd., Bl.�17 Rudolf Keydell (UB Berlin) an Frels, 
29.7.1941, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1941-1942), Bl.�146; Frels an Keydell, 5.8.1941, 
ebd., Bl.�147.
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die wissenschaftliche Forschung wertvolle Literatur verloren, während der 
Zweck der Übersendung, nämlich der Erlass eines Verbotes, kaum je erreicht 
wurde. Entsprechende Zusammenstellungen der fraglichen Titel gingen wie-
derholt an das Reichsministerium […], ohne dass dies jedoch einen besonderen 
Erfolg gehabt hätte. Es erheben sich die Fragen: Soll nochmals eine Zusam-
menstellung der nicht bearbeiteten Titel nach dort gesandt werden, oder muss 
die fragliche Literatur hier als verloren angesehen werden? Haben Verbotsan-
träge Zweck, wenn das Verbot gar nicht oder erst nach sehr langer Zeit 
erfolgt?«676

Ihre letzte ›Monatsliste‹ legte die DB im Februar 1945 vor, dagegen erschienen 
die ›Jahreslisten‹ nur zwischen 1939 und 1943.677 Im Jahr 1944 plante das RM-
VuP, eine »zusammenfassende Neuausgabe« der ›Liste 1‹ (bis 31.12.1938) und 
der ›Jahreslisten‹ 1939 bis 1943 herauszubringen, wozu es aber nicht mehr 
kam.678

Dagegen war es im August 1939 zu einer Neuregelung der Aufnahme von 
Schriften jüdischer Verfasser in die DNBg gekommen. Das RMVuP, so Uhlen-
dahl, nehme den Standpunkt ein, dass in Deutschland in Zukunft nur noch solche 
Schriften jüdischer Verfasser erscheinen würden, die »jüdische Angelegenheiten« 
behandelten. Die se Schriften könnten nur von Juden und nur an Juden verkauft 
werden. Daher seien sie den Vereinsschriften gleichzustellen und gehörten in die 
Reihe B der Nationalbibliographie. Ausländische deutschsprachige Schriften von 
Juden seien dagegen in der Reihe A (Buchhandelserscheinungen) oder der Reihe 
B (Erscheinungen außerhalb des Buchhandels) anzuzeigen. Allerdings sollte bei 
den Erscheinungen des Buchhandels die SD-Verbindungsstelle jeden einzelnen 
Fall an das RMVuP berichten, das dann über die Wirtschafsstelle des Deutschen 
Buchhandels für diese Werke eine »Sperrkarte« anlegte. Auf diese Weise sollte 
den bibliographischen Forderungen des Auslandes, insbesondere der Schweiz, 
Rechnung getragen und den Bestrebungen nach einer eigenen schweizerischen 
Bibliographie der Boden entzogen werden. Zugleich sollte der Vertrieb »der-
artiger Schriften« in Deutschland praktisch unmöglich gemacht werden.679

676 C. Schmidt (Erkundungsreferat des RMVuP in DB) an Oberregierungsrat Albrecht 
(über den Leiter der Schrifttumsabteilung des RMVuP, im Hause), 13.5.1943, 
ADNBL, 580/0 (Richtlinien), Bl.�77.

677 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�529. Vgl. etwa Uhlendahl an Paul Hövel 
(RMVuP), 6.1.1945, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1943-1946), Bl.�14. Aus einer Aufstel-
lung der DB geht hervor, dass die Listen der in der DB unter Verschluss gestellten 
Druckschriften für 1939 275 Titel und für 1940 536 Titel enthielten. Vgl. Übersicht, 
31.12.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), Bl.�97.

678 Vgl. Uhlendahl an RFM, 24.10.1944, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1943-1946), Bl.�30R.
679 Aktennotiz Uhlendahls, 12.8.1939, 580/0 (Hefter: 1936-1939), Bl.�166. Vgl. auch 

Hugo Koch (RMVuP) an Uhlendahl, 9.4.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-
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Diese Bestimmung zur Verzeichnung der Schriften jüdischer Verfasser hatte 
aber nur kurze Zeit Bestand. Denn ein halbes Jahr nach Kriegsbeginn, als die ›ge-
setzliche‹ Judenpolitik des NS-Regimes längst in offenen Terror umgeschlagen 
war, kam es zur »Totalindizierung« des jüdischen Schrifttums.680 Durch sie 
sollten die »Produkte rassefremder Elemente zum Verschwinden« gebracht und 
die Berufsbetätigung der noch mit Sondergenehmigungen arbeitenden »Voll- 
und Halbjuden« unterbunden werden.681 Am 15. April 1940 gab der Präsident 
der RSK eine Neufassung der »Anordnung betreffend Listen des schädlichen 
und unerwünschten Schrifttums« heraus, welche die Verbotsbestimmungen 
drastisch verschärfte.682 Hatte die ursprüngliche Anordnung von 1935 lediglich 
verfügt, es sei verboten, die in ›Liste 1‹ aufgeführte Literatur durch öffentlich 
zugäng liche Bibliotheken oder den Buchhandel zu verbreiten, war es nun unter-
sagt, »diese Werke zu verlegen, zu verkaufen, zu verteilen, zu vermieten, auszu-
stellen, anzupreisen, anzubieten oder vorrätig zu halten« (§�1).683 Die Neufas-
sung enthielt einen zusätzlichen Paragraphen 4, der festlegte, dass das im ersten 
Paragraphen fixierte Verbot »für Werke voll- oder halbjüdischer Verfasser« 

1941), Bl.�135. Als Frels nach dem Kriegsbeginn 1939 in Vertretung der SD-Ver-
bindungsstelle zwischenzeitlich die Auswahl ›bedenklicher Bücher‹ übernehmen 
sollte, bat er die Gestapo um eine offizielle Beauftragung, um sich gegenüber dem 
kritischen Ausland darauf berufen zu können. Damit sollte vermieden werden, dass 
die DB »dem Auslande und insbesondere dem schweizerischen Verlag gegenüber« 
als die Stelle erschien, die eine Zensur ausübte. Wilhelm Frels (DB) an SS-Ober-
sturmführer Erler (Polizeipräidium Leipzig, Gestapo), 7.9.1939, 580/0 (Hefter: 
1936-1939), Bl.�256. Im September 1938 hatte der schweizerische Bundespräsident, 
Giuseppe Motta, die Behandlung schweizerischer Schriften in der DNBg kritisiert. 
Dieser Brief war in der DB allerdings verloren gegangen, sodass Motta offenbar 
ohne eine Antwort Uhlendahls blieb. Daraufhin drohte er, ab dem 1.1.1939 die 
Schweizer Bücherproduktion zu sperren, wenn er bis Mitte Dezember 1938 keine 
endgültige Stellungnahme erhalte. Nach Cordes hätten Baur und Hess darauf mit 
der »merkwürdigen« Erklärung reagiert, der Herr Bundeskanzler möge das von 
ihm erbetene Freiexemplar der Nationalbibliographie »beim nächsten Buchhänd-
ler bestellen«. Vgl. Handschriftliche Briefe von Hans Cordes an Albert Paust, 
7.10.1938 u. ohne Datum, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�13, 30. Auf die 
Kritik der schweizerischen Bundeskanzlei verweist auch Fleischhack, Tätigkeit, 
S.�120�f.

680 Vgl. dazu ausführlich Dahm, Buch, S.�192-199, hier S.�192.
681 Aktenvermerk der RSK für Abteilungsleiter Kurt Metzner (RSK), 1.7.1940, BArch 

Berlin, R�56-V/67, Bl.�66.
682 Vgl. Amtliche Bekanntmachung der RSK Nr.�70 (Neufassung). Anordnung betref-

fend Listen des schädlichen und unerwünschten Schrifttums vom 15.4.1940, in: 
BBl.�107 (1940), Nr.�117 vom 23.5.1940, S.�2453; Barbian, Literaturpolitik (1995), 
S.�529; Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�588�f. 

683 Dahm, Buch, S.�192.
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gelte, und zwar auch dann, »wenn sie nicht in die Liste des schädlichen und un-
erwünschten Schrifttums eingetragen« seien.684 Folglich durften ›jüdische 
Schriften‹ fortan auch nicht mehr in der Reihe A der DNBg verzeichnet wer-
den.685

Darüber hinaus enthielt die Anordnung vom 15. April 1940 den Hinweis auf 
die bereits 1935 angekündgte ›Liste 2‹, die jene Bücher und Schriften anzeigen 
sollte, die ungeeignet waren, »in die Hände Jugendlicher zu gelangen oder in Bü-
chereien geführt zu werden« (§�2).686 Von der Einrichtung dieser ›Liste 2‹ hatte 
das RMVuP bis dahin allerdings noch keinen Gebrauch gemacht. »Da jedoch 
durch das offizielle Verbot nur staatsfeindliches und staatsgefährdendes Schrift-
tum und nicht der übrige Kitsch betroffen« war, wollte das Ministerium der im-
mer noch vorhandenen ›Schundliteratur‹ mit der Aktivierung der ›Liste 2‹ nun 
»auf den Leib« rücken.687 Den Aufhänger bildete offenbar eine große »Aktion 
gegen die englandfreundliche Unterhaltungsliteratur« und die damit verbundene 
Absicht einer »verstärkten geistigen Wehrhaftmachung der Nation während des 
Krieges«.688 Die in die »Liste 2 des schädlichen und unerwünschten Schrift-

684 Ebd. Für fachwissenschaftliche Literatur, auf die mangels gleichwertiger ›arischer‹ 
Werke nicht verzichtet werden konnte, mussten allerdings eine Reihe von Über-
gangsbestimmungen geschaffen werden, die ihren Ausverkauf (bis 30.6.1941, spä-
ter verlängert bis 31.12.1942) und in einigen Fällen sogar den Druck von Neuauf-
lagen ermöglichten, wenn das RMVuP seine Genehmigung dazu erteilte. Vgl. 
Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�530; Dahm, Buch, S.�193, 195-197. Offenbar 
war die Anordnung vom 15.4.1940 ohne Rücksprache mit der Schrifttumsabteilung 
des RMVuP von der RSK durchgedrückt worden. Vgl. Aktennotiz betr. Bespre-
chung im Ministerium wegen Anordnung 70, §�4, 27.6.1940, BArch Berlin, R�56-
V/67, Bl.�241�f.

685 In der Reihe B hingegen gelangten Schriften jüdischer Autoren mit Zustimmung 
der vorgesetzen Behörde aber offenbar immer noch zur Anzeige. Vgl. Wilhelm 
Frels (DB) an das Statistische Reichsamt (Abt. I, Berlin), 3.8.1940, ADNBL, 
555/0/4-1, Bl.�136.

686 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�530-532; Adam, Lesen, S.�29-33. 
687 Hugo Koch (RMVuP) an Wilhelm Ihde (Geschäftsführer der RSK), 6.3.1940, 

BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�129.
688 Hugo Koch (RMVuP) an Wilhelm Frels (DB), 1.8.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 

1940-1941), Bl.�132; Auszug aus Koch, Hugo: Die Bekämpfung des schädlichen 
und unerwünschten Schrifttums, in: Jahrbuch des Grossdeutschen Leihbuchhan-
dels, I. Ausgabe 1941, S.�145-150, ebd., Bl.�98. Die in die ›Liste 2‹ aufgenommenen 
Titel wurden im 1941 erschienenen Deutschen Bücherverzeichnis, das die Jahr-
gänge der DNBg von 1936 bis 1940 zusammenfasste, mit der Signatur »§�70/2« ge-
kennzeichnet, die auf die Anordnung Nr.�70 vom 15.4.1940 und die im §�2 erwähnte 
›Liste 2‹ hinwies. Vgl. Schwab, Georg: Von der Deutschen Bibliographie. Ein 
Rückblick zum Abschluss des fünfzigsten Halbjahresverzeichnisses im Verlag des 
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tums«689 eingereihten Schriften durften nicht öffentlich angeboten, nicht an Ju-
gendliche verkauft und nicht in den Volks-, Leih- und Werksbüchereien geführt 
werden. Allerdings war die ›Liste 2‹ für die Frage der Bibliographierung ohne 
Belang, denn die in ihr anzeigten Titel wurden im Gegensatz zu den Titeln der 
vertraulichen ›Liste 1‹ über das von der RSK herausgegebene »Großdeutsche Bü-
chereiblatt« öffentlich angezeigt, da sie sonst ihre Wirkung verfehlt hätte.690 Die 
im Oktober 1940 vom RMVuP herausgegebene ›Liste 2‹ wurde in der RSK ge-
führt, die »genaue Verzeichnung der bibliographischen Angaben« erfolgte wie-
derum durch die DB, die ab 1942 auch Zetteldrucke der in der ›Liste 2‹ enthal-
tenen Titel herstellte.691 Im selben Jahr erschien eine Neuausgabe, welcher die 
seit 1940 erfolgten Nachträge beigefügt waren. 1943 erschien noch eine zweite 
veränderte Auflage, die offenbarte, dass nun »nicht mehr nur die Rezeption von 
›Trivialliteratur‹ unterbunden werden sollte«, denn die Leihbuchhandlugen und 
öffentlichen Büchereien waren nun angehalten, auch Werke renommierter Au-
toren, wie etwa Martin Beheim-Schwarzbach oder Rudolf Herzog, »unter Ver-
schluss zu halten«.692

Der Kreis der indizierten Bücher wurde nach Kriegsbeginn erweitert. So 
wurde die Schrifttumsabteilung des RMVuP mit der Überwachung und Vorzen-
sur aller militärischen, außen- und wirtschaftspolitischen Bücher beauftragt, die 
nun einer Anmeldepflicht unterlagen und im Falle der Geheimhaltung nicht 
mehr in der DNBg, sondern in die »Liste der in der DB unter Verschluss gestell-
ten Druckschriften« eingereiht werden mussten.693 Dies galt insbesondere für 

Börsenvereins und zum Erscheinungsbeginn des Deutschen Bücherverzeichnisses 
1936-1940, in: BBl.�108 (1941), Nr.�222 vom 23.9.1941, S.�325-327, hier S.�327.

689 Die ›Liste 2‹ wurde sowohl unter der Beschreibung »Liste 2 des schädlichen und 
unerwünschten Schrifttums« als auch unter dem Titel »Liste der für Jugendliche 
und Büchereien ungeeigneten Druckschriften« geführt. Bei beiden handelte es sich 
um ein und dieselbe Liste. 

690 Hugo Koch (RMVuP) an Wilhelm Frels (DB), 1.8.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 
1940-1941), Bl.�132; Aktennotiz von Karl Heinrich Bischoff (RSK), 18.5.1940, 
BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�90. 

691 Vgl. Erich Langenbucher (RMVuP, Abt. S) an die DB, 6.6.1940, ADNBL, 703/1, 
Bl.�137; Uhlendahl an RMVuP, 28.6.1940, ebd., Bl.�138R. Die Betreuung der ›Liste 
2‹ oblag erneut Wilhelm Frels. Vgl. Verfügungen Uhlendahls, 3.9.1940, 6.12.1940 
u. 6.1.1942, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), Bl.�20, 78, 
247; Vermerk von Wilhelm Frels, 19.11.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), 
Bl.�109; Uhlendahl an Albert Hess (BV), 4.11.1940, ADNBL, 580/1, Bl.�4. Siehe 
auch Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�531.

692 Ebd. Vgl. zudem Bericht von Engel (RSK ?) über eine Rücksprache mit Herrn Em-
rich vom RMVuP über die Unterrichtung des Leihbuchhandels über verbotenes 
und unerwünschtes Schrifttum, 22.3.1943, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�253�f.

693 Vgl. Wilhelm Haegert (Leiter S, RMVuP) an die Personalabteilung des RMVuP, 
25.5.1940 u. 12.7.1940, BArch Berlin, R�55/14, Bl.�356, 368.
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technisches und naturwissenschaftliches Schrifttum, dessen Vertrieb vom  
RMVuP unterbunden wurde. Sie wurden von der DB in ihr »Geheimmagazin« 
übernommen.694 Im Januar 1941 wurde festgelegt, »dass alle deutschen Überset-
zungen englischer und französcher Werke, die im deutschsprachigen Ausland, 
vor allem also in der Schweiz«, erschienen, nicht in der DNBg zur Anzeige ge-
langen sollten. Die Titel sollten in die »Liste der in der Deutschen Bücherei un-
ter Verschluss gestellten Druckschriften« aufgenommen werden und den Zusatz 
erhalten, dass es sich um Übersetzungen aus Frankreich oder England handle.695 
Um die »Säuberung« des Buchmarktes und der Bibliotheken von angloamerika-
nischer Literatur zu forcieren, gab das RMVuP 1942 ein »Verzeichnis englischer 
und nordamerikanischer Schriftsteller« heraus, das auch unter maßgeblicher 
Mithilfe der DB entstanden war.696 Überlegungen der »Spio nageabwehr« und 
der militärischen Geheimhaltung veranlassten das Oberkommando der Wehr-
macht (OKW) im Juni desselben Jahres zu der Überlegung, eine Export-
beschränkung für deutsche Bücher zu erwirken, um das feindliche Ausland nicht 
über deutsche Entwicklungen zu informieren, »die in irgendeiner Form den 
Gegner bei der totalen Kriegsführung von Nutzen sein« könnten. Um zu ver-
hindern, dass Schriften zur Veröffentlichung gelangten, »deren Inhalt dem 
Feinde nicht bekannt werden« sollte, plädierte das OKW für eine »Verschärfung 
der Veröffentlichungsbestimmungen«, die nach Ansicht des RMVuP dadurch zu 
gewährleisten war, dass bei derartigen Werken bereits bei der Drucklegung den 
Verlagen entsprechende Auflagen erteilt wurden.697 Uhlendahl schlug sogar vor, 

694 Vgl. etwa Uhlendahl an Wilhelm Emrich (Abteilung Schrifttum, RMVuP), 27.11.1943, 
ADNBL, 580/0 (Hefter: 1943-1946), Bl.�61.

695 Vermerk von Wilhelm Frels zur Entscheidung durch Hugo Koch (RMVuP), 
24.2.1941, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), Bl.�65. Zwischen 1940 und 1944 gab 
das RMVuP zudem eine »Liste des deutschfeindlichen schädlichen und uner-
wünschten polnischen Schrifttums« heraus, um deutsche Bibliotheken von diesen 
Werken zu ›säubern‹. Die DB war nicht nur angehalten, den Empfang dieser Listen 
zu bestätigen, sondern auch entsprechend zu verfahren. Demnach wurde die in der 
Liste aufgeführte und in der DB vorhandene Literatur mit einem roten Punkt ver-
sehen und ins Geheimarchiv eingereiht. Vgl. Erich Langenbucher (RMVuP) an DB, 
20.6.1940, ADNBL, 580/2, Bl.�1; Vermerk Werner Rusts für Uhlendahl, 8.7.1940, 
ebd., Bl.�2; Maximilian du Prel (Amt des Generalgouverneurs für die besetzten pol-
nischen Gebiete, Abteilung für Volksaufklärung und Propaganda, Krakau): Richt-
linien für die Überwachung und Säuberung des polnischen Schrifttums, 20.5.1940, 
ebd., Bl.�3�f.; Regierung des Generalgouvernements (Hauptabteilung Volksauf-
klärung und Propaganda, Abteilung Schrifttum und Volkstum, Krakau) an DB, 
15.4.1944, ebd., Bl.�5.

696 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�273�f.
697 Abschrift des OKW betr. Niederschrift über die Besprechung vom 17.6.1942 bezgl. 

der Behandlung von Büchern und Druckschriften (auch fremdsprachliche) sowie 
ausländischen Schrifttums, 19.6.1942, BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�34-35. Vgl. 
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den Vertrieb dieses Schrifttums nicht nur im Ausland, sondern auch im Inland 
zu unterbinden und es auch nicht in die »Liste der in der Deutschen Bücherei 
unter Verschluss gestellten Druckschriften« aufzunehmen. Denn immerhin be-
stehe die Gefahr, dass »feindlicherseits ein Suchen nach derartigen Schriften« 
einsetze, das unter Umständen dann doch zum Erfolg führe. Die Schriften, deren 
»Vertrieb während des Krieges verboten« sei, müssten in einer handschriftlichen 
Kartei in der DB geführt werden, die unter Verschluss zu halten sei. Die Titel 
dieser Bücher sollten also erst nach der Beendigung des Krieges in den Katalogen 
der DB und ihren Bibliographien zur Anzeige gelangen.698 So weit wollte das 
RMVuP nicht gehen und bestimmte, diese Schriften in die »Liste der in der Deut-
schen Bücherei unter Verschluss gestellten Druckschriften« aufzunehmen. Da-
durch werde erreicht, dass die Titel der Allgemeinheit entzogen seien, aber 
gleichzeitig den Bibliotheken bekannt würden, die dann die erforderliche Sper-
rung der Benutzung und ihre Einordnung ins Geheimmagazin veranlassen könn-
ten.699

Coppenrath Verlag (Münster) an DB, 28.6.1943, ADNBL, 507/1 (Hefter: 1939-
1944), Bl.�63; Albert Paust (DB) an die Wiking Verlag GmbH (Berlin), 28.6.1943, 
ADNBL, 507/1 (Hefter: U-W), Bl.�160.

698 Uhlendahl an Albert Hess (BV), 14.9.1943, ADNBL, 580/0 (Hefter: A-G), Bl.�169; 
Albert Hess (BV) an Alfons Brugger (Abt. Schrifttum, RMVuP), 19.9.1943, ebd., 
Bl.�164.

699 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 28.9.1943, ebd., Bl.�171; Uhlendahl an Wilhelm Em-
rich (Abteilung Schrifttum, RMVuP), 27.11.1943, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1943-
1946), Bl.�61. Noch im August 1943 hatte das RMVuP bestimmt, dass alle Bücher, 
die für den Export gesperrt waren, in keinem bibliographischen Verzeichnis der 
DB Niederschlag finden durften. Vgl. Wilhelm Haegert (RMVuP) an die deutschen 
Verlage (mit anliegender Verpflichtungs-Erklärung für die Verlage), 12.7.1943, 
ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�152�f.; RMVuP an Uhlendahl, 16.8.1943, 
ebd., Bl.�154. Zur Zensur des technisch-wissenschaftlichen Schrifttums, das einer 
Exportsperre unterlag, vgl. Alfons Brugger (RMVuP) an Uhlendahl, 17.11.1944, 
ADNBL, 580/0 (Hefter: Richtlinien), Bl.�78-81. Etwa 1943 kam es zu einer Verfü-
gung Hitlers, »derzufolge die Ausfuhr deutscher Druckerzeugnisse« in all jenen 
Fällen untersagt war, »in denen mit einer Auswertung des Inhaltes durch die Feind-
seite zu rechnen« war. Dies schien aber nicht ohne weiteres möglich, denn wie der 
SD feststellte, erschienen immer wieder Veröffentlichungen, die kriegswirtschaft-
lich relevante Informationen preisgaben. Der Physiker Carl Ramsauer verwies in 
diesem Zusammenhang darauf, dass auch die von der DB erstellte Liste der bei ihr 
»unter Verschluss gestellten Druckschriften« gewisse Gefahren berge, denn er 
habe darin beispielsweise »gedruckte Anweisungen über die zukünftige Behand-
lung des Regierungsbezirks Moskau« gefunden, Informationen also, die nach sei-
ner Meinung offenbar nicht zu weit gestreut werden sollten. Bericht von Bernhard 
Payr über eine Sitzung im RMVuP. betr. Führeranordnung über den Buch- und 
Zeitschriftenexport, 8.5.1943, BArch Berlin, NS 8/248, Bl.�87-89.
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Infolge der verschiedenen Bestimmungen häuften sich die erläuternden »Zu-
sätze«, die den Titeln in der Verschlussliste der DB beigefügt wurden. Zu ihnen 
zählten Zusätze für die Fälle

– erstens »verboten«, wenn ein ausdrückliches ministerielles Verbot vorlag, 
– zweitens »beschlagnahmt«, wenn kein solches Verbot ausgesprochen wurde, 

das Werk aber »polizeilich sichergestellt« worden war, 
– drittens »aus dem Handel gezogen«, wenn von einem Verbot oder einer Be-

schlagnahme abgesehen wurde, sich aber der Verleger gegenüber dem RM-
VuP verpflichtet hatte, das Buch nicht mehr zu vertreiben, 

– viertens »geheim«, wenn die Schrift aus militärischen oder politischen Grün-
den der Allgemeinheit entzogen wurde, 

– fünftens »Ausleihe und Vertrieb während des Krieges unzulässig«, wenn es 
sich um Übersetzungen »lebender feindstaatlicher Autoren« handelte und 
schließlich 

– sechstens »Einfuhr ins Großdeutsche Reich gesperrt«, vor allem schweizeri-
sche Schriften, die zwar »nicht einen so staatsfeindlichen Charakter« trugen, 
dass sie verboten werden mussten, »aber doch unerwünscht« waren. 

Die Schriften der sechsten Rubrik wurden in der DNBg ohne zusätzlichen Kom-
mentar angezeigt, womit, nach den Worten Uhlendahls, »den Schweizern Ge-
nüge« geschah und somit die kostenlose Lieferung ihrer Schriften erreicht 
wurde. Allerdings konnten diese Werke aufgrund der vom RMVuP angelegten 
»Sperrkarte« nicht nach Deutschland eingeführt werden. Durch den Zusatz in 
der Verschlussliste erfuhren die wenigen Bibliotheken, denen die Beschaffung 
dieser Schriften erlaubt war, aber, dass es sich eigentlich um in Deutschland »un-
erwünschte Literatur« handelte, die nicht ausgeliehen werden durfte.700 Diese 
mangelnde Transparenz und Politisierung der DNBg und die dahinterstehende 
ideologische Intransigenz des NS-Zensurapparates blieben den betroffenen Ver-
legern nicht verborgen, die den seit 1933 vollzogenen politischen Wandel in der 
Tätgkeit der DB deutlich kritisierten:

»Es hat eine Zeit gegeben, während welcher der deutschschweizerische Buch-
handel mit der von der ›Deutschen Bücherei zu Leipzig‹ bearbeiteten Biblio-
graphie trefflich versehen war. Es lag damals in seinem eigenen Interesse, die 
Deutsche Bücherei gleichsam als ein Stück Eigentum zu betrachten und sie in 
der Erfüllung ihrer Aufgabe nach Kräften zu unterstützen. Sie galt als die bi-

700 Uhlendahl an Oberregierungsrat Albrecht (RMVuP), 10.7.1943, ADNBL, 580/0 
(Hefter: 1943-1946), Bl.�130; Aktenvermerk Uhlendahls, 26.6.1943, ebd., Bl.�127; 
Paul Kretschmann (DB) an Anselm Schlösser (RMVuP), 29.10.1943, ebd., Bl.�71. 
Ab Ende Oktober 1943 wurden nur noch die Zusätze »verboten«, »geheim« und 
»Ausleihe und Vertrieb während des Krieges unzulässig« verwendet. Vgl. Uhlen-
dahl an Wilhelm Emrich (Abteilung Schrifttum, RMVuP), 27.11.1943, ebd., Bl.�61.
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bliographische Zentralstelle für das deutschsprachige Schrifttum. Der Börsen-
verein der deutschen Buchhändler, als der Gründer und Eigentümer der Deut-
schen Bücherei, war diejenige Organisation, welche den gesamten, an der 
Verbreitung des deutschsprachigen Schrifttums teilnehmenden Buchhandel 
umfasste. Diese Verhältnisse haben sich aber, wenn es auch äußerlich nicht 
gleich in die Augen springt, entscheidend geändert. Erster Zweck der Deut-
schen Nationalbibliographie ist heute nicht mehr die möglichst lückenlose Er-
fassung und bibliographische Verarbeitung des gesamten deutschsprachigen 
Schrifttums. Heute verfolgt sie vor allem anderen den Zweck, alles auszuschal-
ten, was politisch, religiös, kulturell und wirtschaftlich dem herrschenden 
Kurs unerwünscht ist. War die Deutsche Bücherei früher Eigentum des Buch-
handels, so gehört sie heute dem Staat. Saßen früher in ihrem obersten Rat un-
ter anderm auch Vertreter ausländischer buchhändlerischer Organisationen, 
so ist heute deren Einflussnahme ausgeschaltet. Wegen dieser vornehmlich na-
tionalpolitischen Ausrichtung verliert sie mehr und mehr den Charakter eines 
Institutes, das geeignet ist, das gesamte deutsche Schrifttum, mit Einschluss 
des außerreichsdeutschen, zu erfassen. Ihre Bibliographie kann heute nur 
noch als reichsdeutsche angesprochen werden. Für einen befriedigenden 
Nachweis des Schweizerbuches hat sie aufgehört zu genügen.«701

5.4.3. »Eine Nachrichtenquelle ersten Ranges« –  
Die Verbindungsstelle des Sicherheitsdienstes der SS702

In seinem geheimen Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik« vom 
März 1937 hob der Sicherheitsdienst der SS hervor, er sei der »einzige vom Füh-
rer eingesetzte und beauftragte politische Nachrichtendienst des Dritten Rei-

701 Abschrift aus: Lutz, Friedrich: Eine schweizerische Bibliographie für den Buch-
handel, Zürich, 24.4.1942, S.�1, ADNBL, 558/0 (Hefter: 1937-1944), Bl.�156. Zum 
1.1.1942 war es »auf Veranlassung und unter Mitwirkung« des Vorstehers des BV 
auch zu einer ›zeitgemäßen‹ neuen Einteilung in der Systematik der DNBg gekom-
men, durch die die Gruppe »Politik, Verwaltung« zur Gruppe »Politik, National-
sozialismus« wurde und nach oben an die zweite Stelle rückte. Die bisherige 
Gruppe »Medizin« wurde nun in die Gruppe »Medizin, Rassen- und Vererbungs-
lehre« umgewandelt. Vgl. Wilhelm Baur (RSK) an Uhlendahl, 14.10.1941, ADNBL, 
558/0 (Hefter: 1937-1944), Bl.�120-123; Uhlendahl an Carl Diesch (StUB Königs-
berg), 3.12.1941, ebd., Bl.�124; Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV, RSK), 8.12.1941 u. 
18.12.1941, ebd., Bl.�125-127 u. 131-133; Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 
16.12.1941, ebd., Bl.�128-130; Uhlendahl an die Schriftleitung des Börsenblatts, 
5.1.1942, ebd., 138�f.; Wilhelm Frels (DB) an Oberbereichsleiter Dr. Uetrecht (Lei-
ter des Hauptarchivs der NSDAP, München), 12.1.1942, ebd., Bl.�141R.

702 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�5.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

750

ches«. Seine Aufgabe liege »in der Übermittlung und Auswertung aller Nach-
richten über Personen und Vorgänge, die dem nationalsozialistischen Staat oder 
seiner Weltanschauung in irgendeiner Form schädlich oder gefährlich« seien 
oder werden könnten. In diesem Zusammenhang komme »der sicherheitsdienst-
lichen Auswertung des in Deutschland erschienenen und erscheinenden Schrift-
tums in Flugblatt, Presse, Zeitschrift, Broschüre und Buch« zentrale Bedeutung 
zu.703 Die Durchführung dieser Aufgabe geschehe durch eine »unmittelbare 
Schriftenbearbeitung« und durch die Erörterung der »persönlichen Lebensum-
stände der Autoren und Schriftsteller«, der inneren politischen Verhältnisse in 
Verlagen sowie aller Organisationen und Firmen des deutschen Buchwesens 
überhaupt. Während die Überwachung der Autoren und Verlage durch die SD-
Oberabschnitte und ihre Außenstellen erfolgte, stützte sich der SD bei der Aus-
wertung des Schrifttums seit Anfang 1934 verstärkt auf die DB, die für Himmlers 
»Weltanschauungskrieger« nicht nur »eine Nachrichtenquelle ersten Ranges« 
sondern eine wahre »Fundgrube der Schrifttumsinformation« darstellte.704

Die Idee zur Nutzung des Leipziger Informationspools ging auf Wilhelm 
Spengler zurück.705 Der 1907 geborene Sohn eines Volksschullehrers hatte 
Deutsche Geschichte, Philologie und Germanistik studiert und 1932 in Leipzig 
über das »Drama Schillers« promoviert.706 Im selben Jahr legte er das Staatsexa-
men für das höhere Lehramt ab und trat in den Leipziger Schuldienst ein.707 
Durch seine Bekanntschaft mit Lothar Beutel, der den Aufbau des SD in Sachsen 
organisierte und 1934 zum Leiter des SD-Oberabschnitts in Leipzig avancierte, 
wurde Spengler im Herbst 1933 für den SD angeworben und entschied sich im 
März 1934, den Schuldienst zu quittieren und ganz zum SD zu wechseln.708 
Hier betreute er das Sachgebiet »Konfessionelle Strömungen«, legte dem SD-
Hauptamt aber schon bald Vorschläge zur Errichtung einer »Arbeitsstelle für 
Schrifttumsbearbeitung« in Leipzig vor, die das gesamte deutschsprachige Schrift-

703 Ebd., Bl.�4.
704 Ebd., Bl.�5, 66�f.; Schroeder, Fundgrube, S.�116; Schreiber, Elite, S.�77. Im Berliner 

 SD-Hauptamt kam es Anfang 1934 zur Errichtung eines Pressereferats unter der Lei-
tung von Fritz Rang, das für die Auswertung der Zeitungen und Zeitschriften der 
politischen Gegner verantwortlich war. Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�117; Hach-
meister, Gegnerforscher, S.�157-159. Dass es auch zu einer »SD-mässigen Verlags-
überwachung« kam, geht hervor aus RFSS. Chef des Sicherheitshauptamtes: Leitheft 
»Verlagswesen«, März 1937, BArch Berlin, R�58/1107, Bl.�1-31, hier Bl.�3.

705 Vgl. Wildt, Generation, S.�174�f.
706 Vgl. von Spengler ausgefüllter Fragebogen (ohne Datum, etwa September 1936), 

BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/196603 (BDC-Film RS F 5403) (Wilhelm 
Spengler, geb. 19.3.1907), Bild 2226-2228.

707 Vgl. Wildt, Generation, S.�174; Hachmeister, Gegnerforscher, S.�158; Schroeder, 
Fundgrube, S.�117�f.

708 Ebd., S.�118; Wildt, Generation, S.�174�f.
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tum für den SD auswerten sollte.709 Heydrich begrüßte diesen Gedanken und 
betraute Spengler mit dem Aufbau dieser SD-Schrifttumsstelle, die in dessen 
Wohnung in der Seeburgstraße 100 in Leipzig unterkam.710 Die Arbeitsstelle 
entwickelte sich bald zu einem wichtigen Rekrutierungsort für SD-Angehöri-
ge.711 Spengler scharte in kurzer Zeit einen Kreis haupt- und nebenamtlicher 
Mitarbeiter um sich, die in den meisten Fällen Absolventen der Universität Leip-
zig waren.712

709 Lebenslauf Spenglers, 13.7.1936, BArch Berlin, ehem. BDC, VBS 286/6400043497 
(ehem. BDC-Film Nr. SSO 145 B), Bild 1297-1300. Vgl. auch Wildt, Generation, 
S.�174�f.; Schroeder, Fundgrube, S.�118.

710 Vgl. ebd. Hinweise auf den Standort »Seeburgstr. 100« finden sich u.�a. in Ausleih-
bestätigung Wilhelm Spenglers, 5.2.1935, BArch Berlin, R�58/6506, Bl.�182�f.; Wer-
ner Rust (DB) an Wilhelm Spengler (Leipzig), 24.9.1934, ADNBL, 774 (Hefter: 
1933-1970), Bl.�51. Noch vor der Übersiedlung in die DB zog die Schrifttumssstelle 
offenbar von der Seeburgstraße 100 in ein anderes Gebäude um. So hielt Spengler 
anlässlich der Feier der Schrifttumsstelle zur Wintersonnenwende 1935 fest: »Sechs 
Männer waren wir vor einem Jahr und die bescheidenen Räume, in denen wir da-
mals arbeiteten, verschwinden im Vergleich zu den schönen Arbeitsmöglichkeiten, 
die uns in diesem Gebäude gegeben sind.« Rede vermutlich von Wilhelm Spengler 
zur Wintersonnenwendfeier der Schrifttumsstelle des RFSS, 20.12.1935, BArch 
Berlin, R�58/9139, unp.

711 Vgl. Wildt, Generation, S.�174.
712 Weitere Leipziger Jungakademiker, für die die »Arbeitsstelle für Schrifttumsbear-

beitung« ein Sprungbrett für SD-Karrieren darstellte, waren Hans Rößner, Walter 
von Kielpinski, Paul Dittel, Emil Augsburg, Rolf Mühler und Heinz Lämmel. Vgl. 
Schreiber, Carsten: Von der Philosophischen Fakultät zum Reichssicherheits-
hauptamt. Leipziger Doktoranden zwischen Universität und Gegnerforschung, in: 
von Hehl, Ulrich: Sachsens Landesuniversität in Monarchie, Republik und Dik-
tatur. Beiträge zur Geschichte der Universität Leipzig vom Kaiserreich bis zur 
Auflösung des Landes Sachsen 1952, Leipzig 2005, S.�263-287, hier S.�265-267; 
Schroeder, Fundgrube, S.�119-121; von Hehl, Wissenschaft, S.�285-294; Simon, 
Germanistik (2003), S.�190�f. Zur Leipziger »Studentischen Selbsthilfe«, in der 
Spengler seine ›SD-Kameraden‹ kennenlernte, vgl. Wildt, Generation, S.�104-137. 
Dass die Arbeitsstelle so schnelle Aufstiegsmöglichkeiten bot, hing auch damit zu-
sammen, dass Spengler Mitte 1935 zusätzlich mit dem »Hexen-Sonderauftrag« 
 betraut wurde, bei dem sich eine Forschungsgruppe mit der Geschichte der 
 Hexenprozesse »als Kampf der Kirchen gegen das Germanische« befasste. Die 
»Hexenforscher« waren in den Räumen der Arbeitsstelle untergebracht, hatten 
aber mit deren Arbeiten nichts zu tun. Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�121�f. Zum 
Hexen-Sonderauftrag des RFSS vgl. Leszczyńska, Katarzyna: Hexen und Germa-
nen. Das Interesse des Nationalsozialismus an der Geschichte der Hexenver-
folgung, Bielefeld 2009, S.�29-121, hier S.�55; Rudolph, Jörg: »Geheime Reichs-
kommando-Sache!« Hexenjäger im Schwarzen Orden. Der H-Sonderauftrag des 
Reichsführers-SS 1935-1944, in: Lorenz, Sönke u.�a. (Hg.): Himmlers Hexenkarto-
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Zwischen Spenglers Gruppe und der DB stellten sich von Beginn an einver-
nehmliche Beziehungen ein. Im Juli 1934 unterrichtete die DB die Gestapo über 
ihre Probleme, deutschsprachige Literatur des Auslandes zu erhalten. Zudem 
komme es immer wieder vor, dass für die DB bestimmte, aber in Deutschland 
verbotene Schriften durch die Polizei-, Post- und Zollbehörden an der Grenze 
abgefangen und beschlagnahmt würden.713 Daher wurde die Gestapo ersucht, 
das Reichspostministerium zu veranlassen, alle Sendungen an die DB fortan un-
geöffnet ›durchzulassen‹.714 Als Vermittler zwischen den Instanzen fungierte da-
bei Wilhelm Spengler, der »auf die vielseitige Unterstützung« hinwies, »die ge-
rade auch die Arbeit« der Gestapo durch die DB erfahren könne. In einer 
Rundverfügung an die deutschen Staatspolizeistellen wurde daraufhin festgelegt, 
alle an die DB gerichteten Sendungen von Büchern, Broschüren und Zeitschrif-
ten unbeanstandet zu lassen, auch wenn es sich um verbotene oder unerwünschte 
Literatur handle. Darüber hinaus bat das Geheime Staatspolizeiamt aber auch die 
dem Reichsfinanz- und dem Reichspostministerium unterstehenden Zoll- und 
Postdienststellen, fortan im gleichen Sinne zu verfahren.715 Über diese »staats-
polizeiliche Genehmigung« zeigte man sich am Deutschen Platz hocherfreut. So 
verlieh Rust seiner Erwartung Ausdruck, die Gestapo möge aus der Sammel-
tätigkeit der DB »immer größeren Nutzen ziehen« und darin »zugleich den 
Dank für ihre Maßnahme« erblicken.716 Auch die von Spengler geäußerten 
Hoffnungen »auf eine weitere gute Zusammenarbeit« wurden nicht enttäuscht.717 
Denn bereits im September 1934 war es zwischem ihm und Rust zu einer Ver-
abredung gekommen, wonach den nun offenbar regelmäßig im Haus der DB er-
scheinenden SD-Mitarbeitern die für die DB an sich untypische Erlaubnis erteilt 
wurde, Bücher zu entleihen und in die Seeburgstraße mitzunehmen. Da dies dem 
Präsenzcharakter der Bücherei widersprach, sollten sich Spenglers Zensoren zu-
nächst »mit der Höchstzahl von 10 Bänden wöchentlich« begnügen, da sonst 

thek. Das Interesse des Nationalsozialismus an der Hexenforschung, Bielefeld 
22000, S.�47-98.

713 Handschriftlicher Vermerk Wilhelm Spenglers, 10.7.1934, ADNBL, 515/0, Bl.�33.
714 Entwurf eines Schreibens vermutlich von Werner Rust (mit dem Vermerk »Herrn 

Dr. Spengler für persönliche Vorlage an die Geh. Staatspolizei ausgehändigt«), 
14.8.1934, ebd., Bl.�35.

715 Vgl. Wilhelm Spengler (»Beauftragter für Schrifttumsbearbeitung der Geheimen 
Staatspolizei«, Leipzig) an Werner Rust (DB) (mit anliegenden Schreiben des 
 Gestapa an den RFM, den Reichspostminister und alle Staatspolizeistellen vom 
9.1.1935), 31.1.1935, ebd., Bl.�42-46; Uhlendahl an RMVuP, 22.11.1934, ebd., Bl.�40; 
Wismann (RMVuP) an DB, 18.1.1935, ebd., Bl.�41; RFM an die Präsidenten der 
Landesfinanzämter, 24.1.1935, ebd., Bl.�49.

716 Werner Rust (DB) an Wilhelm Spengler (Leipzig), 31.1.1935, ebd., Bl.�47.
717 Wilhelm Spengler (»Beauftragter für Schrifttumsbearbeitung der Geheimen Staats-

polizei«, Leipzig) an Werner Rust (DB), 31.1.1935, ebd., Bl.�42�f.
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eine allzu starke Störung des Leihverkehrs eintrete, die in der DB nur unnötige 
Fragen aufwerfe und den »Sinn der Geheimhaltung« des SD-Auftrages gefähr-
de.718

Die Mitarbeiter der ›Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung‹ erhielten aber 
nicht nur einen exklusiven Zugriff auf die Bestände, sondern auch auf die Bi-
bliographien, Kataloge und sonstigen Karteien. Gerade sie boten dem SD, der 
anfangs über keine eigenen Strukturen der Schrifttumskontrolle verfügte, exzel-
lente Grundlagen für die Erschließung und Auswertung.719 Der »Geheimkatalog« 
der DB ermöglichte es dem SD nicht nur, umfassende Vorschläge für Buchver-
bote zu unterbreiten, sondern auch »hochverräterische Tendenzen« auszuma-
chen, die dem Verfolgungsapparat Himmlers sonst möglicherweise verborgen 
geblieben wären. Im Februar 1935 legte »65001« – die SD-interne Decknummer 
für Spenglers Arbeitsstelle720 – dem SD-Hauptamt in Berlin eine aus dem Kreis 
rheinischer Katholiken stammende systemkritische »Denkschrift an die deut-
schen Bischöfe« vor, die aus den Geheimbeständen der DB stammte, im SD für 
helle Aufregung sorgte und zu der Frage führte, auf welche Weise gegen den hin-
ter der Schrift stehenden Personenkreis vorzugehen sei.721 Der Alphabetische 
Katalog erlaubte es Spenglers Männern festzustellen, »welche Schriften jeder 
Deutsche seit 1933 geschrieben« hatte. Da die Bücher »zur sofortigen Einsicht-
nahme« aus den Magazinen der DB herbeigeholt werden konnten, war es mög-
lich, innerhalb kurzer Zeit Aussagen darüber zu treffen, welche Meinungen ein-
zelne Autoren vor und nach 1933 vertreten hatten. Diese ›Schrifttumsberichte‹ 
stellten eine wesentliche Ergänzung zu den von den SD-Oberabschnitten einge-

718 Werner Rust (DB) an Wilhelm Spengler (Leipzig), 24.9.1934, ADNBL, 774 (Hef-
ter: 1933-1970), Bl.�51. In der Vereinbarung zwischen Rust und Spengler wurde 
ausdrücklich festgehalten, dass Schriften, die »in Benutzung« und somit eigentlich 
nicht verfügbar waren, im Interesse des SD den Benutzern für drei Tage entzogen 
werden konnten. Vgl. Niederschrift Spenglers über die Besprechung zwischen ihm 
und Rust am 20. und 22.9.1934, 24.9.1934, ebd., Bl.�52. In der Folgezeit wurden die 
verliehenen Bücher auch an das Sicherheitshauptamt in Berlin zur Auswertung ab-
gegeben. Vgl. etwa 1 (J II) an 65001, 15.8.1935, BArch Berlin, R�58/5697, Bl.�96.

719 Die Schrifttumsstelle sollte den SD mit Material und Analysen über den ideologi-
schen und politischen Inhalt der laufenden Neuerscheinungen informieren. Vgl. 
Counter Intelligence War Room, London: Amt VII of the RSHA (Liquidation Re-
port No. 23), S.�1, 17.10.1945, National Archives London (Kew), KV 3/249, unp.

720 Zum Decknummern-System des SD vgl. Schreiber, Elite, S.�62-66.
721 Vgl. 65001 an 1 (Abt. III/2/H) (mit anliegender Denkschrift an die Deutschen Bi-

schöfe. Vorgelegt von einem Kreis rheinischer Katholiken), 4.2.1935, R�58/5829, 
Bl.�187-200. Ein ähnliches Beispiel findet sich in 65001 an 1 (Abt. III72/H), 
30.1.1935, BArch Berlin, R�58/5682a, Bl.�227-232. Die Titelaufnahme der »Denk-
schrift an die Deutschen Bischöfe« aus dem Alphabetischen Katalog der DB mit 
dem Sekretierungsvermerk »Nicht verleihbar« findet sich auf S. 788.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

754

henden Personalgutachten über die betreffenden Autoren dar.722 Das von der DB 
gesammelte deutschsprachige Auslandschrifttum eröffnete dem SD eine um-
fassende Übersicht über das literarische Schaffen der Emigranten, über alle 
deutschsprachigen Veröffentlichungen aus der Sowjetunion sowie »über das den 
Nationalsozialismus weltanschaulich scharf angreifende« Schrifttum katho-
lischer und »demokratisch-pazifistischer« Kreise der Schweiz und Österreichs, 
was für die Sicherheitsbehörden insbesondere beim ›Anschluss der Ostmark‹ 
1938 von größtem Interesse war. Der in der DB geführte Verleger-Katalog ver-
zeichnete sämtliche deutschen Verlage und ihre Veröffentlichungen. Er stellte 
eine Informationsquelle ersten Ranges dar, die durch Dossiers der SD-Oberab-
schnitte »über die inneren personalpolitischen Verhältnisse in den Verlagen« er-
gänzt wurde und die Grundlage für »Exekutivvorschläge an die zuständigen 
Staatsstellen« bildete.723 »Die wichtigste nachrichtendienstliche« Tätigkeit der 
Schrifttumsüberwacher markierte jedoch die laufende Durchsicht der Neuer-
scheinungen, die in der DB in der Regel früher als sonst irgendwo eingingen und 
somit schnelle »Exekutiv-Maßnahmen« zur Abwehr des Gegners wie Verbots-

722 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�67.

723 Vgl. den im Oktober 1934 erteilten Auftrag des Berliner SD-Hauptamtes an die 
Arbeitsstelle Spenglers festzustellen, welche Schriften im Verlag der »Neu-Salems-
gesellschaft« erschienen seien, und ob es sich bei der Gesellschaft um eine Neben-
organisation der »Ernsten Bibelforscher« handelte. Wie »65001« mitteilte, ergab 
eine Recherche im »Verlagskatalog der Neu Salemgesellschaft«, dass in der DB 65 
Schriften des Verlags vorlägen. Es scheine »sich um ein Unternehmen zu handeln, 
in dem Bibelforscherei, Okkultismus, Gesundheitskult, Magnetismus zu einem 
Durcheinander vermischt« seien. Bis auf einige Hinweise auf führende Vertreter 
der Gesellschaft und eine Auflistung einiger Schriften konnte die Arbeitsstelle 
noch keine erschöpfenden Auskünfte liefern, da ihr offenbar noch die dazu  
notwendigen »hauptamtlichen Kräfte« fehlten. Vgl. 1 (Abt. III/2/W) an 65001, 
13.10.1934, BArch Berlin, R�58/5699, Bl.�222; 65001 an 1 (Abt. III/2), 23.10.1934, 
ebd., Bl.�220. Anhand ihres Verlegerkatalogs informierte die DB auch Bibliotheken 
über indizierte Werke. So sandte sie nach dem Verbot sämtlicher im Philoso-
phisch-anthroposophischen Verlag, Dornach (Schweiz), erschienenen Schriften 
der LB Dresden 1936 eine Aufstellung der Schriften des betreffenden Verlages. Vgl. 
Hermann Neubert (Sächsische LB, Dresden) an die Auskunftsstelle der DB, 
26.2.1936, ADNBL, 543/3 (Akte: Auskunftserteilung), Bl.�82; DB an Sächsische LB 
(Dresden), 11.3.1936, Bl.�84-102. Für den SD bildete der Verlagskatalog bis 1945 
eine zentrale Informationsquelle. Vgl. die Aufforderung an die SD-Dependance 
vom Februar 1943, »für die in der Anlage aufgeführten Bücher die Verleger fest-
zustellen«. Abt. VII A 1 des RSHA an die Verbindungsstelle Leipzig, 6.2.1943, 
BArch Berlin, R�58/539, Bl.�90-92. Zum Verlegerkatalog vgl. auch: Franke, Arno: 
Die Verlegerkartothek der Deutschen Bücherei. Eine Einrichtung zum Nutzen des 
Gesamtbuchhandels, in: BBl.�103 (1936), Nr.�21 vom 25.1.1936, S.�81�f.
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vorschläge, politische Propaganda oder polizeiliche Operationen gegen Verlage 
und Autoren ermöglichten.724

Für die Durchführung derartiger Polizeiaktionen, insbesondere die Ver haf-
tung und Vernehmung der Regimegegner, war die Gestapo verantwortlich. 
 Dagegen oblag es dem weitgehend verdeckt agierenden SD Himmlers, den »hy-
draförmigen Gegner« auszumachen, zu beobachten und Taktiken zu seiner 
Elimi nierung zu entwickeln.725 Nach der Ausschaltung der politischen Gegner 
aus dem linken Lager gerieten somit politisch aktive Geistliche, Freimaurer, 
Theosophen, Rotarier, Anhänger der Mazdaznanbewegung und Juden »ins Fa-
denkreuz der SD-Rechercheure«, womit an der DB vor allem für Uhlendahl 
(Rotary) und Curt Fleischhack (Mazdaznan) durchaus reelle Gefahren bestan-
den.726 Die Auslöser für die vom SD vorbereiteten »Exekutiv-Maßnahmen« wa-
ren unterschiedlicher Natur.727 So hatten diverse Berichte von SD-Leitstellen 
1934 wiederholt auf die »volksschädliche Verbreitung der Astrologie« hingewie-
sen. In ihr, so eine Feststellung der Arbeitsstelle Spenglers, seien »Spiritismus, 
Okkultismus, Wahrsagerei, Hellsehen, Traumdeuten, Graphologie, geheimnis-
volle Heilkünste, Kurpfuscherei« und sexuelle Aufklärung »zu einem welt-
anschaulichen Mansch vermengt, der nach außen hin […] pseudonationalsozia-
listisch aufgeputzt« sei. Da weite Kreise des deutschen Volkes durch diese an 

724 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�67-70. Ein Beispiel für solch einen Vorgang, der im SD 
seinen Ausgang nahm und in ein Verbot der vom Schutzverband Deutscher 
Schriftsteller (Sektion Paris) herausgegebenen »Emigrantenzeitschrift ›Der Schrift-
steller‹« durch das RMdI führte, findet sich in RFSS. Chef des Sicherheitshaupt-
amtes an das Gestapa, 6.2.1935, BArch Berlin, R�58/6319, Bl.�1280, 1 [SD-Haupt-
amt] an 65001 [Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung, Leipzig], 6.2.1935, ebd., 
Bl.�1276; 65001 an 1 (Abt. K), 15.2.1935, ebd., Bl.�1277; 1 an 65001, 26.4.1935, ebd., 
Bl.�1275.

725 Schreiber, Führer; S.�78; Hachmeister, Gegnerforscher, S.�171.
726 Ebd.; Dierker, Jesuiten, S.�94. Vgl. Walter von Kielpinski (Referent der Schrift-

tumsstelle, Leipzig) an das Sicherheitshauptamt des RFSS (Informationsamt, 
Hauptabt. Freimaurer, Juden, Hauptabt. Marxisten, Emigranten, Nat. Opposi-
tion), 1.7.1935, BArch Berlin, R�58/6507, Bl.�243-293. Zur Mazdaznanbewegung 
vgl. Anlage zu Monatsbericht IV September 1935 Presse und Schrifttum: Das kul-
turpolitische Schrifttum unter SD-Gesichtspunkten, Sept. 1935, BArch Berlin, 
R�58/8044, Bl.�344-396, hier Bl.�389-392. Ein Hinweis darauf, dass Fleischhack der 
Mazdaznanbewegung von 1924 bis zu ihrer Auflösung 1935 angehörte, findet sich 
in Vermerk Martin Lippmanns (DB), 26.2.1937, ADNBL, 353/1/1, Bl.�4R. Uhlen-
dahl, der seit 1929 zu Rotary gehörte, war dort am 30.7.1937 ausgetreten. Vgl. Uh-
lendahl an RMVuP, 14.9.1939, BArch Berlin, R 55/24660, Bl. 25 (ehem. BDC, 
Filmnr. RK O 26, Bild 1224). 

727 Beispiele für die übereifrigen Gutachten der Arbeitsstelle finden sich bei Schroe-
der, Fundgrube, S.�123�f.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

756

jedem Zeitungskiosk vertriebenen Schriften »in dilletantische, weltanschauliche 
Irrungen hineingetrieben« würden und damit für die nationalsozialistische Welt-
anschauung verloren seien, legte die Leipziger Schrifttumsstelle im November 
1934 ein Verzeichnis von an der DB ermittelten astrologischen Zeitschriften vor, 
was in der Folge nicht nur zu »Wahrsageverboten« durch die Polizeibehörden, 
sondern auch zu einer drastischen Einschränkung des Handels mit astrologi-
schen Zeitschriften führte.728 In einem anderen Fall ging es um die Erfassung ka-
tholischer Verlage. Im März 1935 hob die Leipziger Arbeitsstelle hervor, sie 
habe auf der Basis des Adressbuchs des deutschen Buchhandels bisher 200 ka-
tholische Verlage ausgemacht und könne anhand des Verleger-Kataloges der DB 
feststellen, »was jeder dieser Verlage seit 1913 an Schriften publiziert« habe. Da-
rüber hinaus müssten aber noch zusätzliche Informationen über die SD-Ober-
abschnitte eingeholt werden. Dafür entwarfen Spenglers Gegnerforscher einen 
Fragebogen, der die Grundlage für die »Erhebungen« in den Verlagen bilden und 
vor allem folgende Fragen beantworten sollte:

»1. Welche Personen geben dem Verlag das Gesicht, sind die politisch-treiben-
den Kräfte? (Genauer Name, ausgeübte Funktionen im Verlag, frühere und 
jetzige Partei-, Religions-, Logen-, Vereinszugehörigkeit, jüdisch?).
2. Wie lauten die handelsgerichtlichen Eintragungen? (Evtl. Vereinsregister 
bei Verlagen, die durch Vereine getragen werden). Einsehen bei den zuständi-
gen Amtsgerichten und genau wiedergeben!
3. Verbindungen und Verflechtungen mit anderen Unternehmen. Hintermän-
ner? Geldgeber? Verwandschaftliche Beziehungen?
4. Grösse des Betriebes: Zahl der Arbeiter und Angestellten, Stimmung der 
Belegschaft?
5. Zusammenfassende Beurteilung und sonstige Angaben von politischem 
Interesse.«729

Das Misstrauen des SD richtete sich auch gegen protestantische Kreise, selbst 
wenn es sich um sogenannte »Deutsche Christen« handelte. So wurde infolge 
eines Berichts der »Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung« über »protestanti-
sche Neuerscheinungen« vom SD-Chef Sachsens verfügt, den Autor des 1933 
erschienenen Buches »Unser Kampf. Kampfschar Hutten«, »zu beobachten« 
und entsprechend »zu berichten«.730 Ein auf dem Material der SD-Arbeitsstelle 

728 Vgl. 65001 an 1 (Abteilung III/4), 3.11.1934, BArch Berlin, R�58/6426, (Teil 2), 
Bl.�245-247; 65001 an 1 (Haupt-Abt. J/1), 5.8.1935, ebd., Bl.�249-251.

729 Schreiben von 65001 an 1 (Abteilung III/2) (mit anliegendem Fragebogen), 6.3.1935, 
BArch Berlin, R�58/ 5623b, Bl.�329-331. Auf Bl.�232-234 finden sich ausgefüllte 
Fragebogen. Auf den Bl.�235-348 folgt eine Liste mit katholischen Verlagen in ver-
schiedenen SD-Oberabschnitten.

730 Schreiben von 65001 an 1 (Abt. III/2), 1.10.1934, BArch Berlin, R�58/ 5734a, 
Bl.�550. Bei dem Autor handelte es sich um den Erfurter Walter Jähnke, der fol-
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 fußender »Tatsachenbericht« über die Entwicklungen im katholischen und pro-
testantischen Milieu kam im Dezember 1934 zu dem Ergebnis, »alle mit den heu-
tigen Verhältnissen unzufriedenen Elemente« würden »in den einzelnen Kon-
fessionen Unterschlupf suchen und finden«. Dort würde »dann unter dem 
Deckmantel ›Religiösität‹ offene, bestimmt aber geheime Opposition« gegen den 
Nationalsozialismus betrieben. Die Schlussfolgerung des SD-Referenten war 
ebenso simpel wie radikal. Denn käme es innerhalb der einzelnen Glaubensrich-
tungen nicht bald selbst zu einer gründlichen »Säuberungsaktion«, müsse »der 
Staat, um seinen weiteren Bestand und seine Aufbauarbeit nicht zu gefährden, 
hier ganz gewaltig eingreifen«.731

Es ist nicht auszuschließen, dass der SD durch seine direkten Verbindungen 
zur DB auch deren Benutzer und ihr Leseverhalten analysierte. Dies lässt sich 
am Beispiel der Bayerischen Staatsbibliothek zeigen, deren gesamtes Personal 
der SD Ende 1934 auf seine »Bindungen an den politischen Katholizismus« hin 
überprüfte.732 Die Bayerische Politische Polizei wurde vom SD-Hauptamt  sogar 
ersucht, für zwei Nutzer und einen Mitarbeiter der Bibliothek eine »Brief- und 
Telephon-Überwachung« zu beantragen und über die »Tätigkeit und Einstel-
lung« eines weiteren Nutzers nähere Nachforschungen anzustellen.733 Darauf-
hin stellte der SD eine Liste jener Besucher des Zeitschriftenlesesaals zusammen, 
welche ausländische Zeitungen lasen. Dieser Liste waren nicht nur die Berufe, 
sondern auch die Wohnanschriften der ins Visier Geratenen beigefügt, unter ih-
nen der Münchener Rechtsanwalt Josef Gunzenhäuser, der im Juli 1942, wenige 
Tage nach seiner Verschleppung in das Konzentrationslager Theresienstadt, er-

gende Schrift herausgegeben hatte: Jähnke, Walter: Unser Kampf. Kampfschar 
Hutten der Reichsleitung der Glaubensbewegung »Deutsche Christen«, Weissen-
fels 1933.

731 65001 an 1 (Abteilung III/2) (mit anliegendem Bericht), 22.12.1934, BArch Berlin, 
R�58/5840, Bl.�43-50, hier Bl.�50.

732 Vermerk der Stelle III/2/H an 101 betr. KA [Katholische Aktion] und Staatsbi-
bliothek München, 11.12.1934, BArch Berlin, R�58/6507, Bl.�94.

733 Die vom SD-Hauptamt geforderte »Brief- und Telephon-Überwachung« bezog 
sich auf den BSB-Bibliothekar Otto Hartig (1876-1945), Mitglied der ehemaligen 
Bayerischen Volkspartei (BVP), der 1935 »aus politischen Gründen« von der BSB 
an die Staatliche Bibliothek Bamberg versetzt wurde, auf den ehemaligen Führer 
der BVP und späteren Bundesfinanz- und Bundesjustizminister Fritz Schäffer 
(1888-1967) sowie auf das ehemalige BVP-Mitglied Karl Schwend (1890-1968), der 
nach 1945 zum Leiter der Bayerischen Staatskanzlei avancierte. Zu Otto Hartig 
vgl. Habermann/Klemmt/Siefkes, Lexikon, S.�112; Wanninger, Herr Hitler, S.�334. 
Zu Fritz Schäffer vgl. Menges, Franz: Schäffer, Fritz, in: Neue Deutsche Bio-
graphie 22 (2005), S.�516-518 (Online-Version, URL: https://www.deutsche- 
biographie.de/gnd118748297.html#ndbcontent, eingesehen am 21.6.2017). Zu Karl 
Schwend vgl. Schlemmer, Thomas: Aufbruch, Krise und Erneuerung. Die Christ-
lich-Soziale Union 1945 bis 1955, München 1998, S.�419.
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mordet wurde.734 Es gab aber auch Fälle, in denen dem SD Informationen aus 
den Bibliotheken selbst zugespielt wurden. Im Juni 1937 unterrichtete ein na-
mentlich nicht genannter Bibliothekar der PSB den SD darüber, dass in den Räu-
men der PSB »seit längerer Zeit der etwa 40 jährige Jude Philipp Katz an der Ab-
fassung einer Weltgeschichte« arbeite, welche dieser »aus der jetzigen Sicht des 
jüdischen Volkes heraus« schreibe. Katz, so der Denunziant, habe angegeben, 
nach der Fertigstellung des Manuskripts eine Anstellung beim Völkerbund zu 
finden, womit beim SD der Verdacht keimte, Katz arbeite »auf Veranlassung in-
teressierter ausländischer Gruppen an seinem Werk«. Infolgedessen hielt man es 
im Berliner SD-Hautamt für »unbedingt erforderlich«, noch vor Abschluss der 
Arbeit in den Besitz des Manuskripts zu gelangen.735

Besonders kritisch betrachtete der SD die Theosophen.736 Im November 
1934 übersandte »65001« eine Broschüre von Hermann Rudolph an das SD-
Hauptamt in Berlin und schlug vor, diese zu beschlagnahmen und zu verbieten, 
weil darin das nationalsozialistische Ideengut »in eine internationale, weltbür-
gerliche, sektiererische und aufklärerische Menschheitsduselei umgedeutet und 
verfälscht« werde.737 Im Ergebnis eines »Buchberichts« über eine vom Theoso-
phischen Kultur-Verlag in Leipzig herausgegebene Schrift Walter Einbecks 
regte Spenglers Arbeitsstelle an, »die praktische Wirksamkeit« theosophischer 
Gesellschaften und die dahinterstehenden Personenkreise »zu überwachen«, 
denn ihre Bücher als Einzelerscheinungen zu verbieten, erscheine wirkungslos, 

734 Vgl. Vermerk betr. K[atholische] A[ktion] und Staatsbibliothek, München (mit an-
liegendem Verzeichnis von Lesern und Benutzern der ausländischen Zeitungen im 
Zeitschriftensaal der Staatsbibliothek), 11.12.1934, BArch Berlin, R�58/6507, Bl.�97-
99. Zu Josef Gunzenhäuser (1896-1942) vgl. Weber, Reinhard: Das Schicksal der 
jüdischen Rechtsanwälte in Bayern nach 1933, München 2006, S.�191, 233.

735 Es ist unklar, ob es zu einer Beschlagnahmung des Manuskripts kam. Vgl. II 112 
(SD-Hauptamt, Berlin) an I 321 (SD-Hauptamt, Berlin), 16.6.1937, BArch Berlin, 
R�58/539, Bl.�36.

736 In der Arbeitsstelle Spenglers war offenbar der SS-Mann Fritz Hansen der für die 
Theosophie zuständige Sachbearbeiter. Vgl. Wilhelm Spengler (Referent der 
Schrifttumsstelle, Leipzig) an das Sicherheitshauptamt des RFSS (Informationsamt/I.), 
1.6.1935, BArch Berlin, R�58/6202, Bl.�481; Ausleihbestätigung des SS-Manns Fritz 
Hansen (Schrifttumsstelle Leipzig), 5.6.1935, BArch Berlin, R�58/6506, Bl.�211.

737 65001 an 1, 22.11.1934, BArch Berlin, R�58/6197, Bl.�235�f. Bei der Schrift handelte 
es sich um die Arbeit von Rudolf, Hermann: Nationalsozialismus und Theosophie. 
Ihr Wesen und ihre gegenseitigen Beziehungen, Leipzig 1933. Zur Kritik an Ru-
dolfs Buch vgl. RFSS. Der Chef des Sicherheitshauptamtes: Sonderbericht Zerset-
zung der nationalsozialistischen Grundwerte im deutschsprachigen Raum seit 
1933, Juni 1936, BArch Berlin, R�58/234, Bl.�1-87, hier Bl.�12. Zu weiteren Anträ-
gen der Arbeitsstelle Spenglers, die Schriften Rudolfs zu verbieten, vgl. 65001 an 1 
(Ref. K), 8.1.1935, BArch Berlin, R�58/6197, Bl.�305-308.
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solange man theosophische Gesellschaften in Deutschland dulde.738 Im Juli 
1935 ereiferte sich die Schrifttumsstelle über die »volkszersetzende Tätigkeit« 
der Theosophen, deren »Gefahren für die nationalsozialistische Weltanschauung 
und den nationalsozalistischen Staat unverkennbar« seien. Da sich »vorläufig 
kaum juristische Handhaben gegen die Theosophen« bieten würden und es nicht 
ratsam sei, »schon jetzt mit polizeilichen Mitteln gegen sie vorzugehen«, müsse 
ein anderer Weg gefunden werden, um »ihre Wirkungskraft zu schwächen«. 
Dies mündete in den Vorschlag, einen »Pressefeldzug gegen die Theosophen« in 
die Wege zu leiten, der in verdeckter Gemeinschaftsarbeit zwischen Spenglers 
Männern und dem Berliner SD-Hauptamt vorbereitet werden sollte, »um dem 
Gegner das Erkennen der planmäßigen Gegenarbeit zu erschweren«.739 Die 
 Tätigkeit der ›Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung‹ beschränkte sich dem-
nach nicht nur auf die Informationsbeschaffung über Neuerscheinungen, die 
Anfertigung von Berichten zur ›Abrundung von Personalgutachten‹ und die 
Ausarbeitung von Vorschlägen zum Verbot von politisch und weltanschaulich 
nicht genehmen Schriften. Ihre Lage- und Schrifttumsberichte verwiesen auch 
auf potentiell ›gefährliche‹ Personen und Vereinigungen und wurden mit Obser-
vierungsempfehlungen verknüpft.740 Es kam sogar vor, dass Mitarbeiter oder 
»V-Männer« der Arbeitsstelle selbst als ›Überwacher‹ in Erscheinung traten und 

738 65001 an A, 24.1.1935, BArch Berlin, R�58/6197, Bl.�292-294. Es handelte sich um 
Einbeck, Walter: Der geistige Führer durch das Leben. Theosophische Andachten 
und Betrachtungen, Leipzig 1935. Vgl. den SD-Bericht: Übersicht über einige 
Theosophische Vereinigungen und Gesellschaften und deren Verbindungen zur 
Freimaurerei und anderen Geheimorden, sowie über die beiden theosophischen 
Zentralverlage in Leipzig und das von diesen herausgegebene Schrifttum, ohne Da-
tum (um 1935), ebd., Bl.�248-260. 

739 Walter von Kielpinski (Referent der Schrifttumsstelle, Leipzig) an das Sicherheits-
hauptamt des RFSS (Hauptabteilung Freimaurer, Juden), 9.7.1935, BArch Berlin, 
R�58/6202, Bl.�427-429.

740 Vgl. Aufstellung von Namen und Orten katholischer Vereinigungen in Deutsch-
land von 65001 an 1 (Abt. III/2/H), 24.1.1935, BArch Berlin, R�58/5728, Bl.�368-
372. Vgl. Auswertung von Zeitungen und Berichte über religöse Gruppen in 65001 
an 1 (Abt. III/2/H) (mit anliegendem Lagebericht über Katholizismus in Sachsen 
und Provinz Sachsen), 6.2.1935, BArch Berlin, R�58/5840, Bl.�70-75; 65001 an 1 
(Abt. III/2) (mit anliegendem Bericht über religöse Gruppen in Mitteldeutsch-
land), 12.2.1935, ebd. 63-69; 65001 an 1 (Abt. III/2), 14.3.1935 (mit anliegendem 
Bericht über die Katholische Aktion), 14.3.1935, BArch Berlin, R�58/5615b, 
Bl.�1085-1093. In einem Bericht des SD-Führers des SS-Oberabschnitts Elbe (Leip-
zig) über die Auflösung der Theosophischen Vereinigungen und anderer logenähn-
licher Organisationen in Leipzig findet sich bei zwei Personen (Hermann Rudolph 
und Hugo Vollrath) der handschriftliche Zusatz »Schutzhaft!«. Vgl. Erich Körting 
(Stabsführer beim SD-Führer des SS-Oberabschnitts Elbe, Leipzig) an SD-Haupt-
amt (Berlin), 18.9.1937, BArch Berlin, R�58/6202, Bl.�196-199.
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Spitzelberichte lieferten.741 Das Belastungsmaterial stellte oft genug eine un-
mittelbare Gefahr für die observierten Kreise dar, denn im SD-Hauptamt reichte 
das Aufgabenspektrum »von zweckwissenschaftlicher Kompilation bis hin zu 
Einsätzen mit physischer Vernichtungsabsicht«, und demnach war der Grat 
zwischen der Erstellung eines Dossiers und dem Auftrag zur Ermordung hier 
besonders schmal.742 Die Arbeitsstelle Spenglers, deren ›Kulturpolitik‹ im »Aus-
merzen« gegnerischer Ideen und ihrer Träger bestand, war also von Beginn an 
aktiver Bestandteil des von Himmler und Heydrich gesteuerten Überwachungs- 
und Terrorapparats.743

Mitte 1935 hatte Heydrich die ideologischen Gegnervorstellungen des SD in 
seinen Ausführungen über die »Wandlungen unseres Kampfes« konkretisert.744 
Der SD-Chef war davon überzeugt, dass ein ›wissenschaftliches‹ Verständnis 
der Strukturen, politischen Überzeugungen und Arbeitsmethoden weltanschau-
licher Gegner eine wichtige Voraussetzung für ihre Bekämpfung sei und dem SD 
»notwendige Distinktionsgewinne« gegenüber anderen NS-Verfolgungsinstan-
zen sicherte.745 Die Gedanken des SD-Chefs gingen zu einem wesentlichen Teil 
auf die Leipziger Schrifttumsstelle zurück, die dem SD-Hauptamt im März 1935 
einen Sonderbericht über »die Zersetzung und Verfälschung der nationalsozia-
listischen Grundwerte im gegenwärtigen Schrifttum« vorgelegt hatte.746 Darin 
»war die geläufige Vorstellung, der SD habe die weltanschaulichen Gegner des 
Nationalsozialismus zu überwachen, entscheidend erweitert« und die notwen-
dige »Einheit von weltanschaulicher Überzeugung und praktisch-politischer 
Tat« hervorgehoben worden.747 Demnach reichten die polizeilichen Maßnah-
men der Beschlagnahmung zur Abwehr des Gegners nicht aus. Zudem böten die 

741 Vgl. etwa den von einem Mitarbeiter der Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung 
(Decknummer 65006) erstatteten Bericht über einen Vortrag von A. Hervey Ba-
thurst, den dieser »auf Veranlassung der ersten Kirche Christi« im November 1934 
in der Alberthalle zu Leipzig gehalten hatte. Der Titel des Vortrages lautete »Die 
Christliche Wissenschaft, das Reich Gottes in uns«. 65001 an 1 (Abt. III/2/W) (mit 
anliegendem Bericht von 56006), 23.11.1934, BArch Berlin, R�58/5697, Bl.�200�f. 
Vgl. zudem die Berichte über eine theosophische Versammlung und einen Vortrag 
der Theosophischen Gesellschaft, Leipzig von 65001 an 1 (Abt. V), 1.12.1934 u. 
3.12.1934, BArch Berlin, R�58/6197, Bl.�324�f. u. 334-336.

742 Hachmeister, Gegnerforscher, S.�162.
743 Vgl. Schreiber, Fakultät, S.�267�f.
744 Vgl. Dierker, Jesuiten, S.�90; Heydrich, Wandlungen.
745 Klausnitzer, Geheimgesellschaften, S.�91; Gerwarth, Heydrich, S.�205.
746 Vgl. Dierker, Jesuiten, S.�92; Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung beim Sicher-

heitsamt des RFSS: Sonderbericht »Die Zersetzung und Verfälschung der national-
sozialistischen Grundwerte im gegenwärtigen Schrifttum«, März 1935, BArch Ber-
lin, R�58/6053, Bl.�73-125.

747 Dierker, Jesuiten, S.�92.
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noch immer geltenden Rechtsvorschriften »für zahlreiche unter Liberalismus 
und Intellektualismus, Pazifismus und Demokratie« fallende Schriften, »die ent-
weder überhaupt nicht, oder in sehr verschleierter Form gegen das nationalsozia-
listische Deutschland Stellung« nähmen, keine Handhabe dazu.748 Im Kern ging 
es also um die Auseinandersetzung mit der nach Sicht des SD »noch längst nicht 
gebrochenen« geistig-weltanschaulichen Macht des Gegners, dessen »Angriffe« 
sich vor allem im Schrifttum niederschlugen. Gerade das Schrifttum sei ein 
»Kampfplatz«, auf dem »wirkliche Entscheidungen« fallen und die weltan-
schaulichen Auseinandersetzungen nicht nur ›theoretisch‹ geführt würden.749 Es 
komme demnach auf eine »aktive Abwehr in Gestalt einer schlagenden, natio-
nalsozialistischen Gegenpropaganda« an, die sich »auf die klare Erkenntnis der 
Gegner und ihrer Methoden« stütze.750 Dahinter stand die Auffassung der SD-
Gegnerforscher, dass die »Überwachung von Presse und Schrifttum […] einen 
Schlüssel zur Überwachung sämtlicher übrigen Lebensgebiete« bildete.751

Im Ergebnis der programmatischen Verlautbarungen Heydrichs kam es im 
Berliner SD-Hauptamt zu einer Neustrukturierung, in dem Franz Alfred Six im 
Juli 1935 nun das neugeschaffene »Amt für Presse und Schrifttum« übernahm 
und diesem Spenglers Leipziger Arbeitsstelle angliederte.752 Six’ neues Amt gab 
sich ein besonders aktives Gepräge und schuf sich im SD-Hauptamt und den SD-
Oberabschnitten neue organisatorische Strukturen.753 Es plädierte für eine »viel 
stärkere Beobachtung und Auswertung« von Buch- und Presseerzeugnissen und 

748 Lagebericht der Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung beim Sicherheitshaupt-
amt des RFSS über das jüdische Schrifttum (Zionismus, Assimilationsjudentum, 
wurzellose Intellektuelle) und das gegnerische Schrifttum des Auslands (Emigran-
ten- und Auslandshetze, Liberalismus und Intellektualismus, Pazifismus und De-
mokratie), Mai 1935, BArch Berlin, R�58/485, Bl.�2-31, hier Bl.�4.

749 Anlage zu Monatsbericht IV September 1935 Presse und Schrifttum: Das kultur-
politische Schrifttum unter SD-Gesichtspunkten, Sept. 1935, BArch Berlin, 
R�58/8044, Bl.�344-396, hier Bl.�345�f. 

750 Lagebericht der Arbeitsstelle für Schrifttumsbearbeitung beim Sicherheitshaupt-
amt des RFSS über das jüdische Schrifttum (Zionismus, Assimilationsjudentum, 
wurzellose Intellektuelle) und das gegnerische Schrifttum des Auslands (Emigran-
ten- und Auslandshetze, Liberalismus und Intellektualismus, Pazifismus und De-
mokratie), Mai 1935, BArch Berlin, R�58/485, Bl.�2-31, hier Bl.�4.

751 Bericht von Franz Alfred Six an den Chef des Sicherheitshauptamtes des RFSS über 
den Schulungskurs des Amtes Presse und Schrifttum in der SD-Schule Berlin in der 
Zeit vom 22.-29.9.1935, Okt. 1935, BArch Berlin, R�58/993, Bl.�1-7, hier Bl.�4.

752 Vgl. dazu ausführlich Hachmeister, Gegnerforscher, S.�156, 163�f.; Schroeder, Fund-
grube, S.�124�f.

753 Vgl. ebd., S.�125. Bericht von Franz Alfred Six an den Chef des Sicherheitshaupt-
amtes des RFSS über den Schulungskurs des Amtes Presse und Schrifttum in der 
SD-Schule Berlin in der Zeit vom 22.-29.9.1935, Okt. 1935, BArch Berlin, R�58/993, 
Bl.�1-7.
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ihrer praktischen Auswirkungen, für »einheitlich geleitete polizeiliche Zugriffe 
und Verbote, die wirklich ganze Kreise« erfassten und für die Initiierung von 
»Pressefeldzügen, die die Zusammenhänge« der gegnerischen Bewegungen auf-
deckten und im Sinne der NS-Weltanschauung aufklärend wirkten.754 Für die 
kleine Leipziger SD-Dependance in der Seeburgstraße bahnten sich daher eben-
falls Veränderungen an. Auf Weisung von Six wurden im September 1935 sämt-
liche SD-Abschnittsreferenten, die Abteilungsleiter des Berliner SD-Presseamtes 
und der Leipziger Schrifttumsstelle zu einem »Presseschulungskurs« komman-
diert, den der neue Amtschef dazu nutzte, seine Kompetenzen gegenüber der 
›Gruppe Spengler‹ klarzumachen.755 Denn während er im Hinblick auf die Dar-
legungen seiner Berliner Pressereferenten zu einem positiven Ergebnis gelangte, 
fällte er über die Kursteilnehmer aus der Leipziger Schrifttumsstelle ein eher de-
spektierliches Urteil:

»Schwierigkeiten bereitete jedoch die Behandlung der Schrifttumsfragen, weil 
hier ein bestimmtes allgemein Wissen [!] vorausgesetzt wurde. Der Eindruck, 
den die auf hoher Stufe stehenden Vorträge der Schrifttumsstelle auf die Kurs-
teilnehmer machten war sehr stark; besonders beeindruckte die große geistige, 
um nicht zu sagen wissenschaftliche Arbeit, die hinter diesen Vorträgen 
steckte. Gleichlaufend damit bestand jedoch unter den Kursteilnehmern auch 
die Überzeugung, daß für eine solche Arbeit ›die Alten‹ im allgemeinen nicht 
herangezogen werden könnten. Wenn diese Ansicht aufkommen konnte, dann 
ist das zu einem großen Teil durch die Schrifttumsstelle veranlaßt, deren Sach-
bearbeiter tatsächlich ein von der allgemeinen Haltung der Pressereferenten 
abweichendes Verhalten an den Tag legten. Es besteht die Gefahr, dass die 
Sachbearbeiter der Schrifttumsstelle bei ihrer isolierten Schrifttumsarbeit in 
Leipzig einseitig literarisch gebildet werden und die Schrifttumsstelle selbst 
zu  einem literarischen Seminar wird. Dieser Gefahr kann begegnet werden 
durch eine spätere Eingliederung der Schrifttumsstelle in das SD-Hauptamt 
Berlin.«756

754 Anlage zu Monatsbericht IV September 1935 Presse und Schrifttum: Das kultur-
politische Schrifttum unter SD-Gesichtspunkten, Sept. 1935, BArch Berlin, 
R�58/8044, Bl.�344-396, hier Bl.�392-396.

755 Zum Selbstanspruch der Schrifttumsstelle Spenglers »geistig-politische Arbeit« zu 
leisten, vgl. Rede vermutlich von Wilhelm Spengler zur Wintersonnenwendfeier 
der Schrifttumsstelle des RFSS, 20.12.1935, BArch Berlin, R�58/9139, unp.; Schrei-
ber, Fakultät, S.�268.

756 Bericht von Franz Alfred Six an den Chef des Sicherheitshauptamtes des RFSS über 
den Schulungskurs des Amtes Presse und Schrifttum in der SD-Schule Berlin in der 
Zeit vom 22.-29.9.1935, Okt. 1935, BArch Berlin, R�58/993, Bl.�1-7, hier Bl.�6. Siehe 
auch Schroeder, Fundgrube, S.�125�f.
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Diese Ausführungen verfehlten ihre Wirkung nicht, denn Heydrich stimmte Six’ 
Vorschlag zu.757 Spengler wurde infolgedessen »gegen seinen Willen« zum 
1.  April 1936 ins Berliner SD-Hauptamt versetzt, wo er die Hauptabteilung 
»Presse und Schrifttum« unter Six führte, Ende 1937 aber in die Zentralabteilung 
II wechselte und die Leitung der Hauptabteilung »Kulturelles Leben« über-
nahm, bis er zum Gruppenleiter »Kulturelle Gebiete« im von Otto Ohlendorf 
geleiteten Amt III des RSHA aufstieg.758 Mit Spengler wechselten noch weitere 
Mitarbeiter der Schrifttumsstelle nach Berlin, für die in Leipzig neue Kräfte ein-
traten.759 Neuer Leiter der Schrifttumsstelle wurde Heinz Lämmel, der im März 
1937 von Hellmuth Patzschke abgelöst wurde.760 Da man im SD-Hauptamt auf 

757 Vgl. ebd., S.�126.
758 Vgl. Hachmeister, Gegnerforscher, S.�164. Der Hinweis, dass die Versetzung Speng-

lers von Leipzig nach Berlin »gegen seinen Willen« stattgefunden habe, findet sich 
bei Schroeder, Fundgrube, S.�126.

759 Neben Spengler, Walter von Kielpinski, Hans Rößner, Emil Augsburg, Paul Dit-
tel, Otto Doberschütz und vermutlich auch Rolf Mühler und Walter Oehme (alle 
Schrifttumsstelle) wechselten auch die »Hexenforscher« Ernst Merkel, Rudolf 
Richter und Gerhard Schmidt nach Berlin. Vgl. Schreiber, Fakultät, S.�266, 270; 
Hachmeister, Gegnerforscher, S.�170; Lebenslauf Emil Augsburgs, 29.7.1939, BArch 
Berlin, ehem. BDC, VBS 286/6400000973 (ehem. SSO/SS-Führerpersonalakten, 
BDC-Film Nr. SSO 20), Bild 23003; von Otto Doberschütz ausgefüllter Rasse- 
und Siedlungshauptamt (RuS)-Fragebogen, ohne Datum (um 1938), BArch Berlin, 
ehem. BDC, R�9361-III/32087 (ehem. BDC-Film RS A 5525, Otto Doberschütz, 
geb. 23.11.1913), Bild 1972-1976; von Ernst Merkel ausgefüllter RuS-Frage bogen, 
1.12.1936, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/131156 (ehem. BDC-Film RS D 
5475, Ernst Merkel, geb. 5.11.1907), Bild 2212-2214; von Rudolf Richter ausgefüll-
ter RuS-Fragebogen, 16.2.1936, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/163198 
(ehem. BDC-Film Nr. RS E 5426, Rudolf Richter, geb. 16.10.1905), Bild 2744-
2750; Rudolf Richter an das RuS, 4.6.1936, ebd., Bild 2728; von Gerhard Schmidt 
ausgefüllter Fragebogen zum Verlobungs- und Heiratsgesuch, 26.9.1936, BArch 
Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/178545 (ehem. BDC-Film Nr. RS F 403, Gerhard 
Schmidt, geb. 22.2.1911), Bild 940-944; von Rolf Mühler ausgefüllter RuS-Frage-
bogen mit anliegendem Lebenslauf, 15.8.1942, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-
III/134797 (ehem. BDC-Film RS E 86, Rolf Mühler, geb. 19.2.1910), Bild 2578-
2580; Walter Oehme (RFSS SD-Hauptamt, Hauptabt. Schrifttum, Leipzig) an RuS 
der SS, 27.9.1935, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/143436 (ehem. BDC-Film 
Nr. RS E 375, Walter Oehme, geb. 30.5.1912), Bild 2976; Walter von Kielpinski 
(RSHA, III A 5) an RuS der SS, 25.6.1940, ebd., Bild 2876.

760 Vgl. Heinz Lämmel an Uhlendahl, 22.4.1936, ADNBL, 439/3 (Kladde 1936), Bl.�28. 
Lämmel (geb. 1911), studierte Geschichte, alte Sprachen und Geographie in Jena 
und Leipzig, war 1931 in die NSDAP und die SA eingetreten, bevor er 1935 in die 
SS übernommen wurde. Hier wirkte er zunächst in der Schrifttumsstelle an der DB 
und wurde Anfang März 1937 aber ins Sicherheitshauptamt versetzt. Im März 1939 
wurde er zum SD-Leitabschnitt Prag kommandiert, im September 1939 als Dienst-
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die inzwischen eingepielten Beziehungen mit der DB nicht verzichten, sondern 
diese vielmehr intensivieren wollte, kam es im März 1936 zwischen Uhlendahl 
und dem Gestapa zu einer Vereinbarung, der zufolge der Gestapo – respektive 
dem SD – im Haus der DB ein Arbeitsraum zur Verfügung gestellt wurde.761 
Der nun als »Verbindungsstelle an der Deutschen Bücherei« firmierenden SD-

stellenleiter in Iglau verwendet, bevor er 1941 zum Sonderbeauftragten des RFSS 
beim Deutschen Gesandten in Pressburg Verwendung fand. Von September 1941 
bis Mai 1942 hatte er den Sonderauftrag »als Vertreter des Dienststellenleiters in 
Brünn […] die Volkstumsfragen ganz Mährens SD-mässig zu bearbeiten«. Ab Mai 
1943 schließlich war Lämmel eneut dem SD-Leitabschnitt Prag als Referent und 
gleichzeitig dem Stabsführer des Reichskommissars für die Festigung des deut-
schen Volkstums als SD-Mitarbeiter zugeordnet. Beförderungsvermerk des RSHA 
betr. SS-Hauptsturmführer Heinz Lämmel, 21.9.1943, BArch Berlin, ehem. BDC, 
R�9361-III/112881 (ehem. BDC-Film Nr. RS D 473, Heinz Lämmel, geb. 1.11.1911), 
Bild 874-876; von Lämmel ausgefüllter RuS-Fragebogen mit Lebenslauf, 13.4.1940, 
ebd., Bild 960-964. Ein Beispiel für ein Schrifttumsgutachten Lämmels findet sich 
in Lämmel (Verbindungsstelle Leipzig) an das Sicherheitshauptamt (Zentralabtei-
ung I 3), 15.2.1937, BArch Berlin, R�58/7440, Bl.�18-22. – Der Hinweis darauf, dass 
Patzschke Leiter der Verbindungsstelle war, findet sich in einem Schreiben vom 
April 1937, in dem Patzschke erwähnt, dass sein Mitarbeiter Martin Nitzsche zum 
1.5.1937 seine Vertretung übernehme. Nitzsche avancierte 1937 zum Leiter der 
Verbindungsstelle. Vgl. Uhlendahl an Hellmuth Patzschke (SS-Verbindungsstelle), 
22.4.1937, ADNBL, 439/3 (Kladde 1937), Bl.�9; Patzschke an Uhlendahl, 28.4.1937, 
ebd., Bl.�14. Hellmuth Patzschke (1911-2002), studierte Rechts- und Staatswissen-
schaften in Wien, Berlin und Leipzig, wurde 1933 Mitglied der SS und war von 
1935 bis 1937 in der Verbindungsstelle tätig. Ab 1939 nannte er sich Hellmuth 
Reinhard, stieg 1943 zum Gestapochef in Norwegen auf und machte sich erwiese-
ner Verbrechen (Beteiligung an Deportation von Juden, persönlich verübte Er-
schießung) schuldig. Vgl. Larsen, Stein Ugelvik, Beatrice Sandberg und Volker 
Dahm (Hg.): Meldungen aus Norwegen 1940-1945. Die geheimen Lageberichte 
des Befehlshabers der Sicherheitspolizei und des SD in Norwegen, Teilband I, 
München 2008, S. LXXIX-LXXX. Beispiele für Schrifttumsgutachten Patzschkes 
finden sich in Patzschke (Verbindungsstelle Leipzig) an das Sicherheitshauptamt 
(Zentralabteilung I 3), 1.2.1937, BArch Berlin, R�58/7333, Bl.�22-25; V-St. (»Pa.«) 
an I/31 [SD-Hauptamt], 11.7.1937, ebd., Bl.�11-13.

761 Für die Raumnutzung erhob die DB zunächst eine monatliche Miete, die aber auf 
Weisung des RMVuP im Februar 1937 aufgehoben wurde, sodass dem SD die 
Räume kostenlos zur Verfügung standen. Vgl. Entwurf einer Bekanntmachung 
zwischen dem Direktor der DB und dem Gestapa, 28.3.1936, ADNBL, 315/8, Bl.�2; 
Abschrift eines Schreibens von Wismann (RMVuP, Abt. VIII) an Uhlendahl, 
8.1.1937, StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�4, Bl.�147; Uhlendahl an den Reichsstatthal-
ter in Sachsen (Landesregierung, Ministerium für Wirtschaft und Arbeit), an OBM 
der Stadt Leipzig, 15.1.1937, ebd.; Vermerke des Rats der Stadt Leipzig, 29.1.1937 
u. 19.2.1937, ebd., Bl.�148�f.; Reichsstatthalter in Sachsen (Landesregierung, Mi-
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Dependance wurden besondere Arbeitserleichterungen zugesichert. Um den 
SD-Beamten zu ermöglichen, sich über die Neuerscheinungen regelmäßig und 
rasch zu unterrichten, erhielten sie »ungehinderten Zutritt« zum Dienstzimmer 
des Täglichen Verzeichnisses und der DNBg. Veröffentlichungen, die das Ge-
stapa durchzusehen wünschte, sollten besonders gekennzeichnet und von der 
DB für einen Tag zur Verfügung gestellt werden. Werke, die nicht in dieser Zeit 
durchgesehen werden konnten, sollte das Gestapa mittels Leihschein erhalten. 
Wegen der Benutzung der geheim zu haltenden Literatur sollten sich die SD-
Mitarbeiter mit dem zuständigen DB-Beamten, Otto Eggert, in Verbindung set-
zen. Damit die SD-Angehörigen die Sperre im Eingangsbereich der DB »unge-
hindert durchschreiten« konnten, sollten ihnen »kostenfreie Benutzungskarten« 
ausgestellt werden.762 

Das Entgegenkommen der DB kam nicht von ungefähr, denn es war nicht op-
portun, sich den Forderungen von Himmlers Machtapparat zu widersetzen – 
auch der Börsenverein setzte alles daran, Auseinandersetzungen mit der Gestapo 
zu vermeiden.763 Zudem profitierte die DB – wie noch zu zeigen ist – bei der 
Beschaffung beschlagnahmter Druckschriften von der Kooperation mit dem Ge-
stapa. So konnte Rust dem nach Berlin versetzten Spengler im Mai 1936 berich-
ten, »wie reibungslos« sich die Zusammenarbeit zwischen dem SD-Hauptamt 
und der DB auch weiterhin abspiele. Inzwischen habe er einige der neuen Mit-
arbeiter der SD-Verbindungsstelle anlässlich der Feier des ›Nationaltages‹ am 
1. Mai kennengelernt und hege keinen Zweifel daran, dass beide Seiten auch wei-
terhin ihren Aufgaben in der DB in »kameradschaftlicher Arbeitsweise dienen« 
könnten.764 

Trotz seines Weggangs blieb Spengler bis Ende April 1937 als Vorgesetzter 
Lämmels übergeordneter Leiter der Verbindungsstelle, die neben ihren Räumen 
in der DB noch weitere Zimmer im Gebäude des ›SD-Leitabschnitts Elbe‹ in der 
Leipziger Karl-Heine-Straße 12 nutzte.765 Der Einfluss Spenglers zeigte sich 
noch 1936, als er damit begann, einen weiteren Überwachungsapparat in Leipzig 
aufzubauen, der die Tarnbezeichnung »Rußland-Lektorat D.�B.« erhielt. Das 
Kürzel »D.�B.« verwies auf die Deutsche Bücherei, denn das Lektorat wurde der 
Verbindungsstelle angegliedert. Die Aufgabe der neuen Zensureinrichtung be-
stand darin, die Kontrolle sowjetischer Literaturimporte und -exporte zu koor-
dinieren und zu professionalisieren, indem sich dieser Frage nun »spezialisierte 

nisterium für Wirtschaft und Arbeit, Dresden) an Uhlendahl, 3.2.1937, ADNBL, 
315/8, Bl.�5.

762 Ebd.
763 Albert Hess (Geschäftsstelle BV) an Werner Rust (DB), 31.5.1935, ADNBL, 

555/0/4-1, Bl.�30.
764 Werner Rust (DB) an Wilhelm Spengler (Berlin), 22.5.1936, ADNBL, 524/0, Bl.�39.
765 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�129.
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und sprachkundige SD-Mitarbeiter« annahmen, die jedoch nicht zur Verbin-
dungsstelle gehörten.766 So sollte verhindert werden, dass sowjetrussisches 
Schrifttum in die ›falschen Hände‹ fiel. Alle sowjetischen Exporte sollten über-
prüft werden, ob sich unter ihnen technische oder militärwissenschaftliche Ab-
handlungen befanden, die der Sowjetunion nicht bekannt und daher nicht aus-
geführt werden durften. Jede Schrift wurde auf verstecktes Propagandamaterial 
hin überprüft, die Empfänger sowjetischer Importe ermittelt und geheimdienst-
lich analysiert.767 Die divergierende Arbeitsausrichtung der beiden SD-Stellen 
veranlasste Spengler, sie bald räumlich zu trennen, sodass in Leipzig fortan zwei 
dislozierte schrifttumspolitische SD-Instanzen angesiedelt waren: zum einen das 
von dem gelernten Buchhändler und nebenamtlichen SD-Mitarbeiter Erich Carl-
sohn geleitete »Rußland-Lektorat«, das in der Auslandsabteilung des Buchhan-
delsunternehmens Koehler & Volckmar unterkam, zum anderen die an der DB 
angesiedelte SD-Verbindungsstelle.768

Im Berliner SD-Hauptamt baute Six seinen Einfluss weiter aus und übernahm 
1937 neben der von ihm geleiteten Zentralabteilung »Presse und Museum« (I 3) 
auch die Zentralabteilungen »Weltanschauliche Auswertung« (II 1) und »Le-
bensgebietsmäßige Auswertung« (II 2), womit er faktisch zum Chef des gesam-
ten ›Inlands-SD‹ aufstieg. Um die Arbeit dieser Abteilungen aufeinander abzu-
stimmen, schuf er neue Organisationstrukturen, von denen hier vor allem die 
Veränderungen in der Zentralabteilung II (»Lebensgebiete«) interessieren, in die 
die Aufgaben der Presse- und Schrifttumsauswertung aus der Zentralabteilung I 
überführt wurden.769 Die Schrifttumsüberwachung oblag nun der Abteilung II 
224 »Presse, Schrifttum, Rundfunk« unter Walter von Kielpinski, dem auch die 
SD-Verbindungsstelle an der DB als »Referat II 2242« unterstand.770 Six legte 
großen Wert auf die Literaturauswertung, denn er machte seinen Männern die 
Einbindung des Schrifttums in die Berichterstattung zur Pflicht. So wies er dar-
auf hin, »dass bei der Abfassung von Gesamtberichten über Personen, Interes-

766 Vgl. ebd., S.�128.
767 Keiderling, Thomas: Unternehmer im Nationalsozialismus. Machtkampf um den 

Konzern Koehler & Volckmar AG & Co., Beucha 2003, S.�57.
768 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�128; Ders.: Der Buchhändler als Zensor. Erich Carl-

sohn und das Rußland-Lektorat des Sicherheitsdienstes der SS (SD), in: Buch-
handelsgeschichte, 2 (1998), S. B 92-B 104. Zu Erich Carlsohn (geb. 1901, seit 1937 
Mitglied der SS und der NSDAP), vgl. Karteikarte zur Person Carlsohns, ohne Da-
tum, BArch Berlin, ehem. BDC, VBS 286/6400006059 (ehem. BDC-Film SSO 126, 
Erich Carlsohn, geb. 17.4.1901), Bild 403; Lehnhardt, Christian: Die zwei Leben 
des Erich Carlsohn. Ein Zwischenbericht, in: Aus dem Antiquariat 1998, A 872-
873.

769 Vgl. Hachtmeister, Gegnerforscher, S.�164, 173, 177�f.; Schroeder, Fundgrube, 
S.�129.

770 Vgl. ebd., S.�129.
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sengruppen oder über bestimmte Sachgebiete das einschlägige Schrifttum heran-
zuziehen und in den Bericht einzuarbeiten« sei. Die Beschaffung der Literatur 
könne über die hauseigene SD-Bibliothek, die PSB oder die DB erfolgen. In der 
DB sollten die Verfasserkartei für die Erstellung von Personalberichten sowie 
der Verleger- und der Sachkatalog für die Berichterstattung über politische und 
weltanschauliche Gruppen genutzt werden. Literaturzusammenstellungen, Fra-
gen der Buchbeschaffung und besonders dringende Schrifttumsgutachten seien 
jedoch Aufgabe der dortigen Verbindungsstelle. Für die Erstellung dringender 
und wichtiger Gesamtberichte wurde den Referenten »nahegelegt, selbst in die 
Deutsche Bücherei nach Leipzig zu fahren und die Zusammenstellung, Sichtung 
und Bearbeitung des einschlägigen Schriftenmaterials« vorzunehmen.771 Den 
Gegnerforschern um Six kam dabei zugute, dass die Verbindungsstelle im Ergeb-
nis des »Wismann-Erlasses« vom 12.  Oktober 1936 vom RMVuP als zentrale 
Zensurinstanz anerkannt worden war, denn sie hatte nun den Auftrag, die Bü-
cherverzeichnisse des Börsenvereins – das Tägliche Verzeichnis, die DNBg und 
die Halb- und Mehrjahresverzeichnisse »nach politischen Gesichtspunkten zu 
überprüfen«. Damit bestimmte praktisch die Verbindungsstelle – also der SD –, 
was im deutschen Buchhandel vertrieben werden durfte, da der Vertrieb von Bü-
chern, die nicht in den Bibliographien auftauchten, verboten war. Über die nicht 
freigegebenen Bücher wurden »Verbotsberichte« angefertigt, die die Grundlage 
für die von den Polizeibehörden vorgenommenen Beschlagnahmungen und Ver-
botsanträge bildeten.772 Auf diese Weise waren, so das SD-Hauptamt im März 
1937, bis dahin »tausende von Buchtiteln« für die ›Liste 1‹ gemeldet worden.773

771 Verfügung von Franz Alfred Six (Leiter der Zentralabteilung II 1) betr. Einbau des 
Schrifttums in die Berichterstattung, ohne Datum (1937), BArch Berlin, R�58/544, 
Bl.�63�f. Als Beispiel für zumindest geplante Auswertungsarbeiten von Berliner SD-
Mitarbeitern in der DB, hier des in der »Separatistenabteilung« tätigen SS-Ober-
scharführers Herbert Pfeiffer, vgl. Stabsführer I 3 (SD-Hauptamt) an SS-Sturm-
bannführer Walter Ilges (Emserstraße, Berlin), 25.11.1936, BArch Berlin, R�58/7270, 
Bl.�1. Ein weiteres Beispiel, hier für den im »Marxismus-Referat« tätigen Ernst 
Wolf, findet sich in Schroeder, Fundgrube, S.�130.

772 Martin Nitzsche (»Ni«): Arbeitsplan des Referates VIII A 4 (Verbindungsstelle), 
1941, BArch Berlin, R�58/7400, Bl.�54-59, hier Bl.�57.

773 Leitheft »Schrifttumswesen und Schrifttumspolitik«, März 1937, BArch Berlin, 
R�58/1106, Bl.�1-81, hier Bl.�52. Diese Indizierungskompetenz des SD hatte zur 
Folge, dass die DB die Verbindungsstelle auch darum ersuchte, die von ihr eben-
falls herausgegebene »Hindenburg-Bibliographie« zu überprüfen und dabei jene 
Titel zu kennzeichnen, die in die »Liste des schädlichen und unerwünschten 
Schrifttums« aufzunehmen seien. Im Ergebnis der von den SD-Schrifttumsexper-
ten vorgenommenen »Bereinigung der Bibliographie« kam es zur Streichung zahl-
reicher Veröffentlichungen, gegen die »politische und weltanschauliche Bedenken« 
bestanden. Vermerk von Martin Nitzsche (Leiter der SS-Verbindungsstelle) an die 
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Am 1. Mai 1937 übernahm der Volksschullehrer Martin Nitzsche die Leitung 
der Verbindungsstelle.774 Da die Leipziger SD-Dependance inzwischen auch 
»stark nach außen in Erscheinung trat«, erschien es Six notwendig, ihre Leitung 
einem »SS-Führer« anzuvertrauen, woraufhin man Nitzsche kurzerhand beför-
derte.775 Dieser schien die in ihn gesetzten Erwartungen zu bestätigen, denn wie 
Six ihm 1938 attestierte, zeichnete er sich durch »überdurchschnittliche geistige 
Beweglichkeit«, »ausgezeichnete Allgemeinbildung«, »Zielsicherheit« und eine 
ausgeprägte »kameradschaftliche Art« aus. Er sei »zäh« und »stets zum Einsatz 
bereit«, was ihn für die anstehenden Aufgaben »besonders geeignet erscheinen« 
ließ.776 Was damit gemeint war, erschließt sich aus den folgenden Beispielen, in 
denen die Verbindungsstelle eine zentrale Rolle spielte. Wie Werner Schroeder 
zeigt, erhielt die Verbindungsstelle im August 1937 einen »ungewöhnlichen Auf-
trag« aus dem Berliner SD-Hauptamt. Dabei ging es um einen Einbruch in die 
Magazine der DB.777 Im Fokus dieser geplanten ›Nacht- und Nebelaktion‹ stand 
das seit 1931 an der DB aufgebaute Rotary-Archiv, von dessen Existenz der SD 
Wind bekommen hatte, allerdings nicht wusste, wo es sich befand. Die ›logen-
ähnliche‹ »diskrete Gesellschaft« der Rotarier war dem SD von jeher verdächtig 
gewesen und beflügelte dort »konspirationistische Imaginationen und Phan-
tasmen«.778 Zwar hatte Heydrich seine Männer 1934 instruiert, diese in höchste 
politische Kreise reichende, einflussreiche Vereinigung, der auch zahlreiche NS-
DAP-Mitglieder angehörten, mit »grösster Vorsicht« zu behandeln, doch wurde 
sie längst observiert.779 Dem SD war nicht entgangen, dass auch der Direktor der 
DB als Sekretär im Rotary Club Leipzig hervortrat, über die Messestadt hinaus 

Direktion der DB betr. Hindenburg-Bibliographie, 8.3.1938, ADNBL, 610/1, 
Bl.�3-5.

774 Zu Martin Nitzsche (geb. 1911, Lehramtsstudium der Fächer Geschichte, Philoso-
phie und Philologie an der Universität und am Pädagogischen Institut Leipzig, SA 
1931, SS 1932), vgl. von Martin Nitzsche ausgefüllter RuS-Fragebogen, 17.11.1936 
u. 27.1.1938, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/141478 (ehem. BDC-Film Nr. 
RS E 316, Martin Nitzsche, geb. 29.1.1911), Bild 836-840, 974-978. Vgl. auch 
Schroeder, Fundgrube, S.�127�f.

775 Personal-Bericht und Beurteilung über Martin Nitzsche (unterschrieben von Six), 
7.12.1937, BArch Berlin, ehem. BDC, VBS 286/6400031765 (ehem. BDC-Film SSO 
351 A, Martin Nitzsche, geb. 29.1.1911), Bild 1008�f.

776 Personal-Berichte und Beurteilungen über Martin Nitzsche (unterschrieben von 
Six), ohne Datum (etwa 1938 und 1939), ebd., Bild 989�f., 998�f.

777 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�132.
778 Klausnitzer, Geheimgesellschaften, S.�72.
779 Vermerk Reinhard Heydrichs (Geheimes Staatspolizeiamt, Berlin) betr. Rotary-

Club, 5.10.1934, BArch Berlin, R�58/6169g, Teil 1, Bl.�162. Vgl. etwa den Bericht 
des ›SD-Oberabschnitts Elbe‹ aus dem hervorgeht, dass man sich unter »falschen 
Namen« Zugang zu einer Tagung des Rotary-Clubs in Leipzig verschafft habe. 
5001 [SD-Oberabschnitt Elbe] an 1 [SD-Hauptamt], 31.1.1935, BArch Berlin, 
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im ›Vereinsleben‹ aktiv war und obendrein als »Rotary-Archivverwalter« fun-
gierte.780 Die vom SD als »Auffangorganisation für die Freimaurer« und somit 
»als ideengeschichtliche und personelle Träger des ›Liberalismus westlichen Ur-
sprungs‹« angesehenen Rotarier sahen sich einem zunehmenden Druck durch 
die NS-Behörden ausgesetzt, wobei der SD eine zentrale Rolle spielte.781 Dabei 
stützten sich die ›Gegnerforscher‹ im SD-Hauptamt auch auf schrifttumspoliti-
sche Gutachten ihrer Leipziger Verbindungsstelle.782 Im Sommer 1937 teilten 
die Mitarbeiter Nitzsches dem SD-Hauptamt mit, dass sie das Rotary-Archiv 
inzwischen ausfindig gemacht hätten. Allerdings erwies sich die Entfernung der 
Akten als problematisch, da es sich »um etwa 100 Mappen« handelte, die man 
»in mehrere Koffer« hätte verladen müssen, was die Geheimhaltung der Aktion 
gefährdet hätte.783 Aus diesem Grund wurde dem SD-Hauptamt vorgeschlagen, 
»einen Schlüsselabdruck zu beschaffen und zwei Beamte der Gestapo in das Ar-
chiv zu führen, um die Akten zu ›entfernen‹«.784 Dazu kam es aber nicht, denn 
wie die Verbindungsstelle meldete, gestaltete sich »die Beschaffung äusserst 
schwierig«.785 

R�58/6168g, Bl.�88�f. Zu den NSDAP- und SA-Mitgliedern des Leipziger Rotary-
Clubs vgl. Marx, Rotary-Club, S.�116.

780 Im Bestand des RSHA im BArch Berlin befinden sich mehrere Protokolle des Ro-
tary Clubs Leipzig, die von Uhlendahl angefertigt wurden. Vgl. Protokolle des 
Rotary-Clubs Leipzig vom 8.8.1935, 16.8.1935, 23.8.1935, BArch Berlin, 
R�58/6168b, unp.; Protokoll des Rotary-Clubs Leipzig, 5.4.1935, BArch Berlin, 
R�58/6168d, Bl.�219�f.; Bericht von 5001 [SD-Oberabschnitt Elbe] an 1 [SD-Haupt-
amt, Berlin] betr. Rotary-Klub in Leipzig, 28.6.1935, BArch Berlin, R�58/6168b, 
Bl.�89�f.; 5001 [SD-Oberabschnitt Elbe] an 1 [SD-Hauptamt], betr. Rotary-Club 
Erfurt, 16.4.1935, BArch Berlin, R�58/6168d, Bl.�341-346. Die Bezeichnung Uhlen-
dahls als »Rotary-Archivverwalter« findet sich in SD-Führer des SS-Oberab-
schnitts Elbe an das SD-Hauptamt 27.11.1937, BArch Berlin, R�58/6168h, Bl.�219�f. 
Vgl. zudem Arthur Y. Huysler (Kontinental-Europäisches Büro Rotary-Interna-
tional, Zürich) an Uhlendahl, 21.6.34, ADNBL, 700/1 (Alter Ordner 5), unp.; Uh-
lendahl an Huysler, 4.7.1934, ebd., unp.

781 Chef der Zentralabteilung des SD-Hauptamts (Berlin) an den Vorsitzenden des 
Obersten Parteigerichts, SS-Obergruppenführer Walter Buch (München), 23.1.1935, 
BArch Berlin, R�58/6168g, Bl.�133�f. Vgl. Klausnitzer, Geheimgesellschaften, S.�74.

782 Vgl. etwa 65001 an 1 (Abt. III/3, IV/1, V), 11.1.1935, BArch Berlin, R�58/6168d, 
Bl.�299-301. Aus einem Vermerk der Verbindungsstelle geht hervor, dass dort das 
»Schrifttum über Freimaurerei«, unter die man die Rotarier subsummierte, kartei-
mäßig erfasst worden und diese Schriften »größtenteils in der Deutschen Bücherei 
erreichbar« seien. 65001 an 1 (J/1), 13.9.1935, BArch Berlin, R�58/6507, Bl.�308.

783 Schroeder, Fundgrube, S.�133.
784 Ebd.
785 Aktennotiz von II/111 (SD-Hauptamt Berlin), 30.8.1937, BArch Berlin, R�58/6168h, 

Bl.�444.
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Inzwischen hatte sich die Lage für die Rotary Clubs verschärft, denn vielen 
Rotariern wurde infolge verschiedener Maßnahmen und Erlasse der NS-Behör-
den eine Mitgliedschaft in ihren Clubs untersagt oder erschwert. Da der Vor-
sitzende des Obersten Parteigerichts, SS-Obergruppenführer Walter Buch, der 
sich »eingehend mit dem Rotary-Club beschäftigte«, sich den Anpassungsversu-
chen der Rotarier verschloss und den Vorschlag »auf ›Umgestaltung‹ des ›Ro-
tary-Clubs‹ in nationalsozialistischem Sinne« ablehnte, gab der Club alle Versu-
che auf, seinen Weiterbestand zu ermöglichen.786 Um die Selbstauflösung zu 
besprechen, trafen sich am 4. September 1937 führende Rotarier im Berliner Ho-
tel Esplanade.787 Wie man im SD-Hauptamt vermerkte, war dabei »eine Teil-
nahme und Einschaltung von Seiten des SD unbedingt erforderlich«.788 Gleich-
zeitig wurde vorgeschlagen, nun auch im Hinblick auf das »Rotary-Archiv« in 
der DB aktiv zu werden. So sollte der ›SD-Oberabschnitt Elbe‹ beauftragt wer-
den, gemeinsam mit der Staatspolizei am Morgen des 4. Septembers, »gleichzei-
tig wenn die Versammlung des Rotary in Berlin stattfindet, in der Deutschen 
Bücherei das vorhandene Material zu sichten«. Damit könne man »eine Unter-
schlagung des Materials nach einer evtl. Auflösung des Rotary« unterbinden.789 
Aber auch dieser Plan schlug fehl, denn Ende September 1937 – nachdem die 
Selbstauflösung des Rotary Clubs beschlossen worden war – kam im SD-Haupt-
amt der Gedanke auf, mit dem Governor von Rotary-Deutschland, Hugo Grille, 
zu vereinbaren, dem SD das gesamte Aktenmaterial des 73. Distriks, der einzel-
nen Clubs und des Rotary-Archivs in der DB zu überlassen. Sollte Grille ableh-
nen, sollte das gesamte Aktenmaterial der Clubs und die Rotary-Kartei in der 
DB beschlagnahmt werden. Dabei sollte verhindert werden, dass darüber Nach-
richten ins Ausland drangen, um den Eindruck zu vermeiden, dass die Auflösung 
des deutschen Rotary Clubs unter Zwang erfolgt sei.790 »Zur Vermeidung der 
Verstreuung des Materials in der Öffentlichkeit« wurde Grille am 13. Oktober 
1937 im Gestapa »nahegelegt«, das gesamte Rotary-Material der Gestapo »zu 
treuen Händen zu überlassen«. Daraufhin wurden vom SD die »erforderlichen 
Maßnahmen« zur Erfassung der Dokumente im Reich eingeleitet. Um die Be-

786 Aktennotiz des RFSS. Chef des Sicherheitshauptamtes, 4.10.1937, BArch Berlin, 
R�58/6168h, Bl.�678�f.; Marx, Rotary-Club, S.�85. Der Hinweis darauf, dass sich 
»der Oberste Parteirichter« Buch »eingehend« mit dem Rotary-Club beschäftigte, 
findet sich in Bericht über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 
153/1/1-83, Bl.�15-36, hier Bl.�21.

787 Aktennotiz des RFSS. Chef des Sicherheitshauptamtes, 4.10.1937, BArch Berlin, 
R�58/6168h, Bl.�678�f.

788 Aktennotiz von II/111 (SD-Hauptamt Berlin), 30.8.1937, ebd., Bl.�443.
789 Aktennotiz von II/111 (SD-Hauptamt Berlin), 30.8.1937, ebd., Bl.�444.
790 Aktennotiz des RFSS. Chef des Sicherheitshauptamtes, 4.10.1937, ebd., Bl.�678�f. 

Die Auflösung des Rotary-Clubs Deutschland wurde zum 15.10.1937 wirksam. 
Zur Auflösung des Rotary-Clubs Leipzig vgl. Marx, Rotary-Club, S, 84-89.
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schlagnahme zu kaschieren, sollte der SD dabei »unter keinen Umständen« in 
Erscheinung treten und sich seine Angehörigen »nur in Zivil« an der Aktion be-
teiligen. Im Fokus stand dabei auch wieder »die Rotary-Kartei« der DB.791 Wäh-
rend der Gestapo und dem SD bei der Requirierung des Materials von Seiten der 
örtlichen Rotary Clubs keine Schwierigkeiten bereitet wurden, ergaben sich bei 
der DB erneut Probleme, denn offenbar waren »die Rechtsverhältnisse hinsicht-
lich dieses Materials« ungeklärt, etwa die Frage, ob es sich um »Bestandteile« der 
DB handelte.792 Bevor es in dieser Frage zu einer Entscheidung kam, schuf Uh-
lendahl vollendete Tatsachen, indem er das gesamte Archiv kurzerhand in den 
Hauptbestand der DB überführte, womit das Material am Deutschen Platz ver-
blieb und dem Zugriff des SD entzogen wurde. Aufschluss über den Inhalt des 
Rotary-Archivs geben heute noch zwei im Archiv der Deutschen Nationalbib-
liothek in Leipzig überlieferte Karteien, welche die Schriften alphabetisch und 
nach Distrikten geordnet verzeichnen. Über sie können also noch heute die von 
Uhlendahl und seinen Mitarbeitern 1937 im Hauptbestand der DB ›versteckten‹ 
und somit geretteten Überlieferungen des Rotary-Archivs ermittelt werden.793

Einen weiteren Gegenstand der um Six gruppierten ›Gegnerforschung‹ mar-
kierte die Überwachung der religiösen Gruppen, christlichen Kirchen und des 
›verderblichen‹ Treibens ihrer politischen Ableger.794 Im SD entwickelte sich 
unter dem Begriff der »Katholischen Aktion« »ein qualitativ neues, weltan-
schaulich fundiertes Feindbild«, das als ideologisch konnotierte »Chiffre für den 
als eigenständige gesellschaftliche Größe auftretenden Katholizismus« diente.795 
Anders jedoch »als in der ›Judenpolitik‹, wo ausnahmslos alle Menschen, die ver-
meintlich ›jüdischer Herkunft‹ waren, zu Gegnern erklärt wurden, wandte sich 
der Sicherheitsdienst niemals gegen die Gesamtheit der Katholiken selbst«.796 
Denn im Unterschied zu den mehr als zwanzig Millionen deutschen Katholiken 
bildeten die Juden innerhalb der deutschen Bevölkerung eine Minderheit, die 
leichter zu isolieren und zu diskriminieren war, zumal die Täter aufgrund juden-
feindlicher und antisemitischer Ressentiments nicht allzu großen Widerspruch 
zu befürchten brauchten. Anstatt die Katholiken also pauschal zu Gegnern zu 

791 RFSS. Chef des Sicherheitshauptamtes (II/1111) an alle SD-Führer der SS-Ober-
abschnitte, 13.10.1937, BArch Berlin, R�57/6168h, Bl.�698-702.

792 SD-Führer des SS-Oberabschnitts Elbe an das SD-Hauptamt 27.11.1937, ebd., 
Bl.�219�f.

793 Ich danke der Leiterin des ADNBL, Frau Steffi Richter, für diese Information. 
Frau Richter zeigte mir auch die erwähnten zwei Karteien, die jeweils drei Kata-
logkästen umfassen. Vgl. zudem Marx, Rotary-Club, S.�7.

794 Vgl. hierzu Dierker, Jesuiten. Vgl. ausführlich dazu Ders., Himmlers Glaubens-
krieger. Der Sicherheitsdienst der SS und seine Religionspolitik 1933-1941, Pader-
born 2002; Morsey, Görres-Gesellschaft, S.�118�f., 140-142.

795 Dierker, Jesuiten, S.�103.
796 Ebd., S.�104.
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erklären, konzentrierte sich die Feindbestimmung der SD-Kirchenabteilung auf 
einzelne Personen, Institutionen oder die christliche Religion als solche.797 

Im Rahmen der »Aktivierung und Verbreiterung der Gegnerüberwachung 
und -Bekämpfung auf dem Gebiet der politischen Kirchen« vereinbarten Six und 
Spengler im April 1937 eine Intensivierung der Zeitschriftenauswertung. Diese 
sollte sowohl nach inhaltlich-sachlichen als auch personellen Gesichtspunkten 
erfolgen, also Hinweise auf die »Artikelverfasser« liefern. Alle Möglichkeiten 
sollten ausgeschöpft werden, um den Wirkungskreis der Zeitschriften einzu-
schränken und so zu einer »Entkonfessionalisierung des öffentlichen Lebens« 
beizutragen. Die hinter den Zeitschriften stehenden Personenkreise sollten er-
fasst werden, »um bei erkannter Gegnerschaft zum Staat nicht nur die Zeit-
schrift, ihren Schriftleiter und Verleger, sondern die Personengemeinschaft der 
Mitarbeiter (vielleicht sogar der Leser) zur Rechenschaft zu ziehen«. Hinter der 
Aktion stand das Ziel, kultur-, staats- oder wirtschaftspolitisch »tätige Personen-
kreise der politischen Kirchen aus diesen Bereichen abzudrängen und unwirk-
sam zu machen«.798 Dazu sollten SD-Mitarbeiter »an Hand des Sperling« – des 
vom Börsenverein herausgegebenen »Zeitschriften- und Zeitungsadressbuches« – 
und der Karteien der DB eine Gesamtliste der in Frage kommenden Schriften 
erstellen. Darüber hinaus dachte Spengler über eine Einschränkung der Produk-
tion konfessionellen Schrifttums durch die »Papierkontingentierung« nach. Im 
Rahmen eines »Sonderauftrages« sollte der »Anteil des religösen Schrifttums in-
nerhalb der schönen, wissenschaftlichen und pädagogischen Literatur« aus der 
DNBg ermittelt werden.799 Dementsprechend reichten die der Verbindungsstelle 
in der DB zugewiesenen Räume bald nicht mehr aus. Im Juli 1937 wurden daher 
weitere Dienstzimmer »in Benutzung genommen«.800 

Zusätzlich war die Verbindungsstelle in die Überwachung und Verfolgung 
von Personen involviert. Im Januar 1938 verlieh Rosenberg gegenüber Heydrich 
seiner Überzeugung Ausdruck, »dass die Tätigkeit des Prälaten Prof. Dr. Georg 

797 Vgl. ebd. Siehe auch Bericht über die »Wühlarbeit« und »Hetztätigkeit« der »Be-
kenntnis-Front« in Schreiben des Führers des Oberabschnitts Ost (Berlin) des SD 
RFSS an das Sicherheitshauptamt (Berlin), 21.11.1936, BArch Berlin, R�58/ 5734a, 
Bl.�687-691.

798 Wilhelm Spengler (Leiter der Hauptabt. I 32) an Franz Alfred Six (Leiter der Zen-
tralabteilung II), 30.4.1937, BArch Berlin, R�58/5693a, Bl.�150-152.

799 St.-Unterscharführer Weinauge u. St-Unterscharführer von Königslöw (Berlin) an 
II 1 (SD-Hauptamt) (mit anliegender Niederschrift einer Besprechung betr. Ein-
schränkung der Produktion konfessionellen Schrifttums über das Mittel der Pa-
pierkontingentierung), 16.6.1937, BArch Berlin, R�58/5861, unp. Zum Zensurmit-
tel der Papierkontingentierung, das vor allem während der Zeit des Zweiten 
Weltkrieges zunehmend genutzt wurde, um das Erscheinen unerwünschter Werke 
zu verhindern, vgl. Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�275-281.

800 Vermerk von Martin Lippmann (DB), 19.7.1937, ADNBL, 315/8, Bl.�6R.
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Schreiber, Münster […] eine Weiterführung der Bestrebungen des Zentrums in 
getarnter und keineswegs unpolitischer Form« darstelle.801 Schreiber zählte 
auch nach Auffassung des SD »zu den schärfsten Gegnern des Nationalsozialis-
mus«, der in seinen Veröffentlichungen versuche, »immer wieder nachzuweisen, 
wie eng kath. Kirche und deutsches Volkstum« zusammenhingen.802 Um den 
renitenten ›Prälaten‹ auszuschalten, bat Rosenberg den SD-Chef, die Schließung 
der von Schreiber geleiteten auslands- bzw. volkskundlichen Institute zu veran-
lassen.803 Der während der Weimarer Republik sehr einflussreiche Wissen-
schafts- und Zentrumspolitiker sowie langjährige Förderer der DB sah sich seit 
1933 immer wieder heftigen Angriffen verschiedener NS-Instanzen ausgesetzt, 
konnte aber nach seiner Emeritierung 1936 in Münster verbleiben, dort forschen 
und publizieren. Darüber hinaus behielt er die Leitung der von ihm gegründeten 
Institute – des Deutschen Instituts für Auslandskunde e.�V. und des Deutschen 
Instituts für Volkskunde e.�V. Im Fokus seiner Arbeiten standen nun vor allem 
volkskundliche Fragen. Über die von ihm herausgegebenen Schriftenreihen 
»Deutschtum und Ausland« und »Forschungen zur Volkskunde« entwickelte 
Schreiber bis zu ihrem Verbot 1939 eine rege publizistische Tätigkeit. Für die 
NS-Machthaber blieb er daher ein »gefährlicher weltanschaulicher Konkur-
rent«, zumal sie die Volkskunde »als ihre Domäne, als ideologisches Fundament 
der ›Volksgemeinschaft‹« betrachteten. Daher drängten Rosenbergs Volkskund-
ler, aber auch der SD darauf, die Institute Schreibers in ihren Besitz und den um-
triebigen »Zentrumsprälaten« zu Fall zu bringen.804

Die Forderung Rosenbergs löste im SD-Hauptamt hektische Aktivitäten 
aus. In einer Besprechung zum »Gesamtkomplex Prälat Schreiber« stellte man 
fest, dass eine Schließung der beiden Institute nicht leicht zu bewerkstelligen 
und es nötig sei, diese »presse-propagandistisch« vorzubereiten. Six’ Männer 
erhielten den Auftrag, nicht nur die Strukturen hinter den Instituten zu über-
prüfen, sondern auch auszuloten, welche Verbindungen Schreiber ins Ausland, 
zu evangelischen Kreisen, zur Zentrale der ›Katholischen Aktion‹ in Düssel-
dorf und zur Görres-Gesellschaft unterhielt.805 Die Verbindungsstelle war in 
diese »streng geheimen« und »dringlichen« Vorgänge von Beginn an involviert. 

801 Alfred Rosenberg (Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der gesamten 
geistigen und weltanschaulichen Schulung und Erziehung der NSDAP, Berlin) an 
SS-Gruppenführer Heydrich (Berlin), 13.1.1938, BArch Berlin, R�58/5738, Bl.�361. 

802 II 212 2 [SD-Hauptamt, Berlin] an die Verbindungsstelle Leipzig, 14.1.1938, ebd., 
Bl.�342�f.

803 Alfred Rosenberg (Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der gesamten 
geistigen und weltanschaulichen Schulung und Erziehung der NSDAP, Berlin) an 
SS-Gruppenführer Heydrich (Berlin), 13.1.1938, ebd., Bl.�361. 

804 Morsey, Görres-Gesellschaft, S.�182, 191-201, hier S.�192.
805 Aktennotiz von II 21 [SD-Hauptamt] betr. Gesamtkomplex Prälat Schreiber, ohne 

Datum (Januar 1938), BArch Berlin, R�58/5738, Bl.�352�f.
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Sie wurde angewiesen, die wichtigsten Schriften Schreibers »durchzuarbeiten 
und zu überprüfen«. Dabei waren »die betont konf[essionel]-volkskundliche 
Arbeitsweise« Schreibers herauszustellen, seine vor 1933 erschienenen poli-
tischen Schriften »auf Angriffe gegen den Nationalsozialismus hin zu untersu-
chen« und seine Querverbindungen ins Ausland, zu sonstigen Organisationen 
sowie sein Einfluss auf die Presse festzustellen. Alles Material, das Schreiber 
irgendwie belasten konnte, sollte zusammengetragen werden.806 Die Auswer-
tungsarbeiten der Verbindungsstelle zeitigten allerdings nicht die gewünschten 
Erfolge.807 Der SD-Führer des ›SS-Oberabschnitts Elbe‹ meldete im Feburar 
1938, dass »gegen Schreiber verwertbares Material« noch nicht angefallen 
sei.808 Daran änderte sich – trotz Postüberwachung Schreibers und einer inzwi-
schen reichsweit ausgedehnten Ermittlungsaktion – auch in den folgenden Mo-
naten nichts.809 Da nun aber gegen Schreiber »in allernächster Zeit vorgegan-
gen« und dieser einem Befehl Heydrichs zufolge »restlos ausgeschaltet« werden 
sollte, wurden die Bemühungen im Juli 1938 noch einmal inten siviert.810 Die 
Verbindungsstelle an der DB wurde angewiesen, die vor 1933 erschienenen 
Schriften Schreibers »noch eingehender« auszuwerten. Gerade die von ›dem 
Prälaten‹ herausgegebene Schrift »Zentrum und Reichspolitik« bilde doch »ge-
radezu eine Fundgrube persönlicher Angriffe Schreibers gegen den 
Nationalsozialismus«.811 Die aus diesen Vorwürfen gegen den Prälaten abge-
leiteten »Vorschläge« des SD liefen darauf hinaus, ihn als Leiter der beiden von 
ihm geführten Institute abzusetzen, wegen ›staatsgefährlicher‹ Äußerungen zu 
vernehmen und gegebenenfalls in ein Konzentrationslager zu überführen.812 

806 II 212 2 [SD-Hauptamt, Berlin] an die Verbindungsstelle Leipzig, 14.1.1938, ebd., 
Bl.�342�f. Vgl. dazu auch den Bericht des SD-Führers des SS-Oberabschnitts West 
(Düsseldorf) über Schreiber an RFSS. Chef des Sicherheitshauptamtes, 21.1.1938, 
ebd., Bl.�308-333.

807 Vgl. etwa die aus Leipzig stammenden Gutachten über verschiedene Schriften 
Schreibers »Ke.« (Leipzig), 24.1.1938, 29.1.1938, 7.2.1938, 9.2.1938, ebd., Bl.�260-
263, 266�f., 307�f.

808 RFSS. Der SD-Führer des SS-Oberabschnitts Elbe an das SD-Hauptamt (Zentral-
abteilung II 2), 15.2.1938, ebd., Bl.�254.

809 Vgl. II 212 2 [SD-Hauptamt, Berlin] an II 2 [SD-Hauptamt, Berlin] betr. Prälat 
Schreiber, 12.7.1938, ebd., Bl.�163�f.; Morsey, Görres-Gesellschaft, S 196.

810 Eilumlauf von Six an II 21, II 22, II 23, II 11, II 12 [SD-Hauptamt, Berlin], 
15.7.1938, BArch Berlin, R�58/5738, Bl.�153; Six an den Leiter der Zentralabteilung 
III [SD-Hauptamt, Berlin], 16.7.1938, ebd., Bl.�155.

811 II 212 2 [SD-Hauptamt, Berlin] an II 2 [SD-Hauptamt, Berlin] betr. Prälat Schrei-
ber, 12.7.1938, ebd., Bl.�163�f. Bei dem Buch handelte es sich um Schreiber, Georg: 
Zentrum und Reichspolitik. Ein politisches Handbuch in Frage und Antwort, 
Köln 1930.

812 Morsey, Görres-Gesellschaft, S.�197.
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Nachdem es trotz der aufwendigen Ermittlungen, dem Einsatz von ›V-Män-
nern‹ und Spitzeln nicht gelungen war, Schreiber Unregelmäßigkeiten bei der 
Verwaltung ›seiner‹ Institute nachzuweisen, einigten sich Himmler, Heydrich 
und Rosenberg im Januar 1939 auf »ein konzentriertes Lossschlagen«.813 
Schreibers Institute wurden am 17. Januar 1939 von Angehörigen der Gestapo 
und Rosenbergs Volkskunde-Ideologen besetzt. Gleichzeitig wurde Schreibers 
Wohnhaus von Gestapo-Beamten durchsucht und er selbst unter »Hausarrest« 
gestellt.814 Das vom Oberstaatsanwalt in Münster gegen Schreiber eröffnete 
Verfahren wegen angeblicher Verstöße gegen vermögens- und verwaltungs-
technische Vorschriften musste 1942 aber ebenso eingestellt werden wie die da-
gegen vom Reichserziehungsministerium erwirkte Revision. Nach dem ge-
scheiterten Attentat vom 20.  Juli 1944 entging der rechtzeitig gewarnte 
Schreiber einer Verhaftung, indem er in Bayern und Tirol ›untertauchte‹ und 
»nach abenteuerlichen Fluchtmonaten« im Frühsommer 1945 nach Münster 
zurückkehrte.815

Im Hinblick auf die Verbindung von Himmlers Terrorapparat und DB ver-
weist Victor Klemperer auf ein weiteres Beispiel, das möglicherweise im Zusam-
menhang mit der SD-Verbindungsstelle am Deutschen Platz stand. Nach einem 
Besuch bei der Familienfreundin und DB-Mitarbeiterin Gertrud Oehlmann, no-
tierte Klemperer im April 1938:

»Sie erzählte aus der [Deutschen] Bücherei, was ihr unter dem Siegel des 
Amtsgeheimnisses erzählt wurde. Einige Zeit vor dem Einmarsch in Öster-
reich für die Gestapo genaue Feststellungen (Bücher und Zeitungen), wer un-
ter den österreichischen Professoren und Literaten Antifaschistisches veröf-
fentlicht hatte. Diese Leute sind dann sofort verhaftet worden. Jetzt wird die 
gleiche Arbeit für das tschechische Gebiet geleistet.«816

Die Kataloge und von der DB gepflegten Informationspools kamen der Verfol-
gungspraxis der NS-Behörden also auch in diesem Fall unmittelbar zugute.817 

813 Ebd., S.�197-198, hier S.�198. Siehe auch Hachmeister, Gegnerforscher, S.�179.
814 Vgl. dazu Morsey, Görres-Gesellschaft, S.�198�f. Zum danach ausbrechenden Macht-

kampf zwischen Himmler und Rosenberg um die beiden Institute vgl. ebd., S.�199�f.
815 Ebd., S.�200�f., hier S.�201.
816 Klemperer, Zeugnis (Bd.�1), S.�404 (Eintrag vom 18.4.1938). Zu diesem Vorgang 

finden sich in den Überlieferungen im ADNBL keine Anhaltspunkte. Sie sind 
möglicherweise auch nach 1945 vorgenommenen Säuberungen bzw. Aktenver-
nichtungen zum Opfer gefallen.

817 Dass die »Arbeitsergebnisse« der Gegnerforscher, hier des Referats VII B 4 (›Emi-
gration, Pazifismus, Reaktion und Separatismus, Demokratie, Opposition‹), tödli-
che Folgen haben konnten, offenbarte ein Bericht vom November 1941: »Diese 
Ergebnisse sind in den letzten zwei Jahren besonders erfolgreich gewesen, da meh-
rere führende Separatisten durch den Volksgerichtshof zum Tode verurteilt wor-
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Wie die streng vertrauliche Kommunikation zwischen der DB und dem Berliner 
SD-Hauptamt dabei ablief, ist unklar. Möglicherweise erfolgte die Auftragsertei-
lung auch mündlich, also gleichsam auf ›kurzem Amtsweg‹ über Nitzsches Ver-
bindungsstelle, der dem für die »exekutive Oberleitung« der Aktionen in Öster-
reich verantwortlichen Franz Alfred Six unterstand.818 Wie sich Adolf Eichmann 
erinnerte, herrschte deswegen im SD-Hauptamt »hektische Betriebsamkeit«. Be-
reits »mehrere Wochen vor dem Anschluss« hätten die SD-Mitarbeiter die 
 »Österreich-Aktion auf Karteikarten« vorbereitet. »Ohne Rücksicht auf Dienst-
grad oder Dienststellung« sei man »in vierundzwanzigstündiger Dreischicht-
arbeit nach den Erkenntnissen von SD und Gestapo« vorgegangen und habe jü-
dische Funktionäre und Freimaurer auf allen weltanschaulichen Gebieten erfasst. 
Mit diesem Karteikartenmaterial sei dann die »erste Welle des SD nach Öster-
reich« ›abgerauscht‹.819 Dass die Verbindungsstelle mit den SD-Operationen in 
Österreich und im ›Sudetenland‹ in Zusammenhang stand, geht auch aus einer 
Stellungnahme von Wilhelm Frels hervor, der im November 1938 berichtete, 
dass der Verbindungsstelle die Einrichtungen und die Bestände der DB »weitge-
hend zugänglich gemacht worden« seien. Sie habe nicht nur das Recht erhalten, 
in ihre eigenen Räume in der DB, sondern auch für das SD-Hauptamt in Berlin 
zu entleihen. Im September 1938 ergab eine Revision, dass die Verbindungsstelle 

den sind, ein großer Teil in einem KZ-Lager untergebracht werden konnte […].« 
SS-Obersturmführer Kunze (VII B 4) betr. Arbeitsplanung des Referates VII B 4, 
18.11.1941, BArch Berlin, R�58/7400, Bl.�123-126, hier Bl.�124. Die Separatismus-
forschung war von Spengler 1937 intensiviert worden, wobei er in seinem dazu 
vorgelegten Arbeitsplan explizit hervorhob, dass im Hinblick auf die Materialbe-
schaffung, insbesondere die Literatur, »die V.-St. an der DB in Leipzig eingeschal-
tet« werden sollte. Spengler an SS-Hauptscharführer Herbert Pfeiffer, SS-Haupt-
scharführer Heinz Lämmel und SS-Oberscharführer Andreas Biederbick betr. 
Auswertung sämtlicher PA-Akten des Amtes zum Separatismus, ohne Datum 
(etwa Febr. 1937), BArch Berlin, R�58/7440, Bl.�7-17. Als Beispiel für die Zuarbeit 
der Verbindungsstelle zur Separatismusforschung (»S-Forschung«) vgl. Schrift-
tumsgutachten von Heinz Lämmel (Verbindungsstelle) an das Sicherheitshauptamt 
(Zentralabteilung I 3), 15.2.1937, ebd., Bl.�18-22.

818 Vgl. dazu Hachmeister, Gegnerforscher, S.�17, 20. Erwähnenswert erscheint in die-
sem Zusammenhang, dass der ehemalige Leiter der Verbindungsstelle und nun im 
»Österreich-Referat« des SD-Hauptamtes tätige Hellmuth Patzschke mit einem 
Spezialauftrag für die von Heydrich eingesetzte »Österreich-Kommission« aktiv 
wurde. Vgl. ebd., S.�33-36. Auf die »langen Fahndungslisten«, mit denen Heydrichs 
Gestapo- und SD-Männer ausgestattet waren, verweist Gerwarth, Heydrich, 
S.�152. 

819 Hachmeister, Gegnerforscher, S.�192.
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676 Bände entliehen hätte, zu denen noch ca. 400 Bände österreichischer und su-
detendeutscher Literatur kämen.820

Aus den »erhöhten Anforderungen« der Verbindungsstelle an die Magazinbe-
stände der DB resultierten für den Dienstbetrieb erhebliche Probleme. Vor allem 
die langfristigen Ausleihen, die sich bis zu neun Monate hinzogen, waren Frels 
ein Dorn im Auge, denn die Bücher – zum Teil Lesesaalbände, zum Teil vorge-
merkt – waren der DB faktisch entzogen, was in Widerspruch zu ihrem Präsenz-
charakter stand.821 Mit dem Hinweis darauf, dass die DB eine »Archiv- und Prä-
senz-Bibliothek« sei, legte das RMVuP daher Anfang November 1938 fest, dass 
die Buchbestände fortan nur noch ausgeliehen werden dürften, soweit seine Ge-
nehmigung vorläge.822 Überdies sprach sich das RMVuP nun auch gegen eine 
räumliche Erweiterung der Verbindungsstelle in der DB aus, zumal die Schrift-
tumsabteilung des RMVuP dort eine eigene Zweigstelle unterbringen wollte.823

Im Zuge der Errichtung des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA) 1939 und 
der Neuorganistion der Sicherheitspolizei und des SD kam es auch zu einer Neu-
gestaltung seiner Verwaltungsstrukturen. Während die Zentralabteilungen II 1 
und I 3 des SD-Hauptamtes zum neuen Amt II »Gegnerforschung« unter der 
Leitung von Six zusammengelegt wurden, übernahm Otto Ohlendorf das aus der 
alten Zentralabteilung II 2 hervorgehende Amt »Deutsche Lebensgebiete«. Als 
Leiter der Gruppe III A konnte Wilhelm Spengler die Verbindungsstelle (III A 
5) seinem Einflussbereich vorübergehend einverleiben.824 Six zeigte sich jedoch 
bemüht, die Verbindungsstelle im Interesse »planmässiger und totaler Erörte-
rung von Schriftstellern und insbesondere von deutschen Verlagen« wieder sei-
ner Kontrolle zu unterstellen. Er trug sich mit dem Gedanken, innerhalb des SD 
ein wissenschaftliches Forschungsamt »über alle einzelnen Gegnerformen« zu 

820 Vgl. Wilhelm Frels (DB) Zusammenarbeit mit der Parteiamtlichen Prüfungskom-
missio, Abt. Leipzig und der SS-Verbindungsstelle des Sicherheitshauptamtes, 
14.11.1938, ADNBL, 315/7, Bl.�22-24.

821 Vgl. ebd.
822 Für den allgemeinen Leihverkehr unter den Bibliotheken erteilte das RMVuP eine 

allgemeine Genehmigung. Vgl. Erich Greiner (RMVuP) an Uhlendahl, 5.11.1938, 
ebd., Bl.�26; Uhlendahl [an PPK und SD-Verbindungsstelle], 22.11.1938, ebd., 
Bl.�27.

823 Vgl. Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-
85, Bl.�12-28, hier Bl.�14-16. Zu den Klagen Nitzsches, dass die in der DB zur Ver-
fügung gestellten »Zimmer für eine Dienststelle des Reichsführers SS unpassend« 
und seine Mitarbeiter im Winter Raumtemperaturen von 15 Grad, im schlimmsten 
Fall sogar von nur 2 Grad, ausgesetzt seien, siehe Martin Nitzsche (Leiter der Ver-
bindungstelle) an die Direktion der DB (im Hause), 19.12.1938, ADNBL, 315/8, 
Bl.�7.

824 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�133. Allgemein zu Bildung des RSHA und seiner 
Struktur vgl. Wildt, Generation, S.�209-415.
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schaffen, wobei »Schrifttum und Presse« für ihn zentral waren, da sie sich bis 
dahin »als die wohl zuverlässigsten Nachrichtenquellen innerhalb des Sicher-
heitsdienstes« erwiesen hatten.825 Folglich sollte die bisherige SD-Dependance 
als »Bücherbeschaffungs- und Auswertungsstelle« für die gesamte Sicherheits-
polizei Teil seines »weltanschaulichen Forschungsamtes« werden.826 In der 
Folge wurde die Verbindungsstelle Anfang 1940 tatsächlich dem Amt II unter-
stellt und kurz drauf zum eigenständigen Referat II A 5 erhoben.827 Im Verlauf 
des Jahres 1941 kam es allerdings erneut zu einer Reorganisation im RSHA, 
durch die das Amt II nun in das Amt VII unter Six umgewandelt und die Ver-
bindungsstelle folglich als Referat VII A 3 firmierte.828

Mit dem Kriegsbeginn rief das SD-Hauptamt in Berlin »die Herren der Ver-
bindungsstelle« aus Leipzig unvermittelt ab, die sich vermutlich an der Front 
oder in den berüchtigten SS-Einsatzkommandos ›bewähren‹ sollten. Um die 
Verbindungsstelle auf dem laufenden zu halten, wurde Frels von Nitzsche er-
sucht, »während der nächsten Zeit die Kontrolle der eingehenden Bücher zu 
übernehmen, bedenkliche Bücher anzuhalten und, sofern Entscheidungen nö-
tig« waren, der Gestapo Leipzig vorzulegen.829 Damit waren nun – wenn auch 
nur für gewisse Zeit – die Bibliothekare der DB für das Verbot unerwünschten 
Schrifttums verantwortlich. Es handelte sich jedoch nur um eine vorüberge-
hende Maßnahme, denn Nitzsche und seine Mitarbeiter nahmen kurze Zeit spä-

825 Six (Leiter II, SD-Hauptamt) an Heydrich, 17.7.1939, BArch Berlin, R�58/7295, 
Bl.�1-21, hier Bl.�2�f.

826 Six (Leiter II) an Heydrich, 12.9.1939, ebd., Bl.�24-37, hier 24, 26. Vgl. auch Schroe-
der, Fundgrube, S.�133.

827 Vgl. Coutner Intelligence War Room, London: Amt VII of the RSHA (Liquidation 
Report No. 23), Appendix I: The Organisation of Amt II in 1939-1940, 17.10.1945, 
National Archives London (Kew), KV 3/249, unp; Combined Services Detailed 
Interrogation Centre (CSDIC) UK: Report on Information obtained from PW 
CS/2294, SS Ostubaf Dr. Paul Dittel about RSHA Amt VII (Ideological Research), 
13.9.1945, ebd.

828 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�135�f. Die Verbindungsstelle trug bereits im Septem-
ber 1941 die Bezeichnung Amt VII A 3. Vgl. Verzeichnis der für die Sicherheits-
polizei und SD wichtigen Neuerscheinungen des Schrifttums, Nr 5/1941, Septem-
ber 1941, BArch Berlin, R�58/6504, Bl.�1-23. Im Jahr 1943 kam es zu einer erneuten 
Reorganisation, denn im Juli 1943 firmierte die Verbindungsstelle unter der Bezei-
chung III C 4. Vgl. Schrifttumshinweis der Verbindungsstelle Deutsche Bücherei 
des RSHA zum Buch von Castella, Gaston: So ist die Treue dieses Volkes. Die 
Schweizer im Dienste des Vatikans, Zürich 1942, 16.7.1943, United States Holo-
caust Memorial Museum (USHMM), Research Institute Archiv, Washington, Re-
cord Group (RG) 15.007 M, Records of the Reichssicherheitshauptamt (Sygn. 362, 
Instytut Pamięci Narodowej, Warschau), Reel 29, File 365, Bl.�210.

829 Wilhelm Frels (DB) an SS-Obersturmführer Erler (Polizeipräsidium Leipzig, Ge-
stapo), 7.9.1939, 580/0 (Hefter: 1936-1939), Bl.�256.
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ter ihre Tätigkeit in Leipzig wieder auf. Das Personal der Verbindungsstelle 
wurde nun sogar aufgestockt, sodass ihr im Mai 1940 ein weiterer Raum in der 
DB zugewiesen werden musste.830 Aber auch ihre Aufgaben nahmen zu. Häu-
fig arbeiteten jetzt auch mit besonderen Aufträgen betraute auswärtige SD-Mit-
arbeiter im Haus am Deutschen Platz. Im Zuge seiner ›staatspolizeilichen Sicher-
stellungen‹ hatte der SD inzwischen mehr als 70 jüdische Bibliotheken mit ca. 
300.000 Bänden beschlagnahmt, die im SD-Hauptamt konzentriert und zu einer 
»Zentralbibliothek« für das jüdische Schrifttum zusammengefasst werden soll-
ten.831 Für den Aufbau dieser »Judenbibliothek« des RSHA unterzog der SD-
Bibliothekar, Günther Stein, den Sachkatalog der DB 1940 einer eingehenden 
Durchsicht, um anhand der etwa 3.000 Karteikarten des Stichworts »Judentum« 
festzustellen, welche »Schriften zur Judenfrage« in der Bibliothek des RSHA 
fehlten. Darüber hinaus wurde die Leipziger Systematik kopiert, welche die 
Grundlage für den Entwurf eines Katalogplanes der RSHA-Bibliothek bilden 
sollte. Schließlich lotete Stein anhand der DB-Verzeichnisse »die technischen 
Möglichkeiten der Erfassung von Zeitschriftenaufsätzen über das Gebiet Juden-
tum« aus.832 In der Verbindungsstelle wurden nun alle Mitarbeiter – vom Re-
ferenten bis zur »weiblichen wissenschaftlichen Hilfskraft« – zur Erstellung von 
»Schrifttumshinweisen« herangezogen, die sich auf wissenschaftliche, konfessi-
onelle und Schöne Literatur, auf europäische und außereuropäische Fragen oder 

830 Vgl. Uhlendahl an Martin Nitzsche (SS-Verbindungsstelle DB), 24.5.1940, ADNBL, 
315/8, Bl.�15�f. Bereits zum 1.1.1940 hob die DB die dem SD gewährte Mietfreiheit 
wieder auf. Vgl. Wilhelm Baur (GA) an das Sicherheitshauptsamt, 13.12.1939, ebd., 
Bl.�12a. Einer von Heydrich im November 1941 erneut geforderten räumlichen Er-
weiterung der Verbindungsstelle widersetzten sich Uhlendahl und das RMVuP. 
Spengler betonte, dass die DB »für die Arbeit der Sicherheitspolizei und des SD 
eine unbedingt wesentliche Grundlage« bilde. Auf Entscheidung des Staatssekre-
tärs im RMVuP sollte die Verbindungsstelle schließlich zwei weitere Räume in der 
DB erhalten. SS-Obergruppenführer Reinhard Heydrich (Chef der Sicherheitspo-
lizei und des SD) an Uhlendahl, 25.11.1941, ADNBL, 315/8, Bl.�17; Wilhelm Speng-
ler (Chef der Sicherheitspolizei und des SD, III C 4) an Uhlendahl, 6.12.1941, ebd., 
Bl.�15; Aktennotiz Uhlendahls, 12.2.1942, ebd., Bl.�20; Uhlendahl an Wilhelm Hae-
gert (RMVuP), 1.12.1941, BArch Berlin, R�58/642, Bl.�50; Vermerk Haegerts (RM-
VuP) für den Leiter der Abt. H (RMVuP), 9.12.1941, ebd., Bl.�51. 

831 Aktennotiz von Günther Stein betr. Juden-Bibliotheken. Unterlagen zum C- 
Bericht (mit anliegendem Bericht betr. Zentralisierung der Judenbibliotheken), 
20.5.1939, BArch Berlin, R�58/6424, Bl.�367-370. Die Bibliothek des SD kam 
schließlich in der Eisenacher Straße 12 und in der Emser Straße 12 in Berlin unter. 
Vgl. Bericht betr. räumliche Unterbringung der Judenbibliotheken, 17.6.1939, ebd., 
Bl.�374-377. Vgl. allgemein dazu Rudolph, Sendungen, 204-240.

832 Bericht von Günther Stein betr. Dienstreise zur DB, 17.12.1940, BArch Berlin, 
R�58/5739, Bl.�174.
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auf Literatur zur Reichsidee und zur »Neuordnung Europas« erstreckten.833 
Unter dieser »Fließbandarbeit« litt die Qualität der »Schrifttumshinweise«, da 
sich ihre Bearbeiter fast täglich neuen Themen zuwenden mussten, was ange-
sichts ihrer nur bedingten fachlichen Qualifikation wiederholt Anlass zu SD-in-
terner Kritik gab.834 

Seit Juni 1941 wurden die einzelnen Schrifttumshinweise der Verbindungs-
stelle monatlich in einem »Verzeichnis der für Sicherheitspolizei und SD wichti-
gen Neuerscheinungen des Schrifttums« zusammengefasst. In diesen Bibliogra-
phien waren die Titelangaben der Bücher mit Inhaltshinweisen versehen und 
nach Sachgebieten geordnet. Diese Monatshefte, die an die Inspekteure der Si-
cherheitspolizei und des SD, SS-Schulen, Staatspolizeistellen, SD-Leitabschnitte 
und die Amtsgruppen im RSHA verschickt wurden, sollten die einzelnen Refe-
renten und Sacharbeiter »über das Hervortreten bestimmter Themen, Tenden-
zen, Personen und Verbände im Schrifttum ihres Arbeitsbereiches« unterrichten 
und ihre ›gegnerorientierte‹ Auswertung erleichtern.835 Ab 1942 widmete sich 
die Verbindungsstelle auch der Auswertung von Zeitschriften. So erschienen nun 
auch »Zeitschriftenhinweise«, die sich mit einzelnen Aufsätzen auseinandersetz-
ten.836 Diese Hinweise stellten aus Sicht des SD »nachrichtendienstlich wertvol-
les Material« dar und machten die Verbindungsstelle und mit ihr die DB somit 
zum zentralen Informationspool für alle Ämter des RSHA. Alle wichtigen Neu-
erscheinungen der Buch- und Zeitschriftenliteratur wurden darüber hinaus in 
einer »Literaturproblemkartei« erfasst und nach Sachthemen geordnet. Grund-
lage dieser Kartei bildeten Informationen der RSHA-Referate, die es der Verbin-

833 Vgl. Martin Nitzsche betr. Arbeitsplan des Referates VII 4 A (Verbindungsstelle), 
1942, BArch Berlin, R�58/7400, Bl.�53-59, hier Bl.�58; Schroeder, Fundgrube, S.�137.

834 Ebd., S.�137�f. Schroeder verweist z.�B. darauf, dass im Mai 1941 zwei Referenten 
allein 91 Gutachten erstellten, im November 1941 waren drei Referenten der Ver-
bindungsstelle für 50 »Schrifttumshinweise« verantwortlich. Der Monatsbericht 
für September 1942 erwähnte 74 solcher Gutachten. Noch im Februar/März 1943 
waren sechs Mitarbeiter der Stelle für die Erstellung von 54 Gutachten verantwort-
lich. Vgl. ebd., S.�139�f.

835 SS-Gruppenführer Reinhard Heydrich (RSHA) an die Amtschefs der RSHA, die 
Gruppenleiter und Referenten der Ämter I bis VII, die Befehlshaber der Sicher-
heitspolizei und des SD in Böhmen-Mähren, Metz und Straßburg, die Inspekteure 
der Sicherheitspolizei und des SD, die Leiter der Staatspolizei-(leit)stellen, die Füh-
rer der SD-(Leit)abschnitte, den Kommandeur der SD-Schule Bernau, den Kom-
mandeur der Führerschule der Sicherheitspolizei (Berlin), 24.6.1941, BArch Berlin, 
R�58/1062, Bl.�1. Die Berichte finden sich u.�a. in der Akte BArch Berlin, R�58/6504.

836 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�139. Beispiele für solche »Schrifttums«- und »Zeit-
schriftenhinweise« finden sich u.�a. in BArch Berlin, R�58/6504 u. 7365. Siehe auch 
USHMM, RG 15.007 M, Reel 28, File 360, Bl.�1-13; Reel 29, File 365, Bl.�1-17, 26�f., 
49�f., 66, 93, 163, 210, 237-242; Reel 50, File 607, Bl.�46-52.
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dungsstelle ermöglichten, in kurzer Zeit ›problemorientierte‹ Bibliographien 
bzw. Literaturzusammenstellungen zu liefern. Diese mündeten wiederum in 
Sachberichte zu bestimmten Themen, etwa »einem Bericht über die im Reich und 
in der Schweiz erschienenen Übersetzungen amerikanischer Romane«. Zudem 
wurden »Berichte über die Übersetzungsliteratur aus anderen Staaten«, über »die 
literarische Auseinandersetzung über die Sinngebung des Reichsbegriffes«, über 
»die Schaffung und Ordnung der neuen Grossräume« oder über »die Weiterfüh-
rung des völkischen Prinzips in einem geeinten Europa« angekündigt.837 

Die Verbindungsstelle, die 1942 personell so weit ausgebaut wurde, dass sie 
den steigenden Ansprüchen des RSHA »ohne wesentliche Rückstände gerecht 
werden« konnte,838 war auch in den Arbeitskreis »Emigration« des RSHA ein-
gebunden. Ziel war die Erarbeitung eines »Handbuchs der Emigration«, für das 
die ›V-Stelle‹ zur »Lektüre der wichtigsten Emigrantenliteratur« herangezogen 
werden sollte.839 Beziehungen bestanden auch zur »Dienststelle von Prof. Prinz-
horn«, dem Direktor der UB Leipzig und Vorsitzenden der seit Mai 1941 beste-
henden Deutschen Gesellschaft für Dokumentation (DGD), an deren Gründung 
auch DB-Direktor Uhlendahl über den »Fachnormenausschuss für das Biblio-
theks-, Buch- und Zeitschriftenwesen« des Deutschen Normenausschusses be-
teiligt war.840 Prinzhorn arbeitete in enger Kooperation mit dem SD an einer 
»Europa-Bibliographie«, deren in der UB Leipzig einlaufende Titel von Nitz-
sches Männern regelmäßig »unter dem Gesichtspunkt der Interessen des RSHA« 
überprüft, in wöchentlichen Verzeichnissen zusammengefasst und den SD-Re-
feraten zur Kenntnis gebracht wurden.841 Auch im Hinblick auf den Ausbau der 

837 Martin Nitzsche betr. Arbeitsplan des Referates VII A 4 (Verbindungsstelle), De-
zember 1941, BArch Berlin, R�58/7400, Bl.�54-59; Schroeder, Fundgrube, S.�139�f.

838 SS-Obersturmbannführer Paul Mylius (VII, RSHA) an die Amtsschefs I-VI und 
alle Referenten des Amtes VII des RSHA mit Tätigkeitsbericht des Amtes VII für 
den Monat September 1942, 14.10.1942, BArch Berlin, R�58/1040, Bl.�34-44.

839 Schroeder, Fundgrube, S.�140�f. Zu den Arbeitskreisen des RSHA vgl. Schreiber, 
Elite, S.�289-294; Ders., Gemeinschaft, S.�71�f.

840 Vgl. Vermerk von Hilleke (RMVuP) (mit anliegendem Sitzungsbericht des Fach-
normenausschusses für Bibliotheks-, Buch- und Zeitschriftenwesen betr. Grün-
dung einer Deutschen Gesellschaft für Dokumentation), 28.5.1941, BArch Berlin, 
R�58/1243, Bl.�106-113; Sitzungsbericht des Fachnormenausschusses für Biblio-
theks-, Buch- und Zeitschriftenwesen betr. Gründung einer Deutschen Gesell-
schaft für Dokumentation). Vgl. auch Behrends, Dokumentation, S.�114-146; Stö-
cken, Dokumentation, S.�108-114.

841 Dienstreise-Bericht von Günther Stein (VII A 11, RSHA), 29.6.1942, BArch Berlin, 
R�58/5739, Bl.�168-172, hier Bl.�168. Vgl. auch Reuß, Cordula: Die Universitätsbi-
bliothek Leipzig in der Zeit des Nationalsozialismus. Ein Werkstattbericht, in: Al-
ker, Stefan, Christina Köstner u. Markus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in der NS-
Zeit. Provenienzforschung und Bibliotheksgeschichte, Göttingen 2008, S.�133-145, 
hier S.�136; Luft, Robert: Heinrich Jilek (1902-1986), a Librarian and Bibliographer 
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aus beschlagnahmten Büchern bestehenden RSHA-Bibliothek stützten sich die 
Verbindungsstelle und der SD auf die Expertise der DB. So erörterte Nitzsche 
im Juni 1942 mit Curt Fleischhack die Möglichkeit des Bezugs der Titeldrucke 
der DB, welche die Grundlage für die Kataloge der RSHA-Bibliothek bilden 
sollten. Fleischhack stellte in Aussicht, die dem SD fehlenden Hefte der DNBg 
aus den Restbeständen der DB zu Verfügung zu stellen, während sich Günther 
Robbel erbot, dem SD bei der Verfielfältigung der Titeldrucke und der Material-
beschaffung behilflich zu sein.842 In einem anderen Fall wurde Albert Paust 
 gebeten, den Leiter der Bücherei des SS-Hauptamtes (Schulungsamt) und eine 
seiner Mitarbeiterinnen mit den Einrichtungen der DB vertraut zu machen.843 
Allerdings wurde die Arbeit der Verbindungsstelle ab 1943 erheblich erschwert, 
als die DB angesichts der zunehmenden »Luftgefahr« dazu überging, ihre Be-
stände zu sichern und zu verlagern. So waren für den SD ab April 1943 alle »ge-
heimgestellten Schriften bis 1940 und älter« nicht mehr verfügbar. Da auch »alle 
Serien« sichergestellt werden sollten, wurde das RSHA informiert, es sei fortan 
damit zu rechnen, »dass bei der Erstellung von Schrifttumsberichten der Verbin-
dungsstelle Zeitschriftenveröffentlichungen nicht mehr berücksichtigt werden« 
könnten.844 Bei dem verheerenden Luftangriff auf Leipzig in der Nacht vom 3. 
auf den 4. Dezember 1943 wurde auch die DB in Mitleidenschaft gezogen, wobei 
in den Räumen der SD-Verbindungsstelle erhebliche Schäden entstanden.845 Zu 
diesem Zeitpunkt arbeiteten dort allerdings nur noch fünf von zwölf SD-Kräf-
ten, denn im Zuge der vom RSHA 1943 eingeleiteten Verlagerung seiner Abtei-
lungen in Ausweichdienststellen waren einige Mitarbeiter der Verbindungsstelle 
zusammen mit anderen Kräften der Berliner Abteilung III nach Markkleeberg 

of the Bohemian Lands: A History of Bibliographies in the 20th Century, in: Re-
xová, Kristina a.o. (Ed.): Historical Bibliography as an Essential Source for Histo-
riography, Newcastle upon Tyne 2015, S. 35-63.

842 Vgl. Dienstreise-Bericht von Günther Stein (VII A 11, RSHA), 29.6.1942, BArch 
Berlin, R�58/5739, Bl.�168-172, hier Bl.�168-170. Darüber hinaus fand Günther 
Stein bei Werner Rust (DB) Unterstützung bei seinen Bemühungen zur Etablie-
rung bibliographischer Einführungskurse an den deutschen Hochschulen. Vgl. 
dazu Günther Stein (VII A 11, RSHA) an Six, 1.3.1943, BArch Berlin, R�58/6506, 
Bl.�276-279, hier Bl.�276.

843 Vgl. RFSS. SS-Hauptamt – Schulungsamt an Otto Drope (DB), 6.11.1942, ADNBL, 
735, Bl.�6.

844 Amt VII (VII A 3 b, RSHA) an das Amt III (III C 4, RSHA), 12.4.1943, BArch 
Berlin, R�58/6504, Bl.�114.

845 Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB), 10.5.1944, ADNBL, 315/8, Bl.�24R. Da 
die Räume der V-Stelle schließlich unbenutzbar waren, wurden ihr neue Räume in 
der DB zugewiesen und die Miete halbiert. Vgl. Uhlendahl an RSHA (Verbin-
dungsstelle), 31.5.1944, ebd., Bl.�26.
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bei Leipzig (Deckname »Oberon«) verlegt worden.846 Als Leiter der ›Rumpf-
stelle‹ – die nun aus dem Amt VII herausgelöst und der Abteilung Spenglers (III 
C 4) im Amt III des RSHA unterstellt wurde – fungierte in zwischen SS-Ober-
sturmführer Helmut Hirt, da Nitzsche sich offenbar zum Fronteinsatz gemeldet 
hatte, um sich in den Augen des Reichsführers SS ›zu bewähren‹.847 Wie aus 
einem Geschäftsverteilungsplan des RSHA-Amtes III vom September 1944 her-
vorgeht, hatte Spengler der Verbindungsstelle nun die Aufgabe eines »Schrift-
tumszentrallektorats« zugewiesen.848 Trotz ihrer eingeschränkten räumlichen, 
personellen und materiellen Möglichkeiten lieferte sie auch unter Hirt dem in 
Auflösung befindlichen RSHA bis zum April 1945 Schrifttumshinweise, bevor 
ihre wenigen in Leipzig verbliebenen Mitarbeiter  – zum Teil mit gefälschten 
Personalpapieren versehen – vor den näherrückenden Amerikanern das Weite 
suchten und klammheimlich untertauchten, nicht jedoch ohne vorher ihre Spu-
ren im Haus der DB zu verwischen.849

5.5. »Für die allgemeine Benutzung ungeeignet« –  
Zensur an Buch und Benutzer850

Bevor die DB ›unliebsame‹ Nutzer ausschloss, wurden zunächst missliebige Bü-
cher und Zeitschriften der Benutzung entzogen. Hiermit begannen die Leipziger 
Bibliothekare bemerkenswert früh und ohne dass vorher entsprechende Weisun-

846 Vgl. Tabelle »Kriegsschäden: Nutzungsschäden  – Mietminderungen« der DB, 
29.6.1933, ebd., Bl.�25. Zur Verlagerung der SD-Verbindungsstelle und ihrer Ein-
gliederung in das Amt III des RSHA vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�141�f.

847 Vgl. ebd., S.�142, 150 (Anm.�104). Zu Helmut Hirt (geb. 1913, SS 1936, NSDAP 
1940, Studium der Fächer, Deutsch, Geschichte, Französisch sowie der Zeitungs-
wissenschaft in Jena und Königsberg, Promotion 1939 durch Kriegsausbruch ver-
hindert, 1935 hauptamtlicher Mitarbeiter des SD in Königsberg, u.�a. als Referent 
für Presse und Schrifttum, 1938 SD-Hauptamt Berlin, Kommandierungen nach 
Prag (Frühjahr 1939) und Brüssel (1940-1942), seit 1942 im RSHA) vgl. von Hirt 
ausgefüllter RuS-Fragebogen, 1.3.1942, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-III/7728 
(ehem. BDC-Film RS C 401, Helmut Hirt, geb. 1.5.1913), Bild 2604-2606.

848 Vgl. Geschäftsverteilungsplan Amt III [RSHA], 15.9.1944, BArch Berlin, R�58/792, 
Bl.�1-29, hier Bl.�20.

849 Vgl. Schroeder, Fundgrube, S.�143. Unter den Hinterlassenschaften der Verbin-
dungsstelle fanden sich 52 Schnellhefter und 33 Aktenordner, die aber vermutlich 
leer waren, vgl. Uhlendahl an den Polizeipräsidenten in Leipzig, 15.11.1945, ADNBL, 
315/8, Bl.�29.

850 Enwturf von Richtlinien für die Benutzung zurückgezogenen Schrifttums in den 
öffentlichen wissenschaftlichen Bibliotheken, 10.2.1927, ADNBL, 744 (Hefter: 
1927-1974), Bl.�51-53, hier Bl.�52.
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gen der Behörden oder des Börsenvereins ergangen waren. Diesen vorauseilen-
den Gehorsam offenbarte eine Verfügung Uhlendahls vom 23. März 1933, in der 
er – »im Sinne der Bestrebungen der Reichsregierung« – die Vorsteher des Gro-
ßen Lesesaals und des Zeitschriftenlesesaals veranlasste zu prüfen, ob dort 
Schriften auslägen, »die mit den nationalen Bestrebungen der Regierung nicht 
vereinbar« seien. Dabei ging es dem DB-Direktor insbesondere um »Schriften 
kommunistischen und religionsfeindlichen Inhalts«.851 Da Uhlendahl eine »be-
schleunigte Meldung« erwartete, antwortete der für den Großen Lesesaal verant-
wortliche Georg Schwidetzky am darauffolgenden Tag, dass man die Abteilung 
des Handapparates Geschichte schon im September 1932 (!) »im nationalen 
Sinne überprüft« habe. Inzwischen sei »die große Lenin-Ausgabe« aus der Ab-
teilung Staatswissenschaften entfernt und er rate, bei der Gesamtausgabe von 
Marx und Engels ebenso zu verfahren. Allerdings, so Schwidetzky, solle man die 
historischen und kritischen Werke über den Sozialismus vorläufig stehen lassen, 
denn auch die Anhänger der »nationalen Parteien« müssten »ja die Möglichkeit 
haben, das geistige Rüstzeug für den Kampf rasch zu erreichen«.852 

Ob Uhlendahl mit dieser Antwort zufrieden war, wissen wir nicht. Immerhin 
verteilte er die Verantwortung nun auf mehrere Schultern und berief einen »Aus-
schuss zur Überprüfung der den Benutzern in den Lesesälen frei zur Verfügung 
stehenden Bücher und Zeitschriften«, dem neben Schwidetzky und dem Vorste-
her des Zeitschriftenlesesaals, Hans Praesent, der Bibliotheksrat und Leiter der 
Auskunftsabteilung, Ernst Rückert, angehörte.853 Wie im Fall der DB-Kom-
mission zur Anpassung der Bibliographien an die neuen Zeitverhältnisse re-
agierte Uhlendahl also erneut umgehend auf die politischen Entwicklungen, 
 vermutlich um sich und seine Bibliothek aus der Schusslinie zu halten. Mög-
licherweise stand dabei auch der Gedanke im Raum, durch öffentlichkeits-
wirksame Maßnahmen im Sinne der NS-Ideologie der DB gewisse Freiräume im 
Innern zu erhalten.854 Bücher zu sekretieren und nur unter bestimmten Be-
dingungen freizugeben, war allerdings nicht neu, sondern gängige Praxis in wis-
senschaftlichen Bibliotheken.855 Es ist aber erwähnenswert, wie schnell Uhlen-

851 Verfügung Uhlendahls, 23.3.1933, ADNBL, 736/2, Bl.�51.
852 Wie Schwidetzky vermutete, sei »mit allgemeinen Anweisungen der Reichsregie-

rung« aber in Kürze zu rechnen, sodass es nicht unwahrscheinlich sei, dass auch 
diese Werke im Magazin unterkommen müssten. Vermerk von Georg Schwidetzky, 
24.3.1933, ebd.

853 Vgl. Vermerk von Ernst Rückert, 6.4.1933, ebd., Bl.�54.
854 Vgl. Hermann, Konstantin: Die Sächsische Landesbibliothek 1933-1945. Martin 

Bollert und Hermann Neubert – zwei Epochen in zwölf Jahren?, in: Knoche, Mi-
chael u. Wolfgang Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalso-
zialismus. Handlungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 
2011, S.�289-308, hier S.�301.

855 Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�423.
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dahl und sein Umfeld auf die politischen Entwicklungen seit dem 30. Januar 1933 
 reagierten und wie umstandslos sie sich davon ihr Handeln diktieren ließen. 
Festzuhalten ist auch, dass die DB mit ihrer in Eigenregie und ohne jegliche 
 Auf forderung getroffenen Maßnahme zu den wissenschaftlichen Bibliotheken 
Deutschlands zählte, die als erste den Ausschluss und die Sekretierung von Lite-
ratur veranlassten.856 Denn noch bevor in Bayern (5.  April), Baden (15.  Mai), 
Preußen (8. Juni) und Württemberg (10. Juli) erste offziell-behördliche Benut-
zungsbeschränkungen eingeführt wurden, meldete Schwidetzky, dass er »im 
Einvenehmen mit dem Ausschuss« noch weitere Werke – unter ihnen Schriften 
von Richard Lipinski, Eduard Bernstein, Franz Mehring, Karl Marx und Max 
Beer – aus dem Lesesaal habe entfernen lassen.857 Der Vorsteher des Zeitschrif-
tenlesesaals hatte bereits Anfang März 1933, als die ersten Verbote kommunisti-
scher und marxistischer Periodica bekannt geworden waren, damit begonnen, 
»diese Zeitschriften besonders zu beobachten« und eine Kartothek all jener Zeit-
schriften anzulegen, »die auf längere oder kürzere Zeit verboten worden« seien. 
Zeitschriften wie die »Weltbühne«, die man für ein halbes Jahr verboten habe, 
habe er bereits aus dem Lesesaal entfernt. Von den Zeitschriften, die von einem 
kürzeren Verbot betroffen seien, habe er lediglich die letzte Nummer entfernt 
und dafür einen »Verbotszettel« zur Kenntnis der Benutzer eingelegt. Eine dritte 
Gruppe würden jene »linksstehenden Zeitschriften« darstellen, die ihr Verbot 
nicht mitgeteilt hätten oder die aus sonstigen Gründen nicht mehr erschienen 
seien. Die älteren Hefte dieser Zeitschriften würden noch ausliegen, aber »be-
sonders beobachtet« und ohnehin entfernt, wenn keine neuen Nummern eingin-
gen. Wie Praesent betonte, habe er unabhängig davon eine Liste aller im Lesesaal 
ausliegenden kommunistischen, marxistischen und atheistischen Zeitschriften 
erstellt, bei denen Uhlendahl entscheiden sollte, ob sie aus dem Lesesaal entfernt 
werden sollten.858 Die Entscheidung fällte jedoch der von ihm eingesetzte Aus-
schuss, der festlegte, insgesamt 36 Zeitschriften »vorwiegend linkssozialistischen 
Inhalts« zu entfernen und der öffentlichen Benutzung zu entziehen.859

856 Ebenfalls im März 1933 hatte der Direktor der Sächsischen LB in Dresden, Martin 
Bollert, seine Beamten ersucht festzustellen, welche Zeitschriften aus dem Lesesaal 
entfernt werden sollten. Vgl. Hermann, Landesbibliothek, S.�302.

857 Notizen Georg Schwidetzkys, 30.3.1933, 31.3.1933, 1.4.1944, ADNBL, 736/2, 
Bl.�51R. Zu den ersten behördlichen Benutzungsbeschränkungen vgl. Happel, Bi-
bliothekswesen, S.�85.

858 Bericht von Hans Praesent über die linksstehenden Zeitschriften im Lesesaal der 
DB, 24.3.1933, ADNBL, 736/2, Bl.�51R-52. Eine Liste der »Kommunistischen, 
marxistischen und atheistischen Zeitschriften im Lesessal« der DB findet sich ebd., 
Bl.�52R-54. 

859 Vgl. Vermerk von Ernst Rückert, 6.4.1933, ebd., Bl.�54. Im Verwaltungsbericht der 
DB wurde festgehalten, man habe den Großen Lesesaal nach 1933 »auf neuzeit-
lichen Stand« gebracht, indem man »die Werke marxistischer und jüdischer Ver-
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Die »Säuberung« der Bibliotheken und Einschränkung der Benutzung miss-
liebiger Literatur waren zunächst punktueller Natur und gingen wie in Bayern 
und Baden von der Ebene der Länder, in einigen Fällen wie in der DB oder der 
Stadt- und Universitätsbibliothek Frankfurt am Main auch von Bibliotheken 
aus.860 Im Juni 1933 verfügte der Preußische Kultusminister, dass für die wis-
senschaftlichen Bibliotheken seines Amtsbereichs eine Beschlagnahme oder Ver-
nichtung »jüdischer oder marxistischer Literatur« nicht in Frage komme. Ihre 
Ausleihe sollte aber zukünftig »besondere Aufmerksamkeit« erfahren. Sie durfte 
nur noch erfolgen, wenn der Entleiher den Nachweis erbrachte, dass er die Bü-
cher »zu ernster wissenschaftlicher Forschungsarbeit« benötigte.861 In ähnlicher 
Weise verfuhr die DB, in der die zu sekretierenden Werke in die Gruppen 
»Erotica«, »Politische Schriften«, »Vereins- und Firmenschriften« sowie »Büh-
nenmanuskripte« aufgeteilt waren. Die sekretierten Werke wurden durch einen 
»roten Tupfen mit dem Aufdruck ›Geh.‹ gekennzeichnet«. Die Entscheidung 
darüber, ob die Schriften im Maganzin oder im Archiv Auffstellung fanden, ob-
lag dem Leiter des »Geheimarchvis«, Otto Eggert, und seinem Stellvertreter, 
Werner Rust. Die Titel der verbotenen Werke wurden zwar weiterhin im Alpha-
betischen Katalog verzeichnet, jedoch mit einem Indizierungsvermerk – »Nicht 
verleihbar«, »Beschlagnahmt«, »Verboten«, »Geheim« – versehen.862 Ab 1935 
ging die DB zwischenzeitlich dazu über, alle beschlagnahmten Werke aus den 
Katalogen zu entfernen und in eine Geheimkartei einzuordnen.863 Die mit einem 

fasser entfernt oder zum mindesten der allgemeinen Benutzung entzogen« habe. 
Zudem habe man im Zeitschriftenlesesaal »der Entfernung aller unerwünschten 
Zeitschriften erhöhtes Augenmerk gewidmet«. Das geheim zu haltende Schrifttum 
werde »in besonderen Magazinräumen aufbewahrt und vorschriftsmäßig behan-
delt«. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), 121-123.

860 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�85-87. Zu dem am 5.4.1933 herausgegebenen Er-
lass des Bayerischen Kultusministeriums an die ihm unterstellten Bibliotheken, alle 
»Bücher und Zeitschriften« ausgesprochen bolschewistischer, marxistischer, inter-
nationaler, pazifistischer oder atheistischer Tendenz »sofort für den öffentlichen 
Ausleihverkehr zu sperren«, siehe Wanninger, Herr Hitler, S.�417. Zum badischen 
Sekretierungsbeschluss vom 15.5.1933 und der an der UB Freiburg bereits drei Tage 
zuvor eingeschränkten Ausleihe von Büchern »nicht nationaler Gesinnung« vgl. 
Toussaint, Universitätsbibliothek Freiburg, S.�161-169.

861 Vgl. Flachowsky, Bibliothek, S.�130. Im Juli 1933 folgte ein ähnlicher Erlass für das 
Land Württemberg. Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�85.

862 Vgl. des Coudres, Das verbotene Schrifttum, S.�466.
863 Vgl. Vermerk von Hans Schurig (DB) für Abteilungsdirektor Werner Rust (vor al-

lem darauf befindliche handschriftliche Notiz Rusts vom 30.4.1935), 30.4.1935, 
ADNBL, 546/3/0-0, Bl.�1. Aus einem Vermerk von Wilhelm Frels von 1940 geht 
jedoch hervor, dass sämtliche Verbote »rasch und laufend in die Hauptkataloge 
übertragen wurden«. Offenbar hielt man letztlich doch am ursprünglichen Verfah-
ren fest und beließ die Karteikarten der verbotenen Werke in den Hauptkatalogen. 
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Geheimvermerk versehenen Werke durften nur an solche Benutzer ausgegeben 
werden, die durch eine besondere Bescheinigung eines Universitätslehrers die 
Notwendigkeit  nachwiesen, dass sie es für Studienzwecke benötigten. Allerdings 
wurde noch eine zusätzliche ›Sicherung‹ eingeführt, denn die Ausleihe aus dem 
Geheim archiv war letztlich von der Genehmigung Werner Rusts abhängig, wel-
che er restriktiv handhabte.864 So erklärte er sich im August 1935 zwar damit 
einverstanden, der am Institut für Zeitungswissenschaft der Universität Leipzig 
tätigen Sonja Weber die für ihren Forschungsauftrag über »die Schweizer Presse 
und die Judenfrage« benötigten sekretierten Werke auszuhändigen, forderte 
 jedoch, ihm das Manuskript vor der Veröffentlichung vorzulegen und für die 
 Benutzung der beschlagnahmten Werke eine Genehmigung des Leipziger Poli-
zeipräsidiums vorzulegen.865 Im Mai 1942 legte Uhlendahl fest, den »Geheim-

Gleichzeitig wurde ein Geheimkatalog geführt. Vermerk von Wilhelm Frels (DB), 
19.11.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), Bl.�109.

864 Vgl. Anordnung Werner Rusts (DB) betr. Behandlung der sekretierten Werke, 
14.5.1934, ADNBL, 524/0, Bl.�33. Auch die Aufnahme und Verzeichnung der in die 
Geheimabteilung eingeordneten Neuerscheinungen war streng reglementiert. So 
durften die betreffenden Bücher von den für die Bearbeitung in Frage kommenden 
Beamten nur »von Hand zu Hand weitergegeben« werden. Verfügung Werner 
Rusts betr. Zugänge der Abteilung »Geheim«, 26.9.1934, ebd., Bl.�34. Pikanter-
weise lief trotz dieser rigiden Sicherheitsvorkehrungen nach innen einiges schief, 
denn wie eine Magazinrevision Ende 1933 ergab, waren 481 in jenem Jahr erschie-
nene Werke spurlos verschwunden, worunter sich erstaunlich viele ›Geheimschrif-
ten‹, etwa kommunistische Werke, befanden. Da es sich bei dem Gros um Werke 
handelte, die sich noch im Geschäftsgang befanden, also für die Nutzer noch nicht 
zugänglich waren, liegt die Vermutung nahe, dass sich Mitarbeiter der DB ihrer 
›angenommen‹ hatten. Noch 1944 musste Uhlendahl erneut daran erinnern, dass 
die Mitarbeiter der DB die Magazinräume »ohne dienstlichen Grund« nicht zu be-
treten und Bücher nicht für sich zu entnehmen hätten. Aufstellung von Hans Cor-
des betr. Magazinrevision 1933, ADNBL, 545/1, Bl.�11-19; Verfügung Uhlendahls, 
24.3.1944, ebd., Bl.�20. Dass dies auch in anderen Bibliotheken vorkam, zeigt das 
Beispiel der PSB. Vgl. dazu Briel, Beschlagnahmt, S.�216, 218. Aus einer Dienstan-
weisung Werner Rusts von 1941 geht hervor, dass die Einstellung geheimer Lite-
ratur in den Schlagwortkatalog der DB von dessen Leiter persönlich vorgenommen 
werden sollte. Demnach wurde »Geheimliteratur« im Katalog angezeigt. Vorläu-
fige Dienstanweisung für den Sachkatalog (Schlagwortkatalog), 8.10.1941, ADNBL, 
543/2, Bl.�25�f.

865 Vgl. Hans Amandus Münster (Institut für Zeitungswissenschaft, Universität Leip-
zig) an DB, 12.8.1935, ADNBL, 744 (Hefter: 1927-1974), Bl.�41; Rust an Münster, 
13.8.1935, ebd., Bl.�41R. Ein weiteres Beispiel für eine Bitte um »Einsichtnahme in 
die Bestände der Giftschränke der DB«, hier für einen Vortrag über »die Psycho-
logie des Kommunismus«, findet sich in einem Vermerk Uhlendahls, 29.12.1937, 
ebd., Bl.�57.
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katalog« auf  zulösen.866 Dies geschah jedoch nur zum Teil, denn neben der ver-
botenen Literatur wurde eine ganze Reihe von Veröffentlichungen der Nutzung 
auch weiterhin vorenthalten. Dazu zählten als ›geheim‹ oder als ›geheime Reichs-
sache‹ deklarierte Druckwerke sowie »Schriften von Wehrmacht, Partei, Behör-
den und Wirtschaft, die nur für den vertraulichen Dienstgebrauch bestimmt« 
waren. Auch Schriften, »für die ein Revers unterschrieben oder eine Zusage ge-
geben« war, »dass sie auch titelmässig nicht für die Öffentlichkeit nachgewiesen 
werden« und unter dem Siegel der Verschwiegenheit gegebene »Auflösungen 
von Pseudonymen« blieben geheim. Die Titelkarten der geheim zu haltenden 
Schriften, die in die allgemeinen Kataloge eingeordnet werden konnten, erhielten 
den Stempel »Geh.«. Titelkarten, die nur für den Geheimkatalog bestimmt wa-
ren, wurden mit einer kurzen handschriftlichen Begründung versehen, warum 
sie aus dem allgemeinen Katalog entfernt worden waren.867

Das Reichserziehungsministerium bestätigte durch zwei Erlasse vom Septem-
ber 1934 und April 1935 die von den regionalen Instanzen erlassenen Benut-
zungsbeschränkungen, die dadurch für alle öffentlichen wissenschaftlichen Bi-
bliotheken Deutschlands verbindlich wurden.868 Gleichzeitig wurden die auf 

866 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 29.5.1942, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1940-1943), Bl.�325; Verfügung Uhlendahls, 17.3.1943, ebd., Bl.�468

867 Vgl. Verfügung Uhlendahls betr. die Nachprüfung des Geheimkatalogs, 27.6.1942, 
ebd., Bl.�346.

868 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�85�f.; Wanninger, Herr Hitler, S.�417.

Abb. 45-48: Beispiele für Titelaufnahmen sekretierter Literatur in der Deutschen 
Bücherei 1935/1936
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Landesebene ergangenen Weisungen nun verschärft. Bücher, die nicht für die 
Ausleihe zugelassen waren, sollten fortan speziell gekennzeichnet und in geson-
derten Verzeichnissen erfasst werden. Ab Frühjahr 1935 mussten die Remota in 
einer besonderen Abteilung »unter Verschluss« gehalten werden, zu der nur be-
stimmte Beamte Zutritt hatten.869 Zu diesem Zeitpunkt waren diese Vorschriften 
in der DB bereits seit zwei Jahren gängige Praxis, sodass verbotenes Schrifttum 
dort »schon riesig viel Raum« beanspruchte.870 Dabei bildete die DB als Bear-
beiterin der von RMVuP und Kampfbund aufgestellten ›Schwarzen Listen‹ eine 
Ausnahme, denn sie verfügte im Gegensatz zu ihren Schwesterinstituten über 
›exklusives Wissen‹, da sie in die Erarbeitung der Indizes eingebunden war und 
sogar selbst Vorschläge zum Verbot von Druckschriften unterbreitete.

In den wissenschaftlichen Bibliotheken, die nicht über dieses Wissen verfüg-
ten, sorgten die unpräzisen Anweisungen des REM für Verwirrung.871 So wurde 
auf dem Bibliothekartag 1935 moniert, »dass für die Bibliotheken eindeutige 
Vorschriften« für Verbote »nicht bestanden«, und sie bei der Entscheidung, wem 
verbotenes Schrifttum zugänglich gemacht werden dürfe, »weitgehend auf eigene 
Prüfung und Entscheidung angewiesen« seien.872 Vielen Bibliothekaren war gar 
nicht bekannt, was zum verbotenen Schrifttum gehörte und ob dieses wie die 
›unerwünschten‹ Schriften zu behandeln war, sodass es auch hier oft im Er-
messen der Bibliotheksdirektoren lag, »den richtigen Weg« zu finden.873 Die un-
klare »Behandlung des verbotenen Schrifttums« in den Bibliotheken gab den 

869 Vgl. REM an den RMdI, Preußischen Ministerpräsidenten (Geheime Staatspolizei), 
17.4.1934, SBB PK, Historische Akten, R�II4, Bd.�1, Bl.�5�f.; Theodor Vahlen (REM) 
an den Generaldirektor der PSB, sämtliche Universitätskuratoren und den Ver-
waltungsdirektor der Berliner Universität, 3.4.1935, GStA, PK, I. HA, Rep. 76, 
Nr.�1197, Bl.�20; Wanninger, Herr Hitler, S.�417�f.; Happel, Bibliothekswesen, 
S.�85�f.

870 Werner Rust an Josef Rest (UB Freiburg), 1.3.1935, ADNBL 744 (Hefter: 1927-
1974), Bl.�37. Zu den »Giftschränken« der DB vgl. Die Giftkammer der Deutschen 
Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 24.5.1934, StadtAL, Kap.�33, 
Nr.�38, Bd.�3, Bl.�73, Müller, Kurt: In der Kinderstube des Buches. Unterredungen 
mit einem Verlagslektor und einem Abteilungsleiter der Deutschen Bücherei, in: 
Leipziger Tageszeitung vom 31.10.1937, StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�4, Bl.�167.

871 Im Hinblick auf die Behandlung des verbotenen Schrifttums waren »generell bin-
dende Richtlinien oder Anordnungen nur sehr allgemeiner Art zu beachten«. Des 
Coudres, Das verbotene Schrifttum, S.�462, 464.

872 Ebd., S.�469.
873 Von Harnack, Axel: Der 31. Deutsche Bibliothekartag in Tübingen. Äußerer Ver-

lauf, in: ZfB 52 (1935), Heft 8, S.�401-405, hier S.�402. Happel verweist zudem auf 
die in den Bibliotheken unterschiedlich gehandhabte Kennzeichnung verbotener 
Literatur in den Katalogen, die ungeklärte Frage, ob Katalogaufnahmen verbotener 
Bücher in Benutzerkatalogen verbleiben durften oder in geschlossene Sonderkata-
loge überführt werden sollten, ungenaue Aussagen über die Ausleihmodalitäten 
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Ausschlag dafür, dass der an der DB volontierende Jean-Pierre des Coudres dies 
zum Gegenstand seiner Facharbeit machte. Um ihm einen Überblick über die 
allgemeine Praxis der Beschaffung, Aufbewahrung und Benutzung des verbote-
nen Schrifttums zu ermöglichen, veranlasste die DB eine Umfrage bei einzelnen 
Bibliotheken, deren Ergebnis des Coudres auf dem Bibliothekartag 1935 präsen-
tierte.874 Demnach bildeten für die Bibliotheken die im Börsenblatt wöchentlich 
erscheinenden Verbotslisten die Grundlage für die Erfassung der zu sekretieren-
den Literatur. Diese Indizes gingen auf die im Deutschen Reichsanzeiger, im 
Deutschen Kriminalpolizeiblatt und im Bayerischen Polizeiblatt angezeigten 
Buch verbote zurück. Allerdings waren die Listen des Börsenblatts nicht voll-
ständig, da sie für den Buchhandel und nicht für die Bibliotheken bestimmt wa-
ren und aus den amtlichen Blättern lediglich eine Auswahl trafen.875 Dies führte 
auf Seiten der Bibliotheken zu erheblicher Unsicherheit darüber, was zum ver-
botenen und unerwünschten Schrifttum gehörte und was nicht. Vor diesem Hin-
tergrund erhob des Coudres die Forderung nach einer einzigen »Prüfungs- und 
Verbotsinstanz«, die die Bibliotheken über die auf den Index gesetzten Bücher 
und Zeitschriften informierte.876

Eine Lösung dieses Problems schien die »Liste 1 des schädlichen und uner-
wünschten Schrifttums« darzustellen, die den wissenschaftlichen Bibliotheken 
Deutschlands im März 1936 zuging. Die Bibliotheksvorstände wurden angewie-
sen, ihre Bestände einer »genauen Durchsicht« zu unterziehen und die zu sekre-
tierenden Schriften unter Verschluss zu stellen.877 Bald stellte sich heraus, dass 
dieser »erste staatlich autorisierte Index« mehr durch seine »fehlerhafte Machart« 
bestach, die eher auf eine »flinke Auftragsarbeit« als auf eine planvolle Zensur 
schließen ließ.878 Folglich stellte das Reichserziehungsministerium fest, dass bei 

und die Unklarheiten bezüglich der verbotenen Literatur im Deutschen Leihver-
kehr. Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�88�f.

874 Vgl. Josef Rest (Direktor der UB Freiburg) an Werner Rust (DB), 25.2.1935, 
ADNBL, 744 (Hefter: 1927-1944), Bl.�34; Rust an Rest, 1.3.1935, ebd., Bl.�37. Zur 
UB Bonn vgl. Krosta, Universitätsbibliothek, S.�92-94; Happel, Bibliothekswesen, 
S.�88�f., zur UB Jena vgl. Bohmüller, Lothar u. Konrad Marwinski: Die Universi-
tätsbibliothek Jena von 1933 bis 1945, in: Toussaint, Ingo (Hg.): Die Universitäts-
bibliotheken Heidelberg, Jena und Köln unter dem Nationalsozialismus, München 
u.�a. 1989, S.�91-287, hier S.�108�f.

875 Vgl. des Coudres, Das verbotene Schrifttum, S.�464.
876 Vgl. ebd., S.�464�f.; Praesent, Hans: Der 31. Deutsche Bibliothekartag, in: BBl.�102 

(1935), Nr.�160, vom 13.7.1935, S.�570�f., hier S.�570; Payr, Bernhard: Bibliothekar-
tagung in Tübingen, in: Völkischer Beobachter 48 (1935), Nr.�169 vom 18.6.1935, 
S.�8.

877 Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�783.
878 Siebenhaar, Klaus: Buch und Schwert. Anmerkungen zur Indizierungspraxis und 

»Schrifttumspolitik« im Nationalsozialismus, in: »Das war ein Vorspiel nur …«. 
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vielen Bibliotheksleitungen noch immer keine einheitliche Vorstellung darüber 
bestand, welche Werke nun im Einzelnen in den ›Giftschränken‹ verschwinden 
sollten. So stellte das REM verdrossen fest, »dass marxistische und bolschewis-
tische Literatur zum Teil bei solchen Bibliotheken noch in offenen Wandregalen 
ohne jede Sicherung aufbewahrt« werde »und dadurch Werke von Lenin, Bucha-
rin, Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht, Kurt Eisner, Mühsam usw. für jeder-
mann frei zugänglich« seien. Da das Ministerium darauf drängte, die bestehenden 
Sekretierungsvorschriften strenger zu handhaben, sahen sich die Bibliothekslei-
tungen gezwungen, ihre Anstrengungen zu intensivieren.879 Dies galt auch für 
die DB, die sich Vorwürfen der Leipziger NSDAP ausgesetzt sah. Im Februar 
1936 stellte ein Politischer Leiter der NSDAP verärgert fest, dass in der DB das 
Werk des namhaften deutschen Patentrechtlers Ludwig Ebermayer nicht vor-
handen sei, man dafür aber Werke jüdischer Herausgeber vorfinden könne. Wie 
der erregte NS-Aktivist betonte, sei es »mit Rücksicht auf das heutige Volksemp-
finden wohl nicht mehr zu vertreten«, »jedem Deutschen diese jüdischen Werke 
öffentlich zum Studium« anzupreisen.880 Rust erwiderte darauf, dass die umfas-
sende Sammelaufgabe der DB nicht an den Werken »nichtarischer Verfasser« 
vorbeigehen könne und diese demnach auch Niederschlag in ihren Katalogen 
finden müssten. Handle es sich bei ihnen um »Volksfeinde«, so würden ihre Ver-
öffentlichungen sekretiert und nicht ausgehändigt. Rust schob in der für ihn 
eigenen spöttisch-maliziösen Weise nach: »Sollten die Katalogbenutzer auch 
heute noch in manchen Fachgruppen eine größere Anzahl von jüdischen Verfas-
sern verzeichnet finden, so mag es ihnen ein Ansporn sein, durch eigene Ver-
öffentlichungen im nationalsozialistischen Geiste das Leben dieser jüdischen 
Werke entbehrlich zu machen.« Die jüdischen Patentrechtler hätten von den 
Fachleuten des Patentrechts jedenfalls bis dahin nicht übergangen werden kön-
nen.881 

Während dieser Vorfall in der DB bestenfalls Achselzucken auslöste, wog der 
vom Vorsteher des Börsenvereins später erhobene Vorwurf schwerer, die Beam-
ten der DB würden bei der Ausleihe ein nur »sehr mangelhaft« ausgeprägtes 
»politisches Gefühl« an den Tag legen. Es seien immer noch Druckschriften vor-
handen, »die in der heutigen Zeit besser nicht öffentlich ausgegeben werden soll-
ten«, auch wenn sie nicht zur Verbots-Literatur gehörten. Baur zog den Kreis 

Bücherverbrennung Deutschland 1933: Voraussetzungen und Folgen. Ausstellung 
der Akademie der Künste vom 8. Mai bis 3. Juli 1983, Berlin 1983, S.�81-96, hier 
S.�84.

879 Der Universitätskurator der Universität Berlin an den Direktor der UB Berlin, 
24.12.1936, UA Berlin, UK Nr.�1132, unp.

880 K. Heidler (Politischer Leiter) an die Ortsgruppe Norden-D der NSDAP, Leipzig, 
6.2.1936, ADNBL, 766 (Hefter: 1929-1941), Bl.�120

881 Werner Rust (DB) an die NS-Kulturgemeinde Leipzig (Kulturamt, Abt. für Büche-
reiwesen, Leipzig), 26.2.1936, ebd., Bl.�121R.
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der zu sekretierenden Literatur also noch weiter, indem er den Lesern Schriften 
über den ehemaligen Zentrumspolitiker und Reichskanzler Brüning vorenthal-
ten wollte. Baur zeigte sich zudem »peinlich« berührt, dass eine 1932 im NS-
DAP-Parteiverlag erschienene  – seinerzeit vom »roten Regime« verbotene  – 
Druckschrift noch immer in der Geheimabteilung liege.882 Diese Forderungen 
Baurs, die man nicht so ohne weiteres abtun konnte, sorgten in der DB für Rat-
losigkeit. Wie der Leiter der Geheimabteilung, Otto Eggert, anmerkte, seien die 
vom Vorsteher des Börsenvereins beanstandeten Schriften weder polizeilich be-
schlagnahmt, noch würden sie auf der ›Liste 1 des schädlichen und unerwünsch-
ten Schrifttums‹ stehen. Damit verwies Eggert auf das Problem, dass die Forde-
rung Baurs die ohnehin unklaren Grenzen zwischen legalem und verbotenem 
Schrifttum nun endgültig zu verwischen drohte und die Unsicherheiten bei den 
Bibliothekaren noch verschärfte. Genau dies jedoch intendierten NS-Vertreter 
wie Baur oder Kummer (REM), denn solange Unklarheiten bestanden, sahen 
sich die Bibliothekare zu einer permanenten Selbstkontrolle darüber gezwungen, 
ob das eine oder andere Buch an einen bestimmten Benutzer ausgegeben werden 
konnte oder nicht.883 Zu seiner Verteidigung gab Eggert an, dass man »im Laufe 
der letzten Jahre« ständig Schriften, die sich gegen die NSDAP richteten oder 
vom nationalsozialistischen Standpunkt aus »nicht tragbar« seien, sekretiert 
habe, »auch wenn die polizeiliche Beschlagnahme noch nicht erfolgt war«. Es sei 
sicher nicht von der Hand zu weisen, dass sich unter den 1,5 Millionen Bänden 
der DB auch Werke befänden, die besser zu verschließen seien, sie alle zu erfas-
sen, stelle jedoch eine »Riesenarbeit« dar. Im übrigen habe man inzwischen auch 
Hunderte von in der »Systemzeit« verbotenen NS-Schriften wieder aus den 
»Giftschränken« geholt. Um auch wirklich all diese Veröffentlichungen aus den 
Bücherverliesen holen zu können, unterziehe man jetzt alle nationalsozialisti-
schen Verleger nochmals einer systematischen Überprüfung.884 Dies genügte 
Baur jedoch nicht. In einem geharnischten und überheblichen Schreiben an Uh-
lendahl – das er Wismann (RMVuP) zur Kenntnis gab – listete Baur eine Reihe 
von Fällen auf, in denen ›hochproblematische‹ Bücher von der DB ausgegeben 
bzw. im Lesesaal ausgelegt wurden. Uhlendahl warf er vor:

882 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 1.9.1936, SStAL, 21765/800, Bl.�1�f.
883 Wie von Kummer 1937 gefordert, sollten die Bibliothekare bei der Ausgabe ver-

botenen Schrifttums »die Verantwortung selbst übernehmen«. Und: »Die Verant-
wortung, ob ein Buch auszugeben ist oder nicht, liegt bei der Leihstelle. Deren 
Leiter darf kein weltfremder Gelehrter sein. Er muss darauf achten, dass am Ab-
signiertisch von zuverlässigen Personen sorgfältige Arbeit geleistet wird. Die Zen-
sur der Bibliothek erstreckt sich letzten Endes auf den Benutzer, seine Zuverläs-
sigkeit und den von ihm verfolgten Zweck.« Happel, Bibliothekswesen, S.�90�f., 
hier S.�90.

884 Stellungnahme von Otto Eggert (DB) zum Schreiben von »Pg. Baur«, 2.9.1936, 
ADNBL, 153/1/2, Bl.�200.
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»Wenn Sie mir auf meinen letzten Brief hin mitteilten, dass man in der Deut-
schen Bücherei bis jetzt nicht so viel Zeit übrig gehabt hätte, das verbotene 
Schrifttum restlos aus den vorhandenen Beständen zu entfernen, so ist mir das 
an sich schon wenig einleuchtend gewesen. Wenn nun aber noch Bücher aus-
gegeben werden, die aus jenem Teil stammen, der bereits nach Ihren Angaben 
kontrolliert ist, so zeigt mir diese Tatsache, dass die in der Ausleihe beschäf-
tigten Personen politisch anscheinend vollständig instinktlos arbeiten. Ich be-
daure es außerordentlich, wenn für die Ausleihe Pg. Eggert verantwortlich 
zeichnet. Anscheinend ist der Mann dieser Sache trotz seines goldenen Partei-
abzeichens nicht gewachsen. Dann muss […] an seine Stelle eine Persönlich-
keit hinkommen, die auch das nötige Fingerspitzengefühl für derartige Fragen 
hat. Bei der derzeitigen Handhabung der Ausleihe läuft man am Ende noch 
Gefahr, dass sich im Lesesaal unserer Deutschen Bücherei die Gegner des Na-
tionalsozialismus sammeln und durch das vorliegende Schrifttum ausbilden 
und schulen können.«885

Da Uhlendahl im Urlaub weilte, reagierte sein Stellvertreter Rust, der sich in 
überaus deutlichen Worten gegen die konstruierten Unterstellungen Baurs 
wandte, die nur auf falsche Nachrichten des vom Börsenvereinsvorstand in der 
DB installierten »Aufpassers« Böhmler zurückzuführen seien. Geradezu empört 
zeigte sich Rust über den Vorwurf, dem Personal fehle politisches Feingefühl. 
Bei Personen, so Rust, die politisch unerwünschte Werke bestellen und auspro-
bieren würden, ob sie ihnen ausgegeben würden, um dann Anzeige zu erstatten, 
könne es sich »nur um übelste Denunzianten handeln«. Es sei verletzend für 
Rust, aber auch für »den verdienten Parteigenossen Eggert« und die übrigen NS-
DAP-Mitglieder der DB, dass ihnen »hinterrücks das richtige Verständnis für die 
Pflichten eines nationalsozialistischen Beamten oder Angestellten abgespro-
chen« werde. Gerade Eggert würde sämtliche Neueingänge der DB auf ihre Ver-
fasser und ihren Inhalt mit den Listen der RSK vergleichen, den Geheimkatalog 
führen und gemeinsam mit Rust entscheiden, ob Werke aus der Geheimabtei-
lung ausgegeben werden dürften. Darüber hinaus seien die Magazine anhand der 
›Liste 1‹ und der polizeilichen Verordnungsblätter »sorgfältig gesäubert wor-
den«. Um Baur die damit verbundenen praktischen Probleme vor Augen zu füh-
ren, betonte Rust, dass jedes bestellte Werk vor der Ausgabe an den Benutzer 
durch den Vorsteher der Leihstelle geprüft und sofort der Geheimabteilung zu-
geführt werde, wenn es politisch oder sittlich bedenklich erscheine. Es sei aber 
unmöglich, die mehr als eine Million Bände der DB im Magazin zu überprüfen. 
Diese Arbeit sei auch nicht mit dem Alphabetischen Katalog zu leisten, denn 
dieser umfasse 1.500 Kästen, »und ein verantwortungsbewusster Parteignosse, 
der nicht allein aus den Titeln auf den Inhalt des einzelnen Buches« schließen 

885 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 22.9.1936, SStAL, 21765/800, Bl.�4�f.
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könne, würde für einen einzigen Kasten mindestens eine Woche Arbeitszeit be-
nötigen. Sollte der Geschäftsführende Ausschuss in Anerkenung der Personal-
not der DB aber neue Kräfte bewilligen, so wäre die Durchsicht gewisser Grup-
pen des Sachkatalogs durch geeignete Parteigenossen durchaus in Betracht zu 
ziehen.886 

Über die larmoyante Reaktion Baurs auf Rusts Schreiben wurde bereits be-
richtet. Uhlendahl indes versuchte, die zwischen seinem Stellvertreter und Baur 
hochkochenden Emotionen zu beruhigen und unterstrich in einem betont sach-
lichen Schreiben an Baur, dass man bei der Ausgabe von Büchern in der DB den 
»strengsten Maßstab« anlege. Es könne nicht davon gesprochen werden, dass die 
Bücherei in der Ausleihe »völlig instinktlos« handle und verbotene und uner-
wünschte Literatur »gedankenlos« aushändige. Abgesehen davon, dass alle in der 
›Liste 1‹ verzeichneten Schriften aus den Magazinen und der Handbibliothek 
ausgeschieden und der Geheimabteilung zugeführt worden seien, habe man die 
Handbibliothek des Großen Lesesaals und die im Zeitschriftenlesesaal ausliegen-
den 4.100 Zeitschriften nach der »Machtergreifung« einer systematischen Durch-
sicht unterzogen »und alle marxistische und antinationalsozialistische Literatur 
entfernt«.887 Man habe unlängst damit begonnen, die rechtswissenschaftliche 
Abteilung der Handbibliothek des Großen Lesesaals einer erneuten Bearbeitung 
zu unterziehen. Dabei seien die »von nichtarischen Verfassern stammenden Bü-
cher«, soweit sie »durch Werke arischer Verfasser ersetzt werden konnten oder 
entbehrlich waren, aus der Handbibliothek ausgeschieden und soweit sie wissen-
schaftlich nicht entbehrlich waren«, am Platz des Aufsichtsbeamten in Glas-
schränken untergebracht worden, wo sie nur auf Anforderung an Befugte aus-
gehändigt würden. In den nächsten Wochen würden die übrigen Abteilungen 
folgen.888 Mit diesen Maßnahmen, so Uhlendahl, habe die DB hinsichtlich der 

886 Werner Rust an Wilhelm Baur (BV), 26.9.1936, ADNBL, PA Werner Rust (geb. 
7.9.1893), Bl.�43-45.

887 Uhlendahl an Wilhelm Baur (DB), 12.10.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�201-203.
888 Ebd. Den Auslöser für diese Revision der Lesesaalbestände gab eine Rede des 

Reichsministers Hans Frank Anfang Oktober 1936 vor der Akademie für Deut-
sches Recht in der »über rechtswissenschaftliche Handbücher und Kommentare 
jüdischer Verfasser« fabuliert und gefordert wurde, »aus sämtlichen öffentlichen 
und Studienzwecken dienenden Bibliotheken […] die Werke jüdischer Autoren zu 
beseitigen«. »Das Judentum in der Rechtswissenschaft.« Eine Tagung der Hoch-
schullehrer, in: Frankfurter Zeitung vom 4.10.1936, ADNBL, 736/2, Bl.�66R. Be-
reits drei Tage nach dem Erscheinen der Pressemeldung hatte Uhlendahl angeord-
net, die Handapparate des großen Lesesaals einer »systematischen Nachprüfung« 
zu unterziehen, wobei er sich vermutlich auch von der Kritik Baurs leiten ließ. 
Verfügung Uhlendahls, 7.10.1936, ebd., Bl.�66. Wie der mit der Durchführung der 
»Aktion« betraute Hans Praesent in seinem Schlussbericht festhielt, wurden im 
Zuge der Revision 180 Werke jüdischer Autoren als »entbehrlich« ins Magazin ver-
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Benutzung der Bestände alles unternommen, was gegenwärtig überhaupt ge-
schehen könne. Um ihr wie auch den übrigen wissenschaftlichen Bibliotheken 
die Arbeit zu erleichten, sei erwünscht, in Analogie zur ›Liste 1‹ der RSK, die in 
erster Linie für die Volksbüchereien bestimmt sei, ein Verzeichnis über die zu 
sekretierende wissenschaftliche Literatur zusammenzustellen, für das wohl in 
erster Linie das Reichserziehungsministerium verantwortlich zeichnen müsse.889

Die Unklarheiten über das verbotene Schrifttum und die Benutzungsein-
schränkungen hielten jedoch an.890 Als sich im Frühjahr 1937 Benutzer be-
schwerten, im Zeitschriftenlesesaal der DB hätten »Hetzblätter« ausgelegen, re-
agierte Hans Praesent gereizt, denn es sei ihm unmöglich, bei der Menge an 
einlaufenden Zeitschriften »alle Artikel und Aufsätze jedes irgendwie verdächti-
gen Heftes zu lesen«. Dies sei auch nicht seine Aufgabe, sondern die der zustän-
digen Parteistellen, die gegebenenfalls ein Verbot der Organe veranlassen könn-
ten, woraufhin die Zeitschrift dann auch nicht mehr im Lesesaal zur Auslage 
gelange. »Je fester das Dritte Reich gefügt« werde, so Praesent, »und je unange-
nehmer sich einzelne notwendige Maßnahmen für die Umwelt bemerkbar ma-
chen« würden, desto mehr müsse damit gerechnet werden, dass sich in allen aus-
ländischen Zeitschriften auch kritische Stimmen erhöben. Dies veranlasste 
Praesent zu einer Anregung, die in gewisser Weise Ausdruck der permanenten 
Unsicherheit der Bibliothekare war und den Versuch darstellte, sie von der ihnen 
zugemuteten Eigenverantwortung zu entlasten:

»Wenn man also auf dem Standpunkt steht, dass die Leserschaft der Deut-
schen Bücherei so unkritisch ist, dass ihr eine vom Ausland kommende Mei-
nung schaden könne, müsste man heute überhaupt alle nichtreichsdeutschen 
Organe grundsätzlich aus dem Lesesaal entfernen. Ich möchte jedoch eher 
vorschlagen, den Kreis der Benutzerschaft enger zu ziehen und nur ernst und 
wissenschaftlich Arbeitende, deren nationalsozialistische Gesinnung außer 
Zweifel steht, zuzulassen; denn es hat sich bisher fast immer herausgestellt, 
dass diejenigen, die an der Auslage einzelner Z[eitschriften] (oder Bücher im 
Großen Lesesaal) Anstoß genommen haben, nicht zu letzteren gehören, son-
dern dass Wichtigtuerei und Übereifer ihre Triebfedern sind, womit sie der 
Deutschen Bücherei mehr schaden als nützen.«891

bannt und 120 weitere Werke den Glasschränken im Lesesaal zugewiesen. Vgl. Be-
richte von Hans Praesent, 19.10., 23.10., 2.11., 9.11., 14.11., 23.11., 30.11., 7.12.1936, 
ebd., Bl.�67-70.

889 Uhlendahl an Wilhelm Baur (DB), 12.10.1936, ADNBL, 153/1/2, Bl.�201-203.
890 Vgl. etwa den Entwurf von Richtlinien für die Benutzung zurückgezogenen Schrift-

tums in den öffentlichen wissenschaftlichen Bibliotheken, 10.2.1927, ADNBL, 744 
(Hefter: 1927-1974), Bl.�51-53.

891 Vermerk von Hans Praesent für Uhlendahl, 20.3.1937, ADNBL, 742/0, Bl.�36. 
Siehe auch Vermerk von Otto Eggert, 20.3.1937, ebd., Bl.�35
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Die von der DB im Oktober 1936 durchgeführte Revision ihrer Lesesaalbestände 
und die Ausscheidung wissenschaftlich ›entbehrlicher‹ Schriften jüdischer Ver-
fasser verwies auf ein weiteres schwieriges Problem. Denn es war in vielen Fällen 
schlichtweg unmöglich, diese Bücher aus den Lesesälen zu verbannen, da sie in 
fachlicher Hinsicht einfach nicht zu ersetzen waren. Da zu dieser Frage keine 
detaillierten Richtlinien vorlagen, verfuhren die einzelnen Bibliotheken auch 
hier ganz unterschiedlich, indem einige diese Werke in ihrem Lesesaalbestand 
beließen, während andere sie aussortierten.892 Hinzu kam, dass die ›Liste 1‹ viele 
Werke jüdischer Autoren gar nicht umfasste, was das Reichserziehungsministe-
rium zu der Überlegung veranlasste, die ›Liste 1‹ durch die Aufnahme jüdischer 
Autoren zu ergänzen.893 Aber auch diese »autorbezogene, rassistische Indizie-
rung« erwies sich als problematisch, da weder den Ministerien noch der Gestapo 
ausreichende Unterlagen darüber zur Verfügung standen, »wer überhaupt Jude 
oder Halbjude« war.894 Es lagen auch keine amtlichen Bibliographien oder Ver-
zeichnisse ›nichtarischer‹ Schriftsteller vor, auf die sich die Bibliotheken bei ihrer 
›Bestandsbereinigung‹ hätten stützen können.895 So blieb es ihnen überlassen 
her auszufinden, welche Autoren einen jüdischen Hintergrund besaßen.896 Zwar 
wurden Versuche unternommen, amtliche »Juden-Bibliographien« zu erstel-
len – auch die DB spielte hier eine zentrale Rolle, worauf noch einzugehen ist –, 
sie wurden jedoch nicht oder nur ansatzweise umgesetzt, sodass die Bibliothe-
kare also auch bei der Behandlung ›jüdischer‹ Schriften zur Selbstzensur genötigt 
waren.897 

Auch im Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten wurde der Versuch un-
ternommen, die ungenauen Sekretierungs- und Benutzungsvorschriften zu prä-
zisieren. Der Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek, Rudolf Butt-
mann, legte Anfang 1937 den Entwurf von »Richtlinien für die Benutzung 
zurückgezogenen Schrifttums in den öffentlichen wissenschaftlichen Biblio-
theken« vor, der aber im Reichserziehungsministerium dilatorisch behandelt 
und schließlich fallen gelassen wurde, um in den Bibliotheken weiterhin »eine 
permanente Selbstkontrollarbeit fordern zu können«.898 Die Folge war, dass 

892 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�89�f.
893 Allerdings führten diese Überlegungen im REM zu keinem Ergebnis. Vgl. ebd., 

S.�90.
894 Dahm, Buch, S.�176, 198.
895 Vgl. ebd., S.�176-178.
896 Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�418.
897 Vgl. Dahm, Buch, S.�177; Happel, Bibliothekswesen, S.�90; Jung, Otmar: Der lite-

rarische Judenstern. Die Indizierung der »jüdischen« Rechtsliteratur im national-
sozialistischen Deutschland, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 54 (2006), 
Heft 1, S.�25-59.

898 Happel, Bibliothekswesen, S 90�f. Vgl. zudem Komorowski, Tagungsprotokolle, 
S.�70 (Protokoll vom 29.1.1937); Wanninger, Herr Hitler, S.�419-421.
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Verbotsbestimmungen in den Bibliotheken zunehmend restriktiver gehandhabt 
wurden, um Komplikationen mit Behörden und vor allem der Gestapo zu ver-
meiden. Allerdings hatte die DB mit der schon vor 1933 üblichen Praxis, Benut-
zern bestimmte Bücher vorzuenthalten, keine Probleme. Dabei standen »die In-
teressen des Hauses im Vordergrund«. Ob ein Buch gelesen werden durfte oder 
nicht, machte für die DB keinen Unterschied, solange sichergestellt war, dass sie 
es besitzen durfte.899

Die Benutzungseinschränkungen hatten eine Veränderung im Leseverhalten 
der Benutzer zur Folge, die sich einer ›Selbstzensur‹ unterwarfen. Wie der Leiter 
der Zugangsstelle der PSB, Heinrich Feldkamp, im November 1933 feststellte, 
gab es Unter den Linden keine Vormerkungen mehr »auf marxistische Literatur 
und auf Literatur aus Russland und über Russland, mag sie zustimmend oder 
 ablehnend sein«. Verschwunden waren auch »die früher sehr zahlreichen Vor-
merkungen auf sexualwissenschaftliche und die psychoanalytische Literatur«. 
Ebenso sei ein Rückgang bei theoretisch-nationalökonomischen Werken gegen-
über betriebswirtschaftlichen zu beobachten. Dagegen seien »alle Arten kriegs-
wissenschaftlicher Literatur (Luftkrieg, Gaskrieg usw.)« stark in den Vordergrund 
getreten, ebenso die »Hauptwerke des Nationalsozialismus« sowie »rassenkund-
liche Werke«.900 Auch die Auskunftsabteilung der DB vermerkte, dass sich in 
den Anfragen »die Zeitereignisse […] in hohem Maße widerspiegeln« würden.901 
Die Auskunftsstelle war, so Uhlendahl, der Sammelpunkt, »wo die Gedanken 
und Bestrebungen der Gegenwart« zusammenströmten. Alles, was die »Mit-
welt« beschäftige, finde hier seinen Niederschlag, so etwa »Fragen von Volks-
tum, Rasse, Bauerntum, Arbeitsbeschaffung, Wehrwissenschaft [oder] Kolonial-
besitz«.902 Seit 1935 bemühte sich Uhlendahl um die Einrichtung einer 
»NS-Handbibliothek«, die schließlich im neuen Lesesaal zur Aufstellung ge-
langte und dem ›zeitgemässen‹ Studium der NS-Weltanschauung, Sippenkunde 

899 Ebd., S.�419.
900 Feldkamp stellte in Rechnung, dass die marxistische Literatur für die allgemeine 

Ausleihe gesperrt war und nur beim Nachweis eines ernsten wissenschaftlichen In-
teresses zur Verfügung gestellt wurde. Zudem sei zu berücksichtigen, »dass man-
che Benutzer durch rein äußerliche Gründe« davon abgehalten würden, »die der 
öffentlichen Ächtung unterliegende Literatur zu bestellen«. PK an RMdI (mit an-
liegendem Bericht Heinrich Feldkamps betr. Auswirkungen der Regierungsmaß-
nahmen auf die Herstellung, Verbreitung und Benutzung der marxistischen und 
erotischen Literatur vom 26.8.1933), 29.11.1933, BArch Berlin, R�1501/126832, 
Bl.�90-97.

901 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�110.
902 Uhlendahl, Heinrich: Die Sonderstellung der Deutschen Bücherei unter den deut-

schen Bibliotheken, in: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 1938, 
Sonderausgabe des BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�7-10, ADNBL, 182/3 
(Hefter: Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�48�f.
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und ›Rassenforschung‹ diente.903 Damit bediente Uhlendahl nicht nur politische 
Vorgaben, sondern offenbar auch spezifische Interessen der DB-Benutzer. So 
wurden folgende Werke Ende 1935 am häufigsten bestellt:

– Hitler, Adolf: Mein Kampf (München: Eher),
– Rosenberg, Alfred: Mythus des 20. Jahrhunderts (München: Hoheneichen-

Verlag),
– Kennicott, Mervon B.: Das Herz ist wach. Briefe einer Liebe (Tübingen: 

Wun der lich, 1934),
– Wiechert, Ernst: Die Majorin (München: Langen/Müller, 1934),
– Hoche, Alfred E.: Jahresringe. Innenansicht eines Menschenlebens (Mün-

chen: J.�F. Lehmanns, 1934),
– Günther, Hans F.�K.: Rassenkunde des deutschen Volkes (München: J.�F. 

Lehmanns),
– Krieck, Ernst: Menschenformung. Grundzüge der vergleichenden Erzie-

hungswissenschaft (Leipzig: Quelle & Meyer).904

In der DB war die Benutzung ihren zentralen Aufgaben der Sammlung, Biblio-
graphierung und Auskunftserteilung nachgeordnet. Obwohl die Zahl der Benut-
zer seit 1933 deutlich gesunken war, meldete die DB in ihrem ersten während der 
NS-Zeit erschienenen Verwaltungsbericht dennoch, dass sich die Benutzung »al-
les in allem zur Zufriedenheit entwickelt« habe. So sei die Zahl der Besucher, die 
während der Weltwirtschaftskrise »aus vielen Personen bestand, die die Bücherei 
lediglich besuchten, um sich durch Lektüre irgendwie nützlich zu beschäftigen« 
gesunken. Die Zahl der Bestellungen sei fast gleich geblieben, woraus man 
schließen könne, »dass die Benutzung eine intensivere geworden« sei und »auf 
gesünderen Verhältnissen« beruhe.905 Dass diese Entwicklung jedoch keines-
wegs ›gesund‹ war, belegen die Verwaltungsberichte der DB, wonach einer Zahl 

903 Vgl. Uhlendahl an Martin Bollert (Direktor der Sächsischen LB, Dresden), 
25.10.1935, ADNBL, 736/2, Bl.�61; Hermann, Landesbibliothek, S.�302. Eine Über-
sicht über die Titel der NS-Handbibliothek der DB findet sich im Schreiben von 
Ernst Rückert (DB) an Adolf Jürgens (Deutsch-Ausländischer Buchtausch, Berlin) 
(mit anliegender Liste: NS-Schrifttum im Lesesaal der DB), 22.2.1938, ADNBL, 
700/1 (Alter Ordner 7), unp.

904 Vgl. DB an Buchhandlung G.�E.C Gad (Kopenhagen), 9.11.1935, ADNBL, 700/1 
(Alter Ordner 5), unp.

905 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�113. Dass die Bibliotheken das 
mit dem Jahr 1933 einsetzende Absinken ihrer überhöhten Benutzerzahlen »als 
eine Erleichterung« begrüßten, erwähnt auch Sattler, Ausstellungen, S.�503. Im 
Umkehrschluss verwies der Benutzerrückgang auf einen gleichzeitigen Rückgang 
der Arbeitslosigkeit und infolgedessen den Abzug genau jener Benutzer, welche 
die DB nur aus Mangel an anderer Tätigkeit besucht hatten. Vgl. Muller, Review, 
S.�540.
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von 401.900 Benutzern im Jahr 1931 nur noch 61.493 Benutzer im Jahr 1939 ge-
genüber standen.906 

Jahr Preußische 
Staats-
bibliothek

Bayerische 
Staats-
bibliothek

Deutsche 
Bücherei

UB 
Berlin

UB  
Göttingen

UB  
München

1933 504.432 88.621 375.819 281.319 133.805 306.508

1934 544.257 68.421 335.637 164.233 109.377 214.714

1935 491.735 67.157 277.031 284.606 55.799 172.413

1936 645.540 87.035 209.283 169.127 28.552 152.496

1937 522.630 99.026 130.762 149.287 27.200 148.317

1938 539.190 77.130 115.391 149.198 29.447 148.687

1939 247.102 53.032 61.493 129.954 18.492 140.262

1940 231.275 41.681 34.439 87.612 15.342 75.598

1941 149.260 30.580 33.059 90.806 18.325 67.359

Tabelle. 9: Entwicklung der Benutzerzahlen 1933-1941 an der PSB, der BSB, der DB 
und den Universitätsbibliotheken Berlin, Göttingen und München907

Allein im Zeitraum von 1932 bis 1934 verringerte sich die Zahl der morgens zwi-
schen acht und neun Uhr erfassten Lesesaalbesucher von 28.468 (Tagesdurch-
schnitt 1.118) auf 13.573 (Tagesdurchschnitt 561).908 Dass sich dieser Trend fort-
setzte, belegt eine Eingabe Josef Stummvolls, der der Direktion im Juli 1938 

906 Vgl. für 1931 Manuskript für die Einleitung des Berichts über die Verwaltung der 
DB vom 1.4.1932 bis zum 31.3.1933, ADNBL, 181/1-1932, Bl.�1-28, hier Bl.�6. Für 
1939 vgl. Manuskript für den Bericht über die Verwaltung der DB 1.4.1939 bis 
31.3.1940, ADNBL, 181/1-1939, Bl.�1-73, hier Tabelle mit der Blattangabe 1 zwi-
schen Bl.�53 und 54.

907 Vgl. Statistik C2 »Benutzung vor Ort« im Jahrbuch der Deutschen Bibliotheken 
26/27 (1936) bis 33 (1943), Leipzig 1920�ff. 

908 Diese Zahlen bezogen sich nur auf die morgens zwischen acht und neun Uhr er-
mittelte Gesamtbenutzerzahl im Großen Lesesaal und im Zeitschriftenlesesaal. 
Aus einer Statistik der Benutzer des Zeitschriftenlesesaals um 21 Uhr geht hervor, 
dass sich die Zahl zwischen 1932 und 1934 nur von 12.906 (Tagesdurchschnitt 515) 
auf 10.916 (Tagesdurchschnitt 451) verringerte. Vgl. Statistik von Hans Cordes 
(DB) über die Benutzung der beiden Lesesäle zwischen 8 und 9 Uhr morgens und 
Statistik der Benutzer des Zeitschriften-Lesesaals um 21 Uhr, 25.3.1935, ADNBL, 
150/2/9/2, Bl.�21-23.
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sogar vorschlug, den Kleinen Lesesaal für die Sommermonate zu schließen.909 
Werner Rust führte in diesem Zusammenhang aus:

»Wenn die Benutzung der wissenschaftlichen Bibliotheken überall nachgelas-
sen hat, so äussert sich diese Tatsache in der Deutschen Bücherei besonders 
durch den sehr schwachen Besuch der Lesesäle. Aus eigenem Antrieb habe ich 
in den letzten Tagen, ohne von dem Antrage des Herrn Kollegen Stummvoll 
etwas zu ahnen, die Besucher der Lesesäle zwischen 12 und 14 Uhr gezählt. 
Im Kleinen Lesesaal hielten sich zwei, höchstens 3 Personen auf, im Zeit-
schriftenlesesaal etwa 4 Benutzer und im Großen Lesesaal 8-15 Benutzer.«910

Der Rückgang der Benutzerzahlen hing damit zusammen, dass es nach 1933 
auch an den Hochschulen zu einem Einbruch der Studierendenzahlen gekom-
men war.911 Waren im Sommersemester 1933 an den vier sächsischen Hochschu-
len noch 9.321 ›reichsdeutsche‹ Studenten eingeschrieben, waren es im Sommer-
semester 1934 nur noch 6.501. Dies entsprach einem Rückgang um 30,3 
Prozent.912 Dafür war die Erholung am Arbeitsmarkt verantwortlich, die andere 
berufliche Orientierungen ermöglichte, aber auch neue Karrierechancen in der 
NSDAP und ihren Massenorganisationen sowie in der Wehrmacht.913 Einen 
weiteren Grund bildeten Zulassungsbeschränkungen wie das am 25. April 1933 
erlassene »Gesetz gegen die Überfüllung deutscher Schulen und Hochschulen«, 
das den Anteil der jüdischen Studenten drastisch reduzierte.914 Dies blieb für die 
DB als wissenschaftliche Bibliothek nicht folgenlos, denn im Ergebnis des allge-
meinen Rückgangs der Studierendenzahlen kam es innerhalb ihrer Benutzer-
struktur zu deutlichen Verschiebungen. Machten Studenten im Jahr 1929 noch 
52 Prozent der gesamten Leserschaft aus, waren es zehn Jahre später nur noch 
28 Prozent. Im gleichen Zeitraum erhöhte sich die Zahl der aus den praktischen 
Berufen stammenden Leser  – Techniker, Landwirte, Fabrikanten, Kaufleute, 
Handwerker und Arbeiter – von 24,7 Prozent auf 33,7 Prozent. Die Zahl der 
erwerbslosen Frauen und Männer verringerte zwischen 1931 und 1937 von 636 

909 Vgl. Josef Stummvoll (DB) an die Generaldirektion der DB, 7.7.1938, ADNBL, 
741/1, Bl.�6. 

910 Vermerk Werner Rusts (DB), 7.7.1938, ebd.
911 Vgl. allgemein dazu Grüttner, Michael: Studenten im Dritten Reich, Paderborn 

u.�a. 1995, S.�101-126.
912 Vgl. Der Besuch der sächsischen Hochschulen im Sommersemester 1934, in: Säch-

sisches Verwaltungsblatt 1935, Teil II, Nr.�13 vom 15.2.1935, S.�65�f., hier S.�65.
913 Vgl. Wolgast, Eike: Die Studierenden, in: Eckart, Wolfgang U., Volker Sellin u. 

Eike Wolgast (Hg.): Die Universität Heidelberg im Nationalsozialismus, Heidel-
berg 2006, S.�57-94, S.�82.

914 Vgl. Götz von Olenhusen, Albrecht: Die »nichtarischen« Studenten an den deut-
schen Hochschulen. Zur nationalsozialistischen Rassenpolitik 1933-1945, in: Vier-
teljahrshefte für Zeitgeschichte 14 (1966), Heft 2, S.�175-206.
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auf 308 Benutzer. Die größte Zunahme verzeichneten mit knapp 400 Prozent die 
»Militärpersonen«, obwohl diese 1937 noch weniger als ein Prozent der DB-Be-
nutzer ausmachten.915 

Auch bei der Behandlung jüdischer Bibliotheksbenutzer mangelte es an allge-
mein verbindlichen, behördlichen Richtlinien, weshalb die Bibliotheken nach 
eigenem Ermessen vorgingen. Während Juden in der Stadtbibliothek Leipzig 
schon 1935 der Zutritt verwehrt wurde, hielten sich die großen wissenschaft-
lichen Bibliotheken Sachsens in dieser Frage noch weitgehend zurück.916 Mit der 
Verkündung der ›Nürnberger Rassengesetze‹ kam es 1935 aber zu einer Ver-
schärfung antijüdischer Maßnahmen. Im September 1936 informierte der säch-
sische Volksbildungsminister, Arthur Göpfert, den Direktor der Sächsischen 
Landesbibliothek in Dresden darüber, dass Leih- und Lesesaalkarten zukünftig 
nur denjenigen Personen auszuhändigen seien, die eine vom Ministerium ver-
fügte Erklärung unterschrieben hätten. Mit ihr erklärte der Unterzeichner, dass 
er »nicht wegen einer nach der Machtübernahme begangenen politischen Straftat 
verurteilt worden« und »nicht Jude« im Sinne des Reichsbürgergesetzes sei. Da 
jenen Personen, welche die geforderten Erklärungen nicht abzugeben vermoch-
ten, die Lesekarte zu entziehen war, waren alle jüdischen Nutzer von der Benut-
zung der Bibliothek ausgeschlossen.917 Allerdings blieb diese ›Dresdener Praxis‹ 
vorerst auf die Landeshauptstadt beschränkt, denn als Uhlendahl im Februar 
1937 erfuhr, dass Juden den Lesesaal der Sächsischen Landesbibliothek nicht 
mehr betreten dürften, stellte er fest, dass das ›Dresdener Formular‹ auch bei der 

915 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1929), S.�52; Manuskript für den Bericht 
über die Verwaltung der DB 1.4.1939 bis 31.3.1940, ADNBL, 181/1-1939, Bl.�1-73, 
hier Bl.�54. Auf die prozentual große Zunahme der Militärpersonen verweist Mul-
ler, Review, S.�540. Zur »Zusammensetzung der Besucherkreise« 1938 (32�% Stu-
denten und Professoren, 36�% Angehörige praktischer Berufe) vgl. Uhlendahl, 
Heinrich: Die Sonderstellung der Deutschen Bücherei unter den deutschen Biblio-
theken, in: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 1938, Sonderaus-
gabe des BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�7-10, ADNBL, 182/3 (Hefter: 
Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�48�f.

916 Vgl. Unger, Antisemitismus, S.�298; Reuß, Universitätsbibliothek, S.�142. Zu ver-
schiedenen Aktionen gegen jüdische Benutzer, die auf andere Nutzer, aber auch 
Bibliothekare zurückgingen, vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�94-96; Flachowsky, 
Bibliothek, S.�141�f.

917 Arthur Göpfert (Reichsstatthalter in Sachsen, Landesregierung, Ministerium für 
Volksbildung, Dresden) an den Direktor der LB Dresden, 16.9.1936, ADNBL, 730 
(Hefter: 1934-1944), Bl.�123. Das Formular findet sich ebd., Bl.�115. Nach Victor 
Klemperer erstreckte sich das Verbot vorerst nur auf den Lesesaal, während ihm 
noch gestattet war, Bücher auszuleihen. Demnach war es Klemperer  – dessen 
Lehrbücher kurz darauf auch aus dem Lesessal der LB Dresden entfernt wurden – 
noch möglich, seine wissenschaftlichen Arbeiten fortzusetzen. Vgl. Klemperer, 
Zeugnis (Bd.�1), S.�311 (Eintrag vom 9.10.1936), S.�320 (Eintrag vom 18.10.1936).
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UB Leipzig »noch nicht eingeführt« sei und man in der DB »also zunächst et-
waige Bestimmungen abwarten« solle. Werner Rust führte aus, dass man auch 
im Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten den Standpunkt vertrete, »dass 
nur Juden, die als Schädlinge durch Listen bekannt« seien, von der Benutzung 
auszuschließen seien.918 Allerdings unterließ man es in der DB nicht, Besucher, 
die eine Benutzungskarte verlangten, zu fragen, »ob sie arisch seien«, woraufhin 
es vorkam, dass sich einige Benutzer über diese Frage »sehr erstaunt zeigten«.919

918 Handschriftliche Bemerkungen eines DB-Mitarbeiters (vom 4.2.1937), Uhlendahls 
(vom 9.2.1937) und Rusts (9.2.1937), ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�114.

919 Der Leiter der Benutzungsabteilung der DB schlug angesichts der indignierten 
 Reaktionen einiger Benutzer vor, die zu stellende Frage abzumildern und den Be-
nutzern eine Erklärung zur Unterschrift vorzulegen, in der sie erklärten, dass sie 
»arischer Herkunft im Sinne der Nürnberger Gesetze« seien. Vermerk von Kurt 
Roepke (DB) für Uhlendahl, 6.11.1937, ebd., Bl.�129. Die antsemitischen Ressenti-
ments schlugen sich auch im Schriftverkehr der Erwerbungsabteilung nieder, die 
sämtliche an jüdische Adressaten gerichtete Schreiben »ohne Anrede und ohne 
Schlussformel« abgehen ließ. Im Auslandsschriftverkehr wurden die üblichen 
Höflichkeitsformeln angewandt, also die Werbeschreiben mit »Hochachtungs-
voll« oder »In vorzüglicher Hochachtung« unterschrieben. Eine Anrede wurde bei 
Juden aber »nach Möglichkeit vermieden«. Vgl. handschriftliche Bemerkungen 
von Albert Paust (DB), 19.11.1937, ADNBL, 150/2/3, Bl.�6.

Graphik 4: Entwicklung der Benutzerzahlen 1933 bis 1941 an der PSB, der BSB, der 
DB und den UB’s Berlin, Göttingen und München
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Uhlendahl wandte sich Anfang März 1937 an seinen Kollegen Carl Wendel 
von der UB Halle, um etwas über eine etwaige »Verordnung des Reichserzie-
hungsministeriums, durch die die Zulassung nichtarischer Benutzer in der Bi-
bliothek geregelt« sei, in Erfahrung zu bringen. Doch auch Wendel war keine 
derartige Bestimmung bekannt.920 Den Hintergrund für Uhlendahls Frage bil-
dete vermutlich ein denunziatorischer Artikel, der unter dem Titel »Juden in der 
Deutschen Bücherei« am 7. März 1937 in der Leipziger Tageszeitung erschienen 
war. Darin mokierte sich ein namentlich nicht genannter, dafür aber umso erreg-
terer Nutzer – wie sich später herausstellte, ein »politischer Leiter« –, über den 
»die Arbeitskonzentration erheblich störenden Missstand«, dass sich in den drei 
Lesesälen der DB »immer noch ausgesprochene Judentypen breitmachen und 
Volksgenossen zwingen« würden, »wenn sie eine saubere Luft atmen und unbe-
lästigt arbeiten wollen, dauernd ihre Arbeitsplätze zu wechseln«. Über seine 
›schockierenden‹ Erlebnisse in der DB führte der Entrüstete aus:

»Am üblichen Arbeitsplatz im Zeitschriften-Lesessal sitzend, ließ sich gegen 
17 Uhr ein unverkennbarer Jude in meiner Nähe nieder, unter dem Arm eine 
Anzahl Frauen(!)-Zeitschriften. Aber nicht nur die papierenen Bilder von ari-
schen Frauen interessierten ihn stark. – Leserinnen lenkten ihn mehr als oft 
von seinem Lesestoff ab. Als ich mich durch diese Anwesenheit eines Juden 
belästigt fühlte und ich somit an einem ordnungsmäßigen Arbeiten gehindert 
war, zog ich in den neuen Lesesaal um. Gegen 17.30 Uhr erschien dort eben-
falls ein Jude! Er besah sich neugierig die Werke über Rassen- und Sippen-
kunde (!) und ließ sich häuslich nieder. Ich verfügte mich nunmehr in den gro-
ßen Lesesaal. Es gnügt, wenn ich erwähne, dass ich dort abermals […] einen 
Juden sitzen sah. Da unter solchen Umständen für mich wirklich kein er-
sprießliches Arbeiten in der Deutschen Bücherei mehr möglich war, verließ 
ich diese Arbeitsstätte um 18 Uhr, nicht ohne mich vorher an der zuständigen 
Stelle darüber erkundigt zu haben, dass tatsächlich keine Handhabe besteht, 
die in der Deutschen Bücherei arbeitenden Volksgenossen vor Judenbesuch zu 
schützen! Hier besteht meines Erachtens nach noch unbedingt eine Lücke. So 
gut wie in den geistigen Gütern der Deutschen Bücherei alles Jüdische ausge-
merzt ist, so müsste auch das äußere Bild der Besucher dieselbe Linie zeigen. 
Vielleicht genügt schon ein entsprechender Hinweis am Eingang der DB: Für 
Juden verboten! Außerdem könnte bei der Ausstellung der Benutzerkarten 
eine schriftliche Versicherung verlangt werden, dass der Betreffende arischer 
Abstammung ist.«921

920 Uhlendahl an Carl Wendel (Direktor der UB Halle), 8.3.1937, ADNBL, 766 (Hef-
ter: 1929-1941), Bl.�128; Wendel an Uhlendahl, 8.3.1937, ebd., Bl.�128R.

921 Juden in der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Tageszeitung vom 7.3.1937, ADNBL, 
766 (Hefter: 1929-1941), Bl.�129.
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Kurt Roepke, Leiter der Benutzungsabteilung der DB und NSDAP-Mitglied seit 
1933, hielt die Ausführungen »für stark übertrieben«. Zwar gebe es »einige jüdi-
sche Benutzer«, die den übrigen Lesern ein Arbeiten aber keineswegs unmöglich 
machten: »Solange ein wenn auch kleiner Prozentsatz Juden Zugang zu den 
Hochschulen und zu übrigen wissenschaftlichen Bibliotheken hat und solange 
keine ministerielle Verordnung besteht, die diesen Zustand ändert, besteht m.�E. 
für die DB auch keine Veranlassung, Juden den Zutritt zur DB ohne weiteres zu 
verwehren.«922 In der DB war die Erregung über den Artikel heftig. Rust ver-
fasste gleich drei verschiedene Entwürfe für ein Schreiben an die Redaktion der 
Leipziger Tageszeitung, in denen er sein Befremden über die »dem Ansehen der 
Deutschen Bücherei abträgliche Mitteilung« zum Ausdruck brachte. Der Ein-
druck, »als ob in der Deutschen Bücherei die Juden massenweise aufträten«, ent-
spreche keineswegs den Tatsachen. »Die einzelnen Nichtarier« verschwänden 
völlig in der Masse und hätten sich »bisher einwandfrei und zurückhaltend 
 benommen«. Der Redaktion der Leipziger Tageszeitung warf Rust vor, sich 
nicht vorher bei der DB über die tatsächlichen Verhältnisse erkundigt zu haben, 
denn auf diese Weise hätte man vermieden, dass die DB, die ihren Stolz darin 
setze, »nach innen und außen Zeugnis vom nationalsozialistischen Geist abzu-
legen, der Judenfreundlichkeit und einer laschen politischen Gesinnung verdäch-
tigt« werde.923 Für die Zeitung hatte die Episode ein unangenehmes Nachspiel, 
denn das RMVuP erteilte ihrer Redaktion eine Mahnung und veranlasste sie, eine 
Entgegnung der DB zu drucken.924

Im August 1937 teilte Otto Glauning, Direktor der UB Leipzig, mit, dass die 
Bestimmungen des ›Dresdener Formulars‹ nun auch für die UB Leipzig zuträfen 
und somit »reichsangehörige wie ausländische Juden« vom Besuch der Biblio-
thek ausgeschlossen seien.925 Rust bat daraufhin das RMVuP um Entscheidung 

922 Vermerk von Kurt Roepke, 8.3.1937, ebd.
923 Werner Rust (DB) an die Redaktion der Leipziger Tageszeitung, 13.3.1937, ebd., 

Bl.�133. Die Entwürfe für die beiden anderen Schreiben Rusts vom 10.3.1937 finden 
sich ebd., Bl.�131�f. Für Rusts Erregung und seinen bisweilen beißend-sarkastischen 
Stil zeugte folgende Passage in einem der beiden Entwürfe (Bl.�131): »Von einem 
Volksgenossen, der so überzeugt wie der Einsender die arische Haltung wahrt, 
sollte man annehmen, dass er sich nicht durch vereinzelte Nichtarier, denen er in 
Bibliothekssälen begegnet, seine Herrenwürde rauben lässt und ruhelos von Raum 
zu Raum wandert.«

924 Vgl. Werner Rust (DB) an Heinz Wismann (RMVuP), 10.3.1937 u. 19.3.1937, ebd., 
Bl.�130, 135; Replik der DB von Werner Rust, ebd., Bl.�134; Rudolf Erckmann 
(Abt. VIII, RMVuP) an die DB (mit anliegendem Schreiben des RMVuP an 
den Hauptschriftleiter der Leipziger Tageszeitung vom 3.5.1937), 14.5.1937, ebd., 
Bl.�136�f.

925 Otto Glauning (Direktor der UB Leipzig) an Werner Rust (DB) (mit anliegen-
dem  Schreiben von Werner Studentkowski, Sächsisches Volksbildungsministe-
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darüber, ob die Vorschriften der Sächsischen Landesregierung auch für die DB 
Geltung besäßen. Infolge der Benutzungsbeschränkungen der UB Leipzig hätten 
in den letzten Tagen bereits mehrere »reichsangehörige Juden« Benutzerkarten 
an der DB beantragt. Rust habe angewiesen, diesen Anträgen nicht zu entspre-
chen, um einer Anordnung des RMVuP nicht vorzugreifen. Es könne dem Ruf 
der DB schaden, so Rust, wenn sie Juden, die zur Benutzung der staatlichen 
 Bibliotheken Sachsens nicht mehr zugelassen seien, weiterhin ein Benutzungs-
recht gewähre.926 Das RMVuP teilte der DB draufhin am 26. Oktober 1937 mit, 
dass es mit dem Vorgehen der DB, reichsdeutschen Juden keine Benutzerkarten 
mehr auszustellen, einverstanden sei, womit nun auch für die DB eine Benut-
zungssperre für Leser jüdischen Glaubens bestand.927 Demgegenüber war un-
klar, ob die Bestimmung auch für ausländische Juden galt. Denn während sich 
die  Weisung des Sächsischen Volksbildungsministeriums für die UB Leipzig auf 
»reichsdeutsche und ausländische Juden« erstreckte, bezog sich die Anordnung 
des RMVuP für die DB »nur auf reichsangehörige Juden«. Wie der Leiter der Be-
nutzungsabteilung der DB feststellte, waren »nichtarische immatrikulierte Stu-
denten« an der UB Leipzig noch zugelassen, womit er für die DB auch keine 
Veranlassung erblickte, ihnen eine Benutzerkarte zu verweigern, auch wenn dies 
im Widerspruch zur Anordnung des RMVuP stand.928 

Eine diesbezügliche Entscheidung des RMVuP verzögerte sich jedoch.929 Dies 
hing möglicherweise damit zusammen, dass das RMVuP auf Weisung Goebbels’ 
an einem grundsätzlichen Anordnungs- bzw. Gesetzentwurf arbeitete, »durch 
den Juden die Teilnahme an deutschen Kultureinrichtungen verboten werden« 
sollte.930 Im März 1938 ordnete das RMdI an, dass Juden fortan auch die Benut-

rium, Dresden an den Direktor der UB Leipzig vom 23.8.1937), 31.8.1937, ADNBL, 
730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�118-120. Wie Glauning in Dresden erfuhr, war jüdi-
schen Benutzern die Benutzung des Lesesaals und die Fernleihe untersagt, aller-
dings wurden ihnen die Ausleihe und die Nutzung der Kataloge noch gestattet. 
Zudem war immatrikulierten jüdischen Studenten die Benutzung der UB Leipzig 
noch erlaubt. Vgl. Glauning an das Ministerium für Volksbildung, Dresden, 
31.8.1937, ebd., Bl.�121�f. Siehe dazu auch Reuß, Universitätsbibliothek, S.�143. Der 
Hinweis, dass immatrikulierte jüdische Studenten die UB noch benutzen durften, 
findet sich in Vermerk von Kurt Roepke (DB) für Uhlendahl, 6.11.1937, ebd., 
Bl.�129.

926 Vgl. Werner Rust (DB) an RMVuP, 1.9.1937, ebd., Bl.�124.
927 Vgl. Karl Heinz Hederich (Abt. VIII, RMVuP) an den Direktor der DB, 26.10.1937, 

ebd., Bl.�128.
928 Kurt Roepke (Leiter der Benutzungsabteilung der DB) an Uhlendahl, 6.11.1937, 

ebd., Bl.�129.
929 Vgl. Werner Rust (DB) an Johannes Hofmann (Direktor der Stadtbibliothek, Leip-

zig), 2.12.1937, ADNBL, 723/0, Bl.�11.
930 Vermerk des RMVuP, November 1937, BArch Berlin, R�55/1416, Bl.�3-6 hier Bl.�3.
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zung staatlicher Archive untersagt sei.931 Angesichts dessen ergab sich auch hier 
die Frage, ob die Bestimmung auch für ausländische Juden zutreffe, was vom 
Generaldirektor der Staatsarchive Preußens nach Rücksprache mit dem RMdI 
und dem Auswärtigen Amt verneint wurde. So sollten Benutzungsanträge aus-
ländischer Juden nicht von vornherein unterbunden und ihnen auch kein »Ari-
ernachweis« abverlangt werden. Allerdings wurde ausdrücklich betont, dass eine 
Ablehnung »jederzeit möglich« sei, da die Zulassung zur Benutzung keinen 
Rechtsanspruch darstellte, sondern vom freien Ermessen der Behörden und Ar-
chive abhing.932 Als der DB – als Archiv des deutschen Schrifttums – der Erlass 
des RMdI und die Ausführungen des Generaldirektors der Preußischen Staats-
archive im September 1938 zur Kenntnis gebracht wurden, gab Rust an, dass 
man in der DB »bereits sinngemäß« verfahre.933 

Im Zuge der sich radikalisierenden, teilweise pogromartigen antisemitischen 
Ausschreitungen des Jahres 1938 kam es aber auch für die Bibliotheken und ver-
schiedene kulturelle Einrichtungen zu einer grundsätzlichen Entscheidung.934 
Im November 1938 – drei Tage nach der ›Reichskristallnacht‹ – legte Goebbels 
in seiner Funktion als Präsident der RKK fest, dass Juden fortan der Zutritt zu 
»Darbietungen der deutschen Kultur«, besonders Theatern, Kinos, Konzerten, 
Vorträgen, Varietés, Kabaretts, Zirkusveranstaltungen, Tanzvorführungen und 

931 Vgl. Hans Pfundtner (RMdI) an die außerpreußischen Landesregierungen, die preu-
ßischen Regierungspräsidenten, den Reichskommissar für das Saarland, 24.3.1938, 
ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�135.

932 Vgl. Ernst Zipfel (Generaldirektor der Staatsarchive, Berlin) an alle Staatsarchive 
und das Brandenburgisch-Preußische Hausarchiv, 22.7.1938, ebd., Bl.�134.

933 Vgl. RMdI an die außerpreußischen Landesregierungen, 18.8.1938, ebd., Bl.�133; 
Vermerk Werner Rusts, 21.9.1938, ebd., Bl.�133R.

934 Zur Radikalisierung der antisemitischen Ausschreitungen im Jahr 1938 vgl. Wildt, 
Volksgemeinschaft, S.�301-351. Im Jahr 1938 wurde auch die bis dahin gültige Be-
nutzungsordnung der DB außer Kraft gesetzt, da sie, wie es hieß, »den neuen Ver-
hältnissen nicht mehr« entsprach. Wie Uhlendahl in diesem Zusammenhang aus-
führte, begnügte sich die DB nun mit sogenannten »Merkzetteln«. Uhlendahl an 
die Generaldirektion der BSB, 26.8.1938, ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�136R. 
Im November 1938 kam es darüber hinaus zu einer Neustrukturierung der DB-
Verwaltung, die sich nun in die Generalverwaltung unter Uhlendahl, die I. Abtei-
lung (Verwaltung und Benutzung unter Uhlendahl), die II. Abteilung (Zugang, 
Kataloge, Personalfragen unter Werner Rust), die III. Abteilung (Bibliographien 
unter Wilhelm Frels) und eine IV. Abteilung (Beschaffung unter Albert Paust) un-
tergliederte. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 28.11.1938, ADNBL, 150/1, Bl.�1. Zu den 
Arbeitsplänen vgl. Uhlendahl betr. Abt. II, IV, I, 24.1.1939, 23.1.1939 u. 15.2.1941, 
ADNBL, 150//5, Bl.�1-6. Zu den Arbeitsplänen der Abt. III vgl. Uhlendahl betr. 
Abt. III, 25.3.1939 u. 13.2.1941, ebd., unp.
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Ausstellungen kultureller Art nicht mehr gestattet sei.935 Im Juni 1938 widmete 
sich der Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten der Frage »Juden in den 
 Bibliotheken«, wobei der Vertreter des Reichserziehungsministeriums, Rudolf 
Kummer, zum Ausdruck brachte, »die Angelegenheit im Ministerium zum Vor-
trag zu bringen im Sinne einer für alle wissenschaftlichen Bibliotheken gleich-
mäßigen Regelung auf Grund der bestehenden allgemeinen Anordnungen«.936 
Am 8. Dezember 1938 erfolgte die reichseinheitliche Regelung, die den »Aus-
schluss von Juden an den deutschen Hochschulen« festlegte und ihnen die Be-
nutzung der Bibliotheken ausdrücklich untersagte.937 Zwar waren die Erlasse 
des Reichserziehungsministeriums für die DB nicht bindend, doch ist davon aus-
zugehen, dass man am Deutschen Platz den Vorgaben aus Berlin folgte. Mög-
licherweise wurde auch der Vorsitzende des Börsenvereins und Vizepräsident 
der RSK, Wilhelm Baur, aktiv, der unlängst innerhalb der RSK die Anweisung 
gegeben hatte, »eine Anordnung vorzubereiten, wonach Juden überhaupt das 
Ausleihen von Büchern verboten« werden sollte, wobei er sich auf die Leihbi-
bliotheken bezog.938 Es ist aber nicht auszuschließen, dass auch nach dem REM-
Erlass vom 8. Dezember 1938 vereinzelt jüdische Benutzer in der DB anzutreffen 
waren.939 Außerdem trafen die restriktiven Bestimmungen für die ›reichsdeut-
schen Juden‹ für ausländische Staatsangehörige nach wie vor nur bedingt zu, wo-
mit zumindest für sie die theoretische Möglichkeit bestand, die deutschen Bi-
bliotheken weiterhin zu nutzen. Dies zeigte der Fall des Literaturwissenschaftlers 
Georg Ellinger, der 1939 aus dem Lesesaal der PSB Berlin verwiesen worden 

935 Anordnung des Präsidenten der RKK über die Teilnahme von Juden an Darbietun-
gen der deutschen Kultur, 12.11.1938, BArch Berlin, R�56-V/189, Bl.�7.

936 Bericht über die 4. Tagung des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten vom 
8. bis 10. Juni 1938 in Passau, 12.8.1938, SBB PK, Historische Akten, R�I2, Bd.�1, 
Bl.�69�ff. Vgl. auch Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�86.

937 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�95; Flachowsky, Bibliothek, S.�143; Reuß, Uni-
versitätsbibliothek, S.�143. Als man Victor Klemperer 1938 in der LB Dresden mit 
dieser Bestimmung konfrontierte und ihm bedeutete, dass er nun »gänzliches« Bi-
bliotheksverbot erhalte, kam dies für ihn und seine wissenschaftliche Arbeit einer 
»absoluten Mattsetzung« gleich. Klemperer, Zeugnis (Bd.�1), S.�438�f. (Eintrag vom 
3.12.1938).

938 Wilhelm Baur an Johannes Mau [Leiter der Fachschaft Leihbücherei in der RSK], 
Berlin, 9.12.1939, BArch Berlin, R�56-V/189, Bl.�11. Infolgedessen wurde seitens 
der RSK darauf hingewirkt, »dass Juden als eingeschriebene Dauerkunden in deut-
schen Leihbuchhandlungen nicht mehr erwünscht« seien. Geschäftsführer der 
RSK an Johannes Mau (Leiter der Fachschaft Leihbücherei, Berlin), 13.2.1940, 
ebd., Bl.�1�f.; Präsident der RSK an den RMVuP, 13.1.1939, BArch Berlin R�55/1416, 
Bl.�30.

939 Beispiele aus anderen wissenschaftlichen Bibliotheken liefert Happel, Bibliotheks-
wesen, S.�95�f.
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war, nachdem er die Frage, ob er »ausländischer Jude« sei, verneint hatte.940 Als 
den Achtzigjährigen kurz darauf der Deportationsbescheid nach Theresienstadt 
erreichte, nahm er sich im November 1939 das Leben.941

Ab 1940 mussten ausländische Staatsangehörige, die sich erstmals an einer 
deutschen Hochschule einschreiben wollten, einen ›Ariernachweis‹ erbringen. 
Ausländer, die dies verweigerten, wurde der Zugang zum Studium verwehrt.942 
Das Reichserziehungsministerium bezog im Hinblick auf die Ausleihe an aus-
ländische Benutzer auch in den folgenden Jahren keine verbindliche Stellung, so-
dass die Benutzungsvorschriften weiterhin individuell gehandhabt wurden. Auf 
eine Anfrage des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten, »in welcher 
Form eine Ausleihe […] an fremdvölkische Arbeitskräfte erfolgen« könne, ant-
wortete das Ministerium 1944, das in den öffentlichen Büchereien vorhandene 
Schriftgut könne »an die im Reich tätigen, aus den germanischen Ländern stam-
menden Arbeitskräfte unter den gleichen Bedingungen wie an Reichsdeutsche 
ausgeliehen werden«. Dagegen könne an sämtliche sonstigen im Reich befind-
lichen Arbeitskräfte – soweit diese nicht besonders gekennzeichnet seien, »wie 
beispielsweise Ostarbeiter und Polen – Schriftgut in einem Umfange ausgeliehen 
werden, dass hierdurch die Ausleihe an deutsche Volksgenossen nicht beein-
trächtigt« werde. Von einer Regelung für die wissenschaftlichen Bibliotheken 
und ihrer Veröffentlichung habe das REM abgesehen, »da es nur selten vor-
kommen dürfte, daß fremdvölkische Arbeitskräfte sich ihrer bedienen wollen, 
gelehrte Ausländer aber grundsätzlich bereits jetzt bei der Ausleihe wissen-
schaftlicher Literatur berücksichtigt werden, soweit es sich um ernsthafte wis-
senschaftliche Studien« handle.943

940 Hans von Müller (PSB) an Uhlendahl, 30.12.1939, ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-
Mu), Bl.�224.

941 Zu Georg Ellinger (1859-1939) vgl. Ellinger, Georg, in: Vierhaus, Rudolf (Hg.): 
Deutsche Biographische Enzyklopädie, Bd.�3 (Einstein-Görner), München 22006, 
S.�37.

942 Vgl. Erlass des REM betr. Immatrikulation von Ausländern, Studentenausweise jü-
discher Mischlinge vom 13.2.1940, in: Amtsblatt der Friedrich-Wilhelms-Univer-
sität zu Berlin 6 (1940), Heft 4, Sp. 36; Götz von Olenhusen, Studenten, S.�194.

943 REM an den Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten, 9.12.1944, SBB PK, His-
torische Akten, R�XI1, Bd.�4, Bl.�15�f. 
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5.6. »Außerordentliche Ziele erfordern besondere Maßnahmen«944 – 
Erwerbungspolitik auf der Basis von Pflichtexemplar und 
Raubgut

5.6.1. Reichsbibliotheksgesetz, Reichsbibliothek und Reichspflichtexemplar
»Was sagen Sie dazu, dass das Land Oldenburg soeben ein Pflichtexemplargesetz 
erlassen hat und damit seinen Verlegern und Druckern – wenn deren Zahl auch 
nicht allzu gross ist  – eine Leistung auferlegt, die bisher nicht bestand?«945 
Diese entrüsteten Zeilen schrieb Uhlendahl im Oktober 1933 an den Vorsteher 
des Börsenvereins. Wie Uhlendahl betonte, war diese Angelegenheit »an sich 
nicht von großer Bedeutung«, aber anstatt sich für seine Berufsgenossen im Ol-
denburgischen zu freuen, erblickte er in dieser Regelung einen »Präzedenzfall«. 
Denn die Landesbibliotheken jener Länder, die bisher ohne Pflichtexemplare 
seien, etwa Baden, Thüringen und vor allem Sachsen, »könnten jetzt leicht Lust 
bekommen«, dem Beispiel Oldenburgs zu folgen. Immerhin hätten die sächsi-
schen Bibliotheksdirektoren vor nicht allzu langer Zeit den Sächsischen Kultus-
minister schon so weit gebracht, dass er das Pflichtexemplar für Sachsen wieder 
einführen wollte. Es sei lediglich »den geschickten Verhandlungen des Börsen-
vereins« und des Geheimrats Erich Klien, Mitglied des Geschäftsführenden Aus-
schuss der DB, zu danken gewesen, dass es nicht dazu gekommen sei. Zu allem 
Überfluss sei durch den Schritt Oldenburgs zu befürchten, dass Preußen »dem-
nächst den Pflichtexemplarzwang auch auf die neuen preußischen Provinzen 
(Schleswig-Holstein, Hannover und Hessen-Nassau)« ausdehne, woran Uhlen-
dahl die mehr als rhetorische Frage knüpfte, ob man diesen Bestrebungen nicht 
begegnen solle.946

Dieses Ansinnen Uhlendals war alles andere als selbstlos und allein den Inte-
ressen der DB geschuldet. Entsprechend der politischen Entwicklung des Deut-
schen Reiches waren die staatlichen Bibliotheken aus den einzelnen deutschen 
Ländern hervorgegangen. Infolgedessen war es auch nicht zur Gründung einer 

944 Paust, Albert: Wie erreicht die Deutsche Bücherei die Vollständigkeit ihrer Be-
stände?, in: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 1938, Sonderaus-
gabe des BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�12-14, ADNBL, 182/3 (Hefter: 
Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�50R-51R.

945 Uhlendahl an Oldenbourg, 14.10.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�119.
946 Ebd. Die nicht mehr ganz ›neuen‹ preußischen Provinzen Schleswig-Holstein, 

Hannover und Hessen-Naussau, die 1864 bzw. 1866 zu Preußen gekommen wa-
ren, waren nicht verpflichtet, die in ihren Territorien erschienenen Veröffentli-
chungen an die PSB zu liefern. Vgl. Uhlendahl an Henri Lemaître (Président de l’ 
Association des Bibliothécaires français, Sceaux-Seine) (mit anliegendem Bericht 
»Allgemeines über die Deutsche Bücherei«), 24.1.1933, ADNBL, 180/5, Bd.�I, 
Bl.�62-69, hier Bl.�63.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

810

deutschen Zentral- oder Nationalbibliothek gekommen, sondern lediglich zu 
Zentralbibliotheken der einzelnen Länder wie der Preußischen Staatsbibliothek, 
der Bayerischen Staatsbibliothek, der Sächsischen Landesbibliothek in Dresden, 
der Württembergischen Landesbibliothek in Stuttgart oder der Badischen Lan-
desbibliothek in Karlsruhe. Diese erhielten ihren Zuwachs an deutscher Litera-
tur aufgrund von Pflichtexemplargesetzen, die aber nur für die betreffenden Län-
der galten, die PSB also nur aus den altpreußischen Provinzen, die BSB aus den 
Kreisregierungen Bayerns, die Württembergische Landesbibliothek aus Würt-
temberg usw. Es gab aber auch eine Reihe deutscher Länder, die kein Pflichtex-
emplar besaßen wie Baden, Thüringen, Mecklenburg und Sachsen. Daher blieb 
die Sammlung des deutschsprachigen Schrifttums durch die Staats- und Landes-
bibliotheken unvollständig und umfasste, wenn man das »auslandsdeutsche 
Schrifttum« und die Erscheinungen außerhalb des Buchhandels mit einbezog, 
etwa die Hälfte des gesamten deutschen Schrifttums. Der Rest wurde von den 
Bibliotheken nur in Auswahl gesammelt. Die dadurch entstehende »große Lücke 
in der systematischen Erfassung des deutschen Schrifttums« schloss die DB, de-
ren Aufgabe in der möglichst vollständigen Beschaffung des seit 1913 erschiene-
nen deutschsprachigen Schrifttums bestand. Die Bücher, Zeitschriften und sons-
tigen Veröffentlichungen gingen der DB fast sämtlich kostenlos zu, und zwar 
von den Behörden des Reichs, der Länder und der Städte aufgrund von Verord-
nungen, von wissenschaftlichen Instituten, Vereinen und Privatpersonen auf 
Grund freiwilliger Lieferung und vom Buchhandel aufgrund einer in der Satzung 
des Deutschen Verlegervereins enthaltenen Bestimmung.947

Gerade die letzte Bestimmung war dem Buchhandel – wie bereits gezeigt – 
nur sehr schwer und nur mit Hilfe sinisterer Kompromisse abgerungen worden. 
Denn unter den Verlegern bestanden von jeher starke Vorbehalte gegen die 
 kostenlose Abgabe ihrer Druckschriften an die DB, die im Grunde einem 
›Zwangspflichtexemplar‹ gleichkam und in Verlegerkreisen als eine Art »Sonder-
besteuerung« ihrer Branche angesehen wurde. Dieser mühsam ausgehandelte 
Kompromiss zwischen der DB und dem Börsenverein drohte durch die Einfüh-
rung neuer Pflichtexemplargesetze – wie nun in Oldenburg – aufgekündigt zu 
werden. Denn machte dieser »Präzedenzfall« erst einmal Schule, dann bestand 
die aus Sicht der DB reelle ›Gefahr‹, dass nun auch andere Länder diesen Schritt 
vollzogen und sich die Verleger aufgrund der ihnen daraus erwachsenden Pflicht-
lieferungen in ihren Territorien aus der Lieferverpflichtung für die DB zurück-
zogen.948

947 Zu dem gesamten Sachverhalt vgl. ebd.
948 Im August 1934 erließ der Reichsstatthalter in Hamburg ein Pflichtexemplar-

gesetz. Vgl. Gesetz des Reichsstatthalters in Hamburg über die Abgabe von Frei-
stücken der Druckwerke an die Staats- und Universitätsbibliothek in Hamburg 
vom 8.8.1934, in: Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt, 1934, Nr.�61 vom 
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Dass Uhlendahls Befürchtungen nicht aus der Luft gegriffen waren, zeigte 
sich bereits auf dem Bibliothekartag 1934 in Danzig, als der Direktor der 
Landes bibliothek Karlsruhe, Karl Preisendanz, »für das einheitliche deutsche 
Pflichtexemplar« plädierte.949 Er forderte, dass »alle deutschen Länder in den 
Genuß eines Pflichtexemplars kommen« müssten. Die Bestimmungen müssten 
so geregelt werden, dass man ein »inhaltlich einheitliches reichsdeutsches Pflicht-
exemplar« erhalte. Aus den verschiedenen Verordnungen der Einzelstaaten müsse 
ein Reichsgesetz entstehen, aber »nicht zur Abgabe an eine Reichszentrale, 
 sondern mit bisheriger Dezentralisation an die zuständigen Bibliotheken der 
Länder«.950 Nur auf diese Weise könne die deutsche öffentliche Bibliothek ihrer 
Pflicht genügen, das gesamte deutsche Schrifttum zu sammeln und damit »zum 
lückenlosen Aufbau der wahren und idealen ›Nationalbibliothek‹ beitragen, die 
allein »durch die Gesamtheit der deutschen öffentlichen Bibliotheken« repäsen-
tiert werde. Denn niemals, so Preisendanz, könne »eine ›Nationalbibliothek‹ im 
Sinn einer Reichszentrale […] das heimatliche Kleinschrifttum aller deutschen 
Stämme und Länder« vollständig erfassen.951 Daraus leitete er die Forderung ab, 
der VDB möge »sich geschlossen für die Formulierung eines Reichs-Gesetzent-
wurfes zur Schaffung eines Reichspflichtexemplares« einsetzen, das die Mög-
lichkeit eröffne, die Druckerzeugnisse aller deutschen Länder in den zuständigen 
Bibliotheken vollständig zu sammeln.952

Das Referat löste auf dem Danziger Bibliothekartag »eine lebhafte Diskus-
sion« aus.953 Uhlendahl betonte die Notwendigkeit einer einheitlichen Rege-
lung, wobei er den aus Sicht der DB verständlichen Standpunkt vertrat, das ge-
samte nationale Schrifttum sei »an einer Stelle« zu sammeln.954 Gleichzeitig trat 
er für die Interessen des Buchhandels ein, »der die Zwangsabgabe von Pflicht-
stücken für eine grundsätzlich ungerechtfertigte Sondersteuer halte, wie man 
eine solche den Bäckern für ihre Semmeln und den Schneidern für ihre Anzüge 
noch niemals abverlangt habe und der außerdem seiner Meinung nach durch die 

10.8.1934, S.�299�f. Im Badischen Gesetz- und Verordnungsblatt vom 27.4.1936 er-
schien ein »Gesetz über die Abgabe von Freistücken der im Land Baden erschei-
nenden […] Druckwerke an die Badische Landesbibliothek«, vgl. BBl.-Artikel 
vom 10.5.1936, ADNBL, 806/1/0, Bl.�38R. Anfang 1937 wurde dem REM der Ent-
wurf eines hessischen Gesetzes über die Abgabe von Freistücken an die hessische 
Landesbibliothek zu Darmstadt vorgelegt. Vgl. Otto Graf zu Rantzau (REM) an 
Rudolf Kummer (REM), 3.2.1937, BArch Berlin, R�4901/11882, Bl.�9.

949 Preisendanz, Karl: Für das einheitliche deutsche Pflichtexemplar, in: ZfB 51 (1934), 
Heft 8/9 (August/September), S.�405-417. 

950 Ebd., S.�409.
951 Ebd., S.�414�f.
952 Vgl. ebd., S.�416.
953 Praesent, Der 30. Deutsche Bibliothekartag, S.�574.
954 Ebd.
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freiwillige Stiftung eines Exemplars an die Deutsche Bücherei schon genug Op-
fer gebracht habe«.955 Diese egozentrische Perspektive provozierte »lebhafte 
Zwischenrufe«, denn wie der Berichterstatter der PSB, Joris Vorstius, festhielt, 
war die Versammlung »entschieden anderer Meinung«. Krüss machte sich – si-
cher nicht ganz uneigennützig – zum »Sprecher« der Kritiker Uhlendahls und 
erklärte »mit aller Deutlichkeit«, »dass die Abgabe der Pflichtexemplare gar 
nicht darum erfolge, um den Bibliotheken einen Sondervorteil zu verschaffen, 
sondern aus einem in der ganzen Welt anerkannten Kulturbedürfnis heraus, und 
vom Standpunkt der Kulturpflege seien die Bibliotheken und der Buchhandel 
keine natürlichen Gegner, sondern Verbündete, die in gemeinsamer Front die 
geistigen Güter der Nation zu verteidigen berufen seien«.956 Daher müsse man 
fragen, was die Bibliotheken dem Buchhandel wert seien. Beide seien aufeinan-
der angewiesen, nur müsse unter den Verlegern die Erkenntnis dafür geweckt 
werden, was die Bibliotheken für den Buchhandel leisten.957

Die von Preisendanz beantragte Fachkommission zur Frage des Pflichtexem-
plars wurde jedoch bald obsolet, denn bevor der VDB eine Entscheidung fällte, 
schufen andere Institutionen vollendete Tatsachen.958 Dazu zählte zum einen der 
Börsenverein, der im Zuge seiner Anpassung an das RKK-Gesetz eine Revision 
seiner Satzung durchführte und die Verleger nun offiziell verpflichtete, jedes 
neue Werk an die DB abzuliefern. Wie bereits gezeigt, hatte Uhlendahl maßgeb-
lichen Anteil daran, dass die direkte und vorbehaltlose Ablieferung an die DB in 
der im November 1934 verabschiedeten Satzung des Börsenvereins und in der 
des »Bundes Reichsdeutscher Buchhändler« verankert wurde. Darüber hinaus 
ersuchte der »Beauftragte für Kulturaufgaben« im Stab des Stellvertreters des 
»Führers«, Philipp Bouhler, am 26. Juli 1934 »sämtliche Dienststellen der NS-
DAP«, im Interesse einer möglichst vollständigen Erfassung des deutschen 
Schrifttums »je ein Stück ihrer Veröffentlichungen (Bücher und Zeitschriften) 
unaufgefordert laufend und kostenlos der Deutschen Bücherei zu überweisen«.959 
Um dem Nachdruck zu verleihen, wurden die NSDAP-Dienststellen am 10. De-
zember 1934 an die Einhaltung dieser Bestimmung erinnert. Die Deutsche Ar-
beitsfront legte am 23. Februar 1935 eine gleichartige Anordnung vor.960 

955 Vorstius, Joris: 30. Versammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare vom 23.-
25. Mai 1934 in Danzig, in: ZfB 51 (1934), Heft 8/9 (August/September), S.�393-
397, hier S.�394.

956 Ebd.
957 Vgl. Preisendanz, Pflichtexemplar, S.�417.
958 Vgl. Praesent, Der 30. Deutsche Bibliothekartag, S.�574.
959 Bekanntgabe des Beauftragten für Kulturfragen, Philipp Bouhler, 26.7.1934, Ab-

schrift aus dem Verordnungsblatt der Reichsleitung der NSDAP, 4 (1934), Folge 
78, München, Mitte August 1934, [S.�183], ADNBL, 500/0, Bl.�16.

960 Vgl. Riedel, Kultur- und Wissenschaftspolitik, S.�122; Bericht über die Verwaltung 
der DB (1931-1937), S.�56.
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Dies hatte allerdings zur Folge, dass nun auch die PSB im März 1935 ihre Sam-
meltätigkeit auf die amtlichen und halbamtlichen Veröffentlichungen der Partei-
dienststellen ausdehnte und die sächsische Regierung um Unterstützung bat. Als 
Mutschmann daraufhin tatsächlich alle sächsischen Gauämter und Gliederungen 
der Partei anwies, dem Ersuchen der PSB zu entsprechen, »und die im Gaube-
reich Sachsen erscheinenden Schriften« nach Berlin zu senden, zeigte man sich 
in der DB damit überhaupt nicht einverstanden.961 Dieser Ressortneid äußerte 
sich in einem vertraulichen Schreiben Rusts an den kommissarischen Leiter des 
Sächsischen Volksbildungsministeriums, Arthur Göpfert, den er auf die für die 
Verwaltung, das Bibliothekswesen, »wie auch für unsere NSDAP« angeblich be-
sorgniserregenden Belegleitumstände aufmerksam machte, die aus der Forde-
rung der PSB erwuchsen. Die Parteidienststellen, so Werner Rust, seien bereits 
durch die Bouhler-Verordnung veranlasst worden, ihre Veröffentlichungen an 
die DB zu senden. Das »pflichtgemässe Beliefern einer weiteren öffentlichen 
 Bibliothek« stelle daher »eine unnötige Belastung der nationalsozialistischen 
Dienststellen« und »eine allein durch Institutsehrgeiz begründete Erweiterung 
der Dienstaufgaben der Preußischen Staatsbibliothek« dar. Es spreche auch »von 
einer geringen Diensterfahrung, wenn ein Bibliotheksleiter trotz der in seinem 
Dienstgebäude und vor allem im Magazin herrschenden Raumnot […] nur der 
Bestandsvermehrung halber oder in Wettkampflust gegenüber einer anderen Bi-
bliothek eine neue Schrifttumsgattung vollständig zu erfassen« strebe, deren 
Umfang große Raum- und Bearbeitungskapazitäten binde, vom Publikum aber 
entweder selten gewünscht würde oder ihm nicht vorgelegt werden dürfe. Oben-
drein führe dies nicht nur zu einer Erhöhung der Personal- und Sachausgaben 
an der PSB, sondern stelle eine unnötige Doppelarbeit dar, denn der sächsischen 
Regierung sei offenbar entgangen, dass alle Dienstschriften der NSDAP »bereits 
in der Deutschen Bücherei für Regierung und Volk sicher aufgehoben« seien. 
Stelle man dieses Schriftgut nun aber der PSB zur Verfügung, so lasse sich schwer 
ein Grund dafür anbringen, dieses den zuständigen Landesbibliotheken (Dres-
den, München, Karlsruhe, Stuttgart usw.) zu verweigern. Damit aber, so Rust, 
würde den Dienststellen der NSDAP »eine bedeutende Mehrarbeit auferlegt und 
gleichzeitig die amtliche Vertraulichkeit der Befehle und Verordnungen durch 
die Einsichtnahme vieler der Bewegung fernstehender Personen des Bibliotheks-
dienstes äußerst gefährdet«. Dies mündete in die Forderung Rusts, Reichsstatt-
halter Mutschmann zu einer Aufhebung seiner Anweisung zu veranlassen.962

961 Abschrift eines Schreibens der PSB [vermutlich an die Sächsische Regierung und 
Anordnung Mutschmanns dazu], 9.3.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), 
Bl.�258.

962 Werner Rust an Arthur Göpfert (Kommissarischer Leiter des Sächsischen Minis-
teriums für Volksbildung, Dresden), 31.5.1935, ebd., Bl.�256�f. Ob es daraufhin zu 
einer Aufhebung der Bestimmung kam, konnte nicht festgestellt werden, aber ver-
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Dieses Beispiel zeigt, dass die DB in der Frage der Erwerbungspolitik und 
 Bestandserweiterung sehr energisch vorging, und dabei auch nicht vor zweifel-
haften Schritten zurückschreckte, insbesondere wenn es darum ging, ihrer Kon-
kurrenz in Berlin eins auszuwischen. Wie zielstrebig Uhlendahl auf die Reichs-
pflichtexemplarregelung für die DB hinarbeitete, lässt sich an der Vorgeschichte 
der von Goebbels am 20. September 1935 gezeichneten »Anordnung betr. Ab-
lieferung von Druckschriften an die Deutschen Bücherei in Leipzig« zeigen, die 
den von Uhlendahl vertretenen Standpunkt, das gesamte nationale Schrifttum 
»an einer Stelle« zu sammeln, staatlich sanktionierte. Dass es so weit kam, lag 
daran, dass die DB an der Entstehung dieser Verordnung maßgeblich beteiligt 
war und dabei ihre engen Beziehungen zu Börsenverein und RMVuP zu ihrem 
Vorteil nutzte. Im Februar 1935 legte Uhlendahl dem Geschäftsführer des Bör-
senvereins »den Entwurf einer Verordnung, betreffend Ablieferung aller neuer-
scheinenden deutschen Schriften an die Deutsche Bücherei« vor. In ihm wurden 
»sämliche mittelbaren und unmittelbaren Mitglieder« der Reichsschrifttums- 
und der Reichspressekammer angewiesen, die von ihnen innerhalb oder außer-
halb des Buchhandels herausgegebenen oder hergestellten Veröffentlichungen 
sofort bei Erscheinen an die DB zu senden.963 Wie eilig Uhlendahl es mit der 
Implementierung des Pflichtexemplars hatte, geht daraus hervor, dass er Wis-
mann bereits am 1. April 1935 daran erinnerte: »Wie steht es mit unserer ›Ver-
ordnung‹ betreffend Ablieferung aller Druckschriften an die Deutsche Bücherei 
in Leipzig?«964 Es dauerte jedoch noch bis zum 20. September 1935, bis Goeb-
bels als Präsident der RKK verfügte:

»Um die lückenlose Erfassung des gesamten deutschsprachigen Schrifttums 
durch die Deutsche Bücherei und seine laufende Bekanntgabe in der von der 
Deutschen Bücherei bearbeiteten ›Deutschen Nationalbibliographie‹ sicher-
zustellen, haben alle dem Zuständigkeitsbereich der Reichskulturkammer un-
terstehenden Einzelpersonen, Verbände und sonstigen Stellen, soweit sie bzw. 
ihre Verlage bisher noch nicht durch die Verordnungen

mutlich änderte sich in der Folge nichts. – Als die DB 1937 den Bibliothekar der 
SS-Schule Haus Wewelsburg, Jean-Pierre des Coudres, bat, ihr die geheimen und 
sonstigen Druckschriften der SS zu vermitteln, teilte ihr dieser mit, dass es Himm-
ler grundsätzlich ablehne, Druckschriften der SS an die Bibliotheken abzugeben, 
was auch für die PSB zutreffe. SS-Hauptsturmführer des Coudres (Bibliothekar 
der SS-Schule Haus Wewelsburg, Westfalen) an Rust, 11.6.1937, ADNBL, 337 
(Hefter: 1934-1939), Bl.�207.

963 Uhlendahl an Albert Hess (BV) (mit anliegendem Entwurf einer Verordnung des 
RMVuP), 21.2.1935, ADNBL, 506/6, Bl.�1�f. Weitere undatierte Entwürfe finden 
sich ebd., Bl.�10-12.

964 Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 1.4.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-
1939), Bl.�232.
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a) der Reichsregierung vom 11. April 1927 […],
b) der Reichsleitung der NSDAP vom 26. Juli und 10. Dezember 1934 […],
c)  des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler vom 16.  November 1934 

und des Bundes reichsdeutscher Buchhändler vom 22. Dezember 1934

hierzu ausdrücklich verpflichtet sind, die von ihnen herausgebrachten Druck-
schriften spätestens innerhalb einer Woche nach Erscheinen möglicht in 
einem gebundenen Exemplar porto- und kostenfrei an die Deutsche Bücherei 
abzugeben.«965

Zusammen mit der in der Satzung des Börsenvereins verankerten Lieferpflicht 
für die Verleger sicherte diese RKK-Anordung der DB praktisch ein Reichs-
pflichtexemplar, was man vermutlich nicht überall mit Beifall quittierte. Die 
Folge war, dass die Anordnung nicht von allen Verlegern die rechte »Würdi-
gung« fand und sich Goebbels im Januar 1937 gezwungen sah, seine Anordnung 
von 1935 erneut in Erinnerung zu bringen.966 Aber auch Uhlendahl und sein 
Umfeld agierten keineswegs zimperlich, sondern versuchten konsequent, dem 
Sammelauftrag der DB mit Rückendeckung des RMVuP Nachdruck zu verleihen.  
Dabei muss in Rechnung gestellt werden, dass der umfassende, auf das  gesamte 
deutsche Schrifttum ausgerichtete Sammelauftrag, ein Reichspflichtexemplar für 
die DB geradezu unabdingbar machte. Die daraus resultierenden bibliotheks-
politischen Alleingänge und die dabei bisweilen zutage tretenden selbst gefälligen 
Forderungen der DB-Direktion machen deutlich, dass sie eilfertig agierte, um in 
den Besitz der gesuchten Bücher zu gelangen. Loyalitätskonflikte spielten dabei 
keine Rolle, zumal die DB aufgrund ihrer Beziehungen zum Börsenverein und 
Dank der Protektion des RMVuP dabei in erheblichem Maße profitierte. 

Gegenüber dem RMVuP hob Uhlendahl im Februar 1938 hervor, dass die 
Sammeltätigkeit der DB durch die Anordnung der RKK vom 20. September 1935 
»eine wesentliche Unterstützung« erfahren habe. Allerdings bestünden für ge-

965 Der Ablieferung unterlagen alle Bücher, Zeitschriften, Broschüren und kleineren 
Drucksachen, soweit sie mehr als Einblattdrucke darstellten. Nicht ablieferungs-
pflichtig waren Musikalien und Kunstblätter ohne begleitenden Text, politische 
Tageszeitungen (wohl aber literarische und heimatkundliche Beilagen), einfache 
Vordrucke, Preislisten, Musterbücher und Kataloge die keinen »selbständigen lite-
rarischen oder künsterlischen Wert« hatten. Anordnung des Präsidenten der RKK 
über die Ablieferung von Druckschriften an die Deutsche Bücherei in Leipzig, 
20.9.1935, Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�354. Im Januar 1936 wurden die 
Dienststellen des Reichsstands des deutschen Handwerks angewiesen, ihre Druck-
schriften an die DB einzusenden. Vgl. Einsendung aller Druckschriften über das 
Handwerk an die Deutsche Bücherei, in: Reichs-Handwerk-Nachrichten, Folge 2 
vom 14.1.1936, Bl.�8, ADNBL, 506/6, Bl.�13.

966 Anordnung des Präsidenten der RKK betr. Ablieferung von Druckschriften an die 
DB in Leipzig, in: BBl.�104 (1937), Nr.�16 vom 21.1.1937, ebd., Bl.�15.
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wisse Schrifttumsgruppen noch Schwierigkeiten, da sie nicht von der RKK-An-
ordnung betroffen seien. So würden Vereine und Verbände die Abgabe ihrer 
Zeitschriften mit der Begründung verweigern, diese seien nur für ihre Mitglieder 
bestimmt und stellten lediglich Manuskriptdrucke dar. Da Uhlendahl annahm, 
diese Vereine würden ihre Zeitschriften auch an keine andere öffentliche Biblio-
thek abliefern, schien ihm »die Sicherstellung dieser Schriften bei der DB in wis-
senschaftlicher wie in politischer Hinsicht« geboten, was vermutlich hieß, sie 
durch behördlichen Druck einzufordern oder gar zu beschlagnahmen. Auch »jü-
dische Stellen«, kirchliche Verwaltungsstellen sowie Reichsbehörden und Partei-
stellen würden die Ablieferung verweigern. Daher regte Uhlendahl »im Interesse 
der Lückenlosigkeit der Sammlung des deutschen Schrifttums durch die DB und 
der Vollständigkeit der Deutschen Nationalbibliographie« an, die genannten 
Gruppen aufgrund einer »Zusatz-Anordnung« des RMVuP zur Ablieferung zu 
verpflichten, wobei er den Entwurf für eine solche Anordnung gleich beifüg-
te.967 Doch damit nicht genug. Einen Monat später machte Uhlendahl das RM-
VuP darauf aufmerksam, dass die RKK-Anordung vom 20. September 1935 nach 
»Rückgliederung Österreichs in das Reich« nun auch für Österreich gelte und 
somit alle in Betracht kommenden österreichischen Stellen auf die Anordnung 
hinzuweisen seien. Die Anordnung sei »für Österreich verbindlich zu machen«, 
um »die lückenlose Erfassung des österreichischen Schrifttums durch die Deut-
sche Bücherei« und seine laufende Bekanntgabe in der von ihr bearbeiteten 
DNBg sicherzustellen.968 Allerdings war Uhlendahl in diesem Fall schneller als 
die Politik und eilte der staatsrechtlichen Entwicklung voraus, denn wie ihm die 
RKK noch im März 1938 mitteilte, waren das Reichskulturkammergesetz und 
die auf seiner Grundlage erlassenen Anordnungen in Österreich noch nicht 
wirksam. Der DB-Direktor votierte demnach aufgrund angenommener, aber 
nicht existierender rechtlicher Grundlagen und überschritt mit seinen vorausei-
lenden Forderungen hier sogar den Rechtsrahmen des ›Dritten Reiches‹. Das 
RKK-Gesetz wurde in der ›Ostmark‹ tatsächlich erst am 11. Juni 1938 und die 
von Uhlendahl geforderte Erweiterung der RKK-Anordnung sogar erst am 
10. August 1938, also gut fünf Monate später, in Kraft gesetzt.969 Der Verwal-
tungsbericht der DB hielt lakonisch fest, »seit der Rückkehr Österreichs zum 

967 Uhlendahl an RMVuP (mit anliegendem Entwurf einer Anordung betr. die Ablie-
ferung von Belegstücken der reichsdeutschen Zeitschriften an die DB), 12.2.1938, 
ebd., Bl.�16-18.

968 Uhlendahl an den RMVuP, 17.3.1938, ebd., Bl.�20.
969 Vgl. Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP, RKK) an den Direktor der DB, 30.3.1938, 

ebd., Bl.�22; Goebbels (RMVuP) an den Direktor der DB, 10.8.1938, ebd., Bl.�24; 
Anordnung der RKK vom 10.8.1938 über die Inkraftsetzung von Anordnungen der 
RKK in Lande Österreich, in: BBl.�105 (1938), Nr.�191 vom 18.8.1938, S.�637.
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Reich« hätten »nun alle Schwierigkeiten bei der Beschaffung des Schrifttums der 
deutschen Ostmark aufgehört«.970

Dieser proaktive Pragmatismus der DB-Direktion, der den deutschen Be-
satzern praktisch auf dem Fuß folgte, wiederholte sich auch nach der Besetzung 
des Sudeten- und des Memellandes sowie nach der Errichtung des ›Protektorats 
Böhmen und Mähren‹.971 Wie im Fall Österreichs erfolgte diese vorauseilende 
›Okkupationspolitik‹ der DB eigenmächtig, ohne dass entsprechende Weisungen 
aus Berlin vorlagen. Aus den Forderungen der DB könnte nun einerseits der 
Vorwurf abgeleitet werden, dass sie unmittelbar nach der Besetzung der ›neuen 
Gebiete‹ damit begann, für sich selbst neue Interessengebiete abzustecken und 
sich damit zum Teil des NS-Regimes machte, indem sie dessen agressive Politik 
umsetzte oder von ihr zu profitieren suchte. Andererseits war das Vorgehen der 
DB aber auch darauf zurückzuführen, dass sie ihrem Selbstverständnis als Na-
tionalbibliothek des Deutschen Reiches und ihrer Satzung folgend faktisch auch 
für diese ›neuen Reichsgebiete‹ sammelnd und verzeichnend zuständig war.972 
Um ihre für diese Gebiete bestehenden Bestandslücken einzudämmen und zu-

970 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�63.
971 Vgl. Anordnung der RKK vom 1.11.1938 über die Inkraftsetzung von Anordnun-

gen der RKK in den sudetendeutschen Gebieten, in: BBl.�105 (1938), Nr.�262 vom 
10.11.1938, S.�873; Gesetz über die Wiedervereinigung des Memellandes mit dem 
Deutschen Reich vom 23.3.1939, in: Amtsblatt des Regierungspräsidenten in Gum-
bien, 1939, Stück 12 vom 1.4.1939, ADNBL, 506/6, Bl.�30. Im Entwurf für den Ver-
waltungsbericht der DB für 1938 hieß es: »So war es sehr zu begrüßen, dass im 
Rahmen der Schöpfung des Großdeutschen Reiches die Kultukammergesetz-
gebung und damit ebenso die Ablieferungspflicht an die DB auf die neuen Gebiete 
aus gedehnt wurde: die Anordnung des Präsidenten der Reichskulturkammer wurde 
mit dem 10. August 1938 für die Ostmark und mit dem 1. November 1938 für die 
sudetendeutschen Gebiete in Kraft gesetzt. Für beide Gebiete wurde andererseits 
die Ergänzung der großen Lücken aus dem Schrifttum der früheren Jahre in An-
griff genommen; war doch weder das österreichische Systemschrifttum noch das 
unter der tschechischen Herrschaft erschienene antinationalsozialistische Schrift-
tum zur Ablieferung gelangt. Die nachträgliche Erfassung wurde durch den Leiter 
der Beschaffungsabteilung [Paust] auf Dienstreisen in die hauptsächlich in Betracht 
kommenden Städte in die Wege geleitet.« Entwurf für den Verwaltungsbericht der 
DB für 1938 (Kapitel: Sammeltätigkeit), ADNBL 181/1-1938, Bl.�23�f. In diesem 
Zusammenhang sei auch auf die »Grussworte« Buttmanns nach ›Böhmen und 
Mähren‹ verwiesen, in denen der Generaldirektor der BSB die Besetzung dieser Ge-
biete mit den angeblichen Sicherheitsinteressen des Reiches in Einklang brachte 
und zudem versuchte nachzuweisen, dass es sich von jeher um »Siedlungsgebiet 
deutscher Stämme« gehandelt habe. Vgl. Buttmann, Rudolf: Grusswort nach Böh-
men und Mähren, in: ZfB 56 (1939), Heft 5, S.�221-224.

972 Vgl. Mzé, Hassan Soilihi: »… jeden povinný výtisk knihovně Deutsche Bücherei 
in Leipzig k účelům bibliografickým«. Zur Entstehung der Sondersammlung 
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gleich ihre Sammelbefugnis »rechtlich eindeutig« an die neuen Verhältnisse an-
zupassen, bat Uhlendahl das RMVuP am 15. Oktober 1938, die RKK-Anordung 
»auch für das sudentendeutsche Gebiet in Geltung zu setzen«.973 Zur Schließung 
der Bestandslücken regte er gleichzeitig an, den Stab des Reichskommissars für 
die sudetendeutschen Gebiete, Konrad Henlein, zu bitten, mit der DB in Verbin-
dung zu treten. Auf welche Weise die Ergänzung der Bestände zu erfolgen habe, 
sei am besten zwischen dem Stab Henleins und der DB-Leitung »persönlich zu 
besprechen«. Da die Lücken aber nur zum Teil bekannt seien, »würde es sich 
vielleicht empfehlen, dass ein Bibliothekar der DB die sichergestellten Bestände 
an sudetendeutschem Schrifttum einer Durchsicht unterzöge und die Lücken er-
gänzte, bevor andere Bibliotheken und Stellen Schriften« entnähmen.974

Nach der am 16. März 1939 erfolgten Proklamation des ›Protektorates Böh-
men und Mähren‹ unterließ es Uhlendahl ebenfalls nicht, das RMVuP auf »wün-
schenswerte Änderungen« der RKK-Anordnung hinzuweisen.975 Denn nach-
dem diese Gebiete nun in die deutschen Reichsgrenzen »einbezogen« worden 
seien, sei von der DB satzungsgemäß von diesem Zeitpunkt an auch das tsche-
chische Schrifttum zu sammeln. Die vollständige Sammlung dieses Schrifttums 
»an einer zentralen Stelle« dürfte »auch aus staatspolitischen Gründen erwünscht, 
ja notwendig sein, damit diese Schriften jederzeit für die Bedürfnisse des Minis-
teriums und der übrigen Reichsbehörden zu Verfügung« stünden. Daher bat 
Uhlendahl Goebbels, »die erforderlichen Schritte zu unternehmen, dass das 
Schrifttum des Protektorates Böhmen und Mähren, sowohl das deutschspra-
chige wie das fremdsprachige, beginnend mit dem Jahre 1939 laufend in einem 
Exemplar an die DB geliefert« werde.976 Gleichzeitig erinnerte Uhlendahl daran, 

Tschechisches Schrifttum an der Deutschen Nationalbibliothek Leipzig, in: Leip-
ziger Jahrbuch zur Buchgeschichte 21 (2013), S.�129-151, hier S.�132.

973 Ebd.; Uhlendahl an RMVuP, 1.10.1938, ADNBL, 527/8, Bl.�2.
974 Ebd.
975 Uhlendahl an Günther Gentz (RSK, Berlin), 12.4.1939, ADNBL, 506/6, Bl.�32.
976 Uhlendahl an den RMVuP (über den Präsidenten der RSK), 12.4.1939, ebd., unp. 

(zwischen Bl.�32 und 33 liegend). Zur »Sondersammlung tschechisches Schrifttum« 
an der DNB und ihrer Entstehung zwischen 1940 und 1945 vgl. Mzé, »… jeden 
povinný […]«, S.�129-151. Im Unterschied zum tschechischen Schrifttum wurde 
von der DB von dem im »Generalgouvernement« erschienenen Schrifttum nur das 
deutschsprachige gesammelt, nicht jedoch die in polnischer Sprache erschienenen 
Schriften. Wie Albert Paust 1944 betonte, hing dies damit zusammen, dass das »Ge-
neralgouvernement […] nicht im eigentlichen Sinne als Teil des Großdeutschen 
Reiches« angesehen wurde, wie dies etwa beim »Protektorat Böhmen und Mäh-
ren« der Fall war. Da das »Generalgouvernement« lediglich als »Nebenland« des 
Reiches galt, war das dort erschienene Schrifttum nach Ansicht der DB für sie nicht 
sammelpflichtig, anders als das tschechische Schrifttum, dass seit der 1939 erfolgten 
Errichtung des »Protektorats« vollständig gesammelt wurde. Die bibliographische 
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dass die RKK-Anordnung vom 20. September 1935 inzwischen für Österreich 
und das Sudetenland Geltung erlangt habe, für das »rückgegliederte Memelland« 
aber noch ausstehe. Es erscheine geboten, bei der Neufassung der Anordnung – 
für die Uhlendahl einen passenden Entwurf beifügte – neben dem deutschspra-
chigen nun auch das innerhalb der Reichsgrenzen erscheinende fremdsprachige 
Schrifttum einer Pflichtabgabe zu unterwerfen.977 Im Ergebnis dessen traten die 
RKK-Anordungen am 1. Mai 1939 auch im Memelland in Kraft.978 Darüber hin-
aus teilte der Präsident der RSK im Börsenblatt mit, dass die Pflichtexemplaran-
sprüche der Staats- und Universitätsbibliothek in Prag, des Ministerratspräsidi-
ums und des Ministeriums des Innern in Prag sowie der UB Brünn im Oktober 
1938 »durch die staatliche Trennung« der Tschechoslowakei »gegenstandslos 
geworden« seien. Pflichtexemplare konnten im Sudetenland folglich nur noch 
von der DB beansprucht werden.979 Nach wiederholten Verzögerungen, aber in 
ständiger Rücksprache mit Uhlendahl, wurde schließlich am 11. April 1940 auch 
die tschechische Regierung im ›Protektorat‹ angewiesen, »von allen Druckwer-
ken« ein Pflichtexemplar unentgeltlich an die DB abzuliefern.980

Im ›Altreich‹ war indes ein Machtkampf um die Richtlinienkompetenz bei der 
Zuweisung des Reichspflichtexemplars entbrannt. Obwohl die RKK-Anordung 
vom 20. September 1935 der DB dieses faktisch sicherte, bedeutete dies keines-
wegs das Ende der Bemühungen um ein ›reguläres‹ Pflichtexemplargesetz. Damit 
zusammen hing der alte Streit um den Titel der ›Reichs-‹ bzw. ›Nationalbiblio-

Verzeichnung des tschechischen Schrifttums erfolgte allerdings »bis auf weiteres 
wie früher in der von der Prager Staats- und Universitätsbibliothek bearbeiteten 
Tschechischen Bibliographie«. Albert Paust an J. Dorneich Verlagsbuchhandlung 
Herder & Co., Freiburg, 23.6.1944, ADNBL, 507/1 (Hefter E-H), Bl.�259R-260. 
Zur Behandlung der Tschechoslowakei als »koloniale ›Schutzzone‹« mit einer ver-
meintlich »autonomen« tschechischen Regierung unter Aufsicht eines deutschen 
Reichsprotektors, vgl. Gerwarth, Heydrich, S.�269�f., hier S.�270.

977 Uhlendahl an den RMVuP (über den Präsidenten der RSK), 12.4.1939, ADNBL, 
506/6, unp. (zwischen Bl.�32 und 33 liegend). Der Entwurf Uhlendahls einer Neu-
fassung der RKK-Anordung findet sich ebd., Bl.�33. 

978 Vgl. Wilhelm Ihde (RSK) an Uhlendahl, 22.4.1939, ebd., Bl.�34.
979 Pflichtexemplare im Sudetenland, in: BBl.�106 (1939), Nr.�121 vom 27.5.1939, 

S.�441.
980 Vgl. Regierungsverordnung vom 11.4.1940 über die Pflichtexemplare für die DB 

und für Behörden, in: Sammlung der Gesetze und Verordnungen des Protektorats 
Böhmen und Mähren, Jahrgang 1940, 55. Stück ausgegeben am 25.5.1940, S.�470�f. 
(Nr.�169), ADNBL, 527/8, Bl.�107R-108. Zur Vorgeschichte dieser Verordnung 
vgl. Mzé, »… jeden povinný […]«, S.�134-140. Mzé zeigt auch, dass es Uhlendahl 
aufgrund von Vorbehalten seitens des BV und der NS-Protektoratsbehörden nicht 
gelang, die tschechische Literatur in der Deutschen Nationalbibliographie – etwa 
in einer Reihe C – zu verzeichnen. Vgl. ebd., S.�140-144.
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thek‹, den Krüss und Uhlendahl für ihre Häuser reklamierten.981 Die Initiati-
ven, die PSB in eine ›Reichsbibliothek‹ umzuwandeln, gingen von Krüss aus, der 
sich die nach 1933 einsetzenden Bestrebungen, preußische Institutionen in das 
Reich überzuleiten, zunutze machen wollte.982 Einen Schritt in diese Richtung 
markierte die Übernahme der Bibliotheksförderung des DFG-Bibliotheksaus-
schusses in die Obhut der PSB, der 1934 zudem noch die Reichstauschstelle mit 
dem Beschaffungsamt der Deutschen Bibliotheken und der Deutsch-Ausländi-
sche Buchtausch angegliedert wurden.983 Diese Maßnahmen ließen in Leipzig 
aufhorchen.984 Als PSB-Abteilungsdirektor Gustav Abb »unter Beibehaltung 
seiner bisherigen Stellung« 1934 zum Interimsdirektor der UB Berlin avancierte, 
die im selben Gebäude wie die PSB residierte, löste dies in der DB wilde Speku-
lationen aus. Uhlendahl erblickte in dieser »Maßnahme das vorbereitende Sta-
dium, die beiden Bibliotheken miteinander zu vereinen, um Stellung und Bedeu-
tung der Preußischen Staatsbibliothek zu heben und ihre Ansprüche auf die 
›Nationalbibliothek‹ zu stärken«.985

Der Vorwurf, auf eine Verschmelzung der beiden Berliner Bibliotheken hin-
zuwirken, traf Krüss vermutlich zu Unrecht. Gleichwohl arbeitete er zusammen 
mit dem Preußischen Finanzminister Johannes Popitz daran, die PSB zur Reichs-
bibliothek zu erheben.986 Dem folgte Anfang 1935 eine Eingabe des Reichserzie-

981 Für Krüss vgl. Schochow, Staatsbibliothek, S.�36. Für Uhlendahl und die DB vgl. 
die folgende Episode, in der die DB für die Neuauflage des 1934 erscheinenden 
»Grieben-Reiseführers« neues Material zur Verfügung stellte. Darin wurde »der 
mächte Bau« der DB als »der schönste und zweckmässigste Bibliotheksbau in 
Deutschland« bezeichnet und die DB als »die nationale Zentralbibliothek Deutsch-
lands« dargestellt. Im 1929 erschienenen Reiseführer hatte der Hinweis auf den 
zentralen Charakter der DB noch gefehlt. Vgl. Schreiben des Bürodirektors der DB 
an den Grieben-Verlag (Berlin), 2.11.1929, ADNBL, 183/6, Bl.�7-9; Bürodirektor 
der DB an den Grieben-Verlag GmbH, 19.5.1934, ebd., Bl.�13-15. In einem von 
 Uhlendahl abgesegneten Entwurf für einen Zeitungsartikel bezeichnete Julius Ro-
denberg (DB) die Deutsche Bücherei 1936 wiederholt als »Deutsche National-
bibliothek«. Vgl. Uhlendahl an den Hauptschriftleiter Georg Franke (Leipziger 
Tageszeitung) (mit anliegendem Beitrag von Julius Rodenberg: Leipzig als Pflege-
stätte des Buches und die völkische Sammelaufgabe der Deutschen Bücherei), 
2.10.1936, ADNBL, 182/3, Bl.�253-259, hier Bl.�254, 259.

982 Vgl. Hahn, Reichstagsbibliothek, S.�325. 
983 Vgl. Schochow, Staatsbibliothek, S.�52; Briel, Beschlagnahmt, S.�39-43.
984 Schochow zeigt, dass man in der DB über die Bemühungen der PSB, zur ›Deut-

schen Nationalbibliothek‹ erhoben zu werden, bereits 1934 im Bilde war. Vgl. 
Schochow, Staatsbibliothek, S.�54.

985 Uhlendahl an Oldenbourg, 20.1.1934, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�6. Dazu kam 
es freilich nicht, denn Abb übernahm am 1.5.1935 die Leitung der UB Berlin, die 
ihre Eigenständigkeit auch danach bewahrte. Vgl. Flachowsky, Bibliothek, S.�54.

986 Vgl. Hahn, Reichstagsbibliothek, S.�325.



821

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

hungsministeriums an das RMdI, »im Zuge der Durchführung der Reichsein-
heit« nun auch die für das Bibliothekswesen sich fast zwangsläufig ergebenden 
Maßnahmen zu treffen, und die PSB »zur Reichsanstalt zu erheben und ihr auch 
rechtlich für das ganze Reich die Befugnisse und Aufgaben zu übertragen, die sie 
bisher für das preußische Staatsgebiet« innehatte. Als Bezeichnung für die auf 
den Reichsetat zu übernehmende Institution »käme entweder der Name ›Deut-
sche Nationalbibliothek‹ oder ›Deutsche Reichsbibliothek‹ in Frage«.987 Reichs-
innenminister Frick stimmte dem Ansinnen seines Ministerkollegen Rust zu, der 
den RFM daraufhin über seine Absichten ins Bild setzte und diesen bat, die PSB 
zur »Deutschen Nationalbibliothek« zu erheben.988 Der Reichsfinanzminister 
stoppte das Vorhaben jedoch unvermittelt.989 Ebenso erging es einem von der 
PSB im Februar 1935 vorgelegten Entwurf für ein Reichspflichtexemplargesetz. 
Denn im »Braunen Haus« in München erfuhr Rudolf Kummer, dass die Zustän-
digkeiten der Länder bis auf weiteres nicht zugunsten des Reiches eingeschränkt 
werden sollten. Daher sei auch die Frage der Pflichtexemplare zurückzustellen, 
womit der PSB-Entwurf vorerst in den Schubläden des REM verschwand.990

Dort behandelte man den gesamten Komplex ›Reichsbibliothek und Reichs-
pflichtexemplar‹ in der Folge dilatorisch, denn bevor sie sich der Lösung dieses 
Problems zuwenden wollten, dachten Kummer und sein Umfeld zunächst an die 
Ausarbeitung eines allgemeinen Bibliotheksgesetzes.991 Dann nämlich werde 

987 Siegmund Kunisch (REM) an den Ministerpräsidenten, den Finanzminister und die 
Herren preußischen Staatsminister, 2.1.1935, BArch Berlin, R�4901/15046, Bl.�6�f.

988 Vgl. Wilhelm Stuckart (RMdI) an RFM, 13.3.1935, BArch Berlin, R�2/12435, unp.; 
Hahn, Reichstagsbibliothek, S.�325.

989 Als Begründung gab das RFM an, dass zunächst eine Entscheidung über die Zu-
kunft der Reichstagsbibliothek und der Bibliothek des früheren Preußischen Land-
tages getroffen werden müsse. Vgl. ebd.; Vermerk von Ernst Weiß (RFM) für 
»Herrn Ref. Gossel« (RFM), 19.3.1935, BArch Berlin, R�2/12435, unp.

990 Vgl. Uhlendahl an den Vorstand des BV, 30.3.1936, ADNBL, 806/1/0, Bl.�38; Otto 
Graf zu Rantzau (REM) an Rudolf Kummer (REM), 3.2.1937, BArch Berlin, 
R�4901/11882, Bl.�9. Als Krüss im Zuge der Auseinandersetzungen um die Frage 
der Berliner Titeldrucke, DNBg und Deutscher Gesamtkatalog am 30.7.1935 be-
tonte, die PSB benötige ein Reichspflichtexemplar, beeilte sich Uhlendahl, dies dem 
BV und dem RMVuP zur Kenntnis zu bringen, damit diese geeignete Vorkehrun-
gen treffen und die Ansprüche der PSB zurückweisen konnten. Uhlendahl an den 
Vorstand des BV, 2.8.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�89; Uhlendahl an 
Heinz Wismann (Abt. VIII, RMVuP), 2.8.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-
1939), Bl.�235.

991 Dass sich das REM zwischen 1935 und 1937 im Hinblick auf das Bibliothekswesen 
zurückhielt, hängt vermutlich auch damit zusammen, dass genau in dieser Phase 
für das Ministerium weit bedeutsamere wissenschaftspolitische Grundsatzent-
scheidungen fielen, die u.�a. in die Gründung des Reichsforschungsrates mündeten. 
Vgl. dazu Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�110-229.
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»sich aus der reichsgesetzlich vorzunehmenden Einteilung der Bibliotheken 
(wissenschaftliche, Volksbibliotheken usw.) sowie aus der Verteilung der Auf-
gabengebiete erst ergeben, wie die Frage der Pflichtexemplare zu regeln« sei.992 
Im Mittelpunkt der Überlegungen stand eine »straffe Zusammenfassung des 
 Bibliothekswesens«. Ähnlich wie bei der vom Ministerium geplanten »Verreich-
lichung der wissenschaftlichen Hochschulen« kam dabei der Gedanke auf, auch 
»die wissenschaftlichen Bibliotheken in einem noch abzugrenzenden Umfange 
auf das Reich« zu überführen. Dabei sollte der PSB und ihrem Generaldirektor 
»eine über die bisherigen Verhältnisse hinausgehende führende Stellung zu-
fallen«.993 

Dieser in seinem Sinne liegenden »Neuordnung des deutschen Bibliotheks-
wesens« stellte sich Krüss natürlich nicht in den Weg.994 Als er Anfang 1938 er-
fuhr, dass sich die RSK nun auch mit der reichsgesetzlichen Regelung des 
Pflichtexemplarzwanges befasste, teilte er dem REM mit, die Neuordnung des 
Bibliothekswesens müsse auch mit dem Problem des Reichspflichtexemplares 
verbunden werden.995 Zu Krüss’ Überdruss wurde nun auch wieder die DB 
 aktiv, deren Stellvertretender Direktor das RMVuP im April 1938 über die 
Pflichtexemplarregelungen in den Landes- und Provinzialbibliotheken unter-
richtete und auf die jüngsten Entwicklungen in Thüringen und Sachsen verwies, 
wo es inzwischen auch zu entsprechenden Initiativen gekommen war.996 Daran 
knüpfte Werner Rust die Frage, ob nicht eine ähnliche Verordnung auch für die 
DB zu schaffen sei, die dann aber »für das ganze Reich zu gelten« habe. Auf diese 

992 Otto Graf zu Rantzau (REM) an Rudolf Kummer (REM), 3.2.1937, BArch Berlin, 
R�4901/11882, Bl.�9.

993 Präsident des Rechnungshofs des Deutschen Reiches an REM, 9.2.1938, BArch 
Berlin, R�4901/15051, Bl.�21.

994 Krüss (PSB) an REM, 12.3.1938, ebd., Bl.�22.
995 Krüss (PSB) an REM, 14.3.1938, ebd., Bl.�23. 
996 Werner Rust (DB) an den Referenten Stampe (RMVuP, Abt. IV), 24.2.1938, 

ADNBL, 506/6, Bl.�19. Zu der kontroversen Debatte zwischen dem BV und der 
Sächsischen LB wegen der Einführung eines Pflichtexemplars in Sachsen vgl. bspw. 
Industrie- und Handelskammer (IHK) Leipzig an die Geschäftsstelle des BV, 
22.1.1934, ADNBL, 806/1/0, Bl.�22-24; Albert Hess (BV) an die IHK Leipzig, 
13.2.1934, ebd., Bl.�25-32; Martin Bollert (Sächsische LB, Dresden) an das Sächsi-
sche Ministerium für Volksbildung, 24.4.1934, ebd., Bl.�18-20. Zum thüringischen 
und zum sächsischen Pflichtexemplargesetz vgl. Gesetz des Reichsstatthalters in 
Thüringen über die Abgabe von Freistücken der Druckwerke an die UB Jena vom 
18.10.1935, in: Gesetzsammlung für Thüringen, 1936, Nr.�3 vom 24.1.1936, S.�11�f.; 
Gesetz des Reichsstatthalters in Sachsen über die Abgabe von Freistücken der 
Druckwerke an die LB in Dresden und die UB Leipzig vom 3.2.1938, in: Sächsi-
sches Gesetzblatt, 1938, Nr.�2 vom 8.2.1938, S.�8�f.
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Weise könne die DB »ihrer umfassenden Sammelaufgabe im Interesse von Re-
gierung und Partei« noch besser entsprechen.997 

Im REM wollte man dem RMVuP zuvorkommen und die PSB nunmehr zur 
»Deutschen Reichs- und Preußischen Staatsbibliothek« erheben. Wie REM und 
PSB dem Reichsfinanzminister zu verstehen gaben, legten beide »großen Wert« 
auf diese Namensänderung, denn ihnen sei bekannt geworden, die DB werde aus 
Anlass ihres 25-jährigen Bestehens am 15.  Mai die Bezeichnung »Deutsche 
Reichsbücherei« erhalten. Es bestehe daher die Besorgnis, dass hierdurch – vor 
allem im Ausland – Missverständnisse entstehen könnten, welche »die überra-
gende Bedeutung« der PSB beeinträchtigen würden.998 Im Mai 1938 teilte das 
Reichserziehungsministerium dem Vorsitzenden des Reichsbeirats für Biblio-
theksangelegenheiten mit, dass »nach Lage der Verhältnisse« nun davon abgese-
hen werden müsse, ein Pflichtexemplargesetz allein für Preußen zu erlassen. 
Vielmehr sei es »notwendig, die Abgabe von Pflichtexemplaren von Druck-
werken an wissenschaftliche Bibliotheken  – unter Einbeziehung des Landes 
 Österreich – durch Reichsgesetz zu regeln«. Aus diesem Grund wurde Krüss als 
Vorsitzender des Reichsbeirats ersucht, »einen solchen Entwurf alsbald vor-
zulegen«.999 Aber auch in der RSK und im RMVuP hatte man »das Pflichtex-
emplar wieder zum Gegenstand von Erörterungen gemacht«. Als Begründung 
hierfür wurde angeführt, dass die RKK-Anordnung vom 20.  September 1935 
»noch nicht genau genug gefasst« sei, weil sie zum Beispiel eine Ablieferung des 
Kommissions- und Selbstverlags nicht ausdrücklich festlegte. Zudem seien über 
das in Deutschland erscheinende »jüdische Schrifttum« noch keine Regelungen 
ergangen. Wie der Geschäftsführer der RSK gegenüber Uhlendahl vertraulich 
zum Ausdruck brachte, sollte eine Anordnung erlassen werden, nach der »eine 
Reichsbücherei, nämliche die Deutsche Bücherei, den allgemeinen Pflichtexem-

997 Werner Rust (DB) an den Referenten Stampe (RMVuP, Abt. IV), 24.2.1938, 
ADNBL, 506/6, Bl.�19. Eine von der DB ausgearbeitete Übersicht betr. »Gegen-
wärtiger Stand der Pflichtexemplarregelung im Deutschen Reich«, August 1938, 
findet sich in BArch Berlin, R�4901/15051, Bl.�71.

998 Vgl. Wilhelm Groh (REM) an RFM und den Preußischen Finanzminister, 5.4.1938, 
BArch Berlin, R�2/12419, Bl.�266; Vermerk des RFM über eine Besprechung zwi-
schen Vertretern des RFM, des REM und der PSB am 12.4.1938, ebd., Bl.�267. Es 
stellte sich offenbar schnell heraus, dass es das RMVuP nicht auf eine Namensän-
derung der DB abgesehen hatte, sondern ihr lediglich den Status einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts verleihen wollte. Daraufhin verzichtete auch das REM auf 
eine Namensänderung der PSB. Vgl. Vermerk des RFM, 21.4.1938, ebd., Bl.�267R; 
Vermerk des RFM, Mai 1938, ebd., Bl.�272.

999 Als Materialgrundlage fügte das REM ein von dem Oberbibliothekar der BSB, Max 
Stois, ausgearbeiteten Entwurf bei. REM an Vorsitzenden des Reichsbeirats für 
Biblio theksangelegenheiten, 10.5.1938, BArch Berlin, R�4901/15051, Bl.�31. Vgl. 
auch Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�86 (Protokoll vom 11.6.1938).
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plaranspruch« erhalten sollte. Daneben sollte jeder Gau eine Bibliothek benen-
nen können, die gleichfalls für das im Gau erschienene Schrifttum einen Pflicht-
exemplaranspruch besitzen sollte. Um die Bemühungen zu forcieren, wurde 
Uhlendahl nicht nur um eine Stellungnahme, sondern auch um »eine Formulie-
rung des Anordnungs- oder Gesetzestextes« gebeten.1000 Um möglichst schnelle 
Fortschritte zu erzielen, wurde der zunächst zögerliche DB-Direktor vom Ge-
schäftsführer der RSK angehalten, seine Vorarbeiten zum Pflichtexemplarrecht 
»nicht auf die lange Bank zu schieben«. So sei der RSK bekannt, dass das REM 
die Zuständigkeit in dieser Frage beanspruche. Es sei daher notwendig, so schnell 
wie möglich zu einem Entwurf zu kommen, denn das RMVuP »vertrete hier die 
Reichsinteressen«, während das REM »historische Ansprüche der Länder« ver-
trete. Es sei deshalb wichtig, »dass man sich nicht durch die schnellere Arbeit des 
Erziehungsministeriums den Rang ablaufen« lasse.1001 

In den folgenden Wochen widmete sich Uhlendahl in Kooperation mit der 
RSK, der Schrifttumsstelle des Rassenpolitischen Amts der NSDAP und dem 
RMVuP den streng vertraulichen Vorarbeiten an einem die DB begünstigenden 
Entwurf für ein Pflichtexemplargesetz.1002 Er wurde dazu sicher auch durch 
einen Vorstoß des Ersten Direktors der PSB, Josef Becker, veranlasst, der ihm 
am 19.  August 1938 anvertraute, die PSB strebe nach einer Neuregelung des 
Pflichtexemplars. Zu diesem Zweck solle Becker im Auftrag von Krüss und 
Kummer (REM) mit der DB verhandeln. Uhlendahl – der noch wenige Wochen 
zuvor betonte hatte, es sei wichtig, »einen nach jeder Richtung hin durch-
greifenden Gesetzesentwurf bereitzuhalten«1003  – hielt sich gegenüber Becker 
bedeckt und führte aus, die DB sei an einer gesetzlichen Neuregelung wenig in-
teressiert, denn durch die RKK-Anordnung von 1935 verfüge sie bereits über ein 

1000 Wilhelm Ihde (RSK) an Uhlendahl, 2.7.1938, ADNBL, 806/1/1, Bl.�43; Aktennotiz 
Uhlendahls, 22.6.1938, ebd., Bl.�42. Auch das dem Amt Rosenberg nahestehende 
Rassenpolitische Amt der Reichsleitung der NSDAP verwies auf die mangel hafte 
Reichweite der RKK-Anordnung vom 20.9.1935, die sich in der Unvollständigkeit 
der Nationalbibliographie niederschlage, denn Anordnungen der RKK bezögen 
sich immer nur auf ihre Mitglieder. Vgl. Bericht von Dr. Hebbel (Schrifttumsstelle 
des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP), 4.7.1938, ebd., Bl.�48�f.

1001 Wilhelm Ihde (RSK) an Uhlendahl, 2.8.1938, ebd., Bl.�44; Uhlendahl an den Prä-
sidenten der RSK, 26.7.1938, ebd., Bl.�43R-44. 

1002 Vgl. Günther Gentz (RSK) an Uhlendahl, 22.8.1938, ebd., Bl.�45-47; Rudolf 
Frercks (Schrifttumsstelle des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP) an die DB, 
4.7.1938, ebd., Bl.�50-55.

1003 Uhlendahl an den Präsidenten der RSK, 26.7.1938, ebd., Bl.�43R-44. Im März 1939 
führte Uhlendahl in einem Schreiben das das RMVuP aus, »dass eine reichsgesetz-
liche Pflichtexemplarregelung zu den Angelegenheiten« gehöre, »deren Regelung 
für die Zukunft der Deutschen Bücherei von entscheidender Bedeutung« sei. Uh-
lendahl an RMVuP, 13.3.1939, ebd., Bl.�99.



825

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

vollständiges Pflichtstück. Aber auch die übrigen breits bestehenden Regelungen 
würden genügen. Wenn sich die PSB nun aber anschicke, ihr preußisches Pflicht-
exemplar auf ganz Deutschland zu erweitern, könne dies nur auf Kosten der üb-
rigen Bibliotheken oder auf Kosten des Buchhandels geschehen, was die DB aber 
ablehne.1004 Denn eine weitere Belastung für den Buchhandel sei nicht tragbar. 
Im übrigen bedeute das Ansinnen der PSB »eine arge Zumutung«. Becker erwi-
derte, die PSB »könne und wolle sich aber als die kommende Reichsbibliothek« 
nicht auf Preußen beschränken, »wenn die DB nicht mitmache, werde man ohne 
sie vorgehen und sie bei der Zuweisung gesetzlicher Pflichtstücke außer Acht 
lassen«.1005 Brisant war nun, dass Becker diese Aussagen offenbar ohne Zustim-
mung des REM getroffen hatte. Denn nachdem Uhlendahl Buttmann über das 
Gespräch unterrichtet hatte, stellte dieser Kummer zur Rede, der »sein Wort« 
gab, »an der länderweisen Regelung des Pflichtverlagsrechts« festzuhalten und 
auch keinen Grund sehe, die Frage durch ein Reichsgesetz zu regeln.1006 Der 
Vorstoß Beckers ging demnach auf Krüss zurück, der Buttmann daraufhin ver-
sicherte, bei dem Besuch Beckers in der DB habe es sich »nur um eine ›langsame 
und gründliche Vorbereitung‹ eines Entwurfs durch mündliche Verhandlungen 
gehandelt« und dass bestimmte Grundsätze oder Richtlinien für ein etwaiges 
Reichspflichtexemplargesetz noch nicht aufgestellt seien.1007

1004 Aktennotiz Uhlendahls betr. Reichspflichtexemplargesetz, 19.8.1938, ebd., Bl.�60-
62. Dabei ist zu beachten, dass das Pflichtexemplarwesen in Deutschland wie folgt 
geregelt war: Im Reich waren drei Pflichtstücke abzuliefern – das erste an die DB 
(reichsweit), das zweite dezentral an 16 Staats- und Landesbibliotheken aufgrund 
der Gesetzgebung der Länder, das dritte ebenfalls dezentral an 23 Universitätsbib-
liotheken und ebenfalls aufgrund der Gesetzgebung der Länder. Wie Uhlendahl be-
tonte, liefen die Bestrebungen der PSB darauf hinaus, das zweite Pflichtstück aus-
schließlich für sich zu fordern und die bisher empfangsberechtigten Staats- und 
Landesbibliotheken von dem ihnen zustehenden Pflichtstück auszuschließen oder 
auf einen Anteil an dem dritten Pflichtstück abzudrängen, was wiederum auf Kos-
ten der Universitätsbibliotheken erfolgt wäre. Damit wären nicht nur die Staats-, 
Landes- und Universitätsbibliotheken in ihren Empfangsrechten geschädigt wor-
den, hierdurch hätte auch die DB ihre Sonderstellung verloren, neben die ein zwei-
tes Institut gleicher Art gesetzt worden wäre. Uhlendahl an RMVuP (mit anliegen-
der Ausarbeitung: Das gegenwärtige Pflichtexemplarwesen in Deutschland und die 
Frage einer reichsgesetzlichen Regelung desselben), 13.3.1939, ebd., Bl.�99-102.

1005 Aktennotiz Uhlendahls betr. Reichspflichtexemplargesetz, 19.8.1938, ebd., Bl.�60-
62.

1006 Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlendahl, 3.9.1938, ebd., Bl.�80; Uhlendahl an Butt-
mann, 24.8.1938 u. 6.9.1938, ebd., Bl.�63 u. 80R. 

1007 Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlendahl, 19.9.1938, ebd., Bl.�85. Vgl. zudem Werner 
Rust (DB) an Josef Becker (PSB), 15.9.1938, ebd., Bl.�86; Becker an Rust, 17.9.1938, 
ebd., Bl.�87; Uhlendahl an Becker, 28.10.1938, ebd., Bl.�88�f.; Becker an Uhlendahl, 
8.11.1938, ebd., B. 90.
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Doch bevor es dazu kam, legte Goebbels im Oktober 1938 einen Gesetzent-
wurf vor, der festlegte, die Verleger hätten von jedem Druckwerk, das innerhalb 
des Deutschen Reiches erscheine, je zwei Stücke unentgeltlich abzuliefern, wo-
von das eine für die DB und das andere für eine vom REM festzulegende Stelle 
bestimmt sei. Um schnell zu einer Lösung zu gelangen, lud Goebbels die Res-
sorts zu einer »kommissarischen Besprechung« ein.1008 Daraufhin ersuchte das 
völlig überrumpelte REM die Staatsbibliotheken in München und Berlin um eine 
Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf.1009 Generaldirektor Buttmann hob her-
vor, dass die Interessen der Münchener Staatsbibliothek gewahrt würden, wenn 
ihre bisherigen Pflichtexemplarrechte in den Durchführungs bestimmungen des 
Gesetzentwurfs verankert würden. Allerdings hätte die  Regelung, dem REM nur 
ein Exemplar zuzuweisen, für das bayerische Bibliothekswesen einschneidende 
Folgen. Denn die mit den bisherigen bayerischen Zweitstücken ausgestatteten 
bayerischen Universitätsbibliotheken würden bei der vom RMVuP vorgesehe-
nen Regelung nun leer ausgehen.1010 Krüss hob in seiner Stellungnahme die 
»Notwendigkeit einer Neuregelung des Pflichtexemplarwesens für das ganze 
Reichsgebiet« hervor, denn die einzelnen Landesgesetze würden zum Teil erheb-
liche Abweichungen voneinander aufweisen. Die DB würde das neuerschei-
nende deutsche Schrifttum aufgrund einer Verordnung der RKK erhalten. Hie-
raus ergaben sich für Krüss »staatsrechtliche Bedenken«, denn es stelle sich die 
Frage, ob die Abgaben an die DB nach den gleichen gesetzlichen Bestimmungen 
geregelt werden könnten wie die Abgaben an die staatlichen Bibliotheken. Im-

1008 Der Entwurf sollte das RMVuP und das REM zudem ermächtigen, die Abliefe-
rung je eines weiteren Stückes an bestimmte Stellen zu verlangen. Die Verleger 
sollten verpflichtet werden, auf Ersuchen des RMVuP, des REM und der Polizei-
behörden je ein Freistück zu Prüfungszwecken unentgeltlich abzuliefern. Goeb-
bels deutete an, dass Art und Umfang der Ablieferung im Einzelnen den Durch-
führungsverordnungen zu dem geplanten Gesetz überlassen bleibe, wonach »allen 
Wünschen Rechnung getragen« werde, die sich hinichtlich der besonderen Inter-
essengebiete der wissenschaftlichen Bibliotheken ergäben. Goebbels (RMVuP) an 
RFM (mit anliegendem Entwurf eines Gesetzes über die Pflichtablieferung von 
Druckwerken), 26.10.1938, BArch Berlin, R�2/4927, Bl.�84-86. Angesichts dieses 
Vorgehens Goebbels’ muss die Annahme Hahns, für Goebbels habe die DB »of-
fenbar nicht die ›große Rolle‹ gespielt« revidiert werden, ebenso wie Hahns Fest-
stellung, dass Belege über eine eventuelle Intervention von Goebbels beim RFM 
»hinsichtlich des Konkurrenzverhältnisses Berlin  – Leipzig« nicht überliefert 
seien bzw. sich nicht finden lassen. Vgl. Hahn, Reichstagsbibliothek, S.�327.

1009 Rudolf Kummer (REM) an den Generaldirektor der BSB, 21.11.1938, BArch Ber-
lin, R�4901/15051, Bl.�41.

1010 Buttmann fügte hinzu, dass sich der bayerische Buchhandel mit der bis dahin ge-
handhabten Ablieferungspflicht von zwei Stücken an die BSB (für BSB und sons-
tige bayerische Bibliotheken) und einem Stück an die DB abgefunden habe. Ru-
dolf Buttmann (BSB) an REM, 23.11.1938, ebd., Bl.�54�f.
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merhin handle es sich bei der DB um eine Institution des Buchhandels. Das 
Pflichtexemplarrecht sei aber Teil des öffentlichen Rechts, und die empfangen-
den Bibliotheken würden bei der Einziehung der Pflicht exemplare als Vertreter 
des Staates in Erscheinung treten. Die Einziehung der Pflichtexemplare stelle 
einen »Hoheitsakt des Staates« dar, der einer Anstalt wie der DB nicht ohne 
 weiteres übertragen werden könne.1011 Wichtiger indes war, dass Krüss dem 
RMVuP die von Goebbels reklamierte Zuständigkeit für die Pflichtexemplarre-
gelung absprach und sie dem REM zuwies. Auch verwies der PSB-Generaldirek-
tor – wie sein Amtskollege Buttmann – auf den aus preußischer Sicht besorgnis-
erregenden Umstand, dass der RMVuP-Entwurf anstelle der bis dahin üblichen 
zwei preußischen Pflichtexemplare nur noch ein Exem plar vorsah, womit ent-
weder die PSB oder die preußischen Regionalbibliotheken drohten, leer auszu-
gehen. Damit konnte Krüss natürlich nicht einverstanden sein, woraufhin er aus-
führte, »ohne die Festsetzung eines Pflichtexemplars aus dem ganzen Reich« für 
die PSB, als der größten, bedeutendsten und repräsentativsten Bibliothek 
Deutschlands, sei jeder Gesetzentwurf undenkbar. Wenn das REM und mit ihm 
die PSB dafür einträten, dass der DB »nunmehr das volle Pflichtexemplar auf ge-
setzlicher Grundlage« eingeräumt werde, so dürfe erwartet werden, dass auch 
das RMVuP und der deutsche Buchhandel die »Reichsgeltung« der PSB anerken-
nen und ihrem Anspruch »auf das volle Reichspflicht exemplar« genügten.1012

Krüss untermauerte seinen Führungsanspruch im deutschen Bibliothekswe-
sen durch indirekte Seitenhiebe auf die DB. Das RMVuP müsse sich darüber be-
wusst werden, dass die PSB »Funktionen einer Nationalbibliothek« erfülle und 
ihr »die Stellung einer Zentralbibliothek des Reiches« gebühre. Zu den »unab-
dingbaren Kennzeichen einer nationalen Zentralbibliothek« gehöre es, dass sie 
das eigene nationale Schrifttum, auch das der früheren Jahrhunderte, und das im 
Ausland erschienene und erscheinende so vollständig wie möglich sammle, über-
dies das ausländische fremdsprachige Schrifttum über das eigene Volk, seine Ge-
schichte, Sprache und Kultur möglichst vollständig erfasse und schließlich die 
wissenschaftliche Literatur der ganzen Welt in einem Umfang erwerbe, »dass 
dieser Besitzstand sie zum repräsentativsten wissenschaftlichen Institut des Lan-
des« mache. Diese Voraussetzungen voll zu erfüllen sei in Deutschland aller-
dings keiner Bibliothek vergönnt. Dem Ziel »weitaus am nächsten« komme 
zweifellos die PSB. Es würde »einen geschichtlichen Rückschritt« bedeuten, 
wolle man ihr diese Stellung streitig machen oder sie aus ihrer überragenden, in-
ternational anerkannten Stellung herausdrängen – ein deutlicher Wink Richtung 
DB. »Eine Nationalbibliothek«, so Krüss, »kann nicht aus dem Boden gestampft 
oder künstlich geschaffen werden«. Hier gelte »das Gesetz der Jahrhunderte und 

1011 Trotz dieser »staatsrechtlichen Bedenken« bezog Krüss die DB in seine Überle-
gungen aber mit ein. Krüss (PSB) an REM, 5.12.1938, ebd., Bl.�56-64, hier Bl.�56R.

1012 Ebd., Bl.�57.
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des natürlichen Wachstums«. Dazu gehöre das Recht auf ein Reichspflichtexem-
plar, ohne das bei der Neuregelung der Pflichtexemplarvergabe keine Verhand-
lungsgrundlage vorhanden sei.1013

Angesichts dieser deutlichen Worte des Berliner Generaldirektors ist es 
 erstaulich, dass die von Goebbels angesetzte Besprechung weitgehend ›har-
monisch‹ verlief. Es sah anfangs aber nicht danach aus, denn der Vertreter des 
›Stabes Heß‹ wollte von dem Gesetz nichts wissen, solange nicht damit zusam-
menhängende Zuständigkeitsfragen innerhalb der NSDAP geklärt waren. Die 
REM-Vertreter konfrontierten ihre Ministerialkollegen aus dem RMVuP damit, 
dass ihr Ministerium nicht berechtigt sei, die Zuständigkeit in der Frage der 
Pflichtexemplare für sich in Anspruch zu nehmen. Baur als Vertreter des Bör-
senvereins war darauf aus, die Freiexemplarforderungen an die Verleger so nied-
rig wie möglich zu halten. Letztlich verliefen die Gespräche konsensual, da 
Kompromisse getroffen wurden, sodass eine für alle Seiten erträgliche Pflichtex-
emplarregelung möglich schien.1014 Auf dieser Basis legte Goebbels den beteilig-
ten Ressorts Ende April 1939 einen überarbeiteten Gesetzentwurf vor.1015 Es hat 
zumindest den Anschein, dass die beteiligten Ressorts auch weiterhin an einer 
gemeinsamen Lösung interessiert waren.1016 Doch bevor man zu konkreten Er-
gebnissen gelangte, hebelte Philipp Bouhler die Gesetzesinitaitive im Mai 1939 
aus. Gegenüber dem Chef der Reichskanzlei erhob Bouhler Einspruch gegen den 
RMVuP-Entwurf, da er bei seiner Abfassung nicht beteiligt worden war, obwohl 

1013 Ebd., Bl.�57R-58. »Zur genauen Umgrenzung des gesamten Stoffes, der in einem 
Pflichtexemplar geregelt werden« müsse, legte Krüss seinem Gutachten einen 
eigenen Gesetzentwurf bei. Siehe ebd., Bl.�58R, 60-64.

1014 Vgl. Vermerk des REM betr. Gesetz über die Ablieferungen von Druckwerken, 
13.12.1938, ebd., Bl.�42-45. Auf Bl.�47-53 (ebd.) finden sich Entwürfe des REM für 
ein Pflichtexemplargesetz und eine sich darauf beziehende Durchführungsverord-
nung. Aus einem Vermerk des RFM über die Besprechung geht hervor, dass auch 
für die Verlage eine einheitliche Regelung der Pflichtexemplare verlockend war, 
denn »der Durchschnittsverlag« hatte zu diesem Zeitpunkt »etwa 10-12 Pflicht-
exemplare und über 50 Prüfungsexemplare von jedem Druck an Stellen von Partei 
und Staat abzuliefern«. Vermerk des RFM über die Besprechung am 13.12.1938 
[im RMVuP], 19.12.1938, BArch Berlin, R�2/4927, Bl.�90. Zu den weitgehend zu-
stimmenden Stellungnahmen der einzelnen Ressorts vgl. RFM an RMVuP, 
19.12.1938, ebd., Bl.�90R-91R; RMdI an RMVuP, 29.1.1939, ebd., Bl.�92�f.; REM an 
RMVuP, 12.1.1939, ebd, Bl.�80�f.

1015 Vgl. Goebbels (RMVuP) an REM, Stellvertreter des »Führers«, RMdI und RFM, 
25.4.1939, BArch Berlin, R�5101/23565, unp.

1016 Vgl. etwa Vermerk des RFM betr. Entwurf des Gesetzes über die Pflichtabliefe-
rung von Druckwerken, 30.6.1939, BArch Berlin R�2/4927, Bl.�108; RFM an RM-
VuP, 30.6.1939, ebd., Bl.�108R; Reichsverkehrsminister an RMVuP, 22.5.1939, 
ebd., Bl.�110.
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dies nach einer Verfügung des ›Führers‹ angeblich »notwendig gewesen wäre«.1017 
Obwohl die Reichskanzlei Bouhlers Gründen nicht folgte, wollte sie dem streit-
lustigen ›Reichsleiter‹ nicht offen widersprechen, was zur Folge hatte, dass der 
RMVuP-Entwurf zur reichseinheitlichen Regelung der Pflichtexemplarfrage auf 
Eis gelegt und durch den Kriegsbeginn wenige Wochen später überlagert wur-
de.1018

5.6.2. Vollständigkeit um jeden Preis –  
Sammeltätigkeit mit Hilfe von Werbung und Gestapo

Im deutschen Bibliothekswesen trug die DB einen singulären Charakter. Wäh-
rend die Staats-, Landes-, Universitäts- und Stadtbibliotheken ihre Anschaffun-
gen nach dem Auswahlprinzip vornahmen, vertrat die DB als einzige Bibliothek 
den Grundsatz der Vollständigkeit, da sie das deutschsprachige Schrifttum des 
In- und Auslands in extenso sammelte. Wie Uhlendahl 1938 betonte, sei das na-
tionale Schrifttum der letzten 25 Jahre »in der Deutschen Bücherei in einer Voll-
ständigkeit vorhanden, wie sie keine Nationalbibliothek eines anderen Landes 
für ihr Schrifttum aufweisen« könne.1019 Doch auch am Deutschen Platz wurde 
das »Ideal der hundertprozentigen Vollständigkeit« im allgemeinen »um einige 
Prozente« verfehlt.1020 Denn obwohl die Erwerbungsabteilung der DB rund 
30.000 in- und ausländische Buchhandelsfirmen betreute und mit 24.000 Verei-
nen in Verbindung stand, fehlten ihr im Frühjahr 1936 noch rund 15.400 Bücher 
und Zeitschriften.1021 Die DB bemühte sich eifrig, diese Bestandslücken auf jede 
nur erdenkliche Weise zu schließen.1022 Eine Möglichkeit dazu bot der Dublet-

1017 Philipp Bouhler (Der Chef der Kanzlei des Führers der NSDAP) an Hans Hein-
rich Lammers (Chef der Reichskanzlei), 23.5.1939, R�43-II/479a, Bl.�48.

1018 Vermerk der Reichskanzlei für Reichsminister Hans Heinrich Lammers, 5.6.1939, 
ebd., Bl.�50R.

1019 Beitrag Uhlendahls (Manuskript): Zum 25. Geburtstag der Deutschen Bücherei, 
1.1.1938, ADNBL, 182/3, Bd.�I (1928-1944), Bl.�277.

1020 Werner Rust (DB) an Karl Heinz Hederich (PPK), 13.7.1935, ADNBL, 611, 
Bl.�80.

1021 Vgl. Übersicht von Albert Paust (DB) über die einzelnen We-Dienststellen [We 
= Werbung/Erwerbung] und ihre durchschnittliche Arbeitsleistung, 19.3.1936, 
ADNBL, 506/0, Bl.�4. Nach Auffassung der DB-Direktion traf nach dem Erlass 
der RKK-Verordnung vom 20.9.35 und der Festlegung der Lieferpflicht für die 
Verleger in der neuen Satzung des BV die Bezeichnung »Werbeabteilung« für die 
dort zu leistende Hauptarbeit nicht mehr in dem Maße wie früher zu, sodass sie 
ab Oktober 1937 als »Beschaffungsamt« firmierte. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 
25.10.1937, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), Bl.�95

1022 Dazu gehörten wiederholte Aufrufe Uhlendahls an seine Mitarbeiter, während 
ihrer Urlaubszeit »ihr besonderes Augenmerk auf solche Schriften und Zeitschrif-
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tentausch mit anderen Bibliotheken oder mit der Reichstauschstelle. Gerade 
durch deren Vermittlung gelang es vielfach, Lücken im Schrifttum der früheren 
Jahre auszufüllen. »Ernstere Schwierigkeiten« verursachte oft »das ausländische 
Schrifttum, das durch Emigranten herausgegeben und verlegt wurde«, oder das 
aus politischen oder sittlichen Gründen für den Vertrieb in Deutschland nicht in 
Betracht kam. Daher musste diese Literatur »notwendigerweise auf anderem 
Wege beschafft werden«.1023 

Aus diesem Grund spielten die im Anschluss an die Bibliothekartage unter-
nommenen ›Werbereisen‹ der DB-Bibliothekare auch nach dem Machtantritt der 
Nationalsozialisten eine wichtige Rolle. Die Werbereisen galten denjenigen Stel-
len, die durch die Anordnung der RKK über die Ablieferung der Druckschriften 
an die DB vom 20. September 1935 noch nicht erfasst waren. Außerdem sollten 
sie bei den zur Ablieferung verpflichteten Verlagen und sonstigen Stellen aufklä-
rend wirken und durch persönliche Fühlungnahme die beschleunigte Einsen-
dung der Verlagsproduktion und die Überweisung gebundener Exemplare er-
wirken.1024

ten zu richten«, von denen anzunehmen war, dass sie in den Beständen der DB 
noch fehlten. Daraus entwickelte sich ein regelrechter Wettkampf unter den Mit-
arbeitern, der durch die Gewährung von Sonderurlauben und die Überlassung 
von Dubletten durch die Direktion prämiert wurde. So sprach Uhlendahl der 
Schreibzimmerdame Käthe Jacob, die während ihres Urlaubs 1939 und 1940 sage 
und schreibe 355 der DB fehlende Schriften gemeldet hatte, Sonderurlaub aus und 
überließ ihr 34 Bücher aus dem Dublettenbestand. Vgl. Umlauf Uhlendahls betr. 
Meldung von entlegener Literatur durch die Urlauber, 6.8.1938, ADNBL, 154/3 
(Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), Bl.�193; Umlauf Uhlendahls, 8.11.1938, 
ebd., Bl.�225; Verfügung Uhlendahls, 22.12.1939, ebd., Bl.�413R; Verfügung Uh-
lendahls, 11.12.1940, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), 
Bl.�86. Während ihres Urlaubs im ›Protektorat Böhmen und Mähren‹ im Sommer 
1940 trieb Käthe Jacob »fast 1.400 Objekte« auf, von denen der DB noch 461 sam-
melpflichtige Werke fehlten. Wie Jacob mitteilte, sollten »außerordentliche Men-
gen von sammelpflichtigen Schriften im Protektorat […] eingestampft und verma-
kuliert werden«, weshalb sie »rasch gehandelt« habe. Sie hatte bei ihrer Reise 
Firmen, Industriewerke und Vereine aufgesucht, um neue Verbindungen mit der 
DB herzustellen. Ein Teil der von ihr beschafften Schriften stammte aus dem Ar-
chiv des mährischen Gewerbevereins. Richard Löwenstein (Brünn) an DB, 
17.8.1940, ADNBL, 527/8, Bl.�136; Käthe Jacob (DB) an Leitung der DB, 24.6.1940, 
ebd., Bl.�141; Uhlendahl an Richard Löwenstein (Brünn), 2.9.1940, ebd., Bl.�143; 
Uhlendahl an BV, 4.9.1940, ebd., Bl.�144.

1023 Mit diesem »anderen Weg« bezog man sich vermutlich auf beschlagnahmte Lite-
ratur. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�59.

1024 Uhlendahl an den Vorstand des BV, 11.5.1936, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1929-
1938), Bl.�65. Auf Seiten der DB wurde immer wieder auf »säumige Verleger« und 
die »Nachteile einer verspäteten Einsendung ihrer Neuigkeiten« für die National-
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Die Werbereisen waren aber auch für den Börsenverein zentral, der mit Be-
hagen zur Kenntnis nahm, dass sich infolge der unablässigen Werbung der DB 
die Ausgaben für Bücherkäufe deutlich reduzierten. So waren die Aufwendun-
gen in den Jahren 1926 bis 1934 von 12.688 RM auf immerhin 3.105 RM zurück-
gegangen.1025 Auch für 1935 plante die DB wieder eine Werbereise, die aufgrund 
der Lage des Tagungsortes (Tübingen) mit einem »Werbevorstoß in das Aus-
land« verbunden werden sollte – es ging um die Schweiz –, um dort »neue Stütz-
punkte« zu gewinnen. Eine aktive Werbung in der Eidgenossenschaft schien in 
der Tat geboten, denn seit 1933 begegnete die Beschaffung des deutschsprachigen 
Schrifttums dort »vielfachen Schwierigkeiten«.1026

bibliographie verwiesen. Franke, Arno: Sortimenter und Deutsche Nationalbi-
bliographie, in: BBl.�101 (1934), Nr.�265 vom 13.11.1934, S.�993�f., hier S.�993.

1025 Vgl. Uhlendahl an Verlagsbuchhändler Hellmuth von Hase (Leipzig), 16.5.1934, 
ADNBL, 507/5 (Hefter: 1929-1938), Bl.�42; Werner Rust (DB) an den Vorstand 
des BV, 8.5.1935, ebd., Bl.�50.

1026 Ebd.

Abb. 49: Das Arbeitsfeld der Deutschen Bücherei (1935): »Die Nadelköpfe bezeich-
nen die ausländischen Stellen, mit denen die Deutsche Bücherei laufend in 
Verbindung steht; jeder Knopf bedeutet im Durchschnitt 50 Stellen«.
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Jahr VDB-Tag Reiseziele 
(Zahl aufgesuchter Städte)

Aufgesuchte 
Stellen

Neue  
Stifter

1926 Wien Österreich, Ungarn (7) 68 5

1927 Dortmund Rheinland, Westfalen (12) 66 7

1928 Göttingen Göttingen, Umgebung (22) 98 19

1929 Königsberg Berlin-Memel (13) 45 12

1930 Lübeck Berlin-Nord- und Ostsee (7) 86 16

1931 Erlangen Bayern und Württemberg, 
Aachen (12)

99 25

1932 Jena Thüringen-Sachsen (18) 87 22

1933 Darmstadt Hessen und Nordbaden (16) 125 28

1934 Danzig Nordostdtl., West- u. 
Ostpreußen, Polen (26)

125 26

1935 Tübingen Württemberg, Südbaden, 
Schweiz, Elsaß (13)

249 116

1936 Dresden Ostsachsen, Schlesien, 
Tschechoslowakei (18)

294 134

1937 Köln Saar- u. Ruhrgeb., Luxem-
burg, Lothringen (17)

308 118

1938 Passau Passau und ›Ostmark‹ (5) 264 120

1939 Graz ›Ostmark‹, Böhmen u. 
Mähren, Ungarn (13)

186 18

Tabelle 10: Übersicht über von DB-Mitarbeitern durchgeführte Werbereisen im 
Anschluss an die Bibliothekartage 1926-19391027

Wie Uhlendahl dem Börsenverein im August 1935 berichtete, war das Ergeb-
nis der in Württemberg, Baden und vor allem in der Schweiz durchgeführten 

1027 Für 1926-1928 vgl. Uhlendahl an Max Röder (BV), ADNBL, Abt. V, Nr.�25II, 
24.6.1926 (Bl.�43), 6.9.1927 (Bl.�48�f.), 23.8.1929 (Bl.�59); Für 1929-1932 vgl. 
ADNBL, 507/5 (1929-1938): Uhlendahl an Vorstand des BV: 26.10.1929 (Bl.�4), 
16.9.1930 (Bl.�19), 10.8.1931 (Bl.�25), 18.6.1932 (Bl.�30); Bericht über die Verwal-
tung der DB (1931-1937), S.�60; Entwürfe für die Verwaltungsberichte 1938 u. 
1939, ADNBL 181/1-1938, Bl.�24R�u. 181/1-1939, Bl.�22 (Kapitel: Sammeltätig-
keit).
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Werbereisen außerordentlich günstig, da 249 Verlagsfirmen, Buchhandlungen, 
Druckereien, Bibliotheken, Vereine und amtliche Stellen aufgesucht worden 
seien. Fast überall sei die persönliche Fühlungnahme der DB mit den Verlegern 
begrüßt und Förderung zugesagt worden. In 116 Fällen sei dies durch die Unter-
zeichnung von »Stifterscheinen« bekräftigt worden, von denen 46 aus der Schweiz 
stammten. Bei den Besprechungen in der Schweiz habe es sich, so Uhlendahl, um 
eine »nicht immer leichte Mission« gehandelt, da die Verleger ihre Meinungen 
und Wünsche »über einzelne zeitgemässe Fragen« geäußert hätten.1028

Was damit gemeint war, verdeutlichte der Bericht des Leiters der DB-Erwer-
bungsabteilung, Albert Paust, der die Gespräche in der Schweiz geführt hatte. 
Demnach hätten fast alle Schweizer Verlagsfirmen die engen Zusammenhänge 
mit dem deutschen Buchhandel betont, die weiterhin aufrechterhalten bleiben 
müssten, zumal der wissenschaftliche Verlag »unbedingt auf den Absatz in 
Deutschland angewiesen« sei. Allerdings bestehe im Schweizer Publikum »eine 
oft unverhüllte Animosität gegen das deutsche Buch«, weshalb in steigendem 
Maße französische Literatur verlangt werde. Schuld daran sei nicht der hohe Preis 
der deutschen Bücher, »sondern die innere, durchaus ablehnende Einstellung«, 
die zu allem Überfluss auch noch durch die Tagespresse genährt werde. Zudem 
werde »überall […] Klage darüber geführt, dass in steigendem Maße Lücken in 
den buchhändlerischen Verzeichnissen festzustellen seien«, was mit der großen 
Zahl der beschlagnahmten Werke und mit dem Fehlen der nicht für den Betrieb 
in Deutschland bestimmten Werke zusammenhänge. Damit jedoch könnten die 
bis dahin als »mustergültig angesehenen deutschen Bibliographien« auch nicht 
mehr als vollwertige wissenschaftliche Hilfsmittel angesehen werden. Die Schwei-
zerische Landesbibliothek habe sogar angedeutet, den Bezug der Nationalbiblio-
graphie einzustellen, wenn sich die Lücken weiter mehren würden.1029

Ähnlich ernüchternd verlief der »Werbevorstoß zum Sudetendeutschtum in 
der Tschechoslowakei«, der 1936 auf dem Programm stand.1030 Über seine 1937 
durchgeführten Verlegerbesuche in Luxemburg und Lothringen hielt Paust fest, 
sie seien angesichts der dort herrschenden allgemeinen Einstellung zum Reich 

1028 Uhlendahl an den Vorstand des BV, 15.8.1935, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1929-
1938), Bl.�54.

1029 Bericht Albert Pausts (DB): Der schweizerische Verlagsbuchhandel in seiner Ein-
stellung zum deutschen Buchhandel, zum deutschen Buche und zur deutschen 
Bibliographie. Erfahrungen gelegentlich einer im Interesse der DB unternomme-
nen Werbereise im Juni 1935, ebd., Bl.�60-62.

1030 Uhlendahl an den Vorstand des BV, 11.5.1936, ebd., Bl.�65. Vgl. dazu Bericht Al-
bert Pausts (DB): Der sudetendeutsche und der tschechische Buchhandel in seiner 
Einstellung zur DB, zur deutschen Bibliographie und zum deutschen Buch-
handel. Erfahrungen bei der Werbereise durch die Tschechoslowakei vom 8.-
19.6.1936, 30.6.1936, ebd., Bl.�74-76.
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»ziemlich deprimierend« gewesen.1031 Anders geartet war der Reisebericht für 
1938, der ganz unter dem Eindruck der »Wiedervereinigung Österreichs mit 
dem Reiche« stand. Wie Uhlendahl bereits im Vorfeld klarmachte, war es »sehr 
erwünscht, […] gerade im jetzigen Zeitpunkt persönliche Beziehungen mit den 
österreichischen Verlegern« aufzunehmen, um ihnen klarzumachen, »dass diese 
Unterstützung für sie nunmehr als Angehörige des reichsdeutschen Buchhandels 
zur Pflicht« werde. Dies gelte vor allem für solche Firmen, die bisher noch nicht 
in allen Fällen unberechnet und mit der nötigen Pünktlichkeit geliefert hätten. 
Darüber hinaus sei dafür Sorge zu tragen, die regelmäßige Einsendung des 
Schrifttums außerhalb des Buchhandels für die Reihe B der DNBg sicherzustel-
len. Dazu seien Besuche bei Behörden, Druckereien, Zeitungsredaktionen, Bi-
bliotheken und Vereinen notwendig. »Vor allem« müsse »in gegenwärtigem 
Zeitpunkt noch versucht werden, das aus den vergangenen Jahren noch fehlende 
Schrifttum zu erfassen, nötigenfalls unter Mitwirkung der zuständigen Staats-
polizeistellen, mit denen deshalb gleichfalls Verbindung« aufzunehmen sei.1032 

Dass Paust gerade im Hinblick auf den letzten Punkt sehr zielstrebig vorging, 
offenbarte sein detaillierter Bericht über die in Österreich besuchten »Verleger 
und sonstigen Stellen«. So machte er in Innsbruck, Linz, Salzburg und Wien ne-
ben zahlreichen Verlagen immer auch den örtlichen Geheimen Staatspolizeileit-
stellen seine Aufwartung. In Wien setzte er sich auch mit dem Polizeipräsidium, 
der Gerichtlichen Pressepolizei und dem Sicherheitsdienst der SS in Verbindung, 
wobei es immer um die Überlassung, Übersendung oder Vormerkung beschlag-
nahmter Schriften ging.1033 Dem Vorstand des Börsenvereins berichtete Uhlen-
dahl, dass Paust dank seiner »Fühlungnahme mit den Staatspolizeistellen und mit 
der früheren österreichischen Preßpolizei die Übersendung seltenen Materials 
für die Geheimabteilung der Deutschen Bücherei erreicht« habe. Es handle sich 
dabei »um eine große Zahl getarnt erschienener kommunistischer Schriften und 
andererseits um national-sozialistische Schriften und Zeitschriften, die während 
der Systemzeit beschlagnahmt worden« seien.1034 Die vor Kriegsbeginn letzte 
Werbereise führte die DB-Bibliothekare in die ›Ostmark‹ (Graz und Klagen-
furt), ins ›Protektorat Böhmen und Mähren‹ (Brünn, Mährisch-Ostrau, Olmütz 
und Prag), in die Slowakei (Pressburg), nach Ungarn (Budapest und Oedenburg) 
und nach Jugoslawien (Agram, Cilli, Laibach und Marburg). Aus dem Reisebe-
richt geht hervor, dass auf der Adressenliste der Bibliothekare erneut Leitstellen 

1031 Bericht Albert Pausts (DB): Verlegerbesuchsreise nach Luxemburg und Metz 
vom 28. Mai bis 2. Juni 1937, ebd., Bl.�100. 

1032 Uhlendahl an den Vorstand des BV, 1.6.1938, ebd., Bl.�101.
1033 Vgl. Bericht Albert Pausts (DB) über Werbebesuche bei Verlegern u. sonstigen 

Stellen im Anschluss an den Bibliothekartag in Passau. Pfingsten 1938, ebd., 
Bl.�103-109.

1034 Uhlendahl an den Vorstand des BV, 30.8.1938, ebd., Bl.�102.
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der Gestapo (Brünn und Prag) standen, die der DB zusicherten, »nunmehr das 
dort beschlagnahmte Schrifttum« zuzuführen.1035

Dass sich die Berichte der DB freimütig und ohne offensichtliche Skrupel dar-
über ausließen, wie erfolgreich man bei der unrechtmäßigen Beschaffung be-
schlagnahmter Literatur vorgegangen sei, unterstreicht, wie alltäglich dieser 
Vorgang 1938 inzwischen war und niemanden Zweifel plagten. Dies galt aller-
dings nicht allein für die DB, sondern für das Gros der deutschen Bibliotheken, 
für welche die Übernahme beschlagnahmter und geraubter Literatur zwischen 
1933 und 1945 zu einem probaten, weil einfachen und vor allem kostenlosen 
Verfahren der Literaturbeschaffung wurde. Wie die jüngsten Arbeiten zur Pro-
venienzforschung zeigen, gerieten im Zuge der ›Arisierungs‹-Maßnahmen der 
NS-Behörden, der Auflösung und Beschlagnahmung von Privatsammlungen, 
Museen, Bibliotheken und Archiven sowie der Raubzüge in den von den Deut-
schen besetzten Gebieten Europas Tausende Werke in den Besitz staatlicher 
deutscher und österreichischer Bibliotheken.1036 Dort wurden diese Bücher »als 
Geschenke deklariert, routinemäßig bearbeitet und in den Bestand einge glie-
dert«.1037 Obwohl den Bibliothekaren die zweifelhafte Herkunft in der Regel 
bewusst war, nahmen sie an ihrer Vereinnahmung keinen Anstoß und reduzier-
ten den Raub letztlich auf ein reines Verwaltungshandeln.1038 Dieser Befund gilt 
für die DB ebenso wie für die PSB, die 1934 zu einer zentralen »Verteilungsstelle 

1035 Uhlendahl an den Vorstand des BV (mit anliegendem Bericht: Werbebesuche bei 
Verlegern und sonstigen Stellen im Anschluss an den Bibliothekartag in Graz, 
Pfingsten 1939), 8.8.1939, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-1941), Bl.�9-16. Aus dem 
Manuskript des Verwaltungsberichts für 1939 geht hervor, dass diese Schriften 
der DB in der Folgezeit auch wirklich zugestellt wurden. Vgl. Entwurf für den 
Verwaltungsbericht 1939, ADNBL 181/1-1939, Bl.�22 (Kapitel: Sammeltätigkeit).

1036 Vgl. etwa Dehnel, NS-Raubgut in Museen; Dies., NS-Raubgut in Bibliotheken; 
Bödeker/Bötte, NS-Raubgut; Bauer/Köstner-Pemsel/Stumpf, NS-Provenienz-
forschung.

1037 Kellner, Stephan u. Susanne Wanninger: Forschung nach NS-Raubgut in der Bay-
erischen Staatsbibliothek: Einem »schlechten Geschäft« auf der Spur, in: Dehnel, 
Regine (Hg.): NS-Raubgut in Museen, Bibliotheken und Archiven. Viertes Han-
noversches Symposium, Frankfurt am Main 2012, S.�63-70, hier S.�63.

1038 Vgl. Weber, Jürgen: Sammeln als Konsum – Die Verwaltung von NS-Raubgut in 
deutschen Bibliotheken, in: Dehnel, Regine (Hg.): NS-Raubgut in Museen, Bi-
bliotheken und Archiven. Viertes Hannoversches Symposium, Frankfurt am 
Main 2012, S.�31-40. Ein schlagendes Beispiel dafür bildet etwa eine Durch-
suchung im Hause Victor Klemperers, bei der Gestapobeamte und eine Bibliothe-
karin einer »Staatsbibliothek« – vermutlich der Landesbibliothek Dresden – ge-
meinsam nach »sicherzustellendem Kulturgut« fahndeten. Klemperer, Zeugnis 
(Bd.�1), S.�494 (Eintrag vom 6.10.1939).
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für beschlagnahmte Literatur« avancierte.1039 In der Forschung wird in Bezug 
auf den Bücherraub immer wieder auf Paul Heigl und die Wiener Nationalbi-
bliothek verwiesen1040, dass aber selbst so dezidierte NS-Gegner wie der Direk-
tor der UB Tübingen, Georg Leyh, bei der Akzession beschlagnahmter Bücher 
»beherzt« zugriffen1041, verweist auf weitreichende, ungehemmte Kooperations-
verhältnisse der akademischen Eliten, welche die »Bibliothekare zu Profiteuren 
und Mittätern des NS-Staates« werden ließen.1042

Zu diesen Profiteuren zählte die DB, die aus ihrer exklusiven Nähe zur Politik 
Nutzen zog. So verbanden Bibliothekare der DB ihre Mitarbeit an den ›Schwar-
zen Listen‹ des KfdK bereits im Mai 1933 damit, nachzuprüfen, »inwieweit die 
von der Studentenschaft beschlagnahmte Literatur die Bestände der Deutschen 

1039 Briel, Beschlagnahmt, S.�162�f.; Dies.: Zum Verhältnis zwischen Reichstausch-
stelle und Preußischer Staatsbibliothek in den Jahren 1934 bis 1945, in: Bödeker, 
Hans Erich u. Gerd-Josef Bötte (Hg.): NS-Raubgut, Reichstauschstelle und Preu-
ßische Staatsbibliothek. Vorträge des Berliner Symposiums am 3. und 4. Mai 2007, 
München 2008, S.�45-83, hier S.�62. Ein Erlass des Preußischen Finanzministers 
vom April 1934 legte fest, dass eingezogene Bücher der PSB zu melden seien. 
Wurden diese von der PSB nicht übernommen, waren sie den übrigen Staats- und 
Universitätsbibliotheken, in Berlin auch der Hochschule für Politik und dem 
Reichsschulungsleiter bei der Reichsleitung der NSDAP anzubieten. Vgl. Fried-
rich Landfried (Preußisches Finanzministerium, Berlin) an den RMVuP, 25.4.1934, 
BArch Berlin, R�56-V/158, Bl.�10. Ein Hinweis darauf, dass die UB Freiburg »seit 
einigen Monaten« beschlagnahmte Literatur über die PSB erhielt, findet sich im 
Schreiben vom Josef Rest (UB Freiburg) an Werner Rust (DB), 25.2.1935, ADNBL, 
744 (Hefter: 1927-1974). Im Mai 1937 legte das REM fest, dass das aus den öffent-
lichen Volks-, Stadt- und Gemeindebüchereien ausgesonderte »schädliche und 
unerwünschte Schrifttum« bis zum 1.8.1937 abzuliefern sei – in Preußen an die 
PSB, in Bayern an die BSB und in den übrigen Ländern an die von den Unter-
richtsverwaltungen bezeichneten Landesbibliotheken. Vgl. Erlass des REM betr. 
Einziehung des aus den öffentlichen Volksbüchereien ausgesonderten schädlichen 
und unerwünschten Schrifttums vom 10.5.1937, in: Deutsche Wissenschaft, Er-
ziehung und Volksbildung. Amtsblatt des Reichsministeriums für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung, 3 (1937), Heft 11 vom 5.6.1937, S.�274.

1040 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek; Köstner-Pemsel, Christina, Österreichi-
sche Bibliothekare im Nationalsozialismus, in: Knoche, Michael u. Wolfgang 
Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalsozialismus. Hand-
lungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�37-50, hier 
S.�40.

1041 Lang, Hans-Joachim: Reichstauschstelle, Preußische Staatsbibliothek und die Ge-
stapo als Bücherlieferanten der UB Tübingen, in: Bödeker, Hans Erich u. Gerd-
Josef Bötte (Hg.): NS-Raubgut, Reichstauschstelle und Preußische Staatsbiblio-
thek. Vorträge des Berliner Symposiums am 3. und 4. Mai 2007, München 2008, 
S.�135-144, hier S.�136.

1042 Weber, Sammeln, S.�31; Mehrtens, Kollaborationsverhältnisse. 
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Bücherei ergänzen« konnte.1043 Dabei hoffte man auf die Unterstützung des 
KfdK, »um vor allem die Interessen der DB« – auch gegenüber der PSB – zu 
wahren.1044 Im August 1933 traf die DB-Direktion eine Entscheidung, von der 
sie sich vermutlich auch Nutzen in eigener Sache versprach. Den Hintergrund 
bildete hierbei eine Anfrage des Kampfbundes, ob die DB dem Berliner Polizei-
präsidium auf Anforderung Bücher aus ihren Beständen zur Einsichtnahme zur 
Verfügung stellen könne. Wie man Uhlendahl erklärte, wollten die Polizeibehör-
den die für eine Beschlagnahmung vorgesehenen Bücher vorher einer Prüfung 
unterziehen. Da es aber aus ihrer Sicht eine »unnötige Geldausgabe« darstellte, 
jedes zu prüfende Buch vorher käuflich zu erwerben, wurde seitens des  KfdK 
angeregt, die Bücher zu Prüfungszwecken von der DB anzufordern. Man könne 
der DB diese »Gegenleistung« durchaus zumuten, denn immerhin würde sie ja 
von den durch das Polizeipräsidium beschlagnahmten Büchern je ein Exemplar 
erhalten.1045 Uhlendahl teilte der Reichsleitung des KfdK daraufhin mit, die Be-
stände der DB würden »dem Berliner Polizeipräsidium jederzeit zur Verfügung 
stehen«. Auf Wunsch werde man auch »das eine oder andere einzusehende Buch 
gern nach Berlin schicken«.1046 Neben ihren Beziehungen zum Berliner Polizei-
präsidium lag der DB »vor allem daran«, auf die beschlagnahmten »Büchermas-
sen des Geheimen Staatspolizeiamts« zugreifen zu können. Uhlendahl hatte 
keine Hemmungen, seine »Wünsche« zur Ergänzung der DB-Bestände nach 
Berlin zu übermitteln. »Eine Gegenleistung für derartige Überweisungen« war 
von der DB bis dahin zwar nicht verlangt worden, doch war Uhlendahl gerne 
bereit, der Bibliothek des Gestapa dafür aus den Dublettenbeständen der DB ge-
wünschte Werke zur Verfügung zu stellen.1047 

Bei der Überlassung verbotener Literatur stand die DB Ende 1933 mit den 
Polizeipräsidien in Berlin und anderen Großstädten, dem Justizministerium, 

1043 Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 29.5.1933, ADNBL, 840/4/1, 
Bl.�28; Hans Cordes an Velmede, 6.6.1933, ebd., Bl.�52.

1044 Handschriftlicher Vermerk von Arthur Luther für Uhlendahl, 2.6.1933, ADNBL, 
524/0, Bl.�29�f.

1045 August Friedrich Velmede (Reichsleitung KfdK, Berlin) an Uhlendahl, 14.8.1933, 
ADNBL, 774 (Hefter: 1933-1970), Bl.�19.

1046 Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Reichsleitung KfdK, Berlin), 15.8.1933, 
ebd., Bl.�20.

1047 Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 24.11.1933, ADNBL, 524/0, 
Bl.�32. Im Gestapa war man mit dem Verfahren offenbar einverstanden. Vgl. Vel-
mede an Uhlendahl, 9.12.1933, ADNBL, 840/4/1, unp. Zu den ›Büchermassen‹, 
die sich in den Lagerräumen der Gestapo in der Berliner Magazinstraße »bis an 
die Decke« stapelten und bei der »mehrmals in der Woche« neue Lkw-Bücherla-
dungen eintrafen, vgl. Die Polizei im Kampf gegen Schmutz und Schund, in: Son-
derausgabe der Berliner Lokalnachrichten vom 11.1.1934, BArch Berlin, R�43-
II/479, Bl.�11�f.
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dem Reichswehrministerium, anderen Reichs- und Landesbehörden und dem 
Gestapa »in ständiger Verbindung«.1048 Dies galt auch für Leipzig, wo bis Mitte 
1934 fast eine halbe Million verbotener Bilder und Schriften beschlagnahmt und 
vernichtet worden waren. Wie die Leipziger Neuesten Nachrichten im Mai 1934 
berichteten, wurden von allen zu makulierenden Büchern und Zeitschriften fünf 
Exemplare als »Erinnerungsstücke« aufgehoben. Eins behielt das Leipziger Poli-
zeipräsidium, zwei gingen an das Landeskriminalamt, eins an das Institut für ge-
richtliche Medizin an der Universität Leipzig und eins an die DB. Zudem würde 
die DB von allen Büchern und Schriften, die im gesamten Reich durch die Polizei 
beschlagnahmt worden oder sonst aus dem Handel zurückgezogen seien, ein Ex-
emplar erhalten.1049 Vor diesem Hintergrund wurden im Februar 1935 alle 
 sächsischen Behörden vom Innenministerium in Dresden angewiesen, alle »Sen-
dungen von Büchern, Broschüren und Zeitschriften, die an die Deutsche Büche-
rei in Leipzig gerichtet« seien, »unbeanstandet zu lassen, auch wenn sie verbo-
tene oder unerwünschte Literatur« enthielten.1050 Dies schien aber nicht immer 
reibungslos zu funktionieren, denn im Dezember 1935 sah sich die DB veran-
lasst, das Gestapa in Berlin um »jeweils ein Exemplar der neuerdings beschlag-
nahmten Veröffentlichungen« zu bitten, da diese Literatur meist nur noch 
schwierig zu beschaffen sei.1051 Die Antwort aus Berlin befriedigte die Leipziger 
Bibliothekare nur bedingt, denn während die Gestapo zusagte, der DB künftig 
weiterhin je ein Exemplar der polizeilich beschlagnahmten inländischen Druck-
schriften zuzusenden, sah sie von einer Überlassung ausländischer Werke »mit 
Rücksicht auf die Kostenfrage« ab. Denn diese Exemplare waren für die Biblio-
thek des Gestapa bestimmt und mussten von dort aus dem Ausland bezogen 
werden.1052 Wie Wilhelm Spengler der DB aber Mitte Mai 1936 mitteilte, habe 
die Gestapo  – vermutlich im Hinblick auf die ›Gegnerforschung‹ des SD  – 
»durchaus Interesse« daran, »dass die Deutsche Bücherei tatsächlich von den be-
schlagnahmten Druckschriften ein Archivexemplar« erhalte. Da das Berliner 

1048 Uhlendahl an August Friedrich Velmede (Berlin), 24.11.1933, ADNBL, 524/0, 
Bl.�32.

1049 Vgl. Die Giftkammer der Deutschen Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrich-
ten vom 24.5.1934, StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�3, Bl.�73.

1050 Abschrift eines Schreibens des Staatministers des Innern (gez. Dr. Fabian, Dres-
den) an die Kreishauptleute, Amtshauptleute, den Präsidenten des Gestapa Sach-
sen, den Präsidenten des Landeskriminalamtes in Dresden, den Polizeipräsiden-
ten, die Polizeidirektoren und die leitenden Bürgermeister der Städte, denen die 
Befugnisse der unteren Verwaltungsbehörde voll übertragen sind, 16.2.1935, 
StadtAL, Kap.�33, Nr.�38, Bd.�3, Bl.�189.

1051 Auszug aus Schreiben Josef Montebaurs (DB) an das Gestapa (Berlin), 18.12.1935, 
ADNBL, 524/0, Bl.�37.

1052 Auszug aus einem Schreiben des Gestapa (Berlin) an die DB, 8.1.1936, ebd., 
Bl.�37R.
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Gestapa aber gar nicht sämtliche beschlagnahmten Druckschriften bekam, riet 
Spengler der DB, sich jeweils an die Staatspolizeistellen der Verlagsorte zu wen-
den. Wie Spengler betonte, seien diese angewiesen worden, der Bitte der DB um 
ein Belegexemplar nachzukommen. Spengler gab Albert Paust den Rat, eine 
Wunschliste an das SD-Hauptamt zu übersenden, wo er, Spengler, sich darum 
bemühen wollte, die die DB interessierenden Schriften zu beschaffen.1053 In der 
Folge nahm die DB tatsächlich mit den Staatspolizeistellen im Reich Verbindung 
auf und erhielt »in einer großen Anzahl von Fällen die gesuchten Schriften«. Al-
lerdings hegten einige Leitstellen noch immer gewisse Bedenken gegen eine Ab-
gabe an die DB, was Paust gegenüber dem Gestapa Ende August 1938 keines-
wegs kleinlaut monierte. Vielmehr warf er dem Gestapa vor, er habe in mehreren 
Fällen die Mitteilung erhalten, dass eine grundsätzliche Anweisung der Berliner 
Gestapozentrale überhaupt nicht vorliege. Vor allem die Staatspolizeistellen in 
Österreich würden sich querstellen. Um der DB die Erfassung des beschlag-
nahmten Schrifttums zu erleichtern, bat Paust das Gestapa daher, »nunmehr an 
sämtliche Staatspolizeistellen des Reiches eine entsprechende Anordnung […] 
ergehen zu lassen« und diese der DB »freundlichst in Abschrift zur Kenntnis zu 
geben«. Paust wollte diese Anordnung in die Hände bekommen, um seinen An-
forderungen in Österreich mehr Nachdruck zu verleihen.1054 Denn kurz zuvor 
war der Leiter der Erwerbungsabteilung der DB vom RMVuP mit einem spezi-
ellen Sonderauftrag nach Wien entsandt worden.

5.6.3. »So hoffe ich, dass bei meinem Aufenthalt hier für die DB allerhand 
herausspringt!« – Die »Bücherverwertungsstelle Wien«

Mitte März 1938 erhielt die DB folgende Zeilen des Direktors der Öffentlichen 
Studienbibliothek Salzburg, Ernst von Frisch, mit denen dieser seiner Freude 
über den ›Anschluss‹ Österreichs an das Deutsche Reich Ausdruck verlieh: »Auf 
dem Heimweg ins herrliche, heissgeliebte, alldeutsche Vaterland grüsst die Salz-
burger Studienbibliothek über die fallenden Grenzpfähle weg die Deutsche Bü-
cherei mit einem vom Herzen kommenden Heil dem Führer und Befreier!«1055 

1053 Wilhelm Spengler (Berlin) an Albert Paust (DB), 15.5.1936, ebd., Bl.�38; Werner 
Rust an Spengler, 22.5.1936, ebd., Bl.�39.

1054 Albert Paust (DB) an Wilhelm Altenloh (Gestapa, Berlin), 26.8.1938, ebd., Bl.�40. 
Auf dem Schreiben findet sich der handschriftliche Vermerk Pausts vom 23.5.1940: 
»Antrag erneuert im Schreiben an Herrn Ob.Reg.Rat Dr. Rang«. Dabei handelte 
es sich um Fritz Rang von der Gestapo. Auch während seines im Folgenden dar-
gestellten Einsatzes an der Bücherverwertungsstelle in Wien unterließ es Paust 
nicht, Altenloh an die Forderungen der DB zu erinnern. Vgl. Albert Paust (DB) 
an Uhlendahl, 22.11.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�24.

1055 Ernst von Frisch (Öffentliche Studienbibliothek Salzburg) an die Direktion der 
Deutschen Bücherei, 14.3.1938, ADNBL, 814/5, Bl.�2.
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Auch Uhlendahl nahm freudig erregt und tief bewegt Anteil »an der Heimkehr 
des befreiten Österreichs in das gemeinsame Vaterland« und entbot seinen öster-
reichischen Kollegen herzliche und brüderliche Grüße, die er mit einem marki-
gen »Sieg Heil Deutsch-Österreich! Heil dem Führer!« umrahmte.1056 Dem von 
Uhlendahl ebenfalls postulierten »Vivat Österreich! Vivat Wien!«1057 wich auf 
österreichischer Seite bald große Ernüchterung, denn unmittelbar nach ihrem 
Einmarsch am 12. März 1938 entfesselten die deutschen Besatzer einen unfass-
baren Terror. »Was in Deutschland Monate und Jahre gebraucht hatte, vollzog 
sich hier nur in Wochen und Tagen.« Überall wurden »Angehörige der Arbei-
terparteien von NS-Milizen überfallen, verprügelt und in Lager eingesperrt. 
Noch härter traf es die Juden, die in einer Weise öffentlich gedemütigt wurden, 
wie es das selbst in Deutschland bis dahin nur selten gegeben hatte«.1058 

Innerhalb kurzer Zeit wurde die Verwaltung des österreichischen Staates der 
des Reiches angepasst. Goebbels ließ in Wien ein »Reichspropagandaamt« unter 
der Leitung von Wilhelm Maul einrichten und entsandte den Pressechef der NS-
DAP, Otto Dietrich, »versehen mit Anweisungen über die ›Reform der österrei-
chischen Presse‹« nach Wien.1059 Am 16.  März 1938 berichteten verschiedene 
Wiener Zeitungen über das von Hermann Stuppäck geleitete »Landeskulturamt« 
der NSDAP in Wien, das bis dahin illegal in Österreich gearbeitet hatte, aber nun 
offen agierte und an Kunst- und Kulturinstituten in Eigeninitiative kommissari-
sche Leiter einsetzte, die ihre Weiterführung und Entwicklung »im nationalsozia-
listischen Sinne gewährleisten« sollten.1060 Dies betraf das Wiener Burgtheater 
und die Wiener Staatsoper, den Österreichischen Bundesverlag, die Akademie 
der Wissenschaften wie auch die Wiener Sezession.1061 Aufsehen erregte der Per-

1056 Uhlendahl an die UB Innsbruck, 15.3.1938, ADNBL, 192 (Hefter: Allgemeine Eh-
rungen, Glückwünsche Behörden, Gesellschaften etc. 1930-1944), Bl.�27; Uhlen-
dahl an die UB Graz, 15.3.1938, ebd., Bl.�31; Uhlendahl an die Direktion der UB 
Wien, 15.3.1938, ebd., Bl.�19; Uhlendahl an die Generaldirektion der Nationalbi-
bliothek Wien, 15.3.1938, ADNBL, 814/3, Bl.�3.

1057 Ebd.
1058 Herbert, Geschichte, S.�374. Zu den durch den ›Anschluss‹ ausgelösten anti-

semitischen Ausschreitungen in Österreich, die den Pogrom vom November 1938 
in gewisser Weise vorwegnahmen, vgl. Wildt, Volksgemeinschaft, S.�301�f.

1059 Longerich, Goebbels, S.�373.
1060 Vgl. Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�321; Hall/Köstner, Nationalbiblio-

thek, S.�89�f.
1061 Vgl. ebd. Zur Wiener Akademie der Wissenschaften vgl. Ash, Mitchell G.�u. Jo-

hannes Feichtinger: Die Österreichische Akademie der Wissenschaften in der ers-
ten Hälfte des 20.  Jahrhunderts. Eine Gelehrtengesellschaft, mehrere Institute, 
vier politische Umbrüche, in: vom Bruch, Rüdiger u.�a. (Hg.): Wissenschaftsaka-
demie im Zeitalter der Ideologien. Politische Umbrüche – wissenschaftliche He-
rausforderungen – institutionelle Anpassungen. Arbeitstagung des Projekts zur 
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sonalwechsel an der Nationalbibliothek in Wien, als der amtierende Generaldi-
rektor, Josef Bick, am 16. März verhaftet und durch den Bibliotheksrat der PSB 
und ehemaligen Bibliothekar der UB Wien, Paul Heigl – Mitglied der NSDAP 
und der SS –, ersetzt wurde.1062 Zwei Tage später verfügte Himmler die Errich-
tung einer Staatspolizeileitstelle in Wien sowie die Bildung von Staatspolizeistel-
len in den Hauptstädten der österreichischen Länder.1063 Heydrich beauftragte 

Geschichte der Leopoldina vom 22. bis 24. November 2014 in Halle (Saale), Halle 
2014, S.�41-60, hier S.�48.

1062 Bick wurde zunächst einige Zeit von der Gestapo festgehalten und Anfang April 
1938 ins KZ Dachau überführt. Noch im selben Monat wurde er aber »zur wei-
teren Vernehmung« in das KZ Sachsenhausen verlegt, wo er bis zum 28.8.1938 in 
Haft blieb. Am 1.6.1938 war er in den Ruhestand versetzt worden und lebte ab 
1939 von einer stark reduzierten Pension, bevor er 1945 wieder in seine früheren 
Ämter eingesetzt wurde. Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�39-42, 90. Zur 
Person Heigls (1887-1945), 1933 NSDAP, 1934 SS, Generaldirektor der Wiener 
Nationalbibliothek von 1938 bis 1945, vgl. ebd., S.�43-62; Lebenslauf Heigls, 
1.6.1938, BArch Berlin, ehem. BDC, SS-Führerpersonalakten 75 A (Paul Peter 
Heigl, geb. 29.4.1887), Bild 1613-1615; Fragebogen des Reichsorganisationsleiters 
der NSDAP zur Person Heigls, 1941, BArch Berlin, ehem. BDC, PK 74 (Paul Pe-
ter Heigl, geb. 29.4.1887), Bild 2802.

1063 Vgl. Longerich, Himmler, S.�418.

Abb. 50: Festschmuck der DB anlässlich der »Abstimmung über den Anschluss 
Österreichs«, 10. April 1938
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besonders zuverlässige SD- und Gestapo-Mitarbeiter mit der ›Sicherstellung‹ 
wichtiger Dokumente, wobei man sich auf jüdische Organisationen und Privat-
personen konzentrierte.1064 Die »exekutive Oberleitung« der SD-Aktionen in 
Wien lag in den Händen von Franz Alfred Six, Chef des Amtes II (Inland) des 
SD-Hauptamtes in Berlin, der den ›Anschluss‹ unter dem Gesichtspunkt der 
»Gegnerarbeit« betrachtete und entsprechend vorbereitete.1065 Während Werner 
Best und Heinrich Müller den »direkten Gegner-Einsatz der Sicherheitspolizei 
in Österreich koordinierten«, wurde Six von Heydrich mit der Beschlagnah-
mung von Akten, Archivmaterialien und Büchern sowie mit der »Bekämpfung 
intellektueller Gegner« betraut. Daher wurden mehrere SD-Kommandos des 
Amtes II in Österreich aktiv, zahlreiche Gebäude und Lager diverser ›Gegner-
gruppen‹ durchsucht, geplündert und umfangreiche Beschlagnahmungen vor-
genommen.1066 Allein in Wien wurden etwa 200 jüdische und den Besatzern 
nicht genehme Buchhandlungen und Verlage geschlossen und die Bibliotheken 
der 22 Wiener Freimaurerlogen beschlagnahmt.1067 Die vom SD beschlagnahm-
ten  Bücher, Dokumente und Gegenstände – rund 130 Tonnen – füllten ganze 
Waggonladungen, die eilig nach Berlin verbracht und meist der aus früheren Be-
schlagnahmungen hervorgegangenen »Beute-« bzw. »Gegnerbibliothek« des SD 
einverleibt wurden.1068

1064 Vgl. Gerwarth, Heydrich, S.�150-157, hier S.�154.
1065 Vgl. Hachmeister, Gegnerforscher, S.�17, 20, 192.
1066 Ebd., S.�193.
1067 Vgl. Nitzsche, Grit: Die Bücherverwertungsstelle Wien, in: Hall, Murray G., 

Christina Köstner u. Margot Werner (Hg.): Geraubte Bücher. Die Österreichi-
sche Nationalbibliothek stellt sich ihrer NS-Vergangenheit, Wien 2004, S.�61-70, 
hier S.�61; Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�91. Zur Rolle des BV beim ›An-
schluss‹ Österreichs vgl. Seifert, Säuberung, S.�159-193. Volker Dahm verweist 
darauf, dass bis Ende Oktober 1938 sämtliche in Wien ansässigen jüdischen Buch-
handelsfirmen geschlossen waren, mit Ausnahme derjenigen, die von kommissa-
rischen Verwaltern geleitet wurden. Aber auch sie fielen vermutlich bald der ›Ab-
wicklung‹ anheim, da alle Betriebe des Einzelhandels nach einer am 25.11.1938 in 
Österreich eingeführten »Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur 
Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben« aufzulösen waren. 
Dahm, Buch, S.�143.

1068 Vgl. Schroeder, Werner: Strukturen des Bücherraubs. Die Bibliotheken des Reichs-
sicherheitshauptamtes (RSHA), ihr Aufbau und ihr Verbleib, in: Zeitschrift für 
Bibliothekswesen und Bibliographie, 41 (2004), S.�316-324, hier S.�318. Vgl. auch 
Rudolph, Sendungen, S.�206-222. Vgl. zudem Staffelscharführer Günther Stein 
(SD-Hauptamt/Sonderkommando II/1. St., Wien) an SD-Hauptamt (Berlin), 
26.4.1938, BArch Berlin, R�58/7150, Bl.�31; Richtlinien des SD-Sonderkomman-
dos (II/113, Eisenstadt) für die Sichtung und Verpackung des beschlagnahmten 
Materials, 9.4.1938, BArch Berlin, R�58/7151, Bl.�2�f.; Verzeichnis der Organisatio-
nen, wo bisher Räume bzw. Schränke versiegelt wurden und wo noch Material 
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Das Vorgehen von Himmlers und Heydrichs Exekutoren kollidierte mit dem 
schrifttumspolitischen Führungsanspruch des Propagandaministers, der mit der 
im Juni 1938 erfolgten Einführung des Reichskulturkammergesetzes in der ›Ost-
mark‹ seinen Lenkungsanspruch beim »Auf- und Umbau der österreichischen 
Kultur« für sein Ministerium reklamierte.1069 Goebbels beauftragte den Leiter 
seiner Schrifttumsabteilung, Karl Heinz Hederich, die literaturpolitischen An-
gelegenheiten in Österreich zu regeln und den Interessen des RMVuP besonde-
ren Nachdruck zu verleihen.1070 Zu seinem Missfallen sah sich Hederich durch 
das schnelle und rigorose Vorgehen von SD und Gestapo vor nahezu vollendete 
Tatsachen gestellt. Erschwerend kam hinzu, dass noch weitere Akteure in Er-
scheinung traten, die ihrerseits hofften, vom ›Anschluss‹ Österreichs zu profitie-
ren. Wie Hederich im Juli 1938 vermerkte, hatte sich in Wien inzwischen ein »in 
jeder Hinsicht verworrener« und aus Sicht des RMVuP »gefährlicher Zustand« 
ergeben. Denn die verschiedensten Schrifttumsstellen, insbesondere Rosenbergs 
Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums, hätten »Beauftragte für 
Österreich« ernannt, die »weittragende Entscheidungen« träfen, ohne das RM-
VuP oder die RSK zu beteiligen. Die Gestapo habe Beschlagnahmungen von 
Buchbeständen in »außergewöhnlich hohem Umfange« vorgenommen  – man 
gehe von etwa 1,2 Millionen Bänden aus –, die »nicht immer aufgrund einer ein-
wandfreien Rechtsgrundlage« erfolgt seien. Auch sei »eine sachgemäße Verwen-
dung der beschlagnahmten Bestände zu Gunsten des Reiches […] in keiner 
Weise gewährleistet«. Zu allem Überfluss würden sich die für den Buchhandel 
und die Schriftsteller vorläufig eingesetzten Kommissare »in feindlicher Hal-
tung« gegenüberstehen, sodass eine gedeihliche Arbeit für den Aufgabenbereich 
des RMVuP und seiner RSK fast unmöglich sei.1071

Um diesen unsäglichen Zustand zu beseitigen und eine Neuordnung der lite-
raturpolitischen Verhältnisse sicherzustellen, entsandte Hederich mit Lothar 
Kühne im Juli 1938 einen seiner Referenten aus der Schrifttumsabteilung nach 

zur Abholung bereit liegt (Sicherheitshauptamt, Sonderkommando II 122, Wien), 
USHMM, RG 15.007 M, Reel 11, File 150, Bl.�3-6; Vermerk von Wilhelm Speng-
ler, (SD-Sonderkommando, Wien) betr. »noch einzuholendes beschlagnahmtes 
Material«, 11.4.1938, ebd., Bl.�19; Bericht des SD-Sonderkommandos (II/113, 
Wien) an II/1 [SD-Hauptamt, Berlin] betr. Sichtung und Verpackungsaktion in 
Eisenstadt, 9.4.1938, USHMM, RG 15.007 M, Reel 11, File 151, Bl.�1. 

1069 Kühnert, Reichsschrifttumskammer, S.�321.
1070 Vgl. Seifert, Otto: Bücherverwertungsstelle Wien I, Dorotheergasse 12, in: Jahr-

buch 1998, hrsg. vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, 
Wien 1998, S.�88-94, hier S.�89.

1071 Karl Heinz Hederich (Leiter Abt. VIII, RMVuP) an den Staatssekretär des RM-
VuP, 14.7.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�253-255, hier Bl.�254.
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Wien, der daraufhin eine Nebenstelle im Reichspropagandaamt einrichtete.1072 
Als Beauftragter der RSK in Österreich fungierte Max Stebich, der im Novem-
ber 1938 durch Karl Hans Strobel ersetzt wurde.1073 Hederich rieb sich be-
sonders daran, dass die Gestapo umfangreiche Buchbeschlagnahmungen durch-
geführt hatte  – darunter »vielfach wichtige und wertvolle Bibliotheken aus 
Privatbesitz« –, die nun »versiegelt in verschiedenen großen KellernKellern und anderen 
völlig unzureichenden Räumen« untergebracht waren.1074 Die konfiszierten Bü-
cher befanden sich im ehemaligen Hotel »Metropol«, das nun als Sitz der Gesta-
poleitstelle diente, im »Palais Rothschild«, nun Sitz des SD-Oberabschnitts 
Wien, in der Grünangergasse 4, der vormaligen Heimstatt des Vereins der öster-
reichischen Buch-, Kunst- und Musikalienhändler und in der Teinfaltstraße 
4.1075 In diesen vier Depots befanden sich 400.000 beschlagnahmte Bände, ob-
wohl ein großer Teil von SD und Gestapo bereits nach Berlin verschleppt wor-
den war. Die für diesen Kunstraub Verantwortlichen gingen im Hinblick auf die 
noch bevorstehenden Beschlagnahmungen sogar von einem insgesamt zu erwar-
tenden Gesamtbestand von zwei Millionen Bänden aus.1076 Im Vergleich dazu 
verfügte die DB zu diesem Zeitpunkt ›nur‹ über rund 1,5 Millionen Bände. Es sei 
zu befürchten, so Hederich, dass durch die »unsachgemäße Lagerung« große 
Werte vernichtet würden. Hederich ging es dabei weniger um den Erhalt der 
Werke, vielmehr wollte er sich im Interesse des RMVuP und der PPK Zugriff auf 
die Beute verschaffen. Er nahm mit Genugtuung zur Kenntnis, dass die mit den 
Büchermassen heillos überforderte Gestapo bereit war, dem RMVuP die gesam-
ten Bestände unter der Bedingung zu überlassen, »für eine sachgemässe Prüfung 
und Verwertung Sorge« zu tragen. Wie Hederich seinem Minister berichtete, 
trug er sich mit der »Absicht, erfahrene und tüchtige Kräfte an diese Sichtungs- 
und Verwertungsarbeit zu setzen«, für die er ein halbes Jahr veranschlagte. Ein 

1072 Vgl. Seifert, Bücherverwertungsstelle, S.�89; Barbian, Literaturpolitik (1995), 
S.�181 (Anm.�139). Zu Lothar Kühne (geb. 1908, Studium der Kriegswissenschaf-
ten sowie Rechts- und Staatswissenschaften in Jena, 1936 Promotion, 1931 NS-
DAP und SS, 1934 Referent im Sicherheitshauptamt, 1936 PPK, 1938 RMVuP), 
vgl. Einstellungsvermerk des Leiters der Personalabteilung des RMVuP für Minis-
ter Goebbels, 2.6.1938, BArch Berlin, R�55/30101, Bl.�2�f. 

1073 Zum Aufbau der RSK-Organisation in Österreich vgl. Kühnert, Reichsschrift-
tumskammer, S.�321-325.

1074 Karl Heinz Hederich (Leiter Abt. VIII, RMVuP) an den Staatssekretär des RM-
VuP, 14.7.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�253-255, hier Bl.�255.

1075 Vgl. Nitzsche, Bücherverwertungsstelle, S.�61; Hall/Köstner, Nationalbibliothek, 
S.�92.

1076 Vgl. ebd.; Bericht von Albert Paust (DB, Wien) über die bisherige Sicherstellung 
des beschlagnahmten Schrifttums und Vorschläge für die Bücherverwertungs-
stelle des Reichspropagandaamtes in Wien, 22.9.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�2-6, 
hier Bl.�4.
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Teil der beschlagnahmten Bestände könne verkauft werden, »wodurch nicht un-
beträchtliche Erlöse zu erwarten« seien.1077

Als Vertreter der Schrifttumsabteilung des RMVuP begann Kühne im Juli 
1938 mit der Erfassung des ›sichergestellten‹ Schrifttums. Da eine Sichtung und 
Ordnung der Bücher an den jeweiligen Beschlagnahmeorten – Verlagen, Buch-
handlungen und Privatwohnungen – nicht möglich war, schlug er vor, eine ›Zen-
tralerfassungsstelle‹ einzurichten, wofür er die Räume der von den SD-Sonder-
kommandos geplünderten ehemaligen Wiener Großloge »Humanitas« in der 
Dorotheergasse 12 auserkor.1078 Der Weisung Hederichs folgend betraute man 
mit der Leitung der Sichtungs- und Ordnungsaktion einen Fachmann. Die Wahl 
fiel auf den Leiter der DB-Erwerbungsabteilung, Albert Paust, der am 18. Au-
gust 1938 durch ein Schreiben des RMVuP gebeten wurde, am 1. September nach 
Wien zu fahren und sich dem im dortigen Reichspropagandaamt tätigen Kühne 
»als bibliothekarischer Sachbearbeiter für die Ordnung und Sichtung beschlag-
nahmter Buchbestände zu Verfügung zu stellen«.1079 

Paust, der sich zunächst dem Ausbau der Räume in der Dorotheergasse wid-
mete, standen zunächst sechs Mitarbeiter zur Verfügung.1080 Wie er berichtete, 
stieß die Erfassung der Schriften auf »erhebliche Schwierigkeiten«, da seine Hel-
fer den größten Teil der Zeit mit dem Abtransport der Bücher beschäftigt waren 
und somit für deren Verzeichnung kaum Zeit blieb. So seien »im Einvernehmen 
mit der Gestapo […] bis zum 20. September zehn Buchhandlungen, Lagerräume 
und Privatwohnungen vollständig geräumt worden«. Der von Paust organisierte 
Raub erstreckte sich auch auf »Regale und zahlreiches sonstiges Mobilar«, das 
von ihm »zur Einrichtung der völlig leeren Räume« in der Dorotheergasse ver-
wendet wurde. Der Abtransport verzögerte sich allerdings mehrfach, da der von 

1077 Karl Heinz Hederich (Leiter Abt. VIII, RMVuP) an den Staatssekretär des RM-
VuP, 14.7.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�253-255, hier Bl.�255.

1078 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�91, 93; Adunka, Evelyn: Der Raub der 
Bücher. Plünderung in der NS-Zeit und Restitution nach 1945, Wien 2002, S.�86-
89, hier S.�87. Zur Räumung der Loge durch die Gestapo vgl. Seifert, Säuberung, 
S.�179�f.

1079 Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP) an Albert Paust (DB), 18.8.1938, ADNBL, 
843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�2. Zur Person Albert Pausts (1889-1964, Studium 
der evangelischen Theologie, Geschichte, Philosophie und Pädagogik in Halle 
und Leipzig, 1912 u. 1914 erste u. zweite theologische Staatsprüfung, 1913 Ange-
höriger des Prediger-Kollegiums zu St. Pauli in Leipzig, Teilnahme am Ersten 
Weltkrieg, 1919 Volontär an der DB, 1920 bibliothekarische Fachprüfung und 
anschließend Übernahme in DB, NSDAP 1940), vgl. von Paust ausgefüllter Per-
sonalbogen, 21.7.1950, ADNBL, PA Albert Paust (geb. 17.8.1889), Bl.�V-VI; Fra-
gebogen zur Mitgliedschaft in der NSDAP, 20.12.1937, ebd., Bl.�67.

1080 Vgl. Albert Paust (DB, Wien) an Lothar Kühne (Reichspropagandaamt, Wien), 
19.9.1938, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�3.
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der Gestapo in Aussicht gestellte Last-
kraftwagen nur selten zur Verfügung 
stand und man auf Pferdefuhrwerke 
ausweichen musste. In den ersten drei 
Wochen seiner Tätigkeit waren in Wien 
»immerhin schon annähernd 90.000 Bü-
cher, ohne die Zeitschriften und Mu-
sikalien« in der »Bücherverwertungs-
stelle des Reichspropagandaamtes« in 
der  Dorotheergasse zusammengetragen 
worden, darunter ca. 17.000 Bände 
 »verlagsneuer Lagerbestände einzelner 
Werke«, von denen bis zu 500 Exem-
plare vor lagen. Dabei handelte es sich, 
so Paust, jedoch nur bei einem Viertel 
der offenbar wahllos beschlagnahmten 
Werke tatsächlich um ›unerwünschtes‹ 
Schrifttum. Es handelte sich also bei der 
gesamten Aktion weniger um eine ideo-
logisch motivierte Ausschaltung ›ver-
botener oder unerwünschter‹ Schriften, 
als um blinde Zerstörungswut, Macht-
demonstration und Vorteilsnahme im 
Amt. Folglich befanden sich unter den 
konfiszierten Werken auch »zahlreiche 

wertvolle Werke aus allen Wissensgebieten, Prachtausgaben der Bibel«, österrei-
chische Geschichts- und Bilderwerke, »viele Klassikerausgaben und kostbar ge-
bundene Einzelausgaben«.1081

Wie Paust betonte, waren nach einer »vorläufigen Schätzung über 200 Buch-
handlungen und Bestandslager zu räumen«, wozu noch die von SD und Gestapo 
bereits »sichergestellten umfangreichen Bestände« in den vier Depots kamen. 
Mit welchen Büchermassen Paust rechnete, geht daraus hervor, dass er zur Un-
terbringung der insgesamt erwarteten zwei Millionen Bände einen Bedarf von 50 
Räumen zu je 75 m2 ermittelte. Da diese Flächen nicht zur Verfügung standen, 

1081 Bericht von Albert Paust (DB, Wien) über die bisherige Sicherstellung des be-
schlagnahmten Schrifttums und Vorschläge für die Bücherverwertungsstelle des 
Reichspropagandaamtes in Wien, 22.9.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�2-6, hier Bl.�3R. 
Auch unter den schon vor Pausts Ankunft in Wien zusammengetragenen, in den 
vier Depots untergebrachten 400.000 Bänden gehörten lediglich 40 Prozent dem 
sogenannten ›schädlichen und unerwünschten‹ Schrifttum an. Vgl. Hall/Köstner, 
Nationalbibliothek, S.�92.

Abb. 51: Albert Paust, Leiter der 
Erwer bungsabteilung der DB 
und der Bücherverwertungs-
stelle Wien
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drängte Paust auf eine beschleunigte »Verwendung der Bestände«, um »immer 
wieder Gestell- und Lagerräume für den Neuzugang frei zu machen«. Vor der 
Verteilung mussten die Bücher geordnet werden. Zu diesem Zweck nahm Paust 
»eine scharfe Scheidung zwischen allgemein verwertbarem Schrifttum einerseits 
und beschlagnahmtem und unerwünschtem Schrifttum andererseits« vor und 
stellte beide Gruppen getrennt auf. Für die ›unerwünschten‹ Werke entwarf 
Paust ein grobes Ordnungssystem: 1. sozialistisches und kommunistisches 
Schrifttum, 2. österreichisches Systemschrifttum, 3. sonstiges antinationalsozia-
listisches Schrifttum, 4. jüdisches Schrifttum in deutscher Sprache, 5. jüdisches 
Schrifttum in hebräischer Sprache, 6. sonstiges unerwünschtes Schrifttum, ins-
besondere von jüdischen Verfassern und schließlich 7. sittlich nicht einwand-
freies Schrifttum. Bei der »Verwertung des sichergestellten Schrifttums« wollte 
sich Paust am Vorbild der Berliner Reichstauschstelle orientieren. Demnach soll-
ten den wissenschaftlichen Bibliotheken, darunter der DB, in einer festgelegten 
Reihenfolge Bestandslisten der ›Wiener Depots‹ zugesandt werden, aus denen sie 
die ihnen erwünschten Veröffentlichungen auswählen konnten.1082 Im Novem-
ber 1938 wurde dieses Verfahren allerdings verworfen und eine hierarchisierte 
Liste empfangsberechtigter Institutionen, die für das Raubgut in Frage kamen, 
in Aussicht gestellt.1083

Aus den Berichten Pausts geht hervor, dass die vom RMVuP geplante Aktion 
miserabel vorbereitet war und man in Berlin überhaupt keine Vorstellung dar-
über hatte, was an Raum, Regalen und Personal benötigt wurde, um die Bücher-
massen zu bewältigen. Als völlig illusorisch erwiesen sich die zeitlichen Vorga-
ben, wonach die ganze Aktion in vier bis sechs Wochen zu erledigen sei.1084 Bis 
Mitte Oktober 1938 war der Bücherbestand in der Dorotheergasse bereits auf 
rund 200.000 Bände angewachsen. Die Räume waren so »vollgestopft«, dass sich 
die Raumfrage immer dringender stellte. Und ein Ende des Bücherzustroms war 
nicht abzusehen, zumal die Landesleitung Österreich der RSK am 15. Oktober 
1938 eine Anordnung erlassen hatte, nach der sämliche Wiener Buchhandlungen 
und Leihbibliotheken das ›unerwünschte‹ Schrifttum bis zum 10.  Dezember 
1938 an die Bücherverwertungsstelle abliefern sollten.1085 Wie Paust berichtete, 
waren abgesehen davon »noch etwa 200 nichtarische Buchhandlungen und Ver-

1082 Bericht von Albert Paust (DB, Wien) über die bisherige Sicherstellung des be-
schlagnahmten Schrifttums und Vorschläge für die Bücherverwertungsstelle des 
Reichspropagandaamtes in Wien, 22.9.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�2-6. Der von 
Paust vorgelegte Vorschlag zur Verteilung des Raubguts findet sich auch in Hall/
Köstner, Nationalbibliothek, S.�98�f.

1083 Vgl. Nitzsche, Bücherverwertungsstelle, S.�65.
1084 Vgl. Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 30.9.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�8�f.
1085 Die Anordnung war offenbar zunächst unbefristet, wurde aber auf Wunsch 

Pausts im November auf den 15.12.1938 festgesetzt. Wie Paust schrieb, hatte er 
darum gebeten, »um endlich einen Abschluss in der Zusammenbringung der Bü-
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lage zu räumen«, die zum 1. Oktober 1938 geschlossen worden waren. Unter ih-
nen »auch die noch ausstehenden Verlage, die wie Reichner, Zsolnay, Fuchs u.�a. 
liquidiert worden« seien.1086 Aus den Beständen im Depot Grünangergasse sei 
erst ein Sechstel abtransportiert worden, vom SD-Raubgut im Depot ›Palais 
Rothschild‹ noch gar nichts.1087 Um dem »Bücherchaos« Herr zu werden, 
schlug Paust vor, der Verwertungsstelle »ein ganz großes Haus zur Verfügung« 
zu stellen, »damit die Bestände nicht an verschiedenen Stellen zerstreut« würden 
und die mühsam aufgebaute Übersicht verloren gehe. Daraufhin zog die Schrift-
tumsabteilung des RMVuP in Erwägung, das in Wien beschlagnahmte Schrift-
tum kurzerhand geschlossen an die DB zu verfrachten, was aber angesichts der 
dort herrschenden Raum- und Personalverhältnisse vollkommen undenkbar 
war.1088 Es bedurfte einigen Zuredens, um das Ministerium von diesem »durch-
aus erst gemeinten Vorschlag wieder abzubringen«.1089 

Dass man im RMVuP so lange daran festhielt, die Bücher in die DB zu über-
führen, hing möglicherweise mit der Sorge der Schrifttumsabteilung zusammen, 
im Poker um die Verteilung der ›Wiener Beute‹ das Nachsehen zu haben. Denn 
wie der stellvertretende Leiter der Schrifttumsabteilung, Johannes Schlecht, be-
tonte, sollte das Buchmaterial zwar in der DB gesichtet, doch nur nach einer Ent-
scheidung seines Ministeriums darüber verfügt werden.1090 Den Grund für diese 
›vorsorgliche Maßnahme‹ bot vermutlich der vom RMVuP nach Wien entsandte 
Kühne, der keineswegs den Erwartungen Schlechts entsprach. Wie dieser beun-
ruhigt feststellte, führte Kühne seine Beschlagnahmeaktionen in Wien »diktato-
risch«, »vollkommen selbständig« und ohne Rücksprache mit den örtlichen 
RSK-Behörden durch. Kühne – gleichzeitig auch Mitarbeiter der PPK – agierte 
vor allem im Interesse der Parteiamtlichen Prüfungskommission und schadete 
dadurch nicht nur dem RMVuP, sondern gefährdete die gesamte »Buchsiche-
rungsaktion«. Kühnes Absichten gingen sogar so weit, »die beschlagnahmten 
Buchbestände als Kulturgut der Ostmark auf die Kanzlei des Führers (und damit 

cherbestände zu erreichen«. Albert Paust an Uhlendahl, 22.11.1938, ebd., Bl.�24�f. 
Vgl. auch Seifert, Bücherverwertungsstelle, S.�90�f.

1086 Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 22.11.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�24�f.
1087 Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 30.9.1938, ebd., Bl.�8�f.; Albert Paust an Uhlen-

dahl, 16.10.1938, ebd., Bl.�14�f.; Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der 
DB (1938), ADNBL, 181/1-1938, Bl.�25

1088 Vgl. Uhlendahl an Paust, 15.10.1938, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�19. 
Der Hinweis »Bücherchaos« findet sich in Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 
22.11.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�24.

1089 Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�95�f.
1090 Vgl. Uhlendahl an Paust, 15.10.1938, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�19. 

Uhlendahl meinte, dem RMVuP gehe es darum, »das Verfügungsrecht über die 
Bestände fest in der Hand zu behalten«. Uhlendahl an Paust, 20.10.1938, ADNBL, 
843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�20.
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auf die Parteiamtliche Prüfungskommission) zu überführen«.1091 Auf dieses aus 
Sicht des RMVuP verwerfliche Vorgehen Kühnes hatte inzwischen auch der 
Vize präsident der RSK, Wilhelm Baur, hingewiesen, der dies weidlich nutzte, um 
sich eines für ihn lästigen Konkurrenten zu entledigen.1092 Kühne wurde darauf-
hin im Oktober 1938 aus Wien abberufen und durch Heinz Gruber vom RMVuP 
ersetzt.1093

In der Raumfrage hatte Paust unterdessen intensive Verhandlungen geführt, 
wobei ihm in Aussicht gestellt wurde, Teile des Gebäudes der früheren österrei-
chischen Bodenkreditbank – das im Zentrum der Stadt direkt hinter dem Burg-
theater lag und zuletzt als SA-Kaserne gedient hatte – nutzen zu können. Ob-
wohl sich auch Paul Heigl dafür verwandte, wurde daraus aber nichts.1094 Da der 
Bestand der Bücherverwertungsstelle inzwischen auf rund 300.000 Bände ange-
wachsen war und sich die Raumfrage immer prekärer gestaltete, griffen die Be-
teiligten schließlich zu drastischen Maßnahmen.1095 Wie Paust Uhlendahl am 
22. November 1938 berichtete, seien neue Richtlinien ergangen. Nachdem sich 
Goebbels und Himmler gegen den Verkauf ›unerwünschter‹ Bücher ins Ausland 
ausgesprochen hätten und die Kosten für die Bücherverwertungsaktion auf die-
sem Weg nicht gedeckt werden könnten, werde man fortan nur noch 20 bis 30 
Exemplare der Werke aufbewahren und alle übrigen makulieren. Auf diese 
Weise solle der so dringend benötigte Platz gewonnen werden. Außerdem wolle 
die Gestapo ohnehin nur etwa 25 große wissenschaftliche Bibliotheken und füh-
rende Parteistellen mit dem ›unerwünschten‹ Schrifttum versorgen, um »irgend-
welchem Mißbrauch vorzubeugen«. Daher werde nun auch »von den beteiligten 
Stellen (Staatspolizei, Sicherheitsdienst und Propagandaministerium)« anhand 

1091 Bericht von Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP) an den Staatssekretär (RM-
VuP), 14.10.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�476-480

1092 Ebd.; Vermerk von Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), 3.10.1938, ebd., 
Bl.�270; Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP) an die Personalabteilung (RM-
VuP), 9.11.1938, BArch Berlin, R�55/30101, Bl.�30. Das Brisante an der Episode 
war, dass Kühne in Wien im direkten Auftrag des Leiters der Schrifttumsabtei-
lung des RMVuP, Karl Heinz Hederich, handelte, der aber selbst in erster Linie 
PPK-Mann war. Hederich kam kurze Zeit später durch Wilhelm Baur zu Fall und 
verlor seinen Posten im RMVuP, woraufhin er sich wieder seiner hauptamtlichen 
Tätigkeit in der PKK zuwandte. Vgl. Barbian, Literaturpolitik (1995), S.�175-181.

1093 Vgl. RMVuP (Personalabteilung) an Lothar Kühne (Reichspropagandaamt Wien), 
8.10.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�271. Kühne wurde Ende Oktober 1938 aus 
dem RMVuP entlassen. Die Querelen zogen sich jedoch noch längere Zeit hin, da 
Kühne nun offenbar direkt im Auftrag der PPK seinen Einfluss in Wien geltend 
machen wollte. Vgl. RMVuP (Personalabt.) an Lothar Kühne, 31.10.1938, BArch 
Berlin, R�55/30101, Bl.�29; Nitzsche, Bücherverwertungsstelle, S.�63.

1094 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�96.
1095 Vgl. Albert Paust an Uhlendahl, 22.11.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�24�f.
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der früheren Verteilungsvorschläge Pausts eine endgültige Liste der zu berück-
sichtigenden Stellen ausgearbeitet.1096 Mehr zufällig erfuhr Paust jedoch, dass die 
Liste an eine schon bestehende ›Berliner Liste‹ angeglichen werden sollte, in der 
die Stellen zusammengefasst waren, die in Deutschland bereits laufend von der 
Gestapo mit beschlagnahmten Schriften bedacht wurden. Wie Paust feststellte, 
erfolgte die Verteilung durch die PSB, wobei er konsterniert zur Kenntnis nahm, 
dass die DB auf der Verteilerliste der PSB – die nur »rein staatliche Bibliotheken« 
umfasste – nicht zu finden war, was ihm schlagartig klarmachte, warum die DB 
bisher nur einen Teil der von der Gestapo im Reich beschlagnahmten Schriften 
erhielt. Die DB, so Paust, sei von der PSB also »wieder absichtlich übergangen 
worden«.1097 Dies nahm Paust zum Anlass, den in Wien weilenden »Vertrauens-
mann für Buchwesen beim Reichsführer SS«, Wilhelm Altenloh, erneut um 
»eine Anweisung zur Ablieferung je eines Archivstückes aller beschlagnahmten 
Schriften an die DB für sämtliche Staatspolizeistellen des Reiches« zu bitten.1098 
Allerdings konnte Paust Uhlendahl auch ›Gutes‹ berichten, denn der General-
direktor der Wiener Nationalbibliothek, Paul Heigl, hatte inzwischen zugesagt, 
der Bücherverwertungsstelle einige Räume in der Wiener Hofburg kostenlos zur 
Verfügung zu stellen, womit die dringendste Raumnot bis zur Verteilung der 
Bücher behoben war. Als Gegenleistung sollten sich die Nationalbibliothek und 
die Wiener UB auf Vorschlag Pausts »aus den allgemein verwertbaren Beständen 
die für sie erwünschten Werke nach Belieben aussuchen«.1099

Ähnlich wie Heigl und dessen Kollege Alois Jesinger von der UB Wien nahm 
Paust keinen Anstoß daran, sich aus den unrechtmäßig angeeigneten Bücherbe-
ständen nach eigenem Ermessen im Interesse der DB zu bedienen. Intern hatte 
er seinen Kollegen in Leipzig schon kurz nach seiner Ankunft in Wien zu ver-
stehen gegeben, dass seine Arbeiten dort »auch für die DB fruchtbringend« seien 
und deren Zuwachsstatistik »wesentlich erhöhen« würden. Dies nahm man am 
Deutschen Platz erfreut zur Kenntnis und zum Anlass, bereits im September 
1938 erste »Fehllisten« nach Wien zu senden.1100 Auch in den folgenden Mona-

1096 Nach Ansicht von Paust kam die DB hierfür nicht in Betracht, »da wir uns doch 
mit Zweitstücken dieser unerwünschten Werke nicht belasten wollen und damit 
die meisten vernichtet werden müssten«. Außerdem habe er durch besondere Lis-
ten des DB-Feststellungsdienstes bereits geklärt, was in Leipzig noch fehle. Zu-
dem würde er aus den ihm »laufend übersandten umfangreichen Suchlisten« der 
Erwerbungsabteilung ersehen, was der DB noch fehle. In allen Zweifelsfällen habe 
er »ein Stück für uns zurückgelegt«. Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 22.11.1938, 
ADNBL, 348/1, Bl.�24-25, hier Bl.�24R.

1097 Ebd.
1098 Ebd., Bl.�24.
1099 Ebd., Bl.�25. Vgl. dazu auch Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�96�f.
1100 Hans Cordes (DB) an Albert Paust (DB), 19.9.1938, ADNBL, 843/0 (Hefter: 

1938-1944), Bl.�7; Hans Praesent (DB) an Paust, 20.9.1938, ebd., Bl.�8.
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ten gingen Paust regelmäßig Wunschlisten der DB-Beschaffungsabteilung zu.1101 
Wie Paust betonte, wollte er bei seinen Streif- und Raubzügen in Wien »vor al-
lem für die DB […] viel herausholen«. Am 30. September 1938 teilte er Uhlen-
dahl bezüglich der »Ausbeute« mit:

»Bei den bisher erfaßten Verlagsbeständen war fast alles schon bei Erscheinen 
an uns abgeliefert; dagegen habe ich unter den Sortimentsbeständen zahlreiche 
Schriften außerhalb des Buchhandels gefunden, die uns sicher noch fehlen; 
ebenso seltene Privatdrucke in der Privatbibliothek von Dr. Bermann-Fischer, 
die wir aus seinem Haus in Hietzing abgeholt haben. Auch von den Pracht-
werken des alten Österreich erscheinen mir einige für unsere Sammlung 
künstlerischer Drucke wertvoll, auch wenn sie vor unserem Sammelgebiet lie-
gen. Vor allem jedoch hoffe ich, aus den schon beim Umbruch von der Ge-
stapo und vom Sicherheitsdienst beschlagnahmten Beständen eine entspre-
chende Ausbeute zu bekommen, und dringe darauf, dass diese jetzt in Angriff 
genommen werden. […] Den bereits für die DB zurückgelegten Schriftenbe-
stand hoffe ich baldigst für uns freizubekommen […].«1102

Gut drei Wochen später berichtete Paust:

»Dagegen habe ich eine erhebliche Anzahl von Selbstverlagsschriften, Privat- 
und Widmungsdrucken, bibliophilen Ausgaben und andererseits von Schund- 
und Kleinliteratur längst erloschener österreichischer Verlage sowie Druck-
schriften aus der Kriegs- und Revolutionszeit für uns zurücklegen können, die 
uns zum größten Teile fehlen werden. Aus dem großen Bestand an Emigran-
tenschrifttum habe ich gleichfalls alle mir bisher unbekannten Werke in je 
einem Stück sichergestellt. Für unsere K[unst]D[ruck]-Abteilung sind eine 

1101 Vgl. Olga Siebe (DB) an Paust, 7.10.1938, ebd., Bl.�13. Weitere Hinweise auf 
Wunschlisten der DB an Paust finden sich in Oskar Kupfer (DB) an Paust, 
13.10.1938 u. 10.12.1938, ebd., Bl.�17, 33; Olga Siebe (DB) an Paust, 14.10.1938, 
22.10.1938, 25.10.1938, 12.11.1938, 15.12.1938, ebd., Bl.�18, 21�f., 29, 38. Über die 
Bestände der Bücherverwertungsstelle hinaus bemühte sich Paust aber auch bei 
Wiener Buchhandlungen, Kommissionären und Privatpersonen (Kauf) wie auch 
bei den Wiener Bibliotheken (Dublettentausch) darum, der DB fehlende Schriften 
zu beschaffen. Vgl. etwa Paust an Uhlendahl, 24.10.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�19-
22, hier Bl.�19R; Paust an Uhlendahl, 22.11.1938, ebd., Bl.�25R; Uhlendahl an 
Buchhändler Franz Dvorak (Firma Gerold & Co., Wien), 30.1.1939, ADNBL, 
151/1/4-10, Bl.�19.

1102 Vgl. Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 30.9.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�8R. Zu den 
»Beraubten«, so etwa der Großloge von Wien, dem Phaidon Verlag, dem ›Litera-
turinstitut‹ Last & Co., der Leihbibliothek Jacob Persky, den Unternehmen von 
R. Löwit und Heinrich Weißhappel sowie anderen Buchhandelsfirmen, dem Her-
bert Reichner Verlag und den Verlagen von Paul Zsolnay und Gottfried Bermann 
Fischer, vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�104-122.
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Anzahl Prachtwerke aus dem alten Kaiserreich und illustrierte Bibelausgaben 
nicht ohne Interesse. Ebenso habe ich Werke aus dem Buch- und Schriftwesen 
und fremdsprachige für unsere Handbibliotheken brauchbare Ausgaben aus-
gesondert.«1103

Uhlendahl hatte kein Problem mit dem staatlich sanktionierten und von Paust 
realisierten Wiener Bücherraub. Er zeigte sich erfreut, dass es Paust gelungen 
war, der DB fehlende Bücher zu ermitteln. Paust sollte dafür sorgen, dass die Bü-
cher »möglichst bald« nach Leipzig geliefert würden.1104 Allerdings musste 
Paust die Euphorie etwas bremsen, denn wie er Mitte Oktober 1938 mitteilte, 
hätten sich unter den konfiszierten Einzelschriften die von der DB gesuchten 
Seltenheiten vielfach nicht angefunden, da die Gestapo diese bereits herausgezo-
gen und »waggonweise nach Berlin transportiert« habe. Hierüber habe sich auch 
 Generaldirektor Heigl bitter beklagt, da es sich vielfach um Schriften gehandelt 
habe, die der Wiener Nationalbibliothek und anderen österreichischen Biblio-
theken noch fehlten.1105 Daher bat Uhlendahl das RMVuP, die von Paust für die 
DB bereits zurückgelegten Schriften »sofort« nach Leipzig abgehen zu las-
sen.1106 Nun stellten sich jedoch die Gestapo und Gruber vom RMVuP quer, die 
anordneten, dass vorläufig keine Bücher abzugeben seien. Nach Paust fürchte 
die Gestapo, »bei der Sache zu kurz zu kommen« und wolle sich »alle Selten-
heiten« zunächst für sich selbst sichern. Er werde aber nicht eher aus Wien weg-
gehen, »bis das Material für die DB tatsächlich auf dem Wege« sei.1107 In Leipzig 
sah man der Lieferung aus Wien »mit Spannung entgegen« und wurde nicht ent-
täuscht. Denn nachdem das RMVuP festgelegt hatte, dass Buchbestände, die für 
die DB, das RMVuP, die Gestapo und den SD »von irgendwelchem Werte« seien, 

1103 Albert Paust an Uhlendahl, 24.10.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�19-22, hier Bl.�19R.
1104 Vgl. Uhlendahl an Albert Paust (DB, Wien), 4.10.1938, ebd., Bl.�10.
1105 Paust teilte Uhlendahl mit, er habe etwa 200 Schriften für die DB zurückgelegt. 

Albert Paust an Uhlendahl, 16.10.1938, ebd., Bl.�14�f.
1106 Darüber hinaus unterbreitete Uhlendahl den Vorschlag, die Verzeichnung und 

Verteilung der Beutebücher zu optimieren. Die Aufgabe bestehe darin, »mit mög-
lichst wenig Mitteln und Kräften die zweckmässigste Verwertung der Bücher 
durchzuführen«. Dabei, so Uhlendahl, seien die »zentralen Bibliotheken und 
Dienststellen« zu berücksichtigen. Zudem bestehe vielleicht auch die Möglich-
keit, die Bücher an Bibliotheken oder Antiquariate zu verkaufen, um so einen Teil 
der Kosten der Aktion zu decken. Über diese Gesichtspunkte hatte Uhlendahl 
zuvor mit Johannes Schlecht vom RMVuP gesprochen und offenbar Einverneh-
men erzielt. Uhlendahl an Paust, 20.10.1938, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), 
Bl.�20.

1107 Albert Paust an Uhlendahl, 24.10.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�19-22, hier Bl.�19.
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sofort ihrem Bestimmungsort zugeführt werden könnten, gingen der DB Ende 
November 1938 die ersten drei Bücherpakete Pausts zu.1108

Im November 1938 kehrte Gruber nach Berlin zurück, da die Arbeitsgrund-
lagen der Bücherverwertungsstelle nach Ansicht des RMVuP nunmehr geregelt 
waren. Die laufenden Arbeiten sollten nun von der Landesleitung der RSK be-
ziehungsweise vom Wiener Reichspropagandaamt betreut werden. Obwohl Uh-
lendahl bereits mehrfach darum gebeten hatte, Paust nach Leipzig zurückzuschi-
cken, legte das Ministerium fest, ihn »noch so lange in Wien zu belassen, bis die 
Buchsicherungsaktion abgeschlossen« sei.1109 Paust war nun allein für die Lei-
tung und Abwicklung der Bücherverwertungsstelle zuständig.1110 Diese zog sich 
allerdings hin, da Paust wochenlang auf die Genehmigung des Verteilerschlüssels 
für die ›unerwünschten‹ Schriften warten musste. Um die schnelle Räumung der 
Lager dennoch sicherzustellen, schlug er Ende November 1938 vor, den betref-
fenden Stellen einfach ohne vorherige Übersendung von Auswahllisten von allen 
beschlagnahmten und ›unerwünschten‹ Schriften je ein Stück zuzustellen, selbst 
auf die Gefahr hin, dass sie diese schon besäßen. Die Empfänger müssten sich 
verpflichten, diese Bücher zu vernichten, soweit sie sie nicht als Doppelstücke 
in ihre Bestände einfügen wollten.1111 Dazu kam es aber nicht, denn die Gestapo, 
das Berliner SD-Hauptamt und ihre Wiener Ableger hielten nach wie vor ihre 
Hände über die Bücher und kümmerten sich »herzlich wenig« um die Befind-
lichkeiten des RMVuP.1112 Darüber hinaus mischte sich die Gestapo permanent 
in die Arbeit der Verwertungsstelle ein und »nahm Bücher an sich, wann und wie 
sie wollte«.1113 Der zuständige Vertreter der Wiener Gestapo, Alfons Blaschko, 

1108 Olga Siebe (DB) an Albert Paust, 12.11.1938, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�29; 
Olga Siebe an Albert Paust, ohne Datum, ebd., Bl.�30. Auszug aus einem Schreiben 
von Johannes Schlecht (RMVuP), 11.11.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�26.

1109 Vermerk des RMVuP, 22.11.1938, BArch Berlin, R�55/2, Bl.�279. Vgl. auch Uhlen-
dahl an Paust, 26.11.1938, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�31.

1110 Auszug aus einem Schreiben von Johannes Schlecht (RMVuP), 11.11.1938, ADNBL, 
348/1, Bl.�26.

1111 Vgl. Albert Paust (Wien) an Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP, Berlin), 30.11.1938, 
ebd., Bl.�31�f. Wie Paust Gruber berichtete, war der Bücherstrom in die Verwer-
tungsstelle noch immer im Gange: »Seit ihrer Abreise ist der Antransport der Bü-
cherbestände gut vorangegangen; es sind die Lager der Verlage Glanz, Fuchs und 
Schworella & Heick vollständig geräumt worden, ebenso fast ganz der Verlag Lö-
wit. Die Grossbuchbinderei Strobl wird morgen selbst je 30 Stück von den bei ihr 
lagernden beschlagnahmten Werken abliefern und dann alle weiteren Bestände 
wie vereinbart makulieren lassen. Die Ablieferung wird etwa 6.000 Bände um-
fassen.« Ebd.

1112 Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�101.
1113 Ebd.
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habe sich vorbehalten, die von Paust für die DB vorgesehenen Stücke vorher 
durchzusehen.1114

Die Sichtungs- und Ordnungsarbeiten in Wien zogen sich im Dezember 1938 
nunmehr schon Monate hin, und ein Ende war nicht abzusehen. Welch geringe 
Empathie dabei auch Paust und seine Mithelfer gegenüber den Beraubten an den 
Tag legten verdeutlicht ein Bericht des Leipziger Bibliothekars, der offenbart, 
dass er den Raub unter rein pragmatischen Gesichtspunkten betrachtete und 
kühl, sachlich und emotionslos umsetzte:

»Die umfangreichen Ablieferungen der Großbuchbindereien Strobl (etwa 200 
verschiedene Werke zu je 30 Exemplaren, rund 6.000 Bde.) und Rollinger 
(etwa 30 verschiedene Werke zu je 30 Ex., rund 900 Bde.), sowie des Zsolnay 
Verlages (etwa 80 verschiedene Werke zu je 30 Ex., rund 2.400 Bde.) und der 
Zentral-Gesellschaft mit rund 2.400 Bden. sind sofort […] abtransportiert 
worden und konnten dadurch übersichtlich gelagert werden. Ebenso ist ein 
erheblicher Teil der bisher in der Dorotheergasse lagernden Werke und vor 
allem die größeren Bestände der verwertbaren Veröffentlichungen hinüber 
transportiert worden, sodass hier wieder Raum gewonnen worden ist, ebenso 
wie durch weitere Makulierung. Von uns selbst sind geräumt worden die 
Buchhandlung Dr. Hilferding (einschließlich der verwertbaren Bestände und 
des Magazins), die Buchhandlung Mejstrik (ca. 5.000 Bde.), die Leihbücherei 
Last (mit ca. 2.000 Bden. unerwünschtem Schrifttum); ferner wurde ein wei-
terer Teil des Kellers in der Grünangergasse geräumt. Inzwischen ist auch die 
allgemein, von den Wiener Buchhandlungen und Leihbüchereien selbst durch-
geführte Ablieferung des unerwünschten Schrifttums zu einem gewissen Ab-
schluß gelangt. Bis zu dem von der Landesleitung Österreich der Reichs-
schrifttumskammer festgesetzten Endtermin (10.12.) haben insgesamt 120 
Firmen rund 62.200 Bde. abgeliefert. […] Nach Mitteilung von Dr. Zartmann 
kommen nunmehr nur noch etwa 15 jüdische Buchhandlungen für eine even-
telle Räumung in Betracht.«1115

Die Aktion betraf inzwischen nicht mehr nur Wien allein, denn der Bücherver-
wertungsstelle gingen nun auch Bücherkisten aus Salzburg zu.1116 Wie Paust am 
13. Dezember 1938 andeutete, sollten der Sicherheitsdienst, die Gestapo, die Wie-
ner Nationalbibliothek und die UB Wien nun mit ihrer Auswahl aus den allgemein 
verwertbaren Beständen beginnen, womit für Paust die ihm als bibliothekarischem 

1114 Vgl. ebd., Albert Paust (DB) an Uhlendahl, 22.11.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�25; 
Paust an Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP), 13.12.1938, ebd., Bl.�28-30.

1115 Ebd., Bl.�29.
1116 Vgl. ebd.; Albert Paust an Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), 19.1.1939, 

ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�51; Karl Seidl (Reichspropagandaamt 
Wien, Bücherverwertungsstelle) an Paust (DB), 9.1.1939, ebd., Bl.�48.
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Sachbearbeiter gestellten Aufgaben erledigt waren.1117 Ein noch ungelöstes Prob-
lem bildete der Verkauf der überflüssigen, aber kommerziell verwertbaren Bücher. 
Dieser Aufgabe widmete sich der Buchhändler Karl Seidl, der Paust als zusätzliche 
Verstärkung zugeteilt worden war. Da die Arbeit der Bücherverwertungsstelle 
Kosten aufwarf – bis Ende November 1938 immerhin 7.000 RM –, legte Berlin 
Wert darauf, zumindest einen Teil davon durch den Verkauf von Büchern wieder 
hereinzuholen. Aus der Altpapierverwertung allein – also der tonnenweisen Ver-
nichtung der großenteils verlagsneuen Bände – ergab sich nur ein bescheidener 
Gewinn. Als man Ende Mai 1939 Bilanz zog, standen etwa 2.750 RM aus dem Ver-
kauf zu Buche. Um an Devisen zu gelangen, ging man sogar so weit, beschlag-
nahmte polnische Werke an polnische Firmen zu verscherbeln, sofern diese sich 
bereit erklärten, die Bücher in Kommission zu nehmen.1118

Paust war kurz vor Weihnachten 1938 zwischenzeitlich nach Leipzig zurück-
gekehrt, um seine an der DB inzwischen angehäuften Rückstände aufarbeiten zu 
können. Er ließ es sich jedoch nicht nehmen, noch vor seiner Abreise weitere 
Bücher nach Leipzig zu senden.1119 Darüber hinaus schickte er an das RMVuP 
»eine erste Sendung von Büchern« ab, von denen einige »speziell für den Herrn 
Minister« bestimmt waren, darunter »die Goetheammlung von Bermann- Fischer 
[…], eine Reihe bibliophiler und besonders wertvoll ausgestatteter Ausgaben« 
sowie einige »sittengeschichtliche Werke«. Die »Voltaire-Ausgabe«, fügte Paust 
beflissen hinzu, würde noch folgen.1120 

Wie das Ministerium Uhlendahl mitgeteilt hatte, sollte Paust Anfang 1939 
nochmal für eine Woche nach Wien reisen, um die Arbeiten der Verwertungs-

1117 Vgl. Paust an Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP), 13.12.1938, ebd., Bl.�29. Dass 
auch die Gestapo (Alfons Blaschko) inzwischen die von ihr reklamierten Werke 
erhalten hatte, geht hervor aus dem Schreiben von Albert Paust an Johannes 
Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), 22.12.1938, ebd., Bl.�42�f.

1118 Vgl. dazu Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�98. Wie Seidl Paust im Janaur 1939 
mitteilte, waren bis dahin bereits 250.000 Bücher eingestampft worden, was etwa 
36 Tonnen Altpapier entsprach. Karl Seidl an Albert Paust, 23.1.1939, ADNBL, 
843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�57-59, hier Bl.�57R.

1119 Vgl. Paust an Uhlendahl, 21.12.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�34.
1120 Paust an Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), 22.12.1938, ADNBL, 843/0 

(Hefter: 1938-1944), Bl.�42. Vgl. auch Nitzsche, Bücherverwertungsstelle, S.�66; 
Seifert, Säuberung, S.�190�f. Während seiner kurzen Anwesenheit in Leipzig 
(23.12.1938 bis 13.2.1939) führte Paust dem RMVuP-Referenten in der DB die bis 
dahin eingegangenen Druckschriften vor, von denen ein Teil bereits in der DB 
vorhanden war. Diese Doppelstücke sollten nun an das RMVuP geschickt wer-
den. Es handelte sich um »insgesamt 61 Veröffentlichungen mit 68 Bänden, dar-
unter eine Reihe von bibliophilen und seltenen Privatdrucken, die für den Herrn 
Minister in Betracht kämen«. Albert Paust an Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP), 
1.2.1939, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�64.
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stelle zum Abschluss zu bringen. Mit einer Woche sei es aber nicht getan, so 
Paust, denn bei seiner Abreise aus Wien sei der Antransport der Bücher immer 
noch gelaufen, sodass für ordnende Abschlussarbeiten keine Zeit geblieben sei. 
Er sei daher bereit, »nochmals auf längere Zeit« nach Wien zu fahren, denn in-
zwischen habe er an der DB »neues von uns gesuchtes Schriftenmaterial zusam-
mengestellt«. Es habe sich erfreulicherweise herausgestellt, dass das meiste von 
Paust zusammengeraffte Material in Leipzig gefehlt habe. Dadurch seien »erheb-
liche Lücken in den Beständen« ausgefüllt worden. »Eine entsprechende Aus-
beute« sei auch aus den von ihm noch nicht durchgesehenen neuen Bücherbe-
ständen in Wien zu erwarten.1121 Daher wies Paust den mit dem Buchverkauf 
betrauten Karl Seidl an, nichts aus den neu eingegangenen Beständen zu veräu-
ßern, bevor Paust diese nicht selbst überprüft habe.1122

Eine wesentliche Voraussetzung für den Abschluss der Arbeiten in Wien bil-
dete die endgültige Verteilerliste für die ›unerwünschten‹ Schriften. Sie führte die 
für den Empfang berechtigten Stellen in der Reihenfolge auf, in der sie nach 
Maßgabe der vorhandenen Exemplare bedacht werden sollten. Die Liste sollte 
im Einvernehmen zwischen Gestapo, SD und RMVuP aufgestellt werden, lag 
aber infolge von Kompetenzstreitigkeiten immer noch nicht vor. Paust legte 
Wert darauf, die Liste von der Staatspolizei gegenzeichnen zu lassen, damit er bei 
der Verteilung »gedeckt« sei.1123 Noch bevor er nach Wien zurückkehrte, trat 
das Amt Rosenberg  – das seit geraumer Zeit »wie ein Aasgeier über Wien 
kreiste« – in den Wettlauf um das Raubgut ein.1124 Mitte Januar 1939 erschienen 
in der Bücherverwertungsstelle unvermittelt einige Vertreter des Amtes Rosen-
berg und reklamierten eine große Auswahl Judaica, Socialistica sowie ›System-
schriften‹ für sich, die neun Kisten füllten. Die Pragmatiker Paust und Seidl hat-

1121 Albert Paust (DB) an Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), 6.1.1939, ebd., 
Bl.�47. Zu den während der Abwesenheit Pausts in Wien durchgeführten Arbeiten 
der Bücherverwertungsstelle vgl. Karl Seidl (Reichspropagandaamt Wien, Bü-
cherverwertungsstelle) an Paust (DB), 9.1.1939 u. 14.2.1939, ebd., Bl.�48, 65.

1122 Albert Paust an Karl Seidl (Wien), 20.1.1939, ebd., Bl.�53�f. Um sicherzustellen, 
dass der DB keines der in Wien vorhandenen Werke entging, schickte Paust nun 
seinerseits Titelzettel bzw. -listen sämtlicher in Wien aufgenommener Werke für 
Vergleichszwecke an die DB und legte auch weiterhin Bücher (u.�a. Freimaurerli-
teratur und vor 1913 erschienene Werke) zurück, da diese Seltenheitswert besa-
ßen. Vgl. Albert Paust an Hans Cordes (DB), 20.2.1939, 24.2.1939, 3.3.1939, 
10.3.1939 u. 15.3.1939, ebd., Bl.�66, 67, 70, 73, 74�f.; Albert Paust an Uhlendahl, 
9.3.1939, ebd., Bl.�49.

1123 Vgl. Albert Paust (DB) an Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP), 19.1.1939, ebd., 
Bl.�51. Auf den Kompetenzstreit zwischen RMVuP und Gestapo, der den Versand 
der Verteilerliste über Monate hinweg verzögerte, verwies Paust an Uhlendahl, 
9.3.1939, ADNBL, 348/1, Bl.�49�f.

1124 Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�103.
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ten damit kein Problem, da sie damit dem Ziel der ›Verwertung‹ einen Schritt 
näher kamen.1125 Dafür erschien aber der unlängst aus dem RMVuP verbannte 
Lothar Kühne (PPK) urplötzlich auf der Bildfläche und sorgte durch seinen Ver-
such, den Abtransport an das Amt Rosenberg zu verhindern, für einen Eklat. 
Seidl ließ sich davon jedoch nicht beirren und schickte die von Rosenberg gefor-
derten neun Kisten ab.1126 Paust nahm dies zum Anlass, das RMVuP erneut um 
die Verteilerliste zu bitten, damit sich derartige Fälle nicht wiederholten. Dar-
über hinaus sei wichtig, dass Wilhelm Altenloh, als besonderer »Vertrauensmann 
für Buchwesen« Himmlers, die Liste gegenzeichne. Dem Vertreter der Wiener 
Gestapo, Alfons Blaschko, solle die Anweisung erteilt werden, sich nicht mehr 
in die Verteilung einzumischen. Außerdem sei die DB nicht nur in den Vertei-
lerschlüssel der Bücherverwertungsstelle, sondern auch in die bereits bestehende 
Liste der zum Empfang beschlagnahmten Schrifttums berechtigten 30 Bibliothe-
ken aufzunehmen, für welche die PSB laufend Material der Gestapo erhalte.1127

Im März 1939 drängte auch Paust zur Eile, denn nach der Schaffung des ›Pro-
tektorates Böhmen und Mähren‹ wollte er den Abschluss der Arbeiten in Wien 
beschleunigen, »um rechtzeitig nach Prag zu kommen«.1128 Wie sein Leipziger 

1125 Ebd.; Albert Paust an Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP), 26.1.1939, ADNBL, 
348/1, Bl.�40�f. Schon im Oktober 1938 hatte Paust vorgeschlagen, »das hebräische 
Schrifttum vielleicht geschlossen an das Institut von Prof. Frank« zu geben. Paust 
an Uhlendahl, 24.10.1938, ebd., Bl.�19-22, hier Bl.�20R. Zum Reichsinstitut für 
Geschichte des neuen Deutschlands, das der Leitung von Walter Frank unterstand 
und sich mit der ›Judenfrage‹ befasste, vgl. Heiber, Helmut: Walter Frank und 
sein Reichsinstitut für Geschichte des neuen Deutschlands, Stuttgart 1966; von 
Papen, Patricia: Schützenhilfe nationalsozialistischer Judenpolitik. Die ›Judenfor-
schung‹ des »Reichsinstituts für Geschichte des neuen Deutschlands« 1935-1945, 
in: Fritz Bauer Institut (Hg.): »Beseitigung des jüdischen Einflusses …«. Antise-
mitische Forschung, Eliten und Karrieren im Nationalsozialismus (Jahrbuch 
1998/99 zur Geschichte und Wirkung des Holocaust), Frankfurt am Main u. New 
York 1999, S.�17-42.

1126 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�103�f.
1127 Vgl. Albert Paust an Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP), 26.1.1939, ADNBL, 

348/1, Bl.�40�f. Paust legte dem RMVuP auch den Entwurf eines Rundschreibens 
für die empfangsberechtigten Institutionen vor, aus dem hervorging, die vom RM-
VuP in Kooperation mit der Gestapo und dem SD durchgeführte Aktion habe der 
»Sicherstellung des beschlagnahmten und unerwünschten Schrifttums in der Ost-
mark« gedient. Die Bestände seien inzwischen »zum größten Teil makuliert wor-
den«, jedoch stünden für Forschungszwecke noch einige Werke zur Verfügung. 
Entwurf des Rundschreibens an die für den Empfang von Material aus der Bü-
cherverwertungsstelle des Reichspropagandaamtes Wien vorgesehenen Stellen, 
26.1.1939, ebd., Bl.�42. 

1128 Albert Paust (DB) an Hans Cordes (DB), 15.3.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 
1938-1944), Bl.�73.
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Kollege Oskar Kupfer vermerkte, würde Pausts ›Pragreise‹ allerdings »andere 
Formen annehmen müssen als die bei Mozart«, immerhin kehre für die Erwer-
bungsabteilung »verlorenes Land wieder zurück«.1129 Hans Cordes sprach den 
Wunsch aus, man möge sich »bald dazu entschließen, damit wir nicht wieder 
post festum« kämen.1130 Paust widmete sich schon in Wien der Durchsicht des 
Verzeichnisses der in der Tschechoslowakei verbotenen Schriften und merkte 
sich alle davon in Wien erschienenen Schriften vor, die aber dort nur noch sehr 
schwer zu beschaffen waren. Ob er »in absehbarer Zeit […] in Prag an Ort und 
Stelle« versuchen könne, »noch möglichst viele davon zu bekommen« könne er 
noch nicht sagen. Dies hinge von Uhlendahl und vom RMVuP ab. Vorläufig je-
doch wolle er die Aktion in Wien zum Abschluss bringen, denn dort werde für 
die DB »noch allerhand herausspringen«.1131

Wie Paust vermutete, schienen »durch die Besetzung von Böhmen und Mäh-
ren« alle amtlichen Stellen in Berlin völlig in Anspruch genommen zu sein, denn 
im Hinblick auf den Verteilerschlüssel tat sich immer noch nichts.1132 Allerdings 
hatte er von Blaschko erfahren, die Liste sei von der Gestapo bereits endgültig 
aufgestellt und genehmigt worden. Es fehle nur noch an der Zustimmung des 
Berliner SD-Hauptamtes.1133 Diese Zeit nutzte Paust, um erneut im Interesse der 
DB wirksam zu werden, wie er Uhlendahl Mitte April 1939 mitteilte:

»Im übrigen habe ich die Zwischenzeit, wie Sie schon aus meinem ersten Be-
richt und aus den umfangreichen Listen, die ich Herrn Dr. Cordes übersandt 
habe, ersehen haben werden, dazu benützt, um die hiesigen Bestände nach 
 jeder Richtung hin für die DB auszuwerten. Ebenso habe ich aus Privathand 
noch eine ganze Reihe seltener und lange von uns gesuchter Schriften erhalten 
können. Insgesamt sind bisher 4 Pakete und 1 große Kiste an die DB abge-

1129 Oskar Kupfer (DB) an Albert Paust, 17.3.1939, ebd., Bl.�78.
1130 Handschriftliche Bemerkungen von Hans Cordes (DB) für Paust auf dem 

Schreiben von Olga Siebe (DB) an Paust, 18.3.1939, ebd., Bl.�80. Bereits im Okto-
ber 1938 hatten Pausts Kollegen im Hinblick auf die ›Sudetengebiete‹ ganz ähnli-
che Andeutungen gemacht. So hatte Cordes lakonisch vermerkt: »Wollen Sie nun 
anschließend nicht auch gleich das Sudetendeutsche Gebiet erledigen?« Hand-
schriftlicher Vermerk von Hans Cordes für Paust auf dem Schreiben von Olga 
Siebe (DB) an Paust, 7.10.1938, ebd., Bl.�13. In ganz ählicher Weise schrieb Hans 
Praesent im November 1938 an Paust: »Sie müssten längst in Reichenberg im 
Stabe Konrad Henleins sein; denn wenn wir nächstens weitere Gebiete friedlich 
erobern, kommen Sie garnicht mehr nach.« Hans Praesent an Paust, 4.11.1938, 
ebd., Bl.�28.

1131 Albert Paust an Hans Cordes (DB), 24.3.1939 u. 31.3.1939, ebd., Bl.�82�f., 86�f.; Al-
bert Paust an Oskar Kupfer (DB), 24.3.1939, ebd., Bl.�81.

1132 Albert Paust an Uhlendahl, 14.4.1939, ebd., Bl.�93�f.
1133 Albert Paust an Alfred-Ingemar Berndt (Abt. VIII, RMVuP), 14.4.1939, ebd., 

Bl.�95�f.
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gangen, die ungefähr 180 Einzelwerke und eine große Anzahl von Zeitschrif-
ten-Jahrgängen und Einzelnummern enthielten. Weitere Listen sind noch 
 unterwegs. Mit der Durchsicht unseres zweiten abschließenden Bestandsver-
zeichnisses, das Ende nächster Woche folgen wird, ist dann die Auswertung 
der gesamten, in der BVSt [Bücherverwertungsstelle] vorhandenen Bestände 
für die DB abgeschlossen. Wir brauchen dann keine weitere Arbeit mehr dafür 
aufzuwenden und uns an der Verteilungsaktion nicht zu beteiligen. Durch 
meine etwas längere Anwesenheit ist somit wenigstens nach dieser Richtung 
ein erheblicher Vorteil für die DB erzielt worden. […] Auch diesmal habe ich 
einige vor unserem Sammelgebiet liegende Prachtwerke für die K[unst]D[ruck]- 
Abtlg. beigefügt.«1134

Über den Zuwachs war Uhlendahl sicher erfreut. Gleichwohl missfiel ihm, dass 
der Leiter seiner Beschaffungsabteilung nun schon seit Monaten in Wien gebun-
den war. Uhlendahl bat das RMVuP wiederholt, Paust nach Leipzig zurückzu-
schicken, da er ihn »nicht länger entbehren« könne.1135 Da das RMVuP nach dem 
Abzug Grubers keinen Mann mehr vor Ort hatte, kam es mit dem SD überein, 
dass dieser zur endgültigen Abwicklung der »Buchsicherstellungsaktion« eine 
Ablösung für Paust stellte.1136 Nach der Erledigung der bibliothekarischen Sich-
tung durch Paust sollte sein Nachfolger die rein technische Verteilung des übri-
gen Schrifttums und die Abwicklung der Verwertungsstelle vornehmen.1137 Es 
dauerte noch einige Zeit, bis Berlin eine Entscheidung traf. Erst Ende Mai teilte 
Paust mit, dass das Sicherheitshauptamt den SD-Mann Kurt Hancke nach Wien 
entsende und Pausts Rückkehr nach Leipzig kurz bevor stehe.1138 Hancke, der 
diesen Auftrag in zwei Wochen erledigen wollte, ging keineswegs zimperlich 
vor, sondern wies an, einen Großteil der noch vorhandenen Bestände einzu-
stampfen. Gleichwohl griff auch er im Interesse des Berliner SD-Hauptamtes 
entschlossen zu, indem er für den SD bestimmte Bücher aussuchte und so die 
Bestände »an besseren Werken, sowie an Judaica, Systemschriften, ferner aus 

1134 Albert Paust an Uhlendahl, 14.4.1939, ebd., Bl.�93�f. Anfang Mai 1939 ging der DB 
eine weitere Kiste zu, darunter »jüdische Schriften« und auch eine »Pracht-Bibel«, 
die Paust in der letzten Kiste nicht untergebracht hatte. Vgl. Paust an Hans Cor-
des (DB), 5.5.1939, ebd., Bl.�105�f.

1135 Uhlendahl an Albert Paust, 11.4.1939, ebd., Bl.�90.
1136 Vgl. Alfred-Ingemar Berndt (Abt. VIII, RMVuP) an Uhlendahl, 27.4.1939, ADNBL, 

348/1, Bl.�56.
1137 Vgl. Heinz Gruber (Abt. VIII, RMVuP) an Paust, 2.5.1939, ADNBL, 843/0 (Hef-

ter: 1938-1944), Bl.�103�f. Vgl auch Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�102.
1138 Der Hinweis auf Kurt Hancke findet sich ebd., S.�103, 516 (Anm.�262). Zur Per-

son Hanckes (1911-1941) vgl. Denkler, Horst: Werkruinen, Lebenstrümmer. Li-
terarische Spuren der »verlorenen Generation« des Dritten Reiches, Tübingen 
2006, S.�55-57; Hachmeister, Lutz: Heideggers Testament. Der Philosoph, der 
Spiegel und die SS, Berlin 2014, S.�280�f.
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dem verwertbaren Lager« sehr lichtete. Hancke wies Seidl an, diese Bücher, die 
zwanzig Kisten füllten, »sofort« nach Berlin zu senden.1139 Nachdem Hancke 
selbst in die Reichshauptstadt zurückkehrte, übernahm Rudolf Wihan vom SD-
Oberabschnitt Donau seinen Platz in Wien.

Inzwischen war eine »vorläufige Verteilerliste« eingegangen, die 14 Instituti-
onen aufführte, darunter die DB, die Nationalbibliothek in Wien und die Staats-
bibliotheken in München und Berlin. Die Universitätsbibliotheken sollten leer 
ausgehen. Von dem Raubzug sollten in erster Linie das Hauptarchiv der NS-
DAP, die PPK, die Sammlung Rehse in München, das Amt für Sippenforschung, 
die Antikomintern, das Institut zum Studium der Judenfrage in Berlin und das 
Gauschulungsamt profitieren. Nicht aufgeführt waren der SD und das RMVuP, 
die ebenfalls je ein Exemplar für sich in Anspruch nahmen. Von den ›uner-
wünschten‹ Schriften behielt sich das Ministerium sogar je drei Stücke vor. Den 
Schriftwechsel mit den verteilenden Stellen führte die Gestapo.1140

Ende Mai 1939 zog Paust Bilanz. Aus der »Übersicht über die Entwicklung 
und die Bestände der Bücherverwertungsstelle des Reichspropagandaamtes 
Wien« geht hervor, dass ihr zwischen dem 1. September 1938 und dem 25. Mai 
1939 rund 550.000 Bücher zugeführt wurden. Hinzu kamen 94.000 Bände, zu 
denen 142 Buchhandelsfirmen durch die Anordnung der RSK-Landesleitung 
Österreich zwangsverpflichtet waren. Demnach verfügte die Bücherverwer-
tungsstelle über einen Gesamtbestand von 644.000 Bänden. Davon wurde bis da-
hin die exorbitante Zahl von 400.000 Bänden makuliert. Aus dem Verkauf des 
Altpapiers hatte sich der im Vergleich dazu lächerliche Betrag von 225 RM er-
geben. Auch das Ergebnis des Bücherverkaufs war alles andere als befriedigend, 
denn lediglich 5.000 Bände wurden mit einen Erlös von 2.744 RM verkauft. Re-
gelrecht niederschmetternd war jedoch der Befund, dass im gesamten Zeitraum 
der Tätigkeit Pausts nur 5.000 Bände an verschiedene Empfänger verteilt worden 
waren, zu denen neben dem Propagandaministerium, dem SD und der Gestapo 
auch die Nationalbibliothek Wien, die UB Wien und die DB zählten. Das unter-
streicht einmal mehr die Fragwürdigkeit der gesamten Aktion. Allerdings befan-
den sich bei der Rückkehr Pausts nach Leipzig noch 234.000 Bände in der Bü-

1139 Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�103. Vgl. auch Karl Seidl (Wien) an Albert 
Paust (DB, Leipzig), 24.6.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�132.

1140 Vgl. Albert Paust an Hans Cordes (DB), 5.5.1939, ebd., Bl.�105�f.; Paust an Alfred-
Ingemar Berndt (Abt. VIII, RMVuP), 11.5.1939, ebd., Bl.�108�f.; Paust an Heinz 
Gruber (Abt. III, RMVuP), 12.5.1939, ebd., Bl.�111-113; Karl Seidl (Wien) an Al-
bert Paust (DB, Leipzig), 24.6.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�132. 
Der Verteilerschlüssel trug nur vorläufigen Charakter, da für fünf Stellen 
(Nr.�6-10) der Liste noch keine Empfänger benannt waren. Zur Ausfüllung dieser 
Platzhalter ist es vermutlich nicht mehr gekommen. Vgl. ebd.
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cherverwertungsstelle, deren Verteilung nun beginnen sollte.1141 Auch Paust 
rechnte »weiterhin mit gelegentlichen Pakentsendungen« aus Wien.1142 Dort 
hatten sich aber inzwischen große »Umwälzungen« vollzogen, da Pausts Nach-
folger Hancke auf eine schnelle Abwicklung der Geschäfte drängte und einen 
Großteil der noch vorhandenen 234.000 Bände ebenfalls einstampfen ließ. So 
musste Seidl Paust am 24. Juni 1939 »leider mitteilen, dass die Arbeiten [in der 
Bücherverwertungsstelle] nicht mehr in der von uns vorgesehenen Weise fortge-
führt« würden, denn Hancke habe »nahezu die Hälfte der Bestände als minder-
wertig von der Verteilung ausgeschlossen und deren Makulierung verfügt«.1143 
Demnach ging den für die Verteilung vorgesehenen Stellen nur ein geringer Teil 
der Bücher zu.1144 Dem Ziel der möglichst schnellen Abwicklung kam man 
trotzdem nur langsam näher, denn Hanckes Nachfolger Wihan meinte Ende Au-
gust 1939, eine Beendigung der Arbeiten noch nicht abschätzen zu können.1145 
Diese wurden aber vermutlich kurz darauf eingestellt. Die verbliebenen Restbe-
stände wurden der Wiener Nationalbibliothek »zur Befriedigung später noch 
auftretender Bedürfnisse und Wünsche überwiesen«, wo sie schließlich bis 1945 
blieben und danach zum Teil restituiert wurden.1146 Die DB zog folgende Bilanz:

»Insgesamt war der Leiter der Beschaffungsabteilung rund sieben Monate mit 
der Durchführung dieses Sonderauftrages des Ministeriums beschäftigt. […] 
Es ist ihm in dieser Zeit gelungen, das der DB noch fehlende österreichische 
Schrifttum zum größten Teil sicherzustellen, und ihr mehrere Tausend vor al-
lem außerhalb des Buchhandels erschienener Schriften, darunter zahlreiche 

1141 Vgl. Übersicht über die Entwicklung und die Bestände der Bücherverwertungs-
stelle des Reichspropagandaamtes Wien, ohne Datum (vermutlich 24.5.1939), 
ebd., Bl.�125. Vgl. auch Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�122�f.; Dahm, Buch, 
S.�144�f.; Nitzsche, Bücherverwertungsstelle, S.�68.

1142 Albert Paust an Karl Seidl (Wien), 9.6.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), 
Bl.�126.

1143 Karl Seidl (Wien) an Albert Paust (DB, Leipzig), 24.6.1939, ebd., Bl.�132.
1144 Grit Nitzsche verweist darauf, dass »Bücher mit der Provenienz« der Wiener Ver-

wertungsstelle heute noch in der Österreichischen Nationalbibliothek, der Deut-
schen Nationalbibliothek sowie in den Staatsbibliotheken in Berlin und München 
nachweisbar sind. Im Rahmen eines von der DB geförderten Projekts identfizierte 
G. Nitzsche zwischen 2003 und 2004 über 500 Titel im Bestand der DB, die auf 
die Bücherverwertungsstelle zurückgehen. Vgl. Nitzsche, Bücherverwertungs-
stelle, S.�69�f.

1145 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�123�f.
1146 Entwurf für den Verwaltungsbericht der DB für 1938 (Kapitel: Sammeltätigkeit), 

ADNBL 181/1-1938, Bl.�25. Vgl. zudem Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�124. 
Dabei handelte es sich offenbar um 50.000-80.000 Bücher. Vgl. Nitzsche, Bücher-
verwertungsstelle, S.�69.
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lange schon gesuchte Werke, politische Denkschriften und seltene Privat- und 
Widmungsdrucke, sowie erhebliche Zeitschriftenbestände zuzuführen.«1147

Gleich nach seiner Rückkehr aus Wien brach Paust zu einer Werbereise »in das 
Gebiet des Protektorats Böhmen und Mähren« auf. Dort nahm er mit den Leit-
stellen der Gestapo in Brünn und Prag Kontakt auf, die der DB zusicherten, ihr 
»das dort beschlagnahmte Schrifttum« zuzuführen.1148 Auch im »Protektorat« 
kooperierten er und seine Kollegen mit dem NS-Besatzungsregime. In keinem 
Fall reflektierte Paust über die Herkunft der von ihm reklamierten und zum Teil 
sogar selbst beschlagnahmten Bücher.1149 Er reduzierte seinen Sonderauftrag auf 
einen scheinbar unpolitischen und sachlichen Ressourcentransfer. Tatsächlich 
handelte es sich jedoch um nichts anderes als die Organisation und Durchfüh-
rung eines illegitimen Raubzugs mit einhergehender Vernichtung gigantischer 
Sachwerte. Das Beispiel der Bücherverwertungsstelle zeigt aber auch eindrucks-
voll, dass ab 1938 die maßgeblich aus nationalistischen Grundeinstellungen ge-
speisten, wachsenden politisch-ideologischen Affinitäten nicht-jüdischer Aka-
demiker zur NS-Diktatur materiell unterfüttert wurden, indem sich mit der 
Angliederung Österreichs und weiterer Gebiete an das ›Altreich‹ den wissen-
schaftlichen und kulturellen Akteuren sich rasch ausweitende Ermöglichungs-
räume für unterschiedlichste Formen fachlicher Ressourcenmobilisierung eröff-
neten. Diese Ermöglichungsräume wurden  – wie im Fall Pausts und der 
DB  – konsequent genutzt.1150 Nicht zuletzt deshalb konnte das Sicherheits-
hauptamt in seinem Jahresbericht für 1938 selbstzufrieden vermerken, »durch 
den Anschluss der Ostmark und des Sudeten landes« seien »Wien und indirekt 
auch Prag als zwei der wichtigsten Zentren gegnerischer Kultur- und Schrift-
tumspolitik ausgeschaltet« worden.1151

1147 Entwurf für den Verwaltungsbericht der DB für 1938 (Kapitel: Sammeltätigkeit), 
ADNBL 181/1-1938, Bl.�25R.

1148 Uhlendahl an den Vorstand des BV (mit anliegendem Bericht: Werbebesuche bei 
Verlegern und sonstigen Stellen im Anschluss an den Bibliothekartag in Graz, 
Pfingsten 1939), 8.8.1939, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-1941), Bl.�9-16. Vgl. zu-
dem Dienstreiseauftrag für Paust, 15.6.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), 
Bl.�81.

1149 Vgl. auch Nitzsche, Bücherverwertungsstelle, S.�67.
1150 Vgl. Flachowsky/Hachtmann/Schmaltz, Editorial, S.�12.
1151 Jahresbericht 1938 des Sicherheitshauptamtes, Bd.�2, BArch Berlin, R�58/1095, 

Bl.�1-139, hier Bl.�134.
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5.7. »Es erscheint jetzt an der Zeit […] ein Machtwort zu sprechen« – 
Deutscher Gesamtkatalog und vermeintliche Entscheidung im 
›Titeldruckkampf‹1152

Bis 1933 hatten sich in der Auseinandersetzung zwischen der DB und der PSB 
wegen der Frage der Zentralkatalogisierung, der DNBg und des Deutschen Ge-
samtkatalogs »wenig erfreuliche Dinge« abgespielt.1153 So wie sich die PSB über 
die »Expansionsbestrebungen der Deutschen Bücherei« mokierte, ereiferte man 
sich in Leipzig über die »Prestigepolitik« der PSB.1154 Aufmerksame Beobachter 
hatten festgestellt, dass beide Seiten inzwischen einen erbitterten ›Kampf um 
Monopole‹ führten.1155 Im Mittelpunkt der Kontroverse stand die Frage, auf 
welcher Grundlage der seit 1930 angestrebte Deutsche Gesamtkatalog aufgebaut 
werden sollte: Entweder auf den von der PSB herausgegebenen Berliner Titel-
drucken oder auf dem Weg einer Arbeitsteilung zwischen Berlin (Berliner Titel-
drucke für ausländische Literatur) und Leipzig (Titeldrucke für deutsche Litera-
tur auf der Grundlage der DNBg).1156 Der von der DB vertretene Standpunkt der 
Arbeitsteilung fand einflussreiche Fürsprecher. So hatte sich der Reichsspar-
kommissar Ende Oktober 1932 für eine Abgrenzung der Arbeitgebiete zwischen 
der DB und der PSB ausgesprochen, da die von beiden gleichzeitig hergestellten 
Titeldruckunternehmen »eine erhebliche und nicht zuletzt auch kostspielige 
Doppelarbeit« darstellten. Diese ließe sich am ehesten durch eine Verständigung 

1152 Uhlendahl an OBM Carl Goerdeler (Leipzig), 9.2.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1935/36), Bl.�10.

1153 Rundschreiben Oldenbourgs (Vorsitzender des GA der DB und Vorsteher des 
BV) an die Mitglieder des VW und des GA der DB, 17.2.1933, ADNBL, 640/0 
(Hefter: 1933/34), Bl.�30. 

1154 Der Vorwurf der »Expansionsbestrebungen« der DB findet sich in der »Erwide-
rung [der PSB] auf die Denkschrift betreffend Schädigung der buchhändlerischen 
Bibliographie durch Ausbau der Berliner Titeldrucke vom 14.  Juli 1932, 
16.1.1.1933, GStA, I. HA Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�17, Bd.�5, Bl.�86-126, hier Bl.�87�f. 
Die Vorhaltung der DB, die PSB würde »Prestigepolitik« betreiben findet sich im 
Schreiben von Oldenbourg an Hugo Bruckmann (München), 11.2.1933, ADNBL, 
640/0 (Hefter: 1932/33), Bd.�IV, Bl.�52-55, hier Bl.�54.

1155 Vgl. Uhlendahl an Arno Schirokauer (Grossdeuben) (mit anliegendem Entwurf 
des Artikels von Schirokauer mit dem Titel »Des Kaisers Bart«), 11.2.1933, 
ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), Bl.�162-165.

1156 Mit dem Deutschen Gesamtkatalog (DGK) verknüpften die deutschen Bibliothe-
kare Hoffnungen und Aufgaben wie die Erschließung des deutschen Bücherbesit-
zes, die Erleichterung und bessere Leitung des deutschen Leihverkehrs und den 
Ersatz bzw. die Verbesserung veralteter Kataloge. Vgl. Fuchs, Hermann: Der 
Deutsche Gesamtkatalog als Organisation und Leistung, in: ZfB 55 (1938), Heft 
9/10, S.�443-457, hier S.�453.
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über die Durchführung des Deutschen Gesamtkatalogs beseitigen, der wohl be-
deutungsvollsten Aufgabe der deutschen Bibliotheken. Zur Freude Uhlendahls 
sprach sich die Behörde des Reichssparkommissars für den von der DB in ihrer 
Denkschrift vom 14. Juli 1932 vorgelegten Plan aus, nach dem die PSB die Be-
stände von 1500 bis Ende 1930 und für die Folgezeit die fremdsprachigen Titel 
und die DB die deutschsprachigen Titel ab 1931 bearbeiten sollten. Die sach-
lichen Gründe für diese Teilung lägen auf der Hand, würden »auch jedes 
zwecklose Geltungsbedürfnis der einen oder anderen Stelle« beseitigen und je-
der der beiden großen Bibliotheken genau den Anteil an dem Deutschen Ge-
samtkatalog zuweisen, für den sie nach Lage der Dinge am besten geeignet 
seien. Gleichzeitig müsse es zu einer Verständigung bei den Titeldruckverzeich-
nissen kommen, die im Interesse des gesamten deutschen Bibliothekswesens, 
aber auch unter dem Gesichtspunkt einer sparsamen Verwendung öffentlicher 
Mittel unabdingbar sei. Wenn künftig jede der beiden Bibliotheken nur noch 
die Verzeichnisse herausgebe, die für ihren Arbeitsbereich und ihren Anteil an 
der Herstellung des Deutschen Gesamtkatalogs erforderlich seien und darüber 
hinaus auch das  Material der anderen Seite verwende, dürfte zukünftig prak-
tisch ausgeschlossen sein, dass Titeldrucke nebeneinander erschienen, die mit-
einander konkur rierten.1157

Der Generaldirektor der PSB zeigte sich von der Stellungnahme des Reichs-
sparkommissars jedoch wenig beeindruckt und wies die von der DB erhobenen 
Beschwerden als »unberechtigt« zurück. Wie Krüss im Januar 1933 behauptete, 
würden die Vorschläge der DB eine Zerstörung des Katalogsystems der Berliner 
Titeldrucke bezwecken und darauf abzielen, das Monopol, das der Börsenverein 
in der Buchhandelsbibliographie bereits besitze, auch auf das Berliner Katalog-
unternehmen auszudehnen. Die Bibliotheken würden sich beim Bücherkauf be-
reits in völliger Abhängigkeit vom Buchhandel befinden. Diesem nun auch noch 
Einfluss auf das wichtigste Element ihres inneren Betriebes – den Katalog – ein-
zuräumen, sei schlichtweg undenkbar. Ohnehin würden die vom Börsenverein 
und von der DB vorgebrachten Vorschläge deutlich machen, wie fremd beiden 
das Wesen und die Tätigkeit der wissenschaftlichen Bibliotheken sei, die nicht 
wie die DB »präsente Archivbibliotheken, sondern Ausleihbibliotheken größten 
Stiles« seien. Schließlich lasse die Denkschrift der DB »auch jede Würdigung 
dessen vermissen, was das durch die Berliner Titeldrucke seit 40 Jahren zusam-
mengehaltene System der preußischen Bibliotheken für das gesamte deutsche 
Bibliothekswesen« bedeute. »Die Zerstörung oder Beeinträchtigung dessen, was 
die preußischen Bibliotheken geschaffen« hätten, so die von ›tradierten Rechten 
der PSB‹ ausgehende Berliner Argumentation, »würde sich daher letzten Endes 
zum Schaden der deutschen Bibliotheken überhaupt auswirken müssen«. Um 

1157 Reichssparkommissar (Berlin, gez. Vogt) an den RMdI, 26.10.1932, GStA, I. HA 
Rep. 76 Vd Sekt. 1, Nr.�17, Bd.�5, Bl.�75�f.
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seinen Standpunkt auch kulturpolitisch zu untermauern, verwies Krüss zudem 
auf die seit 1931 an die Berliner Titeldrucke angeschlossenen österreichischen 
Bibliotheken. Gerade die Teilnahme der Wiener Nationalbibliothek  – einer 
Stelle, die sicherlich weit sachverständiger sei, als Börsenverein und DB, und de-
ren völlig unabhängiges Urteil lediglich durch Gründe reiner Zweckmäßigkeit 
bestimmt sei – erweise die Nützlichkeit und die Unentbehrlichkeit der Berliner 
Titeldrucke. In Erkenntnis dieser Tatsache habe sich der Generaldirektor der 
Wiener Nationalbibliothek, Josef Bick, selbst Mitglied des Geschäftsführenden 
Ausschusses der DB, klar gegen den Standpunkt der DB und für Berlin ausge-
sprochen. Damit, so Krüss sophistisch, richte sich der Vorstoß des Börsenver-
eins und der DB »auch gegen eine von deutschen und österreichischen Biblio-
theken gemeinsam vertretene Sache, die eine wertvolle neue Verbindung zwischen 
Deutschland und Österreich auf kulturpolitischem Gebiete« bedeute. Daraus 
leitete Krüss die Forderung ab, der Preußische Kultusminister möge die vom 
Börsenverein und der DB erhobenen Forderungen »mit Entschiedenheit« zu-
rückweisen.1158

Mit der Materie vertraute Leser der ›Erwiderung‹ zeigten sich über die von 
Krüss an den Tag gelegte »völlig haltlose Selbstgerechtigkeit und hohle Besser-
wisserei« erschrocken. In einer geharnischten Kritik nahm der PSB-Bibliothekar 
(!) Franz Fammler die Denkschrift seines Direktors Stück für Stück auseinander, 
wobei er ihm mangelndes Fingerspitzengefühl, sprachliches Unvermögen, Stim-
mungsmache und den Versuch vorwarf, »das persönliche Wertbild des Gegners 
durch Angriffe auf seine berufliche Ethik zu diffamieren«.1159 Fammler:

»Bei jedem Debattieren, in jedem geistigen Waffengang, kommt zuguterletzt 
einer der Kämpfenden mit seinem Denken ins Rutschen. Erfahrungsgemäss ist 
das ein Symptom jener Partei, die von dem Gefühl für eine verlorene Sache zu 
streiten, inzwischen stark durchsetzt ist, trotzdem aber noch eine Weile we-
nigstens scheinbar Sieger zu bleiben wünscht und zu diesem Zweck, wenn 

1158 Krüss (Vorsitzender des Beirats für Bibliotheksangelegenheiten) an den PK, 
16.1.1933, ebd., Bl.�84. Die von der PSB ausgearbeitete »Erwiderung auf die Denk-
schrift betreffend Schädigung der buchhändlerischen Bibliographie durch Ausbau 
der Berliner Titeldrucke vom 14. Juli 1932, 16.1.1.1933, findet sich ebd., Bl.�86-126. 
Seine Erwiderung sandte Krüss auch an die Mitglieder des Verwaltungsrats der 
DB, vgl. Krüss an die Mitglieder des VR�der DB, 8.2.1933, ADNBL, 640/0 (Hef-
ter: 1933/34), Bl.�1. 

1159 Fammler, Franz: Das Wort hat der Herr Generaldirektor. Beschauliche und er-
bauliche Lesefrüchte aus der Berliner Erwiderung vom 16. Januar 1933. Dem Di-
rektor der Deutschen Bücherei Herrn Dr. Heinrich Uhlendahl verehrungsvoll 
 zugeeignet, in: Ders.: Satirische Denkschriften zum Gesamtkatalog und zur Ti-
teldruckfrage I-IV, Berlin 1931-1936 (Manuskript), Teil III, S.�1-31, hier S.�2-4, 
ADNBL, 05 B 05.
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auch vielleicht ganz unbewusst oder kaum recht bewusst, zu allerhand Denk-
verwirrungen und Gedankenverwischungen greift. Bei ihr kommt eben dann 
die Fortsetzung des Streites nicht eigentlich mehr aus dem Willen zur Wahr-
heit, sondern, wenn sie sich auch selbst vielleicht kaum ganz darüber klar ist, 
letzten Endes nur noch aus dem Willen zur Macht. Bei ihr bestimmt dann al-
lerdings nicht mehr die Auffassung den Willen, sondern der Wille die Auffas-
sung. Der schwächere Gegner fühlt das unentrinnbar herannahende Knock-
Out. Man kann es verstehen, wenn er den Endschlag so lange als möglich 
hinausschieben will, und dabei in der Wahl der dialektischen Mittel bedenk-
lich und meist auch recht unrühmlich fehl greift. Die denkschriftliche Erwi-
derung des Herrn Generaldirektors [Krüss] wimmelt von solchen symptoma-
tischen Gedankenirrgängen.«1160

Fammler stellte auch die für den weiteren Verlauf des Konfliktes wichtige Frage, 
warum sich die österreichischen Bibliotheken überhaupt und zudem erst 1931 
an die immerhin seit 40 Jahren bestehenden Berliner Titeldrucke angeschlossen 
hätten, während sich das Gros der deutschen Bibliotheken dem immer noch ver-
weigerte. So führte er im Hinblick auf die von Krüss besonders hervorgehobene 
deutsch-österreichische Kooperation aus:

»Nur wer für psychologische Einfühlung jeden Sinn verloren hat, kann es der 
Berliner denkschriftlichen Erwiderung glauben, dass Wien benebst seiner ge-
samten österreichischen Bibliothekswissenschaft eitel aus enthusiastischem 
Wohlgefallen an der Berliner Überlegenheit so kurzerhand der Eingebung ge-
folgt sei, sich bei den Berlinern ins Joch zu begeben. Nach all dem darf man 
nun wohl fragen, welcher Art das amtliche Subordinationsverhältnis zwischen 
dem Wiener Generaldirektor und den östereichischen wissenschaftlichen Bi-
bliotheken vielleicht ist. […] Man fragt sich, wieso es die Wiener für nötig oder 
auch nur für opportun halten konnten, der Berliner Staatsbibliothek durch 
eine derartige stark offiziell anmutende Zustimmungsadresse  beizuspringen 
und gegen die Deutsche Bücherei, mit der sie so lange zusammengearbeitet 
hatten, mit einem Mal einen Dolchstoss in den Rücken zu versuchen. Diese 
der Deutschen Bücherei von den Wienern erteilte öffentliche Zurechtweisung 
ist eine Kampfansage, die jedem unverständlich bleibt, dem der Blick hinter 
die Berliner-Wiener Kulissen verwehrt ist.«1161

Die Kritik Fammlers zeigt, dass Krüss nichts unversucht ließ, um sein Ziel zu 
erreichen und den neuen Preußischen Kultusminister, Bernhard Rust, in seinem 
Sinne zu beeinflussen.1162 Auch der Börsenverein zeigte sich bemüht, den Minis-

1160 Ebd., S.�13.
1161 Ebd., S.�10.
1162 Wie Oldenbourg mitteilte, hatte Krüss zudem versucht, die Sortimenter, die 

 Lieferanten der PSB waren, anscheinend dadurch »mobil« zu machen, indem er 
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ter »in geeigneter Form« auf den Fall aufmerksam zu machen. Oldenbourg, Vor-
steher des Börsenvereins, nutzte seine Beziehungen zum NS-affinen Verleger 
Hugo Bruckmann, der daraufhin im Preußischen Kultusministerium vor-
sprach.1163 Uhlendahl und sein Mitarbeiter Julius Rodenberg lancierten einen 
Zeitungsartikel des DB-nahen Journalisten Arno Schirokauer über den Konflikt. 
Er nahm den von Joris Vorstius (PSB) veröffentlichten Vortrag vor der Vereini-
gung Berliner Bibliothekare in einer so derben Weise aufs Korn, dass Uhlendahl 
Schirokauer bat, diesen nicht mit seinem Namen zu unterzeichnen, »da sonst der 
Hinweis auf Leipzig und die DB sofort gegeben wäre«.1164 Solche Methoden wa-
ren natürlich nicht geeignet, den Konflikt aus der Welt zu schaffen. Dass es er-
neut zu keiner Einigung kam, lag aber auch am neuen – mit der Materie ganz 
offenbar nicht vertrauten – Preußischen Kultusminister, der sich die Auffassung 
des Generaldirektors der PSB a limine zu eigen machte. So führte das Ministe-
rium am 6. März 1933 gegenüber dem RMdI aus, es halte »die auf beiden Seiten 
selbständige Weiterfügung der Leipziger Bibliographien und der Berliner Titel-
drucke für eine, jedenfalls im Interesse der preußischen Bibliotheken gegebene 
Notwendigkeit«. Beide Unternehmen, würden sich in »außerordentlich er-
wünschter Weise« gegenseitig ergänzen, könnten aber wegen ihrer grundsätzlich 
verschiedenen Zweckbestimmung einander nicht ersetzen.1165 Mit dieser frag-
würdigen Einschätzung zögerte Rust eine Entscheidung also hinaus. Um Zeit zu 
gewinnen, bat das RMdI die DB zwar um eine Stellungnahme zur »Erwiderung« 
der PSB, jedoch war allen Beteiligten klar, dass man an einem toten Punkt ange-
langt war.1166

andeutete, er würde sich hinsichtlich der Belieferung der PSB nicht mehr mit dem 
bisherigen vom Börsenverein gewährten Bibliotheksrabatt begnügen, wenn der 
Verein in der Titeldruckfrage nicht nachgebe. Vgl. Oldenbourg an Hugo Bruck-
mann, 28.2.1933, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�33.

1163 Vgl. Oldenbourg an Hugo Bruckmann (München), ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1932/33), Bd.�IV, Bl.�52-55; Bruckmann an Oldenbourg, 22.2.1933, ADNBL, 
640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�32.

1164 Uhlendahl an Arno Schirokauer (Grossdeuben) (mit anliegendem Entwurf für 
einen Artikel Schirokauers: Des Kaisers Bart), 11.2.1933, ADNBL, 811/1 (Hefter: 
1920-1939), Bl.�162.

1165 Justus Theodor Valentiner (PK) an den RMdI, 6.3.1933, GStA, I. HA Rep. 76 Vd 
Sekt. 1, Nr.�17, Bd.�5, Bl.�164�f.

1166 Max Donnevert (RMdI) an Uhlendahl, 13.3.1933, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1933/34), Bl.�39. An der DB arbeitete man bereits seit Mitte Februar 1933 an einer 
»Gegenschrift« zu der von Krüss vorgelegten »Erwiderung«. Wie bereits er-
wähnt, hatten die durch die Machtübernahme der Nationalsozialisten hervorge-
rufenen »Wellen der Bewegung« an DB aber so viel »Nervosität ausgelöst«, dass 
Uhlendahl lange nicht zur Abfassung der Gegendenkschrift kam. Vgl. Uhlendahl 
an Oldenbourg, 16.2.1933 u. 8.4.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�104, 109.
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Dabei gab es verschiedene Stimmen, die angesichts des end- und ergebnislosen 
Hin und her an Krüss und Uhlendahl appellierten, sich in den für die deutsche 
Wissenschaft und das deutsche Bibliothekswesen bedeutsamen Gesamtkatalog-
Problemen »endlich zu einem Gentleman-Agreement« aufzuraffen. Es sei gera-
dezu grotesk, so Fammler, dass die deutschen Spitzenbibliotheken »in einer so 
wahrhaft nationalen Angelegenheit nach wie vor auf eigene Faust ihre einander 
bekämpfende Sonderpolitik« betrieben. Nicht partikularistische ›Berliner‹ Titel-
drucke, sondern ›Deutsche Titeldrucke‹ seien das Gebot der Stunde. Es sei doch 
unübersehbar, dass auch auf dem Gebiet der Titeldrucke und des Deutschen Ge-
samtkatalogs »nicht von einer preußischen Diktatur«, sondern nur »von einer 
Politik nationaler Konzentration die vollkommene Leistung erwartet werden« 
könne.1167 Der Direktor der Sächsischen Landesbibliothek in Dresden hob her-
vor, es habe »etwas Beunruhigendes«, dass »an zwei Stellen zehntausende von 
Titeln nach gleichen Regeln aufgenommen und gedruckt« würden. Es sei doch 
viel ratsamer darüber nachzudenken, ob nicht eine Bibliothek die Drucke der 
anderen benutzen könne.1168 Richard Fick – Elder Statesman des deutschen Bi-
bliothekswesens und des Preußischen Gesamtkatalogs – hob hervor, dass in der 
Community der Bibliothekare angesichts der prognostizierten Kosten des Deut-
schen Gesamtkatalogs (DGK) immer größere Zweifel an seiner Durchführbar-
keit aufgekommen seien. Diese Vorbehalte seien jedoch durch den Nutzen des 
DGK für die deutsche Wissenschaft gegenstandslos. Allerdings, so Fick mah-
nend, fehle es den deutschen Bibliothekaren noch an einem festen Willen zur 
Kooperation, womit er indirekt auf die unsäglichen Auseinandersetzungen zwi-
schen der DB und der PSB anspielte.1169

1167 Fammler, Franz: Wenn ich Dr. Fr. Oldenbourg wäre. Unverbindliche Mutgedan-
ken eines andächtigen Lesers der »Denkschrift betreffend Schädigung der buch-
händlerischen Bibliographie durch Ausbau der Berliner Titeldrucke«. Dem Di-
rektor der Deutschen Bücherei Herrn Dr. Heinrich Uhlendahl verehrungsvoll 
überreicht, in: Ders.: Satirische Denkschriften zum Gesamtkatalog und zur Titel-
druckfrage I-IV, Berlin 1931-1936 (Manuskript), Teil II, S.�1-16, hier S.�2, 16, 
ADNBL, 05 B 05.

1168 Martin Bollert (Direktor der Sächsischen LB, Dresden) an Uhlendahl, 27.2.1933, 
ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�34.

1169 Fick, Revolution, S.�40. Für die Schaffung eines DGK plädierte auch der an der 
UB Leipzig wirkende Heinrich Schreiber. Vgl. Schreiber, Heinrich: Vom Preußi-
schen zum Deutschen Gesamtkatalog, in: Augsburger Postzeitung, Nr.�198 vom 
31.8.1933, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�150. Wenig später präsentierte 
Schreiber die interessante Ansicht, dass es in Deutschland »eine wahre Deutsche 
Nationalbibliothek, eine Sammelstätte des gesamten deutschsprachigen Schrift-
tums aller Zeiten, überhaupt nicht« gebe. Erst der gesamtdeutsche Leihverkehr 
lasse die »ersehnte Nationalbibliothek in der Gemeinschaft der auf verschieden 
begrenzte Sammelgebiete beschränkten großen Bibliotheken« entstehen. Die 
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Weder Berlin noch Leipzig zeigten sich gewillt, von ihrem Standpunkt abzu-
rücken oder auch nur einen Deut nachzugeben. Oldenbourg legte dem Reichs-
innenminister am 24. Mai 1933 eine aus der Feder Uhlendahls stammende Ant-
wort auf die »Erwiderung« von Krüss vor, die ebenfalls sehr umfangreich ausfiel, 
da die Ausführungen der Berliner Seite ein »verzerrtes Bild der tatsächlichen 
Verhältnisse« lieferten.1170 In der Gegenschrift Uhlendahls wurden die Stand-
punkte der DB nochmals plausibel erläutert und durch stichhaltige Beispiele be-
legt.1171 Die Argumente waren so überzeugend, dass sich im Grunde jeder un-
voreingenommene Betrachter der Kontroverse dem Anliegen der DB nur schwer 
verschließen konnte. Dies hatte auch schon das Gutachten des Reichssparkom-
missars gezeigt, auf den in der neuen Denkschrift Uhlendahls wiederholt verwie-
sen wurde. Dass sich in Berliner Regierungskreisen aber zunächst nichts tat, hing 
damit zusammen, dass das RMdI seine die DB betreffenden Kompetenzen inzwi-
schen an das RMVuP abgegeben hatte, das sich an dem Disput zunächst nicht 
interessiert zeigte.1172 Uhlendahl versuchte daher erneut, den über die Grenzen 

Grundlage dieser ›virtuellen Nationalbibliothek‹ müsse nunmehr ein einheitlicher 
Gesamtkatalog derjenigen deutschen Bibliotheken bilden, die berufen seien, diese 
Bibliothek zu bilden. Daraus leitete Schreiber die Forderung ab, nunmehr den 
DGK und mit diesem auch den von Uhlendahl geforderten Ergänzungskatalog, 
der die Bestände der nichtpreußischen Bibliotheken nachweisen sollte, in Angriff 
zu nehmen. Schreiber, Heinrich: Nationalbibliothek und Nationalbibliographie, 
in: Augsburger Postzeitung. Sonntagsbeilage Nr.�37 vom 16.9.1933, S.�145-149 
und Nr.�38 vom 23.9.1933, S.�150-152. Vgl. auch Heinrich Schreiber (UB Leipzig) 
an Uhlendahl, 7.11.1933, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�155�f.

1170 Oldenbourg an RMdI, 24.5.1933, ebd., Bl.�73�f.
1171 Dabei ging es Uhlendahl um drei Punkte: 1. Die 1931 eingeführten Titelzusam-

menfassungen der PSB stellten eine Nachahmung der Leipziger Bibliographien 
und eine mit öffentlichen Mitteln bewirkte unnötige Doppelarbeit dar; 2. Die Zu-
sammenfassungen der PSB sollten nach deren Ansicht die Fortsetzung zum DGK 
bilden, der aber noch gar nicht bestand. Für Uhlendahl war es wichtiger, zunächst 
den Preußischen Gesamtkatalog drucken und diesen durch den Ergänzungskata-
log (Besitzstand der nichtpreußischen Bibliothek) zum DGK bis 1930 auszu-
bauen; 3. Zentralkatalogisierung der Neuerscheinungen (DGK ab 1931) durch DB 
(deutsche Titel) und PSB (ausländische Titel). Vgl. Antwort auf die Erwiderung 
der PSB vom 16.1.1933 betreffend Schädigung der buchhändlerischen Bibliogra-
phie durch Ausbau der Berliner Titeldrucke, 24.5.1933, ADNBL, Abt. V, Nr.�16a 
(rosa Mappe), unp.

1172 Erst im Juni 1933 sandte das RMdI dem RMVuP »den von der Deutschen Büche-
rei in Leipzig angeregten und noch nicht zu Ende geführten Schriftwechsel betr. 
Herausgabe eines deutschen Gesamtkataloges für das Büchereiwesen, mit der 
Bitte um weitere Beteiligung«. Im August 1933 ersuchte der PK das RMdI um eine 
Rückäußerung zu seinem Schreiben vom 6. März 1933, woraufhin man dem PK 
zu verstehen gab, sich an den RMVuP zu wenden, dem die DB nun unterstehe. 
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der Messestadt hinaus einflussreichen Leipziger Oberbürgermeister Goerdeler 
für den Standpunkt der DB zu erwärmen.1173 Dieser zeigte sich nicht nur inter-
essiert, sondern bat Uhlendahl, ihn genau über die von der DB gewünschte Ab-
grenzung der Arbeitsgebiete zwischen Leipzig und Berlin ins Bild zu setzen.1174 
Der von Uhlendahl dazu eigens angefertigten Denkschrift konnte Goerdeler ent-
nehmen, auf welchen Gebieten sich die Interessen beider Bibliotheken über-
lagerten und zu welch ›ungeheuerlicher‹, die öffentlichen Mittel belastender 
Doppelarbeit dies inzwischen geführt hatte. Durch eine Abgrenzung der Ar-
beitsgebiete beider Bibliotheken, so Uhlendahl, würden laufende Mittel in be-
trächtlichem Umfang frei, die für wichtige bibliothekarische Aufgaben, etwa die 
vermehrte Anschaffung ausländischer Literatur oder die beschleunigte Druckle-
gung des DGK Verwendung finden könnten.1175 

Im November 1933 signalisierte schließlich auch das RMVuP, »die Regelung 
der Frage nunmehr in Angriff« nehmen zu wollen.1176 Dies veranlasste den 
Reichssparkommissar, das Propaganda- und das Reichsfinanzministerium auf 
die »kostspielige Doppelarbeit zwischen der Preußischen Staatsbibliothek und 
der Deutschen Bücherei« hinzuweisen, »deren Beseitigung nicht nur im Inter-
esse der wirtschaftlichen Verwendung öffentlicher Mittel, sondern auch vom 
Standpunkt des kulturellen Gesamtinteresses der deutschen Bibliotheken drin-
gend geboten« erschien. Für den Sparkommissar stand fest, dass die PSB »ihre 
Titeldrucke und deren weitere Zusammenfassungen mit erheblichem Kostenauf-
wand« herstellte, ohne durch dienstliche Notwendigkeiten dazu gezwungen zu 
sein, während die DB die verschiedenen Titeldrucke »in Ausübung einer dienst-
lichen Verpflichtung gegenüber dem Buchhandel und auf dessen Kosten, also 
ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel« bearbeitete. Darüber hinaus gehe 
das Material für die Titeldrucke bei der DB wegen des wirtschaftlichen Interes-
ses seiner Einsender schneller und sorgfältiger ein, als dies bei der PSB der Fall 
sei. Da dieses Material von der DB zudem nach den für die preußischen Biblio-
theken gültigen Katalogisierungsregeln bearbeitet werde, könnten diese auch für 
die PSB nutzbar gemacht werden. Schließlich sei auch darauf hinzuweisen, »dass 

Vgl. Max Donnevert (RMdI) an RMVuP, 16.6.1933, BArch Berlin, R�1501/126832, 
Bl.�49; PK an RMdI, 3.8.1933, ebd., Bl.�55; RMdI an PK, 10.8.1933, ebd., Bl.�56.

1173 Vgl. Uhlendahl an OBM Goerdeler, 29.5.1933, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), 
Bl.�114; Uhlendahl an Bürgermeister Löser (Leipzig), 29.5.1933, ebd., Bl.�115; Uh-
lendahl an Oldenbourg, 6.9.1933, ADNBL, 153/1/2, Bl.�115.

1174 Vgl. Goerdeler an Uhlendahl, 15.8.1933, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), 
Bl.�214.

1175 Vgl. Uhlendahl an Goerdeler 9.9.1933, ebd., Bl.�215; Denkschrift Uhlendahls für 
Goerdeler: Abgrenzung der Arbeitsgebiete zwischen DB und PSB, 4.9.1933, 
ADNBL, 811/1 (Beilage, 1906-1933), Bl.�2-11.

1176 Vermerk des Reichssparkommissars, November 1933, BArch Berlin, R�2301/2208, 
Bl.�75.
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die Deutsche Bücherei entsprechend der ihr gestellten Aufgabe, das gesamte 
deutsche Schrifttum zu erfassen und zu sammeln, in erster Linie dazu berufen« 
erscheine, »auch den Gesamtkatalog dieses Schrifttums vorzubereiten und her-
auszugeben«. Dies mündete in die erneute Anregung des Reichssparkommissars, 
die Arbeitsgebiete der DB und der PSB im Hinblick auf den DGK nach den von 
Leipzig gemachten Vorschlägen zu regeln.1177

Auch dort ließ man nichts unversucht.1178 Nachdem sich Uhlendahl bereits 
um die Unterstützung Goerdelers bemüht hatte, streckte Werner Rust seine 
Fühler nun auch ins eben gebildete Reichserziehungsministerium aus, wo er ge-
zielt um die Gunst des – wie er – »alten Greifswalders« Theodor Vahlen buhlte, 
der im REM als designierter ›Amtschef Wissenschaft‹ gehandelt wurde.1179 In 

1177 Reichssparkommissar an RMVuP und RFM, November 1933, ebd., Bl.�75-77. Vgl. 
zudem den Vermerk betr. »Regelung der Titeldruckfrage«, ohne Datum, ebd., 
Bl.�78�f. In der Preußischen Oberrechnungskammer zeigte man für den Stand-
punkt der PSB dagegen Verständnis. Hier ging man davon aus, dass Leipzig und 
Berlin aneinander vorbeiredeten, da die DB bei ihrer Argumentation von der 
 Bibliographie und die PSB vom Katalog ausgingen. Vgl. Arthur Fuchs (Preußi-
sche Oberrechnungskammer, Potsdam) an Herrn Staeglich (Rechnungshof des 
Deutschen Reiches), 26.11.1933, ebd., Bl.�49. Staeglich dagegen war von der Rich-
tigkeit des Leipziger Standpunktes überzeugt. Vgl. Werner Rust (DB) an Theodor 
Vahlen (REM), 14.5.1934, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�164-166, hier 
Bl.�164. Die Geschäfte des Reichssparkommissars gingen zum 1.4.1934 auf die 
Präsidialabteilung des Reichsrechnungshofs über. Vgl. Abschrift aus dem Nach-
richtenblatt des RMVuP, Nr.�6 vom 15.3.1934, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-
1939), Bl.�225.

1178 Die Aufregung um die Titeldruckfrage und den Gesamtkatalog bestimmte auch 
den inneren Dienstbetrieb der DB. Um »ein einwandfreies Bild des Mehrbesitzes 
der DB gegenüber dem Preussischen Gesamtkatalog zu gewinnen«, wies Uhlen-
dahl im Juli 1934 an, die bis dahin erschienenen sechs Bände des PGK einer ein-
gehenden Durchsicht zu unterziehen. Verfügung Uhlendahls, 20.7.1934, ADNBL, 
154/2 (Hefter: Direktorialverfügung 1933-1936), Bl.�307; Verfügung Uhlendahls, 
24.7.1934, ebd., Bl.�308.

1179 Der Mathematiker Theodor Vahlen (1869-1945), 1924 NSDAP-Gauleiter in Pom-
mern und Prorektor der Universität Greifswald, war 1927 von der Preußischen 
Landesregierung 1927 entlassen worden, da er am Verfassungstag 1924 die preu-
ßische und die Reichsflagge vom Gebäude der Universität Greifswald hatte ein-
holen lassen. Im März 1933 war Vahlen ins Preußische Kultusministerium beru-
fen worden und avancierte nach der Bildung des REM Anfang Juni 1934 zum 
Amtschef Wissenschaft des Ministeriums. Vgl. Flachowsky, Reichsforschungsrat, 
S.�95�f., 136, 138. Zu Vahlen vgl. Siegmund-Schultze, Reinhard: Theodor Vahlen – 
zum Schuldanteil eines deutschen Mathematikers am faschistischen Missbrauch 
der Wissenschaft, in: NTM. Schriftenreihe für Geschichte der Naturwissenschaf-
ten, Technik und Medizin 21, 1984, Heft 1, S.�17-32; Inachin, Kyra T.: »Märtyrer 
mit einem kleinen Häuflein Getreuer.« Der erste Gauleiter der NSDAP in Pom-
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schonungslos offener Weise führte Rust aus, dass Krüss’ Vorgehen gegen die DB 
»aus persönlichem Geltungsbedürfnis« resultiere, »dilettantisch« aufgezogen sei 
und »Unsicherheit und Unzuverlässigkeit zum Prinzip« erhebe. Rust setzte 
Vahlen auch über die für die PSB bittere »Blamage« bei der Verzeichnung der 
amtlichen Druckschriften ins Bild, die seinerzeit nur Kopfschütteln erregt habe 
und für eine Bibliothek vom Rang der PSB »unwürdig« gewesen sei. Gleiches 
gelte für die deutschen Titel der Berliner Titeldrucke, die durch die DNBg ob-
solet geworden seien. Anstatt sich der Realität zu stellen, würden Krüss und sein 
Abteilungsleiter Roediger aus Prestigedenken krampfhaft an »überalterten Ein-
richtungen« festhalten und sich den Leipziger Titelaufnahmen verweigern. Er-
schwerend komme hinzu, dass Krüss »eifrig für den Bezug seiner Titeldrucke« 
werbe. Auf diese Weise habe er bereits den Generaldirektor der Bayerischen 
Staatsbibliothek, Georg Reismüller – bis zum 30. Januar 1933 übrigens »schwe-
rer Zentrumsmann« –, »in seine Netze gezogen«, indem er diesen in den Preu-
ßischen Beirat für Bibliotheksangelegenheiten geholt habe.1180 »Zum Dank« hät-
ten sich die Münchener zum Bezug der Berliner Titeldrucke verpflichtet. Daraus 
zog Rust den bemerkenswerten Schluss: »Wenn die preußischen und österrei-
chischen Bibliotheken mit Einschluss der Nationalbibliothek Wien und der Bay-
erischen Staatsbibliothek in München auf eine eigene Katalogisierung verzich-
ten« könnten, so treffe das auch auf die PSB zu. Wie nötig die PSB auf die 
Leipziger Titelaufnahmen angewiesen sei, offenbare die Tatsache, dass sie von 
den 100 Prozent deutschsprachigen Titeln, welche die DB anzeige, allein die 
Hälfte benötige. Schon dies unterstreiche die »ausschlaggebende Grundwahr-
heit« des Leipziger Standpunktes, und es sei »ein wirtschaftlicher Wahnsinn«, 
wenn sich Preußen nicht der Titelaufnahmen der DNBg bediene. Da die Titel-
druckfrage aber nur noch durch Ministerialbeschluss zu entscheiden sei, solle 
sich Vahlen den Standpunkt Leipzigs zu eigen machen. Abschließend verwies 
Rust darauf, dass sich »ohne allzu großen Aufwand« aus dem Preußischen ein 
Deutscher Gesamtkatalog gestalten lasse. Zu diesem Zweck sei der weitere 
Druck des Preußischen Gesamtkataloges, von dem bisher vier Bände erschienen 
seien, einzustellen, bis die nicht angeschlossenen deutschen Bibliotheken die er-
gänzenden Titel geliefert hätten und man auch diese Titel (Ergänzungskatalog) 
gedruckt habe. Vom fünften Band an solle der Katalog dann als DGK fortgesetzt 
und auch als solcher bezeichnet werden.1181

mern Karl Theodor Vahlen, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 49, 2001, 
Heft��1, S.�31-51.

1180 Reismüller, seit 1929 Generaldirektor der BSB, wurde am 23.5.1935 von der Poli-
tischen Polizei verhaftet und kurz darauf in den Ruhestand versetzt. Vgl. dazu 
Wanninger, Herr Hitler, S.�331-334.

1181 Werner Rust (DB) an Theodor Vahlen (REM), 14.5.1934, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1933/34), Bl.�164-166. Zum 1934 erreichten Stand des Preußischen Gesamtkatalo-
ges, der sich u.�a. auch der Förderung durch die amerikanische Rockefeller-Stif-
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Im »Kampf um eine vernünftige Lösung der Frage der Titeldrucke und des 
Deutschen Gesamtkatalogs« bemühte sich Werner Rust auch um die Unterstüt-
zung des neuen Börsenvereinsvorsitzenden Baur, der sich jedoch  – anders als 
sein Vorgänger Oldenbourg  – auffallend zurückhielt und darauf verwies, das 
Reichserziehungs- und das Propagandaministerium seien in erster Linie berufen, 
»diesem unerquicklichen Zustand« ein Ende zu bereiten.1182 Der durch den 
Streit der beiden Bibliotheken induzierte Druck auf die Berliner Behörden 
wuchs in den folgenden Wochen allerdings erheblich. So betonte der badische 
Kultusminister, Otto Wacker, im Oktober 1934 die Notwendigkeit, den DGK 
endlich in Angriff zu nehmen. Sei dies nicht möglich, müsse wenigstens mit der 
Schaffung des Ergänzungskatalogs für die älteren Bestände der außerpreußi-
schen Bibliotheken (bis 1930) »alsbald begonnen« werden.1183 Kurz darauf 
machte auch Bayern seinem Unmut Luft. Wie der kommissarische Direktor der 
BSB, Georg Leidinger, ausführte, hegte man »die stärksten Bedenken gegen die 
jetzige Form« des Preußischen Gesamtkatalogs, der nur den Besitz der preußi-
schen Bibliotheken nachweise, die Leistungen der übrigen deutschen Bibliothe-
ken aber nicht zur Geltung kommen lasse. Dies gelte insbesondere für die BSB, 
welche die Mitarbeit am preußischen Katalog »ungeheuer belaste«, obwohl diese 
nur für die Meldung ihres identischen Besitzes herangezogen werde, ohne ihre 
übrigen Bestände zu erfassen. Im Unterschied zu Baden stellte der Ergänzungs-

tung erfreute, sodass es möglich war, jährlich zwei Bände erscheinen zu lassen, 
vgl. Praesent, Der. 30. Deutsche Bibliothekartag, S.�574; Claussen, Bruno: Der 
Wert des Preußischen Gesamt-Katalogs für die übrigen Bibliotheken, in: ZfB 50 
(1933), Heft 6, S.�421-425; Hassbargen, Hermann: Stadtbibliotheken und Gesamt-
katalog, in: ZfB 51 (1934), Heft 8/9, S.�417-423; Fuchs, Hermann: Statistisches 
vom Gesamtkatalog der preußischen Bibliotheken, in: ZfB 51 (1934), Heft 12, 
S.�616-625.

1182 Werner Rust (DB) an Wilhelm Baur, 6.10.1934, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-
1939), Bl.�223; Wilhelm Baur an Werner Rust, 13.10.1934, ebd., Bl.�224. Der Hin-
weis auf den »Kampf um eine vernünftige Lösung« findet sich in Kurt Vowinckel 
an Richard Fick (Göttingen), 29.6.1934, ADNBL, 153/0, Bl.�112. Wie Oldenbourg 
gegenüber Goerdeler nicht ohne kritischen Unterton ausführte, hegte er die Be-
fürchtung, dass Baur angesichts seiner zahlreichen anderweitigen Verpflichtun-
gen, die Zeit fehle, um »rückwärts den ganzen Kampf zu verfolgen und aus ge-
nauer Kenntnis der Zusammenhänge heraus die geeigneten Maßnahmen zu treffen«. 
Oldenbourg an OBM Carl Goerdeler, 7.5.1935, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ob-Ox), 
Bl.�87�f., hier Bl.�88.

1183 In Baden meinte man verschiedene Anzeichen dafür erkannt zu haben, dass Preu-
ßen den ursprünglich von ihm selbst vorgeschlagenen Plan eines DGK ab 1930 
aufgegeben habe und nur noch auf die Schaffung eines Preußischen Gesamtkata-
loges aus war. Vgl. Der Badische Minister für Kultus, des Unterrichts und der 
Justiz (Abt. Kultus und Unterricht, Karlsruhe) an REM, 25.10.1934, BArch Ber-
lin, R�4901/2662, Bl.�3�f.
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katalog für sie allerdings »keinen wissenschaftlich zu rechtfertigenden Ersatz des 
unbedingt notwendigen einheitlichen deutschen Gesamtkatalogs« dar. Denn der 
BSB ging es um die Schaffung eines DGK:

»In Bezug auf den Gesamtkatalog der Bestände bis 1929 geht die Bayerische 
Staatsbibliothek mit Baden völlig einig, dass das letzte Ziel aller der Erfassung 
des deutschen Bücherbesitzes dienenden Bestrebungen nur der deutsche Ge-
samtkatalog sein müsse. Da sie aber das Flickwerk eines neben dem preußi-
schen Gesamtkatalog einherlaufenden Ergänzungskatalogs ablehnt, bleibt als 
Ziel nur der einheitliche Gesamtkatalog und damit entweder völlig umgestal-
teter Neudruck der bereits erschienenen Bände oder als notdürftiger Ausweg 
die sofortige Durchführung entsprechender Ergänzungsbände zu den Bänden 
mit dem Buchstaben A. Vom Buchstaben B ab tritt der deutsche Gesamtkata-
log in Kraft.«1184

Dem wurde selbstkritisch hinzugefügt, die BSB habe allen Grund, die Bestre-
bungen Badens zu unterstützen, da sie früher »die Führerin im Widerstande der 
nichtpreußischen Bibliotheken gegen den preußischen Gesamtkatalog gewesen« 
sei, »diese aber im Jahre 1929, selbst wieder durch den unerwarteteten Anschluß 
Wiens an den Gesamtkatalog veranlaßt, durch ihre plötzliche Erklärung der Mit-
arbeit überrumpelt und damit das Ihrige zur verfahrenen Entwicklung der Ge-
samtkatalogsfrage beigetragen habe«. Die bis dahin immer nur vom preußischen 
Gesichtspunkt aus behandelte Frage des Gesamtkataloges  – so der Tenor des 
bayerischen Standpunktes  – müsse »als eine gesamtdeutsche Angelegenheit« 
durchgeführt werden.1185

Durch das Gutachten des Reichssparkommissars sah sich nun auch der 
Reichsrechnungshof veranlasst, sich »im Rahmen einer größeren Untersuchung« 
mit der Angelegenheit »Deutsche Nationalbibliographie – Berliner Titeldrucke« 
zu befassen. Zu diesem Zweck setzten der Rechnungshof und das Reichserzie-
hungsministerium eine »Sparkommission« ein, der auch Bibliotheksfachleute 
angehörten. Wie Uhlendahl konsterniert zur Kenntnis nahm, hatte man auch 
den PSB-Abteilungsdirektor Roediger  – immerhin Schriftleiter der Ber liner 

1184 Dieser Stellungnahme der BSB pflichtete auch das bayerische Kultusministerium 
bei. Ernst Boepple (Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
München) an REM, 10.5.1935, ebd., Bl.�10-12. Wie Uhlendahl dem Sächsischen 
Wirtschaftsministerium zu berichten wusste, hatte sich der bisherige General-
direktor der BSB, Georg Reismüller, »nach und nach ganz von Krüss einfangen 
lassen«. Zudem werfe man ihm vor, »die Belange der Bayerischen Staatsbibliothek 
aus persönlichen Gründen Krüss gegenüber« preisgegeben zu haben. Uhlendahl 
an Walter Protze (Sächsisches Wirtschaftsministerium, Dresden), 24.7.1935, 
ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�82.

1185 Ernst Boepple (Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus, Mün-
chen) an REM, 10.5.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�10-12.
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 Titeldrucke – und den als Gegner der DB bekannten einflussreichen Georg Leyh 
in diese Kommission berufen. »Bei der grundsätzlichen Einstellung der Genann-
ten«, so Uhlendahl gegenüber dem Rechungshof, könne »über das Ergebnis 
einer derartig zusammengesetzten Kommission von vornherein wenig Zweifel 
bestehen«.1186 Immerhin war Uhlendahl gerade wieder einmal mit Leyh anein-
andergeraten, als dieser angedeutet hatte, die Verzeichnung von Hochschul-
schriften in der DNBg sei überflüssig, da die PSB seit 1885 ein vollständiges Ver-
zeichnis der Universitätsschriften herausgebe, mit dem allen Bedürfnissen 
Genüge getan sei.1187 Dem hatte Uhlendahl vehement widersprochen, da das 
Verzeichnis im Gegensatz zur DNBg viel zu spät erschien und als Spezialbi-
bliographie unnötige Kosten verursachte, da die in ihm enthaltenen Titel bereits 
in der DNBg verzeichnet waren. »Unsere Nationalbibliographie«, so Uhlendahl 
mit drohendem Impetus gegenüber Leyh, habe »unbestritten die Führung unter 
den entsprechenden Bibliographien der übrigen Länder«. In Würdigung dieses 
Umstandes werde er alles in seinen Kräften Stehende tun, um diese Stellung zu 
wahren.1188

1186 Uhlendahl an Ministerialrat Dr. Kurts (Reichsrechnungshof, Potsdam), 19.12.1934, 
ADNBL, 640/0 (Hefter: 1933/34), Bl.�177.

1187 Vgl. Georg Leyh (UB Tübingen) an die DB, 10.12.1934, ADNBL, 558/2/0, Bl.�56. 
Auch der der DB nach wie vor gewogene ehemalige Vorsteher des Börsenvereins 
hatte Uhlendahl darüber ins Bild gesetzt, dass Leyh als »Sachverständiger für Bi-
bliothekswesen für den Rechnungshof« tätig und zugunsten des Hochschul-
schriftenverzeichnisses der PSB »gegen die Reihe B der Nationalbibliographie 
eingenommen« sei. Dem fügte Oldenbourg hinzu, »es wäre unerfreulich, wenn 
mit Hilfe von Leyh Krüss Oberwasser bekäme«. Wie Uhlendahl Oldenbourg dar-
aufhin mitteilte, sei Leyh nie ein Freund der DB und des BV gewesen. Krüss habe 
dies für seine Zwecke ausgenutzt, da Leyh seit Jahren nach Preußen zurückwolle, 
»und besonders auf den Posten des Ersten Direktors« der PSB, »also die Nachfol-
geschaft« von Emil Jacobs spekuliere. Aus diesem Grund würde Leyh auch im 
Sinne von Krüss agieren. Oldenbourg an Uhlendahl, 6.2.1935, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4a/6, Bl.�11; Uhlendahl an Oldenbourg, 14.2.1933, ebd., Bl.�12. Leyh wurde 
letztlich nicht zum Stellvertreter von Krüss ernannt, wofür er ein Gutachten Wer-
ner Rusts von der DB verantwortlich machte. Vgl. Dosa, Libraries, S.�179-188.

1188 Uhlendahl an Georg Leyh (UB Tübringen), 19.12.1934, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4a/6, Bl.�56. Die Behauptung Uhlendahls über das internationale Renommee 
der DNBg kam nicht von ungefähr. Der als Gastbibliothekar an der DB wirkende 
Norweger Hans Jenssen hatte 1934 angedeutet, dass die DNBg im Ausland als ge-
radezu »mustergültig« angesehen werde. Allerdings unterließ es Jenssen nicht, 
auch auf das umständliche, komplizierte und viel zu akademische Katalogsystem 
der Preußischen Instruktionen und die »übermäßig stark konservative Gesinnung 
der deutschen Bibliothekare in Katalogfragen« hinzuweisen. Jenssen, Eindrücke, 
S.�44-46.
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Da die von Uhlendahl mit Argusaugen beobachtete »Bibliothekssparkommis-
sion« Anfang 1935 zu einer vorbereitenden Sitzung zusammengekommen war, 
versuchte er, das noch zögernde RMVuP für seine Zwecke zu mobilisieren, in-
dem er dessen Schrifttumsreferenten, Heinz Wismann, den Entwurf einer Stel-
lungnahme des RMVuP zum Thema »Deutsche Nationalbibliographie und Ber-
liner Titeldrucke« vorlegte.1189 In ihr fasste Uhlendahl die bis dahin erschienenen 
acht Denkschriften der DB und der PSB zusammen und machte deutlich, dass es 
sich bei der Auseinandersetzung um zwei verschiedene Dinge handelte: zum 
einen um die Herstellung und Lieferung der für die Bibliothekskataloge erfor-
derlichen Titelaufnahmen durch eine Zentralstelle, zum anderen um den Druck 
laufender Fortsetzungen zum Preußischen Gesamtkatalog. Zum ersten Punkt 
verwies Uhlendahl auf die »an Hunderten von Stellen« praktizierte Doppelarbeit 
bei der Titelaufnahme, da viele Bibliotheken sich die gleiche Arbeit machten, an-
statt sich der Zentralkatalogisierung der DB zu bedienen. Auf diese Weise aber 
könnten sich die Bibliotheken die mühselige und zeitraubende Arbeit der hand-
schriftlichen Titelaufnahme ersparen, und die Kataloge würden infolge der ge-
druckten Titel deutlicher und übersichtlicher. In Deutschland existierten, so Uh-
lendahl, zwei Zentralkatalogisierungen: die DNBg und die Berliner Titeldrucke. 
Während die DNBg nur das deutsche Schrifttum, dieses aber vollständig, ver-
zeichne, bringe das Berliner Verzeichnis deutsche und fremdsprachige Titel, 
beide aber nur in Auswahl, entsprechend der Erwerbungen der PSB und der ihr 
angeschlossenen Bibliotheken. Der Vorteil der DNBg bestehe aber darin, dass sie 
das deutsche Schrifttum »zu 100�% oder wenigstens annähernd 100�%« ver-
zeichne, während die übrigen Bibliotheken immer nur einen Teil dieses Schrift-
tums erwerben würden. Daher stelle der Bezug der DNBg  – durch das Aus-
schneiden und Aufkleben der katalogfertigen »Leipziger Titel«  – für die 
Bibliotheken eine durchaus rationelle Möglichkeit der Katalogisierung dar. Im 
Vergleich dazu sei das Berliner Verfahren »mit viel Umständen, Arbeiten und 
Kosten verbunden«. Denn die Bibliotheken müssten die bei ihnen eingehenden 
Bücher erst handschriftlich aufnehmen, diese Aufnahmen dann nach Berlin schi-
cken, wo sie überarbeitet und nach dem Hin-und-hersenden von Korrekturfah-
nen gedruckt und den Bibliotheken zugestellt würden. Dieses aufwendige Pro-
zedere würde bei der »Leipziger Zentralkatalogisierung« fortfallen. Abgesehen 
davon, dass zwei Zentralkatalogisierungen für dieselben Titel unnötig »und im 
nationalsozialistischen Einheitsstaat nicht zu verantworten« seien, führte Uhlen-
dahl auch die Kostenfrage ins Feld:

»Die Verantwortung erscheint vollends untragbar, wenn man die Kostenfrage 
mit in Betracht zieht. Die Nationalbibliographie, die von ihrem Verleger, dem 

1189 Uhlendahl an Heinz Wismann (Berlin) (mit anliegendem Exposé Uhlendahls: 
Deutsche Nationalbibliographie und Berliner Titeldrucke), 28.1.1935, ADNBL, 
640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�1-9. 
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Börsenverein der Deutschen Buchhändler finanziert wird, trägt sich infolge 
ihrer hohen Auflage (z. Zt. = 4.300; Tägl. Verzeichn. = 8.400) selbst und er-
fordert keinerlei staatlichen Zuschuss. Die den Berliner Titeldrucken ange-
schlossenen 15 preußischen Bibliotheken würden, wenn jede Anstalt durch-
schnittlich drei Exemplare der Nationalbibliographie (Preis jährl. 63 RM) 
beziehen würde, die Katalogisierung ihres gesamten Zugangs an deutschen 
Schriften […] mit 2.800 RM […] bestreiten. Die Berliner Titeldrucke, die in 
einer sehr geringen Auflage nur für die wenigen interessierten Bibliotheken 
erscheinen, verursachen […] einen jährlichen Aufwand von über 200.000 RM, 
von denen ungefähr die Hälfte auf die deutschen Titel entfällt.«1190

Die Beseitigung dieses Missverhältnisses erscheine im Interesse der Staatsfinan-
zen unbedingt geboten. Das RMVuP möge sich dafür verwenden, die Berliner 
Titeldrucke vom 1. April 1935 ab grundsätzlich auf die Verzeichnung der fremd-
sprachigen Titel zu beschränken. Uhlendahl forderte zudem, den Preußischen 
Gesamtkatalog nunmehr zum DGK auszubauen.1191 

Neben dem RMVuP antichambrierte Uhlendahl erneut bei Goerdeler, dem er 
ebenfalls eine fertig ausgearbeitete Denkschrift über die »Doppelarbeit im Bi-
bliothekswesen« vorlegte, die mit der Unterschrift Goerdelers versehen, an den 
Preußischen Finanzminister, das RFM, das REM und an den Rechnungshof des 
Deutschen Reiches geschickt werden sollte. Wie Uhlendahl hervorhob, sei es an-
gesichts der sich nun schon seit fünf Jahren hinziehenden »Verschleppungs-
taktik« der PSB »an der Zeit […] ein Machtwort zu sprechen«.1192 Goerdeler, 
inzwischen ein zweites Mal zum Reichskommissar für die Preisüberwachung 
berufen, lehnte es jedoch »mit Rücksicht auf eine gewisse Interessenkollision 
zwischen seinem Amt als Mitbetreuer der Deutschen Bücherei« und dem Amt 
des Preiskommissars ab, »die Denkschrift selbst zu zeichnen«, versprach Uhlen-
dahl aber, mit den in Betracht kommenden Ministerien zu verhandeln.1193 Um 
Goerdeler für die Verhandlungen vorzubereiten, machte sich Uhlendahl zum 
Fürsprecher der deutschen Bibliotheken:

»So sehr Herr Geheimrat Krüss bisher mit allen Mitteln bemüht war und auch 
weiterhin bemüht sein wird, Anhänger und Verteidiger für seine Bibliotheks-
politik zu gewinnen, so glaube ich doch sagen zu dürfen, dass die unvorein-
genommenen und sachlich urteilenden Bibliothekare den Standpunkt der 
Deutschen Bücherei vertreten. Eine Verwirklichung dieses Standpunktes ver-
hinderten aber bisher die besonderen Verhältnisse im preußischen Biblio-
thekswesen. Sie können, hochgeehrter Herr Oberbürgermeister, gewiss sein, 

1190 Ebd., Bl.�2-4, hier Bl.�4.
1191 Vgl. ebd., Bl.�4, 7-9.
1192 Uhlendahl an Preiskommissar OBM Carl Goerdeler, 9.2.1935, ebd., Bl.�10.
1193 Carl Goerdeler an Uhlendahl, 9.3.1935, ebd., Bl.�15.
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dass nicht nur die Deutsche Bücherei, sondern alle deutschen Bibliotheks-
leitungen und Bibliothekare, denen eine sachgemäße Bibliothekspolitik am 
Herzen liegt und die die Förderung des gesamten Bibliothekswesens höher 
werten als die einer einzelnen Bibliothek, dankbar sein werden, wenn durch 
ein energisches Eingreifen die Dinge mit Hilfe einer vernünftigen Arbeitstei-
lung zwischen Berlin und Leipzig endlich in die richtigen Bahnen gelenkt 
werden.«1194

Goerdeler wandte sich daraufhin an den Preußischen Finanzminister, Johannes 
Popitz, den er über die »überflüssige Doppelarbeit« ins Bild setzte und darauf 
drängte, »einen Weg festzulegen, auf dem man das Ziel klarer Scheidung der Ar-
beitsgebiete der beiden Büchereien« erreiche.1195 Popitz schien von der Stichhal-
tigkeit der »sehr beachtlichen Anregung des Herrn Oberbürgermeister Goerde-
ler« überzeugt und stellte dem Reichserziehungsministerium anheim, sich der 
Frage anzunehmen.1196 Gleichzeitig bemühten sich Popitz und Goerdeler ihrer-
seits, Krüss und Uhlendahl an den Verhandlungstisch zu holen, um alle strittigen 
Fragen zu klären.1197 Inzwischen hatte auch Oldenbourg Goerdeler um seine 
Unterstützung gebeten, woraufhin der Leipziger Oberbürgermeister zu verste-
hen gab, er werde alles tun, »um hier Ordnung zu schaffen und den Besitzstand 
der Deutschen Bücherei zu wahren wie auch zu veranlassen, dass die Preußische 
Staatsbibliothek ein für allemal ihre Bestrebungen« aufgebe, »der Deutschen Bü-
cherei Arbeitsgebiete abzunehmen« oder deren Arbeit zu stören.1198 Da Krüss 
nach Ansicht Oldenbourgs die von Popitz und Goerdeler angestrebten Ver-
gleichsverhandlungen hinauszögerte, riet er der Direktion der DB aus »takti-
schen« Gründen, sich nicht nur auf das RMVuP zu stützen, sondern auch mit 
dem REM Fühlung zu halten. Zusammen mit Goerdelers geplantem Vorstoß 

1194 Uhlendahl an OBM Carl Goerdeler (mit anliegender Denkschrift Uhlendahls: 
Doppelarbeit im Deutschen Bibliothekswesen), 13.3.1935, ebd., Bl.�16-24.

1195 OBM Carl Goerdeler an Johannes Popitz (Preußischer Finanzminister, Berlin), 
25.3.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�207. Goerdeler ließ Popitz gleichzeitig 
auch die von Uhlendahl erstellte Denkschrift »Doppelarbeit im Deutschen Bi-
bliothekswesen« zukommen. Vgl. ebd., Bl.�208-216.

1196 Popitz (Preußischer Finanzminister) an REM, 22.7.1935, ebd., Bl.�206.
1197 Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 1.4.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-

1939), Bl.�232. Gleichzeitig bat Uhlendahl Wismann die Gelegenheit zu nutzen, 
und die ihm von Uhlendahl vorgelegte Denkschrift »Deutsche Nationalbibliogra-
phie und Berliner Titeldrucke« zu unterschreiben und im Namen des RMVuP an 
das REM abzusenden. Vgl. ebd.

1198 Oldenbourg an OBM Carl Goerdeler, 7.5.1935, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ob-Ox), 
Bl.�87-88, hier Bl.�88; Goerdeler an Oldenbourg, 11.5.1935, ebd., Bl.�89.
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beim Reichsfinanzministerium befinde sich die DB dann in einer guten Aus-
gangsposition.1199

Dies schien sich auch zu bewahrheiten, denn Werner Rust hatte Anfang Juni 
1935, im REM »vorgebaut« und den ihm seit vielen Jahren bekannten Vahlen 
über »die Wichtigkeit des Endgefechtes zwischen Berlin und Leipzig« ins Bild 
gesetzt und ihn davor gewarnt, dass Krüss »ein Meister der dilatorischen Me-
thode« sei.1200 Rust wusste auch zu berichten, dass der Berliner Generaldirektor 
inzwischen eine Niederlage habe einstecken müssen, denn während Krüss im 
Ausland weilte, habe der Reichserziehungsminister nach einem Bericht des Ers-
ten Direktors der PSB einen Erlass herausgegeben, nachdem der Preußische Ge-
samtkatalog nunmehr einzustellen und mit dem DGK zu beginnen sei.1201 Tat-
sächlich hatte Krüss’ Stellvertreter, der erst seit zwei Wochen an der PSB tätige 
Josef Becker, am 3. Mai 1935 im Namen seines Chefs erklärt, die PSB sei in der 
Lage, »die Erweiterung des Preußischen Gesamtkatalogs zum Deutschen Ge-
samtkatalog vom Buchstaben B ab« durchzuführen.1202 Nachdem Becker das 
Reichserziehungsministerium ersucht hatte, die PSB mit den Vorbereitungen für 
diese ›Erweiterung‹ zu beauftragten, gab ihr der Minister am 22. Mai 1935 sein 
Plazet.1203 Dieser für das deutsche Bibliothekswesen denkwürdige Vorgang 
wurde von der PSB nach außen hin als zielstrebig geplanter Schritt ›verkauft‹, 
stellte nach Ansicht Uhlendahls für Krüss und sein Umfeld aber eine erhebliche 
»Schlappe« dar.1204 Rust weidete sich regelrecht daran, dass Krüss den REM-Er-

1199 Vgl. Oldenbourg an Uhlendahl, 14.5.1935, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�13; 
 Oldenbourg an Werner Rust (DB), 17.5.1935, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ob-Ox), 
Bl.�90.

1200 Gleichzeitig dankte Werner Rust Oldenbourg dafür, »Oberbürgermeister Goer-
deler besonders vor unseren Wagen gespannt« zu haben. Werner Rust an Olden-
bourg, 6.6.1935, ebd., Bl.�91. Wie Rust gegenüber seinem Kollegen Heinrich 
Schreiber von der UB Leipzig zu verstehen gab, wollte er in der gesamten Aus-
einandersetzung angeblich nicht so stark in den Vordergrund treten, sonst würden 
»Kollegen einer gewissen Bibliothek immer wieder das Institutspolemische vor 
das Sachliche ordnen« und bei seinem Auftreten »im Sturmtrupp nur Angriffe der 
Deutschen Bücherei gegen ihr Institut argwöhnen«. Allerdings sei es »eine Her-
absetzung des nationalsozialistischen Volksgedankens«, wenn man sich jetzt nicht 
nach dem Muster Englands und Frankreichs zu einem DGK, »der das wahre Bild 
deutscher Kulturhöhe« widerspiegle, aufraffe. Werner Rust an Heinrich Schrei-
ber (UB Leipzig), 15.5.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�27.

1201 Werner Rust an Oldenbourg, 6.6.1935, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ob-Ox), Bl.�91.
1202 Josef Becker (Preußischer Beirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM, 

3.5.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�7.
1203 Vgl. Erlass des REM an PSB, 22.5.1935, ebd., Bl.�8R-9.
1204 Dem Wortlaut der Erklärung Beckers (PSB) vom 3.5.1935 konnte man entneh-

men, dass Krüss die Erledigung der Frage, wegen der weittragenden allgemeinen 
und bibliothekarischen Bedeutung der Erweiterung des PGK zum DGK lediglich 
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lass nun auf dem bevorstehenden Bibliothekartag in Tübingen verlesen musste, 
was für diesen »kurzsichtigen Vorkämpfer einer egoistischen Staatsbibliotheks-
politik, eine große Blamage« bedeute.1205

Die von Krüss auf dem Bibliothekartag verlesene Mitteilung über die vom 
REM veranlasste Erweiterung des Gesamtkataloges kam für die Teilnehmer et-
was »überraschend«, wurde jedoch »mit freudigem Beifall« aufgenommen.1206 
Krüss hob hervor, das REM habe sich mit der Erweiterung »einverstanden er-
klärt«, womit er den Eindruck erweckte, das Ministerium folge der Linie der 
PSB.1207 Uhlendahl erklärte dazu gegenüber Oldenbourg: »Wenn seine [Krüss’] 
Tübinger Ausführungen den Anschein erweckten, als ob er ebenfalls die Mei-
nung des Ministeriums vertrete, ja vielleicht sogar den Ministerialerlass über die 
Erweiterung veranlasst habe, so gehört das nun einmal zu seinen bekannten 
 diplomatischen Künsten, mit denen er schwarz weiss und weiss schwarz 
macht.«1208 In Ausführung des ihm zugewiesenen ministeriellen Auftrags kün-
digte Krüss an, sich in den nächsten Wochen mit den Bibliotheken in Verbin-
dung zu setzen, die für die Mitarbeit am Deutschen Gesamtkatalog in Frage kä-
men, wobei er von allen Beteiligten »Hingabe an die gemeinsame Sache« 
erwartete.1209 Am 1. Juli 1935 informierte Krüss in einem an etwa 80 reichsdeut-
sche Bibliotheken gerichteten Rundschreiben über die geplante Ausgestaltung 
des Preußischen zu einem Deutschen Gesamtkatalog. Bibliotheken mit einem 
Bestand von weniger als 100.000 Bänden sollten dabei keine Berücksichtigung 
finden, sodass für das Vorhaben in erster Linie die Universitätsbibliotheken, die 
größeren Landes- und Stadtbibliotheken, die bedeutenderen Bibliotheken der 
Technischen Hochschulen und einige größere Spezialbibliotheken in Frage ka-

»bis zum Dienstantritt des neuen Ersten Direktors« der PSB aufgeschoben habe. 
Josef Becker (Preußischer Beirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM, 
3.5.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�7. Der Hinweis auf die »Schlappe« für 
Krüss findet sich in Uhlendahl an Oldenbourg, 22.6.1935, ADNBL, Abt. III, 
Nr.�4a/6, Bl.�16. Bereits die Eingaben Badens und Bayerns und auch die Vorstöße 
Leipzigs belegen, dass Krüss keineswegs »die treibende Kraft« war, die für die 
1935 erfolgte Ausdehnung des PGK-Unternehmens auf das gesamte Deutsche 
Reich verantwortlich war, wie Bernd Hagenau meint. Vgl. Hagenau, Gesamtka-
talog, S.�46.

1205 Werner Rust an Oldenbourg, 6.6.1935, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ob-Ox), Bl.�91.
1206 Von Harnack, Der 31. Deutsche Bibliothekartag, S.�404.
1207 Vgl. Schreiber, Heinrich: Sachsen im Gesamtkatalog, in: ZfB 52 (1935), Heft 9/10, 

S.�505-517, hier S.�516.
1208 Nur kurz vor dem Bibliothekartag hatte Krüss auf eine Äußerung von Uhlendahl, 

die Arbeit am PGK sofort einzustellen und vom Buchstaben B ab als DGK in An-
griff zu nehmen, erwidert, er sei »durchaus entgegengesetzter Ansicht und werde 
alle ihm zur Verfügung stehenden Mittel aufbieten, um das zu verhindern«. Uh-
lendahl an Oldenbourg, 22.6.1935, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�16.

1209 Schreiber, Sachsen im Gesamtkatalog, S.�516�f.
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men. Diese Bibliotheken wurden von Krüss nun über den geplanten »Gang der 
Arbeit« und über den »Umfang des im Gesamtkatalog verzeichneten Schrift-
tums« informiert.1210 Auf der Grundlage der von den Bibliotheken eingehenden 
Unterlagen sollten dann genaue Richtlinien für die Zusammenarbeit und ein An-
schlag über die entstehenden Mehrkosten ausgearbeitet werden.1211 Zudem lud 
Krüss einen »engen Kreis bibliothekarischer Sachverständiger« zu einer Bespre-
chung nach Würzburg ein, um alle sich aus den Antwortschreiben der Biblio-
theken ergebenden allgemeinen Fragen zu erörtern.1212 

Die »geheimnisvoll aufgezogene Würzburger Tagung« am 30.  Juli 19351213 
führte dazu, die Teilnahme am Gesamtkatalog von 80 auf etwa 100 Bibliotheken 
zu erweitern.1214 Zeitlich sollte sich der DGK von der Wiegendruckzeit (1500) 

1210 Rundschreiben von Krüss (PSB), 1.7.1938, BArch Berlin, R�4901/15054, Bl.�16-20.
1211 Zu den Reaktionen einzelner Bibliotheken, die ihre Mitarbeit zusagten, meist je-

doch auf ihr zahlenmäßig beschränktes Personal verwiesen, vgl. Kultusminister 
von Württemberg (Stuttgart) an REM (mit anliegenden Stellungnahmen der 
Württembergischen LB und der UB Tübingen), 19.7.1935, BArch Berlin, 
R�4901/2662, Bl.�30, 39-42, 43-59; Abschrift eines Schreibens des Direktors der 
Bibliothek der TH München an den Rektor der TH München, 11.7.1935, BArch 
Berlin, R�4901/15054, Bl.�13-15; Martin Bollert (Direktor der Sächsischen LB 
Dresden) an Krüss (PSB), 19.7.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�70. 
Bollert riet, auch die schweizerischen Bibliotheken für den DGK zu gewinnen, 
was diese jedoch ablehnten. Vgl. Bollert an Rudolf Kummer (REM), 2.8.1935, 
BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�123; Krüss an REM, 26.10.1935, ebd., Bl.�186.

1212 Krüss (PSB) an REM, 1.7.1935, ebd., Bl.�14; REM an die Unterrichtsministerien 
von Baden, Bayern, Braunschweig, Hamburg, Hessen, Sachsen, Thüringen, 
Württemberg, den Direktor der Stadtbibliothek Frankfurt am Main, den Direktor 
der DB und den BV, 6.7.1935, ebd., Bl.�25�f. Wie Goerdeler Uhlendahl unterdessen 
mitgeteilt hatte, hatte Popitz inzwischen einen Rückzieher gemacht und behaup-
tet, er könne die vorgesehene Besprechung zwischen Krüss und Uhlendahl nicht 
vermitteln, »da die Zuständigkeit inzwischen eindeutig« auf das REM übergegan-
gen sei. Zwar war auch Popitz weiterhin der Auffassung, eine Aufteilung der Zu-
ständigkeiten zwischen Berlin und Leipzig sei notwendig, zeigte sich aber bereits 
deutlich von der PSB eingenommen. Carl Goerdeler an Uhlendahl, 27.6.1935, 
ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�39.

1213 Carl Diesch (StUB Königsberg) an Uhlendahl, 19.8.1935, ADNBL, 818/3 (Hefter: 
1935-1961), Bl.�21. Der kommissarische Direktor der BSB, Georg Leidinger, 
nahm an der Besprechung nicht teil, wies seinen Vertreter, den Vorsteher der 
BSB-Katalogabteilung, Karl Schottenloher, aber in ›konspirativer‹ Weise an, dass 
er auf der Sitzung mit der DB »zu gehen« habe. Georg Leidinger (BSB) an Uhlen-
dahl, 21.7.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�80. Eine Teilnehmerliste der 
Sitzung vom 30.7.1935 findet sich ebd., Bl.�79.

1214 Der 42-seitige Verhandlungsbericht findet sich in Josef Becker (PSB) an Uhlen-
dahl (mit anliegendem Bericht über die Besprechung über den DGK vom 30.7.1935 
in Würzburg), 23.8.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�103-145.
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bis zur Gegenwart (1930) erstrecken. Bis dahin waren von dem auf etwa 180 
Bände veranschlagten Preußischen Gesamtkatalog sechs Bände erschienen. 
Durch die Beteiligung der übrigen deutschen Bibliotheken sollte sich die Band-
zahl nun auf bis zu 250 erhöhen, was große Geldmittel erforderte und das Un-
ternehmen auf mehrere Jahrzehnte ausdehnte.1215 Im Jahr 1939 schätzte die DB 
die Erscheinungsdauer des DGK auf sage und schreibe 200 Jahre!1216 Der inzwi-
schen zum Vorsitzenden des VDB ernannte Georg Leyh warnte vor der Uferlo-
sigkeit des Plans und stellte anheim, Aufwand und Nutzen erneut einer Prüfung 
zu unterziehen. Immerhin nehme man enorme Geldmittel in die Hand, die man 
vielleicht besser für andere Zwecke verwenden könne. Da der Gesamtkatalog in 
seiner jetzigen Gestalt für Leyh kein zweckvolles Unternehmen darstellte, sprach 
er sich dafür aus, ihn schrittweise auszuführen und in drei »chronologische 
Schichten« zu zerlegen.1217 Allerdings blieb Leyhs Mahnungen ein Erfolg ver-
sagt.1218 Das REM werde, so Kummer, an dem Gesamtplan der Verzeichnung 

1215 Vgl. Uhlendahl an Heinz Wismann (Abt. VIII, RMVuP), 1.8.1935, ebd., Bl.�87�f.
1216 Dabei ging man inzwischen von 330 Bänden und der Beibehaltung des bisherigen 

Erscheinungstempos aus. Vgl. Schochow, Staatsbibliothek, S.�48.
1217 Leyh lehnte den DGK nicht grundsätzlich ab, wollte nur zu früher greifbaren Er-

gebnissen gelangen. Daher schlug er vor, zunächst die gesamte deutsche und aus-
ländische Literatur der Jahre 1500-1800 zu drucken. Den zweiten Schritt sollte die 
Zusammenfassung der ausländischen Literatur der Jahre 1900-1935 markieren. 
»Vielleicht im Jahre 2000« (!) könne dann mit dem Druck der deutschen Literatur 
des 19. und 20. Jahrhunderts begonnen werden. Vgl. Josef Becker (PSB) an Uh-
lendahl (mit anliegendem Bericht über die Besprechung über den DGK vom 
30.7.1935 in Würzburg), 23.8.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�103-
145, hier Bl.�120-122. Seine Kritik hatte Leyh bereits in seiner Antwort auf das 
Rundschreiben der PSB vom 1.7.1935 deutlich zum Ausdruck gebracht. Vgl. Ge-
org Leyh an PSB (mit anliegender Denkschrift: Die Erweiterung des Preußischen 
Gesamtkatalogs zu einem Deutschen Gesamtkatalog), 10.7.1935, BArch Berlin, 
R�4901/2662, Bl.�43-59.

1218 Vgl. Hagenau, Gesamtkatalog, S.�49. Die von Leyh vorgebrachten Sorgen teilten 
auch andere Bibliothekare, nur waren diese bei der Würzburger Sitzung nicht an-
wesend, sodass Leyh dort weitgehend allein stand. Vgl. etwa Carl Diesch (StUB 
Königsberg) an Uhlendahl, 19.8.1935, ADNBL, 818/3 (Hefter: 1935-1961), Bl.�21. 
Leyh brachte seine »schweren Bedenken« gegen den Plan am 1.8.1935 in einer 
Eingabe nochmals zum Ausdruck, wobei er darauf hinwies, dass man sich in 
Würzburg lang und breit über Nebensächliches unterhalten habe und über das 
Grundsätzliche rasch hinweggegangen sei. Immerhin gehe es hier aber um ein 
»Riesenunternehmen«, »wie es in diesem Ausmaß in der ganzen Bibliotheks-
geschichte noch nicht [da] gewesen« sei. Daher sei es notwendig, die immer noch 
offenen Fragen zu klären. Im Hinblick auf seine nun präzisierte »chronologische 
Unterteilung« führte Leyh mit ›prophetischem‹ Weitblick aus: »Jedenfalls bedeu-
tet ein geschlossener Block ›Deutscher Gesamtkatalog 1450-1800‹ für die verwal-
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aller bis 1930 erschienenen Schriften in einem Alphabet festhalten. Es sei auch 
die Absicht des REM, »dass die Deutsche Bücherei mit ihren Bibliographien an 
der laufenden Fortsetzung des Deutschen Gesamtkatalogs ab 1930 für den 
Nachweis der deutschsprachigen Literatur mitwirke«. Die Beziehungen zwi-
schen der PSB und der DB »müssten endgültig festgestellt und eine Arbeitsge-
meinschaft zwischen beiden Bibliotheken hergestellt werden«.1219 Wie Uhlen-
dahl dem RMVuP triumphierend mitteilte, bedeutete dies die Preisgabe der von 
der PSB seit 1931 herausgegebenen, konkurrierenden Jahres- und Fünfjahreszu-
sammenfassungen, die einen der Hauptstreitpunkte bildeten.1220 Um nun auch 
die Berliner Titeldrucke auf die fremdsprachige Literatur zu beschränken, legte 
die DB dem REM kurze Zeit später eine Ausarbeitung über die Kosten der Ber-
liner Titeldrucke vor und stellte diesen die Einsparungsmöglichkeiten bei einer 
Verwendung der Leipziger Bibliographien gegenüber.1221

In der Tat bahnte sich in den folgenden Wochen eine »Befriedung der Verhält-
nisse im deutschen Bibliothekswesen« an.1222 Am 20. August 1935 gab das REM 
in einem Runderlass bekannt, es habe sich nunmehr zum Ausbau des DGK ent-
schieden, an dem künftig alle wissenschaftlichen Bibliotheken mit wertvollen Be-
ständen mitarbeiten sollten. Mit den Arbeiten sollte zum 1. November 1935 be-
gonnen werden. Das REM rief die Unterhaltsträger der beteiligten Bibliotheken 
auf, ihnen die für die Mitarbeit am DGK erforderliche außerordentliche Hilfe zu 

tende und für die produktive Wissenschaft weit mehr als ein Torso ›Deutscher 
Gesamtkatalog 1450-1930, Buchstabe A-F‹, von dem der letzte Band des Buch-
stabens F vielleicht das Druckjahr 1960 trägt.« Georg Leyh (UB Tübingen) an 
Rudolf Kummer (REM) (mit anliegender Eingabe Leyhs an Krüss vom 1.8.1935), 
2.8.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�150-156, hier Bl.�154, 156. Siehe auch 
Schochow, Staatsbibliothek, S.�49�f., 135-138, hier S.�137�f. Zur ablehnenden Stel-
lungnahme der PSB zur Eingabe Leyhs vgl. Krüss an REM (mit anliegender Stel-
lungnahme von Hermann Fuchs (PSB) zum Schreiben von Leyh), 11.10.1935, 
ebd., Bl.�158-163. Vgl. auch Kummer, Rudolf: Der Deutsche Gesamtkatalog, in: 
Deutsche Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. Amtsblatt des Reichsmi-
nisteriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 2 (1936), Heft 18, 
S.�169*-171*.

1219 Josef Becker (PSB) an Uhlendahl (mit anliegendem Bericht über die Besprechung 
über den DGK vom 30.7.1935 in Würzburg), 23.8.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1935/36), Bl.�103-145, hier Bl.�127.

1220 Vgl. Uhlendahl an Heinz Wismann (Abt. VIII, RMVuP), 1.8.1935, ebd., Bl.�87�f.
1221 Vgl. Werner Rust (DB) an Rudolf Kummer (REM), 5.8.1935, ebd., Bl.�94-97. We-

nig später legte die DB dem REM eine Kostenaufstellung der Berliner Titeldrucke 
seit deren Gründung im Jahr 1892 vor und präsentierte gleichzeitig ihre Leipziger 
Titeldrucke. Vgl. Uhlendahl an Kummer (REM), 31.8.1935, ebd., Bl.�151-154. 

1222 Uhlendahl an Carl Diesch (StUB Königsberg), 15.8.1935, ebd., Bl.�102.
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Teil werden zu lassen.1223 In Reaktion auf diesen Erlass wandte sich Goerdeler 
Anfang September 1935 an den Reichserziehungsminister und führte diesem die 
außerordentlich prekäre Haushaltslage der Messestadt vor Augen, die es nicht 
zulasse, sich am DGK zu beteiligen – ein Umstand, der sicher auch für andere 
Kommunen zutreffe. Es bestünden daher nur zwei Möglichkeiten: zum einen, 
das ganze DGK-Werk zurückzustellen, bis man einen wirtschaftlich besseren 
Stand erreicht habe. Das war für das REM, nachdem es sich nun mehrfach offen 
für die Ingangsetzung des DGK ausgesprochen hatte, nicht opportun. Die andere 
Möglichkeit bestehe darin – und das war der Kern der aus Sicht der DB überaus 
geschickten Argumentation des Leipziger Oberbürgermeisters  –, »Ausgaben, 
die gerade auf dem gedachten Gebiete des deutschen Katalogwesens entbehrlich 
erscheinen, einzustellen und die Ersparnisse zur Durchführung« des DGK zu 
verwenden. Solche Ersparnisse ließen sich nach Goerdeler vor allem durch eine 
Einstellung der deutschen Titel der Berliner Titeldrucke, ihrer Jahres zu sam-
menfassungen und des Jahresverzeichnisses der deutschen Hochschulschriften 
erzielen. Diese Veröffentlichungen seien »überflüssig«, wenn es gelinge, die 
DNBg der DB und die Veröffentlichungen der PSB »durch Arbeitsteilung« auf-
einander abzustimmen.1224 Im REM war man sich über die Herkunft der Forde-
rungen Goerdelers natürlich im klaren.1225 Allerdings konnte man die plausiblen 
Darlegungen des im Establishment bestens vernetzten Leipziger Oberbürger-
meisters nicht ohne weiteres abtun. Zusätzlich schaltete sich angesichts der an-
gespannten Finanzlage des Reiches und der Gemeinden nun auch noch das RMdI 
ein und unterstützte den Antrag Goerdelers »wärmstens«.1226 Dieses konzentri-
sche Vorgehen blieb nicht folgenlos. Am 3. Oktober 1935 trafen die stellvertre-
tenden Direktoren der PSB und der DB, Josef Becker und Werner Rust, zu einem 
ersten Sondierungsgespräch zusammen. Dabei ließ Becker durch blicken, dass die 
PSB den Bezug der Leipziger Titeldrucke unter gewissen Bedingungen in Erwä-

1223 In diesem Runderlass wurden auch 86 der für die Mitarbeit am DGK vorgesehe-
nen Bibliotheken aufgeführt, zu denen auch die DB gehörte. Vgl. Siegmund Ku-
nisch (REM) an verschiedene Reichs- und Landesbehörden und Bibliotheken, 
20.8.1935, BArch Berlin, R�4901/15046, Bl.�26�f. 

1224 Weiterhin drängte Goerdeler auf die Einstellung des von der PSB herausgegebe-
nen Verzeichnisses der Schulschriften. Carl Goerdeler an REM, 9.9.1935, BArch 
Berlin, R�4901/2662, Bl.�125�f. Nach Uhlendahl hatte Goerdeler durch seine per-
sönlichen Verhandlungen in Berlin »praktisch den letzten Anstoss« gegeben. Be-
richt über die 82. Sitzung des GA der DB am 10.12.1935, ADNBL, 153/1/1-82, 
Bl.�23-41, hier Bl.�37.

1225 Im REM war man zu Recht überzeugt, der »Veranlasser« dieser Forderungen sei 
Uhlendahl gewesen. Vgl. Werner Zschintzsch (REM) an RMdI, 8.6.1936, BArch 
Berlin, R�4901/2662, Bl.�365-367, hier Bl.�365.

1226 Das RMdI war von Goerdeler über den Erlass des REM vom 20.8.1935 informiert 
worden. Vgl. Friedrich-Karl Surén (RMdI) an REM, 25.9.1935, ebd., Bl.�127.
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gung ziehe. Konkreter wurde Becker im Hinblick auf die Jahres- und Fünfjah-
reszusammenfassungen der PSB, die künftig wegfallen sollten. Zudem sollte der 
bisher auf die preußischen Bibliotheken ausgeübte Zwang, die Berliner Titeldru-
cke zu verwenden, aufgehoben werden. Becker erkundigte sich, ob es möglich 
sei, die in der Reihe B der DNBg angezeigten Dissertationstitel zu einem Ver-
zeichnis der Universitäts- und Hochschulschriften zusammenzufassen. Rust be-
jahte dies und stellte in Aussicht, die Reihe B wie bisher fortzuführen und die 
Dissertationen am Jahresende als Stehsatz zusammenzufassen.1227

Für Uhlendahl bedeutete dieses Berliner Angebot »für die DB einen nahezu 
vollen Erfolg dessen«, was sie im Kampf mit der PSB von Anfang an angestrebt 
hatte.1228 Was er in dieser Situation am allerwenigsten gebrauchen konnte war, 
dass nun ausgerechnet der Börsenverein ausscherte und den sich anbahnenden 
›Frieden‹ gefährdete.1229 Denn genau zu diesem Zeitpunkt entbrannte der oben 
erwähnte, durch ein Prüfgutachten des Reichsrechnungshofs ausgelöste Disput 
zwischen den Garanten und dem Börsenverein, der die beim Börsenverein be-
stehenden Vorbehalte gegenüber den teuren DB-Bibliographien unvermittelt 
zum Vorschein brachte. In diesem Zusammenhang wurden die DGK-Ziele der 
DB vom Börsenverein nicht nur torpediert, sondern von diesem allen Ernstes 
vorgeschlagen, die Bedürfnisse der Bibliotheken etwa durch eine Ausgestaltung 
der Berliner Titeldrucke zu befriedigen. Ob Krüss von diesen Auseinanderset-
zungen Wind bekommen hatte, ist unklar, doch wie er dem REM plötzlich mit-
teilte, erforderten die in der PSB »anzustellenden Überlegungen eingehende sta-
tistische Untersuchungen, die ausserordentlich verwickelt und zeitraubend« 
seien.1230 Krüss spielte also wieder einmal auf Zeit.

Um Baur über die sich auch für den Börsenverein ergebenden Vorteile des be-
vorstehenden ›Friedens‹ mit der PSB ins Bild zu setzen, erläuterte ihm Uhlen-
dahl, dass durch die Aufgabe der Jahres- und Fünfjahreszusammenfassungen der 
PSB, die Halb- und Fünfjahresverzeichnisse von DB und Börsenverein die Mög-
lichkeit erhielten, »sich ungehindert von einem unangenehmen Konkurrenzun-
ternehmen fortzuentwickeln und ihren Absatz im Kreis der Bibliotheken weiter 
auszudehnen«. Der Verzicht auf den Charakter der Berliner Titeldrucke als Zen-

1227 Wie Rust in seinem Vermerk dazu festhielt, habe man auf Seiten der DB bedauert, 
dass bis dahin »noch niemals von preußischer Seite eine so sachliche u. offene 
Darlegung« erfolgt sei. Vermerk von Werner Rust (DB) über eine Besprechung 
zwischen ihm und Direktor Josef Becker, 4.10.1935, ADNBL, 640/0 (1935/36), 
Bl.�170�f.

1228 Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 28.10.1935, ADNBL, 153/1/2, Bl.�176�f.
1229 Schon 1933 hatte sich der Geschäftsführer des BV, Albert Hess, über den Absatz-

rückgang und die ständig wachsenden Herstellungskosten der DNBg besorgt ge-
zeigt und auf Einsparungen gedrängt Vgl. Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 
21.3.1933, ADNBL, 558/0 (Hefter: 1939-1936), Bl.�130�f. 

1230 Krüss (PSB) an REM, 7.10.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�146.
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tralkatalogisierung gebe der Bibliotheksausgabe der DNBg die Möglichkeit, 
»sich im deutschen Bibliothekswesen fester zu verankern« und ungehindert zu 
verbreiten.1231 Die preußischen und österreischischen Bibliotheken, die bisher 
die Berliner Titeldrucke bezogen hätten, seien damit allein auf die DNBg ange-
wiesen, sofern sie an der Zentralkatalogisierung festhalten würden. Da jede ein-
zelne Bibliothek für ihre verschiedenen Kataloge durchschnittlich vier Exem-
plare benötige, sei auch hier, abgesehen von der vermehrten Bedeutung der 
DNBg, für den Börsenverein »die Möglichkeit eines größeren Absatzes gege-
ben«. Schließlich seien durch das Ende der von der PSB herausgegebenen Jahres-
verzeichnisse der Hochschul- und der Schulschriften die Bibliotheken und sons-
tigen Stellen ausschließlich auf die Reihe B der DNBg angewiesen, was wiederum 
ihrem Absatz zugute komme und ihre Stellung auch in dieser Hinsicht fördere. 
Ein Bekanntwerden der Auslassungen des Börsenvereins gegen die DB würde 
diese Erfolge aber ernsthaft gefährden, die Stellung der DB gegenüber der PSB 
erneut erschweren oder ihr sogar den nahezu sicheren Sieg »in dem seit Jahren 
währenden Kampf« wieder entreißen.1232

Diese Sorgen Uhlendahls waren allerdings unbegründet, denn die PSB war in-
zwischen vom Reichserziehungsministerium aufgefordert worden, ihm bis zum 
10. November 1935 »einen positiven Vorschlag über die Arbeitsteilung« mit der 
DB vorzulegen.1233 Vor diesem Hintergrund kam es am 1. November 1935 zu 

1231 Zur Erinnerung: Der Zweck der einseitig bedruckten Bibliotheksausgabe der 
DNBg bestand darin, den Bibliotheken fertige und gedruckte Titelaufnahmen zu 
liefern, die sie nach Belieben ausschneiden, auf eine Katalogkarte kleben und in 
ihre Kataloge einordnen konnten. Damit sollten die Bibliotheken von der zeitrau-
benden und mühseligen Kleinarbeit der handschriftlichen Katalogaufnahme ent-
lastet werden.

1232 Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 28.10.1935, ADNBL, 153/1/2, Bl.�176�f.
1233 Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 1.11.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 

1935/36), Bl.�184. Ein Hinweis darauf, dass die Entscheidung durch das REM her-
beigeführt worden sei, findet sich in Uhlendahl an Hans Krüger-Kulm (Leiter der 
Bibliothek des Deutschen Museums, München), 31.12.1935, ADNBL, 461/1/0 
(Hefter 1935/36, Bd.�II), Bl.�31. Den Hintergrund für die Entscheidung des REM 
spielte vermutlich der über Goerdeler, Popitz und die DB erzeugte Druck. Zudem 
rannte Uhlendahl bei dem im REM für das Bibliothekswesen verantwortlichen 
Rudolf Kummer mit seiner Forderung nach einem DGK offene Türen ein. Denn 
Kummer hatte in seinem Vahlen Anfang 1935 vorgelegten Reformprogramm 
zur  Neuordnung des deutschen wissenschaftlichen Bibliothekswesens u.�a. die 
»Schaffung eines wirklichen deutschen Gesamtkatalogs« und »einer für ganz 
Deutschland gültigen Katalogisierungsordnung« gefordert. Wie Kummer be-
tonte, gehörte die Frage der Arbeitsteilung zwischen PSB und DB auch zu seinem 
 Programm. Vgl. Bericht Rudolf Kummers über seine Besprechung mit dem Ge-
neraldirektor der BSB, Rudolf Buttmann betr. Reform des wissenschaftlichen 
 Bibliothekswesens, 17.3.1936, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�303�f. Zu dem Re-
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einem ›Religionsgespräch‹ zwischen Uhlendahl und Josef Becker (PSB), in dem 
sich beide Seiten tatsächlich annäherten, denn die wesentlichen Punkte des Ar-
rangements sahen folgende Abgrenzung der Arbeitsgebiete vor:

1. Vom 1. Januar 1936 sollte es für die deutschsprachigen Titel nur noch eine 
Zentralkatalogisierung – die Deutsche Nationalbibliographie – geben. Die 
Zentralkatalogisierung der fremdsprachigen Titel bildeten weiterhin die Ber-
liner Titeldrucke der PSB. 

2. Die Bibliotheken, die für die Katalogisierung der deutschen Titel bis dahin 
die Berliner Titeldrucke benutzt hatten, wurden nun auf die Nationalbiblio-
graphie verwiesen. Durch die damit stattfindende laufende Mitarbeit der 
 Bibliotheken, insbesondere der österreichischen, an der Nationalbibliogra-
phie solle deren Vollständigkeit und die Schnelligkeit ihrer Erscheinung im 
Interesse der Allgemeinheit erhöht werden (allerdings bildete die PSB eine 
Ausnahme, da sie für ihren Hausgebrauch weiterhin ihre deutschen Titel 
selbst druckte und für ihre Kataloge verwendete).

3. Die Vierteljahrs-, Jahres- und Fünfjahreszusammenfassungen der PSB soll-
ten, soweit es sich um deutsche Titel handelte, ihr Erscheinen einstellen.

4. Das »Jahresverzeichnis der Hochschulschriften« der PSB sollte von 1936 ab 
von der DB bearbeitet werden, welche die Titel der Dissertationen bereits 
laufend in der Reihe B der Nationalbibliographie veröffentlichte.

5. Das »Jahresverzeichnis der Schulschriften« der PSB sollte aus denselben 
Grün den ebenfalls eingestellt werden.1234

Wie Uhlendahl gegenüber Wismann vom RMVuP zum Ausdruck brachte, be-
deutete diese Regelung »den nahezu vollen Erfolg unserer jahrelangen Bestre-
bungen« und, was besonders wertvoll sei, »den endgültigen Frieden mit der 

formprogramm Kummers, das die Grundlage der Bibliothekspolitik des REM bil-
dete und bis 1945 weitgehend umgesetzt wurde, vgl. Barbian, Literaturpolitik 
(2010), S.�128�f.; Flachowsky, Wissenschafts- und Bibliothekspolitik, S.�42�f.

1234 Vgl. Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 1.11.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1935/36), Bl.�184; Vermerk der DB betr. Abgrenzung der Arbeitsgebiete zwischen 
PSB und DB, 18.11.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), Bl.�246. Dass die 
DB das Verzeichnis der Hochschulschriften übernehmen sollte, war mit dem BV 
offenbar nicht abgesprochen, denn Uhlendahl informierte Baur erst gut drei Wo-
chen später darüber und konfrontierte ihn damit, dass aus dieser neuen Bibliogra-
phie für den BV möglicherweise neue Kosten erwuchsen. Uhlendahl an Wilhelm 
Baur (BV), 25.11.1935, ADNBL, 153/1/2, Bl.�179�f. Wie Uhlendahl im Bibliogra-
phischen Ausschuss des BV durchblicken ließ, war die Übernahme dieser Biblio-
graphie für die DB angeblich »sehr wichtig«. Vgl. Bericht von Albert Hess (BV) 
über die Sitzung des Bibliographischen Ausschusses, 8.1.1936 ADNBL, 555/0/1-
2, Bl.�158-162, hier Bl.�162.
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Preußischen Staatsbibliothek«.1235 Das diesen ›Erfolg‹ begünstigende Vorgehen 
Uhlendahls, vor allem sein gezieltes Lavieren zwischen dem Propaganda- und 
dem Reichserziehungsministerium, wurde ihm nach 1945 zum Vorwurf gemacht 
und löste unter den deutschen Bibliothekaren in den 1960er Jahren eine lebhafte 
Debatte aus.1236 Während ›Gegner‹ Uhlendahls – wie Georg Leyh und Hanns 
Wilhelm Eppelsheimer – dessen damalige Haltung kritisierten, hielten die ihm 
gewogenen Bibliothekare dem entgegen, dass Uhlendahl in erster Linie die Inte-
ressen der DB und des deutschen Bibliothekswesens im Blick gehabt habe. Al-
lerdings ist nach dem bisher Gezeigten – insbesondere im Hinblick auf den mit 
allen Finessen geführten ›Kampf‹ Uhlendahls mit der PSB – festzuhalten, dass 
die von Leyh und Eppelsheimer geübte Kritik nicht ohne weiteres von der Hand 
zu weisen war, etwa als Eppelsheimer 1962 über Uhlendahl ausführte:

»Aber der freundliche, geduldige Hausherr wurde ein ganz anderer, wenn er 
zur Verteidigung vor seiner Burg erschien: in schwerer ritterlicher Rüstung, 
mit geschlossenem Visier, mächtig wie ein Monument und ebenso unverrück-
bar. So habe ich ihn (wohl 1935) erlebt, als die Preußische Staatsbibliothek in 
Gefahr war, ihre ›Jahresberichte der deutschen Hochschulschriften‹ an die 
Deutsche Bücherei zu verlieren und die Direktoren Krüss und Jacobs mich als 
Vermittler anriefen. Damals hat Uhlendahl, zwischen den Ministern Goebbels 
und Rust geschickt lavierend, ausgerechnet mit Goebbels im Bunde, der 
Staatsbibliothek die Publikationsreihe entrissen.«1237

Auch wenn Eppelsheimer hier ausblendete, dass es aus bibliothekspraktischen 
und wirtschaftlichen Gründen zu dem Arrangement von 1935 keine Alternative 
gab und die Argumente für die DB sprachen, kommt man nicht umhin festzu-
stellen, dass Uhlendahl aufgrund »seiner kaum nachzufühlenden Fixierung auf 

1235 Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 1.11.1935, ADNBL, 640/0 (Hefter: 
1935/36), Bl.�184. Der Verleger Ernst Reinhardt kommentierte diese für die DB 
»glückliche Wendung« wie folgt: »Nach diesem Frieden von Nikolsburg wird es 
Ihre [Uhlendahls] Aufgabe sein, den Direktor der Preußischen Staatsbibliothek 
durch eine noble Geste zu gewinnen, um so die innere Garantie zu schaffen, dass 
ein Bruderstreit nicht wieder neu entstehen kann.« Ernst Reinhardt (Ernst Rein-
hardt Verlag, München) an Uhlendahl, 2.11.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-
1939), Bl.�240.

1236 Vgl. etwa Leyh, Geschichte; Eppelsheimer, Sachen; Stummvoll, Dira nessecitas; 
Fleischhack, Nationalbibliographie; Stummvoll, Josef: Bibliographie und Buch-
handel, in: Biblios 9 (1960), Heft 1, S.�22- 29; Rau, Nationalbibliothek (2018).

1237 Eppelsheimer, Sachen , S.�372. Dabei ist allerdings auch zu berücksichtigen, dass 
Leyh schon von jeher gegen die DB eingestellt war und Eppelsheimer als Direk-
tor der 1946 gebildeten Deutschen Bibliothek in Frankfurt am Main mit Uhlen-
dahl im Clinch lag. Vgl. dazu Rau, Nationalbibliothek (2018).
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seine Deutsche Bücherei« keine Mittel scheute, seine Interessen im Schulter-
schluss mit den NS-Behörden durchzusetzen.1238

So setzte Uhlendahl das REM unmittelbar nach der Übereinkunft mit Becker 
über die besprochene Arbeitsteilung ins Bild, zeigte sich bemüht, die erforder-
lichen Maßnahmen schnell in die Wege zu leiten und die Bibliotheken über die 
neue Situation zu unterrichten.1239 Auf den ersten Blick schien die Eile auch ge-
boten, zumal Krüss am 11. November 1935 dem REM die sich aus dem Arran-
gement ergebenden neuen Perspektiven bei der Bearbeitung des laufenden Deut-
schen Gesamtkatalogs ab 1930 darlegte.1240 Allerdings hatte sich die PSB nur 
dem äußeren Druck gebeugt und stand noch immer ›Gewehr bei Fuß‹. Krüss 
machte klar, dass an eine völlige Aufgabe der Berliner Titeldrucke oder ihre Be-
schränkung auf die ausländische Literatur in der PSB nicht gedacht werde. Zum 
einen würde man sie für den eigenen Hausgebrauch (deutsche und ausländische 
Literatur) weiterhin verwenden, zum anderen sei die PSB ja für die Titeldrucke 
der von den übrigen DGK-Bibliotheken erworbenen ausländischen Literatur zu-
ständig. Infolge des Arrangements mit der DB habe man den bisher an die Ber-
liner Titeldrucke angeschlossenen Bibliotheken die Wahl des die deutsche Lite-
ratur betreffenden Katalogmaterials freigestellt. Daher könnten sie nunmehr 
auch die Aufnahmen der DNBg nutzen. Allerdings hätten sie auch weiterhin die 
Möglichkeit, die Berliner Titeldrucke für die deutschen Titel zu beziehen. Da-
mit, so Krüss, sei allen Bibliotheken die Freiheit gegeben, das Katalogmaterial zu 
verwenden, das ihrer Eigenart am besten entspreche. Hinzu kam, dass die PSB 
gar nicht daran dachte, die Jahres- und Fünfjahreszusammenfassungen ihrer 
 Titeldrucke für deutsche und ausländische Literatur abzuschaffen. Diese wurden 
vielmehr als laufende Ergänzung des DGK (ab 1930) betrachtet und ab 1935 un-
ter der irreführenden Bezeichnung »Deutscher Gesamtkatalog. Neue Titel« in 
einer »Deutschen Reihe« und einer »Ausländischen Reihe« fortgeführt.1241 Dass 
Krüss das mit der DB getroffene Arrangement damit in Grunde wieder aushe-

1238 Eppelsheimer, Sachen, S.�372.
1239 Uhlendahl an Josef Becker (Erster Direktor der PSB), 6.11.1935, ADNBL, 811/1 

(Hefter: 1920-1939), Bl.�250.
1240 Dass dies von der PSB nur sehr widerwillig erfolgte, zeigen folgende Zeilen des 

Berliner Generaldirektors: »Vom Standpunkt der Führung des Gesamtkatalogs 
[PSB] wäre es das in technischer Beziehung einfachste Verfahren, die Berliner 
 Titeldrucke auf die neu hinzutretenden Bibliotheken in vollem Umfang auszu-
dehnen. Da aber die Gegenwart fordert, nicht das an sich Nützliche zu tun, son-
dern das unbedingt Notwendige mit einem tunlichst geringen Aufwand an Mit-
teln zu erreichen, so kann dieser Weg voraussichtlich nicht beschritten werden.« 
Krüss (PSB) an REM, 11.11.1935, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�218-229.

1241 Vgl. Hagenau, Gesamtkatalog, S.�47. Vgl. auch Uhlendahl an Krüss (PSB), 
17.1.1936, ADNBL, 461/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�II), Bl.�105; Krüss an Rudolf 
Kummer (REM), 18.1.1936, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�292�f.
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belte, war dem gewieften Strategen natürlich klar und offenbart, wie brüchig der 
aus Sicht der PSB vermeintliche ›Frieden mit der DB‹ im Grunde genommen war. 
Dies zeigte auch das Beispiel der österreichischen Bibliotheken. Denn wie Krüss 
deutlich machte, kam für sie eine Aufgabe des bisherigen Verfahrens der Berliner 
Titeldrucke nicht in Frage. Die Österreicher zu einem Umschwenken auf die 
DNBg zu zwingen, erscheine auch aus kulturpolitischen Gründen nicht oppor-
tun, denn dies würde die Beteiligung der österreichischen Bibliotheken am DGK 
gefährden.1242 In einem weiteren Schreiben vom selben Tag, in dem Krüss auf 
die von Goerdeler vorgebrachten ›Anregungen‹ reagierte, machte Krüss unmiss-
verständlich deutlich, wie sehr es unter der Oberfläche noch brodelte, und dass 
der vom Reichserziehungsministerium verfügte Ausgleich keineswegs dazu ge-
führt hatte, die zwischen Berlin und Leipzig seit 1912 bestehenden Gräben zu 
überbrücken:

»[…] so kann ich [Krüss] es mir nicht versagen, daran zu erinnern, dass in der 
Tat große Summen hätten erspart werden können, wenn der Partikularismus 
Sachsens und der Eigenwille des deutschen Buchhandels nicht zur Gründung 
der Deutschen Bücherei in Leipzig geführt hätten, anstatt sie mit der größten 
deutschen Bibliothek, der Berliner Staatsbibliothek, zu verbinden. Dieser 
grundsätzliche Fehler von damals ist heute nicht wieder gut zu machen. Es 
sollte aber auch in Leipzig eingesehen werden, dass Vieles von dem, was heute 
anscheinend als Doppelarbeit in Berlin und in Leipzig mit Rücksicht auf das 
besondere Eigenleben jeder der beiden Bibliotheken notwendigerweise geleis-
tet werden muss und so einen höheren Aufwand erfordert, als unter anderen 
Umständen notwendig wäre, in dieser vor 25 Jahren gefallenen Entscheidung 
seinen Ursprung hat und sicher nicht Preußen zur Last gelegt werden kann. 
Bedauerlich bleibt bei dieser Entwicklung auch, dass die Deutsche Bücherei 
außerhalb des Bereichs der wissenschaftlichen Bibliotheken groß geworden ist 
und dabei doch den Anspruch erhebt, über die wissenschaftlichen Bibliothe-
ken urteilen zu können, ohne Einsicht in deren wirkliche Bedürfnisse zu be-
sitzen, die sich nur aus enger Zusammenarbeit ergeben kann, ein bedauerlicher 
Mangel, der sich nicht nur in den Denkschriften der Deutschen Bücherei, son-
dern auch bei anderen Gelegenheiten erwiesen hat.«1243

1242 Aus den Ausführungen von Krüss wurde auch deutlich, dass die PSB nicht gewillt 
war, auf ihr »Jahresverzeichnis der an den deutschen Universitäten und Hoch-
schulen erschienenen Schriften« zu verzichten. Zudem nutzte Krüss die Möglich-
keit zu der Forderung, das REM möge über ein die PSB begünstigendes Gesetz 
für ein Reichspflichtexemplar nachdenken. Vgl. ebd., Bl.�218-229.

1243 Krüss (PSB) an REM, 11.11.1935, ebd., Bl.�249�f.
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In Leipzig arbeitete man derweil an der Umsetzung der getroffenen Verein-
barungen.1244 Immerhin hatte inzwischen die BSB signalisiert, »die Berliner Ti-
teldrucke abzuschaffen«, da sie in ihrer Erwerbungsabteilung »von jeher die 
Leipziger Zettel« verwandte.1245 Ähnliches galt für die Bibliotheken in Halle, 
Greifswald, Bonn und Münster.1246 Andernorts war noch Überzeugungsarbeit 
zu leisten, denn zumindest ein Teil der preußischen Bibliotheken, die bisher an 
die Berliner Titeldrucke angebunden, aber in die vertraulich geführten Verhand-
lungen zwischen Berlin und Leipzig nicht eingeweiht waren, zeigten sich vom 
Gang der Ereignisse überrascht. Der Königsberger Carl Diesch monierte, ein-
fach so vor vollendete Tatsachen gestellt worden zu sein. Es sei mehr als frag-
würdig, zwei Tage vor Weihnachten zu erfahren, ab 1. Janaur 1936 habe man den 
Bezug der Berliner Titeldrucke einzustellen, ohne irgendwelche Übergangs- und 
Ausführungsbestimmungen erhalten zu haben.1247 Um Diesch und etwaige wei-
tere Kritiker zu beschwichtigen, griff Uhlendahl auf einen bewährten Trick zu-
rück. Wie schon bei der Einführung der DNBg im Jahr 1931 stellte der Börsen-
verein den Bibliotheken nun auch für das Jahr 1936 je drei Exemplare der 
Bibliotheksausgabe der DNBg kostenlos zur Verfügung, um ihnen den Über-
gang auf die Leipziger Titeldrucke zu erleichtern.1248 Dies schien zu fruchten, 

1244 Vgl. Rundschreiben [Nr.�1] der DB an die deutschen Bibliotheken, 27.12.1935, 
ADNBL, 461/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�II), Bl.�1-4; Uhlendahl an Kummer (REM), 
28.11.1935, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), Bl.�244.

1245 Buttmann (BSB) an Uhlendahl, 29.11.1935, ADNBL, 811/2, Bl.�7; Uhlendahl an 
Buttmann, 25.11.1935, ebd., Bl.�6.

1246 Vgl. Uhlendahl an Martin Bollert (Sächsische LB, Dresden) u. Josef Rest (UB 
Freiburg), 31.12.1935, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�II), Bl.�27�f. Wäh-
rend Rest (UB Freiburg) der DB »zum endlichen Durchbruch einer klaren Idee« 
gratulierte, begrüßten die UB Würzburg und die Bibliothek des Deutschen Mu-
seums den Übergang der Zentralkatalogisierung der deutschen Bücher an die DB. 
Vgl. Josef Rest (UB Freiburg) an Uhlendahl, 7.1.1936, ebd., Bl.�71; Otto Handwer-
ker (UB Würzburg) an die DB, 6.1.936, ebd., Bl.�63; Bibliothek des Deutschen 
Museums (München) an Uhlendahl, 3.1.1936, ebd., Bl.�32.

1247 Vgl. Carl Diesch (StUB, Königsberg) an Uhlendahl, 23.12.1935, ebd., Bl.�33�f. Zur 
Kritik an den Leipziger Titelaufnahmen und Vorschlägen zu ihrer Optimierung 
vgl. Fammler, Franz: Die Titeldruck-Ausgabe der Deutschen Nationalbibliogra-
phie. Ein besinnliches Feuilleton anlässlich der ministeriellen Neuregelung der 
deutschen Zentralkatalogisierung. Dem Direktor der Deutschen Bücherei Herrn 
Dr. Heinrich Uhlendahl verehrungsvoll überreicht, in: Ders.: Satirische Denk-
schriften zum Gesamtkatalog und zur Titeldruckfrage I-IV, Berlin 1931-1936 
(Manuskript), Teil IV, S.�1-10, ADNBL, 05 B 05.

1248 Vgl. Uhlendahl an Kummer (REM), 28.12.1935, ebd., Bl.�16; Rundschreiben 
[Nr.�1] der DB an die deutschen Bibliotheken, 27.12.1935, ebd., Bl.�1-4. Den Bi-
bliotheken, die bereits an die Leipziger Titeldrucke angeschlossen waren und für 
die dieses Angbot nicht in Frage kam, stellte Uhlendahl als Ausgleich 100 Dub-
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denn Ende Januar 1936 hatten sich bereits über 70 Bibliotheken neu an die Leip-
ziger Titeldrucke der DNBg angeschlossen.1249

Hoffte Uhlendahl damit, allen Bibliotheken Genüge zu tun, sah er sich im 
Hinblick auf Österreich getäuscht. Am 11. Dezember 1935 hatte das REM die 
Abmachungen zwischen der DB und der PSB zwar für verbindlich erklärt, sich 
für die österreichischen Bibliotheken eine Entscheidung aber noch vorbehal-
ten.1250 Ob dahinter eine bewusste Verschleppungstaktik des REM stand, muss 
dahingestellt bleiben, wie sich aber bald zeigen sollte, machte die Ausnahmebe-
handlung der österreichischen Bibliotheken die Vorteile des Arrangements zum 
großen Teil illusorisch.1251 Die Österreicher zeigten sich angesichts der durch 
den Erlass vom 11.  Dezember 1935 völlig neu geschaffenen Situation »über-
rascht« und erhoben dagegen »schwere Bedenken«.1252 Als ihr Wortführer fun-
gierte der Generaldirektor der Nationalbibliothek Wien, Josef Bick.1253 Dieser 

letten aus dem DB-Bestand als Geschenk in Aussicht. Vgl. Uhlendahl an Martin 
Bollert (Sächsische LB, Dresden), 31.12.1935, ebd., Bl.�27.

1249 Vgl. Uhlendahl an Karl Schwarber (Direktor der Öffentlichen Bibliothek der 
Universität Basel, Schweiz), 28.1.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, 
Bd.�III), Bl.�3; Rundschreiben [Nr.�2] der DB betr. Zentralkatalogisierung des 
deutschsprachigen Schrifttums, 24.2.1936, ebd., Bl.�63�f. Vgl. auch Frels, Wilhelm: 
Die Bibliotheksausgabe der »Deutschen Nationalbibliographie« und ihre Ver-
wendung für Bibliothekskataloge, in: BBl.�103 (1936), Nr.�65 vom 17.3.1936 und 
Nr.�67 vom 19.3.1936, S.�247-250 u. 255-259. Als Beispiel für eine deutsche Bi-
bliothek, welche die Nutzung der Bibliotheksausgabe für ihre Kataloge ablehnte 
vgl. Karl Esselborn (Hessische LB Darmstadt) an Uhlendahl, 2.3.1936 u. 9.5.1936, 
ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�III), Bl.�84, 86-88.

1250 Die Weisungsbefugnis des REM erstreckte sich nicht auf ausländische Institutio-
nen. Gleichwohl legte das REM in dieser Frage auch nach dem ›Anschluss‹ 
 Österreichs eine sehr zwiespältige Haltung an den Tag. Vgl. Siegmund Kunisch 
(REM) an Krüss (PSB), 11.12.1935, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), 
Bl.�22. 

1251 Vgl. Krüss an Uhlendahl (mit anliegendem Erlass des REM vom 11.12.1935), 
16.12.1935, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�II), Bl.�23-25; Uhlendahl 
an  OBM Goerdeler (mit anliegendem Entwurf für ein Schreiben Goerdelers 
an Staatssekretär Zschintzsch), 19.11.1936, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), 
Bl.�259-261, hier Bl.�260.

1252 Uhlendahl hatte den Generaldirektor der Nationalbibliothek Wien (NBW), Josef 
Bick, Ende Dezember 1935 über den REM-Erlass informiert. Vgl. Uhlendahl an 
Josef Bick (NBW), 30.12.1935, ebd., Bl.�18.

1253 Als Generaldirektor der NBW kam Bick eine ähnliche zentrale Stellung zu wie 
dem jeweiligen Generaldirektor der PSB in Preußen. So waren die österreichi-
schen Bibliotheken in einer Art Beirat zusammengeschlossen, dem Bick vorsaß. 
Gleichzeitig war Bick Referent für Bibliotheksangelegenheiten im österreichi-
schen Kultusministerium. Vgl. dazu Uhlendahl an Albert Hess (BV), 14.1.1936, 
ebd., Bl.�160.
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offenbarte in seiner Argumentation auffällige Ähnlichkeiten mit den Standpunk-
ten der PSB, und forderte, die Zusammenarbeit der österreichischen Biblio-
theken mit der PSB in vollem Umfang und unverändert fortzusetzen.1254 Gleich-
wohl signalisierte Wien Verhandlungsbereitschaft. Um den Österreichern ihre 
Entscheidung zu erleichtern, dachte Uhlendahl daran, sie im Hinblick auf den 
Bezug der DNBg in gewisser Weise ›zu bestechen‹, indem er mit dem Börsen-
verein und dem RMVuP darüber verhandelte, den österreichischen Bibliotheken 
die Gratisexemplare über 1936 hinaus für das gesamte Jahr 1937 in Aussicht zu 
stellen.1255 Derartige Pläne zerschlugen sich jedoch, da der ›Widerstand‹ der Ös-
terreicher sehr grundsätzlicher Natur war. Mehr noch, es hatte den Anschein, 
dass Wien – insbesondere Bick – im Interesse der PSB nun einen mehr oder we-
niger verdeckten ›Stellvertreterkrieg‹ gegen die DB vom Zaun brach. Anders ist 
nicht zu erklären, dass in den folgenden Wochen und Monaten alle Ausgleichs-
verhandlungen an der Intransigenz der österreichischen Bibliotheken scheiter-
ten, obwohl ihnen die DB bei der Gestaltung der Leipziger Titeldrucke sehr 
weit entgegenkam und obwohl die österreichischen Forderungen den Preis der 
DNBg in die Höhe trieben.1256 Zu allem Überfluss hatte sich inzwischen auch 
die PSB »von dem ersten Schreck erholt« und bereitete der DB »wieder neue 
Schwierigkeiten«.1257

1254 Bick (NBW) an Uhlendahl, 10.1.1936, ebd., Bl.�78; Bick an Krüss (PSB) (mit an-
liegender Äußerung der österreichischen Bibliotheken zum Erlass des REM vom 
11.12.1935 vom 8.1.1936), 11.1.1936, ebd., Bl.�79-90, hier Bl.�90. Es handelte sich 
um die Nationalbibliothek Wien, die UB’s Wien, Graz, Innsbruck, die Bibliothek 
der TH Wien, die Studienbibliotheken Linz, Salzburg, Klagenfurt, die Bibliothek 
der Akademie der bildenden Künste, die Bibliothek der Hochschule für Welthan-
del, die Bibliothek des Bundesministeriums für Soziale Verwaltung, die Biblio-
thek des Kriegsarchivs und die Bibliothek der Kunsthistorischen Sammlungen 
(alle Wien).

1255 Dazu regte Uhlendahl an, das RMVuP solle die dabei anfallenden Kosten über-
nehmen. Vgl. Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 20.1.1936, ebd., Bl.�113.

1256 So ergaben sich beispielsweise erhebliche Mehrkosten durch den Druck der von 
den österreichischen Bibliotheken geforderten Verweisungen. Vgl. Uhlendahl an 
Albert Hess (BV), 16.3.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�III), Bl.�96; 
Verfügung Uhlendahls, 28.3.1936, ebd., Bl.�117; Uhlendahl an Kummer (REM), 
28.3.1936 u. 4.4.1936, ebd., Bl.�125 u. 127.

1257 Uhlendahl an Heinz Wismann (RMVuP), 26.2.1936, ADNBL, ebd., Bl.�74. Dass 
die PSB, sehr zum Ärger Uhlendahls, am Erscheinen ihrer Titeldrucke (deutsche 
und ausländische) festhielt und über ihre Einstellung erst nach dem Abschluss der 
Verhandlungen mit den Österreichern entscheiden wollte, machte die Sache nicht 
besser. Dazu und zu weiteren Querelen zwischen Berlin und Leipzig vgl. Uhlen-
dahl an Krüss (PSB), 17.1.1936, ebd., Bl.�105; Krüss (PSB) an Kummer (REM), 
18.1.1936, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�292�f.; Krüss (PSB) an die am DGK be-
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Rudolf Kummer meinte, den Grund für die Renitenz der Österreicher ausge-
macht zu haben. Demnach spielten in erster Linie finanzielle Gründe eine Rolle. 
Um die Österreicher für die Berliner Titeldrucke zu gewinnen, hatte Preußen 
1931 den Großteil ihrer Katalogisierungskosten übernommen. Dadurch hatte 
sich der »unmögliche Zustand ergeben, dass die österreichischen Bibliotheken 
mit dem Katalogmaterial billiger beliefert wurden als die deutschen Bibliothe-
ken«. Diesen Zustand wollte Wien nun unbedingt aufrechterhalten. Die DB 
sollte ihr Katalogmaterial daher zu denselben finanziellen Bedingungen liefern, 
wie es bis dahin die PSB getan hatte, was für die DB allerdings unmöglich war. 
Wie Kummer in Gespächen mit österreichischen Kollegen erfuhr, bestanden auf 
ihrer Seite starke Vorbehalte gegen eine Zusammenarbeit mit Deutschland. In-
folgedessen drängte sich Kummer der Eindruck auf, die österreichischen Biblio-
theken wollten »unter allen Umständen« von den Vorteilen der Zentralkatalogi-
sierung profitieren, »aber selbst dabei keine Opfer bringen«. Um einen Abbruch 
der Verhandlungen zu verhindern, schlug Kummer vor, den alten Zustand der 
Belieferung durch die PSB vorerst bis zum 31. März 1936 aufrechtzuerhalten. Bis 
dahin sollten die Verhandlungen mit der DB jedoch zu einer Einigung 
 gelangen.1258

In dieser Situation schien es für die DB hilfreich, dass inzwischen auf poli-
tischer Ebene eine Debatte über den Sinn des zeit- und kostenintensiven DGK 
entbrannt war.1259 Auslöser war Goerdeler, der angesichts des Defizits der säch-
sischen Gemeinden Zweifel an der Durchführbarkeit des auf mehrere Jahrzehnte 
prognostizierten Katalogprojekts hegte. So sei die Frage der Finanzierung noch 
völlig ungeklärt. Die kritische Haushaltslage der Messestadt lasse eine Über-
nahme neuer Aufgaben ohne die Bereitstellung der erforderlichen Mittel nicht 

teiligten Bibliotheken, 3.2.1936, ADNBL, 640/0 (Hefter: 1935/36), Bl.�202�f.; Uh-
lendahl an Krüss (PSB), 11.2.1936, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�307�f. 

1258 Vermerk Kummers (REM), 14.2.1936, ebd., Bl.�294�f. Zu den Verhandlungen mit 
den österreichischen Bibliotheken vgl. etwa Krüss (PSB) an REM (mit anliegen-
dem Bericht über eine Besprechung [mit österreichischen Bibliothekaren] am 
24.1.1936), 27.1.1936, ebd., Bl.�322-325; Uhlendahl an Krüss (PSB) (mit anliegen-
dem Bericht über das Ergebnis der Besprechung vom 23.1.1936 mit den Vertretern 
der österreichischen Bibliotheken in der DB), 23.1.1936, ADNBL, 461/1/0 (Hef-
ter: 1935/36, Bd.�II), Bl.�121-123; Uhlendahl an Josef Bick (NBW), 30.1.1936, 
ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�III), Bl.�20�f.

1259 Bis dahin lagen acht Bände des Preußischen Gesamtkatalogs vor. Im März 1936 
sollte nun der neunte Band, der mit dem Buchstaben B einsetzte und gleichzeitig 
den ersten Band des DGK darstellte, erscheinen. Vgl. Kummer, Gesamtkatalog, 
S.�169*. Zu den Arbeiten am DGK vgl. Fuchs, Hermann: Der Deutsche Gesamt-
katalog, in: ZfB 53 (1936), Heft 1/2, S.�74-81.
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zu.1260 Gegenüber dem Reichsfinanzminister führte Goerdeler aus, der DGK sei 
nicht finanzierbar, wenn es nicht zu einer »Abstellung aller nicht lebensnotwen-
digen Vorhaben« komme. Zwar habe man seine Vorschläge vom September 1935 
zur Arbeitsteilung zwischen PSB und DB inzwischen durchgeführt. Nun jedoch 
sei es notwendig, die eingesparten Mittel – etwa aus der Einstellung der deut-
schen Titel der Berliner Titeldrucke und des Jahresverzeichnisses der deutschen 
Hochschulschriften – den Gemeinden zur Verfügung zu stellen.1261 Der Reichs-
finanzminister pflichtete ihm bei und teilte dem REM mit, dass er jede Ausgabe, 
die den Haushalt der Länder und Gemeinden unnötig belaste, ablehne. Immer-
hin müssten »nach dem Willen des Führers alle Mittel zusammengefaßt werden 
[…], um den Ausbau der Wehrmacht und die allgemeine Wehrpflicht 
durchzuführen«.1262 Solchen ›Argumenten‹ konnte sich das REM nicht ver-
schließen, obwohl es deutlich machte, dass an eine Aufgabe des DGK im Hin-
blick auf das kulturpolitische Ansehen Deutschlands im Ausland nicht zu den-
ken sei.1263 Gegenüber Popitz führte das REM aus, es habe bei der Ingangsetzung 
des DGK bei »jeder sich bietenden Gelegenheit auf eine Verminderung der au-
ßerplanmäßigen Hilfskräfte hingewirkt und Anträge auf Bereitstellung von Son-
dermitteln« abgelehnt. Eine Senkung der Druckkosten des DGK werde sich auch 
noch erzielen lassen.1264 Der von Goerdeler induzierte Druck auf das REM 
wurde von Kummer erneut auf die PSB umgeleitet, die im Mai 1936 angewiesen 
wurde, die durch die Umstellung der Titeldrucke, beim Jahresverzeichnis der 
Universitätsschriften, beim laufenden Gesamtkatalog und durch die Einstellung 
des Jahresverzeichnisses der Schulschriften zu erzielenden Kosteneinsparungen 

1260 Vgl. OBM Goerdeler (Leipzig) an RMdI (Berlin), 21.11.1935, BArch Berlin, 
R�2/14435, unp.

1261 OBM Goerdeler (Leipzig) an RFM, 10.1.1936, ebd., unp.
1262 Im Zuge des am 16.3.1935 erlassenen Gesetzes über den Aufbau der Wehrmacht 

war es in Deutschland zur Einführung der allgemeinen Wehrpflicht gekommen. 
Johann Ludwig Graf Schwerin von Krosigk (RFM) an REM, 27.2.1936, BArch 
Berlin, R�4901/2662, Bl.�337. Vgl. auch RFM an REM, 24.1.1936, ebd., Bl.�320�f.; 
Johannes Popitz (Preußischer Finanzminister) an REM, 18.2.1936, ebd., Bl.�333.

1263 Gleichzeitig führte das REM aus, der DGK erfordere keine neuen Beamtenstellen. 
Darüber hinaus würde er auch keine neuen Mittel in Anspruch nehmen, da die 
PSB »die ganze Last« trage. Im übrigen habe auch der »Stellvertreter des Führers« 
seine Zustimmung zur Herausgabe des DGK erteilt. Vor diesem Hintergrund sah 
das RMdI von einer Einstellung des DGK ab. Vgl. Werner Zschintzsch (REM) an 
RMdI, 8.6.1936, ebd., Bl.�365-367, hier Bl.�365; Hans Pfundtner (RMdI) an RFM, 
20.7.1936, BArch Berlin, R�2/12435, unp.; Pfundtner (RMdI) an REM, 20.7.1936, 
ebd., unp.; Pfundtner (RMdI) an Goerdeler, 20.7.1936, ebd., unp.

1264 REM an den Preußischen Finanzminister, 20.5.1936, BArch Berlin, R�4901/2662, 
Bl.�335.
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bereits im laufenden Rechnungsjahr durchzuführen.1265 Wenig später legte 
Krüss dem REM den Entwurf eines Vertrages vor, mit dem die Herausgabe des 
Hochschulschriftenverzeichnisses an die DB und den Börsenverein übertragen 
werden sollte.1266

Im Gegensatz dazu hatten die Verhandlungen der DB mit den österreichi-
schen Bibliotheken noch zu keiner Einigung geführt, da weitreichende Forde-
rungen erhoben wurden, von denen sie ihre Beteiligung an den Leipziger Titel-
aufnahmen abhängig machten.1267 So müsse die DB über die Bibliotheksausgabe 
ihrer DNBg hinaus nun auch Zetteldrucke, d.�h. auf Katalogkarten gedruckte 
fertige Titelaufnahmen, herstellen.1268 Auch in diesem Fall ließ sich Uhlendahl 
nicht zweimal bitten und stellte im Zuge einer Rundfrage fest, ob unter den deut-

1265 Kummer (REM) an Generaldirektor der PSB, 20.5.1936, ebd., Bl.�336.
1266 Krüss (PSB) an REM, 28.5.1936 (mit anliegenden Vereinbarungsentwürfen), ebd., 

Bl.�370-377. Bereits im März 1936 hatte Kummer die dilatorische Behandlung der 
PSB bei der Aufgabe ihrer deutschen Titeldrucke moniert. Mit Buttmann war sich 
Kummer allerdings einig darüber, dass die gegen den DGK gerichteten Spitzen des 
RMdI und des RFM »völlig unsachlich« seien. Ihrer Meinung nach bedeutete ein 
Aufschub des DGK »einen internationalen Skandal vor der gesamten wissen-
schaftlichen Welt«. Bericht Kummers über seine Besprechung mit Generaldirek-
tor Buttmann (BSB) betr. Reform des wissenschaftlichen Bibliothekswesens, 
17.3.1936, ebd., Bl.�303�f.

1267 Vermerk Kummers (REM) für Herrn AR�Güttner, 15.5.1936, ebd., Bl.�340. Zu den 
Verhandlungen vgl. Josef Bick (NBW) an Krüss (PSB), 20.2.1936, ebd., Bl.�300�f.; 
Bick an Uhlendahl, 20.2.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�III), Bl.�48; 
Bick an Uhlendahl (mit anliegender Stellungnahme der österreichischen Biblio-
theken), 1.3.1936, ebd., Bl.�103-108; Vermerk Curt Fleischhacks (DB), 27.5.1936, 
ebd., Bl.�49-51; Bick an Kummer (REM) (mit anliegendem »Ergebnis« der inter-
nen Verhandlungen der österreichischen Bibliotheken), 20.2.1936, ebd., Bl.�52-59. 
Zum Entgegenkommen der DB, welche verschiedene Wünsche der österreichi-
schen Bibliotheken im Hinblick auf die Leipziger Titelaufnahmen umsetzte, vgl. 
Uhlendahl an Kummer (REM), 1.2.1936, ebd., Bl.�38�f.; Verfügung Uhlendahls 
betr. Ordnungswörter und Abschlusstitel der Nationalbibliographie, 17.2.1936, 
ebd., Bl.�45; Rundschreiben Nr.�3 der DB an die deutschen Bibliotheken, 16.4.1936, 
ebd., Bl.�147-149.

1268 Vgl. Uhlendahl an Wismann (RMVuP), 6.4.1936, ebd., unp. Die DB hatte in ihrem 
Rundschreiben vom Dezember 1935 ihre Bereitwilligkeit erklärt, Zetteldrucke 
herzustellen. Allerdings hatten sich bis Mitte Februar 1936 nur fünf Bibliotheken 
daran interessiert gezeigt. Ein Bedürfnis für den Zetteldruck lag demnach nicht 
vor, sodass das Verfahren zunächst eingestellt und alle Bibliotheken auf die Bi-
bliotheksausgabe der DNBg (Ausschneiden und Aufkleben der Titelaufnahmen) 
verwiesen wurden. Es war aus Sicht der DB natürlich misslich, dass die österrei-
chischen Bibliotheken nun auf die Herstellung von Zetteldrucken drängten. Vgl. 
Uhlendahl an die UB Marburg, 14.2.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, 
Bd.�III), Bl.�35.
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schen Bibliotheken ebenfalls Interesse an Zetteldrucken bestand. Und wider Er-
warten stieß er damit auf große Resonanz.1269 In dieser Situation platzte nun 
wieder Krüss dazwischen und führte unter Bezugnahme auf eine Stellungnahme 
der österreichischen Bibliotheken gegenüber dem REM im Mai 1936 aus, die von 
der DB gemachten Vorschläge würden den österreichischen Bibliotheken nicht 
genügen.1270 Daher sei es ihnen unmöglich, sich bei der Katalogisierung auf die 
deutschen Titel der DNBg zu stützen. Vielmehr bestehe auf Seiten der Österrei-
cher der Wunsch, »die bisherige Arbeitsgemeinschaft« mit der PSB fortzusetzen, 
bis die DB in der Lage sei, gleichwertiges Katalogmaterial zu gleichen Preisen zu 
liefern.1271 

Im REM war man hin- und hergerissen. Zum einen fühlte man sich schon aus 
Tradition der PSB verpflichtet, und so hat es den Anschein, dass Kummer und 
sein Umfeld den Standpunkt der PSB und der Österreicher teilten. Zum anderen 
konnte sich das Ministerium aufgrund seiner Verantwortung für das gesamtdeut-
sche Bibliothekswesen den Ansichten der DB nicht so einfach verschließen. 
Nach außen hin zielte es daher auf eine Verständigung ab, um die kulturpolitisch 
wichtige deutsch-österreichische Zusammenarbeit »unter allen Umständen« 

1269 Zur Bedarfsmeldung betr. Leipziger Zetteldrucke durch die deutschen Bibliothe-
ken vgl. Vermerk Uhlendahls betr. Einführung von Zetteldrucken der DNBg, 
20.8.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�I), Bl.�36-38; Uhlendahl an 
RMVuP, 22.9.1936, ebd., Bl.�66-68; Niederschrift einer Besprechung über »Deut-
sche Nationalbibliographie« und »Berliner Titeldrucke« in der DB, 9.5.1936, 
ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, Bd.�IV), Bl.�12-16, hier Bl.�12�f.; Uhlendahl an 
Kummer (REM), 6.7.1936, ebd., Bl.�48; Uhlendahl, Heinrich: Kurze Mitteilungen 
aus dem Bereich der Deutschen Bücherei, in: ZfB 53 (1936), Heft 9/10, S.�571-573, 
hier S.�571�f.

1270 Ein Beleg für die nach wie vor bestehende, keineswegs »vergnügliche Rivalität« 
zwischen der DB und der PSB ist das gegenseitige Aufzählen der »Sündenregister« 
der jeweils anderen Seite, auch wenn man dies mit der notwendigen Verbesserung 
der Titelaufnahmen begründete. Josef Becker (PSB) an Uhlendahl, 13.8.1936, 
ADNBL, 558/2/0, Bl.�63; Uhlendahl an Becker (PSB), 18.8.1936, ebd., Bl.�66�f.; Be-
cker (PSB) an Uhlendahl, 27.8.1936, ebd., Bl.�70�f.

1271 Krüss (PSB) an REM, 4.5.1936, BArch Berlin, R�4901/2662, Bl.�338�f. In einem 
weiteren Schreiben an das REM plädierte Krüss dafür, ein ihm unterbreitetes An-
gebot des Berliner-Titeldruck-Verlegers August Hopfer (Burg bei Magdeburg) zu 
nutzen und die Berliner Titeldrucke (deutsche und ausländische Reihen) für den 
Eigenbedarf der PSB und einstweilen auch für den der österreichischen Bibliothe-
ken weiter zu nutzen. Krüss (PSB) an REM, 4.8.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 
1936/37, Bd.�I), Bl.�59-61; August Hopfer an REM, 12.5.1936, ADNBL, 641/1/0 
(Hefter: 1935/36), Bl.�18�f. Nicht nur in der DB schüttelte man über den »Eigen-
sinn der österreichischen Bibliotheken und einiger bestimmter in Preußen« den 
Kopf. Josef Kindervater (Direktor der UB Münster) an Uhlendahl, 10.11.1936, 
ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�II), Bl.�6�f.
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aufrechtzuerhalten. Daher schaltete das REM nun auch das Auswärtige Amt und 
das RMVuP ein.1272 Im August 1936 kam es in Berlin zu einer Besprechung Uh-
lendahls mit Vertretern des Reichserziehungs- und des Propagandaministeriums, 
in welcher der DB-Direktor signalisierte, mit der Herstellung der Zetteldrucke 
zum 1. Oktober zu beginnen. Der Preis für die Titelkarten sollte wie bei den Ber-
liner Titeldrucken bei 2 Pfennig pro Stück liegen. Da die österreichischen Bib-
liotheken die Zetteldrucke der PSB bis dahin für die Hälfte erhalten hatten, 
wollte ihnen die DB diesen Sonderpreis ebenfalls gewähren. Die daraus resultie-
renden marginalen Mehrkosten sollten je zur Hälfte vom REM und vom RMVuP 
übernommen werden, was beide Seiten in Aussicht stellten.1273 Mit der von der 
DB zusätzlich angestrebten Herstellung von Zetteldrucken, so Carl Diesch, 
wurden nun aber die von der PSB nach wie vor hergestellten Titeldrucke (für 
deutsche Literatur) vollends überflüssig: 

»Vor allen Dingen glaube ich, dass mit der Zeit doch sogar die Staatsbibliothek 
Berlin ihre deutschen Titeldrucke wird aufgeben müssen. Den gegenwärtigen 
Zustand halte ich nur für einen Übergang, den man der Staatsbibliothek be-
willigt hat, um sie in ihrem Prestige nicht gar zu schwer zu treffen. Nachdem 
jetzt einmal die Leipziger Titeldrucke eingeführt sind, besteht keine innere 
Notwendigkeit mehr, dass die Staatsbibliothek Berlin für teures Geld ihre 
eigenen Drucke herstellen lässt. Das muss einmal offen ausgesprochen wer-
den, und wer überhaupt imstande ist, objektiv zu denken, muss das zugeben, 
selbst wenn er das Verschwinden der Berliner Titeldrucke bedauert.«1274

Nun jedoch schoss das REM quer. Kummer erklärte Uhlendahl Mitte September 
allen Ernstes, den in der Zetteldruckangelegenheit versprochenen Zuschuss – es 
handelte sich um lächerliche 300 RM – angeblich nicht aufbringen zu können. 
Auch der in Aussicht genommene Termin des 1.  Oktober erscheine ihm »zu 
kurz«, daher sei ein späterer Zeitpunkt über das RMVuP beim REM förmlich zu 
beantragen. Uhlendahl sah sich angesichts dieses Schlingerkurses gezwungen, 
den Beginn des Zetteldrucks auf den 1. Januar 1937 zu verschieben, obwohl alle 
Vorkehrungen getroffen waren.1275 Er informierte Bick darüber, dass die DB 
Anfang 1937 mit der Herstellung von Zetteldrucken beginne. Ihr Preis betrage 

1272 Vgl. Vermerk Rudolf Kummers (REM) für Herrn AR�Güttner, 15.5.1936, BArch 
Berlin, R�4901/2662, Bl.�340; Werner Zschintzsch (REM) an RMdI, 8.6.1936, ebd., 
Bl.�365-367; Zschintzsch (REM) an AA u. RMVuP, 17.6.1936, ADNBL, 641/1/0 
(Hefter: 1935/36, Bd.�IV), Bl.�39�f.

1273 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 26.8.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�I), 
Bl.�33. 

1274 Carl Diesch (StUB Königsberg) an Uhlendahl, 2.9.1936, ebd., Bl.�44�f.
1275 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 18.9.1936, ebd., Bl.�58; Uhlendahl an RMVuP, 

2.9.1936, ebd., Bl.�66-68. Den vom REM geforderten Antrag reichte Uhlendahl 
beim RMVuP bereits am 23.9.1936 ein. Das RMVuP sicherte seinen Teil der in 
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wie bei der PSB zwei Pfennig pro Stück, aber wie Berlin werde Leipzig den von 
den östereichischen Bibliotheken gewünschten Vorzugspreis zubilligen. Einem 
Anschluss der österreichischen Bibliotheken an die Leipziger Titeldrucke stehe 
demnach nichts mehr im Wege.1276 Eine Reaktion Bicks blieb jedoch aus. Wie 
Uhlendahl aber »aus österreichischen Bibliothekskreisen« erfuhr, sträube sich 
die Wiener Nationalbibliothek, »selbstverständlich von der Preußischen Staats-
bibliothek hierzu ermuntert«, entgegen ihrer seinerzeit abgegebenen Erklärung 
noch immer, die Katalogisierung der DB anzunehmen.1277 Daraus resultierte der 
nach Uhlendahls Ansicht unhaltbare Zustand, dass in Deutschland trotz des 
REM-Erlasses vom Dezember 1935 noch immer zwei Zentralkatalogisierungen 
existierten: Auf der einen Seite die der DB, die rund 200 Bibliotheken, Institute 
und Buchhandelsfirmen versorge, und die der PSB, welche die gleichen Titel-
aufnahmen für sich und zwölf österreichische Bibliotheken noch einmal herstel-
le.1278 Uhlendahl vermutete, dass die PSB »offenbar die Hoffnung [hegt], auf 
dem Umweg über Österreich die ministerielle Entscheidung möglicherweise 
wieder rückgängig machen zu können«. Am meisten regte sich Uhlendahl da r-
über auf, dass man diese rein bibliothekstechnische Angelegenheit inzwischen zu 
einer politischen gemacht hatte und sich nun auch die Deutsche Gesandtschaft 
in Wien und das Auswärtige Amt damit befassten. Im September 1936 war die 
Generaldirektion der Wiener Nationalbibliothek an die Deutsche Gesandtschaft 
herangetreten und hatte durchblicken lassen, dass eine Zusammenarbeit mit der 
DB, trotz des von ihr gezeigten Entgegenkommens, »vollständig inakzeptabel« 
sei. Daran knüpfte sich sogar die Drohung, die österreichischen Bi bliotheken 
würden sich aus der Zusammenarbeit mit dem Reich lösen und ihre eigenen Ti-
teldrucke wieder aufnehmen, wenn der REM-Erlass vom 11.  Dezember 1935 
nicht zurückgenommen werde.1279 Uhlendahl informierte das Auswärtige Amt 
über seine Sicht der Dinge.1280 Zudem ersuchte er Goerdeler, sich beim Staats-
sekretär im REM, Werner Zschintzsch, für die DB zu verwenden. Der inzwi-

Aussicht gestellten Mehrkosten zu. Vgl. Uhlendahl an Wismann (RMVuP), 
23.9.1936, ebd., Bl.�73.

1276 Uhlendahl an Josef Bick (NBW), 21.10.1936, ebd., Bl.�96-99.
1277 Uhlendahl an OBM Goerdeler, 19.11.1936, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), 

Bl.�259.
1278 Vgl. Bericht über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 

153/1/1-83, Bl.�15-36, hier Bl.�35.
1279 Vgl. Hans Rüdiger von Heinz (Deutsche Gesandtschaft, Wien) an AA (Berlin), 

24.9.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�40-43. Vgl. auch Wan-
ninger, Herr Hitler, S.�492.

1280 Vgl. Friedrich Stieve (AA, Berlin) an Goerdeler, 4.12.1936, ADNBL, 641/1/0 
(Hefter: 1936/37, Bd.�II), Bl.�120.
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schen als Leipziger Oberbürgermeister Zurückgetretene enttäuschte Uhlendahl 
auch diesmal nicht.1281 

Obwohl das REM signalisierte, keinen Druck auf die Österreicher ausüben zu 
wollen und sie nötigenfalls noch weitere sechs Monate an die PSB angeschlossen 
zu lassen, setzte die DB die deutschen Bibliotheken Anfang Dezember 1936 dar-
über in Kenntnis, dass zum 1. Janaur 1937 mit der Herstellung von Zettel drucken 
begonnen werde.1282 Bick ließ daraufhin die Katze endlich aus dem Sack und teilte 
der DB kurz und bündig mit, dass man die Arbeitsgemeinschaft der österreichi-
schen Bibliotheken mit der PSB und den Zettelbezug aus Berlin so lange aufrecht-
erhalte, bis das REM seinen Erlass vom Dezember 1935 ändere.1283 Kurz darauf 
signalisierte Kummer den Österreichern, dass man ihnen die Entscheidung in die-
ser Angelegenheit überlasse.1284 Der gesamte Fragenkomplex wurde auch einge-
hend im deutsch-österreichischen Kulturausschuss behandelt.1285 Die Verhand-
lungen zwischen dem REM und dem Österreichischen Unterrichtsministerium 
führten im März 1937 zu der Vereinbarung, wonach der Bezug der Berliner Titel-
drucke durch die österreichischen Bibliotheken aufrechterhalten werden sollte. 
Darüber hinaus wurde festgelegt, auch den DGK auf der Grundlage der Berliner 

1281 Vgl. ebd., Bl.�33-35. Zu diesem Zweck legte Uhlendahl Goerdeler erneut den Ent-
wurf für ein Schreiben Goerdelers an den REM-Staatssekretär vor. Uhlendahl an 
Goerdeler (mit anliegendem Entwurf für ein Schreiben Goerdelers an Staatssekre-
tär Zschintzsch), 19.11.1936, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), Bl.�259-261. 
Goerdeler wandte sich daraufhin nicht nur an das REM, sondern auch an das AA. 
Vgl. Goerdeler an Friedrich Stieve (AA, Berlin), 23.11.1936, ADNBL, 641/1/0 
(Hefter: 1936/37, Bd.�II), Bl.�15; Goerdeler an Werner Zschintzsch (REM), 
23.11.1936, ebd., Bl.�16�f.

1282 Vgl. Rundschreiben Nr.�5 der DB betr. die Zentralkatalogisierung der deutsch-
sprachigen Schriften und des »Jahresverzeichnisses der Deutschen Hochschul-
schriften«, 7.12.1936, ebd., Bl.�23-28; Uhlendahl an Kummer (REM), 8.12.1936, 
ebd., Bl.�42; Gedruckte Katalogkarten der Titel der »Deutschen Nationalbiblio-
graphie«. Mitteilung der Deutschen Bücherei und des Börsenvereins der Deut-
schen Buchhändler, in: BBl.�103 (1936), Nr.�303 vom 31.12.1936, S.�1134. Bedarf 
an Zetteldrucken hatten bis dahin 67 Bibliotheken angemeldet. Die Bibliotheks-
ausgabe der Nationalbibliographie und des Täglichen Verzeichnisses wurde dage-
gen in 598 Exemplaren bezogen. Vgl. Uhlendahl an Arthur Fuchs (Rechnungshof 
des Deutschen Reiches, Potsdam), 22.12.1936, ebd., Bl.�66; Verzeichnis der Bib-
liotheken die 1936 neu in den Bezug der Bibliotheksausgabe der Nationalbiblio-
graphie getreten sind, 22.4.1937, ADNBL, 558/4, Bl.�161-164.

1283 Josef Bick (NBW) an die Direktion der DB, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, 
Bd.�II), Bl.�79.

1284 Vgl. Kummer (REM) an Bick (NBW), 22.1.1937, ebd., Bl.�88.
1285 Vgl. dazu, zum Vertrieb deutscher Bücher in Österreich und die von Deutschland 

vergeblich angestrebte Unterbindung der Verbreitung von ›Emigrantenliteratur‹, 
Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�137-139.
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Titeldrucke fortzuführen, womit das REM die Kern bestimmungen seines eigenen 
Erlasses vom 11. Dezember 1935 praktisch aufhob.1286

Die »Hintertreppenpolitik« der Österreicher und des REM, die »auf dem 
Umweg der Außenpolitik, insbesondere der deutsch-österreichischen Kultur-
politik«, darauf abzielte, die »Bereinigung der innerdeutschen Zetteldruckfrage« 
zu hintertreiben, veranlasste Uhlendahl erneut, sich um politische Unterstüt-
zung zu bemühen.1287 So war »gegen Bick als Mitglied des Geschäftsführenden 
Ausschusses [der DB] etwas zu unternehmen«, was aber erst nach Erledigung 
der schwebenden Zetteldruckaffäre geschehen sollte, um deren »sachgemässe 
Regelung« nicht zu gefährden.1288 Auch brachte er Rudolf Buttmann – seit Mitte 
1936 Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses der DB – dazu, dessen Kon-
takte zum deutschen Botschafter in Österreich, Franz von Papen, spielen zu las-
sen.1289 Dass von Papen sogar sein Einverständnis erklärte, zusammen mit Butt-
mann »zum Führer« zu gehen, wertete Uhlendahl als »großen Erfolg«.1290 In 
einer für ihn inzwischen typischen großen Stellungnahme, die dem RMVuP, dem 
REM, dem Auswärtigen Amt und der Deutschen Gesandtschaft in Wien zuge-
hen sollte, widerlegte Uhlendahl die Einwände der Nationalbibliothek Wien ge-
gen die Leipziger Titeldrucke.1291 Gegenüber dem RMVuP kritisierte er die In-
konsequenz des REM, durch welche die seit Jahren bestehende Doppelarbeit 
fortgeführt werde und die Kostenersparnis wegfalle. Dies, so Uhlendahl, ge-
fährde letztlich auch die Durchführbarkeit des DGK. Um eine endgültige ›Be-
friedung‹ des deutschen Bibliothekswesens herbeizuführen, müssten die Her-
stellung der deutschsprachigen Titeldrucke der PSB endgültig abgeschafft und 
die frei werdenden Mittel für die Beschleunigung der Arbeiten am DGK verwen-
det werden.1292 Uhlendahl reaktivierte zudem erneut Goerdeler, der während 

1286 Vgl. Hans Bernd von Haeften (Deutsche Gesandtschaft, Wien), 23.6.1937, ADNBL, 
641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�43.

1287 Wilhelm Frels: Zum Bericht der Deutschen Gesandtschaft in Wien vom 24.9.1936, 
27.4.1937, ebd., Bl.�1; Uhlendahl an Albert Hess (BV), 12.6.1937, ebd., Bl.�4.

1288 Uhlendahl an Buttmann (BSB), 3.1.1937, ADNBL, 153/0, Bl.�157.
1289 Uhlendahl an Buttmann (BSB), 14.6.1937, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, 

Bd.�III), Bl.�8�f.
1290 Uhlendahl an Buttmann (BSB), 3.1.1937, ADNBL, 153/0, Bl.�157.
1291 Vgl. Wilhelm Baur und Uhlendahl an RMVuP, 16.6.1937, ADNBL, 641/1/0 (Hef-

ter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�15-21; Uhlendahl an RMVuP, 17.6.1937, ebd., Bl.�38. 
Nach außen hin unterstrich Uhlendahl gleichzeitig den Nutzen der Leipziger 
Zetteldrucke für die Wissenschaft. Vgl. etwa Uhlendahl, Heinrich: Leipziger Zet-
teldrucke. Ein Hilfsmittel für die Organisation wissenschaftlicher Arbeit, in: 
Leipziger Neueste Nachrichten, Nr.�293 vom 20.10.1937, S.�17. 

1292 Vgl. Uhlendahl an Erich Greiner (RMVuP) (mit anliegendem Entwurf Uhlen-
dahls für ein Schreiben des RMVuP an das REM), 10.8.1937, ADNBL, 641/1/0 
(Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�65-68.
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eines Aufenthaltes in den USA mit einem Brief an den Kulturattaché der Deut-
schen Gesandtschaft in Wien, Hans Bernd von Haeften, für die Belange der DB 
eintrat.1293 Schließlich setzte Uhlendahl den neuen Leiter der Schrifttumsabtei-
lung im RMVuP, Karl Heinz Hederich, ins Bild, dem er erläuterte, es würden 
sich bereits 285 Stellen der Zentralkatalogisierung der DB bedienen, denen ledig-
lich acht österreichische Bibliotheken und die PSB gegenüberstünden. Daraufhin 
erwiderte Hederich, die notwendigen Schritte einzuleiten, »um die Angelegen-
heit wieder in das richtige Geleise zu bringen«.1294 

Vor diesem Hintergrund wurde nun jede Rücksicht gegenüber Bick fallenge-
lassen. Buttmann schlug im Oktober 1937 vor, von dessen Wiederwahl in den 
Geschäftsführenden Ausschuss der DB abzusehen. Bick verhindere den Ab-
schluss der Vereinheitlichung des Titeldruckwesens und paktiere obendrein mit 
katholischen Kreisen, deren Bestrebungen »eindeutig gegen die Einheit des 
Deutschen Volkes« gerichtet seien.1295 Baur, Vorsitzender des Geschäftsführen-
den Ausschusses, pflichtete ihm »in vollem Umfang« bei.1296 Daraufhin fuhr 
Buttmann »in besonderer Mission« nach Wien, um mit der Deutschen Gesandt-
schaft und der Nationalbibliothek Verhandlungen über die Titeldruckfrage zu 
führen.1297 Wie Buttmann danach berichtete, wollte Botschafter von Papen, dem 

1293 Auch in diesem Fall hatte Uhlendahl Goerdeler den Entwurf eines Schreibens an 
Franz von Papen vorgelegt. Das Schreiben richtete Goerdeler in leicht veränderter 
Form dann jedoch an von Haeften. Vgl. Uhlendahl an Goerdeler (Hamburg- 
Südamerikanische Dampfschiffahrts-Gesellschaft, Dampfer ›Antonio Delfino‹, 
Hamburg), 24.7.1937, ADNBL, 811/1 (Hefter: 1920-1939), Bl.�266; Entwurf eines 
Schreibens Goerdelers an Franz von Papen, ohne Datum (Juli 1937), ebd., Bl.�262-
264; Hans Bernd von Haeften (Deutsche Gesandtschaft, Wien) an Goerdeler, 
23.6.1937, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�99R-100; Goerdeler 
(Washington D.�C.) an von Haeften (Wien), 18.9.1937, ebd., Bl.�100�f. Vgl. auch 
Wanninger, Herr Hitler, S.�493�f.

1294 Vgl. Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, 
Bl.�34-45, hier Bl.�40�f.; Uhlendahl an Louise-Noëlle Malclès (Paris), 29.10.1937, 
ADNBL, 416 (Hefter: 1928-1937), unp. (zwischen Bl.�110c und 111); Übersicht 
der DB: Zentralkatalogisierung der DB (Stand Oktober/November 1937), 
ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�121�f.; Uhlendahl an die Mitglie-
der des GA der DB (Wilhelm Baur, Karl-Heinz Hederich, Georg Florey und Jo-
hannes Köhler), 4.10.1937, ebd., Bl.�99.

1295 Buttmann (BSB) an Wilhelm Baur (GA), 21.10.1937, ADNBL, 153/0, Bl.�163.
1296 Wilhelm Baur (GA) an Buttmann (BSB), 4.11.1937, ebd., Bl.�165. Auch Uhlendahl 

begrüßte diesen vorgesehenen Wechsel im GA. Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Baur 
(BV), 4.11.1937, ebd., Bl.�167.

1297 Vgl. Uhlendahl an Karl Heinz Hederich (Abt. VIII, RMVuP), 23.12.1937, ebd., 
Bl.�172; Uhlendahl an die Devisenstelle der Reichsfinanzverwaltung (Leipzig), 
10.12.1937, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�126; Uhlendahl an 
Rudolf Buttmann, 11.12.1937, ebd., Bl.�129�f.
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die Materie gänzlich fernlag, zwar keinen eigenen Standpunkt beziehen, habe je-
doch zugesagt, »bei seinem nächsten Vortrag beim Führer diesem die Angele-
genheit zu unterbreiten«.1298 Nach seinem Treffen mit dem Botschafter klopfte 
Buttmann auch in der Wiener Nationalbibliothek »in der Titel- und Zettelfrage 
auf den Busch«. Buttmann verhandelte mit dem Stellvertreter Bicks, Robert 
Teichl, der sich insgesamt recht aufgeschlossen zeigte, von der angeblichen Ra-
tifizierung eines Kulturabkommens zwischen dem Reich und Österreich aber 
nichts wusste. Dies traf auch für von Papen zu. Buttmann empfahl Uhlendahl 
daher, zunächst im REM festzustellen, was eigentlich mit dem österreichischen 
Unterrichtsministerium vereinbart worden sei, um dann von Papens Vortrag bei 
Hitler vorzubereiten.1299 

Im Januar 1938 befasste sich auch der Reichsbeirat für Bibliotheksangelegen-
heiten mit dem Thema. Kummer – der von den Besprechungen Buttmanns in 
Wien und der Absicht von Papens bei Hitler vorzusprechen, wusste1300 – ver-
wies dabei auf das deutsch-österreichische Kulturabkommen. Da die deutschen 
Unterhändler bei den Verhandlungen nur in den Bibliotheksfragen hätten nach-
geben können, hätten die Österreicher ihre Wünsche durchgesetzt. Das Abkom-
men sei ratifiziert und damit verbindlich. Demnach würden alle an den laufenden 
Gesamtkatalog gehenden Meldungen deutschsprachiger Erwerbungen durch die 
Berliner Titeldrucke abgedeckt. Darüber hinaus würde die PSB auch wieder ihre 
Titelzusammenfassungen der deutsch- und fremdsprachigen Erwerbungen auf-
nehmen.1301 Trotz der heftigen Gegenwehr Rusts und Buttmanns, die auf eine 
Änderung des für sie völlig unnötigen Vertrages mit Österreich drängten, lenk-
ten Kummer und Krüss nicht ein, sodass auch der als Koordinations- und Steu-
erungsgremium konzipierte Reichsbeirat in dieser Frage versagte.1302 Hatte Uh-
lendahl vielleicht gehofft, mit dem ›Anschluss‹ Österreichs würde sich eine 
Änderung ergeben, so sah er sich auch diesmal getäuscht. Obwohl Paust neben 
der Organisation der ›Bücherverwertungsstelle‹ wiederholt versuchte, die öster-
reichischen Bibliotheken vom Bezug der Leipziger Titeldrucke zu überzeugen, 
hatte er keinen Erfolg.1303 Zwar war Bick inzwischen als Generaldirektor der 

1298 Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlendahl, 20.12.1937, ADNBL, 153/0, Bl.�169�f. Dass 
Buttmann das Angebot von Papens, bei Hitler im Sinne der DB vorzusprechen, 
skeptisch beurteilte, zeigt Wanninger, Herr Hitler, S.�494.

1299 Vgl. ebd.; Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlendahl, 20.12.1937, ADNBL, 153/0, 
Bl.�169�f.

1300 Vgl. Wanninger, Herr Hitler, S.�495.
1301 Vgl. Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�79 (Protokoll vom 31.1.1938).
1302 Vgl. ebd., S.�79�f. Zur Vorbereitung der Sitzung des Reichsbeirats durch die DB 

vgl. Uhlendahl an Rudolf Buttmann (BSB), 24.1.1938, ADNBL, 641/0 (Hefter: 
1938-1952), Bl.�14�f.

1303 Wie ihm der Direktor der UB Wien, Alois Jesinger, mitteilte, würden sich die ös-
terreichischen Bibliotheken auch »unter den veränderten Verhältnissen niemals 
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Wiener Nationalbibliothek durch Paul Heigl ersetzt worden, als ehemaliger Mit-
arbeiter der PSB setzte aber auch er sich für den Fortbezug der Berliner Zettel-
drucke ein. Wie Paust Uhlendahl im Mai 1939 berichtete, zeigten die Leiter der 
öffentlichen Bibliotheken »erhebliche Hemmungen«, die Leipziger Titelaufnah-
men zu beziehen, »da sie in ihrer Entschließung« von der Wiener Nationalbi-
bliothek abhängig seien. Zwar gelang es Paust, verschiedene österreichische Stel-
len vom Bezug der DB-Zetteldrucke zu überzeugen, aber eine umfassende 
Lösung des Problems gelang auch ihm nicht.1304 Noch im März 1941 stellte der 
Verwaltungsrat der DB fest, dass sich »eine kleine Gruppe österreichischer Bi-
bliotheken« nach wie vor der Zentralkatalogisierung der DB verweigere. Auch 
das RMVuP habe sich wiederholt gegen »den unerfreulichen und kostspieligen 
Wettbewerb der Preußischen Staatsbibliothek« gewendet, damit aber keinen Er-
folg gehabt.1305 

Daran sollte sich auch in den folgenden Jahren nichts ändern. Als Uhlendahl 
die Frage der Doppelarbeit zwischen beiden Bibliotheken 1942 erneut zur Spra-
che brachte, verwies der Präsident des Reichsrechnungshofes auf die Stellung-
nahme der von ihm zur Begutachtung des gesamten öffentlichen Bibliotheks-
wesens eingesetzten Kommission, deren Arbeiten durch den Krieg unterbrochen 
worden waren. Diese Kommission habe sich bereits früher nicht in der Lage ge-
sehen, den von Uhlendahl angeregten Veränderungen zuzustimmen, was sie mit 
den »völlig verschiedenen Aufgaben« von PSB und DB begründet hatte. Letztere 
sei ein »zentrales Bücherarchiv«, die PSB dagegen die »Führerin des wissen-
schaftlichen Bibliothekswesens, deren Katalogapparat mit seinem Nachweis 
vorhandener Bestände im Dienste einer zweckvollen Organisation der wissen-
schaftlichen Arbeit, im besonderen der Benutzung« stehe. Da die Verarbeitung 
und Verzeichnung des Bücheranfalls ein einheitlicher Vorgang sei, sei durch die 
Einführung der Leipziger Titeldrucke an der PSB »keine wirkliche Vereinfa-
chung, geschweige denn Verbesserung« zu erwarten. Der Vorschlag der DB sei 
daher »nicht zweckmäßig« und für den Gesamtarbeitsvorgang der PSB nicht för-
derlich. Da es bei dem gesamten Fragenkomplex aber nicht lediglich um eine 
technische Vereinfachung, sondern um »grundsätzliche Fragen der Wissenschafts-
organisation« gehe, sehe man »jetzt im vierten Kriegsjahre« davon ab, die Sache 
erneut aufzurollen, »um womöglich bei dieser Gelegenheit Machtfragen zwi-

freiwillig zum Bezug der Zetteldrucke der DB entschließen«. Albert Paust (Wien) 
an Uhlendahl, 24.10.1938, ADNBL, 348/1, Bl.�19-22, hier Bl.�21. 

1304 Vgl. Albert Paust (Wien) an Uhlendahl, 12.5.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-
1944), Bl.�114-116.

1305 In diesem Zusammenhang stellte der neue Verwaltungsrat der DB 1941 fest, dass 
sich diese Doppelarbeit der PSB »nur im Wege der Haushaltsfestsetzung durch 
den Reichsfinanzminister über den Preußischen Finanzminister beseitigen« lasse. 
Niederschrift über die 2. Sitzung des Verwaltungsrats der DB, 27.3.1941, ADNBL, 
ADNBL, 153/4/1, Bl.�3-10, hier Bl.�9.
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schen zentralen Einrichtungen von zwei Ressorts auszutragen«. Die Angelegen-
heit sollte daher erst nach der Beendigung des Krieges entschieden werden.1306

Die Leipziger Titeldrucke fanden einen immer größeren Abnehmerkreis und 
wurden 1941 vom RMVuP sogar als »kriegswichtig« eingestuft.1307 Mitte 1943 
bezogen 451 Bibliotheken, Buchhandlungen und wissenschaftliche Institute die 
Zetteldrucke der DB, während sich 226 Stellen der Bibliotheksausgabe der 
DNBg bedienten. Demnach waren zu diesem Zeitpunkt insgesamt 677 Stellen an 
die Zentralkatalogisierung der DB angeschlossen.1308 Damit hatte sie ihr seit 
1919 verfolgtes Ziel, die Katalogisierung des gesamten neuen deutschen Schrift-
tums für alle deutschen Bibliotheken zu übernehmen und damit zur Katalogisie-
rungszentrale für das deutschsprachige Schrifttum aufzusteigen, im wesentlichen 
erreicht.1309 Die zunächst aus plausiblen sachlichen und wirtschaftlichen Grün-
den verfolgte, im Zuge immer ruppigerer Auseinandersetzungen aber immer 
stärker prestigeträchtige Übernahme der Berliner Titeldrucke blieb ihr jedoch 

1306 Stellungnahme der Preußischen Oberrechnungskammer zur Anfrage der Ober-
rechnungskammer [Dresden] vom 18.8.1942 betr. DB und PSB, 20.10.1941, BArch 
Berlin, R�2301/2208, Bl.�99; Vermerk des Rechnungshofs des Deutschen Reiches, 
22.10.1942, ebd., Bl.�98; Fritz Mussehl (Rechnungshof des Deutschen Reiches, 
Potsdam) an den Rechnungshof des Deutschen Reiches (Dresden), 30.10.1942, 
ebd., Bl.�100.

1307 Vgl. Johannes Schlecht (RMVuP) an DB, 5.9.1941, ADNBL, 641/0 (1938-1952), 
Bl.�89. Zum Absatz der Leipziger Zetteldrucke vgl. Stummvoll, Josef: Ein Jahr 
»Zetteldrucke« der Deutschen Bücherei, in: BBl.�105 (1938), Nr.�50 vom 1.3.1938, 
S.�165�f.; Rückert, Ernst: Zwei Jahre deutsche Zetteldrucke, in: ZfB, 56 (1939), 
Heft 12, S.�596�f. Es gab freilich auch Bibliotheken, welche den Bezug von Zettel-
drucken ablehnten oder Vorbehalte dagegen äußerten. Vgl. etwa Leyh, Georg (UB 
Tübingen) an Uhlendahl, 18.10.1937, ADNBL, 641/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), 
Bl.�106; Hartmann, Karl Julius (UB Göttingen) an Uhlendahl, 21.12.1937, ebd., 
Bl.�133; Friedrich Busch (Stadtbibliothek Hannover) an DB, 30.12.1937, ebd., 
Bl.�135; Paul Crain (Mecklenburgische Landesbibliothek, Schwerin) an DB, 
25.1.1938, ADNBL, 641/0 (Hefter: 1938-1952), Bl.�22; Karl Preisendanz (UB Hei-
delberg) an Uhlendahl, 7.7.1943, ADNBL, 558/0 (Hefter: 1937-1944), Bl.�148.

1308 Uhlendahl an Karl Preisendanz (UB Heidelberg), 26.7.1943, ebd., Bl.�151�f. Vgl. 
auch Franz, Titeldrucke, S.�162. Vgl. auch Bericht von Werner Rust (DB) über die 
Entwicklung der Zentralkatalogisierung (Anlage 2 zur Niederschrift der 2. Sit-
zung des Verwaltungsrates der DB), 27.3.1941, ADNBL, 153/4/1, Bl.�11�f. Im No-
vember 1943 waren es bereits 689 Bezieher und Uhlendahl schrieb einem Kolle-
gen, er wolle »bis Weihnachten das 7. Hundert gern voll machen«. Uhlendahl an 
Josef Deutsch (StUB Breslau), 2.11.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Da-Dy), Bl.�100.

1309 Hierbei profitierte die DB von dem infolge des Krieges eingetretenen Personal-
mangel in den Bibliotheken, der es vielen Stellen nahelegte, die zentralen Dienste 
der DB in Anspruch zu nehmen. Vgl. Entwurf für den Verwaltungsbericht der 
DB für 1940 (Kapitel: Bibliographische Tätgkeit), ADNBL 181/1-1940, Bl.�39.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

906

verwehrt, da die PSB ihren durchaus fragwürdigen Standpunkt bis zuletzt ver-
teidigte. Allerdings war der Preis, den beide Bibliotheken für die Durchsetzung 
ihrer egozentrischen Interessen zu zahlen hatten, hoch. So  wurden die Gräben 
zwischen ihnen auf Dauer vertieft, und letztlich litt die Reputation beider Häu-
ser unter dieser unnötigen Auseinandersetzung, die sich spätestens mit dem 
Rückzieher des REM im deutsch-österreichischen Kulturabkom men von 1937 
zu einer Farce entwickelt hatte und in der community der Bibliothekare auf im-
mer weniger Verständnis stieß.1310

Dies hing damit zusammen, dass der 1935 mit so viel Enthusiasmus in Gang 
gesetzte DGK zunehmend ins Stocken geriet. Noch im Juni 1938 hatte der für 
den Druck verantwortliche Hermann Fuchs (PSB) stolz berichtet, inzwischen 
sei der vierte Band des Unternehmens erschienen, das im In- und Ausland »be-
geisterte Aufnahme« finde.1311 Allerdings hätten sich Probleme offenbart, die die 
restlose Erfassung des gesamten Titelmaterials beeinträchtigten. So befänden 
sich die Kataloge vieler beteiligter Bibliotheken in einem so bedauernswerten 
Zustand, dass ihnen die Mitarbeit »unvorstellbar erschwert« werde. Hinzu kä-
men »Meinungsverschiedenheiten, die mit der Darbietung der Titel im einzelnen 
verbunden« seien, »die im Interesse des reibungslosen Fortganges des Druckes 
endlich einmal eine klare Stellungnahme« verlangten.1312 Wichtiger war, dass die 
Schriftleitung einen Katalog schaffen wollte, der die bis zum 31. Dezember 1929 
erschienenen Bücher umfassen sollte. Zahlreiche Stimmen forderten jedoch, der 
DGK müsse auch die ab 1930 erschienene Literatur nachweisen. Dies kam für 
die Schriftleitung jedoch nicht in Frage, da damit jede Vorstellung über den mut-
maßlichen Umfang des DGK verloren gehe und jede finanzielle Berechnung un-

1310 Der Machtkampf nahm bisweilen bizzare Formen an. So verglich Werner Rust 
(DB) den die DB und die PSB betreffenden Textumfang im Jahrbuch der deut-
schen Bibliotheken, indem er die beiden Bibliotheken gewidmeten Zeilen aus-
zählte und feststellte, der DB sei weniger Raum zugebilligt worden als der PSB. 
Vgl. Aufstellung Rusts, 27.1.1939, ADNBL, 183/3/1 (Hefter Allgemeines 1930-
1965), Bl.�104. Im Mai 1939 richtete Rust an das Jahrbuch die Frage, ob die DB in 
der Reihenfolge der Bibliotheken nicht vor die UB Leipzig gesetzt werden könne, 
um ihr »am Orte Leipzig die erste Stelle einzuräumen«. Der Vorsitzende des VDB 
und DB-Gegner, Gustav Abb, meinte daraufhin nur, »solche Sorgen« wolle er 
auch haben. Für das »autopropagandistische« Gehabe der DB zeigte er kein Ver-
ständnis. Im übrigen sei die UB Leipzig im Besitz des Reiches und habe die weit-
aus wertvolleren Bestände. Sie sei die ältere Einrichtung und das wichtigste wis-
senschaftliche Arbeitsinstrument am Ort. Vgl. dazu Werner Rust (DB) an Wilhelm 
Krabbe (PSB), 19.5.1939 u. 25.7.1940, ADNBL, 183/3/1, Bl.�110, 114; Gustav Abb 
(Amt des Generalgouverneurs für die besetzten polnischen Gebiete, Hauptver-
waltung der Bibliotheken, Krakau) an Rust, 13.8.1940, ebd., Bl.�118.

1311 Fuchs, Gesamtkatalog als Organisation, S.�443.
1312 Ebd., S.�444.
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möglich werde. Zudem verfüge man bereits über eine Fortsetzung des DGK 
(laufende Verzeichnung ab 1930), womit Fuchs auf die von der PSB nach wie vor 
herausgegebenen Jahres- und Fünfjahreszusammenfassungen ihrer Berliner Ti-
teldrucke verwies, welche unter dem irreführenden Namen »Deutscher Gesamt-
katalog. Neue Titel« erschienen und einen Hauptgrund für den Streit mit der DB 
bildeten.1313 Der Machtkampf zwischen DB und PSB wirkte sich also auch hem-
mend auf den Fortgang des DGK aus.1314 Wie Fuchs einräumte, könne der 
Druck des Werkes »unter den jetzigen Verhältnissen nur mit äußerster Mühe« 
im bisherigen Tempo fortgeführt werden, sodass »an eine Steigerung der Ar-
beitsleistung auch nicht im entferntesten gedacht werden« könne.1315 Immerhin 
könne man »trotz der finanziellen Notlage aller Bibliotheken der ganzen Welt« 
bereits auf 340 Subskriptionen verweisen. Die Hälfte stamme aus dem Ausland, 
da den deutschen Bibliotheken meist die Mittel fehlten, um den DGK anzuschaf-
fen.1316 Das langsame Fortschreiten und der Umfang des nach Leyh »unverant-
wortlichen Unternehmens« bereiteten vielen Bibliothekaren Sorgen, denn Be-
rechnungen der DB prognostizierten den voraussichtlichen Umfang des DGK 
inzwischen auf mehr als 350 Bände.1317 Buttmann bezeichnete das Ergebnis die-
ser Erhebungen als »furchtbar« und formulierte im Februar 1939: 

»Man muss sich denn doch die Frage vorlegen, ob nicht hier ein großer Auf-
wand schmählich vertan wird. Ein Katalog ist erst dann brauchbar, wenn er 
vollständig ist. Wir wollen aber im deutschen Bibliothekswesen Hunderte von 

1313 Vgl. ebd., S.�452�f.
1314 Vgl. etwa Uhlendahl an Buttmann (BSB), 14.6.1937, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 

1936/37, Bd.�III), Bl.�8�f.; Wilhelm Baur und Uhlendahl an RMVuP, 16.6.1937, 
ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1936/37, Bd.�III), Bl.�15-21, hier Bl.�18-20. Auf diese 
Zusammenfassungen der PSB verweist Werner Schochow, ohne allerdings auf den 
dahinterstehenden Konflikt einzugehen. Immerhin fiel Schochow bei der Durch-
sicht dieser Zusammenfassungen die in ihnen vorkommende »unproportional 
hohe Zahl von österreichischen, speziell Wiener (Sigel 300, 302) Besitzvermer-
ken« auf. Vgl. Schochow, Staatsbibliothek, S.�51.

1315 Auch die finanzielle Grundlage des DGK war unsicher. 1938 bat das REM die 
Unterrichtsverwaltungen der Länder daher, »den Bibliotheken die erforderlichen 
Mittel zur Beschäftigung von Hilfskräften für die Mitarbeit am Deutschen Ge-
samtkatalog zur Verfügung« zu stellen. Wilhelm Groh (REM) an die Unterrichts-
verwaltungen der Länder (außer Preußen, einschl. Österreich), 7.9.1938, BArch 
Berlin, R�4901/ 11882, Bl.�5.

1316 Fuchs, Gesamtkatalog als Organisation, S.�455.
1317 Georg Leyh (UB Tübingen) an Uhlendahl, 14.6.1938, ADNBL, 640/0 (Hefter: 

1937-1965), Bl.�13. Vgl. zudem Statistische Erhebung von Curt Fleischhack (DB): 
Wieviel Bände wird der DGK umfassen?, 4.7.1939, ebd., Bl.�22; Ernst Rückert 
(DB): Vergleich des DGK Bd.�9-13 (B-Beaucé) mit anderen Katalogen, ohne Da-
tum (Juli 1938), ebd., Bl.�23.
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Kräften, die wir für vordringliche Aufgaben dringend brauchen könnten, auf 
über 200 Jahre an ein Werk binden, das nach seiner Vollendung höchstens 
einen geschichtlichen Wert haben wird.«1318

Angesichts dessen verwundert es nicht, dass der DGK nach Kriegsbeginn bald 
zur Disposition stand. Zwar war 1939 der 14. Band mit dem Alphabetteil »Beau-
champ« bis »Beethordnung« erschienen, doch die Folgebände 15 und 16 kamen 
über das Stadium der Fahnenkorrektur nicht mehr hinaus.1319 Das deplorable 
Ende dieses »größten Gemeinschaftsunternehmens der deutschen Bibliotheken« 
markierte die im August 1943 verfügte Verlagerung des gesamten Zettelmaterials 
nach Pommern.1320 Im Juni 1944 wurde schließlich auch die Schriftleitung des 
DGK nach Hirschberg ins Riesengebirge verlegt. Wie sie den angegliederten Bi-
bliotheken mitteilte, sei der Druck des DGK »bis auf weiteres eingestellt«. Die 
Bearbeitung des Manuskripts werde aber fortgesetzt, sowie die Möglichkeit 
hierzu bestehe.1321 Dazu sollte es jedoch bis zum Ende des Krieges nicht mehr 
kommen.

5.7.1. Für staatliche und parteiamtliche Stellen unentbehrlich –  
Die »Bibliographie des nationalsozialistischen Schrifttums«1322 

In seiner Ansprache zur Eröffnung der von der DB gezeigten Ausstellung »Das 
Schrifttum der nationalen Bewegung« im Mai 1933 brachte ihr Organisator 
Hans Praesent zum Ausdruck, der 30. Januar 1933 sei der Tag gewesen, den die 
meisten »seit langem ersehnt« hätten. Durch die an jenem Montag ausgelöste 
»nationale Revolution« sei es dem »genialen Führer« gelungen, das deutsche 
Volk »vor dem Absturz« in den Abgrund zu bewahren, an den es durch »gewis-
senlose Elemente« der Weimarer »Systemherrschaft« geführt worden sei. Noch 
sei »alles im Werden«, und noch stehe man »am Beginn des neuen Reiches«. 
Auch das Schrifttum, der Buchhandel und die Bibliotheken müssten »eine Um-
wandlung durchmachen«. Schon hätten Jugend- und Studenten- sowie Volks-
büchereien damit begonnen, »den ›undeutschen Geist‹, der lange genug die Na-
tion vergiftet« habe, »auszurotten und an seine Stelle Edleres zu setzen«. Es 

1318 Buttmann an Uhlendahl, 6.2.1939, ebd., Bl.�24.
1319 Vgl. Hanau, Gesamtkatalog, S.�51; Schochow, Staatsbibliothek, S.�50.
1320 Dort ging es 1945 oder später größtenteils verloren. Vgl. ebd.; Hanau, Gesamtka-

talog, S.�54.
1321 Mitteilung der Schriftleitung des DGK (z. Zt. Hirschberg), 5.6.1944, ADNBL, 

640/0 (Hefter: 1937-1965), Bl.�48.
1322 Vgl. Bericht von Günther Robbel über den Stand der Bearbeitung der NS-Biblio-

graphie in der DB vom 15.4.1935), 30.4.1935, ADNBL, 419/0, Bl.�107-114, hier 
Bl.�107.
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komme nun darauf an, das »eben erst begonnene Riesenwerk der Erneuerung der 
deutschen Nation« fortzusetzen.1323 

Einen Beitrag dazu erblickte Praesent in der Ausstellung über das »Schrifttum 
der nationalen Bewegung«. Darunter subsumierte er all jene Bücher und Zeit-
schriften, die nach dem »Zusammenbruch im November 1918« versucht hatten, 
»die Ehre und Größe des deutschen Vaterlandes wiederherzustellen«. Dies wa-
ren »alle Veröffentlichungen von und über Volksbewegungen, Verbände und 
Vereine, die mehr oder weniger kämpferisch nach dieser Richtung hin gewirkt« 
hatten, wozu Praesent an erster Stelle die Literatur der NSDAP und des Stahl-
helms, aber auch des Reichsheers und der Reichsmarine zählte, »die die Tradi-
tion der alten militärischen Größe des Deutschen Reiches aufrechterhalten« hät-
ten. Man müsse jedoch feststellen, dass es keine umfassende Bibliographie dieses 
Schrifttums gebe. Dies jedoch erscheine gerade im Hinblick auf die »wissen-
schaftliche Erforschung der Zeitgeschichte« bedenklich. Praesent:1324

»Was fehlt, ist eine eingehende Verzeichnung und rasche Bekanntgabe des ge-
samten Schrifttums der nationalen Bewegung der Gegenwart, die für den der-
zeitigen Gebrauch einen zuverlässigen Führer durch die Bücherwelt, aber 
auch die Zeitschriftenaufsätze usw. darbietet und sie für spätere Forschung in 
geeigneter Systematik mit Registern festhält. Ich möchte die Gelegenheit un-
serer Ausstellung benutzen, um die baldige Schaffung einer solchen regel-
mäßig erscheinenden Bibliographie, die zunächst einer geeigneten Zeitschrift 
beigegeben werden könnte, vorzuschlagen. Nach den Ausführungen des 
Herrn Direktors Dr. Uhlendahl über die Aufgaben und die Bedeutung der 
Deutschen Bücherei ist es klar, dass nur diese als die zentrale Sammelstätte des 
gesamten deutschsprachigen Schrifttums für die Bearbeitung einer solchen 
 Bibliographie, einer wahrhaft nationalen Aufgabe, in Betracht kommt 
[…].«1325

1323 Ausstellung in der Deutschen Bücherei »Das Schrifttum der nationalen Bewe-
gung«. Ansprache von Bibliothekar Dr. Hans Praesent, in: BBl.�100 (1933), 
Nr.�116 vom 20.5.1933, S.�369-372, hier S.�370, 372. Zu Hans Praesent (1888-1946) 
Studium der Geographie, Geologie und Ethnographie in München, Berlin, Frei-
burg und Leipzig, 1911 Promotion, danach Assistent am Geographischen Institut 
der Universität Greifswald, Teilnahme am Ersten Weltkrieg, 1916 Landeskundli-
che Kommission beim Generalgouvernement Warschau, 1918 Eintritt in die DB, 
1937 NSDAP), vgl. von Praesent ausgefüllter Personalbogen, ohne Datum (um 
1918), ADNBL, PA Hans Praesent (geb. 10.1.1888), Bl.�1; Biographische Notizen 
über Dr. Hans Praesent, ohne Datum (1918), ebd., Bl.�5; Fragenbogen zur Mit-
gliedschaft in der NSDAP, 18.12.1937, ebd., Bl.�44.

1324 Ausstellung in der Deutschen Bücherei (20.5.1933), S.�370�f.
1325 Ebd., S.�371. Vgl. auch Vermerk der DB betr. Unterlagen für die Presse über die 

Eröffnungsfeier der Austellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung« in der 
DB, Montag, den 15.5.1933, ADNBL, 182/2, Bl.�72. Der Gedanke zur »Schaffung 
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Da man sich in der DB von der NS- 
Bibliographie »eine starke Propaganda-
wirkung« – nicht zuletzt in eigener Sa-
che  – versprach, arbeitete man in den 
folgenden Wochen konsequent an der 
Umsetzung dieses Plans.1326 Uhlendahl 
teilte dem Kampfbund für deutsche 
Kultur im September 1933 mit, dass nun 
mit den praktischen Arbeiten begonnen 
werden könne. Die »bibliographische 
Gesamtschau« des NS-Schrifttums solle 
alle selbständigen Werke und Zeitschrif-
tenaufsätze, die in deutscher Sprache er-
schienen seien, umfassen, nach sach-
lichen Gesichtspunkten gegliedert und 
durch Register inhaltlich erschlossen 
werden.1327 Nachdem die Arbeiten an 
der »Hindenburg-Bibliographie« been-
det waren, verfügte Uhlendahl Mitte 
Oktober 1933, dass nunmehr mit der 
NS-Bibliographie zu beginnen sei. 

Zur Finanzierung dieser ›Sonder-
arbeit‹ bemühte man sich um die Un-
terstützung der DFG, die im Rahmen 
der »wertschaffenden Arbeitslosenfür-
sorge« der NS-Regierung ein Programm 

unter dem Titel »Wissenschaftliche Akademikerhilfe« ins Leben gerufen hat-
te.1328 Im Februar 1934 stellte der Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung einen Betrag von 400.000 RM zur Förderung 

einer laufenden Bibliographie des Schrifttums der nationalen Bewegung« ging auf 
Praesent selbst zurück. Hans Praesent (DB) an Verlag Paul Mähler (Stuttgart), 
23.6.1933, ADNBL, 611, Bl.�1R.

1326 Ausstellung in der Deutschen Bücherei (20.5.1933), S.�369-372, hier S.�371. Wie 
Hans Richter (DB) betonte, entsprach es »der Bedeutung und Würde« der NS-
Bewegung nicht mehr, »dass sie sich selbst nur in lückenhaften Literaturangaben 
am Schlusse einzelner Werke« widerspiegelte. Richter, Hans: Die Bibliographie-
rung des nationalsozialistischen Schrift tums, in: BBl.�100 (1933), Nr.�127 vom 
3.6.1933, S.�401.

1327 Vgl. Uhlendahl an August Friedrich Velmede (KfdK, Berlin), 18.9.1933, ADNBL, 
611, Bl.�2. Der Hinweis auf die »bibliographische Gesamtschau« des NS-Schrift-
tums findet sich bei Richter, Bibliographierung, S.�401.

1328 Humann, Arbeitsschlacht, S.�329.

Abb. 52: Hans Praesent, Leiter der 
Kartensammlung und des 
Zeitschriftenlesesaals der DB 
sowie Schriftleiter des 
Literarischen Zentralblatts
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von Maßnamen für erwerbslose Akademiker zur Verfügung, welche die Grund-
lage der »Wissenschaftlichen Akademikerhilfe« bildeten.1329 Damit sollte ar-
beitslosen Akademikern die Möglichkeit geboten werden, »durch Arbeit auf ih-
ren Fachgebieten ihre Kenntnisse zu erhalten, zu erweitern und ihnen dadurch 
das Fortkommen in ihrem eigenen Berufe zu erleichtern«.1330 Die DFG legte 
fest, im Rahmen der Akademikerhilfe würden nur wissenschaftliche Arbeiten – 
sogenannte »Notarbeiten« – gefördert. Deren wissenschaftliche Ergebnisse soll-
ten unmittelbar der Allgemeinheit zugute kommen.1331 Bis November 1934 
hatte die Akademikerhilfe bereits 177 ›Notarbeiten‹ bewilligt, unter denen Pro-
jekte, die der naturwissenschaftlichen Experimentalforschung und der Verbesse-
rung der deutschen Rohstoffbasis dienten, den größten Raum einnahmen.1332 
Auf geisteswissenschaftlichem Gebiet wurden relativ wenige Projekte bewilligt, 
darunter allerdings auch »Arbeiten am Deutschen Gesamtkatalog« in der Baye-
rischen Staatsbibliothek oder Unternehmungen an der PSB und der Deutschen 
Heeresbücherei, die sich der Verzeichnung von Dubletten widmeten.1333 Dass 
überhaupt Bibliotheken in dieses Programm aufgenommen wurden, war ver-
mutlich auf den Geschäftsführer der Wissenschaftlichen Akademikerhilfe, Adolf 
Jürgens, zurückzuführen, der seit Jahren die Arbeiten des Bibliotheksausschus-
ses der DFG betreute und zudem als Leiter der in Berlin ansässigen Reichs-
tauschstelle fungierte.1334 

1329 Vgl. 400.000 Mark für eine wissenschaftliche Akademikerhilfe, in: Leipziger 
Neueste Nachrichten, Nr.�54 vom 24.2.1934, ADNBL, 419/0, Bl.�41.

1330 Humann, Arbeitsschlacht, S.�329.
1331 Vgl. ebd., S.�329�f.; 400.000 Mark für eine wissenschaftliche Akademikerhilfe, in: 

Leipziger Neueste Nachrichten, Nr.�54 vom 24.2.1934, ADNBL, 419/0, Bl.�41. 
Vgl. auch Friedrich Schmidt-Ott (DFG, Wissenschaftliche Akademikerhilfe) an 
REM (mit anliegenden »Richtlinien für Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeits-
fähigkeit erwerbsloser Akademiker« von der wissenschaftlichen Akademikerhilfe 
der DFG), 22.6.1934, GStA, I. HA, Rep. 76, Vc, Sekt. 1, Titel XI, Teil I, Nr.�67, 
Bd.�VII, Bl.�325-327.

1332 Kurze Übersicht der DFG über den gegenwärtigen Stand der Wissenschaftlichen 
Akademikerhilfe und die Möglichkeiten ihrer weiteren Entwicklung, ohne Da-
tum (Nov. 1934), ADNBL, 419/0, Bl.�87�f.

1333 Zur BSB und zur Deutschen Heeresbücherei vgl. Humann, Arbeitsschlacht, 
S.�330. Zur PSB vgl. Briel, Beschlagnahmt, S.�89�f. Allgemein zu den Notarbeiten 
der DFG-Akademikerhilfe vgl. Humann, Arbeitsschlacht, S.�330�f.; Mertens, Lo-
thar: »Nur politisch Würdige«. Die DFG-Forschungsförderung im Dritten Reich 
1933-1937, Berlin 2004, S.�53-55.

1334 Adolf Jürgens (1890-1945) schied im Herbst 1934 aus der DFG aus. Vgl. Rund-
schreiben Nr.�9 der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft (Wissenschaft-
liche Akademikerhilfe) [DFG], 13.10.1934, ADNBL, 419/0, Bl.�79; Briel, Be-
schlagnahmt, S.�30 (Anm.�3), 89.
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Von den »Notarbeiten der Wissenschaftlichen Akademikerhilfe« profitierte 
auch die DB, allerdings war ihr Projekt, im Gegensatz zu den Unternehmungen 
der drei anderen Bibliotheken, ideologisch konnotiert. Bereits im November 
1933 hatte Uhlendahl einen Antrag auf Bewilligung von 20 wissenschaftlichen 
Arbeitskräften an die DFG gerichtet, die zur Durchführung von drei größeren 
bibliographisch-bibliothekarischen Arbeiten herangezogen werden sollten. Da-
bei handelte es sich um die Schaffung eines Gesamtverzeichnisses der deutsch-
sprachigen Zeitschriften, eine statistische Auswertung der Jahresproduktion des 
deutschen Schrifttums und um Arbeiten an einer Gesamtbibliographie der nati-
onalen Bewegung, insbesondere des Nationalsozialismus.1335 Um den Forderun-
gen der Akademikerhilfe zu genügen, bemühte sich Uhlendahl bereits im Vor-
feld um eine geeignete Unterbringung der von ihm beantragten Kräfte. Die 
Richtlinien der DFG-Hilfsaktion sahen vor, die zu beschäftigenden Akademiker 
in Arbeitsgruppen zusammenzufassen und im Sinne der »Kameradschafts-
bildung« in Gemeinschaftslagern unterzubringen.1336 Diesen Zweck erfüllten 
Räume im »Kameradschaftshaus« der Studentenschaft der Universität Leipzig, 
die der DB nach Rücksprache mit Uhlendahl zugewiesen wurden. In diesem La-
ger würden die Akademiker der DB »eine geschlossene Kameradschaft bilden 
und Gelegenheit haben, auch an der politischen Schulung und körperlichen Er-
tüchtigung (SA-Dienst) teilzunehmen«.1337

Am 11. Dezember 1933 erklärte sich die DFG bereit, der DB zur Herstellung 
ihrer NS-Gesamtbibliographie acht Arbeitskräfte für die Dauer von 26 Wochen 

1335 Im Hinblick auf das geplante Gesamtzeitschriftenverzeichnis gab Uhlendahl an, 
die herkömmliche bibliothekarische Meinung gehe davon aus, in Deutschland 
gebe es etwa 8.000 bis 10.000 Zeitschriften. Das 1914 herausgegebene Gesamt-
Zeitschriften-Verzeichnis des Auskunftsbüros der deutschen Bibliotheken (GVZ) 
führe 9.455 Zeitschriften auf, der letzte Jahrgang von »Sperlings-Zeitschriften- 
und Zeitungs-Adressbuch« (1933) 7.154. Dagegen verfüge die DB in ihrem Be-
stand über 33.126 deutschsprachige Zeitschriften. Daraus leitete Uhlendahl ab, 
das von der DB avisierte Verzeichnis könne für Bibliotheken und Wissenschaft 
»ein Hilfsmittel ersten Ranges« darstellen. Vgl. Uhlendahl an die Notgemein-
schaft der deutschen Wissenschaft [DFG], 17.11.1933, ADNBL, 419/0, Bl.�2�f. Gut 
eine Woche nach seinem ersten Gesuch reichte Uhlendahl einen weiteren Antrag 
ein, in dem er den Bedarf von weiteren 16 Kräften für die Revision einzelner Teile 
des Sachkataloges, die Gesamtrevision der Bestände, die Nutzbarmachung der 
DB-Dublettenbestände und für die Vervollständigung der Sammlung des deutsch-
sprachigen Schrifttums, insbesondere der auslandsdeutschen Literatur (1913-
1939) anmeldete. Dieser Antrag wurde von der DFG jedoch abgelehnt. Vgl. Uh-
lendahl an die Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaften [DFG], 23.11.1933, 
ebd., Bl.�4�f.; Notgemeinschaft an Uhlendahl, 7.12.1933, ebd., Bl.�15.

1336 Vgl. Humann, Arbeitsschlacht, S.�330.
1337 Uhlendahl an die Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft [DFG], 27.11.1933, 

ADNBL, 419/0, Bl.�6.
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zur Verfügung zu stellen.1338 Die DB hatte es eilig: Bereits zwei Tage nach der 
Bewilligung wurden potentielle Bearbeiter gezielt angeschrieben und zu einem 
Vorstellungsgespräch eingeladen.1339 Kurze Zeit später konnten der DFG die 
Kandidaten präsentiert werden, von denen sieben in der SA oder in der NSDAP 
organisiert waren.1340 Die Leitung der zu Jahresbeginn 1934 offiziell begonnenen 
Arbeiten übernahm DB-Bibliothekar Hans Cordes (SA 1934)1341, dem mit den 

1338 Vgl. Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft (Wissenschaftliche Akademi-
kerhilfe) [DFG] an Uhlendahl, 11.12.1933, ebd., Bl.�16. Darüber hinaus wurden im 
Februar 1934 fünf Arbeitskräfte für je 26 Wochen für die Schaffung des Gesamt-
verzeichnisses der deutschsprachigen Zeitschriften (Notarbeit 6) bewilligt. Die 
ebenfalls beantragte statistische Erhebung wurde dagegen abgelehnt. Vgl. Not-
gemeinschaft der deutschen Wissenschaft (Wissenschaftliche Akademikerhilfe) 
[DFG] an Uhlendahl, 6.2.1934, ebd., Bl.�34. Zur »Notarbeit 6« vgl. Bericht über 
die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�99�f.; Bericht von Curt Fleischhack (DB) 
über den Fortgang der Arbeiten an Notarbeit 6 für die Zeit vom 1.7. bis 30.9.1935, 
7.11.1935, ADNBL, 419/0, Bl.�130-132.

1339 Vgl. Schreiben der DB [an potentielle Interessenten], 13.12.1933, ADNBL, 419/0, 
Bl.�4.

1340 Vgl. Uhlendahl an die Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft [DFG] (Ber-
lin), 22.1.1934, ebd., Bl.�6; Auszug eines Schreibens Uhlendahls an Adolf Jürgens 
(Berlin), 7.2.1934, ebd., Bl.�36. »Führer der acht wissenschaftlichen Kräfte« waren 
die Bibliothekare Erich Stietz (NSDAP 1933) und sein Stellvertreter Reinhold 
Schirmer (NSDAP 1923). Stietz hatte von 1931 bis 1933 sein Volontariat an der 
DB absolviert und dort seine Fachprüfung abgelegt. Vgl. Werner Rust (DB) an 
Heinz Wismann (RMVuP), 26.2.1934, ADNBL, 419/3, Bl.�15; Von Stietz ausge-
füllter Personalfragebogen, 24.7.1948, ADNBL, PA Erich Stietz (geb. 1.9.1900), 
unp.

1341 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 11.10.1933, ADNBL, 154/2 (Hefter: Direktorialver-
fügung 1933-1936), Bl.�101. Zu Hans Cordes (1905-1995), Studium der deutschen, 
französischen und englischen Philologie in München, Paris und Münster, 1930 
Promotion und Staatsexamen für das höhere Lehramt in Münster, 1931-1933 Vo-
lontär an DB, 1933 Prüfung für den höheren Dienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken und anschließender Eintritt in die DB. Cordes trat zwar 1934 der SA bei, 
wegen seiner konfessionellen Bindungen hegten die Gestapo und die PPK jedoch 
Bedenken gegen ihn. Dies ging so weit, dass er 1938 von einer innerhalb der DB 
untergebrachten fremden Dienststelle denunziert wurde, wofür nur die SD- oder 
die PPK-Verbinungsstelle in Frage kamen. Ein Antrag von Cordes um Aufnahme 
in der NSDAP wurde 1938 abgelehnt. Nach 1945 wirkte Cordes als Direktor der 
UB Saarbrücken und als Mitglied des Bibliotheksausschusses der DFG. Vgl. von 
Cordes ausgefüllter Personalbogen, ohne Datum (April 1933), ADNBL, PA Hans 
Cordes (geb. 21.6.1905), Bl.�I-II; Fragebogen zur Mitgliedschaft in der NSDAP, 
15.12.1937, ebd., Bl.�21; Vermerk von Johannes Schlecht (Abt. VIII, RMVuP) für 
die Personalabteilung (I B, RMVuP), 30.12.1937, BArch Berlin, R�55/24084, Bl.�4; 
Hans Cordes (DB) an die Generaldirektion der DB, 21.12.1938, ebd., Bl.�26�f.; Al-
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Bibliothekssekretärinnen Ingeborg Opelt (NSDAP 1932) und Marie Ehlert (NS-
DAP 1930) »die ältesten und aktivsten Nationalsozialistinnen der Deutschen Bü-
cherei« an die Seite gestellt wurden. Damit sollte sichergestellt werden, dass die 
Bibliographie sachgemäß und »mit innerem Interesse« bearbeitet wurde.1342 

Um die eigenen Arbeiten nicht durch Konkurrenzunternehmungen zu ge-
fährden, ging die DB gegen gleichgerichtete Bemühungen anderer Stellen vor.1343 
So behauptete Uhlendahl gegenüber Kummer, dass den bisherigen Unterneh-
mungen dieser Art der »Charakter von Versuchen« anhafte. Die unlängst er-
schienene »Bibliographie des Nationalsozialismus« von Walter Sagitz sei »be-
sonders unbefriedigend«, denn sie wimmle von Fehlern.1344 Im Gegensatz dazu 
sei die von der DB vorbereitete Bibliographie nach sachlichen Gesichtspunkten 
geordnet. Bisher hätten sich dabei folgende Hauptgruppen herausgebildet, die 
für die Gliederung der NS-Bibliographie maßgebend seien: »Bibliographien, 
Allgemeine Darstellungen, Schriften des Führers, Schriften leitender National-
sozialisten, Biographien, Nationalsozialistische Weltanschauung, Programm der 
NSDAP, Parteiorganisation, Parteisymbole, Geschichte der Partei, Der neue 
Staat, Das neue Recht, Die neue Wirtschaft, Rasse, Frau, Kirche, Kulturpolitik, 
Pädagogik, Arbeitertum, Bauerntum, Beamtentum, Wehrpolitik, Nationalsozia-
lismus und Ausland, Sport, Schöne Literatur, Gegnerische Schriften usw.«1345 
Ohne von den gegen seine Arbeit bestehenden Vorbehalten zu wissen, verwies 
Sagitz Anfang März gegenüber der DB auf das Problem der Doppelarbeit und 
lotete aus, ob sich nicht »ein Weg gemeinsamer Arbeit herausfinden« lasse, etwa 
in Form einer Zusammenlegung beider Werke. Im Fall von Dissens wollte er an 
der Herausgabe seiner Bibliographie aber festhalten.1346 Die DB lehnte eine Zu-

fred-Ingemar Berndt (Abt. VIII, RMVuP) an den Leiter der Staatspolizeistelle 
Leipzig, 20.8.1939, ebd., Bl.�28�f.; RMVuP an die NSDAP-Kreisleitung (Leipzig), 
25.2.1939, ebd., Bl.�32.

1342 Werner Rust (DB) an Heinz Wismann (RMVuP), 26.2.1934, ADNBL, 419/3, 
Bl.�15.

1343 Hans Cordes an Hans Richter (Bibliothek der Reichs-Rundfunk-Gesellschaft 
mbH, Berlin), 7.11.1933, ADNBL, 611, Bl.�4.

1344 Es handelte sich dabei um Sagitz, Walter: Bibliographie des Nationalsozialismus, 
Cottbus 1933.

1345 Man hätte im Rahmen dieser Gesamtbibliographie durch eine Hilfskraft der Not-
hilfe des Landesverbandes der höheren Beamten Sachsens eine »Bibliographie des 
Arbeitsdienstes« bearbeitet. Uhlendahl an Kummer (München), 6.2.1934, ebd., 
Bl.�7. Der Bearbeiter dieser Bibliographie war der ehemalige DB-Volontär und Bi-
bliothekar Erich Witte. Dazu und zu den übrigen über die sächsische Nothilfe 
kurzfristig angestellten neun Hilfskräften vgl. Übersicht der DB über den Wis-
senschaftlichen Arbeitsdienst an der DB aus Mitteln des Notopfers des Landes-
verbandes der höheren Beamten Sachsens, ohne Datum (um 1934), ebd., Bl.�166.

1346 Vgl. Walter Sagitz (Schriftsteller, Cottbus) an die DB, 10.3.1934, ebd., Bl.�10�f.
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sammenarbeit mit Sagitz ab und stellte ihm anheim, seine Bemühungen einzu-
stellen. Es sei nicht ratsam, die Arbeit mit den ihm zur Verfügung stehenden be-
scheidenen Hilfsmitteln weiterzuführen, zumal sein Werk vor der allgemeinen 
Kritik nicht bestehen könne. Vielmehr beanspruchte man die Schaffung der 
»Gesamtbibliographie des Nationalsozialismus« für sich selbst.1347 Dass die DB 
in dieser Angelegenheit nicht mit offenen Karten spielte, offenbarte ein etwa 
zeitgleich erschienener Verriss von Hans Praesent zur Sagitz-Bibliographie im 
Märzheft der »Neuen Literatur«:1348

»Vollends eine ›Bibliographie des Nationalsozialismus‹ mit seinen vielfachen 
Beziehungen zu fast allen Disziplinen erheischt so großes Wissen und so gute 
Vorbedingungen zu erschöpfender Arbeit, daß nur die besten und kenntnis-
reichsten Bibliographen gerade gut genug dafür wären, ja die heute – das wird 
jeder Fachman bestätigen – vielleicht nur eine Stelle in Deutschland einiger-
maßen erfüllen könnte.«1349

Im April 1934 übernahm Werner Rust die Leitung der Arbeiten an der NS-Bi-
bliographie.1350 Auf welcher Grundlage die von der DB apostrophierte Gesamt-
schau des NS-Schrifttums enstehen sollte, verdeutlichte ein im Juni 1934 im 
»Börsenblatt« und in den »Nationalsozialistischen Monatsheften« erschienener 
Beitrag des ehemaligen DB-Volontärs, Hans Richter. Er unterstrich den Wert 
eines solchen Verzeichnisses, das nichts Geringeres als »die Unterlage jeder 
künftigen Geschichts- und Kulturbetrachtung bilden« sollte. Allerdings stellte 

1347 Alfred Menzel (i.�V. Der Leiter der Gesamtbibliographie des Nationalsozialismus, 
[DB]) an Walter Sagitz (Cottbus), 5.4.1934, ebd., Bl.�13.

1348 Vgl. Eine seltsame »Bibliographie des Nationalsozialismus«, in: Zeitungsdienst der 
»Neuen Literatur«, März 1934, S.�4-6, ADNBL, 611, Bl.�30�f. Der Hinweis auf die 
Urheberschaft Praesents findet sich in Uhlendahl an Kummer (München), 6.2.1934, 
ebd., Bl.�7�f. Die Sagitz-Bibliographie wurde kurze Zeit später aus dem Buchhandel 
zurückgezogen. Vgl. Richter, Bestandsaufnahmen, S.�672 (Anm. 1348).

1349 Eine seltsame »Bibliographie des Nationalsozialismus«, in: Zeitungsdienst der 
»Neuen Literatur«, März 1934, S.�4-6, hier S.�6, ADNBL, 611, Bl.�30�f. (Hervh. 
i.�O.). Als freier Schriftsteller geriet Sagitz durch die Konkurrenz in finanzielle 
Nöte, da der Absatz der von ihm geplanten weiteren Bände seiner Bibliographie 
erschwert wurde. Als Sagitz erneut daraum bat, ihm die Möglichkeit einer Mit-
arbeit einzuräumen, wurde er von Uhlendahl in der DB zu einem Gespräch em-
pfangen, was aber offenbar nicht in dem von Sagitz gewünschten Sinne verlief. 
Denn auch in den folgenden Wochen wurde er nicht als Mitarbeiter an der von 
der DB herausgegebenen NS-Bibliographie erwähnt. Vgl. Walter Sagitz (Cottbus) 
an Alfred Menzel [DB], 14.4.1934, ebd., Bl.�14�f.; Vermerk von Hans Cordes, 
27.4.1934, ebd., Bl.�16. Vgl. auch Praesent, Hans: Neue bibliographische Arbeiten 
der Deutschen Bücherei, in: ZfB 51 (1934), Heft 8/9, S.�451-453, hier S.�453.

1350 Verfügung Uhlendahls, 18.4.1934, ADNBL, 154/2 (Hefter: Direktorialverfügung 
1933-1936), Bl.�164.
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Richter die Frage, ob die von der DB bearbeitete Bibliographie nicht durch den 
angekündigten ›Katalog des NS-Schrifttums‹ der Parteiamtlichen Prüfungskom-
mission – die eben ins Leben gerufen worden war – überflüssig werde.1351 Die 
Antwort ließ nicht lange auf sich warten, denn um die DB »vor Nachteilen und 
Schaden zu bewahren« teilte der PPK-Vize, Karl Heinz Hederich, am 28. Juni 
1934 mit, dass die Herausgabe einer Bibliographie des NS-Schrifttums durch die 
DB nicht erfolgen könne. Solche Aufgaben seien ausschließlich parteiamtlichen 
Stellen vorbehalten, und es sei doch »wohl eine Selbstverständlichkeit, dass über 
das, was nationalsozialistisches Schrifttum« sei, die NSDAP allein verfüge. Da es 
der PPK obliege, das NS-Schrifttum »zu sichten und zu säubern«, solle ihr die 
DB über die von ihr geplanten Arbeiten berichten, um auf dieser Basis die not-
wendigen Entscheidungen treffen zu können.1352 Da die PPK daraufhin an das 
der DB vorgesetzte RMVuP verwiesen wurde, setzte sich Hederich mit dem dor-
tigen Schrifttumsreferenten Wismann in Verbindung, der daraufhin mit Hede-
rich in der DB erschien.1353 Wie Rust dem DB-Direktor berichtete, verliefen die 
Verhandlungen »ebenso interessant wie erfolgreich«. Die NS-Bibliographie 
sollte demnach vom Partei-Verlag Eher übernommen und finanziert werden. Als 
Herausgeber sollten die Reichsleitung der NSDAP und das RMVuP in Erschei-
nung treten, während die DB für die Bearbeitung verantwortlich zeichnete. Wie 
Rust erleichtert feststellte, sei Rosenbergs Mitarbeiter Hans Hagemeyer, der 
zeitgleich in der DB eine »Literatur-Beobachtungsstelle« einrichten wollte, 
durch die Abmachung mit der PPK und dem RMVuP »nicht zum Ziele gekom-
men«, denn die Urteile der PPK über Hagemeyer und seine Organisation wür-
den »nicht sehr günstig« ausfallen. Die Kooperationsvereinbarung mit der PPK 
sah vor, dass die DB einen Bericht über den Aufbau ihrer NS-Bibliographie und 
der für sie nötigen Arbeitsleistungen nach München schicken sollte. Sie sollte 
dann im Auftrag der PPK vom Eher-Verlag um die Zusendung ihrer beiden letz-
ten Monatsmanuskripte gebeten werden, damit dieser kalkulieren könne. Der 
Lektorenstab sollte von Hederich aufgestellt und über das gesamte Reich verteilt 
werden. Dass die Lektoren die für ihre Tätigkeit notwendige Literatur aus Bi-
bliotheken beziehen oder in Lesesälen einsehen sollten, nahm Rust zufrieden zur 
Kenntnis, denn auf diese Weise war »ein dauerndes Verleihen unserer Bände 

1351 Vgl. Richter, Bestandsaufnahmen, S.�673; Auszug aus Richter, Hans: Bestandsauf-
nahmen nationalsozialistischen Schrifttums, in: Nationalsozialistische Monats-
hefte. Zentrale politische und kulturelle Zeitschrift der NSDAP 5 (1934), Heft 51, 
Juni 1934, ADNBL, 611, Bl.�17. Vgl. auch Boese, Franz: Nationalsozialistische 
Bibliographie, in: BBl.�101 (1934), Nr.�214 vom 13.9.1934, S.�799�f.

1352 Der Vorsitzende der PPK (Stab Stellvertreter des Führers, München) an DB, 
28.6.1934, ADNBL, 611, Bl.�18.

1353 Vgl. Wilhelm Frels (DB) an den Vorsitzenden der PPK (München), 18.7.1934, 
ebd., Bl.�20; Karl Heinz Hederich (PPK) an die DB, 3.8.1934, ebd., Bl.�21.
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nach außerhalb vermieden«.1354 Um die Arbeiten der DB an der NS-Bibliogra-
phie zu erleichtern, hatte der Chef der PPK, Philipp Bouhler, bereits am 26. Juli 
1934 »sämtliche Dienststellen der NSDAP« angewiesen, »je ein Stück ihrer Ver-
öffentlichungen (Bücher und Zeitschriften) unaufgefordert laufend und kosten-
los« an die DB zu überweisen.1355

In den folgenden Wochen gab man sich am Deutschen Platz sehr aktiv und 
präsentierte der PPK ein Layout und einen Kostenplan für die NS-Bibliographie, 
die in drei Teilen erscheinen sollte. Der erste Teil sollte das gesamte Buch- und 
Zeitschriftenmaterial von den Anfängen der Bewegung bis zur ›Machtergrei-
fung‹ (1919-1933) umfassen, der zweite die Literatur der Jahre 1933 und 1934, 
mit dem dritten Teil sollte dann ab 1935 die laufende monatliche Verzeichnung 
des NS-Schrifttums beginnen.1356 Da es sich die DB zur Aufgabe gemacht hatte, 
das NS-Schrifttum »möglichst lückenlos zu erfassen«, genügte es ihr nicht, nur 
die selbständig erschienenen Werke nachzuweisen, vielmehr sollten der Voll-
ständigkeit halber aus den einschlägigen Zeitschriften »auch die wertvollen Auf-
sätze, die nationalsozialistisches Gedankengut« enthielten, gesammelt und in die 
Bibliographie aufgenommen werden.1357 Nach einem ersten Zwischenbericht 
der DB, in dem betont wurde, die Arbeiten dürften keine Unterbrechung erfah-
ren, »weil die NS-Bibliographie für staatliche und parteiamtliche Stellen ein un-
entbehrlicher Auskunftsapparat geworden« sei, hatte die »Wissenschaftliche 
Akademikerhilfe« der DFG ihre Unterstützung im Juni 1934 um weitere 14 Wo-
chen verlängert.1358 Allerdings kamen die Arbeiten nur langsam voran, da sich in 

1354 Werner Rust an Uhlendahl (Stralsund), 30.8.1934, ebd., Bl.�39.
1355 Bekanntgabe des Beauftragten für Kulturfragen, Philipp Bouhler, 26.7.1934, Ab-

schrift aus dem Verordnungsblatt der Reichsleitung der NSDAP, 4 (1934), Folge 
78, München, Mitte August 1934, [S.�183], ADNBL, 500/0, Bl.�16.

1356 Vgl. Bericht über Aufbau und Stand der Bearbeitung der NS-Bibliographie in der 
DB, o.�D. (Sept. 1939), ADNBL, 611, Bl.�90-95; Kostenaufstellung der DB über 
die NS-Bibliographie, o.�D. (April 1935), ebd., Bl.�71.

1357 Uhlendahl an die DFG (mit anliegendem Bericht von Günther Robbel über den 
Stand der Bearbeitung der NS-Bibliographie in der DB vom 15.4.1935), 30.4.1935, 
ADNBL, 419/0, Bl.�106R-114.

1358 Vgl. Werner Rust an Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft [DFG], 
18.6.1934, ebd., Bl.�59; Friedrich Schmidt-Ott (Notgemeinschaft) an Werner Rust 
(DB), 21.6.1934, ebd., Bl.�60. Dies galt auch für die »Notarbeit 6«. Vgl. Adolf 
 Jürgens (Notgemeinschaft) an DB, 21.8.1934, ebd., Bl.�70R. Am 9.10.1934 wurden 
die Notarbeiten 6 und 7 um weitere 26 Wochen, am 12.5.1935 nochmals um 
 weitere 26 Wochen verlängert. Vgl. Eberhard von Schweinitz (Notgemeinschaft) 
an DB, 9.10.1934 u. 12.3.1935, ebd., Bl.�78 u. 106. Nach wiederholten Verlänge-
rungen  seitens der DFG wurden beide Projekte im März 1936 letztmalig bis zum 
27.6.1936 verlängert. Vgl. Auszüge aus Bewilligungsschreiben von Eberhard von 
Schweinitz (Wissenschaftliche Akademikerhilfe der DFG) an DB, 18.3.1936, ebd., 
Bl.�149R.
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der mit der NS-Bibliographie betrauten Arbeitsgruppe permanent personelle 
Veränderungen vollzogen. Für die Zeit vom 1. Januar 1934 bis zum 27. Juni 1936 
wies die Statistik der DB sage und schreibe 47 Hilfskräfte auf, die an der NS- 
Bibliographie beteiligt waren.1359 

Mit ihrem Engagement holte sich die DB die PPK gewissermaßen selbst ins 
Haus, denn um Einfluss auf die NS-Bibliographie zu gewinnen und den Infor-
mationspool der DB zu nutzen, strebte Bouhler nach einem institutionellen 
Querverbund mit der Bibliothek. Ende Februar 1935 ließ der PPK-Chef in den 
Leipziger Neuesten Nachrichten verlautbaren, in der DB sei eine »Auskunfts-
stelle« für NS-Schrifttum eingerichtet worden, »um den wachsenden Anfragen 
hinsichtlich der nationalsozialistischen Literatur und der Notwendigkeit der 
 bibliographischen Erfassung dieses Schrifttums gerecht zu werden«. Alle Erkun-
digungen über NS-Schrifttum seien in Zukunft an diese PPK-Auskunftsstelle zu 
richten.1360 Die DB legte daraufhin den Entwurf einer Vereinbarung vor, in der 
festgelegt werden sollte, dass im Gebäude der DB eine PPK-Zweigstelle unter 
der Bezeichnung »Abteilung Leipzig« eingerichtet werde. Ihre Aufgabe sei es, in 
enger Zusammenarbeit mit der DB das NS-Schrifttum »titelmäßig zu erfassen 
und in einer gedruckten Bibliographie sowohl für die rückwärtige Zeit bis 1919 
wie von einem bestimmten Zeitpunkt an laufend der Allgemeinheit bekanntzu-
geben«. Die erforderlichen Kräfte wurden von der PPK gestellt, denen die Ein-
richtungen der DB zur Verfügung standen. Das Personal der DB war ange-
wiesen, den PPK-Kräften »soweit als möglich behilflich zu sein«. Für die 
Auskunftserteilung sollte das Personal der DB-Auskunftsstelle herangezogen 
werden und »Pg. Dr. Rust« die Zweigstelle in allen organisatorischen, bibliogra-
phischen und bibliothekarischen Fragen beraten. Unter Rusts Aufsicht sollte 
Otto Eggert, dem in der DB die Sammlung des NS-Schrifttums oblag, die bi-

1359 Vgl. Übersicht: DFG (Akademikerhilfe. 2. Notarbeit 7: Gesamtbibliographie des 
nationalsozialistischen Schrifttums), ohne Datum, um 1936, ebd., Bl.�161. Unter 
den Akademikern befand sich auch Günther Robbel (NSDAP 1933), der als 
»Gruppenführer« die Notarbeiten 6 und 7 zwischenzeitlich geleitet hatte, im Sep-
tember 1934 aber ausschied, um in den Dienst der DB einzutreten. Vgl. Günther 
Robbel (Gruppenführer der Notarbeiten Nr.�6 und 7) an die Leitung der DB, 
26.9.1934, ADNBL, 419/0, Bl.�75; Vermerk von Werner Rust (DB), 2.11.1934, 
ebd., Bl.�84. Zur NSDAP Mitgliedschaft Robbels vgl. Übersicht: Angestellte und 
Arbeiter der DB nach dem Stand vom 1.10.1934, ADNBL 152/1/2, Bl.�239-242; 
Von Robbel ausgefüllter Fragebogen zur NSDAP-Mitgliedschaft, 15.12.1937, 
ADNBL, PA Günther Robbel (geb. 6.1.1985), Bl.�32.

1360 Reichsleiter Philipp Bouhler: Auskunftsstelle über NS-Schrifttum bei der Deut-
schen Bücherei, in: Leipziger Neueste Nachrichten vom 27.2.1935, ADNBL, 
840/1, unp. Mit Wirkung vom 22.2.1935 hatte die PPK in der DB ihre Zweigstelle 
errichtet. Vgl. Einleitung für den Verwaltungsbericht der DB für 1934 (Manu-
skript), ADNBL, 181/1-1934, Bl.�52.
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bliographischen Arbeiten leiten und die Aufsicht über die von der DFG zur Ver-
fügung gestellten Kräfte der Wissenschaftlichen Akademikerhilfe führen.1361

Wie die DB in ihren Berichten an die DFG hevorhob, wurden die Arbeiten an 
der NS-Bibliographie »in engem Zusammenwirken« mit dem Leiter der PPK-
Außenstelle an der DB, Helmar Hase, durchgeführt. Die Bibliothekare der DB 
(Bücher) und die von der DFG finanzierten Hilfskräfte (Zeitschriften) zeichne-
ten für die bibliographischen Arbeiten verantwortlich, dagegen oblag den PPK-
Beamten die politische Bearbeitung der NS-Bibliographie. Diese sollte in Form 
einer »Bibliographie raisonnée« erscheinen, indem zu dem Inhalt der wichtige-
ren Werke kritisch Stellung genommen wurde. Die inhaltlichen Bewertungen 
und kritischen Annotationen waren Aufgabe des Lektorenstabes der PPK, die 
auch die politische Verantwortung für die Herausgabe der NS-Bibliographie 
übernahm.1362 Nach verschiedenen Verfügungen Bouhlers von April 1934 bis 
April 1935 lag es ausschließlich bei der PPK, zu bestimmen, »ob eine Schrift zum 
nationalsozialistischen Schrifttum« zu zählen war oder nicht.1363 Auf Wunsch 
der PPK wurde das Sammelgebiet Mitte 1935 sogar noch erweitert. Nun sollte 
auch das dem NS-Gedankengut »wesens- und willensverwandte Schrifttum« mit 
aufgenommen werden. Dadurch erhöhte sich der Umfang der zu berücksichti-
genden Literatur erheblich. Bis Mitte November 1935 hatte man bereits über 
28.700 Zeitschriftenaufsätze erfasst (davon 4.000 vor 1933), denen 8.736 Buchti-
tel gegenüberstanden. Davon waren 1.178 Bücher zwischen 1919 und dem Tag 

1361 Entwurf einer Vereinbarung [zwischen DB und PPK], o.�D. (April 1935), 
ADNBL, 315/7, Bl.�1�f.; Weiterer Entwurf einer Vereinbarung zwischen DB und 
PPK, o.�D., ADNBL, 840/1, unp. Die Festlegung der Vereinbarung zwischen der 
PPK und der DB wurde vom RMVuP immer wieder hinausgezögert, da es dem 
RMVuP nicht passte, dass sich die mit ihr um schrifttumspolitischen Einfluss 
konkurrierende PPK in ihren Einflussbereich drängte. Obwohl Uhlendahl den 
Text der Vereinbarung bereits im April 1935 vorgelegt hatte, hatte das RMVuP im 
Dezember 1935 ihr immer noch nicht zugestimmt. Vgl. Werner Rust (DB) an 
Heinz Wismann (RMVuP), 15.11.1935, ebd., unp.; Wismann an Rust, 12.12.1935, 
ebd., unp.; Rust an Wismann, 13.12.1935, ebd., unp.

1362 Vgl. Bericht von Günther Robbel über den Stand der Bearbeitung der NS-Biblio-
graphie in der DB vom 15.4.1935, 30.4.1935, ADNBL, 419/0, Bl.�107-114. Der 
Hinweis auf Helmar Hase als Beauftragten der PPK an der DB findet sich in Uh-
lendahl an Karl Heinz Hederich (PPK, Berlin), 30.4.1935, ADNBL, 611, Bl.�73.

1363 Vgl. dazu die Abschriften der Erlasse der PPK: Abänderung- und Ergänzungsbe-
kanntmachung des Vorsitzenden der PPK vom 27.4.1934 zur Verfügung des Stell-
vertreters des Führers vom 15.3.1934, BArch Berlin, R�56-V/65, Bl.�12; Verfügung 
Bouhlers betr. Art und Umfang der Arbeit der PPK vom 11.4.1935, ebd., Bl.�19-
21; Die Prüfung und Wertung des NS-Schrifttums, in: Leipziger Neueste Nach-
richten, Nr.�103 vom 13.4.1935, S.�6; Die Arbeit der Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums. Eine Verfügung des Reichsleiters Bouhler, in: Völ-
kischer Beobachter (Norddeutsche Ausgabe A), Nr.�103 vom 13.4.1935, S.�2.
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der ›Machtergreifung‹ erschienen, während 7.558 Bücher zwischen dem 30. Ja-
nuar 1933 und dem 1.  November 1935 veröffentlicht worden waren.1364 Wie 
Werner Rust betonte, waren der DB durch eine Reihe von Verordnungen der 
NSDAP »in letztere Zeit sehr viele bisher bibliographisch nicht erfassbare Zeit-
schriften parteiamtlichen Charakters« zugegangen. Der häufige Wechsel der 
DFG-Hilfskräfte störte die Zeitschriftenbearbeitung aber erheblich. Auch waren 
nach Auffassung Rusts nicht alle Hilfskräfte für die Mitarbeit geeignet, denn es 
hatte sich herausgestellt, »dass als Mitarbeiter nur Parteigenossen oder Angehö-
rige der SS bezw. SA in Betracht« kämen, »weil diese von vornherein mit der 
Materie vertrauter« seien »und für die Arbeit gesinnungsmäßig die richtige Ein-
stellung« besäßen. Hierauf werde von der DB und insbesondere von der PPK 
besonderer Wert gelegt.1365

In der Kantate-Nummer des Börsenblatts von 1935 widmete sich Karl Heinz 
Hederich allgemeinen »Fragen zum nationalsozialistischen Schrifttum«. Dabei 
verwies er auf die NS-Bibliographie, ihren Wert für den Kampf der NS-Bewe-
gung und ihre Bedeutung »für die Schulung ihrer Anhänger, für die Weiter-
bildung und Unterbauung ihrer geistigen Grundlagen und für den Schutz ihres 
geistigen Gutes und ihrer geistigen Ahnen vor Verfälschung und Zersetzung«.1366 
Um diesen Anspruch zu gewährleisten, habe man ein »parteiinternes« Lektorat 
eingeführt, das nicht nur alle Dienststellen der NSDAP mit einbeziehe, sondern 
auch mit den zuständigen Stellen des Staates verbunden sei. Die Bibliographie 
umfasse vier nach geschichtlichen und politischen Gesichtspunkten aufgeglie-
derte Teile. Der erste betreffe das Schrifttum bis zum Jahr 1919, also den Eintritt 
Hitlers in die Partei. Dieses Schrifttum sei »das wesensverwandte Schrifttum« 
und das »Übergangsschrifttum, das zum größten Teil aus der Kriegsliteratur be-
stritten« werde. Der zweite Teil umfasse das Schrifttum bis zum Jahr 1923 – dem 
Jahr des ›Hitler-Putsches‹ –, der dritte dasjenige bis zum Tag der ›Machtergrei-
fung‹. Im vierten für die Zeit nach dem 30. Januar 1933 werde das NS-Schrifttum 
in laufenden Lieferungen zusammengefasst. Über den Zeitpunkt des Erscheinens 
der Bibliographie lasse sich noch nichts Endgültiges sagen. Es habe sich gezeigt, 
dass die Vorarbeiten längere Zeit in Anspruch nähmen, als man angenommen 
habe. Diese Verzögerung, so Hederich, hänge damit zusammen, dass die Büche-
reien in Deutschland die Sammlung des NS-Schrifttums in der vergangenen Zeit 

1364 Vgl. Werner Rust (DB) an die Wissenschaftliche Akademikerhilfe der DFG, 
11.11.1935, ADNBL, 419/0, Bl.�114a-114b; Cordes, Hans: Die deutsche Bücherei 
in Leipzig. Ein Blick in die Zentrale des deutschen Schrifttums, in: Der Sozialver-
sicherungs-Beamte Folge 22 vom 3.11.1935, S.�529-531, hier S.�530.

1365 Werner Rust (DB) an die Wissenschaftliche Akademikerhilfe der DFG, 11.11.1935, 
ADNBL, 419/0, Bl.�114a-114b.

1366 Hederich, Karl Heinz: Fragen zum Nationalsozialistischen Schrifttum, in: Kan-
tate-Nummer des Börsenblatts (1935), Sonderdruck (S.�19-23), ADNBL, 611, 
Bl.�77-79.
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»äußerst mangelhaft« betrieben hätten, sodass teilweise sehr große Lücken ent-
standen seien, die nun erst durch Austausch und Zusammenarbeit verschiedener 
Stellen ausgeglichen werden müssten. Zudem sei die Sammlung und Aufberei-
tung des Materials stellenweise doch sehr unkritisch, teilweise sogar ohne jedes 
innere Verständnis erfolgt, was eine außerordentliche Mehrarbeit erforderlich 
gemacht habe.1367

Auf diesen Vorwurf Hederichs reagierte die DB äußerst pikiert. Rust wies 
Hederich darauf hin, dass nicht weniger als 99,4 Prozent des gesamten bis dahin 
festgestellten NS-Titelmaterials in der DB vorhanden seien. Dass ihr also ledig-
lich 0,6 Prozent des NS-Schrifttums fehlen würden, stelle im Vergleich zum üb-
rigen DB-Sammelgut einen erfreulichen Umstand dar. Man habe auch an der DB 
die Erfahrung gemacht, dem »Ideal der hundertprozentigen Vollständigkeit« 
doch nie ganz zu entsprechen. Dies beweise, »dass die DB auf dem Spezialgebiet 
des NS-Schrifttums mit besonderem Eifer und Erfolg gearbeitet« habe. Der Vor-
wurf Hederichs gegen die ›Büchereien‹ könne also nicht gegen die DB erhoben 
werden, zumal ihre das NS-Schrifttum betreffende Katalogabteilung die Grund-
lage für die geplante NS-Bibliographie bilde. Schaue man im Hinblick auf den 
Nachweis des NS-Schrifttums beispielsweise auf die großen Lücken der Berliner 
Titeldrucke, so unterstreiche gerade dieser Umstand »die Überlegenheit der DB 
auf dem Gebiete des deutschen Schrifttums gegenüber der Mehrheit, man kann 
sagen der Gesamtheit der übrigen deutschen Bibliotheken«.1368

Der »Eifer«, der ständige Drang, sich zu beweisen und die dünnhäutige Re-
aktion der DB-Direktion auf Hederichs Börsenblattartikel machen deutlich, dass 
ihre Beziehungen zur PPK nicht immer spannungsfrei waren. Dies war darauf 
zurückzuführen, dass die PPK-Zweigstelle am Deutschen Platz ihre Kompeten-
zen immer wieder überschritt und in den Dienstbetrieb der DB eingriff. So ver-
wies Rust auf sachlich keineswegs zu rechtfertigende Amtsanmaßungen der 
PPK-Beamten, die Einblick in den DB-internen Briefverkehr nahmen, Ange-
stellten der Bücherei »in lautem und gereiztem Ton Vorhaltungen« über ver-
meintlich inkorrektes politisches Verhalten machten und darüber sogar nach 
Berlin berichteten.1369 Als der spiritus rector der NS-Bibliographie, Hans Prae-

1367 Vgl. ebd.
1368 Werner Rust (DB) an Karl Heinz Hederich (PPK), 13.7.1935, ebd., Bl.�80. Der 

Hinweis darauf, dass die Katalogabteilung »NS-Schrifttum« der DB die Grund-
lage für die NS-Bibliographie bildete, findet sich in Hans Praesent (DB) an PPK 
(Berlin), ADNBL, 840/1, unp.

1369 Vgl. Entwurf eines Schreibens Werner Rusts (DB) an Karl Heinz Hederich 
(PPK), ohne Datum, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�177�f. Die PPK 
maßte sich an, Verbotsempfehlungen für Literatur auszusprechen, auch wenn es 
sich nicht um NS-Schrifttum handelte. So äußerte Hederich gegenüber der Ge-
stapo »schwere Bedenken« gegen eine 1936 von Gottfried Benn herausgegebene 
Gedichtsammlung, die geeignet sei, »den Bestrebungen des Nationalsozialismus 
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sent, sich erlaubte, auf dem Tübinger Bibliothekartag 1935 über ihre Arbeiten zu 
berichten, warf ihm die Berliner Kanzlei der PPK vor, sich vorher nicht mit ihr 
in Verbindung gesetzt zu haben, denn jede öffentliche Äußerung über die NS-
Bibliographie sei ohne eine vorherige Genehmigung des Vorsitzenden der PKK 
unzulässig.1370 Als Praesent der PPK zu verstehen gab, der Vortrag sei in dienst-
lichem Auftrag und mit Rücksprache der PPK-Zweigstelle  – deren Leitung 
Mitte Oktober 1935 Karl Helmut Patutschnick übernommen hatte1371 – erfolgt, 
erteilte ihm die Berliner Zentrale eine deutliche Abfuhr. Ein dienstlicher Auftrag 
entbinde Praesent nicht von der Tatsache, sich bei der PPK abzusichern, und sich 
von dort die Erlaubnis zu beschaffen. Wenn die PPK die DB zur Mitarbeit an 
der NS-Bibliographie herangezogen habe, so entspreche dies keineswegs einer 
Selbstverständlichkeit oder irgendeiner Verpflichtung seitens der PPK, denn 

Abbruch zu tun«. Manche der Gedichte Benns stünden »an Zynismus und patho-
logischer Selbstbefleckung« den Arbeiten inzwischen »ausgebürgerter und emi-
grierter früherer Größen nicht nach«. Hederich stellte der Gestapo anheim, zu 
erwägen, ob man den Verleger des Werkes »nicht zur Rechenschaft« ziehen solle. 
Der Präsident der RSK gab darauf zu verstehen, dass gegen Benn und seine Schrif-
ten nichts zu unternehmen sei, woraufhin die Gestapo der PPK mitteilte, dass sie 
in der Frage nichts veranlasse. Karl Heinz Hederich (PPK) an Gestapo (Berlin), 
4.8.1936, BArch Berlin, R�58/893, Bl.�28�f.; Preußische Gestapo (Staatspolizei-
stelle für den Landespolizeibezirk Berlin) an Gestapa (Berlin), 14.8.1936, ebd., 
Bl.�31; Vermerk des Gestapa, 21.8.1936, ebd., Bl.�32; Gestapa an PPK, 21.8.1936, 
ebd., Bl.�32. Bei dem Werk handelte es sich um Benn, Gottfried: Ausgewählte Ge-
dichte 1911-1936, Stuttgart u. Berlin 1936.

1370 Vgl. Harald Rehm (PPK) an Hans Praesent (DB), 15.10.1935, ADNBL, 840/1, 
unp.; Praesent, Hans: Fortgang der bibliographischen Arbeiten der Deutschen 
Bücherei, in: ZfB 52 (1935), Heft 9/10, S.�549-551.

1371 Vgl. Umlauf Werner Rusts, 14.10.1935, ADNBL, 840/1, unp.; Vermerk der DB, 
15.10.1935, ebd., unp. Im März 1936 schickte sich Wilhelm Baur an, Patutschnick 
von der PPK abzuwerben und zum BV zu übernehmen. Wie Baur betonte, spielte 
die RSK ebenfalls mit dem Gedanken, eine Überwachungsstelle an der DB einzu-
richten. Da sich deren Schaffung aber hinzog, wollte sich Baur nun eine eigene 
Prüf- und Überwachungsinstanz an der DB schaffen, für deren Leitung er offen-
bar Patutschnick ins Auge fasste. Diesem sollte auch weiterhin das Recht einge-
räumt werden, in den Räumen der PPK-Zweigstelle an der DB tätig zu sein, dar-
über hinaus sollte er auch als Verbindungsmann zwischen Buchhandel und PPK 
fungieren. Patutschnick sollte die Aufgabe erhalten, »alle in Leipzig einlaufenden 
Neuerscheinungen durchzusehen« und Baur das Material zu melden, »das entwe-
der staatsfeindlich oder als unerwünscht« anzusehen war. Zudem sollte Patut-
schnick im Auftrag Baurs »Erhebungen« durchführen, »die im Zusammenhang 
mit dieser Prüf- und Überwachungsstelle« stehen sollten. Vermutlich stimmte 
Hederich dem Vorschlag Baurs nicht zu, denn kurze Zeit später installierte Letz-
terer den bereits erwähnten Böhmler als ›Aufpasser‹ in der DB. Wilhelm Baur 
(BV) an Karl Heinz Hederich (PPK), 12.3.1936, SStAL, 21765/810, unp.
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schließlich hätte sie zur technischen Erledigung auch jedes andere Institut her-
anziehen können. Für die DB sei es vielmehr »eine Ehre«, der sich jeder ihrer 
Angestellten bewusst sein müsse. Jeder Mitarbeiter der DB müsse sich darüber 
im klaren sein, dass er sich in allen die NS-Bibliographie betreffenden Fragen, 
»den Anweisungen der Parteiamtlichen Prüfungskommission zu unterwerfen« 
habe.1372 Auch nachdem Rust Hederich angesichts der ständigen Querelen bat, 
die Formen der Zusammenarbeit zwischen DB und PPK endlich  verbindlich 
festzulegen, sorgte das anmaßende Auftreten der PPK-Beamten wiederholt für 
Ärger.1373 Als sich der Geschäftsführende Ausschuss im Dezember 1935 wei-
gerte, die der PPK-Zweigstelle an der DB zugewiesenen Räume mietfrei zu über-
lassen, zeigte sich Bouhler äußerst ungehalten.1374 Eine Miete, so Bouhler, 
komme nicht in Betracht. Dies könne man als Ausgleich für die der DB von der 
NSDAP erwiesene Unterstützung bei der Sammlung des NS-Schrifttums durch-
aus erwarten. Überdies würden sich aus der Zusammenarbeit der DB mit der 
PPK »eine Reihe von Vorteilen für die Deutsche Bücherei« ergeben, woraus 
Bouhler ableitete, die Bibliothek müsse ihrerseits alles tun, um die Arbeiten der 
PPK zu erleichtern.1375 

Dass sich die Tätigkeit der PPK aber ihrerseits nachteilig auf den Dienstbe-
trieb der DB auswirkte, focht Bouhler dagegen überhaupt nicht an. So hatten 
Nutzer im Frühjahr 1936 wiederholt darüber geklagt, dass seit einigen Wochen 
verschiedene Zeitschriften spät und unregelmäßig zur Auslage in den Zeitschrif-
tenlesesaal gelangt waren. Wie der Leiter des Lesesaals, Hans Praesent, feststellte, 
waren diese Zeitschriften durch die Bearbeiter der NS-Bibliographie zurück-
gehalten worden. Es kam zudem vor, dass aktuelle Zeitschriftenhefte mehrere 
Wochen im Zimmer des Leiters der PPK-Zweigstelle herumlagen. Um weiteren 
Beschwerden aus dem Benutzerkreis vorzubeugen, schlug Praesent vor, im Zeit-
schriftenlesesaal ein Plakat anzubringen, auf dem mitgeteilt werden sollte, dass 
viele wichtige Zeitschriften erst bibliographisch ausgewertet werden müssten 
und daher verspätet zur Auslage gelangen würden. Dagegen verwahrte sich je-
doch Uhlendahl, der befürchtete, dieses Vorgehen würde den Zeitschriftenlese-

1372 Hans Praesent (DB) an PPK (Berlin), 19.10.1935, ebd., unp.; Harald Rehm (PPK) 
an Hans Praesent (DB), 6.11.1935, ebd., unp.

1373 Vgl. Werner Rust an Karl Heinz Hederich (PPK), 11.11.1935, ebd., unp.; Hede-
rich (PPK) an DB, 14.11.1935, ebd., unp.

1374 Vgl. Bericht über die 82. Sitzung des GA der DB am 10.12.1935, ADNBL, 
153/1/1-82, Bl.�23-41, hier Bl.�27�f.

1375 Vgl. Philipp Bouhler (PPK) an Uhlendahl, 30.5.1936, ADNBL, 315/7, Bl.�12�f. Wie 
Uhlendahl Bouhler im Juni 1936 mitteilte, sollten der PPK keine Mietkosten 
 entstehen, wofür die DB aber offenbar das RMVuP zur Kasse bat. Vgl. Uhlendahl 
an Philipp Bouhler (PPK), 6.7.1936, ebd., Bl.�14; Uhlendahl an RMVuP (Abt. 
VIII), ohne Datum (vermutlich 6.7.1936), ebd., Bl.�14.; Aktennotiz Uhlendahls, 
12.11.1936, ebd., Bl.�15.
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saal der DB »um seinen Ruf bringen«.1376 Um das Problem zu lösen, kamen Wer-
ner Rust und der Leiter der PPK-Zweigstelle Patutschnick Ende Februar 1936 
überein, alle Zeitschriftenhefte und Bücher höchstens 24 Stunden aus dem Ge-
schäftsgang der DB für die NS-Bibliographie zu entnehmen, um den Benut-
zungsverkehr nicht übergebührlich zu beeinträchtigen.1377

Im Frühjahr 1936 war das Manuskript für die laufende NS-Bibliographie so 
weit vorangeschritten, dass mit den ersten Probedrucken durch den Eher-Verlag 
begonnen werden konnte. Gleichzeitig bahnten sich Veränderungen in der 
 Arbeitsorganisation an, die auf Druck der PPK nun Schritt für Schritt in ihre 
Obhut überging. So ordnete die DB-Direktion an, die laufende Verzeichnung 
des NS-Schrifttums »wegen Personalmangels« Ende Dezember 1935 einzustel-
len.1378 Von den zur Verfügung gestellten Kräften der Wissenschaftlichen Aka-
demikerhilfe – von ihnen waren nur noch fünf übrig – wurden im April 1936 
vier an die PPK überwiesen. Die retrospektive Bearbeitung der NS-Literatur bis 
zur ›Machtergreifung‹ wurde also nur noch mit einer DFG-Hilfskraft unter An-
leitung der DB-Bibliothekare fortgeführt.1379 Gleichwohl hielt die DB an ihrem 
Ziel fest, dieses Schrifttum vollständig zu verzeichnen und die bestehenden Be-
standslücken zu schließen. Das unter bibliothekarischer Aufsicht der DB bear-
beitete Titelmaterial wurde vom Leiter der PPK-Zweigstelle Patutschnick, der 
im Juli 1936 durch Theodor Straub ersetzt wurde, »einer Durchsicht nach der 
politischen Seite hin« unterzogen, der dann im Einvernehmen mit Eggert und 
Rust über die Aufnahme einer Schrift in die NS-Bibliographie entschied.1380 

Im Februar 1936 erschien das erste Heft der NS-Bibliographie – beginnend 
mit dem 1. Janaur 1936.1381 Sie umfasste die Titel von Einzelwerken sowie Auf-

1376 Vgl. Otto Herrmann (Benutzer der DB) an den Vorstand des Zeitschriftenlese-
saals der DB, 19.2.1936, ADNBL, 766 (Hefter: 1929-1941), Bl.�123; Vermerk von 
Hans Praesent (DB) für Uhlendahl, 22.2.1936, ebd., Bl.�124; Handschriftliche 
 Bemerkungen Uhlendahls vom 26.2.1936 auf dem Schreiben Praesents vom 
22.2.1936, ebd.

1377 Vgl. Vermerk Werner Rusts, 28.2.1936, ebd., Bl 124R.
1378 Wie der Leiter der PPK-Zweigstelle im April 1936 betonte, hatte die PPK die Ar-

beiten an der NS-Bibliographie »mit Rücksicht auf den beschränkten Etat« der 
DB »nunmehr selbst übernommen«. Karl Helmut Patutschnick (PPK-Zweig-
stelle, Leipzig) an die Direktion der DB, 23.4.1936, ADNBL, 315/7, Bl.�8�f.

1379 Vgl. Verfügung Rusts, 2.4.1936, ADNBL, 154/2 (Hefter: Direktorialverfügung 
1933-1936), Bl.�361; Niederschrift von Werner Rust (DB) über eine Besprechung 
am 1.4.1936, 7.4.1936, ADNBL, 419/3, Bl.�53.

1380 Vermerk der DB, ohne Datum (Ende 1935), ADNBL, 840/1, unp.
1381 Die Bibliographie erschien unter dem Titel: Nationalsozialistische Bibliographie. 

Monatshefte der Parteiamtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-
Schrifttums, Berlin 1936�ff. Als Herausgeber fungierte Philipp Bouhler, als Schrift-
leiter Karl Heinz Hederich. Der Hinweis, dass Patutschnik nur bis zum 1.7.1936 
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sätzen in Zeitschriften und Sammelwerken und sollte »eine Übersicht über die 
geistigen Leistungen des Nationalsozialismus auf allen Gebieten des öffentlichen 
Lebens« geben. Ohne den Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, beschränkte 
sie »sich bewusst auf das für seine Erkenntnis, seine Verbreitung und seine Ver-
tiefung als wertvoll ermittelte Schrifttum«. Die Bibliographie erschien fortan 
monatlich in einer zweiseitig bedruckten »Ausgabe A« und einer einseitig be-
druckten, für Bibliothekskataloge bestimmten »Ausgabe B«. Die Monatsfolgen 
sollten am Jahresende in sachlicher Ordnung als Jahresbände zusammengefasst 
werden.1382 In einer dem ersten Heft der NS-Bibliographie beigegebenen »Ein-
führung« erweckte Bouhler den Anschein, die »planmässige Zusammenfassung 
des vorhandenen Schrifttumsgutes« sei das alleinige Verdienst der PPK.1383 So 
unterließ er es, »die Mitarbeit der Deutschen Bücherei [ausdrücklich] zu 
erwähnen«.1384 Bouhler behauptete, die Ordnungsversuche, die einzelne Stellen 
vor der Gründung der PPK unternommen hätten, seien ungenügend gewesen. 
Der PPK sei es eben nicht um eine »unterschiedslose Aufzählung der gesamten 
vorhandenen Titel«, sondern um eine annotierte Verzeichnung des »über den 
Tag hinaus« bedeutsamen Schrifttums gegangen. Schließlich müsse die NS-Bi-
bliographie »ein Mittel im Kampf um die Idee des Nationalsozialismus« sein und 
dürfe kein stilles Dasein in Büchereien pflegen. Die neue Bibliographie müsse ein 
»wichtiges Rüstzeug für den mit der Schulung beauftragten Parteigenossen« und 
für all jene darstellen, »die am geistigen Aufbau der Bewegung Anteil« nähmen. 
Um einen »möglichst hohen Grad politischer Lebendigkeit und Gegenwarts-
bedeutung zu erhalten«, sollten in die Monatshefte auch »politische Betrachun-

als Leiter der PPK-Zweigstelle an der DB fungierte, findet sich bei Barbian, Neu-
ordnung, S.�103 (Anm.�128). Ein Hinweis auf Straub als Leiter der PPK-Zweig-
stelle findet sich in einem Schreiben der PPK an die DB (Wilhelm Frels), 25.6.1940, 
ADNBL, 555/0/6, Bl.�56.

1382 Den besonderen Wert der Bibliographie erblickte ihr Herausgeber Philipp Bouhler 
darin, dass den in ihr aufgeführten Titeln kurze Prüfergebnisse beziehungsweise In-
haltsangaben beigefügt waren. Vgl. Rundschreiben von Siegmund Kunisch (REM) 
an Unterrichtsverwaltungen der Länder, nachgeordnete Reichs- und preußischen 
Dienststellen, die Reichsminister, 28.2.1936, BArch Berlin, R�43-II/477a, Bl.�5.

1383 Vgl. Bouhler, Philipp: Zur Einführung, in: Nationalsozialistische Bibliographie. 
Monatshefte der Parteiamtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-
Schrifttums 1 (1936), Heft 1, S.�I-IV, hier S.�I.

1384 Georg Maas (PPK) an Uhlendahl, 1.2.1936, ADNBL, 611, Bl.�87. Wie Hederich 
behauptete, habe man eine besondere Erwähnung der DB über ihren Anteil an der 
NS-Bibliographie unterlassen, »einmal um den Charakter der Deutschen Büche-
rei als einer reinen Sammelstelle zu belassen«, zum anderen weil man für die poli-
tische Seite des Problems den Schrifttumsreferenten des RMVuP Wismann in den 
Mitarbeiterkreis der Bibliographie berufen habe, der damit »einen entsprechen-
den Einfluss auf die Gesamtentwicklung der Dinge« habe. Karl Heinz Hederich 
an Uhlendahl, 8.2.1936, ebd., Bl.�89.
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gen, Stellungnahmen und Untersuchungen« in Form von Beiträgen aufgenommen 
werden.1385 Wie Hederich unumwunden zugab, war der Zweck der Bibliogra-
phie »ein ausschließlich politischer«.1386 Denn ohne dieses »einzigartige Hilfs-
mittel« erschiene es unmöglich, »die Arbeit der Behörden und die Einwirkung 
des Staates auf die Volksgenossen unter Vermeidung von Irrwegen nach den je-
weils maßgeblichen Aufassungen auszurichten«.1387 Der Inhalt der Hefte glie-
derte sich in sogenannte »Bücher-«, »Zeitschriften-« und »Zeitungsschauen«.1388 
Bei ihrer technischen Gestaltung fungierte die DNBg als Vorbild, womit Hede-
rich dann doch auf die Mitarbeit der DB verwies, die ihre Hilfsmittel »in entge-
genkommender Weise zur Verfügung gestellt« habe. Wie er betonte, sei der PPK 
durch die Zusammenarbeit mit der DB »umfangreiche, mühevolle und kostspie-
lige Arbeit erspart geblieben«.1389 Die Bedeutung der NS-Bibliographie wurde 
dadurch unterstrichen, dass Bouhler am 30. April 1936 festlegte, dass Einzelzu-
sammenstellungen über NS-Schrifttum von Personen oder Dienststellen der Par-
tei außerhalb der NS-Bibliographie nicht mehr zulässig seien. Im Hinblick auf 
die »notwendige Vereinheitlichung aller Schrifttumsfragen« sollten solche Aus-
arbeitungen fortan in Form von Sonderheften der NS-Bibliographie und aus-
schließlich im Parteiverlag Eher erscheinen, womit sich die PPK ein Monopol 
auf jedwede Verzeichnung ›nationalsozialistischer Literatur‹ sicherte.1390

Diesen Monopolanspruch bekam auch die DB zu spüren, denn die PPK hatte 
ihr nicht nur ›ihre‹ NS-Bibliographie entzogen, sie schickte sich auch an, eine 
weitere Bibliographie der DB ins Abseits zu drängen. Dabei handelte es sich um 

1385 Bouhler, Einführung, S.�IIf.
1386 Hederich, Karl Heinz: Bedeutung und Aufgaben der NSB, in: Nationalsozialisti-

sche Bibliographie. Monatshefte der Parteiamtlichen Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums 1 (1936), Heft 1, S.�V-XV, hier S.�IX.

1387 Rundschreiben von Siegmund Kunisch (REM) an Unterrichtsverwaltungen der 
Länder, nachgeordnete Reichs- und preußischen Dienststellen, die Reichsminis-
ter, 28.2.1936, BArch Berlin, R�43-II/477a, Bl.�5.

1388 Der »Bücherschau« kam für die Tätigkeit der PKK eine besondere Bedeutung zu, 
denn sie nahm Werke auf, die keinen Unbedenklichkeitsvermerk trugen. Dadurch 
erhielt die PPK die Möglichkeit, derartige Vermerke nur noch für die »reine Par-
teiliteratur« vorzubehalten. Das übrige NS-Schrifttum sollte durch eine Auf-
nahme in die NS-Bibliographie Anerkennung finden. Bücher, die nicht aufge-
nommen wurden, sollten, soweit sie sich mit Fragen der NS-Bewegung befassten, 
»keinesfalls mit dem Wollen der Bewegung in Verbindung gebracht« und auch 
nicht unter Bezugnahme auf die NSDAP vertrieben werden. Hederich, Bedeutung 
und Aufgaben der NSB, S.�IXf. Vgl. auch Nationalsozialistische Bibliographie, in: 
BBl.�103 (1936), Nr.�215 vom 15.9.1936, S.�799�f.

1389 Vgl. Hederich, Bedeutung und Aufgaben der NSB, S.�XI, XIII.
1390 Vgl. ebd., S.�XIVf.; Verfügung des Vorsitzenden der PPK (Philipp Bouhler), 

20.4.1936, in: BBl.�103 (1936), Nr.�103 vom 5.5.1936, S.�406.



927

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

das renommierte Literarische Zentralblatt (LZ).1391 Die 1850 gegründete Zeit-
schrift bot ihren Lesern eine »vollständige und schnelle Übersicht über die ge-
samte  literarische Tätigkeit Deutschlands«. Vor allem in Wissenschaftskreisen 
genoss das LZ hohes Ansehen, da es als einzige Bibliographie für alle Wissen-
schaftsgebiete über das neueste Schrifttum in deutscher Sprache, egal ob Bücher 
oder Zeitschriftenaufsätze, berichtete. Im August 1924 kaufte der Börsenverein 
das Blatt, das vom Bibliothekar der DB, Wilhelm Frels, herausgegeben wurde 
und dem mehrere Bibliothekare der DB als Mitarbeiter angehörten. Für den Bör-
senverein entwickelte sich das Blatt jedoch zu einem »rechten Sorgenkind«, denn 
es erwies sich als äußerst defizitär und brachte dem Börsenverein bis 1935 Ver-
luste in Höhe von 140.000 RM ein. Hatte es 1924 noch etwa 1.500 Abonnenten, 
so ging die Zahl der Bezieher ab 1928 laufend zurück. 1930 belief sich die Zahl 
auf 1.250, 1931 auf 1.100, fünf Jahre später, 1936 auf 553, 1937 auf 530 und 1938 
schließlich auf 512. Ab 1927 wurde das LZ im Namen der DB von Hans Praesent 
herausgegeben, während der Börsenverein weiterhin als Verleger in Erscheinung 
trat. Angesichts des anhaltenden Rückgangs der Abonnenten und der dadurch 
erzielten Verluste, äußerte der Börsenverein Anfang der dreißiger Jahre »lebhafte 
Bedenken« gegen seine Fortführung. Dass sich Uhlendahl und seine Mitarbeiter 
vehment dagegen sträubten und dies aus »Prestigegründen« ablehnten, quittierte 
der Börsenverein mit Achselzucken. Im Jahr 1935 fiel der Entschluss, das Blatt 
ab 1936 einzustellen. Nach kontroversen Verhandlungen im Geschäftsführenden 
Ausschuss der DB nahm der Börsenverein zunächst nochmals Abstand, wieder-
holte seine Erklärung jedoch 1937, nachdem keine Möglichkeit einer finanziellen 
Gesundung gefunden worden war.1392

In dieser Situation platzte Karl Heinz Hederich mit der Nachricht ins Haus, 
dass die Fortführung des politischen Teils des LZ unnötig sei, denn nach Ansicht 
der PPK seien die darin gebrachten Literaturzusammenstellungen »nicht trag-
bar«.1393 Abgesehen davon, dass die NS-Bibliographie die »politisch massge-
bende Bibliographie« sei, werde im LZ Literatur angezeigt, »deren Erwähnung 
vom Standpunkt des Staates und der Bewegung nicht erwünscht« sei. Ein solcher 
Zustand sei auf Dauer nicht tragbar. Man könne das LZ bestenfalls in Form eines 
Ergänzungsblattes zur NS-Bibliographie herausgeben, darin jedoch nur noch 

1391 Zum Folgenden vgl. Bericht über die Geschichte und den Stand der Angelegenheit 
›Literarisches Zentralblatt‹, ohne Datum (Febr. 1941), ADNBL, 570/0 (Hefter: 
1940-1954), Bl.�16-21; Bericht des BV: Literarisches Zentralblatt, ohne Datum 
(um 1940), SStAL, 21765/781, unp.

1392 Vgl. ebd.; Bericht über die Geschichte und den Stand der Angelegenheit ›Litera-
risches Zentralblatt‹, ohne Datum (Febr. 1941), ADNBL, 570/0 (Hefter: 1940-
1954), Bl.�16-21.

1393 PPK an Uhlendahl, 14.12.1937, ADNBL, 570/1 (Hefter: 1932-1939), Bl.�149.
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über das reine Fachschrifttum berichten.1394 In einer Denkschrift machte Uhlen-
dahl daraufhin deutlich, dass die NS-Bibliographie keineswegs in der Lage sei, 
an die Stelle des LZ zu treten. Gleichzeitig unterbreitete er Vorschläge für die 
»politische Gestaltung« des Blattes, wobei er betonte, die in Betracht kommen-
den Abteilungen des LZ würden bereits, »soweit als möglich, von Parteigenos-
sen, Angehörigen der SA usw. bearbeitet«. Auf jeden Fall werde die DB bemüht 
sein, den von der PPK geäußerten Wünschen hinsichtlich der »politischen Akti-
vierung« des Blattes und seiner redaktionellen Annäherung an die NS-Bibliogra-
phie so weit wie möglich zu entsprechen.1395 Dies beeindruckte Hederich jedoch 
keineswegs. Anfang 1938 stellte er klar, dass die Herausgabe politischer Schrift-
tumsverzeichnisse ausschließich Aufgabe des Staates sei. Mit der NS-Bibliogra-
phie werde bereits ein entsprechendes Verzeichnis herausgegeben, womit »eine 
Durchführung des Literarischen Zentralblattes in der bisherigen Form aus allge-
meinen und politischen Gründen nicht mehr in Betracht« komme.1396 Nun er-
schien ausgerechnet das Amt Schrifttumspflege Rosenbergs als ›Retter‹, das im 
Februar 1938 signalisierte, die ›Führung‹ des LZ über die Reichsstelle zur 
 Förderung des deutschen Schrifttums selbst in die Hand zu nehmen, dem Baur 
und Hederich trotz anfänglicher Bedenken zustimmten.1397 Nachdem das Amt 
Schrifttumspflege einer Finanzierung des LZ im September 1938 zugestimmt 
hatte, setzte der Börsenverein den Verlag des Blattes fort. Zuvor jedoch hatte 
Hederich sichergestellt, dass dies nur unter der Maßgabe der von der PPK auf-
gestellten Richtlinien erfolgte.1398

1394 Niederschrift über die Besprechung des vom GA der DB eingesetzten Sonder-
ausschusses zur Klärung der das Literarische Zentralblatt betreffenden Fragen, 
9.12.1937, ebd., Bl.�157-159, hier Bl.�157R.

1395 Vgl. Uhlendahl an Karl Heinz Hederich (Abt. VIII, RMVuP), 22.12.1937, ebd., 
Bl.�150-155.

1396 Karl Heinz Hederich (Abt. VIII, RMVuP) an Uhlendahl, 7.1.1938, ebd., 168-171.
1397 Vgl. Bericht des BV: Literarisches Zentralblatt, ohne Datum (um 1940), SStAL, 

21765/781, unp.
1398 Vgl. ebd. Da das Amt Schrifttumspflege nun als Finanzier in Erscheinung trat, sah 

sich die DB, die gegen die Beteiligung des Amtes Rosenberg gewesen war, mit 
dessen politischen Forderungen, etwa nach angemessener Berücksichtigung der 
NS-Literatur, konfrontiert, die aber zum Ärger des Amtes nicht immer berück-
sichtigt wurden. Die Verluste, die das LZ einbrachte, hielten aber weiterhin an, 
sodass sich der BV im Juli 1940 entschloss, ihr Erscheinen zum Jahresende einzu-
stellen. Um das Erscheinen weiterhin zu sichern, war er aber bereit, es ohne Ent-
schädigung abzugeben. Daraufhin versuchte die DB, die fehlenden Mittel über 
ihren Haushalt bei den Garanten einzufordern. Als das RMVuP in Aussicht 
stellte, die Mittel bereitzustellen, nahm die DB ihre 1938 unterbrochenen Ver-
handlungen mit dem Verlag Harrassowitz wieder auf, die dazu führten, dass der 
Verlag des LZ zum 1.1.1942 vom BV auf Harrassowitz überging. Nunmehr strebte 
auch das RMVuP nach einer stärkeren politischen Ausrichtung des LZ, dessen 
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Nachdem die DFG ihre Förderung der NS-Bibliographie zum 27. Juni 1936 
eingestellt hatte, gerieten die Arbeiten vorübergehend ins Stocken, bis sie schließ-
lich ganz von der PPK übernommen wurden.1399 Bouhlers Leute konzentrierten 
sich jedoch in erster Linie auf den Nachweis der laufenden Literatur. Denn wie 
Uhlendahl im Juli 1938 betonte, konnte die DB für den Zeitraum von 1919 bis 
1935 zwar rund 10.000 Bücher und 35.000 Zeitschriftenaufsätze nachweisen, zu 
einer Veröffentlichung dieses retrospektiven Materials war es bis dahin jedoch 
noch nicht gekommen.1400 Uhlendahl wollte sich jedoch nicht so ohne weiteres 
aus der Mitarbeit an der NS-Bibliographie herausdrängen lassen. Wie er seinen 
Mitarbeitern Frels, Rodenberg, Ruppert und Eggert Ende November 1936 mit-
teilte, hatte er Reichsleiter Bouhler seinerzeit erklärt, die DB werde die NS-Bi-
bliographie »in jeder Weise unterstützen«. Jetzt, wo sich das erste Erscheinungs-
jahr seinem Ende zuneige, wolle er sein Versprechen gegenüber dem Chef der 
PPK einlösen. Daher ersuchte er seine Mitarbeiter, ihn darüber zu informieren, 
was an der Bibliographie »vom Standpunkt des Bibliographen und vom Stand-
punkt des Benutzers in Anlage, Gliederung und äußerer Form verbesserungs-
fähig« erscheine. Damit stieß er bei Hederich auf reges Interesse, der Uhlendahl 
bat, ihn über das von den Bibliothekaren der DB erzielte Ergebnis zu informie-
ren.1401 

Inzwischen hatten die Arbeiten an der NS-Bibliographie einen solchen Um-
fang angenommen, dass es nach Auffassung Bouhlers geboten erschien, eine 
Reihe weiterer Arbeitsbereiche der NSDAP und des Staates mit den Arbeiten 

Abonnentenzahl sich 1942 zwar fast verdoppelte, das aber 1944 seinen Betrieb 
›kriegsbedingt‹ einstellen musste. Vgl. Uhlendahl an Karl Heinz Hederich (Abt. 
VIII, RMVuP), 8.9.1938, ADNBL, 570/1 (Hefter: 1932-1939), Bl.�218; Werner 
Bökenkamp (Abt. Schrifttumspflege, Berlin) an Hans Praesent (Schriftleitung 
LZ), 21.3.1939, ADNBL, 570/1 (Hefter: NSDAP Amt Schrifttumspflege), Bl.�6-8; 
Wilhelm Baur (BV) an die Geschäftsstelle des BV, 19.4.1939, ebd., Bl.�16; Nieder-
schrift über die Besprechung in der Angelegenheit des LZ zwischen Reichsamts-
leiter Hans Hagemeyer, Bernhard Payr, Werner Rust, Wilhelm Frels und Hans 
Praesent, 7.5.1939, ebd., Bl.�20; Bernhard Payr (Amt Schrifttumspflege, Haupt-
stelle I Zentrallektorat) an Hans Praesent (mit Bericht über das LZ), 25.8.1939, 
ebd., Bl.�33-35; Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 2.12.1939, ebd., Bl.�43; Wilhelm 
Baur (BV) an Uhlendahl, 9.7.1940, ADNBL, 570/1 (Hefter: 1932-1939), Bl.�233R-
234; Auszug aus der Niederschrift über die 3. Sitzung des Verwaltungsrats der 
DB, 29.1.1942, ADNBL, 570/0 (Hefter: 1940-1954), Bl.�79R; 1. u. 3. Rundschrei-
ben an die Mitarbeiter des LZ, 5.2.1942 u. 22.11.1942, ebd., Bl.�82, 102.

1399 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�101.
1400 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 28.7.1938, ADNBL, 611, Bl.�113.
1401 Vermerk Uhlendahls für Wilhelm Frels, Julius Rodenberg, Johannes Ruppert und 

Otto Eggert (alle DB), 27.11.1936, ebd., Bl.�108.; Karl Heinz Hederich (PPK) an 
Uhlendahl, 26.1.1937, ebd., Bl.�109; Uhlendahl an Hederich (PPK), 1.2.1937, ebd., 
Bl.�110.
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PPK zu verknüpfen, um ihren Einfluss in der NS-Schrifttumspolitik zu erwei-
tern. Am 1. Mai 1937 berief Bouhler Vertreter des Reichsministers Hans Frank, 
des Beauftragten für den Vierjahresplan Hermann Göring, des Reichsführers SS 
Heinrich Himmler und des Reichswirtschaftsministers Hjalmar Schacht in den 
»NSB-Arbeitskreis« der PPK.1402 Nachdem Hederich 1937 zum Leiter der 
Schrifttumsabteilung im RMVuP ernannt worden war, schickte er sich sogar an, 
die PPK-Zweigstelle an der DB mit der dortigen SD-Dependance zu einer 
Dienststelle des Ministeriums zusammenzulegen, um die dortigen Arbeiten in 
seiner Hand zu bündeln. Er verwies darauf, dass PPK und SD »die sich bieten-
den Möglichkeiten durch Errichtung eigener Zweigstellen bei der Deutschen 
Bücherei genutzt und damit die Notwendigkeit einer politischen Auswertung 
der dortigen Arbeiten unter Beweis gestellt« hätten. Die beiden am Deutschen 
Platz bestehenden Dependancen müssten mit der vom RMVuP nun zu errichten-
den schrifttumspolitischen Arbeitsstelle »zu einem einheitlichen Instrument 
zuammenwachsen«.1403 Diese Arbeitsstelle sollte fortan alle politischen Auf-
gaben übernehmen, wodurch die DB für ihre bibliothekarischen und wissen-
schaftlichen Tätigkeiten neuen Freiraum erhielte.1404 Die Pläne Hederichs liefen 
darauf hinaus, das Lektorat in der Berliner PPK-Zentrale auszubauen und in eine 

1402 »NSB« stand für Nationalsozialistische Bibliographie. Als Vertreter Franks fun-
gierte Hauptstellenleiter Wilhelm Coblitz, als Vertreter Görings Hans Rechen-
berg, als Vertreter Himmlers Franz Alfred Six und als Vertreter Schachts Rolf 
Fritzsche für den jeweiligen Schrifttumsbereich der Behörden. Vgl. Verfügung 
Bouhlers betr. NSB-Arbeitskreis der PPK vom 1.5.1937, BArch Berlin, R�56-V/65, 
Bl.�39. Zu weiteren Querverbünden der PPK, etwa zum REM, dem Reichs-
rechtsamt der NSDAP, dem NS-Lehrerbund oder dem Reichsbauernführer vgl. 
 [Bouhler, Philipp]: Einheit von Partei und Staat auf dem Gebiete des Schrifttums. 
Die schrifttumspolitische Arbeit der Parteiamtlichen Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums. Rede des Reichsleiters Philipp Bouhler auf der 
Kundgebung zur Eröffnung der Woche des Deutschen Buches in Weimar am 
31.  Oktober 1937, in: Nationalsozialistische Bibliographie. Monatshefte der 
Partei amtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums 2 (1937), 
Heft 11, S.�I-IX, hier S.�VIf.

1403 Karl Heinz Hederich (Abt. VIII, RMVuP) an Abt. I a (RMVuP) betr. Errichtung 
einer Arbeitsstelle des RMVuP a) im Deutschen Ausland-Institut Stuttgart, b) in 
der DB Leipzig, 22.11.1937, BArch Berlin, R�55/166, Bl.�342-350, hier Bl.�350. Vgl. 
auch [Hederich, Karl Heinz]: Voranschlag 1938/39: Personelle Neugestaltung der 
Abteilung VIII des Ministeriums, 20.11.37, ebd., Bl.�320-337, hier Bl.�333.

1404 Vgl. Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, 
Bl.�34-45, hier Bl.�45R; Uhlendahl an RMVuP, 21.1.1938, ADNBL, 315/7, Bl.�20. 
Dass man in der PPK »an dunklen Ecken und Hintertreppen […] ein Flüstern und 
Raunen von einer bevorstehenden Umorganisation« vernahm, deutet darauf hin, 
dass in der PPK nicht alle Stellen in die Pläne und Absichten des PPK-Vize He-
derich eingeweiht waren. Günter Wissmann (PPK) an Karl Heinz Hederich 
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»straffe Zensurstelle« umzuwandeln.1405 Die Sicherung der »Nachzensur« sollte 
über die Leipziger Zweigstelle an der DB gewährleistet werden. Zudem sollte mit 
der Errichtung einer Abteilung »Schrifttums- und Verlagsplanung« bestimmen-
der Einfluss auf die Produktion von Büchern, Zeitungen und Zeitschriften ge-
wonnen werden. Zu diesem Zweck wollte Hederich auch den Börsenverein und 
die RSK der PPK-Aufsicht unterwerfen, womit Bouhler auch die Verfügungsge-
walt über die »Präventivzensur« in die Hände gefallen wäre. Schließlich sollte 
eine von der PPK geführte Abteilung »Schrifttumseinsatz« den künftigen Front-
buchhandel koordinieren und die Kontrolle über das gesamte Bibliothekswesen 
ausüben.1406 Die ehrgeizigen Pläne der PPK-Führung sollten ihren Einfluss auf 
Kosten des RMVuP, des SD und der Dienststelle Rosenbergs erweitern und der 
PPK die Führung in der NS-Schrifttumspolitik verschaffen. Hederichs Reorga-
nisationsversuche führten zwar zu einer deutlichen Aufwertung der Schrift-
tumsabteilung des RMVuP, die sich unter seiner Leitung 1938 endgültig zur 
Schaltstelle der NS-Schrifttumspolitik mauserte. Allerdings konnte sich der 
»nun offenbar größenwahnsinnig gewordene« Hederich nicht lange an seiner 
neuen Macht berauschen, denn sein insolent-herausforderndes Auftreten scha-
dete nicht zuletzt dem Ansehen seines Ministers, der gleich von verschiedenen 
Seiten wegen seines machthungrigen Mitarbeiters angegangen wurde. Als sich 
Hederich dann noch mit der Clique um Reichspressechef Max Amann und Wil-
helm Baur überwarf und es daraufhin zu »schweren Differenzen« mit dem Eher-
Verlag kam, waren seine Tage im Ministerium gezählt.1407 

Fortan widmete sich der »Hauptamtsleiter«, über den Bouhler nach wie vor 
seine schützenden Hände hielt, wieder ganz der PPK-Geschäftsführung.1408 Der 
NS-Bibliographie tat die ›Affäre‹ keinen Abbruch, auch wenn die Dienststelle 
Rosenbergs beleidigt feststellte, bei ihrer Gestaltung nicht gebührend berück-
sichtigt zu werden.1409 Während sich die Arbeiten am laufenden Teil der NS- 
Bibliographie ungebrochen fortsetzten, schien die Bearbeitung ihres retrospek-
tiven Teils endgültig ins Stocken zu geraten. Anfang 1938 hatte das REM den 
Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten aufgefordert, ihm über die rück-
wärtige Ergänzung der NS-Bibliographie zu berichten, zumal Hitler persönlich 
»großen Wert auf die früheren Abschnitte der Gesamtbibliographie« legte.1410 

(PPK), 27.1.1938, BArch Berlin, ehem. BDC, PK T 165 (Günter Wissmann, geb. 
10.1.1905), Bild 2040-2048, hier Bild 2040.

1405 Vgl. dazu und zum Folgenden Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�170.
1406 Vgl. ebd.
1407 Vgl. ebd., S.�92�f., 169�f.; Goebbels an Philipp Bouhler (PPK), 24.11.1938, BArch 

Berlin, R�55/24198, Bl.�13�f.
1408 Vgl. Philipp Bouhler (PPK) an Goebbels (RMVuP), 12.10.1938, ebd., Bl.�5�f.
1409 Vgl. etwa Hans Hagemeyer an Rosenberg, 13.5.1938, BArch Berlin, NS 8/246, 

Bl.�209-212, hier Bl.�211�f.
1410 Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�81 (Protokoll vom 31.1.1938).
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In der Sitzung des Reichsbeirats vom 31. Janaur 1938 kam der Gedanke auf, das 
»parteiamtliche und wesensverwandte Schrifttum« im Zuge einer Gemeinschafts-
arbeit der deutschen Bibliotheken und der PPK zu erfassen. Wie Kummer mit-
teilte, sollten die Bibliothekare ihr Material zur Prüfung an die »Bouhler-Stelle« 
melden. Er regte an zu ermitteln, ob an den Bibliotheken derartige Zusammen-
stellungen vielleicht schon vorhanden seien. Erstaunlicherweise meldete sich der 
anwesende Werner Rust daraufhin nicht zu Wort. Obwohl die DB schon seit 
Jahren am retrospektiven Teil der NS-Bibliographie gearbeitet hatte, wurden 
ihre Bemühungen in diesem Zusammenhang überhaupt nicht erwähnt.1411 Dies 
lässt die Vermutung zu, dass die DB ihre Arbeiten am retrospektiven Teil zu 
 diesem Zeitpunkt bereits eingestellt hatte. Die Arbeiten schienen aber auch an-
dernorts nicht zu reüssieren, denn der Reichsbeirat erklärte dem REM, die 
Biblio theken hätten angesichts ihrer umfangreichen Aufgaben »einfach nicht die 
Kraft, die so verlockende Aufgabe verantwortlicher Mitarbeit an der rückwärti-
gen Ergänzung der NS-Bibliographie auf ihre nicht allzu bereiten Schultern zu 
nehmen«.1412

Folglich erstreckte sich die Mitarbeit der DB nur noch auf den laufenden Teil 
der NS-Bibliographie. Allerdings stellte die Tätigkeit der PPK-Zweigstelle  – 
ebenso wie die der SD-Verbindungsstelle – eine permanente Belastung für den 
Dienstbetrieb der DB dar. Wie Wilhelm Frels im November 1938 festhielt, wa-
ren die Einrichtungen der DB beiden Dienststellen von Beginn an weitgehend 
zugänglich gemacht worden. Sowohl der PPK als auch dem SD hatte man das 
Recht eingeräumt, in ihre eigenen Räume, aber auch für ihre jeweiligen Haupt-
stellen in Berlin Bücher und Zeitschriften zu entleihen, wovon beide Stellen »im 
unfänglichen Maße« Gebrauch gemacht hätten. Zur Einsichtnahme und Kon-
trolle der Neuerscheinungen habe man beide Stellen zudem in den inneren Be-
trieb der DB eingeschaltet. So konnte die PPK-Zweigstelle unmittelbar nach der 
bibliographischen Verarbeitung der Neuerscheinungen vor sämtlichen Abtei-
lungen der DB alle neuen Bücher anfordern. Auf diese Weise erhielt sie von der 
Abteilung »Reihe A« der DNBg täglich durchschnittlich 40 Neuerscheinungen, 
von der Abteilung »Reihe B« monatlich 800 bis 1.000 neue Veröffentlichungen 
zur Einsichtnahme. Dies hatte zur Folge, dass im Lauf der Zeit ungefähr ein 
Drittel der Neuerscheinungen von der PPK angefordert und in deren Dienst-
räume mitgenommen wurde, ohne dafür Quittungen oder Belege auszustellen. 
Da die SD-Verbindungsstelle und streckenweise auch der Börsenverein ähnlich 
vorgingen, lief die Benutzungsabteilung langsam Gefahr, den Überblick über 
diese Bücher zu verlieren. So kam es immer wieder vor, dass sich nicht mehr fest-
stellen ließ, wo sich eines dieser Bücher befand.1413 Die Ausweitung der schrift-

1411 Vgl. ebd.
1412 Ebd.
1413 Vgl. Uhlendahl an Karl Heinz Hederich (PPK), 7.3.1939, ADNBL, 840/1, unp.
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tumspolitischen Kompetenzen der PPK und die dadurch bedingten erhöhten 
Anforderungen, die sie und ihre Zweigstelle an die DB stellten, brachten weitere 
Nachteile mit sich. So führte die bevorzugte Abgabe der Neuerscheinungen zu 
einer bedenklichen Verzögerung bei der Katalogisierung, in der sich bereits 
Rückstände bemerkbar machten. Auch hielten die Klagen der Benutzer über die 
verspätete Auslage neuer Bücher und Zeitschriften in den Lesesälen an. Die Ent-
nahme von Büchern stellte eine besondere Zumutung dar, denn es kam immer 
wieder zu überaus ärgerlichen Verlusten. Eine Bestandsrevision ergab 1938, dass 
allein durch die Ausleihen der PPK und des SD 394 Bücher der Erscheinungs-
jahre 1933 bis 1937 abhandengekommen waren.1414 Schließlich verursachte die 
von der PPK geforderte unentgeltliche Lieferung von Titeldrucken – zwischen 
Dezember 1937 und November 1938 immerhin knapp 23.183 aufgeklebte Titel-
zettel für 7.237 Bücher – der DB einen erheblichen Verwaltungsaufwand und 
hohe Kosten.1415 Dies alles wirkte sich sehr empfindlich auf den Dienstbetrieb 
aus. Wie Uhlendahl Ende 1938 betonte, ließ es sich kaum noch verantworten, 
dass die mit der Bearbeitung des Zugangs betrauten Kräfte der DB wegen der 
fremden Dienststellen laufend Überstunden leisten mussten.1416 Diese Klagen 
führten schließlich dazu, dass das RMVuP im November 1938 die Verleihung 
von Büchern der DB auf dem Erlasswege einschränkte.1417 Diese Möglichkeit 
nutzte Uhlendahl, um der PPK und der SD-Verbindungstelle Vorschläge über 
die künftige Zusammenarbeit zu unterbreiten, welche die »im Laufe der Zeit er-
wachsenen Schwierigkeiten« beheben sollten.1418

1414 Vgl. Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 
153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�15.

1415 Vgl. Wilhelm Frels (DB) Zusammenarbeit mit der PPK, Abt. Leipzig und der SS-
Verbindungsstelle des Sicherheitshauptamtes, 14.11.1938, ADNBL, 315/7, Bl.�22-24; 
Aufstellung von Wilhelm Frels über Unkosten die der DB durch unentgeltliche Lie-
ferung von Titelkarten an die PPK erwachsen, 15.12.1938, ADNBL, 840/1, unp.

1416 Vgl. Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 
153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�15.

1417 Vgl. Erich Greiner (RMVuP) an Uhlendahl, 5.11.1938, ADNBL, 315/7, Bl.�26. Al-
lerdings nahm man diese Bestimmung im RMVuP selbst nicht ernst. So klagte die 
DB später wiederholt darüber, dass Dienststellen des RMVuP Bücher über längere 
Zeiträume behielten. Es kam sogar wiederholt vor, dass an das RMVuP verliehene 
Bücher abhandenkamen oder verunreinigt wurden. Vgl. etwa Bücherei des RM-
VuP an DB, 25.8.1937, ADNBL, 843/0 (Hefter 1933-1944), unp.; Uhlendahl an 
RMVuP, 30.9.1937, ebd.; Vermerk des Leiters des DB-Benutzungsdienstes Kurt 
Roepke, 17.11.1938, ebd.; Uhlendahl an Johannes Schlecht (RMVuP), 16.3.1939, 
ebd.; Uhlendahl an Wilhelm Ihde (Geschäftsführer der RSK, Berlin), 1.8.1941, 
BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-V/8272, Bild 1036.

1418 Uhlendahl [an PPK und SD-Verbindungsstelle], 22.11.1938, ADNBL, 315/7, 
Bl.�27; Vermerk von Kurt Roepke (DB) für Werner Rust (DB) betr. Vereinbarun-
gen mit der PPK, 28.1.1939, ADNBL, 840/1, unp.
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Nach dem Ausscheiden Hederichs aus dem RMVuP trübte sich das Verhältnis 
zwischen dem Propagandaministerium und der PPK deutlich, was sich auch auf 
die PPK-Zweigstelle in der DB auswirkte. Im Dezember 1938 informierte die 
Schrifttumsabteilung des RMVuP den Geschäftsführenden Ausschuss der DB 
darüber, dass das Ministerium nun ebenfalls »eine eigene Dienststelle in der DB« 
benötige. Zudem hege Rosenbergs Amt für Schrifttumspflege den Wunsch, am 
Deutschen Platz eine Dienststelle nach Art der PPK-Dependance zu errichten. 
Gleichzeitig strebe die SD-Verbindungsstelle nach einer Erweiterung ihrer 
Räumlichkeiten. Der Geschäftsführende Ausschuss stellte daraufhin fest, es sei 
»unmöglich, alle interessierten Stellen in der DB unterzubringen«. Fest stehe je-
doch, »dass die SS-Verbindungsstelle wegen ihrer der staatlichen Schrifttumsar-
beit zugute kommenden Tätigkeit die enge Verbindung mit der DB« aufrechter-
halten müsse. Da aber auch das RMVuP auf eine direkte Zusammenarbeit mit der 
DB angewiesen sei, komme eine Zuweisung von Räumen an die Dienststelle Ro-
senbergs nicht in Betracht. Der vom RMVuP angemeldete Raumbedarf hatte zur 
Folge, dass sich nun aber auch die PPK nach Räumen außerhalb der DB umsehen 
sollte und angehalten wurde, die Bestände der Bibliothek nur noch in deren Le-
sesälen zu benutzen.1419 In den folgenden Wochen erinnerte Uhlendahl wieder-
holt an die Beschlüsse des Geschäftsführenden Ausschusses und bat dessen Vor-
sitzenden Wilhelm Baur, die Räumung der PPK-Zweigstelle zu veranlassen.1420 
Am 14. Februar 1939 forderte Baur die PPK ultimativ auf, die ihr im Haus der 
DB überlassenen Räume zum 1. Juli 1939 zu räumen, da diese für die Unterbrin-
gung einer Dienststelle des RMVuP benötigt würden.1421 In der Berliner PPK-
Zentrale zeigte man für diese Forderung aber keinerlei Verständnis. Hederich 
nahm kein Blatt vor den Mund und verwies auf die »politische Seite« dieser An-
gelegenheit, denn seit seinem Abgang aus dem Propagandaministerium sah sich 
die PPK-Führung heftigen Anfeindungen ihrer schrifttumspolitischen Kokur-
renten ausgesetzt, zu denen auch der Vorsitzende des Geschäftsführenden Aus-
schusses der DB, Wilhelm Baur, gehörte.1422 Bereits im Dezember 1938 hatte 
Max Amann die Praktiken der PPK moniert und war ihr in seiner Eigenschaft 
»als verantwortlicher Leiter des gesamten Verlagswesens der Partei« entgegen-
getreten. Amann warf Bouhler vor, die PPK sei »inzwischen zu einem Wasser-
kopf angewachsen«, der bereits mehr als 120 Angestellte umfasse, obwohl deren 

1419 Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, 
Bl.�12-28, hier Bl.�14�f.

1420 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Baur (GA), 3.2.1939, ADNBL, 315/7, Bl.�30; Uhlen-
dahl an Baur, 13.2.1939, ADNBL, 840/1, unp.; Karl Heinz Hederich (PPK) an 
Uhlendahl, 9.2.1939, ebd.; Uhlendahl an Baur (mit anliegendem Entwurf Uhlen-
dahls für ein Antwortschreiben Baurs an Hederich), 14.2.1939, ebd., unp.

1421 Vgl. Wilhelm Baur (GA) an PPK, 14.2.1939, ebd., unp.; Uhlendahl an Baur, 
24.3.1939, ADNBL, 153/1/2, Bl.�240; Baur an PPK, 25.3.1939, ADNBL, 840/1, unp.

1422 Karl Heinz Hederich an den GA der DB, 30.3.1939, ebd.
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Arbeit von einer Handvoll Leute zu bewerkstelligen sei. Unter der Führung des 
inkompetenten Hederich habe sich die PPK zu einem Konkurrenzunternehmen 
gegen die Schriftumsstelle Rosenbergs entwickelt, woraus Amann die Forderung 
ableitete, die PPK aufzulösen und ihre Aufgaben dem NSDAP-Chefideologen zu 
übertragen.1423 Nachdem die PPK im Mai 1939 eine »grundlegende Neuord-
nung« in der Systematik und der Form ihrer NS-Bibliographie vorgenommen 
hatte und den Dienststellen der NSDAP die Verpflichtung auferlegte, die Ver-
wendung und Verbreitung der Bibliographie innerhalb ihrer Ämter nachdrück-
lich zu fördern, hielt es Amann »nunmehr für dringend geboten, die Auflösung 
der Parteiamtlichen Prüfungskommission beschleunigt durchzuführen«.1424 Im 
RMVuP spielte Hederichs Nachfolger in der Schrifttumsabteilung, Alfred-Inge-
mar Berndt, derweil ebenfalls mit dem Gedanken, die in der DB untergebrachten 
Zweigstellen des SD und der PPK unter der Leitung des RMVuP zu einer ge-
meinsamen Dienststelle zusammenzufassen.1425 

Von alldem zeigten sich Bouhler und Hederich nur wenig beeindruckt. Sie 
machten auch keine Anstalten, der Räumung ihrer Zimmer in der DB nachzu-
kommen. Uhlendahl wurde daher von Baur im August 1939 angewiesen, »mit 
entsprechendem Nachdruck auf die Freigabe der Zimmer zu drängen«.1426 Die 
PPK spielte auf Zeit. Als Uhlendahl Hederich über mögliche räumliche Alterna-
tiven für die PPK-Arbeit in der DB ins Bild setzen wollte, erklärte dieser, auf 
diese Vorschläge nicht eingehen zu können. Im übrigen habe er sich angeblich 
bereits von längerer Zeit mit Franz Alfred Six vom RSHA wegen einer »räum-
lichen Vereinigung« der PPK-Zweigstelle und der SD-Dependance verständigt, 
was auch Ministerialrat Berndt vom RMVuP befürwortet habe. Wichtiger war, 
dass Hederich Uhlendahl darüber unterrichtete, die »Frage der Schrifttums-
behandlung« sei inzwischen auch dem Führer zur Entscheidung vorgelegt wor-
den, der daraufhin erklärt habe, »bis auf weiteres solle eine Änderung des Wir-
kungsbereichs der in Betracht kommenden Dienststellen unterbleiben«.1427 Der 
Grund für Hitlers Entscheidung wurde wenige Tage später deutlich, als Deutsch-
land mit dem Überfall auf Polen den Zweiten Weltkrieg auslöste. An jenem 
1. September 1939 wurde Bouhler von Hitler auch mit der Durchführung der 
»Euthanasie«-Aktion beauftragt, hinter der solche ›kleinlichen schrifttumspoli-

1423 Max Amann an Philipp Bouhler, 10.12.1938, BArch Berlin, NS 8/215, Bl.�84-89.
1424 Vgl. Karl Helmut Patutschnick (PPK) an das Außenpolitische Amt (Berlin), 

22.5.1939, ebd., Bl.�102�f.; Max Amann an Martin Borman, 13.6.1939, ebd., Bl.�119-
121, hier Bl.�119.

1425 Vermerk von Uhlendahl, 5.7.1939, ADNBL, 315/7, Bl.�36.
1426 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 12.8.1939, ebd., Bl.�41; Uhlendahl an Karl 

Heinz Hederich (PPK), 16.8.1939, ebd., Bl.�43.
1427 Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 21.8.1939, ADNBL, 153/1/2, Bl.�249�f.
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tischen Rangeleien‹ geradezu bedeutungslos erschienen.1428 Das in ihn gesetzte 
Vertrauen des ›Führers‹ gab Bouhler – immerhin auch Chef der Privatkanzlei 
Hitlers – den nötigen Rückhalt, um sich auch in der Frage der PPK und ihrer 
DB-Zweigstelle zu behaupten. Obwohl man im Propagandaministerium sehr 
ungehalten darüber war, dass die PPK ihre Räume noch immer nicht freigegeben 
hatte, musste Wilhelm Baur gegenüber Uhlendahl Mitte September 1939 ein-
räumen, es sei zum »jetzigen Zeitpunkt (Kriegszustand) nicht […] sonderlich 
günstig«, etwas gegen die PPK zu unternehmen.1429 Von einer Kündigung der 
Räume wurde daraufhin abgesehen, allerdings wurde die der PPK gewährte 
Mietfreiheit nun aufgehoben.1430 Hederich zeigte sich damit einverstanden und 
stellte sogar in Aussicht, den Mietbetrag auf die »Nationalsozialistische Biblio-
graphie« zu übernehmen, da diese ja »in großem Umfange Nutznießer der Leip-
ziger« PPK-Zweigstelle sei.1431 Dies hatte zur Folge, dass Bouhlers Zensoren bis 
zum April 1945 im Haus der DB blieben und die Vorarbeiten zur Herausgabe 
der NS-Bibliographie leisteten. Die Bibliographie selbst stellte ihr Erscheinen im 
Frühjahr 1944 kriegsbedingt ein, was jedoch nicht bedeutete, dass Bouhler damit 
seinen Anspruch auf eine umfassende Kontrolle der NS-Schrifttumspolitik auf-
gegeben hätte.1432 Auch wenn die ›Zuarbeit‹ der DB letztlich nur noch darin be-
stand, den Mitarbeitern der PPK einen ungehinderten Zugang zu ihren Bestän-
den zu gewähren, konnte sie sich das aus Sicht des NS-Regimes ›historische 
Verdienst‹ auf die Fahnen schreiben, die NS-Bibliographie 1933 ins Leben geru-
fen zu haben. Ihre Beteiligung lediglich auf ›Handlangerdienste‹ zu reduzieren, 
geht daher an den Realitäten vorbei, denn die Implementierung der Bibliographie 
ging auf aktives Betreiben der DB-Direktion zurück. Dass die für die Heraus-
gabe schließlich verantwortliche PPK die Zuarbeit der DB in ihrem Verzeichnis 
»an keiner Stelle« erwähnte, hing auch nicht damit zusammen, dass Bouhler und 
Hederich die Bücherei als Sammelstelle »respektierten«, sondern war eher dem 
für die NSDAP peinlichen Umstand geschuldet, dass der maßgebliche Impuls 
zur Schaffung einer »Nationalsozialistischen Bibliographie« nicht aus ihren Rei-
hen, sondern aus eben jener Deutschen Bücherei hervorgegangen war.1433

1428 Vgl. Eckart, Wolfgang Uwe: Medizin in der NS-Diktatur. Ideologie, Praxis, Fol-
gen, Wien u.�a. 2012, S.�135.

1429 Aktennotiz Uhlendahls, 20.9.1939, ADNBL, 315/7, Bl.�44.
1430 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Baur (mit Entwurf Uhlendahls für ein Schreiben 

Baurs an die PPK), 8.12.1939, ebd., Bl.�45�f.
1431 Karl Heinz Hederich (PPK) an den GA der DB, 19.12.1939, ebd., Bl.�47.
1432 Vgl. Jedlitschka, Parteiamtliche Prüfungskommission, S.�216.
1433 Vgl. Rötzsch/Pleßke, Deutsche Bücherei, S.�52. So ist auch die Auffassung zu re-

lativieren, dass Werke, wie die NS-Bibliographie oder die noch zu behandelnde 
»Jüdische Bibliographie«, »nicht von einer wissenschaftlichen Bibliothek verant-
wortet wurden, sondern von Parteidienststellen herausgegeben worden sind«. 
Happel, Bibliothekswesen, S.�114.
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5.8. »Als Prüfungsort für den höheren Dienst leider ausgeschaltet« – 
Die reichseinheitliche Regelung der bibliothekarischen 
Ausbildung1434

Gut drei Wochen nach der ›Machtergreifung‹ traten die Mitglieder des Sächsi-
schen Prüfungsamtes für Bibliothekswesen zu ihrer alljährlichen Besprechung 
über die neu eingelaufenen Bewerbungen und die Verteilung der Anwärter auf 
die Leipziger Bibliotheken zusammen.1435 Die DB hatte sich inzwischen zu einer 
tragenden Säule der bibliothekarischen Ausbildung in Deutschland entwickelt. 
Die Lehrzeit nahm zwei Jahre in Anspruch.1436 Man unterschied zwischen dem 
›höheren Dienst‹, der ein abgeschlossenes Hochschulstudium und eine Promo-
tion zur Voraussetzung hatte, und dem ›mittleren Dienst‹, der kein akademisches 
Studium voraussetzte.1437 Neben den Staatsbibliotheken in Berlin und München 
bot auch Leipzig zweijährige Ausbildungslehrgänge mit Staats- bzw. Diplom-
prüfung an.1438 Im Mai 1933 befanden sich in der DB vier Volontäre in der Aus-
bildung für den höheren und 44 Praktikanten für den mittleren Bibliotheks-
dienst. Allein 14 von ihnen standen kurz vor ihrer Abschlussprüfung.1439 Wie 
schon in den Vorjahren stapelten sich auch nun wieder die Bewerbungen auf dem 
Schreibtisch Uhlendahls.1440 Als DB-Direktor war er für die praktische Unter-

1434 Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, 
Bl.�34-45, hier Bl.�43R.

1435 Vgl. Otto Glauning (Sächsisches Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Abt. A/C, 
Leipzig) an Uhlendahl, 14.2.1933, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1929-1935), Bl.�153.

1436 Vgl. Leipprand, Ernst: Fragen der Ausbildung für den wissenschaftlichen Biblio-
theksdienst, in: ZfB 53 (1936), Heft 9/10, S.�491-502, hier S.�496.

1437 Anfang der 1940er Jahre wurden die fachgeprüften Kräfte des ›mittleren Dienstes‹ 
als solche des ›gehobenen Dienstes‹ und die Angestellten des ›einfachen Dienstes‹ 
(Tarifgruppen VII und VIII) als Angestellte des ›mittleren Dienstes‹ bezeichnet. 
Die Angestellen der niedrigsten Tarifgruppen IX und X wurden weiterhin als An-
gestellte des ›einfachen Dienstes‹ bezeichnet. Bei den hier thematisierten Ausbil-
dungsordnungen geht es nur um den ›höheren‹ und den ›gehobenen‹ (›mittleren‹) 
Dienst. Vgl. Uhlendahl an die finanziellen Träger der DB (mit anliegender Glie-
derung der DB nach dem Stand vom 1.4.1942 – hier Vorbemerkung), 3.12.1942, 
BArch Berlin, R�55/642, Bl.�186-190, hier Bl.�187.

1438 Vgl. Leiter der Auskunftsstelle der DB an M. Mohiuddin (Indien), 12.4.1934, 
ADNBL, 456 (Bd. »I bis 1939«), Bl.�45.

1439 Vgl. Martin Lippmann (DB) an das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen 
(Leipzig) (mit anliegenden Übersichten: Praktikanten der DB, die beabsichtigen, 
sich zur Herbstprüfung 1933 zu melden; Volontäre und Praktikanten an der DB 
nach dem Stand vom 15.5.1933), 16.5.1933, ebd., Bl.�159R-162.

1440 Vgl. Uhlendahl an Otto Glauning (Direktor der UB Leipzig) (mit anliegender 
Liste: A. Höherer Dienst, B. Mittlerer Dienst: Meldungen für den 1.10.1933), 
27.7.1933, ebd., Bl.�165�f.
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weisung der Auszubildenden verantwortlich, widmete sich als Mitglied des 
Sächsischen Prüfungsamts für Bibliothekswesen und der Studienleitung der 
Deutschen Bibliothekarschule in Leipzig aber auch ihrer theoretischen Schu-
lung.1441 

Im Kollegium der Deutschen Bibliothekarschule vollzogen sich nach dem 
30. Januar 1933 wichtige personelle Veränderungen. So trat Manfred Stimming 
von seinem Lehramt zurück und schied aus dem Sächsischen Prüfungsamt aus. 
Die Stelle des seit 1915 amtierenden Studienleiters der Deutschen Bibliothekar-
schule, Albert Schramm, übernahm Anfang Oktober 1933 Hans Heinrich Bock-
witz.1442 Auch die Aufnahme der Auszubildenden wurde ›zeitgemässen‹ Neue-
rungen unterworfen. Wie Uhlendahl dem neuen Leiter der Bibliothekarschule 
mitteilte, erfolgte die Annahme der Volontäre und Praktikanten in der Weise, 
dass die Bewerbungen direkt an die beiden großen Leipziger Bibliotheken – die 
Universiätsbibliothek und die Deutsche Bücherei – gerichtet wurden. Die Aus-
wahl der Kandidaten wurde von den Bibliotheken selbständig bearbeitet. Mitte 
Februar bzw. Mitte August, also rund sechs Wochen vor den jeweiligen Annah-
meterminen, traten die Direktoren der Bibliotheken mit dem Leiter der Biblio-
thekarschule zusammen und bestimmten, welche Antragsteller aufgenommen 
und welchen Bibliotheken sie zugewiesen werden sollten. Die Annahme schloss 

1441 Neben Uhlendahl wirkten auch verschiedene Bibliothekare der DB als Dozenten 
an der Deutschen Bibliothekarschule. Vgl. Übersicht: Studienleitung der Deut-
schen Bibliothekarschule. Lehrgang Winterhalbjahr 1933/34, ADNBL, 464/2 
(Hefter: 1929-1943), Bl.�47; Übersichten: Studienleitung der Deutschen Biblio-
thekarschule bei der Direktion des Deutschen Buchmuseums. Studienpläne für 
das Sommerhalbjahr 1934 und das Wintersemester 1934/35, ADNBL, ebd., 
Bl.�54�f.; Glauning (Sächsisches Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Leipzig) an 
Uhlendahl, 24.4.1933, ADNBL, 464/1, Bl.�18; Uhlendahl an Glauning, 26.4.1933, 
ebd., Bl.�19; Glauning an Wilhelm Frels (DB), 24.4.1933, ebd., Bl.�20; Frels an 
Glauning, 26.4.1933, ebd., Bl.�21.

1442 Vgl. Otto Glauning (Sächsisches Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Leipzig) an 
Uhlendahl, 13.7.1933, ADNBL, 462, Bl.�1a; Uhlendahl an Glauning, 13.7.1933, 
ebd., Bl.�2; Rundschreiben des Vorstands des Deutschen Vereins für Buchwesen 
und Schrifttum e.�V. an die Herren Mitglieder des Schulausschusses und die Her-
ren Dozenten der Deutschen Bibliothekarschule, 24.7.1933, ADNBL, 454/1, 
Bl.�21. Zu Manfred Stimming (1885-1937) vgl. Manfred Stimming, in: Professo-
renkatalog der Universität Leipzig / Catalogus Professorum Lipsiensium, heraus-
gegeben vom Lehrstuhl für Neuere und Neueste Geschichte, Historisches Se-
minar der Universität Leipzig (Link: http://www.uni-leipzig.de/unigeschichte/
professorenkatalog/leipzig/Stimming_345, eingesehen am 5.9.2017). Zu Hans 
Bockwitz (1884-1954) vgl. Bockwitz, Hans Heinrich, in: Feilchenfeldt, Konrad 
(Hg.): Deutsches Literatur-Lexikon. Das 20.  Jahrhundert. Biographisches-Bi-
bliographisches Handbuch, Bd.�3: Blaas-Braunfeld, Zürich und München 22001, 
Sp. 187.
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die Zuweisung an die Bibliothekarschule mit ein. Als Bockwitz von diesem Ver-
fahren abweichen wollte und anstrebte, die Bewerbungen nur noch über die 
 Bibliothekarschule laufen zu lassen, erhob Uhlendahl energischen Einspruch.1443 

Einen Eingriff in die Autonomie der Bibliotheken bei der Auswahl ihrer Vo-
lontäre und Praktikanten markierte das bereits erwähnte »Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums«, in dessen Erster Durchführungsverord-
nung vom 11. April 1933 festgelegt wurde, dass ›nichtarische‹ Bewerber nicht 
mehr zugelassen seien. Bereits in der Ausbildung befindliche Volontäre und 
Praktikanten ›jüdischer‹ Abstammung wurden angehalten, ihren Vorbereitungs-
dienst sofort aufzugeben.1444 An der DB betraf dies die Praktikantin Käte Lö-
wenstein, die im ersten Ausbildungsjahr stand und der Uhlendahl am 6. Septem-
ber 1933 kündigte.1445 Ihrer kurz vor dem Abschluss stehenden Kommilitonin 
Beatrix Breslauer hielt Uhlendahl allerdings den Rücken frei, sodass sie ihre Prü-
fungen noch im Oktober 1933 abschließen konnte, bevor sie Deutschland für 
immer verließ. Der ›Arierparagraph‹ fand schließlich Eingang in die Aufnahme-
bestimmungen für Volontäre und Praktikanten an der DB. So waren Bewerber 
künftig verpflichtet, ihrem Aufnahmegesuch einen Nachweis über ihre »arische 
Abstammung« beizufügen.1446

Neu war auch, dass sich auf Druck der NS-Behörden Verschiebungen bei der 
Zulassung weiblicher und männlicher Bewerber ergaben. Uhlendahl machte kei-
nen Hehl daraus, dass er für gleichförmige, aber viel Sorgfalt erfordernde Auf-
gaben vornehmlich weibliche Kräfte bevorzugte, die sich dafür besser eigneten 

1443 Vgl. Uhlendahl an Hans Bockwitz (Deutsches Buchmuseum, Leipzig), 13.10.1933, 
ADNBL, 464/2 (Hefter: 1929-1943), Bl.�51. Ein neuer Prospekt der Deutschen 
Bibliothekarschule von 1933 hatte unter den Bestimmungen für die Anmeldung 
festgelegt, dass Letztere an die Direktion des Deutschen Buchmuseums gerichtet 
werden sollte. Vgl. Prospekt »Deutsche Bibliothekarschule«, ADNBL, 454/1, 
Bl.�22�f.

1444 Vgl. Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an das Sächsische Prü-
fungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig), 23.8.1933, ADNBL, 455/0 (1929-1935), 
Bl.�191�f.

1445 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 6.9.1933, ebd., Bl.�206; Uhlendahl an Otto 
Glauning (Direktor der UB Leipzig), 10.10.1933, ebd., Bl.�211.

1446 Daneben waren einer Bewerbung ein selbstgeschriebener Lebenslauf in deutscher 
und lateinischer Schrift, eine Geburtsurkunde, ein Lichtbild, ein amtliches Füh-
rungszeugnis, ein Nachweis über die Schulbildung, Zeugnisse und ein »amts-
ärztliches Gesundheitszeugnis« beizufügen. Für den »Mittleren Dienst« wurden 
die »Kenntnis der Reichskurzschrift (80 Silben in der Minute), des Maschinen-
schreibens« und die »Anfangsgründe der lateinischen Sprache (Pensum der 
Quarta eines humanistischen Gymnasiums)« vorausgesetzt. Vgl. Annahme von 
Praktikanten(innen) für den mittleren Bibliotheksdienst bei der Deutschen Bü-
cherei, ohne Datum (etwa August 1935), ADNBL, 455/0 (Hefter: 1929-1935), 
Bl.�182�f. Vgl. auch Jung, Bibliothekarschule, S.�51�f.
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als ihre männlichen Kollegen. Tatsächlich bewarben sich für den Bibliotheks-
dienst immer weit mehr weibliche als männliche Kräfte. So waren bis 1933 rund 
90 Prozent aller an der DB Ausgebildeten Frauen. Folglich war »stets ein reich-
licher Vorrat von jungen Damen, die sich in der Praxis bewährt und auch eine 
ausgezeichnete Prüfung abgelegt hatten, vorhanden, aus denen man sich die ge-
eignetsten aussuchte«.1447 Wie Uhlendahl im November 1933 mitteilte, habe die 
DB »im Sinne der nationalsozialistischen Bewegung« seit einiger Zeit männli-
chen Kräften den Vorzug gegeben, um die Arbeitslosigkeit zu beseitigen. In die-
sen Fällen sei man aber »nicht selten« gezwungen gewesen, die Anforderungen 
»wesentlich herabzuschrauben«. Uhlendahl lagen Bewerbungen von mehr als 
100 geprüften Kräften vor, aus denen er einem Kollegen – der einen männlichen 
Bewerber suchte – »mit Leichtigkeit ein halbes Dutzend ausgezeichneter weib-
licher Kräfte nachweisen« konnte. Die wenigen noch freien männlichen Kräfte 
seien »bestenfalls passabler Durchschnitt«.1448 Trotzdem hatten Frauen weiter-
hin das Nachsehen, sodass bald keine männlichen Kräfte mehr zu Verfügung 
standen. Im April 1934 bat die Bibliothek des Leipziger Messeamts Uhlendahl 
um Unterstützung bei der Neubesetzung einer Stelle. Dem Messeamt lagen zwar 
drei Bewerbungen von Frauen vor, doch es strebte nach einem im mittleren Bi-
bliotheksdienst ausgebildeten SA- bzw. SS-Mann oder Parteigenossen. Uhlen-
dahl teilte dem Messeamt daraufhin mit, dass männliche Kräfte des mittleren Bi-
bliotheksdienstes »nicht mehr verfügbar« seien, denn sämtliche männlichen 
Bewerber, »auch diejenigen mit mässigem Examen und nicht ganz zureichenden 
Leistungen« seien »in letzter Zeit untergekommen«.1449 Daher empfahl er der 
Bibliothek des Leipziger Messeamts eine der drei Bewerberinnen, mit der man 
sicher gute Erfahrungen machen werde.1450 

Dass männliche Kräfte bevorzugt unterkamen, hing auch damit zusammen, 
dass sich die Bibliotheken dem Druck nationalsozialistischer Instanzen beugen 
mussten, auch wenn sie gegen die Aufnahme der betreffenden Bewerber waren. 
Dies galt auch für die DB. Seit November 1934 wirkten dort Felix Wustmann 
und Friedrich Romünter als »freiwillige Praktikanten«. Ihr Gesuch um Einstel-
lung als planmäßige Praktikanten an der DB wurde von der Direktoren-Konfe-
renz der Leipziger Bibliotheksleiter im Februar 1935 jedoch abgelehnt. Nun 
handelte es sich bei Wustmann um ein aktives Mitglied der Leipziger »SA-Bri-
gade 35« und bei Romünter um einen »äusserst bewährten« politischen Leiter in 

1447 Uhlendahl an Heinz Kloos (DAI, Stuttgart), 17.11.1933, ADNBL, 337 (Hefter 
1928-1933), Bl.�120.

1448 Ebd.
1449 Dr. Ludolph (Leipziger Messeamt) an Uhlendahl, 20.4.1934, ADNBL, 337 (Hef-

ter 1934-1939), Bl.�121a.
1450 Vgl. Uhlendahl an Dr. Ludolph (Leipziger Messeamt), 20.4.1934, ebd., Bl.�122. 

Ein ähnliches Beispiel findet sich in Vermerk Uhlendahls, 28.2.1934, ADNBL, 
461/0, Bl.�1.
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der Ortsgruppe Leipzig der NSDAP. Der Leiter der SA-Brigade 35 erinnerte 
Uhlendahl mit deutlichen Worten an »den Wunsch des Führers, arbeitswillige 
und arbeitsfähige Volksgenossen, vor allem SA-Männer möglichst bald in einen 
festen Beruf zu bringen«. Wustmann sei nicht nur Mitglied des Leipziger Sturms, 
er führe »sich dort auch ganz ausgezeichnet«. Die Not des deutschen Volkes, so 
musste sich Uhlendahl belehren lassen, lasse sich nicht »durch starres Verfolgen 
von Verwaltungsgrundsätzen beseitigen«, sondern verlange, wie im Fall des be-
währten SA-Kämpen Wustmann, »weitgehendstes Entgegenkommen der Behör-
den«.1451 Der Kreisleiter der NSDAP, Walter Dönicke, warf Uhlendahl vor, »es 
würde dem Willen des Führers widersprechen und als unsoziale Handlungs-
weise erscheinen, wenn ein Nationalsozialist [wie Romünter] – allein formalis-
tischen Erwägungen zuliebe  – wieder einem ungewissen Schicksal ausgesetzt 
und beschäftigungslos gemacht würde«.1452 Uhlendahl sah sich daraufhin ge-
zwungen, die Leipziger Bibliotheksdirektoren zu einer nochmaligen Bespre-
chung der Fälle zu veranlassen, worauf beide als Praktikanten angenommen 
wurden.1453

Obwohl viele deutsche Länder noch über eigene Zugangsbestimmungen so-
wie Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für den Bibliotheksdienst verfügten, 
machte sich der zentralisierende Einfluss des REM immer stärker bemerkbar. 
Rudolf Kummer und seine Mitarbeiter arbeiteten fieberhaft an einer reichsein-
heitlichen Gestaltung des Ausbildungs- und Prüfungswesens, die von vielen 
 Bibliothekaren seit Jahren gefordert worden war. Die Reformbemühungen wa-
ren dem Kontroll- und Steuerungsanspruch des REM geschuldet, verweisen je-
doch auch auf die von ihm ausgehenden Modernisierungsimpulse.1454 Eine erste 
Maßnahme erstreckte sich auf die Regelung des Zustroms zur Ausbildung für 
den höheren und mittleren Bibliotheksdienst.1455 In Berlin und den Kultusver-
waltungen der Länder konstatierte man einen »besorgniserregenden Andrang« 
zum Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken, der aus Sicht der Behörden 
durchgreifende »Abwehrmassnahmen« erforderlich machte, zumal noch zahl-

1451 SA-Oberführer Fichte (Führer der Brigade 35, Leipzig) an Uhlendahl, 2.3.1935, 
ADNBL, 455/0 (Hefter: 1929-1935), Bl.�258.

1452 Walter Dönicke (NSDAP, Kreis Leipzig) an Uhlendahl, 2.3.1935, ebd., Bl.�259.
1453 Vgl. Uhlendahl an das Sächsische Wirtschaftsministerium (Dresden), 14.3.1935, 

ebd., Bl.�260; Handschriftlicher Vermerk Uhlendahls (auf Schreiben Uhlendahls 
an Otto Glauning vom 4.3.1935), 11.3.1935, ebd., Bl.�257. Felix Wustmann wirkte 
vom 15.11.1934 bis 31.3.1937 als freiwilliger Praktikant und vom 1.10.1937 bis 
zum 15.5.1947 als Hilfarbeiter an der DB. Friedrich Romünter war vom 1.11.1934 
bis zum 30.9.1938 als freiwilliger Praktikant an der DB. Vgl. ADNBL, Alphabe-
tische Personalliste [der DB], abgeschlossen 31.12.1950, Eintrag unter Romünter, 
Friedrich und Wustmann, Felix, unp.

1454 Vgl. dazu Nagel, Bildungsreformer.
1455 Vgl. Jung, Bibliotheksschule, S.�53.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

942

reiche geprüfte Anwärter auf der Straße saßen.1456 Tatsächlich hatten sich die 
Anstellungsmöglichkeiten nicht nur durch die Weltwirtschaftskrise dramatisch 
verschlechtert. Häufig waren die Stellen an den Bibliotheken mit jüngeren Kräf-
ten besetzt. Zu dieser Kalamität hatte das Sächsische Prüfungsamt für Biblio-
thekswesen selbst maßgeblich beigetragen. Denn während Preußen und Bayern 
einen Numerus clausus eingeführt hatten, war Sachsen bei der Annahme von 
Volontären und Praktikanten weniger vom tatsächlichen Bedarf und von der vo-
raussichtlichen Personalentwicklung ausgegangen als vielmehr vom Aufnahme-
vermögen der Ausbildungsbibliotheken.1457 Angesichts »der Überfüllung der 
wissenschaftlichen Bibliothekslaufbahn« verfügte das REM daher am 9.  Mai 
1935 eine vorläufige Annahmesperre für den höheren Dienst, der in Sachsen 
kurze Zeit später eine Sperre für den mittleren Dienst folgte.1458 Der Andrang 
auf den mittleren Dienst nahm daraufhin aber so stark ab, dass das Sächsische 
Kultusministerium die Sperre bereits im September 1935 wieder aufhob.1459 Der 

1456 Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an das Sächsische Prüfungs-
amt für Bibliothekswesen (Leipzig), 25.5.1935, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1929-
1935), Bl.�265.

1457 Vgl. Jung, Bibliotheksschule, S.�54.
1458 Vgl. ebd., S.��53�f.; Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an Sächsi-

sches Prüfungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig), 25.5.1935, ADNBL, 455/0 
(Hefter: 1929-1935), Bl.�265; Franz Bachér (REM) an die Unterrichtsministerien 
der außerpreußischen Hochschulländer, 9.5.1935, ebd., Bl.�265R. Ein Hinweis auf 
die Aufnahmesperre für die Ausbildung zum höheren Dienst findet sich im 
Schreiben von Werner Rust (DB) an Dr. Heinrich Kramm (Wittenberg), 9.5.1938, 
ADNBL, 456, (Bd. »I bis 1939«), Bl.�37.

1459 Vgl. Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an Sächsisches Prü-
fungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig), 4.9.1935, ebd., Bl.�270. Bei der DB lagen 
im Juni 1934 für den höheren Dienst lediglich vier Bewerbungen vor, während 
sich für den mittleren Dienst keine Bewerber gefunden hatten. Vermerk Martin 
Lippmanns (DB), 19.6.1935, ebd., Bl.�266R. Kurz vor dem Ende der Ausschrei-
bungsfrist lagen Mitte September 1935 nur drei Meldungen für den mittleren 
Dienst vor, was Uhlendahl als »recht spärlich« bezeichnete. Uhlendahl an Otto 
Glauning (Direktor der UB Leipzig), ebd., Bl.�271. Daran änderte sich auch 1936 
nichts. Vgl. Sächsisches Ministerium für Volksbildung (Dresden) an Sächsisches 
Prüfungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig), 3.8.1936, ADNBL, 455/0 (Hefter: 
1936-1943), Bl.�8. Eine Aufstellung der DB vom 1.12.1935 wies nur noch drei Vo-
lontäre und 18 Praktikanten auf. Vgl. Uhlendahl an Sächsisches Prüfungsamt für 
Bibliothekswesen, Leipzig) (mit anliegender Aufstellung über die an der DB täti-
gen Volontäre und Praktikanten nach dem Stand vom 1.12.1935), 16.12.1935, 
ADNBL, 455/0 (Hefter: 1929-1935), Bl.�184R-185. Zehn Monate später verfügte 
die DB nur noch über einen Volontär und 15 Praktikanten. Vgl. Uhlendahl an 
Otto Glauning (Vorsitzender des Sächsischen Prüfungsamts für Bibliothekswe-
sen, Leipzig) (mit anliegender Aufstellung über die an der DB tätigen Volontäre 
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Rückgang der Bewerberzahlen hielt aber dennoch an.1460 Dies hatte fatale Folgen 
für die vom Deutschen Verein für Buch- und Schriftkunde getragene Leipziger 
Bibliothekarschule, deren Schülerzahl sich bis Oktober 1935 nahezu halbierte. 
Die damit einhergehende Verminderung der Schuleinnahmen ließ erste Zweifel 
über die Aufrechterhaltung ihres Lehrbetriebes laut werden.1461 Aber alle Bemü-
hungen der Studienleitung, die Zulassungsbeschränkungen wieder aufzuheben 
und vom REM eine Anerkennung als Ausbildungseinrichtung zu erhalten, ver-
pufften wirkungslos.1462 

In Leipzig war man über die von Berlin ausgehenden Zentralisierungsbestre-
bungen in der Ausbildungsfrage im Bilde. Uhlendahl hatte damit kein Problem, 
zumal er seit Jahren zu den Befürwortern einer ›reichseinheitlichen‹ Lösung ge-
hörte. Allerdings sollte nach seiner Auffassung Leipzig neben Berlin und Mün-
chen dabei eine gebührende Rolle zufallen. Als Kummer Uhlendahl im Mai 1936 
die Frage stellte, ob neben Berlin und München auch in Leipzig ein bibliotheka-
risches Prüfungs- und Ausbildungszentrum angebracht erscheine, trat der DB-
Direktor »mit Entschiedenheit für Leipzig« ein:

»Einmal, weil Leipzig die erklärte Zentrale des Buchhandels und des Buch-
gewerbes sei; die Kenntnis und enge Beziehung zum Buchhandel und Buch-
gewerbe seien für den Bibliothekar der Gegenwart und der Zukunft unbeding-
tes Erfordernis. Dann stelle die Deutsche Bücherei in Leipzig gegenüber 
Berlin und München, die so ziemlich den gleichen Bibliothekstyp hätten und 
die alte Bibliothek repräsentierten, einen neuen und modernen Bibliothekstyp 
dar, dessen Kenntnis für jeden angehenden Bibliothekar ebenfalls notwendig 
sei, insbesondere die Pflege des auslandsdeutschen Schrifttums, die Bearbei-
tung von Bibliographien und die bibliographische Auskunftsabteilung, die in 
dieser From nur Leipzig biete. Es sei sogar zu erwägen, ob man aus diesen 

und Praktikanten nach dem Stand vom 1.10.1936), 30.10.1936, ADNBL, 455/0 
(Hefter: 1936-1943), Bl.�10R-11.

1460 Wie Rust seinem Danziger Kollegen Prinzhorn im Oktober 1936 berichtete, hatte 
sich die »Lage auf dem Anwärtermarkt […] völlig verschoben«, da die Zahl der 
Bewerbungen »in allen Ländern bedeutend nachgelassen« hatte. Rust an Fritz 
Prinzhorn (Direktor der Bibliothek der TH Danzig), 21.10.1936, ADNBL, 337 
(Hefter 1934-1939), Bl.��174. 

1461 Infolge der Verluste sah sich die Leitung der Bibliothekarschule gezwungen, den 
Lehrbetrieb einzuschränken und die Stundenzahl zu senken. Vgl. Deutscher Ver-
ein für Buch- und Schriftkunde e.�V. Deutsches Buchmuseum (Leipzig) an Uhlen-
dahl, 30.10.1935, ADNBL, 464/2 (Hefter: 1929-1943), Bl.�61; Jung, Bibliotheks-
schule, S.�55.

1462 Vgl. Otto Glauning (Leipzig) an das Sächsische Ministerium für Volksbildung 
(Dresden), 15.5.1936, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�15�f.
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Gründen nicht jedem Anwärter auferlegt, 1 Jahr, wenigstens aber 1 Semester 
seiner Ausbildungszeit an der DB zu verbringen.«1463

Diese selbstbewussten Ausführungen wurden im REM und in der PSB aufmerk-
sam zur Kenntnis genommen, zumal man dort ganze andere Vorstellungen hatte. 
Dies verdeutlichte der Stellvertretende Vorsitzende des Preußischen Beirats für 
Bibliotheksangelegenheiten, Josef Becker, als er dem REM im August 1936 die 
für das Wintersemester 1936/37 vorgesehenen Meldungen der preußischen An-
wärter für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst vorlegte. Becker betonte, 
die Zahl der anzunehmenden preußischen Anwärter müsse deutlich erhöht wer-
den, denn zurzeit habe »der Berliner Nachwuchs den Bedarf für das ganze Reich 
außer Bayern zu decken«.1464 Die Ausbildungsangebote anderer Länder  – so 
auch die der Deutschen Bibliothekarschule in Leipzig – spielten in den Augen 
der Berliner Vertreter demnach eine untergeordnete Rolle. Während der Preußi-
sche Beirat für Bibliotheksangelegenheiten für eine Erhöhung seiner jährlichen 
Anwärterzahlen plädierte und das REM diese wieder auf 15 heraufsetzte, hielt 
man sich in Sachsen auffällig zurück. Glauning betonte zwar, »dass Leipzig in 
sehr beträchtlichem Maße für ganz Deutschland ausgebildet« habe, um aber den 
Standort als Ausbildungs- und Prüfungsstätte zu erhalten, schlug er vor, jeder 
der drei großen sächsischen Bibliotheken  – der UB Leipzig, der Sächsischen 
Landesbibliothek in Dresden und der DB  – nur je zwei Volontäre zuzuwei-
sen.1465 Darüber hinaus wurden vom Sächsischen Kultusministerium  – unter 
Verweis auf die vom REM erwartete allgemeine Neuregelung – alle von Leipzig 
ausgehenden Anregungen zur Umarbeitung der bestehenden sächsischen Prü-
fungsordnungen zurückgestellt.1466 

1463 Niederschrift einer Besprechung über »Deutsche Nationalbibliographie« und 
»Berliner Titeldrucke« in der DB, 9.5.1936, ADNBL, 641/1/0 (Hefter: 1935/36, 
Bd.�IV), Bl.�12-16, hier Bl.�15�f.

1464 In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass der Preußische Beirat für Bibliotheks-
angelegenheiten von den ihm vorliegenden 56 Bewerbern 15 vorschlug, wobei 
 deren »nationale Verdienste« und ihr Dienst in und für die NS-Bewegung beson-
ders hervorgehoben wurden. Der Vorsitzende des Beirats für Bibliotheksangele-
genheiten, Berlin (i.�V. Josef Becker) an den REM, 20.8.1936 u. 21.9.1936, BArch 
Berlin, R�4901/2671, Bl.�56�f., 106.

1465 Zudem sollte der Eintritt der Volontäre nur noch zum Herbst erfolgen, statt ih-
nen wie bisher die Wahl zwischem Frühjahr oder Herbst zu überlassen. Otto 
Glauning (Sächsisches Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Leipzig) an das Säch-
sische Ministerium für Volksbildung (Dresden), 15.10.1936, ADNBL, 455/0 (Hef-
ter: 1936-1943), Bl.�17-19.

1466 Das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen hatte offenbar eine Umarbei-
tung der die mittlere Laufbahn betreffenden sächsischen Prüfungsordnung von 
1917 angeregt, was aber vom Sächsischen Kultusminsterium mit Blick auf die Ber-
liner Zentralisierungsbemühungen zurückgewiesen wurde. Vgl. Werner Student-
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Hatten die Bibliotheksvorstände und die Studienleitung der Leipziger Biblio-
thekarschule im Rahmen des Sächsischen Prüfungsamtes bis dahin in der Aus-
bildungsfrage weitgehend unabhängig von zentralen Behörden entschieden, so 
fuhr ihnen das REM nun auch bei der Annahme neuer Bewerber in die Para-
de.1467 Durch einen Erlass vom 24. November 1936 wurde verfügt, dass die Auf-
nahme von Praktikanten zur Ausbildung für den mittleren Dienst an wissen-
schaftlichen Bibliotheken künftig jährlich zum 1. Oktober erfolge. Infolgedessen 
wurde die zum 1. April 1937 vorgesehene Aufnahme von Bewerbern kurzerhand 
auf den 1. Oktober 1937 verlegt und angedeutet, dass Berlin zukünftig auch die 
Zahl der zuzulassenden Bewerber bestimme.1468 Dies nahm man in Leipzig noch 
relativ gelassen hin. Als aber durchsickerte, dass Leipzig im Zuge der vom REM 
avisierten Neuregelung der Ausbildung als einer der drei bisherigen Prüfungs-
orte für den höheren Dienst fortfallen sollte, wurde man auch in der DB nervös. 
Uhlendahl informierte den Geschäftsführenden Ausschuss über die vom REM 
in Aussicht genommene Ausbildungsreform, wobei er seiner Hoffnung Aus-
druck verlieh, »dass Leipzig als Stadt des Buches bei der Neuregelung in ange-
messener Weise berücksichtigt werde«. Dem Mitglied des Geschäftsführenden 
Ausschusses Kummer empfahl Uhlendahl, den künftigen Anwärtern ein bis 
zwei Semester ihrer Ausbildungszeit in Leipzig zuzubilligen. Diesen Standpunkt 
machten sich auch der Ausschussvorsitzende Wilhelm Baur und die übrigen 
Mitglieder zu eigen und gaben Kummer mit auf den Weg, »bei der Neuregelung 
Leipzig und die DB ihrer Bedeutung entsprechend an der Ausbildung zu be-
teiligen«. Zu diesem Zweck sollte sich auch das RMVuP einschalten, das Uhlen-
dahl im Detail über die besonderen Vorzüge Leipzigs als Ausbildungsort infor-
mierte.1469 

Nachdem Werner Rust als Vertreter der DB in den Ende 1936 gebildeten 
Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten berufen wurde, gab er sich der nicht 
unberechtigten Hoffnung hin, die DB »im Ausbildungsprogramm der wissen-
schaftlichen Bibliotheksanwärter« an prominenter Stelle verankern zu kön-

kowski (Kommissarischer Leiter des Ministeriums für Volksbildung, Dresden) an 
das Sächsische Prüfungsamt für Bibliothekswesen (Leipzig), 23.3.1936, ADNBL, 
455/0 (Hefter: 1929-1937), Bl.�172.

1467 Vgl. Jung, Bibliothekarschule, S.�55.
1468 Vgl. Bekanntmachung des Staatlichen Prüfungsausschusses für das Bibliotheks-

wesen, in: BBl.�103 (1936) vom 19.12.1936, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), 
Bl.�199; Staatssekretär Werner Zschintzsch (REM) an den Vorsitzenden des Staat-
lichen Prüfungsaussschusses für das Bibliothekswesen in Berlin und an die Un-
terrichtsministerien der Hochschulländer (außer Preußen), 11.1.1937, ADNBL, 
452/2, Bl.�47.

1469 Bericht über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 153/1/1-83, 
Bl.�15-36, hier Bl.�32. Vgl. auch Uhlendahl an Baur (BV), 2.3.1937, ADNBL, 454/2, 
Bl.�1; Uhlendahl an RMVuP, 3.3.1937, ebd., Bl.�4�f.
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nen.1470 Die Ausbildungsfrage spielte in den Verhandlungen des Reichsbeirats 
eine zentrale Rolle.1471 Über die Grundsätze der Ausbildung für den mittleren 
Bibliotheksdienst bestanden kaum Meinungsverschiedenheiten, da die Ausbil-
dung auf die »großen Bibliotheken in Berlin, München und Leipzig« verteilt 
werden sollte. Dagegen ergaben sich beim wissenschaftlichen (höheren) Biblio-
theksdienst erhebliche Differenzen, da Kummer nun offen zugab, nur die Staats-
bibliotheken in Berlin und München seien als »Ausbildungszentren« vorge-
sehen. Die DB sollte lediglich für eine einmonatige »kurze Ausbildung« der 
Bibliotheksanwärter herangezogen werden.1472 Damit war man in der DB kei-
neswegs einverstanden. Nach Uhlendahls Auffassung sollten »sämtliche ange-
henden Bibliothekare Deutschlands« wenigstens einige Monate in Leipzig und 
der DB tätig sein. Dies sei »für die künftige Gestaltung und Haltung des biblio-
thekarischen Nachwuchses von großer Bedeutung«.1473 Allerdings spielten das 
REM und Krüss nicht mit offenen Karten, denn kurz nach der ersten Sitzung des 
Reichsbeirats vom 29. Januar 1937 wurde ein erster Entwurf der Ausbildungs-
ordnung vorgelegt, ohne die Beiratsmitglieder über diesen Schritt zu informie-
ren. Die Kritik ließ nicht lange auf sich warten. Buttmann monierte, dass man 
während der ersten Sitzung noch gar nicht an eine Formulierung der Ordnung 
gedacht habe und es erwünscht gewesen wäre, den Entwurf erst in einer neuen 
Sitzung zu besprechen.1474 Rust stellte zudem erstaunt fest, dass der in der ersten 
Sitzung festgelegte Zeiteinteilungsplan für die Ausbildung in dem vorgelegten 
Entwurf stillschweigend geändert worden war. So sollte den Volontären ledig-
lich »Gelegenheit« gegeben werden, sich im Zuge ihrer Ausbildung »über die 
Einrichtungen der Deutschen Bücherei zu unterrichten«. Wie Rust betonte, la-
gen für eine solche Fassung der Bestimmung keine stichhaltigen Gründe vor, zu-
mal die Verhandlungen der Beiratsmitglieder über den Zeitraum der Ausbildung 
an der DB noch zu keinem Ergebnis gelangt waren. Rust plädierte dafür, den 
Ausbildungszeitraum an der DB auf wenigstens drei Monate zu bemessen.1475 
Uhlendahl forderte, wenn die DB schon als Prüfungsstätte für den höheren Bi-
bliotheksdienst fortfalle, solle sie doch wenigstens als Ausbildungsort erhalten 

1470 Werner Rust (DB) an Wilhelm Baur (BV), 1.3.1937, ADNBL, 452/0, Bl.�1.
1471 Vgl. Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�71-73 (Protokoll vom 29.1.1937), S.�75-

77 (Protokoll vom 22.5.1937), S.�78�f. (Protokoll vom 31.1.1938), S.�83-85 (Proto-
koll vom 11.6.1938), S.�87-89 (Protokoll vom 30.6./1.7.1942).

1472 Vgl. ebd., S.�71-73 (Protokoll vom 29.1.1937).
1473 Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 2.3.1937, ADNBL, 454/2, Bl.�1.
1474 Vgl. Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�76 (Protokoll vom 22.5.1937).
1475 Auszug aus einem Schreiben von Werner Rust an Krüss (Vorsitzender des 

Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten, Berlin), 1.4.1937, ADNBL, 454/2, 
Bl.�7�f.
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bleiben. Im Rahmen der vom REM vorgesehenen zweijährigen Ausbildung hielt 
er eine sechsmonatige praktische Tätigkeit an der DB für angemessen.1476

Wie der Vorsitzende des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten Krüss 
in der zweiten Beitratssitzung am 22. Mai 1937 erklärte, habe man die kritischen 
Äußerungen zum Erstentwurf in einem zweiten Entwurf berücksichtigt, den 
man dem REM bereits vorgelegt habe. Auch dies nahmen Buttmann und Rust 
mit Befremden auf, da der neue Entwurf den Beiratsmitgliedern nicht zur Kennt-
nis gebracht worden war. Dem hielt Krüss entgegen, der Reichsbeirat sei ein Or-
gan des REM, und als Vorsitzender dieses Gremiums habe er auf Anordnung des 
Ministeriums zu handeln. Kummer erklärte, er habe Krüss mit der Ausarbeitung 
des Zweitentwurfs beauftragt, um die Ausbildungsordnungen rechtzeitig in 
Kraft zu setzen, sodass zum 1. Oktober 1937 mit der Aufnahme der neuen An-
wärter begonnen werden könne. Es sei für das REM »technisch nicht möglich, 
den Beirat über alle Einzelheiten zu unterrichten«. Eine Reihe von »dringlichen 
Angelegenheiten« werde immer »im unmittelbaren Benehmen zwischen dem 
Ministerium und dem Vorsitzenden des Reichsbeirats erledigt werden 
müssen«.1477 Als Kummer die Beiratsmitglieder dann über »eine Reihe von Än-
derungen« des REM informierte, stellte sich heraus, dass für die Tätigkeit der 
Volontäre an der DB nur ein Zeitraum von einem Monat vorgesehen wurde.1478 
Regelrecht überrollt wurde Rust aber von der Ankündigung Kummers, dass das 
REM in der Ausbildungsordnung für den mittleren Dienst von der ursprünglich 
vorgesehenen Bestimmung abging, nach der die Staatsbibliotheken in Berlin und 
München und die DB als Ausbildungsstätten vorgesehen waren. Wie Kummer 
etwas fadenscheinig erklärte, könne an der DB vom REM keine Bibliotheks-
schule eingerichtet werden, da die Bücherei dem Börsenverein unterstehe. An die 
Stelle der DB müsse daher die UB Leipzig treten. Auch wenn der konsternierte 
Rust bat vorzusehen, die DB als dritte Ausbildungsstätte wieder aufzunehmen, 
sobald ihr der öffentlich-rechtliche Charakter zugebilligt werde, war dies eine 
empfindliche Schlappe, deren Hintergründe nur im Kontext des heftigen Kon-
flikts zwischen der PSB und der DB in der Titeldruckfrage zu verstehen sind.1479

1476 Vgl. Entwurf Uhlendahls für ein Schreiben Wilhelm Baurs (BV) an den RMVuP, 
3.3.1937, ebd., Bl.�4�f.

1477 Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�76 (Protokoll vom 22.5.1937).
1478 Vgl. ebd.
1479 Vgl. ebd., S.�77. Dass man in der DB nichts von der Absicht des REM ahnte, die 

Ausbildung im mittleren Dienst von der DB auf die UB Leipzig zu verlagern, 
zeigt ein Schreiben Rusts an das RMVuP, in dem Rust noch davon ausging, dass 
die DB als Ausbildungsbibliothek für die mittlere Laufbahn bestimmt sei. Vgl. 
Werner Rust (DB) an Heinz Wismann (RMVuP), 2.4.1937, ADNBL, 455/0 (Hef-
ter: 1936-1943), Bl.�196�f.
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In der Frage der »Ausbildungs- und Prüfungsreform« war das REM nun 
für sämtliche wissenschaftlichen Bibliotheken Deutschlands verantwortlich.1480 
Hatte die DB bei der Zulassung und Prüfung ihrer Volontäre und Praktikanten 
bis dahin weitgehend unabhängig agiert, so war sie nun »ganz und gar« dem Wil-
len des Ministeriums unterworfen.1481 Auch wenn sich Uhlendahl vehement ge-
gen den »Ausfall Leipzigs« sträubte und das RMVuP animierte, sich beim REM 
wenigstens für den Vorsitz der DB im Prüfungsamt für den mittleren Biblio-
theksdienst in Mitteldeutschland einzusetzen, waren die Würfel gefallen.1482 
Ende Juni 1937 unterrichtete Rust seinen Leipziger Kollegen Glauning, dass der 
Erlass des REM über die Ausbildung und Prüfung der Anwärter des wissen-
schaftlichen Bibliotheksdienstes in Kürze zu erwarten sei. Der von Kummer ge-
billigte zweite Entwurf des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten sehe 
vor, dass die Einstellungsgesuche von den Direktoren der Ausbildungsbiblio-
theken an Krüss zu richten seien, bevor sie Kummer als zuständigen Referenten 
des REM zur endgültigen Entschließung über Annahme und Verteilung der Be-
werber vorgelegt würden.1483 Die Gesuche sollten gleichzeitig Aufschluss über 
den voraussichtlichen Bedarf der antragstellenden Bibliotheken an Nachwuchs-
kräften des höheren und des mittleren Dienstes geben. Wie Uhlendahl am 9. De-
zember 1937 mitteilte, war für die DB auf der Grundlage der letzten zehn Jahre 
ein jährlicher Bedarf von zehn Praktikanten und vier Volontären ermittelt wor-
den.1484 Es war bezeichnend, dass ihr vom REM für das Wintersemester 1937/38 

1480 Vgl. Werner Rust (DB) an Johannes Asen (UB Berlin), 28.5.1937, ADNBL, 480, 
Bl.�1�f.

1481 Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, 
Bl.�12-28, hier Bl.�24.

1482 Vgl. Entwurf Uhlendahls für ein Schreiben Wilhelm Baurs (BV) an den RMVuP, 
22.7.1937, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�22. Wie Uhlendahl Baur im 
Juli 1937 informierte, seien die von der DB geäußerten Wünsche vom REM bis 
auf kleine Zugeständnisse unberücksichtigt geblieben. Auch das RMVuP habe 
sich noch nicht für die Wahrung der Interessen der DB eingesetzt. Vgl. Uhlendahl 
an Wilhelm Baur, 22.7.1937, ADNBL, 153/1/2, Bl.�222. Das RMVuP reagierte erst 
im August 1937, was aber auch ergebnislos blieb. Vgl. RMVuP an REM, 12.8.1937, 
ebd., Bl.�30�f.

1483 Vgl. Werner Rust (DB) an Otto Glauning (UB Leipzig), 26.6.1937, ADNBL, 
452/2, Bl.�48.

1484 Auch in den folgenden Jahren änderte sich an den hohen Bedarfszahlen der DB 
nichts, die mit zehn Praktikanten im Jahr immer den höchsten Bedarf unter den 
deutschen Bibliotheken anmeldete. Vgl. etwa Uhlendahl an REM, 15.12.1942, 
ADNBL, 45/0 (Hefter: 1929-1935), Bl.�45R; Uhlendahl an Reichsbeirat für Bi-
bliotheksangelegenheiten, 30.6.1944, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1944-151), Bl.�10. 
Um die Anforderungen der DB mit denen anderer Bibliotheken zwischen 1940 
und 1944 zu vergleichen siehe Liste: Bibliotheksanwärter 1.10.1940-30.9.1942, 
ohne Datum (aber vermutlich vom 30.10.1943), BArch Berlin, R�4901/13692, 
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kein einziger Volontär und lediglich sechs Praktikanten zugewiesen wurden.1485 
Resigniert stellte Uhlendahl fest, das Leipzig »als Prüfungsort für den höheren 
Dienst leider ausgeschaltet« und bei der Neuregelung »benachteiligt« worden 
sei.1486 Im Mai 1938 konstatierte er, dass die Neuregelung »eine erhebliche Ein-
busse der bibliothekarischen Stellung der DB« bedeute, denn während früher 
Berlin, München und Leipzig als Prüfungsstätten einander gleichgestellt gewe-
sen seien, falle Leipzig künftig als Prüfungsstätte für den höheren Bibliotheks-
dienst aus. Dass alle Volontäre einen Monat ihres ersten Ausbildungsjahres an 
der DB verbringen sollten, bedeute nur einen schwachen Ersatz. Als eigentlicher 
Befürworter einer reichseinheitlichen Lösung der Ausbildungsfrage hielt Uhlen-
dahl die vom REM getroffene Neuregelung »für wenig glücklich« und trat mit 
Nachdruck dafür ein, wenigstens an der Abhaltung der Prüfungen in Berlin und 
München auch wissenschaftliche Beamte der DB zu beteiligen.1487

Bl.�13-15; Bericht von Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an 
REM über die Verteilung der Bibliotheksanwärter und Bibliothekslehrlinge auf 
die Ausbildungsstätten des ersten Ausbildungsjahres 1941/42, 17.7.1941, BArch 
Berlin, R�4901/13698, Bl.�4-7; Liste: Bibliotheksanwärter 1.10.1941-30.9.1943, 
ohne Datum (aber vermutlich vom 30.10.1943), BArch Berlin, R�4901/13693, 
Bl.�4-6; Liste der Auszubildenden, ohne Datum (aber vermutlich vom November 
1944), BArch Berlin, R�4901/13695, Bl.�3-5. Eine Übersicht über die zwischen 
1937 und 1945 an der DB in der Ausbildung stehenden Referendare und Prakti-
kanten findet sich in ADNBL, 455/0 (Hefter: Referendare und Anwärter, 1937-
1945).

1485 Vgl. dazu Jung, Bibliotheksschule, S.�55�f.; Uhlendahl an RMVuP, 7.8.1937, ADNBL, 
455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�24. Werner Rust reklamierte sogar »ein moralisches 
Anrecht auf die größte Zahl von Volontären und Praktikanten« für die DB. Wer-
ner Rust (DB) an Rudolf Kummer (REM), 6.7.1937, ADNBL, 455/0 (Hefter: 
1936-1943), Bl.�20. Die DB hatte beim Reichsbeirat bereits im August 1937 um die 
Zuweisung von zwei Volontären ersucht, die als Mitglieder der SA bzw. der SS 
auch die in politischer Hinsicht notwendigen Voraussetzungen erfüllten. Das Ge-
such der DB wurde jedoch vom REM abschlägig beschieden. Vgl. Uhlendahl an 
den Vorsitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten (Berlin), 
21.8.1937, ebd., Bl.�32; Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten (i.�V. Josef Be-
cker) an den Direktor der DB, 7.10.1937, ebd., Bl.�36. »In Anbetracht des geringen 
Bedarfs an Anwärtern« wurden vom Reichsbeirat für 1937/38 reichsweit nur vier 
Bewerber für den höheren Dienst vorgeschlagen, von denen keiner für die DB 
vorgesehen war. Vgl. Josef Becker (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten, 
Berlin) an REM, 18.8.1937, BArch Berlin, R�4901/2671, Bl.�244; REM an den Vor-
sitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten, 29.9.1937, ebd., 
Bl.�246.

1486 Bericht über die 84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, 
Bl.�34-45, hier Bl.�43R-44.

1487 Uhlendahl an RMVuP, 20.5.1938, ADNBL, 454/2, Bl.�10.
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Es dauerte noch bis zum 18. August 1938, bis das REM seine neue Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst offi-
ziell verfügte.1488 Die Zulassung zum »Vorbereitungsdienst« setzte ein abge-
schlossenes Hochschulstudium, eine Habilitation oder eine Promotion voraus. 
Der Bewerber sollte »der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen« angehören, 
ebenso wie seine Ehefrau »deutschen oder artverwandten Blutes« sein und die 
Gewähr dafür bieten, »jederzeit rückhaltlos für den nationalsozialistischen 
Staat« einzutreten. Die Bewerbungsunterlagen waren beim Direktor derjenigen 
Bibliothek einzureichen, bei der der Bewerber das erste Jahr seiner insgesamt 
zweijährigen Ausbildung abzuleisten wünschte. Die Zulassungsanträge wurden 
dann an den Vorsitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten in 
Berlin weitergereicht, der sie mit seiner Stellungnahme versah und an das REM 
weiterleitete. Dem Ministerium oblag die Entscheidung darüber, welche Bewer-
ber zugelassen wurden. Die Anwärter wurden zum 1. Oktober zum »Vorberei-
tungsdienst« einberufen und unter Berufung in das Beamtenverhältnis zu Biblio-
theksreferendaren (nicht mehr Volontären) ernannt. Für die Ausbildung kamen 
im ersten Jahr entweder eine Universitätsbibliothek, die Landesbibliotheken in 
Stuttgart oder in Dresden oder die DB in Frage. Im letzten Monat des ersten 
Ausbildungsjahres übernahm die DB die Ausbildung auch derjenigen Referen-
dare, die den Universitätsbibliotheken sowie den Landesbibliotheken Stuttgart 
und Dresden zugewiesen worden waren. Das zweite Ausbildungsjahr war allein 
der PSB oder der Bayerischen Staatsbibliothek vorbehalten. Bemerkenswert ist, 
dass die Ausbildungs- und Prüfungsordnung auch vorschrieb, in Zeitabständen 
von etwa drei bis vier Monaten eine »gutachtliche Äußerung« über die Befähi-
gung, die Leistungen sowie über das dienstliche und außerdienstliche Verhalten 
der Referendare abzugeben. Machten sich während der Ausbildung »Mängel im 
Charakter, im Wissen oder in den Fähigkeiten« bemerkbar, konnten eine Ver-
längerung der zweijährigen Vorbereitungszeit oder ein Ausschluss aus dem 
Staatsdienst verfügt werden. Im Mittelpunkt der theoretischen Ausbildung 
 standen Vorlesungen und Übungen, die sich auf folgende Wissensgebiete er-
streckten: Nationalsozialistisches Schrifttum, Bibliotheksverwaltung und -recht, 
Bibliographie, Erwerbung, Benutzung, Katalogisierung, Geschichte der Biblio-
theken, Buch- und Handschriftenkunde sowie Schriftgeschichte. Die bibliothe-
karische Fachprüfung war vor einer vom REM bei der PSB und der BSB einge-
setzten Prüfungskommission abzulegen.1489

1488 Vgl. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den wissenschaftlichen Bibliotheks-
dienst vom 18. August 1938, in: Deutsche Wissenschaft, Erziehung und Volks-
bildung. Amtsblatt des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung 4 (1938), Heft 18 vom 20.9.1938, S.�423-426. Siehe auch Jochum, 
Bildungsgrenzen, S.�235.

1489 Vgl. ebd.
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Die neue Ausbildungsordnung sah eine Zulassung von Frauen im übrigen 
nicht vor, was bereits im Vorfeld kritisiert worden war.1490 Die Leiterin des 
»Amtes Studentinnen« der Reichsstudentenführung in München bedauerte, dass 
Frauen nur noch für den mittleren Dienst in Frage kämen. Dies sei für einen 
Großteil der Studentinnen »von einschneidender Bedeutung«, da diese Maß-
nahme für sie nachteilige Folgen befürchten lasse.1491 Im REM teilte man diese 
Ansicht jedoch nicht. Der Bedarf an höheren Beamten für den Dienst an wissen-
schaftlichen Bibliotheken sei durch die zurzeit in der Ausbildung befindlichen 
Volontäre auf Jahre hinaus gedeckt. Aus diesem Grund werde man männliche 
Bewerber zunächst auch nur in wenigen Ausnahmefällen zur Ausbildung zulas-
sen. Zudem sei die Neuordnung nach eingehenden Beratungen mit den in Frage 
kommenden Stellen, insbesondere mit dem Reichsbeirat für Bibliotheksangele-
genheiten, erfolgt und der Verzicht auf weibliche Kräfte für den höheren Dienst 
»aus guten Gründen« erfolgt. Was man aber nicht offen aussprach, offenbarte 
ein interner Vermerk des REM, nachdem der ›Führer‹ den Wunsch ausgespro-
chen hatte, ihm grundsätzlich nur Männer zur Ernennung für den höheren 
Dienst vorzuschlagen. Zwar schloss dies nicht aus, dass im Einzelfall auch 
Frauen zu Beamten des höheren Dienstes ernannt werden konnten, hierfür ka-
men aber vor allem die Gebiete der Wohlfahrtspflege, des Erziehungs- und des 
Gesundheitswesens in Betracht, zu denen das REM den wissenschaftlichen Bi-
bliotheksdienst nicht zählte.1492 

Durch die neue Ausbildungs- und Prüfungsordnung von 1938 hatte die DB 
ihren Rang als Prüfungsort zwar eingebüßt, bildete aber weiterhin Referendare 

1490 Im Entwurf der Ausbildungs- und Prüfungsordnung war die Zulassung von Be-
werberinnen ursprünglich vorgesehen. Dagegen wurde jedoch seitens der Partei-
Kanzlei und des RMdI Einspruch erhoben, sodass in der endgültigen Fassung des 
Entwurfs die Zulassung weiblicher Bewerber nicht mehr vorgesehen war. Vgl. 
Rudolf Kummer (REM) an Ministerialrat Stier (Thüringisches Ministerium für 
Volksbildung, Weimar), 14.11.1942, BArch Berlin, R�4901/13689, Bl.�99.

1491 Anna Kottenhoff (Reichsstudentenführung, Leiterin des Amtes Studentinnen, 
München) an Rudolf Kummer (REM), 4.9.1937, BArch Berlin, R�4901/2671, 
Bl.�258.

1492 Vgl. REM an die Reichsstudentenführung (Amt Studentinnen, München), 
2.10.1937, ebd., Bl.�259; REM an die Reichsreferentin des BDM (Parteigenossin 
Trude Bürkner, NSDAP, Reichsjugendführung, Berlin), ohne Datum, aber ver-
mutlich 10.11.1937, ebd., Bl.�563�f.; Hans Pfundtner (RMdI) an REM, 24.8.1937, 
ebd., Bl.�560. An dieser Bestimmung hielt man noch 1942 fest, sodass weibliche 
Bewerberinnen keine Aussicht auf eine Ausbildung im höheren Bibliotheksdienst 
hatten. Vgl. Ministerialrat Stier (Thüringischer Minister für Volksbildung, Wei-
mar) an Rudolf Kummer (REM), 7.11.1942, BArch Berlin, R�4901/13689, Bl.�96; 
Kummer an Ministerialrat Stier, 14.11.1942, ebd., Bl.�99.
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und Praktikanten aus.1493 Im Sommer 1938 hatte Uhlendahl dem Reichsbeirat 
zwei neue Anwärter für den höheren Dienst gemeldet.1494 Der Beirat, dem ins-
gesamt 51 Zulassungsanträge für Referendare vorlagen, traf seine Empfehlungen 
für das Ministerium auf der Grundlage des von ihm ermittelten tatsächlichen Be-
darfs.1495 Auch wenn ihm vorgeworfen wurde, nicht für einen ausreichenden 
Vorrat an Anwärtern vorzusorgen, schlug der Reichsbeirat auch in diesem Jahr 
vor, lediglich zwölf Bewerber anzunehmen, um den Stellenpool nicht zu über-
frachten.1496 Es habe sich »eine sehr große Zahl hervorragend geeigneter Bewer-
ber gemeldet«. Bei ihrer Auswahl gaben daher neben ihrer fachlichen Qualifika-
tion häufig auch politische Gesichtspunkte den Ausschlag. So wurden Anwärter, 
die weder der NSDAP noch einer ihrer Gliederungen angehörten, »grundsätz-
lich nicht berücksichtigt«.1497 Bei der Auswahl unter den NSDAP-Mitgliedern 
war »in erster Linie die ältere Parteizugehörigkeit« entscheidend.1498 Die von 
Uhlendahl gemeldeten Anwärter Wilhelm Auer und Erich Zimmermann erfüll-
ten die geforderten Voraussetzungen, denn beide waren ehemalige Mitglieder der 
SS bzw. der SA und Parteianwärter.1499 Während Zimmermanns Bewerbung 
vom REM bewilligt wurde, sah das Ministerium von einer Zulassung Auers zu-
nächst ab.1500 Da er sich 1939 erneut bewarb, wurde er schließlich doch berück-

1493 Vgl. REM an RMVuP, 8.3.1938, ADNBL, 454/2, Bl.�9.
1494 Vgl. Uhlendahl an den Vorsitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegen-

heiten, 30.6.1938, BArch Berlin, R�4901/2671, Bl.�436; Uhlendahl an den Vorsit-
zenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten, 22.7.1938 u. 13.8.1938, 
ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�43 u. 44.

1495 Nach Auffassung des REM schwankte der Bedarf an Referendaren zwischen 10 
und 18, der an Praktikanten zwischen 30 und 40 Kräften. Wie Kummer betonte, 
wolle das Reich »nicht mehr ausbilden, als normalerweise nach Abschluss der 
Ausbildung untergebracht werden« könne. Bericht über die 85. Sitzung des GA 
der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�24. Vgl. auch Otto 
Wacker (REM) an RFM, 19.12.1938, BArch Berlin, R�2/12420, Bl.�36.

1496 Zur Kritik Uhlendahls, zu wenig Kräfte (Referendare und Praktikanten) erhalten 
zu haben, vgl. Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, 
ADNBL, 153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�23�f. 

1497 Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM, 16.8.1938, BArch 
Berlin, R�4901/2671, Bl.�378�f.

1498 Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM, 25.8.1938, BArch 
Berlin, ebd., Bl.�377.

1499 Aufstellung des REM. Alphabet der Bewerber 1938, o.�D. [Aug. 1938], ebd., 
Bl.�441-467, hier Bl.�441, 467.

1500 Rudolf Kummer (REM) an den Vorsitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheks-
angelegenheiten, 3.9.1938, ebd., Bl.�468�f. An seiner Stelle wurde der DB der ur-
sprünglich für die UB Göttingen vorgesehene Gerhard Lemcke (NSDAP seit 
1931) zugewiesen, der die DB aber nach einem Jahr wieder verließ. Zu Gerhard 
Lemcke vgl. Aufstellung des REM. Alphabet der Bewerber 1938, ohne Datum 
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sichtigt. Allerdings konnte er seine Ausbildung nicht antreten, da er – wie sein 
Kommilitone Zimmermann und drei weiterere Mitbewerber  – im September 
1939 zum Wehrdienst eingezogen wurde.1501 Während Zimmermann den Krieg 
offenbar überlebte, sollte Auer nicht wieder nach Leipzig zurückkehren, denn 
der 28-jährige fiel 1941 an der ›Ostfront‹.1502 

Auch die vom REM angestrebte Neugestaltung der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für den gehobenen (mittleren) Dienst stieß in Leipzig auf Kri-
tik.1503 Die Ordnung wurde zwar erst am 29. Februar 1940 offiziell in Kraft ge-
setzt1504, da dem REM aber schon seit 1938 ein Entwurf des Reichsbeirats vorlag, 
bildete dieser bereits 1938 die Grundlage für die Zulassung und die Gestaltung 
der Ausbildung.1505 Die neue Ordnung für den mittleren Dienst sah eine zwei-

[Aug. 1938], ebd., Bl.�441-467, hier Bl.�455; ADNBL, Alphabetische Personalliste 
[der DB], abgeschl. 31.12.1950, Eintrag unter Lemcke, Gerhard, unp.

1501 Vgl. ebd., Einträge unter Auer, Wilhelm und Zimmermann, Erich, unp.; Werner 
Rust an die Ortsgruppe Leipzig-Stadt der NSDAP, 29.9.1939, ADNBL, 460/1 
(Personalbogen Wilhelm Auer), Bl.�17; Josef Becker (Reichsbeirat für Bibliothek-
sangelegenheiten) an BSB, 4.10.1939, ebd. (Personalbogen Erich Zimmermann), 
Bl.�47. Von den vier der DB im September 1939 zugewiesenen Referendaren (Ed-
win Latzel, Wilhelm Luther, Gerhard Schmidt, Wilhelm Auer) wurden alle ein-
gezogen. Vgl. Uhlendahl an Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten, 
20.9.1940, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�99R. Im März 1940 ordnete 
das REM an, dass Bewerbungen für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst zum 
Herbsttermin 1940 nicht anzuerkennen seien, da ein Bedürfnis für Zulassungen 
nicht bestehe und eine Benachteiligung der zum Wehrdienst Einberufenen ver-
mieden werden sollte. Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an 
Uhlendahl, 18.3.1940, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�91. Zur Behand-
lung der Eingezogenen, die »ohne Prüfung zu außerplanmässigen Beamten« auf-
rückten – hier am Beispiel von Gerhard Schmidt – vgl. Uhlendahl an RMVuP, 
11.8.1943, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�133; Vermerk des RMVuP, 7.10.1943, ebd., 
Bl.�135.

1502 Vgl. Trauerkarte für Wilhlem Auer, 1.10.1941, ADNBL, 460/1 (Personalbogen 
Wilhelm Auer), Bl.�44.

1503 Vgl. etwa Uhlendahl an RMVuP, 5.8.1938, ADNBL, 452/2, Bl.�55�f. Im Anschluss 
an dieses Schreiben findet sich ein Entwurf der »Vorschriften über die Ausbildung 
und Prüfung für den gehobenen mittleren Bibliotheksdienst« von 1938, ebd., 
Bl.�57-61.

1504 Vgl. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen Bibliotheksdienst an 
den wissenschaftlichen Bibliotheken vom 29. Februar 1940, in: Deutsche Wissen-
schaft, Erziehung und Volksbildung. Amtsblatt des Reichsministeriums für Wis-
senschaft, Erziehung und Volksbildung 6 (1940), Heft 6 vom 20.3.1940, S.�165-
170.

1505 So legte der Reichsbeirat für Bibliothekswesen im Mai 1939 fest, dass die Bewer-
bungen künftig den in dem Entwurf in Aussicht genommenen Zulassungs-
bestimmungen unterworfen werden sollten. Dazu zählte u.�a. der Nachweis der 
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jährige Ausbildung vor. Das erste Jahr sollte an einer der 25 Universitätsbiblio-
theken, 16 Landesbibliotheken, sieben Stadtbibliotheken oder an der DB statt-
finden. Ihr zweites Jahr sollten die Praktikanten an der PSB, der BSB oder der 
UB Leipzig verbringen. Uhlendahl rieb sich daran, dass die DB durch diese Re-
gelung den Universitäts-, Landes- und Stadtbibliotheken gleichgestellt war, 
während die UB Leipzig in den Rang der Staatsbibliotheken von Berlin und 
München gehoben wurde. »Es leuchte ohne weiteres ein«, so Uhlendahl, »dass – 
nach bibliothekarisch-sachlichen Gesichtspunkten beurteilt – DB und UB Leip-
zig verkehrte Rollen erhalten« hätten. Nach dem Entwurf solle der zweite 
 Abschnitt vor allem der Kenntnis »der besonderen Einrichtungen« der oben ge-
nannten drei Bibliotheken dienen. Die UB Leipzig habe gegenüber den anderen 
Universitätsbibliotheken aber keine besonderen Einrichtungen aufzuweisen. 
Anders die DB, der als Herausgeberin der DNBg und als Säule der Zentralkata-
logisierung eine Schlüsselrolle zukomme. »Aus sachlichen Gründen müsste so-
mit billigerweise der zweite Ausbildungsabschnitt der mitteldeutschen Prakti-
kanten der DB und im Hinblick auf ihre Stellung im Bibliothekswesen ihr auch 
der Vorsitz im Leipziger Prüfungsamt zugewiesen werden.«1506

Im REM stießen diese Forderungen auf taube Ohren. Da die DB keine staat-
liche Anstalt sei, so Kummer, könne sie demnach auch nicht Trägerin eines staat-
lichen Prüfungsamtes sein.1507 Das Sächsische Prüfungsamt für Bibliotheks-
wesen verlor daher seine Funktion als Prüfungsinstanz. Allerdings diente es 
weiterhin der Ausbildung, nachdem der Reichsbeirat für Bibliothekswesen im 
August 1938 verfügt hatte, mit dem am 1. Oktober 1938 beginnenden Ausbil-
dungsjahr seien Fachlehrgänge in Berlin, München und Leipzig einzurichten.1508 
In Leipzig wurden diese Lehrgänge im Auftrag des Sächsischen Prüfungsamts 
von Beamten der UB und der DB durchgeführt.1509 Die bis dahin für die Ausbil-

»arischen Abstammung« und der »Zugehörigkeit zur NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen«. Rundschreiben von Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangele-
genheiten) (mit anliegender Übersicht über »erforderliche Nachweise«), 15.5.1939, 
ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�52�f. 

1506 Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, 
Bl.�12-28, hier Bl.�23. Wie Buttmann im GA ausführte, hatte auch er im Reichs-
beirat »den Gesichtspunkt der Gleichstellung der DB auch in diesen Dingen gel-
tend gemacht«, sei aber damit nicht durchgedrungen. Ebd., Bl.�25�f.

1507 Vgl. ebd., Bl.�24. Der Vorsitzende des GA, Wilhelm Baur, bezeichnete dies als 
einen kleinlichen und formalistischen Standpunkt, »der den großen sachlichen 
Gesichtspunkten, um die es sich handele, in keiner Weise gerecht werde«. Ebd., 
Bl.�26.

1508 Vgl. Rundschreiben von Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten), 
2.8.1938, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�46.

1509 Vgl. Werner Rust (DB) an Dr. Mehne, 2.12.1940, ADNBL, 464/2 (Hefter: 1929-
1943), Bl.�92R; Fritz Prinzhorn (Sächsisches Prüfungsamt für Bibliothekswesen, 
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dung in Leipzig zuständige Deutsche Bibliothekarschule ging daraufhin ein und 
wurde 1938 geschlossen.1510 Die für die Lehre veranwortlichen Bibliotheksbe-
amten waren auch für die Prüfung ›ihrer Schützlinge‹ verantwortlich. Dabei hielt 
man sich streng an die Ausbildungs- und Prüfungsordnung des REM, die neben 
bibliotheksspezifischem Wissen auch den Nachweis ›nationalpolitischer Kennt-
nisse‹ forderte. Bereits 1938 hatten sich die für die Ausbildung und Prüfung des 
mittleren Dienstes verantwortlichen Bibliotheken über die Gestaltung der Aus-
bildung verständigt. Dabei spielte die »Vertrautheit mit dem Gedankengut des 
Nationalsozialismus« eine wesentliche Rolle. Die Dozenten waren angehalten, 
die Kenntnis der Geschichte der NS-Bewegung und der wichtigsten Einrichtun-
gen in Staat und Partei zu vermitteln. Es blieb jedoch jeder Bibliothek selbst 
überlassen, wie viele Stunden sie dafür ansetzte.1511 Ebenso wie die Referendare 
des höheren Dienstes wurden auch die Praktikanten während ihrer Ausbildung 
im Rahmen von Schulungslagern und Vortragsreihen immer wieder mit den 
Grundlagen des Nationalsozialismus vertraut gemacht. So ließ es sich der Gene-
raldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek, Rudolf Buttmann, nicht nehmen, 
NS-spezifische Vorlesungen zu halten und entsprechendes Wissen zu prüfen.1512 
Der der DB zugewiesene Referendar Erich Zimmermann wurde von Buttmann 
zum Thema »NS-Schrifttum« geprüft und musste sich in seiner »schriftlichen 

Abt. A, Leipzig) an Uhlendahl (mit anliegendem Plan der Unterrichtskurse im 
Sommersemester 1939), 18.3.1939, ebd., Bl.�84�f.; Fritz Prinzhorn (Sächsisches 
Prüfungsamt für Bibliothekswesen, Abt. A, Leipzig): Plan der Unterrichtskurse 
im Sommersemester 1940, 9.4.1940, ebd., Bl.�88. Darüber hinaus hielten Bibliothe-
kare der DB für ihre Anwärter Kolloquien über die Tätigkeit der einzelnen DB-
Dienststellen ab. Vgl. Verfügung Uhlendahls (mit anliegendem Programm der 
Kolloquien mit den Anwärtern im Sommer 1942), 6.6.1942, ADNBL, 464/2 (Hef-
ter: 1929-1943), Bl.�99�f. Ein Beispiel für den Berliner Fachlehrgang findet sich in: 
Staatliche Fachlehrgänge für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken bei der Preussischen Staatsbibliothek, Lehrgang II. Stundenplan für das 
Wintersemester 1943/44, ohne Datum, aber vermutlich Sept./Okt. 1943, Landes-
archiv Berlin, A. Rep. 021-03, Nr.�545, Bl.�136. 

1510 Vgl. Jung, Bibliothekarschule, S.�57�f.
1511 Vgl. Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlendahl (mit anliegender Niederschrift über 

die Besprechung am 18.6.1938 betr. die Ausbildung der 1939 in den preußischen 
Vorbereitungsdienst aufgenommenen Anwärter für den mittleren Bibliotheks-
dienst), 29.6.1938, ADNBL, 452/2, Bl.�51-54.

1512 Vgl. Wanninger, Buttmann im Spiegel, S.�171. Im September 1939 machte Butt-
mann u.�a. das Thema »Deutsches Volkstum und nationalsozialistisches Ge-
dankengut« zum Thema der mündlichen und der schriftlichen Prüfung für die 
Anwärter des mittleren Dienstes. Vgl. Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlendahl, 
14.6.1939, ADNBL, 452/2, Bl.�67. Ähnliche Beispiele lassen sich auch für die Aus-
bildung an der PSB nachweisen. Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�135 (Anm.�55-
58).
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Ausarbeitung« mit dem Thema »Soldat und Buch« auseinandersetzen.1513 Dem 
Ausschuss für die Prüfungen des gehobenen (mittleren) Dienstes an der UB 
Leipzig gehörte seit 1942 auch Werner Rust an, der die Anwärter auf ihre »na-
tionalpolitischen Kenntnisse« prüfte.1514 Welchen Themen die Prüflinge unter-
zogen wurden, zeigen die zwei folgenden Prüfungsberichte. Im ersten Fall han-
delt es sich um einen Auszug aus einem Protokoll über eine im November 1941 
durchgeführte mündliche Prüfung von Anwärtern für den höheren Bibliotheks-
dienst:

»Praktische Inkunabelfragen an Hand einer vorgelegten Inkunabel – Inkuna-
belbibliographien – der Holzschnitt – das Blockbuch – berühmte Drucker 
nach Gutenberg – mittelalterliche Lederschnittbände – Unterschied zwischen 
Holzschnitt und Holzstich – Die Illustrationen des französischen Illustrators 
Doré  – Hilfsmittel des Antiquariatsbuchhandels  – berühmte Historiker  – 
Dahlmann und Waitz – Bibliographien der Geschichtswissenschaft – Lese-
saalkataloge – der Dienst der Bibliothek am Benutzer – Bestellen der Bücher – 
nicht vorhandene Werke – Magazindienst – Massnahmen zur Sicherung der 
Bibliotheksbestände – moderne Magazineinrichtungen – Systeme des Leih-
verfahrens – Auskunftsbüro – tierische Schreibstoffe – Leder – Pergament – 
karolingische Minuskel – mittelalterliche Klöster in Böhmen und Schlesien – 
Säkularisation unter Joseph II. – Säkularisation in Bayern – Bedeutung des 
Münchener Bibliothekars Schrettinger – Bibliographien zur Geschichte der 
Judenfrage  – das Schrifttum über die Anfänge des Nationalsozialismus in 
Böhmen und Mähren.«1515

Der Prüfungsausschuss für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken an der PSB stellte einem Prüfling im Februar 1943 Fragen zu folgenden 
Themen: 

1513 Vgl. Buttmann (BSB) an REM (mit Bericht über Verlauf und Ergebnis der am 
24.3.1941 an der BSB abgehaltenen bibliothekarischen Fachprüfung (Notprü-
fung), 29.3.1941, BArch Berlin, R�4901/13690, Bl.�9-11.

1514 Vgl. Rudolf Kummer (REM) an den Generaldirektor der DB, 3.9.1942, ADNBL, 
469/0, Bl.�4; Fritz Prinzhorn (Prüfungsausschuss für den gehobenen Bibliotheks-
dienst, UB-Leipzig): Niederschrift über den Gang und das Ergebnis der Prüfung 
für den gehobenen Dienst bei den wissenschaftlichen Bibliotheken vom 6. bis 
22. September 1944 an der UB Leipzig, 27.9.1944, BArch Berlin, R�4901/13698, 
Bl.�145�f.

1515 Reichsprotektor in Böhmen und Mähren (Prag) an REM (mit Protokoll über die 
am 17./18.11.1941 stattgefundene Prüfung von Anwärtern für den wissenschaft-
lichen Bibliotheksdienst im Protektorat Böhmen und Mähren), 4.12.1941, BArch 
Berlin, R�4901/13690, Bl.�18-21, hier Bl.�20 (Prüfung Dr. Emil Frenzel).
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»Gebr. Grimm – Panizzi – Britisches Museum – Rundbau bei Bibliotheken – 
Lipmanregal – Präsenzbibliotheken – Deutsche Bücherei – Sonderaufgaben 
für einzelne Bibliotheken – Notgemeinschaft – Pflichtexemplare – Moderner 
Bibliotheksbau – Turmbau – Besprechung der drei bibliographischen Auf-
gaben – Tägliches Verzeichnis – Reihe A und B – Messkataloge – Barsorti-
mentskataloge – Minervahandbuch und Minervajahrbuch – Dissertationsver-
zeichnisse  – Enzyklopädien  – Literaturzeitungen  – Goethe und Schiller  – 
Verleger und literarische Zeitschriften der Goethezeit  – Gottsched’ und 
Bodmerscher Streit – Schillers Heimat – andere grosse Schwaben – Nadlers 
Stammesliteraturgeschichte  – Schlesische Dichter  – Gerhart Hauptmann  – 
Schillers Leben und philosophische Schriften – ›Kritische Ausgabe‹ – Hölder-
lin-Handschriften – Preußische Akademie der Wissenschaften – Dr. Ley – 
Gliederungen der Partei – DAF – RAD – NSV – Goebbels – Göring.«1516

In einem Erfahrungsbericht über die Durchführung der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen Bibliotheken 
hielt Kummer im August 1940 fest, die Ordnung sehe nur eine Zulassung männ-
licher Bewerber vor. Es habe sich jedoch gezeigt, dass der Bedarf für diese Lauf-
bahn nicht allein durch Männer gedeckt werden könne, sodass man auch Frauen 
zugelassen habe. Immerhin hatten sich zum Oktobertermin 1940 170 weibliche 
und nur zehn männliche Bewerber gemeldet. Das geringe Interesse der männ-
lichen Jugend an der Laufbahn des mittleren Dienstes erklärte Kummer damit, 
»dass die Besonderheit dieses Dienstes nur wenigen« lag sowie aus »der Tat-
sache, dass die Laufbahn nur sehr geringe Aufstiegsmöglichkeiten« bot, denn ein 
Übergang vom gehobenen zum besser dotierten wissenschaftlichen Dienst war 
in der Regel nicht möglich.1517 Trotzdem war das REM bestrebt, in erster Linie 
männliche Bewerber unterzubringen, wobei es die patriarchalischen Wertvor-
stellungen der NS-Machthaber deutlich zum Ausdruck brachte1518:

1516 Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM (mit Bericht des 
Prüfungsausschusses für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen Biblio-
theken bei der PSB über die Prüfung von Ewald Kammler am 26. Februar 1943), 
5.3.1943, BArch Berlin, R�4901/13693, Bl.�29-32, hier Bl.�32. Ein Beispiel für einen 
Bericht der »Prüfungskommission für die Prüfung aus dem mittleren Bibliotheks-
dienst« der Nationalbibliothek in Wien vom 13.9.1944 findet sich in BArch Berlin, 
R�4901/13698, Bl.�140-142.

1517 Bericht Rudolf Kummers über den Stand der Durchführung der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für den gehobenen Bibliotheksdienst an wissenschaftlichen 
Bibliotheken, 8.8.1940, ADNBL, 461/2 (Hefter: 1929-1944), Bl.�158-160. Vgl. 
auch Werner Rust (DB) an den Gefreiten Friedrich Ackermann, 7.2.1940, ADNBL, 
456 Bd.�Ia (Hefter: 1931-1942), Bl.�128.

1518 Vgl. Stargardt, Nicholas: Der deutsche Krieg. Zwischen Angst, Zweifel und 
Durchhaltewillen – wie die Menschen den Zweiten Weltkrieg erlebten 1939-1945, 
Frankfurt am Main 2017, S.�470.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

958

»Besonders schwierig gestaltet sich die Lage bei den Beamten des gehobenen 
Dienstes und fast ein Beispiel der Trostlosigkeit können die Zustände in der 
Berufsgruppe der Bibliotheksinspektoren genannt werden. Eine Auffüllung 
offener Stellen in dieser Berufsgattung geschieht zwar in der Regel durch einen 
hier besonders stark fließenden Zustrom weiblicher Bewerber. Ganz gewiß ist 
die Frau gerade im Bibliotheksdienst gut am Platze, aber die Erfahrung lehrt, 
dass ein großer Teil dieser Stelleninhaberinnen nach kürzerer oder längerer 
Zeit aus dem Beruf ausscheidet, um sich der jeder Frau am natürlichsten er-
scheinenden Lebensaufgabe, der Ehe, zuzuwenden. Dadurch entsteht in der 
Bibliotheksverwaltung eine Unruhe, die nicht als glücklich bezeichnet werden 
kann. Die für jede Verwaltung notwendige Stetigkeit dürfte bei der Beschäfti-
gung männlicher Mitarbeiter in der Regel gegeben sein. Der Bibliotheksberuf 
ist schließlich für jeden Mann, wenn er sich einmal dazu entschlossen hat, Le-
bensberuf, von dem er sich nur selten trennen wird. […] Ein starker Zustrom 
der Frauen, die nach wenig Dienstzeit in öffentlichen Bibliotheken diesen 
nach kurzer Tätigkeit den Rücken kehren, um in die Ehe einzutreten, kann 
darum nicht als besonders erwünscht angesehen werden, umsomehr aber muß 
angestrebt werden, dass sich eine größere Zahl männlicher Anwärter für den 
gehobenen Bibliotheksdienst meldet als bisher.«1519

Diese Hoffnung erfüllte sich jedoch nicht, sodass Uhlendahl einer Interessentin 
im Februar 1942 eine Ausbildung für den gehobenen Dienst empfahl, zumal die 
Aussichten hier »zur Zeit sehr günstig« seien. Immerhin, so Uhlendahl, bestehe 
»im Inland wie in den neugewonnenen Gebieten eine starke Nachfrage nach aus-
gebildeten Kräften«.1520 Dies hing damit zusammen, dass seit Kriegsbeginn keine 
Zulassungen mehr für die Laufbahn des höheren Dienstes erfolgten, da die Aus-
bildungsplätze den Kriegsteilnehmern vorbehalten bleiben sollten.1521 Ausnah-
men wurden nur zugelassen, um die Mindestzahlen für die Lehrgänge zusam-
menzubekommen.1522 Die Nachfrage nach ausgebildeten Bibliothekaren des 

1519 Vermerk des REM: Der gehobene Bibliotheksdienst und seine Wünsche für die 
Zukunft, ohne Datum, aber von 1942, BArch Berlin, R�4901/15055, Bl.�37.

1520 Uhlendahl an Hilde Oldenbourg (München), 26.2.1942, ADNBL, 154/4 (Hefter: 
Ob-Ox), Bl.�79.

1521 So wurde eine von der DB 1941 beantragte Zuweisung von vier Referendaren vom 
REM abgelehnt. Vgl. Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an Uh-
lendahl, 17.7.1941, ADNBL, 455/0 (Hefter: 1936-1943), Bl.�119.

1522 Dies galt etwa für Otto Müller-Benedict, der der DB im Frühjahr 1942 als 
 Referendar zugewiesen wurde. Vgl. Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten 
(Krüss) an REM, 13.3.1942, BArch Berlin, R�4901/13689, Bl.�29�f.; REM an den 
Vorsitzenden des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten, 25.4.1942, ebd., 
Bl.�31. Zur Sperrung der Laufbahn für den höheren Dienst vgl. auch Uhlendahl an 
Fr. W. Pollin (Aschersleben), 21.4.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter: Pa-Pu), Bl.�132R.
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mittleren Dienstes war inzwischen so groß, dass die noch in der Ausbildung be-
findlichen Praktikanten nicht selten vor ihren Prüfungen feste Stellenzusagen 
besaßen.1523 Streckenweise wurden die Lehrgänge auf anderthalb Jahre verkürzt, 
um den Bedarf zu befriedigen.1524 Der Reichsbeirat dachte zudem darüber nach, 
die für den höheren Dienst eingeführte Altersgrenze von 30 Jahren aufzuheben 
oder zu lockern.1525 Da viele Bibliothekare eingezogen worden waren, war man 
sogar bereit, pensionierte Bibliotheksdirektoren zu reaktivieren. Auf diese Weise 
half Uhlendahl dem Deutschen Ausland-Institut in Stuttgart, das auf Uhlendahls 
Vorschlag und »nach Rücksprache mit der Partei den früheren Direktor der 
Landesbibliothek Darmstadt Dr. Eppelsheimer engagierte, der seinerzeit seinen 
Posten niederlegen musste, weil er mit einer Nichtarierin verheiratet war«.1526

Obwohl neben Berlin, München und Leipzig seit Oktober 1941 inzwischen 
auch die Nationalbibliothek in Wien als Ausbildungsstätte des mittleren Diens-
tes fungierte, konnten die Anforderungen an Diplom-Bibliothekaren  – durch 
den »Zugang großer wissenschaftlicher Bibliotheken« in den besetzten Gebieten 
(»Protektorat, Generalgouvernement, Posen, Straßburg usw.)« – nicht voll be-
friedigt werden.1527 War man bei der Einführung der Fachlehrgänge 1938 von 
einem jährlichen Bedarf von etwa 50 Anwärtern ausgegangen, so war ihre Zahl 
bis zum Herbst 1943 auf 125 Kräfte gestiegen. Aus diesem Grund hielt man im 
REM die Einrichtung eines fünften Fachlehrgangs für erforderlich, der bei der 
Gesamt verwaltung der Bibliotheken in Frankfurt am Main angesiedelt werden 
sollte. Nachdem die Frankfurter Bibliotheken im Frühjahr 1944 aber »erhebliche 
Beschädigungen durch feindliche Luftangriffe erlitten« hatten, wurde die Frage 
zurückgestellt.1528 

1523 Vgl. Uhlendahl an Rudolf Juchhoff (PSB), 30.1.1941, ADNBL, 455/0 (Hefter: 
1936-1943), Bl.�110; Uhlendahl an Geheimrat Zenneck (Deutsches Museum, 
München), 4.11.1940, ADNBL, 337 (Hefter: 1940-1956), Bl.�23R.

1524 Vgl. Uhlendahl an Reichsgerichtsrat Fr. Schäfer (Leipzig), ADNBL, 154/5 (Hef-
ter: Sa-Schn), Bl.�114; Uhlendahl an das Institut für Materialprüfungen des Bau-
wesens (Stuttgart), 1.4.1941, ADNBL, 337 (Hefter: 1940-1956), Bl.�34R; Werner 
Rust (DB) an die Vereinigten Buchgesellschaften mbH, Berlin, 21.4.1941, ebd., 
Bl.�36R.

1525 Vgl. Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten an REM, 11.4.1942, BArch Ber-
lin, R�4901/13689, Bl.�35.

1526 Uhlendahl an Geheimrat Zenneck (Deutsches Museum, München), 14.2.1941, 
ADNBL, 337 (Hefter: 1940-1956), Bl.�33.

1527 Rudolf Mentzel (REM) an den OBM in Frankfurt am Main, 27.10.1943, BArch 
Berlin, R�4901/13690, Bl.�61.

1528 Vgl. Krüss (Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM, 7.9.1943, ebd., 
Bl.�56; OBM von Frankfurt am Main an REM, 13.10.1944, ebd., Bl.�62.
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5.9. »Den Bestrebungen der Gegenwart entsprechend« –  
Die Gesellschaft der Freunde und ihre Jahresgaben1529

Auf seiner ersten Sitzung nach der Machtübergabe an die Nationalsozialisten 
stellte der Vorstand der Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bücherei (GdF) 
fest, dass es um die Gesellschaft nicht gut bestellt sei. Nach dem Tod ihres lang-
jährigen Vorsitzenden Richard Linnemann im Jahr 1932 war es »trotz vielfacher 
Bemühungen« nicht gelungen, einen brauchbaren Anwärter für den Posten des 
ersten Vorsitzenden namhaft zu machen. Darüber hinaus hatte die GdF im vergan-
genen Rechnungsjahr »unvorhergesehene und ungewöhnlich hohe Verluste« ein-
gefahren. Das angesichts der allgemeinen Finanzkrise nur schwer zu kompensie-
rende Defizit wurde auf die von der DB 1931 herausgegebene Sondergabe 
»Deutsche Bibliophilie in drei Jahrzehnten« zurückgeführt, der Uhlendahl zwar 
außerordentlich hohe ideelle Bedeutung beimaß, deren Verkaufserlös jedoch weit 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben war.1530 Erschwerend kam hinzu, dass 
der seit Jahren mit Sorge beobachtete Rückgang der Mitgliederzahlen nach wie vor 
anhielt.1531 Im Jahr 1935 verstarben mit Carl Duisberg und Hugo Junkers zwei der 
besonders treuen Förderer der Gesellschaft.1532 Der Rückgang der Mitgliederzah-
len hing aber auch mit der durch die Nationalsozialisten erzwungenen Neuorga-
nisation des gesamten Vereins- und Verbandswesens zusammen, denn durch die 
›Gleichschaltungsmaßnahmen‹ wurde eine ganze Reihe von Vereinen, die Mitglie-
der der GdF waren, aufgelöst oder in größere Verbände eingegliedert. In den meis-

1529 Uhlendahl an Hans Friedrich Blunck (Präsident der RSK), 17.3.1934, ADNBL, 
151/1/3-15, Bl.�1.

1530 Vgl. Protokoll über die Sitzung des Vorstands der GdF, 18.2.1933, ADNBL, 
151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitgliederversammlungen der GdF), unp. Zur Zu-
sammensetzung des Vorstands der GdF vgl. Übersicht: Zusammensetzung des 
Vorstands der GdF seit der Gründung, ohne Datum (1933), ebd., unp. Bei der de-
fizitären Sondergabe handelte es sich um Rodenberg, Julius: Deutsche Bibliophi-
lie in drei Jahrzehnten. Verzeichnis der Veröffentlichungen der deutschen biblio-
philen Gesellschaften und der ihnen gewidmeten Gaben 1898-1930, Leipzig 1931. 
Im Jahr 1933 erschien zudem folgende Sondergabe der GdF: Paust, Albert: Die 
Idee einer deutschen Reichsbibliothek. Zur Vorgeschichte und Gründung der 
Deutschen Bücherei, Leipzig 1933.

1531 Zwischen 1924 und 1933 war die Zahl der jährlich zahlenden Mitglieder von 2.510 
auf 404, die der ›Immerwährenden‹ Mitglieder von 770 auf 592, die der Stifter von 
515 auf 315 und die der ›Ehrenförderer‹ von 115 auf 73 zurückgegangen. Vgl. Uh-
lendahl an Arthur Meiner, 29.12.1933, ADNBL, 151/1 (Hefter: Ehrenausschuss 
Korrespondenz), unp.

1532 Vgl. Kurt von Kamptz (Generalsekretär der GdF): Jahresbericht der GdF für die 
Zeit vom 1.4.1933 bis 31.3.1935, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitglie-
derversammlungen), unp.
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ten Fällen hielten diese Großverbände ihre Mitgliedschaften in der Gesellschaft 
nicht mehr aufrecht. Wie die Geschäftsführung der GdF festhielt, mussten »ferner 
[…] eine Reihe von nichtarischen Mitgliedern ausgeschieden werden«.1533 Dies 
wie auch die Unmöglichkeit, neue einmalige Spenden in größerer Zahl einzuwer-
ben, hatten für einen Rückgang bei den Gesamteinnahmen gesorgt.1534 Geschäfts-
führer Payr beklagte, dass die Mittel der GdF über Gebühr zum Kauf jener Lite-
ratur herangezogen wurden, die außerhalb des Schenkungsbereichs des 
Börsenvereins lag. Da der Börsenverein nur die Beschaffung der Produktion seiner 
Mitglieder garantierte, war es für die DB schwierig, wirklich das gesamte sammel-
pflichtige Schrifttum zu erhalten. Um dies zu gewährleisten, war die GdF wieder-
holt eingesprungen, doch eigentlich sah sie es nicht als ihre Aufgabe an, die sat-
zungsgemäßen Aufgaben der DB zu garantieren. Dies lief auf die Forderung 
hinaus, den Börsenverein verstärkt in die Pflicht zu nehmen, oder nach alternativen 
Wegen der Literaturbeschaffung jenseits der GdF zu suchen.1535

Nachdem Payr nach seinen denunziatorischen Angriffen auf Uhlendahl im Sep-
tember 1933 aus der GdF ausgeschieden war, schlug Uhlendahl den seit 1929 an 
der DB tätigen Kurt von Kamptz als dessen Nachfolger vor, der sein neues Amt 
am 16. Januar 1934 übernahm. Wegen der »ziemlich darniederliegenden Finanz-
verhältnisse der Gesellschaft« gab Uhlendahl zu bedenken, ob es angesichts der 
gegenwärtigen Wirtschaftsverhältnisse und der starken Inanspruchnahme der Be-
völkerung durch andere »Wohltätigkeitsaktionen, wie Winterhilfswerk usw.« 
nicht ratsam sei, den Mitgliedsbeitrag der GdF zu reduzieren.1536 Um der Gesell-
schaft neues Leben einzuhauchen, ersuchte Uhlendahl den Börsenverein um ein 
Darlehen, um Kamptz die nötigen Mittel für eine umfassende Werbekampagne in 
die Hand zu geben.1537 Daneben rührte er auch gegenüber der NSDAP die Wer-
betrommel und überzeugte den Vertreter des KfdK Velmede zum Eintritt in die 

1533 [Otto Drope]: Tätigkeitsbericht der GdF in den Jahren 1933 bis 1938, ohne Da-
tum (um 1938), ebd., unp. Vgl. auch Drope, Otto: Die Gesellschaft der Freunde 
der Deutschen Bücherei, in: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 
1938, Sonderausgabe des BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�7-10, ADNBL, 
182/3 (Hefter: Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�60.

1534 Vgl. Jahresbericht 1932 des Generalsekretärs der GdF, Bernhard Payr, 17.2.1933, 
ADNBL, 151/1 (Hefter: Ehrenausschuss Korrespondenz), unp.

1535 Vgl. Umlauf des Generalsekretärs der GdF, Bernhard Payr, an den Vorstand der 
GdF, 24.3.1933, ADNBL, 151/1 (Hefter: Rundschreiben, Gutachten und Vor-
stands-Sonderkorrespondenz), unp.; Umlauf von Richard Linnemann (24.3.1931) 
und Arthur Meiner (26.3.1931), ebd., unp.

1536 Uhlendahl an Arthur Meiner, 29.12.1933, ADNBL, 151/1 (Hefter: Ehrenaus-
schuss Korrespondenz), unp.

1537 Uhlendahl an Albert Hess (BV), 19.2.1934, ADNBL, 151/1/0, Bl.�103. Dieser »Sa-
nierung« der GdF verschloss sich der BV allerdings. Vgl. Erster Schatzmeister des 
BV an Uhlendahl, 1.3.1934, ebd., Bl.�104.
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GdF.1538 ›Neuen Wind‹ für die Gesellschaft versprach sich Uhlendahl von einer 
›zeitgemäßen‹ Ausrichtung ihrer Jahresgaben, für die er keinen Geringeren als den 
Präsidenten der Reichsschrifttumskammer, Hans Friedrich Blunck, zu gewinnen 
suchte. Im März 1934 bat er um eine unveröffentlichte Schrift aus der Feder des 
»nationalvölkischen Dichters«. Er betonte, es brauche durchaus nichts Belletristi-
sches zu sein, vielmehr etwas, was »den Bestrebungen der Gegenwart« entspreche, 
wobei »sehr wohl auch kulturpolitische Ausführungen« in Frage kämen.1539 
Blunck, sichtlich geschmeichelt, legte ihm daraufhin eine Zusammenstellung ver-
schiedener kleinerer Erzählungen vor, die »in irgendeiner Beziehung zum dörfli-
chen Leben oder zur Landschaft« standen.1540 In der DB und im Vorstand der GdF 
stieß die Dedikation Bluncks auf positive Resonanz. Allerdings trug eine seiner 
Kurzgeschichten den Titel »Friedens vertrag«, woraufhin Uhlendahl anmahnte, 
diese Überschrift würde »in unangenehmer Weise an Versailles« erinnern und sei 
besser durch eine andere zu er setzen.1541 Die Bluncksche Gabe erschien 1934 un-
ter dem Titel »Dörfliches Leben«, stieß jedoch unter den ›Bibliophileres‹ gewohn-
ten Mitgliedern der GdF auf ein geteiltes Echo.1542 Wichtiger ist jedoch, dass sich 
in der Schrift des RSK-Präsidenten das Bestreben des Börsenvereins und der DB 
widerspiegelte, die  Jahresgaben aus ihrem »bisherigen, im wesentlichen bibliophi-
len Charakter«  herauszuheben und »auf eine volkstümliche Grundlage« zu stel-
len.1543 Dies hatte das Mitglied des Börsenvereins, Hans Volckmar, gefordert, um 
auch im Hinblick auf die schleppende Mitgliederwerbung der Gesellschaft voran-
zukommen. Volckmar schlug sogar vor, Hitler selbst für die DB zu interessieren 
und diesen zu bitten, nicht nur das Protektorat über die Gesellschaft zu überneh-

1538 Gleichzeitig bemühte sich Uhlendahl darum, den Geschäftsführer des KfdK, Ur-
ban, als GdF-Mitglied zu gewinnen. Vgl. Uhlendahl an August Friedrich Velmede 
(KfdK, Berlin), 18.9.1933, ADNBL, 840/4/1, unp.

1539 Uhlendahl an Hans Friedrich Blunck (Präsident der RSK), 17.3.1934, ADNBL, 
151/1/3-15, Bl.�1. Der Hinweis auf den »nationalvölkischen Dichter« Blunck fin-
det sich bei Düsterberg, Reichsschrifttumskammer, S.�121.

1540 Joachim Schmidt (Hamburg) an Uhlendahl, 22.3.1934, ADNBL, 151/1/3-15, Bl.�3.
1541 Uhlendahl an Joachim Schmidt (per. Adr. Hans Friedrich Blunck, Hamburg), 

7.4.1934, ebd., Bl.�26.
1542 Annemarie Meiner, Verlegerin, Buchhistorikerin und älteste Tochter des Verle-

gers Arthur Meiner, teilte Uhlendahl mit: »Aber wenn Sie mich nun schon zu den 
echten Bibliophilen rechnen, müssen Sie mir auch erlauben, dass ich die Jahres-
gabe der Deutschen Bücherei unbibliophil finde. Nun, Sie wissen ja selbst am bes-
ten, dass dem so ist.« Meiner (München) an Uhlendahl, 20.11.1934, ADNBL, 
154/5 (Hefter Ma-Me), Bl.�144.

1543 Vgl. Ausführung von Hans Volckmar (BV), Weihnachten 1934, ADNBL, 151/1 
(Hefter: Ehrenausschuss Korrespondenz), unp. Die kleine Schrift Bluncks er-
schien als 15. Jahresgabe der DB. Vgl. Blunck, Hans Friedrich: Dörfliches Leben. 
7 Erzählungen, Leipzig 1934.
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men, sondern selbst eine Jahresgabe beizusteuern, wobei er an eine »schlicht-
menschliche« Erinnerung aus des ›Führers‹ Jugend oder eine Geschichte über ein 
»naturverbundenes Erlebnis am Obersalzberg« dachte. Eine solche Schrift würde 
die Öffentlichkeit »mit großer Freunde« aufnehmen und die GdF vermutlich auf 
eine wesentlich breitere Grundlage stellen. Obendrein werde dadurch auch die DB 
»volkstümlich gemacht«.1544

Die Suche nach »hinreichend begüterten wie kulturell interessierten« Geldge-
bern verlief auch in den folgenden Monaten wenig erfreulich.1545 Die Mittel 
reichten Ende 1934 nicht einmal mehr aus, um den Geschäftsführer der GdF zu 
bezahlen. Daher kehrte Kamptz in die Dienste der DB zurück und führte die 
Geschäfte der Gesellschaft nebenamtlich, bevor er die DB Ende 1935 ganz ver-
ließ und die Leitung der Wehrkreisbücherei IV in Dresden übernahm.1546 Die 
nebenamtliche Geschäftsführung der GdF übernahm im Juli 1935 der Bibliothe-
kar Otto Drope, der ihren finanziellen Niedergang ebenfalls nicht aufzuhalten 
vermochte.1547 Im August 1935 war die GdF nicht mehr in der Lage, ihren Teil 
der Mittel für die Beschaffung der sammelpflichtigen, außerhalb des Buchhan-
dels erscheinenden Schriftenproduktion aufzuwenden. Da der Haushaltsplan 
der DB keinerlei Mittel für den Ankauf von Büchern vorsah, bat Uhlendahl den 
Börsenverein, die Verpflichtungen der GdF vorübergehend zu übernehmen.1548 
Daraufhin erklärte sich der Börsenverein bereit, »nicht nur wie bisher für die 
kostenfreie Überlassung der Produktion seiner Mitglieder, sondern auch der 
Produktion des übrigen Buchhandels und der außerhalb des Buchhandels er-

1544 Ausführung von Hans Volckmar (BV), Weihnachten 1934, ADNBL, 151/1 (Hef-
ter: Ehrenausschuss Korrespondenz), unp. Der Plan, Hitler als Protektor und 
Stifter einer Jahresgabe zu gewinnen, schlug fehl. Wie Wilhelm Baur feststellte, 
war die Übernahme eines Protektorats beim ›Führer‹ »nicht erreichbar«. Baur 
lehnte den Plan der Jahresgabe »aus seiner persönlichen Kenntnis des Führers zu 
solchen Ansinnen« als unmöglich ab. Dagegen glaubte Baur, vom Eher-Verlag 
aus, einiges aus den Werken Hitlers zur Verfügung stellen zu können und ver-
sprach, sich um einen Beitrag aus dem Dispositionsfonds des Reichskanzlers zu 
bemühen, der für die Werbemaßnahmen der GdF Verwendung finden sollte. Vgl. 
ebd.; Wilhelm Baur (BV) an Hans Volckmar (Leipzig), 19.12.1934, ADNBL, 
100/5/2, Bl.�23�f.

1545 Uhlendahl an Hermann Rauch (Wiesbaden), 16.11.1934, ADNBL, 151/1/1 (Hef-
ter: Korrespondenz 1930-1941), unp.

1546 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 4.1.1935, ADNBL, 154/2 (Hefter: Direktorialver-
fügung 1933-1936), Bl.�259; Vgl. Kurt von Kamptz (Generalsekretär der GdF): 
Jahresbericht der GdF für die Zeit vom 1.4.1933 bis 31.3.1935, ADNBL, 151/1/0 
(Hefter: Jahres- und Mitgliederversammlungen), unp.; DB an Hauptmann Kurt 
von Kamptz (Vorstand der Wehrkreisbücherei IV, Dresden), 6.1.1938, ADNBL, 
641/1/0 (1938-1952), Bl.�2R.

1547 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 6.7.1935, ADNBL, 151/1/0, Bl.�110.
1548 Vgl. Uhlendahl an den Vorstand des BV, 15.8.1935, ADNBL, 233/3, Bl.�10.
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scheinenden Schriften zu sorgen, solange die Gesellschaft der Freunde« nicht 
dazu in der Lage sei.1549

Kalenderjahr Gesellschaft der Freunde Börsenverein

1924 4.164,30 8.162,60

1925 7.029,11 12.332,87

1926 7.493,09 12.688,44

1927 8.496,81 8.174,05

1928 12.308,14 6.802,76

1929 10.036,09 8.308,04

1930 11.357,57 8.278,52

1931 8.256,00 6.983,06

1932 6.680,01 5.382,15

1933 5.453,76 3.658,01

1934 2.497,91 3.105,55

1935 7.041,33 3.213,42

1936 1.853,22 4.331,84

1937 1.011,51 4.967,34

1938 1.393,40 5.070,23

1939 860,47 5.126,76

1940 989,90 3.462,01

1941 799,29 2.017,25

1942 19,94 494,57

1943 17,50 627,16

1944 0 409,45

Gesamt: 97.750,35 113.596,08

Tabelle 11: Ausgaben für Bücherkauf für die DB durch die Gesellschaft der Freunde 
der DB und den Börsenverein, 1924-1944 (in RM)1550 

1549 Bericht über die 82. Sitzung des GA der DB am 10.12.1935, ADNBL, 153/1/1-82, 
Bl.�23-41, hier Bl.�25. Der BV versuchte in den folgenden Jahren diese finanzielle 
Belastung wieder abzuschütteln, da sich die GdF aber nicht wesentlich erholte, 
musste er immer wieder in die Bresche springen. Vgl. etwa Bericht über die 85. 
Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�20.

1550 Von 1936 bis 1942 setzten sich die Beträge des BV aus normalen Beiträgen des BV 
für die Produktion seiner Mitglieder und aus Ersatzleistungen des BV für die GdF 
wie folgt zusammen: 1936: Beitrag BV Mitgliederproduktion 1.191 RM/Ersatz-
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Wie Uhlendahl gegenüber dem Börsenverein beteuerte, werde die Werbung 
der DB unvermindert fortgesetzt. Auch wolle man sich wieder der Herausgabe 
von Jahresgaben widmen, um neue Mitgliederbeiträge hereinzubringen.1551 Da 
zwischen 1935 und 1937 keine Jahresgaben erschienen waren, wollte man das 
Versäumte im Jahr 1938  – in dem die DB ihr 25-jähriges Jubiläum feierte  – 
»schlagartig« mit gleich drei Veröffentlichungen nachholen.1552 Zu diesem 
Zweck bat Uhlendahl den Himmler-Vertrauten – den »Barden der SS« und in-
zwischen auch als Präsidenten der RSK amtierenden  – Hanns Johst um eine 
Kostprobe seiner Dichtkunst, was dieser jedoch ablehnte.1553 Allerdings lieferte 
der österreichische Schriftsteller und Bibliothekar, Robert Hohlbaum, eine »pa-

leistung für die Produktion der Nichtmitglieder des BV 3.140,84 RM, 1937: 748,62 
RM/4.218,72 RM, 1938: 700,07 RM/4.370,16 RM, 1939: 617,57 RM/4.509,19 RM, 
1940: 799,10 RM/2.662,91 RM, 1941: 666,15 RM/ 1.351,10 RM und 1942: 494,57 
RM/0 RM. Vgl. Übersicht der DB: Bücher-Käufe aus Mitteln der GdF und des 
BV 1924-1944, ADNBL, 233/3, Bl.�35.

1551 Vgl. Albert Paust (DB) an Albert Hess (BV), 18.2.1936, ADNBL, 233/3, Bl.�14. 
Aus zwei Listen der DB vom Oktober 1936 und vom Februar 1938 geht hervor, 
dass man dabei an folgende Schriftsteller dachte, von denen ein großer Teil dem 
NS-Gedankengut nahestand. Die schiere Menge an potentiellen Autoren verweist 
darauf, dass man bei ihrer Auslese nun eher wahllos, nicht mehr so exklusiv wie 
vor 1933 verfuhr: Hans Carossa, Wilhelm von Scholz, Hans Grimm, Hermann 
Stehr, Guido Kolbenheyer, Walter von Molo, Hermann Eris Busse, Hermann 
Burte, Agnes Miegel, Lulu von Strauss und Torney, Emil Strauss, Felix Timmer-
manns, Wilhelm Schäfer, Rudolf Alexander Schröder, Josef Winckler, Otto Brües, 
Josepha Behrens-Totenohl, Josef Weinheber, Wolfgang Goetz, Richard Billinger, 
Edwin Erich Dwinger, Heinrich Zillich, Hans Zöberlein, Gerhard Schumann, 
Eberhard Wolfgang Möller, Heinrich Anacker und Karl Heinrich Waggerl. Vgl. 
Liste Uhlendahls, 26.10.1936, ADNBL, 151/1 (Hefter: Allgemeine Korrespon-
denz der GdF), unp.; Liste der DB: Für die nächste Jahresgabe der GdF kommen 
in Betracht, 19.2.1938, ADNBL, 151/1/3/0, unp.

1552 [Otto Drope]: Tätigkeitsbericht der GdF in den Jahren 1933 bis 1938, ohne Da-
tum (um 1938), ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitgliederversammlungen 
der GdF), unp.

1553 Vgl. Uhlendahl an Staatsrat Hanns Johst (Präsident der RSK, Oberallmannshau-
sen am Starnberger See), 19.2.1938, ADNBL, 151/1/3/0, unp.; Hanns Johst (Prä-
sident der RSK) an Direktion der DB, 25.2.1938, ebd., unp. Im Jahr 1941 bemühte 
sich die DB erneut um eine Jahresgabe Johsts, was aber wieder nicht zustande 
kam. Vgl. Conrad Witzmann (Leipzig) an Staatsrat Hanns Johst, 23.4.1941, ebd., 
unp.; Uhlendahl an Conrad Witzmann (Leipzig), 22.4.1941, ebd., unp. Zu Johst, 
vgl. Düsterberg, Johst. Der von Uhlendahl ebenfalls um eine Gabe ersuchte Ly-
riker Josef Weinheber erteilte der GdF ebenfalls eine Absage, begründete diese 
aber damit, dass seine Produktion dem Verlag Langen/Müller in München gehöre. 
Uhlendahl an Josef Weinheber (Wein), ADNBL, 151/1/0, Bl.�113; Josef Weinhe-
ber (Wien) an Uhlendahl, 25.3.1938, ADNBL, 151/1/3/0, unp.
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ckende kleine österreichische Soldatentragödie« mit dem Titel »Lombardische 
Nacht«, was vor dem Hintergrund des eben vollzogenen ›Anschlusses‹ der ›Ost-
mark‹ einen in politischer Hinsicht ›äußerst glücklichen‹ Umstand darstellte.1554 
Um Dissonanzen zu vermeiden, legte Uhlendahl das Manuskript dem RMVuP 
vor, das prompt monierte, in Hohlbaums Drama würden die österreichischen 
Offiziere gegenüber den Italienern »sehr schlecht« wegkommen. Da »die heu-
tigen österreichischen Offiziere« Anstoß nehmen könnten, wurde Hohlbaum 
ersucht, »die in Betracht kommenden Stellen ein wenig zu mildern, damit die 
Offiziere ihren italienischen Partnern gegenüber in der Achtung der Leser beste-
hen« könnten.1555 Hohlbaum teilte die Auffassung des Ministeriums nicht, 
meinte  sogar, dem österreichischen Offizierskorps in einigen seiner Gestalten 
»volle Gerechtigkeit widerfahren« zu lassen. »Wenn man das Ganze mit der heu-
tigen Zeit« vergleiche, so Hohlbaum an Uhlendahl, so werde man »in den Voll-
streckern des Bluturteils« seines Stückes »Parallelgestalten zu jenen erblicken, 
die das Urteil über Planetta und Holzweber« gefällt und »die über General 
Krauss zu Gericht« gesessen hätten. Einige von ihnen, »wie Zehner und Fey« 
hätten ja »schon durch Selbstmord die Konsequenzen gezogen«. »Dass ein 
Halbtoter zur Richtstätte geschleppt« worden sei, sei unter Dollfuß vorge-
kommen. Dennoch sei er aus künstlerischen Gründen bemüht gewesen, »eine 
Schwarzweißmalerei zu vermeiden«. Die Grausamkeit seines Antagonisten, »der 
ja außerdem Slave« sei, erschien ihm »als notwendige Härte«.1556 Dies, wie auch 
die negativen Anspielungen Hohlbaums auf die Richter der NS-Putschisten und 
Dollfuß-Mörder Otto Planetta und Franz Holzweber, die ihre ›gerechten‹ Stra-
fen für ihr Handeln erfahren hätten, verweisen auf die NS-affine politische Stoß-
richtung der neuen Jahresgabe, die ganz im Sinne derjenigen war, die Planetta 
und seine Kumpane nach 1938 zu nationalsozialistischen »Freiheitshelden« sti-
lisierten.1557 Das Drama Hohlbaums erschien nach einigen mildernden Ände-
rungen 1938 als 16. Jahresgabe der GdF für die Jahre 1935 und 1936.

1554 Robert Hohlbaum (Duisburg) an Uhlendahl, 21.2.1938 u. 22.3.1938, ADNBL, 
151/1/3-16, Bl.�2 u. 75; Uhlendahl an Bibliotheksdirektor Robert Hohlbaum 
(Duisburg), 17.3.1938, ebd., Bl.�74; Uhlendahl an Frida Milkau, 9.9.1942, ADNBL, 
154/5 (Hefter Mic-Mly), Bl.�25.

1555 Uhlendahl an Robert Hohlbaum (z. Zt. Wien), 22.4.1938, ADNBL, 151/1/3-16, 
Bl.�76.

1556 Robert Hohlbaum (Wien) an Uhlendahl, 24.4.1938, ebd., Bl.�78. In dem Stück er-
scheint der kaisertreue Oberst (»alter slawischer Schwertadel«) als brutaler, unge-
bildeter und unbeherrschter, im Grunde genommen ungeeigneter Befehlshaber. 
Vgl. Hohlbaum, Robert: Lombardische Nacht. Eine österreichische Soldatentra-
gödie in 3 Akten, Leipzig 1938, S.�12, 19-33.

1557 Zum Wiener Putsch von 1934 und der Ermordung des österreichischen Bundes-
kanzlers Engelbert Dollfuß vgl. Longerich, Himmler, S.�186-188; Hachmeister, 
Gegnerforscher, S.�32-34. Zur ›Heldenverehrung‹ von Planetta und Holzweber 
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Die ebenfalls 1938 erschienene 18. Jahresgabe der ostpreußischen Schriftstel-
lerin Agnes Miegel wurde von Uhlendahl nicht nur als »nationale Hymne« ge-
feiert, nach seiner Aussage passe der »vaterländische und aktuelle Grundton Ih-
rer Dichtung […] vorzüglich zu dem Charakter der Deutschen Bücherei«.1558 
Im Mittelpunkt der von Kolonial-, Kriegs- und NS-Prosa durchzogenen Ge-
schichte »Das Erlebnis des Feldwebels Schmidtke« stand ein Invalide des Ersten 
Weltkrieges, der Jahre nach seinem Lazarett-Aufenthalt an der Ostfront seiner 
damaligen Krankenschwester und ›alten Kriegskameradin‹ einen Besuch abstat-
tete. Bei ihr lebte ihre jüngste Nichte – ein strammes ›BDM-Mädel‹ –, die beim 
Anblick des Feldwebels »den Arm zum Gruß […] Heil Hitler!« erhob. Sie wollte 
nach dem »Arbeitsdienst und der Tropenschule« eine »Farm in Südwest« bewirt-
schaften.1559 Bei ihren Erinnerungen an die Kriegszeit kamen die ›Alten‹ auf 
einen Vorfall zu sprechen, der damals unter den Kameraden Schmidtkes für Ver-
wunderung gesorgt hatte. Denn Schmidtke war während eines Waldspaziergangs 
verschwunden und hatte, nachdem er ohnmächtig aufgefunden worden war, Selt-
sames über Feuer und Eisen berichtet und »immer von einem Schwert« gespro-
chen. Da er nie über sein wundersames Erlebnis im Wald berichtet hatte, bat ihn 
seine alte ›Kameradin‹, sein jahrelanges Schweigen nun endlich zu brechen.1560 
Wie Schmidtke daraufhin berichtete, war er in eine Schlucht und dabei in eine 
Art Traum gefallen, in dem ihm ein Schmied begegnet sei. Dieser habe fieberhaft 
an seinem Meisterstück, einem Schwert, gearbeitet, das ihm allerdings auch bei 
seinem zweiten Versuch zersprungen sei. Nun jedoch sei Schmidtke Zeuge ge-
worden, wie aus den Trümmern dieses zweiten Schwertes ein neues entstehen 
sollte – eine deutliche Metapher für die Erschaffung des ›Dritten Reiches‹:

»Zerschrottet und zerstampft mit dem weißen Staub eurer Gebeine, mit den 
Tränen eurer Witwen und Waisen genetzt, mit dem bittren [!] Kraut Hunger 
gewürzt, gedörrt wie Lehm vom Wind der Not, den Vögeln zum Fraß vorge-
worfen […]. In den Staub getreten und verstreut – aber neu gewaschen und 
geglüht, neu von dem Hammer des Herzens gehämmert – wieder werde ich’s 
schmieden! […] Kein Sprung wird’s zerschellen, kein Blut es zerfressen, kein 
Zorn es zerbrechen. Das dritte, das herrliche Schwert!«1561

nach dem ›Anschluss‹ Österreichs vgl. Weihsmann, Helmut: Bauen unterm Ha-
kenkreuz. Architektur des Untergangs, Wien 1998, S.�1059.

1558 Uhlendahl an Agnes Miegel (Königsberg), 31.5.1938, ADNBL, 151/1/3-18, 
Bl.�73R-74.

1559 Das Bild einer ernsten, nüchternen, zielorientierten Jugend bediente auch die 
als  Nebenstrang in die Erzählung eingeführte jüngste Enkelin des Feldwebels 
Schmidtke, die als Siedlerin nach dem Osten strebte. Miegel, Agnes: Viktoria. Das 
Erlebnis des Feldwebels Schmidtke, Leipzig 1938, S.�16�f., 23.

1560 Vgl. ebd., S.�29.
1561 Ebd., S.�40-42, hier S.�42.
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In der Abschiedsszene sinnierte der alte Feldwebel, nun habe der Schmied sein 
Schwert »bald fertig geschmiedet«, woraufhin die Nichte der Krankenschwester 
mit Blick auf ihre Hakenkreuzbinde am Arm erwidert, dass er dies doch »längst« 
getan habe. Diese Jahresgabe der GdF – laut Arthur Meiner »von literarisch ho-
her Qualität« – war nicht nur eine Reminiszenz an den Schöpfer des ›Dritten 
Reiches‹, sondern gleichzeitig ein offener Appell an die Jugend, ihrem ›Führer‹ 
zu folgen.1562 

Mit Rücksicht auf das 1938 bevorstehende 25-jährige Jubiläum der DB war im 
ersten Viertel des Jahres zunächst von jeder Werbetätigkeit abgesehen worden, 
um der geplanten Herausgabe mehrerer Jahresgaben größere Resonanz zu ge-
ben. Dieses Vorgehen hatte aber weniger Einfluss auf die Zahl der Mitglieder – 
die inzwischen wieder auf 815 gestiegen war –, sondern auf die Finanzen der 
GdF, denn ihre Einnahmen konnten durch Mitgliederbeiträge und Spenden na-
hezu verdreifacht werden.1563 Den Spendenaufrufen der GdF war nun auch der 
Vermerk beigefügt, dass das Zahlungsersuchen gegenstandslos sei, wenn es sich 
bei dem Empfänger des Schreibens nicht um einen »deutschen Reichsbürger« 
handle.1564 Da seit Linnemanns Tod noch immer kein neuer Vorsitzender be-
stimmt worden war, mahnte das Amtsgericht Leipzig im November 1938 an, 
eine Neuwahl des GdF-Vorstands und gegebenenfalls auch eine Satzungsände-
rung vorzunehmen und zu diesem Zweck eine ordentliche Mitgliederversamm-
lung einzuberufen.1565 Dem Zweiten Vorsitzenden, Arthur Meiner, schien es ge-
boten, die Satzung nunmehr »auf den Führergrundsatz« umzustellen, was aber 
der Geschäftsführer des Börsenvereins für einen Förderverein wie die GdF nicht 

1562 Ebd., S.�46. Wie Arthur Meiner 1938 meinte, seien alle bis dahin erschienenen Jah-
resgaben der DB (Blunck, Hohlbaum, Timmermanns und Miegel) »von literarisch 
hoher Qualität« gewesen. Mitglieder-Versammlung der GdF, 13.1.1939, ADNBL, 
151/1/0, Bl.�129-135, hier Bl.�131. Als 17. Jahresgabe für 1937 war erschienen Tim-
mermanns, Felix: Ich sah Cäcilie kommen, Leipzig 1938.

1563 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1939, ADNBL, 181/1-
1939, Bl.�72 (Kapitel: GdF); [Otto Drope]: Tätigkeitsbericht der GdF in den Jah-
ren 1933 bis 1938, ohne Datum (um 1938), ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und 
Mitgliederversammlungen der GdF), unp. An anderer Stelle sprach Drope von 
1.000 Mitgliedern im Jahr 1938. Vgl. Drope, Otto: Die Gesellschaft der Freunde 
der Deutschen Bücherei, in: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 
1938, Sonderausgabe des BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�7-10, ADNBL, 
182/3 (Hefter: Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�60.

1564 Vgl. Rundschreiben des Vorstands der GdF an die Mitglieder der Gesellschaft, 
September 1938, ADNBL, 151/1/3 (lose im Karton liegend).

1565 Vgl. Amtsgericht Leipzig an GdF, 4.11.1938, ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Doku-
mente und Drucksachen der GdF), unp.; Otto Drope (DB) an Uhlendahl, 
7.12.1938, ebd., unp.
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für erforderlich hielt.1566 Die Hauptversammlung der GdF sah daraufhin von der 
Einführung des ›Führerprinzips‹ ab, fügte der Satzung nun aber einen ›Arier-
paragraphen‹ bei, nach dem als Förderer der GdF nur noch »natürliche Personen 
arischer Herkunft« in Frage kamen.1567 Den Vorsitz übernahm der Verlagsbuch-
händler und Nationalsozialist Conrad Witzmann von der Firma Koehler & 
Volckmar, der nach seiner Inauguration »in kurzen Worten der großen histori-
schen Ereignisse des letzten Jahres« gedachte und »auf den Führer, den Schöpfer 
Großdeutschlands, das Sieg-Heil« ausbrachte.1568

Nachdem das Jubiläum der DB von 1938 die GdF aus ihrer Lethargie gerissen 
hatte, setzte Uhlendahl alles daran, nun auch ihre Jahresgaben wieder regelmäßig 
erscheinen zu lassen. Im Jahr 1939 gewann er den Lyriker Hans Carossa, der 
einen Ausschnitt aus seinen Jugenderinnerungen zur Verfügung stellte, aus dem 
ein klares »Bekenntnis zum eisernen Kanzler« Bismarck hervorging.1569 Wie 
schon 1933 suchte Uhlendahl auch nach Kriegsbeginn nach einer Schrift, »deren 
Gedankeninhalt in engerer Beziehung zu den Zeitverhältnissen« stand. Hatte die 
GdF bis dahin nur schöngeistige Werke anerkannter Dichter veröffentlicht, ent-
schlossen sich ihre Verantwortlichen »in Anbetracht des Krieges« nun, kein 
dichterisches, sondern ein militärwissenschaftliches Werk zu veröffentlichen, 
was in gewisser Weise auf eine ›Bellifizierung‹ der Jahresgaben hinauslief.1570 So 
wandte sich Uhlendahl Anfang 1940 an den ›reaktivierten‹ Fliegergeneral und 
Präsidenten der Deutschen Gesellschaft für Wehrpolitik und Wehrwissenschaf-
ten, Friedrich von Cochenhausen, den er für eine solche ›zeitgemäße‹ Gabe zu 

1566 Uhlendahl an Albert Hess (BV), 21.12.1938, ADNBL, 151/1 (Hefter: Ehrenaus-
schuss Korrespondenz), unp.; Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 23.12.1938, ebd., 
unp.

1567 Niederschrift über die Hauptversammlung der GdF am 13.1.1939, ebd., unp.; Sat-
zung der GdF der DB (angenommen in der Mitgliederversammlung vom 4.5.1917, 
abgeändert in der Mitgliederversammlung vom 13.1.1939), ADNBL, 100/5/1, Bl.�5 
(§�2).

1568 Niederschrift über die Hauptversammlung der GdF am 13.1.1939, 151/1 (Hefter: 
Ehrenausschuss Korrespondenz), unp. Zur Zusammensetzung des neuen Vor-
stands der GdF, dem u.�a. auch Uhlendahl, der Historiker Helmut Berve, der Leip-
ziger Stadtrat Friedrich August Hauptmann, der Direktor der Deutschen Bank, 
Paul Vernickel und der Geschäftsführer des BV, Albert Hess, angehörten, vgl. 
Uhlendahl an sämtliche Mitglieder des Geschäftsführenden Vorstandes sowie an 
Arthur Meiner, 20.1.1939, ebd., unp.; Eintrag im Vereinsregister Leipzig, SStAL, 
29.3.1939, 20031, PP.-V-692, unp. Zu den Mitgliedern des Ehrenausschusses der 
GdF vgl. Ehrenausschuss (Mitgliederübersicht), ohne Datum (um 1940), ADNBL, 
151/1 (Hefter: Ehrenausschuss Korrespondenz), unp.

1569 Carossa, Hans: Ferientage. Aus der Geschichte einer Jugend, Leipzig 1939, S.�14.
1570 Drope (DB) an die Mergenthaler Setzmaschinen-Fabrik GmbH (Berlin), 3.9.1940, 

ADNBL, 151/1/3/20-1, Bl.�9.
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gewinnen suchte.1571 Cochenhausen hatte Anfang 1936 im Deutschen Klub in 
Leipzig einen Vortrag zum Thema »Gedanken um Scharnhorst« gehalten, der 
auf Uhlendahl offenbar großen Eindruck gemacht hatte. Wie er den »hochgeehr-
ten« General nun wissen ließ, würde ein Vortrag wie dieser »für die Mitglieder 
der Gesellschaft, die sich aus gutbürgerlichen und betont deutschgesinnten Krei-
sen zusammensetzen, besonders geeignet erscheinen«.1572 Da der Vortrag aber 
bereits veröffentlicht worden war, schlug Cochenhausen vor, einen anderen 
Vortrag zu verwenden, den er vor einiger Zeit unter dem Titel »Kultur und Sol-
datentum« vor der Philosophischen Gesellschaft in Berlin gehalten hatte. Die 
Arbeit sei »durchaus allgemeinverständlich« und behandle »ein Gebiet von 
höchst aktueller Bedeutung«.1573 Nach Uhlendahl passten die Ausführungen 
»mit ihrem wehrhaften und ethischen Gehalt […] hervorragend in die gegenwär-
tige Zeit«, und es sei mit Gewissheit anzunehmen, dass sie einen starken Wider-
hall und entsprechende Würdigung finden würden. Allerdings habe er Beden-
ken, ob die Mitglieder der GdF, die zu etwa einem Drittel aus akademisch 
gebildeten und zu zwei Dritteln aus »einfacheren Kreisen« bestünden, in der 
Lage seien, Cochenhausens Gedanken zu erfassen und hinreichend zu würdigen. 
Aufgrund seiner bisherigen Erfahrungen mit den Jahresgaben sei es wohl besser, 
Ausführungen zu bringen, die »greifbarer« seien und an den Leser weniger geis-
tige Anforderungen stellten. Dazu war Uhlendahl sogar bereit, den Scharnhorst-
Vortrag als Jahresgabe zu verwenden, obwohl dieser bereits an anderer Stelle er-
schienen war.1574 Da Cochenhausen aber an seiner Entscheidung festhielt, lenkte 
Uhlendahl ein, bat den Autor jedoch, zu Beginn des Manuskriptes »mit einer 
Wendung oder einem Satz auf die gegenwärtigen Kriegsverhältnisse anzuspie-
len«, denn dadurch würde die Schrift »noch aktueller wirken«.1575 Diesem An-
spruch wurde auch die künstlerische Gestaltung gerecht, die nicht nur in ein 
»feldgraues Gewand« gebunden, sondern zudem mit einer künstlerischen Schluss-

1571 Zu Friedrich von Cochenhausen (1879-1946) und der Deutschen Gesellschaft für 
Wehrpolitik und Wehrwissenschaften vgl. maßgeblich Reichherzer, Frank: »Al-
les ist Front!« Wehrwissenschaften in Deutschland und die Bellifizierung der Ge-
sellschaft vom Ersten Weltkrieg bis in den Kalten Krieg, Paderborn 2012, S.�160�f., 
228, 233-253, 429.

1572 Uhlendahl an General der Flieger Friedrich von Cochenhausen (Präsident der 
Deutschen Gesellschaft für Wehrpolitik und Wehrwissenschaften, Berlin), 
26.1.1940, ADNBL, 151/1/3-20, Bl.�1.

1573 Friedrich von Cochenhausen (Deutsche Gesellschaft für Wehrpolitik und Wehr-
wissenschaften, Nürnberg) an Uhlendahl, 16.2.1940, ebd., Bl.�3.

1574 Uhlendahl an General Friedrich von Cochenhausen (Stellvertretender Komman-
dierender General des XIII. Armeekorps, Nürnberg), 18.3.1940, ebd., Bl.�5.

1575 Vgl. Friedrich von Cochenhausen an Uhlendahl, 26.3.1940, ebd., Bl.�6; Uhlendahl 
an Friedrich von Cochenhausen, 4.5.1940, ebd., Bl.�7; Uhlendahl an den Friedrich 
von Cochenhausen, 5.10.1940, ebd., Bl.�15.
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vignette (Buch und Stahlhelm) versehen war und den von Cochenhausen inten-
dierten Konnex von »Kultur und Soldatentum« für jedermann sichtbar mach-
te.1576 Wie er in seiner Schrift betonte, habe die Wehrmacht eine »erzieherische 
Aufgabe am Volke« zu leisten, denn sie sei »ein Träger deutscher Kultur«, der 
sich auf das »gesamte Volksleben im produktiven Sinne« auswirke.1577 Darüber 
hinaus sei sie ein »Hort der Gerechtigkeit, der Ehre, des Anstandes, der Diszip-
lin, der geistigen und körperlichen Konzentrationsfähigkeit« und diese Eigen-
schaften müssten »das ganze Volk befruchten«. Die erzieherische Aufgabe der 
Wehrpflicht bestehe in erster Linie darin, »die sittliche Kraft des gesamten Vol-
kes in den Dienst der Landesverteidigung« zu stellen. Gerade die Verwirkli-
chung des Gedankens, dass der Wehrdienst »Ehrendienst am Volke« sei, würde 
einen tiefgehenden Einfluss auf das Denken und Fühlen der Allgemeinheit aus-
üben. »Die Unterordnung des einzelnen unter die große Pflicht gegen das Vater-
land ohne Rücksicht auf Beruf, Bildung und Vermögen« überbrücke die sozialen 
Unterschiede, führe »zum Bewusstsein gemeinsamer Schicksalsverbundenheit« 
und schweiße »das Volk zu einer starken Wehrgemeinschaft« zusammen.1578 
Anhand des zeitlosen, ›ethisch hochstehenden‹ sowie wissenschaftlich fundier-
ten Werks Carl von Clausewitz’, das über Generationen hinweg dem deutschen 
Heer zu einer »inneren Veredelung« verholfen habe, skizzierte Cochenhausen, 
auf welchen »geistig-seelischen Grundlagen« die Arbeit der Wehrmacht und des 
deutschen Soldatentums aufgebaut sei. So hätten »die jüngsten Feldzüge« bewie-
sen, dass »die geistige Überlegenheit unserer Führung« den »Hauptgrund für die 
schnelle Vernichtung der feindlichen Streitkräfte« gebildet habe.1579 Die Aus-
führungen der zwanzigsten Jahresgabe der GdF von 1940, die die Notwendigkeit 
deutschen »Kämpfertums […] gegen den zerstörenden Einfluss des Kommunis-
mus« hervorhoben, entsprachen also dem Ansinnen der GdF-Verantwortlichen, 
ihre Gaben »nach Text und Form den gegenwärtigen Kriegsbedingungen« anzu-
passen.1580 Es verwundert daher nicht, dass diese Schrift nach 1945 »wegen ihres 
militaristischen Inhalts im Geheimmagazin« der DB verschwand.1581

1576 Otto Drope (DB) an Mergenthaler Setzmaschinen-Fabrik GmbH (Berlin), 
19.11.1940, ebd., Bl.�21; Conrad Witzmann (GdF) an Uhlendahl, 18.11.1940, ebd., 
Bl.�28; Uhlendahl an Konsul Paul Vernickel (Direktor der Deutschen Bank, Rei-
chenberg, Sudetengau), 22.1.1941, ADNBL, 151/1 (Hefter: Ehrenausschuss Kor-
respondenz), unp. Diese Vignette findet sich in von Cochenhausen, Friedrich: 
Kultur und Soldatentum, Leipzig 1940, S.�30.

1577 Ebd., S.�8, 28.
1578 Ebd., S.�28.
1579 Ebd., S.�8-10, 16.
1580 Ebd., S.�8, 29; Uhlendahl an Bibliotheksdirektor Erich Schulz (Horn), 15.4.1941, 

ADNBL, 154/5 (Hefter: Scho-Schw), Bl.�161.
1581 Uhlendahl an Erich Greiner (Bärenfels über Kipsdorf), 28.12.1949, ADNBL, 

154/5 (Hefter: Ga-Gu), Bl.�259.
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Auch die 21. und letzte Jahresgabe widmete sich einem militärischen Thema. 
Wie in den Vorjahren gingen die Impulse zu ihrer Entstehung vom General-
direktor der DB aus. Dabei springt die Analogie zum Fall Cochenhausen ins 
Auge, denn Uhlendahl hatte im Deutschen Klub in Leipzig einen Vortrag des 
ihm befreundeten Chefs der Heeresarchive in Potsdam, General Friedrich von 
Rabenau, über den »Schöpfer der neuen deutschen Wehrmacht«, Hans von Se-
eckt, gehört.1582 Nachdem das OKW die Schrift unter der Bedingung freigegeben 
hatte, dass in der Presse keine Besprechungen darüber erschienen, bemühte sich 
Uhlendahl um eine schnelle Drucklegung und regte die Einführung eines kleinen 
passenden Schmucks  – »irgendein soldatisches Emblem (Schwert, Eisernes 
Kreuz oder etwas Ähnliches)« – an.1583 Die biographisch angelegte Jahresgabe 
stellte den Versuch dar, Seeckt, der zum Nationalsozialismus stets Distanz ge-
wahrt hatte, mit dem NS-Regime zu versöhnen und »zu einer der Voraussetzun-
gen […] für die deutschen Siege seit 1939« zu machen.1584 Dies stieß allerdings 
unter den Vertretern der ›alten‹ und der ›neuen‹ Rechten auf geteilte Meinungen. 
So dankte ein Seeckt-Verehrer Uhlendahl für die ausgezeichnete Darstellung, in 
der »manches weggelassen und anderes etwas betont hinzugesetzt sei«. Dies sei 
sicher »der Wucht der herrschenden Zeit« zuzuschreiben, »der sich ein Schrift-
steller heute nicht entziehen« könne. Dass Seeckt »zu den begeisterten Anhän-
gern des Regimes gehören würde oder dass er die außenpolitische Konstellation 
dieses Krieges richtig und für uns günstig gehalten hätte«, sei jedoch nicht an-
zunehmen.1585 Der Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek, Rudolf 

1582 Rabenau war von der Witwe Seeckts mit der Bearbeitung des literarischen Nach-
lasses des 1936 verstorbenen Generalobersts betraut worden und hatte auch des-
sen Lebenserinnerungen herausgegeben. Vgl. Uhlendahl an General der Artillerie 
Friedrich von Rabenau (Chef der Heeresarchive, Potsdam), 26.11.1941, ADNBL, 
151/1/3-21, Bl.�1; Uhlendahl an Verlagsbuchhändler Arndt Beyer (Gaschwitz), 
29.8.1942, ebd., Bl.�66; Uhlendahl an Ludwig Potthoff (Essen-Stadtwald), 
21.12.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter: Pa-Pu), Bl.�150. 

1583 Dem mit dem Druck der Jahresgabe betrauten Drucker Carl Ernst Poeschel 
schrieb Uhlendahl in diesem Zusammenhang, dass sein Vorschlag bei Poeschel 
sicher ein ironisches Lächeln provoziere, aber man müsse eben Rücksicht auf das 
Gros der Mitglieder der GdF nehmen, »die gern auch ein äußeres Zeichen sehen« 
würden. Ein solches Symbol wurde aber schließlich doch nicht in die Jahresgabe 
aufgenommen. Uhlendahl an Buchdruckereibesitzer Carl Ernst Poeschel (Leip-
zig), 4.7.1942, ebd., Bl.�64; Friedrich von Rabenau (Chef der Heeresarchive, Pots-
dam) an Uhlendahl, 2.12.1941 u. 26.1.1942, ebd., Bl.�3 u. 4.

1584 Von Rabenau, Friedrich: Seeckt, Leipzig 1942, S.�48. Zu Seeckt und seiner Distanz 
zum NS vgl. Hürten, Heinz: Seeckt, Hans von, in: Neue Deutsche Biographie 24 
(2010), S.�139-140 (Online-Version, URL: https://www.deutsche-biographie.de/
gnd118612603.html#ndbcontent, eingesehen am 14.11.2017).

1585 Hauptmann Hans Erbe an Uhlendahl, 27.9.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter: Eb-
Ew), Bl.�87.
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Buttmann, frühes Mitglied der NSDAP (Mitgliedsnr. 4) betonte, dass Seeckt als 
»Vorbereiter unserer heutigen Wehrmacht« zweifellos eine »geschichtliche Per-
sönlichkeit« geworden sei, »die in trauriger Zeit das unter den gegebenen Ver-
hältnissen Beste geleistet« habe. Aber »menschlich« sei er ihm auch durch die 
Studien Rabenaus nicht näher gekommen: »Wir waren im Jahr 1923 von Seeckts 
politischer Haltung doch so enttäuscht, dass mir die Andeutungen in der warm 
geschriebenen Schrift von Rabenau nicht genügen[,] um einen herben Nachge-
schmack bei Nennung dieses Namens loszuwerden.«1586

Infolge des Krieges stagnierte die Mitgliederentwicklung der GdF ab 1940, 
was sich negativ auf ihren Kassenbestand auswirkte. Im Jahr 1943 verfügte die 
GdF über nur noch 770 Mitglieder.1587 Im Zuge der noch zu schildernden Um-
wandlung der DB in eine Anstalt des öffentlichen Rechts erwog der Börsenver-
ein, den von ihm für die GdF aushilfsweise übernommenen Ankauf der Verlags-
produktion, die von Nichtmitgliedern des Börsenvereins im Ausland stammte 
und nicht unberechnet abgegeben wurde, einzustellen und der DB zu überlassen. 
Allerdings erklärte sich Wilhelm Baur bereit, den Ankauf der bezeichneten Li-
teratur durch die Geschäftsstelle des Börsenvereins zunächst für ein weiteres 
Jahr zu vermitteln.1588 Um die Kassen zu füllen, veranstaltete die GdF im Früh-
jahr 1941 eine größere Werbeaktion im Sudetenland, die der Gesellschaft mit 
Franz Josef Fürst von und zu Liechtenstein zwar einen neuen »Ehrenförderer« 
(5.000 RM) zuführte, jedoch insgesamt ernüchternd ausfiel.1589 Im selben Jahr 
traten im Anschluss an die Kantate-Sitzung des Börsenvereins die »Parteibuch-
verleger« zu einer Sitzung in der DB zusammen, in deren Rahmen der GdF-Vor-

1586 Rudolf Buttmann an Uhlendahl, 30.10.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), 
Bl.�34. Damit spielt Buttmann auf die aus Sicht der Hitler-Anhänger fragwürdige 
Haltung Seeckts bei den von linker wie von rechter Seite geplanten Umsturzver-
suchen von 1923 an. Vgl. dazu Büttner, Weimar, S.�199-208.

1587 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1943, ADNBL, 181/1-
1943, Bl.�2 (Kapitel: GdF).

1588 Vgl. Auszug aus einem Schreiben von Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 9.7.1940, 
ADNBL, 233/3, Bl.�26; Auszug aus einem Schreiben Uhlendahls an Wilhelm Baur 
(BV), 4.9.1940, ebd.

1589 Zwar hatte die GdF von 27 sudetendeutschen Stellen positive Resonanz erhalten, 
darunter auch von den Mannesmannröhren-Werken in Komotau (1.000 RM), aber 
gleichzeitig auch mindestens 170 negative oder ausgebliebene Antworten ver-
bucht. Vgl. Otto Drope (DB) an Paul Vernickel (Reichenberg) (mit anliegender 
Übersicht: Werbung Sudetenland 1941), 30.9.1941, ADNBL, 151/1 (Hefter: Eh-
renausschuss Korrespondenz), unp.; Die Werbeaktion war auf Vermittlung des 
Vorstandsmitglieds der GdF, Konsul Paul Vernickel (Direktor der Deutschen 
Bank, Reichenberg), zustande gekommen. Vgl. Paul Vernickel (Reichenberg) an 
Uhlendahl, 16.1.1941, ebd., unp.; Uhlendahl an Paul Vernickel (Reichenberg), 
22.1.1941, 30.5.1941, 18.9.1941 u. 14.2.1942, ebd., unp.
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sitzende Witzmann immerhin einige seiner Kollegen für die Gesellschaft gewin-
nen konnte.1590 Allerdings hatte die GdF – zu deren Förderern nach wie vor auch 
die IG Farben und seit 1943 der Industrielle Paul Reusch gehörten  – auch 
schmerzliche Verluste zu verkraften. So verlor sie allein 1941 sechs Mitglieder 
durch den Tod, unter ihnen das immerwährende Mitglied, den Generaldirektor 
der Hoesch A.�G., Friedrich Springorum.1591

Im März 1943 übernahm die seit einem halben Jahr in der Beschaffungsabtei-
lung der DB tätige Aushilfsangestellte Else Smalejus die mit der Geschäftsfüh-
rung der GdF verbundenen Aufgaben, die – wie schon unter ihrem Vorgänger 
Drope – außerhalb der allgemeinen Dienstzeit ausgeführt werden sollten.1592 Da 
Smalejus aber Anfang 1945 zum Einsatz in der Rüstungsindustrie verpflichtet 
wurde, trat Uhlendahls Sekretärin Susanne Förster an ihre Stelle.1593 Anfang 
1945 begann man mit der Mahnung der für 1944 ausstehenden Mitgliedsbeiträge, 
wobei es zu Komplikationen kam, da eine Reihe von Mitgliedern inzwischen 
›ausgebombt‹ war und die Adressen gewechselt hatten.1594 Um die Mitglieder-
kartei gegen Luftangriffe zu sichern, wurden vier Abschriften hergestellt und an 
unterschiedlichen Orten aufbewahrt.1595 Die Werbemaßnahmen waren zu die-
sem Zeitpunkt weitgehend eingestellt. Mit Rücksicht auf die Kriegsverhältnisse 
wurde auf die Durchführung einer Mitgliederversammlung und die Herausgabe 
weiterer Jahresgaben verzichtet.1596 

1590 Otto Drope (DB): GdF Jahresbericht 1941/42, ohne Datum (um März 1942), 
ADNBL, 151/1/0 (Hefter: Jahres- und Mitgliederversammlungen der GdF), unp.

1591 Vgl. ebd. Zu den jährlichen Zahlungen der IG Farben vgl. I.�G. Farbenindustrie 
A.�G. (Frankfurt am Main) an die GdF, 26.6.1941 u. 23.11.1942, ADNBL, 151/1/1-3 
(Hefter: Korrespondenz mit Mitgliedern I-M, 1940-1946), unp.; Paul Reusch 
(Stuttgart) an Uhlendahl, 6.3.1943 u. 15.3.1943, ADNBL, 151/1/1-3 (Hefter: Kor-
respondenz mit Mitgliedern N-Sch, 1940-1946), unp.

1592 Vgl. Uhlendahl an Else Smalejus (DB), 4.3.1943, ADNBL, 151/1 (Hefter: Ehren-
ausschuss Korrespondenz), unp.

1593 Vgl. Susanne Förster (DB) an Uhlendahl, 1.12.1944, ebd., unp.; Uhlendahl an 
Conrad Witzmann (Leipzig), 9.1.1945, ebd., unp.

1594 Erstaunlicherweise fanden sich aber trotzdem immer noch neue Stifter. Vgl. ebd.
1595 Vgl. ebd.
1596 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1943, ADNBL, 181/1-

1943, Bl.�2 (Kapitel: GdF).
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5.10. »Da wir zur Zeit noch wenig Freunde im Ausland haben, tun wir 
gut, die Beziehungen, die wir besitzen, möglichst zu pflegen« – 
Internationale Bibliothekspolitik bis 19391597

Im März 1933 teilte der Deutsche Generalkonsul in Chicago, Hugo Ferdinand 
Simon, dem Auswärtigen Amt in Berlin mit, dass die American Library Associ-
ation im Rahmen ihrer bevorstehenden Jahresversammlung beabsichtige, auch 
eine Tagung des unter amerikanischem Vorsitz stehenden Internationalen Bi-
bliotheksausschusses der IFLA abzuhalten.1598 Der Ausschuss war das ausfüh-
rende Organ des 1927 gebildeten Internationalen Verbandes der Bibliothekar-
vereine, dem inzwischen 28 Vereinigungen aus 23 Ländern angehörten, unter 
ihnen der Verein Deutscher Bibliothekare und der Verband deutscher Volksbi-
bliothekare. Nachdem der Schwede Isak Collijn 1931 sein Amt als Präsident der 
IFLA niedergelegt hatte, war William Warner Bishop, Direktor der Bibliothek 
der State University of Michigan, zu seinem Nachfolger gewählt worden. Als 
Generalsekretär fungierte noch immer der Direktor der Bibliothek des Völker-
bundes in Genf, Tietse Pieter Sevensma.1599 »Angesichts der Stellung, die das 

1597 Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg, 18.6.1935, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, 
Bl.�14.

1598 Dr. Hugo Ferdinand Simon (Deutsches Generalkonsulat, Chicago) an das AA 
(Berlin), 23.3.1933, BArch Berlin, R�1501/126835, Bl.�8�f.

1599 Deutschland hatte mit seinem Austritt aus dem Völkerbund auch seine Mitarbeit 
an der vom Völkerbund für Bibliotheksfragen eingesetzten Sachverständigen-
Kommission eingestellt. Da die IFLA und ihr Bibliotheksausschuss unabhängig 
vom Völkerbund waren, war eine Mitarbeit deutscher Bibliothekare in der IFLA 
weiterhin möglich. Vgl. Bericht von Krüss über seine Reise nach New York, Chi-
cago und Washington zur Teilnahme an der Jahresversammlung der American 
Library Association in Chicago 27.  September.-4.  November 1933, 8.11.1933, 
ebd., Bl.�56. Im Juli 1934 untersagte das RMdI die Lieferungen amtlicher deutscher 
Veröffentlichungen an die Bibliothek des Völkerbundes. Vgl. Helmut Nicolai 
(RMdI) an den Direktor der DB, 12.7.1934, ADNBL, 515/29, Bl.�27. Der  Austausch 
zwischen der DB und der Bibliothek des Völkerbundes wurde aber aufrechterhal-
ten. So bat Sevensma Uhlendahl im August 1936, der Bibliothek des Völkerbun-
des die von der DB bearbeitete ›NS-Bibliographie‹ zuzusenden, was Uhlendahl 
nach Rücksprache mit Wilhelm Baur (Eher-Verlag) veranlasste. Vgl. T.�P. Se-
vensma (Bibliothek des Völkerbundes, Genf) an Uhlendahl, ebd., Bl.�28; Uhlen-
dahl an Wilhelm Baur, 11.9.1936, ebd., Bl.�29; Wilhelm Baur (Zentralverlag der 
NSDAP, Franz Eher Nachf. GmbH, München-Berlin) an Uhlendahl, 21.10.1936, 
ebd., Bl.�31; Uhlendahl an Sevensma, 23.10.1936, ebd., Bl.�32. Nachdem der Schrif-
tenaustausch mit dem Völkerbund wieder zugelassen wurde, legte das REM im 
August 1936 fest, dass der Tausch nur noch über die Reichstauschstelle in Berlin 
erfolgen sollte. Vgl. REM an die obersten Reichsbehörden, 17.8.1936, ebd., Bl.�38. 
Sevensma verließ die Bibliothek des Völkerbundes 1938 und übernahm die Lei-
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deutsche Buch im Ausland« einnahm, hielt es das Konsulat für angebracht, einen 
deutschen Vertreter nach Chicago zu entsenden. Dabei dachte der Generalkon-
sul an Hugo Andres Krüss, der sich in Amerika »eines großen Ansehens« erfreu-
te.1600 Krüss reiste daraufhin nach Amerika und zeigte sich – trotz der »in weiten 
Kreisen« der American Library Association vorhandenen stark antideutschen 
Einstellungen – mit dem Verlauf der Tagung sehr zufrieden.1601 Der »Ehren-Vi-
zepräsident« des Internationalen Verbandes der Bibliothekarvereine wurde von 
seinen amerikanischen Kollegen freundlich empfangen, und so waren die von 
politischen Nebengeräuschen freien Verhandlungen der Erledigung der laufen-
den Geschäfte der IFLA förderlich. Krüss sprach über den Internationalen Leih-
verkehr, über die Geschichte der internationalen Beziehungen zwischen den 
 Bibliotheken und unterrichtete seine Kollegen über die Arbeiten am Preußischen 
Gesamtkatalog. Einen besonderen Schwerpunkt der Verhandlungen markierte 
die Preisgestaltung der deutschen wissenschaftlichen Zeitschriften, an denen sich 
insbesondere die ausländischen Bibliotheken rieben. Von deutscher Seite wurde 
zugesagt, man werde sich um eine Herabsetzung der Preise bemühen. Wie Krüss 
in seinem Bericht an das RMdI abschließend betonte, sei er »an allen Stellen […] 
dem eindringlichen Wunsch begegnet, über die Verhältnisse in Deutschland un-
abhängig von zufälligen und sensationell aufgemachten Pressenachrichten näher 
unterrichtet zu werden«. Krüss nutzte diese Gelegenheiten, um »aufklärend« 
über die Entwicklung seit dem 30. Janaur 1933 zu sprechen und meinte, bei sei-
nen Gesprächspartnern »das einsichtige Verständnis für die grundlegenden Ge-
danken und Erfolge des nationalen deutschen Wiederaufbaus« erkannt zu ha-
ben.1602 In einem Interview mit einer New Yorker Zeitung räumte Krüss mit 
»gewissen Mißverständnissen« auf. Über die Bücherverbrennungen in Deutsch-
land befragt gab er an, diese seien nur »sporadisch« vorgekommen und als »sym-
bolische Handlung« zu deuten. Die wissenschaftlichen Bibliotheken seien davon 
überhaupt nicht betroffen gewesen. Zu den Vorgängen in Deutschland führte er 
aus, »dass die überwältigende Mehrheit des deutschen Volkes die nationale Re-

tung der Bibliotheek der Rijks-Universität in Leiden. Vgl. Wehberg, Hans: T.�P. 
Sevensmas Abschied von Genf, in: Die Friedens-Warte 38 (1938), Nr.�6, S.�307-
309.

1600 Dr. Hugo Ferdinand Simon (Deutsches Generalkonsulat, Chicago) an das AA 
(Berlin), 23.3.1933, BArch Berlin, R�1501/ 126835, Bl.�8�f.

1601 Der Hinweis auf die »antideutschen Einstellungen« der Amerikaner geht auf den 
Nachfolger Simons als Generalkonsul in Chicago, Rolf Jaeger, zurück. Vgl. Rolf 
Jaeger (Deutsches Generalkonsulat, Chicago) an das AA (Berlin), 21.10.1933, 
ebd., Bl.�40.

1602 Bericht von Krüss über seine Reise nach New York, Chicago und Washington 
zur Teilnahme an der Jahresversammlung der American Library Association in 
Chicago 27.  September.-4.  November 1933, 8.11.1933, BArch Berlin, R�1501/ 
126835, Bl.�43-57, hier Bl.�53.
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gierung unter Adolf Hitler aus vollem Herzen begrüßt« habe, weil diese »dem 
deutschen Volke die grundlegenden Elemente wiedergegeben« habe, ohne die 
kein Volk bestehen könne: »Glauben und Vertrauen zu sich selbst und den Geist 
der Ordnung und der Disziplin. Die alte wiederhergestellte nationale Flagge und 
die Fahne der nationalsozialistischen Bewegung seien zusammen das Symbol des 
neuen geeinigten Deutschland, das entschlossen« sei, »seine Zukunft auf den bes-
ten Traditionen und auf den jugendlichen Energien aufzubauen, die das Banner 
der nationalen Wiedergeburt zum Siege getragen« hätten. Auf die deutschen 
 Bibliotheken bezogen erklärte Krüss, »dass tausende von Werken«, die von Ju-
den verfasst seien, in den großen Bibliotheken zu finden seien, und diese Werke 
allen wissenschaftlich Interessierten zu Studienzwecken zur Verfügung stünden, 
egal ob es sich »um Werke über Bolschewismus, Radikalimus oder irgend ein 
Gebiet« handle, das den »nationalen Bestrebungen« noch so fern liege. Gleich-
zeitig jedoch relativierte er die Bücherverbote und Nutzungseinschränkungen 
der  NS-Regierung, die »selbstverständlich […] nicht die Absicht« habe, »derar-
tige Wer ke mißbrauchen zu lassen oder jugendlichen Wirrköpfen in die Hände 
zu geben, die dadurch irregeleitet und verbildet werden könnten«.1603 In seinem 
internen Bericht für den Reichsinnenminister stellte Krüss fest, dass »die Juden-
frage auch für Amerika mehr und mehr als Problem erkannt« werde und es den 
Anschein habe, »als ob die Agitation der New Yorker Judenschaft gegen 
Deutschland in diesem Sinne gerade das Gegenteil von dem« bewirke, was die 
»Absicht ihrer Urheber« sei, »nämlich die Stellung des sich bedroht fühlenden 
amerikanischen Judentums zu festigen«.1604

1603 Staatsbibliothek als Hort der Bücherschätze. Dr. Krueß, ihr Leiter, war zu Bi-
bliothekar-Konvent hier, in: New Yorker Staatszeitung vom 27.10.1933, BArch 
Berlin, R�1501/126835, Bl.�58; MacDonald, Hazel: Calls German Book Burning 
›a Gesture‹, in: Chicago American vom 16.10.1935, ebd. Vgl. auch Schochow, 
Preußische Staatsbibliothek, S.�32�f.

1604 Bericht von Krüss über seine Reise nach New York, Chicago und Washington 
zur Teilnahme an der Jahresversammlung der American Library Association in 
Chicago 27.  September.-4.  November 1933, 8.11.1933, BArch Berlin, R�1501/ 
126835, Bl.�43-57. Dieses Auftreten von Krüss hinterließ offenbar Spuren. Als sich 
der amerikanische Geheimdienst OSS und die britische Fine Arts & Archives 
Branch 1944 mit Krüss befassten, wurde über ihn festgehalten: »Krüss, Prof. Dr. 
H. Director, State Libraries, Berlin, Able librarian; Unreliable; Nazi«. Douglas 
Cooper (Squadron Leader, Monuments, Fine Arts & Archives Branch, Princes 
Gardens) an Headquarter and Headquarter Detachment (for the attention of Bar-
bara M. Poole) OSS ETOUSA, APO. 413, US Army, 23.11.1944, National Ar-
chives London (Kew), FO 1050/1399, unp.
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Der den Amerikanern unterstellte »gefühlsmäßige Antisemitismus« spielte in 
Krüss’ offiziellem Bericht im Zentralblatt für Bibliothekswesen keine Rolle.1605 
Hier informierte er seine deutschen Kollegen lediglich über den Verlauf der Ver-
handlungen. Die jährliche Tagung des Internationalen Bibliotheksausschusses 
hatte 1933 allerdings in zwei Teilsitzungen stattgefunden. Den ersten Teil mar-
kierten die Besprechungen in Chicago am 14. Oktober 1933, denen einen Monat 
später Verhandlungen in Avignon folgten. Die Zerlegung der Tagung erfolgte 
mit Rücksicht darauf, dass es den meisten europäischen Bibliothekarvereinen 
nicht möglich war, ihre Vertreter nach Chicago zu entsenden.1606 In Avignon 
stand erneut die Frage des Preises der deutschen wissenschaftlichen Zeitschriften 
im Vordergrund. Das immer stärkere Anschwellen der deutschen Zeitschriften-
literatur stellte für die Erwerbungsetats der Bibliotheken eine enorme Belastung 
dar. Wie Krüss in Chicago erfahren hatte, mussten einige amerikanische Biblio-
theken – etwa die Bibliothek der Princeton University – etwa 40 Prozent ihres 
Budgets für deutsche Bücher und Zeitschriften aufwenden.1607 Bereits 1932 hatte 
die IFLA daher verkündet, die »hypertrophe Entwicklung« der Zeitschriften-
preise zu unterbinden. Unter maßgeblicher Beteiligung deutscher Biblio thekare 
kam es im August 1933 in Münster zu einem Abkommen zwischen dem Verband 
der Deutschen Hochschulen und dem Börsenverein, dem im Oktober 1933 in 
Chicago eine Übereinkunft zwischen der American Library Association und 
maßgebenden deutschen Verlegern folgte, durch die Umfang und Preis der deut-

1605 Bericht von Krüss über seine Reise nach New York, Chicago und Washington 
zur Teilnahme an der Jahresversammlung der American Library Association in 
Chicago 27.  September.-4.  November 1933, 8.11.1933, BArch Berlin, R�1501/ 
126835, Bl.�43-57, hier Bl.�55.

1606 In Chicago ging es u.�a. um statistische Erhebungen über den Internationalen 
Leihverkehr, über die literarische Produktion und die Sammlung von Material für 
eine allgemeine Bibliotheksstatistik. Auf Veranlassung des »Völkerbundsinstituts 
für die geistige Zusammenarbeit« hatte eine Erhebung über die im Gebrauch be-
findlichen alphabetischen Katalogregeln stattgefunden, über die in Chicago be-
richtet wurde. Sevensma legte auch einen Bericht über die Lage der Bibliothekare 
vor, die infolge des Berufsbeamtengesetzes in Deutschland ihre Stellungen ver-
loren hatten und sich vielfach an ausländische Bibliotheken gewendet hatten, um 
neue Beschäftigung zu finden. Auf den Inhalt dieses Berichts ging Krüss nicht ein. 
Vgl. Krüss, Hugo Andres: Die Jahresversammlung der American Library Asso-
ciation und die Tagung des Internationalen Bibliotheksausschusses in Chicago 
1933, in: ZfB 51 (1934), Heft 3, S.�129-145, hier S.�130, 132�f.

1607 Bericht von Krüss über seine Reise nach New York, Chicago und Washington 
zur Teilnahme an der Jahresversammlung der American Library Association in 
Chicago 27.  September.-4.  November 1933, 8.11.1933, BArch Berlin, R�1501/ 
126835, Bl.�43-57, hier Bl.�48.
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schen Zeitschriften für 1934 um rund 30 Prozent gegenüber 1932 herabgesetzt 
werden sollten.1608 

Eine weitere Aufgabe bildete die Errichtung einer internationalen Biblio-
theksstatistik, die einen Einblick in den Bestand, die Aufgaben und Arbeitsleis-
tungen der großen wissenschaftlichen Bibliotheken eröffnen sollte. Schwieriger 
jedoch war es, »für den Umfang der buchhändlerischen Produktion der Kultur-
länder vergleichbare Jahresziffern zu ermitteln«. So ergaben sich Probleme bei 
der Abgrenzung des zu zählenden Materials, bei der Methode der Zählung und 
bei der Gewinnung der buchhändlerischen Verbände zur Mitarbeit.1609 Als Mit-
glied des von der IFLA eingerichteten »Ausschusses für die Statistik der literari-
schen Produktion« war Uhlendahl mit diesen Problemen vertraut.1610 Er gehörte 
daher auch zu den Teilnehmern der siebten Sitzung des Internationalen Biblio-
theksaussschusses im Mai 1934 in Madrid. Die Jahressitzung des Ausschusses 
widmete sich zwar auch aktuellen Fragen der einzelnen IFLA-Unterausschüsse, 
im Fokus standen jedoch die Vorbereitungen für den II. Internationalen Biblio-
thekskongress. Die Satzungen der IFLA sahen vor, derartige Kongresse alle fünf 
bis sechs Jahre durchzuführen. Der erste »Weltkongress für Bibliothekswesen 
und Bibliographie« hatte 1929 in Rom und Venedig stattgefunden. Für das Jahr 
1935 war nun Madrid auserkoren.1611 Der Kongress sollte unter dem Motto »Die 
Bibliotheken und die Gegenwart« stehen und aktuelle Fragen des volkstümli-
chen und des wissenschaftlichen Bibliothekswesens behandeln. Nach 1929 ge-
fassten Beschlüssen sollte sich das Programm der internationalen IFLA-Kon-
gresse grundsätzlich auf Angelegenheiten internationaler Natur beschränken, so 
auf Fragen, die internationale Beziehungen zwischen den Bibliotheken, die in-
ternationale Bibliographie und Angelegenheiten behandelten, welche die Biblio-
theken aller Länder angingen. Dies waren der Büchertausch, der Leihverkehr, 
die Auskunftserteilung, die Berufsausbildung und die Regelung der Überpro-
duktion auf dem Gebiet des Zeitschriftenwesens.1612

1608 Vgl. Die Bibliothekare in Avignon. Tagung des Internationalen Ausschusses, in: 
Vossische Zeitung Nr.�549 vom 3.12.1933, BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�168.

1609 Ebd.
1610 Vgl. J. Muszkowski (Warschau) an Uhlendahl, 15.4.1933, ADNBL, 819/9 (Hefter: 

1927-1970), Bl.�96.
1611 Vgl. Bericht Uhlendahls über die 7. Internationale Bibliothekskonferenz [Sitzung 

des Internationalen Bibliotheksausschusses] in Madrid am 28./29.5.1934, 
ADNBL, 819/1/6 (IFLA 1934), Bl.�13-18; Bericht von Krüss über die Tagung des 
Internationalen Bibliotheksausschusses des Internationalen Verbandes der Bi-
bliothekarvereine, 31.5.1934, BArch Berlin, R�1501/126842, Bl.�169, 171�f.

1612 Vgl. Krüss, Hugo Andres: Die Tagung des Internationalen Bibliotheksausschus-
ses. Madrid 1934, in: ZfB 51 (1934), Heft 10, S.�495-499; Uhlendahl, Heinrich: 7. 
Internationale Bibliothekskonferenz in Madrid, in: BBl.�101 (1934), Nr.�170 vom 
24.7.1934, S.�664.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

980

Die Hauptarbeit des Kongresses sollte in sieben Sektionen geleistet werden.1613 
Die Sektion »Zusammenarbeit der Bibliotheken«, die sich Fragen der Auskunfts-
erteilung, der Bibliographischen Veröffentlichungen und dem Schriften tausch 
 annehmen sollte, wurde von Krüss geleitet. Im Rahmen dieser Sektion war Uh-
lendahl als Berichterstatter für das Thema »die Nationale Bibliographie in ihren 
Beziehungen zum Ausland« vorgesehen.1614 Da Krüss vom  Organisationsbüro 
der IFLA angehalten war, das für seine Sektion geplante  Programm frühzeitig 
auszuarbeiten und anzumelden, bat er Uhlendahl im November 1934, ihn über 
dessen Vortragsentwurf kurz ins Bild zu setzen.1615 Uhlendahls Referat zielte 
darauf ab, für vier von ihm aufgeführte verschiedene Gruppen nationaler Biblio-
graphien die Verhältnisse in den einzelnen Ländern festzustellen, diese mitein-
ander zu vergleichen, aufgrund dieser Feststellungen Wünsche zu äußern und 
vielleicht auch Grundsätze für eine einheitliche Gestaltung aufzustellen.1616 
Nachdem Krüss die Planungen für seine Sektion weitgehend abgeschlossen 
hatte, fragte er Uhlendahl, ob dieser auch bereit sei, die Funktion eines »General-
Berichterstatters« für einen der von Krüss vorgesehenen sieben Programmab-
schnitte seiner Sektion zu übernehmen.1617 Beim REM trat Krüss dafür ein, dem 
Reich »trotz aller wirtschaftlichen Schwierigkeiten eine wirkungsvolle deutsche 
Vertretung« auf dem Madrider Kongress zu sichern, da diesem »unter allen in-
ternationalen Fachkongressen eine ganz besondere Bedeutung im Sinne deut-
scher kulturpolitischer Interessen« zukomme.1618 Immerhin, so Krüss, beruhe 

1613 Es waren dies die Sektionen »Volksbibliotheken«, »Spezialbibliotheken«, »Wis-
senschaftliche Bibliotheken (Internationaler Leihverkehr)«, »Berufsausbildung 
des Bibliothekars«, »Zusammenarbeit der Bibliotheken«, »Überproduktion auf 
dem Gebiet der Zeitschriften« und »die spanischen Bibliotheken und die spani-
sche Bibliographie«. An allen Sektionen waren deutsche Bibliothekare beteiligt. 
Krüss an REM, 4.1.1935, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), Bl.�42-44.

1614 Vgl. Tagesordnung der Allgemeinen Sitzungen, in: Internationaler Verband der 
Bibliothekar-Vereine: Zweiter Internationaler Kongress für Bibliothekswesen 
und Bibliographie, Madrid u. Barcelona, 20.-30.5.1935, S.�3-6, ADNBL, 819/1/7 
(IFLA 1935), Bl.�10-12. Neben Krüss und Uhlendahl waren auch an Georg Leyh 
(UB Tübingen) und Paul Güntzel (Bibliothek des Reichsgerichts, Leipzig) offizi-
elle Einladungen der IFLA für den Madrider Kongress 1935 ergangen. Vgl. Tietse 
Pieter Sevensma (Generalsekretär der IFLA, Genf) an Adolf Hilsenbeck (VDB), 
2.7.1934, ADNBL, 819/1/6 (IFLA 1934), Bl.�30-32.

1615 Vgl. Krüss an Uhlendahl, 12.11.1934, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), Bl.�28.
1616 Vgl. Uhlendahl an Krüss, 7.12.1934, ebd., Bl.�33�f.
1617 Vgl. Krüss an Uhlendahl, 27.12.1934, ebd., Bl.�36-38.
1618 Eine im deutschen Sinne außen- sowie kulturpolitisch »wertvolle« Maßnahme 

ging von der DB auch in anderer Hinsicht aus. Seit 1933 weilte der Leipziger 
 Bibliothekar Josef Stummvoll in Ankara, wo er an der Landwirtschaftlichen 
Hochschule mit der Errichtung einer Bibliothek nach den Vorschlägen der DB 
befasst war. Vgl. Erich Greiner (RMVuP) an DB, 23.8.1935, ADNBL, 814/2, 
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die Verbreitung des Buches in der ganzen Welt auf der Tätigkeit der Biblio-
theken, die für bestimmte Literaturgattungen fast ausschließlich als Abnehmer 
in Frage kämen. Auch für die Verbreitung des deutschen Buches im Ausland sei 
die Haltung der ausländischen Bibliotheken entscheidend. Aus diesem Grund sei 
es »eine unbedingte Notwendigkeit, auf deutscher Seite die bestehenden viel-
fachen Beziehungen zu den Bibliotheken des Auslands nicht nur zu erhalten, son-
dern nach Möglichkeit auszubauen und zu erweitern«. Der Kongress in Madrid 
biete hierfür »eine außergewöhnlich günstige Gelegenheit«. Eine nicht angemes-

Bl.�55; Bericht über die 80. Sitzung des GA der DB am 29.1.1934, ADNBL, 
153/1/1-80, Bl.�20-34, hier Bl.�31. Diese Pläne standen im Zusammenhang mit dem 
bis in die Kaiserzeit zurückreichenden Interesse der Deutschen, »das türkische 
Bildungssystem nach deutschen Maßstäben auszurichten« und den in der Türkei 
herrschenden französischen Einfluss zurückzudrängen. Im Jahr 1930 wurde die 
Landwirtschaftliche Hochschule in Ankara errichtet, deren Leitung 1933 der 
Leipziger Landwirtschaftswissenschaftler Friedrich Falke übernahm. Vgl. Möckel-
mann, Reiner: Franz von Papen. Hitlers ewiger Vasall, Darmstadt 2016, S.�60�f. 
Dem Aufbau der Hochschulbibliothek in Ankara kam besondere Bedeutung zu, 
denn wie Regine Erichsen zeigt, sahen die ursprünglichen Planungen vor, die an 
der Landwirtschaftlichen Hochschule zu errichtende Bibliothek später in den 
Rang einer Nationalbibliothek zu erheben. Dadurch bot sich der deutschen Kul-
turpolitik die Möglichkeit, »einer Schlüsselinstitution des türkischen Geistes-
lebens ihren Stempel aufzudrücken«. Erichsen, Regine: Für Deutschland in 
 türkischen Diensten. Fachkräfte der Deutschen Bücherei Leipzig beim Biblio-
theksaufbau des Yüksek Ziraat Enstitüsü Ankara (Manuskript, Sept. 1995), 
ADNBL, 349/1/10 (Hefter: Manuskripte Erichsen), S.�1-33, hier S.�4�f. Nach Fal-
kes Worten war die von Stummvoll aufgebaute Bibliothek nicht nur der »Verbrei-
tung des deutschen Buches«, sondern auch »für die Schaffung von Bibliotheksor-
ganisationen nach deutschem Muster in der Türkei« dienlich. Überdies bot das 
deutsche Engagement die Möglichkeit, »im deutschen Sinne und Geiste fest ge-
schulte türkische Bibliotheksbeamte« heranzuziehen. Friedrich Falke (Ankara) 
an die Deutsche Botschaft (Ankara), 31.1.1936, ADNBL, 349/1/10, Bl.�18. Um die 
deutsche »Vorpostenstellung in der Türkei« nicht zugunsten eines anderen Lan-
des zu verlieren, wurde der Aufenthalt Stummvolls und des ebenfalls nach Ankara 
entsandten DB-Buchbinders Erich Breitfeld immer wieder verlängert. Vgl. etwa 
Bericht über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, ADNBL, 153/1/1-83, 
Bl.�15-36, hier Bl.�28�f. Stummvoll kehrte erst 1938 und Breitfeld erst 1939 nach 
Deutschland zurück. Inzwischen hatte sich in der türkischen Außenpolitik ein 
Schwenk Richtung England vollzogen, was zu einem Rückgang der deutschen 
Bemühungen in der Türkei führte. Vgl. Walter Spöttel (Ankara) an Uhlendahl, 
9.6.1939, ADNBL, 349/1/10, Bl.�97�f. Der als Nachfolger Stummvolls in Ankara 
eingesetzte Bibliothekar Max Pfannenstiel, der im Oktober 1940 als letzter Deut-
scher an der Hochschule wirkte, kam jedoch nicht umhin zu behaupten, dass die 
dortige  Bib liothek – »eine Tochter der DB« – »die beste des Nahen Ostens« sei. 
Max Pfannenstiel (Ankara) an Uhlendahl, 10.10.1940, ebd., Bl.�104-106.
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sene Beteiligung der deutschen Bibliotheken würde »Verstimmung gegenüber 
Deutschland« erzeugen und damit dessen Isolierung auf einem kulturpolitisch 
besonders bedeutenden Gebiet begünstigen. Daran knüpfte der PSB-Generaldi-
rektor die Hoffnung, das REM möge den von ihm vorgesehenen 17 Bibliotheka-
ren die Teilnahme ermöglichen und die erforderlichen Mittel bereitstellen.1619

Anstatt die Bemühungen von Krüss zu goutieren, gab Uhlendahl sich furcht-
bar kleinlich und fühlte sich und die DB zurückgesetzt. Dem RMVuP teilte er 
mit, von den für die Reise vorgesehenen wissenschaftlichen Bibliothekaren wür-
den fünf Namen auf die PSB, drei auf die BSB und nur einer auf die DB entfallen. 
Schlimmer noch: von den Bibliothekaren seien die Herren Krüss und Reismüller 
(BSB) im Programm als »Präsidenten« von Sektionen aufgeführt, während man 
die übrigen – also auch Uhlendahl – als »Berichterstatter« bezeichne. »Die in der 
Zahl der Namen zum Ausdruck kommende starke Überbetonung der Preußi-
schen Staatsbibliothek gegenüber der Deutschen Bücherei« müsse er »als un-
sachlich und unberechtigt bezeichnen«. Um seinen Standpunkt zu begründen, 
betonte Uhlendahl, die DB stehe hinsichtlich der Bestände und der Benutzung 
unter den deutschen Bibliotheken an dritter Stelle, hinsichtlich der Größe des 
Personals an zweiter, während sie sich hinsichtlich des jährlichen Zuwachses mit 
der PSB die Waage halte. Im Hinblick auf ihre bibliographische Tätigkeit und 
der Erteilung bibliographischer Auskünfte jedoch »dürfte sie die Führung ha-
ben«. Diese »Zurücksetzung« der DB erscheine umso bedenklicher, als der be-
vorstehende Madrider Kongress als ein solcher für Bibliotheken und Bibliogra-
phie bezeichnet worden sei.1620 Unter diesen Umständen legte Uhlendahl Wert 
darauf, »dass die Deutsche Bücherei auf dem Kongress in angemessener Weise, 
d.�h. mit einer ebenso großen oder nahezu so großen Zahl von Bibliothekaren wie 
die Preußische Staatsbibliothek vertreten« sei.1621 

Der Konflikt zwischen der PSB und der DB überschattete nun also auch die 
internationale Bibliothekspolitik. Dies ging sogar so weit, dass sich Uhlendahl 
bei Collijn und offenbar auch bei Sevensma über »Freund Krüss« beschwerte, 
der »wieder einmal« seine Hände im Spiel habe, was sich Uhlendahl aber nicht 

1619 Krüss an REM, 4.1.1935, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), Bl.�42-44.
1620 Uhlendahl an Paul Hövel (RMVuP), 17.1.1935, ebd., Bl.�45. Vgl. auch Uhlendahl 

an Wilhelm Baur (BV), 19.1.1935, ADNBL, 153/1/2, Bl.�172.
1621 Uhlendahl an Paul Hövel (RMVuP), 2.4.1935, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), 

Bl.�68. Unter Verweis darauf, dass drei Bibliothekare der PSB mit staatlichen Zu-
schüssen für die Teilnahme an dem Madrider Kongress bedacht seien, ersuchte 
Uhlendahl das RMVuP im März 1935 um einen Reisezuschuss für ihn und seine 
DB-Kollegen Hans Praesent und Ernst Rückert. Vgl. Uhlendahl an Paul Hövel 
(RMVuP), 25.3.1935, ebd., Bl.�66. Da Rückert und Praesent von ihren Reiseplänen 
zurücktreten mussten, fuhr letztlich Hans Cordes mit Uhlendahl nach Madrid. 
Vgl. Werner Rust (DB) an Karl Heinl (RMVuP, Abt. VIII, Schrifttum), 7.5.1935, 
ebd., Bl.�111.



983

 DIE DEUTSCHE BÜCHEREI UND DIE NS-SCHRIFTTUMSPOLITIK

gefallen lassen wollte.1622 Als Krüss dem REM im Februar 1934 vorschlug, in den 
Jahren 1936 oder 1937 eine der nächsten Tagungen des Internationalen Biblio-
theksausschusses in Deutschland abzuhalten und andeutete, dass beim Kongress 
in Madrid über den nächsten Tagungsort beschlossen werde, platzte Uhlendahl 
mit einem Gegenvorschlag dazwischen.1623 Er wies darauf hin, dass nach dem II. 
Internationalen Bibliothekskongress in Madrid der nächste Kongress im Jahr 
1940 fällig sei. Dieses Jahr sei aber das große »Gutenberg-Jubiläums-Jahr«, in 
dem die Fünfhundertjahrfeier anlässlich der Erfindung des Buchdrucks statt-
finde. Zu diesem Zweck seien bereits in Berlin, Leipzig und Mainz große Vor-
bereitungen im Gange. Aus diesem Grund, so Uhlendahl, »dürfte es sich emp-
fehlen, die Veranstaltung des nächsten Internationalen Kongresses für 1940 in 
Deutschland ins Auge zu fassen«. Daher sei es zweckmäßig, den Internationalen 
Bibliotheksausschuss, der den Kongress vorbereite, ein Jahr vorher, also nach 
den bisherigen Gepflogenheiten 1939 nach Deutschland einzuladen. Dies 
schließe eine Ein ladung für 1936 nach Deutschland jedoch aus. Für dieses Vor-
gehen spreche auch, »dass das deutsche Bibliothekswesen zur Zeit noch im 
 Umbau und Aufbau begriffen« sei. Insbesondere hätten der VDB, der Verband 
deutscher Volksbibliothekare und die vor kurzem aufgelöste Vereinigung der 
mittleren Bibliotheksbeamten »noch nicht die Neugestaltung und einheitliche 
Zusammenfassung gefunden, die im Sinne der Bestrebungen des neuen Staates 
liegen und deren Abschluss erwünscht« sei, wenn man die Vertreter des interna-
tionalen Bibliothekswesens nach Deutschland einlade. Dies dürfte jedoch bis 
1939 »hinreichend fortgeschritten« sein. Daher empfahl Uhlendahl von einer 
Einladung des Bibliotheksausschusses für 1936 abzusehen, die Einladung viel-
mehr für 1939 vorzubereiten und für 1940 die Veranstaltung des Internationalen 
Bibliothekarkongresses in Deutschland ins Auge zu fassen und, »wenn eben 
möglich, diese Absicht bereits auf dem Kongress in Madrid bekanntzugeben«.1624 

1622 Auszug aus einem Schreiben Uhlendahls an Reichsbibliothekar Isak Collijn (Kö-
nigliche Bibliothek, Stockholm), 19.1.1935, ebd., Bl.�47. Dass sich Uhlendahl of-
fenbar auch gegenüber Sevensma beklagt hatte, lässt ein Brief des Schweizers ver-
muten, in dem er Uhlendahl vorschlug, ihm den für Reismüller vorgesehenen 
Sektions-Vorsitz zu übergeben. Tietse Pieter Sevensma (Sekretariat der IFLA, 
Genf) an Uhlendahl, 23.4.1935, ebd., Bl.�78. Reismüller war als Leiter der Sektion 
»Mittel zur Vereinfachung des Leihverkehrs« vorgesehen. Vgl. Tagesordnung der 
Allgemeinen Sitzungen, in: Internationaler Verband der Bibliothekar-Vereine: 
Zweiter Internationaler Kongress für Bibliothekswesen und Bibliographie, Ma-
drid u. Barcelona, 20.-30.5.1935, S.�3-6, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), Bl.�10-12, 
hier Bl.�12.

1623 Vgl. Krüss (PSB) an REM, 14.2.1933, ADNBL, 819/1/12 (IFLA 1940), Bl.�1. Das 
REM ersuchte daraufhin das RMVuP um eine Stellungnahme, das wiederum Uh-
lendahl um seine Meinung ersuchte.

1624 Uhlendahl an RMVuP (Abt. VIII, Schrifttum), 26.2.1935, ebd., Bl.�2.
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Ob Uhlendahl sich darüber bereits mit einigen seiner ausländischen Kollegen 
verständigt hatte, ist unklar. Als der amerikanische Bibliothekar Charles Harvey 
Brown auf seiner Durchreise nach Madrid am 8.  Mai 1935 in Leipzig Halt 
machte, von Werner Rust durch die DB geführt und anschließend auf Wunsch 
von Oberbürgermeister Goerdeler zum Mittag »in das Ratsherrenstüb’l« einge-
laden wurde, äußerte Brown in seiner Dankrede den Wunsch »dass im Guten-
bergjahre 1940 in Leipzig der internationale Kongress für Bibliothekswesen und 
Bibliographie stattfinden möge«.1625 Wie Rust den bereits auf dem Weg nach 
Spanien befindlichen Uhlendahl informierte, wolle Brown mit ihm, Uhlendahl, 
nun »in Madrid besonders über eine Eingabe an die Versammlung in diesem 
Sinne sprechen«. Uhlendahl solle die Sache geschickt angehen, »damit nicht 
Herr Krüss entweder zuvorkommt mit einem anderen Plan oder sich zum Vater 
des Gedankens«  mache.1626 

Der II. Internationale Kongress für Bibliothekswesen und Bibliographie in 
Madrid und Barcelona fand vom 20. bis 30. Mai 1935 statt. Hatten 1929 in Rom 
noch 1.300 Vertreter aus 32 verschiedenen Staaten teilgenommen, waren es nun 
lediglich 400 Teilnehmer aus 35 Ländern. Aus Deutschland kamen elf Vertreter, 
unter ihnen Uhlendahl und Cordes von der DB. Das Arbeitsprogramm gliederte 
sich in acht Sektionen mit 17 Teilsektionen, deren Ergebnisse »in Form von Ent-
schließungen den feierlich gestalteten Vollsitzungen zur Annahme vorgelegt 
wurden«. An der Leitung und Durchführung waren die deutschen Vertreter »in 
angemessener Weise beteiligt«. So leitete Krüss die Sektion »Zusammenarbeit 
der Bibliotheken«, während Uhlendahl die Leitung der Teilsektion »Mittel zur 
Vereinfachung des Leihverkehrs« im Rahmen der Sektion für den »Internatio-
nalen Leihverkehr« übernahm. Insgesamt wurden in allen Sektionen zwanzig 
Berichte deutscher Bibliothekare erstattet.1627 Eine der wichtigsten und am leb-
haftesten diskutierten Angelegenheiten markierten die wissenschaftlichen Zeit-
schriften. Die unter der Leitung des Direktor der UB Oslo, Wilhelm Munthe, 
stehende Sektion befasste sich mit der »Überproduktion auf dem Gebiet der 
Zeitschriften«. Dabei spielte erneut das »Mißverhältnis zwischen den Preisen der 

1625 Ein führender amerikanischer Bibliothekar in Leipzig. Internationaler Kongress 
für Bibliothekarswesen und Bibliographie 1940 in Leipzig?, in: Leipziger Neueste 
Nachrichten vom 10.5.1935, ADNBL, 819/1/12 (IFLA 1940), Bl.�3R.

1626 Werner Rust an Uhlendahl (Wiesbaden), 9.5.1935, ADNBL, 154/2, Bl.�103. Siehe 
auch Vermerk Kurt Landgrafs (DB), 8.5.1935, ADNBL, 819/1/12 (IFLA 1940), 
Bl.�3. 

1627 Uhlendahl an RMVuP (mit anliegendem Bericht von Uhlendahl und Hans Cordes 
über den II. Internationalen Kongress für Bibliothekswesen und Bibliographie, 
Madrid und Barcelona, 20.-30.5.1935), 8.11.1935, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), 
Bl.�197-209, hier Bl.�198, 200. Vgl. zudem Juchhoff, Rudolf u. Hugo Andres 
Krüss: Der zweite Internationale Kongress für Bibliothekswesen und Bibliogra-
phie. Madrid und Barcelona 1935, in: ZfB 52 (1935), Heft 8, S.�392-401.
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deutschen Zeitschriften und denen der Zeitschriften anderer Länder« und seine 
Auswirkung auf die ausländischen Bibliotheken eine zentrale Rolle. Die bis da-
hin erzielte Wirkung der Abkommen von Chicago und Münster und der zudem 
im Januar 1935 erlassenen »Berliner Bestimmungen«, nach denen die deutsche 
Regierung eine Senkung der deutschen Buchpreise gegenüber dem Ausland in 
Aussicht gestellt hatte, wurden von der Versammlung positiv zu Kenntnis ge-
nommen.1628 Darüber hinaus forderte die Sektion »eine grundlegende Rationa-
lisierung des gesamten wissenschaftlichen Zeitschriftenwesens aller Kulturlän-
der«, an der die Bibliotheken maßgeblich beteiligt werden sollten. Eine Aufnahme 
von Dissertationen in die Reihenwerke, durch welche die Bibliotheksetats, ähn-
lich wie durch die Zeitschriften, belastet würden, wurde grundsätzlich zurück-
gewiesen.1629

Eine weitere wichtige Frage bildete der Internationale Leihverkehr. Es wurde 
deutlich, dass Deutschland den größten Teil des internationalen Leihverkehrs 
bestritt, der jedoch »nur einen winzigen Bruchteil des gesamten Leihverkehrs« 

1628 Die Verhandlungen standen auch in den folgenden Jahren immer wieder auf der 
Agenda der Sitzungen des Internationalen Bibliotheksaussschusses. Nachdem 
Munthe zurückgetreten war und die Amerikanerin Eileen R. Cunningham (Lei-
terin der Bibliothek der Vanderbilt University in Nashville, Tennessee) die Lei-
tung des »Unterausschusses für die Produktion und die Preisgestaltung der Bü-
cher und Zeitschriften« übernahm, wurde diese Frage wieder intensiver behandelt, 
zumal Cunningham »die eigentliche Urheberin und treibende Kraft für die Zeit-
schriftenaktion war«. Uhlendahl befürchtete daher »eine Verschärfung« der Ver-
handlungen und riet den deutschen wissenschaftlichen Zeitschriftenverlagen »auf 
der Hut zu sein«. Uhlendahl an RMVuP, 28.9.1937, ADNBL, 819/1/9 (IFLA 
1937), Bl.�47�f. Bereits 1933 hatte Krüss erwähnt, dass sich mit der Preisfrage der 
deutschen wissenschaftlichen Zeitschriften zwei amerikanische Kommissionen 
befassten: das Committee on German Periodicals der American Library Associ-
ation unter dem Vorsitz des Direktors der Bibliothek des Iowa State College, 
Charles Harvey Brown, und das Committee on the Cost of Current Medical Pe-
riodicals der Medical Library Association unter Cunningham. Vgl. Bericht von 
Krüss über seine Reise nach New York, Chicago und Washington zur Teilnahme 
an der Jahresversammlung der American Library Association in Chicago 27. Sep-
tember.-4.  November 1933, 8.11.1933, BArch Berlin, R�1501/126835, Bl.�43-57, 
hier Bl.�47. Zu den Arbeiten des Unterausschusses, dem als Vertreter Deutsch-
lands Georg Leyh angehörte, vgl. Bericht von Wilhelm Munthe: Internationaler 
Verband der Bibliothekar-Vereine. 2. Bericht des Unterausschusses für Produk-
tion und Preisgestaltung der Bücher und Zeitschriften, ohne Datum (1937), 
ADNBL, 819/1/9 (IFLA 1937), Bl 60-63.

1629 Vgl. Uhlendahl an RMVuP (mit anliegendem Bericht von Uhlendahl und Hans 
Cordes über den II. Internationalen Kongress für Bibliothekswesen und Biblio-
graphie, Madrid und Barcelona, 20.-30.5.1935), 8.11.1935, ADNBL, 819/1/7 
(IFLA 1935), Bl.�197-209, hier Bl.�200�f.
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ausmachte. Die Teilsektionen behandelten die Forderungen der Gegenseitigkeit, 
die von den entleihenden Stellen zu gebenden Garantien, die Vereinfachung der 
Leihverfahren, das Hilfsmittel der Fotokopien sowie Porto-, Versicherungs- und 
Rechtsfragen. In den »Entschließungen« wurde festgehalten, »Regeln für den 
 Internationalen Leihverkehr« auszuarbeiten. Großen Raum nahmen die von 
Krüss’ Sektion über die »internationale Zusammenarbeit« durchgeführten Be-
sprechungen ein, in der mehr als 40 Berichte entgegengenommen und diskutiert 
wurden. Im Mittelpunkt standen die bibliothekarische Auskunftserteilung, na-
tionale und internationale Bibliographien und die Beschaffung ausländischer 
 Literatur. In den Besprechungen wurden die Aufstellung einheitlicher Grund-
sätze für die Erteilung von Auskünften, die Schaffung nationaler Auskunfts-
büros und Gesamtkataloge sowie eine zweckmäßige Gestaltung der National-
bibliographien angeregt.1630 Die »Entschließungen« der Sektion hatten für die 
grenzüberschreitende Kooperation zentrale Be deutung. So regten Prinzhorn 
und Fuchs an, eine Kommission von Sachver ständigen einzusetzen, welche die 
Fragen der Normung im Buch- und Bib liothekswesen weiterverfolgen sollte. 
Gleichzeitig wurde den nationalen Bi bliothekarvereinen vorgeschlagen, ein Or-
gan zu schaffen, das sich um die Durchführung der international anerkannten 
Normen im Bereich der Bibliotheken und des Buchwesens bemühen sollte. Für 
die »Nationalen Bibliographien« stellte Uhlendahl den Antrag, »im Interesse der 
wissenschaftlichen Forschung und der geistigen Zusammenarbeit der Völker« 
dahin gehend zu wirken, in allen Ländern eine schnelle laufende bibliographische 
Verzeichnung des nationalen Schrifttums sicherzustellen. Weitere »Entschlie-
ßungen« der ›Krüss-Sektion‹ betrafen den Ausbau des Systems der Fachbiblio-
graphien und die Begründung nationaler Zentralstellen, durch welche die Stellen 
für die Dokumentation auf einzelnen Fachgebieten miteinander in Verbindung 
gebracht werden sollten. Der Kongress wies erneut auf die große Bedeutung des 
internationalen Tauschverkehrs hin, der durch die Förderung der bereits beste-
henden »Tauschbüros« – wie der deutschen Reichstauschstelle – optimiert wer-
den sollte. Gleiches galt für die »nationalen Auskunftsbüros«. Weitere Punkte 
der ›Krüss-Sektion‹ betrafen die Schaffung eines »Internationalen Gesamtkata-
logs der Handschriften« und die Einheitlichkeit der Katalogisierungsregeln, 
während die Sektion »Berufsausbildung« zu der Auffassung gelangte, dass eine 
einheitliche Regelung der Ausbildungsfragen infolge des verschiedenartigen 
Aufbaus der nationalstaatlichen Bildungssysteme nur schwer zu realisieren sei. 

1630 Vgl. ebd., Bl.�201-204. Vgl. auch Krüss an Uhlendahl (mit anliegender deutscher 
Fassung des Berichts über die Verhandlungen der von Generaldirektor Krüss ge-
leiteten Sektion »Zusammenarbeit der Bibliotheken« auf dem Int. Kongress in 
Madrid), 23.10.1935, ebd., Bl.�184-188; Bericht von Uhlendahl über die Sektion 
»Mittel zur Vereinfachung des Leihverkehrs«, ohne Datum, (Sept./Okt. 1935), 
ebd., Bl.�195�f.
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Während man einen länderübergreifenden, gemeinsamen Studienplan verwarf, 
votierte man für die Errichtung besonderer Bibliotheksinstitute für die theoreti-
sche Ausbildung, die durch die praktische Ausbildung an großen Bibliotheken 
und durch den Austausch an ausländischen Bibliotheken flankiert werden soll-
te.1631 Wie Uhlendahl in seinem Bericht vermerkte, wurde für die nächste Sit-
zung des jährlich tagenden Internationalen Ausschusses der IFLA Warschau in 
Aussicht genommen. Der Internationale Bibliotheksverband erklärte auf die 
Einladung der deutschen Delegation hin sein grundsätzliches Einverständnis, 
den III. Internationalen Kongress im Hinblick auf das 500-jährige Jubiläum der 
Erfindung der Buchdruckerkunst im Jahr 1940 in Deutschland abzuhalten.1632

Uhlendahls Bericht an das RMVuP enthält keinen Hinweis darauf, dass die 
Differenzen mit Krüss in Madrid zum Tragen gekommen wären. Allerdings un-
terrichtete der Leipziger Bibliotheksdirektor seinen Münchener Kollegen Lei-

1631 Uhlendahl an RMVuP (mit anliegendem Bericht von Uhlendahl und Hans Cordes 
über den II. Internationalen Kongress für Bibliothekswesen und Bibliographie, 
Madrid und Barcelona, 20.-30.5.1935), 8.11.1935, ebd., Bl.�197-209, hier Bl.�204-
206.

1632 Vgl. ebd., Bl.�209. Uhlendahl ließ es sich daraufhin nicht nehmen, OBM Goerde-
ler den Entwurf eines Antrages an den deutschen Außenminister vorzulegen, in 
dem sich Leipzig für die Durchführung des Kongresses in der Messestadt aus-
sprach. Vgl. Uhlendahl an Goerdeler, 21.8.1935, ADNBL, 819/1/12 (IFLA 1940), 
Bl.�4-7. Dass Goedeler diesen Antrag stellte, geht hervor aus dem Schreiben Uh-
lendahls an Legationssekretär Paulus von Stolzmann (AA, Berlin), 9.4.1936, 
ADNBL, 349/1/10, Bl.�24�f. Die Entscheidung für Deutschland war aber offenbar 
nicht ganz reibungslos verlaufen, denn die amerikanischen Bibliothekare vertra-
ten den Standpunkt, »man solle sich zu einem so frühen Zeitpunkt noch nicht 
entscheiden«. Der schwedische Bibliothekar Isak Collijn habe in Madrid »nicht 
nur keinen Angriff gegen den Buchhandel unternommen«, sondern die deutsche 
Einladung für 1940 »sehr energisch« unterstützt. Diesen Hinweis verband Uhlen-
dahl mit der Hoffnung, der BV könne sich anlässlich des 60. Geburtstages des 
Schweden zu einer Ehrung Collijns aufraffen, denn da Deutschland »zur Zeit 
noch  wenig Freunde im Ausland habe«, täte es gut daran, die Beziehungen, die es 
besitze, »möglichst zu pflegen«. Uhlendahl an Friedrich Oldenbourg (München), 
18.6.1935, ADNBL, Abt. III, Nr.�4a/6, Bl.�14. Der Hinweis auf Collijns 60. Ge-
burtstag findet sich im Schreiben Uhlendahls an verschiedene ausländische Fach-
kollegen, 8.7.1935, ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), Bl.�142. Dem RMVuP schlug 
Uhlendahl vor, »dem um das Deutschtum und besonders das deutsche Biblio-
thekswesen sehr verdienten […] Collijn […] vom Führer und Reichskanzler die 
Goethe-Medaille für Kunst und Wissenschaft« verleihen zu lassen. Uhlendahl an 
RMVuP, 5.7.1935, ADNBL, 192/2 (Hefter: Ehrung des Reichsbibliothekars I. 
Collijn, Stockholm zum 60. Geburtstag), Bl.�3. Zudem bemühte sich Uhlendahl 
beim VDB darum, Collijn zum Ehrenmitglied des Vereins ernennen zu lassen. 
Vgl. Uhlendahl an Axel Nelson (Königliche UB Uppsala, Schweden), 24.7.1935, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Na-No), Bl.�51.
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dinger darüber, dass die Vertreter der PSB mit seinen, Uhlendahls, Ausführun-
gen in Madrid »nicht zufrieden« gewesen seien und »Lärm geschlagen« hätten. 
Insbesondere hätten Krüss und sein Umfeld Rudolf Kummer vom REM »stark 
beeinflusst« und Uhlendahl nach den Verhandlungen törichterweise vorgewor-
fen, er sei durch seine Äußerungen »gegen die deutsche Delegation« und »gegen 
das Kultusministerium aufgetreten«.1633 Es ist nicht klar, um was es bei dieser 
Auseinandersetzung ging. Möglicherweise handelte es sich um den in der Sek-
tion »Internationaler Leihverkehr« von Gustav Abb (UB Berlin) vorgebrachten 
Entwurf einer Internationalen Leihverkehrs-Ordnung, der von der Versamm-
lung nicht angenommen worden war. Während das Gros der Anwesenden – so 
auch Uhlendahl – den Standpunkt vertraten, der direkte Weg von Bibliothek zu 
Bibliothek sei der schnellste, sicherste und billigste Weg des Leihverkehrs, plä-
dierte Abb – mit Rückendeckung der PSB – dafür, stattdessen besondere Zen-
tralstellen in den einzelnen Ländern einzurichten, über welche die gesamten Be-
stellungen laufen sollten. Die Funktion dieser Zentralstelle sollte in Deutschland 
die PSB übernehmen. Obwohl die meisten Teilnehmer in Madrid für den direk-
ten Verkehr zwischen den Bibliotheken waren, schloss man in der Sektion einen 
Kompromiss, der die Schaffung solcher Zentralstellen als »wünschenswert« be-
zeichnete und den Entwurf Abbs einer besonderen Kommission zur weiteren 
Bearbeitung überreichte.1634 Im August 1936 legte das REM jedoch fest, dass der 
Leihverkehr mit Frankreich in Bezug auf Handschriften, Inkunabeln und kost-
baren Büchern fortan nur durch Vermittlung der PSB erfolgen sollte.1635 Uhlen-
dahl verwies auf die Nachteile dieser »zentralistischen Regelung«, mit der die 
PSB bereits in Madrid »ziemlich allein« dagestanden hätte und die von den Ver-
tretern fast aller Länder abgelehnt worden sei.1636 In Berlin hielt man aber an 
dieser Zielsetzung fest und vertrat sie auch in den folgenden Jahren mit Nach-
druck, so etwa auf der neunten Konferenz des Internationalen Bibliotheks-
ausschusses der IFLA in Warschau 1936.1637 Im September 1937 nahm das REM 

1633 Uhlendahl an Georg Leidinger (Kommissarischer Direktor der BSB), 24.7.1935, 
ADNBL, 819/1/7 (IFLA 1935), Bl.�168. 

1634 Vgl. Uhlendahl an RMVuP (mit anliegendem Bericht von Uhlendahl und Hans 
Cordes über den II. Internationalen Kongress für Bibliothekswesen und Bi-
bliographie, Madrid und Barcelona, 20.-30.5.1935), 8.11.1935, ADNBL, 819/1/7 
(IFLA 1935), Bl.�197-209, hier Bl.�202-204; Uhlendahl an Heinz Wismann (RM-
VuP, Abt. VIII, Schrifttum), 24.7.1935, ebd., Bl.�169; Juchhoff/Krüss, Kongress, 
S.�395.

1635 Vgl. Werner Zschintzsch (REM) an die Unterrichtsverwaltungen der Länder (au-
ßer Preußen), 11.8.1936, ADNBL, 790, Bl.�3.

1636 Uhlendahl an den OBM der Stadt Leipzig, 17.11.1936, ebd., Bl.�5R-6.
1637 Als Vertreter Deutschlands gehörten Krüss, Uhlendahl, Gustav Abb (UB Berlin) 

und Wilhelm Schuster (Stadtbibliotek Berlin) zu den insgesamt 33 Teilnehmern 
der Konferenz. Auf der Konferenz wurde mitgeteilt, dass der seit 1929 amtierende 
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»die auf den internationalen Bibliothekskongressen in Rom und Madrid beratene 
und beschlossene und auf der 9. Sitzung des Internationalen Bibliotheks aus-
schusses in Warschau formulierte Internationale Leihverkehrsordnung für 
Deutschland« an und setzte sie »in großzügigster Weise für alle dem Reichs-
erziehungsministerium unterstellten Staats-, Landes- und Universitätsbibliothe-
ken in Kraft«. Wie der VDB seinen Mitgliedern mitteilte, diente dabei die in der 
PSB »eingerichtete Zentralstelle […] als Regulator und Treuhänder für die weit-
gespannte Organisation«.1638

Der zehnten Sitzung des Internationalen Bibliotheksausschusses 1937 in Paris 
kam besondere Bedeutung zu, da der Tagungsort wegen der im selben Jahr in der 
französischen Hauptstadt veranstalteten Weltausstellung gewählt wurde, an der 
die DB neben der PSB beteiligt war.1639 In Paris übernahm Uhlendahl die Lei-
tung des »Unterausschusses für die Statistik der nationalen Buchproduktion«.1640 
Die einheitliche Gestaltung dieser Statistiken hatte sich als »sehr verwickelt und 
schwierig« erwiesen, sodass man auf diesem Gebiet bis dahin »nicht recht vor-
wärts gekommen« war. Uhlendahl hatte dem Ausschuss seit 1932 angehört und 
war über sein Ziel, ein für alle Länder einheitliches Schema für eine Statistik zu 

Präsident der IFLA, William Warner Bishop (USA) seinen Vorsitz niedergelegt 
habe. Zu seinem Nachfolger anvancierte Marcel Godet (Direktor der Schweize-
rischen LB in Bern), während Krüss und Charles Schmidt (Inspecteur Général des 
Bibliothèques françaises, Paris) zu Vizepräsidenten ernannt wurden. Zu den Ver-
handlungsgegenständen vgl. Bericht Uhlendahls über die 9. Internationale Biblio-
thekskonferenz in Warschau, 31.5. bis 2.6.1936, 23.9.1936, ADNBL, 819/1/8 
(IFLA 1936), Bl.�12-19.

1638 Mitglieder-Versammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Passau am 
10. Juni 1938 um 16 Uhr, in: ZfB 55 (1938), Heft 9/10, S.�568-575, hier S.�569. An-
ders als diese offiziöse Stellungnahme des VDB vermuten lässt, war Abbs in War-
schau erneut, wenn auch in gemilderter Form, vorgebrachter Vorschlag, »Zen-
tralstellen« einzurichten, von der Versammlungsleitung nicht diskutiert, sondern 
an die nationalen Bibliothekarvereine mit der Bitte verteilt worden, dazu Stellung 
zu nehmen. Vgl. Bericht Uhlendahls über die 9. Internationale Bibliothekskonfe-
renz in Warschau, 31.5. bis 2.6.1936, 23.9.1936, ADNBL, 819/1/8 (IFLA 1936), 
Bl.�12-19, hier Bl.�18. Die Ordnung für den Internationalen Leihverkehr (ILV) 
findet sich in: Verfügung des REM betr. Internationaler Leihverkehr vom 
21.9.1937, in: Deutsche Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. Amtsblatt 
des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 3 (1937), 
Heft 21 vom 5.11.1937, S.�460�f.

1639 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 21.7.1937, ADNBL, 819/1/9 (IFLA 1937), Bl.�1.
1640 Uhlendahl an RMVuP, 28.9.1937, ebd., Bl.�47�f.; Uhlendahl an T.�P. Sevensma (Di-

rektor der Bibliothek des Völkerbundes, Genf), 27.5.1938, ADNBL, 416 (Hefter: 
1938-1954), Bl.�117. Vgl. auch Fuchs, Hermann: Bericht über die 10. Jahrestagung 
des Internationalen Bibliotheks-Ausschusses, in: ZfB 55 (1938), Heft 1/2, S.�64-
67.
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schaffen, im Bilde. Als Sektionsleiter setzte sich Uhlendahl intensiv damit ausei-
nander und präsentierte auf der Konferenz des Internationalen Bibliotheksaus-
schusses 1938 in Brüssel erste konzeptionelle Überlegungen, von denen er sich 
Impulse für das Fortschreiten der Arbeiten ›seines‹ Ausschusses versprach.1641 
Doch zurück zur Weltausstellung von Paris im Jahr 1937. Im von Albert Speer 
eigens für die Ausstellung errichteten »Deutschen Haus« hatte der DB-Biblio-
thekar Julius Rodenberg eine »Deutsche Buchkunst-Ausstellung« aufgebaut, die 
nach Uhlendahls Worten »eine vielseitige und würdige Schau« bot, und den Ver-
gleich mit den Buchausstellungen der übrigen Länder nicht zu scheuen brauchte. 
Im Palais du Trocadéro wurde dagegen eine »Internationale Bibliotheksausstel-
lung« gezeigt, bei der Deutschland durch die PSB und die DB vertreten wurde. 
Wie Uhlendahl dem RMVuP versicherte, stand Deutschland durch die Präsenta-
tion der beiden Bibliotheken »auch hier in vorderster Linie, wenn nicht an erster 
Stelle«.1642 Diese Einschätzung schien nicht übertrieben zu sein, denn für ihre 
Beteiligung an der Bibliotheksausstellung wurde die DB neben der PSB und zwei 
weiteren Bibliotheken »durch die Verleihung der Ehrenurkunde (2. Preis), des 
höchsten Preises, der auf bibliothekarischem Gebiet zur Verteilung kam, aus-
gezeichnet«.1643

Als Sektionsleiter erhielt Uhlendahl auch in den folgenden Jahren Einladun-
gen des IFLA-Organisationssekretariats für die Konferenzen des Internationalen 
Bibliotheksausschusses, so auch für die Sitzungen 1938 in Brüssel und 1939 in 
Den Haag.1644 Dass an den Besprechungen in Brüssel acht Vertreter aus Deutsch-

1641 Vgl. Uhlendahl an T.�P. Sevensma (Genf) (mit anliegendem Bericht des Unteraus-
schusses für Statistik der Druckschriften), 31.8.1938, ADNBL, 819/1/10 (IFLA 
1938), Bl.�52-57; Uhlendahl an Marcel Godet (Bern), Jean Porcher (Paris), T.�P. 
Sevensma (Genf) und James D. Stewart (London), 1.9.1938, ebd., Bl.�58.

1642 Uhlendahl an RMVuP, 28.8.1937, ADNBL, 819/1/9 (IFLA 1937), Bl.�47�f.
1643 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�21. Vgl. auch Bericht über die 

84. Sitzung des GA der DB, 9.12.1937, ADNBL, 153/1/1-84, Bl.�34-45, hier 
Bl.�34R-35; Bericht über die 85. Sitzung des GA der DB am 16.12.1938, ADNBL, 
153/1/1-85, Bl.�12-28, hier Bl.�13. Auf der von Rodenberg organisierten »Buch-
kunst-Ausstellung« wurden »zwei besonders schöne Ganzlederausgaben« von 
Hitlers »Mein Kampf« gezeigt, die von der internationalen Jury offenbar prämiert 
wurden. So zeigte sich der von Uhlendahl über die Preisverleihung informierte 
Börsenvereinsvorsteher Wilhelm Baur »sehr erfreut, dass unserem Hitler-Buch 
der ›Grand-Prix‹ zugesprochen« wurde und war »auch stolz darauf, dass es ein 
Beamter der Deutschen Bücherei war [Rodenberg], der dies zu Wege« gebracht 
habe. Bericht von Julius Rodenberg für Uhlendahl, 22.6.1937, ADNBL, 897/1 
(Hefter: Beteiligung der DB an der Internationalen Weltausstellung in Paris 1937), 
unp.; Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 4.12.1937, ADNBL, 153/1/2, Bl.�226; 
Wilhelm Baur an Uhlendahl, 20.12.1937, ebd., Bl.�228.

1644 Vgl. etwa Uhlendahl an RMVuP, 4.6.1938, ADNBL, 819/1/10 (IFLA 1938), 
Bl.�19R.
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land teilnahmen, verweist auf das nach wie vor ungebrochene Interesse der deut-
schen Bibliothekare an einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, für die 
nicht nur »starke sachliche Gründe« sprachen, sondern die auch einen integralen 
Bestandteil des Wissenschaftsdiskurses bildete.1645 Der IFLA hatten sich inzwi-
schen 42 nationale Vereine aus 32 Ländern angeschlossen, und am Internationa-
len Leihverkehr beteiligten sich immerhin schon 13 Staaten, während Belgien, 
Frankreich, Italien und Schweden »im Begriff« standen, sich anzuschließen. Im 
Mittelpunkt der Verhandlungen in Brüssel und Den Haag standen erneut Fra-
gen, welche die Bibliothekare schon in den letzten Jahren behandelt hatten. Der 
von Georg Leyh geleitete »Unterausschuss für Bibliotheksstatistik« verwies auf 
kaum zu überwindende Schwierigkeiten, da die meisten Biblio theken auf die von 
ihm übersandten Fragebögen nicht reagiert hatten. Der Ausschuss bat Leyh da-
her, »einen etwas einfacher gehaltenen Fragebogen zu entwerfen«, um auf dieser 
Grundlage einer Förderung der Arbeit näher zu kommen. Der »Unterausschuss 
für Volksbibliotheken«, der dem Direktor der Berliner Stadtbibliothek, Wilhelm 
Schuster, unterstand, berichtete über »interessante Versuche, die Geschmacks- 
und Geistesrichtungen der Leserschaft aufgrund der verlangten Lektüre zu er-
mitteln« und strebte danach, die in den einzelnen Ländern gewonnenen Ergeb-
nisse miteinander zu vergleichen. Es wurde empfohlen, die Ergebnisse auf dem 
nächsten Kongress (1940) vorzustellen und dabei einen Vergleich zwischen den 
Jahren 1910, 1930 und 1939 zu ziehen, um festzustellen, ob zu Recht von einer 
»Krise des Buches« gesprochen werde. Der »Unterausschuss für [die] Verein-
heitlichung der Katalogregeln« befasste sich mit dem Vergleich der Regeln der 
großen Gesamtkataloge Deutschlands und der USA und äußerte den Wunsch, 
derartige Vergleichsarbeiten auch für die übrigen Länder ausführen zu lassen. 
Der von Fritz Prinzhorn geleitete »Unterausschuss für Normung« setzte sich 
mit verschiedenen »Fragen der Normalisierung« auseinander, so etwa der Ab-
kürzung von Zeitschriftentiteln, der einheitlichen Titelleiste auf Zeitschriften-
umschlägen oder dem internationalen Format für Katalogkarten. Besonderes In-
teresse fanden wieder einmal die Verhandlungen des »Unterausschusses für [die] 
Preisgestaltung und Überproduktion der Zeitschriften«, der den von Deutsch-
land gewährten Exportausgleich für die ausländischen Bezieher deutscher Zeit-

1645 Ebd. Zu den acht ›deutschen‹ Vertretern in Brüssel, zu denen auch Robert Teichl 
von der Nationalbibliothek Wien gehörte, vgl. Bericht Uhlendahls über die 11. 
Internationale Bibliothekskonferenz in Brüssel, 4. und 5.  Juli 1938, 20.8.1938, 
ebd., Bl.�43-47, hier Bl.�43. Der VDB-Vorsitzende Gustav Abb verwies auf »leichte 
Spannungen« während der Verhandlungen, die u.�a. dadurch hervorgerufen wur-
den, dass der Präsident der IFLA in seiner Eröffnungsansprache eine »Gegenüber-
stellung des Bibliothekswesens der autoritären und der demokratischen Staaten« 
gab, wobei er »Licht und Schatten etwas ungleich zugunsten der letzteren« ver-
teilt habe. Mitgliederversammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Berlin 
am 25. Mai 1940, in: ZfB 57 (1940), Heft 10, S.�461-478, hier S.�463.
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schriften lobte, aber gleichzeitig feststellte, dass der Preis der wissenschaftlichen 
Zeitschriften in den einzelnen Ländern seit 1936 wieder angestiegen war.1646 Uh-
lendahl berichtete über die Arbeiten ›seines‹ »Unterausschusses für Statistik und 
Buchproduktion«. Während er in Brüssel noch auf die zehnjährige Tätigkeit die-
ses Ausschusses zurückblickte und dessen grundsätzlichen Probleme skizzierte, 
legte er ein Jahr später in Den Haag dar, wie er sich dessen Arbeiten vorstellte 
und nach welchen konkreten Kriterien er den Aufbau einer Statistik der Buch-
produktion in Angriff nehmen wollte, die für eine Beurteilung des Schrifttums 
eines Landes und für die Gewinnung maßgeblicher Vergleichswerte in Betracht 
kamen. Das »Endziel« markierte »die Schaffung einer Statistik der in einem be-
stimmten Jahr erschienenen Buchproduktion«, was allerdings voraussetzte, sich 
über die Gruppen des dabei zu berücksichtigenden Schrifttums zu verständi-
gen.1647

Auf der Konferenz in Brüssel wurde endgültig beschlossen, den III. Interna-
tionalen Kongress für Bibliothekswesen und Bibliographie im Jahr 1940 in 
Deutschland abzuhalten, und zwar in den Städten Berlin, Leipzig und Frankfurt 
am Main bzw. Mainz.1648 Gegen diesen Plan hegten aber insbesondere die ame-
rikanischen Vertreter erhebliche Bedenken, die erst mit Hilfe des »sehr deutsch-
freundlich gesinnten« Norwegers Wilhelm Munthe zerstreut werden konnten. 
Die Vorbereitung des Kongresses lag bei Krüss, der dabei mit dem Vorsitzenden 
des VDB, Gustav Abb, dem Vorsitzenden des Verbandes der Volksbibliothe-
kare, Wilhelm Schuster, und dem Präsidenten der IFLA, Marcel Godet, zusam-
menarbeiten sollte. Wie Krüss betonte, sollten die Eröffnung und die eigent-
lichen Verhandlungen in Berlin stattfinden. Leipzig war lediglich für einen 
»Ausflug« vorgesehen, während für die Schlussverhandlungen Frankfurt am 
Main in Aussicht genommen wurde, denen sich ein Ausflug nach Mainz an-
schließen sollte. Uhlendahl war mit dieser Planung nicht einverstanden und be-
tonte, »dass in Leipzig sehr wohl auch ein Teil der Verhandlungen stattfinden« 
könne. Als »Stadt des Buches«, so Uhlendahl, könne sich Leipzig jedenfalls nicht 

1646 Vgl. Bericht Uhlendahls über die 11. Internationale Bibliothekskonferenz in Brüs-
sel, 4. und 5. Juli 1938, 20.8.1938, ADNBL, 819/1/10 (IFLA 1938), Bl.�43-47.

1647 Vortragsmanuskript Uhlendahls: Grundsätzliches zur Statistik der Buchproduk-
tion. Referat auf der Internationalen Bibliothekarkonferenz Haag/Amsterdam, 
10.-12 Juli 1939, ADNBL, 184 (Hefter: Uhlendahl. Vorträge, Aufsätze, Artikel), 
Bl.�125-135. Siehe auch: Uhlendahl, Heinrich: Grundsätzliches zur Statistik der 
Buchproduktion, in: BBl.�106 (1939), Nr.�298/299 vom 23.12.1939, S.�769-771; 
Seifert, Adelheid: Sammlung und bibliographische Verzeichnung fremdsprachi-
ger Schriften in der Deutschen Bücherei, in: Jahrbuch der Deutschen Bücherei 22 
(1986), S.�51-76, hier S.�60�f.

1648 Vgl. Bericht Uhlendahls über die 11. Internationale Bibliothekskonferenz in Brüs-
sel, 4. und 5. Juli 1938, 20.8.1938, ADNBL, 819/1/10 (IFLA 1938), Bl.�43-47, hier 
Bl.�46.
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»mit einem blossen Ausflug« begnügen. Krüss erwiderte, dass sich eine Teilung 
der Verhandlungen zwischen Berlin und Leipzig nicht empfehle, was Uhlendahl 
aber »nicht gelten ließ«. Es spreche nichts dagegen, in ähnlicher Weise, wie es 
der Internationale Verlegerkongress getan habe, die ganzen Verhandlungen in 
Leipzig stattfinden zu lassen und der Reichshauptstadt die Eröffnungsfeier vor-
zubehalten. Krüss ging auf diesen Vorschlag nicht ein, erklärte sich jedoch bereit, 
»ein bis zwei Tage für Leipzig anzusetzen«.1649 Uhlendahl ließ jedoch nichts un-
versucht und riet der Stadtverwaltung Leipzig, sich nicht nur bei den Vorsitzen-
den der beiden Bibliothekarverbände, Abb und Schuster, sondern auch bei Krüss 
oder dem ihm übergeordneten REM für Leipzig zu verwenden. Andernfalls 
müsse man nach seinen Erfahrungen »gewärtig sein, dass die Berliner Herren ein 
Programm machen, wie es lediglich ihren Interessen« entspreche, »und uns vor 
vollendete Tatsachen« stelle.1650 All diese Befindlichkeiten wurden obsolet, als 
Deutschland am 1. September 1939 Polen überfiel. Dass es unter diesen Umstän-
den 1940 nicht zu der geplanten Zusammenkunft der Bibliothekare in Deutsch-
land kommen sollte, wurde schnell klar. Aber auch die Tätigkeit der IFLA kam 
nun zum Erliegen, auch wenn es »hinter den Kulissen« nicht an Bemühungen 
fehlte, die Organisation am Leben zu erhalten.1651 Die Uhlendahl zu einer »lie-
ben Gewohnheit gewordenen jährlichen Zusammenkünfte der Bibliothekskon-
ferenzen« fielen »unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen« aber nun vollkom-
men fort, was der DB-Generaldirektor mit Bedauern zur Kenntnis nahm. Wie er 
seinem Kollegen Marcel Godet 1941 anvertraute, hegte er jedoch die Hoffnung, 
dass sie »in absehbarer Zeit wieder aufgenommen werden« könnten.1652 Aber 
auch Uhlendahl musste sich eingestehen, dass seine guten Verbindungen ins 
Ausland inzwischen mehr als brüchig geworden waren, denn 1941 musste er Go-
det auch mitteilen:

»Von Collijn habe ich, seit er in den Ruhestand getreten ist, wenig gehört. Er 
hat, wie das so üblich ist, in seiner Bibliothek ein Zimmer behalten, wo er 
ziemlich regelmässig arbeiten soll. Mit Munthe habe ich wiederholt Grüsse 
gewechselt. Er hat mir mitteilen lassen, dass er sich wohlbefindet. An Se-
vensma habe ich durch Bibliotheksrat Paust, der seine Bibliothek besuchte, 
Grüsse ausrichten lassen. Von den anderen Teilnehmern habe ich bisher leider 
so gut wie nichts gehört.«1653

1649 Uhlendahl an Direktor Dietze (OMB der Reichsmessestadt Leipzig, Verkehrs-
amt), 7.9.1938, ADNBL, 819/1/12 (IFLA 1940), Bl.�23�f.

1650 Ebd.
1651 Wilhite, 85 Years IFLA, S.�24.
1652 Uhlendahl an Marcel Godet (Direktor der Schweizerischen LB, Bern), 30.5.1941, 

ADNBL, 154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�212.
1653 Ebd. Im Entwurf eines Artikels für den Völkischen Beobachter führte Uhlendahl 

im Hinblick auf die Erwerbungspolitik der DB aus, »seit Ausbruch des Krieges« 
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Uhlendahls Kollege Munthe in Oslo schrieb seinem lieben »Generalissimus« 
1943 nach Leipzig:

»Gestern beging ich meinen 60ten Geburtstag. Ach, wie verschieden von dem 
heiteren Abend in Chicago 1933 in der kosmopolitischen Gesellschaft im Au-
ditorium Hotel. Damals waren wir alle Optimisten oder Co-Optimisten, und 
träumten von einer internationalen weltumschlingenden Organisation,  
wo Landesgrenzen und alte Fehden nichts mehr bedeuteten. Die Zeit hat uns 
etwas anderes belehrt, und nun sitzen wir alle da hinter verschlossenen 
Grenzen.«1654

ruhe »selbstverständlich der Verkehr mit dem feindlichen Ausland«, allerdings 
würden »das verbündete und das neutrale Ausland […] in gleicher Weise wie im 
Frieden« liefern. Uhlendahl an Erich Langenbucher (RMVuP) (mit anliegendem 
Entwurf des für den Völkischen Beobachter vorgesehenen Beitrags Uhlendahls 
»Die Deutsche Bücherei in der Kriegszeit«), 6.7.1940, ADNBL, 182/3, Bl.�336-
340. Im Juni 1942 schrieb Uhlendahl an Collijn, dass er ihn seit dem Beginn des 
Krieges nicht mehr gesehen oder gesprochen habe. Vgl. Uhlendahl an Isak Collijn 
(Stockholm), 22.6.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), Bl.�249.

1654 Munthe teilte Uhlendahl mit, dass sich drei seiner Bibliothekare – inzwischen Re-
serveoffiziere – als Kriegsgefangene in Deutschland befänden. Wilhelm Munthe 
(UB Oslo) an Uhlendahl, 21.10.1943, ADNBL, 154/4 (Hefter: Mo-Mu), Bl.�390. 
1947 teilte der inzwischen zum Präsidenten der IFLA gewählte Munthe seinem 
»lieben Freund« Uhlendahl mit, dass er über das, was man in Norwegen unter der 
»Gewaltherrschaft während des Krieges erlebt« habe, »am liebsten nicht spre-
chen« wolle. Wilhelm Munthe (UB Oslo) an Uhlendahl, 7.8.1947, ebd., Bl.�382�f.
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B. »An Romantik und Abenteuer denken wir nicht 
mehr« – Die Deutsche Bücherei im Zweiten 
Weltkrieg 1939-19451

1. Mangelwirtschaft, Selbstmobilisierung und 
Großmachtphantasien  – Das wissenschaftliche 
Bibliothekswesen im Krieg

Einen Monat nach dem deutschen Überfall auf Polen teilte Leipzigs Bürgermeis-
ter Rudolf Haake einem an der Front stehenden Freund mit, dass sich »die wirt-
schaftliche Umstellung auf das Kartensystem und die Bezugsscheine« in den 
letzten fünf Wochen mehr und mehr vollzogen habe. »So unschön wie das alles« 
sei, die Bevölkerung zeige Verständnis und ›gehe mit‹. Allerdings hätte er ge-
dacht, dass die »nationalsozialistische Erziehungsarbeit […] bereits weiter fort-
geschritten« sei, denn die Leipziger NSDAP habe sich gezwungen gesehen, sich 
bei der Ausgabe der Lebensmittelkarten einzuschalten.2 Die NS-Regierung hatte 
bereits am 27. August 1939, einen Tag nach der Mobilmachung, eine Lebensmit-
telrationierung verfügt und kurz darauf auch Bezugsscheine für Wäsche, Schuhe 
und Kleidung eingeführt.3 Hinzu kamen Lohnkürzungen und Arbeitszeitver-
längerungen, was erheblichen Unmut nach sich zog.4 Das Kartensystem heizte 
die »soziale Unzufriedenheit« an, in der »reale und eingebildete Mangelzu-
stände« eine zentrale Rolle spielten. Nicht nur die Ernährung gestaltete sich nun 
eintöniger, auch der Lebensstandard senkte sich noch weiter und ließ den priva-
ten Konsum im ersten Kriegsjahr um elf Prozent zurückgehen.5 Diese Engpässe 

1 Uhlendahl an Georg W. Rössner, 17.3.1944, ADNBL, 154/4 (Hefter: Ra-Ru), Bl.�244.
2 Rudolf Haake (Leipzig) an Hauptmann Werner Dietze, 3.10.1939, StadtAL, Kap.�6, 

Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�1a.
3 Wie drastisch das Rationierungssystem in das Zivilleben eingriff, zeigten die ›Klei-

derkarten‹, die den meisten Inhabern »den Bezug von Kleidung im Wert von 100 
Punkten innerhalb eines Jahres erlaubten«. Für Socken und Strümpfe wurden fünf 
Punkte angerechnet, allerdings durften im Jahr nicht mehr als fünf Paar gekauft wer-
den. Dagegen wurden für einen Schlafanzug 30 Punkte, für einen Mantel oder Anzug 
sogar 60 Punkte veranschlagt. Stargardt, Krieg, S.�77�f., hier S.�78. Zur Lebensmittel-
rationierung vgl. Corni, Gustavo u. Horst Gies: Brot, Butter, Kanonen. Die Ernäh-
rungswirtschaft in Deutschland unter der Diktatur Hitlers, Berlin 1997, S.�413�f.

4 Vgl. Herbert, Geschichte, S.�408�f.
5 Vgl. Stargardt, Krieg, S.�78-80.
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hielten in den folgenden Jahren an.6 So berichtete Haake im November 1941, 
dass er »auf dem Ernährungsgebiet manche Sorge« habe. Zuletzt seien es die 
Kartoffeln gewesen, vorher das Obst und das Gemüse. Auch die Versorgung mit 
Bedarfsgütern wie Kleidung und Schuhe gestalte sich äußerst »knapp«.7 Als ein 
heftiger Wintereinbruch im November 1939 den Bahnverkehr zusammen-
brechen ließ und die Reichsbahn infolge vordringlicher Kriegsaufgaben nicht in 
der Lage war, Züge zum Transport der Ruhrkohle zu stellen, kam es obendrein 
zu einer besorgniserregenden Kohlenkrise.8 Im Februar 1940 hatte sich Leipzigs 
Stadtverwaltung »bald mit nichts anderem mehr zu befassen als mit der Frage der 
Heranschaffung von Kohlen und Koks«.9 Angesichts der schlechten Versor-
gungslage in der Messestadt – von der auch die DB betroffen war – griff man »zu 
ziemlich scharfen Maßnahmen« und untersagte kurzerhand das Heizen von 
Schul- und Kirchensälen. Außerdem schlug Haake dem Oberbürgermeister vor, 
die Leipziger Kinos und das Schauspielhaus nicht mehr mit Koks zu beliefern, 
und alle verfügbaren Vorräte für die privaten Haushalte vorzusehen.10 Bei all-
dem ging es Haake in erster Linie um die Hebung bzw. Aufrechterhaltung der 
»kämpferischen Moral« der Leipziger, denn wie der amerikanische Journalist 
William L. Shirer aus Deutschland berichtete, gab es »nichts, was einen mehr de-
primierte als Kälte, zu Hause und im Büro«.11

6 Der Lebensstandard der Deutschen war bereits in den Vorkriegsjahren niedriger als 
in Frankreich, Großbritannien oder den USA. Dies galt auch für die Ernährung. Es 
war ein vorrangiges Ziel des NS-Regimes, das Versorgungsniveau über die gesamte 
Kriegszeit hinweg nicht substantiell absinken zu lassen, was aber nur durch eine 
rücksichtslose Ausbeutung der besetzten Gebieten gelang, »deren Bewohner große 
Entbehrungen hinnehmen mussten, um die deutsche Ernährung zu sichern«. Her-
bert, Geschichte, S.�408.

7 Rudolf Haake (Leipzig) an »Kameraden der Alten Garde«, 16.11.1941, StadtAL, 
Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�52.

8 Vgl. Stargardt, Krieg, S.�83�f.; Seidel, Hans-Christoph: Der Ruhrbergbau im Zweiten 
Weltkrieg. Zechen – Bergarbeiter – Zwangsarbeiter, Essen 2010, S.�143�f.

9 Bürgermeister Haake an Leutnant Paul Stein, 15.2.1940, StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, 
Beiheft 1, Bl.�4.

10 Bürgermeister Haake an Hauptmann Werner Dietze, 20.2.1940, ebd., Bl.�5-7
11 Shirer, William, L.: This is Berlin. Rundfunkreportagen aus Deutschland 1939-1940, 

hrsg. von Clemens Vollnhals, Leipzig 1999, S.�168 (Eintrag vom 24.1.1940). Zur von 
Haake geforderten »kämpferischen Moral«, hier bezogen auf die ›rassische Rein-
heit‹, vgl. Schreiben von Haake an Hauptmann Werner Dietze, 14.9.1942, StadtAL, 
Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�67. Die Briefe, die Haake in den folgenden Wochen 
und Monaten an Freunde und »Kameraden der alten Garde« sandte, geben einen 
Eindruck von der Entwicklung Leipzigs seit dem 1. September 1939 und machen 
deutlich, dass der ›unwillkommene Krieg‹ und seine Begleiterscheinungen in der Be-
völkerung auf Kritik stießen, weil er, je länger er sich hinzog, enorme physische und 
psychische Belastungen mit sich brachte. Bereits im Februar 1940 hatte Haake fest-
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Mangelerscheinungen zeigten sich auch in der Buchproduktion, die innerhalb 
eines Monats nach Kriegsbeginn um zwanzig Prozent zurückging.12 Wie der 
 Sicherheitsdienst der SS berichtete, stieg die Produktion im November 1939 je-
doch wieder an und wurde »von einer gesteigerten Nachfrage auf dem Buch-
markt begleitet«.13 In der DB führte man dies unter anderem auf den »Lesehun-
ger der Soldaten« zurück.14 Laut SD sei es »in zahlreichen Fällen« gelungen, 
»Bevölkerungskreise dem Schrifttum näherzubringen, die bisher völlig abseits 
gestanden« und die Buchhandel und NS-Kulturpolitik bis dahin vergeblich zu 
gewinnen versucht hätten. Der Krieg habe bewirkt, »dass das Bedürfnis, sich 
durch das Buch über die aktuellen Fragen des politischen Geschehens unterrich-
ten zu lassen, oder im Buch Erholung, Entspannung [und] Kraft für den Alltag 
zu suchen, spürbar angewachsen sei«. Die Nachfrage konzentriere sich auf 
schöngeistiges Schrifttum und leichte Unterhaltungsliteratur, wobei bisweilen 
unverblümt zum Ausdruck gebracht werde, man kaufe das betreffende Werk 
nur, »um nicht nachts mit Sorge auf die Flieger zu warten und nachher stumpf-
sinnig im Keller hocken zu müssen«.15 Das »große Lesebedürfnis der Bevölke-
rung« sorgte in Buchhändlerkreisen für Optimismus, der jedoch bald durch Lie-
ferschwierigkeiten der Verlage getrübt wurde, die den kriegsbedingten Ausfall 
von Arbeitskräften in Druckereien und Buchbindereien nicht kompensieren 
konnten.16 Abge sehen von ersten Anzeichen einer »Papierverknappung« wurde 

gestellt, dass »die größere Last des Krieges« auf der Heimat ruhe, wobei er die 
 grauenvollen Folgen der NS-Besatzungsherrschaft in den annektierten Gebieten be-
wusst überging. Zum »unwillkommenen Krieg« vgl. Stargardt, Krieg, S.�41-74.

12 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 18.10.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1937-1940), Bl.�366. Vgl. RFSS und Chef der Deutschen Polizei (Chef der Si-
cherheitspolizei und des SD): Meldungen aus dem Reich, 18.12.1939, BArch Berlin, 
R�58/146, Bl.�61-76, hier Bl.�63.

13 Ebd. 
14 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1940, ADNBL, 181/1-1940, 

Bl.�46�f. (Kapitel: Bibliographische Tätigkeit).
15 In diesem Zusammenhang verwies der SD darauf, »dass hier zahlreiche Ansatz-

punkte vorhanden seien, auf dem Wege über das unterhaltende und spannende Buch 
Grundsätze und Werte einer nationalsozialistischen Lebensgestaltung auch dann 
und oftmals leichter in das Volk zu tragen, als es ein Schrifttum schulungsmässigen 
Charakters häufig vermöge«. RFSS und Chef der Deutschen Polizei (Chef der Si-
cherheitspolizei und des SD): Meldungen aus dem Reich, 16.9.1940, BArch Berlin, 
R�58/154, Bl.�94�f.

16 Vgl. RFSS und Chef der Deutschen Polizei (Chef der Sicherheitspolizei und des 
SD): Meldungen aus dem Reich, 3.4.1940, BArch Berlin, R�58/150, Bl.�20-36, hier 
Bl.�23.
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»in Leipzig, dem Zentrum des deutschen Buches, eine ganze Reihe der mit der 
Herstellung des Buches befassten Betriebe stillgelegt«.17 

Wie man im Reichswirtschaftsministerium feststellte, wurde der ›Buchhan-
delsboom‹ zum Teil durch die Mangelwirtschaft und die Sorge der Bevölkerung 
um die Geldentwertung begünstigt. Die »überschüssige Kaufkraft« konnte nicht 
befriedigt werden und führte zu einer »Flucht in die Sachwerte«. Davon profi-
tierte der Buchhandel zwar, denn Bücher konnten ohne Bezugsscheine erwor-
ben werden, doch wurde der Sortimentsbuchhandel seit 1940 »regelrecht leer 
gekauft«.18 Im September 1940 berichtete der SD, dass »gute und gangbare Bü-
cher« von den Verlagen oft nicht mehr geliefert werden könnten. Einige Verlage 
seien sogar dazu übergegangen, ›Listen nicht lieferbarer Bücher‹ zu führen.19 Da 
die Bucherzeugung dem dauernden Bedarf für Front und Heimat nicht mehr ge-
nügen konnte, erhielt sogar die DB immer häufiger den Bescheid, die Auflage sei 

17 Unabhängig davon stellte der SD eine anhaltende Konjunktur »der minderwertigen 
Broschürenliteratur für Jugendliche und Erwachsene« fest, die das »an sich positive 
Bild vom Gesamtwert des deutschen Schrifttums ganz beträchtlich« verschiebe. 
RFSS und Chef der Deutschen Polizei (Chef der Sicherheitspolizei und des SD): 
Meldungen aus dem Reich, 22.8.1940, BArch Berlin, R�58/153, Bl.�119-138, hier 
Bl.�120-122.

18 Barbian, Buchmarkt, S.�179. Vgl. allgemein Ders., Literaturpolitik (1995), S.�703-
717.

19 Laut SD hatte der Büchermangel zur Folge, dass »besonders gut ausgestattetes 
Schrifttum, zum Beispiel das des Insel Verlages, geradezu gehamstert« wurde. RFSS 
und Chef der Deutschen Polizei (Chef der Sicherheitspolizei und des SD): Meldun-
gen aus dem Reich, 19.9.1940, BArch Berlin, R�58/154, Bl.�117�f. Dies traf auch für 
Bibliothekare zu. So bat Georg Leyh Uhlendahl, seine guten Beziehungen zum 
Chef des Insel Verlages, Anton Kippenberg, spielen zu lassen, um auf diese Weise 
»einige Insel-Bändchen zu erhalten«. Leyh (Tübingen) an Uhlendahl, 3.12.1943, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Ley-Ly), Bl.�93. Noch 1943 stellte der SD fest, dass die 
Nachfrage vom Buchhandel nicht erfüllt werden könne und nun »selbst die ältesten 
Ladenhüter verkauft« seien. Zudem würden kritische Stimmen laut, »dass bei einer 
immer größer werdenden Menge unerfüllbarer Bücherwünsche in den Buchhand-
lungen in oft recht erheblicher Anzahl solche Bücher angetroffen wurden, für die 
ein breiteres Interesse nicht bestehe«. Dazu zählte »reichlich ausgefallene« Fach-
literatur, wie mathematische Formelsammlungen, Richtlinien für den Hotelbau 
oder Bücher über »das Feuerlöschwesen auf neuer Grundlage«. Noch stärker war 
die Verärgerung darüber, dass die Buchhandlungen »fast nur Kriegsbücher und 
 politisch-propagandistisches Schrifttum« aufwiesen. Laut SD fühlten sich die »Volks-
genossen« inzwischen »mit diesem Schrifttum ›überfüttert‹, was »in recht krassen 
Äußerungen« zum Ausdruck gebracht wurde. Otto Ohlendorf (Chef der Sicher-
heitspolizei und des SD, III C 4, Berlin) an Hanns Johst (Präsident der RSK) (mit 
anliegendem Bericht zur Lage im Schrifttum), 15.1.1943, BArch Berlin R�56-V/154, 
Bl.�32-51, hier Bl.�34�f., 37, 41.
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»restlos vergriffen«, sodass dadurch die Vollständigkeit der DNBg und der DB-
Bestände ernsthaft gefährdet wurde. Infolge der Verschärfung der Papierlage und 
dem gleichzeitig erhöhten Bedarf an Büchern – vor allem zur Versorgung der 
Wehrmacht und zum Ausbau der in den besetzten Gebieten »in großer Zahl ge-
gründeten Büchereien« – reichten die Auflagen neuer Werke meist nicht einmal 
mehr zur Erledigung der vorliegenden Bestellungen aus.20 Die Verleger hatten 
demnach kein Interesse an einer Anzeige in den Neuigkeitsverzeichnissen des 
Börsenvereins und schickten in einzelnen Fällen ihre Neuerscheinungen auch 
nicht mehr an die DB, um bibliographische Anzeigen zu verhindern, die ihnen 
neue, aber unausführbare Bestellungen eingebracht hätten.21 Im Verlauf des 
Krieges verschärfte sich die Lage weiter. So zwangen die Schwierigkeiten bei der 
Buchherstellung dazu, die Papierzuteilung von bestimmten Voraussetzungen 
abhängig zu machen. Damit wurde bezweckt, die Zahl der Neuerscheinungen 
zu verringern, dafür jedoch »besonders geeignete Werke« in Großauflage her-
auszugeben. Dies galt in erster Linie für das schöngeistige und das politische 
Schrifttum, um damit den gesteigerten Ansprüchen der Wehrmacht zu genügen. 
Der Druck zahlreicher bereits vorangekündigter Werke musste von den Ver-
lagen auf die Nachkriegszeit zurückgestellt werden, weil sie bei der Papierkon-
tingentierung leer ausgegangen waren.22

Das Buch wurde somit zur »Mangelware«, was eigentlich den Bibliotheken 
hätte zugute kommen müssen.23 Unmittelbar nach Kriegsbeginn wurden im 
Reich aber bis auf Berlin, Leipzig, Jena und Wien alle Universitäten und ihre Bi-

20 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1941), ADNBL, 181/1-1941, 
Bl.�14. Zum Anstieg des Buchhandelsumsatzes trugen Aufträge der Wehrmacht, der 
SS, der Organisation Todt oder des Rüstungsministeriums bei, die der Buchversor-
gung der Bevölkerung jede Grundlage entzogen. Vgl. Barbian, Buchmarkt, S.�180�f. 
Der BV hielt im Mai 1945 fest, dass der Bücherbedarf der Wehrmacht und ihrer 
Frontbuchhandlungen so groß gewesen sei, »dass die durch Verdunklung und den 
Ausfall anderer Ablenkung im zivilen Sektor entstandenen neuen Leserschichten 
nicht mehr erhalten konnten, was sie verlangten«. »Eine Skizze« des BV, 3.5.1945, 
SStAL, 21766/1788, Bl.�30-34, hier Bl.�30.

21 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1941), ADNBL, 181/1-1941, 
Bl.�11, 14 (Kapitel: Sammeltätigkeit).

22 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL 181/1-1942, 
Bl.�16 (Kapitel: Sammeltätigkeit). 

23 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL, 181/1-1941, 
Bl.�11 (Kapitel: Sammeltätigkeit). Laut SD wirkte sich das verstärkte Lesebedürfnis 
auch auf das Büchereiwesen aus. Dies galt insbesondere für die Öffentlichen Biblio-
theken, bei denen der Ausfall der zur Wehrmacht eingezogenen Leser, durch Frauen 
und Jugendliche »mehr als wett gemacht« worden sei. RFSS und Chef der Deut-
schen Polizei (Chef der Sicherheitspolizei und des SD): Meldungen aus dem Reich, 
23.9.1940, BArch Berlin, R�58/154, Bl.�141. Vgl. auch Bericht über die Verhandlun-
gen der ordentlichen Hauptversammlung 1940 des Börsenvereins der Deutschen 



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

1000

bliotheken geschlossen. Die Schließungen waren jedoch nur von kurzer Dauer, 
denn die kriegs- und rüstungsrelevante Forschung sollte auf dem laufenden ge-
halten und Wirtschaft und Militär mit Literatur versorgt werden.24 Allerdings 
wurde der Leihverkehr nun auf das Nötigste beschränkt und ›kriegswichtiges‹ 
Schrifttum nur noch bestimmten Stellen mit einer verkürzten Leihfrist zur Ver-
fügung gestellt.25 Hinzu kamen drastische Etateinbußen. Der Börsenverein 
stellte 1940 besorgt fest, dass wissenschaftliche Bibliotheken und andere Institute 
Zeitschriften abbestellt und den Kauf von Büchern zum Teil drastisch einge-
schränkt hätten.26 Der bellizistischen Natur des NS-Regimes entsprechend wur-
den insbesondere die für die ›Wehrhaftmachung‹ grundlegenden Natur- und 
Technikwissenschaften hofiert und mit Ressourcen überhäuft. So lag der Etat 
der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft 1943 um 66 Prozent über dem Niveau von 
1929. Das Budget der DFG erhöhte sich sogar um 94 Prozent – ein ihr ab 1943 
zufließender Sonderfonds von 50 Millionen RM noch nicht einmal mit einge-
rechnet. Im Gegensatz dazu gingen die Zuwendungen für die Geistes- und Kul-
turwissenschaften während der NS-Zeit tendenziell zurück. Der Etat der sich 
vor allem geisteswissenschaftlichen Großprojekten widmenden Preußischen 
Akademie der Wissenschaften erreichte 1942 nicht einmal mehr das Niveau von 
1930.27 Zudem setzte sich der langfristige Trend eines säkularen Bedeutungsver-
lusts der  Hochschulen fort, indem materielle Ressourcen in außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen gelenkt wurden.28 Dies wirkte sich natürlich auch auf 
die Hochschul-, Landes- und Staatsbibliotheken aus. So hatten zwischen 1930 
und 1942 fast alle Universitätsbibliotheken Etateinbußen von 20 bis 50 Prozent 
zu verkraften.29 Selbst die Staatsbibliotheken in Berlin und München mussten 

Buchhändler zu Leipzig, in: BBl.�107 (1940), Nr.�96 vom 25.4.1940, S.�158-162, hier 
S.�159.

24 Vgl. etwa Losch, Sebastian: Kriegseinsatz des deutschen Bibliotheks- und Bücherei-
wesens, in: Warmuth, Ludwig (Hg.): Taschen-Jahrbuch für den großdeutschen 
Buchhandel 5 (1942), Berlin u.�a., S.�58-67, hier S.�60.

25 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�97.
26 Vgl. Jahresbericht 1939 der Geschäftsstelle des Börsenvereins der Deutschen Buch-

händler, in: BBl.�107 (1940), Nr.�80 vom 6.4.1940, S.�109-119, hier S.�110.
27 Vgl. Hachtmann, Rüdiger: Die Wissenschaftslandschaft zwischen 1930 und 1949. 

Profilbildung und Ressourcenverschiebung, in: Grüttner, Michael u.�a. (Hg.): Ge-
brochene Wissenschaftskulturen. Universität und Politik im 20. Jahrhundert, Göt-
tingen 2010, S.�193-205, hier S.�197�f.

28 Ebd.; Szöllösi-Janze, Margit: Naturwissenschaft und demokratische Praxis: Albert 
Einstein – Fritz Haber – Max Planck, in: Wirsching, Andreas u. Jürgen Eder (Hg.): 
Vernunftrepublikanismus in der Weimarer Republik. Politik, Literatur, Wissen-
schaft, Stuttgart 2008, S.�231-254, hier S.�233.

29 Vgl. Komorowski, Manfred: Die wissenschaftlichen Bibliotheken während des Na-
tionalsozialismus, in: Vodosek, Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken 
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Kürzungen von etwa 30 Prozent hinnehmen.30 Dadurch veränderte sich die Er-
werbungspolitik der Bibliotheken, vor allem bei der Beschaffung ausländischer 
Literatur. Viele Bibliotheken wussten sich nur noch durch eine Intensivierung 
ihres Tauschverkehrs zu helfen. So machte der Tausch an der UB Tübingen bis 
1941 im Vergleich zu den beiden anderen Erwerbungsarten (Kauf, Geschenk) 
allein 52,6 Prozent des Gesamtzuwachses aus.31 

Die Beschaffung ausländischer Literatur markierte eines der grundsätzlichen 
Probleme während der Kriegszeit.32 Für die Wissenschaftlichen Bibliotheken 
spielte die Erwerbung ausländischer Literatur eine zentrale Rolle. Allerdings 
wurde ihre Beschaffung durch politische und devisentechnische Auflagen der 
NS-Behörden erschwert. Nach Kriegsbeginn wurde festgelegt, dass Zeitschrif-
ten aus dem »feindlichen Ausland«, einschließlich der USA nur noch in einem 
Exemplar durch das »Beschaffungsamt der deutschen Bibliotheken« an der PSB 
bezogen werden durften.33 So wurden an den Universitätsbibliotheken in Hei-
delberg und Tübingen keine englischen und amerikanischen Zeitschriften mehr 
gekauft.34 Da dies jedoch ernsthafte Folgen für die kriegs- und rüstungsrelevante 
Forschung zeitigte, suchten das Auswärtige Amt und die zuständigen Reichs-

während des Nationalsozialismus, Wiesbaden 1989, S.�1-23, hier, S.�19; Happel, Bi-
bliothekswesen, S.�15-17; Flachowsky, Bibliothek, S.�69; Schochow, Preußische 
Staatsbibliothek, S.�72; Müller, Hildegard: Die Universitätsbibliothek Heidelberg 
im Dritten Reich, in: Vodosek, Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken 
während des Nationalsozialismus, Wiesbaden 1989, S.�343-358, hier S.�346.

30 Mitgliederversammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Berlin am 25. Mai 
1940, in: ZfB 57 (1940), Heft 10, S.�461-478, hier S.�471.

31 Vgl. Kowark, Georg Leyh, S.�41; Müller, Universitätsbibliothek Heidelberg, S.�35; 
Flachowsky, Bibliothek, S.�83.

32 Vgl. etwa Behrends, Dokumentation, S.�206.
33 Von hier aus wurden sie den großen Referatenblättern zur Auswertung zur Ver-

fügung gestellt. Vgl. Knoche, Michael: Wissenschaftliche Zeitschriften und Biblio-
theken in den dreißiger Jahren, in: Vodosek, Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): 
Bibliotheken während des Nationalsozialismus (Bd.�2), Wiesbaden 1992, S.�133-150, 
hier S.�138. Das Beschaffungsamt der deutschen Bibliotheken war neben der Reichs-
tauschstelle verantwortlich für die Erwerbung ausländischer Literatur, die nach 
Prüfung durch die Gestapo den deutschen Wissenschaftlichen Bibliotheken zur 
Verfügung gestellt wurde. Vgl. dazu Briel, Beschlagnahmt, S.�42-93; Dies.: Die Bü-
cher der Warenhausunternehmer Georg und Martin Tietz und die Leipziger Stadt-
bibliothek. Zur Verstrickung von kulturellen Einrichtungen in die NS-staatliche 
Verwertung jüdischen Eigentums, in: Gibas, Monika (Hg.): »Arisierung« in Leip-
zig. Annäherung an ein lange verdrängtes Kapitel der Stadtgeschichte der Jahre 1933 
bis 1945, Leipzig 2007, 162-194, hier S.�168�f.; Happel, Bibliothekswesen, S.�69; Beh-
rends, Dokumentation, S.�168-183.

34 Vgl. Müller, Universitätsbibliothek Heidelberg, S.�42�f.; Kowark, Georg Leyh, S.�34; 
Knoche, Wissenschaftliche Zeitschriften, S.�138�f.
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behörden fieberhaft nach Auswegen, um den Bezug ausländischer Literatur si-
cherzustellen. Dies führte zu bisweilen abenteuerlichen Verfahren der Literatur-
beschaffung.35 So wurden »Mittelsmänner« im neutralen Ausland gewonnen, die 
in den dortigen Bibliotheken Kopien der gewünschten Zeitschriften herstellten 
und diese dem Beschaffungsamt auf diplomatischen Kurierweg zukommen lie-
ßen.36 Das Reichsamt für Wirtschaftsausbau wandte umfangreiche Mittel für die 
Entwicklung eines Verfahrens zur Vervielfältigung von Bibliotheken durch be-
sondere Kleinbildfotografien auf.37 Auch die deutsche Wirtschaft schaltete sich 
ein. Große Unternehmen wie die IG Farben ließen über ihre Tochtergesellschaf-
ten und ausländischen Dependancen internationale Zeitschriften beschaffen und 
nach Deutschland transferieren.38 Die Wirtschaft stellte 1942 besondere Mittel 
zur Verfügung, um den zum Teil besorgniserregenden Informationsmangel zu 
beseitigen und den mit kriegswichtigen Forschungen betrauten Wissenschaftlern 
möglichst schnell von den neuesten Arbeiten des Auslandes Kenntnis zu ge-
ben.39 Auf Veranlassung des Beschaffungsamts wurden zu diesem Zweck acht 
sogenannte »Universitätskreise« gebildet, in denen Hochschulbibliotheken regi-
onal zusammengefasst wurden. Innerhalb dieser Kreise übernahm eine Biblio-
thek die ›Vorortstellung‹. Mit Hilfe besonderer Mittel des Stifterverbandes der 
Deutschen Wissenschaft wurden ausländische Zeitschriften kopiert und an die 
Vorortbibliotheken verteilt, die dann für die Ausleihe der Kopien innerhalb ih-
rer Kreise verantwortlich waren.40 

Auch für den Verein Deutscher Bibliothekare markierte der Kriegsbeginn 
eine Zäsur. Der Vorstand hatte eigentlich geplant, »Fachgenossen der ganzen 

35 Vgl. Behrends, Dokumentation, S.�212�f.
36 Vermerk von Dr. Altpeter (Abt. I Minöl. des Generalbevollmächtigten für Sonder-

fragen der Chemischen Erzeugung) betr. Auswertung englischer und amerikani-
scher Fachliteratur, 5.12.1944, Rossijski Gosudarstwenny Vojenny Archiw (RGVA) 
Moskau, Fond 1459k-1-2, Bl.�341. Vgl. auch Flachowsky, Bibliothek, S.�107.

37 Mit diesen Arbeiten war Prof. Dr. Hellmut Frieser (1901-1988), Wissenschaft lich-
Photographisches Institut der TH Dresden, betraut. Vgl.  Anlage zur Nachweisung 
für Februar 1941: Ausgaben und Einnahmen betr. Forschungs- und Versuchsmaß-
nahmen im Monat Dezember 1940, Rechnungsjahr 1940, BArch Berlin, R�3101/ 
34223, Bl.�99–122.

38 Vgl. Richards, Pamela Spence: German Libraries and Scientific and Technical Infor-
mation in Nazi Germany, in: Library Quartely 55 (1985), S.�151-173, hier S.�164; 
Dies., Die technisch-wissenschaftlichen Bibliotheken während des Nationalsozia-
lismus, in: Vodosek, Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken während 
des Nationalsozialismus (Bd.�2), Wiesbaden 1992, S.�529-548, hier S.�532; Behrends, 
Dokumentation, S.�206.

39 Schreiben des Beschaffungsamtes an den Direktor der UB Berlin, 25.1.1943, AHU, 
UB, Nr.�748, unp.

40 Vgl. Flachowsky, Wissenschafts- und Bibliothekspolitik, S.�59.



1003

MANGELWIRTSCHAFT, SELBSTMOBILISIERUNG UND GROSSMACHTPHANTASIEN

Welt« anlässlich des Gutenberg-Jubiläums 1940 zum III. Internationalen Biblio-
thekskongress nach Deutschland einzuladen. Der dem Reich nach den Worten 
des VDB-Vorsitzenden Gustav Abb angeblich »aufgezwungene Daseinskampf« 
machte diesen Plan aber zunichte. Aufgrund eines Erlasses des REM sah man 
während des Krieges auch von der Durchführung der jährlichen Bibliothekar-
tage ab.41 Gleichwohl wurde im Mai 1940 eine Mitgliederversammlung des VDB 
anberaumt, da die dreijährige Amtszeit des 1937 gewählten Vorsitzenden und der 
von ihm ernannten Mitglieder des Vorstandes ablief. Von den insgesamt 724 Ver-
einsmitgliedern waren allerdings nur 75 erschienen. Die Neuwahl brachte daher 
auch keine Veränderungen. Auf Vorschlag Buttmanns wurde Abb für weitere 
drei Jahre im Amt bestätigt, während Buttmann Stellvertretender Vorsitzender 
blieb.42 Abb führte die Geschäfte des VDB weiterhin mit eiserner Hand, wobei 
er im engen Schulterschluss mit Krüss (PSB) und Kummer (REM) agierte. Auf 
diese Weise vollzog sich innerhalb des VDB eine deutliche Machtverschiebung 
zugunsten Berlins, die selbst so streitbare Naturen wie Georg Leyh zurück-
schrecken ließ. Als der Tübinger 1942 in dem von ihm herausgegebenen Zen-
tralblatt für Bibliothekswesen eine kritische Besprechung des Jahrbuchs der 
Deutschen Bibliotheken veröffentlichen wollte, wies ihn Abb in die Schranken. 
Wie Leyh Uhlendahl mitteilte, hatte »der gewalttätige Abb« den Abdruck der 
Rezension »mit allen Mitteln des Zwanges u. der Gewaltandrohung unter-
drückt«. Selbst Buttmann, der sich zunächst für den Beitrag ausgesprochen habe, 
sei schließlich »total umgefallen«. Auch habe es der Verlag Harrassowitz nach 
dem Auftritt von Abb natürlich nicht mehr gewagt, den Artikel zu drucken. Es 
sei, so Leyh, »ein in der Geschichte des Referatenwesens wohl einzig dastehen-
der Fall, dass es dem Herausgeber einer Zeitschrift verwehrt« werde, »eine 
eigene Arbeit in seiner eigenen Zeitschrift zu veröffentlichen«.43 Während Uh-
lendahl sich gewohnt zurückhaltend verhielt und Leyhs kritische Meinung le-
diglich hinter vorgehaltener Hand teilte, stimmte Werner Rust Leyhs Ansichten 
betont offen zu. Darüber hinaus zeigte er seinem Tübinger Kollegen »durch 
einen Blick hinter die Kulissen […] wie ›gewalttätig‹ der Herr Vorsitzende un-
seres VDB in Sachen des Jahrbuches« auftrete.44 Als Rust anbot, den Fall vor den 
Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten zur bringen, hob Leyh jedoch er-

41 Mitgliederversammlung des Vereins Deutscher Bibliothekare in Berlin am 25. Mai 
1940, in: ZfB 57 (1940), Heft 10, S.�461-478, hier S.�461�f.

42 Ebd., Haase, Bibliothekartage, S.�99.
43 Georg Leyh an Uhlendahl, 7.12.1942, ADNBL, 183/3/1, Bl.�137. Die Druckfahnen 

des letztlich nicht erschienenen Beitrages von Georg Leyh: Das Jahrbuch der Deut-
schen Bibliotheken findet sich ebd., Bl.�138-140.

44 Dabei bezog sich Rust auf den für ihn wenig erfreulichen Schriftwechsel mit Abb, 
der sich auf die Reihenfolge der Leipziger Bibliotheken im Jahrbuch bezog. Rust 
hatte kritisiert, dass die UB Leipzig vor der DB aufgeführt wurde, was Abb jedoch 
achselzuckend abtat und der DB nahelegte, endlich ihre »letzten autopropagandis-
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schrocken die Hände und bat seine Leipziger Kollegen, »unter dem Gesichts-
punkt der bestehenden Machtverhältnisse«, von diesem Schritt abzusehen:

»Ich habe Ihnen ja wohl schon in Salzburg erzählt, dass Abb sogar das Reichs-
wissenschaftsministerium für sich gewonnen hat, damit die Besprechung nicht 
gedruckt wird, so sehr hat er sie als kompromittierend empfunden. Es kann 
als ausgeschlossen gelten, dass die Herren Krüss und Becker es wagen würden, 
eine andere Meinung zu vertreten als das Ministerium. Auch Buttmann als 
Stellvertreter des Vorsitzenden des VDB könnte nicht noch einmal umfallen, 
nachdem er zunächst mir spontan zustimmte und dann sich ostentativ auf die 
Seite von Abb stellte. Es gehört zu den bedauerlichen Zeiterscheinungen, dass 
Menschen heute selbst in ganz kleinen Fragen fürchten, Farbe zu bekennen 
und es vorziehen, die Fahne nach dem Wind zu hängen, um ja keinen Anstoß 
zu erwecken.«45

Wie Leyh Uhlendahl im April 1943 mitteilte, sollte das Vierteljahrsheft des Zen-
tralblatts für Bibliothekswesen »nach den neuesten Berliner Bestimmungen« auf 
einen Umfang von drei Druckbogen eingeschränkt werden, was Leyh für »völlig 
unerträglich« hielt.46 Im Spätsommer 1944 erhielt der das Blatt druckende Verlag 
Harrassowitz vom Reichsverband der deutschen Zeitschriftenverleger schließ-
lich die Nachricht, dass das Organ des VDB auf die Liste der einzustellenden 
Zeitschriften gesetzt sei.47 Auch wenn sich Leyh nun persönlich beim REM für 
den Fortbestand des Zentralblatts einsetzte, waren seine Bemühungen letztlich 
vergeblich. Im Herbst 1944 wurde sein Erscheinen eingestellt. 

Ältere Untersuchungen zur deutschen Bibliotheksgeschichte im Zweiten Welt-
krieg beziehen sich meist auf die deplorablen Erfahrungen des alliierten Luft-
krieges, dem über sieben Millionen Bücher und zahlreiche Bibliotheksgebäude 
zum Opfer fielen.48 Diese selbstmitleidigen Bestandsaufnahmen blendeten je-
doch aus, dass die von der Wehrmacht besetzten Staaten erheblichere Verluste 
zu beklagen hatten. So gingen ca. 71 Prozent der in Polen vor 1939 vorhandenen 

tischen Eierschalen abzustreifen«. Uhlendahl an Leyh, 9.12.1942, ebd., Bl.�142; 
Werner Rust an Leyh, 10.12.1942, ebd., Bl.�143�f.

45 Georg Leyh (UB Tübingen) an Uhlendahl, 14.12.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter: 
Ley-Ly), Bl.�105.

46 Leyh bat Uhlendahl, sich beim RMVuP um eine Papierzuteilung für das ZfB zu ver-
wenden, woraufhin Uhlendahl ihm mitteilte, dass dies nicht in seiner Macht liege. 
Georg Leyh (UB Tübingen) an Uhlendahl, 9.4.1943, ebd., Bl.�99; Uhlendahl an 
Leyh, 15.4.1943, ebd., Bl.�99R.

47 Vgl. Georg Leyh (UB Tübingen) an Rudolf Kummer (REM), 18.9.1944, BArch Ber-
lin, R�4901/15051, Bl.�118.

48 Grundlegend Leyh, Georg: Die deutschen wissenschaftlichen Bibliotheken nach 
dem Krieg, Tübingen 1947.
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Büchersammlungen verloren.49 In der Ukraine existierten vor dem deutschen 
Überfall 46.662 Bibliotheken mit einem Gesamtbestand von etwa 102,4 Millio-
nen Einheiten. Ende 1946, nach Krieg und knapp zwei Jahren des Wiederauf-
baues, waren es nur noch 9.921 Bibliotheken mit 34,8 Millionen Bänden.50 

In den besetzten Gebieten Europas beteiligten sich verschiedene NS-Behör-
den am Raub von Kulturgütern, der sich auch auf Bibliotheken erstreckte. Dazu 
zählten der »Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg«, der »Wirtschaftsstab Ost«, 
das »Sonderkommando Künsberg«, das »Ahnenerbe« der SS oder der Reichsfor-
schungsrat.51 Wie einer Aufstellung der DB zu entnehmen ist, gehörten Biblio-
thekare der Staatsbibliotheken Berlin und München, der Staats- und Universi-
tätsbibliothek Königsberg und der Landes- und Stadtbibliothek Dortmund zum 
»Einsatzstab Rosenberg für die Sicherung der Bibliotheken im östlichen Opera-
tionsgebiet« beziehungsweise zum »Sonderstab R�des Reichsministeriums für 
die besetzten Ostgebiete«.52 In den Darstellungen zur NS-Besatzungspolitik 
wird auch auf die Rolle deutscher Bibliothekare verwiesen, die als Beauftragte 
der deutschen Besatzungsbehörden für die Verwaltung und den Schutz von 
 Bibliotheksgut verantwortlich waren. So wurde der Generaldirektor der PSB, 
Hugo Andres Krüss, im Juli 1940 vom REM zum Kommissar für die Sicherung 

49 Vgl. Mężyński, Andrzej: Polnische Bibliotheken in den Jahren 1939 bis 1945. Die 
Politik der Besatzungsmächte und der Verlust von Büchersammlungen in Polen, in: 
Alker, Stefan, Christina Köstner u. Markus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in der NS-
Zeit. Provenienzforschung und Bibliotheksgeschichte, Göttingen 2008, S.�291-301, 
hier S.�301. Vgl. auch Pirożyński, Jan u. Krystyna Ruszajowa: Die nationalsozialis-
tische Bibliothekspolitik in Polen während des Zweiten Weltkrieges, in: Vodosek, 
Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken während des Nationalsozialis-
mus, Wiesbaden 1989, S.�199-232, hier S.�213�f.

50 Vgl. Hamann, Olaf: Raub, Zerstörungen und Verlagerungen von Bibliotheksgut im 
Krieg: eine europäische Perspektive, in: Saur, Klaus G.�u. Martin Hollender (Hg.): 
Selbstbehauptung – Anpassung – Gleichschaltung – Verstrickung. Die Preußische 
Staatsbibliothek und das deutsche Bibliothekswesen 1933-1945, Frankfurt am Main 
2014, S.�237-250, hier S.�248.

51 Vgl. Hartung, Ulrike: Raubzüge in der Sowjetunion. Das Sonderkommando Küns-
berg 1941-1943, Bremen 1997; Conze, Eckart u.�a.: Das Amt und die Vergangenheit. 
Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik, München 
42010, S.�214-220; Schroeder, Werner: »Zusammenholung russischer Literatur an 
Ort und Stelle«. Der »Forschungstrupp Ost« in der Sowjetunion 1941-1943, in: Al-
ker, Stefan, Christina Köstner u. Markus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in der NS-
Zeit. Provenienzforschung und Bibliotheksgeschichte, Göttingen 2008, S.�303-314; 
Kater, Michael H.: Das »Ahnenerbe« der SS 1935-1945. Ein Beitrag zur Kultur-
politik des Dritten Reiches, München 32001, S.�147-158; Flachowsky, Reichs-
forschungsrat, S.�411-432.

52 Vgl. Verbleib von Bücherbeständen aus den besetzten Gebieten, ohne Datum (um 
1945), ADNBL, 806/0, Bl.�6-9, hier Bl.�6.
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der Bibliotheken und die Betreuung des Buchgutes im westlichen Operations-
gebiet berufen. Gustav Abb avancierte im selben Jahr zum Leiter der Hauptver-
waltung Bibliotheken im ›Generalgouvernement‹ und wenig später zum Kom-
missar für die Sicherung der Bibliotheken und die Betreuung des Buchgutes im 
östlichen Operationsgebiet.53 Die Ernennung der beiden Berliner Direktoren zu 
Kommissaren ging auf die Initiative von Krüss zurück und ist ein Beleg für die 
auch andernorts zu beobachtende Selbstmobilisierung wissenschaftlicher und 
bildungsbürgerlicher Eliten im Krieg.54 Kurz nach Krüss wurde sein Erster Di-
rektor an der PSB, Josef Becker, im »Protektorat Böhmen und Mähren« zum 
kommissarischen Leiter der National- und Hochschulbibliotheken in Prag er-
nannt.55 Für dieses Amt war zwischenzeitlich auch Werner Rust von der DB 
vorgesehen, dem sein Leipziger Kollege Hans Cordes zur Seite gestellt werden 
sollte.56 Der Leiter der Bibliothek der Handelshochschule Königsberg, Fritz 
Meyen, wurde 1941 zum Leiter der »Gruppe Bibliotheks- und Archivwesen 
beim Reichskommissar für die besetzten norwegischen Gebiete« in Oslo er-
nannt, während der Wiener Paul Heigl zum Kommissar für die Sicherung der 
Bibliotheken und die Betreuung des Buchgutes im besetzten Jugoslawien avan-
cierte, dem in dieser Funktion faktisch die Aufsicht über die wissenschaftlichen 
Bibliotheken Südosteuropas oblag. Der Leipziger Heinrich Schreiber erhielt da-
gegen einen Ruf in die »Abteilung Bibliotheken beim Militärbefehlshaber in Bel-
gien und Nordfrankreich« mit Sitz in Brüssel.57 Darüber hinaus wurden Biblio-
thekare für Sonderaufgaben herangezogen. Richard Oehler, Direktor der UB 
Frankfurt am Main, widmete sich als »Staatskommissar« der Wiederherstellung 

53 Vgl. Hamann, Raub, S.�240�f.; Happel, Bibliothekswesen, S.�57-59; Schochow, Preu-
ßische Staatsbibliothek, S.�143; Sutter, Sem C.: H.�A. Krüss and Gustav Abb as 
 Library Administrators in Occupied Territories, in: Alker, Stefan, Christina Köst-
ner u. Markus Stumpf (Hg.): Bibliotheken in der NS-Zeit. Provenienzforschung 
und Bibliotheksgeschichte, Göttingen 2008, S.�315-327, hier S.�321-324.

54 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�57; Briel, Beschlagnahmt, S.�245-261.
55 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�59�f.
56 Der Leiter der National- und Universitätsbibliothek Prag galt als der »wichtigste 

Bibliotheksbeamte des ganzen Protektorats«. Daher sollte dieses Amt nur mit einem 
Deutschen besetzt werden. Vgl. Kurt von Burgsdorff (Reichsprotektor von Böhmen 
und Mähren, Prag) an REM, 23.9.1940, BArch Berlin, R�4901/13672, Bl.�48; Krüss 
(Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten) an REM, 8.9.1939, ebd., Bl.�19; Ver-
merk von Rudolf Mentzel (REM), 21.10.1940, ebd., Bl.�57; Josef Becker (Reichsbei-
rat für Bibliotheksangelegenheiten u. komm. Direktor der National- und UB Prag) 
an REM, 3.12.1940, ebd., Bl.�64; RMVuP an Reichsprotektor in Böhmen und Mäh-
ren (Prag), 21.4.1941, ADNBL, PA Werner Rust (geb. 9.7.1893), unp. 

57 Vgl. Verbleib von Bücherbeständen aus den besetzten Gebieten, ohne Datum (um 
1945), ADNBL, 806/0, Bl.�6-9, hier Bl.�8�f.; Wilhelm Munthe (UB Oslo) an Uhlen-
dahl, 7.8.1947, ADNBL, 154/5 (Hefter: Mo-Mu), S.�382�f.; Hall/Köstner, National-
bibliothek, S.�55�f.; Köstner-Pemsel, Österreichische Bibliothekare, S.�40.
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der von den Deutschen zerstörten UB Löwen.58 Im Stab von Krüss in der fran-
zösischen Hauptstadt waren zwischenzeitlich so viele deutsche Bibliothekare 
stationiert, dass man dort bereits sagte: »Wenn Du deutsche Bibliothekare 
suchst, so musst Du nach Paris fahren«.59 In vielen Fällen wurden deutsche 
 Bibliothekare auch als Direktoren oder kommissarische Leiter installiert, so 
etwa Wilhelm Witte 1941 in der Staatsbibliothek Warschau, Ulrich Johanssen 
1942 in der Staatsbibliothek Lemberg, Wassyl Kutschabsky 1940 in der Staats-
bibliothek Lublin, Alfred Lattermann 1939 in der Staats- und Universitätsbib-
liothek Posen, Paul Sattler 1941 in der Städtischen Raczynski-Bibliothek Posen, 
Karl Julius Hartmann 1942 in der Universitäts- und Landesbibliothek Straßburg, 
Hans Wegener 1942 und Albert Reker 1943 in der Stadtbibliothek Metz oder 
Hermann Corsten 1942 und Alexander Röder 1943 in der Landesbibliothek Lu-
xemburg.60

Während Paul Heigl seine neue Stellung als ›Kommissar‹ dazu nutzte, den Bü-
cherbestand seiner Wiener Nationalbibliothek durch rücksichtslose Raubzüge 
zu vermehren61, wurde im Hinblick auf Abb, Krüss und Becker immer wieder 
betont, dass sie sich für den Schutz der ihnen anvertrauten Sammlungen einge-
setzt und sich gegen die Verlagerung der Bibliotheken nach Deutschland ausge-
sprochen hätten.62 Dass keine Bücher geraubt und nach Deutschland verbracht 
wurden, wie die Beteiligten immer wieder behaupteten, ist jedoch zu bezwei-

58 Vgl. Schivelbusch, Wolfgang: Eine Ruine im Krieg der Geister. Die Bibliothek von 
Löwen. August 1914 bis Mai 1940, Frankfurt am Main 1993, S.�177�f.

59 Rust an Bibliotheksdirektor Josef Becker (Kommissarischer Leiter der Nationalbi-
bliothek, Prag), 29.3.1941, ADNBL, 460/1 (Hefter: L), Bl.�59. Zu den Bibliotheks-
schutzreferaten in Paris und Brüssel vgl. Briel, Beschlagnahmt, S.�254-261.

60 Vgl. Verbleib von Bücherbeständen aus den besetzten Gebieten, o.�D. (um 1945), 
ADNBL, 806/0, Bl.�6-9; Briel, Beschlagnahmt, S.�66�f., 139, 247�f.; Hoffrath, Her-
mann Corsten, S.�238�f.; Enderle, Wilfried: Karl Julius Hartmann als Direktor der 
Universitätsbibliothek in Göttingen (1935-1958), in: Knoche, Michael u. Wolfgang 
Schmitz (Hg.): Wissenschaftliche Bibliothekare im Nationalsozialismus. Hand-
lungsspielräume, Kontinuitäten, Deutungsmuster, Wiesbaden 2011, S.�193-223, hier 
S.�216�f.; Lehnstaedt, Stephan: Okkupation im Osten. Besatzeralltag in Warschau 
und Minsk 1939-1944, München 2010, S.�29; Hamann, Olaf: Hinterm Horizont 
geht’s weiter – Deutsche Bibliothekare in den von Deutschland während des Zwei-
ten Weltkrieges okkupierten Gebieten Osteuropas, in: Reifenberg, Bernd (Hg.): Die 
Suche nach NS-Raubgut in Bibliotheken, Recherchestand, Probleme. Lösungswege, 
Marburg 2006, S.�61-90, hier S.�69; Schaller, Helmut Wilhelm: Die »Reichsuniversi-
tät Posen« 1941-1945. Vorgeschichte nationalsozialistische Gründung, Widerstand 
und politischer Neubeginn, Frankfurt am Main u.�a. 2010, S.�130�f.

61 Vgl. Hall/Köstner, Nationalbibliothek, S.�427-457.
62 Vgl. Mężyński, Bibliotheken, S.��294�f.; Happel, Bibliothekswesen, S.�57-60; 

Pirożyński/Ruszajowa: Bibliothekspolitik, S.�206�f., 217-219; Luft, Robert: Zur 
 Bibliothekspolitik im Sudetenland und im Protektorat Böhmen und Mähren, in: 
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feln.63 Die ›Bibliotheks-Kommissare‹ fungierten als Vertreter der deutschen Be-
satzungsmacht und beteiligten sich auch an fragwürdigen Projekten, so etwa 
Krüss, der eine große Rückforderungsaktion von Beständen aus französischen 
Bibliotheken bis ins Detail plante.64 Abbs Aufgabe im ›besetzten Ostgebiet‹ be-
stand nicht vordergründig im Schutz der polnischen Büchersammlungen, son-
dern vielmehr darin, geeignete Arbeitsmöglichkeiten für Angestellte der deut-
schen Zivilverwaltung und sogenannte ›Ostforscher‹ zu schaffen.65 Dabei setzte 
er sich zwar für eine durchaus pragmatische Bibliothekspolitik ein, arbeitete aber 
auch mit Vertretern des Instituts für Deutsche Ostarbeit zusammen, das der 
Umsetzung der deutschen Neuordnungs- und Siedlungspolitik im ›General-
gouvernement‹ diente.66

Vodosek, Peter u. Manfred Komorowski (Hg.): Bibliotheken während des Natio-
nalsozialismus Teil I, Wiesbaden 1989, S.�453-466, hier S.�460�f.

63 Vgl. etwa Hamann, Raub, S.�244�f.
64 Vgl. Happel, Bibliothekswesen, S.�58�f. Vgl. zudem Borchardt, Peter: Bücher und 

wissenschaftliche Bibliotheken in den vom nationalsozialistischen Deutschland be-
setzten und annektierten Gebieten [Bericht über eine Tagung am 21./22.11.2008 in 
Strasbourg], in: H-Soz-u-Kult, 24.01.2009, http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
tagungsberichte/id=2484 (eingesehen am 9.4.2013); Gering, Eberhard: Die Gründer 
und Mitbegründer der Deutschen Gesellschaft für Dokumentation im NS-Staat – 
Biographische Skizzen – Geheimrat Prof. Dr. Hugo Andres Krüss (1879-1945) Ge-
neraldirektor der Preußischen Staatsbibliothek Berlin, S.�11-13, in: http://home-
pages.uni-tuebingen.de/gerd.simon/GeringKruess.pdf (eingesehen am 9.4.2013).

65 Vgl. Mężyński, Bibliotheken, S.��300.
66 Jan Pirożyński und Krystyna Ruszajowa geben an, dass Abb die Erwerbungen der 

Jahre 1940-1944 sowie den Hauptlesesaalbestand der Staatsbibliothek Krakau (über 
10.000 Bücher) angesichts der sich nähernden Front im Sommer 1944 »an einen luft-
sicheren Ort« evakuieren wollte. Sein engster polnischer Mitarbeiter, der ehemalige 
Leiter der Jagellonischen Bibliothek, habe vergeblich versucht, ihn davon abzubrin-
gen. Aufgrund von Sabotageaktionen polnischer Bibliothekare, so Pirożyński und 
Ruszajowa, sei aber schließlich nur ein Teil der genannten Bände evakuiert worden. 
Vgl. Pirożyński/Ruszajowa: Bibliothekspolitik, S.�212. In den Überlieferungen des 
Instituts für Deutsche Ostarbeit finden sich Hinweise, bei den zu verlagernden Bän-
den habe es sich um 20.000 Bände gehandelt, die im August 1944 in 107 Kisten auf 
dem Gut der Gräfin Pfeyl im schlesischen Goldberg untergebracht wurden. Sie soll-
ten zwar Eigentum der Staatsbibliothek Krakau bleiben, doch stellt sich die Frage, 
warum Abb die Bücher »ins Reich« und nicht innerhalb Polens verlagern ließ. Vgl. 
Bericht von Erich Pietsch betr. Einweisung der dem Reichsforschungsrat unterste-
henden wissenschaftlichen Institute in Wilhelmstr. 10-18, Babelsberg, 13.9.1944, 
National Archives Washington (NARA), Record Group (RG) 319, Entry 82a, Box 
17, folder RFR�255; Erich Pietsch Bericht Nr.�1 über Forschungsstelle Babelsberg 
des Reichsforschungsrates, 15.12.1944, BArch Berlin, R�26 III/275, Bl.�2, 25. Die 
 Bücher kehrten nach dem Krieg nach Polen zurück. Vgl. Pirożyński/Ruszajowa, 
Bibliothekspolitik, S.�212. 
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Darüber hinaus stellten Bibliothekare ihre Expertise in den Dienst der kriegs- 
und rüstungsrelevanten Forschung. Der Direktor der Bibliothek der TH Berlin, 
Albert Predeek, baute im Rahmen des Reichsforschungsrats (RFR) eigeninitiativ 
eine Kartei auf, die etwa 25.000 Forscher, 3.000 Institute und 45.000 Forschungs-
gegenstände verzeichnete und den NS-Behörden den gezielten Zugriff auf die 
Forschung ermöglichte. Als Leiter der »Kartei- und Informationsstelle« des 
RFR�entwickelte er an seiner Bibliothek ein Literatur-Informationssystem für 
die Forschung, indem er Literaturverzeichnisse sowie Kopien und Übersetzun-
gen fremdsprachiger Zeitschriften für interessierte Stellen anfertigte. In Koope-
ration mit dem Hamburger »Weltwirtschafts-Institut« bemühte sich Predeek 
um die inhaltliche Auswertung ausländischer Literatur in Form eines »Refera-
tenblatts«, das die deutschen Forscher über die wissenschaftlichen Fortschritte 
im Ausland unterrichtete.67 Auf einem ähnlichen Gebiet arbeitete die Deutsche 
Gesellschaft für Dokumentation, die vom Direktor der UB Leipzig, Fritz Prinz-
horn, geleitet wurde, und an deren Sitzungen auch Uhlendahl und Rust teilnah-
men.68 Rust zählte auch zum exklusiven Kreis der Beiratsmitglieder der DGD.69 
Die Gesellschaft sollte als »Zentralstelle die Zusammenarbeit der schon etablier-
ten Dokumentationsstellen koordinieren« und gab ab 1943 einen »Zentralnach-
weis« der in Deutschland verfügbaren ausländischen Literatur heraus.70 Dieser 
Zentralnachweis, der u.�a. in Kooperation mit dem Beschaffungsamt der Deut-
schen Bibliotheken entstand, war jedoch nur kriegswichtigen »Bedarfsträgern« 
aus Wissenschaft, Industrie, Staat und Militär zugänglich.71 Er, wie auch Prede-
eks »Kartei- und Informationsstelle«, waren somit Bestandteile eines zentralen 
Informationspools, der die NS-Behörden über die Forschungsentwicklung in 
den ›Feindstaaten‹ unterrichtete. Diese auf bereitwilliger Zuarbeit Wissenschaft-
licher Bibliothekare basierenden Dienstleistungen sorgten für eine Optimierung 
des Wissenstransfers in der rüstungsrelevanten Forschung und dienten auf diese 
Weise der Kriegsführung des NS-Regimes.

67 Vgl. Richards, Bibliotheken, S.�531-534; Behrends, Dokumentation, S.�183-205; Fla-
chowsky, Reichsforschungsrat, S.�367-370.

68 Vgl. etwa Sitzungsbericht des Fachnormenausschusses für Bibliotheks-, Buch- und 
Zeitschriftenwesen betr. Gründung einer »Deutschen Gesellschaft für Dokumenta-
tion«, 28.5.1941, BArch Berlin, R�55/1243, Bl.�106-113; Teilnehmerverzeichnis der 
Arbeitstagung der DGD vom 21.-24.9.1942 in Salzburg, ebd., Bl.�185R-187R.

69 Vgl. Übersicht über die Beiratsmitglieder der DGD, ohne Datum (um 1941), ebd., 
Bl.�127�f., 139.; Protokoll der 1. Sitzung des Beirats der DGD, 19.1.1942, ebd., 
Bl.�140-148.

70 Stöcken, Dokumentation, S.�110.
71 Vgl. Richards, Bibliotheken, S.�531-534; Flachowsky, Reichsforschungsrat, S.�369�f. 

Zur DGD vgl. auch Behrend, Dokumentation, S.�134-146, 212-228; Gering, Grün-
der, S.�15-25.
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Der anfangs erfolgreiche Kriegsverlauf löste nicht nur in der NS-Führungs-
riege, den Besatzungsbehörden, der Wirtschaft und Himmlers SS, sondern auch 
in der deutschen Wissenschaft eine »regelrechte Neuordnungs- und Machbar-
keitseuphorie« aus.72 Dies bezog sich auf die Ausbeutung der besetzten Gebiete, 
aber auch auf die Gestaltung eines germanisierten, nationalsozialistischen Euro-
pas. Für solche Zukunftsvisionen stand die von der DFG unterstützte Begleit-
forschung zum »Generalplan Ost«, der »die ethnische Homogenisierung weiter 
Teile Osteuropas« durch die Umsiedlung der lokalen Bevölkerung und die rück-
sichtslose Germanisierung dieser Gebiete vorsah.73 Flankiert wurde dies durch 
die avisierte Schaffung einer von Deutschland dominierten europäischen ›Groß-
raum wissenschaft‹.74 So vertrat man 1940 im REM, im Auswärtigen Amt und in 
wissenschaftlichen Einrichtungen die Ansicht, dass Deutschland in wissen-
schaftspolitischer Hinsicht eine Führungsrolle im besetzten Europa zukomme.75 
Nach einer Tagung über die »internationale Organisation der Wissenschaft« 
wurde Ende 1940 ein Arbeitsausschuss eingerichtet, dem neben Vertretern des 
REM und verschiedener Fachdisziplinen auch der Generaldirektor der PSB an-
gehörte.76 Der Arbeitsausschuss sollte das REM bei der »Neugestaltung einer 

72 Aly, Götz u. Susanne Heim: Vordenker der Vernichtung. Auschwitz und die deut-
schen Pläne für eine neue europäische Ordnung, Frankfurt am Main 1995, S.�394. 

73 Heinemann, Isabel: Wissenschaft und Homogenisierungsplanungen für Osteuropa. 
Konrad Meyer, der »Generalplan Ost« und die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
in: Dies. u. Patrick Wagner (Hg.): Wissenschaft–Planung–Vertreibung. Neuord-
nungskonzepte und Umsiedlungspolitik im 20. Jahrhundert, Stuttgart 2006, S.�45-
72, hier S.�45. Zuletzt Schulte, Jan-Erik: Die Wannsee-Konferenz und Auschwitz. 
Rhetorik und Praxis der jüdischen Zwangsarbeit als Voraussetzung des Genozids, 
in: Kampe, Norbert u. Peter Klein (Hg.): Die Wannsee-Konferenz am 20. Januar 
1942. Dokumente Forschungsstand Kontroversen, Köln u.�a. 2013, S.�216-238.

74 Zum Gedanken einer wirtschaftlichen Neuordnung Europas und der Schaffung 
einer »kontinentalen Großraumwirtschaft«, vgl. etwa Müller, Rolf-Dieter: Die 
 Mobilisierung der deutschen Wirtschaft für Hitlers Kriegführung, in: Kroener, 
Bernhard R., Rolf-Dieter Müller u. Hans Umbreit: Organisation und Mobilisierung 
des deutschen Machtbereichs. 1. Halbband: Kriegsverwaltung, Wirtschaft und per-
sonelle Ressourcen 1939-1941 (Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, 
Bd.�5/1), Stuttgart 1988, S.�349-689, hier S.�492�ff. 

75 Vgl. etwa Karl Kerkhof (Reichszentrale für wissenschaftliche Berichterstattung) an 
REM, 24.3.1941, BArch Berlin, R�4901/2729, Bl.�96-106, hier Bl.�102�f. Der Chef des 
Amtes Wissenschaft im REM führte 1941 aus, dass Deutschland »nach dem Kriege 
die […] Führung im großeuropäischen Raum auf allen Gebieten« übernehmen 
werde, was natürlich auch weitreichende Auswirkungen »auf den Forschungs-
sektor« habe. Rudolf Mentzel (REM) an Carl Krauch (Reichsamt für Wirtschafts-
ausbau), 30.10.1941, BArch Berlin, R�26 III/1, Bl.�1-3. 

76 Die Empfehlung, Krüss zu den Beratungen hinzuzuziehen, ging auf den zum Mili-
tärbefehlshaber in Frankreich kommandierten REM-Referenten Heinrich Dahnke 
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Gesamtorganisation des internationalen wissenschaftlichen Verbandswesens« 
beraten.77 Krüss’ Einbeziehung in dieses ›Expertengremium‹ deutet darauf hin, 
dass sich die Neuordnung des europäischen Wissenschaftssystems auch auf das 
Bibliothekswesen erstrecken sollte. So wurde Krüss aufgetragen, mit dem 
 Internationalen Bibliotheksverband und mit dem Internationalen Verband für 
Dokumentation erste Verhandlungen einzuleiten und dabei auch eigeninitiativ 
vorzugehen.78 Besonderen Wert legte man auf die Einflussnahme auf die inter-
nationalen Fachzeitschriften. Eine eigens gebildete »Enquete« sollte diejenigen 
Zeitschriften und ihre Herausgeber erfassen, »die für den Einsatz der deutschen 
Wissenschaft« auf internationalem Gebiet besonders wichtig erschienen. Zu die-
sen Nachforschungen sollte auch der Leiter der Reichstauschstelle an der PSB, 
Adolf Jürgens, herangezogen werden.79

Rudolf Kummer war von den neuen Perspektiven angetan und entwickelte ein 
ganz eigenes Konzept. Während einer Sitzung des Reichsbeirats für Bibliotheks-
angelegenheiten Mitte 1942 stellte er die Frage, »ob es nicht zweckmäßig« sei, 
»die europäischen Bibliotheken näher an das deutsche Bibliothekswesen heran-
zuführen«. Der Krieg biete »die vielleicht einmalige Gelegenheit […], das euro-
päische Bibliothekswesen eng an die deutschen Bibliotheken zu binden«. Über 
die Umsetzung hatte sich Kummer bereits Gedanken gemacht, denn er legte den 
Beiratsmitgliedern ein Zehn-Punkteprogramm vor, das an die Überlegungen im 
REM anknüpfte, die auf eine von Deutschland kontrollierte europäische ›Groß-
raumwissenschaft‹ hinausliefen.80 So sah Kummer vor, deutsche Bibliothekare 
zur Aufnahme persönlicher Beziehungen ins Ausland zu entsenden und im Ge-
genzug junge ausländische Bibliothekare zu Gastaufenthalten nach Deutschland 
einzuladen. »Ausgesuchte wissenschaftliche Bibliothekare des besetzten und 
neutralen Auslands« sollten zur Unterrichtung über das deutsche Bibliotheks-
wesen ins Reich abgeordnet und Anwärter des höheren und gehobenen Dienstes 
dieser Länder in Deutschland ausgebildet werden. Zur »Beratung der ausländi-
schen Bibliotheken« wurden wechselseitige Ausstellungen und eine »Arbeits-
gemeinschaft europäischer Bibliothekare« erwogen. Darüber hinaus war vorge-

zurück. Vgl. Heinrich Dahnke (Militärbefehlshaber in Frankreich, Verwaltungs-
stab) an Herbert Scurla (REM), 17.12.1940, BArch Berlin, R�4901/3190, Bl.�127. 

77 Vgl. Aktenvermerk von Herbert Scurla (REM) betr. die Sitzung vom 17.  Januar 
1941, 21.1.1941, BArch Berlin, R�4901/3047, Bl.�181�f.

78 Vermerk des REM (vermutlich von Herbert Scurla), 21.1.1941, BArch Berlin, 
R�4901/3190, Bl.�135-137.

79 Ebd.; Schreiben von Rudolf Mentzel (REM) an Auswärtiges Amt, 4.2.1941, ebd., 
Bl.�145-148.

80 Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�95�f. (Protokoll vom 30.6./1.7.1942); Ders., 
 Bibliotheken während des Nationalsozialismus, S.�21�f. Das Protokoll der Tagung 
des Reichsbeirats in der PSB am 30. Juni und 1. Juli 1942 vom 28.8.1942 findet sich 
auch in BArch Berlin, R�4901/15051, Bl.�89-117.
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sehen, die »Bibliotheken des europäischen Raumes« mit deutschem Schrifttum 
zu versorgen und ihnen die in Deutschland selbst umstrittenen »Preußischen In-
struktionen« als einheitliche und verbindliche Katalogisierungsregel vorzu-
schreiben.81 Zwar blieb es letztlich bei diesen Gedankenspielen, doch deuten die 
großspurigen Planungen Kummers an, dass auch die für die Bibliothekspolitik 
Verantwortlichen von der durch die NS-Regierung ausgelösten »Neuordnungs-
euphorie« angesteckt wurden.

2. Einschneidende Veränderungen –  
Die Deutsche Bücherei im Krieg

Am 1. September 1939 wurde die DB infolge der Bestimmungen des deutschen 
Luftschutzgesetzes geschlossen.82 Dafür zeigte ein Teil ihrer Benutzer wenig 
Verständnis, woraufhin die Bibliotheksverwaltung eine Liste auslegte, in die sich 
jene Leser eintragen sollten, welche die DB für ihre Arbeiten »dringend« weiter 
benutzen mussten.83 Die allgemeine Aufregung legte sich jedoch bald wieder, 
denn am 11.  September wurden die Lesesäle und Katalogräume wieder geöff-
net.84 Wie das gesamte Reich stand auch die DB ganz unter dem Eindruck der 
Kriegsereignisse, die zwischen banger Sorge vor einer Wiederholung der Katas-
trophe von 1914/18 und der Überzeugung in einem »von England und seinen 

81 Ebd. Zu den in Deutschland umstrittenen Preußischen Instruktionen vgl. Plass-
mann, Instruktionen.

82 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 1.9.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1937-1940), Bl.�341; Aushang der DB betr. Schließung infolge der Ausrufung 
des Luftschutzes, 1.9.1939, ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�137. Zum Deut-
schen Luftschutzgesetz vom 26.6.1935 vgl. Das Deutsche Luftschutzgesetz, in: Gas-
schutz und Luftschutz 5 (1935), Nr.�7, S.�169-170; Erste, Zweite und Dritte Durch-
führungsverordnung zum Luftschutzgesetz vom 4.5.1937, in: Gasschutz und 
Luftschutz 7 (1937), Nr.�5, S.�116-121. Uhlendahl hatte aufgrund des Kriegsbeginns 
eine Kur abgebrochen und war umgehend an die DB zurückgeeilt. Vgl. Uhlendahl 
an Paul Heigl (NBW), 22.8.1939, ADNBL, 153/0, Bl.�189; Uhlendahl an Rudolf 
Erckmann (RMVuP), 13.7.1940, BArch Berlin, R�55/24660, Bl.�30 (ehem. BDC, 
Filmnr. RK O 26, Bild 1232).

83 Vgl. etwa Erich W. Schlotthauer (Leipzig) an die Direktion der DB, 5.9.1939, 
ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�139; Heinz Arnold (Leipzig) an die Leitung 
der DB, 5.9.1939, ebd., Bl.�140. Zur Liste der Namen vgl. Vermerk Martin Lipp-
manns (DB), 6.9.1939, ebd., Bl.�138.

84 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 8.9.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1937-1940), Bl.�345.
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Trabanten aufgezwungenen Abwehrkampf« zu stehen, changierten.85 Dies 
schlug sich im Dienstalltag auf unterschiedliche Weise nieder. So ließ Uhlendahl 
bereits Mitte September 1939 von der Abteilung »Künstlerische Drucke« eine 
Liste der besonders wertvollen Exemplare anlegen, die im Fall eines Verlustes 
oder der Beschädigung nicht mehr zu ersetzen waren.86 Um den ›Gefolgschafts-
mitgliedern‹ der DB ihre Sorgen zu nehmen, hatte man ihnen zunächst erlaubt, 
»täglich ihre dienstlichen Arbeiten zu unterbrechen, um die Neuigkeiten vom 
Kriegsschauplatz« hören zu können. Ab Mitte September ließ sich diese »Ver-
günstigung« aus dienstlichen Gründen aber nicht mehr länger aufrechterhalten. 
»Wichtige Meldungen vom Kriegsschauplatz« wurden den Mitarbeitern fortan 
gleich nach dem Bekanntwerden von der Direktion mitgeteilt.87 Den Benutzern 
hingegen wurden »Heeresbericht und Nachrichten« einmal täglich um 14 Uhr 
durch Rundfunkgeräte im Hörsaal zur Kenntnis gebracht.88

Wie schon im Ersten Weltkrieg legte die DB nun auch »für den Polenfeldzug 
und die Kämpfe im Westen eine Kriegssammlung« an. Sie wies schon im Okto-
ber 1939 »eine stattliche Anzahl von Dokumenten« auf, die nicht zuletzt durch 
den »Oberverwaltungschef für die gesamte zivile Verwaltung der besetzten ehe-
mals polnischen Gebiete« zur Verfügung gestellt wurden.89 Gesammelt wurde 
das gesamte mit dem Krieg zusammenhängende deutsche und fremdsprachige 
Schrifttum des Reiches und der besetzten Gebiete wie Flugblätter und Flieger-
abwürfe, Feld-, Soldaten- und Gefangenenzeitungen, Bekanntmachungen, 
Mauer anschläge, Plakate und sonstige aus Anlass des Krieges erscheinende Ge-
legenheitsdrucke.90 Auf diese Sondersammlung wurde durch Pressenotizen in 
Tageszeitungen und Fachblättern aufmerksam gemacht. Anfang Dezember 1939 
eröffnete die DB eine Ausstellung, um der Öffentlichkeit einen Einblick in die 

85 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1939, ADNBL 181/1-1939, 
Bl.�3 (Kapitel: Allgemeine Verwaltung). Vgl. allgemein Stargardt, Krieg, S.�49-54.

86 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 14.9.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1937-1940), Bl.�348.

87 Umlauf Uhlendahls, Otto Eggerts (Fachschaftsleiter) und Ernst Wauszkuns (Be-
triebsobmann), 15.9.1939, ebd., Bl.�350.

88 Verfügung Uhlendahls, 16.9.1939, ebd., Bl.�351.
89 Uhlendahl an das OKW (Berlin), 26.10.1939, ADNBL, 527/6/0, Bl.�6. Auch die PSB 

richtete 1939 eine Kriegssammlung ein. Vgl. Mitgliederversammlung des Vereins 
Deutscher Bibliothekare in Berlin am 25.  Mai 1940, in: ZfB 57 (1940), Heft 10, 
S.�461-478, hier S.�472.

90 Informationsblatt der DB über die »Kriegssammlung der Deutschen Bücherei, ohne 
Datum (1940), ADNBL, 527/6/0, Bl.�7; Dokumente und Bücher künden vom Krieg. 
Fundgruben für die spätere Geschichtsschreibung in der Deutschen Bücherei, in: 
Neue Leipziger Zeitung vom 8.1.1940.
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Sammlung ihrer Kriegsschriften zu geben.91 Da der Wert dieser ›aktiven Schrif-
ten‹ vom Grad ihrer Vollständigkeit abhing, bat Uhlendahl das Oberkommando 
der Wehrmacht, die Reichsleitung der NSDAP und die Goebbels unterstehenden 
vierzig Reichspropagandaämter, die ihnen nachgeordneten Dienststellen anzu-
weisen, je ein Exemplar der in ihrem Bereich erscheinenden Veröffentlichungen 
an die DB abzuliefern.92 Umgekehrt kam es immer wieder vor, dass sich ver-
schiedene Truppenteile der Wehrmacht mit der Bitte an die DB wandten, ihnen 
Bücherspenden für ihre Feldbüchereien zur Verfügung zu stellen. Während Uh-
lendahl diese Wünsche zunächst erfüllte und überzählige Schriften der GdF -Jah-
resgaben übersandte, nahmen die Gesuche mit der Zeit solche Ausmaße an, dass 
er den Bittstellern riet, sich an das Amt Schrifttumspflege Rosenbergs zu wen-
den, das neben der DAF und dem RMVuP für die »Versorgung der Fronttruppen 
mit Lese stoff« verantwortlich zeichnete.93 Trotz der bedrückenden Kriegsver-
hältnisse leisteten die Mitarbeiter der DB weiterhin Spenden für das »Winter-
hilfswerk«, das »Deutsche Rote Kreuz« oder die »Deutsche Beamtenschaft«. 
Dabei mahnte Uhlendahl seine ›Gefolgschaft‹, dass es gerade bei diesen großan-
gelegten, öffentlichen Straßensammlungen darauf ankomme, »unseren Feinden 

91 Vgl. Paust, Albert: Die Kriegssammlungen der Deutschen Bücherei 1914 und 1939, 
in: BBl.�107 (1940), Nr.�86 vom 13.4.1940, S.�132-134, hier S.�132. Die Ausstellung 
»Aus der Kriegssammlung 1914-1939 der Deutschen Bücherei« wurde am 1.12.1939 
eröffnet und lief bis zum 31.12.1939. Vgl. Übersicht: Ausstellungen in der DB [1925-
1951], ohne Datum, ADNBL, 896/0 (Allgemein), unp.

92 Vgl. Uhlendahl an das OKW (Berlin), 26.10.1939, ADNBL, 527/6/0, Bl.�6; Uhlen-
dahl an die Reichsleitung der NSDAP (München), 2.11.1939, ebd., Bl.�8; Uhlendahl 
an die 40 Reichspropagandaämter, 7.11.1939, ebd., Bl.�13. Allerdings stellte sich die 
Wehrmacht quer, die ihren Gliederungen untersagte, das von ihnen herausgegebene 
Schrifttum »nichtmilitärischen Heimatstellen« zur Verfügung zu stellen. Uhlendahl 
an RMVuP, 29.12.1939, ebd., Bl.�15. Noch im Februar 1940 merkte der Leiter der 
Erwerbungsabteilung der DB an, dass die Schwierigkeiten für die DB noch nicht 
behoben seien. Vgl. Handschriftlicher Vermerk von Albert Paust vom 15.2.1940 auf 
einer Aktennotiz Uhlendahls betr. die Kriegssammlung der DB, 8.1.1940, ebd., 
Bl.�18.

93 Vgl. Oberleutnant Ludwig an die DB, 1.11.1939, ADNBL, 541/2 (Hefter: 1939-
1959), Bl.�371; Uhlendahl an Oberleutnant Ludwig, 6.11.1939, ebd., Bl.�371R; Ober-
leutnant Ludwig (Flakuntergruppe Jever), 27.11.1939, ebd., Bl.�375; Robert Koppe 
(Leipzig) an DB, GdF und Deutsches Buch- und Schriftmuseum, 3.8.1940, ebd., 
Bl.�381; Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 26.8.1940, ebd., Bl.�382; Gefreiter A. Fried-
richs, 2.12.1940, an Uhlendahl, ebd., Bl.�383; Uhlendahl an Gefreiter A. Friedrichs, 
6.12.1940, ebd., Bl.�383R; Chefarzt (Luftwaffenlazarett, Halle) an Uhlendahl, 
8.1.1941, ebd., Bl.�386. Zur Buchversorgung der Wehrmacht vgl. Barbian, Literatur-
politik (1995), S.�717-722; Bühler, Hans-Eugen: Der Frontbuchhandel 1939-1945. 
Organisationen, Kompetenzen, Verlage, Bücher. Eine Dokumentation, Frankfurt 
am Main 2002.
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die Geschlossenheit und Opferbereitschaft des gesamten deutschen Volkes« zu 
demonstrieren.94

Infolge der schnellen Wiederöffnung der DB hatten sich die kritischen Stim-
men unter den Benutzern wieder gelegt. Umso ärgerlicher war, dass der große 
Lesesaal Ende Oktober 1939 erneut geschlossen wurde, da er aufgrund seiner 
großen Fenster nicht so ›verdunkelt‹ werden konnte, wie es den rigiden Luft-
schutzbestimmungen entsprach.95 Infolgedessen waren nur noch der Zeitschrif-
tenlesesaal bis zum Eintritt der Dunkelheit und der kleine Lesesaal, »dessen 
Fenster gegen Lichtausfall geschützt« werden konnten, bis 20 Uhr geöffnet.96 
Aber es kam noch schlimmer, denn durch den Kohlenmangel wurden die Ar-
beitsbedingungen so unerträglich, dass sich die Direktion gezwungen sah, die 
DB am 6. Februar 1940 erneut für die Benutzung zu schließen.97 Um den inter-
nen Dienstbetrieb trotz der Kälte aufrechtzuerhalten, wurden einzelne Abtei-
lungen provisorisch zusammengelegt, um weniger Räume beheizen zu müssen.98 
Aufgrund der Erfahrungen des ersten Kriegswinters ließ Uhlendahl 1941 zahl-
reiche elektrische Heizöfen beschaffen. Den Mitarbeitern wurde gestattet, eigene 

94 Verfügung Uhlendahls, 27.3.1940, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 
1937-1940), Bl.�451; Verfügung Uhlendahls, 16.8.1940, ADNBL, 154/4 (Hefter: Di-
rektorialverfügung 1940-1943), Bl.�11; Verfügung Uhlendahls, 31.1.1941, ebd., 
Bl.�105; Verfügung Uhlendahls, 10.4.1942, ebd., Bl.�300; Verfügung Uhlendahls, 
24.3.1943, ebd., Bl.�470; Verfügung Uhlendahls, 19.10.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: 
Direktorialverfügung 1944-1946), Bl.�95.

95 Vgl. Aushang der DB, 28.10.1939, ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�146. Zur 
Kritik von der Nutzerseite vgl. Hans Hotzelt (Leipzig) an die Direktion der DB, 
12.10.1939, ebd., Bl.�145.

96 Vgl. Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1939, ADNBL 181/1-1939, 
Bl.�6 (Kap. Allg. Verwaltung).

97 Vgl. ebd., Bl.�18 (Kapitel: Hausverwaltung), Bl.�59 (Kapitel: Benutzung). Die Tem-
peraturen in der DB fielen auf 9 Grad, sodass man »in Mäntel und Decken gehüllt« 
arbeiten musste. Uhlendahl an Adolf Hilsenbeck, 19.4.1940, ADNBL, 154/5 (Hefter 
Hes-Hjel), Bl.�383. Im Dezember 1939 teilte Uhlendahl seinen Mitarbeitern mit, 
dass die übliche Temperatur von 18-20 Grad infolge von Koksmangel nicht einge-
halten werden könne, und empfahl ihnen, »sich für die nächsten Tage mit wärmerer 
Unterkleidung zu versehen«. Verfügung Uhlendahls, 21.12.1939, ADNBL, 154/3 
(Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), Bl.�411. Bereits ein Jahr zuvor hatte die 
SD-Verbindungsstelle kritisiert, dass die Temperatur in ihren Räumen bis auf zwei 
Grad gesunken war. Vgl. Martin Nitzsche (SD-Verbindungsstelle) an die Direktion 
der DB, 19.12.1938, ADNBL, 315/8, Bl.�7.

98 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 19.3.1940, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1937-1940), Bl.�450; Kurt Landgraf (DB) an RMVuP betr. den voraussichtli-
chen Abschluss des Haushalts der DB für das Rechnungsjahr 1940, 26.3.1941, BArch 
Berlin, R�2/4784, Bl.�128�f.
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elektrische Heizgeräte mitzubringen.99 Trotzdem zwang die prekäre Versor-
gung auch in den folgenden Jahren immer wieder zu äußerster Sparsamkeit beim 
Brennstoff- und Stromverbrauch. Aufgrund behördlicher Anweisungen legte 
Uhlendahl 1941 fest, die »Wärmegrade in den einzelnen Diensträumen« dürften 
20 Grad nicht übersteigen. Die Elektroöfen sollten nur unter 18 Grad Zimmer-
temperatur eingesetzt werden.100 Als der Reichsinnenminister im Herbst 1941 
anordnete, dass die Temperatur in den Diensträumen 18 Grad nicht mehr über-
schreiten durfte, wurden in der DB sämtliche elektrischen Heizgeräte eingezo-
gen.101 Zudem sprach das RMdI für die Zeit zwischen Weihnachten und Neujahr 
1941/42 ein allgemeines Heizverbot aus, woraufhin der Direktion der DB nichts 
anderes übrig blieb, als die Bibliothek zu schließen.102 Im Jahr 1943 gingen die 
Sparmaßnahmen schließlich so weit, dass man an verschiedenen Stellen die 
 Deckenbeleuchtung durch Ausschrauben von Glühbirnen ausschaltete, anstelle 
von Flur-, Spät- und Nachtbeleuchtung Leuchtfarben zur Kenntlichmachung 
von Hindernissen verwendete, den Betrieb der Fahrstühle beschränkte und 
Rundfunkgeräte stilllegte.103 

99 Vgl. Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1940, ADNBL 181/1-1940, 
Bl.�13 (Kap. Hausverwaltung); Verfügung Uhlendahls, 13.9.1940, ADNBL, 154/4 
(Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), Bl.�26.

100 Verfügung Uhlendahls, 24.1.1941, ebd., Bl.�101.
101 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 1.11.1941, ebd., Bl.�216.
102 Dazu wurde vermerkt: »Finden Dienstleistungen an diesen drei Tagen nicht statt, 

so sind nach dem Erlass die dienstfreien Tage auf den Urlaub für das laufende Ur-
laubsjahr anzurechnen.« Verfügung Uhlendahls, 23.12.1941, ebd., Bl.�240. Im Ok-
tober 1942 kam es zu einem grundsätzlichen Verbot elektrischer Heizgeräte, also 
auch »Heizsonnen, Kochapparate [und] Tauchsieder«. Verfügung Uhlendahls 
betr. Verbot von elektrischen Heizgeräten und sparsame Verwendung der elektri-
schen Beleuchtung, 30.10.1942, ebd., Bl.�400.

103 Es wurde mit Johannes Ruppert sogar ein »Beauftragter für die Energieeinspa-
rung« in der DB ernannt. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 4.9.1943, ebd., Bl.�540. Mitte 
1941 hatte eine Durchsicht der Arbeitsplätze in den Lesesälen ergeben, dass zahl-
reiche Glühbirnen und Tintengläser entwendet worden waren. Vgl. Durchsicht der 
Arbeitsplätze in den Lesesälen nach fehlenden Glühlampen und Tintenfässern, 
15.7.1941, ADNBL, 740 (Hefter: Benutzungsbetrieb), Bl.�45. Im Jahr darauf wurde 
die DB zur Abgabe von Metallen für die Rüstungswirtschaft verpflichtet, worauf-
hin sie neben 1,35 kg Messing auch 126 Doppelgarnituren von Türklinken zur Ab-
gabe meldete. Vgl. Niederschrift über die Vorbesprechung des Haushalts der DB 
für das Rechnungsjahr 1943, 16.12.1942, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�291-300, hier 
Bl.�296. Zu weiteren Mangelerscheinungen, etwa bei Seifen-, Wasch- und Reini-
gungsmitteln sowie bei Eisen und Holz für Büchergestelle, vgl. Entwurf für den 
Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL 181/1-1941, Bl.�9�f. (Kapitel: 
Hausverwaltung); Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1942, 
ADNBL 181/1-1942, Bl.�12 (Kapitel: Hausverwaltung).
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Ende April 1940 wurde die DB wieder für die Benutzung geöffnet. Infolge der 
Luftschutzbestimmungen ging man nun aber dazu über, das Haus von acht Uhr 
morgens »bis zum Eintritt der Dunkelheit, zunächst bis 20 Uhr«, offen zu hal-
ten. Allerdings war die Benutzung nur auf den großen Lesesaal und den Zeit-
schriftenlesesaal beschränkt, während der kleine Lesesaal geschlossen blieb.104 
Infolge eines frühzeitigen Kälteeinbruchs wurde der große Lesesaal Mitte Sep-
tember 1940 aber ebenfalls geschlossen, sodass den Benutzern fortan nur noch 
der Zeitschriftenlesesaal zugänglich war.105 Da sich seit Kriegsbeginn ein stetiger 
Rückgang der Benutzerzahlen abzeichnete, hielt man auch in den folgenden Jah-
ren nur noch den Zeitschriftenlesesaal offen.106 Im Herbst 1941 wurde die Öff-
nungszeit »mit Rücksicht auf die Verdunklungsvorschriften« wieder auf 8.30 bis 
17 Uhr festgesetzt.107 Dieser Wechsel zwischen Winter- und Sommeröffnungs-
zeit wiederholte sich in den folgenden Jahren, wobei es in den Frostperioden im-
mer wieder zu Einschränkungen der Lesesaalbenutzung kam.108

104 Die Handbibliothek des Lesesaals war aber zugänglich. Vgl. Verfügung Uhlen-
dahls, 22.4.1940, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), 
Bl.�462. 

105 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1940, ADNBL 181/1-
1940, Bl.�4 (Kapitel: Gesamtüberblick), Bl.�55 (Kapitel: Benutzung); Verfügung 
Uhlendahls, 13.9.1940, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), 
Bl.�27; Feldpostbrief Nr.�3 der DB, 25.11.1941, ADNBL, 439/7, unp.

106 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL 181/1-
1941, Bl.�54 (Kapitel: Benutzung); Entwurf für den Bericht über die Verwaltung 
der DB 1942, ADNBL 181/1-1942, Bl.�56 (Kapitel: Benutzung). Zum Rückgang 
der Benutzerzahlen vgl. die Tabelle in Kap.�V.A.5.5. In einem Artikel für den Völ-
kischen Beobachter verwies Uhlendahl auf den Rückgang der Benutzerzahlen, »da 
die männliche, vor allem die studierende Jugend, die die Lesesäle« bevölkere, unter 
den Waffen stehe. Immerhin würden die »zahlreichen Feldgrauen, die unter den 
täglichen Besuchern« der DB erschienen, zeigen, »dass der Soldat über dem Krie-
gerhandwerk die Beschäftigung mit geistigen Dingen keineswegs vergessen« habe. 
Uhlendahl, Heinrich: Die Deutsche Bücherei im Kriege, in: Völkischer Beobachter 
vom 26.7.1940, ADNBL, 184 (Hefter: Vorträge und Aufsätze von Dr. Uhlendahl 
II, 1938-1951), Bl.�28.

107 Verfügung Uhlendahls, 13.11.1940, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 
1940-1943), Bl.�66.

108 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 31.3.1941, ebd., Bl.�128; Verfügung Uhlendahls, 
16.4.1941, ebd., Bl.�138; Verfügung Uhlendahls, 18.4.1942, ebd., Bl.�304.
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2.1. Das »Attest der Volljährigkeit« –  
Das Gesetz über die Deutsche Bücherei von 1940109

Trotz der durch den Krieg hervorgerufenen Mehrbelastungen – die durch zahl-
reiche Einberufungen männlicher Bibliothekare und daraus resultierende Perso-
nalschwierigkeiten noch zugespitzt wurden – zeigten sich Uhlendahl und sein 
Umfeld um einen reibungslosen Ablauf der Dienstgeschäfte bemüht.110 Dass 
dies gelang und die DB auch unter den Bedingungen des Krieges eine weiterhin 
»günstige Entwicklung« nahm, war vor allem auf ihre nach wie vor ungebro-
chene Förderung durch das NS-Regime zurückzuführen.111 Die Arbeiten der 
Anstalt wurden vom RMVuP nicht nur als »kriegswichtig« eingestuft, ihr wur-
den auch neue Aufgaben übertragen, »so dass sich nicht nur keine Einschrän-
kung, sondern eher eine Erweiterung des Betriebes ergab«.112 Immerhin war die 
DB nach wie vor die einzige wissenschaftliche Allgemeinbibliothek Deutsch-
lands, die regelmäßige Zuwendungen des Reiches erhielt.113 Im Gegenzug stellte 
die DB, ebenso selbstverständlich wie viele andere Institutionen des gesellschaft-

109 Karl Schwarber (Direktor der Öffentlichen Bibliothek der Universität Basel) an 
Uhlendahl, 26.4.1940, ADNBL, 154/5 (Hefter Scho-Schw), Bl.�466.

110 Vgl. etwa die Anweisungen zur schnelleren Anzeige der Neuerscheinungen im 
Täglichen Verzeichnis und in der Nationalbibliographie. Verfügung Uhlendahls, 
19.10.1939, ADNBL, 506/0, Bl.�5.

111 Im Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1942 heißt es, die Anstalt 
habe »sich trotz der einschneidenden Wirkungen des Krieges auf allen Lebensge-
bieten noch ohne wesentliche Einschränkungen weiter entwickeln« können. Ent-
wurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL 181/1-1942, Bl.�2 
(Kapitel: Allgemeine Verwaltung). Trotz strengster Sparauflagen sahen auch Sach-
sen und die Stadt Leipzig 1939/40 davon ab, auf Kürzungen am Haushalt der DB 
zu bestehen. Vgl. OBM Leipzig (Kulturamt) an die DB, Oktober 1939, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�30; Uhlendahl an RMVuP, 13.10.1939, ebd., Bl.�32-35; 
Georg Florey (Sächsisches Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Dresden) an 
RMVuP, 20.10.1939, ebd., Bl.�36; OBM Alfred Freyberg (Leipzig) an RMVuP, 
3.11.1939, ebd., Bl.�37; RMVuP an OBM (Leipzig), 12.1.1940, ebd., Bl. 109.

112 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL 181/1-1941, 
Bl.�2 (Kapitel: Allgemeine Verwaltung).

113 Wie das RMVuP in seiner Begründung zum »Gesetz über die Deutsche Bücherei 
in Leipzig« hervorhob, zählte die DB gemeinsam mit dem Deutschen Museum in 
München, dem Germanischen Nationalmuseum in Nürnberg und dem Römisch-
Germanischen Zentralmuseum in Mainz »zu den Anstalten, für die ein Reichs-
interesse anerkannt« sei. Goebbels (RMVuP) an den Chef der Reichskanzlei und 
die übrigen Reichsminister (mit anliegendem Gesetzentwurf und Begründung), 
27.2.1940, BArch Berlin, R�5101/23565, unp.
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lichen Teilsystems Wissenschaft, weiterhin das für Staat, Wirtschaft und Militär 
notwendige Orientierungswissen bereit.114

Das symbiotische Verhältnis zwischen DB und NS-Regime wurde besonders 
deutlich bei der »in vollster Harmonie« ausgehandelten Neuregelung des Rechts-
charakters der Anstalt, die seit Jahren auf der Agenda Uhlendahls gestanden 
hatte und nun – ausgerechnet im Krieg – zum Abschluss gelangte.115 Wie bereits 
erwähnt, hatten die rechtliche Stellung der DB als Einrichtung eines privatrecht-
lichen Vereins und die Maßnahmen, die 1931 im Zuge der allgemeinen Spar- und 
Kürzungsbestimmungen getroffen worden waren, zur Folge, dass bei der DB 
weder Beamtenstellen noch Stellen mit beamtenähnlicher Versorgung geschaffen 
werden konnten.116 Um das Problem der Ruhestandsversorgung der DB-Beam-
ten zu lösen, bedurfte es aber zunächst einer Klärung ihrer Rechtsform. Wie Uh-
lendahl dem Finanzminister im April 1939 mitgeteilt hatte, waren von den 38 
Beamtenstellen (14 höhere und 24 mittlere) – bei einer Gesamtzahl von 177 Stel-
len – lediglich elf Beamtenstellen mit einer Ruhegehaltsberechtigung und Hin-
terbliebenenfürsorge ausgestattet.117 Dagegen genossen die Inhaber der übrigen 
Beamtenstellen diese Sicherheiten nicht. Diese Schlechterstellung der DB-Beam-
ten gegenüber ihren Kollegen an den staatlichen Bibliotheken war nach Uhlen-
dahls Auffassung sachlich nicht gerechtfertigt. Inzwischen habe daher in der DB 
eine enttäuschte, ja »verzweifelte Stimmung« um sich gegriffen, und vor allem 
jüngere Beamte würden bei der ersten sich bietenden Gelegenheit abwandern. 
Allein seit Juni 1935 hätten 18 Kräfte gekündigt, um Stellen mit Ruhegehaltsbe-
rechtigung an anderen Einrichtungen anzunehmen.118 Ende Juli 1939 teilte Uh-

114 Vgl. Sudrow, Anne: Der Schuh im Nationalsozialismus. Eine Produktgeschichte 
im deutsch-britisch-amerikanischen Vergleich, Göttingen 2010, S.�350; Maier, Hel-
mut: Forschung als Waffe. Rüstungsforschung in der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft 
und das Kaiser-Wilhelm-Institut für Metallforschung 1900-1945/48, Göttingen 
2007; Hachtmann, Wissenschaftsmanagement; Orth, Karin u. Willi Oberkrome 
(Hg.): Die Deutsche Forschungsgemeinschaft 1920-1970. Forschungsförderung 
im Spannungsfeld von Wissenschaft und Politik, Stuttgart 2010.

115 Niederschrift über die 1. Sitzung des Verwaltungsrates der DB am 22.6.1940, 
BArch Berlin, R�56-V/3, Bl.�34-42, hier Bl.�36.

116 Vgl. Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP) an OBM in Leipzig, 15.2.1940, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�119.

117 Vgl. Uhlendahl an RMVuP (mit anliegender Übersicht: Besetzung der Beamten-
stellen bei der DB im Rechnungsjahr 1940), 30.4.1940, ADNBL, 380/1, Bl.�143.

118 Uhlendahl an Graf Schwerin von Krosigk (RFM), 26.4.1939, ebd., Bl.�131. Dem 
RMVuP hatte Uhlendahl im Februar 1939 eine Liste mit 28 Namen vorgelegt, wel-
che die DB seit 1928 verlassen oder ihre Kündigung in Aussicht gestellt hatten. Vgl. 
Uhlendahl an RMVuP (mit anliegender Liste der Beamten und Angestellten der 
DB, die in den letzten Jahren in Beamten- oder Beamtenanwärterstellen anderer 
Anstalten übergegangen sind bezw. überzugehen gedenken), 28.2.1939, ebd., 
Bl.�120-122. Vgl. auch Uhlendahl an Gustav Wahl (Bibliothek der Hansestadt 
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lendahl dem RMVuP mit, dass man darauf gefasst sein müsse, in allernächster 
Zeit sieben, wenn nicht sogar zehn weitere wissenschaftliche Kräfte zu verlieren. 
Die Personalverhältnisse an der DB seien katastrophal, und es nahe der Augen-
blick, wo er dem Minister melden müsse, dass er aus Mangel an wissenschaft-
lichen Mitarbeitern nicht mehr in der Lage sei, die ihm übertragenen, zum größ-
ten Teil »reichswichtigen«, Aufgaben durchzuführen.119 

Der Notschrei Uhlendahls verfehlte seine Wirkung nicht. Das RMVuP wandte 
sich im Januar 1940 erneut an das RFM und versuchte festzustellen, auf welche 
Weise Planstellen für die DB geschaffen werden könnten. Der Vorschlag, den 
Bibliothekaren eine beamtenähnliche Anstellung im Rahmen eines Anstellungs-
verhältnisses zu geben, so wie sie nach der ›Dienstordnung für die Deutsche Bü-
cherei‹ bis zum Dezember 1931 bereits bestanden hatte, scheiterte, da derartige 
Rechtsverhältnisse nicht mehr begründet werden durften. Der einfachste Weg, 
die DB in das Eigentum und die Verwaltung des Reichs zu übernehmen, war mit 
Rücksicht auf die Kriegsbestimmungen über den Reichshaushalt ebenfalls nicht 
möglich. Somit blieb »nur der Weg der Errichtung der Bücherei als Anstalt des 
öffentlichen Rechts«, zumal der Börsenverein signalisierte, »die Bücherei mit 
den dazu gehörigen Grundstücken dem Reich sofort unentgeltlich zu über-
eignen«.120 Das RMVuP war damit einverstanden, gab jedoch zu bedenken, die 
Umwandlung müsse noch vor dem Beginn des neuen Haushaltsjahres, das in we-
niger als acht Wochen begann, durchgeführt werden. Zudem müsse sicherge-
stellt sein, dass die Verteilung der Kosten der DB (2/5 Reich, 2/5 Sachsen, 1/5 Leip-
zig) unverändert bleibe, »damit nicht eines Tages sämtliche Kosten auf das 
Reich« entfielen.121 Weitere Verhandlungen führten zu einem Entwurf für ein 
Gesetz über die DB, über den das RMVuP die Sächsische Landesregierung und 
den Leipziger Oberbürgermeister Mitte Februar 1940 informierte.122 Die vorge-

Hamburg), 17.6.1940, ADNBL, 100/2, Bl.�79; Uhlendahl an Sektionsrat Endre Mo-
ravek (Ministerium für Kultus und Unterricht, Budapest), 19.3.1942, ADNBL, 
154/4 (Hefter: Mo-Mu), Bl.�88.

119 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 29.7.1939, ebd., Bl.�135.
120 Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP) an OBM in Leipzig, 15.2.1940, StadtAL, 

Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�119. Da die Ausbringung neuer Planstellen in den Haus-
halten des Reiches und der Länder für 1940 nicht mehr möglich war und auch eine 
Einrichtung neuer Stellen in den bereits abgeschlossenen neuen Haushalt des RM-
VuP für 1941 nicht in Betracht kam, wurde vom RFM vorgeschlagen, die DB in 
eine Anstalt des öffentlichen Rechts umzuwandeln. Vgl. Vermerk es RFM, Januar 
1940, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�234.

121 Vermerk des RFM betr. Planstellen für die DB in Leipzig, Januar 1940, ebd., 
Bl.�234R.

122 Vermerk des RFR, 18.2.1940, ebd., Bl.�236�f.; Vermerk des RFM, Februar 1940, 
ebd., Bl.�243; Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP) an OBM in Leipzig, 15.2.1940, 
StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�119.
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sehene Regelung erschöpfte sich im Grunde in der Überführung der Anstalt aus 
der Hand des Börsenvereins als Rechtsträger in das Eigentum des Reiches.123 

 Insbesondere sollten die bestehenden Unterhaltsverpflichtungen des Reichs, des 
Landes Sachsen und der Stadt Leipzig an sich wie auch der Höhe nach unverän-

123 Bei einer Gesamtzahl von 167 Mitgliedern entfielen bei der DB lediglich 6�% der 
Stellen auf Beamte. Die Verhältnisse an den anderen elf Bibliotheken waren wie 
folgt: PSB 376 = 50�%, BSB 99 = 88�%, UB Berlin 58 = 63�%, Bibliothek der Freien- 
und Hansestadt Hamburg 65 = 38�%, UB Leipzig 55 = 54�%, LB Dresden 66 = 
42�%, Stadtbibliothek Frankfurt am Main 38 = 79�%, UB München 39 = 64�%, UB 
Göttingen 33 = 81�%, UB Breslau 32 = 71�% und UB Bonn 34 = 61�%. Vgl. Uhlen-
dahl an RMVuP (mit anliegender Übersicht: Verhältnis der Beamten zu den Ange-
stellten und Lohnempfängern an den 12 größten Bibliotheken Deutschlands), 
ADNBL, 380/1 Bl.�113-116, hier Bl.�116. Die Übersicht zeigt, dass sich auch nach 
der Bewilligung der neuen Beamtenplanstellen im Zuge des Gesetzes über die DB 
im Verhältnis zu den anderen Bibliotheken nicht viel änderte. So hielt Uhlendahl 
Ende 1941 fest, dass die Zahl der Beamten an der DB im Verhältnis zur übrigen 
›Gefolgschaft‹ »außerordentlich gering« sei, nämlich 40 zu 144 oder 1:3,6. Dagegen 
liege das Verhältnis bei den übrigen großen Bibliotheken bei 1:1 oder noch güns-
tiger. Vgl. Entwurf einer Niederschrift über die 1. Vorbesprechung des Haushalts-
plans der DB für das Rechnungsjahr 1942, 11.12.1941, BArch Berlin, R�55/642, 
Bl.�64-74, hier Bl.�68.

Graphik 5: Verhältnis der Beamten zu den Angestellten an den zwölf größten 
deutschen Bibliotheken (Stand 1937).123
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dert bleiben. Allerdings drängte nun die Zeit, da die »aufs äußerste dringliche« 
Verordnung mit dem neuen Rechnungsjahr wirksam werden sollte.124

Vor diesem Hintergrund stimmten sich die Garanten am 20.  Februar 1940 
über Gesetzentwurf ab, sodass Goebbels ihn bereits sieben Tage später dem Chef 
der Reichskanzlei zur Beschlussfassung im »Umlaufverfahren« vorlegen konn-
te.125 In der »Begründung« für seinen Gesetzentwurf führte das RMVuP aus, 
dass »das Wesen« der DB zu ihrem rechtlichen Charakter in einem »augenfäl-
ligen Missverhältnis« stehe. Die DB sei ihrer Satzung nach eine öffentliche Bi-
bliothek, stehe also neben den staatlichen oder städtischen Büchersammlungen. 
Es bestehe aber der Zustand, dass die DB als »einzige Reichsbibliothek« keine 
Staatseinrichtung sei und auch keine eigene Rechtspersönlichkeit besitze, denn 
sie sei Eigentum eines privatrechtlichen Vereins. Dies habe für ihre Stellung nach 
außen wie auch für ihre inneren Verhältnisse wiederholt »Misshelligkeiten« zur 
Folge gehabt, zu denen vor allem die Frage der »beamtenähnlichen Anstellung« 
der DB-Mitarbeiter gehöre.126

Wie der Chef der Reichskanzlei Goebbels am 19. März 1940 mitteilte, war 
von den Mitgliedern der Reichsregierung gegen den Gesetzentwurf kein Wider-
spruch erhoben worden, woraufhin ihm der ›Führer‹ zugestimmt habe.127 Die 
Ausfertigung des Gesetzes zog sich noch einige Zeit hin, denn während die Ga-
ranten und der Börsenverein in einer Sitzung am 28. März im RMVuP »volle 
Übereinstimmung« über das Gesetz und die »Einführung der Beamteneigen-
schaft« für die DB-Mitarbeiter erzielten, ergaben sich noch Unstimmigkeiten 
hinsichtlich der neuen Satzung der DB.128 Vor allem weigerte sich der Börsen-
verein, die Anschaffungskosten der nicht unentgeltlich an die DB abgelieferten 
Bücher weiterhin zu übernehmen. Vielmehr vertrat er  – wieder einmal  – die 
Auffassung, diese Mittel seien von den Garanten aufzubringen. Dem hielt das 
RFM entgegen, dass es seine Zustimmung zur Umwandlung der DB in eine An-
stalt des öffentlichen Rechts ausdrücklich davon abhängig gemacht habe, dass die 
Finanzierung die gleiche bleibe wie bisher. Daher habe der Börsenverein die im 

124 Ebd.
125 Goebbels (RMVuP) an den Chef der Reichskanzlei und die übrigen Reichsminister, 

27.2.1940, BArch Berlin, R�5101/23565, unp. Vgl. zudem Hans Schmidt-Leonhardt 
(RMVuP) an Georg Florey (Sächsisches Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, 
Dresden) und Stadtkämmerer Johannes Köhler (OBM, Leipzig), 20.2.1940, BArch 
Berlin, R�2/4783, Bl.�244.

126 Goebbels (RMVuP) an den Chef der Reichskanzlei und die übrigen Reichsminister 
(mit anliegendem Gesetzentwurf und Begründung), 27.2.1940, BArch Berlin, 
R�5101/23565, unp.

127 Vgl. Hans Heinrich Lammers (Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, Berlin) 
an RMVuP, 19.3.1940, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�259.

128 Vermerk von Friedrich August Hauptmann (Kulturamt der Stadt Leipzig) an den 
OBM und den Stadtkämmerer, 3.4.1940, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�133. 
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DB-Haushalt veranschlagten Beschaffungskosten auch in Zukunft zu tragen. 
Die Vertreter des Börsenvereins schlugen daraufhin vor, von der Festlegung 
eines Beitrages des Börsenvereins zu den Beschaffungskosten abzusehen. Im Ge-
genzug sei der Verein bereit, der DB für ihre Mitarbeit an der im Eigentum des 
Börsenvereins verbleibenden Bibliographien eine angemessene Vergütung zu 
zahlen, was in einem besonderen, zwischen dem Börsenverein und der DB zu 
schließenden Vertrag festgelegt werden solle.129

Am 31. März 1940 trat das »Gesetz über die Deutsche Bücherei in Leipzig« 
in Kraft,130 das ihr die Rechtsgestalt einer »Anstalt des öffentlichen Rechts« ver-
lieh.131 An ihrem Unterstellungsverhältnis zum RMVuP und ihrer Finanzierung 
durch die drei Garanten änderte sich nichts. Allerdings trat die DB nun in alle 
Verträge ein, die der Börsenverein zu ihrer Unterhaltung geschlossen hatte. Der 
Börsenverein überließ das gesamte dem Betrieb dienende bewegliche und unbe-
wegliche Vermögen der DB, das in ihren Besitz überging. Lediglich die buch-
händlerische Gesamtbibliographie blieb von der Übertragung ausgenommen.132 
Mit dem Inkrafttreten des DB-Gesetzes erklärte sich das RMVuP in Überein-
stimmung mit dem RFM bereit, die von der DB geforderten 38 Planstellen und 
zwei außerplanmäßige Stellen einzurichten.133 Gleichzeitig wurden auch die 

129 Vermerk des RFM über die am 28.3.1940 im RMVuP abgehaltene Besprechung, 
18.4.1940, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�293�f. Bereits im Februar 1940 hatte sich 
Wilhelm Baur im Namen des BV dagegen ausgesprochen, die jährlich gesteigerten 
Lasten für die DB auf sich zu nehmen, wobei er sich auf den für den BV in den 
Haushaltsplanungen für 1940 vorgesehenen Anteil an den Kosten der Beschaf-
fungsabteilung (38.486 RM) bezog. Baur hatte sich lediglich bereit erklärt, den glei-
chen Betrag wie für 1939 (35.734 RM) zu zahlen. Es sei erforderlich, den jährlichen 
Beitrag des BV für die DB für die kommenden Jahre »mit einer festen Summe« zu 
fixieren. Wilhelm Baur (BV) an Stadtkämmerer Köhler (OB, Leipzig), 3.2.1940, 
StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�118. Zu den Aufwendungen des BV für die DB 
zwischen 1924 und 1939 vgl. Vermerk des BV: Deutsche Bücherei zu Leipzig. 
Durch Gesetz vom 18. April 1940 Anstalt des öffentlichen Rechts« (mit anliegen-
der Aufstellung von 1941: Leistungen des BV an die DB), ohne Datum, SStAL, 
21765/839, Bl.�49-52R; Vermerk des BV »Deutsche Bücherei – Zahlungen des Bör-
senvereins«, ohne Datum (um 1940), SStAL, 21765/773, Bl.�3-7; Vermerk des BV 
»Leistungen des Börsenverein an die Deutsche Bücherei«, 24.2.1945, SStAL, 
21766/1533, Bl.�15.

130 Vgl. Gesetz über die Deutsche Bücherei in Leipzig vom 18.4.1940, in: RGBl., 1940 
Teil I, Nr.�71 vom 22.4.1940, S.�657�f.; Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�589�f.

131 Vgl. Hess, Albert: Die Deutsche Bücherei – Anstalt des öffentlichen Rechts, in: 
BBl.�107 (1940), Nr.�96 vom 25.4.1940, S.�157�f.

132 Vgl. Sösemann, Propaganda (Bd.�1), S.�589�f. 
133 Vgl. Vermerk des RMVuP und Entwurf eines Schreibens des RMVuP an die DB, 

28.3.1940, BArch Berlin, R�2/4783, Bl.�257; Entwurf für den Bericht über die Ver-
waltung der DB (1940), ADNBL, 181/1-1940, Bl.�11 (Kapitel: Allgemeine Verwal-
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dienst lichen Verhältnisse der DB-›Gefolgschaftsmitglieder‹ neu geregelt. Für die 
Beamten, die nun »mittelbare Reichsbeamte« wurden, galten fortan die Bestim-
mungen des Deutschen Beamtengesetzes, des Reichsbesoldungsgesetzes und der 
Reichsdienststrafordnung, für die nichtbeamteten DB-Angehörigen »die Tarif-
ordnungen für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst«.134 Dass die DB 
nun eine eigene Rechtspersönlichkeit erlangte, bedeute eine Hebung ihrer Stel-
lung und ihres Ansehens im deutschen Bibliothekswesen, denn wie Uhlendahl 
stolz vermerkte, war sie den staatlichen Bibliotheken nun gleichgestellt. Mit 
Blick auf die PSB hob er hervor, dass der DB künftig Aufgaben, die ihr von 
Reichsbehörden übertragen worden seien, nicht mehr unter dem Vorwand strei-
tig gemacht werden könnten, »dass ihr als einer ›Vereinsbücherei‹ die Ausfüh-
rung staatlicher Aufträge nicht zustehe.«135

Das Gesetz über die DB griff auch in ihre Verwaltungsstrukturen ein, denn in 
ihm wurde die Errichtung eines Verwaltungsrates festgelegt, in dem das RMVuP, 
das RFM, die NSDAP, das Land Sachsen, die Stadt Leipzig, die Reichsschrift-
tumskammer und der Börsenverein vertreten sein sollten.136 Dem Gremium kam 

tung); Verzeichnis über die Besetzung der Planstellen RF J 1940, ohne Datum 
(etwa April/Mai 1940), StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�195-199; Uhlendahl an 
Promi, 30.4.1940, ebd., Bl.�203; Uhlendahl an die Barmer Ersatzkasse (Leipzig), 
26.4.1940, ADNBL, 378/7, Bl.�63R; Verzeichnis der Beamten, die zu vereidigen 
sind, 21.1.1941, ADNBL, 367, Bl.�57.

134 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1940), ADNBL, 181/1-1940, 
Bl.�2�f. (Kapitel: Allgemeine Verwaltung). Auch Uhlendahl schied nun aus den 
Diensten des BV aus und wurde von Goebbels in das Beamtenverhältnis berufen, 
erhielt aber weiterhin eine Aufwandsentschädigung des BV. Vgl. Entwurf eines 
Vertrages zwischen dem BV und Uhlendahl, ohne Datum (1940), BArch Berlin, 
R�55/22931, Bl.�4; Vertrag zwischen dem BV und Uhlendahl, 9.7.1940/14.8.1940, 
BArch Berlin, ehem. BDC, R�55/24660, Bl.�8 (ehem. BDC, Filmnr. RK O 26, Bild 
1234); Von Goebbels unterzeichnete Ernennungsurkunde (betr. Berufung ins Be-
amtenverhältnis) für Heinrich Uhlendahl, 1.11.1940, BArch Berlin, R�55/22931, 
Bl.�17.

135 Vortrag des Generaldirektors der Deutschen Bücherei, Dr. Uhlendahl: Die Deut-
sche Bücherei in der alten und neuen Rechtsform, in: Ansprachen beim Abschieds-
empfang des Geschäftsführenden Ausschusses der Deutschen Bücherei, Leipzig 
1940, S.�8-20, hier S.�19.

136 Vgl. §�3 des Gesetzes über die Deutsche Bücherei zu Leipzig in Sösemann, Propa-
ganda (Bd.�1), S.�589�f. Die Ernennung des Vertreters der NSDAP sollte durch den 
›Stellvertreter des Führers‹ erfolgen. Uhlendahl äußerte zwar den Wunsch, das 
Mitglied des Stabes des Stellvertreters des Führers, Ernst Schulte Strathaus, in den 
Verwaltungsrat zu entsenden, doch wurde davon abgesehen. Vgl. Uhlendahl an 
RMVuP, 18.4.1940, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�39; RMVuP an den Stellvertreter 
des Führers, 15.5.1940, ebd., Bl.�40; Uhlendahl an Ernst Schulte Strathaus (Pullach 
bei München), 5.6.1940, ADNBL, 153/4/0, Bl.�2



1025

EINSCHNEIDENDE VERÄNDERUNGEN – DIE DEUTSCHE BÜCHEREI IM KRIEG 

in erster Linie eine beratende Funktion zu. Es sollte als »Mittler« zwischen dem 
Leiter der DB und dem aufsichtführenden RMVuP fungieren, das auch den Vor-
sitz im Verwaltungsrat übernahm. Damit wurde die seit 1912 bestehende Insti-
tution des Geschäftsführenden Ausschusses überflüssig, der im Rahmen der 
Gründungssitzung des neuen Verwaltungsrates am 22. Juni 1940 feierlich verab-
schiedet wurde.137 Auf der Sitzung, die am Tag der Waffenstillstandverhandlun-
gen mit Frankreich stattfand138, ging es um die Annahme der neuen Satzung der 
DB und ihres Vertrages mit dem Börsenverein.139 Dabei kam es dem Börsenver-
ein darauf an, dass dem Verlag des Vereins die DNBg erhalten blieb, und der 
Buchhandel in der Bearbeitung und Schriftleitung des Halbjahres- und des 
Mehrjahresverzeichnisses »ein entscheidendes Wort« bei der praktischen Aus-
wertung des Katalogmaterials mitzureden hatte.140

Mit dem Inkrafttreten der neuen Satzung am 1. August 1940 und der Unter-
zeichnung des Vertrages am 30. August 1940 gelangte die Umwandlung der DB 
in eine Anstalt des öffentlichen Rechts zu ihrem Abschluss.141 In Paragraph 1 
der Satzung wurde die DB als »Gesamtarchiv des deutschen Schrifttums und des 

137 Vgl. Niederschrift über die 1. Sitzung des Verwaltungsrates der DB am 22.6.1940, 
BArch Berlin, R�56-V/3, Bl.�34-42; Ansprachen beim Abschiedsempfang des Ge-
schäftsführenden Ausschusses der Deutschen Bücherei, Leipzig 1940; Erste Sit-
zung des Verwaltungsrates der Deutschen Bücherei, in: BBl.�107 (1940), Nr.�147 
vom 27.6.1940, S.�237�f.; Ansprachen zum Abschiedsempfang des Geschäftsführen-
den Ausschusses der Deutschen Bücherei am 22.  Juni 1940 im Sitzungssaal der 
Deutschen Bücherei, in: BBl.�107 (1940), Nr.�197 vom 24.8.1940, S.�297-303. Rudolf 
Kummer vom REM hatte eine Teilnahme an der Sitzung übrigens abgesagt. Vgl. 
Uhlendahl an Rudolf Buttmann (BSB), 14.6.1940, ADNBL, 153/1/1-[86], Bl.�8.

138 In einem Artikel im Völkischen Beobachter über »Die Deutsche Bücherei in der 
Kriegszeit« hielt Uhlendahl pathetisch fest, der Grundstein der DB sei 1913 »auf 
dem blutgetränkten Boden der Völkerschlacht« gelegt und am »Sedantage des Jah-
res 1916 […] mitten im Weltkrieg« eröffnet worden. Am 18.4.1940, »also wieder 
im Krieg«, sei die DB durch ein Reichsgesetz zu einer öffentlich-rechtlichen An-
stalt des Reiches erhoben worden, bevor am 22.6.1940, »dem Tage der Waffenstill-
standsverhandlungen mit Frankreich«, der neue Verwaltungsrat der DB zum ersten 
Mal zusammengetreten sei. Auf diese Weise, so Uhlendahl, halte die DB »in ihren 
Gründungs- und Entwicklungsdaten die Erinnerung an die großen Kriegsereig-
nisse« des deutschen Volkes »lebendig«. Uhlendahl, Heinrich: Die Deutsche Bü-
cherei im Kriege, in: Völkischer Beobachter vom 26.7.1940, ADNBL, 184 (Hefter: 
Vorträge u. Aufsätze von Dr. Uhlendahl II, 1938-1951), Bl.�28.

139 Ein Entwurf der neuen Satzung der DB vom 22.5.1940 findet sich in ADNBL, 
100/1, Bl.�87�f.

140 Karl Thulke (RSK, Leipzig) an Wilhelm Ihde (RSK, Berlin), 25.5.1940, BArch Ber-
lin, R�56-V/63, Bl.�58.

141 Vgl. Karl Thulke (RSK, Leipzig) an die Geschäftsführung der RSK (Berlin), 
31.5.1940, ebd., Bl.�56�f.
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deutschen Buchhandels sowie als Pflegestätte der deutschen Bibliographie« be-
zeichnet. Sie habe den Zweck, »die vom 1.  Januar 1913 an erschienenen und 
künftig erscheinenden Schriften des Inlandes und die deutschsprachigen Schrif-
ten des Auslandes vollständig zu sammeln und nach wissenschaftlichen Grund-
sätzen in der ›Deutschen Nationalbibliographie‹ und anderen Bibliographien zu 
verzeichnen«, aufzubewahren und für die Benutzung bereitzuhalten. Die Lei-
tung der DB lag beim Generaldirektor, der vom Propagandaminister im Einver-
nehmen mit dem Reichsstatthalter in Sachsen ernannt wurde (§�2). Die Aufgaben 
des Verwaltungsrates waren im Grunde jene, welche der Geschäftsführende 
Ausschuss bis dahin wahrgenommen hatte.142 Sie bestanden in der Überwa-
chung der Tätigkeit der Anstalt und ihrer Vermögensverwaltung, in der Feststel-
lung des Haushaltsplans, der Zustimmung zu Verträgen und der Entgegennahme 
der Jahresrechnungen sowie der Prüf- und Jahresberichte über die Verwaltung 
(§�3).143 Im Vertrag zwischen dem Börsenverein und der DB verpflichtete sich 
der Verein, die Anstalt bei der Durchführung ihrer durch die Satzung bestimm-
ten Aufgaben zu unterstützen. So übernahm der Börsenverein die Kosten für die 
Schriften seiner ausländischen Mitglieder, die ihr sammelpflichtiges Schrifttum 
nicht unberechnet an die DB sandten. Im Gegenzug verpflichtete sich die DB, 
dem Börsenverein geeignete Räumlichkeiten für die Arbeiten seiner Bibliogra-
phischen Abteilung im Gebäude der DB unentgeltlich zur Verfügung zu stellen 
(§�1). Im Paragraph 2 wurde festgelegt, dass die im Eigentum des Börsenvereins 
verbleibende buchhändlerische Gesamtbibliographie aus dem »Täglichen Ver-
zeichnis der Neuerscheinungen«, der »Deutschen Nationalbibliographie Reihe 
A und B«, dem »Halbjahresverzeichnis« und dem »Deutschen Bücherverzeich-
nis« bestehe. Hinzu kämen die mit dem Titelsatz der DNBg hergestellten 
» Deutschen Zetteldrucke«. Die Bearbeitung und Schriftleitung des Täglichen 
Verzeichnisses, der DNBg und der Zetteldrucke lag in den Händen der Biblio-
graphischen Abteilung der DB, die der anderen beiden Verzeichnisse bei der Bi-
bliographischen Abteilung des Börsenvereins. Die redaktionelle Leitung aller 
Verzeichnisse im Auftrag des Börsenvereins lag beim Generaldirektor der DB. 

142 Anders als der GA trat der neue Verwaltungsrat insgesamt nur viermal zusammen. 
»In Anbetracht der Kriegsverhältnisse« wurde ab 1943 von der Durchführung der 
Sitzungen abgesehen und die jeweiligen Stellungnahmen und Entschlussfassungen 
auf schriftlichem Wege herbeigeführt. Vgl. Uhlendahl an die Mitglieder des Ver-
waltungsrats der DB, 31.3.1943, BArch Berlin, R�55/643, Bl.�58; Uhlendahl an Karl 
Ott (RMVuP), 19.4.1943, ebd., Bl.�78; Uhlendahl an Karl Ott (RMVuP), 8.5.1944, 
ebd., Bl.�122.

143 Dazu und zu den übrigen Paragraphen, die sich mit dem Vermögen (§�4), den Be-
triebsmitteln (§�5), dem Haushalt (§�6) und der Prüfung durch den Reichsrech-
nungshof (§�7) befassten vgl. Gesetz über die Deutsche Bücherei, Satzung der 
Deutschen Bücherei, Vertrag zwischen dem Börsenverein der Deutschen Buch-
händler und der Deutschen Bücherei, Leipzig 1940, S.�5-7, ADNBL, 100/1/0, Bl.�1.
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Für die Mitarbeit der DB an der buchhändlerischen Bibliographie stellte der Bör-
senverein nun jährlich 32.500 RM zur Verfügung, die zu Beginn des Rechnungs-
jahres am 1. April ausgezahlt wurden.144 Zur Feststellung der Grundsätze für die 
Bearbeitung der buchhändlerischen Gesamtbibliographie und zu ihrer Überwa-
chung sollte beim Börsenverein ein besonderer Ausschuss geschaffen werden, 
der paritätisch aus Mitgliedern des Vereins und der DB bestand. Er hatte darüber 
zu wachen, dass bei der Gestaltung der Bibliographien »den praktischen Bedürf-
nissen des Buchhandels Rechnung getragen« wurde (§�3). Überdies wurde fest-
gelegt, dass die DB nicht berechtigt sei, zu den im Paragraph 2 genannten Bi-

144 Vgl. ebd., S.��9. Zu den kontroversen Verhandlungen, die zur Festlegung des Be-
trages von 32.500 RM führten, vgl. Vermerk von Wagner (?) (Vertreter der Stadt 
Leipzig), 24.5.1940, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�154�f.; Karl Thulke (RSK, 
Leipzig) an die Geschäftsführung der RSK (Berlin), 31.5.1940, BArch Berlin, R�56-
V/63, Bl.�56�f.

Abb. 53: Sitzung des neuen Verwaltungsrates und Abschiedsempfang des bisherigen 
Geschäftsführenden Ausschusses der Deutschen Bücherei am 22. Juni 1940: 
hintere Reihe v. l.n.r.: Wilhelm Ihde (RSK), Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP), 
Heinrich Uhlendahl (mit der Hand an der Krawatte), Conrad Witzmann (BV), 
Anton Hiersemann (BV), Hans Georg Otto (in Uniform, Amt Rosenberg); vor-
dere Reihe v. l.n.r.: Albert Hess (BV), Georg Florey (Sächs. Wirtschaftsministe-
rium), Erich Greiner (RMVuP), Rudolf Buttmann (BSB), Wilhelm Baur (BV), 
Wilhelm Haegert (RMVuP), Bernhard Spangenberg (Sächs. Finanzministe-
rium), Paul Schmidt-Schwarzenberg (RFM), Lothar Kühne (heller Anzug, 
PPK), Werner Rust (DB)
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bliographien Konkurrenzwerke herauszugeben oder sich an solchen zu 
beteiligen. Von ihr geplante neue Bibliographien musste die DB dem Börsenver-
ein anbieten und auf dessen Wunsch Verlagsverträge hierüber mit ihm abschlie-
ßen (§�5).145

Das Gesetz über die DB und ihr Ausscheiden aus dem Eigentum des Börsen-
vereins stellte »ein für den Buchhandel bedeutungsvolles historisches Ereignis« 
dar.146 Wie der Geschäftsführer des Börsenvereins, Albert Hess, berichtete, hatte 
die wenige Tage zuvor zusammengetretene Hauptversammlung des Vereins zum 
letzten Mal über Jahresbericht und Rechnungslegung der DB verhandelt, wäh-
rend in früheren Kantate-Tagungen sowohl über die Ablieferungspflicht der 
Verleger als auch wegen der »Sorgen, die sich aus der Finanzierung des Instituts« 
ergeben hätten, mancherlei zu besprechen gewesen sei.147 Auch der Vorsteher 
des Börsenvereins, Wilhelm Baur, war sich der Bedeutung des Augenblicks be-
wusst, die er in die Worte fasste, die Hauptversammlung des Vereins habe sich 
»künftig nicht mehr mit der Deutschen Bücherei zu befassen«.148 Die Wortwahl 
Baurs lässt die Vermutung zu, dass er nicht zu den Vertretern des Buchhandels 
gehörte, bei denen angesichts des »Verlustes« der DB »eine leicht traurige Stim-
mung« aufkam.149 Auch wenn Baur zu Recht hervorhob, »die Gründung und 
die Führung der Deutschen Bücherei über alle Fährnisse der Nachkriegszeit hin-
weg« werde »immer ein Ruhmesblatt für den deutschen Buchhandel und den 
Börsenverein bleiben«, verwies er darauf, dass dies »nur durch erhebliche finan-
zielle Opfer des Börsenvereins« möglich gewesen sei.150 

In der Historiographie wird immer wieder hervorgehoben, der Börsenverein 
habe 1940 »unter Verzicht seiner Eigentumsanteile der Umwandlung der Deut-
schen Bücherei in eine Anstalt des öffentlichen Rechts zustimmen« müssen, ja 
sei faktisch von der von ihm gegründeten Bibliothek »enteignet« worden, für die 
zukünftig nur noch das RMVuP als Aufsichtsbehörde zuständig gewesen sei.151 
Die Entwicklung des Verhältnisses zwischen Börsenverein und DB seit 1934 

145 Vgl. Gesetz über die Deutsche Bücherei, Satzung der Deutschen Bücherei, Vertrag 
zwischen dem Börsenverein der Deutschen Buchhändler und der DB, Leipzig 
1940, S.�8-10, ADNBL, 100/1/0, Bl.�1.

146 Hess, Albert: Die Deutsche Bücherei – Anstalt des öffentlichen Rechts, in: BBl.�107 
(1940), Nr.�96 vom 25.4.1940, S.�157�f., hier S.�157.

147 Ebd.
148 Bericht über die Verhandlungen der ordentlichen Hauptversammlung 1940 des 

Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig, in: BBl.�107 (1940), Nr.�96 
vom 25.4.1940, S.�158-162, hier S.�160.

149 Uhlendahl an Erich Greiner (RMVuP), 11.6.1940, ADNBL, 153/4/1, Bl.�35.
150 Bericht über die Verhandlungen der ordentlichen Hauptversammlung 1940 des 

Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig, in: BBl.�107 (1940), Nr.�96 
vom 25.4.1940, S.�158-162, hier S.�160.

151 Barbian, Börsenverein, S.�113, Middell, Wissen, S.�135.
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lässt aber auch die Vermutung zu, dass man zumindest im Umfeld Baurs froh 
war, die die Kassen des Vereins belastende Anstalt endlich ›los zu sein‹.152 Hatte 
der Börsenverein nicht schon 1922 über das »Sorgenkind« DB, »diesen Fußball 
an unserer Uhrkette«, geklagt? Hatte man nicht 1932 betont, die Beziehung zwi-
schen Börsenverein und DB gleiche eher einer »Vernunftehe«, da man infolge 
gemeinsamer Interessen »gar keine andere Wahl« habe, als für die DB einzutre-
ten? Und hatte man nicht 1935 klar zu verstehen gegeben, die Interessen der DB 
seien »nicht mehr« die des Börsenvereins? Anders als unter den Vorstehern See-
mann, Meiner, Röder und vor allem Oldenbourg hatte sich das weitgehend har-
monische Verhältnis zwischen DB und Börsenverein unter Wilhelm Baur ins 
Gegenteil verkehrt oder doch zumindest deutlich abgekühlt. So verwundert es 
nicht, dass man im Zuge der Verhandlungen über das DB-Gesetz keine Ge-
genstimmen des Börsenvereins vernahm, sondern das RMVuP feststellte, der 
Börsenverein sei »sofort« bereit, »die Bücherei mit den dazu gehörigen Grund-
stücken dem Reich […] unentgeltlich zu übereignen«.153 Bei der ganzen An-
gelegenheit kam es dem Börsenverein lediglich darauf an, die Bibliographie in 
seiner Hand zu behalten und das leidige Problem der nicht kostenlos gelieferten 
Verlagsschriften endgültig zu seinen Gunsten zu lösen. Mit dem Gesetz von 
1940 und dem Vertrag mit der DB erreichte der Börsenverein beide Ziele, was 
auch erklärt, warum Baur im DB-Gesetz für den Börsenverein »einen historisch 
wichtigen Abschluss« erblickte.154 Aber auch für die DB lagen die Vorteile des 
Gesetzes klar auf der Hand, denn abgesehen von der Ruhestandsversorgung ih-
rer Beamten rückte sie in den Kreis der staatlichen Bibliotheken auf. Neu war 
auch, dass die Leitung der DB in den Händen ihres Generaldirektors lag, womit 
sie »juristische Selbständigkeit« erlangte und sich aus der »väterlichen Vormund-
schaft« des Börsenvereins befreite. So ist jenen Gratulanten zuzustimmen, die in 
dem Gesetz von 1940 in gewisser Weise auch so etwas wie ein »Attest der Voll-
jährigkeit« der DB erblickten.155

152 Georg Leyh verwies z.�B. darauf, dass der BV mit der Erhebung der DB zu einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts »von einer großen finanziellen Last befreit« wurde. 
Leyh, Geschichte, S.�163.

153 Hans Schmidt-Leonhardt (RMVuP) an OBM in Leipzig, 15.2.1940, StadtAL, 
Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�119. 

154 Bericht über die Verhandlungen der ordentlichen Hauptversammlung 1940 des 
Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leipzig, in: BBl.�107 (1940), Nr.�96 
vom 25.4.1940, S.�158-162, hier S.�160.

155 Karl Schwarber (Direktor der Öffentlichen Bibliothek der Universität Basel) an 
Uhlendahl, 26.4.1940, ADNBL, 154/5 (Hefter Scho-Schw), Bl.�466.
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2.2. Leistungsdruck, Fronteinsatz und Kriegsgefangene –  
Das Bibliothekspersonal im Krieg

Am 6. September 1939 entrüstete sich der Betriebsluftschutzleiter der DB, Büro-
direktor Martin Lippmann, darüber, dass einige Mitglieder der ›Gefolgschaft‹ 
»auch in dieser ernsten Zeit« wie bisher schon früh um neun Uhr die Kantine 
aufsuchen würden, »um sich dort bei Kaffee und Rauchen zu unterhalten«. 
Nachdem ein Teil der ›Gefolgschaft‹ einberufen sei und an der Front stehe, ein 
anderer Teil in der Luftschutz-Einsatzgruppe Dienst tue und das deutsche Volk 
aufgerufen sei »zur Pflichterfüllung bis aufs äußerste«, sei es seine Pflicht als Bü-
rodirektor, »von dieser geringen Dienstauffassung Einzelner erneut Meldung zu 
erstatten und um Abhilfe zu bitten«. Immerhin, so Lippmann, bestehe die 
 Gefahr, dass diese Dinge »von außen her der Deutschen Bücherei mitgeteilt« 
würden.156 Werner Rust war die von Lippmann geschilderte »Unsitte« bereits 
 bekannt. Insbesondere den Teilnehmern »der Erholungsrunde« warf der stell-
vertretende Direktor »eine lasche Dienstauffassung« vor. Es gehe nicht an, dass 
»Personen der DB ohne Rücksicht auf die große Aufgabenfülle und Arbeits-
menge ihrer Anstalt neben der zugebilligten Frühstücks- und Mittagspause 
 weitere Plauder- oder Erfrischungspausen regelmäßig für sich« in Anspruch 
nähmen. Ein solches Verhalten sei nicht nur allgemein »verpönt«, dieses »Sich-
hinwegsetzen über normale arbeitskameradschaftliche Hemmungen« sei nur 
»als verwerflich zu bezeichnen«. Rust: 

»Die Sorge des deutschen Beamten, Angestellten und Arbeiters gilt im Dienst 
nur seinem Beruf und den Nöten des Vaterlandes. Die Leistung der Deutschen 
Bücherei wird durch die dafür eingesetzten Personen ausgeübt, nicht etwa 
durch Tafelrunden des Erfrischungsraumes. Ich glaube auch nicht, dass die 
oberste Heeresführung oder leitende Stellen der NSDAP auf wohlgesinnte 
Kritik und Beratung besonderer Stammtischgruppen des Volkes oder gar von 
Behörden Wert legen. Hiermit verbiete ich mit verschärftem Nachdruck ein 
verabredetes Aufsuchen des Erfrischungsraumes während der Dienststunden 
außerhalb der einzigen Frühstücks- oder Mittagspause sowie das Herum-
stehen im Packraum, Keller oder in sonstigen Räumlichkeiten der DB zu pri-
vater Unterhaltung.«157

Mit Kriegsbeginn stieg der ohnehin stark ausgeprägte Leistungsdruck also auch 
in der DB deutlich an. So kam es immer häufiger zu Überstunden. Der aufgrund 
seines Übereifers wenig beliebte Lippmann gab im April 1941 an, er habe zusam-
men mit einem Kollegen für eine besonders dringende Verwaltungsaufgabe in-

156 Dienstliche Meldung des Betriebsluftschutzleiters und Bürodirektors Martin Lipp-
mann, 6.9.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), Bl.�343.

157 Umlauf Rusts, 6.9.1939, ebd., Bl.�344.
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nerhalb von sechs Wochen 37 Überstunden angehäuft. Mehr Stunden dafür auf-
zuwenden sei aber nicht möglich, da schon der laufende Dienst regelmäßig einen 
Teil seiner Freizeit beanspruche und er außerdem für die NSDAP bzw. für den 
Reichsluftschutzbund »vaterländische Pflichten« zu erfüllen habe.158 Von der 
Mehrarbeit, die auch die Freizeit beeinträchtigte, waren auch andere Mitarbeiter 
der DB betroffen. So wurde eine im Sommer 1941 durchgeführte Revision der 
Handbibliothek des für die Benutzung geschlossenen Großen Lesesaals auf zwei 
Sonntage verteilt.159 Der wachsende Leistungsdruck hing vor allem damit zu-
sammen, dass mit dem Kriegsbeginn zahlreiche Mitarbeiter zum Wehrdienst ein-
gezogen wurden.160 Daraus ergaben sich »erhebliche Personalschwierigkeiten«, 
denn der Ausfall der nun Einberufenen wirkte sich in der DB in besonderem 
Maße aus, da ihr Personal bereits in Friedenszeiten knapp bemessen war. So ge-
lang es während der Kriegszeit oft nur mit »viel Mühe und Not«, den Betrieb 
aufrechtzuerhalten.161 Mit Genehmigung des RMVuP wurden zwar zwischen-
zeitlich Ersatzkräfte eingestellt, so »dass wenigstens die dringendsten laufenden 
Arbeiten erledigt« werden konnten.162 Allerdings wurden der DB immer weitere 
Aufgaben zugewiesen, für die das Personal fehlte. In der Begründung seines 
Haushaltsplans für 1941 führte Uhlendahl aus, dass die Haupttätigkeit der meis-
ten Bibliotheken im Benutzungsdienst liege, der während des Krieges »natur-
gemäß zurückgegangen« sei. In der DB jedoch spiele die Benutzung gegenüber 
ihren zentralen Aufgaben (Sammlung, Bibliographierung, Auskunftserteilung) 
eine »mehr untergeordnete Rolle«. Im Vergleich zur Benutzung hätten ihre zen-
tralen Aufgaben aber »durch den Krieg keine Abnahme, sondern eher eine Ver-
mehrung erfahren«. So seien die durch die Sammelaufgabe bedingten Arbeiten 
fortgeschritten. Während man im Jahr 1937 einen Zugang von 87.000 Bänden 
verzeichnet habe, sei er 1938 zwar auf 86.000 gefallen, im Jahr 1939 jedoch auf 
89.000 gestiegen. Die vierzehn laufenden Bibliographien der DB würden auch 
während des Krieges unverändert forterscheinen und seien sogar noch um zwei 

158 Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB) 1.4.1941, ADNBL, 156, Bl.�11R.
159 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 30.8.1941, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfü-

gung 1940-1943), Bl.�191.
160 Aus einem ›Mobilmachungsplan‹ der DB vom September 1938 geht hervor, dass 

etwa zwei Drittel der Belegschaft für den Wehr-, Flugmelde-, Sanitäts- oder Luft-
schutzdienst in Frage kamen. Vgl. Übersicht der DB: Im Falle eine Mobilmachung 
würden nach dem derzeitigen Stand folgende Kräfte der DB dienstpflichtig sein, 
16.9.1938, ADNBL, 154/2, Bl.�115�f.

161 Uhlendahl an Ludwig Potthoff (Essen-Stadtwald), 14.2.1941, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter Pa-Pu), Bl.�155.

162 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1940), ADNBL, 181/1-1940, 
Bl.�10 (Kapitel: Allgemeine Verwaltung).
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weitere vermehrt worden.163 Die Zentralkatalogisierung, durch die man 1938 be-
reits 300 Bibliotheken und wissenschaftliche Anstalten mit Katalogmaterial ver-
sorgt habe, würde sich nun auf über 400 Stellen erstrecken. Bei der Auskunfts-
erteilung zeichne sich eine besonders intensive Mehrarbeit ab, denn während 
man 1938 noch 48.000 Auskünfte erteilt hatte, sei ihre Zahl im Zeitraum vom 
1. November 1939 bis zum 31. Oktober 1940 bereits auf 58.000 hochgeschnellt.164 
Die DB, so Uhlendahl, habe demnach mehr als jede andere Bibliothek »zentrale 
Aufgaben« zu erfüllen, die nicht nur der Wissenschaft und der Wirtschaft zugute 
kämen, sondern »auch in weitem Maße Kriegszwecken« dienten:

»So habe beispielsweise die DB fast täglich Anfragen des OKW und anderer 
Wehrmachtstellen, des Propagandaministeriums und anderer Behörden zu 
 bearbeiten, die mit dem Krieg zusammenhingen. Ferner würden von Wirt-
schaftskreisen des Öfteren große bibliographische Zusammenstellungen über 
Fragen des Vierjahresplans, der Rohstoffversorgung usw. verlangt. Ferner sei 
das Sammelgebiet der DB durch den Gebietszuwachs größer geworden, da in-
nerhalb des neuen Reichsgebiets auch die fremdsprachige Literatur von der 
DB zu sammeln sei«.165

Der durch den Expansionskurs des NS-Regimes erfolgte »Gebietszuwachs« 
hatte Auswirkungen auf die Sammlung und Bearbeitung der amtlichen Druck-
schriften. Denn durch die »Erweiterung der Reichsgrenzen« und durch den 
Krieg entstand »ein Netz neuer Behörden«, deren Schriften nun in das Sammel-
gebiet der DB fielen. Dazu gehörten die Verwaltungen der sieben Reichsgaue der 
»Ostmark«, der drei Reichsgaue »Sudetenland«, »Danzig-Westpreußen« und 
»Wartheland« sowie der »neuen Provinzteile« von Ostpreußen, Schlesien und 
der Rheinprovinz. Hinzu kamen die Behörden der deutschen Zivilverwaltungen 
in Elsass, Lothringen, Luxemburg, Kärnten, Krain und der Untersteiermark. Im 
Ergebnis der Eroberungszüge der Wehrmacht wurde das amtliche Schrifttum 
des »Protektorats Böhmen und Mähren«, des »Generalgouvernements«, der 
Reichskommissariate Niederlande, Norwegen, »Ostland« und Ukraine sowie 
der deutschen Militärverwaltungen in Belgien und Nordfrankreich, des »übrigen 
besetzten Frankreich«, in Serbien, in Griechenland und »in den neubesetzten 
Ostgebieten« gesammelt. Auch bei der Sammlung und Verzeichnung der Schul- 

163 Hierbei handelte es sich um die »Liste der in der DB unter Verschluss gestellten 
Druckschriften« und die »Liste der für Jugendliche und Büchereien ungeeigneten 
Druckschriften«.

164 Vgl. Uhlendahl an Paul Schmidt-Schwarzenberg (RFM) (mit anliegender ausführ-
licher Begründung zu einzelnen Haushaltstiteln), 5.12.1940, BArch Berlin, R�2/4784, 
Bl.�5-12, hier Bl.�6�f.

165 Uhlendahl an die Mitglieder des VR�der DB (mit anliegender Niederschrift über die 
Vorbesprechung des Haushalts der DB für das Rechnungsjahr 1941 am 21.1.1941), 
24.1.1941, ebd., Bl.�24-32, hier Bl.�25�f.
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und Hochschulschriften schlug sich das Kriegsgeschehen nieder, denn zu den 45 
Hochschulen des »Altreiches« waren »durch die Erweiterung der Reichsgren-
zen« 16 weitere hinzugetreten. Zwar hatte das REM im Juni 1941 den Druck-
zwang für Dissertationen aufgehoben, aber gleichzeitig verfügt, dass Schreib-
maschinen-Exemplare an sechs Bibliotheken, darunter die DB, abzuliefern 
waren, sodass die an der DB zu leistende Arbeit von der Aufhebung des Druck-
zwangs nicht berührt wurde.166

Aufgrund ihrer »zentralen Aufgaben« nahm die DB für Uhlendahl »eine Vor-
rangstellung unter den großen Bibliotheken« ein. Vergleichbare Leistungen 
weise lediglich die PSB auf, deren Arbeiten aber »rein bibliothekarischer Natur« 
seien, während sich die Aufgaben der DB weit über bibliothekarische Kreise hin-
aus erstreckten. Da die DB mehr darstelle, »als eine der herkömmlichen Biblio-
theken«, müsse ihre Mitarbeiterzahl ihren Aufgaben angepasst werden.167 Die 
Personalprobleme wurden aber nicht kleiner, zumal ein allgemeiner Sparzwang 
herrschte und keine neuen Planstellen in den Haushalt eingestellt werden durf-
ten.168 Ersatzkräfte waren »zum Teil so unbrauchbar, dass sie wieder entlassen 
werden mussten«.169 Versuche, sich durch Nachwuchskräfte zu helfen, blieben 
erfolglos, denn wie Uhlendahl im April 1941 konsterniert feststellte, hatte das 
deutsche Bibliothekswesen einen »starken Mangel an geeignetem Nachwuchs« 
zu beklagen. Dieser Mangel machte sich an der DB besonders fühlbar, denn viele 
Stellen waren nach wie vor unbesetzt, sodass Uhlendahl »nach allen Seiten« Aus-
schau nach Aushilfskräften hielt, »um nur den Betrieb in dem bisherigen Umfang 
aufrechterhalten zu können«.170 Daher behalf man sich verstärkt »mit weiblichen 

166 Uhlendahl an die Mitglieder des VR�der DB (mit Entwurf des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1942/43 und einer ausführlichen Begründung zu den einzelnen 
Haushaltstiteln), 27.11.1941, ebd., Bl.�95-108, hier Bl.�105R-106.

167 Uhlendahl an Paul Schmidt-Schwarzenberg (RFM) (mit vergleichender Zusam-
menstellung der Beamten und sonstigen Gefolgschaftsmitglieder an den vier gro-
ßen Bibliotheken [PSB, BSB, DB und Nationalbibliothek Wien] und erläuternden 
Bemerkungen zu der Zusammenstellung), 7.1.1941, ebd., Bl.�13-18, hier Bl.�17. Vgl. 
auch Uhlendahl an RMVuP, 8.7.1940, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�231�f.

168 Das RFM hatte angewiesen, für 1941 grundsätzlich keine neuen Haushalte aufzu-
stellen, sondern den Haushalt von 1940 zugrunde zu legen. Mehrausgaben waren 
an anderer Stelle des Haushalts einzusparen. Vgl. Uhlendahl an die Mitglieder des 
VR�der DB (mit Niederschrift über die Vorbesprechung des Haushalts der DB für 
das Rechnungsjahr 1941 am 21.1.1941), 24.1.1941, BArch Berlin, R�2/4784, Bl.�24-
32.

169 Uhlendahl an RMVuP, 17.3.1942, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�20.
170 Uhlendahl an Walter Hünefeld (Heilanstalt Hochweitzschen bei Döbeln), 21.4.1941, 

ADNBL, 154/5 (Hefter: Hob-Hys), Bl.�543. Im September 1940 mussten je eine 
Lehrlingsstelle bei der DB, bei der StUB Posen und bei der Universitäts- und Lan-
desbibliothek in Prag vorläufig unbesetzt bleiben, da »geeignete Bewerber nicht 
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Kräften aller Kreise und jeden Alters bis zu Großmüttern herauf«.171 Bis Anfang 
1943 waren 54 Beamte und Angestellte der DB eingezogen worden.172 Einige 
seien glücklicherweise wieder entlassen worden, aber auch schon sieben gefallen. 
In der DB arbeite man »jetzt in der Hauptsache mit weiblichen Kräften, darunter 
zahlreichen Hausfrauen«, dagegen sei die Zahl der Männer, die im Frieden die 
Hälfte ausgemacht hätten, im Verlauf des Krieges unter ein Drittel gesunken.173 
Obendrein verstarb der Leiter der Bibliographischen Abteilung, Wilhelm Frels, 
1942 an den Folgen einer Lungenentzündung, ein Verlust, der für die DB nicht 
zu ersetzen war.174 Damit die Anstalt nicht noch weitere ›altgediente‹ Kräfte ver-
lor, entschloss sich der Bibliotheksrat Arthur Luther 1941, weiterhin im Dienst 
zu bleiben, obwohl er das Pensionsdienstalter erreicht hatte.175

Obgleich im Verwaltungsrat der DB betont wurde, dass der Krieg eine 
»sorgfältige Menschenbewirtschaftung« verlange, da sich ein wachsender Man-
gel an männlichen Arbeitskräften abzeichne, wurden viele der in diese Richtung 

zur Verfügung« standen. Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten (Juchhoff) 
an REM, 19.9.1944, BArch Berlin, R�4901/15055, Bl.�91.

171 Uhlendahl an Ernst Kuhnert (Erster Direktor der PSB i.�R.), 27.6.1942, ADNBL, 
154/5 (Hefter: Klem-Kur), Bl.�358. Vgl. Nachweis der Kriegs-Aushilfskräfte der 
DB, 11.6.1942, ADNBL, 420/0, Bl.�30.

172 Vgl. Uhlendahl an Carl Diesch (Direktor der StUB Königsberg), 14.1.1943, ADNBL, 
154/5 (Da-Dy), Bl.�360. Schon Mitte 1940 waren 40 von 107 männlichen Kräften 
der DB zum Militär eingezogen. Vgl. Niederschrift über die 1. Sitzung des VR der 
DB am 22.6.1940, BArch Berlin, R�56-V/3, Bl.�34-42, hier Bl.�40; Verzeichnis der 
zum Wehr- und Arbeitsdienst einberufenen Beamten, Angestellten und Arbeiter 
der DB, ohne Datum (um 1942), ADNBL, 428, unp. (hinten lose in Akte liegend).

173 Uhlendahl an Carl Diesch (Direktor der StUB Königsberg), 14.1.1943, ADNBL, 
154/5 (Da-Dy), Bl.�360. Allerdings ging es auch anderen Bibliotheken so. Diesch 
hatte Uhlendahl mitgeteilt, dass von seinem »doch wahrlich sehr geringen Perso-
nal«, fünf Leute im Feld, einer abgeordnet und zwei Stellen unbesetzt seien. Carl 
Diesch an Uhlendahl, 10.1.1943, ebd., Bl.�361. An der UB Freiburg waren im Ok-
tober 1941 zwölf von 17 männlichen Kräften eingezogen, ohne dass ein Ersatz ge-
stellt wurde. Vgl. Josef Rest (Direktor der UB Freiburg) an Werner Rust (DB), 
7.10.1941, ADNBL, 841/1, unp. Zu den bis zum November 1939 in Preußen ein-
gezogenen Bibliothekaren vgl. Flachowsky, Bibliothek, S.�148.

174 Vgl. Heinrich Uhlendahl: Worte bei der Trauerfeier für den Abteilungsdirektor 
Dr. Wilhelm Frels, 14.3.1942, ADNBL, 154/4 (Hefter: Fa-Fu), Bl.�155�f.

175 Vgl. Uhlendahl an Sektionsrat Endre Moravek (Ministerium für Kultus und Un-
terricht, Budapest), 19.3.1942, ADNBL, 154/4 (Hefter: Mo-Mu), Bl.�88. Nachdem 
er Ende 1943 »schwer bombengeschädigt« wurde und sein gesundheitlicher Zu-
stand sich immer mehr verschlechterte, trat er 1944 in den Ruhestand. Vgl. Ver-
merk von Martin Lippmann (DB), 20.4.1944, ADNBL, PA (Vorakte) Arthur Lu-
ther (geb. 3.5.1876), Bl.�1.
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zielenden Maßnahmen durch den Bedarf der Wehrmacht konterkariert.176 
Denn seit dem Überfall auf die Sowjetunion im Juni 1941 verschärfte sich die 
Personallage der Wehrmacht durch steigende Verluste zusehends. Mit immer 
neuen Aktionen versuchten diverse Gremien, Bevollmächtigte und Stäbe, neue 
Rekruten zu mobilisieren.177 Ab November 1942 bemühte sich vor allem der 
von Hitler für diesen Zweck zum Sonderbevollmächtigten ernannte General 
Walter von Unruh mit mehreren systematischen »Auskämmaktionen« in Be-
hörden und Privatwirtschaft um die Aushebung neuer Soldaten.178 Ähnliche 
Aktionen gingen auch vom RMVuP und vom Reichsverteidigungskommissar 
für das Land Sachsen bzw. vom Oberbürgermeister der Stadt Leipzig aus.179 Im 
Oktober 1942 hob das RMVuP mit einem Mal fünfzehn »Uk-Stellungen«180 der 

176 Niederschrift über die 2. Vorbesprechung des Haushaltsplans der DB für das 
Rechnungsjahr 1942, 29.1.1942, BArch Berlin, R�55/642, Bl.�116-118, hier Bl.�116.

177 Vgl. Kroener, Bernhard R.: »Menschenbewirtschaftung«, Bevölkerungsverteilung 
und personelle Rüstung in der zweiten Kriegshälfte (1942-1944), in: Ders., Rolf-
Dieter Müller u. Hans Umbreit: Organisation und Mobilisierung des deutschen 
Machtbereichs. Kriegsverwaltung, Wirtschaft und personelle Ressourcen 1942-
1944/45 (Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd.�5/2), Stuttgart 1999, 
S.�777-1001, hier S.�847�ff.; Rebentisch, Führerstaat, S.�479; Moll, Martin: »Führer-
Erlasse« 1939-1945. Edition sämtlicher überlieferter, nicht im Reichsgesetzblatt 
abgedruckter, von Hitler während des Zweiten Weltkrieges schriftlich erteilter Di-
rektiven aus den Bereichen Staat, Partei, Wirtschaft, Besatzungspolitik und Mili-
tärverwaltung, Stuttgart 1997, S.�311�ff.; Janssen, Gregor: Das Ministerium Speer. 
Deutschlands Rüstung im Krieg, Berlin (West) 1968, S.�119�ff.

178 Vgl. Absolon, Rudolf: Die Wehrmacht im Dritten Reich, 6 Bde., Boppard 1969-
1995, Bd.�VI, S.�321�ff., 647, 679�ff., 685; Kroener, Bernhard R.: »General Helden-
klau«. Die »Unruh-Kommission« im Strudel polykratischer Desorganisation 
(1942-1944), in: Hansen, Ernst Willi, Gerhard Schreiber u. Bernd Wegner (Hg.): 
Politischer Wandel, organisierte Gewalt und nationale Sicherheit. Beiträge zur 
neueren Geschichte Deutschlands und Frankreichs. Festschrift für Klaus-Jürgen 
Müller, München 1995, S.�269-285; Rebentisch, Führerstaat, S.�470�ff.; Moll, Füh-
rer-Erlasse, S.�247, 263, 285�f., 299�f., 306, 313, 335�f. Für die DB vgl. etwa Personal-
abteilung des RMVuK an das Wehrbezirkskommando Leipzig II, 7.9.1943, BArch 
Berlin, R�55/11043, unp.; Niederschrift über die Vorbesprechung des Haushalts 
der DB für das Rechnungsjahr 1943, 16.12.1942, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�291-
300, hier Bl.�296.

179 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 24.6.1943, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�111; Uhlendahl 
an RMVuP, 23.8.1943, BArch Berlin, R�55/11043, unp.; RMVuP (Personalabtei-
lung) an Oberstleutnant Braune (Stellvertretendes Generalkommando IV A.�K., 
Dresden), 1.7.1944, ebd.

180 Das Kürzel »uk« bedeutete »unabkömmlich«. ›Uk-gestellte‹ Kräfte wurden als un-
entbehrliche und unersetzbare Fachkräfte angesehen und waren vom Wehrdienst 
befreit.
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DB auf.181 Auf Veranlassung des Sächsischen Reichsverteidigungskommissars 
wurde die DB im August 1943 einer erneuten »Auskämmaktion« unterworfen 
und ihr Mindestbedarf an Arbeitskräften festgestellt, woraufhin sich die Zahl 
ihrer ›Gefolgschaftsmitglieder‹ erneut um neun Kräfte verminderte.182 Im Som-
mer 1944 nahm ihre Zahl weiter ab, denn »in der letzten Zeit«, so Werner Rust, 
seien »Friedlein, Kupfer, Klinger, Beyer, Napierala und Ziegert einberufen 
worden«.183 Aber nicht alle Wehrdienstpflichtigen der DB wurden unmittelbar 
zum Militär eingezogen. Der Ende Juni 1944 rekrutierte Hilfsarbeiter Albrecht 
Klinger erhielt einen Gestellungsbefehl zur »Totenkopf-SS« und wurde in der 
Hundestaffel des Konzentrationslagers Buchenwald eingesetzt.184 

Über die Einziehung Wehrpflichtiger hinaus wurden der DB während des 
Krieges aber noch weitere Mitarbeiter entzogen. Wie Uhlendahl Anfang 1945 
feststellte, sei seine »Friedensgefolgschaft« auf ungefähr ein Drittel herabgesun-

181 Uhlendahl an Major Erich Greiner (Wehrersatzinspektion Dortmund, vorher Mi-
nisterialdirektor im RMVuP), 19.10.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�369. 
Während vier der Betroffenen DB-Mitarbeiter »für die Wehrmacht freigegeben« 
werden sollten, waren die übrigen für eine »anderweitige Verwendung« vorgese-
hen. Vgl. Auszug aus einem Vermerk des RMVuP (Nachgeordnete Dienststellen, 
Abt. S), 15.11.1942, BArch Berlin, R�55/11043, unp. Auch wenn es der DB gelang, 
für einige Betroffene eine nochmalige Freistellung zu erwirken, stand diese wenige 
Monate später erneut zur Disposition. Vgl. Uhlendahl an Rechtsanwalt Bartels 
(RMVuP), 22.3.1943, ebd. Schon einige Monate zuvor hatte das Allgemeine Hee-
resamt des OKW die ›Uk-Stellung‹ der Magazin-Gehilfen Willy Dittmann und 
Werner Ludwig aufgehoben. Vgl. Schreiben des Wehrbezirks-Kommandos Leip-
zig I an die Wehrersatz-Inspektion Leipzig, 24.1.1942, ebd.; RMVuP (Abt. RV) an 
die DB, 11.5.1942, ebd. 

182 Uhlendahl an RMVuP, 23.8.1943, ebd. Weitere Beispiele für Aufhebungen von 
›Uk-Stellungen‹ finden sich in Uhlendahl an RMVuP, 20.6.1944, ebd.; RMVuP 
(Personalabteilung) an Wehrbezirkskommando II Leipzig, 19.7.1944, ebd. Dar-
über hinaus finden sich Beispiele dafür, dass ›Uk-Stellungen‹ nur verfügt wurden, 
wenn für den Betreffenden DB-Mitarbeiter ein anderer für die Front freigegeben 
wurde. Vgl. etwa RMVuP an Uhlendahl, 8.9.1943, ebd.; Uhlendahl an RMVuP, 
28.9.1943, ebd.; RMVuP (Personalabteilung) an Stellvertretendes Generalkom-
mando IV AK (WK IV, Dresden), 9.10.1943, ebd.; RMVuP an Oberstleutnant 
Braune (Stellvertretendes Generalkommando IV A.�K., Dresden), 1.7.1944, ebd.

183 Werner Rust an Charlotte Voigt (Picka bei Oppach/Oberlausitz), 8.7.1944, 
ADNBL, PA Charlotte Voigt (geb. 7.5.1889), Bl.�98; Vgl. auch Uhlendahl an den 
beim Militär befindlichen DB-Mitarbeiter Hans Cordes (Bad Krozingen), 17.10.1944, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�331.

184 Vgl. Vermerk: Einberufen zum Wehr- und Pflichtdienst, ohne Datum (um 1944), 
ADNBL, PA Albrecht Klinger (geb. 1.11.1885), unp. (vorn lose in Akte liegend). 
Ich danke Steffi Richter für den Hinweis. Zu Klinger, der zur Gruppe der Büche-
reiassistenten bzw. Hilfsarbeiter an der DB zählte, vgl. Bericht über die Verwal-
tung der DB (1931-1937), S.�134.
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Abb. 54: Todesanzeigen für die DB-Mitarbeiter Wilhelm Auer, Rudolf Braun,  
Fritz Ferl und Willi Guthe im Nachrichtenblatt des Reichsministeriums  
für Volksaufklärung und Propaganda (1944)
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ken.185 Dies hing auch mit den »arbeitsreichen und verantwortungsvollen Partei-
ämtern« einiger Mitarbeiter zusammen, die auf Wunsch ihrer vorgesetzten Be-
hörden häufig ›Sonderurlaube‹ zur »Ausübung ihres Parteidienstes« erhielten.186 
Der als Hauptstellenleiterin im Rassenpolitischen Amt bei der NSDAP-Kreis-
leitung Leipzig tätigen Parteigenossin Käthe Jacob wurde nach einer Anordnung 
des RMVuP Dienstbefreiung an der DB gewährt, damit sie ihren politischen Auf-
gaben in der Kreisleitung entsprechen konnte.187 Auch wenn Jacob versprach, 
etwaig aufkommende Rückstände an dem von ihr bearbeiteten Zeitschriften-
zugangsbuch der DB von sich aus nachzuarbeiten, entwickelte sich ihre Arbeits-
einstellung zum Ärgernis. Es ergaben sich nicht nur erhebliche Rückstände im 
Zugangsbuch, »Fräulein Jacob« arbeitete »bei weitem nicht mit dem Interesse«, 
wie man es von ihr erwartete. Wie ihr Abteilungsleiter, Curt Fleischhack, be-
mängelte, hatte sie seit »ihrer Betätigung im Rasseamt der NSDAP« einen er-
heblichen Teil ihrer Dienstzeit zur Erledigung ihrer politischen Arbeit benutzt. 
Abgesehen davon, dass ihr für mehrere Tage in der Woche ein früherer Dienst-
schluss eingeräumt worden war, hatte sie während der Dienstzeit »sehr oft län-
gere Besprechungen am Fernsprecher oder mit zu diesem Zweck nach der DB 
bestellten Besuchern geführt«.188 Eine andere Mitarbeiterin kehrte der DB sogar 
ganz den Rücken und widmete ihre Kraft dem Aufbau des ›neuen deutschen 
Ostens‹.189 Eine Spezialaufgabe des RMVuP band gleich mehrere Bibliothekare 
der DB, die zwischen Mai 1941 und April 1944 wiederholt zu längeren Einsätzen 
in Berlin weilten, um sich dort dem Aufbau der zum Teil aus Beschlagnahmun-
gen hervorgegangenen und weitgehend ungeordneten Bibliothek des Ministeri-

185 Uhlendahl an Josef Deutsch (Direktor der StUB Breslau), 12.1.1945, ADNBL, 154/5 
(Hefter: Da-Dy), Bl.�99. 

186 [Ilse ?] Hauptmann (Kreisfrauenschaftsleiterin, NS-Frauenschaft, NSDAP-Kreis-
leitung, Leipzig) an DB, 19.5.1943 u. 29.1.1944, ADNBL, 368/3/1, Bl.�29, 32; Wer-
ner Rust (DB) an Frau Hauptmann (Kreisfrauenschaftsleiterin, Leipzig), 21.5.1943, 
ebd., Bl.�30; Amt für Volkswohlfahrt (NSDAP, Kreis Leipzig) an DB, 4.2.1944, 
ebd., Bl.�33.

187 Vgl. Käthe Jacob an Direktion der DB, 22.5.1942, ADNBL, PA Käthe Jacob (geb. 
17.1.1906), Bl.�50; Otto Eggert (DB) an die Generaldirektion der DB, 21.10.1942, 
ebd., Bl.�60; Käthe Jacob an die Leitung der DB, 28.5.1943, ADNBL, 368/3/1, 
Bl.�31.

188 Aktennotiz von Curt Fleischhack betr. Rückstände am Zeitschriftenzugangsbuch, 
22.1.1945, ADNBL, PA Käthe Jacob (geb. 17.1.1906), unp.

189 Es handelte sich dabei um die von November 1941 bis März 1943 in der DB tätige 
»Kriegsaushilfsangestellte«, Anna Maria Recken-Recke, die Uhlendahl im Mai 
1943 über ihre neuen Aufgaben in Lask im ›Wartheland‹, also im besetzten Polen, 
berichtete. Vgl. Anna Maria Recken-Recke (Lask, Wartheland, Deutsche Schule) 
an Uhlendahl, 23.5.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ra-Ru), Bl.�121�f.; Vgl. ADNBL, 
Alphabetische Personalliste [der DB], abgeschlossen 31.12.1950, Eintrag unter Re-
cken-Recke, Anna Maria, unp.



1039

EINSCHNEIDENDE VERÄNDERUNGEN – DIE DEUTSCHE BÜCHEREI IM KRIEG 

ums zu widmen.190 Dabei unterließen es die Bibliothekare der DB nicht, in der 
Ministerialbibliothek auch nach in der DB fehlenden Schriften zu suchen, die der 
Anstalt in gleich mehreren Paketsendungen zugingen.191

Mit der »Dritten Verordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Auf-
gaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung«  – der »Notdienstverord-

190 Zur Dienstleistung bei der Bücherei des RMVuP wurden der Magazingehilfe Her-
mann Geyh, die Abteilungsleiter Albert Paust und Curt Fleischhack, Otto Drope 
sowie die Kriegsaushilfsangestellten Christiane Alt und Ilse Hermann abgestellt. 
Allein Geyh arbeitete vom Mai 1941 bis Ende September 1942 in der Ministerial-
bibliothek. Vgl. RMVuP an DB, 2.5.1941, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�150; Uhlen-
dahl an RMVuP, 5.5.1941 u. 2.9.1941, ebd., Bl.�151, 159; RMVuP an DB, 5.9.1942, 
ebd., Bl.�176; Uhlendahl an Karl Ott (RMVuP), 29.5.1942 u. 9.9.1942, BArch Berlin, 
R�55/415, Bl.�6, 21; Vermerke von Karl Ott (RMVuP) für RMVuP (Personalabtei-
lung), 16.9.1942 u. 26.9.1942, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�68, 69; Vermerk des RM-
VuP (Personalabteilung), 25.11.1942, ebd., Bl.�74; Uhlendahl an RMVuP, 23.12.1942, 
ebd., Bl.�95; Greggersen (Bücherei, RMVuP) an RMVuP (Personalabteilung), 
4.1.1944, ebd., Bl.�183; RMVuP an Uhlendahl, 7.7.1944, ADNBL, 807/1, Bl.�148. 
Zur Tätigkeit der DB-Mitarbeiter in der Bücherei des RMVuP vgl. Bericht Karl 
Otts (RMVuP) betr. »Neuordnung der Bücherei des Ministeriums«, 25.9.1942, 
ebd., Bl.�22�f., ebd.; Vermerk der DB: Arbeiten für die Bücherei des RMVuP, 
11.9.1942, ADNBL, 807/1, Bl.�102; Gutachtliche Äußerung des Bibliothekars Dr. 
Drope von der DB in Leipzig über die Bücherei des RMVuP, ohne Datum (1938), 
ebd., Bl.�12-27; Otto Drope (DB) an Regierungsrat Grensemann (RMVuP), 
2.8.1944, ebd., Bl.�149.

191 So teilte Curt Fleischhack der DB Anfang November 1942 mit: »Heute oder mor-
gen wird wieder eine sehr umfangreiche Sendung von Privat-, Manuskript- und 
ähnlichen Drucken an die Deutsche Bücherei abgehen.« Curt Fleischhack an Al-
bert Paust (DB), 6.11.1942, ebd., Bl.�136. Wie Albert Paust betonte, setzte sich ein 
Teil der Literatur in der Bibliothek des RMVuP aus Material zusammen, das er 
1938/39 über die Bücherverwertungsstelle in Wien an das Ministerium gesandt 
hatte. Vgl. Albert Paust (DB) an Curt Fleischhack (z.Zt. RMVuP), 10.11.1942, ebd., 
Bl.�137. Die DB bediente sich offenbar nicht nur aus den Dublettenbeständen des 
Ministeriums, sondern wandte sich »wegen der weiteren Verwertung des sehr um-
fangreichen unerwünschten Schrifttums«, das von der RMVuP-Bücherei abgesto-
ßen werden sollte, auch an andere Bibliotheken. Der BSB legte Uhlendahl nahe, 
sich »doch die Gelegenheit der Ergänzung« ihrer »Bestände an ostmärkischem 
Schrifttum« nicht entgehen zu lassen, was in München »freudig aufgegriffen 
 worden« sei. Wegen des »jüdischen wissenschaftlichen Schrifttums« wandte sich 
Uhlendahl dagegen an die Bibliothek des Instituts zur Erforschung der Judenfrage 
in Frankfurt am Main. Albert Paust (DB) an Curt Fleischhack (z.Zt. RMVuP), 
4.11.1942 u. 10.11.1942, ebd., Bl.�135, 137; Otto Drope (DB) an Curt Fleischhack 
(Bücherei des RMVuP), 27.10.1942, ebd., Bl.�132; Fleischhack an Drope, 30.10.1942, 
ebd., Bl.�133�f.; Curt Fleischhack (DB) an Bibliothekar Greggersen (Bücherei des 
RMVuP), 6.2.1943, ebd., Bl.�146.
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nung« vom 15. Oktober 1938 – schuf der Beauftragte für den Vierjahresplan eine 
Handhabe, um Bewohner des Reichsgebiets zur »Bekämpfung öffentlicher Not-
stände« zu »Notdienstleistungen« heranzuziehen.192 Durch die Verordnung 
konnten Notdienstpflichtige aus ihren normalen Arbeitsverhältnissen herausge-
holt und für die Dauer ihres Notdiensteinsatzes beurlaubt werden.193 In der Kri-
sensituation des Krieges machten die NS-Behörden wiederholt davon Gebrauch. 
Dies traf für den Verwaltungssekretär der DB Kurt Landgraf zu, der im Dezem-
ber 1942 »zum kurzfristigen Notdienst« als Hilfspolizeibeamter verpflichtet 
wurde. Landgraf wurde der Leipziger Stadtwacht zugewiesen, die »bei Unruhen 
in Kriegsgefangenenlagern und bei sonstigen Begebenheiten«, bei denen die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet war, zum Einsatz gelangen sollte.194 
Ende 1942 waren von dieser Maßnahme noch 27 weitere DB-Mitarbeiter betrof-
fen, die der Stadt- und Nachtwacht, der Luftschutzpolizei oder der Technischen 
Nothilfe zugeteilt wurden.195 Die ›Notdienstpflicht‹ erstreckte sich auch auf 
weibliche Kräfte der DB. Unmittelbar nach dem Kriegsbeginn erfasste das RMdI 
eine Reihe von Krankenschwestern für den Einsatz in der »freiwilligen Kranken-
pflege der Wehrmacht«. Die militärische Lage hatte es zunächst zugelassen, auf 
einen Teil dieser Kräfte zu verzichten und sie den zivilen Bedarfsträgern wieder 
zur Verfügung zu stellen. Im April 1941 hatte sich die Situation aber grundle-
gend gewandelt. Um männliches Sanitätspersonal ›freizumachen‹, sah man sich 
nun gezwungen, auf das Personal der »freiwilligen Krankenpflege« zurückzu-

192 Dritte Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan zur Sicherstellung des 
Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung (Not-
dienstverordnung) vom 15.10.1938, in: RGBl., Teil 1 (1938), S.�1441, ADNBL, 430, 
Bl.�1. Zur Verordnung des Beauftragten für den Vierjahresplan zur Sicherstellung 
des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung vom 
22.6.1938 vgl. Linne, Karsten: Von der Arbeitsvermittlung zum »Arbeitseinsatz«. 
Zum Wandel der Arbeitsverwaltung 1933-1945, in: Buggeln, Marc u. Michael 
Wildt (Hg.): Arbeit im Nationalsozialismus, München 2014, S.�53-70, hier S.�59�f. 
Die »Notdienstverordnung« wurde am 15.9.1939 durch eine »erste Durchfüh-
rungsverordnung« präzisiert. Vgl. Erste Durchführungsverordnung des RMdI zur 
Notdienstverordnung vom 15.9.1939, in: RGBl., Teil 1 (1939), S.�1775, ADNBL, 
430, Bl.�2�f.

193 Vgl. Linne, Arbeitsvermittlung, S.�60. 
194 Vermerk Kurt Landgrafs, 14.12.1942, ADNBL, 430, Bl.�17.
195 Vgl. Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 21.12.1942, ebd., Bl.�15R; Verzeichnis der 

zum Notdienst herangezogenen Gefolgschaftsmitglieder, ohne Datum (1944), 
ebd., Bl.�27. Zu den Bemühungen Uhlendahls, seine Mitarbeiter vom ›Notdienst‹ 
zu befreien, vgl. Uhlendahl an das Polizeipräsidium Leipzig (Abschnittskom-
mando Leipzig-Mitte), 22.1.1943, ebd., Bl.�18; Uhlendahl an den Kommandeur des 
Polizeiabschnitts Leipzig-Süd, 27.8.1943, ebd., Bl.�19; Polizeipräsident in Leipzig 
an Uhlendahl, 8.9.1943 u. 18.1.1944, ebd., Bl.�20, 22; Uhlendahl an den Führer der 
Bereitschaft IV/45 der Technischen Nothilfe (Leipzig), 24.5.1944, ebd., Bl.�24.
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greifen. Dies betraf Schwestern des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) sowie 
Krankenschwestern anderer Verbände.196 Überdies wurden weibliche Kräfte aus 
den verschiedensten Behörden zu DRK-Helferinnen ausgebildet und ab 1. No-
vember 1941 »zum Einsatz in Betreuungsstellen, Soldatenheimen, Frontsammel- 
und Leitstellen« dem Allgemeinen Heeresamt des OKW als »Betreuungshelfe-
rinnenschaft des Heeres unterstellt«.197 Hiervon betroffen war auch die DB, bei 
der im Februar 1942 gleich acht weibliche Kräfte für den Einsatz als Kranken-
schwester bzw. Helferin in Betracht kamen.198 Während Annemarie Plettner 
zum »langfristigen Notdienst« in der DRK-Kreisstelle Leipzig herangezogen 
wurde, bekleidete die Sekretärin Uhlendahls, Susanne Förster, das Amt einer 
DRK-Zugführerin und wurde »seit Kriegsausbruch in regelmäßigen Abständen 
während der Nachtstunden und sonntags im Bahnhofsdienst zur Betreuung der 
Soldaten eingesetzt«.199

Infolge der Bestimmungen des Luftschutzgesetzes wurden weibliche DB-An-
gestellte bereits wenige Tage vor Beginn der Kampfhandlungen 1939 zum »Flug-
meldedienst« einberufen. Dies galt für die Hilfssekretärinnen Erna Märker und 
Johanna Deutrich, die am 26. August 1939 »zum Heeresdienst eingezogen« wur-
den.200 Im Februar 1943 erhielt die in der Zetteldruckstelle tätige Gerda Böhme 
eine Mitteilung des Arbeitsamtes Leipzig, wonach sie »zur Dienstleistung als 
Nachrichtenhelferin« heranzuziehen bzw. »nach der Verordnung des Kräfte-
bedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeutung« vom 13. Fe-
bruar 1939 zu verpflichten sei.201 Die Anwärterin Dolores Deim wurde im Ok-
tober 1944 als Wehrmachtshelferin in ein Flak-Ersatz-Regiment nach Holstein 

196 RMVuP an die nachgeordneten Dienststellen (mit anliegendem Erlass des RMdI 
betr. Notdienst-Beorderung von Schwestern, DRK-Schwesternhelferinnen und 
DRK-Helferinnen), 25.4.1941, ADNBL, 152/1/2, Bl.�34�f.

197 Auszugsweise Abschrift eines Erlasses des RMdI betr. Notdienst-Beorderung von 
Schwestern, DRK-Schwesternhelferinnen und DRK-Helferinnen, 25.2.1942, ebd., 
Bl.�70.

198 Vgl. ebd. Auf diesem Schreiben finden sich die Namen der acht für den Notdienst-
einsatz als Krankenschwester bzw. Helferinnen in Betracht kommenden DB-Mit-
arbeiterinnen. Vgl. zudem Uhlendahl an den Regierungspräsidenten Teichmann 
(Verein zur Förderung der Deutschen Zentralbücherei für Blinde zu Leipzig e.�V., 
Leipzig), 30.5.1941, ADNBL, 337 (Hefter 1940-1956), Bl.�41.

199 Verzeichnis der zum Notdienst herangezogenen Gefolgschaftsmitglieder, ohne 
Datum (1944), ADNBL, 430, Bl.�27; Vermerk von Martin Lippmann betr. Verlei-
hung der Kriegsverdienstmedaille an Susanne Förster, 18.11.1944, ADNBL, PA Su-
sanne Förster (geb. 4.7.1907), Bl.�31.

200 Vermerk der DB, 22.9.1939, ADNBL, 431, Bl.�2; Uhlendahl an Dr. Münkner (Ar-
beitsamt Leipzig), 27.9.1939, ebd., Bl.�3; Hauptmann und Kompanieführer Weiss-
bach (10. Flugm.Res.Kp/Lg. Nachr.Rgt. 4, Leipzig), 6.10.1939, ebd., Bl.�4.

201 Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 18.2.1943, ADNBL, 417 (Hefter: 1930-1944), 
Bl.�81.
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dienstverpflichtet und teilte einen Monat später mit, dass sie gegenwärtig »im 
Westen in einer Stellung« liege.202 Während man die Bibliotheksanwärterin 
Edith Bauer im Zuge des totalen Kriegseinsatzes Anfang November 1944 als 
Luftwaffenhelferin verpflichtete, wurde die Anwärterin Eleonore Zarth noch im 
Januar 1945 zur »langfristigen Notdienstverpflichtung dem Luftgaukommando 
Wien zugewiesen«.203 Obwohl sich Uhlendahl zunächst erfolgreich um ihre 
»Zurückstellung von der Arbeitsdienstpflicht« bemüht hatte, wurde auch die 
 Bibliotheksangestellte Annelies Edlich im Juli 1944 »kurzfristig« zum Reichsar-
beitsdienst einberufen, wogegen sich Uhlendahl nun erfolglos zur Wehr setz-
te.204 Obwohl er schon 1943 angemahnt hatte, dass die DB »nach dem augen-
blicklichen Stand ihrer Arbeiten« keine der ihr noch verbliebenen Kräfte abgeben 
könne, ohne die Durchführung »ihrer eigenen kriegs- und lebenswichtigen Auf-
gaben« zu gefährden, sah er sich im September 1944 mit der Forderung konfron-
tiert, »im Rahmen des totalen Kriegseinsatzes« noch weitere 40 Damen für die 
Rüstung freizugeben.205 Wie er seinem Breslauer Kollegen Josef Deutsch im Ja-
nuar 1945 mitteilte, waren von seinen Leuten »jetzt 50 zum Wehrdienst einge-
zogen, 10 bereits gefallen und mehrere vermisst oder in Gefangenschaft«. Außer-
dem seien »40 weibliche Kräfte zur Rüstung verpflichtet« worden, wobei es sich 
meist um diplomgeprüfte Bibliothekarinnen handle, sodass er nur noch mit etwa 
einem Drittel seiner ursprünglichen Belegschaft arbeite.206 Nur wenige Wochen 

202 Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB), 13.10.1944, ADNBL, 455/3 (Da-Er), 
Bl.�25; Feldpostkarte von Dolores Deim an Uhlendahl, 16.11.1944, ebd., Bl.�25R.

203 REM an den Generaldirektor der DB, 4.10.1944, BArch Berlin, R�4901/13697, 
Bl.�255; Amtsrat Paul Bauer an REM, 10.12.1944, ebd., Bl.�378. Edith Bauer war 
zunächst »bei der Wehrmacht als Luftwaffenhelferin« beim Luftgaukommando III 
in Dresden eingesetzt, wurde von dort jedoch zur Ausbildung als Chemo-Techni-
kerin in ein Stammlufttanklager in Westfalen und schließlich in ein Tanklager in 
Jüterbog versetzt. Edith Bauer an Uhlendahl, 29.11.1944, ADNBL, 455/3 (A-Be), 
Bl.�125

204 Uhlendahl an RMVuP, 11.7.1944, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�126; RMVuP an 
 Uhlendahl, 20.7.1944, ebd., Bl.�126R. Bereits 1942 hatte sich Uhlendahl darum 
 bemüht, die Personalengpässe durch den Einsatz von »Kriegshilfsdienstverpflich-
teten« zu kompensieren. Sein Antrag, der DB vier »Arbeitsmaiden als Kriegshilfs-
dienstverpflichtete« zur Verfügung zu stellen, wurde im September 1942 jedoch 
ab ge lehnt. Vgl. Uhlendahl an die Führerin des Bezirkes VII Sachsen des Reichs-
arbeitsdienstes (RAD) (Dresden), 17.8.1942, ADNBL, 415/0, Bl.�37; RAD (Führe-
rin des Bezirkes VII Sachsen, Dresden), an Uhlendahl, 5.9.1942, ebd., Bl.�39.

205 Uhlendahl an Kreisleiter Wettengel (Leipzig), 30.3.1943, BArch Berlin, R�55/182, 
Bl.�98. 

206 Uhlendahl an Josef Deutsch (Direktor der StUB Breslau), 12.1.1945, ADNBL, 
154/5 (Hefter: Da-Dy), Bl.�99; Uhlendahl an Hans Cordes (Bad Krozingen, Cor-
des war beim Militär), 17.10.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), Bl.�331; Uh-
lendahl an Ministerialdirektor Walther Protze (Dresden), 9.8.1945, ADNBL, 154/5 
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später erhielt schließlich auch noch ein Teil der in der DB verbliebenen männ-
lichen Mitarbeiter ihre Zuteilungskarten für das erste und zweite Aufgebot des 
»Volkssturms«, dem noch im Mai 1945 der Bibliotheksangestellte Walter 
Schlorke zum Opfer fallen sollte.207

2.2.1. »Dreimal verfluchtes Russland« –  
Feldpostbriefe von der Front und aus der Heimat208

Um die in einer Schweizer Klinik liegende DB-Mitarbeiterin Charlotte Voigt 
über die Entwicklung der DB seit Kriegsbeginn auf dem laufenden zu halten, 
teilte ihr Werner Rust am 15. September 1939 mit, sie müsse sich keine Sorgen 

(Hefter: Pa-Pu), Bl.�217. Eine Übersicht über die in die Rüstungswirtschaft abge-
stellten DB-Mitarbeiterinnen, die in Maschinenfabriken, Wollkämmereien, Kamm-
garnspinnereien, bei der Elektro-Innung Leipzig, bei den Junkers- und Motoren-
werken oder bei Maybach in Friedrichshafen zum Einsatz gelangten, findet sich in: 
Freigabe von Gefolgschaftsmitgliedern für die Rüstung, 15.9.1944, ADNBL, 431, 
Bl.�12. Für Einzelbeispiele vgl. Uhlendahl an REM, 23.1.1945, BArch Berlin, 
R�4901/ 13697, Bl.�358; Vermerk von Martin Lippmann (DB), 29.9.1944, ADNBL, 
PA Ingeborg Opelt (geb. 2.6.1903), Bl.�66. Für seine Rede zum »Weihnachtsappell« 
am 16.12.1944 hatte sich Uhlendahl folgende Notizen gemacht: »[…] Weihnachts-
appell kann und will sich nicht vergleichen. Über ihm liegen Ernst und Not des 6. 
Kriegsjahres. 53 Wehrdienst […] darunter 2 BV […] 40 Rüstung, DRK, Wehrmacht 
[…] Kreis der Gefolgschaft stark zusammengeschrumpft, nicht einmal die Hälfte, 
umso enger zusammenschließen – gegenseitig stützen, kultureller Vorposten […].« 
Handschriftliche Notizen (vermutlich von Uhlendahl) für eine Begrüßung zur 
Weihnachtsfeier der DB, 16.12.1944, ADNBL, 440/5, Bl.�6.

207 Einem Erlass des Reichsverteidigungskommissars in Sachsen vom 5.12.1944 zu-
folge wurde das 1. Aufgebot des Volkssturms im Bedarfsfall außerhalb, das 2. Auf-
gebot nur innerhalb des Wohngebietes des Volkssturmmannes eingesetzt. Folglich 
bemühte sich Uhlendahl darum, für seine Mitarbeiter und sich Zuteilungskarten 
für das 2. Aufgebot zu erhalten. Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB), 
29.1.1945, ADNBL, 428 [in der Akte befindlicher Hefter mit der Signatur 343/1], 
Bl.�10; Vermerk Uhlendahls betr. Volkssturm Z-Karte, 30.1.1945, ebd., Bl.�12; Uh-
lendahl an die Kreisleitung (Leipzig), 5.2.1945, ebd., Bl.�16; Uhlendahl an OBM 
(Leipzig, Presseamt), 19.2.1945, ebd., Bl.�17. Der am 26.2.1945 zum Volkssturm 
einberufene Walter Schlorke geriet in Gefangenschaft und kam im Mai 1945 im 
Kriegsgefangenenlager Kreuznach um. Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 
26.2.1945, ebd., Bl.�18; Ehrentafel der DB, ohne Datum, ADNBL, 439/8/1 (Hefter: 
1942-1944), Bl.�19. Insgesamt kamen während des Zweiten Weltkrieges 13 DB-
Mitarbeiter ums Leben, die sieben Witwen mit Kindern hinterließen. Vgl. ebd.; 
Ernst Wauszkun (DB) an die Leitung der DB, 7.12.1944, ADNBL, 439/9 (Hefter: 
1942-1944), Bl.�9.

208 Bibliotheksreferendar Leutnant Dr. Wilhelm Auer an Verwaltungsinspektor Erich 
Nitzschke (DB), 29.8.1941, ADNBL, 460/1 (Dr. Wilhelm Auer), Bl.�41.
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um den Dienst machen, denn trotz des durch den Krieg verstärkten Personal-
mangels würden zwei »tüchtige Kräfte« den Dienst in der Hochschulschriften-
abteilung  – der Abteilung Voigts  – versehen. Allerdings seien inzwischen 23 
DB-Mitarbeiter zum Heeresdienst einberufen worden, »darunter auch einige 
Damen«. Auch sein Sohn stehe »gegen die Polen im Felde«, woraufhin Rust aus-
führte:

»Hoffentlich werden diese minderwertigen Gesellen nun endgültig so dezi-
miert und entwaffnet, dass sie in unserem Jahrhundert nicht nochmals den Ex-
plosionsstoff für kriegslüsterne Politiker in Europa bilden können. Ich zweifle 
nicht daran, dass diesmal auch der Engländer falsch gerechnet hat und die 
wohlverdiente Strafe für sein anmaßendes Gebaren erhält, das er als der ein-
gebildete politische Lenker Europas und Beherrscher der Weltwirtschaft an 
den Tag legt. Das geht natürlich nicht ohne Opfer ab, und es ist wieder einmal 
Deutschland, das diese Opfer für ein Retten der Kultur und Moral im Inter-
esse aller übrigen anständigen Völker bringen darf. Ein Jammer ist es, dass 
Frankreich sich von England in den Abgrund ziehen lassen muss. Wir Deut-
schen haben keinen Groll gegen die Franzosen und wissen genau, dass auch 
die Masse des französischen Volkes alles andere als kriegslüstern ist. Auf die 
Phrasen der englischen, stark jüdisch infizierten Handelsleute hin, die im letz-
ten Grunde die englische Politik entscheidend beeinflussen, riskiert Frank-
reich es, dass wieder sein Land verwüstet wird und sein Volk die größten Blut-
opfer bringt.«209

Von den geschätzten 40 Milliarden deutschen Feldpostsendungen, die während 
des Zweiten Weltkrieges verschickt wurden, gingen rund drei Viertel von der 
›Heimat‹ an die Front, während lediglich ein Viertel der Post von der Front 
stammte.210 Trotz ihres größeren Anteils sind die Briefe aus der Heimat aber 
weitaus seltener überliefert. Ihr besonderer Wert besteht darin, dass sie nicht 
nur einen Einblick in den Kriegsalltag an der ›Heimatfront‹ boten, sondern 
auch in das familiäre und soziale Umfeld ihrer Schreiber, in ihr Tun und Den-
ken im Krieg.211 Auch wenn es sich bei dem Brief des ›daheimgebliebenen‹ 
Rust nicht im strengen Sinne um eine Feldpostsendung handelte, setzte er nicht 
nur seine in der Klinik liegende Kollegin über den ›Kriegsalltag‹ in der DB ins 
Bild, sondern offenbarte mit seinen Invektiven gegen die Kriegsgegner auch, 
auf welche Weise er das Kriegsgeschehen wahrnahm und für sich selbst ver-

209 Werner Rust (DB) an Charlotte Voigt (Leysin, Schweiz), 15.9.1939, ADNBL, PA 
Charlotte Voigt (geb. 7.5.1889), Bl.�45.

210 Vgl. Stader, Ingo (Hg.): Ihr daheim und wir hier draußen. Ein Briefwechsel zwi-
schen Ostfront und Heimat Juni 1941-März 1943, Köln u.�a. 2006, S.�8.

211 Vgl. ebd.
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arbeitete.212 Wie viele andere Behörden versandte aber auch die DB »Feldpost-
briefe« an ihre »Kameraden im Felde«.213 Diese »Feldpostbriefe« sollten »eine 
Brücke zwischen Front und Heimat« aufbauen und »beide Teile« gleicher-
maßen »stärken«.214 In diese Richtung zielten auch alljährliche Feldpostpäck-
chen, die den Einberufenen zum Weihnachtsfest übermittelt wurden und die 
»Verbundenheit zwischen Front und Heimat« bekräftigen sollten.215 Die 
Päckchen enthielten Bücher, Schreibwaren, Tabak sowie Zucker- und Back-
waren, die »aus dem Kreise der Dienstgemeinschaft gespendet« wurden.216 In 
den »Feldpostbriefen« wurde den ›feldgrauen Kameraden‹ versichert, dass man 
»an den Ereignissen, die sich draußen an der Front« abspielten, in der Heimat 
»lebhaften Anteil« nehme und der Betrieb an der DB, trotz kriegsbedingter 
Einschränkungen, reibungslos voranschreite.217 Einem jungen, an die Front 
berufenen Mitarbeiter gab Uhlendahl mit auf den Weg, dass das militärische 
Leben alles in allem »eine glückliche Ergänzung zu der bibliothekarischen Tä-
tigkeit« bilde und sich zweifellos für die Zukunft günstig auswirken werde.218 
Mit den Worten »Die Front kämpft und siegt. Die Heimat arbeitet und op-
fert«, beteuerten die ›Daheimgebliebenen‹, dass auch sie Anteil am bevorste-
henden Sieg »über den Weltfeind Nr.�1« trügen. Man habe manche »unserer 
Urlauber« gesprochen und den Eindruck bekommen, dass die Frontkämpfer 

212 Vgl. Humburg, Martin: »Ich glaube, daß meine Zeit bald gezählt sein dürfte.« Feld-
postbriefe am Ende des Krieges: Zwei Beispiele, in: Hillmann, Jörg u. John Zim-
mermann (Hg.): Kriegsende 1945 in Deutschland, München 2002, S.�239-262, hier 
S.�239.

213 Vgl. Feldpostbrief Nr.�1 bis Nr.�11, ADNBL, 439/7, unp. Die Feldpostbriefe der 
DB wurden vom Fachschaftsleiter Otto Eggert und vom Betriebsobmann Ernst 
Wauszkun herausgegeben und von Uhlendahl gezeichnet. Die UB Berlin versandte 
zwischen 1939 und 1944 sogenannte »Mitteilungen ins Feld«, um ihre an der Front 
stehenden Mitarbeiter über die Entwicklung der Bibliothek zu informieren. Ein 
weiteres Beispiel bilden die »Feldpostbriefe der Daheimgebliebenen« des Kaiser-
Wilhelm-Instituts für Eisenforschung in Düsseldorf. Vgl. Flachowsky, Bibliothek, 
S.�149 (Anm.�8); Ders.: »Alle Arbeit des Instituts dient mit leidenschaftlicher Hin-
gabe der deutschen Rüstung.« Das Kaiser-Wilhelm-Institut für Eisenforschung als 
interinstitutionelle Schnittstelle kriegsrelevanter Wissensproduktion 1917-1945, 
in: Maier, Helmut (Hg.): Gemeinschaftsforschung, Bevollmächtigte und der Wis-
senstransfer. Die Rolle der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im System kriegsrelevan-
ter Forschung des Nationalsozialismus, Göttingen 2007, S.�153-214, hier S.�153.

214 Feldpostbrief Nr.�1 der DB, 12.12.1939, ADNBL, 439/7, unp. 
215 Ebd. 
216 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1942), ADNBL, 181/1-1942, 

Bl.�9 (Kap. Allg. Verwaltung).
217 Feldpostbrief Nr.�1 der DB, 12.12.1939, ADNBL, 439/7, unp.
218 Uhlendahl an den Gefreiten Edwin Latzel (Feldpost 25204 D), 9.6.1941, ADNBL, 

154/5 (Hefter: La-Lem), Bl.�96.
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»voller Ruhe und Zuversicht« seien. Dies gelte jedoch auch für die Heimat, 
denn hier tue jeder ruhig seine Arbeit und sorge – insbesondere nach der »be-
stärkenden« Rede des »Führers« vom 30. Januar 1941 – dafür, dass »alles rich-
tig und gründlich getan« werde.219

Trotz ihrer ostentativ zur Schau gestellten Siegeszuversicht spiegelten die 
Feldpostbriefe der DB mit längerer Kriegsdauer, wie sehr der Krieg inzwischen 
auf die ›Heimat‹ zurückwirkte. Die Rundbriefe der DB verraten viel über die 
wachsende Verunsicherung an der ›Heimatfront‹. Denn hinter der Fassade der 
›Siegeszuversicht‹ und des ›Führerglaubens‹ verweisen die Schreiben auf die un-
mittelbaren Auswirkungen des Krieges, wenn von den Luftangriffen, über die 
Probleme der Kriegswirtschaft, über Arbeitskräftemangel und den Einsatz von 
Fremd- bzw. Zwangsarbeitern berichtet wurde.220 Die Soldaten erfuhren, dass 
auch die Heimatfront Verluste zu beklagen hatte. So verlor Martin Lippmann, 
der Verwaltungschef, zwei Söhne, und der Sohn Gertrud Oehlmanns, ehema-
liger Praktikant an der DB, war »von einem Feindflug über dem Eismeer« nicht 
zurückgekehrt.221 Die Feldpostbriefe berichteten über die Luftangriffe auf Leip-
zig, den von DB-Mitarbeiterinnen verrichteten Kriegsnotdienst als Lazarett- 
oder Wehrmachtshelferinnen sowie ihren Einsatz in der Rüstungsindustrie. Der 
letzte Feldpostbrief der DB vom 28. März 1945 enthielt den Hinweis, dass man 
die Lücken im Personal durch die Einstellung von Schwerkriegsbeschädigten 
und Flüchtlingen aus dem Ostgebiet auszugleichen versuche.222 Trotz der ange-
spannten Lage in der schon längst zur Front gewordenen Heimat gab man sich 
auch jetzt noch betont kämpferisch. Gerade jetzt, wo man »infolge des Bomben-
terrors und des Flüchtlingszustroms« enger zusammenrücken müsse, komme es 
darauf an, dass sich »der Gedanke der Volksgemeinschaft« jetzt in der Praxis be-
währe.223

Wie den Feldpostbriefen der DB zu entnehmen ist, gingen »von den Kamera-
den an der Front« laufend Nachrichten am Deutschen Platz ein. Im November 
1941 hieß es:

219 Feldpostbrief Nr.�2 der DB, 2.4.1941, 439/7, unp. Zur Rede Hitlers zum Jahrestag 
der ›Machtergreifung‹ am 30. Januar 1941, in der er mit Großbritannien »abrech-
nete« und den »Zusammenhang von Kriegsführung und antijüdischer Politik« un-
terstrich, vgl. Longerich, Peter: Hitler. Biographie, München 2015, S.�757�f.

220 Vgl. Stader, Briefwechsel, S.�9.
221 Vgl. Feldpostbrief Nr.�3 der DB, 25.11.1941, ADNBL, 439/7, unp., Feldpostbrief 

Nr.�6 der DB, 15.9.1943, ebd. Hinweise auf den Tod der Söhne der DB-Mitarbeiter 
Arno Franke und Julius Rodenberg finden sich in Feldpostbrief Nr.�3 der DB, 
25.11.1941, ADNBL, 439/7, unp.; Feldpostbrief Nr.�4 der DB, 9.4.1942, ebd.

222 Vgl. Feldpostbrief Nr.�6 der DB, 15.9.1943, ebd.; Feldpostbrief Nr.�8 der DB, 
5.4.1944; Feldpostbrief Nr.�10 der DB, 8.12.1944, ebd.

223 Vgl. Osterfeldpostbrief Nr.�11 der DB, 28.3.1945, ebd.
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»Erfreulich ist es, wenn sich auch Kameraden melden, die früher einmal un-
serem Institut angehört haben. Kamerad Linck schickte uns ein Lebenszei-
chen sowie Grüße aus Afrika; über Kälte braucht er sich hier, wie er schreibt, 
nicht zu beklagen; er bekämpft dort nicht nur die Engländer, sondern führt 
auch Kampf gegen Wüstensand und Skorpione. Kamerad Lehmann steht hoch 
im Norden für Deutschland Wache. Kamerad Naumann (seit Mai Leutnant) 
versah seinen Dienst am Fuße der Pyrenäen und steht jetzt nach einer heute 
eingegangenen Nachricht im Kampfe vor Leningrad. Die Kameraden Laux 
und Dr. Cordes stehen an der Kanalküste während Hauck, Kothe und Böhne 
sich in südlichen Gefilden Griechenlands ergehen. Laufend treffen auch Nach-
richten ein von den an der Ostfront stehenden Kameraden Röhrborn, Bach-
mann, Mack, Koswig, Lange, Schwanecke und H. Schuster. So kann mit Stolz 
gesagt werden: die Front der DB steht vom Nordkap bis zur Sahara, von den 
Pyrenäen bis zum Schwarzen Meer.«224

Im Vergleich zu den allgemein gehaltenen ›behördlichen‹ Feldpostbriefen der 
›Daheimgebliebenen‹ eröffnen die Briefsendungen der Frontsoldaten einen Blick 
auf einen Ausschnitt ihrer privaten Wahrnehmungen, »und zwar auf jenen Aus-
schnitt, den sie bereit waren, unter den Bedingungen der Zensur und der Selbst-
zensur ihrem Gegenüber in der Kommunikation mitzuteilen«.225 So erfährt man 
manches über den Alltag der Soldaten, ihren Dienst, ihre Kampfeinsätze und 
Verlusterfahrungen, über ihre Sehnsucht nach Urlaub, ihre »kleinen Fluchten« 
und Rückzugsräume und die immer wiederkehrende Hoffnung auf ein baldiges 
Kriegsende.226 Der Büchereiassistent Willy Toelle, der Ende 1939 am Nieder-
rhein stationiert war, klagte darüber, dass der Zeitpunkt der Heimkehr noch 
nicht bekannt sei, »so dass wir das liebe Weihnachtsfest wohl oder übel hier wer-
den feiern müssen. Für uns Familienväter ist das zwar bitter, aber es ist Krieg 
und die Nation steht für uns alle höher denn alles andere. […] Wir wollen hoffen 
und wünschen, dass dieser uns aufgezwungene Kampf zur vollkommenen Nie-
derlage unserer Feinde führt, damit wir uns dann dem Friedenswerk unseres ge-
liebten Führers voll und ganz widmen können.«227 Von der Euphorie über die 
militärischen Erfolge angesteckt, berichtete der Hilfssekretär Karl Röhrborn 
Uhlendahl 1940 über den »furor teutonicus«: »Während vor uns der geschlagene 
Feind flieht, kommen immer neue Armeen hinter uns her. […] Dörfer und Städte 
sind menschenleer. Eines Tages werden wir auf eine tief erschreckte, halbver-
hungerte Bevölkerung stoßen, die auf immer engerem Raum zusammengedrängt 
werden. Schon fliegen die Granaten auf die Forts von Paris. Vielleicht sind wir 

224 Feldpostbrief Nr.�3 der DB, 25.11.1941, ADNBL, 439/7, unp. 
225 Humburg, Feldpostbriefe, S.�239.
226 Vgl. ebd., S.�260.
227 Feldpostbrief von Unteroffizier Willy Toelle an Uhlendahl, 8.12.1939, ADNBL, 

439/7, Bl.�6
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in einer Woche schon zu Hause oder in England.«228 Der in der Abteilung der 
DNBg tätige Heinz Bachmann gedachte in einem Feldpostbrief vom November 
1941 »der gefallenen Kameraden«, die der Krieg in die Reihen der DB-Mitarbei-
ter gerissen hatte, betonte jedoch, Opfer müssten gebracht werden: »Auch so 
mancher Kamerad meiner Truppe hat sein Leben geben müssen. Nach kurzem 
Gedenken geht es dann weiter. Einmal muss es doch wohl geschafft werden. In 
den vergangenen Tagen ist auch von uns wieder ein Oberleutnant gefallen. Der 
Russe schoss aus der Flanke mit schwerer Artillerie auf unsere Geschütze. Und 
rrums saß ein Volltreffer. Aber vielleicht haben auch vor Moskau bald seine Ge-
schütze das letzte Wort gesprochen.«229 

Hin und wieder wurde auch »das ›touristische Programm‹ – die Chance, an-
dere Länder kennenzulernen […] gestreift«.230 Karl Röhrborn teilte im Oktober 
1942 mit, er sitze gegenwärtig in Chania auf Kreta. Der Aufenthalt sei »ange-
nehm, abgesehen von einigen englischen Besuchern und den Temperaturen«. Er 
sei dort »als Leiter der einzigen Frontbuchhandlung dieser Insel eingesetzt«, mit 
deren Aufbau er gerade beschäftigt sei. Dabei wies er auf einige Werke hin, die 
der DB möglicherweise noch fehlten.231 Heinz Bachmann, der 1943 ebenfalls 
nach Griechenland versetzt worden war, teilte mit, er befinde sich »nur 10 
Schritt entfernt vom Gestade des Golfes von Korinth, der mit seinen wunderba-
ren grünen Wellen« zu ihm heraufbrande. Auf dem Weg dorthin sei es »durch 
stark bandengefährdete Gegenden« gegangen, weswegen er mit dem Kommando 
der Vorhut betraut worden sei. »Mit einem Sturmgeschütz und zwei MG-Wagen 

228 Feldpostbrief von Karl Röhrborn an Uhlendahl, 10.6.1940, ebd., Bl.�14�f.
229 Feldpostbrief von Heinz Bachmann an Otto Eggert (DB), 22.11.1941, ebd., unp. 

(hinten lose in Akte liegend).
230 Humburg, Feldpostbriefe, S.�260.
231 Feldpostbrief von Karl Röhrborn an Otto Eggert (DB), 4.10.1942, ADNBL, 439/7, 

unp. (hinten lose in Akte liegend). Als Carl Diesch von den »deutschen Waffener-
folgen in Griechenland« erfuhr, teilte er Uhlendahl mit, dass er »am liebsten dabei-
sein möchte. Die deutsche Fahne auf der Akropolis! Da geht einem alten Huma-
nisten das Herz auf!« Carl Diesch (Direktor der StUB Königsberg) an Uhlendahl, 
29.4.1941, ADNBL, 154/5 (Da-Dy), Bl.�367. Willy Toelle verwies Ende 1939 dar-
auf, dass die Wehrmacht versucht habe, Feldbibliotheken zu schaffen, was jedoch 
bei seiner Einheit an den Kosten gescheitert sei. Feldpostbrief von Willy Toelle an 
Uhlendahl (DB), 8.12.1939, Bl.�6. Aus diesem Grund waren Soldaten wie er dar-
über erfreut, dass ihnen Doppelstücke der DB zugingen. So teilte der DB-Ange-
stellte Fritz Kupfer Uhlendahl im Dezember 1939 mit: »Für unsere Freizeit haben 
wir gleich in der ersten Zeit das uns naheliegende Dorf nach allem Lesbaren durch-
forscht und in unserem Bunker eine für unsere Begriffe stattliche Bibliothek zu-
sammengetragen. Jedoch etwas Noch-Nichtgelesenes in dieser Bibliothek zu fin-
den, ist nicht mehr möglich. Umso mehr freuen wir uns, dass Sie, sehr verehrter 
Herr Generaldirektor, uns diese Dubletten zukommen ließen.« Feldpostbrief von 
Fritz Kupfer an Uhlendahl (DB), 10.12.1939, Bl.�8.
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wurde ich, weit voraus meiner Abteilung, zur Niederkämpfung der Banden, Be-
seitigung der Minensperren und Freimachung des Marschweges eingesetzt. Das 
war so etwas richtig für meinen Geschmack.« Dabei hätte seine Truppe auch 
hohe Gebirge durchqueren müssen. »Auf kurvenreichen Passstraßen an schwin-
delnden Abhängen vorbei. Auch den Thermopylenpaß haben wir überschritten. 
Die Berglandschaften waren gewaltig, fast möchte ich sagen heroisch. Hier 
konnte man sich wirklich die Helden der griechischen Sage vorstellen.«232 Die 
begeisterte Stimmung seines Feldpostbriefes verflog jedoch, als sich Bachmann 
in der Attitüde des ›Herrenmenschen‹ folgendes Urteil über die Bewohner des 
von der Wehrmacht besetzten Landes anmaßte: »Was wir aber sonst vom Lande 
und seinen Einwohnern gesehen haben, das ließ unsere noch vorhandene Schul-
begeisterung rasch verfliegen. Die Dörfer und Städte sind verkommen und ver-
dreckt, die Einwohner abgerissen, hinterlistig, verschlagen. Unwürdige Nach-
kommen der uns in der Schule mit solcher Begeisterung geschilderten Griechen. 
In den Bergen lauern die Banden und schießen aus feigen Hinterhalten. Vielleicht 
darf man durch dieses Land nur in einem Schnellzug fahren und muss alles von 
weitem sehen, damit einem die Dürftigkeit und das Elend nicht so zu Gesicht 
kommen.«233

Im September 1941 deutete Bachmann an, dass ihn der Krieg verändert habe, 
was zweifelsohne durch rassistische Feindbilder und Vorurteile begünstigt 
wurde:

»Wenn ich Ihnen das so schreibe, wird das vielleicht recht blutrünstig klingen. 
Doch der Krieg, zumal im Osten, wandelt den Menschen. So wird man vielen 
Dingen gegenüber gleichgültiger und härter. Eines bleibt aber in allen von uns: 
die Sehnsucht nach der Heimat, dem schönen Deutschland. Wie konnten sich 
deutsche Männer früher bloß für dieses verkommene, kulturlose Bolschewi-
kentum einsetzen! So mancher ist jetzt von der grausamen Wirklichkeit über-
zeugt worden und hat mit eigenen Augen die ›Segnungen‹ des Bolschewismus 
sehen und kennen gelernt. […]. Sauberkeit ist diesem Bolschewistenvolk ein 
Fremdwort. Dreckig und zerlumpt läuft das Pack herum. Die Soldaten sind 
eine Soldateska mit Galgenvogelgesichtern, grausam, verbissen und ohne 
menschliche Regungen. Hier gibt es nur eins: Vernichtung.«234

Bachmann war in dieser Hinsicht kein Einzelfall. In einem Brief an den zur 
Front eingezogenen Anwärter Wilhelm Auer sprach Werner Rust im Oktober 
1939 die Hoffnung aus, dass Auer »den polnischen Dreck weiterhin mit Ruhe« 

232 Feldpostbrief von Heinz Bachmann an Otto Eggert (DB), 15.7.1943, ebd., unp. 
(hinten lose in Akte liegend).

233 Ebd.
234 Feldpostbrief von Heinz Bachmann an Otto Eggert (DB), 14.9.1941, ebd.
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ertrage.235 Herbert Kudla nutzte die Zeit einer Ruhepause an der Westfront, um 
Uhlendahl im Juni 1940 aus »einem schmutzigen französischen Nest« zu schrei-
ben.236 Der in Griechenland eingesetzte Magazingehilfe Werner Ludwig teilte 
dem ›Betriebsobmann‹ der DB 1943 mit, dass die deutschen Besatzer gut mit der 
griechischen Bevölkerung auskämen, denn man sehe in den Deutschen »keine 
Eroberer, sondern die Menschen, die zur Führung u. zum Vorbild berufen« 
seien. Dem fügte Ludwig hinzu: »Und die edle Weiblichkeit, alle Achtung. Auf 
den Strandpromenaden gibt sich die Jugend ein Stelldichein, für uns muss es 
aber auch hier ein Entsagen geben. Sprache und u. mangelnde Übereinstimmung 
der Grundsätze über Gesundheit u. körp. Reinheit schaffen natürliche 
Grenzen.«237 Über seinen Einsatzort im besetzten Polen berichtete Bachmann 
im Mai 1941: »Mittelpunkt ist eine große stattliche Kirche, um die herum sich 
Häuser gruppieren, die allerdings mehr Hundehütten ähnlich sehen. Aus Holz 
gebaut, mit Stroh bedeckt, äußerst kümmerlich. Die Einwohner typische Polen 
und schmierige Juden vom Ende der Welt.«238 Bachmann war auch am Überfall 
auf die  Sowjetunion beteiligt, über den er der DB folgenden Bericht zukommen 
ließ:

»Am 21.6. abends gingen wir in Bereitstellung. Am 22.6. morgens 3.15 Uhr 
brach der Feuerorkan auf die russischen Stellungen jenseits des Buges los. Die 
ganze Front erdröhnte von den Abschüssen. Der Russe war dermaßen verdat-
tert, dass er nicht dazu kam, Gegenfeuer zu geben. […] Überall holten wir die 
Russen heraus, aus Feldern, Wäldern, von den Bäumen, aus den Häusern. Im-
mer wieder knallte es heimtückisch. Manches Strafgericht gegen die Freischär-
ler habe ich miterlebt. […]. Die kleineren Ortschaften, vielfach elende Dreck-
nester, voll Ungeziefer, sind weniger zerstört. […] Hoffen wir, dass mit der 
Vernichtung des Bolschewismus (dessen ›Segnungen‹ jeder von uns in ausrei-
chendem Maße kennen gelernt und gesehen hat) auch der Vernichtungsschlag 
gegen den Engländer erfolgt. Und das wie immer rechtzeitige Zuschlagen des 
Führers hat uns und unser Vaterland vor sicher längerem Krieg bewahrt. […]. 
Vorher besuche ich vielleicht noch die Bücherkammern Moskaus, um auch 
hier einen Einblick in den ›Hochstand‹ der Sowjetkultur zu gewinnen. Bisher 
sah ich nur Elend, Verkommenheit, Rückstand und Nichtskönnerei.«239

235 Werner Rust (DB) an den Gefreiten Wilhelm Auer (Postsammelstelle Dresden, 
Feldpostnummer 07107), 10.10.1939, ADNBL, 460/1 (Personalbogen Wilhelm 
Auer), Bl.�16.

236 Feldpostbrief von Herbert Kudla an Uhlendahl, 25.6.1940, ADNBL, 439/7, unp. 
(hinten lose in Akte liegend).

237 Feldpostbrief von Werner Ludwig an Ernst Wauszkun (DB), 13.4.1943, Bl.�33�f.
238 Feldpostbrief von Heinz Bachmann an Otto Eggert (DB), 7.5.1941, ebd. (hinten 

lose in Akte liegend).
239 Feldpostbrief von Heinz Bachmann an Otto Eggert (DB), 18.7.1941, ebd.
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Feldpostbriefe waren, wie Martin Huberg feststellt, »Zeugnisse einer Zeit, in der 
das ›danach‹ allenfalls geahnt werden konnte. Bei den meisten war kaum eine 
Vorstellung vorhanden von der späteren radikalen Neubewertung des Handels 
und Denkens der Beteiligten.« Die Feldpostbriefe »haben bei aller Schwere des 
Berichts über das Kriegserleben eine vergleichsweise Naivität des Unbefange-
nen, wenn nicht der aktiven Vermeidung gegenüber den moralischen Lasten, die 
auf der Aufarbeitung nach 1945 liegen mussten«.240 Gleichwohl war der Feld-
postbrief in die Heimat nie ein um Objektivität bemühter Zeugenbericht,241 son-
dern »die subjektive Äußerung eines einzelnen Soldaten in einer bestimmten his-
torischen Situation«. Zugleich waren diese Briefe aber auch Dokumente 
»kollektiver Vorstellungen der deutschen Gesellschaft im Nationalsozialismus«.242

Während die Briefe Bachmanns einen ›kämpferischen‹ Impetus vor sich her 
trugen und vor rassistischen Stereotypen geradezu strotzten, stieß der 1939 ein-
gezogene Bibliotheksreferendar Wilhelm Auer entgegen »den vorgegeben Mus-
tern des mutigen und siegreichen Soldaten an die Grenze einer immer trostlose-
ren Realität«.243 Zwar teilte Auer am 29. August 1941 mit, dass es ihm »z.�Zt. 

240 Humburg, Feldpostbriefe, S.�240.
241 Vgl. ebd., S.�241.
242 Kipp, Michaela: »Grossreinemachen im Osten«. Feindbilder in deutschen Feld-

postbriefen im Zweiten Weltkrieg, Frankfurt am Main u. New York 2014, S.�11.
243 Humburg, Feldpostbriefe, S.�243.

Abb. 55 u. 56: Todesanzeige für den Bibliotheksreferendar der Deutschen Bücherei 
Wilhelm Auer (1913-1941)
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ausgezeichnet« gehe, schränkte dies aber gleich wieder ein: »Die Landstraße hat 
uns wieder aufgenommen; marschieren wird groß geschrieben. Seit Tagen sind 
wir ohne Feindberührung. Der Kampf gilt z.�Zt. dem Dreck und dem Ungezie-
fer. Dreimal verfluchtes Russland!«244 Zwei Wochen später, am 14. September 
1941, starb Auer »für Führer, Volk und Vaterland« den »Heldentot«.245 

2.2.2. Von der ›Leistungs-‹ zur ›Leidensgemeinschaft‹ –  
Die Folgen der NS-Arbeits- und Sozialpolitik

In den Feldpostbriefen der DB an ihre Frontsoldaten finden sich immer wieder 
Hinweise auf krankheitsbedingte Ausfälle in der Belegschaft und die verzweifel-
ten Bemühungen des Regimes, den ›Volksgenossen‹ durch »einige Stunden der 
Entspannung« zur »Aufrechterhaltung der Arbeitskraft« zu verhelfen.246 Die 
NS-›Volksgemeinschaft‹ war auch eine ›Leistungsgemeinschaft‹. Von Beginn an 
zielte das NS-Regime darauf ab, den Leistungswillen der ›Volksgenossen‹ durch 
vielfältige kollektive und individuelle Anreize zu wecken und zu belohnen. Leis-
tungsverweigerungen wurden dagegen »unnachgiebig verfolgt und geahndet«.247 
Die auf die Stärkung der ›Wehrkraft‹ und die »Wehrhaftmachung des Volkes« 
ausgerichteten Zielvorgaben des Vierjahresplans zwangen die deutsche Gesell-
schaft nicht nur zur »Höchstleistung«, sondern auch zu »zweckentsprechenden 
Maßnahmen, die sich auf den arbeitenden Menschen« bezogen.248 Der durch die 
Aufrüstungspolitik und den Vierjahresplan ausgelöste Konjunkturaufschwung 
und die damit zusammenhängende Vollbeschäftigung riefen bald einen Arbeits-
kräftemangel hervor, der durch Arbeitszeitverlängerungen, Arbeitsintensivie-
rung und eine Steigerung des bis dahin weitgehend ungenutzten Potentials der 
Frauenarbeit kompensiert werden sollte.249 So orientierten sich die NS-Sozial-

244 Bibliotheksreferendar Leutnant Dr. Wilhelm Auer an Erich Nitzschke (DB), 
29.8.1941, ADNBL, 460/1 (Dr. Wilhelm Auer), Bl.�41.

245 Für Führer, Volk und Vaterland starben den Heldentod, in: Nachrichtenblatt des 
RMVuP, Nr.�28 vom 6.11.1944, ADNBL, 460/1 (Personalbogen Wilhelm Auer), 
Bl.�60.

246 Vgl. etwa Feldpostbrief Nr.�4 der DB, 9.4.1942, ADNBL, 439/7, unp.
247 Vgl. Hörath, Julia: »Arbeitsscheue Volksgenossen«. Leistungsbereitschaft als Kri-

terium der Inklusion und Exklusion, in: Buggeln, Marc u. Michael Wildt (Hg.): 
Arbeit im Nationalsozialismus, München 2014, S.�309-328, hier S.�310�f.

248 Schulz, Walther: Menschenauslese, vor allem in der Eisenhüttenindustrie, in: Stahl 
und Eisen 57 (1937), Nr.�40, S.�1133-1142, hier S.�1133.

249 Zur Steigerung der Arbeitszeiten und der daraus resultierenden Arbeitsintensivie-
rung, bei gleichzeitigem Arbeitskräftemangel, vgl. Hachtmann, Rüdiger: Industrie-
arbeit im »Dritten Reich«. Untersuchungen zu den Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen in Deutschland 1933-1945, Göttingen, 1989, S.�50-53. Zur Steigerung der Zahl 
erwerbstätiger Frauen in der NS-Wirtschaft vgl. Herbst, Ludolf: Der Totale Krieg 
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politik und die Regelung der betrieblichen Sozialbeziehungen seit 1936 zu-
nehmend an den Bedürfnissen des Arbeitseinsatzes, den Möglichkeiten zur 
 Leitungssteigerung und der optimalen wirtschaftlichen Ausnutzung der Arbeits-
kraft.250 

Dass die deutsche Gesellschaft immer stärker in den Sog einer permanenten 
Leistungssteigerung geriet, hing nicht zuletzt mit der Deutschen Arbeitsfront 
(DAF) zusammen. In einem Brief der DAF »an die Betriebsführer im Gau Sach-
sen« – der auch der Deutschen Bücherei zuging – wurde unmissverständlich be-
tont, dass »im Staate Adolf Hitlers […] in aller Zukunft Arbeit und Leistung als 
einziger Wertmesser im Mittelpunkt des Gemeinschaftslebens« stünden.251 Da-
bei spielte der Gesundheitszustand der »schaffenden Menschen« eine zentrale 
Rolle, denn zur größtmöglichen Leistungsentfaltung und Einsatzbereitschaft im 
Arbeitsleben müsse das Volk »gesund und glücklich erhalten werden«.252 Daher 
war es für die DAF »ein Gebot der Vernunft, die Gesundheit, Leistungsfähigkeit 
und Schaffensfreude aller Männer und Frauen der Arbeit durch einen ausrei-
chenden Urlaub alljährlich zu erhalten und zu verbessern«.253 Unter den Bedin-
gungen des Krieges wurden solche Vorstellungen aber schnell obsolet, denn be-
reits am 27. September 1939 setzte der Reichsarbeitsminister alle »Vorschriften 
und Vereinbarungen über den Urlaub vorläufig außer Kraft«.254 Zwar wurden 
die Vorschriften Ende 1939 wieder in Kraft gesetzt, in den folgenden Jahren kam 
es jedoch zu verschiedenen Änderungen der Bestimmungen, die sich nachteilig 
auf die Urlaubszeiten der ›Volksgenossen‹ auswirkten, bevor es 1944 schließlich 
zu einer allgemeinen Urlaubssperre kam.255

und die Ordnung der Wirtschaft. Die Kriegswirtschaft im Spannungsfeld von 
Politik, Ideologie und Propaganda 1939-1945, Stuttgart 1982, S.�118�f.; Overy, Ri-
chard: »Blitzkriegswirtschaft«? Finanzpolitik, Lebensstandard und Arbeitseinsatz 
in Deutschland 1939-1942, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 36 (1988), Heft 
3, S.�379-435, hier S.�425�f.; Hachtmann, Rüdiger: Industriearbeiterinnen in der 
deutschen Kriegswirtschaft 1936-1944/45, in: Geschichte und Gesellschaft 19 
(1993), S.�332-366.

250 Vgl. Seidel, Ruhrbergbau, S.�115, 249.
251 2. Brief der DAF Gauleitung Sachsen an die Betriebsführer im Gau Sachsen, 

15.7.1936, ADNBL, 482, Bl.�17�f.
252 15. Brief der DAF Gauleitung Sachsen an die Betriebsführer im Gau Sachsen, Ende 

Januar 1938, ebd., Bl.�51�f. 
253 23. Brief der DAF Gauleitung Sachsen an die Betriebsführer im Gau Sachsen, Mitte 

Janaur 1939, ebd., Bl.�77.
254 Abschrift eines Erlasses des RAM an die Reichstreuhänder der Arbeit betr. Kriegs-

wirtschaftsverordnung; hier: Urlaubsgewährung vom 27.9.1939, ADNBL, 368/0, 
Bl.�18R-19.

255 Vgl. Abschrift einer Anordnung des RAM über die Wiedereinführung von Urlaub 
vom 17.11.1939, ebd., Bl.�19R; Abschrift eines Erlasses des RMdI an die nachgeord-
neten Behörden, Gemeinden und Gemeindeverbände, sonstigen Körperschaften 
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Um diese Defizite aufzufangen, ergriffen die NS-Behörden punktuelle Maß-
nahmen, zu denen der monatliche »Hausarbeitstag« für Frauen zählte, der im 
Dezember 1939 eingeführt und im Oktober 1943 gesetzlich vorgeschrieben wur-
de.256 Im Juli 1940 legte ein Erlass des Reichstreuhänders für den öffentlichen 
Dienst fest, denjenigen werktätigen Frauen, die einen eigenen Hausstand und 
Angehörige zu versorgen hatten und »durch ihre Berufsarbeit in der Erfüllung 
der Angelegenheiten ihres eigenen Hausstandes gehindert« waren, die »notwen-
dige Freizeit zur Durchführung ihrer häuslichen Arbeiten« zu gewähren. Zu die-
sem Zweck wurde den Behördenverwaltungen empfohlen, die Arbeitszeit durch 
Dienstplan- oder Schichteinteilung so zu verteilen, »dass diesen Gefolgschafts-
mitgliedern in regelmäßigen Zeitabständen die erforderliche Freizeit zur Verfü-
gung« stand.257 Dass diese Regelung notwendig war, zeigte das Beispiel der in 
der DB beschäftigten Ordnerin Eleonore Koswig, die 1941 die Bitte äußerte, »sie 
in Abständen von etwa 6 Wochen einen Tag vom Dienst zu befreien, damit sie 
ihre Wäsche waschen« könne. »Mit Rücksicht auf ihre Pflichten als Mutter und 
Hausfrau sei sie nicht in der Lage, die erbetene Freizeit vor- oder nachzuarbei-

des öffentlichen Rechts betr. Erholungsurlaub vom 21.12.1939, ebd., Bl.�20; Ab-
schrift eines Erlasses des RMdI an die nachgeordneten Behörden, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts betr. Erho-
lungsurlaub vom 18.4.1941, ADNBL, 368/1 (Hefter: 1940-1942), Bl.�16; Abschrift 
einer Anordnung des RMdI über den Erholungsurlaub der Beamten und Angestell-
ten im öffentlichen Dienst für das Urlaubsjahr 1942 vom 11.4.1942, ebd., Bl.�56; 
Abschrift einer Anordnung über eine weitere Kürzung des Erholungsurlaubes der 
Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst für das Urlaubsjahr 1943 vom 
2.3.1943, ADNBL, 368/1 (Hefter: 1943-1946), Bl.�1; Abschrift einer Anordnung 
des RMdI über eine vorläufige Urlaubssperre für die Beamten vom 24.8.1944, 
ADNBL, 368/0, Bl.�51; Abschrift einer Anordnung des Generalbevollmächtigten 
für den Arbeitseinsatz (GBA) über die Einführung einer vorläufigen Urlaubssperre 
vom 11.8.1944, ebd., Bl.�51�f.; Abschrift einer Anordnung des GBA zur Ergänzung 
der Anordnung über die Einführung einer vorläufigen Urlaubssperre vom 26.1.1945, 
ebd., Bl.�43. Im Mai 1944 wurden die Bestimmungen der Tarifordnungen, nach de-
nen der Oster- oder Pfingstsonnabend, der Dienstag nach Pfingsten oder der 24.12. 
dienstfrei blieben, aufgehoben. Vgl. Abschrift einer Anordnung des GBA über die 
Aufhebung arbeitsfreier Tage außerhalb der gesetzlichen Sonn- und Feiertage vom 
3.5.1944, ADNBL, 365/0, Bl.�77.

256 Vgl. dazu Sachse, Carola: Der Hausarbeitstag. Gerechtigkeit und Gleichberechti-
gung in Ost und West 1939-1994, Göttingen 2002, S.�35-47, hier S.�35. Eine 
 Abschrift der Anordnung des RAM über Arbeitszeitverkürzung für Frauen, 
Schwerbeschädigte und minderleistungsfähige Personen (Freizeitanordnung) vom 
22.10.1943, mit der der »Hausarbeitstag« eingeführt wurde, findet sich in ADNBL, 
365/1, Bl.�1.

257 Abschrift eines Erlasses des Reichstreuhänders für den öffentlichen Dienst (Ber-
lin), 17.7.1940, ADNBL, 368/1, Bl.�6.
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ten«. Da die Stadtverwaltung Leipzig den in ihrem Dienst stehenden werktätigen 
Frauen monatlich einen Tag Freizeit  – sogenannte Waschtage  – gewährte, 
schloss sich die DB dieser Regelung an.258 Diese Entscheidung fand unter den 
DB-Mitarbeiterinnen großen Anklang, denn allein im Jahr 1944 nahmen 43 
Frauen 164 Hausarbeitstage in Anspruch.259

Das Bedürfnis nach Freizeit hing vor allem damit zusammen, dass sich die Ar-
beitszeiten während des Krieges sukzessive erhöhten und den ohnehin schon 
»anstrengenden Lebensalltag« zusätzlich erschwerten.260 In seinem Erlass »über 
die weitere Vereinfachung der Verwaltung« legte Hitler im Januar 1942 fest, dass 
die Arbeitszeit »auf das Höchstmaß zu bringen« sei und Urlaub und Freizeit nur 
so weit in Frage kämen, »als sie zur Erhaltung der Arbeitskraft des Einzelnen 
unbedingt nötig« seien. Die Reichsbehörden wurden angewiesen, zur Errei-
chung dieses Ziels »den schärfsten Maßstab« anzulegen.261 Daraufhin teilte das 
RMVuP der DB mit, »dass Bestrebungen im Gange seien, die Arbeitszeit allge-
mein in den Verwaltungen zu verlängern«. Man müsse »bestrebt sein, durch ver-
mehrte Arbeitsleistung mit weniger Kräften auszukommen«.262 In der Folge 
stiegen die Mindestarbeitszeiten auch in der DB deutlich an. So wurde die wö-
chentliche Arbeitszeit im Mai 1942 auf 53 Stunden festgesetzt und im März 1943 
auf 56 ½ Stunden erhöht.263 Infolge dieser Bestimmungen schnellten die Krank-

258 Allerdings betraf diese Regelung nur die zwanzig an der DB tätigen verheirateten 
Frauen. Ihnen wurde fortan monatlich ein freier Tag »unter Kürzung der Bezüge« 
gewährt. Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 27.9.1941, ADNBL, 368/2, Bl.�6.

259 Übersicht der DB: Bis 15.12.1944 sind 164 Hausarbeitstage in Anspruch genom-
men worden und zwar von 43 weiblichen Arbeitskräften, 19.12.1944, ADNBL, 
365/1, Bl.�19.

260 Benz, Konsolidierung, S.�62. Über das Freizeitbedürfnis war sich die NS-Führung 
durchaus bewusst. So ordnete Hitler im April 1942 an, den »Nationalen Feiertag 
von Freitag, dem 1. Mai auf Sonnabend, den 2. Mai« zu verlegen und zu einem vol-
len Ruhetag zu machen. So sollte auch von allen Veranstaltungen abgesehen wer-
den, die geeignet waren, diesen Ruhetag zu stören. Demnach wurde die DB an die-
sem Tag geschlossen. Vgl. Reichsminister und Chef der Reichskanzlei an die 
Obersten Reichsbehörden, 1.4.1942, ADNBL, 152/1/2, Bl.�74.

261 Abschrift des Erlasses des Führers über die weitere Vereinfachung der Verwaltung 
vom 25.1.1942, ADNBL, 152/1/2, Bl.�66�f. Danach setzte wieder eine verstärkte 
›Leistungs-Rhetorik‹ der DAF ein. Vgl. Schreiben des Gau-Obmanns der Gauwal-
tung Sachsen der DAF (Dresden) an die »Betriebsführer« betr. »Leistungssteige-
rung«, Ende Mai 1942, ADNBL, 482, Bl.�118; Schreiben des Gau-Obmanns der 
Gauwaltung Sachsen der DAF (Dresden) an die »Betriebsführer« betr. »Mobilisie-
rung weiterer Leistungsreserven«, Ende Juni 1943, ebd., Bl.�132-134.

262 Niederschrift über die 2. Vorbesprechung des Haushaltsplans der DB für das 
Rechnungsjahr 1942, 29.1.1942, BArch Berlin, R�55/642, Bl.�116-118, hier Bl.�117.

263 Allerdings wurde den »Frauen mit eigenem Hausstand« erlaubt, »in den Tagen von 
Montag bis Freitag insgesamt zweimal eine Stunde vor Dienstschluss den Dienst« 
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meldungen und Gesuche um Sonderurlaub deutlich nach oben. Die Situation 
schien so akut, dass Uhlendahl dem Ministerium im Juni 1943 mitteilte, die Fest-
setzung der neuen Arbeitszeit habe bei der ›Gefolgschaft‹, »die an sich dienst-
freudig« sei, »eine gewisse Unruhe und Verstimmung hervorgerufen«. Immerhin 
betrage die Dienstzeit bei den Behörden der Stadt Leipzig und sämtlichen wis-
senschaftlichen Bibliotheken im Reich 53 Stunden, während das RMVuP für die 
DB 56 ½ Stunden festgelegt habe. Die Einführung der verlängerten Dienstzeit 
habe sich in der Weise ausgewirkt, dass die Zahl der Krankheitsfälle und der An-
träge auf Stundenurlaub »beträchtlich« angestiegen seien. So sei allein in den drei 
Monaten März bis Mai 1943 die Zahl der Krankmeldungen gegenüber der glei-
chen Zeit des Vorjahres von 127 auf 162 (= 28 Prozent) und die Zahl der Anträge 
auf Stundenurlaub von 98 auf 181 (= 85 Prozent) gestiegen. Daher sei die Ar-
beitsleistung nach der Neuregelung der Arbeitszeiten nicht gestiegen, sondern 
eher zurückgegangen.264

Rechnungsjahr Ausfall an Arbeitszeit 
infolge Erkrankung 

in Prozent

Zahl der Mitarbeiter,  
die mehr als vier Wochen 

krank waren

1925/26 1,07

1926/27 1,84

1927/28 2,09 3

1928/29 2,51 1

zu verlassen, um Einkäufe zu tätigen. Den Mitarbeitern, die eine ehrenamtliche Tä-
tigkeit ausübten, wurde »nach Bedarf bis zu dreimal wöchentlich ebenfalls bis zu 
einer Stunde Dienstbefreiung gewährt«. Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 
10.3.1943, ADNBL, 365/0, Bl.�62R-63; Verfügung Uhlendahls, 18.5.1942, ADNBL, 
154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), Bl.�317. Vgl. zudem RMVuP an 
die nachgeordneten Dienststellen, 12.5.1942, ADNBL, 365/0, Bl.�47�f. Im Dezem-
ber 1942 wurde die Arbeitszeit zwischenzeitlich wieder auf 48 ½ Stunden zurück-
gesetzt. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 5.12.1942, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direkto-
rialverfügung 1940-1943), Bl.�427. Im September 1944 wurde die Arbeitszeit auf 57 
Stunden festgelegt. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 1.9.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: 
Direktorialverfügung 1944-1946), Bl.�79. Die weiblichen Kräfte der DB mussten 
›nur‹ 56 Stunden arbeiten. Abweichend von der allgemeinen Dienstregelung endete 
ihr Dienst am Mittwoch um 16 Uhr, damit sie auch in der Mitte der Woche Gele-
genheit hatten, besondere Einkäufe zu machen. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 
25.9.1944, ebd., Bl.�86.

264 Zur Erläuterung der Anträge auf Stundenurlaub führte Uhlendahl aus, dass bei der 
Lage der DB an der Peripherie der Stadt Leipzig, zum Einkaufen und sonstigen 
Besorgungen verhältnismäßig viel Zeit verloren ging. Uhlendahl an RMVuP, 
21.6.1943, ADNBL, 365/0, Bl.�68.
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Rechnungsjahr Ausfall an Arbeitszeit 
infolge Erkrankung 

in Prozent

Zahl der Mitarbeiter,  
die mehr als vier Wochen 

krank waren

1929/30 2,65

1930/31 1,98

1931/32 1,99

1932/33 2,22

1933/34 1,07

1934/35 1,48

1935/36 2,00

1936/37 3,60 11

1937/38 2,54

1938/39 2,76 10

1939/40 3,35 13

1940/41 3,32 20

1941/42 3,70 22

1942/43 5,10 19

1943/44 5,50 29

Tabelle 12: Gesundheitszustand der Belegschaft der Deutschen Bücherei  
(1925-1943)265

Uhlendahl wandte sich einen Monat später erneut an das Ministerium und be-
tonte, dass sich die ungünstigen Auswirkungen der verlängerten Dienststunden 
noch verschlimmerten. Die Steigerung der Ausfallzeiten sei noch höher zu ver-
anschlagen, da die Zahl der DB-›Gefolgschaftsmitglieder‹ inzwischen geringer 
sei, als im Vorjahr. Zudem hätte sich der Umfang der Anträge auf Verlängerung 
des Erholungsurlaubs im Vergleich zu 1942 beträchtlich erhöht, deren Notwen-
digkeit durchweg amtsärztlich bestätigt worden sei.266 Die Verwaltungsberichte 
der DB belegen, dass die Zahl der Krankmeldungen nach Kriegsbeginn zunahm. 
Dabei handelte es sich meist um »Herz- und Kreislaufstörungen«, »plötzlich 

265 Vgl. Berichte über die Verwaltung der DB 1924 bis 1937; Entwürfe für die Berichte 
über die Verwaltung der DB 1938 bis 1943, ADNBL, 181/1-1938 bis 181/1-1943.

266 Uhlendahl an RMVuP, 19.7.1943, ADNBL, 365/0, Bl.�69R.
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auftretende Schwindelanfälle«, »heftige Kopfschmerzen« sowie Fälle »hoch-
gradiger Nervenerschöpfung«.267 Immer wieder war in den Attesten zu lesen, die 
Patientin oder der Patient befinde sich »im Zustand einer gesteigerten Erreg-
barkeit«, weise eine »hochgradige Allgemeinerschöpfung« auf oder leide an 
»starker Nervosität«.268 Ein nicht minder großer Teil der Gutachten verwies auf 
den »mäßigen«, bisweilen aber auch »sehr schlechten« Ernährungs- und Kräfte-
zustand.269 Über den Hilfsarbeiter Herbert Niescher hielt das Gutachten fest: 
»Er leidet an nervöser Erschöpfung und Neuralgien. Der Allgemeinzustand ist 
stark reduziert (Größe: 163 cm, Gewicht: 47,8 Kilo).«270 Über die Aushilfskraft 
Eberhard Fricker ergab der Befund: »Sehr schlechter Ernährungs- und Kräfte-
zustand (45 kg bei 166 cm Größe). Blasse Gesichtsfarbe, Augenringe, Zunge: 
belegt. […] Urteil: Herr F. ist körperlich sehr stark abgekommen«.271 Während 
der Wissenschaftliche Hilfsarbeiter Günther Robbel seit Kriegsbeginn über 30 
Pfund abgenommen hatte, stellte sich bei der Kriegsaushilfsangestellten Elfriede 

267 Ärztliche Bescheinigung von Dr. med. Erich Bothendorf (Leipzig) für Herbert 
Niescher (DB), 8.5.1941, ADNBL, 368/1 (Hefter: 1940-1942), Bl.�26; Ärztliche Be-
scheinigung von Dr. med. F.�G. Scholten (Bad Sachse, Südharz) für Albert Paust, 
27.6.1941, ebd., Bl.�32; Ärztliches Zeugnis von Dr. Meißner (Leipzig) für Johanna 
Deutrich (DB), 6.3.1942, ebd., Bl.�65; Johanna Deutrich (DB) an Uhlendahl, 
20.4.1942, ebd., Bl.�64; Ärztliche Bescheinigung von Dr. med. R. Heine (Leipzig) 
für Ernst Rückert (DB), 18.5.1942, ebd., Bl.�119; Erich Nitzschke (DB) an die Lei-
tung der DB, 30.6.1942, ebd., Bl.�105; Ärztliche Bescheinigung von Dr. Gleitz 
(Torgau) für Helga Möhring (DB), 7.6.1942, ebd., Bl.�94; Käthe Müller (DB) an die 
Leitung der DB, 15.6.1942, ebd., Bl.�98. Es kam immer wieder vor, dass sich DB-
Mitarbeiter ihre Kuren auf ihren Jahresurlaub anrechnen ließen. Vgl. Margarete 
Schmidt (DB) an die Direktion der DB, 4.7.1941, ADNBL, 368/1 (Hefter: 1940-
1942), Bl.�36; Ernst Rückert (DB) an Uhlendahl, 2.8.1941, ebd., Bl.�43; Hedwig 
Steidtmann (DB) an die Direktion der DB, 6.9.1941, ebd., Bl.�46.

268 Ärztliche Bescheinigung von Prof. Dr. M. Bünger (Direktor der Medizinischen 
Universitätsklinik, Leipzig) für Hilde Domes (DB), 22.10.1941, ebd., Bl.�49; Fach-
ärztliche Bescheinigung von Dr. med. K. Kraft (Bad Wildungen) für Johanna Fied-
ler (DB), 7.7.1942, ebd., Bl.�75; Ärztliche Bescheinigung von Dr. G. Rauscher 
(Leipzig) für Lieselotte Willi (DB), 9.6.1942, ebd., Bl.�121R; Gutachten des Stadt-
gesundheitsamtes Abt. 5 der Stadt Leipzig (Medizinalrätin Dr. Scheidt, Ärztin der 
Reichsmessestadt Leipzig) für Berta Müller (DB), 16.8.1944, ADNBL, 368/1 (Hef-
ter: 1943-1946), Bl.�50.

269 Else Ekert (DB) an Uhlendahl, 15.6.1942, ADNBL, 368/1 (Hefter: 1940-1942), 
Bl.�70; Ärztliche Bescheinigung von Dr. med. G. Rochlitzer (Leipzig) für Herbert 
Niescher, 3.8.1942, ebd., Bl.�101.

270 Ebd.
271 Gutachten des Stadtgesundheitsamtes XI der Stadt Leipzig (Obermedizinalrat 

Dr.��Fischer) über Eberhard Fricker (DB), 25.6.1943, ADNBL, 368/1 (Hefter: 1943-
1946), Bl.�77.
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Pflug infolge einer Gallenblasen-Entzündung sowie körperlicher und nervöser 
Erschöpfung sogar eine »bedrohliche Gewichtsabnahme« ein.272 Auch in der 
Leitung der DB zeigten sich Anzeichen physischer und psychischer Erschöp-
fung. Uhlendahl war spätestens seit 1935 wegen Rheuma in ärztlicher Behand-
lung, wozu 1939 noch Herzbeschwerden und eine Zuckerkrankheit kamen, die 
allerdings »in der Kriegskost durch eine Gewichtseinbuße von über 20 Pfund 
eine Besserung« erfuhr.273 

Die insgesamt schlechte körperliche Verfassung der DB-Mitarbeiter war auch 
auf den »chronischen Nahrungsmangel im Reich« zurückzuführen.274 Im April 
1942 kam es zu einer drastischen Senkung der Rationen, welche den bis dahin 
»tiefgreifendsten Einschnitt in die Lebensgrundlagen des deutschen Volkes« dar-
stellte.275 Die Rationierung der Lebensmittel löste in der Bevölkerung eine »bei-
spiellose Schockwirkung« aus, weil sie an die schrecklichen Erfahrungen des 
›Steckrübenwinters‹ von 1916/17 erinnerte.276 Die Lebensmittelknappheit zwang 
die Frauen, immer länger Schlange zu stehen, was sich in der DB in der zuneh-
menden Zahl von Anträgen auf Stundenurlaub niederschlug.277 Allerdings hatte 
die »langweilige Kriegskost« schon lange vorher einen »faden Beigeschmack« 
bekommen, denn Fleisch, Milch, Eier, frisches Obst und Gemüse waren von den 
Speiseplänen verschwunden und durch Brot und Kartoffeln ersetzt worden. Die 
qualitativ minderwertigeren Nahrungsmittel führten zu ernährungsphysiologi-
schen Problemen und hatten körperliche und psychische Auswirkungen.278 Die 

272 Vgl. Günther Robbel (DB) an die Leitung der DB, 24.7.1942, ADNBL, 368/1 (Hef-
ter: 1940-1942), Bl.�115; Ärztliches Zeugnis von Dr. med. Th. Michalek (Leipzig) 
für Elfriede Pflug (DB), 17.7.1942, ebd., Bl.�111.

273 Ärztliche Bescheinigung für den Volkssturm von Dr. med. Fr. Oppermann (Leip-
zig) für Uhlendahl, 3.2.1945), ADNBL, 187/0 (Hefter 16: Persönliche Schriftstücke 
Heinrich Uhlendahl), unp.

274 Stargardt, Krieg, S.�340.
275 Corni/Gies, Brot, S.�562.
276 Stargardt, Krieg, S.�340.
277 Vgl. ebd.
278 Vgl. ebd., S.�341-343. Es darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Deutschen 

bei weitem nicht solche Entbehrungen auszustehen hatten, wie die Bewohner der 
von der Wehrmacht besetzten Gebiete. Hierfür stand etwa der berüchtigte »Hun-
gerplan« Herbert Backes, der darauf abzielte, die besetzten Ostgebiete zur Lebens-
mittelversorgung der Wehrmacht und des Reichsgebietes heranzuziehen, wobei 
man den Hungertod von Millionen Menschen bewusst in Kauf nahm. Vgl. dazu 
Gerlach, Christian: Kalkulierte Morde. Die deutsche Wirtschafts- und Vernich-
tungspolitik in Weißrußland 1941 bis 1944, Hamburg 2000; Ders.: Krieg, Er-
nährung, Völkermord, Hamburg 1998. Im Herbst 1942 konnten die Versorgungs-
lücken in Deutschland mit erzwungenen Getreidelieferungen aus Europa 
geschlossen werden, woraufhin eine Rücknahme der im April getroffenen Ratio-
nierungen erfolgte. Vgl. Stargardt, Krieg, S.�363.
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Engpässe hielten bis Kriegsende an, wie eine Verfügung Uhlendahls vom Fe-
bruar 1945 zeigte, die sich auf die Essenausgabe in der DB-Kantine bezog:

»Die Lebensmittelmarken für die 72. und 73. Zuteilungsperiode, die an sich 
für 8 Wochen berechnet sind, müssen bestimmungsgemäß für 9 Wochen gel-
ten (vom 4.2. bis 8.4.). Der Erfrischungsausschuss hat mit der Leitung des Er-
frischungsraums vereinbart, dass für die ersten 8 Wochen Marken abzugeben 
sind; diese gelten ebenso für die 9. Woche. Zur Streckung der Lebensmittel-
zuweisungen wird von heute ab das Nachholen eingestellt. Das Gefolgschafts-
mitglied erhält somit bei Abgabe seiner Essensmarke nur einmal eine Schüssel 
Essen. Es hat Anrecht darauf, dass die Schüssel bis zum Innenrand gefüllt ist. 
Teilnehmer, die mit weniger auskommen, werden im allgemeinen Interesse ge-
beten, eine knappe Portion zu verlangen, damit das Übrigbleiben von Resten 
in der jetzigen Notzeit unter allen Umständen vermieden wird.«279

Vor diesem Hintergrund war es geradezu zynisch, dass Göring den Amtsärzten 
in einem Erlass vom 6. März 1942 nahelegte, »keine zu hohen Anforderungen an 
die körperliche und geistige Verfassung« der Personen zu stellen.280 Ein deut-
licher Beleg dafür, dass sich »das nationalsozialistische Betriebsarztsystem zum 
Instrument rücksichtsloser Ausbeutung und Kriegführung an der ›inneren 
Front‹ der Arbeitswelt« entwickelte.281 Dies ging sogar so weit, dass das RMdI 
im Zuge des »totalen Krieges« festlegte, die Ärzte der Gesundheitsverwaltung 
hätten »die Abgabe amtsärztlicher Gutachten von Einzelpersonen zum Zwecke 
der Erlangung von besonderen Vergünstigungen, wie z.�B. von Bedarfsartikeln, 
Urlaub usw.« abzulehnen. So wurden die Behörden angewiesen, amtsärztliche 
Atteste nur noch »aus zwingenden Gründen« anzufordern. Würde der Arzt den-
noch Einzelgutachten erstellen, habe er zu beachten, »dass die gegenwärtige 
Lage besondere Härte bei allen Begutachtungen, insbesondere bei solchen über 
Arbeitsfähigkeit«, erfordere.282

Mit solchen Regelungen, die die »Leistungssteigerung und Arbeitsausbeu-
tung« maximierten, wurde »der Dienst an der Arbeitsfront dem Militärdienst« 

279 Verfügung Uhlendahls, 16.2.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 
1944-1946), Bl.�138.

280 Dieser Erlass bezog sich zwar auf Untersuchungen von ›Gefolgschaftsmitgliedern‹ 
zur Befreiung vom Luftschutzdienst, galt aber pars pro toto für alle Lebensberei-
che. Auch die DB-Mitarbeiter wurden zum Luftschutzdienst herangezogen. Rund-
schreiben des Polizeipräsidenten in Leipzig (Örtlicher Luftschutzleiter) betr. Er-
weiterter Selbstschutz, 5.6.1942, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�116-119, 
hier Bl.�118.

281 Eckart, Medizin (2012), S.�176. 
282 Rundschreiben des RMVuP an die Reichspropagandaämter und die nachgeordne-

ten Dienststellen betr. Totaler Kriegseinsatz, Vereinfachung der Verwaltung; hier: 
Amtsärztliche Atteste, 14.10.1944, ADNBL, 406/2/1-1, Bl.�9.
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gleichgestellt.283 Auch an der DB wurde nicht jedes Urlaubsgesuch akzeptiert. 
So bat Hildegard Glaß Mitte 1942 um Urlaub, da sie neben ihrer »beruflichen 
Tätigkeit auch noch durch den ehrenamtlichen Dienst in der NSDAP (NS-Frau-
enschaft/Jugendgruppe) stark in Anspruch genommen« sei. Sie benötige »insbe-
sondere bei den jetzigen kriegsbedingten Ernährungsverhältnissen dringend 
einer Erholung«. DB-Personalchef Rust bemerkte dazu, »der besondere Grund 
(Dienst in der NSDAP)« liege auch bei anderen Kräften der DB vor. Folglich 
lehnte er das Gesuch ab: »Seine Arbeitsfähigkeit will jeder erhalten, das muss 
auch einmal ohne Urlaub gehen.«284 Eine daraufhin veranlasste amtsärztliche 
Untersuchung ergab einen »leidlichen Ernährungs- und Kräftezustand (48 kg bei 
152 cm Größe)«, weshalb das Stadtgesundheitsamt XI der Stadt Leipzig den 
 Urlaub ablehnte.285 In einem anderen amtsärztlichen Gutachten wurde der 
Kanzleiangestellten Edith Heydel bescheinigt, dass ihre rheumatischen Be-
schwerden im Rücken »nicht ganz unbegründet« seien, die Schmerzen waren 
aber »nicht so erheblich, dass unbedingt jetzt ein Erholungsurlaub genommen 
werden« müsse.286

Überdies forderten mannigfache nervliche Belastungen der ›Heimatfront‹ ih-
ren Tribut, so die Sorge um die Angehörigen an der Front und das bange Warten 
auf ein Lebenszeichen. So schrieb die Sekretärin Gertrud Oehlmann in ihrem 
Urlaubsgesuch im Juli 1942: 

»Ich habe seit 3 Jahren meinen Urlaub stets verwendet, wenn mein Sohn vom 
Heeresdienst beurlaubt war. Ich konnte naturgemäß aus diesem Grunde nie 
ausspannen, denn der Urlaub war mehrfach geteilt, ich hatte den Haushalt zu 
betreuen und für das Essen zu sorgen. Einen Sonderurlaub, wie für diesen 
Zweck allgemein üblich, habe ich nie in Anspruch genommen. Seit ca. 15 Jah-
ren habe ich bis auf wenige Tage Ausnahme nicht ausspannen können, d.�h. 
mal länger wegfahren und erholen, da ich durch die Ausbildung meines Soh-
nes bis zu seinem 20. Lebensjahr schwer zu kämpfen hatte. Außerdem habe 
ich die letzten Jahre viel Sorgen außerdem gehabt: Tod der Mutter, Armbruch 
meinerseits und nur ganz kurz ausgesetzt; am 5. Mai d.�J. der Absturz meines 
Sohnes und nicht zuletzt die für mich so schwere aufregende Zeit, seitdem 
mein Sohn in einem Sturzkampfgeschwader ist. Dazu kommt, dass man ja 
nach dem Dienst das Anstellen nach dem Essen und das Sauberhalten der 

283 Eckart, Medizin (2012), S.�178.
284 Hildegard Glaß an die Generaldirektion der DB, 24.6.1942, ADNBL, 368/1 ( Hefter: 

1940-1942), Bl.�79 – Der handschriftliche Vermerk Rusts vom 24.6.1942 findet sich 
ebd.

285 Gutachten des Stadtgesundheitsamtes XI der Stadt Leipzig (Obermedizinalrat der 
Reichsmessestadt Dr. Fischer) für Hildegard Glaß, 3.7.1942, ebd., Bl.�80.

286 Gutachten des Stadtgesundheitsamtes XI der Stadt Leipzig (Obermedizinalrat der 
Reichsmessestadt Dr. Fischer) für Edith Heydel, 23.6.1942, ebd., Bl.�91.
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Wohnung zu erledigen hat. Ich würde aus den genannten Gründen gern ein-
mal ausspannen und da ich durch die Anwesenheit meines Sohnes im April 
d.�J. nur eine Woche meines Jahresurlaubs habe und gerade diesen letzten Ur-
laub nur den ganzen Tag mit der Herbeischaffung von Essen zu tun hatte, be-
darf ich dringend einmal der Ausspannung. Eine vollkommene Erschöpfung, 
die mir mein Arzt schon vor zwei Jahren sagte, dürfte der Stadtarzt ohne wei-
teres feststellen.«287

Hinzu kamen für alle ›Daheimgebliebenen‹ die existentiellen Sorgen des Luft-
krieges, zum einen die immer wiederkehrende Klage, durch die Angriffe ständig 
aus dem Schlaf gerissen zu werden, zum anderen das »Gefühl extremer Hilfs-
losigkeit« und die Furcht, selbst Opfer der Bombardements zu werden.288 Nach-
dem Leipzig wiederholt bombardiert worden war, bat die DB-Angestellte Mar-
tha Thummerer im Mai 1944 um eine Verlängerung ihres Urlaubs:

»Ich leide seit Jahren an chron. Schilddrüsenerkrankung (jederzeit nachweis-
bar), welche nur durch viel Ruhe gebessert werden kann und möchte […] 
durch längeres Ausspannen meine Gesundheit wieder festigen. Da ich durch 
den Terror am 4.12.[43] u. 20.2.44 auch ziemlichen Teilschaden erlitten habe 
(gegenüber Luftmine) war ich durch den mir immerhin anstrengenden Dienst 
nach nicht in der Lage, abends meine Wohnung in Ordnung zu bringen (u.�a. 
noch keine Fenster). Gleichzeitig bitte ich auch um Bewilligung der mir vom 
Urlaub abgezogenen 6 Tage, welche ich notgedrungen für meine erkrankte 
Tochter mit Kind nehmen musste. Ich habe mich in dem Ort um eine Pflege-
rin vergeblich bemüht. Da meine Tochter liegen und das Kindchen versorgt 
werden musste, blieb doch wohl keine andere Möglichkeit, als dass eine Mut-
ter helfen muss, dies entspricht ja wohl auch dem Gedanken ›Mutter u. Kind‹. 
Meine Gesundheit wurde durch all die letzten schweren Aufregungen sehr an-
gegriffen und meine Pflichten will ich auch gern weiter erfüllen und bitte […] 
um gütige Bewilligung meines Gesuches.«289

287 Gertrud Oehlmann an die Leitung der DB, 1.7.1942, ebd., Bl.�107. Ein von der DB 
daraufhin veranlasstes medizinisches Gutachten ergab: »Klagen: Seit drei Jahren 
keinen richtigen Urlaub gehabt. Pat. fühlt sich matt, findet nachts keinen Schlaf, 
klagt über Rücken- und Nackenschmerzen. […] Pat. fängt während der Unter-
suchung mehrmals zu weinen an, ist sehr erregt. Zunge belegt, Rachen gerötet […] 
Puls i. Ruhe: 96 […] Händezittern. Urteil: Starke Nervosität, auch auf das Herz 
übergreifend. Pat. ist zur Wiederherstellung ihrer Arbeitskraft unbedingt der Ur-
laub von 31 Tagen in diesem Jahre zu gewähren.« Gutachten des Stadtgesundheits-
amtes XI der Stadt Leipzig (Medizinalrätin Dr. Scheidt, Ärztin der Reichsmesse-
stadt Leipzig) für Gertrud Oehlmann, 19.7.1942, ebd., Bl.�108.

288 Vgl. Stargardt, Krieg, S.�142, 413-453, hier S.�428.
289 Martha verw. Thummerer an die Leitung der DB, 8.5.1944, ADNBL, 368/1 (Hefter 

1943-1946), Bl.�55.
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Vor diesem Hintergrund klang es geradezu wie Hohn, als das RMVuP im Juni 
1943 im Zuge einer »beamtenpolitischen« Evaluation der DB feststelle, »dass das 
Personal im allgemeinen überaltert« sei. Uhlendahl wurde sogar »nahegelegt, im 
Hinblick auf die besonderen Aufgaben der DB, die bestimmte Vorarbeiten für 
die deutsche politische Propaganda zu leisten« habe, »den größten Wert darauf 
zu legen, den Beamtenapparat des höheren Dienstes insbesondere durch poli-
tisch denkende, bewegliche, jüngere Kräfte zu ergänzen«. Auf diese realitäts-
fernen Forderungen erwiderte Uhlendahl, dass der Nachwuchs »äußerst spär-
lich« sei. Es liege »in der Eigenart des Berufes begründet, dass politisches 
Denken und bewegliche Art dem Bibliothekar im allgemeinen fern« lägen. Wie 
das Ministerium zudem feststellte, sah das Ausbildungsprogramm für den wis-
senschaftlichen Bibliotheksdienst vor, dass der Referendar nach seiner Ab-
schlussprüfung so lange außerplanmäßiger Beamter blieb, bis er auf eine Plan-
stelle als Bibliotheksrat kam. Allerdings waren diese Planstellen bei der DB »viel 
zu gering« und im Vergleich zu den anderen großen Bibliotheken »in keiner 
Weise ausreichend«, woraus das RMVuP die Schlussfolgerung zog, der allgemein 
zu fordernden Verjüngung der DB werde in Zukunft Rechnung getragen.290 Das 
RMVuP rückte auch dem Vorschlag Uhlendahls näher, den Leiter der Erwer-
bungsabteilung, Albert Paust, anstelle des verstorbenen Wilhelm Frels zum 
zweiten Stellvertreter neben Werner Rust zu ernennen.291 Dagegen erhob jedoch 
die sächsische NSDAP-Gauleitung Widerspruch, die Paust »charakterliche Män-
gel« und Überheblichkeit vorwarf. Paust sei »Altstahlhelmer« und habe dies vor 
seinen Mitarbeitern genauso geheim gehalten wie seinen 1940 erfolgten Eintritt 
in die NSDAP. Seine »kurzdauernde ehrenamtliche Tätigkeit für die Bewegung« 
könne nur »aus Zweckmäßigkeitsgründen erfolgt sein, um die Mitgliedschaft in 
der Partei zu erwerben und um bei eventuellen Beförderungen als politisch zu-
verlässig angesehen zu werden«.292 Bedeutsam erscheint in diesem Zusammen-
hang, dass diese Stellungnahme der Gauleitung Sachsen auf eine Meldung des 
Fachgruppenleiters der DB, Otto Eggert, zurückging, der auch DB-Personalchef 
Rust zugestimmt hatte.293 Da Uhlendahl an seinem Standpunkt aber festhielt 

290 Das blieb Illusion. Vgl. Bericht der Personalabteilung des RMVuP, 16.6.1943, 
BArch Berlin, R�55/182, Bl.�107�f.

291 Vgl. ebd. Frels war 1938 zum »2. Abteilungsdirektor« der DB ernannt worden. Vgl. 
Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 3.3.1938, ADNBL, 347/1, Bl.�19.

292 Da es »dringend notwendig« sei, den Posten des zweiten Abteilungsdirektors »mit 
Altparteigenossen oder zumindest zuverlässigen Nationalsozialisten zu besetz-
ten«, schlug die NSDAP-Gauleitung vor, statt Paust Hans Praesent zu ernennen. 
Dieser sei zwar erst seit 1937 ›Pg.‹, habe die NSDAP »aber bereits während der 
Kampfzeit unterstützt«. Auch sei seine verstorbene Frau »Pgn.« gewesen. NS-
DAP-Gauleitung Sachsen (Dresden) an Uhlendahl, 8.7.1943, ebd., Bl.�23.

293 Vgl. Werner Rust an »Pg. Greggersen« [Bücherei des RMVuP], 1.8.1943, ebd., 
Bl.�27�f.
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und die Vorwürfe gegen Paust zurückwies, schaltete sich Rust nun offen in die 
Angelegenheit ein.294 Indirekt warf er Uhlendahl vor, Pausts dienstliche Leistun-
gen zu »vergolden« und auszublenden, dass dieser »ein charakterloser Egoist, 
Ausnutzer seiner Leute und politischer Geschaftelhuber« sei. Höchstens nach 
oben zeige der »absolutistische und unkameradschaftliche« Paust Rücksicht-
nahme und Menschenfreundlichkeit, bis hin zu »lächerlicher Servilität«. Im üb-
rigen habe Paust 1933 auch gegen Uhlendahl »miniert«, »um bei dessen Sieg so-
fort wieder ihm zum Munde zu reden«. Werner Rust:

»Wir müssen darauf halten, dass die leitenden Stellen der DB durch Personen 
besetzt sind, die nicht nur recht viele Bände sammeln und katalogisieren hel-
fen, sondern auch als deutsche Männer und Parteigenossen Achtung genießen. 
Nachdem die Partei die Aufnahme des G[eneral]D[irektor]’s abgelehnt hat [!], 
möchte man wohl besser nicht auf seinen Wunsch einen Abteilungsdirektor 
einsetzen, dem bisher der Gauamtswalter auf Bericht des Fachschafts- und 
Fachgruppenleiters hin die charakterliche Eignung abspricht.«295

Da Uhlendahl nicht nachgab, wurde schließlich bis Kriegsende kein zweiter 
Stellvertreter mehr neben Rust ernannt.296 Im Zuge dieser ›Affäre‹ hatte Rust den 
Eindruck erweckt, dass Uhlendahl nicht über alle Entwicklungen in der DB im 
Bilde war, was Uhlendahl sicher aufmerksam zur Kenntnis nahm und ihrem 
Verhältnis nicht förderlich war.297 Im Unterschied zu Rust vertrat Uhlendahl 
allerdings den bezeichnenden Standpunkt, dass die Spannungen, die zwischen 
Paust und dem einen oder anderen ›Gefolgschaftsmitglied‹ der DB bestünden, in 
erster Linie darin begründet lägen, dass dieser »in dienstlichen Dingen eine ge-
wisse Straffheit« an den Tag lege, »bei den ihm unterstellten Arbeitskräften auf 
Leistung« dränge »und nicht ohne weiteres jeden Urlaubswunsch« erfülle. Dass 
Paust letztlich nicht zum zweiten Stellvertreter ernannt wurde, hing demnach 
auch damit zusammen, dass er den von der NS-Regierung postulierten ›Leis-

294 Vgl. Uhlendahl an NSDAP-Gauleitung Sachsen (Gaupersonalamt, Abt. Staat und 
Verwaltung, Dresden), 16.7.1943, ebd., Bl.�24�f.; Uhlendahl an RMVuP, 18.11.1943, 
ebd., Bl.�38�f.

295 Werner Rust an »Pg. Greggersen« [Bücherei des RMVuP], 1.8.1943, ebd., Bl.�27�f. 
Vgl. zudem Gutachten des Höheren SS- und Polizeiführers Elbe (Inspekteur der 
Sicherheitspolizei und des SD, Dresden) über Paust an das RMVuP, 9.9.1943, ebd., 
Bl.�33�f.

296 Den Vorschlag Rusts, Johannes Ruppert oder Hans Cordes zum zweiten Stellver-
treter zu ernennen, lehnte Uhlendahl ab. Vgl. Werner Rust an »Pg. Greggersen« 
[Bücherei des RMVuP], 1.8.1943, ebd., Bl.�27�f.; RMVuP an Uhlendahl, 6.4.1944, 
ebd., Bl.�41; Uhlendahl an RMVuP, 17.6.1944, ebd., Bl.�42; RMVuP an Uhlendahl, 
11.8.1944, ebd., Bl.�43.

297 Vgl. Werner Rust an »Pg. Greggersen« [Bücherei des RMVuP], 1.8.1943, ebd., 
Bl.�27�f., hier Bl.�27R.
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tungsgedanken‹ wenig einfühlsam umsetzte und damit bei der inzwischen nicht 
nur zahlenmäßig zu einer »Leidensgemeinschaft« zusammengeschmolzenen Be-
legschaft der DB auf wenig Gegenliebe stieß.

2.2.3. »Sie sind pünktlich, fleißig und anstellig« –  
Der Einsatz französischer Kriegsgefangener298

Im Juni 1937 leitete Reichsminister Goebbels persönlich die Bildung einer 
»Kommission zur Bewahrung von Zeitdokumenten« in die Wege. Dahinter 
stand der Gedanke, das nationalsozialistische Schrifttum zu dokumentieren  – 
also zu sammeln und zu archivieren – und mittels »besonderer Konservierungs-
maßnahmen« späteren Generationen in einwandfreiem Zustand für politische 
und wissenschaftliche Forschungen zur Verfügung zu stellen.299 Gleichzeitig 
sollte dieses ›authentische‹ Archiv dazu beitragen, eine Verwässerung des NS-
Gedankenguts nach dem Tod seiner Begründer zu verhindern.300 Die Kommis-
sion setzte sich aus den Sektionen »Graphische Arbeiten«, »Schallaufzeichnun-
gen«, »Presse«, »Lichtbild«, »Film« und »Schrifttum« zusammen. Uhlendahl 
war gleich in drei dieser Sektionen vertreten.301 Die Kommission rief ab 1939 
zudem fünf »Kulturarchive«  – ein Reichsfilm-, ein Reichsbild-, ein Reichs-
schall-, ein Reichsschrifttums- und ein Reichspressearchiv – ins Leben, welche 
alle ›wichtigen‹ Film-, Bild-, Ton-, Schrifttums- und Presseüberlieferungen, »die 
für die geschichtliche Entwicklung des Reiches und des deutschen Volkes von 
dokumentarischer Bedeutung waren, für die Nachwelt« sichern sollten.302 Im 

298 Uhlendahl an RMVuP, 11.5.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�37.
299 Walther Heide an das OKW (Abteilung Kriegsgefangene, Berlin), 20.1.1942, ebd., 

Bl.�1.
300 Vgl. Rede des RMVuP Goebbels gehalten anlässlich der Gründung der Kommis-

sion zur Bewahrung von Zeitdokumenten, 29.6.1937, ADNBL, 858/1/0 (Hefter: 
Allgemeines), Bl.�9-11.

301 Uhlendahl war Mitglied der Kommissionen »Graphische Arbeiten«, »Pressewe-
sen« und »Schrifttum«. Vgl. Kommission zur Bewahrung von Zeitdokumenten. 
Übersicht über die einzelnen Sektionen und ihre Mitglieder, ohne Datum (Juni 
1937), ebd., Bl.�12�f.; Graphische Übersicht über die Kommission zur Bewahrung 
von Zeitdokumenten, 4.11.1941, ebd., Bl.�1. Berichte über die Sitzungen der Kom-
mission finden sich in BArch Berlin, R�55/1246 und in ADNBL, 858/1/2 – 858/1/4.

302 Abschrift einer Anweisung des RMVuP betr. Generalreferat »Archive und Zeitdo-
kumente«, aus: Nachrichtenblatt des RMVuP, Nr.�1 vom 11.1.1939, S.�5�f., ADNBL, 
858/1/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�1R; Abschrift eines Erlasses von Goebbels (RM-
VuP) betr. Reichsbildarchiv, Reichsschallarchiv, aus: Nachrichtenblatt des RM-
VuP, Nr.�6 vom 28.3.1939, ebd.; Vermerk des Referats Archiv und Zeitdokumente 
(RMVuP), 22.3.1939, BArch Berlin, R�55/1246, Bl.�194; Vermerk des RMVuP betr. 
Sachstand Reichspressearchiv, 9.3.1939, BArch Berlin, R�55/840, Bl.�42�f.; Organi-
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Zuge dessen wurde an der DB im Mai 1939 eine »Zeitdokumentarische Abtei-
lung« eingerichtet.303 Sie hatte die Aufgabe, »aus der Gesamtheit der Neuer-
scheinungen jene Schriften, die als Zeitdokumente in Betracht« kamen, auszu-
wählen und an das Ministerium weiterzugeben, »das endgültig die Zeitdokumente« 
bestimmte. Von diesen Dokumenten sollte die DB eine laufende Bibliographie 
erstellen und herausgeben.304 In diesem Zusammenhang wurde das im Aufbau 
 befindliche ›Reichsschrifttumsarchiv‹ als Teil der Abteilung für Zeitdokumen-
tarisches Schrifttum an der DB fortgeführt und der Leitung des Ministerialbeam-
ten, Parteigenossen und ehemaligen Buchhändlers Erich Mehne unterstellt.305 
Nach Kriegsbeginn wurde die »Kommission zur Bewahrung von Zeitdokumen-
ten […] aus Gründen der Personalersparnis« stillgelegt.306 Die Sammlung und 
Sicherstellung der zeitgeschichtlich bedeutenden Materialien wurde jedoch ein-
geschränkt fortgesetzt und die der DB assoziierte »Abteilung für zeitdokumen-
tarisches Schrifttum« aufrechterhalten.307 Zum einen wurden »kulturgeschicht-
lich wichtige Schrifttumserzeugnisse aus allen Lebens- und Geistesgebieten 
der Nation« weiterhin durch Sachverständige ausgewählt und in einigen Exem-
plaren gesondert aufbewahrt.308 Darüber hinaus wurden im Auftrag der Sektion 

gramm betr. Bewahrung von Zeitdokumenten, 4.11.1941, ADNBL, 858/1/0 (Hef-
ter: Allgemeines), Bl.�1.

303 Die Kräfte dieser Abteilung sollten von der DB gestellt, aber vom RMVuP bezahlt 
werden. Vgl. Alfred-Ingemar Berndt (RMVuP) an DB, 22.5.1939, ADNBL, 858/2 
(Hefter: 1939), Bl.�13.

304 Aktennotiz Uhlendahls betr. die Sammlung von Zeitdokumenten, 11.4.1939, ebd., 
Bl.�12.

305 Abschrift einer Anweisung des RMVuP betr. Reichsschrifttumsarchiv, aus: Nach-
richtenblatt des RMVuP, Nr.�11 vom 21.6.1939, S.�56, ADNBL, 858/1/0 (Hefter: 
Allgemeines), Bl.�2.

306 Vgl. Abschrift aus der »Propagandaparole« Nr.�17 des RMVuP betr. Bewahrung 
von Zeitdokumenten im Krieg, ohne Datum, BArch Berlin, R�55/1250, Bl.�2.

307 Vgl. Uhlendahl an Rudolf Buttmann (BSB), 13.7.1940, ADNBL, 858/2 (Hefter: 
1940), Bl.�52R. Zur Aufgabe der Abteilung für zeitdokumentarisches Schrifttum an 
der DB und den Richtlinien für die Auswahl des dokumentarisch wichtigen 
Schrifttums, vgl. Rundschreiben von Erich Mehne, 27.11.1939, BA-MA Freiburg, 
RH 8-I/1695, Bl.�2-5; Rundschreiben von Erich Mehne (Abteilung für zeitdoku-
mentarisches Schrifttum bei der DB) betr. Leitsätze für die Erstattung von Sach-
verständigengutachten, 6.11.1940, ebd., Bl.�6�f. 

308 Erich Mehne (RMVuP) an Prof. Bergemann (Berlin-Mariendorf), 8.7.1941, BArch 
Berlin, R�55/1244, Bl.�4. Der Leiter der Abteilung für zeitdokumentarisches Schrift-
tum, Erich Mehne, hatte seinen Sitz im RMVuP in Berlin. Er hatte die Aufgabe, die 
zeitdokumentarisch bedeutsamen Neuerscheinungen auf der Grundlage der DNBg 
und anhand der Bestände der DB auszuwählen und diese dann von Berlin aus durch 
Sachverständige begutachten zu lassen. So zumindest ein Vermerk der DB vom 
5.2.1948, ADNBL, 858/2 (Hefter: 1946-1949, Akte »Erich Mehne«), Bl.�10. Bei-
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»Presse« der Kommission an der Preußischen und der Bayerischen Staatsbiblio-
thek, an der Nationalbibliothek in Wien und an der DB Sammlungen der etwa 
100 wichtigsten für die Dokumentation ausgewählten Zeitungen eingerichtet, 
die den in Betracht kommenden Bibliotheken kostenlos geliefert und von ihnen 
archiviert wurden.309 Für die Zeitungs-Beschaffung war der Leiter der Sektion 
»Presse« der Berliner Zeitungswissenschaftler Walther Heide verantwortlich.310

Um diese zeitgeschichtlich ›wertvollen‹ Zeitungen optimal lagern zu können, 
wurden sie in den Bibliotheken gebunden.311 Gerade in dieser Hinsicht ergaben 
sich für die DB jedoch Probleme, denn ihr fehlte dafür das notwendige Perso-
nal.312 In dieser Situation wusste Heide jedoch Rat, denn Verhandlungen seiner 
Dienststelle mit der »Abteilung Kriegsgefangene« des OKW hatten bereits 1941 
zur Einstellung »von 10 gefangenen Offizieren bei der Preußischen Staatsbiblio-
thek« geführt, die dort in der Buchbinde-Abteilung zum Einsatz kamen. Darauf 
nahm Heide nun Bezug und bat das OKW für das Einbinden von Zeitungen, 
»welche im Auftrage des Herrn Reichsministers Dr. Goebbels als Zeitdoku-
mente gesammelt« würden, der DB in Leipzig und der Nationalbibliothek in 
Wien »in Bindearbeiten bewanderte gefangene Offiziere zur Verfügung zu 

spiele für Schrifttumsgutachten der Kriegsmarine im Auftrag der Abteilung für 
zeitdokumentarisches Schrifttum an der DB finden sich etwa im Schreiben der Ab-
teilung an Vizeadmiral Assmann (Kriegswissenschaftliche Abteilung im OKM, 
Berlin) (mit anliegenden Gutachten zu verschiedenen Büchern), 17.4.1941, BA-MA 
Freiburg, RH 8-I/1695, Bl.�11-20.

309 Vgl. Uhlendahl an den Vorsitzenden des GA (Baur), an den Reichsstatthalter in 
Sachsen – Landesregierung – Ministerium für Wirtschaft und Arbeit und an den 
OBM der Messestadt Leipzig, 1.11.1939, StadtAL, Kap.�33, Bd.�38, Bd.�5, Bl.�50. Vgl. 
dazu auch Tätigkeitsbericht der Abteilung für zeitdokumentarisches Schrifttum 
bei der DB, 12.10.1939, ADNBL, 858/2 (Hefter: 1939), Bl.�62�f.

310 Vgl. Abschrift eines Rundschreibens von Walter Heide, 13.4.1939, BArch Berlin, 
R�55/840, Bl.�81; Vermerk von Alfred Ingemar Berndt (RMVuP), 26.8.1939, ebd., 
Bl.�95; Rundschreiben Walther Heides an verschiedene Verlage, 6.1.1941 u. 25.10.1939, 
BArch Berlin, R�55/1251, Bl.�65�f. u. 176.

311 Vgl. Uhlendahl an Erich Mehne (DB, Abt. für zeitdokumentarisches Schrifttum), 
25.1.1940, ebd., Bl.�149.

312 Wie Uhlendahl an anderer Stelle betonte, waren die für die DB tätigen Buchbinde-
reien durch die Einberufungen ihrer Kräfte nicht mehr in der Lage, ihre Bindeauf-
träge zu erledigen. Um zu vermeiden, dass sich wie schon im Ersten Weltkrieg und 
der Inflation große Rückstände an ungebundenem Schrifttum bildeten, deren Auf-
arbeitung viele Jahre in Anspruch nahm und außerordentlich kostspielig war, habe 
er zu dem Mittel gegriffen, die von Leipziger Buchhändlern nicht mehr zu leisten-
den Arbeiten von Kriegsgefangenen erledigen zu lassen. Vgl. Uhlendahl an RM-
VuP, 11.5.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�37.
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stellen«.313 Daraufhin empfahl das OKW der DB, sich beim Wehrkreiskom-
mando IV in Dresden um die Zuteilung »gefangener Offiziere« zu bemühen.314 
Das Wehrkreiskommando gab zu verstehen, dass sich unter den kriegsgefange-
nen Offizieren zwar keine Hilfskräfte für Buchbindearbeiten befänden, dass man 
der DB aber »etwa 5-6 gefangene Offiziere für Bibliotheksarbeiten zur Verfü-
gung stellen« könne. Allerdings müsse der Nachweis erbracht werden, dass die 
in der DB zu beschäftigenden Offiziere eine ihrem Dienstgrad zustehende »sau-
bere Unterkunft mit voller Verpflegung« erhielten. Wie Rust daraufhin betonte, 
könne die DB die Gefangenen nur mit einer Mittagsmahlzeit verpflegen, aber 
keine Quartiere und sonstige Verpflegung stellen. Daher wurde ihr vom Wehr-
kreiskommando empfohlen, sich mit der Leipziger Buchdruckerei G. Kreysing 
in Verbindung zu setzen, die ebenfalls kriegsgefangene Offiziere als Aushilfsper-
sonal angefordert hatte. Bei seinen Verhandlungen mit der Firma Kreysing er-
fuhr Rust, dass neben ihr noch weitere Firmen auf die Zuweisung von Kriegsge-
fangenen hofften und sich auch schon über ihre Einquartierung, Verpflegung 
und Entlohnung verständigt hatten.315 In dieser Situation erklärte sich nun der 
Börsenverein bereit, die Räume der geschlossenen Reichsschule des Deutschen 
Buchhandels in der Königsstraße 1 als Quartier für die Kriegsgefangenen der DB 
zur Verfügung zu stellen.316 Bei der Verpflegung der Gefangenen entschied sich 
die DB, dem Vorbild der Firma Kreysing zu folgen, die in der Reitzenhainer 
Straße bereits ein »Lager« für französische Unteroffiziere und Mannschaften un-
terhielt. Deren Beköstigung hatte die Leipziger Stadtküche zu einem Tagessatz 
von je 1,50 RM übernommen. Die Verpflegung wurde zusammen mit dem war-
men Mittagessen durch einen Gefangenen abgeholt und zur Arbeitsstelle ge-
bracht, wo die Gefangenen zu Mittag aßen. Die Verteilung der sonstigen Tages-
verpflegung fand in der Arbeitsstelle der Firma statt und wurde anschließend von 
den Gefangenen mit ins »Lager« genommen, das selbst über keine Küche oder 
Kantine verfügte. Rust kam mit dem Inhaber der Firma Kreysing überein, dem 
Kommandeur der Kriegsgefangenen folgende Regelung der Bezahlung vorzu-
schlagen: Für jeden ihr zugewiesenen Kriegsgefangenen wollte die DB den Ta-

313 Vgl. Walther Heide an das OKW (Abteilung Kriegsgefangene, Berlin), 20.1.1942, 
ebd., Bl.�1. Zum Einsatz der Kriegsgefangenen an der PSB vgl. Hollender, Un havre. 
Dort findet sich der Hinweis, dass die Kriegsgefangenen an der PSB »mit dem Bin-
den von Dokumentations-Zeitungen« beschäftigt waren. Ebd., S.�161. Zum Einsatz 
französischer Kriegsgefangener allgemein vgl. Herbert, Ulrich: Fremdarbeiter. 
Politik und Praxis des »Ausländer-Einsatzes« in der Kriegswirtschaft des Dritten 
Reiches, Bonn 1999. 

314 Uhlendahl an Wehrkreiskommando IV (Dresden), 6.2.1942, ADNBL, 412/0 (Hef-
ter: Allgemeines), Bl.�2R.

315 Vermerk von Werner Rust (DB), 10.2.1942, ebd., Bl.�5.
316 Zur Reichsschule vgl. Seifert, Otto: Die Reichsschule des Deutschen Buchhandels 

1935-1942, in: Leipziger Jahrbuch zur Buchgeschichte 9 (1999), S.�205-221.



1069

EINSCHNEIDENDE VERÄNDERUNGEN – DIE DEUTSCHE BÜCHEREI IM KRIEG 

gessatz von einer Reichsmark an das Gefangenenlager Neuwiese bei Hoyers-
werda zahlen. Diese Zahlung verstand Rust »als eine Abgeltung der für die 
Deutsche Bücherei und die Firma Kreysing geleisteten, im Hinblick auf die nicht 
fachlich vorgebildeten Kräfte aber kaum berechenbaren Dienste«. Die Verpfle-
gung sollte der Stadtküche Leipzig dagegen vom Lager Hoyerswerda bezahlt 
werden, da die Kriegsgefangenen im Dienst der Wehrmacht stünden und nicht 
zum eigentlichen Personal der DB bzw. der Firma Kreysing gehörten. Gleiches 
galt für das Bettzeug und die Quartiermiete, die nach Auffassung Rusts ebenfalls 
»nicht Sache der Betriebe« sein konnte, denen die Gefangenen zugewiesen wa-
ren.317 Die Wehrmacht ließ sich jedoch nicht darauf ein und legte fest, die DB 
und die Firma Kreysing hätten sämtliche Kosten für Unterbringung und Ver-
pflegung selbst zu übernehmen.318

Am 10. März 1942 wurde der von der DB beantragte »Offiziers-Einsatz« ge-
nehmigt. Sie wurde angehalten, »sofort den Ausbau des Offiziers-Arbeitskom-
mandos in Leipzig in die Wege zu leiten und das Lager dem zuständigen Kont-
rolloffizier zur Abnahme vorzustellen«.319 Uhlendahl und der Inhaber der Firma 
Kreysing, Ferdinand Finkentscher, verständigten sich daraufhin über die finan-
ziellen Belange »dieser Aktion«, wobei ins Auge springt, dass man von einer wö-
chentlichen Arbeitszeit von 58 Stunden ausging, für welche die Kriegsgefange-
nen einen Stundenlohn von nur 48 Pfennigen erhalten sollten, was lediglich 60 
Prozent des Tarifs für deutsche Hilfsarbeiter entsprach.320 Nach den Vorgaben 
der militärischen Stellen sollte das in der Reichsschule des Deutschen Buchhan-
dels vorgesehene »Lager« 25 Kriegsgefangene umfassen, wobei man für die DB 

317 Vermerke von Werner Rust (DB), 7.3.1942 u. 13.3.1942, ebd., Bl.�6R-7. Vgl. zudem 
Werner Rust (DB) an Herbert Lasch (Betreuer im Offizierslager IV D, Lager Neu-
wiese), 10.3.1942, ebd., Bl.�9R-10. Der für die Verhandlungen mit der DB zu-
ständige Kontrolloffizier hatte Rust im Vorfeld zu verstehen gegeben, dass die Be-
zahlung der Quartiermiete, der Tagesverpflegung und der Löhne, wie auch die 
Beschaffung von Bettzeug, Aufgaben der Stellen seien, denen die Kriegsgefangenen 
zugewiesen seien. Vermerk von Werner Rust (DB), 27.2.1942, ebd., Bl.�5R-6.

318 Vermerk von Herrn Weißenborn (BV) betr. Weitervermietung der Räume im 
Heim der Reichsschule des Deutschen Buchhandels in der Königsstraße auf Ver-
anlassung der Wehrmacht an die Firma G. Kreysing und die Deutsche Bücherei, 
27.3.1942, SStAL, 21756/711, Bl.�20�f. [Bei der Verfilmung wurde diese Akte verse-
hentlich als Nr.�713 ausgegeben.]

319 Kommandeur der Kriegsgefangenen im Wehrkreis IV (Dresden) an die DB, die 
Firma Kreysing (Buchdruckerei, Leipzig), die Kommandanturen der Offiziers-
Kriegsgefangenen-Lager (Oflag) IV D, Elsterhorst bei Hoyerswerda und Stamm-
lager für Kriegsgefangene (Mannschaften) (Stalag) IV G, Oschatz, 10.3.1942, 
ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�8.

320 Dazu und zu den weiteren von der DB und der Firma Kreysing anteilig aufzubrin-
genden Kosten für Miete, Strom und Verpflegung vgl. Buchdruckerei G. Kreysing 
(Leipzig) an Werner Rust (DB), 20.3.1942, ebd., Bl.�11�f.
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15 und die Firma Kreysing zehn Offiziere vorsah. Uhlendahl war jedoch nur be-
reit, zehn bzw. maximal zwölf Offiziere zu übernehmen, da die zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel für Buchbindearbeiten nicht mehr zuließen.321 Man 
verständigte sich daher auf 24 Kräfte, von denen je zwölf auf Kreysing und die 
DB entfallen sollten.322

Die Kriegsgefangenen wurden am 13. April 1942 vom Offizierslager Elster-
horst bei Hoyerswerda in das neu errichtete »Lager Königstraße« nach Leipzig 
verlegt.323 Einen Tag später nahmen sie ihren Dienst in der DB auf. Um die ›Ge-
folgschaftsmitglieder‹ der DB über den ›richtigen‹ Umgang mit den Kriegsgefan-
genen ins Bild zu setzen, legte Verwaltungschef Lippmann Regeln fest, wobei er 
die Anweisung erteilte, sich den Gefangenen gegenüber »angemessen« zu verhal-
ten. Er verwies auf eine Verordnung des RMdI »über den Umgang mit Kriegs-
gefangenen« vom 11. Juni 1940, die festlegte, dass jeglicher Umgang mit und jede 
Beziehung zu ihnen über das Arbeitsverhältnis hinaus untersagt und auf »das 
notwendigste Maß zu beschränken« sei.324 Mitarbeiter der DB, die mit den Ge-
fangenen dienstlich verkehrten, mussten durch ihre Unterschrift bestätigen, dass 

321 Vgl. Uhlendahl an Ferd. Finkentscher (Buchbindereibesitzer, Leipzig), 25.3.1942, 
ebd., Bl.�11R.

322 Vgl. Albert Hess (BV) an Leutnant Gerhard Schönfelder (Leipzig), 2.4.1942, 
SStAL, 21756/711, Bl.�42�f. Der Mietvertrag zwischen dem BV und der Firma Krey-
sing über die Räume der Reichsschule vom April 1942 findet sich ebd. Bl.�38�f. Um 
das Mietverhältnis zur vereinfachen, trat die Firma Kreysing als »Abnehmer« auf 
und übernahm die ganze Rechnung, während die DB der Firma ihren Anteil ge-
sondert überwies. Vgl. Vermerk von Herrn Weißenborn (BV) betr. Weitervermie-
tung der Räume im Heim der Reichsschule des Deutschen Buchhandels in der Kö-
nigsstraße auf Veranlassung der Wehrmacht an die Firma G. Kreysing und die 
Deutsche Bücherei, 27.3.1942, ebd., Bl.�20�f. Vgl. zudem Vertrag zwischen dem 
Kommandanten des Kriegsgefangenen-Mannschafts-Stammlagers (Stalag) IV G 
Oschatz und der DB, 13.4.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�42. Das 
»Lager« in der Reichsschule wurde in den folgenden Wochen größer, da auch an-
dere Firmen ihre Kriegsgefangenen dort unterbrachten. Vgl. dazu Aktennotiz von 
Weißenborn (BV), 19.8.1942, SStAL, 21765/711, Bl.�67; Albert Hess (BV) an Firma 
G. Kreysing (Leipzig), 22.9.1942, ebd., Bl.�70; II. Nachtrag zum Mietvertrag vom 
1.4.1942 zwischen dem BV und der Firma G. Kreysing, 1.10.1942, ebd., Bl.�71; 
Firma G. Kreysing (Leipzig) an DB, 13.11.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemei-
nes), Bl.�60.

323 Kommandeur der Kriegsgefangenen im Wehrkreis IV (Dresden) u.�a. an die DB, 
9.4.1942, ebd., Bl.�23.

324 Über die Zuweisung eines Platzes, an dem die Gefangenen ihr Mittag einnehmen 
sollten, war sich Lippmann noch nicht im klaren. Dazu notierte er nur: »Abstell-
raum des Erfrischungsraums?« Auch über den »täglichen Zu- und Abgang der Ge-
fangenen« machte sich Lippmann Gedanken, denn dieser sollte offenbar weit-
gehend verborgen geschehen. Sein Vorschlag hierzu lautete: »durch einen der 
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sie über die rigiden behördlichen Richtlinien, die für den Umgang mit Kriegsge-
fangenen galten, im Bilde waren.325 Es ließ sich natürlich nicht verhindern, dass 
die Gefangenen über die Richtlinien hinaus Kontakte zu den Mitarbeitern der 
DB unterhielten. »Hinzu kam, dass das Sicherheitsrisiko durch die französischen 
Kriegsgefangenen von den deutschen Behörden gering eingeschätzt wurde und 
die Wehrmacht auch kaum Überwachungskräfte in ausreichender Zahl zur Ver-
fügung hatte.«326 So wurde den 24 französischen Offizieren, die in ihrem »La-
ger« in der Reichsschule »gegen Ehrenwort volle Bewegungsfreiheit« hatten, le-
diglich ein Soldat als Wachmann beigegeben.327 Auf ihren Wunsch ließ es sich 
Uhlendahl auch angelegen sein, den Kriegsgefangenen einige »gute deutsche« 
Bücher zur Lektüre während ihrer Freizeit zur Verfügung zu stellen.328 Da sich 
die Franzosen im Laufe der Zeit auch außerhalb ihrer Lager immer freier bewe-
gen durften, mehrten sich zwangsläufig ihre Kontakte mit der deutschen Bevöl-
kerung, was von den NS-Behörden argwöhnisch beobachtet wurde. Daher man-
gelte es nicht an Versuchen, diese Kontakte zu unterbinden.329 Da sich in Leipzig 
Ende 1942 »etwa 50.000 Ausländer aller Art« aufhielten, wurde von der örtlichen 
NSDAP »eine starke Propaganda hinsichtlich der rassischen Haltung unter dem 
Motto: ›Nationalsozialistische Fremdvolk politik‹« in Szene gesetzt, um »jede 
Bastardisierung« zu verhindern. Sie mündete die in die Forderung: »Halte Dein 
Blut rein! Wahre Abstand gegenüber jedem, der nicht zu unserem Volk 
gehört!«330 Auch der DB gingen Merkblätter zum »Verhalten gegenüber Kriegs-
gefangenen« zu, in denen klargestellt wurde, dass diese nicht zur ›Hausgemein-
schaft‹ gehörten. Sie hätten als Soldaten ihres Landes gegen Deutschland ge-
kämpft und seien »daher unsere Feinde«. Wiederholt wurden deutsche Frauen 
vor Beziehungen mit Kriegsgefangenen gewarnt. Sie würden sich damit nicht nur 
»aus der Volksgemeinschaft« ausschließen, sondern dafür auch ihre »gerechte 

Fahrradräume an der Haupttreppe?« Vermerk Martin Lippmanns (DB) (mit anlie-
gendem Erlass des RMdI vom 11.5.1940), 10.4.1942, ebd., Bl.�24.

325 Vgl. Uhlendahl an den Oberschützen Otto Dechange (Leipzig) (mit anliegendem 
Merkblatt für Arbeitgeber, die Kriegsgefangene beschäftigen), 22.4.1942, ebd., 
Bl.�27R-28. Vgl. auch Merkblatt der Kommandantur M-Stammlager IV G Oschatz 
über die allgemeinen Bedingungen, die für den Arbeitseinsatz von kriegsgefange-
nen Arbeitskräften Geltung haben, 18.5.1942, ebd., Bl.�47.

326 Herbert, Fremdarbeiter, S.�141.
327 Albert Hess (BV) an Leutnant Gerhard Schönfelder (Leipzig), 2.4.1942, SStAL, 

21756/711, Bl.�42�f.
328 Vgl. Uhlendahl an den Oberschützen Otto Dechange (Internat der Reichsschule, 

Leipzig), 18.4.1942, 1.5.1942, 24.11.1942 u. 13.4.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: All-
gemeines), Bl.�26, 30R, 61 u. 72.

329 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter, S.�141�f.
330 Bürgermeister Rudolf Haake (Leipzig) an Hauptmann Werner Dietze, 14.9.1942, 

StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Beiheft 1, Bl.�67.
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Bestrafung« erhalten.331 Da sich aufgrund der »relativen Freizügigkeit der West-
Gefangenen eine nachhaltige Durchsetzung der Bestimmungen« aber nicht rea-
lisieren ließ, förderte dies ein »ausgedehntes Denunziantentum«, von dem auch 
die DB betroffen war.332

Name (militärischer 
Rang)

Geburtstag, 
Geburtsort

Beruf in DB

Pierre Barast (Oblt.) 4.8.1907, Paris Buchbinder 26.2.1945-20.4.1945

Robert Binet (Hptm.) 10.7.1908, Cambrai Vertreter 1.3.1945-20.4.1945

Alfred Bochu (Oblt.) 17.8.1912, 
Beaumont en 
Artois

Lehrer 14.4.1942-20.4.1945

Jean Bouche (Hptm.) 12.12.1909, 
Narbonne (Aude)

Lehrer 14.4.1942-20.4.1945

Emile Chevalier 
(Oblt.)

16.1.1906, Héricourt 
Hte Saône

Lehrer 14.4.1942-15.11.1944

Marcel Coumes (Ltn.) 25.10.1917, 
Tautavel

Ingenieur 14.4.1942-20.4.1945

Achille Delattre (Ltn.) 17.9.1910, Harnes 
(Pas de Cal.)

Lehrer 14.4.1942-20.4.1945

331 Merkblatt: Verhalten gegenüber Kriegsgefangenen, Mai 1942, ADNBL, 412/0 
(Hefter: Allgemeines), Bl.�50. Ein bezeichnendes Beispiel hierfür war die ›War-
nung‹ »Deutsche Frau! Deutsches Mädel! Bei Dir liegt die Zukunft Deines Volkes! 
[…] Sei stolz und wahre Deine Ehre! Halte Abstand von den Ausländern! Du 
darfst Dich nicht von Mitleid leiten oder von der Eigenart des Fremden blenden 
lassen. Du fällst sonst der kämpfenden Front in den Rücken, gibst deine Ehre auf 
und schließt dich aus der Volksgemeinschaft aus. Du verdienst damit die Verach-
tung Deines Volkes und setzt Dich strenger Bestrafung und öffentlicher Anpran-
gerung aus. Du begibst Dich in Gefahr, Dir eine ansteckende Krankheit zu holen 
und Deine eigene Zukunft zu zerstören. Gedenke, dass Du eine Deutsche bist!« 
Flugblatt »Deutsche Frau! Deutsches Mädel! Bei Dir liegt die Zukunft Deines Vol-
kes, um 1943, ADNBL, 413/0 (Hefter: Lohnlisten), unp.

332 Herbert, Fremdarbeiter, S.�142. So denunzierte ein anonymer Kartenschreiber 
»weibl. Angestellte der DB«, »in sehr vertraulichen [!] Verhältnis zu gefangenen 
Franzosen« zu stehen und damit eine »unwürdige Haltung« an den Tag zu legen. 
Wie der Anonymus alias »Karl Richter« aus Mitteilungen von Angestellten der DB 
erfahren haben wollte, bestanden dort »auch im Dienst unerfreuliche Verhältnisse«, 
die dem Ansehen der DB sehr abträglich seien. Postkarte von Karl Richter (Leipzig) 
an Uhlendahl, 5.4.1944, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�168. Da man den 
Schreiber der Karte nicht ermitteln konnte, wurde die Sache zu den Akten genom-
men. Siehe dazu Vermerk von Otto Eggert (DB), 15.5.1944, ebd., Bl.�170.
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Name (militärischer 
Rang)

Geburtstag, 
Geburtsort

Beruf in DB

Marcel Dormion (Ltn.) 22.5.1911, Lens Notar 14.4.1942-15.9.1944

Paul Gaida (Hptm.) 2.10.1902, 
Plombières

Kaufmann 11.11.1942-31.12.1943

Robert Gemet (Oblt.) 8.9.1918, Les 
Échelles

Student 16.3.1945-20.4.1945

Vincent Gilbert (Oblt.) 14.2.1911, 
Ceyzérien (Ain)

Lehrer 14.4.1942-20.4.1945

Robert Guerreau 
(Oblt)

24.4.1913, Paris Ministerialbeam. 11.11.1942-15.8.1943

Louis Lannuzel (Oblt.) 3.2.1906, Brest Kaufmann 26.2.1945-20.4.1945

Georges Marchand 
(Oblt.)

14.12.1907, Caeu Lehrer 14.4.1942-15.8.1943

Louis Marre (Oblt.) 8.6.1911,  
Chabreloche

Lehrer 14.4.1942-20.4.1945

Robert Noly (Oblt.) 21.11.1903, 
Héricourt

Notar 11.11.1942-15.8.1943

Jean Petite (Oblt.) 4.12.1910, 
Argenteuil

Kaufmann 14.4.1942-20.4.1945

Marcel Raoult (Hptm.) 24.10.1902, 
Gonesse

Journalist 21.9.1943-20.4.1945

René Reuilly (Major) 23.5.1888, St. Ouen Buchbinder 20.11.1943-
19.12.1944

René Rozier (Ltn.) 13.4.1915, Saint 
Barthélemy

Kolonialverw. 11.11.1942-30.4.1943

Marc Sandoz (Oblt.) 24.11.1904, 
Marseille

Kunst-Prof. 14.4.1942-20.4.1945

Pierre Segond  
(Unteroff.)

22.8.1909, 
Marseille

Rechtsanwalt 16.10.1944-20.4.1945

René Vallée (Oblt.) 15.12.1903, Paris Notar 14.4.1942-10.1.1944

Tabelle 13: Übersicht über die zwischen 1942 und 1945 an der DB eingesetzten 
französischen Kriegsgefangenen333

333 Vgl. DB (Kasse) an Leiter der Allgemeinen Ortskrankenkasse für die Reichsmesse-
stadt Leipzig, 25.10.1944, ADNBL, 378/7, Bl.�103; Erich Nitzschke (DB) an das 
Wirtschaftsamt der Reichsmessestadt Leipzig, Abt. Seife (Kriegsgefangene), 
22.4.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�39; Erich Nitzschke (DB) an 
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Der Einsatz der Kriegsgefangenen in der DB, die meist in der Buchbinderei 
arbeiteten, gestaltete sich nicht immer reibungslos.334 Der Ingenieur Marcel 
Coumes teilte Uhlendahl Anfang September 1942 mit, dass seine Beschäftigung 
zwar »die Vorteile einer leidlichen Handwerksarbeit« biete, für ihn, der seinen 
Arbeitsplatz bei der DB beantragt habe, aber künftighin »keineswegs von ir-
gendwelchem Nutzen« sei. Daher bat er Uhlendahl um eine »Arbeitsänderung«, 
woraufhin Coumes zumindest halbtags für das »Abschreiben der tschechischen 
Titelaufnahmen« und das Anlegen der Verweise für die jeweiligen Kataloge ein-
gesetzt wurde.335 Im Oktober 1942 brachen drei französische Offiziere aus 
einem Gefangenenlager in Colditz aus und flohen. Da einer im Besitz einer Be-
nutzungskarte der DB war, wurde die Direktion der DB angehalten, im Hinblick 
auf ihre Gefangenen besonders wachsam zu sein und den Behörden jegliche 
»Wahrnehmungen umgehend mitzuteilen«, etwa, wenn die Entflohenen versu-
chen würden, mit den in der DB tätigen Kriegsgefangenen Verbindung aufzu-
nehmen.336 Anfang November 1942 führten die Gefangenen Klage über ihr Ge-
halt und ihre Verpflegung. Sie baten Rust zu prüfen, ob ihre Entlohnung nicht 
aufgebessert werden könnte, immerhin würden ihre bei der Firma Kreysing ein-
gesetzten Kameraden besser verdienen. Nachprüfungen der DB ergaben, dass 
Kreysing seinen französischen kriegsgefangenen Offizieren einen Stunden-
Grund-Lohn von 80 Pfenning gewährte, von dem allerdings nur 48 Pfenning (= 
60 Prozent des tariflichen Stundenlohns) ausgezahlt wurden. Im Gegensatz dazu 

den OBM der Reichsmessestadt Leipzig (Ernährungsamt, Abt. B), 19.11.1942, ebd., 
Bl.�58R; Verzeichnis der an der DB beschäftigten franz. Kriegsgefangenen, 8.12.1942, 
ebd., Bl.�63; Sammelantrag für Spinnstoffe für die an der DB beschäftigten franzö-
sischen Kriegsgefangenen (Statut-Gefangenen), 25.11.1943, ebd., Bl.�155; Martin 
Lippmann (DB) an OBM (Wirtschaftsamt, Abt. Spinnstoffe und Berufskleidung), 
22.11.1944, ebd., Bl.�179; Martin Lippmann (DB) an DAF (Hauptabteilung für Ar-
beitseinsatz, Reichsbeauftragter für Lagerbetreuung, Leipzig), 16.3.1945, ebd., 
Bl.�185; Übersicht: Französische Kriegsgefangene, ohne Datum (etwa Mai 1945), 
ebd., Bl.�186. Eine Anfrage des Autors beim Département Philosophie, histoire, 
sciences de l’homme der Bibliothèque nationale de France ergab, dass keiner der an 
der DB eingesetzten Offiziere irgendwelche Erinnerungen über seine Zeit in 
Deutschland veröffentlicht hat. Allein der »sehr bekannte Kunsthistoriker«, Marc 
Sandoz, habe viel publiziert, jedoch nichts »über den Krieg«. Auskunft der Biblio-
thèque nationale de France an den Autor vom 20.8.2015.

334 Verzeichnis der an der DB beschäftigten franz. Kriegsgefangenen, 8.12.1942, 
ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�63.

335 Coumes hatte darauf verwiesen, über eine zweijährige Praxis im Maschinenschrei-
ben zu verfügen. Marcel Coumes an Uhlendhal, 8.9.1942, ebd., Bl.�49. Vgl. zudem 
Uhlendahl an Anna Maria Recken-Recke (Lask, Wartheland), 7.6.1943, ADNBL, 
154/5 (Hefter: Ra-Ru), Bl.�120; Mzé, »… jeden povinný […]«, S.�147.

336 Vertraulicher Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 8.10.1942, ADNBL, 412/0 
(Hefter: Allgemeines), unp. (zwischen Bl.�52 und 53).
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erhielten die Kriegsgefangenen der DB einen Grundlohn von 68 Pfenning, womit 
ihnen letztlich nur 41 Pfennig (= 60 Prozent) blieben. Um den Wünschen der 
Franzosen nachzukommen – deren Zahl sich am 11. November 1942 um vier 
weitere Gefangene erhöht hatte –,337 gliederte man sie in eine andere Lohn-
gruppe ein, womit ihnen bei einem Zuschlag von 7 Pfenning letztlich 45 Pfennig 
(= 60 Prozent) je Stunde zur Verfügung standen.338 Mit ihrer Lohnerhöhung wa-
ren die französischen Offiziere aber keineswegs einverstanden. Im Dezember 
1942 kam es nach der Auszahlung des Lohnes in der DB zu einer »lebhaften De-
batte«. Wie der Leiter der Buchbindeabteilung berichtete, hätte ihm einer der 
Gefangenen erklärt, er wolle in einem anderen Betrieb arbeiten, denn die zur 
Auszahlung gelangte Lohnerhöhung von vier Pfennig pro Stunde »sei eine 
Schande«. Die bei der Firma Kreysing arbeitenden Gefangenen würden 58 RM 
im Monat bekommen, während die DB nur etwa 35 RM zahle. Die bei der Ma-
schinenbau A.�G. in Leipzig arbeitenden Gefangenen würden sogar 70 bis 120 
RM erhalten und obendrein »noch mittags ein sehr gutes Essen« bekommen.339 
Selbst an der PSB in Berlin bekämen die Gefangenen rund 100 RM im Monat und 
dürften außerdem zweimal nachmittags pro Woche für sich privat entweder in 
der Buchbinderei oder im Lesesaal arbeiten.340 Es sei geradezu »beschämend«, 
dass die DB, »die sich doch gern als größte deutsche Bibliothek nennen ließe«, 
ihre Gefangenen mit einer Reichsmark pro Tag abfinde.341

Unzufrieden waren die Kriegsgefangenen auch mit ihrer Verpflegung durch 
die Leipziger Stadtküche. In diesem Zusammenhang stellte die Verwaltung der 
DB fest, die kriegsgefangenen Franzosen würden »fast dieselben Lebensmittel 
zugeteilt erhalten wie die deutsche Bevölkerung«. Ihnen würden nicht nur »die-

337 Vgl. Uhlendahl an Kommandeur der Kriegsgefangenen im Wehrkreis IV (Dres-
den), 23.10.1942, ebd., Bl.�54R; Erich Nitzschke (DB) an OBM (Leipzig, Ernäh-
rungsamt, Abt. B), 19.11.1942, ebd., Bl.�58R.

338 Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 9.11.1942, ebd., Bl.�55R. Vgl. auch Vermerk 
von Kurt Landgraf (DB), 14.11.1942, ebd., Bl.�58.

339 Erich Breitfeld (DB) an die Leitung der DB, 7.12.1942, ebd., Bl.�64. Die von den 
Franzosen aufgeführten Zahlenangaben wurden vom Verwaltungschef der DB 
zum Teil bestätigt, von ihm aber anders bewertet. Vgl. Vermerk Martin Lippmanns 
(DB), 8.12.1942, ebd., Bl.�65.

340 Dass die französischen Kriegsgefangenen an der PSB Zeit für eigene wissenschaft-
liche Arbeiten hatten, zeigt Hollender, Un havre, S.�164-186. Dort findet sich auch 
der Hinweis, dass einige der in der PSB eingesetzten Offiziere aus dem »Oflag IV 
D Elsterhorst« bei Hoyerswerda stammten, aus dem auch ein Teil der an der DB 
tätigen Gefangenen stammte. Dies könnte erklären, warum die Gefangenen in 
Leipzig über die Verhältnisse an der PSB orientiert waren. Vgl. ebd., S.�150. Zur 
Bezahlung der Offiziere an der PSB vgl. ebd., S.�158.

341 Erich Breitfeld (DB) an die Leitung der DB, 7.12.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: 
Allgemeines), Bl.�64.
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selben Fleisch-, Brot-, Kartoffel-, Nährmittel- usw. -Rationen gewährt«, ihnen 
würden zudem monatlich zusätzlich 15 Kilogramm Lebensmittel aus ihrer Hei-
mat und »eine Sonderzuteilung der französischen Regierung« zugehen. Zudem 
habe der Wachposten der Gefangenen mitgeteilt, dass »die Verpflegung der 
kriegsgefangenen Offiziere wesentlich besser als die der Deutschen« sei.342 Ob 
dem wirklich so war, vor allem ob die Gefangenen tatsächlich Lieferungen aus 
ihrer Heimat erhielten, lässt sich nicht nachprüfen. Dass es den kriegsgefangenen 
Franzosen aber besser ging als den Deutschen, dürfte zweifelhaft sein. So geht 
aus einer Kostenaufstellung der Firma Kreysing für die im »Lager« in der 
Reichsschule untergebrachten Gefangenen hervor, dass für die Verpflegung der 
Wache pro Kopf täglich drei RM angesetzt waren, während für einen Kriegsge-
fangenen nur 1,30 RM veranschlagt wurden.343 Hinzu kam, dass den Kriegsge-
fangenen im allgemeinen »nur Pferde- oder Freibankfleisch« zugeteilt wurde. Im 
April 1942 hatte der Kommandeur der Kriegsgefangenen im Wehrkreis IV beim 
Ernährungsamt Dresden allerdings erwirkt, »den freiwillig arbeitenden kr. gef. 
Offizieren […] auch normales Fleisch zuzuweisen«.344 Es ist daher auch nicht 
verwunderlich, dass der Unmut der Franzosen über ihre »außerordentlich 
schlechte« Verpflegung anhielt.345 Im Dezember 1942 kritisierten zwei in der DB 
tätige Offiziere, »dass bei dieser Beköstigung eine dauernde Weiterarbeit un-
möglich wäre«. Das Essen der Leipziger Stadtküche bestehe »nur aus Wasser, 
etwas Kraut oder Rüben«. Es stünden ihnen pro Monat 28 Pfund Kartoffeln zu, 
sie bekämen jedoch keine zwei Pfund zu sehen. Ihnen sei auch zu Ohren gekom-
men, dass die Leipziger das Essen aus der Stadtküche ohne jegliche Markenab-
gabe bekämen, während man ihnen, den Gefangenen, alle Marken abnehme, sie 
also betrüge. Außerdem würden die deutschen Soldaten und auch die deutschen 
Staatsbürger »weitaus mehr Lebensmittel bekommen als sie«.346 

Bezeichnend ist, dass es sich bei den beiden Kritikern – Alfred Bochu und 
Achille Delattre – keineswegs um Querulanten handelte, sondern um »die bes-
ten und zuverlässigsten Kräfte« der Buchbindeabteilung der DB. Wie der Leiter 

342 Vermerk von Erich Nitzschke (DB), 9.11.1942, ebd., Bl.�55R.
343 Vgl. Schlüsselmäßige Pauschalfestsetzung aller feststehenden Kosten betr. Offi-

ziers-Gefangenenlager L 70, Leipzig C 1, Königstraße 1 (gültig am 1.11.1942), 
7.11.1942, ebd., Bl.�56.

344 Es sollte jedoch nur die Hälfte der Fleischmenge in normalem Fleisch angewiesen 
werden. Abschrift eines Schreibens des OBM der Landeshauptstadt Dresden (Er-
nährungsamt Abt. B) an den Kommandeur der Kriegsgefangenen im Wehrkreis IV 
(Dresden), 22.4.1942, ebd., Bl.�26R; Rundschreiben des Kommandeurs der Kriegs-
gefangenen im Wehrkreis IV (Dresden) betr. Zuteilung von Fleisch an die freiwil-
lig arbeitenden kr. gef. Offiziere, 25.4.1942, ebd.

345 Vgl. etwa Handschriftliche Übersicht (vermutlich von einem DB-Mitarbeiter) er-
stellt (um Oktober 1944), ADNBL, 412/1, Bl.�24.

346 Erich Breitfeld (DB) an die Leitung der DB, 7.12.1942, ebd., Bl.�64.
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der Abteilung, Erich Breitfeld, betonte, standen »ihre Arbeiten […] denen eines 
guten deutschen Fachmannes in keiner Weise nach«. Breitfeld fügte hinzu, »dass 
sich bei den Franzosen überhaupt seit einigen Wochen ein großes Misstrauen 
gegen die deutsche Verwaltung und [die] Behörden eingeschlichen« habe. Sie 
hätten ihm erklärt, »dass ihnen sehr viel versprochen worden wäre, als sie das 
Lager verlassen hätten«. Dieses Versprechen sei jedoch »bis zum heutigen Tage 
[…] nicht eingelöst worden«.347 Auf den Bericht Breitfelds reagierte Uhlendahl 
höchst pikiert. Im Beisein von Bochu und Delattre wies er »die ungehörigen 
Ausdrücke ›Schande‹, ›betrügen‹ usw.« zurück und bedeutete ihnen, sie hätten 
»ihre Debatten außerhalb ihrer Arbeitszeit und der DB zu führen«. Er »berich-
tigte« die von den Franzosen gemachten Angaben über die Tätigkeit und Bezah-
lung ihrer Kameraden bei Kreysing und verwies auf den Unterschied zwischen 
einem privaten und einem staatlichen Betrieb. Gleichwohl sagte Uhlendahl zu, 
sich über die Lohngestaltung und die Frage der Verpflegung Gedanken zu ma-
chen.348

Allzu viel »Gefühlsduselei« konnte sich Uhlendahl jedoch nicht ›erlauben‹. 
Da der Gauleiter Sachsens bei seinen laufenden Betriebsbesichtigungen den Ein-
druck gewann, »dass viele unserer Betriebsführer sowie deren Gefolgschaften 
sich über die Verpflichtungen«, die mit dem Einsatz von ›Fremdarbeitern‹ zu-
sammenhingen, nicht voll bewusst seien, appellierte die Gauwaltung Sachsen der 
DAF im Februar 1943 an alle »Betriebsführer«, ihre »Ausländer« so anzupacken, 
»dass sie mit der denkbar größten Leistung« aufwarteten. Dies gelte »ganz be-
sonders auch für die Arbeitskräfte aus Frankreich.«349 Diese waren mit ihrer Si-
tuation an der DB aber immer noch unzufrieden. Der Vertrauensmann der 
Gruppe »Deutsche Bücherei«, Georges Marchand, teilte im März 1943 mit, dass 
die Offiziere der DB die einzigen unter ihren Kameraden seien, »die so lange ar-
beiten« müssten. Die Direktion hatte kurz zuvor die Arbeitszeit auf 56 ½ Stun-
den festgesetzt. Marchand bat im Namen seiner Kameraden, diese Regelung zu-
rückzunehmen: »Vielleicht können Sie in diesem Punkte mit mehr Erfolg sich 
für uns bemühen, als in der Lohnangelegenheit«.350 Bereits im November 1942 
äußerten die Offiziere den Wunsch, ihnen eine Bescheinigung zur Benutzung 
der Straßenbahn auszuhändigen, da die DB vom ›Lager‹ in der Reichsschule 

347 Ebd.
348 Vermerk Uhlendahls, 9.12.1942, ebd., Bl.�65R. Wie Lippmann vermerkte, wurde 

der DB von einer Weiterverfolgung der Verpflegungsfrage ›abgeraten‹, denn der 
zuständige »Verpflegungsoffizier« habe festgestellt, »dass die Dinge in Ordnung« 
seien. Vermerk Marin Lippmanns (DB), 10.12.1942, ebd., Bl.�65R-66.

349 Der Gauobmann der DAF (Gauwaltung Sachsen, Dresden) an die Betriebsführer, 
Ende Februar 1943, ADNBL, 482, Bl.�126�f.

350 Georges Marchand an Uhlendahl, 12.3. 1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemei-
nes), Bl.�79�f. Zur Erhöhung der Arbeitszeit auf 56 ½ Stunden vgl. Vermerk von 
Erich Nitzschke (DB), 10.3.1943, ADNBL, 365/0, Bl.�62R-63.
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»etwa 25 Minuten Wegzeit entfernt« lang. Diese Bitte war keineswegs von der 
Hand zu weisen, denn der Dienst an der DB begann um 7.30 Uhr und endete um 
17.45 Uhr, am Sonnabend um 14.15 Uhr. Die Folge war, dass den Gefangenen 
kaum Zeit zur Regeneration blieb.351 

Es fehlte auch nicht an Versuchen der Deutschen, die französischen Kriegs-
gefangenen für ihre Zwecke zu instrumentalisieren. Im November 1942 ersuch-
ten das RMVuP und das Auswärtige Amt um eine Freigabe des Gefangenen René 
Vallée, da dieser »in Paris beste gesellschaftliche Beziehungen« hatte und »direkt 
oder indirekt politisch benutzt werden« sollte.352 Der an der DB im Magazin tä-
tige Notar Marcel Dormion wurde im Februar 1944 vom Auslandsamt der Do-
zentenschaft der Universität Leipzig zu einem Skikurs im bayerischen Reit im 
Winkl eingeladen. Wie es hieß, hatte Dormion »großes Verständnis« für die 
»kulturpolitischen Aufgaben« Deutschlands bewiesen und legte eine insgesamt 
»positive Stellung« gegenüber dem Reich an den Tag. Da beabsichtigt war, »die 
französischen Professoren und Dozenten unter eine einheitliche französische 
Führung zusammenzufassen«, sollte Dormion »in Reit im Winkl mit diesen Fra-
gen vorsichtig vertraut gemacht werden«.353 Dormion nahm daraufhin an dem 
»deutsch-ausländischen Akademikertreffen« teil.354 Dort schien er so zu über-
zeugen, dass man ihn im September 1944 als Lektor an die Universität Frankfurt 
am Main versetzte. Wie das Auslandsamt der Deutschen Dozentenschaft durch-
blicken ließ, sollte Dormion »im Rahmen der Betreuungsarbeit an den in 
Deutschland weilenden französischen graduierten Akademikern als deren Ver-
treter die Verbindung zu den örtlichen Auslandsämtern der Dozentenschaft und 
den dortigen Hochschulkreisen herstellen«.355 

351 Vgl. Werner Rust (DB) an Hauptmann und Kompaniechef Ullrich (Kontroll-Of-
fizier, Leipzig-Ost), 10.11.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�57R.

352 Vermerk von Werner Rust (DB), 18.11.1942, ebd., unp. (zwischen Bl.�57 u. 58). Um 
was es bei diesem Einsatz von Vallée gehen sollte und ob es dazu kam ist unklar, 
er verließ die DB im Januar 1944 für einen Urlaub nach Frankreich, meldete sich 
dann allerdings krank und wurde schließlich »als nicht mehr einsatzfähig für 
Deutschland befunden«. Uhlendahl an Arbeitsamt Leipzig (Abt. für ausländische 
Arbeitskräfte), 5.11.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter 2: Personal-Nachweise), Bl.�244R; 
Urlaubsschein für René Vallée, 8.1.1944, ebd., Bl.�243; Bescheinigung der Einsatz-
kommandantur St. Denis, 18.3.1944, ebd., Bl.�254.

353 K.�H. Wagner (Auslandsamt der Dozentenschaft Universität und Hochschulen 
Leipzig) an Uhlendahl, 29.2.1944, ebd., Bl.�77.

354 Vgl. Reiseschein für Marcel Dormion, 29.6.1944, ebd., Bl.�80.
355 An anderer Stelle hieß es, Dormion sollte »im Rahmen der Erfassung und Betreu-

ung der französischen Akademiker im Reich« eingesetzt werden. Auslandsamt der 
Dozentenschaft der deutschen Universitäten und Hochschulen (Der Leiter und 
Sonderbeauftragte der Reichsdozentenführung, Berlin) an Uhlendahl, 20.7.1944, 
ebd., Bl.�86; RMVuP an Uhlendhal, 21.7.1944, ebd., Bl.�87; Uhlendahl an Arbeits-
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Die Auslandsabteilung des RMVuP äußerte im November 1942 den Wunsch, 
Aufsätze von französischen Offizieren, »die sich in positivem Sinne mit deut-
schem Gedankengut« befassten, dem Ministerium zu übersenden, um diese dann 
»in geeigneter Weise in der französischen Presse« zu verbreiten.356 Dabei bezog 
sich das Ministerium auch auf den der DB zugewiesenen »Kunst-Professor« 
Marc Sandoz, der offenbar als Kustos am Louvre tätig und in der DB im Sach-
katalog in der Abteilung Kunstwissenschaften eingesetzt war.357 Sandoz hatte 
einen Artikel über die an der DB durchgeführte Ausstellung »Goethe in künst-
lerischen Drucken des 20. Jahrhunderts« geschrieben, die aus Anlass der von der 
Leipziger Goethe-Gesellschaft veranstalteten Goethe-Woche im November 
1942 stattgefunden hatte.358 Da gegen den Aufsatz aus Sicht der DB nichts ein-
zuwenden war, sandte Uhlendahl ihn an das RMVuP, das dafür »größtes Inter-
esse« zeigte.359 Der Artikel, von dem man sich eine »gute propagandistische Wir-
kung nach der französischen Seite hin« versprach360, erschien 1943 in der von 
der Berliner »Fremdsprachendienst-Verlagsgesellschaft m.�b.H.« herausgegebe-
nen französischen Zeitschrift »Actualités Allemandes« und kurz darauf auch in 
der Zeitschrift »La Svastica« in einer italienischen Übersetzung.361 Ende 1944 

amt Leipzig (Ausländerabteilung), 6.9.1944, ebd., Bl.�89; K.�H. Wagner (Ausland-
amt der Dozentenschaft Universität und Hochschulen Leipzig) an DB, 7.9.1944, 
ebd., Bl.�90; DB an Oberleutnant Dormion, 11.10.1944, ebd., Bl.�98.

356 Uhlendahl an RMVuP (Abteilung Ausland, Berlin), 20.11.1942, ADNBL, 182/4, 
Bl.�141.

357 Vermerk von Werner Rust (DB), 18.11.1942, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemei-
nes), unp. (zwischen Bl.�57 u. 58). Der Hinweis darauf, dass Sandoz am Louvre tä-
tig war, findet sich in Uhlendahl an Carl Diesch (Direktor der StUB Königsberg), 
14.1.1943, ADNBL, 154/5 (Da-Dy), Bl.�360.

358 Vgl. Übersicht: Ausstellungen in der DB von 1925 bis 1951, ADNBL, 896/0 (All-
gemein), unp.

359 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 20.11.1942, ebd., Bl.�141; Uhlendahl an Sonderführer 
Herbert Lasch (Oschatz), 20.11.1942 u. 4.12.1942, ebd., Bl.�141R�u. 147.

360 Herbert Lasch (z.Zt. Stalag IV G, Oschatz) an Uhlendahl, 10.12.1942, ebd., Bl.�150.
361 Der französische Artikel erschien unter dem Titel: Sandoz, Marc: Une Exposition 

›Goethe‹ à la Deutsche Bücherei, in: Actualités Allemandes, 1943, No 2. Vgl. Uh-
lendahl an Sonderführer Herbert Lasch (Oschatz), 4.12.1942, ebd., Bl.�147; Uhlen-
dahl an Fremdsprachendienst-Verlags-GmbH (Berlin), 4.12.1942, ebd., Bl.�148R; 
Fremdsprachendienst-Verlags-GmbH an Uhlendhal, 9.12.1942, ebd., Bl.�149. Die 
Honorarzahlung für seinen Artikel wurde Sandoz in »Lagergeld« ausgezahlt. Vgl. 
Herbert Lasch (Z.Zt. Stalag IV G, Oschatz) an Uhlendahl, 10.12.1942, ebd., 
Bl.�150; Werner Rust (DB) an Fremdsprachendienst-Verlags-GmbH, 19.3.1943, 
ebd., Bl.�151. Offenbar arbeitete Sandoz kurze Zeit später an einem neuen Artikel, 
der sich dem künstlerischen Schmuck der DB widmete. Vgl. Uhlendahl an Prof. 
Dr. Carl Diesch (Direktor der StUB Königsberg), 14.1.1943, ADNBL, 154/5 (Da-
Dy), Bl.�360; Deutsch-Französische Gesellschaft e.�V. (Berlin) an Werner Rust 
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drängte das Auswärtige Amt in Berlin darauf, Sandoz und seinen Mitgefangenen 
René Reuilly für den Stab des Ministers Eugène Bridoux in dessen Eigenschaft 
als »Chef der französischen Kriegsgefangenen-Delegation« freizugeben. Seit län-
gerer Zeit hatte sich nämlich Friedrich Bran im Auswärtigen Amt um die ›Schu-
lung‹ eines französischen Mitarbeiterstabs bemüht, »der nun für politische 
 Zwecke einsatzfähig« schien und die Kriegsgefangenen und die Zivilarbeiter »in 
verstärktem Maße für die europäische Sache interessieren« sollte.362

Im Juli 1943 bahnten sich für die französischen Kriegsgefangenen in der DB 
einschneidende Veränderungen an. Diejenigen, die sich zum Arbeitseinsatz in 
Deutschland verpflichteten, wurden auf eine Anordnung Hitlers hin aus der 
Kriegsgefangenschaft entlassen bzw. »beurlaubt«.363 Da die »beurlaubten fran-
zösischen Kriegsgefangenen« nun einem »erleichterten Statut« (Zivilstatut) un-
terworfen waren, wurden sie auch als »Statutgefangene« bezeichnet.364 Sie konn-
ten nun in ein ziviles Arbeitsverhältnis überführt werden und die gleichen Löhne 
wie vergleichbare deutsche Arbeiter erhalten. Sie waren auch hinsichtlich der 
übrigen Arbeitsbedingungen den deutschen Arbeitskräften weitgehend gleichge-
stellt, »soweit nicht besondere Vorschriften für ausländische Arbeiter« bestan-
den.365 Durch ihre Überführung in den ›Zivil-Arbeiter-Status‹ näherte sich die 
Situation der französischen Offiziere nun derjenigen der deutschen Zivilarbeiter 

(DB), 21..1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�88. Zur Fremdsprachen-
dienst-Vertriebs-GmbH vgl. Schiller, Thomas: NS-Propaganda für den »Arbeits-
einsatz«. Lagerzeitungen für Fremdarbeiter im Zweiten Weltkrieg. Entstehung, 
Funktion, Rezeption und Bibliographie, Hamburg 1996, S.�133-146; Hachtmann, 
Wirtschaftsimperium, S.�354-356.

362 Friedrich Bran (AA, Informationsstelle II a, Frankreich-Dienst) an Uhlendahl, 
16.12.1944, ADNBL, 412/0 (Hefter: Personal-Nachweise), Bl.�170. Während 
Reuilly im Dezember 1944 die DB verließ, bestand Uhlendahl darauf, dass Sandoz 
nach einem kurzen Aufenthalt in Berlin an die DB zurückkehrte. Allerdings hatte 
Sandoz den Wunsch geäußert, »eine mehr intellektuelle Tätigkeit« als die in der DB 
zu übernehmen, worauf sich Uhlendahl aber nicht einließ. Vgl. Friedrich Bran 
(AA) an Uhlendahl, 17.1.1945, ebd., Bl.�178; Uhlendahl an Marc Sandoz (Leipzig), 
29.12.1944, ebd., Bl.�206R. Zu Friedrich Bran, der Deutsch-Französischen Gesell-
schaft und ihren Versuchen, die französischen Kriegsgefangenen für Deutschland 
einzunehmen, vgl. Unteutsch, Barbara: Dr. Friedrich Bran  – Mittler in Abetz’ 
Schatten, in: Bock, Hans Manfred, Reinhard Meyer-Kalkus u. Michel Trebitsch 
(Hg.): Entre Locarno et Vichy. Les relations culturelles franco-allemandes dans les 
années 1930, Paris 1993, S.�87-105.

363 Vgl. Mitteilung der Deutsch-Französischen Gesellschaft, 1.7.1943, ADNBL, 413/0 
(Hefter: Lohnlisten), unp.

364 Vgl. dazu Herbert, Fremdarbeiter, S.�292.
365 Vgl. Merkblatt für beurlaubte französische Kriegsgefangene (Erleichtertes Statut), 

ohne Datum (1943), ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�136; Vermerk von 
Erich Nitzschke betr. die Beurlaubung oder Entlassung der an der DB beschäftig-



1081

EINSCHNEIDENDE VERÄNDERUNGEN – DIE DEUTSCHE BÜCHEREI IM KRIEG 

stark an.366 Ihnen wurde eine höhere monatliche Pauschalentschädigung ge-
währt, wobei sich die DB entschied, allen »Statutgefangenen« zunächst den glei-
chen Betrag auszuzahlen, bei zufriedenstellenden Leistungen jedoch eine Er-
höhung in Aussicht zu nehmen.367 Die Bezahlung durfte jedoch die der deutschen 
Kräfte nicht übersteigen, damit diese sich nicht benachteiligt fühlten.368 Zudem 
waren die Offiziere nicht mehr der Gerichtsbarkeit der Wehrmacht unterstellt 
und mussten auch nicht mehr in »Lagern« bewacht werden. Sie wurden stattdes-
sen in von ihren Arbeitgebern organisierten Privatquartieren untergebracht.369 

Anlässlich der Überführung der kriegsgefangenen Offiziere in das Zivilver-
hältnis fand im Sitzungsraum der DB am 24.  Juli 1943 eine »schlichte interne 
Feier« statt, bei der Arthur Luther einen Vortrag über »Molière in Deutschland« 
hielt.370 Auch Uhlendahl richtete einige Worte an die Gefangenen. Er blickte auf 
den bisherigen Einsatz der französischen Offiziere in der DB zurück, der doch – 
bis auf »vorübergehende kleine Unstimmigkeiten« – recht gut verlaufen sei. Es 
sei hervorzuheben, dass die Leistungen der Franzosen »heute den Leistungen 
gelernter Buchbinder« in nichts nachstünden. Die in der DB tätigen Gefangenen 
würde man »nicht als Buchbinder schlechthin« ansehen, sondern »als Offiziere, 
die lediglich auf Grund besonderer Umstände das Buchbinderhandwerk« ausüb-

ten Kriegsgefangenen französischen Offiziere und Übernahme in den zivilen Ar-
beitseinsatz, 17.6.1943, ebd., Bl.�130R-131. 

366 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter, S.�310. So durften die »Statugefangenen« nun auch 
wie die französischen Zivilarbeiter »deutsche Gaststätten und deutsche Gotteshäu-
ser« besuchen. Vgl. Kontroll-Offizier (M.-Stammlager IV G, Leipzig-Ost) an DB, 
26.7.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�99.

367 Vgl. etwa Arbeitsvertrag zwischen der DB und Pierre Barast, 8.3.1945, ADNBL, 
412/0 (Hefter: Personal-Nachweise), Bl.�4.

368 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 9.7.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), 
Bl.�137; Vermerk Erich Nitzschkes (DB), 14.7.1943, ebd., Bl.�137R-138. 

369 Vgl. Hollender, Un havre, S.�229. Erich Nitzschke an den OBM der Reichsmesse-
stadt Leipzig (Wirtschaftsamt, Abteilung Raucherkarten für Ausländer), 12.7.1943, 
ADNBL, 412/1, Bl.�2. Mit der Überführung der Franzosen in Privatquartiere wurde 
das »Lager« in der Reichsschule aufgelöst. Vgl. Martin Lippmann (DB) an DAF 
(Hauptabteilung für Arbeitseinsatz. Reichsbeauftragter für Lagerbetreuung, Leip-
zig), 29.9.1944, ebd., Bl.�18R. Zu den Privatunterkünften der »Statutgefangenen« der 
DB vgl. Sammelantrag für Spinnstoffe für die an der DB beschäftigten französischen 
Kriegsgefangenen (Statut-Gefangenen), 25.11.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allge-
meines), Bl.�155; Uhlendahl an das Auslandsamt der Dozentenschaft der Universität 
und Hochschulen Leipzigs, 30.9.1943, ebd., Bl.�142; DB an den OBM der Reichs-
messestadt (Ernährungsamt, Leipzig), 2.3.1944, ebd., Bl.�162. Bei erwiesener »Un-
fähigkeit zu weiterem Arbeitseinsatz« wurde der Betreffende wieder dem Kriegsge-
fangenenlager zugewiesen. Vgl. Aktennotiz Uhlendahls, 1.6.1944, ebd., Bl.�174.

370 Uhlendahl an Herrn Brécard, 19.7.1943, ebd., Bl.�84. 
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ten.371 Mit ihrer Verpflichtung als »regelrechte zivile Arbeitskräfte« könnten sie 
»nach Jahren der Kriegsgefangenschaft nun wieder persönliche Freiheit genie-
ßen«, eine angemessene Belohnung erhalten und Erholungsurlaub in Anspruch 
nehmen.372 Gerade in der Urlaubsfrage – der vermutlich größten Hoffnung der 
Gefangenen – ergaben sich jedoch neue Probleme, denn im Oktober 1943 wur-
den für die »Urlaubs- und Familienheimfahrten« von im Reich eingesetzten aus-
ländischen Arbeitskräften neue Bestimmungen eingeführt.373 Die für die ›freien‹ 
Zivilarbeiter geltenden Bestimmungen fanden jedoch keine Anwendung auf die 
»in das Zivilverhältnis beurlaubten französischen Kriegsgefangenen«. Grund-
sätzlich sollte zwar auch ihnen Heimaturlaub gewährt werden, da aber von dem 
Ende Juli 1943 nach Frankreich entsandten Urlaubertransport von rund 8.000 
›Statutgefangenen‹ etwa ein Drittel nicht wieder nach Deutschland zurückge-
kehrt war, wurde die Urlaubsregelung für sie außer Kraft gesetzt.374 Diese Be-
stimmung wurde Anfang 1944 verschärft, sodass die an der DB tätigen Franzo-

371 Die insgesamt unreflektierten und zum Teil unbedarften Ausführungen Uhlen-
dahls, die den Grund für die Anwesenheit der französischen Offiziere – den von 
Deutschland vom Zaun gebrochenen Krieg – unberücksichtigt ließen und in die 
Äußerung mündeten, dass das Erlernen des Buchbinderhandwerks »noch niemals 
geschadet« habe, wurden in der französischen Presse zur Kenntnis genommen und 
entsprechend bewertet. So hatte Uhlendahl den Teilnehmern der Feier eine Jahres-
gabe der GdF von Hans Carossa überreicht, aus denen selbst die von den Deut-
schen gesteuerten französischsprachigen Zeitungen sicher nicht unbewusst »Ca-
nossa« machten. Uhlendahl erkannte darin einen »jener häufigen Druckfehler, 
denen ein boshafter Charakter innewohnt«. Uhlendahl an Friedrich Bran (Deutsch-
Französische Gesellschaft, Berlin), 9.8.1943, ebd., Bl.�125R. In den von den Deut-
schen beeinflussten Propagandazeitungen »Le Pont« und »Le Trait d’Union« war 
zu lesen: »Le directeur général de la bibliothèque remet alors aux prisonniers un 
petit ouvrage de Canossa.« Siehe La transformation en travailleurs civils des of-
ficiers employés à la Bibliothèque de Leipzig, in: Le Pont 3 (1943), Nr.�31 vom 
1.8.1943, ebd., Bl.�123. Selbst Werner Rust hatte an anderer Stelle angedeutet, dass 
die Statutgefangenen der DB überwiegend Arbeiten verrichten würden, »die der 
deutsche Offizier als Kriegsgefangener in vielen Fällen ablehnen würde«. Vermerk 
von Rust, 2.2.1944, ADNBL, 412/2, Bl.�11.

372 Ansprache Uhlendahls bei der Überführung der französischen kriegsgefangenen 
Offiziere der DB ins Zivilarbeiterverhältnis, 24.7.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: 
Allgemeines), Bl.�93-96.

373 Vgl. Arbeitsamt Leipzig an die Betriebsführer betr. Urlaubs- und Familienheim-
fahrten ausländischer Arbeitskräfte, 10.11.1943, ADNBL, 413/0 (Hefter: Allgemei-
nes), Bl.�18.

374 Vgl. ebd. Von den französischen Offizieren hatten lediglich Marcel Dormion und 
René Valleé Heimaturlaub erhalten, waren aber an die DB zurückgekehrt. Vgl. Ar-
beitsamt Leipzig an DB, 12.10.194, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), Bl.�147.
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sen ihre Familien seit ihrer Gefangennahme 1940 nicht mehr gesehen hatten.375 
Die Direktion sprach sich gegenüber den Behörden zwar gegen die Urlaubs-
sperre aus und versuchte, Ausnahmeregelungen zu erwirken, ging dabei aber 
keine Risiken ein.376 Zwar erfuhr Werner Rust von verschiedenen Leipziger Fir-
men, dass sie für ihre »Leute einzeln unter Umgehung des Arbeitsamtes Leipzig« 
Urlaub erwirkt und dabei auf den Reiseanträgen »die Bezeichnung Statutgefan-
gener vermieden« hatten. Die DB war jedoch »als eine Behörde nicht in der Lage, 
sich solcher Mittel zur Umgehung der Urlaubssperre zu bedienen«. Außerdem 
wären die Franzosen ja selbst schuld an ihrer Situation:

»Andererseits ist eine Unzufriedenheit unserer Statutgefangenen mit der Ur-
laubsverweigerung verständlich und einem friedlichen Dienstverkehr mit ih-
nen hinderlich. Ich halte es daher für angebracht, den Statutgefangenen wahr-
heitsgemäß zu erklären, dass der Urlaub ihrer Kameraden in den beiden 
Betrieben der freien Wirtschaft unrechtmäßig erteilt worden ist und die Lei-
tung der DB es ablehnen muss, sich solcher Methoden unter bewusstem Ver-
stoß gegen die ergangenen Vorschriften zu bedienen. Hierbei wäre nochmals 
darauf hinzuweisen, dass sie ihre harte Behandlung, die hier in der weiteren 
Verzögerung der Urlaubsgenehmigung zu erblicken ist, nicht etwa dem Ver-
halten der Leitung der DB, sondern den tausenden ihrer Kameraden zuzu-
schreiben haben, die im Juli 1943 wort- und vertragsbrüchig geworden sind. 
Die deutsche Wehrmacht hat mit dem Verhängen einer scharfen Urlaubs-
sperre nur eine kriegsrechtliche Maßnahme ergriffen, die auch von Frankreich 
bei einem gleichen Verstoß deutscher Kriegsgefangener gegen die Abmachun-
gen angeordnet würde. Die Statutgefangenen mögen erkennen, dass Regierung 
und Wehrmacht in Deutschland nicht mit sich spielen lassen. Wenn die Beur-
laubung von Statutgefangenen anderer Betriebe unter Verstoß gegen öffent-
liche Verordnungen erfolgt ist und die DB sich als Behörde zum Nachahmen 
solcher Methoden keinesfalls hergibt, so kann ihr korrektes Verhalten auf kei-
nen Fall als eine ungerechte Behandlung ihrer Statutgefangenen bezeichnet 
werden.«377

Um zu verhindern, dass infolge der Urlaubsregelung die »Arbeitslust und damit 
die Leistung« der Statutgefangenen nachließen, wies Rust die zuständigen Ar-

375 Vgl. Vermerk Werner Rusts (DB), 21.1.1944, ADNBL, 412/2, Bl.�6; Johannes 
Handrick (Arbeitsamt Leipzig) an Rust, 25.1.1944, ebd., Bl.�6 [Achtung falsche, 
weil doppelte Blattzählung]. Viele von ihnen hatten Kinder, so etwa Dormion (3 
Kinder), Raoult (3 Kinder), Sandoz (2 Kinder), Bouche (2 Kinder), Gilbert (2 Kin-
der), Marre (2 Kinder), Bochu (1 Kind). Vgl. Werner Rust (DB) an Leiter des Ar-
beitsamtes Leipzig (Abteilung Ausländer), 17.1.1944, ebd., Bl.�7.

376 Vgl. ebd.; Vermerk Werner Rusts, 21.1.1944, ebd., Bl.�6.
377 Vermerk Werner Rusts, 2.2.1944, ebd., Bl.�11.
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beitsämter dennoch auf »die politischen und betriebswirtschaftlichen Folgen 
solcher langen Urlaubssperren« hin und versuchte, unter Verweis auf das Vor-
gehen verschiedener Privatbetriebe, Lockerungen der Bestimmungen zu erwir-
ken. Immerhin habe es auch Fälle gegeben, in denen »Statutgefangene, die sich 
in Luftterrorlagen besonders ausgezeichnet« hätten, »trotz Urlaubssperre Ur-
laub erhalten hätten oder sogar freigelassen worden seien«.378 Gerade die Gefan-
genen der DB hätten sich »in der Nacht des Terrorangriffs« vom 4. Dezember 
1943 und »seitdem bei den täglichen Notstandsarbeiten der Deutschen Bücherei 
als fleißige und willige Hilfskräfte bewährt«.379 Infolge der »Missstimmung« un-
ter den ›DB-Statutgefangenen‹ über die Ablehnung ihrer Beurlaubung erklärte 
sich das Arbeitsamt Leipzig im März 1944 bereit, ihre Gesuche nacheinander zu 
genehmigen und entsprechende Reisescheine auszustellen. Bedingung war, dass 
jeder Urlauber »vor seiner Abreise aus seinem Kameradenkreise einen Bürgen 
zu stellen hatte, der sofort der Gestapo zu melden« war, wenn der betreffende 
Urlauber nicht pünktlich zurückkehrte.380 Allerdings machte das Arbeitsamt 
kurz darauf einen Rückzieher und teilte der DB mit, dass der Urlaub der Statut-
kriegsgefangenen grundsätzlich gesperrt sei, wovon man bis zum Ende des Krie-
ges auch nicht mehr abging.381

Unter diesen Umständen war es wenig verwunderlich, dass die latente Unzu-
friedenheit unter den französischen Offizieren anhielt und sie weiterhin Distanz 
zu den Deutschen wahrten.382 Auch blieben alle Bemühungen der DB vergeb-
lich, ihnen die für die deutsche Bevölkerung bestimmten monatlichen Lebens-
mittelkarten zuzuweisen. Wie das Landesernährungsamt Sachsen entschied, 
durften die »Statutgefangenen« der DB lediglich die für ausländische Zivilarbei-
ter vorgesehenen Wochenkarten (»AZ-Karten«) benutzen. Die Zuteilung von 
Trinkbranntwein, Bohnenkaffee und Süßwaren blieb ihnen verwehrt.383 Daher 

378 Ebd.
379 Werner Rust (DB) an Leiter des Arbeitsamtes Leipzig (Abteilung Ausländer), 

17.1.1944, ebd., Bl.�7.
380 Vermerk von Werner Rust vom 3.2.1944 auf seinem Vermerk vom 2.2.1944, ebd., 

Bl.�11.
381 Vgl. Johannes Handrick (Arbeitsamt Leipzig) an Werner Rust (DB), 6.3.1944, ebd., 

Bl.�15; Vermerk von Lippmann, 25.4.1944, ADNBL, 412/2, Bl.�21. Im April 1944 
wurde vom OKW »bis auf weiteres jegliche Beurlaubung in das zivile Arbeitsver-
hältnis überführter Kriegsgefangener untersagt«. [Mitteilungen der] Abt. Auslän-
dereinsatz, in: Der Arbeitseinsatz. Mitteilungsblatt der Deutschen Arbeitsfront. 
Gauwaltung Sachsen, Folge 4 (1944) vom Juli 1944, S.�5 (Punkt 22), ADNBL, 482, 
Bl.�145-149, hier Bl.�148R.

382 Vgl. von Erich Nitzschke, 20.10.1943, ADNBL, 412/0 (Hefter: Allgemeines), 
Bl.�147R.

383 Vgl. DB an OBM der Reichsmessestadt Leipzig (Ernährungsamt), 2.3.1944, ebd., 
Bl.�162; OBM der Reichsmessestadt Leipzig (Ernährungsamt, Abt. B) an DB, 
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überrascht es nicht, dass die französischen Offiziere im Januar 1945 erklärten, 
»infolge der Kürzung der Brot- und Fettmenge« nicht imstande zu sein, den 
Dienst bis 14 Uhr ohne eine Mahlzeit durchzuhalten.384 Obwohl die Franzosen 
die gleichen Arbeiten wie die ›Gefolgschaft‹ der DB verrichteten, beim Luft-
schutz eingesetzt wurden und sich bei den Aufräum- und Notstandsarbeiten 
nach den Luftangriffen wiederholt ›bewährten‹, wurde ihnen dennoch nicht die 
gleiche Behandlung zuteil wie ihren deutschen ›Kollegen‹. Dass unter diesen 
 Bedingungen die Arbeitsleistungen nachließen, war nicht verwunderlich, zumal 
sich seit der deutschen Niederlage bei Stalingrad unter den ausländischen 
 Arbeitskräften die Hoffnung auf ihre baldige Befreiung verstärkte.385 Für derlei 
Eskapaden zeigte man seitens der DB jedoch kein Verständnis. Als der ›Statut-
gefangene‹ Louis Marre im Dezember 1944 über Rheumaschmerzen klagte, 
schenkte ihm Uhlendahl keinen Glauben, da auch über seine sonstigen Arbeiten 
in der Hausbuchbinderei »Klage wegen Lässigkeit« geführt wurde. Um sicher-
zugehen, bat Uhlendahl um eine amtsärztliche Untersuchung, was das Stadt-
gesundheitsamt Leipzig jedoch mit der Bemerkung ablehnte, tue der Gefangene 
nicht seine »Pflicht«, müsse er unverzüglich in ein Lager zurückgeschickt wer-
den, da er sonst »eine Gefahr für die Sicherheit des Reiches« bilde. Außerdem sei 
die Gestapo zu verständigen, denn in solchen Fällen sei »unter keinen Umstän-
den Milde walten« zu lassen.386 Der Einsatz der französischen kriegsgefangenen 
Offiziere an der DB verlief also bis zuletzt keineswegs reibungslos und fällt in 
seiner Bewertung ambivalent aus. So bewahrte der von den Offizieren selbstge-
wählte Arbeitseinsatz in der DB sie vor der Tristesse und den oft unhaltbaren 
Bedingungen der Kriegsgefangenenlager, die den Bombenangriffen in stärkerem 
Maße ausgesetzt waren als die deutsche Bevölkerung.387 Gleichwohl erwies sich 
die DB nicht in jeder Hinsicht als jene vielleicht erhoffte »Oase des Friedens«, 

8.3.1944, ebd., Bl.�163. Vgl. auch die handschriftliche Übersicht betr. Lebensmittel-
zuteilungen (vermutlich von einem DB-Mitarbeiter) erstellt, ohne Datum (etwa 
Oktober 1944), ADNBL, 412/1, Bl.�24.

384 Vgl. Vermerk von Werner Rust (DB), 3.1.1945, ADNBL, 412/0 (Hefter: Personal-
Nachweise), Bl.�29R. Schon 1942/43 war es wiederholt zu Krankmeldungen der 
französischen Kriegsgefangenen gekommen, was vermutlich auf ihre körperliche 
Verfassung zurückzuführen war. Vgl. dazu die Lohnlisten, ADNBL, 413/0 (Hef-
ter: Lohnlisten); Vermerk von Erich Nitzschke, 21.12.1942, ADNBL, 412/0 (Hef-
ter: Personal-Nachweise), Bl.�34.

385 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter, S.�332.
386 Marre erklärte sich bereit, trotz Rheumatismus weiterzuarbeiten, woraufhin von 

einer ärztlichen Untersuchung abgesehen wurde. Uhlendahl an OBM der Reichs-
messestadt Leipzig (Stadtgesundheitsamt), 8.12.1944, ADNBL, 412/0 (Hefter: Per-
sonal-Nachweise), Bl.�134R; Vermerk Martin Lippmanns (DB), 11.12.1944, ebd., 
Bl.�135 und handschriftlicher Vermerk Uhlendahls darauf vom 19.12.1944.

387 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter, S.�335.
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als welche die PSB von den dort tätigen französischen Gefangenen wahrgenom-
men wurde.388 Immer wieder klagten die Franzosen an der DB über die schwere 
und unbeliebte Arbeit in der Buchbinderei, über ihre mangelhafte Verpflegung 
oder über die Urlaubssperre, was ihnen deutlich machte, dass sie nach wie vor 
Kriegsgefangene waren und demzufolge auch »als Angehörige besiegter Feind-
staaten in einem faschistisch regierten Land« behandelt wurden.389

388 Vgl. dazu Hollender, Un havre. Dort auch zu den Beweggründen der Franzosen, 
sich freiwillig zum Arbeitseinsatz zu melden, S.�336�f.

389 Herbert, Fremdarbeiter, S.�333. Ulrich Herbert zeigt jedoch auch, dass die franzö-
sischen Kriegsgefangenen und Zivilarbeiter weit weniger strengen Bestimmungen 
unterlagen als die »Ostarbeiter« und die sowjetischen Kriegsgefangenen, und sich 
die Situation vieler französischer Arbeitskräfte zumindest in den ersten Kriegsjah-
ren von derjenigen der deutschen Arbeiter, die in Arbeiterheimen wohnten, nicht 
erheblich unterschied. Vgl. ebd., S.�401-415, hier S.�409. Die »als ausländische Zi-
vilarbeiter beschäftigten statutbeurlaubten kriegsgefangenen Franzosen« wurden 
nach der Besetzung Leipzigs durch die Amerikaner am 20.4.1945 aus dem Dienst 
der DB entlassen. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 27.4.1945, ADNBL, 412/0 
(Hefter: Personal-Nachweise), Bl.�6.
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3. Erwerbungspolitik im Schatten der Wehrmacht –  
Die Sammeltätigkeit im Krieg

Die DB – nach Uhlendahl die »nützlichste, zukunftsreichste und in ihrem Cha-
rakter deutscheste Bibliotheksschöpfung« des 20. Jahrhunderts – stützte sich bei 
der Beschaffung ihres Sammelgutes auch nach Kriegsbeginn in erster Linie auf 
die vom Börsenverein und von den NS-Behörden festgelegten Pflichtexemplar-
regelungen, allen voran die Anordnung der RKK vom 20.  September 1935.390 
Und über die Einhaltung dieser Bestimmungen wachte man am Deutschen Platz 
besonders aufmerksam. Für die Sammeltätigkeit der DB bedeutete der Kriegsbe-
ginn keinen signifikanten Einschnitt, »zumal die veränderten Verhältnisse zu-
nächst kaum einen weitergehenden Einfluss auf die deutsche Buchproduktion 
ausübten«.391 Auch die Beschaffung des sammelpflichtigen Schrifttums aus dem 
Ausland erlitt, abgesehen vom »Ausfall der Lieferungen aus den Feindstaaten 
Polen, Frankreich und England«, keine Unterbrechung, denn die Sendungen aus 
den neutralen Ländern gingen »im allgemeinen weiterhin ohne Schwierigkeiten« 
ein.392 Im übrigen, so der erste ›Kriegs-Verwaltungsbericht‹ der DB, sei die 
RKK-Anordnung über die Ablieferung des Schrifttums an die DB »auf weitere 
Gebiete ausgedehnt« worden. So etwa am 30. Januar 1940, »bald nach dem Ab-
schluss des Polenkrieges auf die neu zum Großdeutschen Reiche gekommenen 
Gaue Westpreußen und Posen und die Regierungsbezirke Kattowitz und Ziche-
nau«. Dadurch sei für diese Gebiete die Beschaffung des laufenden Schrifttums 
»erheblich erleichtert« worden. Gleichzeitig habe man für die »nachträgliche 
 Sicherstellung der während ihrer früheren Zugehörigkeit zu Polen erschienenen 
sammelpflichtigen Veröffentlichungen ebenso wie im neu geschaffenen General-
gouvernement mit allen Mitteln und größter Beschleunigung« Sorge getragen.393 

Was der Verwaltungsbericht verschwieg war, dass Uhlendahl  – wie schon 
1938 im Fall Österreichs und des Sudetengebiets sowie 1939 im Fall des ›Memel-
landes‹ und des ›Protektorats Böhmen und Mähren‹ – derjenige war, der das RM-
VuP unter Verweis auf die »Verordnung über die Einführung der Reichskultur-
kammergesetzgebung in den eingegliederten Ostgebieten« daran erinnert hatte, 
dass dies auch eine »Ablieferung von Druckschriften an die Deutsche Bücherei« 
implizierte. So hatte Uhlendahl am 10. Januar 1940 gebeten, die der DB oblie-

390 Uhlendahl an die Druckerei Ferdinand Peter Nachf. (Leipzig) (mit anliegendem 
Manuskript von Uhlendahl: Was ich an Leipzig besonders schätze), 17.11.1943, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Pa-Pu), Bl.�13-17, hier Bl.�14.

391 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB (1939), ADNBL, 181/1-1939, 
Bl.�21 (Kapitel: Sammeltätigkeit).

392 Ebd.
393 Ebd.
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gende lückenlose Sammlung »des innerhalb der Reichsgrenzen erscheinenden 
Schrifttums« zu erleichtern, und zu diesem Zweck die RKK-Anordnung vom 
20. September 1935 »möglichst bald für die Reichgaue Westpreußen und Posen 
sowie die Regierungsbezirke Kattowitz und Zichenau in Kraft« zu setzen, was 
durch eine Weisung Goebbels’ vom 30. Januar 1940 auch geschah.394 Dieses pro-
aktive Vorgehen der DB-Direktion, das sich den Eroberungszügen der Wehr-
macht nahtlos anschloss, lässt sich auch in einem anderen Fall belegen. Im Zuge 
der Besetzung Belgiens hatte Hitler im Mai 1940 Bestimmungen über die 
»Durchführung der Wiedervereinigung der Gebiete von Eupen, Malmedy und 
Moresnet mit dem Deutschen Reich« erlassen, in denen die Ausführungen des 
Paragraphen 3 Uhlendahls besonderes Interesse weckten. Denn der Paragraph 
legte fest, dass in den genannten Gebieten am 1. September 1940 »das gesamte 
Reichsrecht und preußische Landesrecht in Kraft« traten.395 Am 19. September 
1940 unterrichtete Uhlendahl die Schriftleitungen verschiedener belgischer Zei-
tungen über die Sammelaufgabe der DB und bat darum, die Einwohner von Eu-
pen, Malmedy und Moresnet, insbesondere die Verleger und die übrigen Stellen, 
die Schriften herausgaben, über ihre »Abgabepflicht« an die DB zu informieren. 
Er legte seinem Schreiben den Abdruck der RKK-Anordnung vom 20. Septem-
ber 1935 bei, die er offenbar selbständig mit der Überschrift »Ablieferung von 
Druckschriften an die Deutsche Bücherei« versehen hatte und in die er oben-
drein einfügte: 

»Auf Grund von §�3, Abs. 1 des ›Erlasses des Führers und Reichskanzlers zur 
Durchführung der Wiedervereinigung der Gebiete von Eupen, Malmedy und 
Moresnet mit dem Deutschen Reich vom 23. Mai 1940‹ ist in den genannten 
Gebieten mit dem 1. September 1940 das gesamte Reichsrecht in Kraft getre-
ten. Zum Reichsrecht gehört unter anderm [!] die Anordnung des Präsidenten 
der Reichskulturkammer vom 20. September 1935, die die Ablieferung eines 
Exemplars aller Druckschriften an die Deutsche Bücherei vorschreibt.«396

394 Uhlendahl an den Präsidenten der RKK, 10.1.1940, ADNBL, 506/6, Bl.�36; Goeb-
bels (RMVuP) an Uhlendahl, 30.1.1940, ebd., Bl.�37; Anordnung des Präsidenten 
der RKK. Inkraftsetzung von Anordnungen der RKK in den eingegliederten Ost-
gebieten, in: BBl.�107 (1940), Nr.�31 vom 6.2.1940, ebd., Bl.�37R.

395 Erlass des Führers und Reichskanzlers zur Durchführung der Wiedervereinigung 
der Gebiete von Eupen, Malmedy und Moresnet mit dem Deutschen Reich vom 
23.5.1940, in: RGBl., Teil I, Nr.�92 vom 27.5.1940, S.�803�f. Eine Ausgabe dieses Ge-
setzes findet sich auch im ADNBL. In diesem Exemplar ist der das Inkrafttreten 
des Reichsrechts in diesen Gebieten betreffende Teil unterstrichen. Vgl. ADNBL, 
506/6, Bl.�38.

396 Uhlendahl an die Schriftleitungen der »Eupener Nachrichten«, der »Eupener Zei-
tung«, der »Malmedyer Zeitung« und der »St. Vither Volkszeitung«, 19.9.1940, 
ebd., Bl.�41. Der offenbar von der DB ›zusammengestellte‹ Entwurf aus der RKK-
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Ob dieses Vorgehen mit dem RMVuP oder der RKK abgesprochen war, ist un-
klar, aber nur wenig später erschienen Artikel in verschiedenen belgischen Zei-
tungen, welche die von der DB versandte ›Anordnung‹ öffentlich und damit ver-
bindlich machten.397 

Um den Erhalt der ihr nach Reichsrecht ›zustehenden‹ Bücher sicherzustel-
len, wurden die besetzten Gebiete immer wieder an ihre Lieferpflicht erinnert.398 
So ging Uhlendahl in der gleichen Weise wie in Belgien im Herbst 1940 auch in 
den »wiedergewonnenen Ostgauen« vor, wobei es ihm vor allem darauf ankam, 
»die von der Verordnung neuerdings betroffenen Gebiete auf die Abgabepflicht« 
hinzuweisen und der DB damit »zeitraubende Aufklärungs-, Mahn- und Rekla-
mationsarbeit« zu ersparen. Zudem diene die rasche und vollständige Abliefe-
rung aller erschienenen Schriften »der Pflege des großdeutschen Gedankens« 
und der Erfüllung der ihr vom vorgesetzten RMVuP übertragenen Aufgaben.399 
Während sich die DB in diesem Fall ihr Verhältnis zum RMVuP zunutze machte, 
gingen die Impulse in anderen Fällen von örtlichen Behörden aus. So wurden im 
Oktober 1941 alle von den Einrichtungen, Gliederungen und Anstalten der deut-
schen Volksgruppe im »unabhängigen Staat Kroatien« herausgegebenen Druck-
schriften einer Ablieferungspflicht an die DB unterworfen.400 Im April 1942 
folgte eine entsprechende Anordnung des Reichsstatthalters im Reichsgau 
›Wartheland‹.401 Bereits im März 1941 war die Einführung der RKK-Gesetzge-
bung auch für Luxemburg in Aussicht gestellt worden, was aber erst 1944 reali-

Anordnung vom 20.9.1935 und der neuen, Eupen, Malmedy und Moresnet betref-
fenden Ablieferungspflicht an die DB, findet sich ebd., Bl.�42.

397 »Ablieferung von Druckschriften an die Deutsche Bücherei in Leipzig«, in: Eupe-
ner Zeitung vom 24.9.1940 und in St. Vither Volks-Zeitung vom 25.9.1940, ebd., 
Bl.�41R.

398 Vgl. Ablieferungspflicht von Druckschriften des Memellandes sowie der Gebiete 
von Eupen, Malmedy und Moresnet an die Deutsche Bücherei in Leipzig, in: 
BBl.�107 (1940), vom 24.9.1940, ebd., Bl.�44. 

399 Uhlendahl an den Verlag »Der Danziger Vorposten GmbH« (Danzig), 5.11.1940, 
ebd., Bl.�53; Uhlendahl an die Schriftleitungen der Zeitungen »Danziger Vorpos-
ten«, »Danziger Neueste Nachrichten«, »Danziger Morgenzeitung«, »Deutsche 
Rundschau« (Bromberg), »Tiegenhöfer Wochenblatt«, »Thorner Freiheit«, »Litz-
mannstädter Zeitung«, »Volksfreund« (Litzmannstadt), »Ostdeutscher Beobach-
ter« (Posen), »Kattowitzer Zeitung«, »Oberschlesischer Kurier« (mit anliegendem 
Entwurf betr. Ablieferung von Druckschriften an die DB unter Bezugnahme auf 
die Anordnung des Präsidenten der RKK vom 30.1.1940), 8.10.1940, ebd., Bl.�45�f.

400 Anordnung des Volksgruppenführers Branimir Altgayer betr. Zentralsammelstelle 
des gesamten deutschsprachigen Schrifttums aller Länder, in: Verordnungsblatt 
der Volksgruppenführung der deutschen Volksgruppe im Unabhängigen Staate 
Kroatien, Folge 6, Zagreb-Agram, 20.10.1941, ADNBL, 506/6, Bl.�60R.

401 Anordnung des Reichsstatthalters über die Ablieferung der Pflichtstücke von Dru-
ckererzeugnissen im Reichsgau Wartheland vom 29.4.1942, in: Verordnungsblatt 
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siert wurde.402 Im Juli 1943 kam es zu einer Verordnung des Chefs der Zivilver-
waltung in Luxemburg, in der festgelegt wurde, die in seinem Bereich 
erscheinenden Druckwerke in je einem Exemplar an die Landesbibliothek Lu-
xemburg, die PSB und die DB abzuliefern.403 Kurz zuvor war die RKK-Anord-
nung vom 20. September 1935 auch auf das Elsass und Lothringen ausgedehnt 
worden, womit der DB nunmehr die Druckschriften auch dieser Gebiete zuge-
hen sollten.404 

Darüber hinaus insistierte die DB auf ihr ›Pflichtexemplarrecht‹ im ›Altreich‹. 
Als Uhlendahl Ende 1941 erfuhr, dass im Eher-Verlag eine nicht für die Öffent-
lichkeit bestimmte bibliophile Sonderausgabe von Hitlers »Mein Kampf« er-
schienen war, bat er Wilhelm Baur unter Verweis auf die amtliche Ablieferungs-
pflicht um ein Exemplar für die DB. Zwar zeigte sich Baur von Uhlendahls 
»juristischen Ausführungen über eine eventuelle Ablieferungspflicht« keines-
wegs beeindruckt, ließ der DB aber dennoch ein Exemplar zugehen.405 Wie Baur 

des Reichsstatthalters im Warthegau Jg.�1942, Nr.�15 vom 15.5.1942, ADNBL, 
843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�143.

402 Vgl. Bericht Albert Pausts über die hauptsächlichen Ergebnisse der Werbereisen 
durch die besetzten Gebiete vom 8.2.-13.3.1941 (hier: Luxemburg, Außenstelle des 
Reichspropagandaamtes, Krautmarkt), ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-1941), Bl.�34 
(Umschlag mit losen Zetteln); Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung in Lu-
xemburg über die Einführung von Kulturgesetzen in Luxemburg vom 24.3.1944, 
in: Verordnungblatt für Luxemburg, Nr.�12 vom 31.3.1944, ADNBL, 843/0 (Hef-
ter: 1938-1944), Bl.�165.

403 Vgl. Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung in Luxemburg über die Abgabe 
der Freistücke von Druckwerken an die Landesbibliothek Luxemburg vom 
6.7.1943, in: Verordnungsblatt für Luxemburg Jg.�1943, Nr.�30 vom 15.7.1943, 
S.�151, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�144.

404 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 30.6.1943, ADNBL, 506/6, Bl.�62. Im Dezember 1943 
ergänzte Goebbels seine RKK-Anordnung vom 20. September 1935 dahingehend, 
dass derjenige, der Übersetzungs- oder Verlagsrechte ins Ausland verkaufte, ver-
pflichtet sei, ein Exemplar an die DB abzuliefern. Vgl. Anordnung von Goebbels 
zur Ergänzung der Anordnung vom 20.9.1935 über die Ablieferung von Druck-
schriften an die DB vom 3.12.1943, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�159; 
Günther Gentz (RSK) an Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel, 11.12.1943, 
ebd., Bl.�155.

405 Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 10.1.1942, ADNBL, 507/1 (Hefter: 1939-1944), 
Bl.�76. Wie Uhlendahl Baur mitteilte, hatte ›Reichsleiter‹ Martin Bormann der DB 
im Auftrage des ›Führers‹ kurz zuvor ein Exemplar des nur in zehn Stücken her-
gestellten Faksimile-Druckes »August von Goethes Stammbuch 1800-1828« zu-
kommen lassen. Gleichzeitig bat er Baur darum, der DB in Zukunft ein Exemplar 
zu sichern, wenn »für den Führer oder Herrn Minister Dr. Goebbels oder eine an-
dere Persönlichkeit der Partei oder des Staates« Widmungsdrucke des Eher-Verla-
ges erscheinen sollten. Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV), 12.1.1942, ebd., Bl.�76R.
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dachten aber offenbar viele Verleger. Schon einige Wochen zuvor hatte die RSK 
moniert, dass sich die Fälle mehrten, in denen die Einsendung der Belegexem-
plare an die DB verspätet und erst auf wiederholte Mahnungen hin erfolgte. Um 
die Aktualität der Neuerscheinungsverzeichnisse und der DNBg nicht noch wei-
ter zu gefährden, drohte die RSK daher im Oktober 1941 damit, die rechtzeitige 
Bekanntgabe der Neuerscheinungen künftig besonders zu überwachen und säu-
mige Verlage zur Rechenschaft zu ziehen.406 Wie der Chef der Erwerbungsab-
teilung der DB vermerkte, gelang es infolge dieser »energischen« Maßnahme der 
RSK in fast allen Fällen die Übersendung der Belegstücke für die DB »auch un-
ter den gegenwärtigen Bedingungen sicherzustellen«.407 Dass die Drohungen der 
Kammer keine leeren Worte waren, zeigte ein Schreiben der RSK vom Mai 1944, 
wonach beabsichtigt war, gegen den »Wiener Verlag« und den »Verlag Stein-
brenner« im böhmischen Winterberg Ordnungsstrafverfahren »wegen Nicht-
ablieferung von Druckschriften an die Deutsche Bücherei einzuleiten«.408 Dane-
ben führte die DB auch ihre Suche nach fehlenden älteren Veröffentlichungen 
kontinuierlich fort. Gerade bei den älteren Drucken bestand die Gefahr, dass in-

406 Zu den Gründen für das Ausbleiben der Belegstücke für die DB gehörte die be-
wusste Vermeidung von Titelanzeigen in der DNBg, um nicht mit Bestellungen 
konfrontiert zu werden, die nicht erledigt werden konnten, da die knappen Aufla-
gen nicht einmal für zurückliegende Bestellungen ausreichten. In Rücksprache mit 
der DB wurde festgelegt, dass die Verlage in solchen Fällen zur Vermeidung un-
ausführbarer Bestellungen bei der Einsendung angeben sollten, die betreffende 
Auflage sei bereits durch Vorbestellungen vergriffen. Bei den Titelaufnahmen der 
DB sollte dann ein entsprechender Vermerk angefügt werden. Vgl. Mitteilungen 
der RSK: 128 betr. Sofortige Einsendung der Neuerscheinungen und Neuauflagen 
an die Deutsche Bücherei, in: Vertrauliche Mitteilungen für Fachschaft Verlag, 
Nr.�128 vom 1.10.1941, S.�3. In diesem Zusammenhang sei vermerkt, dass der Ent-
wurf der Verordnung auf die DB zurückging, die zwar »nicht gleich zu scharf ge-
gen die Verlage vorgehen« wollte, zumal diese Jahrzehnte hindurch die Anstalt 
freiwillig und großzügig geförderte hatten. Die Ausarbeitung und Durchsetzung 
der Anordnung erfolgte aber letztlich im Schulterschluss mit der RSK und zum 
Nutzen der DB. Vgl. RSK (Abt. III, Buchhandel) an DB, 30.7.1941, ADNBL, 507/1 
(Hefter: M-R), Bl.�156; Albert Paust an Georg von Kömmerstädt (RSK, Abt. III, 
Gruppe Buchhandel) (mit anliegendem Entwurf betr. sofortige Einsendung der 
Neuerscheinungen und Neuauflagen an die DB), 3.9.1941, ebd., Bl.�157�f.; Georg 
von Kömmerstädt (RSK) an DB, 16.9.1941, ebd., Bl.�159.

407 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL, 181/1-1941, 
Bl.�11, 14 (Kap. Sammeltätigkeit).

408 Gleichwohl waren diese zwei Verlage kein Einzelfall, denn im selben Schreiben 
wurde die RSK angehalten, im nächsten Heft ihrer »Vertraulichen Mitteilungen für 
die Fachschaft Verlag« erneut auf die »Ablieferung von Druckschriften« an die DB 
zu verweisen. RSK (I C, Berlin) an RSK (Abt. III, Leipzig), 13.5.1944, ADNBL, 
506/6, Bl.�70.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

1092

folge der allgemeinen Papierknappheit eine starke Steigerung der Makulierung 
älterer Lagerbestände zu erwarten war und damit viele Druckschriften endgültig 
vom Büchermarkt verschwanden. Infolge reger Kontakte zu zahlreichen Anti-
quariaten gelang es, einen Teil der Bestandslücken zu schließen. Wo dies nicht 
glückte, wurden Schriften aus anderen Bibliotheken ausgeliehen und Fotokopien 
angefertigt.409 

Die räumliche Ausweitung des Krieges hatte zur Folge, dass sich die her-
kömmlichen Möglichkeiten zur Literaturbeschaffung aus dem Ausland  – zu 
dem man 1940 noch mit 22.100 Stellen in 57 Ländern Beziehungen unterhielt – 
zunehmend erschöpften.410 So waren »seit Beginn des Ostfeldzuges Russland 
und infolge der Kriegserklärung Amerikas seit Ende 1941 auch sämtliche über-
seeischen Länder für die weitere Bearbeitung« ausgefallen.411 Daher intensi-
vierte die DB ihre Bemühungen zur Beschaffung des sammelpflichtigen Schrift-
tums in den europäischen Ländern. Dies erstreckte sich auch auf die nordischen 
Länder. In Stockholm unterhielt die DB mit der Buchhandlung »C.�E. Fritzes 
Kungl. Hovbokhandel« einen regen Geschäftsverkehr zur Beschaffung deutsch- 
und fremdsprachiger Veröffentlichungen des Auslandes.412 Die Bestellungen der 
DB in Schweden erstreckten sich auch auf die Werke emigrierter Verlage – wie 
etwa den Bermann Fischers –, mit denen die DB »wegen ihres Charakters meist 
nicht unmittelbar in Verbindung treten« konnte.413 Die Buchhandlung fungierte 
daher gewissermaßen als ›Strohmann‹ zur Beschaffung jener Literatur, die die 

409 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1940, ADNBL, 181/1-1940, Bl.�14 
(Kap. Sammeltätigkeit).

410 Schon wenige Monate vor Kriegsbeginn hatte Uhlendahl dem RMVuP Abschriften 
mehrerer Briefe ausländischer Verleger überreicht, »die ablehnende Äußerungen, 
meist politischen Inhalts, bezüglich der Lieferung ihrer Schriften« enthielten. Uh-
lendahl an RMVuP, 17.4.1939, ADNBL, 515/0, Bl.�54. Der Hinweis auf die Bezie-
hungen zu 57 Staaten findet sich in Werner Rust (DB) an Industrie- und Handels-
kammer (Leipzig) (mit Aufsatz Rusts: Die DB und die Wirtschaft), 7.8.1940, 
ADNBL, 182/3, Bl.�343R-349, hier Bl.�345.

411 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL, 181/1-1941, Bl.�20 
(Kap. Sammeltätigkeit).

412 Allerdings ergaben sich auch hier Probleme, denn wie das AA im Mai 1943 mit-
teilte, kam seit Kriegsbeginn »überhaupt keine russische Literatur« mehr nach 
Schweden. Dagegen war der schwedische Büchermarkt relativ gut mit »der neues-
ten englischen Literatur« versorgt. AA an Uhlendahl, 4.5.1943, ADNBL, 515/0, 
Bl.�58.

413 So zumindest Albert Paust (DB) an Curt Wagner (C.�E. Fritzes Kungl. Hovbok-
handel, Stockholm), 11.5.1944, ADNBL, uneingearbeitete Akte: »Briefwechsel 
zwischen DB und Fritze Kgl. Hovbokhandel, Stockholm, 1943-1956 (Faszikel von 
Frau Trettner erhalten, trägt Aufschrift »Dok. 395«), unp.
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DB als direkte Bestellerin vermutlich nicht erhalten hätte.414 Die Lieferungen 
aus Stockholm, für die die DB mit Devisen zahlen musste, trugen die Aufschrift 
»Für die besonderen wissenschaftlichen und archivalischen Zwecke der Deut-
schen Bücherei«, womit sie die deutschen Grenzkontrollen weitgehend unge-
hindert passieren konnten.415 Allerdings gab es auch Fälle, in denen Lieferungen 
nach Deutschland infolge von Behördenbestimmungen scheiterten. So teilte der 
Verlag Friedrich Reinhard AG. aus Basel Ende 1939 mit, dass es ihm nicht mög-
lich sei, seine Neuerscheinungen in Deutschland zu vertreiben, da er keine De-
visengenehmigungen erhalte. Unter diesen Umständen sah der Verlag davon ab, 
die DB zu beliefern und seine Neuerscheinungen in der DNBg anzeigen zu las-
sen. Auch wenn Paust erneut auf die »Pflicht zur Einsendung« verwies, wollte 
der Verlag diese »unter den gegenwärtigen Umständen nicht anerkennen«. 
Gleichwohl erklärte er sich bereit, der DB seine Neuerscheinungen zuzusenden, 
bat aber darum, selbige nicht in der DNBg anzuzeigen, denn infolge der ihm 

414 So deutete Paust 1942 an, bei der Beschaffung der einschlägigen Schriften aus dem 
»feindlichen Ausland«, insbesondere aus England und Amerika, müssten »natur-
gemäß besondere Wege beschritten« werden. Entwurf für den Bericht über die 
Verwaltung der DB 1942, ADNBL, 181/1-1942, Bl.�15 (Kapitel: Sammeltätigkeit).

415 Albert Paust (DB) an Hans Roth (C.�E. Fritzes Kungl. Hovbokhandel, Stockholm), 
8.10.1943, ebd., unp. Im Dezember 1939 hatte Uhlendahl das RMVuP darauf hin-
gewiesen, dass es wiederholt vorgekommen sei, dass Sendungen aus dem Ausland 
von den nun mit der Überwachung beauftragten Kommandostellen der Wehr-
macht geöffnet worden seien. Dabei habe man auch einige Sendungen ›verbotener 
und unerwünschter Literatur‹ zurückgehalten. Da dies die lückenlose Erfassung 
der deutschsprachigen Literatur störte, bat Uhlendahl das RMVuP, die für die  
Grenzkontrollen zuständigen Stellen des OKW an die Anordnung des RFM vom 
24.1.1935 zu erinnern, wonach die Zolldienststellen angewiesen wurden, die an die 
DB gerichteten Buch- und Zeitschriftenlieferungen unbeanstandet durchzulassen. 
Das RMVuP bat das OKW daraufhin, im Sinne der DB zu verfahren. Auch der 
Chef des SD setzte sich im Mai 1940 dafür ein, dass der DB »sämtliche Druck-
schriften aus dem Ausland ohne Rücksicht auf den Inhalt unbeanstandet« zuzulei-
ten seien. Uhlendahl an RMVuP, 15.12.1939, ADNBL, 515/0, Bl.�56; Wilhelm Hae-
gert (RMVuP) an DB, 12.1.1940, ebd., Bl.�56; Chef der Sicherheitspolizei und des 
SD an RMVuP, 9.5.1940, ebd., Bl.�56R; Albert Paust (DB) an RSHA (Amt III, Ber-
lin), 21.5.1940, ADNBL; 515/0, Bl.�57; Entwurf für den Bericht über die Ver-
waltung der DB 1940, ADNBL, 181/1-1940, Bl.�15, 24R�(Kap. Sammeltätigkeit). 
Immer wieder gab es Fälle, in denen Bücherlieferungen nach Deutschland »unter-
schlagen« wurden, was die Buchdruckerei Gaiser & Haldimann aus Basel dazu ver-
anlasste, so lange keine Bücher mehr ins Reich zu schicken, bis dort »wieder Recht 
und Ordnung« herrschten. Gaiser & Haldimann Buchdruckerei (Basel) an DB, 
14.3.1940, ADNBL, 524/0, Bl.�45.
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vorenthaltenen Devisen genehmigungen könne er Bücherbestellungen nach 
Deutschland nicht erfüllen.416

Die Bemühungen der DB erstreckten sich auch auf den südosteuropäischen 
Raum. Wie der Verwaltungsbericht für 1941 festhielt, wurden »nach Beendigung 
der Kriegshandlungen […] umgehend Kroatien und die übrigen früher zu Jugo-
slawien gehörenden Gebiete wieder bevorzugt bearbeitet«. Gleiches galt auch 
für die baltischen Gebiete, für die »nach ihrer Wiederbesetzung« besondere 
»Fehllisten« zusammengestellt wurden. Darüber hinaus bereitete die DB »wei-
tere Listen mit fehlenden Schriften aus den besetzten russischen Gebieten (Weiss-
ruthenien und Ukraine)« vor. Zur Ergänzung dieses älteren Schrifttums wurden 
Verbindungen mit dem Auswärtigen Amt und mit der Bibliothek der Antikom-
intern in Berlin aufgenommen und zur Erfassung »der jetzt von den deutschen 
Zivilverwaltungen in den Ostgebieten herausgegebenen Veröffentlichungen mit 
dem Generalreferat Ostraum« des RMVuP.417 Ob all diese ›Beschaffungen‹ über 
Pflichtexemplar-Bestimmungen oder über reguläre Käufe – wie etwa in Stock-
holm  – abgewickelt wurden, ist nicht im Einzelnen festzustellen. Gleichwohl 
fällt auf, dass es sich in vielen Fällen um ältere Schriften handelte, die »nach 1933 
wegen der politischen Einstellung« nicht mehr an die DB gesandt worden waren. 
Auch ist zu beachten, dass es sich hierbei um »Schriften aus dem Generalgou-
vernement und aus den von den deutschen Truppen besetzten Ländern und Ge-
bieten« handelte, in denen die klassischen Normen zwischenstaatlicher Bezie-
hungen von der Besatzungsmacht außer Kraft gesetzt worden waren.418 So geht 
aus einem Tätigkeitsbericht des »Sonderkommandos Künsberg« vom 20. August 
1942 hervor, dass die DB als einzige wissenschaftliche Bibliothek neben der PSB 
zu den Empfängern von in Russland »sichergestelltem Material« gehörte.419 Im 
ersten DB-Verwaltungsbericht nach Kriegsbeginn stellte Albert Paust fest, dass 
nach der »Beendigung des Polenfeldzuges für das neugeschaffene General-
gouvernement« in der DB eine systematische Bearbeitung des dort erschienenen 
deutschsprachigen Schrifttums eingesetzt habe, »um die im früheren Polen er-
schienenen Schriften, die vielfach aus begreiflichen Gründen nicht abgeliefert« 
worden seien, »noch sicherzustellen«. Zu diesem Zweck habe man nicht nur mit 
den »volksdeutschen Kreisen« und unter deutsche Leitung gestellten Bibliothe-

416 Friedrich Reinhard AG (Basel) an DB, 12.12.1939 u. 3.2.1940, ADNBL, 507/1 
(Hefter: 1939-1944), Bl.�28 u. 29; Albert Paust (DB) an Friedrich Reinhard AG (Ba-
sel), 24.1.1940, ebd., Bl.�28R; Albert Paust (DB) an Albert Hess (BV), 24.2.1940, 
ebd., Bl.�27. 

417 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL, 181/1-1941, Bl.�20 
(Kap. Sammeltätigkeit).

418 Ebd., Bl.�11R.
419 Ob es wirklich dazu kam, ist unklar. Briel, Beschlagnahmt, S.�284.
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ken kooperiert, sondern sofort auch »mit den neuen deutschen Verwaltungsstel-
len des Generalgouvernements« Verbindung aufgenommen.420

Daher ist anzunehmen, dass sich die von Albert Paust skizzierten Beschaf-
fungsmaßnahmen in den ›besetzten Gebieten‹ auch auf beschlagnahmte Schrif-
ten erstreckten. Dass dies keineswegs abwegig war, bewiesen die seit 1933 ge-
wachsenen, weitgehend reibungslosen Beziehungen der DB zur Gestapo und 
zum SD, die ihren Niederschlag etwa in zwei DB-Wunschlisten vom Mai 1940 
fanden, in denen Hans Cordes und Albert Paust das RSHA um die Übersendung 
verschiedener Veröffentlichungen für das »Geheimarchiv« der DB baten.421 Wie 
selbstverständlich man am Deutschen Platz Anspruch auf beschlagnahmte 
Schriften erhob, zeigte ein Brief Pausts vom selben Monat, in dem er im Auftrag 
der DB-Generaldirektion gegenüber dem Berliner Gestapa seine schon 1938 for-
mulierte Bitte wiederholte, an alle Staatspolizeistellen besondere Anweisung zu 
erlassen, nach der »sie grundsätzlich von sämtlichen der von ihnen beschlag-
nahmten und sichergestellten Schriften ein Exemplar an die Geheimabteilung der 
Deutschen Bücherei zu übersenden« hätten. Ohne die Mitarbeit der Gestapo sei 
es unmöglich, »die erstrebte Vollständigkeit auch bei dem geheimen und be-
schlagnahmten Schrifttum« zu erreichen. Dies sei aber umso unerlässlicher,

»da die Deutsche Bücherei seit Anfang 1939 im Auftrage des Reichsministeri-
ums für Volksaufklärung und Propaganda die Listen des geheimen und be-
schlagnahmten Schrifttums bearbeitet, die zugleich das Material für die Jahres-
listen des schädlichen und unerwünschten Schrifttums enthält und damit das 
eigene unentbehrliche Nachschlagematerial für die Staatspolizei selbst liefert. 
Wenn auch die meisten Staatspolizeistellen im Altreich und in der Ostmark 
ohne weiteres die Wünsche der Deutschen Bücherei erfüllen, so wäre trotzdem 
noch eine entsprechende grundsätzliche Anweisung durch Rundschreiben an 
alle Staatspolizeistellen erwünscht, d.�h. insbesondere unter Einbeziehung der 
neu eingegliederten Ostgebiete, des Generalgouvernements und des Protekto-
rats Böhmen und Mähren sowie der neubesetzten Gebiete im Westen.«422

Immerhin, so Paust abschließend, habe sich die DB wie schon während des Ers-
ten Weltkrieges auch nun das Ziel gesetzt, »das in den besetzten Gebieten er-

420 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1939, ADNBL, 181/1-1939, Bl.�29 
(Kap. Sammeltätigkeit).

421 Vgl. Hans Cordes (DB) an RSHA (Berlin), 8.5.1940, USHHM, RG 15.007M, Reel 
28, File 247, Bl.�8; Albert Paust (DB) an RSHA (Berlin), 16.5.1940, ebd., Bl.�9. Ob 
die in den Schreiben aufgeführten Werke der DB zugingen, ist zweifelhaft, da sie 
heute offenbar alle im Bestand der DNB fehlen. Ein weiteres Beispiel findet sich in 
Gestapo (Staatspolizeistelle Leipzig) an DB (Leiter der Beschaffungsabteilung), 
23.9.1941, ADNBL, 580/0, Bl.�69.

422 Albert Paust (DB) an Fritz Rang (Gestapo, Berlin), 23.5.1940, ADNBL, 524/0, 
Bl.�48.
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scheinende Schrifttum gleichfalls in ihren Sammelbereich einzubeziehen und so 
vollständig wie möglich zu erfassen«.423 In einem anderen Fall kündigte Uhlen-
dahl den Besuch seines Erwerbungschefs im RMVuP mit den Worten an, dieser 
wolle die dort »aufgestapelte jüdische Literatur« in Augenschein nehmen. »Ich 
denke«, so Uhlendahl, »dass wir allerhand davon gebrauchen können«.424 Im 
November 1941 ging der DB eine Lieferung des RSHA mit 2.595 Schriften zu. 
Wie die Beschaffungsabteilung feststellte, war ein großer Teil dieser Werke in 
den Beständen der DB bereits vorhanden. Allerdings befanden sich unter den 
Veröffentlichungen, vom RSHA als »konfessionelles Kleinschrifttum« dekla-
riert, 164 Werke, die der DB noch fehlten. Wie eine Recherche im Online-Kata-
log der DNB ergab, wurden mindestens 137 dieser Werke von der DB übernom-
men und in ihren Bestand eingearbeitet.425

423 Ebd.
424 Uhlendahl an Günther Lutz (RMVuP), 13.9.1941, ADNBL, 507/7, Bl.�13.
425 Uhlendahl an Wilhelm Baur (BV) (mit anliegender Übersicht: Konfessionelles 

Kleinschrifttum, das an die Deutsche Bücherei nicht eingesandt wurde. Nachprü-
fung des vom Reichssicherheitshauptamt zur Verfügung gestellten Materials), 
27.11.1941, ADNBL, 507/0, Bl.�45-50. Aus der ›RSHA-Liste‹ der DB geht nur her-
vor, dass sie Bücher enthielt, die der DB noch fehlten. Die Überprüfung am On-
line-Katalog der DNB ergab, dass die in der ›RSHA-Liste‹ aufgeführten Werke 
heute die Signaturen »1942 A 2474« bis »1942 A 2503« sowie »1942 A 2515« bis 
»1942 A 2621« aufweisen. Da die Titel in der DB nach dem Prinzip des fortlaufen-
den Eingangs (numerus currens bzw. mechanische Aufstellung) aufgenommen 
wurden, ist die Tatsache, dass die Bücher der ›RSHA-Liste‹ mit der fortlaufenden 
Nummernfolge der DNB-Signaturen übereinstimmen, der wohl deutlichste Beleg 
für eine Übernahme der Schriften durch die DB. Hinzu kommt, dass es sich bei 
allen Werken um konfessionelle Schriften verschiedener Verlage handelt, was den 
Bezug zur ›RSHA-Liste‹ ebenfalls plausibel macht. In vielen Fällen geben die Zu-
gangsbücher der DB heute Auskunft über die Herkunft der inventarisierten Bü-
cher. So lassen sich aus dem Zugangsbuch von 1938 Hinweise auf die »Bibl. Paust«, 
also die  »Bücherverwertungsstelle Wien« (lfd. Nr.�17649, 17652, 18075, 18602), die 
Gestapo Leipzig (lfd. Nr.�18347) sowie das »Reichskriminalpolizeiamt« Berlin (lfd. 
Nr.�19052) und im Zugangsbuch 1939 Hinweise auf die »Bücherverwertungsstelle« 
Wien (lfd. Nr.�250) ableiten. Für die zwischen 1941 und 1943 aufgenommenen Bü-
cher ist das heute unmöglich, denn diese Zugangsbücher (Signaturgruppen A-B), 
1929 bis 1943 (Signaturgruppe C) sowie ein Teil der Zugangsbücher für die Signa-
turgruppen SA, SB, SC fielen dem Luftangriff vom 4.12.1943 zum Opfer. Mit der 
Rekonstruktion der Zugangsbücher wurde 1944 begonnen, was sich aber mindes-
tens bis 1949 hinzog. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 16.3.1944, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter: Direktorialverfügung 1944-1946), Bl.�18; Vermerk der DB: Stand der Lücken-
ergänzung der verbrannten Zugangsbücher, 1.7.1949, ADNBL, 538/1, Bl.�26. Im 
heute vorliegenden, 1946 erstellten Zugangsbuch für 1942 finden sich zwar fast alle 
Bücher der o.�g. ›RSHA-Liste‹, ohne aber auf ihre Herkunft hinzuweisen. Entwe-
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Nachdem die Übergangsbestimmungen der »Anordnung betreffend Listen 
des schädlichen und unerwünschten Schrifttums« vom 15. April 1940 – welche 
die »Totalindizierung« des jüdischen Schrifttums sanktioniert, aber den zeitlich 
befristeten Ausverkauf fachwissenschaftlicher Literatur noch genehmigt hat-
ten – 1942 ausliefen, suchte die RSK nach Wegen, den Verkauf ›marxistischer‹ 
und ›jüdischer‹ Schriften endgültig zu unterbinden.426 Im September 1940 wies 
die RSK in ihren »Vertraulichen Mitteilungen« für die Fachschaft Verlag noch 
darauf hin, dass verbotene Bücher für wissenschaftliche Bibliotheken von den 
Antiquariaten bereitgehalten werden sollten. Allerdings hatten »Feststellungen« 
der Gestapo ergeben, dass solche Bücher immer wieder in den freien Verkauf ge-
langten. Um dies zu unterbinden, führte der Leiter der Fachgruppe »Antiquariat 
und Export« der RSK, Anton Hiersemann, im April 1942 aus, dass »infolge des 
Abtransportes zahlreicher Juden aus deutschen Großstädten […] eine ganze An-
zahl von Lesebibliotheken auf dem Auktionswege auf den Markt gekommen 
und meistens in die Hände von Antiquaren gelangt« seien. Unter diesen Büchern 
würden sich zahlreiche marxistische und jüdische Werke und sonstiges »schäd-
liches und unerwünschtes Schrifttum« befinden. Es sei die Pflicht eines jeden 
Antiquars, habe er solche Bibliotheken angekauft, »schädliches und uner-
wünschtes, marxistisches und jüdisches Schrifttum auszusondern und zu maku-
lieren«. Es genüge nicht, diese Werke zu sekretieren und für den eventuellen Ver-
kauf an wissenschaftliche Bibliotheken zurückzulegen, denn die Praxis habe 
erwiesen, dass dieses Schrifttum doch immer wieder in den Verkauf an die All-
gemeinheit gelange. Der Vizepräsident der RSK, Wilhelm Baur, pflichtete Hier-
semanns Überlegungen »im Grundsatz« bei, gab jedoch zu bedenken, ob es nicht 
ratsam sei, »eine Zentralstelle für das verbotene Schrifttum in Leipzig« zu schaf-
fen, »aus welcher dann wissenschaftliche Bibliotheken beliefert werden« könn-
ten.427 

Innerhalb der RSK-Nomenklatur bestand ganz offenbar Konsens darüber, 
dass diese Zentralstelle nur die DB sein konnte, denn Hiersemann legte kurze 
Zeit später einen neuen Entwurf einer »Anordnung über die Auswertung von 
Beständen verbotenen Schrifttums« vor, der nun direkt auf die »Anbietungs-
pflicht bei der Deutschen Bücherei« verwies. Auch Uhlendahl war mit dem von 
der RSK avisierten Vorgehen »durchaus einverstanden«.428 Im Ergebnis dessen 

der war man sich zu diesem Zeitpunkt nicht mehr über ihre zweifelhafte Herkunft 
im klaren oder aber man hatte kein Interesse daran, diese zu offenbaren.

426 Vgl. Kap.�V.�A. 5.4.2. Allgemein dazu Dahm, Buch, S.�195-197; Barbian, Literatur-
politik (2010), S.�308.

427 Wilhelm Baur (RSK, Berlin) an Günther Gentz (RSK, Berlin) (mit anliegendem 
Entwurf des Rundschreibens von Anton Hiersemann), 7.4.1942, BArch Berlin, 
R�56-V/67, Bl.�210�f.

428 In diesem Zusammenhang hatte die DB die Bitte ausgesprochen, »bei der Formu-
lierung der Anbietungspflicht verbotenen Schrifttums an die Deutsche Bücherei 
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gab der Präsident der RSK am 10. Juni 1942 bekannt, dass nach seiner Anord-
nung vom 15.  April 1940 ›schädliches und unerwünschtes Schrifttum‹ weder 
vorrätig gehalten, noch verbreitet werden dürfe. Da aber durch die Ersteigerung 
jüdischer Büchereien ›derartiges‹ Schrifttum häufig in den Besitz von Antiqua-
riaten gelangt sei, werde nunmehr festgelegt, diese hätten ›schädliches und uner-
wünschtes Schrifttum‹ »unverzüglich auszusondern und listenmäßig mit ge-
nauen bibliographischen Angaben […] der Deutschen Bücherei in Leipzig zu 
melden«. Die nach diesen Listen angeforderten Werke seien gegen Erstattung der 
Versandkosten an die DB einzusenden und der Rest unverzüglich zu makulieren. 
Zuwiderhandlungen würden mit Ordnungsstrafen, Vertriebsverbot oder mit 
dem Ausschluss aus der RSK bestraft.429 Dem REM stellte die RSK anheim, die 
ihm unterstehenden Bibliotheken, die berechtigt seien, verbotenes Schrifttum zu 
sammeln bzw. sekretiert aufzubewahren, darüber zu informieren, dass die in die 
›Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums‹ aufgenommenen Veröf-
fentlichungen in Zukunft nicht mehr durch die Antiquariate, sondern nur noch 
über die DB zu beziehen seien.430 

Diese Entscheidung war insofern von Interesse, da die PSB seit 1934 von den 
Behörden beschlagnahmte Werke an verschiedene wissenschaftliche Biblio the-
ken verteilt hatte, was durch die Entscheidung der RSK nun unterlaufen wur-
de.431 Es kam aber auch nach der neuen RSK-Anordnung immer wieder vor, dass 
unerwünschte Werke makuliert wurden, bevor es zur Abgabe wenigstens einiger 
Belegstücke an die wissenschaftlichen Bibliotheken kam, selbst wenn es sich um 
Pflichtexemplare handelte. Aus diesem Grund bat der Reichsbeirat für Biblio-

unbedingt zu berücksichtigen, dass die einzureichenden Listen exakte bibliogra-
phische Angaben enthalten« mussten. Anton Hiersemann (RSK, Abt. III, Leipzig) 
an RSK (Berlin), 19.5.1942, ebd., Bl.�205; Anton Hiersemann (RSK, Abt. III, Leip-
zig) an Wilhelm Ihde (Geschäftsführer der RSK, Berlin), 27.5.1942, BArch Berlin, 
R�56-V/68, Bl.�59.

429 Bekanntmachung des Präsidenten der RSK vom 10.6.1942 betr. Durchführungs-
verordnung zur Anordnung Nr.�70 [vom 15.4.1940], in: BBl.�109 (1942), Nr.�127 
vom 13.6.1942, ADNBL, 580/0 (Listen 1941-1942), Bl.�37R. Wenige Tage später 
gab der Präsident der RSK bekannt, dass sich seine Durchführungsbestimmung 
vom 10.6.1942 nicht auf wissenschaftliches Schrifttum beziehe, für das inzwischen 
wieder eine Ausnahmeregelung bis zum 31.12.1942 erlassen worden war. Vgl. Mit-
teilung des Präsidenten der RSK vom 30.6.1942 über die Amtliche Bekannt-
machung Nr.�70 betr. Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums, in: 
BBl.�109 (1942), Nr.�151 vom 1.7.1942, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�190. Der 
 Vertrieb wissenschaftlicher Literatur jüdischer Autoren wurde dem Buchhandel 
ebenso wie den Verlagen ab 1943 völlig untersagt. Vgl. Barbian, Literaturpolitik 
(2010), S.�309.

430 Vgl. RSK an REM, 24.6.1942, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�194. 
431 Zur Verteilung beschlagnahmter Literatur an verschiedene wissenschaftliche Bi-

bliotheken durch die PSB vgl. Briel, Beschlagnahmt, S.�174-178.
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theksangelegenheiten das REM im April 1943, beim RMVuP eine Anordnung zu 
erwirken, durch welche die über die Makulierung entscheidenden Stellen ange-
wiesen wurden, je ein Exemplar der zu vernichtenden Werke an die PSB, die 
BSB, die Nationalbibliothek in Wien, die DB und an die Bibliotheken abzuge-
ben, die Anspruch auf die Ablieferung eines Pflichtexemplars hatten.432 In seiner 
Funktion als Vorsitzender des Reichsbeirats empfahl Krüss, die Erwerbungs-
abteilung der PSB mit der Wahrnehmung der Verteilungsaufgabe zu betrauen. 
Damit war das RMVuP jedoch nicht einverstanden. Vielmehr legte der Leiter der 
Schrifttumsabteilung im RMVuP, Wilhelm Haegert, im Juli 1943 fest, dass die 
Verteilung sämtlicher beschlagnahmten bzw. verbotenen Schriften durch die DB 
zu erfolgen habe.433 Ob dies letztlich geschah, und ob die PSB ihre in den drei-
ßiger Jahren eingeübte Verteilungspraxis während des Krieges trotzdem auf-
rechterhielt, konnte nicht festgestellt werden.434 Sicher ist jedoch, dass der DB 
auch weiterhin beschlagnahmte Werke seitens der Behörden zugingen.435 

Einen besonders evidenten Fall markierte die zumindest beabsichtigte Über-
nahme der »Verbotsbücherei des Werbe- und Beratungsamtes für das deutsche 
Schrifttum im Umfang von schätzungsweise 8.000 Bänden«. Wie das RMVuP im 
April 1943 mitteilte, sollten diese Bücher in den Geheimbestand der DB über-
führt werden, da das Ministerium bei sich auf die Dauer keine Gewähr für ihre 
bombensichere Unterbringung übernehmen konnte.436 Im Juli 1943 teilte die 
Schrifttumsabteilung des RMVuP mit, »die hiesige Verbotsbücherei« werde »in 
diesen Tagen« aufgelöst und der Bestand nach Leipzig transportiert. Da der 
Schrifttumsabteilung in Berlin dann überhaupt keine Verbotsbücher mehr zur 

432 Vgl. Abschrift eines Schreibens des Reichsbeirats für Bibliotheksangelegenheiten 
an REM, 22.4.1942, ADNBL, 524/0, Bl.�52. Vgl. auch Briel, Beschlagnahmt, S.�191.

433 Vgl. Wilhelm Haegert (RMVuP) an REM, 16.7.1943, ADNBL, 524/0, Bl.�51. 
434 Vgl. Briel, Beschlagnahmt, S.�192.
435 Vgl. Geheime Staatspolizei (Staatspolizeistelle Wien) an DB, 9.3.1943, ADNBL, 

580/0 (Hefter: H-P), Bl.�132; RMVuP (Abt. S) an Cäcilie Schmidt (Erkundungsre-
ferat des RMVuP an der DB), 21.9.1942, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1933-1944), unp.

436 Gerhard Heidelberger (RMVuP, Abt. S) an Uhlendahl, 9.4.1943, ebd., unp. Offen-
bar machte das RMVuP kurz darauf einen Rückzieher und wollte von der Über-
sendung der »Verbotsbücher« absehen, da sie in der Schrifttumsabteilung des RM-
VuP fast täglich als Arbeitsunterlagen benötigt wurden und sich wohl auch eine 
»bessere Unterbringungsmöglichkeit« gefunden hatte. Gerhard Heidelberger 
(RMVuP, Abt. S) an Uhlendahl, 19.4.1943, ebd., unp. Im November 1943 fragte das 
RMVuP an, ob es im Fall eines Bombenschadens seine ganze Schrifttumsabteilung 
mit ca. 50 Mitarbeitern an die DB verlagern könne, was Uhlendahl jedoch mit dem 
Verweis auf die bestehenden Platzprobleme ablehnte. Vgl. Dr. Gerber [?] (RM-
VuP) an die DB, 17.11.1943, ADNBL, 315/0, Bl.�3. Etwa zeitgleich wurde auch eine 
ähnliche Anfrage der in der Technischen Messe untergebrachten Junkerswerke ab-
gelehnt. Vgl. Vermerk von Werner Rust für Uhlendahl, 22.11.1943, ebd., Bl.�5; Ver-
merk Uhlendahls vom 2.12.1943, ebd., Bl.�5R-6.
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Verfügung stünden, komme es darauf an, die Bücher in der DB für den dienst-
lichen Verkehr des RMVuP verfügbar zu halten. Dies bezog sich auch auf die 
bereits im Luftschutzkeller der DB untergebrachten älteren ›Verbotsschriften‹, 
woraufhin Uhlendahl die Jahrgänge bis 1938 wieder verfügbar machte.437 

Für die DB bestanden, so Uhlendahl im September 1940, bei der »Sammlung 
des Emigrantenschrifttums der Weststaaten« große Probleme, denn die Erwer-
bung des deutschsprachigen Auslandsschrifttums »in den jetzt besetzten Gebie-
ten des Westens« war infolge der dort herrschenden »wenig deutschfreundlichen 
Einstellung« wesentlich erschwert. Die sammelpflichtigen Schriften seien erst 
nach mehrfachen Mahnungen oder überhaupt nicht eingesandt worden, die 
Überlassung gewerkschaftlicher, sozialistischer und international eingerichteter 
Literatur werde in zahlreichen Fällen grundsätzlich verweigert. Auch das in die-
sen Ländern in großem Umfang erscheinende »Emigrantenschrifttum« habe 
man nur zu einem geringen Teil beschaffen können. Daher sei es notwendig, den 
Erwerbungschef Paust in die wichtigsten Städte der besetzten Westgebiete (Nie-
derlande, Belgien, Frankreich) zu schicken, um dort »im Einvernehmen mit den 
zuständigen Behörden und Amtsstellen« – den dortigen Reichspropagandaäm-
tern, den Propagandastaffeln der Wehrmacht sowie den Stellen der Staatspolizei, 
des SD und der NSDAP – »an Ort und Stelle das fehlende Schrifttum für die 
Deutsche Bücherei sicherzustellen«. Gleichzeitig sollte Paust in den Gebieten 
Luxemburgs, Lothringens und des Elsass die Verleger und sonstigen Stellen, die 
deutsche Literatur herausgaben, aufsuchen und die Ablieferung dieser Schriften 
an die DB »auch während der Kriegszeit […] regeln«.438 Obwohl das RMVuP 

437 Vgl. Rudolf Erckmann (RMVuP, Abt. S) an Frau Cäcilie Schmidt (Erkundungs-
referat des RMVuP an der DB), 13.7.1943, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1933-1944), 
unp. Uhlendahl hatte hinsichtlich des verbotenen Schrifttums bis dahin die Er-
scheinungen der Jahre bis 1941 verfügbar gehalten. Da das RMVuP eine Erweite-
rung dieses Kreises für seine Arbeiten wünschte, machte er auch die bereits im 
Luftschutzkeller gesicherten Jahrgänge bis 1938 wieder zugänglich, sodass dem 
Ministerium Ende 1943 das verbotene Schrifttum der Jahre 1938 bis 1943 zur Ver-
fügung stand. Noch weiter zurück wollte Uhlendahl aber nicht gehen. So sollten 
Bücher aus früherer Zeit im Bedarfsfall aus den übrigen Leipziger Bibliotheken 
beschafft werden. Vgl. Uhlendahl an ORR�Dr. Albrecht (RMVuP), 2.10.1943, ebd., 
unp.

438 Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP), 21.9.1940, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-
1941), Bl.�17; Uhlendahl an RMVuP (mit anliegendem Entwurf Uhlendahls für ein 
Empfehlungsschreiben des RMVuP für Paust), 4.11.1940, ebd., Bl.�19�f. Ob der Plan 
der DB und der wiederholte Verweis auf das der DB noch fehlende »Emigranten-
schrifttum« mit einem kurz zuvor erteilten RMVuP-Auftrag zur Aufstellung einer 
»möglichst zusammenfassenden Bibliographie der deutsch geschriebenen Buch- 
und Zeitschriftenerzeugnisse der deutschen Emigranten« zusammenhing, konnte 
nicht festgestellt werden. Eine derartige Aufstellung für die Sachgebiete Philoso-
phie und Literaturwissenschaft hatte das RMVuP im August 1940 von der DB 
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dies begrüßte, verzögerte sich Paust Reisebeginn wiederholt, da er die für die 
Einreise nach Belgien und Frankreich notwendigen Papiere nicht erhielt. Paust 
drängte auf die Erteilung der notwendigen Genehmigungen. Die Reise dürfe 
nicht länger hinausgeschoben werden, da von den ›Emigrantenschriften‹ und den 
sonstigen unerwünschten Veröffentlichungen »sonst voraussichtlich überhaupt 
nichts mehr zu bekommen« sei.439

Die fünfwöchige Dienstreise führte Paust im Frühjahr 1941 nach Amsterdam, 
Leiden, Den Haag, Antwerpen, Brüssel, Paris, Straßburg, Kolmar, Metz und Lu-
xemburg. Dort nahm er mit den örtlichen Dependancen des RMVuP, der Ge-
stapo, des SD und des Amtes Rosenberg sowie mit Verlagen und Bibliotheken – 
insgesamt 110 Stellen – Fühlung auf, »um aus dem beschlagnahmten Material die 
ganz oder zum Teil in deutscher Sprache erschienene umfangreiche Emigranten- 
und Hetzliteratur noch sicherzustellen«.440 Wie sachlich-kühl Paust seinen Auf-
trag erledigte und wie unbeeindruckt er sich über das von den Deutschen er-
richtete Terrorregime im Westen zeigte, offenbart ein Ausschnitt aus seinem 
umfangreichen Reisebericht. So hielt er über seinen Besuch in der Außenstelle 
Amsterdam des Befehlshabers der Sicherheitspolizei und des SD fest:

»Am 10.2.1941 hatte ich eine Vorbesprechung mit dem Leiter, Obersturmfüh-
rer Moller, der zu jeder Unterstützung bereit war und den Sacharbeitern ent-
sprechenden Auftrag gab. Im übrigen war an diesem Tage auf der Dienststelle 
Großbetrieb wegen des in der Nacht ausgebrochenen Judenaufstandes; es 
wurden scharfe Befehle zu seiner Unterdrückung erteilt, das ganze Judenvier-
tel abgeriegelt und die Schaffung eines Ghetto vorbereitet. Am nächsten Tage 
fuhr ich mit SS-Hauptscharführer Krüssmann und zwei Leuten von der Mus-
sert-Bewegung, die in allen deutschen Dienststellen wertvolle Hilfe leisten, 
zum Verlag Allert de Lange. Auf dem Boden des Geschäftshauses, das im üb-
rigen auf Anweisung aus Den Haag seinen Betrieb doch noch fortführen darf, 
befand sich das umfangreiche Lager an Emigrantenschrifttum. Die Durchsicht 

 gefordert und dabei darauf verwiesen, dass man in Berlin auf »eine grundsätzliche 
Bereinigung und schrifttumspolitische Erfassung der deutschsprachigen Emigran-
tenliteratur« abzielte. Günther Lutz (RMVuP) an DB, 8.8.1940 u. 10.8.1940, 
ADNBL, 700/1 (Ordner 6), unp.; Ernst Rückert (DB) an Günther Lutz (RMVuP), 
ohne Datum (Aug. 1940), ebd., unp.; Uhlendahl an Günther Lutz (RMVuP), 
11.9.1940, ebd., unp.

439 Albert Paust (DB) an Sebastian Losch (RMVuP, Abt. Schrifttum), 11.12.1940, ebd., 
Bl.�28; Rudolf Erckmann (RMVuP) an DB, 9.11.1940, ebd., Bl.�21. Dass es bei der 
Reise insbesondere um ›Emigrantenschriften‹ und sonstige unerwünschte Veröf-
fentlichungen ging, zeigt das Schreiben von Uhlendahl an RMVuP (mit anliegen-
dem Entwurf Uhlendahls für ein Empfehlungsschreiben des RMVuP für Paust), 
4.11.1940, ebd., Bl.�19�f.

440 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1940, ADNBL, 181/1-1940, Bl.�14 
(Kap. Sammeltätigkeit).
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an Hand unserer Suchliste ergab eine Anzahl der fehlenden Werke; weitere 
wurden für alle Fälle mitgenommen, darunter zwei wertvolle Vorzugsaus-
gaben mit Widmungsvermerken der Verfasser. Zwei Exemplare der Suchliste 
ließ ich zurück, eine Ergänzung soll zunächst von der Zentrale in Den Haag 
versucht werden, wohin bereits umfangreiche Bestände abgeliefert worden 
sind; nach den dann noch fehlenden Schriften wird erneut in Amsterdam 
 gefahndet werden. Zu diesem Zweck hatte ich noch Unterredungen mit 
 Obersturmführer Barbie und Sturmbannführer Lauhus, die weitere Beschlag-
nahmeaktionen planten. Die Sendung aus Amsterdam mit 33 Werken ist in-
zwischen eingegangen.«441

Paust hatte für jedes Land und für jede Stadt spezielle »Suchlisten« vorbereitet. 
In Kooperation mit den örtlichen Dienststellen des SD und der Staatspolizei 
durchsuchte er wiederholt »selbst einige Lager« und stieß bei seinen Raubzügen 
auf bereitwillige Unterstützung der Besatzungsbehörden.442 Seine Verhandlun-
gen mit den Staatspolizei- und SD-Dependancen in Den Haag, Brüssel, Straß-
burg und Paris belegen, wie selbstbewusst Paust seine Ziele verfolgte und mit 
behördlicher Rückendeckung durchzusetzen vermochte:

Den Haag: »Am 15.2.1941 wurde ich […] von Hauptsturmführer Dr. Gils 
empfangen […]. Er war sofort bereit, der DB alles verfügbare Material zu 
überlassen und führte mich dann zu dem Sachbearbeiter, Untersturmführer 
Vogel, der früher in der Verbindungsstelle bei uns tätig war. Er wird gern alles 
tun, um der DB zu den ihr fehlenden Schriften zu verhelfen; je zwei Exem-
plare unserer Suchlisten für Den Haag und für die anderen holländischen 
Städte habe ich hinterlassen. Da sämtliche Zweigstellen des SD nach Den Haag 
abliefern müssen, hofft er, alle Wünsche erfüllen zu können.«443

441 Bericht von Albert Paust über die hauptsächlichen Ergebnisse der Werbereise 
durch die besetzten Gebiete vom 8.2.-13.3.1941 – hier Amsterdam (1.2.1941) Be-
such beim Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD Außenstelle Amster-
dam, Heerengracht 487, 26.4.1941, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-1941), Bl.�34 
(Umschlag).

442 Paust an Uhlendahl, 5.3.1941, 507/5 (Hefter: 1939-1941), Bl.�31. Ein Hinweis auf 
die »Suchliste für Luxemburg« findet sich bspw. im Bericht von Albert Paust über 
die hauptsächlichen Ergebnisse der Werbereise durch die besetzten Gebiete vom 
8.2.-13.3.1941 – hier Luxemburg (11.3.1941) Besuch bei der Einsatzabteilung der 
Sicherheitspolizei, Luxemburg, Äußerer Ring 61, 26.4.1941, ADNBL, 507/5 (Hef-
ter: 1939-1941), Bl.�34 (Umschlag). Ein Hinweis auf die »Suchliste für Antwerpen« 
findet sich ebd. – hier Antwerpen (17.2.1941), Besuch bei der Außenstelle der Pro-
pagandastaffel B, Antwerpen, Bexstr. 1, ebd.

443 Ebd. – hier Den Haag (15.2.1941) Besuch bei Staatspolizei und Sicherheitsdienst, 
Den Haag, Plein 1, ebd.
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Brüssel: »Da der Leiter, Regierungsrat Dr. Canaris, verreist war, besprach ich 
bei meinem Besuch am 21.2.1941 die Erfassung des unerwünschten Schrift-
tums mit den beiden Sachbearbeitern Obersturmführer Gent und Herrn Leh-
mann und übergab ihnen zwei Exemplare unserer Suchliste für Brüssel. Die 
Erfassung des verbotenen Schrifttums wird dort erst eingeleitet, sodass Aus-
sicht besteht, sämtliche fehlenden Schriften noch zu erfassen. Eine Liste des 
aus dem Handel zu ziehenden Schrifttums wird von Dr. Kaiser von der Pro-
pagandastaffel, der auch für Frankreich die ›Liste Otto‹ bearbeitet hat, zu-
sammen mit dem SD vorbereitet. Dann werden die Beschlagnahmeaktionen 
durchgeführt werden. Es wurde mir zugesichert, dass die DB an erster Stelle 
mit Material bedacht werden soll.«444

Straßburg: »Am 5.3.1941 […] vom Leiter, SS-Oberführer Dr. Scheel (dem 
Reichsstudentenführer) persönlich empfangen, der sich für die besonderen 
Aufgaben der DB sehr interessierte […] Er wird die gewünschte Anordnung 
an sämtliche ihm unterstehenden Dienststellen des SD zur Ablieferung je eines 
Exemplars aller beschlagnahmten Schriften an die DB unverzüglich erlassen. 
Er verwies mich dann noch an die Sachbearbeiter SS-Sturmbannführer Koch 
und SS-Sturmbannführer Landgraf, denen ich unsere Wünsche unter Überrei-
chung je eines Exemplars unserer Suchliste gleichfalls vorgetragen habe, und 
die der DB jede Förderung zusagten. […] SS-Sturmbannführer Regierungsrat 
Landgraf [Einsatzkommando der Sicherheitspolizei, Straßburg], der mich bei 
meinem Besuch am 5.3.1941 an die beiden Sachbearbeiter […] Untersturmfüh-
rer Leber und Kriminaloberassistent Brockmann, verwies. Letzterer hat schon 
bei seiner früheren Tätigkeit im Reich immer je ein Exemplar der beschlag-
nahmten Schriften an die DB gesandt, hat dies in einzelnen Fällen auch schon 
von Straßburg aus getan und wird sich bemühen, auf Grund der von mir über-
reichten Suchliste unsere Lücken zu ergänzen, soweit dies irgend möglich ist. 
Eine Sendung vom 12.3. ist inzwischen bereits eingegangen.«445

Paris: »Suchlisten der DB in zwei Exemplaren überreicht […]. Mit beiden in 
eine beschlagnahmte große Sortimentsbuchhandlung gefahren, wo große Men-
gen von Emigrantenschrifttum (auch aus Wiener und Schweizer Verlagen) auf-
gestapelt waren. Die Durchsicht ergab einige von uns gesuchte und weitere, 

444 Ebd.  – hier Brüssel (21.2.1941) Besuch bei Staatspolizei und Sicherheitsdienst, 
Brüssel, 453, Avenue Louise, ebd.

445 Ebd. – hier Straßburg (5.3.1941) Besuche beim Befehlshaber der Sicherheitspolizei 
und des SD im Elsass (Straßburg), Lessigstr. 2 und beim Einsatzkommando der Si-
cherheitspolizei Straßburg, Rupprechtshauser Allee 69, ebd.
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vermutlich fehlende Schriften, die sofort mitgenommen und der DB beschleu-
nigt übersandt werden sollen«.446

Bei seinen ›Beschaffungen‹ stieß Paust allerdings auch auf Konkurrenten, die 
ebenfalls nach Beutegut Ausschau hielten. Da seine Reise auch den Zweck ver-
folgte, Material für die Kriegssammlung der DB zu erfassen447, hatte er Kontakt 
zur Abteilung Heeresarchiv des in Brüssel residierenden Militärbefehlshabers in 
Belgien und Nordfrankreich aufgenommen, dessen Vertreter sich zunächst »völ-
lig ablehnend« verhielt und sich nur unter Vorbehalt bereit erklärte, einen Teil 
seiner Sammlung an die DB abzutreten.448 Paust musste auch feststellen, dass 
ihm die PSB zuvorgekommen war. Bei seinem Besuch im Referat Schrifttum der 
Hauptabteilung Volksaufklärung und Propaganda beim Reichskommissar für 
die besetzten holländischen Gebiete in Den Haag stellte er fest, dass der für die 
Verwaltung des gesamten Propagandaschrifttums für Holland zuständige Refe-
rent, Conrad Guse, die PSB bereits mit Material versorgte. Wie Paust Uhlendahl 
aber berichten konnte, sei Guse ›aufgeklärt‹ worden und habe die Anweisung 
erhalten, dass der DB das Material künftig »in der gleichen Vollständigkeit« wie 
der PSB zuzugehen habe.449 Paust:

»Eine Anordnung zur Abgabe sämtlicher Veröffentlichungen an die DB wird 
an die unterstellten Dienststellen erlassen werden. Ich erwirkte diese unter 
Hinweis auf die Preuss. Staatsbibliothek, für die eine solche unter dem 16.1.1941 
ergangen war, die mir Pg. Heinrich von der Parteizentrale für die Niederlande 
gezeigt hatte. Die Preuss. Staatsbibliothek hatte einen Antrag an den Reichs-
kommissar gerichtet betr. Abgabe aller ›dokumentarischen Unterlagen‹, auf 
die sie ›einen rechtlichen Anspruch‹ habe! Ich betonte, dass die DB als Biblio-
thek des Prop.-Min. den gleichen Anspruch erheben müsse. Bei der dem-
nächst zu erwartenden Neuregelung des holländischen Verlagswesens im Ein-

446 Ebd.  – hier Paris (27./28.2.1941) Besuch bei Sicherheitsdienst und Staatspolizei, 
Außendienststelle Paris, 72, Avenue Foch), ebd.

447 Vgl. Uhlendahl an Albert Hess (BV), 5.4.1941, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-1941), 
Bl.�33.

448 Bericht von Albert Paust über die hauptsächlichen Ergebnisse der Werbereise 
durch die besetzten Gebiete vom 8.2.-13.3.1941 – hier Brüssel (21.2.1941), Besuch 
beim Militärbefehlshaber in Belgien und in Nordfrankreich, Abteilung Heeresar-
chiv, Brüssel, École Militaire, 26.4.1941, ADNBL, 507/5 (Hefter: 1939-1941), 
Bl.�34 (Umschlag).

449 Ebd. – hier Den Haag (13.-15.2.1941), Besuch beim Reichskommissar für die be-
setzten holländischen Gebiete, Hauptabteilung Volksaufklärung und Propaganda, 
Referat Schrifttum, Den Haag, Kneuterdijk 20 (Juliana-Palais), ebd. Vgl. auch 
ebd. – hier Den Haag (13.2.1941), Besuch beim Reichskommissar für die besetzten 
holländischen Gebiete Hauptabteilung Volksaufklärung und Propaganda, Den 
Haag, Kneuterdijk 20 (Juliana-Palais), ebd.
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vernehmen mit der holländischen Buchhändlervereinigung sollen auf meinen 
Vorschlag die Verleger zur Abgabe eines Archivstückes der ganz oder teil-
weise in deutscher Sprache erscheinenden Veröffentlichungen an die DB ver-
pflichtet werden.«450

Seine Dienstgeschäfte führten Paust auch zu verschiedenen Verlagen, denen er 
die durch den Krieg veränderten Rahmenbedingungen unverblümt klarmachte. 
Dem Verlag Heitz & Co. aus Straßburg, der der DB seine Veröffentlichungen 
bis dahin mit einem Rabatt von 50 Prozent geliefert hatte, eröffnete Paust, dass 
er sämtliche Neuerscheinungen künftighin unberechnet an die DB zu senden 
habe. Denn »unter den neuen Verhältnissen« habe die bisherige Lieferung von 
zwei Pflichtstücken an die Bibliothèque nationale in Paris zu unterbleiben, wo-
mit der Börsenverein die mit Rücksicht darauf genehmigte Lieferung an die DB 
mit 50 Prozent nicht mehr billigen werde. Daraufhin sei der Erklärungsschein 
vom Verlagsinhaber »schweren Herzens« unterschrieben worden.451 Schließlich 
klärte Paust verschiedene Bibliotheken über die Zetteldrucke der DB auf und 
empfahl ihnen, sie zur Katalogisierung des deutschsprachigen Schrifttums zu be-
ziehen.452

Über seine »Werbereise« zog Paust eine positive Bilanz, da sein Ziel, Dank 
des Entgegenkommens der von ihm aufgesuchten Dienststellen, weitgehend 
 erreicht wurde. Soweit die gesuchten Schriften nicht »sofort greifbar« waren, 
würden sie anhand der von ihr zusammengestellten »Fehllisten« weiter für sie 
gesucht. Außerdem hatte er die in Betracht kommenden Dienststellen der Wehr-
macht und der deutschen Zivilverwaltung, des Auswärtigen Amtes, wie auch die 
für die Truppenbetreuung zuständigen Stellen des RMVuP und der Organisation 
»Kraft durch Freude« der DAF auf die Kriegssammlung der DB hingewiesen 
»und zur Mitarbeit gewonnen«. Überall wurde ihm »gern entsprechende Förde-
rung zugesagt«. Dies ging sogar so weit, dass das »aus den Anfangszeiten des 
Westfeldzuges« stammende Material größtenteils noch aus Restbeständen der 

450 Ebd. 
451 Ebd.  – hier Straßburg (6.3.1941), Besuch beim Verlag Heitz & Co., Straßburg, 

Möllerstr. 16, ebd.
452 Vgl. ebd. – hier Amsterdam (12.2.1941), Besuch bei Openbare Leeszaal en Biblio-

thek, Amsterdam, Keizersgracht 444-446; ebd. – hier Den Haag (15.2.1941), Be-
such beim Holländischen Unterrichtsministerium, Den Haag, Oostduinlaan 2. In 
der Außenstelle des Reichspropagandaamtes in Luxemburg fiel Paust ein 1939 er-
schienenes Buch in die Hände, das der DB »nicht einmal dem Titel nach bekannt 
war«. Dabei handelte es sich um das Buch von Kanner, Israel Zwi: Sarah Aaronson. 
Eine jüdische Heldin, Diekirch 1939, das die DB unter der Signatur 1941 A 4567 
in ihren Bestand einfügte. Vgl. ebd. – hier Luxemburg (10.3.1941), Besuch in der 
Außenstelle des Reichspropagandaamtes, Abteilung Aktiv-Propaganda, Luxem-
burg, Krautmarkt, ebd.
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Dienststellen selbst, aber auch »aus den Archiven (in Brüssel z.�B. durch Ver-
mittlung der Oberfeldkommandantur aus den umfangreichen Sammlungen der 
Archives communeaux, in Straßburg aus dem Landesarchiv und dem neugegrün-
deten Parteiarchiv) oder durch das Entgegenkommen der Beauftragten des Hee-
resarchivs noch verfügbar gemacht« wurde.453

Aufgrund der von der DB solcherart ergriffenen ›Erwerbungsmaßnahmen‹ 
konnte ihre Sammeltätigkeit »in allen Gebieten des Großdeutschen Reiches ein-
schließlich des Protektorats Böhmen und Mähren und ebenso in den besetzten 
und neutralen Ländern des Kontinents fast ungehindert durch die Kriegsverhält-
nisse fortgesetzt werden«. So wurde das sammelpflichtige Schrifttum 1942 na-
hezu lückenlos erfasst. Allerdings waren die Verbindungen nach Übersee »nun-
mehr abgerissen« und auch der Verkehr mit der Türkei und Japan »stark 
gehemmt«.454 Andererseits kam es 1942 zu wichtigen Erweiterungen des Sam-
melgebiets der DB, aus denen neue Aufgaben für die Beschaffungsabteilung re-
sultierten. Bereits im Juni 1940 hatte sich der neue Verwaltungsrat der DB dafür 
ausgesprochen, sich mit den Sammlungsgrundsätzen eingehender zu befassen, da 
er befürchtete, dass sich aus der »Veränderung der Reichsgrenzen auch eine Ver-
änderung der Sammelaufgaben der DB und vielleicht eine finanzielle Mehrbelas-
tung der Garanten« ableitete.455 Im Dezember 1941 monierte der Vertreter der 
sächsischen Landesregierung, dass die Verwaltungsausgaben der DB ständig stei-
gen würden und die DB ihre Forderungen immer mit der Erweiterung ihres Ar-
beitsgebietes und der Zunahme der zu sammelnden Schriften begründen würde. 
Dies ließ eine Prüfung der Sammlungsgrundsätze geraten erscheinen.456 Die dar-
aufhin vom RMVuP durchgeführte Prüfung ergab jedoch, dass sich die 1913 auf-
gestellten und 1932 bestätigten Richtlinien bewährt hatten und beibehalten wer-
den sollten.457 Allerdings wurde auf Vorschlag des Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates der DB, Wilhelm Haegert, im Juli 1942 beschlossen, künftig 
zwei Gruppen von Druckerzeugnissen in die Sammlung einzubeziehen, auf die 
nach der bisherigen Satzung und nach den Richtlinien von 1913 verzichtet wor-

453 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1940, ADNBL, 181/1-1940, 
Bl.�14R�(Kap. Sammeltätigkeit).

454 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL, 181/1-1942, 
Bl.�2R�(Kap. Allg. Verwaltung).

455 Niederschrift über die 1. Sitzung des Verwaltungsrates der DB am 22.6.1940, 
BArch Berlin, R�56-V/3, Bl.�34-42, hier Bl.�38. Zum Sammelgebiet der DB vgl. Das 
Sammelgebiet der DB. Grundsätze für die Einreihung der einzelnen Schriftengat-
tungen in die Bestände, 10.5.1941, ADNBL, 527/8/1, Bl.�19-22.

456 Vgl. Niederschrift über die 1. Vorbesprechung des Haushaltplans der DB für das 
Rechnungsjahr 1942, 11.12.1941, BArch Berlin, R�55/642, Bl.�64-74, hier Bl.�67.

457 Vgl. Uhlendahl an Wilhelm Haegert (RMVuP, Abt. Schrifttum), 10.1.1942, ADNBL, 
500/1, Bl.�4; Wilhelm Haegert (RMVuP, Abt. Schrifttum) an Hans Gerber (RM-
VuP, Abt. H), 17.1.1942, ebd., Bl.�6.
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den war: die Musikalien und die Kunstblätter.458 Wie Paust betonte, hatte sich 
die DB »seit Jahren« mit der Erweiterung ihres Sammelgebietes befasst, zumal 
der Charakter der Anstalt diese »Vervollständigung« verlange. Beide Schrift-
tumsgattungen würden auch von den großen Nationalbibliotheken des Auslands 
gesammelt. »Die Abrundung sei eine Frage der Kulturgeltung des Reiches; was 
andere Länder könnten, müsse dem nationalsozialistischen Deutschland erst 
recht möglich sein.« Im übrigen müsse es außenpolitisch gesehen als »ein Zei-
chen der geistigen Widerstandskraft gelten, wenn die Ergänzung trotz des Krie-
ges erfolge«.459 Darüber hinaus waren die Musikalien und die Kunstblätter für 
eine Gesamtstatistik der Druckerzeugnisse des Reiches unentbehrlich, an der 
 neben dem RMVuP auch der Börsenverein interessiert war. Gleiches galt für die 
bibliographische Verzeichnung dieser Druckerzeugnisse, die auf Wunsch des 
Börsenvereins nach einheitlichen Gesichtspunkten erfolgen und sich auch in 
Form von Zetteldrucken nach dem Vorbild der DNBg niederschlagen sollte. Die 
Musikalien wurden bis dahin nur von der Deutschen Musiksammlung bei der 
PSB gesammelt und in den von der Leipziger Firma Friedrich Hofmeister 
 herausgegeben »Musikalisch-Literarischen Monatsberichten« bibliographisch 
nachgewiesen. Da es auch unter dem »Gesichtspunkt der Luftgefährdung« sinn-
voll erschien, die Musikalien noch an einer weiteren Stelle im Reich lückenlos zu 
erfassen und aufzubewahren, wurde nach Fühlungnahme mit dem Präsidenten 
der Reichsmusikkammer beschlossen, vom 1. Januar 1943 ab mit der Sammlung 
der Musikalien an der DB zu beginnen. Vom gleichen Zeitpunkt an wurde die 
DB auch mit der Bearbeitung der »Deutschen Musikbibliographie« betraut, die 
weiterhin im Verlag Hofmeister erschien.460

458 Vgl. dazu Niederschrift über die 4. Sitzung des VR�der DB, 15.7.1942, ADNBL, 
153/4/1, Bl.�19-27. An der Neugestaltung der Sammlungsgrundsätze waren Wil-
helm Haegert und Günther Lutz (RMVuP-Schrifttumsabteilung) sowie Uhlendahl 
und Paust beteiligt. Vgl. Wilhelm Haegert (RMVuP, Abt. Schrifttum): Prüfung der 
Sammelgrundsätze der DB, 15.6.1942, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�137-
140. Vgl. auch Entwurf: Die Sammelgrundsätze der DB. Neufassung 1942, 6.6.1942, 
BArch Berlin, R�2/4784, Bl.�202-205.

459 Niederschrift über die 4. Sitzung des VR�der DB, 15.7.1942, ADNBL, 153/4/1, 
Bl.�19-27, hier Bl.�22.

460 Vgl. Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL, 181/1-1942, 
Bl.�14 (Kap. Sammeltätigkeit). Der Verwaltungsrat wollte die Bewilligung von Mit-
teln für die Sammlung der Musikalien eigentlich auf die Zeit nach dem Krieg ver-
legen, wovon man aber auf Intervention Uhlendahls abging. Vgl. Niederschrift 
über die Vorbesprechung des Haushalts der DB für das Rechnungsjahr 1943, 
16.12.1942, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�291-300, hier Bl.�291R-292R; RMVuP an 
RFM, 22.12.1942, BArch Berlin, R�55/642, Bl.�220; Hans Gerber (RMVuP) an Uh-
lendahl, 22.12.1942, BArch Berlin, R�55/837, Bl.�16. Die Sammlung der Musikalien 
wurde durch eine Bekanntmachung des Leiters der Fachschaft Musikverleger in 



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

1108

Demgegenüber waren die Kunstblätter bis dahin von keiner Stelle systema-
tisch gesammelt und nur aufgrund der Meldungen der Kunstverleger im »Ver-
zeichnis der Neuerscheinungen des deutschen Kunstblatthandels« im Börsen-
blatt bekannt gegeben worden.461 Zur Übernahme ihrer Sammlung führte 
Uhlendahl auch hier zunächst Verhandlungen mit der zuständigen Reichskam-
mer der bildenden Künste, welche die Pläne der DB zwar »mit Interesse« zur 
Kenntnis nahm, die Angelegenheit aber verschleppte, weil sie die Sammlung und 
Bibliographierung der Kunstblätter selbst in die Hand nehmen wollte.462 Nach-
dem Uhlendahl der Kammerführung die ihr durch die Dienstleistungen der DB 
erwachsenden Vorteile vor Augen führte, kam es Anfang Oktober 1943 im Völ-
kischen Beobachter und im Börsenblatt zu einer Bekanntmachung der Reichs-
kammer der bildenden Künste, mit der die DB rückwirkend zum 1. Januar 1943 
auch mit der Sammlung der Kunstblätter und ihrer Verzeichnung in einer »Bi-
bliographie der deutschen Kunstblätter« beauftragt wurde.463 

der Reichsmusikkammer geregelt und in den »Vertraulichen Mitteilungen« der 
Fachschaft vom 31.1.1943 veröffentlicht. Wie in ähnlich gelagerten Fällen ging der 
Entwurf für diese Anordnung auf Uhlendahl zurück. Vgl. Uhlendahl an Hans Ger-
ber (RMVuP) (mit Entwurf der Anordnung), 16.1.1943, BArch Berlin, R�55/837, 
Bl.�14�f. Demnach sollten die Musikverleger nunmehr zwei Belegstücke jeder Mu-
sikalie einsenden, von denen eins die DB nach der bibliographischen Verarbeitung 
in ihre Bestände übernahm, während das andere an die Musiksammlung der PSB 
zu richten war. Vgl. ebd., Bl.�24�f.; Vermerk Uhlendahls betr. Sammlung der Musi-
kalien durch die DB, 15.8.1942, ADNBL, 520, Bl.�4; Bekanntmachung des Leiters: 
Ablieferung von Archivstücken der musikalischen Neuerscheinungen mit Wir-
kung vom 1. Januar 1943, in: Vertrauliche Mitteilungen der Fachschaft Musikver-
leger in der Reichsmusikkammer, Nr.�193 vom 31.1.1943, ebd., Bl.�11�f.; Uhlendahl 
an die Mitglieder des VR�der DB, 6.8.1943, ebd., Bl.�13R-14. Neben der »Deutschen 
Musikbibliographie«, bearbeitete die DB nun auch »Hofmeisters Jahresverzeich-
nis« und das einen Zeitraum von fünf Jahren umfassende »Handbuch der Musik-
literatur«. Vgl. Vermerk von Kurt Roepke (Leiter der Musiksammlung der DB), 
5.11.1943, ADNBL, 561/3, Bl.�4. Ein Exemplar der Deutschen Musikbibliographie 
(Fortsetzung von Hofmeisters Musikalisch-literarischem Monatsbericht) bearbei-
tet von der DB, hrsg. und verlegt von Friedrich Hofmeister (Leipzig) Jg.�115 (1943), 
Heft 7 vom Juli 1943 findet sich in ADNBL, 561/1 (Hefter: 1942-1948), Bl.�64.

461 Vgl. Wilhelm Haegert (RMVuP, Abt. Schrifttum): Prüfung der Sammelgrundsätze 
der DB, 15.6.1942, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�137-140; Entwurf für 
den Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL, 181/1-1942, Bl.�14R�(Ka-
pitel: Sammeltätigkeit).

462 Vgl. Aktennotizen Uhlendahls betr. Sammlung der Kunstblätter durch die DB, 
15.8.1942 u. 9.7.1943, ADNBL, 522, Bl.�4 u. 10; Uhlendahl an den Präsidenten der 
Reichskammer der bildenden Künste, 20.8.1942, ebd., Bl.�4R.

463 Bekanntmachung des Präsidenten der Reichskammer der bildenden Künste und 
des Vorstehers des Börsenvereins betr. Sammlung und Verzeichnung der neuer-
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Durch die Prüfung der Sammelgrundsätze kam es zu zwei zusätzlichen Er-
weiterungen, die mit dem strengen Grundsatz der alleinigen Sammlung deutsch-
sprachiger Schriften des Auslands brachen. Der Vorschlag ging auch in diesem 
Fall auf den Leiter der Schrifttumsabteilung des RMVuP Haegert zurück, der aus 
»kulturpolitischen Gründen« anregte, künftig auch zwei fremdsprachige Schrif-
tengruppen für die systematische Erfassung durch die DB vorzusehen. Zum 
einen ging es um die Übersetzungen sämtlicher deutschsprachigen Werke in 
fremde Sprachen, um einen dauernden Überblick über die »Auswirkungen deut-
schen Kulturgutes auf fremde Völker« zu erhalten. Wie Haegert betonte, ver-
sprach man sich davon »ein Propagandamittel wirksamster Art«. Zum anderen 
sollten nun auch die im Ausland in den jeweiligen Landessprachen erscheinen-
den »Werke über Deutschland, deutsche Verhältnisse und deutsche Persönlich-
keiten« in den Sammelkanon der DB aufgenommen werden, »um jederzeit ein 
Bild von ›Deutschland im Spiegel der Welt‹« zu erhalten.464 Der Verwaltungsrat 
der DB erklärte sich im Juli 1942 ebenfalls einverstanden und die Sammlung 
wurde sogar rückwirkend auf das Jahr 1941 ausgedehnt.465 Für die beiden Grup-
pen wurde in der DB eine eigene »Dienststelle für fremdsprachige Schriften des 
Auslands« (Übersetzungen und Werke über Deutschland) eingerichtet – auch 
als Abteilung »F« bezeichnet –, die Mitte September 1942 ihre Tätigkeit auf-
nahm, eine eigene »Bibliographie ausländischer Werke über Deutschland« her-
ausgab und Liselotte Gransee unterstand.466

scheinenden Kunstblätter, in: BBl.�110 (1943), Nr.�131 vom 2.10.1943, S.�173. Zu 
den Verhandlungen Uhlendahls mit der Reichskammer der bildenden Künste vgl. 
Aktennotiz Uhlendahls betr. Sammlung und Bibliographierung der Kunstblätter, 
9.7.1943, ADNBL, 522, 10�f.; Uhlendahl an Rolf Hetsch (RMVuP, Abt. Bildende 
Kunst), 9.7.1943 u. 2.10.1943, ebd., Bl.�12 u. 29; Uhlendahl an Dr. Schultze (Reichs-
kammer der bildenden Künste, Berlin), 9.7.1943, ebd., Bl.�14; Verfügung Uhlen-
dahls, 11.10.1943, ebd., Bl.�32. Ein Exemplar der Bibliographie der Kunstblätter, 
bearb. von der DB, hrsg. und verlegt vom BV 13 (1943), Heft 1/2 vom 5.7.1944 fin-
det sich in ADNBL, 565/1, Bl.�12.

464 Vgl. Wilhelm Haegert (RMVuP, Abt. Schrifttum): Prüfung der Sammelgrundsätze 
der DB, 15.6.1942, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�137-140; Entwurf für 
den Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL, 181/1-1942, Bl.�14R�(Ka-
pitel: Sammeltätigkeit).

465 Vgl. dazu Niederschrift über die 4. Sitzung des Verwaltungsrats der DB, 15.7.1942, 
ADNBL, 153/4/1, Bl.�19-27, hier Bl.�23. Eine Neufassung der DB-Sammlungs-
grundsätze legte Uhlendahl dem Verwaltungsrat und dem RMVuP im Mai 1943 
vor, die am 30.6.1943 schließlich in Kraft traten. Vgl. Uhlendahl an die Mitglieder 
des Verwaltungsrats der DB, 20.5.1943, BArch Berlin, R�55/643, Bl.�82-88; Uhlen-
dahl an die Mitglieder des Verwaltungsrats, 10.7.1943, ADNBL, 500/1, Bl.�45R-49. 
Vgl. auch Seifert, Sammlung, S.�61.

466 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1942, ADNBL, 181/1-
1942, Bl.�22 (Kapitel: Sammeltätigkeit); Verfügung Uhlendahls, 15.9.1942, ADNBL, 
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Die Grundlage für die Sammlung der Übersetzungen deutscher Werke in 
fremde Sprachen bildete eine Anordnung der RSK vom Dezember 1942.467 Es 
wurde aber schnell deutlich, dass es infolge des Krieges nicht möglich war, die-
ses Schrifttum in dem vorgesehenen Umfang zu beschaffen.468 Aus diesem 
Grund zog Uhlendahl bei verschiedenen Fachkollegen aus dem neutralen Aus-
land »Erkundigungen« ein, mit dem Ergebnis, »dass für den Bezug von Literatur 
aus den Feindstaaten in erster Linie Portugal, die Schweiz und Schweden in 
Frage« kamen. Von den Buchhandlungen in der Schweiz wurde Herbert Lang u. 
Co. in Bern empfohlen, von den Buchhandlungen Schwedens Fritzes königliche 
Hofbuchhandlung A.�G. in Stockholm.469 Da Uhlendahls Informanten keine 
Hinweise auf portugiesische Buchhandlungen geben konnten, wandte er sich 
Ende 1942 selbst an die Deutsche Gesandtschaft in Lissabon, die ihn jedoch we-
gen einer konkreten Auftragserteilung an das Auswärtige Amt verwies.470 Dieses 

154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), Bl.�384; Verfügung Uhlendahls 
betr. die Dienststelle für fremdsprachige Werke des Auslandes, I. Übersetzungen, 
II. Werke über Deutschland, 16.7.1942, ADNBL, 517, Bl.�7R. Zur »Bibliographie 
der ausländischen Werke über Deutschland« vgl. Albert Paust (DB) an W.�M. 
Schulz (Leiter der Auslandsabt. des BV), 9.6.1944, ADNBL, 507/ (Hefter: 1939-
1944), unp. Ein Manuskript dieser von der DB bearbeiteten Bibliographie 1 (1942), 
Heft 1 findet sich in der im ADNBL noch unverzeichneten Akte der ehem. Abtei-
lung fremdsprachige Germanica (Übergabe von Aktenresten von Frau Schumann), 
unp. Ein gedrucktes Exemplar des von der DB bearbeiteten bibliographischen Ver-
zeichnisses »Übersetzungen deutscher Bücher in fremde Sprachen« 1 (1941), Heft 
1 findet sich ebd.

467 Die »Ergänzungsanordnung« erhielt nur einen Paragraphen, der festlegte, dass der-
jenige der Übersetzungs- oder Verlagsrechte ins Ausland verkaufe, verpflichtet sei, 
ein gebundenes Exemplar unverzüglich nach Erscheinen porto- und kostenfrei an 
die DB zu senden. Vgl. Anordnung des Präsidenten der RKK zur Ergänzung der 
Anordnung vom 20.9.1935 über die Ablieferung von Druckschriften an die DB in 
Leipzig, 3.12.1942, ADNBL, 516, Bl.�26. Zur Entstehung dieser Ergänzungsanord-
nung vgl. Wilhelm Baur (BV) an Uhlendahl, 25.8.1942, ebd., Bl.�7; Uhlendahl an 
Wilhelm Baur (BV) (mit anliegendem Entwurf Uhlendahls für eine Anordnung der 
RSK betr. Ablieferung der Übersetzungen deutscher Werke an die DB), 2.9.1942, 
ebd., Bl.�8�f.; Günther Gentz (RSK, Berlin) an Uhlendahl, 15.10.1942, 21.10.1942 u. 
24.9.1942, ebd., Bl.�12, 13 u. 17; Uhlendahl an Albert Hess (BV), 23.10.1942, ebd., 
Bl.�13R; Uhlendahl an Günther Gentz (RSK, Berlin), 23.10.1942, ebd., Bl.�15; Gün-
ther Gentz (RSK, Berlin) an Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel (Leipzig), 
11.12.1943, ebd., Bl.�25.

468 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 5.6.1943, ebd., Bl.�19.
469 Vgl. Aktennotiz Uhlendahls betr. den Bezug von Literatur der Feindstaaten wäh-

rend des Krieges, 3.11.1942, ADNBL, 517, Bl.�10.
470 Uhlendahl hatte der Gesandtschaft auch eine Wunschliste der von der DB gesuch-

ten Bücher vorgelegt. Oswald von Hoyningen-Huene (Deutsche Gesandtschaft, 
Lissabon) an Uhlendahl, 22.12.1942, ebd., Bl.�12.
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zeigte sich »gern bereit«, seine Dienststellen im Ausland mit der Beschaffung der 
gesuchten Literatur zu beauftragen.471 Mit der offiziellen Genehmigung des 
Auswärtigen Amtes in der Hand bat Uhlendahl das RMVuP umgehend, der 
Deutschen Gesandtschaft in Lissabon die notwendigen Devisen für die Beschaf-
fung amerikanischer Literatur zur Verfügung zu stellen, woraufhin die Gesandt-
schaft im Juli 1943 vom RMVuP in einer »streng vertraulichen« Mitteilung und 
auf dem Wege eines »geheimen Chiffrierverfahrens« über die konkreten Wün-
sche der DB unterrichtet wurde.472 Diese Bemühungen waren jedoch nur be-
dingt erfolgreich, denn in den folgenden Monaten gingen der DB zwar einige 
Sendungen aus Lissabon zu, die sich meist nur auf amerikanische Bibliographien 
beschränkten und nur sehr wenige der eigentlich gesuchten Werke enthielten.473 
Demnach setzten ihr nicht nur der Krieg, sondern auch ihr neuer expansiver 
Sammelauftrag eindeutige Grenzen. Immerhin gelang es der DB noch im Fe-
bruar 1945, das erste Heft der Bibliographie »Übersetzungen deutscher Bücher 
in fremde Sprachen« vorzulegen, womit sich die Zahl der von ihr insgesamt be-
arbeiteten Bibliographien auf über zwanzig erhöhte.474

471 Allerdings wies das AA darauf hin, dass die Bezahlung der anfallenden Kaufbeträge 
in Devisen sichergestellt sein müsse. Vgl. RMVuP an DB, 22.6.1943, ebd., Bl.�18.

472 Uhlendahl an RMVuP, 16.7.1943, ebd., Bl.�18R; RMVuP an AA, 26.7.1943, ebd., 
Bl.�19. Uhlendahl unterrichtete den ihm bekannten Gesandten in Lissabon, Oswald 
von Hoyningen-Huene, selbst über die Wünsche der DB und legte ihm im August 
1943 eine Wunschliste amerikanischer Werke und Bibliographien vor. Würde sich 
noch andere einschlägige amerikanische Literatur aus den Jahren 1941 bis 1943 in 
portugiesischen Buchhandlungen finden, sei diese kurzerhand zu erwerben. Was 
in Lissabon nicht zu haben sei, lasse sich vielleicht auch durch Vermittlung einer 
dortigen Buchhandlung direkt in Amerika bestellen. Vgl. Uhlendahl an Baron Os-
wald von Hoyningen-Huene (Außerordentlicher Gesandter und bevollmächtigter 
Minister des Großdeutschen Reiches, Deutsche Gesandtschaft, Lissabon), 7.8.1943, 
ebd., Bl.�20-22.

473 Vgl. Oswald von Hoyningen-Huene (Deutsche Gesandtschaft, Lissabon) an DB, 
25.11.1943, 30.3.1944, 27.4.1944, 30.5.1944 u. 20.6.1944, Bl.�25-29; Uhlendahl an 
Hoyningen-Huene (Außerordentlicher Gesandter und bevollmächtigter Minister 
des Großdeutschen Reiches, Deutsche Gesandtschaft, Lissabon) (mit zweiter Liste 
von Einzelschriften, um deren Beschaffung für die DB gebeten wird), 14.7.1944, 
ebd., Bl.�30R-32.

474 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 16.2.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialver-
fügung 1944-1946), Bl.�137. Eine Übersicht über 19 von der DB bearbeitete Bi-
bliographien (Stand 1.10.1943) findet sich in Monatsstatistik der DB, 1.10.1943, 
ADNBL, 150/2/9/1, Bl.�157. Eine weitere Übersicht mit 17 Bibliographien – dar-
unter die ›Liste 1‹ – findet sich in Monatsstatistik der DB, 1.6.1941, ebd., Bl.�99.
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4. Der gelbe Stern in der Wissenschaft –  
Das »Erkundungsreferat« des Propagandaministeriums 
und die »Jüdische Bibliographie«

Im Dezember 1941 erhielt die Personalabteilung des RMVuP einen unscheinba-
ren Aktenvermerk aus der Schrifttumsabteilung. Der Inhalt löste jedoch einige 
Verwirrung aus, denn mit Erstaunen nahm man zur Kenntnis, dass aus der Füh-
rungsetage des RMVuP die Anweisung kam, der »Abteilung Schrifttum« sei ein 
neuer Referent zuzuweisen. Nun war die Einstellung neuer Mitarbeiter nichts 
Besonderes, hätte nicht eine für das gesamte RMVuP »allgemein verfügte Ein-
stellungssperre« bestanden. Mögliche Zweifel wurden jedoch durch Goebbels 
beiseitegeschoben, der die Einstellung persönlich guthieß. Wie man in der Per-
sonalabteilung zudem erfuhr, drängte der Staatssekretär im RMVuP, Leopold 
Gutterer, darauf, die »Erfassung des staatsfeindlichen Schrifttums zu aktivie-
ren«. Auf seine Weisung war bereits im Vorfeld das Hauptreferat »Buchverbots-
wesen« der Schrifttumsabteilung angewiesen worden, zu diesem Zweck ein ›Er-
kundungsreferat‹ in der DB einzurichten, das »die laufende Überwachung aller 
deutschsprachigen Neuerscheinungen übernehmen« sollte. Die Leitung dieser 
Verbindungstelle sollte eben jenem neuen Referenten – Wilhelm Emrich – ob-
liegen, dessen Einstellung Goebbels ausnahmsweise gebilligt hatte und welche 
die Personalabteilung nun schleunigst in die Wege leiten sollte.475

Bis auf die allgemein gehaltene Funktionszuweisung der »Erfassung des staats-
feindlichen Schrifttums« geht aus dem Aktenvermerk nicht hervor, worin genau 

475 Leiter der Abteilung Schrifttum (RMVuP) an Leiter der Personalabteilung (RM-
VuP), 4.12.1941, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-V/17442 (Filmnummer RK, I 
95, Wilhelm Emrich, geb. 29.11.1909), Bild 2244; Leiter der Personalabteilung 
(RMVuP) an Minister, 22.12.1941, ebd., Bild 2258; Büro des Staatssekretärs an Lei-
ter der Personalabteilung (RMVuP), 24.12.1941, ebd., Bild 2264. – Wilhelm Emrich 
(1909-1998) 1929-1933 Studium (Germanistik, Geschichte, Philosophie) in Frank-
furt a.�M., Promotion 1933, Staatsexamen, Lektor der Deutschen Akademie Mün-
chen u.�a. in Bulgarien und Jugoslawien, 1935 NSDAP, Ende 1938 Anstellung als 
Lehrer, Ende 1941 RMVuP, ab 5.1.1942 Leitung des »Erkundungsreferats« an der 
DB, ab 1.2.1943 in Schrifttumsabteilung des RMVuP, 1944 Austritt aus RMVuP, 
Habilitation, erneute Schultätigkeit bis 1948, 1949 Dozentur Universität Göttin-
gen, 1953-1959 Professur für Neuere deutsche Philologie Universität Köln, 1960-
1978 Freie Universität Berlin, 1978 Emeritierung. Zum Lebenslauf Emrichs vgl. 
Leiter der Personalabteilung (RMVuP) an Minister, 22.12.1941, BArch Berlin, 
ehem. BDC, R�9361-V/ 17442 (Filmnummer RK, I 95, Wilhelm Emrich, geb. 
29.11.1909), Bild 2244; Jäger, Lorenz: Wilhelm Emrich (1909-1998), in: König, 
Christoph, Hans-Harald Müller u. Werner Röcke (Hg.): Wissenschaftsgeschichte 
der Germanistik in Porträts, Berlin 2000, S.�250-258.
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die Tätigkeit Emrichs bestehen sollte.476 Allerdings hatte man schon kurz nach 
Kriegsbeginn im RMVuP mit dem Gedanken gespielt, eine eigene »Beratungs-
stelle« in der DB einzurichten. Diese Außenstelle sollte sich der Vorzensur wid-
men, kam aber nicht zustande, vermutlich weil das RMVuP über seine Schrift-
tumsabteilung bereits über ausreichend enge Kontakte zur DB verfügte und nach 
Belieben auf ihre Bestände zugreifen konnte.477 Dass das RMVuP 1941 nun aber 
doch auf die Einrichtung eines eigenen ›Erkundungsreferats‹ an der DB drängte, 
lag möglicherweise an einem in diesem Jahr eskalierenden Streit mit der PPK, bei 
dem es – wieder einmal – um die Richtlinienkompetenz bei der Beschlagnahme 
und dem Verbot von Druckschriften ging. Dieser Konflikt wurde nicht endgül-
tig entschieden, und Goebbels konnte seinen Machtanspruch gegenüber Bouhler 
nicht vollends durchsetzen.478 Daher liegt die Vermutung nahe, dass das RMVuP 
seine Beziehungen zur DB nutzte und sich mit der Errichtung einer eigenen De-
pendance dort nicht nur eine exklusive Grundlage für seine Indizierungspraxis 
verschaffte, sondern gleichzeitig den für die PPK und den SD bereits bestehenden 
›Vorsprung‹ ausglich, die ja bereits über eigene Referate in der DB verfügten. 
Dies erklärt nicht nur die übereilte Gründung des ›Erkundungsreferats‹, sondern 
auch einen RMVuP-Vermerk, wonach die ›Erkundung‹ »fast ausschließlich beim 

476 Mit den im Erkundungsreferat betreuten Arbeiten an einer »Bibliographie des jü-
dischen Schrifttums in deutscher Sprache« an der DB befasste sich Otmar Jung. 
Vgl. Jung, Judenstern, S.�51-54. Vgl. zudem Dahm, Buch, S.�197�f.; Barbian, Litera-
turpolitik (2010), S.�359-361; Flachowsky, Stern, S.�37-44. Im Februar 2016 ver-
fasste Ralf Klausnitzer eine Darstellung über »Wilhelm Emrich in der Abteilung 
VIII (Schrifttum) des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda 
und als ›Erkundungsreferent‹ an der Deutschen Bücherei Leipzig«. Für die Über-
lassung seines Manuskripts dankt der Autor Ralf Klausnitzer.

477 Vgl. Entwurf eines Rundbriefes [vermutlich des RMVuP] an alle Verleger von 
Buchwerken über die Prüfung des Schrifttums während des Krieges, ohne Datum 
(um 1939), BArch Berlin, NS 8/171, Bl.�8.

478 Hitler hatte im Frühjahr 1941 entschieden, dass Bouhler als Leiter der PPK eben-
falls das Recht haben sollte, Anträge auf Beschlagnahmung bereits erschienener 
und im Druck befindlicher Bücher zu stellen. Goebbels war mit dieser Entschei-
dung jedoch nicht einverstanden, woraufhin sich ein längerer Schriftwechsel ent-
wickelte, den der Chef der Reichskanzlei im August 1941 vorläufig damit beendete, 
den ›Führer‹ im Hinblick auf die Kriegslage nicht mit dieser Frage behelligen zu 
wollen. Vgl. Reichsleiter Martin Bormann (Chef der Kanzlei des Führers) an 
Reichsminister Lammers, 10.3.1941 u. 19.3.1941, BArch Berlin, R�43-II/479a, 
Bl.�61 u. 64; Hans Heinrich Lammers (Chef der Reichskanzlei) an Goebbels, 
14.3.1941 u. 2.4.1941, ebd., Bl.�62 u. 69; Philipp Bouhler an Reinhard Heydrich 
(Chef der  Sicherheitspolizei und des SD), 20.3.1941, ebd., Bl.�66-68; Goebbels an 
Lammers, 8.4.1941 u. 26.6.1941, ebd., Bl.�78-80 u. 91�f.; Goebbels an Bouhler, 
4.4.1941, ebd., Bl.�85-88; Bouhler an Lammers, 18.7.1941, ebd., Bl.�95-107; Lam-
mers an Goebbels und Bouhler, 1.8.1941, ebd., Bl.�108R-109R.
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SD« liege. So kam es zum Ausbau des Zensurapparates im RMVuP selbst, und 
der neue Referent sollte bei der DB auch »die laufende Überwachung aller 
deutschsprachigen Neuerscheinungen übernehmen«.479 Der schrifttumspoliti-
sche Steuerungsanspruch des RMVuP äußerte sich auch darin, dass es die ge-
plante räumliche Erweiterung der SD-Verbindungsstelle in der DB untersagte, da 
es selbst Probleme hatte, dort einen geeigneten Arbeitsplatz für Emrich zu fin-
den, der letztlich in der »Traditionsbibliothek von 1848« unterkam.480 

Emrichs neue RMVuP-Dienststelle an der DB gehörte zu den vielfältigen Be-
mühungen der NS-Kultusbürokratie um eine effektive Kontrolle der Buch- und 
Schrifttumsproduktion. Neben der Überwachung des eingehenden deutschspra-
chigen Schrifttums oblag Emrichs neuem Referat aber auch die Betreuung einer 
sogenannten »Judenbibliographie«.481 Überlegungen zur Schaffung eines »Ge-
samtverzeichnisses des jüdischen Schrifttums in deutscher Sprache« für den Zeit-
raum von 1901 bis 1940 wurden im RMVuP bereits seit April 1941 angestellt, um 
ein immer noch fehlendes Verzeichnis aller ›jüdischen‹ und ›jüdisch versippten‹ 
Autoren zu erhalten, »deren Werke aus der öffentlichen Nutzung und aus dem 
Bewusstsein der Deutschen verschwinden sollten«.482 Verschiedene Parteiin-
stanzen und Behörden hatten seit 1933 – etwa im Rahmen der 1935 herausgege-
benen ›Liste 1 des schädlichen und unerwünschten Schrifttums‹ – gezielt danach 
gestrebt, jüdische Autoren auf den Index zu setzen.483 Bei der Gründung der 
RKK hatte man allerdings auf die Einführung eines ›Arierparagraphen‹ verzich-
tet. Deshalb war an eine umfassende Indizierung ›jüdischer‹ Schriften nicht zu 
denken. Überdies konnte den in die Kammer aufgenommenen jüdischen Schrift-

479 Leiter der Abteilung Schrifttum des RMVuP an den Leiter der Personalabteilung 
des RMVuP, 4.12.1941, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-V/17442 (Filmnummer 
RK, I 95, Wilhelm Emrich, geb. 29.11.1909), Bild 2244.

480 Vgl. Entwurf einer Niederschrift Heinrich Uhlendahls über die 1. Vorbesprechung 
des Haushaltsplans der DB für das Rechnungsjahr 1942, 11.12.1941, BArch Berlin, 
R�55/642, Bl.�64-74, hier Bl.�74; Günther Lutz (RMVuP) an Uhlendahl, 28.5.1942, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Ley-Ly), Bl.�337; Uhlendahl an Wilhelm Haegert (RM-
VuP), 14.2.1942, ADNBL, 315/8, Bl.�21. Der Hinweis auf den Ausbau des »Zensur-
Apparates« des RMVuP findet sich in Haegert (RMVuP, Leiter der Schrifttumsab-
teilung) an Goebbels, 30.8.1943, BArch Berlin, R�55/11043, unp.

481 Über die konkrete Tätigkeit Emrichs an der DB ist wenig bekannt. Dass er sich 
»die neuanfallenden Bücher« aus der DB auch in den Urlaub nachschicken ließ, 
deutet zumindest an, dass er als »Erkundungsreferent« tätig wurde. Wilhelm Em-
rich (RMVuP, Dienststelle: Deutsche Bücherei) an die Personalabteilung (RM-
VuP), 8.7.1942, BArch Berlin, ehem. BDC, R�9361-V/17442 (Filmnummer RK, I 
95, Wilhelm Emrich, geb. 29.11.1909), Bild 2126; Dienstleistungszeugnis des RM-
VuP für Wilhelm Emrich, 12.4.1944, ebd., Bild 2222. Zur Indizierungspraxis des 
Erkundungsreferats vgl. Klausnitzer, Wilhelm Emrich (Manuskript), [S.�12�ff.].

482 Barbian, Literaturpolitik (2010), S.�359.
483 Vgl. dazu am Beispiel der jüdischen Rechtsliteratur Jung, Judenstern, S.�25-59.
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stellern zunächst noch nicht förmlich untersagt werden, ihre Arbeiten zu veröf-
fentlichen. Ebenso wenig war es jüdischen Buchhändlern formaliter verwehrt, 
Werke jüdischer Verfasser zu verbreiten.484 Das hinderte die NS-Schrifttums-
behörden aber nicht, die Verbreitung ›jüdischen‹ Schrifttums zu unterdrücken. 
Nach dem Ausschluss der jüdischen Autoren aus der RSK im Frühjahr 1935 war 
es den deutschen Verlagen seit Anfang 1938 nicht mehr möglich, ›jüdisches‹ 
Schrifttum auszuliefern. Flankiert wurden diese restriktiven Maßnahmen durch 
schrifttumspolitische Verordnungen, die das von der DB gewahrte Prinzip der 
Vollständigkeit der DNBg durchbrachen, indem das RMVuP 1936 festlegte, die 
DB habe zwar weiterhin das deutschsprachige Schrifttum zu sammeln, in ihre 
Bibliographie aber nur noch das »deutsche Schrifttum« aufzunehmen, womit in 
Deutschland verbotene Bücher, Werke von Emigranten sowie ›deutschfeindli-
che‹ und zum linken Spektrum zählende Druckschriften nicht mehr offiziell an-
gezeigt werden durften.485 Im Frühjahr 1937 wurde der DB auch die bibliogra-
phische Verzeichnung des »rein jüdischen Schrifttums« untersagt.486 Durch die 
Anordnung der RSK vom 15. April 1940 kam es schließlich zur vollständigen 
Indizierung des ›jüdischen Schrifttums‹.487 Allerdings ergaben sich daraus Pro-
bleme im Hinblick auf die wissenschaftliche Literatur, da weder dem RMVuP 
noch der Gestapo ausreichende Unterlagen darüber zur Verfügung standen, 
»wer überhaupt Jude oder Halbjude« war.488 Da verschiedene Stellen das Fehlen 
verlässlicher Verzeichnisse der jüdischen Schriften und ihrer Produzenten im-
mer wieder anmahnten489, leitete sich daraus die Überlegung ab, »alle jüdischen 
Autoren deutschsprachiger Bücher und alle jüdischen Verfasser deutscher Uni-

484 Vgl. Dahm, Buch, S.�178.
485 Vgl. ebd., S.�188; Halfmann, Schrifttum, S.�209.
486 Die Anweisung wurde kurz darauf modifiziert und verfügt, die Produktion jüdi-

scher Verleger nur noch in der Reihe B der DNBg anzuzeigen, welche die außer-
halb des Buchhandels erscheinenden Schriften anzeigte. Vgl. Dahm, Buch, S.�190.

487 Vgl. ebd., S.�192-199.
488 Ebd., S.�198. Die RSK hielt im Juni 1940 fest, dass man »auf den wissenschaftlichen 

Gebieten in vielen Fällen gar nicht in der Lage« sei, zu sagen, »ob der Verfasser 
Jude«, »geschweige denn, ob er Halbjude« sei. Aktennotiz von Karl Heinrich Bi-
schoff (RSK), 27.6.1940, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�241�f. Im April 1942 bat das 
RMVuP die RSK, dafür zu sorgen, »dass die Autoren wissenschaftlicher Werke 
beim Vertragsabschluss vom Verlag auf die Bestimmung« hinzuweisen seien, »dass 
Schriften jüdischer und halbjüdischer Autoren auch in der wissenschaftlichen Dar-
stellung nur zitiert werden« sollten, »wenn die Verfasser als Juden gekennzeichnet« 
würden. Dies sollte bei den Bibliographien »durch Kennzeichnung mit einem 
Sternchen und einer entsprechenden Fußnote« erfolgen. Wilhelm Haegert (RM-
VuP) an den Präsidenten der RSK, 23.4.1942, BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�209.

489 Vgl. etwa Conrad Witzmann (Landesobmann des Buchhandels beim Landesleiter 
für Schrifttum des Landeskulturwalters des Gaus Sachsen) an die RSK (Gruppe 
Schriftsteller), 12.5.1939, BArch Berlin, R�56-V/1279, unp.; RSK an den Landeslei-
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versitätsschriften« festzustellen und »alle jüdisch-deutschen Mischehen in ihren 
Nachkommensverhältnissen und Verzweigungen« zu untersuchen.490 Nach Auf-
fassung der Schrifttumsnomenklatur des RMVuP sollte dieses Problem durch 
eine umfassende »Bibliographie des jüdischen Schrifttums in deutscher Sprache« 
gelöst werden, deren Herstellung der DB übertragen wurde.491 Hier schätzte 
man den »Anteil der Juden am deutschen Schrifttum (den Begriff als rassische 
Volljuden genommen)« auf »vielleicht 6« Prozent und errechnete einen Anteil 
am Buchhandelsschrifttum von rund 77.000 von insgesamt 1.290.000 Schriften 
für den Zeitraum von 1901 bis 1940.492 Eine Ministervorlage der Abteilung 
Schrifttum vom 24. Juni 1941 nahm diese Überlegungen auf und begründete den 
Ressourceneinsatz mit dem »Fehlen eines zuverlässigen Verzeichnisses der jüdi-
schen Schriften« und der Notwendigkeit eines Katalogs, dessen »Vorarbeiten 
durch wissenschaftlich geschulte Hilfskräfte« an der DB durchzuführen seien. 

ter der RSK (Landeskulturwalter, Gau Sachsen, Landesobmann des Buchhandels, 
Leipzig), 16.5.1939, ebd., unp.

490 Diese »Aufgaben für die Bibliotheken« formulierte der selbst an einer »Bibliogra-
phie zur Geschichte der Judenfrage« arbeitende Bibliothekar der PSB, Volkmar 
Eichstädt, im Jahr 1940. Eichstädt, Schrifttum, S.�72. Vgl. auch Barbian, Literatur-
politik (2010), S.�358�f.

491 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 3.8.1942, BArch Berlin, R�55/642, Bl.�174. Im Novem-
ber 1940 vermerkte der Leiter der Bibliographischen Abteilung der DB, dass im 
Zusammenhang mit der ›Liste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums‹ 
(›Liste 1‹) und der ›Liste der für Jugendliche und Büchereien ungeeigneten Druck-
schriften‹ (›Liste 2‹) der Geheimkatalog auf dem laufenden zu halten und die Titel 
in den Hauptkatalogen mit den entsprechenden Vermerken zu versehen seien. »An 
Hand der Hauptliste des schädlichen und unerwünschten Schrifttums sowie einer 
zuverlässigen Liste jüdischer Autoren«, seien die Hauptkataloge zudem auf noch 
nicht erfasstes unerwünschtes Schrifttum durchzusehen. Ob die DB schon 1940 an 
einer »Liste jüdischer Autoren« arbeitete, konnte nicht festgestellt werden. Vgl. 
Vermerk von Wilhelm Frels, 19.11.1940, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1940-1941), 
Bl.�109. Allerdings war der DB schon 1939 vom Amt Schrifttumspflege Rosenbergs 
ein »Verzeichnis jüdischer Autoren« zugegangen, das in der DB offenbar »als 
streng vertrauliches Informationsmaterial« für die interne dienstliche Arbeit an der 
›Liste 1‹ genutzt wurde. Abschrift von Verpflichtungsscheinen (Nr.�169) der DB an 
die Reichsleitung der NSDAP (Amt Schrifttumspflege), 3.2.1939 u. 10.5.1939, 
ADNBL, 555/0/4-1, Bl.�121 u. 122. Ein weiterer Hinweis auf die vom Amt Rosen-
berg veröffentlichte »vorläufige Zusammenstellung jüdischer Autoren« findet sich 
in Wilhelm Frels (DB) an RMVuP, 8.7.1939, ebd., Bl.�128. Zu diesem »Verzeichnis 
jüdischer Autoren«, das bereits seit 1936 von der RFdS bearbeitet wurde, vgl. Bar-
bian, Literaturpolitik (2010), S.�156.

492 Vgl. Bibliographie des jüdischen Schrifttums in deutscher Sprache 1901-1940 [Be-
darfsplanung], ohne Datum (April 1941), ADNBL 612/0, Bl.�1�f.
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Zugleich erhöhte man die Zahlen für die erschienenen Schriften und den Anteil 
der jüdischen Autoren:493

»Seit der Machtübernahme hat sich in der kulturpolitischen Arbeit das Fehlen 
eines zuverlässigen Verzeichnisses der jüdischen Schriften immer wieder stö-
rend bemerkbar gemacht. Verschiedene Versuche einzelner Dienststellen, der-
artige Verzeichnisse anzulegen, sind immer sehr unvollkommen ausgefallen 
und mussten meistens wieder aufgegeben werden. Die Abteilung Schrifttum 
betreibt auf Grund der Anordnung über schädliches und unerwünschtes 
Schrifttum seit langem eine systematische Bereinigung des deutschen Buch-
marktes vom jüdischen Schrifttum. Als Ergebnis dieser Arbeit liegt bereits 
jetzt derartig umfangreiches Material vor, dass es angebracht erscheint, es in 
einem Katalog festzuhalten. Um jedoch die volle Zuverlässigkeit des Kataloges 
zu erreichen, ist es notwendig, die Vorarbeiten durch wissenschaftlich ge-
schulte Hilfskräfte an der Deutschen Bücherei durchführen zu lassen. Sach-
verständige der Deutschen Bücherei schätzen den Anteil der jüdischen Auto-
ren an den im Zeitraum von 1901-1940 erschienenen 2.180.000 Schriften auf 
etwa 90.000. […] Ein vollständiges Verzeichnis der jüdischen Schriften in 
deutscher Sprache wird für die Arbeit aller Kulturpolitiker, Wissenschaftler, 
Journalisten usw. ein unentbehrliches Hilfsmittel werden.«494

Der Hinweis auf die »Sachverständigen der Deutschen Bücherei« zeigt, dass erste 
Überlegungen über den Umfang der Bibliographie von der DB selbst angestellt 
wurden. So hatte Curt Fleischhack im Auftrag des RMVuP eine Überschlags-
rechnung erstellt, wobei er sich auch auf Expertisen der SD-Verbindungsstelle 

493 Vgl. Flachowsky, Sören und Ralf Klausnitzer: Die NS-Schriftumspolitik und das 
RMVP. Wilhelm Emrich im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propa-
ganda sowie in der Deutschen Bücherei (1942-1944), in: Schönert, Jörg, Wilhelm 
Schernus u. Ralf Klausnitzer (Hg.): Wilhelm Emrich. Zur Lebensgeschichte eines 
Geisteswissenschaftlers vor, in und nach der NS-Zeit (1929-1959), Bd. 1: 1929-
1945. Der Werdegang eines »Geistigen« in den Einflussbereichen akademischer, 
beruflicher und politischer Institutionen, erscheint Leipzig 2018.

494 Johannes Schlecht (Abteilung S, RMVuP) an den Reichsminister, 24.6.1941, ADNBL, 
612/0, Bl.�5�f. Siehe auch Jung, Judenstern, S.�51. Dass es mit Hilfe der von der DB 
erstellten »Judenbibliographie« zu einer ›Säuberung‹ des Buchmarktes (Verlage, 
Sortimente, Antiquariate) kommen sollte, geht auch hervor aus einem Aktenver-
merk der RSK für Wilhelm Baur (Vizepräsident der RSK), Martin Wülfing (Leiter 
der Fachschaft Verlag der RSK), Herrn Niederlächner (Berlin), Kurt Kretschmar 
(Leiter der Fachschaft Handel der RSK), Heinrich Hof (Leiter der Fachgruppe 
Sortiment der RSK) und Anton Hiersemann (Leiter der Fachgruppe Antiquariat 
und Export der RSK) über eine Besprechung mit Günther Lutz (RMVuP), 25.1.1943, 
BArch Berlin, R�56-V/67, Bl.�179�f.
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stützte.495 Die Bearbeitung lag seit August 1941 in den Händen des Bibliotheks-
rats Johannes Ruppert496, dem bis 1944 zahlreiche Hilfskräfte zur Verfügung 
standen.497 Welche Bedeutung das RMVuP dem Projekt beimaß, geht daraus her-
vor, dass seine Haushaltsabteilung bis 1944 47.200 RM bereitstellte und das RM-
VuP selbst nach der Niederlage von Stalingrad betonte, »die Weiterführung der 
Judenkartei in der Deutschen Bücherei« erscheine »auch auf die Dauer des Krie-
ges geboten«.498 

Die Entstehung der ›Jüdischen Bibliographie‹ fiel zeitlich mit der forcierten 
»Radikalisierung der antijüdischen Politik« zusammen.499 Die seit Mitte des Jah-
res 1941 geplante und am 1. September 1941 für das Reichsgebiet verfügte Ein-
führung des »Judensterns« diente dazu, die Juden in der Öffentlichkeit »sicht-
bar« zu machen und auf dieser Grundlage weitere Beschränkungen des jüdischen 
Lebensbereichs durchzusetzen. Mit der Einführung dieses Kennzeichens ging 
eine neue antisemitische Kampagne von Goebbels einher, der am 23. September 
1941 zudem von der Absicht Hitlers erfahren hatte, angesichts des sich im Osten 
abzeichnenden Erfolges der Wehrmacht mit der Deportation der deutschen Ju-

495 Curt Fleischhack (DB) über die »Bibliographie des jüdischen Schrifttums in deut-
scher Sprache 1901-1940«, 5.4.1941, ADNBL, 612/0, Bl.�1-3. Fleischhack hatte 
aber, anders als das RMVuP, den Umfang der Bibliographie nicht auf 90.000, son-
dern auf 105.000 Schriften geschätzt. 

496 Johannes Ruppert (1885-1964, Studium (Klassische Altertumswissenschaft, Ger-
manistik) in Leipzig, Bonn und Berlin, 1911 Promotion und Staatsexamen, 1914-
1918 Teilnahme am Ersten Weltkrieg, 1921 Bibliotheksanwärter, 1923-1952 DB, 
Oktober 1933 Förderndes Mitglied der SS, 1937 NSDAP). Vgl. Lebenslauf Rup-
perts, 26.7.1945, ADNBL, PA Johannes Ruppert (geb. 16.9.1885), unp.; Von 
Ruppert  ausgefüllter Fragebogen [betr. Mitgliedschaft in NS-Organisationen], 
16.12.1937, ebd., Bl.�66; Zeugnis Uhlendahls für Ruppert, 7.11.1952, ebd., Bl.�121. 
Vgl. auch Habermann/Klemmt/Siefkes: Lexikon, S.�288.

497 Für Ruppert und elf weibliche Hilfskräfte finden sich Verfügungen Uhlendahls aus 
dem Zeitraum August 1941 bis Oktober 1943, in denen diese der Dienststelle für 
die Bibliographie des jüdischen Schrifttums zugewiesen wurden. Vgl. ADNBL, 
154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), Bl.�183, 287, 339, 340, 347, 352, 
370, 402, 446, 450, 506, 518, 520, 548. Vgl. zudem Beschluss [betr. bibliographische 
Sonderarbeiten], 8.9.1941, ADNBL, 612/0, Bl.�10R; Nachweis über die Verwen-
dung der vom RMVuP für die Erstellung einer »Bibliographie des jüdischen 
Schrifttums« in der Zeit vom 1. April 1943 bis 31. März 1944 zur Verfügung ge-
stellten Mittel, 1.4.1944, ebd., Bl.�32. Vgl. auch Jung, Judenstern, S.�52.

498 Vgl. ebd. 
499 Pohl, Dieter: Die nationalsozialistische Vernichtungspolitik um die Jahreswende 

1941/42. Zum Kontext der Wannsee-Konferenz, in: Kampe, Norbert u. Peter 
Klein (Hg.): Die Wannsee-Konferenz am 20.  Januar 1942. Dokumente, For-
schungsstand, Kontroversen, Köln u.�a. 2013, S.�169-181, hier S.�170.
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den zu beginnen.500 Die von der DB im Auftrag des RMVuP durchgeführten Ar-
beiten an der »Jüdischen Bibliographie« dienten demnach als Hilfsmittel zur 
Identifizierung von Juden und darauf fußenden Indizierung ihrer Schriften, um 
dadurch Buchhandel und Bibliotheken zu »säubern« und den ›jüdischen Ein-
fluss‹ in der Wissenschaft »auszumerzen«.501 

Um an die benötigten Informationen zu gelangen, ging die DB »methodisch 
[…] sehr aufwendig vor«.502 Die Grundlage der Bibliographie bildete ein »mög-
lichst umfassendes und gesichertes Verzeichnis der in Betracht kommenden 
 Autoren«, das auf der Basis »der neuesten Listen nichtarischer Verfasser« erstellt 
wurde, die der DB von verschiedenen NS-Schrifttumsstellen überlassen wurden. 
Allerdings erwies sich die Arbeit als schwierig.503 Zunächst existierten ver schiedene 
Instanzen zur ›Sortierung‹ der Bevölkerung. Zu ihnen zählten das Reichssippen-
amt, der NS-Rechtswahrerbund, die Antikomintern und die ihr angegliederte An-
tisemitische Aktion, mit denen Ruppert erste Kooperationsverhandlungen führte. 
Zudem hatten die DB-Verantwortlichen zu beklagen, dass »viel urkundliches Ma-
terial bei der Aktion gegen die Synagogen im Herbst 1938 in Verlust geraten« 
war.504 Darüber hinaus erfolgte die Katalogisierung von Autoren auf der Basis von 
Quellen, deren Fragwürdigkeit den Mitarbeitern selbst bewusst war. Zurückge-
griffen wurde auf das »Verzeichnis jüdischer Autoren« der Rosenbergschen 
Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums – die bis dahin größte, aber 
aber auch ›fehlerhafte‹ Informationsquelle. Zugleich stützte man sich auf Nach-
schlagewerke wie die »Große jüdische Nationalbiographie« von Salomon Winin-
ger, den antisemitischen »Sigilla Veri« (›Semi-Kürschner‹), der schon Kurt Tu-
cholskys beißenden Spott herausgefordert hatte und von den NS-Akteuren selbst 
als »unwissenschaftlich« angesehen wurde, sowie das zwischen 1934 und 1937 
mehrfach aufgelegte »Philo-Lexikon«, das »Handbuch des jüdischen Wissens«.505 

500 Vgl. Longerich, Goebbels, S.�483�f., 488.
501 Vgl. Jung, Judenstern, S.�25�f. 
502 Ebd., S.�53.
503 Vgl. hierzu und im Folgenden Flachowsky/Klausnitzer, NS-Schriftumspolitik.
504 Johannes Ruppert (DB): Bericht über eine Dienstreise nach Berlin in Sachen der 

Bibliographie des jüdischen Schrifttums am 19./20.2.1942, ADNBL, 612/0, Bl.�13. 
505 Vgl. Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP) (mit anliegendem Bericht von Johannes 

Ruppert [DB] über die Arbeiten an der Bibliographie der jüdischen Autoren in 
deutscher Sprache 1901-1940, nach dem Stand vom März 1944), 8.6.1944, ebd., 
Bl.�34-38, hier Bl.�36. Zu Tucholskys Kritik am »Sigilla Veri«, dem »Lexikon der 
Juden, -Genossen und -Gegner aller Zeiten und Zonen, insbesondere Deutsch-
lands, der Lehren, Gebräuche, Kunstgriffe und Statistiken der Juden sowie ihrer 
Gaunersprache, Trugnamen, Geheimbünde etcetera«, das »unter Mitwirkung ge-
lehrter Männer und Frauen aller in Betracht kommenden Länder im Auftrage der 
›Weltliga gegen die Lüge‹ in Verbindung mit der ›Alliance chrétienne arienne‹ im 
Erfurter Bodung-Verlag erschienen war, vgl.; Wrobel, Ignaz [Kurt Tucholsky]: Si-
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Die Werke hatten für die Bibliographen jedoch nur bedingten Wert. So zeigte 
sich, dass die meisten der aufgenommenen »Werke vor der nationalsozialis tischen 
Rassengesetzgebung entstanden […], und deshalb ihre Angaben über den Grad 
der jüdischen Abstammung (Voll-, Halb-, Vierteljude) besonders unzuverlässig 
waren«. Den »gleichen Mangel« wiesen auch weitere Hilfsmittel auf, so die Mit-
teilungen von Verlagen über jüdische Autoren des RMVuP, eine »Zusammenstel-
lung der Produktion der spezifisch jüdischen Verlage im Verlegerkatalog« der DB 
sowie mehrere Karteien, die von der Deutschen Rechts-Verlag GmbH und dem 
Reichssippenamt bereitgestellt wurden. Um aber »authentisches, möglichst ur-
kundliches Material« über die jüdischen Autoren zu gewinnen, stützte sich Rup-
pert auch auf die »von der Antikomintern zur Verfügung gestellten Mitteilungen 
über jüdische Hochschullehrer, Listen jüdischer Konsulenten und Zahnärzte 
[…], die Ausbürgerungskartei des Reichsführers SS«, Materialien der »Antisemi-
tischen Aktion«, »die ›Juden-Kartei‹ des NS-Rechtswahrerbundes« und ähnliche 
Verzeichnisse des Reichsinstituts für Geschichte des neuen Deutschlands. Wei-
tere Informationen gewann die DB aus den Lebens läufen von Dissertationen so-
wie jüdischen Zeitschriften und Zeitungen. Schließlich bemühten sich Ruppert 
und seine Mitarbeiter durch gezielte Anfragen bei Behörden und Einwohnermel-
deämtern darum, etwas über die ›jüdische‹ Abstammung einzelner Personen in 
Erfahrung zu bringen.506 In einigen Fällen wurden neue Erkenntnisse von außen 
an die DB herangetragen. Das Reichsarbeitsblatt teilte im November 1941 mit, 
dass es sich bei der in der DNBg angezeigten Autorin Franziska Baumgarten um 
eine Jüdin handle, die »in einem Hochverratsprozess gestanden« habe, in die 
Schweiz geflohen und über die ein »Landesbetretungsverbot« verhängt worden 
sei. Das RMVuP verfügte daraufhin, ihre Titel »in die Judenkartei« aufzunehmen 
und in der »Liste der in der Deutschen Bücherei unter Verschluss gestellten 
Druckschriften« unter »geheim« mit dem Zusatz »Jüdin« zu versehen.507

gilla Veri, in: Die Weltbühne vom 29.9.1931 (Nr.�39), S.�483 (http://www.textlog.
de/tucholsky-sigilla-veri.html, eingesehen am 9.11.2017). Vgl. zudem Bin Gorion, 
Emanuel, Alfred Loewenberg, Otto Neuburger u. Johann F. Oppenheimer (Hg.): 
Philo-Lexikon. Handbuch des jüdischen Wissens, Berlin u. Amsterdam 41937; 
Klausnitzer, Wilhelm Emrich (Manuskript), [S.�11�f.].

506 Vermerk Johannes Rupperts (DB), 4.11.1942, ADNBL, 612/0, Bl.�19; Aktennotiz 
Uhlendahls, 17.10.1942, ebd., Bl.�160; Entwürfe für die Berichte über die Verwal-
tung der DB 1941-1943, ADNBL, 181/1-1941, Bl.�39, ADNBL, 181/1-1942, Bl.�40 
u. ADNBL, 181/1-1943, Bl.�14 (alle jeweils Kapitel: Bibliographische Tätigkeit); 
Antisemitische Aktion (Berlin), an Johannes Ruppert, 23.2.1942, ADNBL, 612/1 
(Bd.�II), Bl.�27; Deutscher Rechts-Verlag GmbH, Berlin an Johannes Ruppert 
(DB), 4.3.1942, ebd., Bl.�34. Vgl. auch Jung, Judenstern, S.�53.

507 Leiter der Geschäftsstelle des Reichsarbeitsblattes (Berlin) an RMVuP, 15.11.1941, 
ADNBL, 580/0 (Hefter: A-G), Bl.�26; Hugo Koch (RMVuP) an DB, 31.12.1941, 
ebd., Bl.�25. Zu Franziska Baumgarten (1883-1970) vgl. Daub, Edelgard: Franziska 
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Wie Uhlendahl im November 1942 berichtete, werde man nach Fertigstellung 
der Kartei »in der Lage sein, über alle Fragen, die jüdische Schriftsteller betreffen, 
einwandfreie Auskünfte zu erteilen«. Schon jetzt werde die Kartei von den Dienst-
stellen der DB, den Abteilungen des RMVuP, aber auch von anderen Behörden 
»täglich in Anspruch genommen« und habe »in zahlreichen Fällen Hilfe leisten 
können«.508 Worin diese Hilfe bestand, geht aus einem Schreiben des RMVuP an 
Ruppert hervor, wonach es aufgrund seiner Mitteilung, bei dem Philosophiepro-
fessor Gerardus Heymans (1857-1930) handele es sich um einen »Volljuden«, zu 
einem Verkaufsverbot von dessen Büchern gekommen sei.509 Es ging also auch bei 
diesen Schreibtischarbeiten darum, die Juden ›sichtbar‹ zu machen und der vom 
RMVuP angestrebten Vernichtung ihrer kulturellen Überlieferungen den Weg zu 
ebnen. Zwar ist kein direkter Zusammenhang zwischen den Arbeiten an der »Ju-
denbibliographie« und der NS-Vernichtungspolitik nachzuweisen, doch im be-
treffenden Schriftwechsel zwischen dem RMVuP und der DB finden sich immer 
wieder Hinweise auf Personen, die Opfer der brutalen Verfolgung der National-
sozialisten wurden, die jüdische Schriftsteller und Wissenschaftler aus ihren Beru-
fen drängten, in die Emigration oder den Suizid trieben oder sie ermordeten.510

Im Fall des Münchener Romanistikprofessors Leopold Jordan511 stellten sich 
den DB-Bibliographen Fragen, die man mit Hilfe der Polizeibehörden zu lösen 
suchte. So ergab eine Auskunft des Polizeipräsidiums München, dass der »Ras-
sejude« Jordan bereits 1933 aus dem bayerischen Hochschuldienst entlassen 
worden war und sich im Juli 1940 das Leben genommen hatte. Lakonisch wurde 
die DB angewiesen, »dieses Ermittlungsergebnis für die Judenbibliographie zu 
verwerten«.512 Im Juni 1942 erhielt Ruppert die Nachricht, dass der Verlag Fr. 
Frommann in Stuttgart sich »nicht sicher sei, ob Prof. Dr. Hans Ehrenberg, der 
Herausgeber der Sammlung ›Frommanns Philosophische Taschenbücher‹« Jude 
sei. Daher wurde um »genaue Auskunft« über Ehrenberg gebeten, der an der 
Universität Heidelberg gelehrt hatte und später als evangelischer Pfarrer in Bo-
chum wirkte. Nach einer Woche teilte die DB mit, dass es sich bei Ehrenberg um 

Baumgarten-Tramer. Für die Wissenschaftlichkeit praktischer Psychologie, in: 
Volkmann-Raue, Sibylle u. Helmut E. Lück (Hg.): Bedeutende Psychologinnen 
des 20. Jahrhunderts, Wiesbaden 22011, S.�223-234.

508 Uhlendahl an RMVuP, 30.11.1942, ADNBL, 612/0, Bl.�25.
509 RMVuP (Abt. Schrifttum) an Johannes Ruppert (DB), 27.9.1943, ADNBL, 612/1 

(Bd.�I), Bl.�136.
510 Vgl. Jung, Judenstern, S.�25. 
511 Zu Leopold Jordan (1874-1940) vgl. u.�a. Lebsanft, Franz: Ein deutsch-jüdisches 

Schicksal: Der Philologe und Linguist Leon Jordan (1874-1940), in: Christmann, 
Hans Helmut u. Frank-Rutger Hausmann (Hg.): Deutsche und österreichische 
Romanisten als Verfolgte des Nationalsozialismus, Tübingen 1989, 157-175, 287�f.

512 Rudolf Erckmann (RMVuP) an DB, 11.6.1942, ADNBL, 612/1 (Bd.�II), Bl.�44.
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einen »Volljuden« handle.513 Ehrenberg war bereits 1938 ins Konzentrations-
lager Sachsenhausen verschleppt worden, hatte jedoch aufgrund seiner guten 
ökumenischen Beziehungen und einer Intervention des anglikanischen Bischofs 
von Chichester 1939 nach England emigrieren können.514 Ein Opfer der Verfol-
gung war auch der Münchener Historiker Siegmund Hellmann: Am 19.  Juni 
1942 sandte das RMVuP der DB eine Liste mit Verfassern, bei denen »nichtari-
sche Abstammung vermutet« und um »baldige Auskunft« gebeten wurde. Auf 
der Liste findet sich auch Hellmann. Ruppert antwortete am 6.  Juli 1942 und 
hielt fest, Hellmann sei »laut Nachweisung der Universität Leipzig über die am 
1. April 1933 in Dienst befindlichen Hochschullehrer und Assistenzkräfte jüdi-
scher Abstammung« und als »Volljude« anzusehen.515 Hellmann hatte seit 1923 
als Ordinarius an der Universität Leipzig gewirkt und war 1933 infolge des Be-
rufsbeamtengesetzes entlassen worden. Danach lebte er zurückgezogen in Mün-
chen bei seiner Schwester, der Schriftstellerin Carry Brachvogel. Am 22.  Juli 
1942 jedoch wurden Hellmann und seine Schwester mit dem Transport »II/18« 
von München in das Konzentrationslager Theresienstadt deportiert, wo beide 
noch im selben Jahr umkamen.516 Ein ähnliches Schicksal erlitt die jüdische Phi-
losophin Edith Stein: In einem Schreiben des RMVuP vom März 1943 wurde der 
Verdacht geäußert, dass die im Breslauer Frankes Verlag publizierende Edith 
Stein 1933 nur deswegen in ein Kloster eingetreten sei, um sich »auf diese Weise 
nach der Machtergreifung in Sicherheit« zu bringen. Es bestehe daher der Ver-
dacht, dass es sich bei ihr um eine Jüdin handle. Weitere Feststellungen in dieser 
Frage, so der Auftrag an die DB, könnten allerdings nur von den Behörden ge-
troffen werden.517 Was man in Berlin und Leipzig offenbar nicht wusste war, 
dass Edith Stein bereits sieben Monate zuvor in den Gaskammern des Konzen-

513 Vgl. Günther Lutz (RMVuP) an Johannes Ruppert (DB), 11.6.1942, ebd., Bl.�45; DB 
an Günther Lutz (RMVuP), 17.6.1942, ebd., Bl.�47.

514 Zu Hans Ehrenberg (1883-1959) vgl. u.�a. Brakelmann, Günter: Hans Ehrenberg. 
Ein judenchristliches Schicksal in Deutschland, 2 Bde. Waltrop 1997/1999.

515 Günther Lutz (RMVuP) an Johannes Ruppert (DB), 19.6.1942, ADNBL, 612/1 
(Bd.�II), Bl.�51�f.; Johannes Ruppert (DB) an Günther Lutz (RMVuP), 6.7.1942, 
ebd., Bl.�53�f.

516 Vgl. Statistik und Deportation der jüdischen Bevölkerung aus dem deutschen 
Reich, hier: Deportationslisten, Bayern, 03.06.-12.08.1942 nach Theresienstadt, 
Bezirksstelle Bayern, Abfahrt 22.7.1942, München, II/18 [18. Münchener Trans-
port II/18], Seite 3 (http://www.statistik-des-holocaust.de/list_ger_bay_420603.
html und http://www.statistik-des-holocaust.de/II18-3.jpg, eingesehen am 11.7.2016). 
Zu Siegmund Hellmann (1872-1942) vgl. u.�a. Hoyer, Siegfried: Siegmund Hell-
mann, in: Steinmetz, Max (Hg.): Bedeutende Gelehrte in Leipzig. Zur 800-Jahr-
Feier der Stadt Leipzig, Bd.�1, Leipzig 1965, S.�219-227.

517 Günther Lutz (RMVuP) an Johannes Ruppert (DB), 20.3.1943, ADNBL, 612/1 
(Bd.�1), Bl.�8R.
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trationslagers Auschwitz-Birkenau ermordet worden war.518 Das Gleiche galt 
für die von der DB als »Volljuden« identifizierten Kunsthistoriker August Lieb-
mann Mayer und Leo Grünstein, die im März 1944 in Auschwitz bzw. im Januar 
1943 in Theresienstadt umkamen.519

Obwohl Uhlendahl Bereitschaft signalisierte, die ›Judenkartothek‹ fortzufüh-
ren, lehnte das RMVuP die weitere Förderung der Arbeiten ab, die daraufhin 
Ende März 1944 eingestellt wurden.520 Dies hing vermutlich mit dem Kriegsver-
lauf und den Personalproblemen sowie damit zusammen, dass die DB ihre Be-
stände inzwischen sichergestellt und verlagert hatte und schnelle Nachprüfun-
gen nicht mehr ohne weiteres möglich waren.521 Darüber hinaus hatten sich im 
Verlauf des Jahres 1943 erste Einschränkungen im Arbeitsprogramm des ›Er-
kundungsreferats‹ angebahnt, nachdem Wilhelm Emrich Ende Januar 1943 nach 
Berlin zurückgerufen worden war und das Verbotsreferat in der Schrifttums-
abteilung des RMVuP übernommen hatte.522 An seine Stelle an der DB trat »Dr. 

518 Zu Edith Stein (1891-1942) vgl. u.�a. Endres, Elisabeth: Edith Stein. Christliche 
Philosophin und jüdische Märtyrerin, München 21999.

519 Vgl. Günther Lutz (RMVuP) an Johannes Ruppert (DB), 11.2.1943, ADNBL, 612/1 
(Bd.�II), Bl.�253; Johannes Ruppert (DB) an Günther Lutz (RMVuP), 20.2.1943, 
ebd., Bl.�254�f. Zu August Liebmann Mayer (1885-1944) vgl. Fuhrmeister, August 
u. Susanne Kienlechner: August Liebmann Mayer (1885-1944) – Success, Failure, 
Emigration, Deportation and Murder, in: Rotermund-Reynard, Ines (Ed.): Echoes 
of Exile. Moscow Archives and the Arts in Paris 1933-1945, Berlin u.�a. 2015, 
S.�139-157. Zu Leo Grünstein (1876-1943) vgl. Grünstein, Leo, in: Vierhaus, Ru-
dolf (Hg.): Deutsche Biographische Enzyklopädie (Bd.�4), München 22006, S.�213. 
Siehe auch »Todesfallanzeige, Ghetto Theresienstadt« für Leo Grünstein, in: 
http://www.holocaust.cz/de/datenbank-der-digitalisierten-dokumenten/
dokument/91947-gr-nstein-leo-todesfallanzeige-ghetto-theresienstadt/ (eingesehen 
am 9.11.2017).

520 Vgl. Jung, Judenstern, S.�52�f.; Uhlendahl an Hugo Koch (RMVuP) (mit Bericht 
Rupperts über die Bibliographie nach dem Stand vom März 1944), 8.6.1944, 
ADNBL, 612/0, Bl.�34-38; Uhlendahl an RMVuP, 14.7.1944, ebd., Bl.�42; Johannes 
Ruppert (DB) an Elisabeth Frenzel (Reichsleitung der NSDAP, Abt. Theater, Ra-
tibor), 15.9.1944, ADNBL, 612/1 (Bd.�I), Bl.�149R. Bereits im Frühjahr 1943 war 
man im RMVuP offenbar gewillt, die Arbeiten an der Bibliographie einzustellen, 
hatte sie dann aber doch fortgesetzt. Vgl. Verfügung Uhlendahls, 15.2.1943, ADNBL, 
154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943), Bl.�450.

521 Vgl. etwa Hugo Koch (RMVuP) an Johannes Ruppert (DB), 26.6.1944, ADNBL, 
612/1 (Bd.�I), Bl.�146; Johannes Ruppert (DB) an RMVuP, 6.7.1944, ebd., Bl.�147.

522 Vgl. Vermerk der RSK für Herrn Engel (RSK), 3.3.1943, BArch Berlin, R�56-V/67, 
Bl.�255. Emerich arbeitete dort an einer aktualisierten Neuauflage der ›Liste der für 
Jugendlichen und Büchereien ungeeigneten Druckschriften‹ (›Liste 2‹). Dazu bat 
er die DB, alle ihr seit 1940 als beschlagnahmt gemeldeten sowie alle in den Mo-
natslisten der in der DB unter Verschluss gestellten Bücher als ›geheim‹ aufgeführ-
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Albrecht«, die eigentliche Arbeit des Referats lag aber in den Händen von Cäci-
lie Schmidt, die die Leitung kurze Zeit später selbst übernahm.523 Auch unter 
ihrer Leitung wurde die Verbots- und Indizierungspraxis des Erkundungsrefe-
rats in Kooperation mit der SD-Verbindungsstelle an der DB fortgesetzt.524

Bis März 1944 war die Kartothek der ›Judenbibliographie‹ bereits auf 28.000 
Karten angewachsen, aber so umfangreich sie auch war, stellte sie lediglich eine 
erste Grundlage für den eigentlichen Zweck des gesamten Projekts dar, der auf 
die Schaffung einer Gesamtbibliographie des jüdischen Schrifttums in deutscher 
Sprache hinauslief. Demnach hätte der zweite Arbeitsschritt dieser »absurden 
Herkulesarbeit« (Volker Dahm) nun in der Ermittlung der Schriften aller ver-
zeichneten Autoren bestanden.525 Vorarbeiten wurden bereits in Angriff genom-
men, indem man mit der Durchsicht des Alphabetischen Katalogs der DB und 
zur Ergänzung für die Jahre von 1901 bis 1912 mit der des Hinrichs’schen 
 Katalogs begann.526 Uhlendahl signalisierte im Juli 1944, die DB sei »bereit, die 
Arbeit fortzuführen«, sofern diese vom RMVuP gewünscht und finanziert wer-

ten Schriften »kartei- oder listenmäßig« zusammenzustellen und an das RMVuP zu 
senden. Bericht von Engel (RSK) betr. Rücksprache mit Wilhelm Emrich, 22.3.1943, 
ebd., Bl.�253�f.; Wilhelm Emrich (RMVuP, Abt. Schrifttum) an Paul Kretschmann 
(DB) betr. Listenmäßige Aufstellung der bis jetzt formlos beschlagnahmten bzw. 
›geheim‹ erklärten Bücher, 5.2.1943, ADNBL, 580/0 (Hefter: 1943-1946), Bl.�148.

523 Vgl. Dienstleistungszeugnis des RMVuP für Wilhelm Emrich, 12.4.1944, BArch 
Berlin, ehem. BDC, R�9361-V/17442 (Filmnummer RK, I 95, Wilhelm Emrich, 
geb. 29.11.1909), Bild 2222; Rechnung der DB betr. Dienstbezüge für die Aushilfs-
angestellte des RMVuP Cäcilie Schmidt beim Referat Dr. Albrecht in Leipzig, 
16.9.1943, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�266. Die Leipzigerin Cäcilie Schmidt (geb. 
5.11.1889) war im Frühjahr 1943 als Schreibkraft für Emrich und dann für Albrecht 
im Erkundungsreferat an der DB tätig gewesen. Vgl. Vermerk der Personalabtei-
lung des RMVuP, 24.3.1942, ebd., Bl.�231; Wilhelm Emrich RMVuP, Dienststelle 
DB) an RMVuP (Personalabteilung), 4.6.1942, ebd., Bl.�233;  Cäcilie Schmidt an 
ORR�Dr. Albrecht (Dienststelle: DB, Leipzig), 13.5.1943, ADNBL, 580/0 (Hefter: 
Richtlinien), Bl.�77; Uhlendahl an Günther Lutz (RMVuP), 30.10.1944, ADNBL, 
555/0/4-1, unp.; Cäcilie Schmidt (RMVuP, Dienststelle DB) an Erich Langen-
bucher (RMVuP), 12.10.1944, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�258; DB an RMVuP, 
16.12.1944, ebd., Bl.�263.

524 Vgl. RMVuP an Cäcilie Schmidt (Erkundungsreferat, DB), 17.6.1943, ADNBL, 
580/0 (Hefter: H-P), Bl.�72; Cäcilie Schmidt (Dienststelle DB des RMVuP, Leipzig) 
an ORR�Dr. Albrecht (RMVuP), 24.6.1943, ebd., Bl.�73; RMVuP an DB, 7.9.1943, 
ebd., Bl.�74.

525 Dahm, Buch, S.�198; Jung, Judenstern, S.�54.
526 Vgl. Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1943 – hier Johannes 

Ruppert: Jahresbericht 1943/44 betr. Bibliographie des jüdischen Schrifttums in 
deutscher Sprache 1901-1940, ohne Datum [1944], ADNBL, 181/1-1943, Bl.�14. 
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de.527 Das Ministerium ging darauf aber nicht ein, vermutlich, weil man dort 
nicht mit einem mittelfristigen Abschluss der Arbeiten rechnete. Gleichwohl 
diente die DB-Kartei noch bis März 1945 als Hilfsmittel zur Auskunftserteilung 
über »Nichtarier«, so im Fall der Literaturwissenschaftlerin Elisabeth Frenzel, 
die im Auftrag des Amtes Rosenberg an einem Lexikon jüdischer Schriftsteller 
arbeitete.528 Mit ihrer nüchternen bibliographischen Zuarbeit förderte die DB 
somit bis zuletzt die rassistisch grundierte Indizierungspraxis der Schrifttums-
behörden und leistete damit einen spezifischen Beitrag zu der von den National-
sozialisten seit 1933 angestrebten Homogenisierung der deutschen ›Volksge-
meinschaft‹, die nicht nur auf die Ausgrenzung der Juden aus dem Kulturleben, 
sondern auch auf die Vernichtung ihrer kulturellen Spuren, Äußerungen und 
Überlieferungen abzielte.529

5. »Quellensammlung für die geistige Kriegsführung« – 
Die DB als Informationspool für Wissenschaft, Staat, 
Industrie und Militär530

Im Selbstverständnis der DB stellte die Auskunftserteilung eine ihrer zentralen 
Aufgaben dar und rangierte in ihrer Bedeutung noch vor der Benutzung.531 Dies 
war vor allem auf Uhlendahl zurückzuführen, der dem Wissenstransfer und der 

527 Uhlendahl an RMVuP, 14.7.1944, ADNBL, 612/0, Bl.�42; Uhlendahl an Hugo 
Koch (RMVuP) (mit Bericht Rupperts über die Bibliographie nach dem Stand vom 
März 1944), 8.6.1944, ebd., Bl.�34-38, hier Bl.�35.

528 Vgl. Elisabeth Frenzel an Ruppert, 3.10.1944, 27.10.1944, 27.11.1944, ADNBL, 
612/1 (Bd.�1), Bl.�155, 157, 158; Piper, Rosenberg, S.�484; Wagener, Hans: Gabriele 
Tergit. Gestohlene Jahre, Osnabrück 2013, S.�237�f. Über den Verbleib der Kartei 
ist bisher nichts bekannt, aber möglicherweise kann die heute im Bestand des RM-
VuP im Bundesarchiv Berlin überlieferte Kartothek »Nichtarische Schriftsteller, 
A-E« (Signatur: R�55/21600) als Ergebnis der in der DB zwischen 1941 und 1944 
erstellten »Bibliographie des jüdischen Schrifttums in deutscher Sprache« angese-
hen werden. Noch am 20.3.1945 gab Johannes Ruppert einem Verlag Auskunft 
über ›nichtarische‹ Autoren. Vgl. Max Hesses Verlag (Berlin-Halensee, Aus-
weichsstelle Mährisch-Schönberg) an DB, 2.3.1945, ADNBL, 612/1 (Bd.�I), Bl.�160; 
Johannes Ruppert (DB) an Max Hesses Verlag, 20.3.1945, ebd., Bl.�160R.

529 Vgl. Bajohr/Wildt: Einleitung, Volksgemeinschaft, S.�12.
530 Hans Gerber (RMVuP) an OBM der Reichsmessestadt Leipzig, 8.2.1944, ADNBL, 

302/2/0, Bl.�3.
531 Vgl. Uhlendahl an Paul Schmidt-Schwarzenberg (RFM) (mit anliegender ausführ-

licher Begründung zu einzelnen Haushaltstiteln), 5.12.1940, BArch Berlin, R�2/4784, 
Bl.�5-12, hier Bl.�6�f. 
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Informationsvermittlung besondere Bedeutung beimaß. Für ihn bildete sie »eine 
der vornehmsten Aufgaben der Bibliotheken«, eine »potenzierte bibliothekari-
sche Tätigkeit«.532 Die 1925 eingerichtete und seit 1932 von Ernst Rückert gelei-
tete Auskunftsstelle nahm in den dreißiger Jahren eine rasante Aufwärtsentwick-
lung, denn ihre Schnelligkeit und Genauigkeit stießen unter Benutzern wie 
Fachgenossen auf gleichermaßen große Resonanz.533 Da Anfragen in der Regel 
noch am selben Tag beantwortet wurden und zu etwa 85 Prozent eine positive 
Erledigung fanden, wurden ihr bisweilen augenzwinkernd magische Fähigkeiten 
nachgesagt.534 Allein zwischen 1930 und 1937 stieg ihre Inanspruchnahme auf 
mehr als das Dreifache.535 So erfreulich diese Entwicklung war, bedeutete sie für 
die Mitarbeiter eine erhebliche Mehrbelastung. Um diese einzudämmen, erteilte 
die DB auf Weisung ihrer vorgesetzten Behörde ab 1932 größere Auskünfte nur 
noch gegen Gebühr.536 Dies galt auch für »staatspolitisch« wichtige Auftragser-
suchen staatlicher Instanzen. So mussten selbst das RMVuP und die RSK, die 
Dienststelle Rosenberg und sogar der Börsenverein für größere Gutachten und 
bibliographische Sonderarbeiten eine Gebühr entrichten.537

532 Vgl. Rezension (Auszug) über den im Kap.�8 des »Handbuchs der Bibliothekswis-
senschaft« (Bd.�2, 1933) veröffentlichten Beitrag Uhlendahls betr. »Auskunftsertei-
lung« (S.�438-463), aus: Deutsche Literaturzeitung 55 (1934), Heft 35, Sp. 1639, 
ebd., Bl.�40.

533 Marian Łodyński (Vizedirektor der Biblioteka Narodowa Józefa Piłsudskiego, 
Warschau) an Uhlendahl, 30.10.1937, ADNBL, 700/1 (Ordner 5), unp. Uhlendahl 
schenkte der Auskunftstätigkeit besondere Beachtung und hatte schon vor 1933 
auf ihre Optimierung und Beschleunigung hingearbeitet. Vgl. Verfügung Uhlen-
dahls, 29.12.1929, ADNBL, 700/0, Bl.�1c. Der Hinweis darauf, dass die Aus-
kunftsstelle 1925 eingerichtet wurde, findet sich in Rückert, Ernst: Die Deutsche 
Bücherei als bibliographische Auskunftszentrale, in: BBl.�100 (1933), Nr.�110 vom 
13.5.1933, S.�7�f., hier S.�7. Dass Rückert die Dienststelle zwischen 1932 und 1945 
leitete geht hervor aus Uhlendahl an Ministerium für Volksbildung (Abteilung 
Wissenschaft und Forschung, Referat: Wissenschaftliche Bibliotheken, Dresden), 
2.6.1947, ADNBL, PA Ernst Rückert (geb. 13.4.1892), Bl.�10.

534 Vgl. Apitzsch, Friedrich: Die Deutsche Bücherei kann zaubern. Was eine Aus-
kunftsstelle alles wissen muss, Telegrammwechsel mit Dichtern, Bibliographischer 
Ausflug in Unliterarische, in: Neue Leipziger Zeitung, Nr.�61 vom 2.3.1930, S.�3; 
Rückert, Auskunftszentrale, S.�7.

535 Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�107�f.
536 Vgl. Otto Ebert (DB) an Reichspatentamt, 9.5.1932, ADNBL, 700/1 (Ordner 9), 

unp.
537 Vgl. Auszug aus einem Vermerk der DB, 13.10.1934, ADNBL, 700/0, Bl.�41; RFdS 

an Auskunftsstelle der DB, 22.6.1935, ebd., Bl.�48; Ernst Rückert (DB) an RFdS, 
1.7.1935, ebd., Bl.�49; Bericht über die 83. Sitzung des GA der DB am 21.12.1936, 
ADNBL, 153/1/1-83, Bl.�15-36, hier Bl.�32; Ernst Rückert (DB) an Reichsschrift-
tumsstelle beim RMVuP, 9.4.1938, ADNBL, 700/1 (Ordner 6), unp. Der BV ver-
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Jahr Auskunftsstelle der DB  
Zahl der Auskünfte

Auskunftsbüro PSB
Zahl der Auskünfte

1924 1.563 8.255

1925 1.950 9.950

1926 3.065 10.522

1927 4.910 11.168

1928 6.135 13.069

1929 8.568 15.083

1930 12.496 18.070

1931 15.433 19.108

1932 18.993 18.129

1933 22.524 16.153

1934 29.505 20.992

1935 36.647 15.486

1936 35.666 16.436

1937 40.242 16.227

1938 48.106 14.518

1939 47.846 k.�A.

1940 68.855 k.�A.

1941 74.215 k.�A.

1942 63.842 k.�A.

1943 43.058 k.�A.

1944 24.459 k.�A.

Tabelle 14: Mitteilungen der Auskunftsabteilung der DB (schriftliche und  
telefonische Auskünfte) und des Auskunftsbüros der Deutschen  
Bibliotheken an der Preußischen Staatsbibliothek in Berlin, 1924-1944538

gütete die vom Buchhandel bei der DB eingeholten Auskünfte mit einer Pauschal-
summe, wurde in einigen Fällen jedoch darüber hinaus zu Kasse gebeten. Vgl. 
Werner Rust (DB) an Albert Hess (BV), 13.4.1939, ADNBL, 700/1 (Ordner 8), 
unp. Vgl. Vermerk vom 6.3.1935, ADNBL, 700/0, Bl.�46.

538 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB 1926, S.�42, 1927, S.�64, 1928, S.�52, 1929, 
S.�46, 1930, S.�47, 1931-1937, S.�107; Entwürfe für die Verwaltungsberichte 1938 bis 
1943, ADNBL 181/1-1938 bis 181/1-1941 (Kapitel: Bericht der Auskunftsstelle), 
für 1938 Bl.�51, für 1939 Bl.�51, für 1940 Bl.�46, für 1941 Bl.�45; Übersicht der DB 
betr. Auskünfte der Auskunftsstelle der DB und des Auskunftsbüros der Deut-
schen Bibliotheken an der PSB, ohne Datum (um 1945), Bl.�51. Hier auch der Hin-
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Der größte Teil der an die Auskunftsstelle gerichteten Anfragen war bi-
bliographischer Natur, wobei es meist um die Auflösung falscher und unvoll-
ständiger Titelangaben oder die Verwechslung von Verfassern ging.539 Daneben 
widmete sich die Auskunftsstelle auch der Anfertigung von Literaturzusammen-
stellungen über Einzelprobleme und um »Nachweise von Tatsachenmaterial 
verschiedenster Art«. Auf welche einzelnen Wissensgebiete sich die schriftlichen 
Auskünfte erstreckten, geht aus der Statistik im Anhang (Tab. 13) hervor. Dem-
nach bezogen sich die meisten Anfragen auf das Gebiet »Sprache und Literatur«, 
da ein großer Teil der hauptsächlich vom Buchhandel eingehenden Anfragen auf 
die Schöne Literatur abhob. Daneben markierten die Gebiete Technik und 
Handwerk, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Naturwissenschaften sowie 
Geschichte und Philosophie wesentliche Schwerpunkte.540 Wie Uhlendahl be-
tonte, war die Auskunftsstelle »der Sammelpunkt, wo die Gedanken und Bestre-
bungen der Gegenwart« zusammenströmten. Alles, was die Mitwelt beschäftige, 
finde hier seinen Niederschlag, »Fragen von Volkstum, Rasse, Bauerntum, Ar-
beitsbeschaffung, Wehrwissenschaft, Kolonialbesitz und so fort«.541 So wurde 
nach biographischen Romanen über historische Persönlichkeiten, nach Bildwer-
ken über deutsche Volkstrachten, nach Informationen über den Vierjahresplan, 
Rohstofffragen und die Reichsautobahnen oder nach themenspezifischen Lite-
raturzusammenstellungen für folgende Gebiete gefragt: »Brasilien, Sozialpolitik, 
 Dieselmotoren, Abessinien, Indianerkunst und -kultur, Talsperren, Sauer stoff-
therapie, Strumpffabrikation, Reichsberufswettkampf, Standardkostenrechnung , 
Erzlagerstätten, Devisenbewirtschaftung, NS-Formationen, Judenfrage«.542 

Anders als beim Auskunftsbüro der DB in Berlin oder dem Frankfurter »Sam-
melkatalog Deutscher Bibliotheken«, die fast ausschließlich von Benutzern wis-
senschaftlicher Bibliotheken, also Akademikern und Studenten, in Anspruch ge-
nommen wurden, gehörten die Auskunftssuchenden der DB allen »geistigen und 
praktischen Berufen« an, unter denen der Buchhandel und das Buchgewerbe den 
größten Anteil ausmachten.543 Neben Buchhändlern und Verlegern, neben Wis-

weis, dass über das Jahr 1938 hinausgehende Angaben zum Auskunftsbüro der 
deutschen Bibliotheken nicht möglich seien, da der Jahresbericht der PSB in der 
DB nur bis 1938 erschienen war.

539 Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�107�f. 
540 Vgl. ebd., S.�108.
541 Uhlendahl, Heinrich: Die Sonderstellung der Deutschen Bücherei unter den deut-

schen Bibliotheken, in: Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 1938, 
Sonderausgabe des BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�7-10, ADNBL, 182/3 
(Hefter: Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�48-49. Vgl. auch 
Uhlendahl, Fünfundzwanzig Jahre, S.�35.

542 Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�110.
543 So zumindest die Ansicht Uhlendahls. Uhlendahl, Heinrich: Wissenschaftliche 

Gemeinschaftsarbeit. Die Auskunftsstellen der deutschen Bibliotheken, in: Leip-
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senschaftlern und Akademikern stützten sich aber auch staatliche Behörden und 
Industrieunternehmen auf den effektiven Informationspool der Auskunftsstelle. 
Zu ihnen gehörten »Zentral und Mittelbehörden« sowie verschiedene Dienst-
stellen der NSDAP, so der Stab des Stellvertreters des ›Führers‹, die Reichs-
leitung der NSDAP, das RMVuP, die RSK, die DAF oder die Dienststelle Rosen-
bergs. Hinzu kamen Konzerne wie die Junkers Flugzeug- und Motorenwerke, 
die Gutehoffnungshütte, die I.�G. Farben, Daimler-Benz, die Adam Opel A.�G. 
oder die Firma Telefunken. So verging »kaum ein Tag, an dem nicht mehrere 
Auskünfte bibliographischer, wissenschaftlicher und wirtschaftlicher Art oder 
Literaturzusammenstellungen über irgendein Gebiet von solchen Stellen erbe-
ten« wurden.544 Die »großen Dienste, die der Wirtschaft durch die umfassende 
und vielseitige Auskunftserteilung erwiesen« wurden, hatten zur Folge, dass der 
Werberat der deutschen Wirtschaft seinen jährlichen Zuschuss an die DB 1935 
von 10.000 RM auf 15.000 RM erhöhte und seine Zahlungen auch nach Kriegs-
beginn nicht einstellte.545

Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten nahmen die an die Aus-
kunftsstelle gerichteten Suchanfragen zunehmend politischen Charakter an.546 

ziger Neueste Nachrichten vom 4.3.1934, ADNBL, 180/6 (Hefter: »Artikel DB«), 
unp. Zu Anfragen aus der Wirtschaft vgl. etwa die Zusammenstellungen der DB: 
Von der Auskunftsstelle beantwortete Anfragen aus dem Kreise der Wirtschaft 
November/Dezember 1930, ADNBL, 700/0, Bl.�7�f. Vgl. zudem Aufstellung der 
DB: Die Auskunftsstelle als Beraterin des öffentlichen Lebens. Anfragen 1930/31, 
ADNBL, 700/0, Bl.�19�f.

544 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�111. Vgl. auch Die Deutsche 
Bücherei in Leipzig. Raum für fünf Millionen Bücher  – Auskunft für jeden 
 Volksgenossen, in: Völkischer Beobachter, Folge 4 (Unterhaltungs-Beilage) vom 
27./28.1.1935, ADNBL, 182/3 (Hefter: Veröffentlichungen in Zeitungen und Zeit-
schriften), Bl.�79; Rust, Werner: Die Wissenschaft und die Deutsche Bücherei, in: 
Fünfundzwanzig Jahre Deutsche Bücherei. Kantate 1938, Sonderausgabe des 
BBl.�105 (1938), Nr.�111 vom 14.5.1938, S.�7-10, ADNBL, 182/3 (Hefter: Veröffent-
lichungen in Zeitungen und Zeitschriften), Bl.�49R-50R.

545 Vgl. Bericht über die 82. Sitzung des GA der DB am 10.12.1935, ADNBL, 153/1/1-
82, Bl.�23-41, hier Bl.�25; Niederschrift über die 2. Sitzung des VR�der DB, 27.3.1941, 
ADNBL, 153/4/1, Bl.�3-16, hier Bl.�7; Werberat der deutschen Wirtschaft an Ge-
neraldirektor der DB (mit anliegender Auswahl von Anfragen aus dem Kreise der 
Wirtschaft im Jahre 1942), 8.12.1942, BArch Berlin, R�55/642, Bl.�198-200.

546 Vor 1933 spielten politische Themen eine untergeordnete Rolle. So war es eine 
Ausnahme, dass der BV im Frühjahr 1928 eine Zusammenstellung der wichtigsten 
Literatur über Mussolini und über die politische und volkswirtschaftliche Ent-
wicklung des neuen Italien anforderte. Diese Zusammenstellung benötigte der BV 
für eine Ausstellung in Florenz. Vgl. Auslandsabteilung des BV an DB, 16.3.1928, 
ADNBL, 700/1 (Ordner 1), unp.; DB an Geschäftsstelle des BV, 19.3.1928, ebd., 
unp. Kulturpolitisch bedeutsam war eine Literaturzusammenstellung für eine Ein-
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So wandte sich die Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums im Au-
gust 1933 mit der Bitte an die DB, alle einschlägigen Enzyklopädien und Kon-
versationslexika nach dem Schlagwort »Adolf Hitler« zu durchsuchen, um für 
den »Führer« nachteilige Texte festzustellen und diese aus dem Verkehr zu zie-
hen.547 Wenig später erbat die Reichsstelle eine vollständige Liste des biographi-
schen Materials »über die Führer der nationalsozialistischen Bewegung und des 
neuen Staates«, welche die DB fünf Tage später vorlegte.548 Weitere Anfragen 
des Amtes Rosenberg bezogen sich auf Zusammenstellungen aller Zeitschriften, 
die sich mit der NS-Weltanschauung befassten, auf den »Mendelismus«, die 
»Freimaurerei« oder auf Literatur über das »Führerproblem« und die »histori-
sche Entwicklung des Führergedankens«.549 Die Reichsführung der »NS-Volks-
wohlfahrt«, die vom RMVuP mit der Durchführung eines »bevölkerungspoliti-
schen Aufklärungsfeldzuges« beauftragt worden war und sich zu diesem Zweck 
eine Bücherei anlegen wollte, erbat Ende 1933 eine umfassende bibliographische 
Aufstellung über die neuesten Veröffentlichungen auf den Gebieten der Bevöl-
kerungspolitik, Erbbiologie und Rassenpflege, die ebenfalls nach wenigen Tagen 

stein-Ausstellung in der Nationalbibliothek in Lissabon. Vgl. BV an DB, 22.10.1929, 
ADNBL, 700/1 (Ordner 4), unp.; Ernst Rückert (DB) an Geschäftsstelle des BV, 
5.11.1929, ebd., unp. Ende 1930 bat die Hanseatische Verlagsanstalt (Hamburg) die 
DB festzustellen, ob seit 1913 irgendwo in der Literatur ein Buch oder einer Zeit-
schrift unter dem Titel »Das dritte Reich« erschienen sei. Der Verlag benötigte 
diese Auskunft in einem gerichtlichen Verfahren, in dem es offenbar darum ging, 
ob vor dem 1923 in der Hanseatischen Verlagsanstalt erschienenen Werk »Das 
dritte Reich« von Artur Moeller van den Bruck ein anderes politisches Verlagswerk 
unter diesem Titel erschienen war. Vgl. Hanseatische Verlagsanstalt Aktiengesell-
schaft (Hamburg) an DB, 3.12.1930, 5.12.1930, 25.2.1931 u. 5.3.1931, ADNBL, 
700/1 (Ordner 1), unp.; Otto Ebert (DB) an Hanseatische Verlagsanstalt (Ham-
burg), 4.12.1930, 6.12.1930 u. 6.3.1931, ebd., unp.

547 Wie der KfdK angab, ging es darum, »welche Lexika in Zukunft aus dem Buchhan-
del zu entfernen« seien. Reichsleitung des Kfdk (RFdS) an DB, 7.8.1933, ADNBL, 
700/1 (Ordner 6), unp.; Uhlendahl an RFdS (Berlin) (mit anliegender Liste der Ar-
tikel unter dem Stichwort »Adolf Hitler« in den deutschen Konversations- und 
allgemeinen Lexika nach 1923), 15.8.1933, ebd., unp.

548 RFdS (Schriftleitung »Buch und Volk«, Berlin) an DB, 12.10.1933, ebd., unp.; Hans 
Cordes (DB) an RFdS, 17.10.1933, ebd., unp. 

549 Hans Höynck (RFdS, Amt für öffentliche Buchwerbung, Berlin) an DB, 6.1.1934 
u. 19.1.1934, ebd., unp.; Ernst Rückert (DB) an Hans Höynck (RFdS), 16.1.1934, 
ebd., unp.; Bernhard Payr (RFdS) an Auskunftsstelle der DB, 22.1.1934 u. 9.6.1934, 
ebd., unp.; Ernst Rückert (DB) an RFdS (Berlin), 23.1.1934, ebd., unp.; Uhlendahl 
an Hans Höynck, 3.2.1934, ebd., unp.; Hans Cordes (DB) an Hans Höynck (mit 
anliegender Zusammenstellung: Literatur über das Führerproblem), 16.2.1934, 
ebd., unp.
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vorlag.550 Es kam auch vor, dass die DB zur Begutachtung von Büchern heran-
gezogen wurde. Im April 1934 wandte sich der Geschäftsführer der RSK, Gun-
ther Haupt, »mit einer etwas knifflichen [!] Bitte« an die DB. Dabei ging es um 
das von Otto Hauser herausgegebene Buch »Die Juden und Halbjuden in der 
deutschen Literatur«, das nach den Ausführungen Haupts »eine Fülle von un-
richtigen Behauptungen« enthielt. Der Verlag wollte das Buch nun in neuer Auf-
lage herausgeben und hatte die RSK um eine Begutachtung ersucht. Da Haupt 
niemanden kannte, den er »mit der schnellen Überprüfung« der in dem Buch 
aufgeführten Personen beauftragen konnte, bat er Uhlendahl, sich der Sache an-
zunehmen.551 Innerhalb einer Woche lag der RSK das gewünschte Gutachten 
vor, das der »literaturkundigste Bibliothekar« der DB, Arthur Luther, angefer-
tigt hatte und vernichtend ausfiel.552 Im Juli 1934 fertigte die DB im Auftrag der 
Staatlichen Landesfachstelle für Volksbüchereiwesen in Sachsen eine Aufstel-
lung aller Veröffentlichungen an, »deren Verfasser oder Herausgeber sich an der 
Röhm-Revolte beteiligt« hatten oder deren Inhalt sich mit der Person des ermor-
deten SA-Stabschefs und seiner Vertrauten beschäftigten. Diese Bücher sollten 
vermutlich von der allgemeinen Benutzung ausgeschlossen und sekretiert wer-
den.553 Die sachkundigen und schnellen Dienstleistungen der Auskunftsstelle 
kamen auch dem 1934 gegründeten, von Admiral Adolf von Trotha geleiteten 
»Reichsbund Deutscher Seegeltung« zugute, der sich mit verschiedenen öffent-
lichkeitswirksamen Sonderaktionen in Szene setzte, im Auftrag Hitlers den »Ge-
danken der Seegeltung« propagierte und sich auf die Bereiche Schifffahrt und 
Kriegsmarine, Seehandel, Kolonien, Auslands- und Volksdeutschtum bezog.554 

550 Reichsführung der NS Volkswohlfahrt (NSDAP, Reichsleitung, Berlin), 29.12.1933, 
ebd., unp.; Uhlendahl an Reichsführung der NS Volkswohlfahrt, 8.1.1934, ebd., unp.

551 Gunther Haupt (RSK) an Uhlendahl, 13.4.1934, ADNBL, 700/1 (Ordner 9), unp.
552 So kritisierte Luther den »selbstgefällig gehässigen Ton« des Buches, der auf ihn 

insgesamt »sehr unangenehm« gewirkt habe. Überdies seien die literarischen Ur-
teile des Verfassers »oft höchst anfechtbar« und »die Behauptungen über die jüdi-
sche Abstammung deutscher Schriftsteller« nicht selten »notorisch unrichtig« oder 
»nicht einwandfrei erwiesen«. Luther kam zu dem Ergebnis, dass das Buch Hau-
sers »in hohem Maße verbesserungsbedürftig« sei. Uhlendahl an Gunther Haupt 
(RSK) (mit anliegendem Gutachten Arthur Luthers), 20.4.1934, ebd., unp. Der 
Hinweis darauf, dass Luther der »literaturkundigste Bibliothekar« in der DB war, 
findet sich in Uhlendahl an Karl Baur (München), 6.9.1933, ADMNL, 700/1 (Ord-
ner 8), unp.

553 Egon von Vietinghoff-Scheel (Staatliche Landesfachstelle für Volksbüchereiwesen 
Sachsen, Dresden) an DB, 4.7.1934, ADMBL, 700/1 (Ordner 1), unp.; Ernst Rü-
ckert (DB) an Staatliche Landesfachstelle für Volksbüchereiwesen, Dresden (mit 
Liste: Veröffentlichungen der Hochverräter vom Juni 1934), 7.7.1934, ebd., unp.

554 Vgl. Selig, Wolfgang: Reichsbund deutscher Seegeltung, in: Benz, Wolfgang, Her-
mann Graml u. Hermann Weiß (Hg.): Enzyklopädie des Nationalsozialismus, 
München 21998, S.�667.
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Der Buchhandel sollte die Aktionen des Reichsbundes flankieren und sich durch 
gezielte Buchwerbungen und Ausstellungen an der Propaganda beteiligen. Mit 
der Zusammenstellung des erforderlichen Schrifttums beauftragte der Börsen-
verein die DB.555 Andere Aufträge vor Kriegsbeginn erstreckten sich auf Prob-
leme des Luftschutzes, die wirtschaftliche Autarkie, die Feststellung der ›ari-
schen‹ Abstammung von Buchhändlern, Fragen der landwirtschaftlichen 
Produktion, industriellen Ausbeutung und Viehzucht in den Kolonialgebieten, 
auf »den jüdischen Einfluss in der Zeitschriftenpresse vor 1933« oder auf die 
Schaffung eines Verzeichnisses »aller Schriften, die sich mit der Judenfrage« be-
schäftigten.556 Die politische Relevanz der an die Auskunftsstelle gerichteten 
Aufträge springt nicht nur ins Auge, die Auskunftsersuchen waren immer auch 
ein Spiegel der aktuellen politischen Entwicklungen. Es ist geradezu frappierend, 
wie seismographisch genau sich die zunehmende Radikalisierung des NS-Regi-
mes an den Anfragen in der Auskunftsstelle heute ablesen lässt. Nur wenige 
 Wochen vor dem Überfall auf Polen ersuchte das Werbe- und Beratungsamt 
für das deutsche Schrifttum des RMVuP die DB, das gesamte literaturgeschicht-
liche Schrifttum über Weltkriegsdichter und -dichtung zusammenzufassen und 
» möglichst bald« zu übersenden.557 Gut drei Wochen später wurde die DB auf-
gefordert, die Gesamtzahl der in ihren Beständen vorhandenen »Schriften über 
Polen« festzustellen und alles »per Eilfracht« an das RMVuP nach Berlin zu sen-
den. Die Lieferungen der DB umfassten ca. 800 Bände, womit das Ministerium 

555 Vgl. Hans Höynck (BV) an Uhlendahl, 2.11.1934 u. 22.1.1935, ADNBL, 700/1 
(Ordner 4), unp.; Uhlendahl an Hans Höynck, 7.2.1935, ebd., unp. 

556 Vgl. Landesgruppenluftschutzschule Zwickau (Reichsluftschutzbund, Landes-
gruppe Land Sachsen e.�V., Zwickau) an DB, 23.6.1936, ADNBL, 700/1 (Ordner 5), 
unp.; Ernst Rückert (DB) an Landesgruppenluftschutzschule Zwickau, 1.7.1936, 
ebd., unp.; Bernhard Payr (RFdS, Berlin) an DB, 21.9.1936, ADNBL, 700/1 (Ord-
ner 6), unp.; Ernst Rückert (DB) an RFdS, 29.9.1936, ebd., unp.; Uhlendahl an Dr. 
Raimund Köhler (Präsident des Leipziger Messamtes), 14.9.1935, ADNBL, 700/1 
(Ordner 1), unp.; Arthur Luther (DB) an Raimund Köhler, 17.9.1936, ebd., unp.; 
Paul Crain (Direktor der Mecklenburgischen LB, Schwerin) an Uhlendahl, 
15.12.1936, ebd., unp.; Albert Paust (DB) an Paul Crain, 19.12.1936, ebd., unp.; 
Konsul Giovanni Andreozzi (Italienisches Konsulat, Leipzig) an Uhlendahl, 
27.4.1937, ADNBL, 700/1 (Ordner 8), unp.; Uhlendahl an Giovanni Andreozzi, 
5.5.1937, ebd., unp.; Carl Fleischhack (DB) an den Reichsverband der deutschen 
Zeitschriften-Verleger (Berlin), 17.8.1937, ADNBL, 700/1 (Ordner 1), unp. Der 
Auftrag zur Anfertigung eines umfassenden Verzeichnisses zur »Judenfrage« ging 
auf den Reichsstatthalter und Gauleiter Martin Mutschmann zurück. Vgl. dazu 
Walter Dönicke (OBM Leipzig) an Uhlendahl, 5.11.1937, ADNBL, 700/1 (Ordner 
8), unp.; Uhlendahl an Walter Dönicke, 11.11.1937, ebd., unp.

557 Vgl. Werbe- und Beratungsamt für das deutsche Schrifttum beim RMVuP an DB, 
4.7.1939, ADNBL, 843/0 (Hefter: 1933-1944), unp.
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vier Wochen vor dem Überfall »alles in den Händen« hatte, was »an wichtigem 
Material über Polen zur Verfügung« stand.558

Während die Benutzung der DB nach Kriegsbeginn allgemein nachließ, wuchs 
die Zahl der Auskunftsgesuche deutlich an. Zählte die DB 1939 noch etwa 47.800 
Auskünfte, so waren es ein Jahr später bereits 65.800, also fast 50 Prozent 
mehr.559 Im Jahr 1942 erhöhte sich ihre Zahl sogar auf über 74.000, während die 
PSB auf ca. 15.000 Auskünfte verweisen konnte.560 Gleichzeitig ergaben sich 
auch deutliche Änderungen im Hinblick auf die Herkunft der Anfragen, denn 
während die Zahl der Interessenten aus der Wissenschaft noch weiter zurück-
ging, stieg die Zahl der Anfragen von Behörden und Wehrmachtsdienststellen 
nun auffallend an, was in der Presse zu der Behauptung führte, die DB sei die 
»›ultima ratio‹, der letzte Ausweg« sowohl »für private Personen als auch ganz 
besonders behördliche Stellen«, von denen das RMVuP naturgemäß an erster 
Stelle stand.561

558 Bei seinen Ermittlungen über das in der DB vorhandene Schrifttum über Polen 
stellte Uhlendahl fest, dass die SD-Verbindungsstelle in den letzten Wochen bereits 
einen Teil dieser Literatur entliehen und ohne Wissen der DB ins SD-Hauptamt 
nach Berlin weitergeleitet hatte. Uhlendahl an Johannes Schlecht (RMVuP, Abt. 
Schrifttum) 25.7.1939, 26.7.1939, 27.7.1939 u. 3.8.1939, ebd., unp.; Leiter des Benut-
zungsdienstes der DB an Uhlendahl, 27.8.1939, ebd., unp. Das »Polenschrifttum« 
wurde der DB im Oktober 1939, also nach dem Ende des ›Polenfeldzuges‹ wieder 
zurückgesandt. Vgl. Werbe- und Beratungsamt für das deutsche Schrifttum beim 
RMVuP an DB, 23.10.1939 u. 27.10.1939, ebd., unp.

559 Vgl. Uhlendahl an R. Walter Hünefeld (Heilanstalt Hochweitzschen bei Döbeln), 
21.4.1941, ADNBL, 154/5 (Hefter: Hob-Hys), Bl.�543.

560 Vgl. Niederschrift über die 3. Sitzung des Verwaltungsrats der DB, 29.1.1942, 
ADNBL, 153/4/1, Bl.�5-10R, hier Bl.�10R. 

561 Dalichow, Fritz: Gesamtarchiv des deutschen Schrifttums. Organisation und Be-
deutung der Deutschen Bücherei in Leipzig (Sonderdruck aus dem Magdeburger 
Generalanzeiger), Januar 1941, ADNBL, 182/3 (Hefter: Veröffentlichungen in Zei-
tungen und Zeitschriften), Bl.�17. Auf der Basis der Zuarbeit der DB konnte das 
RMVuP seine Aufgabe als schrifttumspolitische Kontrollinstanz überhaupt erst 
verwirklichen. So stützte es sich beim Aufbau seiner »Reichsautorenkartei« auf die 
DB. Vgl. Rudolf Erckmann (RMVuP) an Uhlendahl, 26.3.1940, ADNBL, 703/1, 
Bl.�104; Rudolf Erckmann (RMVuP) an Ernst Rückert (Auskunftsstelle der DB), 
2.8.1941, 22.9.1941, 12.1.1942 u. 8.1.1942, ADNBL, 700/1 (Ordner 10), unp. Zur 
Reichsautorenkartei des RMVuP, die ab 1940 in Angriff genommen wurde, die un-
befriedigende Autorenkartei der RSK ersetzen und ein »Fundament für die wirkli-
che Beurteilung der deutschen Schriftsteller in persönlicher, politischer und kultu-
reller Hinsicht« schaffen sollte, vgl. Wilhelm Haegert (Abt. Schrifttum, RMVuP) 
an den Leiter der Personalabteilung (RMVuP), 24.5.1940, BArch Berlin, R�55/11, 
Bl.�143. Ein Beispiel für die Zuarbeit der DB für die Reichsautorenkartei – hier am 
Beispiel Reinhold Konrad Muschlers und Ernst Wiecherts – findet sich in Rudolf 
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Rech-
nungs-
jahr

Wirt-
schaft 
und 
Industrie 
%

Behörden, 
Beamte, 
Wehrmacht 
%

Bibliotheken 
und  
wiss. 
Institute  
%

Wissensch. 
Berufe,  
Studenten  
%

Schrift-
steller 
und 
Künstler  
%

Sonstige 
und 
ohne 
Beruf  
%

1931 16,3 13,7 8,1 25,5 6,8 29,6

1933 10,0 15,3 8,0 22,5 3,9 40,3

1935 11,6 11,7 5,8 24,0 3,8 43,1

1937 13,6 13,0 8,1 24,3 3,0 38,0

1938 10,6 10,4 12,9 21,8 2,3 42,0

1939 12,4 16,0 10,3 18,5 4,2 38,4

1940 9,20 29,3 4,8 14,0 4,0 38,7

1941 9,30 29,3 5,8 15,0 2,9 37,7

Tabelle 15: Herkunft der schriftlichen Anfragen in der Auskunftsstelle der Deutschen 
Bücherei (in Prozent)562

Diese Entwicklung führte man in der DB darauf zurück, dass neben dem 
Buchhandel nun vor allem »amtliche Stellen […] der neugewonnenen und be-
setzten Gebiete« die Auskunftsstelle »für ihre Aufbauarbeit stark in Anspruch« 
nahmen. Darüber hinaus wurden für das RMVuP, ebenso wie für andere Behör-
den, etwa die Gestapo, »laufend größere Aufträge ausgeführt«.563 Daher drängte 
Uhlendahl Ende 1941 auf eine Verstärkung der Abteilung:

»Aus den neugewonnenen Gebieten wird die Auskunftsstelle der DB von Be-
hörden, Parteistellen, Bibliotheken, Buchhandels-, Wissenschafts- und Wirt-
schaftskreisen in steigendem Masse in Anspruch genommen. Für den wirt-
schaftlichen und kulturellen Aufbau werden fortwährend Schriften und 
Feststellungen über die entsprechenden Verhältnisse im Altreich benötigt, die 

Erckmann (RMVuP) an Ernst Rückert (DB), 12.6.1940, ADNBL, 703/1, Bl.�120; 
Ernst Rückert (DB) an RMVuP, 14.6.1940, ebd., Bl.�120R-123.

562 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�110; Entwürfe für die 
Verwaltungsberichte 1938 bis 1943, ADNBL 181/1-1938 bis 181/1-1941 (Kapitel: 
Bericht der Auskunftsstelle – für 1938 Bl.�51, für 1939 Bl.�51, für 1940 Bl.�46, für 
1941 Bl.�45).

563 Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1941, ADNBL, 181/1-1941, 
Bl.�45 (Kapitel: Auskunftsstelle). Als Beispiel vgl. etwa RSHA an DB, 16.6.1943, 
ADNBL, 700/1 (Ordner 2), unp.; Ernst Rückert (DB) an RSHA, 21.6.1943, ebd., 
unp.
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erschöpfend nur in der DB zu erhalten sind. Dazu gehen täglich Anfragen und 
Aufträge der Wehrmacht, des Propagandaministeriums, des Werbe- und Be-
ratungsamts, des Werberats der deutschen Wirtschaft, sonstiger Reichs- und 
Landesbehörden sowie von Industriestellen ein, die Kriegs- und Propaganda-
zwecken dienen […].«564

Es verwundert daher nicht, dass sich auch hinsichtlich der geographischen Glie-
derung der Auskunftsersuchen während des Krieges deutliche Verschiebungen 
ergaben und sich die Abteilung immer mehr zu einem Zentrum der bibliographi-
schen und wissenschaftlichen Informationsvermittlung, zu einer Art ›Bibliogra-
phischem Auskunftsbüro des Reiches‹ entwickelte. 

Rech-
nungs-
jahr

Leipzig Mitteldeutschl. 
 (ohne Leipzig)

Das übrige 
Deutsche 
Reich

Ausland Insgesamt

1931 2.412  
(32,8�%)

1.086  
(14,7�%)

3.259 
(44,20�%)

607
(8,30�%)

7.364

1933 3.568 
(28,2�%)

1.780 
(14,1�%)

5.324 
(42,20�%)

1.958 
(15,5�%)

12.630

1935 5.561 
(24,8�%)

1.393
 (6,20�%)

12.267 
(54,6�%)

3.236 
(14,4�%)

22.457

1937 5.786 
(19,3�%)

2.711  
(9,10�%)

16.542 
(55,2�%)

4.908 
(16,4�%)

29.947

1938 6.961 
(19,5�%)

2.967 
(8,40�%)

20.548 
(57,5�%)

5.213 
(14,6�%)

35.689

1939 7.423 
(20,1�%)

2.661 
(7,20�%)

23.576 
(63,7�%)

3.334 
(9,0�%)

36.994

1940 11.386      
(21,0�%)

5.859 
(10,9�%)

33.896 
(62,7�%)

2.896 
(5,4�%)

54.037

1941 12.058 
(20,1�%)

6.228 
(10,4�%)

38.829 
(64,7�%)

2.878 
(4,8�%)

59.993

Tabelle 16: Geographische Gliederung der eingegangenen Auskunftsersuchen 
(1931-1941)565

564 Uhlendahl an die Mitglieder des VR der DB (mit Entwurf des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1942/43 und einer ausführlichen Begründung zu den einzelnen 
Haushaltstiteln), 27.11.1941, BArch Berlin, R�2/4784, Bl.�95-108, hier Bl.�106.

565 Vgl. Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�112; Entwürfe für die 
Verwaltungsberichte 1938 bis 1943, ADNBL 181/1-1938 bis 181/1-1941 (Kapitel: 
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Im Ausland war diese Entwicklung schon lange mit Sorge betrachtet worden. 
So hatte der polnische Historiker und Bibliothekar, Marian Łodyński in einem 
bemerkenswerten Aufsatz 1939 festgestellt, dass die DB von den amtlichen Stel-
len des Reiches und den Führungseliten der NSDAP »als ihre Informationsab-
teilung« angesehen werde.566 Gleichzeitig stellte er fest, dass die DB aber auch 
alles dafür tat, um der Regierung entgegenzuarbeiten:

»Durch diese unbestreitbar imponierenden Erfolge besonders der letzten 
Jahre interner Arbeit und publizistischer Leistungen entwickelte sich eine 
Reihe von Einzelabteilungen und doch ein geschlossenes, klar vorgezeichnetes 
Ziel dieses Institutes unter sachkundiger Auswertung der Mittel und unter 
größter organisatorischer Leistung der Führung und des Personals, vor allem 
aber eine Übereinstimmung der wissenschaftlich-sammlerischen Interessen 
mit den Fach- und Geschäftsinteressen der Buchhändler und ganz allgemein 
mit den Plänen und Forderungen der Politik der Regierung.«567

Wie zutreffend diese Einschätzung Łodyńskis war, unterstrich Werner Rust, der 
1940 ausführte, der Nutzen der Bestände der DB bestehe darin, dass »sich der 
Politiker, aber auch der Kaufmann und der Techniker« aus ihnen »über den Wi-
derhall des deutschen Wirkens in der Welt« unterrichte, um für seine »eigenen 
Pläne daraus praktische Folgerungen zu ziehen«.568 Welche konkreten prakti-
schen Folgerungen die Behörden aus ihren jeweiligen Auskunftsersuchen zogen, 
ist im Einzelnen schwer nachzuvollziehen, doch deuten die Anfragen darauf hin, 
dass sie sich in vielen Fällen auf unmittelbare Probleme der deutschen Außen-
politik, Propaganda, Kriegsführung und Besatzungsverwaltung bezogen. So er-
suchte das RMVuP im November 1939 um vertrauliche »Gesamtnachforschung 
und Übersendung von Buch- und Zeitschriftenmaterial über die Tätigkeit des 
englischen Geheimdienstes in Vergangenheit und Gegenwart und um Material 
über Sir Roger Casement«, der aufgrund seines radikalen Einsatzes für die Un-
abhängigkeitsbestrebungen Irlands und seine Kooperation mit Deutschland 
1916 von der britischen Regierung wegen Hochverrats hingerichtet worden 
war.569 Der Generalkommissar z.�b.V. beim Reichskommissar für die besetzten 
niederländischen Gebiete bat die DB im August 1940 um eine Zusammenstellung 

Bericht der Auskunftsstelle) – für 1938 Bl.�51, für 1939 Bl.�51, für 1940 Bl.�46, für 
1941 Bl.�45.

566 Marian Łodyński: Bibliothek und Staat. (Die ersten 25 Jahre der Deutschen Bü-
cherei), Krakau 1939, ADNBL, 182/4, Bl.�107-120, hier Bl.�116.

567 Ebd., Bl.�113.
568 Werner Rust (DB) an Industrie- und Handelskammer (Leipzig) (mit anliegendem 

Aufsatz Rusts: Die DB und die Wirtschaft), 7.8.1940, ADNBL, 182/3, Bl.�343R-
349, hier Bl.�345.

569 Bücherei des RMVuP an DB, 30.11.1939. Zu Roger Casement vgl. Pott, Wilfried: 
Auf der Suche nach Unterstützung für Irland. Roger Casements Wirken in Deutsch-
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der seit 1933 erschienenen volkskundlichen, geschichtlichen und geographischen 
Bücher, die sich mit den Niederlanden befassten und vermutlich Basisdaten für 
die deutsche Besatzungsverwaltung liefern sollten.570 Das Goebbels-Ministe-
rium benötigte im Mai 1941 Auskünfte über »die soziale Schichtung und den 
bildungsmäßigen Aufbau des französischen Volkes«. Zudem sollten Informati-
onen über die »soziologische Gliederung des deutschen, französischen, engli-
schen und amerikanischen Volkes« zusammengetragen werden, um ein »mög-
lichst zuverlässiges Bild von der zahlenmäßigen Stärke und der sogenannten 
›Intelligenz‹, insbesondere innerhalb des französischen, englischen und amerika-
nischen Volkes, zum Zwecke der Gegenüberstellung« zu gewinnen.571 In die-
selbe Richtung zielten Anfragen der Presse-Abteilung der Reichsregierung im 
RMVuP, die Literaturzusammenstellungen über Churchill und Roosevelt ver-
langte, oder eine Erkundigung des Schulungsamts des SS-Hauptamtes, das einen 
»Schrifttumsnachweis zum Thema ›Amerikanismus‹«, benötigte, der in erster 
Linie »die aktive imperialistische Kulturpolitik« gegenüber Deutschland und 
Europa in den Blick nehmen sollte.572

Eine Vielzahl von Anfragen betraf die »planerische Aufbauarbeit im Warthe-
gau« und im »besetzten Osten«.573 Dies galt etwa für die Anfragen von Herbert 
Morgen, der ›rechten Hand‹ des NS-Agrarexperten und Chefplaners in Himm-
lers Reichskommissariat für die Festigung des deutschen Volkstums (RKF), 
Konrad Meyer, die im Zusammenhang mit umfassenden siedlungs- und land-
schaftsgestaltenden Planungsvorhaben im Osten standen.574 Andere Anfragen 

land und die deutsche Unterstützung des Osteraufstandes, München 2011; Wolf, 
Karin: Sir Roger Casement und die deutsch-irischen Beziehungen, Berlin 1972.

570 Vgl. Reichskommissar für die besetzten niederländischen Gebiete (Der General-
kommissar z.�b.V., Hauptabteilung Volksaufklärung und Propaganda, Referat 
Schrifttum, Den Haag) an den Leiter der DB, 15.8.1940, ADNBL, 700/1 (Ordner 
8), unp.; Uhlendahl an Generalkommissar z.�b.V. beim Reichskommissar für die 
besetzten niederländischen Gebiete (Den Haag), 24.8.1940, ebd., unp.

571 Greggersen (RMVuP) an DB, 20.5.1941, ADNBL, 700/1 (Ordner 10), unp.; DB an 
Bücherei des RMVuP, 5.8.1941, ebd., unp.

572 Leiter der DB-Auskunftsstelle an Presseabteilung der Reichsregierung im RMVuP, 
15.1.1943, ADNBL, 700/1 (Ordner 10), unp.; RFSS (SS-Hauptamt, Schulungsamt, 
Berlin) an Ernst Rückert (DB), 18.11.1942, ADNBL, 700/1 (Ordner 2), unp.; Ernst 
Rückert (DB) an RFSS (Berlin), 24.11.1942, ebd., unp.

573 DAF (Gauwaltung Wartheland, Posen) an DB, 21.8.1940, ADNBL, 700/1 (Ordner 
5), unp.; Arthur Luther (DB) an DAF (Gauwaltung Wartheland, Posen), 23.8.1940, 
ebd., unp.; Johannes Schlecht (RMVuP) an Uhlendahl, 28.11.1941, ADNBL, 843/0 
(Hefter: 1933-1944), unp.; Uhlendahl an Johannes Schlecht (RMVuP), 2.12.1941, 
ebd., unp.

574 So bat Morgen im Februar 1941 für eine »vordringliche wissenschaftliche Unter-
suchung« um agrarpolitisches und landwirtschaftlich-betriebswirtschaftliches 
Schrifttum über den Gesamtraum Niederschlesien und ein Jahr später um Auskunft 
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erstreckten sich auf die von den Deutschen avisierte wirtschaftliche Ausbeutung 
und Verwaltung dieser Gebiete, wenn es um Auskünfte über den Handel im frü-
heren Polen (Wirtschaftsgruppe Einzelhandel, Kattowitz), die deutsche Polen-
politik in den letzten 200 Jahren (RMVuP), die Leistungen des »deutschen 
Volkstums« im Generalgouvernement (Generalgouvernement, Krakau), die 
Wirtschaft in Mähren (Gauleitung Niederdonau), die Struktur, Kultur und Wirt-
schaft in Russland (diverse »Aufbaustäbe«, RMVuP, ›Ostministerium‹) oder um 
die Bekämpfung von Ungeziefer in Großstädten und Ballungszentren (Stadt-
kommissar Kiew) ging.575 Wie schon beim Überfall auf Polen dienten die Zuar-
beiten der DB auch beim Angriff auf die Sowjetunion der ideologisch-propagan-
distischen Vorbereitung und Legitimierung der Expansionsbestrebungen des 
NS-Regimes. So forderte die Propagandaabteilung des RMVuP die DB einen Tag 
nach dem Überfall auf die Sowjetunion zur beschleunigten »Zusendung einer 
umfassenden Liste der antibolschewistischen Literatur« auf, die zwei Tage später 

»über die Fragen der Grundherrschaft, Gutsherrschaft und Hufenverfassung«. 
Herbert Morgen (Forschungsdienst. Reichsarbeitsgemeinschaften der Landwirt-
schaftswissenschaften, Berlin-Dahlem) an DB, 27.2.1941, ADNBL, 700/1 (Ordner 
2), unp.; Ernst Rückert an Herbert Morgen, 4.3.1941, ebd., unp.; Herbert Morgen 
(Institut für Agrarwesen und Agrarpolitik der Universität Berlin) an DB, 23.7.1942, 
ebd., unp.; Ernst Rückert (DB) an Institut für Agrarwesen und Agrarpolitik der 
Universität Berlin, 28.7.1942, ebd., unp. Zu Herbert Morgen vgl. Oberkrome, 
Willi: Ordnung und Autarkie. Die Geschichte der deutschen Landbauforschung, 
Agrarökonomie und ländlichen Sozialwissenschaft im Spiegel von Forschungs-
dienst und DFG (1920-1970), Stuttgart 2009, S.�205, 214�f., 220�f., 259. Zu Meyer 
und seiner Rolle als Chefplaner des RKF vgl. Heinemann, Wissenschaft.

575 Vgl. Auswahl von Anfragen aus Kreisen der Wirtschaft im Jahr 1942, ohne Datum 
(um Dezember 1942), BArch Berlin, R�55/642, Bl.�199�f.; Werbe- und Beratungs-
amt für das deutsche Schrifttum beim RMVuP (Berlin) an die DB, 25.11.1941, 
ADNBL, 700/1 (Ordner 2), unp.; Ernst Rückert (DB) an das Werbe- und Bera-
tungsamt für das deutsche Schrifttum, 29.11.1941, ebd., unp.; Alfred-Ingemar 
Berndt (RMVuP, Abt. Rundfunk) an Uhlendahl, 3.1.1941, ADNBL, 703/2, Bl.�165; 
Uhlendahl an Alfred-Ingemar Berndt, 8.1.1941, ebd., Bl.�165R-169; Werbe- und 
Beratungsamt für das deutsche Schrifttum beim RMVuP an DB, 13.7.1940, ADNBL, 
700/1 (Ordner 6), unp.; Ernst Rückert (DB) an General-Gouvernement Polen 
(Krakau), 3.8.1940, ebd., unp.; NSDAP-Gauleitung Niederdonau (Wien) an DB, 
ADNBL, 700/1 (Ordner 3), unp.; Ernst Rückert (DB) an NSDAP Gauleitung Nie-
derdonau, 22.1.1941, ebd., unp.; Ernst Rückert an RMVuP, 21.1.1942, ADNBL, 
700/1 (Ordner 10), unp.; Wilhelm Haegert (RMVuP) an DB, 23.3.1942, ebd., unp.; 
Reichsminister für die besetzten Ostgebiete (Berlin) an die DB, 18.3.1942, ebd., 
unp.; Ernst Rückert an Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, 24.3.1942, 
ebd., unp.; Max Schock (NSDAP, Gauleitung Salzburg) an DB, 28.1.1942, ADNBL, 
700/1 (Ordner 3), unp.; Ernst Rückert (DB) an NSDAP Gauleitung Salzburg, 
6.2.1942, ebd., unp. 



1139

»QUELLENSAMMLUNG FÜR DIE GEISTIGE KRIEGSFÜHRUNG«

vorlag.576 Im September 1941 beabsichtigte das Generalreferat »Ostraum« des 
RMVuP eine »Ausstellung antibolschewistischen und antisemitischen Schrift-
tums für einen bestimmten Besucherkreis […] aus den besetzten Gebieten« 
durchzuführen, für welche die DB »alles auf diesem Gebiet herausgegebene 
fremdsprachige Schrifttum« zusammenstellen sollte.577

Die Informationsdienstleistungen der DB kamen auch dem Militär und der In-
dustrie zugute und standen in vielen Fällen ebenfalls im unmittelbaren Zusammen-
hang mit dem Kriegsgeschehen. Dies betraf Anfragen über den »Umgang mit 
Kriegsgefangenen« (RMVuP), über Kriegsdichtungen (OKW), über die wirt-
schaftliche Organisation und Planung auf dem Gebiet der Luftfahrtindustrie 
(RLM), über Probleme der Marktordnung, des Ex- und Imports unter dem »Ge-
sichtswinkel der deutschen Großraumwirtschaft« (Auswärtiges Amt), über die 
Fernaufklärung der Luftwaffe (Erg.-Fernaufklärungs-Gruppe, Weimar), über den 
»Einsatz der Kriegsmarine« (OKM), über Flammenwerfer (Luftkriegsakademie, 
Berlin-Gatow), die »Uranmaschine« und die drahtlose Steuerung von Flugzeugen 
(Waffenwerke Brünn), über »den Einsatz der deutschen Frau im Krieg« (Fabrik-
direktor a.�D. Zeller) oder über »militärisch-taktische Werke« (Waffen-SS).578 

576 Vermerk der DB für Ernst Rückert, 23.6.1941, ADNBL, 700/1 (Ordner 10), unp.; 
Ernst Rückert an Eberhard Taubert (RMVuP, Abt. Propaganda), 25.6.1941, ebd., 
unp.

577 RMVuP (Generalreferat Ostraum) an DB, 12.9.1941, ADNBL, 843/0 (Hefter 1933-
1944), unp.; Ernst Rückert (DB) an RMVuP (Generalreferat Ostraum), 15.9.1941, 
ebd., unp. Schon vorher hatte sich das Ministerium Verzeichnisse von »Schriften 
über Russland«, über »das Judentum«, über »das Verhältnis zwischen Kriegfüh-
rung und Wissenschaft« von der DB anfertigen lassen. Uhlendahl an Hugo Koch 
(RMVuP), 23.3.1940 u. 4.3.1940, ADNBL, 703/1, Bl.�93-99; Dr. Kürzel (RMVuP) 
an Uhlendahl, 23.7.1940, ebd., Bl.�134; Werner Rust (DB) an Dr. Kürzel (RMVuP), 
25.7.1940, ebd., 134R.

578 Vgl. Kurt Landgraf (DB) an RMVuP, 13.10.1941, ADNBL, 700/1 (Ordner 10), 
unp.; OKW (Abteilung Inland/Archiv, Berlin) an DB, 16.5.1941, ADNBL, 700/1 
(Ordner 2), unp.; Ernst Rückert (DB) an OKW, 14.6.1951, ebd., unp.; Reichsmi-
nister der Luftfahrt (RdL) und Oberbefehlshaber der Luftwaffe (Technisches Amt, 
Berlin) an DB, 14.3.1942, ebd., unp.; DB an RdL, 18.3.1942, ebd., unp.; Korvetten-
kapitän R. Jordan (OKM) an DB, 7.10.1942, ebd., unp.; Ernst Rückert (DB) an 
OKM (Abt. M I, Berlin), 13.10.1942, ebd., unp.; Bücherei der Luftkriegsakademie 
(Berlin-Gatow) an DB, 29.1.1943, ebd., unp.; Ernst Rückert (DB) an Bücherei der 
Luftkriegsakademie (Berlin-Gatow), 4.2.1943, ebd., unp.; Kommissionsbuchhand-
lung Lühe & Co. (Leipzig) an die DB, 17.9.1942, ADNBL, 700/1 (Ordner 3), unp.; 
Liste der DB: Bücher über die Organisation der Wirtschaft, Marktordnung, Ein- 
und Ausfuhr im Sinne der Marktwirtschaft, ohne Datum (um Sep. 1942), ebd., 
unp.; Erg.-Fernaufklärungs-Gruppe (Weimar-Nohra) an DB, 8.8.1942, ebd., unp.; 
DB an Erg.-Fernaufklärungs-Gruppe (Weimar-Nohra), 14.8.1942, ebd., unp.; 
Buchhandlung K. Beck (München) an die Auskunftsstelle der DB, 18.6.1944, ebd., 
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Während sich die Firma Junkers für die Frage der »Akkord-Löhne« interessierte 
und die zum IG Farben-Konzern gehörende Firma Hoechst Material für eine Pa-
tentanmeldung erbat, benötigte die in den grauenhaften Häftlingseinsatz auf der 
Schuhprüfstrecke im Konzentrationslager Sachsenhausen involvierte »Gemein-
schaft Schuhe« für ihre »kriegswichtigen Planungsvorhaben auf dem Gebiet der 
Schuhwirtschaft« 1942 dringend eine Übersicht über die bis dahin erschienene 
schuhtechnische bzw. -wirtschaftliche Literatur.579 Die Dienstleistungen der DB-
Auskunftsstelle gingen aber noch über Literaturnachweise und bibliographische 
Arbeiten hinaus, denn ab 1942 mehrten sich die Fälle, in denen ihre Mitarbeiter 
Kartenausschnitte und russische Spezialblätter aus der Kartenabteilung der DB 
auswerteten und auf diese Weise »Grabstätten an der Ostfront« identifizierten und 
für die Angehörigen der Gefallenen fotokopierten.580

Die DB-Auskunftsstelle erwies sich also nicht nur als schier unerschöpflicher 
und  in fast jeder Hinsicht relevanter bibliographischer Informationspool, ihre 
schnelle und effiziente Tätigkeit trug darüber hinaus zu einer Optimierung der 
Informationsbeschaffung für die gesellschaftlichen Teilsysteme Wissenschaft, 
Staat, Wirtschaft und Militär bei, die von der beschleunigten Aufbereitung und 
Verteilung schrifttums- und wirtschaftspolitischer sowie kriegsrelevanter Daten 
profitierten. Die Bedeutung der Auskunftsstelle wurde noch dadurch unter-
strichen, dass sie auch von großen Industrieunternehmen um Literaturzusam-
menstellungen ersucht wurde, obwohl bei allen großen Firmen Sonderabteilun-
gen bestanden, die sich ausschließlich mit der Literaturverfolgung und -sammlung 
beschäftigten.581 Gleichwohl blieb die Auskunftsstelle der DB nur eine von 

unp.; Ernst Rückert (DB) an Buchhandlung K. Beck (München), 28.6.1944, ebd., 
unp.; Waffenwerke Brünn, Aktiengesellschaft (Prag) an DB, 21.9.1943 u. 27.8.1943, 
ebd., unp.; E. Th. Zeller (Fabrikdirektor a.�D., Stuttgart) an DB, 30.6.1942, ebd., 
unp.; Ernst Rückert (DB) an Fabrikdirektor a.�D. E. Th. Zeller (Stuttgart), 4.7.1942, 
ebd., unp. Eine Auswahl von Anfragen aus Kreisen der Wirtschaft an die DB im 
Jahr 1942 findet sich in BArch Berlin, R�55/642, Bl.�199�f.

579 Junkers-Flugzeug- und -Motorenwerke Aktiengesellschaft (Dessau) an DB, 
20.7.1940, ADNBL, 700/1 (Ordner 8), unp.; Entwurf für den Bericht über die Ver-
waltung der DB 1939, ADNBL, 181/1-1939, Bl.�52 (Kapitel: Auskunftsstelle); Ge-
meinschaft Schuhe (Berlin) an Auskunftsstelle der DB, 17.11.1942, ADNBL, 700/1 
(Ordner 2), unp., Ernst Rückert (DB) an Gemeinschaft Schuhe (Berlin), 24.11.1942, 
ebd., unp. Zur Gemeinschaft Schuhe und der Schuhprüfstrecke im KZ Sachsenhau-
sen vgl. Sudrow, Schuh, S.�496-591.

580 Entwurf für Bericht über die Verwaltung der DB 1943, ADNBL, 181/1-1943, Bl.�20 
(Kap. Sondersammlungen).

581 Vgl. Denkschrift zur Gründung eines Reichsinstituts für naturwissenschaftlich-
technische Berichterstattung und für das Auskunftswesen beim Reichsforschungs-
rat. Als Arbeitsgrundlage ausgearbeitet im OKW, Allgemeines Wehrmachtsamt, 
Abt. Wissenschaft, April 1943, Institut für Zeitgeschichte, München, MA-654, 
Bl.�743-783.
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 mehreren Literatursammel- und Nachweisstellen in einem ganzen System funk-
tionaler Informationsbeschaffungs- und Vermittlungsinstanzen.582 Wie oben 
 erwähnt, wurden 1942/43 zudem verstärkte Bemühungen staatlicher und militä-
rischer Stellen erkennbar, die Organisation der Informationsbeschaffung und 
-vermittlung zu zentralisieren. Hierbei spielte die DB als »Schrifttumsauskunfts-
stelle allgemeiner Art« aber eine untergeordnete Rolle, zumal diese Bemühungen 
im Zusammenhang mit der Beschaffung ausländischer Literatur standen und von 
einem entsprechenden Ausschuss der Deutschen Gesellschaft für Dokumenta-
tion koordiniert wurden.583 Die Auskunftstätigkeit der DB wies seit 1942 zudem 
eine rückläufige Tendenz auf, was Uhlendahl darauf zurückführte, dass der 
Buchhandel, dessen Bestände größtenteils ausverkauft waren, die DB nicht mehr 
in dem Umfang um Auskünfte ersuchte wie noch in den Vorjahren.584 Nachdem 
man infolge der zunehmenden Luftangriffe schließlich damit begann, die Be-
stände der DB zu sichern und zu verlagern, wurde die Tätigkeit der Auskunfts-
stelle bis Ende 1944 »so gut wie ganz eingestellt«.585

6. »Wir rechnen damit, dass demnächst auch Leipzig  
an die Reihe kommt« – Luftkrieg und Verlagerung586

Die Bearbeitung von Luftschutzfragen setzte in der DB bereits im Juni 1933 ein. 
Den Grund hierfür bildeten die von den sächsischen Ministerien herausgegebe-
nen »Vorläufigen Richtlinien für die in staatlichen Grundstücken zur Durchfüh-
rung des zivilen Luftschutzes erforderlichen technischen Maßnahmen«.587 Am 

582 Vgl. Behrends, Dokumentation, S.�166. Zur Beteiligung der DB an den Arbeiten 
der DGD vgl. ebd., S.�134-146, hier S.�140.

583 Vgl. ebd., S.�161-228, hier S.�140; Stöcken, Dokumentation, S.�91-229, Flachowsky, 
Reichsforschungsrat, S.�367-374.

584 Vgl. Niederschrift über die Vorbesprechung des Haushalts der DB für das Rech-
nungsjahr 1943, 16.12.1942, BArch Berlin, R�55/182, Bl.�291-300, hier Bl.�295; Uh-
lendahl an Walther Protze (Dresden), 23.1.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Pa-Pu), 
Bl.�225�f.

585 Uhlendahl an Hans Cordes (Bad Krozingen), 17.10.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter 
Bu-Cz), Bl.�331.

586 Uhlendahl an Ministerialdirektor i.�R. Erich Greiner (Berlin), 18.9.1943, ADNBL, 
154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�342.

587 Verordnung des Sächsischen Finanzministeriums: »Vorläufige Richtlinien für die 
in staatlichen Grundstücken zur Durchführung des zivilen Luftschutzes erforder-
lichen technischen Maßnahmen« vom 5.5.1933, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-
1939), Bl.�2�f.; Übersicht der DB: Die Durchführung der Luftschutzmaßnahmen in 
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28. Juni 1933 fand in der DB eine erste dahingehende Besprechung statt. Im Mit-
telpunkt standen die behördlichen Luftschutzrichtlinien, die Verdunklungs- und 
Brandschutzfrage und die Schaffung von Schutzräumen. Die Verdunkelung des 
DB-Gebäudes war »ohne weiteres möglich«. Auch die Voraussetzungen für die 
Einhaltung der Brandschutzverordnungen waren gegeben. Dagegen fehlte ein 
Luftschutzraum, in dem etwa 300 Personen Platz finden sollten.588 Da die DB 
ein »gutes Angriffsziel« bot – immerhin befanden sich in ihrer Nähe die Tech-
nische Messe, die Großmarkthalle und größere Funktürme –, wurde vom Land-
bauamt der Stadt Leipzig Anfang 1934 eine Kostenaufstellung über die durch-
zuführenden technischen Luftschutzmaßnahmen und die Ausstattung des 
Luftschutzraums vorgelegt.589 Allerdings schien man die Problematik im Land-
bauamt nicht ganz ernst zu nehmen oder doch gewaltig zu unterschätzen, denn 
trotz der Größe des Gebäudes hielt man die Anschaffung von lediglich zehn 
Sandkästen und Schaufeln, zehn Kupfersulfat-Büchsen, 16 Wassereimern und 
sechs Handfeuerlöschern für ausreichend.590 Gleichzeitig wurden erste Struktu-
ren eines hauseigenen Luftschutzdienstes aufgebaut, dem der Bürodirektor der 
Anstalt, Martin Lippmann, als »Luftschutzhauswart« vorstand.591 Lippmann, 
Mitglied des Reichsluftschutzbundes (RLB) und stellvertretender Bezirksführer 
im 26. Luftschutzbezirk in Leipzig, nahm seine Aufgabe überaus ernst, arbeitete 
einen »Luftschutzplan« aus und teilte sein 28-köpfiges »Selbstschutzpersonal« 
in Luftschutzhauswarte, Feuerwehr-, Sanitäts- und Ordnungskräfte ein.592 

der DB, o.�D. (um 1934), ADNBL, 302/2/12, Bl.�35. Im Dezember 1933 hatte das 
RMdI angewiesen, die Dachböden von Dienstgebäuden von leicht brennbaren Ge-
genständen (Akten, Bücher, Zeitschriften, amtliche Veröffentlichungen) zu räu-
men. Um einer Vernichtung noch verwertbarer Druckschriften durch Makulatur 
vorzubeugen, wurden die Obersten Reichsbehörden angewiesen, alle entbehrli-
chen Bücher, Zeitschriften und amtlichen Druckschriften der Reichstauschstelle in 
Berlin anzumelden. Vgl. Hans Pfundtner (RMdI) an die Obersten Reichsbehörden, 
23.12.1933, BArch Berlin, R�43-II/476, Bl.�141.

588 Vermerk von Martin Lippmann (DB), 28.6.1933, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-
1939), Bl.�4�f.

589 Karl Julius Baer (Landbauamt Leipzig) an Direktion der DB, 9.1.1934, ebd., 
Bl.�3-25.

590 Die Bedarfsplanungen für den auf 200 Sitze veranschlagten Luftschutzraum der 
DB, waren wesentlich weitreichender und ausgewogener. Vgl. ebd. Die Sandkästen 
und Eimer wurden auf dem Spitzboden des Hauptgebäudes unter den Nebendä-
chern und auf der Decke des Großen Lesesaals aufgestellt, nachdem man alle Bo-
denräume entrümpelt hatte. Übersicht der DB: Die Durchführung der Luftschutz-
maßnahmen in der DB, ohne Datum (um 1934), ADNBL, 302/2/12, Bl.�35.

591 Uhlendahl an das Polizeipräsidium Leipzig (Abteilung für Luftschutz), 26.2.1934, 
ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-1939), Bl.�26�f.

592 Übersicht der DB: Die Durchführung der Luftschutzmaßnahmen in der DB, o.�D. 
(um 1934), ADNBL, 302/2/12, Bl.�35; Martin Lippmann (DB) an das Polizeipräsi-
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Diese Maßnahmen betrafen nicht nur die DB, denn mit dem Machtantritt der 
Nationalsozialisten wurde das gesamte Reich zum ›Luftschutzgebiet‹.593 Dies 
zeigte sich Ende September 1934, als vom Reichsluftfahrtministerium für die 
Kreishauptmannschaft Leipzig eine allgemeine Verdunkelungsübung angesetzt 
wurde, der kurz darauf eine größere Luftschutzübung im Westen der Stadt folg-
te.594 Da die DB keine Möglichkeit hatte, ihre großen Lesesaalfenster zu verhän-
gen, wurden die Lesesäle während dieser Übungen bereits um 20.30 Uhr ge-
schlossen.595 Das Thema spielte auch in anderen Bibliotheken eine zentrale 
Rolle, weshalb der VDB den Luftschutz 1935 auf die Agenda des Bibliothekar-
tages setzte und die dringendsten Maßnahmen zum Schutz der Bestände und Ka-
taloge zur Diskussion stellte.596 Der Stuttgarter Bibliothekar Franz Hammer 
verwies zu Recht darauf, dass »die Möglichkeit eines kommenden Luftkrieges« 
für die Bibliotheken eine bisher nicht da gewesene Gefahr bedeute. Denn seine 
Tendenz liege »im Sinne der Idee des totalen Krieges«, werde »die frühere Lo-
kalisierung der Kampfhandlungen auf ein begrenztes Kriegsgebiet« aufheben 
und stattdessen »durch rücksichtslose Zerstörungsarbeit weit hinter der Front 
die Zivilbevölkerung und damit die Widerstandskraft der Front selbst zu zer-
mürben« versuchen.597 Auch wenn Hammer hoffte, dass die Bibliotheken »als 
völlig harmlose Institute« in den vom Feind »bearbeiteten deutschen Stadtplänen 
nicht mit dem ominösen roten Punkt markiert«, »also Volltreffer schwerer Ka-

dium Leipzig (Abteilung für Luftschutz) (mit Liste des Selbstschutzpersonals der 
DB), 24.5.1934, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-1939), Bl.�36-39. Wie Werner Rust 
der Kreishauptmannschaft Leipzig im Mai 1935 mitteilte, hatten sich darüber hin-
aus sechs Mitarbeiterinnen der DB dem Flugmeldedienst zur Verfügung gestellt. 
Vgl. Werner Rust (DB) an Kreishauptmannschaft Leipzig (Abteilung Ziviler Luft-
schutz), 23.5.1935, ebd., Bl.�43.

593 Vgl. Boog, Horst: Der angloamerikanische strategische Luftkrieg über Europa und 
die deutsche Luftverteidigung, in: Ders. u.�a. (Hg.): Der globale Krieg. Die Aus-
weitung zum Weltkrieg und der Wechsel der Initiative 1941-1943 (Das Deutsche 
Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd.�6), Stuttgart 1990, S.�429-565, hier S.�440.

594 Zur Organisation des Luftschutzes in Leipzig vgl. Horn, Birgit: Leipzig im Bom-
benhagel  – Angriffsziel »Haddock«. Zu den Auswirkungen der alliierten Luft-
angriffe im Zweiten Weltkrieg auf die Stadt Leipzig, Leipzig 1998, S.�27-65.

595 Vgl. Martin Lippmann (DB) an Uhlendahl, 19.9.1934, ADNBL, 154/2, Bl.�94.
596 Vgl. Hammer, Franz: Luftschutz in Bibliotheken, in: ZfB 52 (1935), Heft 9/10 Sep-

tember/Oktober, S.�496-505; Paust, 31. Bibliothekartag, S.�570. Vgl. Barbian, Bi-
bliotheks-Bürokratie, S.�31�f., Wanninger, Herr Hitler, S.�446�f.

597 Hammer, Luftschutz, S.�496. Zu den im Ersten Weltkrieg aufgekommenen Theo-
rien des strategischen Bombenkrieges, die eine Trennung von Front und Heimat 
aufhoben vgl. Boog, Doktrin, S.�429�f.; Blank, Ralf: Kriegsalltag und Luftkrieg an 
der »Heimatfront«, in: Echternkamp, Jörg (Hg.): Die Deutsche Kriegsgesellschaft 
1939 bis 1945 (Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd.�9/1), München 
2004, S.�357-461, hier S.�361�f.
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liber auf Bibliotheken jedenfalls nicht beabsichtigt« seien, so appellierte er doch 
an seine Berufsgenossen, sich über »Luftgefahr und Luftschutz« Gedanken zu 
machen und die dafür notwendigen Vorkehrungen zu treffen.598 Dazu zählte er 
bauliche Verbesserungen an den Gebäuden, die »Immunisierung des Holzes ge-
gen Feuer« durch luftschutzgerechte Imprägnierungen sowie eine rechtzeitige 
Verlagerung der Bestände, Kataloge und Ausleihregister.599 Wie Hammer ein-
räumte, bedeute der Bibliotheksluftschutz sicher eine über das übliche Maß hin-
ausgehende Arbeitslast, welcher sich die Bibliothekare lieber entzögen. Aber 
auch für sie gelte die vom Reichsluftschutzbund ausgegebene Parole »Luftschutz 
tut not!«. »Je eher« etwas in dieser Frage geschehe, so Hammers Appell von 
1935, »desto besser«.600

In der DB wurden Hammers Ausführungen genau zur Kenntnis genom-
men.601 Immerhin verfügte sie inzwischen über einen allen Anforderungen ent-
sprechenden Luftschutzraum, der im Zuge der Arbeiten am Erweiterungsbau 
1935 errichtet worden war.602 In den folgenden Jahren wurde in der Luftschutz-
frage aber relativ wenig unternommen. Zwar waren der Luftschutzraum und ein 
Teil der Dachböden Anfang 1938 mit den nötigsten Feuerschutzgeräten ausge-
stattet, darüber hinaus gehende Maßnahmen hatte man aber nicht ergriffen, »da 
Anweisung abgewartet werden sollte«. Diese Passivität hatte zur Folge, dass von 
dem 1935 gemeldeten Luftschutzpersonal der DB nur ein geringer Teil vom RLB 
ausgebildet worden war.603 Dies änderte sich abrupt, als die DB Ende Februar 

598 Hammer, Luftschutz, S.�497�f.; Barbian, Bibliotheks-Bürokratrie, S.�31�f.
599 Vgl. Hammer, Luftschutz, S.�499-502.
600 Ebd., S.�505; Barbian, Bibliotheks-Bürokratie, S.�32.
601 Darauf deuteten etwa die handschriftlichen Unterstreichungen in dem im Bestand 

der DNB (Leipzig) überlieferten ZfB-Artikel Hammers hin.
602 Der Verwaltungsbericht für 1937 führte aus: »Unter dem Kellergeschoß liegt, vom 

Nebentreppenhaus zugänglich, ein 4 m breiter und 4 m hoher Tunnel, der mit dem 
unter dem Lesesaalbau liegenden in Verbindung steht und für eine später einmal 
erforderliche waagerechte Bücherbeförderungsanlage bestimmt ist. Zurzeit sollen 
beide Tunnels als Luftschutzraum dienen und sind daher mit starken Decken und 
den für derartige Räume vorgeschriebenen Nebenräumen und Einrichtungen aus-
gestattet.« Bericht über die Verwaltung der DB 1931-1937, S.�141. Vgl. auch Karl 
Julius Baer (Landbauamt Leipzig) an Uhlendahl (mit Entwurf seiner Rede zum 
Richtfest für Erweiterungsbau der DB), 15.10.1934, ADNBL, 193/2/1, Bl.�17-22. 
Ab 1938 schritt man an den Ausbau des Luftschutzraums, der etwa 300 Personen 
Schutz bieten sollte. Eine Bauzeichnung und ein Kostenplan des Landbauamtes 
Leipzig zum Ausbau des »Gas- und Luftschutztunnels« der DB vom 7.10.1938, 
findet sich in ADNBL, 302/2/7-8, Bl.�10-21. Vgl. zudem Landbauamt Leipzig an 
Uhlendahl 14.12.1938, ebd., Bl.�24�f. In dem ehemaligen Luftschutzraum der DB ist 
heute der alte Alphabetische Katalog aufgestellt.

603 Übersicht über die Dienststellen des Reiches, der NSDAP, ihrer Gliederungen, der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstiger Körperschaften des öffent-
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1938 aufgrund der Ersten Durchführungsverordnung zum Luftschutzgesetz 
vom 4.  Mai 1937 neben 2.000 anderen Leipziger Betrieben und behördlichen 
Dienststellen dem »Erweiterten Selbstschutz« unterworfen und der gesamte 
Luftschutz nun stärker reglementiert wurde.604

lichen Rechts – Öffentliche Dienststellen – im Luftschutzort Leipzig, hier: Dienst-
stellen DB (mit Liste der für den L[uft]S[Schutz]-Selbstschutz der DB vorgesehe-
nen Personen, Stand vom 8.2.1938), 21.1.1938, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-1939), 
Bl.�60-65.

604 Vgl. Polizeipräsident zu Leipzig an den Direktor der DB, 28.2.1938, ebd., Bl.�75. 
Den »Richtlinien für Erweiterte Selbstschutzbetriebe« zufolge war es Aufgabe des 
Luftschutzes (Erweiterten Selbstschutzes) die öffentlichen und privaten Dienst-
stellen und Betriebe und die in ihnen befindlichen Personen zu schützen, soweit 
für sie der Selbstschutz nicht ausreichte, ein Werkluftschutz aber nicht notwendig 
war. Vgl. Polizeipräsident zu Leipzig: Richtlinien für Erweiterte Selbstschutzbe-
triebe, 20.3.1938, ebd., Bl.�88-93; Polizeipräsident zu Leipzig betr. Ergänzung zu 
den herausgegebenen Richtlinien, 3.6.1938, ebd., Bl.�96-103; Polizeipräsident zu 
Leipzig (Örtlicher Luftschutzleiter) betr. Geräteausstattung des Erweiterten Luft-
schutzes, 7.9.1938, ebd., Bl.�119-124.

Abb. 57: Der Luftschutzraum der Deutschen Bücherei (schwarz schraffiert) 1940
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Der Betriebsluftschutzführer war angehalten, den Luftschutzplan auf den 
neuesten Stand zu bringen und für eine eingehende Ausbildung ›seines‹ Luft-
schutzpersonals Sorge zu tragen.605 Die »aktive Gefolgschaft« der DB wurde zur 
Teilnahme an RLB-Lehrgängen verpflichtet, die nach Dienstschluss stattfan-
den.606 Lippmann führte wöchentliche Dienstbesprechungen ein, »an die sich 
Ortsbesichtigungen (im Hause) und später kleinere und größere Übungen« an-
schlossen. Zudem erwartete er von seiner ›Luftschutz-Gefolgschaft‹, dass sie das 
Organ des RLB »Die Sirene« las.607 Im September 1938 führte Lippmann Nacht-
wachen ein.608 Er entwickelte eine Tragetasche für die ›Volksgasmaske‹, die er 
sich sogar patentieren lassen wollte. Dieser Aktivismus stieß bei seinen Kollegen 
auf kein Verständnis.609 Dies war kaum verwunderlich, denn allein zwischen Juli 
1938 und September 1939 fanden am Deutschen Platz mindestens 34 Dienst-
besprechungen und 26 Luftschutzübungen statt, bei denen die DB-Mitarbeiter, 
zuweilen mit Gasmasken versehen, an Feuerlöschern hantieren, auf Leitern klet-
tern, über den Hof kriechen oder Sanitätsdienste verrichten mussten.610 Dies 

605 Vermerk Martin Lippmanns (DB), 25.4.1938, ebd., Bl.�86R. Die Ausbildungen be-
gannen zunächst für Lippmann und seinen Stellvertreter als Betriebsluftschutzlei-
ter, Wilhelm Frels. Vgl. Vermerk von Martin Lippmann (DB), 13.4.1938, ebd., 
Bl.�78R.

606 Vgl. RLB (Ortsgruppe Leipzig-Süd) an die DB, 3.5.1938, ADNBL, 302/2/4 (Hef-
ter: 1938/39), Bl.�1; Mitteilung Martin Lippmanns (DB) an die aktive Luftschutz 
(LS)-Gefolgschaft der DB, 9.5.1938, ebd., Bl.�6. Zum Ausbildungsinhalt vgl. RLB 
Landesgruppe IV Sachsen (Ortsgruppe Leipzig-Süd): Lehrpläne für die Allge-
mein-Ausbildung der aktiven Gefolgschaft im erweiterten Selbstschutz, ohne Da-
tum (Mai und Juli 1938), ebd., Bl.�7 und 14. Der Hinweis auf die inzwischen 38 
Personen zählende »aktive Gefolgschaft« der DB findet sich in Kassenanweisung 
Martin Lippmanns (DB), 19.5.1938, ebd., Bl.�7R.

607 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 14.7.1938, ebd., Bl.�18R.
608 Vgl. Einteilung der aktiven Gefolgschaft für Nachtdienst (Einteilung der Nacht-

wachen in der DB vom 9.-18.9.1938), ADNBL, 302/2/12, Bl.�8�f.
609 Vgl. Martin Lippmann (DB) an RLB Leipzig (Ortsgruppe-Süd), 27.1.1939, 6.2.1939, 

23.2.1939 u. 4.4.1939, ADNBL, 302/2/4-9, Bl.�1�f., 5�f., 9. 
610 In der Akte ADNBL, 302/2/4-8 betr. Luftschutz (Anweisungen und Dienstbespre-

chungen des Betriebsluftschutzleiters, Übungen) finden sich zahlreiche Kurzpro-
tokolle der Dienstbesprechungen. Im Oktober 1938 teilte Lippmann dem zustän-
digen Luftschutzrevier mit, dass er »entsprechend der Anweisung vom 15.9.38 […] 
seit 5.7.1938 die aktive LS-Gefolgschaft der Deutschen Bücherei regelmäßig Mitt-
wochs, beginnend 14.30 Uhr, zur Fortbildung versammle. Im Allgemeinen gebe 
ich dabei zunächst Anweisungen, behandle kurz einzelne Fragen des Luftschutzes 
(Luftschutzgesetz, Organisation, LS-Warndienst, Einzel-Fragen) und beantworte 
Fragen. Daran schließen sich Übungen der einzelnen Trupps. Für Gesamtübungen 
fehlen noch die Fachausbildungen, also das Können, sowie ein Teil der Geräte, so-
dass damit noch gewartet werden muss. Um das Interesse wach zu halten, beab-
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hatte zur Folge, dass einige den Grundausbildungs-Lehrgängen des RLB fern-
blieben und andere bei den inzwischen als lästige Pflicht empfundenen hausin-
ternen Luftschutzübungen nicht mit dem gebotenen Ernst zur Sache gingen.611 
Dies galt selbst für Lippmanns Stellvertreter, Wilhelm Frels, der seinem Kolle-
gen Albert Paust im Oktober 1938 nach Wien schrieb:

»Es waren auch hier recht bedrückliche [!] Tage im September; der Luftschutz 
übte in der DB täglich u. unverdrossen. Sie werden staunen, wenn Sie uns im 
Schmucke unserer Anzüge, Armbinden u. (der noch fehlenden) Stahlhelme 
aufmarschieren sehen. Lippmann schwingt voll Würde den Kommandostab, 
während ich als Chef des Stabes mich schmunzelnd mehr im Hintergrunde 
halte. Es gibt wirklich viel Ergötzliches dabei: Kunze I entfaltet sein großes 
humoristisches Talent voll beim Spritzen als Feuerwehrmann. Triefende Mit-
feuerwehrleute pflegen lebende Zeugen seiner Betätigung zu sein.«612

Lippmann war in seiner Funktion als Luftschutzleiter durch die Vorgaben der 
Behörden gezwungen, der offenbar allgemein zu beobachtenden »Interessenlo-
sigkeit« gegenüber Luftschutzfragen energisch entgegenzutreten.613 So legte der 
Kommandeur der Schutzpolizei Leipzigs im Oktober 1938 fest, dass zusätzlich 
zu den verfügten wöchentlichen Übungen »monatlich eine Teil- oder Vollübung 
stattzufinden« habe. Auch die »passive Gefolgschaft« sei einmal jährlich an einer 
Übung zu beteiligen.614 Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass sich 

sichtige ich, in einiger Zeit mit Planspielen zu beginnen, die den Vorteil haben, dass 
alle zuhören können. Gesamtübungen der aktiven Gefolgschaft werde ich weiter-
hin 24 Stunden vorher melden.« Lippmann an 7. Luftschutzrevier (Leipzig), 
10.10.1938, ebd., Bl.�15. Vgl. zudem Praesent (DB) an Paust (Wien), 20.9.1938, 
ADNBL, 843/0 (Hefter: 1938-1944), Bl.�8�f.; Vermerk Lippmann (DB) über die 12. 
Dienstbesprechung am 27.9.1938 und Anweisungen für die Übungen am 28.9.1938, 
ADNBL, 302/2/4-8, Bl.�8.

611 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 18.6.1938, ADNBL, 302/2/4 (Hefter: 
1938/39), Bl.�7R.

612 Wilhelm Frels (DB) an Albert Paust (Wien), 11.10.1938, ADNBL, 843/0 (1938-
1944), Bl.�14. Einen Monat später teilte der als Feuerwehrmann tätige Hans Prae-
sent mit, dass es in der DB ohnehin genug zu tun gebe, wozu noch »viel Partei-
dienst und allwöchentlich Luftschutzübung« kämen. Hans Praesent (DB) an 
Albert Paust (Wien), 4.11.1938, ebd., Bl.�28. Bei »Kunze I« handelte es sich um den 
seit 1927 an der DB tätigen Heinrich Kunze, nicht zu verwechseln mit dem von 
1936 bis 1939 an der DB tätigen Horst Kunze, der 1939 an die LB Darmstadt über-
trat.

613 Niederschrift Martin Lippmanns (DB) über die LS-Revier-Dienstbesprechung in 
der LS-Hauptschule, Hohenzollernstr. 19, 28.10.1938, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 
1933-1939), Bl.�125.

614 Anweisung des Kommandeurs der Schutzpolizei betr. Übungen im erweiterten 
Selbstschutz, 18.10.1938, ebd., Bl.�126; Richtlinien des Polizeipräsidenten zu Leip-
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die Zahl der »aktiven Gefolgschaftsmitglieder« in der DB erhöhte und nach den 
Planvorgaben Lippmanns im Januar 1939 bereits über fünfzig Kräfte (Leiter, 
Melder, Feuerwehrleute, »Gasspürer«, Sanitäter, Ordner und Instandsetzungs-
kräfte) umfasste.615 

 Stand am 15.10.1938 Bereitschaftsgruppe 
(Plan für 25.1.1939)

Einsatzgruppe
(Plan für 25.1.1939)

Dienst-
stellen 
in DB

Aktive 
Kräfte

Gesamt-
Beleg-
schaft

männlich weiblich zu sammen

DB 42 175 104 71 175 41

Bg. Abt. 
BV

5 22 13 7 20 4

PPK 1 7 6 2 8 1

SD – 2 2 - 2 –

DBSM 2 7 4 3 7 2

ZDPF 1 6 3 4 7 1

DB-
Kantine

– 4 1 4 5 –

Dienst-
whg.

3 7 3 5 8 3

Sonstige 4 8 7 2 9 3

Gesamt 58 238 143 98 241 55

Tabelle 17: Betriebs-Luftschutzplan der DB: Zusammenstellung der im DB-Gebäude 
im »Erweiterten Selbstschutz« zusammengeschlossenen Betriebe und 
Stärke der einzelnen Belegschaften und der aktiven Luftschutzkräfte 
(Einsatzkräfte) nach dem Stand vom 15.10.1938616

zig (Örtlicher Luftschutzleiter) für die Anlage und Durchführung von Luftschutz-
übungen in Dienststellen und Betrieben des erweiterten Selbstschutzes, 10.12.1938, 
ebd., Bl.�130-139.

615 Betriebs-Luftschutzplan der DB, E. Liste der aktiven Gefolgschaft (II. Namens-
liste), ohne Datum (Januar 1939), ADNBL, 302/2/4 (Hefter: 1938/39), Bl.�115�f. 
Vgl. auch Martin Lippmann (DB) an Polizeipräsidium Leipzig (7. Polizeirevier), 
28.2.1939, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-1939), Bl.�162.

616 Zu den einzelnen Dienststellen: »Bg. Abt. BV« steht für Bibliographische Abtei-
lung des Börsenvereins in der DB, PPK und SD für die beiden Dienststellen der 
PPK und des SD an der DB, DBSM für Deutsches Buch und Schriftmuseum, ZDPF 
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War man im Juni 1938 noch nicht umfassend auf den ›Ernstfall‹ vorbereitet, 
da bei den Luft- und Brandschutzgeräten nur »das Nötigste« vorhanden war, 
hatte sich dies ein Jahr später grundlegend geändert.617 Wie Lippmann den Luft-
schutzbehörden über die Einsatzstärke und die Geräteausstattung im Juli 1939 
mitteilte, hatte er alle Planungsvorgaben erfüllt und die Bestandszahlen mit den 
Bedarfsforderungen in Übereinstimmung gebracht.618 Sichtbar stolz vermerkte 
Lippmann, dass sich der örtliche Luftschutzleiter  – der Polizeipräsident von 
Leipzig, Fritz Stollberg – bei einer Prüfung der DB anerkennend geäußert und 
die getroffenen Maßnahmen »als vorbildlich« bezeichnet habe.619 Schließlich er-
warb sich die DB »im Leipziger Luftschutz den Ruf eines Musterbetriebes«.620

Der Kriegsbeginn führte zu einer Verschärfung des Luftschutzes. Den Be-
triebsluftschutzleitern wurden umfassendere Vollmachten eingeräumt und ihnen 
mit auf den Weg gegeben, dass die Polizei »hinter ihnen« stehe, wenn ihre Maß-
nahmen »einmal zu scharf oder nicht völlig richtig« seien. »Bei Widersetzlichkeit 
oder Sabotageversuch« sei nach vorhergehender Verwarnung Meldung an die 
Polizei zu machen, die dann eingreife und den Betreffenden ins Konzentrations-
lager abführe. Die Luftschutzleiter waren im Bedarfsfall berechtigt, auch Mit-
glieder der passiven Gefolgschaft zu den nun regelmäßigen Nachtwachen heran-
zuziehen. Die Nachtwachen sahen sich aber nicht nur dem Druck ihrer 
Luftschutzleiter ausgesetzt, denn die Polizei und der RLB nahmen unangekün-
digte Kontrollen vor. Bei Fliegeralarm hatten sich alle im Gebäude befindlichen 
Personen in den Luftschutzraum zu begeben, bis auf einen Beobachter, der 
»möglichst geschützt untergebracht« werden sollte. Sowie das Fliegergeräusch 
verstummt war, also noch vor der allgemeinen Entwarnung, mussten die Brand-
wachen sofort das Gebäude kontrollieren. Die Einsatzgruppe hatte sich sofort 
nach der Entwarnung in den Betrieb zu begeben. Zwar hatten die Nachtdienst-
gruppen Anspruch auf freie Verpflegung, da dies jedoch »häufig schwierig« war, 
sollten die DB-Mitarbeiter durch Barzahlungen entschädigt werden. Da die 
Geldstrafen für ›Nichtverdunklung‹ empfindlich hoch waren, wurde den 

für Zentralstelle für Deutsche Personen- und Familiengeschichte, »Dienstwhg.« 
für die vier Dienstwohnungen im Haus der DB und »Sonstige« für Gärtner und 
Hilfsarbeiter des städtischen Park- und Gartenamtes, die im Keller der DB Aufent-
haltsräume bezogen hatten. Letztere sollten nur »im Ernstfall und bei größeren 
Übungen« zum Luftschutzdienst herangezogen werden. 

617 Werner Rust (DB) an RMVuP, 20.9.1938, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-1939), 
Bl.�111R-112.

618 Martin Lippmann (DB): Nachweis über die Einsatzstärke, Geräteausstattung und 
Schutzraumbau des Erweiterten Selbstschutzes, 6.7.1939, ebd., Bl.�182.

619 Vermerk Martin Lippmanns (DB), 3.10.1939, Bl.�189R.
620 Vermerk von Wilhelm Frels (DB), 6.4.1940, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), 

Bl.�6
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Abb. 58: Allgemeines Merkblatt für die passive Gefolgschaft der Deutschen Bücherei 
zum Verhalten bei Fliegeralarm, September 1939621 
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Nachtwachen621»im eigenen Interesse« größte Vorsicht beim Umgang mit Licht 
ans Herz gelegt.622 Neben den DB-Mitarbeitern wurden auch die Benutzer der 
Bibliothek bei Bedarf zu Luftschutzzwecken herangezogen, wie ein Aushang 
vom September 1939 (Abb. 59) zeigt.

Da Lippmann die Anweisung hatte, »keine Schlappheit in der Gesinnung oder 
Vernachlässigungen im Dienst« zu dulden, drohte er seinen ›Luftschutz-Kame-
raden‹ bei Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen mit Bestrafung. Zu allem 
Überfluss führte er für den Nachtmittagsdienst nun auch noch regelmäßige Un-
terrichtsstunden ein und forderte alle Einsatzkräfte auf, »sich dauernd mit ihren 

621 Anweisungen des Betriebsluftschutzleiters der DB Martin Lippmann zum Verhal-
ten bei Luftgefahr, August 1939.

622 Vermerk von Wilhelm Frels (DB) betr. Luftschutz, 14.9.1939, ebd., Bl.�189. 

Abb. 59: Anweisungen des Betriebsluftschutzleiters der DB Martin Lippmann: 
  Verhalten der Benutzer bei Fliegeralarm, 14.9.1939
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Aufgaben zu beschäftigen«.623 Lippmanns Befehlston rief jedoch Unwillen unter 
der ›aktiven Gefolgschaft‹ hervor, die sich mit dem militärischen Gehabe ihres 
Verwaltungsdirektors keineswegs zufriedengab. Ihr Unmut lag auch darin be-
gründet, dass die Mitglieder der »Einsatzgruppe« nunmehr jede dritte Nacht im 
Luftschutzraum verbringen mussten. Auch dagegen regte sich Widerstand, da 
man diesen Raum für »gesundheitsschädlich« hielt.624 Dies ging schließlich so 
weit, dass sich am Schwarzen Brett der DB eine direkt an Lippmann gerichtete 
anonyme ›Botschaft‹ (Abb. 60) fand. Darüber hinaus wurde ein mit rassistischen 
Invektiven gespickter Zeitungsartikel ausgehängt, der sich gegen die ›ewig me-
ckernden, schwunglosen und moralinsauren Ekel‹ dieser Welt ausließ und klar 
gegen den allzu beflissenen Luftschutzleiter gerichtet war:

»Dieser geborene Spießer findet seinen Daseinszweck wirklich im Einhalten 
von Paragraphen und herkömmlichen Konvenienzen, deren innere Notwen-
digkeit und deren Grenzen im gesunden Menschenverstand ihm völlig gleich-
gültig sind. Beim Nichtvorhandensein dieser papiernen Verhaltensmaßregeln 
steht er natürlich ratlos da. […] Gerade solche Leute haben einen unstillbaren 
Drang zur sogenannten Kommandiererei um jeden Preis in allem und jedem 
[…]. Sie besitzen nicht die geringsten Führereigenschaften; daher sind sie un-
fähig, die Grenzen zwischen der Notwendigkeit des Befehls und dem gesun-
den Eigenwuchs der Einzelinitiative zu überschauen; daher berufen sie sich 
stets auf die Autorität ihrer zufälligen Stellung, die ihnen das Schicksal bedau-
erlicherweise eingeräumt hat, nie auf das Vorrecht ihrer Leistung und ihrer 
Persönlichkeit. Der sogenannte Radfahrer, der nach oben buckelt und nach 
unten tritt, ist eine bezeichnende Ausprägung dieses rassisch minderwertigen 
Typus.«625

Lippmann – tief verletzt – bat Uhlendahl, ihn mit sofortiger Wirkung von sei-
nem Amt als Betriebsluftschutzleiter zu entbinden. Er sei sich bewusst, mit sei-
ner »etwas strengen Dienstauffassung« im Verwaltungsdienst der DB »nicht 
mehr recht am Platze« zu sein. Besonders in der gegenwärtigen Zeit, in der alle 
Deutschen aufgerufen seien, »ihre Kräfte zu verdoppeln«, sei es für ihn »untrag-
bar, täglich Anfeindungen und Hässlichkeiten aus den Kreisen der Gefolgschaft 

623 Befehl Martin Lippmanns für die LS-Einsatzgruppe, 4.9.1939, ADNBL, 302/2/4-8, 
Bl.�40.

624 Martin Lippmann (DB) an den OBM der Reichsmessestadt Leipzig (Gesundheits-
amt), 7.9.1939, ADNBL, 302/2/4-10, Bl.�6. Zur Dienstregelung für die Einsatzkräfte 
der DB vgl. Uhlendahl und Martin Lippmann (DB): Dienstregelung, 13.9.1939, 
ADNBL, 302/2/12, Bl.�10.

625 Diesen Artikel – von dem unklar ist, aus welcher Zeitung er stammte – legte Lipp-
mann Uhlendahl am 11.9.1939 mit folgender Bemerkung vor: »Dieser Ausschnitt 
befand sich heute an dem schwarzen Brett für die Gefolgschaft der DB. Er ist of-
fenbar für den Bürodirektor bestimmt.« Siehe ebd., Bl.�17. 
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begegnen zu müssen«.626Daher bat er Uhlendahl, ihn für den Dienst bei der Wehr-
macht freizugeben und dabei zu unterstützen, seine Tätigkeit an der DB zu be-
enden.627 Uhlendahl war jedoch keineswegs gewillt, seinen Verwaltungschef zie-
hen zu lassen. Zwar erklärte er sich mit dessen Rücktritt als Luftschutzwart 
einverstanden  – an dessen Stelle im April 1940 Wilhelm Frels trat  – auf den 
»Pflichteifer« und die »Diensttreue« seines Bürodirektors wollte und konnte 
Uhlendahl aber nicht verzichten.628 

Frels war im Umgang mit der ›Luftschutz-Gefolgschaft‹ konzilianter, aber 
auch er musste sich nach den Forderungen der Luftschutzbehörden richten und 
›seine‹ Leute zu regelmäßigen Übungen, »Ausrüstungsappellen« und Lehr-

626 Anonyme ›Botschaft‹ an Bürodirektor und Betriebsluftschutzwart Martin Lipp-
mann (DB), 12.11.1939.

627 Martin Lippmann (DB) an Uhlendahl, 12.9.1939, ebd., Bl.�12.
628 Dies machte Uhlendahl Lippmann unmissverständlich deutlich und kritisierte, 

dass das von Lippmann an den Leipziger Polizeipräsidenten gerichtete Rücktritts-
gesuch übereilt und vor allem ohne Kenntnis Uhlendahls eingereicht worden sei, 
was »nicht angängig« gewesen sei. Uhlendahl [an Lippmann], 15.3.1940, ebd., 
Bl.�11.

Abb. 60 Anonyme ›Botschaft‹ an den Betriebsluftschutzwart der DB  
Martin Lippmann, November 1939626
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gängen zusammentrommeln, zu deren Absolventen auch Uhlendahl zählte.629 
Gleichzeitig verschärften sich die Bestimmungen über die Durchführung der 
Nachtwachen. Anfang September 1939 hatte man für die Angehörigen des Luft-
schutzes der DB, die Nachtdienst geleistet hatten, den Dienstbeginn am Folgetag 
zunächst noch auf 12 Uhr festgesetzt.630 Nach dem Sieg über Polen und während 
des ›Sitzkrieges‹ im Westen war von den Luftschutzwachen sogar wieder Ab-
stand genommen worden. Nachdem sich die nächtlichen Angriffe englischer 
Flieger auf deutsche Städte ab Mitte 1940 aber mehrten, wurden die Wachen in 
der DB wieder eingeführt, deren Dienst sich zunächst von 23 Uhr bis vier Uhr 
morgens, ab September 1940 jedoch von 22 Uhr bis sechs Uhr morgens erstreck-
te.631 Die Erholungspause für die Wachhabenden fiel dadurch deutlich kürzer 
aus, denn infolge akuten Personalmangels wurde Ende 1940 festgelegt, dass für 
die Luftschutzwachen der reguläre Bibliotheksdienst am Folgetag bereits zwei-
einhalb Stunden nach beendigtem Wachdienst beginne.632 Ab September 1940 
wurde die alltägliche »Nachtbereitschaft« der DB aufgestockt, die sich nun aus 
zehn Personen zusammensetzte.633 Dadurch erhöhte sich die Zahl der »Einsatz-
gruppe« bis Ende April 1941 auf 63 Kräfte. Zudem wurden 57 Angestellte der 
DB als »Reservekräfte« für Wachzwecke herangezogen.634 

629 Vgl. etwa Anordnung von Wilhelm Frels betr. Luftschutz, 23.11.1939, ADNBL, 
302/2/4 (Hefter: 1938/39), Bl.�134; Anordnung von Frels betr. Luftschutz, 6.4.1940, 
ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�6; Anordnung von Frels betr. Luft-
schutz, 7.3.1940, ADNBL, 302/2/4-8, Bl.�42; Anordnung von Frels betr. Luftschutz 
(Übungsplan September 1941), 4.9.1941, ebd., Bl.�49. Eine Übersicht über die zwi-
schen November 1938 und April 1942 durchgeführten Luftschutzübungen an der 
DB findet sich in Uhlendahl an das 7. Polizeirevier (Leipzig), 4.2.1944, ebd., Bl.�57-
59. Dass auch Uhlendahl an Luftschutzlehrgängen teilnahm, geht hervor aus Uh-
lendahl an Louise Diel (Lenz Kirch, Baden), 10.1.1941, ADNBL, 154/5 (Da-Dy), 
Bl.�271.

630 Vgl. Verfügung Werner Rusts (DB), 2.9.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktori-
alverfügung 1937-1940), Bl.�342.

631 Anordnung von Wilhelm Frels betr. Luftschutz, 26.6.1940, ADNBL, 302/2/4-8, 
Bl.�43; Anordnung des Stellvertretenden Betriebsluftschutzleiters Erich Scheit-
hauer betr. Luftschutz, 24.9.1940, ADNBL, 302/2/4-2, Bl.�18.

632 Verfügung Uhlendahls, 7.12.1940, ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 
1940-1943), Bl.�80. Eine Liste der 55-köpfigen Einsatzgruppe der »ESS-Dienst-
stelle« Deutsche Bücherei [ESS = Erweiterter Selbstschutz] vom 1.3.1940 findet 
sich in ADNBL, 302/2/3 (Hefter: Blaues Buch-Betriebsluftschutzplan, Teil I, 
1938), unp.

633 Vgl. Polizeipräsidium Leipzig an den Betriebsluftschutzleiter der DB, 24.9.1940, 
ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�14.

634 Vermerk von Wilhelm Frels (DB) über den Stand des Luftschutzes an der DB, 
30.4.1941, ADNBL, 302/2/1 (Hefter: 1940-1944), Bl.�27. Der Luftschutzplan der 
DB sah auch die Beteiligung der Mitarbeiter der SD-Verbindungsstelle und der 
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Immer wieder gab es Versuche, sich den Luftschutzpflichten zu entziehen, 
was mit politischen Tätigkeiten oder gesundheitlichen Problemen begründet 
wurde.635 Allerdings machte der Reichsminister der Luftfahrt unmissverständ-
lich deutlich, die Amtsärzte hätten bei ihren Untersuchungen der ›Luftschutz-
Dienstpflichtigen im Erweiterten Selbstschutz‹ nicht zu nachgiebig zu sein. Sie 
hätten zu berücksichtigen, »dass eine Befreiung von Volksgenossen von der 
Luftschutzdienstpflicht nur in ganz begründeten Ausnahmefällen erfolgen« 
sollte, »damit in der Bevölkerung nicht der Eindruck« entstehe, »dass Luft-
schutzdienstpflichtige sich den ihnen obliegenden Pflichten mit Hilfe eines ärzt-
lichen Zeugnisses entziehen« könnten.636 Verletzungen der Luftschutzpflichten 
wurden nicht toleriert. Als eine DB-Mitarbeiterin bei einem Luftalarm am Mor-
gen des 24. März 1941 ihren Wachdienst vernachlässigt hatte, drohte ihr Frels, 
sie beim nächsten Vergehen der Polizei namhaft zu machen.637 Pausenlos wur-
den die »Erweiterten Selbstschutz-Betriebe« nun von den Luftschutzbehörden 
mit Material zur Brandbekämpfung versorgt, die über die Wirkungsweise engli-
scher Brand- und Sprengbomben informierten, zum Teil aber auch völlig irrwit-

PPK-Dependance am Luftschutzdienst vor. Himmler hatte jedoch festgelegt, dass 
die aktive SS nicht zum Luftschutzdienst herangezogen werden durfte. Die PPK 
wollte gegen die Forderung der DB Beschwerde bei den örtlichen Polizeibehörden 
einlegen, hatte damit aber keinen Erfolg, denn ab August 1941 sollte sie sich mit 
zwei bis drei Kräften am Wachdienst beteiligen. Vgl. Handschriftlicher Vermerk 
von Wilhelm Frels (DB), 25.4.1941, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�65; 
Vermerk von Wilhelm Frels (DB) betr. Teilnahme der im Gebäude der DB unter-
gebrachten fremden Dienststellen am Luftschutzdienst, 25.6.1941, ebd., Bl.�77; 
Frels (DB) an 7. Polizeirevier (Leipzig), 28.7.1941, ADNBL, 302/2/4 (Hefter: 1940-
1944), Bl.�137.

635 Beispiele für ›intensive‹ politische Tätigkeiten, die angeblich keinen Freiraum für 
Luftschutzaufgaben zuließen, finden sich etwa in Freistellungsbescheid des NS-
DAP Ortsgruppenleiters für Willy Toelle (DB), ohne Datum (1941), ADNBL, 
302/2/4 (Hefter: 1940-1945), Bl.�128; Freistellungsbescheide des Rassenpolitischen 
Amtes der NSDAP-Kreisleitung (Leipzig) für Elfriede Lippke (DB), 4.7.1941, ebd., 
Bl.�135.

636 Rundschreiben des Polizeipräsidenten in Leipzig (Örtlicher Luftschutzleiter) betr. 
Erweiterter Selbstschutz, 5.6.1942, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�116-
119, hier Bl.�118.

637 Vgl. Vermerk von Wilhelm Frels (DB) betr. Verletzung der Luftschutzpflichten, 
27.3.1941, ADNBL, 302/2/4 (Hefter: 1940-1945), Bl.�116. Als sich die Mitarbeiterin 
ein Jahr später erneut falsch verhielt, wurde sie »aufs nachdrücklichste verwarnt« 
und vermerkt, dass sie nur die Rücksicht auf ihren im Felde stehenden Mann vor 
einer polizeilichen Meldung und Bestrafung bewahrt habe. Vgl. Protokoll von 
Erich Scheithauer (DB) und Vermerk von Otto Drope (DB), 26.6.1942, ebd., 
Bl.�177.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

1156

zige Handlungsanleitungen zu ihrer Bekämpfung gaben.638 So wurde den Brand-
wachen im Hinblick auf die »englische Stabbrandbombe« erklärt, »dass diese 
Brandbombe bei Beginn der eigenen Entzündung ohne Gefahr mit der bloßen 
Hand angefasst und ins Freie geworfen werden« könne. Dies gelte auch für »die 
Brandbombe mit Splitterwirkung«, bei der »sofortiges herzhaftes Zufassen und 
Beseitigung« nach ihrem Aufprall »gefahrlos« möglich sei.639 Auch in baulicher 
Hinsicht wurden weitere Maßnahmen gefordert. Da größere Glasflächen in 
mondhellen Nächten und bei der Verwendung von Leuchtbomben spiegelnde 
Flächen erzeugten, »die feindlichen Fliegern willkommene Abwurfziele« an-
zeigten, wurde das Glasdach über dem Zeitschriftenlesesaal 1941 mit einer 
Blendschutzfarbe versehen, die zwei Jahre später durch einen blauen Tarnan-
strich ersetzt wurde.640 Zudem wurde das Gebälk des Dachbodens mit einem 
Feuerschutzanstrich imprägniert.641

Nachdem Wilhelm Frels 1942 gestorben war, übernahm Otto Drope das Amt 
des Betriebsluftschutzleiters.642 Da sich die Bombenangriffe auf das Reichsgebiet 
mehrten, ordnete er an, an Sonn- und Feiertagen neben dem üblichen Nacht-

638 Vgl. ESS-Rundschreiben des Polizeipräsidiums Leipzig (Luftschutz-Abschnitt 
Süd, 7. Luftschutzrevier) an alle Betriebsführer und Betriebsluftschutzleiter der 
ESS-Betriebe und Dienststellen im LS-Abschnitt Süd, 1.7.1940, ADNBL, 302/2/2 
(Hefter: 1940-1944), Bl.�12; Rundschreiben des Polizeipräsidenten zu Leipzig 
(Örtlicher Luftschutzleiter) betr. Verhalten der Angehörigen der Einsatzgruppen 
im erweiterten Selbstschutz bei Fliegeralarm, Luftangriffen und Flakbeschuss, 
17.9.1940, ebd., Bl.�13�f.; Rundschreiben des Polizeipräsidenten zu Leipzig (Ört-
licher Luftschutzleiter) betr. Erweiterter Selbstschutz. 5. Zusammenstellung wich-
tiger Bestimmungen für den ESS, 3.4.1941, ebd., Bl.�53-59. Vgl. auch Overy, 
 Richard: Der Bombenkrieg. Europa 1939-1945, Berlin 2014, S.�620.

639 Rundschreiben von General Wilhelm Mayer (Kommandierender General und 
 Befehlshabers im Luftgau IV, Dresden), betr. Luftschutz der Wehrmacht und Be-
hörden, 3.4.1941, ADNBL, 302/2/1 (Hefter: 1940-1944), Bl.�21�f., hier Bl.�22. Vgl. 
auch Rundschreiben des Polizeipräsidenten in Leipzig (Örtlicher Luftschutzleiter) 
betr. Erweiterter Selbstschutz. 12. Zusammenstellung wichtiger Bestimmungen für 
den Erweiterten Selbstschutz, 25.8.1942, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), 
Bl.�121-124.

640 Vermerk Martin Lippmanns (DB) betr. Luftschutz. Dach des Zeitschriftenlese-
saals, 24.3.1941, ADNBL, 302/2/6, Bl.�28; Fa. Oskar Kunze (Leipzig) an DB, 
29.6.1941, ebd., Bl.�34; Auszug aus einem Rundschreiben des Polizeipräsidenten in 
Leipzig (7. LS-Revier), 3.9.1943, ebd., Bl.�47; Otto Drope (DB) an 7. Luftschutz-
Polizei-Revier (Leipzig), 9.9.1943, ebd., Bl.�48.

641 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 4.9.1943, ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 1943), Bl.�39. 
642 Vgl. Uhlendahl an das 7. Polizeirevier (Leipzig), 17.3.1942, ADNBL, 302/2/4 (Hef-

ter: 1940-1945), Bl.�160.
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dienst nun auch am Tag eine Luftschutzwache zu stellen.643 Während Leipzig 
vorerst verschont blieb, hatten andere Städte bereits schwerere Angriffe erlebt 
und auch große Schäden zu beklagen.644 Als Uhlendahl im Oktober 1940 für 
einige Tage in Berlin weilte, war ihm aufgefallen, »dass die Berliner infolge der 
häufigen Fliegerbesuche jetzt alle sehr frühzeitig nach Hause« strebten und um 
22 Uhr die Lokale »fast geleert« waren.645 Ein Jahr später hatte sich die Situation 
in der Reichshauptstadt geändert, denn die Berliner hatten ›gelernt‹ mit den stän-
digen Angriffen zu leben. Die Künstlerin Eleon von Rommel teilte Uhlendahl 
im August 1941 mit:

»Wie Sie selbst in der Zeitung lesen, ist das Berliner Leben jetzt ein bisschen 
anstrengender als sonst. Wir haben jede Nacht Besuch, sind zwar sehr abge-
brüht und schauen mitunter vom Balkon zu, wie die Engländer abgeschossen 
werden – nächtliches Schauspiel großer Art. Meine Mutter geht nur ins Par-
terre, wenn die Splitter eimerweise geflogen kommen. Ein Bett kenne [ich] 
überhaupt nimmer. Immer parat – fix und fertig – um zwölf Uhr meist. Ich 
bin stehts der Erste auf. Meine drei Wohnteilnehmer verlassen sich auf meine 
Angaben, und ich soll sie erst wecken, wenn ›Bomben kämen‹. Wenn es dann 
tüchtig knallt von allen Flakseiten, stehen sie vielleicht mal auf und gucken, 
was ›los sei‹. Eine Gemütsruhe herrscht bei uns und Gottvertrauen. Dennoch 
ist es anstrengend, jede Nacht auf zu sein.«646

Diese übertriebene »Gemütsruhe« verflog allerdings, sobald man selbst Opfer 
der Angriffe wurde. Die PSB in Berlin wurde bereits im April 1941 in Mitleiden-
schaft gezogen, als eine Brandbombe den vorderen Trakt, in dem sich die Preu-
ßische Akademie der Wissenschaften und die Generalverwaltung der Staats-
bibliothek befanden, getroffen hatte. Uhlendahl war Zeuge dieses englischen 
Luftangriffs und erlebte die große »Aufregung in der Bibliothek«, in der alle Be-
amten und Angestellten aufgeboten wurden, um die Schäden zu beseitigen.647 
Und dies war nur der Anfang, denn in den folgenden Wochen und Monaten 
mehrten sich die Hiobsbotschaften, in denen über den Verlust ganzer Bücher-

643 Vgl. Anordnung des Betriebsluftschutzleiters der DB Otto Drope, 15.4.1942, 
ADNBL, 302/2/4-2, Bl.�88.

644 Dass Leipzig 1942 relativ glimpflich davonkam, zeigt Horn, Bombenhagel, S.�66-
68.

645 Uhlendahl an Karl Oskar Bertling (Bibliothek des Amerika-Instituts, Berlin), 
24.10.1940, ADNBL, 891, unp.

646 Eleon von Rommel (Berlin-Halensee) an Uhlendahl, 18.8.1941, ADNBL, 154/5 
(Hefter: Ra-Ru), Bl.�332.

647 Vgl. Uhlendahl an Bibliotheksdirektor Erich Schulz (Horn), 15.4.1941, ADNBL, 
154/5 (Hefter: Scho-Schw), Bl.�161; Bericht von Krüss (PSB), 24.9.1943, BArch 
Berlin, R�4901/ 13702, Bl.�47.
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sammlungen berichtet wurde.648 Beim Luftangriff auf Kassel am 9. September 
1941 brannte die Hessische Landesbibliothek vollständig aus, wobei der 400.000 
Bände umfassende Gesamtbestand dem Feuer und den anschließenden Löschar-
beiten zum Opfer fiel. Die UB Kiel verlor bei einem Angriff am 29. April 1942 
etwa 240.000 Bände, die Badische Landesbibliothek Karlsruhe im September 
1942 365.000 Bände. Die Bayerische Staatsbibliothek musste im März 1943 den 
Verlust von 450.000 Bänden und die Bibliothek der Hansestadt Hamburg fünf 
Monate später die Vernichtung von vier Fünfteln ihres gesamten Bestandes 
 beklagen.649 Vor diesem Hintergrund dachte man im REM und im Reichsbeirat 
für Bibliotheksangelegenheiten darüber nach, eine Luftschutztagung im RLM 
durchzuführen, um die Bibliotheken und Museen über die bisherigen Erfahrun-
gen bei Luftangriffen zu informieren und ihnen allgemeine Handlungsanleitun-
gen sowie Richtlinien für den Luftschutz an die Hand zu geben.650 Dabei wid-
mete man sich auch der Versorgung der geschädigten Bibliotheken und leitete 
ein »Wiederaufbauprogramm« in die Wege, durch das die Bibliotheken zentral 

648 Eine Bestandsaufnahme zu den Verlusten der deutschen Bibliotheken im Krieg bot 
Leyh, Bibliotheken. Vgl. auch Briel, Beschlagnahmt, S.�94�f. 

649 Vgl. Bericht von Thilo Schnurre (LB Kassel), 20.9.1943, BArch Berlin, R�4901/ 
13702, Bl.�48; Bericht von Herbert Oberländer (UB Kiel), 28.3.1943, ebd., Bl.�50; 
Bericht der LB Karlsruhe, o.�D. (um 1943), ebd., Bl.�52; Bericht von Otto Hand-
werker (BSB), o.�D. (um 1943), ebd., Bl.�53; Bericht von Paul Th. Hoffmann (Bi-
bliothek der Hansestadt Hamburg), 26.8.1943, ebd., Bl.�57; Herbert Oberländer 
(UB Kiel) an Uhlendahl (mit anliegender vertraulicher Mitteilung), 9.5.1942, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Ob-Ox), Bl.�42�f. Der Leiter der Bibliothek des Instituts 
für Weltwirtschaft und Seeverkehr der Universität Kiel – der spätere Finanzminis-
ter von Schleswig-Holstein, Mitglied des Bundestages und Leiter der Bundestags-
bibliothek, Wilhelm Gülich – stützte sich bei der Verlagerung seiner Bibliothek in 
den Dom von Ratzeburg auf sowjetische Kriegsgefangene, die er zudem für Arbei-
ten auf seinem privaten Grundstück heranzog. Vgl. Wilhelm Gülich (Ratzeburg) 
an Uhlendahl, 14.9.1942, ADNBL, 154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�463; Uhlendahl an 
Wilhelm Gülich (Finanzminister von Schleswig Holstein, Ratzeburg), 7.12.1949, 
ebd., Bl.�459; Wilhelm Gülich (Mitglied des Bundestages, Kiel) an Uhlendahl, 
27.10.1951, ebd., Bl.�458. Die Landesbibliothek Oldenburg schlug zur Behebung 
ihrer Sachschäden vor, ihr »aus den Beständen, die seinerzeit in Polen oder anderen 
besetzten Gebieten von meist jüdischen Handwerkern sichergestellt wurden«, ver-
schiedene Buchbindermaschinen zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus sollten 
»nach Möglichkeit mehrere Buchbinder (auch Ausländer, Kriegs- oder Strafgefan-
gene) zur Verfügung gestellt« werden. LB Oldenburg an den Minister des Innern, 
25.10.1943, BArch Berlin, R�1501/1066, unp. 

650 Vgl. Komorowski, Tagungsprotokolle, S.�94 (5. Sitzung am 30.6. und 1.7.1942).
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über die Berliner Reichstauschstelle Ersatz für ihre Bücherverluste erhalten soll-
ten.651 

Angesichts der Verluste zahlreicher deutscher Bibliotheken rieten die Leip-
ziger Luftschutzbehörden der DB, mit der Sicherung ihrer wertvollen Bestände 
zu beginnen.652 Uhlendahl war aber nach seinen Erlebnissen in Berlin und auf-
grund der Erfahrungsberichte betroffener Bibliotheken bereits selbst dazu 
übergegangen, derartige Schritte einzuleiten.653 Zwischen Juni 1942 und No-
vember 1943 wurden umfassende Maßnahmen zum Schutz der Bestände ergrif-
fen. Dies begann mit der gesicherten Aufstellung der künstlerischen Drucke, 
der Reichs bibliothek von 1848, der Geheimbestände, der Zeitdokumentari-
schen Sammlung und der Handbibliotheken des Großen und des Neuen Lese-
saals, die in die  Keller- und Sockelgeschosse gebracht und zu deren Verpackung 
und Transport auch die in der DB tätigen französischen Kriegsgefangenen 
heran gezogen wurden. Neben Büchern und Zeitschriften wurden Einrich-
tungsgegenstände, Kunstwerke, Gemälde, der Alphabetische Katalog sowie alle 
ent behr lichen Sonderkataloge, die Kriegssammlung, Wandkarten sowie 90 

651 Vgl. ebd., S.�94�f. und S.�98 (6. Sitzung am 24.11.1943). Werner Zschintzsch (REM) 
an RFM und RMdI, 21.10.1942, BArch Berlin R�4901/13705, Bl.�1-5. Zu diesem 
»Wiederaufbauprogramm« vgl. ganz wesentlich Briel, Beschlagnahmt, S.�94-151. 
Zu dem infolge der Bücherneubeschaffung ausbrechenden Preiskampf zwischen 
der Reichstauschstelle und dem Börsenverein (Antiquariat) und dem »Wettstei-
gern« der Bibliotheken vgl. Auszug aus dem Bericht über die gemeinsame Sitzung 
des Kleinen Rates des BV und der Gruppe Buchhandel, 12./13.5.1944 SStAL, 
21765/649, unp.; Rudolf Kummer (REM) an den Leiter des Sächsischen Ministeri-
ums für Volksbildung (Dresden), 26.1.1944, ebd., unp.; Anton Hiersemann (Karl 
W. Hiersemann, Leipzig) an Albert Hess (BV), 17.7.1944, ebd., unp.; Aktennotiz 
des BV, 24.7.1944, ebd., unp.; Christoph Weber (Reichsbeirat für Bibliotheksange-
legenheiten, Reichstauschstelle, Abt. III: Wiederaufbau von Bibliotheken) an Uh-
lendahl, 6.7.1944, ADMBL, 154/5 (Hefter: Wa-Wu), Bl.�118; Uhlendahl an Chris-
toph Weber, 11.7.1944, ebd., Bl.�117; Rudolf Buttmann (BSB) an den Reichsbeirat 
für Bibliotheksangelegenheiten, 9.5.1944, BArch Berlin, R�1501/1067, unp.; REM 
an RMdI, 26.8.1944, ebd., unp.

652 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 25.7.1942, ADNBL, 545/4/1 (1943), Bl.�1e. 
Ende August 1942 gab auch das REM für die ihm unterstehenden Einrichtungen 
Luftschutzrichtlinien heraus. Vgl. Werner Zschintzsch (REM) betr. Richtlinien 
zur Durchführung des Luftschutzes in Bibliotheken, BArch Berlin, R�55/1250, 
Bl.�41-45.

653 Den Hintergrund für die bereits 1939 angestellten Überlegungen bildeten vermut-
lich die vom Reichsminister der Luftfahrt am 26.8.1939 erlassenen »Richtlinien für 
die Durchführung des Luftschutzes in Museen, Büchereien, Archiven und ähnli-
chen Kulturstätten, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1933-1939), Bl.�183. Vgl. Verfügung 
Uhlendahls, 14.9.1939, ADNBL, 154/3 (Hefter: Direktorialverfügung 1937-1940), 
Bl.�348. 
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Zugangs   bü cher der Jahre 1913 bis 1940 in den Keller geschafft.654 Die oberen 
Magazingeschosse wurden geräumt und die Bücher in tieferen Etagen aufgestellt 
bzw. im Kellergeschoss gestapelt. Im Zuge dieser Aktionen wurden bis zum Au-
gust 1943 ca. 1,65 Millionen der knapp zwei Millionen Bände der DB im Haus 
bewegt.655. Diese Maßnahmen hatten einschneidende Folgen auf den Betrieb, da 
ein großer Teil der Bestände für die Dauer des Krieges nun unbenutzbar wurde. 
Darüber hinaus behinderten die Sicherstellungen auch die bibliographischen Ar-
beiten und Auskunftsdienste der DB. Dem RMVuP wurde gemeldet, dass man 
nunmehr alles getan bzw. in die Wege geleitet habe, was nach Lage der Verhält-
nisse möglich sei.656 Trotzdem regte sich Kritik. Denn als das RMVuP erfuhr, 
dass die DB die verbotenen Schriften im Keller untergebracht hatte, wurde Uh-
lendahl belehrt, dass diese »unter normalen Umständen durchaus gerechtfertigte 
Maßnahme« dazu führen könne, das »ausgerechnet die Verbotsliteratur vor der 
Vernichtung bewahrt« bleibe, während die übrigen »wertvollen Bestände« der 
DB weit mehr gefährdet seien. Aus diesem Grund sei eine »Änderung der Auf-
bewahrungsart« zu veranlassen, womit Berlin den Verlust der ›Verbotsliteratur‹ 
bewusst in Kauf nahm.657

654 Vgl. Vermerk Uhlendahls betr. Sicherung der Bestände gegen Luftangriffe, 
15.7.1942, ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 1943), Bl.�3; Vermerk Uhlendahls, 19.8.1942, 
ebd., Bl.�4R; Verfügung Uhlendahls betr. Sicherung der Bestände gegen Luftan-
griffe, 12.8.1942, ebd., Bl.�2a. Vgl. auch die Uhlendahlschen Luftschutz-Verfügun-
gen 1-11 in ADNBL, 154/4 (Hefter: Direktorialverfügung 1940-1943): Nr.�1 vom 
19.8.1942 (Bl.�366), Nr.�2 vom 22.8.1942 (Bl.�369), Nr.�3 vom 27.8.1942 (Bl.�373), 
Nr.�4 vom 10.9.1942 (Bl.�378), Nr.�5 vom 5.11.1942 (Bl.�409), Nr.�6 vom 30.3.1943 
(Bl.�474), Nr.�7 vom 24.4.1943 (Bl.�486b), Nr.�8 vom 25.6.1943 (Bl.�512), Nr.�9 vom 
9.8.1943 (Bl.�532), Nr.�10. vom 12.8.1943 (Bl.�533), Nr.�11 vom 11.11.1943 (Bl.�560).

655 Vgl. Uhlendahl an Ministerialdirektor i.�R. Dr. jur. Erich Greiner (Berlin), 18.9.1943, 
ADNBL, 154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�342; Uhlendahl an RMVuP, 4.9.1943, ADNBL, 
545/4/1 (Hefter: 1943), Bl.�39. Vgl. auch Bericht Uhlendahls über die Maßnahmen 
der DB zur Sicherung der Bestände und Kataloge vor Fliegerangriffen, 3.4.1943, 
BArch Berlin, R�55/837, Bl.�18-20, hier Bl.�19. Da Mitte 1943 noch immer »hun-
derttausende von Büchern« in den Magazinen des dritten und vierten Oberge-
schosses standen, hatte Hans Praesent im Mai 1943 den Bau eines »bombensicheren 
Bücherbunkers« unmittelbar neben der DB angeregt, was aber infolge des Fehlens 
der notwendigen Mittel, Baustoffe und Arbeitskräfte illusorisch war. Vgl. Hans 
Praesent: Ein bombensicherer Bücherbunker für die DB in Leipzig, 30.5.1943, 
ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 1943), Bl.�28-31. Daneben brachte die DB auch ›Luft-
schutzgut‹ Dritter in ihren Luftschutzkellern unter. Vgl. Uhlendahl an Hildegard 
Hirzel (Verlagsbuchhandlung S. Hirzel, Leipzig), 27.4.1943, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter Hes-Hjel), Bl.�510R.

656 Vgl. Uhlendahl an Karl Ott (RMVuP), 3.4.1943, BArch Berlin, R�55/837, Bl.�18.
657 Rainer Schlösser (RMVuP) an Uhlendahl, 2.8.1943, ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 

1943), Bl.�32. Wie Uhlendahl dem Ministerium daraufhin mitteilte, seien die wert-
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Die Sicherungsmaßnahmen in der DB gelangten genau zu dem Zeitpunkt zu 
ihrem vorläufigen Abschluss, als sich die Luftangriffe auf Leipzig zu häufen be-
gannen. Die Reichsmessestadt bildete bei den Planungen der alliierten Bomber 
Commands ein »strategisches Ziel erster Ordnung« (Codename »Haddock«), 
das infolge seiner zahlreichen Mietshäuser als besonders »verwundbar« galt.658 
Leipzig war nicht nur ein wichtiges Verwaltungs- und Handelszentrum, um die 
Stadt herum waren auch verschiedene rüstungsrelevante Flugzeugunternehmen 
angesiedelt, so etwa die Junkers-Werke auf dem Areal der Technischen Messe in 
unmittelbarer Nähe zur DB. Darüber hinaus galt der Leipziger Hauptbahnhof 
als Verkehrsknotenpunkt und Nachschubroute für die Ostfront.659 Die strategi-
sche Bedeutung, die die Alliierten Leipzig beimaßen, geht daraus hervor, dass die 
Stadt zwischen 1940 und 1945 allein 461 Alarme zählte.660 Die ersten Angriffe 
hatte man noch relativ schadlos überstanden, dies änderte sich jedoch im Verlauf 
des Jahres 1943, als sich die Bombardements intensivierten und im August, Sep-
tember und Oktober die ersten Todesopfer unter der Leipziger Stadtbevölke-
rung forderten.661 Zwar hatte in Leipzig die an vielen Orten im Reich bereits zu 
beobachtende »Bombenpsychose« noch nicht um sich gegriffen, aber die ständi-
gen Alarme sorgten auch hier dafür, dass die Menschen nicht zur Ruhe kamen, 
ständig aus dem Schlaf gerissen wurden und bald »keine Nacht mehr zu Hause«, 
sondern »auf Bänken und Betten im Bunker« verbrachten.662 Die wiederholten 

vollen Bestände alle im Luftschutzraum bzw. in den Kellern untergebracht, wäh-
rend man die ›verbotene und unerwünschte Literatur‹ in »anderen geeigneten Räu-
men« aufgestellt habe. Uhlendahl an Rainer Schlösser (RMVuP), 6.8.1943, ebd., 
Bl.�32R.

658 Horn, Bombenhagel, S.�69, 74; Overy, Bombenkrieg, S.�444. Vgl. auch Leipzig. 
Zone Map Information Sheet, 17.11.1942, NAW, RG 243, Entry 27, Box 93, folder 
IIIa (1638) [Folder 1 of 6] Leipzig Germany Area; Target Information Sheet Ger-
many, Leipzig of the 390th Bomb Group, 7.2.1944, NAW, RG 18, Entry NM6 7A, 
Box 1965, folder Leipzig Gz 2703.

659 Vgl. Overy, Bombenkrieg, S.�530, 667; Ministry of Home Security (Research an 
Experiments Department): Preliminary Raid Assessment – Leipzig. Attack of 3./4. 
December, 1943, NAW, RG 243, Entry 27, Box 93, folder IIIa (1638) [Folder 1 of 
6] Leipzig Germany Area.

660 Vgl. Aufstellung der DB betr. Luftalarme, ohne Datum (1945), ADNBL, 302/2/2 
(Hefter: 1940-1944), Bl.�152. In der Akte findet sich auch eine detaillierte Auflis-
tung aller Fliegeralarme vom 15.7.1940 bis zum 21.2.1945, gegliedert nach Datum, 
Zeit und Dauer, ebd., Bl.�153-160.

661 Vgl. Horn, Bombenhagel, S.�68-73, 215; Gränitz, Daten, S.�114. Zum verschärften 
Bombenkrieg ab 1943 vgl. Blank, Kriegsalltag, S.�365-381; Stargardt, Krieg, S.�413-
430.

662 Ludwig Potthoff (Essen-Stadtwald) an Uhlendahl, Ostern 1943, ADNBL, 154/5 
(Hefter Pa-Pu), Bl.�143-145. Potthoff berichtete Uhlendahl über die schweren An-
griffe auf Uhlendahls Heimatstadt Essen, bei denen sein Verwandter, Karl Uhlen-
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Alarme stellten eine enorme physische und psychische Belastung dar, und der 
permanente Schlafentzug führte zu einem Nachlassen der Leistungsfähigkeit der 
Bevölkerung und zu einer immer deutlicher hervortretenden Kriegsmüdig-
keit.663 In Leipzig waren jetzt jede Nacht mindestens eintausend Luftschutz-
kräfte im Einsatz, unter ihnen die ›aktive Gefolgschaft‹ der DB.664 Da man 
»mehr und mehr in den Angriffsradius« geriet und damit rechnete, »demnächst 
[…] an die Reihe zu kommen«665, wurden die ›Gefolgschaftsmitglieder‹ an ihre 
»Pflicht« erinnert, ihren »dienstlichen Obliegenheiten in der Deutschen Büche-
rei nachzukommen, auch wenn durch Feindeinwirkung Schäden« an ihrer Woh-
nung, ihren Wohnbezirken oder auf ihren Verkehrsstrecken entstanden seien. 
Der Weg zur DB sei erforderlichenfalls zu Fuß zurückzulegen. Falle die DB in-
folge von Beschädigungen aus, seien als Ausweichstellen die Wohnung Uhlen-
dahls (Ausweichstelle A) und falls diese ebenfalls zerstört sei, das Buchhändler-
haus (Ausweichstelle B) aufzusuchen.666

Am 20. Oktober 1943 erlebte Leipzig seinen ersten Großangriff, bei dem es 
über nahezu allen Stadtteilen zu Bombenabwürfen kam.667 Als kurz nach 20 Uhr 
Alarm gegeben wurde, hatte die DB noch geöffnet, sodass auch Straßenpassanten 
Zuflucht im Luftschutzraum der Anstalt suchten. Über den Angriff hielt Otto 
Drope fest:

dahl, »großen Schaden an seinem Häuserbesitz« genommen habe, denn 17 seiner 
Häuser seien ausgebrannt. Ebd. Auch die Wohnung von Uhlendahls Halbschwes-
ter in Berlin, wurde im September 1943 in Mitleidenschaft gezogen. Uhlendahl an 
Erich Greiner (Berlin), 18.9.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�342. Im 
Sommer 1944 verlor Uhlendahl seinen fünf Jahre jüngeren Bruder Max, der an den 
Folgen der Verletzungen starb, die er sich bei den Bombenangriffen auf Moers zu-
gezogen hatte. Vgl. Uhlendahl an Robert Pfeiffer (Köln-Lindenthal), 9.10.1944, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Pa-Pu), Bl.�52R.

663 Vgl. Blank, Kriegsalltag, S.�362�f.; Stargardt, Krieg, S.�415�f., 426.
664 Stichpunkte des Bürgermeisters Rudolf Haake für die Neujahrsrede des Herrn 

OBM, 18.12.1941, StadtAL, Kap.�6, Nr.�107, Bd.�2, Bl.�54-57, hier Bl.�57.
665 Uhlendahl an Alexander Röder (Direktor der Stadtbibliothek, Trier), 1.9.1943, 

ADNBL, 154/5 (Hefter: Ra-Ru), Bl.�280; Uhlendahl an Erich Greiner (Berlin), 
18.9.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�342.

666 Vgl. Verhalten nach Luftangriffen. Merkblatt für die Gefolgschaft der DB, 
31.8.1943, ADNBL, 154/1 (Hefter IV, Direktorialverfügungen, 1940-1943), Bl.�538. 
Nachdem man 1944 das Gros der Bestände verlagert hatte, sah man sich im No-
vember nach einer Ausweichstelle in der Umgebung Leipzigs (Landkreis Grimma) 
um, wo man seine Arbeiten fortführen wollte, wenn die DB »Totalschaden« erlitt. 
Uhlendahl an Walter Protze (Sächsisches Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, 
Dresden), 9.11.1944, ADNBL, 176/1, Bl.�11.

667 Vgl. Horn, Bombenhagel, S.�69-73, 215.
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»Der Himmel war an dem Abend durch eine tiefhängende Wolkendecke dicht 
verhängt. Um 20.40 Uhr begann die Flak der Stadt und vor allem die schwere 
Eisenbahnflak (4 Geschütze) auf den Schienen zwischen Großmarkthalle und 
Gaswerk heftig zu schießen. Es musste Deckung genommen werden, da man 
auf allen Seiten des Gebäudes Flaksplitter aufschlagen hörte. Nach Beobach-
tungen bewegten sich die Schweinwerferlichtkegel von der Innenstadt kom-

Abb. 61: Die Deutsche Bücherei (Rahmen) im Visier der 390th 
Bomb Group der United States Air Force (Dezember 
1943). Declassified, Authority NND 745005
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mend immer weiter nach Süden, auch waren verschiedentlich Flugzeuggeräu-
sche zu hören. Als in Gegend Stötteritz Zielmarkierungszeichen des Feindes 
(Christbäume) zu sehen und schwere Detonationen zu hören waren, gab der 
Betriebsluftschutzleiter den Befehl, Deckung im Raum des Alphabetischen 
Katalogs im Kellergeschoss zu suchen. Die beiden Einsatztrupps waren gerade 
dort eingetroffen, als ein starkes Heulen und unmittelbar darauf eine außeror-
dentlich heftige Detonation zu hören war. Da der Luftdruck sehr stark war 
und der gesamte Alphabetische Katalog sofort in eine starke Staubwolke ein-
gehüllt wurde, entstand der Eindruck, der Westflügel der Deutschen Bücherei 
müsse einen Treffer bekommen haben. Da auch im Alphabetischen Katalog 
durch herumfliegende Glassplitter die Einsatztruppe nicht genügend gesichert 
schien, wurde Befehl zum Aufsuchen des L[uft]S[chutz]-Raumes gegeben.«668

Die Schäden am Gebäude waren nicht unbeträchtlich. So wurden etwa 300 Qua-
dratmeter des Ziegeldaches am Hauptgebäude abgedeckt und über 500 Fenster 
zerstört, unter ihnen alle 16 hohen Spiegelglasfenster des Großen Lesesaals und 
zahlreiche der seinerzeit gestifteten Kunstglasfenster. Bedenkt man jedoch, dass 
im Umkreis von einhundert Metern um die DB herum allein 15 Brandbomben 
niedergegangen waren, konnte man »von Glück« sprechen, dass die Bibliothek 
nur verhältnismäßig geringen Schaden genommen hatte.669 Mit den Wiederher-

668 Bericht von Otto Drope: Luftangriff auf Leipzig am 20.10.1943. Einsatz des Er-
weiterten Selbstschutzes der DB, 13.11.1943, ADNBL, 302/2/14, Bl.�1�f. Uhlendahl 
war von dem Angriff auf einer Rückreise aus Breslau überrascht worden. Sein Zug 
war auf offener Strecke kurz vor Leipzig liegengeblieben. Uhlendahl: »Den An-
griff konnte ich in einer Art Proszeniumsloge auf freier Strecke beobachten, wo 
der Zug von 20 bis 24 Uhr liegenblieb: Flieger über sich, Einschläge und brennende 
Dörfer rechts und links der Strecke. Es war wie ein Tag aus dem Weltkrieg; alte 
Erinnerungen lebten wieder auf. So bleibt man jung!« Uhlendahl an Josef Deutsch 
(Direktor der StUB Breslau), 2.11.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Da-Dy), Bl.�100. 
Einen ebenso merkwürdigen, gespielt lässigen Duktus ließ Uhlendahl auch an an-
derer Stelle durchblicken: »Mein Zug hielt auf freier Strecke in der Höhe von En-
geldorf und Mölkau. Feindliche Flieger über uns, Bombeneinschläge rechts und 
links, kräftig abwehrende Flak, überfüllter Zug, schreiende Frauen, heulende Kin-
der … na, Sie können sich das Theater denken. Um ½ 1 langte ich auf dem Haupt-
bahnhof an. Auf dem Heimwege sah ich den Riesenbrand des Gebäudes von Koeh-
ler & Volckmar, am St. Jakob hielt ein großes Krankenauto, das Verletzte ablieferte 
und ein Anruf in der DB verständigte mich über das, was uns betroffen hatte. Die 
Front rückt eben näher.« Uhlendahl an F. Walter Hünefeld (Dresden), 25.10.1943, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Hob-Hys), Bl.�489.

669 Bericht von Otto Drope: Luftangriff auf Leipzig am 20.10.1943. Einsatz des Er-
weiterten Selbstschutzes der DB, 13.11.1943, ADNBL, 302/2/14, Bl.�1�f.; Schätzung 
Martin Lippmanns (DB) der am 20.10.1943 durch Feindeinwirkung um und im 
Gebäude der DB entstandenen Schäden, 22.10.1943, ebd., Bl.�7; Uhlendahl an RM-
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stellungs- und Aufräumarbeiten wurde umgehend begonnen. Infolge von Glas-
mangel konnte ein Großteil der zerstörten Fenster aber nur provisorisch mit 
Holz oder Pappe geschlossen werden.670 Zudem war es nicht möglich, die bereits 
begonnenen Sicherungsmaßnahmen an den Kellerfenstern zu beenden, da die für 
das Zumauern notwendigen Arbeitskräfte und Materialien nicht zu erhalten wa-
ren. Ebenso scheiterte die Sicherung der Wandgemälde im Großen Lesesaal, da 
diese auf einer Putzunterlage befestigt waren und bei ihrer Abnahme mit einer 
Beschädigung gerechnet werden musste.671

Da man den Angriff vom 20. Oktober 1943 relativ unbeschadet überstanden 
hatte, gab man sich noch recht unbeschwert. Eine an der DB tätige Mitarbeiterin 
erinnerte sich gut fünfzig Jahre später mit einigem Staunen daran, »wie unbe-
kümmert man das alles« erlebt habe. Sogar bei den Nachtwachen habe man »sehr 
viel gelacht«. Dies habe sich jedoch in der Nacht vom 3. auf den 4. Dezember 
1943 geändert.672

In dieser Nacht erlebte Leipzig seinen schwersten Luftangriff während des 
gesamten Krieges.673 Gegen 3.50 Uhr erreichten englische Bomberverbände  – 
etwa 400 Maschinen in drei Wellen – das Stadtgebiet und warfen in einer halben 
Stunde eine Bombenlast von knapp 1.400 Tonnen ab, darunter 90.000 Stabbrand-
bomben, mehr als 17.000 Phosphorbomben, ca. 900 Sprengbomben und 20 Luft-
minen.674 Besonders im Stadtkern richtete der Angriff, bei dem bis zu 250 Ton-
nen auf eine Quadratmeile fielen, schwerste Zerstörungen an.675 Dabei verloren 
1.815 Menschen ihr Leben, unter ihnen auch der DB-Mitarbeiter Helmut Hillig, 
der durch eine Sprengbombe im Keller seines Wohnhauses verschüttet wurde. 
Darüber hinaus wurden 4.555 Menschen verletzt, darunter 806 schwer. Die mas-
siven Schäden an Gebäuden und Wohnraum hatten zur Folge, dass nun etwa 

VuP, 26.10.1943, ebd., Bl.�8; Vermerk von Martin Lippmann (DB), 17.11.1943, 
ADNBL, 307/3, Bl.�8.

670 Vgl. Martin Lippmann (DB) an RLB (Reviergruppe 7, Leipzig), 27.10.1943, 
ADNBL, 302/2/14, Bl.�6.

671 Vgl. Vermerk Martin Lippmanns (DB), 26.10.1943, ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 
1943), Bl.�45; Aktennotiz Uhlendahls betr. Schutzmaßnahmen für die Gemälde 
von Ludwig von Hofmann und Paul Rössler, 10.11.1943, ebd., Bl.�47.

672 Ilse Hermann an Johannes Jacobi (DB, Leipzig), 21.12.1995, ADNBL, C 05 (Luft-
schutz).

673 Vgl. dazu Horn, Bombenhagel, S.�74-96.
674 Vgl. ebd., S.�75. Andere Zahlen präsentiert Keiderling, Aufstieg, S.�137.
675 Vgl. Ministry of Home Security (Research and Experiments Department): Preli-

minary Raid Assessment – Leipzig. Attack of 3./4. December, 1943, NAW, RG 
243, Entry 27, Box 93, folder IIIa (1638) [Folder 1 of 6] Leipzig Germany Area.
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131.000 Menschen obdachlos (»totalgeschädigt«) waren, worunter sich 29 Mit-
arbeiter der DB befanden.676 

Auch das Gebäude der DB wurde stark in Mitleidenschaft gezogen. Wie zu 
Recht vermutet wurde, galt der Angriff in der Gegend der DB vor allem den Jun-
kers-Werken auf dem Gelände der Technischen Messe, »die denn auch so gut 
wie ganz zerstört wurden«.677 Durch schwere Sprengbomben, die im Ausstel-
lungsgelände der Messe und zwischen der DB niedergingen, wurden nahezu 
sämtliche Fenster des Gebäudes zertrümmert, die Fenster- und Türrahmen her-
ausgerissen und einige Wände eingedrückt. Das Gelände der DB wurde mit 

676 Vgl. Horn, Bombenhagel, S.�78-83; Keiderling, Aufstieg, S.�137�f. Zum Tod des DB-
Mitarbeiter Hillig vgl. Bericht von Uhlendahl und Otto Drope (DB) über die Zer-
störungen bei der DB durch den Luftangriff des 4.12.1943, ADNBL, C 05 (Manu-
skript), unp.; Uhlendahl an Georg Leyh, 16.12.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: 
Ley-Ly), Bl.�92; Liste der Totalgeschädigten durch den Luftangriff vom 4.12.1943, 
ADNBL, 187/4, Bl.�16.

677 Arthur Luther: Bombenangriff auf Leipzig 4.12.1943 (Auszug aus dem Tagebuch 
Luthers, S.�7), Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz). Ich danke Herrn Helmut 
Luther für die Möglichkeit der Einsichtnahme in das Tagebuch und die Erlaubnis, 
daraus zu zitieren.

Abb. 62: Nachtwache in der Deutschen Bücherei 1. Januar 1944 (links stehend der 
französische Kriegsgefangene Marcel Coumes, sitzend Albert Paust an der 
Ecke des Tisches, daneben Hans Praesent)
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Brand- und Sprengbomben (etwa 200 Stück) regelrecht übersät. Allein auf der 
kleinen Grünfläche, die zwischen der DB und der Kaiser-Maximilian-Straße 
(heute Philipp-Rosenthal-Straße) lag, wurden 91 Bombeneinschläge gezählt.678 
Als Uhlendahl noch vor der Entwarnung zur Bibliothek eilte, fand er das Dach 
des Altbaus bereits in hellen Flammen. Der Mitteltrakt mit dem (heute fehlen-
den) Uhrturm war von einer Sprengbombe und mehreren Brandbomben getrof-
fen worden, die bereits von den Mitgliedern des DB-Luftschutztrupps bekämpft 
wurden. Durch die zerstörten Fenster des Großen Lesesaals waren mehrere 
Brandbomben gefallen, welche die Galerie des Westteils in Brand gesetzt hatten, 
der in der hölzernen Wandverkleidung reiche Nahrung fand. Dabei wurde eines 
der beiden Wandgemälde Ludwig von Hofmanns – das Bild »Quelle der Kraft« – 
zerstört. Im Ostflügel des Altbaus waren Phosphorbomben durch einen Licht-
schacht und zerstörte Fenster bis in den Keller durchgeschlagen und hatten den 
Archivraum der »Zentralstelle für deutsche Personen- und Familiengeschichte« 
sowie die dort gestapelten Bücher in Brand gesetzt. Da es infolge des geringen 
Wasserdruckes und der sich bis zur Unerträglichkeit steigernden Hitze nicht 

678 Bericht von Uhlendahl und Otto Drope (DB) über die Zerstörungen bei der DB 
durch den Luftangriff des 4.12.1943, ADNBL, C 05 (Manuskript), unp.

Abb. 63: 100. Nachtwache in der Deutschen Bücherei am 2.5.1944 (links stehend  
der französische Kriegsgefangene Marcel Coumes, in der Tischmitte sitzend 
Heinrich Kunze, am rechten Rand des Tisches stehend Hans Praesent und 
Albert Paust)
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möglich war, den Brand zu löschen, wurde ein Feuerwehrzug angefordert, der 
jedoch arg verspätet eintraf und dann noch vier Stunden benötigte, um den Brand 
zu löschen.679 Da die Kellerräume, in denen der Brand gewütet hatte, stark ver-
qualmt waren, wurden von den Mitarbeitern »im Laufe des Tages ohne Unter-
brechung« große Mengen Wasser aus den Vorratsbehältern der DB und mittels 
Eimerketten aus der benachbarten Frauenklinik herbeigeschafft und in die noch 
glühenden Aschemassen geschüttet. Trotzdem brach am späten Abend des 
4. Dezember das Feuer an verschiedenen Stellen wieder durch. Die Lage wurde 
so bedenklich, dass man gegen 21 Uhr erneut nach einem Löschzug rief, der je-
doch ausblieb. Erst gegen 3 Uhr morgens (5. Dezember) traf ein Feuerwehrtrupp 
aus Taucha ein, der jedoch mit unzureichendem Schlauchmaterial versehen war 
und daher nach kurzer Zeit wieder abfuhr. Die Luftschutzwache und einige 
bombengeschädigte Einwohner, die im Luftschutzkeller der DB vorübergehend 
Unterkunft gefunden hatten, waren bei der Brandbekämpfung demnach auf sich 
allein gestellt. Die Rettungsarbeiten wurden dadurch erschwert, dass gegen 20.30 
Uhr erneut Alarm ausgelöst wurde.680 Obwohl sich Drope unentwegt um die 
Bereitstellung eines Feuerwehrlöschzuges bemühte, waren all seine Bemühun-
gen vergebens. Dies hatte zur Folge, dass das Feuer gegen 5.30 Uhr aus dem Kel-
ler ins Erdgeschoss durchbrach, wodurch der Verlegerkatalog, die Hausdrucke-
rei, die Buchbinderei, Teile der Zetteldruckstelle und der Beschaffungsabteilung 
ein Opfer der Flammen wurden. Erst gegen 9 Uhr traf ein Löschzug aus Halle 
ein, der das Feuer bis 13 Uhr endgültig löschte. Noch während der Löscharbei-
ten – etwa gegen 11 Uhr – detonierte auf dem Weg vor der DB ein am Tag zuvor 
in die Erde eingedrungener Zeitzünder einer Zehn-Zentner-Bombe, der weitere 
Zerstörungen an der Frontseite der Bibliothek verursachte.681 Arthur Luther, 
der den Angriff im Luftschutzkeller seines Wohnhauses erlebt hatte und nach 
ersten Aufräum- und Bergungsarbeiten in seiner Straße zur DB geeilt war, hielt 

679 Vgl. ebd. Die Leipziger Feuerwehr hatte eine Woche zuvor die Hälfte ihrer Lösch-
züge zu Einsätzen nach Berlin geschickt. In Leipzig wurden nach dem Angriff 
2.000 Groß- und 3.000 mittlere und kleinere Brände gezählt, die von den Feuer-
wehren nur punktuell bekämpft werden konnten. Hinzu kam, dass die Leipziger 
Hydranten größtenteils normwidrige Schlauchansatzstücke besaßen, was in der 
Bombennacht fatale Folgen hatte. Vgl. dazu Friedrich, Jörg: Der Brand. Deutsch-
land im Bombenkrieg 1940-1945, München 2002, S.�346�f.; Keiderling, Aufstieg, 
S.�137.

680 Vgl. Arthur Luther: Bombenangriff auf Leipzig 4.12.1943 (Auszug aus dem Tage-
buch Luthers, S.�2), Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz).

681 Vgl. Bericht von Uhlendahl und Otto Drope (DB) über die Zerstörungen bei der 
DB durch den Luftangriff des 4.12.1943, ADNBL, C 05 (Manuskript), unp.; Uh-
lendahl an Rudolf Buttmann (BSB), 20.12.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), 
Bl.�31.
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über seine ersten Eindrücke nach dem Angriff in seinem Tagebuch am 4. Dezem-
ber 1943 fest:

»Ich gehe in die Bücherei. Der Ostflügel stark mitgenommen. Alle Fenster 
zertrümmert. Aus dem Kellergeschoss steigt Rauch auf. Die Fensterrahmen 
im Ostflügel nach dem Deutschen Platz ausgebrannt. Der erste, den ich treffe, 
ist Roepke. Seine Wohnung hat gebrannt, vieles vom Inventar ist vernichtet. 
[…] Der große Lesesaal voller Scherben, Schutt und Trümmer. Die Wand-
gemälde von L.�v. Hofmann nicht mehr vorhanden. Da kein Fenster heil,  eisige 
Kälte im ganzen Gebäude. Im Vestibül treffe ich Rückert, Frl. Siebe, noch 
einige Damen und endlich auch den Herrn Generaldirektor. Er ist ziemlich 
ratlos. […] Montag, 6.XII.43: […] und gehe weiter zur Bücherei. Hier finde 
ich schon mehr Leute, als am Samstag, erfahre von den Schicksalen der Kolle-
gen. Ruppert, Kunze, Frl. Kiehm, Frl. Michaelis, Frl. Alberti völlig ausge-
brannt. Frl. Albertis Mutter in grauenhafter Weise ums Leben gekommen: der 
Luftdruck hatte die 77jährige alte Dame umgeworfen; die Tochter hob sie auf, 
setzte sie in einen Lehnstuhl – da fing das Zimmer schon an zu brennen. Sie 
musste hinunter in den Keller, die Alte konnte aber nicht gehen, die Tochter 
konnte sie nicht tragen, sie wollte bei der Mutter bleiben, diese aber flehte sie 
an, sich noch zu retten – und so blieb die Alte allein und die Tochter kam ge-
rade noch mit dem Leben davon. Um 11 Uhr Appell im Vestibül. Es wird fest-
gestellt, wer und in welchem Maß geschädigt worden [ist]. Wo jede Nachricht 
fehlt, werden die in der Nähe Wohnenden beauftragt, nachzuforschen. Vor-
läufig können nur Aufräumarbeiten gemacht werden.«682

Ging man zunächst davon aus, dass bei dem Brand in den Kellergängen der DB 
200.000 Bände vernichtet worden waren, so erwiesen sich diese Schätzungen als 
zu hoch.683 Tatsächlich wurden ›nur‹ 50.000 Zeitschriftenbände ein Opfer der 
Flammen, was im Vergleich zu den Verlusten in anderen deutschen Bibliotheken 
und Leipziger Kulturinstituten einen verhältnismäßig geringen Schaden dar-
stellte, der obendrein durch die engen Beziehungen zum Börsenverein zum Teil 
bald wieder ausgeglichen wurde.684 Im Börsenverein selbst brauchte man einige 

682 Arthur Luther: Bombenangriff auf Leipzig 4.12.1943 (Auszug aus dem Tagebuch 
Luthers, S.�1-3), Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz).

683 Vgl. Uhlendahl an Ernst von Chappuis (Hirschbach bei Dippoldiswalde in Sach-
sen), 14.12.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter Bu-Cz), Bl.�182.

684 Zum Verlust von 49.728 Bänden vgl. Übersicht der DB betr. Menge der in der DB 
zurückgebliebenen gestapelten Bestände, ohne Datum (etwa September 1944), 
ADNBL 545/4/1 (Hefter: 1944), Bl.�90; Uhlendahl an RMVuP, Reichsstatthalter in 
Sachsen (Landesregierung, Ministerium für Wirtschaft und Arbeit), OBM der 
Reichsmessestadt Leipzig, 16.2.1945, BArch Berlin, R�55/643, Bl.�54. Zur »Beein-
trächtigung von Wissenschaft, Kultur und Bildung« in Leipzig nach dem 3.12.1943 
vgl. Horn, Bombenhagel, S.�92-96.
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Zeit, um sich von dem Schock des 4. Dezember 1943 zu erholen. Nicht nur das 
Herz des Börsenvereins, das Buchhändlerhaus, war bis in den Keller ausge-
brannt, der Angriff hatte auch »das ganze Buchhändlerviertel ›wegrasiert‹«.685 
Die Folgen dieses Luftschlages brachten die deutsche Buchproduktion fast zum 
Erliegen.686 Angeblich sollen infolge des Angriffs 50 Millionen Bücher vernich-
tet worden sein.687 Von den rund 700 Firmen des Leipziger Buchhandels waren 
381 »total ausgebombt« und 120 teilweise zerstört. Lediglich 99 Firmen waren 
unbeschädigt geblieben.688 Der wissenschaftliche und der Schulbuchverlag wa-
ren »so gut wie ganz ausgeschaltet«. Unter den Sortimenten waren »die namhaf-
testen Firmen vernichtet«. Wie eine erste ernüchternde Bestandsaufnahme am 
8. Dezember ergab, waren »neun Zehntel des Leipziger Buchhandels gegenwär-
tig nicht arbeitsfähig«.689 Einige Großbetriebe brannten noch wochenlang.690 
Auch die Schäden im graphischen Gewerbe waren verheerend, denn fast alle 
 Setzereien waren ausgefallen. Wie der Sonderbeauftragte für die Papierverwal-
tung in Leipzig ausführte, werde die »Totalität der Schäden […] bis Kriegsende 
keineswegs zu beseitigen sein«.691 Auch Goebbels zeigte sich angesichts der Zer-

685 Arthur Luther: Bombenangriff auf Leipzig 4.12.1943 (Auszug aus dem Tagebuch 
Luthers, S.�2), Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz). Wie der Geschäftsführer 
des BV vermerkte, war mit seinem Sekretariat und seinem Aktenapparat »das über 
ein Jahrhundert umfassende […] Aktenarchiv sowie die einzigartige Fachbibliothek 
des Börsenvereins« verloren gegangen. Ebenso verlor die RSK einen Großteil ihres 
Aktenmaterials. Albert Hess (BV) an Alfred Freyberg (OBM Leipzig), 17.12.1943, 
SStAL, 21765/658, unp.

686 Vgl. Behrends, Dokumentation, S.�212.
687 Vgl. Keiderling, Aufstieg, S.�142; Schwarz, Leipzig, S.�187; Friedrich, Brand, S.�347. 

Diese Zahl erscheint reichlich hoch bemessen. Wie Uhlendahl im Oktober 1945 
ausführte, schätzte man die Zahl der in Leipzig durch die Fliegerangriffe vernich-
teten Bestände der Verlage auf rund 15 Millionen Bände. Vgl. Uhlendahl an Franz 
Maria Feldhaus (Neustrelitz), 5.10.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Fa-Fu), Bl.�35.

688 Vgl. Bericht des Landesobmanns für Sachsen (Sonderbeauftragter für Luftschutz-
maßnahmen im Leipziger Buchhandel), 13.3.1944, SStAL, 21765/659, unp.

689 Bericht über die erste Besprechung im Leipziger Buchhandel nach dem Terroran-
griff auf Leipzig vom 4.12.1943 im Buchhändlerhaus, 8.12.1943, SStAL, 21765/819, 
Bl.�42-47.

690 Vgl. Keiderling, Aufstieg, S.�142; Ders.: Der Zwischenbuchhandel, in: Fischer, 
Ernst u. Reinhold Wittmann (Hg.): Geschichte des deutschen Buchhandels im 19. 
und 20. Jahrhundert. Drittes Reich, Teil 1, Berlin 2015, S.�259-294, hier S.�270.

691 Bericht über die Besprechung mit den Leipziger Verlegern, 14.12.1943, ebd., Bl.�50-
52. Zu den Folgen des Angriffs für den Buchhandel und den daraus hervorgehenden 
Diskussionen, welche die Vorrangstellung des ›Leipziger Platzes‹ im Buchhandel 
zur Disposition stellten und einer Dezentralisierung des deutschen Buchhandels 
das Wort redeten, vgl. Keiderling, Säuberung, S.�256-259; Ders., Aufstieg, S.�138-
144; Barbian, Börsenverein, S.�115�f. Der Leipziger Buchhändler und Antiquar An-
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Abb. 64 u. 65: Zerstörungen am Hauptgebäude und im großen Lesesaal infolge des 
Angriffs vom 4. Dezember 1943
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störungen betroffen. Wie er vermerkte, habe der Luftangriff Deutschland »einen 
schweren Schlag versetzt«, denn »fast das gesamte graphische Gewerbe« Leip-
zigs sei zerstört worden. Aus diesem Grund versuche man nun, »es in andere 
Städte, insbesondere in die besetzten Gebiete, zu verlegen«, es sei aber in Leipzig 
»so viel an Material und so viel an Maschinen dem feindlichen Luftterror zum 
Opfer gefallen«, dass es schwerfallen werde, dies im Kriege wieder aufzuholen. 
»Die Deutsche Bücherei« sei »Gott sei Dank verhältnismäßig gut davongekom-
men«. Es habe zwar in einem Seitenflügel gebrannt, aber die Bestände habe man 
»zum allergrößten Teil gerettet«.692

Die Aufräumarbeiten in der DB wurden unmittelbar nach dem Ende der 
Löscharbeiten in Angriff genommen, wozu die gesamte Belegschaft herangezo-
gen wurde.693 Ilse Hermann vermerkte am 9. und 10. Dezember 1943 in ihrem 
Kalender, die »ganze Woche in [der] DB geschanzt« sowie »Schutt und Glas ge-
schleppt« zu haben.694 Zunächst ging es darum, das Gebäude, die Einrichtungs-
gegenstände und die erhaltenen Bücherbestände vor den »bösen Witterungsein-
flüssen« zu schützen, denn in den Tagen nach dem Angriff setzte »starker 
Schneefall« ein.695 Da an vielen Stellen des Gebäudes Schnee- und Regenwasser 
eindrang, musste ein großer Teil der ›Gefolgschaft‹ immer wieder »zum Wasser-
schöpfen« eingesetzt werden.696 Für die Beseitigung der Nässe wurden zehn-
köpfige »Wischtrupps« aufgestellt, die sich ausschließlich aus weiblichen Kräf-
ten der DB-Belegschaft zusammensetzten und bei Dienstbeginn, vor Dienstschluss 

ton Hiersemann teilte Wilhelm Baur in Anbetracht des Angriffes vom 4.12.1943 
mit, dass Leipzig zwar schwer gelitten habe, es aber nach wie vor nur das wichtig 
sei, »was an der Front« geschehe, »resp. das, was wir aus dem Inneren der Front an 
Waffen schicken können«. »Letzten Endes«, so Hiersemann, seien »Bücher voll-
kommen gleichgültig«. Anton Hiersemann (Leipzig) an Wilhelm Baur, 12.1.1944, 
SStAL, 21765/812, Bl.�5.

692 Fröhlich, Elke (Hg.): Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil II Diktate 1941-
1945, Bd.�10, Oktober-Dezember 1943, München u.�a. 1994, S.�448 (Eintrag vom 
9.12.1943). Zum Angriff auf Leipzig vgl. auch ebd., S.�418�f. (Eintrag vom 4.12.1943), 
S.�424�f. (Eintrag vom 5.12.1943), S.�426 (Eintrag vom 6.12.1943), S.�457�f. (Eintrag 
vom 11.12.1943), S.�529 (Eintrag vom 22.12.1943).

693 Vgl. Uhlendahl an Kurt Hielscher, 4.1.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Hes-Hjel), 
Bl.�189.

694 Ilse Hermann an Johannes Jacobi (DB, Leipzig), 21.12.1995, ADNBL, C 05 (Luft-
schutz).

695 Uhlendahl an Kurt Hielscher, 4.1.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Hes-Hjel), Bl.�189; 
Arthur Luther: Bombenangriff auf Leipzig 4.12.1943 (Auszug aus dem Tagebuch 
Luthers S.�6), Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz).

696 Uhlendahl an Ministerialdirektor Erich Greiner, 22.1.1944, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter: Ga-Gu), Bl.�329.
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und soweit erforderlich, noch in der Zwischenzeit für die Beseitigung der ein-
dringenden Feuchtigkeit verantwortlich waren.697

Wie Uhlendahl hervorhob, hatte sich Hitler zwei Tage nach dem Angriff per-
sönlich nach dem Schicksal der DB erkundigt und einen Schadensbericht ange-
fordert. Die damit verbundene Hoffnung Uhlendahls, dass ihm dieses Interesse 
die notwendigen Sicherungsmaßnahmen erleichtere, erfüllte sich jedoch nur be-
dingt, denn zur Unterstützung stellte die Wehrmacht zwar ein ›Arbeitskom-
mando‹ für Instandsetzungsarbeiten zur Verfügung, das jedoch nur vorüberge-
hend und in geringer Mannschaftsstärke zum Einsatz gelangte.698 

697 Verfügungen Uhlendahls, 13.3.1944, 16.3.1944, 6.4.1944, 20.4.1944, 27.5.1944, 
1.8.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 1944-1946), Bl.�15, 17, 23, 
30, 44 und unp. zw. Bl.�73 u. 74.

698 Vgl. Uhlendahl an Kurt Hielscher, 4.1.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Hes-Hjel), 
Bl.�189; Uhlendahl an Rudolf Flatscher (Direktor UB Innsbruck), 12.1.1944, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Fa-Fu), Bl.�66; Vermerk von Martin Lippmann (DB), 
30.12.1943, ADNBL, 309/10, Bl.�16; Uhlendahl an Georg Leyh, 16.12.1943, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Ley-Lu), Bl.�92. Der DB-Mitarbeiter Otto Müller-Bene-
dict erinnerte sich im März 1944: »Ich war damals auch – es muss um den 10. Dez. 
[1943] gewesen sein – in der Deutschen Bücherei, fand aber nur eine halbe Kom-
panie Soldaten vor, die Scherben und verbrannte Bücher in den Hof schippten.« 
Uffz. Otto Müller-Benedict (Stab/Ldsch.Btl. 984, Pegau bei Sachsen) an Uhlen-
dahl, 17.3.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter Mo-Mu), Bl.�190.

Abb. 66: Der Innenhof der DB nach dem Angriff vom 4. Dezember 1943
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Der Dienstbetrieb der DB wurde am 13. Dezember 1943 wieder aufgenom-
men. Während das Gros der Mitarbeiter weiter im Hauptgebäude untergebracht 
war, siedelten zwei Dienststellen in Uhlendahls Wohnung über.699 An ein gere-
geltes Arbeiten war jedoch nicht zu denken, zumal im Altbau die Heizungsan-
lage ausgefallen war und sich nun alles im Neubau konzentrierte, der noch be-
heizt werden konnte.700 Zu der lähmenden Kälte kamen die alltäglichen Sorgen 
der Menschen, die darauf gerichtet waren, die Belastungen des ›totalen Krieges‹ 
zu bewältigen.701 Hierzu gehörten die individuellen persönlichen Notlagen, mit 
denen viele DB-Mitarbeiter außerhalb ihrer langen Dienstzeit konfrontiert wa-
ren, sei es, dass sie den Verlust von Familienmitgliedern und Freunden zu bekla-
gen hatten, sich als ›Bombengeschädigte‹ nach neuem Wohnraum umsehen, ta-
gelang ohne Strom, Wasser und Gas auskommen und sich unter »unheimlich 
primitiven Zuständen« ein Leben in Ruinen einrichten mussten.702 Der Ausfall 
der Verkehrsmittel und die Notwendigkeit, über Schutthalten und durch Staub-
wolken zur DB zu gelangen, taten ihr Übriges.703 

Zu den privaten Problemen gesellten sich noch die außerordentlichen Belas-
tungen des Dienstes, der nicht mehr nur aus der regulären Arbeitszeit in der DB, 
sondern auch dem Bereitschaftsdienst des Erweiterten Selbstschutzes bestand. 
Obwohl die Luftschutzbestimmungen nur eine Gruppenstärke von 14 Kräften 
vorsahen, wurden in der DB nunmehr jede Nacht 21 Kräfte im Luftschutzdienst 
eingesetzt.704 Darüber hinaus musste die DB, wie andere Leipziger Betriebe 
auch, Kräfte im Zuge der »Selbst- und Gemeinschaftshilfe zur beschleunigten 
Beseitigung von Bombenschäden« abstellen.705 Ständige Angriffe der Royal Air 

699 Vgl. Ilse Hermann an Johannes Jacobi (DB, Leipzig), 21.12.1995, ADNBL, C 05 
(Luftschutz); Uhlendahl an Carl Diesch (Direktor StUB Königsberg), 13.12.1943, 
ADNBL, 154/5 (Da-Dy), Bl.�359.

700 Vgl. Uhlendahl an Ministerialdirektor i.�R. Erich Greiner, 24.12.1943, ADNBL, 
154/5 (Hefter Ga-Gu), Bl.�332.

701 Vgl. Stargardt, Krieg, S.�502.
702 Vgl. etwa Schreiben des ›bombengeschädigten‹ Werner Rust (DB) an Gertrud Auer 

(Gießen), 7.3.1944, ADNBL, 460/1 (Personalbogen Wilhelm Auer), Bl.�57.
703 Vgl. Stargardt, Krieg, S.�428�f.
704 Vgl. Uhlendahl an den Reichsstatthalter in Sachsen (Landesregierung, Ministerium 

für Wirtschaft und Arbeit, Dresden), 6.1.1944, ADNBL, 302/2/4-2, Bl.�133.
705 Rundschreiben des Vorsitzers der Rüstungskommission IV a, des Rüstungskom-

mandos Leipzig, des Arbeitsamtes Leipzig und der Wirtschaftskammer Leipzig an 
die Leipziger Betriebe betr. Heranziehung der Selbst- und Gemeinschaftshilfe zur 
beschleunigten Beseitigung von Bombenschäden, 18.1.1944, ADNBL, 302/2/4 
(Hefter: 1940-1945), Bl.�232; Uhlendahl an den Kreisobmann der DAF-Kreiswal-
tung (Leipzig), 22.4.1944, ebd., Bl.�232R; Rundschreiben des Sonderbeauftragten 
für die Heranziehung der Selbst- und Gemeinschaftshilfe zur beschleunigten Be-
seitigung von Bombenschäden, 28.2.1944, ebd., Bl.�233.
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Force und der US Air Force sorgten für permanenten Schlafmangel und ver-
stärkten das Gefühl der Hilflosigkeit, das weite Teile der Bevölkerung erfass-
te.706 Besonders deutlich wird dies aus einer Übersicht, welche die Luftangriffe 
auf Leipzig zwischen 1940 und 1945 zusammenfasst. Daraus geht hervor, dass 
allein im Dezember 1943 und im Januar 1944 folgende Luftalarme ausgelöst 
wurden:

Datum von bis Dauer

2.12.1943 19.28 Uhr 21.40 Uhr 2h 12 Minuten

4.12.1943 3.45 Uhr 5.32 Uhr707 1 h 47 Minuten

10.12.1943 19.45 Uhr 20.10 Uhr 0 h 25 Minuten

16.12.1943 19.10 Uhr 20.54 Uhr 1 h 44 Minuten

23.12.1943 3.10 Uhr 5.05 Uhr 1h 55 Minuten

29.12.1943 7.25 Uhr 8.55 Uhr 1h 30 Minuten

1.1.1944 2.45 Uhr 4.35 Uhr 1 h 50 Minuten

2.1.1944 2.20 Uhr 3.50 Uhr 1 h 30 Minuten

11.1.1944 11.50 Uhr 13.05 Uhr 1 h 15 Minuten

14.1.1944 19.05 Uhr 20.35 Uhr 1 h 30 Minuten

20.1.1944 19.20 Uhr 20.45 Uhr 1h 25 Minuten

21.1.1944 22.40 Uhr 23.55 Uhr 1h 15 Minuten

24.1.1944 11.40 Uhr 13.12 Uhr 1h 32 Minuten

27.1.1944 19.55 Uhr 21.50 Uhr 1h 55 Minuten

28.1.1944 21.55 Uhr 22.18 Uhr 0h 23 Minuten

29.1.1944 3.03 Uhr 4.03 Uhr 1 h 00 Minuten

30.1.1944 12.10 Uhr 13.00 Uhr 0h 50 Minuten

30.1.1944 20.15 Uhr 21.40 Uhr 1h 25 Minuten

Tabelle707 18: Fliegeralarme in Leipzig (Dezember 1943 und Januar 1944)

706 Vgl. Stargardt, Krieg, S.�428.
707 Diese Angabe wurde entnommen aus Horn, Bombenhagel, S 75.



»WOHLBESTELLT UND WOHLGERÜSTET«

1176

Wie die Leipziger Bevölkerung diese Phase um den Jahreswechsel 1943/44 er-
lebte, geht aus dem Tagebuch des DB-Mitarbeiters Arthur Luther hervor, der im 
Dezember 1943 schrieb:

»Um halb 9 Uhr, als wir gerade ans Schlafengehen denken, wieder Alarm […]. 
Also wieder alles zusammengerafft und in den Bunker […]. Trotz der großen 
Müdigkeit nicht gut geschlafen. Die Neven sind zu erregt. […] Nach der an-
strengenden körperlichen Arbeit schlafe ich gut, wache aber regelmäßig zwi-
schen halb 4 und 4 Uhr auf – der Stunde des Angriffs [am 4.12.1943] – und 
liege dann mindestens eine Stunde wach, bis die Gefahr vorüber ist. […] Um 
halb 8 Uhr heulten wieder die Sirenen. In größter Hast durch dicken Schnee 
in den Bunker. […] An diesem Sonntag gab es wieder Wasser in der Leitung! 
Was einem furchtbar auf die Nerven geht, ist das dauernde Knallen und Knat-
tern von den vielen Sprengungen [der Ruinen]. Bei meinem Gang durch die 
Stadt war das ganz unerträglich. Nachts um 3 Uhr wurden wir aufgeschreckt: 
Luftgefahr! Schnell angezogen und auf die Sirene gewartet. Aber sie lässt sich 
nicht hören und nach etwa einer Viertelstunde wird gemeldet, dass die Luft-
gefahr vorüber ist. Man kann also wieder zu Bett gehen, aber natürlich ist es 
kein ordentliches Schlafen mehr. […] Den ganzen Tag knattert das Gesprenge 
in unserer nächsten Nähe. Es ist fast schlimmer als in der Bombennacht. Nach 
dem Essen ist L. auf dem Sofa eingeschlafen, bei einer besonders starken De-
tonation fährt sie entsetzt auf, glaubt es sei Nacht und wir müssten wieder in 
den Keller.«708

Am 17. Januar 1944 hielt der Inlands-SD in einem seiner Lageberichte fest, dass 
die Bücherverluste infolge der »feindlichen Terrorangriffe« ein besonders emp-
findliches Ausmaß erreicht hätten. Erschwerend komme hinzu, dass auch Ver-
lage und Druckereien erhebliche Verluste in ihren Bücherlagern zu beklagen 
hätten. Fast noch schwerer wiege die Tatsache, dass die »Möglichkeiten zur 
Nachlieferung wissenschaftlicher Werke oft auf Jahre hinaus zerstört« seien. Es 
bestehe die Gefahr, dass das für wissenschaftliche Arbeiten unentbehrliche Ma-
terial in einem solchen Ausmaß verloren gehe, »dass künftighin eine saubere wis-
senschaftliche Arbeit« erschwert, wenn nicht gar unmöglich werde. Zwar habe 
es nicht an Sicherungsmaßnahmen gefehlt, doch habe sich angesichts der Folgen 
des Bombenkrieges gezeigt, dass diese oftmals unzureichend gewesen seien. In 
der DB hätten Phosphorbomben erheblichen Schaden angerichtet, obwohl die 
Bestände im Keller gelegen hätten. Allerdings habe man versäumt, die Keller-
fenster zu vermauern. Eine wirkliche Sicherung der Sammlungen könne daher 
nur darin bestehen, die Bestände an ›luftsichere‹ Orte (Schlösser, Burgen, Klös-
ter, Forsthäuser und Salzbergwerke) zu verbringen. Dies hätte man auf Seiten 

708 Arthur Luther: Bombenangriff auf Leipzig 4.12.1943 (Auszug aus dem Tagebuch 
Luthers, S.�2, 7-9), Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz).
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der Bibliotheken inzwischen auch erkannt, was aber zu einem planlosen und 
überstürzten »Sicherungsdrang« geführt habe. Dies habe jedoch nachteilige Fol-
gen auf die Forschung, den wissenschaftlichen Lehrbetrieb und die Tätigkeiten 
kriegsrelevanter Stellen, denn es zeichne sich bereits in Umrissen der Zustand ab, 
»dass keine Bibliothek mehr arbeitsfähig und selbst wichtige Materialien nicht 
mehr greifbar« seien. Aus diesem Grund komme es darauf an, so der Appell an 
das für die wissenschaftlichen Bibliotheken zuständige REM, die Verlagerung 
zentral und systematisch zu steuern und auf die wichtigsten Bibliotheken zu 
konzentrieren. Zu ihnen zählten nach Ansicht des SD vor allem die PSB, die Uni-
versitäts- und Landesbibliotheken in den besonders luftgefährdeten Gebieten so-
wie die DB.709

In Leipzig hatte man sich unmittelbar nach der Anfrage aus dem ›Führer-
hauptquartier‹ mit dem Thema Verlagerung auseinandergesetzt, da Hitler über 
die »Maßnahmen zur Sicherung der Bestände« unterrichtet werden wollte.710 
Der Leiter der Schrifttumsabteilung des RMVuP schlug Goebbels vor, den 
Reichsstatthalter von Sachsen Mutschmann im Namen des Ministeriums und 
»unter Berufung auf das Interesse des Führers« aufzufordern, »die Evakuie-

709 Vgl. Boberach, Heinz (Hg.): Meldungen aus dem Reich 1938-1945. Die geheimen 
Lageberichte des Sicherheitsdienstes der SS, Bd.�16: SD-Berichte zu Inlandsfragen 
vom 27. Dezember 1943 (Rote Serie) – 20. April 1944 (Weiße Serie), Berichte an 
die Parteikanzlei vom Januar 1944, Meldungen aus den SD-Abschnittsbereichen 
vom 4. Februar 1944, Bericht an den Reichsschatzmeister der NSDAP vom 23.��März 
1944�-�13. April 1944, Herrsching 1984, S.�6254-6258 (SD-Berichte zu Inlands fragen 
vom 17.1.1944, rote Serie). Im REM wies man die Vorwürfe, nicht genügend für die 
Sicherung der Bibliotheken unternommen zu haben, kategorisch zurück. Vor al-
lem die örtlichen Partei- und Verwaltungsbehörden hätten die Notwendigkeit der 
Bergungsmaßnahmen unterschätzt und seien erst infolge der Luftkriegsverluste 
dazu übergegangen, sich mit dem Thema zu befassen. Ein großer Teil der Biblio-
theken würde zudem gar nicht dem REM unterstehen, das für seinen Bereich be-
reits Ende August 1942 Richtlinien hinsichtlich der Bergung der Bestände heraus-
gegeben habe. Die Auffindung geeigneter Bergungsorte werde auch dadurch 
erschwert, dass diese meist vom Ministerium Speer oder der Wehrmacht beschlag-
nahmt seien. Hinzu komme das Fehlen ausreichender Transportmittel. Vgl. Rudolf 
Kummer (REM) an REM, 11.2.1944, BArch Berlin, R�4901/13704, Bl.�30-33; Ru-
dolf Mentzel (REM, Amtschef Wissenschaft) an SS-Brigadeführer Otto Ohlendorf 
(Chef der Sicherheitspolizei und des SD; Berlin), 18.2.1944, ebd., Bl.�43-46; Otto 
Ohlendorf (Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, Amt IIIc, Berlin) an SS-
Brigadeführer Rudolf Mentzel (REM), 10.3.1944, ebd., Bl.�47-49.

710 Vermerk über einen Anruf von Ministerialdirektor Erdmann aus dem RMVuP 
(Berlin) an das Polizeipräsidium am 6.12.43, Bericht vom 6.12.1943 über die Schä-
den der DB beim Luftangriff auf Leipzig am 4.12.1942 und Vermerk Uhlendahls 
vom 31.12.1943 (alles auf einem Blatt), ADNBL, 302/2/14, Bl.�86.
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rungsmaßnahmen der Deutschen Bücherei zu unterstützen«.711 Allerdings ließ 
sich Goebbels nicht darauf ein. Stattdessen sollte ein entsprechendes Schreiben 
an den Leiter des Propagandaamtes Sachsen gerichtet werden.712 Einige Tage zu-
vor hatte das RMVuP Uhlendahl angewiesen, den Alphabetischen Katalog »an 
einen nicht luftgefährdeten Ort außerhalb von Leipzig zu schaffen«.713 Wie Uh-
lendahl berichtete, habe man von den zwei noch erhaltenen Katalogen den Sach-
katalog inzwischen verlagert. Der Alphabetische Katalog sei für die Fortführung 
der regulären Arbeiten unentbehrlich. Man habe ihn daher im Mitteltrakt des 
Kellers an der sichersten Stelle des Hauses untergebracht. Angesichts der Erfah-
rungen des 4. Dezember habe man begonnen, die unersetzlichen Handbibliothe-
ken der Lesesäle, die Sammlung der künstlichen Drucke und die Reichsbiblio-
thek von 1848 außerhalb Leipzigs in Sicherheit zu bringen.714 Die Maßnahmen 
wurden kurz darauf auf die »regulären Bestände« ausgedehnt, von denen 1,63 
Millionen Bände zwischen Januar und Juli 1944 in 32 Transporten auf zehn ver-
schiedene Orte in Thüringen und Sachsen verteilt wurden.715 In der DB verblie-
ben demnach nur noch 382.000 der inzwischen mehr als zwei Millionen Bän-
de.716 Anders als etwa bei der PSB, deren Bestände über das gesamte Reichsgebiet 
(u.�a. Bayern, Württemberg, Hessen, Pommern, Thüringen, Sachsen, Schlesien, 
in die Lausitz, den Harz und das Sudetengebiet) verteilt wurden, lagen die zehn 
Verlagerungsorte der DB in der Umgebung Leipzigs, was ihre Rückführung 
nach dem Krieg erheblich erleichterte.717 

711 Wilhelm Haegert an Goebbels (mit Entwurf eines Schreibens des RMVuP an Gau-
leiter Martin Mutschmann), 30.12.1943, ADNBL, 302/2/14, Bl.�19-21.

712 Vgl. Vermerk Uhlendahls, 21.1.1944, ebd., Bl.�21.
713 Wilhelm Emrich (RMVuP, Abt. Schrifttum) an Uhlendahl, 13.12.1943, ADNBL, 

545/4/1 (Hefter: 1944), Bl.�2.
714 Vgl. Uhlendahl an RMVuP, 12.1.1944, ebd., Bl.�3.
715 Vgl. Gesamtübersicht von Günther Robbel (DB) über den Abtransport der Be-

stände der DB (Anzahl und Ziel der verschiedenen Fahrten), 1.8.1944, ADNBL, 
ebd., Bl.�82�f.; Gesamtübersicht von Günther Robbel (DB) über die Bergung der 
Bestände der DB (Aufstellung nach Beständen), 1.8.1944, ebd., Bl.�84�f.

716 Uhlendahl an Military Gouvernment (Leipzig), 8.5.1945, ADNBL, 199 (Hefter: 
1929-1947), Bl.�25.

717 Zu den Verlagerungen der PSB vgl. etwa Voigt, Auslagerung; Schochow, Bücher-
schicksale.
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Verlagerungsort Entfernung 
von Leipzig

Zahl der 
Bände

Zahl der 
Transporte

1 Schloss Rauenstein bei Lengefeld-
Pockau (Erzgebirge), 
Besitzer: Freiherr Gottfried von 
Herder
Außer Büchern, Sachkatalog und 
Sonderkataloge

118 km 720.000 12

2 Schloss Pfaffroda bei Olbernhau 
(Erzgebirge), 
Besitzer: Dr. Joachim Diener von 
Schönberg

129 km 144.000 2

3 Schloss Purschenstein bei Neuhau-
sen (Erzgebirge), 
Besitzer: Hauptmann a.�D. Georg 
von Schönberg

141 km 114.000 4

4 Schloss Ehrenberg bei Waldheim 
(Sachsen), 
Besitzer: Regierungsrat a.�D. Sahrer 
von Sahr

74 km 80.000 2

5 Schloss Lauterbach bei Grosshain 
(Sachsen), 
Besitzer: Minister a.�D. Dr. Walther 
Wilhelm

102 km 90.00 3

6 Schloss Blankenhain Kreis Zwickau 
(Sachsen), 
Besitzer: Major a.�D. Heinz Reber

79 km 245.000 2

7 Rittergut Auerstedt bei Eckarts-
berga (Thüringen),
Besitzer: Landwirt Bruno Eckert

78 km 35.000 1

8 Schloss Marienthal bei Eckartsberga 
(Thüringen),
Besitzer: Landrat a.�D. Freiherr von 
Wilmowsky

84 km 90.000 3

9 Schloss Bachra bei Kölleda 
(Thüringen),
Besitzer: Freiherr von Werthern

96 km 35.000 1

10 Schloss Vitzenburg bei Nebra 
(Unstruttal)
Besitzer: Freiherr von Münchhausen

82 km 80.000 2

Insgesamt 1.633.000 32

Tabelle 19: Die Verlagerungsplätze der Deutschen Bücherei (1944)718

718 Vgl. Tabelle: Die Verlagerungsplätze der DB, ohne Datum (1944), ADNBL, 
545/4/1, Bl.�257. Vgl. auch Pach, Siegfried: Geheimdepots im Erzgebirge. Schatz-
kammern auf Zeit. Zur Geschichte der Auslagerung, der Rückführung und des 
Verbleibs von Kunst- und Kulturgut aus Dresden und Leipzig von 1937 bis zur 
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Pikanterweise erhob ausgerechnet die an der DB angesiedelte Verbindungs-
stelle des SD Einspruch gegen die Sicherstellung der Bestände, da sie dadurch die 
Grundlage für ihre Schrifttumsarbeit verlor. Aus dem RMVuP kam jedoch die 
Anweisung, dass darauf keine Rücksicht genommen werden könne, denn »die 
Sicherstellung sei wichtiger als die Benutzung, namentlich im Hinblick auf den 
besonderen Charakter der DB als Archivbibliothek«.719 Da es an Kisten und 
Packpapier mangelte, wurden die Bücher meist unverpackt auf die Lastkraftwa-
gen gelegt und abtransportiert. So blieb es nicht aus, dass ein Teil der Bücher 
während der Transporte »aus dem Einband« ging oder infolge der heftigen 
Schneefälle durch Nässe beschädigt wurde.720 Während sich in der DB wochen-
weise zwei etwa fünfzigköpfige Verladetrupps ablösten, stützte man sich beim 
Ausladen und Stapeln der Bücher an den Verlagerungsorten auf Schüler und 
»ausländische Arbeiter«.721

Zur gleichen Zeit wurde mit Hochdruck an der Beseitigung der Gebäudeschä-
den gearbeitet, die durch den Mangel an Arbeitskräften und Baumaterial »sehr 
erschwert« wurde. Während man einen Teil der zerstörten Fenster mit Bau- 
bzw. Rollglas versah, wurden die am meisten gefährdeten Fenster in den Keller- 
und Sockelbereichen zugemauert. Überdies wurden die Installationsarbeiten für 
die Heizungs-, Licht- und Telefonanlagen, die Zimmermanns- und Dachdecker-
arbeiten für die stark beschädigten Dächer des Hauptgebäudes und des Großen 
Lesesaals vorangetrieben.722 Diese Arbeiten waren größtenteils abgeschlossen, 

Gegenwart, Marienberg 1999, S.�15-17, 46-52. Aus einer geheimen Aufstellung der 
Supreme Headquarters Allied Expeditionary Force (SHAEF) vom April 1945 über 
Verlagerungsorte von Kunstwerken in Deutschland geht hervor, dass die DB die 
Stadtbibliothek in Jena als Lager für einen Teil ihrer Bestände genutzt habe. Dies 
beruhte jedoch auf einer Fehlinformation. Vgl. SHAEF (G-5 Division, Internatio-
nal Affairs Branch) an Charles L. Kuhn (Chief Internal Affairs Branch) und Lt. 
Colonel Geoffrey Webb, April 1945, National Archives London (Kew), FO 
1020/2766, unp. (in der Liste unter »Thuringen«).

719 Aktennotiz Uhlendahls, 21.1.1944, ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 1944), Bl.�7R.
720 Uhlendahl an Josef Deutsch (StUB Königsberg), 25.2.1944, ebd., Bl.�15R.
721 In der DB wurden vom Magazin bzw. Keller aus über die Treppen bis zum Wagen 

›Bücherketten‹ gebildet, in der die einzelnen Bände von Hand zu Hand weiterge-
geben wurden. Unfallanzeige der DB bei der Reichsausführungsbehörde für Un-
fallversicherung in Berlin, 6.6.1944, ADNBL, 378/11/4 (Hefter 1929-1954), Bl.�67. 
Zu den Verladetrupps in der DB und an den Verlagerungsorten vgl. Verfügung Uh-
lendahls, 22.4.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 1944-1946), 
Bl.�32; Vermerk von Walther Protze (Dresden), 13.1.1944, ADNBL, 545/4/1 (Hef-
ter: 1944), Bl.�7; Bericht von Curt Fleischhack (DB) über die Überführung von Be-
ständen der DB nach Schloss Purschenstein, 29.1.1944, ADNBL, 545/4/1 (Hefter: 
Auslagerung, Rückführung), Bl.�130.

722 Vgl. Niederschrift über die Besprechung des Haushaltsplans der DB für das Rech-
nungsjahr 1944, 13.4.1944, BArch Berlin, R�55/643, Bl.�123-127, hier Bl.�126. Zu 
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als am 20. Februar 1944 ein Doppelangriff mit 370 britischen Maschinen in der 
Nacht und 971 amerikanischen Maschinen am Tag erneut schwere Schäden an-
richtete.723 Eine Sprengbombe, die auf dem Deutschen Platz niederging, beschä-
digte die Front des Gebäudes und zertrümmerte sämtliche Fensterscheiben, die 
nach dem Angriff vom 4. Dezember 1943 eben erst wieder eingesetzt worden 
waren. Die Schäden an den Fenstern und Türen waren sogar noch größer als 
beim ersten Angriff. Erneut hatte die DB ein Todesopfer zu beklagen, denn die 
Anwärterin Helga Possner war durch eine Sprengbombe auf ihr Wohnhaus ums 
Leben gekommen. »Voll oder schwer geschädigt« wurden acht ›Gefolgschafts-
mitglieder‹, »leichter geschädigt eine größere Anzahl« von DB-Mitarbeitern, da-
runter auch Uhlendahl.724

Infolge der Verlagerungen und Zerstörungen war die DB für die Benutzung 
geschlossen und die Auskunftserteilung eingeschränkt.725 Die Sammlung, die 
 Bibliographierung und die Zentralkatalogisierung wurden aber weitergeführt.726 
Ende Januar 1944 wurde die Herstellung der Zetteldrucke wieder aufgenom-

diesen Instandsetzungsarbeiten wurden alle DB-Mitarbeiter und auch die franzö-
sischen Kriegsgefangenen herangezogen. Vgl. Verfügungen Uhlendahls, 14.4.1944 
u. 24.6.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 1944-1946), Bl.�25 u. 
55. Als Ausgleich für die anstrengenden Aufräumungs- und Wiederherstellungsar-
beiten gewährte Uhlendahl auch Sonderurlaube. Vgl. Verfügungen Uhlendahls, 
4.4.1944 u. 12.7.1944, ebd., Bl.�22 u.60. 

723 Vgl. Horn, Bombenhagel, S.�96-105, 215; Uhlendahl an F. Walter Hünefeld, 
25.2.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Hob-Hys) Bl.�482.

724 Bericht Uhlendahl und Otto Drope (DB) über die Schäden bei der DB durch den 
Luftangriff in der Frühe des 20.2.1944, 10.31944, ADNBL, 302/2/14, Bl.�36. Siehe 
auch Übersicht Martin Lippmanns (DB) über die durch die Terrorangriffe am 
4.12.1943 und 20.2.1944 an und in der DB verursachten Schäden, 19.4.1944, ebd., 
Bl.�48�f. In Uhlendahls Wohnung wurden dreizehn Fenster zerstört und einige Tür- 
und Fensterrahmen herausgerissen. Vgl. Uhlendahl an Walter Hünefeld, 25.2.1944, 
ADNBL, 154/5 (Hefter: Ho-Hys), Bl.�482; Zeugnis Uhlendahls für seine Haushäl-
terin Käthe Bayersdorf (geb. 25.1.1905), 28.2.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ba-
Buhe), Bl.�76.

725 Vgl. Niederschrift über die Besprechung des Haushaltsplans der DB für das Rech-
nungsjahr 1944, 13.4.1944, BArch Berlin, R�55/643, Bl.�123-127, hier Bl.�124.

726 Vgl. Uhlendahl an Buttmann (BSB), 13.5.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), 
Bl.�29. Damit unterschied sich die DB von der BSB, die nach den verheerenden 
Luftangriffen auf München ihre restlichen Bestände »aufs Land geschafft« hatte. 
Nachdem auch der Hauptkatalog verlagert worden sei, so Buttmann im Mai 1944, 
war die eigentliche Bibliotheksarbeit »lahmgelegt«. »Richtig in Gang« waren nur 
noch die Erwerbungsabteilung und die Bibliotheksschule. Rudolf Buttmann (BSB) 
an Uhlendahl, 18.5.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), Bl.�28.
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men.727 Um den Verlust des verbrannten Verlegerkatalogs zu kompensieren, be-
gann man, ihn mit Hilfe von Fotokopien des Alphabetischen Kataloges zu re-
konstruieren.728 Zur Wiederbeschaffung der vernichteten Zeitschriftenbände 
wurde eine neue Dienststelle »Bombenschaden« eingerichtet, deren Leitung Bi-
bliotheksrat Günther Robbel übernahm. Die Wiederbeschaffung fiel nicht leicht, 
da auch die Dublettenbestände des Börsenvereins den Luftangriffen größtenteils 
zum Opfer gefallen waren. Bis zum Februar 1945 gelang es immerhin, 6.500 
Zeitschriftenbände wiederzubeschaffen.729 In Verlags- und Bibliothekskreisen 
wurden das Tägliche Verzeichnis und die DNBg besonders schmerzlich ver-
misst, deren Erscheinen nach den wiederholten Angriffen stark verzögert wurde, 
da es an Druckpersonal und -maschinen fehlte.730 Obwohl man infolge der Schä-
digungen des Leipziger Graphischen Gewerbes bei der Reihe B nun von der 
halbmonatlichen zu einer monatlichen Erscheinungsweise übergegangen war, 
ergaben sich im Sommer 1944 besorgniserregende Rückstände. Die Reihe A, die 
inzwischen in Doppel- und gelegentlich sogar in Dreifachheften erschien, lag mit 
sieben Wochenheften im Rückstand, ihr Zwilling, die Reihe B, sogar mit acht 
Heften.731 Da die Probleme anhielten, schlug Uhlendahl im Herbst 1944 vor, 

727 Vgl. Verfügung Uhlendahls, 27.1.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfü-
gung 1944-1946), Bl.�4. Nachdem die die Nationalbibliographie druckende Reichs-
messamtsdruckerei Anfang 1945 zerstört wurde, ging man dazu über, die Titelauf-
nahmen mit der Schreibmaschine herzustellen, um die Kataloge auf dem laufenden 
zu halten. Verfügung Uhlendahls, 3.3.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorial-
verfügung 1944-1946), Bl.�144.

728 Vgl. Albert Paust (DB) an Verlagsbuchhändler Eduard Hüffer (Aschendorffsche 
Verlagsbuchhandlung, Münster), 17.6.1944, ADNBL, 151/1/1-3 (Hefter: Korres-
pondenz mit Mitgliedern, A-H, 1940-1946), unp.

729 Insgesamt waren der DB bei dem Angriff am 4.12.1943 7.604 Zeitschriften mit den 
gesamten Beständen und 1.206 Zeitschriften mit Teilbeständen verloren gegangen. 
Die Hoffnungen der DB knüpften sich auch an das Wiederaufbaureferat der 
Reichstauschstelle, die aber nicht voll befriedigt wurden. Vgl. Verfügung Uhlen-
dahls, 13.7.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 1944-1946), Bl.�63; 
BV an DB betr. Geschäftsstelle Bombenschaden, 19.8.1944, SStAL, 21766/1532, 
Bl.�100; Uhlendahl an RMVuP, Reichsstatthalter in Sachsen (Landesregierung, Mi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit), OBM Leipzig, 16.2.1945, BArch Berlin, 
R�55/643, Bl.�54; Uhlendahl an Christoph Weber (Reichsbeirat für Bibliothekswe-
sen, Reichstauschsstelle, Abt. III: Wiederaufbau von Bibliotheken, Berlin), 
11.7.1944, ADNBL, 302/2/14B, Bl.�50; Christoph Weber an Uhlendahl, 15.7.1944, 
ebd., Bl.�51; Vermerk von Albert Paust (DB), 25.7.1944, ebd., Bl.�52.

730 Vgl. Georg Hans Schütze (Reichsmesseamt in Leipzig) an Uhlendahl, 13.6.1944, 
ADNBL, 558/0 (Hefter: 1937-1944), Bl.�161; Rudolf Buttmann (BSB) an Uhlen-
dahl, 27.12.1943, ADNBL, 154/5 (Hefter: Bu-Cz), Bl.�30.

731 Vgl. Uhlendahl an Georg Hans Schütze (Reichsmesseamtsverlag GmbH, Abtei-
lung Druckerei, Leipzig), 25.7.1944, ADNBL, 558/0 (Hefter: 1937-1944), Bl.�162; 
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Abb. 67: Zerstörungen an der DB und in ihrer Umgebung  
durch Bombentreffer (1945). Declassified,  
Authority NND 760123
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»zur Einsparung von Arbeitskräften und Rohstoffen im Rahmen des totalen 
Kriegseinsatzes«, vom 1.  Januar 1945 ab das Erscheinen des »Täglichen Ver-
zeichnisses der Neuerscheinungen« einzustellen und die Kräfte ganz auf die 
DNBg zu konzentrieren. Die Neuerscheinungen des deutschen Buchhandels 
würden dann nicht mehr wie bisher vierfach, sondern nur noch in dreifacher 
Form (wöchentlich, halbjährlich und fünfjährlich) angezeigt, was unter den Be-
dingungen des Krieges aber genüge.732 Im Börsenverein stieß der Vorschlag auf 
wenig Gegenliebe, da das Tägliche Verzeichnis »das wichtigste Handwerkszeug« 
des Buchhandels, insbesondere des Sortiments darstellte, und man sich dort nicht 
von den liebgewonnenen Gewohnheiten zu trennen vermochte.733

Trotz der Bemühungen der DB, ihren Betrieb aufrecht zu halten und ihren 
Aufgaben als Zentrale der Bibliographierung und Katalogisierung gerecht zu 
werden, war an ein geregeltes Arbeiten nicht mehr zu denken. Das Tagesgesche-
hen bestimmten die Alliierten und ihre Bomberflotten, die das Schlagwort »Hei-
matfront« inzwischen zu einer bitteren Realität gemacht hatten.734 Leipzig und 
seine nähere Umgebung wurden zwischen Februar 1944 und April 1945 noch 
über zwanzigmal angegriffen, was weitere Schäden in der Stadt und an der DB 
verursachte.735 Dass dies nicht ohne Folgen auf die »Kriegsmoral« blieb, war 
nicht verwunderlich.736 Uhlendahl hatte bereits im März 1944 durchblicken las-

Entwurf für den Bericht über die Verwaltung der DB 1943, ADNBL, 181/1-1943, 
Bl.�7 (Kapitel: Bibliographische Tätigkeit).

732 Uhlendahl an Albert Hess (BV), 27.11.1944, ADNBL, 556/0, Bl.�143.
733 Vgl. Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 15.1.1945, ebd., unp.; Albert Hess (BV) an 

Martin Wülfing (z.Zt. Rathen), 29.11.1944, SStAL, 21766/836, Bl.�30. Plausibel war 
der Vorschlug Uhlendahls auch schon deshalb, weil das Börsenblatt nur noch ein-
mal wöchentlich erschien und somit die Fristen des dort erscheinenden TV und der 
DNBg zusammenrückten. Vgl. ebd. Dieser Ansicht schlossen sich auch Vertreter 
des BV an. Vgl. etwa Albert Diederich (Landesleiter der RSK beim Landeskultur-
walter, Gau Sachsen, Dresden) an Albert Hess (BV), 4.12.1944, ebd., Bl.�35. Da im 
Kleinen Rat des BV die Stimmen überwogen, die sich für die Beibehaltung des TV 
aussprachen, wurde der Vorschlag im Januar 1945 abgelehnt. Vgl. BV an den Klei-
nen Rat des BV und Wilhelm Baur, 19.12.1944, ebd., Bl.�43�f.; Wilhelm Baur an BV, 
29.12.1944, ebd., Bl.�55; Albert Hess (BV) an Uhlendahl, 15.1.1945, ebd., Bl.�57. Als 
letzte Nummern der DNBg vor Kriegsende erschienen von der Reihe A Heft 50/52 
am 18.1.1945 und von der Reihe B Heft 23/24 am 8.2.1945. Vgl. Fleischhack, Na-
tionalbibliographie, S.�300.

734 Vgl. Blank, Kriegsalltag, S.�451.
735 Vgl. Horn, Bombenhagel, S.�215�f.; Gränitz, Daten, S.�114-116. Zu den Folgen des 

Angriffs vom 7.7. und vom 20.7.1944 auf den Buchhandel – bei denen etwa der Ver-
lag de Gruyter sieben Tote zu beklagen hatte – vgl. Albert Hess (BV) an die Wirt-
schaftskammer Leipzig, 22.7.1944, SStAL, 21765/664, Bl.�29.

736 Zur »Aufrechterhaltung der ›Kriegsmoral‹« durch das NS-Regime vgl. Blank, 
Kriegsalltag, S.�438-441.
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sen, dass man in der DB »an Romantik und Abenteuer« nicht mehr denke und 
froh sei, »wenn man nur eine warme Stube und ein Dach über dem Kopf« ha-
be.737 Im Gegensatz dazu gab sich Werner Rust, dessen Wohnung so stark zer-
stört worden war, dass er in einer Gartenlaube nächtigen musste, nach außen hin 
zwar betont kämpferisch, etwa wenn er betonte, dass »jetzt kein Zittern und 
Wehklagen« helfe, sondern nur Tatkraft und unbedingter Durchhaltewille.738 
Letztlich war aber auch er nüchtern genug, um zu erkennen, dass er Teil einer 
»Trümmer- und Zusammenbruchgesellschaft« war, deren Ende unmittelbar be-
vorstand.739 Auch die immer neuen Sicherungsmaßnahmen in der DB erwiesen 
sich letztlich als hilflose, bisweilen klägliche Versuche, das Unvermeidbare zu 
verhindern.740 Da sich Mängel beim »luftschutzmäßigen Feuerschutz« offenbart 

737 Uhlendahl an Georg W. Rössner, 17.3.1944, ADNBL, 154/4 (Hefter: Ra-Ru), 
Bl.�244. Aus diesen Worten Uhlendahls war eher Resignation als widerständisches 
Verhalten herauszulesen. Nach dem Krieg behauptete er, dass er während des Krie-
ges »alle paar Wochen bei Dr. Goerdeler« gewesen sei und oft mit diesem überlegt 
habe, »wie dem wahnsinnigen Treiben des Nationalsozialismus Einhalt« geboten 
werden könne. Der ausgeübte Terror habe jedoch »jeglichen Widerstand unmög-
lich« gemacht. Vgl. Matthias, Wirken, S.�69; Poethe, Instrument, S.�245; Uhlendahl 
an Susanne Wolf (Leipzig), 9.6.1949, ADNBL, 154/5 (Hefter: Wa-Wu), Bl.�308. 
Aus einem nach 1945 stammenden Eintrag in der Personalakte Uhlendahls geht 
hervor, dass er die Bewegung des 20. Juli »durch antifaschistische Literatur« unter-
stützt habe. Vgl. Karteikarte zur Person Uhlendahls, ohne Datum, ADNBL, PA 
Heinrich Uhlendahl (geb. 4.3.1886), unp. Uhlendahls Halbschwester, Anna Mül-
ler-Tannewitz, stellte 1966 die Behauptung auf, ihr Bruder sei »sehr früh zur Wi-
derstandsbewegung« gestoßen: »Er sah in Hitler den Mann, der Deutschland in 
einen Krieg und ins Unglück stürzen würde und drängte auf seine Beseitigung be-
sonders tatkräftig vor dem Überfall auf die Sowjet-Union. Aber mein Bruder war 
kein Politiker und erst recht lehnte er die Übernahme eines Amtes in einer geplan-
ten reaktionären Regierung Gördeler [Goerdeler] ab. Diesem Umstand verdankte 
er es, dass er im Herbst 1944 der Verhaftungswelle entging, denn sein Name stand 
auf keiner Liste.« Anna Müller-Tannewitz (Tübingen) an Generaldirektor Helmut 
Rötzsch, 19.12.1966, ADNBL, 199 (Hefter: Artikel Leyh), Bl.�26�f. Dass Uhlendahl 
(freundschaftliche) Beziehungen zu Goerdeler unterhielt, ist nicht auszuschließen, 
dafür aber, dass er in den Planungen der Protagonisten des 20.7.1944 eine Rolle ge-
spielt habe, fanden sich bisher keine Belege in den Quellen.

738 Werner Rust (DB) an Gertrud Auer (Gießen), 7.3.1944, ADNBL, 460/1 (Personal-
bogen Wilhelm Auer), Bl.�57.

739 Vgl. Blank, Kriegsalltag, S.�443.
740 Da die Wasserleitungen der DB zerstört waren, musste das erforderliche Wasser 

für Küche, Luftschutz und den Sanitärbereich von den jeweiligen Luftschutz-
trupps an anderer Stelle »besorgt« werden. Infolge des Wassermangels wurden die 
Mitarbeiter angewiesen, »mit dem Wasser für die Aborte« zu haushalten. Verfü-
gung Uhlendahls, 1.3.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 1944-
1946), Bl.�142.
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hatten, wurde die DB im März 1944 von den Leipziger Luftschutzbehörden an-
gewiesen, auf dem Rasenstück zwischen dem Großen Lesesaal und der Kaiser-
Maximilian-Straße (heute Philipp-Rosenthal-Straße) ein Löschwasserbassin zu 
errichten.741 Zur Herstellung dieses Bassins wurden »15 Gefangene« eingesetzt, 
wobei es sich vermutlich um Kriegsgefangene handelte, die bei verschiedensten 
Aufräum- und Instandsetzungsarbeiten in Leipzig zum Einsatz gelangten.742 
Das RMVuP teilte den ihm unterstellten Ämtern mit, die Erfahrungen hätten ge-
zeigt, dass bei Tageseinflügen in das Reichsgebiet nicht immer sofort erkannt 
werden könne, »wo der Gegner Schwerpunkte« bilde. Durch diese Täuschungs-
manöver seien die ›Gefolgschaften‹ immer gezwungen, die Luftschutzräume auf-
zusuchen »und dort stundenlang untätig die Zeit zu verbringen«. Um aber »nicht 
unnötig« kostbare Arbeitszeit zu ›verschwenden‹, wurde nun festgelegt, dass bei 
Tageseinflügen einzelner Aufklärungs- und Störflugzeuge, bei denen lediglich 
»Öffentliche Luftwarnung« gegeben wurde, die Mitarbeiter an ihren Arbeits-
plätzen verbleiben sollten. Lediglich die Luftschutzwachen sollten sich auf ihre 
»Gefechtsstände« begeben. Erst wenn den Aufklärungsflugzeugen »stärkere 
feindliche Kräfte« folgten, werde Haus- bzw. Fliegeralarm gegeben, woraufhin 
die Belegschaften die Luftschutzräume aufzusuchen hätten. Beim Signal der 
»Vorentwarnung« habe man den Luftschutzraum »sofort« zu verlassen, sich 
aber nicht nach Hause, sondern wieder an seinen Arbeitsplatz zu begeben.743 

741 Polizeipräsident zu Leipzig (Führer des Feuerlösch- und Entgiftungsdienstes) an 
Uhlendahl, 6.3.1944, ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�144. Den Vor-
schlag, ein Bassin zu errichten, hatte die DB in Erfahrung der Angriffe vom 
3.12.1943 und 20.2.1944 selbst unterbreitet. Vgl. Uhlendahl an Polizeipräsident zu 
Leipzig (Führer des Feuerlösch- und Entgiftungsdienstes), 25.3.1944, ebd., Bl.�144R.

742 Vermerk Martin Lippmanns (DB), 2.6.1944, ADNBL, 302/1/3, Bl.�7R. Zum Ein-
satz von Kriegsgefangenen und ›Ostarbeitern‹ zur Schuttbeseitigung in Leipzig vgl. 
Horn, Bombenhagel, S.�165, 169, 173. Das Bassin, das im August 1944 fertiggestellt 
war, sorgte immer wieder Ärger, denn es verlor Wasser, das in den Luftschutzraum 
der DB floss. Das Problem wurde bis zum Ende des Krieges nicht mehr gelöst. Der 
Löschteich der DB sollte erst im Zuge des »2 Jahresplans« 1949 wieder zugeschüt-
tet werden. Vgl. Uhlendahl an OBM der Reichsmessestadt (Tiefbauamt), 14.9.1944, 
ADNBL, 302/1/3, Bl.�11; Vermerk Martin Lippmanns (DB) (mit »Löschwasser-
teich  – Wasserstandmessungen), 1.12.1944, ebd., Bl.�13; DB an Tiefbauamt der 
Stadt Leipzig, 20.1.1949, ebd., Bl.�21.

743 Vgl. RMVuP an Ministeramt, Büro des Staatssekretärs, die Abteilungsleiter, die 
Leiter der Generalreferate, den Ministerialbürodirektor, den Betriebsluftschutzlei-
ter und die Wachbereitschaftsführer I-VIII, 25.4.1944, ADNBL, 302/2/0, Bl.�2. 
Nachdem Otto Drope zur Wehrmacht eingezogen worden war, avancierte Hans 
Praesent zum Luftschutzleiter der DB. Ihm standen vier weitere Luftschutzführer 
zur Seite, von denen jede Nacht einer anwesend sein musste. Vgl. Verfügungen Uh-
lendahls, 19.9.1944 u. 9.11.1944, ADNBL, 154/5 (Hefter: Direktorialverfügung 
1944-1946), Bl.�82 u. 104. Dies war auch geboten, denn im Luftschutzkeller der DB 
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Derartige Vorgaben des NS-Regimes – die ähnlich rücksichtslos mit dem Leben 
der ›Volksgemeinschaft‹ spielten, wie der Befehl zur Aufstellung von Volks-
sturmkontingenten – stellten verzweifelte Versuche dar, auch an der »Heimat-
front die letzten Reserven und Ressourcen« zu mobilisieren.744 Dabei ließ die 
Führung nun alle formalen Schranken fallen und betrieb »einen häufig auf Ver-
nichtung zielenden Aktivismus«, der maßgeblich dazu beitrug, den Krieg zu ver-
längern und die Zahl der Opfer – auch unter den Mitarbeitern der DB – zu er-
höhen.745 Während sich Hitler und seine Umgebung der illusionären Hoffnung 
auf eine Kriegswende hingaben, »verfiel die Bevölkerung in besonders stark zer-
störten Städten überwiegend in Resignation und erwartete den Einmarsch der 
gegnerischen Truppen«.746 Wie Uhlendahl im März 1945 berichtete, habe man 
in den letzten vier Wochen in Leipzig »fast jeden Tag und jede Nacht Alarme, 
die häufiger von Angriffen begleitet« seien. Die Messestadt sei »eben mehr und 
mehr eine frontnahe Stadt geworden«, was schließlich auch »die besten Nerven« 
angreife.747 Als Uhlendahl in jenen Tagen durch das verwüstete Leipzig ging, 
führte ihn sein Weg auch in die Richterstraße, in der die Ruine der weit über die 
Stadt hinaus berühmten Villa des ihm freundschaftlich verbundenen und von 
ihm verehrten Verlegers Anton Kippenberg stand. Über seine Gefühle beim An-
blick der Zerstörungen, die der Krieg und das NS-Regime hinterlassen hatten 
und mit denen gleichsam auch das alte literarische Leipzig ein für alle Mal ver-
loren schien, hielt Uhlendahl fest:

»Bei Nummer 19 war mit Kreide angeschrieben: Unter den Trümmern fünf 
Tote. Die ›Daheim‹-Villa war zerstört und vor allem die geliebte Nummer 27, 
wo wir so manche gute Stunde verbracht haben, völlig ausgebrannt. Als ich 
vor dem verschlossenen Eisentor stand und in die ausgebrannten Fenster-

spielten sich mitunter dramatische Szenen ab. So mussten während eines Alarms 
zwei Frauen wegen Herzkrämpfen behandelt werden. Vermerk Curt Fleischhacks 
für Praesent, 7.12.1944, ADNBL, 302/2/7-8, Bl.�81.

744 Blank, Kriegsalltag, S.�443.
745 Auf den Tod des ›Volkssturmmannes‹ Walter Schlorke (DB) wurde bereits verwie-

sen.
746 Blank, Kriegsalltag, S.�443.
747 Uhlendahl an Ministerialdirektor Erich Greiner (Schmiedeberg, Bez. Dresden), 

16.3.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ga-Gu), Bl.�307. Am 21.3.1945 schrieb Uhlen-
dahl an den Chef des Insel Verlages Anton Kippenberg, dass Leipzig am Tag zuvor 
innerhalb von 24 Stunden fünf Alarme erlebt habe. »Heute waren es bis zur Mit-
tagszeit, wo ich diese Zeilen diktiere, bereits drei.« Uhlendahl an Anton Kippen-
berg (Schloss Walbeck, Südharz), 21.3.1945, ADNBL, 154/5 (Hefter: Ka-Klei), 
Bl.�186.
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höhlen sah, war es mir, als ob ich ein Glück unwiederbringlich verloren 
hätte.«748

Wenige Tage später meldete der »Wehrmachtsbericht«, dass »die Amerikaner in 
Gotha und Suhl, also rund 150 km vor Leipzig« stünden.749 Als sie die Messe-
stadt kurz darauf endlich besetzten, stellte man im »Zeughaus für die Schwerter 
des Geistes« am Deutschen Platz die Arbeiten vorübergehend ein …750

748 Ebd. Zum ›Haus Kippenberg‹ in der Richterstraße 27, das u.�a. die berühmte Goe-
the-Sammlung des Verlegers beherbergte und wegen seiner Gastlichkeit beliebt 
war, vgl. Herzog, Andreas (Hg.): Das Literarische Leipzig. Kulturhistorisches 
Mosaik einer Buchstadt, Leipzig 1995, S.�252�f.; Riese, Reimar: Die Zerstörung des 
Buchhändler- und Buchgewerbeviertels im Zweiten Weltkrieg, in: Herzog, An-
dreas (Hg.): Das Literarische Leipzig. Kulturhistorisches Mosaik einer Buchstadt, 
Leipzig 1995, S.�296-297, hier S.�297; Knopf, Sabine: Leipziger Goethe-Sammler, 
in: Goethe-Jahrbuch Bd.�123 Göttingen 2006, S.�188-205, hier S.�198-200.

749 Uhlendahl an Walter Hünefeld (Kötzing in Niederbayern), 4.4.1945, ADNBL, 
154/5 (Hefter: Ho-Hys), Bl.�458.

750 Münch, Paul-Georg: Zeughaus für die Schwerter des Geistes, in: Leipziger Neu-
este Nachrichten. 1. Beilage, Nr.�307 vom 3.11.1937, S.�5.
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Die Amerikaner besetzten Leipzig am 19. April 1945. Im Abkommen von Jalta 
war festgelegt worden, dass Sachsen zur sowjetischen Besatzungszone gehören 
und Anfang Juli 1945 der Gebietsaustausch mit den Amerikanern stattfinden 
sollte.1 Mit den Truppen der US Army traf in Leipzig auch ein Sonderstab der 
Information Control Division (ICD) ein, die aus dem Amt für psychologische 
Kriegsführung des Supreme Headquarters, Allied Expeditionary Force (SHAEF) 
hervorgegangen war und im Zuge des Re-Education-Programms eine umfas-
sende Medienkontrolle (Film, Musik, Theater, Rundfunk) ausübte, die sich auch 
auf die Lizensierung der deutschen Informationsdienste, also Bücher, Zeitungen 
und Zeitschriften erstreckte.2 Eine Abteilung der ICD bildete die Publication 
Control Branch (PCB) unter der Leitung des mit der Leipziger Verlagsszene ver-
trauten Buch- und Bibliothekswissenschaftlers Douglas Waples, dessen Mitar-
beiterstab u.�a. der Bibliothekar Hellmuth Lehmann-Haupt, der Antiquar Felix 
Reichmann und Daniel Penham angehörten, die alle in die USA emigriert wa-
ren.3 Angesichts des bevorstehenden Gebietsaustausches mit den Sowjets waren 
Waples und seine Männer mit der streng vertraulichen Aufgabe betraut, die 
Leipziger Buchhandelsstrukturen nach Frankfurt am Main bzw. Wiesbaden zu 
überführen und herausragende Verlegerpersönlichkeiten zur Übersiedlung in 
die Amerikanische Zone zu bewegen.4

1 Vgl. Riese, Reimar: Der Börsenverein in der Sowjetischen Besatzungszone und in der 
Deutschen Demokratischen Republik, in: Füssel, Stephan, Georg Jäger u. Hermann 
Staub (Hg.): Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels 1825-2000. Ein ge-
schichtlicher Aufriss, Frankfurt am Main 2000, S.�118-160, hier S.�118.

2 Vgl. ebd.; Links, Christoph: Das Schicksal der DDR-Verlage. Die Privatisierung und 
ihre Konsequenzen, Berlin 22010, S.�164; Henke, Josef u. Klaus Oldenhage: Office of 
Military Government for Germany US, in: Weisz, Christoph: OMGUS-Handbuch. 
Die amerikanische Militärregierung in Deutschland 1945-1949, München 1994, 
S.�1-142, hier. S.�115.

3 Vgl. Riese, Börsenverein, S.�118.
4 Vgl. Seemann, Anna-Maria: Parallelverlage im geteilten Deutschland. Entstehung, 

Beziehungen und Strategien am Beispiel ausgewählter Wissenschaftsverlage, Berlin 
u. Boston 2017, S.�170�f.
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FAZIT

Im Zuge ihrer ›besonderen Aktivitäten‹ wurden Waples und Lehmann-Haupt 
auch auf die Deutsche Bücherei  – mit über zwei Millionen Bänden nunmehr 
»größte deutsche Bibliothek«5 – aufmerksam, die zwar für die Benutzung ge-
schlossen war, aber »für besonders bevollmächtigte Amerikaner« eine Aus-
nahme machte.6 Bereits im Mai 1945 hatte Lehmann-Haupt die DB beauftragt, 
Kopien der Vorlagen der noch unveröffentlichten Ausgaben des Täglichen Ver-
zeichnisses und der Deutschen Nationalbibliographie für die PCB anzufertigen.7 
Viel wichtiger im Hinblick auf den ›speziellen‹ Auftrag der PCB war die Auffor-
derung an die Deutsche Bücherei, umgehend mit der »Photokopierung« ihrer 
Verlegerkartei und aller Katalogkarten der zwischen 1931 und 1945 innerhalb 
und außerhalb des Buchhandels erschienenen Druckschriften zu beginnen, im-
merhin mehr als 500.000 Karteikarten!8 Für dieses Vorhaben zeigten auch die 
Mitglieder der ›Library of Congress Mission‹ allergrößtes Interesse. Der Auftrag 
dieser Mission – einer Sektion des 1941 ins Leben gerufenen Interdepartmental 
Committee for the Acquisition of Foreign Publications – bestand darin, Bücher 
in Europa zu erwerben, um die zwischen 1939 und 1945 entstandenen Bestands-
lücken in 113 kooperierenden amerikanischen Bibliotheken zu schließen (Co-
operative Acquisition Project).9 Wie der an der Mission beteiligte Reuben Peiss 
berichtete, konzentrierte sich sein Team aus Zeitgründen vor allem auf die Ver-
filmung des von der DB bearbeiteten laufenden Zeitschriftenverzeichnisses, 
während man hoffte, die von der PCB um Waples und Lehmann-Haupt aufge-
nommenen DB-Kataloge später für die Library of Congress zu erwerben.10

5 Uhlendahl an James B. Childs (Washington D.�C.), 29.5.1947, ADNBL, 154/5 (Hef-
ter Bu-Cz), Bl.�191.

6 Vgl. Peiss, Reuben: European Wartime Acquisitions and the Library of Congress 
Mission, in: Library Journal 12 (1946), vom 15. Juni 1936, S.�863-876, 911, hier S.�867.

7 Vgl. Uhlendahl an die Firma »Tempo« GmbH (Leipzig), 24.5.1945, ADNBL, 807/0, 
Bl.�232.

8 Vgl. Uhlendahl an Hellmut Lehmann-Haupt (Publications Section PWD, SHAEF 
Main, Wiesbaden), 11.6.1945, ebd., Bl.�233; Vermerk von Hellmut Lehmann-Haupt 
(Publications Section PWD, SHAEF MAIN), ohne Datum (etwa Juni 1945), 
ADNBL, 154/5 (Hefter La-Lem), Bl.�109.

9 Gleichzeitig unterstützte die ›LoC-Mission‹ die Army bei der Entnazifizierung und 
›Säuberung‹ öffentlicher Bibliotheken. Dadurch gelangte sie in den Besitz umfang-
reichen ›Materials‹, wobei es in einigen Fällen offenbar auch zur Beschlagnahmung 
von Büchern kam. Vgl. Peiss, European Wartime Acquisitions, S.�863-876; Scott, 
Adams: Report on the Library of Congress Mission, in: Bulletin of the Medical Li-
brary Association 35 (1947), Heft 4, S.�360-364; Eckert, Astrid M.: The Struggle for 
the Files. The Western Allies and the Return of German Archives after the Second 
World War, Cambridge 2012, S.�174, 180; Prodöhl, Ines: Die Politik des Wissens. 
Allgemeine deutsche Enzyklopädien zwischen 1928 und 1956, Berlin 2011, S.�205; 
Behrend, Dokumentation, S.�228.

10 Vgl. Peiss, European Wartime Acquisitions, S.�867.
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Die aufwendigen Kopier- und Verfilmungsarbeiten der beiden US-Teams 
konnten offenbar nicht rechtzeitig zum Abschluss gebracht werden, da das den 
Amerikanern zur Verfügung stehende Zeitfenster zu knapp bemessen war. Im-
merhin gelang es dem beflissenen Uhlendahl, den größten Teil der Kopien der 
Katalogkarten für 1937-1945 fertigstellen zu lassen. Wie er Lehmann-Haupt am 
2. Juli 1945, dem Tag der Übernahme Leipzigs durch die Rote Armee, wissen 
ließ, habe er das bis dahin »fertiggestellte photokopierte Material schleunigst zu-
sammengerafft, um es mit den letzten amerikanischen Lastkraftwagen« heraus-
gehen zu lassen.11 Was mit dem von den Amerikanern verfilmten Material ge-
schah, soll uns nicht weiter interessieren, aus dieser kurzen Episode lassen sich 
aber Feststellungen über die Deutsche Bücherei ableiten, die von grundsätzlicher 
Bedeutung für den hier untersuchten Zeitraum sind. Zunächst lohnt es sich, den 
Blick auf den Verhandlungspartner Uhlendahls bei der Verfilmungsaktion, Hell-
mut Lehmann-Haupt, zu richten, der 1929 in die USA emigriert war. Es ist da-
von auszugehen, dass Lehmann-Haupt nicht wusste, dass das Propagandaminis-
terium im Juni 1943 von der Deutschen Bücherei darüber unterrichtet worden 
war, dass es sich bei seinem Vater, Carl Ferdinand Friedrich Lehmann-Haupt 
(1861-1938), um einen »Volljuden« handelte, woraufhin es spätestens zu diesem 
Zeitpunkt zu einer Indizierung seiner Schriften gekommen war.12 Ob Uhlendahl 
sich dieses Umstands 1945 bewusst war, ist unklar. Aber es hat den Anschein, 
dass es für ihn gar keine Rolle spielte. Im Fokus stand der ihm erteilte Auftrag 
der nun politisch maßgeblichen amerikanischen Besatzungsmacht, den man ge-
nauso unhinterfragt und emotionslos-sachlich erfüllte, wie den zwei Jahre zuvor 
vom Propagandaministerium erteilten Auftrag im Hinblick auf die »Jüdische 
 Bibliographie«. Hatte die DB dem NS-Regime noch im März 1945 bereitwillig 
Auskunft über ›Nichtarier‹ gegeben, so engagierte sie sich nun vehement für die 
US-Behörden, die allerdings mit Skepsis zur Kenntnis nahmen, dass Uhlendahl 
dabei eine Kooperationsbereitschaft an den Tag legte, die weit darüber hinaus-
ging, was den Amerikanern im besetzten Deutschland bis dahin begegnet war. 
Noch befremdlicher war für sie, dass Uhlendahl nach ihrem Abzug auch mit den 
Russen schnell zu einvernehmlichen Beziehungen gelangte.13 Das Interesse der 
Amerikaner an der Deutschen Bücherei deutet aber noch auf einen weiteren we-
sentlichen Gesichtspunkt hin, denn ähnlich wie für die Behörden des NS-Staates 
erwies sich die DB auch für die Alliierten als ergiebiger Informationspool, der 
im Fall der Amerikaner die Grundlage für verschiedene Target Missions der US-
Evaluation-Teams (z.�B. Combined Intelligence Objective Subcommittee  – 

11 Uhlendahl an Hellmut Lehmann-Haupt (Publications Section PWD, SHAEF Main), 
2.7.1945, ADNBL, 807/0, Bl.�238. 

12 Ernst Rückert (DB) an Günther Lutz (RMVuP), 28.6.1943, ADNBL, 612/1 (Bd.�1), 
Bl.�96.

13 Vgl. Peiss, European Wartime Acquisitions, S.�867.
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CIOS oder Field Information Agency Technical – FIAT) bildete und so einen 
gezielten Wissenstransfer nach Übersee begünstigte.14

Die Deutsche Bücherei erwies sich aber nicht nur in dieser Hinsicht als eine 
›besondere‹ Bibliothek. Bereits die Umstände ihrer Entstehung deuteten darauf 
hin, denn der von ihren Gründern erhobene Anspruch, eine ›Reichsbibliothek‹ 
mit nationalen Aufgaben zu schaffen und damit das im Vergleich zu anderen 
›Kulturnationen‹ bestehende ›institutionelle Defizit‹ einer fehlenden deutschen 
Nationalbibliothek auszugleichen, verweisen auf den ›besonderen‹ Charakter 
der Deutschen Bücherei und die ihr im deutschen Bibliothekswesen zugedachte 
›besondere‹ Aufgabenstellung. Da dieses Selbstverständnis mit dem Führungsan-
spruch der damals größten deutschen Bibliothek – der Königlichen Bibliothek 
in Berlin, der späteren Preußischen Staatsbibliothek  – kollidierte, leitete sich 
dar aus ein fundamentaler Gegensatz zwischen beiden Häusern ab. Aufgrund ih-
rer ›besonderen‹ Aufgabenstellung und ihrer engen Bindungen an den Börsen-
verein war von Beginn an abzusehen, dass der Deutschen Bücherei ein exponen-
tielles Wachstum beschieden und es lediglich eine Frage der Zeit war, bis sie auf 
Augenhöhe mit den großen Bibliotheken agierte und ihnen zentrale Aufgaben 
streitig machte. Daraus resultierten Verlustängste und Ressortneid auf Seiten der 
Berliner Bibliothek, die eifersüchtig über ihre Besitzstände (Titeldrucke, Ge-
samtkatalog) wachte, was ihr Verhältnis zur Deutschen Bücherei von Beginn an 
prägte und bis 1945 bestimmte. 

Auch im Hinblick auf ihre Verwaltungs- und Organisationsstruktur wies die 
Deutsche Bücherei ›Besonderheiten‹ auf, denn bei ihr handelte es sich um eine 
Vereinsbibliothek ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Sie war Eigentum des Bör-
senvereins, der die Interessen des deutschen Buchhandels vertrat. Für die Errich-
tung ihres Gebäudes und ihren Unterhalt kamen die Kommune Leipzig und der 
Staat Sachsen – die Garanten – auf, während der Börsenverein für die Beschaf-
fung der Druckschriften verantwortlich zeichnete. Im deutschen Bibliothekswe-
sen stellte dies eine »völlig neuartige Aufgabenteilung zwischen Gebietskörper-
schaften und einem Wirtschaftsverband« dar.15 Allerdings wies das historische 
Verdienst des Börsenvereins, die Deutsche Bücherei gegründet zu haben, auch 
Schattenseiten auf, die für ihn zunehmend überwogen. Denn aufgrund ihres ex-
ponentiellen Wachstums entwickelte sich die Bibliothek für den Verein zu einer 
enormen finanziellen Belastung. Dies rief unter seinen Mitgliedern starke Beun-
ruhigung hervor und gipfelte schon 1918 in der Forderung, die DB in eine selb-
ständige Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit umzuwandeln und sie 
vom Börsenverein zu lösen, um ihn so von seinen drückenden finanziellen Ver-
pflichtungen zu befreien. Auch der 1912 zwischen dem Börsenverein und den 
Garanten (Sachsen, Leipzig, das Reich ab 1923) geschlossene Vertrag und die 

14 Vgl. etwa Maier, Forschung, S.�934-960.
15 Poethe, Gründungsjahre, S.�45.
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übereilt verfasste Satzung der Deutschen Bücherei wiesen bedenkliche Kon-
struktionsfehler auf, die wiederholt zu Spannungen zwischen dem Börsenverein 
und den Garanten führten. Diese warfen dem Börsenverein vor, nicht für die Be-
zahlung jener Bücher aufzukommen, die nicht unentgeltlich in der DB eingin-
gen, obwohl es als ›Ehrenpflicht‹ des deutschen Buchhandels betrachtet wurde, 
für eine lückenlose Lieferung der Verlagsproduktion an die DB zu sorgen. Da 
der Börsenverein diese Verpflichtung ablehnte und es die Garanten nicht auf 
einen offenen Konflikt ankommen lassen wollten, wurde die Frage immer wie-
der dilatorisch behandelt und eine Lösung des Problems vertagt. Dieser ›Burg-
frieden‹ konnte das bestehende Problem jedoch nicht überdecken, denn ange-
sichts der lange Zeit krisenhaften finanziellen Entwicklung der Deutschen 
Bücherei brach der Konflikt immer wieder auf und führte ein ums andere Mal 
zu einer Zerreißprobe in ihren Verwaltungsgremien. Während sich unter der 
konsensualen Amtsführung der Börsenvereinsvorsteher Meiner, Röder und Ol-
denbourg weitgehend harmonische Beziehungen zwischen Verein, DB und Ga-
ranten einstellten, änderte sich dies unter Wilhelm Baur. So machte der Börsen-
verein 1935 unmissverständlich deutlich, dass er die von der Deutschen Bücherei 
verfolgten Ziele »nicht mehr als die seinigen anerkennen« könne. Abgesehen von 
den Kosten für den Bücherkauf war dafür maßgeblich, dass die bibliographische 
Tätigkeit der DB für den Börsenverein  – anders als ursprünglich intendiert  – 
kein »Gewinn-Objekt« darstellte, da er bei nahezu allen von der DB bearbeiteten 
bibliographischen Werken Verluste einfuhr, was etwa am Beispiel der Bibliogra-
phie der amtlichen Druckschriften oder dem Literarischen Zentralblatt deutlich 
wurde. Das »Gesetz über die Deutsche Bücherei in Leipzig«, durch das die 
 Bibliothek 1940 in eine Anstalt des öffentlichen Rechts umgewandelt und aus der 
Obhut des Börsenvereins entlassen wurde – im übrigen auch eine ›Besonderheit‹ 
im deutschen Bibliothekswesen –, stellte für den Verein demnach weniger einen 
›Verlust‹ dar. Es ist auch auszuschließen, dass der Verein durch das Propaganda-
ministerium von der DB »enteignet« worden sei. Vielmehr darf man davon aus-
gehen, dass der Börsenverein die sich mit dem Gesetz bietende ›Chance‹ nutzte, 
um sich der kostenintensiven Bibliothek ›zu entledigen‹ und die mit ihr verbun-
denen Kosten nun weitgehend auf die Garanten abzuwälzen.

Der Deutschen Bücherei kam auch im Hinblick auf ihr Tätigkeitsprofil ein 
›besonderer‹ Charakter zu, denn bei ihr handelte es sich um eine ›Vereinsbiblio-
thek mit nationalen Aufgaben‹. Während alle übrigen deutschen Bibliotheken 
ihrer Sammeltätigkeit das Auswahlprinzip zugrunde legten, setzte sich die Deut-
sche Bücherei das Ziel, das vom 1. Januar 1913 an erscheinende deutschsprachige 
Schrifttum der Welt vollständig zusammenzutragen und ein ›Gesamtarchiv des 
deutschen Schrifttums und des deutschen Buchhandels‹ aufzubauen.16 Im Un-

16 Vgl. DB (vermutlich Carl Fleischhack) an Elisabeth Hauser (Paris), 23.2.1933, 
ADNBL, 182/4, Bl.�39.
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terschied zu allen anderen Bibliotheken kam ihr dabei zugute, dass ihr aufgrund 
ihrer exklusiven Bindung an den Börsenverein als einziger Bibliothek fast die ge-
samte deutsche Verlagsproduktion unentgeltlich zuging. In gewisser Weise ent-
sprach dies einem ›indirekten Reichspflichtexemplar‹, auch wenn dieses Zuge-
ständnis vielen Verlegern erst mühevoll abgerungen werden musste und im 
Börsenverein wiederholt zu Spannungen führte. In der Argumentation der Be-
fürworter der Deutschen Bücherei war ihr umfassender Sammelauftrag geeignet, 
die deutschen Bibliotheken erheblich zu entlasten, denn sie konnten nun auf die 
Beschaffung großer Teile der deutschen Literatur verzichten und ihre dadurch 
frei werdenden Mittel anderweitig verwenden. Darüber hinaus zielte der Börsen-
verein von Beginn an darauf ab, die Sammeltätigkeit der Deutschen Bücherei zur 
Grundlage der von ihm avisierten ›Deutschen Bibliographie‹ zu machen. Dabei 
handelte er aber keineswegs aus kulturpolitischer Selbstlosigkeit, denn er ver-
folgte die Absicht, die Konkurrenz der Firma Hinrichs auszuschalten und die 
deutsche Buchhandelsbibliographie künftig selbst auf der Basis der bei der DB 
eingehenden Freistücke der Verleger herauszugeben. Diese Rechnung ging weit-
gehend auf, denn die Deutsche Bücherei wuchs schnell in die ihr zugedachte 
Rolle eines bibliographischen Zentrums hinein. Einen ersten Schritt in dieser 
Richtung markierte die dem Börsenverein im April 1921 abgerungene Über-
nahme der Bearbeitung des ›Täglichen‹ und des ›Wöchentlichen Verzeichnisses‹ 
durch die DB. Dies stellte eine für das deutsche Bibliothekswesen historisch be-
deutsame Entscheidung dar, denn sie bildete die Grundlage für die zehn Jahre 
später implementierte Deutsche Nationalbibliographie, mit der die Deutsche 
Bücherei endgültig zum bibliographischen Zentrum Deutschlands aufstieg, eines 
der wichtigsten Ziele ihrer Gründer Wirklichkeit werden ließ und sich auch in-
ternationales Renommee verschaffte.

Mit der Gründung der Deutschen Bücherei und der von ihr bearbeiteten 
DNBg sicherte sich der Börsenverein überdies Einfluss im deutschen Biblio-
thekswesen. Am Anfang des 20. Jahrhunderts »herrschte zwischen Buchhandel 
und Bibliotheken ein kooperationsfeindliches Klima«, das sich vor allem an der 
Frage des Bibliotheksrabatts entzündete.17 Durch die Deutsche Bücherei wurde 
dieser Gegensatz zu einem gewissen Grad aufgehoben, denn ihre bibliographi-
sche Tätigkeit führte Buchhandel und Bibliotheken enger zusammen, indem die 
Buchhandelsverzeichnisse immer stärker auf die Bedürfnisse der Bibliotheken 
zugeschnitten wurden und letztlich zur ›Bibliotheksausgabe‹ der Deutschen Na-
tionalbibliographie führten. Mit dieser ›Bibliotheksausgabe‹ verfolgten Börsen-
verein und Deutsche Bücherei überaus ehrgeizige Ziele, denn sie sollte die 
Grundlage einer arbeitsteiligen Zentralkatalogisierung zwischen der Deutschen 
Bücherei und der Preußischen Staatsbibliothek bilden. Da die Titeldrucke der 
PSB bei weitem nicht alle deutschsprachigen Erscheinungen abdeckten, ent-

17 Rost, Nationalbibliothek, S.�161.
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wickelte die DB den Plan einer Arbeitsgemeinschaft zwischen Berlin und Leip-
zig. So sollte sich die PSB nur noch auf die Titeldrucke der ausländischen Lite-
ratur konzentrieren, während sich die DB der Bearbeitung der von ihr für die 
DNBg aufgenommenen deutschen Titel annehmen wollte. Hinter diesem von 
Leipzig ausgehenden Gedanken reichsübergreifender bibliothekarischer Ge-
meinschaftsarbeiten stand der ursprünglich in Preußen geborene Plan, Titelauf-
nahmen in einer Zentrale herzustellen und die angeschlossenen Bibliotheken so 
von der zeitaufwendigen Aufnahme zu entlasten, da diese die fertigen Titelkarten 
nur noch in ihre Kataloge einzuordnen brauchten. Auch wenn die in dieser Frage 
bisweilen übereifrig agierende DB behauptete, »die gesamte bibliothekarische 
Welt« würde auf die Einführung der Zentralkatalogisierung warten, verzichtete 
das Gros der Bibliotheken Anfang der zwanziger Jahre noch auf diese Dienst-
leistung. Ursächlich hierfür waren reform-konservative Vorbehalte unter den 
deutschen Bibliothekaren – etwa gezeigt an den Auseinandersetzungen um die 
Regensburger Kommission des VDB (1923/24) – aber auch ein auf Abneigung 
stoßender Profilierungsdrang der DB, sich durch zentrale Dienstleistungen im 
deutschen Bibliothekswesen zu etablieren und gleichsam unentbehrlich zu ma-
chen. 

Diese Vorbehalte änderten sich mit dem Erscheinen der Deutschen National-
bibliographie im Jahr 1931. Allerdings bestanden damit in Deutschland nun zwei 
›Zentralkatalogisierungs-Angebote‹: Die Berliner Titeldrucke der PSB und die 
›Bibliotheksausgabe‹ der DNBg. Während Letztere nur das deutsche Schrifttum, 
dieses aber vollständig, verzeichnete, brachte das Berliner deutsche und fremd-
sprachige Titel, beide aber nur in Auswahl, entsprechend der Erwerbungen der 
PSB und der ihr angeschlossenen Bibliotheken. Aus Sicht Leipzigs stellte daher 
der Bezug der DNBg  – durch das Ausschneiden und Aufkleben der katalog-
fertigen »Leipziger Titel« – für die Bibliotheken eine rationelle und preisgüns-
tige Möglichkeit der Katalogisierung dar, während man die nochmalige Ver-
zeichnung und Drucklegung der deutschsprachigen Titel durch die PSB als eine 
›vollkommen unnütze Doppelarbeit‹ betrachtete. Problematisch war, dass die 
Aus einandersetzungen um die Zentralkatalogisierung ab 1930 mit dem ambitio-
nierten Projekt des Deutschen Gesamtkatalogs verknüpft wurden. Auch hier 
ging es um die Frage, auf welcher Grundlage der DGK aufgebaut werden sollte: 
Entweder auf den von der PSB herausgegebenen Berliner Titeldrucken oder auf 
dem Weg einer Arbeitsteilung zwischen Berlin (Berliner Titeldrucke für auslän-
dische Literatur) und Leipzig (Titeldrucke für deutsche Literatur auf der Grund-
lage der DNBg). In dieser Auseinandersetzung argumentierten aber nur der Bör-
senverein und die Deutsche Bücherei mit plausiblen Kosten-Nutzen-Relationen, 
während sich die PSB auf eine undurchsichtige Abwehrhaltung zurückzog und 
die Kostenfrage ausblendete. Wie Uhlendahl zu Recht feststellte, ging es Krüss 
im Grunde gar nicht um die Schaffung des DGK, sondern lediglich um den Er-
halt und die Ausdehnung der Berliner Titeldrucke. Die daraus resultierende, sich 



1196

FAZIT

von 1930 bis 1945 hinziehende Auseinandersetzung zwischen der DB und der 
PSB (›Krieg der Denkschriften‹) war letztlich eine Farce, denn der von der PSB 
vertretene Standpunkt, gründete sich auf ein vermeintlich ›historisches Anrecht‹, 
das allein durch ihr Alter und die Tatsache begründet wurde, dass sie den inno-
vativen  Titeldruck- und den Gesamtkataloggedanken einst zum Leben erweckt 
hatte. Dass der damit verbundene Anspruch, dadurch auch zur Führung der 
Zentralkatalogisierung berufen zu sein, mit der DNBg und den Titeldrucken der 
Deutschen Bücherei obsolet wurde, focht die PSB nicht an, die dabei von der um 
Reputa tionsverlust fürchtenden Preußischen Kultusverwaltung unterstützt 
wurde. Dabei befand sich die PSB in einem echten Dilemma, da ihr Führungs-
anspruch nicht mit den ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten korrelierte. 
Zwar besaß sie als größte deutsche Bibliothek und als Landesbibliothek des 
größten deutschen Staates eine exponierte Stellung, war aber eben ›nur‹ eine Lan-
desbibliothek mit preußischem Pflichtexemplar und konnte somit die von ihr 
erhobenen Ansprüche, Nationalbibliothek und Katalogisierungszentrale zu sein, 
schon wegen des ihrer Sammelpolitik zugrunde liegenden Auswahlprinzips nur 
partiell umsetzen. Ihr trotzdem zur Schau gestelltes prätentiöses Gehabe, ein Re-
siduum altpreußischer aber inzwischen völlig unzeitgemäßer Dominanzansprü-
che, setzte sich auch während der NS-Zeit fort. Durch den Druck Leipzigs (DB, 
Goerdeler), des Reichsfinanzministeriums und zum Teil auch des Propaganda-
ministeriums kam es 1935 aber nur vermeintlich zu einem ›Religionsfrieden‹, 
denn die Auseinandersetzung um die Frage der Titeldrucke wurde nun in einem 
törichten ›Stellvertreterkrieg‹ durch die österreichischen Bibliotheken fortge-
setzt, der den substanziierten Plan einer Zentralkatalogisierung ad absurdum 
führte. 

Die Auseinandersetzungen um die Titeldruckfrage und den Deutschen Ge-
samtkatalog verweisen auf den für das deutsche Bibliothekswesen spezifischen 
Umstand einer fehlenden Nationalbibliothek. Obwohl die Deutsche Bücherei 
mit der zentralen Bibliographierung und Katalogisierung ihre »nationale Funk-
tionalität« unter Beweis stellte und ihr aufgrund ihres spezifischen Sammelauf-
trages für die Zeit ab 1913 die Rolle eines »nationalen Gedächtnisses« zuzu-
schreiben war, war sie eben doch keine Nationalbibliothek.18 Zwar hatte man im 
Gründungsdiskurs der DB immer wieder mit dem Gedanken der Schaffung einer 
›Zentral‹- oder ›Reichsbibliothek‹ gespielt, im Grunde konnte jedoch die einer 
solchen Bibliothek zufallenden Aufgaben in Deutschland keine Bibliothek allein 
leisten. Da die beiden Staatsbibliotheken in Berlin und München über die umfas-
sendsten Bestände an alter deutscher Literatur verfügten, und die DB das seit 
1913 erscheinende deutsche Schrifttum vollständig erfasste, bildete erst das En-
semble dieser drei großen Bibliotheken zusammen das deutsche Pendant zu den 
als Modellinstituten wahrgenommenen Nationalbibliotheken in Paris, London 

18 Heber, Bibliothek, S.�16; Middell, Wissen, S.�132.
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und Washington. Diese Idee einer ›verteilten Nationalbibliothek‹ (PSB, BSB, 
DB) wurde schon 1919 postuliert. Zu ihren Verfechtern gehörten auch Minde-
Pouet und Uhlendahl, die diesen Standpunkt mit der Frage der Nationalbiblio-
graphie und der darauf fußenden arbeitsteiligen Zentralkatalogisierung verban-
den. Dies alles kollidierte jedoch mit dem Führungsanspruch der PSB, welche im 
Schulterschluss mit dem Reichserziehungsministerium nach »einer reichsein-
heitlichen Bibliotheksorganisation« strebte, an deren Spitze sie als National-
bibliothek stehen sollte.19 Infolge der sich zwischen Berlin und Leipzig weiter 
zuspitzenden Auseinandersetzung in der Titeldruckfrage ging es schließlich im-
mer weniger um die mit dem Titel ›Reichs‹- oder ›Nationalbibliothek‹ eigentlich 
verbundenen Aufgaben, sondern nur noch um den Begriff selbst. Dazu ließ sich 
auch die DB hinreißen, die sich mit Rückendeckung durch das Propaganda-
ministerium nun selbst als Deutsche Nationalbibliothek bezeichnete. 

Als eine weitere ›Besonderheit‹ zeichnete die Deutsche Bücherei aus, dass sie 
als einzige, obendrein in privatgewerblicher Trägerschaft befindliche Bibliothek 
Deutschlands, aus Reichsmitteln finanziert wurde. Verweist bereits dieser exklu-
sive Ressourcenzugang auf eine spezifische Staats- und Politiknähe der DB, so 
leitete sich aus diesem Umstand auch ein ›besonderer‹ Anspruch des Reiches an 
die Anstalt ab, die in zunehmendem Maße Aufgaben im ›Reichsinteresse‹ über-
nahm. Dafür stand bereits während des Ersten Weltkrieges das von den Militär-
behörden in der DB eingerichtete »Buchprüfungsamt«, das gleich in doppelter 
Hinsicht einen Präzedenzfall darstellte, zum einen im Hinblick auf die nach 1933 
im Haus der DB angesiedelten NS-Dienststellen, zum anderen im Hinblick auf 
Zusammenarbeit der Bibliothekare mit den Zensurinstanzen des nationalsozia-
listischen Verfolgungsapparates. In gewisser Weise galt dies auch für die 1927 in 
der DB eingerichtete Oberprüfstelle für Schmutz- und Schundschriften, welche 
das Instrument der Indizierung mittels öffentlicher Verbotslisten vor 1933 ge-
sellschaftsfähig machte und in der Bibliothekare wie Uhlendahl an prominenter 
Stelle mitwirkten. Auch die von der DB 1927 im Auftrag des RMdI übernom-
mene Bearbeitung der Bibliographie der amtlichen Druckschriften entsprang 
einem bildungs- und kulturpolitischen Bedürfnis des Staates. Nach der Macht-
übergabe an die Nationalsozialisten entwickelte sich die DB zu einem effektiven 
Dienstleister der staatlichen und damit nationalsozialistischen Schrifttumspoli-
tik. So förderten die Bibliographen der Deutschen Bücherei die Indizierungspra-
xis des NS-Regimes durch ihre eifrige Mitarbeit an den ›Schwarzen Listen‹ und 
entwickelten aus der dilettantisch zusammengestellten ›Liste des schädlichen 
und unerwünschten Schrifttums‹ ein im Interesse des Regimes schlagkräftiges 
Zensurinstrument. Der Chef der Erwerbungsabteilung der DB organisierte und 
verwaltete im Auftrag des Propagandaministeriums nicht nur einen exorbitanten 
Bücherraub (Bücherverwertungsstelle Wien), sondern war ebenso für die Ver-

19 Schochow, Staatsbibliothek, S.�53.
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teilung des Beuteguts zuständig. Die Kataloge, Karteien und bibliographischen 
Verzeichnisse der Deutschen Bücherei bildeten überdies wichtige nachrichten-
dienstliche Grundlagen für die Schrifttumsüberwacher aus Himmlers Verfol-
gungsapparat, während sich die blitzschnelle und effektive Auskunftsabteilung 
der DB zu einem hochfunktionalen Informationspool für Wissenschaft, Staat, 
Industrie und Militär entwickelte. Ein bedrückendes Beispiel hierfür bildete die 
im Auftrag des Propagandaministeriums von den Bibliothekaren der Deutschen 
Bücherei in Angriff genommene ›Jüdische Bibliographie‹, die einem rassistisch-
eliminatorischen ›Staatsinteresse‹ des NS-Regimes entsprang und mit der von 
ihm angestrebten Ausgrenzung der Juden aus dem Kulturleben und der Vernich-
tung ihrer kulturellen Überlieferungen in engem Zusammenhang stand.

Als junge Bibliothek ohne eigene Tradition war die DB nicht nur geneigt, sich 
eine solche anzueignen bzw. zu konstruieren (Reichsbibliothek von 1848), son-
dern auch ›durch Dienen selbst zum Herrscher‹ zu werden und sich auf diese 
Weise im deutschen Bibliothekswesen an führender Stelle zu etablieren. Auf den 
daraus resultierenden Profilierungsdrang (Zentralkatalogisierung) der DB wurde 
bereits verwiesen. Dieser zeigte sich nicht nur unter Minde-Pouet, sondern auch 
unter Uhlendahl, unter dem 1945 mehr als zwanzig Bibliographien bearbeitet 
wurden. Der hierbei zutage tretende Aktivismus stellte bisweilen auch eine Form 
unnötiger Doppelarbeit dar, weil diese oft ›lebensschwachen‹ Bibliographien 
meist defizitär arbeiteten und für sie zumindest in einigen Fällen kein Bedarf be-
stand, denn die in ihnen gesondert hervorgehobenen Schrifttumsgruppen (z.�B. 
Hochschulschriften, Amtliche Druckschriften) wurden zu einem großen Teil 
bereits durch die Deutsche Nationalbibliographie abgedeckt. Die Vielzahl der 
von der DB bearbeiteten Verzeichnisse erfüllte gleichwohl mehrere symbolische 
Zwecke: Zunächst sollte damit ihre Stellung als bibliographische Zentrale im 
deutschen Bibliothekswesen behauptet werden. Darüber hinaus konnte sie sich 
als Dienstleister für Politik, Wirtschaft und Wissenschaft empfehlen. Schließlich 
dienten die Bibliographien als Druckmittel, um den jährlich steigenden Bedarf 
der DB an Haushalts- und Personalmitteln zu legitimieren.

Hinter dieser Eilfertigkeit stand auch die unter den Bibliothekaren verbreitete 
Auffassung, Staatsdiener zu sein, was die Deutsche Bücherei immer näher an den 
Staat heranrücken ließ. Allerdings war diese Entwicklung von Beginn an inten-
diert. Dies offenbarten ihr ›staatswichtiger‹ Gründungsimpetus und die damit 
verbundene Hoffnung, dass sich das Reich einst an der Finanzierung der Deut-
schen Bücherei beteiligen werde, was 1923 tatsächlich eintrat. Spätestens seit die-
sem Zeitpunkt war die DB Teil der Reichskulturpolitik, was ihre guten Bezie-
hungen zum Weimarer Reichsinnenministerium ebenso erklärt, wie ihre 
weitgehend erfolgreichen Bemühungen, durch gezielte Imagepflege und Öffent-
lichkeitsarbeit Politiker, Parteien und Presse in ihrem Sinne zu beeinflussen oder 
im Kampf gegen die PSB zu instrumentalisieren. Die Deutsche Bücherei bewegte 
sich folglich nie in einem politikfreien Raum, vielmehr fand zu allen Zeiten ein 
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reger Austausch zwischen DB und Politik statt, indem die Bibliothekare ihnen 
nützliche finanzielle, kognitive oder ideelle Ressourcen aus der politischen 
Sphäre für ihre Zwecke mobilisierten, während Staat und Politik die DB und ihre 
spezifischen Ressourcen für ihre Zwecke nutzten. Dies galt insbesondere für die 
NS-Zeit, in der sich die Beziehungen der DB zur Politik, insbesondere zu dem 
ihr vorgesetzten Propagandaministerium intensivierten, während sich ihr Ver-
hältnis zum Börsenverein zusehends verschlechterte, der die DB sogar durch 
einen ›Sonderbeauftragten‹ überwachen ließ.

Aus ihrer Staats- und Politiknähe leitete sich vor allem nach 1933 eine ›weiter 
zunehmende Politisierung‹ der Deutschen Bücherei ab, sowohl in ihrer inneren 
Entwicklung als auch in ihrer gezielten öffentlichen Inszenierung nach außen. 
Dies zeigte sich zunächst im Bereich ›Personal und Personalpolitik‹, wobei sich 
im Vergleich zu anderen Bibliotheken und wissenschaftlichen Einrichtungen ge-
rade hier keine ›Besonderheiten‹ ergaben. Die Mitarbeiter der Deutschen Büche-
rei nahmen nicht nur »tätigen Anteil an der Neugestaltung der politischen Ver-
hältnisse«, sondern waren zum Teil selbst Auslöser dieser »Neugestaltung«.20 
Zudem fällt auf, dass in der DB und ihren Führungsgremien kaum Anzeichen zu 
erkennen waren, die von den Entlassungen Betroffenen zu schützen oder sich für 
sie zu verwenden. In der Regel beschränkte sich das Handeln der DB-Direktion 
auf die »pflichtgemäße Ausführung der ministeriellen Vorgaben«. In gleich meh-
reren Fällen gingen die Entlassungen jüdischer und politisch unliebsamer Biblio-
thekskollegen sogar auf Denunziationen aus der ›Gefolgschaft‹ der DB zurück. 
Selbst die Verhaftung Uhlendahls war auf eine Anzeige aus dem Kreis der Deut-
schen Bücherei zurückzuführen. Gerade der ›Fall Uhlendahl‹ wurde durch be-
sonders eifrige Nationalsozialisten im DB Kollegium ausgelöst, die sich im Sog 
der ›Machtergreifungsphase‹ im Aufwärtstrend wähnten. Erst nachdem diese 
Kräfte an die ihnen von den alten und neuen Führungseliten gesetzten Grenzen 
stießen und die DB verließen, legte sich die durch die ›NS-Revolution‹ ausgelöste 
Unruhe am Deutschen Platz. Dies hing auch damit zusammen, dass man die 
durch die gesetzlichen Maßnahmen (z.�B. Berufsbeamtentum, Doppelverdiener-
Kampagne) an der DB frei gewordenen Stellen in vielen Fällen mit Nationalso-
zialisten besetzte. Gleichwohl ließ man sich dabei aber meist von fachlichen Ge-
sichtspunkten leiten und schaute erst danach auf das Parteibuch. Das 
prominenteste Beispiel hierfür war der neue Stellvertreter Uhlendahls, der für 
Personalfragen zuständige Werner Rust. Zwar war der Pragmatiker in seiner na-
tionalsozialistischen Haltung über jeden Zweifel erhaben, ließ sich bei seinen 
Entscheidungen aber in der Regel von bibliothekarisch-funktionalen anstatt 
politischen Gesichtspunkten leiten und wurde meist dann aktiv, wenn es darum 
ging, die DB vor den Angriffen allzu beflissener NS-Stellen zu schützen. Dabei 
konnte Rust als Personalreferent der DB auf den aus Sicht des NS-Regimes über-

20 Bericht über die Verwaltung der DB (1931-1937), S.�51.
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aus ›erfreulichen‹ Umstand verweisen, dass sich erstaunlich viele ›DB-Gefolg-
schaftsmitglieder‹ der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen anschlossen und 
sich dort zum Teil aktiv engagierten. So sahen sich die Behörden im Zuge der 
Entnazifizierung nach 1945 gezwungen, allein 80 Mitarbeiter der Deutschen Bü-
cherei zu entlassen, was etwa vierzig Prozent der gesamten Belegschaft ent-
sprach. 

Eine spezifische Form der ›Politisierung‹ der DB offenbarte die tätige Anteil-
nahme ihrer Mitarbeiter an öffentlichen Kundgebungen, Maiaufmärschen und 
Winterhilfswerk-Sammlungen sowie ihre von NS-Phraseologie durchzogenen 
›Kameradschaftsabende‹, auf denen auch antisemitische Lieder gesungen wur-
den. Derartig rassistisch motivierte Grundauffassungen offenbarten im übrigen 
auch verschiedene im Zweiten Weltkrieg verfasste Feldpostbriefe, die auf Mit-
arbeiter der Deutschen Bücherei zurückgingen. Bemerkenswert erscheint in die-
sem Zusammenhang die in der DB auf die Spitze getriebene Anpassungsbereit-
schaft im Hinblick auf die NS-Symbolik – vor allem die Affäre um die wieder 
entfernten NS-Bilder im Neuen Lesesaal – und der nach 1933 entfesselte Bilder-
sturm, der sich gegen die Kunstwerke (Büsten) und Vermächtnisse (GdF-Stifter-
tafeln) jüdischer Künstler sowie Förderer und Mäzene der Bücherei richtete. 

Bevor die Deutsche Bücherei ›unliebsame‹ Nutzer ausschloss, wurden zu-
nächst missliebige Bücher und Zeitschriften der Benutzung entzogen. Hiermit 
begannen die Leipziger Bibliothekare bemerkenswert früh und ohne dass vorher 
entsprechende Weisungen der Behörden oder des Börsenvereins ergangen wa-
ren. So wurde von Uhlendahl bereits im März 1933 veranlasst, jene Schriften, 
»die mit den nationalen Bestrebungen der Regierung nicht vereinbar« seien, aus 
den Lesesälen zu verbannen, im Geheimmagazin unterzustellen und nur unter 
bestimmten Bedingungen herauszugeben. Während Juden in der Stadtbibliothek 
Leipzig schon 1935 der Zutritt verwehrt wurde, hielten sich die großen wissen-
schaftlichen Bibliotheken Sachsens in dieser Frage noch weitgehend zurück. Mit 
der Verkündung der ›Nürnberger Rassegesetze‹ kam es aber zu einer Verschär-
fung der antijüdischen Maßnahmen, in deren Ergebnis es ab Oktober 1937 
reichsdeutschen Juden untersagt wurde, die Deutsche Bücherei zu benutzen. 

Eine wichtige Form der bibliothekarischen Imagepflege und Öffentlichkeits-
arbeit bildeten Ausstellungen. Zwar tat man sich im Vergleich zur Weimarer Re-
publik hier nach 1933 nicht sonderlich hervor, zeigte aber als erste deutsche 
 Bibliothek eine Ausstellung über nationalsozialistisches Schrifttum, aus der eine 
Art Musterkatalog für NS-Sammlungen hervorging, der auch die Grundlage für 
die im Neuen Lesesaal ab 1936 aufgebaute NS-Bibliothek bildete. Durch die im 
Zusammenhang mit der NS-Schrifttumsausstellung 1933 von ihr postulierte 
Schaffung einer »Nationalsozialistischen Bibliographie« gab sich die DB nicht 
nur ein besonders aktives Gepräge, sondern holte sich mit der ideologisch exal-
tierten PPK schließlich auch eine der zentralen schrifttumspolitischen Kontroll-
instanzen des NS-Regimes gewissermaßen selbst ins Haus.
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Dies verweist auf eine weitere ›Besonderheit‹, ja ein Alleinstellungsmerkmal 
der DB. Im Unterschied zu den übrigen wissenschaftlichen Bibliotheken unter-
hielten mit dem SD, der PPK und dem RMVuP zentrale schrifttumspolitische 
Kontrollinstanzen eigene Dependancen an der DB, die sich den Informations-
pool der DB und ihre spezifischen Aufgaben für die ihnen obliegenden Aufgaben 
auf dem Gebiet der Kulturpolitik zunutze machten. Durch die PPK wurde der 
DB die Federführung über die von ihr inaugurierte ›NS-Bibliographie‹ zwar ent-
rissen, gleichwohl profitierte sie von ihrer Kooperation mit der Prüfungskom-
mission, da deren Chef, Philipp Bouhler, im Sommer 1934 sämtliche Dienststel-
len der NSDAP anwies, ihre Veröffentlichungen unaufgefordert und kostenlos 
an die DB zu überweisen. Damit wurde nicht nur eine ideale Grundlage für die 
von der DB weiterhin bearbeitete NS-Bibliographie geschaffen, die Bibliothek 
entwickelte sich darüber hinaus zu einer Art nationalsozialistischer Muster-
sammlung. Ähnliche ›Synergieeffekte‹ ergaben sich für die DB aus der Koopera-
tion mit dem Sicherheitsdienst der SS, der im Vergleich zu den mit ihm um Ein-
fluss konkurrierenden NS-Zensurinstanzen die stringentesten Strukturen der 
Schrifttumskontrolle etablierte. Indem die DB ihre Bestände und ihr System der 
Informationsbeschaffung in den Dienst der Gegnerforscher Himmlers und Hey-
drichs stellte, war sie dem Terrorapparat des NS-Regimes in einem Maß zu 
Diensten, das weit über das der übrigen Bibliotheken hinausging und offenbarte, 
auf welch spezifische Weise die vermeintliche ›Friedensprovinz‹ der Bibliothe-
ken zur Grundlage der Verfolgungspraxis totalitärer Regime werden kann. Glei-
ches galt auch für die Bibliographen der Deutschen Bücherei, welche im Auftrag 
des Propagandaministeriums an der »Jüdischen Bibliographie« arbeiteten und 
damit ein Instrument schufen, das die von den Nationalsozialisten angestrebte 
Exklusion der Juden aus der deutschen Gesellschaft nun auch auf der Ebene der 
Schrifttums- und Literaturpolitik in die Wege leiten sollte.

Aus ihrer Nähe zu den verbrechensnahen Komplexen Himmlers und Goeb-
bels’ eröffneten sich für die Deutsche Bücherei bisher kaum wahrgenommene 
Handlungsspielräume, die sie in ihrem Interesse zu nutzen verstand. Besonders 
deutlich wurde dies etwa bei der von der Reichskulturkammer am 20. September 
1935 erlassenen Anordnung über die »Ablieferung von Druckschriften an die 
Deutsche Bücherei in Leipzig«, die der DB im Grunde das lange angestrebte 
Reichspflichtexemplar sicherte und damit allen gleichgerichteten Bestrebungen 
der PSB das Wasser abgrub. Tatsächlich hatte die DB an der Entstehung dieser 
Verordnung maßgeblichen Anteil, immerhin stammte der Entwurf dazu aus ih-
rem Haus. Darin offenbarte sich ein immer wiederkehrendes Prinzip in der In-
teraktion zwischen DB und Propagandaministerium, denn es gehörte zur gängi-
gen Praxis des sich selbst mobilisierenden Uhlendahls, den Behörden oder den 
von ihm instrumentalisierten Instanzen (z.�B. OBM Goerdeler) fertig ausgearbei-
tete Entwürfe für Anordnungen oder Entscheidungen vorzulegen, welche die 
DB begünstigten und anschließend durch ›die Politik‹ sanktioniert wurden. Das 
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Beispiel der RKK-Anordnung von 1935 und mehr noch das wiederholt zu beob-
achtende proaktive Vorgehen der DB-Direktion, das der deutschen Wehrmacht 
gewissermaßen auf dem Fuß folgte und die Sammelaufgabe der Bücherei sukzes-
sive auf die besetzten Gebiete Europas ausdehnte, belegen, dass Uhlendahl und 
die DB in der Frage der Erwerbungspolitik und bei der Bestandserweiterung 
durch Raubaktionen sehr energisch vorgingen und die sich ihnen bietenden 
Handlungsspielräume nutzten, insbesondere wenn es darum ging, Vorteile zu 
erzielen oder ihrer Konkurrenz in Berlin eins auszuwischen. Gerade dies ist ein 
schlagender Beleg dafür, dass von einer ›Ausnutzung‹ der DB durch die Behör-
den nicht die Rede sein kann, sondern sie selbst Teil eines sich gegenseitig be-
günstigenden Austauschverhältnisses zwischen Staat und Wissenschaft war.

Auch die Finanzierung der DB spiegelte dies wider. Während dem Börsenver-
ein die Erhöhung seines Werbungskostenbeitrags immer wieder mühevoll abge-
rungen werden musste, stiegen die Ausgaben der drei Garanten kontinuierlich 
an, während etwa die Haushaltsentwicklung der PSB Schwankungen unterwor-
fen war und viele Bibliotheken nach Kriegsbeginn deutliche Etateinbußen zu 
verkraften hatten. Ihre günstige Haushaltslage wirkte sich positiv auf die lange 
problematische Personalentwicklung der DB aus, die 1940 immerhin den zweit-
größten Personalstand unter den Bibliotheken aufwies. Ein weiteres Indiz für die 
Förderung der DB durch das RMVuP war die eben erwähnte ›RKK-Anordnung‹ 
vom 20. September 1935, die allen der Reichskulturkammer unterstehenden Ein-
zelpersonen, Verbände und sonstigen Stellen zur Pflicht machte, die von ihnen 
herausgegebenen Druckschriften unentgeltlich an die DB abzuliefern. Diese Be-
stimmung sicherte der DB ein Reichspflichtexemplar und weichte ihre Bindun-
gen an den Börsenverein auf, da sie nun nicht mehr auf das Wohlwollen der Ver-
leger angewiesen war. Darüber hinaus zeigte sich Goebbels darum bemüht, die 
DB auch gegenüber den Staatsbibliotheken in Berlin und München aufzuwerten, 
indem er Uhlendahl 1938 zum Generaldirektor ernannte. 

Aus ihrem Kooperationsverhältnis zum NS-Regime zog die DB weiteren 
Nutzen. So verbanden Bibliothekare der DB bereits ihre Mitarbeit an den 
›Schwarzen Listen‹ des Kampfbundes für deutsche Kultur 1933 damit, nachzu-
prüfen, »inwieweit die von der Studentenschaft beschlagnahmte Literatur die 
Bestände der Deutschen Bücherei ergänzen« konnte. Im Zuge des ›Anschlusses‹ 
Österreichs wurde der Chef der DB-Erwerbungsabteilung, Albert Paust, mit der 
Leitung der »Bücherverwertungsstelle Wien« betraut, welche eine unvorstell-
bare Büchervernichtung in Österreich zu verantworten hatte. Paust war nicht 
nur für die Koordination des Raubs, sondern zwischenzeitlich auch für die Ver-
teilung der beschlagnahmten Literatur verantwortlich, von der nicht zuletzt die 
DB unmittelbar profitierte. Zu betonen ist in diesem Zusammenhang, dass es 
sich bei den in Österreich beschlagnahmten Werken ›nur‹ bei einem Viertel tat-
sächlich um ›unerwünschtes‹ Schrifttum handelte. Trotzdem wurden mehrere 
Hunderttausend Bände makuliert, was – abgesehen von dem hinter der Aktion 
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stehenden Rechtsbruch – auch eine unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten kei-
neswegs zu rechtfertigende Handlung darstellte. Dass sich die Deutsche Büche-
rei auch in der Folge in Kooperation mit der Gestapo, dem SD und den NS-Be-
satzungsbehörden beschlagnahmte Literatur aneignete, wurde am Beispiel der 
von Paust durchgeführten Werbereise durch die besetzten Westgebiete deutlich 
gemacht, was die Bibliothekare der DB gleichermaßen zu Tätern und Profiteuren 
des NS-Staates machte.

In der Historiographie zur Geschichte der Deutschen Bücherei wird immer 
wieder darauf verwiesen, dass die Bibliothekare der DB vehement um die Voll-
ständigkeit ihrer bibliographischen Verzeichnisse – insbesondere der Deutschen 
Nationalbibliographie – bemüht waren und sich auch für die Verzeichnung des 
sogenannten ›verbotenen und unerwünschten Schrifttums‹ eingesetzt hätten. Bis 
1933 wurde, auch gegen den Widerstand des Börsenvereins, keine Schrift wegen 
ihres politischen Inhalts von der Aufnahme in die DNBg ausgeschlossen. Aller-
dings ließ der Leiter der Bibliographischen Abteilung der DB, Wilhelm Frels, 
unmittelbar nach der Machtübergabe an die Nationalsozialisten »marxistische 
Propagandaliteratur« nicht mehr ins Tägliche Verzeichnis und auch nicht in die 
DNBg aufnehmen, sondern leitete diese gleich an das Halbjahresverzeichnis wei-
ter, ohne dass dazu entsprechende Anweisungen seitens der Behörden ergangen 
waren. Auf diese Weise wurde die Anzeige politisch beanstandeter Schriften 
durch die DB erschwert, da diese Literatur nur noch in den mit zeitlicher Ver-
zögerung erscheinenden Halb- bzw. Fünfjahresverzeichnissen angezeigt wurde. 
Da man das Tägliche Verzeichnis, die Reihe A der Deutschen Nationalbibliogra-
phie, das Halbjahresverzeichnis und das fünf Jahrgänge umfassende Deutsche 
Bücherverzeichnis in der DB als »eine Einheit« betrachtete, sicherte sich die DB 
so gegen den Vorwurf, die Vollständigkeit der Bibliographie preiszugeben. Dass 
man am Deutschen Platz aber schon im April 1933 erwog, »marxistische Propa-
gandaliteratur aus Russland« nur noch im Deutschen Bücherverzeichnis zur An-
zeige zu bringen, zeigt eindringlich, dass nun politische Rücksichten die Arbeit 
der Bibliographen bestimmten. Das von den Bibliothekaren der DB nach außen 
postulierte Ideal einer vollständigen Bibliographie des deutschsprachigen Schrift-
tums wurde von ihnen aber selbst nicht aufrechterhalten, denn schon im Früh-
jahr 1935 räumte Frels Lücken in der Verzeichnung ein, da Literatur, die bereits 
vor ihrem Eingang in die DB verboten war, weder im Täglichen Verzeichnis 
noch in der Nationalbibliographie angezeigt wurde und auch nicht in die kumu-
lierenden Halb- und Mehrjahresverzeichnisse gelangte. Solche Werke wurden 
lediglich in einer sogenannten »Geheimkartei« vermerkt und sekretiert. Das 
Prinzip der Vollständigkeit der Deutschen Nationalbibliographie war also schon 
durchbrochen, bevor es zu dem berüchtigten RMVuP-Erlass vom 12. Oktober 
1936 kam, der festlegte, dass verbotene und von Emigranten geschriebene sowie 
deutschfeindliche und bolschewistische Literatur nicht mehr in die Bibliogra-
phie aufzunehmen sei. Im Zusammenhang mit der ab 1939 herausgegebenen 
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»Liste der in der Deutschen Bücherei unter Verschluss gestellten Druckschrif-
ten« wurde in der historischen Forschung betont, Uhlendahl habe sich damit ge-
gen die von den Nationalsozialisten verfügte Nichtanzeige ›unerwünschter‹ 
Schriften in der DNBg verwandt und durch diese »Sonderliste« die Absichten 
der NS-Schrifttumsbürokratie in gewisser Weise unterlaufen. Es ist sicher nicht 
von der Hand zu weisen, dass mit der – DB-intern auch als »Ergänzung« zur 
DNBg betrachteten – Liste versucht wurde, den von Uhlendahl verfolgten An-
spruch auf Vollständigkeit der Bibliographie wiederherzustellen. Dahinter stand 
aber keine wie auch immer geartete Oppositionsleistung. Das primäre Ziel dieser 
Liste bestand darin, den NS-Behörden und den wissenschaftlichen Bibliotheken 
einen funktionalen Index in die Hand zu geben.

Die Deutsche Bücherei entwickelte sich demnach immer stärker von einem 
Dienstleister für den Buchhandel und die Wissenschaft zu einem Dienstleister 
für den Staat. Gerade deswegen wurde das Hakenkreuz auch für sie in Wirklich-
keit erst nach 1945 zu einem Leidenssymbol.21 Auch für sie erwies sich die Zeit 
des Nationalsozialismus letztlich als »Erfolgsgeschichte«, denn aufgrund ihrer 
›besonderen‹ Sammelfunktion, ihres ›besonderen‹ Dienstleistungscharakters und 
ihrer ›besonderen‹ Staatsnähe gehörte sie zu den »vom NS-Regime privilegierten 
Institutionen«.22 Dies korrespondierte mit einer retrospektiv erstaunlich er-
scheinenden Anpassungsleistung seitens der Bibliothekare der Deutschen Bü-
cherei, die sich nicht nur systemkonform verhielten, sondern dem NS-Regime 
bereitwillig zuarbeiteten und davon profitierten. Das von ihnen nach 1945 kon-
struierte Narrativ ihrer vermeintlichen Distanz und Regimeferne sowie ihrer 
›Ausnutzung‹ durch die Nationalsozialisten wird dadurch erheblich relativiert. 
Dies gilt ebenso für das nach dem Ende des ›Dritten Reiches‹ sorgsam gepflegte 
exkulpatorische Diktum eines dem Beruf der Bibliothekare vermeintlich inne-
wohnenden »Nimbus’ von Entrücktheit und Alltagsferne«.23 Abgesehen davon, 
dass sich Bibliotheken nie in einem politikfreien Raum bewegen, hatte Deutsch-
lands oberster Bibliotheksadministrator Rudolf Kummer bereits 1938 unmiss-
verständlich deutlich gemacht, dass der Berufsstand des wissenschaftlichen Bi-
bliothekars ein durch und durch politischer sei.24 Das »Phänomen des scheinbar 
weltfremden, jedoch selbstverständlich nationalkonservativen Anschauungen 
zuneigenden« Bibliothekars, verdient aber noch in anderer Hinsicht Bedeutung. 
Zwar zählte das Gros der DB-Bibliothekare nicht zu den »eigentlichen Natio-

21 In Anlehnung an den Befund Rüdiger Hachtmanns betr. die Kaiser-Wilhelm-Ge-
sellschaft in der NS-Zeit. Vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�19.

22 Ebd., S.�20.
23 Herbert, Ulrich: Der Deutsche Professor im Dritten Reich. Vier biographische 

Skizzen, in: Orth, Karin u. Willi Oberkrome (Hg.): Die Deutsche Forschungsge-
meinschaft 1920-1970. Forschungsförderung im Spannungsfeld von Wissenschaft 
und Politik, Stuttgart 2010, S.�484-502, hier S.�484.

24 Vgl. Kummer, Bibliothekswesen (ZfB), S.�405.
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nalsozialisten«, aber der Anspruch der NS-Bewegung, ›Parteiengezänk‹ und 
›Klassenkampf‹ zu beseitigen und alle Kräfte für den Wiederaufstieg des krisen-
geschüttelten Deutschland zu mobilisieren, besaß für das deutsche Bildungsbür-
gertum, das den Schock des Versailler Vertrages noch nicht überwunden hatte 
und sich mit der demokratischen Herrschaftsform der Weimarer Republik nie 
recht arrangieren konnte, eine beträchtliche Anziehungskraft.25 Wie viele Be-
rufskollegen setzten sie ihre Karriere nach 1933 fort und konzentrierten sich auf 
ihr Tagesgeschäft. Kritisch reagierte man nur, wenn das NS-Regime daran ging, 
die eigenen Kompetenzen und Spielräume einzuengen. Mit dieser »in Nebenfra-
gen kritischen Wahrnehmung, in der Hauptsache aber loyalen Haltung« gegen-
über der Regierung, war bei den Bibliothekaren der DB die Bereitschaft verbun-
den, auch solche Arbeiten zu fördern, die dem ›Sicherheitsinteresse‹ des Regimes 
gegenüber ›Reichsfeinden‹ dienten oder einen Beitrag zur Realisierung der von 
ihm proklamierten ›Volksgemeinschaft‹ und der damit zusammenhängenden Ex-
klusion ›Gemeinschaftsfremder‹ leisteten.26

»Zustimmung im Ganzen, oft verbunden mit Skepsis und Kritik im Einzel-
nen« – so vielleicht könnte man die Haltung der vermutlichen Mehrheit im aka-
demischen Milieu zum NS-Regime bis 1939 zusammenfassen.27 Diese Konstel-
lation veränderte sich mit dem Beginn des Krieges »noch einmal dramatisch, als 
nun die patriotischen Reflexe bei allen national Gesinnten […] durchschlugen«, 
»kritische Einwände gegen diese oder jene Maßnahme Hitlers zurückstanden« 
und selbst solche Maßnahmen gerechtfertigt wurden, die man wenige Jahre zu-
vor noch als beschämend empfunden hätte.28 Dies offenbarten nicht nur die 
Feldpostbriefe der an der Front stehenden DB-Mitarbeiter, die eine unverhoh-
lene, zuweilen rassistische Überlegenheitsattitüde gegenüber den von ihnen mit 
Krieg, Leid und Vernichtung heimgesuchten Völkern an den Tag legten, sondern 
auch das eilfertige proaktive Vorgehen der DB in Bezug auf ihre Erwerbungspo-
litik, das ebenso eine Grenzüberschreitung markierte, wie ihr gezielter Raub in 
den besetzten Gebieten. In gewisser Weise zählte hierzu auch der Einsatz von 
Kriegsgefangenen in der DB. Die völlige »Identifikation mit dem im Krieg be-
findlichen und als bedrängt angesehenen Deutschland verlor ihre Bindungskraft 
erst in der letzten Kriegsphase, als die drohende Niederlage und die fortschrei-

25 Vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S.�55. Zum »apologetischen Konstrukt 
des ›eigentlichen Nationalsozialisten‹ nach 1945« vgl. ebd., S.�1168-1174.

26 Herbert, Professor, S.�498.
27 Ebd., S.�489. Für einen Versuch, die Zustimmung der deutschen Bevölkerung zum 

NS-Regime anhand verschiedener ›Indikatoren‹ festzustellen und an ihrer zeitlichen 
Entwicklung Schwankungen in der Stimmungslage der Deutschen zu rekonstruie-
ren, vgl. Aly, Götz (Hg.): Volkes Stimme. Skepsis und Führervertrauen im Natio-
nalsozialismus, Frankfurt am Main 2006.

28 Herbert, Professor, S.�489.
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tende Zerstörung Deutschlands Hitlers Kriegspolitik widerlegte und die Sorge 
um den Bestand der Nation vor die Identifikation mit seiner Regierung stellte«.29 

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass man am Beispiel der Deutschen Bü-
cherei keine Pauschalerklärungen für das wissenschaftliche Bibliothekswesen 
und kein vollständiges Bild über das Verhalten der Bibliothekare in der NS-Zeit 
ableiten kann, aber es lassen sich doch bestimmte Entwicklungslinien für »gene-
rationelle Prägungen«, bibliotheksspezifische Formationen und Spielräume aus-
machen, die zeigen, dass die Deutsche Bücherei nicht nur »zu Diensten«, son-
dern Teil des NS-Systems und Teil der NS-Herrschaft war, die eben erst durch 
das funktionale Zusammenspiel ›ihrer‹ Institutionen ihre zerstörerische Dyna-
mik entfalten konnte.30 Dies verweist einmal mehr auf die enge Interdependenz 
von Wissenschaft und Politik.31 In der Gesamtschau der NS-Geschichte von 
 Institutionen, Verbänden, Hochschulen und Behörden jedoch bildet die Anpas-
sungsleistung der Bibliothekare der Deutschen Bücherei aber keine ›Besonder-
heit‹ ab. Vielmehr bestätigt die Geschichte der DB den Befund der durchgängig 
reibungsarmen Gleichschaltung und Verschmelzung der Institutionen mit dem 
NS-Herrschafts- und Vernichtungsapparat. Diese gründete sich auf die auch in 
der DB vorherrschende Haltung der verantwortlichen bürgerlich-konservativen 
Bildungseliten.

29 Ebd.
30 Ebd., S.�484, 500.
31 Ash, Wissenschaft (2010), S.�17.
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Tabellen und Übersichten zur Geschichte der DB 

1.  Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei (Einzelwerke und Serien) in bibliographischen Einheiten (1919-1930)1 

Sachgebiet 1919 1920 1921 1922 1923 1924/252 1925/26 1926/27 1927/28 1928/29 1929/30 1930/31

1 Allgemeines 873 828 629 474 549 720 1.043 902 957 1.134 1.150 1.073

2 Theologie 2.593 2.743 2.216 1.668 1.409 2.062 2.626 2.317 2.540 1.976 2.688 2.374

3 Rechtswissenschaft 1.355 1.381 1.194 1.187 690 1.225 1.540 1.608 1.654 1.848 1.420 1.619

4 Staatswissenschaften 3.676 3.703 3.838 3.227 2.559 2.426 3.252 3.212 2.790 3.509 3.806 5.007

5 Medizin 877 1.248 967 1.074 796 928 1.101 1.176 1.062 1.052 1.094 1.192

6 Naturwissenschaften 867 1.242 1.014 1.016 901 981 1.057 1.069 1.172 1.117 1.235 1.314

7 Mathematik 148 237 247 286 316 172 161 199 179 200 246 208

8 Philosophie 595 522 646 592 551 709 756 599 685 627 687 759

9 Pädagogik, 
Jugendbewegung

1.587 2.730 1.870 1.331 673 577 827 959 1.067 1.141 1.093 1.037

10 Schulbücher, 
Stenographie

1.9003 3.295 3.671 3.467 3.139 2.560 2.683

11 Jugendschriften 748 1.098 1.224 1.224 991 674 846

12 Allg. Literaturwissen-
schaft, außereuropäi-
sche Sprachen und 
Literaturen4

9.697 10.702 12.026 12.485 9.980 229 136 182 102 102 151 103

13 Klassische Sprachen 
und Literaturen

111 97 171 117 90 107 112

14 Neuere Sprachen und 
Literaturen: 1. Darstel-
lung und Untersuchung

718 637 747 707 741 836 766

15 Neuere Sprachen und 
Literaturen: 2. Schöne 
Literatur

8.452 8.419 6.205 7.006 5.635 6.576 11.335

16 Musik, Tanz, Theater, 
Kino

562 1.553 914 906 758 670 888

17 Kunst, Kunstgewerbe5 1.230 1.628 1.786 1.525 1.153 1.222 1.127 881 909 932 1.011 998

18 Geschichte, Historische 
Hilfswissenschaften

2.566 3.839 2.367 2.101 1.194 2.066 2.471 1.810 1.903 1.479 1.774 2.562

19 Kriegswissen. 249 116 50 262 141 138 157 318 204 263 185 180

20 Kulturgeschichte, 
Volkskunde, Geheime 
Gesell.

891 974 1.191 1.571 1.370 1.043 2.162 1.327 1.018 1.050 1.324 1.120

21 Erdkunde, Völker-
kunde6

3.277 4.462 1.428 1.247 908 888 1.287 1.008 1.058 857 942 1.179

22 Karten, Atlanten 603 565 510 801 563 917 1.350

23 Technische Wissen-
schaften, Handwerk

651 1.172 1.266 1.096 992 1.186 1.671 3.036 2.622 2.115 2.540 2.572

24 Handel, Verkehr, 
Industrie7

646 805 1.130 1.408 1.232 2.000 2.069

25 Land- und Forstwissen-
schaft

544 492 556 640 357 707 877 1.033 819 1.046 1.290 1.019

26 Sport. Sammelwesen8 457 492 569 417 1.070 400 472

27 Geheimwissenschaften, 
Allgemeine Kalender, 
Verschiedenes9

165 386 379 222 138 46 289

Gesamt 31.676 38.019 33.291 31.782 24.465 31.727 39.589 37.156 37.018 34.805 37.522 45.126



2. Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei (Bücher, Karten, Sammel- und Serienwerke)  
in bibliographischen Einheiten (1931-1944)10 

Sachgebiet 1931/32 1932/33 1933/34 1934/35 1935/36 1936/37 1937/38 1938/39 1939/4011 1940/41 1941/42 1942/43 1943/44 1944/45

1 Allgemeines 1.031 909 752 988 645 730 866 935 1.010 762 791 730 ? 306

2 Religion, Theologie 2.252 2.584 2.470 2.552 3.032 3.325 2.990 3.030 2.292 2.061 1.419 881 ? 391

3 Philosophie, Weltanschau-
ung (Ab 1942: Philoso-
phie, Psychologie)

604 639 695 691 624 589 611 573 541 572 421 216 ? 216

4 Rechtswissenschaft (Ab 
1942: Rechtswissenschaft, 
Verwaltung)

1.493 1.915 1.832 2.113 1.941 2.082 1.371 1.350 1.219 1.537 1.253 2.002 ? 516

5 Wirtschafts- und 
Sozialwiss. (Ab 1942: 
zusätzlich Statistik)

3.427 2.619 2.463 2.297 2.532 2.495 3.018 2.520 2.109 1.793 2.710 2.406 ? 978

6 Politik, Verwaltung (Ab 
1942: Politik, Nationalso-
zialismus)

1.271 1.839 1.492 1.069 1.298 1.386 1.160 1.767 2.207 3.149 2.863 1.286 ? 529

7 Sprach- und Literaturwiss. 886 1.086 950 944 1.065 1.049 1.060 995 751 612 703 792 ? 415

8 Schöne Literatur 5.240 5.029 5.057 5.220 5.883 6.683 6.194 6.480 5.643 5.483 4.011 3.850 ? 3.195

9 Jugendschriften 810 647 807 783 1.187 1.196 1.070 890 643 757 492 492 ? 541

10 Pädagogik, Jugendbewe-
gung (Ab 1942: Erzie-
hungskunde)

900 1.009 761 575 582 737 687 536 436 630 401 210 ? 154

11 Schulbücher 2.114 1.894 1.358 1.265 1.652 1.904 1.576 1.484 1.520 1.290 1.269 1.141 ? 348

12 Bildende Kunst, Kunstge-
werbe

820 663 462 602 645 615 696 695 738 687 877 747 ? 443

13 Musik, Theater, Tanz, 
Rundfunk

799 825 823 679 794 903 786 698 702 1.044 592 995 ? 445

14 Geschichte, Kulturge-
schichte, Volkskunde

3.889 2.575 2.604 2.848 2.924 2.996 2.861 2.620 3.499 2.909 2.571 2.005 ? 697

15 Kriegswissenschaft (Ab 
1942: Wehr- und 
Kriegswissenschaft)

303 372 353 359 496 634 1.022 713 515 704 524 876 ? 552

16 Erd- und Völkerkunde 1.199 1.057 886 883 911 816 1.185 1.471 1.071 1.184 1.183 1.028 ? 319

17 Karten und Atlanten 1.402 1.194 1.179 1.409 1.535 1.366 1.949 1.671 1.085 410 514 578 ? 295

18 Medizin (Ab 1942: 
zusätzlich Rassen- und 
Vererbungslehre)

1.184 1.020 942 894 1.103 1.085 1.136 1.248 1.253 1.135 1.315 1.253 ? 831

19 Mathematik, Naturwis-
senschaften

1.339 1.358 1.474 1.279 1.615 1.735 1.844 1.734 1.484 1.222 1.280 1.221 ? 486

20 Technik, Handwerk 2.226 3.512 2.281 2.314 2.740 2.778 4.675 4.301 3.230 3.275 3.164 3.360 ? 1.271

21 Handel, Verkehr 1.480 1.599 1.065 1.021 1.219 1.455 1.828 1.148 992 738 1.086 1.157 ? 282

22 Land-, Forst-, Hauswirt-
schaft (Ab 1942: 
Land- und Forstwirt-
schaft)

991 931 878 798 1.203 1.264 1.336 1.136 1.115 1.041 1.281 1.016 ? 493

23 Turnen, Sport, Spiele (Ab 
1942: Leibesübungen, 
Spiele)

371 362 360 433 561 578 443 471 301 216 220 213 ? 79

24 Verschiedenes (Ab 1942 
zusätzlich Hauswirt-
schaft)

156 178 186 108 88 123 212 155 276 234 200 193 ? 69

Gesamt 36.187 35.816 32.130 32.124 36.275 38.524 40.576 38.621 34.632 33.445 31.140 28.088 ? 13.841



3.  Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei (Zeitschriften) in bibliographischen Einheiten (1922-1930)12 

Sachgebiet 1922 1923 1924/2513 1925/26 1926/27 1927/28 1928/29 1929/30 1930/31

1 Allgemeines 2.058 1.689 1.347 1.926 2.219 2.182 1.851 2.687 2.348

2 Theologie 1.801 1.168 1.085 1.540 1.599 1.283 1.170 2.097 1.726

3 Rechtswissenschaft 207 167 194 271 289 229 300 454 430

4 Staatswissenschaften 7.556 7.346 2.780 3.813 5.006 3.321 3.697 6.663 6.983

5 Medizin 621 601 614 629 689 706 586 903 1.038

6 Naturwissenschaften 393 415 377 415 487 476 506 700 486

7 Mathematik 40 40 45 21 53 38 50 67 53

8 Philosophie 86 97 62 78 87 84 114 186 118

9 Pädagogik, Jugendbewegung 458 429 372 521 650 548 499 818 726

10 Schulbücher, Stenographie 5614 17 3 - 49 71 102

11 Jugendschriften 99 76 11 71 126 174 170

12 Allg. Literaturwissenschaft, außereuropäi-
sche Sprachen und Literaturen15

306 268 228 158 162 116 263 218 120

13 Klassische Sprachen und Literaturen

14 Neuere Sprachen und Literaturen: 1. 
Darstellung und Untersuchung

15 Neuere Sprachen und Literaturen: 2. 
Schöne Literatur

16 Musik, Tanz, Theater, Kino 141 198 283 293 317 458 422

17 Kunst, Kunstgewerbe16 617 451 135 248 273 228 244 212 212

18 Geschichte, Historische Hilfswissenschaf-
ten

1.162 538 457 531 912 702 618 1.013 971

19 Kriegswissenschaft 345 262 108 171 165 185 219 293 167

20 Kulturgeschichte, Volkskunde, Geheime 
Gesell.

861 673 266 467 415 304 158 138 92

21 Erdkunde, Völkerkunde17 89 73 120 115 115 64 144 157 150

22 Karten, Atlanten 1 - - - - - -

23 Technische Wissenschaften, Handwerk 848 501 842 634 692 646 820 1.287 1.216

24 Handel, Verkehr, Industrie18 714 1.287 1.430 1.684 1.643 2.176 2.130

25 Land- und Forstwissenschaft 959 674 558 720 864 803 829 1.149 1.219

26 Sport. Sammelwesen19 154 392 456 379 642 641 499

27 Geheimwissenschaften, Allgemeine 
Kalender, Verschiedenes20

118 2.000 126 107 445 367 431

Gesamt 18.400 16.401 10.973 16.228 16.986 14.449 15.290 22.929 21.809



4. Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei (neue Zeitschriftenbände u. jährliche periodische Veröffentlichungen 
in bibliographischen Einheiten, 1931-1945)21 

Sachgebiet 1931/32 1932/33 1933/34 1934/35 1935/36 1936/37 1937/38 1938/39 1939/4022 1940/41 1941/42 1942/43 1943/44 1944/45

1 Allgemeines 2.173 2.314 1.862 1.856 2.391 3.321 4.901 2.983 3.203 2.788 1.852 1.498 1.280 617

2 Religion, Theologie 1.888 2.899 2.104 1.732 1.691 3.674 3.563 3.022 4.276 3.043 1.236 965 1.340 251

3 Philosophie, Weltan-
schauung (Ab 1942: 
Philosophie, Psycholo-
gie)

190 138 196 151 125 149 279 169 108 91 92 106 80 44

4 Rechtswissenschaft (Ab 
1942: Rechtswissen-
schaft, Verwaltung)

807 371 274 339 491 587 832 503 490 332 319 544 513 254

5 Wirtschafts- und 
Sozialwiss. (Ab 1942: 
zusätzlich Statistik)

4.949 4.980 4.777 3.730 4.031 5.661 4.908 3.903 3.576 3.535 2.462 2.394 2.975 861

6 Politik, Verwaltung (Ab 
1942: Politik, National-
sozialismus)

390 537 1.439 1.077 1.422 1.599 1.454 1.643 1.934 1.541 1.503 1.221 2.143 793

7 Sprach- und Literatur-
wiss.

216 151 123 173 98 281 189 174 229 173 95 180 107 46

8 Schöne Literatur 90 16 62 38 17 31 17 39 49 54 38 60 39 24

9 Jugendschriften 161 125 313 144 152 418 192 254 300 221 100 106 49 14

10 Pädagogik, Jugendbe-
wegung (Ab 1942: 
Erziehungskunde)

1.685 1.613 1.356 1.047 735 1.616 1.526 2.972 13.764 11.885 1.535 769 646 333

11 Schulbücher 51 5 57 6 9 - 3 5 11 38 21 4 - -

12 Bildende Kunst, 
Kunstgewerbe

235 222 219 177 162 371 375 280 317 221 175 250 130 55

13 Musik, Theater, Tanz, 
Rundfunk

492 447 431 419 456 661 705 794 821 857 646 355 233 86

14 Geschichte, Kulturge-
schichte, Volkskunde

1.073 1.371 789 797 1.036 1.473 1.696 1.560 2.463 1.698 842 1.440 651 241

15 Kriegswissenschaft (Ab 
1942: Wehr- und 
Kriegswissenschaft)

208 288 222 159 437 793 923 1.499 852 1.211 420 386 365 275

16 Erd- und Völkerkunde 213 172 143 153 149 187 245 180 202 169 156 187 95 42

17 Karten und Atlanten 31 4 53 27 12 1 2 - 20 - - - - -

18 Medizin (Ab 1942: 
zusätzlich Rassen- und 
Vererbungslehre)

1.066 1.251 917 859 735 1.219 1.386 1.127 878 927 625 760 431 299

19 Mathematik, Naturwis-
senschaften

593 612 724 621 684 774 928 788 990 698 539 655 404 150

20 Technik, Handwerk 1.024 1.403 1.547 3.078 1.431 2.477 2.067 2.607 2.683 2.328 2.207 1.771 1.653 537

21 Handel, Verkehr 2.072 3.470 2.070 2.233 2.394 3.607 4.186 3.639 3.737 3.421 2.655 2.090 2.030 841

22 Land-, Forst-, Haus-
wirtschaft (Ab 1942: 
Land- und Forstwirt-
schaft, Gartenbau)

988 1.328 1.082 1.017 1.032 1.728 1.641 1.576 1.444 1.309 955 984 749 236

23 Turnen, Sport, Spiele 
(Ab 1942: Leibesübun-
gen, Spiele)

649 517 518 604 612 1.078 1.544 938 930 1.069 566 443 362 121

24 Verschiedenes (Ab 1942 
zusätzlich Hauswirt-
schaft)

495 567 448 390 626 774 713 740 735 821 577 477 391 215

Gesamt 21.744 24.801 21.726 20.827 20.928 32.480 34.275 31.395 44.012 38.430 19.616 17.645 16.666 6.335



5. Buchhändlerische Neuerscheinungen (Verlagsproduktion) in Bänden auf der Basis des Wöchentlichen 
Verzeichnisses [ab 1931: Reihe A] (1922-1930)23

Sachgebiet 1922 1923 1924/2524 1925/26 1926/27 1927/28 1928/29 1929/30 1930/31

1 Allgemeines, Buch-Schriftwesen 622 511 750 713 643 713 733 748 602

2 Theologie 1.851 1.554 2.296 2.638 2.452 2.478 2.035 2.119 2.365

3 Rechtswissenschaft 1.159 911 1.338 1.589 1.614 1.811 1.792 1.633 1.776

4 Staatswissenschaften 1.977 1.461 2.329 2.298 2.130 2.056 2.253 2.153 2.524

5 Medizin 1.313 1.152 1.150 1.313 1.374 1.316 1.250 1.283 1.248

6 Naturwissenschaften 1.422 1.026 1.156 1.164 1.190 1.136 1.082 1.053 1.261

7 Mathematik25 244 242 195 216 227 220 245 -

8 Philosophie 623 534 622 508 498 545 552 509 510

9 Pädagogik, Jugendbewegung 803 590 865 1.168 1.093 1.153 919 1.024 963

10 Schulbücher, Stenographie 912 616 1.444 2.016 2.702 2.216 1.740 1.658 1.642

11 Jugendschriften 1.387 1.101 1.486 1.799 1.502 1.658 1.402 1.383 1.335

12 Allg. Literaturwissenschaft, 
außereuropäische Sprachen und 
Literaturen26

924 156 225 151 159 157 121 99 823

13 Klassische Sprachen und Literatu-
ren

172 167 174 183 164 132 145

14 Neuere Sprachen und Literaturen: 
1. Darstellung und Untersuchung

680 744 775 651 652 676 649

15 Neuere Sprachen und Literaturen: 
2. Schöne Literatur

5.871 4.848 6.364 5.476 4.072 4.667 3.975 3.887 3.863

16 Musik, Tanz, Theater, Kino 451 728 794 796 753 709 540 541

17 Kunst, Kunstgewerbe27 1.585 968 1.131 941 709 737 748 711 597

18 Geschichte, Historische Hilfswis-
senschaften

1.336 853 1.206 1.151 930 967 902 967 1.517

19 Kriegswissenschaft 142 155 213 224 184 206 216 213 193

20 Kulturgeschichte, Volkskunde, 
Geheime Gesell.28

363 535 520 540 613 587 535

21 Erdkunde, Völkerkunde 529 527 740 1.022 784 786 656 714 752

22 Karten, Atlanten 460 363 413 571 480 527 469 555 610

23 Technische Wissenschaften, 
Handwerk

795 938 1.303 1.631 1.611 1.767 1.745 1.698 1.560

24 Handel, Verkehr, Industrie29 1.156 547 913 1.111 1.114 1.223 1.244 1.205 1.066

25 Land- und Forstwissenschaft 810 481 706 858 892 944 981 983 947

26 Sport. Sammelwesen30 537 319 535 805 643 486 506 469 456

27 Geheimwissenschaften, Allge-
meine Kalender, Verschiedenes31

519 419 675 915 879 729 675 611 688

Gesamt: Wöchentliches  
Verzeichnis

26.733 21.940 30.376 32.523 30.064 30.687 28.320 27.789 27.839

Gesamt: Tägliches Verzeichnis 30.085 24.454 36.220 37.537 33.853 34.052 32.419 33.131 32.589



6. Statistik der Deutschen Nationalbibliographie Reihe A (Erscheinungen innerhalb des Buchhandels, 1931-1943)

Sachgebiet 1931 1932 1933 1934 1935 1936 1937 1938 1939 1940 1941 1942 1943

1 Allgemeines, Buch- und 
Schriftwesen, Hochschulkunde

455 475 458 427 355 419 379 402 345 373 279 241 165

2 Religion, Theologie 1.922 1.982 2.006 2.308 2.478 2.551 2.458 2.285 2.094 2.236 810 451 278

3 Philosophie, Weltanschauung 
(Ab 1941: Philosophie, 
Psychologie)

444 476 411 420 463 369 442 390 326 358 275 230 187

4 Rechtswissenschaft (Ab 1941: 
Rechtswissenschaft, Verwal-
tung)

1.506 1.431 1.285 1.477 1.401 1.201 1.308 1.388 1.143 883 775 641 331

5 Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften, Statistik

1.360 1.378 993 988 893 960 1.035 1.006 901 786 803 791 457

6 Politik, Verwaltung (ab 1941: 
Politik und Nationalsozialis-
mus)

1.001 1.083 1.020 725 597 578 501 575 539 479 406 355 244

7 Sprach- und Literaturwiss. 764 801 759 670 717 652 735 749 619 619 631 637 479

8 Schöne Literatur 3.158 3.175 3.275 3.445 3.932 4.019 4.457 4.297 3.651 4.149 3.424 3.597 3.650

9 Jugendschriften 1.286 1.168 1.431 1.368 1.476 1.419 1.399 1.322 1.254 1.302 1.161 915 781

10 Pädagogik, Jugendbewegung 
(Ab 1941: Erziehungskunde)

716 595 572 469 509 498 473 441 354 418 304 190 172

11 Schulbücher 1.284 1.027 1.026 990 1.240 1.308 1.437 1.338 1.141 1.022 820 1.003 577

12 Bildende Kunst, Kunstgewerbe 537 338 344 431 430 523 563 626 643 529 497 426 377

13 Musik, Theater, Tanz, 
Rundfunk

404 421 428 513 457 483 430 479 394 386 317 277 226

14 Geschichte, Kulturgeschichte, 
Volkskunde

1.059 1.153 1.267 1.380 1.496 1.617 1.661 1.581 1.473 1.450 1.155 895 792

15 Kriegswissenschaft (Ab 1941: 
Wehr- und Kriegswissen-
schaft)

198 217 302 362 451 522 514 520 536 590 443 497 430

16 Erd- und Völkerkunde 482 463 461 428 545 640 661 717 571 462 433 367 339

17 Karten und Atlanten 474 379 420 478 495 494 499 651 584 616 480 308 137

18 Medizin (Ab 1941: Medizin, 
Rassen- und Vererbungslehre)

1.044 884 746 770 861 933 985 942 894 773 726 632 537

19 Mathematik, Naturwissen-
schaften

1.003 975 1.000 966 975 1.119 1.162 1.157 1.017 918 884 793 618

20 Technik, Handwerk 1.199 1.069 1.110 1.071 1.259 1.349 1.659 1.727 1.550 1.613 1.576 1.514 1.159

21 Handel, Verkehr 663 596 517 501 723 703 737 681 603 490 443 372 256

22 Land-, Forst-, Hauswirtschaft 
(Ab 1941: Land- und Forst-
wirtschaft)

678 652 576 586 704 747 867 695 744 615 641 394 333

23 Turnen, Sport, Spiele (Ab 
1941: Leibesübungen, Spiele)

215 220 237 281 304 297 248 207 175 182 111 108 74

24 Verschiedenes (Ab 1941: 
Hauswirtschaft, Verschiede-
nes)

561 575 460 434 499 492 484 432 364 437 300 251 151

Gesamt: Reihe A 22.483 21.533 21.104 21.488 23.260 23.893 25.094 24.608 21.915 21.686 17.694 15.885 12.750

Gesamt: Tägliches Verzeichnis 26.408 25.401 25.339 25.436 27.620 28.212 29.346 28.788 25.964 24.944 20.855 ? 14.184



7. Statistik der Deutschen Nationalbibliographie Reihe B (Erscheinungen außerhalb des Buchhandels, 1931-1943)

Sachgebiet 1931 1932 1933 1934 1935 1936 1937 1938 1939 1940 1941 1942 1943

1 Allgemeines, Buch- und 
Schriftwesen, Hochschul-
kunde

705 695 601 581 646 617 725 686 683 755 660 570 515

2 Religion, Theologie 446 510 587 583 586 651 744 639 584 563 349 370 211

3 Philosophie, Weltanschau-
ung (Ab 1942: Philosophie, 
Psychologie)

184 225 250 241 232 222 232 205 171 170 140 119 108

4 Rechtswissenschaft (Ab 1942 
zusätzlich: Verwaltung)

1.550 1.840 2.018 2.024 1.875 1.674 1.450 1.341 1.169 882 675 864 580

5 Wirtschafts- und Sozialwiss. 
(Ab 1942 zusätzlich: 
Statistik)

1.697 1.569 1.338 1.352 1.405 1.579 1.646 1.468 1.405 1.164 1.241 1.094 948

6 Politik, Verwaltung (Ab 
1942: Politik, Nationalsozia-
lismus)

804 851 809 513 594 726 513 598 529 708 816 712 632

7 Sprach- und Literaturwiss. 394 499 508 556 534 528 542 545 444 346 277 285 296

8 Schöne Literatur 295 407 429 466 496 592 601 617 617 563 440 582 398

9 Jugendschriften 24 48 29 86 68 35 54 61 78 41 17 14 12

10 Pädagogik, Jugendbewegung 
(Ab 1942: Erziehungskunde)

779 454 418 304 406 424 449 496 420 387 426 535 232

11 Schulbücher 15 34 29 30 48 18 16 36 45 36 35 29 12

12 Bildende Kunst, Kunstge-
werbe

292 338 242 314 350 342 427 417 302 263 314 382 256

13 Musik, Theater, Tanz, 
Rundfunk

232 260 246 242 320 376 405 452 362 347 234 377 323

14 Geschichte, Kulturge-
schichte, Volkskunde

571 700 740 845 1.061 1.066 1.070 1.197 1.168 1.007 817 774 540

15 Kriegswissenschaft (Ab 
1942: Wehr- und Kriegswis-
senschaft)

50 101 108 93 144 239 309 214 276 336 231 246 290

16 Erd- und Völkerkunde 289 228 203 263 341 385 384 422 337 269 167 255 121

17 Karten und Atlanten 52 74 31 70 96 131 65 108 119 90 54 65 38

18 Medizin (Ab 1942 zusätz-
lich: Rassen- und Verer-
bungslehre)

2.375 2.547 2.691 3.705 4.309 5.571 5.394 5.433 5.679 5.565 3.325 4.520 3.191

19 Mathematik, Naturwissen-
schaften

1.222 1.455 1.339 1.409 1.512 1.469 1.447 1.489 1.581 1.398 1.029 1.039 711

20 Technik, Handwerk 1.324 1.264 1.267 1.511 1.682 1.680 1.786 1.950 1.970 1.826 1.363 1.395 1.075

21 Handel, Verkehr 1.033 901 645 825 1.046 884 845 679 667 607 512 427 389

22 Land-, Forst-, Hauswirt-
schaft (Ab 1942: Land- und 
Forstwirtschaft, Gartenbau)

591 603 562 516 586 599 549 664 619 626 488 493 436

23 Turnen, Sport, Spiele (Ab 
1942: Leibesübungen, Spiele)

147 171 129 168 226 293 224 207 162 115 90 110 147

24 Verschiedenes (Ab 1942 
zusätzlich: Hauswirtschaft)

147 188 153 162 162 99 164 197 111 90 63 129 167

Gesamt 15.218 15.962 15.372 16.859 18.725 20.200 20.041 20.121 19.498 18.154 13.763 15.386 11.628



8. Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei  
(Gesamtzahl der Bücher, Serien und Zeitschriften, amtlichen Druckschriften, Hochschulschriften, Vereins- und 
Gesellschaftsschriften, Privatdrucke und Kartenwerke) in bibliographischen Einheiten (1930-1944)

Sachgebiet 1930 1931 1932 1933 1934 1935 1936 1937 1938 1939 1940 1941 1942 1943 1944

Monographien 
und Serien

45.126 35.233 35.029 31.193 31.288 35.227 37.352 38.822 37.266 33.712 32.975 30.624 27.528 13.841

Zeitschriften 21.809 21.744 24.801 21.726 20.827 20.928 32.480 34.275 31.395 44.012 38.263 19.616 17.645 16.666 6.335

Amtliche 
Druckschriften

6.199 5.293 7.516 6.124 6.808 7.200 7.466 7.052 7.528 3.625 6.558 7.012 ?

Universitäts-, 
Hochschul- 
und Schul-
schriften

10.270 11.820 13.775 9.955 11.924 11.368 14.751 12.553 11.491 10.373 13.588 26.21132 25.55833 8.44934 6.33535

Vereins- und 
Gesellschafts-
schriften

7.776 7.257 5.965 5.670 6.861 6.446 6.205 8.208 5.59036 6.94037 3.205 4.258 4.042 ? ?

Privatdrucke 3.072 2.531 2.941 2.347 2.769 2.819 3.025 3.816 4.198 2.729 3.194 5.21938 4.43339 ? ?

Kartenwerke 1.350 954 787 937 836 1.048 1.172 1.754 1.355 920 470 516 560 826 160

Gesamt 77.541 69.751 74.392 63.811 64.875 68.571 85.755 87.404 86.018 89.016 93.621 85.248 77.579 52.923 29.453

Gesamtbestand 
(Magazin)

918.948 988.699 1.063.091 1.126.902 1.191.777 1.260.348 1.346.103 1.433.507 1.519.525 1.608.541 1.702.162 1.787.410 1.864.989 1.917.912 1.947.365



9. Zuwachs an bibliographischen Einheiten sowie dafür aufgewendete Kosten  
(Wert des Zuwachses an Büchern und Zeitschriften in RM, 1924-1944)40

Jahr Zugang an 
bibliographi-
schen 
Einheiten

davon Erschei-
nungen des 
Buchhandels

davon Erschei-
nungen 
außerhalb des 
Buchhandels

Ladenpreis der 
zugegangenen 
Werke der 
Buchhandels-
produktion (RM)

Wert der 
Verlagserzeug-
nisse der 
Mitglieder des 
Börsenvereins 
(RM)

Wert der 
Verlagserzeug-
nisse der 
nicht-organisier-
ten Verleger und 
anderer Stellen 
(RM)

Mittel zur 
Beschaffung 
nicht kostenlos 
gelieferter Werke 
des organisierten 
Buchhandels 
(RM)

Mittel zur Beschaf-
fung nicht kostenlos 
gelieferter Werke 
des nicht-organisier-
ten Buchhandels 
und sonst. Stellen 
(RM)

Gesamtausga-
ben für 
Bücherkauf 
(RM)

1924 42.671 35.437 7.234 137.917 108.253 29.665 ? ? ?

1925 55.817 38.650 17.167 242.206 183.205 59.001 ? ? ?

1926 54.142 36.803 17.339 233.860 161.426 72.434 9.370 6.967 17.087

1927 51.467 30.687 20.780 232.330 167.831 64.499 7.716 5.977 21.146

1928 60.045 36.945 24.000 235.088 155.872 79.216 6.406 9.732 17.195

1929 70.558 38.558 32.000 289.201 187.828 101.373 9.568 10.384 21.951

1930 77.541 35.000 42.541 284.328 179.091 105.238 18.73341 ? 21.062

1931 69.751 ? ? 242.317 149.904 92.413 14.588 ? 15.751

1932 74.392 ? ? 255.610 147.672 107.938 10.544 ? 11.571

1933 63.811 33.190 30.621 200.452 119.761 80.691 8.968 ? 10.035

1934 64.875 32.910 31.965 201.624 135.389 66.235 8.030 ? 9.124

1935 68.571 35.727 32.844 198.809 127.145 71.664 7.155 ? 14.025

1936 85.755 39.024 46.731 266.535 136.995 129.540 5.972 ? 10.033

1937 87.404 40.505 46.900 257.672 138.468 119.204 5.603 ? 8.702

1938 86.018 44.218 41.800 260.094 138.920 121.174 5.844 ? 8.844

1939 89.016 45.969 43.047 286.112 118.662 167.450 4.875 ? 7.109

1940 93.621 45.165 48.456 267.890 120.154 168.583 4.390 ? 6.361

1941 85.248 30.058 55.190 292.369 132.899 159.570 6.562 ? 8.417

1942 77.579 27.704 49.875 260.671 140.536 120.134 5.753 ? 7.357

1943 52.923 ? ? 175.981 97.912 78.067 5.102 ? 6.802

1944 29.435 14.974 14.479 103.427 69.713 33.714 4.511 ? 5.351



10. Zahl der Nutzer nach Berufen (Inhaber einer Benutzerkarte der Deutschen Bücherei –  
Zahl der im Berichtsjahr ausgestellten Benutzungskarten, 1921-1942)

Jahr

Z
ahl der Ö

ffnungstage

Z
ahl der B

enutzer

T
äglicher D

urchschnitt der B
enutzer

Studenten (%
)

H
ochschul-lehrer 42 (%

)

G
eistliche (%

)

Juristen und höhere V
w

-B
eam

te (%
)

Ä
rzte (%

)

B
eam

te w
iss. A

nstalten (%
)

L
ehrer an höheren Schulen (%

)

L
ehrer an niederen Schulen

43 (%
)

M
ittlere und sonstige B

eam
te (%

)

Schriftsteller und K
ünstler (%

)

T
echniker, Industrielle, A

rbeiter 44 (%
)

M
ilitärpersonen (%

)

Personen ohne B
eruf (M

änner) (%
)

Personen ohne B
eruf (Frauen) (%

)

B
ehörden (%

)

G
esam

t (darunter Frauen
45) [im

 Jahr 
ausgegebene B

enutzerkarten]

1921 143 19.558 137 742 627 ? ? ? ? ? 470 ? ? 967 15 43 337 ? 3.555 
(705)

1922 286 52.766 184 1.815 1.020 ? ? ? ? ? 727 ? ? 1.493 12 42 445 ? 6.419 
(1.255)

1923 290 49.009 164 1.915 1.288 ? ? ? ? ? 627 ? ? 1.559 5 33 460 ? 6.368 
(1.062)

1924 248 48.496 192 1.299 942 ? ? ? ? ? 596 ? ? 1.042 5 47 246 ? 4.550

1925 296 92.451 311 3.474 
(39,2)

80 
(0,9)

79 
(0,9)

303 
(3,5)

226 
(2,6)

408 
(4,7)

409 
(4,7)

494 
(5,6)

377 
(4,3)

288 
(3,3)

2.027 19 
(0,2)

109 
(1,2)

444 
(5,1)

4 
(0,04)

8.740

1926 296 131.247 443 2.831 
(42,2)

53 
(0,8)

54 
(0,8)

212 
(3,2)

127 
(1,9)

97 
(1,4)

238 
(3,5)

365 
(5,4)

226 
(3,4)

204 
(3,0)

1.826 
(27,2)

17 
(0,2)

143 
(2,3)

305 
(4,5)

14 
(0,2)

6.722

1927 302 134.251 447 3.174 
(44,6)

42 
(0,6)

56 
(0,8)

266 
(3,8)

144 
(2,0)

56 
(0,8)

249 
(3,6)

369 
(5,2)

164 
(2,4)

206 
(2,9)

2.069 
(29,3)

12 
(0,2)

50 
(0,7)

189 
(2,7)

22 
(0,4)

7.071

1928 294 146.356 504 4.961 
(52,3)

77 
(0,8)

85 
(0.9)

431 
(4,5)

154 
(1,6)

69 
(0,7)

184 
(1,9)

359 
(3,8)

299 
(3,1)

221 
(2,3)

2.301 
(24,3)

17 
(0,2)

63 
(0,7)

229 
(2,4)

43 
(0,5)

9.48546

7328 
(1.062)

1929 300 195.025 650 5.290 
(52,0)

44 
(0,4)

76 
(0,7)

352 
(3,4)

172 
(1,7)

121 
(1,1)

361 
(3,5)

418 
(4,1)

266 
(2,7)

278 
(2,7)

2.514 
(24,7)

6 
(0,05)

52 
(0,5)

228 
(2,2)

6 
(0,05)

10.185

1930 299 341.661 1.143 3.596 
(49,2)

60 
(0,8)

53 
(0,7)

177 
(2,4)

137 
(1,9)

114 
(1,6)

253 
(3,4)

204 
(2,8)

164 
(2,2)

156 
(2,1)

1.882 
(25,8)

13 
(0,2)

216 
(3,0)

268 
(3,7)

11 
(0,2)

7.304

1931 ? 401.900 ? 3.410 
(46,5)

50 
(0,7)

57 
(0,8)

207 
(2,8)

209 
(2,8)

125 
(1,7)

256 
(3,3)

236 
(3,2)

230 
(3,2)

164 
(2,2)

1.692 
(23,4)

9 
(0,1)

279 
(3,8)

357 
(4,9)

41 
(0,5)

7.322

1932 ? 388.745 ? 3.331 
(42,0)

63 
(0,8)

70 
(0,9)

372 
(4,6)

198 
(2,5)

138 
(1,8)

347 
(4,3)

263 
(3,3)

224 
(2,9)

210 
(2,8)

2.169 
(27,3)

17 
(0,2)

150 
(1,9)

309 
(4,0)

57 
(0,7)

9.756

1933 ? 375.815 ? 2.487 
(38,8)

62 
(1,0)

56 
(0,9)

361 
(5,6)

155 
(2,4)

122 
(1,9)

265 
(5,7)

241 
(3,8)

200 
(3,1)

223 
(3,5)

1.698 
(26,5)

12 
(0,2)

91 
(1,4)

281 
(4,4)

54 
(0,8)

7.679

1934 ? 335.637 ? 2.947 
(44,0)

75 
(1,1)

110 
(1,6)

303 
(4,5)

152 
(2,2)

229 
(3,4)

213 
(3,2)

236 
(3,5)

202 
(3,0)

226 
(3,3)

1.676 
(25,1)

14 
(0,2)

71 
(1,0)

206 
(3,1)

56 
(0,8)

6.775

1935 ? 277.031 ? 2.291 
(35,1)

74 
(1,1)

68 
(1,0)

208 
(3,2)

293 
(4,5)

238 
(3,7)

240 
(3,7)

370 
5,7)

138 
(2,2)

341 
(5,2)

1.843 
(28,3)

21 
(0,3)

83 
(1,3)

231 
(3,5)

80 
(1,2)

6.519

1936 ? 209.283 ? 2.059 
(33,6)

67 
(1,1)

57 
(0,9)

172 
(2,8)

260 
(4,3)

248 
(4,0)

147 
(2,4)

355 
(5,8)

122 
(1,9)

266 
(4,4)

1.877 
(30,5)

42 
(0,7)

164 
(2,7)

218 
(3,5)

87 
(1,4)

6.141

1937 304 130.762 432 1.838 
(30,6)

85 
(1,4)

72 
(1,2)

181 
(3,0)

254 
(4,2)

272 
(4,5)

206 
(3,5)

304 
(5,1)

250 
(4,2)

212 
(3,5)

1.894 
(31,5)

53 
(0,9)

93 
(1,5)

215 
(3,6)

76 
(1,3)

6.005

1938 302 115.391 382 1.519 
(27,9)

103 
(1,9)

69 
(1,3)

267 
(4,9)

234 
(4,3)

100 
(1,8)

259 
(4,8)

293 
(5,4)

229 
(4,2)

185 
(3,4)

1.775 
(32,6)

52 
(1,0)

84 
(1,5)

201 
(3,7)

72 
(1,3)

5.442

1939 241 69.493 255 1.146 
(28,1)

116 
(2,8)

61 
(1,5)

186 
(4,6)

143 
(3,6)

72 
(1,7)

317 
(8,0)

173 
(4,2)

119 
(2,9)

112 
(2,7)

1.375 
(33,7)

39 
(0,9)

35 
(0,8)

162 
(40)

24 
(0,5)

4.020

1940 284 34.439 121 1.108 
(28,4)

53 
(1,5)

67 
(1,8)

117 
(3,0)

159 
(4,0)

63 
(1,6)

175 
(4,5)

185 
(4,7)

145 
(3,7)

94 
(2,4)

1.353 
(34,5)

151 
(3,8)

39 
(0.9)

148 
(3,7)

57 
(1,5)

3.914

1941 301 33.059 111 1.561 
(32,0)

79 
(1,5)

82 
(1,6)

145 
(2,9)

121 
(2,4)

50 
(0,9)

230 
(4,6)

214 
(4,0)

220 
(4,6)

84 
(1,6)

1.829 
(36,0)

238 
(4,6)

35 
(0,6)

58 
(1,1)

85 
(1,6)

5.031

1942 298 37.949 127 1.474 
(30,1)

77 
(1,5)

72 
(1,4)

94 
(1,8)

144 
(2,8)

198 
(4,0)

215 
(4,2)

211 
(4,2)

165 
(3,3)

94 
(1,8)

1.467 
(29,9)

417 
(8,3)

66 
(1,2)

223 
(4,4)

58 
(1,1)

4.975



11. Erledigung von Bestellungen von Büchern und Zeitschriften (1921-1942)

Jahr

A
bgegebene B

estellzettel

D
urch B

ereitstellung erledigt

D
urch B

ereitstellung erledigt 
(in %

)

V
erm

erk »verliehen« bzw
. »in 

B
enutzung«

V
erm

erk »verliehen« bzw
. »in 

B
enutzung« (in %

)

V
erm

erk »nicht benutzbar« 
[beim

 B
uchbinder]

V
erm

erk »nicht benutzbar« 
(in %

)

V
erm

erk »nicht vorhanden« 
(Sam

m
elgebiet, aber noch 

nicht eingegangen)

V
erm

erk »nicht vorhanden« 
(Sam

m
elgebiet, aber noch 

nicht eingegangen)
(in %

)

Irrtüm
lich bestellt, da nicht 

Sam
m

elgebiet

Irrtüm
lich bestellt, da nicht 

Sam
m

elgebiet
(in %

)

1921 11.878 10.752 90,5 252 2,10 563 4,40 311 2,60 - -

1922 33.768 30.815 91,2 964 2,80 1.487 4,40 502 1,50 - -

1923 30.365 27.935 89,0 1.211 3,86 1.331 4,24 888 2,83 - -

1924 34.310 29.062 84,0 1.048 3,00 1.778 5,10 651 1,30 1.771 5,10

192547 67.258 51.856 77,0 10.237 15,5 1.475 2,10 1.515 2,20 2.175 3,20

1926 96.568 76.240 79,0 10.841 11,2 6.435 6,60 1.023 1,00 2.029 2,10

1927 128.892 104.190 81,0 13.743 10,7 5.894 4,50 1.280 1,00 3.780 2,80

1928 143.799 115.793 80,5 17.554 12,2 4.732 3,30 1.494 1,01 4.226 2,90

1929 181.334 148.695 82,0 21.397 11,8 5.802 3,2 1.451 0,8 3.989 2,2

1930 202.827 161.537 79,7 30.004 14,8 5.890 2,9 1.702 0,8 3.694 1,8

1931 237.075 190.738 80,6 32.944 13,8 7.112 3,0 1.941 0,8 4.340 2,6

1932 223.024 184.724 82,8 23.256 10,4 9.348 4,2 1.464 0,6 4.232 2,6

1933 216.530 182.215 84,1 20.920 9,7 8.648 4,0 1.718 0,8 3.029 2,2

1934 187.556 160.321 86,0 17.341 8,9 7.387 3,3 799 0,4 1.708 1,8

1935 203.519 176.658 86,8 15.463 7,6 7.889 3,9 1.016 0,5 2.493 1,7

1936 189.561 166.048 87,6 13.391 7,1 6.722 3,5 485 0,25 2.915 1,8

1937 235.160 214.832 91,4 9.881 4,2 7.194 3,1 720 0,3 2.533 1,0

1938 198.824 181.912 91,5 8.164 4,2 5.927 2,9 606 0,3 2.215 1,1

1939 159.909 149.417 90,5 5.494 3,4 3.500 2,2 228 0,2 1.270 0,8

1940 117.562 108.752 90,1 4.197 3,6 3.176 2,7 872 0,8 565 0,5

1941 116.987 109.709 91,5 3.683 3,2 2.708 2,3 189 0,2 698 0,6

1942 122.984 113.960 89,2 5.499 4,5 2.110 1,7 846 0,7 569 0,4



12. Beteiligung der Deutschen Bücherei am »Deutschen Leihverkehr«  
(Verkehr mit anderen Bibliotheken und Behörden, 1921-1942)

Jahr Entleihungen 
von auswärts: Bi-
bliotheken und 
Behörden

Entleihungen 
von auswärts: Bi-
bliotheken und 
Behörden 
(Bestellzettel)

Positiv erledigt 
Werke (in %)

Negativ erledigt 
Werke (in %) [in 
Benutzung, beim 
Buchbinder, 
nicht vorhanden]

Entleihungen 
nach auswärts: 
Bibliotheken und 
Behörden

Entleihungen 
nach auswärts: 
Bibliotheken und 
Behörden 
(Bestellzettel)

Positiv erledigt 
Werke (in %)

Negativ erledigt 
Werke (in %) [in 
Benutzung, beim 
Buchbinder, 
nicht vorhanden]

192148 ? ? ? ? 76 208 Bde. ? ?

192249 ? ? ? ? 77 732 Bde. ? ?

1923 ? ? ? ? 74 769 Bde. ? ?

1924 ? ? ? ? ? ? ? ?

1925 ? ? ? ? ? ? ? ?

1926 83 1.871 56,9 43,1 70 667 72,1 27,9

1927 102 1.671 66,0 34,0 82 1.106 70,0 30,0

1928 99 1.971 62,3 37,7 91 1.619 71,0 29,0

1929 109 1.741 63,4 36,6 128 1.825 70,7 29,3

1930 117 2.363 63,2 36,8 152 3.401 70,1 29,9

1931 87 2.360 59,6 40,4 143 3.790 65,0 35,0

1932 103 2.244 69,6 30,4 150 3.567 64,4 35,6

1933 127 2.216 59,9 40,1 227 3.712 65,9 34,1

1934 163 2.847 66,0 34,0 252 3.464 63,9 36,1

1935 117 2.432 65,6 34,4 220 3.727 72,2 27,8

1936 142 2.010 60,9 39,1 290 4.046 69,4 30,6

1937 118 1.827 68,0 32,0 281 4.579 65,3 34,7

1938 108 1.845 71,0 29,0 295 4.343 64,9 35,1

1939 169 1.214 61,1 28,9 321 7.009 85,1 14,9

1940 128 1.477 59,0 41,0 246 8.181 83,9 16,1

1941 130 1.889 62,0 38,0 284 8.039 84,3 15,7

1942 132 2.209 63,1 36,9 291 8.949 81,3 18,7



13. Statistik der schriftlichen Auskünfte nach Wissensgebieten (1931-1941)50 

Wissensgebiet 1931 1932 1933 1934 1935 1936  1937  1938  1939  1940  1941 194251

% % % % % %

Allgemeine Fragen 1.503 2.283 2.401 2.348 2.687 2.493 2.509 6,8 3.085 7,0 3.178 7,1 3.128 4,8 4.204 5,9 5,0

Religion 356 467 718 1.175 1.489 1.478 1.904 5,1 1.856 4,2 1.702 3,8 2.057 3,1 2.590 3,6 4,1

Philosophie u. Pädagogik 894 1.080 1.110 1.899 3.249 2.818 2.223 6,0 3.074 7,0 2.341 5,2 3.216 4,9 3.569 5,0 4,7

Rechtswissenschaft 527 619 952 1.254 1.510 1.542 1.477 4,0 1.938 4,4 1.759 3,9 2.273 3,5 2.027 2,8 2,5

Wirtschafts- u. Sozialwiss.  {  {  { 1.076 1.480 1.616 2.348 6,4 3.277 7,4 3.295 7,4 5.897 9,0 5.607 7,9 9,2

Politik und Verwaltung {804 {783 {1.082 1.069 1.553 1.368 1.572 4,3 2.197 5,0 2.272 5,1 2.143 3,3 1.809 2,5 3,4

Sprache und Literatur 2.494 3.765 4.239 5.429 7.655 7.735 10.753 29,2 13.975 31,7 14.985 33,4 25.783 39,3 27.466 38,4 27,5

Kunst, Musik 474 476 530 1.067 1.350 1.218 1.481 4,0 1.849 4,2 1.633 3,6 2.634 4,0 3.393 4,7 6,7

Geschichte 1.067 1.259 1.870 1.919 1.985 2.292 3.519 9,6 1.876 4,3 2.290 5,1 3.781 5,7 3.995 5,6 5,6

Wehrwissenschaften 614 1,7 1.745 4,0 1.698 3,8 1.605 2,4 1.211 1,7 3,8

Erd- und Völkerkunde 299 325 567 779 1.000 1.102 1.259 3,4 1.672 3,8 1.523 3,4 2.014 3,1 2.454 3,4 5,6

Naturwiss. u. Mathem. 589 642 871 1.266 1.685 1.719 1.883 5,1 2.135 4,8 2.308 5,2 3.301 5,0 3.979 5,6 6,9

Medizin 757 663 930 920 1.212 1.351 1.600 4,3 1.701 3,8 1.768 4,0 2.540 3,9 2.564 3,6 4,6

Technik, Handwerk 729 716 1.207 1.903 2.152 3.086 3.704 10,0 3.705 8,4 4.031 9,0 5.294 8,0 6.677 9,3 10,4

Gesamt 10.493 13.078 16.477 22.104 29.007 29.846 36.846 100 44.085 100 44.703 100 65.666 100 71.545 100 100



14. Haushalt der Deutschen Bücherei (1913-1944, bis 1923 in Mark, ab 1924 in RM)52

Jahr Zuschuss 
Reich

Zuschuss 
Sachsen

Zuschuss 
Leipzig

Gesamt 
Garanten

Sonstige Einnahmen Gesamteinnahmen Gesamtausgaben Rest

1913 - - 100.000 100.000 1.661 101.661 56.507 45.153

1914 - 135.000 115.000 250.000 49.124 299.124 116.525 182.599

1915 - 85.000 115.000 200.000 20.241 220.241 220.241 0

1916 - 85.000 115.000 200.000 49.492 249.492 249.492 0

1917 - 85.000 115.000 200.000 82.509 282.509 282.509 0

1918 80.000 85.000 115.000 280.000 148.049 428.049 428.049 0

1919 100.000 135.000 165.000 400.000 226.470 626.470 626.470 0

1920 200.000 418.750 115.000 733.750 1.8008.442 1.742.192 1.742.192 0

1921 800.000 550.000 115.000 1.465.000 1.719.849 3.184.849 3.184.849 0

1922 6.000.000 6.000.000 500.000 12.500.000 ? ? ? ?

1923 4.500 Bill. 4.000 Bill. 1.500 Bill. 10.000 Bill. ? ? ? ?

1924 77.529 78.645 40.428 196.602 31.480 228.082 227.898 184

1925 96.578 96.578 48.289 241.44553 21.470 262.915 262.892 23

1926 137.632 137.632 68.816 344.080 28.050 372.329 372.130 199

1927 159.668 159.668 79.834 399.170 31.639 430.809 430.470 339

1928 192.400 192.400 96.200 481.000 44.011 525.011 524.000 1.011

1929 221.696 221.696 110.848 554.240 57.285 612.995 611.525 1.470

1930 229.190 229.190 114.595 572.975 51.665 624.640 624.640 0

1931 209.640 209.640 104.820 524.100 70.324 594.492 594.424 68

1932 175.000 175.000 87.500 437.500 68.859 506.359 506.359 0

1933 177.000 177.000 88.500 442.500 66.380 508.880 508.880 0

1934 193.700 193.700 96.850 484.250 63.180 547.430 547.430 0

1935 201.960 201.960 100.900 504.900 83.235 588.135 588.135 0

1936 203.600 203.600 101.780 508.940 87.980 596.920 596.920 0

1937 226.240 223.040 111.520 560.800 108.815 669.615 656.075 13.540

1938 239.440 237.840 118.920 596.200 93.555 689.755 687.850 1.905

1939 279.260 274.800 137.400 691.460 81.534 772.994 771.993 1.000

1940 280.200 280.200 140.100 700.500 88.980 789.480 789.480 0

1941 338.160 338.160 169.080 845.400 101.777 947.177 947.177 0

1942 346.180 346.180 173.090 865.450 130.865 996.315 996.315 0

1943 374.000 374.000 187.000 935.000 104.455 1.039.455 1.012.000 27.455

1944 383.600 352.000 187.000 922.600 141.199 1.063.799 1.008.199 55.600
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Anmerkungen
1  Zum Begriff »bibliographische Einheiten« führt der Jahresbericht 1914 (S.�17) aus: 

»Nach den Zugangsbüchern wurden bis Ende 1914 45.485 Eingänge (bibliographische 
Einheiten) verzeichnet. Die Zahl der Bände ist erheblich höher, da bei den Monographien 
auf einer und derselben Standortsnummer, die in obiger Zahl mit 1 zum Ausdruck 
kommt, oft 5 und mehr Bände stehen. Nicht eingerechnet in die obige Zahl sind die lau-
fenden Zeitschriftenhefte, deren Gesamtsumme auf jährlich 200.000 geschätzt werden 
kann.« – Bericht über die Verwaltung der DB 1928, S.�35: »Die Statistik bezieht sich, wie 
die nachfolgende über die Zeitschriften, auf den gesamten Zugang der DB, umfasst also 
sowohl die Neuerscheinungen, wie die (in verhältnismäßig geringer Zahl) eingegangenen 
älteren Werke, sowohl die Erzeugnisse des Buchhandels wie die außerhalb des Buchhan-
dels erschienenen Schriften.« Über die Art der in dieser und in der nächsten Tabelle auf-
geführten Werke bzw. Zeitschriften führt der Bericht über die Verwaltung der DB 1929 
(S.�31) aus: »Die Statistik bezieht sich, wie die nachfolgende über die Zeitschriften, auf 
den gesamten Zugang der DB, umfasst also sowohl die Neuerscheinungen wie eine An-
zahl älterer Werke, sowohl die Erzeugnisse des Buchhandels wie die außerhalb des Buch-
handels erschienenen Schriften.« – Für den Zeitraum von 1931 bis 1937 umfassen die 
Zahlen neben Einzel- und Serienwerken auch Karten.

2  Umfasst den Zeitraum vom 1.1.1924 bis 31.3.1925. Im Jahr 1924 erfolgte eine Umstellung 
des Berichtszeitraums vom Kalenderjahr auf das Rechnungsjahr. Vgl. Bericht über die 
Verwaltung der DB 1924, S.�5. – Die im Bericht über die Verwaltung der DB 1925 (S.�29) 
aufgeführten Zahlen für 1924 unterscheiden sich von den im Verwaltungs-Bericht für 
1924 aufgeführten Erwerbungszahlen für 1924.

3  Bis 1923 unter 9.
4  Umfasst von 1919 bis 1923 11-15.
5  Umfasst von 1919 bis 1923 16-17.
6  Umfasst von 1919 bis 1923 21-22.
7  Bis 1923 unter 4.
8  Bis 1923 unter 20.
9  Bis 1923 unter 1.

10  Die veränderte Einteilung der Wissensgebiete folgt der Struktur der 1931 eingeführten 
Deutschen Nationalbibliographie. Für den Zeitraum von 1931 bis 1937 umfassen die 
Zahlen neben Einzel- und Serienwerken auch Karten.

11  »Der augenscheinlich hohe Zugang in der Gruppe 10 ist auf die Eintragung der aus den 
Kapseln der Hochschulschriftenstelle erhaltenen Schulschriften zurückzuführen.« Be-
richt über die Verwaltung der DB 1939, S.�34.

12  Über die Art der in der Tabelle verzeichneten Zeitschriften hält der Verwaltungs-Bericht 
1929 (S.�32�f.) fest: » Zu bemerken ist, dass lediglich abgeschlossene und zum Binden ge-
gebene Einheiten gezählt sind. Wie die vorhergehende Statistik der Bücher, umfasst auch 
diese neben der neuen Zeitschriftenliteratur ältere und bezieht sich sowohl auf Erschei-
nungen des Buchhandels wie solche außerhalb des Buchhandels.«

13  Umfasst den Zeitraum vom 1.1.1924 bis 31.3.1925. Im Jahr 1924 erfolgte eine Umstellung 
des Berichtszeitraums vom Kalenderjahr auf das Rechnungsjahr. Vgl. Verwaltungs-Be-
richt, S.�5. – Die im Verwaltungs-Bericht 1925 (S.�29) aufgeführten Zahlen für 1924 un-
terscheiden sich von den im Vw-Bericht für 1924 aufgeführten Erwerbungszahlen für 
1924.

14 Bis 1923 unter 9.
15  Umfasst von 1919 bis 1930 12-15.
16  Umfasst von 1919 bis 1923 16-17.
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17  Umfasst von 1919 bis 1923 21-22.
18  Bis 1923 unter 4.
19  Bis 1923 unter 20.
20  Bis 1923 unter 1.
21  Neben den in einer Extratabelle verzeichneten erstmalig eingegangen Zeitschriften zähl-

ten die Statistiken der DB »Fortsetzungsbände derjenigen periodischen Veröffentlichun-
gen, die bereits seit Jahren laufend in der Deutschen Bücherei eingehen.« Diese Statistik 
zählte »alle zum Binden gegebenen abgeschlossenen Jahrgänge und Bände«. Verwal-
tungs-Bericht 1941, S.�25. Die veränderte Einteilung der Wissensgebiete folgt der Struk-
tur der 1931 eingeführten Deutschen Nationalbibliographie.

22  »Der augenscheinlich hohe Zugang in der Gruppe 10 ist auf die Eintragung der aus den 
Kapseln der Hochschulschriftenstelle erhaltenen Schulschriften zurückzuführen.« Ver-
waltungs-Bericht 1939, S.�34.

23  Verwaltungs-Bericht 1928, S.�42: »Die Zahlen des WV geben insofern ein besseres Bild 
von den tatsächlichen Verhältnissen, als sich das WV auf die eigentlichen Neuerscheinun-
gen beschränkt, während in den höheren Ziffern des TV auch eine Anzahl anderer Titel, 
z.�B. laufender Zeitschriften [oder unveränderter Neuauflagen] enthalten ist.« Vgl. auch 
Verwaltungs-Bericht 1929 (S.�37).

24  Umfasst den Zeitraum vom 1.1.1924 bis 31.3.1925. Im Jahr 1924 erfolgte eine Umstellung 
des Berichtszeitraums vom Kalenderjahr auf das Rechnungsjahr. Vgl. Verwaltungs-Be-
richt, S.�5. – Die im Verwaltungs-Bericht 1925 (S.�29) aufgeführten Zahlen für 1924 un-
terscheiden sich von den im Verwaltungs-Bericht für 1924 aufgeführten Erwerbungszah-
len für 1924. Zu beachten: Die Vorjahreszahlen im Verwaltungs-Bericht für 1925 
stimmen nicht mit den Zahlen aus dem Verwaltungs-Bericht von 1924 überein!!

25  Mathematik 1922 in Rubrik 6 enthalten.
26  Umfasst von 1919 bis 1926 und 1930 12-14.
27  Umfasst von 1919 bis 1923 16-17. Zudem ist die Rubrik im Jahr 1930 in der Sparte 6 ent-

halten.
28  1922, 1930 in Rubrik 18 enthalten.
29  Bis 1923 unter 4.
30  Bis 1923 unter 20.
31  Bis 1923 unter 1.
32  Darin enthalten rückwirkend beschaffte Hochschulschriften aus den Jahren 1913-1927. 

Vgl. Vw.-Bericht 1941, S.�16.
33  Darin enthalten auch Musikalien. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1942, S.�62.
34  Darin enthalten auch Musikalien. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1943, S.�22.
35  Darin enthalten auch Musikalien. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1944, S.�50.
36  Enthält auch 2.946 Zeitschriften-Jahrgänge. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1938, S.�30.
37  Enthält auch 3.991 Zeitschriften-Jahrgänge. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1939, S.�28.
38  Enthält auch 3.194 Zeitschriften-Jahrgänge. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1941, S.�19.
39  Enthält auch 1.467 Zeitschriften-Jahrgänge. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1942, S.�19.
40  Die Felder »Zugang an bibliographischen Einheiten«, »Davon Erscheinungen des Buch-

handels« und »Davon Erscheinungen außerhalb des Buchhandels« beziehen sich für die 
Jahre 1924 bis 1926 auf den Verwaltungs-Bericht 1926, S.�29. Die zum Teil unterschied-
lichen Werte für den »Zugang an bibliographischen Einheiten« im Vergleich zur Tabelle 
Zugangsstatistik konnten nicht aufgeklärt werden.

41  Umfasst »Mittel zur Beschaffung nicht kostenlos gelieferter Werke des organisierten 
Buchhandels (RM)« und »Mittel zur Beschaffung nicht kostenlos gelieferter Werke des 
nicht-organisierten Buchhandels und sonstiger Stellen (RM)«
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42  Die Rubriken »Hochschullehrer«, »Geistliche«, »Juristen und höhere Verwaltungsbe-
amte«, »Ärzte«, »Beamte wissenschaftlicher Anstalten«, »Lehrer an höheren Schulen« 
wurden von 1921 bis 1924 unter der Rubrik »Akademische und freie Berufe« zusammen-
gefasst. Für die Jahre 1921 und 1924 wird diese Rubrik hier unter »Hochschullehrer« 
aufgeführt. 

43  Die Rubriken »Lehrer an niederen Schulen« und »Mittlere und sonstige Beamte« wur-
den von 1921 bis 1924 unter der Rubrik »Volksschullehrer und mittlere Beamte« zusam-
mengefasst. Für die Jahre 1921 und 1924 wird diese Rubrik hier unter »Lehrer an niede-
ren Schulen« aufgeführt.

44  Zwischen 1921 und 1924 lautete diese Rubrik »Handel- und Gewerbetreibende« sowie 
»Arbeiter und untere Beamte«

45  Die Differenzierung nach männlichen und weiblichen Nutzern wurde nur zwischen 
1921 und 1924 vorgenommen.

46  Verwaltungs-Bericht 1928, S.�60 »Die Zahl der ausgegebenen Benutzungskarten betrug 
im Sommerhalbjahr 4.648, im Winterhalbjahr 4.837, insgesamt also 9.485. […] Ein Ver-
gleich dieser Zahlen mit denen des Vorjahres ist nicht ohne weiteres möglich, da 1927 nur 
Jahreskarten ausgegeben wurden. Zählt man aber zu den 4.648 Benutzern des Sommer-
halbjahrs noch diejenigen des Winterhalbjahrs, die neu hinzukamen, so erhält man mit 
der Summe 7.328 eine Zahl, die mit der des Vorjahres bis zu einem gewissen Grad ver-
glichen werden kann.«

47  In den Monaten April und Mai 1925 war die Deutsche Bücherei für die Benutzung ge-
schlossen. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1925, S.�48.

48  Auswärtiger Leihverkehr (nur 2. Halbjahr 1921). Verleihungen nach Auswärts an Bib-
liotheken, Behörden, Buchhandel und Privatpersonen. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1921, 
S.�27.

49  Nur Verleihungen nach Auswärts. Vgl. Verwaltungs-Bericht 1922, S.�28�f.
50  Die Rubriken »Wirtschaftswissenschaft« und »Politik und Verwaltung« sind in den Jah-

ren 1931-1933 und in der Spalte Zuwachs in Zahl und Prozent zusammengefasst. Das 
Gros der Auskünfte wurde schriftlich erteilt. So hielt der Verwaltungs-Bericht 1938 im 
Hinblick auf die insgesamt 48.106 erteilten Auskünfte fest: »Die Auskünfte wurden in 
44.085 Fällen schriftlich, in 4.021 Fällen fernmündlich erteilt.« Vgl. Bericht über die Ver-
waltung der DB 1931-1937, S.�109.

51  Vgl. Monatsstatistik der DB, 1.10.1943, ADNBL, 150/2/9/1, Bl.�158.
52  Diese Tabelle basiert auf den Jahresrechnungen der DB 1913 bis 1944. Vgl. ADNBL, 

Abt. III, Nr.�1, 15II, 16; ADNBL, 231/1-29 bis 231/1-44.
53  Im Jahr 1925 kamen noch 100.000 RM als einmaliger Zuschuss von Seiten des Reiches 

(40.000 RM), des Staates (40.000 RM) und der Stadt Leipzig (20.000 RM) hinzu.
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Abkürzungsverzeichnis

AA Auswärtiges Amt
ADNBL Archiv der Deutschen Nationalbibliothek, Leipzig
AHU Archiv der Humboldt-Universität zu Berlin
ALA American Library Association
AMPG Archiv der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin-Dahlem
BA-MA Bundesarchiv Militärarchiv, Freiburg
BArch Bundesarchiv
BBl. Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel
Bd. Band
BDM Bund Deutscher Mädel
Betr./betr. Betreff/betreffend
Bl. Blatt
BNSDJ Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen
BRB Bund Reichsdeutscher Buchhändler e.�V.
BSB Bayerische Staatsbibliothek, München
bspw. beispielsweise
BV Börsenverein für den Deutschen Buchhandel
BVP Bayerische Volkspartei
CIOS Combined Intelligence Objective Subcommittee
DAF Deutsche Arbeitsfront
DAI Deutsches Ausland-Institut, Stuttgart
DB Deutsche Bücherei
DBSM Deutsches Buch und Schriftmuseum
DDP Deutsche Demokratische Partei 
DFG Deutsche Forschungsgemeinschaft
DGD Deutsche Gesellschaft für Dokumentation
DGK Deutscher Gesamtkatalog
DNB Deutsche Nationalbibliothek
DNBg Deutsche Nationalbibliographie
DNVP Deutschnationale Volkspartei
DRK Deutsches Rotes Kreuz
DVP Deutsche Volkspartei
ebd. ebenda
ERR Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg
f./ff. folgende/fortfolgende
FIAT Field Information Agency Technical 
GA Geschäftsführender Ausschuss der Deutschen Bücherei
GBA Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz
GdF Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bücherei
Gestapa Geheimes Staatspolizeiamt
Gestapo Geheime Staatspolizei
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GStA Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, Berlin-Dahlem
Hg. Herausgeber
HJ Hitlerjugend
hrsg. herausgegeben
HV Halbjahresverzeichnis
IAA Internationale Assoziation der Akademien
IBG Internationale Bibliographie der Geschichtswissenschaft 
ICD Information Control Division 
IFLA International Federation of Library Associations 
IFZ Institut für Zeitgeschichte
IHK Industrie- und Handels-Kammer
KB Königliche Bibliothek, Berlin (ab 1918 Preußische Staatsbibliothek, Berlin)
KfdK Kampfbund für deutsche Kultur
Kgl. Königlich
KPD Kommunistische Partei Deutschlands
KWG Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft
KZ Konzentrationslager
LAB Landesarchiv Berlin
LoC Library of Congress 
LZ Literarisches Zentralblatt
Mk Mark
MV Mehrjahresverzeichnis (Deutsches Bücherverzeichnis)
MVAD Monatliches Verzeichnis der reichsdeutschen amtlichen Druckschriften 
NAL National Archives, London (Kew)
NAW National Archives, Washington D.�C. 
NBW Nationalbibliothek Wien
NDW Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft
Nl. Nachlass
NS nationalsozialistisch
NSB Nationalsozialistische Bibliographie
NSBA Nationalsozialistische Arbeitsgemeinschaft der Beamten und Angestellten
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
NSV Nationalsozialistische Volkswohlfahrt
o.�D. ohne Datum
OBM Oberbürgermeister
OKM Oberkommando der Kriegsmarine
OKW Oberkommando der Wehrmacht
PA Personalakte
PCB Publication Control Branch 
PGK Preußischer Gesamtkatalog
PI Preußische Instruktionen
PK Preußisches Kultusministerium (bis 1918 Minister der geistlichen, 

Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten)
PPK Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums
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PSB Preußische Staatsbibliothek, Berlin
R Rückseite
RAD Reichsarbeitsdienst
RAM Reichsarbeitsministerium
RDB Reichsbund der Deutschen Beamten
REM Reichsministerium/Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und 

Volksbildung (Reichserziehungsministerium)
RFdS Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums
RFM Reichsfinanzministerium
RFR Reichsforschungsrat
RFSS Reichsführer-SS
RGBl. Reichsgesetzblatt
RGVA Rossijski Gosudarstwenny Vojenny Archiw (Sonderarchiv Militärar-

chiv), Moskau
RKK Reichskulturkammer
RLB Reichsluftschutzbund
RLM Reichsluftfahrtministerium
RM Reichsmark
RMdI Reichsministerium/Reichsminister des Innern (Reichsinnenministerium)
RMVuP Reichsministerium/Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda 

(Propagandaministerium)
RSHA Reichssicherheitshauptamt
RSK Reichsschrifttumskammer
RuS Rasse- und Siedlungshauptamt
RWM Reichswirtschaftsministerium
S Seite
SA Sturmabteilung
SBB PK Staatsbibliothek zu Berlin Preußischer Kulturbesitz, Berlin
SD Sicherheitsdienst der SS
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SHAEF Supreme Headquarters, Allied Expeditionary Force 
SLUB Sächsische Landesbibliothek, Staats- und Universitätsbibliothek 

Dresden
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SS Schutzstaffel
SSO SS-Offiziere
SStAL Sächsisches Staatsarchiv, Leipzig
StadtAL Stadtarchiv, Leipzig
StUB Staats- und Universitätsbibliothek
TH Technische Hochschule
TV Tägliches Verzeichnis
UB Universitätsbibliothek 
unp. unpaginiert
USHMM United States Holocaust Memorial Museum
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USPD Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands
VDB Verein Deutscher Bibliothekare
vgl. vergleiche
VR Verwaltungsrat der Deutschen Bücherei
WHW Winterhilfswerk
WV Wöchentliches Verzeichnis
ZDPF Zentralstelle für Deutsche Personen- und Familiengeschichte
ZfB Zentralblatt für Bibliothekswesen
ZfBB Zeitschrift für Bibliothekswesen und Bibliographie

Verzeichnis der Abbildungen, Tabellen und Graphiken

Abbildungen

Leider war es nicht in allen Fällen möglich, die Inhaber der Rechte zu ermitteln. Wir 
bitten deshalb gegebenenfalls um Mitteilung. Der Verlag ist bereit, berechtigte Ansprü-
che abzugelten.

Abb.�1: Der Generaldirektor der Königlichen Bibliothek in Berlin Adolf von Harnack: 
Archiv der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin-Dahlem, Bild-Nr.�I/3, Aufnahme von 
Hugo Erfurth um 1912. — S.��57.

Abb.�2: Der erste Direktor der Deutschen Bücherei Gustav Wahl (1877-1947): ADN-
BL, P 02.01 (Wa). — S.��104.

Abb.�3: Die ersten Bücher der Deutschen Bücherei (1913): ADNBL, R�04.03. — S.��108.
Abb.�4: Entwurf Edmund Waldows für den Bau der Deutschen Bücherei 1913: Stadt-

AL, Kap.�1, Nr.�82, Bd.�4, Bl.�558. — S.��117.
Abb.�5 und 6: Die Erbauer der Deutschen Bücherei Oskar Pusch (Architekt) und Karl 

Julius Baer (Leiter des Neubauamtes Leipzig): ADNBL, 187/2/1. — S.��119.
Abb.�7: Der Neubau der Deutschen Bücherei 1915: ADNBL, B 03 (Fotograf unbekannt, 

aber auf Online Portal DB). — S.��121.
Abb.�8: Eingangshalle mit Zierbrunnen und Reliefs Wilhelms II. und des Sächsischen 

Königs Friedrich August III., 1916: ADNBL, N 02.02, 03 – DNB Foto (Fotograf 
Kirstein und Co, Leipzig, Graphische Kunstanstalt C 1, Hospitalstr. 11a, Adress-
buch Leipzig 1916, S.�499, siehe auch DNB-Online-Portal). — S.��124.

Abb.�9: Der Lesesaal der Deutschen Bücherei mit dem Gemälde »Brunnen des Lebens« 
Ludwig von Hoffmanns. Werbeheft der DB in ADNBL, AA, Abt. VI, Nr.�11a — S.��126.

Abb.�10: Die ersten wissenschaftlichen Bibliothekare der DB, 1916 v.�l.: Johannes Tum-
merer, Wilhelm Frels, Gustav Wahl, Karl Schmidt, Otto Lerche und Franz Grein: 
ADNBL, P 02.02, Aufnahme von König-Leipzig (siehe auch DNB-Online-Por-
tal). — S.��130.

Abb.�11: Karl Siegismund, Vorsteher des Börsenvereins der Deutschen Buchhändler 
von 1910 bis 1916: ADNBL, 187/2/1. — S.��136.

Abb.�12: Georg Minde-Pouet. Direktor der Deutschen Bücherei von 1917 bis 1923: 
ADNBL, P 02.01 Mi Georg Minde-Pouet (siehe auch DNB-Online-Portal). — S.��142.
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Abb.�13: Heinrich Uhlendahl. Direktor der Deutschen Bücherei 1924-1954: P 02.01 
Uh, Uhlendahl, Fotog. Geyh DB. — S.��328.

Abb.�14 u. 15: Werbeplakate für die Bücherlotterie der Deutschen Bücherei 1925: 
Abb.�14. »Bücher-Lotterie zum Besten der Deutschen Bücherei ….« (mit Mann auf 
Sofa); Abb.�15 »Bücher-Lotterie zu Gunsten der Deutschen Bücherei« (mit Mann an 
Lostrommel), in: ADNBL, 244 (Hefter: Bücherlotterie 1925, Plakate) — S.��346.

Abb.�16: Los der Bücherlotterie der Deutschen Bücherei: Bücherlotterie der DB 1925, 
Deckblatt des Heftchens, ADNBL, 244 Hefter Bücherlotterie 1925, Gewinnplan, 
Lose etc. — S.��348.

Abb.�17: Reichskriegertag 1925 in Leipzig: »Vorbeimarsch der Offiziere vor General-
oberst von Heeringen an der ›Deutschen Bücherei‹«: Aus: Wittrisch, Max: Erinne-
rungsheft an den Ersten Deutschen Reichskriegertag zu Leipzig 17. Bis 19. Oktober 
1925, Leipzig 1925, S.�9. — S.��350.

Abb.�18: Joseph Ponten und seine Frau anlässlich eines Besuchs der Deutschen Bücherei 
im April 1930, die Hände in den Taschen Uhlendahl: ADNBL, P 03.02 1930, 2, DNB 
Foto, Fotograf Tanger, DB. — S.��373.

Abb.�19: Hauptausschuss-Sitzung der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Oktober 
1929: Archiv der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin-Dahlem, Dr. D. Schmidt-Ott 
(Berlin-Steglitz) an Herrn Neuhaus (MPG), 26.4.1980 (Kruess_Hugo_Andres 
[15439]). — S.��429.

Abb.�20: Friedrich Oldenbourg, Vorsteher des Börsenvereins 1930 bis 1934, aus: Kanta-
te 1930, in: BBl.�97 (1930), Nr.�115 vom 20.5.1930, S.�745. — S.��435.

Abb.�21: Gesamtaufbau der staatlichen Welt des Buches. Aus: Langenbucher, Hellmuth 
(Hg.): Die Welt des Buches, 1942, S. [193�f.]. — S.��488.

Abb.�22: Der Aufbau der Reichsschrifttumskammer (1937): Aus: Hinkel, Hans (Hg.): 
Handbuch der Reichskulturkammer, Berlin 1937, S.�141. — S.��489.

Abb.�23: Wilhelm Baur, Vorsteher des Börsenvereins von 1934 bis 1945: aus: Weiter auf 
dem Weg zur Erfüllung unserer Aufgaben, in: BBl.�103 (1936), Nr.�105 vom 7.5.1936, 
S. [4] (Aufnahme: Askania Foto, Berlin). — S.��534.

Abb.�24: Otto Eggert: Vorsitzender des Betriebsrates der DB und der Fachgruppe 
Deutsche Bücherei im NS-Beamtenbund (1936): ADNBL, O 02 (Album 1936 Maifei-
er) Bild 17. — S.��552.

Abb.�25: Werner Rust, Stellvertretender Direktor der Deutschen Bücherei 1934 bis 
1945: ADNBL, O 02, Album 1937, Maifeier 1937, Bild 32. — S.��591.

Abb.�26: Propagandaminister Goebbels in der Deutschen Bücherei (1. März 1936): aus: 
Leipziger Tageszeitung, Nr.�61 vom 2.3.1936, S.�1, Foto-Gey, Leipzig (vermutlich 
Richard Gey Pressefotograf, aus: Leipziger Adressverzeichnis 1936, S.�275, in der 
Schenkendorfstr. 58). — S.��627.

Abb.�27: Gründung der »Fachgruppe Deutsche Bücherei« im Nationalsozialistischen 
Deutschen Beamtenbund, 1933: ADNBL, 481, Bl.�2. — S.��641.

Abb.�28 u. 29: Ankündigungen von Gemeinschaftsempfängen in der DB 1934 und 1936: 
ADNBL, 440/2, Bl.�13 (Abb.�26) und ADNBL, 730 (Hefter: 1934-1944), Bl.�108 
(Abb.�27). — S.��645.

Abb.�30: Programm des Kameradschaftsabends der DB vom 16.5.1938: ADNBL, 439/3 
(Kladde 1938), Bl.�57. — S.��646.

Abb.�31 und 32: 1. Mai »Abmarsch zum Stellplatz«, Bild oben (1934), Bild unten (1937); 
Abb.�31: ADNBL, O 02 (Album 1934), Bild 4; Abb.�32: ADNBL, O 02 (Album 
1937), Bild 44. — S.��649.
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Abb.�33 und 34: »Kameradschaftsabend« der DB und Saalschmuck anlässlich des 1. Mai 
1936: ADNBL, 439/3. — S.��650.

Abb.�35 und 36: »Fahrt ins Blaue der Gefolgschaft Deutsche Bücherei Leipzig« 1939: 
Abb.�35: ADNBL, O 03.01 (1938), Karton großformatige Alben, Sammelband 6 
»Fahrt ins Blaue 30.7.1938«, Bild 1; Abb.�36: ADNBL, O 03.01 (1939), Kamerad-
schaftsausflug 1939, Bild 17. — S.��652.

Abb.�37: Der Sachkatalog der Deutschen Bücherei mit Hitlerbild (1938): ADNBL, N 
3.06.02 (1938,1), Sachkatalog mit Hitlerbild, Foto Geyh, DB. — S.��662.

Abb.�38: Erster Spatenstich für den Erweiterungsbau 1934: »Sieg-Heil und Horst-
Wessel-Lied«: ADNBL, C 03 u. C 04 (Album Erweiterungsbau). — S.��666.

Abb.�39 und 40: Die Wandgemälde »Volksgemeinschaft« und »Familie einst und jetzt« 
des Malers Clemens Kaufmann im »kleinen Lesesaal« des Erweiterungsbaus der DB 
(1935/36). Auf dem unteren Bild ist auch das »Bronzehochbild des Führers« von 
Felix Pfeifer zu sehen: ADNBL, N 03.04. — S.��668.

Abb.�41: Der vollendete Erweiterungsbau (1935): ADNBL, C 03 u. C 04 (Album Erwei-
terungsbau). — S.��673.

Abb.�42: Blick in die Ausstellung »Das Schrifttum der nationalen Bewegung« der Deut-
schen Bücherei, 1933: ADNBL, 896 (1931-1933), Fotograf Emil Tiedemann.��— S.��675.

Abb.�43 und 44: Festschmuck der DB anlässlich Kantate, Mai 1933 (Bild oben) und Au-
ditorium bei der Rede Uhlendahls zur Eröffnung der Ausstellung »Das Schrifttum der 
nationalen Bewegung« der DB, Mai 1933: ADNBL, 896 (1931-1933): ADNBL, 896 
(1931-1933), Fotograf Emil Tiedemann. — S.��677.

Abb.�45-48: Beispiele für Titelaufnahmen sekretierter Literatur in der Deutschen Bü-
cherei 1935/1936. — S.��788.

Abb.�49: Das Arbeitsfeld der Deutschen Bücherei (1935): ADNBL, R�04.03 (1935), Foto 
Weltbild GmbH. — S.��831.

Abb.�50: Festschmuck der DB anlässlich der »Abstimmung über den Anschluss Öster-
reichs, 10. April 1938: ADNBL, 194/0 (Hefter: Einzelmaßnahmen 1929-1940), Bl.�71 
(Umschlag). DNB-Foto, weist keinen Eigentümer auf. — S.��841.

Abb.�51: Albert Paust, Leiter der Erwerbungsabteilung der DB und der Bücherverwer-
tungsstelle Wien: ADNBL, P 02.02 (PA), DNB-Onlineportal, keine Angaben zum 
Fotograf. — S.��846.

Abb.�52: Hans Praesent, Leiter der Kartensammlung und des Zeitschriftenlesesaals der 
DB sowie Schriftleiter des Literarischen Zentralblatts: ADNBL, PA Hans Praesent 
(geb. 10.1.1888). — S.��910.

Abb.�53: Sitzung des neuen Verwaltungsrates und Abschiedsempfang des bisherigen 
Geschäftsführenden Ausschusses in der Deutschen Bücherei am 22. Juni 1940: ADN-
BL, 153/4/1, Bl.�55 (Foto weist keinen Eigentümer auf, vermutlich DB-Foto).  — 
S.��1027.

Abb.�54: Todesanzeigen für die DB-Mitarbeiter Wilhelm Auer, Rudolf Braun, Fritz Ferl 
und Willy Guthe im Nachrichtenblatt des Reichsministeriums für Volksaufklärung 
und Propaganda (1944): Für Führer, Volk und Vaterland starben den Heldentod, in: 
Nachrichtenblatt des RMVuP, Nr.�28 vom 6.11.1944, ADNBL, 460/1 (Personalbogen 
Wilhelm Auer), Bl.�60. — S.��1037.

Abb.�55 u. 56: Todesanzeige für den Bibliotheksreferendar der Deutschen Bücherei 
Wilhelm Auer (1913-1941): Todesanzeige für Wilhelm Auer, 17.10.1941, ADNBL, 
460/1 (Personalbogen Wilhelm Auer), Bl.�48. Die Abbildung Auers findet sich hinten 
lose in der Akte liegend: Fotograf: Polyfoto Leipzig Hainstraße 23. — S.��1051.
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Abb.�57: Der Luftschutzraum der Deutschen Bücherei (schwarz schraffiert) 1940: 
ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), Bl.�83. — S.��1145.

Abb.�58: Allgemeines Merkblatt für die passive Gefolgschaft der Deutschen Bücherei 
zum Verhalten bei Fliegeralarm, September 1939: ADNBL, 302/2/3 (Hefter: Blaues 
Buch: Betriebsluftschutzplan Teil 1, 1939), unp. — S.��1150.

Abb.�59: Anweisungen des Betriebsluftschutzleiters der DB Martin Lippmann: Verhal-
ten der Benutzer bei Fliegeralarm, 14.9.1939: ADNBL, 302/2/3 (Hefter: Blaues Buch: 
Betriebsluftschutzplan Teil 1, 1939), unp. — S.��1151.

Abb.�60: Anonyme ›Botschaft‹ an den Betriebsluftschutzwart der DB Martin Lipp-
mann, November 1939: ADNBL, 302/2/4 (Hefter: 1940-1944), Bl.�16. — S.��1153.

Abb.�61 Die Deutsche Bücherei im Visier der 390th Bomb Group der United States Air 
Force (Dezember 1943). (Auszug aus: District Target Map No. G. 29, Leipzig, Ger-
many, Dezember 1943): NAW, RG 18, Entry NM6 7A, Box 1965, folder 390th Bomb 
Gp. (H), Maps & Overlays to Missions Leipzig, District Target Map No. G. 29, 
Leipzig, Germany, Dezember 1943. — S.��1163.

Abb.�62: Nachtwache in der Deutschen Bücherei 1. Januar 1944 (links stehend der fran-
zösische Kriegsgefangene Marcel Coumes, sitzend Albert Paust an der Ecke des Ti-
sches, daneben Hans Praesent): ADNBL, PA Hans Praesent (geb. 10.1.1888), Um-
schlag im orangenen Hefter. — S.��1166.

Abb.�63: 100. Nachtwache in der Deutschen Bücherei am 2.5.1944: ADNBL, PA Hans 
Praesent (geb. 10.1.1888), Umschlag im orangenen Hefter. — S.��1167.

Abb.�64 u. 65: Zerstörungen am Hauptgebäude und im großen Lesesaal infolge des An-
griffs vom 4. Dezember 1943: ADNBL, C 05., Foto Tanger (DNB). — S.��1171.

Abb.�66: Der Innenhof der DB nach dem Angriff vom 4. Dezember 1943: ADNBL, C 
05 (Foto Tanger, DNB). — S.��1173.

Abb.�67: Zerstörungen an der DB und in ihrer Umgebung durch Bombentreffer (C.�I.U. 
Damage Plot Leipzig No. 3 der United States Air Force (1945): Interpretation Report 
No.K. 4347, Leipzig, US Air Force, 5.6.1945, NAW, RG 243, Entry 27 I-10, Box 93, 
folder III a(1638) [Folder 2 of 6], C.�I.U Damage Plot Leipzig No. 3. — S.��1183.

Tabellen

Tabelle 1: Gesamtzahl der in den Jahren 1908, 1913, 1920, 1922 und 1927 in den »Ver-
lagshauptstädten« Berlin, Leipzig, München, Stuttgart und Wien erschienenen Ver-
lagsveröffentlichungen (Bücher). — S.��74.

Tabelle 2: Anzahl der in den Jahren 1920, 1922 und 1927 in Berlin, Leipzig, München, 
Stuttgart und Wien ansässigen Verleger. — S.��75.

Tabelle 3: Buchproduktion in Deutschland, den Vereinigten Staaten, Großbritannien 
und Frankreich zwischen 1918 und 1932. — S.��302

Tabelle 4: Entwicklung der Benutzerzahlen 1918-1932 an der PSB, der BSB, der DB und 
den Universitätsbibliotheken Berlin, Göttingen und München. — S.��339.

Tabelle 5: Aufgrund des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 an der Deutschen Bücherei entlassene Mitarbeiter. — S.��585.

Tabelle 6: Die Beamten und sonstigen Gefolgschaftsmitglieder an den vier großen Bi-
bliotheken (1940). — S.��632.

Tabelle 7: Ausgaben für Bücherkauf der PSB, der BSB und der UB Göttingen im Ver-
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gleich zum Wert des DB-Gesamtzugangs, dem Ladenpreis der der DB zugegangenen 
Werke, zum Wert der davon auf Mitglieder des BV und Buchhändler außerhalb des 
BV entfallenden Erzeugnisse sowie zum Wert der nicht im Handel erschienenen 
Schriften 1924-1941 (in RM). — S.��634.

Tabelle 8: Politisch motivierte Veranstaltungen im Haus der DB zwischen 1933 und 
1945. — S.��644

Tabelle 9: Entwicklung der Benutzerzahlen 1933-1941 an der PSB, der BSB, der DB und 
den Universitätsbibliotheken Berlin, Göttingen und München. — S.��799.

Tabelle 10: Übersicht über von DB-Mitarbeitern durchgeführte Werbereisen im An-
schluss an die Bibliothekartage 1926-1939. — S.��832.

Tabelle 11: Ausgaben für Bücherkauf für die DB durch die Gesellschaft der Freunde der 
DB und den Börsenverein, 1924-1944 (in RM).  — S.��964.

Tabelle 12: Gesundheitszustand der Belegschaft der Deutschen Bücherei (1925-1943). — 
S.��1057.

Tabelle 13: Übersicht über die zwischen 1942 und 1945 an der DB eingesetzten franzö-
sischen Kriegsgefangenen. — S.��1073.

Tabelle 14: Mitteilungen der Auskunftsabteilung der DB (schriftliche und telefonische 
Auskünfte) und des Auskunftsbüros der Deutschen Bibliotheken an der Preußischen 
Staatsbibliothek in Berlin, 1924-1944. — S.��1127.

Tabelle 15: Herkunft der schriftlichen Anfragen in der Auskunftsstelle der Deutschen 
Bücherei (in Prozent). — S.��1134.

Tabelle 16: Geographische Gliederung der eingegangenen Auskunftsersuchen (1931-
1941). — S.��1135.

Tabelle 17: Betriebs-Luftschutzplan der DB: Zusammenstellung der im DB-Gebäude 
im »Erweiterten Selbstschutz« zusammengeschlossenen Betriebe und Stärke der ein-
zelnen Belegschaften und der aktiven Luftschutzkräfte (Einsatzkräfte) nach dem 
Stand vom 15.10.1938, ADNBL, 302/2/3 (Hefter: Blaues Buch: Betriebs-Luftschutz-
plan, Teil 1, 1938), unp. — S.��1148.

Tabelle 18: Fliegeralarme in Leipzig (Dezember 1943 und Januar 1944) aus: Aufstellung 
»Luftalarm wurde gegeben am« (1940-1945), ADNBL, 302/2/2 (Hefter: 1940-1944), 
Bl.�153-160, hier Bl.�156R. — S.��1175.

Tabelle 19: Die Verlagerungsplätze der Deutschen Bücherei (1944). — S.��1179.

Tabellen im Anhang

Tabellen und Übersichten zur Geschichte der DB (Grundlage: Berichte über die Ver-
waltung der DB, 1913-1943, Entwürfe für die Verwaltungsberichte 1938 bis 1943, 
ADNBL 181/1-1938 bis 181/1-1941)

Tabelle 1: Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei 1919-1930 (Einzelwerke und Seri-
en) in bibliographischen Einheiten. — S.��1208.

Tabelle 2: Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei 1931-1944 (Bücher, Karten, Sam-
mel- und Serienwerke) in bibliographischen Einheiten.  — S.��1210.

Tabelle 3: Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei 1922-1930 (Zeitschriften) in biblio-
graphischen Einheiten.  — S.��1212.

Tabelle 4:  Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei 1931-1945 (neue Zeitschriftenbän-



1243

VERZEICHNIS DER ABBILDUNGEN, TABELLEN UND GRAPHIKEN

de u. jährliche periodische Veröffentlichungen in bibliographischen Einheiten).  — 
S.��1214.

Tabelle 5: Buchhändlerische Neuerscheinungen (Verlagsproduktion) in Bänden auf der 
Basis des Wöchentlichen Verzeichnisses [ab 1931: Reihe A] (1922-1930). — S.��1216.

Tabelle 6: Statistik der Deutschen Nationalbibliographie Reihe A (Erscheinungen in-
nerhalb des Buchhandels, 1931-1943). — S.��1218.

Tabelle 7: Statistik der Deutschen Nationalbibliographie Reihe B (Erscheinungen au-
ßerhalb des Buchhandels, 1931-1943). — S.��1220.

Tabelle 8: Zugangsstatistik der Deutschen Bücherei (Gesamtzahl der Bücher, Serien 
und Zeitschriften, amtlichen Druckschriften, Hochschulschriften, Vereins- und Ge-
sellschaftsschriften, Privatdrucke und Kartenwerke) in bibliographischen Einheiten 
(1930-1944). — S.��1222.

Tabelle 9: Zuwachs an bibliographischen Einheiten sowie dafür aufgewendete Kosten 
(Wert des Zuwachses an Büchern und Zeitschriften in RM, 1924-1944). — S.��1223.

Tabelle 10: Zahl der Nutzer nach Berufen (Inhaber einer Benutzerkarte der Deutschen 
Bücherei – Zahl der im Berichtsjahr ausgestellten Benutzungskarten, 1921-1942). — 
S.��1224.

Tabelle 11: Erledigung von Bestellungen von Büchern und Zeitschriften (1921-1942). — 
S.��1226.

Tabelle 12: Beteiligung der Deutschen Bücherei am »Deutschen Leihverkehr« (Verkehr 
mit anderen Bibliotheken und Behörden, 1921-1942). — S.��1228.

Tabelle 13: Statistik der schriftlichen Auskünfte nach Wissensgebieten (1931-1941). — 
S.��1229.

Tabelle 14: Haushalt der Deutschen Bücherei (1913-1944, bis 1923 in Mark, ab 1924 in 
RM). — S.��1230.

Graphiken

Graphik 1: Entwicklung der Zuschüsse der drei Garanten der Deutschen Bücherei 
(Reich, Sachsen, Stadt Leipzig) in den Jahren 1924 bis 1944 (in RM). — S.��631.

Graphik 2: Entwicklung der Zuschüsse der drei Garanten der Deutschen Bücherei 
(Reich, Sachsen, Stadt Leipzig) im Vergleich zum Wert der der DB insgesamt zuge-
gangenen Verlagsproduktion und der allein vom Börsenverein erbrachten Leistungen 
in den Jahren 1924 bis 1944 (in RM). — S.��633.

Graphik 3: Ausgaben für Bücherkauf der PSB, der BSB und der UB Göttingen im Ver-
gleich zum Gesamtwert (Ladenpreis) der in der DB eingegangen Werke der Verlags-
produktion und dem Anteil des Börsenvereins daran 1924/29 bis 1941 (in RM). — 
S.��636.

Graphik 4: Entwicklung der Benutzerzahlen 1933 bis 1941 an der PSB, der BSB, der DB 
und den UB’s Berlin, Göttingen und München. — S.��802.

Graphik 5: Verhältnis der Beamten zu den Angestellten an den zwölf größten deutschen 
Bibliotheken (Stand 1937). — S.��1021.
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Quellen

Archiv der Deutschen Nationalbibliothek Leipzig (ADNBL)

Bestandgruppe »Alte Akten« (1912-1924)

Bestandsgruppe Wesen und Verfassung der DB (1912-1964)

Bestandsgruppe Gesamtbetrieb der DB (1916-1983)

Bestandsgruppe Verwaltung  – Gesamtverwaltung. Allgemeine Verwaltung. Unter-
gruppen: Allgemeines, Nachrichtenwesen, Führungen, Geschichte, Werbung, Förde-
rung, Verteidigung, Vertretung nach außen (1913-1996)

Bestandsgruppe Verwaltung  – Finanzverwaltung. Untergruppen: Haushalt; Vermö-
gensverwaltung, Beschaffungswesen, Verdingung von Leistungen, Verwaltung kurzle-
biger Wirtschaftsgüter, Kassen- und Rechnungsführung, Grundstücksverwaltung (1917-
1976)

Bestandsgruppe Verwaltung – Personalverwaltung (1917-1989)

Bestandsgruppe Erfüllung der Aufgaben der DB – Bibliothekarische Tätigkeit. Unter-
gruppen: Sammelgebiet, Sammeltätigkeit – Beschaffung, Verwaltung der Bestände, Bi-
bliographische Tätigkeit, Erteilung bibliographischer usw. Auskünfte, Benutzung der 
Bestände, Allgemeines: Beratung, Unterrichtung, Förderung, Begutachtung, Mitwir-
kung, Zusammenarbeit, Nebentätigkeit, Ausstellungen  – öffentliche Veranstaltungen 
(1918-1992)

Bestandsgruppe Technische Betriebe der Deutschen Bücherei (1920-1985)

Bestandsgruppe Zeitungs-Ausschnittsammlung

Bestandsgruppe Personalakten

Bestandsgruppe »Unverzeichnete und unbearbeitete Akten«
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Archiv der Humboldt-Universität zu Berlin (AHU)

Bestand Universitäts-Bibliothek (UB)
UB 01 459 (Personalia Dr. phil. Werner Rust, geb. 9.7.1893),
UB Nr.�748 (Schriftentausch mit der Reichstauschstelle und dem Beschaffungsamt Ber-

lin, 1938-1944).

Bestand Universitäts-Kurator (UK)
UK R�279 (PA des Bibliothekars Dr. Werner Rust, geb. 7.9.1893),
UK Nr.�1132 (UB, sächliche Angelegenheiten, 1928-1938).

Archiv der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin-Dahlem (AMPG)
Abt., Rep. 1 A, Nr.�1954 (Generalverwaltung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft).

Bundesarchiv, Berlin-Lichterfelde (BArch, Berlin)
NS 5-VI (Deutsche Arbeitsfront),
NS 8 (Kanzlei Rosenberg),
R�2 (Reichsfinanzministerium),
R�26 III (Reichsforschungsrat),
R�43, R�43-I, R�43-II (Reichskanzlei),
R�55 (Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda),
R�56-I (Reichskulturkammer),
R�56-V (Reichsschrifttumskammer),
R�58 (Reichssicherheitshauptamt),
R�73 (Deutsche Forschungsgemeinschaft),
R�601 (Präsidialkanzlei),
R�901 (Auswärtiges Amt),
R�1501 (Reichsministerium des Innern),
R�1509 (Reichssippenamt),
R�2301 (Rechnungshof des Deutschen Reiches),
R�3101 (Reichswirtschaftsministerium),
R�4201 (Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen),
R�4901 (Reichsministerium für Erziehung und Volksbildung),
R�5101 (Reichsministerium für die kirchlichen Angelegenheiten),
R�9361-I – R�9361-V (Sammlung Berlin Document Center).

Akten des ehem. Berlin Document Center (BDC):
Emil Augsburg, Erich Carlsohn, Otto Doberschütz, Wilhelm Emrich, Wilhelm Hae-

gert, Paul Peter Heigl, Hans Hinkel, Helmut Hirt, Walter von Kielpinski, Rudolf 
Kummer, Heinz Lämmel, Ernst Merkel, Rolf Mühler, Martin Nitzsche, Gerhard 
Schmidt, Carl Oehler, Walter Oehme, Bernhard Payr, Rudolf Richter, Gerhard 
Schmidt, Wilhelm Spengler, Günter Wissmann.
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Bundesarchiv Militärarchiv (BA-MA), Freiburg
RH 8-I (Heereswaffenamt),
RM 5 (Admiralstab der Marine).

Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, Berlin Dahlem (GStA)

Bestand Preußisches Kultusministerium 
HA Rep. 76, Nr.�1197 (Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbil-

dung),
HA Rep. 76, Vc, Sekt. 1, Titel XI, Teil I, Nr.�67, Bd.�VII (Notgemeinschaft 1932-1934),
HA Rep. 76 Vd, Sekt. 1, Nr.�17, Bd.�IV (Die Herstellung eines Gesamtkataloges über die 

preußischen wissenschaftlichen Bibliotheken, 1914-1931),
HA Rep. 76 Vd, Sekt. 1, Nr.�17, Bd.�V (Die Herstellung eines Gesamtkataloges über die 

preußischen wissenschaftlichen Bibliotheken, 1931-1934),
HA Rep. 76 Vd, Sekt. 1, Nr.�19, Bd.�II (Der VDB und andere Bibliotheksverbände, 1927-

1934),
HA Rep. 76 Vd, Sekt. 1, Nr.�30, Bd.�VII (Das Pflichtexemplarwesen, 1902-1907),
HA Rep. 76 Vd, Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�I (Die Reichsbibliothek in Leipzig, die Deutsche 

Bücherei in Leipzig, 1911-1913),
HA Rep. 76 Vd, Sekt. 1, Nr.�54, Bd.�II (Die Reichsbibliothek in Leipzig, die Deutsche 

Bücherei in Leipzig, 1913-1918).

Nachlass Friedrich Theodor Althoff (VI. HA, Nl. Althoff, F.�T.)
Nr.�237 (Bibliotheken, 1887-1908),
Nr.�238 (Bibliotheken, Diversa 1882-1909).

Nachlass Friedrich Schmidt-Ott (VI. HA, Nl. Schmidt-Ott, F.)
Nr.�363 (Bibliotheken),
Nr.�364 (Bibliotheken im allgemeinen),
Nr.�872 (Korrespondenz mit verschiedenen Institutionen (1945-1954).

Institut für Zeitgeschichte, München
MA 654 (Oberkommando der Wehrmacht).

Landesarchiv Berlin (LAB)
Rep. 021-03, Nr.�1359 (Stadtbibliothek Berlin),
A Pr.Br. Rep. 030, Nr.�16993 (Akten des Polizeipräsidiums Berlin).

National Archives, London (Kew) (NAL)
FO 1020/2766 (Records created or inherited by the Foreign Office, Records relating to 

allied administration of occupied territories in post Second World War Europe: For-
eign Office and Predecessors: Allied Commission for Austria (British Element): 
Headquarters and Regional Files (ACA Series),
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FO 1050/1399 (Records created or inherited by the Foreign Office, Records relating to 
allied administration of occupied territories in post Second World War Europe: Con-
trol Office for Germany and Austria and Foreign Office: Control Commission for 
Germany (British Element), Internal Affairs and Communications Division: Files),

KV 3/249 (Records of the Security Service, Subject (SF seriens) files).

National Archives, Washington D.�C. (NAW)
World War II Combat Operations Report 1941-1946, 390th Bomb Group, Records of 

the Army Air Forces, Record Group 18, Entry NM6 7A, Box 1965,
United States Strategic Bombing Survey. European War G-2 Target Damage File, III A 

(1633) – III A (1638)-2, Record Group 243, Entry 27, Box 93,
Records of the Army Staff. Assistant Chief of Staff (G-2), Intelligence. Administrative 

Divison, Document Library Branch; Reports and Messages, 1918–1951 (ALSOS-
Mission), Record Group 319, Entry 82a, Box 17, folder RFR�255.

Sächsisches Hauptstaatsarchiv Dresden 

Bestand 10717 – Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
8819 (Deutsche Bücherei Leipzig, 1910-1912).

Sächsisches Staatsarchiv Leipzig (SStAL)

Bestand Polizeipräsidium Leipzig
20031, PP.-V-692 (Gesellschaft der Freunde der Deutschen Bücherei, 1918-1949),
20031, PP-S-8503 (Polizeipräsidium Leipzig: Gefangenentagebuch des Polizeipräsidi-

ums, Bd.�2, 1933 (Nr.�3881-8280), betr. Verhaftung Uhlendahls am 17.6.1933, Häft-
lings-Eingangsnummer 5466).

Bestand 21765 – Börsenverein der deutschen Buchhändler I

Bestand 21766 – Börsenverein der deutschen Buchhändler II

Sonderarchiv Militärarchiv Moskau (Rossijski Gosudarstwenny Vojenny Ar-
chiw (RGVA) Moskau

Bestand: Reichsamt für Wirtschaftsausbau
Fond 1459k-1-2 (Eingaben von Personen und Firmen über neue technologische Prozes-

se betr. Chemie und Metalle, 1943-1945).

Staatsbibliothek zu Berlin Preußischer Kulturbesitz, Berlin (SBB PK)

Historische Akten, Akten der Generaldirektion, [Handakten] Hugo Andres Krüss
Nr.�259, Korrespondenzen, Papiere und Drucksachen zu einzelnen Themen:

Mappe 1: Allgemeines zur Zentralkatalogisierung,
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Mappe 2: Deutsche Bücherei – Staatsbibliothek betr. Amtliche Drucksachen, In-
ternationale Historische Bibliographie, Preußische Staatsbibliothek,

Mappe 3: Deutsche Bücherei,
Mappe 4: Buchhandel,
Mappe 5: Archive,
Mappe 6: »Deutsche Reichsbibliothek«, 1934.

Historische Akten, Akten der Generaldirektion, Reichsbeirat für Bibliotheksangelegen-
heiten
R�I2, Bd.�1, betr. Konferenzen (1937-1939),
R�II4, Bd.�1, betr. Benutzung (1937),
R�XII, Bd.�4, betr. Deutscher Leihverkehr (1944).

Historische Akten, Personalakten, Oberaufsicht und Beamte der Königlichen Bibliothek
I.9153, Bd.�1, betr. Volontäre (Heinrich Uhlendahl),
I.9153 Bd.�2, betr. Bibliothekare (Heinrich Uhlendahl).

Historische Akten, Vermischtes
VII, 22, Bd.�2, betr. Begründung einer Reichsbibliothek (Deutsche Bücherei in Leipzig), 

1922-1940.

Stadtarchiv Leipzig (StadtAL)
Kap.�1, Nr.�82, Bd.�1-9 (Die deutsche Zentralbibliothek in Leipzig),
Kap.�1, Nr.�104 (Oberprüfstelle für Schund- und Schmutzschriften in Leipzig, 1927�ff.) 
Kap.�3, Nr.�70, Bd.�1-3 (NSDAP 1933�ff.)
Kap.�6, Nr.�107, Beihefte 1-3 (Persönliche Mitteilungen und Niederschriften über Be-

sprechungen. Handakten des Bürgermeisters Haake, 1933-1942)
Kap.�6, Nr.�125, Bd.�2 (Handakten des Stadtrates und Kulturdezernenten Friedrich Au-

gust Hauptmann, 1941-1943)
Kap.�10, Nr.�638 (Beurlaubungen für Zwecke der NSDAP, 1934�ff.)
Kap.�33, Nr.�38, Bd.�1-5 sowie Beiheft 1 (Akten des Rats der Stadt Leipzig betr. Deut-

sche Bücherei in Leipzig, 1914-1945)
StVuR, Nr.�9286 (Akten der Stadtverordnetenversammlung und des Rats der Stadt 

Leipzig: Entnazifizierungsbögen von DB-Mitarbeitern, 1947)

The Leo Baeck Institute New York

Hugo and Eleanor Steiner-Prag Collection, 1899-1933 
Series II: Correspondence, 1901-1947: 1/11: Steiner-Prag, Eleanor undated, 1941-

1945, Bild 165-173 (http://archive.org/stream/hugoeleanorstein01stei#page/n163/
mode/1up, eingesehen am 17.3.2017),

Series III: Writings by Hugo Steiner-Prag, 1912-1955: 1/12: Autobiography (outline) 
undated, 1941, Bild 176-224 (http://archive.org/stream/hugoeleanorstein01stei#page/
n163/mode/1up, eingesehen am 17.3.2017).
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United States Holocaust Memorial Museum (USHMM), Research Institute 
Archiv, Washington D.�C.

Record Group 15.007 M, Records of the Reichssicherheitshauptamt (Sygn. 362, Instytut 
Pamięci Narodowej, Warschau)
Reel 11, File 150,
Reel 11, File 151,
Reel 28, File 247,
Reel 28, File 360,
Reel 29, File 365,
Reel 50, File 607.

Yad Vashem Archives, Jerusalem

Record Group O.1. – K.�J. Ball-Kaduri-Collection of Testimonies and Reports of Ger-
man Jewry
File 9, Title: Testimony of Dr. Berthold Loewenstein, born in Hannover, Germany, 

1863, regarding his experiences in Germany before the November pogrom, 1938, 
page 1-3: Berthold Löwenstein (Tel Aviv): Sammlung. Was nicht in den Archiven 
steht. Zur Vorgeschichte des Pogroms und der Judenvermögensabgabe im November 
1938, 26.1.1945, (http://viewer.yadvashem.org/viewer/Show.aspx, eingesehen am 
20.3.2017).

Nachlass Arthur Luther (Familienbesitz)
Auszug aus dem Tagebuch Arthur Luthers.
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Hoffmann, Herbert  677
Hofmannsthal, Hugo von  365
Hofmann, Walter  596
Hofmann, Ludwig von  124, 125, 1167, 1169
Hofmann-Busse, Elise  596
Hohlbaum, Robert  965�f., 968
Hohlfeld, Johannes  316�f., 659, 660
Holitscher, Arthur  526
Holleck-Weithmann, Fritz  661
Holleck-Weithmann, Karl  661
Holz, Arno  365, 676
Holzweber, Franz  966
Hopfer, August  897
Horst-Schulze, Paul  367
Hottinger, Christlieb  52
Hoyningen-Huene, Oswald Theodor von  

378�f., 1111
Huberg, Martin  1051
Huch, Ricarda  366
Hülle, Hermann  381
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Hülsen, Hans von  374
Huhle, Willy  551

Ihde, Wilhelm  1027
Illemann, Otto  657

Jacob, Käthe  551, 580�f., 642, 830, 1038
Jacobs, Emil  243, 278-281, 283, 311, 312, 

390, 405, 418, 431�f., 434, 875, 888
Jaeger, Rolf  976
Jähnke, Walter  756
Janich, Franz  707
Jatho, Carl  87
Jenssen, Hans  332, 875
Jesinger, Alois  850, 903
Jessen, Ralph  612
Johann König von Sachsen (Philalethes)  658
Johanssen, Ulrich  1007
Johst, Hanns  490, 492, 569, 614, 965
Jolowicz, Leo  660
Jordan, Leopold  1121
Jürgens, Adolf  429, 447, 451, 911, 1011
Jungbluth, Karl  584
Junkers, Hugo  960

Kästner, Erich  705
Kalff, Josef  361
Kaiser (Dr.)  1103
Kaiser, Rudolf  279, 281
Kamptz, Kurt von  961, 963
Katz, Philipp  758
Kaufmann, Clemens  668-672
Kehrbach, Karl  52
Keil, Bruno  607�f.
Kennicott, Mervon B.  798
Kerr, Alfred  526, 701
Kiehm, Katharina  1169
Kielpinski, Walter von  751, 763, 766
Killinger, Manfred von  471, 474, 477, 614
Kindervater, Josef  590
Kippenberg, Anton  998, 1187
Kirchner, Joachim  500, 541�f., 544, 549, 555
Kirstein, Gustav  324
Kisch, Egon Erwin  526, 689, 701
Klausnitzer, Ralf  1113
Kleist, Heinrich  142, 367-369, 373
Klemperer, Victor  71, 128, 166, 288, 586, 

655�f., 775, 801, 807, 835
Klien, Erich  206, 311, 809
Klinger, Albrecht  1036
Klinger, Max  124

Klostermann, Eckard  109
Kneidl, Max  610
Knoblauch, Albrecht  610
Knofe, Oskar  477, 558
Koch (SS-Sturmbannführer)  1103
Koch, Ernst  606
Koch, Hugo  737
Koch, Rudolf  676, 678
Koch-Weser, Erich  186, 194
Köhler, Johannes  624
Köstner-Pemsel, Christina  26, 31
Kolbenheyer, Guido  965
Koswig, Eleonore  1054
Koswig, Erich  1047
Kothe, Horst  610, 1047
Krabbe, Wilhelm  318
Kraft, Werner  323
Krause, Heinrich  58, 67�f.
Kressin, Otto  118
Krieck, Ernst  798
Kroch, Hans  660
Krötzsch, Johannes  581�f., 583, 585, 587
Kronacher, Alwin  324
Kropatschek, Hermann  52
Krosigk, Johann Ludwig Graf Schwerin von  

613, 625
Krüss, Hugo Andres  34, 186, 275, 379, 381-

383, 388, 395-401, 413, 415, 418, 427-435, 
437�f., 442�f., 444, 445�f., 449, 451�f., 453�f., 
455, 456, 458�f., 499, 547, 562, 617, 638, 812, 
820, 821, 822-827, 828, 864-866, 867, 868�f., 
872, 874�f., 877-881, 885, 888-890, 896�f., 
903, 946-948, 976-978, 980, 982-984, 985, 
986-988, 989, 992�f., 1003-1008, 1010, 1011, 
1099, 1195

Krüssmann (SS-Hauptscharführer)  1101
Krug, Helene  596
Kudla, Herbert  1050
Kühne, Lothar  843, 845, 848�f., 857, 1027
Kuhn, Friedrich  651
Kuhnert, Ernst  333, 395, 413
Kummer, Rudolf  498-500, 516, 545-549, 

617�f., 740, 792, 807, 821, 824�f., 882, 886�f., 
894�f., 896, 897�f., 900, 903, 914, 932, 941, 
943, 945-948, 952, 954, 957, 988, 1003, 
1011�f., 1025, 1204

Kunze, Heinrich  713, 1147, 1167, 1169
Kunze, Horst  102, 561, 1147
Kupfer, Fritz  602, 610, 1048
Kupfer, Oskar  330, 858, 1035
Kutschabsky, Wassyl  1007
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Lämmel, Heinz  731, 751, 763, 764, 765, 776
Längin, Theodor  98, 198
Lagarde, Paul Anton  182
Lammers, Aloys  381
Landgraf, Alexander  1103
Landgraf, Kurt  611, 612, 1040
Langbehn, Julius  182
Lange, Edmund  69�f., 76
Lange, Heinrich  187
Langenbucher, Erich  526
Langenbucher, Hellmuth  510, 526
Lannuzel, Louis  1073
Lattermann, Alfred  1007
Latzel, Edwin  953
Lauhus (Sturmbannführer)  1102
Laux, Helmut  1047
Leber (Untersturmführer)  1103
Lehmann, Herr  1103
Lehmann, Bernhard  1047
Lehmann, Julius Friedrich   123, 507
Leidinger, Georg  873, 881
Lemcke, Gerhard  952
Lenard, Philipp  507
Lenin, Wladimir Iljitsch  791
Lepsius, Richard  55, 58
Lerche, Otto  105, 130, 134, 138, 140, 141, 

151, 155, 232
Lewald, Theodor   238
Ley, Robert   509, 521, 957
Leyh, Georg  16-20, 25, 102, 140, 247, 248, 

276, 277-279, 281-285, 311, 380, 384, 421�f., 
455, 458, 539, 545�f., 550, 621, 836, 875, 882, 
888, 907, 980, 985, 991, 998, 1003�f., 1029

Liechtenstein, Franz Josef Fürst von und zu  
973

Liebers, Gerhard  25
Liebknecht, Karl  173, 320, 791
Linck, Hans  1047
Linnemann, Richard  290, 291, 322, 357, 364, 

366�f., 372, 374�f., 376, 379, 960, 968
Lipinski, Richard  187, 785
Lipke, Hermann  166
Lippert, Julius  699
Lippmann, Martin  137, 143, 211, 347, 358, 

417, 571-573, 577, 589, 590, 592, 611, 643, 
1030, 1046, 1070, 1077, 1142, 1146-1149, 
1151-1153

Lockemann, Theodor  140
Łodyński, Marian  12-14, 19, 38, 40, 1136
Löffler, Bernhard  37
Löffler, Klemens  232�f.

Löser, Ewald  407, 475, 477, 550, 558, 
561-564, 566, 597, 663

Löwenstein, Berthold  577, 578
Löwenstein, Käte  577�f., 585, 939
Löwit, Richard  851
Ladewig, Paul  132-134
Ludendorff, Erich  172, 349
Ludwig, Emil  526
Ludwig, Werner  1036, 1050
Lüderitz, Adolf  678
Luther, Arthur  18, 652, 653, 672, 699, 1034, 

1081, 1131, 1166, 1168, 1176
Luther, Helmut  1166
Luther, Martin  676
Luther, Wilhelm  953
Lutz, Günther  1107
Luxemburg, Rosa  320, 791

Maas, Georg  169, 359, 391, 425, 441
Mack, Rudolf  1047
Mackensen, August von  679
Märker, Erna  1041
Mai, Richard  342, 429
Maier, Helmut  48
Mann, Heinrich  527, 717
Mann, Thomas  189, 298�f., 366, 460, 461
Marchand, Georges  1073, 1077
Marre, Louis  1073, 1083, 1085
Marx, Karl  720�f., 784�f.
Marx, Wilhelm  210, 211
Maul, Wilhelm  840
Mayer, August Liebmann  1123
Mehne, Erich 1066
Mehring, Franz  785
Meiner, Annemarie  385, 962
Meiner, Arthur  79, 94, 102, 107, 131, 177, 188, 

193, 209, 212, 215�f., 217, 224�f., 231, 288, 
290�f., 311, 312, 313, 329, 369, 379, 535, 667, 
962, 968, 1029, 1193

Meiner, Felix  116, 264
Meisner, Heinrich  236
Meissner, Otto  378�f.
Mendelssohn, Moses  123, 478, 657
Menz, Gerhard  526
Menz, Herbert  569
Menzel, Adolph  676
Mergenthaler, Christian  496
Merkel, Ernst  763
Meyen, Fritz  1006
Meyer, Friedrich  264
Meyer, Hermann  316
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Meyer, Konrad  1137
Michaelis, Hildegard  1169
Middell, Matthias  34�f.
Miegel, Agnes  965, 967, 968
Milam, Carl. H.  452
Milkau, Fritz  58, 63�f., 94, 132, 192,198, 232, 

248, 251, 254, 272, 273, 275-279, 281, 283, 
312�f., 321, 326-328, 330, 341, 346, 366, 380-
382, 454

Minde-Pouet, Georg  42, 111, 142�f., 145-148, 
150-152, 156, 162, 164, 167, 171�f., 178, 188, 
191-193, 194�f., 196-198, 199, 200-202, 205, 
207, 217, 218�f., 231-239, 240, 241-251, 
256�f., 259�f., 263, 265-268, 270, 271, 273-
275, 276, 277, 279, 286-294, 310, 325, 329, 
330, 334, 339, 367�f., 369, 380, 1197�f.

Mittelstaedt, Johannes  157�f.
Möbius, Charlotte  598-601
Möhring, Helga  1058
Möller, Eberhard Wolfgang  965
Moeller van den Bruck, Artur  1130
Mohrmann, Ernst  97-99, 102, 134, 135, 137, 

143
Moller (Obersturmführer)  1101
Molo, Walter von  965
Mommsen, Theodor  55
Montebaur, Josef  326, 332, 444, 713
Morgen, Herbert  1137
Motta, Giuseppe  743
Mühsam, Erich  791
Müller, Georg Hermann  262
Müller, Heinrich  842
Müller, Hermann  297
Müller, Werner  314
Müller-Benedict, Otto  958, 1173
Mühler, Rolf  751, 763
Münchhausen, Börries Freiherr von  365, 

676, 677, 1179
Muller, Hans  11�f., 19, 33, 40, 801
Munthe, Wilhelm  984, 985, 992-994
Muschler, Reinhold Konrad  1133
Mussert, Anton  1101
Mussolini, Benito  456, 1129
Mutschmann, Martin  471, 473, 475, 478, 

565, 584, 813, 1132, 1177

Naetebus, Gotthold  198, 245, 265, 278
Napierala, Arthur  1036
Napoleon I. (Napoleon Bonaparte)  368
Napoleon III.  125
Naumann, Walter  1047

Neukircher, Susanne  451�f.
Niescher, Herbert  1058
Nietzsche, Friedrich  208, 658
Niggemann, Elisabeth  48
Nitschmann, Paul  427, 526, 677, 695�f., 699, 

704
Nitzsche, Grit  861
Nitzsche, Martin  764, 768�f., 776, 777, 778, 

781-783
Nitzschke, Emil  188
Nitzschke, Erich  558�f., 611, 612, 641
Nobile, Umberto  455
Noly, Robert  1073
Nuschke, Otto  194

Oehler, Carl  553�f., 563�f., 565
Oehler, David Heinrich Alfred  563
Oehler, Richard  1006
Oehlmann, Gertrud  655�f., 775, 1046, 1061, 

1062
Oehme, Walter  763
Oelssner, Alfred  688
Ohlendorf, Otto  763, 777
Olden, Balder   727
Olden, Rudolf  727
Oldenbourg, Friedrich  31, 298, 331, 361�f., 

396, 397, 405, 422, 426, 430-432, 435, 437�f., 
443, 445�f., 456, 462, 490, 510, 524, 527-532, 
535, 545, 550, 554�f., 564, 566, 567, 568, 
575�f., 585, 589, 592, 609, 617�f., 620, 622, 
626, 677�f., 866, 867, 868, 869, 873, 875, 878, 
879, 880, 1029, 1193

Oncken, Wilhelm 52
Opelt, Ingeborg  551, 593, 610, 683, 914
Orth, Alexander  91, 136
Otto, Erika  598�f.
Otto, Hans Georg  1027
Otto, Paul  233
Ottwalt, Ernst  527

Paalzow, Hans  66, 67�f., 76, 94, 96, 106, 107, 
129, 130, 131, 134�f., 137, 139, 198, 236, 
312, 326, 391

Paetel, Georg  226
Papen, Franz von  305, 441, 901-903
Patutschnick, Karl Helmut  628, 922, 924
Patzschke, Hellmuth (alias Hellmuth 

Reinhard)  763, 764, 776
Paust, Albert  32, 101, 227, 229, 330, 355, 445, 

463, 612, 691, 723, 782, 817�f., 833�f., 839, 
845-862, 903�f., 993, 1039, 1058, 1063�f., 
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1093-1095, 1100-1102, 1104�f., 1107, 1147, 
1166�f., 1202�f.

Payr, Bernhard  377, 517, 554, 558-560, 561, 
610, 961

Payr, Erwin  559
Pestalozzi, Heinrich  657
Peters, Kurt  607�f.
Petersen, Kurt  592, 593, 611
Petite, Jean  1073
Petri, Albert  361
Petzholdt, Julius  52
Pfannenstiel, Max  981
Pfeifer, Felix  667�f.
Pfeiffer, Herbert  767, 776
Pflug, Elfriede  1058�f.
Pfundtner, Hans  483, 495�f., 582
Philipp, Albrecht  188
Pieth, Willy  247
Pinkau, Johann  187
Pius XI. (Papst)  456
Planck, Max  184
Planetta, Otto  966
Plath, Johann Heinrich  99�f., 102
Plesske, Hans-Martin  30, 32
Plessner, Helmut  49
Plettner, Annemarie  1041
Plivier, Theodor  527
Poeschel, Carl Ernst  972
Poethe, Lothar  30, 32, 326, 552, 555
Poewe, Wilhelm  441
Poll, Bernhard  342
Ponten, Josef  363, 369-371, 373, 676
Popitz, Johannes  820, 878, 881, 886, 895
Possner, Helga  1181
Praesent, Hans  247, 363, 456�f., 458, 542, 556, 

612, 674�f., 677-679, 784�f., 794, 795, 858, 
908-910, 915, 922�f., 927, 982, 1063, 1147, 
1160, 1166�f., 1186

Preedek, Albert  140
Preisendanz, Karl  811�f.
Pretzsch, Karl  247
Preuß, Hugo  191
Prien, Günther  682
Prinzhorn, Fritz  542-544, 546, 549, 781, 943, 

986, 991, 1009
Protze, Walter  563

Rabenau, Friedrich von  972�f.
Raiser, Ludwig  15
Ramsauer, Carl  747
Rang, Fritz  750, 839

Raoult, Marcel  1073, 1083
Rath, Erich von  198, 311�f.
Rathenau, Walther  189
Rechenberg, Hans  930
Recken-Recke, Anna Maria  1038
Rehbinder, Nikolaus Graf von  52
Reimer d. J., Hans  376
Reinhardt, Ernst  209, 442, 446, 618, 677, 888
Reincke-Bloch, Hermann  400
Reismüller, Georg  311, 413, 417, 418, 420, 

439�f., 546, 872, 874, 982, 983
Reker, Albert  1007
Remarque, Erich Maria  527
Reuilly, René  1073, 1080
Reusch, Paul  974
Reuter, Ludwig von  675
Ribbentrop, Joachim von  522
Richter, Hans  699, 910, 915�f.
Richter, Karl (Anonymus)  1072
Richter, Otto  52
Richter, Rudolf  763
Richter, Steffi  48, 131, 771, 1036
Richter, Werner  273, 275, 397, 429, 561, 562
Riedel, Hildegard  28
Riedner, Wilhelm  435
Riegel, Martin  528
Robbel, Günther  612, 782, 918, 1058, 1182
Rodenberg, Julius  456, 820, 867, 929, 990, 

1046
Röder, Alexander  1007
Röder, Max  331, 345, 357, 1029, 1193
Roediger, Wolfgang  431, 432, 434, 872, 874
Röhm, Ernst  471, 680, 1131
Röhrborn, Karl  592, 593, 611, 1047�f.
Roepke, Kurt  612, 804,1169
Roesicke, Gustav  188
Rößner, Hans  751, 763
Rötzsch, Helmut  30, 32, 100, 320
Roloff, Ernst Maximilian  204�f., 212
von Rommel, Eleon  1157
Romünter, Friedrich  940�f.
Roosevelt, Franklin D.  1137
Rosenberg, Alfred  43, 488, 494, 497, 506�f., 

509-511, 513�f., 516-518, 520-522, 526, 545, 
560, 613, 680�f., 699, 701, 706, 709, 721, 
772�f., 775, 798, 843, 857, 916, 931, 934, 
1005, 1119

Rost, David  264
Rost, Gottfried  30, 35
Roth, Ernst Friedrich  118
Roth, Johanna Maria  656
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Rothacker, Erich  483
Rothe, Karl  148-150, 155�f., 177, 206, 216, 

306, 309
Rozier, René  1073
Rudolph, Hermann  758�f.
Rückert, Ernst  410, 561, 580, 658, 784, 982, 

1058, 1126, 1169
Ruhe, Friedrich  611
Ruppelt, Georg  339
Ruppert, Johannes  564, 606, 611, 612, 644, 

659�f., 713, 714, 723, 929, 1016, 1064, 
1118-1122, 1125, 1169

Rust, Bernhard  15, 481, 491, 496-499, 516�f., 
522, 546, 694, 821, 866�f., 888 

Rust, Werner  337, 547, 550, 589-592, 604, 
606, 612, 629�f., 645, 649, 681, 683, 716, 
720�f., 724�f., 730, 752, 753, 765, 782, 786�f., 
791, 793�f., 800, 802, 804-806, 813, 822, 871-
873, 875, 879, 884�f., 903, 906, 915�f., 918, 
920�f., 923�f., 932, 943, 945-948, 949, 956, 
984, 1003, 1006, 1009, 1027, 1030, 1036, 
1043�f., 1049, 1061, 1063�f., 1068�f., 1074, 
1082, 1083, 1136, 1143, 1185, 1199 

Saemisch, Moritz  359
Sagitz, Walter  914�f.
Sander, Richard  590
Sandoz, Marc  1073, 1074, 1079�f., 1083
Sattler, Paul  673, 798, 1007
Saudek, Rudolf  658
Sayers, William Charles Berwick  453
Schacht, Hjalmar  468, 470, 930
Schäfer, Wilhelm  965
Schäffer, Fritz  757
Scharnhorst, Gerhard von  970
Scharschmidt, Arthur  602, 604
Scheel, Gustav Adolf  1103
Scheer, Reinhard  351
Scheffel, Josef Victor von  657
Scheidemann, Philipp  173�f.
Schein, Liselotte  361
Scheithauer, Erich  723
Schemm, Hans  496
Schieck, Walther  308, 471
Schiestl, Rudolf  672
Schirmer, Reinhold  913
Schirokauer, Arnold  342, 343, 867
Schlapp, Otto  321
Schlecht, Johannes  848, 852
von Schleicher, Kurt  305
Schlorke, Walter  1043, 1187

Schmidt, Adolf  198, 246
Schmidt, Cäcilie  1124
Schmidt, Charles  989
Schmidt, Gerhard  763, 953
Schmidt, Karl Theodor  130
Schmidt-Ott, Friedrich  65�f., 89, 161, 318, 

429
Schmidt-Ruttloff, Karl  165
Schmidt-Leonhardt, Hans  1027
Schmidt-Schwarzenberg, Paul  1027
Schmitz, Wolfgang  77
Schmorl, Oscar  158
Schneider, Gustav  187
Schnorr von Carolsfeld, Hans  89, 198, 232, 

236, 237, 268, 396, 417
Schnütgens, Alexander  204
Schöbel, Emil  105
Schönemann, Carl Philipp  49
Scholz, Wilhelm von  965
Schopenhauer, Arthur  658
Schottenloher, Karl  881
Schramm, Albert  257, 260, 938
Schreiber, Georg  96, 203-206, 211, 212, 213, 

325, 326, 342, 352�f., 429, 444, 446, 561�f., 
772-775

Schreiber, Heinrich  868�f., 879, 1006
Schroeder, Max Otto  94, 102, 131, 144, 

148�f., 150, 158�f., 231�f., 340
Schröder, Rudolf Alexander  965
Schroeder, Werner  31, 768, 780
Schroeter, Gerhard  611
Schuchardt, Oscar  219
Schulte, Johann Friedrich von  52, 54
Schulte Strathaus, Ernst  1024
Schultze, Walther  248, 381
Schultze-Naumburg, Paul  507�f.
Schulz, Karl  52, 64
Schulze, Alfred  231
Schumann, Georg  584
Schumann, Gerhard  965
Schurig, Hans  551�f., 721
Schuster, Hermann  1047
Schuster, Wilhelm  700, 704, 988, 991-993
Schwab, Georg  606, 715, 717
Schwanecke, Erich  611, 1047
Schwarz, Franz Xaver   506�f.
Schwend, Karl  757
Schwenke, Paul  57, 76, 77, 78, 81, 86, 89, 164, 

198, 231�f., 237-239, 240, 246�f., 278�f., 398
Schwetschke, Carl Gustav  99
Schwidetzky, Georg  286-288, 290, 784�f.
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Seeckt, Hans von  972�f.
Seeger, Maria  588�f.
Seele, Wilhelm  127, 361
Seemann, Artur  94�f., 131, 136-138, 149�f., 

151, 156, 158, 177, 189, 264, 1029
Segond, Pierre  1073
Seidel, Ina  365, 366
Seidl, Karl  855-857, 860�f.
Sevensma, Tietse Pieter  453, 454, 460, 975, 

978, 982, 983, 993
Shakespeare, William  209, 653
Shirer, William L.  996
Shylock  209
Sichart, Hans Theodor von  196, 202
Siebe, Olga  1169
Siegel, Felix  338
Siegismund, Karl  65, 67, 68, 77-79, 82, 83-86, 

88, 91-95, 97�f., 102-109, 111-113, 128�f., 
130, 131-139, 144, 145�f., 148, 150, 151, 156, 
158, 160, 161, 166, 192, 216, 231, 287-290, 
291�f., 312, 313, 322, 352, 362, 425, 429, 
444�f.

Siemens, Wilhelm von  189
Sienkiewicz, Henryk  367
Simon, Alfred  606
Simon, Hugo Ferdinand  975, 976
Six, Franz Alfred  505, 761-763, 766-768, 

771-773, 776-778, 842, 930, 935
Sluyterman von Langeweyde, Georg  672
Smalejus, Else  974
Smend, Friedrich  539�f.
Spangenberg, Bernhard  1027
Spann, Othmar  507
Spengler, Wilhelm  504�f., 569, 750-753, 754, 

755�f., 758-763, 765�f., 772, 776, 777, 779, 
783, 838�f.

Spranger, Eduard  298
Springer, Ferdinand  219
Springer, Fritz  76, 78, 219, 221, 222, 223-227
Springer, Julius  219
Springorum, Friedrich  974
Stahl, Friedrich  677
Stahl, Paul  376
Stebich, Max  844
Stehr, Hermann  676, 699, 965
Stein, Edith  1122
Stein, Günther  779, 782
Stein, Heinrich Friedrich Karl vom und zum  

556
Steinbock, Hildegard  596, 598
Steiner-Prag, Hugo  324, 574

Stettenheim, Ludwig  341
Stietz, Erich  512, 913
Stimming, Manfred  938
Stois, Max  401�f., 823
Stollberg, Fritz  1149
Strasser, Gregor  507
Straub, Theodor  604, 610, 924, 925
Strauss, Emil  965
Strauss und Torney, Lulu von  965
Streicher, Julius  510
Stresemann, Gustav  188�f., 351
Strobel, Karl Hans  844
Struck, Hermann  165
Stummvoll, Josef  558�f., 566, 573, 799�f., 

980�f.
Stuppäck, Hermann  840
Sveistrup, Hans  442

Tannewitz, Anna  314, 1185
Tannewitz, Franz  314
Tauscher, Karl Friedrich  579�f., 581, 585�f., 

592
Teichl, Robert  903, 991
Thesing, Curt  219
Thiel, Johannes  705
Thomas, Emil  218, 219
Thon, Martha  580, 610
Thulke, Karl  536
Thummerer, Johannes  130, 166�f.
Thummerer, Martha  1062
Thyssen, Hans  345
Tijn, Beatrix van (siehe Breslauer, Beatrix)
Tijn, Jacques van  579
Timmermanns, Felix  965, 968
Tobolka, Zdeněk Václav  453
Toeche-Mittler, Konrad  219
Toelle, Willy  580, 581, 1047, 1048, 1155
Ton, Max   166
Tornius, Valerian  430
Toussaint, Ingo  24, 26, 41, 648, 661
Trebst, Hans  606
Treitschke, Heinrich von  52, 369
Trendelenburg, Friedrich  559
Trier, Walter  705
Trommsdorff, Paul  311�f., 313
Trotha, Adolf von 1131
Trott zu Solz, August von  88
Tucholsky, Kurt  467, 527, 1119

Uhlendahl, Heinrich  11, 13, 15-19, 28�f., 32, 
42�f., 47, 67�f., 100-102, 125, 139, 178, 192, 
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206, 250, 254, 261�f., 278, 282, 284, 285, 295, 
298, 299, 310-336, 337, 339, 340, 341�f., 344, 
347-349, 351-357, 361-363, 364, 366�f., 369, 
372-374, 376 382, 385, 387-389, 394, 395, 
396-401, 402, 403, 406�f., 410, 411�f., 413, 
416, 417-420, 421, 423-434, 435, 437-441, 
443-446, 451, 452-460, 462-464, 478, 483, 
499, 512, 516, 530, 534�f., 540, 542, 545, 547, 
550, 551, 552-570, 572-574, 576, 578, 579, 
580�f., 583, 585�f., 587, 589, 590, 592, 596�f., 
598, 600, 601, 603-606, 608, 609, 611, 613, 
614-617, 619, 621, 626-629, 630, 632, 637-
641, 644, 646, 648, 649, 654, 657-667, 669-
672, 674, 677�f., 681, 683, 684, 687, 695�f., 
699, 701, 703, 705�f., 708, 713-716, 722-724, 
726-735, 737�f., 742, 743, 746, 748, 755, 764, 
769, 771, 779, 781, 784�f., 787, 792-794, 
797�f., 801, 803, 806, 809, 811�f., 814-816, 
818-820, 821, 823-825, 829, 830, 832-834, 
837, 840, 848, 849-853, 855, 858�f., 864, 867-
871, 874-880, 881, 883, 884, 885-889, 891-
893, 896, 898-904, 905, 909�f., 912, 914, 915, 
919, 923, 927-929, 933-941, 942, 943, 945�f., 
948�f., 952, 954, 958-963, 965-967, 969�f., 
972, 974, 975, 979�f., 982-984, 985, 986-990, 
992-994, 998, 1003�f., 1009, 1012-1016, 
1017, 1018-1020, 1021, 1024, 1025, 1027, 
1031-1033, 1034, 1036, 1038�f., 1041�f., 1043, 
1045, 1047, 1048, 1050, 1056�f., 1059�f., 
1063-1065, 1067, 1069-1071, 1074, 1077, 
1079, 1080, 1081, 1082, 1085, 1087-1090, 
1092�f., 1096�f., 1099, 1100, 1104, 1107, 1108, 
1109, 1110�f., 1118, 1121, 1123-1125, 1128, 
1131, 1133, 1134, 1141, 1152-1154, 1157, 
1159�f., 1161, 1162, 1164, 1167, 1170, 1173�f., 
1178, 1181�f., 1184, 1185, 1187, 1191, 1195, 
1197-1202, 1204

Uhlendahl, Karl  1161�f.
Uhlendahl, Max  314, 1162
Ulrich, Helmut  584, 587
Unruh, Walter von  1035
Urban, Gotthard  527, 697, 699, 704, 705�f., 

707, 962

Vahlen, Theodor  871�f., 879, 886
Vallée, René  1073, 1078, 1082
Vamberg, Karl  697
Velde, Theodor Hendrick van de  697
Veit, Moritz  99, 101
Velmede, Friedrich August  695�f., 698-700, 

703�f., 706, 708

Vernickel, Paul  969, 973
Vincentz, Frank  302
Vodosek, Peter  230
Vögler, Albert  376
Vogel (Untersturmführer)  1102
Vogel, Hugo  94
Voigt, Charlotte  551, 1043�f.
Volckmar, Hans  158�f., 192, 216, 224, 225, 

310, 962
Vollrath, Hugo  759
Vorstius, Joris  421, 442�f., 812, 867
Vowinckel, Kurt  532, 533, 534, 617

Wacker, Otto  496, 873
Waggerl, Karl Heinrich  965
Wahl, Gustav  18, 42, 103-106, 110, 111, 114, 

116, 120, 128-134, 135, 138-141, 145, 146, 
151, 155, 255�f., 263

Waldow, Edmund  116-119
Walker, Carolyn A.  333, 354
Wallraf, Max  163�f.
Walther, Albert  670
Walther, Carl  284
Walter, Kurt  462
Wanninger, Susanne  26
Warschauer, Adolf  367
Wauszkun, Ernst  640, 1045
Weber, Christoph  204, 279, 281, 284, 285, 

311, 325
Weber, Sonja  787
Wegener, Hans  1007
Weil, Gotthold  236
Weinert, Erich  688
Weinheber, Josef  965
Weiß, Wilhelm  507
Weissenborn, Bernhard  278
Weißhappel, Heinrich  851
Wendel, Carl  803
Wender, Hans  564
Wendler, Otto Bernhard  720
Wermke, Ernst  413, 435, 589
Wiechert, Ernst  505, 798, 1133
Wieser, Max  693�f., 699
Wihan, Rudolf  860�f.
Wildt, Michael  48
Wilhelm II.  114�f., 124, 173, 374
Wilmanns, August  58
Winckler, Josef  965
Wininger, Salomon  1119
Winkelhake, Bernhard  611
Wismann, Heinz  483, 484, 486�f., 490, 494, 
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510�f., 514, 527, 529, 531�f., 555, 561-564, 
566, 569, 616, 617�f., 627, 630, 670, 677, 
699, 706, 707, 710�f., 722, 726-734, 736, 
767, 792, 814, 876, 878, 887, 916, 925 

Witkowski, Georg  177, 179, 324, 478
Witte, Erich  914
Witte, Wilhelm  1007
Witzmann, Conrad  618, 969, 974, 1027
Wolf, Ernst   767
Wolf, Otto  596�f., 601
Wolfskehl, Karl  462
Wrage, Klaus  676
Wustmann, Felix  940�f.

Zarth, Eleonore  1042
Zartmann, Dr.  854
Zartmann, Lilli  560

Zehner, Wilhelm  966
Zeigner, Erich  305
Zeller, E. Th.  1139
Zeller, Magnus  165
Ziegert, Arno  1036
Ziegler, Hans Severus  508
Ziegler, Wilhelm  699
Zikel, Heinz  697
Zillich, Heinrich  965
Zimmermann, Erich  18�f., 952�f., 955
Zimmermann, Wilh[elm]  561
Zobeltitz, Fedor von  369
Zöberlein, Hans  965
Zsolnay, Paul  851
Zweig, Arnold  165, 527, 717, 730
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Kursive Seitenzahlen beziehen sich auf Nennungen in den Fußnoten

Adam Opel A.G.  1129
Ahnenerbe der SS  1005
Alldeutscher Verband  123, 375
Allert de Lange (Verlag)  1101
Allgemeiner Deutscher Schriftsteller- 

Verband  52
Allgemeiner Richard-Wagner-Verein, 

Leipzig  375
Akademie der Bildenden Künste, Prag   

658
Akademie der Künste, Wien  893
- Bibliothek
Akademie der Wissenschaften, Wien  840
Akademie für Deutsches Recht  794
Akademie für graphische Künste und 

Buchgewerbe, Leipzig  574
Akademische Verlagsgesellschaft, Leipzig  

660
Aktion wider den undeutschen Geist   

475, 484, 508, 527, 976, 694
Aloysius-Verlag Münster  312
American Library Association (ALA)   

447, 450, 975�f., 977, 978, 985
- Committee on German Periodicals  985
Amerika-Institut, Berlin  451
Amt Schrifttumspflege  Beauftragter  

des Führers für die gesamte geistige und 
weltanschauliche Erziehung der NSDAP  
494, 507, 514, 773

Amt für Sippenforschung  860
Amtsgericht Berlin-Mitte  668
Amtsgericht Berlin-Wedding  561
Amtsgericht Leipzig  221, 223
Angestellten-Ausschuss der Deutschen 

Bücherei  179
Anhaltinisches Landesrabbinat, Dessau  123
Antikomintern, Berlin  860, 1094, 1119, 1120
Antisemitische Aktion  1119
- Bibliothek
Arbeiter- und Soldatenrat  147, 172�f., 177, 

187
Arbeitersportverein »Fichte« 579

Arbeitsamt Leipzig  601�f., 604, 605, 607, 
1041, 1078, 1083�f., 1174

Arbeitsausschuss [zur Vorbereitung 
Schwarzer Listen] 695-698, 699, 700-703, 
704, 706, 

Archiv des mährischen Gewerbevereins  830
Archiv Rehse für Zeitgeschichte (Sammlung 

Rehse), München  674
Archivverwaltung des General-Gouverne-

ments, Warschau  143
Aschendorff Verlag  215
August Scherl Verlag  133, 215
August Thyssen-Hütte, Dinslaken  345
Ausbildung (bibliothekarische)  133, 145, 204, 

254�ff., 258�f., 261, 262, 315, 319, 388�ff., 454, 
459, 499, 512, 542, 546, 577�f., 587, 937, 939, 
941, 945�ff., 950�f., 952, 953�ff., 987, 1063

Auskunftsbüro der deutschen Bibliotheken  
61, 241, 334, 335, 1128

Ausschuss für Bibliotheksfragen  Reichs-
bibliotheksrat

Ausschuss zur Neuordnung der Berliner 
Stadt- und Volksbüchereien  693

Auswärtiges Amt (AA)  288, 444, 470, 523, 
556, 661, 736, 741, 806, 898�f., 901, 975, 
1001, 1010, 1078, 1080, 1092, 1094, 1105, 
1110�f., 1139 

- Bibliothek, Bonn (nach  1945)  542
- Deutsche Gesandtschaft Lissabon  1010�f.
- Deutsche Gesandtschaft Wien  899, 901�f.
- Deutscher Generalkonsul, Chicago  975�f.

Badische Historische Kommission  133
Badische Hof- und Landesbibliothek, 

Karlsruhe  Landesbibliothek Karlsruhe
Bauhaus, Dessau  508
Bayerische Staatsbibliothek, München  13, 22, 

26, 35, 51, 87, 89, 100, 112, 162, 174, 186, 
191, 231, 234�f., 237, 239, 242, 244, 248, 
267�ff., 271, 338�f., 342, 361, 380, 392, 393, 
396, 415�f., 420, 431�f., 434�f., 438, 458, 497, 
546, 617, 632, 636�f., 674, 757, 796, 799, 810, 
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826, 860, 861, 872, 874, 911, 937, 946�f., 950, 
954�f., 972, 1000, 1005, 1067, 1158, 1196, 
1202

Bayerische Staatskanzlei  588, 757
Bayerische Volkspartei (BVP)  757
Bayerischer Kultusminister  Bayerisches 

Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus

Bayerisches Gewerbemuseum, München  91
Bayerisches Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus
Beamtenverein Deutsche Bücherei  179
Beauftragter des Führers für die gesamte 

geistige und weltanschauliche Erziehung 
der NSDAP  494, 511, 514, 737

- Amt (Abteilung/Hauptamt) Schrifttums-
pflege  494, 514, 560, 928, 1014, 1116

- Hohe Schule  517
- Reichsstelle zur Förderung des deutschen 

Schrifttums (RFdS)  509�ff., 513-517, 519, 
560, 608�f., 680�f., 736, 843, 928, 1119, 1130

- Reichsüberwachungsamt  514
Beauftragter für den Vierjahresplan  930, 

1040
Beirat für Bibliotheksangelegenheiten 

(Preußen)  56, 198, 230, 383, 388, 546,  
872, 944

Berliner Bibliothekarische Vereinigung  328
Beschaffungsamt der deutschen Bibliothe-

ken, Berlin  820, 1001�f., 1009
Bibliographie der amtlichen Druckschriften 

 Monatliches Verzeichnis der reichsdeut-
schen amtlichen Druckschriften Bibliothek 
der Technischen Hochschule  880 

- Aachen  25, 415
- Berlin  140, 415
- Braunschweig
- Breslau  415
- Danzig
- Dresden
- Hannover  415
- Karlsruhe  130
- München
- Wien
Bibliothek der SS, Wewelsburg  610
Bibliothek des Britischen Museums  

British Library, London
Bibliothek des Instituts für Weltwirtschaft 

und Seeverkehr der Universität Kiel  1158
Bibliothek des Iowa State College  985
Bibliothek des Max-Planck-Instituts für 

ausländisches und internationales 
Privatrecht  610

Bibliothek des Volkskommissariats für 
Bildungswesen, Engels  371

Bibliothekar- und Museumsbeamtenschule  
Deutsche Bibliothekarschule, Leipzig

Bibliothekartag  66, 236, 241�ff., 245, 248, 250, 
261, 271, 272, 273, 276�ff., 283, 285, 298, 
328, 335, 382, 385, 389, 391, 412, 418, 429, 
431�f., 451, 500, 539-542, 544�f., 547, 555, 
610, 621, 703, 789�f., 811, 830, 880, 922, 
1003, 1143

Bibliothèque Nationale, Paris  50, 57
Bischof von Chichester  1122
Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel  

63, 88, 96, 97�f., 106, 108, 113, 114, 122, 152, 
156, 166, 218, 219, 228, 263, 267, 269�f., 
272�f., 290, 303, 333, 334, 347, 368, 409�ff., 
424, 437, 458, 510, 515, 526, 528, 534, 675, 
684, 687, 688, 695�ff., 709, 713, 724, 732, 
790, 819, 915, 920, 1108, 1184

Börsenverein der Deutschen Buchhändler zu 
Leipzig  31, 34, 41, 44, 47, 63, 65, 67�ff., 73-
77, 79, 81-85, 87�f., 91-95, 97-102, 104, 107, 
109, 110, 113�ff., 118, 122, 125, 128�f., 131�f., 
134, 136�ff., 139, 140, 144, 148-160, 169, 175, 
177, 188, 190, 192, 194�ff., 198, 207�ff., 212�f., 
215-228, 231, 239, 263-270, 273, 276�f., 280, 
284, 287�f., 290�ff., 297�f., 299, 301, 310, 
312�f., 322, 329, 331, 335�f., 340, 345, 353, 
357�f., 361�ff., 384, 396, 398, 401, 403�ff., 407-
413, 420, 422, 424, 426, 432, 435�f., 438�ff., 
442, 444, 446, 456, 460, 480, 491�f., 510, 
516�f., 521, 523-536, 540, 550, 555, 560�f., 
563�f., 566, 568, 575�f., 605, 614�f., 617-622, 
624�ff., 628�ff., 633, 636�ff., 650, 659, 667, 
674, 678, 693, 695, 697, 702, 706-710, 715, 
716, 717�f., 720, 722-729, 734�f., 749, 765, 
767, 772, 784, 791�f., 807, 809�f., 812, 814�f., 
828, 831�f., 834, 864-867, 875, 877, 885�f., 
891, 893, 896, 927�f., 931�f., 947, 961-956, 
968, 973, 978, 999�f., 1020-1029, 1068, 1087, 
1105, 1107, 1108, 1126, 1132, 1159, 1169�f., 
1182, 1184, 1192-1195, 1199�f., 1202�f.

- Aktionsausschuss des Börsenvereins  
528�f., 532, 566, 699, 702

- Aktionsausschuss für den Berliner 
Buchhandel  528

- Ausschuss für das Börsenblatt  218
- Bibliographische Abteilung  134, 151�f., 

154�ff., 166, 192, 217, 219�f., 226, 263, 264, 
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265-168, 270, 273, 409, 412, 413, 424, 551, 
572, 587, 605, 629, 696, 714, 715, 723, 725, 
730, 740, 1026, 1034, 1116, 1203, 1148

- Bibliographische Kommission  153, 263
- Bibliographischer Ausschuss  264, 268�f., 

270, 411�f., 424, 887
- Hauptversammlung  83, 92�f., 95, 136, 156, 

158, 217, 219�ff., 298, 533, 555, 1028
- Satzung  83, 92, 93, 150, 156, 158�f., 215�ff., 

223�f., 225�f., 227�f., 358, 528, 530�f., 533, 
535, 637, 702, 812, 815, 829

- Satzungsänderungs-Ausschuss  216
- Sofortprogramm  525, 529
- Verlagsausschuss  264, 444
Braunes Haus, München  554
Breitkopf & Härtel, Leipzig  64
British Library, London  50
British Library Association  450
Bruckmann Verlag  335
Buchdruckerei Gaiser & Haldimann, Basel  

1093
Buchgewerbeverein Leipzig  76
Buchgewerbemuseum Leipzig  Buch- und 

Schriftmuseum, Leipzig
Buchhändlerhaus, Leipzig  73, 82, 102, 104, 

105, 125, 127, 212, 218, 263, 266, 301, 408, 
524, 556, 1162, 1170

Buchhandlung Dr. Hilferding, Wien  854
Buchhandlung Mejstrik, Wien  854
Buchmuseum Leipzig  Buch- und 

Schriftmuseum, Leipzig
Buchprüfungsamt OberOst, Leipzig  164, 

166�f., 1197
Buch- und Schriftmuseum, Leipzig  76, 257, 

260, 938, 939
Bücherverbrennung  Aktion wider den 

undeutschen Geist
Bücherverwertungsstelle Wien  26, 31, 45, 

839, 846�f., 849�f., 851, 853-857, 859-862, 
903, 1039, 1096, 1197, 1202

Bürgerausschuss, Leipzig  177�f.
Bund der deutschen Buchbinderinnungen  

194
Bund National-Sozialistischer Deutscher 

Juristen e.V. (BNSDJ)  682, 683 
Bund Reichsdeutscher Buchhändler e.V. 

(BRB)  492, 526, 531, 532, 533, 535, 536, 
724, 812, 815

Bundesfinanzminister  757
Bundesjustizminister  757
Bundesgerichtsbibliothek, Karlsruhe  610

Bundesministerium für Soziale Verwaltung 
(Österreich)  893

- Bibliothek  893
Bundespräsident (Schweiz)  743
Bundesrat  164
Bundestag  1158
- Bibliothek  1158
Burgtheater Wien  840, 849

C. E Fritzes Kungl. Hovbokhandel, 
Stockholm (Buchhandlung)  1092

C. E. Poeschel (Verlag)  221
C. F. Peters (Verlag)  478
Callwey Verlag, Münchener  528
Carl Heymanns Verlag  407
Central Library for Students  452
Chef des Nachrichtenwesens im Großen 

Hauptquartier  168
Chemische Fabrik E. Merck, Darmstadt  376
Chirurgische Universitätsklinik, Leipzig   

559

Daimler-Benz (Firma)  1129
Deutschen Akademie, München  1112
Deutsche Arbeitsfront (DAF)  489, 509, 513, 

521, 523, 541, 543, 611�ff., 643, 651, 683�f., 
812, 957, 1014, 1053, 1055, 1060, 1077, 
1105, 1129

- Freizeitorganisation »Kraft durch Freude« 
509, 1105

Deutsche Bibliothek, Frankfurt am Main  15, 
79, 888

Deutsche Bibliothekarschule, Leipzig  145, 
256, 387, 938, 939, 944

Deutsche Buchhändlergilde  695
Deutsche Buchkunststiftung  554
Deutsche Bühne e.V. 509
Deutsche Christen  540, 756, 757
Deutsche Demokratische Partei (DDP)   

173, 306
Deutsche Dozentenschaft  1078
- Auslandsamt  1078
Deutsche Festspiel-Stiftung Bayreuth  375
Deutsche Flugzeugwerke, Leipzig-Lin-

denthal  168
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)  

15, 21, 186, 293, 386, 429, 444, 497, 615, 
910-913, 917, 919�f., 924, 929, 1000, 1010

- Bibliotheksausschuss  250�f., 384, 386,  
820, 911, 913

- Verlagsausschuss  65
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- Wissenschaftliche Akademikerhilfe  910, 
913, 917

Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 
(DGD)  781, 1008, 1009, 1141

Deutsche Gesellschaft für öffentliche 
Arbeiten, Aktiengesellschaft, Berlin  664

Deutsche Gesellschaft für Wehrpolitik und 
Wehrwissenschaften  969, 970

Deutsche Heeresbücherei  911
Deutsche Nationalbibliographie  12, 406�f., 

415, 418-424, 426, 428, 440, 445, 457, 460, 
531, 550, 696, 714, 718�f., 721, 738, 749, 814, 
816, 819, 887, 1026, 1190, 1194�f., 1198, 1203

Deutsche Nationalbibliothek (als Streitob-
jekt)  36, 49, 51, 53, 55�f., 68, 70, 76, 100, 
101, 160, 230, 232, 399, 401, 414, 442�f., 
820, 821, 868, 1192, 1197

Deutsche Nationalbibliothek (heutige)  33, 
47�f., 94, 123, 147, 732, 771, 861

Deutsche Studentenschaft  694, 508
Deutsche Universität Prag  289
Deutsche Vereins-Druckerei A.G., Graz  462
Deutsche Zentralpolizeistelle zur Bekämp-

fung unzüchtiger Bilder, Schriften und 
Inserate, Berlin  689�f., 693

Deutsch-österreichischer Kulturausschuss  
900

Deutscher Akademischer Austauschdienst  
562

Deutscher Buchgewerbeverein  76, 255, 460
Deutscher Gesamtkatalog (DGK)  22, 41, 45, 

342, 383, 385, 413, 415-422, 425�f., 428, 430-
434, 437, 440, 500, 538, 544, 548, 620, 721, 
722, 728, 821, 863�f., 868, 869, 870-874, 877, 
879-885, 886, 889�f., 893, 894�f., 896, 900�f., 
906�ff., 911, 1195�f.

Deutscher Klub, Leipzig  970, 972
Deutscher Normenausschuss  781
- Fachnormenausschuss für das Biblio-

theks-, Buch- und Zeitschriftenwesen   
781

Deutsche Rechts-Verlag GmbH, Berlin  
1120

Deutscher Ständetag  406
Deutscher Verband technisch-wissenschaft-

licher Vereine  233
Deutschen Verein für Buch- und Schrift-

kunde  943
Deutscher Verlegerverein  73, 79, 93�ff., 190, 

219�f., 221, 226�ff., 301, 378, 810
Deutsches Archäologisches Institut  53, 598

Deutsches Ausland-Institut, Stuttgart (DAI)  
235, 243, 729, 930, 959

Deutsches Bücherverzeichnis  235, 244, 265, 
269, 432, 434, 620, 691, 713�f., 718�f., 735, 
744, 1026, 1203

Deutsches Institut für Auslandskunde e.V., 
Münster  325, 773

Deutsches Institut für Volkskunde e.V., 
Münster  773

Deutsches Museum, München  71, 79, 82, 91, 
160, 210, 292, 360, 622, 891, 1018

- Bibliothek  292, 891
Deutsches Rotes Kreuz (DRK)  1014, 1041, 

1043
Deutschnationale Volkspartei (DVP)  295, 

306
Devisenstelle, Leipzig  578
Dichterakademie  Preußische Akademie 

der Künste, Berlin
Dienststelle Rosenberg  Beauftragter des 

Führers für die gesamte geistige und 
weltanschauliche Erziehung der NSDAP  
514

Dietz Verlag, Leipzig  583
Drei Masken Verlag, Berlin  701

E. Reiss, Berlin (Verlag)  701
E.A. Seemann (Verlag)  599
Eher Buch-Verlag (Franz Eher Nachf.)  31
Einkaufsgesellschaft für die Wiederherstel-

lung der UB Löwen  353
Einkaufshaus für Büchereien, Leipzig   

583�f.
Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg (ERR)  

517, 560, 1005
Eiserne Front  581
Energie AG (Sachsen)  475
Entente-Kontrollkommission  213
Erg.-Fernaufklärungs-Gruppe, Weimar  1139
Ernst Letsch, Hannover (Verlag)  215
Ernste Bibelforscher  754

F. G. Speidel’sche Verlagsbuchhandlung, 
Wien  722

Fachschule für Bibliothekstechnik und 
-verwaltung  Zentralstelle für volkstüm-
liches Büchereiwesen

Fackelreiter-Verlag, Hamburg  701
Fehr’sche Buchhandlung, St. Gallen  719
Finanzminister von Schleswig-Holstein 

(Bundesrepublik)  1158



ANHANG

1328

Fr. Frommann, Stuttgart (Verlag)  1121
Frankes Verlag, Breslau  1122
Frankfurter Paulskirchenparlament  

Nationalversammlung, Frankfurter
Freidenker-Verlag, Leipzig  701
Freimaurer  111, 293, 503, 573, 755, 769, 776
Freimaurerische Zentral-Bibliothek  111
Fremdsprachendienst-Verlagsgesellschaft 

m.b.H, Berlin  1079
Friedrich Hofmeister, Leipzig (Verlag)  1107, 

1108
Fried. Krupp AG  133, 477
Friedrich Reinhard AG, Basel (Verlag)  1093
Friedrich Wilhelms-Universität, Berlin  

Universität Berlin  142, 590
Fuchs, Wien (Verlag)  848, 853

Garde-Kavallerie-Schützendivision  319, 320, 
566

Gauleitung Sachsen  Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP)

Geheime Staatspolizei (Gestapo)  44�f., 488, 
500-503, 519, 523, 693, 707, 708, 710, 720, 
724�f., 728, 731, 736, 743, 752, 755, 764�f., 
769�ff., 775�f., 796�f., 837, 838, 839, 841, 843-
846, 849-854, 856�ff., 860, 862, 913, 921�f., 
1001, 1084�f., 1095, 1097, 1101, 1115, 1134, 
1203

- Gestapoleitstelle Dresden  473
- Staatspolizeileitstelle Wien  841
Geheimes Staatspolizeiamt (Gestapa)  501, 

504, 720, 725, 737, 752, 764�f., 770, 837�ff.
- Berlin  708, 712, 720, 838, 1095
- Dresden  473
Gemeinschaft Schuhe  1140
Generallandesarchiv Karlsruhe  133
Generalgouvernement Warschau (1914-1918)  

909
- Landeskundliche Kommission  909
Generalgouvernement (1939-1945)  818, 

1006, 1008, 1032, 1087, 1094�f., 1138
- Hauptverwaltung Bibliotheken  1006
Genossenschafts-Buchhandlung, Zürich  718
Georg W. Dietrich, München (Verlag)  216
Gerichtliche Pressepolizei, Wien  834
Germanische Welt (Verlag)  410
Germanisches Nationalmuseum, Nürnberg  

101, 1018
- Bibliothek
Gesamtkatalog der Wiegendrucke  311, 346
Geschäftsführender Ausschuss der Deut-

schen Bücherei  93, 96�f., 103, 125, 161, 
178, 191, 240, 266, 292, 355, 364, 391, 440, 
600�f., 659, 669, 794, 923, 934, 1026

Gesellschaft der Freunde der Deutschen 
Bücherei  369, 960

Glanz-Verlag, Wien  853
Goethe-Gesellschaft, Leipzig  1079
Goethe-Jahrbuch  264
Görres-Gesellschaft  773
Grassi-Museum, Leipzig  682
Großbuchbinderei Rollinger, Wien  854
Großbuchbinderei Strobl, Wien  853, 854
Große Landesloge von Deutschland  111
Großloge »Humanitas«, Wien  845
Großloge von Wien  851
Gruppe Bibliotheks- und Archivwesen beim 

Reichskommissar für die besetzten 
norwegischen Gebiete, Oslo  1006

Gutehoffnungshütte (Firma)  1129

H. Bischoff, Oldenburg (Buchhandlung)  
730

Hamburger Kolonialinstitut  235
Hamburgische Stadtbibliothek  Staats- und 

Universitätsbibliothek Hamburg
Hamburger Weltwirtschafts-Institut  1009
Handelshochschule Leipzig  337
Handelshochschule Königsberg  1006
- Bibliothek  1006
Hanseatische Verlagsanstalt, Hamburg  1130
Heeresarchive, Potsdam  972
Heitz & Co., Straßburg (Verlag)  1105
Herbert Lang u. Co, Bern (Verlag)  1110
Herbert Reichner Verlag, Wien  851
Herder Verlag  204
Hermann-Ausschuss  Ausschuss zur 

Neuordnung der Berliner Stadt- und 
Volksbüchereien

Herzog August Bibliothek, Wolfenbüttel  
49, 141

Hessische Landes- und Universitätsbiblio-
thek, Darmstadt  Landesbibliothek 
Darmstadt

Hinrichs’sche Buchhandlung  62�f., 82, 152, 
263

Historische Kommission für Hannover  141
Historische Kommission des Volksstaates 

Hessen  572
Hochschule für Grafik und Buchkunst, 

Leipzig  583
Hochschule für Politik, Berlin  836
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Hochschule für Welthandel, Wien  893
- Bibliothek  893
Hoechst, Frankfurt am Main (Firma)  1140
Hofburg, Wien  850
Hoheneichen-Verlag, München  798

I.G. Farben-Industrie A.G. 376, 974, 1002, 
1129, 1140

Insel Verlag, Leipzig  998, 1187
Inspecteur Général des Bibliothèques 

françaises, Paris  989
Institut für Deutsche Ostarbeit  1008
Institut für gerichtliche Medizin, Universität 

Leipzig  838
Institut für Leser- und Schrifttumskunde, 

Leipzig  517
Institut für Zeitungswissenschaft, Universität 

Leipzig  787
Institut zum Studium der Judenfrage, Berlin  

860
Institut zur Erforschung der Judenfrage, 

Frankfurt am Main  1039
International Federation of Library 

Associations (IFLA)  46, 457-460, 565, 
975�f., 978�ff., 987�f., 990-993, 994

- Internationaler Bibliotheksausschuss 
(International Library Committee)   
457, 988

Internationale Assoziation der Akademien  
447

Internationale Ausstellung für Buchgewerbe 
und Graphik, Leipzig (Bugra)  76, 307

Internationale Bibliographie der Geschichts-
wissenschaften  400, 572

Internationale Historische Vereinigung  400
- Ausschuss für Bibliographie  400
Internationale Union der Akademien  448
Internationaler Forschungsrat  448
Internationaler Verband der Bibliothekarver-

eine  International Federation of Library 
Associations (IFLA)

Internationaler Verband für Dokumentation  
1011

Internationales Austauschbüro im Ministe-
rium des Öffentlichen Unterrichts, Rom  
453

J. Dreyfus & Co. (Bankhaus)  660
J.F. Lehmanns, München (Verlag)  798
Jahresberichte für deutsche Geschichte   

400, 572

Jüdische Bibliographie  46, 936, 1118�f., 1191, 
1198, 1201

Jüdische Gemeinde, Leipzig  123
Junkers Flugzeug- und Motorenwerke, 

Dessau  1043, 1099, 1129, 1140, 1160, 1166

Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft (KWG)  21, 40, 
60, 96, 181, 184, 186, 497, 615, 1000, 1045

Kampfbund für deutsche Kultur (KfdK)  
489, 507-510, 513, 526�f., 553, 609, 693�f., 
695, 697, 706, 708�ff., 836�f., 910, 961, 962, 
1130, 1202

- Buch- und Geist-Aktionsausschuss  
gegen artfremde deutschfeindliche Bücher  
693

Kanzlei des Führers  518, 520, 523, 848, 1113
Katholische Aktion  771, 773
Katholische Zentralbibliothek  232
Kaufhaus Brühl. Leipzig (Firma)  660
Kaufhaus Gebr. Joske, Leipzig (Firma)   

660, 661
Kaufhaus Gebr. Ury, Leipzig (Firma)   

660, 661
Kiepenheuer, Berlin (Verlag)  701
Kleist-Gesellschaft  291, 293
Knoop & Co. GmbH, Leipzig (Firma)  581
Koehler & Volckmar (Firma)  766, 969, 1164
Königliche Hof- und Staatsbibliothek, 

München  Bayerische Staatsbibliothek, 
München

Königliche Bibliothek, Berlin  Preußische 
Staatsbibliothek, Berlin

Königliche Bibliothek, Stockholm  983, 424
Königliche Gemäldegalerie in Berlin  142
Königliche und Provinzialbibliothek, 

Hannover  141
Kommandeur der Kriegsgefangenen im 

Wehrkreis IV  1076
Kommandierender General der Luftstreit-

kräfte  168
Kommissar für die Sicherung der Bibliothe-

ken und die Betreuung des Buchgutes im 
östlichen Operationsgebiet  1006

Kommissar für die Sicherung der Bibliothe-
ken und die Betreuung des Buchgutes im 
westlichen Operationsgebiet  1005�f.

Kommissar für die Sicherung der Bibliothe-
ken und die Betreuung des Buchgutes im 
besetzten Jugoslawien  1006

Kommunistische Partei Deutschlands (KPD)  
179, 304�ff., 308, 360, 467, 500, 583, 587
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Kongressbibliothek, Washington  Library 
of Congress, Washington

Konzentrationslager (KZ)  467, 564, 699, 
774, 776, 1149

- Auschwitz  479, 660
- Buchenwald  343, 505, 660, 1036
- Dachau  343, 841
- Sachsenhausen  841, 1140, 1122, 1140
- Theresienstadt  658, 757, 1122
Kreysing, G. (Buchdruckerei), Leipzig  

1068�ff., 1074-1077
Kriegsarchiv, Wien  893
- Bibliothek  893
Kriegsernährungsamt  127
Kriegsgefangenenlager Neuwiese bei 

Hoyerswerda  1069
Kriegsrohstoffabteilung  168
- Deutsche Hauptstelle für Rohstoff-

erhebung  168
Kriegssammlung  146, 147, 162, 207, 681, 

1013, 1104�f., 1159
Kunstgewerbeschule, Leipzig  669
Kunsthistorische Sammlungen, Wien  893
- Bibliothek  893
Kunst- und Handwerkerschule, Bromberg  

142
Kyffhäuser-Bund  335, 348�f., 351

Landesarchiv Straßburg  1106
Landesbibliothek  25, 51, 54, 95, 112, 142, 

160, 196, 391, 497, 809�f., 813, 825, 836, 
950, 954, 1177, 1196

- Berlin  Preußische Staatsbibliothek, 
Berlin

- Darmstadt (Hessische)  51, 271, 323, 811, 
959, 1158

- Dresden (Sächsische)  51, 103, 140, 196, 
241, 257, 259, 274, 311, 388, 586, 588, 655, 
656, 801, 810, 835, 868, 944, 950

- Karlsruhe (Badische)  98, 133, 810�f., 1158
- Kassel (Hessische)  51, 610, 1158
- Luxemburg  1007, 1090
- München  Bayerische Staatsbibliothek, 

München
- Oldenburg  1158
- Schwerin (Mecklenburgische)  264
- Speyer (Pfälzische)  311
- Stuttgart (Württembergische)  51, 810, 950
- Wolfenbüttel  49, 51, 141
Landesernährungsamt Sachsen, Dresden  

1084

Landeskriminalamt, Sachsen  838
Landes- und Stadtbibliothek Dortmund  

1005
Landesverband der höheren Beamten 

Sachsens  512, 914
Landesverband der Preußischen Bibliothe-

kare  328
Landesverband der Wissenschaftlichen 

Bibliothekare an den Staatlichen 
 Bibliotheken Preußens  540

Landsassen-Werkgemeinschaft GmbH, 
 Leipzig  580

Landwirtschaftliche Hochschule, Ankara  
980�f.

Lang & Co, Bern (Verlag)  512
Langen Müller Verlag, München  510, 798, 

965
Leihbibliothek Jacob Persky, Wien  851
Leihbücherei Last, Wien  854
Leihverkehr (Deutscher, Preußischer)  61, 

199, 231, 235, 240�ff., 341, 362, 386, 753, 
777, 790, 863, 868, 979, 984�f., 988, 1000

Library of Congress, Washington  50, 1190
Literaturinstitut Last & Co., Wien  851
Liste des schädlichen und unerwünschten 

Schrifttums  45, 495, 711, 724, 737, 739, 
767, 1098, 1116, 1197

- Liste��1  711�f., 719�f., 725�f., 727, 736-740, 
741�f., 743, 745, 747, 790, 792-796, 1111, 
1114, 1116

- Liste��2  744�f., 1116, 1123
Literarisches Zentralblatt (LZ)  105, 264, 382, 

410, 517, 599, 699, 733, 927�f., 929, 1193
Louvre, Paris  1079
Löwit, Wien (Verlag)  851, 853
Luftgaukommando III, Dresden  1042
Luftkriegsakademie, Berlin-Gatow  1139

Malik-Verlag, Berlin u. Prag  701, 718
Mannesmannröhren-Werke, Komotau  973
Maschinenbau A.G., Leipzig  1075
Mazdaznan-Bewegung  587
Medical Library Association  985
- Committee on the Cost of Current 

Medical Periodicals  985
Mehrjahresverzeichnis  Deutsches 

Bücherverzeichnis
Messeamt Leipzig  940
- Bibliothek
Metropolitan Museum of Art (Bibliothek), 

New York  579
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Metzlersche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart   
221

Militärbefehlshaber in Belgien und Nord-
frankreich, Brüssel  1006, 1104

- Heeresarchiv  1104
- Abteilung Bibliotheken
Ministerium des Innern, Prag  819
Ministerium Speer  Reichsministerium/

Reichsminister für Rüstung und Kriegs-
produktion

Ministerratspräsidium, Prag  819
Monatliches Verzeichnis der reichs deutschen 

amtlichen Druckschriften (MV)  394�f.,  
716

Mosse (Verlag)  376

Nationalbibliothek  17, 34�ff., 40, 41, 45, 49-
56, 64, 66, 68�ff., 76, 84, 87, 89, 100, 101, 160, 
185�f., 221, 230�ff., 234, 236, 244, 329, 383, 
398�f., 401, 414, 442�f., 499, 565, 574, 810�f., 
817, 820�f., 827, 829, 868�f., 981, 1192, 1196�f.

Nationalbibliothek Lissabon  1130 
Nationalbibliothek London  British 

Library, London
Nationalbibliothek Paris  Bibliothèque Na-

tionale, Paris
Nationalbibliothek Wien  26, 31, 413, 415�f., 

425, 428, 433�f., 436, 440, 617, 632, 836, 
841, 842, 850, 852, 854, 860�f., 865, 872, 
892, 893, 899, 901-904, 959, 991, 1007, 
1033, 1067

National Bureau of Economic Research, 
New York  579

Nationalsozialistische Bibliographie  45, 518, 
674, 924, 930, 936, 1200

Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpar-
tei (NSDAP)  12, 25, 26, 293, 304�f., 307�ff., 
314, 444�f., 466�f., 472, 475, 477�f., 481, 498, 
501, 503, 506-509, 511, 513�f., 518, 519, 
523�f., 526, 529, 531, 532, 539�f., 542, 547, 
555, 558�f., 561, 566, 570, 589, 590, 594, 602, 
611�ff., 662, 674�f., 678, 680, 684, 693, 738, 
791�f., 800, 812�f., 815, 824, 828, 909, 913�f., 
916�f., 920, 923, 926, 929, 935�f., 961, 1014, 
1024, 1030�f., 1038, 1061, 1063, 1071, 1100, 
1129, 1136, 1144, 1200, 1201

- Bücherei, Leipzig  554, 674
- Gauleitung Niederdonau  1138
- Gauleitung Sachsen, Dresden  582, 603, 

1063
- Hauptgeschäftsstelle, München  335

- Hauptschrifttumsamt - Kulturabteilung  
522

- Kreisleitung, Leipzig  44, 558, 560, 565�f., 
569, 589, 607�f., 642, 646, 1038

- Kulturpolitisches Amt, Leipzig  445
- Landeskulturamt, Wien  840
- Ortsgruppe Leipzig  308, 553, 563, 941
- Pressechef  840
- Rassenpolitisches Amt der NSDAP-Kreis-

leitung, Leipzig  1038
- Rassenpolitisches Amt der Reichsleitung 

der NSDAP  824
- Reichsleitung  488, 523, 815, 836, 916, 

1014, 1129
- Reichsschulungsleiter bei der Reichs-

leitung der NSDAP  836
Nationalsozialistische Gesellschaft für 

deutsche Kultur  Kampfbund für 
deutsche Kultur (KfdK)

Nationalsozialistische Kulturgemeinde  509
Nationalsozialistische Vereinigung Deut-

scher Bibliothekare  539
Nationalsozialistische Volkswohlfahrt  565
Nationalsozialistischer Deutscher Beamten-

bund  640�f.
- NS-Fachgruppe Deutsche Bücherei  552, 

600, 640�f.
Nationalsozialistischer Deutsche Studenten-

bund (NSDStB)  309
Nationalsozialistischer Lehrerbund  513, 930
Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund  

1119�f.
Nationalversammlung, Frankfurter  26
Nationalversammlung, Weimarer  96, 184
Neu-Salemsgesellschaft (Verlag)  754
Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft 

 Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)

Oberbefehlshaber Ost (OberOst)  166
Oberbürgermeister
- Leipzig  44, 71, 75, 78�f., 80, 93, 131, 138, 

149, 158�f., 177, 206, 216, 290, 306, 309, 366, 
428, 474, 476, 483, 561, 566, 614, 642, 870, 
877�f., 879, 884, 900, 984, 996, 1020, 1035

Oberkommando der Kriegsmarine (OKM)  
682, 1139

Oberkommando der Wehrmacht (OKW)  
746, 972, 1014, 1032, 1068, 1084, 1093, 
1139

- Abteilung Kriegsgefangene  1067
- Allgemeines Heeresamt  1036, 1041
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Oberprüfstelle für Schmutz- und Schund-
schriften, Leipzig  567, 1197

- Prüfstelle Berlin
- Prüfstelle München
Oberste Seekriegsleitung  172
Oberste Heeresleitung  172
Oberstes Parteigericht  770
Oberverwaltungschef für die gesamte zivile 

Verwaltung der besetzten ehemals 
polnischen Gebiete  1013

Österreichischer Bundesverlag  840
Österreichisches Unterrichtsministerium  

900, 903
Offizierslager (Oflag) IV D Elsterhorst bei 

Hoyerswerda  1069, 1070, 1075
Organisation Todt  999
Ostministerium  Reichsministerium/

Reichsminister für die besetzten Ost-
gebiete

Otto Harrassowitz (Verlag), Leipzig  588, 
928, 1003�f.

Otto Wigand (Verlag), Leipzig  657

Parteiamtliche Prüfungskommission zum 
Schutze des NS-Schrifttums (PPK)  45, 
167, 487, 488, 502, 516, 518-522, 523, 531, 
565, 605, 628, 651, 680�f., 682, 721, 722, 
728, 736, 844, 848�f., 860, 913, 916-936, 
1113, 1148, 1155, 1200�f.

Paulskirchenbibliothek  Reichsbibliothek
Petzold & Mrusek, Leipzig (Firma)  660
Pflichtexemplar  53�f., 62, 64, 67, 71, 79, 150, 

159, 208, 218�f., 221, 225, 239, 241, 358, 384, 
422, 426, 615, 637, 809-812, 814, 819, 821-
825, 827�f., 957, 1098�f., 1196

Phaidon Verlag, Wien  851
Philipp Reclam, Verlag  588
Philosophisch-anthroposophischer Verlag, 

Dornach (Schweiz)  754
Philosophische Gesellschaft, Berlin  970
Physikalisch-Technische Reichsanstalt  60
Politische Polizei  467, 470, 473, 500�f., 691�f., 

709, 711, 712, 757, 872
Polizeipräsident
- Berlin  707
- Leipzig  477, 558, 1149, 1153
Polizeipräsidium
- Berlin  688, 689, 708, 837
- Leipzig  476, 715, 720, 787, 838
- München  1121
- Wien  834

Preußische Akademie der Künste, Berlin  
366, 686

Preußische Akademie der Wissenschaften, 
Berlin  49, 293, 957, 1000, 1157

Preußische Staatsbibliothek, Berlin  13, 15, 17, 
23, 35�f., 47, 51, 62, 100, 162, 174, 184, 186, 
191, 196�f., 230�f., 234�ff., 238�ff., 242, 244, 
247�ff., 251, 261, 263, 268�f., 273�f., 292�f., 
310�f., 321, 326, 330, 338�f., 340�ff., 346, 361, 
379�f., 392, 393, 395, 397�ff., 401, 405, 413, 
414-417, 420, 422, 446, 458, 497, 537, 546, 
615, 632, 637, 799, 810, 813, 820, 823, 826, 
836, 860, 861, 866, 870, 878, 888, 890, 898�f., 
904, 937, 946�f., 950, 954, 982, 1000, 1005, 
1067, 1104, 1127, 1157, 1192, 1194, 1196, 
1202

- Musik-Abteilung  64
- Erwerbungsabteilung  204, 1099
- Kartenabteilung  247
Preußischer Gesamtkatalog (PGK)  274, 385, 

413-416, 419�f., 426, 432�f., 439, 538, 868, 
869, 871, 872�ff., 876�f., 879, 880, 882, 894, 
976

Preußischer Landtag  405, 438, 821
Preußisches Finanzministerium/Preußischer 

Finanzminister  60, 405, 441, 820, 836, 
877�f., 904

Preußisches Justizministerium  113, 690
Preußisches Kultusministerium/Preußischer 

Kultusminister  58�f., 65, 69�f., 77, 80, 87�f., 
161�f., 229, 237, 239, 241, 250�f., 255, 273�ff., 
278�f., 283, 312, 318, 328�f., 381, 395, 397, 
400�f., 415, 438, 442, 495, 497, 562, 591�f., 
693, 698, 700, 708, 786, 865�ff., 871

Preußisches Ministerium des Innern/
Preußischer Minister des Innern  501, 596, 
692 

Propagandaministerium  Reichsministe-
rium/Reichsminister für Volksaufklärung 
und Propaganda

Propyläen-Verlag, Berlin  701
Provinzialmuseum Posen  142
Prüf- und Lehrabteilung für Flak  168
Psychologisches Institut der Universität 

Würzburg  Universität Würzburg
Public Library, Chicago
Public Library, Boston 
Public Library, New York  120, 333

Quelle & Meyer, Leipzig (Verlag)  798
Querido-Verlag, Amsterdam  717�f., 730
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Rat der Stadt Leipzig  71, 78, 118, 191, 197, 
357, 687

Rat der Volksbeauftragten  685
Rechnungshof des Deutschen Reiches 

(Reichsrechnungshof)  618, 619�f., 622, 
624, 626, 871, 874, 877, 885, 904, 1026

Reichner, Wien (Verlag)  848, 851
Reichsamt des Innern  58, 81, 156, 160�f., 162, 

163�f., 168�f., 187, 191
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung  910
Reichsarbeitsministerium (RAM)  597, 599, 

601, 625, 664
Reichsbauernführer  930
Reichsbeirat für Bibliotheksangelegenheiten  

44, 545�f., 548, 568, 592, 728, 737, 796, 802, 
807�f., 823, 903, 931, 945, 947�f., 950�f., 
1003, 1011, 1158

Reichsbibliothek  Nationalbibliothek 
Reichsbibliotheksrat  241, 242, 244�ff., 250, 

251
Reichsbund der deutschen Beamten  551
Reichsbund Deutscher Seegeltung  1131
Reichsbund der Höheren Beamten  328
- Wissenschaftlicher Berufsverband  328
Reichserziehungsministerium  Reichsmi-

nisterium/Reichsminister für Erziehung 
und Volksbildung

Reichsfinanzministerium (RFM)  22, 191, 
199�f., 209, 351, 357, 386, 404, 625, 638, 
664, 710, 821, 828, 870, 877, 879, 896, 
1020, 1022�ff., 1033, 1093, 1196

Reichsforschungsrat (RFR)  821, 1005, 1008, 
1009, 1140

Reichsführer-SS  473
Reichsgericht  64, 103, 128, 157, 259, 309, 

391, 689, 693
- Bibliothek  138�f., 147, 257, 259, 311
Reichsinnenministerium  Reichsministe-

rium des Innern
Reichsinstitut für Geschichte des neuen 

Deutschlands  1120
Reichsjugendführung  513, 608�f.
Reichsjustizministerium  837
Reichskammer der bildenden Künste  490, 

491, 670, 1108
- Landesleiter Sachsen  670
Reichskanzlei  70, 147, 711, 828�f., 1022, 1113
Reichskanzler  52, 64, 80, 115, 135, 162, 172�f., 

198, 201, 211, 296, 304, 359, 441, 556, 607, 
666, 671, 792, 963, 987, 1088

Reichskommissar für die Preisüberwachung  
310, 877

Reichskommissar für die besetzten nieder-
ländischen Gebiete, Den Haag  1136

- Generalkommissar z.b.V. 1136
- Referat Schrifttum der Hauptabteilung 

Volksaufklärung und Propaganda  1104
Reichskommissar für die Festigung des 

deutschen Volkstums (RKF)  764, 1137, 
1138

Reichskommissar für die sudetendeutschen 
Gebiete  818
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	4. »Extra muros« – »Sogar das Leben des Bibliothekars ist heutzutage ein Kampf!«
	4.1. »Bibliothekarische Differenzen« und »bibliographischer Skandal« – Die Bibliographie der amtlichen Druckschriften
	4.2. »Eine große Tat« und Krieg der Denkschriften – Deutsche Nationalbibliographie und Deutscher Gesamtkatalog

	5. »Wahre Wissenschaft ist international« – Grenzüberschreitende bibliothekarische Zusammenarbeit
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	1. Terror und »Falsifikat der Erneuerung« – Zwischen »nationaler Revolution« und Krieg
	2. »Arbeit, Ärger, Krach, Intrigen« – Institutionalisierung der NS-Mediendiktatur
	2.1. Kompetenzgerangel und Divergenzen – Staatliche Behörden und Ministerialbürokratie
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	5.1. Berufsbeamtentum, Doppelverdiener und »Alte Kämpfer« – Das Bibliothekspersonal
	5.1.1. Ein »böses Intermezzo« – Die Verhaftung Uhlendahls
	5.1.2. Das »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums«
	5.1.3. ›Doppelverdiener‹ und ›Alte Kämpfer‹

	5.2. Unter neuen Auspizien – Zwischen Propagandaministerium und Börsenverein
	5.3. »Volksgemeinschaft um jeden Preis« – Bildersturm und NS-Symbolik
	5.4. »Ein schlagkräftiges Instrument« – Verbotene und unerwünschte Literatur
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	5.8. »Als Prüfungsort für den höheren Dienst leider ausgeschaltet« – Die reichseinheitliche Regelung der bibliothekarischen Ausbildung
	5.9. »Den Bestrebungen der Gegenwart entsprechend« – Die Gesellschaft der Freunde und ihre Jahresgaben
	5.10. »Da wir zur Zeit noch wenig Freunde im Ausland haben, tun wir gut, die Beziehungen, die wir besitzen, möglichst zu pflegen« – Internationale Bibliothekspolitik bis 1939


	B. »An Romantik und Abenteuer denken wir nicht mehr« – Die Deutsche Bücherei im Zweiten Weltkrieg 1939-1945
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